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Die Armenfürforg e 
für Ausländer insbeſondere in Deutſchland. 


Von 


Dr. £rhr. von Beibenftein, 


Bezirlsprälident 3. T. in Freiburg i. B. 


Die erhöhte Sorgfalt, welche in neuerer Zeit Öejegebung und Verwaltungs— 
praris Der Regelung der Armenfüriorge für hilfsbedürftige Ausländer zu- 
wenden, würde ſchon aus dem Bertreben, die öffentliche Armenpflege mehr und 
mehr zu einem Syſtem zu geftalten und dasjelbe in jenen Conjequenzen nad) 
den verjchiedenen Richtungen hin weiter auszubauen, Tich hinreichend erklären. 
Aber aud) Momente materieller Natur wirfen dahin, jener Frage ein all: 
gemeineres Intereſſe zu geben: es find Dies einmal der erweiterte Umfang, in 
welchem das Bedürfnis einer derartigen Fürſorge herantritt und ſodann Die 
vermehrte Energie, mit der die Entwidlung, was den Genuß der bürgerlichen 
Rechte anlangt, auf eine ausgedehntere Gleichſtellung der fremden Staats: 
angebörigen mit den einheimijchen bindrängt. 

Sener erweiterte Umfang, den das Bedürfniß der Fürſorge für hilfs- 
bedürftige Ausländer erlangt bat, beruht vor allem auf der in den weitaus 
meiiten Sebieten des Kulturlebens eingetretenen Vervielfältigung der Beziehungen 
der Nationen zu einander, wie ſie ein Ergebniß vor allem der Vervollfomm- 
nung der Werfehrsmittel und der wachienden Gemeinſamkeit des wirtbichaft- 
lichen und des geiftigen Lebens bildet. Die Theilung der Arbeit, die ſich 
zwischen den Nationen vollzieht und vielfach auch ber der Richtung mitbejtimmend 
sit, welche Die Vorbildung zablveicher Einzelner bei den verichtedenen Völkern 
nimmt, weit die Nationen darauf an, Jic zum Behufe der Erfüllung der 
Aufgaben ebenſo der materiellen wie der geiftigen Produktion ihre Kräfte 
gegemjeitig zur Verfügung zu Stellen, bezw. den je in den einzelnen Berufszmweigen 
vorhandenen Ucberihuß oder Mangel an jolchen unter ſich auszugleichen: es 
bedingt dies die erhebliche, in einzelnen Fällen ganz außerordentliche Steigerung, 
welche die Zahl ebenfo der im Yande ſtändig wohnenden wie Der zu vorüber: 
aehenden Sweden in demjelben ſich aufbaltenden Ausländer in den meiiten 
Staaten erfahren bat. Je mehr aber dieje Erweiterung des gegenjeittgen Aus: 
tauſches der Kräfte Plaß greift, deſto unzureichender müſſen in zahlreichen Fällen 
die innerhalb der Kreiſe der jtaatsfremden Einwohner getroffenen Einrichtungen, 
mit denen man bis dahin eine Fürſorge für dieſelben ſicher zu ſtellen bemüht 
gewejen mar, jich ermweijen, mögen diejelben auch einen verhältnißmäßig boben 
Grad von Ausbildung erreicht haben. Solcher Einrichtungen gibt es regel: 
mäßig zweierlei: einmal die Hilfsvereine und audere Wohlthätigkeits-Geſell— 
schaften, wie jie die Angehörigen der einzelnen Staaten unter ich zum Zwecke 
der gegenfeitigen Unterftügung bezw. der Ausübung einer autonomen Für 
torge für ihre in dem betr. Auslandsſtaat weilenden Mitglieder zu begründen 
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pflegen; jodann Die den amtlichen Vertretern der Staaten im Auslande 
regelmäßig eingeräumte Ermächtigung aus einem ihnen zur Verfügung geitellten 
Credit hilfsbedürftigen Angehörigen ihres Staates in geeigneten Fällen Unter: 
jtügungen anzuweijen. Ein Bild der Entwiclung, wie jie Hilfsorganijationen der 
erjteren Art erlangen fünnen, ergibt u. a. die Einficht der VBerzeichnifie, die 
wir von den in Paris und Brüſſel) von Angehörigen der verichiedenen Nationen 
begründeten Hilfsvereinen befigen: dennoch liegt es in der Natur der Sache, 
daß durch die Thätigfeit derjelben immer nur ein Bruchtheil der eintretenden 
Hilfsbedürftigkeitsfälle jeine Erledigung finden kann; den Vereinen, die in den 
Hauptorten eine große Mitgliederzahl aufzumweijen pflegen, fehlen doch in der 
Mehrzahl der Fälle geeignete Anjchlußorganifationen vor allem in den Yandes- 
theilen, in denen die Angehörigen des betr. Staats ſparſamer vertreten ſind; 
es verfügen diejelben ferner der Negel nach nicht über diejenigen Vorkehrungen 
und Veranftaltungen technijcher Natur, deren es zum Zwed der in Fällen von 
Krankheit, Geiftesfrankheit und bei ähnlichen Anläffen zu gewährenden Hilfe 
bedarf; es find endlich ihre Einrichtungen feineswegs überall auf ein mit der 
nöthigen Schnelligfeit ſich vollziehendes Eingreifen berechnet. Was dagegen 
zweitens die den Gejandten, Conjuln u. j. w. zur Dispofition geitellten Fonds 
anlangt, jo verfteht es jich von ſelbſt, daß Diejelben nur jehr begrenzter Natur 
jein und daß Unterjtügungen aus denjelben nur in Fällen bejonders dringenden 
Bedürfniſſes gewährt werden fönnen ; nicht jelten ſind, wenn größere Aufwendungen 
erfolgen jollen und es hiezu der Ueberweiſung von Mitteln aus den Fonds 
des vorgejegten auswärtigen Amts bedarf, vorgängige zeitraubende Gorrejpon- 
denzen unvdermetdlich ;?) auch find derartige Behörden regelmäßig ebenfalls nur 
an den Hauptorten bezw. den Gentren des Handels oder der Indujtrie vor 
handen, jo dat ein Eingreifen in Fällen in denen die Betheiligten ihren Auf: 
enthalt in dem entfernter gelegenen Gebieten haben, oft erhebliche Schwierigfeiten 
Darbietet; unter diejen Umjtänden bleiben jehr zahlreiche Fälle übrig, in denen 
den Angehörigen des betr. Auslandes mittels der ebenbezeichneten Organijationen 
und Einrichtungen ausreichende Hilfe nicht gejchafft werden kann und jie ges 
nöthigt find, die Armenpflege-Emrichtungen desjenigen Landes, in dem fie jich 
aufhalten bezw. in dem ihre Hilfsbedürftigkeit hervortritt, im Anipruch zu 
nehmen. Die Ausbildung von Grumdjägen für die in jolchen Fällen zu ge 
währende Hilfe it daher ein dringendes und mit der Zunahme der Zahl der 
in dem betreffenden Staat ſich aufhaltenden Ausländer wachiendes Bedürfniß. 
Wenn in diejer Erweiterung des Bedürfnijfes der objektive Anlaß jenes 
vermehrten Interejjes, wie es der Negelung der Armenfüriorge für Ausländer 
zu Theil geworden, gefunden werden kann, jo ſteht diejem realen Faktor ein 
idealer zur Seite in dem Beitreben, aus dem Prinzip der Gleichitellung 
der fremden Staatsangehörigen mit den einheimiſchen in bürgerlicher Hinficht 
die Folgerungen auch für das Gebiet der Armenpflege zu ziehen. Ihren tiefiten 
Grund hat jene Tendenz der Gleichitellung in der Anerkennung der menjch- 
lichen Perſönlichkeit als jolcher, wie fie ihren für alle Zeiten vollendeten Aus— 
druck in dem chriftlichen Sittengejeh der Menſchen- und Nächitenliebe gefunden 
" Siehe über Paris, Manuel des Oeuvres, S, 533 ft; über Brüſſel, Ludovie St, 
Vincent, Belgique Charitable 5. 328 ff. Betrefis Deutichlands it mir fein Verzeichniß 
der hier zu Gunſten fremder Staatsangebörigen beitebenden Vereine befannt 
Ueber die Verpflichtung der deutichen Konſuln, derartige Unterſtüßzungen zu gewähren, 
ſiehe Gefeg betr. die Trganifation der Bımdes-Noniulate vom 8. November 1863 8 26 und 
Girt. Verf. vom 1. Aprıl 1882. 
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hat. Der Allgemeingiltigkeit und dem abjoluten Charakter dDiejes Sitten: 
Geſetzes hat jedoch nicht in gleicher Weije eine allgemein giltige Durchführung 
entiprochen: die Nichtichnur, welche es gibt, wird zu einer in ihrer Verwirf- 
lihung mannigfach gebrochenen dadurch, day die Ausführung des Gejeges zus 
nächſt auf die bejchränfteren Kreiſe angewiejen ift, in denen die Organijation 
der menschlichen Gejellichaft jich aufbaut; es find die Familien, Corporationen, 
Gemeinden umd der Staat, in denen es in eriter Linie zur Wirkſamkeit zu ge: 
fangen hatte; einer durch die Reihe der Jahrhunderte ſich hindurch ziehenden 
Entwidlung bedurfte es, um jener Anerfennung der Perſönlichkeit, wie jie zuerſt 
in den engeren Gemeinschaften der Familie und der Corporation ich Bahn 
brach, auc in dem weiteren Gemeinleben des Staats Geltung zu verjchaffen; 
zu den Verdienſten der Aufflärungsperiode gehört es, daß im Gegenjag zu 
der wejentlich auf die Erfüllung der Machtzwede berechneten Struftur und der 
nationalen Abjchliegung des in der Nenaifjance-Beriode gebildeten Staats das 
Prinzip der Gleichberechtigung der menjchlichen Individualität in den Vorder: 
grumd gejtellt wurde: wenn dies auch zunächſt nur injoweit geſchah, als es ich 
um den demjelben Staatsverbande angehörenden Perſonenkreis handelte, jo war 
mit der Beitimmung der von den Angehörigen dieſes Kreiſes in Anſpruch zu 
nehmenden Individualrechte doch ein Maßſtab gegeben, welcher für die Begrenzung 
der ‘rechtlichen Stellung auch der im Lande ſich aufhaltenden Ausländer zu 
einem Ausgangspunfte werden fonmte: auch bier war es die immer weitere 
Kreiſe erfaſſende Idee der der menjchlichen Perfünlichkeit als jolcher gebührenden 
Anerkennung, welche zur Erweiterung auch des dem Ausländer an dem Genuſſe 
der bürgerlichen Nechte, joweit ſolche nicht diveft politischer Natur waren, zu 
gewährenden Antheils hinlenkte; dazu gejellten ſich Nüslichkeits-Erwägungen ; 
indem jie ein entiprechendes Mad von Rechten den Angehörigen fremder Staaten 
einräumten, glaubten die Staaten zugleich ihr eignes Intereſſe zu fördern, weil 
damit ihr Anſpruch auf gleiche Berücdjichtigung ihrer im Auslande befindlichen 
Angehörigen eine Grundlage erhielt. Je mehr nun aber mit der wachjenden 
Ausbildung der bürgerlichen Armenpflege in den einzelnen Staaten der An: 
ipruch auf Fürſorge im Falle der Hilfsbedürftigfeit zu einem integrirenden Theile 
der allgemeinen Rechtsordnung wurde, dejto näher mußte es liegen, an den durch 
die Rechtsvorjchriften für den Staatsangehörigen ſicher geftellten Leiftungen auch 
den Angehörigen fremder Staaten Antheil zu gewähren. Auch bier ijt ber 
Gang der Gntwidlung der einer fortichreitenden weiteren Bemeſſung diejer 
Betheiligung geweſen. 

Wenn umgeachtet dieſes zunehmenden Intereſſes es an einer jyjtemat- 
iichen und abjchließenden Bearbeitung der Materie noch fehlt, jo beruht 
dies wohl großentheils auf dem Umfange und der Eigenartigfeit des Materials, 
das nur zum Theil ein jtaatsrechtliches im eigentlichen Sinne, zum Theil 
ein völferrechtliches ift. Immerhin laſſen beide Elemente ſich nicht für 
einander völlig gleichgeordnete erachten. Die Möglichkeit, die Fürſorge für 
hiljsbedürftige Ausländer rechtlich zu vegeln, beruht darauf, daß wie dies 
zur Zeit im mehr oder minderem Maße für alle Gulturjtaaten der Fall it, 
eine gejeglich geordnete öffentliche Armenpflege bejteht: da der Anſpruch des 
Ausländers höchitens auf Gewährung einer der dem Inländer geleijteten gleich: 
fommenden, niemals aber auf eine Fürjorge gerichtet jein kann, die ihn tm 
Vergleich zu dem Inländer bejjer ftellen würde, jo müſſen Art und Maß der 
für den Inländer fichergeitellten Fürſorge auch für die dem Ausländer zu ge 
währende in der Weile beitimmend jein, als durch diejelbe Höchſtmaß und 
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Rahmen gegeben werden, in denen fich in quantitativer und qualitativer Hin— 
ficht die dem ausländischen Armen gegenüber zu bethätigenden Leijtungen zu 
bewegen haben: bei der Aufitellung von bejonderen Normen für die jolchen 
Armen zu gewährende Fürjorge handelt es ich daher im wejentlichen nur 
um die Frage, in wie weit d. h. insbejondere mit welchen Beichränfungen und 
welchen die Sicherftellung der Interefjen des die Urmenpflege leiftenden Staats 
bezwedenden Modifitationen auf jie die betreffs der Fürſorge für inländijche 
Arme bejtehenden Grundjäge anzınvenden find. Dieje frage fann unmittelbar 
durch die Geſetzgebung beantwortet fein: es gejchieht dies dadurch, day 
diejelbe im Anſchluß an Die betreffs der Fürjorge für Inländer geltenden 
Beitimmungen Grundjäge, welche die Fürſorge für Ausländer regeln, Direkt 
aufitellt. Eine weitere Präzifirung und Speztalifirung künnen aber, was das 
Verhältniß dem einzelnen fremden Staat gegenüber anlangt, demnächſt dieſe 
Normen durch Verträge erfahren, die mit dem betreffenden Staat behufs 
Regelung der Fürſorge für die beiderjeitigen hilfsbedürftigen Staatsangehörigen 
und der ich anjchliegenden Verhältnifje, vereinbart werden. Regelmäßig jind 
es beiderlei Elemente: die Gejeggebung und die mit anderen Staaten 
getroffenen vertragsmäßigen Vereinbarungen, welche bei der Feſtſtellung der 
bezüglichen Grundjäge zujammen wirfen, wenn auch wie weiter unten eins 
gehender gezeigt werden wird, das Hauptgewicht der Behandlung in das erjtere 
Element fällt. Im diejer Nothwendigkeit der Heranziehung aud) des völker— 
rechtlichen Materials aber beruht die Schwierigfeit der Bearbeitung, da voll- 
jtändige und der Öffentlichen Benügung zugängliche Zujammenjtellungen gerade 
diejes Materials vielfach fehlen. Unter dieren Umſtänden war es ein Verdienſt, 
welches jich die Société internationale pour l’etude des questions d’as- 
sistance in Paris dadurd) erworben hat, dal jie zum Studium der Materie 
eine Kommiſſion einſetzte; die bei leßterer eingelaufenen Berichte und Mittheilungen 
jind von der Kommiſſion zufammengeftellt und der Geſellſchaft vorgelegt worden ;') 
ein jo intereffantes Material diejelben auch enthalten, jo reicht dasjelbe doch 
nicht aus, um eine jyitematische die verichiedenen Völker umfaſſende Bearbeitung 
des Gegenjtandes zu ermöglichen. Es wird daher die nachfolgende Darjtellung 
in der Dauptiache auf Deutichland beichränft bleiben müſſen, wenn es auch 
ausführbar jein wird, bei Erwähnung, der mit den verjchiedenen Staaten ab- 
geichloifenen Vereinbarungen der dort beitehenden Emrichtungen und Grund: 
jäße der Armenpflege jummarijch Erwähnung zu thun.) Einer volljtändigen 
Behandlung des Gegenjtandes im dem eben angedeuteten Sinne wird hiermit 
immerhin vorgearbeitet werden. 

Die Sachlage iſt im Vergleich zu andern Staaten für Deutjchland 
dadurch eine fomplicirte, daß das Material nur zum Theil em einheit— 
liches it: es iſt ein jolches, joweit die mit den Staaten des Auslands abs 
geichlojfenen Verträge in Betracht fommen, da die Vertretung diejen Staaten 
gegenüber auf das deutjche Neich übergegangen tit; Dagegen fehlt es au diejer 
Einbeitlichfeit betreffs der die Armenpflege regelnden Geſetzgebung, Die für Die 





", Ziehe das Material und den einleitenden Bericht des Dr. Archambaud im Bulletin 
de la Societ& III Annie (1892) Heft 3 S. 197 ff. Tortielbit S. 200 ff. befindet fich auch 
eine Abhandlung des Verfatiers dieſes Artikels unter dem Titel! Assistance des etrangers 
en Allemagne, welche die Anregung zu dem gegenwärtigen Aufſatz aegeben bat. 

", ine eingebendere Tarftellung werden die in den wichtigeren Multurländern gelten= 
den Armenpflege-&inrichtungen in einem initematifchen Werte des Verfaſſers erfabren, das 
zur Zeit in der Ausarbeitung begriffen it und boffentlich im nächiten Winter ericheinen wird, 
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verjchtedenen Theile Dentichlands eine verjchiedene iſt; es beruht dieſe Wer: 
ichtedenheit wie befannt darauf, daß die Ausdehnung des Bundesgejeges über 
den Unterjtügungswohnfig vom 6. Juni 1870, welches urjprünglich nur in den 
dem norddeutſchen Bunde angehörigen Staaten Geltung hatte und demnächit 
durch die Gejege vom 1. Juli und 8. November 1871 auf das jüdliche Heſſen, 

Württemberg und Baden übertragen wurde, auf Bayern und Eljah-Lothringen 
nicht ausgedehnt worden ift. Bayern gegenüber hat die Ausichließung von 
der Geltung des Gejeges über den Unterſtützungswohnſitz eine beſondere reichs— 
verfaſſungs- und vertragsmäßige Sanktion (Art. 4 Nr. 1 der Verfaſſung des 
deutichen Neich! und Art. 3 des Vertrags vom 23. November 1870) erhalten ; 

für Eljaß-Lothringen ijt cine Sonderjtellung in der Neichsverfafjung nicht 
gewährleiftet: daß dasjelbe zur Zeit noch im Sie einer bejonderen Geſetz— 

gebung jich befindet, beruht lediglich darauf, daß die gejeßgebenden Faktoren 
des deutjchen Reichs ungeachtet mehrfacher Anregung den Zeitpunkt für Die 
Uebertragung des reichsgeleglichen Zuſtandes auf das NWeichsland bisher 
nicht für gefommen erachtet haben. Es zerfällt darnad) Deutjchland, was die 
rechtliche Regelung jeines Armenweſens anlangt, z. Zt. in drei Öruppen, von 
denen die eine jenes jveben näher bezeichnete Geltungsgebiet des Gejeges über 
den Unterjtügungswohnjig, die zweite Bayern, die dritte Eljah-Lothringen umfaßt; 

von diejen Gruppen zerfällt die zweite wieder in zwei Untergruppen, da die 
Gejeggebung der Pfalz namentlich) in Bezug auf den Erwerb des Heimats- 
rechts manche erhebliche Abweichung von der im rechtscheinijchen Bayern gelten- 
den aufweilt. Dieje Ungleichartigfeit des Nechtszuitandes hat zur Folge, daß 
die Verhältniſſe derjenigen deutjchen Staaten, welche betreffs des geltenden 
Armenpflegrechts verjchiedenen Gruppen angehören, zu einander jich ebenfalls 
nach völferrechtlichen Normen regeln. 

Es wird hiernach die Darjtellung ſich in zwei Hauptabjchnitte gliedern 
müſſen, in denen zunächit das Gebiet der gejeglichen und jodann das der 
völkerrechtlichen Negelung der Materie zu behandeln jein wird. In 
einem Schlußabjchnitte werde ich veriuchen, die Ergebnijje zu ziehen. 


I. Gebiet der gejeslihen Regelung. 


1. Die zeitige Lage des Armenpflegeredhtes. 


Eine prinzipielle Scheidung geht durch die im den deutjchen Staaten 
bejtehenden Syiteme des ArmenpflegerechtS zunächjt injofern, als einerſeits das 
Bundesgeſetz über den Unterſtützungswohnſitz und Die in Bayern geltende Ge— 
jeggebung, andererſeits die Geſetzgebung Elſaß-Lothringens auf einer entgegen— 
geſetzten Grundlage beruhen. Jene ſind aus der deutſchrechtlichen Entwickelung 
hervorgegangen, während in Elſaß— Lothringen die franzöſiſche Armengeſetzgebung, 
wie ſie zur Zeit der Beſitznahme beſtand, im weſentlichen — geblieben iſt. 

Von einem näheren Eingehen auf den in Elſaß-Lothringen be— 
ſtehenden Rechtszuſtand ſehen wir hier ab. Wir beſchränken uns auf die Be— 
merkung, daß nach jenem franzöſiſchen Syſtem die Armenfürſorge in erſter Linie 
Aufgabe der Spitäler und Wohlthätigkeitsbureaus, ſoweit ſolche ſich an den 
betreffenden Orten befinden, eventuell der Gemeinde iſt: da eine abjolute Ber: 
pflichtung weder jenen Inftituten noch den Gemeinden auferlegt ift, die Leiſtungen 
vielmehr nach dem Maaße der verfügbaren Mittel ſich richten, ſo ſind die Leiſtungen 
oft unzureichende; eine gewiſſe Ergänzung erfahren ſie dadurch, daß auch Staat 
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und Bezirk direft Unterftüßungen gewähren, dat; ferner jeitens derjelben gewilie 
Vorkehrungen getroffen Find, um für Arme, die einer jpectelen Behandlung be 
dürfen, eine geeignete Fürſorge Tücher zu Stellen und daß ſodann die Bezirke 
Armenbänfer unterhalten, in denen namentlich Arme aus jolchen Gemeinden, 
welchen geeignete Anjtalten fehlen, Aufnahme und Verpflegung finden ; endlich 
unterhalten die Bezirfe unter Betherligung der Gemeinden eine armenärztliche 
Trganifation, welche bezwedt, hiljsbedürftigen Kranken, namentlich auch der: 
jenigen Gemeinden, wetche Hoipital-Anftalten nicht beiigen, ärztlichen Beiſtand 
und Arzneimittel zu gewähren. Immerhin genügen dieſe ergänzenden & Leitungen 
bei Weitem nicht, um eine einigermaßen gleichmäßige Fürſorge insbeſondere 
auch in denjenigen Gemeinden, in denen Wohlthättgfeitsbureaus nicht vor: 
handen, Sicher zu stellen. Gegenjtand bejonderer Organijation iſt die haupt: 
jächlich auf den Bezirken ruhende Fürjorge für Geiſteskranke und Armen 
finder, zu welchen leßteren außer den Waiſen, ausgejegte und verlajjene 
Kinder gerechnet werden; außerdem werden Kinder, die zwar in Pflege ihrer 
Mutter beziv. ihrer Eltern find, die jedoch wegen der Mittellofigfeit derjelben 
von ihnen ausreichenden Unterhalt nicht erhalten können, zu dem ebenfalls in 
der Hanptjache aus Bezirismitteln zu gewährenden zeitweiſen Unterftügungen 
zugelafjen. Die Leijtungen diejer Zweige der Armenpflege ſind großentheils 
zu obligatoriichen ausgebildet worden. Nur für diefe Zweige hat daher das 
Juſtitut des Unterſtützungswohnſitzes, wie es nach dem Geſetz dom 24. vende- 
miaire des Jahres II beſteht, volle Bedeutung, obwohl es auch bier lax ge 
bandhabt wird; in den übrigen Gebieten der Armenpflege dient es lediglich als 
Grundlage für die Abgrenzung des Perſonenkreiſes, auf den Tich der Fürſorge— 
beruf der einzelnen Imititute bezieht bezw. für die Beltunmung der Gemeinde, 
an welche Hilfsbedürftige zurückzuweiſen find. Erjaganiprüche gegen Die Gemeinde 
des Unterjtügungswohnfiges jind nach der franzöfiichen Geſetzgebung aus: 
geſchloſſen. ') 

Dagegen beruhen das deutſche Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz 
und die bayeriſchen Armenpflegegejege auf dem Prinzip eimer vechtlich ge 
ordneten Fürjorgepflicht der a Aber das Prinzip tjt bei beiden nicht 
in gleicher Weiſe durchgeführt: es ſetzt in dieſer Ungleichheit der Gegenſatz ſich 
fort, wie er in der —————— der Armengeſetzgebung lange Zeit zwiſchen 
Preußen einerſeits und der Mehrzahl der übrigen deutſchen Staaten 
andererſeits beſtand und wie er für das Geltungsgebiet des erwähnten Bundes— 
geſetzes ſeine Erledigung zu Gunſten des preußiſchen Syſtems gefunden hat. 
Jener Gegenſatz ſteht im engſten Zuſammenhang mit der Verſchiedenheit der 
Richtung, wie ſie in Preußen einerſeits und den übrigen deutſchen Staaten 
andererſeits für die innere politiſche Entwickelung maßgebend geweſen iſt. 

In den mittleren und kleineren deutſchen Ländern blieb das Gefüge 
des Staats lange Zeit ein Lojeres: da hier Machtziwede und Rückſichten auf 
die Erhaltung eines ausjchlaggebenden politischen Einfluſſes des Staates nicht 
in vorderfter Linie ſtanden, wurde auf die Erſtarkung des Staats bewußtſeins 
ein geringerer Werth gelegt; eine um ſo größere Bedeutung behauptete im Ver— 
gleich zu den Beziehungen des Einzelnen zum Staat jene forporative Zufammen- 
gehörigfeit, wie ſie vor allem in den Beziehungen der Semeindegenoffen zu 


') Siehe über die Armengeleggebung Elſaß. ‚Sothringens v. Reitzenſtein, die ländliche 


Armenpflege und ibre Reform Freiburg 1886 Th. II S. 344 fi. und Sittel die Neform 
der Armenpilege in Elſaß-Lothringen, Freiburg 1893. 
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einander verfürpert war; es blieb der Spielraum ein weiter, inmerbalb deſſen 
de auf Erhaltung ihrer Sonderjtellung und auf Abſchließung gegen einander 
abzielenden Beſtrebungen der Gemeinden zur Geltung gelangen fonnten, Dem 
entiprach es, daß auch die Pflicht der Fürſorge für Arme auf dem Grunde 
der forporativen Gemeinſchaft aufgebaut und auf jolche Perſonen beichränft 
wurde, welche durch den Berig des Deimatsrechtes der Gemeinichaft angehörten: 
dem thatächlichen Wohnen und Aufenthalt wird nur ausnahmsweiſe eine 
Wirkung betreffs der Entitehung des Anſpruchs auf Unterftügung beigelegt: 
wenn Dies Der Fall war, geſchah es meift in der vorfichtigiten Were und mit 
erheblichen Einſchränkungen; namentlich pflegte der Zeitraum jenes Wohnens, 
welcher Die Begründung des Heimatsrechts und den Auſpruch auf Verleihung 
desſelben zur Folge haben ſollte, auf eine längere Reihe von Jahren fixirt 
‚u werden. 

Tagegen wurde in der preußiiche 1 Gejepgebung den thatjächlichen 
Momenten des Wohnens und <tenerzablens chen zeitig eine Bedentung zu: 
erfannt: Jo bejtimmt der S 12 im Th. II Titel 19 des Allg. Kandrechts, daß 
jur Ernährung Tolcher VBerarmter, die wicht zu den in einer Gemeinde aus: 
drücklich aufgenommenen Dätgliedern gehören, diejenige Stadt: oder Dorfgemeinde, 
wo ste zulesst zu den Gemeindelaiten beigetragen, verpflichtet jei. Noch ſtärker 
tritt Biete Richtung in Der ſpäteren Geſetzgebhung bervor: dem aufitrebenden 
Staat mußte im Interefle der Macht und Wohlfahrtsentwiclung ver allem 
daran Ltegen, Die vielfach jehr verschiedenen Elemente, aus denen die Monarchie 
nannmengewachlen war, in ein einheitliches Ganze umzuwandelu; zu dieſem 
Zweck bedürfte es der Sträftigung der Beziehungen der Einzelnen zum Stuat, 
womit von ſelbſt em auf Abſchwächung der in der Sonder-Berfafjung der 
ernzelmen Landestheile und der Abgeichloitenbeit der Gemeinden gegen einander 
berubenden Schranfen gerichtetes Beltreben gegeben war; dieſem Bejtreben 
gegenüber trat das Verhältniß der Einzelnen zur Gemeindekorporation in den 
Hintergrund. Sole Geſichtspunkte lagen der preußiſchen Geſetzgebung des 
sahres 1842 zu Grumde; für diejelbe iſt es charafteriitiich, daß ſie die Pflicht 
zur Armenpflege im Anichluß an die gleichzeitigen Geſetze betreffend die Durch: 

führung Der Aufenthalts- und Niederlaflungsfrerbeit und die Beſtimmumgen über 
Erwerb und Verluſt des Unterthanenrechts zu regeln verſucht; das am 31. Dezember 
erlaſſene Geſetz über die V zerpflichtung zur Armenpflege bezweckt, die 5 für 
den geſammten Bereich der Monarchie gleichartig in einer Weiſe zu ordnen, welche 
nit den Conſequenzen des Prinzips, der Aufenthalts und Erwerbsfreiheit ſich im 
Sintlang befindet: dem entipricht es, dal; die Fürſorgepflicht der einzelnen Ver— 
binde der Negel nach auf die Ihatiache des Wohnens und des Aufenthalts 
gegründet, und daß die Gemeinde hierbei in der Eigenſchaft weniger einer for: 
porativen Gemeinſchaft als einer zur örtlichen Erfüllung von StaatSanfgaben 
beitimmten Anjtalt in Betracht gezogen wird. Bor allem find es zwei Punkte, 
der von Diefem Gefichtspunfte aus ihre Negelung erbalten: die Organijation 
der fürſorgepflichtigen Verbände und die Vorausſetzungen, durch welche die Ver— 
pflichtung der Verbände im einzelnen Falle beſtimmt wird. Die Organiſation 
der Verbände umfaßt eine doppelte Stufe: die der Orts: und der Landarmen— 
verbände: erjtere werden der Negel nach durch die einzelnen Gemeinden md 
die diejen gleichjtehenden jelbitändigen Gutsbezirfe, letztere durch die größeren 
tommunalen und _provinzialen Verbände gebildet; das Verhältniß, vermöge 
deifen don einem Trtsarmenverbande im Bedürfnihfalle Armenfürſorge für eine 
beitimmte Perſon beaniprucht werden fan, wird mit dem Ausdrucd: Unter: 
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ſtützungswohnſitz bezeichnet; erworben wird dieſer leßtere abgejehen von der 
Uebertragung durch Ehe oder elterliches Verhältnis jowie von den Füllen der 
ausdrücdlichen Aufnahme als Gemeindemitglied durch eine nad) Vollendung des 
24. Lebensjahres erfolgte Wohnfignahme bezw. dreijährigen Aufenthalt inner: 
halb des Ortsarmenverbandes, verloren durch dreijährige Abwejenheit unter 
gleichen Borausfegungen; iſt in feinem Ortsarmenverbande ein Unterjtügungs- 
wohnjig begründet, jo trägt die ‚Fürjorgepflicht der Landarmenverband. Bor: 
läufig und vorbehaltlich ſeines Regreßanſpruchs gegen den verpflichteten Ver⸗ 
band hat die unaufichiebliche Hilfe derjenige Ortsarmenverband zu leiſten, inner: 
balb dejien die Fürſorgepflicht hervortritt: der definitiven Fürſorgepflicht des 
Ortsarmenverbandes, in welchem die betreffende Perſon den Unterjtügungs: 
wohnjig beſitzt, bezw. des zujtändigen Landarmenverbandes, ijt damit eine 
provijorische Des Ortsarmenverbandes, in welchen die Hilfsbedürftigfeit hervor: 
tritt, gegenüber gejtellt. Für die Kur und Pflege jolcher erkrankten Perſonen, 
welche als Dienſthoten, Handwerksgeſellen u. ſ. w. im einem feſten Dienſt— 
verhältniß ſtehen, hat die Gemeinde bezw. Gutsherrſchaft des Dienſtortes zu 
ſorgen, ohne daß ihr dieſerhalb ein Regreßanſpruch an den Ortsarmenverband 
des Unterſtützungswohnſitzes zuſteht. Die ſpäteren durch das Geſetz vom 21. Mai 
1855 und die zugehörige Ausführungs-Intruftion hinzugefügten Aenderungen 
beitanden vorzugsweiſe darin, daß die Wirkung der Begründung des Unterſtützungs— 
wohnjiges der Wohnſinahme nur für den Fall, daß dieſelbe nach polizeilicher 
Meldung wenigſtens 1 Jahr fortgeſetzt wird, beigelegt und daß ein adminiſtratives 
Zwangsverfahren gegen jolche, welche die Nothwendigkeit einer öffentlichen Unter: 
jtügung Durch eigene Verſchuldung herbeiführen, eingeführt wurde. In feinem 
diejer Gejege wird der Umfang der Fürſorgepflicht näher beſtimmt, wie es ebenſo 
auch an Vorſchriften über die Art und Form der zu gewährenden Unterſtützung 
fehlt, die im Weſentlichen dem adminiſtrativen Ermeſſen in conereto überlaſſen 
wird: es war in der Hauptſache die Vertheilung der Fürſorgelaſt auf die ver— 
ſchiedenen Verbände, welche das Geſetz zu ſeiner Aufgabe gemacht hatte. 

Von ähnlichen Gejichtspunften tt auch das Deutiche Neich, als es 
zunächjt in der Gejtalt des Norddeutjchen Bundes wiedererjtand, an die Regelung 
der Armenpflegepflicht berangetreten. Zu den erſten geſetzgeberiſchen Thaten 
des letzteren gehörte die Fejtitellung des Prinzips der Aufenthaltes, Nieder: 
lafjungs und Grwerbsfreiheit des ganzen Bundesgebiets: mdem das Geſetz 
vom 1. November 1867 den Grumdjag der Aufenthaltsfreiheit proflamirt, ent- 
hält es zugleich die Beltimmung, dab neu Anziehende infofern ver Erwerb 
des Unterjtügimgswohniiges oder Deimatsrechts in dem neuen Verband Die 
Nothwendigkeit der öffentlichen Unterftügung offenbart und das Bedürfniß nicht 
blos durch verübergebende Arbeitsloſigkeit veranlaßt it, ihrer Heimatsgemeinde 
bezw. dem Heimatsitaat wieder zugewielen werden fünnen. Für dieſe Be 
ſtimmung war jelbjtredend auf eine gleichartige Ausführung und Wirfung 
nur Damm zu rechnen, wenn auch die Borausjegungen für den Erwerb des 
Unterſtützungswohnſitzes bezw. Deimatsrechts gleichartig geregelt waren; Die 
Nothiwendigfeit, im Anſchluß an das Freizügigkeitsgeſetz auch die Materie der 
sürjorgepflicht zu vegeln, war daher eine evidente. Wenn gleichwohl dieje 
Regelung erſt nach längeren GErörterungen zum Abſchluß Fam, jo beruhte 
Dies auf der Schwierigfeit, jenen prinzipiellen Gegenfag, wie er nach dem oben 
Ausgeführten zwiichen den Gejeßgebungen der einzelnen Staaten bejtand, zum 
Austrag zu bringen: der Wunſch, ſich am den beitehenden Zuſtand jo jehr als 
möglich anzuichliegen, führte auch auf der Seite der Negierung zunächſt zu Dem 
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Verſuche, die bundesgeſetzliche Regelung der Fürſorgepflicht auf die Frage, 
welchem einzelnen Staat dieſe Verpflichtung zufalle, zu beſchränken, die Auf— 
ſtellung von Normen für die Vertheilung imerhalb ihres Gebiets aber den 
einzelnen Staaten zu überlaſſen. Solchen einſchränkenden Tendenzen gegenüber 
erwies ſich indeſſen das Bewußtſein, daß es zur Durchführung der nationalen 
Einheit einer einheitlichen Regelung auch der Armenpflegepflicht für ſämmtliche 
Staaten des Bundes bedürfe, als der ſtärkere Faltor. Das Ergebniß war der 
Sieg des preußiſchen Syſtems, das mit einer Anzahl von Aenderungen, wie fie 
vorzugsweile die mit dem bisherigen Gejehen gemachten Erfahrungen an die Dand 
gaben, zur Annahme gelangte. Beibehalten wurden insbeſondere die Gliederung der 
Armenverbände in Orts- und Sandarmenverbände, die Balirung der erjteren auf 
die Gemeinden und ſelbſtändigen Gutsbezirke, der letzteren — im regelmäßigen 
Falle — auf die größeren fommumalen und adminiſtrativen Verbände, die Schei— 
dung zwiſchen einjtweiliger und definitiver Fürſorgepflicht, der Erwerb des Unter— 
ſtützungswohnſitzes durch Aufenthalt, die beſondere Regelung der Verpflichtung au 
den Durch die Pflege erkrankter Dienſtboten oder Gewerbegehilfen bedingten Yerit- 
ungen. Verpflichtet zu einſtweiliger Fürjorge tt der Ortsarınenverband, in welchem 
die Hilfsbedürftigkeit hervortritt. Die definitive Fürſorgelaſt trägt in erſter Linte 
der Ortsarmenverband, in welchem die die Armenpflege in Anjpruch nehmende 
Berjon den Unterjtügungswohnfig hat, betreffs jolcher Perſonen, die feinen 
Unterftügungswohnig haben, der Landarmenverband, innerhalb deijen das | Be 
dürfniß der Fürſorge ſich dofumentirt; die Verpflichtung zur einſtweiligen Für— 
ſorge umfaßt diejenigen unbedingt nothwendigen Leiſtungen der Armenpflege, 
welche unter Vorbehalt der Erſtattung durch den definitiv verpflichteten Ver— 
band bis zur Uebernahme der F Fürſorge durch letzteren zu bethätigen ſind; die 
Verpflichtung zur definitiven Fürforge dat ihren Inhalt in der Uebernahme 
und direkten Leiftung der Armenpflege für den betreffenden Hilfsbedürftigen 
bezw. in der Erjtattung des Aufwandes, welcher durch die einftweilige Fürſorge 
dem Ortsarmenverbande, der diejelbe geleijtet, erwachjen it. Die Begründung 
des Unterftügungswohnfiges durch den Aufenthalt ift zwar beibehalten, Die 
Unterjcheidung zwiſchen Aufenthalt und Wohnfignahme ſowie die Entitehung 
durch ausdrüdliche Aufnahme in der Gemeinde aber fallen gelajjen worden; 
für über 24 Jahre alte Berjonen bleibt Zjähriger unumterbrochener Aufenthalt 
die einzige Art jelbjtändigen Erwerbes des Unterftüungsmobnfiges, der in 
gleicher Weiſe durch zweijährige Abweſenheit verloren wird. Die ' Verpflichtung 
des Dienitortes für die Nur und Verpflegung der während ihres Dienit- 
verhältnifjes erkrankten Dienjtboten, Gejellen, Gewerbegehilfen und Lehrlinge 
zu jorgen, ift auf einen Zeitraum von jechs Wochen bejchränft worden. Betreffs 
der EStreitigfeiten der Armenverbände über die Fürſorgelaſt ift das Verfahren 
geordmet und die oberjtinftanzliche Entjcheidung einer mit richterlichen Befug— 
niſſen ausgejtattete Neichsbehörde, dem Bundesamt für das Heimatweſen über: 
tragen worden. Dagegen iſt das adminijtrative Zwangsverfahren gegen jolche, 
welche ihre Hilfsbedürftigfeit ſelbſt verſchulden, wicht in das Reichsgeſetz über: 
nommen worden. Durch die Novelle vom 12. März 1894 hat das Geſetz eine 
Abänderung dahin erfahren, daß die Altersgrenze für den Beginn und Verlust 
des Unterſtützungswohnſitzes von dem 24. auf das 18. Lebens jahr herabgeiegt 
und die Verpflichtung der Ortsarmenverbände zur Krankenpflege für in Dienſt 
oder Arbeitsverhältniß ſtehende Perſonen von 6 auf 13 Wochen erſtreckt ſowie 
zugleich auf die Angehörigen jener Perſonen ausgedehnt worden tt; eine wichtige 
Beitimmung des legtgedachten Geſetzes iſt endlich die, daß ſo weit nach Beſtimmung 
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der Landesgejege einzelne Zweige der öffentlichen Armenpflege den Landarmen: 
verbänden übertragen find, auf dieje die Nechte und Pflichte der Ortsarmen- 
verbände übergehen. Die Organijation der Armenverwaltung im Einzelnen 
zu regeln, hat das Reichsgejeg den Ausführungsgejegen, wie fie in den einzelnen 
Ländern ergangen Find, überlaſſen. Normen, durch welche die Leiltungen der 
Armenpflege ihrem materiellen Inhalt nach geregelt würden, enthält das Reichs: 
gejeg ebenjowenig, wie das preußiſche Geſetz vom Jahre 1842; der Erlaß be— 
züglicher Vorſchriften iſt auch in dieſem Falle der Zuſtändigkeit der Landes— 
geiebgebung verblieben, die jedoch von dem Nechte, die Selbitbeitimmung der 
Armenverbände zu bejchränfen, nur wenig Gebrauch gemacht hat; hauptiächlich 
hat Ddiejelbe in neuerer Zeit ihr Intereſſe der Erweiterung der Berheiligung 
der größeren Verbände an den Aufgaben und Lajten der Armenpflege zuge: 
wandt, in Bezug worauf das württembergiiche Gele vom 2. Juli 1889 und 
das preußische Gejeg vom 11. Juli 1891 bemerfenswerthe Leitungen find. 

Während ſonach das Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz innerhalb 
ſeines Geltungsgebiets einen einheitlichen Rechtszuſtand nur betreffs der Ver— 
theilung der Armenfälle auf die einzelnen Verbände, nicht dagegen betreffs der 
materiellen Armenordnung beritellt, faßt die bayerijche Gejeggebung die 
beiden Momente zufammen: das Gejeh vom 16. April 1863 über das Heimats: 
recht, die Eheichließungen und den Aufenthalt umfaßt die Grundjäge, mac) 
denen jich die Verpflichtung der Gemeinden in den einzelnen Fällen einzutreten 
bejtimmt umd entipricht der Abgrenzung jeines Inhalts nach ungefähr dem 
deutſchen Geſetz über den Unterſtützungswohnſitz; die Fragen der Organiſation 
und Handhabung der Armenverwaltung, ſowie die Aufbringung des Aufwandes 
haben demnächjt in dem Gejeg vom 29. April 1869 eine jich anjchliegende 
Regelung gefunden. 

Die Entwiclung, welche zu dem bayerischen Gejeg über das Heimatrecht 
geführt Hat, it von einem Zuge beherricht, der dem in der preußischen bezw. 
deutſchen Rechtsentwicklung vorwaltenden entgegengelegt it: während bei legterer 
das Beitreben dahin geht, die durch die forporative Sonderftellung der Gemeinde 
gegebenen Schranken abzuſchwächen und die Zuweiſung der Armenfälle an 
die Armenverbände im wejentlichen unter den Gefichtspunft einer Politik der 
Sajtenvertheilung zu stellen, nimmt die bayerische Gejeggebung bei Behandlung 
jener Frage ihren Ausgangspunkt von der forporativen Abgeſchloſſenheit der 
Gemeinden: jchon in den Geſetzen vom 11. Ecptember 1825 über die Heimat 
und über die Anſäſſigmachung und Verehelichung gelangte dieſe Tendenz zu 
charakteriitiichem Ausdruck, inden durch diejelben der Anipruch auf Armen— 
fürjorge auf das Heimatsrecht bezw. die Anſäſſigmachung begründet wird; 
gegen die Anjäjligmachung ift der Gemeinde ein Necht des Widerjpruchs ein- 
geräumt, der allerdings zumächjt injofern ein bedingter iſt, als demjelben gegen: 
über die Entjcheidung der Berwaltungsbehörde angerufen werden fann; bereits 
das Gejeh vom 1. Juli 1834, die Anſäſſigmachung und Verchelichung betr., 
hat indeſſen diejen Wideripruch zu einem peremptoriichen gemacht. Die durch 
dieſe Geſetze gejchaffenen Grundlagen find, joweit das rechtsrheiniſche 
Bayern in Betracht fommt, in dem Heimatsgejeß vom 6. April 1868 im all: 
gemeinen beibehalten worden. Dasjelbe unterjcheidet urjprüngliche, erworbene, vor: 
behaltene und angewieſene Heimath. Die urjprüngliche Heimat iſt für einen 
bayeriſchen Staatsangehörigen in derjenigen politiſchen Gemeinde, in der ſeine 
Eltern heimatberechtigt waren, begründet: der Erwerb der Heimat erfolgt 
durch definitive Anſtellung im Staats-, Gemeinde- oder Kirchendienſt, ferner 
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dur Verheirathung für Männer, welche hierdurch die urjprüngliche Heimat 
(& jelbitändige erworben, durch Eheſchließung für Frauen und Erwerb des 
Bürgerrechts. Einen Anſpruch auf Verleihung der Heimat emwirbt ein voll- 
jähriger bayerischer Staatsangeböriger durch freiwilligen, jelbitändigen und un- 
unterbrochenen fünfjährigen Aufenthalt, wenn er gleichzeitig Staats: und Ge- 
meindeſteuern entrichtet, Armenunterjtügung aber weder beaniprucht noch er: 
halten bat; ausgeichloffen von dieſer Art des Erwerbs jind Dienitboten, 
Öewerbegebülfen und Hausſöhne, jofern fie im Brot des Dienjtherrn oder 
Familienhauptes jtehen und feine eigene Wohnung haben. Außerhalb diefer 
Vorausſetzungen wird der Anſpruch auf VBerleibung des Heimatsrechts durch 
10 jährigen, ebenfalls fremvilligen, jelbjtändigen und ummmterbrochenen Aufent— 
halt, jofern während desjelben Armenunterftügung weder beanjprucht, noch 
angenommen worden ift, erworben; außerdem ſteht den Gemeinden frei, unter 
Vereinbarung bejonderer Bedingungen einzelnen Perſonen das Heimatsrecht zu 
verleihen. Gegen dieſe Verſagung der Berleibung, welche auf Grund des 
"une oder zehmjährigen Aufenthalts in Anſpruch genommen wird, ſteht den 
Betroffenen die Bejchwerde an die Auffichtsbehörde zu. Einer Einſchränkung 
fünnen Die Gemeinden jenes Necht dadurch unterwerfen, daß fie die Erwerbung 
des Heimatsrechts von der Errichtung einer Gebühr abhängig machen, für die 
das Geſetz eine nac) der Bevöfferungszahl der betreffenden Gemeinde abgeitufte 
Maximalſkala aufftellt, doch jollen auch hiervon Perſonen befreit bleiben, welche 
ih als Tienitboten, Gewerbegehilfen, Lohnarbeiter 10 Jahre hindurch in der 
Gemeinde ernährt haben. Kamm die Heimat einer in Bayern betretenen Perſon 
nicht ermittelt werden, jo it dieſe Perſon nach gewiljen Kriterin durch die 
zuſtändige Behörde vorläufig einer Gemeinde zugewiejen, welche insbejondere 
jo lange als Heimatgemeinde gilt, bis die wirfliche Heimat feitgeitellt oder eine 
andere erworben ijt. Die legteren Beltimmungen finden auch Anwendung auf 
Nichtbayern, jo lange nicht ihre Fortweiſung zur Ausführung gelangt, auf 
zurüdgefehrte ehemalige bayeriiche Staatsangehörige, ſowie auf Frauen und Kinder 
aller dieſer Perſonen. Den Bejchräntungen, welche hiernach die Begründung einer 
neuen Heimat in vielen Fällen unterworfen ijt, tritt das Erforderniß eines 
Lerehelichungszeugniſſes hinzu, das von der Diſtriktsbehörde auszuſtellen iſt, jedoch 
der Verſagung in Folge Einſpruchs der Heimatsgemeinde aus beſtimmten geſetz— 
lichen Gründen unterliegt; zu dieſen Gründen gehören in gewiſſen Fällen erkannte 
Strafen, ſchwebende Unterſuchungen, Unterſtellung unter gerichtliche Kuratel, 
Mangel geſicherten Unterhalts: letztere Vorausſetzung liegt vor, wenn ein Mann 
inerhalb der unmittelbar voraufgehenden drei Jahre öffentliche Armenunter— 
ſtützung beaniprucht oder erhalten hat, ſowie wenn und jolange der Mann jich 
der Gemeinde oder Armenkaſſe jeiner Deimatgemeinde gegenüber mit den hm 
obliegenden Leitungen im Nücdjtande befindet. Dieje letztere Vorausſetzung 
bat durch fönigliche Deklaration vom 21. April 1854 injofern eine Einjchränf: 
ung erfahren, als danach) Rüdjtände auch dann binderlich jein jollen, wenn es 
ih um Leiſtungen der Braut handelt. Das Einipruchsrecht der Gemeinden 
in allen diejen Fällen iſt ein abjolutes, d. h. die Behörde iſt zur Verweigerung 
des Zeugniſſes verpflichtet, wenn der Einſpruch thatlächlich begründet und recht: 
zeitig erhoben wurde. Die dem Mangel eines Zeugniſſes in der früheren 
Geſetzgebung beigelegte Wirkung der Ungültigkeit der Ehe iſt durch das Geſetz 
vom 17. März 1892 in Wegfall gekommen, nur äußert die Ehe, jo lange jener 
Mangel nicht gehoben, feine Wirkungen auf die Heimatsverhältuiffe der Che: 
frau und der Kinder. Die der Pfalz zugeftandenen Beionderbeiten tragen 
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der größeren Beweglichfeit der Bevölferung Rechnung, wie fie ſich zum Theil 
unter dem Einfluß der franzöſiſchen Gejeggebung, die der Abgeichlojienheit der 
Gemeinden gegenüber nivellivend gewirkt, hier berausgebildet hatte: an Die 
Stelle der verliehenen tritt die gejegliche Heimat; jolche erwirbt jeder jelbjtändige 
volljährige Angehörige der Pfalz in der pfälzischen Gemeinde, in der er ich 
niedergelajjen bat, durch Abgabe einer diesbezüglichen Erklärung beim Bürger: 
meijteramt, jowie durch Entrichtung einer Heimatsgebühr, wenn jolche in der 
Gemeinde eingeführt iſt und ſofern jolche nicht ausdrücklich nachgelajjen wurde; 
die Grenzen, innerhalb deren die Einführung einer ſolchen Gebühr erfolgen 
fann, stellt ebenfalls der Staat feit; binnen Jahresfriſt nach dem Zeitpunkt 
diejes Heimatserwerbs kann durch den Gemeinderath der neuen Heimatsgemeinde 
die Wiederaufhebung des neuen Heimatsrechts beichlofjen werden, wenn der 
neue Heimatsangehörige während jener Zeit öffentliche Armenunterjtügung an— 
gejprochen oder erhalten hat, ein Beichluß, der der Anfechtung im Wege der 
Beichwerde ſowohl Seitens der betreffenden Perſon * Seitens der früheren 
Heimatsgemeinde unterliegt. Beiden Gebietstheilen, d. h. dem oſtrheiniſchen 
Bayern und der Pfalz, iſt die Geltung des Rechtsſatzes gemeinſam, daß die 
einmal erworbene Heimat, abgeſehen von dem Verluſt der bayeriſchen Staats— 
angehörigkeit, nur durch Erwerb der Heimat in einer anderen bayeriſchen Ge— 
meinde verloren geht. Die materielle Regelung der Armenpflege, wie ſie durch 
das Geſetz vom 29. April 1869 ſtattgefunden hat, iſt eine für beide Theile 
des Staats gemeinſame: als Aufgaben, welche die örtliche Armenpflege den in 
der Gemeinde heimatberechtigten hülfsbedürftigen Perſonen gegenüber zu er— 
— hat, werden in Art. 10 des Geſetzes bezeichnet: 

1) Gewährung der zur Erhaltung des Lebens unentbehrlichen Nahrung, 
Kleidung, Wohnung, Heizung und Pflege an ganz oder theilweije arbeite: 
unfähige Perſonen; 

2) Verſchaffung der erforderlichen ärztlichen Hülfe nebſt Pflege und Heil— 
mitteln an Kranke, Unterbringung Geiſteskranker, welche der nothwendigen 
Aufſicht und Pflege entbehren, in eine Irrenanſtalt; 

3) Fürſorge für die einfache Beerdigung verſtorbener mittelloſer Perſonen, 
wobei jedoch eine Berpflichtung zur Zahlung von Stolgebühren nicht 
beſteht; 

4) Verjchaffung der erforderlichen Erziehung und Ausbildung an arme Kinder. 

Arbeitsfähigen Perjonen wird ein Anſpruch auf Öffentliche Armenunteritügung 

nicht zuerfannt, die Armenpflege it jedoch verpflichtet, auch jolchen Perjonen 
in Fällen dringender Noth die im Interefje der öffentlichen Sicherheit oder 
Sittlichfeit augenblicklich unentbehrliche Hülfe zu gewähren. Dienitboten, Ge— 
werbsgehilfen, Lehrlinge, Fabrikarbeiter und andere Yohnarbeiter, welche im 
Dienjt oder in jtändiger Arbeit ſtehen, lie die erforderliche Krankenpflege 
von der Gemeinde, im der fie Jich im Dienjte oder im Arbeitäverhältnik be⸗ 
finden; nur für die den Zeitraum von 90 Tagen überſchreitende Dauer der 
Fürſorge kann dieſe Gemeinde Erjtattung der Koſten von der Deimatsgemeinde 
fordern. Es ijt endlich auch für jolche hülfsbedürftige Perſonen, welche eine 
Heimatberechtigung in der Gemeinde nicht bejigen, eine vorläufige Fürjorge 
geregelt: diejelbe umfaßt den in der Gemeinde befindlichen Perſonen gegenüber, 
deren Heimath unbekannt oder beitritten, oder deren Unterjtügung von der 
Heimatsgemeinde verweigert wird, diejelben Leiftungen, wie jie der Gemeinde 
gegen die in ihr heimatberechtigten Perſonen obliegen; das Gleiche gilt von der 
Leitung der unverjchieblichen Hülfe, in welche jedoch die Fürſorge für die Erziehung 
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und Ausbildung armer Kinder niemals einzuichliegen it, und der Gewährung 
von Keifemitteln an Fremde, die während ihres Aufenthalts in der Gemeinde 
der öffentlichen Hilfe bedürfen. In Ermangelung einer bayerijchen Gemeinde, 
weldhe die Koſten als Heimats- oder Dienstort zu tragen bat, trägt die often 
dieier vorläufigen zFürjorge der Staat. Die ausgleichenden und ergänzenden 
Leiſtungen der Diſtrikte und Kreiſe fünnen, weil für die hier zu behandelnden 
ragen ohne Belang, an diejer Stelle übergangen werden. 

Gegenitand gleichheitlicher Negelung find hiernach für den größten 
Iheil Deutichlands im Wejentlichen nur die Grundzüge der Organijatton der 
Armenverbände und die gegenjeitigen auf die Bertheilung der Armenlait bezüg- 
ichen Nechtsverhältniffe diefer Verbände geweſen. Die Feſtſtellung der materiellen 
Armenprleaeordnung iſt der Landesgejeggebung überlaſſen geblieben, welche in 
Bezug auf Form und Art der Fürſorge der Autonomie der Armenverbände meiſt 
emen verhältnismäßig großen Umfang läßt; legteres gilt auch von Bayern, 
welcher Staat zwar formell außer dem Heimatsrecht auch die Ausübung der 
Armenprlege geieglich geregelt, jich biebei jedoch auf Normen ganz allgemeiner 
Natur beichränft hat. Ganz Deutjichland mit Ausnahme von Elſaß Lothringen 
gemeinſam iſt ferner der Grundſatz, day die Gewährung der nothdürftigen 
Fürſorge eine Nechtspflicht der betreffenden Verbände bildet md, dab, was 
de Vorausſetzungen und den Inhalt dieſer Nechtsprlicht anlangt, zwiſchen der 
Pflicht zur vorläufigen und der zur definitiven Fürſorge unterichteden Wird; 
in Anſehung der erjteren wird der verpflichtete Verband durch den Aufent— 
balt beim Hervortreten des Bedürfniffes, in Bezug auf letztere durch Unter— 
ſiüzungswohnſitz bezw. Heimatsrecht beftimmt. Der mit der abjoluten Für— 
jergeprlicht Der Armenverbände gegebenen Gleichheit im Prinzip entipricht aber 
keineswegs eine Gleichheit des thatjächlichen Zuſtandes. Zchon an Tich läßt 
das großentheils den Armenverbänden gebliebene Necht der Selbſtbeſtimmung 
m Bezug auf die Form und Art der zu gewährenden HDülfe auch einer ge: 
wiſſen Werjchiedenheit des Maßes derielben einen nicht unbeträchtlichen Spiel— 
tum, Da damit den individuellen Auffaſſungen der leitenden Perſonen ein 
mcht gering anzufchlagender Einfluß eingeräumt iſt: noch weit größere Ber: 
ſchiedenheiten aber ergeben jich aus der Ungleichheit einestheils des standard 
of lite in den verschiedenen Gegenden und Gemeinden, anderntbeils Der 
manztellen Leiftungsfähigfeit der Armenverbände. Was den standard of life 
der Bevölferung anlangt, jo it c$ gerade dieſer, welcher für die Feſtſtellung 
des Maßes der zu gewährenden Unterftügung hauptſächlich als Regulator dient: 
die Verſchiedenheit der örtlichen Verhältniſſe macht indeſſen auch dieſen Maß— 
jtab zu einem in conereto überaus ungleichen: arme Haide- und Fiſcherdörfer 
baben nicht denjelben Maßſtab für den nothwendigen Yebensimterbalt wie reiche 
Bauerngemeinden, Städte mit zuriücgebliebener nicht denſelben wie Städte mut 
ceufitrebender wirthichaftlicher Entwicklung, Heine Yanditädte nicht denſelben wre 
reiche Induſtrie- und Handelsſtädte. Noch größer it der Einfluß, wie ihn Die 
Lerihiedenhett der finanziellen Leiſtungsfähigkeit der einzelnen Verbände und 
im Zujammenbange damit die ungleiche Beichaffenbeit der denſelben zu Gebote 
ſtehenden Veranftaltungen ausübt: eine Dorrgemeinde oder kleine Stadt verfügt 
nicht über diejelben Anftalten und Hilfsmittel, durch welche in größeren Städten 
eine rationelle umd befriedigende Stranfenpflege ſicher geitellt werden kann; das 
Armenbaus in der mangelhaften Beicharfenbeit, wie es im Gemeinden mit be: 
ihranfter Eimvohnerzahl zu bejtchen prlegt, bildet einen vollkommenen Gegen: 
jap zu der zwedentiprechenden und reichen Ausſtattung der Aſyle für Sieche 
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und Greije, über welche zahlreiche größere Städte oder Zandarmenverbände 
verfügen. Den Leijtungen der öffentlichen Armenpflege in Deutjchland fehlt 
daher jener Charakter jchematifcher Gleichheit, wie er einen Grundzug des in 
England geltenden Arbeitshaus:Syjtems bildet. Die materielle Bedeutung des 
Prinzips der obligatorischen Armenpflege bemißt ſich darnach in Deutjchland 
wejentlich nach der concreten Ausführung, welche dasjelbe in den Lofalen Ber: 
bänden erlangt bat. Die verjchtedenjten Formen der Fürſorge bejtehen örtlich 
nebeneinander. Während in den Ländlichen Gemeinden namentlich des Nordens 
und Nordojtens jich der Einfluß der vorherrichenden Naturalwirtdichaft häufig 
noch darin fund gibt, daß die Fürſorge meiſt in Gejtalt der Gewährung von 
Dbdach, Brennholz oder Nahrung in natura, durch Anweifung von Grund: 
jtüden zur Anpflanzung, öfter auch durch reihenweiſe Verpflegung jeitens der 
einzelnen Wirthe jtattfindet, bildet in dem wirthjchaftlich weiter vorgeichrittenen 
Weiten und Südweiten, jowie in den Städten die Anweiſung von Geldunter: 
jtügungen weitaus die Negel. Ebenjo verjchieden ift der Antheil bemejjen, welcher 
an der Fürſorge die Pflege in gejchlofjenen Anstalten hat. Im mit reichlichen 
finanziellen Mitteln verjehenen Armenverbänden iſt diejelbe regelmäßig größer. 
Im Allgemeinen überwiegt die offene Armenpflege: es läßt ſich als Grundjat 
der deutjchen Armenpflegepolitif bezeichnen, die Pflege in gejchlofjenen Anftalten 
nur da eintreten zu lafjen, wo fie nach Maßgabe der Natur des anzuftrebenden 
Zwedes — wie bei der Heilung von Geijtesfranfen und andern Kranken — 
unbedingt nothwendig it, oder doc) im Vergleich zu der öffentlichen Armen: 
pflege entjchteden Bortheile gewährt. Aber jelbjt der hiernach grundjäglich der 
geichlofjenen Armenpflege zufallende Antheil kann derjelben vielfach aus dem 
Grunde nicht erhalten bleiben, weil es an den betreffenden Anjtalten bezw. an 
ausreichender Zahl vder genügender räumlicher Ausdehnung und zwedentiprech- 
ender Einrichtung derjelben fehlt. Die hieraus jich ergebende Mannigfaltigkeit iſt 
eine umjo größere, jo weniger die Möglichkeit, Durch Organijation einer hinreichend 
intenjivern Aufjicht über die Verwaltung der örtlichen Organe der Armenpflege 
einen ausgleichenden Einfluß auf die Leiſtungen der Öffentlichen Fürſorge zu üben, 
in der Mehrzahl der deutichen Staaten jeither benügt worden tit. 

Alles dies ijt bei Würdigung der die Fürjorge für fremde Staatsangehörige 
betreffenden bejonderen Bertimmungen im Auge zu behalten. 


2. Die befonderen gefeglidyen Bekimmungen über die Fürforge für Ausländer, 


Es ſind zunächſt die in den verjchiedenen Gebietsgruppen, in welche nach 
den bejtehenden Syſtemen der Gejeggebung das Deutjche Reich zerfällt, geltenden 
Beltimmungen bejonders zu betrachten. 

Das preußijche Armengejeg vom 31. Dezember 1842, aus welchem das 
Bundesgeſetz über den Unterftügungswohnjig hervorgegangen, enthält über eine 
dem Kreiſe derjenigen Perſonen, welche Anjpruch auf MArmenfürjorge machen 
fünnen, nach Mahgabe der Staatsangehörigfeit zu gebende Abgrenzung keinerlei 
Vorſchriften; da indeſſen dem Gejeg die Auffaſſung zum Grunde liegt, daß 
die Fürſorge für Arme eme durch die Intereffen der öffentlichen Ordnung 
gegebene öffentliche Aufgabe jet, deren Zutheilung an die einzelnen Armen— 
verbände weientlich unter dem Geſichtspunkt admmijtrativer und finanzieller 
Zweckmäßigkeit jtehe, jo folgt jchon hieraus, daß eine grumdjägliche Ausſchließung 
der Ausländer von der Anwendung der bezüglichen Beitimmungen in der Ab: 
jiecht ds Geſetzes nicht begründet geweſen jein kann; im dieſer Weiſe tft denn 
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auch von der Praxis das Schweigen des Gejeges gedeutet worden. ES heißt 
in einer Berfügung des Miniſters des Innern vom 12. Dezember 1845 :') 


Es ift nirgends ausgeiprochen worden, daß die Vorjchriften des 
gedachten Gejehes und insbejondere die des $ 1 nur auf preußiſche 
Unterthanen zu beziehen find. Sie finden vielmehr auf alle Indi- 
viduen, Denen innerhalb Landes Unterftüßung gewährt werden muß, 
mithin auch auf jolche Berjonen Anwendung, welche, ohne daß jie 
dem Preußischen Interthanenverbande angehören, Doch mit Rückſicht 
auf bejtehende Verträge oder aus anderen Gründen nicht ausgewieſen 
werden fünnen. 

Noch pofitiver Sprechen ſich demnächſt die Verfügungen desjelben Miniiters 
vom 16. November 1846?) und vom 28. Auguſt 1861 aus; in der erjteren 
heißt es: 

Das Armengeſetz hat die Verpflichtung der einzelnen Armenverbände 
zur Unterſtützung hülfsbedürftiger Perſonen keineswegs davon, daß 
dieſe Inländer ſind, abhängig gemacht, und zwiſchen In- und Aus— 
ländern überhaupt nicht unterſchieden. 

Es hat alſo derjenige Orts- oder Landarmenverband, in Beziehung 
auf welchen die im Geſetze angegebenen Kriterien der Verpflichtung 
zur Armenpflege vorhanden ſind, die Fürſorge für den Verarmten, 
mag dieſer Inländer oder Ausländer ſein, zu übernehmen, bei Aus— 
ländern jedoch ſelbſtredend nur bis dahin, daß die Zurückſchaffung 
derſelben in das Ausland bewirkt werden kann. 

Eine andere war die Sachlage beim Erlaß des Bundesgeſetzes über 
den Unterſtützungswohnſitz. 

Die Aufgabe desjelben bejtand in erjter Linie darin, die Conjequenzen 
des durch die Gründung des norddeutichen Bundes entitandenen neuen ſtaats— 
rechtlichen Zujtandes und insbejondere der durch Die Geſetzgebung über Die 
‚sreizüigigfeit und über den Erwerb und Berlujt der Staats: und Bundes- 
angebörigfeit feitgeftellten Nechtsgrundfäse auch für das Gebiet des Armenweſens 
zu ziehen: es war daher für die Regelung der betreffenden Nechte der Begriff der 
Bundesangehörigen in jeinem doppelten Gegenjage: einmal zum Begriff Der 
Angehörigen des Einzelſtaats und der für dieje begründeten beionderen Rechte 
und zweitens zum Begriff der Ausländer als Ausgangspunkt zu nehmen. Dem— 
entiprechend wird in dem Gejeh der Satz an die Spike geitellt, daß in jedem 
Staat die Öffentliche Fürſorgepflicht ſich auf alle diejenigen erjtrede, welche 
Angehörige eines zum Binde gehörenden Staates find und Dadurch im Sinne 
des Geſetzes über den Erwerb und Verluſt der Bundesangehörigkeit dieſe letztere 
beſitzen, oder was dasſelbe iſt, daß für jeden Bundesangehörigen im ganzen 
Gebiet des Bundes ein nach gleichen Grundjägen ſich zu bemejlender Fürſorge— 
antpruch beftehe. Seine Formulirung hat diefer Sat in dem $ 1 des Ge: 
jeges gefunden, worin es beißt: 

$ 1. Jeder Nord-Deutiche it in jedem Bundesſtaate in Bezug: 

a) auf die Art und das Maaß der im Falle der Hülfsbedüritigfeit 

zu gewährenden öffentlichen Unterſtützung, 

b) auf den Erwerb und Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes 

als Inländer zu behandeln. 
) Vreuß. Min.=Bl. für die innere Verwaltung, Jahrg. 1546 S. 5. 
*, Fbendatelbit Jahrg. 1847 ©. 6. 
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$ 2. Die öffentliche Unterjtügung hülfsbedürftiger Nord-Deutjcher wird, 
nach näherer Vorjchrift dieſes Gejeges, durch Ortsarmenverbände 
und durch Zandarmenverbände geübt. 


An die Stelle des Ausdruds Nord-Deuticher ift nach $ 2 des Geſetzes, 
betreffend die Verfaſſung des Deutjchen Neichs vom 16. April 1871, der Aus— 
druck Deutjcher jedoch nur in dem Sinne getreten, als hierunter Lediglich Au— 
gehörige jolcher Staaten, welche im den Geltungsbereich des Gejeges über den 
Unterſtützungswohnſitz einbegriffen find, verjtanden werden: die Negelung der 
Verpflichtung zur Fürſorge für Ausländer, d. h. für alle Perjonen, welche 
nicht Angehörige jolcher Staaten find, iſt damit in den Bereich der bejonderen 
Regelung verwieſen. 

Einen ähnlichen Rechtszuſtand stellt die bayerijche Geſetzgebung auf 
anderem Wege ber: nach derjelben — dem oben bereits citirten Artifel 10 des 
Geſetzes über die öffentliche Armen: und Krankenpflege vom 29. April 1869 — 
erſtreckt jich die Unterftügungspflicht der Gemeinde zunächſt auf die in ihr 
heimatberechtigten bilfsbedürftigen Perſonen, ſoweit nicht dieſe Pflicht geſetzlich 
der Staats- oder einer anderen Kaſſe auferlegt it; es haben daher einen regu— 
lären Unterſtützungswohnſitz nur Diejenigen Berionen, die im Beſitz einer urſprüng— 
lichen, erworbenen oder verlichenen Heimat jich befinden, wogegen für andere 
hilfsbedürftige nur eine vorläufige bezw. die aus dem Grunde der angewiejenen 
Heimat zu beanjpruchende Fürſorge in frage fommen kann. Da num aber 
eine urjprüngliche, verliehene oder erworbene Heimath nur von bayerijchen 
Staatsangebörigen erlangt werden kann, jo folgt hieraus, daß bei Nichtbayern, 
mögen jie Angehörige des deutichen Neichs oder Neichsausländer jein, ebenfalls 
nur jene vorläufige bezw. außerordentliche Fürſorge den Gegenjtand der bezüg- 
lichen gejeßlichen Vorschriften bilden fann. 

Die Sachlage im Geltungsgebiet des Geſetzes über den Unterjtügungs: 
wohnſitz hat daher mit derjenigen in Bayern das Lebereinftimmende, 
daß der Fürſorgeanſpruch nicht der der mit einem Unterſtützungswohnſitz oder 
Heimatsrecht verjehenen bülfsbedürftigen Perſon zuitchende reguläre, jondern 
daß er ein auf bejonderen Beſtimmungen rubender it. Unterjicheidend 
it Dagegen, daß die bezüglichen Sonderbeitimmungen des Gejeges über den 
Unterſtützungswohnſitz ſich ausjchlieglich auf Ausländer beziehen, während 
in Bayern die formelle Negelung zumächit eine für Ausländer und mit einer 
Heimat nicht verjehene bayerische Staatsangehörige gemeinjame it. 

Die Borjchriften des Geſetzes über den Unteritügungswohnfig betrefis 
hülfsbedürftiger Ausländer find in den SS 60 und 61 enthalten. Diejelben 
lauten folgendermaſſen: 

5 60. Ausländer müſſen vorläufig von demjenigen Ortsarmenverbande 
unterjtügt werden, in deſſen Bezirfe jie jich bei dem Eintritte der Hülfs— 
bedürftigfeit befinden. Zur Eritattung der often bezw. zur Uebernahme 
des hülfsbedürftigen Ausländers tt derjenige Bundesſtaat verpflichtet, 
welchen der Orts-Armenverband der vorläufigen Unteritügung angehört 
nit der Maßgabe, daß es jedem Bundesſtaate überlajjen bleibt, im Wege 
der Landesgeſetzgebung dieſe Verpflichtung auf jeine Armenverbände zu 
übertragen. 

8 61. Durch die Beitimmungen dieſes Geſetzes werden Nechte und 
Verbindlichfeiten nur zwijchen den zur Gewährung öffentlicher Unter— 
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jtügung nach Vorſchrift diejes Gejeges verpflichteten Verbänden (Orts-, 

Land-Armenverbände, Bundesjtaaten) begründet. 

Daher werden die auf anderen Titeln (Familien: und Dienftverhältniß, 

Bertrag, Genofjenichaften, Stiftungen u. ſ. w.) beruhenden Verpflichtungen, 

einen Hülfsbedürftigen zu unterjtügen, von den Beſtimmungen dieſes Ge- 

ſetzes nicht betroffen. 

Für Bayern it die hauptjächlich in Betracht fommende Beftimmung der 
Artikel 12 des Gejeges über die öffentliche Armen: und Krankenpflege vom 
29. April 1869, welcher folgendermaßen lautet: 

. .. . jede Gemeinde tjt verbunden: 

1. den im Gemeindebezirfe befindlichen Hilfsbedürftigen, deren Heimat 
unbekannt oder bejtritten it, oder deren Unterjtügung von der ver: 
pflichteten Gemeinde oder öffentlichen Kaffe verweigert wird, die noth— 
wendige Hülfe nach Maßgabe des Art. 10 Abi. 2 Ziff. 1, 2 und 4, 
dann Abi. 3 jo lange angedeihen zu lafjen, bis die Heimat oder die 
Unterjtügungspflicht amtlich fejtgeftellt ift; 

2. jonjtigen Fremden, welche während ihres Aufenthaltes in der Gemeinde 
der öffentlichen Hülfe bedürfen, die unentbehrlichen Neifemittel oder 
die erforderliche unverjchiebliche Unterjtügung nad) Maßgabe des Art. 10 
Ab). 2 Ziff. 1 umd 2, dann Abi. 3 zu gewähren. 

3. für einfache Beerdigung der im Gemeindebezirte verftorbenen mittel: 
lojen Fremden und aufgefundenen Leichen zu jorgen, wobei jedod) 
eine Verpflichtung zur Bezahlung von Stolgebühren nicht befteht. 

Ihrem Inhalte nad) treffen dieje Beitimmungen darin überein, daß Betreffs 
der vorläufigen Fürjorge Ausländer den Inländern im allgemeinen gleid)- 
gejtellt jind, daß dagegen die definitive Tragung der Laft anderweitig geregelt 
iſt und daß die Verpflichtung zur Fürforge nur jo lange dauert, als der Be 
treffende ausländiiche Hilfsbedürftige fih im Staate aufhält, daß fie demnach 
mit der Beendigung diefes Aufenthalts jic) erledigt. 

Hiermit jind die drei Nichtungen gegeben, nach denen wir den Inhalt 
jener gejelichen Bejtimmungen in den folgenden Abjchnitten zu betrachten 
haben werden. 

Das Elſaß-Lothringiſche Armenpflegerecht enthält betreffs der Für- 
jorge für ausländiiche Arme feine Beitimmung. Doc) ijt der Art. 1 des Ge- 
jeges vom 7. Augujt 1851 über die Hojpitäler, nach welchem jeder in einer 
Gemeinde erfranfte mittelloje Arme, abgejehen von jeder Wohnfitqualififation, 
in das Hoipital der Gemeinde aufgenommen werden muß, ſtets jo aufgefaßt 
worden, daß fie auch auf erkrankte Ausländer Anwendung findet. Im Uebrigen 
iſt es dem Ermeſſen der örtlichen Verwaltungen überlaffen, inwiefern fie ihre 
Fürſorge auch auf ausländische Hülfsbedürftige bis dahin, daß diejelben nad) 
ihrem Heimatſtaat zurückreiſen bzw. dorthin befördert werden fünnen, aus: 
zudehnen für geeignet erachten. IThatjächlich pflegt dies indeffen da, wo den 
betreffenden Injtituten reichliche Mittel zur Verfügung jtehen, in Liberaler Weile 
zu geichehen. Die Auswerfung eines bejonderen Kredits im Staatsbudget, 
durdy welchen der franzöfiiche Staat Injtituten und Gemeinden die Ausübung 
einer jolchen Fürſorge für arme Ausländer zu erleichtern in der Lage war, ') 


!, Siehe Bequet, Regime et Legislation de l!’ Assistance publique et privde en 
France, Paris 1886, S. 81. 
Annalen des Teutien Reid. 1805 2 
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it in die eljahslothringischen Einrichtungen nicht übergegangen. Die weiter 
unten zu erwähnenden Gejege, durch welche in Frankreich auch den Angehörigen 
auswärtiger Staaten neuerdings eine Armenfürſorge zugeſichert worden iſt, 
verdanken ihre Entſtehung erſt der Zeit nach der Abtrennung Elſaß-Lothringens 
und find daher im Reichslande nicht zur Gültigkeit gelangt. 


3. Gleichftellung der Ausländer mit den Inländern in Anfehung der 
vorläufigen Lürforge. 


Die vorläufige Kürjorge, auf welche nach den vorangeführten Be— 
ſtimmungen des Gejetes über den Unterſtützungswohnſitz wie des bayeriichen 
Armengejeges die hülfsbedürftigen Ausländer Anſpruch haben, ijt ein Nechts- 
begriff, den die Geſetzgebung feineswegs mit ausjchlieglicher oder vorzugsweijer 
Beziehung auf ausländijche Arme aufgeftellt hat: jie hat vielmehr zum Bereich 
ihrer Anwendung alle diejenigen Fälle, in welchen das Eintreten der Armen- 
pflege während des Aufenthalt3 des Armen an einem Orte nothwendig wird, 
an dem er Unterftügungswohnjig oder Heimatrecht nicht beſitzt: fie umfaßt 
diejenigen unter Borbehalt der Eritattung durch den verpflichteten Verband zu 
bethätigenden Leitungen, deren es bis dahin, daß der verpflichtete Verband die 
VBerjorgung thatjächlich übernimmt, unumgänglich bedarf. 

Wenn nun die Gejeßgebung das Prinzip der Bleichjtellung der Ausländer 
hinfichtlich des Anſpruchs auf vorläufige Fürjorge mit den Imländern zum 
Ausdrud bringt, jo ijt die Tragweite diejes Grundjages nach) zwei Nichtungen 
hin zu unterfuchen: einmal in der Richtung der Abgrenzung der Quali— 
fikation derjenigen Perjonen, welche als Ausländer dieje Gleichjtellung in 
Anspruch nehmen fünnen und jodann im der Richtung auf den materiellen 
Inhalt der Fürſorge, welche ihnen jene Gleichjtellung verbürgt. 

In Betreff des erjten Punktes der Abgrenzung der Kategorien 
ber berechtigten Subjefte wird weder im Bundesgeſetz noch im Bayer— 
iſchen Gejeg ein Unterſchied zwiſchen jolchen Ausländern, welche Angehörige 
eines deutſchen Staates und ſolchen, welche Neichs-Ausländer find, gemacht: 
die Bejtimmumgen des Unterjtügungswohnfiggejeges beziehen vielmehr ſich eben- 
jowohl auf Deutjche, welche nicht Angehörige eines zum Geltungsgebiet des 
Geſetzes gehörigen Staates find, ımd welche daher im Sinne des Ocfetes zu 
den Ausländern gehören, wie auf andere Ausländer; ebenjo gelten die Be: 
ſtimmungen des bayeriſchen Geſetzes, die überhaupt nicht blos für Staatss, 
jondern für die weitere Stategorie von Ortsfremden erlaffen find, ſich in gleicher 
Weiſe auf alle Hülfsbedürftige nichtbayerijcher Staatsangehörigfeit, gleichgültig 
ob jie einem andern deutjchen oder einem auswärtigen Staat angehören. In 
dem Geltungsbereich beider Gejeggebungen it die einzige VBorausjegung, unter 
der dieſe Fürjorgepflicht fich auch auf den Ausländer erſtreckt Die, daß derjelbe 
zur Zeit des Hervortretens der Hülfsbedürftigfeit in einem der zum Geltungs: 
bereich des Gejeges über den Unterftügungswohnfig gehörigen Staaten bzw. in 
Bayern feinen Aufenthalt habe oder betroffen werde. So ift e8 zu verſtehen, 
wenn in jenem $ 64 des Preußiſchen und damit übereinjtimmend in Art. 47 
des Württembergijchen und Art. 20 des Heſſiſchen Nusführungs: 
gejeges zum Gejeg über den Unterftügungswohnfig jener Gtleichjtellung die 
Einjchränfung Hinzugefügt wird „jo lange ihm (dem betr. Ausländer) der 
Aufenthalt im Inlande gejtattet wird“; es hat damit nur ausgedrückt twerden 
jollen, dab durch die Gleichjtellung das den Staate zugehörende Ausweiſungs— 
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recht nicht berührt wird.') Der Sachlage entiprechender erjcheint der in $ 10 
der jähjtichen Verordnung vom 6. Juni 1871 gebrauchte Ausdrudf „io 
lange ihre Ausweiſung nicht ins Werf gejegt wird“; das Gleiche gilt von der 
in Art. 12 des Bayeriſchen Armenpflegegeiehes jener Vorausjegung ge 
gebenen Faſſung, wonach die Gemeinden denjenigen Fremden, „welche während 
ihres Aufenthalts im der Gemeinde der öffentlichen Unterjtügung bedürfen, 
Hülfe zu gewähren verpflichtet jind“. 

Was den materiellen Inhalt der Fürjorge d. bh. Art und Maß 
der zu gewährenden Unterjtügung anlangt, jo macht auch in dieſem Punkte 
das Reichsgeſetz über den Unterftügungswohnfig, wie vorbemerft, in der Ver: 
pflihtung zur vorläufigen Fürjorge zwijchen Inländern und Ausländern feinen 
Unterjchieb ; ichon hieraus ergibt ſich, daß die Vorjchriften, durch welche die 

Yandesgeieggebung bzw. in Ausführung oder Ergänzung derjelben die Ber: 
alt prari Art und Maß der zu leiftenden Armenfürjorge für Inländer 
geregelt hat, in derjelben Weife auch auf Ausländer Amvendung findet. Einzelne 
Ztaaten haben in den zum Gejeg über den Unterjtügungswohnjig erlafjenen 
Austührungsgejegen diefem Grundjag einen noch präzijeren Ausdrud verliehen. 
So heit es in dem oben angeführten $ 64 des Preußiichen, Art. 47 des 
Württembergiſchen und Art. 20 des Heſſiſchen Ausführungsgejeges 
aleichlautend: 

„Jeder Ausländer tft, jo lange ihm der Aufenthalt im Inlande gejtattet 

wird, in Bezug 

a) auf die Art und das Map der im Falle der Hülfsbedürftigfeit zu ges 

währenden öffentlichen Unterjtügung einem Deutichen gleich zu behandeln.“ 
Die Verordnung vom 6. Juni 1871 für das Hlönigreih Sachjen des — 8 10 — 
beichränft jich auf eine im Allgemeinen die Vorjchrift des Neichsgejeges repro— 
duzirende Faſſung, wogegen in $ 21 des Badischen Gejeges über die öffent: 
liche Armenpflege jenem Grundjag nur betreffs der außerhalb ihres Wohnorts 
erfrantten, im hülfsbedürftigen Zustande befindlichen Ausländer bejonderer 
Ausdrud gegeben worden it. 

Das Bayerijche Gejeg über die Armenpflege jpezifizirt in dem mehrfach 
allegirten Art. 12 die dem Ausländer zu gewährenden Yeiltungen der Armen: 
pflege: Ddiejelben decken fich wie oben?) ausgeführt mit denjenigen Leiſtungen, 
welche dem Inländer gegenüber zu bethätigen find, mit einer Ausnahme: es 
finder nämlich die durch Art. 10 Abjag 2 al. 4 des Geſetzes feitgejtellte Ver: 
prlihtung, armen Kindern die erforderliche Erziehung und Ausbildung zu ver: 
ichaffen, auf Ausländer feine Anwendung. Es liegt diejer Emjchränfung offen— 
bar der Gedanfe zum Grunde, daß die Armenfürjorge für Ausländer, da die 
betreffenden Fälle regelmäßig jich durch Ausweiſung erledigen, ihrer Natur 
nach, mie jchon oben ausgeführt, eine nur vorübergehende umd zu furze Beit 
dauernde tjt, als dat fie einer mit Ausficht auf Erfolg zu treffenden Einleitung 
betreffs der Erziehung und Ausbildung der Kinder Naum gebe. Es ericheint 
daher die praktische Bedeutung diefer Eimjchränfung eine nur geringe. 

Selbitredend bejchränft jene Sleichjtellung jich aber auch auf die Leitungen 
der öffenthichen Armenpflege als jolcher, fie findet feine Amvendung 
auf Leritungen, welche auf Stiftungen beruhen, für dieje find die Borjchriften 


7) Siehe bierüber vorzugsmeife Wohlers, das Reichsgeſeß über den Unteritügungs- 
Wobniis, 5. Auflage S. 188 (zu $ 60). 
Siehe oben ©. 17 
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der Stiftungsurkunde bezw. die aus ihr zu entnehmende Abſicht des Stifters 
ausſchließlich maßgebend; um Zweifeln vorzubeugen, beſtimmt $ 61 des Geſetzes 
über den Unterftügungswohnjig ausdrüdlich, dat die auf anderen Titeln (Fa— 
milien= und Dienjtbotenverhältniß, Vertrag, Genoſſenſchaft, Stiftung u. j. w.) 
beruhenden Verpflichtungen, einen Hülfsbedürftigen zu unterjtügen, durch die 
Beitimmungen des Gejeges nicht betroffen werden. Soweit daher innerhalb 
einzelner Armenverbände die Obliegenheiten der öffentlichen Armenpflege oder 
einzelne derjelben durch Stiftungen erfüllt werden, verſteht es fich von jelbit, 
da Art und Maß diejer Leitungen für die von ausländischen Hülfsbedürftigen 
zu erhebenden Fürjorge-Anjprüche, welche ſich ausjchließlich gegen die Öffent- 
liche Armenpflege richten, nicht zum Maßſtabe dienen fünnen; dieſe Anjprüche 
bejchränfen ſich ſtets auf dasjenige, was zur Befriedigung des umnabweislichen 
Bedürfnifies nothiwendig iſt. Das Gleiche findet Anwendung, wenn im Orts 
armenverband aus bejonderen Beweggründen für gewiſſe Kategorien die orts— 
angehörigen oder ausländijchen Hülfsbedürjtigen in einer opulenteren, über 
das Maß der nothdürftigen Fürſorge hinausgehenden Weiſe jorgt; auch hier 
würden ausländiiche Hülfsbedürftige ſich die Zurüdjührung ihrer Anjprüche 
auf das ebengedachte Maß gefallen zu laffen haben: es würde beijpieläweije 
ein jiecher Ausländer nicht ohne Weiteres Anſpruch auf Verpflegung in einem 
von der Gemeinde für Ortsangehörige errichteten Siechenhauje, jondern jede 
andere Art der Verpflegung, durch welche dem Bedürfniß entiprochen wird, ſich 
gefallen zu laſſen haben. 


4. Abweichende Regelung der Verpflichtung zur definitiven Fürforge insbefondere 
der Tragung der Koftenlalt. 


Das Reichsgeſetz über den Unterſtützungswohnſitz regelt die defi— 
nitive ürjorgepflicht in der Weije, dab es zur Erjtattung der Koſten bezw. 
zur Uebernahme des hülfsbedürftigen Ausländers denjenigen Bundesjtaat ver: 
pflichtet, welchem der Ortsarmenverband der vorläufigen Unterjtügung angehört, 
mit der Maßgabe, daß es jedem Bundesſtaate überlajien bleibt, im Wege der 
Landesgejeßgebung dieje Verpflichtung auf jeine Armenverbände zu übertragen 
($ 60). Das Bayerijche Armenpflegegejeg räumt Art. 14 der Gemeinde, 
welche die Fürjorge für eine ortsfremde Perſon bewirkt, einen Anſpruch auf 
Erjat der Aufwendungen einestheil® gegen die verpflichtete Deimathgemeinde 
jofern eine jolche vorhanden, andernfalls gegen den Staat oder die öffent: 
liche Kaffe ein, welche nach den Gejegen zur Unteritügung bülfsbedürftiger 
Perſonen verpflichtet ft. Da num nach Art. 18 des Heimatgejeges Unterſtütz— 
ungen, welche den in Bayern mit einer Deimatsberechtigung nicht verjehenen 
Berjonen gewährt werden, dem Staat in dem Umfange zur Laft fallen, wie jie 
jonjt von der Deimatsgemeinde zu tragen wären, jo folgt hieraus daß für den 
Erjat der behufs Erfüllung der gejeglichen Verpflichtung zur vorläufigen Für: 
jorge für ausländische Arme von den Gemeinden gemachten Aufwendungen 
der Staat aufzufommen hat. 

Während aljo in Bayern die Verpflichtung des Staats, die Kojten für 
die am hülfsbedürftigen Ausländern bethätigte Fürſorge zu tragen, eine abſo— 
lute und allgemeine it, bejtcht eine ſolche Verpflichtung des Staats im 
Geltungsgebiete des Gejeges über den Unterftüßungswohnjig nur inſo— 
weit, als der betreffende Staat von der Berechtigung, die Verpflichtung im 
Wege der Landesgejegebung den Armenverbänden zu übertragen, nicht Gebraud) 
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gemacht hat. Der letztere Fall ift jedoch in allen deutjchen Staaten mit Aus- 
nahme Badens eingetreten; indefjen ift die Negelung injofern eine verjchiedene 
geworden, als ein Theil der Staaten jene definitive Fürjorge den Landarmen- 
verbänden auferlegt, ein anderer auch die Ortsarmenverbände herangezogen und 
Die betreff der Fürſorgepflicht derjelben hinfichtlich der Inländer geltenden 
Grundſätze auch auf die Ausländer für anwendbar erflärt hat. 

Diejenigen Staaten, welche die Verpflichtung zur definitiven Fürſorge den 
Landarmenverbänden auflegen, find Sahjen, Württemberg, Med: 
lenburg- Schwerin und Medlenburg:-Strelig, Sahjen-Weimar, 
Braunihweig, Sahjen- Meiningen, Schwarzburg: Sonder3- 
baujen und Reuß dä. 2... Da in einzelnen diejer Staaten, wie m Sachſen 
und Medlenburg: Schwerin das ganze Staatsgebiet einen Landesarmen- 
verband bildet, jo fällt die getroffene Einrichtung mit der geieglichen Regel 
des $ 60 des Neichsgejeges nahezu zufammen; die Abweichung bejteht ım 
Wejentlihen darin, day die Verwaltung diefes Zweiges der Fürſorge und die 
Aufbringung und Verrechnung der Koſten nicht innerhalb der allgemeinen 
Staat und jtaatlichen Finanzverwaltung, jondern innerhalb des bejonderen 
Organismus des Landarmenverbandes erfolgt, deſſen Haushalt für die be- 
treffenden Ausgaben aufzufommen hat. Das Württembergiiche Gejek vom 
17. April 1873 ſchränkt in Art. 47 die Belaftung der Landarmenverbände 
durch den Zujag ein, daß zur Erjtattung der durch die Unterjtügung erwach- 
jenen Stojten bezw. zur Uebernahme der hülfsbedürftigen Ausländer im Falle 
des $ 29 des Gejetes über den Unterjtügungswohnfig der Dienjtort und nur 
außerdem der Landarmenverband verpflichtet jet. 

Die Mehrheit der Staaten hat jedoch größtentheils dem Borgange Preu— 
ßens folgend das Syſtem des Geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz betrefis 
der Vertheilung der Fürſorgelaſt für die inländifchen Armen einfach auf die 
Ausländer ausgedehnt. Das Preußiſche Ausführungsgejeg zum Geſetz über 
den Unterjtügungswohnfig vom 8. März 1871 bejtimmt nämlich in dem jchon 
oben allegirten 8 64: 

„Jeder Ausländer it, jolange ihm der Aufenthalt im Inlande gejtattet 
wird, in Bezug: 


JJ ——— 
b) auf den Erwerb und Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes 
einem Deutſchen gleich zu behandeln. 

Wie ſchon oben (S. 18) ausgeführt worden, hat mit dem Zuſatz: „ſolange 
ihm der Aufenthalt im Inlande geftattet wird” keineswegs ausgeſprochen werden 
iollen, daß die angedeutete Wirkung des Aufenthalts durch vorherige obrigfeit- 
liche Genehmigung desjelben bedingt jei; es wollen jene Worte vielmehr nur 
die Auslegung ausjchliegen, als ob mit dem Erwerb eines Unterſtützungswohn— 
jißes Seitens eines Ausländers der Ausübung des der Behörde zuftchenden 
Answeiſungsbefugniſſes ein Hinderniß erwachje; dieje Befugniß bleibt vielmehr 
völlig unberührt und bejchränft die Bedeutung diejer Beitimmung demnach ſich 
auf die Regelung, welche jie der Vertheilung der Armenlaſt zwiſchen den Ber: 
bänden gibt. Die Beitimmung ift die des urjprünglichen Negierungsentwurfg: 
die Kommiſſion des Herrenhaufes hatte den Paragraphen geitrichen, das Ple— 





’) Siehe die Zufammenftellung in Krech, die Reichsgeiege über den Unterſtühungs— 
MRohnüs, 3. Auflage, S. 201 ff. 
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num jedoch eine Beſtimmung bejchloffen, nach welcher jene Fürſorge den Land: 
armenverbänden auferlegt werden jollte. Das Abgeordnetenhaus jtellte den 
Negierungsentwurf wieder her. Unverändert it die Beitimmung in den Aus— 
führungsgejegeu von Heſſen (vom 14. Juli 1871 864), Sachſen-Coburg— 
Gotha (31. November 1881 $ 37), Anhalt (vom 29. Juni 1871 $ 64), 
SC hwarzburg:NRudoljtadt (vom 23. Juni 1871 8 21), Walded (vom 
29. Juni 1871 826), Neuß j.. (vom 21. Juni 1871 834) und Schaum: 
burg-Lippe (vom 7. Mär; 1872 8 13) aufgenommen worden. Eine andere, 
jedoch dem Sinne nach auf dasjelbe hinauslaufende Faſſung bat Oldenburg 
in Art. 76 der revidirten Gemeinde: Ordnung vom 15. April 1873 den Ge 
danken gegeben. Es heißt bier: 

„gur Gritattung der diesfälligen Stojten bezw. zur Uebernahme der 
hilfsbedürftigen Ausländer ijt der Yandesverband verpflichtet, es jet denn, 
daß ein jolcher Ausländer ſich jo lange an einem bejtimmten Orte auf 
gehalten hat, daß er, wäre er ein Deutjcher, den Unterjtügungswohniit 
Dajelbit erworben haben würde, in welchem Falle die obige Verpflichtung 
dem Ortsarmenverbande des Aufenthaltsorts obliegt.” 

Diefe Faſſung haben Sahjen-Altenburg (Nusf.-Verordnung vom 3. Juni 
1871 8 15) und Lippe: Detmold (MNusf.-Öejeg vom 12, September 1877 
$ 30) jich angeeignet. 

Die Bedeutung jener Verschiedenheit der Regelung wird dadurd) abgeichwächt, 
daß, wie jchon oben mehrfach betont, die Fürſorge für Musländer, weil jie ſich 
durch Ausweiſung zu erledigen pflegt, in der großen Mehrzahl der Fülle vor— 
übergehender Natur ift und lediglich kürzere Zeiträume umfaßt. Mag indeijen 
die definitive Tragung des Aufwandes den Yandarmen: vder den Ortsarmen- 
verbänden auferlegt jein, immer handelt es jich bei jolcher Beitimmung lediglich 
um einen Modus der Bertheilung der durch die Leiſtung der vorläufigen Für: 
jorge, wie jolche im Prinzip dem Staat obliegt, erwachjenen Laſt, nicht da— 
gegen um NAufftellung von Normen, nach denen auch ein Musländer — ım 
Sume der Gejege über den Unterſtützungswohnſitz — einen ordentlichen Für: 
jorgeanjpruch im Wege der Begründung eines Unterftügungswohnfiges er 
langen fünnte; die Erlangung eines jolchen iſt für diejenigen Perjonen, Die 
nicht Angehörige eines in den Geltungsbereich des Gejeges über den Unter: 
ſtützungswohnſitz einbegriffenen Staates ind, ſtets ausgejchloffen ; es kann daher, 
wie das Bundesamt für das Heimatwejen in wiederholten Entjcheidungen 
anerfannt hat, derjenige Bundesſtaat bezw. derjenige Armenverband desjelben, 
innerhalb deſſen die Hilfsbedürftigkeit eines Ausländers bervorgetreten iſt, 
niemals wegen Uebernahme der Fürſorge den Armenverband eines andern 
Bındesjtaats unter der Behauptung in Anſpruch nehmen, dal mac) dem dort 
geltenden Landesgeſetz die betreffende Perſon dajelbjt durch zweijährigen Auf 
enthalt Unterftügungstwohnfig erlangt habe.) Mit diefer Auffaſſung bat ich 


) In beionders Hlarer und überzeugender Meile wird dies in der Enticheidung vom 
13. Dezember 1879 (Wohlers Enticheidungen des B.N. für das Heimatwejen XI S. 131) 
ausgeführt, wo es in den Gründen beißt: „Allein die landesgeiegliche Fürlorgeprlicht des 
Ortsarmenverbandes, in welchen ein Ausländer ein dem reichsgeieglichen Unteritügungs- 
wohnſitz der Inländer nachgebildetes Hilfsdomicil für fich und feine unfelbitändigen An— 
ehörigen erlangt bat, eritvedt fidy nicht weiter, als die Fürſorgepflicht des Staates, welcher 
ie zu erſetzen beſtimmt ift, greift alfo mr Blab, wenn der Ortsarmenverband der vorläufigen 
Unterjtügung demselben Bundesſtaate angebört, da nach S 60 des Neichägelehes fein Bundes- 
ftaat zur Fürſorge für Ausländer verpflichtet it, welche in einem andern Bundesitaate der 
Unterftügung anbeim gefallen find. Wal. auch Entich. XVII, S. 167. 
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en erit neuerdings zur Kenntniß gelangter‘) ımd wie es jcheint amtlich nicht 
veröffentlichter, an die Regierung zu Düſſeldorf gerichteter Beſcheid des Preußiſchen 
Miniſters des Innern — von Puttkamer — vom 18. April 1886 in Wider: 
ſpruch geſetzt: die Ausweiſung einer baverischen Familie, welche in einem 
preußiſchen Urtsarmenverbande jich zwei Jahre aufgehalten, wird hier aus dem 
Grunde für unzuläffig erklärt, weil dielelbe dadurch Unterftügungswohnfig 
aworben babe und daher nach 8 5 des Sreigügigfeitögejehes nicht mehr der 
Auswertung umnterliege: es wird angenommen, daß die Borausjehung des Art. 11 
alinea 2 des Freizügigkeitsgeſetzes, welche lautet: 
wenn nach den Landeögelegen durch den Aufenthalt oder die Niederlaflung, 
wenn Jolche eine beſtimmte Zeit hindurch ununterbrochen fortgejegt worden, 
das Deimatrecht (Gemeindeangehörigkeit, Unterftügungswohnjig) erworben 
wird, behält es dabei jein Bewenden, 
e Preußen vorliege, da bier nicht nur im der früheren Geſetzgebung betreffs 
s Erwerbs des — zwiſchen Ausländern und Inländern 
naht unterschieden, jondern auch durch 8 64 des Ausjührungsgejeges } sum Geſetz 
über den Unterſtützungswohnſitz die Ausländer den Inländern in Bezug auf 
Erwerb und Verluſt des Unterſtützungswohnſitzes gleich geſtellt worden ſeien. 
Sch behalte mir vor, auf dieſe Entſcheidung, ſoweit ſie die | Zuläſſigkeit der Aus— 
weiſung zum Gegenſtande hat, ſpäter —— ) die Annahme, daß 
nach dem 8 64 des Ausführungsgejeges in Preußen für einen Bayern em 
Unterſtützungswohnſitz im binmdesrechtlichen Sinne —— werden könne, be— 
ruht meines Erachtens auf unzutreffender Auffaſſung des 8 60 des Bundes— 
und Des erwähnten $ 64 des Preußiſchen Gejeßes; die Abſicht des letzteren 
iſt es Doch offenbar, nur für die Vertheilung derjenigen Laſt, wie ie ſich aus 
der Leiſtung der vorläufigen Fürſorge nach $ 60 ergibt, auf die Armen: 
verbände Anweilung aufzuitellen, feineswegs aber dieſe Yalt über den Umfang 
haus, welchen das Bundesgeſetz ihr gibt, zu erweitern: da nun aber das 
Bundesgeſetz dem Preußiſchen Staat lediglich eine Pflicht der vorläufigen Für— 
iorge für die Dauer des Aufenthalts des Ausländers bezw. bis zur Ausweiſung 
destelben auferlegt, jo hat anch der bezügliche Armenverband lediglich Diele 
ne Fürſorge und zwar mit demſelben Vorbehalt betreffs ihrer Beendigung 
zu übernehmen. Die vom Miniſter angezogene Entſcheidung des Bundesamts 
für das Heimatweſen vom 9. Dezember 1576°%, enthält keinerlei Beſtätigung 
der im Reſeript ausgeführten Anſicht, da es sich hier um einen Streit zweier 
zum Geltungsbereich des Gejeges über den Unterſtützungswohnſitz gebörender 
Armenverbände handelte; es fragte ſich in jenem Streitfalle lediglich, ob em 
Theil der Zeit, welche die Mutter der der Armenpflege anheim gefallenen unehe— 
lichen Kinder in einem preußiichen Ortsarmenverbande ihren Aurentbalt gehabt, 
ber Berechnung der zum Erwerbe des Unterjtügungswohnfiges erforderlichen 
zweijãhrigen Aufenthaltsdauer aus dem Grunde außer Berechnung zu laſſen 
ser, weil dieſer Theil noch innerhalb der Zeit lag, in welcher das Geſetz über 
den Unterftügungswohnfig in Wirttemberg, dem Heimatjtaat der Mutter noch 
feine Giltigfeit hatte; dieje Frage wird vom Bundesamt verneint. Die durch 
S 64 des Ausführungsgeiches begründete Verpflichtung der Armenverbände 
dDedt ſich Daher im Inhalte feinesiwegs mit derjenigen, welche ſich für diejelben 
) Abgedruckt in Nr. 64 (22. März 1894) der Blätter für ſociale Praxis. 
?, Siehe ımten ©. 32. 
’ Woblers, Sitſcheidungen Wand VIII S. 140 ff. 
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aus den bundesrechtlichen Beitimmungen über den Unterftügungswohniis, da wo 
dieje legteren anwendbar find, ergibt. 

Soll ein Urtheil über den Werth der einander entgegengejegten Methoden, 
welchen die Deutjchen Staaten behufs der Ausführung der bezüglichen Bes 
jtimmungen des Bundesgeſetzes gefolgt find, Hier ausgeiprochen werden, To 
jcheint mir ein genügender Grund nicht vorzuliegen, die Vorausjegungen für 
die Zutheilung der Armenlaft für die einzelnen Fälle an die einzelnen Armen- 
verbände bei Ausländern anders als bei Inländern zu bemeifen und der That— 
jache der länger fortgejegten Wohn- und Aufenthaltsgemeinjchaft betreffs jener 
eine geringere Bedeutung beizulegen, als ſie betreffs diejer zum Zweck der 
Begründung der Fürjorgepflicht der Armenverbände eingeräumt tft; noch weniger 
vermag ich e8 al3 richtig anzuerkennen, wenn die Uebertragung der Fürſorge— 
laſt betreffs der Ausländer auf die Landesarmenverbände mit der Abjicht 
motivirt wird, vermöge der größeren Leiltungsfäbigfeit Der Kandarmenverbände 
eine intenjivere Handhabung diejer Fürſorge jicher zu jtellen; es fehlt an jedem 
Anlaß dazu, in den Anjprüchen an die Lerftungen der Armenpflege zu Gunſten 
des Ausländers weiter als zu Gunſten des Inländers zu gehen. Das von der 
Preußiſchen Gejeggebung angenommene Syitem jcheint daher das richtigere zu ſein. 


5. Aufhebung der Lürforgepflicht durch Beendigung des Aufenthalts. 


Wie vorftchend ausgeführt, erſtreckt jich die Verpflichtung der deutjchen 
Staaten zur Fürjorge für hilfsbedürftige Ausländer nur auf jolange, als die 
Betreffenden ihren thatjächlichen Aufenthalt im Gebiete des Staates haben; 
auch hierin umterjcheidet ſich dieje Verpflichtung von der betreffs der Inländer 
beitehenden; leßtere wird von dem Aufenthalt im Auslande nur thatjächlich 
juspendirt, während jie wieder zu voller faktiſcher Geltung gelangt, jobald der 
Betreffende, die Fortdauer der jeiner Hülfsbedürftigfeit bedingenden Umstände 
vorausgejegt, ins Inland zurückkehrt; erjtere erlifcht mit der Lebertragung 
des Aufenthalts in das Ausland überhaupt. Im der Negel ift indejjen die 
Perſon, welche die Fürjorge in Anſpruch genommen bat, eben wegen ihres 
hülfsbedürftigen Zujtandes nicht in der Lage, dieje Uebertragung ihres Aufent— 
halts ins Ausland jelbjt herbeizuführen; es bedarf vielmehr hierzu einer be 
jonders gearteten Hülfe im der Armenpflege: da indejjen ferner jene Ueber— 
weijung an das Ausland der Negel nach nur dadurch realifirt werden fann, 
daß derjenige Staat, in welchem die unterjtügte Perjon Staatsangehörigfeits: 
rechte befitt, diejelbe wieder aufnimmt, jo it hierzu außerdem auch eine Zus 
lafjung oder Mitwirkung des auswärtigen Staats erforderlich. Damit tritt die 
Herbeiführung jener die Beendigung der Fürjorge bedingenden IThatjache in 
den Bereich der internationalen Behandlung, deren Grundjäge darzuftellen die 
Aufgabe des folgenden Abjchnittes bildet. 


II. Gebiet der internationalen Regelung. 
1. Allgemeines. 


Da, wie joeben ausgeführt, die Verpflichtung der deutichen Staaten zur 
Fürſorge für hülfsbedürftige Ausländer nur auf jo lange bejteht und in Ans 
ſpruch genommen werden fanı als die betreffenden ihren thatiächlichen Aufent- 
halt im Gebiete de3 Staats haben, jo iſt es em matürliches und berechtigtes 
Beitreben der einzelnen Staaten, die einzelnen Fürjorgefälle, joweit es ſich nicht 
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etwa um eine Hülrsbedürftigfeit gänzlich borübergepender Natur handelt, iv 
rajch als möglich durch Herbeiführung jenes Verlafjens, der Negel nach alſo 
durch Ausweiſung zur Erledigung zu bringen. Als rechtliche Grundlage 
der zu dieſem Behuf zu unternehmenden Schritte kann der völkerrechtliche Say 
angejehen werden, daß jeder Staat diejenigen Berjonen, welche feinem Verbande 
angehören, aber aud nur dieſe, im jeinem Gebiete zu dulden verpflichtet üt, 
daß er daher eimestheild zur Wiederaufnahme der zeitweilig im Auslande 
weilenden Staatsangehörigen verbunden, andererjeits aber ich jolcher Perſonen, 
die ſeinem Verbande nicht angehören, durch Ueberweiſung an den Staat, 
in welchem ſie Staatsangehörigfeitsrechte, bejigen, zu entäußern berechtigt tt. 
Ta nun aber, wie jchon angedeutet, diefe Entäußerung regelmäßig nur durch 
Ueberführung in das Gebiet eines andern Staats bewirkt werden kann, ſo hat 
die Ausführbarkeit der Ausweiſung zur Vorausſetzung nicht bloß, daß der 
betreffende Hülfsbedürftige in den Staat, welcher ſich ſeiner durch Ausweiſung 
entäußern will, Staatsangehörigkeitsrechte nicht beſitzt, ſondern daß auch der 
Staat, nach welchem die Ausweiſung erfolgen ſoll, nicht in der Lage ſei, der 
Annahme des Auszuweiſenden ein Hinderniß entgegenzuſetzen: dieſe letztere 
Vorausſetzung umfaßt aber wieder ein doppeltes Moment: es muß einmal eine 
Verpflichtung des betreffenden Staats, den Hülfsbedürftigen aufzunehmen und 
bet jich zu dulden, wie jolche regelmäßig durch Staatsangehörigfeit 
begründet wird, nicht mur gegeben, jondern es muB auch dieſe Verpflichtung, 
bezw. das ihr zu Grunde liegende Sachverhältnig von dem Staate und 
jeinen Organen anerkannt jein; denn da die lLleberführung in das Gebiet 
des Staates, welcher den Hülfsbedürftigen aufnehmen joll, ohne Mitwirkung 
jener Organe ſich nicht zur Ausführung bringen läßt, müſſen die [egteren 
unter dem Einfluß des Bewußtſeins handeln, daß die Rechtslage im konkreten 
Falle jte zur Aufnahme und Duldung des Hitlfsbedürftigen verpflichte; dem 
Erfordernig eines materiellen Grundes der Mufnahmepflicht tritt daher 
das eines formellen Anerkenntniſſes jenes Grundes Seitens der Organe 
des betreffenden Staats hinzu. 

Die Konjequenzen jenes völferrehtlihen Satzes können mur aber 
Gegenstand der Verſtändigung zwiſchen den verjchiedenen Staaten jein; 
dieje Verſtändigung kann fich ebenio auf den materiellen Inhalt des 
Saßes, wie auf die Form, welcher dejjen Ausführung unterliegt, beziehen. 
Der erjteren Art jind Vereinbarungen über die materiellen Borausjegungen 
der Anweiſung oder der Uebernahme, durch welche die bezüglichen gegenjeitigen 
Rechte der einzelnen Staaten näher begrenzt, erweitert oder beichränft werden; 
an ſie Schließen Verabredungen ſich an, durch welche über die Art und das Mai; 
der bis zur Vollführung der Ausweifung zu leitenden Fürſorge Beitimmung ge: 
troffen wird, Der le&teren Stategorie gehören an Feſtſetzungen über die 
Form, in der der Nachweis der in der Staatsangehörigfeit oder 
anderen Thatjachen begründeten Verpflichtung des übernehmenden Staats zu 
führen iſt, über die Zuftändigfeit der zu den Verhandlungen über das Aus: 
weijungsverfahren und insbejondere die Anerfenmung der Uebernahmepflicht er- 
mächtigten Behörden, über die von den Iransporten einzuhaltenden Wege, 
die vorzinveiienden Yegitimationen ı. ſ. w. 

Bereinbarungen der beregten Art fommen in Anſehung des deutjchen 
Reiches in zweierlei Richtung vor: einmal zwijichen den Staaten des 
deutichen Reiches, inſoweit diejelben nach Lage der Bundesverträge und 
der Reichs: und Landesgejeggebung ſich in Bezug auf das Armenpflegerecht 
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noch jett gegenfeitig als Ausland betrachten, ein Verhältniß, wie jolches zwiſchen 
den drei Gruppen: Staaten des Geltungsbereich$ des Gejeges über den Unter: 
jtügungswohnfig, Bayern und Eliah-Lothringen zur Zeit bejteht: zweitens 
zwischen dem deutſchen Neiche bezw. einzelnen Staaten DOM ELDEN 
und ausländijchen Staaten. Jede diejer beiden Kategorien von Verein— 
barungen erheilcht befondere Erörterung. 


2. Vereinbarungen zwifchen Staaten des deutfchen Keichs. Gothaer Vertrag 
und Eiſenacher Hebereinkunft. 


Dem lofen Verhältniß entiprechend, in welches die Bundesverfallung von 
1815 die deutichen Staaten zu einander gejtellt hatte, trugen Die gegenjeitigen 
Beziehungen derjelben lange Zeit einen übenviegend nur völferrechtlichen 
Charakter: dies gilt auch betreffs der auf VBeranlaffung der Armenverwaltungen 
erfolgenden Ausweiſungen; die einzelnen Staaten betrachteten ſich gegenjeitig 
als Ausland und regelten die Verhältniſſe, wie ſie ſich durch die aus der Zurück 
weiſung Hülfsbedürftiger in den 2 man erwwachjenden Berührungen er: 
gaben, nach völferrechtlichen Grundſätzen. Das Mißliche eines jolchen Zuftandes 
und des Mangels einheitlicher Normen fr die Behandlung derartiger Fülle 
mußte, zumal bei der Zeriplitterung eines großen Iheils des Bundesgebiets 
in zahlreiche fleine Staatswejen umjomehr berveortreten, je mehr mit dem 
wachjenden Verkehr die Fälle der Ueberſiedelung von Angehörigen der einzelnen 
Staaten in das Gebiet der andern und Damit auch die Fälle der Rückverweiſung 
ſich bäuften: es führte dies jchon ſehr bald nach dem Zuſtandekommen der 
Bundesfaſſung zu Verſuchen, die auf die Befugniß zur Ausweiſung und die 
Ausführung der legteren bezüglichen gegemjeitigen Berhältniffe durch Verein— 
barungen zu regeln, welche von den einzelnen deutjchen Staaten miteinander 
abgeichlofjen wurden: vorzugsweije war der preußiſche Staat, für den Die 
Angelegenheit vermöge der großen Zahl der angrenzenden Territorien ein be: 
ſonders erhebliches Intereſſe hatte, beitrebt, die betreffenden Beziehungen überall 
durch Verträge mit den Nachbaritaaten zu ordnen: den Anfang machten Dre 
mit Ba yern, Heilen: Darmjtadt und Sadien len lleberein: 
fommen vom ; —— 1818, 23. Februar und 31. März 1819 3 bezw. 1820. 


Der durd) dicie päter mannigfach ergänzten \ — neidhafjene Rechts⸗ 
zuſtand gab indeſſen nicht nur von Anfang an zu zahlreichen Zweifeln und 
Differenzen Anlaß, deren Beſeitigung nur im Wege mühevoller Verhandlungen 
möglich war, ſondern er wurde auch völlig unhaltbar, nachdem Preußen 
durch die Geſetzgebung des Jahres 1842 für die Erlangung des Rechtes als 
preußiſcher Unterthan anderweitige Normen aufgeſtellt und die Aufenthalts— 
und Niederlaſſungsbefugniß der Staatsangehörigen ſowie des Armenpflegerechts 
vom Geſichtspunkte des Freizügigkeitsprinzips aus neu geordnet hatte; es gab 
dies der Megierung dieſes Staates Anlaß, wegen Nevifion der bejtehenden 
Verträge zumächit mit Sachen in Verhandlungen einzutreten und nachdem 
diefelben zum Abſchluß eines neuen, auf anderen Grundlagen beruhenden Ber: 
trage⸗ ) geführt, die Initiative“) zu einer alle deutſchen Staaten umfaſſenden 

", Siehe die Minifterial-Grttärung betr. den Abſchluß eine neuer Uebereinkunft zwiſchen 
Preußen und dem Königreich Sachien wegen Uebernahme der Ausgewieſenen vom 31. Dez. 
1850, preuß. Gejeß-Sanıml. von 1851, > ff. 

Die Motive find in dem an die De aueh der deutichen Bundesſtaaten — außer 
Oeſterreich — gerichteten Cimladungsichreiben — Cirkular des preußiichen Miniſteriums der 
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vertragsmäßigen Negelung zu ergreifen: al$ Grundlage diejer Verträge twurde 
der jeit einiger Zeit zwilchen Preußen und Dejterreich vereinbarte Sat 
in Vorſchlag gebracht, 
daß jeder Staat ſeine urſprünglichen Angehörigen, auch wenn fie ihre 
Angehörigfeit inzwijchen verloren haben, auf Antrag jeden andern 
Staats jo lange zu übernehmen habe, als jie nicht in diefem Staat, 
nad) deſſen inneren Gejegen angehörig geworden jet. 

Das Ergebnik diejer Verhandlungen!) war die Gothaer Ueberein: 
funft vom 15. Juli 1851, für deren materiellen Inhalt das oben gedachte 
Prinzip die Bafıs enthält, und dem die verjchiedenen deutichen Staaten theils 
jogleich, theils juccejfive beitraten; Defterreich?) beharrte jedoch in ablehnender 
Haltung; die Feititellung allgemeiner für ganz Deutichland gültiger Normen 
bezüglich der Heimatsverhältnifje unter Berüdiichtigung der von Oeſterreich 
vorgejchlagenen Modalitäten wurde zwar wiederholt beim Bundestage in An- 
regung gebracht und von leßterem auch am 25. Juli 1861 die Behandlung der 
Angelegenbeit durch Seitens der Staaten zu entjendende Commifjarien geichloffen, 
es gelangte jedoch diejer Beichlug nicht zur Ausführung. Inzwiſchen hatte die 
Gothaer Uebereinkunft mehrfache Ergänzungen, insbejondere durch die Schluß 
protofolle vom 25. Juli 1854 und 29. Juli 1858°), vor allen Dingen aber 
durch die Uebereinkunft erfahren, welche zwiichen Preußen und andern deutichen 
Staaten am 11. Juli 1853 wegen Verpflegung erfranfter und Beerdigung ver: 
itorbener Angehörigen eines andern contrahirenden Staats in Eiſenach abge 
ichlojjen wurde und der ſämmtliche übrige deutjche Staaten, einſchließlich Oeſter— 
reich beitraten: diejelbe behandelt die Leiſtungen, zu denen Betreffs der Fürſorge 
für Erfranfte und der Beerdigung Verjtorbener gegenjeitiger Staatsangehöriger 
die contrahirenden Staaten einander verpflichtet jein jollten, jorwie die Frage 
des Erjages der hierdurch auflaufenden Koſten: es bildet der Eijenacher Ber: 
trag daher gewiſſermaſſen den armenrechtlichen Nachtrag zu der wejentlich die 
jtaatsrechtliche und polizeiliche Seite der Materie behandelnden Gothaer Lieber: 
einfunft. 

Was nun die Beitimmungen der Gothaer Uebereinfunft anlangt, 
jo laſſen diejelben jich den vorentiwidelten Gejichtspuntten gemäß in formelle 
und materielle jcheiden. 

Zu den erjteren gehören diejenigen, welche jich auf die Negelung der 
Vorausjegungen der materiellen Uebernahmspflicht beziehen; Ddiejelbe bejtcht 
unbedingt für denjenigen Staat, deifen Unterthan die auszınveiiende Perſon zur 
Zeit des llebernahmeaustrages war; iſt die auszuweiſende Perſon zwar feinem 
Staat mehr angehörig, früher aber in einem derartigen Angehörigfeitsverhält- 
nijje gewejen, jo wird unterjchieden: ob das Unterthanenverhältnig früher nur 
in einem der contrahirenden Staaten bejtanden hat, in welchem Falle ebenfalls 
die Verpflichtung diejes Staats zur Uebernahme eine unbedingte it, oder ob 








auswärtigen Angebörigen vom 3. Febr. 1851 — näber entwidelt. Siehe Alten des aus— 
mwärtigen Amts betr. Abichluß von Konventionen zwiſchen Preußen und anderen Bundes— 
ftaaten wegen lebernahme der Bagabunden und Ausgewiejenen, deren Benutzung gütigit 
geitattet wurde. . 

) Das Material zu diefer Darstellung it im Wejentlihen aus den vorerwähnten 
Alten des Auswärtigen Amtes des deutichen Reiches entnonmen, 

N Außerdem traten nicht bei Holitein, Lauenburg und Liechtenftein. Dagegen ſchloß 
fh Luremburg an. 

®, Siehe über dieje Ergänzungen vor allem Cahn, das Neichsgeiet über den Erwerb 
und PVerluft der Staatsangebörigkeit, S. 217 ff. 
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dasjelbe in mehreren Staaten nacheinander bejtanden hat, in welchem Falle 
die der ZBeitfolge nach letzte Angehörigfeit entjcheidet; doch braucht der auszu- 
weilende Staat ich nicht an den leßtverpflichteten Staat verweilen zu laſſen, 
fann vielmehr von jedem Staat, dejjen Unterthan die fragliche Perjon früher 
geweſen it, die Mebernahme verlangen und diejem überlaffen, jein Recht gegen 
den angeblich näher verpflichteten Staat geltend zu machen. Sit die auszu— 
weiſende Perſon feiner Zeit einem der contrahirenden Staaten angehörig ge 
weſen, jo ift umter ihnen derjenige Staat zur Uebernahme verpflichtet, im deſſen 
Gebiet der Auszuweiſende 

a) nach zurücgelegtem 21. Lebensjahre fich zuletzt fünf Jahre Hindurd) 
aufgehalten, 

b) jich verheirathet und mit jeiner Ehefrau unmittelbar nach der Ehe 
ſchließung eine gemeinjchaftlihe Wohnung mindejtens ſechs Wochen lang 
inne gehabt hat oder 

ce) geboren it. 

Die Geburt begründet jedoch eine Verpflichtung nur dann, wenn feiner 
der beiden anderen Fälle vorliegt: treffen jte zufammen, jo iſt das neuere Ver— 
hältniß entjcheidend. Weitere Beftimmungen betreffen die Uebernahmepflicht 
binfichtlich der Ehefrauen und der ehelichen jowie der per subsequens matri- 
monium legitimirten Kinder. Die VBorjchriften formeller Natur regeln theils 
die Borausjegungen, theils die Modalitäten der Aus: bezw. Ueberweiſung, theils 
endlich das in Streitiachen eintretende Verfahren. Wie in erjterer Beziehung 
bejtimmt wird, darf die thatjächliche Ausweifung nicht eher in Vollzug gejeht 
werden, bis der Aufmahmejtaat durch die betreffende Behörde jeine Bereit- 
willigfeit ausdrücdlich ausgejprochen hat, bezw. durch jchiedsrichterlichen Spruch 
zur Uebernahme für verpflichtet erflärt worden it. Ausnahmsweije kann Die 
Zuführung jofort erfolgen, a) wenn der Auszumeiiende jich im Beſitz eines von 
der Behörde jeines Wohnort ausgejtellten Paſſes (Wanderbuchs, Paßlarte) 
befindet, wobei ein auf unbejtimmte Zeit ausgejtelltes Legitimationspapier als 
fortdauernd giltig betrachtet wird oder b) der Auszuweiſende einem in gerader 
Linie rüchwärts belegenen Staat angehört, doc kann der dazwijchenliegende 
Staat den Weitertransport verweigern, wenn die Verpflichtung des eritgedachten 
Staats zur Annahme nicht nachgewiejen ift. Was die Ausführung des Trans: 
ports anbelangt, jo geichieht fie entweder a) durch Transport und Abgabe an 
die Polizeibehörde des Orts, wo der Transport des auszumeiienden Staats als 
beendet anzuſehen iſt, wobei zugleich die Beweisjtüde für den conventions— 
mäßigen Transport übergeben werden müfjen, oder b) vermitteld Zwangspaſſes 
bezw. bejchränfter Neijeroute; das in diefem Falle zu beobachtende Verfahren 
ift durch Separatprotofoll vom 29. Juni 1858 feitgejtellt worden. Die bejondere 
Benachrichtigung der Behörde des Ueberweiſungsorts it durch das Schluß: 
protofoll vom 25. Juli 1854 vereinbart; die Koſten trägt innerhalb jeines 
Gebiets der ausweiſende Staat, welcher auch im Falle der Zurüchveifung des 
Transportaten die Koſten des Nüctransports durch den Zwilchenjtaat tragen 
muß. Streitigfeiten werden zuerst durch Schriftwechjel zwiichen den betreffenden 
Behörden event. auf diplomatischen Wege zu löjen verjucht. Iſt dies vergeblich, 
jo kann eine dritte Regierung aus der Zahl der Mitcontrabenten um Schieds- 
richterjpruch nach Wahl des um Uebernahme ‚angegangenen Staats angerufen 
werden, wobei nur ein einmaliger Schriftenwvechjel und gegen den Spruch 
feine weitere Einwendung ftattfindet. Bis zur Entjcheidung hat der Aus— 
weilungsitaat das betreffende Individuum zu behalten. 
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Die Eiſenacher Uebereinfunft vom 11. Juli 1853 trifft Vorſorge 
für den Fall, dab die Angehörigen eines deutichen Staats in einem anderen 
der Kur und Verpflegung bedürftig werden und ohne Nachtheil für ihre und 
Anderer Gejundheit in den zur Uebernahme verpflichteten Staat nicht zurück— 
fehren fünnen. Der Aufenthaltsitaat hat in ſolchen Fällen Kur und Ver: 
pflegung nach denjelben Grundiägen wie bei eigenen Unterthanen zu leiften 
und fann weder dafür noch für die Beerdigung gegen die Staats, Gemeinde: 
oder andere öffentliche Kaſſen des Heimatsſtaats Erſatz der Koſten liquidiren. 
Nur gegen den Hülfsbedürftigen jelbit und andere privatrechtlich Verpflichtete 
fann er Regreß nehmen; die contrahirenden Staaten haben jich dabei Rechts: 
hülfe zugeiichert. 

In ein neues Stadium trat die Regelung der Uebernahmeverhältniffe durch 
die Gejeggebung des Norddeutichen Bundes, insbejondere durch das 
Geje über die jFreizügigfeit vom 1. November 1867. Während der Gothaer 
Vertrag ein unbejchränftes Necht der einzelnen Staaten, der in ihrem Gebiet 
ſich aufhaltenden nichtitaatsangehörigen Perſonen durch Ausweiſung ſich zu 
entledigen, zur Vorausſetzung hatte, gewährleiſtet jenes Geſetz jedem Bundes— 
angehörigen freien Aufenthalt und freie Niederlaſſung innerhalb des Bundes— 
gebiets und läßt dasſelbe Ausnahmen von dieſem Grundſatze nur da eintreten, 
wo Beſchränkung des Aufenthalts durch jtrafrechtliche Vorgänge oder durch 
Rückſichten der öffentlichen Armenpflege gegeben jind. Erſtere Be 
ſchränkungen übergehen wir hier; ') die auf Südiichten der öffentlichen Armen: 
pflege beruhenden Beichränfungen beitehen nach $ 4 des Gejeßes in eriter 
Linie in dem Rechte der Gemeinde, neu Anziehende — zurückzuweiſen, wenn 
fie nachweiſen faım, daß dieſelben nicht hinreichende Kräfte beſitzen, um ſich 
und ihren nicht arbeitsfähigen Angehörigen den notwendigen Lebensunterhalt 
zu verichaffen, und wenn jich jolchen weder aus eigenem Vermögen beitreiten 
fünnen, noch von emem dazu verpflichteten Verwandten erhalten: die bloße 
Beſorgniß fünftiger Verarmung berechtigt nicht zur Zurückweiſung. An dieje 
in 8 4 des Gejeges enthaltenen Beitimmungen jchliegen ſich die in den beiden 
folgenden SS formulirten Borjchriften an; diejelben lauten: 

8 5. DOffenbart ſich nach dem Anzuge die Nothwendigkeit einer 
öffentlichen Unterjtügung, bevor der nen Anztehende an dem Aufenthalts: 
orte einen Unterſtützungswohnſitz (Heimatsrecht) erworben hat, und weiſt 
die Gemeinde nach, daß die Unterſtützung aus anderen Gründen als wegen 
einer nur vorübergehenden Arbeitsunfähigkeit nothwendig geworden iſt, 
ſo kann die Fortſetzung des Aufenthalts verſagt werden. 

8 6. Iſt in den Fällen, wo die Aufnahme oder die Fortſetzung 
des Aufenthalts verfagt werden darf, die Pflicht zur Uebernabme der 
Fürſorge zwiſchen verschiedenen Gemeinden eines und desjelben Bundes: 
jtaates jtreitig, jo erfolgt die Entjcheidung nad) den Landesgejepen. 

Die thatjächliche Ausweilung aus einem Orte darf niemals erfolgen, 
bevor nicht entweder die Annahme-Erklärung der in Anſpruch genommenen 
Gemeinde oder eine wenigstens einſtweilen vollſtreckbare Entſcheidung über 
die Fürſorgepflicht erfolgt ift. 

87T. Sind in den $ 5 bezeichneten Fällen verjchiedene Bundes: 
ſtaaten betheiligt, jo regelt jich das Verfahren nach dem Bertrage wegen 


Y) Die Frage der fortdauernden Gültigkeit derielben it befonders eingebend von Mar 
Sendel im Jabrgang XIV ©. 90 u. 773 fg. dieſer Zeitichrift behandelt worden. 
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gegenjeitiger Verpflichtung zur Uebernahme der Auszuweiſenden d. d. 
Gotha, den 15. Juli 1851, ſowie nad) den jpäteren, zur Ausführung 
diejes Vertrages getroffenen Verabredungen. 

Bis zur Uebernahme Seitens des verpflichteten Staates iſt der Aufent- 
haltsjtaat zur Fürſorge für den Auszuweiſenden vom Aufenthaltsorte 
nach den für die öffentliche Armenpflege in jeinem Gebiet gejetlich be- 
jtehenden Grundjägen verpflichtet. Ein Anjpruch auf Erjaß der für 
dieſen Zwed verwendeten Kojten findet gegen Staats-, Gemeinde oder 
andere Öffentliche Kajjen desjenigen Staats, welchem der Hiljsbedürftige 
angehört, jofern nicht anderweitige VBerabredungen beitehen, nur injoweit 
jtatt, al8 die Fürſorge für den Auszuweilenden länger als drei Monate 
gedauert hat. 

Die Aenderungen des beftehenden Zuftandes, wie fie ſich aus dieſen Be— 
jtimmungen ergeben, bejtehen, jo weit der Bereich des Armenpflegerechts und 
der mit dieſem zujammenhängenden Ausweilungen aus dem Staatsgebiet in 
Frage fommt, in zweierlei: in der Einſchränkung, welche die Aus— 
werlungsbefugnig durch die Forderung, daß die Nothwendigfeit der öffentlichen 
Unterſtützung vor dem Erwerbe des Unterſtützungswohnſitzes oder Heimats- 
rechts are erfährt, und in der Erweiterung, die in dem alinea 2 
des 8 7 dem in dem Eijenacher Bertrage zum Ausdrud gebrachten Prinzip 
gegeben wird; im Uebrigen behält es bei den Bejtimmungen der Gothaer Ueber: 
einkunft mit der diejelben ergänzenden Berträge jein Bewenden. 

Dies Verhältniß erfuhr jedoch eine vollftändige Aenderung durch die ein- 
heitliche Regelung, wie fie durch das Bundesgejek vom 6. Juni 1870 be 
treffs des Armenpflegercchts für die zum Norddeutichen Bunde gehörigen 
Staaten, jowie d demnächjt auch für Württemberg, Baden und das jüdliche 
Helfen eintrat: jeit der Einführung diefes Geſetzes find die gegenfeitigen Ver: 
pflichtungen der zum ®eltungsbereich desjelben gehörigen Staaten betreffs der 
Uebernahme hülfsbedürftiger Perſonen ausſchließlich mach den Beſtimmungen 
dieſes Geſetzes zu beurtbeilen, deſſen $ 1 in feinem Schlußpaſſus ausdrüdlic 
den Sat enthält: 

Die Beſtimmungen im $ 7 des Gejeßes über die Freizügigkeit 
vom 1. November 1867 (Bundes-Geſetzbl. S. 55) find auf Norddentiche 
ferner nicht anwendbar. 

Da das Geſetz über die Freizügigkeit in allen zum Deutſchen Neich ge 
hörenden Staaten, das Geſetz über den Unterjtügungs zwohnſitz aber nur in 
diejen Staaten mit Ausnahme Bayerns ud Elſaß-Lothringens eingeführt üt, 
ſo ergibt ſich, daß der Art. 7 und die in demſelben allegirten Verträge, letztere 
joweit ſie nicht Durch den Art. 7 jelbjt abgeändert find, zwar betreffs der Ver⸗ 
hältniſſe der zum Geltungsgebiet des Bundesgeſetzes vom 6. Juni 1870 ge— 
hörigen Staaten unter ſich ihre Anwendbarkeit verloren haben, jedoch betreffs 
Beziehungen des aus jenen Staaten gebildeten Compleres, Bayerns und Loth: 
ringens zu einander, die noch jetzt maßgebenden Normen enthalten. Ob zu 
jenen Verträgen, was das Verhältniß Elſaß-Lothringens zu den übrigen Theilen 
des Reichs anlangt, auch die Eiſenacher Uebereinkunft zu rechnen jet, jcheint 
Anfangs zweifelhaft geweſen zu fein, da bei der Einführung des Freizügigfeits- 
gejeges im Reichslande!) als Anlage desselben nur die Gothaer, nicht aber die 
Eiſenacher Uebereinkunft abgedruckt worden ift; vielleicht hat von der Mitveröffent- 


) Geſetßz:Sammlung für Elſaß-Lothringen von 1873, S. 1 ff. 
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lichung die Erwägung abgehalten, daß der letztere Vertrag, weil er eine andere 
Seite der Materie behandle, nicht eigentlich zu den die Gothaer Uebereinkunft 
ergänzenden Vereinbarungen gehöre; eine jo enge Auffaflung des Ausdruds 
„zur Ausführung diejes Vertrages getroffenen Verabredungen“, wäre indeijen 
Angeſichts der Bezugnahme, wie fie auch der Schlußſatz des al. 2 des $ 7 
auf jene Berabredungen enthält, nicht aufrecht zu ergulten geweſen und war 
daher die durch den Bundesrathsbeichluß vom 6. Dezember 1893 getroffene 
Entjcheidung') gerechtfertigt, welche die Bejtimmungen der Eijenacher Ueber: 
einfunft auch in dem Verhältniß zu Elſaß⸗-Lothringen für anwendbar erachtet. 
Matertell war die Frage injofern von geringerer Wichtigfeit, als die durch 
den 8 7 begründete Verpflichtung des Staats zur Fürſorge für Die An 
gehörigen des andern Staat im allgemeinen eine weitere als die im der 
Eijenacher Uebereinfunft vorgejehene it: eine eingejchränftere ift ſie abgejehen 
von der durch die GEijenacher Konvention anferlegten Berpflichtung zu unent— 
geltlicher Beerdigung nur inſofern, als der $ 7 einen Anſpruch der für Die 
‚sürjorge aufgewendeten Koſten, inſoweit die lettere länger als drei Monate ge 
dauert bat, aud) gegen Staats-, Gemeinde oder öffentliche Kaſſen des andern 
Staats zuläßt, während die Eiienacher Uebereinfunft für die often der Kranken: 
pflege ebenjo wie für die der Beerdigung einen jolchen Anſpruch überhaupt 
aus hlient; nur inſoweit hiernach die in der Etjenacher Nonvention vorgejehenen 

Verpflichtungen ihrem Umfange nach über die durch $ 7 begründeten hinaus: 
gehen, hat das Fortbeſtehen der legteren für das Verhältnig der dem Bundes— 
geie über den Unterjtügungsgeieg unterworfenen Staaten und Bayern bezw. 
Elfaß-Lothringen zu einander noch Bedeutung. 

Meateriell viel wichtiger it die ‚Srage, im wiefern das Ausweiſungs— 
recht der vorerwähnten Staatengruppen bezw. Bundesitaaten nad) Mahgabe 
des 85 des Geſetzes über die Freizügigkeit der Emichränfung unterliegt; dar— 
nad) ift die Ausweilung nur jo lange zuläſſig, als nicht der Neuanzichende 
an dem Aufenthaltsort einen Unterſtützungswohnſitz oder das Deimatsrecht er: 
worben hat. Daß in Bayern dieſe Einjchränfung nicht zur Entjtehung fommen 
fann, da vom Erwerbe eines Heimatsrechts Nicht-Bayern als jolche aus: 
geſchloſſen ſind, it unzweifelhaft ;?) ebenjowentg würde eine derartige Beichränfung 
aus dem in Eljaß-Lothringen genommenen Aufenthalt hervorgehen fünnen, weil 
das domicile de secours im Sinne des Tit. 5 al. 1 fi. des Geſetzes vom 
24. vend. II, nachdem das in dieſem Geſetz vorgejehene Syſtem der jtaatlichen 
Fürſorge in Wegfall gefommen, den Vorausjeßungen eines Unterſtützungswohn— 
ſitzes in Deutichrechtlichem Sinne nicht mehr entipricht. Zu einem Zweifel fann 
nur Anlaß in denjenigen zum Geltungsbereich des Unterftügungswohnfiggeieges 
gehörigen Staaten jein, in denen, was die Vertheilung der Fürſorgelaſt ans 
langt, Musländer nah Analogie der für die Inländer mahgebenden Be— 
ſtimmungen behandelt werden. Zu Dielen Staaten gehört in eriter Linie 
Preußen; bezüglich desjelben hat der oben’) erwähnte Miniſterialbeſcheid vom 
18. April 1886 und unabhängig von dieſem letzteren jedoch mit ſeinen Aus: 
führumgen wejentlich übereinjtinnmend Mar Seydel) die Anficht zu begründen 
verjuccht, daß gegen bayerische Staatsangehörige, welche unter den Voraus: 


’) Siehe Bekanntmachung des Reichstanzlers vom 16. Januar 1574 (GeſBl. für 
Eiſaß Loh S. D. 

7, Siehe die Ausführungen Mar Seydels,a.a. O. ©. 185. 

) Siehe — S. 22 

A. a. O. S. 186 fe. 
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jegungen des Geſetzes über den Unterjtügungswohnjig jich zwei Jahre in 
einem preußijchen Ortsarmenverbande aufgehalten und hierdurch) den Unter: 
tügungswohnfig erworben haben, die Ausweiſung ausgejchlojien jei. Sch ver: 
mag mich dieſer Anficht aus dem Grunde nicht anzujchliegen, weil, wie oben 
zu begründen verfucht wurde und im übrigen auch Mar Seydel anerfemt, 
jene durch $ 64 des preußiichen Ausführungsgejeges den Ortsarmenverbänden 
auferlegte Verpflichtung, unter den Vorausſetzungen des Bundesgejeges über 
den Unterſtützungswohnſitz die definitive Fürjorge für Ausländer zu über: 
nehmen, lediglich die Wertheilung der dem Staat vbliegenden Verpflichtung 
zu vorläufiger Fürſorge auf die Armenverbände zum Gegenftande hat, nicht 
Dagegen die Begründung eines Unterjtügungswohnfiges in  reichsrechtlichem 
Sinne durch Ausländer zuzulafien bezwedt; es folgt hieraus, daß durch dieje 
Dispofition der Landesgejeggebung die internationalen Nechtsverhältnifie und 
unter ihnen auc) das Auswerjungsrecht des Staats, in dem der betreffende 
Hülfsbedürftige jeinen Aufenthalt hat, nicht berührt wird. Dies deutet aber 
auch der Eingang des Art. 64 an, indem es dort ausdrüdlich heißt: 

Jeder Ausländer it, jo lange ihm der Aufenthalt im Inlande 
gejtattet wird, in Bezug auf....... einem Deutjchen gleich zu 
behandeln. 

Mit diefen Eingangsworten ijt die Abjicht des Geſetzgebers zum Ausdrud 
gelangt, der Befugniß, dem Ausländer den Aufenthalt im Staatsgebiet zu ver: 
jagen, bezw. denjelben auszuweiſen, nichts zu vergeben. Daß die Eingangs: 
worte in diefem Sinne aufzufaſſen jeien, hat das Bundesamt für das Heimat: 
wejen im einer Reihe von Entjcheidungen fejtgejtellt; dasjelbe tritt daſelbſt zugleich 
der Auslegung entgegen, als habe der S 64 die Wirfung des Aufenthalts für 
Ausländer betreffs der Begründung des dort bezeichneten Verhältniſſes davon 
abhängig machen wollen, dab dem Betreffenden der Aufenthalt ausdrüdlic) 
gejtattet worden ſei. „Die Worte”, heißt es in der Enticheidung vom 16. De 
zember 1876,') „„ſo lange ihm der Aufenthalt im Inlande geitattet iſt““, haben 
nach dem Kommiſſionsbericht des preußischen Abgeordnetenhaujes, in welchem 
der $ 64 in jeiner jegigen Gejtalt zur Annahme gelangt it, nur den Zweck, 
jederzeit das Rückweiſungsrecht zu garantiren. Solange aljo der Ausländer 
jenen Mufenthalt im Inlande bat, ohne daß die Behörde von ihrem Aus— 
weiſungsrecht Gebrauch macht, äußert dieſer Aufenthalt rückſichtlich des Erwerbes 
des Unterſtützungswohnſitzes dieſelben rechtlichen Wirkungen wie bei einem In— 
länder. Dagegen wird damit betreffs der Berechtigung zur Ausweiſung, welche 
in vollem Umfange beſtehen bleibt, nichts geändert.“ Allerdings handelte es ſich 
in dem alle, der zur Entjcheidung vorlag, wm einen ſchwediſchen Staats- 
angehörigen. Daß betreffs der Bayern und Eljah-Lothringer nach den 88 5 
und 11 al. 2 des Freizügigkeitsgeſetzes, auf welche ich der Miniſter des Innern 
und Mar Seydel berufen, etwas anderes gilt, vermag ich nicht anzuerkennen: 
denn in $ 5 kann für das Geltungsgebiet des Gejehes vom 6. Juni 1870, 
nachdem durch dasjelbe der Erwerb des Unterjtügungswohnfises reichsgeſetzlich 
geordnet worden, doch offenbar nur der Unterjtügungswohnjig in reichsgeſetz— 
lihem Sinne gemeint jein; das al. 2 des $ 11 aber will nur die Wirkungen, 
welche nach damaliger Lage der Landesgejeggebung der Aufenthalt oder die 
Niederlaffung in der Richtung der Begründung eines Unterſtützungswohnſitzes 
bereits hatten, auch dem Aufenthalt oder der Niederlaſſung nach den Vorjchriften 





) Woblers, das Bundesamt für das Heimatweſen, Enticheidungen, Bd. VIII S. 145. 
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des ‚sreizügigfeitsgejeges erhalten; es iſt daher, nachdem die Regelung dieſer 
red für einen Theil des deutjchen Neiches reichsgejeglich erfolgt it, für 
diejen Theil gegenjtandslos geworden. Nach meiner Ansicht können daher 
Bayern und Elſaß-Lothringer, welche der öffentlichen Armenpflege zur Laft 
fallen, aus dem zum Geltungsbereich des Gejeges über den Unterjtügungss 
wohnſitz gehörigen Staaten jeder Zeit auch dann ausgewiejen werden, wenn 
die Borausjegung einer zur Begründung des Unterſtützungswohnſitzes für 
Inländer hinreichenden Dauer ihres Aufenthalts in dem betreffenden Orts: 
armenverbande bereits vorliegt. 

Wie das Bundesamt für das Heimatswejen in der Schon oben allegirten Ent— 
ſcheidung vom 13. Dezember 1879 ') bezüglich des mit dem Preußijchen in dem 
fraglichen Artifel gleichlautenden heſſiſchen Einführungsgejeges treffend ausführt, 
tit bei Erlaß diejes Gejeges der Gejichtspunft der Entlajtung des eigenen Staats— 
wejens der maßgebende gewejen und hat nicht daran gedacht werden fünnen, 
den Armenverbänden des Großherzogthums die Unterftügung von Ausländern 
aufzubürden, welche in einem anderen Bundesitaat hülfsbedürftig geworden 
waren, ohne auch nur der Reciprocität Jicher zu fein. Noch weniger fonnte 
es die Abjicht jein, in jenen Staaten weitere Beichränfungen des Ausweilungs- 
rechts zu Gunften anderer Staaten zu fonjtituiren. 

Wenn hiernacd auch die Annahme einer Ungleichheit der Wirkungen, zu 
denen die Anwendung der beitehenden Vorſchriften „viichen einer Anzahl von 
Staaten aus dem Geltungsbereich des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes einerjeits 
und Bayern bezw. Eljah-Lothringens andererjeits führe, m. D. auf Rechnung 
einer der Abjicht der betreffenden Gejegesbeitimmung nicht entiprechenden Aus— 
legung zu jegen iſt, jo bim ich doch weit entfernt, den gegenwärtigen Nechts- 
zuitand als einen befriedigenden anerfennen zu wollen; ich fomme hierauf im 
dem Schlußabjchnitt zurück. 


3. Bereinbarungen mit auswärtigen Staaten. 


Die Seitens des Deutjchen Neiches mit auswärtigen Staaten abgeichlofje- 
nen Verträge jondern fich in zwei Hauptgruppen: entweder jind es 
jolche, welche neben dem Verfahren und den einzubaltenden Formen in eriter 
Linie die materiellen beiderjeitigen Verpflichtungen zur Uebernahme 
bezw. zur Fürſorge regeln, oder jolche, welche jich auf die Feſtſtellung des 
Verfahrens umd der Formen beichränfen. Auherdem gibt es Staaten, 
mit denen zwar Verträge nicht abgejchlojien worden jind, die jedoch gemäß der 
Zujtändigfeit der bezüglichen Organe und des Verfahrens betreffende allgemeine 
Grundſätze befannt gegeben haben, jo dat hiermit eine gewiſſe Richtſchnur für 
die Behandlung der Fälle ficher gejtellt it. Die erite Hauptgruppe läßt ſich 
in zwei Untergruppen jcheiden, je nachdem im Allgemeinen die Analogie 
des Gothaer Vertrags für die Abgrenzung der zu regelnden Beziehungen leitend 
gewejen ift, oder aber die bezügliche Vereinbarung lediglich einen Theil der auf 
die gejammten öffentlichen rechtlichen Beziehungen der in Dem Gebiete der betref- 
enden Staaten niedergelafjenen oder jich aufhaltenden beiderjeitigen Staats: 
angehörigen bildet. 

Der erjten Untergruppe gehören die mit Dejterreich-Ungarn, 
Tänemarf und in neuejter Zeit mit Belgien und Rußland getroffenen 
Berembarungen an. 


) Wohlers a. a. O., Bd. XI S. 131. 
Annalen vet Deutichen Reichs. 1895. 3 
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1. DOcfterreihellngarn. Mit diefem Staat iſt im Jahre 1875 (die 
das Anerfenntniß enthaltende Oeſterreichiſch-Ungariſche Minifterial-Erklärung iſt 
vom 26. Juli 1875 datirt) ein Uebereinfommen dahin getroffen worden, daß 
jeder der vertragenden Theile fich verpflichtet, auf Verlangen des andern Theils 
jeine Staatsangehörigen wieder zu übernehmen, auch wenn diejelben die Staats- 
angehörigfeit nach der inländiichen Geſetzgebung bereit3 verloren haben, ſofern 
jie nicht dem anderen Staat nach deſſen eigener Geſetzgebung angehörig geworden 
ſind; zugleich werden denjelben Gegenjtand betreffende frühere Llebereinfommen 
zwiſchen der öſterreichiſchungariſchen Monarchie und den deutſchen Staaten 
für erlojchen erflärt. Ueber die betreffs der Ausweiſung öfterreichiicheungariicher 
Unterthanen aus Preußen einzubaltenden Modalitäten it demmächit zwiſchen 
der preußiſchen, ſächſiſchen und öſterreichiſchen Staatsregierung ein Lieber: 
einkommen erzielt worden,) welches ſich auch auf die durch Oeſterreich nach 
anderen Ländern auszuweiſenden Perſonen eritredt. Danach wird unterjchieden, 
ob die Ausweiſung mittel$ Transports (Geleitichubs) oder mittels Neijeroute 
(Zwangspaß) erfolgt; für jeden dieſer Fälle ift die Beibringung der Legitimations- 
Papiere imsbejondere die Art ihrer Vorweiſung und Meittheilung verjchieden 
geregelt. 

Ueber die den beiderjeitigen Staatsangebörigen bis dahin, daß die Aus: 
weiſung zur Ausführung gebracht it, zu gewährende Armenverjorgung 
enthält das Abkommen nichts. Es werden indejjen die Grundſätze der Etjen: 
acher Uebereinfunft, der, wie oben bemerft, Oeſterreich jeiner Zeit beigetreten 
war, in diefem Staat auch zur Zeit noch für amvendbar erachtet; ein Erlaß 
des öſterreichiſchen Minifteriums des Innern vom 21. Januar 1877 3: 185 
weift auf die Bejtimmungen der Uebereinfungt als auf noch geltende ausdrück 
lich bin.) Hiernach bildet daſelbſt die Fürſorge für die Kur und Verpflegung 
Erkrankter und für die Beerdigung verſtorbener Angehöriger des deutſchen 
Reiches nach Maßgabe der Grumdjäge, welche betrefjs dieſer Leiftungen öjter- 
reichtichen Staatsangehörigen gegenüber gelten, eine Aufgabe der öffentlichen 
Armenpflege, ohne daß wegen des erwachjenen Aufwandes ein Erjaganjpruch 
gegen den betreffenden deutſchen Staat oder eine Kaſſe desjelben gerichtet werden 
fan; inſoweit in Dentjchland den Armenverbänden das Recht, für die aus: 
ländischen Armen geleitete Fürſorge Erjtattung zu fordern, verjagt it, wird 
nach dem Prinzip der Gegenjeitigfeit, dem gleichen Grundjag in Oeſterreich 
Anvendung gegeben.‘) Darüber, wie fich nach Maßgabe der genannten Be- 
ſtimmungen die Armenfürſorge für Ausländer thatſächlich geſtaltet, fehlen für 
Oeſterreich ausreichende Nachrichten: die verhältnißmäßig am weiteſten gehenden 
dürften theils wegen der in der Eiſenacher Uebereinkunft ausgeſprochenen Ver— 
pflichtung, theils vermöge der Verbreitung öffentlicher Krankenhäuſer in einem 
großen Theil der öſterreichiſchen Kronländer die Leiſtungen im Gebiet der 
Ktranfenpflege jein; ob andere Unterjtügungen im Nothfall in ausreichender 
— gewährt werden, erſcheint zweifelhaft, da auch die Fürſorge für orts— 


') Ter Inhalt desſelben iſt zur Kenntniß gebracht im preuß. Miniiterial- Zirkular vom 
29, Teember 1876, Preuß. Minifterial-Blatt für die innere Verwaltung, Jahrg. 1877 S. 40. 
) Der Inhalt des Erlaſſes it mitgetheilt in v. Arailza, das ölterr. Heimatsrecht, 
©. 63 ff. Cine vertragsmäßige Anmerkung bat dieſe fortdauernde Giltigkeit durch das im 
„Jahre 1874 zwilchen beiden Regierungen getroftene Uebereinkommen erhalten, durch welches 
die Anmwendbarfeit der Eiſenacher Konvention auf Elfah-t Lothringen teitgeftellt wird. Befannt- 
macung des Neichstanzlers vom 29. April 1874, Geſ.-Bl. für Elſaß-Lothringen ©. 13. 
Derſelbe, a. a. O 
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fremde inländiiche Arme jelbit Seitens der größeren Städte nur mangelhaft 
ausgeübt zu werden pflegt.) Genauere Mittheilungen liegen betreffs Ungarns 
vor.*) Hier findet bet akuten Krankheiten die Aumahme von Ausländern im 
Allgememen jtatt in den vom Staat, den Komitaten, den königlichen und anderen 
größeren Städten ſowie in zahlreichen von religiöjen oder weltlichen Vereinen 
unterhaltenen Stranfenhäujern, wogegen die Ktranfenhäujer anderer Gemeinden 
jich auf die Pflege jolcher Perjonen, die am Orte den Unterſtützungswohnſitz 
haben, zu beichränfen pflegen; bet den von Stiftungen unterhaltenen Kranken— 
anjtalten entjcheidet über die Abgrenzung des Kreijes der zur Aufnahme zuzu— 
lajjenden Perſon die Stiftungsurfunde; außerdem gibt es von den Gemeinden 
oder von Verbänden der Gemeinden bejoldete Armenärzte, welche Kranke außer: 
halb der Anftalt behandeln. Die Verpflichtung der Gemeinden, die mit Unter: 
jtügungswohnjig am Orte verſehenen Armen zu unterhalten, ift zwar in der 
ungariichen Geſetzgebung im Prinzip anerfannt, gleichwohl fehlt es im vielen 
Gemeinden an der Organiſation eines öffentlichen Unterſtützungsweſens. Jene 
Verpflichtung der öffentlichen Stranfenanftalten, ausländische arme Kranke auf- 
zunehmen, beruht auf Gejeg; können die bezüglichen Koſten von ihnen nicht 
bejtritten werden, jo werden fie den Anstalten aus einem zur Verfügung des 
Mintjters des Innern ftehenden Gredite erjegt. Im Uebrigen fünnen auch Aus: 
länder durch Niederlafjung in der Gemeinde, welcher ein zweijähriger Aufenthalt 
in derjelben vorangehen muß, den Unterjtügungswohnjig erwerben, jofern jeit 
der Niederlaflung zwei Jahre verjtrichen jind; ein Necht auf öffentliche Unter: 
ſtützung erhalten jie jedoch hierdurch nur in denjenigen Gemeinden, im denen 
eine öffentliche offene Armenpflege eingerichtet ft; andernfalls bejteht der Vor— 
theil, welchen er durch den Erwerb des Unterjtügungswohnliges erlangt, ledig. 
li) darin, dal er aus der Gemeinde nicht fortgewiejen werden fann und daß 
ihnen nach den auch für inländische Arme geltenden Grundſätzen gejtattet wird, 
ſich die nöthige Unterjtügung im Wege der Nachjuchung von Privatalmoien 
bezw. durch Betteln zu verjchaffen. Arbeitsfähige Ausländer, welche den Unter: 
ſtützungswohnſitz noch nicht erworben haben, fünnen im Fall der Hülfsbedürftig- 
feit aus der Gemeinde weggewiejen werden; in diejem ‚Kalle wird ihnen häufig 
die Erlaubnig zum Betteln ertheilt, damit fie fich auf diefem Wege die Mittel 
zur Rückkehr in ihre Heimath verjchaffen. 

2. Dänemarf: die Regelung der Uebernahme Auszuweiſender mit die— 
ſem Staat hat durch ein Llebereinfommen vom 11. Dezember 1873°) und einer 
Zufagdeflaration vom 25. Angujt 1881 jtattgefunden.‘) Das Uebereinkom— 
men stellt — Art. 4 — ebenfalls den Grundjaß auf, daß jeder der fontra= 
birenden Staaten verpflichtet ift, auf Verlangen des anderen Theils jeine eigenen 
jetigen jowie früheren Unterthanen zu übernehmen, welche jich auf dem Gebiete 
des zulegt genannten Theils aufhalten, ohne dajelbjt Heimatsrechte erlangt zu 
baben. Das Recht, mit Bezug auf dieje Beitimmung von dem Heimatsrechte 
Gebrauch zu machen, wird jedoch beichränft durch die von jedem der fontra= 
hirenden Theile ausdrüdlich iibernommene Verpflichtung, innerhalb der Grenzen 
jeines Gebiets bedürftigen Unterthanen des anderen Theils, welche wegen körper: 
licher oder geiftiger Krankheit Verpflegung oder ärztliche Behandlung nöthig 


!) Siehe Rudolf Kobatich, die Armenpflege in Wien und ibre Reform S. 14 ff. 

2) Siehe die Daritellung des Profeſſors Concha im Bulletin de la Societe inter- 
nationale “Jahrg. 1892 5. 262 ff 

») Preuß. Miniiterialblatt des Innern von 1874 ©. Tl. 

* Dasjelbe von 1881 5. 225. 
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haben, jolche Hülfe nach denjelben Grundjägen, nach welchen fie den eigenen 
Unterthanen des Staats zu Theil wird, jo lange zu gewähren, bis jie in ihre 
Heimath gejendet werden fünnen. Sobald der Gejundheitäzuftand der betr. Unter: 
jtügungsbedürftigen es gejtattet heimzureijen, gewährt derjenige Theil, in deſſen 
Gebiet jie jich aufhalten, ihnen die nöthigen Mittel, um bis an die Grenze des 
Heimatslandes zu gelangen. Ein Erjtattungsanpruch wegen der Koften der 
diejen Borjchriften entiprechenden geleifteten Hülfe gegen den anderen Theil findet 
nicht Statt. Bejondere Beitimmungen regeln das Verhältniß derjeni a Berjonen, 
welche nach Art. XIX des Friedensvertrages vom 30. Oftober 1864 berechtigt 
waren, binnen eines jechsjährigen Zeitraums zwiſchen der deutichen und der 
dänischen Staatsangehörigfeit zu wählen. Die Modalitäten der behufs der 
Herbeiführung der Uebernahme Hülfsbedürftiger in den Einzelfällen zu führenden 
Verhandlungen regelt die Zuja- Deklaration: in allen jolchen Fällen bat die 
vorherige Feititellung und Anerkennung der ebernahmepflicht im Storreijpondenz- 
wege zu erfolgen. Die bezüglichen Verhandlungen find im der Regel direkt 
zwijchen der die Heimjchaffung anordnenden Behörde und der zur Anerkennung 
der Staatsangehörigfeit zuftändigen Heimatsbebörde des zu Uebernehmenden 
zu führen. Eine diplomatiſche Vermittlung hat nur ausnahmsweiſe, bezw. 
dann einzutreten, wenn im Wege jener direkten Korreſpondenz die Anerkennung 
der Uebernahmepflicht nicht erreicht wird. Die bezügliche Uebernahmeerflärung 
ift bei Ausführung des Transports dem Transportzettel im Original oder in 
beglaubigter Abjchrift beizufügen und der Grenzübernahmebehörde zu über- 
geben; der legteren ift rechtzeitig vorher von dem bevorjtehenden Transport 
des Hülfsbedürftigen jichere Mittheilung zu machen und zwar unter gleich- 
zeitiger Ueberſendung eines ärztlichen Zeugniſſes des Inhalts, daß die Rück 
fehr des Zurückzuweiſenden ohne Nachteil für jeine und Anderer Gejundbeit 
geichehen fünne. Ebenſo enthält die Konvention eine Feſtſetzung der zur An— 
erkennung der Staatszugehörigkeit zuſtändigen Behörden, ſowie der Uebernahme— 
ſtellen; die urſprünglich nur für die Dauer von zwei Jahren abgeſchloſſene 
Konvention iſt durch eine im Jahre 1884 getroffene weitere Vereinbarung auf 
ſo lange verlängert worden, als das Uebereinkommen von 1873, das von jedem 
Theil mit einmonatlicher Friſt gekündigt werden kann, in Kraft beſteht.) Im 
Intereſſe der Erleichterung der bezüglichen Verhandlungen ſind zwiſchen den 
beiderſeitigen Regierungen Formulare vereinbart worden, deren Benutzung den 
preußiſchen Behörden durch Zirkular vom 14. Dezember 1883 vorgejchrieben iſt. 

Nach diefen Beitimmungen beiteht daher in Anſehung der Deutichen, welche 
in Dänemark hülfsbedürftig werden, eine Verpflichtung des däniſchen Staates, 
denjelben bis dahin, daß ihre Ueberweiſung an den deutjchen Heimatsitaat erfolgt, 
nach den für Inländer geltenden Grundſätzen Armenunterjtügung zu Theil 
werden zu lajjen. Das volle Unterjtügungsrecht gegen die Gemeinden und 
Armenverbände konnten früher?) Ausländer in derjelben Weile wie Inländer, 
d. h. der Regel nach durch fünfjährigen Aufenthalt erwerben; es ijt Diejer 
Zuftand jedoch durch das neue Armengeſetz vom 9. April 1891°) bejeitigt wor— 
den, welches den Ermerb des Unterjtügungswohniiges an den Beſitz des Ein- 
geborenenrechtes müpft; derielbe jegt der Negel nach) Geburt in Dänemarf 


ı) Bekanntmachung des Neichäfanzlers vom 17. Juli 1884, Gentralblatt für das 
Deutſche Reich von 1884 Nr. 30. 

) Tourbie, Däniihes Armenrect, II. Nuflage, 1892 5. 51. 

”) Siehe 88 23, 25 dieſes Geſetzes. 

Tourbié, a. a. O. S. 67. 100. 
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oder doch Abjtammung von däntjchen Eltern voraus. Die den Inländern durch 
de Gemeinden und örtlichen Verbände geleiftete Unterjtügung ijt in Dänemark 
wie in Deutjchland eine obligatorische. 

3. Stalien gegenüber jind die Uebernahme-Berhältniffe durch einen Vertrag 
zwiichen dem Deutjchen Reich und diejem Staat vom 8. Augujt 1873 ') geregelt. 
der der fontrahirenden Theile it danach verflichtet, auf Verlangen des anderen 
Theils jeine Angehörigen wieder zu übernehmen, auch wenn diejelben die Staats: 
angehörigfeit nach der inländijchen Gejeggebung bereits verloren haben, jofern 
fie nicht etwa in dem anderen Yande nad) deſſen eigener Geſetzgebung angehörig 
geworden ſind. Individuen, welche aus dem Gebiet des einen Yandes in das 
des anderen ausgewiejen worden jind und von denen demnächjt durch die Be- 
börden dieſes letteren feitgejtellt wird, daß fie demjelben nicht angehören bezw. 
niht angehört haben, mütjen auf Antrag deilelben von dem auswerjenden Theile 
an deiten Grenze wieder übernommen werden (Art. IV, V). Einen hauptſäch— 
lichen Gegenitand des Uebereinkommens bildet aber die Regelung der Fürſorge— 
prlicht Für bülfsbedürftige Staatsangehörige der beiden Theile, welche wegen 
torperlicher oder geijtiger Krankheit der Verpflegung und ärztlichen Behandlung 
bedürfen; ſie muß ihnen nach denjelben Grundjägen wie den hülfsbedürftigen Ins 
löndern jo lange zu Theil werden, bis ihre Nüdfehr in die Heimat ohne Nachtheil 
für ihre oder Anderer Gejundheit geſchehen kann; es ſind ferner denſelben die 
jur demnächjtigen Rückkehr in die Heimat bis zur Erreichung der Grenze des 
Heimatslandes erforderlichen Mittel zu gewähren. Ein Erjag der durch die Ge 
währung von Transport= und Neijemitteln, die Verpflegung, Arztliche Behand⸗ 
lung oder Beerdigung der Deutſchen in Italien oder der Italiener in Deutjchland 
entitehenden Koſten kann gegen die Staats, Gemeinde oder andere öffentliche 
Kaſſen desjenigen Landes, welchem der Hulfsbedůrfuge angehört, nicht bean— 
prucht werden. Für den Fall, daß der Hülfsbedürftige ſelbſt oder andere 
privatrechtlich Verpflichtete zum Erjat der Koſten im Stande find, bleiben die 
Aniprüche an lettere vorbehalten. Die vertragenden Theile haben ſich auch 
wehielfeitig zugelichert, auf einen von dem anderen Theile im diplomatijchen 
Wege geſtellten Antrag durch ihre Behörden, die nach der Landesgeſetzgebung 
zalaſſige Hülfe zu leiſten, damit denjenigen, welche die gedachten Koſten beſtritten 
haben, jolche nad) den üblichen Anjägen vergütet werden. (Art. I bis III des 
Uebereintommens.) 


Der vorwaltende Charakter der öffentlichen Armenpflege in Italien ?) it 
der einer gejetlich geregelten Stiftungsarmenpflege: über die Frage der Be 
schtigung, an den Wohlthaten derjelben theilzunehmen, entjcheiden daher regel 
mäßıg die Bejtimmungen der. Stiftungs-Urkunden, die zwar häufig den Wohnjig 
m der Gemeinde, jelten jedoch die Staatsangehörigfeit zur Vorausjegung der 
Zulaſſung machen; eine Ausſchließung der Ausländer von der auf dieſen 
'rftungsartigen Anftalten beruhenden Fürſorge gilt daher als ungewöhnlich. 
Regel ift, dab in den Hojpitälern wie in den Anjtalten für Geijtesfranfe be 
trertenden Falls aud) Ausländer Aufnahme finden auf Anlaß, jei es der 
berreffienden Kommunalverwaltung oder jonjtigen zujtändigen Behörden, jei es 
der Anftaltsverwaltungen jelbjt; dem Zwede, die Aufnahme diejer Ausländer 


" Preuß. Miniiterialblatt für die innere Verwaltung von 1874, S. 70. 

Siehe die Auskunft des Generaldireftors der italieniichen Statiitif Bodio im 
Bulletin da la Soeiet& internationale, Jahrg. 1892, S. 267, ſowie einen Artifel des Wer: 
'ziiers: „Armengeieggebung in Italien“ im Handwörterbuch der Staatswilienichaiten. 
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zu erleichtern, dient der Art. 77 des Gejeges vom 17. Juni 1890 über die 
öffentlichen Einrichtungen der Armenpflege, woſelbſt es heiht: die Hoipitäler 
haben gegen die Negierung einen Anipruch auf Erſatz der ihnen durch Behand— 
lung ausländiſcher Kranken erwachſenen Koſten. Die Regierung wendet ſich 
behufs des Erſatzes an die bezüglichen auswärtigen Regierungen nach den inter— 
nationalen Verträgen. Die italieniſche Regierung hat Vollmacht, mit anderen 
Staaten Verträge abzuſchließen, nach deren Beſtimmungen die dem anderen 
fontrahirenden Staat angehörigen Armen, wenn jie von Geiſteskrankheit oder 
Krankheit auf italieniichem Gebiet getroffen werden, unter der Bedingung der von 
dem anderen Staat den SItalienern zu gewährenden Gegenjeitigfeit, in den 
lei und Irrenanjtalten Italiens unentgeltlich verpflegt werden. Der 
enchmigung des Parlaments bedarf es zur Gültigkeit derartiger Verträge nicht. 
4. Belgien: Eim früher mit diefem Staat m Gejtalt eines Protokolls 
— vom 3. Dezember 1868 — abgeichlofienes Uebereinfommen ') bejchräntte jich 
auf die Negelung des betreffenden, den Geijtesfranfen, Waiſen und verlafjenen 
Kindern einzubaltenden Verfahrens injoweit, als durch daſſelbe die beiderjeitigen 
Uebernahme- Anstalten ‚bezw. Uebernahme-Behörden feſtgeſtellt werden; beide 
Theile verzichteten auf den Erſatz der ihnen erwachſenen Verpflegungs⸗ und 
Transportkoſten, ſoweit deren Erſatz nicht Privatverpflichteten gegenüber in 
Anſpruch genommen werden kann. An die Stelle dieſes Vertrages iſt jedoch 
in Öejtalt der Deklaration vom 7. Mai 1877 ein Webereinfommen ?) von jehr 
erweitertem Objefte getreten. In demjelben verpflichtet jich jeder der beiden 
Theile, Staatsangehörigen des anderen Theils im ‚alle der Hülfsbedürftigfeit 
diejelbe Zürjorge, auf welche im gleichen Falle jeine eigenen Staatsangehörigen 
Anſpruch haben, zu leisten, für den Fall der Ueberweiſung des Hülfsbedürftigen 
an den anderen Staat aber ihm die erforderlichen Mittel, um die Grenze zu 
erreichen, zu gewähren; dieje Zurückweiſung eines Hülfsbedürftigen iſt jedenfalls 
ſo lange auszuſetzen, wie der Geſundheitszuſtand des Betreffenden es erheiſcht; 
es dürfen ferner der Regel nach weder die Frauen von ihren Ehemännern, 
noch die Kinder unter 16 Jahren von ihren Eltern getrennt werden. Solche 
Hülfsbedürftige, welche ihr Geſundheitszuſtand oder ihr Alter außer Stand 
ſetzt, für die Bedürfniſſe ihrer Exiſtenz zu ſorgen, ſind, ſofern die öffentliche 
Armenpflege für ſie eingetreten iſt, von dem andern Theil nur dann zu über— 
nehmen, wenn demſelben ein vorheriger Antrag auf diplomatiſchem Wege zu— 
gegangen ift; der Deimatsitaat darf in diejem Falle die Uebernahme nicht aus 
dem Grunde ablehnen, daß die betreffenden Armen ihre Staatsangehörigfeit 
verloren haben, ſofern nicht der Nachweis geführt wird, daß fie jolche jeitdem 
in einem anderen Staate erworben haben. Die Beitimmung, daß ein Erſatz 
der aufgewendeten Verpflegungskoſten von den Staats- oder Gemeindekaſſen 
des anderen Theiles nicht in Anſpruch genommen werden kann, wird aufrecht 
erhalten und außerdem auf die Koſten etwaiger Beerdigungen ausgedehnt; 
dagegen bleibt unbenommen, derartige Erjaganiprüche den civilrechtlich Ver: 
pflichteten gegenüber geltend zu machen. ‘Ferner werden beiderjeits Ueber— 
nahme:-Stationen feſtgeſetzt. 
Die öffentliche Armenpflege war früher wie die franzöjiiche und 
italienische eine im twejentlichen auf den vorhandenen Stiftungs-Inftituten, ins— 
bejondere den Spitalverwaltungen und Wohlthätigfeitsbureaur beruhende, fie 


) Preußiſches Miniiterialblatt für die innere Verwaltung. Jahrg. 1869 ©. 1. 
*, Gentralblatt des Teutihen Reiches von 1877 S. 411. 
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it jedoch im Laufe der weiteren Entwidelung jeit der Abtramung von Frank 
reich mehr und mehr zu einer großentheils obligatorischen Semeindearmenpflege 
ausgejtaltet worden: eine Unterjcheidung zwiſchen hülfsbedürftigen Inländern und 
Ausländern wird, Jofern es ſich um die dringend notwendige Hülfe an Kranke, 
Geiſteskranke, Kinder und Greiſe handelt, hierber nicht gemacht, vielmehr wird die 
Gewährung diejer Hülfe durch die Art. 1 u. ff. des Geſetzes vom 27, November 
1891 über die öffentliche Armenpflege den ſchon in dem früheren Gejeg von 
14. März 1876 über den Unterſtützungswohnſitz ansgejprochenen Grundſatz 
gemäß der Gemeinde auferlegt, in der der Arme zur Seit des Hervortretens 
der Hülfsbedürftigfeit feinen Aufenthalt bat; die Gemeinde, welche die Fürſorge 
leistet, hat einen Erjtattungsanipruch, Tofern der Arme einen Unterftügungs: 
wohnſitz im Belgien bejigt, gegen die Gemeinde des Unterſtützungswohnſitzes, 
im anderen Falle gegen den Staat. Den Unterftügungswohnfig erwirbt der 
Ausländer wie der Inländer durch dreyährigen Aufenthalt. 

In Die Neibe der Staaten, welche mit dem Dentjchen Reich bezügliche 
Vereinbarungen getroffen haben, iſt zuletzt Rußland eingetreten, mit welchem 
anläßlich der Verhandlungen über den Dandelsvertrag bezw. im Anſchluß an 
denjelben ein Uebereinfonmten Detrefts der Lebernabme früherer Staatsangehöriger 
vereinbart worden iſt:!) darnach verpflichten ſich beide Theile, diejenigen ihrer 
früheren Angehörigen, welche ihre Staatsangebörigfeit durch Abweſenheit im 
Auslande oder durch förmliche Entlaſſung oder auf andere Weiſe verloren haben, 
falls jene nicht eine andere Staatsangehörigkeit erworben haben, auf Grund 
eines unmittelbaren Schriftwechſels der deutſchen und ruſſiſchen Grenzbehörden 
wieder zu übernehmen; eines ſolchen Schriftwechſels bedarf es nicht, wenn die 
heimzuſchaffende Perſon mit Papieren verſehen iſt, die noch gültig oder doch 
erſt ſeit einem Jahre abgelaufen find, oder wenn fen Zweifel beſteht, daß ſie 
dem übernehmenden Staat angehört oder früher angehört hat; nur wenn die 
Srenzbehörden jich nicht einigen fünnen, findet diplomatiſche Verhandlung jtatt. 
Ueber die Fürſorge für diejenigen dieſer Perſonen, die mittellos find, enthält 
der Vertrag feine Beſtimmungen; es find daher betreffs dieſer Fürſorge noch 
gegenwärtig die Grundjäge maßgebend, welche in früberen, ſeitens der ruſſiſchen 
Regierung gemachten Mittheilungen als die in dieſem Staate geltenden bezeichnet 
worden jind. Darnach haben die ruſſiſchen Botſchaften, Geſandtſchaften und 
Conſulate die Weiſung, ſich direft mit dem Unterhalt umd der Heimſchaffung 
tolcher bedürftiger Individuen ruſſiſcher Nationalität zu befaſſen, welche ſich in 
ausländischen Kranfenhäujern und Wohlthätigkeitsantalten befinden. Mit Bezug 
hierauf Tind Die zuftändigen preußiſchen Behörden — Miniſterial—⸗ Erlaß vom 
19. April 1872 — angewieſen worden, jich in Fällen, in Denen ein bedürftiger 
Ruſſe in einer öffentlichen Wohfthätigfeitsanitalt Preußens Aufnahme gefunden 
bat, entiweder an das nächitgelegene ruſſiſche Conſulat direkt zu wenden, oder 
die Vermittelung des Preußiſchen Miniſters des Innern nachzuſuchen, welcher 
alsdann durch das auswärtige Amt die Communication mit der ruſſiſchen Bot: 
ichaft veranlagt. Ein erzeptionelles Verhältniß jüdiſcher ruffiicher Unterthanen, 
welche die öffentliche Armenpflege un Auslande in Anſpruch nehmen, bejteht 
mjofern, als die jüdiiche Gemeinde der Heimat verpflichtet it, die tm Auslande 
ertwachlenen Verpflegungstojten zu erjtatten, deren Erſatz in jolchen Fällen die 
rufftiche Regierung vermittelt. Diele, die jüdijchen Gemeinden verpflichtende 
Beſtimmung beiteht jedoch nicht für das Königreich Polen. 


) Der Tert iſt abgedrudt in Nr. 44 des Neichsanzeigers von 1894 


40 Neigenftein: Die Armenfürforge 


Da in Rußland die öffentlichen Krankenhäuſer nur jparfam über das 
Land verjtreut find umd im Uebrigen die Armenpflege großentheild eine fon- 
jejfionelle, von den Stirchengemeinden gehandhabte it, jo it faum anzunehmen, 
dab die dortigen Einrichtungen hülfsbedürftigen Ausländern die Sicherjtellung 
einer irgendwie ausreichenden Fürſorge gewähren. ’) 

Die zweite Untergruppe wird durch vie mit der Schweiz ge 
troffene Vereinbarung reprüäjentirt. Die mit diefem Lande abgefchlojjenen Ver: 
träge bewegen ſich auf einer viel breiteren Grundlage, als die mit den vor— 
erwähnten Ländern bejtehenden: fie haben den Zwed, den beiderjeitigen Staats— 
angehörigen je in dem anderen Lande diejelbe rechtliche Stellung in Bezug 
auf Berjon und Eigenthum, insbejondere aber in Betreff der Aufenthaltsfreiheit 
und des Gewerbebetriebs zu ſichern, deren ſich die dortigen Staatsangehörigen 
erfreuen; als eine Konjequenz diejer allgemeinen Gleichjtellung erjcheinen als: 
dann die Bejtimmungen, welche jich auf die den Angehörigen des anderen Staats 
Seitens der Öffentlichen Armenpflege zu gewährenden Leiſtungen beziehen: in 
dieſer Beziehung ſind der am 27. April 1876 abgeſchloſſene und der an deſſen 
Stelle getretene Niederlaſſungsvertrag vom 81. Mai 1890 ?) einander gleich ge: 
blieben, wie auch im Einzelnen jene auf die Ausweiſung, die Verpflichtung zur 
Wiederübernahme, die zu leiitende Fürſorge und den Stoftenerjag bezüglichen 
Beitimmungen nur wenig verändert worden jind. Der legtgenannte Vertrag kon— 
itatirt, daß durch die vorgedachte grundjägliche Gleichitellung das Necht eines 
jeden der fontrahirenden Theile, Angehörigen des anderen Theils entweder in 
Folge gerichtlichen Urtheils, oder aus auderen Gründen der inneren und äußeren 
Sicherheit des Staats oder aus Gründen der Armen- und Sittenpolizei den 
Aufenthalt zu verſagen, nicht berührt ſind; für den Fall, daß in Anwendung 
dieſer Beſtimmungen Wegweiſungen erfolgen, iſt jeder Theil verpflichtet, nicht nur 
ſeine gegenwärtigen, ſondern auch ſeine vormaligen Angehörigen, auch wenn ſie 
das Staatsbürgerrecht nach der inländiſchen Geſetzgebung bereits verloren haben, 
ſo lange ſie nicht dem andern oder einem dritten Staate angehörig geworden 
ſind, auf Verlangen des anderen Theils wieder zu übernehmen; eine ſolche 
polizeiliche Zuweiſung ſetzt voraus, daß das Heimatsrecht der Zuzuweiſenden 
entweder durch eine noch gültige, unverdächtige Heimatsurkunde dargethan oder 
von dem pflichtigen Theile ausdrücklich anerfannt jet; den Transport bis zur 
Grenze trägt der ausweijende Theil. Jeder der vertragenden Theile hat da- 
für zu jorgen, daß in jeinen Gebiete denjenigen hülfsbedürftigen Angehörigen 
des anderen Theils, welche der Kur und Verpflegung benötbigt jind, diefe nad) 
den am Aufenthaltsort für die Verpflegung der eigenen Angehörigen bejtcehenden 
Grundſätzen bis dahin zu Theil werden, wo ıhre Rückkehr in die Heimat 
ohne Nachtheil für ihre und Anderer Gejundheit geichehen könne. Auch hier 
wird feſtgeſetzt, daß der Erjag der durch dieje Fürſorge erwachſenden Koſten 
gegen die Staats, Gemeinde oder anderen öffentlichen Kaſſen desjenigen der 
vertragenden Theile, welchem der Hülfsbedürftige angehört, nicht beanjprucht 
werden darf, wogegen die Anjprüche gegen die Hülfsbedürftigen jelbjt, oder 
etwaige privatrechtlich Verpflichtete ausdrüdlich vorbehalten werden: behufs der 


') Siebe über dieje Einrichtungen vor Allem O. 3. v. B urbövben, die Armenprlege 
Kublands in Schmoller's Jahrbuch für Gejehgebung,, Jahrg. 1886, 85 fl. und Dr. 
H. Georgievsky, the Organisation of Charity in Russia in dem Baport of the sixth 
section of the International Congress of Charities, Correetion and Philanthropy, 
Chicago 1898, p 244 f. 
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Geltendmadhung diejer Anjprüche haben die vertragenden Theile ſich gegen- 
jeitig ebenfalls die nach den Landesgejegen zuläſſige Dülfe zu leiften. 

Jene auf die Anerfenmung der Uebernahmepflicht bezüglichen Verhandlungen 
ind regelmäßig im Wege der direkten Ktorreipondenz zwischen den zuftändigen Be— 
börden der beiden Theile zu erledigen; eine diplomatijche Vermittelung findet 
nur ausnahmsweiſe jtatt. Hierüber, wie über die jonitigen Modalitäten der Nüd- 
beförderung jind noch gegenwärtig die Beitimmungen der Zujagprotofolle zum 
Niederlajjungsvertrage vom 27. April 1876 maßgebend, welche auch die erforder: 
lichen Vereinbarungen über die zur Lebernahme der Auszuweiſenden bezw. zur An— 
erfennung ihrer Staatsangehörigfeit zuftändigen beiderjeitigen Behörden enthalten. 

Die Bezugnahme auf die in der Schweiz den Einheimiichen zu Theil werdende 
Armenverjorgung bietet für die Benugung der von den Deutichen Staats: 
angehörigen zu beanipruchenden Fürſorge umjoweniger einen einheitlichen Maaß— 
jtab dar, als cs diejem Lande völlig an einer gleichartigen Regelung der ‚Für: 
jorgeprlicht fehlt: die Regelung iſt Sache der einzelnen Kantone, deren bezüg- 
licher Gejeggebung verichtedene Syiteme zu Grunde liegen: einzelne wie Bajel 
und Genf lajjen jich im allgemeinen mit einer Stiftungs und VBereinsarmen: 
pflege genügen, in den übrigen Kantonen tt die Armenpflege der Negel nad) 
eine DBerpflichtung der Ortsbürgergemeinde, welcher der Hilfsbedürftige angehört. 
Das Ortsbürger: bezw. das mit denjelben zujammenfallende Heimatsrecht kann 
nur von Schweizer-Bürgern und der Negel nach nur durch Abjtammung oder 
Einfauf erworben werden; einmal erworben iſt es vom Aufenthalt in der Heimats- 
gemeinde, dem Kanton oder der Schweiz nicht mehr abhängig; dagegen bejchränft 
ſich die Verpflichtung der Heimatsgemeinde auf die Ortsbürger und deren An— 
gehörige, wogegen die bloße Niederlajiung oder der Aufenthalt in der Gemeinde 
ein Anrecht auf Armenverjorgung nicht begründen ; wollen Arme, welche Orts: 
bürger nicht am Orte ihres Aufenthalts, jondern in einer andern Schweizer: 
Gemeinde find, die öffentliche Armenpflege in Anjpruch nehmen, jo haben jie 
ſich geeigneten Falls durch Vermittlung der Aufenthaltsgemeinde an ihre Deimats- 
gemeinde zu wenden: Hilfsbedürftige, Die in der Schweiz feine Heimatsberechtigung 
haben, jind in den Kantonen, deren Armenwejen auf dem Ortsbürgerprinzip 
beruht, daher ohne Anjpruch auf öffentliche Armenpflege. Im Gegenjag haben 
zwei Kantone — Bern alter Kantonstheil und Neuenburg — die Fürſorge— 
pflicht der Gemeinde im Wejentlichen auf die Thatjache des Wohnens begründet. 
Krankenhäuſer werden vielfach durch den Kanton unterhalten und wird in jolchen 
der Hegel nach auch erkrankten Ausländern die nothwendige Hilfe zu Theil. 
In vielen größeren Orten jind ferner Organijationen der fremvilligen Armen: 
pflege: Hilfsgeiellichaften, Hilisvereine, jremvillige Armenpflegen, Bureaux de 
secours begründet worden, die meilt oder jelbit vorzugsweiſe jich auch der 
nicht beimatberechtigten oder auch der ausländischen Hilrsbedürftigen annehmen. 
Thatiächlich ıft daher auch da, wo die Grundlage eines Nechtsanipruchs fehlt, 
für hilfsbedürftige Ausländer vielfach genügend gejorgt ; deutjcher Hilfsbedürftiger 
insbejondere nehmen in eriter Linie fich die deutichen Hilfsvereine an, die in 
der Schweiz bejonders ſtark entiwidelt Tind. 

Ter zweiten Hauptgruppe gebört das mit Frankreich geichlojiene 
Abkommen an, das ich darauf bejchränft, die Modalitäten des bet den An— 
weijungen einzuhaltenden Verfahrens zu regeln: von materieller Bedeutung tt 
nur der von Preußen — Minijterial-Erlaß vom 31. Oftober 1830 ') — bis auf 
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Derſelbe iſt abgedruckt bei Cahn, a. a. O. S. 244 fg. 


42 Reigenitein: Die Armenfürforge 


MWeitered angenommene Grundſatz, wonac) die Uebernahme auch eines che 
maligen preußijchen Untertban nicht zu verjagen ift, injofern derjelbe nicht in— 
zwiichen eine andere bezw. die franzöfiiche Staatsangehörigfeit erworben hat. 
Nach dem gleichen Grundjag wird, wie neuerdings ovfficiell bezeugt worden"), 
thatjächlich auch von der franzöfiichen Regierung verfahren. Betreffs des 
Verfahrens ijt durch das zwiichen dem deutichen Neiche und Franfreich ge 
troffene Uebereinfommen bejtimmt, daß die Leberführung der hilfslojen Perſonen, 
verlaſſenen Kinder und Geiſteskranken aus dem Gebiet des einen Theils in das 
des anderen, das Zugeſtändniß der Bereitwilligkeit der übernehmenden Regierung 
zur Uebernahme als Vorausſetzung voranzugehen habe. Die Beſtimmung des 
Uebernahmeorts iſt dem aufnehmenden Staat, die des Zeitpunkts der Ueber— 
nahme demjenigen Staat überlaſſen, welcher die Uebernahme beantragt hat; 
von beiden Staaten ſind gewiſſe, an der Grenze liegende Spitäler und andere 
Anſtalten namhaft gemacht, nach welchen die den ebengenannten Categorien 
angehörigen Perjonen bet der Ausweilung dirigirt werden jollen; die Begleiter 
der zu übernehmenden Berjonen endlich find mit den erforderlichen Nachweiſungen 
über Berfünlichfeit und ſonſtige Verhältnifje der Transportaten behufs Abnahme 
von der übernehmenden Behörde zu verjeben. Insbeſondere find bei Trans— 
porten von Geiftesfranfen außer dem Transportvorweis ärztliche Attefte über 
ihren Gejundheitszuitand mit Angabe des Alters und Geburtsorts, der Familien— 
und Vermögensverhältnijfe und einer kurzen Darjtellung der Krankheitsgeſchichte 
bezw. der bisherigen Behandlung zu übergeben. Binfichtlich der Koſten, welche 
durch direfte Beförderung hilfloſer Perionen, verlajiener Kinder und Geiſtes— 
franfen an eine der vorbezeichneten Uebernahmeſtätten entjtehen, iſt beſtimmt, 
daß Solche, jofern ihre Nücderjtattung nicht aus dem etwaigen Vermögen der 
Transportaten oder ihrer eritattungspflichtigen Angebörigen erfolgen fann, von 
demjenigen Theile getragen werden, welcher die Uebernahme beantragt hat. 
Was die Armenpflegeeinrichtungen Frankreichs?) anlangt, jo iſt derjelben 
ichon oben bei Darjtellung des Eljah-Lothringiichen MArmenpflegerechts gedacht 
worden. Darnach beſtand früber eine Fürjorgepflicht der öffentlichen Verbände 
nur betreffs der Geiftesfranfen und armen Kinder, deren Pflege und Erziehung 
hauptjächlich den Departements oblag; es wurde ferner der Art. 1 des Ge: 
jeges vom 7. Auguſt 1851, wonach jeder mittelloje Kranfe in dem Hojpital 
der Gemeinde ohne Nücjicht auf jenen Wohnfig Aufnahme finden follte, ſo 
ausgelegt, dab man ihr auch betreffs der ausländiichen Armen Anwendung gab. 
Einen weiteren Fortichritt in der Nichtung der Gleichſtellung der ausländischen 
Hülfsbedürftigen zu den Einheimischen bezeichnet die Beitimmung der Art. 32 u. ff. 
des Defrets vom 12. Auguſt 1886, betreffend die Einrichtung der offenen Armen— 
pflege in Paris, nach welcher nur für die Zulaſſung zu den jährlichen Unter: 
jtügungen jranzöfische Staatsangehörigfeit verlangt wird, wogegen zu den zeit 
weijen Unterjtügungen auch Ausländer zugelajjen werden. Die Zahl der aus: 
ländischen Armen, welche in diefer Weiſe Unterftügung erhielten, wird für das 








) Siehe den Eingang zu der den Wortlaut des mit Rußland abgeichlofienen Lieber: 
— enthaltenden Notiz in Nr. 44 des Reichsanzeigers pro 1894. 
Siehe über diefelben des Näheren die Schrift des Verfaſſers: Die Armengeieh- 
— Frankreichs in den Grundzügen ihrer hiſtoriſchen Entwickelung, Leipzig 1881 und des— 
elben Artikel, Armengejeggebung in Frankreich im Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften, 
ferner über das Geſeß vom 15. Juli 1893, Brückner, im Archiv für ſoziale Geſezgebung und 
Statiſtik, Bd. VI, 597 fg., über die Fürſorge fir Ausländer endlich die Zuſammenſtellung 
im Bulletin de * ſoeiste Internationale. Jahrg. 1892, ©. 274 fg. 
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Sahr 1886 auf 3000 angegeben. Eine ausdrüdliche rechtliche Feſtſtellung hat 
die Ausdehnung der Fürſorge auf Ausländer durch das Gejeh Über die um: 
entgeltliche Kranfenpflege vom 15. Juli 1893 gefunden; es bejtimmt der 
Art. 1 al. 3, daß franfe Ausländer im Fall der Mittellofigfeit den Franzoien 
in allen denjenigen Fällen gleichzujtellen jeten, wo mit ihrem Heimatsitaat ein 
Vertrag wegen gegemjeitiger Leiſtung der Armenpflege vorliege. 

Bezüglich einer Anzahl von Staaten endlich Fehlt es an jeder offiziellen 
Berlautbarung der von ihnen betreffs der Fürſorge für ausländische und ins: 
bejondere für deutiche Hülfsbedürftige befolgten Grundſätze; zu den Ländern, 
betreffs deren jolches der Fall, gehört vor Allem England, deſſen Gejeggebung 
bejondere Borjchriften hinsichtlich der Armenfürjorge für fremde Staatsangehörige 
nicht enthält. Die in der Praxis befolgten Grundjäge find die folgenden: 
Rerjonen, welche an einer afuten Krankheit leiden, finden Aufnahme in einem 
beliebigen Krankenhauſe, ohne daß dabei auf ihre Staatsangehörigfeit Nückjicht 
genommen wird; ebenjo werden fie im geeigneten Falle auch zur armenärztlichen 
Behandlung zugelajien; altersichwache unbeilbare Berionen und Arme überhaupt 
finden Aufnahme in den Arbeitshäujern, die zum Theil VBerforgungsbäufer ſind. 
Arme Kinder und Geijtesfranfe ift man bemüht, im Wege der diplomatijchen 
Verhandlung joweit möglich dem Staat, welchem fie angehören, zuführen 
zu laſſen.) 


Ergebnijie und Schluß. 


Der gegenwärtige Zuſtand wird, joweit die Sicherung einer Armen- 
pflege für Ausländer im Geltungsbereich des Gejeges über den Unterftügungss 
wohnſitz in Betracht fommt, in doppelter Richtung als ein befriedigender 
bezeichnet werden fünnen. Er iſt dies einmal injofern, als die Angehörigen 
aller zu diejem Geltungsbereich gehörigen Staaten gegenfeitig im ‘alle der 
Hülfsbedürftigfeit den Inländern gleichgejegt worden jind, jo daß, was das 
Verhältnig der Staaten zu einander anlangt, der Begriff des Ansländers ver: 
ſchwunden it. Er ift dies zweitens auch injofern, als das Geſetz betreffs 
des Anſpruchs auf einſtweilige Fürjorge die Ausländer, d. h. die Angehörigen 
von Staaten, die nicht zum Geltungsbereich des Gejeges gehören, den Inländern 
gleichitellt: damit ijt der höchſten Anforderung Genüge geleijtet, welche von 
dem Gejichtspunft der Anerkennung der menjchlichen Perſönlichkeit als ſolcher 
aus an die Sicherjtellung eines Zuſammenwirkens der Nationen behufs gegen- 
jeitiger Unterjtügung ihrer mittellojen Angehörigen an die Geſetzgebung geitellt 
werden fünnen. Die gleichen Vorzüge müſſen, jo weit die Negelung der Für: 
jorge für Ausländer überhaupt in Betracht kommt, auch der bayerischen Geſetz— 
gebung zugeitanden werden, in der, wie oben gezeigt, das Prinzip der Gleich: 
jtellung der ausländischen Armen mit den inländischen betreffs der vorläufigen Für— 
jorge in gleicher Weiſe zur Geltung gelangt iſt. Freilich iſt mit dieſer Gleichſtellung 
ebenjorwenig im Geltungsbereich des Unterjtügungswohnfiggejeges wie in Bayern 
eine abjolute materielle Gleichheit der in dem verjchiedenen Fällen eins 
tretenden Armenverjorgung gegeben. Eine jolche beiteht aber, wie bereits oben?) 
gezeigt worden, in beiden Gebieten auch für Inländer nur in einer unvoll- 
ttändigen Weije: es veriteht ſich von jelbit, daß die Ungleichheiten, wie jie in 
Betreff der Fürjorge für inländische Hülfsbedürftige ſich aus der verjchiedenen 
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Praxis der Armenverbände, aus den drtlichen Verjchiedenheiten der Anjprüche 
an die Lebenshaltung, und aus der verjchiedenen administrativen und finanziellen 
Leiftungsfähigfeit der Verbände ergeben, ſich auch auf die Fürjorge für ſtaats— 
fremde Arme übertragen. Es gibt aber noch eine Neihe weiterer Momente, 
welche dieje letztere Fürſorge zu einer noch ungleichartigeren geftalten. 
Hierher gehört zunächſt das größere oder geringere Mab der Leichtigfeit, 
mit welcher ihrer geographijchen Lage nach die einzelnen Armenverbände 
die Ausweifung der betreffenden ausländischen Hülfsbedürftigen ins Werf zu 
jegen in der Lage jind. Denn da die Armenverbände, welchen die definitive 
Fürſorgelaſt zufällt — in Bayern der Staat — auch die Koften der Rüd- 
verweilung bezw. des Transports bis zum Eintritt in das ausländijche Gebiet 
zu tragen haben, ſtehen ſolche Armenverbände, welche von der Landesgrenze 
weit entfernt ſind, der Frage betreffs der Art und des Maßes der einzuleitenden 
Fürſorge anders als ſolche, welche ſich in der Nähe der Grenze befinden, gegen- 
über. Letztere übernehmen, da der Aufwand des Transports bis zur Grenze ein 
verhältnigmäßig geringer ift, durch Stellung des Antrags auf Ausweiſung ein 
meijt nur unerhebliches Riſiko betreffs der Belaftung mit Koſten; fie jind ferner 
in zahlreichen Fällen die Verwirklichung der Ausweiſung leichter zu jichern im 
Stande, weil Kranke und Geiftesfranfe, deren Beförderung auf lange Streden 
jür ihren Gejundheitszuftand von jchädlichem Einfluß jein würde, vielfach einen 
Transport auf fürzere Entfernungen vertragen; auch wickeln die Verhandlungen 
über die Rüctübernahme fich nicht jelten einfacher und fürzer ab, wenn die 
Grenzbehörden, mit denen jene Verhandlungen zu führen jind, ſich in örtlicher 
Nähe befinden. Es werden hiernad) Armenverbände, die in der Nähe der 
Grenze belegen find, weit mehr mit der Eventualität der Auswerjung rechnen 
fünnen als entfernter belegene, die zumal in Fällen vorübergehender Hülfs- 
bedürftigfeit durch Betreibung der Rückſendung jich der Gefahr ausjegen, daß 
die Koſten des Rücktransports einen Betrag erreichen fünnen, der höher iſt als 
der Aufwand, welchen die Leiſtung der Fürſorge während der begrenzten Dauer 
der Hülfsbedürftigkeit erfordern würde. Die aus den Möglichkeiten der Aus— 
weiſung ſich ergebende Verſchiedenheit der Fürſorge für nicht ſtaatsangehörige 
von der für ſtaatsangehörige Arme verſchwindet daher umſomehr, je weiter die 
leiſtungspflichtigen Armenverbände von der Grenze entfernt und jo größer 
demnach Schwierigkeiten und Koſten find, mit denen jie die Ausweiſung ins 
Werft zu jegen im Stande jein würden. Ein ferneres Moment beruht da: 
rin, dab wie oben ausgeführt, Ttaatsfremde Hülfsbedürftige nicht auf die Be— 
nugung jolcher Veranſtaltungen der Armenpflege Anſpruch machen fünnen, welche 
auf Stiftungen gegründet oder welche zu Gunſten der ortseinheimijchen Be— 
völferung oder gewiljer Klaſſen derjelben mit bejonderer über das Maß ums 
umgänglich nothwendiger Opulenz ausgejtattet Jind; in der Praxis iſt Die 
Bedeutung dieſes Moments jedoch eine geringe, da zumal bei den größeren 
Urmenverwaltungen der Zug dahin geht, im geeigneten Fällen auch Ausländern 
die Theilnahme an der Benugung jolcher Anstalten zu geitatten. Die Ungleich— 
heiten, wie fie in der Fürſorge für Ausländer beftehen, ſind biernach nur jolche, 
wie ſie entiweder von der beionderen jtaatsrechtlichen Stellung der Ausländer, 
vder von dem geltenden Syitem einer auf lofalen Verbänden gegründeten ine 
dividualiſirenden Armenpflege unzertrennlich ſind, und wie ſie nur etwa durch den 
Uebergang zu einem anderen Syſtem eine Minderung würden erfahren können. 

Weit mehr Aufgaben bleiben zu erfüllen, joweit das gegenjeitige Verhältniß 
einmal der zum Geltungsbereich des Unterſtützungswohnſitzgeſetzes gehörigen 
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Staaten zu Bayern und Eljah-Lothringen und jodann Deutjchlands 
zu den auswärtigen Staaten in Frage fommt. 

Was das erjtere Verhältniß anlangt, jo habe ich verjucht, die in der 
Praxis neuerdings zur Geltung gelangte ungleiche Behandlung gegenfeitiger 
Angehöriger durch Preußen einer» und Bayern andererjeit3 auf Rechnung einer 
mißverſtändlichen Auffaſſung des Preußiſchen Ausführungsgeſetzes zu ſetzen: 
immerhin wird zugeſtanden werden müſſen, daß durch die der Abſicht nicht 
völlig entſprechende Faſſung des Preußiſchen und der nach dem Muſter desſelben 
von andern deutſchen Staaten erlaſſenen analogen Geſetzen zu einer ſolchen 
Auffaſſung Anlaß gegeben werden fann. Schon hierin würde auch dann, wenn 
meiner vorentiwidelten Anficht beigetreten werden jollte, ein Mißſtand zu finden 
jein, welcher zu dem Verjuch, eine zur Ausjchliegung derartiger Zweifel ge 
eignete anderweitige Formulirung des Gejeges zu finden, Anlaß geben jollte. 
Aber auch dann, wenn Die von mir befürwortete Auslegung als zutreffend 
angenommen werden jollte, würde es immer noch an einer genügenden Aus: 
gleichung der Nachtbeile fehlen, wie jie jich daraus, day dem durch das Frei— 
zügigfeitögejeg innerhalb jeines Sachbereichs gejchaffenen einheitlichen Rechts— 
zujtande eine gleicheinbeitliche Regelung des Armenpflegerechts nicht entipricht, 
ergeben müdjen: war es die Abjicht, die Angehörigen deuticher Staaten, ſofern 
jie am Orte ihrer Niederlafjung jich längere Zeit aufgehalten, auch im ‚alle 
der Verarmung gegen eine Zurüdweilung in den Heimatsitaat zu jichern, jo 
it dieſe Abjicht jo lange nicht erfüllt, als die den nach der Verſchiedenheit der 
geltenden Armengeſetzgebung ſich abſondernden Gruppen angehörigen Staaten 
die betreffenden Armen, auch wenn ſie dem Erforderniß eines längeren Aufent— 
halts genügt haben, dem Heimatsſtaat zurückzuſenden in der Lage er Diejer 
Mißſtand wird, joweit das Verhältniß der zum Geltungsbereich des Unter— 
ſtützungswohnſitzgeſetzes gehörigen Staaten und Elſaß-Lothringens in Be— 
tracht kommt, ſeine Löſung naturgemäß dadurch finden, daß das Geſetz über 
den Unterſtützungswohnſitz über das Reichsland ausgedehnt wird: das aus 
Frankreich übernommene Armenpflegerecht, das in dieſem Theil Deutſchlands 
noch gilt, erſcheint auf die Länge der Zeit um ſo weniger haltbar, als inzwiſchen 
auch die franzöſiſche Geſetzgebung zunächſt wenigſtens die Armenkrankenpflege 
auf der Grundlage einer Fürſorgepflicht der Gemeinde und größeren Verbände 
und des Unterſtützungswohnſitzes neu organiſirt und durch dieſen in der Richt— 
ung der Umbildung der Armenpflege zu einer obligatoriſchen Leiſtung gethanen 
Schritt zu erkennen gegeben hat, daß mit den bisherigen fafultativen Fürſorge— 
leiſtungen dem Bedürfniß nicht genügt werden fonnte: wenn die Steuer- und 
Kommunalverfaffung Elſaß-Lothringens einem jolchen Vorgehen einjtweilen noch 
Hindernifje entgegenjtellen, jo würde hieraus doch nur die Nothiwendigfeit eines 
Aurichubs der Inlraftjegung auf jolange folgen, daß der reichständijchen Gejep- 
gebung genügende Zeit bleibt, die auf dem bezeichneten Gebiete nothwendigen 
Umbildungen vorber zu vollziehen. ') 

Geringere find die Ausfichten einer Ausgleihung Bayern gegenüber. Die 
Ausdehnung der im Bereich des Gejeges über den Unterjtügungswohnfig geltenden 
Grundjäge auf diejen Staat würde, da nach dem über den Beitritt Bayerns 
zum Deutichen Neid) am 23. November 1870 gejchlofienen Bertrage — 
zu Art. 79, III, $ 1 — das Recht der Gejeggebung des deutjchen Reichs betreffs 


') Sittel in feiner oben angeführten verdienitvollen Schrift fcheint die Schwierigkeiten 
diejer Ilmbildung zu unterjchägen. 
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der Heimats- und Niederlafjungs-Angelegenheiten ſich auf Bayern nicht erſtreckt, 
nur mit Zuftimmung Bayerns möglich jein; daß eine jolche Zujtimmung in naher 
Zukunft zu erreichen fein werde, ift aber unmwahrjcheinlich, weil der Gegenjaß 
des bayerischen Armenpflegerecht3 zu dem in faſt allen übrigen deutjchen Staaten 
geltenden auf einer weit in die Vergangenheit zurücreichenden heterogenen Ent: 
widlung beruht und weil der aus diejer Entwicdlung hervorgegangene Zuftand 
ſich in Bayern einer weit verbreiteten Popularität erfreut. Soll daher ein 
Zuſtand angebahnt werden, vermöge deſſen Angehörige der zum Geltungs— 
bereich des Gejetes über den Unterjtügungswohnjig gehörigen Staaten, wenn 
fie in Bayern und umgefehrt bayerische Staatsangehörige, wenn fie im Ge— 
biet jener Staaten einen längeren Aufenthalt gehabt, bei eintretender Hilfs: 
bedürftigfeit gegen Ausweijung aus dem betreffenden Staatsgebiet gejichert 
wären, jo wäre dies nur in Geſtalt einer zwiſchen dem deutjchen Reich und 
Bayern zu treffenden Vereinbarung möglich, wonach die Angehörigen der beiden 
vorgenannten Staatögebiete nach einem eine gewiſſe Reihe von Jahren, die viel 
leicht auf zwei eingejchränft werden fünnte, im Gebiete des anderen Theils fort- 
gejegten Aufenthalt von der Ausweiſung frei wären und die erforderliche Armen 
pflege im Gebiete jenes Aufenthalts zu erhalten hätten: jolche Perſonen wären 
alsdann im Gebiete des Bundesgeſetzes vom 6. Juni 1870, ſoweit jie nicht 
landesgejeßlich die oben erwähnte, dem Unterjtügungswohnfig analoge Berechtigung 
erworben hätte, als Landarme zu behandeln, wogegen Bayern jich durch ent= 
Iprechende Amvendung der Inftitutton der angewiejenen Heimat helfen Fünnte. 
Sollte diefer Weg der Schaffung eines jo zu jagen internationalen 
Unterjftüßungswohnfiges für jene beiden Theile des Reichs nicht be— 
treten oder nicht zum gewünſchten Ziele geführt werden fünnen, jo bliebe eben 
nur übrig, das preußiſche ſowie die in dem bezüglichen Artikel mit demfelben 
gleichlautenden Ausführungsgejege der anderen Staaten zum Unterftüßungss 
wohnſitz-Geſetz in einer Weije zu ändern, welche die vom prenßiſchen Miniiter 
des Innern der betr. Beitimmung gegebene Auslegung bejtimmt ausjchlöße; ein 
wenn auch nur im Wege der Praris herausgebildeter Zustand jo erheblicher Un: 
gleichheit der Belajtung, wie er aus den im jenem Nejeript ausgejprochenen 
Srundjägen fich für die beiden Gebietsgruppen ergibt, hat in feinem Falle 
Berechtigung. 

Hat hiernach betreffs der Regelung des Verhältniffes zu Bayern das 
Element der internationalen Vereinbarungen eine gewiſſe Bedeutung, jo jind die 
auf diefem Wege zu löjenden Aufgaben noch umfangreichere, joweit e8 fich um 
die Negelung und den Ausbau der Beziehungen handelt, wie fie zwiichen dem 
deutſchen Reich und den Staaten des Muslandes betrefis der Fürſorge für 
die gegenfeitigen Staatsangehörigen bejtehen. Bisher iſt in den zwiſchen 
Deutjchland und den andern Staaten getroffenen Uebereinkünften die Frage 
der den beiderjeitigen Staatsangehörigen zu gewährenden Armenhilfe als ein 
mehr oder weniger zurücdtretender Punkt behandelt worden; in manchen der 
über die Uebernahme jolcher fremden Staatsangehörigen geichlojjenen Verträge 
fehlen Berabredungen über die Fürſorge für Hilfsbedürftige gänzlich: wo fie 
in dem Vertrage enthalten find, erjcheinen jie meiſt gewiſſermaßen als ein Aır- 
bang der Betreffs der Llebernahme vereinbarten Grundjäge. Ihrem materiellen 
Inhalt nach jprechen fie das Prinzip der Gleichjtellung der Angehörigen 
des fontrahirenden fremden Staats mit den Inländern betreffs der Armen— 
fürjorge aus; einzelne Verträge bejchränfen dieſe Gleichitellung auf gewiſſe 
Kategorien von Hilfsbedürftigen. Specialifirende Beitimmungen find in den 
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Verträgen nur joweit enthalten, als es ſich um die Orte bezw. Anstalten handelt, 
denen gewijje Claſſen von auszumerjenden Hilfsbedürftigen zugeführt werden jollen. 

Die Zurüdhaltung, mit welcher die internationalen Verträge die Armen: 
rürforge behandeln, it nach gegemwärtiger Lage der Sache eine offenbar gerecht: 
fertigte: wenn auch immerhin die zwiſchen den verichiedenen Staaten zu treffen- 
den Berabredungen für die weitere Ausgejtaltung der gegenjeitigen Fürſorge— 
verpflichtungen ein wichtiges Element bilden, jo liegt doc) zur Zeit nicht der 
Schwerpunft in jolchen Verträgen. Er liegt vielmehr zunächſt in der Aus— 
geitaltung, welche die einzelnen Staaten ihrem Syitem der Armenpflege geben, 
und welche die Fürſorge für Ausländer großentheils mitumfaßt oder doc) berührt. 


Dar auch im Bereich diejes inneren Ausbaues der Gedanke einer Soli- 
darität der Nationen im Betreff der Fürſorge für ihre gegenjeitigen Staat$- 
angehörigen in zunehmendem Maße zur Anerkennung gelangt, iſt als ein erfreu- 
liches Ergebniß der neueren Entwidelung zu bezeichnen: den Darlegungen des 
legten Abjchnitts gemäß halte ich es der Lage der Verhältnifje für völlig ent- 
iprechend, wenn die Societe internationale in ihrer Schlußfolgerung jenen Fort: 
jchritt fonjtatirt und insbejondere feititellt, daß der Grundſatz, es ſei mittel 
Iojen Perſonen in afuten Stranfheiten die nothwendige Hülfe ohne Unterjchied 
der Staatsangehörigfeit zu gewähren, in die Praxis der civilijirten Nationen 
übergegangen jei; der Anficht, dab ein internationales Uebereinkommen, zufolge 
dejien die Staaten Jich zur Gewährung einer Ktranfenfürjorge in eben gedachten 
Sinne an ihre gegenjeitigen Staatsangehörigen anheiſchig machen, auf befondere 
Schwierigfeiten nicht ftopen würde, glaube ich mich daher nur anfchließen 
fönnen; es würde damit gewiſſermaſſen nur der thatjächlich bereits bejtehende 
Zujtand rechtlich firirt werden. Anders betrefis der über diefe Ntranfenpflege 
binausgehenden Aufgaben der Armenpflege, betreffs deren fich eine jolche überein: 
ſtimmende Uebung bisher nicht gebildet hat. Auch bier glaubt der Bericht: 
eritatter der eben genannten Gejellichaft gewiſſe Säge in Vorjchlag bringen 
zu jollen, die er zur Annahme durch die verschiedenen Staaten in Gejtalt eines 
internationalen Vertrages für geeignet hält; dieje Süße, umter denen ich auch 
den vorerwähnten auf die Fürſorge in Fällen afuter Krankheiten bezüglichen 
bier der Volljtändigfeit wegen ebenfalls mittheile, lauten folgendermaßen: 


Art. 1. Arme Kranke, welche von afuten Krankheiten befallen find, 
jollen in allen Ländern ımd ohne jede Ausnahme verpflegt werden. 


Art. 2. Diejenigen Greiſe, welche nach Erreichung des Alters von 
65 Jahren der Autallüne zur Unterſtützung für würdig erachtet werden, 
jind von derjenigen Nation zu unterjtügen, innerhalb deren ſie vor Er— 
reichung diejes Alters zehn Sabre hinter einander gelebt haben. 

Siteche, Unbeilbare und Geiſteskranke jind, wenn ſie das Alter von 
21 Jahren erreicht haben, von der Nation, im welcher jie vor Eintritt 
ihres Gebrechens zehn Jahre hinter einander gelebt haben, oder wenn 
fie weniger als 21 Jahre alt find, von der Nation, in welcher der Vater, 
oder in. dejjen Ermangelung die Mutter, die legten zehn Jahre hinter 
einander gelebt bat, zu unterjtügen. 

Art. 3. Jede Perjon, welche ohne Einfommen und ohne Arbeit in 
ein fremdes Land auswandert, wird als Bettler und Yanditreicher beftraft 
und bei Beendigung jeiner Strafe an die Grenze zurüd gebracht. 

Jeder Bedürftige kann in der Stadt, in welcher er wohnt, welches 
auch jeine Staatsangehörigfeit jet, unterftügt werden. 
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Kein Fremder darf in die Armenliften eingetragen werden und hat 
jeine Uebernahme auf Koften jeines Heimatlandes zu erfolgen. 

Art. 4 Die armen Kinder fremder Staatsangehörigfeit find von 
ihrem SHeimatjtaat auf dejien Koiten zu übernehmen, es jei denn, daß 
die betheiligten Nationen jich verpflichten, ihre Erziehungstojten zu zahlen. 
Es handelt ſich daher hier darum, zwijchen den Fällen, im denen der 

Staat jich hülfsbedürftiger fremder Staatsangehöriger durch Ausweiſung ent: 
. ledigen darf und den Fällen, in denen er jelbjt jich dieſer Fürjorge zu unter: 
ziehen hat, eine für die betheiligten Nationen allgemein gültige, feſte Grenzlinie 
zu ziehen: in Bezug auf die Ausjonderung der Fälle letterer Art joll dem 
längere Zeit hindurch in dem betreffenden Lande fortgeiegten Aufenthalt des 
Ausländers Bedeutung beigelegt und jo die Inftitution eines internationalen 
Unterjtüßungswohnjiges gejchaffen werden, deſſen Inhalt in dem Rechte, 
im Fall eintretender Hülfsbedürftigfeit gegen Ausweiſung gefichert zu fein und 
Anipruch auf Fürſorge am Orte des Wohnſitzes zu haben, bejtünde. 

Wenn ich im Vorſtehenden betreffs der Negelung des Verhältniſſes der 
zum Öeltungsbereich des deutichen Unterjtügungswohnjitgejeges und Bayerns 
gehörigen Staaten der Idee eines jolchen internationalen Unterftügungstwohn- 
jiges eine eventuelle Anwendbarkeit zuerkannt umd eine Vereinbarung auf diejer 
Baſis als eine der in Betracht fommenden Eventualitäten bezeichnet babe, jo 
vermag ich doch nicht anzuerfennen, daß für eine auf eine größere Anzahl 
von Staaten jich erjtredende Llebereinfunft in vorgedachtem Sinne der Boden 
ein hinreichend vorbereiteter jei: Einſatz und Vortheile, mit denen die einzelnen 
Staaten betheiligt werden, würden doch nur dann in einem gewillen Gleich: 
gewicht ftehen, wenn der Fürſorge-Anſpruch, der daraus für Die gegenfeitigen 
Angehörigen erwüchſe, ein ſeinem fonfreten Inhalt nach gleicher wäre. Dieje 
Vorausjegung it zwiſchen dem gedachten Theil des Deutjchen Reiches und 
Bayern vorhanden, da in beiden Staaten der Anſpruch der Hülfsbedürftigen 
auf die Gewährung einer Dem Bedürfniffe entiprechenden Fürſorge, insbejondere 
durch Verabreichung des vollen, nothdürftigen Unterhalts beiteht; in dem Ver— 
hältniß zwiſchen Deutichland und einer großen Anzahl auswärtiger Staaten 
aber fehlt es an jener Vorausſetzung oder iſt dieſelbe nur unvollſtändig erfüllt. 

In dem materiellen Inhalt des Fürſorgeanſpruchs iſt ſchon zwiſchen 
den Staaten, in denen das Prinzip der obligatoriſchen Armenfürſorge 
gilt, Gleichheit nicht vorhanden: es darf nur an die erhebliche Verſchiedenheit 
erinnert werden, die wiſchen der engliſchen Armenfürſorge im Armenhauſe und 
der deutſchen regelmäßig im Wege der offenen Unterſtützung erfolgenden beſteht. 
Weit erheblichere aber ſind die Verſchiedenheiten zwiſchen denjenigen Staaten 
einerſeits, deren Armenweſen auf dem Prinzip der obligatoriſchen Fürſorge 
beruht und denjenigen, in denen die Leiſtungen weſentlich nach dem Umfange 
der Mittel ſich richten und demnach fakultative ſind; wir haben bereits oben 
darauf hingedeutet, daß, abgeſehen von der durch das neueſte Geſetz geſicherten 
Armenkrankenpflege, die Mehrzahl der franzöſiſchen Gemeinden geordneter Ein— 
richtungen betreffs einer örtlichen Armenpflege überhaupt entbehrt; auch Die 
Gleichſtellung der ausländischen Armen mit den inländischen würde daher nad) vielen 
Richtungen bin eine Sicherjtellung genügender Armenverforgung nicht gewähren: 
da eben für den Ausländer größere Aniprüche als für den Inländer nicht gemacht 
werden fünnen, würde derielbe da, two Inftitute der Armenpflege nicht vor: 


) Bulletin de la Societe internationale a. a. ©. 5. 282, 


für Ausländer inäbelondere in Deutichland. 49 


banden bezw. wicht mit gemügenden Mitteln ausgeltattet wären, der Fürſorge 
überhaupt oder Doch einer ausreichenden Fürſorge entbehren. Eben weil aber 
ſelbſt nach den für die kontrahirenden Staaten günſtigſten I Nereinbarungen das 
für den Inländer jichergeitellte Mah der Armenpflege immer der Maßſtab der 
zu Gunſten der fremden Ztaatsangebörtgen ansbedungenen Armenpflege bleiben 
müßte, würde das Deutſche Neich, welches volle Unterſtützung in allen Fällen 
der Hülfsbedürftigkeit gewährleistet, in der von Staaten mit fafıltativer Armen— 
pflege zu ertheilenden Zuſicherung der Sleichitellung der dentichen mit den eins 
heimiſchen Hülfsbedürftigen ein angemejjenes Aequivalent nicht Finden können; 
mangels emes derartigen Acquivaleuts liche jih aber auch auf eine Schmä: 
lerung des den deutichen Staaten jest zuſtehenden Rechtes, ſich der ſtaatsfremden 
Hülfsbedürftigen Durch Auswertung zu entledigen, nicht füglich eingeben. Anderer: 
jeitS würde die Verabredung emes nach den Vorjchlägen der enwähnten Nom: 
miſſion auf 1O jährigen Aufenthalt gegründeten internationalen Hülfsdomizils 
denjenigen Ländern gegenüber, welche jchon nach fürzerer Zeit den Ausländer 
in Angelegenheiten der Armenfiviorge dem Inländer für gleichgettellt erachten 
und von Der Ausweilung abjehen, einen Rückſchritt bedeuten: bier wäre es das 
angemeſſenere, die gegemleitigen Verpflichtungen auf Grundlage jener der kürzeren 
Aufenthaltsdauer bereits beigelegten Wirkungen zu formuliren. 

Für die Anbahnung eines zwiſchen den verſchiedenen Staaten auf gleicher 
Grundlage zu vereinbarenden Gegenſeitigkeitsverhältniſſes liegt daher auch jetzt 
noch das wichtigſte Moment in jener erweiterten Anerkennung und 
gleichartigeren Verwirklichung der Fürſorgepflicht, wie ſie nach 
dem oben Erwähnten in der Öejeggebung der Staaten neuerdings immer mehr 
zur Durchführung gelangt fit; es tt die ausgedehntere Aınvendung des Princips 
der obligatorischen Armenpflege, mit der allen eine binlänglich breite 
Baſis für eme auf eine größere Zahl von Staaten Fi erſtreckende Verein⸗ 
barung geſchaffen werden kann: Jo fange Dies nicht der Fall, wird es für Deutich- 
land Die Aufgabe je, durch mit den einzelnen Staaten zu treifende 
NRereinbarungen die im denjelben im obigen Stimme erzielten Fortichritte 
der Geſetzgebung für die Erweiterung des Zachbereich$ der eintretenden Ver: 
ſtändigung mugbar zu machen: daß mit dem Abſchluß jolcher Verträge bei. 
der Anpaſſung der vorhandenen an jene weitere Entwicklung der Armengeſetz— 
gebung im — — werde, iſt dringend twänichenäwertd, da nur auf 
diejem Wege den Vertretern Deutichlands im Auslande eine volle Legitimation, 
jür Die Angehörigen der deutſchen Staaten Die AUrmenpflege des betr. Auslands— 
ſtaats im konkreten Falle in Anſpruch zu nehmen, gefichert werden kann: derartige 
Verträge wären auch in der Weiſe möglich, daß fie ſich auf diejenigen Kategorien 
der Armen bejchränften, für die andere Staaten eine obligatorijche Fürſorge ge: 
jichert haben: jo würde Frankreich gegenüber nach Maßgabe der zeitigen Ge— 
ſtaltung ſeiner Sejengehung der Abſchluß eines Vertrags über eine gegenjeitige 
gleichartige ‚sürjorge für arme Kranke, bezw. eine vorläufige Fürſorge für Geiſtes— 
franfe und arme Kinder Bedenken kanm unterliegen. Mit jenem weiteren Bor: 
dringen Des Princips der obligatoriſchen Armenpflege würde aber der Anbalt 
diejer Verträge em gleichartigerer und würde jo im Laufe der Zeit jene einen 
weiteren Kreis von Kulturvölkern umſaſſende Vereinbarung vorbereitet werden, 
die als ein ſchönes, aber nach jetziger Lage der Entwicklung für uns nicht erreich— 
bares Ziel von der Societe internationale uns vor Augen geſtellt worden iſt. 


Anmerfung. Der Aberud dieſes Artifels bat Ach Durch Zufall weriögert, Er lag bereits im Aprit 1894 orud 
jertia ver: daber fonnten Die Berhanelungen des bameriichen Landtage 1803/94 über die Keferm des Heimategeſetzee 
ac& wicht denutzt werden. 
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Die Anliegerbeiträge bei Trottoiriſirung 
nach bayeriichem Rechte. 


Yon 
Prof. Dr. Hermann Rehm in Erlangen. 


Wie in anderen deutfchen Staaten, insbejondere in Preußen, ') jo iſt auch 
in den beiden an fich vertwaltungsrechtlich jo verichiedenen Gebieten Bayerns, 
dem rechts: und linfsrheinischen, die Frage der Verpflichtungen der Anlieger 
in Bezug auf die Heritellung von Trottoirs auf öffentlichen Ortsjtraßen in 
feiner Weife rechtlich gefeitigt. Auf der einen Seite jteht die Verwaltungspraris 
im Bunde mit der Nechtiprechung, auf der anderen die wiljenjchaftliche Yitteratur. 
Wir erörtern die Frage an dieſer Stelle, weil ihre Enticheidung theils Geſetzes-, 
theils Säße des Juriſtenrechtes berührt, welche der Nechtsordnung aller deutſchen 
Staaten mehr oder weniger gemeinjam find. 

Die Gemeinden ziehen die an die Bürgerjteige angrenzenden Grund: umd 
Hauseigenthümer in verjchiedener Weile zur Errichtung von Trottoirs heran, 
entweder jo, daß fie denjelben unmittelbar die Herjtellung zur Pflicht machen 
mit oder ohne Uebernahme eines Theils des Koftenaufwandes auf die Gemeinde: 
fajja, oder jo, daß fie jelbit die Heritellung bewerkitelligen und von den An: 
grenzern Beiträge zur Dedung der Kojten einziehen. 

Die Gemeinden gründen in Bayern dieje ihre Anordnungen alle auf Art. 2 
Ziff. 6 des Polizei:Strafgejeßbuches vom 26. Dezember 1871, wornach die 
nah R.-St.:.:B. 8 366 Ziff. 10 zuläfligen PBolizeiverordnungen „zur Er: 
haltung der Sicherheit, Bequemlichkeit, Neinlichkeit und Ruhe auf den öffent: 
lichen Wegen“ durch ober-, diſtrikts- und ortspolizeiliche Vorſchriften erlaſſen 
werden dürfen. 

Die bisherige Litteratur in Bayern begegnet der Nechtsgiltigkeit jolcher 
Bolizeivorfchriften mit einem doppelten Eimvande: 

1. jie enthielten nicht Negelungen des Straßenverfehrs, der Sicherheit 
und Bequemlichkeit desielben, jondern Negelungen der Straßenunter: 
haltung, jeien Ausflug nicht einer Polizei-, jondern einer Finanzgewalt; 

2. jie hätten die Abjicht und die Wirkung, die Straßemmmterhaltungs- 
pflicht der Gemeinden auf Andere zu überwälzen. 

Beide Einwände macht v. Seydel,“ den eriten auh Wand, °) den 

zweiten v. Edel.’ 


ı Mergl. Hue de Grais, Handbuch der Verfaſſung und Verwalting in Preußen 
und dem deutichen Reiche. 8. Nurl. 1892, 8 277 Anm. 33 u. S 79 Arm. 79. 

) Bayeriſches Staatsreht Wd. V 2. 8 u. 501. 

*Die Rechtsverhältniſſe der öffentlichen Wege in der Pfalz. 2. Aufl. 1887 S. 394. 

# Kommentar zum bayer. PSt. G-B, vom 26. Tes 1871 2. 165. 
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Nah Sendel mwideriprechen jolche Berordnnungen dem Begriff der Bolizet. 
Ihm ericheint das polizeiliche Anordnungsrecht hier dazu ausgenüßt, die Ver: 
mögensleiitung um der Vermögengleiftung willen, d. b. alſo eine Abgabe in 
Form des Volizeibefehles aufzuerlegen. Er jagt: Polizet ift Zwangsgewalt, 
Recht des Gebietens und Verbietens zum Schuge öffentlicher Juterejien. Soweit 
die MWegepolizei den Verkehr regelt, Hält fie fich naturgemäß in der Form 
des Verbotes. Soweit fie den Verkehr ſchützt, kann fie wohl auch gebieten ; 
jie mag den Straßenanliegern Auflagen machen, um Gefährdungen des Wer: 
fehrs zu verhüten, und die Grenzen der Polizei jind dabei auch dann nicht 
überfchritten, wenn hieraus den Anliegern Koſten entitehen. Aber wenn den 
Anliegern nicht bezüglich des Zultandes ihres eigenen Grundſtückes, fondern 
bezüglich der Straße — alfo eines fremden Grundjtüdes — Leiſtungen auf: 
erlegt werden, zu dem Zwede und mit der Wirkung, denjenigen zu entlaften, 
der für die VBerwaltungseinrichtung zu jorgen hat, dann tjt Dies jchlechterdinge 
nicht mehr Polizei. Straßenreinigung und Pflafterung der Straße vder des 
Bürgerſteigs baben mit der Polizei jo wenig zu Schaffen, wie Steuer: und 
Umlagenzahlung oder Leitung von Gemeindedienften. 

Wand jagt: R.St.G.B. $ 366 Ziff. 10, welcher lediglich polizei- 
liche Dinge regelt, kann nicht jo weit gehen, daß er eine Belaftung der Ans 
grenzer mit Straßenunterhaltungsarbeiten zuläßt. Das in $ 366, 10 
gebrauchte Wort „Bequemlichkeit“ kann nur Regelungen des Straßenverfehrs 
im Auge haben, nicht Regelungen der Straßenunterhaltung. 

Und Edel: Sollte nicht ein befonderes Ortsrecht in Bezug auf die Ver- 
pflichtung zur Pflafterung beftimmter Straßentheile beftehen oder ein privat: 
rechtlicher Titel eine ſolche Verpflichtung begründen, jo wird durch jene orts— 
polizeiliche Vorschrift (Münchens) die Gemeindeordmumg vom 29. April 1869, 
Art. 33, verlegt (welche den Gemeinden die Verpflichtung zum Unterhalt der 
Ortsſtraßen auferlegt), indem die gefeglichen Beitimmungen über die Befriedigung 
von Gemeindebedürfnijien umgangen werden, und für ein bejtimmtes Gemeinde: 
bedürfniß die Verpflichtung zur Beitreitung der erforderlichen Ausgaben auf 
eine einzelne Klaſſe von Umlagepflichtigen hinübergewälzt wird. 

Auf der anderen Seite tritt eine fonjtante Nechtiprechung für die Praris 
der Gemeinden ein. 

Von älteren, den jechziger Jahren angehörenden Urtheilen abgefehen, ') iſt 
e3 ein oberjtrichterliches Erfenntuiß vom 7. März 1875, °) welches die Nechts- 
giltigkeit jolcher Verordnungen vertheidigt, und fajt mit denjelben Worten ges 
schiebt es im einer Neviftons:Enticheidung des Oberlandesgerichts München vom 
14. Mai 1886:°) Das Trottoir bilde feinen Bejitandtheil des Straßen- 
körpers und ebenfowenig-eine nothbwendige Zubehör zu demjelben; es ſei 
vielmehr eine bauliche Anlage auf dem von der Gemeinde fertiggeitellten 
Straßenförper, welche zum Zwecke des öffentlichen Verkehrs nicht abſolut noth— 
wendig jei, jondern zur größeren Bequemlichkeit und größeren Sicherheit für 
die Fußgänger diene. Gin jolcher Aufbau babe aber mit der Pflicht des 
Straßenbaues als folcher nichts gemein, zähle jonach auch, wenn er ges 
pflaſtert jet, nicht zu dem Bflafter, welches den Straßenkörper bededt. 
Ebenſo der Berwaltungsgerichtshof in Bd. II S. 534 feiner Entſcheidungen. 


1 Blätter für adminiitrative Braris, Bd. XXVI (1876: &. 34. 

", Sammlung der nticheidungen des bavyer. oberſten Gerichtshofes in Gegenſtänden 
des Strofrechts u. I. m. Bd. VS. 74 u. Blätter für adm. P. a. a. O. 2.59 

’ Zammig. der Entich. in Gegenſtänden des Strafvechts w. Bo. IV S 82. 
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Wir jehen, dieſe Ausführungen wenden ſich zumächit gegen den zweiten 
oben angeführten Einwand der Theorie. Sie wollen jagen: Die Wirfung und 
Abſicht, eine finanzielle Verpflichtung abzuwälzen, können diefe Verordnungen 
nicht haben, denn auf Trottoirs erjtredt fich Die gemeindliche Straßemunter: 
baltungspflicht nicht. Ihr unterliegen nur nothwendige Beitandtheile und Zu: 
behörungen der Straße, nicht jolche, welche die Brauchbarfeit der Straße 
annehmlicher machen. 

Die Bemerkungen find zutreffend. Einmal bildet das Trottoir feinen Be: 
jtandtheil der Straße, denn das Trottoir iſt nicht dazu da, die Straße „fertig“ 
zu machen, und das macht doch das Weſen des Beſtandtheils aus, daß er etwas 
it, was dazu gehört, damit eine Sache nach wirtbichaftlicher Anſchauung fertig, *) 
ihre wirtbichaftliche Brauchbarfeit möglich ſei; Beſtandtheil der Straße it mır 
die Unterlage des Trottoird. Andererſeits it das Trottoir wohl ein Zubehör 
zur Straße, Zubehör iſt eine Zutbat zur fertigen Sache, welche zur wirth— 
Ichaftlichen Unterſtützung der Sache beſtimmt iſt,“) allein es it feine noth— 
wendige Zubehör, die Straße kann ihre wirtbichaftliche Beitimmung, wenn 
auch unvollfommen, doch für jich allein erfüllen.) Drittens bezieht fich Die 
öffentlichrechtliche Unterhaltungspflidt nur auf Beitandtheile und zwar — 
dürfen wir dem Urtbeil ergänzend hinzufügen — nur auf nothiwendige Be— 
jtandtheile und nur auf mothwendige Zubebörungen. 

Implieite enthält die Begründung der genannten Urtheile auch eine Wider: 
legung des anderen Einwandes der Litteratur, welcher Sorge für Bequemlichkeit 
und Sicherheit des Verkehrs und Wegeunterhaltung als Gegenjäge einander 
gegenüberjtellt. Die Urtbeile legen Nachdrud darauf, daß fich die Unterhaltungs- 
pflicht der Gemeinde nur auf das Nothwendige bejchränft, fie wollen nicht 
jagen, daß Herſtellung von Trottoirs und Straßenunterhaltung = 
Straßenbau Gegenjägliches find. Diejer Gedanke bedarf nur näherer Be— 
gründung. 

Die Wegeunterhaltung im öffentlichrechtlichen Sinn hat zum Inhalt die 
Fürſorge für Unterhaltung des öffentlichen Weges als eines Verkehrs— 
mitteld. Die Wegeunterhaltung muß die Beichaffenheit des Weges in Ueberein— 
ſtimmung mit dem Forderungen des Verfehrs erhalten‘) Das Ichließt nicht 
aus eine Fürſorge auch für die Sicherheit des Verkehrs, joweit nämlich, als 
die Unficherheit des Weges den Verkehr gefährdet. 

So gehört zur Wegebaulaft die Verpflichtung zur Unterhaltung der zum 
Schuge und zur Sicherheit der Wege und ihrer Benützung nöthigen Vor— 
richtungen. Die preußische Wegeordnung für die Provinz Sachſen vom 11. Juli 
1891 $ 5 und 6 hebt dies ausdrüdlich hervor.) Wenn die bayerifchen Ge— 
meindeordnungen Art. 38 bezw. 29 neben der Sorge für Unterhaltung der 
Ortsjtraßen die Unterhaltung der nöthigen Fähren, Wegweiler, Warnungstafeln 
befonders nennen, jo it bier die Wegebanlaſt kraft befonderer Anordnung be= 
ſchränkt. Wo dies NR ‚geicheben, gebört auch dieje Fürſorge dazu. Dies iſt 
allgemein anerkannt. Reitzenſtein rechnet a. a. O. S 904 zur Wegebau— 
pflicht die ne ra von Wegweilern, wie auch der im Intereſſe der Sicher- 
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beit des Verkehrs erforderlichen Baumpflanzungen. Die genannte preußiſche 
Wegeordnung nennt beiſpielsweiſe Baumpflanzungen, Schutzgeländer, Weg— 
weiſer, Warnungstafeln. 

Ebenſowenig widerſpricht es dem Begriffe „Wegeunterhaltung“, darunter 
die Sorge für Reinhaltung des Weges als Verkehrsweges mitaufzunehmen, 
alſo ſoweit, als Unreinlichkeit den Verkehr ſtört. Es zählt hieher das Weg— 
räumen des Schnees unter dem Geſichtspunkt der Beſeitigung eines Verkehrs— 
hinderniſſes. Dies hat die Praxis des bayeriſchen Verwaltungsgerichtshofes 
für das rechtsrheiniſche Bayern beſtätigt.) Mangels entgegenſtehender be— 
ſonderer Beſtimmung würde dies auch für das Gebiet der genannten preußiſchen 
Wegeordnung zu gelten haben. Etwas anderes iſt die Reinlichkeit auf öffent: 
lichen Wegen, welche aus gefundheitspolizeilichen Rückſichten erforderlich ericheint; 
ihre Erhaltung bildet feinen Beſtandtheil der Wegebanlaft. 

Vie jo einerjeits die Straßenunterbaltungspflicht auch Maßregeln um: 
faßt, welche der Sicherheit (und Neinlichkeit) der öffentlichen Wege dienen, jo 
int andererjeits nicht ausgeichloften, daß die für Erhaltung der Sicherheit 
(und Bequemlichkeit) des Verkehrs jorgende Bolizeigewalt auch Vorſchriften über 
den baulichen Zujtand der Straße, alſo über Straßenunterhaltungspflicht, erläßt. 

Polizeiverordnungen zur Erhaltung der Sicherbeit und Bequemlichkeit auf 
örgentlichen Wegen find auch jolche, welche die Erhaltung der Sicherheit und Be: 
auemlichfeit Der öffentlichen Wege, alſo den baulichen Zuſtand der Wege, ordnen. 

Beweis biefür it uns die Baupolizei. Die bayeriihe Bauordnung vom 
31. Juli 1890 5 62 — fein Geſetz, ſondern eine Polizeiverordnung — be: 
jtimmt im Intereſſe des öffentlichen Verkehrs, daß in Städten, Märkten und 
zufammenbängend gebauten Dörfern die Bewilligung zur Aufführung neuer 
Gebäude erit ertbeilt werden darf, wenn vorher die Heritellung des Straßen: 
förpers in gewilfem Umfange gefichert it.) Daraus folgt aber, daß im 
Intereſſe der Sicherheit und Bequemlichkeit des Verkehrs auf öffentlichen Wegen 
nicht blos den Verkehrenden, jondern auch anderen der Polizeigewalt der erlaß— 
berechtigten Behörde unterworfenen Perſonen Beſchränkungen auferlegt werden 
dürfen. Es ijt billig, aber nicht nothiwendig, daß die Bolizeibehörde nur Den: 
jenigen Beichräntungen auferlegt, welche an der Beſchützung vor der polizeilicdh zu 
befämpfenden Gefahr, bier an der Erhaltung der Sicherheit und Bequemlichkeit 
des Verkehrs, beionderes Intereſſe haben. Erſcheint der polizeiliche Zwed am 
vollfommeniten erreichbar, wenn zu feiner Befriedigung auch in ſolcher Weife 
nicht Betheiligte herangezogen werden, jo iſt dies Mangels befonderer geſetz— 
liher Beſtimmung den Bolizeibehörden nicht verfagt. Die perjonelle Zuftändig- 
feit der Behörde geht auf alle ihrer Amtsthätigfeit räumlich unterworfenen 
Perſonen. 

Daß ſich die Polizeigewalt des Staates nicht auf die an der Bekämpfung 
der Gefahr Intereſſirten beichränft, dafür liefert die bayerische Waſſergeſetz— 
gebung Beweis. 

Im Falle drohender oder eingetretener Waſſersgefahr find die Gemeinden 
verpitichtet, den vorgejeten Behörden die nötbige Beihilfe zu leilten und für 
ichnellite Lieferung von Materialien zu jorgen. Diele Verpflichtung obliegt 
auch ſolchen Gemeinden, die ſelbſt von der Waſſernoth nicht bedroht ſind.“) 


Siehe v. Stengel, J ErgeBd. S. 103 u. v. Zendel Bd. V S. 497, 


Siehe v. Seydel, Bo. V S. 390 
Bergl. v. Seudel. vd. VS 457 
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Am ficherjten läßt fich oft der gewollte Zwed dauernd erreichen, wenn 
die der örtlichen Veranſtaltung benachbarten Grundbefiger des Amtsbezirkes 
zur polizeilichen Hilfe herangezogen werden. So find nad) bayerischem Waſſer— 
recht Die Bewohner der benachbarten Gemeinden bei Waflersgefahr zur 
Leiftung von Hand» und Spanndieniten verpflichtet, ſelbſt wenn fie ſelbſt nicht 
gefährdet find. ') Aus diefem Gefichtspunft der Zwedmäßigfeit rechtfertigt ſich 
dann auch, die Anlieger von Straßen zur polizeilichen Unterhaltung heran: 
zuziehen. Ob fie aus der polizeilichen Veranſtaltung mehr Bortheil ziehen als 
Andere oder nicht, ijt unerheblih. Die Mietbwohner oder die auf dem Weg 
Berfehrenden mögen ebenjoviel Nugen davon haben. Aber e3 fehlt Ddiejen 
Intereſſentengruppen die nöthige Stabilität, welche allein die dauernde und 
gleichmäßige Erfüllung des polizeilichen Zwedes ſichert. Es iſt altes deutjches 
Necht, das die Angrenzer, die Ummohner, zu Straßenbauten — auch im In— 
terefje der Sicherheit des Verkehrs — heranziebt. °) 

Es fünnte noch das Bedenken geltend gemacht werden, daß, wenn das 
Geſetz die Gemeinden zu Trägern der Wegebaulaft beitellt, die Verordnung 
nicht anderen Nechtsjubjeften eine Wegeunterhaltungspflicht auferlegen kann. 
Allein diefe Berpflichtung der Angrenzer iſt gegenüber der Wegebaulajt der 
Gemeinden eine jpezielle, durch die allgemeine, ordentliche der Gemeinden nicht 
ausgejchlojjene. Sie dient mur den genannten verfehrspolizeilichen Zwecken, 
die allgemeine Wegebaulaft dient auch anderen verfehrspolizeilichen Zwecken 
und nicht blos polizeilichen Zweden, jondern auch der Förderung und Ent: 
wicelung des Verkehrs. 

So bat ſich ung ein rechtliches Ineinandergreifen von Wegepolizei und 
MWegeunterhaltung ergeben. Die Giltigfeit genannter Bolizeiverordnungen kann 
jomit nicht mit dem Sabe angefochten werden, fie beträfen die Straßen unter: 
haltung, nicht den Straßenverfehr und jeine Sicherheit. 


Die Rechtſprechung wäre in der Lage geweſen, die Nechtsgiltigfeit unferer 
Verordnungen noch auf andere Weile zu begründen, mit einer Beweisführung, 
welche diejelbe zudem der Nothwendigfeit überhoben bätte, zu unterjuchen, ob 
Negelung des Straßenverfehrs und Regelung der Straßenunterhaltung einander 
ausschließen oder nicht. 

In derartigen ortspolizeilichen Vorschriften Liegen nämlich überhaupt Feine 
die Straßenunterbaltung betreffenden Anordnungen vor. Die Anlegung von 
Trottoirs gehört im Sinne der öffentlichrechtlichen Wegebaulaſt nicht zur Weges 
unterhaltung, jondern zur Wegeherſtellung. 

Nach öffentlichem Wegerecht bildet die Verpflichtung, einen Weg. umzu— 
wandeln und zu verbejlern, wie es Menderung und Erweiterung der Verkehrs⸗ 
verhältniſſe verlangen, nicht einen Beſtandtheil der Wegeunterhaltungs-, ſondern 
der Wegeherſtellungspflicht. Verbeſſerung iſt theilweiſe Neuherſtellung. Nach 
Neigenjtein‘) umfaßt der Wegebau im engeren Sinn diejenigen Verwaltungs— 
afte und Yeiftungen, welche ſich auf Neuanlage, Verlegung, Verbreiterung und auf 
Herjtellung in verbejierter Bejchaffenbeit beziehen, Die Wegennterhaltung Die 
Ausgleihung der durch den Gebrauch des Weges oder jonftige Ereigniſſe an 
der Subjtanz berbeigeführten Abnugungen, Berringerungen und Schäden. Eben: 


pn. Seydel, dp. VS. 457. 

” Schröder, dehrbuch der deutſchen Rechtsgeſchichte, 2. Aufl. S. 192; Löning, 
Lehrbuch des deutichen Verwaltungsrechts S. 566. 

’, Bei v. Stengel, Bd. II S. 889 und 903. 
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jo definirt Seydel!) mit dem bayerischen Verwaltungsgerichtshof”) die Unter: 
baltungspflicht als die Pflicht zu denjenigen Leiltungen und Aufwendungen, 
welche nothwendig find, um den Weg in einem feiner Beltimmung entjprechenden, 
gebrauchsfähigen Zuftand zu erhalten. 

Privatrehtlih mag ja die Unterhaltungspflict im einzelnen Falle weiter 
gehen. So verjtand das Reichsgericht in einem Urtheil vom 26. Juni 1830°) 
die in einem auf bejtändige Dauer berechneten Erbpachtvertrag feſtgeſetzte Ber: 
pflichtung der Erbpächter, die Wege in tüchtigem und brauchbarem Zujtand 
zu erhalten, dahin, es jollten die an die Wege bezüglich ihrer Brauchbarfeit 
zu jtellenden Anforderungen und die bievon abhängigen Leiltungen der Erb: 
pächter jederzeit nach den jeweiligen Zeitumftänden bemeiien, das Maaß der 
Erhöhung der Leiftungen von dem Ermeſſen der Behörden abhängig fein, 
welchen die Kognition über die Notbwendigfeit der Wegeverbeilerung zuſtehe. 
Ein anderes eben der Umfang der Wegeunterbaltungsprlicht nach objeftivem, 
öffentlichen, ein anderes der Umfang der vertragsmäßigen privatrechtlichen 
Wegeunterbaltungspflicht. 

Wenn jich jo ergibt, daß durch Polizeiverordnungen über Sicherheit und 
Bequemlichkeit des Verkehrs eine Wegeberitellungslait der Anlteger begrindet 
werden kann, jo ijt Die weitere Frage die: Welchen Umfang kann dieje ver: 
erdnungsmäßige Wegelaſt haben? 

Die geſetzlich geregelte Wegebanlajt fommt in zwei Formen vor; als 
ordentliche enthält jie die Verpflichtung zu unmittelbarer Herjtellung, als außer: 
ordentliche die zu Geldbeiträgen für die Herjtellung.*) 

Es fragt ich, ob auch die polizeiverordnungsmähige Wegebanlajt der An: 
grenzer in Dielen beiden Formen aufzutreten vermag. 

Hinfichtlih der Zuläffigkeit der erjten Form kann fein Zweifel jein. 
Bolizeigewalt it Ausübung von Auffichts:, Berehls: und Zwangsgewalt zum 
unmittelbaren Schug der Volfswohlfahrt von Gefahren, alſo Anwendung 
jtaatlicher Gewalt zur Bekämpfung von Gefahren im Gebiete der inneren Ver: 
waltung.”) Anwendung der Staatsgewalt zu joldyem Zwecke liegt vor, wenn 
den Unterthanen zur Bekämpfung des Nachtbeils der Unficherbeit und Unbequem- 
lichkeit des Verkehrs unmittelbar Wegeberjtellungsarbeiten aufgegeben werden. 

Ein beweilendes Analogon biefür bietet der ſchon angeführte S 62 der 
baverifchen Bauordnung vom 31. Juli 1890, wonach die baupolizeiliche Ge- 
nebmiqung für Nenbauen verfagt werden muß, wenn nicht die Heritellung eines 
öffentlichen Weges zu dem fertigen Bau gefichert it. Wir wollen nicht unter- 
juchen, mie weit fich diefe Beltimmung auf Art. 101 des Bol.-St.-G.-B., two: 
nach baupolizeiliche VBorfchriften nur zum Zwecke der Feuerſicherheit und Feſtig— 
feit der Bauführung zuläffig find, oder auf Art. 2 Ziff. IL dajelbit gründen 
läßt, wonach königliche Berordnung bejtimmt, inwieweit im Falle von R.-St.-& =B. 
Ss 367 Bit. 15 für die Führung eines Baues polizeiliche Genehmigung er: 





Bd. VS. 49. 

*Entichl. des B. G.H. Bd. III S. 637, IV 496, VIII 301, N 334. | 
s “ Reger, Sammlung von Entſcheidungen in Gegenständen des ‘Bolizeittrarrechtes 1c. 
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torderlih it. Was uns in diefem Zuſammenhange intereſſirt, das ift, daß 
bier eine Polizeiverordnung im Intereſſe Des Öffentlichen Verkehrs die Bau: 
führer mittelbar zur Herſtellung eines öffentlichen Weges zwingt.') Denn 
das dies der Fall, gebt daraus hervor, daß Vorausjfegung eines jeden Bau: 
fonjenjes ein Baugeſuch iſt. 

Anders liegt die Sache binfichtlich der anderen Form, wenn die Gemeinde 
die Wegearbeit jelbjt unternimmt und zur Dedung der Koſten Beiträge erbebt. 
Hier dient nur die Wegearbeit, Die Heritellung der Wegeanlage, unmittelbar 
dem Schuß der Vollswohlfahrt, die Beitragsleiitung dagegen unmittelbar der 
Deckung des Auftwandes der Gemeinde, alfo der gemeindlichen Finanzs, nicht 
der gemeindlichen Woblfahrts-Bolizeiverwaltung. Die Polizei als jolche Fan 
wohl Handlungen anferlegen, welche mit einem Bermögensaufwand verbunden 
jind,*) aber nicht Vermögens d. b. Geldleiftungen ſchlechthin. Das it nicht 
PBolizeiz, das iſt —— —— es müßte ſich Denn aus der verordnungs— 
mäßigen Negelung ergeben, daß der Geſetzgeber die Angrenzer als die Baus 
unternehmer betrachtet wiſſen will, als deren gefegliche Vertreterin behufs 
zweckmäßigerer Ausführung Des Wegebaues die Gemeinde beſtellt iſt. 

Eine derartige Ordnung des Verhältniſſes könnte man auf den erſten 
Blick in einer ortspolizeilichen Vorſchrift der Stadt Erlangen vom 22. No— 
vember 1882 über die Anlage von Trottoirs zu erkennen glauben, deren 
8 1 lautet: „Sobald die ſtädtiſchen Kollegien die Anlage von Trottoirs be— 
ſchloſſen haben, ift von dem angrenzenden Haus- und Grundbejigern 
für vorichriftsmäßige Herſtellung der Trottoirs längs ihrer Anmweien nah Maß— 
gabe der biefür aufgeitellten Pläne in der Weile Sorge zu tragen, daß Die 
Arbeiten vom jtädtiichen Bauamt ausgeführt, dagegen die Anſchaffungskoſten der 
Trottoirplättchen zur Hälfte, Die Leguug derjelben aber ganz von den Haus- und 
Grundeigenthümern ſoͤfort bezahlt werden, ferner der Lohn für das Setzen der 
von der Gemeinde unentgeltlich gelieferten Randſteine von dieſen zu tragen iſt.“ 

Nach dem erſten Satze Diefer Verordnung wäre die Meinung möglich, Baus 
unternebmer d. h. derjenige, auf deilen Namen der Bau erfolge, Tolle der einzelne 
Grund- und Hausbeiiger jein. Allein e8 werden demjelben in den erläuternden 
‚zolgefägen Doch mur finanzielle Verpflichtungen auferlegt. Das will wohl 
doch nichts anderes bejagen, als: die Arbeit erfolgt im Namen der Gemeinde, 
aber vorwiegend auf Nechnung der Angrenzer.“) Unterjtügend fommt noch bin: 
zu, daß die Abficht dieſer Verordnung nicht dahin gebt, Die Angrenzer zu Baus 
berren, alle zu Eigenthümern des fertigen Trottoirs zu machen, ſelbſt nicht, 
wenn der Bürgeriteig im Privateigenthum der Angrenzer ſtehen ſollte. Die 
Trotteirifirung erjcheint als eine Veranftaltung der Gemeinde, das fertige Trottoir 
demnach als Eigenthum der Gemeinde, die Angrenzer jollen Beiträge zur Her: 
jtellung einer Gemeindeanjtalt leilten. Sache und Zubehör müſſen ja nicht 
notbiwendig im gleichen Eigentbume ſtehen. 

Es fragt ſich num, ob fich die Nechtsgiltigfeit unſerer Bolizeiverordnnungen 
geſetzlich auch deden läßt, wenn nach ihnen die Herſtellung der Trottoirg als 
eine im eigenen Namen der Gemeinde erfolgende Arbeit, Die Erhebung von 
Beiträgen alfo als Ausflug einer Finanzbobeit ericheint. 


— 


Vergl. hiezu v. Sendel, bayer. Staatsrecht, Bd. V S. 396. 
vy. Seydel,a. ad. S. S und 501. 
Michtig it Dieter Interichied für Unfallhaitung ud öffentlichrechtliche Unfallfiiciorge. 
Veral Bau Un'allverſicherungs-Geſet vom 11. Juli 1887 $ 3 und 4; Rotin, das Recht 
der Arbeiterverſicherung Bd. 1 2. 235 und 258, 
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Die gejeglihe Deckung * nur im Landes-, nicht im Reichsrecht liegen. 
Und in der That tritt die für umjeren Fall in Betracht fommende reichsgeſetz— 
liche Beitimmung ergänzendem Landesrecht nicht entgegen. 

R.-9t.:6.:3. $ 366 Ziff. 10 enthält nur eine Strafermächtigung, feine 
Ermächtigung zum Stlaf von PBolizeiverordnungen. $ 3066 Ziff. 10 jagt ledig: 
lich: „Wer die zur Erhaltung der Sicherheit ergangenen Bolizeiverordnnungen 
übertritt, wird beſtraft.“ Solche Polizeiverordnungen zuzulaſſen, jtellt der 
Geſetzgeber des Neiches dem Landesrecht anheim. Es liegt, wie man zu jagen 
prlegt,') feine reichsgejegliche Delegation zum Erlaß von Bolizeiverordnungen, 
jondern nir eine reichsgejegliche Bezugnahme oder Berweilung auf Bolizeiverord: 
nungen vor, zu deren Erlaß die Bolizeiorgane durch Landesgeſetz ermächtigt 
werden. Ihre rechtsverbindliche Kraft entnehmen dieſe Polizeiverordinungen 
nicht dem R⸗St-G.B. 3 366 Ziff. 10, fondern dem Pol.-St.:6.-B. Art. 2 
Ziff 6, wornac die nach 8 366 Ziff. LO zuläffigen Polizeiverordnungen durch 
ober- diſtrikts- oder ortSpolizeiliche VBorjchriften erlaflen werden Was dieſe 
Polizetverordnungen enthalten dürfen, kann demgemäß nicht blos in reichs-, 
jondern auch in landesgejeglichen Beſtimmungen niedergelegt fein. Der Gejeß- 
geber des Neiches bat nur den Zweck diejer Verordnungen feitgeitellt, iiber ihren 
Inhalt nur bejtimmt, daß es Polizeiverordnungen fein müſſen; näbere Um: 
Ichreibung ihres Inhalts ift den Landesrechten überlafien. 

Art. 2 Ziff. 6 des Pol.“St-G.B. entbält mun feine näberen derartigen 
Xorichriften. Er bejtimmt nur, auf welchem Wege „Die nach $ 366 Ziff. 10 
zuläjfigen Polizeiverordnungen“ erlallen werden Dürfen. Dagegen bat man 
joldye in der Beitimmung der Diesjeitigen Gemeindeordnung rt. 44 Abj. 2 
gefunden: „Berpflichtungen, welche dem Hausbefiger als jolchem nach polizei- 
lichen Borichriften obliegen, bleiben vorbehalten.“ 

Art. 44 der Gem.:Ordn. fteht unter Nr. 2 des „von den Gemeinde: 
bedürfnifjen und den Mitteln zu deren Befriedigung” handelnden Abjchnittes, 
welde die Ueberichrift „Gemeindeumlagen* trägt. Der Sinn von Art. 44 
Ab}. 2 iſt aljo jedenfalls der: Dem Hausbefiter als jolchem durch Polizei: 
vorichrift auferlegte Verpflichtungen, welche die Natur von Sonderumlagen, 
von Direften Spezialiteuern der Gemeinden baben, bleiben vorbehalten, d. h. 
von den Bejtimmungen der Gemeindeordnung über Umlagenerhebung unberührt. 

Man war — oberjtrichterliches Erfenntuiß vom 6. Mär; 1875°) — ge: 
neigt, anzunehmen, „Die Erwähnung von befonderen Verpflichtungen der Haus: 
bejiger als Vorbehalt bei der in Art. 44 behandelten Umlagenfreiheit müſſe 
der Vermuthung Naum geben, daß mit dieſem Vorbehalte der Polizeigewalt 
die Befugniß gewahrt werden jollte, den Hausbejigern jelbit jolche VBerpflicht- 
ungen aufzuerlegen, welche ihrem Gegenſtande nach auch unter die allgemeine 
Umlagenpflicht jubjumirt werden fünnten, und daß man jich abfichtlich auf eine 
nähere Präcifirung fraglicher Verpflichtungen nicht eingelafien habe, um der 
Rolizeigewalt für die nicht vorher bejtimmbaren Bedürfniife ſozialer örtlicher 
Zuitände den erforderlichen Spielraum frei zu laſſen.“ 

Es unterliegt nun feinem Zweifel, daß den Untertbanen anbefohlene Ver 
mögensleiftungen neben dem Zwecke der Aufbringung der zur Beltreitung des 
öfrentlichen Aufwandes nöthigen Mittel unmittelbar aud polizeilichen 


", Ziehe Yaband, Neichsitaatsrecht Wo. I. 606; Roſin in vo. Stengel’s Wörter 
buch des deutichen Verwaltungsrechts Wo. II S. 280 
*, Blätter fir adm. Praris Bd. 26 ©. 39. 
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Zweden zu dienen vermögen, die Branntweinjtener dient zugleich der Befämpfung 
der Trunkſucht. Allein die Beiträge der Anlieger zur Heritellung von Trotteirs 
Seitens der Gemeinde als Unternehmerin dienen nur mittelbar Zweden, welche 
die Polizei unmittelbar verfolgt, unmittelbar der Beitreitung des Gemeinde 
aufwandes, wenn auch der Beltreitung eines befonderen Gemeindeaufwandes; 
e3 find Wegeiteuern, immerhin aber Steuern, feine polizeilichen Auflagen, weil 
nur auf Geldleiftung, nicht auch auf eine damit verbundene Handlung gebend 
Wenn demmach die genannte Gemeindeordnung Umlagen vorbehält, welche deu 
Hausbefigern nach polizeilichen VBorichriften obliegen, jo fünnen unter dieſen 
polizeilichen Borjchriften nicht Vorſchriften polizeilichen Inhaltes, fondern nur 
Borichriften polizeilicher Organe, nur Vorfchriften, die in Form polizeilicher 
Verordnungen ergeben, verftanden, jo kann nur an eine den Polizeiorganen 
verliehene, im der äußeren Form von polizeilichen Vorſchriften zu übende Be: 
jtenerungsgemwalt gedacht jein. 

In der That gebrauchen die Gemeindeordnungen den Ausdrud „polizei: 
liche Vorſchrift“ auch zur Bezeichnung von Anordnungen der Polizeiorgane, 
welche ihrem Inhalte nach nicht polizeilichen Inhalts find. Art. 41 der Diess., 
bezw. 32 der pfälzischen Sem.:Ord. ermächtigt die Gemeinden, „ortspolizeiliche 
Vorſchriften zur Kontrole und Sicherung örtlicher Gefälle zu erlaſſen.“ Nach 
ihrem Inhalte find diefe Vorjchriften Feine Bolizeiverordnungen. Der Rechts: 
jaß, den der Geſetzgeber ausipricht, ift nur der: Dieje Borichriften jollen in 
demjelben Berfahren, wie Bolizetvorjchriften, zu Stande kommen. 

Nachdem die Erhebung von Anliegerbeiträgen zur Heritellung von Trottoirs, 
welche die Gemeinden im eigenen Namen errichtet, Ausflug einer Finanggemwalt 
ift, kann auch in Axt. 44 „polizeiliche Vorſchrift“ nur als Vorſchrift der Polizei: 
organe, nicht als Vorschrift polizeilichen Juhalts aufgefaßt werden. 

Da iſt nun gi ragen: Sind die im Bol.-St.:-©.:B. Art. 2 Bit. 6, 
um R.St.“G.B. 8 366 Ziff. 10 erwähnten „Bolizeiverordnungen“ polizeiliche 
Vorſchriften, die Molden Inhalt haben können; find unter diefen Polizei— 
verordnungen — polizeilichen Inhalts oder polizeilicher Organe zu 
verſtehen? 

Auf dieſe Geſetzesbeſtimmungen muß zurückgegangen werden, weil das 
Gemeinderecht den Polizeiorganen nicht die Befugniß verleiht, ſolche Sonder: 
umlagen aufzulegen, jondern lediglich auf derartige Polizeivorichriften Bezug 
nimmt. Nur fir den all, dag die Gemeinden nach Bolizeirecht befugt fein 
jollten, Sonderumlagen von den Hausbefigern zu erheben, wollen diefe neben 
den allgemeinen Umlagen der Gemeindeordnung aufrecht erbalten werden. Es 
fragt jih alfo: Gewährt R.-St.:G :3B. $ 366 Ziff. 10, gewährt der auf diejen 
Paragraph bezugnehmende Art. 2 des PolSt.“G.B. den Polizeiorganen das 
Necht zur Erhebung von ſolchen Spezialitenern? 

Dies ift zu verneinen. 

Der ganze $ 366, wie der vorausgehende $ 365 und die ihm unmittelbar 
nachfolgenden SS 367, 368, 369, 370 Ziff. 1—4 enthalten nur Anordnungen 
polizeilichen Inhalts oder Hinweiſe auf oder Ermächtigungen zu ſolchen. 

Dazu kommt: Bolizeiverordnungen erläßt auch der Träger der Staats- 
gewalt umd ihn bezeichnet man doch gewöhnlich nicht als Bolizeiorgan und auf 
Bolizeibehörden will das Polizei-Verordnungsrecht im Sinne des $ 366 nicht 
bejchränft ſein. Alſo ergibt jich, die nach S 366 Ziff. 10 zuläffigen Polizei 
verordnungen ſind nicht der Art, dab durch fie den Hausbefigern als ſolchen 
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Sonderumlagen auferlegt werden könnten. Wird eine Polizeiverordnung auf 
$ 366 Ziff. 10 gejtüßt, jo vermag fie jo geftaltete finanzielle Leitungen den 
Hausbeſitzern nicht zur Pflicht zu machen. 

Das würde jelbjt dann gelten, wenn man annehmen wollte, Gem.O. 
Art. 44 Abi. 2 Habe nicht den Inhalt, daß erklärt wird, nach Bolizeivorichrift 
beitebende Spezialumlagen der Hausbefiger jollen unberührt bleiben, jondern 
den, daß den Polizeiorganen ein jolch bejonderes Beitenerungsrecht verliehen 
werde, denn auf Grund des S 366 Ziff. 10 erlaijene, den daſelbſt genannten 
Zweden dienende ee Se fünnen nur den nad) dieſem Paragraphen 
und dem darauf Bezug nehmenden Art 2 Ziff. 6 des P.St.G.-B. zuläſſigen 
Inhalt baben. 

Dazu fommt noch, Gem.:D. Art. 44 zieht nicht alle Anliegerbeiträge in Be— 
rückſichtigung, nur die der Hauseigenthümer, nicht aber diejenigen der bloßen 
Grundeigenthümer. 

Selbſt, wenn wir aber annehmen wollten, die Polizeiverordnungsgewalt aus 

R.:51.-G.:B. 8 366 Ziff 10 umfaſſe auch die Befugniß, Polizeifteuern zu 
erheben, jo wäre doch die Auflegung von Trottoirifirungsbeiträgen unftatthaft. 
R-St.G.-B. $ 366 Ziff. 10 und P.St-G-B. Art. 2 Ziff. 6 gewähren nur 
ein Bolizeiverordnungsrecht zur Erhaltung der Sicherheit, Bequemlichkeit 2. 
auf öffentlichen Wegen. Trottoirs dienen aber, wie auch unſere Urtheile 
ineidenter anerfennen, zur größeren Bequemlichkeit und größeren Sicher— 
beit, nicht der Erhaltung, jondern der Erböhung diefer Intereſſen. Der Ein: 
wand, dad, was der Erhöhung, auch der Erhaltung von Sicherheit und Be: 
quemlichkeit dient, ließe den Geſetzgeber Ueberflüſſiges Jagen. Wie das öffentliche 
Wegebaureht in Wegeerhaltung und Wegeverbeilerung Gegenfäge ſieht, zur 
Regeunterbaltung nicht die Wegeverbejlerung rechnet, jo haben wir auch bier 
m Bezug auf R-St.G.-B. $ 366 Ziff. 10 Verkehrserhaltung und Verkehrs: 
verbeiferung zu umntericheiden, ein Gegenjaß, der, joweit ich unterrichtet, den 
oberiten bayerischen Gerichten auffälliger Weile noch nicht zur Würdigung ge: 
ftellt wurde. 

Ja fogar, wenn der Gejeßgeber nicht von zur Erhaltung der Be 
quemlichkeit zc. ergangenen Polizeiverordnungen, jondern, wie es Art. 158 
des baver. Bolizeiltraigefeßbuches vom 10. Nov. 1861 that, schlechthin nur 
von „über die Sicherheit und Bequemlichkeit des Verkehrs auf öffentlichen 
Wegen Durch polizeiliche Vorschriften erlaffenen Anordnungen“ jpräche, wäre Die 
Unzuläſſigkeit jolcher Anliegerbeiträge zu behaupten. Sie wirde aus dem Bes 
griff der Bolizeigewalt, aljo dem Worte „Bolizeiverordnung“, „polizeiliche 
Vorſchrift“ folgen. 

Die herrichende Auffaſſung der. neueren Wiſſenſchaft gebt dabin: Polizei 
it obrigfeitliche Thätigfeit zum Sch uße Öffentlicher Intereſſen vor Gefährdung ;') 
wie es Yöning ausdrüdt, jtaatliche IThätigkeit mit der Aufgabe, „Die öffent- 
liche Ordnung und Sicherheit aufrecht zu erbalten und zu Sichern“. Den 
Gegenjag bildet die Förderung öffentlicher Intereſſen; jie bildet feine Auf: 
gabe der polizeilichen Thätigfeit. Selbit Seorg Meder, ) der der Meinung 


" Wergl. Georg Meyer, Lehrbuch des deutichen Verwaltungsrechts, 2. Aufl. Tbeil 1 
=. 72. und die dort Anm. 6 genannten Schriftiteller, insbeiondere v. Seudel, v. Stengel 
und außerdem Edg. Löning im Handwörterbuch der Ziagtswiſenſchafien Art. Polizei, 
Rd. V 2. 164, u Hermann Seuffert in v. Stengel's Wörterbuch des deutſchen Ver 
waltungsrechts 1 2. 887. 
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it, es jei mit dem Polizeibegriff verträglich, polizeiliche Maßregeln auch zur 
pofitiven Förderung öffentlicher Intereſſen anzuwenden, erkennt doch an, daß 
der vorzugsweiſe Zweck polizeilicher Thätigfeit die Beleitigung von Gefahren, 
nicht Die pofitive Förderung öffentlicher Intereſſen it. 

Den Öegenfag von Schuß und Förderung öffentlicher Interejlen zeigt 
deutlich ein Vergleich mit der allgemeinen Bauordnung vom 31. Juli 189%. 

Wenn deren 8 62 e8 zu einer Bedingung der Ertheilung des polizeilichen 
Baukonſenſes macht, dat Die Heritellung des Straßenkörpers fichergeitellt ist, 
jo bewegt fich dieſe Beitimmung in den Grenzen der Polizeigewalt, denn Die 
Anlage eines öffentlichen Verbindungsweges mit der nächiten Straße bei Bauten 
abjeits der bisherigen Straßen Dient nicht einer Förderung des öffentlichen 
Verkehrs, jondern will einer Hemmung vorbeugen, die Herjtellung eines Trottoirs 

dagegen will Die Öffentliche Verkehrsgelegenheit bequemer und ſicherer geitalten. 

Bon der Sprache der —— Gemeindegeſetzgebung aus, die das 
Wort Polizei bald im neueren, h. im Sinne nur einer Funktion der 
inneren Verwaltung, bald in — älteren Bedentung, d. h. als gleichbedeutend 
nit Der innerer Verwaltung gebraucht, ') noch die Nettung zu verfuchen, daß 
man jagte, unter Polizeiverordnung ii jede, auch Die der Förderung der 
öffentlichen Intereſſen dienende, allgemeine Berwaltungsanordnung zu verjteben, 
wäre ein vergebliches Bemühen. Es kann feinem Zweifel unterliegen, daß 
das deutſche Strafgefebbuch, dem preußiichen folgend, das Wort Polizei im 
Sinne einer auf Erhaltung der üffentliben Nube, Sicherheit und Ordnung 
gerichteten Ihätigfeit, d. h. im Sinne des Allg. Preuß. L.-R. S 10 Theil IL 
Tit. 17 ‚gebraucht. 

Su fommen wir zu dem Nefultate, die Heranziehiung der Anlteger zur 
Errichtung von Trotteirs läßt fich, in welcher Weile fie auch immer erfolgen 
mag, auf RSt-G.B. S 366 Ziff. 10 nicht gründen, und meines Willens 
denft man 3. B. in Preußen faum —— daran, eine ſolche Verpflichtung 
der Angrenzer ans N.-St.:G.:B. 8 366 Ziff. 10 zu Eomiteniren. Man bes 
trachtet Die Frage der Srransiehiuig der Angrenzer zu Heritellung oder Unter: 
haltung von Trottoirs nicht unter dem Gefichtspunft des gemeimdlichen Polizei— 
verordnungsrechtes, jondern vom Standpunkte der gemeindlichen Befugniß zum 
Erlaß ſtatutariſcher Anordnungen, 2) 

Man könnte noch den Verſuch machen, die Beiziehung in Form der Erheb— 
ung von Beiträgen auf die gemeindliche Beſtenerungsgewalt, auf diesſ. Gem.O. 
Art. 40 Abi. 4 zu ftügen, wonach die Gemeinde berechtigt ift, mit Zuftimmung der 
—— bezw. der Gemeindeverſammlung und mit Genehmigung 
des betreffenden Staatsminiſteriums auch örtliche Abgaben ſchlechthin d. h. ſolche 
zu erheben, die nicht Verbrauchsſteuern und Gebühren für Benützung von Eigen— 
thum, Anſtalten und Unternehmungen von Gemeinden und nicht Gemieindeumlagen 
nach dem Worte des Geleges find, allein der Umstand, das Art. 44 Abi. 2, der 
Artifel, welcher die Verpflichtungen, welche dem Hausbejiger als ſolchem nach 
polizeilichen Vorſchriften obliegen, vorbebält, in dem Abjchnitte über die Ge: 
meindeumlagen jtebt, läßt erfennen, daß der Geſetzgeber dieſe Verpflichtungen 
als eine Art Sonder-Gemeindeumlagen auffaßt, unter örtlichen Abgaben jomit 
nicht auch direkte Steuern verſteht. 

Ziche v. Sendel, aa. ©. Bd. HI 2.57, Bd. V S. 5. 

Moral. Due de Grais, aa. O. 8 79 Anin. 79 und Merlo, die Ungeleglichkeit 
der Die Straßenreinigung betreftienden Volizeiverordnungen und Urtsitatute 1894. Dieſe 
vopuläre Schrift erwähnt ReSt.GG-B. S 366 Ziff. 10 mit feiner Silbe. 


nad) bayeriichem Rechte. hl 

Nichtsdejtomweniger möchten wir für Bayern annoch die Nechtägiltigkeit 
folcher Polizeiverordnungen behaupten. 

Wir finden dieſelbe in einer gewohnbheitsrechtlichen Uebung, allerdings 
einer Uebung, deren Grundlage ein Nechtsirrthum, eine irrtbümliche Gejehes: 
auslegung it, allein eine irrthümliche Geſetzesauslegung, welche dem Nechts- 
bewußtjein der betheiligten Streife, der Gemeindeorgane, der Hausbefiger, der 
ftaatlichen Aufjichtsbehörden und der Gerichte bisher im Allgemeinen entiprach, 
nachdem es alter deutscher Nechtsgedanfe, daf die Umwohner wegebautajt: 
pflichtig find. 

Die Uebung läßt fich bereits unter der Herrichaft des B.:St.:G.-B. vom 
10. November 1561 nachweiien, deſſen Art. 158 lautete: „Wer den Anord— 
nungen zuwiderbandelt, welche über die Sicherbeit und Bequemlichkeit des 
Berfehrs auf öffentlichen Straßen durch polizeiliche Vorſchriften erlaſſen find, 
wird an Geld bis zu 10 fl. beitraft“. Es liegen Erfenntnifie des oberjten 
Gerichtshofes vom 3. Dezember 1864, 17. Februar und 24. März 1866 und 
vom 15. Oftober 1869 vor,') welche eine Berpflichtung der Hausbejiger zur 
— von Trottoirs vor ihren Häuſern durch Polizeivorſchrift für ſtatthaft 
erklären 

Freilich laſſen ji auch gegentheilige Erklärungen anführen. So bat 
eine Entichließung der oberfränfijchen Negierung vom 3. Mai 1872 eine orts- 
polizeiliche VBorjchrift außer Kraft geſetzt, welche den Grundbeſitzern an nicht 
gepflaiterten Straßen die Verpflichtung zur Herjtellung von Trotteirs auf: 
erlegte.“) Allein die zur Entjtehung eines Gewohnbeitsrechtes führende Uebung 
muß ja nur eine regelmäßige, feine ausnahmsloſe fein. °) 

Die irrtbümliche Gejegesauslegung bezog fich auf den Umfang der Polizei: 
verordnungsgewalt. Die oberſtrichterlichen Erkenntniſſe gehen alle von dem 
Sate aus, daß „dem Staate behufs Erreichung der durch die PBolizeiitraf: 
gejeßgebung geſchützten öffentlichen Zwede das Recht zuftehe, den Privateı, 
jomweit nicht ſ pezielle geiegliche Schranken gezogen find, ſowohl in Beziehung 
auf den Gebrauch ihres Privateigenthums Unterlafjungen zu gebieten, als den: 
jelben mit vermögensrechtlibem Aufwande verbundene Leitungen aufzu— 
legen.“ ) Allein die Herftellung von Trottoirs dient nicht dem „Schuße“ öffent: 
licher Intereſſen — man fann alle Bolizeiitrafbeitimmungen des Bol.-St.:G.:3. 
vom 10. November 1861 von Art. 46 angefangen durchgeben, fie zielen alle 
auf Abwendung von Gefahren, feine auf Förderung öffentlicher Intereſſen ab 
— und eine Erhebung von Beiträgen und nur von Beiträgen ift nicht Auflage 
einer mit vermögensrechtlichen Aufwand „verbundenen“ Leiſtung, jondern Auf— 
lage einer Geldleiltung jchlechtbin, Bejteuerung. Ferner jteht es im Wider: 
jpruch mit dem Verfaſſungsſatze (Tit. IV S 5): „Der Staat gewährt jedem 
Einwohner Sicherheit jeiner Perſon, jeines Eigenthums und jeiner Nechte“, 
wenn behauptet wird, es bediürfe zur Auferlegung von mit Vermögensaufwand 
verbundenen Handlungen feiner bejonderen gejeglichen Ermächtigung.“ Tit. IV 
$ 8 iſt nicht blos ein Gejeßgebungsprogramm.’) Aus den folgenden Ablägen 
von Tit. IV $ 8 ergibt fich als Nechtsinhalt diefes Sabes: Nur auf Grund 
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Vergl. Blätter für adm. Praris Rd. 26 
A. a. O. S. 37. 

9 ‚ Nenelsberner, a. a. O. S. 9%. 
Vergl. Blätter für adm. — Rd. 26 S. 38, 33, 18. 
*Hiezu Seuffert bei v. Stengel, Bd. II 3. 675 und 676. 
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einer Ermächtigung durch eine Rechtsnorm kann in das Vermögen des Unter: 
thanen eingegriffen werden: Eine ſolche Nechtsnorm liegt allerdings in der 
Zulafjung von Polizeiverordnungen jchlechthin zu den in Art. 158 genannten 
öffentlichen Zweden. 

Freilich hängt die Nechtsgiltigfeit diefes Gemwohnheitsrechtes davon ab, 
dab man fich zu der Meinung befennt, daß Rechtsirrthum der Entjtehung von 
Gewohnheitsrecht nicht binderlich ift, wenn ſämmtliche Uebungsfälle auf diejer 
irrthümlichen Nechtsüberzeugung ruhen. Wir nehmen mit Zitelmann, 
Dernburg und Regelsberger') an, daß eine faljche Gejegesauslegung dann 
nicht jchadet, wenn fie dem Nechtsbewußtjein des Uebenden entjpricht,”) im 
Gegenjag zu einer falichen Gejegesauslegung, bei welcher man den vermeint- 
lihen Machtipruch des Gejeggebers zu gehorchen glaubt. Dieje Uebereinftimmung 
lag in dem gegebenen Fall vor. Die irrthümliche Auslegung entſprach dem 
Nechtsbewußtjein aus einem doppelten Grunde: einmal, weil es alte deutjche 
Nechtsvorftellung, daß den Angrenzern die Strafenunterhaltungspflicht obliegt 
und dann, weil die Angrenzer die vor ihrem Haufe liegenden Trottoird regel: 
mäßig und dauernd mehr als andere benügen und auch jonjt mehr Vortheile 
davon haben können. 

Wenn jich die gewohnheitsrechtliche Anſchauung auch nach der Einführung 
des R.-St.-G.:B. forterbielt, welches Polizeiverordnungen ausdrücklich nur zum 
Zwecke der Erhaltung der Sicherheit und . Bequemlichkeit zuläßt, jo erflärt fich 
Dies aus dem erwähnten Art. 44 Abj. 2 der Gem.Ordn., welcher, indem er 
auf die bejonderen polizeilichen Hausbefigerumlagen Bezug nimmt, davon aus: 
geht, daß die Auflegung derjelben rechtsgiltig it. Allerdings bat er damit 
den diesbezüglichen Verordnungen feine gejegliche Grundlage gegeben, er er 
wähnt fie ja nur in Form der Bezugnahme,’) aber die Foridauer des Ge— 
wohnheitsrechtes hat er genährt. 


Trügen nicht alle Zeichen, ſo dürfte die Zeit nicht ferne ſein, wo dieſes 
Gewohnheitsrecht ins Wanken geräth. Die Behörden zwar werden um ſo mehr 
an demſelben feſtzuhalten ſuchen, als die neuere Geſetzgebung anderer Staaten?) 
— das bayerische Recht kennt etwas ähnliches als allgemeine Einrichtung nur 
im Diftriftsrathsgefeg Art. 32°) (jog. Präcipualleiftungen) — gejtattet, für 
Herjtellung und Unterhaltung folcher Beranftaltungen, welche einzelnen Grund: 
bejigern und Gewerbetreibenden zu befonderem Nugen gereichen, von diefen 
Sonderjteuern, jog. „Beiträge", zu erheben. Aber an dem gewohnheitsrechtlich 
beeinflußten Verhältniß find auch andere Kreiſe betheiligt, die Angrenzer jelbit. 
Wie 03 zur Entitehung eines Gewohnheitsrechtes erforderlich iſt, daß die ent— 


) A. a. O. Bd. 1 
) Auf BB ride —— ſteht mit der herrſchenden RnB (Wind: 
icheib Bo. 1 5_16 Nr. 3) das Neichsgericht Entſch. in C. S. Bd. Al 292, XXVI 
2.223, XXXI 5.270, es bält jeden ——— für unbebelilich. Shenfe das preußiſche 
Öberverwaltungsgericht Bd. XV 5. 229, XVI S. 49, XVII: 289, NXII 210. 

) Siehe über einen ähnlichen Fall (Stirchengemeinde) v. S endel Bo. VI S. 292. 

* Wergl. 3. B. das neue preußiſche ommumalabgabengeich vom 14. Auli 1 1893 89: 

Die Gemeinden können behufs Tedung der Koſten für Heritellung und Unterhaltung von 

Neranitaltungen , welche durch das öffentliche Intereſſe erfordert werden, von denjenigen 
Grundeigenthümern und Gewerbetreibenden, denen hiedurch befondere wirtbichaftliche Nor: 
tbeile erwachien, Beiträge zu den Nolten der Weranftaltungen erheben. Die Beiträge find 
nad den WRortheilen zu bemeiien“. Weitere Angaben bei Georg Meyer, deutiches Ver— 
waltungsrecht, Theil II 2. Aufl. S. 287. 

°; Wergl. v. Sendel Bd. IV &. 593. 


Ns; 


nad) bayeriichem Nechte. 63 


Iprechende Nechtserzeugung auf beiden Seiten, ſowohl auf Seite des Berechtigten, 
wie auf Seite des Verpflichteten vorhanden ift,') jo kann auch Gewohnheits— 
recht auf die Dauer nur bejtehen, wenn es dem Nechtsbewußtjein aller Be: 
theiligten entipricht. 

Da beginnt nun im reife des Publikums ein Wandel der Anſchauungen. 
Man jagt, die Trottoirs dienen dem allgemeinen Nugen, dem Anwohner 
nicht mehr als jedem Berfehrenden, dem Hauseigenthümer nicht mehr als dem 
Miether. Die erwähnte Brochüre von Merlo über die Ungejeglichkeit der die 
Straßenreinigung betreffenden Bolizeiverordnungen und Statute — vorwiegend 
Kölner Verhältniſſe ins Auge faſſend — vertritt den gleichen Gedanken hin- 
jichtlich der Straßenreinigung. Sie bebt insbejondere hervor (©. 11), der 
Gewerbe: und Fuhrwerksbetrieb ſei es faſt ausschließlich, der die Straßen: 
reinigung erforderlich mache, die Anwohner verurfachten fie nicht mehr als 
andere Verkehrende. 

Andererjeits läßt jich aber nicht verfennen, daß fich praftiich nur eine 
Sonderbeiteuerung der angrenzenden Grundeigenthümer für Heritellung größerer 
Gemeindeanlagen, wie e3 Irottoirifirungen ganzer Stadttheile find, durchführen 
läßt. Sie allein geben die entiprechend Leiltungsfähigen und entiprechend ftabilen 
Stenerträger ab. Auf ihre finanzielle Mitleiſtung kann im öffentlichen Intereſſe 
nicht verzichtet werden. Was alſo noth thbut? Auch in Bayern müfjen an 
Stelle des ſchwanken Rechtsbodens jichere Gejegesparagraphen treten. 
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Die Gejeßgebung 


über die 
Ausbildung nicht vollfinniner, ſchwach- oder 
blödfinniger Kinder 
im Sberzogtbun Braunfchweig. 


Non 
Sinanzrath Dr. F. W. R. Iimmermann zu Braunjchweig. 


Wenn fich jest in der neneren Zeit vielfach Beſtrebungen geltend machen, 
welche das Loos derjenigen unjerer Mitmenſchen, denen die Natur den Boll: 
befig der geiltigen Fähigkeiten in irgend einer Weiſe verjagt bat, bejier und 
milder zu gejtalten juchen, jo wird man jolches gewiß als ein erfreuliches 
Zeichen einer fortichreitenden Gultur begrüßen müſſen. Diefe fortichreitende 
Eultur war es aber auch gerade zunächit, welche den mit einem Sinnes-Gebrechen 
Behafteten Ddiefen Mangel doppelt fühlbar machen mußte, denn in den nach 
allen Richtungen bin entwidelteren Verhältniſſen, wie ſie uns eine fortichreitende 
Cultur nothwendig mit ſich bringt, wird es für jene Unglücdlichen zweifellos 
immer jchwieriger werden, jich mit ihrem Fehler ohne fremde Hilfe zurecht zu 
finden und jich überhaupt aufrecht zu erhalten; wird doch auch der im Boll: 
beiig jeiner geiftigen Fähigkeiten befindliche Mensch jest gezwungen, Dazu jtets 
in höherem Maße alle feine Kräfte einzufegen. Iſt nun das Vorbandenjein 
eines Sinnesgebrechens für den Betroffenen Schon an ſich als ein jchweres, 
bei höherer Gultur ſtärker bervortretendes Unglück anzusehen, jo müſſen wir 
Daneben leider noch fejtitellen, daß Ddiejes Unglück wiederum noch wejentlich 
verjchärft wird, wenn der mit dem Gebrechen Bebaftete ohne Weiteres in dem 
Kreiſe jeiner ihm überlegenen Genofjen, in der gewöhnlichen menschlichen Gejell: 
ſchaft jich befindet und namentlich lediglich darin aufwächſt. Jeder, der einen 
Blick in das thatjächliche praftifche Leben getban bat, wird, wenn auch nur 
mit Bedauern, anerkennen müſſen, daß das Scikjal jener Gebrechlichen durch 
das Verhalten ihrer Mitmenschen ihnen gegenüber meift noch zu einem bemit- 
leidenswertberen geitaltet wird, daß man fie jchonungslos hin und ber jtößt, 
feine Nücficht auf ihr Gebrechen nimmt und ihnen ein hartes Leben durch 
Vernachläſſigung bereitet, daß vielfach ihr ‚zehler den Anlaß zu Hohn und 
Spott bietet, und fie dieferbalb zur allgemeinen Beluftigung dienen. Diefe an 
ſich beflagenswerthe Thatſache iſt einestbeils wohl einer gewiljen Rohheit der 
Gefinnung, welche jich troß oder richtiger vielleicht auch gerade durch die jteigende 
Gultur und die damit ſchärfer bervortretende Selbit: und Eigenjucht enttwidelt, 
zuzufchreiben, andererjeit® aber doch wohl aud dem Vollgefühle der Kraft 
und Ueberlegenbeit, welches ſich allerdings hier in tadelnswerther Weije geltend 
macht, aber doch mit Rückſicht auf die noch nicht vollitändig erreichte Durch: 
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bildung und Reife wohl entichuldbarer iſt. Jedenfalls wird aber der hervor: 
gehobene Umjtand darauf Hinführen, einmal für die mit einem Sinnesmangel 
Bebafteten in thunlichjter Ausdehnung eine mehr oder weniger volljtändige 
Trennung von der übrigen Gejellichart, alſo eine Anjtaltspflege, eintreten zu 
laſſen — und dem verdanfen wir wiederum, daß gerade in unjerer Zeit eine 
jo gedeihliche Fortbildung und Erweiterung der bierfür bejtimmten Anftalten 
Itattgefunden bat, wie wir mit Genugthuung verzeichnen können — und ſodann 
auch darauf, für die Ausbildung der im Frage ſtehenden Gebrechlichen im 
jugendlichen Alter eine bejondere Sorgfalt aufzumenden, um auf diefe Weije 
den Umterjchied zwifchen ihnen und den im Vollbeſitz der Sinne Befind: 
lichen nach Thunlichfeit auf das geringite Maß berabzumindern und dadurch 
auch weniger augenfällig zu machen. Daß es ſehr wohl möglich tt, den in 
der fraglichen Weije belajteten Kindern durch eine bejondere geeignete Erziehung 
wejentlich nachzubelfen und fie bis zu einem gewiljen, je nach den Einzel— 
verhältniſſen natürlich verjchiedenen Grade zu müßlichen Gliedern der menjch- 
lichen Gejellichaft zu machen, auch ihnen den Erwerb ihres Lebensunterhalts 
und eine Selbitjtändigfeit in der Führung ihrer Angelegenheiten wenigitens in 
einem mehr oder weniger eingejchränften Umfang zu lehren, iſt eine durch Er: 
fahrung binlänglich bewiejene Thatjache. Um jo erklärlicher ift e3 aber, wenn 
die neueren Gejeggebungen für die Ausbildung jolcher geiftig ſchwacher Kinder 
beſondere Vorſchriften in immer ausgedehnterer Weiſe treffen. So hat für 
das Königreich Sachſen das Volksſchulgeſetz vom 26. April 1873 8 4 be— 
züglich der Ausbildung nicht vollſinniger, ſchwach- und blödſinniger Kinder 
beſondere VBorjchriften namentlich Unterbringung in Anftalten angeordnet, in 
einem Geſetz vom 28. Mai 1874 wird für das Gronherzogthum Sachjen: 
Weimar-Eiſenach die Erziehung taubjtummer und blinder Kinder geregelt, für 
das Großherzogthum Oldenburg it unterm 18. Januar 1876 ein Geſetz be- 
trefrend die Schulpflichtigfeit taubjtummer Kinder erlaſſen; in gleiher Weile 
bat eine Gejeggebung auch ftattgefunden im Herzogthum Sachſen-Coburg-Gotha, 
Geſetz vom 18. Mai 1877, die Schulpflicht der taubftummen Kinder betreffend), 
im Herzogtum Anhalt Geſetz vom 1. Mai 1884, die Ausbildung nicht voll: 
jinniger, ſchwach- oder blödfinniger Kinder betreffend) und für die Provinz 
Scleswig-Holftein und ebenmäßig auc außerhalb des Deutjchen Neiches, To 
in Dänemark, Schweden und Norwegen, England und Italien. Ganz kürzlich 
int endlich für das Herzogtum Braunjchtweig in dem Gejeg vom 30. März 
1894 Nr. 13, die Ausbildung nicht vollfinniger, ſchwach- oder blödjinniger 
Kinder betreffend, eine Regelung der fraglichen Angelegenheit erfolgt, welche 
als eine thunlichjt weitgehende und, wie wir glauben, vollfommen jahgemäße 
anzuſehen ift, ſo dal diefelbe auch wohl in weiteren Kreiſen befannt gegeben 
zu werden verdient. 

Den inneren Grund für den Erlaß eines Geſetzes über die Ausbildung 
nicht volljinniger, Schwach: oder blödfinniger Kinder an fich haben wir mit dem 
vorjtehend Ausgeführten wohl jchon zur Genüge nachgewielen; der bejondere, 
äußere Anlaß für das Inkraftſetzen des Gejeges gerade im gegebenen Zeit: 
punkt wird in der Begründung, mit welcher der Gejegentwurf von dem Herzog: 
liben Staatsminijterium unter dem 23. Januar 1894 der Yandesverjammlung 
zur Berathung und Beſchlußfaſſung überfandt wurde, in folgender Weife dar: 
gejtellt: „Nah 8 4a bezw. $ 2 der Geſetze vom 23. April 1840 Nr. 11 und 
vom 12. Mai 1840 — * 20 ſind Kinder, welche wegen geiſtiger oder körper— 
licher Gebrechen den Unterricht zu benutzen außer Stande ſind, von der Ver— 
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pflichtung, die Gemeindeichule zu befuchen, ausgenommen, ohne daß eine ander: 
weite geeignete Erziehung ſolcher Kinder geſetzlich gewährleiftet it. Bei Aus: 
füllung dieſer Lücke der Geſetzgebung handelt es fich nicht lediglich darum, Die 
Theilnahme der fraglichen Kinder an gewiſſen Unterrichtsjtunden herbeizuführen, 
jondern vornehmlich darum, für Diefelben die allein für fie geeignete Anjtalts 
erziehung, den jtändigen Aufenthalt in einem Internat im Anſchluſſe an die 
Gejepgebung verjchtedener anderer Deutichen Staaten vorzufchreiben. Ein Be: 
dürfniß hierfür liegt vor, da troß der gütlichen Eimvirkung der Behörden und 
Geiftlihen noch immer manche der gebrechlichen Kinder, deren Aufnahme in 
eine geeignete Erziehungsanftalt nichts entgegenſteht, entweder gar nicht oder 
erit in vorgeichrittenem Alter derjelben zugeführt werden. Das wejentlichite 
Hinderniß, an welchem die geießgeberiiche Maßregel bislang gefcheitert iſt, der 
Umstand nämlich, Daß geeignete Anjtalten im Herzogtbum noch fehlen oder die 
vorhandenen nicht für fämmtliche in Betracht Fommende Kinder gemügenden 
Raum boten, ift jegt infoweit befeitigt, Daß bezüglich des größten Theils der 
gebrechlichen Kinder, nämlich der nicht vollfinnigen (blinden und tanbitunmen: 
jomwie der ſchwach- oder blödfinnigen, in der angedeuteten Richtung vorgegangen 
werden fann.” 

Es ijt ſodann in der Begründung des Näheren der derzeitige Stand der 
bezüglichen Anſtalten des Herzogthums ausgeführt; da Daraus gleicherweile 
auch hervorgeht, wie man im Herzogthum Braunjchweig ſchon jeit längerer 
Zeit dieje Anjtalten zu beben und zu fürdern beitrebt geweien ift, jo glauben 
wir Folgendes hervorheben zu jellen: „Das biefige Alindeninftitut, welches 
jeither beim Mangel eines eigenen Anftaltgebäudes feine Zöglinge der provinzial: 
ſtändiſchen Blmdenanitalt zu Hannover gegen Zahlung eines vertragsmäßig 
bedungenen Berpflegungsfages liberweilen mußte, it durch Eriparnifje, Ge: 
Ichenfe, legtiwillige Zuwendungen ſowie durch einen aus jtaatlichen Fonds ges 
währten einmaligen Zuſchuß in den Stand gejegt, ſich als jelbitändige Anſtalt 
unter dem Namen „ „Blindener ziehimgsanitalt zu Braunichweig”” wiederum 
zu organifiren und beiigt in dem bereits fertig geitellten Neubau die erforder: 
lihen Räumlichkeiten, um die — den angeltellten Ermittlungen zufolge nur 
geringfügige — Zahl derjenigen blinden Kinder des Herzogthums noch auf: 
zunehmen, welche in einer Blindenanftalt bislang nicht untergebracht find, bat 
auch eine bindende Erklärung dabin abgegeben, alle bildungsfäbigen blinden 
Kinder aus dem Herzogthun nach Deren zurücgelegtem jiebenten Lebensjahre 
und beim Borbandenfein der Aufnahmebedingungen — als der Raum 
und Die Mittel der Anſtalt ſolches geſtatten, aufzunehmen. er Neubau des 
Stiftungsgebäudes für die hieſige Taubſtummenanſtalt iſt, a au feiner 
Errichtung mit Zuſtimmung der Yandesverfammlung der Betrag von 130 000 DEE 
gegen Uebernabme der Berpflichtung Seitens der Anstalt, ſämmtliche taub: 
ſtumme Kinder des Herzogthums im Alter von 8-15 Jahren gegen Zahlung 
der rejtgeitellten Unterrichts: und Berpflegungsfojten, joweit der Platz reicht, 
zu erzieben und zu unterrichten, als Ttaatliche Beihilfe gewährt worden, eben: 
falls vollendet, und die zur ee gemachte Verpflichtung it unter Er: 
ſtreckung auf die im Alter von 7—3 Jahren ſtehenden Kinder übernommen 
worden. Der Neubau iſt für 60 Zöglinge eingerichtet, eine Zahl, welche nach 
der auf Grumd Preußiſcher Erbebungen angeitellten, der Yandesverlammlung 
bereits früher mitgetbeilten Schätzung derjenigen der im Jchufpflichtigen Alter 
befindlichen taubitunmen Kinder des Herzogthums ungefähr entipricht. Nicht 
jo günſtig liegt die Sache bezüglich der ſchwach- und blödſinnigen Kinder, Da 


ven 


nicht volliinniger, ſchwach- oder blödfinniger Kinder. 67 


die Sdiotenanitalt zu Erferode gefüllt ift und die zur Zeit noch der Anjtalts- 
prlege entbehrenden Kinder nicht aufzunehmen vermag. Es ijt deshalb auch 
davon abgeſehen, über die Zahl der legteren ſchon jegt nähere Erhebungen 
anzuftellen; doch aber hat die Herzogliche Landesregierung geglaubt, in Die 
gegenwärtige gejegliche Regelung auch die Schwach: und blödjinnigen Kinder 
einschließen zu können und zu müſſen. Die Verwaltung der Idiotenanſtalt 
erwägt zur Zeit eine dem vorhandenen Bedürfnifje genügende Erweiterung der 
Anitalt, und wird ee, da die betreffenden Erwägungen noch nicht zum Ab— 
ſchluß gelangt find, erforderlich fein, den Zeitpunkt des Inkrafttretens des 
Geſetzes, ſoviel die Schwach: oder blödfinnigen Kinder betrifft, |päterer im Wege 
Sandesherrlicher Verordnung zu treffenden Beitimmung vorzubehalten.“ 

Der von der Herzoglichen Landesregierung vorgelegte Gejegentwurf wurde 
von der Zandesverjammlung ihrer Kirchen: und Schulkommiſſion überwiejen, 
welbe darüber einen ausführlichen jchriftlichen Bericht eritattete; der ganze 
Grundgedanfe des Gejeges und ebenſo der Entwurf desjelben in jeinen eins 
zelnen Beitimmungen fanden aber in vollitem Maße die Billigung ſowohl der 
Kirchen: und Schulkommiſſion wie auch der Yandesverfammlung jelbjt bei der 
demnächitigen Verhandlung im Plenum, nur einige mehr oder weniger unter: 
geordnete Abänderungsvorichläge wurden dazu von der Kommiſſion und auch 
aus der Verfammlung gemacht und zum Theil auch angenommen, welchen denn 
wiederum auch die Herzogliche Landesregierung ihre Zuſtimmung ertheilte ; 
wir werden dieſe Abänderungen, joweit fie erwähnenswerth find, der Küůrze 
wegen nur demnächſt bei den einzelnen Geſetzesparagraphen hervorheben. Im 
Einzelnen beitimmt das auf dieſe Weiſe unter allfeitiger Zuftimmung zu Stande 
— Geſetz Folgendes: 

Ss 1. Nicht vollſinnige (blinde, taubſtumme oder hochgradig 
ihwerbörige), Ihwad= oder blödfinnige Kinder müſſen, jobald 
jie das 7. Lebensjahr vollendet haben und wegen unzulängs 
tiber Bildungsfäbigfeit in der Gemeindeichule feine Aufnahme 
finden oder wieder aus Dderjelben entlajjen werden, für die 
- Dauer des shulpflidhtigen Alters in den zur Ausbildung ſolcher 
Kinder bejtimmten Anftalten untergebracht werden, fofern jie 
nicht entweder auf andere Weije eine ausreichende Ausbildung 
erhalten oder mit Rüdjicht auf ihren förperlichen oder geijtigen 
Zujtand zur Aufnahme in die Anitalt ungeeignet find. Die am 
Sitze der Anjtalt wohnenden Kinder fünnen von dem Zwange 
der Aufnahme in dDiejelbe befreit werden, haben jedodh an den 
betreffenden Unterridtsijtunden theilzunehmen.“ 

Das Geſetz ſpricht alfo den Schul: oder richtiger Anftaltszwang für die 
nicht volljinnigen, Schwach: und blödjinnigen Kinder aus, weil dieje den dadurch 
gegebenen gejeglichen Schug in noch höherem Grade nöthig haben als die 
gefunden Kinder; an ſich enthält es ja damit einen verhältnigmäßig weitgebenden 
Eingriff in die Nechte der Familie und des Einzelnen, welcher aber doch in 
zewilier Weife mit der Anordnung des allgemeinen Schulziwanges für Gejunde 
übereinjtimmt und eine allerdings weitergehende Ausbildung desjelben bedeutet, 
die aber durch die bejonderen Verhältniſſe geboten ericheinen muß; von vorn: 
berein mußte aber das in Die PBrivatverhältniiie Einjchneidende des Geſetzes 
ım Allgemeinen dabin führen, in den Einzelbeitimmungen desjelben nicht über 
die Grenze des unbedingt Notbwendigen binauszjugeben. Der Umfang des 
Geſetzes wird als eim thumlichjt weitgehender und vollftändiger betrachtet werden 
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müſſen, da das Geſetz in gleicher Weife die nicht vollfinnigen Kinder und die 
ſchwach- oder blödfinnigen umfaßt. Den taubjtummen Kindern find die „hoch— 
gradig ſchwerhörigen“ gleichgeitellt; in dem Negierungsentwurf war diejes nicht 
bervorgehoben, es hat vielmehr erſt die Kommiſſion der Landesverſammlung 
jolches in Antrag gebracht und in ihrem jchriftlichen Bericht folgendermaßen 
begründet: „Wir rechnen zu den nicht vollfinnigen Kindern auch jolche, welche 
wegen hochgradiger Schwerhörigfeit entweder von vornherein vom Schulbefuche 
ausgeſchloſſen oder Ipäter aus der Gemeindejchule wieder entlaffen find. Solche 
hilfsloſe Kinder gehören in die Taubſtummen-Anſtalt, denn fie önuen nur dann 
jelbjtändig und erwerbsfähig werden, wenn fie dajelbit das Abjehen des Ge: 
Iprochenen vom Munde gelernt haben, und fie entgehen nur auf dieſe Weiſe 
der jehr großen Gefahr, auch noch jtumm zu werden. Thatſächlich werden 
dem auch regelmäßig in den Taubjtummen:Anftalten, die unfrige eingejchlofien, 
hochgradig ſchwerhörige Kinder mit bejtem Erfolge für die Aufgaben des Lebens 
tüchtig gemacht.” Der fragliche Antrag der Kirchen- und Schulfommilfion 
wurde von der Zandesverjammlung und ebenjo auch von der Herzoglichen 
Landesregierung ohne Weiteres genehmigt. Speziell bezüglich der ſchwach— 
finnigen Kinder führt die Begründung zum Negierungsentwurf Folgendes aus: 
„Wenn bier auch die Ihwachfinnigen Kinder erwähnt werden, jo fann es fich 
dabei jelbitverjtändlich nicht um die große Zahl ſchwach befähigter Kinder 
handeln, für welche z B. in der Stadt Braunfchweig bejondere Hilfsklafjen !) 

eingerichtet find. Dieſe Kinder werden, wo joldhe Hilfsklafjen mangeln, * 
ferner in der Gemeindeſchule mit den übrigen Kindern unterrichtet werden 
müſſen. Gemeint ift nur ein ſolcher dem Blödſinn verwandter Schwachſinn, 
welcher zugleich den Unterricht in der Gemeindeſchule als unmöglich und die 
Anſtaltserziehung als allein geeignet erſcheinen läßt.“ Die hiermit gegebene Be— 
grenzung muß jedenfalls als vollkommen der Sache entſprechend anerkannt werden. 


Da ſchwachbefähigte Kinder, wenn ſie mit beſſer Befähigten gemeinſam unterrichtet 
werden, den vollen Nutzen des Unterrichts nicht haben können, gleicherzeit aber auch für 
den Unterricht ſelbſt ein Hemmniß bilden, jo verſuchte man es in der Stabt Braunjchweig 
für Diele ſchwachbefähigten Kinder einen befonderen Unterricht einzuführen und erreichte da⸗ 
mit einen ganz vorzüglichen Erfolg. Zu Oftern 1881 wurde die erite Hilfsklaſſe für ſchwach— 
befäbigte Rinder an der Bürgerichule eingerichtet, jhon zu Michaelis 1882 aber die zweite. 
Die Hilfsklaſſen find für alle diejenigen Kinder beſtimmt, welche nad) einem mindeitens 
zweijährigen Beſuche einer unteriten Bürgerſchulklaſſe nicht jomweit haben gefördert werden 
fönnen, daß fie mit ihren Mitſchülern fortzuſchreiten vermögen. Bislang geſchieht die Auf— 
nahme der Kinder in die Hilfsklaſſe ſtets unter Zuſtimmung der Eltern ıc., es ſchweben aber 
zur Zeit Erwägungen darüber, ob nicht die zwangsweiſe Rufen geeigneter Kinder auf 
Grund der vorhandenen geleglichen Beitimmungen erreichbar, beziehungs weile in dem Rahmen 
des Gemeindeſchulgeſetzes vom 8. Dezember 1851 zu eritreben ſei. Üitern 1885 wurde eine 
dritte aufiteigende Hilfsklaſſe eingerichtet und da dieſe Hilfsllaſſen je einen zweijährigen 
Kurſus haben, in die unterſte aber nur ſolche Kinder aufgenommen werden, welche bereits 
zwei Jahre lang die Schule der Volliinnigen beiucht haben, jo hatte die Hilfsſchule für 
ichwachbefäbigte Kinder damit zunächſt ihren Abſchluß gefunden; man erachtete jedoch zu 
Oſtern 1890 noch die Schaffung einer vierten aufſteigenden Klaſſe für nothwendig. Der 
Beiuc der Hilfsichule für ſchwachbefähigte Kinder ſtellte jih bisher folgendermaßen: 1882 
27; 1883 49; 1884 51; 1885 69; 1886 73; 1887 74; 1888 70; 1889 71; 1890 81; 
1891 85; 1892 74; 1893 97. Nach dem übereinftimmenden Urtheile der Betheiligten und 
Sachveritändigen hat ſich die Hilfsſchule in jeder Beziehung als nußbringend und jegens- 
reich bewährt; ſowohl binfichtlich der förperlichen und geiltigen Entwicklung der ſchwach— 
befäbigten Kinder jelbit als auch in Beziebung auf den Unterricht der volliinnigen Kinder 
find die erfreulichiten Erfolge aufzumweilen. Die Hilfsichule für ſchwachbefähigte Kinder hat 
übrigens außerhalb auch rege Beachtung gefunden und iſt von zahlreichen Schulmännern 
und Aerzten Deutſchlands und des Auslandes beſichtigt worden; wir glaubten deshalb die 
vorſtehenden näberen Angaben bezüglich derielben bier nicht unterlajfen zu follen. 
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Bezüglich Feitfegung des Anfangstermins für die Aufnahme in die be- 
treffenden Anftalten führt die Begründung des Negierungsentwurfes aus: „Die 
nicht vollfinnigen ſowohl wie die jchwach- oder blödfinnigen Kinder bleiben 
häufig in der körperlichen Entwidelung jehr zurück und werden in Folge deſſen 
erjt jpäter als normale Kinder upterrichtsfähig. Aus diefem Grunde, und 
weil die in Betracht fommenden Anstalten es zum Theil abgelehnt haben, 
jüngere finder aufzunehmen, ift die Aufnahme in die Anſtalt erit vom vollendeten 
7. Zebensjahre an vorgefchrieben. Der Borbehalt, da die Kinder mit Nückjicht 
auf ihren förperlichen oder geiftigen Zuftand zur Aufnahme geeignet fein müſſen, 
giebt die Möglichkeit, legtere, falls nötbig, auch noch länger hinauszuſchieben.“ 
In Anerkennung diefer Ausführungen wurde der von der Negierung gewählte 
Anfangszeitpunft für die Aufnahme von der Kommiſſion und in dem Plenum 
der Yandesverfammlung ohne weitere Verhandlungen als der richtige angenommen. 
Nicht jo geichab es dagegen bezüglich des vorgeichlagenen Endtermines. Der 
Negierungsentiwurf hatte die Dauer des jchulpflichtigen Alters als maßgebend 
angenommen und dementiprechend würde die Entlaſſung aus der Anſtalt mit 
der Gonfirmation oder zu Ditern nach vollendetem 14. Yebensjahre einzutreten 
baben In der Kommilfion der Yandesverjammlung wollte dagegen eine Minder: 
beit den pflichtmäßigen Beſuch der betrefienden Anjtalt erſt mit Oſtern nach 
vollendetem 15. Lebensjahre beendet wilien, denn da die Aufnahme zwei Sabre 
jpäter erfolge als bei den Volljinnigen, müßten die betreffenden Kinder doch 
mindeitens ein Jahr länger in der Anſtalt verbleiben; die nicht vollfinnigen, 
ſchwach- oder blödfinnigen Kinder hätten mindeftens dasjelbe Anrecht auf eine 
ausreichende Ausbildung wie die gefunden; Die Ausbildung in der Anjtalt habe 
ſehr erbebliche techniiche Schwierigkeiten zu iiberwinden, der Segen der Aus— 
bildung trete erit in den legten Schuljabren deutlich hervor, die berufenen Fach: 
leute forderten einſtimmig für eine genügende Ausbildung volle acht Jahre, 
und tbatlächlich verblieben 3. B. in der Braunschweiger Taubftummen-Anftalt 
die meisten Kinder bis Oſtern nach vwollendetem 15. Lebensjahre. In einem 
jelbitändigen Antrage wurde jodann die Anficht der Kommiljionsminderheit im 
Plenum der Yandesverfammlung zur Geltung zu bringen verjucht, aber ver: 
geblich, namentlich nachdem vom Herzoglichen Staatsminifterium allgemein auch 
geltend gemacht war, daß man den im Gejep an Jich Schon liegenden jcharfen 
Eingriff im die Familienrechte nicht über das unbedingt Nothiwendige ausdehnen 
dürfe und daß. eine Aufnahme für die Dauer des jchulpflichtigen Alters für 
den regelmäßigen Fall doch als genügend angejeben werden mühe; jollte ein 
ferneres Verbleiben in der Anjtalt im Einzelfalle nothwendig fein, jo würde es 
auch ohne geieglichen Zwang erfolgen. 

Der legte Sat des Paragraphen, welcher die am Sie der Anjtalt 
wohnenden Kinder von dem Anftaltszwange befreit, ſofern fie nur an den 
Unterrichtsitunden Theil nehmen, iſt erſt von der Yandesverfammlung auf 
Autrag der Kommiſſion hinzugefügt worden, doch ſagte die Begründung des 
Regierungsentwurfs in Ddiefer Beziehung ſchon Folgendes: „Die Beltimmung 
der einzelnen Anjtalten wird auf Grund S 6 des Entwurfs im Verwaäaltungs— 
wege zu treffen jein. Welche Anftalten in Aussicht genommen find, ergibt ſich 
aus dem oben Gejagten. In der Stadt Braunfchweig wobnende blinde oder 
taubitumme Kinder werden der Negel nach nicht dem Zwange der Aufnahme 
in die betreffende Anjtalt unterliegen, vielmebr eine ausreichende Ausbildung 
ihon dam erhalten, wenn fie nur an den Unterrichtsitunden in der Anitalt 
Theil nehmen.” Der Landtagskommiſſion erichtien es der Deutlichkeit balber 
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wünjchenswerth, die Fragliche Befreiung von dem Anjtaltszwange im Geſetz 
beſonders zum Ausdruck zu bringen, und fand diejes Schließlich auch die Billigung 
der Herzoglichen Landesregierung, obwohl diefe bei der Berathung im Plenum 
zunächit geltend machte, daß der Zuſatz einerjeit3 überflüfltg fei, indem er 
jomohl in dem Texte wie in den Motiven des Geſetzes genügend Klar zum 
Ausdrud komme, daß gegen die am Site der Anftalt wohnenden Kinder fein 
Zwang zur Aufnahme in diejelbe geübt werden folle, andererjeit® aber nicht 
weit genug gebe, indem er nur bejage, die fraglichen Kinder fünnten von dem 
Bwange befreit werden. 

Die Paragraphen 2 bis 4 regeln jodann das Aufnahmeverfahren in 
folgender Weife: „S 2. Darüber, ob ein nicht volljinniges, ſchwach— 
oder bLöDfinniges Kind wegen ungulänglidher Bildungsfäbig- 
feit von der Aufnahme in die Gemeindeihule auszuschließen 
oder aus derjelben wieder zu entlaffen jei, enticheidet anf Ans 
trag des Schuldirigenten oder Lokalſchulinſpektors — erforder: 
lichen Falls nah Einholung fahverftändigen Gutachtens — der 
Schulvoritand. — Der Schulvorftand bat dem zur Erziehung 
des Kindes Berpflichteten die Entjicheidung Ichriftlich zuzu— 
fertigen. Diejelbe fann von Letzterem binnen 14 Tagen dur 
Beichwerde bei Herzoglihem Conſiſtorium angefochten werden, 
gegen deſſen Entſcheidung eine weitere Beichwerde nicht Statt: 
findet. — Nach erfolgter endgültiger Entfcheidung Sind die Ber: 
bandlungen Seitens des Schulvorjtandes der betreffenden Der: 
zoglidhen Kreisdireftion, inder Stadt Braunschweig der Herzog: 
lihen Polizeidireftion, einzureihen $ 3 Die Herzoglide 
Kreisdireftion, in der Stadt Braunſchweig die Herzoglide 
Polizeidirektion, bat, falls das Kind zur Aufnahme in die An: 
ftalt geeignet erfcheint, den zur Erziehung desjelben Ber: 
pflichteten zu bören und, falls Lepterer Einwendungen nicht 
erhebt, die Unterbringung des Kindes in der Anjtalt zu ver: 
anlajjen. Wirdvondem zur Erziehung Verpflichteten eingewenbdet, 
daß auf andere Weiſe für die erforderliche Ausbildung des 
Kindes ausreichend Sorge getragen, oder daß dasjelbe zur 
Aufnahme in die Anftalt ungeeignet jei, fo hat die Herzogliche 
Kreisdireftion beziehungsweiſe Polizeidirektion den Sad: 
verbalt reitzuitellen und, wenn nach dem Ergebniß und dem 
erforderlichen Falls einzuholenden jahverjtändigen Gutachten 
die Unterbringung des Kindes in der Anftalt geboten ericheint, 
jolde zu verfügen. -— Die Verfügung tft dem zur Erztebung 
Berpflichteten Schriftlich zuzufertigen und faun von demjelben 
binnen IL Tagen im Inſtanzenwege angefochten werden. — Nach 
erfolgter endgültiger Entjcheidung bat Derzoglidhe Kreis— 
dDirefrion beziehungsweiſe Polizeidireftion erforderlichen Falls 
Die zwangsweiſe Einlieferung des Kindes in die Anjtalt zu bes 
wirken. S4. Sit von Unterbringung eines Kindes in der An: 
jtalt abgeſehen, und fallen wäbrend der Dauer des Shulpflid = 
tigen Alters Desjelben die ®ründe, welche bierzu geführt haben, 
fort, fo ift das durch S 3 vorgeichriebene Verfahren wiederholt 
einzuleiten.“ Die Begründung des Negierungsentwurts fiihrt hierzu aus: 
„Während für die Frage, ob das betreffende Kind von der Aufnahme in die 
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Gemeimdeichule auszuſchließen oder aus derjelben wieder zu entlaſſen jei, die 
Schulbehörden ausſchließlich zuſtändig bleiben müſſen, iſt für die Entſcheidung, 
ob Unterbringung in eine Anſtalt zu erfolgen habe, eine Inſtanz neu zu be— 
ſtimmen. Nach ihrem ganzen Geſchäftskreiſe erſcheinen die Landespolizeibehörden 
hierzu am geeignetſten. Sie werden die nöthigen Verfügungen zu treffen haben, 
ſebald die in Betracht kommenden Kinder das im 8 1 vorgeſehene Lebensalter 
areiht haben * Daß bier die Verfügung über den Ausſchluß beziehungsweiſe 
de Entlaffımg aus der Gemeindejchule einerjeit3 und über die Aufnahme be: 
ziehungsweiſe Nichtaufnahme in eine Anitalt andererjeits ſcharf geichteden und 
bezüglich derſelben verſchiedene Behörden je mit eigenem Inſtanzenzug vor: 
geichrieben find, muß jedenfalls prinzipiell gerechtfertigt umd vollfonmten Tach: 
gemäß ericheinen; die Behörden, deuen die bezüglichen Enticheidungen übertragen 
werden, jind nach Maßgabe und im Einklang mit der ganzen Verwaltungs: 
ergantjation des Herzogtbums Braunichweig ausgewählt worden. Abgeſehen 
von einer unbedeutenden redaktionellen Aenderung des eriten Regierungsentwurfs, 
welche im Intereſſe der Deutlichkeit vorgenommen und von der Herzoglichen 
Yandesregierung ohne Weiteres gebilligt wurde, gaben die fraglichen Para: 
grapben weder der Kommiſſion noch dem Plenum der Yandesverlammlumng zu 
irgend welchen Bemerkungen oder Abänderungsvorichlägen Veranlaſſung. 

Bei der Berbandlung im Plenum der Yandesverlammlung wurde demnächſt 
der Antrag geitellt, hinter dem $ 4 einen neuen $ 4a mit folgendem Wortlaut 
rinzuſchalten: „Falls ein Kind nach beendigtem jchulpflichtigen Alter eine aus: 
reichende Bildung nicht erlangt bat, kann fein Werbleiben in der Anitalt bis 
Titern nach vollendetem 15. Yebensjabre unter Amvendung des in S 3 vor: 
geschriebenen Verfahrens verfügt werden.” Es jollte dadurch wenigjtens Die 
Möglichkeit gegeben werden, wenn der Zujtand eines Kindes ein Verbleiben 
%esjelben in der Anftalt bis nach vollendetem 15. Lebensjahr erbeifche, dieſes 
Berbleiben zu erzwingen Für den Fall der Annahme diefes Antrages wurde 
von anderer Seite weiter aubeimgegeben noch den Zuſatz anzufügen: „Falls 
doch beichloflen wird, daß ein Kind bis nach vollendetem 15. Lebensjahre in 
der Anjtalt verbleiben muß, trägt die daraus erwachlenden Koſten der Staat “ 
Son Seite der Herzoglichen Yandesregierung wurde zu dem Prinzipalantrage, 
hervorgehoben, daß man an jich demſelben wohl ſympathiſch gegemüberitebe, 
daß aber Doch gegen Ddenjelben Diejelben Bedenken, mie gegen die früber 
abgelehnte Dinansrüdung des Endtermins für die Anſtaltserziehung überhaupt 
geltend zu machen jeien und daß, wenn man über Die Grenze des Ichulpflichtigen 
Alters emmal hinausgeben wolle, man die Grenze des Anſtalisbeſuches auch 
nicht einfach auf die Vollendung des 15. Yebensjabres feitiegen fünne, jondern, 
nm Eonfequent zu jein, den Zwang zum Beſuch der Anſtalt bis dahin aus: 
dehnen müſſe, dab die Sachveritändigen die Entlafjung des betreffenden Kindes 
aus der Anjtalt für angängig erklärten; der weitere Zuſatz bezüglich der Koſten 
wurde fir unannehmbar erflärt, da derjelbe die Wirkung baben würde, daß 
der Staat Laſten für an jich wohl zablungsfäbige Leute übernehme. Nach 
einer fürzeren Debatte wurde dann übrigens der erite Antrag abgelehnt, womit 
der weitere Zulagantrag gegenftandslos murde. 

Bezüglich der durch Die „Unterbringung eines Kindes in der Anſtalt ent— 
ſiehenden Koſten trifft der 8 5 im nachſtehender Weile Anordnung: „Die 
durch Unterbringung des Kindes in der Anſtalt entſtehenden 
Koſten ſind mit Einſchluß der Koiten für die Einlieferung von 
dem zur Erziehung desſelben Berpflichteten zu tragen bezw. 
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ans dem Vermögen des Kindes jelbit zu erftatten, und werden 
bei Bahlungsjäummiß im Berwaltungswege zwangsweiſe bei: 
— — Inſoweit die zunächſt Verpflichteten sur Erjtattung 
der Koſten Mr? im Stande find, fallen legtere den Ortsarmen— 
Geb huben. und wenn ein verpflichteter OrtSarmenverband im 
Herzogtbum niht vorhanden tft, dem Landarmenverbande zur 
Yajt.* Die Begründimg zum NRegierungsentivurf fagt zu dem $ 5 das Nadı 
itebende: „Daß die durch Unterbringung eines Kindes in der Anftalt ent: 
jtebenden Koſten als Erziehimgkoften von dem zur Erziehung des Kindes 
geſetzlich Verpflichteten zu tragen ſind, bedarf keiner weiteren Begründung. Iſt 
letzterer dazu nicht im Stande, jo werden die fraglichen Koſten, wenngleich ſie 
als Armenlaſt im Sinne des Neichögefeges über den Unterftüßungswohnftg 
nicht anzujehen find, Doch dem Ortsarmen Verbande des Unterjtigungswohn: 
jiges, und wenn Iehterer außerhalb des Herzogthums begründet oder das Kind 
laudarın tt, dem Zandarmenverbande aufzuerlegen jein, wobei indeſſen voraus: 
gelegt wird, daß die Kreisfommunalverbäude') in Gemäßheit der ihnen nad 
8 2 Nr 5 des Gefepes vom 5. Juni 1871 Nr. 36 obliegenden Verpflichtung 
die Gemeinden von diejen Koften im bisherigen Umfang entlajten werden.“ 
Die Kommiſſion der Landesverſammlung empfahl den eriten Satz des Para— 
wapben ohne Weiteres zur Annahme, bezüglich des zweiten führte jte aber 
‚zolgendes aus: „Was S 5 Abſatz 2 betrifft, jo find wir der Anficht, daß Die 
vorgefebenen Beſtimmungen nicht ausreichen Da die meilten zur Erziehung 
nicht vollſinniger, ſchwach- oder blödjinniger Kinder VBerpflichteten entweder 
arm oder wenig begütert ſind, ſo werden die Ortsarmenverbände beziehungsweiſe 
der Landarmenverband faſt regelmäßig in Anſpruch genommen werden, um die 
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furze Aufklärung bezüglich der thatlächlichen Verhältniſſe erforderlich. Im Jahre 1871 
wurde aus jedem Der Berwaltungsbezirke des Herzogthums. jedem Kreiſe, je ein Kommunal: 
verband mit den echten einer Norporation für die geſehlich näher feitgelegten Zwecke der 
Zelbitwverwaltina und der Mitwirkung in Angelenenbeiten der Yandesverwaltung gebildet; 
ur ans Dem Kreiſe Braunſchweig winden Drei Rommunalverbände gebildet, von denen 
"ener die Stadt Braunſchweig ausmacht. leber die Organe der Kreis stonimmmalverbände, 
ie Angele genheiten, Verwaltung ꝛc. ſind näbere Beſtimmungen getroffen, auf melde 
inzugehen natürlich hier zu weit jühren würde. Den Kreisklommunalverbänden find ſodann 
Kae ſofort, theils etwas Ipäter aröhere Zummen aus den Staatsmitteln insgelammit 
15 Millionen Marf) als Grundvermögen Kreisfonds übermwielen, es find ibnen ferner eine 
Reihe beſtimmter Einnahmen sugeiprochen und endlich wird ihnen auch jeit einigen Jahren 
noch aus den Ztaatseintünften eine gewiſſe Summe (ſeit 1890/91 jährlich 135,000 Mari 
verwilligt, ſa daß ſie am ſich über verhältnißmäßig nicht unerhebliche Einkünfte zu verfügen 
haben. Geſehtzlich iſt ihnen Die Verpflichtung auferlegt, Diele Ginfünfte mit auch zur Unter 
tützung der Gemeinden in der Fürſorge für das Armenweſen und für die Unterbringung 
von Kranken, Taubſtummen, Blinden, Idioten und Geiſteskranken in den beſtehenden Staats 
und Privatanſtalten zu Verwenden. Die einzelnen Kreistommimalverbände baben ſodann 
prinzipiell beſtimmt, im welcher \ Weiſe ſie dieſer Verpflichtung nachkommen wollen und für 
ihre Gemeinden eine Beihülie au einem beitinmmten Iheil der Unterhaltungskoſten von 
Nramen, Blinden, Taubftummen, Idioten, Wabnfinnigen ze. ein Mir alle Mal ausgeworfen: 
nach Der in Heft IN der Beiträge zur Statiſtik des Derzogtlums Braunſchweig entbaltenen 
Bearbeitung der Verausgabut igen W. Der Kreiskommmalverbände gemabrten von den fteben 
Kretsfommmmalverbänden «die Stadt Biaunkanoek kommt bier nicht in Wetracht) Für Blinde 
und Tauhſtumme vier die geſammten Interhaltungstoiten, einer vier Fünftel derſelben und 
zwei Die Hällte davon einer wieder ausnahmsweiſe auch das Ganze), und für Idioten zwei 
Die geſammten Unterhaltungskoſten, einer vier Fünftel, einer ſieben, ausnahmsweiſe acht 
(Frei zwei Die Hälfte davon einer ausnahmsweiſe auch das Ganze und endlich einer bei 
Erwachieuen Das Ganze, Mir Kinder Nichts. 
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nicht umerheblichen Jahreskoſten der Anftaltserziehung aufzubringen. Zugleich 
wird auch der Fall nicht jelten eintreten, daß eine Yandgemeinde zu gleicher 
Zeit mehrere Anftaltsfinder zu unterhalten hat und dadurch zu fait unerſchwing— 
lichen Ausgaben gezwungen wird. Endlich aber iſt auch dabin Fürſorge zu 
treffen, daß den ohnehin jchon ſchwer heimgefuchten Familien, infonderheit den 
unbemittelteren, erhebliche Koften für die Ausbildung ihrer förperlich und geiftig 
belajteten Kinder nicht auferlegt werden. Aus diefen Gründen, ımd da nad) 
S 2 Wr. 5 des Geſetzes vom 5. Juni 1871 den Kreisfommmmalverbänden die 
Verpflichtung obliegt, für die Unterbringung taubjtummer 2c. Kinder Zuſchüſſe 
zu leilten, da ferner die Zuſchüſſe der einzelnen Kreiskommunalverbände fir 
ſolche Zwede erfahrungsmäßig ungleich find, da endlich die Feſtlegung der 
Zuſchüſſe auf lange Zeit hinaus nothwendig erjcheint, empfehlen wir, dem 
Abſatz 2 folgende Faſſung zu geben: „Inſoweit die zunächit Verpflichteten zur 
Eritattung der Kojten nicht im Stande find, fallen dieſe zu einem Drittheil 
den Ortsarmens, zu zwei Drittheilen den Kreisfommunalverbänden, ımd wenn 
verpflichtete Ortsarmen= bezw. Sreisfommunalverbände nicht vorhanden find, 
dem Yandarnenverbande zur Laſt.“ Da mit dem Vorftehenden den Kreis— 
fommumalverbänden bejondere Verpflichtungen auferlegt werden, jo fcheint es 
uns angemejlen, denjelben in der beregten Frage ein Necht der Entjcheidung 
zu gewähren. Deshalb empfehlen wir nachitebenden Zufag zur Annahme: 
„Die Prüfung der Frage, ob und imvieweit die Verpflichteten zur Erjtattung 
der Koſten im Stande find, gejchieht durch die Semeindebebörde, welche darüber 
an den Kreisausſchuß berichtet. Letzterer trifft die Enticheidung; gegen diejelbe 
ſteht den Betheiligten das Recht der Beichwerde an Herzogliches Staats: 
miniſterium zu.” 

In dem Plenum der Landesverfammlung gab der $ 5 und Die von der 
Kommiſſion vorgejchlagene Abänderung desjelben zu längeren Verhandlungen 
Beranlajiung, während welcher allerdings ohne die erforderliche Unterftügung 
noch beantragt wurde, in dem erjten von der Kommiſſion in Borichlag gebrachten 
Zulage die Worte „zu einem Drittbeil den Ortsarmenverbänden“ zu ftreichen 
und Dafür zu jagen „mindejtens“, und ferner binter dem Worte „Kreis— 
fummunalverbänden“ einzufchieben: „im Uebrigen den Ortsarmenverbänden“. 
Segen die Vorfchläge der Kommiſſion wurde aber ſowohl aus der Yandes- 
verſammlung als auch von der Herzoglichen Yandesregierung geltend gemadıt, 
daß eine gejegliche FFeitlegung der Beihülfen, welche die Kreiskommunalverbände 
den Ort3armenverbänden bei Unterbringung der in Frage jtebenden Kinder in 
den betreffenden Anftalten leiften jollten, nicht empfehlenswertb jcheine, da das 
Geſetz über die Dotirung der Kreisfommmmmalverbände nur eine allgemeine Be: 
ſtimmung treffe und die Abmeſſung den Kreisfommunalverbänden in jachgemäßer 
Reife überlaſſe, daß eine jolche Feitlegung einen Eingriff in das ganze beſtehende 
Spitem und in das Beſtimmungsrecht der Kreiscommunalverbände entbalte, 
daß die jest in der fraglichen Beziehung mebr leiftenden Kreiscommumalverbände 
durch die Feitlegung nur beſtimmt werden könnten, ihre bisherigen Aufwendungen 
berabaujegen, Daß die Feſtlegung in der Höhe, wie fie die Kommiſſion vur- 
geichlagen, ungenügend ſei, inſofern unter Umständen die Streiscommunalverbände 
mehr als zwei Dritttbeile der entitebenden Noten als Beihilfe gewähren 
müßten umd auch gewährten, dab der zweite Satz des Kommifjionsantrages 
in formeller Beziehung zu Bedenken Veranlaſſung gebe ꝛc. Da der Wider— 
ſpruch gegen die Kommiſſionsanträge in der Verſammlung ein ziemlich all— 
gemeiner war, jo wurden dieſelben Seitens der Kommiſſion zurückgezogen und 
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gelangte die Regterungsvorlage unverändert zur Annahme. Mebrigens wurde 
aus dem Plenum der Landesverjammlung noch darauf aufmerkffam gemacht, 
daß der zweite Sab der Regierungsvorlage eine erceptionelle und in ihren 
Folgen für den Staat (die Ausgaben des Landarmenverbandes werden im 
Herzogthum Braunſchweig gejeglih vom Staat bejtritten) vielleicht ſehr wichtige 
Beitimmung enthalte, injofern der Landarmenverband die Koften der Unter: 
bringung eines chwachlinnigen Kindes auch dann übernehmen jolle, wenn das 
betreffende Kind zwar einen Unterjtügungswohnfis, aber außerhalb des Herzog: 
thums habe; Seitens der Herzoglichen Landesregierung wurde anerfannt, daß 
allerdings der 8 5 Abſatz 2 dem Kandarmenverband Laften auferlege, welche man 
bislang nicht gefannt babe, jodann aber hervorgehoben, daß der fragliche Fall 
voraussichtlich nicht häufig vorfommen werde; jollte dem Staate eine zu große 
pecuniäre Belaftung aus der Beſtimmung erwachien, jo werde man dieielbe 
Ipäter allerdings wieder aufheben müljen. 

Der S 6 des Geſetzes lautet ſodann nach dem unverändert angenommenen 
Entwurf der Negierung: „Die zur Ausführung Diejes Geſetzes ſonſt 
erforderlichen Beitimmungen werden im Berwaltungsmwege ge: 
troffen.“ Zu dieſem Paragraphen bat die Yandesverfammlung auf Antrag 
der Kommiſſion an Herzogliche Yandesregierung das Erjuchen gerichtet, bei den 
zur Ausführung des Gejeges erforderlichen Beſtimmungen vor Allem dafür 
Sorge zu tragen, daß die Aufnahme in die Anstalten, dringende Fälle ab: 
gerechnet, immer nur zu Oftern ftattfinde, dat die Anitaltvoriteher angewieſen 
werden, den Aufnabmetermin rechtzeitig befannt zu geben, und daß die Vor: 
verhandlungen mindeitens im Oktober vorher begonnen werden; Serzogliche 
Yandesregierung hatte die Berückſichtigung dieſes Erjuchens vorber zugejagt. 

Die Schlußbeſtimmung über das Inkrafttreten des Gejeges trifft endlich 
der gleichfall® nach dem Negierungsentwurf unverändert angenommene S 7: 
„Dieſes Geſetz tritt bezüglich der nicht volljinnigen Kinder mit 
dem 1. April 1895 in Kraft. Bezüglich der ſchwach- oder blöd— 
jinnigen Kinder wird der Zeitpunft des Inkrafttretens durch 
Höchſte Verordnung bejtimmt.“ Da die Jdioten-Anftalt zu Neu-Erkerode 
zur Beit nicht im Stande iſt, die noch der Anjtaltspflege entbehrenden Kinder 
des Landes aufzunehmen, jo mußte der Zeitpunkt des Inkrafttretens des Geſetzes 
bezüglich der ſchwach- oder blödfinnigen Kinder einer jpäteren Verordnung vor- 
behalten bleiben. 

Soweit das Geſetz. Die auf Grund desjelben erfolgten beziehungsweiſe 
zu erfolgenden Ausführungsvorſchriften, welche jich im Wejentlichen auf Die 
Art und Weile und die befonderen Bedingungen der Aufnahme und der Ueber- 
führung der ſchwachſinnigen Kinder in die betreffenden Braunſchweigiſchen An— 
jtalten beziehen oder zu bezieben haben werden, welche zur Beit aber wegen 
noch jchwebender näberer VBerbandlung mit den einzelnen Anstalten noch nicht 
einmal vollitändig erlalien werden Tind, werden nach der Natur der Sache 
immer nur ein mehr lokales, jpezifiich braunſchweigiſches Intereſſe haben; wir 
werden Deshalb auf ein weiteres Eingehen darauf bier verzichten können 
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$ 1. Zum Zwecke der forporativen Organilation des landwirthichaftlichen 
Berufsjtandes können durch KHöniglihe Verordnung nach Anhörung des Provinzials 
Landtags Pandwirthichaftsfanmern errichtet werden, welde in der Negel das Gebiet 
einer Provinz umfallen. Im Bedürfniifalle können für eine Provinz mehrere 
Sandwirthichaftäfammern errichtet werden. 

S 2. Die Landwirthichaftsfammtern haben die Beitinmmung, die Geſammt— 
interejien der Land» und Foritwirtbichaft ihres Bezirks wahrzunehmen, zu Dielen 
Behuf alle auf die Hebung der Lage des ländlichen Grundbeſitzes abzielenden Ein: 
rihtungen, insbefondere die weitere forporative Organiiation des Berufsſtandes 
der Landwirthe zu fördern. Much haben fie das Necht, Telbitändige Anträge zu 
ftellen. 

Die Yandwirthihaftsfanmtern haben ferner die Berwaltungsbehörden bei allen 
die Lande und Forſtwirthſchaft betreffenden Fragen durch thatſächliche Mittheilungen 
und Eritattung von Gutachten zu unterſtützen. Sie haben nicht nur über ſolche 
Maßregeln der Geſetzgebung und Verwaltung fich zu äußern, welche die allgemeinen 
Intereiien der Yandwirthichaft oder die beionderen landwirthichaftlichen Intereſſen 
der betheiligten Bezirke berühren, jondern auch bei alten Maßnahmen mitzwmvirfen, 
welche die Organiſation des ländlichen Stredits und Tonitige gemeinſame Aufgaben 
betreffen. 

Die Landwirthichaftätammern haben anferdem den techniichen Fortichritt der 
Landwirtbichaft durch zwedentiprechende Ginrichtungen zu fördern. Zu Dielen 
Zwecke find fie namentlich befugt, die Anftalten, das geſammte Vermögen, ſowie 
die Rechte und Pflichten der beitehenden landwirtbichaftlichen Zentralvereine auf 
deren Antrag zur beitimmungsmäßigen Verwendung und Verwaltung zu über: 
nehmen und mit deren bisherigen lofalen Gliedernngen ihrerieits in organiichen 
Verband zu treren, ſowie jonitige Vereine und Senoflenichaften, welche die Förderung 
der landwirthichaftlichen Verhältniſſe zum Zwecke haben, in der Ausführung ihrer 
Aufgaben zu unterftügen. 

Den Landwirtbichaftsfammern wird nach Maßgabe der für die Börſen und 
Märkte zu erlailenden Beitimmungen eine Mitwirkung bei der Verwaltung und 
den Preiönotierungen der Produftenbörien, jorwie der Märkte, insbeiondere der 
Ziehmärfte, übertragen. 

$ 3. Die Grrichtung einer Yandiirthichaftsfammer erfolgt durch Königliche 
Verordnung auf Grund von Sasungen, welche den Vorſchriften dieſes Geſetzes 
entiprechen. Menderungen der Sakungen bedürfen, ſoweit die Königliche Verord— 
nung nicht etwas Anderes beitimmt, der Höniglichen Genehmigung. Die Sabıngen, 
ſowie Nenderungen derielben find durch den „Staats-Anzeiger“ zu veröffentlichen. 

Die Landwirthichaftsfanmer hat als eriten Gegenstand ihrer fachlichen Ver: 
bandlungen die Satzungen durchzuberathen. 


* 
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Sa Die Sagungen müſſen innerhalb der durch dieſes Geier gegebenen 
Vorſchriften Beitimmungen enthalten über: 

1. den Sig der Landwirthſchaftskammer; 

2. dad nach dem Grunditenerreinertrag anzugebende Mindeitmaß des zum 
paſſiven Wahlrecht berechtigenden Grundbeſitzes; 

3. die Zahl der Mirgiieder und ihre Vertheilung auf die Wahlfreiie; 

4. die Neibenfolge des Ausicheidens der Mitglieder ; 

5. die für die Beichlußfühigfeit erforderliche Zahl der Mitglieder ; 

6. die Wahl und die Zuſammenſetzung des Vorſtands, die Befugniſſe des 
Vorſtands und des Vorſitzenden; 

7. die Form für die Legitimation des Vorſtands und feiner Mitglieder ; 

8. die Borausiegungen und die Form für die Zuſammenberufung der Land: 
wirthſchaftskammer; 

9. die Bezeichnung der Gegenſtände, welche der Beſchlußfaſſung der Land— 
wirthſchaftskammer vorbehalten bleiben; 

10. die Form der Bekanntmachungen; 

11. das Verfahren bei Menderungen der Satımgen. 

$ 5. Die Mitglieder der Pandivirthichaftsfammer werden gewählt. Voraus: 
iegung des paſſiven Wahlrehts ift die Angebörigfeit zu einem deutichen Bundes— 
jtaat und ein Alter von mindeſtens 30 Jahren. 

Vom Wahlrecht find ansaeicloiien: 

1. Perſonen, welche nicht im Bejit der bürgerlidien Ehrenrechte find; 

2. Berionen, über deren Vermögen der Konkurs eröffnet ift oder deren Grund: 
ſtücke der Yivangsverfteigerung oder Zwangsverwaltung unterliegeu. 

Ss 6. Wählbar zu Mitgliedern der Landwirthſchaftskammern find unter den 
im 8 5 Dezeidineten Norausießungen: 

1. die Eigenthümer, Nutznießer und Pächter land oder foritmwirthichaftlich 
genuster Grumditüde, deren Grundbeiiß oder Pachtung im Bezirk der Land— 
wirthſchaftskammer wenigitens den Umfang einer jelbitändigen Ackernahrung bat 
oder, Für den Fall rein forſtwirthſchaftlicher Benutzung, zu einem jährlichen Grund— 
jteuerreinertrage von mindeitens 150 Mark veranlagt it, ſowie deren geſetzliche 
Vertreter und Bevollmächtigte; 

2. im Bezirk der Landwirthſchaftskammer wohnende Perſonen, welche 

a) nad Nr. 1 als Eigenthümer, Nutznießer oder Pächter wählbar gewelen 

ind, oder 

b) mindeltens zehn Jahre als Roritandsnitglieder oder Beanıte von land: 

wirthichaftlihen und ziwedverwandten Vereinen, landwirtbichaftlichen Ge— 
noſſenſchaften und Mreditinitituten thätig find, oder welchen 

e) wegen ihrer Verdienſte um die Yandwirthichaft von der Yandwirthichafts: 

kammer die Wählbarkeit beigelegt it. 

ST Wahlbezirke find in der Regel die Landkreiſe; durch die Satzungen 
fönnen mehrere Kreiſe zu einem Wahlbezirke vereinigt werden Ebenſo fünnen 
Stadtfreiie behufs der Wahl mit benachbarten Yandkreilen zu einem Wahlbezirke 
vereinigt werden. 

An jeden Wahlbezirke find in der Negel zwei Mitglieder zu wählen. 

88. Die Wahl erfolgt durch Kreistage. Die Ktreistagsmitglieder aus dem 
Mabhlverbande der Städte nehmen nur imloweit an der Wahl theil, als fie nad 
S 6 wählbar find; Ausnahmen oon dieſer Beichränfung können durch Die 
Sapungen bezüglid ſolcher Städte zitgelaflen werden, deren Einwohner über: 
wiegend Landwirthſchaft treiben. 
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Falls Stadtfreiie mit Landfreifen zu einem Wahlbezirk vereinigt werben, 
wird die Zahl der den Stadtkreiien zufommenden Wahlmänner nach Verhältniß 
des Grundfteuerreinertrags der Stadt: und Landfreiie des Wahlbezirks durch die 
Satzungen beitimmt. Die Wahlmänner der Stadtfreile werden von der Gemeinde: 
vertretung aus der Zahl der nach $ 6 wählbaren Ginwohner der Stadtfreiie gewählt. 

Die Wahl geihieht unter Leitung des Yandraths nach abjoluter Stimmen: 
mehrheit; bei Stimmtengleichheit entidyeidet das durch den Vorligenden zu ziehende 
2003. Grgiebt ein Wahlgang nicht die abiolute Mehrbeit, fo findet eine Stiche 
wahl zwiichen denjenigen beiden jtatt, welche die meilten Stimmen erhalten haben. 
Das Nähere beitimmt eine von dem Minifter zu erlaflende Wahlordrung. 

$ 9. Die Landwirthichaftsfammern können eine Aenderung des Wahl: 
perfahrens ($ 8) auf folgender Grundlage beichließen : 

1. Das aftive Wahlrecht ſteht Eigenthümern, Nugnießern und Pächtern 
eines zum paſſiven Wahlrecht berechtigenden ländlichen Grundbefiges unter 
den Vorausfegungen des $ 5 mit der Mahgabe zu, dab das erforderliche 
Alter 25 Jahre beträgt. 

2. Das Wahlrecht ſtuft fich nach dem Grundfteuerreinertrag ab. 

3. Die Wahl iſt indirekt. 

4. Das Wahlrecht kann auch am Cigenthiimer und Pächter von Eleinerem 
als dem nah Ziffer 1 angegebenem Grundbeſitze verliehen werben. 

Die auf Grund dieſes Paragraphen beichloffenen Satungsveränderungen be: 

dürfen der Stöniglichen Genehmigung. 

$ 10. Das Ergebniß der Mitgliederwahl ift von dem Wahlvoritande der 
Landwirthſchaftskammer unter Beifügung des Wahlprotofoll® miitzutheilen. Eins: 
jprüche gegen die Wahl werden von der Landwirthſchaftskammer endgültig entichieden. 

$ 11. Die Mitglieder der Landwirtbichaftsfammern werden auf ſechs Jahre 
gewählt. Alle drei Jahre fcheiden die Vertreter der Hälfte der Wahlbezirfe nad) 
einer durch die Sagungen feitzuiegenden Neibenfolge aus. Iſt die Zahl der 
Wahlbezirke eine ungerade, To scheidet das erite Mal die größere Zahl aus. 
Die ausfcheidenden Mitglieder find wieder wählbar und bleiben jo lange in ihrer 
Stellung, bis eine Neuwahl jtattgefunden hat. 

Scheidet ein Mitglied durch den Tod oder aus fonitigen Gründen aus, fo 
hat eine Grjagwahl für den Reit der Wahlperiode ftattzufinden, ſofern diejer Reit 
mindeſiens ein volles Jahr beträgt. 

$ 12. Jeder in der Perſon eines Mitglieds eintretende Umſtand, welcher 
dasselbe, wenn er vor der Wahl vorhanden geweſen wäre, von der Wählbarfeit 
ausgeichlofien haben würde, hat das Erlöjchen der Dlitgliedichaft zur Folge. 

Die Landwirthichaftstanmer fann ein Mitglied, gegen welches ein gericht= 
liches Strafverfahren eröffnet wird, bis nah Abſchluß desielben von feiner Stellung 
vorläufig entheben. - Für diefen Beichluß find wenigitens zwei Dritttheile der 
Stimmen erforderlich. 

Gegen die Beſchlüſſe der Landwirtbichaftäfammer ſteht den Betroffenen die 
Beichwerde an den PBrovinzialrath zu, deilen Enticheidung endgültig ift. Die 
Beichwerde hat feine aufichiebende Wirkung. 

$ 13. Alle drei Jahre wählt die Landwirthſchaftskammer einen VBorfigenden 
und deilen Stellvertreter. Dieje bilden mit mindeſtens drei weiteren gewählten 
Mitgliedern den Borftand. Für dieſe weiteren Mitglieder werden für Fälle ihrer 
dauernden oder vorübergehenden Verhinderung Stellvertreter gewählt. Ihre Zahl 
und die Reihenfolge der Einberufung im Vertretungsfalle ift durd die Sagungen 
feſtzuſetzen. 
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8 14. Die Landwirthichaftsfanmmern find berechtigt, ſich bis zu einem 
Zehntel ihre Mitgliederzahl durch Zumahl von Sadverftändigen und um Die 
Landwirthichaft verdienten Perfonen zu ergänzen. Denſelben fteht das Recht zu, 
an den Sitzungen mit berathender Stimme theilzunchmen. 

$ 15. Die Landwirthichaftsfanmer ift beredhtigt, einzelne Ausſchüſſe aus 
ihrer Mitte zu bilden und mit beionderen, regelmäßigen oder vorübergehenden 
Aufgaben zu betrauen. Dieſe Ausſchüſſe haben ihrerjeit3 das Recht, ſich bis zu 
einer von der Landwirthſchaftskammer feitzuiegenden Zahl durch Nichtmitglieder 
der Sammer zu ergänzen. Sie fallen ihre Beſchlüſſe jelbitändig ; diejelben find 
aber, foweit die Landwirthichaftsfammer den Ausſchüſſen nicht beitinmte jelb- 
Ständige Aufgaben zugemwielen bat, der Landwirthichaftsfanımer oder dem Vorſtande 
zur Bejtätigung vorzulegen. 

$ 16. Die Mitglieder verjehen ihr Amt unentgeltlih. Doch kann ihnen 
eine den baaren Auslagen für die Theilnahme an den Sigungen entiprechende 
Entihädigung durd Beſchluß der Landwirthſchaftskammer gewährt werden, auch ift 
bei Ausführung bejonderer Aufträge die Gewährung einer Entihädigung zuläflig. 

8 17. Der Geichäftsgang der Yandwirthichaftsfammer wird in einer von 
ihr feitzufegenden und zu veröffentlichenden Geſchäftsordnung geregelt. 

Die Sigungen der Landwirthſchaftskammer find öffentlich. Gegeuitände, welche 
fih nad Beſtimmung der Landwirthichaftsfammer zur öffentlichen Berathung nicht 
eignen, ſowie diejenigen, welche von der Staatöregierung unter Beding der Ge: 
heimhaltung mitgetheilt werden, find in geheimer Sigung zu behandeln. 

Ueber die Verhandlungen werden Protokolle geführt, welche innerhalb vier 
Moden dem Miniſter abichriftlich einzuſenden find. 

Die Tage der Situngen der Landwirthſchaftskammer und des Borftands find 
rechtzeitig dem Minifter und dem Oberpräfidenten mitzutheilen. Die Vertreter der 
Staatsregierung find jederzeit zum Wort zu verſtatten. 

8 18. Die der Yandwirthichaftsfammer für ihren gelammten Geihäftsumfang 
entitehenden Stoften werden von ihr, ſoweit fie nicht durch anderweitige Einnahmen, 
insbejondere durch Staatszuſchüſſe gedeckt werden, auf diejenigen Beſitzungen, welche 
den im $ 6 Ziffer ı enthaltenen Bedingungen entiprechen, nah dem Maßſtab 
ihres mit Wegfall der Thalerbruchtheile abzurundenden Grunditeuerreinertrags ver- 
theilt, von den Gemeinden und Gutsbezirfen auf Anweiſung des Negierungs- 
PBräfidenten erhoben und durch Vermittelung der Kreis- (Steuer:) Kaſſen an die 
Landwirthſchaftskammern abgeführt. 

Sofern es ſich um die Koſten jolcher Einrichtungen oder Maßnahmen handelt, 
welche in beſonders hervorragendem oder in beionders geringem Maße einzelnen 
Wahlbezirten zu qute fommen, kann die Landwirthichaftsfammer auf Antrag der 
Mehrheit der Vertreter der betreffenden Bezirke eine Mehr: oder Minderbelajtung 
diefer Bezirke eintreten laffen, Derartige Beichlüffe bedürfen der Genehmigung 
des Miniſters. 

Die Beitragspfliht für die Landwirthſchaftskammer ift den gemeinen öffent 
lihen Laſten gleichzuachten. Rückſtändige Beiträge werden in derjelben Weile wie 
Gemeindeabgaben eingezogen. 

Die Beihwerde gegen die eingeforderten Beiträge ilt innerhalb zwei Wochen 
nad) der Zahlungsanfforderung an den Vorſtand der Landwirthſchaftskammer zu 
richten, der über dieſelbe beichließt. Gegen den Beſchluß findet innerhalb zwei 
Wochen nach der Zuitellung die Klage, in dem Bezirk der Yandwirthichaftsfammer 
für die Provinz Brandenburg beim Bezirksausſchuß zu Potsdam, in den Vezirfen 
der übrigen Landwirthſchaftskammern bei dem Bezirksausſchuſſe desjenigen Bes 
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zitis ſtatt, in dem die Landwirthichaftstammer ihren Sie hat. Gegen das Ends 
artheil des Bezirksausſchuſſes ift nur das Nechtömittel der Nevilion zuläſſig. Die 
Beihwerde hat feine aufichiebende Wirkung. 

Wird anf Grund des $ 9 Ziffer 4 das Wahlreht auch an Eigenthümer 
md Pächter von Eleinerem, als dem nach Ziffer 1 angegebenem Grundbeiig ver: 
lieben, Jo muß dementſprechend gleichzeitig aud die Beitragspflicht auf die be: 
treffenden Beſitzungen ausgedehnt werden. 

$S 19. Die Laudwirthichaftstammer bat jährlich einen tat aufzuſtellen, 
öftentlib befaunt zu machen und den Miniſter vorzulegen. 

Die Umlagen dürfen ein halbes Brozent des Grunditenerreinertrags in ber 

Regel nicht überſteigen. Nur in außerordentlichen Fällen kann mit Genehmigung 
des Miniſters eine Erhöhung vorgenommen werden. Ihr Kaſſen- und Rechnungs: 
»cen ordnen die Yandwirthichaftsfammern jelbitändig. 
S 20. Die Landwirthichaftstammer hat die rechtliche Stellung einer Kor: 
gorarion. Sie wird nad außen vertreten durch ihren Worfigenden oder dejjen 
Stellvertreter. Alle Urkunden, welche die Yandwirthichaftsfammer vermögens: 
ecdtlich verpflichten jollen, find unter deren Namen von dem Borjigenden oder 
fiten Stellvertreter und noch einem Mitgliede des Boritands zu vollziehen. 

Die Yandwirthichattsfanımer führt als Siegel den preußiſchen Adler mit ber 
Umichrift: 

„Landwirthſchaftskammer für... ... F 

Das ſtaatliche Aufſichtsrecht über die Landwirthſchaftskammern wird durch 
den Miniſter für Landwirthſchaft, Domänen und Forſten ausgeübt. 

s 21. Alljährlich einmal, und zwar bis zum 1. Mai, haben die Landwirth— 
Ihattsftanımern dem Minifter über die Yage der Yandwirthichaft ihres Bezirks zu 
richten. 

Von fünt zu fünf Jahren haben fie einen umfaflenden Bericht über Die ges 
'tammten landwirthichaftlihen Zuitände ihres Bezirks an den Miniſter zu eritatten. 
Ale Berichte an die Zentralbehörden find durch den Ober: Präfidenten vorzulegen. 

s 22. Mur den Antrag des Staat3-Miniiteriums kann eine Landwirth— 
'Karttsfammer durch Sönigliche Verordnung aufgelöft werden. Es find fodann 
Aenmwahlen anzuordnen, welche innerhalb drei Dionaten, vom Tage der Auflöjung 
en, erfolgen müſſen. Die neu gewählte Yandwirthichaftsfammer iſt innerhalb 
was Monaten nad) erfolgter Auflöfung zu berufen, 

Ueber die zwiichenzeitlihe Geſchäftsführung und Bermögensverwaltung der 
Landwirthſchaftskammer trifft der Miniiter die erforderlichen Anordnungen. 

$ 23. Bei der erften Cinrichtung werden bis zur Konftitwierung die Ob: 
\iegenheiten der Landwirthſchaftskammer durch den Ober: Bräfidenten wahrgenommen. 

S 24. Für die Hohenzollernichen Yande tritt überall, wo in dieſem Gejeg 
von Grunditeuerreinertrag die Nede iſt, an deſſen Stelle das Grunditeuerfapital 
roh näherer Beltimmung des Minifters. Desgleichen tritt an Stelle des Ober: 
Sräfidenten Der Regierungs: Präfident, des Provinzialraths der Bezirksausſchuß, 
5 Kreiſes Der Ober-Amtsbezirk, des Nreistags der Amtsverfammlung und an 
Sitlle des Landraths der Oberamtmann. 

Ss 25. Mit der Ausführung dieſes Gefeges ift der Minifter für Yandivirtb: 
‘tarı, Domänen und Foriten beauftragt. 
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Errichtung eines arbeitsſtatiſtiſchen Amtes. Der öſterr. Handelsminiſter 
hat im Abgeordnetenhauſe einen Geſetzentwurf, betreffend die Errichtung eines 
arbeitsjtatiftiichen Amtes, eingebracht. Derjelbe enthält folgende wejentliche Be— 
ſtimmungen: Für die Zwede der fozialen Gejeggebung und Verwaltung find 
arbeitsitatiftiiche Daten ſyſtematiſch zu erheben und zu verarbeiten jowie periodiſch 
zu veröffentlichen. Diefe Daten werden ſich auf die Lage der arbeitenden Klaſſen, 
insbejondere in der nduftrie und im Gewerbe, im Handel und Berfehrsweien, 
ferner auf die Wirkjamfeit der Einrichtungen und Gejehe zur Förderung der 
Wohlfahrt derjelben jowie auf den Zuſtand der induftriellen und gewerblichen 
Produktion zu beziehen haben. Auf die land» und forjtwirtbichaftlichen Betriebe 
jowie auf die Bergbauunternehmungen finden die Vorſchriften diejes Geſetzes 
feine Anwendung. Mit diefen Aufgaben wird im Nejjort des Handelsminiſteriums 
eine abgejonderte Abtheilung betraut. Die Auskünfte und Angaben, welche aus 
Anlaß der arbeitsjtatiitifchen Erhebungen, jei es unmittelbar vom arbeitsjtatijtiichen 
Amte, jei es im deſſen amtlichem Auftrage abverlangt werden, jind ſeitens der 
hiezu Aufgeforderten ohne Verzug genau und wahrheitsgemäß zu liefern. Den 
entjprechend legitimirten Organen des arbeitsjtatiitiichen Amts ijt zum Zwecke der 
ihnen vbliegenden Erhebungen die Einſichtnahme ſowohl in die Arbeiterverzeichnific, 
Arbeits: und Dienftbücher, Arbeitsordnungen als auch in die für die Feſtſtellung 
der Unfallverjicherungsbeiträge dienenden Aufichreibungen und die jonitigen in 
den Unternehmungen etwa vorhandenen Lohnliten zu geitatten. Denjelben it 
auch jederzeit, in der Nacht jedoch nur während des Betriebes, der Eintritt in 
die Arbeitsräume und die übrigen zum Betricbe gehörigen Räumlichkeiten 
jowie aud in geeigneten und pafienden Stunden in die vom Arbeitgeber beis 
geitellten Arbeiterwohnräume zu gewähren. Die für die Durchführung der arbeits— 
ſtatiſtiſchen Erhebungen nöthigen weiteren Anordnungen, ſowie jene in Betreff 
der Nutzbarmachung des arbeitsjtatiitiichen Amtes für Zwecke dev ſozialen Vers 
waltung sind im VBerordnungsiwege zu erlaffen. Zur Mitwirkung an den Arbeiten 
diejes Anıtes find Die jtaatlidien und Genteindebehörden, Handelskammern, Ges 
werbegenofjenjchaften, Gewerbegerichte, genojjenichaftlihen und anderen Schieds— 
gerichte, Arbeiter Unfallverfiherungsanitalten, =Stranfenfaffen und ſonſtigen Arbeiter: 
hilfsfafien im der nach Bedarf im Verordnungswege zu vegelnden Weife verpflichtet. 
Segen die Berriebsinhaber und deren Beichäftigte können bei Zuwiderhandlungen 
dieſes Öcjepes oder die zu legterem erlaſſenen Turchführungsbeitunmungen, injojern 
hiedurc nicht eine jchwerer verpönte jtrafbare Handlung begründet wird, bon 
arbeitsjtatiitiichen AUmte Ordnungsitrafen bis zu hundert Gulden verhängt werden. 
Gegen die Verfügungen des arbeitsitatiltiichen Amtes ſteht den ſich hiedurch be— 
ihwert erachtenden Parteien binnen acht Tagen, von dem auf die Zujtellung 
folgenden Tage an gerecjnet, die Berufung an das Handelsininijterium offen. 
Die eingehenden Drdnungsitrafen fließen in den Staatsſchatz. Die Geheimhaltung 
der arbeitsjtatiftiichen Erhebungen und Feitjtellungen it jtrenge Amtspflicht der 
Beamten und Angeitellren des arbeitsitatiitiichen Amtes. Die Verlegung Ddiefer 
Aıntspflicht, jei e8 während dev Dauer der amtlichen Sıellung, jei es auch nad) 
den Austritte aus derjelben, durch unbefugte Mittheilung, Weröffentlihung oder 
auch Verwerthung der amtlich in Erfahrung gebrachten Verhältniſſe und Umstände 
zu eigenem Vortheil it, imfoferne nicht die ſtreugeren Beltimmungen des all 
gemeinen Strafgejeges zur Anwendung kommen, als Vergehen mit Arreft von 
drei Monaten bis zu zwei Jahren zu bejtrafen, unbejchadet der überdies nad 
den geltenden Vorſchriften eintretenden Disciplmarbehandlung. (Haudels-Muſeum.) 


Staatsrechtliches, volkswirthſchaftliches und fatiftifches : Zahrbuch. 


Annalen des Deutſchen Reichs 


für Geſetzgebung, Verwaltung und Statiſtik. 
Staafswilfenfhaftlihe Seitfhrift und Materialienlfammlung, 


Unter Mitwirkung zahlreiher Fadhmänner 
herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth ud Dr. Mar dv. Seydel. 


Jährlich 12 ſtarke ——— ———— Abonnementspreis Mark 4.— 


"präisermähigung — früheren Adkraänge: 


Bei nennen Abonnements wird oft mit Bedauern bemerkt, daß 
die Ermerbung der früheren Iahraange der „Annalen“ mit fo 
großen Koſten (Ak. 3854.—) verknüpft fei, und der Wunſch aus- 
geſprochen, bei Bezug der vollftändiaen Serie eine Preisermäßigung 
eintreten zu laffen. Um nun derartigen Wünfden entgegenzukammen, 
haben wir uns entfchlofen, nen eintretenden Abonnenten die 
Iahraänge 1870-1879. 1881-1893 anftatt zu Milk. 368.— u 

nur Mark 160.— 
zu liefern, ſoweit der dazu beftimmte Borrath reicht. 

Der Preis der einzelnen Bande reſp. Za! gänge bleibt wie 
zuvor Zilk. 16.— Die Iahraauge 1868, 1869 und 1880 find gan; 
vergriffen. 

Die „Ansalen des Deutſchen Reiches“, jeit 1868 erjcheinend, find als 
praktifd; - wifenfihaftliches Anellenwerk widtia für Minifterien, 
Berirks-BRegierungen, Hlngiftrate, Landräthe, Confuln, für Gerichte 
aller Anſtanzen, Beids- nnd Landtagsabgesrdnete, Advokaten, 
Notare, Bollämter, Handelskammern, Bedartionen und größere 
Bibliothehen. 


BE Interefienten jteht ein alphabetiſches Gefammt-Benifter über die 
Jahrgänge 1868 hie 1893 der „Anunlen‘‘ gratis zur Verfügung. 
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Adler, * Georg, Profelior der —— und Sinanzwiffenfhaft an der Univerfität Zreiburg 
Die Sozialreform und der Kauſmannsſtand. (Separat-Abdrud aus den 
—— des Deutichen Reichs 1891.) 4 Bogen ar. 8°. Preis broid. ME. 1.50. 

Aufſeß, O. Schr. v., kgl. bayer. Oberreg.-Rath und kaiſerl. Reihsbevollmächtigter für Zölle und 
Steuern, Die Zölle und Steuern, jowie die vertragsmäßigen auswärtigen 
Handelsbeitimmungen des Deutſchen Reiches. Vierte, vollitändig umgearbeitete 
Auflage. 1893. 19/s Bogen gr. 8°, Preis broſch. ME. 2.50, geb. ME. 3.25. 

Bornhal, Conrad, Das deutſche Arbeiterrecht. 12 Bogen ar. 8”. Broſchirt Mt. 3.—. 
(Separat:Abdruf aus den Annalen des Deutichen Reichs, 1892.) 

Dehn, Paul, Zur Einführung der Reichspoſt-Sparkaſſen. 1884. 54 Seiten, gr. 8°. Dit. 1.20. 

Der Verfaſſer bat in jeiner neuen Schrift ein umfajlendes Material zur Charakteriſtik und 
Beurtheilung der Poſtſparkaſſen vom voltswirthichaftlihen Standpunkt aus zujammengetragen. 

N Dr. Anton, Rechtsſatzung und Gejep, zu nächſt nach bayeriſchem StaatSredt. 
7'fa Bogen gr. 8°. ME. 1.50. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1889.) 

Felſer, 5, kgl. bayer. Cherzollratd, Das Tabatsmonopol und die amerifaniiche Tabak— 
Steuer. Eine jtaatswirtbichaftlihe Unteriudyung der Tabakbejteuerungsiyiteme, zugleich eine 
Entgegnung auf den G. M.-Artifel der Allgemeinen Zeitung: „Borbereitende Studien zur 
a des Tabatmonopols in Deutihland“. 1878. Mt. 1.—. 

Seller, 3, fal. bayer. Oberrechnungsrath, Zur Tabakſteuerfrage. Abwehr gegen die kritiichen 
Nachträge zu den Dr. Mayr'ſchen Studien über das Tabafınonopol. 1878. 50 Pi. 
Franlenſtein, Dr. Kuno, deutſche Fabrikinſpektion, ihre Thätigkeit im Jahre 1890 
und ihre Reform. Bogen, ar. 8°. Broſchirt ME. 1.50. (Separatabdrud aus den 

Annalen des Deutftien Neichs 1892.) 

Göring Baitipp, Die BeterinärsPBolizeiverwaltung nach den reichsgejeplichen Beitimmumngen. 
1882. 11'fe Bogen, ar. 8°. Broſchirt Mt. 3.—. 

Heiß, Dr. Elemend, Die großen Einfommen in Deutihland und ihre Zunahme in den 
legten Jahrzehnten. Bon der hoben ſtaatswiſſenſchaftlichen Fakultät der Univerfität Tübingen 
mit dem ——— Preiſe gekrönte Arbeit. (Separatabdruck aus den Annalen des Deutſchen 
Reichs 1893). 7 Bogen gr. 8°, broſchirt Mk. 1.75. 

Henfel, Dr. Paul, Die Stellung des Reichskanzlers nad dem Staatsrechte des Deutſchen Neichs. 
1882. 4 Bogen, gr. 89. M. 2.—. 

Hirth, Dr. Georg, Freijinnige Anjichten der Volkswirthſchaft und des Staats. 1876. 27 Bogen 
fi. 8°. Broſchirt ME 4.—. 

Inhalt: Vorwort. Familienbudget und häusliche Buchführung. Die Löſung ber joziafen 
Frage. Das Volksbildungs- oder Aulturpolizeirecht. Die Nechtögleichheit. Das Deutiche Reich 
und die Schule. Anhang: Petition an den Reichstag. Das Deutſche Reid und die Steuern. 
(Mit einer lithogr. Tafel zur Darjtellung der vier Grundtypen der Kintommensvertheilung.) 

Joel, Mar, Neditsanwalt und Notar in Berlin, Das Geſetz betreijend die Erwerbi- und 
Wirthſchaftsgeneſſenſchaften vom 1. Mai 1889. Nebſt einem Anhange: Belannt- 
machung betr. die Führung des Genofjenichaftsregifters und die Anmeldungen zu demjelben, 
vom 11. Zufi 1889. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1890.) 17'/s Bogen 
gr. 80, broich. Mi. 5—. 

— Theodor, Beiträge zur hd N RE des deutihen Neihdtages 
1871— 90. 5'/. Bogen gr. 8%. Broſchirt ME. 1.50. (Separat-Abdrud aus den Annalen des 
Deutichen Reiche 1898). 

Rehm, Prof. Dr. Hermann, Der Erwerb von Staats: und Gemeindeangehörigfeit in 
geſchichtlicher Entwidelung mad) römiſchem und deutjchem Staatsreht. 992 Bogen gr. 8°, 
broichirt ME. 2.50. (Separatabdind aus den Annalen des Dentihen Reichs 1892.) 

Nofin, Proi. Dr. 9, Sonveränetät, Staat, Gemeinde, Selbjtverwaltung. Kritiſche 
Begriffsitudien. 4 Bogen, gr. 8°. Mt. 1.75. 

Der Aufjag enthält durch feine Erörterungen über den Begriff des jubjeftiven-Rechts, den 
Unterjchied zwiſchen obligatorischen Rechten und Herrichaftsrechten u. a. m. auch Bedeutung 
für die Theorie des Privatrechts. 

Schanze, Dr., Regierungsrath, Die patentrehtlihen Beftimmungen des deuticd-üfter- 
reichiſchen Uebereinkommens über den gegenjeitigen Patent», Mujter- und 
Martenihug vom 6. Dezember 1891. 3 Bogen ar. 8°, broſch. Mk. —.75, (Separat- 
Abdruck aus den Annalen des Deutſchen Meiches 1894.) 

Seydel, Dr. Mar, Das Gewerbe-Polizeirecht nach der Reichs-Gewerbeordnung. Mit einem 
Anhang: Tert der Gewerbeordnung. 1881. 13 Bogen, gr. 89. M. 8.—. 

Stengel, Carl von, Profeſſor der Rechte in Breslau, Die deutfhen Schuggebiete, ihre 
rechtliche Stellung, Berfajjung und Verwaltung. 14 Bogen gr. 8° broch. 
ME. 2.70. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutichen Neiches 1889.) 

Thudichum, Dr. Fr, ord. Profeſſor an der Univerſität Tübingen, Das Neihs:-Beamtenredt. 
1876. 8a Bogen, gr. 8°, ME. 4.—. 

Völderndorff, Dr. Otto Freiherr von, f. bayer. Minifterialrath, Deutihe Verfaſſungen und 
Berfajiungdentwürfe 11 Bogen or. 8%. Broſchirt Mt. 3.—. (Separat-Abdrud aus 
den Annalen des Deutichen Reichs 1890.) 


Bu bezichen durch alle Buchhandlungen. 
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G. HIRTH’s Kunstverlag in München und Leipzig. 


“ — — ——— — + + GERD + # GEMEEEEED + # — + SERIE m — — — — — 


1: 9 1 zum Gebetbuche des Kaisers Maxi- 
Albrecht Dürer N Randzeichnungen milian I. 52 Blätter gr. Folio. Zweite 
Auflage. Preis broschirt M. 15.—. (Liebhaber-Ausgabe 
M.20.—.) Auch als »HAUS-CHRONIK« erschienen. 
Preis broschirt M. 16.—, in Schweinsleder gebunden 
M. 30.— (auf feinstem Velin-Büttenpapier je um M. 6.— 
mehr). 
Es ist dies die erste auf rt ig per Wege hergestellte 
Facsimile-Ausgabe der berühmten Dürer’schen Randzeichnungen. Ange- 


tügt sind derselben jene acht Randzeichnungen, welche in der Regel Lucas 
Crawach zugeschrieben werden, 


Neue Briefe mit alten Bildern. 


Sechs Serien. Jede Serie 24 Briefbogen und Couverts 

mit altdeutschen Vignetten von Dürer, Burgkmair, 

Amman, Cranach, Beham, Aldegrever, Frangois Boucher etc. 
Preis der Serie in Carton M. 3.—. 


Neue Briefe mit religiösen Bildern. 


Zwei Serien à 24 Brief bogen (ohne Couverts)ä Serie M. 2.—. 
»Dem Bedürfniss nach apart eleganten und geschmackvollen Ausschmückungen von Briefen und Brief- 
couverts entgegenzukommen, hat der Herausgeber des »Formenschatzese eine Reihe von Serien Briefbogen mit alten 
Bildern nach Originalien von Dürer, Burgkmair u, s, w. publizirt. Der allerliebste Gedanke, der einer guten Aufnahme 
sicher ist, wurde sehr praktisch durchgeführt, indem auf dem besten Handpapier sowohl die Bogen wie die Enveloppen 
mit den verschiedenartigsten Darstellungen der genannten Meister geschmückt sind.« (Dresdener Journaf.) 


ITı f Facsimile-Reproduction der 25 Holzschnitte 
Die Wunder von Mar 1a Zell. eines re ärntschen Meisters En 1520. 
Kl. Folio. Preis in Mappe M. 16.—. 


Dieses merkwürdige weder von Bartsch noch von Passavant erwähnte Werk eines hervorragenden Meisters und 
Zeitgenossen der Burgkmair, Schäufelein und Springinklee umfasst 25 Blätter von je ı9 cm Höhe und r4 cm Breite 
Bildgrösse, mit drei- Bis vierzeiligen, auf die verschiedenen Wunder bezüglichen Unterschriften. Unsere Reproduktion 
ist, ın nur 200 nummerirten Exemplaren, auf ächtes Büttenpapier mit breitem Rand gedruckt, 


Jost Amman’s Ehebrecherbrücke des Königs Artvs. 


Facsimile-Reproduktionen des aus acht Blättern bestehenden Original-Holzschnittes. Preis: M. 15. 


ů 1 Historisch-kritisch dargestellt von 
Bücher-Ornamentik der Renaissance Argus. a Tre kam 
renaissance. 80 Seiten Text und 108 Tafeln. Klein Folio. Preis M. 40.—. Ist momentan 
vergriffen.) II. Theil: Hoch- und Spät-Renaissance. 64 Seiten Text und 118 Tafeln. 


Klein-Folio. Preis M. 28.—. 


Die zwei Bände enthalten im Ganzen 226 Tafeln, welche uns die lebendigste Auschauung geben von der ganzen 
Eutwickelung der typographischen Orwantentik der Renaissance, von ihren Anfängen in Italien bis zu ihrem Verfall, als 
der Kupferstich die Oberhand über den Holzschnitt gewann. Die reiche Fülle des dargebotenen Materials, die geschickte 
Auswahl daraus, sowie der das Ganze begleitende Text geben einerseits Zeugniss von dem grossen Reichthum der 
Sammlung, andererseits von der ausserordentlichen Sachkenntniss des Verfassers, (W, Lübke.) 


Die Mono rammisten von Dr. G.K. Nagler, fortgesetzt von Dr. A. Andresen 
9 u. C. Claus, 9 Lign. AM. 13.35, od. 5 Bde. compl. M. 120. — 

Nagler’s »Monogrammisten« stehen einzig da als unentbehrliches Lexicon tür Sammler, Kenner und Freunde 

von Kupferstichen und Holzschnitten, Oelgemälden, Porzellan-, Majolica- Metallarbeiten u. s. w. Die bisher erschienenen 


fünf starken Bände enthalten auf ca. 5000 Seiten Nachrichten über etwa 15,000 Monogrammisten vom Mittelalter bis auf 
die neuesten Zeiten. 


3 1 enthaltend klassische Motive für Weissstickerei, Bunt- 

Album für Frauenarbeit, &:“ Applicationsstickerei, Spitzen-, Verschnär- 

ungs- gr a Tee sowie Weberei, Passementrie und Stoflbemalung. Herausgegeben von 
Georg Hirth. Serie IM. 2.—. 


. ıt Eine Sammlung von Portraits etc. aus der Zeit der Re- 
Bilder aus der Lutherzei * formation in Facsimile-Reproduktionen nach Holz- 
schnitten und Kupferstichen von Dürer, Cranach, Holbein u. a. Mit einem Vorwort von Georg 
Hirth. 1883. XI. und 40 SS. in Folio, in Umschlag mit Cranach’scher Bordüre. Preis M. 2.—. 


Peter Flötner nach seinen Handzeichnungen u. Holzschnitten 


von Dr. phil. J. Reimers, z. Z. Direktor des Provinzialmuseums in Hannover. ı6 Bogen 
hoch 4° mit 93 Illustrationen. — Ladenpreis broschiert 6 Mark. 

Die vorliegende Arbeit führt uns einen Nürnberger Künstler der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts vor, von dem 
bis dahin sehr wenig bekannt geworden war. Die eingehende Besprechung der Werke Flötner's, die zahlreichen Illustrationen, 
sowie die ausführliche Beschreibung der einzelnen Werke des Meisters, dürften diese Schrift zu einer willkommenen Gabe 
machen für jeden, welcher sich mit der dekorativen Kunst des 16. Jahrhunderts beschäftigen will 
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zum Komptabilitätsgeſeh für das Reich. 


Non 


Mar 3ocl, Juſtizrath in Berlin. 


Artifel 69 der Neichsverfaffung jchreibt, wejentlich im Anschlu an den 
anprechenden Artifel 99 der Preußiſchen Verfaflung vor: 

„Alle Einnahmen und Ausgaben des Neihs müſſen für jedes Jahr 
veranschlagt und auf den Reichshaushalts-Etat gebracht werden. Letzterer 
wird vor Beginn des Etatsjahres durch ein Geſetz feitgeitellt.“ 

Tas Kontrolrecht des Bundesraths und Reichstags über die m Gemähbeit 
des Etatsgeſetzes demnächſt zu führende Verwaltung der Einnahmen und Aus: 
gaben iſt anerkannt durch den folgenden Artikel 72 der Reichsverfaſſung: 

„Ueber die Verwendung aller Einnahmen des Reichs it durch den 
Reichsfanzler dem Bundesrathe und Neichstage zur Entlaftung jährlich 
Rechnung zu legen.“ 

Der Artifel iſt unvolljtändiger, al$ der entiprechende Abſatz 2 des Artikel 104 
der Preußischen Verfaſſung, der zugleich die Behörde bezeichnet, welcher die 
Kontrole des Preußischen Kandtags über die budgetmäßige Verwaltung vorzu: 
bereiten hat, und demgenäß beſtimmt: 

„Die Rechnungen über den an Jen al ia werden von der 

Ober- Rechnungskammer geprüft und fejtgeitellt. Die allgemeine Rechnung 

über den Staatshaushalt jedes Jahres, einichliehlich einer Ueberjicht der 

Staatsichulden, wird mit den Bemerkungen der Ober-Rechnungskammer 

zur Entlajtung der Staatsregierung den Kammern vorgelegt.“ 

Das ım dritten Abſatz desjelben Preußiſchen Verfaſſungsartikels verheißene 
Geſetz über Die Einrichtung und Befugniſſe der Ober-Rechnungskammer iſt 
demnãchſt in Preußen unter dem 27. März 1872 ergangen. 

Im Weich hat man bekanntlich die erwähnte Yüce des Artikel 72 der 
Keichsverfaſſung bisher dadurch ausgefüllt, daß alljährlich die Preußiſche Ober: 
Kehnungsfammer durch Spezialgeieß unter der Benennung „Nechnungshof des 
Teutihen Reichs“ auch mit der Ktontrole des Neichshaushalts beauftragt und 
zugleich angewieſen wird, hiebei die bezüglich der Nechnungsfontrole in Preußen 
geltenden Worjchriften, namentlich (jet dem Jahre 1875) auch diejenigen des 
breußiſchen Ober-Rechnungskammergeſetzes vom 27. März 1872, zu beobachten. 
Hiemit it im formeller Beziehung nothdürftig die Finanzkontrole auch für das 
Keich vorgeſehen; es fehlt andererſeits an einem Geſetze, welches die materiellen 
ne rejtftellt, nach denen die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben 

3 Reichs zu führen tt und nad) denen namentlich bezüglich dieſer Ber: 
— Bundesrath und ——— gegenüber dem Reichskanzler ihr Kontrol— 
rer auszuüben berugt fd. Das nach Vorſtehendem auch im eich map: 
gebeude Preußiſche Ober: Rehnungstanmergeiet enthält nur wenige Sätze Des 
muteriellen Etatsrechts, unftreitig eigentlich nur im der im 8 19 gegebenen 
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Definition der Etatsüberjchreitungen, während es, wie unten näher anzugeben 
it, ernitlichen Zweifeln begegnet it, ob die im $ 18 dajelbft über die Be: 
merfungen der Ober-Nechnungsfammer zur allgemeinen Rechnung gegebene 
Anordnung irgendwie auch den Charakter einer materiellen Etatsvorjchrift bat. 
Die ſonſtigen Beitimmungen diejes Gejeges berühren das materielle Etatsrecht 
überhaupt nicht. Vielmehr it in Anjehung des legteren noch jegt in Preußen 
auf die anerfannter Maaßen vortrefflic) abgefahte, aber aus der Zeit des Ab- 
jolutismus jtammende Inftruftion für die Ober-KRechnungskammer vom 18. Dez. 
1824 zurüdzugehen. 

E3 hat im Neich nicht an Verſuchen gefehlt, ein das materielle Etats . 
recht ordnendes Geſetz über die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben. 
des Meichs, in anderen Staaten Kiomptabilitätsgejeg genannt, zu Stande zu 
bringen, ımd zwar angemejjener Weiſe meiſt in Verbindung mit einem gleich- 
zeitigen Gejeß über den Nechnungshof des Neichs. Die Neichsregierung bat 
in den Jahren 1872 bis 1877 dem Neichstag mehrfach Entwürfe derartiger 
Geſetze vorgelegt, wobei als Aufgabe des bier vorzugsweile interejjirenden 
Gejeges über die Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Neichs wieder: 
holt in den Motiven bezeichnet it, den Inhalt der Preußiichen Injtruftion 
vom 18. Dezember 1824, ſoweit derjelbe legislativen und nicht bloß reglemen— 
tariſchen Charakter hat, zum Neichsgeiep zu erheben.) Cine jehr umfaſſende 
Berathung des eriten vorgelegten, die Einrichtung und Befugnifie des Rechnungs— 
hofs betreffenden Gejegentiwurfs, welche vielfach auch die ragen des materiellen 
Etatsrechts zur Erörterung gezogen bat, it in den Sitzungen des Neichstags 
Nr. 7, 14, 28, 35 und 37 von 1872 vor fich gegangen, während aus 
jpäterer Zeit als bejonders bemerfenswerth der Kommiſſionsbericht vom 11. Dez. 
1874 (Nr. 108 der Drudjachen des Neichstags II. Seſſion 1874) betreffend 
den Entwurf eines Gejeges über Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben 
des Reichs (Nr. 9 der Drudjachen) hervorzuheben tt. In dem legten Ent: 
wurf eines jolchen Gejeges von 1877 fam die NReichsregierung den Beſchlüſſen 
der Kommiſſion von 1874 vielfach entgegen; es verblieben nur einige Differenz- 
punfte.?) Seit 1877 find Gejegentwürfe des gedachten Inhalts nicht mehr 
vorgelegt worden, obwohl unter den verjchiedenjten Parteien Uebereinſtimmung 
über die Dringlichkeit beider Geſetze herrſchte; betont iſt hiebei mit Recht, daß 
die in Ermangelung der feſten Grundſätze eines Komptabilitätsgeſetzes geübte 
Praxis des Reichstags, im Etatsgeſetz ſelbſt durch Hinzufügung von Bemer— 
kungen ſtreitige Fragen des Etatsrechts zur Entſcheidung zu bringen, die Regierung 
jeden Augenblick in die ſchwierige Alternative ſetze, entweder ſich die Bemerkungen 
gefallen zu laſſen oder den Etat im Ganzen ahzulehnen, alſo den Keim zu 
fortdauernden Konflikten enthalte.) Im Reichstag iſt daher auch wiederholt‘), 
zulegt noch in der Sigung vom 15. Januar 1894 der lebhafte Wunjch nad) 
N Ngl. Trudiachen des Neichstages 1872 Nr. 10, 1873 Nr. 116, 1874 I. Seſſion 
Nr. 12 und 13, 11. Seſſion Nr. 9 und 15, 1876 Wr. 100 und 101, 1877 Mr. 15 und 16. 

*) Vgl. Sten.-Berichte des Neichstags über die Sigung vom 8. Mär; 1877, S. 35. 
(Abgeordneter von Benda.) 

*) Meichstagsfigung vom 8 März 1877, Sten.Ber. S. 36 von Benda), 38 won 
Hardorff), 39 von Malkahn-Güls), 40 Laster. Tie Neichstagstommiiiton von 
1874 bat übrigens beide Geſetze derart mit einander in Verbindung gelegt, daß 'bei Feſt— 
haltung ihrer Beſchlüſſe, wie fte im Großen und Ganzen Seitens der Neichsregierung in den 
folgenden Entwürfen geicheben ift, beide Gelege nothwendig zugleich in Kraft treten müſſen. 
(Dal. in der gedachten Zigung die Aeußerungen des Abg. Richter, Sten.Ber. &. 37). 

+ Mal. Hertel, die Preußiſche Über-Rechnungsltammer. Ergänzungsheft 1890 S. 30, 
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endlicher Vereinbarung eines Komptabilitätsgejeges geäußert worden; in der— 
jelben Sitzung theilten die Vertreter der Reichsregierung mit, daß in Preußen 
ein jolches Gejeg in Ausarbeitung begriffen jei und daher beabjichtigt werde, 
zunächit das Buitandefommen des Preußiſchen Gejeges abzuwarten und im 
Anſchluß an dasielbe dann den Entwurf eines Reichsgeſetzes anzulegen. 

Es steht dahin, ob diefer Weg der richtige it. Innerhalb des Reichs iſt bei 
der Berathung der Gejegentwürfe über. eine Reihe wejentlicher Punkte jchon eine 
Einigung zwiſchen den gejeßgebenden Faktoren erzielt und die Ausgleihung 
der noch bejtchenden Streitpunfte erjchten mindeſtens dem Reichstag von 1877, 
welcher ſich zuletzt mit der betreffenden Materie zu beſchäftigen hatte, nicht zu 
ſchwierig, ſo daß die Verweiſung der damals vorgelegten Geſetzentwürfe an 
eine beſondere Kommiſſion nicht für nöthig erachtet wurde ') Verſchieden find 
vielfach auch die Gejichtspumfte, nach denen die Sejtaltung einzelner Rechtsſätze 
in Preußen und im Reich zu erfolgen hat. Während dort, um nur einen Punkt 
hervorzuheben, bei der in das Komptabilitätsgejeg aufzunchmenden Regelung 
des Gnadenrechts in Finanzjachen, wie mit Necht bemerkt it, von der Macht: 
jülle des abjoluten Königthums und daher davon auszugehen ift, daß dem 
König alle in der Staatsgewalt enthaltenen Rechte verblieben jind, welche ihm 
durch die Verfaſſung nicht entzogen oder bejchränft ſind'), gilt die gleiche 
Rückſicht nicht für das mit jeiner Verfaſſung gleichzeitig entitandene neue Staats: 
weien des Reichs, und im Bethätigung diejes Unterjchieds hat demgemäß in 
den parlamentarijchen VBerathungen die Preußiſche Regierung ſtets das Recht des 
Königs, gejegliche Steuern und Stempel im Önadenwege nad) jeinem alleinigen 
Ermeſſen zu erlajjen, geltend gemacht, die Reichsregierung hingegen anerkannt, 
daß jolches Recht dem Kaiſer nicht zuftebe.”) Und jo iſt bei dem beabjichtigten 
Anſchluß an ein demnächjtiges Preußiſches Geſetz die Beſorgniß nicht aus: 
geichlofjen, dab einzelne dem Ideenkreis des Abjolutismus angehörtge Gedanken 
auch in die Gejehgebung des Reichs Eingang finden. Bejondere Schwierigkeit 
erwächit dem Reich ferner bei Vereinbarung des gedachten Geſetzes durch Die 
Verhältnifje des Bundesjtaats, zum Beiſpiel bei der Frage der Kontraſignation 
der eben berührten Gnadenorbres: auch diefe Mühe wird demjelben durch die 
Vorarbeit in Preußen nicht eripart. 

Die folgende Erörterung bezwedt, nur eine in das Komptabilitätsgeſetz 
aufzunehmende Materie zu behandeln, nämlich das Kontroltecht des Bundes— 
raths und Neichstags über die budgetmäßige Verwaltung; die anderen Be— 
ſtimmungen eines jolchen Gejeges jollen hiebei nur geitreift werden.‘) Es ent: 
iteht hiebet die Frage, ob für das zu erlafjende Gejeg nicht die Gejeggebung 
anderer Staaten verwerthet werden kann. Anlangend zuvörderſt Deutichland, 
erfennen allerdings die meisten Berfaffungen der deutjchen Einzeljtaaten aus: 
drüdlich ein Kontrolrecht der Volfsvertretung über die Verwendung der Ein: 
nahmen des Staats im Allgemeinen au, aber es fehlt am näherer Beſtimmung 
der Grenzen dieſes Nechts. Ein jpezielles Komptabilitätsgejeh iſt innerhalb 
Deutſchlands meines Wiſſens nur in Heilen zu Stande gefommen, nämlich das 


" Sten.-®Ber. des Neichstags 1877 5. 35 
. RLaband, Staatsrecht des Teutichen Mich⸗ II. Auflage Band II S. 1031 und 
Dertel Grgänzungsbeit S S. 145. 

* Ral. unten S. 124. 

Eingehende und ſehr beachtenswertbe theoretiſche Ausführungen über die Grenzen 
der verfaſſungsmäßigen Rechnungskontrole euthält der Aufſatß über den Nechnunasbof in 
der Zeitſchrift für die geſammte Staatswillenichaft Dand 32 2. 502 ji., zu deſſen Autor— 
ihaft jich ipäter Bode Finanzarchiv IV Band I 2. 475 Anm. 1) betannt bat. 
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Geſetz vom 14. Juni 1879 betreffend die Verwaltung der Einnahmen und 
Ausgaben des Staats (Großherjoglich Heſſiſches Regierungsblatt 1879 ©. 471, 
auch abgedrudt im Finanzarchiv Jahrgang VI. Band I ©. 312 ff.); dasjelbe 
it indeß, abgeſehen von einigen unten noch zu erwähnenden Modifikationen, 
nur eine Nachbildung der früher vorgelegten Geſetzentwürfe für das Reich. 
Die auslänbijche Geſetzgebung aber iſt für die deutſchen Verhältniſſe nicht ver— 
wendbar.“) Die Länder mit parlamentarijcher Verfaſſung England, Belgien, 
Italien) haben eine Garantie für die Budgetmäßigkeit der Finanzverwaltung 
vorzugsmweile in einer der thatjächlichen Yeiftung der Ausgaben vorangehen: 
den Prüfung (contröle prealable in Belgien genannt) geiucht, wonach jede 
Zahlungsanweiſung der oberſten Verwaltungsbehörde, bevor ie vollzogen 
werden darf, zunächſt auf ihre Budgetmäßigkeit von der oberſten Rechnungs⸗ 
behörde geprüft und demgemäß mit deren Viſum verſehen werden muß. Ab— 
geſehen davon, daß dieſe Umwandlung der Rechnungsbehörde in ein Berwaltungs- 
organ ihre Unabhängigkeit zu gefährden geeignet und auch ſonſt nicht frei von 
Bedenken iſt, hat jene vorbeugende Prüfung auch in Deutſchland bisher nirgends 
Eingang gefunden; fie mag dem Gedanken der parlamentariſchen Verfaſſung, 
in welcher die Mehrheit der VBolfsvertretung die Verwaltung maßgebend beein: 
Hut, entiprechen, it aber mit dem in Deutjchland „sur Geltung gekommenen 
Weſen des conſtitutionellen Staats nicht vereinbar.) Vielmehr hat ſich bei 
uns überall die nachträgliche Rechnungskontrole der Vollsvertretung ent: 
widelt, für welche die Grundſätze entſprechend unſeren Zuſtänden ſelbſtändig, 
ohne daß das Ausland inſoweit ein Muſter abzugeben vermag, aufzufinden ſind. 

Im Folgenden ſoll nun unter Zugrundelegung des letzten 
Geſetzentwurfs der Reichsregierung bezüglich der ſpeziellen Frage 
des Kontrolrechts der Reichsvertretung der status causae et controversiae 
dargelegt, auch wohl verjucht twerden, in dem Meinungsitreit vermittelnd Vor: 
jchläge für Geftaltung einzelner bieder gehöriger Rechtsſätze zu machen, welche 
dann im einem Anhange als Gelegesparagraphen formulirt und den entiprechen: 
den Bejtimmungen der legten offiziellen Gejegentiwürje von 1377 gegenüber 
geitellt jind. Hiebei halte ich vor Allem daran feſt, daß zur zweifellojen Er: 
(edigung der Frage des Kontrolrechts der Volksvertretung eine ausdrü dliche 
Feſtſetzung nothwendig iſt. Zur Zeit iſt man ſowohl in Preußen als im 
Reich darauf angewieſen, im Wege der Schlußfolgerung die Grenzen jenes 
Kontrolrechts zu finden. Das, auch für das Reich vorläufig in Geltung geſetzte 
Preußiſche Oberrechnungskammer-Geſetz regelt ausdrücklich im 8 18 nur den 
Inhalt der Bemerkungen der Oberrechnungstammer, welche mit der all: 
gemeinen Nechnung über den Staatshaushalt jeden Jahres dem Landtag behufs 
Entlaftung der Staatsregierung vorzulegen find, und hieraus wird gerolgert, 
daß ſoweit der Inhalt dieſer Bemerkungen durch $ 18 begrenzt wird, auch 
gleichzeitig das Kontrolrecht des Landtags eingefchränft iſt, dergeſtalt daß lediglich) 
dasjenige, was nach dem Gejeg die Bemerkungen der Oberrechnungsfammer 
enthalten jollen, aber dieſes auch vollftändig, zugleich der Entlajtung des Yand- 
tags unterliegt. Hierauf deuten allerdings einzelne bei Berathung des ber: 
rechnungskammer-Geſetzes gemachte Aeußerungen von Abgeordneten des Yand- 
tags hin und ich jelbit habe dieſe Folgerung in einem früheren Aufſatze ge: 


j Eine Leberficht gibt Voche a. a. O. Pr. 33 2. 4 ff. Dal. auch \ellinef bei 
Gonrad, Dandmörterbuch der Staatswillenichaften "db 112. 174 im Artikel „Budgetrecht.” 

Aal. Node bei Konrad, Handwörterbuch der Staatswiſſenſchaften N, v2.350 
ft. im Artikel „Nechmmgsfontrole” und ausführlicher im Finanzarchiv IV Bd. l S. 474 ff. 
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zogen.') Ich werde auch abgejchen von einem bejonders gearteten Falle‘) bei 
der folgenden hiftoriichen Darstellung der bisherigen parlamentarischen Ber: 
handlungen über die zur Erörterung bier stehende Materie als Meinung der 
Regierung umd Volfsvertretung unterſtellen, daß ſoweit beide bisher Finanzielle 
Unregelmäßigfeiten als obligatorische Gegenstände der Bemerkungen der Rechnungs: 
behörde bezeichnet haben, ſie zugleich hiemit Gegenftände der Seitens der Volks— 
vertretung zu ertbeilenden Entlaftung Eennzeichnen wollten. Es fehlt aber ın 
jenen parlamentarischen Verhandlungen auch nicht an Aeußerungen hervor: 
ragender Abgeordneten, die den „Bemerkungen“ der Nechnungsbebörde mur Die 
Bedeutung beimeſſen wollten, daß biedurch Unregelmäßigkeiten der Finanz: 
verwaltung lediglich zur Kenntniß der VBolfvertretung gebracht werden 
jollten, ohne daß hiemit zugleich ein entjprechendes Entlajtung: srecht der Volks— 

vertretung bezüglich der Unregelmäßigfeit anerfannt werde.“) Hienach it alio 
zweifelhaft geblieben, ob in der That der 8 18 des Preudiſchen Oberrechnungs— 
fammer-Gejeges auch materielles Gtutsrecht enthält und eine ausdrücliche 
Bertimmumg über die Grenzen des Ktontrolvechts der Volksvertretung daher 
unbedingt geboten. In Preußen war der richtige Weg in dem erſten Entwurf 
F Oberrechnungskammer-Geſetzes von 1862 eingeſchlagen worden, deſſen 

8 18 Ab. 2 lautete: 

„Inſofern jolche Erinnerungen (der Oberrechnungskammer) jedoch aus 
dem Grunde aufgejtellt worden jind, weil das Verfahren der verwalten- 
den Behörden bei der Bereinnahmung oder Erhebung, bei der Veraus— 
gebung oder Verwendung von Staatsgeldern oder bei der Erwerbung, 
nn oder Veräußerung von Staatseigenthum mit den Beſtimmungen 

des gejeglich feſtgeſtellten Stuatshaushaltsetats im Wideripruch geitanden 
haben, werden Wir die Niederichlagung derjelben nur mit eingeholter Zu— 
ſtimmung beider Häuſer des Landtags verfügen.“ *) 

Jene ausdrüdliche Abgrenzung des Kontrolrechts der Volksvertretung findet 
aber ferner in dem zur Negelung des materiellen Etatsrechts bejtimmten Kompta— 
bilttätsgeleg ihre richtige Stelle, nicht in dem die formelle Behandlung der 
Kontrole regelnden Geſetz über den Rechnungshof, welches Daneben unter Bezug: 
nahme auf das Komptabilitätsgejeg den Inhalt der Bemerkungen des Nechnungs- 
hofs zu beitimmen bat So hat jhon die Meichsregierung jeit 1873 in den 
Entwurf des Geſetzes betreffend die Verwaltung der Einnahmen und Muss 
gaben des Neichs die Begriffsbeitimmung der Etatsüberjchreitungen, welche im 
vorangehenden Jahre noch im Anſchluß an $ 19 des Preußischen Oberrechnungs— 
kammer-Geſetzes im $ 20 des Gejepentwurfs über den Rechnungshof enthalten 
war, aufgenommen, indem fie in den Motiven mit Necht betont, daß jene 
Definitiven im Komptabilitätsgeſetz geeignet ihren Plab finden.) Noch mehr 
gilt Dies jicherlich von der wichtigen Begrenzung des Kontrolrechts der Volks: 
bertretung. Für die Bejtaltung dieſer Begrenzung müſſen aber weiter, wie 

j . Vogl. „Annalen“ 1888 5. 818, ebenſo Yaband Archiv für öffentliches Recht 1892 
=. 208. 

7, Pal. unten S. 97 bezüglich der außeretatsmäßigen Einnahmen 

,Wir wollen nur Kenntniß haben von Thatſachen. Welche Rechte wir auf Grund 
der mitgetheilten Thatſachen uns beilegen, dieſe Frage wird hier gar nicht entichieden.” 
So der Abgeordnete Miauel bei Berathung des Hejegentwurts über den Rechnungshof. 
Stenograpbiiche Berichte des Reichstags 1872 111. Seſſion S. 831. 

*% Hertel, Preußiiche | Oberrechnungstanmer. Ergänzungsheft S. 54, ferner Nom 


miſſionsbericht hierzu a. a. ©. 112 ff | 
*Druckſachen des Reichstags 1873 Mr. 116 S. 10. 
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bei Berathung des Oberrechnungsfammer-Gejeges im Preußiſchen Abgeordneten: 
hauje der damalige Preußiiche Finanzminiſter Camphauſen zutreffend hervor: 
gehoben hat, zwei Geſichtspunkte gleichmäßig wirkſam werden, nämlich einmal 
muß der Volksvertretung für die Gegenſtünde, auf welche ſie mit Recht be— 
ſonderes Gewicht legt, Die Möglichkeit beſchafft werden, genau zu kontro— 
liren, daß die Negierung nicht der von der Bolfsvertretung ausgejprochenen 
Willensmeinung entgegen handelt, andererjeits muß der Staatsregierung mer: 
halb gewifjer Grenzen die Möglichkeit freier Bewegung und verjtändigen 
Handelns verbleiben und demgemäß nicht mit völlig nuglojen Details Die 
Zeit und Kraft ſowohl der Volksvertretung als der Staatsregierung nutzlos 
in Anjpruch genommen werden.') 


Vorweg ijt zum Verſtändniß des Folgenden an die Einrichtung des Etats 
und der allgemeimen Rechnung zu erinnern. Der Etat zerfällt befanntlich in 
zwei Hauptabtheilungen, die Ausgaben und Einnahmen, der Ausgabeetat dann 
im zwei weitere Abtheilungen, die fortdauernden und die einmaligen Ausgaben. 
Sowohl Ausgaben als Emmahmen werden unter fortlaufenden Nummern nach 
den einzelnen VBerwaltungszweigen, beziehentlich nach den Einnahmegnellen im 
Etat aufgeführt ; jede dieſer Gruppen iſt dann weiter im Kapitel und jedes 
Kapitel in Titel getheilt. Nur der jogenannte Hauptetat wird im Reichsgeſetz— 
blatt publizirt; derſelbe gibt Lediglich die Kapitel und die Anzahl der unter 
jedes Stapitel fallenden Titel umd die für das ganze Kapitel ausgeworfene 
Geſammtſumme an. Beltandtheil des vom Bundesrath und Reichstag verein: 
barten Etats Jind aber außerdem die im Neichsgeiegblatt nicht publizirten ſo— 
genannten Spezialetats, welche als Anlagen des Dauptetats die Titel der be: 
treffenden Kapitel einzeln mit der für jeden Titel jpeziell ausgeworfenen Summe 
aufführen. An diefe Einrichtung des Etats ſchließt ich die dem Neichstag 
und Bundesrath behufs Entlajtung des Neichskanzlers gelegte allgemeine Rechnung 
an. Sie jührt auf einer Seite in einer Hauptrechnung die einzelnen Pofitionen 
des publizirten Dauptetats, dann in Spezialrechnungen die einzelnen Pojitionen 
des nicht publizirten Spezialetats und Die hiebei veranjchlagten Summe als 
Sollbejtände, auf der anderen Seite die Iſtbeſtände, d. h. die auf jede einzelne 
Poſition im dem betreffenden Etatsjahr, wirklich geleiiteten Ausgaben, beziehent- 
lich eingegangenen Einnahmen auf und berechnet durch Vergleichung der Ans 
jäge beider Zeiten, wie viel gegen das Zoll des Hauptetats und der Spezial— 
etats in dem Etatsjabr mehr oder minder ausgegeben oder vereinnahmt iſt. 
Hieran Ichließt der Rechnungshof die ihm vorgeichriebenen Bemerfimgen au. 

I. Selbſtredend müſſen ſich Neichstag und Bundesrath in eriter Linie 
die Ueberzeugung verschaffen, daß in der Ihat die im der allgemeinen Rechnung 
aufgeführten Iſt-Ausgaben und Ift: Einnahmen in dem betreffenden Etatsjabr 
verausgabt, bezichentlich vereinnahmt Find. Dieje Ucberzeugung gewährt ihnen 
zur Zeit der Nechnungshor durch von ihm ausgeitellte Beſcheinigungen. Die 
thatſächlich geleitteten Musgaben und thatlächlich erhobenen Einnahmen ergeben 
ſich aus den Kaſſenrechnungen der VBerwaltungsbebörden und deren Belägen ; 
dieſe revidirt den Rechnungshof und bejcheinigt dann unter der Dauptrechnung 
und unter den Spezialrechnungen der allgemeinen Rechnung, daß die in Diejen 
Nechnungen als ausgegeben und eingenommen aurgerührten Beträge in Aus: 
gabe und Einnahme mit denjenigen Beträgen überemjtunmen, welche in den 
vom Rechnungshof über vevidirten Kaſſenrechnungen in Ausgabe und Ein— 


VBgl. Sißungen vom 15, und 19. Februar 1872, bei Hertel S. 312 und 427. 
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nahme nachgewiejen jind.') Bei dieſem Verfahren mu es jein Bewenden haben; 
das materielle Necht des Neichstags und Bundesraths auf Prüfung jener Ueber: 
einjtimmung ijt daher in dem zu vereinbarenden Stomptabilitätsgejeg anzu— 
erfennen und behufs Vorbereitung diejer Prüfung dem Nechnungshof in dem 
über jeine Befugniſſe zu erlafjenden Gejege die Pflicht zu Bemerkungen, ob 
jene Uebereinjtimmung vorhanden tft, aufzuerlegen. 

II. Auf diejer Grimdlage haben nun weiter zunächit Bundesrath und 
Reichstag zu prüfen, ob innerhalb der Finanzverwaltung des Reichs Abweich— 
ungen vom Neihshaushaltsetat jelbit vorgefommen jind. 

In Folge eines Beichlufjes der Neichstagsfommijfion von 1874 it in 
den $ 1 der folgenden Entwürfe des Gejeges über Verwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Reichs die Bejtimmung aufgenommen : 

„Dem Neichshausbhaltsetat find im Sinne dieſes Geſetzes gleich zu 
achten diejenigen Geſetze, welche denſelben abändern oder ergänzen oder 
welche für das laufende Etatsjahr oder nach dem Abſchluß des Etats— 
geſetzes für das nächſtfolgende Etatsjahr eine Einnahme oder Ausgabe 
anordnen.“ ?) 

Die Prüfung eritredt ich alſo gleichmäßig auch auf dieje Gejege, was 
eigentlich jelbjtveritändlich it. Nach dem Kommiiionsbericht Wr. 108 von 
1574 jollte die Aufnahme diejer Beſtimmung namentlich bewirken, daß die 
Ueberſchreitung von Ausgaben, welche nicht im Etat, jondern durch Spezial— 
geieg bewilligt find, formell als Etatsüberichreitung zu behandeln it, jo daß 
es feines abändernden oder Indemnitätsgeſetzes biefür bedürfe. 

Ueber den außeren Umfang der vorgedachten Prüfung hat in Preußen, 
deſſen Etatsbehandlung ju für das Reich das Vorbild abgegeben hat, früher 
ein, jetzt völlig geſchlichteter, Streit beſtanden. Es iſt oben hervorgehoben, daß 
der Etat aus dem publizirten Hauptetat und den nicht publizirten Speztal- 
etats jich zufammenjegt. Vor dem Jahre 1572 vertrat die Preußiſche Negierung 
fonjtant die Anficht, dab die Spezialetats, welche Ausgaben und Einnahmen 
im Einzelnen aufführen und dem Entwurf des Hauptetats für die Berathung 
des Landtags beigefügt jind, lediglich die Bedeutung von Motiven, jomit wur 
einen informatoriichen Charafter hätten, woran auch eine etwaige Beſchluß— 
faſſung des Yandtags zu einzelnen Poſitionen dieſer Spezialetats nichts ändere, 
da derartige Beſchlüſſe nur als vorbergitend für die Beſchlußfaſſung über den 
Hauptetat anzuſehen ſeien, daß daher für die Staatsregierung nur die Poſi— 
tionen des in der Geſetzſammlung publizirten Hauptetats, nicht aber Diejenigen 
der Dem Dauptetat zu Grunde liegenden, wicht publisirten Spezialetats bei 
Führung der ginanzverwaltung bindend jeien.’) Das Preußiſche Abgeordneten: 


’ Val. S$ 18 Nr. 1 des Wreußiichen Oberrechnungskammer Geſeßes, S 19 Nr. 1 des 
Entwurfs, betreffend den Rechnungshof des Neichs Nr. 16 der Trudjachen des Reichstags 
von 1877. 

2) Aal. Trudiahen des Reichstags 11. Seſſion 1874 Nr. 108 2. 3 und 25 umd 
Il. Zeilton 1877 Wr. 15 S. 3. 

* Temaemäß wtterwirft der ſchon erwähnte S 15 des ceriten Entwurfs des Preußiſchen 
Oberrechnungslammer-Geſeßes von 1862 der Zuſtimmung des Landtags nur die Nieder— 
ſchlagung von Erinnerungen, welche aufgeſtellt iind, weil das. Verfahren der verwaltenden 
Behörden mit den Beltimmungen des geſetzlich feitaeitellten Staatsbausbaltsetats im 
hei geitanden haben. Wal. biezu Die Motive und den Kommiſſionsbericht vom 
7 März 1862, bei Dertel Graänzungsbeft =. 54, 57 und 98, ferner Yaband, Budget: 
* 2.59 fi. Vocke theilt mit, daß auch nad) Jiglieniſchem Geſeß der Miniſter nur an 
die größeren Burtgetabtheilungen ‚Kapitel! gebunden find und zwiichen den Unterabtbeilungen 
llebertragungen der Mittel vornehmen dürfen Finanzarchiv IV Wo. I ©. 474 Anmerf. 1). 
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haus hielt indeß ſtets an der entgegengeſetzten Anſicht feſt, daß auch jene 
Spezialetats, ſofern die darin enthaltenen Poſitionen einer ſelbſtändigen Be— 
ſchlußfaſſung des Abgeordnetenhauſes unterlegen hätten, für die Regierung 
maßgebend ſeien.) Dieſer Auffaſſung des Abgeordnetenhauſes kam die 
Preußiſche Regierung bei Vorlegung des Entwurfs des jetzt geltenden Preußiſchen 
Oberrechnungskammer-Geſetzes von 1872 entgegen, indem ſie in den 8 17 

des Entwurfs die Beitimmung aufnahın, dab auch Abweichungen von den Be: 
jtimmungen der Seitens der Yandesvertretung genehmigten „Titel der Spezial: 
etats“ in die Bemerkungen der Oberrechnungskammer aufzunehmen jeien, welche 
Borjchrift in den $ 18 des Geſetzes unverändert übergegangen it. In den 
Motiven des Negierungsentwurfs wird darauf hingewieſen, daß hiedurch aller: 
dings nicht unterjchiedlos alle bisher dem Staatshanshaltsetat zu Grunde 
liegenden Aufſtellungen und Nachweriungen, (welche man bisher mit dem ge 
meinſamen Namen „Spezialetats“ bezeichnet hatte, von denen aber die Mehr— 
zahl nur zur Erläuterung diene und der Beſchlußfaſſung in der Etatsberathung 
gar nicht umnterliege) als maßgebende Norm bingejtellt jeien, ſondern nur die 
jenigen, welche zum Gegenitand der Abjtimmung im Landtag gemacht jeicı; 

„Die Beichlüfje der Landesvertretung zu dieſen Aufſtellungen, welche künftig 
die ausjchließliche Bezeichnung als Spezialetats zu führen haben werden, fünnen 
allein und jollen fortan... . die Norm bieten, deren Innehaltung bei der 
Nechnungsablage dem Landtage nachzuweiſen ijt.“?) Nach lebhafter parlamen— 
tariſcher Debatte iſt dann ſchließlich eine Definition dieſer wicht publizirten, aber 
gleichwohl fortan neben den Kapiteln und Titeln des publizirten Hauptetats für 
bindend erklärten „Titel der Spezialetats“ vereinbart, die in dem $ 19 des Pre ul: 
iſchen Oberrechnungstammer:Gejeges Aufnahme fand. Siena” iit Titel eines 
Spezialetats jede Bofition, welche zwei Borausiegungen fumulativ erfüllt, nämlich: 

I) einer jelbjtändigen Beſchlußfaſſung der Landesvertretung unterlegen bat, 

2) als Gegenſtand einer jolchen im Etat erfenndar gemacht üt. 

Das zweite Erforderniß bewirkt, daß man die von der Regierung innezu— 
haltende Norm nicht etwa in den ſtenographiſchen Berichten des Landtags und 
in den dort vermerkten Beſchlüſſen zu ſuchen bat, ſondern in den dispoſitiven 
Beitimmungen des Gtatsgejeges jelbft, wie legteres jchließlich bezüglich des 
Hauptetats und der Spezialetats zwifchen der Landesvertretung und der Regierung 
— bart iſt. Es genügt alſo nicht die einſeitige Veſchlußfaſſung des 

Landtags, ſondern die Regierung Namens des anderen geſetzgebenden Faktors 
muß ſich entweder mit dem die Poſition als eine beſondere in das Etatsgeſetz 
aufnehmenden Beſchluß einverſtanden erklären oder, wenn ſie die ihr hiedurch 
auferlegte Pflicht der Innehaltung jener Poſition als unzuläſſige Einſchränkung 
anſieht, das Etatsgeſetz in dieſer Faſſung ablehnen; es it eine Verhand— 
lung der Negierung mit dem Landtag darüber nötbig, was im Etatsgeſetz 
als Titel der Spezialetats bezeichnet werden joll.”) Einer freieren Bewegung 
der Regierung innerhalb des Spezialetats kann hiebei übrigens dadurch Spiel- 
raum gewährt werden, dab gleichartige oder verwandte Poſitionen (Titel) inner: 
halb eines Spezialetats als gegenfeitig übertragbar erklärt werden.*) In Ueber: 





') Bat. Kommifitonsbericht vom 30. Januar 1872, bei Hertel Ergänzungsbeft S. 242. 

2) Mal. Hertel 3. 227/228. 

) Wal. die Bemerkungen der Abgeordneten v. Benda und Lasker in der Sikumg 
des Abgeordnetenhauſes vom 19. Februar 1872, bei Hertel S. 434 und 436/437. 

*) Vgl. Kommiffionsbericht zum eriten Entwurf des Preußiichen Oberrechnungskammer— 
Geſehes von 1862 bei Dertel Ergänzungsheft S. 101. 
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einſtimmung mit voritehenden für Preußen feftitehenden Grundſätzen it dann 
der Begriff der Etatsüberichreitungen, welche hach Artikel 104 der Preußiſchen 
Verjaſſung der nachträglichen Genehmigung des Landtags bedürfen, im 8 19 
Abi. 1 des I herrechnungstammer-Gejeges dahin definirt: 


„Etatsüberjchreitungen im Sinne des Artifel 104 der Verfaſſungs 
urkunde jind alle Mehrausgaben, welche gegen die einzelnen Kapitel und 
Titel des nach Artikel 99 a. a. O. feitgejtellten Staatshaushalts-Etats 
oder gegen die von der Landesvertretung genehmigten Titel der Spezial: 
etats jtattgefunden haben, ſoweit nicht einzelne Titel in den Gtats 
als übertragbar ausdrüdlich bezeichnet und bet jolchen die Mehraus: 
gaben bei einem Titel durch Minderausgaben bei anderen ausgeglichen 
werden.“ 


Die Titel der Spezialetats jind hienach mit der Modifikation der gegen: 
jeitigen Uebertragbarfeit für die Frage, ob eine Etatsüberjchreitung vorliegt, 
als maßgebend erflärt.') Freilich grenzen die gedachten VBorjchriften des jetzt 
beitebenden Preußiſchen Therrechnungsfammer-Gejeges nur die pojitiven 
ipeziellen Bewilligungen des Etats gegen einander dergeitalt ab, daß jede dieſer 
Bewilligungen für die Negierung eine bejondere bindende Norm bildet. Sind 
von den in der Negierungsvorlage eines Spezialetats vorgejchlagenen Positionen 
enge von Landtag behufs bejonderer Abſtimmung herausgegriffen und dann 
abgelehnt worden, jo wird dies negative Nejultat durch das Eiatsgeſetz nicht 
ertennbar gemacht. Indeß it bei der Berathung des Oberrechnungsfammer: 
Geſetzes ausdrüdlich als zweifellos und als von der Negierung anerfannt be 
zeichnet, daß im jolchem Falle, mag der Etat auch hierüber nichts andeuten, 
die Staatsregierung von ſolcher abgelehnten Summe nichts ausgeben darf.*) 
Eventuell fann der Yandtag auch jolcher Zumwiderhandlung gegen jeine ab: 
lehnenden Beſchlüſſe durch eine, allerdings mit der Negierung zu vereinbarende, 
Bemerfung zu der betrefjenden generellen Pojition vorbeugen. — Die vor: 
gedachten Preußischen Vorjchriften ind auch in die dem Neichstag vorgelegten 
Setegentwürfe übernommen. In dem legten Entwurf eines Öejeges über den 
Rechnungshof Nr. 16 der Drucdjachen von 1877) bejtimmt der $ 19 Nr. 2, 
da die Bemerfungen des Nechnungshojs auch Abweichungen von den Be 
tmmungen der vom Reichstag genehmigten Titel der Spezialetats mittheilen 
ijolen; in den 8 9 des gleichzeitig vorgelegten Geſetzentwurfs, betreffend Die 
erwaltung “; Einnahmen und Ausgaben des Neihs (Nr. 15 der Druck— 
haben von 1877) jind die oben wiedergegebenen, im Preußiſchen Cherrechnungs: 
N enthaltenen Definitionen der Titel eines Spezialetats und der 





1 


In den Entwurf des Freußiichen, I berrehnungstanmer-Gefeges von 1862 hatte 
Staatsregierung noch im S 11 Abi. 2) im Anſchluß an S 26 der Inſtruktion vom 
18 Tesember 1824 und Die Gabinetsordre vom 29. Mai 1826, außer der gegenleitigen 
lebertragbarteit einzelner Rofitionen, folgende weitere Ausnahmebejtinmung, aurgenommen: 
Als eine Gtatsüberichreitung im Sinne des Artitel 104 der Verfaſſungsurkunde 

it jedoch eine Mebrausgabe gegen einen einzelnen Iitel des Staatshaushaltsetats 
nicht anzusehen, wenn derjelbe bei einer Betriebsverwaltung vorfommt und durch eine 

Mehreinnahme über den in dem entiprechenden Titel des Ztaatshausbaltsetats als 

Finnabme feitzwitellenden Geſammtbetrag nededt wird, inſofern die Mehrausgabe mit 

der Mehreinnahme in urſächlichem Zuſammenhang ſieht.“ 

Tiefe Ausnahme ſtrich die damalige Landtagskommiſſion, um nicht „die Neigung zu 
Spefulationen Seitens einzelner Ministerien“ zu befördern, worin ihr wohl beizutreren it, 
bal dertel Erganzungsbeit S 5. 102, 103, 105. 

’ Rat. Hertel 3. 436 ‚Berichteritatter Yaster. 


.” 
—⸗ 
[3 
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Etatsüberjchreitungen unverändert aufgenommen.‘) — Nun kann die oben ge: 
Dachte, bei jeder Vereinbarung des Etatsgeſetzes von Neuem erforderliche Ver— 
ſtändigung der geſetzgebenden Faktoren, alſo im Reich des Bundesraths und 
Reichstags, darüber welche Poſitionen als Titel der Spezialetats im Etatsgeſetz 
bezeichnet werden oder mit anderen Worten die Negierung bei der demnächitigen 
Finanzverwaltung binden jollen, zum Theil auch durch ein bejonderes Geſetz 
erjegt werden, welches ein für alle Mal bejtimmt, in welcher Form und nad) 
welchen Grundſätzen der Etat aufgejtellt werden mul, wodurch ſich dann inſo— 
weit Die jedesmalige Verständigung erübrigt. Ein jolches Geſetz iſt in Preußen 
Seitens der Volfsvertretung zu verjchtedenen Zeiten gefordert worden. Schon 
bet der Berathung des erſten Entwurfs des  preußiichen Oberrechnungsfammer: 
Sejeges von 1862 wurde innerhalb der Landtagsfommifton zum $ 11 des 
Entwurfs folgendes, jpäter zurüdgezogenes, Amendement vorgejchlagen: 

„Die Einrichtung des Staatshanshaltsetats und insbejondere deſſen 
Zerlegung in Kapitel, Titel und fernere Unterabtheilungen ſoll durch ein 
Geſetz requlirt werden. Bis zum Ergeben desjelben bewendet es bei 
der diesfälligen Einrichtung des Budgets für 1862.”°) 

In dem Ipäter zu Stande gekommenen Preußiſchen Oberrechnungskammer— 
Sejeg von 1872 it nur über die bei der Etatsaufitellung jedes Mal zu beob: 
achtende Behandlung einer bejonders wichtigen Materie ſpezielle Anordnung 
getroffen. Der 8 19 Abi. 2 dieſes Geſetzes verordnet nämlich: 

„In Die zur Vorlegung an den Landtag gelangenden Spezialetats 
jind fortan, zuerit in den Ctats für das Jahr 1873, bei den Be- 
joldungsfonds die Stellenzahl uud die Gehaltsjäge, welche für 
die Disposition über dieſe Fonds mahgebend Find, aufzunehmen.“ 
Innerhalb der für Beratbung Des Gejeges gebildeten Kommiſſion Des 

Yandtags bat die Preußische Negierung damals crflärt, daß bienach fortan 
die Selammtzahl der Stellen, das Minimum, das Marimum und Der Durch: 
jchmitt des Schalt in den Etat aufzunehmen ſeien. Im Kommiſſionsbericht 
iſt dann genauer ohne Wideripruch als Sinn der Beſtimmung dargelegt, dal 
nach derielben fünjtig die Gejammtzahl der Stellen in gleiche Gehaltsklaſſen 
derartig zerlegt wird, daß in der Mitte eine Klaſſe mit mindeſtens ebenſo vielen 
Stellen, wie jede andere Klaſſe, mit dem Durchichnittsgebalt erſcheint und daß 
von dieſer Mitte aus eine gleiche Anzahl von Klaſſen mit einem beſtimmten 
Geldunterſchied bis zur höchſten und zur unterjten ſich abjtufen.”) 

In die Entwürfe, betreffend Berwaltung der Einnahmen und Ausgaben 
Des Meichs, ind bezüglich Der Aufjtellung des Etats nach anderweite Vor: 
jchriften aufgenommen. Es iſt Dort beitimmt: 

a) Entiprechend der eben gedachten Preußiſchen Vorſchrift jollen in die 
zur Borlegung an den Bundesrath und Reichstag gelangenden Spezialetats 
bei den Beſoldungsfonds die Stellenzabl und die Gehaltsſätze, welche für 
die Dispoſition über Die Fonds mahgebend ſind, aufgenommen werden. Die 
hiedurch erfolgende Binding der Reichsregierung wird durch den bieran ſich 


Inwiefern die Terumition der Gtatsiiberichreitimgen mac der Ergänzung nad der 


Richtung bedarf, Daß bierunter auch Die die Etatsanſätze Überichreitenden Einnahmen zu 
ſubſumiren And, wird unten zu erörtern em, Hier bandelt es ſich nur darıım, daß darunter 
ach Abweichungen von den Titeln der Zpezialetats fallen Tollen und inſoweit muß die 
Tefinition als genügend erachtet werden. 
Val. Hertel Ergänzungsheft Z 104. 
Sal. Dertel 2. 279. 
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anjchließenden Sat anerkannt: „Ber der Verausgabung der io feitgeftellten 
Bejoldungsfonds darf weder die vorgeiehene Geſammtſumme der Gehalte noch 
die vorgejehene Anzahl der Stellen noch das feitgelellte Gehaltsmarimum 
überschritten noch unter das fejtgejegte Gehaltsminimum  beruntergegangen 
werden. ') 

b) Zu $ 2 des in der zweiten Sejlion des Jahres 1894 voraelcaten 
Geſetzentwurfes über Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben „des Neichs 
Ro. 9 der DTrudjachen) beichlok die Reichsſtagskommiſſion folgenden Zuſatz: 

„Unter Einnahmen und Ausgaben im Sinne diejes Gejeges Find auch 
Vermehrung oder Verminderung der Nejervebeitände zu veritchen.“ 
Die Kommiſſion erachtete diefen Sat als nothwendige Konſequenz des 

Artifels 69 der Reichsverfaſſung, wonach alle Einnahmen und Ausgaben des 
Reichs für jedes Jahr auf den Neichshaushaltetat gebracht werden müſſen. 
Anerfannt ift damals in der Kommiſſion einmal, dar unter „Nejervebeitänden” 
hier nicht die Betriebsmittel der laufenden Verwaltung, jondern das abgejchen 
von dieſem Betriebsmaterial aufgeipeicherte Napital und Material zu veriteben 
jet (3. B. das von der Milttärverwaltung für den Bedarf des Heeres rejervirte 
Berpflegungs- und Fouragematertal), und zweitens, day nicht die Aufführung 
der Ipeziellen Nejervebejtände im Etat verlangt werde, jondern nur, dab die 
Vermehrung und Berminderung durch Auswerfung der Gejammtgeldbeträge 
fenntlich gemacht werden ſoll. Die Neichsregterung bat in den festen Ent: 
würfen des gedachten Geleges von 1875 und 1877 in Anlehnung an diejen 
Beſchluß der Reichstagskommiſſion und an die damalige Erläuterung desjelben 
als Abſatz 3 des 8 1 aufgenommen: 

„Unter Einnahmen und Musgaben im Sinne diefes Geſetzes iſt auch 
die Vermehrung und Berminderung der Beltände von Naturalien oder 
ſonſtigen Vorräthen zu verjtehen, welche beitimmungsmäßig von einer 
Keichsverwaltung in Reſerve zu halten jind“.*) 
ec) Bejonders iſt dann noch, im Anichlu an einen weiteren, von der Reichs— 

tagstommiljion in der zweiten Seſſion von 1884 neu binzugerügten $ 3°), im 
$ 2 der beiden legten Entwürfe der Neichsregierung 9 vorgeichrieben, daß einige 
beitimmte Einnahmen und Ausgaben in den Neichshaushalts:Etat gemäß 
Artifel 69 der Reichsverfaflung aufzunehmen find, nämlich: 

2) Einnahmen aus der Veräußerung von Grumditüden, Materialien, 
Utenſilien oder ſonſtigen Gegenitänden, welche ſich un Beſitz der Reichs— 
verwaltung befinden, ſowie Entichädigungsgelder aus Verſicherungsver— 
trügen. 

Tie Beſtimmung entipricht den SS 10 und 11 des Geſetzes von 
25. Dat 1873 iiber die Nechtsverbältnilfe der zum dienſtlichen Gebrauch 
einer Reichsverwaltung bejtimmten Gegenftände N. :Bt. S. 115). Zie 


8 18 Abi. 2 des Ichten Entwurfs No. 15 der Druckſachen des Reichstags von 1877. 
Fine erbeblide Streitfrage zwiſchen MNeichstag und Reichsregierung knüpfte ſich au dieſe 
Bertimmung bezüglich der an dem Beſoldungsfonds gemachten Erſparniſie. Hierüber vgl. 
unten 2. 107. 

Val. Drudiaden des NReichatags Mr. 108 II. Zeifion 1874, 2. 3 und 4, Nr. 100 
von 1875 und Wr. 15 von 1877 2. 3 und 12, 

* Wr. 108 der Trudiaden S. 4 und 23. 

* Mr. 100 der Trudiaden des Reichstags von 1575 und No. 1% der Trudiachen von 
1877, S. 3 ımd 12. 
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gibt der Neichsvertreting das bedeutiame Necht, die Veräußerung diejes 

Berwaltungsvermögens des Neichs durch Ablehnung der betreffenden Bo: 

jitton zu bindern.') 

B) die auf das Etatsjahr fallenden Einnahmebeträge aus Anleihen, 
deren Berwendung beitimmungsmäßig im Verlauf mehrerer Jahre erfolgt. 
y) Einnahmen ımd Ausgaben der für bejondere Zwecke bejtimmten 

Neichsfonds. 

&) Einnahmen, welche einer Neichsverwaltung aus Zuwendungen Dritter 
für befondere Zwecke diejer Verwaltung zujtchen. 

Zu 5) iſt umerhalb der Reichstagskommiſſion von 1874 zum Beiſpiel auf 
Zuwendungen Dritter für Eijenbabnen oder Feſtungsbauzwecke hingewieſen, die 
ein Interefle für den Neichstag darböten, und ohne Widerjpruch anerkannt, 
daß unter die Bertimmung nicht fallen und daher der obligatoriichen Etatiſirung 
nicht unterliegen bloße Mandate für die Reichsregierung zur Leiſtung beſtimmter 
Ausgaben, da hiebei Verwendung von Reichseinnahmen nicht vorliege, ſowie 
Zuwendungen, welche nicht einer Reichsverwaltung als ſolcher für deren un— 
mittelbare Zwecke, ſondern nur einzelnen rertönlacpfeiten, 4.9, Offizierforps, 
Truppentheilen zur eigenen Verwendung von Dritten gemacht werden. — Die— 
jelbe Reichstagskommiſſion wollte auch noch die Aufnahme in den Etat vor: 
jchreiben jür „Einnahmen und Ausgaben derjenigen Anttalten, Stiftungen und 
Fonds, welche aus Keichsmitteln unterhalten oder mit Bedürfniß-Zuſchüſſen be 
dacht werden und deren Verwaltung lediglich durch Reichsbehörden oder Durch 
von Meichswegen Hergeſtellte oder biezu Berufene und _ohne Betheiligung 
anderer Perſonen an der Etatsfeſtſetzung geführt wird." Die ie 
bat Diele Beſtimmung in ihre demnächſtigen Entwürfe nicht übernommen. Die 
durch dieſen Vorſchlag beabſichtigte Kontrole des Reichstags iſt auch zur get, 
wie in der Neichstagsfommiljien damals gleichzeitig anerfannt it, mur von 
untergeordneter praftiicher Bedeutung.) Ebeniv hat ein von derjelben Kommiſſion 
mitbeichlojiener $ 23 des Geſetzes: 

„Für die Etatsanfnahme der Land: und Waſſer-Neu- und Ermeiterungs: 
bauten, jowie der Grumdjtücderwerbungen gelten folgende Beftimmungen : 

1. Ueberiteiat die Anjchlaaiumme oder der Erwerbungspreis den Betrag von 

100,009 Mar, jo iind die Ausgaben Tür jeden Bau und jede Grund: 
ſtücks-Erwerbung ſtets in bejonderen Gtatstiteln unter einmaligen Aus— 
gaben aufzuführen. 
Ueberſteigt die Anichlagjumme oder der Erwerbungspreis den Betrag von 
30,000 Mark, jo dürfen ſolche Ausgaben aus allgemeinen Baufonds 
nur dann bejtritten werden, wenn dies im Etat für zuläjitg erklärt it“ 
nicht Aufnahme in die folgenden Entwürfe der Neichsregierung gefunden. Die 
Regierungskommiſſare hatten jchon bei der Kommiſſionsberathung geltend ge 
macht, dab die Verwaltung durch jolche Spezialifirumg des Etats empfindlich 
eingeengt werde und beiſpielsweiſe bei erheblichen Bränden in große Berlegen: 
heiten fommten könne.) 


to 


Bgl. Yaband, Staatsrecht des Zeutichen Reichs, II. Auflage, Band II &. 997. 
Cr bemertt a. a. O. mit Recht, daß der S 11 feine Auwendung findet, wenn ein Grundſtück 
des Reichsfiskus gegen ein anderes vertauicht wird. Ter Abgeordnete Richter verlangte in 
der Sitzung des Reichstags vom 8. Marz 1877 (Ztenograpbiiche Berichte S. 38) auc eine 
Negelung dieler ‚Frage durch das zu vereimbarende Nomptabilitätsgeieg 

VBgl. Ne. 108 der Trudiacen des Reichſstags 41. Zeifton 1854, 5. 4, 5 und 25. 
*Val. Nr. 108 der Trudiaden des Reichstags II. Seſſion 1874, S. 16. 
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Behurs größerer Ueberjichtlichkeit werden diefe Grundjäge über Aufftellung 
des Etats, joweit fie vom Reichstag und von der Reichsregierung übereinftinmend 
gebilligt jind, in einem Paragraphen des Komptabilitätsgejeges zu vereinigen jein. 
In den bisherigen Entwürfen jind jie an verichiedenen Stellen aufzuiuchen. 

Nach Vorſtehendem iſt ſomit ein Einverſtändniß darüber gewonnen, daß 
der Etat in dem angegebenen äußeren Umfang, d. h. nicht bloß be 
züglich der Poſitionen des Hauptetats, ſondern auch bezüglich derjenigen des 
Spezialetats, ſei es daß letztere auf Grund einer ein für alle Mal ergangenen 
geſetzlichen Vorſchrift oder auf Grund beſonderer Verſtändigung des Reichstags 
und Bundesraths in den Etat aufgenommen find, für Die Reichsregierung 
bindend, alſo behufs der Entlajtung der Letteren vom Reichstag und Bundes— 
rath mit den thatlächlichen Ergebnifjen der Finanzverwaltung des Etatjahres 
zu vergleichen find. | 

Im Einzelnen hat ſich dieſe Kontrole nun auf folgende Punkte zu richten. 

A. Der Kontrole unterliegt, ob Staatsgelder zu anderen als zu den bei 
den einzelnen Poſitionen des Etats bezeichneten Zwecken verwendet find. Es 
handelt jich hiebei Überwiegend um diejenigen Abweichungen vom Etat, welche 
Fondsverwechslungen genannt werden und darin beſtehen, daß Ausgaben bei 
einem Spezialtitel in Rechnung geſtellt ſind, welcher für dieſen Zweck im Etat 
nicht beſtimmt war, oder Einnahmen bei einem nuurichtigen Einnahmefond ein— 
gejtellt jind, während jie ihrer Natur nach bei anderen Spezialtiteln und 
Einnahmefonds zu verausgaben, bezichentlich einzunehmen waren. Dieje Fonds— 
verwechslungen bildeten in Preußen vor dem Oberrechnungskammer-Geſetz von 
1872 den ausichliehlichen Inhalt der Bemerkungen der Preußiſchen Ober: 
rechnungskammer.) Aber auch jegt noch geben dierelben den Inhalt für eine 
ſehr große Zahl der Bemerkungen des Rechnungshofs ab, welche den Neichs- 
taq mit einem Detail, deijen Kenntniß meiſt ohne jedes Intereſſe iſt, belajten. 
Es wird noch unten?) zu erörtern jein, ob nicht Die Mehrzahl jolcher Bes 
merfungen des Rechnungshofs irgendwie abzujchneiden it. 

Ebenjo, wie die Zweckbezeichnung der einzelnen Titel, ind auch die mit 
einzelnen PBojitionen des Etats verbundenen bejfonderen Bemerfungen für 
die Regierung bindend; zu fontroliren sit ſomit auch, ob dieſen Bemerkungen 
des Etats durch die Finanzverwaltung gemügt it. Dieſer Beſtaändtheil des 
Stontroflrechts hat im 8 18 Nr. 2 des Preußiſchen Oberrechnungsfammer: 
Geſetzes und in dem dem Reichstag vorgelegten Entwurf eines Gejeges über 
den Rechnungshof?) dadurc Anertennung gefunden, dab die Nechnungsbehörde 
dort verpflichtet wird, in ihre behufs der Entlaftung aufzuftellenden Bemerkungen 
auch die Abweichungen von „den mit einzelnen Poſitionen des Etats verbundenen 
Bemerkungen“ aufzunchmen. Feſtzuhalten iſt biebei, daß ſich dies nicht be— 
zieht auf Reſolutionen, die außerhalb des Etats von einem Faktor der Geſetz— 
gebung gefaßt werden und nur deſſen einſeitige Erklärung enthalten, ſondern 
nur auf Bemerkungen, Die in die dispoſitiven Beſtimmungen des Etats mit: 
aufgenommen Jind und Daher nur mach Vereinbarung derſelben durch alle 
‚saftoren der Geſetzgebung Beitandtheile des Etats werden fünnen. Dies it bei 
Berathung des Preußiſchen Oberrechnungskammer Geſetzes allſeitig anerfannt.‘) 


Bal. Hertel 3. 245. 
*Vgl. unten S, 120, 
Val. Wr. 16 der Truckiachen des Reichstags von 1877. 8 19 Nr. 2 
+ Val. Die Aeußerungen der Abgeordneten Yasfer und Windtborit, ſowie d«s 


Finanzminiſters CKCamphauſen bei Dertel 2. 330, 387, 3, 
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B. Während bezüglich der vorstehend erwähnten Abweichungen das Kontrol— 
recht des Reichstags und Bundesraths unbejtritten anerfannt it, wird anderer: 
jeitS ftreitiges Gebiet betreten, jobald es ſich um die jonjtigen Abweichungen 
vom Etat handelt. Es jind hiebei folgende Kategorien in Betracht zu ziehen: 

1. Die betreffende Einnahme und Ausgabe it im Etat vorgejeben. 

a) Ungeachtet deſſen tit die Einnahme nicht erhoben, die Ausgabe nicht ge: 

leiſtet. 

b) Es iſt qantitativ, nämlich von dem im Etat angeſetzten Betrage der 
Ausgabe oder Einnahme abgewichen, inſofern mehr oder weniger, als der 
Etat veranſchlagt hat, verausgabt, beziehentlich vereinnahmt iſt. Von 
dieſen quantitativen Etatsabweichungen ſind namentlich die Mehrausgaben 
von erheblicher Bedeutung Etatsüberſchreitung im engeren Sinne des 
Worts). 

Es ist zeitlich vom Etat abgewichen. Derjelbe beitimmt nach Artifel 69 
der Neichsverfallung die Einnahmen und Ausgaben nur für ein ein— 
zelnes bejtimmtes Jahr. Thatſächlich it es aber oft unmöglich, während 
diejes Etatsjahres Jämmtliche veranichlagte Einnahmen zu erheben, ſämmt— 
liche bewilligte Ausgaben zu leiften. Es fommen Abweichungen nach zwei 
Richtungen vor, inſofern nämlich die Erhebung von Einnahmen und die 
Leitung von Ausgaben einmal verfrübt, d. i. auf Grund des Etats 
eines folgenden Etatsjahres vor Beginn des leßteren, zweitens verjpätet, 
d. 1. auf Grund des Etats eines früheren Gtatsjahres erit nach Ablaur 
des legteren erfolgt. Im eriten Fall ipricht man von Vorſchußverwaltung, 
im zweiten von Nejtverwaltung.') 

2. Die betreffende Einnabme und Ausgabe ift im Etat nicht vorgejeben, 
ungeachtet deſſen aber erhoben, beziehentlich geleistet. Es find dies die außer: 
etatsmäßigen Einnahmen und Ausgaben. Diejelben ſind ſchließlich, in Ueber— 
einſtimmung mit früberen Belchlüffen der Kommiſſionen des Neichstags, im lebten 
Geſetzentwurf der NReichsregierung von 1877, wie folgt, definirt. 

8 4 Ab). 3 beitimmt: „Emmahmen, welche unter feinen der Titel des 
Etats fallen, find als außeretatsmäßige Einnahmen in der verfallungsmähig 
zu Legenden Nechnung nachzuweiſen.“ 

$ 7 Ab. 2 beitimmt: „Ausgaben, welche unter feinen jolchen (d. b. unter 
feinen zu bejtimmten Verwendungszwecken ausgejegten) Titel des Ausgabe 
Etat3 fallen, iind, ſoweit fie als unvorbergejchene zu betrachten jind, aus den 
tür jolcye Ausgaben bejtimmten Dispofitionsfonds zu beitreiten. Reicht Der 
entiprechende Dispofitionsfonds zur Deckung einer unvorbergejchenen Ausgabe 
nicht aus, ſo iſt diejelbe in ihrem vollen Betrage als außeretatsmäßige nach: 
zuweiſen.“?) 

Zu 1b und 2. Namentlich die vorſtehend unter 1b und 2 aufgeführten 
Abweichungen der Etatsüberjchreitungen jowie der außeretatsmäßigen Einnahmen 
und Ausgaben haben zu mehrfachen parlamentariischen Verhandlungen Anlaß 
gegeben. Seitens der Neichsregierung ift hiebei zwiichen Ausgaben und Ein: 
nahmen ımterjchteden; fie bat ſtets das Recht Des Reichstags und Bundes: 
raths auf nachträgliche Genehmigung der die Etatsanſätze überjchreitenden und 
der außeretatsmähigen Ausgaben anerkannt, ebenſo bejtimmt aber das inner: 

) Val. Yaband Staatärecht des Tentichen Meichs, 11. Auflage, Bo. ID, S, 1007 ft. 

Bal. Trudiachen des Reichstags, 1. Seſſion 1877 Nr. 15 und II. Seilion 1874, 
Kommiſſionsbericht Nr. 108, S. 25 und 27. 
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balb des Reichstags ferner beanjpruchte Recht, die über die Etatsenjäge hinaus— 
erhobenen Einnahmen und Die außeretatsmäßigen Einnahmen zu genehmigen, 
beſtritten. Eingehend iſt die Streitfrage in dem mehrfach ſchon erwähnten 
Kommiſſionsbericht des Reichstags vom 11. Dezember 1874 Druckſachen des 
Keichstags No. 108, II. Seſſion 1874, Bol. ©. 6 ffi., 27, 29) behandelt. 
die Reichsregierung hatte in $ 2 umd 3 * damals vorgelegten Geſetzent— 
wurfs lediglich die SS 10 und 11 des Geſetzes vom 25. Mat 1873 über die 
Kechtsverhältnifje der zum dienjtlichen Gebrauch einer Neichsverwaltung be 
itmmten Gegenjtände dahin wiederholt: 
8 2. 

„Ale Einnahmen aus der Veräußerung von Grundſtücken, Materialien, Uten- 
jilten oder jonftigen Gegenſtänden, welche ſich im Beſitz der Neichsverwaltung 
befinden, müſſen für jedes Jahr veranschlagt und auf den Neichshausbalts- 
Erat gebracht werden (Art 69 der Verfaſſung). Eine Nachweiſung der Ueber— 
ihreitungen jolcher Einnahme-Etat3 und der außeretatsmäßigen 
Einnahmen aus der Veräußerung der erwähnten Gegenſtände iſt jedesmal 
päteſtens in dem auf das Etatsjahr folgenden zweiten Jahre dem Bundesrath 
md dem Neichstage zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen.“ 


83. 

„Die Einnahmen aus der Veräußerung der im Belig der Neichsverwaltung 
befindlichen Grundſtücke dürfen nur unter Genehmigung des Bundesraths und 
dis Reichstags verausgabt werden und find, ſofern dieſe ‚Öenehmigung nicht 
anderweitig erfolgt ist, im nächiten Neichshaushalts-Etat in Die zur D Dedung 
der gemeinjchaftlichen Ausgaben bejtimmten Einnahmen einzustellen.“ 

Abgeſehen von diejer bejtimmten Gattung von Einnahmen aber hatte der 
Enwurf als „Etatzüberjchreitungen“ im $ 7 nur die die Etatsanjäte über: 
idhreitenden Mehrausgaben definirt und im $ 6 Lediglich die Genehmigung dieſer 
owie der auperetats smäßigen Ausgaben durch den Bundesrath und Reichstag 
vorgeiehen.!) Die damaliae Reichstagskommiſſion bejchloß in dem von ihr 
ausgearbeiteten Entwurf: 

a) im $ 9 eine Definition der Etatsüberjchreitungen, wonacd als jolche 

neben den Mehrausgaben auch angejchen werden jollten: 

„alle Mehreinnahmen, welche gegen die einzelnen Kapitel 
und Titel des gejeglich fejtgeftellten Neichshausbaltsetats oder gegen 
die vom Neichstag genehmigten Titel der Spezialetats Ttattgefunden 
haben.” 

b) im $ 10, dab in der dem Bundesratb und Meichstag nach dem 
Rechirungsabichluß vorzulegenden Weberficht ſämmtlicher Einnahmen 
und Ausgaben des Etatsjahres die Etatsüberſchreitungen (aljo gemäß 
der Definition des $ I auch die jämmtlichen Mebreinnabmen) die 
außeretatsmäßigen Einnahmen und die außeretatsmähigen Aus: 
gabem zur nachträglichen Genchmigung bejonders nachzumeijen jeien. 

Segen Dielen Beichluh hatten jich die Negierungstommifjare ablehnend 
xrhalten. Ihre Ausführungen, welche den Standpunkt der Neichsregierung vor: 
züglich klar jtellen und daher hier wörtlich wiedergegeben werden, gingen dahin: 

„Sowohl die Einnahmen als die Ausgaben des Neichs zerfielen in 
zwei Kategorien; einmal jolche, welche kraft gejeslicher Verpflichtung zu 


"Val. Nr. 9 der Trudiadhen des Reichstags 1874, 11. Seſſion. 
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erheben beziehungsweile zu leiiten jeien; ſodann jolche, deren Einziehung 
bezichungsweije Leiſtung die Reichsverwaltung aus politijchen, wirthſchaft⸗ 
lichen oder ſonſtigen Zweckmäßigkeitsrückſichten bewirle. Die große Mehr: 
zahl aller Ausgaben falle in die lchtere Kategorie und deshalb ſei es 
unbedenklich, die Mebhrausgaben ganz allgemein als Etatsüberjchrei- 
tungen zu behandeln, welche der nachträglichen Genehmigung des Reichs— 
tags bedürfen. Ber den Einnahmen liege das Verhältniß gerade um: 
gekehrt. Die weit überwiegende Mehrzahl der Einnahmen berube auf 
gejeglicher Berpflichtung ; eine nachträgliche Genehmigung jolcher Mehr: 
einnahmen durch den Neichstag jet daher ohne jede Bedeutung. Wenn 
ein Einnahmetitel bewilligt ſei, welcher eine gewiſſe Gattung der kraft 
rechtlicher Verpflichtung an die Reichskaſſe zu leiltenden Zahlungen me 
faſſe, jo jet, falls es Jich nicht etwa um eine fontingentirte Steuer oder 
eine Jonjtige im Betrage genan limitirte Poſt handle, die Reichsverwaltung 
verpflichtet, etwaige Mechreinnahmen gegen den Etatsanſatz einzuzichen ; 
ſie dürfe dies nicht unterlaſſen und könne mithin zu einem ihr geſetzlich 
gebotenen Aft nicht noch einer nachträglichen Genehmigung bedürfen. Eine 
jolche erjcheine um jo bedeutungslojer, wenn man dabei nicht bloß die 

Möglichkeit ihrer Ertheilung, jondern auch diejenige ihrer Verjagung ins 

Auge falle: ſollte die letztere jemals eintreten, jo würde ſie feinesfalls 

die Wirkung haben fünnen, daß die über den Etatsanjag hinaus erhobenen 

Gelder den Einzahlern zurüdzugewähren jeien; damit jei aber die Ge— 

nehmigung als eine leere Form charakteriſirt. 

In der Reichstagskommiſſion riefen dieſe Ausführungen eine bemerkens— 
werthe Mittelmeinung hervor, welche ſich dem Standpunkt der Reichsregierung 
näherte. Sie ging dahin, daß die im Geſetz vom 25. Mai 1873 gegebene 
Vorſchrift, wonach für eine beſtimmte Gattung von Mehreinnahmen und außer— 
etatsmäßigen Einnahmen die nachträgliche Genehmigung der Reichsvertretung 
gefordert werde, ihrem inneren Grunde nach auf alle Einnahmen paſſe, welche 
von der freien Einwirkung der Verwaltung abhängig ſeien, „dagegen ſei nicht 
in Abrede zu ſtellen, daß das Verhältniß der Verwaltung zu gewiſſen Ein— 
nahmequellen jede Verantwortlichkeit für Mehr-Einnahmen ausſchließe, wenn 
man dieſelbe nicht zu einer bedeutungsloſen Form herabdrücken wolle; hieher 
gehörten vor Allem die Einnahmen, deren Maßſtab das Geſetz anordne, wie 
bei Steuern und Zöllen. Solche Einnahmen würden zwar jährlich mit einer 
beſtimmten Summe im Etat veranſchlagt; die Verwaltung ſei aber gleichzeitig 
durch die gejeglichen Vorschriften gebunden, etwaige Mehreinnahmen einzuziehen 
umd ſie babe fein Necht, ie durch Erlaß oder Verzögerung zurückzuweiſen. 
Wenn fie diejer gejeglichen Pflicht nachtomme, fünne ihr nicht auferlegt werden, 
dal fie machträglich Genehmigung nachjuche und bis dahin eine Verantwortlich: 
feit trage, deren Inhalt jich nicht Ddefiniren laſſe. . . . Demnach jeien die 
Etatsüberjchreitungen bei den Einnahmen verjchieden zu behandeln, und als 
Jicherite Grenze ergebe ich das leicht erfennbare Merkmal, dab die Verant- 
wortlichkeit überall ausgeichloffen jei, wo der Verwaltung die gejeßliche Pflicht 
obliegt, Die Einnahmen ohne Pückjicht auf die Höhe ausschließlich nach gejeglich 
vorgeichriebenen Merkmalen zu erbeben. Willfürtih und unzutreffend fer die 
Ausführung, daß außer der bereits erwähnten Geſetzesvorſchrift die Einnahmen 
Des Reiches im Uebrigen auf geſetzlichen Titeln beruhen; das ſei allerdings die 
Regel, aber es gebe auch Ausnahmen, und deshalb laffe ſich die geſetzliche 
Regelung der Etatsüberſchreitungen ber den Einnahmen ebenſowenig zurück— 
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mern, wie bei den außeretatsmäßigen Einnahmen. Schon jegt werden Mehr: 
mnahnıen gegen den Etat erzielt, welche weder aus gejeglichen Titeln, noch 
aus Veräußerung von Gegenftänden berrübren und für die Verantwortlichkeit 
bedeuttame Momente darbieten, beiſpielsweiſe die verzinsliche Anlage der vor- 
bandenen Fonds.“ 


Im Anſchluß an diefe Ausführungen wurde beantragt, als Etatsüber- 
ihreitungen die gegen die Etatsanjäte ſtattgehabten Mehreinnabmen zu definiren, 
„‚orern die Einnahmen nicht auf den der Etatsgenehmigung zu Grunde liegenden 
Siegen oder allgememen Borjchriften beruhen.“ Der Antrag it in Folge der 
Zhmierigfeiten, welche die Spezialifirung der verjchiedenen Einnahmequellen 
m Sinne des Antragitellers darbot, damals von der Kommiſſion abgelehnt 
worden, nicht ohne dab gleichzeitig die Doffmumg ausgeiprochen wurde, „Daß 
es vielleicht noch im Plenum gelingen werde, auf der Baſis des Auseinander— 
baltens derjenigen Einnahmequellen, bei weldyen der Verwaltung für Etats— 
überkchreitungen eine Verantwortlichkeit aufzubürden it oder nicht, unter Mit— 
wirfung der Neichsregierung zu einer Verjtändigung zu gelangen.“ Die 
Kommiſſion gab jomit der allgemeinen Faſſung ihres vorerwähnten Bejchluffes 
den Borzug.') 

Die Reichsregierung bielt ihrerjeits an ihren früheren Vorjchlägen feſt. 
sn den folgenden Entwürfen eines Gejeges über die Verwaltung der Ein: 
nabmen und Ausgaben des Neichs von 1875 und 1877 will sie im 8 3 um 
porbergeichene (d. h. auberetatsmäßige) Einnahmen im Allgemeinen nur zur 
u des Bundesraths und Neichstags gebracht willen‘) und ſchlägt 

Ss 9 die frühere, lediglich die Mehrausgaben berüdtichtigende Definition der 
Gtatsüberjchreitungen, im Anſchluß hieran im 8 10 eine nachträgliche Genehmi— 
zung der Gtatsüberjchreitungen {in Diefem Lediglich die Ausgaben berück 
hrigenden Sinne), der auperetatsmäßigen Ausgaben und nur der im Etat 
nicht vorgejehenen Einnahmen jpeziell aus der Beräußerung der (m 82 N. 1 
desjelben Entwurfs aufgeführten) im Beſitz der Neichsverwaltung befindlichen 
Srunditüde, Materialien, Utenjilien und jonitigen Gegenftände vor. In den 
Motiven ift von Neuem betont, daß die VBeräuberungen legtgedachter Art meiſt 
von der Keichsverwaltung „aus Zwedmähigkeitsrüdiichten, welche einer ver 
diedenen Beurtheilung unterliegen fünnen“, vorgenommen werden, die übrigen 
Reichseinnahmen dagegen größten Theils in geſetzlich feſtgeſtellten Abgaben be: 
neben, deren Höhe nicht in Maßnahmen der Verwaltung, ſondern in Verhält— 
miten Liege, auf welche ſie nicht einwirken könne.“) 

Ueber die entiprechenden Beſtimmungen des Geſetzentwurfs, betreffend den 
Kabnungsbof, it Hingegen Uebereinjtimmung zwiichen Neichstag und Neichs- 
renierung ſchließlich erzielt. Bei der zweiten Beratbung dieſes Entwurfs vom 


"= Ter Gedanke, welcher dem obigen vermittelnden Antrage zu Grunde lag. tt in der 
Kcıtstagsfibung vom 8. März 1877 Sten. Ber. S. 39: von dem Abgeordneten Lasker 
wieder aufgenommten- 

* Ter Kommiſſionsbeſchluß von 1874 wollte den S 2 Abf. 2 dabin faſſen: „Unvor— 
bergeiebene Einnahmen und Ausgaben ſind . . . zur Kenntniß und Genehmigung des 
sandesraths und Reichstags zu bringen,” fo daß die Genehmigung ſich auch anf die Ein— 
zabınen eritredt. Tie Negierungsvorlage von 1875 und 1877 beitinmte im Unterſchiede 
daron im $ 3: „Unvorbergeiebene Einnahmen und Ausgaben find... . zur Kenntniß, bes 
ehbungsmweite Genehmigung des Bundesraths und Meichstags zu bringen.” 

Bol. Drudiahen des Reichstags 111. Seſſion 1375 N. 100 und I. Zeitton 1877 
% 13 2.4513. 


* mai tet Deurſchen Reihe, 1805. 7 
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Sabre 1872 wurde vom Neichstag beſchloſſen, im $ 1I Nr. 3 dem Rechnungshof 
die Verpflichtung aufzulegen, dem Bundesrath und Reichstag auch mitzutheilen: 
„zu welchen Etatsüberjchreitungen jowie zu welchen außeretatsmäßigen 
Einnahmen und Ausgaben die Genchmigung des Bundesraths und Reichs: 

tags nicht beigebracht tft.“ 

Nachdem die Neichregierung dieſe Faſſung abgelehnt hatte, weil hieraus 
die Nothwendigfeit einer Genehmigung aller außeretatsmäßigen Einnahmen 
durch Bundesrath und Neichstag oder doch die Uebertragung einer Enticheidung 
hierüber an den Rechnungshof gefolgert werden fünne (mas übrigens innerhalb 
des Neichstags lebhaft bejtritten wurde), it jchliehlich vereinbart worden, dat 
die Mittheilung des Nechnungshofs jich darauf beichränfen joll: 

„welche Gtatsüberjchreitungen jowie welche auferetatsmäßige Ein: 
nahmen und Ausgaben jtattgefunden haben“, 
wodurch allerdings die Frage, ob die gedachten Einnahmen von der Reichs: 
vertretung zu genehmigen jind, völlig umentjchieden blieb.) Die Neichsregterung 
hat dann auch den angezogenen $ II N. 3 in der lebtgedachten Faſſung in 
Jämmtliche demnächſt von ıhr vorgelegten Entwürfe des Geſetzes über den Red): 
nungshof ihrerjeitS aufgenommen.*) 

Es iſt zuzugeben, dab, wie die Negierungsfommifjare nach Obigem aus- 
führten, die Ausgaben des Neichs, da ſie meijtens nicht auf einer Rechts prlicht 
desjelben beruhen, in der Mehrzahl, die Emnahmen des Neichs, da ſie ums 
gefehrt meistens jich auf gejegliche Verpflichtung gründen, in der Minderzahl 
der Genehmigung der Neid Jövertretung bedürfen, aber diejer rein quantitative 
Unterjchied rechtfertigt logiſch nicht die gleichzeitig von der Neichsregierung ver: 
theidigte verjchiedenartige Behandlung der bezüglich der Ausgaben und der 
bezüglich der Einnahmen vorgefommenen Abweichungen vom Etat, wonach jene 
jämmtlich, dieſe gar nicht der nachträglichen Kontrolle der Neichsvertretung 
unterbreitet werden jollen. Giebt man zu, dal vereinzelt, ausnahmswerje Ein— 
nahmen vorkommen fünnen, welche der Genehmigung der Neichsvertretung be 
dürfen, jo ift es folgerichtig, daß die Neichsregierung mindeftens bei dieſen für 
die erfolgte Erhebung die Entlajtung nachträglich herbeiführt, und behauptet 
man andererjeits, dal vereinzelt, ausnahmswere Ausgaben vorfommen fünnen, 
die der Genehmigung der Neichsregierung nicht bedürfen, jo tt es nicht folge 
richtig, ungeachtet dejjen auch dieje der nachträglichen Genehmigung zu unter: 
werfen. In der That befindet jich aber die Meichsregierung gegenüber dem 
Entlajtungsrecht der Neichsvertretung genau in derjelben Nechtslage bei Ein— 
nahmen und Ausgaben. Sie könnte auch bezüglich der Ausgaben, die jie ab- 
weichend vom Etat geleijtet hat und die doc; nad) alljeitigem Einverſtändniß 
jämmtlich der nachträglichen Genehmigung der Neichsvertretung unter: 
worfen werden müſſen, der Verſagung dieſer Genehmigung wirkſam wider— 
ſprechen, ſoweit ſie zur Leiſtung der Ausgaben geſetzlich verpflichte war. Man 
denke z. B. an den Fall, daß nach Feſtſtellung des Etats der Reichsfiskus auf 
Grund rechtskräftigen Urtheils eine Zahlung leiſten muß oder daß in dem be— 
treffenden Etatsjahr unerwartet die Rinderpeſt ausbricht und der Reichsfiskus 
nunmehr auch die auf Grund des 8 3 des Geſetzes vom 7. April 1869 (B.- 


Val. Treudiachen des Reichstags TI. Seſſion 1872 N. 85. 135 Sten. Ber. ©. 532 ff. 
129. 734. 828 ff. 835, 
*; Tie in Rede ſtehende ‚Frage tit übrigens vorher ſchon im Preußiichen Abgeordneten: 


hauſe ausführlich in der Sizung vom 17. Februar 1872 beſprochen worden. (gl. Hertel 
S. 403 bis 413.) 
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G. Bl. S. 106) von ihm vergüteten Entjchädigungen als außeretatsmäßige 
Ausgaben der nachträglichen Genehmigung unterwirft. Ganz ebenjo würde 
die Neichsregierung bezüglich der abweichend vom Etat erhobenen Einnahmen 
befugt jein, der Verjagung der nachträglichen Genehmigung wirffam zu wider: 
iprechen,, injofern jene Einnahmen, 3. B. die die Etatsanſätze überjchreitenden 
Einnahmen aus Zöllen und Abgaben, von ihr auf Grund des Gejeges erhoben 
werden mußten; mur der rein thatjächliche Unterichted würde jtattfinden, daß 
jie bezüglich der Einnahmen, weil dieje in der v Mehrzahl auf Gejegesvorichrift 
beruhen, häufiger zu dieſem Widerjpruch berechtigt jein würde. Die gänzliche 
Verneinung eines Entlaitungsrechts der Neichsvertretung wegen der Abweichungen, 
die in Anjehung der Einnahmen vom Etat jtattgefunden haben, aber muß zu 
unhaltbaren Konſequenzen führen, 3. B. dazu, daß die Neichsregierung Finanz— 
vermögen des Neichs Eiſenbahnen u. dergl.) veräußern und jich hiedurch 
jehr erhebliche auferetatsmäßige Einnahmen ohne Zujtimmung der Neichs- 
vertretung verjchaffen fünnte, was doch alljeitig ungeachtet des Mangels einer 
allgemeinen hierüber ergangenen gejeglichen VBorjchrift als unzuläſſig anerkannt 
it’); biegegen würde auch die zulegt von der Neichsregierung unter Feſthaltung 
ihres Standpunftes vorgeichlagene Faſſung des Gejeges über Berwaltung der 
Eimmahmen und Ausgaben des Neichs ?) nicht jchügen, da (wie jchon bemerkt) 
im $ 10 Abi. 2 dajelbjt nur die nachträgliche Genehmigung der Veräußerung 
der dort im $ 2 Nr. 1 weiter bezeichneten Gegenjtände angeordnet üt, d. b. 
der im Gejeh vom 25. Mai 1873 behandelten „zum dienjtlichen Gebrauch 
einer Neichsverwaltung beitimmten Gegenjtände“, alſo des Berwaltungs- 
Vermögens, nicht des Finanzvermögens des Neichs.’) Uebrigens fordert auch 
die Konſequenz, der Neichsvertretung die Nechtsitellung, welche ſie bei der 
seititellung des Etats jelbit har, auch bei der Prüfung der etatsmähigen 
Verwaltung, bei der Entlajtung, zu belajjen. Der Etat aber wird durch 
Geſetz feſtgeſtellt, d. h. durch die übereinjtimmenden Mehrheitsbeichlüjfe des 
Bundesraths und Reichstags (Art. 69 und 5 der Neichsverfajjung). Auch 
dieje Beſchlüſſe ſind indeß bezüglich der zu bewilligenden Ausgaben und der 
in den Etat einzujtellenden Einnahmen durch die Gelege des Neichs gebunden. 
Der Reichstag würde z. B. die Einftellung der durch Geſetz angeordneten 
Zölle in den Einnahmeetat nicht ablehnen fünnen.‘) Durchaus gleichartig 
it die Stellung der Neichsvertretung bei Ausübung des Entlajtungsrechts ; 
auc dies Necht findet jene Schranfe in den Gejegen.’) Wenn man nun 
bei der Etatsfejtitellung jelbjt fein Bedenken hat, diejelbe auch hinfichts der 
Einnahmen den Beſchlüſſen der Neichövertretung zu unterwerfen, jo muß 


) Vgl. Yaband, Staatsrecht des deutichen Reichs, II. Aufl. Band 2 S. 996. — Im 
Preubifchen Yandtag it in der Sikung vom 17. Februar 1872 (Dertel S. 410. 411 er— 
wähnt, daß Die Regierung ſich ohne Genehmigung des Yandtags durch Vertauf der Höln- 
Diindener Eiſenbahn erhebliche außeretatsmäßige Einnahmen verichafft bat. 

*, Trudiadhen des Reichstags 1. Seſſion 1877 Nr. 15. 

5 Vgl. Yaband a. a D. 5.854 über den Unterichied diefer beiden Arten von Ver— 
mögen. Tie Motive des betreffenden Geſetzentwurfs weiſen auf Seite 12 und 13 aus— 
drüdlich zur Begründung dev SS 2 und 10 auf den 5 10 des Geſehes vom 25. Mai 1873 
bin und erklären biedurch die in beiden Geſehen behandelten Gegenitände, die ſich im Beſitz 
einer Reihsvermwaltung befinden, als identiich. 

) Yaband a. a. ©. S. 993 ff. Terjelbe unterſcheidet S. 994) willtürliche und 
nothwendige Ausgaben im ſtaatsrechtlichen Sinne; man kann sa ftaatsrechtlich willkür— 
liche und nothwendige Einnahmen untericheiden. Ju den eriteren gebören 5. B. die Durch 
Veräußerung von Reichsvermögen zu erzielenden Einnahmen. 

’, Dal. Laband a. a. ©. 5. 1001 ff. und beionders 1006. 
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dies Bedenken auch bei der Entlaftung ſchwinden; in beiden Fällen find Die 
Zuftimmungsrechte der Reichsvertretung eben zu verjtehen vorbehaltlich der 
Wahrung des gejeglichen Nechtszujtandes. Ja, man kann jogar behaupten, 
daß der Wortlaut der Reichsverfaſſung zu jenem Bedenken bei der Etatsfeit- 
jtellung erheblich mehr Anlaß giebt, als bei der Entlajtung. Bei der erjteren 
handelt es jich nach jenem Wortlaut um „Bewilligung“ der Ausgaben (Art. 71 
der Neichsverfaflung), um ein „Geſetz“, durch welches Ausgaben und Einnahmen 
jeitgeitellt werden (Art. 69 der Reichsverfaſſung), Ausdrüde, welche auf einen 
Rechte begründenden Akt der Neichsvertretung hinweiſen und allerdings leicht 
zu der irrthümlichen Auffaſſung führen können, als ob erſt durch die Etats- 
teftitellung für Erhebung der Einnahmen und Leijtung der Ausgaben, auc) 
joweit fie jchon gejeglich begründet find, der Nechtsgrund gejchaffen würde. 
Der Ausdrud „Entlaſtung“ bat jicher dieje Bedeutung nicht. Durch jie wird 
ichon nach ihrem Wortſinn nicht ausgedrüct, daß ſie das Necht auf Erhebung 
der abweichend vom Etat erfolgten Ausgaben und Einnahmen für Die Reichs— 
regierung nachträglich begründet; denn jie ijt überhaupt fein Nechte be— 
griündender, jondern im Öegentheil ein Nechte aufbebender Akt, indem fie 
durch die Erflärung, daß der Reichskanzler die Sinanzverwaltung ordnungs⸗ 
mäßig geführt habe, das Recht des Reichsfiskus, ihn für jene Verwaltung ver— 
antiortlich zu machen, zerjtört, ſie hat feinen Eonjtitutiven, jondern einen 
liberirenden Charakter. Und jie behält diejen Charakter auch in denjenigen 
Fällen, in denen die vom Etat bezüglich der Ausgaben und Einnahmen vor- 
gefommenen Abweichungen von der freien Willensentjchließung der Reichs: 
regierung abhingen; auch dann enthält die Entlajtung als ihren alleinigen 
Inhalt das Anerkenntniß, daß der Neichskanzler von der VBerantwortlichteit 
bezüglich jener (willfürlichen) Abweichungen frei jei, und die fich hierin aller: 
dings zugleich fundgebende Zuſtimmung der Neichövertretung zu der Abweichung 
ijt nicht Bejtandtheil, jondern lediglich Motiv der Entlajtungserflärung. Die 
letztere kann eben aus verjchiedenen Gründen erfolgen, jei es nım, daß Das 
Verhalten des Neichsfanzlers aus Nechtspflichten des Reichs, jei es, daß das— 
jelbe, wo jolche nicht in Frage stehen, aus Zweckmäßigkeitsgründen gerechtfertigt 
ericheint. — Hienach ift die gejegliche Definition der „Etatsüberjchreitungen“ 

entiprechend dem oben mitgetbeilten Beichluffe der Neichstagstommiijion von 
1374 zu fajlen, wie dies im Anhang unter II S 9 geichehen tt!) und jind 
jowohl dieje Etatsüberjchreitungen als die außeretatsmähtigen Einnahmen ſämmt— 
lich der Entlajtung zu unterwerfen. 

Andererjeits erjcheint e8 nad) dem Angeführten zur Klarſtellung des Nechts- 
verhältnifjes geboten, für die das Ktontrolrecht ausübende Nechtshandlung der 
Neichsvertretung tm den Beltimmungen des Nomptabilitätsgeieges überall den 
Musdrud „Entlajtung“, welcher offenfichtlich mur den eben angegebenen Sinn 








'), Auch das Heifiiche Geſetz vom 14. Juni 1879, betrefiend die Verwaltung der Ein— 
nabmen und Ausgaben des Staats, beitimmt im Artifel 20: „Alle Mebreinnabmen und 
Mebrausgaben, welche gegen Die durch ftändijche Beichlüfie. zu dem Dauptvoranichlag für 
die Finanzveriode feſtgeſtellten Beträge ſtattgefunden haben. werden als Etatsüberſchreitungen 
angeſehen“. Großherzoglich Heſſiſches Regierungsblatt 1879 S. 471) Freilich ſind hiedurch 
die Mehreinnahmen noch nicht als Gegenſtand der Entlaſtung dort bezeichnet. Angeordnet 
it namlich in dem Art. 20 des anderweiten Heſſiſchen Geſeßes über die Oberrechnungs 
fammer von demielben Tage mır, daß Diele Etateuüberſchreitungen, aljo auch die Mebr 
einnahmen, den Ständen mitzutheilen ſind; ob zur Nenmi nißnahme oder sur Entlaſtung, bleibt 
dDahingeitellt, ganz wie dies auch in dem oben S. 98° wiedergegebenen 5 19 N. 3 des Geſetz 
entwurfs über den Rechnungshof des Reichs Ichliehlich von Der Neichsregierumg zugeſtanden iſt. 


M Noel: Zum Komptabilitätsgeieh für das Reich. 101 


ent von der Verantivortlichfeit befreienden Willenserklärung bat, feitzuhalten 
und den Ausdrud „nachträgliche Genehmigung“ von Ausgaben und Emmahmen, 
welcher zu dem Mißverſtändniß führen kann, als ob der Beſchluß der Neichs: 
vertretung zu den vorgefommenen Abweichungen den Rechtsgrund gewähre, zu 
vermeiden. ') Man fann wohl behaupten, dab der Widerjpruch der Reichs: 
regierung gegen die Ausdehnung der Kontrolle auf jämmtliche hinſichts der 
Einnahmen vorgefommenen Abweichungen zum guten Theil auf die migbräuch- 
Iihe Amvendung diejes Wortes „Genehmigung“ und den hiemit gewöhnlich 
verbundenen Zinn zurüdzuführen it. Im Artikel 104 der Preußiichen Ber: 
faſſung iſt allerdings bezüglich der wichtigiten Abweichungen der legtgedachte 
Ausdruck gebraucht, indem es dort heißt: „Zu Etatsüberjchreitungen ift die 
nachträgliche Genehmigung der Kammern erforderlich“, und das Preußiſche 
Tberrechnungsfammer:Sejeg bat im Anjchluß an dieſe Ausdrucksweiſe im $ 18 
% 3 als Inhalt der dem Landtag mitzutheilenden Bemerkungen der Ober: 
rechnungskammer unter Anderen bezeichnet: 

„gu welchen Etatsüberjchreitungen im Sinne des Artikels 104 der 
Lerfaflungsurfunde ($ 19) und zu welchen außeretatsmäßigen Ausgaben 
die Genehmigung des Landtags noch nicht beigebracht iſt“, 

auch im 8 19 Abj. 3 verordnet, daß eine Nachweiſung der Ctatsüberichreit- 
ungen und der auberetatsmäßigen Ausgaben den Häujern des Landtags zur 
nachträglichen Genehmigung vorzulegen iſt. In Wirklichkeit handelt es ſich bei 
diejer „nachträglichen Genehmigung“ auch um nichts Anderes, als eine Ent: 
laſtung, eine Bejeitigung der durch die Abweichung vom Etat an jich be 
gründeten Berantwortlichfeit der Miniſter, wie das Neichsgericht bezüglich der 
Etarsuberjchreitungen zutreffend ausgeführt hat ?); nicht aber jteht hiebei in 
stage die Begründung des Nechtstitel$ für die Etatsüberjchreitung oder ſonſtige 
Abweichung vom Etat, jo daß beiipielsweije, fall® im Etat für ein Baumerf 
10,000 Mark bewilligt find, der Baumeiſter, welcher biefür von der Negierung 
HNO Mark mehr empfangen bat, bei Berjagung der Genehmigung der Etats: 
überichreitung Seitens des Landtags etwa den mehr erhaltenen Betrag dem 
Fistus zurückzuzahlen verpflichtet wäre. Und zwar gilt dies bezüglich der 
taatsrechtlich willfürlichen Abweichungen vom Etat ebenjo jehr, als bezüglich 
der nothmwendigen Abweichungen; denn auch bei den erjteren it die Staats— 
tegierumg mach außen hin, gegenüber Dritten befugt, allein rechtswirffam zu 
contrabiren, falls jie nicht die Genehmigung des Landtags ausdrücklich vorbe- 
hält, und Der Mangel diejer Genehmigung fann jomit demnächit nicht den 
Tritten, ſondern mur das betreffende Mitglied der Negierung gegenüber dem 
Fekus erjtattungspflichtig machen. — Die Neichsverfaflung ſpricht in dem von 
den Keichsfinanzen handelnden Abjchnitt XII nirgends von einer nachträglichen 
Senchmigung der Etatsüberjchreitungen, jondern braucht dajelbjt, im Artifel 72, 
für das Kontrolrecht der Neichsvertretung nur das forrefte Wort „Entlaltung“. 
© ſteht daher hier jicherlich nichts im Wege, in dem für das Reich zu erlaijenden 
Komptabilitätsgejeg diejen Ausdrud durchweg beizubehalten. Hienach wird auch 
xrım $ 3 und $ 10, Abſatz 2 und 3 des legten Gejegentwurfs der Reichs: 
tegierung über Berwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Neichs ') für 


' Bei der „Entlaſtung“ bleibt der Gedanke fern, daß der Entlaitete vorher ohne Recht 
| eebondelt babe. Man denke 3.3. an die Entlaitung, welche der Bormund nad beendigter 
Sormumdichaft erbält. 
”, Enticheidungen in Giviliachen Band 13, Seite 260 Fr. 
Druckſachen des Reichstages 1877, Nr. 15 2. 4 und 5. 
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Etatsüberjchreitungen, außeretatsmäßige Ausgaben u. ſ. w. noc) erforderter „Ge 
nehmigung des Bundesraths und Reichstags” eine Seitens diejer Körperichaiten 
zu ertbeilende „Entlajtung“ zu jubjtitutren jein. Ungeachtet deſſen fann es bei der 
bisherigen Braris bewenden, daß injoweit, nämlich bezüglich der gedachten Ab: 
weichungen vom Etat, Diele Entlaftuma (bisher Genehmigung genannt) bejonders 
und zeitlich früher erfolgt, als die allgemeine Entlajtung, welche jich an die erit 
jpäter zu legende allgemeine Rechnung anjchliegt. Der itirte $ 10 des leten 
Gejegentwurfs von 1877 ordnet im Ab. 1 in Uebereinjtimmung mit der Preußiſchen 
und Reichspraris an, daß jchon baldmöglichit nach dem Bücherabjchluß der Reichs— 
hauptfaiie . . . dem Bundesrath und Reichstag eine Ueberficht jämmtlicher Ein: 
nahmen und Ausgaben des Etats vorzulegen ijt. Hieran würde nach obigem 
Vorſchlage Abſatz 2 und 3 in folgender veränderter Faſſung ſich anjchliehen: 

„In diejer Vorlage jind die Etatsüberjchreitungen, auferetatsmäßigen 

Ausgaben und Einnahmen zur Entlaftung des Neichsfanzlers bejonders 

nachzumweijen. 

Die Erinnerungen der jpäteren Rechnungslegung werden durch dieje 

Entlaitung nicht berührt.“ 

Der Sinn diejer beiden Abjäge wird dann fein, dal die Neichsvertretung 
Ipeziell anlangend die Etatsüberjchreitungen u. j. w. zumächit einen Theil 
der Entlajtung vornimmt, nämlich joweit als die gedachte Ueberficht ihr 
die Abweichungen vom Etat überhaupt jchon zur Kenntniß bringt und jo weit 
es ſich um die frage handelt, ob der Neichsfanzler als frei von der Verant— 
wortlichkeit für jene Abweichungen mit Rückſicht auf Die Gejege oder auf Zwech 
mäßigfeitsgründe anzuſehen it, die Fortſetzung der Entlajtung aber bis zur 
Vorlegung der vom Rechnungshofe der allgemeinen Rechnung beizufügenden 
Bemerkungen vorbehält, alſo if dieſem jpäteren Zeitpunkte bezüglich der erjt 
jet neu mitgetheilten Abweichungen diejelbe Frage und bezüglich jämmtlicher, 
jowohl bei der früheren Ueberficht als jest Ipezifizirten Einnahmen und Aus- 
gaben die weitere Frage, ob jie als wirklich erfolgt nachgewiejen jind, erledigt. 
Materiell will jowohl die von der Keichsregierung in ihrem legten Entwurfe 
vorgeichlagene Faſſung als der 8 19 Abj. 3 des Preußischen Oberrechnungs: 
fammer-Gejeges genau dasjelbe verordnen, nur dab biebei irreführend „Be: 
nehmigung” der Bolksvertretung genannt wird, was in Wahrheit lediglich ein 
antizipirter Beitandtheil der Entlaftung üt. 

Das oben (S. 97 ff.) erwähnte Amendement, welches von vorne herein 
Die gegen den Etat jtattgebabten Miehreinnahmen der Kontrolle der Reichs— 
vertretung entziehen wollte, „ſofern fie auf den der Ctatsgenehmigung au 
Grunde liegenden Geſetzen oder allgemeinen Borjchriften beruhen“, it kaum 
annehmbar, weil dann die Entjcheidung der zuweilen ſchwierigen Nechtsrrage, 
ob im einzelnen Falle eine gejegliche Pflicht zur Erhebung der Einnahme vor- 
handen war, lediglich in das Ermeljen des Nechnungsbores geitellt wäre, 
welcher bet ihrer Begabung dem Neichstag und Bundesrath von den fraglichen 
Mehreinnahmen überhaupt feine Mittheilung zu machen bätte, während jene 
stage angemeſſener Weiſe vielmehr zwiſchen den geſetzgebenden Körperſchaften 
des Reichs und der Reichsregierung zum Austrag zu bringen iſt. 

Zu le (vgl. oben ©. 94). Auch die vorher zu le erwähnten zeitlichen 
Abweichungen vom tat — theilweiſe zu parlamentariſchen Erörterungen 
geführt. An ſich müſſen ſowohl verfrühte als verſpätete Einnahmen und Aus— 
gaben als Abweichungen vom Etatsgeſetz, welches die Einnahmen und Aus— 
gaben nur für das betreffende Etatsjahr, nicht für ein vorangehendes oder 
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tolgendes Jahr, vorgejehen bat, der Entlajtung Seitens der Reichövertretung 
unterliegen.') Von diejer Negel hat die Neichsregierung indeß im Bereich der 
Rejtverwaltung bet verjpäteten Nusgaben nach eingehenden, innerhalb des Reichs» 
tags ſtattgehabten Erörterungen, beitimmte Ausnahmen, in denen aljo die ver: 
jpätete Zahlung nicht Gegenitand der Entlaftung jein joll, für angezeigt er 
achtet, welche der legte Entwurf der Keichsregierung, betreffend das Geſetz über 
Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs von 1877 in ſeinem 
(in Anhang weiterhin wörtlich wiedergegebenen) Beſtimmungen über die Reſt— 
verrpaltung im Wejentlichen dahin firirt:®) 

x) Ber allen durch den Etat von einem Jahre in das andere als über: 
tragbar erflärten Fonds fünnen die bis zum Schluß des Etats— 
jahres nicht ausgegebenen Beträge noch für die im den beiden nächſt— 
folgenden Jahren unter demjelben Titel zahlbar werdenden Ausgaben 
verwendet werden, injoferne der Etat nicht eine Uebertragung auf noch 
längere Zeit geftattet. Gleiches gilt, ohne dal es ausdrüdlicher Feſt— 
ſetzung der Uebertragbarfeit im Etat bedarf, für ſämmtliche Baufonds 
und für die zu einmaligen Ausgaben bewilligten Fonds ($ 26 des Ent- 
wurfs). Die Reichstagskommiſſion von 1874 wollte die Uebertragbarfett 
nur für ein Jahr geftatten und nur für die ausdrücklich als übertragbar 
erflärten, jowie für die Bauzzonds, nicht für die zu einmaligen Aus: 
gaben bewilligten Fonds. Anlangend dic Teßteren bat die Neichs- 
regierung betont, daß es dem Zweck ihrer Bewilligung geradezu wider: 
jprechen würde, wenn der bis zum Jahresſchluß noch nicht verwendete 
Beltand jolcher Fonds als eripart auch in einem ‚Falle verrechnet wer: 
den jolle, in welchem jener Zweck noch nicht völlig erreicht ſei, was 
während des Etatsjahres durch rem zufällige Umftände veranlagt jein 
könnte. Die Neichstagsfommifjion von 1874 jtrich indeß bezüglich diejer 
Fonds die im 8 19 des damaligen Regierungsentwurfs enthaltene, aber 
allerdings der Emjchränfung auf die folgenden zwei Jahre damals noc) 
entbehrende Anordnung der Uebertragbaärkeit, wejentlich wohl, weil dieje 
Grenze damals fehlte. $ 19 der Negierungsvorlage von 1874 beſtimmte 
nämlich: „Die zu einmaligen Ausgaben bewilligten Fonds werden bis 
zur Erfüllung des Zweds, zu welchem diejelben Beoilgt ind, als 
von einem Jahr in das andere übertragbar behandelt”. Die Kommiſſion 
erffärte: „In der allgemeinen Faſſung, die dem Baragraphen ge= 
geben jei, könne es fich auch um Fonds handeln, welche unter veränderten 
Umständen zurädzunehmen die Reichsvertretung B Veranlaſſung habe“.) 
Nach der Faſſung der letzten Regierungsvorlage werden dieſe Bedenken 
wohl als beſeitigt gelten müſſen. 





Das Preußiſche Abgeordnetenhaus erachtet verfrühte und verſpätete Verrechnungen 
als der nachträglichen Genehmigung des Landtags bedürfende außeretatsmäßige Ausgaben, 
ausgenommen vie veripäteten Verrechnumgen, welde übertragene Fonds betreffen. In 
llebereinitimmung biemit ſteht die Praxis der Preußiſchen berrehnungstammer Wal. 
Hertel, Ergänzungsheft S. 151. 

”, Vgl. hierüber Trudiachen des Reichstags 1. Seſſion 1877 Nr. 15 S. 17 bis 20. 
Ter Entwurf ichließt fich biebei mebrfad an die "orichläge des Nommillionsberichts des 
Keichstags in den Trudiadhen II. Seſſion 1874 Nr. 108 (2. 16 ff) an. Tie eviten auf 
dieie Mlaterie _beriiglichen und ſpäter mehrfach modifizirten Vorſchläge der Keichsregierung 
beñnden ſich Trudiachen des Reichstags IV. Zeilton 1873 Nr. 116 2. 121. Val. namentlich 
auch Die Bemerkungen des Aundestommiltars Geheimen Raths Dr. Michaelis in der Sitzung 
des Heichstags vom 23. Februar 1874 Sten. Ber. S 167. 
Druckſachen des Reichstags I. Seſſion 1874 zu S 25 S. 17. 
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Der $ 32 Abſ. 1 umd 2 dieſer legten Vorlage bejtimmen nod), 
daß bei jämmtlichen übertragbaren Fonds in der Nechnung der Reichs: 
hauptkaſſe und im der der Neichsvertretung zu legenden Nechnung die 
im Ctatsjahr unverausgabt gebliebenen Bejtände genau zu bezeichnen 
und im folgenden Jahre von den Ausgaben der betreffenden Titel ab: 
zuziehen jind, wodurch die Kontrole der Neichvertretung über Verwend: 
ung diejer Fonds gewahrt wird. ') 


B) Bezüglich der jährlich abjchliegenden (nicht übertragbaren) Fonds 


1: 


it im Entwurf bejtimmt: 


Unlangend Einnabmerüdjtände des Etatsjahres fünnen nur Matri- 
fularbeiträge und die nach Artikel 39 der Reichsverfaſſung feitgejtellten 
Einnahmen an abzuliefernden Zöllen und Steuern innerhalb der auf deu 
Bücherabjchlug des Etatsjahrs Folgenden ſechs Monate für Nechnung 
diejes Jahres eingezogen werden. Die übrigen Einnahmerückſtände find 
auf die Nechnung des folgenden Jahres zu übernehmen ($ 27 des Ent- 
— Hiemit ſtimmte der 8 28 der Kommiſſionsbeſchlüſſe von 1874 
überein. 


. Anlangend die Ausgabereſte ſollen nah 8 28 des Entwurfs von 


1877 nur innerhalb der Militärverwaltung Diejenigen Ausgaben, zu 
welchen die Berbindlichkeit vor Ablauf des Etatsjahres entjtanden iſt, 
noch innerhalb der dem Bücherabſchluß des Etatsjahres folgenden ſechs 
Monate für Rechnung dieſes Jahres geleiſtet werden können; die dann 
noch verbleibenden Beſtände ſind als erſpart den Einnahmen des laufen⸗ 
den Jahres zuzuführen. Innerhalb jener ſechsmonatlichen Reſtperiode 
ſollen demgemäß die für Ausgaben des vorigen Etatsjahres zur Ver— 
fügung bleibenden Gelder nicht zu Ausgaben für das laufende Etatsjahr 
und ebenſo umgekehrt die für das letztere bewilligten Gelder nicht für 
die Ausgaben des vorigen Etatsjahres verwendet werden. — Die Motive 
des legten Negierungsentivurfs begründen dieje Ausnahme näher, einmal 
durch Hinweiſung auf den großen Umfang des Zahlungs: und Berech— 
nungsgebiets, bejonders der Preußischen Militärverwaltung und den da— 
raus folgenden langen Aufrechnung und Inſtanzenzug ferner durch 
Hervorhebung der häufigen Säumigkeit der Ortsgemeinden und der 
ſonſtigen der Militärverwaltung fremden Organe bei Ausgabeberechnungen 
u. dgl., welche Verhältniſſe für die Abwickelung der jedem Etatsjahr an— 
gehörigen Ausgaben einen jehr großen Zeitaufwand zur Folge hätten. 
Eme gleichartige Beitimmung für die Mititärverwaltung, welche indeß 
Die Verausgabuug der hiefür bewilligten Gelder ſogar noch für das 
ganze folgende Jahr zuließ, war ſchon im 8 27 des der Reichstags— 
kommiſſion von 1874 vorliegenden Regierungsentwurfs euthalten und in 
deſſen Motiven auch gleichartig begründet. Die Kommiſſion lehnte da— 
mals dieſe Sonderbeſtimmung für die Militärverwaltung und ebenſo 
eine entſprechende, gleichfalls vorgeſchlagene Beſtimmung für die Marine— 
verwaltung ab, indeß unter Anerkennung des Gewichts der an der Re— 
gierung für dieſelben geltend gemachten Gründe, denen ſie ihrerſeits ge— 
recht zu werden glaubte, wenn im Etat die Zuläſſigkeit einer Reſt— 


Bgl. Druckſachen des Reichstags 1. Seſſion 1877 Nr. 15 S. 19. — Ueber die von 


der obigen llebertragbarteit in Die folgenden (tatsjahre verichiedenen aegenieitigen Ueber— 
tragbarfeit der einzelnen Titel des Spezialetats vgl. oben S. 89. 
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verwaltung bei einzelnen Titeln erjichtlich gemacht werde und dann noch 

ichs Monate nach Ablauf des Etatsjahres dieſe Ausgabefonds für 

Beſtreitung rückſtändiger Zahlungen offen gehalten würden. In dieſem 

Sinne iſt der 8 29 der Kommiſſionsbeſchlüſſe damals gefaßt Man 
wird, nachdem im $ 28 des legten Entwurfs von 1877 die Reſtverwalt— 
ung für die Militärverwaltuna auf nur jechs Monate eingeichränft it, 
der Regierungsvorlage im Allgemeinen fein Bedenken mehr entgegen- 
bringen fünnen. Nur die darin zugleich enthaltene Definition der ver: 
jpäteten Musgaben, wonach dieje diejenigen jind, „zu denen Die Ver- 
bindlichfeit noch vor Ablauf des Etatsjahres entitanden it“, erichemt 
anjechtbar. Sie rührt von der Reichstagskommiſſion von 1874 bei 

Redaktion des oben erwähnten $ 29 ihrer Beichlüffe her; die Kommiſſion 

gab aber zugleich in ihrer Mehrheit die Meinung fund, daß bientit 

nicht die privatrechtliche Verbindlichkeit, welcher das Recht eines Dritten 
gegenüberitebt, jondern Die jtaatsrechtliche Verbindlichkeit gemeint ſei, 

„die Verbindlichkeit, welche für den Staat entſteht, wenn gewiſſe veran— 

laſſende Urſachen vermöge ſeiner Inſtitutionen eine Ausgabe bedingen, 

ohne daß damit nothwendiger Weife ein Klagerecht für einen Dritten 
verbunden iſt“. An der Kommiſſion iſt damals verſucht, dieſem gewiß 
richtigen Gedanken Ausdrud durch den Vorſchlag zu geben, daß an 

Stelle des Worts „Berbindlichkeit” das in der Negierungsvorlage ge 

brauchte Wort Rothwendigteie⸗ oder „thatſächliche Grundlage der Ver— 

bindlichkeit“ geſetzt werde. Die Kommiſſion fand indeß auch dieſe Aus— 
drücke, welche allerdings an einer bedenklichen Unbeſtimmtheit leiden, 
ungeeignet.) Will man den Eintritt der ſtaatsrechtlichen Verbindlichkeit 
als mapgebend für die Zugehörigkeit der Ausgabe zu einem beitimmten 

Etatsjahr feithalten, wie das ficher nur zu empfehlen it, jo würde m. E. 

ein jicheres Kennzeichen hiefür der endgültige Beichluß der Verwaltungs: 

behörde über die Zeiitung der Ausgabe darbieten, und es ijt jomit ans 
gezeigt, im Dem betreffenden Paragraphen diejen Beichluß der „Ent 
ſtehnng der Verbindlichkeit” zu jubjtituiren. 

3. Innerhalb aller übrigen Berwaltungszweige mit jährlich abjchließenden 
Fonds (Mearine-Boftverwaltung u. ſ. w.) jollen nad) der Begründung 
des legten Gutwurfs von 1877 die bei Schluß des Etatsjahres rüd- 
jtändigen, nicht verausgabten Beträge auf die Etatsfonds des folgenden 
Etatsjahres übernommen werden. 

Nach Vorſtehendem bleibt die Reitverwaltung nur noch bejtchen bei den 
oben ımter 5 1 umd 2 aufgeführten Verwaltungszwergen md auch bier nur 
noch binnen der kurzen Friſt von- jechs Monaten, it aber bei ſämmtlichen 
übrigen Verwaltungszweigen (oben unter & und 3 aufgeführt) bejeitigt. Un: 
abhängig bievon iſt Die hier vorzugsweiſe intereilirende Stage, welche der vors 
gedachten Fälle Ausnahmen von dem Artikel 69 der Reichs zverfaſſung bilden, 
wonach Erhebung der Einnahmen und Leiſtung der Ausgaben des Reichs durch 
den Etat unr für cin beſtimmtes Jahr bewilligt werden. Solche Ausnahmen 
bilden ſowohl die oben unter 2 gedachten übertragbaren Ausgaben, bei denen 
eine Reſtverwaltung in Folge dieſer Uebertragbarkeit beſeitigt ut, als die oben 


% Prudjachen des Neichtags I. Seſſion 1874 Nr. 108 S. 19, Tie Preußüſche Über 
rechnungskammer hat daran feitgebalten. Daß jede Ausgabe demjenigen Etatsjahr angebört, 
im welchem Die Falligteit eingetreten iſt Hertel, Ergänzungsheft S- 152, legt alſo Die 
privatrechtliche Verbindlichkeit zu Grunde. 
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unter 8 1 und 2 aufgeführten Einnahmen und Ausgaben, bei denen die Reit: 
verwaltung im Gegentbeil noch ftattfinde. Denn in allen diejen Füllen, 
mag die Rechnungslegung zugleich «mit derjenigen über ein folgendes Etatsjahr 
oder in Form eines Nachtrags zu derjenigen des Vorjahres (vgl. $ 33 des 
Geſetzentwurfs von 1877 im Anhang) gegenüber der Neichsvertretung erfolgen, 
bat Letztere ihr Einverſtändniß mit der verjpäteten Erhebung der Einnahmen, 
bezichentlich Leiſtung der Ausgaben ‚nicht mehr auszujprechen; vielmehr be— 
ſchränkt ſich die ihrerjeits zu ertbeilende Entlajtung auf Die Prüfung, ob die 
Einnahmen und Ausgaben in Uebereinſtimmung mit den Titeln des Etats, nad) 
welchen diejelben zu erheben, bezichentlich zu leiſten waren, erfolgt ſind. 

Hingegen wird in den voritchend unter 3 3 aufgeführten Fällen Die 
Hegel des Artifels 69 der Neichsverfajfung vollftändig wirfam. Wenn Die 
dort bezeichneten, jährlich abichlicehenden Fonds am Ende des Etatsjahres noch 
nicht verausgabt jind, werden ſie auf das folgende Etatsjahr übernommen, 
dürfen aber am fich auch nur in Gemäßheit des für das folgende Jahr ges 
gebenen Sintögerehes verausgabt werden. Erfolgt abweichend hievon ihre Ber: 
ausgabung (im Bereich der Marine: Toitverwaltung it. }. mw.) veripätet fir 
Diejenigen Zwede, zu deren Erreichung fie im Etat des Vorjahres urſprünglich 
beitimmt waren, jo bat die Neichsvertretung bei der Rechnungslegung Die Ent: 
laſtung nicht bloß auf die Prüfung einer den betreffenden Titeln des Etats Des 
Vorjahres gemäßen Verwendung zu bejchränfen, jondern auch ihr Einverſtänd— 
niß Damit auszımprechen, daß dieſe Verwendung erſt nach Ablauf des Etats— 
jahres geicheben it. 

Zu la (oben S. 94). Auch die jonit noch möglichen, oben unter la 
erwähnten Abweichungen vom Etat unterliegen als ſolche dem Kontrolrecht, 
ohne daß indeß bei ihrer mehr zurücktretenden —— ihre beſondere Her— 
vorhehung im Komptabilitätsgeſetz erforderlich erſcheint. Es ſind Dies die gegen 
den Etat ſtattgehabten Mindereinnahmen und Minderausgaben, ſowie die Nicht: 
erhebung einer etatsmähigen Einnahme und Nichtleritung einer etatsmähigen 
Ausgabe. Anlangend die beiden legterwähnten Kategorien ut die Neichsregierung 
unjtrettig verantiwortlich, wenn fie eine durch Steuer, Zoll und andere Ge: 
jege angeordnete und demgemäß im Etat vorgeichene Einnahmequelle ganz 
unbenugt läßt; ſie iſt verpflichtet, nicht bloß ermächtigt, \olche Einnahmen zu 
erheben.) Aber auch ſonſt können bier Fälle der VBerautwortlichkett eins 
treten und Die Frage, vb nad) der Intention der gejeggebenden Faktoren Die 
Neichsregierumg nur berechtigt oder auch verpflichtet ſein ſoll, Die etatsmähige 
Ausgabe zu leiten, wird jters quaestio facti bleiben und daher im einzelnen 
Falle bei Ausübung des Stontrolrechts zu entjheiden jein. Wenn beiſpielsweiſe 
Die geieggebenden Organe des Reichs eine Ausgabe für Reparatur eines ſchadhaften 
Gebäudes bewilligt haben und die Neichsregierung unterläßt ohne zureichenden 
rund Neparatur und Ausgabe, in Folge diejer Unterlaitung aber das Gebäude 
ganz eimjtürzt, jo kann wegen des hiedurch entitandenen größeren Schadens 
auch eine juriſtiſche Verantwortlichkeit der Meichsreaterung begründet jein. ?) 

Val. Yaband a. a C. S. 1003 Am. 2 

»Laband (a a. ©. S. 1005 erachtet abweichend bievon alle Ausgabepofitionen des 
Etats Ntaatsrechtlich nur als Grmächtigungen der YKeichsregierung, wegen deren Nichtleiſtung 
nur eine politiſche, niemals eine juriſtiſche Berantwortlichkeit der Reichsregierungi in Anſpruch 
genommen werden könne. Pol dagegen Jetlineck bei Konrad, Handbuch der Staatswiſſen— 


ichaften, Bd. 11 2.787: „Mllerdings fann ein Vomm des Aus Rabebudgeis, im Falle es fich um 
jrei zu votirende Aus gaben bandelt, unter Umiſtanden auch eine JZablungspflicht enthalten. 
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In Bezug auf die Nichtleiftung etatsmäßiger Ausgabe find namentlich 
die nach Obigem (S. 90) ftet3 mit jpezieller Angabe der Stellenzahl und Ge— 
haltsjäge in den Etat aufzunehmenden Bejoldungsfonds zu erwähnen, 
da ſich an den Fall ihrer Nichtzahlung eine lebhafte Kontroverſe zwiſchen 
Reichstag und Reichsregierung gefmüpft hat. Wird im Laufe des Ctatsjahres 
eme Stelle frei, jo müßte an ich das hiedurch frei gewordene Gehalt als er—⸗ 
ipart zur Staatslaſſe fließen; die Regieruug bat indeß ſowohl in Preußen als 
ſpäter im Reich ſtets die Befugniß beanſprucht, dergleichen erſparte Gehälter als 
Zuwendungen an Beamte derſelben Kategorie zu verwenden. Der Kommiſſions— 
bericht des Preußiſchen Abgeordnetenhauſes vom 30. Januar 1872 bemerkt 
über die in ſolchen Fällen vom Reſſortchef eingehaltene Praxis: „Entweder 
läßt der Chef eine Stelle ganz unbeſetzt und gewinnt das ganze Gehalt oder 
er hält den zum Gehaltsavancement gelangten Beamten in der unteren (Öe- 
halts-⸗Klaſſe zurücd und gewinnt den Unterjchied zwiichen den beiden Gchalts- 
jtufen zu jeiner Verfügung, der Negel nach für außerordentliche Nemumerationen 
an Beamte, zuweilen auch zu Öebaltserhöhungen. . . - . Durch diefe Praxis it 
die äußere Stellung der Beamten in das Wohlwollen des Ehers geſtellt, 
welcher zu Gehaltszulagen und Belohnungen D Diöpofitionäiumnen gewinnt umd 
auf Koſten anderer Beamten jich verichaffen fann.* Die Kommiſſion beſchloß, 
um jolchen Mißſtänden vorzubengen, in den 8 19 des damals vorgelegten Ge: 
jegentwurfs über die Preußische Oberrechnungsfammer einen Zap einzuſchieben, 
wonach die Verwendung etwaiger Eriparnifie der Gehälterfonds Seitens der 
Regierung ausgeichloifen jein jollte. ES iſt biebet, anlangend die cben er: 
wähnte Praxis, nicht beabjichtigt gewejen, die Negierung in der Regelung des 
Klaſſenweſens zu beichränfen oder die Verwendung der vatanten Gehälter zu 
Zahlungen an zeitweije berufene bejondere Stellvertreter zu hindern, jondern 
nur jene Verwendung, jolange die betreffende Stelle unbejegt, alſo eme ge 
ringere Zahl von Stellen vorhanden it, zu Auszahlungen von Nemumerationen 
an die übrigen Beamten derjelben Kategorie auszujchließen. „Der Entwurf 
(der Regierung) jchreibe vor, die ‚Stellenzahl® in den Etat aufzunchmen, der 
(oben gedachte) Zuſatz erläutere, welche Bedeutung die Aufnahme babe, daß 
Die wirflich beichäftigte und nicht die buchmähige Zahl der Beamten die Höhe 
der Ausgabe bedinge.” '); Es jollte alſo durch den Kommiſſionsbeſchluß dem 
Wißſtand vorgebeugt werben; dab einzelne Beamte auf Koſten anderer Beamten 
Seitens des Reſſortchefs Begünitigungen erhalten. ?) Die Regierung wider: 
jprach entichteden dem Borichlage mit der Begründung , daß ihr freiitehen 
müſſe, jobald vafante Stellen nicht jofort Durch) geeignete Männer bejegt werden 
fonnten und daher eine Zeit lang durch eine geringere Anzahl von Beamten 
besjelben Reſſorts verwaltet werden müßten, Die erhöhten Anſtrengungen der 

Letzteren aus den eriparten Gehältern zu belohnen.”) Der Zuſatz iſt dann auch in 
das Preußiſche X O berrechnungskammer— Geſetz ſchließlich nicht aufgenommen worden. 

Für das Reich hatte die Reichsregierung, im Anſchluß an die Auffaſſung 
der Preußiſchen Regierung zuerſt in $ I Abi. 2 des Entwurfs eines Geſetzes 
über Berwaltung der Einnahmen und Nusgaben des Reichs von 1873 folgende 
Beſtimmuugen vorgeſchlagen: 

Hertel, ©. 280, 281. Dieſer Sinn des beantragten Julages iſt mehrfach in den 
denmädftigen Verhandlungen des Abgeordnetenhanies anerlannt. Vgl. Die Aeußerungen 
der Abgeordneten Richter und Lasker (Dertel &. 431 und 433. 


* zo Abgeordneter NReicheniperner bei Hertel =. 432 
*Finanzminiſter Camphauſen bei Hertel S. 433ff. 
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„Sofern (jedoch) bei den Bejoldungsfonds in Folge von Vakanzen 
Erjparnifje eintreten, Dürfen diejelben zu der Gewährung von Re— 
munerationen an jolche Beamte verwendet werden, welche die Gejchäfte 
der vafanten Stelle bejorgt oder welche an der Uebertragung diejer Ges 
ſchäfte mittelbar oder unmittelbar theilgenommen haben.“ ') 

Schon im folgenden Jahre jchlug fie indeß folgende Faſſung des $ 9 
Abjag 2 vor: 

Erſparniſſe an den Bejoldungsfonds, welche dadurch entitehen, daß 
Stellen zeitweiſe unbeſetzt ſind oder von ihren Inhabern nicht verjehen 
werden, fünnen, außer zu dem eigentlichen Stellvertretungskoiten, zur Ge— 
währung von Nemmmerationen an Beamte derjenigen Kategorie verwendet 
werden, innerhalb welcher die Uebertragung der Gejchäfte jolcher Stellen 
jtattgefunden hat.“ °) 

Während aljo der Entwurf von 1873 für die Befugniß der Negterung 
zur Zahlung der NRemumeration aus dem eriparten Gehalt an einen anderen 
Beamten noch irgend eine Theilnahme des Lepteren am Bejorgung der Ge- 
ichäfte der vafanten Stelle vorausſetzt, iſt im Entwurf von 1874 nur voraus— 
geſetzt, daß dieſer Beamte derjenigen Kategorie angehört, innerhalb deren die 
Uebertragung jener Gejchäfte jtattgefunden hat, gleichviel ob er perjünlich an 
deren Bejorgung Theil genommen bat oder nicht, „da einerſeits Stellvertret= 
ungen häufig auch in Fällen nöthig werden, in welchen Bejoldungseriparnijje 
nicht eintreten, 3. B. in Urlaubs- und Krankheitsfällen, andererjeits aber cine 
Feititellung, welche Perjonen an der Uebertragung der Gejchäfte des zu Ver: 
tretenden betheiligt gewejen jind, nicht in allen Fällen mit Sicherheit erfolgen 
fan, jedenfalls eine genaue Kontrole hierüber mit Weiterungen verfnüpft ſein 
würde, welche mit dem beabjichtigten Zwed außer Verhältniß jtehen würden“. ) 
Dieſer Vorſchlag erfuhr eine ſehr gründliche Berathung in der Reichstags: 
fommijiion von 1874.%) Die Kommiſſion hatte zunächſt im Anjchluß an einen 
Autrag der Budgetfommiflion des Preußiſchen Abgeordnetenhaujes zur Aus— 
ihliegung jeder Willkür des Reſſortchefs bejchloffen, dal die Nemumerationen 
aus Stellenvafanzen für Belorgung der Gejchäfte der vafanten Stellen an 
andere Beamte nur in der Form im voraus firirter Stellvertretung $- 
fojten, eines im Voraus bejtinnmten Honorars, nicht aber auf Grund nach- 
träglicher, am Schlujje des Jahres erfolgender und vom Gutdünfen des Ver— 
waltungschers abbängiger Bewilligung ſtatthaft jeien. 

Die Reichsregierung widerſprach dieſem Borjchlage mit folgender Erfärung : 

„Wenn eine bejoldete Stelle zeitweije zur Erledigung fomme, jo liegt 
es in der Natur der Sache, das Gehalt derjelben zur Dedung der Aus— 
gaben zu verwenden, welche durch die anderweite Wahrnehmung der Ge— 
jchäfte jener Stelle bis zu ihrer Wiederbejegung entitehen. Die Beſorg— 
ung dieſer Gejchäfte während der Vakanz laſſe ſich nach Verſchiedenheit 
der Fälle verjchieden regeln. Entweder berufe man für den ausgejchiedenen 
Beamten einen bejonderen Vertreter ein; deſſen Remuneration lafje jich 
im Voraus firiven. Oder man vertbeile die Gejchäfte der erledigten 
Stelle unter einige bei derjelben Behörde angeitellte Amtsgenoſſen Des 
Truchſachen des Reichstags 1Y. Seſſion 1873 Nr. 116 S. 5. 

Druckſachen des Neichstags I. Seſſion 1874 Nr. 12 S. 5. 


Drudiachen des Reichſttags a. a. C. &. 12 
Trudiacben des Neichstans II. Seſſion 187 4 Wr. 108 2. 12 bis 15. 
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Ansgeichiedenen, und im dieſem Falle jet eine vorgängige Fixirung nicht 
angängig, denn an Sich habe fein Beamter einen Nechtsanipruch darauf, 
bei Uebernahme einer jolchen Vertretung für die ihm dadurch erwachjende 
Mehrarbeit eine bejondere Vergütung zu erhalten, ımd wenn die Be- 
willigung einer jolchen unter Umſtänden aus Billigfeitsrücdjichten motivirt 
jet, jo fünne dieſelbe Doch erit erfolgen, wenn nach Beendigung der Wer: 
tretung beziehungsweile nach Ablauf des Jahres ſich überjehen laſſe, 
was der Bertreter an Mehrarbeit aeleiitet habe. Der Einwand, dab 
jedem einzelnen Vertreter von vornherein ein beitimmt abgegrenzter Kreis 
von Gejchäften zugewielen und für einen jolchen die Vergütung im Voraus 
bemejfen werden könne, ſei jchen deshalb nicht Durchjchlagend, weil bei 
zahlreichen Behörden eine jcharte Abgrenzung von Dezernaten unaus— 
rührbar jei und jich deshalb häufig gar nicht bejtimmen laſſe, welchen 
Umfang die Mehrarbeiten des Vertreters erreichen würden. Es jet daher 
unumgänglich, das pflichtmäßige Ermeſſen des VBerwaltungschers in der 

Verwendung der Gehaltseriparnije nicht in der von der Kommiſſion be 

abjichtigten Were zu bejchränfen. Im Intereffe der Verwaltung wie 

der Beamten lege die Neichsregierung den entichtedenften Werth darauf, 
dab in dem bier fraglichen Punkte ihre Borlage aufrecht erhalten werde “ 

Tie Kommiſſion juchte einen Ausweg ımd fand ihn in einem Beſchluſſe, 
wonach die Streitfrage im jedesmaligen Etat entichieden werden und zu dieſem 
Behuf dajelbjt ımter Wahrung des Prinzips, dab die Erjparnijie an den Be: 
joldungsfonds in die Reichskaſſe, fliehen, der Neichsverwaltung für die Stell 
vertretungskoſten jedesmal bejondere Dispofitionsfonds zur Verfügung geitellt 
werden jollen.') Auch dieſen Beſchluß erklärten die Negierungsvertreter für 
unannehmbar und die Neichsregierimg bat dann auch im legten Entwurf des 
betreffenden Geſetzes in den Abjägen 3 und 4 des $ 18 ım Wejentlichen ihren 
Standpunkt fejtgehalten, indem jie daſelbſt Folgende Beitimmung vorichlug: °) 

„Eriparniffe an den Bejoldungsionds, welche dadurch entitehen, dab 
Stellen zeitweile unbejegt find oder von ihren Inhabern nicht veriehen 
werden, fließen in die Reichskaſſe, ſoweit ſie nicht zur Dedung eigent: 
licher Stellvertretungsfojten oder zur Gewährung von Remumerationen 
an Beamte derjenigen Kategorie, imnerhalb welcher die Uebertragung der 
Geſchäfte jolcher Stellen Ttattgefunden bat, zu verwenden ind. 

Aus Erſparniſſen, welche dadurch entitanden ſind, daß eme neu cr: 
richtete Stelle unbejegt geblieben it, dürfen Nemumerationen nicht ges 
währt werden.” 

Die Motive wiederholen im Wejentlichen zur Nechtfertigung des Abſatz 3 
die Begründung des Entwurfs von 1874 und wollen nur injoferne den oben 
gedachten Beſorgniſſen wellfürlicher Verwendung der Gehältererſparniſſe vor: 
beugen, als durch den neuen Abjag + gehindert wird, „daß bei Anfegung einer 
größeren als der nothwendigen Stelfenzabl im Etat die Verwaltung im Die 
Lage fommen fünnte, unverhältnißmäßige Mittel für Nenumerationen zu cr: 
langen, modem ſie einzelne Stellen unheſetzt laſſe,“ 

Eine Nachgiebigkeit dev Reichsregierung in dieſem Punkte iſt sicht zu er 
warten und in der Ihat ſprechen wohl auch die Bedürfniſſe der Verwaltung 
tür die von ihr feſtgehaltene Forderung freier Verfügung über die erſparten Ge 

Bat. $ 19 Abj. 3 und + der Kammiſſienobeſchlüſſe, a. a. C. 2. 33. 

Truckſachen des Reichstags 1577 1. Seſſtan Ne 
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hälter. Die demgemäß im Iuterefie des Zuſtandekommens des Geſetzes ın das— 
jelbe aufzunehmende, oben wiedergegebene Beſtimmung des legten Entwurfs 
enthält nach ihrem weientlichen Charafter cine Ausnahme von dem Prinzip, 
daß der Neichsvertretung bezüglich aller vorgefommenen Abweichungen vom 
Etat das Recht der Entlaitung zuitebe, imjofern das Prinzip bet der vom Etat 
abweichenden VBerausgabung der Gehälter unangewendet bleibt, Jobald jich jene 
Abweichung in den Grenzen der fraglichen Bertimmung bält.') 

III. Sowohl in Preußen als im Neich iſt Einverſtändniß darüber ge— 
wonnen, daß die Prüfung der Volfsvertretung ſich nicht darauf zu beichränfen 
bat, ob Abweichungen von den ausdrücdlichen Beſtimmungen des Etats 
Itattgefunden haben, jondern dar auch Abweichungen von den ſtihlſch weigen: 
den Vorausjegungen der Etatsbeſchlüſſe Gegenftand der Entlaſtung ſind. 
Streitig tt aber, in welchem Umfange dieler Grundſatz Geltung beanjprucht. 


1. Einig iſt man zur Zeit darüber, daß als jolche jtillichweigende Voraus: 
jegung der Etatsbejchlüffe die Beobachtung der Geſetze, homeit jte ſich 
auf die Sinanzverwaltung beziehen, amzuichen ıft. Der Stimm jeder 
von der Volksvertretung ausgehenden Bewilligung einer Etats spoſition geht 
alſo unbeſtrittener Maßen dahin, daß von der Regierung nicht bloß in Ge— 
mäßheit des Wortlauts dieſer Poſition, ſondern auch unter Junehaltung Der 
der letzteren zu Grunde liegenden Geſetze (z. B. der Penſionsgeſetze bezüglich 
bewilligter Penſionen) verfahren werde, und daß daher Abweichungen von 
dieſen Geſetzen der Entlaſtung geithſaue unterliegen. Auch dieſes Einverſtänd— 
niß iſt nur allmälig erzielt. Die erſte Anregung hiezu iſt in Preußen Seitens 
der Landtagskommiſſion gegeben, welcher der erſte Entwurf des Oberrechnungs— 
kammergeſetzes von 1862 vorlag; ſie änderte unter Widerſpruch der Regierung 
den 8 18 Abſ. 2 der Vorlage, welcher nur Abweichimgen von Etatsgeſetz 
jelbit berüchichtigte, dahin ab, daß die Erinnerungen der Oberrechnungskammer, 
jomweit jie eine Abweichung der ‚sinanzverwaltung von den Beitimmungen der 
Gelege überhaupt („der Geſetze, insbeionderce des gejeglich feitgeitellten 
Staatshaushalts-Etats“) rügen, nur mit Zuftimmung des Yandtags nieder: 
geichlagen werden fünnen.?) Die Negierung cignete ich dieſe Aenderung bei 
Borlegung des Entwaris des jeht geltenden O Oberrechnungöfammergeiches von 
1372 nod) nicht an; ſie —— fortdauernd als Saat der dem Yandtag 
zu machenden Mittheilungen der Oberrechnungskammer im $ 17 Nr. 2 diefes 
Entwurfs nur Abweichungen von den Beltimmumgen des geleblic) jejtgeitellten 
Staatshaushaltetats.’) Die Kommiſſion des Abgeordnetenhanjes hielt ihrerjeits, 
aunächit unter Widerſpruch der Regierung, daran feſt, doß auch die Abweich— 
ungen von Finanzgeſetzened dem Landtag mitzutheilen ſeien.) Nachdem zunächſt 
die Kommiſſion des Herrenhauſes dieſen Zuſatz wieder geſtrichen hatte, iſt der— 
ſelbe vom Plenum des Herrenhauſes ſowie ſchließlich von der Regierung an— 
genommen worden und im Das geltende Oberrechnungskammergeſetz von 1872 
($ 18 Nr. 2) übergegangen.) Im Uebereinſtimmung biemit iſt auch im Reich 


) Das Heſſiſche Geieh vom 14. juni 1879 über Verwaltung der Cinnabmen und 


ee Des Staats beitimmt im Gegenſatz zu dem Vorſchlag der Reichsregierung im 
Art. Abſ. 2: „Tie Erſparniſſe an den \ Beſoldungsfonds können nur zu eigentlichen 
Steilvertretungboften innerbalb der betreffenden Finanzperiode verwendet werden.“ 

) Wal. Dertel Ergänzungshefte 2.54, 113 bis 116. 
” Wal. Dertel 2. 224. ' 
Inwiefern fie noch weiter ging, wird unter 2, zu beiprechen fein. Vgl. S. 112. 
Sal. zu Vorſtehendem Dertel 2. 270 bis 275, 402, 474, 496 
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ſchon im erjten von der Reichsregierung vorgelegten Entwurf des Gejeges über 
den Rechnungshof‘) und dann fortdauernd in allen folgenden Entwürfen des: 
ielben Gejeges dem Rechnungshof die Verpflichtung auferlegt, in jeinen Be: 
merfungen der Neichsvertretung auch mitzutheilen, ob und im wie weit inner— 
halb der Finanzverwaltung Abweichungen 
„von den Beſtimmungen der auf die Neichseinnahmen und Neichs- 
ausgaben oder auf die Erwerbung, Benugung oder Veräußerung von 

Neichseigenthum bezüglichen Geſetze jtattgefunden haben“. 

Der Begriff der hiemit als bindend für die Neichsregierung anerfannten 
Geſetze iſt an Sich tür das Neich ein feſt beftimmter. Artikel 5 der Reichs: 
verfafiung lautet: „Die Reichsgeſetzgebung wird ausgeübt durch den Bundes— 
rath und den Reichstag. Die Uebereinitimmung der Mehrheitsbeſchlüſſe beider 
Verſammlungen it zu einem Reichsgeſetz erforderlich und ausreichend.“ Es 
ind jomit Geſetze im Neich diejenigen und zwar nur Diejenigen jtaatlichen An— 
ordnungen, welche mit gemeinjamer Zuftimmung des Reichstags und Bundes- 
raths zu Stande gekommen jind (Gejege im formellen Sinne)’) und ſie ſtehen 
im Gegenſatz zu denjenigen jtaatlichen Anordnungen, welche ohne Zujtimmung 
des Neichstags (dev Wolfsvertretung) von den Organen der Neichgregierung 
allein (dem Kaiſer, dem Bımdesrath, dem Meichsfanzler und den jonitigen 
biezu fompetenten Neichsbehörden) giltig erlaflen werden fünnen (Verordnungen 
im formellen Sinne?) oder „Worjchriften")*. Zweifelhafter it Die Begriffe: 
beitimmung in Preußen, da dort auch, und zwar hauptjächlich, allgemeine ftaat- 
fihe Anordnungen finanzieller Natur in Geltung jind, welche noch der Zeit 
des abjoluten Staat angehören. und für welche aljo das vorgedachte Kriterium 
bet Entſcheidung der Frage, ob ſie zu den Geſetzen gehören, fehlt.) So lange 
das Preußiſche Etatsrecht auch für das Weich in Geltung bleibt, bejtchen daher 
auch für letzteres dieje Zweifel bezüglich aller in Preußen vor Einführung der 
Verfaſſung erlafienen finanziellen Normen; ſie hören auf, ſobald. wie das 
Komptabilitätsgeſetz ſich als Aufgabe ſiellt, für das Reich ein ſelbſtändiges 
Etatsrecht geſchaffen wird. Es ſollen indeß ferner nach der oben mitgetheilten 
allſeitig acuptirten Faſſung des Geſetzes über den Rechnungshof Seitens des 
letzteren nur Abweichungen von einem Geſetz finanzieller Art der Reichs— 
vertretung mitgetheilt werden. Hiemit iſt, worüber ebenfalls Einverſtäudniß 
beſteht, nicht gemeint, daß der beftimmende Charakter des Geſetzes ſelbſt ein 
finanzieller, das Geſetz ein ſogenanntes Finanzgeſetz im techniſchen Sinne dieſes 
Worts ſein müſſe, ſondern es ſollen hiemit der Kontrolle der Reichsvertretung 
Abweichungen von allen Geſetzen, ſoweit dieſelben irgendwie finanziellen 
suhalt haben, unterliegen, jo dab lediglich entjcheidend iſt, ob em einzelner 
Paragraph) eines Gejeges, auch wenn legteres ſonſt und in der Hauptſache 
einen durchaus nicht finanziellen Charakter hat, Beitimmungen jolchen Charafters 
vorichreibt; dann it jede Abweichung von dem Inhalt diejes Paragrahen 
Gegenſtand der Entlaftung. Mit Nücjicht hierauf it beiſpielsweiſe hervor: 
gehoben, dab, joweit das Geſetz über die Nechtsverhältniife der Neichsbeamten 





') Drudjachen des Reichstags IH. Seſſion 1872 Ir. $ 19 Nr. 2. 

‚ Bal. Yaband Staatsrecht des —— Reichs, in Auflage, \ Bd. 1856 2. 566. 
* Mol. Laband a. a. ©. 858 ©. 591 ff. 

# Mal. demnächſt unter 2. 


° yür jene zur Zeit der abiofuten Monarchie erlafiene Anordnungen it der Name 


„Geleh” ſelten, hingegen eine andere Bezeichnung Edilt, Patent u. ſ. mw.) häufig gebraucht 
worden. Vgl. „Annalen“ 1888 S. 820. 
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von 1873 finanzielle Beitimmungen über Penſionirung und dal. enthält, Ver— 
jtöhe gegen dieje Beſtimmungen vom Rechnungshof der Keichövertretung mit 
zutbeilen ſind, daß Gleiches auch von dem Gejeg über Die Ninderpeit gelte, 
obwohl beide Geſetze offenbar ihrem Hauptinhalte nach nicht als Finanzgeſetze“ 
anzuſehen ſind.) Dieſem Gedanken wird durch die oben mitgetheilte Faſſung 
iudeß nicht genügend Ausdruck gegeben und es empfiehlt ſich daher entweder 
die im Jahre 1872 ſchließlich vom Reichsſtag vorgenommene Faſſung des 

19 Nr. 2, wonach die Bemerkungen des Rechnungshofs ergeben ſollen, ob 
und inwieweiit bei der Finanzverwaltung Abweichungen von den Beſtimmungen 
der Geſetze . . . ſoweit ſich dieſelben auf die Reichseinnahmen und Reichs— 
ausgaben u. ſ. w. beziehen, jtattgefunden baben,?) oder die im Anhang dieſes 
Aufſatzes gewählte Faſſung, wonach die Worte „auf die Reichseinnahmen 
u. ſ. w. bezüglichen“ nicht dem Worte „Geſetze“, ſondern ſchon dem Worte 
„Beftinimungen® vorangejtellt werden. >)*) 

2. Innerhalb der Kommiſſion des Preußiſchen Abgeordnetenhaujes von 
1872 ging man bei Berathung des Oberrehmmgsfammergejeges indeh noch 
uber die Beichlüffe der Kommiſſion von 1862°) hinaus und beantragte, auch 
Abweichungen von den Beitimmungen der auf die Finanzverwaltung bezüglichen 
„Borjchriften und mahgebenden Berwaltungsgrundjäge“ (welche 
tepteren Die Oberrechnungsfammer bei der für die Negierung bejtimmten ad- 
miniftrativen Reviſion nach S 11 a der damaligen Vorlage und S 12a des 
jegigen Geſetzes ebenfalls berüdjichtigen jollte) zugleich als obligatorischen Be: 
jtandtheil der von jener Behörde für den Landtag aufzuftellenden Bemerkungen 
zu bezeichnen. Die Antragiteller gingen davon aus, daß auch die Snnchaltung 
diejer Vorſchriften und 2 Verwaltungdgrundjäße jtillichweigende bindende Voraus: 
ſetzung der Gtatsbewilligungen jet. Die „Vorjchriften“ jind alle nicht zu den 
Geſetzen gehörigen allgemeinen Anordnungen des Staats finanzieller Natur; 
die Grenze zwiichen ihnen und den Gejegen ıft in Preußen, jomweit es ſich um 
die zur Zeit der abjoluten Monarchie erlafjenen Anordnungen handelt, zweifel— 
haft”; während andererjeits den jeit Geltung der Verſaſſung erlaffenen der— 
artigen Anordnungen das fichere Merfmal einer bloßen „X Verihrift" | dann an— 
haftet, wenn ſie ohne Zuſtimmung des Landtags erlaſſen ſind. Die „maß— 
——— Terwaltungägrundiäge" aber definirte man im Abgeordnetenhanſe als 





Sten.-®er. des Reichstags 111. Seſſion 1872 2. 731 (Nbgeordneter Richter 
Ztaatäminifter Telbrüd) 
T — des Reichstags IIl. Seſſion 1872 Ar. 153 S. 5 und 6. 

#1 Nat. unten S. 145. 

In Preußen haben im Jahre 1882 au: stübrliche Verhandlungen des Herrenhauſes 
und des Abgeordnetenbauies über den Begriff der Finauzgeſetze“ Hattgefunden, ohne zu 
einer genügenden Begrifisbeitimmmmg zu führen. Dieſelben wurden indeß durch eine andere 
Geſetzesvorſchrift weranlaßt, nämlich durch den Artikel 62 Abi. 3 der Preußiſchen Verfaſſung. 
wonach Finanzgeſetzentwürfe zuerſt der weiten Kammer vorzulegen find. Für Beantwortung 
dieſer Frage iſt allerdings im einzelnen ‚Falle entſcheidend, ob das betreffende Geſetz über: 
wiegend, nadı feinem Dauptinhalte, fimanzieller Natur iſt und es iſt von dieſem Geſichts— 
yınlte aus verständlich, daß im jenen Verhandiungen das Preußische Penſionsgeſeß und 
Reliktengeſetz nicht als Finanzgeſeße erachtet ſind. Val. Hertel, Ergänzungsheft S. 140 
bis 142 Wr. 55 Aber zu Unrecht würde man die bei ſolchen Erörterungen etwa geäußerten 
Anſichten für die bier vorlienende Frage des Nontrolrechts Der Vollsvertretung verwerthen 
wollen, wobei chen nicht der Charakter des ganzen Geſetzes. Tondern der einzelnen Be: 
ſtimmungen Deslelben enticheidend iſt. Ties iſt m. &, von Dertel für Preußen a. a. O. 
2. 147 Wr. 14 verkaunt. 

Sal. oben 2. 110 ff. 
at. oben 2. 111. 
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das umgeichriebene Gewohnheitsrecht in Finanzſachen.) Die Kommiſſion jelbjt 
Ichnte den Antrag bezüglich der maßgebenden VBerwaltungsgrundjäße ab, nahm 
aber die Abweichungen von den „Borjchriften” in den betreffenden Baragraphen 
des Geſetzes auf. Auch diefen Zuſatz lehnte das Plenum des Abgeordneten: 
hauſes schließlich ab,?) jo daß derjelbe in das Preußiſche Gejeg nicht über: 
gegangen iſt. Innerhalb des Neichstags it im Jahre 1872 bei Berathung 
des Geſetzentwurfs über den Rechnungshof der Antrag erneuert worden, auch 
die Abweichungen von den auf die Finanzverwaltung bezüglichen Borjchriften 
m den 5 19 Abi. 2 des Gejehes, welcher den obligatorischen Inhalt der der 
Keichsvertretung mitzutbeilenden Bemerkungen des Rechnungshofs fejtitellt, mit: 
aufzunehmen und auch schließlich vom Neichstag angenommen worden.’) Die 
Reichstagskommiſſion von 1874 hat dieſe Forderung indeß im ihrer Allgemein: 
beit nicht mehr aufrecht erhalten, jondern nur noch zwei Klaſſen von Finanz— 
vorichriften als bindend für die Neichsregierung bezeichnet, legtere aber in ihren 
daran folgenden Gejegentwürfen nur bezüglich einer diejer Klaſſen jener For: 
derung jtattgegeben, worüber unten nähere Mittheilung folgt.) Man wird 
nicht umbin fünnen, den Standpunft der Reichsregierung zu billigen, ſoweit 
dieſelbe in dieſem Meinungsitreit die allgemeine Bezeichnung der Abweich- 
ungen von Borfchriften und maßgebenden VBerivaltingsgrundjägen als Gegen: 
itinde der Entlajtung zurückweiſt. Einmal leiden die Ausdrüde „Vorſchriften 
und maßgebenden VBerwaltungsgrundjäge* an einer jehr bedenflichen Unklarheit, 
weiche, jobald auch die Abweichungen hievon dem Kontrolrecht der Volksver— 
zeug unterivorfen werden, eme Quelle fortwährenden Streits zwiſchen der 
ehteren und der Reichsregierung abgeben muß. Bezüglich dev „maßgebenden 
Lerwaltungsgrundſätze“ leuchtet dies ohne Weiteres ein. Aber auch in An— 
bung Der „Vorſchriften“ bleibt zweifelhaft, welche gemeint find, ob Lediglich) 
dicjenigen Der Gentralbehörden oder auch Diejenigen der Mittelbehörden, ob 
zuh tofche, welche ſich bloß auf die Form der Rechnungslegung, nicht auf 
materielle Punkte beziehen u. }. w.’) Wenn jene vagen Ausdrüde im $ 12 des 
uch für das Reich in Geltung gejegten Preußiſchen Oberrechnungsfammer- 
dieses bereits gebraucht und dort neben den Gejegen als Grundlage der 
Zeitens Der X Oberrechnungskammer zu bewirkenden adminiſtrativen Reviſion 
tezeichnet ſind, jo bewirken ſie bei der letzteren, die ſich lediglich innerhalb der 
melnen Behörden der Verwaltung hält, offenbar nicht entfernt eine jolche 
Leſorgniß fortwährenden Streits über ihre Bedeutung, als ihre Amvendung 
m Berhältniß der Reichsvertretung zur Neichöregierung zur Folge haben müßte, 
der enticherdende Grund gegen Aufnahme jener Abweichungen unter die Gegen: 
"inde der Entlajtung it aber der, daß Geſetze nur mit Genehmigung der 
Kabevertretung, hingegen Vorjchriften und mahgebende Verwaltungsgrundjäge 


— 


Bat. Dertel S. 384 Abgeordneter Richter). 

" Bol. Dertel ©. 270 bis 275, 294, 402, 403. 

Trudjachen des Reichstags 111 Seſſion 1872 Nr. 102 und 158. 

* An den über Befugniſſe und Einrichtung der | Oberrechnungstanmer in Baden und 
Seien ergangenen Geſetzen vom 25. Auguit 1873, besiebentlich 14. Juni 1879, it in den 
Aritein 18, beziebentlih 20 der Oberrechnungskammer bingegen die Prlicht auferlent, in 
“xt den Ständen vorzulegenden Bemerkungen auch die Abweichungen aufzunehmen, welche 
2 den Beitimmungen der „Wichtigeren Korichriften” m Baden), besiehentlidh der „Vor: 
ren” ichlechtbin (in Heilen) jtattgefunden haben. Ygl. Geſetz. und : Verordnungsblatt fiir 
yes Srorberzogtbum Baden 1876 S. 289 und Großh. Heſſiſches Regierungsblatt 1879 2. 479. 

” Pal. Zten.-Bericht der Neichstagsfigung vom 5. „juni 1872 ©. 739 ff. Abg. 
son Ratom. 

Arralen bes Deutihen Reit. 1895. 8 
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ohne dieje Genehmigung nach freiem Ermeſſen der Neichsregierung jtets ab- 
geändert werden fünnen, eine jolche Abänderung aber, wenn Die zur Zeit der 
Etatsfejtitellung geltenden Vorichriften und Verwaltungsgrundjäge als ſtill⸗ 
ſchweigende Vorausſetzungen der Etatsbewilligungen und ſomit als bindend für 
die Regierung angeſehen werden jollen, wenigitens fir das betreffende Etats- 
jahr der Regierung unmöglich wäre‘) Mit Recht iſt daher eine Ausdehnung 
der Entlaftung auf die Abweichungen von jolchen ohne Mitwirkung der Reichs⸗ 
vertretung zu Stande gefommenen Vorſchriften als ein Eingriff in die Exeku— 
tive bezeichnet worden, welcher letzteren allein die Billigung oder Nichtbilligung 
der vorgefommenen Abweichungen von den Vorjchriften anheimfalle.) Zu er 
wägen ijt auch, dab es ſich hiebei, mindeſtens nad) dem in dieſem Aufſatz ein— 
genommenen Standpunkt,’) um Abweichungen von Vorſchriften und Verwaltungs- 
grundjägen handeln würde, die der Meichsvertretung nicht mehr bloß zur 
Kenntnißnahme, jondern zweifellos als Gegenstände der Entlaftung, alſo behufs 
ettwaiger Geltendmachung der Berantiwortlichkert für die vorgefommene Abweichung, 
mitzutheilen wären. Hiezu fommt, dab die Gründe, welche für die Aufnahme 
jener Abweichungen unter die Bemerkungen des Rechnungshofs geltend gemacht 
find, zum großen Theil im Fall der Vereinbarung eines Komptabilitätsgeiehes 
wegfallen. Bemerkt it nämlich, daß ſowohl in Preußen als im Reich der 
Umfang der gejeglichen Normen, nad) denen die Finanzverwaltung zu führen 
jei, jehr Hein umd der Kern jener Normen vielmehr in den Vorſchriften und 
VBerwaltungsgrumdjägen ruhe; hiebei find als Beiſpiele namentlich hervorgehoben 
die ein vollitändiges Syiten des Etatörechts enthaltende, unzweifelhaft aber 
nur als Vorſchrift zu charafterifirende Preußiiche Initruftion für die Ober: 
rechnumgsfanmer vom 18. Dezember 1824, welche nad) Maßgabe der jährlich 
der Oberrechnungsfammer die Rechnungsfontrole des Neichshaushaltsetats über: 
tragenden Geſetze auch für das Neich in Geltung gejegt it, ferner auch die 
jpäter im Reich jelbit ergangenen zahlreichen Neglements über Geldverpflegung, 
Naturalverpflegung, Garnijonverwaltung u. }. w. des Heeres und der Marine. *) 
Die Aufgabe des Ktomptabilitätsgejeges it e$,aber gerade, das materielle Etats— 
recht feitzuitellen und in den Motiven der von der Neichsregierung vorgelegten 
Entwürfe eines jolchen Gejeges (über die Verwaltung der Einnahmen und Aus: 
gaben des Reichs) ift, wie ſchon bemerkt, conjtant als deſſen Aufgabe bezeichnet, 
den legislativen Inhalt der Initruftion vom 18. Dezember 1324 mit den er- 
forderlichen Modifikationen zum Neichsgeieß zu erheben. Hienach erhält durch 
Vereinbarung eines ſolchen Gejeges ein großer Theil der Finanzvorſchriften, 
namentlich auch jomweit derjelbe in der gedachten Inſtruktion niedergelegt war, 
den Charakter gejeglicher Normen und eine Verlegung derartiger Vorichriften 


' Diele Folge it anertannter Maßen ichon in Preußen bei dem Antrage, wonach Die 
RN ee Abweichungen auch in Die dem Landtag zu machenden Bemerkungen der Über: 
rechnungstammer mitaufgenomnien werden jollten, beabſichtigt. Vgl. onnmſtonsbericn 
vom 30. Januar 1872, bei Hertel S. 274 und Abgeordneter Richter in ber Yandtags- 
ſihung vom 17, Februar 1872 (Dertel &.400. Vgl. auch Vocke, Zeitichrift für die ge 
ſammten Staatswiilenichaften, Bd. 32 3. 507, 549 it. 

”) Von dem Präfidenten des Reichsfanzleramts Telbrüd (Sten.-Berichte des Reiche: 
tags III. Seſſion 1872 S. 528 a. E. und 529, ferner ©. 734, wo derjelbe beiſpielweiſe 
darauf hinweiſt, dab die Neichsregierung die zur Zeit der Gtatsteftitellung in Geltung ge 
weiene Poſtdienſt Inſtrultion während des Nahres, für welches der Poſtetat bewilligt mar, 
duch eine neue Inſtruktion eriegt babe. Zuſtimmend Abg. Windtborit aa. O. S. 736. 

) Sat. oben >. 84 tt. 


Val. Hertel E, 214 und Zten.-Bericht des Reichstags III. Seſſion 1872 5. 55 a. 
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würde daher fortan ſchon als Abweichung von „Geſetzen“ ſowohl Seitens des 
Nehnungshofs zu moniren als der Entlaltung der Reichsvertretung unterworfen 
jein. Schon bei Beratung des im Jahre 1872 vorgelegten Öeiegentiwurie 
über den Rechnungshof juchte der Reichstag die gleiche Abficht zu verwirklichen. 
In dem Regierungsentwurfe $ 22 war damals eine Beitimmung vorgeichlagen, 
wonach die Vorjchriften, nach welchen der Nechnungshof bisher die Kontrole 
des Neichshaushalts ausgeübt hatte, in Kraft bleiben jollten; der Zweck diejer 
Beitimmung war der, die Preußiſche Inftruftion von 1824, aber ohne Aenderung 
ihres rechtlichen Charakters, alſo lediglich als Vorjchrift, aufrecht zu erhalten.') 
Ter Reichstag wollte hingegen diejen rechtlichen Charakter ändern, indem er 
als eriten Abſatz des $ 23 des Geſetzes Folgende Beltimmung annahm : 
„Borbehaltlich der anderweiten gejeglichen Negelung der Borjchriften 
über die Kontrole des Neichshaushalts erhält für den Nechnungshof die 
in der Anlage abgedrudte Injtruftion für die Preußische Oberrechnungs- 
fammer vom 18. Dezember 1824 Geſetzeskraft, joweit ihre Bes 
jtimmungen der Verfaſſung und den bejtehenden Reichsgejegen, insbejondere 
dem gegenwärtigen Geſetze nicht widerjprechen. ” 

Der Präfident des Neichsfanzleramts Delbrüd erklärte ſich Damals gegen 
die Aufnahme dieſer Beſtimmung in das Geſetz, weil hienach alle vorgefom- 
menen Abweichungen von der Initruftion dem Reichstag als Abweichungen 
von Gejegen mitzutheilen jeien, die Inftruftion aber neben Beitimmungen legis: 
lativen Charafters auch vielfach rein reglementariiche Anordnungen enthalte.) 
Dem lettgedachten Bedenken hat man bei den dann folgenden Entwürfen des 
Gejeges über Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Neichs abzubelfen 
verjucht, indem dort die Paragraphen der Initruftion nur ſoweit ſie wirk 
liches Etatsrecht enthalten, aufgenommen find. In der That find die Beiipiele, 
welche im Neichstage vorzugsweiſe zur Vertheidigung der Aumahme der Abs 
weichungen von „Borjchriften“ in die Bemerkungen des Rechnungshofs hervor: 
gezogen find, theils durch die Vorjchriften des zulegt vorgejchlagenen Geſetzes 
über Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Neichs, theils durch ander: 
weite inzwiſchen erlaſſene Gejege gegenjtandlos geworden. So tit als Beijpiel 
angeführt, daß der Neichstag den Verfauf eines Waldes genehmigt hat und 
bei Schägung des einzunehmenden Kaufpreies jtillichweigend davon ausgegangen 
it, e$ werde nad) einer geltenden Finanzvorſchrift unter Heranziehung aller 
möglichen Konkurrenz durch Meiftgebot verfauft werden, daß demnächſt aber 
abweichend hievon der Wald unter der Hand zu einem billigen Preiſe veräußert 
jet; hieran ijt die Forderung gefnüpft, daß auch jolche Abweichung (mithin von 
einer bloßen Borjchrift) dem Reichstag behufs Entlaftung mitzutheilen jei.”) 
Dieſe Mittheilung müßte bei Annahme des zulest vorgeichlagenen Entwurfs 
eines Gejeges über Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Neichs jchon 
als Abweichung von einem Gejege erfolgen, da dejien $ 11 den öffentlichen 
Verfauf der zur Veräußerung bejtimmten Sachen des Neichs an den Meift- 
bietenden als Negel vorjchreibt und jomit der bloßen Borjchrift des 8 6 der 
Injtruftion vom 18. Dezember 1824, wenngleich unter Modifikationen die 





" Meichstagsverbandlungen 111. Seſſion 1872, Trudiahen Nr. 10 S. 8 und Sten.- 
Berichte 3. 60, 61 (Staatsminiiter Telbrüd), ebenio ihon 8 21 des Breußiichen Entwurfs 
des Oberrechnungstammergeießes von 1862, bet Hertel Ergänzungsheft S. 55 

?; Drudiaden des Reichstags III. Seſſion 1872 Ir. 85, 102, 153 ſowie Sten.- Berichte 
2. 511 bis 523 und 729. 

+; Rerhandlungen des Reichstags IH. Seſſion 1872, Sten.-Bericht S. 527, val. auch 530, 
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Natur einer gejeglichen Regel verleiht.‘) So ijt ferner das im Reichstag ge- 
äußerte Verlangen, daß Abweichungen von den Vorichriften über Veräußerung 
der urjprünglich den Einzeljtaaten gehörigen, in den Bejig einer Reichsver- 
waltung gelangten Gegenjtände dem Neichstag mitzutheilen jeien, °) dadurch 
erledigt, da das Neichsgeieg vom 25. Mai 1873 (R.G.Bl. S. 113) in- 
zwiichen in den $ 5 ff. jolche Veräußerungen geregelt hat und eine Verlegung 
diejer Beſtimmungen jomit unter die Abweichungen von „Geſetzen“ fallen würde. 
Immerhin it zuzugeben, daß, auch unter Vorausſetzung der Annahme eines 
Komptabilitätsgeſetzes, wenngleich in minderer Zahl, noch Fälle vorkommen 
können, in denen die Volksvertretung einzelne in jenes Geſetz oder in andere 
Geſetze nicht aufgenommene Normen, welche alſo lediglich den Charakter von 
Vorſchriften oder Verwaltungsgrundſätzen behalten haben, ihrer Bewilligung 
zu Grunde gelegt, ja die Negierung vielleicht jogar den Antrag auf Bewilligung 
mit jolchen zur Zeit beitehenden, aber nicht unter die Gejeße fallenden Vor— 
ichriften motivirt hat. Dahin gehören 3. B. die im Preußiſchen Landtag bei 
Gelegenheit der in Rede jtehenden Erörterungen oft herangezogenen Vorjchriften 
über Aufrüden der Nichter in die höheren Gehaltsjtufen nach Mabgabe ihrer 
Anciennetät und der Normaletat für die Gymnajiallehrer,?) ſowie die im Reichs⸗ 
tag öfter in gleicher Richtung verwertheten Reglements über „Naturalverpflegung“, 
unter Deren Zugrundelegung 5 B. Haferrationen für jedes Pferd vom Reichs— 
tag bewilligt werden.‘) Im jolchen Fällen muß die Bolksvertretung, injofern 
jie die Innehaltung jener als Geſetze nicht zu charafterifirenden Vorſchriften 
jür wejentlich hält, um den Sinn ihrer Bewilligungen vor Beeinträchtigung 
zu wahren, mit dem anderen gejeggebenden Faktor eine jene Innehaltung als 
Bedingung der Bewilligung bezeichnende Bemerkung zu der betreffenden Etats— 
pojition vereinbaren. ie fann allerdings der Etat mit jährlich jich wieder- 
bolenden Bemerkungen überlaftet werden,°) aber es muß eben vorausgejegt 
werden, daß die Volfsvertretung zu jenem Hilfsmittel nur in wichtigen Fällen 
greift. — Der Neichstag von 1872 hat, um dem auch oben geltend gemachten 
Einwand, daß die dem Rechnungshof aufzugebende Mittheilung der Abweichungen 
von Finanzvorſchriften in die Erefutive eingreife, dem $ 19 Nr. 2 des damals 
vorgelegten Gejehentwurfs über den Rechnungshof eine Einſchränkung hinzu— 
gefügt, wonad) Abweichungen von Gejegen oder von Borjchriften überhaupt 
nur mitgetheilt werden jollten, wenn jie „unter Verantwortlichkeit der Central- 
behörden“ jtattgefunden haben.) Es jollte hiedurch aljo abgewendet werden, 
daß die Reichsvertretung ihr Kontrolrecht auch bei Verſtößen untergeordneter 
Organe, wobei die obere Centralbehörde ſchon forrigiren kann, ausübe.“) 
Gegenüber dieſer Begründung iſt damals von der Reichsregierung wiederholt 
darauf hingewieſen, daß der Zuſatz ganz werthlos ſei, da überhaupt eine Be— 
merfung des Rechnungshofs über den Verſtoß einer Unterbehörde nur dann 
zur Beſchlußnahme des Neichstags führt, wenn die Gentralbehörde in dem von 
dem Rechnungshof hierüber eingeleiteten Schriftwechjel das Berfahren der 

E Drudjaden des Reidhstags I. Seſſion 1877 Nr. 15. 

g Verhandlungen. des Reichstags 1872 III, Seſſion, Sten. Berichte S. 526 und 831. 

) Vgl. Hertel ©. 386, 

 Sten. «Berichte der Reichsſtagsverhandlungen I. Seſſion 1874 5. 170. 

5, Nal. Sten.-Berichte des Reichstags 111. Seſſion 1872 S. 531, wo dieſer Beſorgniß 
Ausdruck gegeben wird. 

* Werbandlungen des —— 111. Seſſion 1872, Druckſachen Nr. 46 und 153. 
Sten. Berichte S. 216 a. E 21 

’, So der Abgeordnete Miguel a. a. O. Sten. Ber. S. 527. 
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Unterbehörden gegenüber dem Nechnungshof als gerechtfertigt vertritt‘) Letzteres 
it theoretisch richtig, entipricht aber leider nicht der Praxis des Nechnungs: 
bors, welcher oft genug die bereits durch Nemedur der Gentralbehörde aus: 
geglihenen Verſtöße der Unterbehörden in feine Bemerkungen aufnimmt?) und 
es wird daher noch ſpäter“) unter einem anderen Gelichtspunft, nämlich bei 
Beiprechung der Frage, wie bei Ausübung des Kontrolrechts die Belaftung 
der Reichövertretumg mit einem zu großen Detail finanzieller Unregelmäßig— 
feiten zu hindern ift, zugleich zu erörtern jein, ob fich zu dieſem Behuf der 
erwähnte oder ein anderer Zuſatz empfiehlt. Unter dem an diejer Stelle allein 
mahgebenden Geſichtspunkt der Fernhaltung eines Eingriffs der Neichsvertretung 
in die Erefutive iſt aber der Zuſatz ficherlich wertblos, da das Stontrolrecht 
der NHeichsvertretung ſchon begriffsmäßig nur gegenüber der Verantwortlichkeit 
der Hentralbehörde auszuüben it, wie der mahgebende Artikel 72 der Reichs: 
verfaflung darthut, welcher lediglich eine Entlaftung des Reichsfanzlers 
durch Reichstag und Bundesrath vorficht. 

Die Reichsſtagskommiſſion von 1874 hat dann auch, wie ſchon bemerkt, 
nicht mehr den Anſpruch aufrecht erhalten, day Abweichungen von allen „Vor— 
ſchriften“ finanzieller Art der Neichsvertretung mitzutheilen und ihrem Ent: 
laitungsrecht unterworfen jeien. Vielmehr joll leßteres nach ihren Vorſchlägen 
nur noch bei zwei Klaſſen jolcher Vorschriften gelten. 

1. Die Kommiſſion hat als neuen $ 21 des Gejeges über die Verwaltung 
der Einnahmen und Nusgaben des Neichs folgende Beltimmung aufgenommen: 

„Bei der VBerausgabung jind für Beamte und Militärperjonen 
diejenigen Borjchriften über Kompetenzen zu Grunde zu legen, 
welche bei der Etatsfeſtſetzung gegolten haben oder den Etatsanjügen zu 
Grunde gelegt worden find, jofern der Etat nicht in einzelnen Fällen 
etwas Anderes beftimmt.**) 

In Die demnächit von der Neichsregierung vorgelegten Entwürfe des 
Geſetzes it Diefe Beitimmung nicht übernommen und in der That jprechen 
gegen ihre Aufnahme alle Gründe, welche überhaupt, wie oben dargelegt it, 
eine während der Etatsperiode jtattfindende Bindung der Neichsregierung an 
die bisherigen Finanzvorſchriften verbieten. 

2. Die Kommijfion hat ferner die auf Grund jpezieller reichsgeſetzlicher 
Telegation erlafienen Verordnungen bejonders behandelt, indem fie dieſe Ver: 
orduungen den Geſetzen gleichgeitellt hat, in der Erwägung, da diejelben „io: 
wohl für die Verwaltung wie für die Stontrole durch den Rechnungshof und 
den Neichstag genau demielben Urſprung und dieſelbe Nechtsbedeutung haben, 
wie das Geſetz, welches die Ermächtigung ausjpricht." Zunächſt bat die 
Kommiſſion in dem Gejeg über Verwaltung der Eimmahmen und Ausgaben 
des Reichs (Nr. 9 der Drucjachen) als neuen $ 38 folgende Beitimmung vor: 
geichlagen: 

„Verordnungen oder allgemeine VBorjchriften, welche auf Grund emer 
ipeziellen gejeglichen Ermächtigung durch den Kaiſer, den Neichsfanzler 
oder eine oberite Berwaltungsbehörde in Beziehung auf die Verwaltung 
der Einnahmen und Ausgaben des Neichs erlaifen werden, Find zur 

A ca. D. Sten.Ber. S. 528, 729, 

) Abg. Laster a. a. O. Sten.Ber. 3. 529. 

’ Ra. S. 120 fi. 

* Trudiaden des Reichstags II. Seſſion 1874 Nr. 108 5. 35. 
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Kenntniß des Bundesraths und des Reichstags zu bringen. Die unter 

gleicher Vorausjegung erlaffenen Verordnungen und Vorjchriften des 

Bundesraths jind zur Kenntnig des Reichstags zu bringen, ”') 
jodann . aber aud) in dem $ 19 No. 2 des gleichzeitig vorgelegten Gejegent- 
wurfs, betreffend den Rechnungshof die Anordnung getroffen, daß aud) die 
Abweichungen von den Beltimmungen der in Ddiejem neuen $ 38 des erjtge- 
dachten Gejeges bezeichneten Verordnungen und allgemeinen Borjchriften in 
die für Bundesrath und Reichstag aufzuitellenden Bemerkungen des Rechnungs- 
hofs aufzunehmen find.) — Hiemit find implieite auch dieſe Abweichungen 
zu Gegenständen der Entlaftung erklärt. Die Reichsregierung hat in ihren 
dann folgenden Vorlagen, und zwar im $ 37 des Gejegentwurf3 über Ver: 
waltung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs und im $ 19 No. 2 des 
Gejegentwurjs über den Rechnungshof fich beide Beitimmungen, im letztge— 
dachten Geſetzentwurf allerdings in etwas veränderter Form, angeeignet‘) Der: 
artige Ausführungsverordnungen, deren Inhalt an ſich nur im Wege der 
ordentlichen Gejeggebung hätte feitgejegt werden fünnen, deren Erlaß aber auf 
Grund jpezieller gejeglicher Ermächtigung dem Katjer, dem Bundesrath, dem 
Reichskanzler oder einer oberjten Neichsbehörde delegirt ift, jind in der That 
ihrem Inhalte nach Gejege‘) und ihre Gleichitellung mit dem unter Zujtimmung 
aller gejeggebenden Faktoren zu Stande gefommenen Gejegen it daher bezüglich 
der Entlajtung wegen ihrer Uebertretung gerechtfertigt ; jie entjpricht auch der 
fonftanten Praxis der Oberrechnungsfammer in Preußen.) 

Die vorftehend unter I bis III gewonnenen Rejultate jind in dem im 
Anhang unter IIa neu vorgejchlagenen $ 38 des Gejeges über Verwaltung 
der Einnahmen und Ausgaben des Neichs zujammengefaßt. 

IV. Wenngleich principiell die Neichsvertretung die Entlajtung nach den 
unter I bis III vorjtehend dargelegten Grundjägen zu ertheilen hat, jo bedürfen 
dieſe Regeln doch aus verjchiedenen Gründen der Einſchränkung. Ihre ftrifte 
Durchführung würde zu erheblichen Mißſtänden führen. 

A. Es muß erſtens vermieden werden, die Neichsvertretung mit einer 
Menge umwichtigen und nicht zu überwältigenden Details zu belajten. Nur 
die erheblichen finanziellen Unregelmäßigfeiten jollen zur Kenntniß der Reichs— 
vertretung gebracht und ihrer Entlajtung unterworfen werden. 

Diejem Erfordernig wird jchon dadurch in gewiſſem Umfange genügt, daß 
die Nechnungsbehörde jelbjt befugt it, Rechnungen von untergeordneter 
Bedeutung von ihrer Prüfung auszuſchließen und die Nevifion jowie Die 
Dechargirung derjelben den Verwaltungsbehörden zu überlafjen; die bei diejer 
Prüfung fich ergebenden finanziellen Unregelmäßigfeiten gelangen dann aljo 
auch nicht zur Kenntniß der Neichsvertretung. Eine dieje Ausfchließung zu— 
laffende VBorjchrift enthält zur Vermeidung der Entlajtung der oberjten Nech- 
nungsbehörde jchon der $ 11 des Preußischen Oberrechnungsfammer-Gejeges vom 
27. März 1872 und im Anschlu hieran der $ 12 jämmtlicher Entwürfe des 
Reichsgejeges über den Rechnungshof unter wörtlicher Wiedergabe der Motive 


) Mal. Drudiachen des Reichstags II. Seifion 1874 Nr. 108 S. 45 und zur Moti- 
virung S. 19 dajelbit. 

Druckſachen des Neichstags II. Seſſion 1874 Nr. 110. 

9 Prudiahen des Reichstags 1. Seſſion 1877 Nr. 15, S. 9 und 21, Nr. 16, ©. 7, 
13 und 24. 

ı Laband, Staatsrecht des Deutichen Reichs II. Auflage Bd. I S. 593. 


— 


"gl. Hertel, Ergänzungsheft S. 147. 
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des Preußiſchen Geſetzes.“ ) Es ſind dies die ſogenannten „delegirten Rech— 
nungen“, welche, wie es in der Begründung jener Sejegenttürfe heißt, bloß 
über Nebenjonds jich verhalten und deren den Berwaltungsbehörden überlajjene 
Reviſion auf die zur Kenntniß des Bundesraths und Reichstags zu bringenden 
Ergebniſſe nicht von Einfluß it. Der Reichstag felbjt hat im Jahr 1872, die 
Reichstagskommiſſion im Jahre 1874 jenen $ 12 unverändert angenommen, 
ſodaß über deſſen Aufnahme in das betreffende Geſetz Einverſtändniß bejteht.?) 
Die Zahl der in Folge diejer Vorjchrift von der Nevifion der oberjten Nech- 
nungsbehörde und demgemäß auch von der Seitens der Volfsvertretung „au 
ertheilenden Entlajtung ausgejchlojjenen Rechnungen ift in Preußen jehr groß.?) 
Umgefehrt wurde dem Neichstage gleichzeitig mit den Entwürfen eines Geſetzes 
über den Rechnungshof nur ein ziemlich Eleines Verzeichniß jolcher delegirten 
Rechnungen vorgelegt; jene Entwürfe juchten vielmehr denjelben Zweck vor: 
zugsweije durch eine allgemeine, im $ 10 dajelbit enthaltene Bejtimmung zu 
erreichen, wonach zwei bejtimmte Kategorien von Nechnungen von vorne herein 
geijeglich der Revifion des Nechnungshofs und jomit der Entlajtung Seitens 
der Meichsvertretung entzogen werden jollten. Weber dieſe gejeglichen Aus— 
nahmen des Stontrolrechts des Nechnungshofs und der Neichsvertretung it eine 
Einigung zwiichen der EM und dem Reichstag erzielt. Die Be 
itimmung betrifft folgende Rechnungen: 

a) Die Rechnungen über diejenigen Beträge, weldye einzelnen Truppen: 
theilen des Heeres und der Marine behufs Anichaffung ihrer Bedürfniſſe zur 
Selbjtbewirtbichaftung überwiejen werden, wohin hHauptjächlich der mehrere 
Millionen Mark umfaſſende Belleidungsfond für die Truppen gehört. Der 
Rechnungshof joll nach jenem $ 10 nur die VBerausgabung der betreffenden 
Gelder an die Truppentheile im Ganzen fontroliren, während die Kontrole der 
weiteren etatsmäßigen Verwendung den Milttärbehörden der Contingentsver: 
waltungen verbleibt. Motivirt iſt dieſe Ausnahme durd) den Hinweis auf Die 
faum zu bewältigende Arbeit, welche der Nachweis der vorjchriftsmäbigen Ver— 
wendung dem Rechnungshof bereiten würde. Der Reichstag hat im Jahre 1872 
diejer Beſtimmung die wejentliche Beichränfung hinzugefügt, dab eine jolche 
Ausnahme von der Kontrole des Nechnungshofs mir eintreten joll, injoferne 
jene Beträge „nad; Mahgabe des Neichshaushaltsetats“ den Truppentheilen 
zur Selbjtbewirthichaftung überwiejen find. Der Reichstag würde es hienach 
m jeiner Gewalt haben, bei der jährlichen Etatsfejtjegung zu entjcheiden, ob 
für das betreffende Gtatsjahr die gedachten Fonds in diejer Weiſe, aljo bis 
zu einem gewiljen Grade ohne Kontrole des Nechnungshofs und der Neiche- 
vertretung verwaltet, jomit, wie es bei der bezüglichen Berathung ausgedrückt 
it, als Pauſchquantum bewilligt werden jollen. Die Neichsregierung hat diejen 
Zujag jchlieglich acceptirt und den $ 10 unter Dinzufügung desjelben in die 
tolgenden Entwürfe über den Rechnungshof aufgenommen. 

b) Ferner überweijt der $ 10 in jeinem zweiten Abjag die Kontrole über 
Smehaltung der etatsmähigen Brod- und Fouragekompetenz der Truppen 


A Dal. Dertel ©. 235, Trudiachen des Reichstags IH. Seſſion 1872 Nr. 10, ſo— 
wie I. Sejlion 1877 Nr. 16 ©. 5 und 21. 
?, Drudiachen des Reichstags II Seſſion 1872 No. 153 S. 3 und I. Seſſion 1874 
Nr. 110, wo eine Abänderung des von der Reichsregierung vorgeichlagenen 8 12 nicht 
beantragt ift. 
Es gab Im — 1890 noch 1531 dergeſtalt delegirte Rechnungen. Wal. Hertel 
Grgänzungäheft S 
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und einzelner Empfangsberechtigten des deutſchen Heeres, welche diejelben 
während des nämlichen Nechnungsjahres je nach ihren wechlelnden Auf— 
enthalts-Berhältnijjen aus verjchiedenen WVerabreichungsitellen erheben, 
nach wie vor den Militär-Verwaltungsbehörden. — Auch dieje Ausnahme it 
durch die Unmöglichkeit motivirt, daß der Nechnungshor jelbit die Ktontrole 
über die VBorichriftsmäßigfeit der den Truppentbeilen und Nationsempfängern 
theils in der Garnifon aus deren Magazinen, theils bei Märichen und Manövern 
aus ganz anderen Magazinen verabreichten Kompetenzen ausüben fünnte. 

Sowohl zu a als zu b joll der Rechnungshof indeß von Zeit zu Zeit 
ji von der Ordnungsmäßigfeit der durch die Militärbehörden geübten Kon— 
trolen überzeugen.') 

Ein Antrag des Abgeordneten Richter wollte bei Berathung des Geſetz— 
entwurfs über den Nechnungshof im Jahre 1872, aleichralls behufs Bejeitigung 
aller geringfügigen Monita des Nechnungshofs, in den 5 19 Nr. 2 des Ent— 
wurfs einſchalten, daß nur „weſenthiche“ Abweichungen von den Geſetzen 
u. j. m. in die für den Neichstag und Bundesrath beitimmten Bemerkungen 
des Rechnungshofs aufzunehmen jeien.?) Diejer Zuja iſt vom Keichstag nicht 
angenommen umd es ericheint auch bedenklich, dem Rechnungshof die Ent: 
icheidung über die Wichtigfeit der finanziellen Unregelmäßigfeit zu überlajjen. 
„Wejentlich“ kann eine Abweichung von Gejegen jowohl darum fein, weil ein 
wejentlicher Betrag, als darum, weil ein wichtiges Princip in Frage iteht; es 
bleibt ungewiß, welchen diejer beiden Gefichtspunfte nach dem Antrage der 
Nechnungshof berücjichtigen joll. Sicherlich bedarf aber ein beftändig hervor— 
tretender Uebelſtand der Beleitigung; es ift Vorjorge dafür zu treffen, daß 
nicht Diejenigen Monita des Nechnungshois, welchen durch die VBerwaltungs- 
behörde jchon genügt iſt, der Bolfsvertretung nochmals mitgetheilt werden. 
Eigentlich versteht ſich dies von jelbit, da nach Erledigung des Monitums die 
früher gerügte Abweichung nicht mehr beiteht. Ungeachtet deſſen bat der 
Nechnungshof es für angezeigt erachtet, auch Jolche abgethane Abweichungen 
zur Kenntniß der Volfsvertretung zu bringen.’) Der Abgeordnete Nichter hat 
in dein jo eben erwähnten Antrage ferner beantragt, daß Seitens des Rechnungs: 
hofs dem Reichstag und Bundesrath nur diejenigen Abweichungen (allerdings 
nicht bloß von Gejegen, jondern auch von „VBorjchriften und maahgebenden 
Verwaltungsgrundjägen“) mitzutheilen feien, welche „unter VBerantwortlichfeit 
der Gentralbehörden“ jtattgefunden haben, und der Neichstag hat damals auch 
ichlieglich die legtgedachten Worte in den 8 19 Nr. 2 des Gejeges einge: 
ichaltet.‘) Beabjichtigt war durch dieje weitere Einjchränfung, den Widerſpruch 
der Neichsregierung gegen die Aufnahme der „Borjchriften* in den $ 19 ir. 2 


" gl. zu voritebenden Verhandlungen des Reichstags IH. Seſſion 1872 Drudiachen 
Nr. 10 ©. 5 und 19 ff. Sten. Berichte S. 210 bis 213, 728; fowie Druckſachen des Reichs: 
tags 1. Seſſion 1877 Nr. 16, S. 5 und 19. 

=, gl. Verhandlungen des Reichstags III. Seſſion 1872 Trudiachen Nr. 46. Sten. 
Ber. ©. 216, 217 

°) So finden fich beiipielsweile in den mir gerade vorliegenden der allgemeinen Rechnung 
über den Reichshaushalt des Ktatsjabres 1884/85 beigefüigten Bemerkungen Wr. 30 und 
Nr. 41 (©. 387 und 388) 32, bezichentlich 25 Fondsverwechslungen einzeln aufgeführt, 
bei deren Aurhzählung der Rednungsbor ſelbſt binzufügt, Daß Die Ausgleihung von 30, 
beziehentlich 18 dieſer Fondsverwechslungen ſchon erfolgt iſt. In den Bemerkungen zu der 
neueſten allgemeinen Rechnung für das Etatsjahr 1890,91 find auf Seite 465 dreiunddreißig 
Fondsverwechslungen aufgezählt, welche ſaämmtlich ausgeglichen ſind. 

Sten. Berichte des Neichstags III. Seſſion 1872, S. 525— 529 und Druckſachen Nr. 158. 
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zu bejeitigen; der Vorwurf, dat mit diejer Aufnahme ein Eingriff in die Exe— 
futive bezweckt jei, jollte Dadurch widergelegt werden, dab nur finanzielle Ver: 
jtöße der Centralbehörden, nicht der Unterbehörden, der Entlajtung unterliegen 
jollten. Daß unter dieſem Gefichtspunft die Einichaltung jener Worte nad) 
dem Begriff der Entlaftung, welche überhaupt nur gegenüber den Gentral- 
behörden jtattfindet, werthlos it, wurde jchon oben (S. 117) bemerkt. Aber 
and) ein weiterer Grumd, aus welchem die Einjchaltung empfohlen wurde, 
daß nämlich biedurc einer Ueberlajtung der Reichsvertretung durch Bemerk— 
ungen des Mechnungshofs vorgebeugt werde, namentlich joweit jie die durch 
Remedur der entralbebörden jchon ausgeglichenen finanziellen Berjtöße der 
Unterbehörden betreffen, ') kann die Einjchaltung des Zuſatzes faum rechtfertigen. 
Terjelbe it zur Verwirklichung diejes Zwecks nicht ausreichend Deutlich, ja er 
fann jogar herbeiführen, daß der Nechnungshof fortan nur die pofitiven, von 
den Zentralbehörden jelbit angeordneten finanziellen Veritöße, nicht auch das 
omiſſive Verhalten derjelben gegenüber den Umterbehörden, die bloße Duldung 
der von den legteren ausgegangenen finanziellen Unregelmäßigfeiten, monitt. 
Es iſt vielmehr erforderlich behufs Bejeitigung des oben bemerften Mißjtandes, 
dem Nechnungshof direft zu unterjagen, die bereits erledigten Monita in die 
für Reichſstag und Bundesrath bejtimmten Bemerkungen aufzunehmen. Als 
Muſter können biebei der $ 185 und $ 19 Nr. 3 des von der Preußischen 
Regierung im Jahre 1862 vorgelegten eriten Entwurfs eines Oberrechnungs- 
fammer-Öejeges dienen; hienach ind in die für den Landtag bejtimmten Bes 
merfungen nur jolche, bei der Rechnungsrevifion von der Oberrechnungskammer 
aufgeitellte Erinnerungen aufzunehmen, „welche durch den Schriftenwechſel der: 
jelben mit den verwaltenden Behörden nicht erledigt werden." Diejer Faſſung 
hat auch die damalige Kommiſſion des Preußiſchen Landtags zjugeltimmt.’) Im 
dem im Anhang unter IIb vorgeichlagenen 8 19 des Gejeßes über den Ned 
nungshof it daher eine gleiche Faſſung gewählt. 

B. Injofern der Neichhaushaltsetat Gelder zu geheimen Ausgaben 
bewilligt, unterliegen die Rechnungen über legtere nach der Natur jener Be— 
willigung nicht der Reviſion des Rechnungshofs und ebenjowenig der Ent: 
lajtung Seitens der Neichsvertretung.’) Solche Pofitionen finden ſich im Etat 
des auswärtigen Amts und der Militärverwaltung.*) 

Die unter A und B enthaltenen Ausnahmen finden ihren Ausdrud in 
dem im Anhang unter Ila neu vorgeichlagenen $ 39 des Geſetzes über Ber: 
waltımg der Emnahmen und Ausgaben. 

C. Eine dritte erhebliche Modififation der Grundjäße, nach denen Die 
Gegenſtände der Entlaftung ſich bejtimmen, wird durch das Gnadenrecht 
in Finanzſachen herbeigeführt. Die Gnade, d. h. der Inbegriff der Anordnungen, 
durch welche der Staat ohne rechtliche Verpflichtung (nullo jure cogente) 
einem Dritten einen Vortheil zumwendet, it in feinem Staatswejen und im 
keinem Zweig ftaatlicher Thätigkeit zu entbehren. Findet ſie auch ihre haupt- 
jächliche Anwendung auf dem Gebiet des Strafrechts als „Begnadigung“, ſo 
muß ſie doch, wenngleich in minderem Grade, auch auf dem hier in Rede ſtehen— 
den Gebiet der vermögensrechtlichen Thätigkeit des Staats wirkſam werden, 


" Ebendaielbit Sten. Ber. ©. 525 Abg. v. Benda.) 

) Vgl. Hertel Ergänzungsheft. S. 54. 112 bis 116. J _ 

BVBgl. 89 Abſ.· 3 des Geſehentwurfs über den Rechnungshof I. Seſſion 1877 Wr. 16 5.5. 

Mal. 3. B. Allgemeine Rechnung für das Etatsjahr 1890,91, Kapitel 6 Titel 4, 
beziehentlich Kapitel 43 Titel 3 iS. 70, beziebentlich 150). 
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um in einzelnen Fällen (bei Einforderung von Steuern, Verfall von Kon— 
ventionaljtrafen u. j. mw.) Unbilligfeiten und Härten, welche die gleichmäßige 
und jtrifte Durchführung der Rechtsprincipien unjehlbar nach jich ziehen würde, 
auszugleichen.) Das Gnadenrecht in Finanzjachen it daher auc für das 
Deutſche Reich, wenngleich es im der Reichsverfaſſuug auch nicht ausdrüdlich 
Erwähnung gefunden bat, als nothwendiges Attribut jeder Staatsgewalt in An: 
jpruch zu nehmen. Durch das Etatsgejeh wird nun allerdings dem Kaiſer jährlich 
im Etat des Reichsſchatzamts ein Dispofitionsfond „zu Gnadenbewilligungen aller 
Art” zur Verfügung geitellt,?) indeß iſt diejer Fonds bei Weitem nicht jo aus- 
reichend dotirt, daß derjelbe in allen Fällen, in denen die Ausübung der Gnade ge- 
boten ift, herangezogen werde fünnte. Vielmehr iſt außerdem behufs voller Durch- 
führung des Gnadenrechts eine Durchbrechung der Principien nöthig, nach denen 
im Allgemeinen die Einnahmen und Ausgaben des Reichs zu verwalten jind. 

In Preußen berüdjichtigte der erjte Entwurf des Oberrechnungstammer- 
Geſetzes von 1862 diejes Bedürfniß, indem dajelbjt im $ 17 bezüglich der 
füniglichen Prärogative folgende Beſtimmung vorgejchlagen war: 

„sn Unferer Befugniß, 
1. über einzelne, auf den Hoheits- oder vorbehaltenen Rechten des Staats 
oder auf Realverpflichtungen beruhende Einnahmen durch Erlaß oder 
Erſtattung zu verfügen; 
2. kontraktliche Rechte aufzugeben oder kontraktliche Beſtimmungen zum Vor— 
theil von Privatperſonen abzuändern; 
3. Defekte von Kaſſenbeamten oder Materialienverwaltern niederzuſchlagen 
oder dafür verantwortliche Aufjichtsbeamte außer Verbindlichkeit zu jegen 
jowie in den frajt dieſer Unjerer Befugniß den Behörden ertheilten Ermächtig- 
ungen tritt durch das gegemvärtige Gejeg feine Aenderung ein.” 

In der damaligen Kommiſſion des Preußischen Abgeordnetenhaujes wurden 
zwei Verbejjerungsvorjchläge gemacht, einmal, den $ 17 dahin zu faſſen: 

„In den Berugnifjen des Königs zum Erlaß oder zur Ermäßigung 
einzelner Steuer: und Abgabequoten, ingleichen zum Erlaß von anderen 
Aniprüchen des Staat3 oder von Erjagleiitungen wird durch das gegen= 
wärtige Gejeg im Allgemeinen nichts geändert. — Die Oberrechnungs— 
fammer it jedoc) jo befugt al$ verpflichtet, in jolchen Fällen, wo von 
diejen Befugniſſen nach ihrem Ermeſſen ein über das richtige Maaß 
hinausgehender Gebrauch gemacht ijt, jich darüber mit dem betheiligten 
Neffortminiter in Berührung zu jegen, und, wenn auf diefem Wege die 
Abhülfe nicht herbeigeführt wird, ihre desfallſigen jubjtantüirten Bemerk— 
ungen in den jährlichen Berwaltungsbericht ($ 20) aufzunehmen“ 

ferner, der $ 17 zwar nach der Wegierungsvorlage anzunehmen, aber am 
Schlufje der Zuſatz beizufügen: 
„dieſe ſowie alle anderen königlichen Verfügungen an die Oberrechnungs— 
kammer müſſen von dem Vorſitzenden des Staatsminiſterium gegengezeichnet 
werden. J 


) Dal. meinen Auflag in den Annalen 1888 5. 808 ff. Dort iſt weiter veriucht, 
die zur Yeit geltenden Grundſätze, nach denen das Anadenzerht in Finanzſachen in Preußen 
und im Reich auszuüben ift. darzulegen. Bgl. ferner Aunalen 1891, S. 417 ff. und Laband, 
Archiv für öffentliches Recht Band VII =. 169 ff. bezüglich des Preußif en Rechts und 
Staatsrecht des Teutjchen Reichs, Band II S 130 II. Auflage S. 1029 ff. bezüglich des 
Reichsrechts, fowie Gurtins, Annalen 1893 ©. 670 ft., ipeziell über das Hecht des Königs 
von Preußen zum gnadenweiſen Erlaß von Steuern. 

=; Ral. im Etat der gedachten Keichsbebörde fir 1890/91, Kapitel 68, Titel 1. 
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Beiden Abänderungsvorichlägen traten die Regierumgsvertreter entgegen ; 
dem erjten, weil er die Önadenafte, welche die Krone im ihrer Machtvolltonmen- 
heit ausübe, in unzuläjjiger Weile gewiſſermaßen einer Kritif und Kontrole 
der Oberrechnungsfammer unterwerfe; dem ziveiten, weil dem VBorjigenden des 
Staatsminiteriums eine Cognition über die Amtshandlungen der einzelnen 
Minister nicht gebühre. Die Kommiſſion jelbjt crachtete das Oberrechnungs- 
fammer-Gejeg nicht für die geeignete Stelle, um dort die jtreitige frage, ob 
die obenbemerfkten Rechte des Königs durch die Einführung der fonjtitutionellen 
Verfaffung modificirt jeien, zu entjcheiden und lehnte aus diejem Grunde 
die Aufnahme des $ 17 jowohl in der Faſſung der Regierungsvorlage als in 
derjenigen der oben mitgetheilten Verbeſſerungsanträge in das Gejeg ab.') 

Der Verjuh, durd ein ausdrücliches Anerkenntniß das Gnadenrecht der 
Krone in Finanzſachen zu jichern, it bei der demnächitigen Vorlegung des jetzt 
geltenden Preußischen Oberrechnungsfammer-Sejeges von 1872 nicht wieder: 
holt worden. Hingegen hat man jich bei der Berathung diejes Geſetzes über 
a Srundjag geeinigt, daß die Oberrechnungsfammer, jofern nad) dem Geſetz 

$ 18) ein Grund zu einer dem Landtag über eine finanzielle Uuregelmäßig- 
keit zu machende Bemerkung gegeben jei, ſich hievon durch feine Rückſicht auf 
eine jene Unregelmäßigkeit juftifizirende Sabinetsordre des Königs abhalten 
lajjen dürfe; dieſes Princip wird in dem Geſetz, wie alljeitig damals ‚anerfannt 
it, in übrigens unflarer Weiſe durch die jpezielle Beitimmung des $ 18, zum 
Ausdruck gebracht, wonach die Oberrechnungsfammer ihre Bemerkungen „unter 
jelbjtändiger unbedingter Verantwortlichkeit“ aufzujtellen hat. Ausdrüdlich it 
hiebei in den Landtagsverhandlungen hervorgehoben, daß hingegen eine materielle 
Regelung des Gnadenrechts der Krone hiemit nicht beabjichtigt üt.”) Im jämmt- 
lichen folgenden Entwürfen der Reichsregierung, betreffend das Geſetz über den 
Rechnungshof, fehrt im $ 19 dann jene jpezielle Anordnung jelbjtändiger une 
bedingter Verantwortlichkeit des Rechnungshofs für jeine Bemerkungen mit der 
nämlichen Meotivirung, wonach die Rechnungsbehörde die Rückſicht auf juſti— 
fiirende Kabinetsordres unterlajjen joll, wieder.) Im Reich hat man indeh 
auch weiter bei Berathung des Entwurfs, betreffend das Gejeg über Verwaltung 
der Einnahmen und Ausgaben des Reichs, verjucht, das Gnadenrecht in Finanz— 
jachen materiell zu ordnen, freilich) auch nur innerhalb der drei Stategorien 
vermögensrechtlicher Gnadenafte, über welche der oben erwähnte $ 17 des 
Preugtichen Gejegentwurfs von 1862 jchon disponiren wollte. Bezüglich zweier 
iſt hiebei ein Einverjtändnig zwiſchen Neichsregierung und Neichstag erzielt, 
nicht jo bezüglich der dritten. 

1. Der $ 13 der betreffenden Regierungsvorlagen beitimmt in Abjag 3 und 4: 

„Die von den Behörden rechtsgültig abgeichlofienen Kontrafte dürfen 
zum Nachtheil des Reichs nachträglich weder aufgehoben noch abgeändert 
werden. 

Ausnahmen jind unter weſentlich veränderten Um— 
jtänden mit Genehmigung des Kaiſers zuläſſig.“ 

Die Neichstagstommiitton von 1874 nahm diefe Vorjchrift in den $ 18 
ihres Entwurfs auf, fügte aber dem lebten Sage die Einjchränfung Hinzu: 


) „ Dal. biezu Dertel Ergänzungsheft S. 54, 68, 108 ff. 
"Pal. Hertel S. 237 Motive des $ 18 (8 17 der Regierungsvorlage) ©. 256, 270, 
284. Kommitfionsbericht S. 300 bis 303, "310. 
.) Dal. 3. B. Drudjachen des Reichstags III. Seſſion 1872 Nr. 10 1. Seifion 1877 
Nr. 16 S. 7 und 28. 
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„ſofern der abgejchlofjene Kontrakt nicht der Genehmigung des Reichstags 
unterlegen hat“, in der Erwägung, dab die legtgedachten Verträge die Natur 
des Gejeges annehmen, alſo auch durch den Kaiſer nicht aufgehoben oder ab- 
geändert werden fünnen.') 

Die Reichsregierung hat ſich in allen folgenden Vorlagen des betreffenden 
Geſetzes 8 15) dieſer Faſſung angeſchloſſen.“) 

Hiemit iſt alſo prinzipiell das Recht des Kaiſers, im Gnadenwege Ver— 
träge zum Nachtheil des Reichs aufzuheben oder abzuändern, anerfannt.*) 

2. Die Neichstagsfommillion von 1874 ging auch auf die im Prenfziichen 
Geſetzentwurf von 1862 erwähnten Einnahmen aus Hoheitsrechten des Reichs 
und Nealverpflichtungen zurüd. Sie jchlug einen neuen $ 15 des Geſetzes 
über Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Neichs Folgenden In— 
halts vor: 

„Auf Hobeitsrcchten des Reichs oder auf Nealverprlichtungen beruhende 
Einnahmen dürfen nur inſoweit erlaffen oder zurücerjtattet werden, wie 
biezu in den Gejegen vder den Beltimmungen des Neichshaushaltsetets 
Die Ermächtigung . gegeben tft. Die bienach erlafjenen oder zurüd: 
eritatteten Einnahmen jind in den Nachweifungen ($ 10) und Rechnungen 
(S 36) als Mindereinnahmen bejonders erjichtlich zu machen.“ °) 

Auch dieſe Beſtimmung hat die Neichsregierung mit unmejentlicher F Faſſungs⸗ 
änderung in ihre folgenden Entwürfe desſelben Geſetzes aufgenommen.“) 

Es iſt alſo hiedurch, weiter im Gegenſatz zu dem von der Preußiſchen 
Regierung bet Vorlegung des $ 17 des Geſetzentwurfs von 1862 und auch 
jpäter fortdauernd eingenommenen Standpunkt innerhalb des Reichs ein Ein: 
verjtändniß darüber erzielt, daß dergleichen Einnahmen nicht auf Grumd bloßer 
Kabinetsordre des Kaiſers erlaſſen oder zurücerjtattet werden dürfen.) Der 
vereinbarte Grundjag erfordert namentlich für alle Abweichungen, die etwa im 
Gnadenwege von Steuer: und Zollgejegen erfolgen jollen, die Mitwirkung der 
Neichsver rtretung. 

3. In dem 8 15 des Entwurfs des Geſetzes, betreffend die Verwaltung 
der Einnahmen und Ausgaben Des Reichs, von 1873 nahm die Reichsregierung 
folgende Beftimmung über Die Niederjchlagung der Defekte auf: 

„Defekte dürfen nur auf Grund entweder eines gerichtlichen Urtheils 
oder des Nachweiſes der Unmöglichkeit ihrer Beitreibung oder eines 
K aiſerlichen Erlaſſes niedergeſchlagen werden.“ 

Hiebei iſt, wie die Motive hervorheben, nicht witerjchteden zwiſchen den 
Kaiiendefeften, d. h. den an den Sollbeitänden des Staatseigenthums in 
Folge von Untreue, Irrthum oder Dienjtvernachläfftgung u. ſ. w. fehlenden 
Beträgen und Rechnungsdefekten, d. h. den AZuvielverausgabungen in 





Val. Trudiachen des Reichötags 1. le 1874 R. 108 ©. 12. 32. 33. 
Val 3. B. Druckſachen des Reichstags I. Seſſion 1877 N. 15 S. 6 und 14. 
Tas Heſſiſche Geſetz über Verwaltung der Einnahmen und Ansgaben des Staats 
von 14, Juni 1879 läßt im Artikel 9 die gedachten Ausnahmen Ichon mit Genehmigung 
der oberſten Verwaltungsbehörde zu und erfordert nur, wenn ber } Vertrag von dieſer ab- 
geſchloſſen it, Iandesherrliche Genehmigung. 

* Trudfachen des Reichstags II. Seſſion 1874 N, = S. 31. 
Druckſachen des Reichstags 1. Seſſion 1877 N. 15 5 6. 
Tie Preuhtiche Regierung bat das bezitaliche Hecht des Königs bingegen nod in den 
lebten Jahren, als dem früheren Miniſter Freiherrn von Yırcius ein Fideikommißſtempel im 
Gnadenwege erlafien war, in Anſpruch genommen. Sten. Ber. des Preußischen Abgeordneten- 
hauſes 1891 5. 412 bis 430. al. biezu meinen Aufſaß in den „Annalen“ 1891 S. 417 ff. 
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Folge unvichtiger Berechnung oder in Folge von Zahlungen gegen gejegliche 
oder jonjtige Vorjchriften; vielmehr joll die Beitimmung auf Defekte beider 
Gattungen Anwendung finden.‘) Die Reichstagsfommiijion von 1874 hat 
jenem Satze im $ 17 ihres Entwurfs folgende Zuſätze beigefügt: 

„Letztere Beſtimmung“) findet auf Defekte, welche durch auperetats- 
mäßige Ausgaben, Etatsüberjchreitungen oder durch eine ftrafbare Hand- 
lung des Erjagpflichtigen entjtcehen, oder welche auf Anordnung einer 
der „oberjten Verwaltungsbehörden des Reiches beruhen, keine Anwendung. 

Die erlaſſenen Defekte ſind in den Ueberſichten und Rechnungen 
ſummariſch nachzınveiien.“ °) 

Die Reichsregierung bat in den demnächitigen Vorlagen besjelben Geſetzes 
dieſe Zuſätze ſich nicht angeeignet, ſondern den erſterwähnten 8 15 ihrer Vor— 
lage von 1873 als 8 17 in dieſen neuen Vorlagen lediglich wiederholt. Sie 
hat in deren Motiven eine ausführliche Begründung für ihre ablehnende Haltung 
gegeben.9 

a) Die Reichsregierung erachtete den Zuſatz, daß von der Niederſchlagung 
durch taiſerliche Gnadenordre ſolche Defekte ausgeſchloſſen ſeien, welche durch 
außeretatsmäßige Ausgaben oder Etatsüberſchreitungen veranlaßt ſeien, für 
überflüſſig, weil nach anderen Vorſchriften zu außeretatsmäßigen Ausgaben 
und Etatsüberſchreitungen die Genehmigung des Bundesraths und des Reichs— 
tags erforderlich ſei. „Wird dieſelbe verſagt (heißt es dort wörtlich weiter), 
ſo verſteht es ſich von ſelbſt, daß ſie nicht durch einen Kaiſerlichen Erlaß 
erſetzt werden kann, weil eine ſolche Maßregel das Genehmigungsrecht illuſoriſch 
machen würde.“ Leider verſteht ſich dies aber, mindeſtens nach der Praxis 
der oberſten Rechnungsbehörde, keineswegs von ſelbſt. Dieſe Behörde geht 
vielmehr davon aus, daß alle das Kontrollrecht der Volksvertretung betreffenden 
geſetzlichen Vorſchriften ſich verſtehen „vorbehaltlich des Gnadenrechts der 
Krone“ und jener Vorſchriften daher, jobald ein Gnadenordre vorliegt, einfach 
außer Anwendung treten.) Es wird daher, da materiell nach Obigem 
Reichsregierung und Reichstag darin übereinſtimmen, daß die Kaiſerliche 
Gnadenordre nicht zur Niederſchlagung ausreicht, ſobald ein Defekt eine Etats— 
überſchreitung oder eine außeretatsmäßige Ausgabe ı in fich ſchließt, dieſer Grund- 
ja durch ausdrücdliche Vorjchrift anzuerkennen jein. Hiebei iſt aber meines 
Erachtens in doppelter Beziehung eine Erweiterung der bezüglichen Anordnung 
angezeigt, einmal dahin, day nicht bloß Etatsüberichreitungen und außeretats- 
mäßige Ausgaben, jondern überhaupt alle Abweichungen vom Etat, 
3. B. auch Abweichungen von der etatsmäßigen Zweebeitimmung einer Aus: 
gabepojition, welche durch Gnadenordre juftifizivt jind, der Entlajtung bedürfen®), 


’, Mal. Drudiachen des Reichstags IV. Seſſion 1873 N. 116 5. 6 und 11. 

, *, Daß nämlich Tefekte auf Grund eines Kaiſerlichen Erlaſſes niedergeichlagen werden 
dürfen. 

Druckſachen des Neichstags II. Seſſion 1874 N. 108 ©. 11 und 38. 

Druckſachen des Reichstags I. Seſſion 1877 N. 15 ©. 6 umd 15. 

) So ein Mitglied der Preußiſchen Tberrechmungstammer, Hertel a a. O. Er 
ganzungsbert ©. 145. 

* Hiemit dürfte materiell auch der Auffaſſung der Reichsregierung nad) den oben 
wiedergegebenen Ausführungen ihrer Kommiſſare entiprochen ſein. In den jtenograpbiichen 
Berichten des Preußiichen Abgeordnetenhaujes von 1871/72 Band II 2. 793 iſt z. B. der 
Fall erwähnt, dab dem WBotichafter in Yondon 125 Thaler aus den ‚Fonds „zu vermiſchten 
Ausgaben” gegen die Zwedbeitimmung diejes Fonds gezaählt und Diele dem Etat nicht ent 
iprehende Ausgabe die Allerhöchite (Genehmigung erbalten bat. 
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zweitens dahin, daß jener Grundſatz nicht bloß bei den durch Vorliegen eines 
Defekt, jondern auch bei den auf anderem Wege bewirkten und dann durd) 
Gnadenordre juſtifizirten Abweichungen vom Etat zur Geltung zu bringen it." 

b) Die Neichsregierung bat ferner den weiteren Zuſatz der Reichstags— 
fommiifion, wonach von der Niederichlagung durch SKatjerlichen Erlaß aud 
diejenigen Defekte, welche durch Anordnung einer oberiten Verwaltungsbehörde 
veranlaßt find, ausgejchlojjen jein jollten, wwejentlich auch aus den zu a an- 
geführten Gründen als überflüjjig bezeichnet, weil nämlich Abweichungen 
von den Seitens diejer Behörden verlegten Geſetzen und Vorjchriften ja nad) 
8 1I MN. 2 des den Nechnungshor betreffenden Geſetzentwurfs zur Kenntniß 
der Neichsvertretung gebracht werden müßten; „Die Verwaltung fünnte mithin 
auch von der Verantwortlichkeit für jolche Defekte durch einen Kaiſerlichen Erlaß 
nicht befreit werden." — Gegen dieſe Argumentation greift das zu a unter 
Bezugnahme auf die Praxis der oberiten Rechnungsbehörde Bemerkte ebenfalls 
durch. Mich bier wird alſo, zumal die Reichsregierung auch diefen Zuſatz 
nicht als materiell unzuläſſig, ſondern nur, und zwar meines Grachtens zu 
Unrecht, als überflüſſig bezeichnet bat, der Aufnahme des darin enthaltenen 
Grundſatzes in das Geſetz nichts im Wege ſtehen. Yu feiner Nechtfertigung war 
von der Reichstagskommiſſion mit Necht bemerft, day derielbe ein nothwendiger 
Ausflug der Verantwortlichkeit ift, mit welcher die oberiten | Berwaltungsbehörden 
der Stontrolle der NReichsvertretung gegemüberjtehen und daß dieſe Berantwort: 
lichkeit völlig illuſoriſch gemacht werden an wenn es möglich wäre, fie Durch 
eine juftifizirende Stabinetsordre zu decken.“ 

e) Die Neichstagsfommiljion von 1874 hatte, wie Ichon bemerkt, endlich 
von der Niederschlagung durch Kaiſerlichen Erlaß auch diejenigen Defekte aus- 
gejchlojjen, welche durch jtrafbare Handlung des Erjagpflichtigen entitanden 
waren; fie ließ das uneingeſchräukte Necht der Kaiſerlichen Gnade nur für die 
lediglich auf disziplinariichen Bergeben beruhenden Defekte zu. ) Diegegen 
richtete fich ein materieller Wideriprucd der Neichsregierung. Ste betonte, 
daß auch Defekte, die auf ftrafbarer Handlung beruhen, „bisweilen von 
Umftänden begleitet jind, welche dringend dazu rathen, von dem Grundſatz 
jtrenger Eintreibung des defeftirten Betrages eine jchonende Abweichung zu 
gejtatten“ und wies biebei namentlich auf die Fälle hin, im denen derjenige, 





> Es ift nicht einzufehen, warum das Kontrollrecht der Reichsvertretung 3. B. nicht 
— gewahrt werden toll, wenn im Etat für ein Bauwerk eine beſtimmte Summe bewilligt 
und Die Bauausführung für Diele Summe demgemäß vertragsmäßig einem Unternehmer 
übertragen ift, der Natjer aber dann im Gnadenwege über jene Summe hinaus dent Unter— 
nehmer, welcher in Folge veränderter Konjunkturen bei der fontraftlichen Ausführung vielleicht 
Schaden erlitten bat, eine Entichädigung zulommen läßt. Hier liegt fein Defekt vor, jondern 
Abänderung eines ohne Genehmigung des Neichstags geichlofienen Vertrages zum Nachtbeil 
des Reichs, melche ms dem Natierliben Gnadenrechte allem anbeimgegeben fein wiirde. 
Pal. oben unter 1 5. 123. 
®, Drudiachen des Reichstags II. Seſſion 1874 N. 108 S 
) Ebendajelbit auh ©. 11. — Tas Heſſiſche Geſetz vom Era ‚unit 1879 über Ver— 
waltung der Einnahmen und Ausgaben des Staats, welches ſich im Art. 10 den Beichluß 
der Reichstagstommillton angeeignet bat, brinat dies noc; deutlicher zum Ausprud, indem 
es die Niederſchlagung durch landesherrlichen Erlaß ausſchließt, ſobald der Defelt durch eine 
nach dem Strafgeſetz büuch ſtrafbare Handlung des Erſatzplichtigen entitanden it. — In 
Preußen batte die Kommiſſion des Abgeordnetenhauſes bei Berathung des erſten Entwurfs 
des Oberrechnungs stanımer-Öeiehes im Jahre 1862 unter Widerſpruch der Regierung be— 
ſchloſſen, daß die X O berrechnungskammer den Yandtag in ihren Bemerkungen auch mitzu- 
teilen habe: „Diejenigen Aälle, in welchen Die Verfolgung eines Defekts etwa unterlatten 
oder verweigert worden iſt“ Hertel, Grgänzungsbeit 3. 116 if. 
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welcher den Defekt durch jeine jtrafbare Handlung verjchuldet hat, mit Hinter: 
laſſung mittellojer Angehöriger verjtorben ist, von denen die Schuld eingezogen 
werden joll. 

Der Beichluß der Reichstagskommiſſion wird faum aufrecht erhalten werden 
fünnen. Liegt eine nach dem Strafgejegbuch ſtrafbare Handlung vor, welche den 
Defekt veranlagt bat, jo it fein Grund vorhanden, die jtrafrechtlichen und die 
finanzrechtlichen ‚Folgen derielben verjchieden zu behandeln. Ohne Zweifel fann 
das Gnadenrecht bezüglich beider Folgen zu Gunjten Unwürdiger mißbraucht 
werden; hat man aber trogdem feinen Anſtand genommen, die Bejeitigung der 
strafrechtlichen Folgen dem durch Ausübung des Begnadigungsrechts zu be— 
thätigenden freien Ermejjen des Kaiſers und der Oberhäupter der Einzeljtaaten zu 
überlajien, jo ericheint es ungerechtfertigt, den Letzteren ein Mißtrauen entgegen- 
zubringen und ihr Gnadenrecht auszujchliegen, jobald die Bejeitigung der ver: 
mögensrechtlichen Folgen derjelben jtrafbaren Handlung in Frage jteht. Im 
Gegentheil wird das öffentliche Interefje tm jolchen ‚Fällen regelmäßig weit 
mehr durch die im Önadenwege erfolgende Entjcheidung über Verhängung der 
gerichtlich erkannten Strafe, als durch diejenige über Einziehung des oft jehr 
geringfügigen defeftirten Betrages berübhrt.') 

Es fragt jich, ob die Formulirung der voritchenden Grundjäge in dem 
Komptabilitätsgejeh auch in der von den bisherigen Entwürfen der Neichsregierung 
gewählten Form erfolgen joll, nämlich dergeitalt, daß nur über drei bejtimmte 
Kategorien vermögensrechtlicher Gnadenakte (Abänderung von Verträgen, Ver— 
zicht auf Einnahmen aus Hoheitsrechten, Niederjchlagung von Defekten) dis— 
ponirt wird. Meines Erachtens ift dieſe Frage zu vernemen. Für das Neid) 
bedarf das in Finanzſachen desjelben auszuübende Gnadenrecht, jei es nun dem 
Kaiſer, jei e8 den Oberhäuptern der Einzelitaaten zuzuiprechen ®), zu jener 
Sicherung einer allgemeinen prinzipiellen Anerfennung in dem Gejeg, einmal 
weil das Neich als ein erjt gleichzeitig mit der Reichsverfaſſung entitandener 
neuer Staat jene abjolutitische Vergangenheit anderer Staaten entbehrt, in 
welchen das Gnadenrecht der Krone unbejtritten jchon vor Einführung der kon— 
itituttonellen Berfajlung bejtand und jomit auch jegt noch, joweit die Verfaſſung 
es nicht ausdrüdlich oder jtillichweigend entzogen oder bejchränft hat, gejichert 
iſt'), jodann aber auch, weil jene drei Kategorien zwar die hauptjächlichen, aber 
nicht alle denkbaren Fälle der Anwendung der Gnade erjchöpfen; es ſei bei— 
ſpielsweiſe auf den Fall bingewiejen, dat dem Neich durch tejtamentariiche Ver: 
fügung ein Vermächtniß zugewendet it und die Billigfeit verlangt, hierauf zu 
Gunſten der unbemittelten Erben des Tejtators zu verzichten, wobei der Streit, 
ob hiezu eine Mitwirkung der NReichsvertretung nothwendig jei, ſich in Er- 
mangelung einer prinzipiellen Bejtimmung wiederholen fünnte. Der grundſätz— 
lichen Anerfennung des Gnadenrechts des Kaiſers, beziehentlich in einzelnen 


’) Bode (Zeitihrift für die gefammten Staatswifienihaften Band 33 5. 39) be- 
mertt: „Die Hommiliion hat allerdings mit diefem Antrag die Hand nad dem ——* 
recht der Krone ausgeſtreckt.“ — M. E. fällt übrigens Die Niederihlagung von Kaſſen— 
defeften ſchon an ſich nicht unter die oben aufgeführten Gegenſtände der Entlaſtung, da 
dieſelbe weder eine Abweichung vom Etat noch eine ſolche von finanzrechtlichen Vorſchriften 
der Geſetze enthält und daher ſchon prinzipiell der unbeichränften Gnade des Kaiſers, be- 
ziebentlich des Yandesherrn anheimgegeben iſt. Anders verhält_es ſich mit Rechnungsdefekten. 
Vgl. Näheres hierüber Annalen des Deutichen Reichs 1888 5. 822 ff. 

?, Hierüber u unten 5. 129 ff. 

ö ” Dies iſt 3. B. in Preußen der all. Vgl. Annalen des Deutſchen Reiches 1888 
S. 14 ft. 
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Zweigen der Neichgverwaltung der Oberhäupter der Einzelitaaten, werden dann 
im Gejep als Ausnahmen jene Fälle gegenüber zu jtellen jein, in denen nad) 
Obigem eme Mitwirkung der Netchsvertretung erforderlich ift, aber auch hier 
wird dieſe Mitwirkung nicht dergeitalt anzuordnen ſein, day Mangels derjelben 
(wie allerdings nach Faſſung der oben wiedergegebenen SS 15, 16 und 17 
des legten Entwurfs des. Gejeges über Berwaltung der Einnahmen und Aus— 
gaben des Reichs angenommen werden fünnte), die Gnadenordre ungültig 
wäre, jondern, wie in den anderen Fällen, in denen das Kontrollrecht der 
Solfsvertretung Play greift'), muß auch hier nur ihr Entlaftungsrecht, ihre 
Befugniß, für die betreffende Gnadenordre unbejchadet ihrer Gültigkeit den 
Neichsfanzler verantwortlic) zu machen, Tichergeitellt werden. Hienach würde 
Die der regelmähigen Anerkennung der Gnade beizufügende Ausnahme nad) 
Maßgabe obiger Erürterungen dahin zu fallen jein, dab die Entlaftung Seitens 
der Reichsvertretung erforderlich it, wenn gnadenweiſe 

1. Abweichungen vom Reichshaushaltsetat, insbeſondere Etatsüberjchreitungen 
und außeretatsmäßige Ausgaben, jujtifizirt, 

2. Defefte, welche auf Anordnung einer der oberjten Berwaltungsbehörden 
des Neichs beruhen, niedergeichlagen, 

3. mit Genehmigung des Neichstags geichlojjene Verträge zum Nachtheil 
des Neichs aufgehoben oder abgeändert, 

4. auf Hoheitsrechten des Neichs oder auf Nealverpflichtungen beruhende 
Einnahmen, ohne day hiezu in den Gejegen eine Ermächtigung ertheilt 
it, erlaſſen oder zurücderftattet 

werden. 

Eine wichtige praktiſche Konſequenz einer derartigen Vorſchrift würde ſein, 
da Abweichungen von anderen geſetzlichen Beſtimmungen finanzieller Art, als 
von Den im Etatsgeſetz (vgl. N. 1) und den Gejegen über Zölle, Abgaben 
u.j.w. (vgl. N. 4) enthaltenen, injofern nicht der ausnahmsweiſe Fall der 
Anordnung einer oberjten Verwaltungsbehörde (vgl. N. 2) vorliegt, i B. Ab: 
weichungen von Penſionsgeſetzen, welche gerade jehr Häufig in Folge Verſehens 
der Unterbehörden vorfommen, durch Gnadenordre juftifizirt werden fünnten, 
ohne daß biefür demnächſt Entlajtung Seitens der Neichsvertretung erforderlicd) 
jein wiirde. 

Anlangend die vorjtebend zu 2 erwähnten Defekte it die im $ 17 des 
festen Gejegentwurfs der Neichsregierung noch enthaltene Beſtimmung, wonach 
ie auch auf Grund des Nachweiles der Unmöglichkeit ihrer Beitreibung oder 
auf Grund eines richterlichen Urtheils niedergeichlagen werden fünnen, wohl 
überflüjlig. Die Neichsregterung, welche verjchiedene, von der Reichstags⸗ 
kommiſſion gemachte Zuſätze als ſelſtverſtändlich, meines Erachtens zu Unrecht?), 
befümpft batte, ſchlug hiedurch ihrerieits Selbjtverjtändliches vor. Daß ein 
Defekt gegen einen Erjaßpflichtigen, welcher Erjag zu leiſten außer Stande ift, 
nicht weiter verfolgt werden kann, bedarf feiner Feitfegung, und ein das Reich 
in dem Prozeß gegen dem angeblich Erjagpflichtigen rechtsfräfttg abweijendes 
Urtheil jtellt eben nad) den Grundſätzen der Rechtskraft unabänderlich feit, dab 
ein Defekt überhaupt nicht vorhanden ijt, woraus folgt, dab eine Nieder: 
ichlagung desſelben jich erübrigt.”) 

Vgal. oben S. 100 ff. 

"Wal. oben Z. 125. 

"at. auch Zeller, Finanzarchiv Jahrgang VI Wand 1 5. 316, 
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Zu den oben zu 3. erwähnten Verträgen jodann ijt zu bemerfen, daß nad) 
den vorgeichlagenen Beſtimmungen jomit ohne Mitwirkung der Neichsvertretung 
jämmtliche nicht mit Genehmigung des Neichstaas geichlofjene Verträge auch 
zum Nachtbeil des Neichs gnadenweiſe geändert oder aufgehoben werden fünnen, 
z. B durch Erlaß von Konventionaljtrafen, und zwar auch, ohne daß „weſent— 
lid) veränderte Umſtände“ vorliegen. Die Feithaltung der legtgedachten im 
S 15 des Gejegentwurfs der Meichsregierung von 1877 noch beibehaltenen 
Vorausjegung für das Gnadenrecht fünnte nur eine fortdauernde Quelle des 
Streits darüber bilden, ob im der That die Umſtände wejentlic) verändert 
waren. Es ericheint daher kaum angezeigt, das in der Gnade enthaltene freie 
Ermeſſen des Staatsoberhaupts auch noch durch diefe Schranfe zu binden. — 
Man könnte übrigens der Meinung jein, daß die nicht mit Genehmigung des 
Neihstags geichloflenen Verträge von der Entlajtung ſchon nach der oben 
S. 87 ff.) über deren Gegenjtände prinzipiell getroffenen Feitiegung überhaupt 
nicht berührt werden, da ihre Abänderung oder Aufhebung weder eine Ab— 
weihung vom Etat noch eine jolche von den finanziellen Beitimmungen der 
Geſetze im jich schließe. Dies trifft für den jet noch in Preußen und dem 
Reich geltenden Nechtszujtand auch zu.') Im das zu erlajlende Ktomptabilitäts- 
geie joll aber fortan der Sat aufgenommen werden: „Die von den Behörden 
rehtsgültig abgeſchloſſenen Kontrafte dürfen zum Nachtheil des Reichs nach- 
träglich weder aufgehoben noch abgeändert werden.“ ?) Jede derartige Aufhebung 
oder Abänderung eines Vertrages würde jomit fortan den Charafter einer 
Abweichung von der vorgedachten finanziellen Bejtimmung eines Gejeges (des 
Komptabilitätsgejeges) annehmen und demnach) an jich Gegenjtand der Entlajtung 
jein, jo daß allerdings unter die für den Fall der Gnade angeordnete regel— 
mäßige Ausichliegung der legteren fortan auch die Abänderumgen der bezeich- 
neten Berträge fallen würden. 

Anlangend endlich die zu 4 erwähnten, auf Hoheitsrechten und auf Real 
verpflichtungen berubenden Einnahmen it im beigefügten Anhang auch der 

$ 16 der legten Negierungsvorlage jtehen geblieben, wonach) jolche Einnahmen 
prinzipiell nur auf Grund des Gejetes erlafjen oder zurückerjtattet werden 
dürfen. Das Verhältniß beider Beitimmungen zu einander un dann folgendes 
ſein: Regel bleibt die gejegliche Ermächtigung ; erläßt 3. B. ohne ſolche eine 
Verwaltungsbehörde eine Reichsſteuer, jo iſt jolcher Erlaß ungiltig und der 
Keichsfisfus fann Daher ungeachtet desjelben die Steuer von dem Prlichtigen 
beitreiben. Dieje Regel gilt aber, wie überhaupt die Regeln des Komptabilitäts- 
geieges, nicht für den Fall der Gnade. Erläßt alfo der Inhaber des Önaden- 
rechts die Steuer, ſo iſt ſolcher Erlaß rechtswirkſam, aber es tritt in dieſem 
Falle die Verantwortlichkeit des Reichskanzlers ein, welche ihn eventuell erſatz⸗ 
pflichtig macht, ſo daß dann der Reichsfiskus von ihm, nicht von dem Steuer— 
pflichtigen, die erlaſſene Steuer beitreiben kann. 

Zu verbinden tft nun ferner mit der prinzipiellen Anerkennung des Gnaden— 
recht3 eine Anordnung darüber, von welchem NRegierungsorgan die Gnadenordre 
in vermögensrechtlichen Angelegenheiten des Reichs zu erlaſſen, und im Zus 
jammenhang biemit, von welchem Miniſter ſie zu fontrafigniren iſt. Erforderlich 
wird 10 jpezielle Feſtſetzung durch die bejonderen Verhältniſſe des Neichs 


" Ngl. Annalen des Deutichen Reichs 1888 S. 823 und 827. 
”, Mgl. S15 des Entwurfs von 1877 Nr. 15 der Trudiachen des Reichstags I Seſſion 
1877 5. 6, 
Annalen det Deutichen Reihe. 1895 9 
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als Bundesitaat, in welchem innerhalb zweier Amtszweige die Emzelitaaten die 
Verwaltung der Einnahmen umd Ausgaben für Nechnung des Neichs führen; 
fie erheben einmal Zölle, Verfehrsabgaben und Reichsitempeliteuern, welche fie 
demnächit der Neichsfafje zuführen und fie leiften ferner die Militärausgaben 
aus den von der Reichskaſſe ihnen hiezu gewährten Geldern. 


Innerhalb der legtgedachten Militärverwaltung jind zahlreiche Gnaden- 
ordres des Kaiſers lediglich mit Gegenzeichnung des Preußiſchen Kriegsminiſters 
ergangen und in ‚Folge dejjen Gegenjtand lebhaften Streits zwijchen dem Neichs- 
tage und der NReichsregierung geworden. Der Reichstag hat wiederholt vor 
Ertheilung der Entlajtung für dieſe Gnadenordres die Gegenzeichnung des 
Reichskanzlers gefordert, die Reichsregierung dieje ‚Forderung aber jtets als 
unberechtigt zurücgewiejen, da der Kaiſer jene Gnadenakte in jeiner Eigenichaft 
al® König von Preußen erlajien habe und daher die Gegenzeichnung des 
Preußiſchen Minifters genüge. Die Enticheidung der Streitfrage hängt davon ab, 
ob das Neich ungeachtet der durch die Einzeljtaaten geführten Verwaltung das 
Rechtsjubjeft bleibt, welches die Einnahmen erhebt und die Ausgaben leiſtet, ob 
die Einzeljtaaten alſo nicht bloß für Nechnung des Neichs, jondern auch in deſſen 
Vertretung, als Mandatare des Neichs oder ob fie im eigenen Namen die Ver: 
waltung führen. Mur, fall® die erite Alternative zutrifft, it der Anspruch Des 
Neichstages gerechtfertigt.‘) Gerade dies Kriterium iſt aber in dem vorzugs- 
weiſe hiebei interejjirenden Amtszweige der Militärverwaltung in hohem Grade 
unficher, da die hienach vorweg zu entjcheidende Frage, ob der Militärfisfus 
als Neichsfisfus oder als Landesfisfus anzuiehen tt, ſelbſt zu den bejtritteniten 
des MeichsjtaatsrechtS gehört.“) Eine positive gejeßliche Bezeichnung des— 
jenigen Negierungsorgans, welches das Önadenrecht in vermögensrechtlichen 
Angelegenheiten des Reichs auszuüben befugt jein joll, it daher dringend an— 
gezeigt, am meiſten vielleicht vom Standpunft der Neichsregierung aus, welche 
den Vorwurf der Inkonjequenz infofern faum ablehnen fann, als jie auf dem 
Boden des geltenden Rechts einerjeits entichieden dafür eintritt, dah als Subjekt 
aller Berechtigungen und Verpflichtungen der Militärverwaltung nur der Reichs: 
fisfus angejehen werden fünne, ) andererjeits aber die Befugniß zu den Das 
Vermögen des nämlichen Neichsfistus betreffenden, im der nämlichen Militär- 
verwaltung ergangenen Gnadenordres nicht einem Organ des Neichs (dem 
Staijer), jondern den Bundesfürjten und Senaten der freien Städte, alſo Or— 
ganen der Einzeljtaaten, zuweiſt.“) 

Wünſchenswerth it eine Bejeitigung des Streits mittelit positiver Be— 
ftimmung, wobei einmal durch ein ohne Schwierigkeit erfennbares Kriterium 
das zu Gnadenerlaſſen in Finanziachen des Reichs befugte Negierungsorgan 
bezeichnet und zweitens daneben das Ktontrolrecht der Neichsvertretung voll ge— 
wahrt wird. Es erjcheint jomit angezeigt, die Enticheidung darüber, ob Der 
Kaiſer oder die YBundesfürften und Senate zur Nusübung der Gnade berufen 
jind, nur davon abhängig zu machen, ob thatjächlich in einem Amtszweige 





) Vgl. „Annalen“ 1888 5. 830 ff, wo ich auch verfucht habe, unter Jugrundelegung 
jenes Gefichtspunfts die Ztreitfrage im Cinzelmen zu lölen. Im Wejentlichen zuſtimmend 
Yaband, Staatsrecht des Deutichen Reichs, II. Auflage Band II S. 1033 fr. 


2 


— — 


Vgl. Laband a. a. O. &. 843ff. 

Wal. die im Archiv für öffentliches Recht Bd. IV S, 154 mitgetheilte Tenkichrift 
des Neichstanzlers. 

* Yaband aa. O. S. 846 und 848 Anmerkung 4 und mein Auflab „Annalen“ 
1888 ©. 941, 
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die Verwaltung vom Weich unmittelbar oder von den Cinzeljtaaten geführt 
wird, gleichwiel weichen juriſtiſchen Charakter in legtgedachtem Falle die Ver— 
waltung bat, gleichviel aljo, ob der Einzelitaat hiebei in eigenem Namen oder 
lediglich in Vertretung des Reichs handelt. Eine jolche Unterjcheidung it für 
eine andere Befugniß des Katjers, nämlich für diejenige zur Ernennung von 
Spezialitellvertretern des Neichsfanzlers, ſchon im $ 2 des Geſetzes betreffend 
die Stellvertretung des Reichskanzlers vom 17. März 1878 (R-G.Bl. ©. 7) 
verwerthet worden. Demnach it angemejjener Weije innerhalb derjenigen 
Amtszweige, welche ich in der eigenen und ummittelbaren Verwaltung des 
Keichs befinden, vom Sailer unter Gegenzeichnung des Weichsfanzlers oder 
jeiner Stellvertreter, innerhalb der den Einzeljtaaten zur Verwaltung unter 
Aufficht des Reichs überlaffenen Amtsziweige von den Landesherrn und Senaten 
in der für die Gültigfeit ihrer Regierungsakte landesgejeglich beſtimmten Form, 
alio regelmäßig unter Gegenzeichnung der Landesminifter, die Befugniß zum 
Erlaß von Gnadenordres finanzieller Art auszuüben. Auch in legtgedachtem 
alle fehlt es, inſoweit nach obigen Grundſätzen überhaupt eine 
Entlajtung durd die Reichsvertretung erforderlich wird, nicht 
an einem gegenüber der legteren verantwortlichen Rechtsſubjekt; ihr bleibt der 
die Aufjicht des Neichs über die Berwaltung der Einzeljtaaten führende Neiche- 
fanzler für jene Gnadenordres auch ohne deren Kontrajignatur, welche mit 
einer bloßen Auflichtsthätigkeit überhaupt nicht vereinbar wäre, verantwortlich. 
Er übernimmt dieſe VBerantwortlichkertt und die hiemit eventuell verbundene Ne 
greverbindlichfeit durch Einreichung der allgemeinen Rechnung an die Neichs: 
vertretung mit dem gleichzeitigen Antrage, ihm die Entlaitung zu ertheilen.') 

Die vorjtehenden, unter C über das Gnadenrecht aufgeltellten Grundiäge 
ind in dem im Anhang unter IIa abgedruckten neuen $ 40 zujammengefaßt.’) 

= * 
x 

Hiemit ift der oben bezeichnete Zweck diefes Aufſatzes erichöpft. Es bes 
darf kaum der Bemerkung, daß zur Sicherung des Kontrolrechts der Reichs— 
vertretumg in gleichem Maße, wie eine gejegliche Feititellung ihrer hierauf be 
züglichen Befugnijje, eine Garantie für die Unabbängigfeit der die Aus- 


) Mal. „Annalen“ 1888 ©. 842. und Yaband a. a. ©. ©. 1035. — Inſoweit 
eine Entlaſtung für die Gnadenerlaſſe nicht nothwendig iſt, trägt der Reichskanzler für fie 
nur die allgemeine politiiche Werantwortlichkeit aus Artitel 17 der Reichsverfatlung, welche 
eine DR des Reichskanzlers nicht begründen fann 

Anlangend die Bölle und Verbrauchsitenern, deren Erhebung durch die Finzelitaaten 
erfolgt, hat auf Aufrage des Abgeordneten Dernburg der Präſident des Reichskanzleramts 
Delbrück in den Sißzungen des Reichstags vom 25. Mai und 5. Inni 1872 Sten. Ber. 
3. 523, 524, 727 und 729) die Auskunft ertheilt, daß die Kontrole über ihre orduungs— 
mäßige Erhebung überhaupt nicht Seitens des Rechnungshofs des Reichs, ſondern Seitens 
der Rechnungsbehörden der Einzelſtaaten erfolgt, deren Landtage dann auch inſoweit die 
Entlaſtung zu ertheilen haben. Hienach würde die Reichsvertretung auch von den in dieſem 
Amtszweige ergangenen Gnadenordres, durch welche z. B- eine gollabgabe dem Verpflichteten 
erlaſſen wird, feine Kenntniß erlangen und demgemäß auch niemals in die Yage lommen, 
die Verantwortlichleit des Reichskanzlers für ſolche Gnadenafte in Anſpruch zu nehmen. (65 
it aber in der That nicht einzuſehen, warum bei den Ausgaben der Militärverwaltung, 
welche die Einzelitaaten für Nechnung des Reichs leilten, und bei den Einnabmen der Zölle 
und Verbraucsiteuern, welche fie für Rechnung des nämlichen Neichs erheben, ein Unter 
ſchied dahin ſtattfiuden ſoll, daß bei jenen Ausgaben die Kontrole des Rechnungshofs und 
die Entlaſtung Seitens der Reichsvertrerung unbeitrittener Maßen zugeſtanden, bei Dielen 
Einnahmen aber verjagt wird. Die Frage wird nicht dadurch genenitandslos, daß nach 


9* 
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übung diejer Befugniſſe vorbereitenden Behörde, des Nechnungshofes erforderlich 
iſt.) Die Bejtimmungen hierüber gehören in das die Einrichtung diejer Be 
hörde ordnende Geſetz. Sicherlich gewährt in dieſer Beziehung das als Vorbild 
bisher angejehene Preußiſche Oberrechnungsfammer-Gejeg vom 27. März 1872 
durch die Unterwerfung der Mitglieder der Nechnungsbehörde unter die für die 
Nichter gegebenen Disziplinargejege jowie durch die Einführung follegialijcher 
Beichlußfaffung ichon werthvolle Sicherungsmittel, aber eine Ergänzung der: 
jelben ijt von berufener Seite mit Recht für wünjchenswerth erflärt.?) Hiebei 
it auch das Verhältniß der Mitglieder des Rechnungshofs zu den Vorjtänden 
der oberjten Berwaltungsbehörden in Betracht zu ziehen”) und daran ficherlich 
jeftzuhalten, daß die Unabhängigkeit des Rechnungshofs nicht mur gegenüber 
der Negierung, jondern ebenjo jehr gegenüber der Volfsvertretung gewahrt 
werden muß. *) 


Art. 16 Abſ. 2 des Zollvertrags vom 8. Juli 1867 die Einzelftaaten für die durch Defekte 
. ihrer Beamten — ——— Ausfälle jener Einnahmen dem Reich unbedingt haften. Denn 

es können abgeſehen von der hienach allerdings nicht mehr das Reich intereſſirenden Nieder— 
ſchlagung ſolcher Defekte innerhalb dieſes Amtszweigs noch andere Gnadenakte vorkommen, 
3. 9. der oben erwähnte gnadenweiſe Erlaß einer Zollabgabe oder eines Stempels. Vgl. 
„Annalen“ 1888 ©. 835ff. 

') Eine joldhe Aufgabe der Vorbereitung haben abgejehen vom Deutſchen Reich die 
oberiten Nechnungsbebörden zur Zeit noch in Preußen, Baden und Helfen, ſowie in Eng: 
land, Belgien und Italien. 

) VBgl. Wode, Zeitichrift für die gelammte Staatsmwijlenichaft, Bd. 32 ©. 552. 

’, Die Kommiſſion des Reichstags von 1874 beſchloß einen Zuſaß zu dem damals 
vorgelegten Gejegentwurf über den Rechnungshof, wonad nahe Verwandtichaft oder Ver— 
ſchwägerung eines Mitglieds mit dem Leiter einer oberiten Verwaltungsbebörde des Reichs 
von der Beſchlußfaſſung über die zum Reſſort der legteren gehörigen Angelegenbeiten aus— 
ichloß. Val. Drudiachen des Reichstags, II. Seſſion 1874 Nr. 110. Ebento Heiltiches Geſetz 
über die Einrichtung und Befugniſſe der Oberrechnungstammer vom 14. uni 1879 im 
Art. 3 Abi. 2 Finanzarchiv VI. Jahrgang Band I ©. 326). 

* Diefer Anforderung entipricht 5 4 Abi. 2 des von der Neichsregierung vorgelegten 
Entwurfs des Geleges über den Rechnungshof (Druckſachen des Reichstags I. Seſſion 1877 
Nr. 16), Inhalts deilen nach dem Vorgang des Belgiichen Gejeges die Mitglieder des Ned) 
nungsbofes von der Mitgliedichaft im Bundesrath und Reichstag ausgeichloiien find. Ebenſo 
wird aber auch bei Ernennung der Mitglieder der Einfluß der Wolksvertretung fern zu 
balten jein und daher die anderweite Belgiiche Einrichtung, wonach die Mitglieder des 
Rechnungsbofs lediglich von der Kammer der Abgeordneten auf beitimmte Zeit gewäblt 
werden, in Deutichland nicht nachzuahmen fein. Vgl. zu Vorſtehendem Node, Finanzarchiv 
Jahrgang IV Band I ©. 467 ff. 
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Anhang. 


Im folgenden Anhang jind, anlangend das Geſetz über die Verwaltung der 
Einnahmen und Ausgaben des Reichs, unter Ia die Beltimmungen der letten 
Regierungsvorlage von 1877 wiedergegeben und denjelben unter IIa diejenigen 
Abänderungen gegemübergejtellt, welche ich verjucht habe, in vorjtehendem Auf: 
jage mäher zu begründen. Obwohl der legtere nur eine in das Geſetz auf: 
zunehmende Materie, nämlich das Kontrolrecht der Neichsvertretung über die 
Finanzverwaltung, erörtert, jind dennoch jämmtliche, — alſo auch die mit jener 
Materie nicht ummittelbar zujammenhängenden und die Mehrzahl bildenden 
Beitimmungen des Gejegentwurfs von 1877, deren etwaige Abänderung dies: 
jeitig mithin nicht in Betracht gezogen iſt — abgedrudt, damit ein vollitändiges 
Bild der beabjichtigten gejeßgeberiichen Neuerung erlangt wird. Hingegen jind 
von dem letzten Negierungsentwurf des gleichzeitig zu erlaffenden Gejeges, be 
treffend die Einrichtung und Befugniſſe des Rechnungshofs, unter Ib nur die 
zum VBerftändniß oder zur Ergänzung des eritgedachten Gejeges über Ver: 
waltung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs unbedingt mitzutheilenden 
Vorichriften in den Anhang aufgenommen umd, ſoweit eine Abänderung an: 
gezeigt erichien, dajelbjt unter IIb berüdjichtigt. 

Die unter II vorgejchlagenen Abänderungen jind, ſoweit ſie materieller 
Natur und weientlich find, durch geiperrten Drud fenntlich gemacht. Zu ihrer 
Motivirung it in den Dort Hinzugefügten Anmerkungen auf die Seiten Des 
voritehenden Aufjages verwieſen. 
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I. Regierungsvorlagen von 1877. 


a) Geſetz betr. die Verwaltung der Einnabmen 
und Ausgaben des Reichs. 
S$ 1 (Abfag 1 und 2). 

Tie Einnahmen und Ausgaben des Reichs 
werden nach dem Neichshausbalts:Etat verwaltet. 

Dem Reichshaushalts-Etat find im Sinne 
diejes Geſetzes * zu achten diejenigen Ge— 
ſetze, welche denſelben abändern oder ergänzen, 
oder welche für das laufende Etatsjahr oder 
nach dem Abſchluß des Etatsgeſetes für das 
nächite folgende Etatsjahr eine Einnahme oder 
eine Ausgabe verordnen. 

82. 

In den Reichshaushalts-Etat ſind insbe— 
ſondere aufzunehmen (Art. 69 der Verfaſſung): 

1. Einnahmen aus der Veräußerung von 
Grunditüden, Materialien, Utenitlien oder 
fonftigen Gegenitänden, welche fich im Bes 
fig einer Neichsverwaltung befinden, ſowie 
Entihädigungsgelder aus Verſicherungs— 
verträgen, 

2. die auf das Etatsjahr fallenden Einnahme: 
beträge aus Anleihen, deren Verwendung 
beitimmungsmäßig im Verlaufe mebrerer 
Jahre erfolgt, 

3. Finnahmen und Ausgaben der für be- 
jondere Zwecke beſtimmten Reichsfonds, 

4. Einnahmen, welche einer Neichsverwaltung 
aus Zuwendungen Dritter für bejondere 
Zmwede diejer Verwaltung zufließen. 

Einnahmen und Ausgaben aus Anleihen 
find im tat getrennt von den ordentlichen 
Einnahmen und Ausgaben am Schluß dejielben 
in einem bejonderen Abjchnitt aufzuführen. 

($ 1 Abfaß 3.) 

Unter Einnahmen und Ausgaben im Sinne 
diefes Geſehes iſt auch die Vermehrung und 
Verminderung derjenigen Beitände an Natur- 
alien oder fonitigen Worrätben zu veritehen, 
welche beitimmungsmäßig von einer Reichs: 
verwaltung in Reſerve zu balten find. 


($ 18 Abf. 2.) 

In die zur Vorlegung an den Bundesrath 
und den Reichstag gelangenden Spezial-Gtats 
jind bei den Bejoldungstonds die Stellenzahl 
und die Gehaltsjähe, welche für die Dispofition 
über dieſe Fonds maßgebend find, aufzunehmen. 

83. 
Unvorbergeiebene Cinnahmen und Aus- 
aben jind nach Anweiſung dieſes Gejehes zur 
Kenntniß, beziebungsweiie Genehmigung des 
Bundesrathbs und des Neichstags zu bringen. 
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II. Diesfeitige Borfdläge. 


a) Geiek betr. die Verwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Reihe. 


51. 


Wie unter la.) 


$ 2. 
In den Reichshaushalts-Ctat find insbe: 
ſondere aufzunehmen (Art. 69 der Verfaflung): 
1. Einnahmen aus der PWeräußerung von 
Grundjtüden, Materialien, Utenſilien oder 
ſonſtigen Gegenftänden, welche fich im Be- 
fig einer Reichsverwaltung befinden, ſowie 
Entichädigungsgelder aus Verficherungs- 
verträgen, 

2. die * das Etatsjahr fallenden Einnahme— 
beträge aus Anleihen, deren Verwendung 
beſtimmungsmäßig im Verlauf mehrerer 
Jahre erfolgt, 

3. Einnahmen und Ausgaben der für be— 
ſondere Zwecke beſtimmten Reichsfonds, 

4. Einnahmen, welche einer Reichsverwaltung 
aus Zuwendungen Dritter für beſondere 
Zwecke dieſer Verwaltung zufließen. 

Einnahmen und Ausgaben aus Anleihen 
ſind im Etat getrennt von den ordentlichen 
Einnahmen und Ausgaben am Schluß deſſelben 
in einem beſonderen Abſchnitt aufzuführen. 


Als Einnahmen und Ausgaben ſind durch 
Auswerfung der geſammten Geldbeträge in den 
Reichsbaushalts-Etat auch die Vermehrung und 
Verminderung derjenigen Beitände an Natur— 
alien oder jonitigen Vorräthen aufjunebmen, 
welche bejtimmungsmäßig von einer Reichs— 
verwaltung in Meterve zu balten find. 


Bei den Bejoldungsfonds find in die Spe— 
zialetats des Reichshausbalts-Etats die Stellen= 
zahl und die Gehaltsſätze, welche für die Dis- 
pofition über diele Fonds maßgebend find, 
aufzunehmen ($ 17 Abi. 2). *) 


83. 

Unvorbergejebene Cinnabmen und Aus— 
gaben find nah Anweiſung dieſes Geſetzes 
behufs Entlaitung des Reichskanzlers 
zur Kenntniß des Bundesraths und Reichstags 
zu bringen.”) 


87, 
. 90 bis 9. 
. 94 ff, 98 bis 102. 


— 
—V — 
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I. Regierungsvorlagen von 1877. 


a) Geier betr. die Derwaltung der Einnabmen 
und Ausgaden des Reichs. 
S 4 (Abfab 1 und 2), 

Die Einnahmen find in den Rechnungen 
unter den Titeln des Etats, unter welchen fie 
vorgeiehen find, nachzuweiſen. 

Tie bei den einzelnen Titeln des Etats vor- 
tommenden Mebreinnabmen find unter diejen 
Titeln in Zugang zu ſtellen. 

Ss 6. 

Tie Ausgaben find in den Rechnungen 
unter den Titeln des Etats, unter welchen jie 
vorgejehen find, nachzumeilen. 

Die bei den einzelnen Titeln des Etats vor- 
fommenden Mebrausgaben find unter diefen 
Titeln in Zugang zu itellen. 


85. 

Von Einnahmen dürfen Zahlungen nicht 
vorweg in Abzug kommen. 

Einnahmen, welche aus der Eritattung ge 
leiiteter Ausgaben entitehen, find, folange die 
Rehnungen der Fonds, aus melden Diele 
Ausgaben bejtritten werden, noch offen find, 
von den le&teren abzulegen. 


S 7 (Abfab 1 und Abfat 2 erfler Gab), 

Auf jolhe Tispofitionsfonds, welche der 
Grat ohne näbere Bezeichnung der Zwecke der 
daraus zu leiftenden Ausgaben zur Verfügung 
der Verwaltung itellt, dürfen feine Ausgaben 
angewieſen werden, welche unter einen zu be— 
ftimmten Verwendungszwecken angelegten Etats— 
titel fallen. 

Ausgaben, welche unter feinen ſolchen Titel 
des Ausgabe-Etats fallen, find, ſoweit fie als 
unvorbergejehene zu betrachten find, aus ben 
für ſolche Ausgaben bejtimmten Dispoſitions— 
fonds zu beitreiten. 


s’4 Abſatz 3). 

Einnahmen, melde unter feinen der Titel 
des Etats fallen, jind als außeretatsmäßige 
Einnahmen in der verfaſſungsmäßig zu legenden 
Rechnung nachzuweiſen. 


s 7 (Abfab 2 zweiter Sab). 

Reicht der entiprechende Dispofttionsfonds 
zut Tedung einer unvorbergejebenen Ausgabe 
nicht aus, 10 iſt diejelbe in ihrem vollen Bes 
trage als außeretatsmäßige nachzuweiſen. 

88. 

Den Ausgabefonds dürfen Nüdeinnahnen 
nur auf Grumd bejonderer, durch den Etat er— 
tbeilter Srmächtigung zugeführt werden. Etwa 
geleiitete Vorſchüſſe Find nicht als verausgabt, 
ſondern als jolhe in den Rechnungen und 
Ueberſichten S 10) nachjumeien. 
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II. Diesfeitige Borfdläge. 


a) Geieh; betr. die Verwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Reichs. 


84. 

Die Einnahmen und Ausgaben ſind in den 
Rechnungen unter den Titeln, unter welchen 
ſie vorgeſehen ſind, nachzuweiſen. 

Die bei den einzelnen Titeln des Etats 
vorkommenden Mehreinnahmen und Mehraus— 
ausgaben ſind unter dieſen Titeln in Zugang 
zu ſtellen. 


s>. 
Wie unter la. 


56. 

Auf ſolche Dispoſitionsfonds, welche der 
Etat ohne nähere Bezeichnung der Zwecke der 
bereits zu leiſtenden Ausgaben zur Verfügung 
der Verwaltung ſtellt, dürfen keine Ausgaben 
angewieſen werden, welche unter einen zu be— 
ſtimmten Verwendungszwecken angeſetzten Etats— 
titel_fallen. . 

Ausgaben, weldhe unter keinen ſolchen Titel 
des Ausgabe-Etats fallen, find, ſoweit fie als 
unvorbergeiehene zu betrachten find, aus den 
für folhe Ausgaben beitimmten Dispofitions= 
fonds zu bejtreiten. 


8.7 

Ginnahmen, welche unter feinen Titel des 
Etats fallen, find als außeretatsmäßige Ein— 
nabmen, Ausgaben, welche unter feinen Titel 
des Gtats fallen, find, iniofern fie nicht aus 
einem für Solche Ausgaben beitimmten Dis- 
pofitionsfond (S 6) völlig gededt werden können, 
in ihrem ganzen Betrage als auferetatsmäßige 
Ausgaben, in den Rechnungen nachzjumeiien. 


S 8. 
Wie unter 1a. 
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I. Regierungsvorlagen von 1877. 


a) Geieh betr. die Derwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Reichs. 


89. 

Als Etatsüberichreitungen werden alle Mebr- 
ausgaben angeieben, welche genen die einzelnen 
Kapitel des gefeßlich feitgeitellten Reichshaus— 
halts⸗Etats oder gegen die vom Neichstage ge: 
nehmigten Titel der Spezial-Ftats itattgefunden 
haben, jofern nicht einzelne Titel in den Etats 
als unter ſich übertragungsfäbig ausprüdlich 
bezeichnet find und bei jolchen die Mehraus— 
gabe durch Minderausgabe bei anderen aus- 
geglichen wird. 

Unter dem Titel eines Spezialetats it im 
Sinne dieſes Gejehes jede Poſition zu ver: 
ſtehen, welche einer jelbitändigen Beſchlußfaſſung 
des Reichstags unterlegen bat und als Gegen 
jtand einer ſolchen im Etat ertennbar gemacht iſt. 


8 10. 


Baldmöglichit nach dem Bücherabichluß der 
Reichshauptkaſſe, ipäteitens aber in dem auf 
das Etatsjahr folgenden zweiten Jahre iſt dem 
Bundesrath und dem Heichstag eine Ueberſicht 
fämmtliher Ginnabmen und Ausgaben des 
eriteren „Jahres vorzulegen. 

In dieſer Vorlage find die Ctatsüber- 
ichreitungen, die außeretatsmäßigen Ausgaben 
und die im Etat nicht vorgeiehenen Einnahmen 
aus der Veräußerung der im S2 Wr. 1 be 
zeichneten Gegenitände zur nachträglichen Ge— 
nehmigung beionders nachzuweiſen. 

Die Erinnerungen der Rechnungslegung 
werden durch dieſe Genehmigung nicht berührt. 

Ausgaben aus den Gentralfonds, welche 
durch Titelüberichrift als Tispofitionsfonds, 
Fonds für vermilchte, fonitige oder unvorber- 
—— Ausgaben oder in — Weiſe 

ezeichnet ſind, ſollen, nach Verſchiedenheit der 
Gegenſtände unter angemeſſenen Abtheilungen 
zuſammengeſtellt, bei der Ueberſicht nachgewieſen 
werden. 

$ 11. 


Sachen, welche zur Veräußerung für Rech: 
nung des Reichs beitimmt find, müſſen öffent: 
lih an den Meiitbietenden verkauft werden, 
ſofern nicht die Veräußerung aus freier Hand 
von der oberiten Verwaltungsbehörde ausdrüd- 
lich nachgegeben worden ilt. 

Die Veräußerung beitimmter Arten beweg— 


| 
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II. Diesfeitige Borfchläge. 


a) Gejeh betr. die Derwaltung der Zinnabmen 
und Ausgaben des Reichs. 


89. 
* Als Etatsüberſchreitungen werden ange— 
ſehen: 

1. alle Mehreinnahmen, welche gegen 
die einzelnen Napitel und Titel 
des geſetzlich Feitgeitellten Reichs: 
bausbalts=-&tats oder gegen Die 
vom Reichstage genehmigten Titel 
der Spezial— Etats ftattgefunden 
haben.) 

2. alle Mehrausgaben, welche gegen die ein⸗ 
zelnen Kapitel des geſeßlich feſtgeſtellten 
Reichshaushalts-Etats oder gegen die vom 
Reichstage genehmigten Titel der Spezial— 
Etats itattgefunden haben, ſofern nicht 
einzelne Titel_ in den Etats als unter ſich 
übertragungstäbig ausdrücklich bezeichnet 
find und bei ſolchen die Mebrausgabe 
durch Minderausgabe bei anderen aus- 
geglichen wird, 

Unter dem Titel eines Spezial-Etats it im 
Sinne diejes Geſetzes jede Poſition zu ver: 
fteben, melde einer jelbitändigen Beichluß- 
fajfung des Reichstags unterlegen bat und 
als Gegenstand einer joldhen im (tat er: 
fennbar gemacht it. *) 


S 10. 


Baldmöglichit nach den Bücherabichluß der 
Reichshauptkaſſe, ipäteltens aber in dem auf 
das Etatsjahr folgenden zweiten Jahre it Dem 
Bundesrath und dem Neichstag eine Lleberficht 
— Einnahmen und Ausgaben des 
erſteren Jahres vorzulegen. 

In dieſer Vorlage ſind die Etatsüber— 
ſchreitungen 69 die außeretatsmäßigen 
Ausgaben und Einnahmen ($ 7) zur Ent— 
laitung des Reichskanzlers beionders 
nachzumeijen. 

ie Erinnerungen der jpäteren Rechnungs: 
legung werden durch diefe Entlaitung nicht 
berübrt.?) 

Ausgaben aus Gentralfonds, welche durch 
Titelüberſchrift als Dispoſitionsfonds, Fonds 
für vermiſchte, ſonſtige oder unvorhergeſehene 
Ausgaben oder in gleichartiger Weiſe bezeichnet 
ſind, ſollen, nach Verſchiedenheit der Gegen— 
ſtände unter angemeſſenen Abtheilungen zu— 
ſammengeſtellt, bei der Ueberſicht nachgewieſen 
werden. 4 


Wie unter Ia. 


D Dal. S 5. 94, 98 bis 100. Die Faſſung 
entipricht den Kommiflionsbeichlüffen von 1874. 

2, Mal. S. 87 bis 9. 

2) Dal. S. 100 bis 102. 
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I. Regierungsvorlagen von 1877. 


a) Gejet; betr. die Dermaltung der Einnabmen 
und Ausgaben des Reichs. 


licher Sachen aus freier Hand kann von der 
oberiten Wermwaltungsbebörde auch allgemein 
angeordnet werden. 

Werden Sachen für Reichsjwede von einer 
Reichsverwaltung an eine andere überlaſſen, 
jo müſſen aus den Fonds der legteren die 
Etats oder Tarpreiie dafür derjenigen Ver: 
waltung vergütet werden, welche den Erlös für 
die betreffenden Gegenstände zu verrechnen hat. 

$ 12. 

Tie Einnahmen aus der Veräußerung der 
im Belis der Reichsverwaltung befindlichen 
Grumditüde dürfen mur unter Genehmigung 
des Bundesraths und des Reichstags veraus- 
gabt werden und jind, ſofern dieſe Genehmigung 
nicht anderweitig erfolgt iſt, im nächſten Reichs- 
haushalts⸗Etat in die zur Dedung der gemein- 
ichaftlihen Ausgaben beitimmten Einnahmen 
einzuftellen. 

813. 


Die für Rechnung des Reichs geichloiienen 
Kontratte müſſen ebenfo, wie jeder Antauf auf 
Reichsrechnung auf vorbergegangene öffentliche 
Ausichreibung gegründet fein, insofern nicht 
die von der oberften Vermwaltungsbehörde aus— 
gebenden Verwaltungsvorichriften ein Anderes 
beftimnten oder Ausnahmen durch die Natur 
des Geichäfts gerechtfertigt werden. 

Mit Beamten, welche die Verwaltung jelbit 
führen oder an derielben betbeiligt find, darf 
in Bezug auf dieſe Verwaltung nicht fontrabirt 
werden. Ausgenommen bievon find die Vor— 
fteber der Roftämter und der Telegrapbenämter, 
die bei lekteren angeitellten Beamten, ſowie 
Erpeditionsbeante, Bahn und Barrierenwärter 
bei Eiienbabnen. Andere Ausnahmen beitimmt 
das Geieh. 

$ 14. 


Alle für Rechnung des Reichs angelauften 
Gegenſtände müflen entweder bei Berausgabung 
der Geldbeträge als vollitändig verwendet dar— 
getban, oder in einer bejonderen Naturalrechnung 
in Ginnabme, beziehungsweile, jofern fie aus 
Grmditüden, Utenfilien oder Gerätbichaften be: 
fteben, oder zu Sammlungen gehören, in den be 
treffenden Inventarien in Zugang nachgewieſen 


werden 
s 15 (Abfab 1). 
Tie_von den Behörden rechtsgültig ab- 
geichlofienen Kontrakte dürfen zum Nachtbeil 


des Reichs nachträglich weder aufgehoben noch 
abgeändert werden. 


5 16. 


Auf Hobeitsredten des Reichs oder auf 
Realverprlichtungen berubende Einnabmen dür- 


| 
| 
| 
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II. Biesfeitige Borfcläge. 


a) Geiet; betr. die Verwaltung der Einnabmen 


und Ausgaben des Reichs. 


8 12. 
Wie unter Ia. 


8 13. 
Wie unter Ia 


$ 14. 
Wie unter Ia. 


8 15. 

Die von den Behörden rechtsgültig ab- 
geichloffenen Kontrafte dürfen, vorbehalt- 
lich der im $40 getroffenen Beſtimm— 
ung, zum Nachtbeil des Reich weder auf- 
geboben noch abgeändert werben. 

S 16. 

Auf Hobeitärechten des Meichs oder auf 

Realverpflichtungen berubende Einnahmen dür— 


” 


138 M. Joel: 


I. Regierungsvorlagen von 1877. 


a) Geſetz betr. die Derwaltung der Einnabmen 
und Ausqaben des Keids. 


fen nur auf Grund des Geſehes erlailen oder 
zurüderjtattet werden. 

Die hienach erlajienen oder zurüderitatteten 
Einnahmen find in den lleberfichten ($ 10) und 
Rechnungen (8 35) als Mindereinnahmen be— 
fonders erfichtlich zu machen. 

$ 18 (Abfab 1). 

Gehalte, Iantiemen und andere jtändige 

oder bei der Penſion in Anrechnung zu brin- 


* Dienſtbezüge dürfen nur auf Grund des 
ktats verliehen werden. 


(Abfab 2, theilweile ſchon oben ©. 134 ab- 
gedrudt.) 


In die zur Vorlegung an den Bundesrath 
und den Reichstag gelangenden Spezial: Etats 
find bei den Beſoldungsfonds die Stellenzahl 
und die Gehaltsfäge, welche für die Dispofition 
über diefe Fonds maßgebend find, aufzunehmen.) 
Bei der Verausgabung der fo feitgeitellten Be: 
joldungsfonds darf weder die vorgejehene Ge— 
ſammtſumme der Gehälter, noch die vorgejebene 
Anzabl der Stellen, noch das feitgeiehte Gehalts- 
maximum überfchritten, noch unter das feitgeießte 
Gehaltsminimum heruntergegangen werden. 

$ 18 (Abfab 3 und 4). 

Eriparnifie an den Beſoldungsfonds, welche 
dadurch entſtehen, daß Stellen zeitweile un— 
beiegt find oder von ihren Inhabern nicht - 
verjehen werden, fließen in die Reichskaſſe, jo- 
weit fie nicht zur Dedung eigentlicher Stell- 
vertretungsfoften oder zur Gewährung von 
Rennmerationen an Beamte derjenigen Kate— 
er innerhalb welcher die Uebertragung der 

eichäfte ſolcher Stellen ftattgefunden hat, zu 
verwenden find. 

Aus Eriparnifien, welche dadurch entitanden 
find, daß eine neu errichtete Stelle unbeſetzt 
geblieben ift, dürfen Nemunerationen nicht ge 
währt werden. 

8 19, 

Beſoldungen uno Remunerationen für die 
im Reichsdienſt ſtehenden bautechniichen Be— 
amten dürfen aus den Baufonds nicht ent— 
nommen werden. 

Ss 20. 

Dienſtwohnungen können nur auf Grund 
des Etats gewährt werden; die für dieſelben 
zu leiſtenden Mierhsvergütungen iind im Gtat 
erfichtlich zu machen. Soweit ſonſt Beamten 
entbehrliche Räume zur Benükung überlafien 
werden, ift dafür der ortsübliche Mietbzins zu 
entrichten. 


| 
_ 
| 


| 


Zum — für das Reich. 


II. Biesfeitige Borfcläge. 


a) Gejet betr, die Verwaltung der Einnabmen 
und Ausgaben des Keids. 


fen nur auf Grund des Geſetzes erlaflen oder 
zurücerftattet werden. ($ 40 Abiap 2) 

Die hienach erlajienen oder aurüderftatteten 
Einnahmen find in den Ueberſichten ($ 10) und 
Nechnungen ($ 35) als Mindereinnahmen be: 
fonders erfichtlich zu machen. 


$ 17. 


Gehalte, Tantiemen und andere itändige 
oder bei der Penſion in Anrechnung zu brin- 
gen ende Dienftbezüge dürfen nur auf Grund des 
Stats verliehen werden. 


Bei der Verausgabung der gemäß 5 2 Ab- 
fat 4 durch den Etat feitgeitellten Beſoldungs— 
fonds darf weder die vorgejehene Gelammt- 
ſumme der Gehalte noch die vorgejehene Anzabl 
der Stellen, noch das feitgelehte Gehalts- 
marimum überjchritten, noch unter das feit- 
geiegte Gehaltsminimmum  beruntergegangen 
werden.') 


8 18. 
Wie unter Ia $ 18 Abſ. 3 und 4.°) 


& 19, 
Wie unter Ia. 


820. 
Wie unter Ia, 


‚© 9%. 91. 
. ©. 107 bis 110. 


M. Joel: Zum Komptabilitätsgeieg für das Neich. 


I. Yegierungsvorlagen von 1877. 


a) Geietz betr. die Dermwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Reichs. 


g 21. 

‚„_Außerordentlihe Remumnerationen, Pro- 
vifionen und Unteritügungen für Beamte dür— 
fen nur aus denjenigen Fonds angewiejen 
werden, welche in den Etats ausdrüdlich dazu 
beitimmt find. 

822, 


Perſönliche Zulagen vermindern ſich beim 
Aufrüden eines Beamten in ein böberes Normale 
ebalt nah Maßgabe dieſer Erhöhung und 
allen weg, jobald der Beamte durch das er- 
höhte Gehalt völlig entichädigt it. 
8 23. 

Bauanjcläge zur Ausführung von Land- 
und Wajlerbauten, mögen diejelben Neu- oder 
Reparaturbauten betreften, bedürfen, bevor mit 
der Ausführung des Baues begonnen wird, 
der Genehmigung der oberiten Verwaltungs: 
bebörde, wenn die Anichlagiunme den Betrag 
von 10000 ME. überfteigt. Bauausführungen, 
melche auf einem und demielben Grundftüd in 
demfelben Jahre vorgenommen werden jollen, 
find in einem Bauanichlage zufammen zu fallen. 

Werden durch nicht vorberzufehende Um— 
fände Abweichungen von den genehmigten 
Bauanſchlägen nöthig, To bedürfen dieſe der 
— Genehmigung wie der urſprüngliche 

nichlag, auch müſſen etwaige Mehrkoſten durch 
einen beſonders genehmigten Nachanſchlag be— 
gründet werden. 

In den Fällen, in welchen der Hauptan— 
ſchlag der Genehmigung durch die oberſte Ver— 
waltungsbehörde unterworfen geweſen iſt, ſowie 
in den Fällen, in welchen durch den Hinzutritt 
des Nachanſchlags die Anſchlagsſumme ſich über 
den Betrag von 10,000 ME. erhöht, iſt der Nach— 
anichlag von der oberiten Berwaltungsbehörde 
su genehmigen. 


Ausgabebeträge, welche der Etat als künftig 
mwegtallend bezeichnet, iind, sobald diejelben 
beimfallen, vom Gtats-Soll in Abgang zu itellen. 

8 2. 

Der Zeitpunkt, in welchem bei den einzelnen 
Kaſſen der Bücherabichluß des Rechnungsjahres 
zu erfolgen bat, wird durch den Neichstanzler 
feſtgeſetzt 

Der Bücherabſchluß der Reichs-Hauptkaſſe 
bat ſpäteſtens im dritten Monat nad) dem Ab- 
lauf des Etatsjahres zu erfolgen. 

8 2%. 

Bei allen Baufonds, bei den zu einmaligen 
Ausgaben bewilligten und bei jolchen Fonds, 
melde nach bejonderer, durch den Gtat ge- 
troffener Beſtimmung von einem Jahre in das 
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II. Biesfeitige Borfchläge. 
a) Geieh betr. die Derwaltung der Einnahmen 
und Musgaben des Keids. 
821. 
Wie unter la. 


$ 2. 
Wie unter la. 


g 23. 
Wie unter la. 


24. 
Wie unter Ia. 


8 25. 
Wie unter la. 


S 26. 


Wie unter Ia.') 





1) Bal. ©. 108, 
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I. Regierungsvorlagen von 1877. 


a) Geſetz betr. die Derwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Reichs 


andere übertragbar find, bleiben die bis zum 
Jahresabſchluß nicht ausgegebenen Beträge für 
die in den beiden nächitfolgenden Jahren unter 
demielben Titel zablbar werdenden Ausgaben 
neben dem laufenden Etats-Soll zur Verfügung, 
infofern nicht eine ausdrüdliche Bemerkun 
zum betreffenden Titel eine Uebertragung au 
längere Zeit geitattet. 
Ss 27. 

Sind Matriktularbeiträge oder nah Maß: 
abe des Artikels 39 der Verfaſſung feitgeitellte 
Sinnabmen_der Reichstajle an abzulierernden 
Boll- und Steuererträgen beim Bücherabichluß 
noch nicht zur Einziehung gelangt, jo it die 
Vereinnahmung diefer Rüditände in den auf 
den Bücherabſchluß folgenden 6 Monaten ber- 
beizuführen. Ergeben sich binfichtlich anderer 
Reichseinnahmen beim Biücherabichluß Rück— 
ftände, jo werden diejelben auf die Rechnung 
des folgenden Jahres übernommen. 

828. 

Für diejenigen Ausgaben der Militärver- 
waltung, zu welchen die Verbindlichkeit noch 
vor Ablauf des Gtatsjahres entitanden iſt, 
dürfen die Ausgabefonds, auch ſoweit fie nicht 
von einem ‚Jahr in das andere übertragbar 
find, zur Beltreitung der rüditändigen Zahl— 
ungen nod über den Yeitpunft des Wücher- 
abichlufies hinaus offen gehalten werden. So: 
weit unverwendet gebliebene Beträge nicht zu 
ſolchen rüditändigen Zahlungen zu vejerviren 
find, werden fie als eripart verrechnet. 

Späteitens 6 Monate nach dem Biicher- 
abſchluß find die hienach noch offen gehaltenen 
Ausgabefonds vorbebaltlih der Beſtimmung 
in $ 33 zum definitiven Abſchluß zu bringen, 
und die dann noch verbliebenen Beitände als 
eripart der Einnahme des laufenden jahres 

uzuführen. — „innerhalb der jechsmonatlichen 
eitperiode dürfen auf die noch offen gehaltenen 
Fonds feine Ausgaben für das laufende Etats— 
jahr und auf die Fonds des Lepteren feine 
aus den offen gehaltenen Fonds zu beitreitende 
Ausgaben angemwiejen werden. 

Kommen fpäter noch Ausgaben aus früherer 
Zeit vor, fo find dieie aus den Gtatsfonds der 
laufenden Verwaltung zu beftreiten. 

529. 

‘rede Halle iit allmonatlib an einem von 
der oberiten Wermwaltungsbehörde zu beſtim— 
menden Tage zu revidiren. 

Abweichungen von diefer Vorichrift find 
nur mit Zultimmung des Nechnungsbofes und 
nur rückſichtlich ſolcher Betriebs- oder Hebeitellen 
der Einnahmeverwaltungen zuläflig, welche Aus: 
gaben auf Grund eines Haflenetats nicht leiiten. 


ı 


M. Joel: Zum Nomptabilitätsgeieh für das Neid. 


II. Biesfeitige Vorfdläge. 


a) Geſetz betr. die Derwaltung der Einnabmen 
und Ausgaben des Reichs. 


8 27. 
Mie unter la.') 


S 28. 

Für diejenigen Ausgaben der Mlilitärver- 
waltung, welche noch vor Ablauf des 
Etatsjahres von der Verwaltungs: 
bebörde endgiltig beidhloiien ſind, 
dürfen die Ausgabefonds, auch ſoweit fie nicht 
von einem — in das andere übertragbar 
find, zur Beftreitung der rüditändigen Zab- 
lungen noch über den Zeitpunkt des Bücher 
abichlufies hinaus offen gehalten werden. So— 
weit unverwendet gebliebene Beträge nicht zu 
ſolchen rüditändigen Zahlungen zu reierviren 
find, werden fie als eripart verrechnet.?) 


8 28 (Abfat 2 bis 4). 
Wie unter Ia. 


829. 
Mie unter la. 


) Dal. ©. 104. 


2) Ngl. 5. 104 bis 106. 


M. Noel: Zum Komptabilitätsgeiek für das Reich. 


I. Regierungsvorlagen von 1877. 


a) Gejetz betr. die Dermaltung der Einnahmen 
und Nusgaben des Reis. 


Sämmtliche Kaſſen find mindeitens jährlich 
einmal und fämmtliche Materialienverwaltungen 
mindeftens alle zwei ‚jahre einmal unvermutbet 
einer Reviſion zu unterwerfen. 

$ 30. 

Tie von den Hafen zu legenden Rechnungen 
müſſen ein volles Rechnungsjahr umfaiten. 
Stüdrechnungen fireinzelne Bettabichnittedürfen 
nur mit Zuſtimmung des Rechnungshofs gelegt 
werben, 

8 31. 


Die Rechnungen der in Verbindung fteben- 
den Spezial- und Generalkaſſen müſſen in An— 
ſehung der abzjuliefernden Ueberſchüſſe und 
ionftigen Zahlungen aus einer Kalle in die 
andere Ddergeitalt genau übereinſtimmen, daß 
diefe Zahlungen in den fir ein und dasſelbe 
Nabr abgelegten Rechnungen beziehungsweiſe 
in Ausgabe und Einnahme nachgemwielen wer: 
den. Eine gleiche Uebereinſtimmung der Epezial- 
und Generalrehnungen muß auch, vorbehaltlich 
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II. Biesfeitige Vorfchläge. 


a) Geſetz betr. die Dermaltung der Einnahmen 


und Musgaben des Reichs. 


8 30. 
Wie umter Ia. 


831. 
Nie unter In. 


der Beſtimmung im $ 32, in Anſehung der | 


Einnahme; und Ausgaberüditände ftattfinden. 
s 2. 

Bei den von einem Jahre in das andere 
übertragbaren Fonds ($ 26) iſt im der Rech— 
nung der Reichshauptkaſſe nachzumeilen: 

1. der in dem betreffenden Jahre ausnegebene 

Betrag; 

2. der auf das folgende Jahr übernonmene 

Bertand; 

3. der aus dem Borjahre übernommene Be: 
ftand. 

Tie zu 1 und 2 bezeichneten Beträge bilden 
nah Abzug des Betrages zu 3 Die rechnungs- 
mäßige IſtAusgabe. 

‚in den Rechnungen der Spezialfaffen ſind 
bei den von einem „jahre in das andere über: 
tragbaren Etatsfonds nur die wirklich ausge 
gebenen Beträge nachzuweiſen. 

8 33. 

lleber die Ausgaberüditände 8 28) und die 
gemäß 8 27 Dieles Geſetzes nachträglich zur 
Vereinnahmung gelangenden Matrikularbeiträge 
und Boll und Steuerablieferungen it un: 
mittelbar nadı Ablauf der jechämonatlichen 
beriode, für welche die bezüglichen Fonds noch 
often gehalten werden, in Form eines Nach— 
trages zur ‚Jahresrechnung Rechnung zu legen. 

8 344. 

Jede Rechnung muß vor deren Einſendung 
an den Rechnungshof bei der vorgeſeten Ver— 
waltungsbehörde abgenommen werden, nachdem 
bei Dieter Die Rechnung und die Belege zuvor 
rerhneriich vollitändig geprüft und bejcheinigt 


8 32, 
Nie unter Ta. 


Ss 33. 
Wie unter Ia. 


S 34. 
Wie unter Ia. 


142 M. Joel 


: Zum Nomptabilitätsgeieß für das Reich. 


I. Regierungsvorlagen von 1877. 


a) Geſetz betr. die Verwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Reichs. 


worden. Bei der Abnahme ift die Rechnung 
in formeller und materieller Hinsicht zu prüfen 
und mit den nötbigen Erläuterungen und Be 
merfungen, auch den etwa noch fehlenden Be— 
Icheinigungen zu verfeben. 

S 35. 

In der dem Bundesratb und dem —— 
zu legenden Rechnung (Art. 72 der Verfaſſung) 
ift bei jeder Spezialtechmung die durch den Ned): 
nungsbof erfolgte Feſtſezung der Einnahmen 
und Ausgaben erſichtlich zu machen. 
dInsbeſondere find in derfelben die Betriebs: 
fonds oder eilernen Beltände nachzuweiſen. 

8 36. 

Die in 8 27 bezeichneten Rückſtände von 
Matrikularbeiträgen ſowie an Zoll⸗ und Steuer- 
erträgen find in der Rechnung für das Etats— 
jahr, in welchem fie fällig waren, nachzumeiien. 
Bezüglich der übertragbaren Fonds iſt Die im 
$ 32 für die Rechnung der Reichshauptkaſſe 
getroffene Anordnung auch für die verfaſſungs— 
mäßig zu legende Rechnung maßgebend. 

Tie Einnahmen und Ausgaben, über welche 
zunächit 5 33 eine Nachtragsrechnung zu legen 
it, find in die verfafiungsmäßige Rechnung 
für das Gtatsjahr aufzunehmen, welchem ie 
angehören. 

8 37. 


Verordnungen und allgemeine Vorichriften, 
welche auf Grumd einer ſpeziellen geſetzlichen 
Ermächtigung durch den Kaiſer, den Reichs— 
fanzler oder eine oberite Verwaltungsbebörde 
in Beziehung auf die Werwaltung der Ein- 
nahmen und Nusgaben des Reichs erlafien 
werden, find zur Kenntniß des Wundesratbs 
und Reichstags zu bringen. Die unter gleicher 
Vorausfegung erlafienen Verordnungen und 
Vorichriften des Bundesraths find zur Kennt— 
niß des Neichstags zu bringen. 





b) Geiet betr. die Einrichtung und Befugniſſe 
des Redhnunasboies. 


8 19. 


Die — welche nach Art. 72 der 
Verfaſſung dem Bundesrath und dent Meichs: 
wi über die Verwendung aller Einnahmen 
des Reichs jährlich zu legen ift, muß jpäteiten« 
in der eriten ordentlichen Seilion des auf dat 
Etatsjahr folgenden dritten Jahres gelegt wer 
den. Derielben find die von dem Rechnungs 
bofe unter jelbjtändiner unbedingter Werant 
wortlichkeit aufzuftellenden Bemerkungen darübe 
beizufügen : 

1. ob die in der Rechnung aufgeführten Be 
träge in Einnahme und Ausgabe mit der 
jenigen übereinitimmen, welche in den vo! 
dem Rechnungsbofe revidirten Kaſſenrech 
nungen in Cinnabme und Ausgabe nad 
gewieſen find, 


M. Joel: Zum Komptabilitätsgeieh für das Reich. 
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II. Diesfeitige Borfchläge. 


a) Geiet betr. die Verwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Reichs. 


8 35. 
Mie unter Ia. 


$ 36. 
Mie unter Ia. 


8 37. 
Wie unter Ia, 


8 38, 

Die Rechnung, welche nach Artikel 72 der 
Rertaflung dem Bundesrath und dem Reichs- 
tag über die Verwendung aller Einnahmen des 
Reichs jährlich zu legen it, muß jpäteitens in 


der eriten ordentlihen Seilton des auf das | 


Etatsjahr folgenden dritten jahres gelegt wer— 
den. Die bezüglich derjelben vom Bun- 
desrathb und NReihstag dem Reichs— 
tanzler zu ertbeilende Entlaftung 
bat zu ibrem ausidhlieflihen Gegen— 
ftand:" 
1. die etwaigen Abmweihungen der 
in der Rechnung in Einnahme und 
Ausgabe aufgeführten Beträge 


) Val. S. 84 und 85. 


b) Gejeh betr. die Einrichtung und Befugniiie 
des Rechnungsbofes. 


8 19. 


Der über die Verwendung aller Einnabmen 
des Reichs jährlih nach Artikel 72 der Ver- 
faffung dem Bundesratb und dem Reichstag 
zu legenden Rechnung find die vom Rechnungs— 
hof unter felbitändiger unbedingter Verant- 
wortlichfeit aufzuitellenden Bemerkungen dar- 
über beizufügen: 

ob und inwieweit die in den 

SS 38, 39 und 40 des Geſethes vom 
2.2.0. 18... betreffend die 
Verwaltung der Einnahmen und 
Ausgaben des Reichs N -G.- Bl. 
©...) bezeihneten Abweichungen, 
ſoweit diefelben dort zu Gegen» 
ftänden der Entlaftung erklärt 
und durch den Scriftenmweciel 
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M. Joel: Zum Komptabilitätsgeieh für das Neid). 


I. Regierungsvorlagen von 1877. 


a) Geſetz betr. die Verwaltung der Einnabmen 
und Ausgaben des Reis. 


Te — —— — — — ——— —— —— ——— 


b) Gejſetz betr. die Kinrichtung und Befugnifie 
des Rebnunasbofes. 


2. ob umd in wieweit bei der Vereinnahmung 
und Erhebung, bei der Verausgabung oder 
Verwendung von MNeichsgeldern oder bei 
der Erwerbung, Benühung oder Veräußer— 
ung von Reichseigenthum Abweichungen 
von den Beſtimmungen des geſeßzlich feſt— 
geſtellten Reichshaushalts-Etats oder der 
von dem Reichstag genehmigten Titel der 
Spezialetats oder von den mit einzelnen 
Bofitionen des Gtats verbundenen Bes 
merfungen oder Abweichungen von den 
Beitimmungen der auf die Reichseinnahmen 
und Neichsausgaben oder auf die Erwer— 
bung, Benugung oder Veräußerung von 
Reichseigenthum bezüglichen Geſetze, oder 
ſolcher bieranf bezüglichen Verordnungen 
oder allgemeinen Borichriften jtattgefunden 
baben, welche auf Grund einer ſpeziellen 
geießlichen ———— den Kaiſer, 
den Bundesrath, den Reichskanzler oder 
eine oberſte Verwaltungsbehörde erlaſſen 
worden ſind, insbeſondere 


3. welche Etatsüberſchreitungen, ſowie welche 
außeretatsmäßige Einnahmen und Aus— 
gaben ſtattgefunden haben. 

Mit den Bemerkungen des Rechnungshofes 
iſt von demſelben eine Denkſchrift zu verbinden, 
welche die hauptſächlichen Ergebniſſe der Prü— 
fung überfichtlich zufammenfaßt. 


(8 9 (Abfat 3), 

Ausgenommen von der Reviſion durch den 
Rechnungshof find allein die Nechnungen über 
die in den Etats ausgejehten Fonds zu ges 
heimen Ausgaben. 


$ 10, 


In Betreff derjenigen Beträge, welche den 
einzelnen ITruppentheilen des deutichen Heeres 
und der Kriegsmarine zur Selbjtbewirtbichaf- 
tung nad Maßgabe des Reichshaushalts-Etats 
überwielen werden, bat die Prüfung des Rech— 
nungsbofes auf die Verausgabung derielben 
an die betreffenden Truppentbeile im Ganzen 
ohne Kontrollirung der weiteren Verwendun 
fih zu beichränten. Der Rechnungshof jo 
jedoch auch in Betreff dieſer Beträge die nad) 
den beitehenden Worichriften geführten und 
durch die beitehenden Revifionsinftanzen ge- 
prüften Nachweiſe über deren Verwendung mit 
den Belegen von Zeit zu Yeit einfordern, um 


to 


Adi auf die in ge Ss 9, Abi. 3 10 


in 


r inrihtung und Befugniſſe Bu 
zung&bofs vom 


K 


'smeit die bierüber geführten Red- 
zengen der Prüfung des Rechnungs— 
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II. Diesfeitige Vorſchläge. 
a Geich betr. die Derwaltuna der Einnabmen 


und Ausgaben des Reichs. 


vonden in den Kaſſenrechnungen 
als vereinnahmt und verapsgabt 
nachgewieſenen Beträgen.) 


. Die bei der Bereinnahmung und 


Erbebung, bei der Berausgabung 
oder Verwendung von Reichs— 
geldern, oder bei der Erwerbung, 
Benukung oderYeräußerung von 
Keihseigentbum etwa itattge- 
'undenen Abmweihungen von den 
Beitimmungen des geſeßlich feit- 
geteilten Reichshaushals-Etats 
oder Der vom Reichstag geneh— 
migten Titel der Spezialetats, 
oder von den mit einzelnen Poſi— 
onen Des Gtats verbundenen 
Bemerfungen, inäbeiondere die 
biebei vorgelommenen Etatsüber— 
ihreitungen (S 9, außeretats- 
mäßigen Einnahmen und Aus— 
gaben 'S 7)”, ſowie die biebei | 
terner etwa ftattgefundenen Ab- 
meihungen von den aufdie Reichs— 
einnabmen und Neihäausgaben 
oder auf die Ermwerbung, Be: 
nusung oder Veräußerung von 
keihseigentbum bezügliden Be- 
timmungen der Geſetze oder der 
im $ 37 dieſes Geſetzes bezeidh 
neten Verordnungen und allge 
meinen Vorſchriften.) 


539. 


Tie Entlaftung ($ 38) eritredt ſich 


® 12 des Geſetzes betreffend die 
3B S.. bezeichneten — 


sta nicht unterlegen haben“) 


Bgl. 


S. 86. 
=. 87 bis 90, 93 bis 106. 
"Bet €, 110 bis 118. 
' Bl ©. 118 bis 121. 


Imaaier red Teutichen Reihe. 189%, 


b) Geſetz betr. die Einrichtung und Befuanifie 


des Rechnungsbofes. 


des Nehnungshofs mit den ver- 
waltenden Behörden nicht erledigt 
find, ftattgefunden haben.') 


$ 9 Abſat 3). 
Wie zu Ib. 


8 10. 
Mie zu Ib. 


) Bgl. ©. 87 umd 121, 


10 
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I. Regierungsvorlagen von 1877. 


a) Geſetz betr. die Derwaltung der Einnahmen 
und Ausgaben des Reichs. 


b) Geſetz betr. die Kinrichtung und Bejuanifie 
des Rebnunasbofes. 


fih von der vorjchriftsmäßigen Verwaltung 
derjelben zu überzeugen. 

Desgleichen wird die Innehaltung der etats- 
mäßigen Brod- und Fouragekompetenz der 
Truppen und einzelner Empfangsberectigten 
des deutichen Heeres, welche dielelben während 
des nämlichen Rechnungsjahres je nach ihren 
wechſelnden Aufenthalts u. ſ. w. Verbältnifien 
theils in der Garniſon, theils auf Märfchen 
und in Kantonnements aus verichiedenen Ver— 
abreichungsitellen erheben, nach wie vor von 
den Militärverwaltungsbebörden des deutſchen 
Heeres unmittelbar überwacht und jede dabei 
fih etwa berausitellende Ueberichreitung ebenio 
von denielben unmittelbar weiter verfolgt und 
in entiprechender Weile ausgeglichen. Der 
Rechnungshof ſoll jedoch von Zeit zu Zeit durch 
Einforderung belenter Kontrollnachweiiungen 
ſich eberzeugung davon verichaffen, dab Diele 
Ueberwachung und etwa nötbige Ausgleichung 
ordnungsmäßig erfolgt. 

$ 12. 

Von den in den SS 9 und 11 bezeichneten 
Rechnungen iſt der Rechnungshof berechtigt, 
diejenigen, welche von untergeordneter Bedeutung 
find, innerhalb der bisher beftandenen Grenzen 
von feiner regelmäßigen Prüfung auszujchließen 
und die Reviſion ſowie die Entlaſtung der— 
ſelben den Verwaltungsbehörden zu überlaſſen, 
bis darüber bei eintretendem Bedürfniß durch 
Kaiſerliche Verordnung anderweite Verfügun 
getroffen wird; der —— ſoll jedo 
von Zeit zu Zeit dergleichen Rechnungen und 
Nachweiſungen einfordern, um ſich zu über- 
zeugen, daß die Werwaltung der Fonds, wo— 
rüber fie geführt werden, vorichriftsmäßig 
erfolge. 

Etwaige Abänderungen in dem Verzeichniß 
der zur Zeit vor der regelmäßigen Prüfung 
des Rechnungshofes ausgeichlotienen Rech— 
nungen find dem Bundesrath und Reichstag 
jedesmal in kürzeſter Friſt zur Kenntniß zu 
bringen. 
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II. Diesfeitige Borfcläge. 


a) Gejetz betr. die Dermwaltung der Einnabmen 
und Ausgaben des Reichs. 


$ 40. 


Unberübrt dur die Vorichriften 
bieies Geießes bleibt das in ver: 
mögenärehtlihen Angelegenheiten 
des Reichs auszuübende Gnadenredt. 
Tie Ausübung deijelben erfolgt inner 
balb derjenigen Amtszweige, welde 
ib in dDereigenenund unmittelbaren 
Bermaltung des Reihs befinden, 
durch den Mailer unter Gegenzeid- 
nung des Reichskanzlers oder jeiner 
in@emäßbeit des Geieges vom 17. März 
1878 (R-G.-BL ©. T) ernannten Stell: 
vertreter, innerhalb der der Verwal: 


b) Geich betr. die Einrichtung und Befugnifie 
des Recdhnungsbofes. 


8 12. 


Mie zu Ib. 


10* 
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I. Regierungsvorlagen von 1877. 


a) Geiet betr. die Verwaltung der Einnabmen 
und Musgaben des Reis. 


$ 15. 

(Ab. 1 vgl. oben S. 137:_ „Die von den 
Behörden rechtsgiltig abgeichloftenen Kontrafte 
dürfen zum Nachtheil des Reichs nachträglich 
weder aufgehoben noch abgeändert werdei“.) 

Abi. 2: „Ausnahmen find unter weſentlich 
veränderten Umſtänden mit Genehmigung des 
Kaiſers zuläßig, ſofern der abgefchloftene Kon- 
traft nicht der Genehmigung des Reichstages 
unterlegen bat“. 

Ss 16. 
Pal. oben ©. 137 und 138. 
8 17. 

Defekte dürfen nur auf Grund entweder 

eines gerichtlichen Urtheils oder der Nachweiſung 


der Unmöglichkeit ihrer Beitreibung oder eines 
Kaiſerlichen Grlafjes niedergeichlagen werden. 


S 38, 
Tas gegenwärtige Geſetz tritt am 1. April 
1878 in Kraft. 


Zum Komptabilitätsgeleb für das Reid). 


II. Diesfeitige Borfcläge. 


a) Geſetz betr. die Derwaltung der Einnabmen 
und Ausgaben des Reichs. 


tung der einzelnen Bundesftaaten 
überlafienen Amtszweige durch die 
Bundesfürſten und Senate der freien 
Städte in der für die Giltigfeitibrer 
Regierungsafte landesgeieglidh vor— 
eihriebenen sorm, jowie unter Auf— 
ficht des Reichs, für deren Handhab— 
ung der Reichstanzler verantwort-= 
lich bleibt.' 

Demgemäh bleiben von der im s 38 
bejtimmten Gntlaitung die daſelbſt 
unter Nr.? bezeichneten Abweihungen, 
welche im Wege der Gnadeangeordnet 
find, ausgeſchloſſen. Der Entlaſtung 
unterliegen aber auch ſolche Gnaden— 
erlaſſe, inſofern ſie: 

1. Abweichungen vom Reichshaus— 
haltsetat, insbeſondere Etats: 
überſchreitungen oder außeretats— 
mäßige Ausgaben juſtifiziren, 
oder 

2. Defekte, welde auf Anordnung 
einer der oberiten Verwaltungs— 
behörden des Reichs beruben, 
niederichlagen, oder 

3. mit Genehmigung des Reihstags 
geichloiiene Verträge zum Nach— 
theil des Reichs aufheben oder 
abändern, oder 

4. den Erlaf oder die Rüderftattung 
von Ginnabmen, welde auf Ho— 
beitsredhten des Reihs oder auf 
Realverpflichtungen beruben, an— 
ordnen, obne daß im Geſetßßz hiezu 
eine Grmädtigung ertheilt it.” 


84. 


Das gegenwärtige Geſetz tritt am . 
in Nraft. 


1 Mal. S. 129 bis 181 
2) Dal. © 


. 121 bis 129, 


Der auswärtige Handel des deutſchen Zoll- 
nebiets im Iahre 1893. 


Von 
C. Wiefinger, Naiferliher NRegierungsrath in Berlin. 


I: 


Der auswärtige Handel des deutjchen Zollgebiets wird vom faiferlichen 
ſtatiſtiſchen Amte alljährlich in zwet großen Bänden dargeitellt und zwar pro 
1893 in Band 73 und 74, Neue Folge. 

Bei der großen Nachfrage, welche vornehmlich auf die Kenntniß der Ge: 
jammtgeitaltung des Außenhandels und deſſen Beziehungen zu den einzelnen Her: 
kunfts⸗ umd Beitimmungsländern abzielt, wurde im heurigen Sabre die Eine 
richtung der zwei Jahresbände dahin getroffen, daß im erſten Theil d. b. in 
Rand 73, der im Juli d. J. erſchien, in zwei Tabellen der Generalhandel nebſt 
Einfuhr umd Ausfuhr im Geſammt-Eigenhandel und Spezialhandel nady Mengen 
ımd Werth, ſowie die Durchfuhr nad) Mengen zur Daritellung gebracht und in 
Tabelle III der Handel3-Verfehr mit den 65 Ländergebieten und Seewärts ver: 
öffentlicht wurde, was früher erjt in dem im Oftober ericheinenden zweiten Band 
geſchah. In Band 74 erfolgte fodann die Darftellung des deutichen Außen: 
handels nach den einzelnen Waarengattungen. 

Was man unter General, Geſammteigen- und Spezialhandel veriteht, braucht 
eigentlich nicht mehr weiter erörtert zu werden. Doc bemerken wir kurz, daß der 

Generalhandel bei der Einfuhr die Einfuhr in den freien Verkehr, 

mit Ausnahme der von Niederlagen und Sonten, die Einfuhr im Ber: 

edlungsverfehr, die Einfuhr auf Niederlagen und Konten und die direkte 

Durchfuhr erfaßt, bei der Ausfuhr die Ausfuhr aus dem freien Ver: 

fehr, die Ausfuhr im Veredlungsverfehr, die Ausfuhr von Niederlagen 

und Konten und die direkte Durchrubr. 

Der Gefammteigenhandel umfaßt: 

a) bei der Einfuhr: 

die Einfuhr in den freien Verkehr, mit Ausnahme der von Niederlagen 

und Konten; fodann die Einfuhr im Veredlungsverkehr und auf Nieder: 

fagen und Konten; 
b) bei der Ausfuhr: 

die Ausfuhr aus dem freien Verkehr, einjchließlich der wegen Steuerrüd: 

vergütungsanſpruch unter Steuerfontrole ausgebenden Waaren: Bier, 

Branntwein, Salz, Tabad, Zuder; die Ausfuhr im Veredlungsverfehr 

und die Ausfuhr von Niederlagen und Konten. 

Der Gejammteigenhandel und Generalbandel bringen demgemäß die ge- 
jammte, über die Zollgrenze gehende Ein- und Ausfuhr, nur mit dem Inter: 
fchied, daß der Generalhandel auch nody die direkte Durchfuhr enthält. 

Der Spezialhandel dagegen umfaßt den Conſum- und Verbrauchs— 
Verfehr, alfo in der Einfuhr den Eingang zum freien Berfehr, zum Berbraud), 
fei es direkt über die Grenze oder mit Begleitpapieren nad) einem Amt im Innern, 
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oder durch Abmeldung zur Verzollung von einer Niederlage und bei der Aus— 
fuhr den Ausgang aus dem freien Verkehr einjchließlich der wegen des An— 
ſpruchs auf Steuerrüdvergütung unter Steuerfontrole ausgehenden Waaren: 
Bier, Branntwein, Salz, Zuder, Tabad. 

Der Generalhandel begreift demnach die gefammte Güterbewegung 
über die Grenzen des deutjchen Zollgebiets, alſo Einfuhr, Ausfuhr und Durch: 
fuhr in fih. Im Generalhandel werden nur die Mengen verzeichnet, ebenjo 
wie bei der Durchfuhr. 

Der Gejammteigenhandel gibt ein Bild des im Laufe des Berichts- 
Jahres durch Einfuhr und Ausfuhr realifirten Handels des deutjchen Zoll- 
gebiet3 mit dem Ausland. In ihm find alle Waaren verzeichnet, welche der 
deutsche Handel im Verkehr über die Zollgrenze mit dem Ausland umgejegt 
hat und zwar rücjichtlih der Ausfuhr ohne Unterfchied, ob fie inländijcher 
oder ausländischer Herkunft find. Der Spezialhandel endlich begreift in ſich 
Diejenigen Waaren, die der Handel zum Verbrauch des deutichen Zollgebiets 
aus dem Ausland zugeführt hat und die aus der Produktion des Inlands 
dem Auslande übermittelt werden. Es find alſo in der Ausfuhr des Spezial: 
handels nur inländische Waaren oder ſolche ausländiiche Waaren vorgetragen, 
welche durch Nationalifirung zu inländischen gemacht worden jind. Der Spezial: 
handel umfaßt vorerft den VBeredlungsverfehr noch nicht. 


Einfuhr und Ausfuhr nad Gefammteigenhbandel und Spezial: 
bandelim Jahre 1893. 
(Ohne Edelmetalle.) 
(Doppeljentner = 100 Kilogramm.) 
Ginfubr: 
Gejammteigenbandel. Spezialbandel. 


Menge. Werth. Menge. Werth. 
313512294 Dopp.-Ztr. 4310, Mill. ME. 298147763 Dopp.-Ztr. 3961, Mill. ME. 


Ausfubr: 
Gelammteigenbandel. Spezialbandel. 
Menge. Werth. Menge. Werth. 
224 156846 Dopp.-Ztr. 3401, Mill. ME. 213610 221 Dopp.-ätr. 3092, Mill. ME. 

Die Edelmetalle wertheten in der Einfuhr 172,3 Mill. Marf und in der 
Ausfuhr 152,6 Mill. Mark. 

E3 ergab ſich alfo ala jogenannte Handelsbilanz ein Einfuhr-Ueberſchuß 
von 869,7 Mill. Mark oder rund 87O Mill. Marf. 

Während der Band 73 nur wenige, zur Erklärung der Tabellen dienende 
Vorbemerkungen enthält, bringt der Band 74 eine äußerjt eingehende Einleitung, 
bezw. detaillirte Bemerkungen und Beiprechungen zu den jämmtlichen Tabellen 
der zwei Jahresbände des auswärtigen Handels pro 1893. Dieje Einleitung tft 
eö, welche dem umfangreichen Zahlen: und Quellenwerf den Mund öffnet und 
Sprache verleiht, weshalb wir hierauf etwas näher eingehen wollen. Wenn wir 
oben bemerften, daß der auswärtige Handel des deutichen Zollgebiets mit einem 
Einfuhr-Ueberfchuß oder einer jog. Unterbilang von 870 Mill. Marf pro 1893 
abgeichlofjen hat, jo jehen wir aus den Vergleichs: Zahlen, daß ohne Einſchluß 
des Edelmetallverfehrs im Jahre 1892 ein Einfuhr-Ueberſchuß von 1064; 1891 
ein joldher von 975, 1890 ein jolcher von 320, 1889 ein jolcher von 825 und 
1888 ein folcher von 68 Mill. Mark vorhanden war. In den Jahren 1886 und 
1887 hatten wir dagegen einen Ausfuhr-Ueberſchuß von 107 und 23 Mil. Marf. 
Im Jahr 1885 war ein Einfuhr-leberihuß von 78 Mill. Mark vorhanden. 
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. Nimmt man die Zahlen des Jahres 1885 mit 2938 Mill. Mark Einfuhr 
und 2860 Mill. Mark Ausfuhr gleich 100, fo ergibt ſich für die folgenden 
Fahre die nadhitehende Tabelle: 


1885 Einfuhr 100. Ausfuhr 100. Differenn — 
1886 r 98 a, 104 Fr ‚6 
1887 z 106 B 109 — — 
188 „ 1 "m Bu 
GFintritt Hamburgs und Bremens in den Zollverein. 
1889 Einfuhr 135. Ausfuhr 111. Differenz — « 
1390 u 141 " 116 " — ab 
1891 142 J 111 — 31 
1892 — 137 Pr 103 R — 24 
1893 134 107 — 1 


Die jogenannte ungünftige Handelsbilanz iſt charakteriſtiſch für alle Induſtrie— 
ſtaaten. Hieraus aber eine ungünſtige wirthſchaftliche Lage eines Staates ent— 
nehmen zu wollen, hieße die Bedeutung der Handelsbilanz zu hoch taxieren. 

Der Ueberſchuß des Einfuhr-Werthes zeigt nur, daß das Ausland außer 
für vom Inland erhaltene Waaren noch darüber hinaus gehende Zahlungs- 
Berbindlichkeiten wie 3. B. Zinfen für erhaltene Kapitalien u. ſ. w. zu leiften 
gehabt hat und diejer Verpflichtung durd; Lieferung von Waaren nachgekommen 
iſt. Die Handelsbilanz ijt eben nicht gleichbedeutend mit BZahlungsbilanz. 
Der Spezialhandel des deutjchen Zollgebiets hat fich feit 5 Jahren (die Zeit 
vor 1883 fann wegen der Umgeltaltung des deutſchen ZollgebietS durch Auf: 
nahme der Hanfeitädte Hamburg und Bremen in den Zollverein im Jahr 1888 
nicht gut zur Vergleichung herangezogen werden) alſo jeit 1889—1893 der 
Menge nach von 100 auf 112 in der Einfuhr und in der Ausfuhr von 100 
auf 117 und im 5jährigen Durchichnitt in der Einfuhr um 7,5, in der Aus— 
fuhr um 8,3°/,, im Gelammtdurcichnitt um 7,8°/, vermehrt, was mit dem 
natürlichen Anwachſen der Bevölkerungszahl von 48,9 Mill. Seelen des Jahres 
1389 zu 50,9 Mill. Seelen im Jahre 1893 (+ al, %/,) im Einklange iteht. 

Ausgeichieden nah a) NRohitoffen der Induſtrie und einfach bearbeiteten 
Gegenjtänden; b) Fabrifaten; ec) Nahrungs: und Genußmitteln, Vieh; d) Edel- 
metallen ergibt fich folgende Darftellung: 





Ginfubr. | Ausfuhr. 
a) Nobitoffe und einfach bearb. Gegenftände, | a) Mobftoffe und einfach bearb, Gegenitände. 
Menge. Werth. ' Menge. Merth. 
1889 . 20» Dill. t . . 1767, Du. ME. | 152 Mill. . 2 20.20.6648 Mill. ME. 
1890 .. 2le „ u ..1767: „ — LABE 7 Sc ne z 
1891 .. 26 „ ».-.17833: „ wo. ı | 1 DE 66 
1892. 227 2 0 =. 16584 | 16: 2% 4% 634: PR 
1893 .. 235 „ . 17441 DIEBE. 66067 
Zabritat⸗ b) Fabrikate. 
1889... 1: Mill.t .. 992: Mill. ME! 1 Mill.t.. . 2.2098: Mill. Mi 
1890... 15 „ .. Blr „ * a Se se . 2147 5 z * 
1891.. la "nn Hd l,s . 2049,2 
1892. . 1,s vn: 8560 1: ‚1949, 
1893 . 1,s vw. 01, ls . 1997,» 


Die Einfuhr der Robftoffe betrug demgemäß in 5 jahrigem Durchſchnitt 
22,3 Mill. t im Werth von 1734,1 Mill. Mark und die Ausfuhr 16,6 Mill. t 
im Werth von 672,6 Mill. Mark. Es verbleiben alſo ausländiiche Rohſtoffe 
zum Gonjum und Verbrauch: 5,7 Mill. t im Werth von 1061,5 Dill. Mark. 
Die Einfuhr der Fabrifate ergab im 5Sjährigen Durchſchnitt 1,5 Mill. t im 
Werth von 927,0 Mill. Mark umd die Ausfuhr 1,7 Mill. t im Werth von 
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2048,6 Mill. Mark. Es ergibt fich alfo ein Ausfuhr-Ueberichuß von 0,2 Mill. t 
im Werth von 1121,6 Mill. Mark, jo das der Einfuhr-Ueberjchuß der Rob: 
jtoffe mit 1061,5 Mill. Marf vollftändig paralyfirt ift. Bei der Einfuhr ift eine 
Tonne Fabrikate mit 616 Marf bewerthet, bei der Ausfuhr mit 1205 Mark, es 
werden aljo viel werthvollere Waaren ausgeführt als eingeführt. Bei der Einfuhr 
von Vieh, Genuß: und Nahrungsmitteln betrug der Sjäbrige Durchichnitt 4,3 Mill. t 
im Werth von 1392,1 Mill. Mark und die Ausfuhr 1,6 Mill. t im Werth von 
421,4 Mill. Darf. Hier beſteht aljo ein firer Einfuhr-Weberichuf; von 870,7 Mill. 
Marf, wie wir im Jahre 1893 als Ergebnif der Unterbilanz haben. 

Das Ausland liefert uns alfo hauptjächlih Nahrungs: und Genußmittel, 
jowie Vieh, wie nachjtehende Tabelle zeigt: 

Vieh, Nahrungs: und Genuß-Mittel: 


Einfuhr. Ausfuhr. 
1889... 4: Mill. tt... 1229, Mill. ME 1: Mil.t . . 2... 401: Mill ME. 
1890... d4ı „ . 1397 ,2 BE en a ER r 
1891 ...50 „ .151353 „ u 1,7 ee ee A ” 
0 le. 
1893 . 4: 1316,: _ l,o 426,1 
im Durchſchnitt 1392 Mil. ME. j im durchfchnitt 422 Mill. ME. 


Ausgejchieden nach der Ein: und Ausfuhr von Bieh, jodanı von Roh— 
jtoffen und — und Edelmetallen ergeben ſich folgende Ziffern: 
A. Einfuhr. 


Vieh Rohſtoffe d. Rahrungs- ꝛc.mittel Fabrikate d Nabrungsıc.mittel 
1889 ... 183,5 Mill. ME. , 3: Mill. t 841,* Mill. ME. | 0.« Mill. t 204, Mill. Dit. 





1890 ... 2295 „ ” Bir 04 2140 
1891... 246» „ „A . .» 108. „nr O8 nu 228,8 
1892... 6lı „ a Ida “nn NN NE nn Blı 
1893 . 292: 4,0 862,0 „| 0,5 232, 
im Durchichnitt 229 Dit. ME. | 4 Mill. ME.” | "247 Mill. ME 
B. Ausfubr. 

1889... 31 Mill. ME. | O0, Mill. t 8, Mill. Mk. 00 Mill. t 283, Dill. DIE. 
190... U, De ee Be 
1891 ... 22; i - 03° -.; % Slo „ „ Ihr nn 38a B R 
1892 . 95.1 z | 0, ” 11 Ma. u BE: m e 

O4 ! L.ı 3l, 


1898... | SE, A» & Br ar LE 
im Durchichnitt 27 Mill. Mt. | 82 Mill. Mt. 315 Mill. ME. 


Edelmetalle: 


Einfuhr. | Ausfuhr. 
Merth. | Werth. 
1889 . . 97, Mill. ME. | 91, Mill. ME. 
1890 .. 174 „ 5 32 2 en N SB — Be Mill ME. 
1i891. 2523 0. J1426 81i. — 
1892 . . 208,5 ” J ms; * Fr — 196,0 n „+ 31 
1893 172,3 (— 36: % WM 152,6 — 344 


Hienach hat ſich die Einfuhr und Ausfuhr der Edelmetalle bis zum Jahr 
1893 ſtetig vermehrt, nur im Jahr 1893 trat bei der Einfuhr wie Ausfuhr eine 
Minderung ein. Die Einfuhr-Ueberjchiüije waren 1889—1893: 6, 44, 85, 12 
und 20 Mill. Mark. 

Die Einfuhr an Robftoffen hat fich der Menge nad) feit 1889 von 18,4° /, 
auf 18,9°/, der Gefammtmenge der Einfuhr gehoben, dem Werthe nach iit ſie 
von 43,2°/, auf 42,2°,, des Gejammteinfubr-Wertbes gejunfen; die Rohſtoffe 
find eben billiger geworden! Bei der Ausfuhr it die Menge von 83,6°/, auf 
84,2°/, der Geſammtausfuhr-Menge und von 20,1 auf 20,6°/, des Geſammtaus— 
fuhr-Werthes geitiegen. 


—— 


Ber den Fabrikaten iſt die Einfuhr-Menge von 5,5°/, auf 5,2°/, der Ge: 
Jammteinfuhr-Menge und von 24,3°/, auf 21,8°;, des Gejammteinfuhr:Werthes 
gefallen, d. h. wir gebrauchen immer weniger Jabrifate vom Ausland. Die 
Ausfuhr der Fabrikate it der Menge nah auf 3,4"/, der Gejammtausfuhr 
iteben geblieben, dem Werthe nach von 64,5%, auf 61,6%, des Gejammtaus- 
tuhrwertbes gefallen, d. h. die Ausfuhr-Waaren find erheblich im Preiſe geſunken. 

Die Einfuhr von Bieh und Nahrungsmitteln hat ſich von 16,1",, auf 
15,9°,, der Gejammteinfuhr:Menge vermindert, nachdem jie in den Jahren 
1591 und 1892 17,2 und 17,3%, betragen hatte; der Geſammtwerth aber it 
von 30,1%, auf 31,8%, des Gejammteinfuhrmwerthes gejtiegen. 

Hier jpielt die größere oder geringere Einfuhr an Getreide je nach dem 
Ausfall der heimischen Ernte und der Weltpreisgeftaltung die entjcheidende Rolle. 

Bei den Edelmetallen beträgt die Einfuhr durchichnittlich 4,1°/, des Ge: 
jammteinfuhrmwertbes und die Ausfuhr 4,2°,, des Gefammtausfuhr-Werthes d. b. 
der Verkehr mit Gdelmetallen zwiichen dem Bollgebiet und dem Ausland 
balancirt ziemlich. 

Nachitehende Tabelle mag noch einen Vergleich der Jahre 1893 und 1892 
nah dem Spezialhandel gejtatten: 

Ginfubr ohne Edelmetalle, 
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18923 J 4018, Mill, ME. — 95,07%/o des Geſammteinfuhr Wertbes. 
1295 Mill. Tonnen. . j 
1898: | 3961, Mill. Mt. = 95,55") des Gefammteinfuhr-Wertbes. 
129, Mill. Tonnen. 
Ausfuhr obne Edelmetalle 
1892 - f 2954 Mill. ME. = 93,78°/o des Gelammteinfubr-Wertbes 
-- 119, Mill. Tonnen. 


1893 : | 3091,: Mill. Mt. = 95,50% des Gefammteinfuhr-Wertbes. 
1214 Mill. Tonnen. 

Segen 1892 hat ſich die Waaren:Einfuhr im Jahre 1893 vermehrt um 
5108 t, dem Werthe nach aber vermindert um 57 Dill. Mark. Die Urjache 
biefür liegt bauptjächlich in der Preisreduftion der Waaren und in Meinder: 
dezügen einzelner Waarengattungen. 

Die Waarenmengen einjchließlich der Edelmetalle des Jahres 1893 würden 
sah den Einheitspreiten des Jahres 1892 einen Werth von 4174 Mill. Mark 
tatt von 4134 Mill. Mark ergeben haben, alfo um 40 Mill. Mark = 1,5°/, mehr. 
Deſe Summe jtellt den Betrag dar, um welchen fich der Einfuhr-Werth im Jahre 
1593 in Folge finfender Preiſe vermindert hat, während auf veränderte (billigere) 
Saarenbezüge der Betrag von 53'/, Mill. Mark entfällt oder, nach Ausſchluß 
der Edelmetalle, ein jolcher von 18',, Mill. Mark, indem die Einfuhr der Edel- 
nealle im Jahr 1893 um 35 Mill. Markt weniger betragen bat als im 
Jabr 1892 uch bier zeigt ſich das Sinken der Preife, da nach den Preijen 
d. b. nach den Silberpreijen des Jahres 1892 fich jtatt 172,5 ein Werth 
von 174,2 Mill. Mark ergeben hätte. Der Betrag von fait zwei Mill. Marf 
rt durch das Sinfen der Silberpreife hervorgerufen worden. 

Bei den Nahrungs: und Genußmitteln (Einfuhrwerth: 1094',, Mill. Mark) 
dat Die Wertminderung durch Breisfall allein ſchon 43'/, Mill. Mark betragen, 
Xi Rohſtoffen und Fabrikaten der chemischen Induſtrie, der Majchinenbranche, 
xt Yederindujtrie und Kautichufwaarenindustrie, bei den Erzen hat die Preis: 
anderung an 35 Mill. Mark betragen. Bei der Holzindustrie, den Kleider: 
ad Gonteftions:Waaren, Sarnen, Sämereien dagegen bat fih der Einfuhr: 
Setth in Folge Preis: Erhöhung um ca. 56 Mill. Mark erböbt. 


. 
nn .. 
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Die Gefammtausfuhrmengen und Werthe incl. Edelmetalle haben betragen: 
in 1892: 19,, Mill. t im Werth von 3150 Mill. ME. 
in 1898: 21, „ on j „32 „u 

Nach Preiſen von 1892 würde fih pro 1893 ein Geſammtwerth von 
3282 Mill. Mark ergeben, alio + 37 Mill. Mark = 1°,,. Diefer Betrag jtellt 
die Summe dar, um welche fich der Gefammtansfuhrwerth unter dem Einfluß 
jinfender Preiſe vermindert hat. Hiebei wurden hauptjächlich die chemiſche 
Industrie, die Metallinduftrie (ausgenommen Maſchinenbranche), Strumpf: 
waaren und Brennſtoffe (Kohlen) durch den Preisfall betroffen. 

Aus vorjtehenden Notizen iſt zu entnehmen, daß auch für das Jahr 1893 
die Schon oft beobachtete Thatlache aufs Nene zu fonjtatiren it. daß neben der 
Zunahme der Mengen des auswärtigen Handels ein Sinfen der Preije vieler 
Waaren einhergeht, während eine Preisiteigerung nur bei einer weit geringeren 
Anzahl von Waaren bemerkbar it. 

II. 

Die Hauptländer, mit denen Deutſchland in Haudelsbeziehungen ſteht, ſind 
Großbritannien, Oeſterreich-Ungarn, Rußland, Frankreich 
in Europa und die Vereinigten Staaten in Amerika. Von Groß— 
britannien bezogen wir im Jahr 1891 um rund 677 Mill. Mark, im Jahr 
1392 um 621 Will Mark und im Jahr 1893 um 655 Dill. Mark Waaren. 
Ga. 15 Prozent, aljo fajt der 6. Theil unferer Einfuhr fommt aus oder 
über Großbritannien. Wir verandten aber im Jahr 1891 um 696 Mill. Mark, 
im Jahr 1892 um 640 Mill. Mark und im Jahr 1893 um 673 Mill. Mark 
Waaren dorthin, d. h. der 5. Theil unjeres Ausfuhrbandels geht nach Groß— 
britannien. 

Die zweite Stelle in unjerem Außenbandel nimmt Dejterreih= Ungarn, 
unfer Hauptgrenznachbar, ein. Wir bezogen von dort um 599 Mill. Mark 
(1891), um 575 Dil. Mark (1892) und um 580 Mill. Mark (1893) Waaren, 
aljo etwa 13 bis 14 Prozent umjerer Geſammteinfuhr und gaben dahin um 
348 Mill. Mark (1801), um 376 Mill. Mark (1892) ımd um 421 Mill Mearf 
(1893) Waaren ab, d. h. ungefähr 12 bis 13 Progent unſeres Geſammt— 
ausfuhrbandelse. Während wir alſo von Großbritannien durchichnittlich um 
650 Mill. Mark Waaren beziehen, führen wir dortbin um 667 Dill. Mark 
Waaren aus. Bon Dejterreichslingarn aber beziehen wir durdhichnittlich um 
550 Mill. Mark und geben für nur 382 Mill. Mart Waaren dahin ab. 

Aus Europa beziebt das deutjche Zollgebiet zujammen für 2845 Mill. 
Mark Waaren und gibt dahin für mur 2485 Mill. Mark Waaren ab, jo daß 
wir Europa gegenüber um 360 Mill. Mark Waaren im Rüdjtande find Ein 
guter Kunde it für uns die Schweiz; wir beziehen von ihr um 143 Mill. Mark 
Waaren und liefern für 187 Dil. Mark Waaren dorthin, dagegen erhalten 
wir von Frankreich Waaren um 241 Mill. Mark und liefern dahin blos für 
203 Dill. Mark ab. Auch Rußland bat an uns einen quten Kunden. Wir be— 
jieben von Rußland um 353 Mill. Mark Waaren, wofür Rußland von ung nur 
um 185 Mill. Mark Waaren entnimmt, überall nach der Handelsbilanz pro 1893. 

Ein ſehr wichtiger Erdtbeil für unſeren Außenbandel iſt Amerika. Die 
Vereinigten Staaten von Amerika liefern und pro Jahr tür 460 bis 470 Mill. 
Mark Waaren (1393 für 459 Mill. Mark) und beziehen von ung für circa 
350 Mill Mearf 1893 für 354 Mill Mark, fo daß wir mit mehr als 100 Mill. 
Mark Amerifas Unten gegenüber als Seldichuldner im Rückſtande bleiben. 
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Aus PBrafilien kommen Waaren im Werth von 130 Mill. Mark (1893 
126 Mill. Mark) und wir geben für nur 65 Mill. Mark Waaren dahin ab. 
Argentinien, Chile, die zentralamerifanischen Republifen, Venezuela, Weitindien, 
Bolivia, Merifo, Haiti, Uruguay, Peru, Ecuador, Kolumbien, Britiſch-Nord— 
amerifa lieferten im Jahr 1893 an uns für fait 300 Mill. Mark Waaren 
und wir gaben dafür um nur circa 165 Mill. Mark Waaren ab, jo daß die 
Handelsbilanz zwiſchen Deutjchland und Amerika jich ungefähr jo jtellt: 
Einfuhr aus Amerifa nach dem deutjchen Zollgebiet 1893 885 Mill. Mark 
Ausfuhr aus dem deutjchen Zollgebiet nach Amerifa 1893 580 „ J 

Einfuhr-Ueberſchuß 1893 305 Mill, Mark. 

Aus Ajien beziehen wir nur für 235 Mill. Mark und liefern Waaren 
um 120 Mill. Dark; Einfuhrüberihuß 115 Mill. Mar. 

Aus Afrika und Auftral:Afien beziehen wir für für 170 Mill. Darf und 
geben dahin Waaren im Werth von 60 Mill. Mark ab, jo daß fich die Ein: 
und Ausfuhr nach den fünf Welttheilen ungefähr fo daritellt: 


Einfuhr nach Deutichland 1898 Ausfuhr aus Deutichland 
aus gegen die Ausfuhr nad) 

Guropa 2845 Mill. AR — a ur Marl Europa 2485 Mill. Mart 

Amerita 835 „ (+3 „ Amerika 580 „ = 

Aiten 23 „ „(+ 2. N „  Miten 120 „ 

Auftralien Australien 


und Afrika 170 „ „ + 110 _, „ und Arifa 60 „ 
Zumma 4135 Mill. Mart (+ 890 Mill. Mark) Zumma 3245 Mill. Mar 


Hieraus ergiebt jich, daß der Europäiſche Markt für die deutichen Induſtrie— 
produfte noch immer von größter Wichtigkeit it, umjomehr als aus Amerika 
und Afrika, Aſien und Auftralien gewilje Artikel, Robftoffe und Konſum— 
gegenjtände, wie Rohbaummolle, Petroleum, Kaffee, Gewürze, Tabad ꝛc., weil 
bei uns nicht vorhanden, eingeführt werden müjjen. 

Ein Einfuhr-Ueberſchuß muß jelbitverjtändlich unter allen Umjtänden jich 
berausrechnen lajjen, da unſere Ausfuhrprodufte und Erzeugnifje nur mit dem 
Werth loco Zollgrenze geſchätzt find, die Einfuhrwaaren aber mit dem Werth 
bis zur Eingangsgrenze tarirt werden, aljo incl. Fracht: und Verſicherungs— 
jpejen u. j. m. vom Erzeugungsland bis zur deutschen Zollgrenze. 

Die Haupteinfuhrartifel find folgende: 

Rohſchafwolle im Gefammtwerth von 230 Mill Mark. 

Hauptbezugsländer: Britiih Auftralien für 91 Mill. Marf 


Argentinien Pas. 1 er " 
Großbritannien — - 2 a 
Kapland ne 2; n 


Belgien und Frankreich „ 33 
Gekämmte Wolle im Werth von 28 Mill. ME. aus Großbritannien und Belgien, 
Rohkaffee im Gejammtwertb von 214 Mill. Mark. 


Hauptbezugsländer: Brafilien für 100 Mill. Mark 
Sonftiges Amerifa „ 40 , z 
Niederlande und 40 als Zpeditions- 
Großbritannien " " h länder 


Robbaummolle im Gejammtwerth von 210 Mill. Mark. 
Hauptbezugsländer: Amerifa für 130 Mill. Mearf 
Djtindien „ 50 , . 
Egupten „ 1, " 
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MWollgarn im Gejammtwerth von 117 Mil. Marf. 

Hauptbezugsländer: Großbritannien für 100 Mill. Mark 
Belgien 11 

Nohfeide, ungefärbt, im Öefammtwertg. von 99 Mit. Mark. 

Hauptbezugsländer: Stalien für 66 Mill. Mark 
Schweiz „ 23 „ M 
Frankreich 7 

Floretſeide, ungefärbte, im Werthe von 29 Mil. Mark aus der Schweiz 
und Frankreich. 

Gerjte im Gejammtwerth von 96 Mill. Marf. 

Hauptbezugsländer: Dejterreich-Ungarn für 54 Mill. Marf 
Rußland und Rumänien „ 40 , . 

Schweine im Geſammtwerthe von 95 Mill. Mearf. 
Hauptbezugsländer: Defterreih-Ungarn für 56 Mill. Mark. 

Weizen im Gejammtwerth von 89 Mill. Marf. 

Hanptbezugsländer: Amerika, Nord: und Süds, für 2 Mill. Mark 
Deiterreich-Ungarn e " — 
Rumänien J 

Rohtabackblätter im Geſammtwerth von 75 Pill, Marf. 

Hauptbezugsländer: Amerika für 25 Mill. Mark 
Dftindien „ 15 „ 

Mais und Dari im Gejammtwerth von 70 Mill. Mark. 

Hauptbezugsländer: Rumänien für 30 Mill. Mark 
Amerifa, Ver. St. „ 26 „ 2 
Dejterreich-Ungarn „ 2 „ # 
Türkei — — 

Schmalz im Geſammtwerthe von 68 Mill. Mark, 

Davon aus den B. St. v. Amerika für 55 Mill. Mark. 

Ehilijalpeter im Werth von 65 Mill. Mark aus Chile. 

Steinfohlen im Werth von 60 Mill. Mark, aus Großbritannien (48 Mill. 
Mark}, Defterreih und Belgien (10 Mill. Mark). 

Braunfohlen im Werth von 26 Mill. Marf, davon aus Defterreih für 
25 Mill. Mar. 

Holz, Bau: und Nutzholz, rob, im Geſammtwerth von 59 Mill. Mark und 
beichlagen, im Werth von 46 Mill. Mark, zufammen 105 Mill. Mark, 
do. gelägt, im Werth von 41 Mill. Marf. 

Die Hauptbezugsländer für Holz bilden: 
Rußland (77 Dill. Mark), Defterreich-Ungarn 40 Mill. Mark), Schweden 
und Norwegen (24 Mill. ME.), Vereinigte Staaten von Amerita (RMill. Mk.). 

Geflügel:Eier im Gejammtwertd von 57 Mill. Mark, aus Dejterreich- 
Ungarn (33 Mill. Mark), aus Rußland (20 Mill. Mark. 

Pferde im Geſammtwerth von 50 Mill. Mark. Davon aus Rußland 16580 Stück, 
aus Belgien 15980 Stüd, aus Dänemarf 8932 Stüd, aus Dejterreich 
8462 Stüd, aus den Niederlanden 7287 Stüd, aus Frankreich 6405 Stück, 
aus Großbritannien 558 Stüd. 

Den meisten Werth haben die eingeführten englischen Vollblutpferde, 
darunter Nennpferde von bedentendem Wertbe; die belgischen und nieder- 
ländiſchen Arbeitspferde wurden auf 00 - 900 Mark per Stüd geichägt; 
Die rufftichen Pferde wurden nur auf 500 Mark per Stüd gewerthet. 
Den größten Antbeil an der Einfuhr hat demnach Belgien mit 14'/, Mill. Mk. 
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Betroleum und mineraliiche Schmieröle im Gejammtwerth von 65 Mill. Mark. 

Davon Leuchtöl aus Amerika für 44'/, Mill. Markt und aus Rußland 

für 2'/, Mill. Mark. Meineraliiche Schmieröle aus Rußland für 8'/, Mill. 

Mark und aus Amerifa für 6 Mill. Mar. 

Baummollengarn im Gejammtwerth von 47 Mill. ME. Davon aus Großbritan- 
nien für 41 Mill. ME. und aus der Schweiz für 5 Mill. Mk. (feine Garne). 

Die Einfuhr von Fellen vertheilt ſich 
auf Felle zu Pelzwerk im Werth von 40 Mill. Mark, 
auf Rindshäute, geſalzen und grün im Werth von 27 Mill. Mark, 
auf Rindshäute, trocken im Werth von 21 Mill. Mark. 

Die Einfuhr von Flachs, Hanf und Jute betrug 90 Mill. Mark. 
Davon ‚treffen auf Flachs — 39 Hill Mark, auf Hanf = 23 Mill. Mark 
und auf Jute = 28 Mill, Marf. 

Das Hauptbezugsland für Flachs und Hanf ift Rußland mit 51 Mill. Marf, 
für Jute: Britisch Djtindien mit 23 Mill. Mark. 

Die Einfuhr von Getreide 
betrug dem Werthe nach in 1893 fait 310 Mill. Mark, nämlich 
wie jchon angegeben, Gerjte mit 96 Mill. Mark 

Weizen „ 89 , " 

Mais „ 70, = 

Hafer 2... , ’ 

Roggen „ 24 
(Hauptbezugsländer für Roggen find Rußland mit 10 Mil. Mark, Bereinigte 
Staaten von Amerifa mit 2 Mill. Mark und Rumänien mit 5 Mill. Marf.) 

Die Einfuhr von Delfrücten. 

Raps umd Rübſaat (Gejammteinfuhrmwertb 30 Mill. Mark), Leinjaat (29 Mill. 
Mark), Kleejaat (25 Mill. Mark), Delkuchen (40 Mill. Mark); demnach beträgt 
der Sejammtwerth: 124 Mitt. Mark. Hiezu noch Koprah und Palmkerne im 
Werthe von 30 Mill. Mark, alfo zuſammen 154 Mill. Mark. 

Hievon treffen auf Amerifa 20 Mill. Mark, auf Rußland 27 Mill. Mark, 
auf Alle 20 Mill. ME., auf Britiich Oſtindien und Großbritannien 31 Mill. Mk., 
übrige Länder 56 Mill. Mark. 

Die Einfuhr von Wein betrug dem Werthe nach 36 Mill. Mark. Davon 
aus Frankreich für 16 Mil. Mark, aus Dejterreid Ungarn für 6 Mill. Marf, 
aus Jtalien für 3 Mill. Mark und aus Spanien und Portugal für I Mill. Mark. 

Die Einfuhr von Eijenerzen betrug 21 Mill. Mark davon aus Spanien 
für 12 Mill. Mark) und von Rohkupfer 35 Mill. Mark, davon aus Groß: 
britannien für 23 Mill. Mart. 

Noch erwähnenswert ift die Einfuhr von Yeinengarn (23,6 Mill. Mar); 
von Kautſchuk und Guttaperda (23 Mill. Mark); von Reis (25,5 Mill. 
Mark, davon aus Britifch Ojtindien für 21 Mill. Mark); Gold», Silber: und 
Platinaerze (20,5 Mill. Mark). 

Die Einfuhr von Rindvieh betrug für Kühe 23 Mill. Mark, Jungvieh 
16 Mill. Mark, Ochien 14 Mill. Mark. 

Bei der Ausfuhr dominiren in erjter Yinie die wollenen Tuch: und 
Zeugwaaren im Wertbe von 141 Mill. Mark. Hievon nehmen Großbritannien 
17°,,, dgl. die Vereinigten Staaten von Amerifa 17°/, und die Schweiz 12°), 

Die LI. Stelle nimmt der Nobzuder ein mit 126 Mill. Marf. 

Ziebt man Roh: und Raffinadezuder zuſammen, jo ergibt ſich jogar eine 
Geſammt-Ausfuhr im Wertbe von 217 Mill. Mark. 
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Unfere Abnehmer jind für Zuder: 

Großbritannien mit 145 Mill. Mark; Bereinigte Staaten von Amerika 
mit 32 Mill. Mark (nur Rohzucker). 

Dann find die halbfjeidenen Zeugwaaren mit 113 Mill. Mark zu 
erwähnen. Hiefür find die Vereinigten Staaten von Amerifa unjere Haupt: 
Abnehmer mit 40 Mill. Markt; Großbritannien mit 36 Mill. Marf. 

Bon unferen Koblen führen wir für 105 Mill. Mark Steinfohlen und 
29 Mil. Mark Koks aus. Haupt: Abjagländer: Deiterreich-Ungarn, Nieder: 
lande, Schweiz und Frankreich. 

Die Ausfuhr unferer groben Eijfenwaaren betrug 66 Mill. Marf; 
die der feinen Eijenwaaren 27 Mill. Mark; ſchmiedbares Eiſen in Stäben 
(Stabeifen) wurde für 24 Mill. Mark ausgeführt. 

Von dichten Baummollgemweben, gefärbt und bedrudt, wurden für 
63',, Mill. Mark ausgeführt, an baummollenen Strumpfwaaren für 48’ /, Mil. 
Mart und an baummollenen und wollenen Stleidern und Putzwaaren für 
62 Mill. Dart. Die Hauptabjagländer für derartige baummollene Textil: 
MWaaren find Süd-Amerika, daun die Vereinigten Staaten von Amerifa (nament- 
lih für Strumpfmwaaren), Ditindien und Großbritannien 

Bon Anilin- und Theerfarben wurde für 53 Mill. Mark ausgeführt, 
hauptſächlich nach Großbritannien und den Vereinigten Staaten von Amerika, 
auch nach Djtindien. 

Die Ausfuhr an Büchern, Landkarten, Muſikalien, Kupfer— 
ſtichen, Farbendruckbil dern zc. betrug 95 Mill. Mark. Hiefür iſt 
Oeſterreich-Ungarn ein gutes Abjaggebiet (25 Mill. Mark); Großbritannien 
(18 Mill. Mark); die Ver. Staaten von Amerifa (20 Mill. Mark). 

Die KYederinduitrie hat 50 Mill. Mark bei der Ausfuhr feiner Leder: 
waaren, 42 Mill. Mark bei der Ausfuhr von Handichuhleder und Marofin 
und 21 Mill. Mark bei der Ausfuhr von Handichuhen zu verzeichnen. Für 
unjere (ed. Handſchuhe jind die Vereinigten Staaten von Amerika, außer: 
dem Großbritannien die Hauptabnehmer. 

Die Ausfuhr von Hopfen betrug im Jahr 1893 rund 33 Mill. Marf, 
im Jahr 1892: 30 und 1891: 26 Mill. Mark, im Jahr 1890: 46 Mill. 
Mark. Wie nachitehende Tabelle zeigt, ergibt fih pro Jahr eine durchjchnitt- 
liche Netto: Hopfen-Ausfuhr von 24 Mill. Mark, nämlich: 


Hopfen: Einfuhr. Hopfen⸗Ausfuhr. | nn: Ueberſchuß. 
1889... 1922t 5: Mill ME. 12996t 23,0 Mill. DIE. | 11074 t 18: Mill. Mt 
1890 ... 1352 „ 6ı „11944 , 454 — 10592 „ 39,5 — J 
1891... 1817, 60 „ „9856 „268 „ £ | 8039 „ 20.2 — 
1892... 154 „ 5u „ | 9135 - PR ı 5 — 7591 „ 243 m 
1893 . 4270, 19,4 U 33) * „ ı 1852. 183: 


Abgefeben von ben wollenen Zeugmwaaren, die wir mit einem Ausfuhr: 
Werth von 141 Dill Mark an eriter Stelle aufgeführt haben, werden auch 
noch für 28 Mill. Mark wollene Strumpfwaaren und für 23 Mil. Marf 
wollene Poſamenterie- und Knopfmacherwaaren exrportirt. Auch bier jteht 
Großbritannien an der Spige der Abnehmer, wenn auch nicht zum Selbit: 
gebrauch der übernommenen Waaren, jo doch zum Weiterabiab. 

Während an Rohſchafwolle für 230 Mill. Markt eingeführt wird, 
beträgt die Ausfuhr, theils Wiederausfuhr, theils Export deutjcher Rücken— 
wäjche, 22 Mill. Mark, jo daß nach dem 5jährigen Durchichnitt ſich Folgende 
Wollen:Einfuhr und «Ausfuhr daritellt : 
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J Einfuhr in das deutiche Zollgebiet. 





























Robichafmolle I Getänmte Wolle Kämmlinge Kunſtwolle x. | Bu. 

ML. ML. | Mil. Mit. Min. Mt. MU. DE Mid. at. 
1889 . . 139872 280 9006 t 41 1476 t 4 ı14822 t 11 336 
1800 . . 128614 ,„ 24 16326 „ 283 1127 „ 3 '12240 „ 8 283 
1891 .. 144416, 245 (65 R 25 1235 „ 3 "11601 „ 7 280 
1892 159052, 252 179388 „ 28 1103 „ 2 12338 „5 7 289 
1893 . . 149063 „ 230 7012, 28 1283, 3 ‚12365 „ T 1 268 

Ausfuhr aus dem deutichen Zollgebiet. 

Mit, ME. | ML, DE. | Dih, mr. ! MU. ME || iO. Mt. 
1889 .. 10918t 33 3542 t 18 ‚1949 t 6 15893 t 11 | 68 
18% .. 9014, 26 4452 „ 2] 1908 — 5 !14663 „ 10 62 
1891. . 7780, 21 4039 „ 16 12396 „ 6 14266 „ 9 52 
1892 .. 7624, 19 3654 „u 14 12355, 6 1508, 8 | 47 
1893 . 9323. 22 4850, 18 13012 „ 7 15534 „ 9 4 56 


Wir gebrauchen alſo im Durchſchniit der letzten 5 Jahre an Schafwolle und 
Wollfurrogaten aus dem Ausland pro Jahr für 230 Mill. Marf. Der Grund 
des Rückganges der heimischen Wollproduftion iſt befannt. Durch die Auf: 
theilung der Gemeindeweiden, durch Aufhebung der Hutweiden in Folge inten- 
jiveren Landwirtbichaftsbetriebs und durch die übermächtige Conkurrenz der 
billiger produzirten Cap- und auftraliichen Wolle, aud durch Rüdgang unjerer 
Ausfuhr an Hammel ift die dentjche Schafzucht und damit die Wollproduftion 
erbeblich zurüdgegangen. Noch im Jahre 1873 hatte Deutichland 9'/, Mill. 
Stück Merinoichafe und 15'/, Mill. Stüd andere Schafe, im Jahre 1883 
hatte jich die Zahl der Merinoſchafe auf 6',, Millionen Stüd, die Zahl der 
anderen Schafe auf 12'/,, Mill. Stück vermindert. Bei der Viehzählung im 
Sabre 1892 wurden nur mehr 1'/), Mill. Stüd Merinoichafe und 12 Mill. 
Stüd anderer Schafe ermittelt, jo daß die Merino's von 1873 bis 1883 um 
33°/,, von 1883 bis 1892 um 75°, abnahmen, während die Fleiſchſchafe mur 
um 17°;, bezw. 6°/, der Zahl nad) zurüdgingen. Dagegen vermehrte fich Die Zahl 
der Schafe in New-Süd Wales jeit 1794, da Captain Mac Arthur eine Eleine 
Zahl von Schafen zuſammenbrachte, auf 60 Mill. Stüc Schafe, welche 90 bis 
100 Mill. kg Wolle liefern. In der That betrug die Wollverichiffung von Sidney 
ab im Jahr 1890 ca. 260 Mill. engliiche Pfund a 453 Gramm = 117 Mill. kg. 

Die Ausfuhr der deutichen Schafe ift von 1335300 Stüd des Jahres 
1884 im Werth von 34 Mill. Marf auf 422365 Stüd des Jahres 1893 
mit einem Werth vun 9 Mill. Mark zurücdgegangen. 

Hinfichtlih der Ein: und Ausfuhr an Rindoich, Schweinen und Pferden 
it noch folgendes zu bemerken: 














LE nn: Einfuhr. 

Jungdieh | Kühe I Chin Schweine Pierde 
a vwin n Zrüt MIMME. | zit MUM| Zeit IHUME| Sie anime. 
1884 . 27002 40 147303 18 116891 6 1759207 76 74469 63 
1888 . 31745 6,5 | 67673 23 11392 4 2891799 36 ST066 75 
1889 48243 10, 93211 33 15930 5 13276409 39 84324 79 
1893 . 67036 15, 83407 29 40568 14 800852 95 635234 44 

Ausfuhr. 
‚ it MM) Süd ME ME Zeit MM) Zeüd MILME) Zeit Wiin me 
1884 . 538783 10 56893 IS 309967 02379 34 104034 22 
1888 . 46671 8 120252 6 135860 1365043 25 11596 13 


1889 . 5049 1 . 5227 1 | 5097 
1893 _. 4741 1 3199 1 599 


10122 l wol 9 
4172 "a 10069 10 
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Während vor 1889 die Einfuhr an diefen fünf Thiergattungen etwa 150 
und die Ausfuhr 70 Mill. Mark betragen hat, ſich alſo eine Netto-Einjuhr 
von SO Mill. Mark berechnen läßt, ergibt fich von 1889 ab eine Einfuhr von 
200 Mill. Mark und eine Ausfuhr von höchſtens 15 Mill. Mark, jo daß ein 
Einfuhr-Ueberſchuß von 185 Mill. Mark, alſo um ca. 100 Dill. Mark mehr 
übrig bleibt. 

Die Gründe für dieſen Rückgang im unferer Vieh-Ausfuhr und die Ber: 
mebrung der Einfuhr Liegen zum Theil in der Aufnahme der beiden Hanjejtädte 
Hamburg und Bremen in das Zollgebiet im Oftober 1888; was früher Zoll 
ausland war, wurde Zollinland und das Vieh, welches früher beijpielsweije 
von Holftein oder Dänemark nah Hamburg gelangte, wurde nicht mehr als 
Ausfuhr und Durchfuhr, jondern joweit das dänische Vich in Betracht ſteht, 
als Einfuhr angefchrieben. Aber andererjeits hält die deutiche Viehzucht mit 
der BevölferungssBermehrung in Deutfchland nicht gleichen Schritt. 


Im Jahre 1873 und 1892 trafen auf 100 Ginmohner an 


Rindvieh Schweinen Schafen Pferden 
1873 . . . 384 Std. 17,4 Std. 60,9 Ste. 82 Ste. 
1892... 355 „ 246 „ 275 „ 78. 


Am 10. Januar 1873 wurden 15,8 Mill. Stüd Rindvieh und am 
1. Dezember 1892 17,6 Will. Stüd Nindvieh gezählt, die Zunahme beträgt 
alio 1,5 Will. Stüf = 11,4°%,,. 


Die Bevölkerung des deutichen Reichs bezw. Zollgebiets hat ſich jeit 1873 
bis 1892 von 41,3 Mill. Seelen auf 50,9 Mill. Seelen = 9,6 Mill. Seelen 
oder um 23,2°/, vermehrt. 


Während in Deutichland auf 100 Einwohner 35,5 Stüd Rindvieh treffen, 
fommen in Dänemart 67 Stüd, in Numänten 50 Stüd, in Schweden und 
Norwegen 46 Stüd, in der Schweiz 42 Stüd, in den Vereinigten Staaten 
von Amerifa 85 Stüd, in Argentinien, Provinz Buenos Ayres 1118 Stüd, 
in Baraguayp 277 Stüd, in Uruguay 753 Stüd auf 100 Berfonen. 


In Deiterreih gibt e8 nur 36 und in Ungarn 34 Stück Nindvieh auf 
100 Einwohner, in Stalten nur 17 und in Rußland ohne Finland unr 31 
Stüd auf 100 Eimvohner. Eine Rindvieh-Einfuhr von Bedeutung aus Dejter- 
reich-Kußland oder Italien nach Deutſchland ift alſo gar nicht möglich, da 
3. B. in Bayern r. d. Rh. 64 Stück Nindvieh auf 100 Einwohner treffen. 
Bei den Schweinen bat fich allerdings der Beitand in Deutjchland derart ges 
bejjert, daß nunmehr 24,6 Stüd auf 100 Einwohner treffen, jtatt wie im Jahr 
1373 nur 17,4. Aber diefes Mehr wurde nicht durch Aufzucht, fondern durch 
vermehrte Einfuhr herbeigeführt. Die Schweine-Mehreinfuhr betrug 1883: 
508680 Stüd, im Werth von 63 Mill. Marf. Im Jahr 1890 betrug die 
Mehreinfuhr, alfo der Einfuhr-Ueberichuß an Schweinen 592482 Stüd im 
Werth von 74 Mill Mark und im Jahr 1892 356400 Stüd im Werth von 
97',, Mill. Mark. Seit 10 Jahren wurden für 500 Mill. Mark zum An— 
fauf von Schweinen und für fat 10 Mill. Mark zum Ankauf von Spanferfeln, 
alle in Summa 510 Mill. Mark an das Ausland abgegeben. Auch für 
Pferde beträgt der Einfuhr-Ueberihuß jährlich 60-70 Mill. Mark, alfo in 
10 Fahren 650 Mill Mark. (Wal. Vierteljahrsheft II 1894 der Statiftik 
des Ddeutichen Weiche. ) 
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Wir haben oben angegeben, daß die Mehreinfuhr an Getreide, d. h. an 
Weizen 1889 betragen hat 516000 ı, 1891: 905000 t, 1893: 703000 t 





75 Mill. Mt. 163 Mill. ME. 89 Mill. ME. 
Roggen R „1060000 t. a 842000 t, ’ 224000 t 
113 Mill. Mt. 137 Mitt. Mt. 23 Mill. Mt. 
Gerite „ ü „630000 t, a 720000 t, „843000 t 
87 Mill. Mi. 103 Mill. Mt 95 Mill. Mt. 
Hafer i 2387000t.  _119000 6, „242000 8 
30 Mill. Mt. 18 Mill. Me. 30 Mill. ME. 


Im Durchichnitt beträgt alſo die Mehreinfuhr an Getreide dem Werthe 
nach pro Jahr ca. 300 Mill. Marf. Die Ausfuhr an Mehl betrug nad) 
Abzug der Einfuhr 15—20 Mill. Mark, die Mehreinfuhr an Malz betrug 
dagegen pro Jahr ca. 15—18 Dill. Marf, fo daß für Getreide, Malz, Mehl 
jährlich mindejtens 300 Mill. Mark dem Ausland zufließen. Der Bedarf an 
Getreide (Weizen, Roggen, Gerite und Hafer) im deutichen Reiche zum Conſum 
und zur Ausſaat ift ca. 6,8 Mill. t Roggen, 3,3 Mill. t Weizen, 3 Mill. t 
Gerjte und 5 Mill. t Hafer, in Summa 18’, Mill. t, hievon werden im 
deutihen Reich produzirt laut zehmjährigem Durchichnitt (Wierteljahrsheft für 
das Deutiche Weich 1893 III: An Roggen 5,7 Mill. t, Einfuhrbedarf: 
1100000 t; an Weizen 2,6 Mill. t, Einfuhrbedarf : 1200000 t; au Gerite 
22 Dil t, Einfuhrbedarf: 800000 t; an Hafer 4,5 Mill. t, Einfuhrbedarf: 
500000 t. Der Einfubrbedarf ift aljo 3,6 Mill. t = etwa ya des Geſammt— 
bedarf. Zu erwähnen it auch noch die fich jährlich jteigernde Einfuhr von 
Mais und Dari im Betrag von 700000 t zu ca. 70 Mill. Mark Werth. 


III. 

Bei der Einfuhr in das deutſche Zollgebiet find, wie wir gefehen haben, 
Großbritannien, Deiterreih-Ungarn, Rußland, die Vereinigten Staaten von 
Amerifa und auch Frankreich hervorragend betheiligt. Großbritannien liefert 
uns die verichiedeniten Handelsartifel, namentlih Garne, Kupfer, Felle, Wolle, 
Kohlen. Deiterreih:Ungarn ift der Lieferant für Gerfte und Schweine, Braun: 
foblen, Wein, Eier u.j.w. Rußland verjorgt uns neben Schweden und Nor: 
wegen mit Holz, liefert uns Pferde und Schweine, Flachs und Hanf, NWoggen, 
Rays und Rübſaat, Yeinfaat, Eier, Oelkuchen, Petroleum u. |. w. Die Ber: 
einigten Staaten von Amerika geben vor Allem die Rohbaumwolle, Weizen 
und Mais, Petroleum, Felle, Rohtaback, Schmalz und Holz an uns ab. Aus 
Frankreich beziehen wir NRobjeide (ebenfo aus der Schweiz), Wein, Roggen, 
Wolle, Pferde. 

Die Niederlande find als Speditionsland für unferen Außenhandel be— 
ſonders wichtig. In Folge deiien beziehen wir aus Holland Rohtabad, Kaffee, 
Heringe, Reis, Eijenerze, Felle. Aus Belgien werden Pferde, Wollengarne, 
—* eingeführt. Stalten dagegen produzirt die Nohjeide und Wein zur 

usfuhr. 

Britiſch Oſtindien liefert Robbaummwolle und Jute, dgl. Reis, Kautſchuk. 
Argentinien iſt der Lieferant für Weizen, Häute und Wolle. 

Braftlien ift das Ausfuhrland für Kaffee, Tabak, Häute, elle und 
Kautihuf. Rumänien erportirt mur Getreide, vor Allem Weizen und Gerfte. 
Die Schweiz fommt bei der Ausfuhr von Rohſeide und Garnen Vigogne— 
Garnen), Kühen in Betracht. 
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Schweden und Norwegen liefern gejägtes Holz, Heringe und Eiſenerze; 
Dänemark Vieh. Die Türkei führt Hafer, Roggen und Mais aus; Britiich 
Auftralien Wolle und Gold:, Silber: und Platina-Erze. 

Bulgarien erportirt Mais und Noggen, Portugal Wein und Kautjchuf, 
Spanien Wein und Eifenerze. Aus Wejtafrifa befommen wir Palmkerne 
und Koprah, aus Oſtafrika Kautjchuf und Guttapercha. Egypten erportirt 
rohe Baummolle, das Kapland rohe Schafwolle. Japan gibt uns Rohfupfer, 
Chile den Salpeter, Niederländiich-Dftindien den Rohtabad und Bolivia Gold: 
und Silbererze, dgl. Mexiko und Peru. Aus Portorifo, Cuba, Kolumbien 
beziehen wir feinen Rohtaback. 

Bei der Ausfuhr liefern wir unferen Zucker, unfere Halbjeidenwaaren, 
Kleider und Lederwaaren, Tuch- und Zeugwaaren von Wolle, Anilinfarben, 
Handihuhleder, Strumpfwaaren, Hopfen, Gold: und Silberpapier, Bücher und 
Mehl nad) Großbritannien; nach Oeſterreich-Ungarn erportiren wir Stein— 
foblen und Koks, Majchinen, Anilinfarben, Pofamentierwaaren, Zink u. ſ. w.; 
nad) den Niederlanden gehen Kleider, Zuder, Eiſen- und Lederwaaren, Kohlen, 
Strumpfmaaren, Bücher und Bilder, Pofamentierwaaren u. ſ. w. Die Schweiz 
ift unfer guter Kumde für Steinfohlen und Tuchwaaren, Kleider, Majchinen 
und Eifenwaaren, Mehl. Auch Belgien verjorgen wir mit Wollenmwaaren, 
Kohlen, Eijenwaaren, Hopfen, LZederwaaren und Handſchuhen, Mebt. 


Die Vereinigten Staaten von Amerika nehmen unjere Halbjeidenwaaren, 
Rohzucker, Strumpf: und Zeugmwaaren, Handichuhe, Farben, Bücher und 
Litteratur, Sleider, Hopfen, Poſamentierwaaren ab; nach Frankreich liefern 
wir Koks und Kohlen, Halbjeidenzeuge, Hopfen, Mafchinen, Farben, Robzinf, 
Gold: und Silberpapier, Stabeilen, Bojamentierwaaren. 

Rußland ift unjer Abnehmer für Chemikalien, Eifenwaaren, Majchinen, 
Koks, Zink, Mehl, Bücher und Bilder. 

Nah Italien liefern wir Mafchinen, Wollenwaaren, Eifenmwaaren, Leder: 
waaren, Felle. Dänemark bezieht von uns Hopfen, Mehl, wollene Zeugwaaren, 
Garne; Schweden und Norwegen Mehl, Zuder, Wollenwaaren, Hopfen, 
Maſchinen. 

Nach Braſilien ſchicken wir unſere Baumwollgewebe und wollene Zeug— 
waaren, baumwollene und wollene Strumpfwaaren, Eiſenwaaren. 

Ebenſo verſorgen wir Rumänien, Argentinien, Japan, Chile, die Türkei 
mit unſeren Baumwoll- und Wollerzeugniſſen; Spanien mit Handſchuhleder, 
China mit Theerfarben und Oſtindien mit Zucker. 


Das deutſche Zollgebiet führte nach dem Statiſtiſchen Jahrbuche ein: 


DR te fir 2950 Mill. Mark Robitoffe — EN 
——— „m 3018 , alſo im Durchſchnitt für 
Da 7—7—7—7—7— 211 „ 5 * & AR, 

—— RT 17: Be " | 922 RD, Maik, 

Ausgeführt wurden: 

e a ua Amir ale en für 844 Mill. Mark Robitorte alfo im Durchſchnitt für 
TODE 5 2 en „491 pr 5 a V *8 
1892... — — 2727 — r 781 Mil. Mart 
Tr A 762 78: SE, Mark, 


jo daß zum Verbrauch bezw. Konſum verbleiben: Nobjtoffe im Werthe von 
2147 Mill. Mark. 
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An Fabrifaten wurden eingeführt: 
J er ir 119 ill. i —— 
— be re un * genaiinte | alfo im Durchichnitt für 
IB. 3. ; EB „1108 „ n " 1142 Mill. i 
an Se 2 — . — ne 
Ausgeführt wurden: 
J ür 2482 Mill. ifat — 
re * 3381 * Wa ie alio im Durchſchnitt für 
1892 .muE nn en 22 ” 2228 "” " " 2357 Mill. Mari, 
RE wach? a: — 


jo daß ein Ausfuhrüberſchuß von 1215 Mill. Mart verbleibt, oder wenn der 
Ausfuhrüberihuß von 1215 Mill. Mark Fabrikaten von dem Einfuhrüberichuß 
zu 2147 Mill. Mark Rohjtoffen abgezogen wird, verbleiben 932 Mill. Mark 
Einfuhrüberihuß an Rohſtoffen, die wir für unferen Konſum vom Auslande 
beziehen müſſen. 

Nachitehend laſſen wir eine Zuſammenſtellung unferer Einfuhr und Aus: 
rubr nach Waarengruppen folgen (für das Jahr 1893) und zwar zuerjt bei 
denjenigen Waaren, bei welchen fih ein Einfuhrüberſchuß herausſtellt. 


























| Einfuhr | Ausfuhr —* 
Mill. Mk. Mill. ME. MÜLL. ME. 
{ N — 
-T 
1: Bieh und: lebende There: : u: 24: 55: I 222 | 26 196 
2. Sämereien und Gewächſe für Ausfaat . . ... . | 64 | 40 24 
3. Abfälle und Düngungsmittel  - -. 22 2.. 137 | 30 107 
+ Nahrungs und Genußmittel-Robitoffe . . . . - - 862 68 794 
5 Robjtofre der industrie der ‚Jette und Oele. . . - 127 1 10 117 
6. Rohftoffe der hemiichen nduitrie. . . 2... 164 | 34 130 
7. Robitoffe der Stein-, Glas-, Thon: nduftrie. " . . | 41 28 13 
8. Erge und robe unedle Metalle - 2-2... ı 1350 | 6 89 
9. Robitofte der Holz« und Flechtinduſtrie dgl. einfach | | 
bearbeitete Gegenitände -» - > > 2222200. 201 34 167 
10. Robitoffe der Leder- und Wachstuch-Induſtrie .. 5 | 35 60 
il. Robitofte der Tertil-Jnduftrie - » 2» 22220. 623 139 484 
12 Robjtoffe der Kautſchul-Induſtrie. 2 J24 5 19 
are beiteht ein Einfuhrüberfhuß an Debrolien 
— msn noch an Fabrifaten der Induſtrie der | 
—J RE RN uch 1 —— 
Gejammt- Ginfuhrübefg — 2195 — — | — 
drum! — — 2200 





Die Ein- und Ausfuhr an Rohſtoffen, Fabrikaten, Halbfabrifaten, wobei 
tb ein Ausfuhrüberſchuß ergibt, zeigt — Tabelle: 








Einfuhr Ausfuhr Ausfuhr 


Mill. ME. | Mi. ME. gi mt 


E Breunftoffe, Koblen ıc.. . . — 97 140 13 
2 Habrifate der Nahrungs- und Genußmittel ern ER 332 99 
3, ifate der u eg BEER»... 109 266 57 
+ las, Thon, Stein-nduitrie. . - . 16 83 67 
3. 2 Halbfabritate der Metall \nduitrie 25 264 239 


llebertrag - 505 





- 
— 
Pe ⸗— 
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| Einfuhr | x I te Ausfuhr | | N Ausfuhr 

















DELL DE. | MÜLL. ME.) par Dur 
m — —— em mem 
| | 

lÜebertrag — | — | 505 
6. Fabrikate der Holy, Flecht-, ae ee 5 | 6 | 41 
7. Halbitoffe und Fabrikate der Papier-Induſtrie. . 21 | 9 | 71 
8. Fabrikate der Leder- und Wachstuch⸗ Induitrie. | 3 ! 170 | 77 
9. Fabritate der Textil- und Kleider nduftrie - -» » » 401 ı 778 | 87 
10. Fabritate der Kautihut-Induittie - © 2.2... N 8 ı 20 I 12 
11. Eifenbabnfahrzeuge, Wagen und Möbel... .. ı ı 5 | 4 
12. Maichinen, Inſtrumente, Apparate aa 54, 160 106 
13. Hurzwaaren, Spieljeug. - :» : 2 2 2 2 2 nen. | 28 | 800 | 57 
14. Litteratur und Kunſtgegenſtände. » 2» 22.2.. | 29 | 104 75 
Hienach ergiebt fich ein Gefammt-Ausfuhrüberihuß von u — | — | 1325 


Rechnet man den Ausfuhrüberſchuß von 1325 Mill Mark von dem Ein: 
fuhrüberfhuß zu 2195 Mill. Mark ab, jo verbleibt ein Einfuhrüberjchuß von 
870 Mil. Mark, wie wir Anfangs diejer Mittbeilungen angegeben haben. 


Die Ein- und ... der Edelmetalle betrug: 


1890 . 222... = Miu. Mark. — A. 83 Mill. Marl. E. +44 Mill. Mart. 
1891 . . +; 4 . 253 PR — A. 164 „ n { 9 , u 
1892....... E. 209 ? „1% „ . E. 413 „ 


1808.20: E. 172 „ a — 152 „ R e. +20 „ — 


Das deutſche Zollgebiet hatte alſo in 1893 einen Einfuhrüberſchuß von 
870 Mill. Darf an Waaren und 20 Mill. Mark an Contanten (Edelmetallen), 
in Summa 890 Mill. Mark. Diefe Summe bedeutet die Zahlung des Aus- 
landes an das Deutſche Reich rectius deutſche Zollgebiet für Verpflichtungen, 
die das eritere an legtere außer den Waarenlieferungen noch hatte 3. B. für 
ausgeliehene, d. h. empfangene Kapitalien u. ſ. w. 

Im Jahre 1892 Hatte das deutjche Zollgebiet einen Einfuhrüberſchuß von 
1064 und 1891 einen jolchen von 976 Mill. Markt. Seit 1886 und 1887 
haben wir feine Ausfuhrüberjchüffe mehr, was jedoch angefichts der Einverleibung 
Hamburgs und Bremens nicht zu verwundern it. Daß die fogenannte un: 
günjtige Handelsbilanz, d. h. Ueberjchüjje an der Einfuhr gegenüber der Aus: 
fuhr nicht gleichbedeutend mit ungünftiger volf3wirtbichaftlicher Lage iſt, wurde 
längit anerfannt, da die Handelsbilanz, wie jchon früher bemerft worden ift, 
nicht gleich Zablungsbilanz ift. 

sn den Spezialhandel des deutjchen Zollgebiet3 wurde bisher von der 
deutſchen Reichgjtatiitif der Beredlungsverfehr nicht mit eingerechnet. 

Dem Beredlungsverkehr unterliegen an fich zollpflichtige Waaren, die beim 
Eingange zur Verarbeitung im deutjchen Zollgebiet zum Wiederausgang; beim Aus 
ang zur Verarbeitung im Ausland zum Wiedereingang in das Zullgebiet bejtimmt 
And, als jolche angemeldet und zollamtlich fontrollirt, d. b. vorgemerkt werden. Der 
Umfang des Veredlungsverfehrs wird durch nachſtehende Tabelle veranſchaulicht: 


Einfuhr Ausfu 
1889 . . . . 375458 t Werth 2 Mill. ME. 303844 t Werth 135 Mill ME. 
1890... ... 383094 „ „ ED. 3234... 12 5. „m 
1891 . . 374484 „ 5 * u 4 3130937 „ Br 136 * — 
1892 ... 331855 „ * 84 282995 „ a 107 * 
18938 ... . 290452 „ 76 „| 247621 „ - 48 


Obwohl alio der Menge nach bedeutend weniger Waaren wieder aus⸗ 
geführt wurden, als eingeführt worden waren, ſo betrug doch der Werth der 
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im veredelten Zuftande wieder ausgeführten Waaren durchjchnittlih 20—30 
Mil. Mark mehr ala der Werth der eingeführten Waaren, nämlih im Jahr 
1889: 40 Mill. Mark, 1890: 36 Mill. Mark, 1891: 37 Mill. Mark, 1892: 
23 Mill. Mark und 1893: 22 Mill. Mark 

Der Beredlungsverfehr der letzten beiden Jahre hat demnach erheblich 
abgenommen. 

Insbeſondere hat die Veredlung des Noheifens zu Stabeijen, des Raffi— 
nirens von Spiritus, des Schälens von Reis und des Mahlens von Getreide 
abgenommen, zugenommen hat die VBeredlung des Baumwollgewebe durch Färben. 

Der Veredlungsverfehr des deutjchen Zollgebiets befaßt ſich mit folgenden 
Berarbeitungen: 

Das eingeführte Roheifen wird zu Stabeifen verarbeitet und als jolches 
au 3 geführt. 

Das eingeführte Stabeifen wird zu Hufnägeln verarbeitet und leßtere 
ausgeführt. 

Die eingeführte Gerfte wird vermälzt und das Malz ausgeführt. 

Das eingeführte Malz wird zu Bier oder Hefe verarbeitet und leßtere 
Gegenstände ausgeführt. 

Das eingeführte Getreide wird zu Spiritus verbrannt und leßterer ausgeführt. 

Rohes Bau: und Nußholz, aus dem Ausland eingeführt, wird beichlagen, 
geſägt, zu Kiſten verarbeitet und in dieſem Zuftand wieder ausgeführt. 

Die Nobjeide wird nach der Schweiz ausgeführt, dort gefärbt und ale 
gefärbte Rohſeide wieder eingeführt. 

Die Zeugwaaren werden nad) Belgien und Holland verbracht, dort gefärbt 
und hernach wieder in das Zollinland zurücdgeführt, dagegen werden aus der 
Schweiz unbedrudte mwollene Zeug: und QTuchwaaren nach Deutjchland ein- 
geführt, hier bedrudt und in bedrudtem Zuftande wieder ausgeführt. 

Aus Großbritannien wird rohes Baummwollgarn eingeführt und gebleicht oder 
gefärbt, jodann nach der Türkei, nach Djtindien oder Jtalien wieder ausgeführt. 
Den größten Beredlungsverfehr, jowohl in der Einfuhr, wie in der Ausfuhr, haben 
wir in Folge des Handelsvertrages mit der Schweiz. Derjelbe betrug in der Ein: 
fuhr 19 und in der Ausfuhr 16 Mill. Mark. Hernach kommt Britiſch-Oſtindien 
und Japan, wovon wir um 20',, Mill. Mark 1'/, Mill. Dopp.-Ztr. ungeichälten 
Reis beziehen, in inländischen Reismühlen jchälen, und jodann um 21'/, Mill. ME. 
wieder ausführen. Bon den Vereinigten Staaten Amerifas beziehen wir das un— 
gereinigte Petroleum, raffiniren dasjelbe und führen e3 in raffinirtem Zuftande 
wieder aus, namentlich nach der Schweiz, während Baumwoll-Gewebe aus Eng: 
land und der Schweiz bei ung gefärbt und ſodann nad) Amerika erportirt werden. 

Nachſtehend folgt eine tabellariiche Zujammenjtellung des deutichen Vered— 
lungsverkehrs jeit 1889: 














Menge | Werth 
Einfuhr | Austuhe | NS | Cimfuhe | Musfube Ugaae 
| Ginfuhr | Mitt. Mt. Mit. Mt. | Mil ME. 








l j | 








1889 | 375458 t | 303844 t 71614 t 95,5 ı 1850 | 39 
1890 | 383094 „ | 323 834 „ 59260 „ 96,3 132,2 35, 
1891 | 374484, | 313987, | 60547 „ Bo 13503370 
1892 | 331855 „ | 282994 „ | 48861 „ 834 | 100 | 23 








1898) 290452. | 7821, | 42831 \ 76. 688225 
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Während demnach bei der Einfuhr eine Tonne Waaren auf 261'/, Marf 
geichägt wird, beträgt der Werth der veredelten oder verarbeiteten Waaren pro 
Tonne faft 306 Mark, fo daß pro Tonne ein Arbeitswerth von circa 140 Mart 
entfällt. Der Gejammtverdienit des deutichen Zollgebiet3 aus dem Veredlungs— 
Berkehr betrug 1889 faſt 40 Mill. Mark, 1893 aber blos mehr 23 Mill. 
Mark. Diefer Arbeits: und Handelägewinn von 23 Mill. Mark it eigentlich 
unferer Aktiv-Bilanz noch binzuzurechnen, rejp. von unſerer Unterbilanz zu 
870 Mill. Mark pro 1893 in Abzug zu bringen. 

Die Zollerträge berechnen fi) auf 360 Mill. Mark des Jahres 1889, 
auf 395 Deiill. Mark des Jahres 1891, auf 394 Mill. Mark des Jahres 1892 
und auf 356 Mill. Mark des Jahres 1893. Die durch die Zoll: und Handels: 
verträge eingeführten Zollermäßigungen betragen demnach fait 40 Mill. Mark. 


Nachitehend folgen die 9 Hauptartikel für die Zollerträge: 
1889: 1890: 1891: 1892: 1898: 
Millionen Marl 


a) Nobtaffee Zollertrag: 45 47 50 49 49 
b) Petroleum J 38 39 41 45 46 
c) Robtabadblätter r 38 41 42 43 41 
d) Weizen r 20 29 35 48 23 
e, Gerite Fr 14 16 16 15 14 
f) Wein in Faß 2 17 17 17 15 14 
2) Mais und Dari 5 6 11 N 12 12 
h) Schmalz . 7 9 9 10 7 


i) Roggen n 42 42 37 24 5 


Diefe 9 Artikel liefern ca. 63°/, der Gejammtzolleinnahmen. Kaffee Liefert 
ca. 13°,, d. i. den 8. Theil der Gefammtzolleinnahmen, Petroleum ungefähr 
ebenjoviel; der ausländifche Rohtaback ergibt 11'/,°/, der Gefammtzolleinnahme 
oder etwas mehr al3 den 9. Theil derjelben; Weizen, Roggen, Gerjte, Mais, 
Malz, Hülfenfrüchte und Hafer lieferten im Jahr 1893 faſt 20°/,, aber im 
Jahr 1892 28°/, der Gejammtzolleinnahmen, indem die Ars e dieſer vier 
Getreidearten nebſt Hülfenfrüchte und Malz betrugen im Jahr 1893: 71 Mill. 
Mark und im Jahr 1892: 104 Mill. Marf. 

Bon dem Gejammtwerth der Einfuhr betrugen die Zölle im Jahr 1893: 
8,6°/,, im Jahr 1892: 9,3°/, und von dem Werth der zollpflichtigen Waaren 
im Jahr 1893: 16,8°/, und im Jahr 1892: 17,5%. 


Miszellen. 


Die Verſchuldung des Grund: und Gebäudebeſitzes in den vorwiegend 
ländlichen Bezirken des Königreihs Sachſen 1884— 90. (Aus der „Stat.Korr.“) 
Aehnlih wie in Preußen, Baden und Hellen werden auch im Königreich Sachſen 
feit 1884, bier ſogar auf wefentlich breiterer Grundlage, amtsgerichtsweile Er: 
hebungen über die Öpporhefenbewegung des Grund: und Gebäudebejiged veran— 
ftaltet. Die Ergebniife für einen fiebenjährigen Zeitraum find in der „Zeitichrift 
des Königlich ſächſiſchen Statiftiihen Bureaus“ (XXXVIII. Jahrgang, 1892 Heft 
I und IT) jehr ausführlich mitgetheilt, die hypothekariſche Verſchuldung der Ritter- 
güter getrennt don der des übrigen Grund: und Gebäubebeiites, leider aber die 
Eintragungen und Löſchungen in den ftädtichen Bezirken von denen in den länd— 
lihen Bezirken nicht Scharf geichieden. Um einen Einblid in die ungefähre hypo— 
thefariihe Belaftung des landwirthichaftlich benutzten Bodens zu erhalten, find 
aus der Zufammenftellung nad Landgerichtsbezirken die Amtsgerichtsbezirfe, welche 
eine Stadt mit mehr als 10000 Einwohnern enthalten, ausgeichieden. Danach 
ftellte fih die Summe der Hypothekenſchulden der übrigen Amtsgerichtsbezirfe mit 
Einſchluß der Kredit: und Kautionshypotheken 




















a. bei Lande und Stadtgemeinden in auf Millionen Mart 

den Sandgerichtöbezirten 1884 | 1885 | 1886 | 1887 | 1888 | 1889 | 1890 
Dreden -. - >22 220..| | 96 | 98 100 | 103 , 107 | 108 
ipig - - 22001167 171 | 178 1182 | 187 | 195 | 202 
Gbemmip . 2 0 2000| 97 5100 105 110» 116 | 121 125 
Baugen - - » 2 22200...) 120 | 192 | 124 | 127 | 181 | 184 | 140 
greibug - . © 2 0200.00. 0.1125 | 180 | 128 |, 182 | 186 | 189 | 148 
Zwidau || 8 87 | 97 | 108 
Bauen -» » 22 ee .| dl | 58 | 56 | 57 | 0 | 65 | 6 
b. bei Rittergüütern des Sandes . . | 120, | 122,» | 124 | 126 | 126, | 129 | 181. 


Die Berihuldungszunahme, welche einen ziemlich ftetigen Fortgang aufweiit, 
beträgt bei Land- und Stadtgemeinden 1884—90 rund 14, 35, 28, 20, 18, 24 
Millionen oder im Ganzen 139 Millionen Mark, bei den Nittergütern insgeſammt 
10,4 Millionen Mark. Dieie Statiltif würde noch erheblich werthvoller ericheinen, 
wenn fie möglichft von Jahr zu Jahr wiederkehrenden Werthsermittelungen des 
gelanımten Grundbefiges bei Unterſcheidung von Beſitzklaſſen gegenübergeitellt werden 
fönnie. Die vorhandenen Angaben beichränten ſich auf die Ziffern der in ben 
Jahren 1884, 1886, 1888 und 1890 ermittelten Grunditeuers (Reinertrags-) 
Einheiten; diejelben beliefen fih 1884 auf 71333 130, 1886 auf 73 156795, 
1888 auf 75799109, 1890 auf 79501720, was innerhalb des jechsjährigen 
Zeitraums einer aufs Hundert berechneten Zunahme von 11,45 oder einer jühr: 
liden von 1,91 entipridht. Damit diefe Zahlen mit der Verichuldungszunahme 
des ganzen Staatd, auf welchen fie fich ja beziehen, verglichen werden fünnen, 
erwähnen wir, daß die Hypothekenſchulden Ende 1884 auf insgelammt 2204 und 
1890 auf 3018 Millionen Mark angegeben find, deren Zunahme alſo 36,9 vom 
Hundert betrug. Angaben über die perjönliche Nerichuldung, ſowie darüber, ein 


168 Miszellen. 


wie großer Antheil der Geſammtſumme der Mehrverihuldung in Bodenmeliora- 
tionen, Anlage von landwirthichaftlichen Nebenbetrieben u. a. beruht, fehlen mit 
Rückſicht auf die Schwierigkeit der Erhebung gänzlich. 

Zu der Beurtheilung der Frage, ob die ftetige Verihuldungszunahme in 
Sachſen bereits eine bedenfliche Höhe erreicht habe, bieten die in unserer Quelle 
veröffentlichten Zufanmmenftellungen des Einkommens aus den Grundbeſitz, welche 
nach dem Ginfommenitenergejeg alle zwei Jahre erforderlih werden, ſchätzbare An: 
baftspunfte. Danach hat 1890 gegen 1884 die Einfommendvermehrung der Land— 
gen.einden in den Kreishauptmannſchaften Dresden etwa 2,94, Xeipzig 4,56, 
Zwidau 2,44, Baugen 0,06 Millionen Mark oder 6,77, 10,07, 5,91, 0,29"), 
vom Gejammteinfommen betragen ; vermindert hat ſich legteres innerhalb der Be: 
ebahtungäzeit in den Antshauptmannichaften Großenhain, Birna, Döbeln, Grimma, 
Oſchatz, Kamenz und Zittau, alſo vorwiegend in den durch Bodenverhältnifie 
weniger begünftigten Theilen des Landes. Das Geſammtergebniß, welches eine 
abſolute Zunahme von etwa 10 Millionen Mark und eine prozentuale von 6,56 
nachweiſt, dürfte die hypothekariſche PVerichuldungszunahme in einem wejentlich 
milderen Lichte ericheinen laſſen. 


Proportionalwahl und Minoritätenvertretung. Der Schriftiteller A. Sieg: 
fried zu Königsberg in Pr. (franzöſiſcher Schulplag links) verjendet folgende Bitte: 
Umfangreihe Studien über das in neuerer Zeit jo häufig genannte Thema der 
Rroportionalwahl und Minoritätenvertretung haben mich dazu ver— 
anlaßt, eine alle Länder und Zeiten umfaſſende Bibliographie der geſammten über 
diejen hochwichtigen Stoff vorhandenen Literatur zu unternehmen. Die befannten 
Echriiten von Gageur und Nofin enthalten mit ihren immerhin ziemlich aus— 
gedehnten Literaturnachweiſen wenig mehr als eine Vorarbeit dazu; erſt eine wirf- 
lihe Bibliographie von der Art der von mir geplanten würde es den Gelehrten 
ermöglichen, gründliche Studien über dieſen Stoff anzuftellen. In Aufſätzen und 
Abhandlungen in Zeitungen und Zeitichriiten, ferner in einzelnen Stellen, welde 
fih in wiljenichaftlichen Werfen aller Art zeritreut finden, jowie in Spezialjchriften 
größeren und Heineren Umfangs bis zu einfachen Flugblättern herunter find die 
literarifchen Erörterungen über die PBroportionalwahl im Laufe der Zeit (fie reichen 
mindeitens bis 1780 zurück), zu einer jchier umüberfehbaren Fluth angeſchwollen, 
zu deren Bewältigung die Kraft des Einzelnen entfernt nicht ausreicht. Sch ſehe 
nich daher in die dringendite Nothiwendigfeit verſetzt, die hilfreiche Gefälligkeit 
aller derjenigen in Anſpruch zu nehmen, welche von ſolchen Aufjägen, zeritreuten 
Stellen und ſonſtigem Material Kenntniß haben jollten, gleicyviel ob diejelden der 
Hauptjache nad) oder nur nebenher das Thema berühren. Pro und contra wird 
in meiner Arbeit gleichmäßig berüdiichtigt. Jede, auch die Heinjte Meittheilung, 
wird mit lebhafteitem Dank entgegengenommen und auf das Sorgfältigite beobachtet 
werden. Druckſachen, die man mir gütigit leibweife zur Verfügung jtellt, ſollen 
auf das Peinlichjte geichont und baldmöglichit zurüderjtattet werden. 


G. HIRTH’s Kunstverlag in München und Leipzig. = 
_X SIR 


Der Cicerone in der Kgl. Aelteren Pinakothek in München. '* 


Eine Anleitung 
zum Genuss und Verständniss der hier vereinigten Kunstschätze. 
Herausgegeben von 


Georg Hirth und Richard Muther. 


336 Seiten kl. 8° mit 190 Illustrationen. 
Preis broch. M. 3.—, gebunden ä la Bædeker M. 3.50. 


Der Cicerone in der Kgl. Gemäldegalerie in Berlin. |X 


‚Eine Anleitung 
zum Genuss und Verständniss der hier vereinigten Kunstschätze. 
n» 
Herausgegeben von 


Georg Hirth und Richard Muther. 
5oo Seiten kl. 8°, mit 200 Illustrationen. 
Preis broch. M. 3.—, gebunden ä la Baedeker M. 3.50. 
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Diese Führer haben den Zweck, dem Besucher die künstlerische 
und kunstwissenschaftliche Bedeutung der Schätze der Gemälde- 


x galerien zu erklären. Es geschicht dies in einer allgemeinen Ein- 
letung von Georg Hirth (I. Kunstgenuss und Kunstverständniss, — II, Das Natürliche 
in der Kunst, — III. Der Stil und die malerische Charakteristik, — IV. Malerische 


Auffassungen und Techniken: a) das Alterthum, b) das Mittelalter; c) Fresco- und Tempera- 

malerei; d) die Gebrüder van Eyck; e) die stereoskopischen Effekte; f) die nordischen Meister 
| som Kreidegrund; g) Rubens und die Späteren; h) die frühe italienische Oelmalerei; i) Tizian und 
„die Späteren; k) das 17. und 18. Jahrhundert; |) das 19. Jahrhundert. — V. Die Wege zur 

Kennerschaft: a) Ist es ein gutes Bild? b) Ist es ein ächtes Bild?), ferner in einer prag- 
X mztischen Darstellung der Bilder, von Richard Muther, Der l.eser erfährt hier von Schule 
zn Schule, von Meister zu Meister nach dem neuesten Stande der kunstwissenschafilichen Forschung 
lies Wesentliche — es wird ihm deutlich erklärt, welche Partien der Kunstgeschichte die Galerien 
ın hervorragender Weise, welche anderen sie nur schwach oder gar nicht repräsentiren — mit Hin- 
weisen auf andere berühmte Sammlungen und Galerien, e 


* 
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ın von Georg Hirth. 2 Theile — 620 Seiten 8° 

Aufgaben der Kunstphysiologie mit 17 Ab lährigen brosch. Mk. 6.—, in 
2 Halbfranzbänden gebunden Mk. 10.—. Eine französische Uebersetzung von Lucien Arreat 

ist unter dem Titel: Physiologie de l’Art im Verlage von Felix Alcan in Paris, 
108 Boulevard St. Germain, publizirt und auch durch unsere Firma zu beziehen. (Preis Fr. 5.—.) 


Inhalt: I. Theil: Vorwort. — Kunstphysiologie. — Der Begriff des „specifisch Künstlerischen“. — Gedächtniss- 
esonomie. — Nachbilder und Gesichtserinnerungen, — Die drei Grade des Merkens. — Die Eselsbrücke. — Kunst- 
arsiologische Probleme. — Die Technik des einäugigen Sehens. — Vervollkommnung im Doppelauge. — Das Vorrecht des 
{rösseren. — Die körperhafte Perspektive. — Kunstfeindliche Irrlehren. — Das doppelte Lichtbad und die Lichtwaage, — 
„Dre“ Complementärfarbe. — Complementäre Energie und Lichtgleichung. — Das Augenmass für farbige Unterbrechungen. — 
Andere we ragen des Augenmasses. — Schwankende Gestalten des Seelenbildes. — Der reproduktive Massstab, — 
Ausmessung des Gesichtsfeldes aus der Blickruhe. — Die Wahrnehmung bewegter Lichter. — 


II. Theil: Die nervöse Organisation des Kunstverstandes, — Der Aufbau der Gedächtnisse. — Der Ort des 
Lirbegedächtnisses, — Spannungszustände; Erinnern und Vergessen. — Unterströmungen im verborgenen Gemerk, — 
N} Verborgene Aufmerksamkeit. — er ai ist farbiges Licht. — Die Temperamente der Grundgedächtnisse und Merk- 
AA syszeme. — Zur Naturgeschichte der künstlerischen Merksysteme. — Talentvererbung, Genie und Degeneration: 1. die Vererbung 
[3 : Talents und Genies; 2. Die angebliche Entartungspsychose des Gentes: 3. Geisteskranke unter den genialen Künstlern; 
A + Künstlerische Anwandlungen bei Irren; 5. Unlustneurose und Philosophie der Gesundheit. — Alphab. Gesammtregister. 
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⸗ BESSERES EZ ———— —— — 
xD ] } h N als Rindenzwang — Spezifische Empfi g für Fern- 
, g ezifische Empfindung für Fern 

daS p aslisc e ehen qualitäten des Lichtes — Konfuens homologer Lichter mit 
dem Vortritt des grösseren — Näherempfindung vereinigter Lichter — Weitere Steigerung 
des Nähergefühls in lateraler Richtung des breiteren Netzhautbildes — von Georg Hirth. 
6 Bog. gr. 8°, mit 10 Text-Illustrationen und 34 Tafeln mit stereoskopischen Abbildungen, 
Preis broschirt Mk. 5.—. Eine französische Ausgabe von Lucien Arreat ist unter dem 
Tirel: La vue plastique, fonction de l’&corce cèrébrale im Verlage von Felix Alcan in Paris, 
108 Boulevard &. Germain, publizirt und auch durch unsere Firma zu beziehen. (Preis Fr. 8. ..) 


Diese Schrift behandelt eines der grössten psycho-physiologischen Probleme, Der Verfasser hat es zum ersten Male 
* versucht, den Vorgang des Einfachsebens disparater Bilder und der damit verbundenen Empfindung der dritten Dimension 
A 05 tiner festen, —— Organisation der zentralen Nervenelemente zu erklaten. 
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| Eine (Juelle der Belehrung und Anregung für Künstler und Gewerbetreibende, { 


Jährlich ı2 Hefte Preis per Heft à ı6 Tafeln Mark 1.25. Seriely 
hoch». — — und Il (Formenschatz der Renaissance: ? 


Jahrgang 1877 und 1878) je} 
Mk. 10,— — je Mk. 13.50. F 


Serie Ibis xvin rn 


9. 1879 bis 1894) je Mk. 15.— 
(Jahrgang 1877— 1894) mit 1879 9 
ca. 3196 Blättern M. 260.—, gebunden je Mk. 18.50. 


In Lee windälebne 506, Einzelne Tafeln werden nicht $ 


in elegantem Halbfranz- apart Bi re 
band geb. Mk. 323.—. Das Werk wird — 


— — 


»Als Georg Hirth vor 18 Jahren |P 
sein berühmtes Vorbilderwerk „Der 
Formenschatz“‘ begründete, ahute 
er wohl nicht, dass diese Publikarion 
eines Tages das beliebteste und 
gesuchteste Nachschlagewerk 
nicht sowohl in der Schule und in 
Werkstatt, als ganz besonders such 
jeder kunstsinnigen und kunstübenden 
Familie werden wärde. Feines Ve 4 
—* niss, ausgebildeter Geschmack und ein % 
nu dilfüne scharfes Auge für das Bedärfniss 
hörten dazu, um aus der unerschöpflichen Fälle des Darstellenswerthen nach und nach das auszulesen, was der künstlerischen E \ 
zichung in ihren Entwickiungsphasen seit Mitte der ;oer Jahre frommen konnte..." (Zeitschrift für gewerblichen Ui hr.) - 
‚Der Herausgeber weiss mit ganz erstaunlicher Sicherheit sein Material so vorzuführen, dass es sowohl ; 
Gebiete rg rrossen Kunst, als auch die der kleinen — des Kunstgewerbes berührt. Jedes Heft bietet nach der einen od a. 
der anderen Seire interessante Momente. Wer regelmässig die Hirth’sche Publikation betrachtet, wird empfinden, dass: = 
| eine Art Schule für den Geschmack ist und zwar für einen Geschmack, der die — —— im Kunstwerk als etwas Unive es 
begreifen lernt. Gerade hierin liegt das besondere Verdienst des Formenschatzes. . (Das Atelier.) 


+4 Ein Inhaltsverzeichniss der erschienenen 18 Jahrgänge steht auf Verlangen gratis zur Verfügu 


Kulturgeschichtliches Bilderbuch aus drei Jahrhunde 


Herausgegeben von Georg Hirth. Jetzt vollständig in 6 Bänden (72 Lieferungen) erschienen, 
Folio, Preis a l,ieferung M, 2.40, ä Band compl, broch. M. 30.—, geb. M. 35.—, Jeder Bi 
einzeln käuflich, Französische Ausgabe: „Les grands Illustrateurs du 16,, 17. & 18, siecle 


Hervorragende Meister dreier Jahrhunderte und verschiedener Nationen: Dürer, Cranach, Burvkmair, Hopfer, Sa 

Holbein, Beham, Aldegrever, Firgil Solls, Hoy gerberg, Amman, Stimmer, Bol, van Dyck, Goltzius, Kılian, Chr. de Pal, 
dr. de Bosse, Callot, Wenzel Hollar, Meriau, Rembrandt, G. Lerburch, Berghem, Bega, Dow, Dusarı, Ewerdingen, de H 
Claude Lorrain, Mignard, Adr. vau Ostade, Rigand, Ruysdael, Teniers. Wouverman, Boncher, Schmidt, Graf, Grenze, 
Lancret, Morcan, } Nisou, Vauloo, Wastenu, Chodowiec ki, Mettewleiter etc, eic. — liefern in überreicher Fülle den Stoff zu 
Werk, weiches an Originalität, sowie an kunsthistorischem Werth von keiner ähnlichen Publ 

N übertroffen wird. Ueber 3500 interessante Blätter — 360 darstellende Künstler — ha 
eine technisch vollendete Wiedergabe gefunden. 
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R. Muther, Deutsche Bücher-Ilustration der Gothik u a 
Früh-Renaissance (14601530). Eoho, Preis complett beochirt Mk 180, 


Original-Prachtband Mk. 160.—. Register der Künstler und Drucker, sowie ein vo 


Verzeichniss der illustrirten Bücher der ganzen Epoche (1460— 1530) machen das Müt 
Werk zum unentbehrlichen Nachschlagebuch für Liebhaber, Bibliothekare und Antie 


Das Deutsche Zimmer der Gothik und Renaissance, des Barock-, 
und Zopfstils. Anregungen zu häuslicher Kunstp 
Georg Hirth. Dritte stark vermehrte Auflage. 464 Seiten hoch 4° mit : 
strationen. _ Eleg. brosch. M, 10.—, eleg. geb. M. 15.— 
„Wie fast jedes gute Buch weit über die vom Autor in’s Auge Bean Ziele hinaus zu wirken p 
sich auch dem «Deutschen Zimmers ein ungleich grösseres Wirkungsfeld eröffnet, als der Titel. 
ERDE wegOng unserer Tüge ist in weit tieferer Weise durch dasselbe gefördert, als der Herausgeber 
Selbst die Poesie hat von demselben die kräftigsten Anregungen empfangen; möge es nun such in der 
Ruder die verdiente Verbreitung in den gebildeten Familien finden und in gesteigertem Masse jene — $ 
* Geschmacks bewirken helfen, die im Grossen und Ganzen unserem Volke — immer Noth ıhurla 


Das Buch eignet sich ganz besonders als Fest- und Gelegenheitsgeschenk für Verlobte, Neuvermählte, zu \ 
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Staatsrechtliches volkswirthſchaftliches und ſtatiſtiſches dahrbuch. 


Annalen des Deutſchen Reiths 


für Geſetzgebung, Verwaltung und Statiſtik. 


Staatswiſſenſchuftlicke Seitfhrift und Materialienfammlung. 











Unter Mitwirkung zahlreidyer Fadymänner 


herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar dv. Seydel. 





Verlag von 6. Birth in Münden und Leipzig. 


) Abtundzwanzigiter Dabrgang. N 2 
1895. | ährlih 12 Hefte. Abonnementspreis: vierteljährlih 4 Mark. JIr. 3 


12 Hefte bilden einen Band. 


Inhalt: 

Die Tabadbeiteuerung in Deutfhland. Won Zei i Seite 
nz Graf, k. Oberzollinipettor in I. Allgemeine ——— . . 1% 
Hau. Fortſetzung.) II. Organifation . . . . . 208 

F 4 III. Mitglievihaft . : - 2 =... .218 
. Kapitel, F IV. Schiedsgerihte © 2.2.0. 222 
Die Berathungen der Enauete-Nomifjion. V. Befaem . » . . 22... 22 
6.0) PVerhältniß der Inlandsſteuer VI Wut. - » 20200000. 234 
zum Eingangszol . . . . 10 VII. Schluß- und Strafbeitimmungen 238 
b) Husfuhrvergütungen. - . . 170 Miszellen: 
> -3. Vebergangsbeittuunungen. Nach⸗ * Tas Reichs Narinenunt . 948 
ERROR ——— ie Fabrikarbeiterzählungen vom Ot. 
+8. Schlußergebniß der Berathungen. 180 | tober 1892 und 1893 im Srofherion 
ent und Aus ubrverbote und deren | thum Baden . . 243 
= er on Dr. F Arndt, Die Handels-⸗ und Gewerbetammern io 
a. /S. 181 wie die kaufmänniſchen Korporationen 
eined G 8, hehe: — | des Deutihen Reihs -. . . 2.» 245 


um fallver derung. Juni 1894). Aranntweinbrennerei und Beſteuerung 247 








Das Honorar für Originalbeiträge der 


„Annalen des Deutschen Reiches‘ 


beläuft fich wie bisher auf Mk. 64 für jeden erften, auf Mk. 48 
für jeden folgenden Druckbogen einer Abhandlung (platzraubende 
Abdrücke von Materialien werden abgerechnet). 

Abhandlungen volks- und finanzwirthfchaftlichen Inhaltes 
wollen an Herrn ‘Dr. Georg Hirth, München, Abhandlungen ftaats- 
und verwaltungsrechtlichen Inhaltes entweder an den Genännten 
oder an Herrn Prof. Dr. Max v. Seydel, München, Leopoldfrafse 37 
eingefandt werden. 

Die Beantwortung der an die Herausgeber gerichteten Zu- 
fchriften wird mit thunlicher Befchleunigung erfolgen. 

Im Intereffe der von der Redaktion zu treffenden Dispo- 
fitionen erfuchen wir, gröfsere Beiträge wenn möglich einige Zeit 
vor der Einfendung anmelden zu wollen. 


MÜNCHEN, Februar 1895. 


Die Verlagshandlung von G. Hirth 
in München & Leipzig. 


Die Enbarkbeftenerung in Deutſchland. 


Von 
Franz Graf, k. Oberzollinfpeftor in Pafjan. 
Fortlegung.) 


6. a) Berhältmib der Inlandaltener zum Eingangszofl. 
b) Ausinhroergütungen. 


Zu a) Referent: Dr. Difrene, Nohtabadhändler in Mannheim. 
Korreferent: Schomer, Geheimer Oberfinauzrath in Berlin. 


Zu b) ar Schomer ſſiehe vorſtehend), Scherer, Finanzrath in 
Karlsruhe, Diffené ſſiehe vorſtehend), Schöpplenberg, Tabackfabrikant 
in Berlin. 


Zu vergleichen die Druckſachen Nr. 82, 85, 89, 95 im V. Band der 
Weiteren) Anlagen zum Berichte der Taback Enquete-Kommiſſion und die Proto— 
tolle der XL. und XLI. Sitzung vom 13. und 14. Dezember 1878 eben— 
dajelbit. 

a) Die Frage der Negelung des Verbältniffes zwischen der Steuer auf 
inländijchen und dem Eingangszoll auf ausländischen Rohtaback erwies ſich 
hier, wie noch jedesmal, wo fie zur Berathung gelangte, als äußerſt jchwierig. 

Alljeitig war man zwar darüber einig, daß an eime gänzliche Bejeitigung 
des bisher zugeitandenen Zollichuges auf feinen Fall gedacht werden fünne, 
dar vielmehr die bisherige Konkurrenz zwiichen in» und ausländiichem Tabad 
unverändert jolle weiterbeitehen, allein über das Maß des bienach zu ge 
währenden Zolljcyuges gingen die Meinungen weit auseinander und lichen ſich 
msbejondere zwei durchaus verjchiedene Anichauungen erfennen. 

Die Einen nahmen an, das Verhältniß des Werthes des veriteuerten 
inländischen Tabads zum Werthe des verzollten ausländiichen Tabads müſſe 
das gleiche bleiben, wenn die bisherige Konkurrenz aufrecht erhalten bleiben jolle. 

Die Anderen machten geltend, die bisherige Nonfurrenz bleibe ſchon dann 
gewahrt, wenn zwiichen der Belajtung des ausländijchen und jener des in- 
ländiichen Tabads die gleiche arithmetiiche Differenz fortbeitehe, wie bisher. 

Zur Begründung der erjteren Anjchauung wurde hervorgehoben, daß 
im Falle einer Höheren Steuerbelaitung der inländische Tabad gegenüber dem 
ausländischen nur dann nicht unglnjtiger geitellt jein werde, wenn die gegen: 
wärtigen Preis- und Werthsverhältniſſe der mit einander fonfurrirenden Tabad: 
jorten feine Veränderung oder Verschiebung erlitten. Iſt z. B. ein ausländijcher 
Tabad gegenwärtig nur jechzehn Prozent theurer, als der mit ihm fonfurrirende 
inländiiche, jo müßte er, um in gleichem, nicht höherem Maße konfurrenzfähig 
zu bleiben, auch bei höherer Stenerlaft wieder um jechzehn Prozent theurer 
Val. „Annalen“ 1894, 5.1 ff. 

Annalen det Teutiden Reichs. 1895. 12 
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jein; umgefehrt müßte ein inländiicher Tabad, der um ſechzehn Prozent theurer 
iit, als der konkurrirende ausländiiche, bei höherer Belajtung ebenfalls wieder 
um jechzehn Brozent teurer jeun. 

Es wird hiebei von den Gedanfen ausgegangen, daß das gegenwärtige 
Preisverhältniß zweier fonfurrirender Tabadjorten (d. h. einer ausländischen 
zuzüglich 1 12 ME. Zoll und einer inländijchen), weil dem wirklichen Werthe der 
Sorten entjprechend, al3 pojitiver Ausdrud des bejtehenden Werthverhältnifjes 
zu betrachten it. Wird nun dieß Verhältnig durch eine beide Tabade treffende 
gleiche Belajtung verändert, jo verjchiebt jich die Sache zu Guniten des theuereren 
Tabacds, weil diefer, obwohl um z. B. 16°,, werthvoller, als der andere, 
nicht mehr um den gleichen, jondern um einen geringen Brozentjag, 3. B. nur 
mebr um 7°), theurer und daher gegenüber dem anderen wejentlich konkurrenz— 
fähiger geworden iſt. Umgefehrt tritt eine Verſchiebung zu Ungunſten Des 
billigeren Tabads ein, weil diejer, obwohl um 3. B. —* weniger werth, als 
der andere, in Folge der Belaſtung nicht mehr um 10%,, ſondern um Weniger 
billiger iſt, als der bejfere. 

Beiſpiel: Ordinärer Kentucky koſtet 30 ME, biezu 12 ME. Zoll, folgt 
42 Mt. als gegemmwärtiger Stand. Mit ihm fonfurrivt Pfälzer Schneidgut 
zu 36 ME.; der Stentucy iſt alſo augenblilih um ungefähr 16°/, tbeurer, 
als Pfälzer Schneidgut. Würde auf beide Tabade der gleiche Zoll von 
50 ME. per Gentner gelegt, jo wird der Ktentudy 42450 = 92, und das 
Brälzer Schneidqut 36 + 50 = 86 ME. foiten, eriterer alfo dann nur mehr um 
ungefähr 7°/, theurer ſein als legteres, obwohl er nur 16°/, werthvoller it. 

Im Vorſtehenden iſt vorausgejegt, daß nicht bloß gleichwerthige und gleich: 
preijige Tabade (d. h. ausländische, welche zuzüglich 12 Mk. Zoll jo viel fojten, 
wie die betreffenden inländiſchen) in Konkurrenz treten, jondern auch verichieden- 
wertbige, jedoch verichiedenwerthige innerhalb jolcher Grenzen, da es ſich ver⸗ 
lohnt, zu erwägen, ob es ungeachtet der beſtehenden Preisdifferenz für den 
Fabrikanten vortheilhafter iſt, anſtatt der billigeren Sorte die theuere beſſere, 
oder umgekehrt, zu verwenden. Solche Konkurrenzen verſchiedenpreiſiger Sorten, 
wo die Abwägung des Werthes für die Wahl entſcheidend iſt, ſind aber keines— 
wegs ſelten, ſondern bilden die Regel. Auch beim Ankauf der dachreifen Tabacke 
beim Produzenten iſt das Gleiche der Fall, da auch hier der Käufer unter 
verſchiedenpreiſigen Tabacken den werthvolleren und daher paſſenderen aus: 
wählt, und benjo fonfurriren beim Engrosverfauf von Eigarren, die im Yaden 
zu gleichen Detailpreiien verkauft werden, verichiedenpreifige Sorten miteinander, 
indem 3. B. 2 Pfennig-Cigarren zum BP von 14—16 Mf., 3 Piennig- 
Eigarren zum Tolchen von 20-25 Mk., 4 Pfennig Eigarren zu 30-32 Mt. 
und 5 Prennig-Eigarren zu 3440 Mf. per Tauiend verfauft werden. Der 
Detailbändler wählt bienach bei einer 5 Pfennig-Cigarre zwiichen 34 und 4O Mk. 
per Tauſend und zwar banptjächlich mit Rückſicht auf die mindere oder befiere 
Qualität der verwendeten Nobtabade, d. h. er wählt jene Sorte, die in An: 
betracht des anzulegenden Kaufpreiſes die wertbvollere, alſo verhältnißmäßig 
die billigere it. 

Damit nun im Falle höherer Steuerbelaitung das gegenwärtige Werth: 
verhältniß auch bei höheren Breiten genan das gleiche bleibt, müßte jich der 
künftige Preis des verzollten ausländischen zum künftigen Preis des veriteuerten 
inländischen Tabacks verhalten wie der gegenwärtige Preis des mit 12 Mit. 
verzollten ausländiichen, zum gegemvärtigen Preis des veritenerten inländijchen 
Tabacks. Wenn alſo z. B. der gegenwärtige Preis des ausländischen Tabacks 
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30 ME. und der Zoll 12 ME. beträgt, der Preis des inländischen Tabads auf 
36 ME. und Die projeftirte Steuer auf fermentirten inländischen Tabad auf 
50 ME. jich beziffern soll, jo folgt aus der Proportion 

x:86 — 42:36 
x der fünftige Preis des verzollten ausländiichen, 100 Marf und der Zoll 
100 — 42 = 58 Mt. 

Es müßten aber, wm einen nicht bloß Für bejondere Fälle, jondern all- 
gemein ammwendbaren Zoll und Steuerſatz zu finden, die Durchichnittspreiie 
des ausländiichen (+ 12 Mi. Zoll) und des inländischen Rohtabads zu Grunde 
gelegt werden, und es müßten ferner, da der fünftige Zollſchutz nur die Kon— 
kurrenzfähigkeit des inländijchen Tabacks im jeitherigen Maße erhalten ſoll, die 
ganz theuern ausländiichen Sorten, mit welchen der inländische Tabad niemals 
fonfurrirt, außer Betracht bleiben, und wären nur jene zu berüdjichtigen, mit 
denen eime Konkurrenz des inländiichen Tabads jtattfindet. 

Der Durchſchnittspreis der legteren wird in Druckſache Nr. 82 einjchließlich 
Zoll auf 51 Mt. 80 Big. (39,80 + 12) berechnet. Der Durchſchnittspreis 
des jermentirten mländiichen Tabads beträgt nach Drudiache Nr. 48: 37 Mi. 

Hieraus folgt bei einem Zolljag von 70 ME. auf ausländiichen Taback 
39,50 + 70: x = 51,80: 37, woraus x = 78 und die Steuer auf fermentirten 
inländischen Tabad = 78 — 37 = 41 Me. 

Bei 7O ME. Eingangszoll — ſich alſo 41 Mi. Inlandsſteuer, ebenſo 
bei 60 ME. Eingangszoll 34 ME, und bei 50 Mk. Eingangszoll 27 Mk. In: 
landsſteuer auf fermentirten Tabad. 

Die Ermittlung des Durchſchnittspreiſes jener ausländiſchen Sorten, mit 
denen der inländiſche Taback konkurrirt, iſt nun allerdings ſehr ſchwierig und 
würde eine genaue Feſtſtellung nur mittels umfangreicher Erhebungen bei 
Fabrikanten, welche in- und ausländiſche Tabacke in bedeutendem Maße ver— 
arbeiten, erfolgen können. Allein der berechnete Durchſchnittspreis von 51,80 ME., 
welcher als Durchjchnittsdirferenz der fonfurrirenden me und ausländischen 
Sorten ungefähr 15 Mt. (51,50—37) ergibt, dürfte nicht zu hoch jein, da 
häufig noch weit größere Breisdifferenzen fonfurrivender oder gegen einander 
in Betracht fommender aus: und inländiicher Sorten vorliegen (3. B. Savas 
zu 70 ME. bezüglich ihres Gehalts au Umblatt gegen Pfälzer Umblatt zu 
IS ME. oder feine Kentuckys gegen Pfälzer Eimjpinngut). Auch muß hervor: 
gchoben werden, dab die auf diefem Wege berechneten Zoll- und Steuerläße 
mit dem im Februar (1878) von der bayerischen und badischen Regierung be: 
jürworteten Verhältniß von 42 Mk. Zoll auf ausländischen zu 18 ME. Steuer 
auf unfermentirten oder 22, Mf. auf fermentirten mländischen Tabad wohl 
übereinjtimmen, 

Ta die Flächenſteuer wegfallen joll, kann der Zoll auf ausländischen 
Tabad um etwa 3 ME. gemindert werden. Der Wegfall der Flächenſteuer it 
zugleich eine Keime Entſchädigung für die wejentlich vermehrten Stontrollen, 
denen der Bflanzer bei höherer Beiteuerung ſich zu unterwerfen hat. Tat 
demnach die Flächenfteuer bei Feſtſtellung des Verhältuiſſes zwischen Zoll und 
Steuer nicht m Anrechnung gebracht werden darf, ericheint mur billig. 

Wird Zoll und Steuer nach Vorſtehendem requlirt, ſo werden allerdings 
die ordinären billigen ausländiichen Tabacke (die jest zuzüglich 12 Mtk. Zoll 
billiger als die mit ihnen in Betracht fonımenden imländiichen oder im Prerie 
gleich ſind ſchwerer als bis jegt belaſtet. Allein gerade dieſe geringwertbigen 
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überjeeijchen Tabade jind bisher in jolchen Mengen eingeführt worden, dab 
3. B. in der Rheinpfalz der Bau geringer jogenannter Schwerguttabade in den 
legten Jahren, weil gegenüber der ausländiichen Konkurrenz nicht mehr lohnend, 
jehr zurüdging, ſo daß ein wirfjamer Schußzoll hier nur zu begrüßen it. 
Die ausländischen Stengel, welche als Spezialität für die Fabrikation Ver— 
wendung zu Mijchungen) zu betrachten find, wären indeſſen auszunchmen. 


Es werden hienach behufs Aufrechterhaltung der bisherigen Konkurrenz: 
rähigfeit des inländiichen Tabads und Weitergewährung des Zollſchutzes in 
der bisherigen Höhe folgende Sätze vorgejchlagen: 


bei 2 Mt. Zoll — auslän diſchen = ME. Steuer auf fermentirten inländifchen Tabad 


" ” * " ” " ” "“ " 


n 50 " ” " " 30 " " " " 


"” 


Zur Begründung der zweiten von Vorjtehendem abweichenden Ans 
ihauung (j. oben) wurde zumächit verneint, daß es zur Aufrechthaltung der 
bisherigen —— nothwendig ſei, die Preife der konkurrirenden Tabade 
im gleichen Verhältniſſe zu ändern. Die einfache Anführung von Bei- 
pielen, wie jich unter dieſer Vorausjegung die Konkurrenz gejtalten müſſe, 
genüge nicht, es müſſe vielmehr zugleich angeführt werden fünnen, daß in Wirf- 
lichkeit Dieje Folgen eingetreten jeien. Die ganze Deduftion beruhe anjcheinend 
auf einer Abjtraftion von einem einzelnen völlig verjchiedenen Falle. Die auf: 
geitellte Theorie werde für jene Fälle richtig jein, im welchen der Werth der 
Waare durch eine einzige Eigenjchaft bejtimmt werde, wie z. B. beim Zpiritus 
durch den Alkoholgehalt; denn, wenn Spiritus zu 50 Prozent die Hälfte des 
Preiſes von Alkohol werth jei, jo müſſe bei eintretender Preisänderung noth— 
wendig der Preis eines Hektoliters Alkohol um das Doppelte ſteigen, wie die 
Preisſteigerung eines Hektoliters Spiritus zu 50 Prozent, wenn eine Kon— 
kurrenz möglich bleiben ſolle. Ganz verſchieden hievon aber ſei die Konkurrenz 
zwiſchen zwei verſchieden geeigenſchafteten Waaren. Man könne cin Reitpferd 
zu 2000 ME. zwei Kutſchpferden zu 1500 Mk. vorziehen, werde aber kaum 
die gleiche Wahl treffen, wenn das Neitpferd 6000 ME. umd die Kutſchpferde 
4500 Me. often, da man im erſten Falle nur 500, im zweiten aber 1500 Mit. 
für den Vorzug der gewählten Waare ausgeben müſſe, und mir dann behauptet 
werden fünne, daß Ddiejer Umstand feine verjchiedene Wirkung auf die Ent: 
chließung des Käufers ausüben werde, wenn inzwijchen der Geldwerth oder 
die Kaufkraft Des Geldes jich um ein Drittel verringert haben, d. h. 1500 ME. 
nur mehr jo viel wertb find, als im erjten Falle 500 Me. Wenn lepteres 
nicht zutrifft, jo werde der Käufer fich einfach fragen, ob er jeine Liebhaberei 
für Neitpferde auch mit mehr als 500 ME. bezahlen wolle und die Wagen: 
pferde wählen, wenn das Neitpferd um mehr als 500 ME. theuver ja. Ebenjo 
liege die Sache beim Tabad, da guter amerifanischer Taback und Prälzer 
zwei ſehr verichiedene Dinge jeten; es fünne jein, daß man 3. B. Kentucky 
zu 60 ME. dem Pfälzer zu 20 Mk. vorziehe und aljo 20 ME. mehr aus— 
gebe, um jich den Genuß von Kentucky zu verschaffen, daraus folge aber 
Jicher nicht, daß man auch Lieber 600 ME. für den Kentucky gebe als 
400 ME. für den Pfälzer. Die Frage werde dann von Neuem jein, ob 
der Kentucky denn auch 200 Me. mehr werth ſei, als der Pfälzer und ein 
kaufmänniſches Gewiſſen werde ſich nicht dabei beruhigen, da man ja ſchon 
einmal bei zehnfach geringeren Preiſen eine Differenz von 20 ME. zuge- 
tanden babe Nur wenn die Differenz der PBreije die gleiche jei, Sten- 
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tndy alſo 420 Mi. und Pfälzer 400 Mtk. koſte, brauche der Käufer nicht 
weiter zu erwägen, da er dieje Differenz ſchon einmal zu Gunſten des Kentucky 
bewilligt habe. ') 

Richtig jei, daß jede Differenz im Preije fonfurrivender Waaren erheblichen 
Einfluß auf den Abſatz ausübe; es jet aber dabei für die Konkurrenz ganz 
gleih, ob die Differenz oder Verthenerung durch Dandelsfonjunfturen vder 
durch differentielle Stenerbehandlung entitanden ſei. Betrachte man fich doch 
praktisch jolche Preisdifferenzen, wie fie durch obige Anträge mit Nothiwendigfeit 
entftchen müßten: fie haben in Wirklichkeit ſchon die größten Verſchiebungen 
der Konkurrenz bewirkt, während dies nach der Abficht der Antragiteller gerade 
torgfältig vermieden werden, d. h. Die Konkurrenz die gleiche bleiben ſoll. Die 
beantragten — zwiſchen Zoll und Steuer betragen 20 bis 25 Mk. für 
den Zentner. Nach den Bremer Einfuhrliiten babe jich der durchjchnittliche 
Preis des eingeführten Tabads in den Jahren 1861 bis 1867 um geringere 
eträge geändert, gleichwohl habe dieſe geringfügige Anderung eine ungeheuere 
Bermehrung der Produftion und damit eine ſehr erhebliche Verſchiebung der 
Konkurrenz hervorgerufen ?), wie folgende Zuſammenſtellung ergebe: 


Turchichnittl. Preis der 


Bremer Einfuhr für den Inlandiſche Produktion 


Fentiter. Zentner. 
1861 . . 2.2.0. 63,58 354,335 
1862 . . . 2... 76,52 435,193 
1868... ... 81,83 682,051 
1864 . . .» : .. 7294 676,140 
1869...» . .. 69,10 767,149 
1866 . . . 2... 63,86 563,418 
10 2.206: 3625 539,946 


Daber müſſe bei Erweiterung des jett beitehenden Zollſchutzes eine große 
Verſchiebung der Konkurrenz zu Gunſten des inländiichen Tabackbaues em: 
treten, gegen Die auch eine Flächenfontingentirung wichts nütze, da durch Ber 
wendung von Dünger der Ertrag ein und derjelben fläche erbeblich geiteigert 
werden könne. 

Auch müſſe die Zuverläſſigkeit der aufgeſtellten Durchſchnittsberechnung der 
Breiie des mit dem inländiſchen Taback konkurrirenden ausländischen bezweifelt 
werden, da hierin ach Drucjache Nr. 82) viele hochwertbige, mit dem in— 
ländiichen Tabad niemals fonfurrivende Tabade inbegriffen jeien. Könnte von 
Fachkundigen eine Ausſcheidung vorgenommen werden, ſo würde ſich der Durch— 
ſchnittspreis von 51 Mk. 80 Pfennig ganz erheblich vermindern, wie ja auch 
nah Druckſache Nr. 47 im Jahre 1877 unter den eingeführten ausländiſchen 
Tabaden 4830246 Zentner nur einen Durchichnittsiverth von je 30 Me. 70 Pia. 
hatten. Wenn dieje Sorten als zunächit fonfurrirende angenommen würden, 
'o stelle ich der Werth dieſer ausländischen Tabacke zuzüglich 12 ME. Zoll 
auf nur 42 Mi. 70 Big. 

Dit Rückſicht auf dieſe Zweifel an der Nichtigkeit der oben aufgejtellten 
Berechnungen konnte jich die Kommiſſion nicht entſchließen, Die oben empfohlenen 


DT. b. doch, dad der Käufer dann ſicher nach Kentudn greifen wird, während er 
trüher bei 60 und 40 ME. aeichwanft bat. (Herade dies aber ergibt die verntinderte Non: 
turrensfäbigteit des inländiichen Iabads. Arm. des Verf. 

Tiefe Nenderung allein bat dieie Folgen wobl kaum bewirkt, ſondern wahricheinkic 
ı a“ andere Urfachen. Berge Sp iprechen die angeführten Zablen ohnehin nicht ganz zweifellos 
m Zinne der Teduftion. Verf. 
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Prinzipien zu adoptiren, zog es vielmehr vor, durch Abſtimmung über Die 
einzelnen vorgejchlagenen Zoll: und Steuerſätze den zu gewährenden Zollſchutz 
feftzuitellen. Es wurde mit der Abſtimmung über die böchite in Frage ſteheude 
Differenz begonnen und ſueceſſive zur Abſtimmung über fleinere Differenzen 
fortgejchritten, wobei Jich eine Differenz für folgende Steuerjäge pro Bentier 
fermentirten inländischen Taback ergab: 

Bei einem Zollſaß von 50 ME. pro —— ausländiſchen Taback 33 ME. 


F u : 60 F u 40 

“ t⸗ " ” 70 ” ” [2 " " 50 
Es handelte ſich nun darum, die Eingangszollſätze für Tabackfabrikate 
feſtzuſtellen. Von ſachverſtändiger Seite wurde als zutreffend bezeichnet, daß 


zehn Pfund Rohtaback zur Herſtellung von ſieben Pfund Cigarren erforderlich 
ſind, ohne daß die Abfälle einen erheblichen für die Steuerberechnung relevanten 
Werth baben, ferner dar aus zehn Pfund Nobtabad durchichnittlich acht rund 
andere Tabaffabrifate bergeitellt werden. ‘Ferner wurde angenommen, dab Die 
Babeifanten ihr Rohmaterial und die bergeitellten Fabrikate durchichnittlich ein 
Jahr auf Yager haben. 

Als Aufgabe wurde betrachtet, für den Zentner Tabadfabrifate einen Zoll: 
jap zu finden, der den bisherigen Zollichug den Fabrifanten auch künftig gewährt. 

Nach obigem Rendement muß der Zoll für 7 Pfund Gigarren dem Zoll 
für 10 Pfund NRobtabad und der Zoll für 3 Pfund anderer Fabrikate jenem 
tür 10 Pfund Nohtabad gleich Fommen, weshalb die Rohtabadzolliäge zunächit 
mit bezw. % zu multipliziven find: diefem Berrage find zur Berüchichtigung 
der einjährigen Lagerung 6°%/, zuzufügen umd ſchließlich iſt den ſo gewonnenen 
Sätzen eine dem jetzigen Zollſchutze entſprechende Summe zuzuſchlagen und Ab— 
rundung der Schlußbeträge vorzunehmen. 

Die jetzigen Zollſätze ſind pro Zentner Rohtaback 12 Mk., Cigarren 60 Mk., 
andere Fabrikate 33 ME. 

Nach Obigem trägt ein Zentner Fabrikate, welche im Zollgebiet aus aus— 
ländiſchem Rohmaterial an * an Zoll 


a) an Cigarren 2 x 12 Mt. x 1,06 = 18,17 Mt. 

b) andere Fabrifate „x 12 Dir. x 1,06 = 15,90 Mt. 

Verglichen mit den Emgangszolliägen für Cigarren (60 ME.) und für 
andere Fabrifate (33 Mi.) ergibt jich hieraus em Zollichug für Gigarren von 
41,33 ME. und für Tabadfabrifate von 17,10 Me. bei jedem Zentner. 

Dienach berechnen ſich die Zollſätze wie folgt: 

Cigarren und Cigaretten: 

Kobtabadzolliag: Zoll und 6 Prozent: Zollihug: Zumme: Abgerundeter Vorſchlag 


50 Mt. 75,71 ME. 41,85 Mt. 117,54 DE 120 Mt. 
60, 30,85, 41,83 „ 132,68 _” 135 „ 
70, 106.— „ 41,83 „14738 5 150 „ 
Andere ITabadrabrifate: 

50 ME 66,25 Mt. 17,10 Mt. 83,35 Mt. „Mt. 
60, 79,50 17,10 Hl, 100, 
70, 92,75 17,10 109,85 „ 115 „ 


Dem Zolliag für Nobtabad würden auh Tabadjaucen zu unterjtellen 
ſein, da lestere lediglich ein Theil Des Mobtabads ſind, erit nach ihrer Ber: 
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wendung bei der Kautſchukfabrikation in den Verbrauch übergehen und nach 
ſachverſtãndigem Urtheil eines beſonderen Zollſchutzes nicht bedürfen. 

Die Einführung einer differentiellen Behandlung der aus den deutſchen 
Zohlausſchlüſſen ſtammenden Fabrikate gegenüber den anderweit impor— 
tirten Fabrikaten wurde zwar im Erwägung gezogen, konnte aber nicht 
empfohlen werden und zwar wegen der Schwierigkeit des Nachweiſes der Ab— 
ſtammung der ‚gabrifate aus den Zollausjchlüffen und aus jonitigen prinziptellen 
Rückſichten. 

b) Für die Vergütung der Abgaben bei Verſendung ins Ausland wurde 
(Druckſache Nr. 95) der Grundſatz an die Spitze geitellt, es jer zweckmäßig, 
bei der Ausfuhr von Gegemitänden, die im Inlande einer Steuer unterlegen 
haben, die legtere voll zu eritatten, und nur dann hievon abzmveichen, wenn 
die Gefahr beitehe, in Wirklichkeit mehr zu gewähren, als im Inlande an Steuer 
bezahlt wurde. Ausfuhrprämien dürfen nicht gewährt werden, einmal, weil 
dieß eine finanzielle Schädigung aller Steuerpflichtigen zu Gunsten Eingelner 
bedeuten würde, bauptjächlich aber damit die Industrie nicht durch ungeſunde 
und fünitliche Erweiterung verwöhnt und verdorben werde. 

In dem früher dem Neichstag vorgelegten Geſetzentwurf wurde — lber- 
einſtimmend mit Dielen Erwägungen — als Vergütungsſatz für unfermentirten 
Rohtaback 21,60 ME. vorgeichlagen, d. h. 90 Prozent des für unfermentirten 
Rohtaback vorgeichlagenen Steneriabes von 24 Mf. Die Differenz iſt begründet 
durch den Einfluß der Luftfeuchtigkeit, und bat auch die Kommiſſion das Ver— 
hältniß von 90%, als zutreffend erachtet. 

Für fermentirten Tabad war damals das Verhältuiß von 108°, um: 
jermentirten Nobtabads angenommen, was nicht genau dem angenommenen 
‚sermentationsverlufte von 20 auf 100 entipricht. Man erklärte die Damit, 
daß der Fermentationsverlnſt Fich je nach Jahrgang, Dertlichfeit, Pflanzen: 
behandlung oft erheblich, bisweilen um die Hälfte niedriger jtelle, weshalb mur 
em Berluft von 12 auf 100 angenommen ſei. Nach dem Urtheile Sad): 
verjtändiger tt indeflen der Sag von 108”;, doch etwas zu niedrig und dürfte 
ein Jolcher von 110°, bejjer entiprechen. 

Der im früheren Geſetzentwurf angenommene Bergütungsiag von 1199, 
für entrippte Blätter, welcher auf der Erwägung berubte, dab bei Entrippung 
der Blätter 6°, Abgang entjtchen und ci ‚ermentationsverluit von 14°/, 
anzunehmen je, wird von Sachverjtändigen als viel zu niedrig bezeichnet. In 
der Ihat haben verjchiedene Bezirkskommiſſionen die Ergebnifte beim Entrippen 
von 100 Pfund dachreifen Tabads wie folgt angegeben: 


Stengel entrippter Tabad Zuſammen. 
Schwedt a.C. . ...225 Pfund 52,5 Pfund 75 Pfund 
Berlin . erg 16. 50 a 66,6 
Yudmigsbaten . . . 25-30 & 45-50 5 75 
Lahr... 28 J 50 J 78 
Mannhem . 2» 2 23.05 „ 52.15 „ 75,2 
Straßburg - 2 22 26 a 51 A 7 


Hienach wird zutreffen, dan 100 Pfund dachreifer Taback durchichnittlich 
75 Bund entrippten Tabad und Stengel ergeben, jo dab von 100 Pfund ent 
ripptem Tabad 133'/,°), des Sabes für 100 Pfund dachreiien Tabacks ver- 
güttet werden müſſen. Einige haben jogar eine Vergütung bis 143°/, befür- 
wortet, es dürften aber 130”/, (itatt der früheren 119) völlig genügen, um 
das Intereife der Exporteure zu wahren, ohne die Stenerintereiten zu ſchädigen. 
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Die jo gewonnenen Verhältnißzahlen beziehen jich auf dachreifen, un— 
fermentirten Tabad. Sollen fie das Verhältnig zu fermentirtem Tabad aus- 
drüden, jo jind fie mit */, zu multipliziren. 

Hinfichtlich der Vergütungsſätze für Fabrikate wurden jowohl für inländ— 
ischen fermentirten als für ausländischen Nobtabad die gleichen Rendements— 
verhältniſſe angemeſſen erachtet; von den im früheren Entwurf angenommenen 
Sägen für Fabrikate aus ausländiichem Nohtabad erjcheinen nach ſachverſtändigem 
Urtheil jene mit 70°, für Schmupf: und Kautaback völlig genügend, für Nauch- 
tabad dagegen wird eine Erhöhung von 90°, auf 95°/, und für Eigarren eine 
jolche von 107'/, auf 110°/, erforderlich erachtet und zwar in Berücdjichtiqung 
des Umſtandes, daß die bei der Fabrikation entitehenden Abfälle zwar nicht 
völlig werthlos und noch weiter verwendungsfähig, aber immerhin im Ver— 
hältniß zu den Hauptfabrifaten jo geringwerthig ſind, daß es den Fabrikanten 
nicht möglich it, auf dieje Abfälle noch einen wejentlichen Theil der auf dem 
Geſammtrohmaterial ruhenden Steuerlaft zu übertragen. — Hienach ergeben 
jich folgende Rückvergütungsſätze: 





Vorſchlag 
des Geſehentwurfs 
vom 
Februar 1878 





ſGrundlage 
des 


1 


jetzigen Vorſchlags 


Daraus berechnete] Abgerundeter 
Rückvergütungs— 
ſäte beim Zoll 
bezw. Steuerſatze 


von 


Vorichlaa 


beim Zolle bezw. 


Steuerſatze 
von 


50.460.470 .M| 50 160. TO Me 


33 „ 


#0, 


50 
2 


für den Zentner 


33.40, 


30 
1 


für den Zentner 





Mi N 
I. Robtabad unfer— | 
mentirt 22... 90° des Satzes für | 90% des Satzes für 
unferment. Tabad | unfermentirt. oder 
72” ades Satzes für | 
fermentirt. Sabad [123,76 288 | 36: | 24 : 29 | 36 
Rohtabak fermentirt | 108°» desnleichen | 110° oder 88" | | 
desgleichen 29,04, 35,2. 44 293135 | 44 
Robtabad, entrippte | . 
Blätter... ... 119°’ desgleichen | 130° oder 104°/n | 
Desgleichen 34,32, 41,6 | 52 34 42 52 
II. Fabrikate aus 
ausländ. Wlättern: ' 
a) für Schnupf- und | 
Nautabad . . .. 70°/o 70°%;% 35 42,4 — — 
b) für Rauchtaback 90° 95" 0 475/57 1'665] — — 
) file Cigarren . 107 "/ 110° 55 66 77 _ — 
III. Fabrikate aus 
inländ. Blättern: 
a) für Schnupf: und 
Rautabad . . . . To” o 231: 28 35 23 28 35 
b) für Rauchtabad 95" /o 31,35: 38 47,51 31: 38 | 47,5 
e) für Gigarren . — 110°/n 36,3:4 55 36 44 55 


Für Grumpen, die nach dem Februar-Geſetz-Entwurf von der Rüdvergütung 
ausgeſchloſſen jein jollten, würde diejelbe zu gewähren jein, da in Wirflichfert 
Sand- 


ein erheblicher Export jtattfindet, der ſonſt unmöglich gemacht würde. 


grumpen werden daher wie andere Nobtabade zu behandeln fern. 


J. Graf: Tie Iabadbeiteuerung in Deutſchland. 177 


T. Mebernangsbeftimmunuen. (Hadhlteuer.) 


Neferent: Felſer, f. bayer. Oberrechnungsrath. 
Korreferenten: Nebelthau, Bicepräfident der Bremer Handelsfammer, 
Schöpplenberg, Tabadfabrifant in Berlin, Dr. Diffene, Rohtaback 
händler in Mannheim. 

Das neue Projekt einer Tabaditeuer mit höheren Zoll: und Steuerjäßen 
führte natürlich auch zur Frage, wie die Uebergangsbeitimmungen zu regeln 
jeien und ob eine Nachiteuer zu erheben jei. ‚Kür die Erhebung einer jolchen 
wurden folgende Gründe geltend gemacht: 

1. Die neue Steuer joll den Verbrauch des Tabads derart treffen, 
daß Jeder, der nach Einführung des Geſetzes Tabad verbraucht, die Steuer 
zu zahlen hat. Es müfjen alio alle beim Infrafttreten des Gelege im Neiche 
vorhandenen, noch nicht verbrauchten Tabade und Tabadtabrifate, die bei der 
Ernte oder bei der Einfuhr von der gejeglichen Abgabe nicht mehr getroffen 
werden fünnen, auf andere Weiſe belajtet werden. Die Gerechtigkeit erfordert 
eine gleiche Behandlung Aller und gejtattet nicht, daß dem zufällig beim Ein- 
tritt der Wirkſamkeit des Gejeges im Beſitz von Vorräthen befindlichen Stone 
jumenten, Fabrikanten oder Händler die abgabenfreie Benuyung zugeltanden 
werde, alle Adern aber die Steuer zahlen müſſen. Entgegengeiegten Falls 
würde für die Bemittelten, die Jich vorher noch recht viele Vorräthe anichaffen 
fünnen, geradezu ein Stenerprivilegtum zum Nachtheil des Neichsjücels und 
der anderen Einzelnen geichaffen. Die Nachiteuer ijt daher nothiwendig ; Tie ift 
aber auch rechtlich und politiſch vollfommen zuläſſig; denn fie ſoll nicht einem 
erit für die Zukunft beichloifenen Gejege rückwirkende Kraft geben, jondern den 
nach Eintritt der Wirkſamkeit des Geſetzes jtattfindenden Tabackverbrauch zur 
Steuer beranziehen. Die Negelung und Erhebung der Nachiteuer it freilich 
ſchwierig, allein nicht undurchrührbar. 

2. Tie Reichskaſſe muß vor dem erheblichen Ausfall an Zöllen geichügt 
werden, der entitünde, wenn die vor Eintritt Des Gejehes im Wege der Spefu: 
latıon eingeführten, den normalen Bedarf weit überiteigenden ausländiichen 
Tabackvorräthe nicht nachträglich zur höheren Abgabe herangezogen würden. 
Schon 1873 und 1878 ind anläßlich der dortmals ſchwebenden Steuerprojefte 
überaus große Mengen ausländischen Robtabads eingeführt worden, um vie 
noch zum niedrigeren SZollia in den Verfehr dringen zu können. 

3. Die umbemittelten Eleinen Händler und Fabrikanten würden, da ſie nicht 
mie die fapitalfräitigen größeren auf eine Reihe von Jahren ich mıt Vorrätben 
vericehen fünnen, bet Unterbleiben einer Nachiteuer gegenüber Legteren in ihrer 
Eriitenz bedroht. 

4. Der inländische Tabadbau würde leiden, wenn bei Unterbleiben der 
Nachiteuer der Markt mit ausländiichem Tabad überfüllt und dadurch dem 
mländiichen Produkt des nächiten Erntejahres die Konkurrenz erheblich er: 
ſchwert würde. 

Gegen die Einführung einer Nachjteuer wurde geltend gemacht: 

1. Die großen Schwierigkeiten und Koſten der technischen Durchrührung 
in Anbetracht der weiten Verzweigung des deutichen QTabadgewerbes. 

2. Wurde betont, dab, falls die Nachitener nicht in vollem Umfang durch— 
geführt werden fünne, die reellen, ihre Vorräthe anmeldenden Kabrifanten und 
Händler gegenüber jenen, die die unterliegen, Schwer geichädigt würden. 


J 
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3. Ber Wegfall einer Nachſteuer läßt ſich der Konſum in Folge der be— 
ſtehenden Konkurrenz allmählig zu höheren Preiſen überleiten; eutgegengeſetzten 
Falls tritt plötzliche Abnahme deſſelben ein, und hiemtt eine vollſtändige und 
verhängnißvolle Stockung im Tabackgewerbe, wovon auch der inländiſche Tabad- 
bau ungüuſtig berührt würde, da die Kabrifanten und Händler, weil im Be 
ſitze bochverftenerter, nicht abteßbarer Vorräthe, am Einkauf der neuen Ernte 
Jich nicht betheiligen könnten. 

4. Bezweifelt wurde, ob die Maßregel ſich überbaupt rechtfertigen laſſe, 
da ſie eine Art Vergewaltigung inſoferne im ſich ſchließe, als der Betroffene für 
jeine Borrätbe in ‚Folge der Nachiteuer weit höhere Preiſe ordern müſſe, als 
er beim Ankauf derielben beablichtigt babe und wirklich zu erzielen hoffen könne. 

5. Die Mehreinfubr an Nobtabad 1873 und 1878 ſei nicht jo beträchtlich 
geweſen, wie oben (Ziffer 2) angegeben. Ueberhaupt fünnten größere Fabri— 
fanten micht, wie behauptet, einen mehrfachen Jahresbedart an Nobtabaf im 
Wege der Zollipefulation auf Yager bringen, weil die nötigen Sorten in 
ſolchen Mengen am Markte nicht vorhanden jeten. Auch die abjchreefenden 
jchlechten Erfahrungen der bisherigen Zollipefulationen, und die z. 3. bejtehende 
Beſorgniß einer Nachveritenerung bielten die Intereffenten ab, derartige Ge 
ſchäfte jeßt in größeren Umfang wieder zu unternehmen. 

b. Auch kleineren ſoliden Fabrikanten wird es angelichts der drohenden 
Nachſteuer nicht ſchwer falten, auf längere Zeit mit Tabackvorräthen Tich zu 
versehen, da die Händler unter ſolchen Verhältniſſen ihnen unſchwer böberen 
Kredit einräumen werden. 

Obwohl Diefen Gegengründen entiprechendes Gewicht zuerfannt wurde, und 
in den Geſetzentwürfen von 1873 und 1578 eine Nachitener nicht vorgejehen 
war, konnte jich die Kommiſſion doch nicht entichließen, von weiterer Berathung 
über die Nachiteuer, wie von einigen Mitgliedern vorgeichlagen, einfach abzu: 
ſtehen. Sie erachtete es vielmehr in Anbetracht der projeftirten wejentlich höheren 
Tarifſätze als ihre Pflicht, über die Grundjäge des beim Eintritt einer Nach: 
jteuer eventuell zu beobachtenden Verfahrens Vorſchläge abzugeben, ohne be: 
jtimmte Anträge über die Maßregel ſelbſt zu stellen. Man bielt die Ausjegung 
der Beſchlußfaſſung insbejondere auch deshalb für zweckmäßig, weil dadurch 
einerjeits die Spekulation genügend verhindert, andererjeits eine vielleicht ganz 
unbegründete Beunruhigung der Betheiligten fernegehalten werde. 

Die Kommiſſion war der Anjchanung, daß eme vollitändige praftiiche 
Durchführung der Nachiteuer zwar ungewöhnlich ſchwierig, aber gleichwohl 
wünſchenswerth ſei, einerſeits im finanziellen Intereſſe, andererjeits behufs mög: 
lichjt gleichheitlicher Behandlung der Betheiligten. Man wollte deßhalb Die 
Nachitener nicht lediglich auf die Nobtabade bejchränfen, jondern auch auf die 
Fabrikate ausdehnen. 

Die Sleichitellung des inländischen Nohtabads mit dem ausländiichen bin- 
jichtlich des Nachiteneriages hätte jich zwar der Eimfachheit halber emproblen, 
würde aber eine Benachtbeitigung des minderwerthigen inländischen Produfts zur 
Folge gehabt haben. Man konnte übrigens um jo cher geſonderte Süße für beide 
Produfte aufitellen, als jich die Tabade auch äußerlich unterſcheiden laſſen. 

Die Sätze mußten nothwendig entiprechend dem. Verhältniſſe der Boll 
und Steuerſätze normirt werden: die Erhebung der vollen Differenz zwiſchen 
den bisherigen und den fünftigen Zoll: und Stenerjägen würde aber denn doch 
das Tabadgeichäft allzu empfindlich treffen, wogegen die Annahme der Hälfte 
der Differenz der Tendenz der Maßregel nicht zuwiderläuft. 
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Hinſichtlich der Fabrifate und Halbfabrikate mußte, um die Erhebung zu 
vereinfachen, Die Reduktion der letzteren auf die aus ihnen zu gewinnenden 
Fabriklatmengen und die Nachverſteuerung derſelben als Fabrikate vorgeſchlagen, 
für die Fabrikate überhaupt aber der Nachſteuerſatz dem für die Rohtabacke 
angenommenen Verhältniſſe angepaßt werden. 

Wenn im Uebrigen die Nachfteuer vollitändig durchgeführt werden Toll, 
io müſſen auch die im Privatbeſitz befindlichen Borräthe zu derjelben heran- 
gezogen werden, da außerdem Unterjchleife in größerem Umfang nicht allein 
von ‚zabrifanten und Händlern, jondern auch von vermöglichen Privatperjonen 
begangen würden, welche jich die günftige Gelegenheit, mit Tabadfabrifaten zu 
den billigeren Zollfägen auf längere Zeit ſich zu verjorgen, ſicher nicht entgehen 
liehen. Die Mindeitmenge der von der Nachiteuer frei zu laſſenden Fabrifate 
durfte aljo nicht zu hoch gegriffen werden. Die Feſtſetzung auf 20 bezw. 10 Pfund 
netto eines und deſſelben Inhabers erichten noch zu weitgehend, weshalb man 
ch ſchließlich dahin einigte, alle Tabadvorräthe bis zu 5 Pfund netto herab 
der Nachſteuer zu unterwerfen. 

Dagegen wurde billigerweije Befreiung von der Nachſteuer für den ‚all 
zugeltanden, dat der Inhaber von Tabaden oder Tabadfabrifaten es vorzöge, 
dietelben innerhalb entjprechender Friſt ins Ausland auszuführen oder in cine 
amtliche Niederlage zu verbringen. Ebenſo wurde es als billig erachtet, für 
die ausgeführten Tabade und Fabrikate eine den bisherigen Zoll und Steuer— 
jügen „augemefjene Nücvergütung zu gewähren. 

Von einigen Kommiſſionsmitgliedern wurde als wünſchenswerth bezeichnet, 
über die Erhebung der Nachſteuer bei ſchwebenden Lieferungsgeſchäften beſondere 
Beſtimmung und zwar insbejondere dahin zu treffen, daß bei bereits vor geieh- 
Iiher Anwendung der Nachjteuer abgejchlofjenen feiten Lieferungsverträgen der 
Raurer der Waare die Nachiteuer zu entrichten habe. Die Mehrheit der om: 
miſion hielt Die indeſſen nicht für geboten, da auf jolche Fälle eben die all- 
gememen Nechtsregeln anzuwenden ſeien, und fein Grund vorliege, die Wirkung 
unvorhergeiehener Ereigniſſe auf geichlofjene Verträge lediglich für dieſen ipeziellen 
Fall bejonders zu regeln, zumal da anzunehmen jei, dab vorfichtige Kaufleute 
berm Abſchluß jolcher Verträge die Möglichkeit einer Nachverjtenerung jehr wohl 
ins Auge fallen werden. 

Reiter wurde die Frage erörtert, ob nicht zur Verhütung von Spefulationg: 
emfuhren aus dem Auslande jchon für eine dem Erlaſſe des Geſetzes unmittel: 
bar vorausgehende BZeitpertode ein Nachjteuerjag im vollen Betrage des künftigen 
Eingangszolls aufzuitellen bezw. beim nächiten Wiederzujammentritt des Reichs— 
gs eme ſolche Gejegesvorlage einzubringen jei; die Schwierigkeiten in der 
raftiichen Durchführung einer jolchen Annotirung oder jofortigen vorläufigen 
Erhebung der Nachſteuer wurden jedoch als zu groß erachtet. Dagegen hielt 
man es tür bejonders wünjchenswerth, die neuen Tarifiäge mit der Bublifation 
des neuen Geſetzes in Kraft treten zu laſſen. 

Da nach der oben erwähnten Anficht eines Iheils der Kommiſſion beim 
Unterbleiben einer Nachiteuer dem inländiſchen Tabad der künftigen Ernte bei 
leberfüllung des Marktes mit ausländischem Taback die Mitbewerbung jehr 
enchmwert, dagegen nach der Anjicht des andern Theils der Kommiſſion beim 
Eintritt der Nachverfteuerung der Tabackbau die Rückwirkung des ſtockenden 
Abſatzes ſchwer empfinden würde, erichien es billig, für dem einen, wie fiir den 
anderen Fall der inländischen Produktion thunlichite Rüdſicht zuzuwenden d. h. 
de Ernte des Jahres 1879 in beiden Fällen nur mit Dreiviertel des Normal: 
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ſteuerſatzes zu belaſten. (Eine Minorität war ſogar dafür, beim Unterbleiben 
einer Nachjteuer den inländischen Tubad für 1879 ganz fteuerfrei zu belaflen.) 

Auch für den Fall der Einführung einer Tabäckfabrikatſteuer war Die 
Erhebung einer Nachiteuer in Betracht zu zichen, und zwar dann nur für Die 
Tabadiabrifate, allein nicht bloß für die bei den Fabrikanten, jondern auch für 
die bei den Händlern und Konſumenten befindlichen Vorräthe (um den Fabri— 
fanten gegenüber dem Detailliften nicht zu bemachtheiligen). Für Private wären, 
um nicht allzu chart vorzugehen, nur etwa Vorräthe von 5 Pfund netto auf- 
wärts als jteuerpflichtig zu erklären. 

Auch wäre zur Erfeichterumg des Abjages der Vorräthe, ſowie zur Ver: 
meiding empfindlicher Bedrückungen nur die Hälfte des Fabrikatſteuerſates als 
Nachſteuer zu erheben. 

Für die Uchergangsperiode wäre umfaſſende Kreditirung der Nachitener 
angezeigt. 

S. Sclubergebuib der Beratungen. 


Bei der Schlußberathung war die Kommiſſion darüber einig, dal der 
Tabadverbrauch in Deutſchland als Gegenstand hoher Beitenerung geeignet jet. 

Was aber die Wahl des Steuerſyſtems betraf, jo batte ein Theil der 
Kommiſſion die Anſchauung, es müſſe enticheidend der Betrag ſein, der durch 
die Tabadbejteuerung gedeckt werden jolle, da für die Erzielung hoher Steuer: 
erträge andere Steuerformen ſich zweckmäßig erwieſen, als für die Erzielung 
mäbiger oder geringer Erträge. 

Der andere Theil der Kommiſſion nahm zwar an, dal die Höhe der Be- 
ſteuerung nur von der Perftungsfäbigfeit des köonſumirenden Publikums, nicht 
aber von der Verjchiedenheit der Steuerform abhänge, gleichwohl hielt man 
mit Nüctjicht auf erjtere Meinung zunächſt eine VBerftändigung darüber wünjchens- 
werth, welche Marimalbelaftung im Bedürfnißfalle dem Tabadverbrauch für 
jest überhaupt auferlegt werden fünne. 

Einſtimmig nahm man an, dab eine Belaftung von 3 Mf. pro Kopf der 
Bevölferung, d. h. eine Steuerſumme von vımd 120 bis 130 Millionen zur 
Zeit nicht zu ertragen jet. 

Dagegen hielten Mehrere eine Belajtung von 2 Mi. 50 Pr. pro Kopf 
(Ertrag von rund 100 Millivnen) für wohl möglich und für eine Belaſtung 
von 2 ME. pro Kopf (Ertrag von 80-85 Müllionen) erklärte ſich eine Majorttät 
von 9 Stimmen 

Es wurde Jodann über die Möglichkeit, bezw. Durchführbarfeit der einzelnen 
Steuerſyſteme abgejtimmt, und bier ergab ſich weder für das Tabackmonopol, 
noch für die Tabackfabrikatſteuer, noch ‚für das Rohtabackmonopol eine Majorität 
in der Konmiſſion. 

Dagegen erklärten ſich ſämmtliche Kommiſſionsmitglieder fiir die Möglich- 
feit der Beiteuerung des Tabads nach dem Gewichte des Nobtabads und zwar 
hielten die Meiften das in der Druckſache Nr. 79 dargelegte Projekt tür 
empfehlenswerth. 

Die Kommiſſion gelangte demnach zu dem Endergebniſſe, auf Grund der 
ſtattgehabten Verhandlungen und Berathungen nur die Rohtaback-Gewichtsſteuer 
nach dem Syſtem der Drudjache Mr. 79 als zweckentſprechend zu befürworten. 

Hiemit ſind die langwierigen Berathungen der Enquete-Kommiſſion in allen 
wejentlichen Runften wiedergegeben. 


Cin-, Durch- und Ausfuhruerbote 
und 


deren rerhtliche Mator. 


Ron 


Dr. Ad. Arndt, Halle a. S. 


Obgleich Muss und Einfuhrverbote überaus häufig erlafien wurden und 
obgleich es jeit Beſtehen des Norddeutichen Bundes faum eine noch jo furze 
Spanne Zeit gegeben bat, in der, wenn auch nicht für alle Grenzen des Reichs— 
gebietes, jo doch für einen einzelnen Theil derielben, ein Ein oder Ausfuhr: 
verbot bejtand, jo scheint deren rechtliche Natur und Zuläſſigkeit doch nicht 
überall klar erfannt und begrijfen zu ſein. Die neuejte Bublifation auf diejem 
Gebiete „das Ausfuhrverbot und die patrielle Suspenjion völferrechtlicher Ber: 
träge” von Prof. Felix Stoerd zu Greifswald, imArchiv für öffentliches Recht, 
Bd. 9 S. 236, bringt zwar des Anregenden und Belchrenden Viel, bietet aber 
gleichwohl, wie mir jcheinen will, gerade in den grundlegenden Rechtsfragen 
erhebliche Angriffspunkte. Man iſt jogar joweit gegangen, die rechtsverbind- 
liche Kraft der, äußerlich betrachtet, vom Kaijer nach Zuſtimmung des Bundes- 
raths, in Wahrheit aber vom Bundesrath erlaſſenen, vom Kaiſer nur publi— 
zirten Nuss und Einfuhrverbote zu bejtreiten. Dies iſt insbejondere von Hänel, 
Organiſatoriſche Entwidelung S. 75 geichehen, ohne daß die Praxis der Gerichts: 
wie Verwaltungsbehörden von dem Widerjpruche der Theorie auch nur Die 
geringste Kenntniß genommen bat oder doch genommen zu haben jcheint, 

Aus- und Einfuhrverbote enthalten Kechtsnormen in eminentejtem Sinne 
dieſes Wortes. Es wird verboten, Pferde, Waffen, Heu und Futterkräuter 
ins Nusland zu führen, Theile von Rebjtöden, Vieh, Fleiſch aus dem Ausland 
in das Infand zu bringen. Darin liegt ein Eingriff in die Willensfreiheit des 
Einzelnen und den freien Verkehr der Gelammtbeit. Darin find daher ohne 
Weiteres Rechtönormen, zwingende Regeln für das Verhalten der Bürger, ge 
geben. Der Staat geht noch weiter, indem er die Nichtbefolgung jolcher Ber: 
bote mit ſehr jchweren Strafen bedroht. 

5 134 des BVereinszollgejeges jagt: 

„Wer es unterninmt, Gegenjtände, deren Eins, Aus: oder Siehe 
verboten it, diefem Verbote zumider ein:, aus: oder durchzuführen, macht 
jich einer Kontrebande jchuldig und hat die Konfisfation der Gegenjtände, 
in Bezug auf welche die Kontrebande verübt worden ift, und injofern 
nicht in bejonderen Gejegen eine höhere Strafe feitgejegt tit, zugleich eme 
Geldbuße verwirkt, welche dem doppelten Werthe jener Gegenitände, und 
wenn jolcher nicht zehn Thaler beträgt, diejer Summe gleichfommen joll. 
Die Strafen jteigern ſich im Rüdjalle (SS 141, 142). Für die Anwend— 

barfeit derjelben jtellt das Geſetz in 8 130 jogar Ban: Borliegen gewiſſer 
Thatbeitände förmliche praesumptiones juris auf. 
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Noch ſtrengere Strafen ſind in veterinärpolizeilichen Geſetzen auf die 
Uebertretung gewiſſer Einfuhrverbote geſetzt. 

Das Geſetz, betreffend ae ng gegen die zur Abwehr der 
Rinderpeit erlaflenen Bieheinfuhrverbote, vom 21. Mat 1878 beitraft denjenigen, 
der den auf Grund des Gejeges vom 7. April 1369 zur Verhütung der Ein— 
ichleppung der Rinderpeſt erlafjenen Beichränfungen oder Verboten der Einfuhr 
(ebender Wiederfäuer vorjäglih zuwiderhandelt, mit Gefängniß von einem 
Monat bis zu zwei Jahren und wenn er in der Abjicht gehandelt hat, ſich 
einen VBermögensvortheil zu verjchaffen, mit Zuchthausitrafe bis zu fünf Jahren 
oder Gefängni nicht unter jechs Monaten. 

Trotz der Wichtigfeit der Ein und Ausfuhrverbote vom Verkehrs- und 
vom Strafrechtsitandpunfte, troß der Häufigfeit der Fälle, in denen dieſe Ver- 
bote übertreten und abgeurtheilt ſind, findet jich noch immer feine unbedingte 
und vollitändige Klarheit über die rechtliche Natur derjelben. 

Nach ihrer äußeren Ericheinung und nach ihrem räumlichen Geltungs- 
gebiete muß man die Aus und Einfuhrverbote des Deutschen Reiches von den: 
jenigen der einzelnen Bundesſtaaten unterjcheiden. - 

In der jtaatsrechtlichen Praxis, oder anderes ausgedrüdt, nach der An— 
jicht, welche ihren Lrhebern zu Grunde liegt, Tind Aus: und Einfuhrverbote 
des Deutjchen Neiches Verordnungen, die der Bundesrath des Deutichen Neiches 
auf Grund Art. 7 Ziffer 2 der deutſchen Reichsverfaſſung erläßt. Dies tt 
bezeugt u. 9. durch Delbrüd, Artikel 4O der Neichsverfaflung ©. 24. 

Da nun Artikel 7 Ziffer 2 der Neichsverfaflung dem Bundesrath mur 
das Necht gibt, die zur Ausführung der MNeichsgejege erforderlichen Ver: 
waltungsvorjcriften zu erlafjen, zweifellos aber Ein: wie Ausfuhr 
verbote Nechtsporjchriften darjtellen, jo müßten dieje Verbote null und 
nichtig jein, wenn es richtig wäre, was jo ziemlich allgemein, namentlich von 
Laband Neichsftaatsrcht 2 Aufl. $ 58, behauptet wird, dag Art. 7 Ziff. 2 
dem Bundesrath zum Erlaſſe von Nechtsvperordnungen nicht ermächtigt. 
Allein dieſe Anjicht iſt nicht zutreffend; denn Art. 7 Ziffer 2 will dem Bundes: 
rath die Ermächtigung ertheilen, die Vorſchriften zu trefjen, welche nicht der 
Geſetzgeber jelbjt, jondern der zum Erlaſſe von Verordnungen Berechtigte — 
welche nicht das Geſetz, ſondern die Verwaltun 9“ — zu erlafjen befugt it. 

Die Zollgeiege und BZollverträge, die jeit dem Jahre 1818 in Preußen 
und in Deutichland beitehen, wollen als Negel die Verfehrsfreiheit, die Freiheit 
der Durch:, Aus: und Einfuhr Nur ausnahmsweije Tollten Beſchränkungen 
der Durch-, Aus: und Einfuhr zuläffig ein. 

Verordnung, betreffend das mit den zollvereinten Staaten vereinbarte Boll 
Geſetz umd Die demjelben entiprechende Zollordnung vom 23. Januar 1838 
Preuß. Gel. Samml. ©. 33): „Wir Friedrich Wilhelm u. j. w haben mit 
den zollvereinten Staaten ein gemeinjchaftliches Zollgeſetz — vereinbart. — 

8 1. Dem anliegenden („vereinbarten”) Zollgejege — ertheilen wir hier 
durch für den ganzen Umfang unjerer Monarchie Gejegesfraft. 

Dieſes Zollgeſetz lautet: 

Ss 1. „Alle fremden Erzeugniſſe der Natur und Kunſt können im ganzen Um: 
fange des Staatsgebietes eingebracht, verbraucht und durchgeführt werden. 

Ss 2. Allen inländischen Erzeugniſſen der Natur und Kunſt wird die Ausfuhr 
geitattet. 

S 3. Musnahmen hiervon (55 1 und 2) — fünnen — aus polizeilichen 
Rückſichten auf beitimmte Zeit angeordnet werden.“ 
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Der Erlaß jolcher Ausnahmen — man bat dabei hanptiächlich an militäriſche 
und ſanitäre Verhältniſſe zu denken — muß, um wirkſam zu ſein, außer— 
ordentlich ſchnell erfolgen. Schon aus dieſem Grunde kann er nicht, 
wenigſtens nicht ſtets, im Wege der Geſetzgebung, erfolgen. Deshalb ſind 
dieſe Ausnahmen im konſtitutionellen Staate Preußen zuerſt durch Noth— 
verordnungen gemäß Art. 63 der preußiſchen Verfaſſungs-Urkunde und ſpäter 
als einfache Verordnungen ergangen. 

Der Bollvereinigungs:Bertrag vom 8. Juli 1867 enthält im wejentlicher 
Uebereinſtimmung mit den früheren Verträgen und Abmachungen folgende 
Beitimmumgen : 


Art. 4 Abi. 2. „Die Freiheit des Handels und Verkehrs zwiichen den 
vertragenden Theilen joll auch dann feine Ausnahme erleiden, wenn bei dein 
Eintritte auferordentlicher Umjtände, insbejondere auch bei einem drohenden 
oder ausgebrochenen Striege, einer von ihmen jich veranlaßt finden jollte, die 
Ausfuhr gewilfer, im immern freien Verkehr befindlicher Erzeugniſſe oder 
Fabrikate ın das Ausland für dic Dauer jener außerordentlichen Umjtände 
zu verbieten. 

In emem jolchen Falle wird man darauf Bedacht nehmen, daß ein 
gleiches Verbot von allen vertragenden Theilen erlaſſen werde. 

Sollte jedoch einer oder der andere derjelben es ſeinem Intereſſe nicht 
angemejjen finden, auch jeinerjeits jenes Verbot anzuordnen, jo bleibt dem: 
jenigen oder denjenigen Theilen, welche ſolches zu erlaſſen für nöthig finden, 
die Befugnis vorbehalten, dafielbe auch auf den Umfang des ihrem Beſchluſſe 
nicht beitretenden Theiles auszudehnen. 

Die vertragenden Theile räumen jich ferner auch gegenjeitig das Necht 
em, zur Abwehr gefährlicher anſteckender Krankheiten für Menſchen und Vieh 
die erforderlichen Mapregeln zu ergreifen. Im Berbältnijfe von einem Vereins: 
lande zu dem andern dürfen jedoch feine hemmenderen Einrichtungen getroffen 
werden, als unter aleichen Umftänden den inneren Berfehr des Staates treffen, 
welcher ſie anordnet.“ 

Heute gilt im Beziehung anf jolche Ein» und Ausfuhrverbote primo loco 
das Vereinszollgeje vom 1. Juli 1869. Dasſelbe beſtimmt: 

s 1. „Alle Erzeugniſſe der Natur, wie des Kunſt und Gewerbefleißes dürfen 
im ganzen Umfange des Bereinsgebietes eingeführt, ausgeführt und 
durchgeführt werden. 

$ 2. Ausnahmen biervon ($ 1) können zeitweiſe für einzelne Gegenſtände 
beim Eintritt außerordentlicher Imftände oder zur Abwehr gefährlicher 
anftedender Krankheiten (Art. 4 Abj. 2 bis emichlieglich 5 des Ber: 
trages vom 8. Juli 1867) oder aus jonjtigen Geſundheits- oder ſicherheits— 
polizeiliche Nücjichten für den ganzen Umfang oder einen Theil des 
Dereinsgebietes angeordnet werden.” 

Daß der Gejeggeber beim Eintritt außerordentlicher Ilmitände oder 
zur Abwehr gefährlicher anjteddender Krankheiten Nusnabmen von der durch S 1 des 
Bereins-Zollgejeges ſanktionirten Verfehrsfreibeit vorjchreiben kann, verſteht ſich 
von jelbjt und braucht nicht erſt im Gejegesterte angegeben zu werden. * 2 
wäre jinnlos, wenn er an Geſetzesakte gedacht hätte. Seine Abſicht war, 
den WVerordnungsberechtigten, (wen, werden wir jogleich jehen) im den an— 
gegebenen Fällen zu ermächtigen, Ausnahmen ohne Geſetz zu treffen. Das 
mt nicht nur aus der Aufnahme des 8 2, jondern auch aus dem Umitande 
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zu jchliehen, dal Ausnahmen von $ 1, um wirffam zu jein, jofort erlafjen 
werden müſſen, da mit ihrem Erlaß nicht gewartet werden fann, bis Bundes: 
rath und Reichstag des Holloereind zujammentreten und jie als Geſetz be: 
ſchließen. Darüber kann feinem Denfenden, Steinem, der die Gejchichte unjeres 
Boll: und Verfaſſungsrechts fennt, auch nur der leiſeſte Zweifel gekommen jein. 
Dan kann jogar noch weiter gehen und behaupten: $ 2 des Wereinszoll- 
gejeges will feine neue Verordnungsbefugniß ertheilen, jondern erfeunt nur die 
bereits von jeher beitandene VBerordnungsbefugnig auch für die Zukunft an. 

Ver kann nun jolche Ausnahmen treffen? 

S 167 Abſ. 2 des Vereinszollgejeges jagt: „Die zur Ausführung des 
Gejches erforderlichen Negulative und jonjtigen Beſtimmungen werden von 
dem Bundesrathe des Zollvereins erlafjen.“ 

Erblidt man in 8 2 des Vereinszollgejeges nicht die Anerkennung einer 
bejtehenden jondern die Verleihung einer auch jchon früher anderweit be 
jtandenen Befugniß, jo kann behauptet werden, dal der Bundesrath des 
Zollverein® Ausnahmen von $ 1 — Ein: und Ausfuhrverbote — erlaſſen 
dürfe. Nun find jedoch thatjächlich die Ausfuhrverbote nach der Mobil 
machung 1870 nicht von dem nicht einmal verjammelt gewejenen Bundesrathe 
des Bollvereins erlajfen worden. Das war auch nicht nöthig. Denn $ 2 
des VBereinszollgejeges nimmt auf die Abjäge 2 und folgende des Boll: 
vereinigungsvertrages vom 8. Juli 1867 Bezug und dieſe erfennen an (um 
nicht zu jagen, übertragen), daß jeder der vertragenden Theile, alſo der Nord: 
deutjche Bund, Bayern, Württemberg, Baden und Südheljen bei einem drohen: 
den vder ausgebrochenem Kriege, die Ausfuhr gewilfer Gegenftände für Die 
Dauer jener außerordentlichen Umftände verbieten darf. Daraus ergiebt jich, 
daß der Norddeutiche Bund für ſich berechtigt war, jolche Berbote zu erlafjen; 
ebenjo wie die Süddeutſchen Staaten die gleiche Berechtigung bejaßen und im 
Sabre 1870 thatſächlich ausübten. 

Wie jollte und konnte dev Norddeutiche Bund jeine Berechtigung aus: 
üben? Sollten die Regierungen warten, bis der Reichstag beijammen war, 
diejem die politische Sachlage vorführen und deſſen Zujtimmung zu einem 
Gejege herbeiführen? Gewiß nicht; dann wäre der Zweck eines Ausfuhrver- 
botes vereitelt. Der Norddeutiche Bund brauchte auch fein Gejeß, weil Die 
Befugniß, Ausnahmen von der Verfehrsfreiheit bei außerordentlichen Umjtänden 
zu treffen, der „Verwaltung“ im Gegenag zur „Geſetzgebung“ ‚auc 
in allen fonjtitutionellen Staaten innewohnte, dieſe Befugnig — wenigitens 
joweit die Form des Erlajies jolcher Ausnahmen al8 Verordnung im 
Gegenſatze 3 | j ſetzes 
anerkannt und aufrecht erhalten iſt. Dasjenige Organ, welches die Verwaltungs— 
vorichriften. d. h. ſind alle Vorſchriften, die nicht Geſetzesform bedürfen, zu 
erlajien bat, war im Norddeutichen Bunde (Art. 37 Ziff. 2 de8 Nord: 
deutichen Bundes) und im Deutſchen Neiche (Art. 7 Ziff. 2 der Reichs-Ver— 
faljung) der Bundesrath. Und der Bundesrath des Norddeutichen Bundes 
bat thatjächlich im Jahre 1870 die Ausfuhrverbote erlaflen. Das Präſidium 
des Norddeutichen Bundes hat dieje Verbote befannt gemacht. Ebenjo wie die 
vom Bundesrath beſchloſſenen Gejege vom Kaiſer verordnet werden „nach 
erfolgter Zujtimmung des Bundesraths“, jo find auch die Bundesraths— 
verordnungen vom Kaiſer (Präſidium) nach „erfolgter Zuſtinmung des Bundes: 
raths” verordnet worden. Warum aber der Kaiſer in feinem Namen dieſe 
Verordnungen erlaſſen bat, amitatt daß Tie, wie es jonit bei Bundesraths- 
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verordnungen geichieht, einfach vom Neichsfanzler befannt gemacht werden, 
erklärt ji daraus, daß jich diejelben gegen das Ausland wenden, daß Tie zugleich 
Ausnahmen von den mit dem Auslande abgeichlojfenen Zoll: und Handels: 
verträgen darſtellen (Urt. 11 der Bundes: und bezw. Reichs-Berfafjung), viel: 
leicht auch mit aus dem Grunde, wetl jolche Verbote nur mit Zujtimmung 
der Krone Preußens (Reichs-Verfaſſung Art. 32 letter Abſatz) gültig erlaſſen 
werden fünnen. 

Es beiteht num aber noch ein Streit darüber, fanı der Bundesrath des 
Deutſchen Neiches eine Nechtsverordnung erlaſſen? Schließt nicht der 
Ausdruf „Berwaltungsporjchrift“, wie er in Art. 37 des Norddeutichen 
Bundes und in Art. 2 der Reichs-Verfaſſung gebraucht wird, den Erlaß einer 
Nechtsverordnung gerade und jtrifte aus? 

Ich babe in meinem Verordnungsrechte des Deutſchen MNeiches auf der 
Srundlage des preußischen Verordnungsrechts (Berlin und Leipzig 1884) auf 
S. 35 bis 57 den Nachweis verjucht, daß im Sinne der Reichs-Verfaſſung 
wie der Neichsgejege Berwaltungsvorjchriften alle nicht in der Form 
des Geſetzes erlaffenen Vorſchriften find und daß die Verwaltungsvorichriften 
auch Rehtsvorjchriften enthalten. Bemerken will ich noch, dab, wenn 
man in der Gejeggebung, in den Parlamenten und den Behörden, ausdrücden 
will, das ein gewiſſer Gegenitand zu feiner Regelung des formellen Geſetzes 
nicht bedarf, man zu lagen pflegt, er fanı im Berwaltungswege, jtatt 
im Geſetzeswege, als Berwaltungsvorichrift, Ttatt als Geſetz, ergehei. 

Laband hat in jeiner 2. Auflage des Staatsrechts Bd. I S. 596 ff. 
meine Ausführungen einer eingehenden Erörterung gewürdigt, die zu einem 
ablehnenden Nejultat gelangt. Er bierbt dabei, daß VBenwaltungsvorjchrift im 
Sinne des Art. 7 Ziff. 2 feine Nechtsvorichrift, jondern gerade das Gegen: 
theil davon darjtelle. Dieſer jo geiſtvolle und ſcharfſinnige Schriftiteller lenkt 
jedoch in dem 2. Bande vollftändig ein. Er jagt ©. 927, dar die Verfaſſung 
nur nicht den vollen Ausdruck von ihrer wahren Abjicht gebe, indem ſie 
von „Berwaltungsvorjchriften” jtatt von Nechtsporjchriften redet. 
Indeß, ſcheint mir, fan Yaband unmöglich verlangen, dag die Verfaflung 
die Ausdrüde jo gebraucht, wie er ſie wünſcht, anftatt jo, wie fie bergebracht 
waren. Hergebracht aber it — und Niemand, der im praftiichen Leben teht,') 
bat jie jemals anders aufgefaßt — als dal Verwaltungsporjchriften alle Bor: 
ichriften heißen, die nicht von der Geſetzgebung, jondern von der Verwaltung 
erlaffen werden. Dies gibt Laband im letzten Theile jenes Werfes überdies 
jelbit zu; denn er jchreibt ©. 946 Aum. 9: „Das Zollgeiet $ 152 jagt 
„Bermwaltungsvorjchriften, weil die VBorichritten von Verwaltungs: 
bebörden erlalfen werden, meiltens auf Beſchluß des Bundesrathes. Es 
bandelt jich aber um Rechtsbefehle. Berwaltungsvorschriften können 
aber niemals vom Publikum, jondern nur von den mit ihrer Ausführung 
beauftragten VBerwaltungsbehörden verlegt werden.“ Da die „Verwaltungs: 
vorſchriften“ des $ 142 des Zollgeſetzes Sich gegen das Publifum wenden ud 
alſo nach Labands eigenen Worten Nechtöbefehle daritellen, iſt klar, daß der 
Reichsgeſetzgeber in $ 152 des Zollgeſetzes wie in der Reichsverfaſſung Art. 2 
Ziff. 2 und an vielen anderen Orten unter Verwaltungsvorſchriften Nechts 
befehle verſteht — nämlich jolche, die wicht der Geſetzgeber, jondern Die 
Bermwaltung erläßt. 


S. auch Hänel, Staatsrecht I S. 283. 
Annalen des Deutſagen Reiche. 18095. 
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Wenn ich bienach glaube oder glauben zu dürfen mir jchmeichle, daß 
Laband jeine Polemik im erften Bande im zweiten Bande zurüdgezogen habe, 
jo möchte es doch zumal einer jo großen Autorität gegenüber, wie Laband 
fie befigt, nicht nutzlos jein, die von Laband im erjten Bande gebrauchten 
Argumente noch einer näheren Kritif zu unterziehen. Er et ©. 597 
— genau im Gegenjage zu II ©. 946 — daß, wenn der $ 152 des Vereins: 
zollgejeges auch die Uebertretung von Verwaltungsvorjchriften mit Strafe be 
droht, der Rechtsſatz, nämlich die Strafbarfeit der Zuwiderhandlung, durd) 
das Geſetz jelbjt janktionirt ſei; „nur it dasjelbe ein Blankettjtrafgeieg, deſſen 
Ihatbeftände durch die Zollregulative feitgejtellt werden. Inſoweit diejen Re— 
gulativen aljo die Kraft der Nechtsvorjchrift innewohnt, verdanken fie dies nicht 
der Autorität des Bundesrathsbeſchluſſes, jondern der des Reichsgeſetzes.“ 
Ganz richtig. Strafen fünnen nur in Gemäßheit eines Geſetzes angedroht 
und verhängt werden. Aber, wenn der Gejeßgeber Jemanden ermächtigt, Straf- 
normen aufzujtellen, jei dies der Bundesrath oder eine gewöhnliche Polizet- 
behörde, jo enthalten die vom Bundesrathe oder der Bolizeibehörde in Gemäh- 
heit des Gejeges erlafjenen Normen doch Nechtsvorjchriften; fie find, um 
mit Zaband zu reden, materielle Geſetze. Sie find 3. B. Gelege im Sinne der 
Einführungsgeiege zur Zivil: und Strafprozekordnung. Dies und nichts Anderes 
it aber da$ thema probandum. 

Nichtig it, worauf Laband ferner hinweiſt, daß die Generalzollkonferenz 
feine Verordnungsbefugniß hatte und daß die dort bejchlojjenen Vorſchriften 
erit von den Einzelregierungen in ihren Staaten anbefohlen wurden, während 
fie jegt vom Bundesrath unmittelbar und allgemein erlafjen werden. Daraus 
aber fann doch unmöglich folgen, daß jolche Vorichriften, die man Verwaltungs 
vorjchriften im Gegenjage zu Geſetzesvorſchriften nannte, feine Nechtsvorjchriften 
jind. Jeder, der nur entfernt der Materie näher getreten it und namentlich 
Laband jelbit am Weiten weiß, daß die auf den Generalzollfonferenzen be: 
ichlofjenen Borichriften z. B. Vorfchriften über Zollabfertigung, Nüdvergütung 
von Zöllen und der Zuderjteuer, Begleiticheinabfertigung, Rechtsnormen ent- 
hielten. Weiter macht Laband geltend, dab die ausdrücliche Anordnung des 
Artifels 48 Abi. 2 der Neichsverfafjung gegen meine Theorie ſpreche, da ſie, 
hätte Artikel 7 Ziffer 2 den von mir behaupteten Sinn, überflüſſig wäre. 
Durchaus nicht, denn einmal handelt Artifel 48 nicht von einer Verordnungs⸗ 
befugniß des Bundesraths, ſondern von einer ſolchen des Kaiſers, ferner 
nicht von Ausführungsverordnungen (wie Art. 7 Ziffer 2), ſondern 
von (urjprünglich) 7 elbjtändigen Verordnungen. (Zu vergl. auch s pl. 
Mein Verordnungsreht ©. 116 fi.). 

Sodann jucht Laband das aus Artifel 38 Ziffer 1 der Reichsverfaſſung 
hergenommene Argument durch den Hinweis darauf zu wiederlegen, dab alle 
Borjchriften über Steuervergütungen umd Stenerermäffigungen auf „geiehlichen 
Delegationen beruhen. Das Leptere iſt gewiß und unſtreitig. Denn, wie 
Steuern nur durch Geſetz angeordnet werden fünnen, dürfen fie auch nur „in 
Gemäßheit eines Geſetzes“ erlaflen oder ermälligt werden. Darum handelt 
es ſich aber gar nicht, es handelt ſich nur um die Frage, was die Verfaſſung 
unter Verwaltungsvorſchrift verſteht. Und wenn nun die Verfaſſung 
als Verwaltungsvorichriften auch Verordnungen bezeichnet, die in gewiſſen all- 
gememen Füllen die Befreiung oder die Ermäßigung von Steuern anordnen 
3. B. Bundesrathsverordnungen, die vorjchreiben, dal das zur Sudafabrifation 
nach zuvoriger Denaturirung verwendete Salz jteuerfrei oder daß bei der Aus— 
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fuhr von Zucker mit jo und joviel Prozent Polarijation jo und joviel zurück 
zuvergüten ijt, jo wird dadurch bewiejen — umd nichts anderes wird von 
mir behauptet — als daß die Berfaflung „VBerwaltungsvorjchriften“ 


fennt, die Nechtönormen enthalten. Laband meint, es hätte doch wahrlich 
nahe gelegen, im Artifel 7. Ziffer 2 zu jagen, „Vorichriften“, wenn man die 
Kompetenz des Bundesraths auf andere als Verwaltungsvorjchriften hätte aus— 
dehnen wollen. Man hat aber, wie mir jcheint, die Kompetenz des Bundes— 
raths nicht ausdehnen, jondern eher einjchränfen oder richtiger be- 
grenzen wollen. Man wollte jagen, dal; der Bundesrath nicht alle Vor: 
\hriften, nämlich nicht die der Verfaſſung noch die der Gejeßgebung vorbe- 
baltenen, jondern nur die der Verfaſſung oder Gejekgebung entzogenen und 
der „Verwaltung“ überlaffenen, die daher in der Praris Verwaltungsvorjchriften 
bezeichneten. Anordnungen rechtswirkſam treffen darf. Ein Gleiches gilt 3. B. 
für die Eijenbahnbetriebsreglements. Dieje jollen und wollen feine Rechtsnorm 
dem Publikum gegenüber jein; jie wollen und jollen die VBertragsfreiheit der 
die Eiſenbahn benügenden Perjonen nicht bejchränfen. Wohl aber wollen jie 
die Bertragsfreiheit der Eijenbahngejellichaft beichränfen, indem jie ihnen verbieten, 
beliebig ihre Regreßpflicht auszuſchließen und ihmen befehlen, mindeitens nad) 
Makgabe des Inhalts des Neglements zu haften. Den Bahngejellichaften 
gegenüber enthalten fie Nechtsvorjchriften, jogar zwingende, von deren Willen 
unabhängige Normen, deren Beobachtung ihnen alljährlich Millionen koſtet. 
Solde Vorjchriften nannte man „Verwaltungsvorjchriften,“ weil jie in den 
deutichen Staaten auch vor der Bundesverfaflung, nicht vom Geſetzgeber, jons 
dern von der Verwaltung, in Preußen 3. B. vom Nejfortminijter, ausgingen 
und ausgehen durften. An die Stelle der Landesverwaltungsbehörden ijt in 
jomweit nach Emanation der Bundesverfaflung der Bundesrath getreten. 

Nach der Vorſchrift in Art. 7 Ziffer 2 der Reichsverfaſſung joll der 
Bımdesrath nicht alle, jondern nur die zur Ausführung der Neichsgejege er: 
torderlihen allgemeinen VBerwaltungsvorichriften erlaſſen. Damit joll ge 
jagt jein, daß der Bundesrath die für alle Bundesſtaaten gültigen Vorichriften 
erlajien darf. (Ebenfo Laband II ©. 929, Seydel Kommentar ©. 102, 
Mein Verordnungsrecht ©. 92). Hierbei entiteht die Frage, ob die Negier- 
ungen der Bundesitaaten die für dieje erforderlichen bejonderen Vorjchriften, 
im vorliegenden Falle die beionderen Ein- und Ausfuhrverbote erlafjen 
dürfen. Dies bejaht Yaband II S. 929, wo er jagt: 

„Art. 7 Ziff. 2 der Neichsverfaffung jpricht nur von den „all- 
emeinen“ VBerwaltungsvorjchriften, die Verwaltung jelbjt ift den Einzel: 
Itaaten übertragen und dieſe Selbitverwaltung jchließt auch ein jus 
statuendi ein. Die Berjchiedenheit der Bebördenverfaflung, der Gemeinde: 
ordnungen, der Polizeigejege u. ſ. w. und ebenjo die Verjchtedenheit der 
lofalen Verhältniffe, Verkehrsbedürfnijje und Lebensgewohnheiten müſſen 
bei der Verwaltung der Zölle und VBerbrauchsabgaben in vielen Bezieh- 
ungen berüdjichtigt werden und daraus ergibt jich für die Verordnungs— 
gewalt der Landesregierungen ein gewiſſer Spielraum. Nur jo weit 
finanzielle, handelspolitische oder andere öffentliche Interfien eine Gleiche 
mäßigfeit der Verwaltung erfordern, it eine für jämmtliche Bundes: 
glieder gemeinjame Inſtanz erforderlich und jowie die Vereinbarungen 
der ehemaligen Generalzollfonferenzen ſich auf Angelegenheiten diejer Art 

beichränften, ſo hebt auch die Kompetenz des Bundesraths aus Art. 7 

Ziffer 2 der Neichsverfafjung feineswegs die Befugniß der Landes: 
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regierungen und Landesbehörden auf, Verordnungen für die Vermwalt- 

ung behufs Ausführung der Weichsgejege und Bundesrathsbejchlüfje 

zu erlaſſen.“ 

Eine Polemik gegen dieje Ausführungen ift jchwierig, wenn nicht zuvor 
far gejtellt wird, was „als Verordnung für die Verwaltung behufs Ausführung 
der Neichsgejeke und Bundesrathsbeſchlüſſe“ angeiehen werden joll. Verſteht man 
darunter Ausführungsverordnungen zu den Neichsgejegen, z.B. Verordnungen, 
die vorichreiben, warn Salz wegen des verwiegenden Charakters als Kaliſalz 
ſteuerfrei zu laften, wie viel für Bier, das von Bayern in die Brauitenergemein: 
ichaft ausgeführt wird, an UÜebergangsabgaben zu zahlen iſt und ähnliche andere, 
mit anderen Worten Nechtsvorichriften, jo muß ich bejtreiten, dat die Landes: 
regierumgen jolche noch erlaſſen und gültig erlaffen dürfen — jelbjtverjtändlich 
ohne bejondere Ermächtigung . von Weichswegen. Dies folgt jchun aus dem 
Umjtande, dal die Gejehgebung und damit auch die Befugniß zum Erlaffe 
von Ausführungsverordnungen über die gemeinjchaftliche Zoll und Steuer: 
wejen dem Weiche ausſchließlich zuiteht. Dies folgt ferner daraus, daß 
die Neichsgejege und Bundesrathsbeichlüjie ſtets ausdrücklich beitimmen, wo 
eine Landesregierung in der gemeinjchaftlichen Zolle und Steuergeieggebung 
Anordnungen treffen darf. Dies ergiebt ich endlich aus der Erwägung, daß 
das Deutiche Reich fein gemeinfames Zoll, Handels: und Wirtbichaftsgebiet 
jein fünnte, wenn die Zölle und VBerbrauchsiteuern nicht überall genau auf 
die nämfiche Art erhoben werden. Die VBehördenorganijation it die gleiche: 
— Minijter — Provinzialbehörde, die Direftivbehörde genannt it und Die 
in einem Neichsbevollmächtigten einen jtrengen Kontroleur hat — Lokalbehörden. 
Denn eine PBrovinzialbehörde 3. B. mildere Beltimmungen über die Dena: 
turirung des Salzes hätte oder die Einfuhr mehr begüntigte durch nach— 
fichtigere Beltimmungen über Iranfitlager u. dal., jo würde der jtets einem 
anderen Vereins: Bundes-) Staat entnommene Bevollmächtigte jofort Einjpruch 
erheben, auch würde umter allen Konfurrenten jich ein Sturm der Entrüjtung 
im ganz Deutſchland erheben. Jedoch es handelt jich für uns bier nur um 
Aus: und Einfuhrverbote. Rüchkſichtlich dieſer ſteht feit, dan fie feine bloßen 
„Verordnungen für die Verwaltung behufs Ausführung der Neichsgejege*, daß 
fie im matertellen Sinne Gejege ſind und daß fie von den Einzelitaaten im 
Deutichen Neiche (abgejeben von den jpäter zu erwährenden, auf Neichsgejeg 
beruhenden Ausnahmen) nicht mehr erlajlen werden dürfen.') 

Delbrüd, Art. 40, bemerkt hinzu ©. 24: 

„Diejes Necht* (mämlich das Recht jedes Vertragsgenofjen am Zoll: 
vereinigungsvertrage pom 8. Juli 1867, Ein: und Ausfuhrverbote bei 
bejonderen Umständen zu erlaffen), iſt jegt nicht mehr vorhanden. Wie 
ichon oben zu Art. 3 $ 1 bemerft worden, jchliegt der Artikel 35 der 
Neichsverfaflung jeden im den Bereich des Zollweſens fallenden geſetz— 
geberischen Akt eines einzelnen Bundesjtaates aus und zu den geſetz— 
geberischen Akten dieſer Art gehört, wie aus der Natur der Sache erhellt 
und im $ 2 des Vereinszollgejeges von 1869 anerkannt, jedes Ausfuhr: 
Verbot, gleichviel ob es auf den jür die Zollgejeggebung leitenden oder 
auf anderen Gründen beruht. Ausfuhr-Verbote jind gegenwärtig auf 
Grund der Vorschrift im $ 2 des Zollgeieges in Verbindung mit Art. 7 
Kr. 2 der Neichsverfaflung nur vom Bundesrath zu beichliegen ımd da 
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hienach die Vorausſetzung hinweggefallen it, von welcher die Beſtimm— 

ungen in den drei Abjäsen (des Art. 4 des Vertrages vom 8. Juli 1867) 

ausgehen, jo find dieſe Beſtimmungen jelbit hinfällig geworden.“ 

Der legte (fünfte) Sat des Art. 4 des Zollvereinigungsvertrages vom 
8. Juli 1867 lautet: 

„Die vertragenden Theile räumen ſich ferner auch gegenjeitig das 
Recht ein, zur Abwehr gefährlicher anſteckender Krankheiten für Menjchen 
und Vieh die erforderlichen Maßregeln zu ergreifen. Im Verhältniffe 
von einem Bereinslande zu dem anderen Dürfen jedoch feine hemmenderen 
Einrichtungen getroffen werden, als unter gleichen Umjtänden den inneren 
Verfehr des Staates treffen, welcher fie anordnet “ 

Da nun nach Art. 40 der Reichsverfaſſung: 

Die Beitimmungen in dem Zollvereinigungsvertrage vom 8. Juli 1867 
in Kraft bleiben, joweit ſie nicht durch die VBorichriften diejer Verfaffung 
abgeändert find und jolange fie nicht auf dem in Artifel 7, beziehungs- 
were 78 bezeichneten Wege abgeändert werden, 

jo ift zu unterjuchen, was von dem legten Abjate des Artifel 4 des Vertrages 
vom 8. Juli 1867 noch gilt. Die Praxis untericheidet Anordnungen für 
Menichen und für Vieh.) Das Bundesgejet, Maßregeln gegen die Rinderpeſt 
betreffend, vom 7. April 1869, verpflichtet und ermächtigt „Die zu— 
jtändigen VBerwaltungsbehörden der betreffenden Bundes- 
ftaaten,* wenn die Rinderpeit in emem Bundesitaate oder ın einem an das 
Gebiet des Deutichen Neiches angrenzenden oder mit demjelben im direkten (auch 
See:) Verkehr ftehenden Lande ausbricht, alle Maßregeln zu ergreifen, welche 
geeignet find, die Emichleppung und die Weiterverbreitung der Seuche zu ver: 
hüten und die im Lande jelbit ausgebrochene Seuche zu — Zu den 
zuläſſigen und vorgeſchriebenen Maßregeln gehören nach 5 2 „Beichränfungen 
und Verbote der Einfuhr, des Transportes und des Handel in Bezug auf 
lebendes oder todtes Nindvieh, Schafe und Ziegen * Das Reichsgeſetz betreffend 
die Abwehr und Unterdrüdung von Viehjeuchen vom 23. Juni 1880 regelt 
das Verfahren zur Abwehr und Unterdrüdung übertragbarer Seuchen aller 
Haustbiere, mit Ausnahme der Ninderpeit. Dasſelbe ertheilt die Ermächtigung 
und ®erpflichtung die erforderlichen Anordnungen zu erlaſſen nm 8 2 den 
„KXandesregierungen und Deren Organen.“ Zu diejen Anordnungen 
gehört in erjter Reihe dag Verbot der Einfuhr (S 6). 

Hternach unterliegt es feinem Zweifel, dat Verbote und Beichränfungen 
der Einfuhr zum Schuge von Vieh durch die Landesregierungen erlafien werden 
dürfen umd eintretenden Falls erlaflen werden müſſen, auch wenn jich das Ver: 
bot gegen das Ausland wendet. Die den Landesregierungen ertheilte Er— 
mächtigung, die Einfuhr won Thieren aus ſanitären Gründen zu verbieten, 
ijt keine ausichliegliche Es bleibt neben derjelben bejtehen die Ermächtigung 
des Bundesraths, gemeinjame, d. b. für mehrere oder alle Bundesitaaten wirt 
jame Einfuhrverbote zu erlafien. 

Bezüglich der Mahnahmen, die zur Abwehr und Unterdrückung von den 
Menſchen gefährlichen Krankheiten notbwendig find (Cholera), gibt es fein Reichs— 
gejeg, das einer Landesregierung gejtattet, Ausnahmen von der Zoll und 
Handelsfreiheit und der Einfuhrfreibeit zu geitatten. Daraus folgt, daß Eins 
fuhrverbote z. B. von gebrauchten Gegenſtänden aus dem choleraverdächtigen 
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Auslande gemäß Art. 7 Ziffer 2 der Reichsverfaſſung in Verbindung mit $ 2 
des Bereinszollgefeges nur vom Bundesrath erlaffen werden dürfen. ') 

Vergleichen wir mit dem gewonnenen Ergebnijje die Anfichten von Stoerf, 
jo ift zu bemerfen, daß die ©. 38 1. c. in Anmerkung 10 angeführten Aus— 
und Durchfuhrverbote vom 16. Juli 1870 betr. Waffen und Striegsbedarr, 
vom 20. Juli 1870 betr. Hafer und Kleie, Getreide: und Hüljenfrüchte, Mühlen: 
fabrifate aus Getreide und Hülfenfrüchten, Rindvieh, Schweine und Schafvieh, 
die Verordnung vom 8. Auguft 1870 betr. das Verbot der Ausfuhr und Durch— 
fuhr von Waffen, Kriegsmunition, Blei, Schwefel und Salpeter, und endlich 
die Verordnung vom 25. Auguſt 1870 betr. das Verbot der Ausfuhr und 
Durchfuhr von Pferden gar nicht vom Bundespräfidium „aus dem diejen zu— 
itchenden Nechte über Krieg und Frieden“ erlaffen worden find, ſondern vom 
Bundesrathe und zwar auf Grund Art. 37 Ziffer 2 der Norddeutjchen Bundes— 
verfafjung in Verbindung mit $ 2 des Wereinszollgefeges vom 1. Juli 1869. 
Das Necht des Bundespräfibiums, Krieg zu erflären, enthält nicht ohne Weiteres 
das Necht, Aus- und Durchfuhrverbote zu erlaflen, d. h. von Reichsgeſetzen 
zu dispenfiren. Ein jolches Necht iſt von dem Neichsgejeggeber durch die an— 
gezogenen Verfaſſungs- und Gejegesvorichriften dem Bundesrathe übertragen 
worden. 

Dagegen enthält die Präſidialverordnung, betreffend die Aufbringung und 
Wegnahme franzöſiſcher Dandelsichiffe vom 18. Juli 1870 eine reine Kriegs— 
mahregel; fie enthält auch feine Dispenjation von einem Neichsgefete. Als 
Kriegsmahregel fonnte fie der Kaiſer ohne Zuſtimmung des Bundesraths erlaſſen. 

Die Pferdeausfuhrverbote vom 4. März 1875, 7. Juli 1877 und 25. Ja— 
mar 1887 ſind vom Bundesrathe erlaſſen und ſtützen ihre rechtsverbindliche 
Kraft auf die | Vorſchriften in 8 2 Des Vereinszollgeſetzes und Art. 7 Ziffer 2 
der Neichsverfaffung. Sie ſind ebenjo wie die Aus- und Durchfuhrverbote des 
Sahres 1870 vom Präjidium nur publizirt, nicht erlaijen worden. 

Die Verordnung betreffend das Verbot der Ausfuhr von Streu und Futter— 
mitteln vom 4. Juli 1893 (R.G.Bl. ©. 203) ijt vom Bundesrath erlaiien 
und vom Kater publizirt worden. Die Ermächtigung zu derjelben entnahm 
der Bundesrat mit Recht aus Art. 7 Ziffer 2 der NReichsverfaflung in Ver— 
bindung mit $ 2 des Dereinögollgejege®, nach welcher letztangezogenen Vorſchrift 
Ausnahmen von der Ein-, Durch- und Ausfuhrfreiheit zeitweiſe für einzelne 
Gegenſtände beim Eintritte außerordentlicher Umſtände vder zur 
Abwehr gerährlicher anſteckender Krankheiten oder aus jonjtigen Geſundheits— 
oder Jicherheitspolizeilichen Nückjichten für den ganzen Umfang oder einen Theil 
des (Zoll:) Bereinsgebietes angeordnet werden dürfen. „Nußerordentliche 
Umjtände” lagen in der ungewöhnlichen Dürre des Jahres 1893 und den 
dadurch bervorgerufenen großen Mangel an Hen und Futterfräutern, der den 
Viehbeſtand jtarf gefährdete. In fegterer Hinficht waren außerdem gejundheitg- 
polizeiliche Vorichriften zu erbliden. Dieſes Verbot war jomit, es jei denn, 
daß Staatsverträge dem Auslande ein Necht verlichen hätten, auch in 
jolhen Ausnahmefällen die Ausfuhr von Heu und dergleichen zu verlangen, 
durchaus rechtsgiltig. Sch muß aber auch bejtreiten, dal Staatsverträge der 
Verordnung vom 4. Juli 1893 entgegenjtchen. Zunächſt ließe ſich anführen, 
daß es regelmäßig nicht oder doch kaum Abſicht der Handelsverträge iſt, ſich 
den Bezug von Waaren, insbeſondere von Heu aus dem anderen Vertrags— 
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Itaate zu ſichern), vielmehr oder doch wejentlich nur, jich die Ausfuhr von 
eigenen Waaren unter gewiſſen Bedingungen garantiren zu lajien. Vor Allem 
aber liegen „Sejundheitspolizeirüdjichten“ vor im Sinne der Zoll 
verträge, jo u. A. im Sinne des Dandelsvertrages mit Defterreich-IIngarn vom 
6. Dezember 1891; denn darunter find, wie in der Praris umftreitig it, auch 
KRüdjichten auf das Vieh gemeint‘) und es bejtehen gejundheitspolizeiliche 
Gründe, daß das deutjche Vieh nicht wegen Mangels an geeigneten Sutter: 
gegenjtänden frank wird, Krankheiten verbreitet und abftirbt. Ich kann hienach 
in feiner Weiſe zugeitehen, daß es „ein Spielen mit dem Wortlaute jtaatlicher 
Anordnungen“ üt, wenn man die Rückſicht auf das Vermeiden von Viehkrank— 
beiten als eine Geſundheitspolizeirückſicht auffaßt. ine Vertragsverlegung 
würde dem Geiſte nach vorliegen, wenn nicht lediglich um den heimischen Vieh— 
ſtand zu erhalten, jondern um Oeſterreich-Ungarn ungünftig zu jtellen, das 
Ausfuhrverbot erlaffen worden wäre. 

Sc gelange zu dem Schlufergebnijje, dab die vom Deutjchen Neiche bis: 
lang erlafienen Ein, Durch: und Ausfuhrverbote — die der Bundesrath be— 
ſchließt und der Kaiſer publizirt — allen Einwänden nambaftejter denticher 
Rechtslehrer gegenüber rite erlafjen und unanfechtbar Find. 


zit dies der all, was eine bejondere Ausnahme it, jo wird dies ausdrücklich 
bemerkt, jo 3. B. wegen Getreide, Schlachtvieb und Brennmaterialien in dem Dandelsvertrage 
mit der Schweiz vom 10. Tezember 1891 R-G.Bl. S. 193). 

2, Die Rückſichten auf das Vieh find wohl die weitaus bäufigite Urſache des Er— 
laſſes von Ein-, Durch⸗ und Ausfuhrbeſchränkungen. Zolche Verbote, allerdings meiſt Ein— 
fuhrverbote, find in ungezäblten Malen wohl von allen Staaten erlajien und von feinem 
Bertragsitaate je angefochten worden; es ſei denn, daß " Geſundheitspolizeirückſicht nur 
ein Vorwand wäre, um den Handelsvertrag zu umgeben, 3. B die Einfuhr oder Ausfuhr 
von Vieh unmöglich zu machen. 


Entwurf eines Gefehes, betr, Erweiterung 
der Anfallverſicherung. 


(Juni 1894), 


I. Allgemeine Beitimmungen. 
Umfang der Berficherung. 


81. 

Arbeiter, Geſellen, Gehilfen und Lehrlinge, ſowie Betriebsbeamte, Werk— 
meiſter und Techniker in Betrieben, die nicht bereits auf Grund anderer Geſetze 
der Unfallverſicherungspflicht unterliegen, werden gegen die Folgen der Unfälle, 
welche ſich ereignen 

1) bei dem Betriebe, 

2) bei häuslichen oder anderen Dienſten, zu denen ſie neben der Beſchäftigung 

im Betriebe von ihren Arbeitgebern oder von deren Beauftragten heran— 
gezogen werden, 
verfichert. 

Betriebsbeante, MWerfmeiiter, Techniker, Handlungsgehilfen und =Lehrlinge 
unterliegen der Verficherungspflicht nur, wenn ihr Sahresarbeitöverdienit an Lohn 
oder Gehalt zweitaufend Marf nicht überfteigt. 

Als Gehalt oder Lohn im Sinne diejes Gejches gelten aud; Tantiömen und 
Naturalbezüge. Für die lebteren wird der nah $ 1 Abjah 5 des Kranken— 
verficherungsgefeges') feitgejegte Durchichnittswerth in Anſatz gebradt. 

(Vergl. 8 3 des Gejepes vom 6. Juli 1884.) 


82. 

Den Betrieben werden im Sinne diejes Geſetzes gleichgeitellt der Reichs-, 
Staats- und Kommunaldienſt, jowie Anjtalten und Veranjtaltungen zu religiöfen, 
wohlthätigen oder gemeinnüßigen Zwecken, zu Sweden der Kunſt, der Wiſſenſchaft, 
der Geſundheitspflege und der Leibesibung. 

Auf die im 8 1 des Gejeges, betreffend die Fürjorge für Beamte und Per- 
jonen des Soldatenitandes in Folge von VBetriebsunfällen, vom 15. März 1886 
(Reichs-Geſetzbl. ©. 53) bezeichneten Perſonen“), auf Beante, welche von einem 
Bundesitaat oder einem SKommunalverbande mit feitem Gehalt und Penſions— 


2 ' Kranfenverficherungsgeieb_$ 1 Abſatz 5: 
Als Gehalt oder Lohn im Sinne dieſes Geſetzes gelten auch Tantiemen und Natural- 
bezüige. Für die leßteren wird der Durchſchnittswerth in Anſatz gebracht; dieſer Werth wird 
von der unteren —— Jeſtgeſetzt. 
Geſeß vom 15. März 1886 8 

Beamte der Reichs Zipilperwaltung, des Reichsheeres und ber Kaiferlihen Marine 
und Perſonen des Zoldatenitandes, welche in reichägeleglich der Unfallverfiherung unter- 
liegenden Wetrieben beichäftigt find... . . 
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berechtigung angeitellt find, ſowie auf andere Beamte eines Bundesitaats oder 
Kommunalverbandes, für welche die im $ 12 a. a. D.') vorgejchene Fürforge in 
Kraft getreten it, findet das gegenwärtige Gejek feine Anwendung. 
(Rergl. $ 4 des Geſetzes vom 6. Auli 1884; $ 4 des Geſetzes dom 
5. Mai 1886; 8 1 Abſatz 3 des Geſetzes vom 11. Juli 1887 und $ 1 
Abſatz 3 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 


8 93. 

Für Betriebe, welche mit bejonderer Unfallgefahr für die darin bejchäftigten 
Perſonen nicht verknüpft find, kann durch Beſchluß des Bundesrath3 die Ver- 
ſicherungspflicht ausgeſchloſſen werden. 

(Vergl. 8 1 Abſatz 7 des Geſeßes vom 6. Juli 1884.) 


84. 

Unternehmer der unter dieſes Geſetz fallenden Betriebe ſind, ſofern ihr 
Jahresarbeitsverdienſt zweitauſend Mark nicht überſteigt, berechtigt, ſich ſelbſt 
gegen die Folgen von Betriebsunfällen zu verſichern. 

Durch Beſchluß des Bundesraths oder durch Statut (8 27) kann für gewiſſe 
Berufszweige und Bezirke beſtimmt werden, daß Betriebsunternehmer, deren 
Jahresarbeitsverdienſt zweitauſend Mark nicht überſteigt, der Unfallverſicherungs— 
pflicht unterliegen. 

Durch Statut (85 27) kann die Verſicherungspflicht auf Betriebsbeamte, Werk: 
meiſter und Techniker, ſowie auf Handlungsgehilfen und Lehrlinge mit höherem 
Jahresarbeitsverdienſt als zweitauſend Mark erſtreckt werden. 

Durch Statut ($ 27) kann beſtimmt werden, daß und unter welchen Be— 
dingungen der Vorſtand (5 33) berechtigt iſt, Organe und Beamte der Unfall: 
beriicherungsgejellichaft ($ 23) oder der Berufägenofjenichaft (S 48) gegen die 
bei ihrem Dienjtbetriebe ſich ereignenden Unfälle zu verjichern. 

Durh Statut ($ 27) kann ferner beitinmt werden, dag und unter welden 
Bedingungen BetriebSunternehmer oder der Vorſtand ($ 33) berechtigt jind, nicht 
im Betriebe bejhäftigte, aber die Betriebsjtätte bejuchende Perſonen gegen .die 
Folgen der bei dem Betriebe ſich ereignenden Unfälle zu verjichern. 

(Bergl. $ 2 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 5 2 des Geſetzes vom 5. Mai 
1886; 88 2, 48 des Geſetzes vom 11. Juli 1887 und $ 4 des Geſetzes vom 
13. Quli 1887.) 


Träger der Berficherung. 
$ 5. 
Die Verficherung erfolgt: 
1) bei Betrieben des Neichd oder eines Bundesjtaats und beim Neichs= oder 
Staatsdienit durch das Neid, beziehungsweije den Bundesitaat. 
Das Neid und die Bundesitaaten find jedoch berechtigt, bezüglich aller oder 
einzelner unter dieſes Geſetz fallender Betriebe und Dienitziweige der für den 





na.00D.8 12: 
Staats- und Hommunalbeamten und deren Hinterbliebenen, für welche durch Die Yandes 
eſezgebung oder durch ftatutariiche Feſtſetzung gegen die Folgen eines im Dienſt erlittenen 
etriebsunfalls eine den Vorſchriften der 88 1 bis 5 des gegenwärtigen Geſetzes mindeltens 
re Fürſorge getroffen iſt, ſteht wegen eines ſolchen Unfalls ein reichögeießlicher 

nipruch auf Eriak des durch denselben erlittenen Schadens nur nach Maßgabe der SS 8 bis 10 
des gegenwärtigen Geſetzes zu. Auf ſolche Staats und Kommunalbeamten und deren Hinter: 
bliebene finden die reichsgeieglichen Beitimmungen über Unfallverficherumng feine Anwendung. 
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betreffenden Bezirk errichteten Unfallveriicherungsgenofjenichaft ($ 23) oder der in 
den betreffenden Bezirke für gleichartige Betriebe errichteten Berufsgenoffenichaft 
(S 48) durch eine vor der Genehmigung des Statuts ($ 27) von dem Reichs: 
fanzlev beziehungsweife der Landes Jentralbehörde abzugebende Erklärung als 
Mitglied beizutreten. Cine Zurüdnahme des Beitritt iſt mur mit Zuftimmung 
der Genoſſenſchaftsſammlung (88 30, 53) zuläſſig; 

2) Im übrigen auf Gegenfeitigfeit durch die Unternehmer der unter diejes 
Geſetz fallenden Betriebe, welche zu diefem Zweck in Unfallverſicherungs-Genoſſen— 
ichaften ($ 23) oder Berufsgenofjenjchaften ($ 48) vereinigt werden. 

(Bergl. zu Ziffer 1: $ 102 des Gejetes vom 5. Mai 1886, 8 4 des 

Geſetzes vom 11. Juli 1887, 8 102 des Geſetzes vom 13. Juli 1887; 

zu Ziffer 2: $ 9 des Geſetzes von 6. Juli 1884, 8 13 Abſatz 1 des 
Geſetzes vom 5. Mai 1886, S 4 des Gejeßes vom 11. Auli 1887 
und $ 16 des Geſetzes von 13. Juli 1887.) 


56. 

AS Unternehmer gilt derjenige, Für deſſen Nechuung der Betrieb erfolgt. 
(Bergl. $ 9 Abja 2 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; $ 13 Abjab 2 
des Öejeges vom 5. Mai 1886 und 8 16 Abjat 2 des Gejepes vom 
13. Juli 1887.) 

Ss 7. 

Betriebe, welche wejentlihe Bejtandtheile verjchiedenartigerv Gewerbsjweige 
umfaſſen, find derjenigen Unfallverſicherungs-Genoſſenſchaft oder derjenigen Berufs- 
genofjenjchaft zuzutbeilen, welcher der Hauptbetrieb angehört. Derjelben Genojien- 
Ihaft find auch land» und Foritwirthichaftliche Betriebe zuzutheilen, welche von den 
Unternehmern der unter diejes Gejep fallenden jonjtigen Betriebe nebenher derart 
betrieben werden, daß regelmäßig nicht lands oder foritwirtbichaftliche, ſondern 
gewerbliche Arbeiter verwendet werden. In ſolchen Nebenbetrieben erfolgt die 
Berfiherung nad) Maßgabe der Fir den Hauptbetrieb geltenden Beſtimmungen. 

(Berg. 8 9 Abſatz 3 des Gefeßes vom 6. Juli 1884.) 


Gegenltand der Verfiherung und Umfang der Entfchädigung. 
38. 

Gegenftand der Verſicherung iſt der nad) Maßgabe der nachfolgenden Be— 
jtimmungen zu bemejjende Erſatz des Schadens, welcher durch Nörperverlegung 
oder Tödtung entiteht. Der Anſpruch it ausgejchloffen, wenn der Verletzte den 
Unfall vorjäßlich herbeigeführt hat. 

(Berg. 8 5 Abſatz 1 umd 7 des Geſetzes von 6. Juli 1884 und $ 8 
des Geſetzes vom 13. Juli 1887,) 


$ 9. 

Im Falle der Verletzung joll der Schadenserjaß bejtehen: 

1) in den Koſten des Heilverfahrens, welche vom Beginn der vierzehnten 
Woche nad Eintritt des Unfalls an entitehen, 

2) in einer dem Verletzten vom Beginn der vierzehnten Woche nach Eintritt 
des Unfalls an für die Dauer der Erwerbsunfäbigfeit zu gewährenden Nente. 

Die Nente beträgt: 

a. im Falle völliger Erwerbsunfähigfeit für die Dauer derjelben ſechsund— 
jechzjigzweidrittel Prozent des Nrbeitöverdienites ($ 14), 
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b. im alle theilweifer Erwerbsunfähigkeit fir die Dauer derjelben einen 
Bruchtheil der Rente unter a, welcher nad) dem Maße der verbliebenen Erwerbs— 
fähigkeit zu bemeſſen tt. 

(Vergl. $ 5 Abſatz 2 und 6 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; $ 6 
Abſatz 1 des Geſetzes vom 5. Mai 1886; $ 1 Abjah 2 des Gejepes 
vom 15. März 1886; $ 9 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 


S 10. 

Die Unfallverjiherungsgenofjenschaften (5 23) und Berufögenofjenichaften 
($ 48) find befugt, der Kranfenfajje, welcher der Verletzte angehört, gegen Er— 
ſtattung der ihr dadurch erwacjienden Koſten die Fürſorge für den Berlegten 
über den Beginn der vierzehnten Woche hinaus bis zur Beendigung des Heil- 
verfahrens zu übertragen. In dieſem Falle gilt als Erja der im $ 6 Abſatz 1 
Ziffer 1 des Stranfenverfiherungsgejeges') bezeichneten Leiltungen die Hälfte des 
in dieſem Geſetze beſtimmten Mindeitbetrags des Krankengeldes, jofern nicht höhere 
Aufwendungen nachgewiejen werden. 

Von Beginn der fünften Woche nad Eintritt des Unfalls bis zum Ablauf 
der dreizehnten Woche iſt das Krankengeld, welches den durch einen Betriebsunfall 
verlegten Perjonen auf Grund des Krankenverſicherungsgeſetzes gewährt wird, auf 
mindeſtens zwei Drittel des bei der Berechnung desielben zu Grunde gelegten 
Arbeitslohns zu bemeſſen. Die Differenz zwifchen diejen zwei Dritteln und dem 
gefeglich oder jtatutengemäß zu gewährenden niedrigeren Kranfengeld ijt der bes 
tbeiligten Krankenkaſſe (GemeindesKrankenverjiherung) von dem Unternehmer des— 
jenigen Betriebs zu erjtatten, in welden der Unfall fich ereignet hat. Die zur 
Austührung dieſer Beſtimmung erforderlichen Borfchriften erläßt Das Reichs— 
Verſicherungsamt. 

(Vergl. S 5 Abſatz 8 und 9 des Geſetzes von 6. Juli 1884; 8 10 
Abjag 4 und 5 des Gejetes vom 5. Mai 1886; 8 11 Abſatz 2 des 
Sejeges vom 13. Juli 1887.) 


s 11. 

Wenn der aus der Nranfenverficherung erwachſende Anſpruch auf Kranken— 
geld vor dem Beginn der vierzehnten Woche nad) Eintritt eines Unfalls fortjällt, 
cher bei dem Verlegten noch eine Beſchränkung der Erwerbsfähigfeit fortbeiteht, 
tür weiche nach Ablauf von dreizehn Wochen jeit dem Eintritt des Unfalls aus 
der Unfallverfiherung Schadenserjag zu leiten wäre, jo it dem Verletzten für 
die Dauer dieſes Zuitandes, jedoch längitens bis zum Beginn der vierzehnten 
Rohe nad) dem Eintritt des Unfalls, für jeden Arbeitstag eine weitere Ent— 
es in Höhe der Hälfte des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tages 
arbeiter des Beſchäftigungsorts von der Genofjenichaft zu gewähren. Dieje Ent— 
—— iſt von der Krankenkaſſe dem Verletzten auf Antrag vorſchußweiſe zu 
zahlen und derſelben von der Genoſſenſchaft zu eritatten. 

Als Beichäftigungsort gilt im Zweifel diejenige Gemeinde, in deren Bezirk 
der Betrieb belegen ift. 

(Xergl. 8 34 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 8 10 Abſatz 3, 8 44 

des Gejehes vom 5. Mai 1886.) 


) Sfranfenverficherungsgeieg S 6 Ablag 1 Ziffer 1 

86. Als Kranfenunteritügung it zu gewähren: 

li vom Beginn der Krankheit ab freie ärztliche Behandlung, Arznei, Sowie Brillen, 
Bruchbänder und ähnliche Heilmittel. 


J — 
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8 12. 

Solchen nach diefem Geſetze verjicherten Perjonen, welche gegen Krankheit 
nicht verfichert jind, hat die Gemeinde des Beichäftigungsort3 während der eriten 
dreizehn Wochen nad dem Unfall die Koſten des Heilverfahrens in dem im $ 6 
Abſatz 1 Ziffer 1 des Kranfenverficherungsgejeßes bezeichneten Umfange zu gewähren. 
Dieje Verpflichtung beſteht nicht, infoweit die Verlegten gegen Dritte einen Ent: 
jheidungsanfpruch auf gleiche Fürſorge haben, oder ich im Auslande aufhalten. 
Soweit aber jolhen Perſonen die im $ 6 Abſatz 1 Ziffer 1 des Krankenverſicherungs— 
gejeßes') bezeichneten Leijtungen von den zunächſt Verpflichteten nicht gewährt 
werden, hat die Gemeinde diejelben mit Vorbehalt des Erjaganjpruchs zu über: 
nehmen. Die zu diefem Zweck gemachten Aufwendungen find von den Verpflichteten 
zu eritatten. 

Für außerhalb des Gemeindebezirk wohnhafte verficherte Perſonen hat die 
Gemeinde ihres Wohnorts die im Abjag 1 bezeichneten Leijtungen unter Vor— 
behalt des Anjpruchs auf Erjat der aufgewendeten Kojten zu übernehmen. 

Als Erjag der Koſten des Heilverfahrens gilt die Hälfte des nach dem 
Kranfenverfiherungsgejege zu gewährenden Mindeftbetrags des Kranfengeldes. 

Die Genofjenschaft iſt befugt, die im Abjag 1 bezeichneten Leijtungen ſelbſt 
zu übernehmen. 

Auf Betrieb3unternehmer, ſowie auf Betrieb3beamte, Werkmeiſter und Techniker, 
jowie Handlungsgebilfen finden diefe Bejtimmungen feine Anwendung. 

(Bergl. $ 5 Abjap 10 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; $ 10 des Ge: 
jeges vom 5. Mai 1886 umd $ 7 des Geſetzes vom 11. Juli 1887.) 
8 13. 

Streitigkeiten, weldye aus Anlaß der Bejtimmungen der SS 10 bis 12 unter 
den Betheiligten entitehen, werden, jomweit es fich um die Gewährung der Ent- 
Schädigung handelt, nad) $ 58 Abſatz 1 und 4, joweit es jih um Eritattungs= 
anjprüce handelt, nah S 58 Abſatz 2 des Krankenverſicherungsgeſetzes“) ent= 
ichieden. 

(Bergl. $ 5 Abfap 8 a. E. und 11 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 
S 12 Abjab 1 und 2 des Geſetzes vom 5. Mai 1886; $ 8 des Gejehes 
vom 11. Juli 1887.) 


) Siehe vorftehende Anmerkung 3. 205. 

*, trankenverficherungsgeieß $ 58 Ablag 1 und 2: 

Streitigfeiten, welche zwiichen den auf Grund diefes Gefeges zu verfichernden Verſonen 
oder ihren Arbeitgebern eimerjeits und der Gemeinde-Nrantenverficherung oder der Orts— 
Krankenkaſſe andererieits über das Verſicherungsverhältniß oder über die Verpflichtung zur 
Leitung oder Einzablung von Gintrittsgeldern und Beiträgen oder über Unterſtühßungs— 
ansprüche entiteben, ſowie Streitigkeiten über Unteritügungsaniprüce aus $ 57a Abſatz 3 
und über Gritattungsaniprüche aus $ 50 werden von der Auffichtsbehörde entichieden. Er— 
jtredt sich der Bezirt der Gemeinde-sirantenverficherung oder der Orts Krankenkaſſe über 
mehrere Gemeindebezirte, jo kann durch die Zentralbehörde die Enticheidung anderen Be— 
börden übertragen werden. Die Enticheidung kann binnen vier Wochen nad der Zuitellung 
derjelben mittels Klage im ordentlichen Rechtswege, ſoweit aber landesgejeglich ſolche Streitig- 
feiten dem VBerwaltungsitreitverfabren überwieſen find, im Wege des leteren angefochten werden. 

Streitigfeiten über die im 8 57 Abjag 2 und 3 bezeichneten Ansprüche, Streitigleiten 
über Eritattungsaniprüche aus $ 3a Abjag 4, SS 3b und 57a, ferner Streitigfeiten zwiſchen 
Gemeinde-Nranfenverficherumgen und Krankenkaſſen über den Erſatz iertbümlich geleiiteter 
Unteritügungen werden im Verwaltungsitreitverfabren, wo ein ſolches nicht beiteht, von der 
Auffichtsbebörde entichieden. Die Enticheidung der Aufiichtsbehörde kann binnen vier Wochen 
nach Zustellung derjelben im Wege des Rekurſes nach Mahgabe der SS 20 und 21 der 
Gewerbeordnung angefochten werden. 
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8 14. 


Bei der Berechnung der Rente wird als Arbeitsverdienſt zu Grunde gelegt: 

a. für Mitglieder einer Orts-, Betriebs: (Fabrik-), Baus oder Innungs— 
Krankenfafje, jowie für Mitglieder der Gemeinde-Krankenverſicherung der dreis 
bundertfache Berrag des für ihr Krankengeld maßgebenden Durchichnittslohns oder 
wirklichen Arbeitöverdienites (SS 6, 8, 20, 26a Ziffer 6, 64, 72, 73 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes)); 


7 


a. a. 

56. Als Krankenunterſtütung iſt zu gewähren: 

1; vom Beginn der Krankheit ab freie ärztliche Behandlung, Arznei ſowie Brillen, 
Bruchbander und ähnliche Heilmittel; 

2 im Falle der Erwerbsunfäbigfeit vom dritten Tage nadı dem Tage der Erkrankung 
ab für jeden Arbeitstag ein Kranfengeld in Höhe der Hälfte des ortsüblichen Tagelohns 
gewöhnlicher Tagearbeiter. 

Die Krankenunterſtützung endet ſpäteſtens mit dem Ablauf der dreizehnten Woche nach 
Beginn der Mranfbeit, im Falle der Erwerbsunfähigkeit ſpäteſtens mit dem Ablauf der drei 
zehnten Woche nach Beginn des Nranfengeldbezugs- Endet der Bezug des Krantengeldes 
ent nach Ablauf der dreizehnten Woche nach dem Beginn der Krankheit, ſo endet mit dem 
Bezuge des Krankengeldes zugleich auch der Anſpruch auf die im Abſatz 1 unter Ziffer 1 
bezeichneten Leiſtungen. 

Tas Stranfengeld it nach Ablauf jeder Woche zu zjablen. 

S8 Ter Betrag des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter wird von Der 
böberen Verwaltungsbehörde nad Anhörung der Gemeindebehörde feſtgeſetzt und durch Das 
für ibre amtlichen Bekanntmachungen beitimmte Blatt veröffentlicht. Aenderungen der Feſt— 
etung treten erſt ſechs Monate nach der Veröftentlihung in Kraft. 

Die Feſtſetzung findet fir männliche und weibliche, für Perſonen über und unter 16 

Jabren beionders jtatt. Für Perſonen unter 16 Jahren (jugendliche Perſonen kann die 
Setickung getrennt für junge Leute zwiſchen 14 und 16 Jahren und für Ninder unter 14 
Jahren vorgenonmen werden. Für Lehrlinge gilt die für junge Leute getroffene Feititellung. 

864. Tie für Ortskrankenkaſſen geltenden Beſtimmungen der SS 20—42, 46-46 b, 
#3 und 49a Nbiak 4 finden auf die Betriebs: vrabrit- Kranfentalien . . . Anwendung. 

S 20. Tie Ortstranfentaiien ſollen mindeitens gewähren: 

1: ım Kalle einer Krankheit oder 35 an berbeigeführten Erwerbsunfäbigfeit 
eine Krankenunterſtügung, welche nad) S 8 mit der Maßgabe zu bemeiien tit, daß 
der durchichnittliche Tagelohn derjenigen der Rerftcherten, für welche Die Kalle errichtet 
wird, ſoweit er drei Mark für den Arbeitstag nicht überichreitet, an die Stelle des orts 
ãblichen Tagelohns gewöhnlicher Iagearbeiter tritt; 

2) eine Unterſtüßung in Höhe des Nranfengelds an MWöchnerinnen, welche innerhalb 
des legten Jahres, vom Tage der Entbindung ab gerechnet, mindeitens jechs Monate hindurch 
einer auf Grund dieſes Geſetzes errichteten Kaſſe oder einer Gemeinde-Krankenverſicherung 
angehört haben, auf die Tauer von mindeſtens vier Wochen nach ihrer Niederkunft, und ſo— 
weit ihre Beſchäftigung ac) den Beitimmungen der Gewerbeordnung für eine längere Zeit 
unterfagt iſt, für dieſe Zeit: 

3 für den Todesfall eines Mitglieds ein Sterbegeld im zwanzigfachen Betrage des 
durdidmuttlicen Iagelohns (Ziffer 1 

Tie Feitftellung des durchichnittlichen Tagelohns kann auch unter Berüdlichtigung der 
wiichen den Kaſſenmitgliedern binfichtlich der Lohnhöhe beſtehenden Verſchiedenheiten klaſſen— 
weiſe erfolgen. Der durchſchnittliche Tagelohn einer Klaſſe darf in dieſem Fall nicht über 
den Betrag von vier Mark feſtgeſtellt werden. 

Veritirbt ein als Mitglied der Kaſſe Grfraufter nach Beendigung der Kranfenunter- 
fusung, To ift das Sterbegeld zu gewähren, wenn die Frwerbsunfäbigfeit bis zum Tode 
tortgedauert bat und der Tod infolge derielben Mranfbeit vor Ablauf eines jahres nad 
Beendigung der Krankenunterſtützung eingetreten it 

Ss 26a Ziffer 6: 

Durch das Kaſſenſtatut kann ferner beitimmt werden: 

6) daß die Unterſtützungen und Beiträge Itatt nach den durchichnittlichen Tagelöhnen 
820. ım Brosenten des wirklichen Arbeitsverdienites der einzelnen Verſicherten teitgeieht 
werden, ſoweit diefer vier Marf für den Arbeitstag wicht übertteigt. 
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b. für Eranfenverlicherungspflichtige Mitglieder einer eingejchriebenen oder 
auf Grund landesrechtlicher VBorjchriften errichteten Hilfskafje das Dreihundertfache 
desjenigen Betrags, nach welhem ihre Krankenverficherungsbeiträge zu beredjnen 
jein würden, wenn fie auf Grund ihrer Beichäftigung Mitglieder einer Orts:, 
Betriebs (Fabrik), Baus oder Innungskrankenkaſſe wären, oder der Gemeinde: 
Sranfenverficherung anzugehören hätten ; 

ec. für andere, nicht gegen Krankheit verjicherte Arbeiter, Geſellen, Gehilfen 
— mit Ausnahme der Handlungsgehilfen — und Lehrlinge, für Betriebsunter- 
nehmer, jowie für die im $ 4 Abſatz 5 bezeichneten Perſonen der dreihunderts 
fache Betrag des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter des Beſchäftigungs— 
orts ($ 8 des Nranfenverjicherungsgejeges) ; 

d. für Betriebsbeamte, Werfmeijter, Techniker, Handlungsgehilfen und die 
im 8 4 Abſatz 4 bezeichneten Perſonen, joweit jie der Gemeinde-Krankenverſicherung 
oder einer Krankenkaſſe nicht angehören, derjenige Arbeitsverdienit, den der Ver: 
letzte während des legten Jahres feiner Bejchäftigung in dem Betriebe, in welchen 
der Unfall jich ereignete, an Gehalt oder Lohn durchichnittlich für den Arbeitstag 
bezogen bat. War der Berlepte in dem Betriebe nicht ein volles Jahr, von dem 


Ss 72. Tie in Gemäßheit des S 69 errichteten Krankenkaſſen find zu ſchließen: 

1) wenn der Wetrieb, für melden fie errichtet find, aufgelöit wird; 

2) wenn ber Bauherr oder Unternehmer es unterläßt, für orduungsmäßige Kaſſen— 
und Rechnungsführung Sorge zu tragen. 

In dem ‚Falle zu 2 trifft den Bauherrn oder Internebmer die im S 71 ausgeiprochene 
Verpflichtung. 

Im übrigen finden auf die in Gemäßbeit des $ 69 errichteten Krankenkaſſen die Vor— 
ichriften der SS 63 bis 68 mit der Maßgabe Anwendung, daß über die Anwendbarkeit der 
Vorichrift des 5 32 die höhere Verwaltungsbehörde bei Genehmigung des Kaſſenſtatuts, 
über die Verwendung des bei Schließung oder Auflöfung einer Kaſſe verbleibenden Reſtes 
des Kaſſenvermögens das Kaſſenſtatut Beſtimmung treffen muß. Cine Verwendung zu 
Gunsten des Bauherrn oder Unternehmers iſt ausgeichloiien. 

Auf Streitigleiten über Unterftügungsaniprüche, melde auf Grund des 5 71 gegen 
den Bauherrn erhoben werden, findet die Vorichriit des $ 58 Abjah 1 Anmendung; auf 
Streitigkeiten über Erſahanſprüche, welche auf Grund des 5 S 71 und des $ 57 Abſaß 2 gegen 
den Bauherrn erhoben werden, findet die Vorjchrift des $ 58 Abſatz 2 Anwendung. 

$ 73. Auf Krankentkaſſen, welche auf Grund der Rorichriften des Titels VI Der 
Gewerbeordnung von Innungen für die Geiellen und Lehrlinge ibrer Mitglieder errichtet 
werden, finden die Worichriften des 5 19 Abſatz 5, SS 20 bis 22, 26 bis 33, 39 bis 42, 
46, 46a, 46b, 48a Abiab 2, S 49a Abſaß 4, SS 51 bis 53a, 54a bis 58, 65 Abſatz 2 
Anwendung. 

MWird für eine Innung nach Mahgabe der voritehenden Beitimmung eine Innungs— 
Krankenkaſſe errichtet, jo werden die von „Innungsmitgliedern in ihrem (Gewerbebetriebe be 
ſchäftigten verficherungspflichtigen Perſonen, vorbebaltlid der Beitimmung des $ 75, ſoweit 
fie zu dem Zeitpunkte, mit welchem die Kaſſe ins Leben tritt, im dieſer Beichäftigung ſtehen. 
mit dieſem Zeilpuntie ſoweit ſie ſpäter in dieſe Beichäftigung eintreten, mit dieſem Cintritt 
Mitglieder der Innungskrankenkaſſe. 

Verfiherungspflichtige Perſonen, deren Arbeitgeber der Innung, für welche eine Innungs— 
Krankenkaſſe errichtet iſt, erit nach deren Errichtung beitreten, werden, ſoweit fie bisher einer 
Ortskrankenkaſſe angebörten, mit Beginn des nenen Rechnungsjabres Mitglieder der Innuugs— 
Kranlkenkaſſe, ſofern der Arbeitgeber drei Monate zuvor dem Vorſtande der Duslranentaffe 
ſeinen Eintritt in die Innung nachgewieſen hat. 

Mit dem Zeitpunkte, mit welchem verlicherungspflichtige Perfonen Mitglieder einer 
Innungskrankenkaſſe werden, ſcheiden fie aus anderen auf Grund dieſes Geſehzes errichteten 
Kaſſen, welchen fie bis dabin vermöge ihrer \ Beichäftigung angebörten, aus. 

Den Zeitpunkt, mit welchem eine neuerrichtete Innungs-Krankenkaſſe ins Leben tritt, 
beitimmt die höhere Verwaltungsbehörde. 

Im übrigen bleiben für diefe Hallen die Worichriften des Titels VI der Gemwerbe- 
ordnung in Kraft. 
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Unfall zurücgerechnet, bejchäftigt, fo it der Betrag zu Grunde zu legen, welchen 
während dieſes Zeitraums ähnlich beichäftigte Perjonen im demjelben Betriebe 
oder in benachbarten gleichartigen Betrieben durchichnittlich bezogen haben. Sind 
derartige Perſonen nicht vorhanden, oder erreicht deren Arbeitöverdienjt den drei— 
hundertfachen Betrag des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher Tagearbeiter ($ 8 
des Kranfenverficherungsgejeges) nicht, fo ift der legtere der Berechnung zu Grunde 
zu legen. 

Löhne und Gehälter, welche den Sa von vier Mark täglich überjteigen, fonımen 
mit dem vier Mark überjteigenden Betrage nur zu einem Drittel in Anrechnung. 

(Bergl. $ 5 Abſatz 3 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; $ 6 Abfab 3 
und 4 des Gejepes vom 5. Mat 1886; 8 3 Abſatz 1 des Gejches vom 
15. März 1886; 8 7 des Geſetzes von 13. Juli 1887; 8 22 des Gejehes 
vom 22. Juni 1889.) 

S 15. 

Sofern eine Rente auf Grund des für verlebte jugendliche Perſonen beſonders 
jeitgefegten niedrigeren ortSüblichen Tagelohns bemeſſen worden tt, iſt dieſelbe 
vom vollendeten jechzehnten Lebensjahre des Verlegten ab auf den nad dem 
Arbeitsverdienit Erwachſener zu berechnenden Berrag zu erhöhen. 

(Vergl. S 6 Abſatz 2 des Geſetzes vom 5. Mai 1886.) 
8 16. 

Im Falle dev Tödtung it als Schadenserſatz außerdem zu leiten: 

1) als Erſatz der Beerdigungsfojten das Zwanzigfadhe des nah $ 14 auf 
den Arbeitstag entfallenden Verdienſtes, jedoch mindeitens dreißig Mark; 

2) eine den Binterbliebenen des Setödteten vom Todestag an zu gewährende 
Rente, welche einen Bruchtheil jeine® nach den Vorfchriiten des $ 14 berechneten 
ArbeitSverdienites bilder. 

Wenn fir die Höhe der Nente der Betrag des Arbeitsverdienſtes des Ge— 
tödteten beitimmend, diefer aber in Folge eines früher erlittenen Betriebsunfalls 
geringer geweſen it als der vor dieſem Unfall bezogene Lohn, fo it eine aus 
Anlaß des Betriebsunfall$ bei Lebzeiten bezogene Nente dem Arbeitöverdienite 
bis zur Höhe des der früheren Nentenfeititellung zu Grunde gelegten Arbeits- 
verdienjtes hinzuzurechnen. 

Die Rente für Hinterbliebene beträgt: 

a. für die Wittwe des Getödteten bis zu deren Tode oder Wiederverheirathung 
zwanzig Prozent, für jedes binterbliebene vaterlofe Kind bis zu deſſen zurüds 
gelegtem fünfzehnten Lebensjahre fünfzehn Prozent und, wenn das Kind aud) 
murterlos it oder wird, zwanzig Prozent des Arbeitöverdienites. 

Die Renten der Wittwen und der Slinder dürfen zufammen jechzig Prozent 
des Arbeitöverdienites nicht überfteigen; ergibt ich ein höherer Betrag, jo werden 
die einzelnen Renten in gleichem Verhältniſſe gekürzt. 

Im Falle der Wiederverheirathung erhält die Wittwe den dreifachen Betrag 
ihrer Jahresrente als Abfindung. 

Der Anſpruch der Wittwe iſt ausgejchloifen, wenn die Ehe erit nach dem 
Unfall geichloffen worden iſt; 

b. für Afzendenten des Verftorbenen, wenn diefer zu ihrem Unterhalt wejents 
lih beigetragen hat, für die Zeit DiS zu ihrem Tode oder bis zum Wegfall der 
Bedürftigkeit zwanzig Prozent des Arbeitöverdienites. 

Wenn mehrere der unter b benannten Berechtigten vorhanden jind, jo wird 
die Rente den Eltern vor den Großeltern gewährt; 
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e, für Enkel und Gejchwilter des Verſtorbenen, jofern derjelbe zu ihrem 
Unterhalt mwejentlich beigetragen hat, für Enfel bis zum zurücgelegten fünfzehnten 
Lebensjahre des jüngiten derjelben und für Geichwiiter bis zu ihrem Tode oder 
bis zum Wegfall der Bedürftigkeit zwanzig Prozent des Arbeitsverdienſtes. 

Wenn mehrere der unter c benamuten Berechtigten vorhanden find, jo wird 
die Reute deu Enkeln vor den Gejchwiltern gewährt. 

Wenn die unter b bezeichneten mit den unter a bezeichneten Berechtigten 
fonfurrieren, jo haben die erjteren einen Anjpruch nur, joweit für die letzteren 
der Höchitbetrag der Nente nicht in Anspruch genommen wird. Die unter e be- 
zeichneten Berechtigten haben einen Anſpruch nur, joweit für die unter a und b 
Bezeichneten der Höchſtbetrag der Nente nicht in Anſpruch genommen wird. 

Die Hinterbliebenen eines Ausländers, welche zur Zeit des Unfalls nicht im 
Inlande wohnten, haben feinen Anspruch auf die Rente. Durch Beichluß des 
Bundesraths kann dieſe Beſtimmung für bejtimmte Grenzbezirke, jowie für die 
Angehörigen jolder auswärtiger Staaten, durch deren Geſetzgebung eine entiprechende 
Fürſorge für die Dinterbliebenen durch Betriebsunfall getödteter Deuticher gewähr: 
leijtet it, außer Kraft gejegt werden. 

Den Angehörigen eines BVBerficherten, welcher jich auf einem in See gegangenen 
Fahrzeuge befunden bat, jteht dev Anſpruch auf Rente auch dann zu, wenn Diejes 
Fahrzeug untergegangen oder nach den Beitimmungen der Art. 866, 867 des 
Handelögejepbuds als verichollen anzujehen ift, und jeit dem Untergange bezw. 
jeit den legten Nachrichten von dem Fahrzeug ein Jahr verfloflen it, ohne dab 
von dem Leben des Vermißten glaubhafte Nachrichten eingegangen find. Der 
Unfallverficherungsverband oder die Berufsgenofjenichaft kann von den zum Bezuge 
von Renten berechtigten Hinterbliebenen verlangen, daß fie vor einer zur Abnahme 
von Eiden zuftändigen Behörde die eidesjtattliche Veriicherung abgeben, von dem 
Leben des Vermißten feine anderen als die angezeigten Nachrichten erhalten 
zu haben. 

Die Zahlung der Rente beginnt in den Fällen diejfer Art mit dem Tage, 
an weldem das Fahrzeug untergegangen it, oder, wenn das Fahrzeug verichollen 
war, nach Ablauf eines halben Monats von dem Tage ab, bis zu welchem Die 
legte Nachricht über das Fahrzeug reiht. Der Anſpruch auf fernere Rentenbezüge 
erlischt, wenn das Leben des als veritorben geltenden Ernährers nachgewieſen iſt. 

Vergl. S 6 Abſatz 1 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; $ 7 des Gejepes 
vom 5. Mai 1886; $ 2 Mbjab 1 des Gejeßes vom 15. März 1886; 
Ss 13 Abſatz 1 und 2 des Geſetzes vun 13. Juli 1887; zu Abjab 5 
und 6; 8 14 des Geſetzes von 13. Juli 1887.) 

S 17. 

An Stelle der im 8 9 vorgejchriebenen Leiltungen fann Dis zum beendigten 
Heilverfahren freie Nur und Verpflegung in einem Krankenhauſe gewährt werden, 
und zwar! 

1) für Verunglüdte, welche verbeirathet Tind oder eine eigene Haushaltung 
haben oder Mitglieder der Haushaltung ihrer Familie find, mit ihrer Zuftimmung, 
oder unabhängig von derjelben, wenn die Art der Verlegung Anforderungen an 
die Behandlung oder Verpflegung ftellt, denen in der Familie nicht genügt werden 
fann, oder wenn die Verletzten wiederholt den ärztlichen Anordnungen zuwider 
gehandelt haben, oder wenn ihr Zuſtand oder Verhalten eine fortgejegte Beob— 
achtung erfordert; 

2) für jonitige Verunglückte in allen Fällen. 
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Für die Zeit der Verpflegung des Verunglüdten in dem Krankenhauſe ſteht 
jeinen im $ 16 Ziffer 2 bezeichneten Angehörigen die dajelbit angegebene Rente 
injoweit zu, als ſie auf diejelbe im Fall des Todes des Verlegten einen Auſpruch 
haben würden. Sind ſolche Angehörige nicht vorhauden, oder erreichen deren 
Renten den Hödjitbetrag ($ 16) nicht, jo it dem PVerunglüdten für diejelbe Zeit 
eine Rente im Betrage von einem Achtel des ortsüblichen Tagelohns gewöhnlicher 
Tagearbeiter desjenigen Drts zu zahlen, an welchem er zur Zeit des Unfalls be- 
ihäftigt war. 

(Bergl. 8 7 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; $ 8 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886; 5 9 Abſatz 4 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 


Verhältniß zu Krankenkaffen, Armenverbänden ete. 
$ 18. 

Die Verpflichtung der eingejchriebenen Hilfskaſſen, jowie der ſonſtigen Kranfenz, 
Sterbe-, |nvaliden= und anderen Unterjtügungsfaffen, den von Unfällen betroffenen 
Perjonen, jowie deren Angehörigen und Hinterbliebenen Unterjtügungen zu ge— 
währen, jowie die Verpflichtung von Gemeinden oder AUrmenverbänden zur Unter: 
ſtützung bilfsbedürftiger Perjonen wird durch diejes Geſetz nicht berührt. Soweit 
auf Grund jolcher Verpflichtung Unteritügungen in Fällen gewährt jind, in welchen 
dem Unterjtügten nad) Maßgabe der SS 9 ff. diejes Geſetzes ein Entſchädigungs— 
anſpruch zuiteht, geht der leptere bis zum Betrage der geleiteten Unterjtüßung 
auf die Kaſſen, die Gemeinden oder die Mrmenverbände über, von welchen die 
Unterftüßung gewährt worden it. 

Das Gleiche gilt von den Betriebsunternchmern und Kaſſen, welche die den 
bezeichneten Gemeinden und Armenverbänden obliegende Verpflichtung zur Unter: 
ſtützung auf Grund gejeglicher Borichrift erfüllt haben. 

Vergl. $ 8 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 8 11 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886; 8 15 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 


Aufbringung der Mittel. 
S 19. 

Die Mittel zur Dedung der von einer Unfallveriiherungsgenofjenichaft zu 
leijtenden Entichädigungsbeträge und aufzinvendenden Verwaltungsfojten werden 
von den Mitgliedern durch Beiträge aufgebracht. Die Beiträge find jo zu berechnen, 
daß Durch diejelben außer den jonjtigen Leiltungen des Berbandes der Kapital- 
mwerth der ihm im abgelaufenen Rechnungsjahr zur Laſt gefallenen Nenten gededt 
wird. Die Grundjäge für die Berechnung des Kapitalwerths werden durch das 
Heichsverjicherungsamt feitgejtellt. Die Ausjchreibung der Beiträge erfolgt durch 
Zuſchläge zu öffentlichen Abgaben oder nach der Zahl der Vollarbeiter des Be— 
triebs (SS 46, 76) ohne Rückſicht auf die Höhe der von den Werficherten ver— 
dienten Löhne und Gehälter, 

Auf die Beiträge jind von den Mitgliedern nad Bertimmung des Statuts 
viertel= oder halbjährliche Vorſchüſſe zu leiten. Diejelben bemejjen ſich für die 
einzelnen Mitglieder nad der Höhe. der für das legtvergangene Rechnungsjahr 
auf ſie vertheilten Beiträge und betragen jedesmal den vierten Theil beziehungs- 
weiſe Die Hälfte der legteren, jolange nicht die Genoſſenſchaftsverſammlung einen 
niedrigeren Betrag jeitgejebt hat. Für neu eintretende Mitglieder jind die Vor— 
ſchüſſe nach demjenigen Betrage zu bemeijen, welcen diefe Mitglieder madı dem 
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Steuerfuß oder nad) der Zahl der Bollarbeiter ihres Betriebs (SS 46, 72 Ab— 
ja 2, 76, 77 Abjaß 1) zu den Sahreslaften des lebtvergangenen Rechnungs: 
jahres hätten beitragen müſſen, wenn fie in demjelben jchon Mitglieder der Unfalls 
verficherungsgenofjenichaft geiwwejen wären. Dieſen leßteren Mitgliedern hat der 
Borjtand die Höhe des don ihnen zu entrichtenden Vorſchuſſes mitzutheilen. 

Für die Zeit bis zum Abſchluß der erjten Jahresrechnung wird der Betrag 
der Vorſchüſſe der einzelnen Mitglieder durch den Vorjtand mit Genehmigung 
des Neichsverfiherungsamts feitgefegt umd durch das zu den Bekanntmachungen 
des Verbandes bejtimmte Blatt veröffentlicht. Im gleiher Weife find Beſchlüſſe 
der Genojjenichaftsverjammlung wegen Ermäßigung der Vorſchüſſe zur Kenntnik 
der Betheiligten zu bringen. 

Die Vorſchüſſe find binnen zwei Wochen nad) den durch das Statut oder Die 
Genoſſenſchaftsverſammlung bejtimmten Fälligkeitsterminen an den Vorftand einzu: 
zahlen. Sie werden in derjelben Weije beigetrieben wie Gemeindeabgaben. 

Die Landes-Zentralbehörde kann bejtimmen, dab Genofjenschaftsmitglieder, 
welche ihr Gewerbe im Umherziehen betreiben, die Borjchüffe für längere Zeit: 
räume bis zur Dauer eines Jahres zu leilten haben, und daß ihnen vor Ent: 
richtung derjelben der Wandergewerbeichein ($ 61 der Gewerbeordnung) nicht 
auszuhändigen it. 

(Bergl. $ 33 des Gefehes vom 5. Mai 1886; $ 10 des Geſetzes vom 
11. Juli 1887.) 
8 20. 

Durch Statutarifche Beitimmung einer Gemeinde oder eines weiteren Kom— 
munalverbandes kann mit Genehmigung der höheren Verwaltungsbehörde für bes 
ſtimmte Bezirke oder Betriebszweige angeordnet werden, daß die Beiträge, welche 
auf die Betriebäunternehmer fallen, an Stelle diejer Unternehmer ganz oder theil= 
weife durch Gemeinden oder Nommunalverbände aufzubringen jind. 

Bon jolchen Anordnungen hat die Gemeinde oder der Kommunalverband dem 
Vorſtand der Unfallverficherungs=Öenofienjchaft Mittheilung zu machen. Inner— 
halb der einzelnen Gemeinden oder Kommunalverbände werden die aus jolden 
Bejtimmungen auf diefelben entfallenden Yajten wie Gemeindeabgaben aufgebracht, 
jofern nicht durch die ſtatutariſche Beſtimmung ein anderer Vertheilungsmaßſtab 
feſtgeſetzt iſt. 

Soweit derartige Beſtimmungen nicht erlaſſen ſind, können Gemeinden durch 
übereinſtimmende Beſchlüſſe zur gemeinſamen Uebernahme der ihnen zufallenden 
Laſten ſich vereinigen. Dabei iſt über die Vertretung und Verwaltung der Vers 
einigung Beſtimmung zu treffen, welde der Genehmigung der höheren Verwaltungs 
behörde oder, wenn die Gemeinden den Bezirken verjchiedener höherer Berwaltungss 
bebörden angehören, der Zentralbehörde bedarf. 

Die getroffenen Vereinbarungen und Beſtimmungen ſind der betreffenden 
Unfallverficherungsgenofjenjchaft, jowie dem Reichs-Verſicherungsamt mitzutheilen. 

(Vergl. $ 16 des Gefetzes vom 5. Mai 1886, $ 21 Litt. b; $ 30 des 
Geſetzes vom 11. Juli 1887.) 


8 21. 

Soweit auf Grund dieſes Geſetzes Berufsgenofjenfchaften errichtet werden, 
finden die VBorjchriften des S 19 Abſatz 1 bis 4 mit der Maßgabe Anwendung, 
daß die Genoflenjchaftsverjammlung beichliegen fann, an Stelle des Kapitalwerths 
der Nenten nur den Jahresbetrag der der Berufsgenpffenichaft im abgelaufenen 
Rechnungsjahre zur Lalt gefallenen Entſchädigungen mittels der Umlage zu er— 
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beben. Ein ſolcher Beichluß bedarf der Zuſtimmung von mindeitens drei Vierteln 
aller in der Berfammlung vorhandenen Stimmen. 

Wenn eine Berufögenofjenjchaft nur den Jahresbetrag der Entſchädigungen 
umtegt, jo bat fie nad; der näheren Beitimmung des $ 56 einen Nejervefonds 
onzujammeln. 

g 22. 

Zu anderen Zweden als zur Dedung der nach diefem Gejeb zu leiftenden 
Entihädigungsbeträge und der WVermwaltungsfoiten, zur Gewährung von Prämien 
für Rettung VBerunglüdter und für Abwendung von Unglücksfällen, jowie zur 
Anſammlung des Reſervefonds (SS 21, 26, 56) dürfen weder Beiträge erhoben 
werden, noch Verwendungen aus dem Vermögen der Genojjenjchaft erfolgen. 

Behufs Beihaffung der zur Bejtreitung der Verwaltungskoſten erforderlichen 
Mittel können die Genofjenichaften von den Mitgliedern für das erite Jahr einen 
Beitrag im Voraus erheben. Derjelbe bemißt jich, fall das Statut nichts Anderes 
beitimmt, nad) der Zahl der Nollarbeiter ($ 46). 

(Bergl. $ 10 Abſatz 4 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; $ 15 Abjah 2 
und 3 des Gefepes vom 5. Mai 1886; $ 18 Abjab 2 umd 3 des Ge— 
jebes vom 13. Juli 1887; 8 45 des Geſetzes vom 22. Juni 1889.) 


Il. Organijation. 
1) Unfallverjiherungsgenojjenjdhaften. 
823. 

Die Unfallverſicherungsgenoſſenſchaften werden nach Beſtimmung der Landes— 
regierungen für weitere Kommunalverbände ihres Gebiets oder für das Gebiet 
des Bundesſtaats errichtet. 

Auch kann für mehrere Bundesſtaaten oder Gebietstheile derjelben, ſowie 
für mehrere weitere Kommunalverbände eines Bundesitaats eine gemeinjfame Ge— 
noffenichaft errichtet werden. 

Die Erridtung ſowie jede Veränderung des Bezirks oder des Beltandes der 
Unjallverjiherungsgenvfjenichaften bedarf der Genehmigung des Bundesrathe. 
Soweit die Genehmigung wicht ertheilt wird, kann der Bundesrath nad) Anhörung 
der betheiligten Landesregierungen die Errichtung von Unfallverjicherungsgenofjen- 
ſchaften anordnen. 

Tie bezüglichen Befchlüffe des Bundesraths find durch den „ReichSanzeiger“ 
zu veröffentlichen. 

In der Unfallverficherungsgenoffenichaft find mit Ausnahme von Reichs- und 
Stoatsbetrieden (58 5, 69), jowie von den Betrieben, welche berufsgenoifenjchaft- 
lihen Organijationen zugetheilt jind (SS 5, 48), alle unter dieſes Geſetz fallen- 
den Betriebe ohne Unterjchied des Betriebszweigs verlichert, deren Sib im Ge— 
aenichaftsbezirfe liegt. Soweit unter dieſes Geſetz fallende Betriebe einen Sig 
m Inlande nicht haben, gilt als Sit des Betriebs der Ort, an welchen die 
derſicherten Perſonen im Laufe des Nechnungsjahres zuerit bejchäftigt worden find. 

(Bergl. $ 18 des Geſetzes vom 5. Mai 1886; $ 41 des Geſetzes vom 
22. Juni 1889.) 
S 24. 


Ter Zi der Unjallverficherungsgenojjenjchaft wird durch die Yandesregierung 
beitimmt. 
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Iſt die Genoſſenſchaft für mehrere Bundesitaaten oder Gebietötheile von 
folchen errichtet, Jo beitimmt den Siß, fall eine Vereinbarung der betheiligten 
Landesregierungen nicht zu ſtande kommt, der Bundesrath. 


Vermögensrechtliche Stellung. 


ı 9x 
S 25. 


Die Unfallverſicherungsgenoſſenſchaft kann unter ihrem Namen Rechte er— 
werben und Berbindlichkeiten eingehen, vor Gericht Hagen und verklagt werden. 
Für ihre Verbindlichkeiten haftet den Gläubigern das Genojienfchaftsvermögen, 
joweit dasſelbe zur Tedung dev Berpflidtungen der Genoſſenſchaft nicht ausreicht, 
dev Kommunalverband, für welden die Unfallverficherungsgenofjenichaft errichtet 
it, wenn Diejer undermögend oder wenn die Verlicherungsanjtalt für den Bundes 
jtaat errichtet- ijt, der Bunbdesitaat. 

Iſt die Genojlenjcaft für mehrere Nommunalverbände oder Bundesitaaten 
oder Theile von joldyen errichtet, jo bemißt jich im Falle der Unzulänglichfeit des 
Genoſſenſchaftsvermögens deren Haftung nad dem Verhältniß der auf Grund der 
legten Volkszählung feitgeitellten Bevölferungsziffer derjenigen Bezirke, mit welchen 
jie an der Genoſſenſchaft betheiligt iind, 

Die Einnahmen und Ausgaben der Genoſſenſchaft jind gejondert zu verrechnen, 
ihre Beſtände gejondert zu verwahren. 

Die Genoſſenſchaft darf andere als die in diefem Geſetz ihr übertragenen 
Geschäfte nicht übernehmen. 

(Bergl. SS 33, 92 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 88 14, 18, 110, 
113 des Gejepes vom 5. Mai 1886; 88 41, 44 des Gefehes vom 
22. Juni 1889.) 

8 26. 

Für die Unfallverjicherungsgenosienjchaft kann nach Beitimmung des Statuts 
ein Nejervefonds angeſammelt werden. 


Statut. 


27. 


5 

Sofern nicht die Verwaltung des Berbandes auf eine Behörde oder einen 
Beamten gemäß $ 37 übergeht, vegelt die Unfallverfiherungsgenofienichaft ihre 
Angelegenheiten durch ein Statut, welches durch eine Genoſſenſchaftsverſammlung 
($ 30) zu beichließgen ift. Dasjelde muß Beſtimmung treffen: 

1) über die Zahl der gewählten Mitglieder des Boritandes und der Grjaß- 
männer für diejelben, die Obliegenheiten und Befugniſſe, Jowie die Berufung des 
Vorjtandes (SS 33 bis 36) und den den Mitgliedern und Erjapmännern zus 
jtehenden Erjap für baare Auslagen (S 40; 

2) über die Aufitellung der Jahresrehnung und die Einjehung eines Aus: 
ſchuſſes zur Prüfung und Abnahme derjelben (S 39); 

3) über die Bezirfe und die Obliegenheiten der Vertranensmänner ($ 38); 

4) über die den Mitgliedern der Genofjenichaftsverfammlung zu gewährenden 
Reiſekoſten und Tagegelder (8 32); 

5) über das Berfahren bei Betriebsveränderungen, jowie bei Aenderungen 
in der Perſon des Unternehmers ($ 79); 

6) über die Vorausießungen für eine Aenderung des Statuts; 

7) über die Veröffentlichung der Nechnungsabichlüfle ; 
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8) über den Zeitpunkt der ‚zälligfeit der von den Mitgliedern auf die Bei- 
träge zu leiltenden Borichüffe ($ 19 Abſatz 2); 

9) über die öffentlichen Blätter, durch welche Bekanntmachungen der Genoſſen— 
haft zu erfolgen haben; 

10) über die den Arbeitern, welche zur Theilnahme an den Unfallunter- 
judungen (8 85) zugezogen werden, zu gewährende Entſchädigung. 

S 28. 

Der Genojlenjchaftsverjammlung müſſen vorbehalten werden: 

1) die Wahl der Vorjtandsmitglieder, 

2) Abänderungen des Statuts, 

3) die Wahl des Rechnungsausſchuſſes, 
joweit nicht die Prüfung und Abnahme der Rechnung auf eine Behörde über- 
gegangen it (8 37). 

g 29. 

Das Statut bedarf zu feiner Biltigfeit der Genehmigung des Neichöver- 
fiherung&amts. Demſelben find die von der Genoſſenſchaftsverſammlung über 
das Statut gefaßten Beſchlüſſe mit den Protofollen durch den Vorſtand binnen 
einer Woche einzureichen. 

Gegen die Enticheidung des Neichsverjicherungsanıts, durch welche die Ge— 
nehmigung verfagt wird, findet binnen einer Früt von vier Wochen, vom Tage 
der Zuſtellung an den Vorjtand ab, die Beichwerde an den Bundesrath jtatt. 

Wird innerhalb diejer Friſt Beſchwerde nicht eingelegt, oder wird die Ver— 
jagung der Genehmigung des Statut vom Bundesrath aufrecht erhalten, jo hat 
das Reichsverſicherungsamt innerhalb vier Wochen eine abermalige Beſchlußfaſſung 
anzuordnen, Wird aud dem amderweit bejchloffenen Statut die Genehmigung 
endgiltig verjagt, oder fommt ein Bejchluß der Verbandsverjammlung über das 
Statut nicht zu jtande, jo wird ein ſolches vom Reichsverſicherungsamt erlafien. 
In leßterem Falle hat das Neichsverficherungsamt auf Kojten der Genoſſenſchaft 
die zur Ausführung des Statut erforderlichen Anordnungen zu treffen. 

Abänderungen des Statuts bedürfen der Genehmigung des Reichs-Verſicher— 
ungsamts. Gegen die Verjagung der Genehmigung findet binnen vier Wochen, 
vom Tage der Zujtellung ab, die Bejchwerde an den Bundesrath jtatt. 

Nach Feititellung des Statuts ſind durch den Vorſtand im „NeichS: Anzeiger“ 
und in dem für die Veröffentlichungen der Landes-entralbehörde beitimmten 
DBlatte der Name, Sit und Bezirk der Unfallverſicherungsgenoſſenſchaft, ſowie 
der Name des Vorſitzenden des Borjtandes befannt zu machen. Beränderungen 
find in gleicher Weife zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

(Vergl. $ 20 des Geſetzes vom 6. Juli 1884.) 


Genoflenfchaftsverfammlung. 
S 30. 

Die Genoſſenſchaftsverſammlung beiteht aus Bertretern der verjicherungss 
pflichtigen Unternehmer. 

Die Zentralbehörde bejtimmt, in welcher Weiſe und im welcher Zahl durch 
Wahlmänner die Vertreter der Unternehmer zu wählen jind. Die Zentralbehörde 
fann die Beitimmung der Wahlbezirfe und den Erlaß der Wahlordnung auch 
einer anderen Behörde übertragen. 
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Innungen, welche im Bezirfe der Unfallverjiherungsgenofjenichaft ihren Siß 
haben, find unter Berüdjichtigung der Zahl ihrer Mitglieder an den Wahlen zur 
Genoſſenſchaftsverſammlung zu betheiligen. Die Betheiligung kann denjelben an 
Stelle der einzelnen Innungsmitglieder oder neben denjelben eingeräumt werden. 
Wenn der Bezirk eines Innungsverbandes den Bezirf der Genoſſenſchaft ganz 
oder theilweife umfaßt, jo geht die Wahlberechtigung der Innungen derjenigen 
Gewerbe, für welche der Verband beiteht, auf diefen über. 

Geht der Bezirk der Genoſſenſchaft über die Grenzen eines Bundesitants 
hinaus, jo werden die Obliegenheiten der Zentralbehörde von der. Zentralbehörde 
desjenigen Bundesitaats, in dejjen Gebiet der Sig der Unfallverſicherungsgenoſſen— 
jchaft belegen it, nach Verſtändigung mit den übrigen SZentralbehörden wahrges 
nommen; wird eine VBerjtändigung zwijchen den Zentralbehörden nicht erreicht, 
jo entjcheidet der Bundesrath. 

(Vergl. SS 20, 23 des Geſetzes vom 5. Mai 1886.) 


Berufung, Leitung, Befchlußfaffung. 
Ss 31. 

Die Berufung und Leitung der Genoſſenſchaftsverſammlung erfolgt durch 
den Vorfigenden des Genvifenjchaftsvoritandes (S 34). 

Die Beihlüjfe der Genoſſenſchaftsverſammlung werden nad Stimmenmehrheit 
gefaßt. Jedes Mitglied der Genoſſenſchaftsverſammlung bat eine Stimme. Bei 
Stimmengleichheit gibt die Stimme des VBorfigenden den Ausschlag. 

Ss 32. 

Die Mitglieder der Genoſſenſchaftsverſammlung ind berechtigt, für ihre 
Theilnahme an den Verhandlungen Neijekoiten und ITagegelder nah den durch 
das Statut feitgeitellten Sätzen zu beanſpruchen 


Genollenfhaftsvorftand. 
8 38. 

Die Unfallverficherungsgenofjenichaft wird durch einen Vorſtand verwaltet, 
joweit nicht einzelne Angelegenheiten durch Gejep oder Statut anderen Organen 
übertragen ſind. 

Der Borjtand hat die Genoſſenſchaft gerichtlih und außergerichtlich zu ver— 
treten. Die Vertretung erſtreckt ſich auch auf diejenigen Gefchäfte und Rechts— 
bandlungen, fir welche nach den Gejegen eine Spezialvollmacht erforderlih ift. 

8 34. 

Der Borjtand bejteht aus einem oder mehreren Beaniten des weiteren Kom— 
nunalverbandes oder Bundesjtaats, fir welchen die Unfallverficherungsgenofien= 
ſchaft errichtet ift, und aus Mitgliedern der Genojjenichaft. 

Die Beamten werden nad) Maßgabe der landesgejeglichen Borichriiten von 
dem Kommunalverbande beziehungsweile von der Landesregierung in der erforder= 
lichen Zahl und unter Ernennung des Vorligenden bejtellt. Die Bezüge diejer Beamten 
und ihrer Hinterbliebenen jind von der Unfallverjicherungsgenofjenjchaft zu vergüten. 

Die aus der Genofjenjchaft zu beitellenden Borjtandsmitglieder werden nach 
näherer Beitimmung des Genoſſenſchaftsſtatuts gewählt. 

Die Wahl erfolgt auf fünf Jahre. Nach näherer Beſtimmung des Statut 
ſind Erſatzmänner zu wählen 
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Einem Innungsverbande, deſſen Bezirf den Bezirk des Unfallverfiherungs- 
verbandes ganz oder theilweiſe umfaßt, und dem nach dem Ermefjen dev Zentral- 
behörde eine erhebliche Bedeutung für dieſen Bezirf beivohnt, fann von der 
Zentralbehörde die Befugniß beigelegt werden, ein Borjtandsmitglied aus den 
dem Innungsverband angehörenden Mitgliedern der Unfallverficherungsgenoiien- 
ſchaft zu beſtellen. 

(Vergl. SS 46, 47 des Geſetzes vom 22. Juni 1889.) 
S 35. 

Auf gemeinjame Genojjenichaften (5 23 Abjag 2) finden die vorjtehenden 
Beitimmungen mit folgenden Mafgaben Anwendung : 

1) für die Beitellung der dem Borjtande angehörenden Beamten und für 
deren dienjtliche Verhältwifje find die am Sitze der Unfallverjicherungsgenofien- 
ſchaft geltenden Vorschriften maßgebend. rjtredt ſich der Bezirk der Genoſſen— 
Schaft über Gebiete mehrerer Bundesjtaaten, jo entjcheidet über die Beitellung der 
Beanten, falls ein Einverftändniß unter den betheiligten Landesregierungen nicht 
erzielt wird, der Bundesrath; 

2) über die Vertretung von Innungsverbänden im Genofjenjchaftsvoritande 
enticheidet, falls eine Verſtändigung zwiichen den betheiligten Yandesregierungen 
nicht erzielt wird, der Bundesratb. 

(Vergl. $ 64 des Geſetzes vom 22. Juni 1889.) 


S 36. 


Wählbar zu Mitgliedern der Borftände find nur deutſche, männliche, groß: 
jährige Mitglieder der Unfallverficherungsgenoffenfchaft, die im Bezirke der Ge: - 
noflenjchaft ihren Wohnſitz haben. Nicht wählbar it, wer durch gerichtliche An— 
ordnung in der Verfügung über jein Vermögen beſchränkt ijt, oder ſich nicht im 
Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befindet. 

Vergl. $ 24 des Geſetzes vom 6. Juli 1884.) 


Erſetzung des Vorſtandes durd eine Behörde etc. 
8 37. 

Auf Antrag der Genoſſenſchaftsverſammlung kann die Zentralbehörde des— 
jenigen Bundesitaates, in welchem jich der Sitz der Genofjenichaft Defindet, an— 
ordnen, das die Verwaltung der Genoſſenſchaft, joweit fie Dem Borjtande zuſtehen 
würde, von dem Vorſtande der Invaliditäts- und Altersverlicherungsanitalt, oder 
von den mit der landwirtbichaftlichen Unfallveriicherung betvauten Urganen der 
Kommumalverwaltung oder von bejonderen Behörden oder Beamten, deren Be- 
ftimmung der Zentralbehörde überlaffen bleibt, geführt werde. Wird eine ſolche 
Anordnung getroffen, To it gleichzeitig die Eritattung der durch die Verwaltung 
entjtehenden Koſten zu regeln. a 

Geht der Bezirk einer Unfallverjiherungsgenofienihaft iiber die Grenzen 
eines Bundesitaats hinaus, jo bedarf es auch der Zuftimmung der betheiligten 
Bundesregierungen. 

Eine Zurücknahme der Anordnung findet nur mit Zuſtimmung aller bei ihrer 
Einrichtung betheiligten Stellen jtatt. 

(Vergl. $ 26 Abſatz 3 des Geſetzes vom 5. Mai 1886; 8 47 des Geſetzes 
vom 22. Juni 1889.) 
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Bertrauensmänner. 
S 38, 

Als örtliche Organe der Unfallverfiherungsgenojjenichaft werden Vertrauens 
männer aus dem reife der Genojjenjchaftsmitglieder bejtellt. Ueber die Bezirke 
und die Obliegenheit der Vertrauensmänner hat das Statut Beitimmung zu treffen. 

Die Wahl der Vertrauensmänner liegt dem Voritand vb. 

Für die der Genofjenjchaft angehörenden Mitglieder einer Innung it auf 
Antrag des Vorjtandes der betreffenden Innung ein geeignetes Mitglied diejer 
oder einer anderen Innung als Vertrauensmann zu beitellen. 


Hechnungsausfchuß. 
Ss 39. 

Zur Prüfung und Abnahme der Jahresrechnung wird von der Genoſſenſchafts— 
verſammlung nach näherer Bejtimmung des Statuts ein Ausſchuß auf fünf Jahre beitellt. 

Wird die Verwaltung gemäß $ 37 von dem Vorſtande der Invaliditäts— 
und Altersverficherungsanitalt, oder von den mit der landwirtbichaftlichen Unfalls 
verjicherung betrauten Organen der Kommunalverwaltung geführt, jo gebt die 
Prüfung und Abnahme der Jahresrehnung auf diejenige Stelle über, welche die 
Rechnungen diefer Anstalt beziehungsweije der landwirtbichaftlihen Berufsgenoſſen— 
haft prüft und abnimmt ($ 54 Ziffer 8 des Gejepes vom 22. Juni 1889; 
S 26 Abſatz 4, 8 110 des Gejepes vom 5. Mai 1886"). 

Wird dagegen gemäß $ 37 die Verwaltung durch von der Jentralbehörde 
beitimmte bejondere Behörden oder Beamte geführt, jo geht die Prüfung und 
Abnahme der Jahresrechnung auf die der Behörde beziehumgsweile dem Beamten 
vorgejeßte Dienjtbehörde, oder eine andere von der Zentralbehörde zu bejtimmende 
Behörde über. 

(Bergl. $ 26 Abjap 2 und 3 des Geſetzes vom 5. Mai 1886; $ 28 
Abſatz 3 des Gejebes von 13. Juli 1887.) 


Ehrenämter. 
5 40. 
Die gewählten Mitglieder des Vorjtandes, jowie die gemäß $ 37 an deſſen 
Stelle getretenen Organe der Selbjtverwaltung, die Mitglieder des Nechnungs- 
— die Vertrauensmänner und die Schiedsgerichtsbeiſitzer verwalten ihre 


Geſetz vom 22 Juni 1889 8 54 Ziff. 8: 

Für jede Verficherungsanitalt iſt ein Statut zu errichten, welches von dem Ausſchuſſe 
beichlofjen wird. TDasielbe muß Beſtimmung treffen: 

8) über die Aufitellung und Abnahme der Jahresrechnung, ſoweit hierüber nicht 
von der Yandes- sentralbebörde Beſtimmungen getroffen werden ; 

Geſetz vom 5. Mai 1886 8 26 Abſatz 4: 

Soweit eine ſolche ebertranung itattfindet, geben die Befugniſſe und Obliegenbeiten 
der Organe der Genoſſenſchaft auf die betreffenden Organe der Selbitverwaltung über. 

$ 110. Die Yandesgelehgebung ift befugt, die Abgrenzung der Berufsgenotienichaften, 
deren Draanilafion und Verwaltung, das Verfahren bei HBetriebsveränderungen, den Maß— 
tab für Die Umlegung der Beiträge und ‚das Nerfabren bei deren Imlegung und Erhebung, 
abmweichend von den } en der $ 18, 20 bis 25, 26 Abſatz 1, 2 Ziffer 3, Abſatz 3 
und 4, 27 bis 41, 46, 47, 48 Abjah Fi 76 bis 83 zu regeln, ſowie abweichend von den 
Veftimmungen dieſes Gelehes die Organe zu bezeichnen, durch welche die Verwaltung der 
Berufsgenoſſenſchaften geführt wird und die in dieſem Geſetze den Vorſtänden der legteren 
übertragenen Befugniſſe und bliegenbeiten wahrgenommen werden. 
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Aemter als Ehrenäntter und erhalten nach den durch das Statut zu bejtimmenden 
Süßen, die Schiedsgerihtsbeiliger nah S 58 des Invaliditäts- und Altersver— 
ſicherungsgeſetzes), Erjaß für baare Auslagen, die von den Verſicherten gewählten 
Schiedsgerichtsbeiliger außerdem Erſatz für entgangenen Arbeitsverdienit. Den 
gewählten Borjtandsmitgliedern kann durch das Statut oder die Genoſſenſchafts— 
verſammlung eine Vergütung für ihre Miühewaltung gewährt werden. 

(Vergl. S 25 des Gejeges vom 6. Juli 1884; 8 30 des Geſetzes von 

5. Mai 1886; $ 31 des Geſetzes vom 13. Juli 1887; 8 58 des Ge— 

jeßes vom 22. Juni 1889.) 


Haftung der Mitglieder der Organe. 
8 41. 

Die Mitglieder des Vorſtandes und des Rechnungsausſchuſſes, ſowie die 
Bertrauensmänner haften der Genofjenichaft für getreue Geichäftsvermwaltung wie 
Tormünder ihren Mündeln. Handeln ſie abjichtlich zum Nachtheil der Genofjen- 
ihait, jo unterliegen jie der Strafbeitimmung des 8 266 des Strafgejeßbuchs. 

(Bergl. 8 26 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 8 59 des Geſetzes vom 
22. Nunt 1889.) 


Ablehnung von Wahlen. 
S 42, 

Wahlen zu jolhen Stellen, welche al$ Ehrenamt wahrzunehmen find, können 
von den Arbeitgebern der nah Maßgabe diejes Gejepes verlicherten Perſonen 
nur aus denjelben Gründen abgelehnt werden, aus welchen die Ablehnung des 
Amts eines Vormundes zuläjlig it. Die Wahrnehmung eines auf Grund der 
Geſetze, betreffend die Krankenverſicherung, die Unfallverjicherung oder die In— 
validitäts- und Wltersverficherung übertragenen Ehrenamts ſteht der Führung 
einer Bormundichaft gleih. Durch das Statut ($ 27) können die Ablehnungs— 
gründe anders geregelt werden. Die bezeichneten Perſonen, welche eine Wahl 
ohne zuläfiigen Grund ablehnen, oder fich der Ausübung ihres Amts ohne hin— 
reihende Entihuldigung entziehen, werden, joweit bejondere Beſtimmungen nicht 
getroffen jind, vom Vorſtande mit Geldjtrafen bis zu eintaujend Mark belegt. 

Die Wiederwahl fann für eine Wahlperiode abgelehnt werden. 

(Bergl. 8 24 Abjah 2 des Gejehes vom 6. Juli 1884; 8 60 des Ge— 
ſetzes vom 22. Juni 1889.) 
$ 43. 

So lange die Wahl der gejeblihen Organe der Unfallverficherungsgenofien- 
Ihaft nicht zu jtande kommt, oder jo lange diefe Organe die Erfüllung ihrer 
geieglihen oder ſtatutariſchen Dbliegenheiten verweigern, hat der Vorſitzende des 
Vorſtandes diejelben auf Koften des Berbandes wahrzunehmen oder durch Beauf- 
tragte wahrnehmen zu lafjen. 

(Bergl. $ 27 des Geſetzes vom 6. Auli 1884; 8 61 des Geſetzes vom 
22. Juni 1889.) 





“ Gele vom 22. Juni 1889 $ 58: 

$58 die unbefoldeten Mitglieder des Voritandes, die Mitglieder des Ausichufies 
und des Auflichtsraths, die Vertrauensmänner und die Schiedsgerichtsbeiftker verwalten ibr 
Amt ala Ehrenamt und erhalten nach den durch das Statut zu beitimmenden Sätzen nur 
Friag für baare Auslagen, die Vertreter der Neriicherten außerdem Erſatz für entgangenen 
Arbeitsverdienit 
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Unbehinderte Ausübung der Funktionen. 
8 44. 

Die Schiedsgerichtöbeifiger aus dem reife der Berjicherten haben in jedem 
Falle, in welchem sie zur Wahrnehmung ihrer Obliegenheiten berufen werden, 
die Arbeitgeber hiervon in Kenntniß zu jeßen, widrigenfalls ihnen die im 8 40 
vorgejehenen Entjchädigungen verjagt werden können. Die Nichtleiltung der Arbeit 
während der Zeit, in welcher die bezeichneten PBerjonen dur die Wahrnehmung 
jener Obliegenheiten an der Arbeit verhindert jind, berechtigt den Arbeitgeber 
nicht, das Arbeitsverhältnig vor dem Ablauf der vertragsmäßigen Dauer des— 
jelben aufzuheben. 

Vergl. $ 62 des Gejetes vom 22. Juni 1889.) 


Gemeinfame Tragung der Laſten. 
45. 
Mehrere Unfallverjiherungsgenoflenichaften fünnen vereinbaren, die Laiten 
der Unfallverfiherung ganz oder zum Theil gemeinjam zu tragen. 
(Bergl. $ 30 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 8 41 des Geſetzes vom 
5. Mat 1886; $ 65 des Gejeßes vom 22, Juni 1889.) 


—* 
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Maßſtab für die Bemeſſung der Beiträge. 
$ 46. 

Sollen die Beiträge durch Zuſchläge zu öÖffentlihen Abgaben aufgebracht 
werden (vergl. 8 19 Abjag 1), jo muß das Statut dies feitjeben und gleichzeitig 
auch darüber Beitimmung treffen, wie Mitglieder, welche die der Beitragserhebung 
zu Grunde legenden Abgaben nicht zu entrichten haben, zu den Genoſſenſchafts— 
lajten heranzuziehen Find. Sofern das Statut die Aufbringung nad dem Steuer 
fuß nicht vorjchreibt, erfolgt die Erhebung der Beiträge nach der Zahl der durch— 
ſchnittlich das ganze Jahr hindurch in dem Betriebe bejcäftigten verlicherten 
Perſonen (Bollarbeiter). Die Zahl wird durch Schätzung ermittelt ($ 72 Abſatz 2, 
8 76, $ 77 Abſatz 1). 

(Bergl. $ 36 des Geſetzes vom 5. Mai 1886.) 


Gefahrentarif. 
8 47. 

Durch das Statut fann ferner bejtimmt werden, daß bei der Bemefjung der 
Beiträge auch der Grad der mit den Betrieben verbundenen Unfallgefahr in Be— 
tracht zu ziehen it. In Diefem Fall find durch den Gefahrentarif entſprechende 
Sefahrenklajien zu bilden und über das Verhältniß der in denjelben zu leiltenden 
Beitragsjäße Beitimmungen zu treffen. Die Gefahrenklaffen und die Höhe der in den= 
jelben zu leitenden Beitragsjäge find mindeitens von 5 zu 5 Jahren nadhzuprüfen. 

Die Beſchlußfaſſung über die Aufitellung, die Beibehaltung und die Ab— 
änderung des Gefahrentarifs liegt der Genofjenichaftsverfanunlung ob. Dielelbe 
fann dieje Befugniß einem Ausſchuß oder dem Vorſtand übertragen. Sämmtliche 
auf den Sefahrentarif bezüglichen Bejchlüffe bedürfen der Genehmigung des Reichs— 
Berlicherungsamts. 

(Bergl. $ 28 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 8 35 Abjab 6 des Ge— 
jebes vom 5. Mai 1886; $ 35 des Gejeges vom 13. Juli 1887.) 
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2) Berufsgenojjenihaften. 
Errichtung. 
S 48. 

Für Betriebe, welche unter diejes Geſetz fallen, fünnen auf Antrag von 
Betriebsunternehmern oder don Unternehmerverbänden unter Befreiung der Ber 
triebe von der Zugehörigkeit zu den Unfallverfiherungsgenojjenichajten Berufs 
genoſſenſchaften gebildet oder beitehende Berufsgenofjenschaften erweitert werden. 

Die Bildung von Berufsgenofienjchaften erfolgt auf dem Wege der Verein 
barımg der Betriebsunternehmer unter Zujtimmung des Bundesrathd. Die Zu: 
itimmung des Bundesraths fann verjagt werden: 

1) wenn die betheiligten Betriebe nad) ihrer Anzahl oder Beichaffenheit nicht 
geeignet find, um die dauernde Leiltungsfähigfeit der Berufsgenojjenichaft 
in Bezug auf die bei der Unfallverjiherung ihr obliegenden Pflichten zu 
gewährleiſten; 

2) wenn Betriebe von der Aufnahme in die Berufsgenoſſenſchaft ausgeſchloſſen 
werden jollen, welche ihr zwedmäßiger Weije zuzutheilen wären ; 
wenn eine Minderheit der Bildung oder Erweiterung der Berufsgenoſſen— 
ichaft widerfpricht und fir einzelne Anduftriezweige oder Bezirke die Bes 
laſſung in den Unfallverſicherungsgenoſſenſchaften oder die Bildung einer 
beionderen Berufsgenojjenichaft beantragt, welche als dauernd leiſtungs— 
fähig zu erachten iſt. 
(Bergl. $ 12 des Gejehes vom 6. Juli 1884.) 

8 49. 

Die Beſchlußfaſſung über die Bildung einer neuen Berufsgenoſſenſchaft erfolgt 
durch eine zu dieſem Zweck zu berufende Generalverſammlung von Betriebsunter: 
nehmern mit Stimmenmehrheit. 

Anträge auf Einberufung der Generalverjammlung ind an das Neichsver- 
ficherungsamt zu richten; dasſelbe hat die eingehenden Anträge mit jeinem Gute 
achten der Auflichtsbehörde vorzulegen, von der die Enticheidung des Bundesraths 
darüber einzuholen it, imvieweit der Fall des 8 48 Ziffer 1 für vorliegend er: 
achtet wird. Erachtet der Bundesrath diefen Fall nicht für vorliegend, jo hat 
das Heichsverficherungsamt den Anträgen jtattzugeben, wenn Ddiejelben innerhalb 
vier Monaten nad) der Verkündung diejes Geſetzes geitellt werden und die Antrags 
jteller nad) ungefährer Schäßung mehr als den zwanzigiten Theil der Unternehmer 
derjenigen Betriebe, fir welde die Beruisgenofjenichaft errichtet werden joll, 
bilden, oder mehr als den zehnten Theil der im diejen Betrieben vorhandenen 
verfiherungspflichtigen Perſonen beichäftigen. 

Findet das Neichsverjicyerungsamt bei der Prüfung von Anträgen auf Eins 
berufung der Öeneralverjammlung, daß der unter 8 48 Ziffer 2 vorgejehene Fall 
vorliegt, fo find Unternehmer der dabei in Betracht kommenden Betriebe zum 
Zwed der Beichlußfaflung über die Abgrenzung der Berufsgenofjenichaft zu der 
Generalverjammlung mit einzuladen, 

Das Reichsverjicherungsant hat den Landeszentralbehörden mitzutheilen, welche 
Betriebszweige für die Einladung zur Generalverjanmlung in Betracht fommen. 

(Bergl. $ 13 des Gejeßes vom 6. Juli 1884.) 


S 50. 
Die Generalverfammlung bejteht aus Vertretern der Unternehmer, für welde 
die Berufsgenoſſenſchaft gebildet werden joll. 
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Die unteren Verwaltungsbehörden des Bezirks, für welchen die Berufögenoflen- 
ichaft errichtet werden joll, bezeichnen aus der Mitte der ihren Bezirfen angehören- 
den Unternehmer derjenigen Betriebözweige, welche die Berufsgenoſſenſchaft ums 
faffen joll, Wahlmänner, deren Zahl die Landes= Zentralbehörde beitimmt. Die 
Wahlmänner werden nad Bezirken, weldje von den LandessZentralbehörden be= 
ſtimmt werden, zu Wahlverfammlungen berufen und wählen unter Leitung eines 
von der Zentralbehörde bejtimmten Beamten aus ihrer Mitte mit einfacher Stimmen 
mehrheit die Vertreter, aus welchen die Generalverjammlung beiteht. Am übrigen 
wird das Wahlverfahren durd eine Wahlordnung geregelt, welche von der Zentrals 
behörde oder einer von ihr zu bejtimmenden anderen Behörde, oder, fofern der 
Bezirk der Berufsgenoffenjchaft ji über Gebietstheile verjchiedener Bundesjtaaten 
erjtreet, im Einvernehmen mit den Zentralbehörden derjelben vom Reichsverſicheruugs— 
anıt erlafjen wird. Streitigfeiten über die Wahlen werden don derjenigen Be— 
hörde, welche die Wahlordnung erlaſſen hat, endgültig entichieden. 

Für jeden Vertreter find ein eriter und ein zweiter Erſatzmann zu wählen, 
weiche denfelben in Bebinderungsfällen zu erſetzen und im Fall des Ausicheidens 
in der Reihenfolge ihrer Wahl einzutreten haben. 

(Bergl. 8 20 des Geſetzes vom 5. Mai 1886.) 

Die Namen der Gewählten find dem Neichsverficherungsamt durch den Be— 
auftragten mitzutheilen. 

Ss 51. 

Die gewählten Bertreter werden von dem Neichsverficherungsamt zur General- 
verjammlung einzeln geladen. Jeder Vertreter hat eine Stimme. Abweſende 
Vertreter fünnen ſich nur durd ihre Erjapmänner vertreten laſſen. Die Ver— 
treter erhalten für ihre Theilnahme an den Verhandlungen Vergütungen don der— 
jenigen Landesregierung, welche ihre Wahl veranlaßt hat, nady den von derjelben 
feitzuftellenden Säben. Die gezahlten Vergütungen find von den Berufsgenojjen= 
ichaften als eigene Berwaltungsfojten zu erjtatten. 

Die Generalverfjammlung findet in Gegenwart eines Vertreters de? Reichs— 
verficherungsamts jtatt, welcher diefelbe zu eröffnen, die Wahl des aus einem 
Vorfigenden, zwei Schriftführern und mindejtens zwei Beiligern bejtehenden 
Vorſtandes herbeizuführen und, bis dieſelbe erfolgt üt, die Verhandlungen zu 
leiten bat. 

Die Generalverfammlung bat unter der Leitung ihres Vorſtandes zunäcdhit 
über den auf Bildung der Berufsgenofjenjchaft gerichteten Antrag, welder zu 
ihrer Einberufung Anlaß gegeben hat, auch über die aus ihrer Mitte dazu etwa 
geitellten Abänderungsanträge Beſchluß zu fallen. 

Auf Berlangen des Vertreters des Neichsverficherungsamts, welcher jederzeit 
gehört werden muß, erfolgt die Abſtimmung über die in Bezug auf die Abgrenzung 
der Berufsgenoſſenſchaft geitellten Anträge getrennt nad Betriebszweigen oder 
Bezirken. 

In der Generalverfammlung it ferner über Grundzüge für das Genoſſen— 
ihaftsitatut Beichluß zu falten; wenn hierbei nicht bejchloffen wird, nur den 
Sahresbetrag der Entjchädigungen durch Umlage zu erheben ($ 21), jo kann dies 
jpäter nur mit Genehmigung des Bundesraths beſchloſſen werden. 

Ueber die Verhandlungen der Generalverfammlung it ein Protofoll aufzu— 


nehmen, welches die gejtellten Anträge, ſowie die gefaßten Beichlüfe — letztere 
unter Angabe des Stimmverhältniſſes, ſowie der Art der Abſtimmung — ent 
Ä 
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halten muß. Das Protokoll ijt innerhalb acht Tagen nad) der Generalverſamm— 
lung durd den Vorſtand dem Keichsverficherungsanmt einzureichen und demmächit 
dem Bundesrath ($ 48) vorzulegen. 
(Bergl. $ 14 des Gefeßes vom 6. Juli 1884; SS 20 und 21 Des 
Geſetzes vom 5. Mai 1886; 8 23 Abſatz 4 des Geſetzes vom 13. Anli 1887.) 


Erweiterung beftehender Berufsgenolfenfchaften. 
8 52. 
Die Erweiterung einer beſtehenden Berufsgenofienichajt erfolgt durch Beſchluß 
der Senofjenichaftsverfammlung und der Vertreter von Unternehmern der an die 
Berufsgenofjenichaft anzuichließenden Betriebe, unter Zuſtimmung des Bundes: 


raths. Die Vertreter der Unternehmer jind gemäß 8 50 zu wählen und von 
dem Keichsverficherungsant zu der von ihm anzuſetzenden Genoſſenſchaftsverſamm— 
lung einzuladen. Auf dieſe Genofjenichaftsveriammlung, welche in Gegenwart 
eines Bertreters des Reichsverſicherungsamts abzuhalten ilt, finden die Beſtimm— 


ungen des 8 51 Abjap 3, 4 und 6 Anwendung. 


Befondere Veſtimmungen. 
S 53. 

Auf die nach Maßgabe diejes Geſetzes errichteten neuen Berufsgenollenjchaften 
finden die Vorjchriften über die Unfallverjicherungsgenvilenjchaften, joweit nicht 
bejondere Beitinnmungen getroffen jind, Anwendung. 

Auf die durch Erweiterung einer beitebenden Berufsgenofjenychaft Hinzu: 
getretenen Betriebe finden die für diefelbe maßgebenden gejeplichen und jtatutar- 
iſchen VBorjchriften Anwendung. Die erforderlichen Ergänzungen des Statuts und 
des Sefahrentarifs hat der Genvfjenichaitsvoritand herbeizuführen. Bis zum Zu— 
itandefommen der Ergänzungen hat das Neichsverficherungsamt nad) Bedarf aus: 
hilfsweiſe Anordnungen zu treffen. 

8 54. 

Die Mitglieder der Generalverjammlung (8 51) bilden für die Dauer der 
erjten Wahlperiode die Genofjenjchaftsverfammtung. Für jpätere Genoſſenſchafts— 
verjammlungen kann durch das Genoſſenſchaftsſtatut eine andere Zujammenjeßung 
vorgeichrieben werden. Wird eine ſolche Beſtimmung nicht getroffen, jo find Die 
Vertreter zur Genoſſenſchaftsverſammlung jedesmal nad Worichrift des S 50 zu 
wählen. Die Wahlperiode wird dur das Statut beftimmt. Die Ausarbeitung 

% des Statut$ auf Grund der gemäß $ 51 Abſatz 5 bejchlojjenen Grundzüge kann 
Rem Vorstand oder einem Ausſchuß übertragen werden, 

j Der von der Generalverfammlung gewählte Borjtand bleibt auf die Dauer 
‘der eriten Wahlperiode als Genojjenichaftsporitand im Amt. Nach Ablauf der 
Wahlperiode wird der Genoſſenſchaftsvorſtand und deſſen Vorfigender nach näherer 
Bertimmung des Statut von der Senojlenichaftsverfammlung aus ihrer Mitte 
gewählt. Die Vorjchriften des $ 34 über die Zuſammenſeßung des Boritandes 
finden auf Berwfsgenofjenichaften keine Amvendung. 

Eine Erjegung der Genofjenjchaftsvorjtände durch Behörden vder Beamte 
($ 37) finder nicht ftatt. 

So lange die Wahl der gejeglichen Urgane einer Berufsgenoſſenſchaft nicht 
zu Stande fommt oder dieſe Organe die Erfüllung ihrer gejeglichen oder ſtatutar— 


Ed 
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ischen Obliegenheiten verweigern, hat das Neichsverfiherungsamt die leßteren auf 
Koſten der Berufsgenoffenihaft wahrzunehmen oder durch Beauftragte mwahr- 
nehmen zu lajjen. 


(Vergl. 8 27 des Geſetzes vom 6. Juli 1884.) 


Ss 55 
Das Statut muß über Namen und Si der Genoſſenſchaft Beſtimmung treffen. 
(Vergl. $ 17 Biffer 1 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; $ 22 Ziffer 1 
des Geſetzes vom 5. Mai 1886; 8 24 Ziffer 1 des Geſetzes vom 
13. Juli 1887.) 

Es kann die Eintheilung der Berufsgenoſſenſchaft in örtlich abgegrenzte 
Sektionen vorjchreiben. Dabei ift zugleich über Siß und Bezirf der Sektionen, 
über die Bildung der Sektionsvorjtände und über den Umfang ihrer Befugnijie 
Beltimmung zu treffei. 

(Bergl. $ 19 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 8 23 Abſatz 2 des Ger 
jeßes vom 5. Mai 1886; $ 25 Ubjag 1 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 

Den Sektionen fünnen die Entichädigungsbeträge für die in ihren Bezirken 
eingetretenen Unfälle bis zu fünfzig Prozent. vorweg auferlegt werden. 

Die hiernach den Sektionen zur Laſt fallenden Beträge find von den Mit: 
gliedern derjelben nah Maßgabe der für die Genoſſenſchaft Feitgejehten Gefahren: 
Haffen und der im diejen zu leitenden Beiträge (SS 47, 53) aufzubringen. 

(Berg. $ 29 des Gejepes vom 6. Juli 1884.) 
S 56. 

Bernfsgenofjenichnften, welde nur den Jahresbetrag der Entjchädigungen 
umlegen, haben einen Reſervefonds anzujammeln. Zur Bildung Ddesjelben find 
Zuschläge zu den Entihädigungsbeträgen zu erheben, und zwar bei der erſtmaligen 
Umlegung dreihundert Prozent, bei der zweiten zweihundert, bei der dritten ein= 
hundertundfünfzig, bei der vierten einhundert, bei der fünften achtzig, bei der 
jechiten jechzig und von da an bis zur elften Umlegung jedesmal zehn Prozent 
weniger, 

Die Zinfen des Nejervefonds Sind demielben jo lange zuzujchlagen, bis er 
den doppelten Jahresbedarf erreiht hat. Iſt das letztere der Fall, jo können 
die Zinſen inſoweit, ald der Beitand des Nejervefonds den laufenden doppelten 
Jahresbedarf überiteigt, zur Deckung der Genofenjchaftslajten verwendet werden. 

Der Bundesrath fann eine Verſtärkung des Nejervefonds bi zur Hälfte der 
gejeplichen Jahreszuſchläge, ſowie die Anſammlung des bei der elften Umlegung 
erhobenen Jahreszuſchlags für weitere Jahre anordnen. 

Auf Antrag des Genoſſenſchaftsvorſtandes kann die Genoſſenſchaftsverſamm— 
lung jederzeit weitere Zufchläge zum Nejervefonds bejchließen, jowie bejtimmen, 
da Dderjelbe über den doppelten Nahresbedarf erhöht werde. Derartige Beichlüfle 
bedürfen der Genehmigung des Neichsverjicherungsanmts. 

In dringenden Bedarfsfällen kann die Gemofjenichaft mit Genehmigung des 
Neichsperficherungsamts ſchon vorher die Zinſen und erforderlichenfalls auch den 
Stapitalbeitand des Nejervefonds angreifen. Die Wiederergänzung erfolgt alsdann 
nach näherer Anordnung des Reichsverſicherungsamts. 

(Vergl. S 18 des Gejebes vom 6. Juli 1884; 8 13 des Gejekes vom 
11. Juli 1887; 8 19 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 
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Auflöfung von Berufsgenollenfchaften. 
5 57. 

Berufsgenofjenichaften, welche zur Erfüllung der ihnen durch diefes Geſetz 
auferlegten Verpflichtungen leiftungsunfähig werden, fünnen auf Antrag des Reichs— 
veriherungsamt3 von dem Bundesrath aufgelöjt werden. Diejenigen Betriebe, 
welche die aufgelöſte Genoſſenſchaft gebildet haben, jind anderen Berufsgenofien- 
haften oder Unfallverjicherungsgenofjenfchaften nad deren Anhörung zuzutheilen. 
Mit der Auflöjung der Berufsgenofjenjchaft gehen deren Rechtsanſprüche und Ber: 
pflichtungen, vorbehaltlich der Beitimmung im $ 122 auf das Reich über. 

(Vergl. $ 33 des Gejeßes vom 6. Juli 1884 und 8 14 des Geſetzes 
vom 5. Mai 1886.) 
3) Veränderungen. 
Uebergangsbelimmungen. 
$ 58, 

Bis zu dem Zeitpunkte, zu welchem dieſes Geſetz ſeinem vollen Umfange 
nad in Kraft tritt, fönnen durch Beichluß des Bundesraths aus den auf Grund 
der Geſetze vom 6. Juli 1884 (Reichs-Geſetzbl. S. 69), vom 28, Mai 1885 
Reichs-Geſetzbl. S. 159), vom 11. Juli 1887 Reichsgeſetzbl. S. 287) und vom 
13. Juli 1887 (Reichs-Geſetzbl. S. 329) errichteten Berufsgenojjenichaften, ohne 
Rückſicht auf Die in dieſen Geſetzen vorgeichriebenen Borausfegungen, nad An— 
börumg der betheiligten Genoſſenſchaftsvorſtände Betriebe ausgejchieden und ent- 
weder einer Unfallverficherungsgenojjenichaft oder einer auf Grund dieſes Geſetzes 
zu errichtenden Berufsgenofjenichaft zugetheilt werden; leßteres jedoch nur vor 
der Genehmigung der Statuten der neu zu errichtenden Genojjenichaft. Nor der 
Zutheilung muß auch die Generalverſammlung der neuen Genofienfchaft gehört werden. 


Aenderungen des Beftandes. 
S$ 59. 

Nach dem Zeitpunkt, zu welchem diejes Geſetz jeinem vollen Umfange nad) 
in Kraft tritt, ſind Aenderungen in dem Bejtande der nad diejem Geſetz oder 
nach früheren Gejegen errichteten Genoſſenſchaften unter nachitehenden Voraus: 
ſeßzungen zuläflig: 

1} Die Vereinigung mehrerer Genojjenfchaften erfolgt auf übereinſtimmenden 
Beſchluß der Genofjenjchaftsverfammlungen mit Genehmigung des Bundesraths. 

2) Das Ausſcheiden einzelner Betriebszweige oder örtlich abgegrenzter Theile 
aus einer Genoſſenſchaft und deren Zutheilung zu einer anderen Genojjenjchaft 
erfolgt auf Beſchluß der betheiligten Genofjenjchaftsverjammlungen mit Genehmiqung 
des Bundesraths. Die Genehmigung kann verjagt werden, wenn durch das Muss 
ſcheiden die Leiftungsfähigfeit einer der betheiligten Genoſſenſchaften in Bezug auf 
die ihr obliegenden Pflichten gefährdet wird. 

3) Wird die Bereinigung mehrerer Genojjenichaften oder das Ausscheiden 
einzelner Betriebszmeige oder örtlich abgegrenzter Theile aus einer Genoſſenſchaft 
und deren Zutheilung zu einer anderen Genoſſenſchaft auf Grund eines Genoſſen— 
ſchafts beſchluſſes beantragt, dagegen von einer der betheiligten Genoflenichaften 
abgelehnt, fo entjcheidet auf Anrufen der Bundesrath. 

4) Anträge auf Ausicheidung einzelner Betriebszweige oder örtlich abge— 
grenzter Theile aus einer Genojjenichaft und Bildung einer bejonderen Genoſſen— 
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ichaft für dieſelben jind zunächſt der Beſchlußfaſſung der Genoſſenſchaftsverſamm— 
fung zu unterbreiten und jodann dem Bundesrath zur Entjcheidung vorzulegen. 
Die Genehmigung zur Bildung einer neuen Berufsgenojjenichaft kann verjagt 
werden, wenn einer der im S 48 Ziffer 1 und 2 angegebenen Gründe vorliegt. 
Wird die Genehmigung ertheilt, jo erfolgt die Beſchlußfaſſung über das Statut 
für die neue Genoſſenſchaft nach den Beitimmungen dev SS 27 bis 29. 

Vergl. 8 31 des Geſetes vom 6. Juli 1884 und $ 42 des Geſetzes 

vom 5. Mai 1886.) 

s S 60. 

Zur Stellung von Anträgen auf Veränderung einer Unfallverjicherungs- 
genofjenichaft find auch deren Vorſtände, die Negierungen der Bindesitaaten, Die 
Vertretungen der Kommunalverbände, joweit fie betheiligt ſind, ſowie Betriebs: 
unternehmer oder Verbände von jolchen befugt. 

Vor der ©enehmigung don Veränderungen, durch welche der Beitand der 
Unfallverficherungsgenoffenjchaften berührt wird, find Die Regierungen derjenigen 
Bundesjtaaten, deren Gebiet bei der Veränderung betheiligt it, ſowie die Ver— 
fretungen derjenigen weiteren Nommumalverbände, fir deren Bezirke die Genoſſen— 
ichaften errichtet find, zu hören. 

| 8 61. 

Werden Betriebe aus einer Unfallverficherungsgenofjenjchajt oder aus einer 
nach dieſem Gejeg oder nad früheren Gejegen errichteten Berufsgenojjenichaft 
ausgeichieden und einer anderen Genoſſenſchaft zugetheilt, für welche abweichende 
gejepliche vder ſtatutariſche Beltimmmngen insbeſondere binfichtlih des Umfangs 
der VBerficherung oder der Entſchädigung gelten, jo finden auf die Berficherung 
der in Dielen Betrieben beichäftigten Perjonen fortan die für die leßtgenannten 
Genoſſenſchaften geltenden Vorſchriften Anwendung. 


Vermögensrechtliche Folgen der Beränderung. 


S$ 62. 

Verden mehrere Genofjenichaiten zu einer Genofjenfchaft vereinigt, jo geben 

mit dem Zeitpunfte, zu welchem die Veränderung in Wirkſamkeit tritt, alle Rechte 
und Pilichten der vereinioten Genoſſenſchaften auf die nengebildete Genoſſenſchaft über. 
(Bergl. $ 32 Abſatz 1 des Geſetzes vom 6. Juli 1884 und 8 43 Ab— 

tab 1 des Geſeßzes vom 5. Mai 1886.) 


S 63. 

Wenn einzelne Betriebsziweige oder örtlich abgegrenzte Theile aus eimer nur 
den Jahresbetrag der Entichädigungen umlegenden Genoſſenſchaft ausjcheiden und 
einer anderen Genoſſenſchaft angeichlofien werden, jo jind von dem Eintritt Diejer 
Veränderung ab die Entſchädigungsanſprüche, welche gegen die erjtere Genoſſen— 
ſchaft aus den in Betrieben der ausicheidenden Genojjenjchaftstheile eingetretenen 
Unjällen erwachſen find, von der Genoſſenſchaft zu befriedigen, welcher die Genoſſen— 
Ichaitstheile nen angejchlojjen Find. Wach Ablauf jedes Nechnungsjahres find die 
auf Grund dieſer Beſtimmung gezahlten Entjchädigungen durch die Beiträge der 
Mitglieder mit aufzubringen. 

Scheiden einzelne Betriebszweige oder örtlich abgegrenzte Theile aus einer 
mur den Jahresbetrag der Entſchädigungen umlegenden Senoflenjchaft unter Bildung 
einer neuen Öenoflenichaft aus, jo ſind von dem Zeitpunkte des Ausjcheidens ab 
die Entichädigungsanjprüche, welche gegen die erſtere Genoſſenſchaft aus den in 
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Betrieben der ausicheidenden Genoſſenſchaftstheile eingetretenen Unfällen erwachſen 
find, bon der neugebildeten Genojjenichaft zu befriedigen. Nach Ablauf jedes 
Rechnungsjahres find die auf Grund diejer Beitimmung gezahlten Entichädigungen 
durch die Beiträge der Mitglieder mit aufzubringen, 

Inſoweit zufolge des Ausjcheidens von Betriebsjmweigen oder örtlich abge: 
grenzten Theilen Entſchädigungsanſprüche auf andere Genofjenichaiten übergeben, 
haben dieje Anſpruch auf einen entiprechenden Theil des Reſerveſonds und des fonit- 
ıgen Vermögens derjenigen Genoſſenſchaft, aus welcher die Ausscheidung jtattfindet. 

(Vergl. $ 32 Abſatz 2 ff. des Geſetzes von 6. Juli 1884 und 8 43 
Abſatz 2 ff. des Geſetzes vom 5. Mai 1886.) 
S 64. 

Sceiden einzelne Betriebszweige oder abgegrenzte Theile aus einer den 
Napitalwerth der Entjhädigungen erhebenden Genofjenfchaft aus, jo verbleibt dieſer 
Genoſſenſchaft das bisher angelammelte Dedungskapital und das fonitige Ver: 
mögen, jowie die Verpflichtung zur Befriedigung alter Anſprüche, deren Kapital: 
werth auf die Mitglieder durch die Heberolle (S 110) bereits ansgejchrieben: tit. 

Soweit die Ausschreibung des Kapitalwerths noch nicht jtattgefunden hat, 
it für die bis zum Eintritt der Veränderung zu zahlenden Entichädigungen nicht 
der Kapitalwerth zu erheben, Sondern nur der DIS zum Zeitpunktéè des Ausſcheidens 
thatſächlich zu zahlende Betrag umzulegen. Bon dem Eintritt der Veränderung 
ab jind die Anſprüche von derjenigen Genoſſenſchaft zu befriedigen, welcher Die 
Betriebe nen angeſchloſſen ſind. Nach Ablauf jedes Nechnungsjahres jind die auf 
Grund diefer Bejtimmung gezahlten Entichädiaungen durch die Beiträge der Mit: 
glieder mit aufzubringen, 

Ss 65. 

Die vorjtehenden Beltimmungen über die Vermögensauseinanderſetzung fünnen 
durch übereinjtimmenden Bejchluß der betbeiligten Genoſſenſchaftsverſammlungen 
abgeändert oder ergänzt werden. DPiejelben finden aud auf die nad früheren 
Geſetzen errichteten Berufsgenoflenichaften Anwendung. 

WVergl. 8 32 Abjag 5 des Geſetzes vom 6. Juli 1884 und S 43 Ab— 
jap 5 des Gejeges vom 5. Mai 1886.) 
8 66. 

Bei unerledigten Entjchädigungsaniprüchen aus Unfällen, welche ih in einem 
übergebenden Betriebe vor dem Zeitpunkte des Uebergangs ereignet haben, liegt 
die erjtmalige Feitfegung der Entichädigung, ſowie die Vertretung derjelben im 
Berufungs= und Reviſionsverfahren auch nad diejem Zeitpunkte der Genoſſenſchaft, 
aus der die Ausſcheidung ftattfindet, in denjenigen Fällen ob, in denen es ſich 
um eine Zahlungspflicht dieſer Senojjenjchaft handelt. Wenn eine ſolche Zahlungs: 
pflicht nicht in Frage Tteht, jo hat auch für Unfälle, die jich vor der Veränderung 
in der Yugehörigfeit der Betriebe ereignet haben, die Genoſſenſchaft, der die Be— 
triebe neu zugetheilt find, die Entſchädigung feitzuiegen. 

S 67. 

Führt eine Veränderung der Bezirke (SS 59 MM) zur Auflöſung einer Unfalls 
veriicherungsgenoflenichaft, jo geht deven Vermögen mit allen Nechten und Pflichten, 
jofern nicht eine andere Unfallverjicherungsgenoflenichaft mit Genehmigung der 
betheiligten Landesregierungen dieſes Vermögen übernimmt, auf den weiteren 
Kommunalverband beziehungsweile Bundesitaat über, für welchen die Genojien= 
ſchaft errichtet war. 
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Das Vermögen gemeinfamer Unfallverfiherungsgenofjenichaften ($ 23 Ab- 
jap 2) wird mit allen Rechten und Pflichten antheilig von den betheiligten 
Kommunalverbänden oder Bundesjtaaten übernommen, umd zwar, jofern darüber 
eine Einigung nicht zu jtande fonımt, nad Beſtimmung de3 Bundesrathe, oder, 
wenn nur Sommunalverbände eines Bundesitants betheiligt find, der Landes 
Zentralbehörde. 

S 68. 

Streitigfeiten, welche in Betreff der VBermögensauseinanderjegung zwiſchen 
Unfallverfidherungsgenofjenschaften und Berufsgenofjenjchaften entjtehen, werden 
mangel® Berjtändigung über eine jchiedsrichterlihe Enticheidung von dem Reichs: 
Berfiherungdamt entjchieden. 

(Vergl. $ 32 Abſatz 6 des Gejepes vom 6. Juli 1884 und 8 43 Ab— 
fat 6 des Gefeged vom 5. Mai 1886.) 


4) Reichs- und Staatsbetriebe. 
Befondere Belimmungen. 
8 69. 

Für Betriebe des Reichs oder eines Bundesjtaats tritt bei Anwendung diejes 
Geſetzes an die Stelle der Unfallverliherungsgenofienichaft das Reich beziehungs- 
weile der Bundesitaat. Die Befugnifie und Obliegenheiten der Genoſſenſchafts— 
verſammlung und des Genoſſenſchaftsvorſtandes werden durch Ausführungsbehörden 
wahrgenommen, welcde für das Neid) von Reichskanzler, für den Bundesitaat 
von der Landes Yentralbehörde zu bezeichnen find. Dem Neichsverlicherungsanıt 
it mitzutheilen, welche Behörden als Ausführungsbehörden bezeichnet worden jind. 

Die Feititellung der Entjhädigungen ($ 87) erfolgt durch Beamte, welche 
von der Ausführungsbehörde zu bezeichnen find. 

Die Beltimmungen des vorhergehenden Abſatzes finden feine Amvendung, 
joweit der Reichskanzler beziehungsweije die Yandesregierung erklärt, daß Betriebe 
diefer Urt einer Unfallverjicherungsgenofienschaft oder einer Berufigenoffenichaft 
angehören jollen ($ 5). 

Ss 70. 

Soweit das Reich oder ein Bundesitant an die Stelle der Unfallverjicherungss 
genoffenichaft tritt, finden die SS 19 bis 43, 45 bis 68, 71 bis 80, 109 bis 
113, 114 Abſatz 2 und 3, 115 bis 119, 122 Abſatz 1 bis 4, 123, 132 bis 
138 feine Anwendung Die zur Durchführung der Beitimmungen im $ 69 er— 
forderlichen Ausführungsvorjchriften find für die Neichsverwaltungen vom Reichs— 
fanzler, für die Landesverwaltungen von der Landes: Jentralbehörde zu erlajjen. 


Il. Mitgliedichaft. 
Mitgliedſchaft. 
5 


Mitglied der Unfallverſicherungsgenoſſenſchaft it jeder Unternehmer eines der 
nach dieſem Gelege verjicherten, der Genoſſenſchaft zugewiejenen Betriebe, welche 
im ©enofjenschaftsbezirf ihren Sig haben (SS 5, 48). 

Mitglied einer auf Grund dieſes Gejeges errichteten Berufsgenoſſenſchaft iſt 
jeder Unternehmer eines in deren Bezirke belegenen Betriebes derjenigen Betriebs— 
zweige, für welche die Berufsgenofienichaft errichtet iſt. 
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Die Mitgliedichaft beginnt für die Unternehmer der zur Zeit des Inkraft— 
tretend des Gejeges verficherungspflichtigen Betriebe mit dieſem Zeitpunfte, bei 
ipäterer Errichtung einer Berufsgenofjenichaft mit dem bei ihrer Errichtung feit: 
gejegten Zeitpunkte, für die Unternehmer jpäter entitehender Betriebe mit dent 
Jeitpunfte der Eröffnung des Betriebes. 

Soweit unter dieſes Gejeg fallende Betriebe oder Beitandtheile von ſolchen 
bereit5 einer Berufsgenoſſenſchaft oder einer damit verbundenen Verſicherungs— 
anftalt angehören und nad) SS 7 und 58 ff. dort auszufcheiden haben, vollzieht 
nh die Ausjheidung mit demjenigen Zeitpunkte, zu welchem dieſes Geſetz jeinem 
ganzen Inhalte nah in Kraft getreten iſt, oder mit dem bei der Zuweiſung zu 
einer anderen Genofjenjchaft feitgejegten jpäteren Zeitpunkte. 

(Bergl. 5 34 Abfag 1 des Gejetes vom 6. Juli 1884.) 


Ermittelung der verfiherungspflidtigen Betriebe. 
8 72. 

Nah Bildung einer Unfallverfiherungsgenofjenjchaft hat jede Gemeindebehörde 
für ihren Bezirk binnen einer von dem Neichöverficherungsamt zu bejtimmenden 
und öffentlich befannt zu macenden Frilt ein Verzeichnig ſämmtlicher Unternehmer 
der unter Diejes Geſetz fallenden Betriebe aufzuftellen und durch Wermittelung 
der unteren Berwaltungsbehörde dem Borfigenden des Genoſſenſchaftsvorſtandes 
zu überjenden. 

In dem Verzeihniß iſt für jeden Unternehmer anzugeben, welches Gewerbe 
derjelbe betreibt, wie viele verjicherte männlidye und weibliche, jugendliche und 
erwachſene Perfonen er dauernd und wie viele verlicherte Perjonen er vorüber- 
gebend im Jahresdurchichnitt bejchäftigt; bezüglich der legteren ijt auch die durch— 
ichnittliche Dauer der Bejhäftigung anzugeben. 

Sofern die Umlegung der Beiträge nad) dem Mafitabe von öffentlichen 
Abgaben erfolgt, iſt der Betrag der legteren an Stelle der Berfonenzahl anzugeben. 

Bei Unternehmern, welche mit ihrem ganzen Betriebe oder mit einem Theile 
desielben jchon einer Berufsgenoflenschaft oder einer damit verbundenen Ver— 
fiherungsanjtalt angehören, ijt anzugeben, welcher Berufsgenoffenjchaft der Unter- 
nehmer angehört (S 7), und wenn er ihr nur mit einem Theil feines Betriebes 
angehört, welcher Bejtandtheil den Hauptbetrieb bildet. 

Die Gemeindebehörde it befugt, Die Unternehmer zu einer Auskunft über 
die vorftehend bezeichneten Verhältnifje innerhalb einer zu bejtinnmenden Friſt duch 
Seldftrafen im Betrage bis zu einhundert Mark anzuhalten. Wird die Auskunft 
nicht vollitändig oder nicht rechtzeitig ertheilt, Jo hat die Gemeindebehörde bei 
Aufitellung des Verzeichniffes nach ihrer Kenntniß der Verhältniſſe zu verfahren. 

8 73. 

Unternehmer von Betrieben, für welche eine Berufsgenoflenfchaft neu gebildet 
88 48 ff), oder die Erweiterung einer bejtehenden Berufsgenofjenichaft genehmigt 
it (88 48, 52), find auf Anordnung der Zentralbehörden in die Unternehmer: 
verzeichnifie ($ 72) nicht aufzunehmen; für diefelben find vielmehr befondere Ver: 
seichniffe nach demjelben Muſter aufzujtellen und durch Vermittelung der unteren 
Berwaltungsbehörden den Genoſſenſchaftsvorſtänden zu überjenden. Soweit in 
einer Gemeinde Betriebe der in Rede ſtehenden Art nicht vorhanden jind, it dies 
in gleiher Weije zur Kenutniß der Genoſſenſchaftsvorſtände zu bringen. 

Erfolgt die YZutheiluug von Betrieben zu Berufsgenofenichaften nad) der 
Einiendung der Unternehmerverzeichnifie an den Boritand Der Unfallverficherungs- 
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genofjenichaft ($ 72), jo hat der Vorfigende des Vorjtandes der legteren Genofjen- 
Ihaft diejfe Betriebe auszufondern und ein Verzeichniß derjelben dem Vorſtande 
der Berufsgenoffenschaft zu überſenden. 


$ 74. 

Die Gemeindebehörde hat die Verzeichniffe vor der Abfendung (88 72, 73) 
während zwei Wochen zur Einficht der Betheiligten auszulegen und den Beginn 
dieſer Friſt auf ortSübliche Weife befammt zu machen. 

Binnen einer weiteren Friſt von vier Wochen fünnen die Betriebsunter- 
nehmer Abänderungen oder Ergänzungen des Verzeichnifjes bei der Geineinde- 
behörde beantragen. Wird dem Antrag nicht oder nicht in vollem Umfang ent— 
iprochen, jo ijt derjelbe mit einer gutachtlichen Neußerung der Gemeindebehörde 
dem Verzeichniffe beizufügen. 


S 75. 

Unternehmer eines unter dieſes Geſetz fallenden Betriebes, welche nicht im 
eines der Verzeichniſſe aufgenommen find, oder den verlicherungspflichtigen Betrieb 
erit nad der Aufitellung des Verzeichniſſes eröffnen, find verpflichtet, ihre Betriebe 
binnen jechs Wochen nad) dem Beginn der Auslegung des Verzeichnijjes, beziehungs- 
weile nach der Eröffnung des Betriebes bei der Gemeindebehörde zur Unfalle 
verficherung anzumelden. Dieje Anmeldungen find mit den im $ 72 Abſ. 2 bis 4 
vorgefchriebenen Angaben, zu welchen bei neu eröffneten Betrieben der Eröffnungss 
tag binzutritt, nach Borichrift der SS 72 und 73 an den Vorſitzenden des Vor— 
Itandes der Unfallverficherungsgenofjenichaft oder der Berufsgenoſſenſchaft weiter- 
zugeben. 

Wird Die Anzeige nicht rechtzeitig erjtattet, jo findet die Vorſchrift des $ 72 
Abi. 5 Anwendung. 


Ermittelung der Grundlagen für die Bemellung der Beiträge. 
S 76. 

Der Boritand hat die Zugehörigkeit der überwiejenen Betriebe zur Unfälle 
verſicherungsgenoſſenſchaft oder zur Berufsgenoffenschaft zu prüfen und, jofern die 
Umlegung der Beiträge nicht nach dem Maßitabe von öffentlichen Abgaben ($ 46) 
erfolgt, die anzurechnende Zahl der Vollarbeiter ($ 72 Abf. 2) und im Falle der 
Einführung eines Gefahrentarifs die Gefahrenklafie feſtzuſetzen. 

Die Mitglieder jind verpflichtet, den Organen des Verbandes oder der Ge— 
noljenichaft auf Erfordern binnen zwei Wochen über ihre Betriebs- und Arbeiter- 
verhältniffe diejenige weitere Auskunft zu ertheilen, welche zur Ermittelung der 
Unterlagen für die Bemeſſung der Beiträge erforderlich iſt. 


Katalter. 
877. 

Aus den Verzeichniſſen der verſicherungspflichtigen, der Genoſſenſchaft an— 
gehörenden Betriebsunternehmer hat der Vorſtand den gemeindeweiſe geordneten 
Entwurf eines Kataſters aufzuſtellen, in welchen für jeden Betriebsunternehmer 
die Betriebsart, die Zahl der Vollarbeiter ($ 76) oder der mafgebende Steuer- 
betrag ($ 46), und, joweit Gefahrentarife bejteben, die Gefahrenklafle, welcher der 
Betrieb zugetheilt wird, aufzunehmen nt. 


Entwurf eines Geſetzes, betr. Grweiterung der Infallverficherung. 39] 


Die Hatafterentwürfe Find den Gemeindebehörden auszugsweiſe mitzutbeilen. 
Die Gemeindebehörden haben dieſe Auszüge während zwei Wochen zur Einficht 
der Berheiligten auszulegen und den Beginn dieſer Friſt auf ortsübliche Weile 
befannt zu machen. 

Binnen einer weiteren Friſt von vier Wochen fönnen die Betriebsunternehmer 
gegen die Aufnahme oder Nichtaufnahme ihrer Betriebe in das Kataſter, ſowie 
gegen die Grundlagen für die Bemeſſung ihrer Beiträge Einjpruch bei der unteren 
Berwaltungsbehörde erheben. 

Ferner jind den VBorftänden derjenigen Berufsgenoffenichaften, ans denen Bes 
triebe ausscheiden follen, die Kataſterentwürfe in Auszügen, aus welchen die aus— 
icheidenden Betriebe zu erſehen ſind, zusuftellen. Die VBorjtände der Berufs- 
genoffenjchaften fünnen binnen einer Friſt von ſechs Wochen gegen die Aufnahme 
oder Nichtaufnahme von Betrieben in das Kataſter bei der unteren Verwaltungs— 
behörde Einjpruc erheben. 

Gegen den auf den Einſpruch jchriftlich zu ertheilenden Bejcheid ſteht dem 
Berriebsunternehmer und den Vorſtänden der Genoſſenſchaften binnen zwei Wochen 
uach der Zuſtellung die Bejchwerde an die höhere Verwaltuugsbehörde zu, welche 
endgültig enticheidet. Sofern es jidy aber um einen Streit zwilchen den Vor: 
ſtänden von Berufsgenoflenichaften und Unfallverficherungsgenofienichaften über die 
Zugehörigkeit von Betrieben oder um einen Streit über die Veranlagung zu den 
Klaſſen des Gefahrentarifs handelt, hat die höhere Verwaltungsbehörde die Sache 
an das Neich3:Verficherungsant zur Entjcheidung abzugeben. 

Der Einjpruch des Unternehmens it ausgeichlojfen, wenn es ſich um die 
Berichtigung folder Unterlagen für die Veranlagung handelt, biniichtlic deren er 
eine ihm obliegende oder von ihn erforderte Anzeige verabſäumt hat. 

Der auf den Emfpruch erfolgende Bejcheid iſt vorläufig vollitwedbar. 


S 78. 

Die Genoffenihaftsvoritände haben nach dem Ergebnifje diefer Verhandlungen 
das Katajter feitzuftellen und als Grundlage für die Erhebung der Beiträge zu 
benußen. 

S 79. 

Die Mitglieder der Senofjenjchaften haben Aenderungen des Betriebes, welche 
für das Kataſter von Bedeutung find, dem Vorſtande binnen einer Friſt von vier 
Wochen anzuzeigen. Die Anzeige erfolgt durch VBermittelung dev Gemeindebehörde, 
welche eine gqutachtliche Aeußerung beizufügen hat. Erachtet der Vorſtand infolge 
diefer Anzeige oder von Amtöwegen eine Abänderung des Natajters Für geboten, 
fo theilt er dies unter Angabe der Gründe jowie des Zeitpunktes, zu welchen die 
Aenderung in Kraft treten joll, durch Vermittelung der Genteindebehörde dem 
Betriebsunternehmer mit. Eine gleiche Mittbeilung it zum machen, wenn eine Ab— 
änderung des Kataſters abgelehnt wird. 

Den Berriebsunternehmer itehen gegen die Entjcheidung des Vorjtandes die 
im $ 77 vorgejehenen Rechtsmittel zır. 


S 80. 

Entjcheidungen des Vorftandes über Ergänzungen des Kataſters, welche in- 
folge der Anmeldung neuer Betriebe gemäß $ 75 oder von Amts wegen erfolgen, 
werden nach Maßgabe der voritchenden Beitimmungen den Betriebsunternehmern 
eröffnet, welchen dagegen die im 8 77 vorgeſehenen Nechtömittel zuitehen. 
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IV. Schiedsgerichte. 
Schiedsgerichte. 
$ 81. 

Als Sciedsgerichte für den Bereich der Unfallverjicherungsgenofjenichaften 
und der auf Grund dieſes Geſetzes gebildeten Berufsgenofjenjchaften ſowie der 
unter dieſes Gejeß fallenden Weiche: und Staatsbetriebe dienen die für die In— 
validität3= und Altersverjicherung eingejegten Schied3gerichte unter Beibehaltung 
ihrer Bezirke. Die Kojten des Schiedsgericht jowie des Verfahrens vor dem— 
jelben trägt, joweit e3 jich un Anjprüche auf Grund diejes Geſetzes handelt, der— 
jenige Träger der Verficherung, welchem der Betrieb, in dem ſich der Unfall er: 
eignet bat, zugehört. Ueber die Vertheilung der Kojten zwifchen diefem und den 
Invaliditäts-Verficherungsanftalten enticheidet beim Mangel einer Bereinbarung 
nach Anhörung der betheiligten Vorſtände und Ausfihrnngsbehörden die Landes— 
Sentralbebörde. 

Dem Borfigenden des SciedsgerichtS und deſſen Stellvertreter darf eine 
Vergütung von der Unfallverfiherungsgenofjenjchaft oder von der Berufsgenofiens 
ſchaft nicht gewährt werden. 

Vergl. $ 54 Abjak 6 des Geſetzes vom 5. Mai 1886 und $ 54 Abſatz 1 
des Gejehes vom 13. Juli 1887.) 

Huf die durch dieſes Gejep begründeten Obliegenheiten der Beifiger finden 
die Beſtimmungen im $ 73 des Geſetzes, betreffend die Invaliditäts- und Alters: 
verficherung vom 22. Juni 1889 (Neich3:Gejegbl. S. 97)') über die Feitießung 
der den Beiligern zu gewährenden Vergütungen und der baaren Auslagen, ſowie 
über die Beltrafung der Beiliger, welche fich der Ausübung ihres Amtes ohne 
hinreichende Entichuldigung entziehen, Auwendung. 

Das Schiedsgericht ijt befugt, den Betherligten jolche Koſten des Berfahrens 
zur Lajt zu legen, welche durch unbegriündete Beweisanträge derjelben veranlaßt 
worden jind, 


V. Verfahren. 
Anzeige und Unterfuhung der Unfälle. 


Ss 82. 


Von jedem in einem dverjicherten Betriebe vorfommenden Unfall, durd welchen 
eine in demſelben bejchäftigte oder eine andere auf Grund Ddiejes Geſetzes vers 
Jiherte Berfon getödtet wird oder eine Körperverletzung erleidet, die eine Arbeits- 
unfähigfeit von mehr als drei Tagen oder den Tod zur Folge hat, ift von dem 
Betriebsunternehmer bei der Ortspolizeibebörde des Bejchäftigungsorts (S 11 
Abſ. 2, 88 23 Abſ. 5) Anzeige zu eritatten. 


N S 73 des Geſetzes vom 22. Juni 1889: 

S 73. Der Vorfibende und detien Stellvertreter, ſowie die Beiſiher find auf Die ge- 
wifienbafte Erfüllung der Obliegenbeiten ihres Anıtes eidlich zu verpflichten. 

Die jeitiegung der den Beiligern zu gewährenden Vergütungen (8 58), ſowie der baaren 
Auslagen erfolgt durch den Vorſihenden. 

Perſonen, welche die Wahl ohne zuläſſigen Grund ablehnen oder fich der Ausübung 
ihres Amtes ohne hinreichende Entſchuldigung entziehen, werden vom Vorfigenden mit Geld— 
itrafe bis zu fünfhundert Mark belegt. 

Kommt eine Wahl nicht zu ſtande oder verweigern die Gewählten ihre, Dienitleiftung, 
io bat, jolange und joweit dies der all üt, die untere Berwaltungsbehörde, in deren Bezirk 
der Siß des Schiedsgerichts belegen it, die Veifiger aus der Zahl der Arbeitgeber beziehungs- 
weiſe Nerficherten zu ernennen. 
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Diejelbe muß binnen zwei Tagen nad dem Tage erfolgen, an welchem der 
Betriebsunternehmer von dem Unfall Kenntniß etunat hat. 

Für den Betriebsunternehmer kann derjenige, welcher zur Zeit des Unfalls 
den Betrieb oder den Betriebstheil, in welchem fich der Unfall ereignete, zu leiten 
hatte, die Anzeige eritatten; im Fall der Abwejenheit oder Behinderung des Bes 
triebsunternehmers ijt er dazu verpflichtet. 

Die Vorjtände der unter Reichs- oder Staatöverwaltung jtehenden Betriebe 
haben die im Abjag 1 vorgejchriebene Anzeige der vorgeſetzten Dienjtbebörde nad 
deren näherer Anweiſung zu eritatten. 

(Bergl. $ 51 des Geſetzes von 6. Juli 1884; 8 55 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886; $ 58 des Gejeges vom 13. Juli 1887.) 


8 83. 

Die Ortspolizeibehörden, in Neichd= und Staatsbetrieben die Betriebsvorjtände, 
haben die zur Anzeige gelangenden Unfälle in das nach $ 52 des Unfallverjicherungss 
gejeges vom 6. Juli 1884 zu führende Unfallverzeihniß einzutragen. 

Vergl. $ 52 des Gejepes vom 6. Juli 1884; 8 56 des Geſetzes von 
5. Mai 1886 und 8 60 Abſatz 1 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 
8 84. 

Jeder Unfall, durd welchen eine verjicherte Perſon getödtet ijt oder eine 
Körperverlegung erlitten bat, die vorauslichtlid den Tod vder eine Erwerbs: 
unfähigfeit von mehr als dreizchn Wochen zur Folge haben wird, ift von der 
Ortspolizeibehörde jobald wie möglich, in den im S 76 b des Krankenverſicherungs— 
gejeges') bezeichneten Föllen jpätejtens unmittelbar nach Eingang eines entſprechen— 
den Erſuchens der Unfallverjicherungsgenojfenjchaft oder der Bernfsgenofienjcait, 
einer Unterfuchung zu unterziehen, durch welche feitzuitellen find: 

1) die Veranlafjung und Art des Unfalls, 

2) die getödteten oder verlegten Perjonen, 

3) die Art der vorgekommenen Berlegungen, 

4) dev Verbleib der verlegten Perſonen, 

5) die Dinterbliebenen dev durch den Unfall getüdteten Berjonen, welche 
nach $ 16 dieſes Geſetzes einen Entſchädigungsanſpruch erheben können. 

(Bergl. 3 53 des Geſetzes vom 6. Juli 1884, 8 57 des Geſetzes dom 
5. Mat 1886, 8 61 des Gejepes vom 13. Juli 1887.) 


8 85, 


Zur Theilnahme an den Unterjuchungsverbandlungen bezeichnet die Gemeinde: 
behörde des Orts, an welchem die Unfallunterjuchung geführt wird, auf Erfuchen 


"8 76b des Krankenverſicherungsgeſetzes: 

Die Verwaltungen der Gemeinde-ftrankenverlicherung, ſowie die Vorſtände der Kranken— 
laſſen und der im $ 75 bezeichneten Hilfslaſſen find verpflichtet, jeden Erkrankungsfall, welcher 
durch einen nach den Unfallverficherungsgeiegen zu entichädigenden Unfall herbeigeführt ift, 
jofern mit dem Ablauf der vierten Moche der Krankheit die Erwerbsfäbigteit des Erkrankten 
noch nicht wieder bergeitellt it, binnen einer Woche nach dieiem Zeitpunkt dem Voritand der 
Berufsgenoilenichaft, bei welcher der Erkrankte gegen Unfall verfichert it, anzuzeigen. Iſt 
die Berufsgenofienichaft in Sektionen getheilt, fo it die Anzeige an den Seftionsvoritand 
zu richten. Zur Eritattung der Anzeige iſt, ſofern der Vorſtand der Gemeinde oder der 
Krantentafie nicht eine andere Perſon damit beauftragt, der Nechnungsführer, für örtliche 
Berwaltungsitellen der eingeichriebenen Hilisfallen dasjenige Mitglied, welches die Rechnungs: 
geichäfte derieiben führt, verpflichtet. 

Die Unterlafiung der Anzeige kann von der Auffichtsbehörde mit Ordnungsſtrafe bis 
su zwanzig Mark geabndet werden. 
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der für die Unterjuchung zuftändigen Behörde, einen Arbeiter; demjelben wird 
nad den durch das Statut zıF beitimmenden Säben für den durch feine Theil: 
nahme an den Berhandflungen entgangenen Arbeitöverdienit Erſatz geleiitet. Die 
Feſtſetzung erfolgt durch die Ortspolizeibehörde. 

Dem zuftändigen Vertrauensmann der Unfallverficherungsgenvjjenichaft oder 
der Berufsgenoſſenſchaft und dem Betriebsunternehmer ijt von der Einleitung der 
Unterfuhung rechtzeitig Kenntniß zu geben. 

Wird don der Genoſſenſchaft die Zuziehung von Zeugen vder Sachveritändigen 
beantragt, jo erfolgt deren Bernehmung auf Koſten des Antragitellers. Außer— 
dem jind, joweit thunlich, die jonjtigen Betheiligten zuzuziehen, 

In das über die Unterfuchung aufgenommene Protokoll, jowie in die ſonſtigen 
Unterfuchungsverhandiungen it den Betheiligten auf ihren Antrag Einficht zu 
gejtatten; auch find ihnen auf Antrag und gegen Erjtattung der Schreibgebühren 
Abſchriften zu ertheilen. 

(Vergl. 8 55 Abſ. 2 des Geſetzes vom 6. Juli 1884 und $ 58 des 
Geſetzes vom 5. Mai 1886.) 
s 86. 

Bei den Neichd: und Staatsbetrieben bejtimmt die vorgejeßte Dienjtbehörde 
diejenige Behörde, welche die Unterfuchung nad den Bejtimmungen der 88 84 
und 85 vorzunehmen und die Vergütung für den zu den Unterſuchungsverhand— 
lungen zugezogenen Arbeiter feſtzuſetzen hat. 

(Bergl. 8 56 des Geſetzes vom 6. Juli 1884.) 


Feſtſtellung der Entfhadigungen. 


Ss 81. 

Die Feititellung der Entihädigungen für die durch Unfall verlegten Ber: 
jicherten und für die Hinterbliebenen der durch Unfall getödteten Verficherten erfolgt 

1) durch den Bertrauensmann, wenn es jich handelt 

a. um den Erſatz der Koſten des Heilverfahrens, 

b. um Die fir Die Dauer einer vorausfichtlich vorübergehenden Erwerbs— 
unfähigfeit zu gewährende Rente, 

ec. um den Erſatz der Beerdigungsfoiten ; 

2) in allen übrigen Fällen durch den Vorſtand. 

Das Statut kann bejtimmen, daß die Feititellung der Entjchädigungen in 
den Fällen der Ziffern 1 und 2 durch einen Ausſchuß des Vorjtandes oder durch 
eine bejondere Kommiſſion oder durch die Vertrauensmänner oder durch den 
Seftionsvoritand zu bewirken it. 

Vor der Feititellung dev Entichädigung it dem Gntjchädigungsberechtigten 
durch Mittheilung der Unterlagen, auf Grund deren diefelbe zu bemefjen ift, 
Selegenheit zu geben, ſich binnen einer Frilt von einer Woche zu äußern. Auf 
Verlangen des Gntichädigungsberechtigten it demfelben oder einem von ihm zu 
beitellenden Vertreter Gelegenheit zu geben, jeinen Anfpruch vor dem Feititellungss 
organ mündlich zu vertreten, 

(Bergl. 8 57 des Gejeges vom 6. Juli 1884; $ 62 des Gefehed dom 
5. Mai 1886; 8 67 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 


8 88. 
Die Feititellung der Entichädigung iſt ſobald als möglich vorzunehmen. Kann 
diefelbe bei Verletzungen nicht alsbald endgiltig erfolgen, jo iſt eine Entſchädigung 


—— 
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nacht vorläufig jo zeitig zuzubilligen, daß diejelbe jofort nach der Beendigung 
der Leiſtungen aus der Kranfenverficherung bezogen werden kann Dies gilt ins— 
beiondere für die Fortiegung des Heilverfahrens, jofern ein ſolches nad Ablauf 
von dreizehn Wochen feit der Verlegung nod erforderlich iſt. 


$ 89. 

Entichädigungsberechtigte, für welche die Entichädigung nicht von Amtswegen 
jeftgeftellt it, haben ihren Entſchädigungsanſpruch bei Vermeidung des Ausſchluſſes 
vor Ablauf von zwei Nahren nach dem Eintritt des Unfall bei dem zujtändigen 
Voritand anzumelden. 

Nah Ablauf diejer Friſt it der Anmeldung nur dann Folge zu geben, wenn 
zugleich glaubhaft beicheinigt wird, daß die Folgen des Unfalls erit jpäter bemerf- 
ber geworden find, oder daß der Entichädigungsberechtigte von der Verfolgung 
eines Anſpruchs durch außerhalb jeines Willens liegende Verhältniſſe abgehalten 
worden ift, außerdem dann, wenn der Unternehmer oder deſſen Vertreter die ihm 
nah S 82 obliegende Anzeige nicht eritattet hat. it die Anzeige Später als zu 
der geſetzlich vorgejchriebenen Zeit erfolgt, To beginnt die zweijährige Friſt von 
dem Tage, an welchem die Unfallanzeige erjtattet iſt. 

(Bergl. $ 59 des Gejeped vom 6. Juli 1884, 8 6 des Geſetzes vom 
15. März 1886, $ 64 Abſatz 1 und 2 des Gejeges vom 5. Mai 1886, 
S 68 Abſatz 1 und 2 des Geſetzes vom 13. Nuli 1887.) 

$ 90. 

Ereignete ſich der Unfall, infolge dejlen der Entichädigungsanipruch erhoben 
wird, in einem Betriebe, der in das Kataſter einer Genoſſenſchaft nicht eingetragen 
if, jo hat die Anmeldung des Anipruch® bei dem Boritande derjenigen Genoſſen— 
haft zu erfolgen, welcher der Betrieb nach Anficht des Entichädigungsberechtigten 
enzugehören bat. 

$ 91. 

Wird der angemeldete Entjchädigungsaniprich anerfaunt, jo it die Höhe der 
Entihädigung ſofort feitzuftellen. Iſt der Vorſtand der Anficht, daß ein ent- 
Ihäadigungspflichtiger Unfall nicht vorliegt, jo it der Entichädigungsanipruch durch 
ſchriftlichen Beſcheid abzulehnen. 

Vergl. $ 59 Abſatz 3 des Geſetzes vom 6. Juli 1884.) 


8 92. 

It das Feititellungsorgan ($ 87) der Anlicht, daß zwar ein entſchädigungs— 
pflichtiger Unfall vorliegt, die Entihädigungspflicht aber einer anderen Genoſſen— 
haft obliegt, jo hat dasjelbe den Borjtand Ddiefer Genoſſenſchaft aufzufordern, 
binnen zwei Wochen jid über die Anerkennung der Entichädigungspflicht zu er— 
Nären. Geht eine Erklärung nicht ein, oder wird die Entichädigungspflicht ab» 
geiehnt, jo hat die zuerft in Anjpruch genommene Genoſſenſchaft alsbald die Ent- 
hädigung Feitzuftellen. Nach erfolgter rechtskräftiger Feititellung iſt fie berechtigt, 
de nach ihrer Anficht verpflichtete andere Genoſſenſchaft wegen Erſatzes der ge- 
zahlten Entichädigung und wegen Uebernahme der Enjchädiqungspflicht in Anſpruch 
zu nehmen. 

Ueber dieſe Anſprüche entjcheidet das Neichsverficherungsamt. Wird der 
Injpruch zurücgemiejen, jo bewendet es bei dev Verpflichtung der eriten Genoffen- 
ſtaft. Wird Dagegen der Anſpruch als berechtigt anerkannt, jo geht die Ver: 
ichtung der eriten Genoſſenſchaft auf die andere Genofjenichaft über. Die 
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leptere hat der erjteren die bereits gezahlten Entjchädiqungsbeträge zu evitatten. 
Die Enticheidung it dem Entjchädigungsberechtigten zuzuſtellen. 
S 93. 

Die Mitglieder der Genoſſenſchaften ſind verpflichtet, auf Erfordern der Be— 
hörden, Vorjtände und Vertrauensmänner binnen einer Woche diejenigen Angaben 
über die Kranfenverfiherung oder diejenigen Lohn und GehaltSnachweifungen 
($ 14) zu liefern, melde zur Feititellung der Entfchädigung erforderlich find. 
Diefelbe Verpflichtung liegt den Borftänden der Krankenkaſſen und den Verwaltungen 
der GemeindeKrankenverſicherung ob. 

(Vergl. 8 60 des Gejepes vom 6. Juli 1884 und $ 65 des Geſetzes 
vom 5. Mai 1886.) 
8 94. 

Ueber die Feititellung der Entichädigung hat der Vorſtand (Ausſchuß, Ver— 
trauensmann), welcher diejelbe vorgenommen hat, dem Entichädigungsberedhtigten 
einen jchriftlichen Beſcheid zu ertheilen, aus welchem die Höhe der Entichädigung 
und die Art ihrer Berechnung zu erjeben ift. Bei Entfchädigungen für erwerbs— 
unfähig gewordene Verlegte it namentlich anzugeben, in welchem Maße die Er— 
werbsunfähigfeit angenommen worden ilt. 

(Bergl. $ 61 des Gejeßes vom 6. Juli 1884; 8 66 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886 und $ 69 des Gejebes vom 13. Juli 1887.) 


Berufung gegen die Enticheidung der Genoflfenfchaftsorgane. 
S 95. 

Segen den Beſcheid, durch welchen der Entjchädigungsanipruc abgelehnt 
wird, ſowie gegen den Bescheid, durch welchen die Entjchädigung feitgeitellt wird, 
findet die Berufung auf jchiedsrichterliche Entſcheidung jtatt. 

Die Berufung it bei Vermeidung des Nusichluffes binnen vier Wochen nad 
der Zuitellung des Bejcheides bei demjenigen Schiedsgericht (8 81) zu erheben, 
in dejjen Bezirk der Betrieb, in welchem der Unfall ſich ereignet hat, belegen üt. 

Ter Beſcheid muß die Bezeichnung der für die Berufung zuftändigen Stelle, 
jowie die Belehrung über die einzuhaltenden Friſten enthalten. 

Die Berufung hat feine auffchiebende Wirkung. 

(Berge. 8 62 Ubi. 2 ff. des Gefeßes vom 6. Juli 1884; 8 67 des 
Sejebes vom 5. Mair 1886; 8 38 des Geſetzes vom 11. Juli 1887 
und S 7O, Abi. 1 und 2 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 


Entfcheidung des Schiedsgerichts. Ueviſion an das Reichsverſicherungsamt. 
S 90. 

Die Entjcheidung des Schiedsgerichts it dem Berufenden und demjenigen 
Genoſſenſchaftsorgane, welches den angefochtenen Bejcheid erlaſſen hat, zujujtellen. 
Segen die Entjcheidung ſteht in den Fällen des $ 87 Ziffer 2 dem Verletzten 
oder deſſen Binterbliebenen, jowie den Genoſſenſchaftsvorſtande binnen einer Früt 
von vier Wochen nach der Zuſtellung das Nechtsmittel der Revifion zu. Das: 
jelbde har aufjchiebende Wirkung nur joweit, als es ſich um Beträge handelt, die 
für die Zeit vor dem Erlaß des angefochtenen Beſcheides nachträglich gezahlt 
werden jollen. 

Bildet in dem Falle des 8 16 Ziffer 2 die Anerkennung oder Nichtaner- 
fennung des Recht&verhältnifies zwiſchen dem Getödteten und dem die Entihädiqung 
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Beanſpruchenden die Vorausſetzung des Entſchädigungsanſpruchs, ſo kann das 
Schiedsgericht den Betheiligten aufgeben, zuvörderſt die Feſtſtellung des betreffen— 
den Rechtsverhältniſſes im ordentlichen Rechtswege herbeizuführen. In dieſem 
Falle iſt die Klage bei Vermeidung des Ausſchluſſes des Entſchädigungsanſpruchs 
dinnen einer vom Schiedsgericht zu beſtimmenden, mindeſtens auf vier Wochen 
zu bemeſſenden Friſt nach der Zuſtellung des hierüber ertheilten Beſcheides des 
Schiedsgerichts zu erheben. 
Nach erfolgter rechtsfräftiger Enticheidung des Gerichts hat das Schiedägericht 
auf erneuten Antrag über den Entſchädigungsanſpruch zu entjcheiden. 
(Bergl. $ 63 Abi. 2 ff. des Geſetzes vom 6. Juli 1884; $ 68 des 
Geſetzes vom 5. Mai 1886; $ 71 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 


8 97. 

Ueber die Reviſion entjcheidet das ReichSverficherungsamt. Das Rechtsmittel 
it bei demjelben binnen vier Wochen nad der Zuſtellung der Entjcheidung des 
Schiedsgericht einzulegen. 

Die Reviſion fann nur darauf geitügt werden: 

1) daß die angefochtene Entjcheidung auf der Nichtanwendung oder auf der 
richtigen Anwendung des beitehenden Nechts oder auf einem Verſtoß wider den 
foren Anhalt der Akten berube; 

2) daß das Verfahren an mwejentlichen Mängeln leide. 


8 98. 


Bei Einlegung der Reviſion it anzugeben, worin die Nichtanwendung oder 
die unrichtige Anwendung des beitehenden Rechts oder der Veritoß wider den 
flaren Inhalt der Akten oder die behaupteten Mängel des Verfahrens gefunden 
werden. Das Meichsverficherungsamt iſt bei jeiner Enticheidung an diejenigen 
Srunde nicht gebunden, welche zur Rechtfertigung der geitellten Anträge geltend 
gemacht worden ind. 

Fehlt die Angabe ſolcher Gründe vder ergibt jich aus der Prüfung der An— 
trage, daß die angegriffene Enticheidung nicht auf der Nichtanwendung vder un— 
nhtigen Anwendung des beitehenden Nechts beruht, jowie daß das Verfahren 
siht am weſentlichen Mängeln leidet, und daß ein Veritoß wider den Haren In— 
halt der Akten nicht vorliegt, oder it die Reviſion verjpätet eingelegt, jo fann 
d25 Reichsverſicherungsamt das Rechtsmittel ohne mündliche Verhandlung zurück— 
wesen. Anderenfalls hat das Reichsverſicherungsamt nad miündlicher Verhandlung 
zu enticheiden. Wird das angefochtene Urtheil aufgehoben, jo kann das Reichs— 
verucherungsamt zugleih in der Sache jelbit enticheiden oder Diejelbe an das 
Schiedsgericht vder an den Voritand der Berficherungsanitalt zurückverweiſen. 

In Fall der Zurückverweiſung it die rechtliche Beurtheilung, auf weiche das 
Kahsverliherungsamt die Aufhebung geitügt bat, der Enticheidung zu Grunde 
ia legen. 


Betheiligung mehrerer Genofenfchaften. 
Ss 99. 

Das Reichsverſicherungsamt ift berechtigt, auf Antrag von betheiligten Ge— 
neſſenſchaften die Entjhädigungsverpflichtung in jeder Lage des Verfahrens unter 
mehrere Genoſſenſchaften zu vertheilen, wenn die Beichäftigung, bei welcher ſich 
der Unfall ereignet hat, jür mehrere zu verjchiedenen Genoſſenſchaften gehörende 
Perriebe itattgefunden bat. In ſolchem Fall it, nach Anhörung der betheiligten 
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Vorſtände, feſtzuſtellen, mit welchem Antheil jeder Verpflichtete an der Unfall— 
entſchädigung betheiligt iſt, und welche Beträge demjenigen, der die vorläufige 
Entſchädigung geleiſtet hat, zu eritatten ſind 

Die Heranziehung einer Genoſſenſchaft zur Aufbringung eines Antheils an 
der Unfallentichädigung Fann auch dann noch erfolgeh, wenn ein ablehnender Be— 
jchetd der Genoſſenſchaft oder cine den Anfpruch des Entihädigungsberechtigten ihr 
gegenüber zurücweiende Enticheidung des Schiedsgerichts rechtskräftig geworden ilt. 

Dat das Neichsverficherungsamt einen Entichädigungsanfprucd aus dem Grunde 
zurückgewieſen, weil es nicht die in Anſpruch genommene, ſondern eine andere, 
in einem früheren Feſtſtellungs- oder Schiedsgerichtöverfahren für nicht entſchädigungs— 
pflichtig erachtete Genoſſenſchaft zur Entſchädigung für verpflichtet erachtet, To 
faun es den Entichädigungsberechtigten ermäcdtigen, die in dem früheren Verfahren 
ergangenen ablehnenden Beicheide, ungeachtet des Ablaufs der in den SS 95 und 
96 vorgejchriebenen Früten, mit dem zuftändigen Nechtsmittel anzufechten. Die 
Anfechtung muß binnen vier Wochen jeit der Zuftellung der Enticheidung des 
Neihsveriicherungsamts bei der für die Verhandlung über das Nechtsmittel zu— 
ſtändigen Stelle eingehen. 

Sobald einem Berlegten oder defjen Binterbliebenen ein Entſchädigungs— 
anfpruch gegenüber einev Senojlenichaft rechtskräftig zuerkannt ift, iſt ein gegen 
über einer anderen Genofjenfchaft wegen desjelben Auſpruchs etwa ſchwebendes 
Verfahren durch Beſchluß einzuftellen. Gegen den Beſchluß einer Genoflenjchaft 
oder eines Schiedsgerichts, durch welchen das Verfahren eingeitellt, oder ein Au— 
trag auf Einftellung abgelehnt wird, findet binnen einer Friſt von vier Wochen 
nad der Zuſtellung die Beſchwerde beim Reichsverſicherungsamt ſtatt. 

Wenn das Verfahren ohne Kenntniß der- ergangenen anderweiten Enticheidung 
fortgejebt it, jo it die in demfelben ergehende Entjcheidung auf Antrag der be- 
theiligten Genoſſenſchaft vom Reichsverſicherungsamt für nichtig zu erffären. Die 
auf Grund der fir nichtig erklärten Entſcheidung geleiteten Zahlungen jind zu 
eritatten, weitere Zahlungen fünnen nicht beanjprucht werden. 


Anfechtung rectskräftiger Entfcheidungen. 
$ 100. 

Auf die Anfechtung vechtskräftiger Entiheidungen über einen Anjprud auf 
Rente finden, unbeſchadet der Vorſchrift des $ 99 Abi. 3, die Vorſchriften der 
Bivilprozehordnung über die Wiederaufnahme des Verfahrens entiprechende Anz 
wendig, ſoweit nicht Durch Natjerliche Verordnung mit Zuſtimmung des Bundesraths 
anders beſtimmt wird. 

Berechtigungsausweis. 
s 101. 

Nach erfolgter Feititellung der Entichädigung ($ 90) iſt dem Berechtigten 
von Zeiten des Genoſſenſchaftsvorſtaudes eine Beicheinigung über die ihm zus 
itehenden Beziige unter Angabe der mit der Zahlung beauftragten Bortanftalt 
($ 107) und der Zahlungstermine auszufertigen. 

Wird infolge des jchiedsgerichtlichen Verfahrens der Betrag der Entſchädigung 
geändert, jo it dem Gntichädigungsberechtigten ein anderweiter Berechtigungs— 
ausweis zu ertbeilen. 

(Bergl. $ 64 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; $ 69 des Gefepes vom 
5. Mai 1886: 8 72 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 
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Deränderung der Verhältniſſe. 
8 102. 

Tritt in den Verhältniffen, welche für die Feititellung der Entihädigung 
maßgebend geweſen jind, eine wejentliche Veränderung ein, jo fann eine ander: 
weitige Feftſtellung der Entjchädigung auf Antrag oder von Amtswegen erfolgen. 

Sofern Dies geichieht, bevor die frühere Enticheidung über die Höhe der 
Entſchädigung die Nechtöfraft erlangt hat, muB die Belehrung (8 95 Ab. 3) in 
der anderweitigen Feititellung darauf hinweilen, daß dieje, ungeachtet des gegen 
die frühere Enticheidung ſchwebenden Berufungss oder Nevilionsverfahrens, durch 
ſelbſtandige Berufung angefochten werden kann. Abſchrift des neuen Feititellungs: 
beſcheids iſt derjenigen Stelle, bei welcher das Berfahren über die ältere Ent: 
iheidung ſchwebt, mitzutheilen. Diefe Stelle it berechtigt, bei Enticheidung der 
älteren Sache darüber zu befinden, welche Entſchädigung für die Zeit nach Erlaß 
des neuen Bejcheids zu gewähren iſt. Wenn eine jolche Entjcheidung ergeht, jo 
it ein infolge der Anfechtung des neuen Bejcheids etwa eingeleitetes Verfahren 
einzuitellen. 

Iſt der Verlegte, für welchen eine Entjchädigung auf Grund des $ 9 feit- 
geitellt war, infolge der Verlegung geitorben, jo muß der Antrag auf Gewährung 
einer Entichädigung für die Hinterbliebenen, falls deren Feititellung nicht von 
Amtswegen erfolgt it, bei Vermeidung des Ausjchluffes, vor Ablauf von zwei 
Jahren nach dem Tode des Verletzten bei dem zuſtändigen Verſtande angemeldet 
werden. Nach Ablauf diefer Friſt it der Abmeldung nur dann Folge zu geben, 
wern zugleich glaubhaft beicheinigt wird, daß der Entichädigungsberechtigte von 
der Verfolgung jeines Anſpruchs durch außerhalb feines Willens liegende Ver— 
bältnifie abgehalten worden iſt. Am übrigen finden auf das Verfahren die Bor: 
ihriften der 85 87 bis 94 entiprechende Anwendung. 

Eine Erhöhung der im $ 9 beſtimmten Rente kaun nur für die Zeit mad) 
Anmeldung des höheren Anſpruchs gefordert werden. 

Eine Winderung oder Aufhebung der Nente tritt von dem Tage ab in 
Rirfiamfeit, an welchem der dieſelbe ausiprehende Beſcheid ($ 94) den Ent- 
ihadiqungsberechtigten zugeitellt it. Rechtsmittel haben in dieſem Falle auf: 
ihiebende Wirkung. 

In den Fällen des $ 99 Abi. 1 umd 2 bat das Neidysveriicherungsamt Die 
tür das Verfahren zuitändige Genofjenjchaft zu beſtimmen. 

(Beral. $ 65 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 8 70 des Gejeßes von 
5. Mai 1886; 8 73 des Geſetzes vom 13. Juli 1887), 


Fälligkeitstermine. 
g 103. 

Die Koiten des Heilverfahrens ($ 9 Ziffer 1) und die Nojten der Beerdig- 
ung ($ 16 Ziffer 1) jind binnen einer Woche nah ihrer Feititellung (S 87) 
zu zahlen. 

Die Entjchädigungsrenten der Berlegten und dev Hinterbliebenen der Ge— 
tödteten jind in monatlichen Raten im voraus zu' zahlen. Diejelben werden auf 
volle fünf Pfennig für den Monat nad) oben abgerundet. 

(Bergl. $ 66 des Gejepes vom 6. Juli 1884; 8 71 des Geſetzes von 
5. Mai 1886; $ 74 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 
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Uuhen der Rente. 
$ 104. 

Der Rentenanſpruch rubt: 

1) jo lange der Berechtigte eine die Dauer von einem Monat überiteigende 
Freiheitsitrafe verbüßt, oder jo lange er in einem ArbeitShaus oder einer Beljerungs- 
anjtalt untergebracht it: 

2) jo lange der Berechtigte nicht im Inlande wohnt. Durch Beſchluß des 
Bundesraths kann dieſe Beitimmung für bejtimmte Grenzgebiete oder für folche 
auswärtigen Staaten, durch deren Geſetzgebung deutschen, durch einen Betriebs 
unfall verfegten Arbeitern eine entiprechende Fürforge gewährleiftet it, außer 
Kraft geſetzt werden. 

(Vergl. $ 39 Abſ. 1 und $ 48 des Gejeßes vom 11. Juli 1887; 5 75 
Abſ. 1 des Geſetzes vom 13. Juli 1887 und $ 34 Ziffer 3 und 4 des 
Gefepes vom 22. Juni 1889.) 


Rapitalabfindung. 
S 105. 

Sofern bei theilweiſer Erwerbsunfäbigfeit eine Nente von zehn oder weniger 
PBrozenten der Rente für völlige Erwerbsunfähigfeit feitgeitellt iſt, kann zwiſchen 
der Unfallverfiherungsgenofjenjcheft oder der Berufsgenoflenichaft und dem Ent— 
Ihädigungsberechtigten eine einmalige Wapitabfindung vereinbart werden. 

Ausländer, welche dauernd das Neichsgebiet verlajfen, können für ihren Ent: 
ſchädigungsanſpruch mit dem dreifachen Betrag der Jahresrente abgefunden werden. 
Durch Beichluß des Bundesraths kann diefe Beltimmung für bejtimmte Grenz— 
bezirfe oder fiir die Angehörigen jolcher auswärtiger Staaten, durch deren Geſetz— 
gebung Ddeutichen, durch Unfall bei dem Betrieb verlegten Arbeitern eine ent— 
jprehende Fürſorge gewährleistet it, außer Kraft geſetzt werden. 

(Bergl. $ 67 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 8 72 des Geſetzes von 
5. Mai 1886; 8 39 Abſ. 2 und S 48 des Geſetzes vom 11. Juli 1887; 
Ss 35 Abſ. 2 des Geſetzes vom 13. Juli 1887 und $ 14 des Geſetzes 
vom 22. Juni 1889.) 


Unpfändbarkeit der Entfchädigungsforderungen. 
S 106. 


Die den Entichädigungsberechtigten auf Grund dieſes Geſetzes zuitehenden 
Forderungen können mit vechtlicher Wirkung weder verpfändet, noch fiir andere 
als die im S 749 Abi. 4 der Zivilprozekordnung bezeichneten Forderungen der 
Ehefrau und ehelichen Kinder und die des eriakberechtigten Armenverbandes ge— 
pfändet werden, 

(Vergl. $ 68 des Gejepes vom 6. Juli 1884; $ 73 des Geſetzes von 
5. Mai 1886; 8 76 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 

Die Uebertragung der Entjcehädigungsforderung auf Dritte hat nur inſoweit 
rechtliche Wirkung, als ste zur Dedung eines Vorſchuſſes erfolgt, welder dem 
Entichädigungsberechtigten auf feine Entichädigungsanfprüce von dem Betriebs: 
unternehmer oder einem Mitaliede des bei der Nentenfeititellung betbeiligten Ge— 
noljenichaftsorgans gegeben worden it. 
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Auszahlungen durch die Pon. 
S 107. 

Die Auszahlung der auf Grund diejes Geſetzes zu leiſtenden Eutjchädigungen 
wird auf Anweifung des Genofjenjchaftsvoritandes vorſchußweiſe durch die Poſt— 
vermwaltungen, und zwar in der Hegel durch dasjenige Poſtamt, in dejien Bes 
zirk der Entichädigungsberedtigte zur Zeit des Unfalls jeinen Wohnſitz hatte, 
bewirft. 

Berlegt der Entichädigungsberechtigte jeinen Wohnſitz, jo bat er die Ueber— 
weijung der Auszahlung der ihm zuitehenden Entjchädigung an das Poſtaumt jeines 
neuen Wohnort? bei dem Boritande, von welchem die Zahlungsanweiſung erlaſſen 
worden ilt, zu beantragen. 5 

(Bergl. $ 69 des Gejebes vom 6. Juli 1884; 5 74 des Gejepes vom 
9. Mai 1886 und S 77 Abſ. 1 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 


Kiquidationen der Po. 
S 108. 

Binnen acht Wochen nach Ablauf jedes NRechnungsjahres haben die Zentral: 
Boitbehörden den einzelnen Genoflenichaftsvoritänden Nachweiſungen der auf An— 
weifung der Borjtände geleiteten Zahlungen zuzuſtellen, und gleichzeitig die Poſt— 
kaſſen zu bezeichnen, an welche die zu eritattenden Beträge einzuzahlen find. 

(Vergl. $ 70 des Bejepes vom 6. Juli 1884, 8 75 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886; 8 40 Des Geſetzes vom 11. Juli 1887 uud $ 78 des 
Gejeßes vom 13. Juli 1887.) 

Nah Ablauf eines Jahres, don dem nkrafttreten diejes Geſetzes an, find 
die ZentralsRojtbehörden berechtigt, von jeder Genoſſenſchaft einen Betriebsfonds 
einzuziehen. Derjelbe iſt im vierteljährlichen Theilzahlungen an die von der 
ZentrakßBojtbehörde zu bezeichnenden Kaſſen abzuführen, und darf die für die 
Genoſſenſchaft im abgelaufenen Nechnungsjahre vorgeſchoſſenen Beträge nicht 
überiteigen. 

Verfahren bei Erhebung der Beiträge. 
$ 109. 

Die von den Zentral-Poitverwaltungen zur Erjtattung liquidirten Beträge 
ſind aus den verfügbaren Mitteln dev Berufsgenofjenjchaft zu entnehmen. Gleich— 
zeitig it nach den Beſtimmungen des 8 19 der Napitahverth der im vergangenen 
Rechnungsjahre neu entitandenen, der Genoſſenſchaft erwachjenen Lajten zu be— 
rechnen und unter Berücdiichtigung dev bejonderen Verpflichtungen oder Berichtig- 
ungen, welche aus der gemeinichaftlihen Tragung der Laften ($ 45) oder den 
Beitimmungen über den Reſervefonds (86 21, 26) erwachjen, nebjt den Zufchlägen 
zur Dedung der VBerwaltungskojten nach dem feitgeitellten Vertheilungsmaßſtab 
(Ratafter 8 78) und unter Verrechnung der erhobenen Vorſchüſſe 8 19) von 
den Mitgliedern einzuziehen 

Bergl. $ 41 des Geſetzes vom 11. Juli 1887.) 

Benn eine Berufsgenofjenjchaft nur den Jahresbetrag der Renten /S 21) 
erhebt, fo jind die von den ZentralPoitverwaltungen liquidirten Beträge an 
Ztrelle des Kapitalwerths umzulegen. 

(Vergl. 8 71 Abſatz 1 des Gejeges von 6. Juli 1884; 8 76 des Geſetzes 


vom 5. Mai 1886 und $ 79 des Geſetzes vom 13, Juli 1887.) 


— 
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$ 110. 

Der auf jedes Genoffenjchaftsmitglied fallende Betrag wird in eine Heberolle 
eingetragen. Auszüge aus der Heberolle find den Gemeindebehörden für Die 
Betriebe, welche ihren Sig im Gemeindebezirk Haben, mit dem Erjuchen zuzuſtellen, 
Die Beiträge einzuziehen und in ganzer Summe binnen acht Wochen an den Ge- 
nojjenichnftsvorjtand einzujenden. Der Auszug aus der Heberolle muß diejenigen 
Angaben enthalten, welche die Zahlungspflichtigen in den Stand jepen, die Richtig: 
feit der angejtellten Beitragsberechnung zu prüfen. Die Gemeindebehörde hat 
den Auszug während zwei Wochen zur Einjicht der Betheiligten auszulegen und 
den Beginn dieſer Friſt auf die für ihre Bekanntmachungen vorgeichriebene oder 
übliche Weiſe mit der Aufforderung bekannt zu machen, die feitgejtellten Beträge 
jpätejtens binnen zwei Wochen nach Ablauf der für die Auslegung des Auszugs 
feſtgeſetzten Friſt einzuzahlen. 

Binnen der gleichen Friſt können die Mitglieder, unbeſchadet der Verpflichtung 
zur vorläufigen Zahlung, gegen Beitragsberechnung bei dem Genoſſenſchaftsvorſtande 
Einſpruch erheben. Durch dieſen Einſpruch kann weder die Mitgliedſchaft, noch 
die Feſtſtellung der Grundlagen für die Beitragserhebung angefochten werden. 

Gegen den auf den Einſpruch ſchriftlich zu ertheilenden Beſcheid ſteht dem 
Einſprechenden, falls ſeinem Antrage nicht oder nicht in dem verlangten Umfange 
Folge gegeben iſt, binnen zwei Wochen nach der Zuſtellung die Beſchwerde an 
die für den Sitz des Betriebes zuſtändige untere Verwaltungsbehörde zu. Die 
Beſchwerde kann nur auf Rechenfehler oder auf unrichtigen Anſatz der Beitrags— 
berechnung gegründet werden. 

(Vergl. 8 72 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 8 81 Abſatz 1 ımd 2 
und 8 82 des Geſetzes vom 5. Mai 1886; 8 82 Abſatz 2 des Geſetzes 
vom 13. Juli 1887.) 

$ ı11. 

Soweit die Beiträge der Unternehmer von Gemeinden oder Kommunal: 
verbänden getragen werden ($ 20), jind fie nicht in die zur Auslegung bejtimmten 
Auszüge aus der Heberolle aufzunehmen; vielmehr ift ein diefe Unternehmer um— 
faljender, den Vorſchriften des $ 110 Abjab 1 entiprechender Nuszug aus Der 
Heberolle den Gemeinden oder Kommunalverbänden mit dem Erjuchen zuzuitellen, 
den feitgeießten Betrag bei Vermeidung der zwangsweiſen Beitreibung binnen 
zwei Wochen einzuzahlen Den Gemeinden und Nommunalverbänden jtehen Die 
im $ 1130 Abſatz 2 und 3 bezeichneten Rechtsmittel zu. 

Innerhalb der Gemeinden und weiteren Nommunalverbände werden die auf 
dieſelben entjallenden Lalten wie Gemeindeabgaben aufgebracht. 

Durch die Yandesgejeggebung oder durch Ttatutarische Beſtimmung der Ge— 
meinden umd weiteren Kommunalverbände, weldye der Öenchmigung der höheren 
Verwaltungsbehörde bedarf, kann ein anderer Bertheilungsmaßitab feitgeiteltt 
werden. 

Bei Betrieben, für die ein Wandergewerbeichein ertheilt ift, ift der Auszug 
aus der Heberolle derjenigen Behörde ($ 19 Abſatz 5), welche für das neue 
Redinungsjahr die Erhebung der Vorſchüſſe vermittelt, mit dem Erſuchen um 
Einziehung zu überienden. Die Beiträge ſind in gleicher Weile einzuziehen wie 
die Vorjchüffe. Den Unternehmern stehen der Einfpruch und die Beichwerde ge— 
mäß S 110 Abjab 2 und 3 zu. Die Beichwerde tft an die für den Sitz Der 
Erhebungsbehörde zuftändige untere Berwaltungsbehörde zu richten. 


an — m... — — 
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8* 112. 

Tritt infolge des Einipruchs oder der Beſchwerde eine Herabmınderung des 

Beitrags ein, jo it der ausfallende Betrag im nächſten Jahre mit einzuziehen, 
(Bergl. S 73 Abſ. 4 des Gejehes vom 6. Juli 1884; 882 a. E. des 
Geſetzes vom 5. Mai 1886; $ 85 Ubi. 1 des Geſetzes vom 13, Juli 1887.) 

Die Eritattung zu viel erhobener Beträge erfolgt durch Anrechnung auf die 
nächte Vorſchuß- oder Beitragszahlung des Unternehmers und, falls der zu er: 
ſtattende Betrag hierdurch nicht erfüllt it oder falls der Unternehmer Beiträge 
nicht mehr zu zahlen hat, durch baare AZurüdzahlung. 

$ 113. 

Vorſchüſſe ($ 19), rückſtändige Beiträge, jowie Strafzuſchläge ($ 42) werden 
in derielben Weije beigetrieben wie Gemeindeabgaben. 

Uneinztehbare Beiträge fallen der Gejammtheit der Mitglieder zur Yait. 
Zie find vorſchußweiſe aus den bereitejten Beltänden zu Ddeden und bei dem 
Einziehungsverfahren des nächſten Nechnumgsjahres zu berüdiichtigen. 

(Vergl. $ 74 des Gejepes vom 6. Juli 1884; $ 81 Abjab 2 des Ge: 
jeges vom 5. Mat 1886; 8 42 des Geſetzes vom 11. Nuli 1887 und 
S 86 Abſatz 3 des Gejepes vom 13. Juli 1887.) 

Für ihre Mitwirkung bei der Einziehung der Beiträge iſt der Gemeinde: 
behörde von den Genofienjchaften eine Vergütung (Hebegebühr) zu gewähren, 
deren Betrag von der Landes-Jentralbehörde feitgeicht wird. 

Umfaßt der Bezirk der Genoflenichaft Gebietstheile verjchiedener Bundes— 
jtaaten, jo enticheidet, falls eine Verſtändigung zwiſchen den betheiligten Zentral: 
behörden nicht herbeizuführen it, der Bundesrath. 

Die Bemeindebehörde haftet für diejenigen Beträge, bei denen fie den wirf- 
lichen Ausfall oder die fruchtlos erfolgte Zwangsvollſtreckung nicht nachweiſen fann, 
und muß diefelben vorſchußweiſe mit einienden. 

Durch die Landes- Zentralbehörden kann beſtimmt werden, daß Itatt der Ge— 
meindebehörden andere Behörden oder Beamte zur Mitwirfung bei Einziehung 
der Beiträge heranzuziehen find. Derartige Beltimmungen find den betbeiligten 
Genoſſenſchaften mitzutbeilen. 


Abführung der Beträge an die Poſtkaſſen. 
s 114. 

Die Genojjenichaftsvorstände haben Die von den Zentral-Poſtbehörden liqui: 
dirten Beträge innerhalb drei Monaten nah Empfang der Liquidationen an die 
ihnen bezeichneten Poſtkaſſen abzuführen. 

Segen Genoſſenſchaften, welche mit der Erjtattung der Beträge im Rückſtande 
bleiben, ijt auf Antrag der Zentral:Bojtbehörden von dem Reichöverficherungsamt 
vorbehaltlich der Beitimmungen des S 55, das Zwangsbeitreibungsverfahren ein: 
zuleiten. 

Das Reichsverſicherungsamt iſt befugt, zur Dedung der Anſprüche der Poſt— 
perwaltungen zunächit über bereite Beitände der Genoſſenſchaftskaſſen zu verfügen. 
Soweit dieje nicht ausreichen, hat dasjelbe das Beitreibungsverfahren gegen Die 
Mitglieder der Genoſſenſchaft einzuleiten und bis zur Dedung der Rückſtände 
durchzuführen. 

(Vergl. $ 75 des Gefepes vom 6. Juli 1884; $ 84 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886 und $ 87 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 
Annalen dete Deutichen Reiche. 1896, 15 
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Vermögensverwaltung und Rechnungsführung. 
8 115. 

Die Einnahmen und Ausgaben der Genofjenichaften find von allen den 
Sweden derjelben fremden Vereinnahmungen und Verausgabungen gejondert feit- 
zuitellen und zu verrechnen; ebenjo jind die Bejtände gejondert zu verwahren. 
Verfügbare Gelder dürfen nur in öffentlichen Sparfafjen oder wie Gelder bevor- 
mundeter Perfonen angelegt werden. 

Sofern beiondere gejegliche Vorjchriften über die Anlequng der Gelder Be- 
vormundeter nicht bejtehen, kann die Anlegung der verfügbaren Gelder in Schuld: 
verichreibungen, welche von dem Deutſchen Reich, von einem deutſchen Bundesitaat 
oder dem Keichsland Eljaß-Lothringen mit gejeglicher Ermächtigung ausgejtellt find, 
oder in Schuldverjchreibungen, deren Verzinjung von dem Deutjchen Neich, von einem 
deutichen Bundesftaat oder dem Neichsland Elſaß-Lothringen gejeglich garantirt it, 
oder in Schuldverichreibungen, welche von deutjchen fommunalen Korporationen (Pro: 
vinzen, reifen, Gemeinden ꝛc.) oder von deren Kireditanjtalten ausgejtellt und entweder 
jeitens der Inhaber fündbar find oder einer regelmäßigen Amortifation unterliegen, 
erfolgen. Auch fünnen die Gelder bei der Reichsbank verzinslich angelegt werden. 

(Vergl. $ 76 des Gejepes vom 6. Juli 1884; $ 85 des Gejeßes dom 
5. Mai 1886 und $ 88 des Gejehes von 13. Juli 1887.) 

Auf Antrag einer Genoſſenſchaft kann widerruflich geitattet werden, daß das 
Vermögen bis zum vierten Theil in anderen zinstragenden Bapieren oder Hypotheken 
oder in Grundſtücken angelegt werde. Ueber derartige Anträge enticheidet der Kom— 
munalverband oder die Zentralbehörde des Bundesjtaats, fiir welchen die Unfalls 
verjiherungsgenofjenichaft errichtet iſt; bei Unfallveriicherimgsgenoflenichaften, die 
ſich über das Gebiet eines Bundesitaats hinaus eritveden, falls eine Verjtändigung 
zwijchen den betheiligten Yandes- Zentralbehörden nicht erzielt wird, ſowie bei Berufs- 
genoſſenſchaften, welche nicht der Auflicht eines Landesverfiherungsants unterftellt 
find, der Bundesrath; bei anderen Berufsgenoflenichaften die Landes= Jentralbehörde. 

MWerthpaptere find nach näherer Beltimmung der Zentralbehörde desjenigen 
Bundesitaats, in deſſen Gebiet die Genoflenichaft ihren Sit hat, bei einer zur 
Aufbewahrung von Geldern oder Werthpapieren befugten öftentliden Behörde 
oder Kaſſe miederzilegen. 

8 116. 

Die Genoſſenſchaften find verpflichtet, dem Reichsverſicherungsamt nad) näherer 
Anweiſung desjelben und in den von ihm vorzujchreibenden Friſten Ueberſichten 
über ihre Gejchäfts: und Rechnungsergebniſſe einzureichen. 

Die Art und Form der Nechnungsführung wird durch das Neichsveriicherungss 
amt geregelt. Tas Rechnungsjahr ijt das Kalenderjahr. 

(Bergl, S 77 des Geſetzes vom 6. Juli 1884 und Bekanntmachung des 
Neichskanzlers vom 23. Februar 1885 [Zentralblatt S. 51)). 





VI. Aufſicht. 
Veihsvericherungsamt. 
8 117. 
Die Genoſſenſchaften unterliegen in Bezug auf die Befolgung diejes Gejeges der 
Beaufiichtigung des Neichsverficherungsamts (S 87 des Unfallverſicherungsgeſetzes).!) 


Unfallverſicherungsgeſeß S 87: Die Genoftenichaften unterliegen in Bezug auf Die 


Befolgung dieſes Geſetzes der Beauffichtinung des Reichsverſicherungsamts. 
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Dem Keihsveriicherungsamt treten vier michtitändige Mitglieder hinzu, von 
welchen zwei von den gewählten Mitgliedern der Vorjtände der Unfallverjicherungs= 
genofjenjchaften und der auf Grund dieſes Geſetzes errichteten Berufsgenoſſen— 
jchaften aus dem Stande der Arbeitgeber und zwei von den dem Stande der 
Verficherten angehörenden Beiligern der für den Geltungsbereich dieſes Gejepes 
beitehenden Schiedsgerichte aus dieſem Stande gewählt werden. Hat ein Scied3: 
gericht mehr als zwei Beiliger diejer Art ($ 71 Abi. 3 des Geſetzes vom 
22. Juni 1889')), jo find zwei Beiliger behufs Theilnahme an der Wahl durch das 
in einer Sigung des Schiedsgericht vom Vorſitzenden zu ziehende Loos zu beitimmen. 

Zu denjenigen Verhandlungen des Neichsverficherungsanıts, bei denen es jich 
ausichließlih um Angelegenheiten der dem gegenwärtigen Geſetz unterliegenden 
Genoſſenſchaften handelt, jind dieſe nichtitändigen Mitglieder jtatt der jonjtigen 
von Genojjenichaftsporjtänden und Vertretern der Arbeiter gewählten nichtitändigen 
Mitglieder zuzuziehen. 

Die Wahlen erfolgen mittels jchriftlicher Abſtimmung unter Leitung des 
Reichsverſicherungsamts nad relativer Stimmenmehrheit; bei Stimmengleichheit 
entjcheidet das Loos. Das Stimmenverhältnig der wahlberechtigten Borjtände 
beſtimmt der Bundesrath unter Berüdiichtigung der Zahl der verjicherten Perſonen. 

Jeder Schiedögerichtsbeifiger hat eine Wahljtimme. 

Die Amtsdauer der nidhtitändigen Mitglieder währt vier Jahre. Für jedes 
nichtſtändige Mitglied jind nad) Bedarf Stellvertreter zu bejtellen, welche dasjelbe 
in Behinderungsfällen zu vertreten haben. Scheidet ein ſolches Mitglied während 
jeiner Amtsdauer aus, jo haben für den Reſt derjelben die Stellvertreter nad) 
ihrer Reihenfolge als Mitglieder einzutreten. 

(Bergl. $ 95 des Gejeges vom 5. Mai 1886 und $ 97 des Gejeges vom 
13. Juli 1887.) | 
Zuftändigkeit. 


$ 118. 


Die Entjheidungen des Neichsverjiherungsamts jind endgültig, joweit in 
dieſem Geſetz nicht ein anderes bejtimmt ift. 


Das Neihsverfiherungsamt bat feinen Sit in Berlin. Es beiteht aus mindeftens 
drei ftändigen Mitgliedern, einjchliehlich des Vorfigenden, und aus acht nichtitändigen Mitgliedern. 

Der Vorſitzende und die übrigen ftändigen Mitglieder werden auf Vorichlag des Bundes— 
raths vom Kaiſer auf Lebenszeit ernannt. Von den nichtitändigen Mitgliedern werden vier 
vom Bundesrathb aus feiner Mitte, und je zwei mittels Ichriftlicher Abitimmung von den 
Genoilenichaftsvoritänden und von den Vertretern der verlicherten Arbeiter (S 41) aus ihrer 
Mitte in getrennter Wablbandlung unter Yeitung des Neichsverlicherungsamts gemählt. 
Die Wahl erfolgt nach relativer Stimmenmebrheit; bei Stimmengleichbeit enticheidet das 
2008. Tie Amtsdaner der nichtitändigen Mitglieder währt vier ‚jahre. Das Stimmen- 
verhältniß der einzelnen Wahlkörper bei der Wahl der nichtitändigen Mitglieder beitimmt 
der Bundesrath unter Berüdiichtigung der Zahl der verficherten Perſonen, 

Für jedes durch die Genotlenichaftsvoritände ſowie durch die Vertreter der Arbeiter 
gewählte Mitglied find ein eriter und ein zweiter Stellvertreter zu mwäblen, welche dasielbe 
in Bebinderungsfällen zu vertreten haben. Scheidet ein folches Mitglied während der Wahl- 
veriode aus, jo haben für den Reſt derielben die Stellvertreter in der Reihenfolge ihrer 
Wahl als Mitglied einzutreten. 

Die übrigen Beamten des Reichäverficherungsamts werden vom Neichstanzler ernannt. 

) Geſetz vom 22. Juni 1889 5 71 Abſatz 3: 

Die Berfiger werden in der durch das Statut beitimmten Zahl von dem Ausichuß der 
Verfiherungsanitalt, und zwar zu gleichen Ibeilen in getrennter Wablbandlung von den 
Arbeitgebern und den Verſicherten, nach einfacher Stimmenmebrbeit gewäblt. Bezüglich der 
Wählbarkeit gelten die Beſtimmungen des S 50, bezüglich der Ablebmungsgründe die Be- 
ſtimmungen des S 60. — 
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Die Aufiiht des Neichöverficherungsamts über den Gejchäitsbetrieb der Ge— 
noſſenſchaften hat jich auf die Beobachtung der gejeplichen und ftatutarifchen Vor— 
ſchriften zu erſtrecken. 

Das Reichsverſicherungsamt iſt befugt, jederzeit eine Prüfung der Geſchäfts— 
führung der Genoſſenſchaften vorzunehmen. 

Die Vorſtandsmitglieder, Vertrauensmänner und Beamten der Genoſſenſchaften 
ſind auf Erfordern des Reichsverſicherungsamts zur Vorlegung ihrer Bücher, Be— 
läge, Werthpapiere und Geldbeſtände, ſowie ihrer auf den Anhalt der Bücher und 
die Feſtſetzung der Nenten ꝛc. bezüglihen Schriftitüde verpflichtet. Dos Reichd- 
veriiherungsamt kann Diejelben hierzu jowie zur Befolgung der geſetzlichen und 
jtatutarischen Borichriften Durch Gelditrafen bis zu eintaufend Mark anhalten. 

(Bergl. $ 88 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 8 96 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886 und 5 98 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 


8 119. 

Das Neichöverfiherungsamt enticheidet, unbejchadet der Rechte Dritter, über 
Streitigkeiten, welche ji auf die Rechte und Pflichten der Organe der Genoſſen— 
ichaften, jowie der Mitglieder diejer Organe, auf die Auslegung der Statuten 
und auf die Giltigfeit der vollzogenen Wahlen, joweit über legtere nicht nad 
8 50 Abſatz 2 zu befinden itt, beziehen. 

(Bergl. S$ 97 des Gejeges vom 5. Mai 1886 und 8 99 des Geſetzes 
vom 13. Juli 1887.) 

Auf die dienitlichen Verhältnifie der auf Grund des $ 34 Abſatz 1 beitellten 

Beamten findet dieſe Borfchrift feine Anwendung. 


Gefhäftsgang. 
Ss 120. 

Die Entjcheidungen des Neichsveriherungsamts erfolgen regelmäßig in der 
Beſetzung von vier Mitgliedern (einfchliehlich des Vorſitzenden), unter denen fich 
je ein Vertreter der Arbeitgeber und der Veriicherten befinden müfjen, und unter 
Zuziehung eines richterlichen Beamten, wenn es ſich handelt: 

1) um die Entjcheidung auf Nevifionen gegen die Entfcheidungen der Schieds- 
gerichte ; 

2) um die Entjcheidung vermögensrechtlicher Streitigkeiten bei Veränderungen 
des Bejtandes der Unfallverjicherungsgenofienfchaften und Berufsgenofjenichaften ; 

3) um die Eurfheidung in den Fällen der 88 92 und 99, 

Bei der Vorbereitung der Beſchlußfaſſung des Bundesraths über Veränder- 
ungen des Beitandes der Genofjenjchaften iſt mindejtens je ein nichtitändiges Mit 
glied aus dem Stande der Arbeitgeber und der Verjicherten zuzuziehen. 

Im übrigen können die Formen des Verfahrens und der Gejhäftsgang des 
Reichsverſicherungsamts durch Kaijerliche Verordnung unter Zuftimmung des Bundes 
raths geregelt werden. 

(Vergl. 8 90 Abſatz 4 des Gejeges vom 6. Juli 1884.) 


Kandesverfiherungsämter. 
8 121. 


Werden in den einzelnen Bundesitanten für das Gebiet und auf often der— 
jelben von den Landesregierungen Landesverficherungsämter errichtet (8$ 92, 93 
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des Unfallveriicherungsgeieges'), jo finden binjichtlich der Zujanmenjegung der- 
jelben die Beltimmungen des $ 117 mit folgenden Maßgaben Anwendung: 

1) An der Wahl der aus dem Stande der Arbeitgeber zu wählenden nicht= 
jtändigen Mitglieder nehmen nur die Vorſtände derjenigen Genoſſenſchaften theil, 
welche Betriebe, deren Sip im (Gebiet eines anderen Bundesjtaats belegen ift, 
nicht umfafen. Das Stimmenverhältwißg der Vorftände wird unter Berücdjichtigung 
der Zahl der in den betreffenden Genojjenjchaften verjicherten Perfonen von der 
Sandesregierung bejtimmt. 

2) An der Wahl der aus dem Stande der Berjicherten zu wählenden nicht- 
töndigen Mitglieder nehmen nur Beiſitzer derjenigen Schtedsgerichte theil, deren 
Ziß in dem betreffenden Bundesſtaat belegen ilt. 

3) Tie Wahlen erfolgen unter Leitung des Landesverjiherungsamts. So 
lange eine Wahl nicht zu ſtande gekommen tjt, werden Vertreter der Arbeitgeber 
und Arbeitnehmer von der Landes Zentralbehörde ernannt. 

Die den nichtitändigen Mitgliedern zu gewährende Vergütung wird durch 
die Landesregierung geregelt. 

(Bergl. $S 100 des Geſetzes vom 5. Mai 1886.) 
g 122. 

Ter Beaufjichtigung des YLandesverficherungsamts unteritehen Diejenigen 
Unfallverſicherungsgenoſſenſchaften und Berufsgenoſſenſchaften, welche Betriebe, 
deren Sitz im Gebiet eines andern Bundesſtaats belegen iſt, nicht umfaſſen. In 
den Angelegenheiten dieſer Genoſſenſchaften gehen die in den 88 20, 21, 29, 47, 


) Unfallverfiherungsgeieß S S 92 und 93: 

S 92. In den einzelnen Bundesitaaten können für das Gebiet und auf Moiten der- 
elben "Sandesverlicherungsämter von den Yandesregierungen, errichtet werden. 

Der Beaufſichtigung des Landverſicherungsamts unterſtehen diejenigen Berufsgenofien: 
haften, welche ſich nicht über das Gebiet des betreffenden \ Bundesitaats binaus eritreden. 
In den Angelegenbeiten dieſer — ——— geben die in den SS 16, 18, 20, 27, 
%, 30, 32, 33, 37, 38, 39, 40, 62, 63, 73, 75, 78, 80, 83, 85, 86, 88, 89, 106 dem Neichs 
vericherungsamt übertragenen Zuttänbigfeten auf das Yandesveriicherungsant über. 

Soweit jedod in den ‚Fällen der 530, 32, 37 u. 88 eine der Aufficht des Reichsverficherungs: 
amts unterftellte Verufsgenofenichaft ‚mitbetbeiligt it, enticheidet das Neichs-Verlicherungsamt. 

Treten für eine der in Abjak 2 genannten, der Aufſicht eines Landesverſicherun samts 
unterstellten Berufsgenofienichaften die Vorausſezungen des S 33 ein. fo gehen die Rechts— 
anprüche und Verpflichtungen auf den betreffenden Hundesitaat über. 

Ss 93. Tas Landesverjicherungsamt, beitebt aus mindeſtens drei ſtändigen Wlitgliedern, 
zunichliehlich des Morfigenden, und aus vier nichtitändigen Mitgliedern. 

Tie Htändigen Mitglieder werden von dem Landesherrn des betr. Bundesitaats auf 
Yebenszeit ernannt; Die nichtitändigen Mitglieder werden von den Senoilenichaftsvoritänden 
derjenigen Genoſſenſchaften, welche ich nicht über das Gebiet des betr. Bundesitaats hinaus 
eritreden, und von den Vertretern der verlicherten Arbeiter S 41) aus ihrer Witte mittels 
hrirtlicher Abitimmung unter Yeitung des Sandesverficherungsamts gewählt. Tas Stimmen: 
verbältniß der einzelnen WMWablkörper beitimmt die Yandesregierung unter Berüdjichtigung 
der Zabl der in den betr. Genoſſenſchaften verficherten Berionen. Im übrigen finden die 
Seitimmungen des 5 87 über die Wahl, die Amtsdaner und die Stellvertretung dieſer nicht: 
andigen Mitglieder gleihmäßig Anwendung. So lange eine Wahl der Nertreter der Ge⸗ 
aoftenihaftsporitände und der Arbeiter nicht zu ſtande kommt, werden Vertreter der Betriebs: 
auternebmer und der Verficherten von der Yandes-jentralbehörde ernannt. 

Tie Beſchlußfaſſung des Yandesverfiherungsants in den im 5 90 unter b bis e be- 
zihmeten Angelegenheiten it durch die Anweſenheit von drei jtändigen und zwei nicht- 
Hindigen Mitgliedern bedingt, zu welchen in den ‚sällen zu b und c außerdem zwei richter- 
Ihe Beamte zuzuzieben find. 

Tie formen Des Verfahrens und der Gejchäftsgang bei dem Yandes Verſicherungs— 
amt, iowie Die den nichtitändigen Mitgliedern zu gewährende Vergütung werden durch die 
Yandesregierung geregelt. 
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50 Abi. 4, 51, 54 Mbj. 4, 57, 68, 72, 77, 79, 92, 97, 99, 102, 114, 118, 
119 dem MNeichöverfiherungsamt übertragenen Zujtändigfeiten auf das Landes: 
Verficherungsamt über. 

Soweit jedoh in den Fällen der 88 68, 77, 79, 92, 99, 102 eine der 
Aufſicht eines anderen Landesverjicherungsamts oder des NeichSverlicherungsants 
unterftellte Genoſſenſchaft mitbetheiligt it, entjcheidet das Neichsverjicherungsamt. 
Wird ein Entichädigungsanjpruch gegen mehrere Genofjenichaften geltend gemacht, 
jo gelten dieſe ſämmtlich als miitbetheiligt, auch wenn eine oder mehrere von 
ihnen vechtsfräftig für nicht entichädigungsverpflichtet erklärt find. 

Das Landesverfiherungsamt bat in derartigen Fällen die Akten an das 
Neichsveriicherungsamt zur Enticheidung abzugeben. 

Wird eine der im Abſatz 1 genannten, der Auflicht eines Landesverficherungsamts 
unteritellten Berufsgenoſſenſchaften wegen Leiltungsunfähigfeit ($ 57) aufgelöft, To 
gehen Die Necht3anjprüche und Verpflichtungen auf den betreffenden Bundesitaat über. 

Die Beichlußfaffung des Landesveriicherungsants im den im $ 120 be= 
zeichneten Angelegenheiten it durch die Anweſenheit von vier Mitgliedern (ein 
Ichließlich des Vorſitzenden), unter denen ſich je ein Arbeitgeber und ein Arbeitnehmer 
befinden müſſen, jowie durch die Mitwirkung eines richterlichen Beamten bedingt. 

(Bergl. $ 92 Abſatz 2 des Geiehes vom 6. Juli 1884 und 8 101 des 
Sejeges vom 5. Mai 1886.) 


VII. Schluß: und Strafbeitimmungen. 
Allgemeines. 
8 123. 

Den Gemeinden im Sinne diejes Geſetzes ſtehen die jelbitändigen Gutsbezirke 
und Gemarkungen (ausmärkiſche Bezirke) glei. Soweit den Gemeinden aus 
dieſem Geſetze Rechte oder Verbindlichkeiten erwachfen, tritt an die Stelle der 
Gemeinde der Gutsherr oder der Gemarkungsberechtigte. 

(Bergl. $ 131 des Gejeges vom 5. Mai 1886.) 


Haftpflicht der Betriebsunternehmer, Betriebsbeamten und dritter Perfonen. 
8 124. 

Tie nah Mafgabe diejes Geſetzes verficherten Perjonen und deren Hinter— 
bliebene können einen Anjpruch auf Erjaß des infolge eines Unfall$ erlittenen 
Schadens gegen den Betriebsunternehmer, deſſen Bevollmächtigten oder Repräſen— 
tanten, Betriebs: oder Arbeiterauffeher nur dann geltend machen, wenn genen 
diefe Perſonen durch jtrafgerichtliches Urtheil feitgeitellt werden üt, daß ſie den 
Unfall vorjäglich herbeigeführt haben. 

In Diefem Fall bejchränft sich der Anjpruch auf den Betrag, um welchen 
die den Berechtigten nach den bejtehenden gejeplichen Vorſchriften gebührende 
Entichädigung diejenige überjteigt, auf welche fie nach dieſem Gejep Anſpruch haben. 

(Bergl. S 95 des Geſetzes vom 6. Juli 1884: 8 8 des Geſetzes vom 
15. März 1886; 8 116 Abſ. 1, 2 des Geſetzes vom 5. Mai 1886 und 
S 109 des Gejepes vom 13. Juli 1887. 

S 125, 

Diejenigen Betriebsunternehmer, Bevollmächtigten oder Nepräjentanten, Be— 
triebd= oder Arbeiterauffeher, gegen welche durch ftrafgerichtliches Urtheil feitgejtellt 
worden it, Daß tie den Unfall vorfäglich oder durch Fahrläſſigkeit mit Außer 
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achtlajjung derjenigen Aufmerkſamkeit, zu der fie vermöge ihres Amtes, Berufes 
oder Gewerbes bejonderd verpflichtet jind, herbeigeführt haben, haften für alle 
Aufwendungen, welde infolge des Unfalls auf Grund diejes Geſetzes oder des 
Kranfenverjicherungsgejepes vom 10. April 1892 Reichs-Geſetzbl. S. 417) von 
den Genojjenjchaften oder Krankenkaſſen gemacht worden jind. 

In gleiher Weile haftet als Betriebsunternehmer eine Aftiengejellichaft, eine 
Innung oder eingetragene Genofienichaft für die durch einen der Liquidatoren 
berbeigeführten Unfälle. 

Als Erjag für die Rente kann in diejen Fällen deren Kapitalwerth gefordert werden. 

Der Anſpruch verjährt in achtzehn Monaten von dem Tage, an welchem das 
itrafrechtliche Urtheil rechtskräftig geworden it. 

(Vergl. 8 96 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 8 117 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886 und 5 110 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 
Ss 126. 

Die in den SS 124, 125 bezeichneten Anfprüche können, auch ohne daß die 
dajelbjt vorgejehene Feititellung durch ftrafgerichtliches Urtheil jtattgefunden hat, 
geltend gemacht werden, falls dieſe Fejtitellung wegen des Todes vder der Ab— 
wejenheit des Betreffenden oder aus einem anderen in der Perſon Ddesielben 
liegenden Grunde nicht erfolgen kann. 

(Bergl. 8 97 des Geſetzes von 6. Sa 1884; 5 9 des Geſetzes vom 15. März 
1886; 8 118 des Geſetzes vom 5. Mai 1886 und $ 111 des Geſetzes vom 
13. Juli 1887.) 

x 127. 

Die Haftung dritter, in den SS 124, 125 nicht bezeichneter Perjonen, welche 
den Unfall vorfäglich herbeigeführt oder durch Verſchulden verurjacht haben, be= 
ſtimmt jich nach den beitehenden geſetzlichen Borjchriften. Jedoch geht die Forderung 
der Entjichädigungsberechtigten an den Dritten auf die Genofjenichaft inſoweit über, 
als die Verpflichtung der legteren zur Entichädigung durch dieſes Geſetz begründet tft. 

(Bergl. 8 98 des Geſetzes vom 6. Juli 1884 und $ 119 des Geſetzes 
vom 5. Mai 1886.) 
$ 128, 

Wenn gegenüber einer bei den ordentlichen Gerichten wegen eines Unfalls 
erhobenen Schadenserjagflage von dem Unternehmer oder einer der anderen im 
s 124 Abſ. 1 genannten Perſonen als Beklagten der Einwand erhoben wird, 
dat ein Unfall vorliege, den eine verjicherte Perſon bei dem Betrieb erlitten habe, 
jo it das gerichtliche Verfahren, jofern die Unrichtigfeit des Einwands nicht 
unzweifelhaft erhellt, auf Antrag des Beklagten ausjujegen, bis der Kläger eine 
Entiheidung des Neichsverficherungsamts oder eines Yandesverficherungsamts vor— 
legt, in welcher fejtgeitellt wird, daß ein Unfall, den eine verficherte Perſon bei 
dem Betrieb erlitten bat, nicht vorliege. Dieje Entjcheidung iſt inſoweit für das 
über Die Schadenserjagklage erfennende Gericht bindend. Bringt der tläger eine 
jotche Enticheidung innerhalb einer nach richterlihem Ermeſſen feitzuießenden Friſt nicht 
bei, jo iſt er abzuweiſen. 


Kechtshilfe. 
8 129, 
Die öffentlichen Behörden ſind verpflichtet, den im Vollzuge dieſes Geſetzes 
an ſie ergehenden Erſuchen des Reichsverſicherungsamts, anderer öffentlicher Be— 
hörden, ſowie der Genoſſenſchafts- und Sektionsvorſtände und der Schiedsgerichte 
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zu entjprechen und den bezeichneten Vorſtänden auc unaufgefordert alle Mit: 
theilungen zufonmen zu laſſen, welche für den Sejchäftsbetrieb der Genoſſenſchaften 
von Wichtigkeit find. Die gleiche Verpflichtung liegt den Organen der Genoſſen— 
Ichaften wuter einander ob. 

Die durch die Erfüllung dieſer Berpflichtungen entitehenden Koſten find von 
den Genoſſenſchaften als eigene Berwaltungsfojten ($ 19) injomweit zu evitatten, 
als jie in Tagegeldern und Neijefolten von Beamten oder Genojjenichaftsorganen 
jowie in Gebühren fir Zeugen und Sachverſtändige oder in jonjtigen baaren 
Auslagen bejtehen. 

(Bergl. 8 101 des Gejeges vom 6. Juli 1884; 8 121 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886 und 8 115 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 


Gebühren- und Stempelfreiheit. 
$ 130. 

Alle zur Begründung und Abwicdelung der Rechtsverhältniſſe zwiſchen den 
Unfallvericherungsgenoffenichaften oder Berufsgenofjenfchaften einerjeitS und den 
Verſicherten andererjeits erforderlichen schiedsgerichtlichen und außergerichtlichen 
Verhandlungen und Urkunden jind gebühren- und jtempelftei, 

(Bergl. $ 102 des Gefepes vom 6. Juli 1884; 8 122 des Geſetzes 
vom 5. Mat 1886 und 8 116 des Gejeges vom 13. Juli 1887.) 


Strafbeltimmungen. 
8 131. 

Die Genoſſenſchaftsvorſtände find befugt, gegen Betriebsunternehmer Ordnungs— 
trafen bi zu fünfhundert Mark zu verhängen, wenn die von denjelben auf Grund 
der SS 72, 75, 76, 79 eingereichte Auskunft über ihren Betrieb oder die nad) 
S 93 eingereichte Nachweiſung über die Kranfenverficherung oder über Löhne und 
Gehälter unrichtige thatfächliche Angaben enthäft. 

(Bergl. S$ 103 Ziff. 1 des Geſetzes vom 6. Juli 1884; 8 123 des 
Geſetzes vom 5. Mat 1886 und 8 117 des Geſetzes von 13. Juli 1887.) 
$ 132. 

Betriebsunternehmer, welde den ihnen obliegenden Verpflichtungen in Betreff 
der Anmeldung von neuen Betrieben oder Betriebsänderungen (SS 75, 76, 79), 
in Betreff der Einreichung dev Nachweiſungen über die Krankenverficherung, über 
Löhne und Gehälter ($ 93) oder in Betreff der Erfüllung der für Betriebs: 
einjtellungen gegebenen ſtatutariſchen Vorſchriften nicht vechtzeitig nachkommen, 
fünnen von dem Genofjfenichaftsvorjtand mit einer Ordnungsitrafe bis zu drei— 
hundert Mark belegt werden. 

Die gleihe Strafe fann, wenn die Anzeige eines Unfalls in Gemäßheit des 
S 82 nicht rechtzeitig erfolgt tt, gegen denjenigen verhängt werden, welcher zu 
der Anzeige verpflichtet war. 

(Vergl. $ 104 des Gejeges vom 6. Juli 1884; $ 124 des Geſetzes 
vom 5. Mat 1886 und $ 118 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 


S 1538. 
2) 
Die Strafvorjchriften der SS 131 und 132 finden auch gegen die gejeßlichen 
Vertreter handlungsunfähiger Betriebsunternehmer, desgleichen gegen die Mitglieder 
des Vorſtands einer Aktiengeſellſchaft, Iunung oder eingetragenen Genoſſenſchaft, 
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ſowie gegen die Liquidatoren einer Handelsgejellichaft, Innung oder eingetragenen 
Genoſſenſchaſt Anwendung. 
(Bergl. $ 105 des Gejeßes vom 6. Juli 1884; 8 125 des Gejeges vom 
5. Mat 1886 und $ 119 Abjap 2 des Geſetzes vom 13. Juli 1887.) 


8 134. 

Zum Erlaß der in den 88 131 bis 133 bezeichneten Strafverfügungen iſt 
der Borjtand derjenigen Genofjenichaft zuitändig, zu welcher der Betriebsunter: 
nehmer gemäß 8 71 gehört. 

Segen die Strafverfügung des Genofjenjchaftsvoritandes jtcht den Berheiligteu 
bien zwei Wochen, von deren Zuftellung an, die Beſchwerde an die für den 
Zip des Betriebs zuftändige höhere Verwaltungsbehörde zu. 

Die Strafen fließen in die Genojjenjchaftskaife. 

(Vergl. $ 106 des Geſetzes vom 6. Juli 18854; 8 134 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886 und $ 122 Abi. 2 des Gejebes vom 13, Juli 1887.) 
$ 135. 

Den Unfallverjiherungsgenofjenichaften und Berufsgenoſſenſchaften ſowie den 
Arbeitgebern und ihren Angejtellten ift unterjagt, durch Uebereinkunſt oder mittels 
Arbeitsordnungen die Anwendung der Bejtimmungen dieſes Geſetzes zum Nach- 
theil Der Berficherten ganz vder theilweife auszuschließen oder Ddiejelben in der 
Uebernahme oder Ausübung eines auf Grund dieſes Gejepes ihnen übertragenen 
Ehrenamt zu beichränfen. VBertragsbeitimmungen, welde diejem Verbote zus 
widerlaufen, haben feine vechtlihe Wirkung. 

(Bergl. 8 99 des Gejeges von 6. Juli 1884 und $ 120 des Gejekes 
vom 5. Mai 1886.) 

Arbeitgeber oder deren Angeftellte, weldye derartige Verträge geſchloſſen haben, 
werden, jojern nicht nad) anderen gejeplichen Vorjchriften eine härtere Strafe ein— 
tritt, mit Öeldftrafe bis zu dreihundert Mark oder mit Haft bejtraft. 

Die gleihe Strafe trifft Arbeitgeber oder deren Angeitellte, welche Beiträge 
zur Unfallverjiherung den Beriicherten ganz oder theilweie auf den Lohn in 
Anrehnung bringen, oder eine ſolche Anrechnung wiſſentlich bewirken. 

Ss 156. 

Die Mitglieder der VBorjtände der Genoſſenſchaften werden, wenn fie unbefugt 
Berriebsgeheimnifje offenbaren, welde Eraft ihres Amtes zu ihrer Kenntniß ges 
langt find, mit Gelditrafe bis zu eintaufendfünfhundert Mark oder mit Gefängniß 
bis zu drei Monaten bejtraft. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Betriebsunternehmers cin. 

(Bergl. 8 107 des Gejeges von 6. Juli 1884 ımd $ 127 des Gejehes 
vom 5. Mai 1886.) 
8 137. 

Die Mitglieder der Vorſtände der Genojjenjchaften werden mit Gefängniß, 
neben welchen auf Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden kann, be— 
itrait, wenn ſie abfihtlih zum Nachtheil der Betriebsunternehmer Betriebsgeheim: 
niſſe. welche kraft ihres Amts zur Kenntniß gelangt jind, offenbaren, oder geheim 
gehaltene Betriebseinrihtungen oder Berriebsweilen, welche kraft ihres Amts zu 
ihrer Kenntniß gelangt jind, jo lange als diejelben Betriebsgeheimniſſe find, nach— 
ahnen. 
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Thun fie Dies, um jich oder einem anderen einen Vermügensvortheil zu 
verjchaffen, jo fann neben der Gefängnißſtrafe auf Gelditrafe bis zu dreitaufend 
Mark erkannt werden. 

Vergl. $ 108 des Geſetzes von 6. Juli 1884 und $ 128 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886.) 


Zuſtändige Landesbehörden. 
Berwaltungserekution. 
S 138. 

Die Zentralbehörden der Bundesitaaten beitimmen, von welden Staats- 
oder Gemeindebehörden die in diejem Geſetze den höheren Verwaltungsbehörden, 
den unteren Verwaltungsbehörden und den Ortspolizeibehörden zugemwiejenen Ber: 
richtungen wahrzunehmen find, und zu welchen Kaſſen die in 88 72 Abjag 5, 75 
Abſatz 2, 81 Abſatz 3 bezeichneten Strafen fließen. Dieje, jowie die auf Grund 
der 55 131 bis 133 erkannten Strafen werden in derjelben Weije beigetrieben, 
wie Gemeindeabgaben. 

Tie von den Yentralbehörden der Bundesjtanten auf Grund voritehender 
Borichrift erlafienen Beltimmungen find durch den „Deutichen Neich3-Anzeiger“ 
befannt zu machen. 

(Bergl. S 109 des Geſetzes vom 6. Juli 1884 und $ 129 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886.) 
Sufellungen. 
8 139. 

Yuitellungen, welhe den Lauf von Frijten bedingen, erfolgen regelmäßig 
durch die Bolt mittel$ eingeichriebenen Briefes. Der Beweis der Zuitellung kann 
auch durch behördliche Beglaubigung geführt werden. 


(Vergl. S$ 110 des Sejepes vom 6. Nuli 1884; $ 132 des Geſetzes vom 

5. Mai 1856; 5 50 des Geſetzes vom 11. Juli 1887; 8 123 Abi. 1 

des Geſetzes vom 13. Juli 1887; 8 139 des Geſetzes vom 22. Juni 1889.) 

Perſonen, welche nicht im Inlande wohnen, fönnen von den zujtellenden 

Behörden und Genofienichaftsorganen aufgefordert werden, einen Zuſtellungs— 

bevollmächtigten zu beitellen. Wird ein ſolcher innerhalb der gejeßten Friſt nicht 

bejtellt oder it der Aufenthalt jener Perjonen unbefannt, jo fann die Zuitellung 

durch öffentlichen Aushang während einer Woche in den Geſchäftsräumen der zus 
jtellenden Behörde oder der Urgane der Genoſſenſchaften erſetzt werden. 


> 


(Vergl. $ 123 Abi. 2 des Gejeges vom 13. Juli 1887.) 


Gefebeskraft. 
s 140. 

Die Beltimmungen der Abjchnitte IT, TIL, VI und VII, ſowie diejenigen 
Vorſchriften, welche zur Durchführung der in dieſen Abjchnitten getroffenen Anz 
ordnungen dienen, treten mit dem Tage der Verkündung diejes Geſetzes in Krait. 

Im übrigen wird dev Zeitpunkt, mit welchen das Geſetz in Kraft tritt, mit 
Zuftimmung des Bundesraths durch Kaiſerliche Verordnung beitimmt. 

(Vergl. S 111 des Wejeges vom 6. Juli 1884: 8 143 des Geſetzes vom 
5. Mai 1886; 8 51 des Gejeges vom 11. Juli 1887 und 8 124 des 
Sejeßes vom 13. Nuli 1887.) Fortſeßung folgt.‘ 


Miszellen. 


Das Reichs-Marineamt. Mit dem 1. April 1894 find beim Reichs-Marine— 
amt (Marinedepartement) zwei neue Mbtheilungen gebildet worden und zwar: 
eine Artillerie-Abtheilung und eine Stonftruftiond-Abtheilung. Die Artillerie 
Abtheilung umfaßt in zwei Dezernaten die bisher von den Artillerie-Dezernaten 
bearbeiteten Angelegenheiten der Artilleriesstonitruftion jomwie der Artillerie-Ber: 
waltung und Stüftenbefeftigung. Die Konitruftions-Abtheilung umfaßt, ebenfalls 
in zwei Dezernaten, die Geichäfte der bisher im Konftruftionöbureau bearbeiteten 
Angelegenheiten des Schifföbaues und Maichinenbaues. 

In Erweiterung der Ordre vom 29. Auguft 1893 hat der Kaiſer dur Ordre 
vom 9. April d. 3. beitimmt, daß für jeden Küftenbezirf ein dem Küſtenbezirks— 
Inſpektor unteritelltes Stüftenbezirfsamt eingerichtet wird, weldes als Marine: 
behörde dem Reichs: Marineamt unteriteht. Der Staatsfefretär des Neichs- Marines 
amts hat dazu unter dem 14. April Folgende Austührungsbeftimmungen erlafjen: 

Die Küſtenbezirks-Aemter erhalten nachſtehende Bezeihnungen und Garnilonen : 

Küſtenbezirks-Amt I in Neufahrwailer, Küſtenbezirks-Inſpektor Korvetten— 
Kapitän 3. D. Darmer, für den 1. Nüftenbezirk: die Hüfte von Oft: und Weitpreußen. 

Küſtenbezirks-Amt IT in Stettin, Küſtenbezirks-Inſpektor Kapitän zur See 
z. D. Herbig, für den 2. Küſtenbezirk: die Hüfte von Pommern und Medlenburg. 

Küſtenbezirks-Amt III in Kiel, Hüftenbezirfs:Inipektor: Kapitän zur See 3. D. 
Dittmer, für den 3. Küſtenbezirk: Lübeck und die Oſtküſte von Schleswig-Holſtein. 

Küſtenbezirks-Amt IV in Bremerhaven, Küſtenbezirks-Inſpektor Stapitän zur 
Ser 3. D. Herz (mit Wahrnehmung der Geichäfte beauftragt), für den 4. Küſten— 
bezirk: die Weſtküſte von Schleswig-Holſtein ausschließlich des Elbegebiets. 

Küſtenbezirks-Amt V in Bremerhaven, Küſtenbezirks-Inſpektor Kapitän zur 
See 3. D. Herz, für den 5. Küſtenbezirk: das Elbe- und Weſergebiet. 

Küſtenbezirks-Amt VI in Wilhelmshaven, Küſtenbezirks-Inſpektor Napitän 
zur See 3. D. Hausa, für den 6. Küſtenbezirk: das Jadegebiet, die oftfriefiiche Küſte 
und die Inſel Helgoland 


Vie Fabrifarbeiterzählungen vom 1. Oftober 1892 und 1893 im Groß: 
berzogthum Baden. Eritmald am 1. Oktober 1892 und zum zweiten Mal am 
I. Oftober 1893 ift im Großherzogthun Baden eine Statiftif der nach der Novelle 
zur Gewerbeordnung vom 1. Juni 1891 einer befonderen Beaufiihtigung 
unterliegenden gewerblidhen Anlagen aufgenommen worden, die man 
nah dem Borgange Sachſens furzweg als Fabrifarbeiterzäblung bezeichnen kann, 
wenn fie auch bezüglich des Umfangs der erfragten Thatſachen nicht unweſentlich 
über die im Königreich Sachien übliche Zählung hinausgeht. Die Erhebung 
wurde nämlich ausgedehnt auf die Fabriken, die Werfftätten, in welcden durch 
elementare Kraft bewegte Triebwerke nicht bloß vorübergehend zur Verwendung 
fommen, oder in welchen regelmäßig mindeitens zehn Arbeiter beichäftigt werden, 
die Werften, Zimmerpläge und andere Bauhöfe, die Ziegeleien — ausgenommen 
diejenigen, welche wie Feldziegeleien nur vorübergehend und in geringem Umfang 
betrieben werden —, die Berg: und Hüttenwerke, Salinen und Mufbereitungsauftalten, 
jowie auf die oberirdifch betriebenen Brüche und Gruben, wieder ausgenommen 
diejenigen, welche nur vorübergehend oder in geringem Umfang betrieben werden. 

Bei den Ziegeleien ſowie bei den oberirdiich betriebenen Brüchen und Gruben 
wurde, ſofern fie nicht durch elementare Kraft bewegte Triebwerke verwenden oder 
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jofern in den eriteren feine Ningöfen vorhanden find, angenommen, dab fie dann 
nur vorübergehend oder nur in geringem Umfange betrieben würden, wen fie 
nicht mindeitens zehn Arbeiter regelmäßig beichäftigen. Ebenſo wurde bezüglich 
der Zimmerplätze und anderen Bauhöfe die aleihe Grenze für die Einbeziehung 
der betreffenden Anlagen angenomunen. 


Die Erhebung wurde durch Fragefarten vorgenonmmen, welche durch Ber: 
mittelung der Bezirfsämter und der Ortö-Bolizeibehörden an alle Betriebe aus: 
gegeben wurden, die möglicherweije in Betracht famen. Die Fragefarten wurden 
unter Benugung eine® vom Großherzoglich badiichen statiftiichen Bureau aus- 
gearbeiteten Entwurfs bergeitelit; fie verlangen Auskunft über den Sit des Be- 
triebes, den Namen und Wohnort des Bejigers, die Art des Gewerbes, die genaue 
Angabe der etiva verwendeten Triebfraft, bezüglich der Arbeiter die Gefammtzahl, 
die Anzahl der Jugendlichen nach den beiden Stlaffen, die Zahl der 16—20, 
21-50 und 51 Jahre alten und älteren Arbeiter, jeweild gerrennt nach dem 
Seichlecht, ſowie die Zahl der verheiratheten und vermwittweten Arbeiterinnen. Die 
Angaben haben jih auf den Stand am Erhebungstage (1. Oftober) zu bezichen, 
find aber bezüglich der Arbeiter außerdem auch für den Zeitpunkt zu machen, an 
den ste regelmäßig im Jahre ihren höchiten Stand erreichen. 

Die Ergebniſſe diefer Erhebungen, nach den Gruppen, Klaſſen und Orb: 
nungen der Gewerbe:-Statiftif von 1882 geordnet. find in den Jahresberichten der 
Großherzoglich badiichen Fabrikinſpektion für die Jahre 1892 und 1893 — 
legterer ift vor kurzem erichienen — veröffentlicht worden; wir ftellen im Folgenden 
die wichtigften Zahlen daraus zuſammen. Es wurden ermittelt: 








beichäftigte darunter 
Perſonen weibliche jugendliche 
| 1892/1893 | 1892 18931 1892 1893 | 1892 | 1893 


’ n Betrieb 
in den Gruppen Betriebe 











III. Bergbau, Hütten- u. | | | 


Salinenweien , 10 19 3959 AM 8 4) 15 1 
IV. Induſtrie der Steine | | | | 
und Erden . . . 323 8350| 10378, 10286 614 | 607) 5233| 524 


V. Metallverarbeitung . 6081 652] 15404. 15358 | 3714 | 3835| 1431 1308 
VI. Maichinen, Wert | | 
zenge, Ipparate. 309| 335] 15297: 15580] 748| 811 74 | 745 

VII. Ghemiiche Induſtrie 47 471 4253| 4577| 9851| 1287| 302| 881 
VII. Induſtrie der Dei | 





umd Yeuchtitoffe. . 107 121 1213: 1532| 113 17) 5 53 
IX. Tertilinpuftrie . . 183 | 189 | 23431: 24480 |14 036 |14 488 | 2692, 2545 
X. Papier und Yeder: | | 
indultrie . . . 202| 210] 10172: 11448 | 2328| 2530 698: 762 
XI. Induſtrie der Hol; | 
und Schmisftofte . 854 911] 72388 7480| 714) 78 | 406 | 423 
XI, Nahrungs u. Genuß | | 
mittel . . 1944 22831 31673: 33809 [16 623 18 156 | 4097 ı 3859 
XIII. Bekleidung und Rei 
wigung . 75, 91] 2666| 2325| 1271| 1309| 209| 217 
XIV, Baugewerbe 73° 169] 1673| 42081 — 5 66 15 
XV. Polygraphiſche Ge— | 
werbe . . 112| 12 2369 2481 299 310 2393| 228 














XVI. Niünitler und. tünit- | | | 
lerische Betriebe für | | 
gewerbliche Jwede . 12 10 134 | 123 38 7 6 9 

zuſammen . .4859 5 509 | 126 296 134 231 je #91 44 283 11480 111 204 
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Hiernach iſt vom 1. Tftober 1892 bis ebendahin 1893 die Zahl der Be: 
triebe um 650, die der bejhäftigten Berionen um 7935 geitiegen. Das Mehr 
von 650 Betrieben rührt mur zum Theil vor der in jedem Jahre eintretenden 
Vermehrung derielben ber; in der Hauptſache hat fich Diele größere Zahl von An: 
lagen dadurch ergeben, daß die untere Grenze, bei welcher Gewerbebetriebe noch 
einer beionderen Mufficht unterliegen, jchärfer eingehalten wurde als im Worjahre. 
So wurden 3. B. bei der eriten Aufnahme etwa 250 fleine Getreidemühlen und 
40 kleine Sägemühlen, die entweder nicht das ganze Jahr im Betrieb find, oder 
die nicht regelmäßig wenigitens einen Gehilfen halten, irrthiimlich nicht aufge: 
nommen, obgleih die in dieſer Beziehung ertheilten Anweiſungen eigentlich ein 
ſolches Mißverſtehen nicht wohl zuließen. Auch wurde eine Anzahl von Gewerbe: 
betrieben mit weniger als 10 Nrbeitern, vermutblich von einer jubjektiven Be— 
urtheilung derielben als Handwerfsberriebe ausgehend, nicht aufgenommen und es 
bat ſich beim Baugewerbe bei ftrenger Innehaltung der feitgeiegten Grenze ergeben, 
dab 1893 eine mehr als doppelt jo große Zahl von Betrieben bier Aufnahme 
zu finden hatten, als im Worjahre einbezogen worden waren. Endlich hat die 
Prüfung der vorjährigen Aufnahme an der Hand der diesjährigen ergeben, daß 
bei derielben überſehen worden war, einer Anzahl Eleinerer oder mittlerer Betriebe 
Fragekarten zuzuitellen, über deren Zugehörigkeit zu der hier in Betracht zu 
ziehenden Kategorie von Anlagen gar fein Zweifel obwalten fonnte. Bei einer 
eritmaligen ftatiftiichen Aufnahme find dergleichen Yüden aber wegen Fehlens des 
Bergleihungsmaterial® durch Prüfung des Urmaterials nicht feitzuitellen. 

Der Zuwahs von 7935 beichäftigten Perjonen iſt nur zum geringiten Theil 
in der Weglafiung gewerblicher Anlagen aus der vorjährigen Statiltif begründet, 
da dies — abgejehen vom Baugewerbe, wo die Zunahme allerdings 2530 Köpfe 
betrug — ganz vorwiegend Betriebe mit nur einem oder zwei Arbeitern waren; 
die meilten Veränderungen in der Arbeiterzanl entiprechen einer thatjächlichen Ber: 
mebrung in den ichon vorhandenen oder wirklich neu entitandenen Anlagen. Dies 
war 3. B. der Fall in Gruppe VI (Mafchinen u. j. w.) mit einer Zunahme von 
283, in Gruppe VIL ſchemiſche Juduftrie) mit 324, in Gruppe IX (Textilindustrie) 
mit 1049, Gruppe X (Papier und Leder) mit 1276, in Klaſſe d (Tabadinduftrie) 
der Gruppe XII (Nahrungs: und Genußmittel) mit 2178, in Gruppe XV (Boln: 
araphiiche Gewerbe) mit 112 Arbeitern; ferner erklärt ſich auf diefe Weile in 
Öruppe IV (Steine und Erden) die Abnahme von 92 und in Gruppe XIII (Be: 
Heidung und Neinigung) eine joldhe von 341 Arbeitern. Im Ganzen ergibt ſich 
eine mit ziemlicher Sicherheit Veränderungen in der Induſtrie zuzuichreibende Zu: 
nahme von rund 4800 Arbeitern, jo daß neben den 2530 obenerwähnten Bau— 
arbeitern nur rund 600 Perſonen übrig bleiben, welche den in der 1892er Anf: 
nahme nicht gezählten Betrieben angehören. (St.:Anz.) 


Die Handels: und Gewerbefammern jowie die kaufmänniſchen Korporationen 
des Deutihen Reichs. Bon dem Burcau des Deutihen Handelstages ift 
in den Mittheilungen an die Mitglieder (Nr, 11, Jahrgang XXXIV) ein nad 
Staaten und alphabetijch geordnetes Verzeichniß der Handel: und Gewerbe: 
fammern, der faufmännifchen Korporationen und der dem deutjchen Handelstag 
angehörigen wirthichaftlichen Vereine des Deutjchen Reichs herausgegeben worden, 
welhes nicht nur die Namen ſämmtlicher Mitglieder und Sefretäre, Geſchäfts— 
führer ꝛc. jener Vereinigungen, jondern auch Angaben über die bezüglichen haupt- 
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ſächlichſten Sejepesbejtimmungen 20. jowie über den Umfang der den genannten 
Korporationen zugewiefenen Bezirfe und eine arte der deutjchen Handelsfammern 
enthält. 

Wir haben aus der dankenswertben, mit großer Sorgfalt bearbeiteten Ver— 
öffentlichung die nachitehende ſtatiſtiſche Nachweiſung zufammengeitellt, welde in 
Verbindung mit den weiter unten folgenden Bemerkungen eine überjichtlihe Dar— 
jtellung der betreffenden Einrichtungen im Neid, gewährt. 

Es waren vorhanden: 




















. —— mit — 
* | fammern ꝛc. | Mitgliedern | Sefretären zc. 

Preußen 83 | 1422 89 
Bayern . ee 8 | 182 | 8 
Sachſennn. er | 6 173 11 
Württemberg 8 105 | 7 
BobER =. .; 2.5 raus — 8 135 8 
Heilen . . ee ehe, | 6 59 6 
— Schwerin ————— 2 ? — 
Sachſen⸗Weimar 1 43 | 1 
Oldenburg Eee et 2 24 | 1 
Braunihweig > > 2202 4 24 | 1 
Sachſen-Meiningen. 1 71 4 
Sadjien-Altenbur j 1 ? — 
Sachſen⸗C 6 orbe. 1 15 — 
Anhalt . N ae 1 24 1 
Reuß EEE. 0. 4 1 14 1 
Reuß j. Linie ee 1 7 1 
—— ee ee a 2 34 2 
Bremen . ne ee al 2 45 5 
Hamburg . De ee 2 39 4 
Elſaß— Lothring en. i 4 52 4 
Deutihen Reid 144 | 2468 154 


In den nicht genannten Bundesjtaaten — Mecdlenburg-Strelig, Schwarz: 
burg-Rudoljtadt und -Sondershauſen, Waldeck, Schaumburgstippe und Lippe — 
beitehen bejondere Organe zur Vertretung des Handels und der Induſtrie über: 
haupt nicht; in den mitaufgeführten Großherzogthümern Medlenburge Schwerin 
und Oldenburg wird die Wahrung diejer Intereſſen ausschließlich durch Privat: 
vereinigungen bewirkt. Die übrigen in der Ueberjicht enthaltenen Korporationen 
beruhen jämmtlich auf gejeglicher Grundlage bezw. auf beſonderen Verordnungen, 
Statuten, Neglements x. Wenn die leßteren aud in den einzelnen Bundes: 
jtaaten recht verjchieden find — 3. B. findet das preußiiche Handelskammer: 
Geſetz vom 24. Februar 1870 auf die zu Berlin, Stettin, Magdeburg, Tiliit, 
Königsberg, Memel, Danzig und Elbing bejtehenden kaufmännischen Korporationen 
und auf das Kommerz-Kollegium zu Altona, welche für die betreffenden Städte 
die Funktionen der Handelsfammern ausüben, feine Anwendung, vielmehr bejtehen 
für die genannten Korporationen bejondere, von der Negierung bejtätigte Regu— 
lative, Statuten ꝛe. —, jo haben die betreffenden Einrichtungen im allgemeinen 
doch überall die Aufgabe, „die Gejammtinterejien der Handels- und Gewerbe: 
treibenden ihres Bezirks wahrzunehmen, insbejondere die Behörden in der Für: 
derung des Handels und der Gewerbe durch thatjächliche Mittheilungen, Anträge 
und Erjtattung von Gutachten zu unterjtügen“ (preuß. Gejeh vom 24. Februar 
1870 8 1). Nach der Organijation treten bald die Interejjen des Handels, 
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bald die der Andujtrie und Gewerbe mehr in den Vordergrund. In einigen 


Staaten — im Königreich Sadfen (nur für den Leipziger Kammerbezirk), im 
Großherzogthum Sachſen-Weimar und in den drei Hanſeſtädten — beitehen für 


die Wahrnehmung der gewerblichen Intereſſen bejondere Gewerbekammern neben 
den Handelsforporationen, in anderen — jo in Bayern und im Königreich Sachien 
für die übrigen Nammerbezirfe außer Leipzig — beitehen die Handeld- und Ge— 
werbefammern aus getrennten Abtheilungen, die aber in der Negel doc gemeinjam 
tagen. Die VBerjchiedenartigfeit der Urganijation und der vorwiegend wahr— 
zunehmenden Intereſſen geht zum Theil jchon aus den Bezeichnungen hervor, die 
den einzelner Korporationen beigelegt find. Bon den 144 vorhandenen Ein: 
tihtungen führen 99 die Bezeichnung Handelsfammer, 5 nennen ſich Vorjteher 
oder Voriteheramt der Kaufmannſchaft, je 1 Handelsgenojjenichaft, Handelöverein, 
faufmännifche Innungshalle, Korporation der Kaufmannſchaft, vereinigte Kaufmann— 
ſchaft, Kaufmannskompagnie und Königliches Kommerz-Kollegium, 5 heißen Ge— 
werbefammern, 24 Handels: und Gewerbekammern und 1 Handels- und Gewerbe— 
Verein. 

Ebenſo verjchieden, wie die gejeplichen und jonjtigen rechtlichen Unterlagen, 
iind Die Bezirfe bezw. Gebiete, auf welche jich die Thätigfeit der 144 Handels- 
und Geiwerbeforporationen erjtredt: 7 Kammern umfaſſen als Geſchäftskreiſe ganze, 
allerdings durchweg väumlih nicht große Bundesitaaten — Sachſen-Weimar, 
Braunjchweig, Sahjen= Altenburg, Anhalt, Neuß ältere Linie und Bremen (2) —, 
63 dehnen ihre Wirkjamfeit auf größere Verwaltungsgebiete (Negierungsbezirte, 
eine größere Anzahl von Streifen, Amtshauptmannſchaften, Oberämtern :c.), 37 auf 
Heinere Werwaltungsbezirfe aus, während 26 mit ihrer Thätigfeit nur größere 
Städte und 11 außer jolchen auch noch deren nächite Umgebung umfajjen. Im 
Bayern gibt es neben den Handels- und Gewerbefammern noch jog. Bezirks— 
gremien, in Baden neben den Handelsfammern noch Handelsgenoftenichaften, welche 
die Intereſſen der Handeltreibenden und Induſtriellen für Kleinere Verwaltungs: 
bezirfe (in Baden für bejtimmte Städte) wahrnehmen. Leßtere find bei den 
144 Körperichaften nicht mitgerechnet; andernfall& würde ſich die Gejammtzahl 
auf 200 — in Bayern um 51, in Baden um 5 — erhöhen. 

Nicht weniger al$ 133 Handeld- und Gemwerbefammern ꝛc., ohne die jonjtigen 
in unſerer Quelle namhaft gemachten wirthichaftlihen Vereine, jind Mitglieder 
des Deutihen Handelstag$, der jeinen Sit in der Neichd-Hauptitadt hat 
und an deſſen Spike ein Ausſchuß von 40 Mitgliedern ſteht. Die Leitung der 
Geſchäfte dieſer Zentralitelle für die Anterejlen des deutichen Handels und der 
deurichen Induſtrie führt ein General-Sefretär mit einem Stab von Angejtellten ; 
auch bei den einzelnen Korporationen find mehr als 100 millenichaftlich oder 
kaufmänniſch gebildete Männer ald Syndici, Handeldfammer:Sefretäre 2c. mit 
einer Anzahl von Bureaubeamten ausschließlich für die Führung der vieljeitigen 
und umfangreichen Geſchäfte thätig. RN. 


Branntweinbreunerei und Beſteuerung. Nach der Statiftit der Brannt— 
weinbrennerei und -Beſteuerung find im deutichen Branntweiniteuers&ebiet (dem 
deutichen Zollgebiet ohne Luxemburg) während des Berriebsjahres 1892/93 60025 
(1891/92 59789) Brennereien im Betriebe geweien, von denen 22029 auf 
Elſaß-Lothringen, 19577 auf Baden, 6508 auf Württemberg und 4667 auf 
Bayern fallen, während in ganz Preußen nur 6108 betrieben worden find. Hier: 
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von kommen 1452 auf Rheinland, 871 auf Schleſien, 628 auf Weſtfalen, 595 
auf Brandenburg, 444 auf Poſen, 373 auf Pommern, 352 auf Heſſen-Naſſau, 
326 auf Dannover, 323 auf Provinz Sadien, 297 auf Oft: 272 auf Weſt— 
preußen und 39 auf Schleswig. Holftein. Weitans die meiiten Brennereien, näm— 
lih 47 385 (1891/92 48255) gehören zu den fleineren Betrieben (ogenannten 
Materialbrennereien), welche Obit, Brauerei:Abrälle, Weintreber und dergleichen zur 
Branntweinbereitung verwendet haben, wogegen nur 12613 (1891/92 11495) 
bauptiächlich mehlige Stoffe (Startoffeln und Getreide) und 27 (1891/92 39) 
Melaſſe verarbeitet haben. Die größten Betriebe hat Preußen, wo in der bedeutend: 
ſten Brennerei im VBetriebsjahre 1892,93 über 4 Millionen Liter reinen Altohols 
bergeitellt worden find. Ueberhaupt find in ganzen Branntweinitenergebiet 3 028 920 
(1891,92 2948244 hi) reinen Alkohols erzeugt worden, in Preußen allein 
2449626 (1891/92 2340 702 hl). 

Unter den preußiichen Bezirken haben die ftärfite Branntwein-Produktion: 
Brandenburg mit 462 779 hl, Schleſien mit 429764 hi, Polen mit 401450 hl, 
Pommern mit 322190 hl, Weitpreußen mit 209 038 hl), Provinz Sacien mit 
164 867 bl, Oftpreußen mit 126413 hl und Dannover mit 100025 hl. 

Zur Branntweinbereitung find verarbeitet worden: Kartoffeln 2 105 890 t 
(1891/92 1334 602 t), Getreide 338370 8 (1891/92 490420), Melafle 37 453 t 
1891/92 94924 t), Steinobit 252 900 hi (1891/92 306031 hi), Weintreber 
231467 hl (1891/92 168229 hl), Brauerei: Abtälle 195338 hi (1891/92 
208875 h}), Kernobit 64 006 hl (1891/92 89434 hi), flüliige Weinhefe 30252 h} 
(1891/92 18211 Kb, Hefenbrühe 29517 hl (1891/92 44096 hl), Trauben 
wein 15743 hl (1891/92 11301 hl) u. ſ. w. 

Der bedeutende Mehrverbrauh von Kartoffeln iſt eine Folge der quten 
Ntartoffelernte im Jahre 1892. Die Kartoffel zeichnete ſich durch hohen Stärfe- 
gehalt aus und lieferte eine gute Spiritus-Ausbeute. Auch Getreide, mit Ans 
nahme von Mais, iſt in arößeren Mengen als im Borjahre zur Branntivein- 
Gewinnung verwendet worden, wogegen 1891/92 ausnahmsweile, größere Mengen 
Mais im den landbmwirtbichaftlichen SKartoffelbrennereien verarbeitet worden find. 
Erheblich zurüdgegangen tt die Verwendung von Melaſſe. 

Als Verbraud an Trinfbrauntwein ergibt fih nad den Mengen, die gegen 
Sntrichtung der Verbrauchsabgabe oder des Eingangszolls in den freien Verkehr 
gelegt worden find, für 1892/93 eine Geſammtmenge au reinem Alkohol von 
2254919 1, für 1891/92 von 2192486 Al, das ift auf deu Kopf der Be: 
völferung eine Berbrauhömenge von 4,5 und 4,4 | reinen Alkohols. Zu gewerb- 
Jichen Sweden ꝛc. jind 1892/93 606 670 (1891/92 551300 hi) reinen Alfohois 
abgabefrei verabfolgt worden; davon jind 315 254 hl mit dem allgemeinen Dena- 
turirungsmittel zum menschlichen Genuß unbrauchbar gemacht und 145 026 hl 
zur Giligbereitung verwendet worden. Die Cinfuhr in das deutiche Zollgebiet 
hat 40741 {1891/92 30287), die Ausfuhr 111447 (1891/92 126989 hi) 
reinen Alkohols betragen. Die Einnahme an Branntweinftener bat Sich im ganzen 
auf 141435216 ME. geitellt gegen 134185046 ME. im Jahre 1891/92. 
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Htaatsrechtliches, volkswirthfchaftliches und ftatiftifches Zahrbuch. 


Annalen des Dentihen Reichs 


für Geſetzgebung, Verwaltung und Htatiftik. 
Staatswilfenfhaftlihe Zeilſchrift und Materialienfammlung. 


Unter Mitwickung zahlreidyer Fadymänner 


herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth ud Dr. Mar dv. Seydel. 


Zährlich 12 * N vierteljähriger —— Mark 4.—. 





Dreis-Ermäkiaung Sei früheren Jahrgänge. 


Bei neuen Abonnements wird oft mit Bedauern bemerkt, daß 
die Erwerbung der früheren Iahraange der „Annalen“ mit fo 
großen Koften (Ak. 384.—) verknüpft fei, und der Wunſch aus- 
geſprochen, bei Bezug der volltändigen Serie eine Preisermäßigung 
eintreten zu laffen. Um nun Derartigen Wünſchen entgegenzukommen, 
haben wir uns entfchlofen, ven eintretenden Abonnenten die 
Jahraange 1870-1879. 1881-1893 anftatt zu Mk. 368.— m 


nur Mark 160.— 


m licfern, fomeit der dazu beftimmte Dorrath reicht. 

Der Breis der einzelnen Bande reſp. Jahrgänge bleibt wie 
zuvor Zilk. 16.-—— Die Iahraange 1868, 1869 und 1880 ind gan; 
vergriffen. 

Die „Annalen des Deutschen Beides, jeit 1868 ericheinend, find als 
praktiſch - wifenfchaftliches Quellenwerk widtia für Winifterien, 
Besirks-Begierungen, Hlngiftrate, Landräthe, Confuln, für Geridjte 
aller Zuſtanzen, Beidjs- und Landtagsabgeordnete, Advoknten, 
Botare, Zollamter, Handelskammern, Bedactionen und größere 
Bibliotheken. 


BE Auterejienten steht ein alphabetifches Geſammt Regiſter über die 
Jahrgemge IR68 bie 1894 der „Annalen gratis zur Verfügung. 


—— 
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Adler, Dr. Georg, Profeſſor der Nationalökonomie in Bajel, Die Sozialreform und der Kauf— 
mannsjtand. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutihen Reichs 1891.) 4 Bogen 
ar. 8°. Preis broih. Mi. 1.50. 

Aufſeß, ©. Frhr. v., kgl. bayer Oberreg-Rath und kaiſerl. Reichsbevollmächtigter für Zölle und 
Steuern, Die Zölle und Steuern, jowie die vertragämäßigen auswärtigen 
Handelsbeftimmungen des Deutſchen Neihes. Vierte, vollſtändig umgearbeitete 
Auflage. 1893. 19’; Bogen gr. 8°, Preis broſch. Dit. 2.50, geb. Mi. 3.25. 

Boruhal, Conrad, Das deutfhe Arbeiterredht. 12 Bogen ar. 8°. Broſchirt Mt. 3.—. 
(Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs, 1892.) 

Debn, Paul, Zur Einführung der Reichspoſt-Sparkaſſen. 1884. 54 Seiten, gr. 8°. Wit. 1.20. 

Der Berfafjer hat in jeiner neuen Schriit ein umfaſſendes Material zur Charafteriitif und 
Beurtbeilung der Poſtſparkaſſen vom vollswirtbidaftlihen Standpunkt aus zuiammengetvagen. 

Dyrofi, Dr. Anton, Redhtsjagung und Br: zu nächſt nach bayeriſchem Staatsrecht. 
7Bogen gr. 8°. Mf. 1.50. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1889.) 

Felſer, 5, fal. bayer. Oberzollratd, Das Tabatemonopol und die amerıfaniidhe Tabat- 
Steuer. Eine ſtaatswirthſchaſtliche Unterſuchung der Tabakbeſteuerungsſyſteme, zugleich eine 
Entgegnung auf den G. M.Artikel der Allgemeinen Zeitung: „Borbereitende Studien zur 
Einführung des Tabakmonopols in Deutichland“. 1878. Mt. 1.—. 

Belier, F., kgl. bayer. Oberrehnungsrath, Zur Tabakſtenerfrage. Abwehr gegen die ritiichen 
Nachträge zu den Dr. Mayr'ſchen Studien über das Tabatmonopol. 1878. 50 Pi. 
sranfenitein, Dr. Kuno, Die deutihe Fabrikinſpektion, ihre un im Sabre 1890 

und ihre Reform. 494 Bogen, gr. 8%. Broſchirt ME. 1.50. (Separatabdrud aus den 
„. Annalen des Deutihen Reichs 1892.) 

Göring, Philipp, Die Veterinär: Polizgeiverwaltung mac den reich®geieplichen Beitimmungen. 
1882 119 Bogen, gr. 8°. Broſchirt Mt. 3.—. 

Heiß, Dr. Clemens, Die großen Einfommen in Deutihland und ihre Aunahme in den 
legten Jahrzehnten. Bon der hohen jtaatswillenichaftlichen Fakultät der Univerfität Tübingen 
mit dent alademijchen Preiſe gefrönte Arbeit. (Separatabdrud aus den Annalen des Dentichen 
Neichs 1893.) 7 Bogen gr. 8°, brojchirt ME. 1.75. 

Henfel, Dr. Raul, Die Stellung, des Reichefanglers nach dem Staatörechte des Deutjchen Reichs. 
1882. 4 Bogen, gr. 8°. M. 2.—. 

Hirtb, Dr. Georg, Freiiinnige Anfichten der Volkswirthſchaft und des Staats. 1876. 27 Bogen 
fl. 8°. Broſchirt Mt. 4.—. 

Anhalt: Vorwort. Familienbudger und häusliche Buchführung. Die Löjung der jozialen 
Frage. Das Bolksbildungd oder Aulturpolizeirecht. Die Rechtögleichheit. Das Deutiche Reich 
und die Schule. Anhang: Petition an den Reihstag. Das Deutiche Reich und die Steuern. 
(Mit einer lithogr. Tafel zur Darftellung der vier Grundtypen der Eintommensvertheilung.) 

Ioel, Dar, Reditsanwalt und Notar in Berlin, Das Geſeß betreifend die Erwerbs- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889. Mebit einem Anhange: Bekannt: 
machung betr. die Führung des Genofienichaftsregifters und die Unmeldungen zu demjelben, 
von 11. Juli 1889. (Separatabdrud aus den Annalen des Deutichen Reich 1890.) 17'/s Bogen 
ar. 8, broich. Mt. 5—. 

Prengel, Theodor, Beiträge zur Wahlprüfungsitatiftit des deutihen Neihstages 
1871—90. 5'/s Bogen gr. 8°. Brojdirt ME 150. (Separat-Abdrud aus den Annalen des 
Deutichen Reichs 1892). 

Rehm, Brof. Dr. Hermann, Der Erwerb von Staats: und Gemeindeangehörigfeit in 
geichichtliher Entwidelung nad) römiſchem und deutichem Staatsrecht. 9’ Bogen gr. 8°, 
broſchirt Mk. 2.50. (Separatabdrut aus den Annalen des Deuntſchen Reichs 1892.) 

Rofin, Prof. Dr. 9, Souveränetät, Staat, Gemeinde, Selbitverwaltung Kritiſche 
Vegriffsitudien. 4 Bogen, gr. 8°. Mi. 1.75. 

Der Aufjap enthält durch jeine Erörterungen über den Begriff des jubjeftiven Rechts, den 
Unterſchied zwiſchen obligatorischen Rechten und Herrſchaftsrechten u. a. m. auc Bedeutung 
für die Theorie des Privatrechts. 

Ehanze, Dr, Regierungsrath, Die patentrehtlihen Bejtimmungen des deutſcheöſter— 
reichijchen llebereinftommens über den gegenieitigen Batent:, Muſter und 
Markenſchutz vom 6. Dezember 1891. 3 Bogen ar. 8°, broih. Mt. —.75. (Separat- 
Abdruck aus den Annalen des Deutichen Reiches 1894.) 

Scydel, Dr. Mar, Das Gewerbe: Polizeirecht nach der Reichs-Gewerbeordnung. Mit einem 
Anhang: Tert der Gewerbeordnung. 1881. 13 Bogen, gr. 8. M. 3.—. 

Stengel, Carl von, Profeſſor der Rechte in Breslfan, Die deutſchen Schuggebiete, ihre 
rechtliche Stellung. PBerjajiung und Verwaltung. 14 Bogen gr. 8° broch. 
Dit. 2.70. (Separat-Abdrud aus den Annalen de Deutichen Neiches 1889.) 

Thudichum, Dr. Fr., ord. Profeſſor an der Univerfität Tübingen, Das Neih3-Beamtenredt 

. 1876. 8’ Bogen, gr. 8%. ME 4.-—. 

"rlderndorff, Dr. Otto Freiherr von, f. bayer. Miniiterialratb, Deutſche Berfaffungen und 
VBeriafiungsentwürfe 11 Boaen ar. 8°. Brojhirt ME. 3.—. (Separat-Abdrud aus 
den Annalen des Deutichen Neichs 1890.) 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen. 
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i zum Gebetbuche des Kaisers Maxi- 
Albr echt Dürer N Randzeichnungen milian I. 52 Blätter gr. Folio. Zweite 
Auflage. Preis broschirt M. 15.—. (Liehhaber-Ausgabe 
M.20.—.) Auch als »HAUS-CHRONIK« erschienen. 
Preis broschirt M. 16.—, in Schweinsleder gebunden 
M. 30.— (auf feinstem Velin-Büttenpapier je um M. 6.— 


mehr). 

Es ist dies die erste auf photographischem Wege hergestellte 
Facsimile-Ausgabe der berühmten Dürer’schen Randzeichnungen. Ange- 
fügt sind derselben jene acht Randzeichnungen, welche in der Regel Lucas 
Cranach zugeschrieben werden. 


Neue Briefe mit alten Bildern. 


Sechs Serien. Jede Serie 24 Briefbogen und Couverts 

mit altdeutschen Vignetten von Dürer, “Burgkmair, 

Amman, Cranach, Beham, Aldegrever, Frangois Boucher etc. 
Preis der Serie in Carton M. 3.—. 


Neue Briefe mit religiösen Bildern. 


Zwei Serien à 24 Brief bogen (ohne Couverts) ä Serie M. 2.—. 


«Dem Bedürfniss nach apart eleganten und geschmackvollen Ausschmückungen von Briefen und Brief- 
couverts entgegenzukommen, hat der Herausgeber des »Formenschatzes« eine Reihe von Serien Briefbogen mit alten 
Bildern nach Originalien von Dürer, Burgkmair u. s. w, publizirt. Der allerliebste Gedanke, der einer guten Aufnahme 
sicher ist, wurde sehr praktisch durchgeführt, indem auf dem besten Handpapier sowohl die Bogen wie die Enveloppen 
mit den verschiedenartigsten Darstellungen der genannten Meister geschmückt sind.» (Dresdener Journal.) 


1 } Facsimile-Reproduction der 25 Holzschnitte 
Die Wunder von Mar 1a Zell. eines unbekannten deutschen Meisters um 1520. 
Kl. Folio. Preis in Mappe M. 16.—. 


Dieses merkwürdige weder von Bartsch noch von Passavanı erwähnte Werk eines hervorragenden Meisters und 
Zeitgenossen der Burgkmair, Schäufelein und Springinklee umfasst 25 Blätter von je ı9 cm Höhe und 14 cm Breite 
Bildgrösse, mit drei- bis vierzeiligen, auf die verschiedenen Wunder bezüglichen Unterschriften. Unsere Reproduktion 
ist, in nur 100 nummeririen Exemplaren, auf ächtes Büttenpapier mit breitem Rand gedruckt, 


Jost Amman’s Ehebrecherbrücke des Königs Artvs. 


Facsimile-Reproduktionen des aus acht Blättern bestehenden Original-Holzschnittes. Preis: M. 15. 


ii Historisch-kritisch d tellt von 

Bücher-Ornamentik der Renaissance rss. a ter kam 
renaissance. 80 Seiten Text und 108 Tafeln. Klein Folio. Preis M. 40.—. Ist momentan 
vergriffen.) II. Theil: Hoch- und Spät-Renaissance. 64 Seiten Text und 118 Tafeln. 
Klein-Folio. Preis M. 28.—. 


Die zwei Bände enthalten im Ganzen 226 Tafeln, welche uns die lebendigste Anschauung geben von der gaurem 
Eutwickelung der typopraphischen Oruamentik der Renaissance, von ihren Anfingen in Italien bis zu ihrem Verfall, als 
der Kupferstich die Oberhand über den Holzschnitt gewann. Die reiche Fülle des dargebotenen Materials, die geschickte 
Auswahl daraus, sowie der das Ganze begleitende Text geben einerseits Zeugniss von dem grossen Reichthum der 
Sammlung, andererseits von der ausserordentlichen Sachkenntniss des Verfassers. (WW. Lübke.) 


Die Mono rammisten von Dr. G.K. Nagler, fortgesetzt von Dr A. Andresen 
9 u. C. Claus. 9 Lign. aM. 13.35, od. 5 Bde. compl. M. 120.— 

Nagler’s »Monogrammisten« stehen einzig da als unentbehrliches Lexicon für Sammler, Kenner und Freunde 

von Kupferstichen und — Oelgemalden, Porzellan-, Majolica- Metallarbeiten u, s, w, Die bisher erschienenen 


fünf starken Bände enthalten auf ca. 5000 Seiten Nachrichten über etwa 17,000 Monogrammisien vom Mittelalter bis auf 
die neuesten Zeiten. 


3 enthaltend klassische Motive für Weissstickerei, Bunt-, 

Album für Frauenarbeit, Gold- und Applicationsstickerei, Spitzen-, Verschnär- 

ungs- und Knüpfarbeit, sowie Weberei, Passementrie und Stoffbemalung. Herausgegeben von 
Georg Hirth. Serie IM. 2.—. 2 

i ijt Eine Sammlung von Portraits etc. aus der Zeit der Re- 

Bilder aus der Lutherzeit. formation in Facsimile-Reproduktionen nach Holz- 

schnitten und Kupferstichen von Dürer, Cranach, Holbein u. a. Mit einem Vorwort von Georg 

Hirth. 1883. XI. und 40 SS. in Folio, in Umschlag mit Cranach’scher Bordüre. Preis M. 2. — 


Peter Flötner nach seinen Handzeichnungen u. Holzschnitten|?| 


von Dr. phil. J. Reimers, z. Z. Direktor des Provinzialmuseums in Hannover. 16 Bogen. 
hoch 4° mit 93 Illustrationen. — Ladenpreis broschiert 6 Mark. b; 
Die vorliegende Arbeit führt uns einen Nürnberger Künstler der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts vor, von dem 

bis dahin sehr wenig bekannt geworden war. Die eingehende Besprechung der Werke Flötner's, die zahlreichen Illustrationen, 
sowie die ausfährliche Beschreibung der einzelnen Werke des Meisters, dürften diese Schrift zu einer willkommenen Gabe 
machen für Jeden, welcher sich mit der dekorativen Kunst des 16. Jahrhunderts beschäftigen will. 
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Die geichichtliche Entwickelung 
des Kommunal-Abgabenweſens in Preußen 


, und 
die wihtigfen prinzipielſen Beſtimmungen des veuen Rommungalabgabengeſehes. 


Ron Dr. Schön, Privatdozenten an der Univerſität zu Nönigsberg i. Pr. 


Tie Reform des Kommunalabgabenweiens in Breußen ift, abgeſehen davon, 
daß noch eine bejondere Neuregelung der Bejtenerung der Staatsbeamten, Geiſt— 
lihen, Kirchendiener ꝛc. in Musficht geitellt it, nunmehr durch das neue 
Kommunalabgabengeje beendet. Dasſelbe bat in erichöpfender Weile, theils 
im Anschluß an das beitebende Recht, theils aber von ganz neuen Geſichts— 
punkten aus das Abgabenweſen der Gemeinden geregelt. Mit dem 1. April diefes 
Jabres tritt dieſes Gejeg in Kraft. Schon feit geraumer Zeit find Staats wie 
Semeindebehörden mit den Vorbereitungen für den Eintritt des nenen Rechts— 
zuftandes beichäftigt und auch das Intereſſe weiterer Kreiſe wendet fich mebr 
und mehr dieſem fir jede Gemeinde wie für jeden Kommunalitenerpflichtigen 
bochwichtigen Gelege zu. Diefe Momente mögen den folgenden £urzen Auf: 
jatz rechtfertigen, im welchen werjucht werden joll, ein Bild der älteren und 
beftebenden SKtommunaljteuerverhältnilie zu entrollen und die leitenden Ideen 
der neuen Gejeggebung in Kürze klar zu legen. Zudem fehlt e8, foweit ich 
iebe, überhaupt an einer Darjtellung der geichichtlichen Entwidlung des Kom— 
ammalabgabenweiens in Preußen, die Motive zum Kommmmalabgabengeieg geben 
zwar bis auf die Städteordnung von 1808 zurücd, beichränfen fich jedoch auf 
die Anführung einzelner gejeßlicher Beitimmungen, ohne den den betreffenden 
Seiegen zu Grunde liegenden Tendenzen nachzugehen, die ſehr eingehenden 
griteriichen Erörterungen von Adikes dagegen, welche er feinem Kommentar 
zum Kommımalabgabengejeß *) voranſchickt, ſetzen erit mit dem Jahre 1363 ein. 


A. Die geſchichtliche Entwirkelung des Bommmnalabaabenwelens 
in Preußen. 
I. Tas Kommmnnalabgabenweien im alten preufiihen Staate. 
Die Städte. 

Das Recht der Städte, Steuern von ihren Angehörigen zu erheben, ent: 
wickelte ſich meiſtens im Anſchluß an die Pflicht derielben, dem Landesherrn, 
dem die Oberherrichart über die Stadt befigenden Bilchof oder auch anderen 
Stadtherren gewiſſe Leiftungen zu präftiren. Die Beden, welche urjprünglich 

.. 841 des Nommumnalabgabengeieges vom 14. Juli 1893 (9.2. ©. 152); dasjelbe 
wid im Folgenden zitirt mit K.A.G. . J 

*Adikes, das Kommunalabgabengeſetz vom 14. Juli 1893, Berlin 1894 S. 2 ft. 
der kleine Aufſatz von Bornhal, die Eutwickelung des preußiſchen Kommunalſteuerweſens 
im der Wochenſchrift „Selbſtverwaltung“ Jahrgg. 1886 S. 41—43 gibt nur eine oberfläch— 
Ede Ucberficht bis zum ‚jahre 1885. 

Bausien bed Deutſchen Reihe. 1895. 17 
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aus gutem Willen von den Ständen gezahlt wurden, die aber jchon früh Dei 
Charakter einer ein= für allemal feititebenden Yandesiteuer annabmen und dann 
ohne bejondere Bewilligung in bejtinmmten Beträgen erhoben wurden, laſteten 
auf den Städten — bisweilen, jedoch jelten, auch auf den Yandgemeinden — 
als jolchen, als eine Gemeindelaſt. Die Geſammtheit der Bürger batte Tür 
dDiejelben aufzufommen '. Der Natb war berufen die Beden aufzubringen, Die 
auf die Stadt entfallende Summe auf die Gemeindeangehörigen unterzuvertbeilen 
und von den einzelnen Gemeindeangehörigen Die für fie feitgeitellten Beträge 
einzutreiben *). So entitand das Beitenerungsrecht des Naths über die Gemeinde: 
angebörigen. Zunächſt wurde ibm dasielbe verlieben, um es im Intereſſe Des 
Landesherrn oder des jtädtiichen Oberherrn geltend zu machen, dann wurde 
er „bei dringenden Öelegenheiten“ ermächtigt, auch in rein ſtädtiſchem Intereſſe, 
für „Befeſtigung der Stadt”, für „der Städte Bau“ beſtimmte oder ad libitum 
ihm zweckmäßig ericheinende Steuern zu erheben, und Ichliehlich gelang es den 
Räthen, fich in der Ausübung dieſes Beſteuerungsrechtes völlig unabbängig zu 
jtellen ®). Einziger, aber hinreichender Grund für die Erhebung diefer Abgaben 
war das Bedürfniß der Ztadt, einziger aber binreichender Grund für die Ber: 
pflichtung zur Zablung derielben war die Zugebörigfett zur Markgemeinichaft. 
Uriprünglich waren alle Stadtmarfgenoiten d. b. alle Bürger, aber auch nur 
die Bürger, ftenerpflichtig. Gab es feinen anderen Nechtstitel als das Bürger: 
recht, alıf Grund deiten Jemand der jtädtischen Beitenerungsgewalt unterivorfen 
werden konnte, jo gab es andrerſeits auch Feine Stenerprivilegien. Die in das 
Bürgerrecht aufgenommenen Edellente und Beiftlichen mußten urfprünglich ebento 
ſteuern twie Die anderen Bürger; erit jpäter erlangten fie Stenerfreibeit '). Die 
nicht in das Bürgerrecht aufgenommenen Einwohner der Städte Dagegen, Die 
Beiſaſſen waren urjprünglich jtenerfrei, wohl entrichteten fie als Schugverwandte 
der Stadt ein Schutz⸗ oder Schirmgeld, bisweilen auch eine grundherrliche 
Abgabe, nicht aber Steuern; fie wurden erſt nach und nach zu den Gemeinde— 
abgaben herangezogen — So entwickelte ſich in den Städten früher der moderne 
Begriff der Steuer als im Staate. Während der Staat Leitungen von feinen 
Untertbanen auf Grund privatrechtlicher Titel, Bitte und Berjprechen, bezog, 
erhoben die ſtädtiſchen Gemeinweſen Schon Zwangsbeiträge von ihren Meitgliedern. 

Diefe Steuern wurden Anfangs gleich den ftaatlichen Abgaben nicht regel: 
mäßig erboben, Sondern nur bei eintretendem Bedürfniß. Mit der Zunahme 
des legteren verwandelten jich die anferordentlichen Steuern überall in ſtändige“. 
neben welchen in bejonderen Fällen noch Noth- oder Zuſatzſtenern erboben 
wurden. Auch beitanden die jtenerlichen Abgaben urſprünglich vielfach nicht 
in Geldleiſtungen ſondern wurden in Naturalien entrichtet ®). 

Lange Zeit hindurch laſteten die ſtädtiſchen Stenern ebenfo wie die landes— 
herrlichen Beden vorwiegend auf dem Grundbeſitz — fie waren Grunditeuern 

, Echröder, Deutſche Nechtsgeichichte, 2, Auflage Leipzig 1894 5.596. Zimmer 
manı, Berſuch einer biltoriichen Gmtwidelung der märkiſchen Ztädteverfaflungen, 3 Bde 
Berlin 1837/40 1 &. 250, 252 11., 300. 

) Zimmermann, IS. 277, 280 ff, 249, III S. 74. 

” Zimmermann, 15.300. Tiihoppe und Denzel Urkb. S.260. Ennen, 
Geſchichte der Stadt Köln, TI S. 320, 419 ff. 

Zimmermann, 12.280 #7, 288. Tſchoppe und Henzel, Urkb. ©. 445, Urt. t. 
(Hlogau von 1302 58. v. Maurer, Geich. der Städteverfallung, Erlangen 1870 11 5.863 ft 
Yimmermannl 283. Tſchoppe md Ztenzel Urkb. S. 261. 
*) Himmermann IS. 283. Wiedel IT 3. 117. 
) ——— u 1 277 
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277. v. Maurer II S. 851. 
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Erſt ſpäter, beſonders ſeit dem 13. Jahrhundert wurde das Mobiliarvermögen!) 
oder auch die Perſon jedes Einzelnen, ohne Rückſicht auf das Vermögen, der 
ſtädtiſchen Beſteuerung unterworfen. Dieſe neueren Steuern waren dann ent— 
weder Bermög ensſteuern, ſo das Geſchoß oder Eidgeſchoß in den ſchleſiſchen, 
das Pfundgeſchoß in den märkiſchen Städten”, oder es waren Kopfſtenern, 
jo bejonders das jogenannte Hauptgeld in märfischen Gemeinden?) Die Felt: 
jtellung des Vermögens, welche mit erheblichen Schwierigkeiten verknüpft war, 
überließ man ſchon früh den Bürgern jelbjt, fie hatte durch eidliche Selbft: 
einſchätzung zu erfolgen, daher die Bezeichnung Eidſchoß oder eidliche Vermögens: 
itener. Erbeblich zu niedrigen Einſchätzungen Tollte dadurch vorgebeugt werden, 
daß die Stadt das Recht hatte, das Vermögen des Steuterpflichtigen gegen 
Zahlung des Schäßungspreifes zu übernehmen.‘) 

Wirkliche Einfommen jteu er finden ich nur vereinzelt’), Dagegen treten 
Gemwerbejteuern bereits im 14. Nabrhundert häufiger auf, beionders in 
märkiſchen und jchlefiichen Städten *), fie entwidelten jich vornehmlich aus den 
Naturaldienften, zu deren Leiſtung die Handiverker in den alten Städten ver: 
prlichtet waren. 

Neben Ddiejen direkten Steuern bedienten ſich die Städte Schon früh jog. 
indirefter Abgaben, die ihrer Natur nach nicht nur auf den Bürgern, 
jondern auf allen Inſaſſen der Stadt laiteten. Die ältejte diefer Abgaben war 
wobl das Ungelt, eine Verbrauchsabgabe die von verschiedenen Yebensmitteln, 
Bier, Wein, Getreide, Brod, Fleiſch 2c. erhoben wurde. Unter der Bezeichnung 
assisia, aus welcher fich Ipäter das Wort Aceiſe gebildet hat, wurde diejelbe 
in den rheinischen und weitphäliichen Städten jchon im 13. und 14. Jahr— 


ı Yimmermann 1 3. 278, 246, 282, 296. 


*) Dergl. 3. B. betr. der Städte Görlitz, Breslau umd Schweidniß Tſchoppe und 
Ztenzel Urkb. ©. 251, auch S. 525, 260, 263; betr. Der märfiichen Städte Jimmermann 
l 


=. 283. 300; auch in Dalle wurde ein Eidgeſchoß erboben, v. Maurer 11 2. 853. 
F} . 


— 


Zimmermann 12. 281, 301. Gerken Cod. dipl. VIII S. 502. Auch in 
den ſchleſiſchen Städten wurde ein verlönliches Schoß erboben Tſchoppe und Denzel 
lirfb. S. 260. 

) So z. B. in Stendal, vgl. JYimmermann I 2. 297, 282 und Die Urk. von 1285; 
bei Yen; 12. 129: „Praeterca tam divites quam pauperes in colleetione exac- 
tionis juramenta praestabn nt, quod secumlam positionem consulum de om- 
nibus bonis suis taxationem mandatam solverint, et in nullo amplius gravabuntur, 
nisi tune eolleetores exartionis sibi voluerint secundnm estimacionem, quam oretenus 
profes=si sunt enm juramento solvere bona sua, et se de bonis suis, si volnerint, libere 
intromittant* und zur Grflärung dazu eine Urkunde von 1345 bei Werfen vet. march 
I 3. 92: „Und od ein ihlid Meniche fien Gut vericottet de b. verftenert‘ bi fiente Eide, da 
vor mag die Kat der Stad dat Gut bebolden ofte die Nat dat dun will vor fo veele Marde 
ats he tien Gut verscottet und fcal eme ſien Gut rede betaten bi Tages lichte.” In Prenzlau 
war Für faliche VBermögensangaben eine Buße feitgeiegt. Himmermann] 2. 280. Retr. das 
Kölner Städchen Neunk vgl. eine Urk. von 1259 bei Lacomblet Urth. TI &. 268. 

>, in Köln 3. B wurde eine Einkommenſtener 1206 von denjenigen (Brumbbeilberi 
erhoben, welche fich während des Nrieges Der Bertbeidigung der Stadt entzogen hatten: 
„le singulis mareis reditaum persolvent marcanı nummorum* eit. bei v. Maurer 
II 2. 852, aus einem Pertrage von 1206. Tie Erhebung der Einkommenſteuer ericheint 
alſo bier als eine Strafe. 

7) In Berlin, Ruppin, Stendal (bier fchon 1227) ıc. wurde ein Gewerkzins von ver 
schiedenen Gewerbetreibenden zur Stadtkaſſe gezahlt; Fidiein I S. 23— 25, Zimmer— 
mann 5. 194, in Wrietzen ein Feuſtergeld für das Necht, Waaren in Schaufenſtern aus— 
zulegen, Zimmexrxmannl S. 298. In Löwenberg und Schweidniß wurden vom Bier— 
verſchenken, vom Feilhalten der Fleiſch Bad- und Schuhwaaren Abgaben erheben. vgl. Die 
Urf. von 1311 86 und von 1328 S36 bei Tſchoppe ımd Stenzel Urkb. S.489 u. 524. 


— 


Ziehe auch daielbit im Allgemeinen S. 260. 
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hundert erhoben; in der Marf war das Ungelt im 15. Jahrhundert '), beionders 
als Auflage auf das Bier, ala jog. Bierzieſe“ allgemein verbreitet. Ebenſo 
wie die Direften Steuern wurde auch das Ungelt urfprünglich nicht ſtändig 
erhoben, jondern nur jo oft die Noth es erforderte °); zur Deckung beitimmter 
Bedürfniſſe wurde die Erhebung dejjelben beidzlofien, die Vermehrung der letzteren 
veranlaßte jedoch bald die Ummvandlung des Ungelts in eine dauernde Abgabe. 
Hierher gebören auch die jtädtiichen Zölle,‘ welche für Durchführung der 
Waaren durch das Stadtgebiet,’) als Brücden- und Wegegelder?) erhoben wurden 
und oft einen gebübrenartigen Charakter annahmen. 

Für die Benützung von jtädtischen VBeranitaltungen, von Kaufhäufern, Ge: 
werbs: und Gildehallen, von Ständen, Buden ꝛc. wurdenevon den Städten 
zahlreiche Abgaben erhoben, die bald als Gebühren, bald jedoch als bloße 
privatrechtliche Entgelte ericheinen ‘) Eine befondere Bedeutung hatten für den 
jtädtiichen Haushalt ſeit Alters ber die Einkünfte aus der Handhabung der 
Gerichtsbarkeit und der Polizei, die Gerichtsiporteln und die Polizeibrüchten ®). 


Hiernach befaßen manche Städte jchon am Ende des 15. Jahrhunderts 
eine große Menge öffentlich rechtlicher Einkünfte, ein feites Abgaben iyitem batte 
fih aber wohl noch nirgend entiwidelt. Das Beitenerungsrecht lag, wie er: 
wähnt, in den Händen der Räthe und wurde von Ddiefen mit dem Wachſen 
ihrer Macht immer unbeichränfter und willfürlicher ausgeübt. - Oft wurde Die 
Erhebung der Steuern an Rathsfreunde verpachtet”;, oft verichiwendeten die 
Räthe im eigenen Intereſſe die Gelder, welche fie jich mühelos aus den Steuern 
verichafften; Durch immer neue Auflagen, beionders durch häufige Erhebung 
von Stopfgeldern, Viehgeldern, Handwerksgeldern '") 2c. jogen fie die ohmebin 
ſchon armen Bürger aus, fich ſelbſt ſchadeten fie durch jolche Steuerausſchreib— 
ungen aber wenig oder garnicht, denn für ſich und ihre Gefippen beanspruchten 
die Herren im Rath meiſt das Privilegium der Stenerfreiheit. Dieje Ent: 
wicelung des jtädtiichen Beftenerungsrechtes hat in nicht geringem Maße zum 
Verfall der Städte gegen Ausgang des Mittelalters beigetragen. 

Eine gründliche Reorganifation des ftädtiichen Finanzweſens erfolgte Hand 
in Hand mit der Reorganiſation der ganzen ſtädtiſchen Verwaltung durch 
Friedrich Wilhelm I., deſſen dießbezügliche Vorſchriften von Friedrich dem Großen 
auf die neu binzugetretenen Gebietstheile Schlefien und Oftfriesland ausgedehnt 
wurden. Das freie Beiteuerungsrecht wurde den Städten genommen; unter 


) Zimmermann! S. 281, 301; Gercken cod. dipl. VIII S. 502. 

?, Die Wierziele, welche in Brandenburg jeit 1488 zur Debung gelangte, fiel zu zwei 
Drittel dem Yandesberrn, zu einem Drittel den Ztädten zu: Zimmermann 1 ©. 291, 
III &. 74. Neben derielben wurde eine Mablzieie, der og. Scheffelgroichen zur Dedung 
der jtädtiichen Schulden erhoben. Vgl. auch Schmoller, das Ztädteweien, in der Ztichr. 
f. preuß. Geichichte und Yandestunde X 2. 578 ff, 

Tſchoppe und Stengel Urkb. S. 263. 

Jimmermann ©. 281 «in Frankfurt a. ©. 1480), 295, 296, betr. die jchlefiichen 
Städte val. Tihoppe und Stengel Urkb. S. 258. 

> En jolcher aaa erültirte 3. B. jeit 1340 in Neu⸗ Yandsberg. Riedel C. D. 
I 18 ©. 384 Wr. 

j ——— Ste N; et Urtb. S. 560, Urt. der Stadt Steinau von 1348. 

SimmermannlS 296 1; 7 ſchoppe u. Stenzel Urtb.S. 258 1; Schmoller, 
das Städieweſen unter Friedrich Wilhelm J, in der Ztichr. f. preuß— . Gefchichte und Yandes- 
funde X =. 573 ft. 

Tiſchoppe und Stengel Urkb. S. 256. 

Schmoller a. a. O. 564, 575 ff. 579. 

) Schmoller a. a. O. 577. 


oz 
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die ſtrengſte jtaatliche Aufficht geitellt, jollten fie mit der äußeriten Sparjamfeit 
ſo wirtbichaften, daß die laufenden Ausgaben aus den Einkünften des Kämmerei— 
vermögens beitritten werden fonnten. Kommunalſteuern, Stolleften genannt, 
durften überbaupt nur zur Dedung bejonderer Bedürfniffe erboben werden, und 
auh dann nur mit jtaatlicher Genehmigung ')., Zur einheitlichen Regelung 
Dieter außerordentlichen Abgaben in der ganzen Monarchie wurde am 4. Sep: 
tember 1733 eine Verordnung erlaflen, das erite Kommunalſteuergeſetz des 
preußiichen Staates’) Nach derjelben mußte der Rath, welcher eine Kollekte 
veramitalten wollte, ein begrimdetes Geſuch nebſt Angabe der Höhe und Vers 
tbetlung der Steuer dem commissarius loci einreichen, der bierüber weiter an 
die Kammer zu berichten hatte. Falls die Steuer genehmigt wurde, erfolgte 
die Erbebung derjelben durch zwei Stadtverordnete, die zugleich für Verwendung 
der Gelder zum genehmigten Zwed haften mußten. Mebnlich wurden die Städte 
in der Ausübung ibres Bejtenerungsrechts durch das allgemeine Yandrecht be 
ihränft, ohne Vorwiſſen und Genehmigung des Staates durften fie feine neuen 
Abgaben erheben, Feine beitehenden erhöhen ’) 

So blieb es bis zur Städteordiuung von 1808. Diele gab den Städten das 
unbeſchränkte Vejteuerungsrecht wieder, legte die Ausübung deiielben aber nicht in 
Ye Hände des Magiltrats, jondern in die der Stadtverordneten. Der Negierung 
wurde gar fein Einfluß auf das ſtädtiſche Abgabenweſen vorbehalten, und daher 
baben die Stadtverordnneten auch die wenigen geieglichen Vorſchriften, welche ihnen 
gegeben waren, oft nicht berückſichtigt. Jeder Bürger iſt verpflichtet, „zu den jtädt- 
ichen Bedürfnilien ans feinem Vermögen und mit feinen Kräften die nötbigen Bei: 
träge zu Leiften.“ Die „Schugverwandten“ follen, „nach Maßgabe ihres Ge— 
werbes und ihrer Bermögensumjtände in einem angemeljenen Verhältniſſe mit 
den Bürgern”, zu perjönlichen Dienjten aber nur im dringenden Notbfällen 
herangezogen werden. „Die Stadtgemeinde ijt verbunden, alles dasjenige, was 
zur Berrtedigung des öffentlichen Bedürfniſſes der Stadt erfordert wird, und 
aus Dem Gemeindeeinfommen nicht beftritten werden kann, auf die Stadt: 
enmwohner zu vertheilen und aufzubringen”; eine Prärogative Einzelner darf 
dabei nur auf Grund eines Gefeges erfolgen. — Das find die einzigen Vor— 
ihriften, twelche die Städteordnung von 1803 über die jtädtifchen Laſten und 
ihre Bertbeilung enthält; ergänzt wurden diefelben noch durch eine Deklaration 
vom 11. Dezember 1809, welche die Heranziehung der Staatsbeamten zu den 
Kommunalabgaben regelte’). Aus den Beitunmungen der Städteordnnung gebt 
unzweitelbaft bervor, daß die Beſteuerung nur eine direkte („vertheilen“ und 
mr die Stadteinwohner, dieſe aber alle treifende, jein jollte. Trogdem haben 
Me Stadtverordneten öfters allerlei indirekte Steuern, wie Weges, Brücken-, 
Iherzölle, Verbrauchsabgaben ze. erdacht und beſchloſſen, welche tbeils die Yalten 
der Stadtgemeinde auf Fremde wälzten, die nach den Gejegen nicht zur Mit— 
tragung Derjelben verpflichtet waren, tbeils dem Steuerſyſteme des Staates 
ihadeten. Die Magijtrate unterliegen die Beanjtandung jolcher gejegwidriger 


Durch ein Dekret vom 14. Dezember 1716 (Stotti, Kleve-Märkiſche 9.3.11 5.911) 


vutde den Kleviſchen Magiſtraten die Veranſtaltung außerordentlicher Kolleften ohne ſtaat— 
iche Genehmigung bei der Strafe des Erſatzes des Zoppelten aus eigenen Mitteln verboten 
md 1728 (Mnlius Corp. Const. March. V. 1. S. 427) wurde dieſes Verbot auf das 
sang Staatsgebiet ausgedehnt. 

” Mnlius Corp. Const, March. Contin. 1. 2, Wr. 40 

A. L. R. I 1 Tit. 8838 und T. I Tit. 6 SS 66, 67. 

— = 


st.ü. S. 274. 


v. Rönne und Simon, die preuf. St.Ü. 


— 
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Beichlüffe und die Regierungen konnten gegen diejelben von Amtswegen nur 
jelten einfchreiten, da ihnen die Etat nicht vorgelegt wurden, fie von denjelben 
vielmehr exit aus den Rechnungsertraften am Jahresſchluß Kenntniß erhielten‘). 

Die erjten gejeglichen Beichränfungen dieſes ſtädtiſchen Beſteuerungsrechts 
brachte $ 13 des Gejeges über Einrichtung des Abgabenmwejens vom 30. Mai 1820 
(8.5. ©. 134), indem er vorjchrieb, daß Gemeindeabgaben in Form von Zus 
Ichlägen zur Klaſſen- oder Mahl- und Schlachtiteuer nur mit Genehmigung 
der Negierung, andere Auflagen und Aufſchläge aber nur jomweit zugelafien 
werden jollten, als jie bereits beitanden ?) und das Bedürfniß derjelben noch 
fortdauerte oder als fie in der Berfallung oder auf Yandesherrlicher Bewilligung 
berubten, in allen Fällen aber nur, fofern fie „den Beitimmungen der all: 
gemeinen Steuergejege und der Freiheit des inneren Verkehrs nicht hinderlich“ 
jeien. Eingehendere gejegliche Beitimmungen über die Aufbringung der ſtädt— 
ischen Laſten brachte erjt die revidirte Städteordnung vom 17. März 1831; 
nur zwei Einzelmaterien erfuhren inzwilchen eine bejondere Negelung: Durch 
Geſetz vom 11. Juli 1822 (G.S. ©. 184) wurden neue Beltimmungen über 
die Beitenerung des Dieniteinfommens der Staatsbeamten getroffen und durch 
die Kabinetsordre vom 29. April 1829 °) wurde den Städten die Einführung 
einer Hundejtener gejtattet. Die revidirte Städteordnung macht unter Boran: 
jtellung des Satzes, daß alle Gemeindemitglieder, Bürger oder Schußverwandte, 
„nach Verhältniß ihres Vermögens“ zu Geldbeiträgen und perfönlichen Dieniten 
verpflichtet find, alle „nach einem anderen Maßſtabe als dem der Staatsiteuern“ 
aufzubringenden Gemeindeauflagen von minifterieller Genehmigung abhängig. 
Bezüglih der Frage, zu welchen Staatsjteuern Gemeindezuichläge erhoben 
werden fünnten umd immwiefern dieſe der Genehmigung bedürfen, verweiſt ſie 
auf eine Inftruftion, die denn auch unterm 18. Februar 1834 erging und Die 
Erhebung aller Steuern von jtaatlicher Genehmigung abhängig machte‘) Sie 


a. a. O. S. 2 

Zu den in der Verfaſſung begründeten Gemeindeabgaben gehört nach den Weir. 
d. Min. d. J. u. d. B. vom 20 ui 1839 beionders die ftädtiiche Ginfommeniteuer. „Ta 
die Stadtbebörden derjenigen Städte, in welchen die St.O. von 1808 gilt, verfaſſungsmäßig 
berechtigt Find, die zur Dedung des Kommunalbedürfniſſes erforderlichen Steuern auf die 
Einwohner nadı Verbältniß ihrer Kräfte und ihres Vermögens zu vertbeilen, ſo it eine Ein- 
fommenjteuer ‚eine jolche, welche auf der Verfaſſung berubt, und daber ... der vorberigen 
Beltätigung der Staatsbehörden nicht bedarf.“ „Was die beitebenden Steuern anlangt — 
heißt es dann meiter —, an melde die Einwohner einmal gewöhnt find, fo iſt es nicht 
nötbig, ex offiecio eine Umgeſtaltung derielben zu verlangen, wenn nur die Grundiäße der— 
jelben im Allgemeinen den Vorichriften der St.O. wegen gleichmäßiger Vertheilung nicht 
wideriprechen.“ 

» Mönne und Simon E. 253; v. Kampf Anm. XII. S. 354. 

) Std. 5 117—123. Nach S 122 bedurfte es der minilteriellen Genehmigung zu 
bereits beitehenden oder einzufübrenden Auflagen, die nach einem anderen Maßttabe als 
dem der Staatsltenern erhoben werden Tollten, nicht, wenn die ftaatliche Erlaubniß zur Er— 
bebung derielben bereits nad) dem Erlaß des Geiches vom 30. Mai 1820 ausdrüdlich ertbeilt 
worden war. — Tie Inſtr. vom 1834 wurde an ſämmtliche Oberpräfidenten mit der Be 
ftimmung erlajlen, fie in den Städten, in denen die St.O. von 1831 galt, vollitändig in 
den übrigen mwenigitens ſoweit einzuführen, als fie mit der beitebenden Konmunalverfaftung 
vereinbar war. Inhaltlich derielben find die Gemeindeauflagen in der Regel im Wege des 
Zuſchlags zu den Staatsiteuern zu erheben und müſſen dergleichen Beiträge auch der Ver— 
anlagung der Hauptiteuer folgen. Die Negierung bat die Genehmigung zu ertheilen, wenn 
die Kommunalſteuer erhoben werden foll als Zuschlag zur Klaſſenſteuer bis zu */ıs des jähr- 
lichen Betrages, zur Schlaht- und Mabliteuer bis zu 25°, zur Grumditener bis zu 29°. 
Coll der Zuſchlag zu diefen Steuern die angegebenen Sähe überfteigen, ſoll eine Kommunal 


Publ. der Regierung zu Gumbinnen vom 5. März 1821; v. Nönne und Simon, 
7. 


des Kommunalabgabenweſens in Preußen ıc. 255 


erweitert ferner die durch das Geſetz vom 11. Juli 1822 den Militärperſonen 
ertheilten Steuerprivilegien dabin, daß jervisberechtigte aktive Militärperjonen 
und auf Inaktivitätsgehalt gejegte Offiziere und Militärbeamte, jorern fie nicht 
Bürger find, von allen Gemeindeabgaben und Dieniten völlig, nicht bloß bin: 
fichtlich ihres Dienſteinkommens befreit werden und ſie enthält endlich die Anz 
fänge der Forenſalbeſteuerung, indem fie die Beſitzer von Grundſtücken 
im Stadtbezirke, welche in demjelben feinen Wohnfig haben, „den dem Grund: 
eigentbum etwa auferiegten Leiſtungen“ unterwirft. 

Seine demnächſtige bleibende Fortbildung empfing das Kommunalſteuer— 
wejen durch die Städteordnung vom 30. Mai 1853"), deren diesbezügliche Vor: 
ichriften im Wejentlichen bereits in der Gemeindeordnung von 1850 °) enthalten 
geweien waren Was zunächit den Kreis der Verpflichteten anlangt, jo ind 
nach der Städteordnung von 1853 alle Einwohner des Stadtbezirfs zur Theil: 
nabme an Den jtädtischen Yaiten berufen. „Wer, ohne im Stadtbezirk zu wohnen, 
daſelbſt Grundbejig hat, oder ein jtebendes Gewerbe betreibt, it demnach ver: 
pflichtet, an denjenigen Laſten Theil zu nehmen, welche auf den Grundbejig 
oder das Gewerbe oder auf das aus jenen Quellen fließende Ein: 
fommen gelegt find Diejelben Verpflichtungen haben juristische Berjonen, 
welche in dem Stadbezirke Grundeigenthum bejigen oder ein ſtehendes Gewerbe 
betreiben“, und unter näher bejtimmten Vorausſetzungen endlich auch jolche 
Perjonen, welche ſich im Stadtbezirke nur aufbalten. In diefen Sägen liegt 
die erite wejentliche Abweichung des meuen Gejeges von der revidirten Städte: 
ordnung: Die bisher lediglich zu den Objeft: bezw. Ertragsſteuern pflichtig ges 
weſenen Forenſen und ebenfo die juriſtiſchen Perſonen unterwirft e8 auch bezüg— 
lich ihres Einkommens aus Grundbeſitz und Gewerbebetrieb der kommunalen 
Einkommenſteuer und verwirklicht damit die äußerſten Konſequenzen der damals 
herrſchenden Beſtrebung, die fommunalen Steuern auf Grundbeſitz und Gewerbe— 
betrieb mehr und mehr in den Hintergrumd zu drängen und Die Klaſſen- und 
— ——— Einkommenſteuer vorzugsweiſe zur Kommunalbeſteuerung heran— 
zuziehen“). Die zweite weſentliche Abweichung der neuen Städteordnung vom 


ſteuer als Zuschlag zur Gewerbe und Braumalzitener oder überhaupt nicht in Form von 
zuſchlägen zu einer Staatsſteuer erhoben werden, jo iſt die Geuehmigung d. Min. d. J. u. 
d. F. erforderlich. ‚Für jede zu genehmigende Gemeindeſteuer iſt Vorausſetzung, daß durch 
fie weder der freie Verkehr im Innern gehemmt noch der Eingang der Staatsiteuern ge— 
fahrdet werde. Es war hiernach abweichend von dem Geſetz vom 30. Mai 1820, welches 
ja für das Gebiet der St.O. von 1808 noch beſtehen blieb, Genehmigung des Landesherrn 
auch dann wicht erforderlich, wenn es fih um Einführung einer neuen, nicht Schon durch 
die beitebende \ Verfaſſung begründete Auflage handelte, es genügte ſtets die Genehmigung 
der Miniſter. Auch im Gebiete der St.C. 1808 wurde von jetzt ab die landesherrliche Ge⸗ 
sion durch die minifterielle erieht, da man annahm, daß dieie Beltimmung der Inſtr. 
mit der übrigen Kommunalverfaſſung im legtgenannten Gebiete wohl vereinbar war. Cine 
meitere weientliche Abweichung von dem Steueriniteme der StO. von 1808 enthält die Inſtr. 
iniofern, ala fie Pflaſter, Brüden-, Damm-, Wegegelder und "ähnliche Hebungen, die nicht 
aut alle Stadteinwohner aleihmäßig zu vertheilen iind, nach landesberrlicher Einwilligung 
für zuläfig erklärt. Für die Provinzen Weitobalen und Rheinprovinz erging noch ein 
m Kabinets-Reſtr. vom 18. Auguſt 1836 mit nur ummelentlihen Abweichungen. 

. SS 4, 53 u. 54. 

8 8 3, 47 u. 49. 

; Hinlichtlich der Forenſen enthielt ſchon 5 3 der G.O. dieſe Vorſchrift, für die juri— 
then Verſonen ericheint fte zuerit in der St.C. v. 1855. Pol. itenograpbiiche Berichte 
der zweiten Hammer von 1858 Bo. II S. 850 ff. 852. 

*) Schon im Abgabengeiek v. 1820 machte fich dieſe Tendenz bemerkbar, indem das— 
jelbe die Zuſchläge zur Klaſſen- reip. Mahl- und Schlachtiteuer als die nächitliegenden bin: 
tellt, für diefe nur die Genehmigung der Negierung, für „andere Auflagen” dagegen die 
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alten Recht liegt darin, daß Tie den Städten wieder einen weiteren Spielraum 
und eine größere Freiheit bei Erbebung ihrer Abgaben einräumt. Die Gemeinde- 
jtenern können in Zuichlägen zu den direkten) und indirekten Staatsjtenern, 
wie auch in bejonderen, ibrer Art nach nicht näher bezeichneten direkten oder in- 
direften Steuern beitehen. Die Genehmigung der Aufiichtsbehörde iit erforderlich 
für die legtgedachten befonderen direkten oder indirekten Gemeindefteuern, für Die 
Zuſchläge zur klaſſifizirten Einkommenſteuer und für Zujchläge zu den übrigen 
direkten Staatsjtenern, wenn der Zujchlag 50”/, der Staatsjtenern überjteigen 
oder nicht nach gleichen Sägen auf Diejelben vertbeilt werden ſoll und endlich 
für alle Zuschläge zu indirekten Staatsjtenern. Der Vertheilung der Gemeinde: 
dienste iſt der Mafsitab der Gemeindeabgaben und, falls ſolche nicht erboben 
werden, der Maßſtab der direkten Staatsjtenern zu Grunde zu legen. Im 
Uebrigen regelt die Städteordimung, im Wejentlichen im Anſchluß an die bereits 
beitebenden Beſtimmungen, die Steuerpflicht der Militärperfonen, Beamten, 
Geiftlichen 2e., der Dieuft:, der zum öffentlichen Gebrauch bejtimmten Grund: 
jtüde und der Waldungen. Wegen Erbebung von Gebühren endlich, welche 
nach Art. 102 der Verfaſſungsurkunde nur auf Grund eines Geſetzes erfolgen 
darf, hat die Städteordnung nur bezüglich des Eintritts:, Einzugs- und Haus: 
ſtandsgeldes Beltimmungen getroffen. 

Diefe Vorschriften der Städteordnung wurden theilweile — ſoweit fie fich 
auf die Aufbringung der Gemeindejtenern beziehen ($ 54 — durch Geſetz 
vom 31. Mai 1553 auf die ihr Steuerweſen im übrigen autonomiſch regelnden 
Städte Neuvorpommerns und Nügens angewandt, in vollem Umfange aber 
1356 in die Städteordinungen der beiden wejtlichen Provinzen aufgenommen, 
und jo war das Abgabemweien in den Städten der alten Provinzen grund: 
ſätzlich übereinſtimmend geregelt, wie es bis in die neueſten Zeiten beitanden 
bat. Wejentlichere Abänderungen erfuhr dasjelbe eigentlich nur im Jahre 1867 
bezüglich Des Gebührenweſens durch das Geſetz betreffend Aufhebung der 
Einzugsgelder und gleichartiger Kommunalabgaben vom 2. März 1867, bezüglich 
der Erhebung indirekter Abgaben durch Art. 5 Ziffer 1 des Zollvereinsvertrages 
vom 8. Juli 1867 umd bezüglich der Beſteuerung nen anziebender Perſonen 
durch S 5 des Freizügigkeitsgeſetzes vom 1. November 1567; alle jpäteren 
vor Dem Jahre 1585 ergangenen Gelege, wie das Geſetz betr. die Erbebung von 
Markiitandsgeld vom 26. April 1872, das die ſtaatliche Mahl: und Schladhtiteuer 
aufbebende und nur im beſchränktem Umfange die Weitererhebung einer kommu— 


des Yandesherrn forderte. Weiter aing die Inſtruktion v- 18. Februar 1834, fie neitattete, 
Zuſchläge zur Klaſſenſteuer bei den oberen Stufen nach erböhten Wrozentiäßen zu erbeben, 
und begünſtigte die Aulchläne zu den Berfonalitenern überhaupt dadurd, daß fie die Er. 
bebung von Sufchlägen zur Gewerbeſteuer nur Da geltattete, wo beiondere örtliche Gründe 
dafür Iprachen und die von Zuſchlägen zur Grundſtener nur da, wo leßtere nach gleichen 
Grundſäßen fiir alles Grundeigenthum veranlagt war. Geradezu zur Nothwendigkeit wurde 
aber die ſtärlere Deranziebung der Berfonalitener nach der Neuregelung der Grundſteuer. 
„Sie geſetzliche Regelung der Grundſteuer und die Neueinführung einer anſehnlichen Staats 
gebandeitener . . eraab sine jo erhebliche, Tichtbare Belaſtung des Grundbeſihes m ſo an 
'chnlichen Bolten, daß jede Beſchwerung nerade dieſes Beſitzes als eine Ueberbürdung erſcheinen 
onnte. War früher Die Ungleichheit Dev Nontributionen, Giebelſchoſſe ı- ſ. w. in den einzelnen 
Yandes stheiten und Ztädten ein Hinderniß Neuer Zufchläge : jo war jet nad aleichmäßiger 
Turchfiihrung diefer Cbjektbeitenerung die Schwere der Staatsbelaitung zum Hindernik 
geworden, und zwar am meiſten in den Städten, die mit der Gebäudeiteuer von 470 neu 
belaſtet waren oder ſich doch als nen belaſtet anſahen“. Gneiſt, die preußiſche ‚Finanz 
reform durch Regulirung der Gemeindeſtenern, Berlin 1881. Adites a. a. O. S. 10 ff. 

"Mur die Steuer im Gewerbebetrieb im Umberziehen darf nicht belaftet werden. S1.0.8531. 
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nalen Schlachtitener gejtattende Gejeg vom 25 Mai 1373, das Baufluchtliniengejeg 
vom 2. Juli 1875 und das Gejeg über die Wanderlageritener vom 27. Februar 
1580 haben das Kommunalabgabenweſen nur unweſentlich berübrt oder ergänzt. 


Die Landgemeinden. 


In den Landgemeinden entwidelte fich das Abgabenmweien erjt jpäter und 
auch da viel unvollftommener alö in den Städten; die Bedürfniſſe der ländlichen 
Gemeindeverwaltung waren verhältnigmäßig ſehr geringe, berubte diejelbe doch 
bis zum Ausgange des achtzehnten Jahrbunderts vorwiegend auf der Natural: 
wirthſchaft. Ginen großen Theil der Kommunallaften trug bier die Guts— 
berrichaft, den Reſt derjelben trugen die anſäßigen Bauern; das Herfommen 
beitimmte die Art der Lajtenvertbeilung unter ihnen und nach dieſem war ge: 
wöhnlich die Größe des Grundbelites und der Antbeil an den Gemeindenugungen 
maßgebend. An dieſe Verhältniſſe fnüpft das allgemeine Yandrect an’). Nach 
ibm jollen über die gemeinen Yajten in den Dörfern zunächit „Verträge oder 
hergebrachte Gewohnheit” entjcheiden, jubjidiär ordnet e$ an: „Die baaren 
Geldausgaben werden in der Negel nach dem Verhältniije der landesberrlichen 
Steuern aufgebracht”. „Die Yeiftung der gemeinen Spanndienjte geichiebt 
nach Verhältniß der Klaſſen, in welche die beipannten Acderbefiger, als Bier: 
Ipänner, Dreifpänner, Zweiipänner u. j. f. an jedem Orte eingetbeilt werden“. 
Die Leiſtung der Handdienite bat prinzipiell von allen Gemeindemitgliedern 
in gleichem Berhältniß zu geicheben; nur bei jolchen Arbeiten, bei welchen 
Spanndienjte und Handdienite zugleich vorfommen, wird die Befreiung der 
beipannten Aderwirthe von legteren vermutbet. „Unangejejjene Dorfseinwohner” 
endlich, „Tind zu jolchen Gemeindelaften, wovon bloß die angejellenen Wirtbe 
den Vortheil ziehen, beizutragen nicht ſchuldig“.“ In den beiden erjten mit— 
getheilten Sägen erfennt das Yandrecht an, daß der Grumdbejig der Haupt: 
träger der Steuern ift und daß jeine Größe den Vertheilungsmaßſtab fir die 
Spanndienjte bilden joll, denn die landesherrlichen Steuern lajteten damals 
bauptfächlich auf dem Grundbejig und der Umfang desielben beitimmte natur: 
gemäß Die Geſpannhaltung. In dem letzten Satze dagegen bringt es den auch in 
ſpäteren Geſetzen für die ländliche Gemeindebeſteuerung wiederholt ausgeſprochenen 
und heute wieder für das geſammte Kommunalabgabenweſen maßgebenden Grund— 
ſatz zum Ausdruck, daß die Beſteuerung nach dem Vortheil erfolgen ſoll. 

Von den in der Folgezeit ergangenen geſetzlichen Vorſchriften bezogen 
ſich auf das ländliche Abgabeweſen der bereits oben erwähnte $ 13 des Geſetzes 
vom 30. Mai 1820, das Geſetz vom 11. Juni 1822, eine die Hundejtener 
auch für Landgemeinden zulajiende Kabinetsordre vom 18. Oftober 1534 und 
endlich Das Gejeg, betreffend die Landgemeindeverfaſſungen in den jechs öjtlichen 
Provinzen vom 17. April 1856 (G.S. ©. 359). Steine diefer Borjchriften 
bat aber eine nennenswerthe Fortbildung des ganzen ländlichen Gemeinde: 
laftenwejens herbeigeführt. Auch das legtbezeichnete Sejeg bält Herfommen 
und Gewohnheit in vollem Umfange aufrecht und beichränft ſich darauf, eine 
nötigenfalls durch Beichluß der Auflichtsbehörde herbeizuführende Neuregelung 
des Maßſtabes der Semeindeabgaben und «Dienjte für jolche Fälle vorzujchreiben, 
„wo die Ortöverfafjung dunkel, zweirelhaft oder nicht mehr paſſend ijt, ins— 

" Die oben S. 253 erwähnte Verordnung betr d. Kolleftenweien v. 4. September 1733 
fand mit geringen Modifikationen auch auf die Torfgemeinden Anwendung, batte fir Diele 
jedoch — — die Bedeutung wie fir die Städte. 

A. 2. 8.2. II Tit. 7 SS 31, 39; 43; 38-42: 4. 
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zu erheblichen Mißverhältniſſen führt;* bier Toll eine neue Vertheilung der 
Gemeindelaften „mit Berückſichtigung der in der Gemeinde jtattfindenden Ab: 
Itufungen des Grumdbefiges und des Klaſſenverhältniſſes“ erfolgen und der 
Untbeil an den Laſten „in ein angemejjenes Verhältniß zu den Nechten und 
Vortheilen“ gebracht werden, welche einzelne Plichtige in dem Gemeindeverbande 
genießen '). Eine Befugniß der Yandgemeinden, Forenſen und juriftiiche Perſonen 
zu den Kommunalabgaben heranzuziehen, war in den öjtlichen Provinzen bis zum 
Erlaß des Kommunalſteuernothgeſetzes geieglich nicht anerkannt *). In den beiden 
wejtlichen Provinzen Dagegen bielt die Entwicelung des ländlichen Gemeinde: 
laſtenweſens mit der des jtädtiichen gleichen Schritt. Die Yandgemeindeordimmg 
für die Rheinprovinz vom 23. Juli 1845 bezw. die Novelle vom 15. Mai 1856 
und die Landgemeindeordnung für Wejtphalen vom 19. März; 1856 regeln 
das Gemeindebeitenerungsrecht fait ebenjo wie die betreffenden Städteordnungen 
und erflären bejonders auch in demjelben Umfange wie dieſe Forenſen und 
juriftiiche Berionen in den Yandgemeinden für abgabenpflichtig ‘) 


II. Tas Kommunalabgabenweien in den neuerworbenen Provinzen. 

Sp lagen die Berhältniiie, als im Jahre 1867 eine Menge neuer Rechts: 
gebiete, jedes mit einem bejonderen Kommunalſteuerſyſtem, dem Staate ein 
verleibt wurden. Für die Stadt Frankfurt aM. und für die Städte 
Schleswig-Holjteins wurde durch die Städteordinungen vom 25. Marz 
1567 und vom 14. April 1869 das Abgabenſyſtem der öftlichen Städte: 
ordnung, für die Yandgemeinden Schleswig-Holſteins wurden durch Die 
Verordnung vom 22. September 1867 die unvollfommenen Normen des Geſetzes 
vom 14. April 1356 eingeführt ) und endlich wurde durch eine Verordnung 
vom 23. September 1867 die Beltenerung der Beamten und Militärperjonen 
im Anschluß au das in den alten Provinzen geltende Necht einheitlich geregelt 
— im Uebrigen lieg man es bei dem bejtehenden Rechte. 

In Hannover batte diejes eine überaus dürftige Kodifikation in den beiden 
Gemeinbeverfaffungägejeßen empfangen’). Beide regeln eingebender nur die Be: 

SS II u. 12 des Geſetzes. 

»DTas O. V. G. nahm in feiner Rechtsſprechung an, daß die Landgemeinden in den 
öftlichen Rrovinzen die Befugniß hätten, die Forenſen nicht nur zu Den Mealabgaben, jondern 
auch „zu den nach dev Klaſſen- bezw. Der klaſſifizirten Einkommenſteuer veranlagten Gemeinde— 
abgaben” mit dem aus ihrem in der Gemeinde belegenen Grundbeſitze fließenden Ginkommen 
heranzuziehen. O. B. G. IV S. 117 ft. 

= en 2.5.0. ch SS 22—32. Art. 8 des Geſeßes v. 15. März 1856. Weit 
phäliſche L. G. T. SS 56-64. Eigenthumlich iſt den letzteren, daß fie Zuſchläge nur zu direkten, 
nicht zu tinbirekten" Staatsitenern zuläßt (S 57. Bemerkenswerth auch, daß ſie bereits die 
ſpäter in ähnlicher Weiſe or in der Kr.O. F 13) und in der Pr.O. (8 110) wieder 
fehrende, dann auch in die L. G. O. v. 3. Juli 1891 5 14° ımd in das neue RA. (8 20° 
aufgenommene Norichrift enthält, daß, wenn ein Bedürfniß das Intereſſe einzelner Klaſſen 
von Gemeindemitgliedern oder einzelner für ſich beſtehender Abtheilungen des Gemein dezirks 
betrifft, nur dieſe die zur Befriedigung desſelben nöthigen Geldbeiträge und Dienſte zu leiſten 
haben * 59. Auch die EG O0. rb. läßt (S 30) eine ſolche Belaſtung einzelner Klaſſen der 
Bezirke zu, aber nur ſofern fie z. 3. ihres Inkrafttretens bereits üblid war. 

Für die Erhebung der Hundeſteuer blieben in Fraukfurt das Geſetz v. 9. Juli 1838, 
in Schleswig-Öolltein die Patente v. 20. März 1807 und vom 24. Mai 1834 beitehen, 
leßtere bezogen ſich nur auf Die Städte, in den | Landgemeinden mar eine Hundeſtener wicht 
zuläſſig. Vergl. Struß, die Komnmumalverhände in Preußen, Berlin 1888, S. 89 u. 98. 

St.O. Dann. v. 24. Juni 5 ss 13—16; 9.6.0. Hann, v. 28. April 1859, 
SS 64—67. Min.Bek. zu der 2.6.0. v. 28. April 1859, 88 47—56. 
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freiung von den Gemeindeabgaben, alles übrige überlaſſen fie dem Ortsjtatute und 
begnügen jich mit der Aufitellung allgemeiner Grundjäge. Die Stäbteorbnung 
beitimmt, daß alle Mitglieder der Stadtgemeinde zu den ſtädtiſchen Laſten, zur 
Leiſtung von Dienſten aber nur in dringenden Fällen heranzuziehen find und daß 
die Forenſen bloß an den dem Grumdeigentbum auferlegten Yeiftungen Theil 
nehmen. Die Landgemeindeordnung verweilt prinzipaliter auf den bejtehenden 
Beitragstuß. Beiteht ein folcher nicht oder werden Abänderungen des beitchenden 
von Der Gemeinde oder auf Antrag einzelner Gemeindeglieder von der Auffichts- 
bebörde beichlofjen, jo iſt derielbe jowohl für Steuern, wie für Dienjte — ab: 
geieben von einigen VBergünftigungen für größere Güter, unbebaute Beligungen, 
Angejtellte und fleine Gewerbtreibende — nad den direkten Staatsiteuern zu 
beitimmen, jedoch unter gleichzeitiger Berüdfichtigung des befonderen Intereſſes, 
welches einzelne Mitglieder oder Klaſſen von Mitgliedern an den Sweden der 
betreffenden Auflagen haben. Neue Konſumtions- oder Gewerbeabgaben jollen 
nicht eingeführt werden. Von den Forenſen find die Musmärfer d. b. die: 
jenigen, welche im Gemeindebezirk nur ein unbebautes Grundſtück beſitzen, nur 
realſteuerpflichtig, die anderen d. h diejenigen, welche ein Gut oder ein Wohn: 
haus im Gemeindebezirk beiigen, gelten dagegen als &emeindemitglieder und 
ſind gleich Dielen auc) zu den Berjonalabgaben beranzuzieben. Betreff der 
juriſtiſchen Perjonen enthalten beide Gemeindegeſetze feine Vorschriften. In 
den X Landgemeinden ließ man jie demgemäß auch Itenerfrei, in den Städten 309 
man wenigſtens einige von ihnen beran, indem man die Beitimmung der Städte: 
ordnung, nach welcher für gewerbliche Geſellſchaften mit juriftiicher Perjönlichkeit 
der zu bejtellende verantwortliche Geſchäfts- oder Werkführer zur Gewinnung des 
Bürgerrechts verpflichtet ift, dahin interpretirte, daß auch eine Beltenerung des 
Einfommens der Gejellichaft in der Perſon dieſes Geichäfts: oder Werkführers 
zuläſſig jei'). Die Genehmigung der Aufjichtsbebörde ift erforderlich zur Ein: 
fübrung neuer, wie zur Aenderung beitebender Semeindeabgaben und Yeiltungen?). 

Im Gebiete Des ehemaligen Kurfürjtentbums Bellen bejtimmte 
ih das Gemeindeabgaberecht in Stadt: und Sandgemeinden gleichmäßig nach 
der Gemeindeordnung vom 23. Oktober 1834. Dieje verweilt Die Gemeinden 
betreits der Aufbringung ihres Finanzbedarfs, ſoweit Ddiefer nicht aus den 
privaten Einkünften des Gemeindevermögens bejtritten werden kann, zunächſt 
auf Berbrauchsauflagen. Erit, wenn der Ertrag Dieter Abgaben nicht binreicht, 
find Umlagen d. b. direkte Gemeindeitenern zu erheben, und zwar bleibt für 
feßtere der bisherige Vertheilungsfuß jo lange bejtehen, bis er durch Geſetz 
oder Ortsitatut abgeändert wird. Eine Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
bedürfen Umlagen, welche 50°/, der betreffenden direkten Staatsſteuer über: 
iteigen. Die Gemeindedienjte find entweder gewöhnliche, Neibedienite oder außer: 
gewöhnliche, Nothdienjte wie bei Feuersbrunſt, Wallersnoth ze. Die Befreiungen 
von denjelben, wie die Stellvertretung bei ihnen find im Gejeß beionders ein— 
gehend geregelt‘). Won der Beſteuerung juriſtiſcher Perſonen und Forenſen 
Ipricht Die Gemeindeordnung war Bi doc) hat man eine ſolche le „ſtets 


u... 


ihrer Umlagen feine einfchränfenben © Vorichriften gemacht find 


ı Struß, Nommimalverbände S. 62 No. 2. O. V.G. Entih. vom 16. November 
1886 Br. Verw. Bl. VIII S. 161. 
St O. Dann. $ 119 Abi. 2 Nr. 3 8.8.0, 8 42 Abi, 1 No. 6 u. 7. 
s\ GO. kurheſſ. SS 77, 78, 84 No. 5. 


+ Ztruk, HKommunalverbände 2. 61 No. 1, 2. 65h. 
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Auch das bis vor Kurzem!) im ehemaligen Herzogtbum Naſſau die 
Gemeindeverhältniife in Stadt und Yand gleichmäßig regelnde Gemeindegejet 
vom 16. Juli 1854 ſah die Direkte Beſtenerung als ein jubjidiäres Mittel 
zur Deckung des gemeindlichen $yinangbedarfs an. Nur der durch Einkünfte 
aus dem Vermögen, aus den Gebühren, den Strafgeldern, der Bundeiteuer 
und den indirekten Abgaben nicht gededte Theil des legteren jollte durch Direkte, 
und zwar in Form von Zujchlägen zu erhebende Gemeindeſteuern gededt werden ?). 
Diefe Zuſchläge ſollten jedoch nicht mehr als 3 Simpla der Staatsſteuer — 
ein Simplum betrug '/.,, des Steuerkapitals — betragen, reichten dieſe zur 
Beitreitung der nothtoendigen Ausgaben nicht bin, jo ſollte der Gemeinderath 
Die Einführung einer nach Erhebungsart und Betrag zu beitimmenden bejonderen 
Abgabe bei der Gemeindeveriammlung und bei dem Amte beantragen. Mit 
Einführung der preußiichen direkten Staatölteuern mußte die Berechnung der 
Steuer nah Simpeln wegfallen und die Praxis bildete fih num jo aus, daß 
man die Gemeinden 60°, Zuſchläge zur Staatsitener frei erheben lieh, zu 
weiteren nach Höhe und Art beliebig zu firirenden Erhebungen aber die Ge— 
nehmigung der Aufſichtsbehörde fir erforderlich erklärte °). 

Zur Yeiltung von Gemeindedieniten find nach dem naſſaniſchen Gemeinde 
geſetze alle Bürger verpflichtet, und zwar die ein Geſpann befigenden zu Spannz, 
Die anderen zu Handdieniten. Alle Dienite find aber gemeſſene, abgejeben von 
befonderen Boransjegungen braucht Niemand häufiger als an 10 Tagen der 
Gemeinde jJolche zu leilten. Eine Beltenerung der juriitiichen Perſonen war 
nach naſſauiſchem Rechte überhaupt ausgeſchloſſen, und eine ſolche der Forenſen 
nur in ſehr geringem Umfange zuläſſig. Ihre Heranziehung Fam erſt in Frage, 
wenn eine beſondere Gemeindeabgabe erhoben werden ſollte. So lange dieſe 
nicht nothwendig war d. h. jo lange nicht mehr als 60 °;, der direkten Staats— 
jtener zur Deckung der Gemeindeausgaben erhoben zu werden brauchten, waren 
die zyorenjen kommunalſteuerfrei, denn die 60°/, mußten in ‚Form von Zujchlägen 
zu den direkten Staatsitenern erboben werden, und mit jolchen waren nur in 
der Gemeinde wohnende Perſonen belaſtet. 

In den übrigen bejliichen Gebietstbeilen, den vormals großherzoglichen 
und den vormals landgräflichen und ebenſo in den Yanddorfichaften im vor: 
maligen Gebiete der freien Stadt Frankfurt beruhte zur Zeit ihres Eintritts 
in den preußiichen Staat das Gemeindeabgabenjvften auf dem Grundjage, 
daß die Vertheilung der Gemeindelaiten nach den Bortbeilen, welche die Beis 
tragspflichtigen von dem Zweck der Umlage genießen, zu erfolgen bat. Behufs 
Durchführung desjelben tbeilen alle bier in Betracht kommenden Gemeinde: 
ordnungen, wenn auch in Einzelbeiten von einander abweichend, ſämmtliche 
Gemeindeausgaben in drei Klaſſen, nämlich in 1. jolche, Die nur den am 
Semeindevermögen Nupungsberechtigten, 2. ſolche, Die allen Einwohnern, 
3. jolche, die außer diefen auch den Forenſen zum Vortbeil gereichen, umd 
bejtimmen damm, Daß die Ausgaben zu 1 mr von den Nubungsberechtigten 
nach der Größe ihrer Nubungsantheile, die Ausgaben zu 2. von allen Gin: 

') Tasjelbe it für die Städte jeht theilweiſe erſegt durch die St.Q. f. d. Negierungs- 
bezirt Wiesbaden v. 8. Juni 1891 (8.2. S. 1075, welche ſich eng an die St.O. v. 1853 anſchließt 

Naſſauiſches 9.65. 5 86 1 5 3 des Megterumgsedifts v. 9/11. Dezember 1815 
nat. Verordnungsſammluug I Z.334. v. Neibenstein, Gemeindeſteuern in v. Stengels 
Wörterbuch des Verwaltungsrechts 1 2. 529. 

Nail. 8.5. 58 35-37. Tamı Straub, Nommumalverbände S. 127 f. Begründung 
zum nenen Kommunalabgabengeſetz Z. 30 No. 9. 
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wobnern nah ihren gefammten direkten Staatsitenern und die Ausgaben zu 
3 von den Einwohnern und den Forenfen zu tragen find. Weitere erwähnens— 
wertbe Borichriften enthalten diefe Gemeindeordnungen über das Gemeinde: 
laſtenweſen nicht; eine Beſteuerung der juriltifchen Perſonen iſt nach denjelben 
met zuläſſig.) 

In den ehemals bayerischen Gebietätheilen wurden die Gemeindejtenern 
in der Regel nach der Staats-Grund-, Gebäude: und Gewerbeitener erhoben, 
jedoch funnten die Gemeinden mit Genehmigung der Auffichtsbebörde auch 
emen anderen Vertheilungsmaßftab bejchließen. Die Spanndienite waren. von. 
den jpannbaltenden Gemeindemitgliedern nach dem Umfang der Spannbaltung, 
die Handvdienite von den unbeipannten Semeindemitgliedern zu leiſten. Juriſtiſche 
Verſonen fonnten überhaupt nicht, Forenſen mur zu ſolchen Umlagen heran: 
gezogen werden, welche für eine gehörige Benugung, den Schuß oder die Ber: 
mebrung der Gemeindeflur erforderlich waren °). 

In allen neu erworbenen Landestbeilen mit Ananabme der baveriichen 
war geiondert von dem allgemeinen Gemeindeabgabenmwejen Die Hundebeitenerung 
geregelt. Auch bier galten im Einzelnen natürlich jehr abweichende Borjchriften ; 
die Höhe der Steuer war eine verjchiedene, ihre Erhebung gewöhnlich ins 
Belieben der Gemeinden geftellt, in einzelnen Nechtögebieten jedoch obligatorisch, 
re Berwendung meiitens den Gemeinden überlajien, bieweilen jedoch auch 
geſetzlich geregelt’). 


III. Tie Reform des Kommmmalabgabenweiens. 


Nur in großen Zügen find im Worhergebenden die einzelnen in der preuß: 
hen Monarchie um 1867 geltenden Kommunalſteuerſyſteme ſtizzirt, aber 
dieſes genügt Ichon, um fi) ein Bild von den damaligen Verhältniſſen zu 
machen. Nicht genug, daß, wie es heute leider noch bezüglich des Verfaſſungs— 
rechts der Gemeinden der Fall iſt, das Beitenerungsrecht derjelben formell in 
emer Menge von Gejegen geregelt war‘), auch materiell war dasjelbe in den 
anzelnen Hechtsgebieten zum Theil auf ganz verschiedene Grundiäge aufgebaut. 
In dem einen wurden die direkten Steuern, in dem anderen die indireften als 
das Heguläre betrachtet; in dem einen wurden Zuſchläge zur Staatsitener, 


z Gemeindeordnung f. d. Großherzogthum Heſſen vom 30. ‚juni 1821 Art. 76 fr. 
Gemeindeordnung für die Yanddorfichaften im (Gebiete der ehemaligen freien Stadt Frank— 
fart a. M. v. 12. Nuguit 1824, Art. 62 ff. und Geſetz betr. die Cinrichtung des Ge— 
merndermeiens in der ehemaligen Yandgrafichaft Heilen-Domburg v. 9. Oftober 1849 Art. 35 ff. 

?*, Bapyer. ®. v. 22. Juli 1819. 

Betrens Schleswig-bolitein vgl. oben 5.258 Anm. 4. In Hannover wurde die Hunde— 
fener, jedoch nicht in weitem Umfange auf Grund des Min. Erl, v. 2. September > 
erhoben. Im ehem. Kurfürſtenthum Heilen wurde fie auf Grund der Gelege vom 31. TC 
tober 1833 und vom 26. ‚Juni 1840 als Staatsiteuer erhoben, durch S 16 der V. v. 28. April 
1867 jedoch als ſolche beieitigt und den Gemeinden zur Debung überlaiien. In Nafſau 
weren nach der V. v. 24. Oktober 1864 alle Gemeinden zur Erhebung der Hundeſteuer ver 
michtet. Dasſelbe galt für die ehemals landgrärlich beitiichen Gebietstheile des Amtes Hom— 
burg auf Grund der VW. v. 30. April 1823 und v. 9. Tezember 1859, und zwar war Die 
Steier bier an das Armenveriorgungsbaus zu Homburg abzuführen. In den vormals groß: 
berzoglich heſſiſchen Gebietstheilen endlich wurde die Hundeſteuer auf Grund der V. v. 19. März 
195 als Staatsfteuer erhoben, durch S$ 1u.2 der ®. v. 26. September 1867 aber als ſolche 
beieitigt und den Gemeinden zur ‚sorterhebung als Gemeindeabgabe überlaſſen. In den 
kogeriichen Gebietstheilen wurde feine, Hundeſteuer erhoben. 

Nicht weniger als 15 Gemeindegeiege mit ihren Novellen regeln 3. 3. bei uns in 
Errusen die Verfaſſung der Städte und nicht weniger als 14 die der Yandgemeinden. 


n...;. 
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in dem anderen befondere Gemeindejtenern bevorzugt; nirgend war ein Der: 
hältniß angegeben, in welchem die Gemeinden die einzelnen Stenerarten für 
ihre Zwede dienſtbar zu machen batten, fie fonnten kommunale Einfommten: 
jteuern in Form von Zujchlägen oder jelbititändig erheben, ohne gleichzeitig 
die Realſteuern beranzızieben und umgefehrt. Die meisten Gemeindeverfaſſungs— 
Geſetze, bejonders die der nenerworbenen Gebietstbeile waren in ihren Beltimm: 
ungen über das Gemeindeitenerivejen anferdem jo lückenhaft, unbeſtimmt und 
unklar, daß fie der Willfür der einzelnen Gemeinden völlig freien Spielraum 
‚liegen. Ein wirkliches Abgabeſyſtem galt daher abgejehen von den größeren 
Städten in den wenigiten Gemeinden, willkürlich und prinziplos wurden jelbit: 
jtändige Gemeindejtenern uud Zujchläge bald zu dieſer, bald zu jener Staats: 
jteuer erhoben, diejenige, welche am meilten einbrachte, wurde am jtärfiten 
berangezogen, wenig einträgliche völlig freigelalien. 

Die Reformbedürftigkeit dieſer Zuftände lag auf der Hand und es tt 
fein Wunder, daß das Kommunalabgabenweſen, um welches ſich bis dahin 
weder die Theorie noch die praftiiche Politif gefümmert hatte, um die Mlitte 
der jechziger Jabre zur „brennenden Frage” erhoben wurde. Nachdem zunächit 
Männer der Wijjenichaft, bejonders Anhänger der ſogen. Freihandelsſchule 
die allgemeine Aufmerkſamkeit auf diefes Gebiet gelenft hatten, begann man 
auch in volkswirtſchaftlichen Kongreſſen und in den parlamentariichen Ber: 
handlungen fich mit der Gemeindejteuerfrage zu bejchäftigen'), wozu die Be- 
rathungen des Austührungsgejeges zum Unterſtützungswohnſitzgeſetz, der Kreis— 
ordnung, des Geſetzes über Die Aufhebung der Dahl: und Schlachtſteuer und 
der Provinzialordnung reichlich Gelegenbeit boten ®). Der erjte praftijche Er— 
folg aller diefer Erörterungen, bei denen es ſich twerentlich um die Frage drebte, 
ob man das Kommunalabgabenweſen auf Grund des beitebenden Staatzjteuer- 
ſyſtems reformiren könne oder ob man, wie e3 zuerſt von der Freihandelsſchule 
gefordert war, dem Staate die Nealiteuern entziehen und fie den Gemeinden 
überweilen müſſe, war ein Geſetzentwurf über die Kommunalbeſteuerung, weldyer 
im Jahre 1576 von der Negierung auf Anregung des Abgeordnetenhauſes 
aufgeitellt wurde. Derielbe wurde, nachdem er zahlreichen Behörden zur Be: 
gufochtung zugegangen war, auch der Derfentlichfeit übergeben, wo er lebhafte 

Diskuſſionen hervorrief, aber weiter zu Feiner Bedentung gelangte. Nicht viel 
weiter gedieh ein zweiter Entwurf, welchen die Negierung im Jahre 1877 dem 
Yandtage zur verfallungsmäßigen Beſchlußnahme vorlegte, und welcher das 
Kommunalabgabenweſen im Anſchluſſe an das beitebende Spitem der Staats— 


jtenern fir den Umfang der ganzen Monarchie — mit Ausschluß der em 
eigentbümliches Staatsjteneriviten habenden Hobenzollernfchen Lande — et: 


heitlich vegeln wollte*). Ueber diejen Entwurf wurde von der damit beauf: 
tragten Kommiſſion ein Bericht evitattet‘), er gelangte jedoch nicht zur Beratbung 
im Zandtage. Dasjelbe Schickſal batten endlidy zwei in den Jahren 1878 ') 
und 1379°) vorgelegte Entwürfe. Diejes waren einjtweilen die legten Schritte 
der Negierung zur Reform des Kommunalabgabenweſens: man hatte inzwijchen 


') Den widhtigiten Inhalt aller dieſer Berbandlungen tbeilt Adikes in der Einleitung 
zu jeinem Hommentar des „nommumalabgabengeiches mit. 
Adikes S. 4— 
’° Drudiacen d. A. » No. 72 
*, Trudiachen d. N. > Ar 206. 
) Drudiachen No. 37 u. 100, 
 Prudiaden No. 19 er 124 
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eine Reform des ganzen direkten Staatsſteuerweſens in Ausficht genommen 
und biz zur Erledigung derielben mußte die des Kommunalſteunerweſens natur 
gemäß ausgelegt werden. Als auch Diele geplante Neforn des Staatsitener: 
ſyſtems zumächit nicht zu Stande fam, beichloß die Regierung wenigſtens die 
vorläufige Neuregelung gewiſſer, bejonders im Argen liegender Theile der 
Kommunalſteuergeſetzgebung in Angriff zu nehmen und legte im Jahre 1884 
dem Abgeorduetenhauſe einen Geſetzentwurf betr. „Ergänzung und Abänderung 
einiger Beſtimmungen über Erhebung der auf das Einfommen gelegten direkten 
Kommunalabgaben“ vor’, welcher Die Frage der Deranziehung der Forenſen 
und der juriltiichen Berfonen einheitlich regeln wollte. Diejer Entwurf wurde 
zwar im Abgeordnetenbaufe durchberaten und mannigfach abgeändert, Fam aber 
im Herrenhauſe nicht mehr zur Grledigung. Im jofgenden Jahre wurde er 
jedoch in der vom Abgeordnetenhauſe 1834 feitgejtellten Faſſung wieder ein- 
gebracht ; und nun auch wirfiich nach mehrfachen Abänderungen im Herren: 
hauſe unterm 27. Juli 1855 zum Gejeß erhoben. (G S. ©. 327.) 

Dieſes jogen. KommunalitenerzNRotbgeiet hatte eine doppelte Bedeut- 
ung, eine finanzielle und eine rechtliche. Erjtere bejtand darin, daß es Durch Aus— 
dehnung der fubjektiven Steuerpflicht auf die Kommanditgejellichaften auf Aktien 
und auf diejenigen eingetragenen Genoſſenſchaften, deren Gejchäftsfreis über den 
Kreis ihrer Mitglieder binausgebt, allen Gemeinden, und durch die ſämmtlichen 
Gemeinden der Monarchie ertbeilte Befugniß zur Beitenerung der Forenſen, der 
juristischen Perſonen und der Aktiengeiellichaften denjenigen Gemeinden, weichen 
ein ſolches Necht bisher nicht zuftand, eine Reihe neuer ergiebiger Steuer: 
quellen eröffnete. Die rechtliche Wirkung des Geſetzes war aber die, daß durch 
dasjelbe „eine Neihe der bejtritteniten Bunfte auf dem Gebiete des Gemeinde: 
abgabenwejens in eimer den Bedürfnifen der Gemeinden und den Intereſſen 
der Verwaltung entiprechenden Weite einbeitlich und gleichmäßig für den ganzen 
Umfang der Monarchie (mit alleiniger Ausnahme der Dobenzollernjchen Yande) 
geregelt, und daß für die Ausübung der Steiterberechtigung der Gemeinden 
md weiteren Kommunalverbände eine feite Grundlage gewonnen“ *) wurde. 
Bon dieſem Gefichtspunfte aus muß das Geſetz, wenngleich es jelbit wieder 
eine Unmenge neuer Kontroverien hervorgerufen bat, ja gewillermaßen bins 
fichtlich jeiner Auslegung die Crux aller Kommumaliteuerbebörden und Ber: 
mwaltungsgerichte geworden it, als der erjte Schritt zu einer einheitlichen Aus— 
bildung des preußischen Kommunalſteuerweſens bezeichnet werden 

Das Syſtem vder vielmehr die verschiedenen Syjteme der Kommunal— 
jteuergejeggebung waren jedoch durch dasjelbe noch unberührt gelafjen, nur 
in einzelnen Beziehungen führte diefes Nothgeieg, welches ſich ſelbſt 
eine nur proviforische Bedeutung beilegte, eine Ergänzung bezw. Abänderung 
des beitehenden Rechtes herbei‘). 


" Trudiahen Wo. 104, 

Druckſachen No. 13 . 

RHerrfurth u. Noell Ntommentar zu diefem Geſeß &. 13. Adikes 2. 101 Mr. 

9 Herrfurth u. Noell 3. 12 u. 13. Daſelbſt findet ſich folgende bemerfenswertbe 
Aeußerung über Die Bezeichnung , ‚Norhaeieh” und den vroviloriichen Charakter desielben: 
„Wenn dieles Geſeh in den T isfujlionen in beiden Hanfern des Yandtages als „Rommunal 
itener: Notbaeieh“ bezeichnet worden tft, fo findet Diele Benenmung ihre Nechtfertiaung, wie 
auch die Begründung zu der Regierungsvorlage von 155384 7 Trudi. No. 104) bervorbebt, 
ernestheils in dem Umſtande, dat die immer unabweislicher bervortretende Tringlichkeit der 
Neuregelung gewiſſer Theile der Kommunalſteuer-Geſezgebung eine längere Verſchiebung 
als unthunlich erſcheinen ließ, andererſeits in dem dieſem Geſetze ausdrücklich beigelegten 


— 
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Im Sabre 1886 wurde wieder ein Einzelpunft, die Heranziebung von 
Miilttärperjonen zu Kommunalauflagen geſetzlich geregelt, Verſuche, das Kom— 
munalſteuerſyſtem im Ganzen einheitlich zu reformiren, wurden jedoch vor— 
erſt nicht wieder gemacht. Dießbezügliche Geſetzentwürfe wurden im den 
nächſtfolgenden Jahren nicht eingebracht, und doch mahnten die thatſächlichen 
Verhältniſſe immer dringender zur Reform. Ueberall, beſonders aber in den 
Städten hatte ſich in Folge der willkürlichen Beſteuerungsbefugniß der Ge— 
meinden die Belastung der direkten Staatsitenern mit Gemeindezuichlägen dabin 
entwidelt, dab Die Grund, Gebäude: und Gewerbeſteuer im Verhältniß zur 
Klaſſen- und klaſſifizirten Einfommenfteuer nur jehr gering belaftet wurde, die 
Zuichläge zur legteren Dagegen bisweilen eine enorme, auf Die Dauer unerträg- 
liche Höhe erreichten. Haltbar war ein ſolches Kommunalabgabenſyſtem einft= 
weilen nur deßhalb, weil „Die mangelbaften Beranlagungsporichriften der Klaſſen— 
umd Einkommenſteuergeſetze es ermöglichten, daß durch die hohen Zuſchläge 
noch fein für den Steuerzahler abjolut unerträglicher Druck hervorgerufen wurde‘; 
fallen mußte es, ſobald mit Vervollkommnung dieſer Gejege der Einſchätzung 
zur staatlichen Berfonalftener das wirfliche Einfommen zu Grumde gelegt 
werden fonnte. Ebenſo wie bei den in Zuichlagsform erhobenen, überwogen 
auch bei den bejonderen Gemeindeitenern die auf das Einkommen gelegten Steuern 
die Nealabgaben; indirefte Gemeindeabgaben und Gebühren traten gänzlich 
zurüd, weniger allerdings durch die Schuld der Gemeinden als durch Die 
Schuld der Gefehgebung und der höchiten VBerwaltungsbehörden, welche un— 
verfennbar bejtrebt waren, das Gebührenerhebungsrecht der Gemeinden jo viel 
als möglich zu beichränfen. Regierung und Landtag waren fich darin einig, 
daß Ddiefe Art der kommunalen Beiteuerung jobald als möglich bejeitigt werden 
mußte, da fie micht nur eine ungerechte und unbillige Belaftung des reinen 
Arbeitseinfonmens und des Einfommens aus Geldfapital "daritellte, jondern 
auc Das Intereſſe der Gemeinden jelbjt gefährdete. Ungerecht und unbillig 
war fie zu nennen, weil jie dem Umpftande feine Nechnung trug, daß die Ge— 
meinde — im Gegenjage zum Staate — einen vorzugsweiſe wirthichaftlichen 
Berband darjtellt, dejien Aufwendungen vielfach und in erbeblichem Umfange 
an eriter Stelle den Grund: und Hausbefigern ſowie den Gewerbetreibenden 
zu Gute kommen und deßhalb vorzugsweile von diefen getragen werden müſſen. 
Den eigenen Intereſſen der Gemeinden jchädlich konnte die vorzugsweiſe Auf— 





proviloriichen Gbarafter, da nach den Morten der bezeichneten Motive: „im Uebrigen dieſer 
Weg nur unter dem Vorbehalte eingeſchlagen werden kann, daß in dem demnächſt zu verein— 
barenden allgemeinen Kommunalſteuergeſeße auch die jest vorab zu regelnden Punkte nach 
anderweiter, dann im Sufammenbange mit der Geſammtmaterie vorzunehmender Erwägung 
Berückſichtigung und definitive Feſtſtellung finden“. Dieſer proviſoriſche Charakter der Be— 
ftimmungen des Kommunalſteuergeſetzes— NRoihgelehes und der Vorbehalt einer anderweiten 
——— bei — eines definitiven Gemeindeabgabengeſetzes iſt ſowohl im Tert des Ge— 
ſeßzes S 1 Abi. 1 und in der Begründung auf 5. 9 bi. 4 bezüglich der tommumalen 
— — des Staatsfie stus_ ausdrüdtich bervorgeboben, als auch bet der Dis- 
kuſſion dDesielben bei einer Reihe von ‚ragen .. . betont worden. Andrerieits ift man 
unzweifelhaft aber davon ausgegangen, dab die Mehrzahl der Beltimmungen dieles Notb- 
geſetzes, insbeſondere die Vorſchriften über die Einkommensbeſteuerung der Altiengeſellſchaften 
mit Einſchluß der Privateiſenbahnen, der Kommanditgeſellſchaften auf Aktien, der Bergwerk— 
ſchaften und eingetragenen Genoſſenſchaften, ferner die Vorſchriften über die Vermeidung 
der Doppelbeſteuerung und über das Steuerdomizil der Beamten nur eine Antizipirung der 
definitiven Regelung durch ein umfaſſendes Gemeindeabgabengeſeß enthalten und bei der 
letzteren unverändert beibehalten werden ſollen, ſoweit nicht etwa durch die Erfahrungen bei 
deren praftiicher Ausführung ſich in einzelnen Punkten die Nothwendigkeit einer Abänderung 
oder Ergänzung ergeben möchte". 
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bringung des kommunalen Stenerbedarfs durch Einkommenſteuern um deßwillen 
jein, weil das Einfommen — bejonders in Gemeinden mit vorzugsweiſe gewerb— 
treibenden Steuerträgern — in jeinem Betrage vielfachen Schwankungen aus: 
gejegt ijt, für welche es innerhalb des eng begrenzten Gemeindeverbandes häufig 
an einer Ausgleichung fehlt; in größeren Gemeinden veranlaßten größere Ein: 
nahmeausfälle der industriellen Unternehmungen bäufig arge Schmälerungen 
oder gar Ausfälle in den Einkommenſteuern Dderjelben und damit eine über: 
mäßige Erhöhung der Prozentjäße der übrigen Steuerzahler, in Eleinen Ge— 
meinden Dagegen, welche nur wenige leiitungsfäbige Steuerfräfte bejigen, rief 
häufig der Ausfall der Einfommenftener eines einzigen bis dahin hochbeſteuerten 
Gemeindeangehörigen eine empfindliche Störung im ganzen kommungalen Haus: 
halte bevor. Man kam immer mehr zu der Anficht, dal ein geſundes Ab- 
gabeniyitem der Gemeinden vorzugsweile auf der Beſteuerung derjenigen Ob: 
jefte beruhen müſſe, welche mit ihnen in einer unzertrennlichen Berbindung jtehen 
und Daber die ſicherſte Fundirung des Gemeindehansbaltes bilden, daß Ge: 
meindeeinfommenjtenern nur nebenber als Ergänzung in Betracht fommen dürften 
und daß endlich in dieſem Syitem auch den Verbrauchsabgaben, bejonders aber 
dem Gebührenwejen eine größere Bedeutung und Ausdehnung als bisher ein: 
zuränmen jet. Das lette konnte leicht Durch ein paar geſetzliche Beſtimmungen 
erreicht werden, die Umwandlung der vorzugsweiſe perſönlichen direkten Kom— 
munalbeſtenerung in eine vorwiegend reale erforderte jedoch die gänzliche oder 
wentgitens theilweile Aufhebung der jtaatlichen Ertragsitenern und Die Ueber- 
weilung derſelben au die Gemeinden, nur jo fonnte dieſen eine ſtärkere Ausnutzung 
derjenigen Stenerguellen eröffnet werden, deren fie für die richtige Ansgeſtaltung 
ihres Steuerwejens in erjter Linie bedurften. Hierzu war aber ein Dreifaches 
nothwendig: dem Staate mußte, wenn er feine Ertragsitenern aufgeben jollte, 
ein gleichwerthiger Erfag gejchaffen werden, denn einen erlaßlojen Verzicht auf 
legtere geitatteten die Staatsfinanzen nicht, d.h. es mußte das beitebende 
Steuerſyſtem des Staates reformirt werden. Gleichzeitig mußte 
dafür gejorgt werden, daß die Gemeinden die ihnen überwieſenen nenen Steuer: 
quellen auch wirklich jachgemäß ausmugten, daß fie bejonders nicht etwa Die 
Ueberweifung lediglich zu Steuererleichterungen des Grumdbefiges verwandten, 
die Berjonalitenern daneben aber in ihrer bisherigen Höbe fort erhoben; diejes 
war die Aufgabe eines umfaſſenden Kommunalitenergejfeges Es mußten 
endlich in einem großen Theile der Monarchie, in den öftlichen Provinzen, auf 
dem Lande erjt ordentliche, gejelich feit geregelte Gemeindeverhältnifie geichaffen 
werden, da man den unfertigen kommunalen Gebilden der dortigen Yandgemeinden 
umd Gutsbezirke die ſtaatlichen Realſteuern nicht überweiſen konnte; dies war 
die Aufgabe einer neuen Landgemeindeordnung. Im Jahre 1890 ging 
die Regierung an die Erfüllung dieſer dreifachen Neformanfgabe. Sie legte 
dem Landtage zunächit die Gejegentwürfe iiber Einfommensteuer, Erbichafts- 
itener und Gewerbeftener jowie den Entwurf einer Yandgemeindeordnung für 
die ſechs öjtlichen Provinzen vor. Durch das Einfommenftenergejeg jollte an 
Stelle der Klaſſen- und -Elaflifizirten Einfommenjtener eine einbeitlide 
neue Einfommenjteuer treten, Die Steuerſätze derjelben zwedmäßiger geitaltet 
und durch Einführung der Deklarationspflicht jowie Durch anderweite Maß: 
regeln eine fichere und der Wirklichkeit mehr entiprechende Veranlagung des 
jteuerpflichtigen Einkommens bewirkt werden‘). Durch den Gejegentwurf über 
!; Thronrede bei Eröffnung des Yandtages vom 12. Novenber 1890. 
Annalen des Deutiben Reit, 1895, 18 
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die Gewerbeitener jollte die Beltenerung der gewerblichen Betriebe im Hinblid 
auf ihre veraltete, mit der geiverblichen und mwirtbichaftlichen Entwicklung Der 
Neuzeit überall im Wideripruch jtebende Veranlagung, ſowie befonders auch 
im Hinblid auf ihre Unbrauchbarfeit zur Kommunalbeſteuerung von Grund 
auf reformirt werden.')') Die Novelle zum Erbjchaftsitenergefeg wollte durch 
Erweiterung der Erbichaftsitener dem Wunſche nach böberer Beltenerung Des 
jundirten Einfonmens Rechnung tragen. Und durch den Entwurf der Yand: 
gemeindeordnung endlich jollte den Landgemeinden nicht nur eine feite Organi: 
jation verlieben, jondern „zugleich die Erfüllung der den Gemeinden obliegenden 
öffentlich-rechtlichen Aufgaben gefichert, die Vertheilung der Gemeindelajten an- 
gemeſſen geregelt und fir diefelben leiftungsfäbige Träger geichaffen werden —“ 9. 
Bon der gleichzeitigen Weberweilung der Grund» und Gebäudeitener an Die 
Stommumalverbände, welche man uriprünglich ins Muge gefaßt hatte, wurde 
3. 3. noch Abitand genommen, aber diejelbe blieb nach mehreren Aeußerungen 
der Regierung „Ziel und mwejentlicher Beſtandtheil“ des Reformplanes. 

Aus den erwähnten Entwürfen gingen folgende Gejege hervor: das Geſetz 
betr. Abänderung des Erbjchaftäftenergefeßes vom 19. Mai 1891 (8.5. ©. 72), 
das Gewerbeiteergejeg vom 24. Juni 1891 (G.S. S. 205), das Einfommen- 
jtenergefeg vom 24. Juni 1891 G.S. S. 175) und die Landgemeindeordnung 
für die öftlichen Provinzen vom 3. Juli 1891 (8.8. ©. 233). Ju Direkte 
Beziehung zum Kommumalabgabenwejen traten zunächſt nur Die beiden legt: 
genannten Gelege. Die Yandgemeindeordnung griff für ihren Geltungsbereich 
in einigen Beziehungen dem ſpäteren Kommunalabgabengeſetze vor und brachte 
in Anlehnung an die Kommumnalftenergefegentwürfe von 1878 und 1879 Bor: 
Ichriften über die Erhebung von Gebühren und indirekten Steuern, über Mehr: 
und Meinderbelaitung ſowie iiber die Vertheilung des Stenerbedarfs auf Real: 
und Berfonalitenern ’). Das Einfommenftenergejeß dagegen jtellte S 82 durch 
die Vorschrift, daß gewiſſe Durch die Umgeſtaltuug der Einfommenjteuer erzielte 
Mebrerträge „zur Durchführung der Bejeitigung der Grund und Gebäude: 
ſteuer als Staatsjtener, beziehungsweile der Ueberweiſung derielben an kom— 
munale Verbände verwandt“ werden jollen, als das beabfichtigte Ziel der Steuer: 
reform „ſowohl die völlige Mufhebung der Grund: und Gebäudeftener als Staats: 
jtener, als auch die Ueberweijung diefer Stenern an die Kommunalverbände“ 
beitimmt und klar Hin ®). 

Bereits die erjte Veranlagung nach dem neuen Einfommenjtenergeieg für 
1892/93 hatte das günstige Neiultat, daß auf Grund des eben erwähnten 8 82 
mehr als die Hälfte der rund 75 Millionen Mark betragenden Grund und 
Gebäudeiteuer den Kommunalverbänden überiwiejen werden konnten. Diejes, 
twie auch der Umftand, daß die mehrere Hundert Prozente betragenden Gemeinde: 
zuichläge zur Staatseinfommensteuer jegt abjolut unerträglich getworden waren, 
nachden legtere in Folge der neuen Veranlagungsvorjchriften wirklich das volle 


', Thronrede bei Cröffnung des Yandtages vom 12. November 1890, 

*) Trudiachen des A.“H. 1870 Wr. 275. Adikes S. 37, 42, 69, 71, 110. Frhr. v. 
3 de diveften Staatsitenern in Preußen in den preuß. Jahrb. 1879, NXXXII, 
©. 5149, 

) 2:8.-D. 88 10 ff. 8 12 ſchreibt die gleichzeitige Deranziehung aller direften Staats 
fteuern vor umd weiter „Die Grund: und Gebäudeſteuer, ſowie die drei oberiten Klaſſen der 
Steuer von im Betriebe jtehenden Gemwerben find jedod bei der Gemeindebeiteuerung min- 
deitens mit der Hälfte und höchſtens mit dem vollen Betrage desjenigen Prozentiages heran 
auzieben, mit welchem die Staatseinfommenitener belaftet wird.“ 

9 Adikes S. 117. 


— 
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vorhandene Einkommen traf, und von diefem drei bis vier Prozent erhob, ver: 
anlafte die Negierung den einftiweilen ausgejegten Theil des Reformwerks als- 
bald zu vollenden. Im Stantsanzeiger vom 25. April 1892 machte fie die 
Biele und den Weg der weiteren Reform eingehender und im weiterem Um— 
fange, al3 fie im Einfommenstenergeieg angegeben waren, befannt und legte 
dann auf Grund Allerhöchiter Ermächtigung vom 2. November dejielben Jahres, 
die Entwürfe eines Gejeges wegen Aufhebung direkter Staatsjteuern, eines Er: 
gänzungsiteıergejeges und eines Kommunalabgabengeſetzes nebit einer umfaſſen— 
den Denkſchrift dem Landtage zur Beſchlußfaſſung vor‘). 

Nach diefen Gejegentwürfen wollte man jich nicht mehr, womit dem $ 82 
des Einfommenjtenergejeges genügt worden wäre, darauf bejchränfen, einen dem 
jährlichen Mehrertrage der Einkommenftener entiprechenden Theilbetrag der 
Grund: und Gebäudeltener, alfo etwa die Hälfte derfelben zu erlajjen oder den 
Gemeinden oder weiteren Kommumnalverbänden zu üibermweijen, jondern die Grund-, 
Gebäude: und auch die Gewerbejteuer jollte dem Staate gänzlich entzogen und 
den Gemeinden in vollem Umfange zur Ausnützung überwiejen werden ?). Die 
Gründe hierfür waren, daß man einmal die Ertragsiteuern als ſtaatliche Steuern 
neben der nunmehr vervollfommmeten Einkommensteuer für unbaltbar, ihre Bei: 
behaltung und Ausbildung für die Kommunalbeſteuerung dagegen für noth— 
wendig erachtet. In einem aus Ertragditeuern und Ginfommenfteuern zu: 
fammengejegten Staatsſteuerſyſteme — jo beißt es im jener Denfichrift ’) — 
falle den erjteren die Aufgabe zu, das Beliteinfommen (fundirtes Einfommen) 
jeiner höheren Steuerfraft entiprechend, vorzugsweiie zur Tragung der Staats- 
laften heranzuziehen. Dieſe Aufgabe könnten fie aber mur dadurch erfüllen, 
daß fie mindeitens die das Befiteinfommen hervorbringenden Giterquellen — 
Grundkapital (Grund: und Hausbejiß), Gemerbebetrieb und Geldfapital — voll: 
ftändig, einheitlih und mit verhältnigmäßiger Gleichheit, in einem der höheren 
ſteuerlichen Leiftungsfähigfeit entiprechenden Maaße betreffen. Werde auch nur 
eine dieſer Vorausſetzungen umerfüllt gelaſſen, jo fei eine ungleiche und unbillige 
Vorbelaftung des betreffenden Befigeinfommens die nothiwendige Folge. Das 
beitehende ſtaatliche Realſteuerſyſtem entipreche diefen Anforderungen nicht; um 
ihnen zu genügen, würde nicht nur eine Kapitalrentenfteuer neu einzuführen, 
jondern auch Grund-, Gebäude: und Gewerbeiteuer jo umzugejtalten jein, daß 
eine gleichmäßige Belaftung aller Güterquellen einträte, was insbejondere bei 
der Grumdjtener die Bejeitigung der Kontingentirumg und die Ummwandlung der: 
ſelben in eine nach dem Ertrage bemeijene Duotitätsjtener erfordern würde. 
Aber ſelbſt wenn man eine mit den größten Schwierigfeiten verknüpfte Neform 
der jtaatlichen Realjteuern nach den angegebenen Richtungen hin unternehmen 
wollte, jo wiirde doch immer nur eine Berücfichtigung der verjchiedenen Steuer— 
fraft der Güterquellen, nicht eine folche der Berjon ftattfinden können, 
da die Ertragsftenern ihrer Natur nach den Abzug der Schuldenzinjen 
und die Berüdfichtigung der perjönlichen Verhältniſſe nicht zuließen, und es 
würde jomit der für die jtaatliche Beitenerung nothwendig maßgebende Grund: 
jag der Befteuerung nach der Leijtungsfähigfeit nicht zur Durchführung 
gelangen. Schon die Durchführung diefes, dem Begriff und Wefen des Staates 


') Trudi. d. A.-9. XVII. Legislaturperiode, V. Seſſion 1892/93, Bd. II Nr. 5—8, 
Berlin 1893. (Nr. 5—7 enthält die drei Gejegentwürfe in obiger Reihenfolge, Nr. 8 die 
Dentichrift.) 

N, Dentichr. S. 24, 25. 

” Dentichr. S. 9-18, 


NR 


18* 


Bam 


268 Schön: Tie geihichtliche Entwickelung 


am meilten entfprechenden Beltenerungsgrundiages müſſe dazu führen, ſämnu— 
liche Nealftenern, nicht nur die Grund: und Gebäudeitener, jondern aud Die 
Gemwerbejtener und die Bergwerfsabgaben, aus dem Staateiteneriviteme aus: 
auscheiden und die allgemein mit Necht verlangte höhere Beltenerung des fun: 
dirten Einkommens bier in anderer Were, nämlich durch Einführung einer Die 
Einfommenitener ergänzenden VBermögensitener herbeizuführen. 

War man jchon auf Grund diefer Erwägungen zur Beſeitigung des Ttaatlichen 
Ertragjteneripftems gekommen, jo führten hierzu noch mebr die Rückſichten auf 
die kommunalen Stenerbedürfniije. Hatte gerade die Belaltung der Güterquellen 
mit Staatlichen Ertragsitenern, in&befondere die Erhebung bober Grund: und 
Gebäudeftenern die Folge gehabt, daß die Gemeinden ihrerjeits von einer Be: 
ſtenerung dieſer Güterquellen in dem durch wirtbichaftliche und kommunale Rück— 
jihten gebotenen Umfange Abjtand nabmen und ibren Stenerbetrag ausschließlich 
oder doch zum größten Iheil in der, wie wir jaben, für fie ſelbſt Ichädlichen 
Weiſe, Durch Erhebung von Eimfommenftenern dedten, jo mußte die Befreiung 
diefer Güterquellen von staatlichen Stenern fie zu geeigneten Objekten Der 
Kommmmalbeitenerung machen, welche ja in Zukunft vorzugsweiſe auf Realjtenern 
beruben follte. Auch jtanden der Verwendung der beitehenden Nealiteuern als 
Kommmmalftenern nicht die Bedenfen entgegen, welche ihr Fortbeſtehen als 
Staatöjtenern unzweckmäßig erichtenen ließen. „Die ungleiche Veranlagung der 
Grundſteuer — jo heißt es in der Denfichrift — tritt innerhalb der Gemeinde 
nicht hervor. Als Staatsitener find die Grimdjtener und im Wejentlichen auch 
die Gebäudeftener nicht geeignet, den veränderten twirtbichaftlichen Verhältniſſen 
ſich anzupafjen. In der Gemeinde it es Leicht ausführbar, bei der Veran: 
lagung der Nealjteuern den Beränderungen im Den Werths- und Ertragsper: 
hältnitien zu folgen und jo diefe Steuern als lebendige Glieder des Gemeinde: 
organismus zu geſtalten. Innerhalb der Kommunalverbände kaun — im 
Gegenſatz zum Staate — die Leiſtungsfähigkeit nicht den a usſchließlichen 
Maaßſtab der Beſtenerung bilden. Er wird ergänzt werden müſſen durch den 
Grundſatz der Leiſtung und Gegenleiſtung, Neben den, die perſönliche 
Leiſtungsfähigkeit berückſichtigenden perſönlichen Steuern wird daher regelmäßig 
ein, den Aufwendungen für die realen Güterquellen entſprechender Theil des 
Steuerbedarfs durch Realſteuern aufzubringen ſein. In dem engbegrenzten 
Gemeindebezirke laſſen ſich ſowohl die beſonderen wirthſchaftlichen Vortheile, 
welche den einzelnen Güterquellen aus den Veranſtaltungen der Gemeinde er: 
wachien, als auch die derjelben im Interelle von Grund- und Hausbejig und 
Gewerbebetrieb verurfachten bejonderen Kosten mit binveichender Sicherheit 
überjehen, um auf diefen Grundlagen das Maaß der realen Beltenerung im 
Ganzen, wie für die einzelnen Güterquellen beitimmen zu können.“ 

Der gänzliche Verzicht des Staates auf die Grund, Gebäude: und Ge: 
werbeſteuer wurde alfo zum Ausgangspunkte diejes legten großen, das gefammte 
direfte Steuerweſen in Staat und Gemeinde ergreifenden Netormaftes genommen 
und aus ihm ergaben ſich von jelbit Die bereits erwähnten beiden weiteren 
Aufgaben, dem Staate als Erjatz für die aufgegebenen Steuern neue Einnahme: 
quellen zu eröffnen und das Gemeindeftenerweien auf feinen neuen Grundlagen zu 
regeln. Die Erfüllung der legtgenannten Aufgabe war der Zweck des Entwurfs 
eines Kommun alabgaben geſetzes. Deckung für die aufzugebenden Neal 
ftenern follte dem Staate aber geichaffen werden: 1. durch eine nach dem Ver’ 
mögen umgelegte Berfonaliteuer, die „Ergänzungsitener", 2. Durch die den Betra— 
von SO 000 000 Mark überiteigenden, durch S 32 des Einkommenſteuergeſetzes 
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für Die Zwecke der Steuerreform feitgelegten, jegt aber dem Staate zufallenden 
Mehrerträge der Einfommenftener, 3. durch Aufhebung des Geſetzes vom 14. 
Mai 1885 6G.S. S. 128 lex Huene), nach welchem der arößte Theil der auf 
Preußen entfallenden Erträge der landwirtbichaftlichen Zölle vom Staat an die 
Kreiſe herauszuzahlen war, und endlich 4 durch Aufhebung der den Gemeinden 
bisher für Veranlagung der Gewerbe- und Einkommenſteuer und für Erhebung 
der Grund⸗ Gebäude: und Gewerbeſteuer gezablten Gebühren.') Weber die Er: 
gänzumngsitener enthielt der Entwurf eines Ergänzungsitenergejeßes’) 
und über die zu 3 und + gedachten Einnabmegquellen der Entwurf eines Ge— 
ſetzes wegen Aufhebung direkter Staatsitenern die näheren Vor: 
Ichriften; letzterer ſprach gleichzeitig den Verzicht des Staates auf die geſammte 
Grunde, Gebäude: und Gewerbeſteuer ſowie die VBergwerfsabgabe ans?). 
Dieſe drei dem — vorgelegten Entwürfe bedingten und ergänzten 
ſich alſo derart gegenſeitig, daß, wie die Regierung ſelbſt ſagte), die Ablehnung 
eines derſelben den ganzen ein untrennbares Ganzes bildenden Nerormplan 
hinfällig gemacht haben würde. Dazu fanı c& glücklicher Weile nicht. Alle 
drei Entwürfe fanden cine verhältnißmäßig günftige Aufnabme im Yandtage 
mid konuten, wenn auch nach mannigfachen Mbänderumgen, am 14. Juli 1393 
als Geſetz vollzogen werden Geſetz wegen Aufhebung direkter Staatsſteuern 


GS. S. 119; Ergänzungsſteuergeſetz GS. ©. 134, Kommunalabgabengeſetz 
G.S. ©. 152). Alle drei Gefege treten am 1. April 1595 in Kraft, jedoch 


fonnten die zur Ausführung des Kommunalabgabengeſetzes erforderlichen Ge: 
meindebeſchlüſſe berpits feit 1. April 1594 im voraus gefaßt und die dadurd) 
bedingten Anordnungen und Entjcheidiungen der Verwaltungs: und Verwaltungs: 
gerichtsbehörden nah) Maßgabe Der Beſtimmungen dieſes Geſetzes getroffen 
werden; inſoweit ift das Kommunalabgabengeſetz thatfächlich Ichen am 1. April 
1594 in Kraft getreten. Alle drei Gejege werden im ganzen Umfange der 
Monarchie mit Ausichluß der Hohenzoller'ſchen Lande“) und der Inſel Helge: 
land gelten; auf legtere verbietet Fich Die Ausdehnung dieſer Gelege ebenjo wie 
die der Neformgelege von 1591, weil in ihnen das in den übrigen Gebiets: 
theilen der Monarchie beitebende direkte Staatsjteneriyitem, auf welchen alle 
Reformgeſetze beruhen, noch nicht eingeführt tit. ') 


Tenkſchr. 3. 29 fr. 
* In das Ergänzungsftenergeich S 49 wurde noch eine befondere NRorichrift über 
einſtweilige anderweitige Verwendung der Mehrbeträge und über die Aufhebung des 8 82 
Des Fint. Et.Geſ. quigen ommen 
Entw. SS 16 und 27, ſpäter Geſ. SS 16 und 28. 
” Denfichr. S. 25. 
K.A. G. 8 96 Abſ. 3. 
°, Allein dad elek wegen Aufhebung direkter Staatsitenern enthält eine auf Die 
Hobenzollernfchen Yande bezügliche \ Beitunmung. Es überweiſt denſelben in $ 29 Abi. 3 bis 
Bir Erlaſſe eines das direkte Staatsſteuerſyſtem dieſer Lande umgeſtaltenden Geſetzes vom 
April 1896 ab einen feiten Jahresbetrag von 62,020 ME. aus der Staatskaſſe. Tieies 
bins) mit der Aufhebung der lex Huene für den ganzen Staat zuſammen. Die über: 
wieſene Summe repräfentirt denjenigen Betrag, der bei ‚sortbeitehben der lex Huene unter 
Annahme eines nach dielem Geleh auf die Kreiſe zu vertbeilenden Gelammtbetrages von 
30 Mill. ME. auf die Hobenzollernichen Yande entfallen würde. Mot, zu S 28 des Gntm.) 
In beiden Rechtägebteten bleibt zunächſt der bisherige Rechtsʒuſtand beſtehen, d. b. in 
Helgoland der aus der Zeit der engliſchen Herrſchaft ſtammende, wie er durch $ 9 des Geſetzes v 
18. ‚vebr. 1891, betr. die Vereinigung der nel Helgoland mit der preuß. Monarchie ( (2.2.11) 
aufrecht erhalten it; in den Hobenzollernichen Yanden der auf den verichiedenen älteren Gemeinde. 
verfaſſungsgeſetzen berubende. Von letzteren enthält nur die Gemeindeordnung für Hohenzollern— 
Sigmaringen vom 6. Juni 1840 eingehende Vorſchriften über das Gemeindeabgabenweſen. 
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B. Brinzipielle Vorſchriften und leitende Gedanken 
des nenen Bommunalabanbengnefekes. 


I. Der Hauptgrundgedanfe des ganzen Kommunalabgabengejeges it, wie 
bereits angedeutet, der, daß in der Gemeinde als in einem wejentlich wirthſchaft— 
lichen Verbande die Zaftenvertheilung, joweit angängig, nach dem Prinzip von 
Leitung und Gegenleiftung zu erfolgen habe: Alle Einwohner jollen 
nach dem Maßſtabe ihrer Leiftungsfähigkeit d. h. durch Einfommenjtenern 
prinzipiell nur zu denjenigen Ausgaben der Gemeinden beitragen, welche auch 
allen mehr oder minder gleichmäßig zum Vortheile gereichen wie 3. B. die für 
das Schul: und Armenweſen, für die öffentliche Sicherbeit und ähnliche allge= 
meine Zwede gemachten. Aufwendungen dagegen, welche in erfennbarer Weile 
im Jutereſſe einzelner Eimwohner oder in dem gewiljer Einwohnergruppen 
gemacht werden, jollen nur bon diefen nach Verhältniß des ihnen zugewendeten 
Vortheils getragen werden.) Es foll ftets eine „Ausgleichung” zwiichen 
Leiſtung und Gegenleiftung ——— werden; Einwohner, welche von der 
Gemeinde mehr als andere empfangen, ſind derielben auch zu befonderen Gegen= 
leiftungen, „Ansgleichungsleiftungen“ zu verpflichten. 

Der Nealifirung diefer Gedanken dient eine Neibe gejeglicher Borjchriften, 
zunächit die ftärfere Heranziehung der Nealabgaben. Ein großer Theil der 
Ausgaben der Gemeinden fommt ausschließlich oder Doch vorwiegend den mit 
der Gemeinde untrennbar verbundenen Objekten — Grund- und Hausbefig und 
Gewerbebetrieb — zu aute, Dieler joll wejentlich durch Nealabgaben, welche 
auf den bevorzugten Güterquellen als jolchen ruben und nicht perfönliche Ver: 
hälmiſſe des jeweiligen Inhabers berüdjichtigen, gededt werden. Allein Diele 
allgemeinen Nealabgaben fünnen nur da die Ausgleichungsleiftung bilden, wo 
es ſich um Vortheile handelt, welche allen Grundbeſitzern bezw. allen Gewerb— 
treibenden in wenigſtens annähernd gleicher Weiſe zukommen; ſtehen dagegen 
Veranſtaltungen in Frage, welche nicht allen Angehörigen der eben bezeichneten 
Berjonenfategorien (Ztrapenanlagen, Markthallen, Schlachtbäufer) oder welche 
auch anderen Perſouenkreiſen jpezielle Bortheile gewähren (Bades, Desinfektions— 
anjtalten, — ——— ?c.), jo kann die erſtrebte Ausgleichung nur Durch 
ſpezielle Entgelte herbeigeführt werden. Der Entwicklung dieſer hat die neue 
Geſetzgebung nun eine ganz beſondere Bedeutung beigemeſſen und ſie in dreifacher 
Form, nämlich als Gebühren, Beiträge und ſteuerliche Mehrbelaſtungen 
zugelafien.”) Alle drei Arten dieſer jpeziellen Entgelte waren zwar Shen früher 
thatjächlich im Gebrauch, aber nur in jehr geringem Umfange, denn die Geſetz— 
gebung begünftigte fie nicht und die Gemeinden konnten fich nicht darauf ein— 
lajjen, ihre Bedürfnifje durch Einnahmen zu deden, denen hinterher von den 
Berwaltungsgerichten oft Die gefegliche Grundlage abgeiprochen wurde. 

Das Kommmmalabgabengejeß hat nunmehr bejtimmte Vorjchriften über Diefe 
jpeziellen Entgelte aufgejtellt und jo formell den Gemeinden eine geficherte Rechts— 
grundlage für die weitere Ausbildung diefer Einnahmequellen geichaffen ; materiell 
hat es unter Aufrechterhaltung der wenigen diesbezüglich bejtehenden Vorſchriften, 
die ONE der Gemeinden zur Erhebung diefer Abgaben durchweg erweitert, 


) Dentichr. S. 15. Ausführungs Anweiſung 3. N-A-G. vom 10. Mat 1894 im 
Folgenden zitirt mit: Am.) Art. 39 112. Grundzüge des KeAnG. in der amtlich 
empfohlenen Trudichrift: Tas Nommmmalabgabengeieß vom 14. Juli 1894 nebit einent 
Anbange, enthaltend die Grundzüge des Geſeßzes. Berlin 1893, 1. A. 

8-48. SS 4 6, 9, 20 Abi. 2 
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ja deuſelben in gewiſſem Umfange jogar die Pflicht auferlegt, Diele Einnahme: 
quellen zu benugen. Sind die erforderlichen Borausfegungen gegeben, fo kann 
bei einer und derſelben Beranjtaltung die Erhebung von Gebühren neben einer 
Erhebung von Beiträgen oder neben einer Mebrbelaftung erfolgen, wenn durch 
eine diefer Vorausbelaſtungen nicht eine volle Ausgleichung der den PBrlichtigen 
aus der Veranjtaltung erwachienen Vortheile bewirkt wird.'; Eine Verbindung 
von Beiträgen und Mebrbelaftungen bei derielben Beranitaltung it Dagegen 
ausgeſchloſſen.) Der Gemeinde it es überlaſſen zu wählen, ob fie bei einer 
Beranitaltung Die Ansgleichung durch Gebührenerbebung oder durch eine der 
beiden Borauzbelaftungen oder endlich durch gleichzeitige Anwendung der eriteren 
und eine der legteren berbeiführen will. Bei ihrer Entichließung wird fie be: 
ſonders darauf Rückſicht zu nehmen baben, daß der reis der Plichtigen bei 
jeder dieſer drei Ipeziellen Entgeltsarten ein anderer fein faun,”, Daß jede der: 
telben die geſuchte Deckung in anderer Weile herbeigeführt und daß endlich auch 
die formellen Vorausſetzungen für ihre Erbebung verichiedene find.‘ 

Eine Berpflichtung it für die Gemeinden, ſoweit überbaupt, nur zur Er: 
bebung von Gebühren und Beiträgen begründet; die ſteuerlichen Mehrbelaſtungen 
find ſtets nur ein Mecht der Gemeinde, durch deſſen angemeſſene Ausübung 
fie ſich der Pflicht entledigen können, Beiträge oder Gebühren zu erbeben. 

Il. Die Erhebung von Steuern Voll mir ein ſubſidiäres Hilfsmittel der 
Gemeinden ſein, ihren Bedarf zu decken. Darans folgt, daß letztere von der 
Befugniß dev Stenererbebung nur infoweit Gebrauch macen dürfen, als ihre 
jonitigen Einnahmen tnsbelondere ans dem Gemeindevermögen, aus Gebühren, 
Beiträgen nnd den vom Staate oder weiteren Kommunalverbänden überwieſenen 
Mitteln zur Dedung ihrer Ausgaben nicht ausreichen. 

Ausnabmen von diefem Grundſatze find nur zu Gunſten jolcher Steuern 
zugelallen, welche, wie Hunde- und Yuftbarfeitsitenern, Durch bejondere Rück— 
fichten namentlich polizetlicher Art, geboten find. Die Erbebung von Steuern 
ſoll fich aber auch wur auf den motbwendigen Bedarf beicehränfen, daher 
würde eine Steuererhebung zu überflüſſigen, nicht Durch kommunale Bedürfniſſe 
gebotenen Ausgaben wie auch zur Anſammlung vom Öemeindevermögen un— 
zuläſſig jein, wohl aber fünnte fie zur altmäblichen Bildung ſolcher Fonds 
erfolgen, welche zur Dedung gewiſſer Bedürfniſſe der laufenden Verwaltung 
(Schulbaus, Brlafterungsfoiten ze ) beitimmt jind’ 

III. Unter den einzelnen Stenerarten werden Die indirecten Steuern in 
gewilier Beziehung den direkten vorgezogen; Teßtere Sollen nach 3 2 Ab). 2 des 
Geſetzes mr zur Dedung des Bedarfs erboben werden, welcher nach Abzug 
des Aufkommens der indirecten Stenern von dem geſammten Stenerbedarfe 
verbfeibt. Durch Diefe Vorſchrift zwingt das Gejeg Die Gemeinden zwar nicht, 
zunächſt indirecte Stenern zur dung des Gemeindebedarfs zu erheben — ja 
es unterſagt an anderer Stelle den Aufſichtsbehörden direkt einen Zwang auf 
Einführung iudirekter Stenern®) jeine Abficht gebt vielmehr dabin, bebufs 


RU. 8 


’ 


Ss 4 Abi. 2.3 9 Mbf. 2. Anw. Art. 7 Wr 3. 
2 RA. 8 20 Abſ. 2. Am. a. O 
»Hierüber ſehr ‚Eingebend Adikes 
Adikes S. 271 ff. 
K. A.G. 82 Anw. Art. 2 Nr. 1.8. 4. Grundz. IA. Mor S. 42.9.9 Komm. 
Ber. S. 4 
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Tie Cinfibrung neuer und Die Erhöhung —— indirekter Steuern darf nicht 
angeordnet werden.“ KEN. 78 Abt. 3 dazı U. H. Sten-Ber. S. 1654— 1655 
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Vermeidung eines übermäßigen Drudes der direkten Kommunalſteuern Die Ge: 
meinden a Die Notwendigkeit einer stärkeren Heranziehung der indirekten 
Steuern d. bejonders einer angemeſſenen Ausbildung der Berbrauchsabgaben 
len "uch Hundeitenern und Ynjtbarkeitsabgaben fünnen die Gemeinden 
ihren individuellen Verhältniſſen entiprechend entwideln; alle diesbezüglichen 
älteren bejchränfenden Vorſchriften find aufgehoben.') 

IV. Unter den direkten Steuern werden wiederum die Perlonalabgaben 
und die Nealabgaben nach ganz verschiedenen Geſichtspunkten behandelt. 

1) Ausgehend von dem der ganzen neuen Steuerreform zu Grunde ftegenden 
Gedanken, daß die Nealitenern Durch die Gemeinde gerade deshalb viel zweck— 
mäßiger nnd gerechter ansgemugt werden können als durch den Staat, „weil 
die Gemeinde viel beſſer als diefer durch häufige Revifionen genanere Kenntniß 
der Verhältniſſe 2c. Den jeweilig wirklichen Ertrag der in ihrem kleineren Be: 
zirfe befindlichen Gütergnellen zu ermitteln vermag,’) begünſtigt das Geſetz Die 
Einführung befonderer kommunaler Wealfteuern. Die den Ge— 
meinden überwieſenen Ttaatlichen Grund, Gebände: und Gewerbeſtenern ent: 
jprechen in ihrer gegenwärtigen Geftalt in vielen Beziehungen nicht den an 
zweckmäßig eingerichtete Fonmtmmale Nealftenern zu stellenden Anforderungen, 
und die Erhebung von Zuſchlägen zu jenen ſoll daher nach den Intentionen 
des Geſetzgebers auch nur ein Proviſor re bilden, bis die Gemeinden fich 
jelbjtändige Nealabgaben geichaften haben.’) Die Ausbildung diefer ift ſomit 


N Anm. Art 2 Nr. 5 Grund. TA. Motive 3. 391 f. 40 ımd 42. A. 9. Kommiſ 
ſions Bericht S. 4. Inter den Verbrauchsabgaben welche das Geſetz bier mehr berückſichtigt 
willen will, bat es „im weſentlichen nur die Getränfeitenern” im Auge, da im Gegen⸗ 
ſatze zu dem Älteren Entwurfe v. 1879/80 5 7 weder unene Schlachtitenern noch neue Steuern 
auf unentbehrliche Lebens- und Unterhältsmittel eingeführt werden dürfen i8 14 Des Gel.) 
(Fine ſtärkere Entwickelung tommunaler Getränkeſteuer wurde aber von beiden Kammern 
dringend gewünſcht und fie erfuchten daber Die Staatsregierung, beim Neid; aceianete Schritte 
zu thun, um den Gemeinden eine weitere Ausbildung Dieler indirekten Steuer zu ermöglichen 
Heben den Getränkeſtenern fünnen als indirekte Steuern befonders noch eingeführt werden 
Yurusitenern aller Art und die in den Yandtagsverbandlungen nur kurz berührten 
Abgaben vom Umſaß von Grunditüden Währſchaftsſteuern Grundz. III Wr. 5 
Adifes 2.172. Tieie Abgabe iſt einpfeblenswertb und fonımt recht eigentlich den Gemeinden 
zu, „als ja die Merthiteigerung der Immobilien vorzugs weile durch ibre Leiſtungen befördert ut“ 
Roſcher Jin. W. 5. 746 auch Wegner in. W. II SS 227 ff. 238. 

" Wergl. auch Roſcher 2. 745. 

Wenngleich die Beſteuerung des Hrumdbeiiges und Shewerbebetriebes den Kommunal: 
verbänden vorzugsweiſe die Mittel zur Befriedigung ihres Bedarfs an direften Steuern 
bieten muß, ſo iſt Doch nicht zu vertenmen, daß die beitebenden Formen der Ttaatlichen 
Grund- Gebander und Gewerbeſtener ſich für die Verwendung als Kommunalſteuern keines 
wegs überall eignen. Ter Staat bedarf einheitlicher Formen für das ganze Geltungsgebiet 
der Steuerverfaſſung. Er vermag nicht den mannigfachen Werichiedenbeiten Rechnung au 
tragen, welche binfichtlich des Grundbeſitzes und Gewerbebetriebes in den einzelnen Landes 
theilen beſtehen. Ber der Ausgeſtaltung ſeines Ertragsſteuerſyſtems konnte es ſich deshalb 
nur um tolche Steuerformen bandeln, mittelſt deren ſich eine annähernd gerechte Steuer 
vertheilung für das geſammte Staatsgebiet erzielen lieh. Gewiſſe Ungleichbeiten der Be— 
ſteuerung zwiſchen einzelnen größeren Yandestbeilen, zwiſchen Städten und ländlichen Bezirken, 
und zwilchen einzelnen Klaſſen von Steuerpflichtigen konnten bierbei nicht völlig vermieden 
werden. . . . Schon aus den voritebenden Andentungen ergeben ſich die GGründe, welche Die 
dauernde und unveränderte Beibehaltung der beitehenden Formen der ttaatlichen Grivags 
beitenerumg für die Zwecke der fommmmalen Beltenerung weniger empteblenswerth ericheinen 
laſſen. Es iſt deshalb Werth darauf zu legen, daß die Kommunen die ftaatlichen ‚Formen 
der Ertragsſteuern . . . je nach ihren Bedürfniſſen und den lofalen Verhältniſſen durch beiier 
geeignete Formen erſeßen““ Mot. zu SS 3, 4 des Geiekentwurts wegen Aufhebung direkter 
Staatsitenern. 
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ine der wichtigiten, gleichzeitig aber auch eine der ſchwierigſten Aufgaben,') 
welhe das Nommmmalabgabengeieß der gemeindlichen Selbjtverwaltung geſtellt 
bat, und Die endgiltige Löſung derjelben dürfte daher in ziemlich weite Ferne 
gerüdt fein. Diejes um jo mehr, ald man darauf verzichtet hat, irgend welche 
Handhaben zu Schaffen, mitteljt deren die Gemeinden zum Vorgehen auf diefem 
Sebiete angebalten werden fünnten. Mean ging mit Necht davon aus, daß ein 
deruh, im Geſetze jelbjt nene kommunale Steuerformen zwangsweiſe vor: 
whreiben, ſchon Deshalb verfehlt fei, weil hierdurch niemals den außerordent: 
Iiben Berichiedenheiten der fommunalen Berbältnifie Rechnung getragen werden 
fennte, daß die Entwidelung befonderer Nealitenern ſich aber gerade der Eigen: 
st jeder Gemeinde entiprechend, und daher „von ımten herauf, aus den Ge: 
meinden ſelbſt heraus,“ vollgieben müſſe, und man beſchränkte ſich daher darauf, 
den Gemeinden im Geſetze nur einige wenige bindende Direktiven zu gebeu,“) 
rer Entſchließung im übrigen aber völlig freien Spielraum zu laſſen. Die 
aatlichen Aurfichtsbebörden fünnen anregend und fürdernd, insbefondere durch 
Aufſtellung und Beröffentlihung von Muſtern zu Nealitenerordnungen, auf 
" Gemeinden einwirken, fie können Mißbräuchen und Fehlgriffen Derjelben 
otgegentreten, Darin erjchöpft Sich aber auch ihre Mitwirkung bei der Aus- 
dung der örtlichen Realjteuerigiteme. 

Diefe Umstände, daß man durch das Geſetz nicht ſogleich neue Steuer: 
ermen einführen wollte, die Ausbildung derjelben durch Die Gemeinden aber 
me geraume Zeit in Anſpruch nehmen muß, waren die Beranlallung dafür, 
N der Staat es übernommen hat, die Veranlagung und Verwaltung der 
Sumd:, Gebäude: und Gewerbeitener unter grumdjäglicher Aufrechterhaltung 
xt dieferbalb beitebenden gefeglichen Einrichtungen und Vorſchriften für Die 
give der kommunalen Beitenerung fortzuführen. 3) „Die Gemeinden werden 
sterdarh im Die Lage geſetzt, die veranlagten Steuern durch Beſtimmung von 
Frogentfägen in demjenigen Umfange weiter zu erheben, welcher durch ihren 
— unter Anwendung der Vorſchriften des Kommunalabgabengeſetzes 

dingt wird. Der Einführung beſonderer kommunaler Realſtenern wird in 
Weiſe vorgegriffen. Die Fortführung der ſtaatlichen Veranlagung ſetzt 
die Öemeinden in den Stand, die Frage der Einführung beſonderer Realſteuern 
'rgraltig zu prüfen und die hierauf gerichteten Pläne ausreifen zu laſſen.““) 

2: Während das Geſetz jo die Ausbildung befonderer Nealitenern begünstigt 
ind geradezu fordert, tritt es der Erhebung befonderer Öemeindeeinfommten: 


jur Auswahl und Ausbildung pallender, gerecht und aleichmäßig wirkender be 
derer Nealitenerformen, „bedarf es eines tieferen Eindringens in die Einzelheiten des 
— halts, in die (Figentbümlichteiten der zu eröffuenden Steuerauellen und in die 
‚aien Verhältniſſe des Grundbeitges und Gewerbebetriebes, wobei die fteuerliche Yeritungs- 
Digken nach weiteren Geſichtspunkten — der wirthichaftlidien Lage des Grundbeiikes, der 
Knfurrenzräbigteit Der (Gemerbebetriebe im Inlande und im Verkehr mit dem Auslande u. 1. w. 
- u berüdlichtigen bleibt. Es bedarf ferner einer objektiven und umpartetiichen Wahr: 
“ung und Ausgleichung der Intereſſen der Stenerpflichtigen, endlich, und nicht zum 
“2etten, eier jorgfältigen und umfichtigen Dandbabung der getroffenen Steuereinrichtungen 
m = enjelnen. Aus dieſen Schwierigfeiten erklärt es ſich, daß die Gemeinden, ungeachtet der 
n ibon nach den beitebenden Gemeindeverfaſſungen eröffneten Möglichkeit zur Einführung 
done Realiteuern, hiervon nur in ſehr beichränktem Umfange Gebrauch gemacht bat.“ 
ta. 
Mi: A G. 88 25, 29. 
6. w. Aufbeb. dir. Staatsit. 53 Abgeändert find zunächit nur die Norichriften des 
Won 24. Juni 1891 über die Betriebsitener. G.w. Aufheb. dir. Staatsit. 88 12, 18. 
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ftenern Hindernd entgegen. Gemeindeiteuern vom Einkommen dürfen mur im 
engſten er sie an die Staateinfommenftener und in der Negel nur in Form 
von Zufchlägen erhoben werden. Bejondere Gemeindeeinfommenjtenern ſollen 
nur aus bejonderen Gründen geitattet werden, aber auch für jie bleiben Die 
bei der Veranlagung der Staatseinfommenftener erfolgte Feititellung des Ein: 
fommen® und die Stufen des Stenertarif3 der Staatseinfommenftener mat: 
gebend.') Die zweite ftaatliche Perſonalſteuer, die Ergänzungsitener, darf über: 
haupt nicht für die Kommunalbeſteuerung benüßt werden. Zujchläge zu der: 
jelben find unzuläfltg. °) 

V. In Anfnüpfung an die Vorschriften der LYandgemeindeordnung für Die 
öftlichen Provinzen hat das Kommunalabgabengeſetz den Gemeinden bindende 
Vorichriften über die Vertheilung des durch direfte Gemeindeitenern aufzu— 
bringenden Bedarfs auf die verichiedenen Steuerarten gegeben. 

Der zur Bertbeilung gelangende Bedarf ſelbſt it dadurch zu ermitteln, 
daß von dem Gelammtbetrage des gemeindlichen Finanzbedarfs das Aufkommen 
an Gebühren, Beiträgen und anderen nicht ftenerlichen Einnahmen, das Auf: 
fommen an indireften Steuern ımd endlich auch das Aufkommen einer etwa 
beftebenden Bauplaßfteuer und einer in die Gemeindekaſſe fließenden Betriebe: 
jtener ’) in Abzug gebracht wird. Nur der biernach übrig bleibende Reit des 


N. 83 86, 37, 

K. A.G. 8 36: „weil der Gemeinde zur Teckung des Stenerbedarfs Realiteuern bereit 
aeitellt find und die von den letjteren aetroffenen Tbjette ige noch einmal nach Den ak 
itabe d des Nettoertrages — beſteuert werden können,“ Mot. zu S 30 d. Eutw. 3. NN >09. Abſ.? 

Die Ba uplaßzſteuer iſt eine eigenthümliche Realiteuer, auf deren Ausbildung das 
HN. die Gemeinde rin 827 beſonders hinweiſt. Sie ſoll darin beſtehen, daß Liegenſchaften, 
welche durch Feſtſeung von Baufluchtlinien in ihrem Werthe erhöht worden ſind, ſog. „Bau 
plähe“ nach Maßgabe der Wertherhöhnng, die ſie durch Diele Feſtſeßzung erfahren haben, au einer 
höheren Stener als Die übrigen Viegenichaften herangezogen werden, und ſie „rechtfertigt ſich 
durch die Erwägung, daß ſolche Srunditüde regelmäßig obme Juthun Des Weiters und in 
Folge der Veranſtaltungen der Gemeinden eine beträchtliche Werthiteigerung erfahren“ Mot 
zu 8 22 des Eutwurfsn Ueber die Form dieſer Steuer enthält des K⸗AcGe feine Vor: 
ichriften. Dieſelbe ericheint jedenfalls, wie ſie auch im Einzelnen geſtaältet ſein mag, ſtets 
als eine zweite Grundſteuer, weldye von Dielen ſog. Bauplähen neuen der auf ihnen wie 
auf allen Grundſtücken in der Gemeinde laftenden Grundſteuer zu entrichten it, ſie iſt nicht 
eine befondere Grundſtener in dem Sinne, daß durch ihre Einführung die Gemeinde— 
beſteuerung in Prozenten der vom Ztaate veranlanten EGrundſtener befeitigt werden fan, 
und es würde umnzuläöſſig fein, in einer Gemeinde als einzige Nealitener vom Grundbeitk 
Die Bauplaßitener zu erheben, die nicht als Baupläge anzufebenden | Liegenſchaften dagegen 
von einer hei alfteuer freizulaiten. — Tenfelben Charakter bat Die Betrie bafte 1er, welche 
bisher gemäß den VBorichrirten Des Gewerbeſteuergeſeßes vom 24. Juni 1891 SS 59 neben 
und unabhängig von der ordentlichen Gewerbeſtener für den Betrieb Der Kaitwirtbichait, der 
Schankwirthſchaft. ſowie des Kleinhandels mit Branntwein und Spiritus, für den Staat er 
hoben wurde. Tielelbe it zwar nach S 13 des Geſ. weg. Aufheb. dir. Staatsitenern eine 
Kreisſteuer geworden, welche vorn den Gemeinden in der durch das Gewerbeſteuergeſeß normirten 
Höhe weiter zu erbeben und an die Kreiſe abzuſühren it; es ftcht den Gemeinden jedod) 
frei, Zuſchläge zu derielben oder auch beiondere Betriebäftenern zu erheben. 

Die Baıuplagitener wie die Betriebsitenter nehmen eine gleichartig eigenthümliche 
Stellung im Stenerinften der Gemeinden em, welche fich Daraus erflärt, daß beide Steuern 
nicht ana rein finanziellen, ſondern aus anderen Geſichtspunkten, ſozialpolitiſchen und ethtichen 
beiw. polizeilichen. bervorgeben. Für beide Steuern beſtehen feine Beſchränkungen hänſichtlich 
der Höhe, ſie können ſtärker als die anderen Realſteuern, aber ſie können auch geringer als 
dieſe herangezogen, oder überhaupt unbenutzt gelaſſen werden. Bei der Feſtſtellung des Ver— 
hältniſſes der Realſteuern kommen fie als Steuern vom Grundbeſih, bezw. vom Gewerbe 
betrieb, nicht im Anrechnung, ſie zählen überhaupt nicht zu Den direkten Steuern, welche bei 
der „Vertheilung des Steuerbedarfs“ in Betracht kommen und ſind daher vornweg vom 
Geſammtfinanzbedarf abzuziehen. S 58 MI. Anw. Art. 3911 Abt 
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Finanzbedarfs ift auf die direkten Steuern zu vertheilen, und zwar zunädjit 
auf die Geſammtheit der Nealftenern einerjeits und auf die Einfonmenitener 
andererjeitö; des weiteren hat dam eine Untervertbeilung des auf die Geſammt— 
beit der Nealftenern entfallenden Betrages auf die einzelnen Arten der letteren 
zu erfolgen. Bei der Feſtſetzung des Verhältnifies, in welchen die Vertheilung 
bezw. die Untervertheilung zu erfolgen hat, gebt das Geſetz davon aus, daß 
Die Steuern in Form von Zufchlägen zu den vom Staate veranlagten Real: 
ſteuern und der Staatseinkommenſteuer erhoben werden und beſtimmt die Prozent: 
jäge, mit welchen die einzelnen Stenerarten heranzuziehen find. Kommen in 
einer Gemeinde bejondere Gemeindeftenern zur Hebung, jo iſt das Auffommen 
derielben je nach ihrer Einrichtung und Beſchaffenheit auf denjenigen Theil des 
Stenerbedarfes zu verrechnen, welcher durch Prozente der entiprechenden vom 
Stante veranlagten Steuer aufzubringen iſt. Es find daher beiondere Steuern 
vom Grundbefig auf den durch Prozente der Grund: und Gebäudeſtener, be- 
jondere Steuern von Gewerbebetriebe anf den durch Prozente der Gewerbe: 
ſteuer und endlich beiondere Einfommenjtenern auf den durch Berionaliteuern 
zu dedenden Theil des Bedarfs anzurechnen; den Einkommenſteuern ſtehen gleich 
die dieſelben nach $ 23 des Geſetzes erichenden Aufwandsſteuern, nur Mieths— 
itenern von gewerblich bemusten Räumen follen auf die Gewerbeſteuner ver: 
rechnet werden. 

sn einzelnen bejtimmt das Geſetz über die Vertheilnug des Stenerbedarfes 
Folgendes: 

1) In Uebereinſtimmung mit der Laudgemeindeordnung läßt es die Er— 
hebung von Zuſchlägen zur Staatseinkommenſtener in der Regel nur bei gleich— 
zeitiger Heranziehung der vom Staate veranlagten Realſteuern zu, in Abweichung 
von derſelben geſtattet es dagegen, daß zur Deckung des Gemeindebedarfs die 
Realſtenern ausſchließlich herangezogen werden und begünſtigt überhaupt eine 
verhältnißmäßig ſtärkere Belaſtung der letzteren, als ſie bisher vorgeſchrieben 
war: die Realſteuern ſind in der Regel mindeſtens zu dem gleichen Prozentſatz, 
können aber, jo lange die zu ihnen erhobenen Zuſchläge wicht 200 Prozent 
erreichen, bis zu einem um Die Hälfte böberen Prozentſatze als die Staats— 
einfommenftener zur Nommmmalitener herangezogen werden. Die Staatsein- 
fonmenftener kann Dagegen mit einem geringeren Brozentfage als die Neal: 
jtenern herangezogen oder auch von Zuſchlägen gang freigelaffen werden, jo 
lange nicht mebr als 100 Prozent der legteren erhoben werden. Die Möglich- 
feit einer ſtärkeren Heranziehung der Ttaatlichen Einkommenſteuer gegenüber den 
Healitenern it erit gegeben, jobald mehr als 150 Prozent der legteren erbeben 
merden, dann fünnen nämlich für jedes weiter erforderliche Prozent der ftaatlich 
veranlagten Nealftenern 2 Prozent der Staatseinfommenitener erhoben werden. 
Eine Notbwendigfeit zur jtärferen Heranziehung dev Berfonalitenern beſteht 
endlich, ſobald 200 Brozent der Nealftenern erhoben werden, da mehr Pro: 
zente Der letzteren in der Negel nicht erboben werden dürfen. ') 

Innerhalb dieſer durch das Geſetz arzogenen Grenzen können die Ge: 
meinden über die Bertbeilung des Steuerbedarfs, obne an die Beobachtung 
gewiſſer Gruudſätze gebunden zu fein, rei beſchließen:“) einer Genehmigung 

MA 554 Anw. Are. 39 III. WMot. 2. 62, 63 

Dieſes nimmt wohl auch Noell an, Kommentar x N... Gi, Berlin 1894, S 155 
Anm. 6. Anders dagegen die Grundz. B. ©. 4 leßter Abi, welche auch innerhalb Dieter 
Schranken die freie Intichließung der (Hemeinden an gewiste Grundlage gebunden wiſſen 
wollen, und wohl auch die Ani. Art 39112: „Tie Bewegung innerhalb dieſes Svielraumes 
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bedürfen fie nur, ſofern fie die Staatseinfommenftener mit Zujchlägen um mehr 
als 100 Prozent belajten wollen. 

Abweichungen von den allgemeinen Bertheilungsregeln, zu welchen aud) 
die Erbebung von Nealitenern über 200 Prozent gerechnet werden muB, ſind 
nur aus beionderen Gründen zuzulaſſen und bedirfen ſtets der Genehmigung. 
Ber Ertbeilung dieſer iſt — ſowohl wenn es fich um Zujchläge über 100 Prozent, 
als auch, wenn es fich um Abweichungen handelt, — davon auszugehen, daß 
das Prinzip von Leiſtung und Gegenleiftung jo weit al® möglich verwirklicht 
werden joll; fie iſt Daber gerechtfertigt, wenn dieſes Prinzip durch Amvendung 
der gewöhnlichen VBertbeilungsregeln nicht erreicht werden kann, wenn alſo 
3. B. die Aufwendungen der Gemeinde, welche in überwiegenden Maße dem 
Grundbeſitze und dem Gewerbebetriebe zum Vortheile gereichen, auch nicht an— 
nähernd durch MNealitenern gededt werden können, oder wenn umgekehrt zur 
Decknug der im allgemeinen Intereſſe gemachten Aufwendungen eine jtärfere 
Heranziehung der Einfommenjtener als gewöhnlich erforderlich ift. Jedoch werden 
auch andere Umjtände: eine jtarfe Verfchuldung des Grundbefiges, ungünſtige 
Geichäftsverbältniiie der Gewerbetreibenden 2c. eine ausnahmsweile Schonung 
der Nealftenern rechtfertigen. ') 

2) Die Untervertbeilung der auf die Geſammtheit der Nealftenern ent— 
Tallenden Bedarfsjumme auf die einzelnen Arten der vom Staate veranlagten 
Nealitenern bat in der Negel in der Weile zu erfolgen, daß Grund:, Gebäude— 
und Gewerbeſteuern mit gleichem Prozentſatze herangezogen werden; jede ungleich- 
mäßige Heranziehung bedarf der Genehmigung. Jedoch auch bier joll dem 
Prinzip von Yeiftung und Gegenleiltung möglichjt Nechnung getragen werden: 
genießen Grunds(Haus-)Befiger oder Gewerbetreibende von Veranſtaltungen 
der Gemeinde bejondere Vortbeile oder vernriachen fie der Gemeinde be= 
jondere Kojten, jo ift, Joferne die Ausgleihung nicht durch Gebühren, Bei: 
träge oder jtenerliche Mehrbelaftungen erfolgt, der Durch die Nealjtenern aufs 
zubringende Bedarf auf die einzelnen Stenerarten, Grunde, Gebäude: und 
Gewerbeſtener anderweitig, den bejonderen Vortheilen bezw. Koſten entiprechend, 
unterzuvertbeilen, dabei Dürfen aber Grund: und Gebäudejtener höchitens Doppelt 
Jo jtarf berangezogen werden wie die Gewerbeitener und umgekehrt; Ansnahmen 
bievon find nur aus bejonderen Gründen und nur mit minifterieller Genehmigung 
zuläjlig. Diefe Grundfäge, nach welchen ich die Untervertbeilung des Ge— 
jammtiteuerbedarts auf Die Grund: und Gebäudeltener einerjeit3 und die Ges 
werbejtener anderſeits vegelt, finden finnentiprechende Anwendung bei der Heran— 
ziehung der Grundſteuer in ibrem Berbältniß zur Gebäudejtener. °) 

3) In formeller Beziehung beſtimmt das Gejeß im Intereſſe der Sicherung 
einer geordneten Finanzverwaltung wiederum im Anschluß an die Vorjchriften 
der neuen LYandgemeindeordnung, Daß die Gemeinden über die Stenervertbeilung 
vor Begiun oder ſpäteſtens bis zum Ablauf der drei erſten Monate des Steuer— 


darf aber teine willlürliche jein“. .. „im Allgemeinen iind folgende leitende Gefichtspunfte 
feſtzuhalten . . .“ Das Geſetz ſtellt aber weitere Grundſätze oder leitende Geſichtspunkte nur 
für die beiden Fälle auf, in welchen die Gemeinden zur Steuervertheilung beſonderer Ge— 
nehmigung bedürfen, alſo bei Erhebung von Zuſchlägen über 100 Prozent und bei lleber- 
ſchreitung der gezogenen Grenzen. S 55. Anders der Regierungsentontf, bier feblte im 
S 46 (jeßt S 55) der Eingang „in beiden Fällen” bei Abi. 2, und es waren daher die bier 
angegebenen Grundſätze für die Gemeinden auch bei der Steuervertbeilung innerhalb des 
ihnen nach S 45 jeßt S 54) gelaſſenen Zpielraums bindend. 

RN 8 55. Anw. Art. 39 IL, 3, Grund. B. e. 5. 

) R. A.G. S 56, Anw. Art. 39 TIL. 
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jahres zu beichliegen baben. ’) Kommt innerhalb dieſer Zeit ein gültiger dies- 
bezüglicher Gemeindebeichluß nicht zu Stande, jo werden Die Nealitenern ipso 
jure mit einem am die Hälfte höheren Prozentfage als die Einkommenſteuer, 
unter einander aber mit gleichen PBrozentiägen bevangezogen; die ftärfere 
Heranziehung der Nealitenern gegenüber den Berjonaliteuern 
ſieht das Geſetz eventuell alio als das Reguläre an. Eine 
andere Bertheilung des Bedarfs auf die Mealitenern und die Einfommenftener 
findet mangel& rechtzeitig vorgenommener Beſchlußfaſſung der Gemeinde mır 
auf bejondere Anordnung der Anfſichtsbehörde ſtatt, letztere darf fich aber nur 
auf Die Feſtſtellung des Verhältniſſes beſchränken, nach welchen die Realſteuern 
im Ganzen einerjeits und die Einkommenſtener andererjeits unter Anwendung 
der zu 1; erörterten Grundſätze beranzurzieben tt, eine ungleichmäßige Unter: 
vertbeilung auf die einzelnen Mealitenern nach den zu 2) mitgetbeilten Vor: 
fchriften kann die Auffichtsbebörde nicht anordnen, dieſe kann nur durch einen 
rechtzeitig gefaßten Gemeindebeichluß berbeigeführt werden. 

Der hiernach zur Anwendung gelangende, d h. ſowohl der von der Ge: 
meinde beichloijene, der eveninell Ipso jure eintretende, wie auch der von der 
Aufſichtsbehörde oktroyirte Vertheiluugsmaßſtab bebalten jo fange Geltung, 
als nicht bis zum Ablaufe der eriten drei Monate des jedesmaligen Rechnungs— 
jahres ein gültiger Gemeindebeichluß über Die Vertbeilung des Steuerbedaris 
zu Stande gefommen tft. °) 

VI. Eine weitere Entlaftung der Einkommenſtener war endlich urfprünglich 
durh die Einführung von Aufwandſteuern beabjichtigt. Nach dem Entwurf 
zum Kommunalabgabengeſetz jollte die Einfommenjteuer ganz oder zum Theil 
durch Mufmwanditeuern, befonders Mietbs: und Wohnungsſteuern, evjegt werden 
können. °) In das Geſetz jelbit iſt Diefe Borichrift jedoch in erheblich ver: 
änderter Form übergegangen. Nur zum Theil dürfen Einfommenjtenern 
dur Aufwanditenern erjegt, Mietbs: und Wohnungsſteuern aber überhaupt 
nicht nen eingeführt werden. Damit iſt die uriprüngliche Abſicht des Geſetz— 
gebers, den Mieths- und Wohnungsitenern im Gemeindehaushalt eine Be- 
deutung einzuräumen, geradezu illuforiich gemacht, und es it fraglich, ob den 
Beltimmungen des 8 23 Abſ. 2 und 3 überhaupt eine pojitive Bedeutung 
für die Praxis beigelegt werden fan. Zu den Aufwandjtenern werden all: 
gemein die Wohnungs: und Mierhsiteuern, die Luxusſteuern im engeren Sinne, 
die Yuftbarfeitsabgaben und die auf den Verbrauch von Nahrungs: und Genuß: 
mitteln 2c. gelegten VBerbrauchsitenern gerechnet. *) Eine weitere Ausbildung der 
Wohnungs- und Miethsſteuern iit nach S 23 Abi. 3 a. a. D. geradezu aus: 
geichloifen, die übrigen erwähnten Abgabearten fallen aber überhaupt nicht 
unter $ 23. Das Kommunalabgabengeieg ſieht diejelben als indirekte Steuern 
an,“ $ 23 handelt dagegen, wie ſich ſchon aus jeiner Stellung ergibt, mr 


® RX. G. Anm. Art. 40, Grunde. B. 0. 

!, Die Beſchlußfaſſung der Gemeinden über Steuervertheilung eritredt ſich naturgemäß 
auf die für die betr. Gemeinde nach 8 95 K. AuG. maßgebende Rechnungsperiode, alſo auf 
1-3 Jahre, es fann aber die Stenervertheilung auch aleich für mebrere Rechnungsperioden 
oder auf unbeitimmte Zeit bis sr erfolgenden Abanderung beichlofien werden, jedoch wird 
dann Norausiegung fein, dab wie für die Stenervertbeilung maßgebenden Momente feinen 
allzugroßen Schwanfungen unterliegen. 

*) Entw. $ 18, Mot. 5. 50. 

s Wagner, Fin. W. II S. 285. Roſcher, Fin. W. S. 433 ff. Schoenberg, 
Hdbch. d. pol. Det. III S. 340 ff. und 726 ff. 

’, Die — — — Luſtbarkeits- und Hausſtenern werden im Geſ. SS 14, 15 
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von direften Abaaben, alſo auch nur von direkten Aufwandsjteuern, er bat, 
wie j. 3. vom Regierungsvertreter in der Kommiſſion des Herrenhaufes aus- 
drüclich erflärt wurde, wur Abgaben im Auge, bei denen „die Abjicht beitebt, 
das Einfommen zu treffen, bei denen aber dieſe Abjicht nicht unmittelbar. . -, 
jondern mittelbar“ erreicht wird; mur Steuern, die im Ende wirflih das 
Einfommen des BZahlenden treffen, alfo direkte, find im Stande, Die 
Einkommenſtener zu eriegen. Welche fonfreten direkten Steuern nad 
Ausicheidung der Wohnungs: und Miethsitener dieſen Anforderungen mach 
Anficht des Geſetzgebers entiprechen, iſt weder im Geſetze jelbjt angedeutet, 
noch ergibt es fich aus den VBorberathungen desjelben, der Abi. 2 des S 23 
wird daher vermuthlich ein Monolog des Gejeßgebers ohne jede prattifche 
Bedeutung bleiben. 

VI. Im Anschluß an das geltende Necht hat das neue Geſetz Die 
fommunale Beitenerung der Militärperjonen und Beamten geregelt: Die der 
erjteren ift gänzlich unverändert geblieben, fie richtet jich in der ganzen Mon: 
archie nach der Verordnung vom 23. September 1867, )*) die der REN 


und 16 ausdrüdlich als indirefte Abgaben bezeichnet. Hinfichtlich der übrigen — 
— die Hundeſteuer iſt die gebräuchlichſte Art derſelben — erwähnt das Geſetz zwar nichts, 
aber man war ſich bei den Berathungen darüber einig, daß auch ſie zu den imdireften 
Steuern zu zählen ſeien und nicht durch $ 23 betroffen werden. H. H. Kom.Ber. S. 15 u. 16. 

) Schon in ‚Folge der Yundesprälidialverordmung vom 22. Dezember 1868 (BaG. Bl. 
S. 571) trat die Verordnung vom 23. September 1867 in den alten gandestheilen an 
Stelle des Geſetzes vom 11. Juli 1822, foweit legteres auf die Nommmmnalbeiteuerung Der 
Mititärperionen bezügliche Vorichriften enthielt, denm durch eritere Verordnung wurde ſie 
im ganzen Landesgebiete — alſo auch in der preußiſchen Monarchie —, ſoweit fie noch 
nicht galt, eingeführt. A-A._die Anw. Art. 27. 

Die Heranziehung der Uffiziere zu Gemeindeabgaben von ihrem auberdienitlichen, nicht 
aus Grundbeſitz oder Gewerbebetrieb ewonnenen Einkommen nad Maßgabe des Geießes 
vom 29. juni 1886 (6.5 181) fann als eine Gemeindebejteuerung überhaupt nicht 
angeiehen werden. Es handelt fich bier weder um Abgaben, die auf Grund der Gemeinde: 
zugebörigfeit gefordert werden, noch um Einkommen, welches aus der gemeindlichen Finanz— 
au unterworfenen Objekten gewonnen wird. Es bandelt ſich hier vielmehr lediglib um 

bgaben, welche auf Grund eines beionderen Geſetzes deshalb gezahlt werden, weil Die 
Vlichtigen Vortbeile vom Gemeindeverbande haben. Taber gelten für die Bemeſſung dieſer 
Abgaben andere Vorjchriften als für die eigentlichen Gemeindefteuern, und daher iſt auch 
die Neranlagung zu Dielen Abgaben nicht in die Hände der Gemeinden, jondern in Die 
ftaatlicher Organe gelegt. SS 3 u. 4 des Geſetzes von 1386 und Geieh vom 22. April 1892 
(8.5, ©. 101) Nr. 2 u. 3. j 
2, Auch in dem die Militärperionen betreffenden $ 42 des K.A.G. findet fi, wie 
mir scheint, eine Beitimmung, die nicht das zum Ausdrud bringt, was der Geſetzgeber 
uriprüngli beabjichtigte, nämlich Abt. 5 „die Mitglieder der Gendarmerie gelten als 
Militärperionen im Sinne dieles Geſetzes.“ 

Das ©. B.G. hat in feinen Enticheidungen wiederholt den Mitgliedern der Gendarmerie 
das Privilegium gänzlicher Befreiung von den Kommunalſteuern, wie es nach 8 1 der Ver- 
ordnung vom 23. September 1867 den jervisberechtigten Militärperfonen des aktiven Dienſt— 
ftandes zufteht, abgeſprochen — Entſch. vom 28. September 1888, 1. März 1889 und 
5. April 1892, Bd. XVII ©. 197 u. Bd. XXU ©. 60 —, indem es davon ausgeht, dak 
das Gele vom 11. Juli 1822 8 10e — ſoferne diejes überhaupt noch in Betradt fommt 
— auf die Mitglieder der Gendarmerie feine Anwendung finde, weil diejelben nicht zu den 
beim ftehenden Heere in Reih und Glied befindlichen aktiven Militärperfonen gehörten, daß 
aber $ 1 der Verordnung vom 23. September 1867 feine Anwendung finde, weil die Mit- 
glieder der Gendarmerie nicht Tervisberechtigt ferien. Tiefen Enticheidungen des DO. V.-@,, 
welche auf jtriften ‚Interpretationen nrivilegivender Gejegesitellen beruhen, it durchaus bei- 
zutreten, nur möchte ich, wie beveitd im voriger Anmerkung angedeutet, annehmen, daß 
das Gefet von 1822 binfüchtlich der Beitenerung der Militärperionen auch für die alten 
Provinzen ſchon jeit 1868 nicht mehr im Betracht kommt. Cine Militärperion kann jeit 
jener Zeit vollitändige Freilaſſung ihres Dieniteintommens nur dann beanipruden, wenn 
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bat im jofern eine Modifikation erfahren, als jest auch in den alten Gebiets- 
theilen der Monarchie die Veranlagung der Beamten nach der Verordnung 
betreffend die Heranziehung der Staatsdiener zu den Kommunalauflagen in 
den neuen Provinzen vom 23. September 1867 zu erfolgen bat; diejes ijt 
bejonders für die Ermittelung des Stenerfages von Bedeutung. ') Bemertens- 
wertb iſt noch, daß das Geſetz die Beamtenprivilegien ausdrüdlich auch bei 
den Die Einkommenſtenern erjegenden Aufwandsftenern, alfo insbejondere bei 
den beitehenden Mieths- und Wohnungsjtenern in Anwendung gebracht wiſſen 
will und alle früheren diesbezüglich beitandenen Zweifel bejeitigt bat. 


VII. Gfleichfalls in engiter Anlehnung an das bejtehende Recht iſt die 
Einfommensbejtenerung der juriftiichen Perſonen, der Erwerbsgejellichaften und 
der Forenſen und die Vermeidung der Doppelbejtenerung geregelt. Es find 
bier fat durchweg die Bejtimmungen des Gejepes vom 27. Juli 1885 auf: 
genommen, nur in joweit jind fie ergänzt, bezw. abgeändert, als dies erforder: 
ih war, um Unflarbeiten zu bejeitigen, die ſich bei ihrer bisherigen praktischen 
Handhabung herausgeitellt hatten, ?) oder um jie mit neueren Geſetzen, bejonders 
mit dem Staatseinfommenjtenergejeg in Einklang zu bringen. Neu find be- 


$ 1 der Verordnung von 1867 auf fie Anwendung findet. Dieſes ift, wie das O. V.-6G. 
m. E, ſchlagend nachgewieien bat, bei den Mitgliedern der Gendarmerie nicht der all, 
denn ſie find nicht I ervisberehtigt — An dieier Itenerrechtlichen Stellung der Mit- 
glieder der Gendarmerie bat nun m. * das KAG. entgegen der urfprünglichen Abficht 
des Geſetzgebers nichts geändert. Nach den Mot. S. 59 u. 60 zu 5 35 wollte man ste 
wohl binfichtlich ihres Dienſteinkommens gänzlid von den Kommunalſteuern befreien und 
die Anm. Art. 27 nimmt augenſcheinlich, indem ſie jagt: „Die Mitglieder der Gendarmerie 
find binfichtlich der Heranzie ung zu den auf das Einfonmen gelegten Gemeindeabgaben 
nad) denielben Grundlägen wie Militärperfonen zu behandeln. Die in dieſer Be 
jiebung nad der bisherigen Rechtſprechung der Verwaltungsgerichte ge— 
machten Unterſcheidungen find ferner nicht ſtatthaft“ — aud an, daß in der 
tteuerrechtlichen Stellung der gedachten Verſonen eine Menderung eingetreten ſei. Allein 
wodurch iſt Diele herbeigeführt 7 Abi. 2 S 42 a. a. DO. erflärt die Mitglieder dev Gendarmerie 
nur fir Militärperionen. Nilitärperfonen als folche find nad) $ 1 der Verordnung von 
1867 aber nicht fteuerfrei, jondern nur foferne fie fervisberechtigt find. Die Servisberechtigung, 
welder eine für die Frage der Steuerfreiheit maßgebende Bedeutung zukommt, it den Mit— 
gliedern der Gendarmerie aber nicht ertbeilt worden und daher geniehen fie nach wie vor 
aleih allen anderen nicht jervisberechtigten Militärperionen nicht das WPrivilegium der 
völligen ‚sreiheit von Kommumalitenern. 

Nah dem Gejeh vom 11. Juli 1822, welches 3. Zt. noch in den alten Yandes- 
tbeilen gilt, it die Hälfte des Tieniteinfommens des Beamten zur Steuer zu veranlagen, 
nad; der Verordnung von 1867 dagegen ilt das ganze Dieniteinlommen, wie jedes andere 
periönliche Einkommen, zu veranlagen und dann die Hälfte von dem auf das ganze Vienit: 
eintommen entfallende Steueriaß zu erbeben; dieſes verichiedene Verfahren führt bei dem 
Progreiiviteueriuitem bisweilen zu ganz verichiedenen Refultaten. Das letztere Nerfahren 
entipricht allein dem Haren Wortlaut des $ 4 Abi. 1 der Verordnung von 1867 und wird 
daher vom 1. April 1895 ab —— zur Anwendung zu kommen haben. Es iſt wunder— 
bar, daß das O-V.G. Bd. XVI. ©. 143 ohne Angabe von Gründen auch für den 
—— Sbereich der Verordnung von 1867 den erſterwähnten Veranlagungsmodus anwendet, 

dab dieſes auch von anderer Seite gebilligt wird. Vgl. z. B. Adikes ©. 364 Arm. 5 
= Reit ©. 226 Anm. 1 „das TDienfteinfommen wird zur Hälfte veranlagt,“ ſteht 

— entgegen Noell — eben nicht in 8 4 der — von 1867, ſondern hier heißt es 
* unzweideutig: „Das Dienſteinkommen wird . . . . nur halb fo hoch, als anderes 

Einkommen .... veranlagt.” 

J So iſt z. B. in den 88 47, 49 u. 50 welche den 88 7, 9 u. 11 des Geſetzes von 
1885 entiprechen, durch einfache Zufähe und ferner duch $ 33 Nr. 1 flargeitellt, daß die 

Vorichriften über die Vermeidung von Doppelbeiteuerung fih nur auf_ die Konkurrenz 
preußiicher Gemeinden beziehen und dab die Beiteuerung in der Wohnſitzgemeinde auch 
das in außerpreußiihen Gemeinden gewonnene Ginfommen erfaßt. 
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ſonders die Vorschriften über die Nechtsmittel gegen eine Vertheilung gemeinde: 
jtenerpflichtiger Einfonmen auf eine Mehrzahl jteuerberechtigter Gemeinden, 
88 71—76, und die befonders für juriſtiſche Perſonen bedeutfame Beltimmung 
des 8 34, nach welchem Einfommen aus Grundſtücken infoweit von der Ge: 
meindeeinfommenitener befreit it, als leßtere felbit der Stener vom Grund: 
befig nicht umtenvorfen jind. Damit it endlich die bisherige, mit Recht von 
Vielen angefeindete Nechtiprechung des Oberverwaltungsgerichts lahmgelegt, 
nach welcher juriſtiſche Perſonen, Schulen und beionders Stiftungen von jolchen 
Gebäuden, die einem öffentlichen Dienit oder Gebrauch gewidmet waren, abo 
tbatfächlih gar fein Einfommen gewährten, mit einem dem Miethswerthe 
diefer Gebäude gleichzuschägenden Einkommen zur Gemeindeeinfommenjtener 
herangezogen werden fonnten. ') 

Abweichend von dem beitehenden Necht iſt endlich auch Die Beſtimmung, 
daß bei Ausführung der Vorſchriften wegen Vermeidung der Doppelbeitenerung 
die jelbititändigen Gutsbezirke, wenngleich in ihnen eine Kommnnalbeſteuerung 
nicht Stattfindet, den Gemeinden gleichzuachten find. °) 

IX. Die Vorichriften des Gefeges über die Leiltung von Naturaldieniten, 
zu welcher alle Steuerpflichtigen, alfo auch die gemeindeabgabenpflichtigen 
Forenſen umd juriitiichen Berionen herangezogen werden können, schließen ſich 
im Allgemeinen den Borjchriften der Yandgemeindeordnung an, geben jedoch 
Davon aus, daß, wenn die Gemeinde beichließt, die Dienjte in Geld zu ſchätzen 
und leijten zu laſſen, in einem folchen Falle überhaupt nicht mebr Leitungen 
von Dieniten, Sondern lediglich Gemeindelteuern in Frage ſtehen und die für 
dieje geltenden Borjchriften in Anwendung fommen. 

X. Als eine nene Einnahme der Gemeinden find noch die Zuſchüſſe der 
Petriebsgemeinden °) zu erwähnen, auch jie vechttertigen Jich aus dem Prinzip 
von Leiltung und Gegenleiftung. Es joll dem Umſtande Rechnung getragen 
werden, daß bisweilen Gemeinden aus der Wohnfig: oder Aufenthaltsuahme 
zahlreicher, in benachbarten Gemeinden bei Berg-, Hütten: oder Salzwerfen, 
Fabriken oder Eifenbabnen beichäftigter Arbeiter erhebliche, mit der Steuer: 
kraft der leßteren nicht in angemellenem Verhältniß jtehende Ausgaben erwachſen, 
und es iſt daher jolchen Arbeitenvohnfiggemeinden unter gewiſſen Voraus: 
ſetzungen gejtattet, von den Betriebsgemeinden Zujchüfle zu den Mehrausgaben 
zu verlangen, welche ihnen aus der Aufenthaltsuahme jener Arbeiter hinfichtlich 
des Volksſchulweſens und der öffentlichen Armenpflege erwachlen. Dieſe Ab- 
gaben haben feinen fteuerlichen Charakter, fie werden von der Arbeiterwohn— 
jiggemeinde nicht auf Grund ihrer Finanzgewalt erhoben, ſondern find in 
Berfolg Ipezieller gejeglicher Borichrift von der Betriebsgemeinde deshalb zu 
leiften, weil in ihrem Interefle, bezw. in dem gewiller in ihr belegener Ge— 
werbebetriebe, von der Arbeiterwohniiggemeinde Aufwendungen gemacht werden. 
Die Zuſchüſſe der Betriebsgemeinden haben denjelben rechtlichen Charakter 
twie die Abgaben der Militärperfonen zu Gemeindezweden, die jog. Offiziers— 
beiträge und die auf Provinzialgefegen beruhenden Wegeunterhaltungsbeiträge 
der Fabrik- und Bergwerfunternehmer. 

Bgl. z. B. O. B. G. J S. 81 XXI S. 21, auch die Entſch. vom 21. März 1893 
im Pr. VerwBl. XIV S. 365. 

YR-A:G.S 52. Dat alſo Jemand z.B. einen Wohntig in einer Gemeinde und einen 
zweiten in einem GGutsbezirke, fo kann er nicht mehr wie bisher in eriterer mit feinem ganzen, ſon— 


dern nur mit jenem balben verſönlichen Einkommen zur Gemeindeiteuer herangezogen werden. 
YA 8 53. 
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XI. Die Aufſicht über die Ausübung der gemeindlichen Finanzgewalt it 
im Intereſſe der Durchführung der Grundideen des Geſetzes, insbejondere im 
Jutereſſe einer gerechten Yaftenvertbeilung erweitert. Mit Necht gebt der Gejep: 
geber davon aus, daß den Gemeinden wobl eine Freiheit und Selbititändig- 
feit im der Berwendung des Steuerauffommens gewährt werden fann, nicht 
aber in der Steuervertbeilung Fehler in der eriteren treffen „unmittelbar die 
Gemeinde jetbit als Geſammtheit“, und es wird im eigeniten Anterejie der 
fompetenten Gemeindeorgane jein, Tolche zu vermeiden, ‘Fehler in der. legteren 
dagegen treffen in erjter Linie Die einzelnen Steuerpflichtigen, mittelbar aber 
auch den Staat, dem durch ungerechte Steuervertbeilung leicht einzelne Steuer: 
fräfte entzogen werden fünnen. Eine umfaſſende Staatsaufficht iſt bier alio 
geboten im Intereſſe des Staates, mehr aber noch in dem der einzelnen 
Steuerpflicdtigen, fie ift legteren, in&befondere den Minderheiten in 
den Gemeinden, ein Schuß gegen Willfürlichfeiten der Gemeindeorgane. ' 

Die Ausübung der Staatsaufficht erfolgt in zwei verjchiedenen Formen 
und durch zwei verichiedene Behördenfategorien. 

1) Die gewöhnliche Form ift die der Genehmigung. Der inhalt diejer 
Auffichtsfunttion iſt lediglich ein negativer. Die zur Ertheilung der Ge: 
nehmigung berufene Behörde kann nur die Genehmigung ablehnen und damit 
den Eintritt eines Zuftandes verhindern, ſie iſt aber nicht befugt, pofitive An: 
erdnungen über die Dedung des Stenerbedarfes zu treffen. 

Erforderlich ift die Genehmigung nur in den im Gejeg bezeichneten Fällen 
nämlich : 

a) Zur Erbebung von Benügungsgebühren, welche nah S 4 Ab. 2 und 

5 des Geſetzes erhoben werden wüjien.”) 

b) zur Erhebung von Berwaltungsgebühren.?) 

c) zu WBorausbelaftungen durch Beiträge oder durch Iteuerliche Mehr: oder 
Weinderbelaitung.*) 
zur Abweichung von den Vorjchriften über die Vertheilung des Steuer: 
bedarf3 und über die Heranziehung der Naturaldienjtpflichtigen.‘) 


e) zur ungleichmäßigen Untervertbeilung des Steuerbedarfs auf die einzelnen 
Realjteuerarten oder zur ungleihmäßigen Deranziehung der ein und der: 
jelben Realjteuer unterworfenen Objefte.") 


f) zur Einführung neuer und Veränderung bejtehender indirefter und 
bejonderer direkter Steuern.‘) 


N Mot. 5. 66 zu $ 62 des Entw. Daſelbſt beißt es weiter: „Tem Staate müſſen 
ferner Garantien neboten werden, welche die wirkliche Umwandlung der von ihm aufgegebenen 
Kealiteuern in Kommunalſteuern gemwäbrleiften. Wenn der Staat fich der von ihm bisber 
ausgeübten Beiteuerung der Güterquellen begibt, um den Gemeinden allein die Ausnüsung 
diefer, für die fommumale Beitenerung beionders geeigneten Steuerquellen zu ermöglichen, 
jo muß ihm auch die Möglichkeit einer entiprechenden Einwirkung auf die Gemeinden 
eröffnet werden. Nur unter diefer Vorausiehung verzichtet der Staat ſeinerſeits auf die 
Realiteuern.” 

» KRN-B. 558 

AB. 88 6,8 

A. A.G. SS 9, 20 Abi. 2. 

3, SS 54 ſiehe oben ‚S. 274 ff. VD) und 68. 

KAG. 88 56 Abi. 2, 4 u. 5 (liebe oben ©. 276 ft. V. 2, 827 Bauplaßſieuer n.$ 31 
Abſtufung der Gewerbeſteuerſätze 

RN:G. SE 18, 23 Abi. 5 und 6. 
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g) zur Erhebung von mehr ala 200°/, der ſtaatlich veranlagten Realſteuern 
wie zu Zujchlägen von mehr al3 100°/, zur Einfommen: und Betriebsiteuer.': 


h) zur ausnahmsweiſen Beibehaltung bejtehender eigenthümlicher Einfommen- 
jteuern und Mietbitenern.‘) 


i) zur Freilaſſung oder geringern Belajtung des Einfommens unter 900 Me. 
und der Ausländer. °) 


k) zu Vereinbarungen mit den Stenerpflichtigen über die Höhe der Steuern 
und die Feſtſetzung von Paufchalfummen.* 


Zuftändig für die Ertheilung der Genehmigung iſt bei Stadtgemeinden 
der Bezirfsausichuß”), bei Yandgemeinden der Kreisausichuß. Gegen den Be: 
ſchluß derjelben jteht den Betheiligten die Beichwerde an den Provinzialrath 
bezw. Bezirfsausichuß offen und gegen die auf Beichwerde ergebenden Beſchlüſſe 
dDiejer Behörden fünnen die VBorjigenden derjelben aus Gründen des öffentlichen 
Intereſſes noch die weitere Beichwerde an die Miniſter des Innern und der 
Finanzen nach Maßgabe des $ 123 des Gejeges über die allgemeine Yandes: 
verwaltung vom 30. Juli 1883 einlegen. Die Ertheilung der Genehmigung 
kann entweder ohne Zeitbeichränfung oder auf eine von vornherein zu bejtimmende 
Friſt, nicht aber auf Widerjpruch erfolgen®). 

In gewillen Fällen nämlich: in den zu f und h bezeichneten, ?) zur Erhebung 
von mehr als 100°, Zuichlägen zur Einfommenfteuer (gh,“ zur Abweichung 
von den Steuervertheilungsregeln (d)’) und zur Abweichung von dem gejeglich 
zuläfligen Modus der Untervertheilung e),““) — bedarf es außer der 
Genehmigung des Bezirks: bezw. Kreisausichujjes noch der Zuftimmung 
der Miniiter des Innern und der Finanzen. Letztere ſoll die einheitliche 
Handhabung des Gejeges fichern, fie erjeßt nicht die Genehmigung der Bezirks— 
bezw. Streisbehörde, ſondern hat diejelbe zur Vorausfegung. Erſt nachdem der 
betreffende Gemeindebeihluß auf Grund fachlicher Prüfung von den unteren 
Auffichtsbehörden genehmigt it, kann die Zuftimmung zu diejer 
Senebmigung von der Minifterialinftanz ertbeilt werden; wird einem 
Gemeindebeichluß jchon die Genehmigung verjagt, jo kann die Zuftimmung 
der Minifter überhaupt nicht in Frage kommen. '') 

Die Minifter können die Befugniß zur Ertheilung der Zuftimmung auf 
die ihmen untergeordneten Auflichtsbehörden höherer Inſtanz, d. 5. bezüglich 
der Städte auf die Oberpräfidenten, bezüglich der Landgemeinden auf Die 
Negierungspräfidenten übertragen. '*) 

Die zweite Form, in welcher die Staatsaufficht ausgeübt wird, ijt Die 
Anordnung.) Sie hat den Zweck, einen den Vorjchriften des Geſetzes 


IR A. SS 54, 55, 58. 

K.AG. 88 23 Abt. 4, 37 Abi. 2. 

>) K.A.G88 38, 39. 

’ 8 MG. SS 13 Abi. 2, 43. 

In Berlin tritt an Else des Bezirfsausichußes gemäß 543 A.L. V. G. der Oberprälident 
RM. 8 77 Abl. 1, 2 umd 4 Anm. Art. 46 II. 1 u. 
) K.A.G. 8 77 Abf. ga), 37 Abi. 3 und 23 Abſ. 4. 
NG. 8 77 Abi. 3 b). 

RM. G. 8 77 Abi. 3 0). 
KM. 8 56 abi, 3. 
") Anm. Art. 46 11 2 
1 K.A.G. S 77 Fr 3 letter Sat. 
NG. 8 78 Anw. Art. 47, 
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wideriprechenden vorhandenen Zuftand zu befeitigen und einen denſelben ent- 
Iprechenden herzuftellen, und jtellt jich dar als ein pofitives Eingreifen in die 
gemeindliche Selbitverwaltung. 

Vorausſetzung für eine ſolche Anordnung ift entweder 

a) daß beim Inkrafttreten des neuen Gejeges in einer Gemeinde eine den 
Borichriften dieſes Gejehes zumiderlaufende Ordnung (Regulativ, Statut, 
Beichluß, Objervanz u. ſ. mw.) über die Aufbringung der Gemeinde: 
abgaben (Gebühren, Beiträge, direfte und indirefte Steuern und Dienite) 
bejteht oder 

b) daß fünftighin ein derartiger den VBorjchriften des Gejehes zumwiderlaufender 
Gemeindebeichluß gefaßt wird,') oder 

c) daß althergebrachte Ordnungen, welche die Beſteuerung nach Abitufung 
des Grundbefiges regeln, wegen wejentlicher Beränderung der Befitver: 
hältnifje zur Grundlage der Beitenerung nicht mehr geeignet find,*) 

In den zu a und b bezeichneten Fällen fann die Auffichtsbehörde ex officio 
einſchreiten, jedoch nur, jofern der bejtehende Zuftand dire ft den Vorjchriften 
des Gejeßes widerjpricht, es genügt nicht, daß derjelbe mit den Beſteuerungs— 
grundfägen, die fich etwa als Folgerungen aus diefer oder jener Vorſchrift 
ergeben, nicht vereinbar oder unzwedmäßig ericheint. In dem Falle dagegen, 
in welchem es fich jchon an und für fich um von dem gejeglichen Vorſchriften 
abweichende Steuern, um bejondere Grundſteuern handelt (c), gemügt es für das 
Einſchreiben der Auffichtsbehörden, daß das bejtehende Syſtem „nicht mehr 
geeignet” it; das Einjchreiben darf hier aber nur auf Grund eines Antrages 
erfolgen, welcher von der Mehrheit der einer Abftufung angehörigen Steuer: 
pflichtigen gejtellt it. Der Inhalt der Anordnung, kann ſowohl auf eine 
Abänderung wie auf eine Ergänzung des bejtehenden Syitems gerichtet fein; 
in derjelben find jtetS die Gründe anzugeben und eine Friſt zu jegen, inner: 
halb welcher die Gemeinde der Anordnung zu entiprechen hat. Die Einführung 
neuer und die Erhöhung beftehender indirefter Steuern darf jedoch nicht ans 
geordnet werden; auch hat die Aufiichtsbehörde bei ihren Anordnungen jtets 
im Auge zu behalten, daß ihr diejes weitgehende Recht des pofitiven Eingriffs 
nur zur Herjtellung eines den Borjchriften des Gejeges entiprechenden Zujtandes 
eingeräumt ilt, fie darf daher dafjelbe, abgejehen von dem Falle c, nicht be— 
nutzen, um ihr bloß zweckwidrig ericheinende Verhältnifje zu befeitigen. 

Zuftändig zum Erlaß jolcher Anordnungen find nicht die zu 1) genannten 
stollegialbehörden, jondern bei Stadtgemeinden der Regierungspräfident und 
bei Yandgemeinden der LYandrath als VBorjigender des Kreisausjchujjes. Gegen 
die Anordnung findet innerhalb vier Wochen nad) Ablauf der in derjelben 
geitellten Frift die Klage im VBerwaltungsitreitverfahren jtatt, und zwar für 
die Stadtgemeinden bei dem Oberverwaltungsgericht, für die Landgemeinden 
beim Bezirksausſchuſſe. Bis zum Ergehen einer rechtskräftigen Entjcheidung 
kann der Bezirksausihuß bezw. der Kreisausihuß durch Beſchluß vorläufig 








Es fann fi bier natürlihd immer nur um Beſchlüſſe bandeln, welche einer Ges 
nebmigung nach den unter 1) erörterten Grundſitzen nicht bedürfen. Iſt lehtere erforderlich, 
fo iſt durch Verſagung derſelben ſtets ſchon das Inkrafttreten eines das Abgabenweſen im 
Widerſpruch zu den Vorſchriften des Geſetzes regelnden Gemeindebeſchluſſes zu verhindern. 

) Wenn 3. B. in Gemeinden die alten Bauernſtellen, die ſeit Alters ber die Grund— 
lage der Yaitenvertbeilung bilden, durch Abverkäufe derart verkleinert find, daß die Beſitzer 
der Reftgrumodftüde bei Beibehaltung der Abitufungen nach \ Bauern, K ofläthen, Büdnern ıc. un⸗ 
gebührlich belaftet und benachtheiligt würden. Kom-Ber. 5. 109 auch A. 9. Sten. #. S.2172. 
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das Steuerweien anordnen. Wird die Klage innerhalb der Friſt nicht erhoben 
oder rechtskräftig abgewiejen, jo ift die Auffichtsbehörde befugt, die erforderliche 
Drdnung des Steuerweiens auf Grundlage der erlajienen Verfügung ſelbſt 
feftzuitellen 

XII Das nene Recht tritt, wie bereits erwähnt am 1. April diejes Jahres 
in Kraft. Mit diefem Tage verlieren alle demjelben entgegenitebenden geſetz— 
lichen und die diefen gleichgeachteten gewohnheitsrechtlichen Sagungen 
ihre Gültigfeit.') Beſtehen bleiben jedoch bis zur Abänderung durch rechts: 
giltigen Gemeindebeichluß oder durch Anordnung der Auflichtsbehörde be— 
jondere Ordnungen der Gemeinden, welcde vom 1. April in Geltung 
jtehen, wenngleich fie mit den Vorſchriften des Gejeges bis dahin nicht im 
Uebereinftimmung gebracht find.‘) Ausgeſchloſſen iſt diejes Weitergelten für 
bejondere dem $ 37 Abſ. 1 des Gejeges nicht entiprechende Einfommen- 
jteuern, ſofern die minilterielle Genehmigung zur Beibehaltung derjelben nicht 
ihon vor dem 1. April 1895 ertheilt it, und von vornherein zeitlich begrenzt 
it es für die Mietbs- und Wohnungsiteuern; dieſe treten am 1. April 
1898 außer Kraft, joferne ihre Forterbebung nicht bis dahin von den zus 
jtändigen Miniſtern genehmigt ift.") 


* * 


Damit find die leitenden Gedanken und Die wichtigiten Beitimmungen des 
Kommunalabgabengejeges — abgejehen von den wenigen Vorjchriften deſſelben, 
die jich auf Kreis und Provinzialabgaben beziehen — in großen Zügen zur 
Darjtellung gebracht. Die Wirkungen, welche das Geſetz für den Staat, für 
die Gemeinden und für die einzelnen Steuerpflichtigen haben wird, laſſen ſich 
zur Zeit auch nicht annähernd überjeben; erjt die praftiiche Erfahrung wird 
zeigen, in wieweit das neue Kommunalſteuerſyſtem die Hoffnungen erfüllen 
fann, welche man allgemein auf daſſelbe ſetzt und im wieweit es geeignet ift, 
die franfhaften fommunalen Finanzverhältnifje in Preußen zu bejjern, den Ge: 
meinden jichere Einkünfte, und dem Einzelnen Erleichterung der Yaiten zu 
gewähren. 

YKR-N-G. 8 96 Abi. 5 AG. Komm.-Bericht S. 119. Adikes S. 392 Anm. 3. 
K.AnGG. 8 96 Abi. 4. 
) K.AG. SS 96, 23 Abi. 4 Anw, Art. 62, 3. 


Entwurf eines Gefehes, betr, Erweiterung 
der Unfallverficherung. 
(Xuni 1894). 
Schluß.) 


Begründnug. 
Allgemeiner Theil. 


I. Durch die auf dem Gebiet der Unfallverjicherung bisher erlaſſenen Reichs: 
geſeße it eine Fürſorge für die Folgen von Betriebsunfällen zu Gunſten der 
tolgenden Bauptgruppen von Arbeitern und unteren Betriebsbeamten getroffen: 

durch Das Geſetz vom 6. Juli 1884 (Reichs-Geſetzbl. S. 69) für Perfonen, 
die in Fabriken, Bergwerfen, Gruben, Steinbrüden, Hüttenwerken, Werften 
und im gewerbemäßigen Hochbau beichäftigt werden ; 

durch Das Gejep vom 28. Mai 1885 (Reichs-Geſetzbl. S. 159) für ‘Berjonen, 
die in Transportbetrieben des Binnenlandes Eiſenbahn, Binuenjchitfahrt, 
Fuhrwerk, jowie in Speditiond- und Speichereibetrieben bejchäftiat werden ; 

durch das Gejep vom 15. März 1886 (Reichs-Geſetzbl. S. 53) für die in 
verjiherungspflichtigen Betrieben bejchäftigten Neichsbeamten und Militärs 
perjonen ; 

durh das Geſetz vom 5. Mat 1886 (Reichs-Geſetzbl. S. 132) für die Arbeiter 
und Betriebsbeanten in der Land» und Foritiwirthichaft ; 

durh das Geſetz vom 11. Juli 1887 (Reichs-Geſetzbl. ©. 287) für alle bei 
Bauten (Tiefbau, Negiebau) bejchäftigten Perjonen, joweit jie nidjt be= 
reits verlichert waren; 

endlich durch Gejeg vom 13. Juli 1887 (Reichs-Geſetzbl. S. 329) für See— 
leute auf größeren Schiffen und für andere bei der Seeſchiffahrt betheiligte 
Perſonen. 

Dieſes allmähliche Vorſchreiten der Geſetzgebung war in den Schwierigkeiten 
der Aufgabe begründet, fir Die neuen Gedanken öffentlichrechtlicher Fürſorge für 
% durch Betriebsunfälle verlegten Arbeiter die vechten Wege und Formen zu 
mden. Bon vornherein iſt es aber die ausgeſprochene Abficht der verbündeten 
Regierungen gemwejen, nad) und nad) den geſammten MArbeiteritand Deutjchlandg, 
imeit er Gefahren bei jeiner Arbeit ausgejegt it, der Wohltbaten der Unfall 
xrüiberung theilhaftig zu machen. Der vorliegende Entwurf joll den Schlußitein 
%5 großen Geſetzgebungswerks bilden, inſofern er aud Diejenigen durch ihre 
derufsthätigfeit gefährdeten Arbeiter, die von den vorhin genannten Geſetzen noch 
sucht berührt jind, in den Kreis der Unfallverficherung aufnimmt. Es handelt 
2 dabei vornehmlich um die gefährlicheren, aber noch nicht verficherungspflichtigen 
danebe im Handiverf, im Handel, in der Fiicherei und in der Küftenichiffahrt. 
Lern die verbündeten Regierungen die Ausdehnung der Unfallveriicherung auf 
bie md einige andere Berufszweige vorjchlagen, jo befinden jie ſich dabei in 


— 


"gl oben 3. 192 ff. 
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Uebereinjtimmung mit zahlreichen aus den Kreifen der betbeiligten und bon vers 
fchiedenen Seiten de3 Neichstags geäußerten Wünfchen. Fir die Berüdfichtigung 
derjelben jprehen außer dem Geſichtspunkt der Vollendung einer noch nicht voll- 
ſtändig gelöiten Aufgabe gewichtige jachliche Gründe. 

Zunächſt iſt es natürlich, daß, je weiter die Erkenntniß von den jegensreichen 
Wirkungen der Unfallverjiherung ſich verbreitet hat, deito empfindlicher ſich die 
Arbeiter in jolhen Betrieben berührt fühlen, die ebenfall® mit Gefahren vers 
bunden jind, ohne an den Wohlthaten diefer Einrichtung theilzunehmen. Die 
Betriebe zum Beifpiel, in denen Metalle mit Feuer bearbeitet werden, wie 
Schlofjereien, Schmieden, Giehereien, find gegemwärtig nur verfichert, wenn ſie 
fabrifartig oder mit Motoren, Dampf u. ſ. w. arbeiten, dagegen nicht, wenn jte 
den Betrieb nur handwerksmäßig und ohne Motoren führen, obwohl die Betriebs- 
gefahr hier faum geringer ift al$ bei jenen, jicherlih aber größer, als bei fabrik— 
mäßig arbeitenden und deshalb verjicherten Betrieben zahlreicher anderer Berufs: 
zweige. Dieje verfchiedenartige Behandlung wird um jo fühlbarer, als in anderen 
Berufszweigen, 3. B. in den Betrieben der Maurer, Zimmerer, Müller, Schorn— 
iteinfeger, alle Arbeiter verfichert find, ohme Rückſicht auf die Art der Betriebs: 
mittel und den Umfang des Betriebd. Weiter ift in einer großen Zahl von Be— 
trieben infolge der allmählichen Erweiterung der Unfallverficherung nur ein Theil 
der Betriebsthätigfeit, ein anderer Theil dagegen nicht verjichert. Es find Dies 
namentlich die zu einem Theil mit Bauten befaßten Betriebe der Tiſchler, Schlofier, 
Maler, Ölajer, Klempner ꝛc. An diefen Betrieben ijt nicht nur die vielfach 
ebenjo gefährliche Werkſtattsarbeit gleichartiger Arbeiter unverſichert, ſondern es 
iſt ſogar ein und derſelbe Arbeiter für einen Theil ſeiner gewerblichen Thätigkeit 
(bei Bauten) verſichert, für einen anderen Theil (in der Werkſtatt) unverſichert. 
Denn der Werkitättenbetrieb eines Schloffers, Tifchlers zc. ift nach den jeßt gelten: 
den Beltimmungen nur dann verjicherungspflichtig, wenn er entweder ein Tabrif- 
mäßiger ift, oder wenn er nach feinem Umfange jich als ein Nebenbetrieb der 
Baufchlofferei, Bautijchlerei ꝛc. darjtellt. Dagegen nicht, wenn umgefehrt die 
Werkitättenarbeit die Hauptiache, die Bauarbeiten aber die Nebenſache jind. Dieie 
Rechtslage bat nicht nur für die Arbeiter, jondern auch für alle anderen Be— 
theiligten mißliche Folgen. Trotz einer Neihe eingehender Enticheidungen, in 
denen mit Scharfiinn theoretiiche Grenzicheiden für Beginn und Abſchluß ver ver: 
jiherten Thätigfeit bei Bauten gegenüber der unverficherten jonitigen gewerblichen 
Arbeit in ſolchen Betrieben aufgeitellt find, iſt es im einzelnen Fall für den 
Berlegten oft zweifelhaft, ob ihm ein Entſchädigungsanſpruch zur Seite ſteht. Die 
Abjicht des Geſetzes, die Arbeiter jicherzuitellen und langwierige Streitigfeiten 
über die Entjchädigungspflidt zu vermeiden, wird in jolchen Fällen nicht erreicht. 
Aber auch für den Unternehmer it es jchwierig, jenen Obliegenheiten gegenüber 
der Berufsgenofjenichaft gerecht zu werden. Nach $ 71 des Unfallverjicherungs: 
geiebes hat er binnen ſechs Wochen nad Ablauf des Nechnungsjahres, eine Nach— 
weifung vorzulegen, weiche u. a. „Die während des abgelaufenen Nechnungsjabres 
im Betriebe beichäftigten verficherten Perſonen und Die von denjelben verdienten 
Löhne und Gehälter” enthält. Iſt nun bloß der auf Bauten bezügliche Theil 
jeines Betriebes verfichert, jo bedarf es einer oft jchwierigen Ermittelung, um 
die der Genofjenjchaft nachzuweiſenden Perſonen und Löhne auszufcheiden. Dabeı 
fommt noch in Betracht, daß ein Theil der verficherten Bauarbeit, wie namentlich 
die Vorbereitung der für Bauzivede dienenden Stüde, jih in der Werkſtatt zu 
vollziehen pflegt. Es kann aljo leicht vorfommen, dab ein Arbeiter, ohne jeinen 
Arbeitsplag in der Werkitatt zu verlaflen, im Laufe eines Tages wiederholt in 
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die Unfallverfiherung eintritt und aus derjelben wieder ausjcheidet. Unter diejen 
Umjtänden bildet die Frage, ob die Löhne vichtig nachgewiejen, oder — wozu 
vielfach aushilfsweife gegriffen wird — richtig geichäßt jind, ein bejtändig jtreitiges 
Gebiet zwiichen Unternehmer und Genofjenjchaft, zumal da für die letztere eine 
wirkſame Kontrofe ſchwer durchführbar iſt. Oft erſtreckt fich diefer Streit auch 
auf die Entſchädigungsfrage, indem unterſucht werden muß, ob ein im Augenblick 
des Unfels von dem Geſellen bearbeitetes Werlſtück für Bauten oder * andere 


er 


Mehntiche Berhäftnifie liegen auch bei anderen BetrieObpmeinen vor, in denen 
Betriebe vorfommen, die aus einem vericerungspflichtigen und einem nichtver- 
iiherungspflichtigen Theil beitehen, u. a. bei den Schlächtereien, die nur für den 
Schlachthausbetrieb verjichert, für den oft gefährlicheren Theil ihrer Arbeit, in 
der Werfjtatt und beim Viehtreiben, aber nicht verfichert find. 

Namentlich mit Rückſicht auf dieſe und ähnlihe Mißſtände tt aus den Kreiſen 
der Handwerker und Stieingewerbetreibenden vielfach das dringende Verlangen aus— 
geiprochen worden, daß die Unfallverficherung auf ihre Betriebe ausgedehnt werden 
möge. Dabei hat man hervorgehoben, daß hieran die Handwerfer und Klein: 
gewerbetreibenden, auch abgejehen von der Verſorgung ihrer verlegten Arbeiter, 
ein finanzielles Jutereſſe injofern haben, als ſie für die nicht durch die Unfall— 
verficherung gededten Unfälle nach den Grundjägen des Zivilrechts perjönlich 
haftbar gemacht und dabei jchwierigen Prozeſſen und weitgehenden Erjaganjprüchen 
ausgejeßt werden können. Dazu kommt die Gefahr, day Gejellen und Arbeiter 
mehr und mehr denjenigen Betrieben jich zuwenden, in denen fie gegen die wirth= 
ihajtlichen Folgen von Betriebsunfällen verjichert find. 

Freilich it das Bedürfniß der Unfallverficherung nicht in allen Zweigen des 
Handiwerfs und des Kleinbetriebes gleich dringlich. In einzelnen Berufszweigen 
iſt die Unfallgefahr nicht erheblich größer wie im gewöhnlichen Leben, und können 
unter Umſtänden die mit der Unfallverfiherung verbundenen Lajten und Koſten 
deren Vortheile überjteigen. Dies kann z. B. bei der Schneiderei, Schuhmacherei, 
Weberei u. a. der Fall fein. Aus ſolchen Berufszweigen iſt damı auch der ent: 
gegengejeßte Wunſch laut geworden, von der Unfallverficherung befreit zu bleiben. 
Immerhin Hat die im Jahre 1887 Für den Bereich der gewerblichen Berufs- 
genofjenichaften erhobene Unfalljtatiitit ergeben, daß ſchon das Umgehen mit ges 
wöhnlichem Handwerkszeug, wie Hammer, Beil, Mefjer ıc., der Verkehr auf Leitern 
und Treppen eine im Vergleich mit den Unfällen an Maſchinen nicht unerhebliche 
Unfallgefahr mit ſich bringt. Nach dieſer Statiſtik entfielen nämlich von allen 
entſchädigungspflichtigen Unfällen (deren Folgen innerhalb dreizehn Wochen nach 
dem Unfall nicht gehoben waren) auf 


den Fall von Leitern, Treppen ı. 2.20.2020... 14,48°/,, 
das Huf und Abladen von Hand, Heben, Tragen 9,91 „ 
die Verwendung von FZubriwarft . 2. 2 202020860, 
die Benußung von Handwerkzenug.. 562, 
während beijpielsweije die Verletzungen 

durch Motorenn. 1435, 
durch Transmiſſionen. 231 
durch Arbeitsmaſchinen a } .. 17,55 


ausgemacht haben. In manden von den bisher nicht verficherungs *pflichtigen Bes 
trieben des Handwerf3 und des Stleingewerbes fommen Unfälle, wie fie in der 
eriteren Gruppe aufgeführt jind, in gleicher Art und Ausdehnung vor, wie in 
jabrifmäßigen Betrieben. Gegen viele von dieſen Unfällen aber kann durch Maß— 
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regeln der Unfallverhütung eine Abhilfe nicht geichaffen werden. Unter dieſen 
Umftänden würde es mißlich jein, beitiimmte Zweige des Handwerks durch Geier 
von der Unfallverjicherung auszuſchließen. Vielmehr wird es ſich empfehlen, den 
berechtigten Interejjen der Unternehmer Dadurch Nechnung zu tragen, da, mie 
nah 5 1 Abjap 7 des Unfallveriicherungsgejeges, die Möglichkeit eröffnet wird, 
Betriebszweige, die mit bejonderer Unfallgefahr für die darin beichäftigten Berjonen 
nicht verknüpft find, Durch Bejchluß des Bundesraths von der Verſicherungspflicht 
auszunehmen. 

Neben den handwerktsmäßigen und Eleingewerblichen Betrieben fommen für 
die Erweiterung der Unfallverficherung ferner die geſammte Fiicherei jowie die 
Seejhiffahrt mit Fleinen nicht mehr als 50 ebin Brutto-Naumgehalt enthaltenden 
Fahrzeugen in Betracht, ſofern dieje weder Zubehör eines größeren Fahrzeuges. 
noch auf Fortbewegung durd; Dampf oder andere Mafchinenkräfte eingerichtet ſind 
(vergl. 8 1 Abſ. 2 des Seeunfallveriicherungsgejeges vom 13. Juli 1887). Auch 
in diejen Betrieben it befanntlich die Unfallgefahr feine geringe. Im Handels— 
gewerbe ſodann it gegenwärtig das Lagern und das Umgehen mit ſchweren 
Gegenjtänden (Steinen, Eiſen, Nupholz, Brennmaterial, großen Kijten, Fäfjern, 
Süden 20.) nur inſoweit verjichert, als ein Speichereis oder Kellereibetrieb vor— 
liegt, im übrigen dagegen unverſichert. Die Beichäftigung der Handlungsgehilien 
und Lehrlinge ſowie der jonit im Handelsgewerbe als Arbeiter, Faktoren u. j. w. 
verwendeten Arbeitskräfte it aber häufig auch dann, wenn fie nicht unmittelbar 
mit dem Lager und Laden von Gegenftänden der genannten Art zu thun haben, 
mit Unfallgefahr verbunden, 3. B. beim Verkehr auf jchlüpfrigen Treppen, zwiſchen 
Srachtfuhrwerf, auf ladenden Schiffen, zwiſchen aufgeltapelten Laſten. Zu den 
Dandlungsgebilfen und =Yehrlingen gehören aucd die Apothefergebilfen ıc., die 
bei der Bearbeitung von fochenden, äßenden, giftigen oder erplofionsfähigen Stoffen 
vielfach der Gefahr von Unfällen ausgelegt jind, häufig auch wegen der mit der 
Apothefe verbundenen Fabrikation von Fohlenjäurehaltigen Waſſern für den bier: 
auf bezüglichen Theil ihrer Beichäftigung beveit$ verfichert, im übrigen aber nod 
underjichert find. Im Fuhrwerksbetriebe ferner it nur das Umgehen mit Fuhr— 
werk im eigentlichen Zuhrwerfsgewerbe, nicht dagegen im SHandelsbetriebe und 
ebenfowenig die namentlich für das Perjonal der Sajtwirthe in Betracht fommende 
Wartung fremden Fuhrwerks verſichert. 

Aber auch hiermit iſt der Kreis von Berufsarbeitern, jür die ein Bedürfniß 
nad) Ausdehnung der Unfallveriicherung bervorgetreten und von den Betheiligten 
geltend gemacht iſt, noch nicht abgeichloijen. Ein jolches Bedürfniß liegt auch vor 
für VBedienftete in Krankenhäuſern und Badeanjtalten, in Bildhauerwerkitätten, 
Yaboratorien, in Anjtalten für Sportbetried, 5. B. Nennjtällen, Ruder: und 
Segelklubs, in Neitbahnen, Theatern und anderen Kunſt- und wilienjchaftlichen 
Anjtalten, in zoologiichen Gärten, für Feuerwehrmänner, Tudtengräber, Glödner u. a. 

Weiter ſind Unzuträglichkeiten dadurch herbeigeführt worden, daß die in 
gewerblichen und anderen Betrieben beichäftigten Arbeiter von ihren Arbeitgebern 
vielfach auch zu häuslichen und jonjtigen privaten Dienstleijtungen herangezogen 
werden, z. B. der für das Gejchäft gehaltene Kutſcher zu Spazierfahrten oder 
zur Wartung von Kutſchpferden, der für den Gewerbebetrieb angenommene 
Tiſchler oder jonitige Handwerker zu Mrbeiten in der Familienwohnung des 
Gejchäftsleiters, der Fabrifarbeiter zu Botengängen in Brivatangelegenheiten oder 
zu Arbeiten im Hausgarten des Arbeitgebers. Ju noch höherem Maße ver: 
mischt ſich die Thätigfeit Für dem Betrieb und für den Haushalt des Unternehmers 
in Heinen Bandelsgejchäften, kleinen Gajtwirtbichaften, vielfach auch im Hand— 
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werks- und jonitigen Fleinen Gewerbebetriebe. Hier pflegt das Hausgeſinde auch 
gewerbfich mit thätig oder umgekehrt das Gejchäftsperfonal auch im Haushalt 
beihäftigt zu jein. Es iſt unzweckmäßig und wird von den Betheiligten nicht 
veritanden, wenn ſich die Unfallverficherung in jolchen Fällen nur auf denjenigen 
Theil der Thätigfeit eritredt, welcher ſich im Gewerbe des Arbeitgebers vollzieht. 
Dieſem Uebelſtand kann wirffam aber nur dadurch abgeholfen werden, daß die 
bezeichneten Perſonen für ihre gefammte Thätigfeit der Unfallverjicherung unter: 
worfen werden. 

Endlih find im Reichs--Staats- und Kommunaldienſt außerhalb der bereits 
versicherungspflichtigen Berriebe noch gewiſſe Perjonen mit Dienſtleiſtungen be= 
idäftigt, Die einigen der im Worjtehenden genannten Thätigkeiten gleich jtehen 
nnd ebenfalls eine gewiſſe Unfallgefahr mit jich bringen. Much auf diefe Per: 
onen wird die Unfallverficherung auszudehnen jein. 

I. Die Beſtimmungen des Gntwurfes, welche die Erweiterung der Unfalls 
verliherumg in dem dargelegten Umfange herbeiführen jollen, lehnen ſich im 
wejentlihen an die durch mehrjährige Erfahrungen bewährten Grundjäge der be= 
ſtehenden Unfallverjicherungsgejege an. Ansbejondere ſind als Träger der Unfall: 
versicherung auch hier Unternehmerverbände vorgejehen, und die Höhe der Unfalls 
vente toll auch bier nach dem Jahresarbeitsverdienit bemejlen werden. Immer— 
bin aber mußte manches neu geitaltet werden. Zu einem Theil jind die ab— 
weihenden Beltimmungen durch die Gigenart der neu zu erfaflenden Betriebs— 
zweige bedingt; zu einem anderen Theil aber handelt es jich um jolche Abänder- 
ungen, welche durch die Erfahrungen bei der Handhabung der Unfallverjicherung 
ch allgemein als wünjchenswerth herausgeitellt haben, und die daher auch für 
den bisherigen Bereich der Unfallverficherung durchzuführen jein werden, wozu 
ein gleichzeitig vorzulegender zweiter Geſetzentwurf beitimmt ift. 

III. Die Abweichungen der eriteven Art, die nur für den vorliegenden Ent- 
wurf Bedeutung haben, beziehen ſich hauptfächlih auf die Organiſation ſo— 
wie auf Das Verfahren bei Aufbringung der Beiträge und bei Berechnung 
der Entjchädigungen. 

1) Unter den für die Erweiterung der Unfallverjicherung ins Auge gefaßten 
Verrieben 2c. gibt es wohl manche, für die eine auf Selbitverwaltung begründete 
berufsgenofjenichaftlihe Organifation anwendbar und in gleihem Maße empfehlens— 
werth erjcheint, wie bei den bereits vorhandenen Bernfsgenofjenfchaften. Für 
den größeren Theil der bier in Betracht fommenden Betriebe des Handwerks 
und Kleingewerbes, jowie für die Fiſcherei und die Heine Seejchiffahrt fehlt es 
aber an den dazu nothwendigen Vorausiegungen. Die Erfahrungen bei den be= 
ſtehenden Berufsgenoijenfchaften haben gelehrt, daß die beruisgenofjenichaftliche 
Terwaltung fich für den Verfehr mit einer großen Zahl fleiner Betriebsunter- 
nehmer nicht eignet. Dieſe Unternehmer sind vielfach nicht im jtande, den 
Anforderungen in Bezug auf Lohnnachweiſungen und jonjtige Meldungen, welche 
nah Gejeg und Statut von jedem Genoſſenſchaftsmitglied verlangt werden 
müſſen, zu genügen. Hierdurch wird ein überaus umfangreicher Schriftwechiel 
und eine derartige Arbeitslajt verurjacht, daß bei einzelnen bejonders betroffenen 
Berufsgenofjenichaften die gejammten Beiträge, welche von Unternehmern jolcher 
tleinbetriebe der Genofjenichaft zufließen, nicht ausreichen, um die durch dieje 
Verriebe verurjachten Verwaltungskoſten zu deden. Die aus fjoldhen Betrieben 
herrührenden Unfalllaiten müflen infolge dejien von den größeren Betrieben allein 
getragen werden. Wollte man nun die Unfallveriicherung des Handwerks und 
des Hleingewerbes in der Art durchführen, daß dieje Betriebe an bereit bes 
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ſtehende Berufsgenofjenschaften angejchloffen werden, jo würde dies für die lepteren 
wegen der großen Zahl der hinzutvetenden Kleinbetriebe große Unzuträglichkeiten 
zur Folge haben und mindejtens bei einem Theil der Berufsgenojjenjchaften einer 
ihwer iüberwindlichen Abneigung begegnen; und auc die Heineren Betriebsunter: 
nehmer ſelbſt würden von der berufsgenoflenichaftlihen Verwaltung jchon un 
deswillen nicht voll befriedigt werden, weil jie in derjelben neben den Unter: 
nehmern der Großbetriebe nicht ausreichend zur Geltung kommen würden. Wollte 
man aber dazu übergehen, für die neu zu verjichernden Kleinbetriebe allgemein 
neue Berufsgenoflenichaften zu bilden, welche begriffsmäßig doch nur denſelben 
oder verwandte Betriebsziveige umfafjen dürften, jo würden die vorher hervor: 
gehobenen Webelltände ſich noch in erhöhtem Maße zeigen. Bei der Kleinheit 
der überwiegenden Mehrzahl der in Betracht kommenden Betriebe wiirde eine 
Berufsgenofjenichaft, Schon um die genügende Leiltungsfähigfeit zu befigen, nur 
für jehr große Bezirke gebildet werden fünnen. Je größer aber der Bezirk und 
die Zahl der Betriebsunternchmer, deſto jchwieriger und koſtſpieliger die Ver— 
waltung, und um jo weniger geeignet für die Unternehmer Kleiner Betriebr. 
Schon die Gewinnung einer gemügenden Zahl von Mitgliedern, welche befähigt 
wären, dem im geiftiger und finanzieller Beziehung nicht unerheblichen Anforder: 
ungen einer ehrenamtlichen Verwaltung der Berufsgenoflenjichaft gerecht zu werden, 
würde jchwierig oder unmöglich fein. Zwar joll keineswegs in Abrede gejtellt 
werden, daß es auc im Handwerk und jonjtigen Kleinbetriebe Perjonen gibt, 
welche die Dazu erforderliche VBorbildung, geichäftlihe Gewandtheit und Opfer— 
willigfeit bejigen. Immerhin jedoch wird die Zahl diefer Perſonen ſchon um 
deswillen bejchränft ſein, weil es den Eeineren Berriebsunternehmern, die noch 
mehr als die größeren auf Mitarbeit im Betrieb angeiwiejen Find, in Der Negel 
an der für Diefe mühjame Verwaltung erforderlichen Zeit mangeln wird. Je— 
Fleiner aber die Zahl der Perſonen jein würde, welche fir die berufsgenoflen: 
ichaftlihen Ehrenämter in Betracht fommen fünnten, deito geringer wäre natur: 
gemäß auch die Möglichkeit einer Auswahl, wie jie für das Maß von Eimwirfung, 
das den einzelnen Mitgliedern der Genofjenichaft auf die Verwaltung ihrer ge: 
meinjamen Ingelegenbeiten zuſteht, von erheblicher Bedentung tt. Damit aber 
wirde eine der wichtigiten Grundlagen für die Selbjtverwaltung in Berufs: 
genoſſenſchaften fortfalten. 

Tiefe Erwägungen haben dazu geführt, für die Erweiterung der Unfall— 
verjicherung als Regel die Errichtung von örtlichen Unfallverficherungsgenofien: 
ichaften in Aussicht zu nehmen, wie dies aus ähnlichen Gründen bei der land- 
und forſtwirthſchaftlicheu Unfallverficherung, jowie bei der Invaliditäts- umd 
Alteröverjicherung geicheben iſt. Nach dieſen Vorgängen jollen auch die der 
Unfallverjiherung hinzutretenden Betriebe im allgemeinen bezirksweiſe ohne 
Scheidung der in den örtlichen Bezirken vertretenen Berufsziweige organiſirt. 
und die Verwaltung der neuen Ginrichtung den Kommunalverbänden mit ihren 
bereits geichulten Kräften übertragen werden. Tb etwa, falls eine bezirksweiſe 
Trganijation des Kleingewerbes in Dandwerferfanmern, Fachgenoſſenſchaften oder 
ähnlichen Körperichaften eingeführt werden jollte, dieſen Körperjchaften die Ver: 
waltung der Unfallverficherung im Bereich des Nleingewerbes zu übertragen 
wäre, muß jpäterer Erwägung vorbehalten werden. 

In bezirksweiſe zu errichtenden Unfallverficherungsgenofjenichaften wird es 
gelingen, örtliche Organe für möglichht Heine Bezirke einzufegen — ein für Die 
Herabminderung der Verwaltungsfoiten und die jchnelle Erledigung der Geſchäfte 
wichtige8 Ergebniß, welches bei berufsgenoſſenſchaftlicher Urgantjation nicht zu 
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erreichen wäre, weil dann für jeden Ort eine mehr oder weniger bedeutende 
Zahl von verſchiedenen Berufsgenofienichaften mit gefonderten ehrenamtlichen 
Genoſſenſchafts- und Seftionsvorjtänden, Vertrauensmännern und Sciedsgerichten 
in Thätigkeit zu treten hätte, — Bei der vorgefchlagenen Organifation fönnen 
ferner manche bereits bejtehenden Einrichtungen, namentlich die Schiedsgerichte 
der Invalidität: und Alteröverficherung, benutt werden, Die nach ihrer Zuſammen— 
jegung auch für die hier fragliche Rechtſprechung geeignet find. Hierdurch werden 
umſtändliche Gejchäfte, insbeſondere bei der Wahl von Beifigern, entbehrlich. 

Endlich gewährt die Errichtung von bejonderen örtlichen Unfallverficherungs: 
genoftenichaften die Möglichkeit, ſolche Berufsgenofjeufchaften, welche unter der 
Geſchäftserſchwerung durch Kleinbetriebe leiden, von letzteren zu entlajten und 
ihnen Dadurch zu fräftigerem Gedeihen zu verbelfen. Infolge einer derartigen 
Ausicheidung würden zugleich manche für die Verwaltung der neuen Genoſſen— 
schaften bejonders geeignete Kleingewerbetreibende verfügbar werden, denen ihrer: 
jeit® Die Aufhebung der ihren Verhältniſſen nicht entiprechenden Berbindung mit 
der großinduſtriellen Berufsgenofjenichaft willkommen fein wird. 

Die Leitung der Geichäfte des Vorſtandes der Unfallverjiherungsgenofjen= 
schaften wird ebenjo, wie bei den Verſicherungsanſtalten fir Invaliditäts- und 
Altersveriicherung einem Beamten zu übertragen und ähnlich wie den landwirth: 
ichaftlichen Berufsgenofjenichaften nach $ 26 Abſatßz 3 des Geſetzes vom 5. Mat 
1886 wird den neuen Genoſſenſchaften die Möglichkeit zu eröffnen ſein, Die 
ganze Verwaltung, ſoweit fie dem Boritande zuftehen würde, auf Behörden oder 
Beamte, oder auf den Vorſtand der Jnvaliditäts- und Altersverficherungsanitalt, 
oder auf die mit der landiwirtbichaftlichen Unfallverſſcherung betrauten Organe 
der Nommumalverwaltung zu übertragen. Hierdurch kann zugleich eine Vereins 
fahung der Urgamiation in dem anderen Zweigen der Arbeiterverficherung 
herbeigeführt werden, indem die Bezirke verſchiedener Werficherungsverbände den 
gleichen räumlichen Uinfang erhalten und die Verwaltung Diefer Verbände in der- 
jelben Hand vereinigt wird. 

Für einzelne unter den Entwurf fallende Betriebszweige werden die gegen 
eine berufsgenofjenichaftlicde Urganijation geltend gemachten Gefichtspunfte aller: 
dings nicht in vollem Umfange zutreffen. Für dieſe joll eine joldye Organijation, 
jofern te den Wünſchen der Berbeiligten etwa entiprechen follte, ſei es durch 
Bildung neuer, fei es durch Anſchluß an beitebende Berufsgenoſſenſchaften, wicht 
ausgeichloffen jein. So könnte an eine neue Berufsgenoſſenſchaft der Gaſtwirthe 
gedacht werden; bei Staufleuten, welche Waaren im Freien ıc. lagern, fünnte der 
Wunſch beitehen, jid der Speditions:, Speichereis und Kellerei-Berufsgenofien= 
jchaft auzuſchließen; den Verhältniſſen der Apothefer möchte vielleicht eine Ver— 
bindung mit der chemischen Induſtrie entiprehen. Auch fir einzelne, bejonders 
kräftige und gut organilirte Handwerfe fann die Bildung von Berufsgenoſſenſchaften 
in frage fommen, Für devartige Fälle will der Entwurf die Berficherung in Berufs 
genojienichaften zulaſſen, deren Mitglieder dann natürlich der Bezirksgenoſſenſchaft 
nicht angehören würden. Die Beſchlußfaſſung daritber, inwieweit die eine oder die 
andere Organijation zu wählen it, wird dem Bundesrath zu übertragen jein. 

2) Bei der Unfallverfiherung für die Industrie, die Land- und Forſtwirth— 
ſchaft und die Seeichifffahrt beiteht gegemmärtig das Umlageverfahren, nach welchen 
in jedem Jahre außer Anfammlungen für einen Reſervefonds nur der Jahres— 
bedarf der Entichädigungsbeiträge, nicht deren Kapitalwerth aufgebracht wird. In 
jedem neuen Jahre find dann außer den neu zugebenden Renten noch die Jahres— 
beträge der Renten aus den vorhergehenden Jahren mit Ausnahme der inziwiichen 
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fortgelaufenen NWentenbeträge aufzubringen. Bei dem Umlageverfahren wird 
alfo nur ein Kleiner Theil des Kapitalwerths der in jedem Jahre erwachjenden 
Rentenbelaſtung jofort erhoben, der größere Theil in die Zukunft verlegt. Die 
Folge hievon it, daß die Jahreslaſten in der eriten Zeit nur gering find, 
jedoch bis zur Grreihung des Beharrungszuitandes fortwährend anmachien. 
Schon in dem Bauslinfallveriicherungsgejege vom 11. Juli 1887 iſt das Um— 
lageverfahren für die Tiefbaus und Negiebaubetriebe verlajien, weil hier eine 
Gewähr für den dauernden Beitand der einzelnen Betriebe, wie jie eine mehr 
oder weniger umfangreiche und Eojtipielige Fabrifanlage giebt, nicht vorhanden 
it. Es erichien geboten, von Unternehmern, welche ihre Betriebe oft nur auf 
furze Zeit ins Yeben rufen, um ſie fodann aufzulöjen, für die aus Diejen Bes 
trieben herrührende Belaltung der Berufsgenofien die Kapitaldeckung zu fordern. 
Derjelbe Grund jpricht aud bei der überwiegenden Zahl der jept in Betracht 
kommenden Betriebe dafür, die Kapitaldedung als Negel vorzujchreiben. Nament- 
lich im Handwerk und im Kleingewerbe jowie im Kleinhandel haben die ohne 
erheblichere Geldmittel eröffneten Betriebe nicht ſelten nur geringen Beltand; 
die Unternehmer treten vielfady wieder in die Neihe der Arbeiter, Gejellen, Ge— 
hilfen ꝛc, aus der jie hervorgegangen jind, zurück. Ver Betrieb wird dann 
eingeitellt, ohne von einem anderen Unternehmer fortgejegt zu werden. Gewiſſe 
Zweige des Handwerks unterliegen überdies einer weitreichenden Aufſaugung 
durch die Großinduſtrie. Es fehlt hiernach an jener Solidarität der zukünftigen 
mit den jegigen Betriebsunternehmern, welche eine Dinausichiebung gegemmwärtiger 
Saiten auf jpätere Generationen, eine Belaftung der Zukunft zu Gunſten Der 
Gegenwart, wie fie von dem Umlageverfahren untrennbar it, rechtfertigen fünnte. 
Dieje Belajtung der Zufunft könnte ſich für wirtbichaftlich jchwächere Unternehmer 
ſchon nadı wenigen Jahren als gefährlich herausjtellen. Solche Unternehmer 
werden eher eine gleichbleibende Beitragslait tragen fünnen, auch wenn ſie für 
die eriten Jahre höher it. Zu hoch wird dieſe Belaitung für die unter den 
Entwurf fallenden Unternehmen jchon um deswillen nicht werden, weil jie ſich 
nach der Zahl der beichäftigten Perjonen richtet, die bei den in Rede jtehenden 
Betrieben meiſt nur gering jein wird. 

Soweit wirthichaftlich jtärfere Unternehmer in Berufsgenoflenfchaften zuſammen— 
gefaßt werden jollten, etwa beim Handelsgewerbe, bei der Gajtwirthichajt u. a., 
kann ausnahmsweiſe die Umlegung des Jahresbedarfs zugelaiten werden. 

3) Es ericheint nothiwendig, die Anforderungen an die Betriebsunternehmer 
hinjichrlich der für die Genoſſenſchaft zu liefernden Nachweijungen möglichſt ein= 
zufchränfen. Dies it jowohl bei der Beitragserhebung, wie bei der Feitiebung 
der Entjchädigungen möglich. Bei der Beitragserhbebung fann von der für die 
Industrie geltenden Grundlage, nämlich der Yohnhöhe, in der Negel abgeſehen 
werden, wenn in Anlehnung au die für die Land» und Foritwirthichaft und für 
die Seeichiffahrt beitehenden Grundſätze nur die Zahl der in jedem Betriebe 
bejchäftigten Wollarbeiter zu Grunde gelegt, oder wenn, was zuweilen noch ein— 
facher jein wird, die Beiträge in Form eines Zuſchlags zu öffentlichen Nbgaben 
erhoben werden. Dies ilt bei den unter den Entwurf fallenden Betrieben um 
jo unbedenkliher, als die Höhe des Lohns der einzelnen Werficherten bier meijt 
nur geringe Unterichtede zeigen und nur geringen Schwankungen unterliegen 
wird. Wenn die Zahl der Bollarbeiter ähnlich wie nach $ 36 des landwirth— 
Ichaftlichen Unfallverticherungsgejebes und nad $ 34 des See-Unfallverſicherungs— 
geiepes durch Schäßung für jeden Betrieb ermittelt wird, jo bedarf es der Ein— 
reichung vegelmäßiger, für die Unternehmer fältiger Jabresnachweilungen über 
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die bejchäftiat gewejenen Perſonen und Die von denjelben verdienten Löhne und 
Gehälter nicht. 

Was die Unterlagen für die Entichädigungen der Verlepten betrifft, jo tt ſchon 
im landwirthichaftlichen Unfallverficherungsgejeh, abweichend von dem imdujtriellen 
Unfallverjicherungsgeieg, welches regelmäßig die individuellen Yohnverhältniffe der 
Verlegten berücitchtiat, von Durchichnittsiägen fir männliche und weibliche, erwachiene 
und jugendliche Arbeiter ausgegangen. In gleicher Weiſe iind entiprechend den ein- 
fachen Verhältnifien vieler bei dem Entwurf in Betracht kommender Betriebe, auch 
bier Durchichnittsjäge in Ausjicht genommen, für deren Bemeſſung die VBorjchriiten 
der Nranfenverficherung vielfach einen brauchbaren Anfnüpfungspunft bieten. 

IV. Tie zweite Gruppe von Abänderungen gegenüber dem gegenwärtigen 
gejeglichen Zuftand umfaßt diejenigen Werbejjerungen, die jich bei der Handhabung 
der beitehenden Unfallveriicherungsgeieße als Bedürfniß herausgeſtellt haben, und 
die auch in dem bisherigen Bereich dev Unfallveriicherung eingeführt werden jollen. 
Hierher gehören — neben der bereit erwähnten Ausdehnung der Verlicherung 
auf die gefammte Nrbeitsthätigfeit ſolcher verſicherter Perſonen, die auch im Haus— 
halt x. des Arbeitgebers bejchäftigt werden — hauptſächlich: 

die geſetzliche Berechtigung der kleinen Betriebsunternehmer zur Selbſtver— 
liherung (S 4 Abſatz 1); 

die Zulaſſung ftatutarischer Eritredung der Unfallverficherung auf Genoſſen— 
ihaftSbeamte und auf Perjonen, die ohne im Betriebe beichäftigt zu jein, 

die Betriebsitätte beſuchen (8 4 Abſatz 4 und 5); 

einige Erweiterungen in der Fürſorge fir die Verlepten und deren Hinter: 

bliebene (SS 11, 16 Ziffer 2 Abjag 2, Abſatz 3 litt. b ımd e, 105); 

der Anjprudy des Entihädigungsberechtigten auf Anhörung vor der Feititellung 

der Entihädigung ($ 87 Mbjab 3): 

Vorfehrumgen für eine jchleunige vorläufige Verjorgung des Verlegten, wenn 

es ſtreitig tt, welcher Genoſſenſchaft ıc. die Zahlungspflicht obliegt (8 92); 

Zulaffung einer antheiligen Belaltung mehrerer Genoſſenſchaften mit der Ent— 

ihädigung für einen Unfall ($ 99); 

Zulafiung der Kapitalabfindung fir geringe Nentenbeträge (8 105); 
Entlattung des Neichs-Verliherungsamts von einer Anzahl minder wichtiger 

Sejchäfte, die zur Uebertragung an untere oder höhere Verwaltungsbehörden 

geeignet jind (SS 77 Abſatz 5, 135 Abjag 2); 

Erſetzung des auch auf thatjächliche Gründe zu ſtützenden Rekurſes durch das 

enger begrenzte Rechtsmittel der Reviſion ($ 97); 

Einführung einer theilweife aufichiebenden Wirkung der Nechtömittel ($$ 97 

Abjap 1, 102 Abſatz 5); 

Beihränfung in der Bejegung der Spruchlammern des Reichs-Verſicherungs— 

amts und der Schiedsgerichte mit Beiſitzern (88 81, 120). 

Wegen der näheren Begründung diejer Abänderungen wird auf die Bemer- 
fungen zu den einzelnen Paragraphen Bezug genommen. 


Befonderer Theil. 
Zu den einzelnen Paragraphen des Gejegentwurfs iſt Folgendes zu bemerfen: 
Bu 81. 
Nah den Ausführungen im allgemeinen Theil der Begründung kommen 


für die Erweiterung der Unfallverjicherung alle noch nicht verjicherten Betriebe 
in Betracht, in2bejondere dad Handwerk und jonjtige Kleingewerbe, das Handels— 
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gewerbe, und zwar jowohl der jtehende Gewerbebetrieb als auch der Gemwerbe- 
betrieb im Umherziehen (von Haujierern, wandernden Kunjtreitern, Seiltänzern 2c.), 
die Sajtwirthichaft, die Fiſcherei auf offener See und an den Küſten, ſowie in 
Binnengewäſſern, legtere, ſoweit fie nicht al® Nebenbetrieb, etwa der Land» und 
Foritwirthichaft, bereits unter die Verficherung fällt, ferner die Seeſchiffahrt mit 
Fahrzeugen bis zu 50 cbm Naumgehalt. Im ihrer allgemeinen Fallung wird 
die in $ 1 vorgeichlagene Beltimmung auch zur Ausfiüllung Keiner Lücken dienen 
die bei der Handhabung der bisherigen Geſetze ſich gezeigt haben, z. ®. hinficht- 
lich der Verjicherungspflicht Heiner Torfitiche, Ziegeleien und Brauerein. 

Neben den Arbeitern jind, nach dem VBorgange des Invaliditäts- und Alters: 
verjicherungsgejebes, Gejellen, Gebilfen und Lehrlinge genannt, weil außer den 
eigentlichen Handarbeiten auch alle diejenigen Hilfsperionen von Gewerbetreibenden 
umfaßt werden jollen, die den Arbeitern in jozialer Beziehung annähernd gleich 
jtehen. In zweifelhaften Fällen wird die Enticheidung über die VBerficherungsprlicht 
in Anlehnung an die Musführung des bezeichneten Geſetzes getroffen werden 
fünnen, 

Die Verſicherung erſtreckt fich nicht nur auf die Berhäftigung im Betriebe, 
jondern, wie im allgememen Theil dargelegt, auch auf häusliche und andere 
Nebenbejchäftigungen, zu denen verficherte Perfonen von ihren Arbeitgebern oder 
deren Beauftragten herangezogen werden. 

Neben Arbeitern, Gejellen, Gehilfen und Lehrlingen, ſowie den Betriebs: 
beamten bis 2000 M. Jabhresarbeitsverdienit find, mit der gleichen Beſchränkung 
Werkmeilter und Tecnifer nach dem Vorgang des Krankenverſicherungsgeſetzes 
in der Faſſung des Geſetzes vom 10. April 1892 (Reichs.-Geſetzbl. S. 397) 
bejonderd aufgeführt, weil über die Stellung dieſer Perjonen Zweifel ent: 
ſtanden jind. 

Unter die im Abjab 1 aufgeführten Gebilfen und Lehrlinge rechnet der 
Entwurf die der Verlicherungsprlicht bisher noch nicht unterworfenen Handlungs: 
gehilfen und Lehrlinge. TDiejelben werden binfichtlich der Grenzen ihrer Ver: 
jiherungspflicht ebenjo wie die Betriebsbeamten zu behandeln jein, da ſie bei 
einen 2000 JH. überiteigenden Sahreseinfommen im allgemeinen in der Lage 
jein werden, durch eigene Kraft und aus eigenem Antriebe für ihre Zukunft zu 
jorgen. 

Der legte Abſatz entipricht dem 8 3 Abſatz 1 des Gejepes vom 6. Juli 
1884; mur joll in Anlehnung an die Kranken-, jowie die Invaliditäts- umd 
Altersvericherung bei Naturalbezügen nicht mehr der Drtsdurchichnittspreis, 
jondern der Werth in Anſatz gebracht werden, wie derfelbe von der unteren 
VBermwaltungsbehörde bereits für den Geltungsbereih der bezeichneten Geſetze 
geitgejeßt worden it. 

Zu $ 2, 

Neichd-, Staats: und Kommunalbeamte, jorwie die vom Neid, dom Staat, 
oder einem Kommunalverbande bejchäftigten Arbeiter waren biöher der Unfall— 
verficherung nur dann unterworfen, wenn fie in einem Betriebe, d. 5. in einem 
Snbegriff fortdauernder wirthichaftlicher Thätigkeiten bejchäftigt wurden. Unver— 
jihert war dagegen die Beichäftigung bei der jogenannten Negiminalvermwaltung, 
welche insbejondere die obrigfeitlihe Verwaltung beziehungsweife die Verwaltung 
des Gemeindeweſens als jolhen umfaßt. Hierzu gehört unter anderem die Be: 
ihäftigung in den Bureaur und den Kanzleien, als Hausdiener, Portier, bet der 
Bedienung von Heizungs: und Beleuchtungsanlagen, die Bewachung von Arrejtanten, 
der Transport von Gefangenen, der Bolizeis und Sicherheitädienft, der Grenz: 
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bewahungsdienit u. ſ. w. Much dieſe Thätigfeiten fönnen unter Umſtänden mit 
ähnlicher Unfallgefahr verbunden fein, wie die Beichäftigung in den wirthichaftlichen 
#etrieben der Gemeinden 20. ıc., wie den Gemeinde-Gasanſtalten u. ſ. w., oder 
ın anderen durch dieſes Geſetz Für verficherungspflidtig erklärten Betrieben. 
Aus diefem Grunde joll der Neichd-, Staats: und Kommunaldienſt der Beichäfti- 
ung in Berrieben ($ 1 Abjaß 1) gleichgeitellt werden. Die Folge hiervon wird 
jein, daß das Reichsgeſetz, betreffend die Unfallfürforge für Reichsbeamte und 
Berimen des Soldatenttandes, vom 15. März 1886 (Reichs-Geſetzbl. ©. 53) 
auch auf die in Der Negiminalverwaltung bejchäftigten Beanıten Anwendung 
fudet. Denn da der $ 1 des Gejeßer vom 15. Mär; 1886 auch Betriebe, 
die erſt nach deſſen Erlaß fiir verficherungspflichtig erklärt jind, mitumfaßt, jo 
selten deſſen Beſtimmungen auch für die durch ein jpäteres Geſetz den Betrieben 
gleichgeitellten Beihäftigungszweige, und ziwar für den Neichsdienit nach SS 1 ff., 
für den Staats und Kommunaldienſt, joweit für die im demjelben bejchäftigten 
Bermten Durch die Yandesgejeßgebung oder durch ftatutariiche Feitiegung eine 
gleihwerthige Fürforge wie für NeichSbeante getroffen it, nach 8 12 des Ge— 
ſehes vom 15. März 1886. Zur Vermeidung von Zweifeln jind diefe Wirkungen 
ver Vorſchrift des Abjag 1 in Abjab 2 des $ 2 des Entwurfs ausdrücklich her— 
vergehoben. 

Staats- und Kommunalbeamte, für die eine Fürſorge im Sinne des 8 12 
des Geſeßes vom 15. Mär; 1886 nicht getroffen iſt, fallen im allgemeinen 
‚bemio wie Die im Reichs-, Staats- und Kommunaldienſt bejchäftigten Arbeiter ꝛc. 
anter die Beſtimmungen des vorliegenden Geſetzentwurfs, und zwar in Anjehung 
des Reichs- und Staatsdienjtes mit den aus SS 5 und 69 ſich ergebenden 
beionderen Maßgaben. 

Die Ausdrücke „Anstalten und VBeranjtaltungen zu religiöjen u. |. w. Zwecken“ 
| ind ın ihrer weiten Faſſung gewählt, um alle derartige Einrichtungen, im denen 
| one mit erhöhter Unfallgefahr verbundene Thätigkeit vorlommen fann und in 
denen Perfonen der im 8 1 gedachten Art bejchäftigt werden, zu begreifen. 
\ zo ıt unter den Wnitalten zu veligiöjfen Zwecken auch der Kirchhofsbetrieb 
| emihließlih der Thärigfeit des Todtengräberd, unter den Anſtalten zu gemein— 
rugigen Zwecken auch der Betrieb der Feuerwehren u. ſ. mw. zu veritehen. Bei 
anzelnen drejer Berufsziweige it ein Theil der Thätigfeit ſchon jegt verſicherungs— 
lihtig, 3. B. bei Todtengräbern die gärtnerische Initandhaltung der Kirchhofs— 
anlagen, in Krankenhäuſern und Bade-Anitalten die Bedienung von Dampfkeſſeln 
ad Raichanjtalten mit Dampfbetrieb. Dafür daß in ſolchen Fällen die Unfall: 
veriicherung einheitlich durch eine der in Betracht fommenden Organijationen durch— 
geaüuhre wird, iſt durch Beſtimmung in 8 7 gejorgt. 


Zu $ 3. 

Unter dem bei dem vorliegenden Entwurf in Betracht kommenden Betriebs: 
men find Betriebszweige mit nur geringer Unfallgefahr in größerer Zahl als im 
Seltungsbereich der früheren Unfallverjicherungsgejege vertreten. Außer einzelnen 
detrieben des Handwerks und des Kleingewerbes (Schneidern, Schuhmachern, Hand» 
tuhmahern, Webern u. a.) gilt dies auch von folchen Handelsbetrieben, in denen 
eusſchließlich Schreibarbeit verrichtet wird (Banfgejchäften, Verſicherungsgeſchäften). 
Ganz ohne jede Unfallgefahr jind freilich auch dieje Betriebe nicht; indejjen wird 
des mit ihnen verbundene Maß von Unfallgefahr dasjenige, dem jeder Menjch 
m gewöhnlichen Leben ausgejegt ijt, in der Regel nur unweſentlich oder auch 
gar nicht überfteigen. Da die Fürſorge für VBerlegungen, wie jie das gewöhnliche 
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Leben mut Tich bringt, außerhalb der mit der gejeplichen Unfallverjicherung ver: 
verfolgten Zwecke liegt, jo muß die Möglichkeit vorhanden fein, die mit beionderer 
Gefahr nicht verbundenen Betriebe von der Verficherungspflicht auszuſchließen 
Die hierbei in Betracht kommenden Betriebe durch das für die Dauer beitimmte 
Geſetz abzugrenzen, wäre mißlich. Vielmehr empfiehlt es fich, die dem Bundes: 
rath im S 1 Abſatz 7 des Unfalverficherungsgejeßes vom 6. Juli 1884 einge: 
ränmte Ausſchließungsbefugniß ibm auch Für den Geltungsbereich des Entwurfs 
zu übertragen, Dabei jedoch den Umfang der Befugniß etwas zu erweitern. 
Nach jeder Beſtimmung kann nämlich die Verſicherungspflicht nur unter der Voraus: 
ſetzung ausgeichloffen werden, daß die auszujchliegenden Betriebszweige mit Unfall: 
gefahr für die darin bejchäftigten Perſonen überhaupt wicht verfnüpft ſind. Diele 
Beſtimmung iſt bisher nicht zur Amvending gefonmen. Da ste für Die im 
Entwurf behandelten Betriebe von weit größerer Bedeutung iſt, als für Die faſt 
durchweg mit mehr als gewöhnlicher Unfallgefahr verbundenen Anduftriebetriebe, 
jo ſoll nad dem Entwurfe Schon beim Fehlen einer „beionderen“ Untallgefahr 
die Ausichliefung der Verficherungspflicht erfolgen fünnen. 


Zu S 4. 

Die Betrieböunternehmer in den ımter” den Entwurf fallenden Betrieben, 
namentlich Denen Des Handwerks und des Nleingewerbes, der Fiſcherei zc., ſind 
vielfach wirthichaftlich nicht in weſentlich günitigerer Lage, als die von ihnen 
beichäftigten Perjonen, bei regelmäßiger Mitarbeit aber mindeſtens der gleichen. 
oft jogar emer größeren Unfallgefahr wie die lepteren ausgeſetzt, weil ſie als 
Meiiter die ſchwierigſten Arbeiten ſelbſt auszuführen genöthigt ſind. Es it 
unbillig, joldhe Unternehmer geſetßzlich anzuhalten, daß Nie ihre Arbeiter verlichern, 
wenn man ihnen nicht kraft Geſetzes die Befugniß giebt, sich jelbit in gleicher 
Weile jicher zu ſtellen. Aehnliche Ermägungen haben bereits bei der landwirth— 
ichaftlichen Unfallverficherung ($ 2 des Gejeges vom 5. Mai 1886) ſowie bei 
der Seeslinfalljicherung (S 4 des Geſetzes vom 13. Juli 1887) dazu geführt, 
den Unternehmern, jorern ihr Jahresarbeitsverdienit 2000 He. nicht überiteigt, 
das Hecht der Selbitverficherung beizulegen, und die gleiche Befugniß haben 
nah) SS 2, 48 des Bauslinfallveriicherungsgejeges vom 11. Juli 1887 Die 
kleineren Unternehmer in den Baubetriceben. 

Die Möglichkeit der Ausdehnung der Verficherungspflicht auf Betriebsunter: 
nehmer und Betriebsbeante durch Bundesrathsbeichluß oder Statut iſt im älteren 
Unfallverficherungsgejeßen nachgebildet. Dabei jmd im Abſatz 3 aus den bei 
$ 1 dargelegten Gründen neben den Betriebsbeamten die Werfmetiter, Techniker 
und Dandlungsgebilfen erwänt. 

Der Abjap 4 trägt dem von verichiedenen Seiten hervorgehobenen Bedürfniſſe 
Rechnung, auch die Organe und Beamten der Unfallverficherungsgenosfenichaften 
und Berufsgenofienfchaften gegen die Unfallgefahr zu verfichern, welcher te beim 
dienstlichen Bejuche der veriicherungspflichtigen Betriebe und überhaupt in ihrem 
Berufe (z. B. auf Dienitreiien) ausgejegt find. Als „andere Perſonen“ fonnten 
fie ſchon nach $ 2 des IUnfallveriicherungsgefeges vom 6. Juli 1884 von den 
einzelnen Unternehmern für deren Rechnung verfichert werden; Hierdurch aber 
wird dem Bedürfnig jchon um deswillen nicht gemügt, weil es praftiich undurch— 
führbar it, daß jeder einzelne Betriebsunternehmer, deſſen Betrieb ein Nor: 
tandsmitglied oder ein Beamter der Senofjenjchaft betritt, für ſolche vorüber— 
gehende Fälle die Werjicherung berbeiführt. Es iſt unbedenklih, die Träger 
dev Verficherung zu ermächtigen, die bezeichneten Perjonen fortan für Ned: 


y nei 
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nung Der Unfallveriicherungsgenortjenfchaften und Berufsgenoſſenſchaften zu verjichern. 
Tie Durchführung der Verficherung wird dabei dem Vorſtande zufallen. Die nähere 
Regelung dev Bedingungen für derartige Verficherungen it dem Statut zu überlafien. 

Eine weitere, dem praftiichen Bedürfniß entiprechende Ausdehnung erfährt 
die Wufullverjicherung der einem Betriebe nicht angebörenden Perjonen durch die 
Beitimmung in Abjap 5. Den Gefahren des Betriebs find mancherlei theils 
anderweit gegen Unfall verjicherte, theils überhaupt nicht veriicherte Perjonen 
oft jogar in vegelmäßiger Wiederkehr, ausgejept. Hierhin gehören 3. B. Frauen, 
die den Arbeitern das Mittagejjen bringen und dabei mit Berriebsernrichtungen 
in Führung kommen, Speditenre, Fuhrleute, Montenre, Boten, die Gegenitände 
in fremden Betriebsräumen abliefern, die Zuhörer in einem Erperimentalfurius oder 
Iheilnehmer am Unterricht in einer Lehrwerkſtatt. Das Bedürfniß nad einer 
Verſicherung ſolcher Perſonen wird wicht in allen Betriebszweigen gleihmäßig 
bervortreten und von den in Mede jtehenden Perſonen jelbit vielfach kaum 
empfunden werden. Zu ihrer allgemeinen Berjicherung durch das Gejep liegt 
jonach ein ausreichender Anlaß nicht vor. Dagegen haben unter Umjtänden die 
Unternehmer verlicherungspflichtiger Betriebe ein berechtigtes Intereſſe daran, daß 
fie nicht neben den Anfprüchen, welche die öffentlichrechtliche Verſicherung an ſie 
itellt, weiteren Anjprücen ausgelegt bleiben, die von nicht unter die Unfall— 
verficherung fallenden PBerfonen wegen der Folgen von Betriebsunfällen auf Grund 
der Vorjchriften des bürgerlichen Nechts über Schadenerjag und Haftpflicht erhoben 
werden fünnen. Die Bejorgniß vor Ansprüchen der legteren Art it im manchen 
Berriebszweigen neuerdings ſtärker hevvorgetreten und hat eine gewiſſe Beunruhigung 
in Unternehmerkreiſen hervorgerufen. Es ericheint deshalb rathſam, Die Aus: 
dehnumg der Unfallverficherung auf nicht im Betriebe beichäftigte, aber die Bes 
triebsjtätten bejuchende Perſonen durch jtatutarische Beſtimmung zuzulaſſen. Neben 
dem Unternehmer des Einzelnen Betriebes köunen auch bier, wie in den Fällen 
des Abiag 4, die Genojlenichaftsvoritände als die geeigneten Beriicherungsnehmer 
in Betracht fommen, legteres 3. B., wenn eine Wereimgung von Fachgenojien 
oder von Studivenden auf Anregung des Vorſtandes zur Beſichtigung von Betrieben 
zugelaſſen wird. 

Die nähere Beſtimmung des Umfangs und die jonftigen Einzelheiten diejer 
Verficherung kann ebenfall3 der ſtatutariſchen Negelung iberlafjen bleiben. 

Die noch weitere Ausdehnung der PWerficherung auf umbejtimmte Kreiſe 
von Perſonen, 3. B. ſolche die beim Vorübergehen auf der Straße durd) Betriebs— 
vorgänge verlegt werden (Rajlantenverlegung), würde nicht unbedenklich fein. 
Tie Sicherung gegen Uebertreibung und Mißbrauch der in Abjag 5 zugelafjenen 
Regelung it in der dem Neichsverficherungsant vor der Genehmigung der 
Statuten (58 27, 29) obliegenden Prüfung zu finden. 

Zu 85. 

Der $ 5 führt die als Träger der Unfallverficherung dienenden Körper: 
haften anf, die, wie bereit3 im allgemeinen Theil erwähnt, verichieden gejtaltet 
werden müfjen. Vorweg fcheiden, wie auch nad) den bisherigen Unfallverjicherungs:- 
gejegen, die Betriebe des Reichs und der Bundesitaaten aus; fie werden ciner 
gejonderten Verwaltung durch Ausführungsbehörden (SS 69, 70) umteritellt. 
Indeſſen jteht ihnen der Anjchluß an die für Privatbetriebe errichteten zuitändigen 
Urganilationen offen; derjelbe ijt von der höchiten vorgeſetzten Behörde zu erklären. 
Wird eine Anjchlußerklärung abgegeben, jo mu die Aufnahme stattfinden; Die 
Berufsgenoſſenſchaft oder die Unfallverficherungsgenoflenfchaft bat ihre Verwaltung 
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biernach einzurichten. Es ericheint aber billig, eine einſeitige Zurüchſahme Des 
Beitritts auszufchliegen; denn ein in größerem Umfange ſich vollziebender Aus: 
tritt könnte fir die genofjenschaftliche Verwaltung nachtheilig werden, weil dadurch 
das richtige Verhältnig des Berwaltungsapparates zu der Zahl der Mitglieder 
und dem Umfang ihrer Betriebe geitört und die Mitwirfung der Leiter don 
Reichs- und Ztaatsbetrieben in den Ehrenämtern der Zelbjtverwaltung ausge 
ichloffen werden wirde. Es darf erwartet werden, daß der Wiederaustritt von 
Reichs- und Staatsbetrieben da, wo ſolche Nachtbeile nicht zu befürchten ind 
und jachliche Gründe dafür geltend gemacht werden, auf Schwierigfeiten bei Den 
Genoſſenſchaftsverſammlungen nicht Ttoßen wird. In der Hauptiache wird aber 
die Prüfung, immwieweit es für Reichs- und Staatsbetriebe zweckmäßig tt, einer 
für PBrivatbetriebe errichteten Organtjation beizutreten, vorweg vorzunchmen jeın. 
Durch die Erfahrungen mit den bereits bejtehenden Organiſationen wird Dies 
erleichtert werden. 

Abweichend von den bisherigen Unfallveriicherungsgeiegen fd die Nommumals 
betriebe den Reichs: und Staatsbetrieben in dieſem Geſetzentwurf nicht gleihgeitellt. 
Es handelt ſich hierbei vielfach um Betriebe von jo geringem Umfange, daß Die 
Einjepung einer befonderen Verwaltung Tür die geichäftliche Behandlung dev vor— 
fonmenden Unfälle kaum gevechtfertigt jein wirde, Fir die Gejammtorganijation 
it es aber müplicher, wenn mit der Einbeziehung der Kommunalbetriebe Die 
Möglichkeit eröffnet wird, deren Leiter bei der Selbitverwaltung der Unternehmer- 
verbände zu betheiligen. An hierzu geeigneten Perfönlichkeiten könnte andernfalls 
Mangel fein. 

Abgejeben von den Reichs- und Staatsbetrieben find als Träger der Ver— 
jiherung auf Gegenfeitigfeit der Unternehmer berubende Mörperichaften, und 
zwar theils örtliche Unfallverficherungsgenofjenichaften, theils nach Betriebszweigen 
geordnete Berufsgenofjenjchaften vorgejeben. Die Gründe für dieſe Unteriheidung 
ind bereits oben anseinandergejeßt. 


Zu 8 6. 
Ter 8 6 entipridt dem 8 9 Abjap 2 des Gejepes vom 6. Juli 1884 
und den verwandten Beltimmungen der jpäteren Unfallveriicherungsgejete. 


3u 87T, 

Der 5 7 bringt zunächſt den bewährten Örundjah des 8 9 Abſatz 3 Des 
Gejehes vom 6. Juli 1884 zur Geltung, wonach die Unfallveriicherung in Den 
verſchiedenartige Gewerbszweige umfallenden Betricben einheitlih durch diejenige 
Organiſation durchzuführen it, welcher der Hauptbetrieb angehört. Darüber 
hinaus lajjen die bisherigen Unfallversicheunngsgeiege eine zufanımenfallende Be— 
handlung mehrerer in wirthichaftlidem Zuſammenhange Ttehenden Unternehmungen 
einer und derielben Perion nicht zu; insbefondere beiteht eine in der Praxis 
ſtreng durchführte Trennung zwiichen der Unfallverlicherung in gewerblichen und 
in landwirthichaftlichen Betrieben. Dieſe Trennung, deren Grund eimmal auf 
dem Gebiete der Organifation, jodann aber darin legt, daß die Lohnberehnung 
auf jeden der beiden Gebiete verschieden — in der Induſtrie individuell, in Der 
Yandwirthichaft nach Durchichnittsfägen — erfolgt, kann aud Für den Geltungs- 
bereich des Entwurfs in der Dauptiache nicht aufgegeben werden. YWusnabnıs- 
weile wird jedoch die Zuſammenfaſſung von Heinen landwirtbichaftlichen Betrieben 
mit dem gewerblichen Hauptbetriebe desjelben Unternehmers da ftattfinden fünnen, 
wo in den eriteren regelmäßig nicht land- und foritwirtbichaftliche, Jondern gewerb- 
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liche Arbeiter bejchäftigt werden. Die Bedeutung diefer Ausnahme liegt allerdings 
bauptjächlich auf dem Gebiete des Gefepes von 6. Juli 1884, für deijen Geltungs— 
bereih ihre Einführung als Zuſatz zu 8 9 Abſatz 3 a. a. ©. gleichzeitig mit 
diefem Gejegentwurf geplant it. Immerhin können auch hier derartige Fälle 
vorfommen, 3. B. bei den für Kirchhofsarbeiten angenommenen Arbeitern, die 
nebenbei für die Unterhaltung einer mit dem Kirchhof verbundenen Garten oder 
Parkanlage verwendet werden oder bei dem in einem Nranfenhauje angeitellten 
Hilfsperſonal, das in ähnlichen Nebenanlagen des Krankenhauſes thätig vl. 
Ferner können, jofern ein ausreichender wirthichaftliher Zujammenhang beiteht, 
hierher Fälle gehören, in denen Arbeiter 2c. eines unter den Eutwurf fallenden 
Semwerbebetriebes nebenbei mit landwirthſchaftlichen Arbeiten bejchäftigt werden. 


Zu SS 8 und 9. 

Die Raragraphen 8 und 9 entiprechen den für den biäherigen Bereich der 
Unjallveriicherung geltenden Beſtimmungen. Berge. 5 5 Abſatz 1 und 7, $ 6 
Gejeg vom 6. Juli 1884. 

Zu 8 10. 

Zu 8 10, welcher ſich gleichfalls an geltende Beitimmungen anlehnt (vergl. 
Ss 5 Abſatz 8 Geſetz vom 6. Juli 1884), it zu bemerken, dat den Berufsgenofjens 
schaften neben der ihnen bier beigelegten Befugniß, die Fürjorge für Berlegte 
über die dreizehnte Woche hinaus auf die Krankenkaſſe zu übertragen, auf Grund 
des 8 76 c des Krankenverſicherungsgeſetzes Die entgegengejegte Berechtigung 
zufteht, Die Leitung des SHeilverfahrens von Anbeginn an der Krankenkaſſe zu 
entziehen und jelbjt in die Hand zu nehmen. Den Berufsgenofjenichaften ſtehen 
nach der Faſſung des $ 76d a. a. O. die nen zu begründenden Infallveriicherungs: 
genofienichaften auch in diefer Beziehung gleich, ohne daß es einer weiteren aus: 
drücklichen Bejtimmung bedarf. 

Zu $ 11. 

Es iſt mehrfach Klage darüber geführt worden, daß in der Fürſorge für 
die Durch einen Betriebsunfall verlegten Arbeiter eine Lücke zwijchen der höchſtens 
bis zum Ablauf der dreizehnten Woche dauernden Fürſorge der Krankenkaſſe und 
der mit Beginn der vierzehnten Woche eintretenden Unfallverjicherung dann ent= 
itehe, wenn das Heilverfahren vor dem Zeitpunkt abgeichlojien, die volle Erwerbs 
täbiafeit aber noch nicht wieder hergestellt jei. Die Angelegenheit hat an Bes 
deutung wejentlid verloren, jeitdem die Novelle zum Kranfenverlicherungsgejeg 
vom 10. April 1892 durch anderweite Fallung des $ 20 Ziffer 1 Vorſorge ge: 
troffen hat, daß die Kranfenunterjtügung, wie es jchon früher gemäß S 5 Des 
alten Kranfenveriicherungsgejeges von der Gemeinde-Krankenverſicherung geichehen 
mußte, nunmehr auch von den organilierten Krankenkaſſen nicht mur im Falle 
der „Krankheit“, jondern auch im Falle der „durch Krankheit herbeigeführten 
Erwerbsunfähigfeit” zu gewähren it. Immerhin bleiben noch Fälle möglich, in 
denen eine bejchränfte Erwerbsfähigfeit im Sinne der Unfallverficherung beſteht 
und gleihwohl Krankengeld nicht mehr zu gewähren iſt. Für ſolche Fälle empfiehlt 
es ih, die Kontinuität zwijchen Kranken: und Unfallveriicherung berzuitellen. 
Dies joll dadurch geichehen, daß der Krankenkaſſe aufgegeben wird, auch nad) 
Beendigung ihrer an der Kranfenverjicherung lich ergebenden Verpflichtung, aber 
längitens bis zum Beginn der vierzehnten Woche nad) dem Eintritt des Unfalls, 
eine weitere Entjchädigung zu zahlen, jofern nicht die Genoſſenſchaft es vorzieht, 
die Fürſorge für den Verlegten felbit in die Hand zu nehmen. Dieje Zahlung 
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fann aber nur als Vorichuß verlangt werden, da es ich um eine nicht mehr den 
Charakter der Kranfenfürjorge tragende, jondern lediglich durch den Unfall ver: 
urjachte Entichädigung handelt. Eine jolche Fällt ihrer Natur nach den Unfall- 
verjicherungsgenofienfchaften und Berufsgenofjenichaften zur Laſt und it deshalb 
von diejen zu eritatten. — Ein feiter Entichädigungsjag, wie ihn der Entwurf 
auf die Hälfte des ortsüblichen Tagelobns gewöhnlicher Tagearbeiter des Be: 
Ichäftigungsorts bemißt, empfiehlt jich, weil es weientlich darauf ankommt, Dem 
Verletzten eine Beihilfe ohne Unterbrechung, wie jie durch Erörterungen über die 
Höhe der Unterſtützung leicht herbeigeführt werden kann, zufommen zu laſſen. 
Zu 8 12. 

Für jolche gegen Unfall verjicherte Perfonen, die der Nranfenverficherung et: 
behren, muß für die eviten dreizehn Wochen nach dem Unfall andermweit Fürjorge 
getroffen werden. Die zu diefem Zweck im $ 12 vorgeichlagenen Beſtimmungen 
lehnen ſich an die gleichen Beitimmungen für Land» und Forſtwirthſchaft ſowie Tür 
Negiebauarbeiter ($ 10 des Geſetzes vom 5. Mai 1886 und $ 7 des Gejeges vom 
11. Juli 1887) an, bejchränfen die Fürſorge anf das Beilverfahren und legen 
dejjen Koſten der Gemeinde des Beihäftigungsorts oder Wohnorts auf, joweit nicht 
ein anderer Berpflichteter vorhanden ilt. 

Auf Betriebsunternehner, die ſich jelbit verjichern, jowie auf Betriebsbeamte 
und ähnliche Angeitellte braucht dieſe Fürſorge ebemiowenig eritredt zu werden, 
wie im Geltungsbereich der Sejepe vom 5. Mai 1886 ımd 11. Juli 1887. 


In den Fällen der SS 10 bis 12 können Streitigkeiten theils wegen der 
Erjtattung verauslagter Beträge entitehen. Dieje Streitigkeiten werden wie nad 
den gleichartigen VBorichriften der älteren Unfallverſicherungsgeſetze, in dem im 
8 58 Abſatz 1 und 4, beziehungsweiie 8 58 Abſatz 2 des Stranfenverlicherungs: 
geſetzes vorgeſehenen Verfahren zum Mustrag zu bringen fein. 

Zu 8 14. 

Nach dem Worgange der Unfallverſicherung fir die Landwirthſchaft und fur 
die Seeſchiffahrt it von der Berechnung der Renten nach dem individuellen 
Arbeitsverdienite des Verunglückten abgejehen worden. Die regelmäßige Zugrunde— 
legung von Durchſchnittslohnſätzen wird den Arbeitern im großen und ganzen 
gerecht und ermöglicht zu ihren Gunjten eine schnellere Feitießung der Nenten; 
auf der anderen Seite wirden viele Unternehmer der dem Entwurf unterjtellten 
Betriebe kaum in der Lage jein, Die fiir individuelle Berechnungen erforderlichen 
Unterlagen an Lohnnachweiſungen ꝛc. zu liefern. 

Für die große Mehrzahl der nach dem Entwurf Verficherten bildet der für 
ihr Krankengeld maßgebende Durchſchnittslohn, nach dem ſich ja auch ihre Beiträge 
zur Invaliditäts- und Altersveriicherung bemeflen 8 22 Geſetz vom 22. Juni 
1889), eine hinreichend abgeitufte Grundlage für die Feititellung Des Arbeits- 
verdienites. Die Beſtimmungen in S$ 14 umfaſſen jowohl die Zwangsmitglieder 
al3 auch die freiwilligen Mitglieder der Krankenkaſſen. 

Dabei wird es für Die Mitglieder eingeichriebener Hilfskaſſen ꝛc. allerdings 
noch der Feſtſtellung des für ſie in Betracht fonımenden TurchichnittSlohns bes 
dürfen, was jedoch erhebliche Weiterungen nicht machen wird, weil es ſich nur 
um den jeltenen Fall einer Nentenberechnung handelt. 

Für andere verlicherte Perfonen bleibt nur übrig, ebenfo wie e8 in den 
älteren Unfallverſicherungsgeſetzen (veral. 85 Abi, 1 des Welches vom 6. Juli 1884, 
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& 6 Abſatz 3 des Geſetzes vom 13. Juli 1887) und im Invaliditäts- und Alters 
veriicherungsgeieh ($ 22 Geſetz vom 22. Juni 1887) geichehen iſt, aushilfäweife 
den ortsüblichen Tagelohn gewöhnlicher Tagearbeiter zu Grunde zu legen. In— 
deilen genügt diejer Sap nicht für höher gelohnte Betriebsbeamte :c.; vielmehr 
ericheint es billig bier, entiprechend der Vorſchrift in S 6 Abſatz 4 des Geſetzes 
vom 5. Mai 1886, den wirflichen Arbeit$verdienit zu Grunde zu legen, was bei 
der geringen Zahl der in Betracht fommenden Perionen nicht bedenklich ijt. Den 
Betriebsbeamten werden in diefer Beziehung die Organe und Beamten der Ge— 
noſſenſchaften (S 4 Abjap 4) gleichzuſtellen jein. 

Die übrigen Beitimmungen des Paragraphen, insbejondere einerjeits die 
Erhöhung ungewöhnlich niedriger, thatjächlicher Arbeitsverdienite auf den ala 
Mindeitjab angejehenen Betrag des ort3itblichen Tagelohns gewöhnlicher Tages 
arbeiter, andererjeit3 die Minderung hoher Arbeitsverdienfte durch Anrechnung 
von nur einem Drittel des 4 Kb. überjteigenden täglihen Lohns oder Gehalts, 
entiprechen den Vorjchriften dev älteren Unfallveriicherungsgeiege. 


Zu $ 15. 
Die Vorjchrift Des $ 15 entipricht der Beitimmung im $ 6 Abjab 2 des 
landwirtbichaftlichen Unfallverſicherungsgeſetzes. 


3u 8 16. 

Der $ 16 regelt den Schadeneriag der Dinterblieben wejentlih in Ueber— 
einftimmmung mit den Vorjchriiten der älteren Unfallverficherungsgeiege, jedoch mit 
folgenden Abweichungen: 

1) Es kommt nicht jelten vor, daß ein Werlegter, dev wegen beichränfter 
Ermerbsfähigfeit eine Unfallrente bezieht, den Reſt jeiner Erwerbsfähigfeit 
durch Arbeit in einem verficherungspflichtigen Betriebe gegen entiprechend geringen 
Lohn verwerthet Wenn ein jolher Arbeiter in diefem Betrieb einen tödtlichen 
Unfall erleidet, jo wird es als Härte empfunden, dab die Nente für die Hinter— 
bliebenen sich mur nach dem leßten, geminderten, Arbeitsverdienit berecdjnet. In 
der That liegt es in der Billigfeit, daß die von dem Getödteten neben jeinem 
wirflichen Arbeitöverdienit bezogene Nente — welche den Erſatz für den durch 
einen früheren Betriebsunfall eingetretenen Verluſt eines Theils der Erwerbs— 
fähigkeit daritellt — bei der Entichädigung der Hinterbliebenen mit berüchichtigt 
wird. Dieje Erwägungen haben zu der Vorſchrift in Abſatz 2 diejes Paragraphen 
geführt, die auch für das bisherige Gebiet der Unfallverficherung zur Geltung 
gebracht werden joll. Ein Bedenken gegen die Durchführung dieſer Billigkeits— 
forderung bejteht freilich injofern, als die ältere Nente unter Umſtänden von 
einer anderen Berufsgenoſſenſchaft oder von einer anderen Unfallsverſicherungs— 
genofjenfchaft gezahlt worden jein fann, als von derjenigen, der die Entſchädigung 
für den Todesfall obliegt. Die Leiftungen der letzteren werden alsdann geiteigert, 
ohne daß fie hierfür durch höhere Beiträge einen Ausgleich erhalten hat. Diejes 
Bedenfen darf aber nicht davon abhalten, den Binterbliebenen die als billig 
erfannte höhere Entichädigung zu gewähren. Nur könnte in Frage Fommen, ob 
wegen der erwähnten Mehrleiitung ein Zurüdareifen auf die zur Zahlung der 
früheren Unfallrente verpflichtete Berufsgenofienichaft ꝛc. zugelaſſen werden ſoll. 
Von einem ſolchen mit großer Umitändlichkeit verbundenen Verfahren wird indejien, 
wenigftens einitweilen, abzujehen jein, weil im großen und ganzen ein wechſel— 
jeitiger Ausgleich der den verjchiedenen Trägern der Unfallverfiherungsgenojjens 
ichaften erwachſenden, überdies faum jehr bedeutenden Mehrleiſtungen zu erwarten ilt. 
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2) Die Gewährung der Aicendentenrente joll nad dem Entwurfe 
(Abſatz 2 unter b) ſchon dann eintreten, wenn der Verftorbene zum Unterhalt 
des Aſcendenten wejentlic) beigetragen hat. Die Vorſchrift der früheren Gelege, 
welche die Gewährung der Aicendentenrente an die Bedingung knüpfen, daß der 
verjtorbene der einzige Ernährer des Aicendenten gewejen war, ilt in der Praris 
als eine zu weit gehende Bejchränfung in der Verforgung hilfsbedürftiger 
Ajcendenten empfunden worden und hat auch für das Intereſſe der Unternehmer 
infofern bedenkliche Folgen gehabt, als den hiernach von der Unfallfürforge 
ausgejchlojfenen Aicendenten nach einem Erkenntniß des Neichögerihts vom 15. 
November 1889 die aus den bürgerliden Gejegen herzuleitenden Entſchädigungs— 
aniprüche erhalten bleiben. 

Die gleichen Geſichtspunkte haben dazu geführt, unter ce die Enkel und 
Geſchwiſter des Verjtorbenen als entjchädigungsberecdhtigt neu aufzunehmen. 
Vorausjeßung des Anſpruchs joll auch hier nur fein, daß der Getödtete zur Zeit 
der Verlegung thatjählich zum Unterbalt diefer Hinterbliebenen wejentlich beigetragen 
hat, nicht dagegen, daß der Unterhalt auf Grund einer gejepfichen Berpflichtung 
gewährt worden it. Gegen Die Aufnahme Ddiejer legteren Bedingung ſpricht 
ichon die Verſchiedenheit der gejeglichen Beitimmungen über Alimentationspflicht 
in den verjchiedenen Nechtögebieten des Weich, vor allem aber die Erwägung. 
daß es ſich bier darum handelt, einem durch den Unfall verurfachten thatjächlichen 
Nothſtand abzubelfen. Der Betrag der den Enfeln und Gefchwiitern zu gewähren: 
den Rente und ihr Verhältniß zu anderen Binterbliebenenrenten it nach den 
gleichen Gejichtspunften geregelt wie bei den Nenten anderer Hinterbliebener. 

3) Die Beltiinmung der älteren Unfallveriherungsgejege, wonach Binter- 
bliebene eines Ausländers einen Anspruch auf Unfallrente wicht haben, ſofern 
ſie zur Beit des Unfalls nicht im Inlande wohnten, it aus Billigkeitsgründen 
nach zwei Richtungen gemildert worden. 

Zunächſt joll der Bundesrath, wie in S 34 Ziffer 4 der Anvaliditäti- und 
Altersverficherungsgeiebes, ermächtigt werden, jene Borjchrift für beſtimmte Grenz: 
bezirfe außer Nraft zu ſetzen. Aus den an Die deutiche Grenze anitoßenden 
Bezirken des Auslands nehmen zahlreiche Perionen für längere Zeit oder auc 
dauernd innerhalb Des Neichsgebiets Arbeit, ohne ihren Wohnjig im Ausland auf- 
zugeben, sie falten ihre Familien in dem benachbarten Orte des Auslands und 
fehren dorthin nur für furze Zeit zurüd. Wenn folche Familien ihren Ernährern 
nicht folgen, jo geichteht Dies in der Negel nur um deswillen, weil fie auch jen= 
jeit$ dev Grenze der inländischen Arbeitsitätte ihres Ernährers nahe genug wohnen 
Soldye Ausländer jtehen in allen für Unfallverficherung wejentlihen Beziehungen 
den Inländern gleich; e3 it daher billig, auch ihre Hinterbliebenen hiniichtlich 
der Unfallvente den Jnländern gleich zu behandeln. 

Aehnliche Billigkeitsgründe fprechen dafür, die Unfallfürjorge den Angehörigen 
folder Staaten, welche nach Lage ihrer Geſetzgebung im itande und bereit jind, 
deutichen Arbeitern die gleichen WVortheile zu gewähren, ohne Nüdjicht auf die 
größere oder geringere Nähe ihres Wohnort3 in demſelben Umfange wie den 
Inländern zuzumwenden. Die Prüfung des Vorhandenfeins diefer Vorausjegungen 
und die jich Darauf gründende Beſchlußfaſſung wird auch hier dem Bundesrath 
zu überlajjen fein. 

Die Vorſchriften der beiden letten Abſätze des 8 16 find inäbefondere für 
die unter den Entwurf fallenden Fischer und Seeleute auf Heinen Seefahrzeugen 
von Bedeutung. Sie entiprechen den gleichartigen Beitimmungen des $ 14 des 
See-Unfallverſicherungsgeſetzes. 
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Zu $ 17. 

Die Vorausſetzungen, unter denen einem Verletzten an Stelle der Nente 
freie Kur amd Verpflegung in eimem Krankenhauſe nach dem Grmejjen der 
Genoſſenſchaft gewährt werden faun (8 7 des Unfallverjicherungsgeieges von 
6. Juli 1884), jind in MWebereinjtimmung mit $ 7 des Krankenverſicherungs— 
geießes in der Faſſung des Geſetzes vom 10. April 1892 Reichs-Geſetzbl. 
S. 379) für den Bereich des Entwurfs theils genauer feitgeitellt, theild dem 
praftiichen Bedürfniſſe entiprechend erweitert. 

Daß der Genoſſenſchaft die Beſugniß beigelegt wird, Verlegte, die die ärzt— 
lien Anordnungen nicht befolgen oder dauernd überwacht werden müſſen, im 
Kranfenhauje unterzubringen, entipricht ebenjo jehr dem wahren Jutereſſe der 
Berlegten, als dem Bedürfniſſe der Genoſſenſchaften (vergl. 8 7 Ziffer 1 des 
Krankenverſicherungsgeſetzes). 

Durch die Unterbringungung eines Verletzten im Krankenhauſe macht aber 
die Genoſſenſchaft, wenn der Verletzte unterſtützungsberechtigte Angehörige nicht 
hat, unter Umjtänden micht unerhebliche Erſparniſſe.  Andererjeits bedürfen 
alleinftehende Verletzte Eleiner Beihilfen auch im Krankenhauſe, beionders aber 
zur Grleidterung des Nüdtritts in das Erwerbsleben. Es erjcheint daher 
gerechtfertigt, auch den alleimitehenden in ein Krankenhaus aufgenommenen Verletzten 
wenigitens cine geringe baare Nente zu gewähren. Eine ähnliche Erweiterung 
der Leiſtungen iſt für Ortsfranfenfaffen durch $ 21 Ziffer 3 des Krankenver— 
ſicherungsgeſetzes zugelaſſen. 

Zu 8 18. 

Sm 8 18 iſt das Verhältniß zwiſchen Leiſtungen auf Grund der Unfall 
verſicherung einerſeis und ſonſtiger Unterſtützungspflicht andererſeits (Leiſtungen 
der Kranken-, Sterbe-, Invaliden- und anderer Unterſtützungskaſſen, ſowie der 
Gemeinde- und Armenverbände) ebenſo, wie in älteren Unfallverſicherungsgeſetzen 
geregelt. 

3u 8 19. 

Im allgemeinen Theil der Begründung iſt dargethan, weshalb für den 
Bereich des Entwurfs die Aufbringung des Deckungskapitals für die im Laufe 
des Rechnungsjahres den Genoſſenſchaften zur Laſt gefallenen Entſchädigungen 
die Regel bilden ſoll. 

Im einzelnen iſt der vorliegende Paragraph den bezüglichen Beſtimmungen 
des Bau-Unſallverſicherungsgeſetzes vom 11. Juli 1887 nachgebildet. Nur it 
an Stelle der mit einer umſtändlichen Liitenführung verbundenen Aufbringung 
der Mittel nah Maßgabe der von den einzelnen Verſicherten thatjächlich verdienten 
Löhne und Gehälter ein einfacherer Maßſtab aufgejucht worden. Wenn auch 
um den Preis thunlichiter Entlaitung der unter den Entwurf fallenden, meilt 
Heineren Unternehmer auf volle Genauigkeit verzichtet werden mag, jo muB Doc 
ein Maßſtab angewendet werden, der zur dem thatjächlichen Umfange des Be— 
triebes im einem feiten Verhältniß steht. Diejer Anforderung genügen bei der 
landwirtbichaftlichen Unfallveriiherung die in dem Geſetz vom 5. Mai 1886 
(S 33 alternativ verwehrtgeten Mafitäbe der Steuer (Grumditeuer) und Des 
Arbeitbedarf® Diejelben pafjen auch für den Entwurf. Bei einer großen Anzabl 
der in den Unfallveriicherungsgenofienichaften vereinigten Betriebe wird die nach 
Landesgefegen erhobene Gewerbeitener einen geeigneten Maßſtab für die Beitrags: 
pflicht abgeben — vorbehaltlich gewiſſer Korrekturen durch den Gefahrentarif 
($ 47) und von Ergänzungen für ſolche Betriebe, Die der Steuer nicht unter: 
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liegen ($ 46). Wo Diefer Maßſtab nicht amvendbar it, mögen andere Steuern 
demſelben Zwecke dienen fünnen, Neben dieſem einfachiten Maßſtabe kommt Die 
Schägung des Umfangs, in welchen verjicherte Perfonen in jedem Betriebe 
bejchäftiat werden, in Betracht (Zabl der Bollarbeiter 88 72, 76], ohne daß 
die thatſächlich beſchäftigt geweſenen Einzelperfonen oder deren thatlächlichen Löhne 
nachgewiejen zu werden brauchen. Letztere werden, wie bereit$ oben erörtert 
it, im Geltungsbereich des Entwurfs für den Durchſchnitt nicht gar zu erhebliche 
Unterjchiede aufweilen. Hierdurch wird den Mitgliedern der Genoſſenſchaft Die 
Einreichung eingehender Lohnlilten und der Genoſſenſchaft die umſtändliche Verar— 
beitung eined umfangreichen Lohn: Materials erjpart. Der hieraus erwachiende 
Vortheil der Einfachheit und Billigfeit der Verwaltung erjcheint bedeutend genug, 
um das Bedenken aufzınviegen, daß Die Gleichmäßigkeit der Beitragungsfeiitung 
der verjchiedenen Höhe des von dem Senojjenichaften getragenen Riſikos infoweit 
nicht völlig entjpricht, als in der Höhe der Entichädigungen gewiſſe Verſchieden— 
heiten nadı Durſchnitts- oder Judividuallühnen vorgeſehen find ($ 14 Litt. a bis 
d des Entwurfs). 

Um die Einnahmen der Unfallverfiherungsgenofjenichaften jicher zu Ttellen, 
empfiehlt ich die Einziehung von Vorſchüſſen von den Mitgliedern (vergl. $ 10 
Abjap 2 des BansUnfallverficherungsgejeßes vom 11. Juli 1887). Dieje Vor: 
ſchüſſe ſollen nach Beitimmung des Statuts wicht nur viertel-, jondern auch halb: 
jährlich erhoben werden dürfen, weil es nad den Erfahrungen der Bau-Berufs— 
genofienjchaften weder immer angehen noch immer erforderlich jein wird, den 
fürzeren Zeitraum innezubalten. Für den lepteren jpricht allerdings, daß fleinere 
Unternehmer leichter mehrmals im Jahre eine kleine, al$ auf einmal eine größere 
Summe zahlen künnen. Auf der anderen Zeite kommen aber in vielen Gewerbs— 
zweigen theil® gewohnheitsmäßig, theil$ wegen des nicht zu jeder Jahreszeit 
gleichmäßigen Betriebes die Einnahmen, aus denen die Beiträge gezahlt werden, 
nur in längeren Zwiſchenräumen ein, welche bei hafbjährigen Vorſchüſſen beſſer 
berückjichtigt werden fünnen. Auch kann die viermal im Jahre ſich wiederholende 
Einjendung von Vorſchüſſen als beläftigend empfunden werden. 

Dejonderer Schwierigfeit begegnet, wie Die Einziehung von Beiträgen über: 
haupt, jo auch die Einziehung der Vorſchüſſe von ſolchen Mitgliedern, welche 
ihr Gewerbe im Umherziehen betreiben. Um die Genoſſenſchaft vor Ausfällen 
zu bewahren, empfiehlt es sich, Für Diejelben ein beſonderes Erbebungsver- 
fahren in der Weiſe zuzulaffen, daß die Beiträge nach näherer Beltimmung 
der Yandes-Zentralbehörden vor der Aushändigung des Wandergewerbeiheines 
{$ 61 der Gewerbe-Ordnung) zu zahlen find. Der Zentralbehörde bleibt Dabei 
überlaffen, ob jie die Einziehung und die Abführung der Beiträge an die Ge— 
nojlenschaft ihren Behörden übertragen oder anordnen will, daß diejen die Zahlung 
durch den Zahlungspflichtigen nachzuweiſen it. Eine ähnliche Einrichtung beſteht 
beifpielweife in Preußen laut S 6 des Haufiriteuergejeges vom 3. Juli 1876 
(Geſ.-Samml. S. 247), nach weldem vor Beginn des Gewerbebetriebes im 
Umberziehen ein die Quittung über Entrichtung der Gewerbſteuer enthaltender 
Sewerbejchein für jedes Jahr, in welchen der Gewerbebetrieb jtattfinden joll, 
eingelöft werden muß. Der Gewerbeſteuer würden in diefer Beziehung die Bei— 
träge an die Unfallveriicherungsgenofienichaft gleichgeitellt werden können. 


Yu S 20. 


Manche von den in Betracht kommenden Betriebsziweigen werfen einen To 
geringen Gewinn ab und werden von Unternehmern in jo ärmlichen Verhältniſſen 
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betrieben, daß es mißlich fein wirde, die Beiträge den Unternehmern aufzuerlegen. 
Zoldje Betriebe, wie es in der landwirtbichaftlichen Unfallverſicherung (S 16 des 
Seieges vom 5. Mai 1886) unter gewillen Borausießungen gejcheben, von Bei: 
trägen ganz zu befreien, erichien gegenüber den Mitgliedern aus anderen Berufs: 
zweigen nicht billig, zumal da es sich bei einigen der in Betracht kommenden 
Betriebszweige, wie bei einem Theile der Fiſcherei und der Heinen Seeſchifffahrt, 
um Betriebe mit hoher Unfallgefahr handelt. Dagegen bieten die Beitimmungen 
der SS 21 Lit. b und 30 des Bauslinfallverjicherungsgeiebes vom 11. Juli 1887 
ein Vorbild für die Aufbringung eines Theils der Unfallveriicherungsfaiten durch 
Gemeinden. Während es Sich aber dort um überall vorfommende Arbeiten 
(fteinere Bauarbeiten im Regiebetriebe) handelt, und demgemäß alle Gemeinden, 
über deren Bezirfe die betreffende Bau-Berufsgenoſſenſchaft ſich eritredt, nad) 
dem Verhältuiſſe dev Bevölferungsziffer zu Beiträgen herangezogen werden konnten, 
liegen bier die Berhältnifjie andere. Es Toll deshalb eigener Beltimmung der 
SHemeinden und weiteren Nommunalverbände, unter Vorbehalt der Genehmigung 
der höheren Berwaltungsbehörde, überlaflen bleiben, ob und immwieweit, jowie 
nach welchen Maßitabe ſie an Stelle der Unternehmer die Beiträge al$ Kommunal: 
laſt aufbringen wollen, Wenn beijpielsweife das Bedürfniß ſich herausſtellen 
jollte, den Heinen Küftenfifchern der Oſtſee, um fie in ihrem Nahrungsitande zu 
erhalten, die Laſten der Unfallveriicherung abzunehmen, jo würde nach dem Ent— 
wurf zunächſt in Frage fommen, ob die betreffende Küſtenprovinz al$ weiterer 
Kommmualverband eintreten will, und wenn dies nicht geichieht, ob die Gemeinden, 
denen Frischer angehören, einzeln oder in Vereinigungen sich dieſer Aufgabe 
unterzichen wollen. Durch den bezüglichen Beichluß muß, wenn, nicht die Auf— 
bringung nad dem Fuß der Gemeindeabgaben beliebt wird, aud) iiber den Ver: 
theilungsmaßitab beſtimmt werden. Die Genehmigung der höheren Verwaltungs: 
bebörde erjcheint zur Gültigkeit jolcher Beichlüffe erforderlich, damit alle in Betracht 
fonmenden nterefien gewahrt werden. 
Zu $ 21. 

Auch ſoweit neue Berufsgenojjenichaften gebildet werden, empfiehlt es Tich 
aus den oben dargelegten Gründen, als Kegel, die Aufbringung des Kapitalwerths 
der Renten und die Erhebung von viertel oder halbjährlichen Vorſchüſſen, ſowie 
die Vertbeilung der Lat nach dem Maßſtabe einer geeigneten Steuer oder nad 
der geichägten Zahl der Vollarbeiter beizubebalten. Indeſſen fann es für einzelne 
Berufsgenoflenichaften ausnahmsweiſe gerechtfertigt fein, mur den Jahresbetrag 
der Entichädigung auf ihre Mitglieder umzulegen. Als Vorausjegung für eine 
jolhe Ausnahme wird im allgemeinen die größere Napitalkraft der in der Ges 
noſſenſchaft vereinigten Unternehmer in Verbindung mit der eine längere Dauer 
veriprechenden Beichaffenheit der einzelnen Betriebe anzuſehen ſein. Die Aus— 
nahme joll übrigens nur dann eintreten, wenn dies den Wünſchen von mindejtens 
drei Vierteln der Genoſſenſchaftsmitglieder entipricht. Selbjtveritändlicd, bedarf 
e3 bei der auf den Nahresbedarf beichränften Umlage zur Ansgleichung der 
Laſten für die verichiedenen Jahre und zur Sicherung dauernder Leiſtungs— 
tähigfeit der Genofjenjchaft der Anſammlung eines veichlichen Reſervefonds (5 56 
des Entwurfs). 

Zu 8 22. 

Die auf Grund des Entwurfs errichteten Unfallveriicherungsgenofjenichaften 
und Berufsgenofienichaften jollen gleich den bisherigen Berufsgenofienichaften 
Beiträge nur fir die durch das Gejep beſtimmten Zwecke und fir Venvaltungs- 
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foiten erheben dürfen. Die Aufwendungen unterliegen der gleichen Beſchränkung. 
Dabei iſt als zuläfliger Verwendungszwed auch die Gewährung von Prämien für 
Nettung VBerunglüdter und für Abwendung von Unglücksfällen aus den älteren 
Geſetzen übernommen. Die entiprechenden Beitimmmmgen derjelben haben unter 
anderem den Nugen gehabt, daß Berufsgenofjenichaften für die Erfindung guter 
Schußvorrichtungen Preisbewerbungen ausgejchrieben haben. In ähnlicher Weile 
werden umter Umſtänden auch die neuen Genoflenjchaften für die Unfallverhiitung 
wirfen fünnen, wenngleich nicht beabjichtigt wird, einen jpeziellen Unfallverhütungs: 
dienjt mit der zugehörigen Ueberwachung der einzelnen Betriebe durch Beauftragte 
auch bei den neuen Genoſſenſchaften einzuführen. Nach der Beichaffenheit der 
unter den Entwurf fallenden Gewerbsjiweige kann die Verhütung von Unfällen 
nicht in ähnlich wirkſamer Weije betrieben werden, wie bei der mit Kraft- umd 
ArbeitsSmajchinen arbeitenden Sroßinduitrie, bei Bauten und anderen von Den 
bereits unfallverficherungspflichtigen Betrieben. 

Die Beltimmungen über die Beſchaffung der Verwaltungskoſten fir das erite 
Jahr entjprehen den VBorichriften der älteren Unfallverlicherungsgejege (vergl. 
z. B. $ 10 Abſatz 4 des Gejehes vom 6. Juli 1884, 8 15 Abſatz 3 des Ge: 
. jebed vom 5. Mai 1886) mit der Maßgabe, daß die Beiträge Tich mangels 
anderweitiger jtatntariicher Negelung nad) der Zahl der Wollarbeiter (S$ 59) be: 
meſſen. Die Fafjung des Entwurfs läht gleich den früheren Gejegen die Möglich: 
feit offen, dab ein Vorſchuß zur Bejtreitung der Berwaltungsfoiten des erjten 
Jahres ohme Umlageverfahren beichafft wird, fei es, daß z. B. der Kommunal: 
verband, für deſſen Gebiet die Unfallverſicherungsgenoſſenſchaft errichtet wird, Die 
nöthigen Beträge zur Verfügung itellt, oder daß dieſe durch Anleihen beſchafft 
werden. Erwähnt mag dabei werden, dab nadı 8 45 des Invaliditäts- x. Ver: 
ficherungsgejeßes vom 22. Juni 1889 die Klommmmalverbände und Bundesitaaten 
verpflichtet find, Die durch die erite Einrichtung der Berficherungsanitalt ent: 
jtehenden Koſten vorzuſchießen. 


1. Organiſation. 
Zu 8 23. 

Behufs Durchführung der Unfallverſicherung ſieht der Entwurf, abgeſehen 
von den Reichs- und Staatsbetrieben, die entſprechend den älteren Beſtimmungen 
geſondert behandelt werden (S8 69, 70), zwei Formen vor: die Unfallverſicherungs— 
genoſſenſchaft (SS 23 bis 47) und die Berufsgenofjenichaft (SS 48 bis 57). Ein 
weiterer Abjchnitt (SS 58 bis 68) handelt von den Veränderungen im Beltande 
beider Arten von Genoſſenſchaften. 

Die allgemeinen Gründe, welche dazu geführt haben, in eriter Neihe örtliche 
Unfallverficherungsgenojjenschaften vorzufehen und nur ansnahmsweile Berufs- 
genofjenichaften zuzulajien, find beveitS oben dargelegt. ES gemügt, an dieſer 
Stelle die für Unfallverfiherungsgenofienichaften erlaſſenen Borjchriften im einzelnen 
zu erläutern. Vorweg wird dabei bemerkt, daß die für diefe Genoſſenſchaften 
getroffenen Beitimmungen nach $ 53 des Entwurfs fir die neu errichteten Berufs 
genoſſenſchaften gleichfalls gelten jollen, joweit nicht beiondere Vorſchriften ge— 
troffen ſind. 

Die Errichtung der Unfallverſicherungsgenoſſenſchaften joll in der gleichen 
Weiſe wie die Errichtung der VBerfiherungsanitalten der Invaliditäts- und Alters: 
verficherung erfolgen (S 41 des Geſetzes vom 22. Juni 1889), und zwar nach 
Beitimmung der Landesregierungen für weitere Nommmmalverbände oder für Das 
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Gebiet eines Bundesſtaats oder für mehrere Bundesitaaten oder Gebietötheile 
derjelben oder für mehrere weitere Kommumalverbände eines Bundesitaats. Auch 
die Berugnifie des Bundesraths bei Bildung der Genofjenichaften find wie im 
Geſetz vom 22. Juni 1889 geregelt. 

Die Unfallverjiherungsgenofjenichaft umfaßt in Anlehnung an $ 41 Abi. 3 
des Invaliditätsverjicherungsgeießes ohne Unterjchied des Betriebszweiges alle 
nicht einer Berufsgenoſſenſchaft zugetheilten Privat: und Kommunalbetriebe, deren 
Sig Im Bezirk der Unfallverficherungsgenofenichaft liegt. Für Betriebe, welche 
feinen Sig im Inlande haben, insbejondere fir die Wanderbetriebe, der Hauſierer, 
Kunſtreiter, Seiltänzer ıc., muß ein Betriebsiig von einiger Dauer fingirt werden, 
da es jchon wegen der Betriebsentrichtung nicht angeht, die Zugehörigkeit dieſer 
Betriebe zu den bezirksweiſe abgearenzten Genoſſenſchaften von den wechjelnden 
Beihäftigungsarten abhängig zu machen. Solche Betriebe jollen für die Dauer 
eines Rechnungsjahres derjenigen Genoſſenſchaft angehören, in deren Bezirk die 
verjicherten Perſonen im Laufe dieſes Jahres zuerit beſchäftigt worden find. 

Die Gründe, aus welchen es ich empfiehlt, Kommunalbetriebe in Bezug auf 
auf die jelbjtändige Durchführung dev Unfallveriicherung den Reichs: und Staats: 
berrieben nicht gleichzuftellen, find bereits bei $ 5 dargelegt. 


Zu 88 24 bis 29. 

Die Beſtimmungen des Entwurfs über Si, vermögensrechtliche Stellung 
und Statuten der Unfallverliherungsgenofjfenichaften entiprechen den für die Bes 
rufsgenoſſenſchaften und die Anvaliditätd:Verficherungsanftalten geltenden Vor: 
ichriften. Wie bei den durch landesrechtliche Beſtimmung nach Bezirken gebildeten 
fand: und foritwirtbichaftlichen Berufsgenoſſenſchaften (55 18, 110, 113, Gejch 
vom 5. Mai 1886) und Invaliditäts- und Altersverficherungsanitalten (SS 41, 44, 
Geſetz vom 22. Juni 1889) joll aucd nach dem Entwurf der Kommunalverbaud 
oder der Bundesſtaat, für welchen die Senvjienschaft errichtet iſt, im Unvermögeus— 
falle fir deren Verbindlichfeiten auffommen. Kine entiprechende Einwirkung der 
Kommunalverbände, beziehungsweie Bundesſtaaten, auf die Verwaltung der Unfall: 
verlicherungsgenofjenichaften iit Durch 88 33, 34 des Entwurfs jichergeftellt. Fir 
neu gebildete Berufsgenofjenjchaften haben es dagegen die 88 57, 122 des Ent: 
wurfs bei den Vorichriften der 88 33, 92 des Unfallverficherungsgejeges belaffen, 
wonach das Neid oder, ſofern die Berufsgenoflenichaft der Aufjicht eines Landes— 
verfiherungsamts unteritellt ijt, der betreffende Bundesitaat die Garantie zu über» 
nchmen hat. 

Da für die Entjchädigungen Kapitaldeckuug erhoben werden joll, kann es 
dein Ermejien der Genoſſenſchaften üiberlaffen werden, ob fie außer dem Deckungs— 
fapital noch einen Nejervefonds anfammeln wollen. 


Zu 8 30. 

Tie Zuſammenſetzung der Genoſſenſchaftsverſammlung iſt ähnlich wie bei 
den fandwirtbichaftlichen Berufsgenofjenichaften geitaltet (vergl. SS 20, 23 des 
Geſetzes vom 5. Mai 1886). Es jollen zunächſt Wahlmänner gewählt werden, 
weiche ihrerjeit3 die die Genoſſenſchaftsverſammlung bildenden Wertreter dev vers 
fiherungspflichtigen Unternehmer zu wählen haben, Die näheren Beſtimmungen 
über die Wahl und die Zahl der Wahlmänner, über das Verfahren bei der 
Wahl der Vertreter der Unternehmer, jowie über die Dauer der Wahlperioden 
bleiben der Landes: Zentralbehörde überlafien. Dieje erhält dadurch Gelegenheit, 
darauf Hinzumwirfen, daß unter den Wahlmännern Vertreter verichiedener Gewerbs— 
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zweige, welche in der Unfallverficherungsgenofjenichaft vereinigt werden jollen, ſich 
befinden, und daß die beitehenden Unternehmerorganiationen in einer ihrer Be— 
deutung entjprechenden Weiſe bei der Wahl zur Geltung fonımen. Dabei it zur 
Wahrung der Äntereflen des Handwerks befonders vorgeichrieben, daB die vor— 
bandenen Innungen al$ Die zur Zeit geieplid anerkannten Urganijationen des 
Dandwerfs an den Wahlen zur Genoſſenſchaftsverſammlung betheiligt werden 
müſſen; Ddenfelben kann an Stelle der einzelnen Innungsmitglieder oder neben 
denjelben die Bezeichnung von Wahlmännern übertragen werden. Wo Innungs— 
verbände beitehen, jellen diefe an die Stelle der ihnen angehörenden Innungen 
treten. Cine weitere Berückſichtigung Jichert der Entwurf den Innungen und 
Sunungsverbänden bei der Zujammenjeßung des Genoflenichaftsvoritandes (SF 34, 
35) und bei der Beſtellung der Vertrauensmänner ($ 38). 
3u $$ 31, 32. 

Da die Genoſſenſchaftsverſammlung aus Vertretern der Unternehmer bejteht, 
jo iſt jedem Mitgliede das gleiche Stimmrecht beigelegt. Aus demjelben Grunde 
kaun den Mitgliedern nicht wohl angejonnen werden, auf eigene Koſten an der 
Verſammlung theilzunehmen, zumal da es ſich vielfad um wenig begüterte Pers 
jonen handeln wird, Die Mittel zur Zahlung der durch die Eonitituirende Ge— 
nojjenschaftsverfammlung entitehenden Neilefoiten und Tagegelder fünnen gemäß 
8 22 des Entwurfs dadurch beichafft werden, daß von den Genoſſenſchaftsmit— 
gliedern für das erſte Jahr ein Beitrag im voraus erhoben wird. Hievon wird 
da Gebrauch zu machen fein, wo eine wenige umjtändliche Beichaffung der Mittel, 
3. B. durch Entnahme von Vorſchüſſen aus der Kaſſe des Kommunalverbandes 
oder durch Aufnahme einer Anleihe, nicht austührbar it. 

Zu 88 33 bis 36. 

Aus den im allgemeinen Theil der Begründung dargelegten Erwägungen 
und im Hinblick auf die Werjchiedenartigfeit der Gewerbszweige und jonitigen 
Bejchäftigungsarten, die in den Unfallveriicherungsgenofjenschaften zufammenzufajjen 
find, mußte von einer vein ehrenamtlichen Verwaltung ihrer Angelegenheiten ab— 
gejchen werden. nsbejondere zur Werwaltung des bald zu bedeutender Höhe 
anmwachienden Genoſſenſchaftsvermögens wird den Mitgliedern vielfach die genügende 
Geichäftserfahrung fehlen. Deshalb und wegen der vermögensrechtlichen Haftung 
der Kommunalverbände ꝛc. ($ 25) iſt es gerechtfertigt, diejen einen maßgebenden 
Einfluß auf die Verwaltung der Unfallverjicherungsgenvfjenjchaften einzuräumen. 
Deren Boritand joll daher aus ernannten Beamten des Nommmnalverbandes ıc. 
und aus gewählten Mitgliedern der Unfallverjicherungsgenoflenichaft zuſammen— 
gejept, der Vorſitzende des Vorjtandes aber behördlich ernannt werden. Wehnliche 
Einrichtungen beftchen für die Invaliditäts- und Altersverjicherungsanitalten. 
Dadurch wird die Betheiligung derjelben Berfonen an den Gejchäften beider Körper— 
haften umd ein Zuſammenwirken der legteren erleichtert und die Ueberſichtlich— 
feit der Sejanmtorganijation der Arbeiterverficherung gefördert werden. Wie bei 
der Anvaliditätsverjicherung von den Werficherungsanjtalten, jo jollen bier von 
den Unfallveriicherungsgenoflenichaften dem Kommunalverbande die Aufwendungen 
für feine im Vorjtande verwendeten Beamten und deren Hinterbliebenen eritattet 
werden. 

Hinfichtlich der aus den Wahlen hervorgehenden Mitglieder des Vorjtandes 
fünuen die näheren Beltimmungen im allgemeinen dem Statut überlajjen bleiben. 
Jedoch empfiehlt es ich, zur Vermeidung zu häufiger Wahlen für die Wahlperioden 
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durchweg eine fünfjährige Dauer vorzuſchreiben, die Wahl von Erſatzmännern 
allgemein anzuordnen und auch die Vorausſetzungen der Wählbarfeit m Anlehnung 
an die älteren Verliherungsgejege geieglich zu vegeln. Die Entſcheidung darüber, 
ob den Innungsverbänden eines Bezirks eine ſolche Bedeutung beiwohnt, dab es 
gerechtfertigt erjcheint, ihnen die Bejeßung einer Stelle im Vorſtande zu über: 
tragen, legt dev Entwurf in die Hand der Landes-Jentralbehörde. 

Für gemeinjame Unfallverjicherungsgenoflenjchaften (S 23 Abſatz 2) iind in 
835. ähnlich wie in & 64 des Invaliditäts- und Altersverlicherungsgeleges, be— 
jondere Beſtimmungen getroffen. 

Zu 8 37. 

Ber der landwirthſchaftlichen Unfallverſicherung iſt in beträchtlichem Umfange 
von der den Genoſſenſchaften Durch S 26 Abſatz 3 des Geſetzes vom 5. Mai 1886 
angeränmten Befugniß, die Verwaltung, joweit ic den Borjtänden zuſtehen wiirde, 
ou Trgane der Selbitverwaltung mit deren Zuſtimmung zu übertragen, mit 
Erfolg Gebrauch gemacht worden. Aehnliche Beltimmungen jind aus praftiichen 
Örinden auch Für den Bereich des Entwurfs zu empfehlen. Mit der Leitung 
der neuen Genoſſenſchaften können neben den zunächſt im Betracht kommenden 
Sortänden anderer Organifationen dev Arbeiterveriicherung, nämlich den Bor: 
finden der Invaliditäts- und Altersverjicherungsanitalten und den mit der lands 
wirthihaftlichen Unfallverficherung betranten Organen der Kommunalverwaltung, 
ſehr wohl auch andere Behörden oder Beamte betraut werden. Immerhin wird 
& hiezn eines Antrags der Genoſſenſchaftsverſammlung und der Vermittelung 
der Zentralbehörde bedürfen; der fepteren ſoll wegen der großen Bedeutung, 
welde einer Bereinigung der Vorſtandsgeſchäfte für die verjchiedenen örtlich zu: 
iammenjallenden Veranſtaltungen der Arbeiterverjicherung beigelegt werden muß, 
waleih die Befugnig eingeräunt werden, die Vorſtäude der Invaliditätsver— 
Aherungsanitalten und die die landwirthichaitlichen Berufsgenoſſenſchaften leitenden 
Ergane der Kommmmalverwaltung auch obne ihre Zujtimmung mit diejer weiteren 
Yuigabe zu betrauen. Mit der Uebertragung der Verwaltung tit über die Er: 
fottung der Durch diejelbe entitehenden Koſten durch die Genoſſenſchaft Beitimmung 
ju treffen. 

Ber gemeinfamen Unfallverficherungsgenofienichaften ($ 23 Abjag 2), Die 
über den Bezirf eines Bundesitaates hinausgehen, bedarf es zu einer folchen 
Maßtegel der Zuftimmung aller betheiligten Landesregierungen. 

Benn eine Mafregel der in diefem Paragraphen bezeichneten Art getroffen 
it, dann joll ſie nicht einjeitig vüdgängig gemacht werden fünnen. Denn die 
derwaltung einer Unfallverſicherungsgenoſſenſchaft erfordert befondere Einrichtungen, 
die wenigitens zum Theil auf dauernden Beitand berechnet werden müſſen. Zwar 
A nah der analogen Beitimmung des Geſetzes vom 5. Mai 1886 die Ueber- 
ftegung der Verwaltung nur „für einen bejtinmten Zeitraum“ vorgejehen. Allein 
dieſe Jaſſung bat zu Zweifeln darüber Anlaß gegeben, ob die Berufsgenoſſenſchaft 
mieitig das Verhältniß aufheben könne, oder an welche Borausjegungen fie dabei 
gebunden ift. 

3u $ 38. 

AS örtliche Organe der Unfallverſicherungsgenoſſenſchaften ſind ausſchließlich 
sertrauensmänner vorgejehen. Eine Eintheilung nach Sektionen mit bejonderen, 
lollegialen Sektionsvorſtänden, wie ein Theil der älteren Berufsgenofjenichaften 
Re beiigt, würde bei den bejonderen Berhältniffen der Unfallverſicherungsgenoſſen— 
Halten Schwer einzurichten und koſtſpielig fein. 
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Die Auswahl geeigneter Perſonen für das wichtige Amt des Vertrauens: 
mannes kann nicht gut der vielföpfigen und der Verwaltung fernitehenden Ge: 
noſſenſchaftsverſammlung übertragen werden. Hierzu ijt vielmehr der engere Kreis 
des Vorftandes, der die Gejchäftsführung jelbjt auf paſſende Perjönlichkeiten hin— 
führen wird, beſſer geeignet. 

Es wird Sich regelmäßig empfehlen, daß für einen und denielben Bezirk 
mehrere Bertrauensmänner unter fachlicher oder ürtlicher Abgrenzung ihrer Ob: 
tiegenheiten bejtellt werden. Hierbei joll die Annungsorganifation in der Weiſe 
berüchjichtigt werden, daß für die der Genoſſenſchaft augehörenden Innungsmitglieder 
auf Antrag ein Mitglied derjelben oder einer anderen Innung als Wertvauens- 
mann bejtellt wird, 

Zu $ 39. 

Die in $ 28 der Genofjenichaftsverfjammlung übertragene Wahl eines Aus: 
jchufjes zur Prüfung und Abnahme der Zahresrechnung findet ihren Vorgang in 
gleichartigen Bejtimmungen des landiwirthichaftlichen Unfallverficherungsaciebes (F 26 
Abjag 3) und des Sce-Unfallverficherungsgejepes (S 28 Abjat 3). Die Amts: 
dauer des Ausſchuſſes it in S$ 39 entiprechend der Wahlperiode der Vorjtands: 
niitglieder (5 34 Abjap 3) auf Fünf Jahre bemefjen, um ein Zuſammentreten 
der Genofjenichaftsverjammtlung zu Wahlen in kürzeren Zwiſchenräumen entbehrlich 
zu machen. Die näheren Beitimmungen, insberondere über die Zahl der Ausſchuß— 
mitglieder und die zur Beichlußfähigkeit erforderliche Stimmmenzahl, die zweckmäßig 
viel geringer zu bemeſſen jein wird, als die Zahl der Ausihußmitglieder, bleiben 
dem Statut überlaſſen. 

Soweit Behörden und Beamte an die Stelle des Genoſſenſchaftsvorſtandes 
treten, werden dieſelben in finanzieller Hinſicht nicht durch ein Genoſſenſchafts— 
organ, jondern nur durch die vorgejeßte Dienſtbehörde, bezw. durch diejenige 
Stelle überwacht werden fünnen, welde die Nechnungen der Invaliditäts- und 
Aitersverficherung daritellt oder der landwirthichaftlichen Berufsgenofjlenjchaft prüft 
und abnimmt. 

Zu 88 40 bis 44. 

Diefe Paragraphen entiprechen im Wejentlichen den 88 58—62 des In— 
validitätsverjicherungsgeieges vom 22. Juni 1889. Zu bemerken ijt nur, daß 
die Beſtimmung über die Bezüge der Schiedsgerichtsbeifiger ihre Begründung in 
der durch S 81 des Entwurfs vorgeichlagenen Benugung der fir die Invaliditäts— 
verlicherung errichteten Schiedsgerichte findet. 

Was die Gewährung von Vergütungen an Borjtandsmitglieder betrifft, To 
laſſen $ 25 des Unfallverfiherungsgejeges vom 6. Juli 1884, 8 30 des land: 
wirtbichaftlichen Unfallverficherungsgeieges vom 5. Mat 1886 und $ 31 des See— 
Unfallveriicherungsgejeßes vom 13. Juli 1887 eine durd das Statut zu bes 
jtimmende Entichädigung für den durch Wahrnehmung der Genoſſenſchaftsgeſchäfte 
erwachienden Zeitverluft zu. Nach S 47 des Invaliditäts- und Altersperjicherungs: 
gejeßes vom 22. Juni 1889 haben die ernannten Mitglieder Anſpruch auf volle 
Bejoldung, welche dem bejtellenden KWonmmmalverbande durch die Verliherungs: 
anjtalt zu erjegen it; den gewählten Mitgliedern des Borjtandes kann durch 
Statut eine Bejoldung zugebilligt werden, deren Höhe der Ausschuß der Ver: 
fiherungsanitalt Feitzufeßen hat. Der Entwurf schließt fih an dieje Beſtimmungen 
des Invaliditätsverſicherungsgeſeßes im MWejentlihen an (vergl. $ 34) und gejtattet 
insbejondere in etwas erweiterter Faſſung, daß den gewählten Mitgliedern, welche 
nad ihrer Vermögenslage vielfach nicht im Stande jein werden, zeitraubende 
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Genoſſenſchaftsgeſchäfte unentgeltlich wahrzunehmen, Vergütungen für ihre Mühe— 
waltung gewährt werden. 

Wenn bei den Strafandrohungen am Schluß des $ 42 Abjag 1 auf bes 
jondere anderweitige Beſtimmungen hingewiejen it, jo bezieht jich die auf $ 81 
Abi. 3 des Entwurfs, wonach auf die Beſtrafung don Schiedägerichtöbeiligern, 
welche ji, der Ausübung ihres Amts ohne hinreichende Entihädigung entziehen, die 
Vorſchriften in 5 73 des Anvaliditätsverficherungsgejeges Amvendung finden jollen. 

Durch die Beſtimmung des $ 43 in Verbindung mit dev für Berufsgenofjen= 
ihajten geltenden Beſtimmung des $ 54 Abſatz 4 wird die Durchführung der 
Unjallverjiherung nad dem VBorgange der älteren Geſetze (S 27 des Geſetzes 
vom 6. Juli 1884 u. ſ. 1.) auch dann gelichert, wenn die Organe der Selbit- 
vermaltung den Dienſt verjagen jollten. Für die Unfallverjicherungsgenofien: 
haften bedarf es zu dieſem Zwecke nicht, wie bei den Berufsgenoflenjchaften, der 
Heranziebung des Reichs-Verſicherungsamts zur aushilfsweiſen Verwaltung, viels 
mehr kann bier, ebenjo wie nad) S 61 des Invaliditätsverſicherungsgeſetzes vom 
22. Juni 1889, der als Vorjigender des Genofjenjchaftsvorjtandes eingejehte 
Beamte ($ 34) eintreten. 

Zus 46. 

Ter $ 46 vegelt, im Einklang mit der Vorichrift des $ 19 über die Auf: 
bringung der Mittel, den Maßſtab für die Bemeifung der Beitrage. In der Er: 
läuterung zu 8 19 ijt beveit® auf die verwandten Bejtimmungen für Die land» 
wirtbichaftliche Unfallverficherung bingewiejen und die Art von öffentlichen Abgaben 
bezeichnet, welche al8 Maßſtab für die Bemeſſung der Beiträge etwa in Betracht 
kommen können. Wa$ insbejondere die preußiiche Gewerbeiteuer betrifft, jo wird 
ungeachtet ihrer Aufhebung als Staatsiteuer die Veranlagung der einzelnen Bes 
triebe durch Organe der Staatsverwaltung zu Sweden der Gemeindebeitenerung 
jortgejept werden und daher aud künftig als Maßjtab für die hier in Nede 
itehenden Werhältniife brauchbar jein. Der Umſtand allein, daß nicht alle Ge— 
nofenichaftsmitglieder zu einer als Maßſtab an ſich geeigneten Steuer veranlagt 
ſind, braucht von deren Benutzung nicht abzuhalten, wenn es gelingt, eine Grund— 
lage für Die gleihmäßige Hevanziehung der übrigen Mitglieder zu gewinnen. 

Soweit dieſer einfachite Maßſtab für die Bemeſſung der Mitgliederbeiträge 
nicht Anwendung findet, tritt bei der landwirthichaftlichen Unfallverjicherung die 
Abſchätzung des Arbeitsbedaris der einzelnen Betriebe an die Stelle ($ 36 des 
Geſezes vom 5. Mai 1886). Etwas Nehnliches bezwedt die im Entwurf vor— 
geiehene ſchätzungsweiſe ZFeititellung der Zahl der in jedem Betriebe bejchäftigten 
Vollarbeiter. Die Borjchriften über die Ermittelung der thatjächlichen Unterlagen 
für diefe Schäßung finden ji im $ 72 des Entwurfs, während SS 76 ff. das 
Verfahren bei der Schäßung regeln. An diefer Stelle it wur noch zu bemerken, 
daß die Zahl der zur Zeit des vollen Betriebs bejchäftigten Perſonen einen 
brauchbaren Maßſtab nicht abgeben würde, weil viele Unternehmungen nicht das 
ganze Aahr hindurch im Gange find, zur Zeit des vollen Betriebs aber verhältniß— 
nißmäßig zahlveihe Perſonen beichäftigen. Sole Unternehmungen würden, wenn 
ie mit der vollen Zahl ihrer während des vorübergehenden Betriebs bejchäftigten 
Arbeiter herangezogen werden jJollten, gegenüber anderen, in denen zwar das 
ganze Jahr Hindurh mit geringeren Kräften, aber gleihmähig gearbeitet wird, 
benachtheiligt werden. Es wuhte deshalb der Begriff des „Wollarbetters”, als 
einer das ganze Jahr hindurch in dem Betriebe beichäftigten verjicherten Perſon, zur 
Dilfe genommen werden. Hierbei erjchien es bei der Eigenart der unter den 
Entwurf fallenden Betriebe nicht erforderlich, zwiſchen Perfonen männlichen und 
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weiblichen Geſchlechts zu umtericheiden, weil die Beichäftigung von Frauen bier 
nicht jolchen Umfang bat, wie in der Landwirthſchaft. Vielmehr jollen männliche 
und weibliche, aber auch jugendliche und erivachtene Perſonen gleichmäßig bevud: 
jichtigt werden. Letzteres iſt umſomehr gerechtfertigt, weil beim Eintritt eines 
Unfalls jugendliche Arbeiter die Unfallverfiherungsgenofjenichaft in fait gleichen: 
Betrage, wie Erwachjene, belajten, jobald von Erreichung des jechszehnten Jahres 
ab nad) $ 15 des Entwurfs ihre Nente ſtets auf den für Erwachjene vorgejebenen 
Betrag erhöht wird. Gegen eine niedrigere Einſchäßgung der jugendlichen Arbeiter 
jpricht auch die Erwägung, dab darin ein neuer Anreiz für die in gewiſſen Be 
triebszweigen ohnehin beitehende Neigung zu übermäßiger Bejchäftigung ſolcher 
Berjonen zu Ungunſten der älteren Arbeiter gefunden werden fünnte, Nachdem 
der Entwurf jih einmal auf den Standpunft geitellt bat, dal; der Einfachheit 
halber jtatt genauer individueller Lohnabgaben nur ſummariſch die Zahl der 
Arbeiter bei der Vertheilung der Laſten zu Grunde gelegt werden joll, obwohl 
die Entichädigungen nach mannigfach verjchiedenen Lohnſäten ($ 14) berechner 
werden, fonnte auch davon abgejehen werden, durch das Geſetz feitzulegen, welche 
Arbeitsdauer für einen Vollarbeiter zu berechnen it. Für die Großinduſtrie iſt 
von manchen Zeiten angeregt worden, im Intereſſe der Vergleichbarfeit der An: 
gaben den Begriff der Wollarbeit als einer Arbeit von 300 X 10 = 3000 
Stunden im Jahre anzuſehen. Dieſem Vorſchlag ſteht aber, und zwar im cr 
höhtem Maße für den Bereich des Entwurfs, die Verjchiedenbeit der thatjächlichen 
Verhältniſſe entgegen. Es muß daher den berufenen Organen der Uinfallverjicherungs: 
genofjenjchaften überlaſſen bleiben, in welcher Weiſe jie unter gewiljenhafter Ab: 
wägung der in ihrem Bezirk obwaltenden Verhältniſſe aus den ihnen zu liefernden 
thatjächlihen Angaben die Zahl der Vollarbeiter feititellen wollen. 
Zu 8 AT. 

Für das Maß von Unfallgefahr, welches ein Betrieb mit ſich bringt, kommt 
neben dem Umfang, in welchem Arbeiter beſchäftigt werden, hauptſächlich die 
Gefährlichkeit des Betriebszweiges in Betracht. Von einer obligatoriſchen Ab: 
ſtufung der Beiträge nach Gefahrenklaſſen, wie ſie für die induſtrielle Unfall: 
verjicherung vorgeichrieben it, fann aber für den Bereich des Entwurfs, ebenſo 
wie für Die Yandwirtbichaft (3 35 Abſatz 6, Gejep vom 5. Mat 1886) und die 
Seeſchifffahrt ($ 35, Gejep vom 13. Juli 1887), der Einfachheit halber abgeieben 
werden, weil hier nur bei verhältnißmäßig wenigen Betriebszmeigen ein weſent— 
licher Unterjchied in der Gefährlichkeit nachweisbar jein wird. Für ſolche Betriebs— 
zweige fann es der ftatutarischen Selbſtbeſtimmung der Genofienjchaften überlaäſſen 
bleiben, ob ſie es vorziehen, behufs genauerer Abmeſſung der Beiträge nad dem 
Riſiko Gefahrentarife aufzuſtellen und eine Einſchätzung der Betriebe in die Klaſſen 
derjelben durchzuführen. Wird ein ſolcher Beihluß gefaßt, jo Tollen mach dent 
Entwurf in Bezug auf die Nevifion des Tarifs und auf die Genehmigung der 
bezüglichen Bejchlüffe die Grumdjäge des Unfallverſicherungsgeſetzes Amvendung 
finden. Die Genehmigung des Reichs-Verſicherungsamts joll bei allen auf den 
Sefahrentarif bezüglichen Beſchlüſſen erforderlich jein. Dieſe Beſtimmung des 
Entwurfs jteht mit der Auslegung und Handhabung, welche $ 28 Abjap 5 des 
Unfallverfiherungsgeleges gefunden bat, im Einklang. 


2) Berufsgenoſſenſchaften. 
Zu SS 48, 49, 
Im allgemeinen Theil der Begründung iſt erörtert, inwieweit für eimen Theil 
der von dem Entwurf betroffenen Betriebsjiweige die Bildung von neuen oder 
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die Erweiterung don beitehenden Berufsgenoſſenſchaften zugelaflen werden jolt. 
Die Anträge auf Bildung von Berufsgenoſſenſchaften ſind nicht nur daraufhin 
zu prüfen, ob Dazu Die zu vereinigenden Betriebe nad ihrer Anzahl und der 
Zahl der bejchäftigten Perſonen ausreichen, jundern auch nach der Nichtung, ob 
die Beichaffenbeit der Betriebe und ihrer Unternehmer für eine berufsgenoſſenſchaft— 
liche Organiſation geeignet jind. Dieſe Prüfung wird dem Bundesrath zufallen 
mũſſen. 

Der Hergang iſt im übrigen in Anlehnung an die Vorſchriften dev SS 12 
bis 14 des Unfallverficherungsgejepes vom 6. Juli 1884 jo gedadıt, daß inner— 
halb einer gewiſſen Friſt nach der Verfündung des Gejeges Anträge, die daran 
gerichtet jind, neue Berufsgenojjenichaften zu bilden oder bejtehende zu erweitern, 
zunächſt dem Reichs-Verſicherungsamt einzureichen find. Diejem liegt eine Vor— 
prüfung der eingegangenen Anträge ob, welche jodann, ebenjo wie es nah 8 13 
des Unfallveriicherungsgejeges geſchehen it (Drudjachen des Bundesraths von 
1885, Nr. 9), mit einer gutachtlichen Aeußerung durch Vermittelung des Staats: 
jefretärs des Innern dem Bundesrath vorzulegen find, damit Derjelbe prüfe, 
welche Anträge von der weiteren Berüdiichtigung auszujchliegen und welchen 
weitere Folge zu geben iſt. Soweit letzteres beichloffen wird, it damit anerkannt, 
daß die den Gegenſtand des Antrages ausmachenden Betriebe nach ihrer Anzahl 
und Bejchaffenheit geeignet find, Die dauernde Yeiltungsfähigfeit der Berufs: 
genoſſenſchaft zu gewährleiiten. Der Bundesrath behält aber freie Hand, die Er— 
richtung der Berufsgenoflenjchaft im weiteren Verlauf dennoch zu verjagen, wenn 
er Die Ueberzeugung gewinnt, daß die Bildung der Genofjenjchaft wegen ihrer 
Zujammenjegung, wegen der Ausichließung gewijfer Betriebsziveige, wegen der 
ſtatutariſchen Einführung des Umlageverfabrens oder aus anderen Gründen nicht 
zwedmäßig jein würde. 

Kenn einem Antrag auf Einberufung der Öeneralverjammlung weitere Folge 
gegeben wird, jo joll nad dem Entwurf das Reichs-Verſicherungsamt, entiprechend 
dem $ 13 Abjap 4 des Unfallverfiherungsgejeged von 6. Juli 1884, Die Be: 
fugnig erhalten, der Berufsgenoſſenſchaft zweckmäßig anzuſchließende Betriebe, 
auh wenn der auf Einberufung dev Generalverſammlung gerichtete Antrag ſie 
nicht umfaßt, dazu mit einzuladen. Darüber, welche Betriebszweige jonach für 
die Einladung in Betracht kommen, müſſen die Yandes: Jentralbehörden verjtändigt 
werden, um wegen Der Vorbereitungen jür die Einberufung der Generalverjammlung 
die Unterbehörden mit Weifung zu verjeben. 


Zu S 50. 

Was die Zuſammenſetzung dev Generalverfammlung betrifft, jo it für den 
Geltungsbereich des Unfallverjiherungsgejepes vom 6. Juli 1984 die Betheiligung 
ämmtlicher Unternehmer durchgeführt, was für die damaligen Berhältnifie gewiſſe 
Vorzüge hatte. Diejelbe it aber fehr wmjtändlich und wiirde hier, wo es ſich 
um cine ſehr große Zahl von Eleineven Betrieben handelt, wenig Gewähr dafür 
bieten, DaB die Wünſche der Mehrheit der Unternehmer zum Ausdrud gelangen. 
Tenn es iſt anzunehmen, daß nur eine Feine Minderheit der betheiligten Unter: 
nehmer perjönlich erjcheinen würde. Cine weitere Anzahl würde Jich vielleicht 
duch Bevollmächtigte, perjönlich ericheinende Genofjen, vertreten laflen, von denen 
dann aber ein einzelner eine übermäßig große Zahl aller vertretenen Ztimmen 
in der Hand haben fünnte. Durch die auch im Geſetz vom 6. Juli 1884 vur- 
geiehene und überhaupt kaum zu umgebende Zulaſſung jolcher Bevollmächtigung 
würde im Bereich des Entwurfs die bejondere Gefahr entitehen, daß eine ver: 
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hältnißmäßig Heine, aber gut organiirte Minderheit die Oberhand gewinnt und 
dadurch eine gedeihliche Entwidelung der Genoſſenſchaft von vornherein gefährdet. 
Derartige Nachtheile werden vermieden, wenn die Verſammlung ſich aus bezirks— 
weile gewählten Vertretern, von denen jeder gleiches Stimmrecht hat, zujammenjegt. 

Die Vertreter der Unternehmer jollen nach dem Entwurf ähnlich wie nadı 
dem landwirthichaitlichen Unfallverfiherungsgeieb ($ 20 a a. DO.) durch Wähl- 
männer gewählt werden. Doc, jollen die Wahlmänner nicht gemeindeweiſe 
von der Öemeindevertretung (Gemeindebehörde) bezeichnet werden, weil nicht in 
jeder Gemeinde die in Betracht fommmenden Gewerbszweige zahlreich genug ver: 
treten jein werden; vielmehr jollen die unteren VBerwaltungsbehörden 
Wahlmänner in der Zentralbehörde bejtimmten Zahl bezeichnen. Dies wird bei 
einer Organifation, die jeden politischen Charakters entbehrt, nicht bedenklich gefunden 
werden fönnen. Die Wahlmänner fünnen zur Vermeidung von weiten Reiſen 
bezirlsweiſe zu Wahlverfammlungen berufen werden, die von einen Beauftragten 
der Landes: Zentralbehörde zu leiten find. Dies empfiehlt ich bejonders für Ge: 
nojlenjchaften, deren Bezirk ſich über verfchiedene Bundesitanten eritredt. Die 
Zahl der zur Generalverfammlung zu mählenden Bertreter der Unternehmer, 
jowie deren Vertheilung auf die Gruppen der Wahlmänner wird durd) die Wahl- 
ordnung beſtimmt, die für den ganzen Genoſſenſchaftsbezirk einheitlih von einer 
Landesbebörde, oder, wo mehrere Bundesitaaten betheiligt find, vom Reichs— 
Verliherungsamt erlaffen wird. 

Su 8 51. 

Die Einberufung und Eröffnung der Generalverfammlung wird dem Reichs— 
Verfiherungsamt zu übertragen jein. Daß die gewählten Vertreter gleiches 
Stimmrecht haben müſſen und ihre Stimme nicht auf andere Perſonen über- 
tragen, jondern ſich nur durch ihre Erfabmänmer vertreten laſſen dürfen, folgt 
daraus, Daß jeder von ihnen die Interejien der Gefammtheit der Unternehmer 
des Bezirks wahrzunehmen hat. 

Das Protokoll ijt dem Reichs-Verſicherungsamt einzureichen und von dieſem 
mittels gutachtlichen Berichts der Aufſichtsbehörde vorzulegen. Dieje führt Dann 
die Enticheidung des Bundesraths herbei. 

Die Beſtimmung des Entwurfs, daß jchon in der Öeneralverfammlung über 
Grundzüge für das Genoſſenſchaftsſtatut Bejchluß zu faſſen iſt, erleichtert Die 
Vorbereitung eines Statutenentwurfs für die erite ordentliche Genoſſenſchafts— 
verſammlung und ermöglicht 63, die Ausarbeitung des Statuts den Genoſſenſchafts— 
voritande oder einem Ausſchuſſe zu übertragen (8 54). Sie hat ferner beſondere 
Bedeutung für die Entichließung über die den Berufſsgenoſſenſchaften durch S 21 
des Entwurfs gejtattete Beichränfung dev Umlage auf den Jahresbetrag der Ent- 
ſchädigungen. Wenn eine ſolche Beichränfung in der Generalverfammlung nicht 
in Ausjicht genommen wird, oder ein bezüglicher Antrag nicht die erforderliche 
Mehrheit findet, und es infolge deſſen bei der als Regel vorgejchriebenen Er- 
bebung der Kapitaldeckung bewendet, jo kann diefer Unitand, zumal bei Genoſſen— 
schaften von weniger kapitalfräftigen Betrieben, für die Zuſtimmung des Bun des- 
raths zur Bildung der Berufsgenofjenichaft von Gewicht jein. Daraus folgt, daß 
eine jpätere Abänderung ded Statuts, welche die Umlage des Jahresbedarfs an 
Stelle der Aufbringung des Deckungskapitals einführen will, von der Zuftimmung 
des Bundesraths abhängig gemacht werden muß. Andernfalls fünnte die ing 57 
vorgejehene aushilfsweife Haftung des Neihs für die Verpflictungen der Berufs: 
genoſſenſchaft durch einfeitigen Beichluß der letzteren eine wejentlich erhöhte Trag: 
weite erhalten. 
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Zu $ 52. 

Neben der Bildung neuer Berufägenofjfenichaften läßt der Entwurf aud Die 
Zuweilung von Betriebözweigen zu bereits bejtehenden Berufsgenofjenichaften zu. 
Für die Entjchließung hierüber kommt der fchwerwiegende Umstand in Betracht, 
deß die neu hinzutretenden Betriebszweige zu den jeit dem Bejtehen der älteren 
Berufsgenojienichaften ermwachjenen, aber im Wege des Imlageverfahrens noch 
nicht gededten Unfallfajten für die Zukunft ebenjo mit beitragen müſſen, wie Die 
früheren Mitglieder der Berufsgenofjenichaft. Ohne übereinitimmenden Beichluß 
der Genoſſenſchaftsverſammlung umd der Vertreter der anzuichließenden Unter— 
nehmer foll daher eine Erweiterung bejtehender Berufsgenojjenichaften nicht erfolgen. 

Behufs der Beſchlußfaſſung über die Erweiterung einer Berufsgenoſſenſchaft 
tritt an die Stelle der Einladung der neu in die Verlicherung Aufzunehmenden 
zur Generalverſammlung die Beiladung der Vertreter der Unternehmer zur Ges 
nofenihaftsverfammiung. Die Beiladung der gemäß $ 50 des Entwurfs gewählten 
Vertreter genügt auch, wenn es ſich um den Eintritt in jolche Berufsgenojjens 
ſchaften handelt, deren Genoſſenſchaftsverſammlung aus der Gejammtheit der 
Unternehmer bejtebt, weil die beiden Gruppen getrennt abzujtimmen haben Die 
Kreinigung zu einer Verſammlung bezivedt nur, durch gemeinjchaftliche Erörterung 
ein klareres Urtheil über die beiderjeitigen Intereſſen und die Ausfichten für ihre 
Berriedigung zu gewinnen. 

Zu 88 53 bis 56 

Auf die nenen Berufigenofjenichaften finden im allgemeinen die für Unfall 
wriiherungsgenofjenschaften maßgebenden Bejtimmungen des Entwurfs Anwendung. 
Einzelne Abweichungen ergeben ſich aus den eigenthümlichen Verhältniſſen der 
Berufägenofjenichaften; ste lehmen ſich meiitens an das Unfallverjicherungsgejet 
on und bezweden möglichite Einfachheit der Verwaltung, ſowie die Zulajjung 
atutariicher Negelung für gewiſſe Einrichtungen. 

Um die erite Einrichtung der Genojjenjchaft möglichjt zu vereinfachen, jollen 
die Generalverjammfung und ihr Vorſtand für die erſte Wahlperiode als Ge— 
noſſenſchaftsverſammlung und Genofjenjchaftsporjtand in Wirfjamfeit bleiben. Die 
Senofienichaftsverfanmtung beiteht nach dem Entwurf, vorbehaltlich abweichender 
Regelung durch das Statut, ans Vertretern der Unternehmer. Es treffen bier 
die zu $ 50 entwidelten Gefichtspunfte gleichfalls zu. Für die Genoſſenſchafts— 
verjammlungen iſt übrigens jchon im Unfallveriicherungsgeieg ($ 19) die Zus 
jommenjegung aus Vertretern der Unternehmer wahlweiie zugelaiien, und hier— 
von it bei nicht wenigen induftriellen Berufsgenofjenichaften Gebrauch gemacht 
worden 

Soweit nicht durch abweichende Beſchlüſſe der Generalverſammlung andere 
Lerhältniſſe geſchaffen werden, iſt es entbehrlich, daß nach der vom Bundesrath 
ertheilten Genehmigung zur Bildung der Berufsgenoſſenſchaft alsbald eine Ge: 
nofſenſchaftsverſammlung abgehalten werde. Denn die Gejchäfte einer ſolchen 
Gerfommlung brauden an ſich nur in der Wahl des Genofjenjchaftsvoritandes 
und in der Durchberathung des Statuts zu beitehen. Beide Angelegenheiten ſind 
eber bereit3 von der Generalverjammiung erledigt: ihren Vorſtand hat die Ge— 
noffenichaft durch die Wahl in jener Verſammlung erhalten, und die Ausarbeitung 
des Statut3 kann nad) der Feititellung der Grundzüge durch die Generalverſammlung 
ohne Bedenken dem Vorſtande oder einem Ausſchuſſe übertragen werden, der als— 
dann auch etwaige Beanjtandungen, die gegen die Faſſung des Statuts etwa dom 
Reihd-Berficherungsamt erhoben werden, ohne weiteres erledigen kann. 
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Eine Mitwirkung von Beanten dev Nommunalverbände in den Genoſſenſchaſts— 
vorjtänden, oder eine Eriegung des Vorſtandes durch eine Behörde finder bei 
Berufsgenojjenichaften nicht jtatt. 

Die Vorichriften über Anjanımlung des Nejervejonds für die ein Deckungs— 
fapital nicht erhebenden Berufsgenofjenschaften eutiprechen dem $ 18 des Unfall» 
verjicherungsgejepes. Es iſt jedoh im 8 56 Abſatz 3 des Entwurfs Darüber 
hinaus dem Bundesrath die Ermächtigung ertbeilt, eine Verſtärkung des Reſerve— 
fonds anzuordnen, weil fir Die im Betracht kommenden Betriebszweige unter 
Umjtänden eine Erhöhung der zur Sicherung der Yeijtungsfäbigkeit der Berufs— 
genofjenjchaft dienenden Rücklagen rathſam jein kann. 

3u S 57. 

Die Vorfchriften über die Auflöſung leittungsfähiger Berufsgenoflenichaften 
und über den Uebergang ihrer Nectsaniprüche und Verpflichtungen auf das Neich 
entiprechen dem 8 33 des AUnfallverjicherungsgeieges. 


3) Beränderungen. 
Zu 8 58. 

Im Vorſtehenden tit die Bildung neuer Organiationen (Unfallverjiherungss 
genojjenihaften und neue Berufsgenofienschaften) und die Erweiterung beitehender 
Berujsgenofjenichaften durch Zutheilung neuer Betriebszweige erörtert worden. 
Der vorliegende $ 58 bebamdelt die Einihränfung des Beitandes vorhandener 
Berufsgenoſſenſchaften durch Ausjcheidung von Berriebszweigen,. die entipeder 
örtlichen Berbänden (Unfallverfiherungsgenoflenichaften) oder nenen Berufsgenoſſen— 
Ichaften zugetheilt werden jollen. 

Tie Beitimmungen des 8 58 jullen nur für die Uebergangszeit gelten ; 
impieweit ſie zur Anwendung gelangen, wird davon abhängen, im welchen Um— 
fange eine Ausicheidung von Betrieben aus deu älteren VBerufsgenoffenichaften in 
der Webergangsperivde beantragt wird. Für die Behandlung jolder Anträge 
bedarf der Bundesrath einer größeren Freiheit der Dispofitionen, als fie ihm 
für Veränderungen in dem Beltande der auf den älteren Gejepen beruhenden 
Träger der Unfallverficherung zufteht, damit nicht Die gedeihliche Wirkjamfeit der 
Sejammtorganijation durch den Entiwiclungsgang der unabhängig von einander 
ins Leben gerufenen Einzelorganifationen beeinträchtigt wird. Um dies zu ver— 
hüten, joll bei der hier in Frage ſtehenden Ausscheidung von Betrieben vorüber= 
gehend von der durch die bisherigen Geſetze erforderten Beſchlußfaſſung und Zu— 
ſtimmung der Betheiligten abgejehen, und nur die Anhörung der Vorjtände ver= 
langt werden. Dagegen bleibt der Grundjag, dab den Berufägenofienichaften 
gegen ihren Willen neue Betriebe nicht zugetheilt werden dürfen, auch für Die 
neu zu begründenden Genoſſenſchaften anfvecht erhalten. 


Zu 8 59. 

Nachdem der Entwurf in ſeinem ganzen Umjange Geſetzeskraft erlangt haben 
wird, jollen bei Veränderungen im Bejtande aller Unfallverficherungss und Berufs- 
genoſſenſchaften einheitliche Srundjäge Anwendung finden. Neues enthalten dieſe 
Grundſähe in der Danptjache nur hinſichtlich Der vermögensrechtlicien Folgen von 
Beitandsveränderungen (SS 62 ff). Dagegen entiprechen die in dem 5 59 ge— 
regelten Borausjeßungen des Uebergangs von Betrieben in andere Genoſſenſchaften 
in allen wejentlichen Beziehungen den Vorichriften der älteren Geſetze ($ 31 des 
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Geſetzes vom 6. Juli 1884, $ 12 des Geſetzes vom 11. Juli 1887, $ 42 de3 
Geſetzes vom 5. Mai 1886). Fir die See-Berufsgenoflenichaft, hinfichtlich deren 
eine entiprechende Beſtimmung beim Erlaß des Geſetzes vom 13. Juli 1887 ent: 
behrlih war, tritt in dieſer Hinsicht eine Gleichitellung mit den anderen Berufs: 
genoſſenſchaften ein. 

Zu 8 60. 

Die bei der Einrichtung und Verwaltung der Unfallverficherungsgenofjenichaften 
berbeiligten Stellen müjjen, ebenfo wie nach $ 66 des nvaliditäts- und Alters— 
veriicherungsgejeßes bei der Veränderung des Bezirk einer Berjicherungsanitalt 
befugt fein, Antrage auf Abänderung des Bejtandes zu itellen. 

Wegen ihrer aushilfsweifen Haftung Für die Verpflichtungen der Unfall: 
veriiherungsgenoflenichaft (8 25 Abjap 1) it die Anhörung der betheiligten 
Yondesregierungen und Konmmmalverbände vor Abänderungen des Beltandes für 
den all wicht zu umgeben, daß die Abänderungsanträge von anderer Seite 
geitellt werden. 
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Zu 8 61. 

Innerhalb einer jeden Berufss oder Unfallverficherungsgenofjenichaft müſſen 
alle Mitglieder und Entihädigungsberechtigten nach gleichen Grundſätzen behandelt 
werden. Der Entwurf verbindet deshalb mit der Zutheilung von Betrieben zu 
einer Genofjenichaft die Nechtöfolge, daß die für dieſe Genoſſenſchaft geltenden 
Beitintmungen, insbeſondere hinſichtlich des Umfangs der Verficherung und der 
Entihädigung, au dann Anwendung finden jollen, wenn Die hinzutvetenden 
Betriebe uriprünglich anderen gefeplichen und ftatutariichen Beſtimmungen unter= 
worſen gewejen waren. Hierdurch wird jelbitredend hinfichtlich der aus den über: 
gehenden Betrieben berrührenden und bereits feſtgeſtellten Renten, auch joweit 
deren Zahlung auf die neue Genofjenichaft übernommen wird, nicht geändert, 
die rechtskräftig aemordenen Unterlagen für die Entihädigung können nicht nach— 
träglih nad) anderweiten Grundjäßen von Neuen fejtgeitellt werden. 

Zu SS 62 bis 66. 

Tie von den vermögensredtlichen Folgen der Beitandsveränderung handelnden 
Vorſchriften des Entwurfs müſſen ebenjo wie die Bejtimmungen über die Voraus: 
jegungen jolcher Veränderungen ($ 59) nicht nur für die neu errichteten Ge— 
noſſenſchaften, jondern auch für die älteren Berufsgenoſſenſchaften Geltung haben, 
weil bei dem Austaufch von Betrieben fortan nicht mehr bloß Berufsgenofien- 
haften, die nur den Jahresbedarf umlegen, jondern auch Genoſſenſchaften mit 
Kapitaldeckungsverfahren betheiligt jein werden. 

Für die Fälle der feßteren Art bedurfte es neuer Vorjchriften, während bei 
der Auseinanderjepung zwiſchen Genofjienichaften, die nur den Kahresbedarf um— 
legen, Die bisherigen Grundjäße beibehalten werden konnten. Inſoweit jtimmen 
daher die 55 62 und 63 des Entwurjs mit $ 32 des Unfallverficherungsgejeges 
vom 6. Juli 1884 überein. Hinzugefügt it zur VBefeitigung von Zweifeln nur 
die Beitimmung, daß die beim Uebergang von Betrieben mit übernonmtenen 
Entihädigungen gleih den eigenen Genoſſenſchaftslaſten durch die Beiträge der 
Mitglieder aufzubringen find. 

Für die Ausscheidung von Betrieben aus einer den Kapitalwerth der Ente 
ibädigungen erhebenden Genoſſenſchaft itellt der Entwurf die Negel auf, dab die 
Ertihädigungspfliht und das gejammte, zu ihrer Befriedigung dienende Vermögen 
der alten Genoſſenſchaft verbleibt. Vorausgeſetzt it bierbei, daß das Deckungs— 
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fapital für die betreffenden Entihädigungsfälle zur Zeit des Uebergangs der 
Betriebe bereits fejtgeitellt und ausgeſchrieben iſt. Soweit dies noch nicht geſchehen 
iſt, hat die alte Genofjenichaft nicht mehr den Kapitalwerth, jondern nur die bis 
zum Zeitpunkt des Ausfcheidensd fälligen Beträge von ihren Mitgliedern ein 
zuziehen; Die neue Genoſſenſchaft hat aber die weiteren Entſchädigungsanſprüche 
zu befriedigen und die hierzu erforderlichen Beträge mit den jonjtigen Lajten 
alljährlich auf ihre Mitglieder zu vertheilen. Freilich bejtehen dann innerhalb 
der neuen Genoflenjchaft, wenn dieſe für ihre eigenen Laſten das Dedungsfapital 
erhebt, während einer gewijjen Uebergangszeit zwei verjchiedene Erhebungsarten 
nebeneinander. Mllein dies läßt ſich wegen der Schwierigfeiten, denen eine Be— 
rechnung des Kapitalwerths der zu übernehmenden laufenden Nenten, und Die 
erit nad dem Abschluß diefer Berechnung durchführbare Heranziehung der in— 
zwiſchen ausgefchiedenen Unternehmer zur Aufbringung der Dedungsiittel begegnen 
wiirde, nicht wohl vermeiden, und es werden daraus Unzuträglichkeiten kaum 
entjtehen. Schon bisher ijt bei dem Webergang von Betrieben aus den Baus 
gewerfs:Berufsgenofjenichaften in die Tiefbau:Berujsgenoflenschaft ohne Nachtheil 
jo verfahren worden. Bon dem für die Fälle des S 63 vorgejehenen Hebergang 
von Theilen des Mejervefonds und des ſonſtigen Vermögens kann bier ab— 
gejehen werden. Denn in jedem lebergangsfalle kommen nur die verhältniß- 
mäßig wenig zahlreichen Renten in Betracht, welde noch nit durd Kapital 
gededt find; überdies werden die betheiligten Genofjenichaften einen Nejerveionds 
in der Regel nicht befigen, und deren jonitige Bermögensitüde, wie Inventar— 
gegenjtände und etwaige eiferne Betriebsfonds, werden regelmäßig zu geringfügig 
fein, um ein verwideltes NAuseinanderjeßungsverfahren zu belohnen. 

Bei den Schwierigkeiten eines folchen werden die betbeiligten Genofjen= 
ſchaften in allen Fällen wohl thun, jich über eine pauschale Abfindung zu veritändigen 

Durch $ 66 des Entwurf wird die Frage geregelt, welche Genojjenichaft 
ein bei Unfällen aus übergehenden Betrieben noch ſchwebendes Entichädigungs= 
verfahren durchzuführen hat. In Uebereinitimmung mit der Praris bei den 
älteren Berufsgenofjenjchaften verordnet der Entwurf, daß die alte Genoſſenſchaft, 
wenn jie noch irgend einen Theil einer Entichädigung zu zahlen hat, das ganze 
Verfahren Bis zur rechtsfräftigen erjtmaligen Feititellung der Entjchädigung durch- 
führen joll. Die neue Genofienichaft hat dann das Ergebniß der Verhandlung 
gegen ſich gelten zu laſſen. Wenn dagegen die Zahlungspflicht von Anbeginn 
an der neuen Genoſſenſchaft obliegt, dann foll fie auch für Unfälle, die vor dem 
Uebergang eingetreten find, das Entihädigungsverfahren leiten. 


Zu SS 67 und 68. 
Die Vorſchriften diefer Paragraphen entiprechen denen des Invaliditäts— 
verjiherungsgejeges ($ 67 a. a. D.); und, was den $ 68 angeht, außerdem 
den älteren Unfallverjicherungsgejeßen. 


4) Reichs- und Staatöbetriebe. 
3u 88 69 und 70. 

Die Beſtimmungen des Entwurfs über die Einjeßung von Ausführungs— 
behörden für Betriebe des Reichs oder eines Bundesſtaats entſprechen denen Der 
Unfallveriicherungsgejege von 28. Mai 1885, 5. Mai 1886, 11. Auli 1887 
und 13. Juli 1887. Die Erwägungen, welche dazu geführt haben, hier Die 
Kommunalbetriebe den Reichs- und Staatsbetrieben nicht gleichzuitellen, find be= 
reits bei $ 5 dargelegt 





Entwurf eines Gefeges, betr. Erweiterung der Unfallverfiherung. 319 


Für Vertreter der Berficherten bei der Unfallunterfuchung und für Schieds— 
gerichtsbeiliger aus dem Arbeiteritande braucht nicht befonders geforgt zu werden, 
da die hierfür in den 88 81, 85 vorgejehenen Einrichtungen aud auf den 
SGefchäftsbereich der Ausführungsbehörden Anwendung finden. 

Soweit ed noch bejonderer Bejtimmungen bedarf, künnen diefelben nad dem 
Vorgange der oben angeführten Gejege für die Neichsverwaltung dem Reichs— 
fanzler, für die Landesverwaltungen den Zentralbehörden überlajjen werden 
(8 69 Abjap 1). 


II. Mitgliedichaft. 


Zu 8 71. 

Die Mitgliedſchaft iſt in den Unfallverſicherungs- und Berufsgenoöoſſenſchaften 
die Quelle wichtiger Rechtsfolgen. Es bedarf deshalb beſtimmter Vorſchriften 
über ihren Beginn, welche $ 71 im Auſchluß an die älteren Verſicherungsgeſetze 
trifft (vergl. $ 14 des Unfallverficherungsgejeßes vom 6. Juli 1884). 

Für die bereit3 verficherten Betriebszweige, die in eine der nach dem Ent: 
wurf zu errichtenden Organijationen übergeführt werden, iſt Vorforge zu treffen, 
daß die neue Mitgliedjchaft jich unmittelbar an das Ausjcheiden aus der vor- 
maligen anſchließt, aber erſt mit der Verſicherung in der nenen Organijarion 
wirfiam wird. 

Zu $ 72. 

Die Beitimmmugen der 88 72 bis SO verfolgen den Zweck, ald Grumdlage 
für die genoſſenſchaftliche Verwaltung brauchbare Mitgliederverzeichnifie Kataſter) 
zu beichaffen. 

Grumdverzeichnifie der verjicherungspflichtigen Betriebe werden die Gemeinde— 
behörden vermöge ihrer Kenntniß der Verhältniſſe aufzuitellen in der Lage fein. 
Die Ermittelung der verjiherungspflichtigen Betriebe joll daher wie bei den land— 
wirthichaftlichen Berufsgenofjenichaften (vergl. 88 34, 46 des Gejepes vom 5. Mai 
1886) erfolgen, wobei die Angaben der Gemeindebehörden über die Zahl ıc. der 
beichäftigten Berfonen als Grundlage Für die ſchätzungsweiſe Feititellung dev Zahl 
Rollarbeiter ($ 76) dienen jollen In Genofjenjchaften, welche die Beiträge nad) 
dem Maßitabe von öffentlichen Angaben erheben, bedari es einer Angabe der 
Zahl der beſchäftigten Perjonen nicht. Dagegen find Angaben über das Gewerbe, 
welches jeder Unternehmer betreibt, jchon um deswillen erforderlich, weil aus den 
Berzeihnifjen die einer etiwa neu zu bildenden Berufsgenoffenichaft zu überweijen: 
den Betriebe auszufcheiden jind ($ 73 Abjap 2). Aber auch die Unfallverficherungss 
genoſſenſchaften müſſen aus dem Unterverzeichniffe den Betriebszweig jedes Unter: 
nehmers erjehen fönnen, weil fie nad $ 47 berechtigt find, die Beiträge nad 
dem Grade der mit den Betriebe verbundenen Unfallgefahr abzuitufen. 

Endlich bedarf e3 zur Ermittelung der Mitgliedichaft in denjenigen Fällen, 
in denen ein Betrieb wefentliche Beſtandtheile verfchiedenartiger Gewerbszweige 
umfaßt, der Angabe des fir die Zutheilung des Geſammtbetriebs entſcheidenden 
Hauptbetriebed. Wenn ein Nebenbetriebd einer Berufsgenoflenjchaft angehörte, der 
Dauptbetrieb aber noch unverfichert war, hört diefe zwieipältige Behandlung des— 
jelben Betriebs nach dem allen Unfallverficherungsgefegen gemeinfamen Grund- 
tage, da der Nebenbetrieb dem Hauptbetriebe folgt (vergl. 3. B. S 9 Abiak 3 
des Gejeges von 6. Juli 1884 und $ 7 des Entwurfs), mit dem Inkrafttreten 
des Entwurfs auf. 

Bei der Aufitellung des Unternehmerverzeichnifies wird es öfters nöthig 
werden, von den Unternehmern nähere Auskunft über ihre Betriebsverhältnifje 
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zu erfordern. Im Hinblick auf die Wichtigkeit der Verzeichnifie als Grundlage 
für die Verwaltung dev Genoöoſſenſchaft müſſen Unternehmer, welche die verlangte 
Auskunft nicht rechtzeitig oder überhaupt nicht evtbeilen. dazıı durch Strafen an: 
gehalten werden können. Außerdem muß die Gemeindebehörde ermächtigt ſein, 
nöthigenfalls die durch Schuld des Unternehmers verurfachte Lücke nach bejtem 
Wiſſen jelbit auszufüllen, wobei ein nachträglicher Einjpruch des jäumigen Unter: 
nehmers auszuſchließen jein wird ($ 77 Abjag 6 des Entwurfs). 


Zu $ 73. 

Soweit vor der Anfitellung der Unternehmerverzeichniffe neue Berufisgenoffen: 
Ichaften gebildet oder beitehende erweitert werden, follen auf Anordnung der 
Landes-Zentralbehörde für die hiervon betroffenen Betriebe bejondere Unter: 
nehmerverzeichnifie aufgeitellt oder Bakatanzeigen eingereicht werden. 

Zu S 74, 

Damit die Unternehmerverzeichniife dem Genoſſenſchaftsvorſtande eine brauche 
bare Örundlage für die Feititellung der Genofjenjchaftsmitglieder und der Ber: 
hältniife ihrer Betriebe bieten, müſſen diejelben einem Einfpruchsverfahren unters 
worfen werden. Der Einfpruc kann ſich gegen die Aufnahme oder Nichtaufnahme 
von Betrieben, ſowie gegen die Angaben über Zahl, Art und Beihäftigungsdauer 
der Arbeiter u. a. richten. Die Gemeindebehörde kann die Verzeichnijie, went 
ihr die Behauptungen des Einfprechenden glaubhaft erjcheinen, ſelbſt berichtigen; 
anderenfalls hat fie die entitandenen Verhandlungen mit einer qutachtlichen Aeußerung 
den Genoſſenſchaftsvorſtande zur Entichließung vorzulegen. 

Zu & 75. 

Die bei der eritnialigen Heritellung der Unternehmerverzeichnifje etwa über: 
jehenen Unternehmer verficherungspflichtiger Betriebe, ſowie die jpäter einen der— 
artigen Betrieb eröffnenden Unternehmer haben die für die Zutheilung der Be: 
triebe zu den Genoſſenſchaften erforderlichen Unterlagen ihrerjeit zu liefern. Die 
Befolgung dieſer Vorfchrift, welche für die rechtzeitige Ergänzung des Genoſſen— 
ichaftsfataiters und die Heranziehung der Unternehmer zu den ihnen obliegenden 
Beiträgen von Wichtigkeit it, Toll durch die Androhung gleiher Nachtheile, wie 
bei der eritmaligen Ermittelung der verlicherungspflichtigen Betriebe ($ 72 Ab- 
ja 5), ſicher geitellt und außerdem, joweit es ich um Betriebsänderungen oder 
um die Anmeldung neuer Betriebe handelt, mit Strafe bedroht werden ($ 132). 


Zu 8 76. 

Auf Grumd der von der Gemeindebehörde gelieferten Unterlagen hat der 
Genoſſenſchaftsvorſtand zunäcit die Mitgliedichaft der angemeldeten Unternehmer 
zu prüfen umd die Grundlagen für die Bemefjung der Beiträge feitzuitellen. 
Tiefe Aufgabe geitaltet jih am einfachiten bei der Umfegung nad dem Steuer: 
fuß (SS 19 und 46), da hier für alle jtenerpflichtigen Mitglieder nur die von 
der Semeindebehörde angegebenen Beträge ($ 72 Abjaß 3) eingejtellt zu werden 
brauchen und nur für Die übrigen Mitglieder die durch das Statut näher zu 
regelnde anderweite Veranlagung erforderlich it. Schwieriger, aber nach einiger 
Uebung auc) nicht ſonderlich zeitraubend wird es für die Vorftände fein, die Zahl 
der Vollarbeiter auf Grund der in den Unternehmerverzeichniffen ($ 72 Abjab 2) 
enthaltenen Angaben der in jedem Betriebe dauernd und vorübergehend be— 
ſchäftigten männlichen und weiblichen, jugendlichen und erwachſenen Betriebsbeamten 
und Arbeiter x. feſtzuſtellen. Mit diefer Feititellung fann da, wo Gefahrentarife 
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(S 47) eingeführt werden, die Einſchäßung des Betriebes in die Klaſſen des 

Tarıfs verbunden werden. Ein abgelondertes Verfahren, wie es im S 28 Des 

Unfallverfiherungsgefeßes vum 6. Juli 1884 vorgeichrieben it, erjcheint hierfür 

nicht erforderlich, da fich bei der Ausführung jenes Geſetzes gezeigt bat, daß die 

Einſchätzung in die Klaſſen des Gefahrentarifs jehr wohl mit der Enticheidung 

über die Aufnahme des Betriebs in die Geuoſſenſchaft verbunden werden fann. 
Zu S 77 

Aus den gemäß $ 76 feitgeitellten Grundlagen wird em Entwurf des Ge— 
nofjenjchaftsfatatters zufammengeitellt, welcher in gemeindeweiſe geordneten Auszügen 
zur Einficht der Betheiligten auszulegen, welche innerhalb einer beſtimmten Friſt Ein— 
ipruch erheben fünnen Zu demſelben Zweck iſt den Berufsgenoſſenſchaften, aus denen 
Betriebe ausscheiden und in Die Unfallverficherungsgenoflenjchaft oder in eine neue Bes 
tursgenofjenjchaft übergehen folten, ein Auszug ans dem Kataſtereuntwurf zuzuftellen. 

Auf die Einſprüche (Nataiterbeihwerden) der Unternehmer und der 
Senofjenichaftsvorjtände bat die untere Berwaltungsbehörde Beſcheid zu ertheilen, 
gegen den die Beichwerde an die höhere Berwaltungsbehörde jtattfindet, welche 
endgültig entjcheidet. Der Entwurf weicht bierin von den bisherigen Unfall— 
verficherungsgejeben {vergl. $ 37 Abjap 4 des Geſetzes von 6. Juli 1884) ab, 
die zur Enticheidung über Kataſterbeſchwerden das Reichs- oder das Landes— 
verfiherungsamt berufen. Ber der beabjichtigten Erweiterung der Unfallverficherung 
ericheint e8 angängig, das Verjicherungsamt von diejen Entjcheidungen zu entlaiten, 
weil inzwiichen die Verwaltungsbehörden aller Bundesitaaten bei der berufsgenoſſen— 
Ihaftlichen Eintheilung der Betriebe reichlihe Erfahrungen auf dieſem Gebiete 
geiammelt haben. Es kommt hinzu, daß es jich für den Bereich des Entwurfs 
in der Hauptſache nicht um Berufsgenoſſenſchaften für weite Gebiete handelt, 
jondern um örtliche Verbände, bei denen Verſchiedenheiten, beifpielsweife in der 
landesüblihen Zuſammengehörigkeit von Betriebszweigen (Verhältniß don Haupt: 
und Nebenbetrieb), berüdfichtigt werden können. Endlich werden die Kataſter— 
itreitigfeiten, jobald der Entwurf Gejepesfraft erlangt bat, an Bedeutung infofern 
weientlich einbüßen, als es ich für alle mit Unfallgefahr verbundenen Betriebe 
nicht mehr darum handeln wird, ob die Unfallveriicherung Platz greift, jondern 
nur noch darum, welcher von den fiir diefelbe errichteten Urganifationen ſie zu 
überweifen Find. — Nur fir diejenigen Fälle ericheint e3 zur Wahrung der Ein: 
beitlichfeit geboten, die Werficherungsämter zur legten Enticheidung zu berufen, 
in denen ein Betrieb von verjchiedenen Urganijationen als Mitglied in Anſpruch 
genommen wird. In ſolchen Fällen joll die höhere Verwaltungsbehörde die an 
hie gelangende Bejchwerde an das Werjicherungsamt abgeben. Dasjelbe gilt von 
denjenigen Bejchiwerden, die ſich auf die Veranlagung eines Betriebes zu den 
Klaſſen des Gefahrentarifs beziehen (Tarifbeihwerden), weil die Verſicherungs— 
ämter den Einblick in die anläßlich diefer Bejchwerden beionders deutlich hervor— 
tretenden Wirkungen und Mängel der Gefahrentarife bei der Genehmigung der 
anläßlich der Tarifrevifionen gefaßten Beſchlüſſe ($ 47) nicht entbehren fünnen, 
Unternehmer, die ihrer Anzeigepflicht nicht genügen (5 72 Abjap 5, $ 75 Ab— 
jap 2. $ 76 Abjak 2), jollen des Einjpruchsrechts verluftig geben, joweit es ſich 
un Berichtigung der anderweit beichaftten Unterlagen handelt. 

Um den Abſchluß des Kataſters injoweit, daß es für die weiteren Verwaltungs: 
handlungen des Genojjenfchaitsvoritandes zur Grundlage dienen fann, nicht allzu— 
weit hinanszufchieben, it den auf Einſpruch ergebenden Beſcheiden dev unteren 
Berwaltungsbehörden vorläufige Vollſtreckbarkeit beigelegt. 


TE 
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Zu $$ 78 bis 80. 


Sobald die im $ 77 behandelten Streitigkeiten erledigt, oder bi zu einer 
vollitredbaren Enticheidung gefördert find, kann das Kataſter als Unterlage für 
die Erhebung der Beiträge benugt werden. Es muß dann aber entipredyend den 
Veränderungen der Betriebe richtig erhalten werden. Zu diefem Zweck verpflichtet 
der Entwurf, wie $ 38 des Unfallverficherungsgeeßes vom 6. Juli 1884, unter 
Strafandrohung ($ 132) die Unternehmer zur Anzeige von Veränderungen. An 
dieje Anzeige knüpft ſich behufs Berichtigung des Kataſters ein 1 a Verfahren, 
wie bei der eriten Heritellung desjelben. 

Gleiches gilt von der Ergänzung des Katajters durch Aufnahme nen eröffneter 
Betriebe (SS 75 und 80). 


IV. Echiedsgerichte. 
Zu 8 8. 

Im Intereſſe der Zugänglichkeit der Schied&gerichte für die Verlepten ſowie 
der Koitenerfparniß für die Sigungen, zu denen Beiſitzer vielfach von außerhalb 
erfcheinen müfjen, iſt es wünſchenswerth, die Bezirke der Schiedsgerichte nicht zu 
groß zu bemefjen. Nach folchen Rückſichten iſt jchon bei der landwirthichaftlichen 
Unfallverficherung und der Invaliditäts- und Altersverficherung vorgegangen, fir 
weiche die Schiedsgerichtsbezirke beifpielaweife in Preußen ſich an die unteren 
Berwaltungsbezirte anichließen. Die Schiedsgerichte für die Invaliditäts- umd 
Altersverjicherung find aber auch nach ihrer Zuſammenſetzung aus Unternehmern 
und Verficherten der vericiedenartigiten Berufszweige durchaus geeignet, auch für 
die Unfallverjicherungsgenoffenichaften thätig zu fein, wie der Entwurf voriclägt. 

Freilich liegt hierin eine wejentliche Abweichung von den bisherigen Ein 
richtungen injofern, als zwiichen den älteren Berufsgenoſſenſchaften und Den 
Schieddgerichten cin organischer Zuſammenhang beiteht, inden die Beiſitzer von 
den Genojjenschaftsmitgliedern und den von ihnen bejchäftigten Arbeitern aus 
ihrer Mitte gewählt werden, mithin aus der Genoſſenſchaft jelbit hervorgehen 
(8 47 Abjag 3 und 4 des Geſetzes von 6. Juli 1884, $ 51 Abſatz 3 bis 5 
des Geſetzes vom 5. Mai 1586, 8 36 des Gejeges vom 11. Juli 1887, SS 50, 
51 des Gejetes vom 13. Auli 1887). Indeſſen iſt das Dauptgewicht auf Die 
Lebensitellung der Beifiger als Arbeitgeber und Arbeiter zu legen. Daß Die 
Arbeiterbeifiger demfelben Betriebszweige, wie der Verletzte angehören, it im 
allgemeinen von geringerer Bedeutung und hat ſchon bei der Mehrzahl dev bis— 
herigen Berufsgenoijenichaften wegen der Mannigjaltigfeit der in vielen derjelben 
vereinigten Betriebszweige regelmäßig ſich nicht ermöglichen laſſen. Auf der 
anderen Seite bietet die Benußung der Anvaliditätd:Schiedägerichte für die neuen 
DOrganifationen den großen Bortheil, daß dieſen und den etwa fonjt mit der 
Wahl der Beiliger ans dem Arbeiteritande zu betranenden Körperjchaften, daß das 
namentlidh von den SKranfenfaifen-Borjtänden als ſehr befäftigend empfunden, 
mit Mojten und Zeitverſäumniß verbundene Wahlgeichäft eripart bleibt. Auch 
fann es von allgemeinen Standpunkte nicht erwünſcht fein, daß den für denjelben 
Verwaltungsbezirf beveit3 beitehenden zwei Schiedsgeridyten (landwirthichaftliches 
Unfall-Schiedsgericht und Anvaliditäts-Schiedsgericht) noch ein drittes für Die 
fleingewerbliche Unfallveriicherung hinzutritt. 

Die erhebliche Vereinfachung der Gefammtorganilation, welche auf dem vor- 
geichlagenen Wege erzielt wird, läht es gerechtfertigt erſcheinen, dieſelben Schieds- 
gerichte auch für die unter der Herrichaft dieſes Geſetzes etwa neu errichteten 
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Berufsgenofjenichaften, jorwie für die in Betracht kommenden Reichs- und Staats- 
betriebe in Thätigfeit zu ſetzen. Auch diefe Genoſſenſchaften und Betriebe werden von 
der leichten Zugänglichkeit, der Einfachheit und Billigfeit der Einrichtung Nutzen haben, 
und da es ſich auch bei ihnen nicht mehr um Betriebe der Großinduſtrie und große 
fisfaliijhe Unternehmungen (Eifenbahnen, Bolt, Bauverwaltungen, Werften :c.) 
handelt, jo fällt die Lebensftellung der Schiedsgerichts-Beſitzer weniger ind Gewicht. 

Was die Zahl der Beiſitzer betrifft, jo enticheiden die bezeichneten Schieds— 
gerihte nah S 74 Abſatz 3 des Geſetzes vom 22. Juni 1889 in der Belegung 
von Drei Mitgliedern, unter denen ſich ein Arbeitgeber und ein Verjicherter bes 
finden muß. In den biherigen Unfallverjiherungs- Schiedögerichten jollen 
zwar regelmäßig je zwei Arbeitgeber und Arbeiter mitwirfen; zur Beichlußfähigfeit 
genügt aber nach $ 50 Abſatz 2 des Geſetzes vom 6. Juli 1884 und den ent: 
jprehenden Vorschriften der anderen Unfallvericyerungsgefege ein Beiliger jeder 
Kategorie, und thatſächlich haben die Schied&gerichte vielfach in der Bejeßung mit 
insgefammt drei Mitgliedern nahme erfichtliche Nachtheile erkannt. 

Unter Ddiefen Umständen ericheint es zwedmäßig, die bisherige Ausnahme 
allgemein zur Negel zu machen, um bei dem durch den Entwurf wiederum ges 
jteigerten Umfang der jchiedsgerichtlichen Spruchtbätigkeit die Anforderungen an 
die Mitwirkung von Laien-Beiligern auf das unabweislich Nothiwendige zu bes 
ihräufen. Als Ausgleihung it in $ 87 Abſatz 3 des Entwurfs eine verjtärkte 
Zuziehung der Arbeiter im Entichädigungsverfahren vorgejehen. 

Daß die für das Verfahren der Invaliditäts-Schiedsgerichte ergangenen 
Vorſchriften, insbejondere die Kaiferliche Verordnung vom 1. Dezember 1890 
Reichs-Geſetzbl. S. 193), jowie etwaige Abänderungen derielben auch für den 
Bereich des Entwurfs Geltung haben, braucht nicht ausdrüdlih beſtimmt zu 
werden. Dagegen war die Anwendbarkeit der Bejtimmungen des Invaliditäts— 
und Altersverſicherungsgeſetzes über die Bezüge der Beiſitzer und über die eventuelle 
Bejtrafung jäumiger Bejiger beſonders auszuſprechen. Ferner bedurfte es einer 
Regelung hinfichtlih der Koſtenvertheilung zwiichen den Berficherungsanitalten 
einerfeits und den Genoſſenſchaften und Ausführungsbehörden, welche die Thätigfeit 
eines Schiedsgerichts in Anſpruch nehmen, andererjeitd. Dieſe WVertheilung wird 
um jo weniger Schwierigkeiten machen, als ähnliche Aufgaben jchon jet Tich 
häufig da ergeben, wo an einem Orte mehrere Schted&gerichte den Vorfigenden, 
die Geichäftäräume und dad Bureauperſonal gemeinfam haben und sich daher 
wegen der allgemeinen Kojten der Gerichtshaltung auseinanderjeßen müſſen. 

Der Grundſatz, daß der Vorſitzende des Schiedsgerichts zur Wahrung feiner 
Unabhängigfeit eine Vergütung von der Genoffenjchaft nicht beziehen darf, iſt 
aus der beitehenden Unfallverjicherungsgejeßgebung übernommen. 

Dagegen it die den Anvaliditätt-Schiedsgerichten im 8 74 Abjab 6 des 
Geſetzes vom 22. Juni 1889 beigelegte Befugniß, den Betheiligten ſolche Koften 
zur Laft zu legen, die dur unbegrindete Beweisanträge derjelben veranlaßt 
werden, der Unfallverfiherung bisher fremd gewejen. Indeſſen liegt diefe Be— 
fugniß jo offenbar in der Billigfeit, daß fein Grund vorliegt, jie fiir den Bereich 
des Entwurfs auszuschließen. 


V. Verfahren. 
Zu 88 82 bis 86, 
Das Verfahren zur Feititellung der Entichädiqungen it im Wefentlichen 


den älteren Unfallverjicherungsgejegen nachgebildet. Neu iſt im $ 84 Die aus— 
drüdlihe Verpflichtung der Drtöpolizeibehörde, die im 8 76b des Kranken— 
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verficherungsgefeßes bezeichneten Unfälle, d. 5. diejenigen, infolge deven die Er: 
werbsfähigfeit des Verlegten mit dem Ablauf von vier Wochen noch nicht wieder 
bergeitellt iit, jchon vor Ablauf von 13 Wochen, und zwar jpätejten® unmittelbar 
nach Eingang eines Erſuchens der Geuoſſenſchaft zu unterjuchen. Die Koften 
diefer Unterjuchung hat, wie nach den bisherigen Geſetzen, die Bolizeibehörde zu 
tragen, weil es ih um die Grfüllung einer ihr gejeplich auferlegten Prlicht 
handelt. Darin ändert es nichts, daß ihr die Anregung zur Unterfuchung durd 
ein Erſuchen der Senofjenjchaft gegeben wird. Dagegen liegt die im 8 85 Abſatz 3 
vorgejehene Vernehmung von Zeugen und Sachveritändigen außerhalb der Grenzen 
regelmäßiger polizeiliher Unteriuchung. In diefen Falle foll daher die Genofjen- 
ichaft die Koſten tragen. 

Daß den bei den Unterfuchungsverhandlungen zuziehenden Arbeiter die 
Gemeindebehörde bezeichnet (8 85), bildet eine für alle Theile annehmbare Ber: 
einfachung gegenüber der im $ 54 des Unfallvericherungsgejeges vorgeichriebenen 
Anziehung eined Bevollmächtigten der Kranfenfajie, zumal diefem legteren, wenn 
er nicht am Ort der Unterfuhung wohnt, die Theilnahme an den Verhandlungen 
dadurch erfchwert it, daß er für Neifefoften und ſonſtige baare Auslagen Erjag 
von der Genoſſenſchaft nicht erhält. 


3u 88 87 bis 95. 

Nuch die Beſtimmungen über Feititellung der Entichädigungen jchließen ſich 
an das durd) Erfahrung bewährte Muſter der älteren Unfallverfiherungsgeiche 
an. Es erſchien jedoch gerechtfertigt, die Stellung des VBerlegten im Berfahren 
vor den Genoſſenſchaftsorganen zu veritärfen. In den älteren Geſetzen iſt nur 
vorgejehen, daß die Unterlagen für die Feſtſetzung der Entichädigung dem Ber: 
legten zur Aeußerung zuzuftellen jind. Darüber hinaus gibt ihm $ 87 Abſatz 3 
des Entwurf das Necht, feinen Anſpruch vor dem Feititellungsorgan mündlich 
zu vertreten. Hierdurch gewinnt ev eine werthvolle Garantie für die angemeſſene 
Behandlung ſeines Anſpruchs, und wird die in eriter Weihe wünſchenswerthe 
Verjtändigung über das Map der Entichädigung gefördert werden. Schwierig: 
feiten, welche jich aus dem Umfange des Genoſſenſchaftsbezirks ergeben jollten, 
kann durch Beitellung von Ausjchüffen an verichiedenen Orten des Genojjenjchafts- 
bezirks nah $ 87 Abſatz 2 begegnet werden. 

Der $ 88 entjpricht dem $ 58 des Unfallverfiherungsgejeges vom 6. Juli 
1884 in etwas veränderter Faſſung, welche bezwedt, die thunlichite Beichleunigung 
des Feſtſtellungsverfahrens zur geſetzlichen Pflicht zu machen und namentlich zu 
verhüten, daß eine Lücke in der Fürforge zwiichen dem Schluß der Leijtungen 
der Krankenkaſſe und dem Beginn der genofjenichaftlihen Fürſorge eintritt. 

3m 8 89, der die zweijährige Ausichlußfriit für die Anmeldung der Ent: 
Ihädigungsanfprüde regelt, iſt Die neue Vorjchriit enthalten, daß, wenn Der 
Betriebsunternehmer unterlajien hat, den Unfall bei der Polizeibehörde anzuzeigen, 
der Friftablauf dem Entſchädigungsanſpruch nicht hinderlih it, und daß bei 
Verfpätung der Anzeige die zweijährige Friſt erit von dem Tage, an welchem 
die Anzeige eritattet ijt, beginnt. Beſtimmend hierfür war die Erfahrung, daß 
Arbeiter, zumal wenn ein Unfall nicht jofort völlige Erwerbsunfähigfeit zur Folge 
bat, in dem Vertrauen, der Unfall werde dem Gejege gemäß angemeldet und 
unterjucht werden, zuweilen die zur Wahrung ihrer Intereſſen erforderlichen 
Schritte unterlaffen. Dies Vertrauen ift unter gewöhnlichen Berhältnifien gerecht: 
fertigt; denn die Senofjenichaften haben regelmäßig von Amtswegen, ohne den 
Antrag des Verlegten abzuwarten, der Entjchädigungsfrage näher zu treten. 
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Tie Anregung bierzu erhalten jie aber durch die polizeilichen Unfallunterfuchungen, 
welche wieder durch die Unfallanzeigen dev Unternehmer veranlaßt werden. Es 
wird nicht ohne Grund als Unbilligkeit empfunden, wenn eine Sänmigfeit oder 
Unterlaffung des Betriebsunternehmers bei Erftattung Diefer Anzeige dazu bei: 
trägt, dab einem Entjchädigungsaniprud der Einwand der Berjährung mit Erfolg 
entgegengejeßt werden fan. Dem joll die Vorſchrift des Entwurfs vorbeugen. 

Eine Neuerung enthält auch $ 92. Bei dem ueinandergreifen der ver: 
ichiedenen Betriebsarbeiten entitehen wicht jelten Zweifel darüber, welchem Betriebe 
die einen Betriebsunfall herbeiführende Ihätigkeit zuzurechnen und welche Ge: 
nofjenichaft daher zur Entichädigung verpflichtet it. Der Berlepte jteht dann 
dor der Frage, an welche Genoſſenſchaft er ich wenden, oder ob er etwa gleich— 
zeitig verichtedene Genojjenichaften in Anſpruch nebmen foll. Nimmt er nur eine 
Genoſſenſchaft in Anſpruch, jo faun er leicht den Nachtheil erleiden, dag, obwohl 
feine Entichädigungsberedhtigung am ſich unzweifelhaft it, die Feſtſtellung der 
Entichädigung ſich verzögert, weil Streit dariiber beiteht, welche Genoſſenſchaft 
zahlungspflichtig it. Um dem vorzubengen, ſoll im folchen Fällen die zuerst 
angegangene Genojlenichaft Die Entichädigung übernehmen, jofern nicht eine andere 
Genoſſenſchaft ſich hierzu ohne weiteres bereit erklärt. Dem Entichädigungs- 
berechtigten it jo geholfen, und es kommt nunmehr darauf an, den zur Ent: 
ſchädigung Verpflichteten endgültig feitzuitellen. Hierfür bieten fich Analogien in 
der Nechtölage des eine vorläufige Unterjtügung an Hilfsbedürftige darreichenden 
Armenverbandes (SS 28, 30, 31 des Gejepes über den Unterftügungswohniit 
vom 6. Juni 1870, Reichs-Geſetzbl. S. 360) und in der Stellung der Invaliditäts: 
Veriherungsanitalt, die einen Unfallinvaliden vorläufig zu unteritügen gebalten 
it (8 75, 76 des Geſehes vom 22, Juni 1889). Ebenſo wie dort der Armen: 
verband die don ihm gemachten Aufwendungen von dem endgültig zahlungs- 
prlihtigen Verbande wieder einzieht, bezw. die Verficherungsanftalt Tich von der 
zur Unjallentihädigung verpflichteten Genofienjchaft ihre Nentenauslage eritatten 
läßt und in beiden Fällen der endgültig Verpflichtete die ferneren Zahlungen zu 
übernehmen Hat, jo joll nach dem Entwurf die Genofjenichaft die andere, nad 
ihrer Anſicht verpflichtete Senofjenjchaft wegen Uebernahme der Entſchädigungs— 
plliht in Anjpruch nehnten. 

Ueber derartige Anſprüche haben, gleichwie in anderen Fällen vermögens: 
rechtliche Streitigkeiten zwijchen Genoſſenſchaften, die Berfiherungsänter in der 
durch die SS 120 und 122 Abſatz 5 vorgejchriebenen Bejepung zu enticheiden. 
An diefer Entjcheidung bat außer den betheiligten Öenofjenjchaften noch der Ent: 
Ihädigungsberechtigte ein Anterejje, weil dariiber befunden wird, an welche Ge— 
nofjenichait er fich endgültig mit jeinem Entſchädigungsanſpruch zu halten, eventuell 
auch mit weiteren Anträgen auf Erböhmmg dev Nente ꝛe zu wenden hat. Deshalb 
muß die Enticheidung auch dem Entichädigungsberechtigten zugejtellt werden. Da— 
gegen bedarf es jeiner Zuziehung als Partei oder von Amtswegen zum Vers 
jahren nicht, weil es für ihn gleichgültig it, von welcher Genoffenfchaft er jeine 
Entibädigung in dem rechtskräftig feititchenden Betrag erhält. Soweit ein Be— 
dürfniß hervortritt, von dem Entichädigungsberechtigten eine Auskunft einzuziehen, 
genügt es, ihn als Zeugen borzuladen. 

Im Falle der Zurüdweifung des Anſpruchs bewendet es bei der bisherigen 
geititellung. Dagegen tritt, falls die Entſcheidung zu Gunſten des Ausſpruchs 
lautet, unter Fortjall der Zahlungspflicht der erſten Genoſſenſchaft, die Ver— 
pflihtung der anderen Genoſſenſchaft ein, die gezahlte Entſchädigung zu erjtatten 
und die weitere Entihädigung zu übernehmen. Im lepteren Falle ericheint cs 
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gerechtfertigt, daß die andere Genoſſenſchaft, der ja jchon zu Anfang des Ber- 
fahrend Gelegenheit gegeben worden ift, die Feititellung felbit in die Hand zu 
nehmen, da ſie diefe Gelegenheit nicht benußt hat, an die Feititellung der eriten 
Genoſſenſchaft Hinsichtlich der Höhe der Entichädigung gebunden bfeibt. 

Endlich find auch Fälle denkbar, in denen nad) der zweiten noch eine dritte 
Genoſſenſchaft ald zur Entſchädigung verpflichtet in Betracht fommt. Die Faſſung 
des Entwurfs ſchließt micht aus, daß noch weitere Genoſſenſchaften feitens der 
eriten Genoſſenſchaft in Anſpruch genommen werden. Auch diefe müſſen die ein- 
nal feititehende Höhe der Entſchädigung gegen ſich gelten lafien. 


Zu 88 93 bis 95. 
Die Vorſchriften über die Lieferung der zur Feititellung der Entichädigung 
erforderlichen Lohnangaben, über den Feititellungsbeicheid und über die Berufung 
un das Schiedsgericht entſprechen den älteren Unfallverfiherungsgejegen. 


Zu 88 96 bis 98, 

Abweichend von den bisherigen Unfallverficherungsgejegen läßt der Entwurf 
nad dem Vorbilde des Invaliditäts- und Altersverjicherungsgejeped gegen die 
Entjcheidungen der Schiedögerichte nur das Nechtämittel der Reviſion zu. Nach— 
dem das Feititellungsverfahren vor den Genofjenjchaft3organen gemäß $ 87 Ab: 
jo 3 durch die Zuziehung des Verletzten behufs mindlicher Vertretung jeines 
Anſpruchs erweitert ift, darf die thatjächliche Seite des Streit® durch die Ver: 
handlungen vor dem Schiedsgericht, deſſen Mitglieder in der Mehrheit aus Männern 
des praktischen Lebens beitehen, al3 gemügend geklärt angejehen werden. Die den 
thatjächlichen Hergängen ferne ſtehenden Verficherungsämter fönnen daher aud in 
Unfallverfiherungsjachen füglich auf die Entjcheidung der Rechtsfragen, für deren 
Veurtheilung ihre Zufammenfegung eine bejfondere Gewähr bietet, beſchränkt werden. 

Für den Gejchäftsumfang der VBerfiherungsämter, von denen namentlich das 
Neichs-Verfiherungsamt durd die Rechtſprechung über eine jehr bedeutende Anzab! 
geringfügiger Streitfachen überbürdet iſt, bedeutet dieje Beſchränkung eine wejent: 
liche und jehr wünſchenswerthe Entlaftung. Das bisher zugelafjene Rechtsmittel 
des Rekurſes Hatte im Jahre 1892 in 1812 von 3244 Füllen, mithin in 55,.°, 
aller Fälle ausichlieglich Streitigkeiten über die thatfächlichen Fragen zum Gegen: 
itand, ob ein Zuſammenhang zwischen dem Betriebsunfall und der Erwerbsunfähig— 
feit oder welcher Grad der letzteren anzunehmen ſei. Dabei handelte es ſich meilt 
lediglid darum, ob aus thatjächlichen Gründen einige Prozente der Vollrente mehr 
zu gewähren, oder die Nenten nad) einem etwas höheren Lohne zu bemejjen, und 
demgemäß die Beträge der Rente etwas höher anzunehmen feien, als vom Schieds— 
gericht feitgejtellt war. ES it offenbar ein Hebeljtand, wenn die legten Inſtanzen 
jih mit einer Fülle derartiger Entſcheidungen befafjen müflen. 

Den Rechtsmitteln foll, wie im bisherigen Bereih der Unfallverjicherung, 
eine aufichiebende Wirkung im allgemeinen nicht beigelegt werden ($ 95 Abjap 4, 
$ 96 Abſatz 1). Jedoch ſieht $ 96 Abfag 1 eine Ausnahme bei dem Rechts: 
mittel der Nevilion gegen jchiedögerichtliche Entjcheidungen infoweit vor, als e 
ich um Beträge handelt, die für die Zeit nad) dem Erlaß des angefochtenen Be 
ſcheides nachträglich gezahlt werden jollen. In ſolchen Fällen müfjen, wenn die 
Revijion feine aufichiebende Wirkung hat, die vom Schied3gericht zuweilen für viele 
Monate rückwärts feitgeitellten Entichädigungen alsbald gezahlt werden. Wenn 
dann fpäter das Verficherungsamt unter Abänderung des Schiedsgerichtäurtbeilt 
den Anjpruch abweiſt, jo erhält, wie die bisherige Erfahrung ergeben hat, die 
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Genoſſenſchaft die zu Unrecht gezahlten Beträge oft nicht zurüc, weil der Nenten- 
empfänger dDiejelben verbraucht hat und in der Pegel für größere Beträge nicht 
zahlungsfähig iſt. Es empfichlt ſich daher, dem Rechtsmittel nur fir die nad) 
den Erlaß des angefochtenen Bejcheids fällig gewordenen Beträge die aufichiebende 
Wirkung zu verjagen. 

Abjap 2 und 3 des S 96 wiederholen die Vorfchriften im $ 63 Abſatz 2 
und 3 des Unfallverſicherungsgeſetzes, betreffend die Verweiſung vorweg zu treffender 
Entjcheidungen über präjudizielle Nechtsverhältnifie auf den ordentlichen Rechtsweg. 

Die 88 97 und 98 vegeln das Reviſionsverfahren in Uebereinftimmung mit 
den $$ 80 und 81 des Invaliditäts- und Nltersverfiherungsgejepes. 


Zu 8 99. 

Die Vielgeitaltigfeit der Betriebsverhältniffe bringt es zumerlen mit jich, daß 
die Thätigfeit, bei der ſich ein Anfall ereignet, jich der Art auf mehrere Betriebe 
erſtreckt, daß eine Scheidung nicht ausführbar tft. Der Gerechtigkeit kann in jolchen 
Fällen nur durch Vertheilung der Entichädigungspflicht auf die in Berracht komme 
enden mehreren Genoſſenſchaften Rechnung getragen werden. Dieſe Vertheilung 
fann im Wege der Verſtändigung zwiichen den betheiligten Genoſſenſchaften, ſo— 
weit eine jolche aber nicht zu jtande fommt, nur durch daS denjelben übergeordnete 
Reichs- oder Landes-Verficherungsamt ($ 122) geichehen. Indeſſen bedarf es 
nicht in allen Fällen einer Durchführung des Verfahrens bis in die Reviſions— 
inſtanz. Vielmehr erjcheint es angezeigt, ausdrüdlich zuzulaſſen, daß icon in einem 
früheren Zeitpunfte die betheiligten Genoſſenſchaften befugt jein jollen, das Ver— 
iiherungsamt um Vertheilung der Entichädigungsperpflictung unter mehrere Ges 
noffenfchaften anzurufen. Die Enticheidungen über die in Frage ſtehenden ver— 
mögensrechtlichen Verhältniffe werden in der für ähnliche Zwecke in den 88 120 
und 122 Abſatz 5 vorgejehenen Bejepung von den Berfiherungsämtern zu 
treffen ſein. 

Eine beiondere Schwicrigfeit kann dann entitehen, wenn der Entſchädigungs— 
anipruch gegen die zuerit angegangene Genoſſenſchaft nicht durch alle Inſtanzen 
durchgeführt, ſondern im Hinblick anf die Inanſpruchnahme einer anderen Ge— 
noſſenſchaft, in der Genoſſenſchafts- oder der Schiedsgerichtöinitang mit einer rechts— 
kräftig gewordenen Ablehnung zum Abſchluſſe gelangt it. Bier kann der materiell 
begründete, aber wegen der Bielgeitaltigfeit der Organtfation nicht zur Anerkennung 
gelangte Rechtsanſpruch nur Dadurch zur Wirkjamfeit gebracht werden, daß aus: 
nahmsweiſe dem VBerficherungsamt Die Befugniß beigelegt wird, über die rechts— 
kräftige Enticheidung einer nachgeordneten Inſtanz hinwegzugehen. 

Ein ähnliches Bedirfnig beitcht aber auch dann, wenn das Verficherungsamt 
nicht nur zu einem Theil, jondern zu dem Gejammtbetrag eine andere al3 die vor 
ihm in Anspruch genommene Genoſſenſchaft für verpflichtet erachtet, nachdem dieje 
andere Genoſſenſchaft durch die rechtskräftige Enticheidung einer nachgeordneten 
Inſtanz für nicht verpflichtet erklärt worden iſt. In jolchen Fällen will der Ent: 
wurf die Möglichkeit eröffnen, das alte Verfahren in der Prozeßlage, bis zu ber 
es gediehen war, wieder aufzunehmen, nachdem durch die endgültige Enticheidung 
des Verjicherungsamts in dem vor ihm jchwebenden Berfahren die Rechtsfrage 
eine andere Gejtalt gewonnen hat. 

Durch die vorjtehend erläuterten Beſtimmungen, in Verbindung mit dem von 
der Zuitändigfeit der Landesverjicherungsämter handelnden 8 122 Abjap 1 und 2 
und dem eine Verbindung mit der Nechtiprechung der ordentlichen Gerichte her— 
itellenden $ 128 dürfte der Entjchädigungsberechtigte dagegen ſicher gertellt fein, 
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das jein Anſpruch aus formalen Gründen der Wirkſamkeit beraubt wird, wie es 
nad) der bisherigen Rechtslage unter Umftänden möglich geweſen iſt. 

In den Abjäpen 1 bis 3 des $ 99 it Vorjorge getroffen, daß bei Zweifeln 
darüber, welche von verichtedenen Genofjenjchaften zur Entſchädigung verpflichtet 
iſt, ſelbſt eine vechtsfräftige Abweifung von der Zahlungspflicht nicht befreit, wenn 
jich nachträglich durch eine endgültige Entjcheidung in letzter Inſtanz herausitellt, 
dat die Abweiſung ungerechtiertigt gewejen war. Es kann aber auch vorkommen, 
daß der Verlepte für alle Fälle gleichzeitig gegen zwei verichiedene Genoſſenſchaften 
in getrenntem Berfahren vorgeht und gegen beide obitegt. Die hierdurd; ermög— 
lichte Erlangung doppelter Entihädigung für die Folgen desjelben Unjalles kann 
der Abſicht des Gejepes ebenſowenig entfpredhen, wie das Leerausgehen eines Ent- 
jhädigungsberedtigten. Die Borjchriften der Abſätze 4 und 5 wollen dem durd) 
ein Verfahren vorbeugen, welches die Möglichkeit gewährt, die zweite Nentens 
jejtitellung zu unterbrechen und eine etwa fchon ergangene rechtskräftige Feſtſtellung 
für nichtig zu erklären, 

Zu 88 100 und 101. 

Die Vorichriiten über die Wiederaufnahme des Verfahrens entiprecden dem 
$ 82 des Invaliditäts- und Altersverficherungsgejepes, die Beſtimmung über die 
Ausjtellung des VBerechtigungsnachweifes den Borjchriften der älteren Unfalls 
verficherungsgejeke. 

3u 8 102. 
Der $ 102 entijpricht im allgemeinen dem $ 65 des Unfallverjicherungs: 
geſetzes. Dabei iſt jedoch Folgendes zu bemerken. 

Die Organe der zahlungspflichtigen Genoſſenſchaft jind befugt, eine derjelben 
laut vechtsfräftiger Entſcheidung obliegende Entjchädigungspflicht wegen wejentlicher 
Beränderung der Verhältniſſe aufzuheben, vder die Entjchädigung auf einen ges 
vingeren Betrag zu ermäßigen. Bei diefer weitgehenden Befugniß muß mit be 
jonderer Sorgfalt darüber gewacht werden, daß der Entjchädigungsberechtigte nicht 
Schaden leide. Ansbejondere hat jich das Bedürfniß herausgeitellt, daß der Ver: 
legte, wenn der Abänderungsbejcheid ergeht, während nod das erite Berfahren 
über jeinen Entjhädigungsanjprud vor einem Schiedsgericht oder Verſicherungs— 
amt schwebt, ausdrüdlich auf die jelbitändige Anfechtbarfeit des Abänderungs: 
bejcheides hingewiejen werde. Außerdem empfichlt es ſich, den Schiedsgerichten 
und Verficherungsäntern die Befugniß beizulegen, die Verfahren über em und 
denjelben Rentenanſpruch zu verbinden und die Höhe der Entjchädigung auch für 
die Zeit nach Erlaß des neuen Beſcheides Tertzujeßen. 

Weiter jollen Rechtömittel gegen Abänderungsbejheide ausnahmsweije auf: 
ichiebende Wirkung haben, damit die Aenderung nicht auf einjeitige Verfügung der 
entichädigungspflichtigen Genoſſenſchaft in Kraft tritt. Eine Reviſion wird in joldyen 
Fällen, da es ſich um veränderte thatjädhliche VBerhältnifie handelt, kaum in Frage 
kommen. Zu 8 103. 

Der $ 103 ſtimmt mit $ 66 des Unfallveriicherungsgejepes vom 6. Juli 1884 
überein, Zu 8 104. 

Ein Ruhen des Nentenanjprud;s war im Bereich der Unfallverſichernng bis: 
her für gewiſſe Fälle nur bei Bauten /S$ 39 und 48 des Geſetzes vom 11. Juli 1887) 
und für die See-Unfallverſicherung (F 75 des Geſetzes vom 13. Juli 1887) vor: 
geiehen. Das Anvaliditäts: und Altersverficherungsgejep hat dieſe Zälle dem Be: 
dürfniß entiprechend erweitert. Nach dem Eutwurf, der Diefem Vorgang folgt, 
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joll der Rentenanſpruch ruhen, jo lange der Berechtigte eine Freiheitsitrafe von 
gewiſſer Daner verbüßt, oder in anderer Weiſe öffentlicher Fürſorge anheimgefallen 
it, ferner fo lange der Berechtigte nicht im Julande wohnt, in legterem Falle 
jedoch mit der zu Guniten der Bewohner gewiſſer Örenzgebiete und der Ange— 
börigen von Neziprozität gewährenden Staaten jchon bei $ 16 Abſatz 4 vorges 
jchenen und in der Begründung dazu erläuterten Einſchränkung. 

Zu $ 105. 

Mit der gleichen Einfchränfung, wie beim Ruhen des Nentenanfpruchs, legt 
der Entwurf den Genofjenichaften die Befugniß bei, entſchädigungsberechtigte Aus: 
länder, welche dauernd das Reichsgebiet verlaſſen, Durch Kapital abzufinden. Auch 
die älteren Unfallverficherungsgejeße fennen eine ſolche Abfindung der Ausländer, 
und zwar iſt nach den Gejepen von 6. Juli 1884 (8 67) für die Industrie und 
vom 5. Mai 1886 ($ 72) für die Lande und Forſtwirthſchaft der Abfindungs: 
betrag im jedem einzelnen Fall beionders feitzuitellen, während für die Unfall 
verjicherung bei Bauten (SS 39 und 48 des Geſetzes vom 11. Juli 1887) und 
für Seeleute ($S 75 des Gejeped vom 13. Juli 1887) als Abfindung der drei- 
jache Betrag der Jahresrente vorgejchrieben it. Eine Abfindung von Ausländern 
in der gleichen, ein für allemal feitgeiegten Höhe läßt auch $ 14 des Invaliditäts— 
und Mltersperiicherungsgejeßes von 22. Juni 1889 zu. Dies empfiehlt ſich auch 
für den Bereich des Entwurfs, 

Für inländische Entihädiqgungsberechtigte hält der Entwurf davan feit, daß 
gegen den Willen des Verletzten die Nente nicht durch Kapitalzahlung abgelöſt 
werden darf. Mit deſſen Zujtimmung ericheint es jedoch gerechtfertigt, für gering 
fügige Nentenbeträge eine Ausnahme zu geitatten. 

Renten von zehn oder weniger Prozent der Nente für völlige Erwerbs— 
unfähigfeit ergeben in Monatsraten jo geringe Beträge, daß ihnen ein wirth— 
ichajtlicher Werth kaum beizumejjen iſt; auf der anderen Seite bildet jchon wegen 
der großen Anzahl jo geringfügiger Renten die dauernde Kontrolirung des Körper: 
zuftandes der Nentenempfänger und die mit der dauernden Nentenzablung ver— 
bundene jonjtige VBermaltungsthätigfeit eine erhebliche Laſt für die Genoſſenſchaften. 
Unter diejen Umständen wird in vielen Fällen cine Abfindung unbedenklich und 
beiden Theilen erwünjcht Tein. 

Tie Höhe der Kapitalabfindung muß dabei zwiſchen dev Genoilenjchaft und 
dem Entichädigungsberechtigten vereinbart werden. 

Zu $ 106. 

Allen Arbeiterveriicherungsgeiepen gemeinjam ift der auch in den Entwurf 
aufgenommene Grundſatz der Unpfändbarfeit und Umübertragbarfeit der Ent— 
jhädiqungsforderungen. Die jchon bisher zugelajfenen Ausnahmen find im $ 106 
int Hinbli darauf erweitert, daß nicht jelten der Betriebiunternehmer oder ein 
Mitglied des bei der NRentenfejtitellung betheiligten Genoflenfchaftsorgans geneigt 
jein wird, bei Verzögerung der Nentenfeititellung dem Verlegten zur Abwehr einer 
Nothlage einen Vorſchuß zu gewähren, wenn deſſen baldige GEritattung gefichert 
it. Der Entwurf läßt deshalb inioweit eine rechtswirkſame Uebertragung fälliger 
Entichädigungsraten ausnahnısweile zu. 

Zu 88 107 bis 113. 

Die Vorichriiten des Entwurfs über Anszahlungen durch die Poſt und Liqui— 
dationen der Roit lehnen ſich an die Beſtimmungen der älteren Unfallverficherungs- 
geſetze an. 

Annalen ved Deutſchen Neid, 1895. 
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Das Verfahren bei Erhebung der Beiträge it dem Bau-Unfallverſicherungs— 
geſetz (SS 25 ff.) mit der Maßgabe nachgebildet, daß eine Beſchwerde gegen die 
Beitragsberehnung nur an die untere Verwaltungsbehörde zugelajien ijt, welche 
endgültig enticheidet. Die Verſicherungsämter mit diefen einfachen Angelegenheiten 
zu befaſſen, erichien nicht zweckmäßig. 

Bejondere Vorſchriften jind im S 111 für die Fälle getroffen, in denen Ge— 
meinden oder Kommunalverbände die Unternehmerbeiträge für leiſtungsfähige Be- 
triebsziweige (5 20 des Entwurfs) übernommen haben, jowie für Wanderbetriebe. 


Zu 88 114 bis 116. 

Diefe Beltimmungen find durchweg den älteren Berficherungsgejeben ent— 
nommen. 

VI. Aufficht. 
Zu $$ 117 bis 120, 

Für den Zuwachs, Den die Gejchäfte des Neichs-Verlicherungsamts erhalten 
werden, jollen ihm je zwei neue nichtitändige Mitglieder aus dem Stande der 
Arbeitgeber und der Verficherten nebjt den erforderlichen Stellvertretern binzu- 
treten. Dieje Mitglieder ind gemäß 8 133 Abjag 2 des Geſetzes vom 22. Jumi 
1889 für die Nechtiprehung in Angelegenheiten der Invaliditäts- und Alters: 
verficherung mit zu verwenden, Die Vorjchriften über die Zahl der Stellvertreter 
entiprechen dem Gejeg vom 16. Mai 1892 Reichs-Geſetzbl ©. 665). 

Für die Bejegung der Spruchfammern des Neichs-Verlicherungsamts ($ 120) 
bat das Invaliditäts- und Altersverficherungsgejep als Vorbild gedient, nur it 
durch eine etwas abweichende Faſſung Bedacht darauf genommen, daß nur über 
die Art der Bejepung von vier Stellen in den Spruchfammern eine bindende 
Borjchrift gegeben ilt. Es jollen nad dem Entwurf neben einem jtändigen Mit— 
gliede des Neichs:Verficherungsamts als Voriigenden je ein Vertreter der Arbeit- 
geber und der VBerficherten, jowie ein richterlicher Beamter in der Spruchfammer 
mitiigen. Als Fünftes Mitglied derjelben fann entweder eines der vom YBundes- 
rath aus jeiner Mitte gewählten nichtitändigen Mitglieder oder ein zweites jtändiges 
Mitglied des Reichs: Verficherungsamts zugezogen werden. 

Im Uebrigen lehnt ſich der Entwurf an die älteren Unfallverficherungsgejebe an. 

Su 88 121, 122. 

Die Beſtimmungen des Entwurfs über Yandes-Verficerungsänter regeln 
deren Zujtändigfeit übereinitimmend mit den Vorſchriften der älteren Unfalt- 
verficherungsgejege. Für die Wahl der nichtjtändigen Mitglieder aus dem Stande 
der Verficherten find ähnliche Beitimmungen, wie bezüglich der Zuſammenſetzung 
des Reichs-Verſicherungsamts ($ 117), getroffen. 

Behufs jchärferer Abgrenzung des Verhältniſſes zwiſchen Landes= ımd Neichs- 
VBerficherungsamt it dem S 122 Abjap 2 ein Zuſatz hinzugefügt worden. Schon 
bei der Zulafjung von Yandes-Berficherungsämtern im Unfallverliherungsgejes 
vom 6. Juli 1884 war man fid) der Gefahr abweichender Entjcheidung zwiſchen 
dem Reichs-Verſicherungsamt und den neben ihm in legter Inſtanz Necht jprechenden 
Landes-Berlicherungsämtern bewußt. Man juchte derjelben durch die Vorjchrift 
des 8 92 Abſatz 3 des Unfallverficherungsgejepes vorzubeugen, welche jpäter durch 
die auch für den Bereich jenes Gejepes geltenden Beſtimmungen im $ 101 des 
Sejeges vom 5. Mai 1886 Abjag 2 bis 4 erweitert worden iſt. Hiernach tritt 
die ausschließliche Zuftändigkeit des Neichd-Verficherungsamts ein, wenn bei Ber- 
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mögensauseinanderjegungen, ſowie bei Streitigkeiten über die Zugehörigkeit von 
Berrieben und über die Entjchädigungspflicht mehrere, verjchiedenen Verficherungs- 
ämtern unterjtellte Genoſſenſchaften betheiligt find. In folchen Fällen. hat das 
Landes: Perjicherungsamt die Akten an das Reichs-Verſicherungsamt zur Enticheidung 
abzugeben. Eine gleiche Beltimmung enthält für den Bereich der Bau-Unfall- 
verliherung der $ 45 des Gejetes vom 11. Juli 1887. 

Dieje Beitimmungen fichern, twie ihre Handhabung ergeben hat, die Er- 
reichung ihres Zwecks bei Entichädigungsitreitigfeiten nicht ausreichend. Ein Ent- 
Ihadigungsberechtigter hatte jich zunächit an eine der Aufficht des Reichs-Verſicherungs— 
amts unterjtehende Berufsgenvflenschaft gewendet und war vom Reichs-Verſicherungs— 
amt auf Grand der Annahme, daß nicht die angerufene, fondern eine andere, 
der Aufiicht eines Landes-Verſicherungsamts unteritehende Berufsgenoſſenſchaft ent— 
Ihädigungspflichtig jei, abgemiejen worden. Der Verletzte wandte jich nunmehr 
an die legtere Berufsgenoſſenſchaft, welche ich aber, abweichend von der Auffafjung 
des Reichs-Verſicherungsamts, ebenfalls fir nicht entichädigungspflichtig erflärte — 
eine Nechtsanlicht, der das Landes-Verſicherungsamt jih anſchloß. Diejes nahm 
aber ferner an, daß es die Alten nicht an das Reichs-Verſicherungsamt abzugeben 
brauche, jondern jelbit zur endgültigen Entjcheidung zujtändig jei, weil die von 
Keihs-Verficherungsamt vorher endgültig für nicht entihädigungspflichtig erklärte 
andere Berufsgenojienfchaft für den vorliegenden Fall ausgejchieden und deshalb 
nicht mehr, wie $ 92 Abſatz 3 des Geſetzes vom 6. Juli 1884 vorausjeße, „be- 
theiligt* jei. Auf diefe Weile wurde der nach dem Geſetze zweifellos entſchädigungs— 
berechtigte Verlegte gegenüber beiden in Betracht fommenden Genojjenichaften end— 
gültig abgemwiejen. Um der Wiederkehr ähnlicher Fälle zu begegnen, bedarf es 
geieplicher Abhilfe, weldhe.der Entwurf durch die Zuſatzbeſtimmung im $ 122 
Abjap 2 in der Weiſe gewähren will, daß, wenn ein Entichädigungsanfpruc gegen 
mehrere Genofjenichaften geltend gemacht wird, dieſe ſämmtlich als mitbetheiligt 
gelten jollen, aucd wenn eine oder die mehrere von ihnen vechtsfräftig für nicht 
entihädigungspflichtig erklärt ind. 


VII Schluß: und Strafbeitimmungen. 
Zu SS 124 bis 127. 

Tie Vorſchriften über die perjönliche Haftpflicht der Vetriebsunternehmer, 
Berriebsbeamten und dritter Perſonen find im wejentlihen aus 88 95 bis 98 
des Unfallveriicherungsgeieped vom 6. Juli 1884 übernommen. Durch die etwas 
abweichende Faſſung de 8 124 joll ein über die Tragweite der entiprechenden 
Lorihrift des $ 95 a. a. D. entitandener Zweifel bejeitigt und diejenige Aus— 
legung bejtätigt werden, welche Das Neichögericht in feinem Urtheil vom 7. März 
1889 (Enticheidungen in Zivilſachen Band 23 Seite 51) als zutreffend bezeichnet 
hat. Die durch die Vorjchriiten der bürgerlichen Geſetze begründete Haftpflicht 
nod weiter zu bejchränfen, wie von manchen Seiten befürwortet iſt, erjchien be— 
denflih. Die Befürchtungen, welche fich an das Fortbejtehen der noch übrig ge— 
bliebenen und durch die Rechtſprechung des Reichsgerichts in einzelnen Fällen als 
noch gültig anerkannten Vorfchriften über die Daftpflicht knüpfen, find weniger 
durh praftiiche Erfahrung begründet, al3 von theoretischen Erwägungen getragen; 
hie verlieren überdies noch an Gewicht durch eine Reihe von Beſtimmungen des 
Entwurfs, nach denen theil$ verjicherte Perjonen in eriweitertem Umfange (S 1 
Ziffer 2), theils weitere Kreife von Perſonen, insbefondere Ajcendenten, Gejchwiiter, 
Entel ($ 16 Hit. b umd c), ferner Genoſſenſchaftsorgane und =Beamte, ſowie 
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andere die Betriebsitätten beſuchende Perjonen ($ 4 Abjag 4 und 5) Entſchädi— 
gungen nach Maßgabe des Entwurfs erhalten jollen und infolge deifen jonftige 
Schadenserjaßanjprüche gegen die Perſon des Unternehmers oder feiner Beauf- 
tragten nicht mehr werden erheben fünnen. 

Zu 8 128. 

Die Frage, ob ein nah dem Entwurf entjchädigungspflidtiger Betriebsunfall 
vorliegt, fann vor den ordentlichen Gerichten zur Sprache fonımen, wenn ein auf 
Schadenserſatz verklagter Betriebsunternehmer, Bevollmächtigter oder Repräſentant, 
Betriebs- oder Arbeiter: Aufjeher jeine perſönliche Erjagpflicht mit der Begründung 
in Abrede jtellt, daß ein von der Genoſſenſchaft zu entjchädigender Betriebsunfall 
vorliege. Wenn die Enticheidung auch über diefen Punkt dem ordentlichen Ge— 
richt überlaflen bleibt, jo kann es ſich ereignen, daß Verletzte bei verichiedener 
Beurtheilung der Frage durch die Gerichte einerjeitS und die Genojlenichaft, das 
Schiedsgericht und das Verſicherungsamt andererfeit$ ungerechtfertigter Weije eut— 
weder feine oder eine doppelte Entihädigung eritreiten. Dieſem Mißſtand will 
der Entwurf dadurdy vorbeugen, daß auf Antrag des Beklagten das gerichtliche 
Berfahren ausgejegt wird, bis im Unfallverfiherungsverfahren eine endgültige 
Entſcheidung getroffen it, welche alsdann auch das Gericht binden joll. Für die 
Beibringung der die Zuftändigfeit des Gerichts begründenden Enticheidung eines 
Berficherungsamts, da ein Unfall, den eine verficherte Perſon bei dem Betriebe 
erlitten bat, nicht vorliege, muß dem Kläger eine geräumige Friſt zugeitanden 
werden, welche je nach dem Verlauf des Unfallverjicherungsverfahrens durch richter= 
liches Ermeſſen zu bemejjen, erforderlichenfalls auch zu verlängern iſt. Verſäumt 
der Kläger, die nöthigen Schritte bei der Genoffenjchaft zu thun, oder wird er 
von diejer entjchädigt und kann deshalb die verlangte Entjcheidung des Verſicherungs— 
amts nicht beibringen, jo muß er im gerichtlichen Verfahren abgewiejen werden. 

Zu $$ 129, 130. 

Die Vorichriften des Entwurfs über Nechtshilfe, Gebühren und Stempel- 

freiheit entiprechen den älteren Unfallveriicherungsgejeßen. 
Zu 8$ 131 bis 137. 

Die Strafbeitimmungen ſind gegen die Vorjchriften der älteren Verſicherungs— 
gejege inſofern erweitert, als im $ 135 neben dev Nbfchliegung von den Ver— 
fiherten nadhtheiligen Verträgen auch die thatjächliche Anrechnung von Beiträgen 
zur Unfallverjicherung auf den Lohn verjicherter Berfonen unter Strafe gejtellt iſt. 

Zu 88 138, 139. 

Für die Vorfchriften über die Zuftändigfeit der Landesbehörden, über die 
Verwaltungs:Erefution und über AZujtellungen haben die SS 129 und 132 des 
landwirthichaftlichen Unfallverficherungsgejeges in Verbindung mit $ 139 des In— 
validitätd= und Altersverlicherungsgejebes ald Vorbilder gedient. 

Zu 5 140. 

Die abſchnittweiſe Inkraftſetzung entipricht dem Verfahren bei den älteren 

Urbeiterverficherungsgejeßen. 
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X Der Cicerone in der Kgl. Aelteren Pinakothek in München. | 


Eine Anleitung 
zum Genuss und Verständniss der hier vereinigten Kunstschätze. 
Herausgegeben von 


Georg Hirth und Richard Muther. 


336 Seiten kl. 8° mit 190 Illustrationen. 
Preis broch. M. 3.—, gebunden ä la Bxdeker M. 3.50. 


Der Gicerone in der Kgl.Gemäldegalerie in Berlin. 


Eine Anleitung 
zum Genuss und Verständniss der hier vereinigten Kunstschätze. 
Herausgegeben von 


Georg Hirth und Richard Muther. 
500 Seiten kl. 8°, mit 200 Illustrationen. 
Preis broch. M. 3.—, gebunden à la Baedeker M. 3.50. 
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Diese Ftihrer haben den Zweck, dem Besucher die künstlerische 
und kunstwissenschaftliche Bedeutung der Schätze der Gemälde- 
galerien zu erklären. Es geschieht dies in einer allgemeinen Ein- 
leitung von Georg Hirth (I. Kunstgenuss und Kunstverständniss, — II. Das Natürliche 
in der Kunst, — III, Der Stil und die malerische Charakteristik, — IV. Malerische 
Auffassungen und Techniken: a) das Alterthum, b) das Mittelalter; c) Fresco- und Tempera- 
malerei; d) die Gebrüder van Eyck; e) die stereoskopischen Effekte; ſ) die nordischen Meister 
vom Kreidegrund; g) Rubens und die Späteren; h) die frühe italienische Oelmalerei; i) Tizian und 
die Späteren; k) das 17. und 18. Jahrhundert; 1) das 19. Jahrhundert. — V. Die Wege zur 
Kennerschaft: a) Ist es ein gutes Bild? b) Ist es ein ächtes Bild?), ferner in einer prag- 
matischen Darstellung der Bilder, von Richard Muther. Der Leser erfährt hier von Schule 
zu Schule, von Meister zu Meister nach dem neuesten Stande der kunstwissenschaftlichen Forschung 
alles Wesentliche — es wird ihm deutlich erklärt, welche Partien der Kunstgeschichte die Galerien 
in hervorragender Weise, welche anderen sie nur schwach oder gar nicht repräsentiren — mit Hin- 
weisen auf andere berühmte Sammlungen und Galerien. 
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. ja von Georg Hirth, 2 Theile — 620 Seiten 8 

Aufgaben der Kunstphysiologie mit 17 Abbildungen brosch. Mk. 6.—, in 
2 Halbfranzbänden gebunden Mk. 10.—. Eine französische Uebersetzung von Lucien Arreat 

ist unter dem Titel: Physiologie de l’Art im Verlage von Felix Alcan in Paris, 
108 Boulevard St. Germain, publizirt und auch durch unsere Firma zu beziehen, (Preis Fr. 5.—.) 


Inhalt: I. Theil: Vorwort. — Kunstphysiologie. — Der Begriff des „speciisch Künstlerischen“. — Gedächtniss- 
ökonomie. — Nachbilder und Gesichtserinnerungen. — Die drei Grade des Merkens. — Die Eselsbrücke. — Kunst- 
physiologische Probleme. — Die Technik des einäugigen Sehens. — Vervollkommnung im ——— — Das Vorrecht des 
Grösseren. — Die körperhafte Perspektive. — Kunstfeindliche Irrlehren. — Das doppelte Lichtbad und die Lichtwaage. — 
„Die Complementärfarbe. — Complementäre Energie und Lichtgleichung. — Das Augenmass für farbige Unterbrechungen. — 
Andere Erklärungen des Augenmasses, — Schwankende Gestalten des Seelenbildes. — Der reproduktive Massstab, — 
Ausmessung des Gesichtsfeldes aus der Blickruhe. — Die Wahrnehmung bewegter Lichter, — 


11. Theil: Die nervöse Organisation des Kunstverstandes, — Der Aufbau der Gedächtnisse. — Der Ort des 
Lichtgedächtnisses. — Spannungszustände; Erinnern und Vergessen. — Unterströmungen im verborgenen Gemerk. — 
Verborgene Aufmerksamkeit, — Weeiäurariaperveg ist farbiges Licht. — Die Temperamente der Grundgedächtnisse und Merk- 
systeme, — Zur Naturgeschichte der künstlerischen Merksysteme. — Talentvererbung, Genie und Degeneration: 1. die Vererbung 
des Talents und Genies; 2. Die angebliche Entartungspsychose des Genies: 3. Geisteskranke unter den genialen Künstlern; 
4. Künstlerische Anwandlungen bei Irren; 5. Unlustneurose und Philosophie der Gesundheit, — Alphab. Gesammtregister. 
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EIS TEL SERIEN SERIE SEITE —— — 


Das lastische Sehen als Rindenzwang — Spezifische Empfindung für Fern- 
p ualitäten des Lichtes — Konfluenz homologer Lichter mit 
dem Vortritt des grösseren — Näherem findung vereinigter Lichter — Weitere Steigerung 
des Nähergefühls in lateraler Richtung des breiteren Netzhautbildes — von Georg Hirth, 
6 Bog. gr. 8°, mit 10 Text-Illustrationen und 34 Tafeln mit stereoskopischen Abbildungen. 
Preis — Mk. 5.—. Eine französische Ausgabe von Lucien Arréat ist unter dem 
‚ Tirel: La vue plastique, fonction de l’£corce cérébrale im Verlage von Felix Alcan in 78 
108 Boulevard St. Germain, publizirt und auch durch unsere Firma zu beziehen, (Preis Fr. 8.—.) 


x Diese Schrift behandelt eines der grössten psycho-physiologischen Probleme. Der Verfasser hat es zum ersten Male 
9 versucht, den —— Einfachsehens disparater Bilder und der damit verbundenen Empfindung der dritten Dimension 
N A sus einer festen, angeborenen Organisation der zentralen Nervenelemente zu erkliren. 
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HIRTH'S FORMENSCHATZ. 


Eine Quelle der Belehrung und Anregung für Künstler und Gewerbetreibende. 
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Jährlich 12 Hefte — Preis per Heft à 16 Tafeln Mark 1.25. Serie 1 
“si hoch 4°. F — — — und Il (Formenschatz der Renaissance: 
—— — I mans, Jahrgang 1877 und 1878) je 

f ots r « — 7 3 \ı ® 





—— BEIN RER. Mk. 10.-, geb. je Mk. 13.50. 
Serie bis XVII" — 0 Serie ll bis XVII (Jahrgang 
—BRR 1879 bis 1894) je Mk. 15., 

gebunden je Mk. 18.50. 


Einzelne Tafeln werden nicht 
apart abgegeben. 


Das Werk wird fortgesetzt. 
— — 

„Als Georg Hirth vor ı8 Jahren 
sein berühmtes Vorbilierwerk „Der 
Formenschatz* begründete, ahnt: 
cr wohl nicht, dass diese Publikation 
eines Tages das beliebteste un. 
wesuelteste Nachschlagewerk 

nicht sowohl in der Schale und in der 

Werkstatt, als ganz besonders auch in 
> jeder kunstsinnigen und kunstübendeu 
RER | — Familie werden würde. Feines Verstand- 

zaahrbn — niss, ausgebildeter Geschmack und ein 

5 scharfes Auge für das Bedürfaiss ge- 

hörten dazu, um aus der unerschöpflichen Fülle des Darstellenswerthen nach und nach das auszulesen. was der künstlerischen Er- 
ziehung in ihren Entwicklungsphasen seit Mitte der zoer en frommen konnte... ..n (Zeitschrift für x werblichen Unterricht.) 

»,...Der Herausgeber weiss mit ganz erstaunlicher Sicherheit sein Material so vorzuführen, dass es sowohl alle 

Gebiete der grossen Kunst, als auch die der kleinen — des Kunstgewerbes berührt. Jedes Heft bietet nach der einen oder 

der anderen Seite interessante Mumente. Wer regelmässig die Hirth’sche Publikation betrachter, wird empfinden, dass sie 

eine Art Schule für den Geschmack ist und zwar für einen Geschmack, der die Schönheit im Kunstwerk als etwas Universelles 
begreifen lernt, Gerade hierin liegt das besondere Verdienst des Formensclatzes, . . .« (Da: Atelier.) 


Ein Inhaltsverzeichniss der erschienenen 18 Jahrgänge steht auf Verlangen gratis zur Verfügung. 


Kulturgeschichtliches Bilderbuch aus drei Jahrhunderten. 


Herausgegeben von Georg Hirth. Jetzt vollständig in 6 Bänden (72 Lieferungen) erschienen, 
Folio, Preis ä Lieferung M. 2.40, à Band compl. broch. M. 30.—, geb. M. 35.—. Jeder Band 
einzeln käuflich. Französische Ausgabe: „Les grands Illustrateurs du 16., 17. & 18. siecles“, 


Hervorragende Meister dreier Jahrhunderte und verschiedener Nationen: Durer, Cranach, Bursimair, Hopfer, Schaufelein, 
Holbein, Bebam, Aldigrever, Hirgil Solis, Hogenberg, Amman, Stiimmer, Bol van Dick, Goltzius, Kilian, Chr. de Passe, Raber;, 
Abr. de Bosse, Callor, Henze! Hölkır, Mersin, Rembrandt, G. Terburch, Berrkem, Beya, Dow, Dusarı, Ewerdiugen. de Hooahe. 
Claude Lorrain, Misward, Adr. van Ostade, Rigaud, Ruysiisel, Teniers, Wourerman, Boucher, Schmüdt, Graf, Greuze, Hogarit, 
Luncret, Moresu, Nibson, Vanluo, Watıcan, Chodowrecke, Meuenleiter eis, es, — liefern in überreicher Fülle den Stoff zu diesem 
Werk, welches an Originalität, sowie an kunsthistorischem Werth von keiner ähnlichen Publikation 
übertroffen wird. Ueber 3500 interessante Blätter — 360 darstellende Künstler — haben darin 
eine technisch vollendete Wiedergabe gefunden. e 


R. Muther, Deutsche Bücher-Ilustration der Gothik und 
‚Früh-Renaissance (1460—1530). Eoho. Preis compiew brochin Mk. 120.0, 1 
Original-Prachtband Mk. 160.—. Register der Künstler und Drucker, sowie ein vollständiges 


Verzeichniss der illustrirten Bücher der ganzen Epoche (1460— 1530) machen das Muther'sche 
Werk zum unentbehrlichen Nachschlagebuch für Liebhaber, Bibliothekare und Äntiquare. 


Das Deutsche Zimmer der Gothik und Renaissance, des Barock-, Rococo- 

und Zopfstils. Anregungen zu häuslicher Kunstpflege von 

Georg Hirth. Dritte stark vermehrte Auflage. 464 Seiten hoch 4° mit 370 Illu- 
strationen, Eleg. brosch. M. 10.—, eleg. geb. M. 15.—. 

„Wie fası jedes gute Buch weit über die vom Autor in’s a gefassten Ziele hinaus zu wirken pflegt, so haı 
sich auch dem ch. Zimmere ein ungleich grösseres Wirkungsfeld eröffnet, als der Titel begrenzt, und die 
; Kulturbewegung unserer Tage ist in weit tieferer Weise durch dasselbe gefördert, als der Herausgeber vermutliet haben 
+ Selbst die Poesie hat von demselben die kräftigsten Anregungen empfangen; möge es nun auch in der neuen schönen 


Auflage die verdiente Verbreitung in den gebildeten Familien finden und in gesteigertem Masse jene gründliche Läuterung 
des Geschmacks bewirken helfen, die im Grossen und Gauzeu unserem Volke noch immer Noth thur!« (Bazar.) 


Das Buch eignet sich ganz besonders als Fest- und Gelegenheitsgeschenk für Verlobte, Nouvermählte, zu Weihnachten etc. 








, Sa, (Jahrgang 1877— 1894) mit 
NK ca. 3196 Blättern M. 260.—, 28 
\ in Leinwand-Mappe M. 296, ';: N 

in elegantem Halbfranz- 7 
band geb. Mk. 323.—. 
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Annalen des Deutſchen Reichs 


für Geſetzgebung, Verwaltung und Stakiſtik. 
Staatswiſſenſchaftliche Beitfhrift und Materialienſammlung. 


Hnter Mitwirkung zahlreidier Fadymänner 


herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar v. Seydel. 





Verlag von G. Birth in Münden und Leipzig. 


Achtundzwangigſter Dabrgang. 
1895. Bährlich 12 Hefte. Abonnementspreis: vierteljährlid 4 Mark. 3 (Alt. It.5. ). 


12 Hefte bilden einen Band. 











Inhalt: 
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babnı-Tarifrechts. Fine vom Verein nur 1. Die erite internat. Konferenz 382 
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Das Honorar für Originalbeiträge der 


„Annalen des Deutschen Reiches‘ 


beläuft fich wie bisher auf Mk. 64 für jeden erften, auf Mk. 48 
für jeden folgenden Druckbogen einer Abhandlung (platzraubende 


‘ 


Abdrücke von Materialien werden abgerechnet). 

Abhandlungen volks- und finanzwirthfchaftlichen Inhaltes 
wollen an Herrn “Dr. Georg Hirt, München, Abhandlungen ftaats- 
und verwaltungsrechtlichen Inhaltes entweder an den Genannten 
oder an Herrn Prof. Dr. Max v. Seydel, München, Leopoldflrafse 37 
eingelandt werden. 

Die Beantwortung der an die Herausgeber gerichteten Zu- 
ichriften wird mit thunlicher Befchleunigung erfolgen. 

Im Intereffe der von der Redaktion zu treflenden Dispo- 
fitionen erfuchen wir, gröfsere Beiträge wenn möglich einige Zeit 


vor der Einfendung anmelden zu wollen. 


MÜNCHEN, Februar 1895. 


Die Verlagshandlung von G. Hirth 
in München & Leipzig. 





Die geſchichtliche Entwicklung des Cifenbahn- 
Eransportrects in Preußen 
mit befonderer Berückſichtigung des Eiſenbahn Tarifrechts. 
Sine vom Berein für Siſenbahnkunde in Berlin preisgekrönte Abhandlung. 
"on 


Dr. G. Eger, Negierungsrath. 


Gegenſtand der folgenden Abhandlung it eine in kurzen Umriſſen gehaltene 
Daritellung der geichichtlichen Entwiclung des Gilenbahn-Transportrechts in 
Breußen. 

Es ericheint zweckmäßig, diefer Daritellung eine Erläuterung des Begriffs 
nnd Weſens des Eilenbabntrausports und Eiienbabn:Transportrechts voran: 
zuſchicken, weil fie das Verftändnig der weiteren biltoriichen Ausführungen 
weientlich erleichtern wird. 


81. 
Einleitung. 
Begriff und Weſen des Eifenbahntransports und Eiſenbahn-Cransportrechts. 


Die Eiſenbahnen haben den beſtimmungsmäßigen Zweck, als Transport— 
anſtalten für den öffentlichen Verkehr zu dienen, das Eiſenbahntranusport— 
Geſchäft oder -Gewerbe auszuüben. Der Umjtand, daß für den Eijenbabn: 
transport nicht blos gewerbliche Rückſichten, ſondern — wie namentlich bei 
den Staatsbabnen — auch politische und volfswirtbichaftlihe Gefichtspunkte 
maßgebend jind, ändert an dem gewerblichen Charakter des Eifenbahntrans: 
ports nichts. Derſelbe jtellt ſich als Gewerbebetrieb dar, gleichviel ob er 
von einer Privat: oder Staatsbahn betrieben wird. ') Die jich auf Die ge- 
werbsmäßige Beförderung von Perionen und Gütern eritredende Thätigfeit der 
Eiſenbahnen it der Eifenbahntransport. Der Inbegriff aller Rechts: 
normen, welche ſich auf die Negelung des Eifenbahntransports beziehen, ift 
das Eifenbahntransportredt. 

Der Rechtscharafter diefer Normen it theils öffentlich-, theils privat: 
rebtlicher Natur. Da ihr Zwed darin bejteht, das Beförderungsgeichäft der 
Eiſenbahnen fowohl dem Staate, wie den Privaten gegenüber rechtlich zu ordnen, 
fo jegt ih das Eijenbahntransportreht aus Öffentlich» und privatrechtlichen 
Normen zufanımen, und zwar derartig, daB auch die privatrechtlichen Normen 
des Eifenbahntransportrechts vielfach und in ihren wejentlichiten Beziehungen 
von öffentlich und ftaatsrechtlichen Geſichtspunkten beherrſcht und beeinflußt find. 


Entſch. des Neichsgerichts von 7 Januar 1886. Nur. Wochenichr. 1886 Nr. 9 2. 80, 


Annalen dei Teutſchen Reich. 1898. 928 


En 


334 G. Eger: Die geichichtliche Entwicklung 


Die für den gewöhnlichen Frachtführer geltenden Normen des allgemeinen 
bürgerlichen Rechts find für den Eijenbahntransport nicht ausreichend. In 
öffentlichrechtlicher, wie im privatrechtlicher Beziehung zeigt fich, daß zwiſchen 
den Eijenbahnen und den gewöhnlichen Frachtführern tiefgreifende und prinzipielle 
Unterjchiede bejtehen, welche es unthunlich ericheinen ließen, beide Kategorien 
nach gleichen rechtlichen Normen zu behandeln. 


A. 

Sn öffentlich-rechtlicher Beziehung brach jich die Ueberzeugung 
Bahn, daß die urjprünglich nur — gleich anderen Transportunternehmungen 
— zu privaten Erwerbszweden angelegten Eijenbahnen als die Hauptitraßen 
für die Strömungen des großen Weltverfehrs, als die wichtigiten Transport— 
vermittler der Produkte und Fabrikate des eigenen Landes und fremder Länder, 
als Mittel der Landesvertheidigung, Förderer des Poſtbetriebes u. ſ. mw. über 
die bloßen privaten Erwerbszwede Ginzelner hinaus eine dem allgemeinen 
Nutzen und der Bolfswohlfahrt dienende öffentliche Beltimmung haben, und 
von der rechtlichen Regelung des Transportverfehrs der Eifenbahnen bei ihrem 
eminenten Einflufje auf die gefammte Verkehrsentwicklung, auf die Produktion 
und Induſtrie des Landes, auf die wirtbichaftliche umd foziale Lage des 
Einzelnen, wie ganzer Bevölferungstheile die wichtigsten öffentlichen Intereſſen 
abhängig find. Wie die Eifenbahnen daher einerjeits vom Staate mit bejonderen 
Rechten ausgerüftet find, jo müſſen fie auch andererfeits als Korrelat gewilien 
tür das allgemeine Wohl erforderlichen, dem gewöhnlichen Frachtgeichäft ent: 
behrlichen Einjchränfungen und Bedingungen, befonderen Pflichten bei Aus: 
übung ihres Transportgeichäfts unterworfen werden, deren Erfüllung der 
Staat von ihnen im öffentlichen Intereſſe zu fordern berechtigt iſt und zu 
überwachen bat. 

1. Zunächſt ift aus der außerordentlichen wirthichaftlichen Bedeutung Der 
Eifenbahnen für dem öffentlichen Verkehr und ihrem Transportmonopol, welches 
jowohl den Staat (Militär:, Post: ꝛc. Transporte) wie das Publikum zur 
Inanſpruchnahme der Eifenbahnen zwingt, die Nothwendigfeit erwachſen, von 
ihrem freien Willen die Uebernahme und Ausführung von Transporten unab— 
hängig zu machen. Im Gegenjage zum gewöhnlichen Frachtführer ift daher 
den Eiſenbahnen die gejegliche VBerpflichtung auferlegt worden, die ihnen 
angebotenen Transportgeichäfte, ſoweit nicht befondere, vom Geſetze jelbit be- 
ſtimmte Ablehnungsgründe vorliegen, einzugehen: die Transportpflicdt. 

2. Sodann hat fid) die Erwägung geltend gemacht, daß der Transport- 
preis der Eifenbahnen einen wejentlichen Theil der Heritellungsfojten der meijten 
Waaren bildet, jo daß für die Entwidlung jehr vieler Produktions» und 
Induſtriezweige faſt ausjchließlich die Höhe der Transportpreie der Eiſen— 
bahnen — der Tarife — maßgebend ift. Während gewöhnlichen Frachtführern 
die freie Normirung und Bereinbarung ihrer Transportpreife überlaſſen werden 
fann, muß der Staat, damit das faktiiche Transportmonopol der Eijenbahnen 
nicht in eine monopolartige Ausbeutung des auf diejelben angewiejenen Wer: 
kehrs ausarte, das Necht für fich fordern, bei der Feſtſtellung der Transport: 
preije feinen Einfluß auf die Eifenbahnen geltend zu machen, insbejondere die 
Höhe der Eifenbahntarife in angemejjener Weife begrenzen und jede willfürliche 
Erhöhung derfelben verhindern fönnen. Daraus ijt die Verpflichtung der Eifen- 
bahnen entjtanden, ſich in Bezug auf das Tarifweſen der Aufficht und Ein— 
wirkung des Staates zu unterwerfen: die Tarifpflicht. 
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3. Bon gleichen Erwägungen aus erjchien es aber auch geboten, die 
Gimbahnen, damit fie nicht Fraft ihres Monopol durch die VBerjchieden- 
arigkteit und Läjtigfeit ihrer Transportbedingungen in Hinficht namentlich auf 
die Eingehung des Transportgeichäfts, die Annahme der Güter, die Haftpflicht 
für Verluft, Beihädigung und Berjpätung, wie den gejammten Inhalt der 
Transportverträge den öffentlichen Verkehr erſchweren und beeinträchtigen, gleich: 
maßigen Transportbedingungen zu unterwerfen, bezw. ihnen die Pflicht zur 
kinführung einheitliher Transportbedingungen für die Ein: 
gebung, Ausführung und Erfüllung der Eifenbahntransportgeichäfte aufzuerlegen. 

4. Der Gefichtspunft, daß der Transportverfehr nur durch das möglichit 
ununterbrochene, einheitliche, gleihmäßige und bejchleunigte Zuſammenwirken 
der Eiſenbahnen die im öffentlichen Intereſſe gebotene Stetigfeit und Förderung 
erräbrt, hat weiter darauf hingeleitet, den Eifenbahnen auch die Pflicht zur 
Einführung einbeitliher Transporteinrichtungen aufzuerlegen. 
Dahin gebört vornehmlich die Einführung in einander greitender Fahrpläne, 
durchgebender FFrachtbriefe, direkter Tarife, einheitlicher Expedition (Abfertigung), 
Kartirung und Abrehmung im Perſonen- und Güterverkehr, direkten Wagen: 
durchgangs (d. h. Uebergangs der Transportmittel von einer Bahn auf die 
andere) und im enger Verbindung Damit die gleichmäßige Konjtruftion der 
Transportmittel und der zugehörigen technischen Vorkehrungen. 

5. Es entipricht ferner dem öffentlichen Verkehrsbedürfniſſe einer möglichit 
beichleunigten, durh Umladungen und Zwiſchenwege nicht unterbrochenen 
Tranäportmweije, daß den Eijenbahnen die Verpflichtung zugewielen worden ift, 
den Anfchluß anderer, räumlich angrenzender Eijenbahnen zu gejtatten und 
ih die Hierzu erforderlichen Einrichtungen gefallen zu laſſen. Die hierher 
zehörigen Obliegenheiten der Eifenbahnen bilden ihre Brlicht zur Oejtattung 
des Anichluffes. 

6. Die Nückficht endlich auf die größte Beſchleunigung und den möglichit 
unumterbrochenen Zujammenhang der Eijenbahntrangporte einerjeits, wie auch 
andererjeitö da8 Streben, einer etwaigen Ausbeutung des Transportmonopols 
tbunlichit zur begegnen, hat es erforderlich erjcheinen laſſen, den fich ans 
ihließenden Bahnen auf den Streden angrenzender Bahnen in gewiſſem Um— 
fange und namentlich injoweit dies zur Verbindung font unzufammenbängender 
Linien geboten tft, die Theilmahme am Transportbetrieb, bezw. die Benugung 
fremder Bahnanlagen und die Durchführung von Zügen über fremde Streden 
einzuräumen. Daraus ift für die Eijenbahnen die Pflicht zur Geftattung 
der Mitbenugung (des Mitbetriebs) entjprungen. 


B 


Auh in privatrehtlicher Beziehung tritt bei dem Transportrecht 
der Eiſenbahnen in Folge ihrer beionderen Verfehrsbedeutung und eigenartigen 
Transportführung ſowohl binfichtlich des Abjchlufies und der Erfüllung des 
Transportvertrages, wie auch ihrer außervertragsmäßigen Ber: 
bältniffe eine bejondere, vom gewöhnlichen Frachtrechte wejentlich abweichende 


Entwidelung und Gejtaltung bervor. 
I. 


Ras zunächſt den Transportvertrag anlangt, jo fommt im engen 
Zuſammenhange mit der durch Konzejfionen und Privilegien geförderten Macht: 
ellung der Eijenbahnen auch hier das gewichtige Moment in Betracht, daß 


23* 
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fie ein wenn auch nicht ansdrüdlich verliehenes, ſo doch faktiich wirfendes 
Transportmonopol bejigen, welches die Freiheit des Willens der mit ihnen in 
Bertragsverhältnifje Tretenden ausſchließt uder doch erheblich bejchränft und 
damit das Grundprinzip der Vertragstheorie tangirt. ') 

Während der gewöhnliche Frachtführer auf allen Verkehrsgebieten Der 
unbeichränften Konkurrenz Anderer ausgelegt iſt und hierdurch von jelbit feine 
Stellung als Gontrabent bedingt und regulirt wird, iſt die Eiſenbahn in Folge 
der ihr Staatlich verliehenen Konzeſſion und ſonſtigen Privilegien im Allein: 
bejige einer bejtimmten Verkehrsſtraße und es kann ihr — wie die Erfahrung 
gelehrt hat — weder durch andere ‚Frachtführer noch durch andere Eiſenbahnen 
dauernd eine wirffame Konkurrenz bereitet werden. Grjtere werden durch den 
Umfang, die Kraft und die Schnelligkeit des Eifenbahnbetriebes weitaus über: 
boten. Die Anlage von Konkurrenz: oder Barallelbahnen aber iſt — wo fie 
überhaupt technisch und wirthichaftlich möglich — deshalb zumeist ohne jede Wirf- 
ung, weil die fonfurrivenden Eifenbabnen erfabrungsgemäß in der Regel Durch 
Fuſions- oder Verfehrtheilungsverträge die Nonfurrenz zu bejeitigen wiljen. Und 
ebenfowenig bat fih die Zulaſſung mehrerer Transportunternehmer auf der— 
jelben Eiſenbahnſtrecke als praftiich durchführbar erwielen, weil fie der auf 
möglichite Gentralijation gerichteten Natur des Eijenbahnbetriebs widerfpricht.*) 

Durch die alleinige Beberrichung einer bejtimmten Verkehrsſtraße, durch 
den Mangel jeder wirfiamen Konkurrenz in dem bezüglichen Verkehrsgebiete 
it die Machtitellung der Eilenbabnen bei Abſchluß von Frachtverträgen eine 
den freien Bertragswillen ihrer Mitkontrabenten beichränfende. Der Staats 
fisfus ſelbſt ift für feine Berwaltungs: und Transportzwede ebenio wie Das 
Privatpublifum gezwungen, jich der Eifenbahnen zum Transport zu bedienen. 
Die Eifenbahnen find hiernach, ſo lange ibre Autonomie eine gejeglich unbe— 
Ichränfte iſt, rechtlich in der Lage, dieſes Monopol den mit ihnen Kontrahirenden 
gegenüber durch Verweigerung des Transports, Auferlegung läſtiger Transport= 
bedingungen, beliebige Feſtſetzung der Transportpreiſe, gänzliche Ausſchließung 
oder weitgehende Beſchränkung der Haftpflicht, Begünstigung eines Abſenders 
vor dem anderen ꝛc. zu mißbrauchen. ®) 

Wenngleich es nun prinzipiell Sade der ſtaatsrechtlichen Geſetzgebung 
iſt, die Aufſichtsgewalt des Staates über die Eiſenbahnen ſo zu ſtärken, daß 
derſelbe derartigen Mißbräuchen mit Erfolg entgegenzutreten und bezüglichen 
Beſchwerden der dadurch Geſchädigten Abhilfe zu gewähren vermag, ſo kann 
doch nicht verkannt werden, daß es opportun und zweckmäßig erſcheint, hier 
— wo ſich die Grenzen des öffentlichen und privaten Rechts 
ſo nahe berühren — einige dieſer Befugniſſe gewiſſermaßen in das Privat— 
recht hineinzuziehen und ſolchergeſtalt zu privaten Rechten eines jeden 
Einzelnen zu machen, jo daß ein jeder, ohne Inanſpruchnahme der Staats— 


— 


v». Hahn, Kommentar zum D. H-GB. 2. Aufl. II S. 690, Endemann, in 
Buſch's Arch. Bd. 42 Tie Mechtsgrundlanen des Ciienbabntran: sportgeichäfts S. 198, 215 
und bag Recht der Eiſenbahnen &. 511, 6 oldichmidt, Zeitſchrift f. d. gel. Dand.Necht 
Rd. 4 S. 607 j., 624f. W. Koch, daſelbſt Bdoas &. 408, Sch ott im Endemann's Dandb. 
Des Handels-Nechts S 355 ©. 485. 

Wal. Cohn Engl. Eiiendb.-Bolmf JI S. 45, 77, 116, ITS. 88 #, 112, Reißen— 
ſtein, Engl. Verw. 3. 115— 118, (Hiltertarite S. 42 5, Webrman 1, Reiſeſtud. üb. engt. 
(Stienb. 1877, 2. 13, Michaelis im Faucher's volfswirtbichaftl. N erteljabrsicht. 1863 II 
S. 1 ft, Ulrich, Eiſenbahntarifweſen S. 177. 

Goldſchmidt, Zeitichr. F. d. get. Handels Recht, Bd. 4 S. 607 F, 624 1, W 
Koch, dalelbit Bd.8 ©. 408, Endemann, Rechtsarundt. in Buſch's Arch. Bd. 42 ©. 198. 
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hilfe, eine im zivilrechtlichen Wege verfolgbare Forderung, bezw. einen 
Schadenerfaganipruch in denjenigen Fällen erlangt, in welchen ihm die Eiſen— 
bahnen durch Berlegung der ihnen im öffentlichen Intereſſe auferlegten Ver: 
pilichtungen einen Schaden zugefügt haben. Dieje den Eijenbabnen im öffent: 
lichen Intereſſe auferlegten. in Das Privatrecht übergegangenen Verpflichtungen, 
welche dem Eifenbahntransportrecht einen bejonderen, vom gewöhnlichen Fracht— 
recht wejentlich abweichenden Charakter verleiben, ſind folgende: 

1. Die Transportpflicht. '; Aus dem öffentlichen Rechte iſt in Das 
Privatrecht zunächſt der Grundiag übertragen worden, daß die Eiſenbahnen 
nicht, wie gewöhnliche Frachtführer, Die Eingebung eines Frachtgeſchäftes be- 
liebig ablebnen dürfen. Vielmehr it Jedermann ein befonderes privates Necht 
aur Transport den Eifenbabnen gegenüber verlieben, bezw. diefen Die Prlicht 
zum Abſchluſſe und zur Erfüllung Der ihnen angebotenen Frachtverträge durch 
privatrechtliche Geſetzesbeſtimmung auferlegt. Nur unter befonderen, gejeglich 
beitimmten Vorausjegungen iſt den Eiſenbahnen die Ablehnung eines ihnen 
angebotenen Transports gejtattet. 

2. Im engen Zufammenbange mit der Transportpflicht ſteht die Prlicht 
der Zwangsgemeinichaft.‘) Denn das Verkehrsbedürfniß und die monopol: 
artige Machtitellung der Eiſenbahnen erfordert nicht mur, daß eine jede Eiſen— 
bahn zur Uebernabme des Transports für ihr eigenes Gebiet gehalten tit, 
jondern auch, daß bei, mehrere Bahnen berübrenden ITransporten diefen Die 
Pflicht obliegt, den Transport gemeinſam zu übernehmen und folgeweile auch 
gemeinſam (lolidariich) für deiien Ausführung zu haften. Anderenfalls würden 
die Eifenbahnen in der Lage fein, Transporte, welche das eigene Gebiet über: 
ichreiten, abzulehnen und damit einen großen Theil derjelben entweder gänzlich 
zu verweigern oder von läſtigen Bedingungen abhängig zu machen. Daraus 
üt die Nothwendigkeit entitanden, den Grundiag der Transportpflicht auf alle 
aneinander anschließenden Eiſenbahnen des Staatsgebietes auszudehnen, bezw. 
denſelben die Pflicht aufzuerlegen, Transporte nicht nur für * eigene Strecke, 
ſondern darüber hinaus auch für die anſchließenden Bahnen zu übernehmen 
und ohne jede Vermittelung, d. h. obne neuen Frachtvertrag durch einen ein— 
heitlichen Frachtvertrag ſelbſt auf einander überzuleiten. Damit werden die 
Eiſenbahnen verpflichtet, ſich zur gemeinſamen Uebernahme von Transporten 
zu vereinigen, mithin eine Frachtführergemeinſchaft zu bilden, welche mit dem 
Abſender einen einheitlichen Frachtvertrag für die Gejammtitrede abſchließt. 
Aus der dadurch geichaffenen Ginbeitlichkeit des Frachtvertrages für alle be- 
theiligten Bahnen erwächſt aber folgerichtig die ſolidariſche Haftung derjelben 

') Anfänglich nur auf die eigene Strede beichranft 8 26 Zi. 2 8 32 Abi. 2 Zi. 2 
Eiſenb Gef. vom 3. November 1838, Art. 422 DT. 98-8. ; ſpäter A die Eiſenbahnen 
Teutichlands SS 6, 46 Betr.-Regl. 1. auch SS 6, 49 Tentich. Verk⸗Ord. und endlich durch 
Art. 1 u. 5 des internationalen Uebereinfomntens auf alle demijelben unterworfenen Eiſen— 
bahnen des In- und Auslandes ausgedehnt. Ter Grundiag der Iransvortprlicht it auch 
in allen anderen modernen Eiſenbahntransportrechten anertannt. Dal. Meili, R Citenb. 
Vertr. 5.43, Beritner. Internat Eiſenb.-Frachtrecht S 18 S. 96 u. Am. 1, v. d. Venen 


in Goldichmidt's Zeitichr. F. d. gel. Dand. Necht Bd. 39 2.62, Nofentbal, nt iind. 
Ftachtr. 5. 40. 


”: Art. 401, 429 D. H⸗G. B. $ 62 des bisherigen Berriebs-Reglements. — 5 74 
Teutiche \ Bertehrs-T rdnung. — Art. 27 des internat. Vlebereintommens. Auch der Grund— 


ſatz der Zwangsgemeinichaftspilicht, welche Gerſtner aa. 5 Ss 45 ©. 315 in_lleber- 
einitimmung mit Schott (in Endemann's Hobeh. des Hand. N. * 3349 3.438 ff. als Zammt⸗ 
verbindlichfett — bat in allen neueren Eiſenb. Transportrechten Auinahme — 
ſ.Roſenthal 3.48, Eger, Internat, Uebereint, S. 484 ff, v.d. Leyen aa. c . 62), 
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für den ganzen übernommenen Transport. Diefe Verbindlichkeit der Eifen- 
bahnen zur gemeinsamen Webernahme von Transporten unter jolidarischer 
Haftung ijt die Pflicht der Zwangsgemeinſchaft. 

3. Hieran reiht ſich weiter die Pflicht zur Befhränfung der 
Bertragsfreiheit.') Die überwiegende Machtitellung, welche die Eijen- 
bahnen beit Abichluß von Transportverträgen ihren Mitkontrahenten gegenüber 
einnehmen, hat zu der Erwägung geführt, daß den Eijenbahnen nicht — gleich 
gewöhnlichen Frachtführern — die volle und uneingeſchränkte Freiheit ein- 
geräumt werden darf, die gejeglichen Pflichten des Frachtführers im Vertrags: 
wege abzuändern. Es Hat ſich die Nothwendigfeit ergeben, den Eifenbahnen 
die Befugniß zu entziehen, in ihren Transportverträgen den Mitfontrahenten 
beliebige — lältige oder erichwerende — Bedingungen aufzuerlegen oder will- 
fürlich die gejegliche Haftpflicht fir Transporte, jei e8 in Bezug auf den 
Eintritt, den Umfang oder die Dauer ihrer Berpflichtung oder in Bezug auf 
die Beweislaft zu ihrem Vortheile zu bejchränfen oder auszujchliegen. Sie 
find daher in ihrer Vertragsfreiheit beichränft und verpflichtet worden, ihren 
Mitkontrahenten nur jolche Transportbedingungen zu jtellen und die geieglich 
den Frachtführern obliegende Haftpflicht nur ſoweit abzulehnen, wie ihnen 
dies durch befondere gejegliche Beſtimmungen gejtattet iſt. Der öffentlich- 
rechtlichen Pflicht der Eijenbahnen, ihre Transporte den Staatlich vorgeichriebenen 
Transportbedingungen zu unterwerfen, entipricht jomit die privatrechtliche Pflicht 
gegenüber jedem einzelnen Intereſſenten, fich bei Abjchluß des Frachtvertrages 
auf die gejeglich zuläfligen Bedingungen zu beichränfen. 

4. Die Pflicht zur gleihmäßigen Behandlung der Trans 
port-Intereſſenten.“) Die Natur der Eijenbahnen als öffentlicher, Jedem 
zugänglichen Berfehrsanftalten und ihre bevorrechtigte Stellung bat endlich 
auch dazu geführt, ihnen die Pflicht aufzuerlegen, Jedermann bei Eingebung 
und Ausführung der Transportverträge rechtlich) in gleicher Weile und ohne 
Bevorzugung vor anderen zu behandeln. Es darf den Eifenbahnen nicht 
geitattet jein, irgend welche Begiünftigungen zum Vortheile Einzelner eintreten 
zu laſſen, vielmehr muß ihnen Die gleichmäßige Behandlung aller Transports 
intereffenten ſowohl in Betreff der Annahme zum Transport, der Zeit des 
Transports, wie der Transportbedingungen und Transportpreife, als bejondere 
Plicht obliegen. Sie müſſen zu dieſem Behufe ihre Transportbedingungen, 
Erpeditionszeiten und Tarife veröffentlichen, damit Jedermann jelbjt zu Eon 
troliren in der Lage iſt, ob ihm eine gleiche rechtliche Behandlung mit Den 
anderen ITransportintereflenten zu Theil wird. Der öffentlichrechtlichen Pflicht 
der Eifenbahnen dem Staate gegenüber, bei Ausübung ihres Transportgewerbes 
nach gleichen Normen zu verfahren, tritt biernach noch die privatrechtliche 
Verbindlichkeit jedem Einzelnen gegenüber zur Seite, ihn gleichmäßig wie 
andere und ohne Begünftigung Dritter zu behandeln. 


Art. 423—431 D.9.:6.-B. Art. 4 des internationalen llebereinfommens; Cingangs- 
beitimmungen zum bisherigen Betriebs-Reglement und zur Deutſchen Verlehrs⸗ Ordnung. 
Vgl. Goldihmide in j. Zeitichr. fd. gel. DR. IV. S. 569 IX. ©. 606. v. Hahn 
11. S. 715. Thöl Il. &, 12, 87, 156. Zchott $ 355 | S. 485. Bucelt 1. S. 556. 
Endemann HR. ©. 760. Recht der Eiſenb, S. 571, Rechtsgrumdig. in Buſch's Arch. 
Bd. 42 5. 216. Geritnera ad. & 81. Eger ‚internat. llebereinfommen S. 56. 

N Art. 422 Abi. 3 D. H. GB. Art. 5 Ubi. 3 des internationalen Webereinfommens. 
Thöl IM. 5.154. v. Hahn 11. 5. 708. Puchelt I. S. 556. W. Koh in Gold: 
ſchmidt's Zeitſchr. Bd. 10 5. 64. Endemann NR. d. Eiſenb. S. 532. Schott S. 482. 
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Weil es Sich bier aber um Verpflichtungen der Eifenbahnen handelt, 
mihe aus dem öffentlichen Nechte zugleich in das Privatrecht übernommen 
ind und ſomit jedem Einzelnen die forrelaten privaten Rechte den Eijenbahnen 
xgmüber verleihen, jo muß jeder Verſtoß gegen eine dieſer Verpflichtungen 
mt nur vom Staate im öffentlichen Intereſſe von Auffichtswegen verfolgt 
werden, fondern auch die Eifenbahn dem dadurch Gejchädigten civilrechtlich 
ibadenerjagpflichtig machen. Verweigert fie alſo ohne geieglich geitatteten 
Grund die Eingehung eines Transportgefchäfts oder stellt fie dem Abſender 
geieglich unzuläſſige Transportbedingungen oder Tarife oder bevorzugt jie 
einen Abjender vor dem andern, jo wird ſie — abgejehen von dem Einfchreiten 
der Staatsauffichtsbehörde im öffentlichen Intereſſe — dem dadurch Geſchädigten 
civilrechtlich haftpflichtig und muß ihm den erweislich erlittenen Schaden 
eriegen.') 

Dieje wichtigen Prinzipien find aber nur beziiglich des Gütertransports 
in die preußische bezw. deutiche Eiſenbahngeſetzgebung aufgenommen tworden. 
Der Berjonentransport hat — wenngleich die ratio legis: das faftische 
Transportmonopol und die dadurch bervorgerufene Berfehrsbedentung und 
Machtſtellung der Eifenbabnen die gleiche ift — eine derartige eigenthümliche 
Beitaltung durch Geſetz nicht erfahren, iſt vielmehr dem gewöhnlichen 
Frachtrechte unterworfen geblieben. Nur auf reglementariichem Wege haben 
auch in den Perjonentransport die voritehend erörterten Prinzipien des Güter: 
transports allmählich Eingang und Geltung gefunden.?) 


Il. 


Was jodanı die außervertragsmäßigen Beziehungen der Eifenbahnen 
bei Ausübung ihres Transportgewerbes anlangt, jo tritt als maßgebender 
Faktor der Umſtand in den Vordergrund, daß die monopolartige und durch 
befondere Privilegien geichügte Ausübung des Eiſenbahn-Transportgeſchäfts 
mit ganz außergewöhnlichen Gefahren für alle diejenigen verknüpft ift, welche 
— jet es als Kontrahenten (Neifende, Güter-Abjender und -Empfänger) oder 
Irgane der Eiſenbahn (Beamte, Bedienjtete, Arbeiter) oder dritte Perſonen 
Adjacenten, Bajlanten 2c.) — mit dem Eifenbabnbetriebe in Berührung fommen. 
Die beſondere Natur des Eijenbahubetriebs, auf welchem das Transport:Ge: 
ibäft der Eiſenbahnen beruht, insbejondere die Gigenartigfeit der Betriebs- 
mittel, Die enorm schnelle Bewegung ſchwerer Wagen mitteljt beweglicher 
Dampfmaschinen auf eifernen Geleifen und unter Durchichneidung zahlreicher 
Öffentlicher Straßen und Wege, die außergewöhnliche Eile der Betriebs: und 
Iramsportfunftionen, bat fir jeden, der — jei es aus Anlaß eines Trans: 
portgeichäfts oder auch ohne diefen Anlaß — mit dem Betriebe der Eifenbahn 
in Berührung kommt, die Gefahr der Körperverlegung und der Sachbeſchädigung 
bet Ausübung des Eifenbahn:Transportgeiverbes weit über dasjenige Maaß 
hinaus geiteigert, welches mit der Ausübung des gewöhnlichen Frachtgeiwerbes 
verbunden iſt. In der richtigen Erkenntniß, daß der Größe der mit dem 
Eiienbabnbetriebe verbundenen Gefahr und dem Vertrauen, mit dem das 
Bublifum auf die Einrichtungen und Anordnungen der Eifenbabnverwaltungen 
b zu verlafien genöthigt it, das höchſte Maaß der VBerantwortlichkeit jeiteng 



























Y Art. 422 Abi. 4D. 9-68 ; Aut. 5 Abi. 6 des internationalen Uebereinkommens 
zud biersu Geritner a. a. O. S. 109, Ener 3.87. j 

?, 88 6—23 Des bisherigen Betriebs-Reglements, SS 6—29 der Ddeutichen Verkehrs 
Trdnung. 
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der Eiſenbahnen entiprechen mie, it den Eiſenbahnen für Körperver: 
legungen und Sahbejhädigungen, welche ſich beim Betriebe ereignen, 
eine außergewöhnlid) jtrenge Haftpflicht auferlegt worden.') 

1 Sowohl fir Slörperverlegungen, wie für Sacbeichädigungen beim 
Eifenbabnbetriebe ift der Grundfaß einer befonders verschärften 
Haftpflicht zur Geltung gelangt. Darnach wird allein durch die Thatſache 
der Verlegung oder Beihädigung beim Betriebe (bei der Berörderung 
auf der Bahn) die Haftpflicht der Eifenbabn für den dadurd entitandenen 
Schaden an den auf der Bahn beförderten Perjonen und Sachen oder auch 
an anderen Berjonen und deren Sachen begründet, ohne daß es des ſonſt nach 
allgemeinem Givtlrecht erforderlichen Beweiles eines Verſchuldens des Unter: 
nehmers oder auch nur der Präfumtion eines Verſchuldens bedarf. Lediglich 
auf Dieje tbatlächliche Vorausſetzung gründet fich geieglich (ex lese) die außer: 
vertragsmäßige Haftpflicht der Eiſenbahn, Falls fie nicht die auf's Aeußerſte 
bejchränfte Einrede der eigenen Schuld des Beichädigten oder des unabwend— 
baren äußeren Zufalle (der höheren Gewalt) darzırthun vermag. 

2) Für Körperverlegungen jteigert ſich dieſe Haftpflicht noch durch 
die Aufnahme des Prineips der Beichränfung der VBertragsfreibeit 
der Eiſenbahnen. Der Geſichtspunkt der überwiegenden Machtſtellung der 
Eiſenbahnen war auch hier maßgebend. Aus dieſer Erwägung iſt ihnen die 
Befugniß entzogen, die geſetzliche Verpflichtung zum Erſatze des Schadens, 
welcher bei der Beförderung auf der Bahn an den auf derſelben beförderten 
Berjonen oder auch an anderen Berionen entitebt, zu ihrem Vortheile durch 
Verträge im Voraus auszuschließen oder zu befchränfen. Vertragsbeſtimm— 
ungen, welche dem entgegenitehen, haben feine rechtliche Wirkung.“) 


> —£ 
S 2. 


Entwicklung des Preufifhen Eifenbahn-Lransportredts im Allgemeinen. 


Das Eifenbabn:Transportrecht bat fich in Preußen erſt nach mannig— 
fachen Wandlungen zu den gegenwärtig geltenden Normen berangebildet. Nur 
ſehr allmäblih haben Die erörterten, aus der eigenartigen Natur umd der 
wirtbichaftlichen Bedentung der Eijenbabnen fich ergebenden Prinzipien Auf— 
nabme gefunden. Denn auf feinem Gebiete war die Bildung der Nechtenormen 
in Rückſicht auf die Nenbeit der Materie mebr auf die Ergebnifie der Erfahrung 
angewiejen, als auf diefem. Dazu trat, daß die Machtitellung der Eifen- 
bahnen und der häufige Widerſtreit öffentlicher und privater Intereſſen grade 
hier auf die Rechtsentwicklung einen weſentlichen Einfluß ausübt. Es war 
für dieſe ferner von weſentlicher Bedeutung, daß in feinem Gebiete des Ver— 
kehrsrechts Gewohnheiten und Uſancen in höherem Grade auf die Bildung 
eigenthümlicher Rechts ſätze hingewirkt haben, als im Gebiete des Eiſenbahn— 
transportrechts — ein Umstand, der in der Beionderheit des Eiſenbahntransports 
leicht jeine Erklärung findet. Die wirthichaftlichen Einflüffe wirkten bier noch 
jtärfer und unmittelbarer auf die Nechtsbildung ein, als in den anderen Ber: 
fehrsgebieten. Für die Entwiclung des Eijenbahntransportrechts_ iſt zwar Die 
pojitive Geſetzgebung keineswegs ohne VBedentung, einen weit größeren Einfluß 

j Ss 25 des Preuß. Gilenbahn-Get. vom 3. November 1838. 


Preuß Belek v. 3. Mai 1869 (6.2.5. 665) $ 5 Neichsbaftpflichtgeleg v. 7. Juni 
1871 R. G. Bl.S. 207. 
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hierauf aber haben von jeher die Uebungen der Eifenbabnen und des Handels: 
jtandes gehabt und ihrem Einflufie hat zumeift die pofitive Geſetzgebung nach— 
geben bezw. ſich aupaſſen müſſen. Begünſtigt und gefördert wurde endlich dieſe 
gejonderte und eigenartige Nechtsbildung dadurch, da der Eijenbahntransport 
jener natnrgemäßen Richtung und Entwidlung nach ſich nicht auf Die Örenzen 
de3 eigenen Landes bejchränfen Eonnte, jondern Anschluß in dem Verkehre 
mit den Nachbarländern wie überbaupt mit dem Auslande Juchen mußte. 
Diefer gemeinschaftliche Verkehr der Bahnen des In- und Auslandes erzeugte 
nothwendig eine große Anzahl univerjeller Nechtsjäße, weiche weit von den 
Normen des partifulären Transportrechts abwichen. Solchergeſtalt find theils 
im Wege der Vereinbarumg der Bahnen untereinander vder der Staaten, 
denen ſie angebören, theils Itillichweigend durch Uſancen eine Reihe gemein— 
jamer Nechtsjäge für den Eifenbabntransport des In- und Auslandes eut— 
itanden, deren Aufnahme und Entwidelung immer mehr auf die Bildung eines 
internationafen Eifenbabntransportrechts bindrängte und dieſe im der meneiten 
Zeit unter der Mehrzabl der europäischen Staaten herbeiführte. 
3, 
Bas Eıifenbahngefet vom 3. Wovember 1838. 
A. 
Deffentliches Eiſenbahn-Transportrecht. 

Nachdem man ſich in Preußen von Anfang an gegen Staatsbabnen ent— 
ichieden, trat bei der gejeßlichen Regelung der Verhältniſſe der Privatbahnen zu— 
naͤchſt in Öffentlichrechtlicher Beziehung die Frage in den Vordergrund, 
welcher Einfluß dem Staate auf die Ausübung des Transportgejchäfts der Eiſen— 
babnen zu ſichern bezw. welche 3 Verbindlichkeiten den Eiſenbahnen anfzuerlegen 
jeien, insbejondere in Bezug anf die Normirnng Der Transportpreife (das Tarif: 
weien), die Eingehung von Transportgeichäften (Transportpflicht), die Zulaſſung 
dritter Unternehmer zum Transport auf derjelben Linie (Konkurrenztransport), 
den Auſchluß neuer Eifenbahnen an die Älteren und deren Mitbenugung, ſowie 
die Geſtaltung der Transportbedingungen und ATELIER 

Mas Die re. der Transportpreife (Tarife) anlaugt, ſo 
erkannte man, daß die Eigenſchaft der Eiſenbahnen als öffentlicher Straßen, 
ſowie ihre außerordentliche Bedeutung für den öffentlichen Verkehr beſondere 
geſetzliche Beſtimmungen nothweudig erſcheinen laſſe, welche den Jutereſſenten 
gegen eine willkürliche Behaudlung und Belaſtung bei Aufſtellung der Trans— 
portpreiſe Tarife) im öffentlichen Intereſſe Schutz zu verleihen und ein gleich— 
mäßiges, den Leiſtungen entſprechendes Verfahren zu ſichern geeignet jeien. 
Gegenüber den Anfprüchen der Unternehmer, ihnen volle Freiheit in der Be— 
mejlung der Transportpreife zu gewähren, trat Das Erforderniß bervor, das 
Net der Eijenbahnen zur Normirung ihrer Transportpreife (Tarife) geſetzlich en 
Einſchränkungen zu unterwerfen und ſtaatliche Anfſichtsrechte über das Tarif: 
weien zu Eonftituiren. Es wurde aber damals das aus dem Weſen des Eijen- 
bahnbetriebs von jelbit fich ergebende faktiſche Monopol zum ausschließlichen 
Transporte anf der fkonzeffionirten Linie, dev monopolartige Charakter des 
Eiſenbahn-Transportgeſchäfts noch nicht in feiner vollen Tragweite erkannt, 
und diefer Umſtand iſt für die Geitaltung der tarifariichen Normen des 
Preußischen Eifenbahngejeges enticheidend geworden. Giner von England 
berübergefommenen Anſchauung folgend wurde angenommen, daß ſowohl Die 
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fonfurrivende Ausübung des Transports ſeitens mehrerer 
Frachtführer auf derjelben Eifenbahnjtrede möglich, als auch die 
Benugung einer Linie durch verschiedene Eifenbahnunternehmer 
in vollem Umfange angängig fei. 

Diefe VBorausjegung gründete ſich — wie Ulrich, Eifenbahntarifweien 
S. 177 treffend ausführt — auf die in den eriten Zeiten des Eifenbahn- 
weſens herrichende, in England entjtandene Ansicht, daß ebenjo wie auf Land: 
jtraßen und Kanälen e8 auch auf der Eifenbahn für Jedermann möglich fein 
werde, mit eigenem Fahrzeug diejelbe zu befahren. Dieſe Meinung hatte zur 
Folge, daß in den Eifenbahngefegen und Konzeflionen Beftimmungen über die 
Benugung der Eijenbahnen durch eine größere Zahl von Frachtführern getroffen 
wurden, jo zuerit in der Konzeſſion der Liverpool:Manchefter Eifenbahn vom 
„Jahre 1826 und den fpäteren englifchen Konzeffionen, aus welchen fie auch 
in das englische Eifenbahngefeg von 1845 übergingen (Cohn, Engl. Eiſen— 
bahnpolitit Bd. II. ©. 35, 45 und 221). Ebenſo wird in den franzöfiichen 
Eiſenbahn-Konzeſſionen droit de peage. Bahngeld fir Benugung des Schienen= 
iweges, und prix de transport. Transportgebühr, unterschieden, und aus diejer 
Anficht erflären ſich auch die bezüglichen Beitimmungen des Gejeßes vom 3. 
November 1838. Indeß gelang es befanntlich der Technik nicht, ein beliebiges 
jeitliches Ausweichen der Nic begegnenden Fahrzeuge auf den Eijenbahnen zu 
ermöglichen und damit wurden auch alle über die Benugung eines Bahnweges 
durch Mehrere getroffenen Beltimmungen hinfällig Nur in einem ſehr be= 
ſchränkten Umfange, in der Mitbenugung einzelner Bahnjtreden durch anfchließende 
Bahnen, wurden dieje Beitimmungen fowohl in England, als auf dem Feſt— 
lande praftiich, in England in Geftalt der fog. running powers oder running 
clauses, in Preußen in Gemäßbeit des $ 43 des Gejekes vom 3. November 
1838 (Cohn, a. a. D. Br. II ©. 68— 71). 

Bon der Erwägung aus, daß durch- diefe Konkurrenz von felbit eine ent- 
jprechende Neaulierung und Beichränfung der Transportpreife eintreten müſſe, 
erfolgte die Feſtſetzung der Befugniſſe des Staates bezw. der Verpflichtungen 
der Eifenbahnen in Bezug auf die Normirung der Transportpreife im Eiſen— 
babngejeg vom 3. November 1838 nur in fehr begrenztem und unvollkommenem 
Maaße. Denn wenn auch in Betreff der Möglichkeit einer vollen Durchführung 
des Konfurrenzbetriebes und der Mitbenugung von vornherein Zweifel auf— 
tauchten, und deshalb dem Staate gewiſſe Nechte binfichtlich des Tarifweſens 
vorbehalten wurden, jo zeigte fich doch bald, da unter dem Einflufie jener 
Anſchauung doch die Zahl und der Umfang derfelben viel zu gering bemejjen 
war. Auf irriger Grundlage beruhend, erwiejen fich die betreffenden Beitim- 
mungen zum bei weiten größten Theile als unpraktiſch, ungenügend und 
unflar.') Und diefer arımdjägliche Irrthum bat den Befugnifien des Staates 
in Bezug auf das Tarifwefen der Eijenbahnen dauernd Abbruch gethan. 
Zwar juchte die Regierung jpäterhin diejen Fehler der Tarifgefeßgebung da= 
durch zu bejeitigen, daß jie im Wege der Konzejfionsbedingungen ſich den 
einzelnen Bahnen gegenüber erheblich weitergehende Nechte ficherte. Aber — 
abgeiehen von den daraus hervorgegangenen, höchſt mißlichen Verſchiedenheiten 
in der Rechtsſtellung der einzelnen Bahnen — ließen fich gegenüber den bereits 

' Danjemann, Kritik des Preuß. Gifenb.Gei. 1841 ©. 80 f, Beſſel und 
Kühlwetter, Preuß. Eiſenb-Recht II, S 134 f,. ©. 194 f, W. Koch, Deutſchl. Eiienb., 
11, &. 495, Anm. 24, Endemann, Eiſenbahnr., €. 469, Ulrich a. a. ©. ©. 178. 
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erworbenen Rechten!) weder durch Konzeifionsbedingungen, noch administrative 
Verordnungen, noch reglementarifche oder gejegliche Borichriften die Folgen 
jenes Irrthums volljtändig bejeitigen und die Wahrung der öffentlichen 
Interejlen in genügendem Maaße ficheritellen. Auch die Reichsgeſetzgebung 
bat hierin eine ausreichende Aenderung und Remedur nicht zu Schaffen ver: 
mocht. Vielmehr ijt es erjt durch die Verjtaatlichung der Preußiſchen 
Eifenbahnen gelungen, die Folgen jenes Fehlers der älteren Preußifchen 
Tarifgejeßgebung im Wejentlichen zu bebeben. 

Bon den dargejtellten Gefichtspunften ausgehend gewährt das Eiſenbahn— 
geie vom 3. November 1833 den Eijenbahnen das Recht, die Preiſe jo: 
wohl für den Berfonen= wie für den Waarentransport für die erjten 
drei Jahre nach der Betriebseröffnung nach ihrem Ermeſſen zu bejtimmen.?) 
Nah Ablauf diefer a find die Eifenbabnen zwar verpflichtet, zum Trans— 
portbetriebe auf der Bahn auch Andere gegen Entrichtung eines jtaatlicherfeits 
nach gejeßlichen Worichriften normirten Bahngeldes zuzulaſſen.) Im Uebrigen 
behält aber die Eifenbahn auch für die Folgezeit das Necht, die Preife, welche 
jte für die Beförderung an Fuhrlohn neben jenem Bahngelde erheben will, 
nach ihrem Ermeſſen anzujegen.‘); Doch iſt damit die Pflicht verbunden, dieſe 
Preiſe nicht auf einen höheren Neinertrag ala 10 Prozent des in dem Trans: 
portunternehmen angelegten Kapitals zu berechnen umd in dem Maaße herab: 
zujegen, als der Neinertrag des Fuhrlohns und Bahngeldes zufammen 
jene 10 Prozent überjchreitet.’) Auch iſt ihr ferner die Pflicht auferlegt, den 
‚srachttarif ohne jtaatliche Genehmigung nicht zu erhöhen, die innerhalb der 
taritmäßigen Sätze vorgenommenen Nenderungen der Regierung anzuzeigen 
und öffentlich befaunt zu machen, — umd zwar im Falle einer Erhöhung 
früher ermäßigter Sätze ſechs Wochen vor Anwendung derjelben,’) — ferner für 
die angenommenen Sätze alle zur Fortichaffung aufgegebenen Waaren, deren 
Transport polizeilich zuläffig ift, ohne Unterjchied der Intereſſenten zu befördern‘) 
— (die Transportpflicht), — und endlich behufs Durchführung der ftaatlichen 
Kontrolle genaue Rechnung zu führen und dieje jährlich der vorgefegten Regie— 
rung einzureichen.) Dazu tritt noch, von dem öffentlich rechtlichen Charakter 
der Tarifpflicht der Eifenbahnen ausgehend und wohl auch, um Streitigkeiten 
über die Anwendung der Tarife zwiſchen Eifenbahnen und Privatperjonen 
in Die Hand bejonders jachveritändiger Behörden zu legen, die erceptionelle 
prozeſſualiſche Vorſchrift, daß hierüber nicht der ordentliche Richter, ſondern 
die Regierung mit Vorbehalt des Rekurſes an das Handelsminijterium zu ent 
icheiden habe.”) 


" Denn nach $ 49 des Eiſenb.Geſ. iſt den Eiſenbahnen, fofern durch ſpäter als die 
ihnen ertbeilte Honzeifion erlaſſene Beitimmmmgen eine Beſchränkung ibrer Einnahmen oder 
eine Vermehrung ihrer Ausgaben berbeigneführt wird, eine angemeſſene Geldentichädigung 
dafür zu gewähren. 

) 8 26 Geil. v. 3. Novbr. 1838, 

’8$ 27—31 Gef. v. 3. Novbr. 1838. 

8 82 Abi. 11. c. 

$ 32—34 1. c. 

26 Ziff. 1 8 32 Abi. 2 Ziff. Ile. 

6 si 2832 Abi. 2 Bi. 21. e. 

4 |. ec. 

) 51. ec, Auch diefe Vorichrift bezeichnen Beſſel und Kühlwetter a. a. ©. 
205, 206 mit Recht als unklar und zur vraftiichen Anwendung nicht geignet ſ. auch 
Koch, Deutſchl. Eiſenb. II, &. 495, 496, Anm. 24 — Schrötter, Preuß. Gilenbabnr., 
166). $ 35 murde jpäter aufgeboben durch S 159 Abi. 2 des Geſeßes vom 1. Auguit 1883 
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Die Frage des Anſchluſſes und der Mitbenugung jeitens anderer 
Eiienbahnen wurde dahin geregelt, daß jeder Eifenbahngejellichaft die Prlicht 
auferlegt it, den Anschluß anderer Eijenbabnunternehmungen an ihre Bahn 
geicheben zu laſſen und der fich anschließenden Babn den eigenen Transportbetrieb 
auf der früher angelegten Bahn auch vor Ablauf des dreijährigen, der 
Zulaſſung des Konfurrenzbetriebes voransgehenden Heitraums‘) zu gejtatten, 
und zwar nach miniſterieller Beſtimmung, welche fich zugleich auf Die Ver: 
haltmitje beider Unternehmungen zu einander, die erforderlichen baulichen An: 
lagen und die zu entrichtende Vergütung erſtreckt.“) 

Die Beitimmungen über die Zulaffung dritter Frachtführer zum Kon: 
furrenzbetriebe auf derfelben Bahn gegen ein Bahngeld (Tremmung des Fahr— 
und Frachtgeſchäfts) erwiefen ſich, weil fie mit der auf die größtmögliche 
Gentralilation gerichteten Natur des Eijenbabnbetriebes nicht vereinbart waren, 
als praftiich nicht durchführbar und jind nicht wirfiam geworden.’) Cbenjo: 
wenig jind aber auch die Vorjchriften iiber die Berbindlichkeiten der Bahnen 
zur Dutdung des Anschlufies und der Mitbenugung feitens anderer Bahnen 
zur praftiichen Anwendung gelangt. Vielmehr it in den wenigen Fällen, wo 
ausnahmsweiſe anjchließenden Eiſenbahnen zur Verbindung getrennter lieder 
ihres Bahnneges die Mitbenutzung Kurzer Streden eingeräumt wurde, der 
freien Bereinbarung der Vorzug vor der Regelung nach den wenig geeigneten 
Beſtimmungen des Geſetzes gegeben worden.‘) Und endlich find auch die Bor: 
ſchriften des Geleßes über die Innehaltung einer Neinertragsgrenge von höchitens 
10 Prozent des Anlagefapitals vornehmlich mit Rückſicht darauf nicht praftiich 
geworden, dal; die Vorausjegung eines Nebeneinanderbeitehens von Bahngeld 
und Fuhrlohn ſich nicht verwirklichte. Es entſtanden daraus ſo weſentliche 
Zweifel über Sinn und Tragweite diefer Normen, daß fie mit jtillichtweigender 
Genehmigung der Negierung gänzlich außer Anwendung blieben.°) 

Verpflichtungen in Bezug anf die Einführung einheitlicher Transportbe: 
dingungen und Einrichtungen find den Eiſenbahnen im Eifenbahngejeg von 
1538 nicht auferlegt werden.”) Der Grund liegt darin, daß damals Die Bes 
deutung des Durchgangs- und Uebergangsverfehrs, welcher gemeinjame Bes 
dingungen und Einrichtungen zur umabweisbaren Notwendigkeit macht, noch 
nicht bervortrat und erkannt werden konnte. Für die vorerit zu gewärtigenden 
einfachen Verkehrsverhältniſſe erfchien e8 zweckmäßig, die Geftaltung der Trans: 
portbedingungen und Einrichtungen einer jeden Bahn für ihrem Bereich zu 
überlaſſen. Der Uebergaug der Güter ohne Umladung von Bahn zu Bahn 
mit urſprünglichem Frachtbriefe 2c. oder beim PBerfonentrausport mit Direkter 
Billet: und Gepäderpedition wurde noch nicht in Betracht gezugen.‘) Doc 
blieb dem Staate durch die Schlußbeſtimmung (S 49) des Gejeges die Möglich: 
feit gewahrt, bei jpäter hervortretendem Bedürfuiiie den Bahnen die Einführung 
einheitlicher Bedingungen und Einrichtungen vorzuichreiben. 





Ss2 
Ss45 1. ec. Beſſel und Kühlwetter II S 137 S. 200 f. Ulrich ©. 
Ulrich, 8 53 5. 177. Fleck in v. — Wörterbuch J. S. 3 
und Kühlwetter II S 135, 136. 

Fleck a. a. O. 2. 342, Ulrih 5. 178. 

Uhrich, 2. 178, 179. 

” Anders in Betreff der Betriebs-Eimrichtungen und der Bahnpolizei (SS 4, 23, 24 
Eiſenb-Geſ. 

Ulrich, S. 31 
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B. 
Privat-Eifenbahn-Eransportredt. 
I 


Die Negelung, welche der Eifenbahntransport in öÖffentlicherechtlicher Be— 
ziehung durch das Eiſenbahngeſetz von 1838 erfuhr, iſt auch auf die privat 
rechtliche Seite des Eiſenbahnfrachtgeſchäfts nicht obne Einfluß geblieben. 
Zwar gebt das Eifenbabngejeg von 1838 auf privatrechtlichem Gebiete grund— 
jäglih davon aus, daß ein Unterſchied zwiichen Eiſenbahnen und anderen 
Frachtführern in Bezug auf Abichluß und Erfüllung des Frachtvertrages 
nicht beiteht, mitbin die Eiſenbahnen lediglich den allgemeinen Normen des 
Frachtrechts unterworfen find. Und daraus folgt, daß — wie allen anderen 
Frachtführern — auch den Eiſenbahnen die Befugniß zur vertragsmäßigen 
Abänderung der landesgejeglichen Normen‘) uneingeichränft verblieb. 

Aber es findet fich doch bereits im Eiſenbahngeſetze eine erhebliche Ab— 
weihung vom allgemeinen Frachtrechte infofern, als der im Zufammenbange 
mit dem tarifarischen Vorbehalten des Staates ftehende und Ddaber in eriter 
Reihe dem öffentlichen Nechte angebörige Grundfas, wonach die Eiſenbahnen 
gejeglich verpflichtet find, für die nach Maßgabe des Gejeges angelegten 
Transportpreie alle zur Fortichaffung aufgegebenen Waaren — mit Aus: 
nahme jolcher, deren Transport polizeilich oder reglementarisch für unzuläſſig 
erklärt iſt — ohne Unterjchied der Intereſſenten zu befördern,’) zugleich 
auch die privatrechtliche Seite des Eiienbahnfrachtgeichäfts wejentlich berührte. 
Denn indem den Eijenbahnen gejeglich die Transportpflicht ohme Unter: 
jchied der Intereffenten zu den nach Maßgabe des Geleges normirten Trans— 
portpreiien auferlegt it, find fie im Gegenjage zu allen anderen Frachtführer, 
welche beliebig FFrachtgeichäfte eingeben und ablehnen, die Transportpreie 
uneingejchränft vereinbaren, ſowie einen Intereſſenten vor dem anderen bevor: 
zugen dürfen, in Bezug auf ihren VBertragswillen in allen dieſen Nichtungen 
gejeglich gebunden. Sie dürfen weder die Eingehung eines ihnen ange: 
botenen SFrachtvertrages an fich verweigern, noch willführlic) die Transport- 
preije beitimmen, noch einen Unterſchied der Intereſſenten Hierbei machen. 
Es finden ſich hiernach ſchon im Eiſenbahngeſetze die grundlegenden Anfänge 
einer gejeglichen Beichränfung des freien VBertragswillens der Eiſenbahnen, 
welche jpäterhin bei der zunehmenden Erfenntniß von der überwiegenden und 
außergewöhnlichen Meachtitellung der Eijenbahnen in Bezug auf Abſchluß 
und Erfüllung der Frachtverträge gegenüber ihren Meitkontrahenten, Durch Die 
Geſetzgebung noch erhebliche Erweiterungen und Verſchärfungen erfahren und 
zur Bildung eines befonderen Privatjrachtrechts der Eijenbahnen‘) geführt bat. 


II. 


Und wie in Betreff des Eiſenbahnfrachtvertrages, haben auch in außer— 
vertragsmäßiger Beziehung in das Eiſenbahngeſetz hinfichtlich des Transport- 


') Preuß. Allg. Landrecht Ib. IT Tit. 8 Abichn. 15 SS 2452—2464 bezw. Ih. I 
Tit. 11 Abichn. 8 S$ 869-920) — code de com. art. 103—108. W. Koch, Teutich. 
Eiſenb. Abth. IS 7 S. 35 ff. 

) 8 26 Ziff. 2 $ 32 Ziff. 2 Geſeß von 3. November 1838. 

Art. 422-431 D. H. G⸗B. — Eingangs PBeitimmungen zum bisherigen Betriebs 
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betriebs der Eifenbahnen privatrehtlihe Sonderbeftimmungen Auf: 
nahme gefunden, welche die Grundlage des in der Folgezeit durch die preußiiche 
Landes: und die deutjche Neichsgejeggebung weiterentwidelten Eiſenbahn-Haft— 
pflichtrechts bei Nörperverlegungen und Sacbefchädigungen geworden find. 
Man ging von der Erwägung aus, dal die in den verjchiedenen preußiichen 
Nechtsgebieten geltenden Beitimmungen über die verjchärfte Haftpflicht aus dem 
Gütertransportvertrage (receptum) nicht auch auf den Perjonentransportvertrag 
ſich erſtrecke, bezüglich des legteren die Frachtführer, alfo auch die Eiſenbahnen 
vielmehr lediglich den allgemeinen für das Transportverhältniß unzureichenden 
Normen der locatio conductio unterworfen feien. Es wurde ferner in Be— 
tracht gezogen, daß die Haftung der Frachtführer ſowohl in materieller, wie 
in prozeljualer Beziehung fich noch ungenügender und geringer gejtalte, wenn 
e3 fich um Sachen oder Berfonen handle, welche — ohne daß ein Transport: 
vertrag in Betreff derjelben vorliegt -—— nur bei Gelegenheit des Yahrbetriebes 
Beichädigungen erleiden. In Rückſicht einerfeits darauf, daß den Eifenbabnen 
befondere Privilegien und Vorrechte eingeräumt find, daß fie ein faktiiches Trans: 
portmonopol beißen und das Publikum sich ihrer Benugung nicht entzieben 
fann, jowie andererjeit3 von dem Gefichtspunfte aus, daß der Tranportbetrieb 
der Eifenbahnen ein ganz beſonders gefährlicher und das Publikum — gleich: 
viel ob im Vertragsverhältnijje jtebend oder nicht — fi in außergewöhnlich 
hohem Grade auf die Transporteinrichtungen und Maßnahmen der Eifenbabnen 
zu verlafjen genöthigt ift, ift daher denjelben, abweichend vom allgemeinen 
bürgerlichen echte, durch fpezialrechtliche Beltimmung des Eijenbahngejeges‘, 
eine außergewöhnlich verſchärfte Haftpflicht für Körperverlep- 
ungen und Sahbejhädigumgen auferlegt worden. 

Darnach iſt die Eifenbahn ala eriabpflichtig erklärt für allen Schaden, 
welcher bei der Beförderung auf der Bahn an den auf derjelben befürderten 
Perſonen und Gütern oder auch an anderen Perſonen und deren Sachen ent- 
jteht. Es iſt ferner beftimmt, daß ſie fich von diefer Verpflichtung nur Durch 
den Beweis befreien kann, dab der Schaden entweder durch die eigene Schuld 
des Beſchädigten oder durch einen unabtwendbaren äußeren Zufall bewirkt 
worden ift. Die gefährliche Natur der Eiſenbahnunternehmung jelbit darf 
hierbei nicht als ein jolcher von Schadenerfat befreiender Zufall betrachtet 
werden. Das allgemeine Necht legte bislang dem Beichädigten außer Der 
Thatjache der Beichädigung noch den jchwierigen, meiſt jogar unmöglichen 
Nachweis auf, daß der Betriebsunternehmer durch eigenes Verichulden oder 
durch Verichulden in der Auswahl oder Beanffichtigung feiner Leute und Be: 
triebsmittel die Beichädigung herbeigeführt habe, und gewährte felbit im Falle 
diefes Nachweiſes nur einen bejchränften Erſatzanſpruch. Dem gegenüber it 
durch das Eifenbahngefeg die Beweislaft des Beſchädigten lediglich auf die 
Thatfache und Höhe der Beschädigung bejchränft, gleichviel, ob ihn ein Ber: 
Schulden trifft oder nicht. Iſt diefer Beweis erbracht, jo ift die Eiſenbahn in 
vollem Umfange des verurfachten Schadens erfagpflichtig, wenn fie nicht ihrer: 
jeitsS den Beweis der eigenen Verfchuldung des Beichädigten oder des unab— 
wendbaren Zufalls (der höheren Gewalt) zu führen vermag. Der Schwer: 
punkt diefer Beitimmung und die wichtige Menderung des bisherigen Rechts: 
zuſtandes beitand alſo darin, daß im Schadensfalle 1) die Eiſenbahn ohne 
jeden Nachweis eines Verſchuldens dem Beichädigten fraft des 








) 8 25 Preuß. Eiſenb.Geſ. vom 3. November 1838. 
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Geſetzes baftpflichtig iſt, 2) jich ihre Haftpflicht auf den Erjag des vollen 
Schadens eritredt und 3) fie fich von diefer Haftpflicht nicht durch den bloßen 
Nachweis der Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers, jondern nur dadurch 
befreien kann, daß fie eigenes Verſchulden des Beichädigten oder höhere 
Gewalt dartdut. Unabhängig von den bisherigen Grundjägen der Delikte: 
obligation iſt damit in Rückſicht auf die auferordentlichen Gefahren des Eijen- 
babntransport3 den Eijenbahnen durch S 25 des Eiſenbahngeſetzes eine be= 
ſonders jtrenge gejegliche Haftpflicht auferlegt worden. 


C. 


Das Ergebniß der Gejeggebung von 1838 in Bezug auf die 
Regelung des Eijenbabntransportrechts läht jich dabin zuſammenfaſſen: Sowohl 
in öffentlich wie in privatrechtlicher Hinficht wurde der monopolartigen 
und eigenartigen Natur des Eifenbahntransports durch die Einführung befonderer, 
die Eiſenbahnen einfchränfender Normen zwar Nechnung getragen. Nach beiden 
Richtungen geichah dies aber noch nicht in dem Maaße, wie es bei der Macht- 
jtellung der Eijenbahnen in Rückſicht auf die öffentlichen und privaten In— 
terejien geboten war. Der Grund dafür lag darin, daß die außerordentliche 
Bedeutung und der Einfluß der neuen VBerkehrsanftalten auf die Geftaltung 
der Verkehrs- und Nechtsbeziehungen noch nicht in vollem Umfange erkannt 
wurde. 

In öffentlicherechtlicher Hinficht erlangten die Eifenbahnen, da weder 
die Zulaſſung eines Konfurrenzbetriebes noch die Begrenzung der Frachten 
auf einen bejtimmten Neinertrag fich als durchführbar erwies, das im Wefent: 
lihen unbejchränfte Necht, die Preiſe für den Perfonen: und Giütertransport 
eritmalig nach eigenem Ermeſſen feſtzuſetzen und jpüterbin beliebig zu ermäßigen; 
fie waren auch im Uebrigen in der Geitaltung ihrer Transporteinrichtungen 
unbejchränft. Dem gegenüber ftanden nur ihre Verpflichtungen, die Feſtſetzung 
und jede Aenderung des Frachttarifs der Regierung anzuzeigen umd öffentlich 
befannt zu machen, die Waaren zu den angenommenen Sätzen obne Unterjchied 
der Intereſſenten zu befördern und für jede Erböhung des einmal feitgelegten 
Tarifs die Genehmigung der Negierung einzuholen, ſowie jich den Anjchluß 
anderer Bahnen auf deren Koſten gefallen zu Laien. 

In privaterechtlicher Beziehung blieb der Eilenbahntransport zwar 
grundjäglid den Normen des allgemeinen Frachtrechts unterworfen. Aber 
durch die im Zufammenhange mit den tarifarischen Vorbehalten des Staates 
den Eiſenbahnen gejeglich auferlegte Verpflichtung, die Waaren zu den an— 
genommenen Sätzen ohne Unterſchied der Jutereſſenten zu befördern, erfuhr die 
Vertragsfreiheit der Eifenbahnen in Betreff der Eingebung von Fracht— 
verträgen eine wejentliche Beichränfung. Abweichend von den Regeln des 
allgemeinen Frachtrechts wurde der wichtige Grundjag der gejeglichen Trans: 
vortpflicht der Eijenbahnen und damit die Bafis für die jpätere Normirung 
eines beionderen Eijenbahnfrachtgeichäfts geichaffen. — Und ebenfo führte die 
eigenartige Natur des Eifenbahntransports auch in außervertragsmäßiger 
Hinficht zur Normirung einer durch Beichränfung der Einreden und Aenderung 
der Beweislaſt — im Gegenſatze zum gemeinen Rechte — auf's Aeußerſte 
verschärften gejeglichen Schadenserfagpflicht für Körperverlegungen und Sad): 
beichädigungen, welche die Grundlage für die in der Folge weiter entwickelte, 
bejondere acquilifche Haftpflicht der Eiienbahnen bildete. 


— 
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84. 
Die Hechtsentwicdlung bis zur Gründung des Norddeutſchen Bundes. 
A. 
Deffentliches Eifenbabntransportrect. 


Wird der Entwidlung des Gilenbahntransportrechts zumächit nad der 
öffentlich-rechthichen Seite bin weiter gefolgt, jo it, wie bereits gezeigt 
worden, Davon auszugeben, daß die Normen des Eiſenbahngeſetzes ſich in ihrer 
Mebrbeit als praktisch nicht durchführbar und wenig Klar erwiejen. Hinſichtlich 
des Tarifwejens ficherten fie dem Staate einen zu geringen, der Bedeutung 
der Eiſenbahnen für das öffentliche Intereſſe nicht entiprechenden Einfluß. 
Eine Einwirkung auf die einheitliche Geftaltung dev Transporteinrichtungen 
aber war dem Staate durch das Eiſenbahngeſetz überhaupt nicht gewährt. 
Da cine Steigerung des jtaatlichen Einfluſſes, bezw. eine Vermehrung der 
jtaatlichen Nechte und der eiienbabnfeitigen Pflichten im Wege der Gejeßgebung 
aus den vorangeführten Gründen auf Schwierigfeiten stieß, To blieb der 
Staatsregierimg fein anderer Weg übrig, als bei Ertheilung neuer Konzeſſionen 
in Gejtalt von Konzejflionsbedingungen von Fall zu Fall dem Staate weiter: 
gehende Necte gegenüber den Eilenbabnen in Bezug auf das Tarife und 
Transportiwejen zu Jichern, als dies durch das Eijenbahngejeg von 1839 
geicheben war. ') Dies Verfahren wurde nicht nur neuen Eiſenbahngeſellſchaften 
gegenüber eingejchlagen, ſondern auch in Betreff der älteren Gejellfchaften 
beobachtet, ſobald Geſuche zur Konzeflionirung von Erweiterungen Ber: 
längerungen 20.) der urjpriinglichen Anlagen bierzu den Anlaß boten. In der 
Hegel wurde die Kongejfionirung neuer Linien von der Bedingung abhängig 
gemacht, daß die gefteigerten Verpflichtungen auch von den alten Linien zu 
tragen jeien °) 

Bereits an früherer Stelle ift auf das Mißliche diejes Verfahrens bin: 
gewiejen worden. Denn da dieſe bedingungsmäßigen Auflagen und Vorbehalte 
in den Konzeſſionen wicht einbeitlich erfolgen konnten, ſondern je nach den 
fonfreten Berbältnijien, der Yage, Bedeutung und Beichaffenbeit der betreffenden 
Eiſenbahn ſich von Fall zu Fall verichiedenartig geitalteten, wurde auch die 
rechtliche Stellung des Staates zu den einzelnen Bahnen eine ungleichartige. 
Es galt Dies freilich nur in Betreff der Privatbahnen Denn bezüglich 
des Tarif: und Transportwejens der Staatsbahnen, zu deren Bau, 
bezw. Erwerb erit etwa ein Jahrzent nach Emanation des Eiſenbahngeſetzes 
geichritten wurde, war dem Staate der volle umd unbejchränfte Einfluß als 
Eigenthümer und Berwalter der Natur der Sache nach aucd ohne derartige 
Maßnahmen an ſich gefichert. °) 

Was nun zunächſt das Tarifweſen anlangt, ſo war nach dem Eiſen— 
bahngeſetz — abgeſehen von den Rechten des Staates, die Anzeige und 
Publikation aller Tariffeſtſetzungen und Abänderungen zu verlangen — ſein 
Genehmigungsrecht auf Tariferhöhungen beſchränkt.) Auf die urſprüng— 
liche Normirung der Tarife, wie auf die nicht in Erhöhungen beſtehenden Ab— 
änderungen derſelben beſaß der Staat keinen Einfluß. Sein Streben bei 

Ulrich 8 55 S. 186, 
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Gewährung neuer Konzeſſionen war daher naturgemäß darauf gerichtet, ſeine 
Rechte auf die Geſtaltung und Genehmigung der Tarife überhaupt 
und aller Aenderungen derſelben auszudehnen. 


Insbeſondere war auch die Erlangung von Rechten behufs Einwirkung 
auf die Herabſetzung der Tarife — vornehmlich um eine thunliche 
Gleichmäßigkeit derſelben bei der im Folgenden noch des Näheren dargeſtellten 
Bildung direkter Verkehre unter den betheiligten Bahnen herbeizuführen 
— das weitere Ziel dieſer ſtaatsſeitigen Beſtrebungen. Dieſelben waren auch 
im Weſentlichen nicht ohne Erfolg. Freilich lag es in der Art der Entſtehung 
der Rechte, welche der Staat allmählich erlangte, — nämlich im Wege der 
Feſtſetzung der Vorſchriften über die Tarife in den Eiſenbahnkonzeſſionen nach 
Maßgabe des wechſelnden Bedürfniſſes und von Fall zu Fall — daß dieſe 
Rechte nicht gleichmäßig ſich geſtalteten. Auch ſind die bezüglichen Rechte des 
Staates nirgends ſo weit gediehen, daß er die Befugniß erlangt hätte, ein 
beſtimmtes Tarifſyſtem zwangsweiſe durchzuführen oder die Höhe der Fracht— 
ſätze zu beſtimmen. Wohl aber gelang es ihm im Laufe der Zeit, ſoweit dies 
nicht bereits bei der urſprünglichen Konzeſſionirung geſchehen war, bei Ge— 
legenheit von neuen Konzeſſionen zur Erweiterung der alten Linien und von 
Konzeſſionsnachträgen gegenüber der überwiegenden Mehrheit der preußiſchen 
Privateiſenbahnen das jtaatliche Genehmigungsrecht auf alle Tarif: FFeitfegungen 
und -Aenderungen auszudehnen, jowie ferner in zahlreichen Fällen weientliche 
Befugniſſe bezüglich der Ermäßigung der Tarife und Erpeditionsgebühren zu 
erlangen. ') 

Es iſt jedoch Ddiefer Periode eigenthümlich, daß der Staat von wirth— 
Ihaftlichen Erwägungen ausgehend in Berüdfichtigung der finanziellen Intereſſen 
der Eiſenbahnen und behufs Erleichterung von Berfehrsvereinigungen (direkter 
Berfebre) mit fremden Bahnen häufig davon Abjtand nahm, von den anf 
ſolchem Wege erlangten Nechten vollen Gebrauch zu machen. Troß der Be- 
itrebungen, ſich eine thunlichit weitgehende Einwirkung auf das Tarifwejen zu 
jichern, überließ er ſowohl den Brivatbabnen, wie auch den Staatsbahnen, 
wenn auch nur zeitweiſe und im VBerwaltungsiwege, — mithin widerruflich und 
unter Wahrung feiner Rechte, — ein bedentendes Maaß von Selbititändigfeit 
in Betreff der Normirung der Tarife. Bon dieſem Gejichtspunfte geht vor: 
nehmlich der allgemeine Erlaß vom 138. Februar 1863 aus, welcher 
den Brivateiienbahbnen weitgehende Befugniſſe, ſowohl in Bezug auf den 
Lokal- und Verbandsverfehr, wie auch auf die Ausnahme: und Differential: 
tarite verlieh. Für die Staatsbabnen md jtaatsjeitig verwalteten Privat: 
bahnen war in den allgemeinen Beitimmungen über die Verwaltung der Staats: 
eiſenbahnen und der vom Staate verwalteten Brivatbahnen vom 6. April 1850 ?) 
die Genehmiguug des Miniſters ſowohl in Betreff der Feititellung und Aenderung 
der Xofaltarife, wie jeder Erhöhung eines Verbandtarifs vorgefchrieben, bei 
den Staatsbahnen außerdem jede Ermäßigung eines Verbandstarifs, ſofern die 
übrigen beim Berbande betheiligten Babnverwaltungen nicht eine gleiche Er— 
mäßigung einführen. Durch den vorbezeichneten allgemeinen Erlaß vom 
18. Februar 1863 wurden gleiche weitgehende Befugniſſe, wie den Privat: 
bahnen unter eigener Berwaltung, auch den Direktionen der unter Staats: 

lrich, 855 ©. 186—193 
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verwaltung ſtehenden Privatbahnen gewährt; nicht aber den Direktionen der 
Staatsbahnen. Doch wurden dieſe ermächtigt, im Verkehre mit Privatbahnen 
ihre Frachtantheile jederzeit ſelbſtſtändig um denſelben Prozentſatz für die 
Zentnermeile zu ermäßigen, wozu dieſe ſich bereit finden würden.!) 

Was ſodann die Transport-Bedingungen und »Einrihtungen 
angeht, jo Hatte jich, wie bereits an früherer Stelle bemerkt, der Staat in 
dem Eifenbahngefege von 1838 — abgejehen von dem allgemeinen Vorbehalte 
des $ 49 des Eifenbahngeleges — eine Einwirkung auf deren Geſtaltung micht 
gefichert. Die Eifenbahnen waren daher lediglich den Normen des allgemeinen 
Landes-, bezw. Frachtrechts, wie jeder andere Frachtführer, unterworfen. Es 
zeigte fi) aber bald, dat die Größe und Bedeutung, wie die Eigenartigfeit 
des Transportverfehrs der Eifenbahnen, jowie die Nothwendigfeit des An: 
ſchluſſes und Jneinandergreifens derfelben gleichartige und einheitliche Transport: 
einrichtungen, vornehmlich aber die Aufitellung einheitlicher und übereinjtimmender 
Transportbedingungen (Neglements) erforderte. Soweit die Geitaltung Der: 
jelben das private Bertragsverhältnig der Eifenbahnen zu den einzelnen In— 
terejienten (Abjendern und Empfängern) berührt, gehört fie, wenn auch vielfach 
von öffentlichsrechtlichen Prinzipien beeinflußt, der Entwidlung des privaten 
Eijenbahn-Transportrechts an und wird im Folgenden noch des Näheren berührt 
werden. Hier fommt nur die üÖffentlichrechtliche Seite dieſes Verhältniſſes, 
d. h. die Regelung, welche jtaatsjeitig im Intereſſe der Förderung des öffent- 
lichen Berfehrs in Bezug auf die Geftaltung der Transport-Einrichtungen und 
Bedingungen angeftrebt und bewirkt worden ilt, in Betracht. Da das Eifen- 
bahngejeß dem Staate bezügliche Befugniſſe nicht gewährte, jo ſuchte derſelbe 
ebenjo wie dies in Betreff des Tarifwejens mit Erfolg geschehen, auch Bier 
zunächit im Wege der Konzeifionsbedingungen auf die Einführung und einbeit- 
liche Gejtaltung angemejjener Transport-Einrichtungen und Bedingungen Hin- 
zuwirken. 

Den Privatbahnen gegenüber waren dieſe Beſtrebungen inſofern nicht 
ohne Erfolg, als es allmählich gelang, der überwiegenden Mehrheit dieſer Eiſen— 
bahnen die Verpflichtung zu einer Reihe gleichartiger Trausport-Einricht— 
ungen, insbejondere zur Einführung direkter Tarife und direkter Expeditionen, 
ſowie zur Gejtattung des Durchgangs der Transportmittel anderer Eiſenbahnen 
— des direkten Wagendurchgangs — aufzuerlegen. Bezüglich der Staats= 
bahnen und vom Staate verwalteten Brivatbahnen bot die Ein- 
führung gleichartiger Transport-Einrichtungen und Bedingungen der Natur 
der Sache nach feine Schwierigkeit und war lediglich Sache adminiftrativer 
Anordnung. °) 

Dagegen war jtaatlicherjeit3 die Einführung gleichartiger Transport-= 
Bedingungen in den FFrachtverträgen der Privateifenbahnen ohne eine ein— 
heitliche Gejtaltung des Frachtverkehrs, bezw. Eiienbabnfrachtrechts, im Wege 
der Gejeggebung nicht möglich. Zwar war durch 3 32 des Eijenbahngeieges 

) Ulrid, $ 56 &. 195. 

”), Die Einführung des Petriebs-Reglements für die Staatseilenbahnen und die unter 
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der ſog. „Lonformen Tienitvorichriften“ (1868 ſ. Krönig, Verwaltung der preuß. Staats- 
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von 1838 allen Eiſenbahnen die Pflicht auferlegt, für die angenommenen 
Transportpreije alle zur Fortichaffung aufgegebenen Waaren, deren Transport 
polizeilich zuläflig it, ohne Unterjchied der Intereſſenten zu befördern. Aber 
abgejehen von dieſer gejeglichen Transportpflicht bejaßen die Brivateifenbahnen 
volle Freiheit, in ihren FFrachtverträgen mit dem Publikum das bejtehende, in 
den einzelnen preußischen Nechtsgebieten ſchon an fich jehr verjchiedenartige 
Frachtrecht beliebig abzuändern und ihre Transport-Bedingungen zu bejtimment. 
Im Wege der Konzeſſionsauflagen ließ fich bier bei der Verſchiedenheit der 
Frachtrechte ſowohl in den einzelnen preußischen Nechtsgebieten, wie in den 
dentſchen Bundesjtaaten, mit deren Eiſenbahnen die preußiichen alsbald in 
jehbr engen Verkehr traten, Wandel nicht jchaften. Die Eifenbahnen durften 
zwar die Eingehung von TFrachtgeichäften mit Rückſicht auf ihre gejegliche 
Transportpflicht nicht verweigern, aber jede einzelne Eijenbahn beſaß das 
durch ihre monopolartige Machtitellung bedingte Necht, für den Transport 
auf ihrer Strede, ſei e8 im Wege bejonderer Uebereinkunft, jei es in Geſtalt 
von Lofalreglements, den Intereſſenten die Bedingungen vorzufchreiben, unter 
welchen jie Frachtgeſchäfte einzugeben bereit war.') Daß die Berichiedenartigfeit, 
wie auch die Läſtigkeit diefer Bedingungen (Lofalreglements) dem Berfehre, 
namentlich dem Durchgangsverfehre, jehr machtheilig war und dadurch Die 
öffentlichen Verkehrsinterejjen höchſt ungünftig beeinflußte, lag auf der Hand. 
Aber andererjeits bot die Schöpfung eines einheitlichen gejeglichen Frachtrechts, 
bezw. Eijenbahnfrachtrechts für Preußen, bezw. ganz Deutjchland, welche nur 
im Zujammenhange mit der Einführung eines allgemeinen deutjchen Handels: 
rechts bewirkt werden konnte, außerordentliche, nur allmählich und in nicht 
abjehbarer Zeit zu überwindende Schwierigkeiten. 

Konnte unter den obwaltenden Umständen eine erfolgreiche Remedur vom 
Staate zumächit noch nicht ausgehen, jo begannen auf dieſem Gebiete Die 
Privateifenbahnen jelbit im wohlverjtandenen eigenen Intereſſe die Initiative 
zu ergreifen und damit zugleih in hohem Maaße zur Förderung der öffent: 
lichen Verfehrsinterejjen beizutragen, indem fie fich im Wege der Bereinbarung 
(Eiienbahn-Berbände) jowohl zur Einführung gleichartiger Transport= 
Bedingungen, wie auch einheitliher Transport-Einrihtungen auf ihren 
Streden und im gegenfeitigen Verkehre verpflichteten. 

Von Anfang an nöthigte die Eigenartigfeit des Eifenbahnverfehrs und 
die große Zahl der Transporte die Eifenbahnen — in Abweichung von dem 
Verfahren gewöhnlicher Frachtführer — zur Bereinfahung und Erleichterung 
ihrer Bertragsabichlüffe allgemeine Trangportpreije und Bedingungen aufzuftellen, 
welche als Normativbeitimmungen ihren einzelnen Frachtverträgen regelmäßig 
zur Grundlage dienten (NReglements und Tarife). Aber jo lange der Eiſenbahn— 
verfehr fich noch in feinen Anfängen befand, noch wenig entwidelt war und 
die große Mehrheit der Transporte nicht über das Gebiet der einzelnen Bahn 
binausging, genügte e3 einer jeden Bahn, lediglich für die Stationen der 
eigenen Strede derartige Transport-Bedingungen und Transport-Preiſe in 
Geſtalt von Lofalreglements und Lofaltarifen aufzuftellen. Inſoweit Trans: 
porte das eigene Bahngebiet überjchritten, blieb es dem Abjender überlafien, 


') Bei Abfaſſung ihrer Betriebsreglements waren die Verwaltungen der Privateiien- 
bahnen in Form mie in ‚inhalt völlig autonomifch — er den polizeilichen Vor: 
ſchriften. Beſſel u. II. S. 122, Hänel, 640, W. Koch, Deutſchl. 
Eiſenb. Abth. 1187 ©. 35 ff. 
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ſelbſt oder durch Vertreter (Kommiſſionäre, Speditenre 2c.) für den Weiter: 
transport zu jorgen. Da der Frachtvertrag auf die Grenzen des Bahngebietä 
beichränft blieb, auch die Wagen einer jeden Bahn nur bi8 an das Ende 
ihres Gebiets liefen, jo war es in diefem Falle Sache des Abjenders, mit 
der anschließenden Bahn einen neuen FFrachtvertrag zu Schließen, die Güter 
umzuladen und diefelben mit neuen Frachtbriefen zu iibergeben. Ebenjo bedurfte 
es beim Perſonentransport der Löſung neuer Billets und der Umerpedition 
des Gepäcks. Daß der Eijenbahnverfehr hierdurch erhebliche Beichränfungen 
und Hindernilje erfuhr, inden dieſes Veriahren die Koften vermehrte, Ber: 
zögerungen und Beitverlufte herbeiführte und häufig Beichädigungen und Ent: 
werthungen berbeiführte, bedarf weiterer Begründung nicht. ') 

Als daher der Eifenbahnverfehr größere Dimenfionen annahm, das Eiſen— 
bahnnetz ſich verdichtete und Die Anſchlüſſe der Eifenbahnen ſich fortgeiegt ver: 
mehrten und demgemäß auch die Transporte nach den Bereichen der ſich 
aneinander anschließenden Bahnen immer häufiger wurden, machte fich Das 
Bedürfniß unabmweisbar geltend, dieſe Mißſtände zu bejeitigen.’) Zu dieſem 
Behufe traten zumächit Heinere und allmählich größere Gruppen aneinander 
anschließender und benachbarter oder einem Staatsgebiete angehöriger Babnen 
zufammen, um geeignete Mafregeln gegen die bezüglichen Nachtheile zu ver: 
einbaren.”; Eine der erjten und wichtigiten dieſer Maßregeln war die Ein: 
führung durchgehender direkter Frachtbriefe, d. h. e8 wurde für den 
Transport auf der ganzen Transportitrede der vereinigten Eifenbahnen ein 
Frachtbrief zugelaſſen unter Wegfall der Austellung neuer Frachtbriete unter: 
wegs und beim Uebergange von Bahn zu Bahn, derartig, daß eine Ber: 
mittlung durch Spediteure oder jonjtige Zwiſchenperſonen nicht mehr erforderlich 
war, und die Transporte vom Berfandt: bis zum Ablieferungsurte mitteljt 
eines sFrachtvertrages erfolgten. Cine weitere wejentliche Maßregel bildete 
die Vereinbarung des direkten Wagendurckhgangs von Bahn zu Bahn, 
jo daß es einer Umladung der Güter an der Grenze der einzelnen Bahngebiete 
(wentgjtens für volle Wagenladungen) nicht mehr bedurfte. Sodamı wurden 
die Koften und Umftände einer bejonderen Berechnung und Einziehung der 
Fracht: und Nebengebühren ſeitens jeder Bahn und der dadurch nothwendigen 
Umerpeditionen durch die Einführung direkter Tarife (Berbandstarife), db. 
jolcher Tarife, in welchen die Gejammtfrachten zwiichen den Stationen zweier 
oder mehrerer Bahnen enthalten ind, bejeitigt. Die Einführung direkter Tarite 
ermöglichte den Fortfall der Umerpedition, beziv. die direkten Erpeditionen, 
bezw. Berfebre Hand in Hand damit ging für den Perſonenverkehr Die 
Beförderung mit direkten Billets und direkter Gepäderpedition. Und 
mit dieſen WVerfehrserleichterungen für alle Transportintereiienten ftand zur 
einfacheren Abwicklung des gejchäftlichen Verkehrs unter den Eifenbahnen die 
Einrichtung DdDirefter Kartirung und Abrechnung im engen Zuſammen— 
bange.*) Daran endlich ſchloß ſich die Aufftellung einheitlicher Transport: 
bedingungen (Neglements) für die geſammte Transportftrede, welche ſich auf 
Form und Inhalt der Frachtbriefe, Billers und Gepädjcheine, Berechnung und 
Zahlung der Fracht, bezw. Billetpreife, Nachnahme, gewöhnliche und Eilfracht, 


Nendemann,a a. . 407, Ulrich, S. 31, Nrönig, II. ©. 383, 384 
”ı Endemann,a. a. O. 93. W. Koch, 11. S. 451, 458. 

Ulrich, ©. 31, Nrönig, I. 2. 271, 384. 

NRUl rich, 32. 33. 
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Lieferfriſten, Aviſirung und Ablieferung der Güter, Verfahren bei Ablieferingss 
binderniljen und Annahmeverweigerung, Haftpflicht Fir Verluſt, Beſchädigung 
und Verſpätung 2c. eritredten. ') 

So entitanden die Eijenbahnverbände, d. h. die vertragsmäßigen 
Vereinigungen mehrerer Eilenbabn:Verwaltungen zu gemeinjfamer Förderung 
des wechſelſeitigen Verkehrs und Herbeiführung einer Einheitfichfeit in dem 
Betriebe des Transportgeichäfts durch übereinitimmende oder ineinandergreifende 
Transport-Einrichtungen und «Bedingungen. Diejenigen diefer Verbände, deren 
Hauptzweck jih auf die Einrichtung und Unterhaltung direkter Güter: und 
Perſonenverkehre (direfter Tarife und Erpeditionen) befchränfte, wurden jpeziell 
als Tarifverbände bezeichnet. °) 

In Preußen vereinigten ſich zuerſt einzelne anschließende Bahnen zu 
gemeinjamen Transport:Einrichtungen, insbejondere Einführung direkter Fracht: 
briefe, Direften Wagendurchgangs, direkter Tarife und Grpedition. Daraus 
entwickelte fich im Sabre 1846 der Verband der preußischen Eiſenbahn— 
Direktionen, welcher jämmtliche preußischen Staats: und Privat-Eiſenbahn— 
verwaltungen umfaßte. Aus dieſem VBerbande entjtand jodann auf der Kölner 
Generalverſammlung des Verbandes im Jahre 1847 der Verein Ddeuticher 
Eiienbahn-Berwaltungen, ’) der urfprünglich auf diejenigen Berwaltungen, 
welche in Deutichland ihren Sig haben, bejchränft, Durch die Triejter General: 
verranmmlung im Jahre 1858 auf alle Eiſenbahn-Verwaltungen ausgedehnt 
wurde, welche ihren Sig in einem zum deutſchen Bundesgebiete gehörenden 
oder in eimem ſolchen Lande haben, welches unter einer deutſchen Bundes— 
regierung ſteht, jedoch nur bezüglich der im deutichen Bundesgebiet befindlichen 
Bahnſtrecken. Später wurde auch dieſe Beichränkung aufgehoben und die Auf: 
nahme allen Eifenbahmen, welche ihren Sit im Gebiete des deutichen Neichs, 
der öjterreichiicheungarifchen Monarchie, des Königreichs der Niederlande und 
des Großberzogs Luxemburg baben, durch einfachen Beichluß der Kommiſſion 
für das Vereinsſtatut, ſofern nicht ein Zehntel aller im Vereine vertretenen 
Stimmen binnen acht Wochen wideriprechen, anderen Eifenbahnen mur durch 
die Seneral-Berfammlung mit Stimmenmehrheit geitattet. *) 


Für die Entwidelung des Eilenbahn-Transportrechts iſt der Verein 
deuticher Eifenbahn-Werwaltungen, deſſen Zwed und Wirkſamkeit jich 


ı led, a. a. O., 5.346, Beitfelu. Nüblmwetter, II. 2.122, W. Koch, Teutichl. 

Ciienb. il. &. 7-13, 18, 149, 4481., Rösler, 5 425, Wlric, Eiſenbahntarifweſen 
35-38, 125 und in v. Stengel's "Wörterbuch S .334, Endemann, 5. 93, 96—98, 

407. 510, 511, Eger, Teutiches Frrachtrecht, 2. Aufl. 1. S. 11, Il. S. 153, Thöl, 
Hand.-R, 111. 8 48, Schott in Endemann's Hanpb. Ss 353 2. 466 1, Webrmanı, 
Eiſenbahnfrachtg. 2. 12, Dänel, I. 5. 642, Wrönig, I. ©. 63. 

*, Ileber die Rechtsnatur der Gijenbahnverbände: Goldihmidt in ſ. Zeitſchr. TI. 
S. 469, IV, &. 604, Thöl, Handelsrechtl. Erört. 5. 45, 47, Schott, ©. 466, Ende 
mann, Recht der Eiſenb. S. 97, 98 und in Buſch's Arch. Hd. 42 S. 360, W. od, 
a.a.c. 11. &.463}. ©. 85, 86, Rösler, S 425 Nota 1; über ihre Bedeutung in Hinficht 
auf den Gitenbahnverfebr: Ulrich, S 35 38, Krönig, L 2. 63, 64. 

Gleim, Recht der Eiſenb. S. 29, W. Koch, Zeitichrift f. d. gel. Hand-Recht 
Bd. 8 S. 403. Nösler, 8 425 Note 2, Endemann, Recht d. Liſenb. S. 93%, 407 
und in Buſch's Arc. Bo. 42, S. 258, Ulrich, Eifenbahn T Tarifweien 5. 215, 216, 
led in v. Stengel’s Wörterbuch 3. 346, 347, Eger, a. a. 57 III. S. 154, Hänel, 
1. &. 641, Krönig, 1. 2. 6l, Geritner, aa. © 2.9 Haufmann, Tie mittel: 
europälihen Eiſenbahnen Th. II &. 167 fr. 
. Ulrich, Eiſenb-Tarifw. S. 216ff. Aled, S. 346, Endemann, 3. 94-96, 
Dänel, 1. 2. 641, Krönig, ]. &. 310, Kaufmann, 2. 167 ft, 185 ff. 
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auf fajt alle Zweige des Eijenbahnwejens erjtredten,') dadurch von berver: 
ragender Bedeutung geworden, daß er von vornherein als eine feiner wichtigiten 
Aufgaben die Herjtellung gemeinfamer Einrichtungen und Bedingungen für den 
Perjonen= und Güterverfehr betrachtete und demgemäß die vorangeführten ge: 
meinfamen Transport: Einrihtungen und »Bedingungen, welche bisber 
nur in einzelnen Verbänden und immerhin unter mannigfachen Verjchiedenbeiten 
und Modifikationen eingeführt waren, auf Das ganze Vereinsgebiet au 
dehnte und in umfaſſender Weiſe weiter entwidelte, zugleich aber auch zu einer 
einheitlicheren und einfacheren Geitaltung des Tarifweſens — wenngleich in 
geringerem Maaße — beitrug. Bereits im Jahre 1847 wurden Normativ: 
bejtimmungen über Perſonen-, Gepäd-, Equipagen- und Viehbeförderung 
vereinbart,*) welche in der Folgezeit wiederholte Abänderungen und Ergänzungen 
erfuhren, und am 1. Juli 1847 unter der Bezeichnung „Vereins-Per— 
jonen= 2. Reglement” im ganzen Bereinsgebiet eingeführt wurden. 
Wenige Jahre ſpäter — im Jahre 1850 — trat auch ein Vereins: Güter: 
Neglement in Ntraft, welches vornehmlich den direkten Verkehr zwilden 
allen für den Güterverkehr eingerichteten Stationen der Vereinsbahnen unter 
Fortfall von Zwiſchenadreſſen, bezw. der Vermittlung durch Spediteure ein: 
führte und im Zuſammenhange damit über alle wejentlichen Transport: 
Bedingungen — Form der Frrachtbriefe, Berechnung und Zahlung der 
Fracht-Nachnahme, gewöhnliche und Gilfracht, Aviſirung und Ablieferung der 
Güter, Abnahmeverweigerung, Ablieferungsbindernifje, Haftpflicht für Verluſt, 
Beihädiqung, Verſpätung ze. — einheitliche Beitimmungen traf.") Dazı 
trat ein Bereing=-llebereinfommen jämmtlicher betheiligten Bahnen, weld)es 
die gegenjeitigen Verhältniſſe derjelben bei Handhabung beider Reglements, 
die Behandlung und Erledigung von Reklamationen und Regreßaniprüchen ꝛc. 
regelte und zufägliche und ergänzende Beitimmungen zu den VBereinsreglements 
enthielt, insbejondere aber auch bejtimmte, daß die Umladung der Güter 
beim Uebergange auf eine andere Bahn möglichit vermieden werden jollte, 
joweit da8 Durchgeben in denjelben Wagen zu ibrer Konfervirumg und 
ichnelleren Beförderung beitragen fünne. ‘) 

Die Einführung des direkten Verkehrs im ganzen Vereinsgebiete (direkter 
Expedition mit direkten Frachtbriefen unter einheitlichen Transportbedingungen) 
und des Direften Wagendurchgangs bedingte notbwendig und in weitgehenden 
Maaße eine einheitliche Gejtaltung der Transport-Einrichtungen der betheiligten 
Bahnen. Es trat nicht nur die Nothwendigkeit hervor, die techniichen Betriebs: 
und Sicherheits-Einrichtungen einheitlich zu gejtalten, um den direkten Verkehr 
und den direften Wagendurchgang zu ermöglichen — wie die durdy die vom 
Verein angenommenen „techniichen Vereinbarungen“ über den Ban und 
die Betriebs-Einrichtungen der Eijenbahnen geſchah — jondern es war aud 
eine genaue Ordnung der gegenfeitigen Nechte und Pflichten in Betreff der 
Wagenbenugung und des Wagendurchgangs erforderlich. Dieſe erfolgte durch) 
die Vereinbarung des Wagenregulativs im Jahre 1855, welches den 


"lrid, ©. 216, led, 346, Endemann, S. W. Koch, 1. 
473. Ueber die Sraaniſatlon des Dereins: Ulrich, S. sieh Gndemann, 
Nrönig, 1. 2. 310f., Naufmann, SS 47 ff. S. 205 ff. 

) Öleim, S. 30, Endemann, =. 94, Niric, =. 218, 334, Hänel, ©. 642, 
Naufmann, =. 252. 

 Miederholt ergänzt und neu berausgegeben unterm 1. Dezember 1856. 
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Uebergang der Betriebsmittel von einer Vereinsbahn auf die andere, die dafür 
zu zahlende Lauf: und Zeitmiethe, den Erſatz für Beihädigungen 2c. regelte 
und damit eine wejentlihe Vorausjegung des direkten Verkehrs erfüllte.) 

Erheblih geringer als auf die Einführung einheitlicher Transport-Ein- 
richtungen und =Bedingungen zeigte fich die Einwirkung des Vereins auf Die 
feichartige Gejtaltung und einheitliche Normirung der Tarife der Bereins- 

ben. Mit der Größe des Bereiches und der Zahl und Bedeutung der 
betbeiligten Bahnen vermehrten ſich die Schwierigfeiten, die Ddivergirenden 
finanziellen Interefjen der einzelnen Bahnen, welche auf diefem Gebiete hervor: 
traten, zu vereinen und auszugleichen. Die wiederholten Verſuche des Vereins, 
an einheitliches Tarifſyſtem zu fchaffen, jcheiterten aus diefem Grunde. Der 
Verein mußte, indem er fich auf wenige untergeordnete Maßnahmen, welche 
vornehmlich den Perſonen- und Gepäcdverfehr, ſowie einige Formalien des 
Gütertarifweſens betrafen, bejchränfte, alle wejentlicheren Schritte auf dieſem 
Bebiete denjenigen Eiſenbahn-Verbänden überlaffen, welche — mit geringerem 
Umfange und engeren Zielen — jich die Heritellung direkter Verkehrs: und 
Tarif-Beziehungen, die gleichmäßige Organijation des direkten Verkehrs für 
gewilje Hauptrichtungen oder zufammenhängende Verfehrsgebiete, ingbejondere 
die Aufftellung und gemeimjchaftliche Ankündigung der Tarife und Transports 
bedingungen für das Verbandsgebiet (Verbandstarife), ſowie die Vereinbarung 
und Fortbildung gleichmäßiger tarifariicher und reglementarifcher Einricht— 
ungen, insbejondere einer einheitlichen Tarifklaſſifikation, die Negelung der 
gegenfeitigen Abrechnung der gemeinfamen Berfehrseinnahmen u. |. mw. zur 
Hauptfahe machten und deshalb in der Negel als Tarifverbände bezeichnet 
murden. °) 

Es iſt zwar anzuerkennen, daß dieſe Einrichtungen der Tarifverbände 
viel zur Hebung und Entwiclung des direkten Verkehrs und zur einheitlichen 
Seftaltung, Negulirung und Ermäßigung der Tarife beitrugen.°) Aber ſowohl 
in Betreff der Transport-Einrichtungen und -Bedingungen, wie binfichtlich des 
Tariftvefend wurde der Werth umd die Bedeutung der Einheitlichfeit dadurch 
mweientlich beeinträchtigt, daß jede Eijenbahnverwaltung, ſoweit fie nicht durch 
Ye oben dargeftellten gejeglichen und konzeſſionsmäßigen Nechte des Staates 
beihränft war, volle Aktions- und Vertragsfreiheit behielt,*) die einheitlichen 
Einrichtungen auf jederzeit fündbaren Verträgen beruhten, und die Verpflichtung 
der einzelnen Verwaltungen zur Aufrechterhaltung der folchergeitalt geichaffenen 
gleichmäßigen Verhältniffe nur eine vertragsmäßige und noch dazu nicht einmal 
wnbedingte war.) Immerhin war, zumal auch die Staatseifenbahnen dielen 
Vereinigungen und Verbänden angehörten, in vielen wichtigen Beziehungen ein 
auch für die betheiligten Staaten jelbit maßgebendes einheitliches Bertrags: 


"; Uebereintommen (Regulativ), betr. die gegenjeitige Wagenbenutzung (Vereins Wagen: 

übereinfommen) j. led, ©. 346, Ulrich, 3. 219, 220, Gleim, ©. 31, Krönig, J. 
2.384, Geritner, ©. 58, Kaufmann, ©. 278. 
.. .” Neber die Zahl und Entwidelung dieſer Tarifverbände: Ulrich, S. 221 bis 225, 
wied, S. 347, Krönig, Difterenzialtarife S. 8, ipeziell über den „Tarifverband“: Ulrich, 
2.227 bis 230, Endemann, ©. 93 und die „Entwidlung des Gitertaritweiens der 
deutihen Giienbahnen“, herausgegeben von Verein der Vrivatbahnen, Berlin, 1879. Weber 
de Irganiiation der Verbände, W. Koch, 1. S. 457 8 130 und ihre Nechtsnatur: 
i 5.353 Am. 2, Endemann, 5. 96 bis 98, Hänel, 1. S. 642. 

"Uri, S. 33, 223, led, S. 347, Krönig, J. S. 63. 

“Ulrich, S. 224, 225. 
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recht geichaffen, welches als Grundlage für die Einführung einheitlicher geſetz— 
licher Normen jpäterbin zu dienen durchaus geeignet war.') 

Auf die Gejtaltung einheitlicher umd gleichartiger Transport: Bedingungen 
war auch gegen Ende dieſer Periode die Einführung des deutjchen 
Handelsgejegbuchs in Preußen von wejentlihem Einfluſſe. Denn durd 
Das Handelsgejegbuch erfuhr nicht nur das Frachtgeſchäft im Allgemeinen, 
fondern auch in Rückſicht auf die eigenthümlichen Verbältnilie der Eifenbahnen 
das Eijenbahnfrachtgeichäft im Beſondern die zum unabweisbaren Bedürfnifie 
gewordene gejegliche Regelung. War diefe Regelung auch ihrer Natur nad 
vorwiegend auf Die privatrechtlichen Beziehungen der Eijenbahnen zu den 
Transportinterefienten gerichtet — wie unten ©. 359 ff noch des Näheren 
erörtert it —, jo war fie doch auch für die Entwicklung des öffentlichen 
Eijenbahntransportrecht3 von großer Bedeutung. Zur Wahrung jowobl der 
Öffentlichen wie der privaten Intereſſen wurde der bereits in $ 32 (Abſ. 2 
Ziff. 2) des Eiſenbahngeſetzes von 1838 ausgejprochene Grundſatz der geſetz— 
lichen Transportpflicht der Eiſenbahnen im H-G.B. (Art. 422) noch: 
mals zum Ausdruck gebracht. Es wurden die Voransjegungen genau bejtimmt, 
unter welchen die Eiſenbahnen zur Eingehung von Frachtgeſchäften verpflichtet 
find, und zum Scuge des Eiſenbahnverkehrs gegen den Mißbrauch des that: 
Jächlichen Monopols der Eifenbabnen bei Abichluß und Erfüllung der Fracht: 
verträge ihre Vertragsfreibeit mit gefeglichen Beichränfungen umgeben 
(Art. 423—431). Indem diefe gefeglichen Prinzipien des Handelsgeſetzbuchs 
in die Verbands: und Vereins-Reglements gleihmäßig aufgenommen werden 
mußten, bildeten fie fortan die unverrückbare md einheitliche geiegliche Grund: 
lage derjelben. ?) 

Zwar war auf diefe Weife nicht mur im Wege der Vereinbarungen, 
jondern auch theilweije gejeglich eine weitgehende Einbeitlichkeit in Bezug auf 
wichtige Theile des öffentlichen Eifenbahntransportrechts erreicht. Immerhin 
aber blieb der Mißſtand beitehen, daß jede Eiſenbahnverwaltung rechtlich in 
der Yage war, durch Kündigung des Vertragsverhältnijies die geichaffene 
Einigung zu ſtören und ſich auf die Beobachtung der geieglichen Vorſchriften 
zu bejchränfen. Dies machte ſich insbefondere auf dem Gebiete des Tarif: 
wejens geltend, auf welches ſich die Beſtimmungen des Handelsgejegbuchs 
nicht eritredten. Sowohl bezüglich der Höhe der Tarife, wie auch in Hinficht 
auf die Grundjäge für die Bildung und Abitufung der einzelnen Tarifjäge, 
namentlich der Klaſſifikationen der verschiedenen Güter zum Bwede der Tarif: 
bildung beitanden die größten Verſchiedenheiten, welche mit außerordentlichen 
Unzuträglichkeiten ?) für den Verkehr verknüpft waren. Durch die Vereinbarungen 
der Tarirverbände fonnte diefen Mißſtänden nur zum Theil abgebolfen werden. 
Denn — abgejehen davon, dal diefe Konventionen den Lofalverfehr gänzlich 

') Gerfiner, S.9, 11. 

z Turd) die Einführung des Tentichen Handelsgeiegbuches wurde insbelondere auch 
die Bildung eines neuen, den Vorſchriften desielben entiprechenden Vereinsgüter-Reglements 
und die Umgeftaltung der die Haftpflicht beim Gepädtransport betreffenden Beitimmungen 
des Vereinsperſonen⸗ ıc. Neglements erforderlich. Tieje wurden unterm 1. März 1865 ein— 
geführt Pr. Min. Bl. d. i. V. 1865 3. lf, S. 261), Val. Eger, Teutich. Frachtrecht. 
11. Aufl. Bd. 3 3.159, Gudemann, Recht d. Giienb. & 86 ©. 407, 408, Schott in 
Endemann' 5 Handbuch "538535 II., W. Koch in der Zeitichrift f. d. gel. HM. Bo. 8 
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unberührt ließen, — wurde die Einheitlichfeit auch fortgefegt durch Kündigungen, 
Veränderungen und Neubildungen gejtört, bezog fich nur auf einzelne Gruppen 
md Verfehrsgebiete, und auch in diefen nur auf die Eritellung direkter Säße, 
während die Bildung derjelben aus den Antheilen der einzelnen Verwaltungen 
zumeijt nach ganz verjchiedenen Grundjägen und Spitemen bewirkt wurde. 
Was nach langwierigen Verhandlungen und großen Schwierigkeiten mühſam 
zujammengebracht war, fiel oft in kurzer Zeit durch die Divergenz der Interejien 
wieder auseinander. 

Diejen Mipftänden wurde erjt in der folgenden Periode in erhöhtem 
Maaße Abhilfe zu Theil. 


B. 
Privates Eijenbahbn=-Transportredt. 
I 


Bei der Entwicklung des privaten Eifenbahbn-Transportredts 
in der vorliegenden Periode ijt darauf zurücdzugehen, daß das preußiſche Eifen- 
bahngeſetz — abgejehen von der im öffentlichen Intereſſe eingeführten, aber 
zugleich auch das private Necht wejentlich berührenden gejeglichen Transport: 
pflicht der Eifenbahnen ') — privatrechtliche Normen zur Regelung des Eijen- 
bahn-Frachtvertrages nicht enthielt. Die Eijenbahnen waren, wie alle 
anderen Frachtführer, lediglich den Normen des preußischen Civilrechts über 
den Frachtvertrag unterivorfen. Es kann dahingejtellt bleiben, ob und inwieweit 
in den verjchiedenen Nechtsgebieten Preußens die Grundjäge der locatio con- 
duetio oder des receptum dabei vorberrichten. Soviel jteht feit, daß nad) 
beiden Syitemen alle Frachtführer, mithin auch die Eifenbahnen, zur vertrags: 
mäßigen Abänderung der landesgejeglichen Normen unbeſchränkt befugt waren. 

Die Eifenbahnen machten von diefer Befugniß, insbefondere hinfichtlich 
ihrer Haftpflicht für Verluft, Beichädigung und Verſpätung einen umfaljenden 
Gebrauch, und zwar in einer der Natur ihres Transportbetriebes entiprechenden 
eigenthümlichen Form. 

Der Transportbetrieb der Eifenbahnen nahm nämlich von vornherein einen 
jo bedeutenden Umfang an, daß fich bei der großen Zahl täglich abzufchließender 
Frachtverträge alsbald die Unmöglichkeit herausjtellte, mit jedem einzelnen 
Abjender ſämmtliche Bedingungen des FFrachtvertrages jpeciell zu vereinbaren. 
Wenngleich gewiſſe jpecielle und konkrete Bejtandtheile des Frachtvertrages 
(wie: Bezeichnung des Guts, Gewichts, der Fracht, des Namens des Abjenders 
und Empfängers, des Berfandt- und Betimmungsortes 2c.) der Natur der 
Sache nad der Feſtſtellung im Einzelfalle überlafien bleiben mußten, jo wurde 
es Doch nothiwendig, für die überwiegende Anzahl der — der Erfahrung nad) 
— bei allen derartigen Frachtverträgen übereinftimmend und in gleicher Weile 
wiederfehrenden generellen Bedingungen (Haftpflicht, Entſchädigung, Lieferfrift, 
Annahme und Ablieferungzec.) gleichmäßige Normen zu bilden, welche dazu beſtimmt 
waren, die ſchwierigen und zeitraubenden Einzelvereinbarungen zu erübrigen. ?) 

So entitanden die Eijenbahn=Betrieb3:Neglements, d. b. Die 
Kormativ-Bedingungen, welche die Eifenbahn-Berwaltungen als die gleichmäßige 
Grundlage aller von ihnen abzujchließenden Frachtverträge binftellten und unter 
denen fie fich zum Abſchluſſe derjelben bereit erklärten. In diefen Neglements 


S. oben 5. 343 Ann. 7 u. S. 345 Anm. 2. 5 
Entſcheidung des deutichen Neichsgerichts vom 8. Dezember 1883, Bd. 13 5. 77. 


358 G. Eger: Die geichichtliche Entwidlung 


gaben die Eifenbahn-Berwaltungen fund, unter welchen Bedingungen fie Fracht: 
verträge abjchließen wollten, was lex contractus für jeden jein jolle, der mit 
ihnen Frachtverträge einzugehen beabjichtigte. ') 

Wie bereit3 an früherer Stelle erwähnt, publizirte anfänglich jede Eifen- 
bahn-Verwaltung für ihren Bezirk ein folches Reglement (Qofal= oder Speztal- 
Neglement), welches die Transport-Bedingungen für Diejenigen Frachtverträge, 
die lediglich immerhalb ihres eigenen Bezirkes zum Abjchluffe und zur Aus— 
führung famen, normirte. Als aber der Verkehr größere Dimenjionen annahm 
und Transporte nach den Bereichen fich aneinander anjchließender Bahnen 
häufiger wurden, vereinigten ſich mehrere jolcher Bahnen zu jog. Verbänden 
und jtellten für Diejenigen Frachtverträge, welche den Transport über ihre 
gemeinschaftlichen Transportitreden zum Gegenjtande hatten (Berbands:Berfehr), 
gemeinfame jog. Verbands-Reglements auf. Mit der Entitehung umfajjender 
Eijenbahn=Linien, mit der Ausdehnung der Transporte nach den verjchiedenen 
Bahngebieten Deutjchlands und der angrenzenden Länder trat endlich das Be— 
dürfniß allgemeiner, für den Transport auf jämmtlichen deutſchen und mit 
diefen im engen Verkehre jtehenden außerdeutichen Bahnen giltiger Neglements 
hervor, und dieſe find durch den im Jahre 1847 gegründeten. Verein deuticher 
Eifenbahn-Berwaltungen jowohl für den Güter-, wie für den Perjonen- und 
Gepädverfehr in Gejtalt von Vereins: Neglements gefchaffen worden. ?) 

Lagen mun aber auch die großen Vortheile klar zu Tage, welche die 
Aufjtellung gleichmäßiger und einheitlicher Transportbedingungen für die Fracht— 
verträge jämmtlicher deutjchen und zahlreicher außerdeutichen Eifenbahnen auf 
den Verkehr ausübten, jo machten fich doch auch zugleich gewichtige Gründe 
gegen die unbejchränfte Autonomie der Eifenbahnverwaltungen und demnach 
für eine gejegliche Negelung des bejtehenden Nechtszuftandes geltend. Es zeigte 
fich, daß zwifchen den gewöhnlichen Frachtführern und den Eifenbahnen 
prinzipielle Unterjchiede bejtanden, welche es fir die Dauer unthunlich ericheinen 
ließen, beide Kategorien nach gleichen gejeglichen Normen zu behandeln 

Dieje Unterfchiede berubten vornehmlich auf der durch Konzeſſionen und 
Privilegien geförderten bejonderen Machtitellung der Eifenbahnen. Sie be: 
jaßen ein wenn auch nicht ausdrüclich verliehenes, jo doch faktiſch wirkendes 
Transport: Monopol, welches ihnen bei Abjchliegfung von Frachtver— 
trägen ein Webergewicht verlieh bezw. fie in den Stand ſetzte, ihre Mitfon- 
trabenten zur anitandslojen Annahme der eilenbahnjeitig vorgeichriebenen 
Trausport-Bedingungen zu zwingen.’) Die Eifenbahnen befanden jich rechtlich 
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in der Yage, ihr Monopol dem Publitum gegenüber durch Verweigerung des 
Transports, Auferlegung läftiger Transport:Bedingungen, wie vornehmlic 
gänzlihe Ausschliegung oder weitgehende Beichränfung dee Haftpflicht, Bes 
günftigung eines Abjenders vor dem anderen 2c. zu mißbrauchen. 

Durh die Stärfung der Aufjichts:Befugnifie des Staates im Wege der 
ſtaatsrechtlichen Geſetzgebung allein ließ fich diefer überwiegenden Machtjtellung 
der Eijenbahnen in privatlicher Beziehung nicht begegnen. Vielmehr erjchien 
es zur Heritellung des Gleichgewichts zwiichen den Gijenbahnen und ihren 
Mitkontrahenten bei der Eingehung von Transportverträgen geboten, hier — 
wo eine jo nahe Berührung des öffentlichen und privaten Rechts und Intereſſes 
ftattfindet — einige diefer Befugnifje in das Privatrecht hinüberzuleiten, 
d.h zugleich zu privaten Nechten eines jeden einzelnen zu machen, derartig 
daß ein jeder, ohne Snanfpruchnahme der Staatsaufſichtsgewalt eine civil— 
rechtlich verfolgbare Forderung bezw. einen Schadenerſatzanſpruch in denjenigen 
Fällen erlangt, in welchen ihn die Eifenbahnen durch Verlegung der ihnen 
im öffentlichen Intereſſe auferlegten Verpflichtungen gejchädigt haben. Und 
dieſer „eg ift in der deutichen Handelsgefeggebung bejchritten worden. 

In den vor Einführung des deutjchen Handelsgejegbuchs erlafjenen Special: 
und Berbandsreglements, wie auch in dem fir alle Eifenbahnen des Vereins deut: 
iher Eijenbahnverwaltungen gültigen Bereind-Güterreglement vom 1. Dezem— 
ber 1856 und Vereins-Perſonen- 2c. Neglement vom 1. Juli 1859 tritt unver: 
fennbar die Neigung der Eifenbahnen hervor, zu ihrem Vortheil den in den 
Yandesrechten begründeten Umfang ihrer Haftpflicht, vornehmlich in Bezug auf 
die Beweislaſt, möglichſt einzufchränfen, jo daß insbejondere der Handelsſtand, 
welher jih aus den bereit3 dargelegten Gründen jenen Neglements fügen 
mußte, die lebhafteſten Beſchwerden dagegen erhob und gejegliche Abhilfe 
— Einſchränkung der Autonomie der Eiſenbahnen im Wege der Geſetzgebung 

gehrte. - 

Dieſem Berlangen ijt durch das deutsche Handelsgeſetzbuch entiprochen 
worden. Ju dem den Nürnberger Berathungen zu Grunde liegenden Preußiichen 
Entiwurfe eines Allgemeinen deutichen Handelsgejegbuchs hatte dieſe Forderung 
zwar noch feine Berüdjichtigung gefunden. Der Entwurf erklärte lediglich in 
jeinem Art. 326 (Ab. 1) die Beitimmungen des Titel vom Frachtgeichäft 
auch auf Eijenbahnen anwendbar ohne deren VBertragsfreiheit nach irgend welcher 
Richtung Hin einzujchränfen. (Motive des Preuß. Entw. ©. 177, 178). 

Aber bereits in I. Leſung (Prot. zum 9. ©. B. ©. 827830) wurde 
der Antrag geſtellt, einen Zuſatzartikel anzunehmen, durch welchen Verträge 
über Abänderung der geſetzlichen Haftpflicht der Frachtführer 
für unverbindlih erflärt wurden. Wenngleich dieſer Antrag feiner 
Faſſung nach ausnahmlos alle Frachtführer betraf, jo wurde doch in der 
Begründung alsbald hervorgehoben, daß er ganz bejonders die Eijenbahnen 
im Auge habe, welche durch Neglements die gejegliche Haftpflicht abzulehnen 
oder doch erheblich) einzufchränfen vermöchten. Da fie num ein faktiſches 
Monopolfür den Gütertransport hätten, indem vielfachen Erfahrungen 
zufolge neben ihnen feine Konkurrenz anderer Frachtunternehmungen beſtehen 
fünne, da ſonach jeder, der ein Gut zu tranzportiren habe, mit ihnen fontrahiren 
müſſe, fo verſtoße es gegen die guten Sitten, daß fich die Inhaber ſolcher faktiſchen 
Monopole eine geringere Haftbarfeit jtipulirten, als andere Frachtführer. 

Sn II Leſung (Brot. zum 9.6.8. 1230-1232) erhielt die Abficht, 
durch dieſe Beftimmung vornehmlih die Autonomie der Eijenbahnen 


zu beihränfen, einen weit prägnanteren Ausdruck. Es wurde nämlich 
der Borjchlag gemacht, den gewöhnlichen Frachtführer und die Bolt als diejenige 
Staatsanftalt auszunehmen, deren Verhältniſſe auf befonderen Einrichtungen 
berubhten, zum Theil jogar mit Staatsverträgen im Zuſammenhauge tänden, 
ſomit einer Aenderumg nicht leicht ımteriporfen werden fünnten, und deshalb 
zu Dem a ehe Art. 376 des Entwurfs zweiter Leſung folgender Zujaß 
(ala Abf. 2) proponirt und angenommen: 
„Die Beitimmung bat auf den gewöhnlichen Fuhrmann und die Bot 
feine Anwendung,“ 
jo daß nunmehr, wenn auch nicht mit ausdrüdlichen Worten, die durch Art. 376 
verordnete Befhränfung der Vertragsfreibeit ſich lediglih auf 
die Eiſenbahnen bezog. 

Die Dentichen Eifenbabn-Berwaltungen fühlten fich hierdurch aufs Aeußerſte 
beichwert. Nach Beröffentlichung des Entwurfs der II. Leſung überreichte 
daher der Verein dentſcher Eijenbabnverwaltungen den deutichen Bundes— 
vegierungen unterm 12. Dezember 1859 eine Denfichrift, in welcher bezüglich 
des Eiſenbahnverkehrs von rechtlichen und praktischen Gefichtspunkten aus gegen 
den Titel „Vom Frachtgeichäft”" eine Neibe Ichwerwiegender Bedenken erhoben 
wurde, und zivar nicht nur gegen Die generelle Bejchränfung ihrer Vertrags: 
freiheit, Tondern auch gegen eine Anzahl einzelner Beltimmungen. Den Ent— 
wurfe wurde insbeſondere entgegengebalten, daß er die eigenthümliche Natur 
und das Weſen des Eiſenbahnbetriebs zu wenig berücjichtige, und der Antrag 
auf Aufrechterhaltung der Autonomie der Eifenbabnen und Nevifion des Titels 
des H.G.B.'s vom Fractgeichäft in Bezug auf den Eijenbahnverfehr 
gejtellt. Auch wurde von der Kommiſſion des Vereins unterm 25. Januar 
1860 eine Reihe von formulirten Abänderungsporichriften zum Entwurfe 
II. Leſung des H.“G.Be's eingebracht. Dieſe Anträge und VBorfchläge ver: 
anlaßten ſowohl bei den Regierungen mannigfache Verhandlungen als bei Dem 
Kaufmannsitande lebhafte Gegenäußerungen, welche eine gänzliche oder Doch 
theilweiſe Beichränfung der SULILDENIE der Eiſenbahnen zum Gegenitande 
batten. (Val. Brot. zum 9.6.8. 4671, 6472). 

In III. Leſung fanden die Anträge des Vereins injofern Berückſichtigung, 
als in Anerkennung derielben von mehreren Negierungen Abänderungsanträge 
gejtellt bezw. eine Nevifton des Titels auf Grund der von den Eifenbahnvers 
waltungen geltend gemachten Bedenken beantragt wurde. Monit. 425, 426, 
449456, Brot. S. 4700 - 4702, 5120-5124. Diefe Anträge batten 
eine nochmalige eingebende Beratbung des in Nede ftehenden Titels zur Folge 
und führten dazu, daß — abgeiehen von der — einzelner Beſtimmungen 
des erſten allgemeinen Abſchnitts „Vom Frachtgeſchäft über— 
haupt“ Art. 399 —ã421 9.6.8), welcher die Rechte und Pflichten Des 
Frachtführers regelt, — dieſem noch ein zweiter, ſpezietl das Eiſenbahnfracht— 
geichäft betrefiender Abichnitt „Bon dem Frachtgeichäft der Giienbahnen 
insbejondere* Hinzugefügt wurde, welcher die in Il. Lejung angenommene 
gänzliche Bejeitigung der Autonomie der Eifenbabnen wieder aufbob und diejelbe 
nur inſoweit einjchränfte, als dies nach den bisherigen Erfahrungen im 
— des Handels und Verkehrs und zur Wahrung des freien Vertrags— 
willens der mit den Eiſenbahnen Kontrahirenden erforderlich erſchien (Art. 423 
bis 431 9.6.8.) Zugleich wurden als weitere im öffentlichen, wie im 
privaten Intereſſe notbiwendige Beſchränkungen Die bereit? im preußiichen 
Eifenbahngejege vom 3. November 1833 S 26 Ziff. 2 prinzipiell aunsgeiprochene, 
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nunmehr des Näheren prägifirte Transportpflicht der Eifenbahnen (Art. 422 
Abi 1 und 2), jowie die Verbindlichkeit derjelben aufgenommen, in Anſehung der 
Zeit der Beförderung feinen Abjender vor dem Anderen — abgejehen von gewiſſen, 
geieglih normirten Ausnahmefällen — zu begünstigen (Art. 422 Abſatz 3). 

Der Abichnitt „Bon dem Frachtgeſchäft der Eifenbahnen in 
bejondere* bildete fortan die gejegliche Baſis der Eifenbahn:Betriebs: 
regiements. Zwar befriedigten die darin gegebenen Feſtſetzungen ſowohl die 
Handeltreibenden wie die Eiſenbahnen nur halb, indem die einen die Eiſenbahn— 
autonomie für zu wenig, die anderen für zu ſehr beſchränkt hielten. Indeß darf 
nicht verkannt werden, dal; es ſich hierbei um die Entſcheidung über diametral 
entgegenitebende Meinungen und Intereſſen auf einem damals noch wenig befannten 
Gebiete handelte, daß der fragliche Abſchnitt ſomit den Charalter eines Kompro— 
miſſes trägt und, wie die Erfahrung lehrte, im Weſentlichen die richtige Mitte 
getroffen hat. Denn einerſeits war der Eingriff in ihre Vertragsfreiheit — über 
welchen ſich die Bahnen beklagen — in der That nur die Wiederherſtellung 
der Vertragsfreiheit ihrer Mitfontrabenten gegen die Wirkungen des Eiſenbahn— 
monopol3.'; Andererjeits ſprachen gemwichtige Gründe dafür, den Bahnen 
die Befugniß zur vertragsmäßigen Beichränfung der Haftpflicht nicht gänzlich 
zu entziehen bezw. nicht in höherem Grade, als dies zur PBaralyfirung ihres 
Monopols erforderlich erichien. Da fie der äußerſt ftrengen Haftpflicht des 
receptum unterworfen wurden, d. h. nicht nur fir ihre Leute und Transport: 
mittel, jondern auch jelbjt für den Zufall bis zur Grenze der höheren Gewalt 
eintreten mußten, da ſie ferner in Nücjicht auf ihr Monopol im Gegenjage 
zum gewöhnlichen Frachtführer zur Uebernahme des feiner Natur nach bejonders 
gefährlichen Transports gejeglich verpflichtet fein jollten, jo entiprady es dem 
Rechte und der Billigfeit, ihnen die vertragsmäßige Beichränfung der Haft: 
prlicht infomweit zu gejtatten, als der Berjender fremvillig zur Erlangung billigerer 
Transportpreife auf die erforderlichen Sicherheitsvorkehrungen (3. B. VBerpadung, 
Begleitung, Bedelung) oder Funktionen der Bahnorgane (3 B. Auf und 
Abladen) verzichtet und fich gewiſſermaßen mit einer geringeren Diligenz der 
Bahn begnügt, oder Güter zur Beförderung aufgiebt, die fich nach ihrer 
eigentbümlichen Beſchaffenheit (zerbrechliche, verderbliche Waaren, lebende Thiere) 
zum Bahntransport nicht eiguen. Die VBerneinung dieſer Befugniß erjchien 
durch das Monopol nicht begründet und würde mit der Erhöhung des Riſikos 
auch nothwendig zu einer Erhöhung der Transportpreife geführt, mithin den 
auf möglichite Minderung derjelben gerichteten Berfehrsinterefien und der 
Freiheit der Abjender, gemwilie Gefahren jelbit zu übernehmen, widerjprochen 
baben.”) Diefer vermittelnde Standpunkt des Gejehgeberd wird in 
einem Kommilfionsbericht des Preuß. Herrenbaufes vom 22. Mai 1861 über 
zwei gegen den qu. Abſchnitt gerichtete Petitionen — der Preuß. Privat: 
eiienbahn-Direftionen vom 3. Mai 1361 einerjeits und der Handelsfammer 
zu Köln vom 4. Mai 1861 andererſeits — in treffender Weile charafterifirt: 
„Die Eifenbahngejellichaften — beißt es in dieſem Berichte — find Eigen: 
thümer einer zum allgemeinen Gebrauche bejtimmten Bahn, zu deren Anlage 
fie nur vermöge eines Akts der Staatigewalt, insbefondere durch Verleihung 
des Rechts zur Erpropriation gelangen konnten, zugleich befigen fie faktiſch 


D Dal. Sid in eins Datiıhr. f. d. gel. Hand.-Recht Bd. 19 Anlageheft S. 68. 
9 Ngl. d. Erf. d. er Sen. d. deutichen Neichsger. vom 11. Februar 1888 Fiſen 
babnrechtl Entich. Bd. s . 118, 119. 
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das Monopol des Transports auf diefer Straße. In beiden Beziehungen 
iſt es umerläßlich, ihnen von Staats wegen Verpflichtungen aufzuerlegen, wo— 
durch die Benugung der Straße und der Transportanftalten ein gleiches Necht 
für alle wird. Die Feſtſetzung jolcher Verpflichtungen kann bei der Konzeſſio— 
nirung der Bahn geichehen. Bei den hierdurch möglicherweife entjtehenden 
großen Berjchiedenheiten in den einzelnen dentichen Staaten kann es indeß nur 
gebilligt werden, wenn das H.G.B. verjucht, einen gewiſſen Theil der Ver— 
pflichtungen und Berechtigungen der Eijenbahngejellichaften, die ſich auf die 
Frachtunternehmung beziehen, allgemein fejtzuftellen. In den Art. 422 bis 
431 ijt dieſe Regelung erfolgt. Den Eijenbahnen ift danach im Allgemeinen 
nicht gejtattet, den FFrachttrangport zu verweigern und fich durch Vertrag der 
Verantwortlichkeit für entitehenden Schaden und verfpätete Lieferung zu ent: 
ziehen (Art. 422 und 423); durch eine Reihe von Ausnahmen wird diejes 
Berbot aber bejchränft, erläutert oder gemildert (Art. 424—431) Der Inhalt 
der Art. 422—431 entipricht deshalb nicht den Wünfchen der Eifenbahnen, 
weil fie als Frachtunternehmer das Streben haben, fich die Freiheit des Ver— 
trages, deren jeder andere Trausportunternehmer genießt, möglichſt zu wahren, 
obgleich die Befrachter faktiſch ihrerſeits nicht in der Lage ſind, ſich den von den 
Eiſenbahnen vorgeſchriebenen Bedingungen zu entziehen. Er entſpricht andererſeits 
nicht den Wünſchen der Handelskammern, weil dieſe das Streben haben, die von 
allen Waarentransporten untrennbaren Gefahren, Verluſte und Zufälle von 
ſich abzumälzen. Es darf jedoch behauptet werden, daß die Art. 422—431 
feine mit Grund geltend zu machende Ausstellungen von ſolchem Gewichte 
veranlafien, um auf Annahme oder Nichtannahme diefes Theils des Gejegbuchs 
Einfluß äußern zu können . . . .“. 

Das H.G.-B. hat hiernach den richtigen Mittelweg eingeſchlagen, 
d. h. prinzipiell zwar die vertragsmäßige Beſchränkung der Haftpflicht den 
Bahnen verboten (Art. 423), aber ansnabmsweiſe fir gewiſſe — durch Be— 
dürfniffe und Erfahrung feitgeitellte — Fälle geitattet (Art. 424 431'). 

Durch die Einführung des deutschen Handelsgejegbuchs in Deutichland 
und Oeſterreich und die weſentlichen Abänderungen, welche infolge deſſen 
jorwohl das Frachtrecht im Allgemeinen in Bezug auf die Rechte und Pflichten 
des FFrachtführers (Art. 390— 421), wie das Eijenbahnfrachtrecht im Be: 
jonderen (Art. 422—431) erfuhren, wurde nicht nur eine Umgejtaltung 
des Betriebsreglements für die preußischen Staatseijenbahnen und die unter 
Verwaltung des Staates ſtehenden Brivateifenbahnen,*) jondern auch Die 
Bildung eines neuen, den Vorjchriften des Handelsgefegbuchs entiprechenden 
Vereinsgüterreglements und die Umgeftaltung der die Haftpflicht beim Gepäd- 
transport betreffenden Beſtimmungen des Vereinsperſonen- 2c. Neglements 
erforderlih. Was zunächjt den Entwurf eines neuen Vereins-Güter— 
veglements an Stelle des Neglements vom 1. Dezember 1856 (j. oben 
©. 354 Anm. 3) anlangt, jo wurde derjelbe unter Benugung eines bereits 
von der Generalverſammlung zu Danzig (30./31. Juli 1860) und zu Hamburg 
(12. bis 15. Dezember 1860) las Entwurf in den Generalverjamme 
lungen zu Köln (26. bis 28. Auguſt 1861) und Dresden (10. Februar 1862) 


Mal. v. Habn Il, ©. 691, 692 und dagegen Rießer, a. a DO. 1, S 
Budelt, II, ©. 552. — Vogt in der deutſchen Vierteljahrsſchrift xxu "lass 
.1—63, Endemann, Nechtsgrundl. S. 199, 200, Anſchütz u.v. Völderndorff, IL, 
. 466, 487. 

) ſ. Anm. 2 ©. 350. 
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durhberatben und proviloriich angenommen. Nach dem zugehörigen Ueberein- 
kommen jollte dieſes neue Vereinsgüterreglement von 1862 zu Dderjelben Zeit 
jür die deutſchen Eiſenbahnen in Kraft und das ältere Neglement vom 1 Dez. 
1356 außer Kraft treten, in welcher das deutiche H.«„G. B. Geſetzeskraft erlangt. 
Diejer Beltimmung gemäß ift das Neglement vorerft proviforiich in Preußen 
und Sachſen mit dem 1. Juli 1862, in Bayern mit dem 1. Juli 1862 und in 
Tefterreih mit dem 1. Juli 1863 in Geltung geiegt, ſodann aber durch den 
Beichluß der Generalverfammlung zu Hanover (9 /10. Auguft 1864) definitiv 
tür jämmtlihe Bahnen des Vereins deutſcher Eijenbahnverwaltungen ange: 
nommen umd zugleich mit dem mei vedigirten Uebereinfommen als: 


„Reglement für den Vereins-Güterverkehr auf den 
Bahnen des Bereins deutſcher Eiſenbahnverwaltungen 
vom 1. März 1865“ 

publiziert worden. ') 
Der Entwurf eines neuen Bereind=:PBerjonen- ꝛc. Reglement an 
Stelle des unterm 1. Juli 1859 (j. oben ©. 354) eingeführten wurde zuerit 
in der Generalverjammlung zu Amjterdam (28.—30. Juli 1862) zur Berathung 
geitellt, jodann die Berathung in der eo un zu Salzburg (3. u. 
4. Augujt 1863) fortgejegt, aber erjt zu Hannover (9./10. Auguſt 1864) zum 
Abſchluſſe gebracht und hierauf das 
„Bereinsreglement für den Perſonen- zc. Verkehr auf 
den Bahnen des Vereins deutiher Eijenbahnvermal- 
tungen vom 1. März 1865” 

endgültig eingeführt.*) 

In den Jahren 1865—1870 haben dieſe Vereins-Reglements nur un— 
erbeblihe Abänderungen erfahren. Erſt die Verfaſſung des Norddeutichen 
Bundes vom 26, Juli 1867 und jpäter die Verfaſſung des deutichen Neiches 
vom 16 April 1871 riefen auf Ddiefem Gebiete eine lebhaftere Bewegung 
und Umgejtaltung hervor S. 376 ff). 


II, 

Für Die außervertragsmäßigen Beziehungen der Eijenbahnen in 
Bereit des Eifenbahntransport3 blieben während der vorliegenden Periode die 
oben ©. 345 f. erörterten Haftpflichtnormen des 8 25 des Eijenbahngejeges 
unverändert maßgebend. Doc trat auch hier, wie bei dem Eifenbahnfracht: 
geihäft (Art. 423 H.-G.:B.), mit der in auferordentlihen Maaße wachjenden 
Bedeutung des Eifenbahntransports die Nothiwendigfeit hervor — joweit e& 
ih um die Haftpflicht von Perſonen handelte, — die Autonomie der Eijen- 
bahnen zu begrenzen, d. h. ihnen die vertragsmäßige Ausſchließung oder Be: 
ihränfung ihrer Haftpflicht durch gejegliche Vorichrift zu verbieten. Denn 
an jich befahen die Beitimmungen des 8 25 des Eijenbahngejeges von 1838 
abjoluten (zwingenden) Charakter nicht. Die durch diejelben eingeführte ftrenge 
geiegliche Haftpflicht konnte aljo im Wege des Vertrages ausgeſchloſſen oder 
beihränft werden. Die Eifenbahnen machten von diefer Befugniß zu ihren 
Gunſten einen möglichit weitgehenden Gebrauch. Denn die verjchärften, weit 
über die bisherigen Grenzen hinausreichenden Haftpflichtbeitimmungen des 8 25 
des Eifenbabngefeges legten ihnen das Streben nahe, in jeder Weile, vornehm— 

Y Preuß. Min. Bl. d. i. V. 1865, S. 261 f. 
© Preuß. Min-Bl. d. i. B. 1865, ©. 251 f 
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(ih aber im Voraus durch Verträge mit den Betheiligten die Wirkung Der 
gejeglichen Borichriften abzufhwächen und die Anwendung derielben zu vers 
hindern. Kraft der Machtitellung, welche fie jowohl ihrem Dienftperjonal, 
wie auch dem Publikum gegenüber einnahmen, waren fie in der Lage, durch 
Zwang und Einfluß zu ihren Gunjten die Anwendung der gejeglichen Be: 
ſtimmungen vertragsweile auszuschließen bezw. eimen ſtarken Drud auf Die 
Intereſſenten Hinfichtlich des Abjchlufies Tolcher Verträge auszuüben und Das 
durch dem gejeglich den leßteren verlichenen bejonderen Schuß illuforiich zu 
machen. Aus diejen Gründen wurde es nach dem Vorgang mehrerer anderen 
Sejeßgebungen') für geboten erachtet, derartige Verträge zu unterfagen, d. h. Die 
gejeglichen Haftpflichtbejtimmungen der Dispofitionsbefugnig der Parteien zu 
entrüden und dem 8 25 des Eijenbahngefeges abjoluten Charakter zu verleihen. 
Dies iſt durch das Sal ah von 3. Mai 1869°) geicheben, welches in 
feiner Faſſung im Wejentlichen an den Art. 423 des D. H.-6.:B.: anlehnt. 
Darnach find die Eifenbahnen für nicht befugt erklärt, die Anwendung Der 
im $ 25 des Eijenbahngefeges enthaltenen Bejtinnmungen über ihre Berpflich- 
tung zum Erjabe des Schadens, welcher bei der Beförderung auf der Bahn 
an den auf derſelben beförderten Perjonen oder auch an anderen Berionen 
entitebt, zu ihrem Bortheil durch Verträge (mitteljt NeglementS oder durch 
bejondere Uebereinfunft) im Voraus auszuschließen oder zu bejchränfen. Ent— 
gegenitehenden Bertragsbeftimmungen it die rechtliche Wirkung verſagt. Das 
Berbotsgejeß bezog fich aber nur auf die Berfonenbaftpflicht: die Haftpflicht 
für Sahbeichädigungen wurde Durch dasjelbe nicht berührt und erfuhr auch 
jpäterhin feine Veränderung. 


85. 
Die Rechtsentwickhlung von der Gründung des Norddeutſchen Bundes 
bis zur Gegenwart. 


Die Ereignijje des Jahres 1866, welche zur Gründung des Norddeutjchen 
Bundes führten, waren auf die weitere Entwidelung des Eifenbahntransport= 


" Das Franzöſiſche Recht gebt bierin am mweitelten, indem die Praris wenigitens 
fowobl den Güter: als ud den Berionen- Transportvorichriften im Meientlihen abio- 
Iuten Charakter beitegt. Die Iransport- Norichriften des code de commerce Art. 99. 103) 
werden zum größten Theile als zwangsrechtlich aufgefaßt Goldſchmidt Zeitſchr. f. d. gel. 
Hand. Recht IV 655) und im jeder vertragsmäßigen Modifikation der dem Frachtführer 
obliegenden — Haftpflicht ein Verſtoß genen den Art. 6 des code eivil (on ne peut 
déroger par des conventions partieulieres aux lois, qui interessent lordre publie 
et les bonnes nor a geleben Lehmann, törperverleh. u. Tödtungen auf Deutjch. 
Eiſenb. Berlin 1871 S 
Das —*86 Hecht geitattet der Eiſenbahn nur in ihrer Eigenſchaft als Güter— 
beförberer die Haftpflicht durch Privatübereinkunft zu beſchränken, Goldſchmidt, a. a. O. 
IV ©. 656 ff), dagegen nicht als Berjonen beförderer. zn iſt den Beitimmungen 
über den Rerionentransport abioluter Charakter beigelegt. Lehmann, a. a. O. S. SO), 
„Der Berjonenbeförderer iit — wie M. M. v. eber (Henri Andrews Simon), 
Haftpflicht der Eiſenb. in England, S. 1 bemerkt — verpflichtet, Rajlagiere 
licher zu befördern, ift aber weder durch Parlamentsbeichluß, noch anders= 
wie ermächtigt, eine PWerbindlichleiten beliebig zu begrenzen oder gar zu ver- 
mindern (he is not empowered ‚by Act of Parliament or otherwise to 
limit or lessen his liability'“ Wal. auch 82 des Oeſterr. Rerfonen:Haft- 
plicht-Gei. f. d. Eiſenb. v. 5 März 1869 Seſt. R. ©. Bl. Stück XII Nr. 27). 
Weſterkamp Endemann's Handb. d. Hand. R III S. 694. Endemann 
— z. Haftpfl. Geſ. 3 Aufl. 147 ‚5 years desgl. 9. 10, 82, Nab, Haftofl. 
Geſ. ©. 110 Eger, Haftpfl. Gei. 3 Aufl. S. 481 er Haftofl. Hei. ©. 126. 
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rechts von tiefgreifendem Einfluſſe Um den ſchwer empfundenen Mißſtänden 
zu begegnen, welche durch den Mangel eines einheitlichen Nechtes hervorgerufen 
waren, lag es im der Abficht, eine national-einheitliche Geitaltung wie des 
Eiſenbahnweſens überhaupt,') jo auch insbejondere des öffentlichen und privaten 
Eijenbabntransportrechts zu schaften. Indeß, gegenüber den divergirenden 
Jutereſſen der einzelnen Bundesitaaten in finanzieller Hinficht und namentlich 
in Bezug auf das Tarifweſen gelang es nur zum Theil, diefe Abficht zur 
Durchführung zu bringen. 

Zwar jtellte die Bundes: bezw. die jpätere Reichsverfaſſung im Art. 4 
Ziff. 8 als leitenden Grundſatz bin, daß das Eiſenbahnweſen im Intereſſe der 
rg N und des allgemeinen Verkehrs der Beauflichtigung Teitens 

s Bundes (Neichs) und der Geſetzgebung desselben unterliegt, und verpflichtete 
We Art. 42 die Bundesregierungen, die deutichen Eiſenbahnen im Intereſſe 
des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Neg zu verwalten. Aber die 
zur Erfüllung diefer Aufgaben dem Reiche in den Art. 41—47 der Berfaflung 
verliebenen Befugniſſe erwieſen fich nicht ſtark genug, um eine einheitliche: Ge— 
ftaltung des Eifenbahntransportrechts durchzuführen. *) 

Hierzu trat, daß die Geſetzgebungs- und Aufſichtsgewalt der einzelnen 
Bundesſtaaten durch die bezüglicdyen Rechte des Reichs nicht aufgehoben, jondern 
nur inſoweit bejchränft ift, als die Rechte des Neiches greifen und dieſes von 
jeinen Nechten Gebrauch macht.) Und Dieje eigenartige Theilung der 
Geſetzgebungs- und Aufjichtsgewalt hatte zur Folge, daß fortan das Eifen- 
bahntransportrecht in ziwiefacher Weiſe fich weiter entwidelte, nämlich einerjeits 
durh reichsrechtliche, andererjeit$ Durch [andesrechtliche Normen. 
Die Entwidelung war hiernach feine gleichmäßige und konnte e& nicht fein. 
Während das öffentliche Eijenbahntransportredht, insbefondere das Tarifrecht, 
nur in beichränftem Maaße zu einer einheitlichen Geftaltung gelangte, hat das 
private Eijenbahntransportrecht eine im Weſentlichen einheitliche Normirung 
erbalten. 

A. 


Deffentlihes Eiſenbahn-Transportrecht. 


Wie in der vorangehenden Periode, jo traten auch in der mit der Grün: 
dung des Norddeutichen Bundes beginnenden Periode den Bejtrebungen, auf 
dem Gebiete des öffentlichen Eijenbahntransportredhts einheitliche 
Rechtsnormen zu jchaften, die vielfach einander widerjtrebenden Intereſſen 
der einzelnen Bundesftaaten und Eifenbahnverwaltungen, insbejondere auf dem 
Gebiete des Tarifwejens, mit unverminderter Stärke entgegen. 

a) Auf diefen Umstand ift es vornehmlich zurücdzuführen, daß die Berugnifie 
welche durch die Bundes» bezw. Neihs-Verfajjung dem Reiche in 
Bezug auf das öffentliche Eifenbahn-Transportrecht eingeräumt wurden, fich 
von vornherein al3 jo geringfügig und unzureichend erwiefen, daß auf Grund 
derjelben eine einheitliche Gejtaltung dieſes Nechts nicht herbeigeführt werden 


" v. Rönne, Staatärechts des Deutſch. — 2. Aufl. I, 8 100, ©. 347 f. 
—— Deutſches Staatsrecht 3b. I (1892), S. 643. 
v. Rönne, DO. ©. 328-332. Yaband, Staatsrecht des Deutſch. Reichs 
Auf. "BD. 1 Aassı) ©. 112, 113, 117, Hänel, Deutich. Staatsreht S. 645 umd 
Ertl zum deutichen Staatsrecht, N. 1. 9. ©. 73, 831—84. Scott in Endemann’s 
Handb. d. Handelsr. Bd. 3 5 352 S. 464 . Fifcher in Holzendorff's Jahrb. II ©. 212 
Perrot, Eiſenbahnpolitik S S. 68 Wagner, Finanzwiſſenſchaft, 3. Aufl. S. 780, 81. 
5) Hänel, a. a. O. ©. 651, 653. 
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fonnte. Der Schwerpunkt der Entwidelung blieb, wie in den anderen Bundes: 
jtaaten, jo auch in Preußen, in dem weiteren Ausbau des Landesrechts. 
Nur mühſam und nad) langwierigen Verhandlungen gelang es der Initiative 
Preußens, auf dem Wege der Vereinbarung allmählich durch die jog. Tarif: 
reform im Neiche wenigitens eine formale Einbeitlichfeit in den allgemeinen 
Grundjägen über die Bildung der Tarife und in der Klaſſifikation der ver— 
ſchiedenen Güter zum Zwecke der Tarifbeſtimmung zu jchaffen.') 

Die Bundes:, bezw. Reichsverfaſſung begnügte ſich damit, die Anſchluß— 
pflicht einheitlich zu regeln,“) die landesgeſetzlichen Widerſpruchsrechte beſtehender 
Eiſenbahnunternehmungen gegen die Anlegung von Parallel- oder Konkurrenz— 
bahnen für das ganze Reich aufzuheben“ und die Eiſenbahnverwaltungen zu 
einheitlihen Maßnahmen für den durchgehenden Verkehr jowie zur Einrichtung 
direfter Expeditionen im Perſonen- und Güterverkehr unter Gejtattung des 
Uebergangs der Transportmittel zu verpflichten.) In Bezug auf den bei 
weitem wichtigiten Zweig des öffentlichen Eifenbahn-Transportrechts, das 
Tarifweien, war — abgejehen von der dem Kaiſer vorbehaltenen Befugniß, 
bei Notbitänden für Lebensmitteltransporte einen niedrigen Spezialtarif ein: 
zuführen, °) ſowie der Berpflichtung der Eijenbahnverwaltungen, das Militär: 
und alles Sriegsmaterial zu gleichen ermäßigten Süßen zu befördern,”) — 
dem Reiche nur das Recht der Kontrole und zugleich die Direftive ertheilt, 
auf eine möglichjte Oleichmäßigfeit und Herabjegung der Tarife binzuwirken. ‘) 

Es lag auf der Hand, daf das Reich, ohne mit entjprechenden Befugniſſen 
ausgerüſtet zu ſein, der Aufgabe, ein einheitliches Recht auf dem Gebiete des 
Tarifweſens zu ſchaffen, nicht genügen konnte. Denn dem Reiche fehlte ver: 
faſſungsmäßig die Befugniß, die Tarife zu normiren oder den Eiſenbahn— 
verwaltungen vorzuſchreiben. Die Zuſtändigkeit des Reichs beſchränkte ſich 
vielmehr im Weſentlichen darauf, die Handhabung und Anwendung der landes— 
geſetzlichen und konzeſſionsmäßigen Vorſchriften in Betreff der Tarife zu über: 
wachen. Das Reich befaß weder Nechts: noch Zwangsmittel, über Diele 
Grenze hinauszugehen. Die gejeglichen: und konzeſſionsmäßigen Tarifbefugnijie 
der Bundesſtaaten wurden — abgejehen von den fingulären Vorichriften der 
Art. 46 und 47 — durch die Neichsverfaflung weder berührt noch beichräntft. 
Es war mur neben die LYandesaufficht noch die Auffiht des Neiches getreten 
und dieſem zugleich die Direktive gegeben, auf die Fortentwidelung des Tarif: 
wejens hinzuwirken, aber nicht durch Verleihung entjprechender Befugniſſe und 
BZwangsmittel, jondern mur durch Uebertragung der Kontrole und Hinweis auf 
die zu verfolgenden Ziele. „Die Kontrole — bemerkt Laband a. a. O. ©. 1237. 
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5. unten ©. 369 fi. 
8 Art. 4 ar. 2 Reichsverfaſſ, Yaband, a.a. =. 115, v. Rönne, Pr. St.-R,, 
4. Aufl. IV. 577, 582, Gleim, Recht d. Ciienb., 8. 1. ©. 193, 19%. 

9 Art, A abi. 31. ec, Laband, a. a. O, 115, 116, v. Rönne, D. StR. 
II. I. 325 endel, Komm. 3. Le. Urk. S. 190, Löning. VBerm.-R., S. 621, 
Gleim, , Rreuf. Eifenb. Arch. 1888, . 822 md Hecht d. Eilenb., I. S. 153. 

*) Art. 44 1.c, Laband, 122. 123, Hänel, 5.650, 651, Nereins-Wagenregulativ 
von 1880/81, Endemann, S. 139, Nrönig, Il. S. 385. 

) Art. 46 1. c, Saband,a.a. O., &. 130, v. Rönne, D. St. R. II. 1. S. 318, 
326, Pr. StR, IV. S. 579, Hänel,a.a. O & „657. 

°) Art. 47 1. ec. v. Rönne, D. StR, II. 1. ©. 318, 326, 327, 11. 2. S. 281, 288, 
348, Pr. StR. IV. 8 373 &. 579, $ 876 S. 5 3- 585, Laband, a. a. O. S. 130, 
131, Seydel, S 194, Hänel, ©. 657. 

’; Art. 45 if. 21.0, Yaband, a.a. * =. 123, 124, 127 f. Seydel, a. a. C., 
S. 192, v. Rönne, Pr. StR. IV. 8 373 S. 578, Hä nel, a. a. O. ©. 652. 
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flar und treffend — enthält Lediglich die Befugniß, von den bejtehenden 
Tarifen in Kenntniß gejegt zu werden, und das Necht der Ueberwachung, daß 
die Eijenbahnverwaltungen theils bei Aufitellung und Veröffentlichung der 
Tarife den für fie bejtehenden Landesgejeglichen und konzeſſionsmäßigen Vor— 
Ichriften genügen, theils bei dem Abjchluß der Transportverträge die bejtehenden 
Zarife innehalten. Eine reichsgejegliche Grundlage für die Handhabung 
diejer Kontrole fehlt zur Zeit; ja die Anordnung der Verfaſſung hindert nicht 
einmal die Einzelftaaten, die ihnen zuſtehenden Befugniſſe hinſichtlich der Feſt⸗ 
ſtellung und Abänderung der Tarife aufznopfern und den Privat-Eiſenbahn— 
unternehmern eine größere ‘Freiheit als bisher zu gejtatten, und noch viel 
weniger, für die Staatseifenbahnen nach Belieben Tarife einzuführen oder 
abzuändern. Durch die bloße Kontrole über das Tarifwejen wird weder dem 
Neiche irgend ein Zwangsmittel beigelegt, um die Einzelitaaten zur Abänderung 
bejtehender Tarife und zur Einführung eines einheitlichen Tarifſyſtems zu 
nötbigen, noch ein Veto oder Zujtimmungsrecht des Neiches zur Veränderung 
beitehender Tarife begründet. Man trug offenbar und mit Necht bei Abfafjung 
des Urt. 45 Bedenken, dem Weiche, welches bei den finanziellen Erträgniiien 
der Eijenbabnen gänzlich ——— — war und zur Zeit nur hinſichtlich der 
Reichs-Eiſenbahuen in Elſaß⸗ Lothringen beteiligt ist, Die Befugniß zur Feſt— 
jegumg der Tarife einzuräumen, d. b. ihm eine Verfügung über die Einnahmen 
der Staatskaſſen und Eifenbabnaktien-Vereine zu gewähren. E3 fragt ſich 
daher, welchen Zweck die Kontrole des Reiches über das Tarifwejen hat. 
Abgeſehen num von der Garantie gegen Willfürlichfeiten und Ungejeglichkeiten 
der Eijenbahn: Verwaltungen, welche durch die Stontrole des Reiches gegeben 
iſt, jollte Ddiefelbe eine Handhabe fein, mittelft deren das Neich auf die Fort— 
entwidelung und Umgeftaltung des Tarifweſens eimmirfen fünne; fie jollte 
dem Weiche einen Einfluß auf die ſogenannte Tarifpolitif fichern.“ ') 

Bei diefer Rechtslage mußte ſich das Reich darauf bejchränfen, eine 
Reichs-Centralbehörde zu errichten, welcher die Aufgabe zugewieſen wurde, die 
bezüglichen Auffichtsbefugnifje des Reiches ſowohl in Betreff des Tarifweſens 
wie auch zugleich der Beobachtung der privatrechtlichen Vorſchriften“ wahr: 
zunehmen. Durch das Neichsgejeg vom 27. Juni 1873 (R-G.-Bl. ©. 164 
murde demgemäß das Neichseiienbahnamt als Gentralaufjichtsorgan des 
Reiches errichtet. Zu den Hauptaufgaben diefer Behörde gebörte die Kontrole 
über das Tarifwejen und die Leberwachung der transportrechtlichen Vorſchriften 
des Reichs und der Bundesitaaten.’) Indeß, dem Verfehrsbedürfnijie, welches 
dringend eine Abjtellung der auf diefem Gebiete beitebenden Mißſtände durch 


gl. and die von Laband, a. a. O., Anm. 1 angef. Verhandlungen des Reichs— 
tags von 1867, ferner Perrot in Sirth’s_ Annalen 1874 S. 1087 und in Holgendortt's 
Jahrb. IV. (1876) S .266 f., Hänel, a.a. ©, &. 655—657. Die weitergehende Annahme 
Hänel's (5. 658 L e.), das Reich ſei befugt, die einmal berbeigefübrte Uebereinſtimmung 
und Gleichmäßigteit des Tarifweſens feitzubalten (d b. * feftzulegen) und gegen 
Aenderungen Einſpruch zu erbeben, findet im Art. 45 Ziff. 2, welcher dem Reiche nur 
das Recht des bloßen „Hinwirkens“ auf die Erzielung möglichiter Sleichmäßigfeit ꝛc. der 
Tarife einräumt, feinen Anhalt, und würde einen tiefen Eingriff in die einzelſtaatlichen 
Tarifbefugniſſe involviren — während doch Hänel (iS. 655, 657 Ziff. 2dieſe zutreffend 
nicht be rührt willen will. Weder die Theorie, noch die Praxis hat — * dem Art. 45 
eine Derartig ertenfive Auslegung ner eben (j. unten S. 370 Anm. 4). 
Insbeſondere des D. 9.-G.-B. (Art. 422--431), des Vetriebs-NReglements für die 
Eijenbabnen Deutichlands x. 
Laband, a.a. O, 5. 122, 131, 132, v. Rönne, T. St.-R. I. 1. S. 320, 
Fiſcher in v. Holgendorff's Jahrb. IV. ©. 443. 
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Einführung einheitlicher Normen erforderte, war dadurch nicht genügt. Es 
hätte hierzu eines beſonderen, auf Grund des Art. + Ziff. 8 der Reichsverfaſſung 
zu erlaſſenden Neichsgejeßes bedurft. ') 

Bon diefer Erwägung aus wurde auf wiederholte Anregung des dentichen 
Neichstages im März 1874 vom Neichseifenbabnamte der Entwurf eines 
Reichseiſenbahngeſetzes aufgeftellt und veröffentlicht, *) im welchem neben 
einer volljtändigen Negelung des privaten Eiſenbahn-Transportrechts Dem 
Meiche auch bezüglich des öffentlichen Eifenbahn-Trangportrechts weitgehende 
Befngnifie zugemwiejen waren. Aber weder diefer Entwurf, noch ein auf Grund 
der zahlreichen Bemerkungen zu demjelben vom NReichseifenbahnante vollitändig 
umgearbeiteter und im April 1875 publizirter zweiter Entwurf, °) der ſich nur 
auf das öffentliche Necht erjtredte, fanden Billigung und Annahme. Alle Be: 
jtrebungen diefer Art jtießen auf den unüberwindlichen Widerfpruch der Bundes: 
jtaaten,*) welche auf diefem mit ihren Finanzen eng verfmüpften Gebiete ihre 
autonomen Befugnifje zu Gunſten der Reichsgewalt um jo weniger aufgeben 
wollten, als das Neich, abgejehen von den Neichseiienbahnen, an den Er: 
trägnifjen unbetbeiligt war. °) 

Diefer Umstand führte endlich zu dem Plane, die Einbeitlichkeit auf dem 
Gebiete des öffentlichen Transportrechts, namentlicdy des Tarifweſens, Durch 
den Erwerb jämmtlicher deutichen Bahnen für das Weich und Die 
Damit verbundene einheitliche Reichs-Verwaltung berbeizuführen. Mit Dem 
Erwerbe der preußiichen Staatsbahnen für das Neich jollte diefe weitgreifende 
Maßnahme zunächſt eingeleitet werden. Durch das preußiiche Geſetz vom 
4. Juni 1876°) wurde auch in der That die preußiiche Staatsregierung zur 
Uebertragung der preußiichen Staatsbahnen auf das Reich gegen angemeſſene 
Entihädigung ermächtigt. Aber einen weiteren Fortgang fand auch dieler 
Plan nicht. Seine Ausführung cheiterte gleichfalls an dem energiichen Wider: 
jtand der anderen Bundesitaaten. 

Nachdem die wiederholten Verſuche, durch Stärkung der Befugniſſe Der 
Neichsgewalt im Wege der Gejeßgebung einheitliche Normen auf.dem Gebiete 
des Tarifweſens herbeizuführen, fehlgeichlagen waren, blieb nunmehr nur 
übrig, duch Verhandlungen und Bereinbarungen mit den Bundes> 
ftaaten, bezw Eijfenbahnvermwaltungen, diefes Ziel zu erreichen. ‘) Auf 


', Yaband, a. a. O., 5.129, 130, v. Rönne, 13 StR. IV. 5373 ©. 578 Note l. 
Hirth's Annalen des Deutichen Neichs 1874, &. 891 f. 
Hirth's Annalen 1875, 5. 1225 f. 
*) Bericht des Reichseijenbahnamts, in Hirth's Annalen „1877, S 683 8, Fiſcher in 
v. Holpendorff's Jahrb. Bd. 4 (1876), &. 446 ff, Laband, 112. 
' Tas Betriebs: ‚Reglement für die Gifenbahnen Deutichlands vom 11. Mai 1874 
ſ. unten S. 124° enthielt zwar in feinem $ 52 einige auf das Tarifweſen bezügliche einbeit: 
liche Beitimmungen. Aber es waren Dies doch im MWelentlichen nur gemeiniame Ordnungs— 
vorichriften, welche die Dauptfragen der formellen und materiellen Tarifeinheit gänzlich 
unberührt ließen und die Befugniſſe der einzelnen Bundesſtaaten und Giienbabnverwaltungen 
weder binfichtlich der allgemeinen Normen für die Bildung der Tarife und Klaffifitation der 
Güter, noch in Betreff der Feitiegung und Abänderung der ar in irgend welcher Weile 
beichräntten (vgl. er Laband, a. a. O. 5. 124, Hänel, a. a. O. S. 655.) 
eben den San dieler Berbandlungen j. Hirth's Annalen, VIT. S,_1527 f.. 1639 f. 
—— D. StR. 1. 1. 322, 323, Note 5, Yabanpd, a. a. 8. S. 129 u. Note 2, 
—2 in v. Soisenborffs — Bd. II. ©. 221 f. u. IV. wg Dentichrift des 
Keichseiienbabhnamts vom Jannar 1877 in Hirtb's Annalen 1877. ©. 688 ff, vergl. noch) 
Sar. Verkehrsmittel, Bd. II. ©, 446 ff. u. Wagner, Finanzwitienichaft, 3. Aufl, 3. 780 
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dieſem Wege iſt es insbefondere durch die emergiiche Initiative und Mit— 
wirkung Preußens allmählich während der Jahre 1874 bis 1877 gelungen, 
die ſogenannte „Tarifreform“ zu Stande zu bringen, dah, ſämmtliche 
deutiche Eiſenbahn-Verwaltungen zur Annahme eines gemeinfamen Tariffyitems 
zu einigen. 

Den Anlaß bot das Bedürfniß einer allgemeinen Tariferhöhung wegen 
der ſinkenden finanziellen Ergebnifje der Eifenbahnen. Die Erlaubniß zu einer 
Erböhung wurde von Neichdwegen von der Durchführung eines einheitlichen 
Tarifipitems abhängig gemacht. Grundlegend war der mit Rückſicht anf eine 
Denkſchrift des Reichseiſenbahnamts vom 5. Mai 1874) gefaßte Beſchluß 
des Buudesraths vom 11. Juni 1874, betr. die interimiftifche Zulaſſung von 

Tariferhöhungen bis 20°,,, durch welche die Einführung eines gemeinſamen 
Tarifſyſtems zunächit angebahnt werden follte. °) Es folgte ſodann durch Be: 
ſchluß vom 12. Februar 1975 die Prolongation dieſer Maßregel und zugleich 
die Einfegung einer Tarif-Enquéte-Kommiſſion, welche am 13. Dezember 1875 
ihr Gutachten eritattete. I Auf Grund Ddesjelben und nach vorgängigen Bes 
ratbungen und Bereinbarungen ſämmtlicher Eiſenbahu-Verwaltungen wurde 
vom Bundesratbe unterm 14. Dezember 1876 bejchlofien, daß vom Stand: 
punkte des Reiches gegen die Einführung - aus Dielen Bereinbarungen ber: 
vorgegangenen Tarifſyſtems unter gewiſſen Boransfegungen und Einſchränkungen 
nichtS zu erinnern ſei, ferner den Reichskanzler zu erfuchen, bis zum 1. Oftober 1377 
jeititellen zu fallen und bekannt zu geben, im welchem Umfange das Spitem 
zur Einführung gefomnten it, endlich die betbeiligten Negierungen zu erjuchen, 
jpäteftens bis zum 1. Januar 1880 über den praftiichen Erfolg des neuen 
Spitems behufs weiterer Beſchlußnahme feitens des Buudesraths eingehende 
Mittbeilung zu machen.) Ju Gemäßbeit des Bundesratbsbeichlufies vom 
14. Dezember 1376 wurde bierauf vom preußiſchen Handelsminiſterium eine 
Generalkonferenz der deutſchen Eifenbabnverwaltungen einberufen und in dieſer 
am 12. und 13. Februar 1377 der einheitliche Gütertarif definitiv feitgelegt. ') 
In weiterer Ausführung ferner des qu Beichlufles wurden vom Reichskanzler 
in den Jahren 1377 bis 18579 über den Fortgang der Tarifreform Erhebungen 
angeſtellt und dem Bundesrathe die Reſultate mitgetheilt.) Darnach war am 
1. Oktober 1879 das Reformſyſtem im inneren Verkehre der deutſchen Eiſen— 
bahnen, wenngleich nach langwierigen Verhandlungen, durch ein Kompromiß 
der verichiedenen Spiteme im Welentlichen durchgeführt. Durch die Tarif: 
retorm murde den beitebenden Mißſtänden weitgehender Beriplitterung und 
Verworrenheit inſoweit abgeholfen, als nunmehr wenigſtens eine formelle 
Gleichmäßigkeit in den allgenreinen Grundfägen über die Bildung der Güter: 
tarife (Tarifvorichriften) und in der Klaſſifikation der verfchtedenen Güter zum 
Zwecke der Tarifbeitinnmung bergejtellt war. Zugleich wurde in der pertwdiich 
wiederkehrenden General- Konferenz der deutichen Eiſenbahn-Verwaltungen 
ein — mit der Aufgabe geſchaffen, das nene Tarifſyſtem auf der gegebenen 
bis 7 782, Uhrich, Eiſenbahntarifweſen. 3. 250-262, Endenann, Recht der Cijenbahnen, 

471 und Note 23, Hänel, a. a. CU, S. 659 und Note 9, v. d. Leyen, Ueber Ver— 
——— im dentſchen Tarifweſen in Schmoller's Jahrb. 1883 II. 

Hirth's Annalen 1874, S 16: an 
HOHirth's Annalen 1874, S. 1527 17 
Hirth's Annalen 1876, S. 163.469, 596— 621. 

‚ Reichs-Anzeiger 1876, Mr. 297 &. 1. 
Zeitung d. Wer. Deutich. Erienb.Berwalt. 1877, S. 181. 
) Zeitung d. Wer. Deutich. Eiſenb. Verwalt. 1877, 2. 1218, - 1875, 3.864, - 1879, 2.1016 
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Grundlage, dem Verkehrsbedürfniſſe entiprechend, fortzuentwideln und die Ein: 
heitlichkeit möglichit zu wahren.') Die Verhandlungen und Bejchlüffe der 
General:onferenz werden von der ftändigen Tariffommisiion, bejtehend 
aus Vertretern deuticher Staats: und Privateiienbahnen, unter Zugiehung 
eines ftändigen Ausſchuſſes der Verkehrs-Intereſſenten, welcher ſich 
aus von den Negierungen ernannten Bertretern von Handel, Induſtrie und 
Landwirtbichaft zufammenfegt, vorbereitet. ‘) 

War num auch auf Ddiefem Wege eine Einheit des Tarifſyſtems erreicht, 
jo machte jich doch die Erwägung geltend, daß diefe nur durch Kompromiſſe 
der deutschen Eiienbahnverwaltungen erzielte Regelung, deren fortdauernde 
Geltung lediglich von dem Willen der einzelnen Staats: und Privatverwaltungen 
abbing, nicht die Garantie der Vejtändigfeit biete. Auch war die Einheitlichkeit 
feine volljtändige. Denn durch den Neformtarif war nur eine formelle 
Tarifeinheit — Einbeitlichfeit des Tarifichemas, bezw Tarifſyſtems — 
erzielt worden, nicht aber eine materielle Einheit, d. h. Unterwerfung 
der Bahnverwaltungen unter gemeinjame, für die Tarifirung anzuwendende 
Grundtaren. Nach wie vor blieb es im Rahmen des neuen Tarifſyſtems den 
einzelnen Bundesjtaaten überlaſſen, für ihre Staatseiſenbahnen die te 
nach eigenem Ermeſſen feitzuiegen, und den PBrivatbahnen, diefelben nach Maß— 
gabe der bejtehenden landesrechtlichen Normen, bezw. der Konzeſſionsvorſchriften 
und Marimalfäge zu beftimmen. Außerdem war auch nach der Tarifreform 
die Einführung von Ausnahmetarifen für einzelne Artikel — abweichend von 
der gemeinfamen Klaſſifikation — nach Befinden bezw. Genehmigung der 
Yandesauffichtsbehörden gejtattet, jo daß alſo jelbit die formelle Tarifeinbeit 
durch derartige Sondertarifirungen durchbrochen werden fonnte.°) Ganz zus 
treffend bemerkt daher Yaband a. a. O. ©. 129: „Die Geltung des neuen 
Tarifſyſtems beruht nicht auf der Mutorität des Neiches oder dem Beichluß 
des Bundesraths, jondern auf einer Vereinbaruug der deutichen Staats: 
und PBrivateiienbahnverwaltungen und auf den Nechtsbefugnifjen, welche den 
einzelnen Bundesregierungen auf Grund der Landesgejege oder Konzeſſionen 
den Eijenbahnunternehmern gegenüber zuiteben. Dieſe partifuläre und kon— 
ventionsmäßige Grumdlage für die Geltung des jeßt geltenden Tarifſyſtems 
birgt nicht mur die Gefahr in fich, daß dasselbe in ſehr verjchiedener Weile 
gebandbabt und im Einzelnen ausgeführt werde, jo daß es doch wieder zu 
neuer Zerjplitterung und Verwirrung führen kann, jondern fie läßt auch das 
Bedürfniß nad) einem Organ, von welchem die einheitliche und planmäßige 
Weiterbildung und Fortentwickelung des Tarifweſens geleitet werde, unbefriedigt.“ *) 
In materieller Hinficht war mithin durch die Tarifreforin der bisherige Zuſtand 
der Zeriplitterung und VBerfchiedenartigfeit der Tarife im Wejentlichen nicht 





S. über Organijation und Geichäftsordnung: Zeitung d. Ver. ıc. 1878, ©. 40, 
210, 923, 1191 

“, Trudi, des Preuß. Landtags 1879, Nr 29 ©. 12, Endemann, 5 100 ©. 471f, 
Ulrid, 2. 281, 282, led, S. 345, Hänel, 5. 642. Die Zuftändigfeit der General- 
Konferenz und Tarittommiifion wurde nicht auf die allgemeinen Iransportvorichriften für 
den Güterverkehr beichränft, fondern auch auf die allgemeinen Tarifvorichriften für den 
Berionen- und Gepäckverkehr, ſowie für Die Reförderung von Leichen, Fahrzeugen und 
lebenden Thieren und auf die allgemeinen Zuſatzbeſtimmungen zum Betriebsreglement aus- 
gebehnt. Nrönig, 1 2. 316 

' Ulrich, S. 288, Endemann, >. 472 

Ueber die "hiervon abweichende Auffaſſung Hänel's (a. a. O., ©. 658, 659 und 

Note 9 in Vetreff des neuen Tarifinitems . oben 5. 367 Anm. 1. 
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geändert worden. Dieje Erwägungen haben die Neichsregierung im Jahre 1879 
zu dem Verſuche bewogen, eine gejegliche Regelung des Eijenbahntarifwejens 
durh Erlaß eines Eijenbahn: Tarifgejeges — unabhängig von einem 
Reichseiſenbahngeſetz — herbeizuführen, welches dem Weiche in Erweiterung 
der ihm durch die Verfaſſung bewährten Befugniſſe vornehmlich das Hecht 
jichern jollte, gleihmäßig für alle deutjchen Eiſenbahnen das Tarifſyſtem und 
die Normaleinheitsjäge zu bejtimmen und Abweichungen von der Genehmigung 
des Reiches abhängig zu machen. ’) Aber auch diefer Berfuch blieb erfolglos. ?) 
Der Entwurf erlangte nicht Gejegesfraft. Seither ijt ein weiterer Schritt, im 
Wege der Reichsgeſetzgebung das Tarifwejen im deutjchen Neiche formell 
und materiell einheitlich zu regeln, nicht unternommen worden. 

b) Umſomehr betrachtete e8 die preußiiche Staatsregierung als ihre 
Aufgabe, wenigitens innerhalb des Gebietes des preußiſchen Staates die Tarif: 
einheit auch in materieller Hinficht herbeizuführen und die Nechte des Staates 
in Betreff der Eijenbahnen Ddiefem Ziele entiprechend fortgeſetzt zu jtärfen. 
Mehrere günjtige Umftände wirkten zujammen, um ihr die Erreichung dieſes 
Zieles zu erleichtern. 

l. Zunächſt gaben die Ereignilje des Jahres 1866 den Anlaß, das 
Eiienbabngejeg vom 3. November 1838 durch die Verordnung vom 
19. August 1867 in die nen erworbenen Yandestheile einzuführen 
und damit auch auf Diefe Die nach dem Eijenbahngejege dem Staate zujtehenden, 
freilich nicht jehr weitgehenden Befugniſſe in Betreff des Tarifweſens einheitlich 
auszudehnen.’) Durch das Gejeg vom 11. März 1370 wurde das Eijenbahn- 
gejeg auch in Walded und Pyrmont, *) durch das Geſetz vom 23. März 1873°) 
im Jahdegebiet eingeführt, jo daß dasjelbe nunmehr im gejammten Staats: 
gebiete — mit Ausnahme der Hobenzollern’schen Lande®) — in Geltung war. 
Die Wahrnehmung der dem Staate zuitehenden Beh wurde Durch die 
Erlajie vom 15. Dezember 1866 und 9. März 1867) auch in den neuen 
Yandestheilen dem Miniſterium für Handel zc. und, nachdem durch Erlaß vom 
7. Auguſt 1873°) von diefem das Meinifterium der öffentlichen Arbeiten ab: 
gezweigt worden war, durch das Gejeg vom 13. März 1879°) einheitlich für 
das geſammte Staatögebiet dem Minifterium der öffentlichen Arbeiten zugewieſen. 
Zugleich erfuhr die Nechtseinheit auf diefem Gebiete dadurch eine wejentliche 
Förderung, daß fraft der Geſetze über die Zuftändigfeit der Verwaltungs= ıc. 
Behörden !®) die Entjcheidung in Streitigkeiten über die Anwendung der Tarife 
zwifchen Gifenbahnen und Publikum, welche durch eine finguläre Beitimmung 


') Yaband, a. a. O, 5.130: „Cine durchgreifende Abhülfe kann auch bier nur ein 
Reichsgeich gewähren, welches | dem Reiche feit umgrenzte, aber wirkſame Befugniſſe 
binfichtlich der Tarifſatzungen überträgt.“ Ulrich, S. 289—291. 

Yaband, a. a. O. 5. 130 Anm. 1. 

5) Soweit nicht die ertheilten Konzeſſions-Urkunden über das Verhältniß der beitebenden 
Frienbabngeiellichaften zum Staat und zum Publikum abweichende Beitimmungen enthalten 
(Berorbn, v. 19. Auguit 1867 6-5, ©. 1426), Gleim, Pr. Eijenb.-Arh. 1888, S. 822 

*) ürftlich” Walded’iches Regierungs- Blatt, 5. 29. 

" ($.- 9, S. 107. 

) Für welche das Geieh vom 1. Mai 1865, betr. die Anlage von Eiſenbahnen in den 
— ſchen Landen, gilt (8.5. S. 317). 

-5. 1867, z 5 u. 396. 
"8x 1879, ©. 25. 

", 6-5. 1879, ©. 123. 

“4 bj. 3 des Gef. v. 26. Juli 1876 (8.-©., 5. 298), bezw. $ 159 des Gef. v. 
1. Auguit 1883 (G.-©., 5. 237). 
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des Eijenbahngeieges von 1838) den Regierungen mit Vorbehalt des Rekurſes 
an das Minifterium zugewiejen war, auf den ordentlichen Richter übertragen 
wurde.) Nah Einführung des Zuſtändigkeitsgeſetzes in ſämmtlichen Provinzen 
der preüßiſchen Monarchie war damit Die Einheitlichkeit der Rechtſprechung in 
Tarifſtreitigkeiten geſichert. 

2. Sodann wurden, wie in der vorangegangenen Periode, die Beſtrebungen 
mit Erfolg fortgeſetzt, ſowohl bei der urſprünglichen Konzeſſionirung 
neuer Privatbahnen, wie auch bei der Ertheilung nachträglicher Konzeſſionen 
zur Erweiterung alter Yinien dem Staate einen mahgebenden Einfluß auf die 
Tarife, insbejondere das Genehmigungsrecht in Betreff aller Tariffeltiegungen 
und = Aenderungen zu ſichern und wichtige Befugniſſe hinſichtuich der Ermäßigung 
der Tarife und Erpebitionsgebühten anszubedingen. °) Die bezüglichen Be: 
dingungen erreichten nach den im Laufe der Zeit gewonnenen ———— 
in den Roneffionen und Konzeſſionsnachträgen eine ſolche Gleichmäßigkeit, * 
daß der Staat allmählich faſt allen Privatbahnen gegenüber — mit euer 
Ausnahmen — in den Belig der vorbezeichneten Befugniſſe gelangte. °) 

Auch bezüglich der Nebenbabnen Bahnen untergeordneter Be— 
Deutung) wurden gleich weitgehende Rechte dem Staate in den Konzeſſions— 
bedingungen vorbehalten. Doc führte die Rückſichtnahme auf das Zuſtande— 
kommen und die Nentabilttät dieſer Unternehmungen dazu, ihnen, in&bejondere 
infoweit fie von vorwiegend nur lofaler Bedeutung waren, für die eriten Sabre 
ihres Beſtehens eine größere Selbitjtändigfeit iu der Feltitellung ihrer Tarif: 
jäge einzuräumen.) In noch höherem a griff ſpäterhin dieſer Geſichts— 
punkt in Betreff der Kleinbahnen Platz. 

sm Zuſammenhange mit der — und um deren Zuſtandekommen 
zu fördern, wurde zwar den Privatbahnen während der Jahre 18574—76 
widerruflich noch ein gewiſſer Spielraum bezüglich der Wiederaufhebung er— 
mäßigter Frachtſätze ohne ſtaatliche Genehmigung und Wiedereinführung Der 
vorher im Geltung geweſenen Tarifſätze gewährt.) Mit dem Abſchluß der 
Tarifreform aber — gegen Ende der jiebziger Snhre — wurden diefe nur 
vorübergehend und widereuflich gewährten Freiheiten im Wejentlichen wieder 
auf die aejeglichen und konzeſſionsmäßigen Berprlichtungen eingeichränft, und 
unter Aufhebung entgegenftebender Erlalje") die Nechte des Staates in vollem 
Umfange im Sinne einer thunlichſt centralifirten, nicht nur formell, Jondern 
auch materiell einheitlichen Seitaltung des Tarifweſens, den öffentlichen Intereſſen 
und einer einheitlichen Verkehrs-Politik entiprechend, zur Anwendung gebracht." ”) 


"835 Gel. v. 3. November 1838, W, Koch, Teuticht. Ciienb,, TI 


N 2.495 Anm. 24, 
Bering b. Gruchot, XXI S. 405, Fleck in v. Stengel's Wörterbuch, S. 344, Gleim 
im Preuß. Gilend Arch. 1888, 2. 824. 


Gleim, Preuß. Eiſenb-⸗Arch. 1888, &. 824. 

°) Feſtſtellung und Abänderung des Marimal-Berfonengeldtarifs, des Gütertarifſchemas 
und der Marimaleinbeitspreiie, der Ausnahme- und Differentialtarife ıc. 

N Normaltomeliions bedingungen. 

>= led in v. Stengel's Wörterbuch, S. 342, Ulrich, Eiſenb-Tarifw., S. 186, 188, 
191-- 193, 

5 Ulrich, a. a. ©. S. 192 

J s 14 eich über Nleinbabnen und PBrivatanichlußbabnen v. 28. Juni 1892, G.: 5 
>. 225, \erufalem, Kommentar, S. 39. Gleim, Nonmmentar, 2. Aufl. S 

) Ngl. die Erlaſie v. 14 Namıtar 1875 und 11. Nanuar 1876, Ulrich, S. 195, 196. 
Insbeſondere des Grlafies von 18. Februar 1863, Ulrich, 5. 197. 

Not. die Erlaſſe vom 15. Mai 1877, 21. Februar 1878 und 23. April 1878, 
Ulrich, 5. 196—198, Krönig, 1. &. 105. 
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3. Den bei Weitem wichtigiten Einfluß aber auf die materiell einheitliche 
Geitaltung des Tarifwejens in Preußen übte die Verjtaatlichung der preußtichen 
Privateifenbahnen aus. Bereits in früheren Jahren waren bedeutende Linien 
in den Bejig oder die Verwaltung des Staates allmählich gelangt. Dieſer 
Beſitz wurde im Jahre 1866 durch den Hinzutritt der Staatsbahnen der neuen 
Yandestheile erheblich vermehrt und in den folgenden Jahren theils durch den 
Ausbau großer Linien, theils durch den Ankauf einzelner Bahnen erweitert. 
Im Jahre 1879 entichlo& man fich bierauf zu einer umfallenden Verſtaat— 
lihung der preufiihen Privatbahnen. Nicht zum wenigiten hat auf 
diefen Entichluß das Ungenügende des vorhandenen Zuitandes des öffentlichen 
Eiienbabntransportrecht3 und der Umstand eingewirkt, daß man weder durch 
geiegliche noch reglementarische Beltimmungen, noch durch Vorbehalte in den 
Konzeilionen die Wahrung der Öffentlichen Intereſſen auf diefem Gebiete aus: 
reichend ficherzuftellen vermochte.) In den folgenden Jahrzehnt wurden fait 
alle wichtigeren Eijenbahnen für den Staat erworben. Mit der Uebernahme 
diefes großen Bahnneges erlangte der Staat die Möglichkeit und Macht, auch 
ohne Erweiterung feiner gejeglichen Berugnilie, im Wege der Verwaltung durch 
einbeitliche Borichriften und Einrichtungen die öffentlichen Intereſſen zu fürdern 
und insbejondere auf dem Gebiete des Tarifwejens die Tarifeinheit auch in 
materieller Hinficht zur Durchführung zu bringen. Indem Durch die Organi: 
jation der preußiichen Staatseiſenbahnen die Nechte der TFeititellung 
und Abänderung aller Tarife und wichtigeren Verkehrseinrichtungen, wie Feſt— 
itellung und Abänderung der zur Perſonen- und Poftbeförderung bejtimmten 
Züge, der wechjelfeitigen Wagenbenugung, der Anfchluß: und Mitbenugungs: 
Verhältiſſe 2c., grundfäglich in die Hand des Miniſters der öffentlichen Arbeiten 
gelegt wurden, ?) war für das umfaſſende Gebiet des preußiſchen Staatsbahn— 
neßes die Nechtseinheit und einheitliche Fortentwidelung gefichert. Für die 
gelammten preußiichen Staatsbahnen und für Nechnung des Staates verwalteten 
Bahnen wurden einheitliche Normaltransportgebühren (Staatsbahn: 
grundtaren) feitgefegt und in die Tarife eingerechnet. Dieje gleichmäßige 
Geitaltung des Tarifweſens der preußischen Staatsbabnen übte zugleich durd) 
die Macht der Verhältniſſe auch ohne den Zwang gefeglicher Beftimmungen einen 
entscheidenden Einfluß auf die noch vorhandenen Privatbahnen aus, ſie übertrug 
ih auf eine große Anzahl wichtiger Tarifverbände, jo daß, was durch die Reichs: 
gejeßgebung nicht erlangt werden konnte, in Preußen auf dem Wege der Ber: 
ſtaatlichung thatfächlich erreicht wurde: nicht nur die formale, jondern 
auch die materielle Tarifeinheit.’) 

Dadurch aber, daß an Stelle der Negelung durch Gejeg und Oberaufficht 
Die Regelung nunmehr im Wege der Verwaltung erfolgte, war die Gefahr 
nabe gerüdt, daß fortan nsfaliiche Intereſſen eimfeitig in den Vordergrund 
treten, mit den von den Staate-Verwaltungsbehörden zugleich zu fürdernden 
öffentlichen Intereſſen in Widerjtreit gerathen und dieſe jenen nachgeſetzt werden 
könnten. Um dieſer Gefahr zu begegnen und den öffentlichen Intereſſen auch 


Motive zu d. Entw. eines Gei., betr. den Erwerb mehrerer Privateiienbahnen rür 


den Staat, Trudi. Nr. 5, Haus der Abgeorön,, 14. Yegislat.- Ber. 1. N. 1879. -18>0, 
sap Et. R.d. D. R. 2. Aufl. Bo. 11 112, Gleim, R. d. Gijenb., 1. 38, 39. 
Organiſation der Staats Eiſenbahn— Tonlin vom 24. November — s5u 
5 14 Zi 2, Krönig, 1. S. 103—105, 187, 188. Dies tft auch im der neuen Verwaltungs: 
Drdnung vom 15.  Tejember 1894 beibehalten worden. 
Ulrich, ©. 292—295, 299 ff. 
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gegenüber dem Ermeſſen der fiskaliſchen Exekutivbehörden die volle Berück— 
ſichtigung zu wahren, wurde für einzelne wichtigere Maßnahmen die Zuziehung 
und Mitwirkung der Intereſſentenkreiſe und des Landtages für 
erforderlich erachtet. Die Normirung der Art und der Fälle dieſer Mitwirkung 
erfolgte durch das Geſetz vom I. Juni 1882, betreffend die Einſetzung 
von Bezirkseifenbahnräthen. ') Darnach ijt den Verfehrsinterefjenten — wenn 
auch nur mit berathender Stimme — die Mitwirkung bei allen wichtigeeen 
Berfehrsmaßnahmen der Eifenbahn:Berwaltungsbehörden, insbejondere bei der 
SFeitjtellung oder Abänderung der Fahrpläne und der Tarife gefichert. Ferner 
find die Verhandlungen des Landeseiienbahnraths vom Minijter der öffentlichen 
Arbeiten unter Beifügung einer überfichtlichen Daritellung des Ergebniſſes und 
der darauf getroffenen Entjcheidungen ebenfo wie die Normaltransportgebühren 
für Perfonen und Güter dem Landtage regelmäßig mitzuteilen. Endlich Dürfen, 
unbejchadet der dem Reiche verfaffungsmäßig zuftehenden Einwirkung auf das 
Eijenbahntarifweien, Erhöhungen der 3. 3. der Publikation dieſes Geſetzes 
beitehenden Normaltransportgebübren, joweit fie nicht zum Zwecke der Her: 
itellung und Gleihmäßigfeit der Tarife oder in Folge von Aenderungen des 
Tarifſchemas vorgenommen werden, nur durch Gejeß, d. h. unter verfaſſungs— 
mäßiger Zuftimmung des Landtags erfolgen. Und es iſt damit — da Die 
ss 29 bis 32 des Eifenbahngejegee vom 3. November 1838 nicht praftiic 
geworden jind — zum erjten Male in Preußen eine gefegliche Einwirkung 
auf das Eiſenbahntarifweſen zugelafien und feitgeitellt worden. ?) 

ce) Es liegt auf der Hand, daß durch die im Rahmen der Reichsverfaſſung 
anf dem Gebiete des öffentlichen Eifenbahn:Transportrechts geichaffenen einbeit- 
lichen Normen, ferner durch die Tarifreform und endlich) durch die auf dem 
Wege der Berftaatlichung bergeitellte Einheit des Tarifwejens und der Trans 
port-Einrichtungen in Preußen der Einfluß der Eifenbahnverbände auf 
die Gejtaltung und Fortentwicklung des preußischen Eijenbahn-Transportredhts 
wejentlic” an Bedeutung verlieren mußte. Immerhin blieben aber dieſe Ver: 
einigungen auch noch weiterhin von großer Wichtigkeit für die rechtlichen Be— 
ziehungen der preußischen Eifenbahnen zu den Eifenbahnen der anderen deutichen 
Bundesitaaten und zu den Eifenbahnen des Auslands im internationalen Verkehre. 

1. Die Bedeutung der Tarifverbände ift durch die Tarifreform und 
die vom Weiche innerhalb feiner Kompetenz ausgehenden einheitlichen Map: 
nahmen auf dem Gebiete des Tarifweſens zwar geihwächt, aber nicht gänzlich 
aufgehoben worden. Denn, wie oben ©. 370 ff. erörtert, führte die Tarifreform 
nur zu einer formellen, nicht zu einer materiellen Einheit auf dieſem Gebiete. 
Auch erjtredte fie fich lediglich auf die deutichen Eifenbahnen. Die Verjtaat: 
lihung des größten Theils der preußischen Eifenbahnen in Verbindung mit 
den vom Staate im Wege der Konzefjionirung erlangten Befugnifjen über die 
noch vorhandenen Privatbahnen batte zwar im MWefentlichen nicht nur die 
formelle, jondern auch die materielle Tarifeinheit der preußischen Eiſenbahnen 
zur Folge. Aber diefe Einheit reichte — abgejehen von dem freiwilligen An 
ichluß einer Neihe deutscher Bahnen — nicht über das Gebiet des preußiichen 
Staates hinaus. Auch darf nicht außer Acht gelajjen werden, daß die Tarif- 





65:5, 5.313, Hrönig, I. S. 147—149 u. 188, v. d. Leyen in v Stengel’ 
Wörterb., 1. S. 332 u. in Schmoller's Jahrb. N. F. XII. Heft 4, Ulrich, S. 1791, 
Endenann, Nect der Eijenb., S. 597, Eger, Handb. des Preuß. Eiſenb.Rechts, Bd- 1. 
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Gleim, Recht d. Eiſenb., I. 5. 40 
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rerorin lediglich auf einer freien Vereinigung der deutichen Eiſenbahnen berubt, 
mitbin fih nicht auf gejegliher Grundlage entwidelt bat, jondern als 
Ergebniß gewiſſermaßen eines großen Tarifverbandes der deutschen Eijenbahnen 
daritellt, welcher die Einführung und Fortentwicklung eines einheitlichen Tarif: 
ſyſtems in Dentichland im Vertragswege fich zur Aufgabe machte. An 
die Stelle der Einzelverbände war in diefer Hinficht ein alle deutjchen Bahnen 
umfaſſender Tarifverband getreten. Dieje Tarifeinheit gründete ſich aber auch 
weiterhin nur auf Vertragsrecht, nicht auf gefegliches Recht. War ferner aud) 
durch die Tarifreform der Wirkungsfreis der einzelnen Tarifverbände im inneren 
Berfehre Deutichlands erheblich beichräntter geworden, !) jo waren diefelben doch 
für die einheitliche Gejtaltung und Fortentwidlung der Berkehrsbeziebungen 
der preußischen Eiſenbahnen zu den Eifenbahnen der anderen deutjchen Bundes: 
jtaaten und des Auslands keineswegs entbehrlich. Sie dehnten ſich vielmehr 
mit dem in außerordentlihen Maaße jteigenden Verkehre namentlich in inter: 
nationaler Richtung immer weiter aus und umfahten fait alle wichtigeren 
Verfehrsbeziehungen zu den Ländern des europäifchen Kontinents. Die Fort: 
entwiclung eines der wichtigjten Zweige des öffentlichen Eijenbahn-Transport: 
rechts, des Tarifweiens, berubte alfo, joweit es die Beziehungen der preußiichen 
Erjenbahnen zu den Eifenbahnen der anderen Bundesjtaaten und des Aus— 
landes anlangt, nach wie vor auf vertraglichen Vereinbarungen. 

2. Inſoweit fich die Tarifverbände nicht nur mit der einheitlichen Auf— 
jtellung und Ankündigung der Tarife und Bejörderungs-Bedingungen (Verbands: 
tarife) befaßten, jondern auch die gemeinfame Regelung der für den durch: 
gehenden Verkehr erforderlichen Transport-Einrichtungen zum Zwed und Gegen: 
itande hatten, erfuhr ihr Wirkungsfreis im inneren deutſchen Berfehre dadurd) 
eine wejentliche Einjchränkung, daß das Bedürfni nach möglichjt weitgehender 
Einheit im Juni 1886 zu der Gründung des deutichen Verkehrs-Ver— 
bandes3 führte?) Der —*— dieſes Verbandes beſtand in der Fortbildung 
der die Beförderung von Perſonen und Gütern betreffenden Dienſtzweige, ſowie 
in der Herbeiführung einer thunlichen Uebereinftimmung der hierauf bezüglichen 
Vorſchriften, insbejondere über das Abfertigung: und Abrehnungs:Berfahren. °) 
Dadurch, daß Ddiefer Verband fait jämmtliche dentiche Staats- und Privat- 
bahnen in fich Schloß und die bisher von den Ginzelverbänden getroffenen 
einheitlichen Einrichtungen und Vorfchriften in fih aufnahm und zu den jeinigen 
machte, wurde ein Organ zur einheitlichen Geftaltung und yortentwidlung 
aller wichtigeren Transport-Einrichtungen geichaffen, welches die Thätigfeit der 
einzelnen Eijenbahn: und Tarifverbände auf diefem Gebiete im inneren Ber: 
fehre Deutjchlands im Wefentlichen entbehrlich machte. Aber auch hier beitand 
die Aenderung nur darin, daß an die Stelle der Einzelverbände ein alle 
deutichen Eijenbahnen umfaſſender Verband getreten war. Die Fortentwicklung 
des fraglichen Gebiets erfolgte nach wie vor im Wege des Bertrages. Es 
bildete jich nur ein einheitliches Wertragsrecht, fein gejegliches Necht. 

3. In gleicher Weile vollzog fich endlich auch die weitere Entwidlung 
der für die gegenfeitige Wagenbenugung und den direkten Wagendurchgang 





Insbeſondere der Wirkungstreis des ſog. Tarifverbandes, welder, nachdem er feine 
Bedeutung verloren, ſich aufgelöft hat. König, 1, S. 62, led in v. Stengel’s Wörterbuch, 
=. 347, Ulrich, Eilenb.-Tarifweien, S. 227 f., Endemann, S. 472 Hänel, a. a. O. 2.642. 

) led, ©. 346 $ 46, Krönig, I, 5. 315. z 

” Allgemeine Abfertigungsvorichriften des deutichen Verlehrsverbandes, am 1. Cftbr. 
1891 im ganzen deutichen Reiche eingeführt (rönig, I, S. 271). 
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getroffenen Eimrichtungen. Es waren zwar durch das vom Verein deuticher 
Eiſenbahn-Verwaltungen gefchloflene Uebereinfommen, betreffend die gegenfeitige 
Magenbenugung VBereinswagenübereinfommen, Seite 355) für alle 
Bereinsbahnen eine Reihe einheitlicher Normen und Einrichtungen bereits ge— 
ichaffen worden. Für den engeren Verkehr der preußifchen Staatseilenbahnen 
untereinander erwieſen fich dieſelben aber nicht als ausreichend. Nachdem ſchon 
unterm 7. April 1580 ') bejondere „Borlänfige Beltimmungen, betr. Erleich: 
terumgen im der gegenfeitigen Benugung der Güterwagen auf den vom Staate 
verwalteten preußiſchen Eiſenbahnen“ durch den Miniſter der öffentlichen Arbeiten 
erlajlen worden waren, ) ergingen unterm 21. März 1881 umfafiendere definitive 
VBorichriften für die gegenjeitige Wagenbenugung der preußiſchen 
Staatsbabnen und unter Staatöverwaltung jtebender Privat: 
bahnen unter einander, ſowie im Verfehr mit den Reichseiſenbahnen in Elſaß— 
Lothringen und mit den Gloßberzogliche Oldenburgiſchen Staatsbahnen.“ Dieſe 
Vorſchriften wurden unterm 11. Juli 1883 in erheblich erweiterter — ab- 
geänderter Faſſung nach dem Beitritt mehrerer mitteldeuticher Privatbabnen 
erneuert‘) und unterm 1. Oftober 1837 in nochmals weientlich ergänzter und 
modifizirter Gejtalt emanirt.’) Unter Zugrundelegung diefer Vorſchriften bildete 
fih jodann der preußiſche Staatsbahn-Wagenverband, weldher Die 
preußiichen Staatöbahnen mit einer Neihe anderer in engeren Verkehre ſtehender 
deutscher Bahnen zu einer freieren wechjelleitigen Wagenbenußung vereinigte, 
als Dies durch die Vorschriften des allgemeinen Wagenübereinfommenz Des 
Vereins deuticher Eifenbahn-Verwaltungen geicheben war. *) Nach den Anträgen 
dDiefes Verbandes find an die Stelle der Borjchriften vom 1. Oftober 1597 
die gegenwärtig geltenden vom 1. Januar 1593 getreten. ') 


B. 
Brivates Eiſenbahn-Transportrecht. 
J. 


In weit ſtärkerem Maaße, als auf dem Gebiete des öffentlichen Eiſen— 
bahn-Transportrechts wirkten auf dem Gebiete Des privaten Eiſenbahn— 
Transportrechts günitige Momente zuſammen, um dem Reiche die Ein: 
rührung einheitlicher Normen zu ermöglichen und zu erleichtern. Zunächit bot 
die Neichsverfaftung bierzu in den Artikeln 43, 44 und 45, Ziffer 1, itärfere 
Handhaben. Sodann war in dem das Eilenbabnfrachtgeichäft betreffenden 
Abichnitte des Handelsgeſetzbuchs ſchon eine einheitliche geſetzliche Grundlage 
geſchaffen. Endlich war in den faſt ſämmtliche deutſchen Eiſenbahnen um— 
faſſenden Perſonen- und Güterreglements des Vereins deutſcher Eiſenbahn— 
Verwaltungen bereits ein einheitliches, vollſtändig entwickeltes und den Verkehrs— 


U" Mreuß. Gifenb.-Nerordn-Bl. S 260, Krönig, H, 3. 387. 
*) betr. I. Wagenbenubgung, II. Wagenmiethe, III. Wagenreparaturkoſten. IV. Wagen 
reviſion und Notirumg. 
) Eiſenb.V. Bl. S. 108, Endemann, Eiſenbahnr. S. 439. 
Eiſenb⸗ViBl. S. 144, Endemann, a. a. O. S. 440. 
Vorſchriften über die gemeinſchaftliche Wagenbenußung der preußiſchen Staats— 
bahnen x. vom 1. Oktober 1887 (EB. S. 305. 
Fleck, S. 347. Ueber die arımdiäßliche Nerichtedenheit der Normen des Staatsbabrr - 
Wanenverbandes und des Vereins: MWagenübeinfommens: Nröntg, 11. 388, 389. 
" Erlenb.B.Bl. 1892, &. 557. 
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dedürfniſſen entiprechendes Vertragsrecht vorhanden, welches nur der Gin: 
tübrung im Wege der Neichsgejepgebung, gewiſſermaßen der Uebertragung in 
dieſelbe bedurfte. 

Auf Grund der vorbezeichneten Verfaſſungs-Beſtimmungen“ nahm der 
Korddeutiche Bund (bezw. jpäter das Neich' nicht mur die Prlicht, Tondern 
aub das Recht für fih in Anfpruch, im Nahmen des zum Bundes-, bezw. 
Reichsgeſetz erklärten deutichen Handelsgejegbuchs ein einbeitliches Betriebs: 
Reglement für ſämmtliche Eijenbahnen im Norddeutichen Bunde 
— mitteljt Befanntmahung vom 10. Juni 1870 -— einzuführen. °) 
Zwar waren, wie oben S 362 ff. dargeſtellt, einheitliche Betrieb3:Reglements für 
de Bahnen des Vereins deuticher Eiſenbahn-Verwaltungen ‚durch den Verein 
für den Güter: und Berfonen-Berfehr erjt wenige Jahre vorher eingeführt 
werden. Indeß berubte diefe einheitliche Regelung doch nur auf der freien 
Sereinbarung der zu jenem Vereine gehörigen Eijenbahnen und fonnte 
durh Kündigung jeitens jeder einzelnen Bahn geitört werden. Aus dieſem 
Grunde war die obligatorijche Einführung eines einheitlichen Betriebs: 
Neglements von Bundes:, bezw. Neichswegen ein dringendes Bedürfniß für die 
einbeitliche und Eonjtante Fortentwicklung des deutschen Eifenbahn- Transportrechts. 

Abgeieben jedoch von der obligatorischen Natur des Betriebs-Neglements 
für die Eifenbahnen im Norddeutichen Bunde lag es in der Natur der Sache, 
daß dasselbe ſich materiell im allen wejentlichen Punkten au die Beitimmungen 
des Vereins-Güter-Reglements und des Vereins-Perſonen- 2c. Reglements vom 
I. März 1865 anlehnte, zumal dieje unter Mitwirkung der Bundesregierungen 
und Zugrundelegung des deutichen Handelsgeſetzbuchs von den deutichen Eiſen— 
bahn-Verwaltungen in jachverftändigiter Weile und in Berückſichtigung aller 
Erfahrungen auf dieſem Gebiete aufgeftellt worden waren. In formeller 
Beziehung trat injofern eine bemerfenswerthe Menderung ein, als die Be— 
tunmungen des Perſonen- und Güter-Neglements in ein Reglement ver: 
'ümelzen wurden, welches nunmehr den Titel führte: „Betriebs: Reglement 
tür die Eifenbahnen im Norddeutichen Bunde vom 10. Juni 1870 *° 
Der Bundesrath dehnte — nach der inzwijchen erfolgten Konftitwirung des 
Deutſchen Reiches — diejes Reglement durch die zugleicy einige Abänderungen 
entbaltende Bekanntmachung vom 22. Dezember 1871 *) mit dem 1. Januar 1572 
auch auf die Bahnen von Württemberg, Baden, Südheſſen und Elſaß-Lothringen 
aus Auch Bayern führte dasjelbe — umd zwar mit Rückſicht auf jein Reſervat— 
recht jelbititändig — mit dem 1. Jannar 1872 gleichlautend ein, jo daß die Geltung 
des Reglements fich von diefem Tage an über alle deutichen Staaten erjtredte. 

Die obligatorische Einführung des Betriebs-Reglements für die Eiſen— 
bahnen im Norddentichen Bunde konnte auf die beiden Vereins-Reglements 





Laband, Staatör. d. deutich. Reichs, 2. Aufl. Pr. 118 en . 118 bis 129 v. 
Fönne, Ztaatsr. des deutſch. Reichs, 2. Aufl. U. S$ 100, 317 f 

*) Ueber die fontroverie Trage, ob dem Deutſchen Neiche Dutch Art. 4 Nr. 8 und 
Ar. 7 in Verbindung mit den Art. 42—45 der NReichsverfaflung ein derartiges Necht un— 
mittelbar verliehen it, fomie über die Rechtsnatur des fo —— Reglements ſ. ins— 
Kiondere Laband, Staatsrecht d. Deutſch. Reichs, 2. Aufl. Bd. I, ©. 124—127, Hänel, 
Deutſch. Staatärecht, Bd. 1 5. 645, Endemann, Net, 'S. 202,223 1, N. d. 
küenb 2. SU, Thöl IL, S 49, Puchelt I, . 998 — 560, v. Hahn, II, &. 694, 
, Urid, . 336, Entſch. d. R⸗O.H., Bd. II, S. 7255 Bd. 6, S. 276, Bd. 8 S. 28, 
RB 5, ist Boa2i, ©. 60 u. Entſch. d. Heiden. Bd. 15, 5. 156. 

5. 6GBli 1870 ©. 419. 

RGBl. 1871 ©. 473. 
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vom 1. März 1865 nicht ohne erheblichen Einfluß bleiben. Zunächſt erichien 
es ſogar zweifelhaft, ob dieſelben nunmehr micht überhaupt überflüſſig und 
deshalb gänzlich aufzuheben ſeien. Dem gegenüber wurde aber erwogen, da 
die Geltung des Vereins-Reglements ſich auch auf eine große Anzahl außer: 
deutscher, dem Norddeutschen Reglement nicht unterworfener Bahnen eritredte 
und mithin im Intereſſe des einheitlichen Bereinsverfehrs aufrecht erbalten 
werden müßte, ferner, daß Das morddeutiche Reglement die Einführung für 
das Publikum günstigerer Beſtimmungen nicht ausſchlöſſe. Vornehmlich aus 
dieſen Gründen wurde vom Berein deutſcher Eifenbahn-Berwaltungen in der 
Generalverſammlung zu Berlin (14.—16. Augujt 1871, Nr. III und Illa 
der Tagesordnung) die Einführung des norddeutichen (fpäter deutſchen Regie: 
ments als Vereins-Reglements au Stelle der beiden Vereins-Reglements ven 
1865 beichlofjen. 
Noch ehe jedody diefer Beichluß zur Ausführung gelangte, hatte and die 
öfterreichiich-ungariiche Regierung die Einführung eines neuen Betriebs:Reglements 
von Staatswegen eingeleitet. In Dejterreich Hatte bis dahin noch das vieltad 
lückenhafte und unzureichende Neglement von 1863 gegolten. Im März 1371 
ſah fich jedoch die Wiener Handelsfammer durch die täglichen Klagen des 
Handelsjtandes iiber die Mängel des Transportwejens und deu Auf nach zeit: 
gemäßen Neformen veranlaßt, eine allgemeine Eifenbahnenquete einzuberufen, 
zu welcher Delegirte der ſämmtlichen öſterreichiſchungariſchen Haudelskammern 
und Eifenbahn:Berwaltungen zugezogen wurden. Die 2. Seftion dieſer Enauete 
arbeitete unter Zugrundelegung des Norddeutichen Bundes-Reglements vom 
10. Juni 1870 bezw 1. Januar 1872, ein neues Reglement aus, welches mehr: 
fache, theils Fachliche, theils ſtyliſtiſche Aenderungen und Zufäge enthielt. 
Diejer Entwurf wurde von der Wiener Handelsfammer mittelit einer Denk: 
ſchrift Jam Januar 1872 dem üjterreichiichen Handelsminifter vorgelegt und 
durch Verordnung des öjterreichiichen Handels= und des ungarischen Kommuni— 
fations- Ministeriums vom 1. Juli 1572 (alſo ohne Mitwirkung der Legis— 
lative) als 
„Betrieb3-Reglement für die Eiſenbahnen der im Neihsratbe 
vertretenen Königreihe und Länder, bezw. der Länder der 
ungariichen Krone“) 

erlaſſen und trat am 1. Auguſt 1872 in Straft.”) 

Für den Bereich des Vereins deutſcher Eiſenbahn-Verwaltungen waren 
jonach mit dem Jahre 1572 zwei jtaatlih mit obligatorifher Wirkung 
verichene Betriebs:Neglements, das Deutfche und das öſterreichiſch— 
ungarifche, in Geltung getreten, welche, wenngleich prinzipiell und im Wejent: 
lichen übereinltimmend, doch auch in einzelnen Beitimmungen mannigfach von 
einander abwichen. Diejer Umjtand veranlafte den Verein im Intereſſe einheit— 
licher Betriebsvorichriften für alle zugehörigen Bahnen ein neues Vereins— 
Reglement auszuarbeiten, welches hauptjächlich den Zwed hatte, die zwiſchen 
dem deutichen und dem üjterreichiichsungarischen Reglement beitehenden Ber: 
ichiedenheiten für die Vereins-Verwaltungen auszugleichen. Der von einer 
Vereinskommiſſion ausgearbeitete Entwurf wurde in der Generalverſammlung 
zu zu Frankfurt a. M. (21. und 22. Januar 1873) angenommen und nach deren 


" Sefterr. R⸗G-Bl. 1872 Nr. 90. 

) Vgl. über Die Beine der Wiener Transportenandte: Yeitg. d. Wer. deuric. 
Eiſenb Verw. 1871 &. 943, 944, 955, 991, 992 und Epftein, Oeſterr. Eifenb Beır. 
Reglement v. 1872, Ein. S. VI—VIII, 
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Beihluß der öfterreichiichen und deutſchen Negierung mit der Bitte vorgelegt, 
denjelben bei den etwaigen Entjchliegungen über Aenderungen des deutjchen 
und öſterreichiſch-ungariſchen Neglements zu berüdfichtigen, um für alle Vereins: 
Verwaltungen ein thunlichit gleichlautendes Reglement zu erlangen. !) 

Die deutſche Reichsregierung war inzwischen der Frage einer Abänderung 
des deutichen Betriebs Reglements in Folge zahlreicher Beichwerden, die feitens 
des Handelsitandes gegen einzelne Bejtimmungen des Neglements erhoben 
werden waren, näher getreten. Es fam nun hinzu, daß, um die Herbeiführung 
einer Durch Die engen Verkehrsbeziehungen Deutſchlands- und Dejterreich: 
Ungarns gebotenen, thunlichſten Uebereinftimmung in den Betriebs-Neglements 
beider Reiche vorzubereiten, eine eingehende Reviſion des deutſchen Reglements 
ald eine dringende Nothwendigkeit ſich berausitellte. Das deutſche Reichs— 
fanzleramt ließ demgemäß unter Inanſpruchnahme des Neichseifenbahnamts 
und des Vereins deutjcher Eiſenbahn-Verwaltungen einen neuen Entwurf aus: 
arbeiten. Diejer Entwurf wurde von Kommiljarien beider Regierungen weiteren 
Verhandlungen unterzogen, als das Ergebniß einer Vereinbarung zwijchen den 
Gentralbehörden beider Reiche in weſentlich übereinftimmendem Wortlaute an- 
genommen und für Deutichland als „Betriebs: Reglement für die Eiſen— 
babnen Deutihlands vom 11. Mai 1874" °), für Defterreich und Un: 
garn ald „Betriebs: Reglement für die Eifenbahnen der im Reichs: 
rathe vertretenen Königreiche und Länder (bezw. der Länder der 
Ungariihen Krone) vom 10. Juni 1874 °); — beide mit Gültigkeit vom 
1. Juli 1874 — publizirtt: Auch Bayern bat das deutiche Reglement vom 
1. Juli 1874 für jeine Eijenbahnen eingeführt. *) 

Durd das Inkrafttreten des dentſchen und des öſterreichiſch-ungariſchen 
Betrieb3:Reglements von 1874 wurden viele Beltimmungen des Wereind: 
Reglements hinfällig, und es trat daber die Nothiwendigfeit einer umfaſſenden 
Aenderung desjelben dringend hervor. Aus den Berathungen des Vereins 
ag das „Betriebs:Neglement des Vereins deutſcher Eijenbahu: 

erwaltungen, gültigvom 1. Juli 1876, hervor. Gleichzeitig publizirte 
der Berein ein entiprechend abgeändertes „Uebereinfommen zum Be: 
triebs-Reglement des Vereins“ In den folgenden Jahren wurde 
den gewonnenen Erfahrungen gemäß jowohl das deutſche Reglement 
vom 11. Mai 1874 wie auch das Öjterreihiich-ungarifche Neglement 
bom 10. Juni 1874 allmählich durch mannigfache Aenderungen und Ergänzungen 
weiter ausgebaut. — Dementiprechend wurde auch das Betriebs-Reglement 
des Vereins deutſcher Eiſenbahn-Verwaltungen und das zu— 
gebörige Uebereinfommen durch zahlreiche Nachträge und neue Ausgaben 
mit den in dem deutjchen und öfterreichiich-ungarifchen Betriebs-Neglement ein- 
getretenen Modifikationen und Ergänzungen fortgejegt im Einflange erhalten. °) 
Ferner wurden auch von anderen Gifenbahn-Berbänden, wie von einzelnen 
Bahnen, bejonders in den Tarifen, gejegliche Beitimmungen zum Betriebs: 
Reglement erlafien, von welchen — nach der im Vorangegangenen dargeitellten 
Einführung eines einheitlichen Tarifſyſtems — die wichtigsten im deutſchen 
Eiienbabn-Gütertarif, Theil I, ala Allgemeine Zufagbeitimmungen 


" Beitg. d. Wer. Teutih. Eiſenb. Verw. 1873, S. 465, 501, 521, 537—541, 867. 
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*, Sentr.-®BI- f. d. Deutiche Reich 1874 Nr. 21 S. 179. 
) Deflerr. R.-$.-Bl. 1874 Stück XXVI Wr. 75. . 
© Bayer. Gef.- u. Verordn.Bl. 1874 Nr. 30, S. 337 f. 


’ Neue Ausgaben traten 1881, 1885 und 1889 in Geltung. 
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zum Betriebs: Reglement zuſammengefaßt und für ſämmtliche deutſche 
Eifenbahnen giftig publizirt worden find. 

Wie die bisherige Entwicklung des privaten Eifenbabn-Trangportrechts zeigt, 
genügte die Einführung —— Normen innerhalb eines Staatsgebietes dem 
Verkehrsbedürfniſſe nicht. Der gemeinſame Verkehr der Bahnen des Sn: umd 
Auslandes drängte unanfhaltſam und unabweisbar zu einer internationalen 
Negelung diejes Nechtsgebietes. Die Einführung übereinftimmender Betriebs: 
Neglements in Dentichland und Defterreih-Ungarn, jowie die Ans: 
Dehnung des —— Reglements über beide Staatsgebiete hinaus auf 
die Bahnen Belgiens, Hollands, Luxemburgs, waren fir dieſes Be— 
dürfniß nicht ausreichend. Die Uebereinftimmung des deutſchen und öjterreichiich- 
ungarischen Betriebs:Reglements auf der Grundlage des gemeinfamen ü deutschen 
Handelsgelegbuchs hatte zwar weientliche Erleichterungen im beiderjeitigen Ver: 
fchre zur Folge. Aber diefe Neglement3 hatten immerhin doch nur bindende 
Kraft für das eigene Staatägebiet, nicht fiir den internationalen Verkehr von 
Yand zu Yand. Und das Bereing-Betriebs:-Neglement jchuf, wenngleich inter: 
nationaler Natur, doch lediglich ein auf den Freiwilligen Vereinbarungen 
der betheiligten VBereinsbabnen berubendes und daher jederzeit fündbares 
Bertragsrecht. Auch reichte das Geltungsgebiet des Vereins-Reglements nicht 
weit genug. Denn der Eifenbahnverfehr nahm allmählich unter der Mehrheit 
der europäiſchen Kontinentalitaaten fo außerordentliche Dimenjienen an, daß 
in demjelben Maaße, wie im Poſt- und Telegrapbenverfehre, die Einführung 
internationaler Rechtsnormen für alle betheiligten Staaten zu einem 
dringenden und unabweisbaren Bedürfniſſe wurde. " 

Se mehr aber der internationale Eiienbabnverfehr zumabm, je fühlbarer 
wurde die Nechtsunficherbeit, unter welcher die ſämmtlichen Transportinterefienten 
— Die Abjender, Empfänger und Eifenbahn:Verwaltungen — durch die Wer: 
ſchiedenheit der Eijenbabnfrachtrechte der einzelnen Staaten litten.?) Am meijten 
wurde durch dieſen Uebelitand in Folge ihrer natürlichen Lage inmitten von 
vier großen Staaten Die Schweiz betroffen, und von ihr ging daher auch 
zuerit der VBorichlag aus, im Wege eines völferrechtlihen Ueberein: 
fommens cin internationales Eifenbahnfradtrecht für die Staaten 
des europälichen Kontinents einzuführen, welches für den internationalen Eiſen— 
babnfrachtverfehr in den mweientlichiten Beziehungen einheitliche, für jeden der 
betheiligten Staaten mit Geſetzeskraft verjehene Rechtsnormen Schaffen ſollte. 
Diefer Schritt der Schweiz war von Erfolg gekrönt. 

Schon bei Gelegenheit der Berathung eines Gejegentwurfs über das 
Schweizer Eifenbahntransportwejen wurde der Schweizer Bındesverfammlung 
im Sommer 1874 von den jchweizeriichen Advofaten de Seigneug und Chriſt 
eine Petition") vorgelegt, in welcher unter dem Hinweis darauf, wie jehr die 
Entwidelung des Eifenbahnverfehrs durch die Verfchiedenheit der Eifenbahn- 


) v. Bar, Lehrb. d. internat. Privat: und Strafrechts 1892, S. 131, Gerftner, 
Internat. Efenb Frachtrecht S.7 fi. v. d. Leyen in Holdſchmidts Zeitſchr. Bo. 39 Seite 
* ff. un. in v. Stengel's Wörterbuch, Ergz. Bd. J S. 118, Eger, Internat. Uebereink. 

XV ff, Roſenthal, ‚nternat. Eiſenb. Frachtr. ©. 3 ff. 

) Roſenthal a. a. O. S. 1. Gerſtner S. 3, 4. 

) „Die Einführung eines einheitlichen Rechts für den internationalen Eiſenbahnfracht— 
verfehr”. Balel | 1875) (auch frän zöſiſch. Gerſtner, S. 16 ff, v. d. Leyen in Goldſchmidt's 
Zeitichr., Bd. 25 S. 240 fi, Bo. 39 =. 2 und in v Stengel’s MWörterb,, au. Bd. 1, 
Meiti, Dee. UN SONO .30 ff, Schwab, ©. 5ff, Eger, . XVLf 
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frachtrechte beeinträchtigt werde, gebeten wurde, auf das Zulammentreten einer 
internationalen Konferenz binzumirfen, um womöglich wenigitens gewilje Theile 
der Gejebgebung in Sachen des internationalen Eifenbahntransportiwejens 
einheitlich zu regeln. Zugleich wurde der Bundesverſammlung eine Denk— 
ihrift über die Einführung eines einheitlichen Rechts für den internationalen 
Eifenbahnfrachtverfehr. nebjt einem Programm der durch eine internationale 
Konferenz zu behandelnden Fragen überreicht. Die Bundesverfammlung über: 
wied den angeregten Gegenjtand dem Bundesrathe zur weiteren Beranlafjung, 
welcher hierauf mit der deutſchen, franzöfiichen, italienischen und öfterreichiich- 
ungarijchen Negierung unter Hervorhebung der zu vereinbarenden Punkte in 
Verbindung trat. Nachdem bieranf die genannten Negierungen jämmtlich ihre 
Geneigtheit zu erkennen gegeben, der Regelung er angeregten Frage näher zu 
treten, die deutſche und die öfterreichiichzungarifche Negierung jedoch mit dem 
Vorbehalte, Daß zunächit die zu vereinbarenden Vorjchriften in Gejtalt eines 
ipeziellen Entwurfs bezw. detaillirten Programms zu formuliren jein würden, 
wurde auf Veranlaſſung des Schweizer Bundesraths ein volljtändig detaillirter 
Entwurf in 35 Artifeln nebſt Motiven ausgearbeitet und im Jahre 1876 unter 
dem Titel: „Borläufiger Entwurf für eine Vereinbarung über den 
internationalen Eiſenbahnfrachtverkehr“') den Wegierungen von 
Dentichland, Dejterreich: Ungarn, Frankreich, Italien, Belgien, der Niederlande, 
Yuremburg, Dänemark, Spanien, Portugal und Rußland mit der Anfrage 
vorgelegt, ob man diefen Entwurf als geeignete Grundlage für die Berathung 
in einer internationalen Konferenz erachte. Der hierauf im Frühjahr 187 
an die genannten Staaten von der Schweiz gerichteten Einladung zu einer 
internationalen Stonferenz in Bern leijteten alle — mit Ausnahme von Däne- 
marf, Spanien und Portugal — Folge. 

Der jchweizer Entwurf war von der deutſchen Neichsregierung einer ein: 
gehenden Prüfung unterzogen worden, *) die zur Ausarbeitung eines Gegen: 
entwurfs führte. Diefer Gegenentwurf wurde nebjt einer Denfichrift dem 
Ihweizer Bundesrathe überreicht und bildete ald „Entwurf eines Vertrags 
über den internationalen Eiſenbahn-Frachtverkehr, aufgeitellt 
von deutſchen NKommijjarien“,?) neben dem jchweizer Entwurfe die Grund- 
lage der Verhandlungen. 

Während der jchweizer und der deutjche Entwurf darin übereinjtimmten, 
daß das neue internationale Eifenbabnfrachtrecht ſich lediglich auf den externen, 
nicht auch zugleih auf den internen DBerfehr der betheiligten Staaten zu 
eritrefen habe, wichen beide Entwürfe jowohl in Betreff des Rechtsſyſtems 
wie auch des materiellerechtlichen Inhalts wejentlid von einander ab. 

In Betreff des Rechtsſyſtems lehnte fich der ſchweizer Entwurf vor: 
whnich an das ſchweizer Eiſenbahn-Transportgeſetz vom 20. März 1875 an) 


Aboedruet bei Eger, die Einführung eines internationalen Eiſenbahnfrachtrechts, 
1876, ©. 21 f., in welcher Schrift auch in Form eines Gegenentwurfs eine Reihe von Ver: 
beilerungsvorjchlägen zum ſchweizer Entwurf auf der Grundlage des deutſchen Handels— 
gelegbuches und Betriebs: Reglements gemacht find, welche ſpäter in dem deutichen 
Entwurfe Berückſichtigung fanden. 

An den bezüglichen Berathungen betheiligten ſich Kommiſſare des Reichseiſenbahn— 
amts — und v. d. Leyen, des Reichsjuitizamts Meyer) und des preuß. Mini- 
iteriums der öffentl. Arbeiten B refeld u. Fleck i.v. d. BIER in Goldſchmidt's Zeitichr., 
3. 39 S. 21 und Gerjtner, ©. 17, Rofentbal, S. R 

” Abgedrudt nebit Dentichrift in den Rrototollen ur I. Berner Konferenz, S. VII ff. 
 Egera.a.D.&.51—53, v. d. Leyen in Goldihmidt's Zeitichrift, Bd. 39 S. 17 f. 
Annalen det Deutſchen Reihe. 1895, 26 
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und bejchränfte fich feinem materiellen Inhalte nach auf die Negelung einiger 
Hauptpunfte des Eifenbahnfrachtrechts in wenig erichöpfender Weile. Auch 
war vielfah auf das partifuläre Necht des Abgangs: oder Bejtimmungs: 
ortes verwiejen, wo das Bedürfniß nach einheitlichen materiellen Nechtsnormen 
gegeben war. 

Dagegen lag dem deutſchen Entwurfe in der Hauptfache das Rechts— 
ſyſtem des deutichen Handelsgejegbuchs in Verbindung mit den Beſtimmungen 
des deutſchen und öjterreichiich-ungarischen Betriebs:Neglements, wenngleich 
unter thunlichiter Berücfichtigung der franzöjischrechtlichen Normen, zu Grunde. 
Der materielle Inhalt des deutichen Entwurfs umfaßte alle wichtigen Rechts: 
verhältnifje des Eijenbahntransports und überließ im Wejentlichen nur diejenigen 
den Beitimmungen der Yandesrechte, welche mit den lokalen Einrichtungen und 
Formen des Verfahrens in untrennbarem Zuſammenhange jtanden und deshalb 
für eine internationale Regelung ungeeignet erichienen. ') 

Ferner war die Einfegung einer ftändigen und nach Bedürfniß zujammen: 
tretenden internationalen Kommiſſion vorgejchlagen, mit der Aufgabe, darüber 
zu wacen, daß die getroffenen Beltimmungen mit den Anforderungen und 
Bedürfnifjen des Verkehrs im Einklange erhalten werden, und eventuell hierauf 
bezügliche Anträge an die Vertragsregierungen zu ftellen, jowie ferner die 
Bildung eines internationalen Gerichtshofes für Rückgriffs— 
jtreitigfeiten unter den Eifenbahnen — Borjchläge, welche, wenngleich in 
wejentlich modifizirter Weile, durch die Beltimmungen über die Errichtung 
eines Gentralamtes für den internationalen Transport in dem internationalen 
Uebereinfommen Berüdjichtigung gefunden haben. 

Endlich hat der deutjche Entwurf darauf hingewiejen, daß es zweckmäßig 
erjcheine, neben den Feſtſetzungen des Vertrages die gleichzeitige Verein: 
barung von Ausführungsbejtimmungen anzuftreben.) Denn es jeien 
zwei Kategorien von SKonventionsbejtimmungen zu unterfcheiden, nämlid: 
Dauernde, welche das Wejfentliche der abzujchließenden Konvention enthalten 
und deren Gültigkeit in den meilten Staaten vorausſichtlich der Betätigung 
der gejeßgebenden Gewalten bedürfen werde; mehr oder wenig vorüber: 
gehende, welche die den wechjelnden Bedürfnijien des Verkehrs anzupajjenden 
Borjchriften reglementärer Natur enthalten und in der Regel mur der Ge 
nehmigung der Exekutive bedürfen würden. 

Aus diefem Grunde zerfiel der deutiche Entwurf in Bertragsbeitimmungen 
und in YNusführungsbeitimmungen, welchen als Anlagen der Entwurf 1. eines 
Berzeichnijjes der nur bedingungsweife zur Beförderung zugelajjenen Gegen: 
ſtände, 2. eines internationalen Frachtbriefs und 3. einer Anerkfenntnigerflärung 
des Abjenders wegen fehlender oder mangelhafter Verpadung der Güter bei- 
gefügt war. 

Wie der Verlauf der Verhandlungen zeigt, wurde den Prinzipien des 
deutfchen Entwurfs der Vorzug gegeben. 


1. Die erſte internationale Konferenz. 


Vom 13. Mai bis 14. Juni 1878 tagte zu Bern die erjte Konferenz 
zur Bereinbarung eines internationalen Eifenbahn-Transportredte. °) 


Roſenthal, S. 9, Geritner, ©. 20 f. 

) v. d. Leyen, 5.3, 22, Eger, ©. XXIV, Rofentbal, ©. 9. . 

) Vgl. über die 1. Konferenz: Geritner, 5. 22—25, v. d. Yeyen, ©. Br. 
Meili, 175, 33, Ener, S. XXIVf, Schwab, S. 6, Roſenthal, 5. 12. 
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Beichidt war dieſe Konferenz von den Delegirten von Deutichland, Deiter: 
reich-Ungarn, Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg, Niederlande, Rußland 
und Schweiz. Bereit in der erjten Sigung wurde bejchlojien, neben dem 
jchweizer Entwurf auch den Ddeutichen Entwurf zum Gegenjtande der Be— 
rathungen zu machen. 

Als Hauptprinzipien wurden angenommen: 

Das Geltungsgebiet des Uebereinkommens erjtredt ſich auf alle 
Sendungen, welche aus dem Gebiete eines der vertragsichließenden Staaten in 
das Gebiet eines anderen auf Grund eines Durchgebenden Frachtbriefes mitteljt 
der Eiſenbahn befördert werden, ') alſo unterichiedslos auf alle Eilenbahnen 
des Konventionsgebietes. 

Den Eijenbahnen obliegt bezüglich dieſer Transporte die geſetzliche Trans— 
vortpfliht und die Zwangsgemeinjchaft, d. h. die Pflicht zur Weiter: 
beförderung und zum Eintritt in den von einer anderen Bahn abgejchlojjenen 
internationalen Frachtvertrag unter jolidariicher Haft aller betheiligten Bahnen. °) 

Jedoch tritt eine Bejchränfung der Transportpflicht injofern ein, 
als binfichtli der Transportobjefte das Webereinfommen bezw. die 
Ausführungsbejtimmungen gemwilje Güter vom internationalen Transporte aus: 
ſchließen oder nur bedingungsweile zulajien. °) 

Die Geltung des Uebereinfommens ift eine abjolute und obligatoriiche 
und die VWertragsfreiheit der Eijenbabnen eine beichränfte, in- 
dem ihre mit den Trausportgebern vereinbarten Bedingungen nur infoweit Gelts 
ung haben, als fie dem internationalen Uebereinkommen nicht widerjprechen. *) 

Für die Berehnung der Fracht wurde als Grundjag angenommen, 
daß jie nad Maßgabe der zu Recht beitehenden, gehörig veröffentlichten Tarife 
zu erfolgen bat und jedes Privatübereinfommen behufs Preisermäßigung gegen- 
über dieſen Tarifen verboten und nichtig fein joll. °) 

Das Verfügungsredht,°) die Borausjegungender Haftpflicht 
für Verluſt, Beihädigung ‘) und Verjpätung,°) die jolidariihe Haftung 
mehrerer, den Transport übernehmender Eifenbahnen, ) die Haftpflicht für 
die Leute,’ das Fauſtpfandrecht am Gute'') jind im Wejentlichen den 
Normen des deutjchen Handelsgeiegbuches nachgebildet. Doch wurde die Fort: 
dauer diejes Pfandrechts noch drei Tage nad) der Ablieferung (droit de suite) 
abgelehnt, mit Hinweis vornehmlich darauf, daß dasjelbe mit den Landes» 
— — Staaten nicht vereinbar ſei. 


I. Entwurf, Art. 1. 

1. Entwurf, Art. 1 u 27, vol. v.d. Yenen a. a. DO, S. 62 ff. u. in v. Stengel’s 
MWörterb. Eraz., Bd. 1 ©. 119. 

»]. Entwurf, Art. 7 u. 8. 

*) 1. Entwurf, Art. 4 

° I. Entwurf, Art. 11. 

°) 1. Entwurf, Art. 15. Dom Verfügungsrecht iſt auch die Befugniß zur gerichtlichen 
Geltendmahung der aus dem internationalen Cifenbabnfrachtvertrage entipringenden Nechte 
(die en itimation) abhängig gemacht. I. Entwurf, Art. 26. 

2% Fntwurf, Art. 30—33. 

. N Entwurf, Art. 39, jedoch mit der Verichärfung, daß die Eiſenbahn nicht die 
Sorgfalt eines ordentlichen Srachtführers (Art 397 9.6.8.) fondern zu beweiien hat, daß 
die Verſpätung von einem Ereigniſſe berührt, welches fie weder herbeigeführt bat, noch 
abzumenden vermochte. 

”nL Entwurf, Art. 27. 

’, J. Entwurf, Art. 29. 

1. Entwurf, Art. 21. 
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Dagegen wurde der Umfang des Schadenserjages fompromif- 
weiſe mitteljt einer Kombination der Grundjäge des deutichen Handelsgeieh: 
buchs und des franzöjiichen Nechts geitaltet. Ausgehend von der Unterjcheidung 
zwijchen Intereſſedeklaration und Nichtdeflaration jollte im leßteren Falle der 
gemeine Handelswerth (bezw. gemeine Werth) am Ablieferungsorte umd bei 

erfpätung der Schaden bis zur Höhe der Fracht (in aliquoten Theilen der: 
jelben) nebjt 6 Prozent Zinſen erjegt werden, zugleich aber den Eifenbahnen 
gejtattet jein, Spezialtarife mit ermäßigten Frachtſätzen einzuführen, in welchen 
die Haftung auf einen Marimalbetrag — unter dem gemeinen Handelswertb 
— ſich bejchränft, falls der gleihe Marimalbetrag auf die ganze Transport 
ftrede Anwendung findet.) Im Deklarationsfalle, in welchem ein Frachtzuſchlag 
erhoben werden darf, kann der Schaden bis zur Höhe des deflarirten In— 
terejjes gefordert werden. Ueberdies ijt dem Entjchädigungsberechtigten das 
Recht auf Nüdforderung des verlorenen und wiedergefundenen Gutes gegen 
Rückgabe der Entihädigung binnen einer bejtimmten Friſt nach erlangter 
Kenntniß gewährt. °) 

Auch das Nüdgrifisrecht der Bahnen fand eine eingehende Regelung 
dahin, daß die jchuldige Bahn (bei Verſchulden mehrerer pro rata) umd, 
Mangels eines nachweisbaren Verſchuldens, ſämmtliche betheiligte Bahnen zu 
haften haben. Das Rückgriffs- ift vom Entſchädigungs-Verfahren getrennt, 
legteres jedoch für erjteres im Betreff der Erjagverbindlichkeit und Höhe des 
Erjages maßgebend. Hierüber, jowie über den Rückgriff enticheidet der ordent: 
lie Nichter — unbejchadet der Befugniß der Bahnen zu Vereinbarungen über 
den Rückgriff. Sämmtlihe Bahnen find in einer Klage zu belangen, Die 
Urtbeile in allen Bertragsitaaten vollitredbar. *) 

Sodann wurde zu den Grundjäßen des Llebereinfommens — dem deutjchen 
Entwurfe entiprechend — eine Neihe von Ausführungsbejtimmungen 
mehr vorübergehender und reglementärer Natur vereinbart und in Betreff dieier 
der Grundjat anerfannt, daß die Negierungen der vertragichliegenden Staaten 
Abänderungen zu den Ausführungsbejtimmungen jollen vereinbaren können, 
ohne an die Zuftimmung der gejeßgebenden Faktoren gebunden zu 
fein, wie dies bezüglich der Normen des Uebereinfommens jelbjt der Fall ült. 

Endlich wurden Normen über die Einjegung einer internationalen 
Kommission zur Ausführung der Vereinbarung verabredet. 
hi * Reſultat dieſer erſten internationalen Konferenz von 1878 ergab ſich 
iernach: 

1. der Entwurf eines internationalen Vertrages über den Eiſenbahnfrachtverkehr; 

2. der Entwurf von Ausführungsbejtimmungen zum internationalen Eiſen— 
babnfrachtvertrag ; 

3. der Entwurf eines Vertrages, betreffend die Einfegung einer internationalen 

Kommiſſion. 

Dieſe Entwürfe wurden den Regierungen der einzelnen Vertragsſtaaten zur 
Kenntnißnahme und demnächſtigen Aeußerung unterbreitet; ſie gelangten auch 
durch Fachzeitſchriften in die Oeffentlichkeit, ſo daß ſie der allgemeinen Be— 
urtheilung allmählich zugänglich wurden. ') 





'; I. Entwurf, Art. 34, 35, 37, 38. 

*, I. Entwurf, Art. 36. 

) ]. Entwurf, Art. 47 56. 

Zeitg. d. Wer. deutich. Eiſenb-Verw. 1878, Wr. 47—49, 53, 59, 67, 81; 1879, 
226, 271. — Xon Schriften aus Ddiefer Periode find bervorzubeben: Hovy, Quelques 
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2. Die zweite internationale Konferenz. 


Nachdem Seitens der einzelnen Vertragsitaaten eine Prüfung der Ent- 
würfe der eriten Konferenz jtattgefunden und Die bezüglichen Abänderungs- 
anträge und Bemerkungen bei dem jchweizeriichen Bundesrathe eingegangen 
waren, wurde eine zweite Konferenz nach Bern berufen, welche dajelbft 
vom 19. September bis 10. Oftober 1881 abgehalten wurde. ') 

An den Hauptprinzipien der Entwürfe der erjten Konferenz bielt man im 
Mejentlichen feſt. 

Abgejehben von zahlreichen Modifikationen im Einzelnen erjtredte fich die 
prinzipielle Aenderung vornehmlich auf eine Beſchränkung des Geltungs— 
gebietes, indem angenommen wurde, daß das Lebereinfommen nicht für 
ſämmtliche den Vertragsftaaten angehörenden Bahnen uneingejchränft gelten 
jolle, jondern nur für diejenigen, welche zu dieſem Zwecke von jedem der 
Staaten als zur Ausführung internationaler Transporte geeignet bezeichnet 
werden.°) Es geichab dies vornebmlih mit Rückſicht auf die Sekundär— 
bahnen.) 

Neben diefer Beichränfung des Geltungsgebietes erfuhr das Berfügungs: 
reht des Abjenders injofern eine wejentlichere Modifikation, als es nicht 
mehr ohne jede weitere Legitimation bejteht, fondern von dem Beſitz eines — 
obligatoriich vorgejchriebenen -— Frachtbriefduplifats abhängig gemacht 
it.) Demgemäß it munmehr auch die Befugniß zur gerichtliden 
Geltendmachung der Vertragsrechte (Aftivlegitimation) von dem Be— 
fige des FFrachtbriefduplifats abhängig. Nur mit Zuitimmung des Empfängers 
jteht das Klagerecht ohne Befig des Duplifats dem Abjender zu. *) 

Auch wurden in Betreff der Bemeſſung des Schadenserjages 
nach zwei Richtungen bin prinzipielle Menderungen vorgenommen. Einerſeits 
trat an die Stelle des gemeinen Handelswerthes ibeziw. gemeinen Wertes) 
des Ablieferunasortes der gemeine Handelswerth 2c. des Verſandt— 
ortes.°) AndererjeitS wurde für den Fall der Einführung von Spezialtarifen 


observations sur lurgence dm reglement international ete. in der Revue de droit 
international, Bd. IX. (1877) 2.380. — Bulmerineq, Reglement international des 
transp. par chemin de fer, eod. ®d. X 1878 S 83. Asser, A propos de la 
eonference de Berne ete. eod. Bd. X 1878) 101. — Ebermann, Der jchweizerifche 
Futwurf :c. in den Juriſtiſchen Blättern, 1878, = 239, 251. — v. d. Yenen in Gold- 
Ichmidt’s Jeitichr.. Bo. 25, 5. 240 f. — Revue comimereciale et juridique des chemins 
de fer, Bd. 3, 5. 609. — Revue de droit international, Bd. IX, &. 319, 354, Bd. XII 
2.631. — De Seigneux, Du projet de Convention internationale etc., rapport 
present au Congres internat. pour le developpement et l’amelioration des moyens 
de transport, Paris 1878 (fewner 1880, 3. 177, 197). — Association for the Reform 
and Codification of the laws of Nations. Report of the sixth annual Conference, 
London 1879, &.24. — Lanckmann, l’oeuvre de la conference de Berne, rapport 
presente au congres de Bruxelles 1880. — Beſonders bemerkenswerth find ferner: 1. Die 
Kritik des Berner Entwuris durch den internationalen Iransportverjicherungsverband | Ein— 
gabe an das preuß. Handelsminiſterium, Berlin 1878. 2. Die DVentichriften der italienifchen 
Fiienbahnverwaltungen über den Berner Entwurf iMemoria riastuntiva delle tre princi- 
pali amministrazioni delle strade ferrate italiene intorno al un progetto d’una con- 
venzione internazionale, Firenze 1880). 3. Die Tentichrift des Vereins deutich. Eiienb.- 

Verwaltungen zu dem Berner Entwurf :1879). 

Ueber die zweite Konferenz j. Gerſtner, 3-27 7.,v.d. Leyen, S. 33f. Meili, S. 45f. 
Il. Entwurf, Art. 1 und 58. 

‚II. Entwurf, Art. 15 Abi. 2. 

) U. Entwurf, Art. 26 Abi. 2. 

II. Entwurf, Art. 34. 


„une. 
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mit ermäßigten Frachtlägen und Normalentihädigungsjägen die Deklaration 
des Intereſſes an der Lieferung ausgejchlofjen. ') 

Des Weiteren wurden die Grundfäge in Betreff der Frachtberechnung 
durch den wichtigen Zuſatz ergänzt, daß Tarifermäßigungen erlaubt find, welche 
gehörig veröffentlicht find und unter Erfüllung der gleichen Bedingungen Jeder: 
mann in gleicher Weite zu Gute kommen. ?) 

Ferner wurden die Normen, welche die Einziehung der Fracht— 
forderungen betreffen, durch zwei Beitimmungen zu &unjten der Eijen- 
bahnen erweitert. Einerſeits joll einer jeden Eiſenbahn die Uebergabe Des 
Guts an die folgende das Necht gewähren, die legtere jogleih im Konto= 
forrent mit dem Betrage der Fracht zu belajten.‘) Andererjeits dürfen Die 
aus dem internationalen Transporte berrübrenden Forderungender Eiſen— 
bahnen untereinander zu einem anderen Staate, als demjenigen, welchem 
die forderungsberechtigte Eifenbahn angebört, weder mit Arreit belegt 
noch gepfändet werden.‘) 

Sodann wurde an die Stelle der in der eriten Konferenz in Ausſicht 
genommenen Bildung einer internationalen Kommilfion, die Errichtung eines 
BZentralamtes für den internationalen Transport beichlofien, 
deſſen Hauptfunftionen in der Vermittlung der das internationale Transports 
weſen betreffenden Mittbeilungen unter den Bertragsitaaten, in der Sammlung 
und Veröffentlichung aller bezüglicben Nachrichten, in der Enticheidung von 
Streitigkeiten der Eiſenbahnen, in der geichäftlichen Behandlung von Abänderungs= 
vorjchlägen des internationalen Uebereinfommens, in der Grleichterung und 
Förderung der finanziellen Beziehungen der Bahnen beſtehen jollen. °) 

Endlich wurden beſondere Feitfegungen über periodische Konferenzen zur 
Abänderung und Verbejjerung des Uebereinfommens,") über die Na = 
tififation, das Inkrafttreten, die Dauer derjelben, jowie über Die 
Kündigungsfriit (Nücdtritt) getroffen. ') 

Das Ergebniß der zweiten internationalen Konferenz von 1881 bildete: 

1. der Entwurf eines internationalen Uebereinfommens über den Eiſenbahn— 
fradhtverfehr ; 

2. der Entwurf eines Neglements, betreffend die Errichtung eines Zentralamts; 

3. der Entwurf von Ausführungsbeitimmungen zum internationalen Ueber— 
einfommen über den Eilenbabnfrachtverfehr. °) 

Wie nach der eriten, jo wurden auch nad) der zweiten Slunferenz Die 
bejchlofjenen Entwürfe den Regierungen mitgetbeilt und theil® durch Befannt= 
gabe an die Eiſenbahnverwaltungen, theils durch Fachzeitichriften veröffentlicht. *) 
", 11. Entwurf, Art. 35, 37, 88. 

II. Entwurf, Art. 11. 

* 2 ER rg Art. 23 Abi. 3, v. d. Venen, S. 65 in v. Stengel’ Wörterb. Ergz. 

& II. Entwurf, Art. 23 Abi. 4. 

°), II. Entwurf, Art. 57. 

® 11. Entwurf, Met 59. 

II. Entwurf, Art. 60. 

° Mebit 4 Anlagen. 

) 3.8. Zeitg. d. Wer. deutich. Eiſenb-Verw. 1881, Nr. 17, 19, 55, 70, 75, 76, SO, 
86, 94-99. — Schriften aus diefer Periode: Carotti, i trasporti internazionali per 
ferroviaria. Firenze 1881. — Il progetto di Berna etc, Firenze 1881. — Le congres 
d’Amsterdam et la convention de Berne. Florence 1883. — Monzilli, Progetto di 
convenzione internationale sui trasporti di merci, memoria del ministero del agricol- 
tura, industria e commercio. Annali dell’ industria et del eommercio. Roma 1881. 
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3. Die dritte internationale Konferenz. 


Erſt nah Verlauf von 5 Jahren traten — am 5. Juli 1886 — Die 
Telegirten der betheiligten Staaten zur dritten Konferenz in Bern zus 
jammen. ') 

Wenngleich die Hauptprinzipien des Entwurfs der zweiten Konferenz 
unberührt blieben, jo führten die Berathungen — abgeiehen von mannigfachen 
umpeientlicheren Modifikationen und redaktionellen Verbeſſerungen — doch noch 
zu einer Reihe prinzipiell wichtigerer Aenderungen: 

In Betreff des Geltungsgebietes wurde beftimmt, daß das Ber: 
zichniß der dem Vertrage unterworfenen Bahnen in diefen als integrirender 
Theil aufzunehmen ift.”) Zugleich wurden die Borausjegungen für Die 
Streihung einer Eijenbahn ans diefem Verzeichniſſe fixirt.) Auch wurde 
durch eine zwar nicht in das Webereinfommen ſelbſt, aber in das Schluß— 
protofoll aufgenommene Erklärung in Betreff der Geltung des internationalen 
Eiiembabntrangportrechts für den Grenzverfehr Beitimmung getroffen. *) 

Bezüglich der Berechnung der Fracht wurde ziwar ein Antrag, ") in 
das Schlußprotofoll die Zulage der vertragichliegenden Staaten aufzunehmen, 
daß das in dem früheren Entwurfe für den internationalen Transport 
winzipiell angenommene Berbot von Preisermäßigungen gegenüber den ver: 
öffentlichten Tarifen ®) auch auf den internen Verkehr ausgedehnt werde, weil 
beides tbatfächlich untrennbar und das eritere Verbot ohne das leßtere illuſoriſch 
ki, mit Rückſicht auf die den Vertragsitaaten in der Regelung ihres internen 
Verkehrs zu wahrende Freiheit abgelehnt; es wurde aber zugleich in dem 
Shlußprotofoll konftatirt, daß diefe Regelung Sich zur Zeit mit dem für den 
internationalen Transport gegebenen grundjäglichen Verbote im Einflange be: 
nude, und es wünſchenswerth jei, daß dieſer Einklang erhalten bleibe. ”) 

In Betreff de8 Verfügungsrehts des Abjenders mwurde Die 
Baftpfliht der Eiſenbahn dahin des Näheren firirt, daß fie, wenn ſie die An: 
deiſungen des Abjenders befolgt, ohne die Borzeigung des Duplifatfrachtbrietes 
u verlangen, für den daraus entitandenen Schaden dem Empfäuger, 
delchem der Abjender diefes Duplifat übergeben bat, haftbar iſt. uch wurde 
über die in den früheren Entwürfen nicht berührte Form der Verfügung des 
Abſenders nähere Beſtimmung getroffen. ") 

— Interno al progetto di Berna, «sservazioni delle tre prineipali amministrazioni 
«m, viarte italiane sulla memoria publieata a cura del ministero di agrieoltura. 
Mans 1881. — Delboy et de Seigneux, de l'etablissement d’une legislation 
sternationale sur les transports par chemins de fer, rapport et «liscours. — Paris 1881. 
be Seienenx, Commentaire du projet de Convention ete redig® par la con- 
»rence de 1881. Paris 1882. — E. Levi, la convenzione di Berna. Bolorna 1883. 
- Sulmerincg, Wöllerrecht in Marguardien's Handbuch des öffentlihen Rechts, 1. 2. 
— A, Freiburg 1884, — Ollivier, des chemins de fer en droit international, 
- af] "Mn. 

_ . ) Ueber die dritte Konferenz 1. Gerſtner, S 30, Roſenthal, 2.13, v d Leyen, 
4, Eger im Archiv für öffentl. Hecht, Bd. 3 S 388 fr. 

“111. Entwurf, Art. 1. 

- MM. Entwurf, Art. 58 Abi. 3. 

* 1. Entwurf, Schlußprototoll, Ziff. 11. 

* Der deutichen Delegirten: Protokoll der VIII. Sitzung vom 16. juli 1886, S. 2, 3. 

“ IU. Entwurf, Art. 11. 

'; Brotofoll der VII Zigung vom 16. Juli 1886. ©. 3. 
R — Schlußprotokoll, Ziff. D. Fleck in v. 
“x 2. Bl. 

’ I. Entwurf, Art. 15. 


‘ 


Stengel's Wörterb. Ergz. 
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Der in dem Entwurf der zweiten Kouferenz aufgenommene wichtige 
Grundſatz der Beihränfung der Arreftlegung und Pfändung von 
Forderungen der Eifenbahnen unter einander aus dem internatio: 
nalen Transporte wurde dahin modifizirt, daß eine jolche Arreftlegung 
oder Prändung, wenn die jchuldnerische Eifenbahn einem anderen Staate ans 
gehört, als die forderumgsberectigte, nur zuläffig ift, falls Dies auf Grund 
einer Enticheidung der Gerichte des Staates erfolgt, dem die forderungs— 
berechtigte Eifenbahn angebört.‘) Und diefer Grundſatz wurde nunmehr auch 
in gleicher Weile auf das rollende Material der Eiſenbahnen mit Ein= 
Ihluß ſämmtlicher beweglicher, der betreffenden Eifenbahn gehörigen Gegen— 
jtände, welche fich in diefem Material vorfinden, ausgedehnt. ”) 

Hinfichtlih des Umfangs des Schadenseriages wurde zunächit 
fonjtatirt, daß durch die den Eijenbahnen gegebene Erlaubniß, Spezialtarife 
mit ermäßigten Frachtlägen einzuführen, ’) die in jedem Staate beitehenden 
Beſtimmungen über die jtaatliche Genehmigung der Transportbedingungen und 
Tarife nicht berührt werden. ‘) ‘Ferner wurde die in dem früheren Entwurfe 
den Entihädigungsberechtigten gewährte Berugnig auf NRüdforderung des 
verlorenen und wiedergefundenen Gutes an einen entiprechenden, 
in der Quittung über die Entjchädigung aufzunehmenden Vorbehalt gefnüpft.”) 
Sodann wurden die aliquoten Theile der Fracht (bis zur Höhe Der 
ganzen Fracht), welche im Falle der Verſäumniß (Art. 39) der Lieferfriit 
ohne Nachweis des Schadens zu zahlen find, anderweitig normirt.°) 

Als Refirltat der dritten internationalen Konferenz ergaben jich folgende 
Entwürfe: 

1. der Entwurf eines internationalen Uebereintommens über den Eijenbahn- 
jrachtverfehr (60 Artikel); 

2. der Entwurf eines Reglements betreffend die Errichtung eines Zentral 
amtes (6 Artikel); 

3. der Entwurf von Ausführungsbeitimmungen zum Uebereinfonmen über 
den internationalen Eifenbahnfrachtverfehr (11 Paragraphen); 


4. der Entwurf von Anlagen: 1. Vorjchriften über bedingungsweife zur 
Beförderung zugelafjene Gegenſtände; 2. Formular des Frachtbriefs und 
des Frachtbriefduplifats für den internationalen Eifenbahntransport ; 
3. Formular für das Anerfenntniß des Abfenders wegen fehlender oder 
mangelhafter VBerpadung der aufgegebenen Güter; 4. Formular für nach- 
trägliche Anweiſung des Abjenders; 

5. der Entwurf eines bei der fünftigen Unterzeichnung des Uebereinfommens 
zu vatifizirenden Schlußprotofolls. Dasjelbe enthält, abgejehen von Den 
bereits erwähnten Erklärungen unter Ziff. III das prinzipielle An— 
erfenntniß, daß durch das Uebereinfommen das Verhältniß der Eiſen— 
bahnen zu dem Staate, welchem fie angebören, in feiner Weile geändert 
wird ımd daß dieies Verhältnig auch in Zukunft durch die Geſetzgebung 


» 111. Entwurf, Art. 23 Abi. 4. 

III. Entwurf, Art. 23 Abi. 5 

” 111. Entwurf, Art. 35 

*% Rrotofoll der VI. Sihung vom 13. Juli 1886, 5.5, 6; 111. Entwurf, Schluß: 
protofoll, Ziff. II. 

*) 111. Entwurf, Art. 36. 

°, 111 Entwurf, Art. 40. 
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jedes einzelnen Staates geregelt werden wird, ') jowie unter Ziff. IV 
die Beitätigung des Grundſatzes, dab das Reglement, betreffend die Er: 
richtung eines Zentralamtes, ſowie die Ausführungsbeftimnmungen zu dem 
internationalen Webereinftommen über den Eijenbahnfrachtverfehr und Die 
Anlagen diejelbe Kraft und Dauer haben follen, wie das Ueberein— 
fommen jelbit. ?) 

Mit dem Schlußprotofoll, d. d. Bern den 17. Juli 1886 unterbreiteten 
die Delegirten der Bertragsitaaten den Negierungen derjelben den Entwurf des 
Uebereinfommens nebjt Anneren und fmüpften daran die Bitte an dem ſchweizeri— 
ihen Bundesrath, die betheiligten Regierungen einzuladen, Bevollmächtigte zu 
ernennen, welche in möglichit Eurzer Frift in Bern zuſammenzutreten hätten, 
um den feitgejtellten Entwurf, ohne irgend welche Menderung an demjelben 
vorzunehmen, in ein definitive Webereinfommen umzugeitalten. °) 


4. Die vierte internationale Konfereny. 


E3 vergingen jedoch weitere vier Jahre, bis auf erneute Einladung der 
Schweiz die vierte Konferenz am 13. Oktober 1890 in Bern eröffnet 
wurde.*) Derjelben lag lediglich die Aufgabe ob, den in der dritten Konferenz 
materiell und redaktionell fetgeitellten Entwurf, nachdem derjelbe nunmehr von 
jämmtlichen Regierungen geprüft und genehmigt worden, in ein Ddefinitives 
Vebereinfommen umzugejtalten, mithin in Form eines internationalen Staats— 
vertrages zu vereinbaren. 

Es fanden zu Diefem Behufe nur zwei Plenarfigungen jtatt. In der erjten 
Plenarſitzung (13. Oftober 1890) wurde nah Prüfung der Vollmachten — 
in einem in franzöfticher Sprache ausgefertigten Protofolle die Form feitgeitellt, 
in welcher das Schlußprotofoll der dritten Konferenz; in ein definitives Ueber: 
einfommen umgeitaltet werden follte, und die Unterzeichnung am folgenden 
Tage beſchloſſen. In der zweiten Plenarfigung (14. Oktober 1890; erfolgte 
jodann die Vollziehung fämmtlicher Stüde des Uebereinfommens jowie des 
Schlußprotofolls, welches nunmehr die Bezeichnung Protokoll erhielt. Das— 





"11. Entwurf, Schlußprotofoll, Ziff. III. 

=; III. Entwurf, Schlußprototoll, Ziff. IV. 

°) Der definitiven Feititellung des Uebereinkommens folgten zablveiche Beiprechungen 
ſowohl des ganzen Entwurfs, mie einzelner Normen Ddestelben. Hervorzuheben find: 
v. Zurardo, Einige fachliche Bemerkungen über den 111. Berner ee x. in der Heit- 
ichrift. i. Eiienb. u. Tampfichifffahrt der ölterr.-ungar:- „Monardjie 1877, Wr. 112, 113. — 
Moral in Blumer's ichweizer. Bundesitaatsrecht, III. S. 599. — Thaller, Du transport 
en droit international et d un projet de convention ete. Annales de droit commer- 
al. 1. Jahrg. Paris 1887, 30, 141, 244, 304. — Eger, Das internationale Weber: 
einfommen im Archiv für öffentl Mecht, Bo. II, ©. 369. — Goldihmidt im feiner 


Zeitſchr. 8. d. gel. D-N., = F. Bd. 18 S. 627-629. — Cohn G. Die Anfänge eines 
Weltverlehrsrechts. 1888, © . 76. ff. — v. Bar, Theorie und Praris des internat. Privat: 
rechts. Hannover 1889, =. 142148, — Fuld, Das internat. llebereinlommen x. in 


Gruchot's Beitr. ( Bellen ı Aa Künge, N. F. Bd. 4 5.306 f. Berlin 1890. — Geritner, 
Fin Rundgang durch das internat. Uebereinkommen ꝛc. in Glafer's Annalen 1890, S. 226 
— Asser jr. C. D., International goederenveroer langs spoorwegen. De Bernsche 
Conventie van 1886. s’'Gravenhage 1887. — Meili 75, Internationale Gifenbabnverträge 
und die Berner Honvention, Hamburg 1887. — Tas Recht der modernen Verkehrs- und 
Itansportanitalten. Leipzig 1888. — Die internationalen Unionen über das Recht der 
Verlebrsanitalten und des geiltigen Gigenthums. Yeipzig 1889. — Schwab, Oeſterr. 
Gitenbabnzeitung, 1886 Nr. 51, 52; 1890 Nr. 48. — Das internationale Hebereinlommen 
über den Ciienbahnfrachtverfebr. Leipzig 1890/91. 

) Gerſtner, ©. 32, v. d. Leyen, ©. 52, 53, Roientbal, ©. 14, Eger, 
Internat. Uebereintommen, 5. XXX VII. 
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jelbe jchließt mit der Beltimmung: „Das gegenwärtige Protokoll, welches zu: 
gleich mit dem am heutigen Tage abgejchlofjenen Uebereinkommens ratifizirt 
werden joll, ijt als ein integrirender Beſtandtheil dieſes Uebereinfommen zu 
betrachten, und hat diejelbe Kraft und Dauer, wie diejes legtere jelbit.“ 

Die hierauf folgende Ratifikation des Staatövertrages durch die geſetz— 
gebenden Faktoren aller Konventionsjtaaten nahm in NRüdficht auf den Um: 
fang umd die Bedeutung des Gegenjtandes, ſowie die mit der verfajlungs: 
mäßigen Kreirung von Gejegen der Natur der Sache nad) verfnüpften Weit: 
läufigfeiten einen jehr erheblichen Zeitraum in Anſpruch. Beinahe zwei Jahre 
verflojjen, bevor die Sanfktionirung des internationalen Uebereinfommens in 
ſämmtlichen betheiligten Staaten gejchehen war. Inzwiſchen wirkte der Um: 
itand, daß munmehr die Einführung des neuen internationalen Eifenbahniracht: 
rechts in abjehbarer Zeit gefichert erichien, jowohl auf die Theorie, wie auf 
die Praxis in hohem Grade anregend.') 


>. Die fünfte internationale Konferen:. 

Am 30. September '1892 fand die fünfte (Schluß:) Konferenz in 
Bern statt, im welcher der Austausch der Natififationsurfunden erfolgte. Da 
nach dem Schlußartifel des Uebereinfommens die Wirffamfeit desjelben drei 
Monate nach erfolgtem Austauſche der Natififationsurfunden beginnt, ?) jo trat 
das Uebereinfommen mit dem 1. Januar 1893 im gefammten Vertragsgebiete 
in Straft. Die Dauer des Uebereinfommens iſt fiir jeden betheiligten Staat 
auf drei Jahre von dem Tage an bemejien, an welchem dasjelbe in Wirk— 
ſamkeit tritt. Jeder Staat, welcher nach Ablauf diefer Zeit von dem Ueber: 
einfommen zurüdzutreten beabjichtigt, iſt verpflichtet, hiervon die übrigen Staaten 
ein Jahr vorher in Kenntnig zu jegen. Wird von diefem Rechte fein Gebrauch 
gemacht, jo it das lebereinfommen als für weitere drei Jahre verlängert zu 
betrachten.) Much ſoll wenigitens alle drei Jahre eine aus Delegirten der 
vertragichließenden Staaten beitebende Konferenz zujammentreten, um zı dem 
gegenwärtigen Uebereinfommen die für nothwendig erachteten Abänderungen 
und Berbeilerungen in Borfchlag zu bringen. Auf Begehren von wenigjtens 
einem Viertel der betheiligten Staaten kann jedoch der Zufammentritt von 
Konferenzen auch in einem früheren Zeitpunkte erfolgen. *) 





Bemerkenswerth find folgende Schriften: Gasca, il codice ferroviario, vol. Il 
Diritto internazionale. Milano 1891. — Meili, Die Kodifikation des internationalen 
Zivil: und Handelsrechts. Leipzig 1891. — Geritner, lleber einige, das internationale 
Uebereinkommen ꝛc. berührende Fragen in der Zeitung der Ber. dentſch. Eiſenb-Verw, 
1891 Nr. 77 f., 1892 Nr. 7f. — v.d. Yenen, Tas Berner internationale Ucbereinfommen 
über den Eiſenbahnfrachtverkehr in der Zeitichr. F. d. geil. H-NR., Bd. 39 &. 1. Stuttgart 
1891. — Eger, Einzelne Abhandlungen über das internationale Uebereinfonmen N. it: 
jchrift für Elenbahnen ec. der öſterr ungar. Monarchie. Wien 1891, S. 5; 1892, 5. 65 
— In Grucot's Beiträgen, Bd. 35 S. 465. — In Grünhut's Zeitichr. x., Bd. 19 ©. 613. 
— fm Archiv f. bürgl. Recht, Bd. 4 5. 127. — Annalen d. deutich. Reichs, XXV. 5. 303, 
691— 708 u. ©. 753795. _ ——— Syſtem des Handelsrechts, 4 Mu, 1892 
S. 53. — Geritner, Das internationale Gifenbabnfrachtrecht in Röll's Encyklopädie des gel. 
Giienbabnmeiens, Bd. 4 5. 1652, Wien 1892. — v. d. Leyen, Internationales Eiſen— 
bahnfrachtrecht in v. Stengel’s Wörterbuch, Ergz.Bd. 1, freiburg 1892, S. 117. — 
Poinsard, Des transports internat. (Journal de droit internat. XIX. p: 33. 189. 

2, Art. 60 Abi. nn 

») Art. 60 Abi. 

# Art. 59. Nach Dabgabe diefer Beitimmung baben bereits im Jahre, 1893 zwei 
weitere internationale Konferenzen in Bern itattgefunden, von welchen die eine 
(vom 5.—12. juni) die Revilion der Anlage 1 zum internationalen Uebereinkommen, die 
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Das nad diefen mühevollen und langwierigen Verhandlungen zu Stande 
aefommene „Internationale Uebereinfommen über den Eijenbahn- 
frachtverfehr vom 14. Dftober 1890*') ijt für die Fortentwicklung 
des Eijenbahnfrachtverfehrs und des Eijenbahntransportrechts von hoher und 
epochemacender Bedeutung.:) Zum erjten Male it auf einem der 
mwichtiajten Verkehrsgebiete ein einheitliches, die zivilrechtlichen Materien um: 
faljendes, internationales Recht für den größten Theil der europäiſchen Staaten 
geschaffen worden. Dasjelbe regelt gleichmäßig alle wejentlicheren Normen 
des Eijenbahntransportrecht3 im internationalen Eiſenbahnverkehre, bejeitigt 
zahlreiche, denfelben bisher auf's Aeuferite hemmende Nechtsverfchiedenbeiten 
und bildet darnach eine der wirkſamſten und jicheriten Grundlagen für die 
Fortentwicklung des europäiichen Handelsverkehrs. Unabmweisbar muß Ddiejes 
neue internationale Eiſenbahnfrachtrecht auch eine mächtige Rückwirkung 
auf die internen Eiſenbahnfrachtrechte ausüben”) und einen beſtimmenden 
Einfluß auf ihre weitere Geftaltung gewinnen. Es liegt in der Natur der 
Sadıe, daß eine wejentliche VBerichiedenartigfeit des neuen internationalen Eifen- 
babnfracdhtrechts und der internen Eifenbahnfrachtrechte mit den Verkehrsintereſſen 
nicht vereinbar it und nicht aufrecht erhalten werden fann. Die naturgemäße 
Fortentwicklung beider jo eng verwandten Nechtögebiete, der enge und fort: 
währende Zujammenhang der internen und externen Transporte, der häufig 
nothwendige Uebergang der einen Transportart in die andere, macht — ab- 
gejehen von der jpeciellen Regelung der Lediglich lokalen Verhältniſſe — Die 
Einführung gleicher Normen für den externen und internen Verkehr erforderlich. ') 
Wenngleich fih daher auch die Geltung des internationalen Uebereinfommens 
nur auf den erternen Verkehr, d. b. auf die auf dem Gebiete eines 
Staates in das Gebiet eines anderen Staates übergebenden Transporte eritredt 
und an fich den internen Verkehr, d. b. die ſich in den Grenzen eines 
Staatsgebietes bewegenden Transporte unberührt läßt, jo trat doch alsbald 
der Einfluß des neuen internationalen Nechts auf die internen Nechte mächtig 
bervor. 


andere (am 15. ‚uni und 3. Juli) die Regelung der Bedinaungen für den Beitritt weiterer 
Staaten zum internationalen Uebereinkommen zum Gegenitand batte. Tie Beſchlüſſe dieſer 
Konferenzen liegen 3. Zt. den Wertragsitaaten zur Sanktionirung vor (vgl. Yeitichr. f. d. 
internat. Siienbabntransport, I. Wr. 8. Zeitung d. Ver. deutich. Eiſenb-Verw. 1896, Nr. 41, 
46. 50. — Oeſterr. Verordn.=Wl. f. Eiſenbahnen ꝛc. VI 3. 1620 u. 1913 ft., ſ. auch Roſen— 
tbal, >. 14, 15). 

') Hervorzuheben jind die nad) ‚Inkrafttreten des Uebereinkommens erjchienenen Schriften 
von Ge ritner, ‚Internationales Gilenbahnfrachtrecht, Berlin 1893, — Asser jr. C. D, 
De Bernsche Spoorweg-Conventie 8’Gravenhage 1893. — Lyon-Caen, La Conrven- 
tion du 14, 10, 1890. Journ. du «droit internat. et priv. XX.n. V.ss. 1898. — (ger, 
Das internation, Uebereinkommen ꝛc. Berlin 1893/94. — Roſenthal, internat. Eiſen— 
babnfrachtrecht. Jena 1894. — Rus, Tie durch das Berner Uebereinkommen geſchaffenen 
neuen Rechtsnormen in Seuffert's BI. f. Rechtsanwendung. 1893, 5.1. — Strauß, 
Tas Berner llebereinf. in d. Wiener juriſt. Blätt. 1898, Nr. & it. — v.d. Leyen, Internat. 
Eiſen bahnfrachtrecht in v. Stengel’s Wörterb., Ergz.- wi u: 177 ff. 

6Gerſtner, a.a.Q., ©. 487, Nolentbal, Schwab, 5.1, v.d. Leyen, 
a.a. D., S. 120, Eger, S. XXXX. 

) Geritner, 5. 488. 

. v. d. genen“ in Goldſchmidt's Zeitichr., Bd. 39 S. 95, 96, und in v. Stengel's 
Wörterb. a. a. D., S. 120. De lege ferenda ericheint die Einführung eines einheitliden 
Rechts für den geſammten Eiſen bahnfrachtverlehr — internen und erternen — um ſo mehr 
erſtrebenswerth, als die gegenwärtige Zweitheilung Dualismus zwiſchen externem und in— 
ternem gt mit großen — — — iſt Roſenthal, S.7, Eger, Internat. 
Uebereink, S. XXXXn. Tertausg. S ff.) 


392 G. Eger: Tie geihichtliche Entwidtung 


Für den externen Verkehr bat in eriter Reihe der Berein deutſcher 
Eiſenbahn-Verwaltungen auf der Grundlage des internationalen Ueber: 
einkommens ein neues, am 1. Januar 1893 in Kraft getretenes Vereins: 
Betrieb3:Neglement nebjt Uebereiufommen geichaffen. ') Auch die 
internationalen Zarifverbände haben jämmtlich eine entiprechende Reviſion ihrer 
Berträge, Neglements und Tarifbejtimmungen vorgenommen. 


Sm internen Verkehr baben fait alle Stonventionsitaaten eine Um— 
gejtaltung ihrer eifenbahnfrachtrechtlichen Normen, Gelege, Verordnungen und 
Neglements nah Maßgabe des internationalen Uebereinfommens in die Wege 
geleitet und jind bemüht, ihre internationalen landesrechtlichen Normen dem 
nenen internationalen Rechte tbunlichit anzupalien. *) 


In Deutjichland iſt in Betreff des internen Verkehrs an die Stelle des 
Betriebs-Neglements vom 11 Mai 1874 die Verfehrsordnung für die 
Eijenbahnen Deutichlands vom 15. November 1892 mit Gültigkeit 
vom 1. Jannar 1893 getreten, *) welche den Beitimmungen des internationalen 
Uebereinkommens injoweit angepaßt iſt, al$ die Normen des deutichen Handels- 
geſetzbuchs dies zuließen.*) Der Rechtszuſtand hat ſich daher für die Eijen- 
bahnen Deutjchlands und damit auch Preußens vom 1. Januar 1893 an jo 
geitaltet, daß für den internen Verkehr das Handelsgejegbuch und die Verkehrs: 
ordnung, für den externen Berfehr der dem internationalen Uebereinfommen 
über den Eijenbahnfrachtverfehr unterworfenen Bahnen diejeg Uebereintommen 


) Beſchloſſen in der Generalverfammlung des Vereins zu Hamburg am 3.5. Auguit 
1892 und publizirt als Beilage zum Jahrgange 1892 der Zeitung des Wereins deuticher 
Eiſenbahn Verwaltungen. 

2) Rußland (E.-$. vom 12. Juni 1885, Italien (Tarife 1885) und Belgien (Belg. 
E G. vom 25. Auguſt 1891: haben ſchon vor „Infrafttreten des internat. llebereint. ihre 
Yandesrechte in den welentlichiten Beziebungen mit den Normen Ddesjelben in Einklang 
gebracht, Die Schweiz bat dies durd das neue Eiſenb-Trausp.Geſ. vom 29 März 1893 
getban, in Betreff Deutichlands und Tefterreich-Ungarns |. Anm. 3 u. 4. "al. v.d. Yenen 
in Goldſchmidt's Zeitichr. Wo. 39 5. %W—%, Nolentbal, S 7 f. — Frankreich und Die 
Niederlande find mit der Umarbeitung ihrer Yandesrechte be ichäftigt. 

*; Meichs:ejepbt. 1892, Nr. 41 S 923 ıpgl. bierzu v. d Yenen, Tie Verkehrs— 
ordnung für die Eiſenbahnen TDeutichlands vom 15. November 1892 in Goldichmidt's 
Jeitſcht, Bd. 41 S. 501 ff. und in v Stengel's Wörterb., Erg-Bd. I ©. 47, 48 md 
led dalelbit, S. 53, 54, Eger, die Verkehrsordnung x, Breslau 1895). — Ferner die all- 
gemeinen Zufapbeftimmmngen iur Vertehrsordnung im dentſchen Eiſenbahn-Gütertarif, Theil! 
und im deutſchen Eiſenbahn-Perſonen- und Gepäck-Tarif, Theil I qaültig vom 1. April 1894) 
ſowie die Allgemeinen Abfertigungsporfchriften des deutichen Eiſenbahn Verkehrsbandes nebit 
Zuſatzbeſtimmungen für die preußtichen Staatsbahnen, ſämmtlich gültig vom 1. ‚Januar 1893. 

Weſentliche VBerichiedenheiten zeigen ſich vornehmlich in Betreff des Pfaudrechts, 
für welches, abweichend vom Art. 21 des internationalen Uebereinkommens, nad Art. 409 
des D. 9.9: 8. bezw. der deutichen Verkehrsordnung das dreitägige Folgerecht beitehen bleibt, 
ferner, in der Bemeſſung des Schadenseriages bei Verluſt ıc Art. 396 D. 9. GB. 
und 8 80 Deutiche Vert.-Trdn. gemeiner Oandelswerth bezw. gemeiner Werth am Orte 
der A blieferung — Art. 34 internat. llebereinfommen am Weriandtorte), fodann in 
Betreff der Verjäbrungsnormen (Art. 386, 408 9.6.8. 5 91 Deutiche Verk-Ordn. 
— Art. 45, 46 internat. lebereintommen‘ u.a. a. ©. Inc Deiterreich find derartige Wer: 
ichievenheiten dadurch beieitigt, dab ein ſpeziell zu Diefem Zwecke erlaifenes Gele vom 
27. Ottober 1892 Oeſterr. R-GBl. Nr. 187) entiprechende Abweichungen vom Handels: 
geſetzbuch bebufs Durchführung des internat. llebereinfommens geitattet und biervon bei 
Einführung des neuen öfterreichiichen Betriebs: Reglements vom 10. Dezember 1892 Oeſterr. 
RGBl. Nr. 207: Gebrauch gemadıt it. Auf dieſe Weiſe it das für den internationalen 
Verkehr geltende öfterreichiiche Betriebs Keglement mit dem internationalen Mebereinfommen 
in vollen Einklang geieht. Val. bierzu v. Buſchmaun, Das neue Gilenb.-Betr.-Regl. 
1892 und Schwab, Tie Neuerungen im Gilenb.-Betr.Regl. 1892. 
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in Anwendung zu bringen ift,‘) und zwar für diejenigen Bahnen, welche dem 
Bereine deuticher Eiſenbahn-Verwaltungen oder jonjtigen internationalen Ver: 
bänden angehören, nad) Maßgabe des Vereins-Betriebs-Neglements oder der 
Jonitigen VBerbands-Neglements. Für Bahnen, welche dem internationalen 
Uebereinfommen nicht unterworfen find, bleiben die internen Rechte bezw. die 
auf Grund derjelben getroffenen Bereinbarungen maßgebend. 


IT, 

Durch den $ 25 des Eijenbahngejeges vom 3. November 1838 bezw. die 
Berordnung vom 19. Auguſt 1867 und das Ergänzungsgefeg vom 3. Mai 1869 °) 
war zwar für das preußiſche Staatsgebiet eine bejondere außervertrags: 
mäßige Haftpflicht der Eifenbahnen für Perfonen: und Sachbeſchädigungen 
bei Der Beförderung auf der Bahn eingeführt und gejeglich in genügender 
Weile geregelt worden. Dagegen herrichte in den anderen deutschen Staaten 
in Betreff der Haftpflicht der Eiſenbahnen ein durchaus unzureichender Nechts- 
zuftand, jowohl was den Grad und Umfang der Haftpflicht, wie auch die Höhe 
der Entichädigung umd die Beweislaft anlangte. Insbeſondere war die Beweis: 
laſt nach Maßgabe der einzelnen Landesrechte derart erjchwert, daß es bei 
Körperverlegungen und Sachbejchädigungen auf Eifenbahnen oder beim Eijen- 
bahnbetriebe den Bejchädigten zumeift überhaupt nicht möglich war, einen 
Schadensanjpruch gegen die Eifenbahnen durchzuführen. In der überwiegenden 
Mehrzahl der deutjchen Staaten bejtand zwar eine Haftung der Eiſenbahnen 
für ihre Leute. Aber fie erſtreckte ſich nur auf Vertragsverhältnijje. Bei außer: 
fontraftlichen Beichädigungen von Perſonen und Sachen haftete die Eijenbahn 
nur Dann, wenn ihr Nachläffigkeit in der Auswahl oder Beauffichtigung der 
Leute nachgewiejen werden konnte. Es fehlte ferner gänzlich an einer Haftung 
der Eijenbahn für Schäden, welche in Fehlern oder Mängeln des Bahnkörpers, 
der Transport- und Betriebsmittel ihren Grund haben, und damit die Ver: 
antroortlichkeit für die überwiegende Zahl der Schadensfälle. °) 

Erſt die Errichtung des Norddeutichen Bundes und des Deutichen Reiches 
gab Den Anlaß, auch auf diefem Gebiete einheitliche Normen einzuführen, und 
jwar umter a ent der preußifchsrechtlichen Bejtimmungen, welche 
aber bierbei nicht ummwejentliche Ergänzungen und Modifikationen erfuhren. *) 
Auch bejchräntte fi) die Neuregelung auf Perjonenbejchädigungen und eritredte 
fih nicht auf Sachſchäden. Die erjte Anregung gab eine in der Reichstags: 
jeifion 1867/68 bei dem Neichstage des Norddeutichen Bundes eingehende 
Betition, welche eine Nevifion und einheitliche Neform auf dem Gebiete der 
materiellen und prozejjualen Geſetzgebung über Schädenanfprüche von Privat: 
perjonen bei nicht von ihnen verjchuldeten Unfällen begehrte. In diejer Petition 
wird auf die Beriplitterung und Verfchiedenartigkeit des Nechtszujtandes auf 
dem bezeichneten Gebiete in den einzelmen deutſchen Bundesſtaaten hingewieſen, 
weiche dem wirthichaftlichen und rechtlichen Bedürfniſſe der Gegenwart in feiner 
Meile entipreche, und es wird für eine wirtbichaftliche, foziale und politisch 


— 


Art. 1 des internationalen Uebereinfommens |. 385 Anm. 2 u. S. 387 Anm. 2. 

3 Gei.-. 1869, 665. 

ud Lehmann, Te Nothitand des Schädenprozeiles im deutichen Rechte (1865) und 
Körperverlegungen und Tödtungen auf deutichen Gifenbahnen (1869). 

* Dal. die Entitehungsgeichichte des Neichsbaitpflichtgeieges bei Endemann, Gr 
läuterungen zum WReichsbaftpflichtgeieg, 3. Aufl. 1885 S. 1—14 und Eger, Nommentar 
zu dieſem Geſetz, 1. Aufl. 1876, Einleitung S. XI--XXXVl. 
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jittliche Pflicht des Bundes erklärt, hierin jchleunigit und im Wege der Spezial: 
geſetzgebung wenigitens beim Eijenbahn:, Bergbau: und Fabrik-Betriebe Abhülfe 
zu Schaffen. Bezüglich der Kompetenz des Bundes hierzu wurde auf Art. 4 
Abi. 13 in Verbindung mit Abi. 8 und Art. 13 Abjchn. 1 der Bundesverfaſſung 
bingewiejen. Der Neichstag des Norddeutichen Bundes beichloß unterm 
24. April 1868,') dieſe Petition zur thunlichiten Berücjichtigung an den 
Bundeskanzler abzugeben. Seitens des Bundesfanzlers wurden zunächit ſämmt— 
liche Bındesregierungen zur Meußerung über die angeregte Frage aufgefordert 
und traten in ihrer überwiegenden Mebrbeit dem Botum Preußens bei, welches 
den Erlaß jpezieller, bundesgefeglicher VBorjchriften der bezeichneten Art auf 
dem Gebiete des Eijenbahnbetriebs und des Bergbaus empfahl. 


Die bezüglichen. auch von Bertretern der Wifjenichaft‘) bereits befür- 
worteten Borjchläge Preußens waren in Betreff des Eifenbahnbetriebes haupt: 
ſächlich dahin gerichtet, den durch $ 25 des preußifchen Eifenbahngejetes vom 
3. November 1838 dem Beichädigten gewährten Entihädigungsanipruch durch 
Ausdehnung diefer Gefegesvorichrift auf das Bundesgebiet zu verallgemeinern 
und zugleich die Möglichkeit vertragsmäßiger Abänderung diefer Vorſchriften 
überall auszuschließen. 


Auf Grund eines Bundesrathöbeichluffes vom 9. Dezember 1569 °) wurde 
dem deutichen Neichstage unterm 28. März 1871 ein Gejegentwurf, betrefiend 
die Verbindlichkeit zum Schadenerfag für die beim Betriebe von Eiſenbahnen, 
Bergwerken und Fabriken berbeigeführten Tödtungen und Störperverlegungen, 
vorgelegt.*) In den Motiven der Borlage wird auf die Mängel der bejtehenden 
Gejepgebung in prozejiualer und materiellrechtlicher Beziehung bingewiejen. 
Es werde zwar davon abgejeben, eine generelle Reform der Grundjäte 
über die Verpflichtung zum Schadenserfag herbeizuführen, weil fich dies nur 
im Zuſammenhange mit dem ganzen Spitem des Obligationenrechts erreichen 
lajie, wohl aber jeien vorläufig im Wege eines Spezialgeſetzes Be: 
ſtimmungen zur Sicherung des Schadeneriages für diejenigen vorgeichlagen, 
welche bei mit ungewöhnlicher Gefahr verbundenen Unternehmungen an Leib 
oder Leben beichädigt würden. Was Die Eifenbahnen anlange, jo jeten für 
den Gejegentwurf nad) Analogie der Art. 395, 400, 401 des dentſchen Handels— 
Ya die Normen des $ 25 des preufifchen Eiſenbahngeſetzes vom 

November 1838 maßgebend geweſen, deren Schwerpunkt darin liege, daß 
Schadensfalle ein Verſchulden des Betriebs präſumirt werde, die Eiſenbahn 
mithin als erſatzpflichtig gelte, wenn ſie nicht den Beweis der eigenen Ver— 
Ichuldung des Beichädigten oder der höheren Gewalt zu führen vermöge. Aus 
den Berathungen dieſes Gejegentwurfes ging das Neichshaftpflichtgeieg 
vom 7. Juni 1871°) hervor. Die Bejtimmungen diejes Gejeges find, ſoweit 


') Trudi. des Deutich. Reichstages. Sten. Ber. 1868 S. 175, 176 und Anlage Nr. 56. 

Wornehmlich von Achen bach in jeinen trefflichen. und grundlegenden Abbandlungen 
in der Heitichr. f. Bergrecht, ‚Jahrg. 9 S. 104 f. S. 410 f., Frans in Hildebrand's Jahre 
1870, 3. 2 5. 36 1., Lehmann, Körperverlegungen und Tödtungen auf deutichen Eiſen— 
bahnen, Erlangen 1869. 

*) Bericht des Bundesratbs-Ausichufles für Juſtizreform vom 23. November 1869 
(Trudi, Nr. 130) und Protokolle des Bundesraths ER 9. Dezember 1869, 5 354. 
Nr. 16 Drudi. des Reichstags, 1. Leg. Ber. I. Seil. 1871. 
RG.Bl. 1871, ©. 207— 209. Literatur: Endemann, Erläuterungen zum Reichs- 
baftpflichtgeieß, 3. Aufl. 1885. Frans, Die Haftpflicht der Eifenbahn ꝛtc. Unternehmer, 1872. 
„Jacobi, Erläuterungen zum Haftpflichtaeieh, XI. Aufl. 1878. Hab, Haftpflichtgeieß, 1874, 
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es jih um die Beichädigung von Perfonen beim Eifenbahnbetriebe handelt, an 
die Stelle der bezüglichen Normen des $ 25 des preußiichen Eijenbahngejeges 
vom 3. November 1838 getreten. Die Haftpflicht der Eijenbahnen für Körper: 
ichäden hat dem Grade nach eine Berjcbärfung erfahren, da fie jich nicht 
wie bisher, nur auf Schäden bei der Beförderung, ſondern überhaupt beim 
Berriebe der Eijenbahn erjtredt. Dagegen iſt der Umfang der Haftpflicht ver- 
mindert, ſowohl quantitativ, indem derjelbe nicht mehr allen Schaden umfaßt, 
jondern nur den im $ 3 des Haftpflichtgejeges begrenzten, und jodann zeitlich 
dadurd, daß an Stelle der allgemeinen landesrechtlichen Verjährungsfriit eine 
furze zweijährige Friſt getreten iit. In Betreff der Haftpflicht für Sad): 
beijchädigungen Yind dagegen die Beitiimmungen des 8 25 des Eijenbahngejeges 
durch das Haftpflichtgejeg nicht berührt worden und daher unverändert in 
Kraft geblieben. 

Die Anwendung des Haftpflichtgefeges vom 7. Juni 1871 bat in Hinficht 
auf die Körperbeichädigung von im Eijenbahnbetriebe beichäftigten Perfonen 
durch die Unfallverfiherungsgeieggebung eine wejentliche Einfchränfung 
erfahren. Nach den grundlegenden Prinzipien des Unfallverficherungsgefepes 
vom 6. Juli 1834') bezw. des dasjelbe ausdehnenden Gejeges vom 28. Mai 
1885 °) werden die in den dem Haftpflichtgefege unterworfenen Betrieben, aljv 
auch im Gijenbahnbetriebe und Werkſtätten- ꝛc. Betriebe, beichäftigten Arbeiter 
und Betriebsbeamten — legtere, fofern ihr Jabresverdienit an Lohn und Gehalt 
2000 Mark nicht überjteigt und die Verficherungspflicht nicht durch bejondere 
jtatutariiche Beltimmung auf diejelben erjtredt wird — gegen die Folgen der 
bei dem Betriebe fich ereignenden Unfälle nach Maßgabe der genannten Gejee 
verfichert:*) Und die hiernach verficherten Perſonen und deren Hinterbliebene 
fönnen einen Anſpruch auf Erfah des in Folge eines Unfalls erlittenen Schadens 
nur gegen diejenigen Betriebsunternehmer, Bevollmächtigte und Nepräfentanten, 
Betriebs- oder Arbeiteraufjeber geltend machen, gegen welche durch jtrafgericht- 
liches Urtbeil feitgeitellt worden ift, daß fie den Unfall vorfäglich herbeigeführt 
haben.*) Soweit aljo eine derartige trafgerichtliche Feititellung nicht erfolgt, 
find alle diefe Perjonen nicht mehr berechtigt, auf Grund des Haftpflichtgejeges 
Anjprüche wegen der Folgen der fie beim Betriebe treffenden Unfälle gegen 
den Betriebsunternehmer zu erbeben. 


Für Beamte, welche in Betriebsverwaltungen des Neichs, eines Bundes— 
jtaates oder eines Kommunalverbandes mit feitem Gehalt und Benfionsberechtigung 
angejtellt find, ijt zwar die Anwendung der Unfallverjicherungsgejege aus: 
geſchloſſen.) Aber durch das Reichsgeſetz, betreffend die Fürſorge 
für Beamte und Berjonen des Soldatenftandes in Folge von 


Eger, Tas Reidhshaftpflichtgeieß, 3. Aufl. 1886 {j. dafelbit S. 1 und 2 Die — 
—e— Angaben). MWefterfamv in Endemann’s Handbuch des Handelsrechts, Bd. 3 
©. 626 ff. 1884. v. Weinrich, Die Haftpflicht wegen Körperverlekung. 1883. Genzjmer, 
Kommentar zum Suitpfichtpee, 1882. 

) R.GBl. 1884, 69--111. Literatur: v. Woedtke, Das Unfallverficherungs- 
Geſetz, 3. Aufl. 1889. Gränwalb und Daas, 1884. v. Rohr, 1886. Eger, 1886. 
Viloty, 1893. Roſin, Recht d. Arbeiterverficherung, 1898. Yandmannu.Raip, 1893. 
Weyl, Reichsverſicherungsrecht 1884. Rieſenfeld, Das beſondere Haftpflichtrecht der 
deutſch Arbeiter⸗Verſicher Geſetze, 1894 

RG.Bl. 1885, S. 159—161. 
81Geſeßß vom 6. Juli 1884 und 28. Mai 1885, Umfang der Verſicherung SS 5. 6. ce. 
*, 8 95 Geieh vom 6. Juli 1884. 
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Betriebsunfällen, vom 15. März 1886 ') und das auf Grund diejes Neiche: 
gejetes ergangene preußiiche Gejeg vom 18. Juni 1887°) find den mit 
fejtem Gehalt und Penſionsberechtigung in den Betriebsverwaltungen des 
preußifchen Staates angejtellten Beamten bezw. deren Hinterbliebenen bei 
Tödtungen und Körperverlegungen in Folge von Betriebsunfällen im Wejent: 
lihen den Normen der Unfallverfiherung entiprechende Bezüge zugefichert 
worden, ’) jo daß auch für diefe Beamten die Anwendung des Haftpflichtgeleges 
gleichermaßen bejchränft ift. 

Troß diejer Beichränfungen hat aber das Haftpflichtgeieb für den Eiſen— 
bahnbetrieb immerhin ein erhebliches Anwendungsgebiet behalten, und zwar 
nicht nur in Betreff aller Perſonen, welche zur baftpflichtigen Eifenbahn:Ber: 
waltung nicht in einem Beamten: oder Arbeiterverhältnifie ſtehen, alſo des 
gefammten Publikums, der Paſſagiere, Adjazenten, fremden Beamten und 
Arbeiter 20, Sondern auch derjenigen Beamten und Arbeiter, deren Werlegung 
durch die Eilenbahmunternehmer, Bevollmächtigten oder Nepräjentanten, Betriebs— 
oder Arbeitsaufjeher nach ftrafgerichtlichem Urtheile vorjäglich herbeigeführt 
worden ift, wie endlich auch derjenigen Perjonen, welchen der beim Eiſen— 
babnbetriebe Getödtete nach dem Haftpflichtgejege zur Zeit feines Todes ver: 
möge Gejetes zum Unterhalte verpflichtet war, joweit jie nicht zu den „Hinter: 
bliebenen“ im Sinne der Unfall: und Beamtenfürforge-Sejege gehören. *) 


R.G.Bl. 1886, S. 58. 

?, Mr. G.S. 1887, S. 282 

*Geſetz vom 18. uni 1887, SS 1—5. 

Entſch. des Reichsgerichts in den Ciienbabnrechtl. Entich., Bd. 8 S. 14, 79, 100, 
Bd. 9 S. 109, 225. 


Die Ausliefernngsverträne des Beides. 


Bon Dr. Reit. 


Nah dem Staatsrec,te Des Reiches zählen die Verträge wegen Aus— 
Lieferung, von Verbrechern zu denjenigen Berträgen, für deren Abſchluß das 
Reich wie die Einzelſtaaten zuftändig erfcheinen. Ber der verfaffungsmäßigen 
Unterordnung der Bundesglieder unter die Neichsgewalt fann die den eriteren 
zuſtehende Kompetenz nur eine bejchräntte ſein, Die lediglich beitebt, ſolange 
das Reich von jeiner fakultativen Zuftändigfeit feinen Gebrauch macht. Soweit 
das Auslieferungsweſen durch Neichtverträge geordnet wird, entfällt demnach 
das fonfurrirende Vertragsrecht der Einzelitaaten und treten früber geſchloſſene 
Sonderverträge außer Straft. ') 

Um dieſe doppelte Kompetenz zu befeitigen, und die in Rede ftehende 
Materie durch einheitliche Negelung im Wege der Neichögefeggebung dem Macht: 
bereiche der Einzelitaaten zu entziehen, beantragte eine im Jahre 1892 im 
Rechstage eingebradhte Nejolution, die Abichliegung von Auslieferumgsverträgen 
der alleinigen Zultändigfeit des Neiches vorzubehalten und die Bundesregierungen 
zu verpflichten, die Aufhebung der von ihnen mit auswärtigen Negterungen 
vereinbarten Separatverträge herbeizuführen. Dem Antrage, der zweifellos eine 

Aenderung der Verfaſſung in zentralijivender Richtung involvirte und Die Gefahr 
eines vertragsloſen Zuſtandes im Auslieferungsverkehr mit einzelnen Nachbar— 
ſtaaten nahe legte, iſt beim Mangel eines vorliegenden dringenden Bedürfniſſes 
keine Folge gegeben und bewendet es ſomit bei der konkurrirenden Zuſtändigkeit 
des Reiches und der Einzelitaaten. 

Von ihrem Vertragärechte haben bisber nur zwei Bundesglieder und zwar 
Preußen und Bayern durch den Abichlug von Sonderverträgen mit Nußland 
m Jahre 1885 Gebrauch gemacht, während bom Weiche eine erhebliche Zahl 
von Auslieferungsverträgen gefchlojien worden it. Beim Mangel eines Aus— 
lieferumgsgejeges ift die Neichgregierung biebei nicht au die Beobachtung bes 
ftimmter, geieglicher Normen gebunden, wohl aber ift fie nach Lage der Reichs— 
verfajlung genöthigt, für die vereinbarten Verträge die Zuftimmung des Bundes: 
rathes und Die Genehmigung des Neichstages einzuholen. Zur Zeit bejtehen 
Berträge mit: Italien vom 31. Oftober 1871, Großbritannien vom 14. Mat 1872, 
Schweiz vom 24. Janıar 1874, Belgien vom 24. Dezember 1874, Luxem— 
burg vom 9. März 1876, Brafilien vom 17. September 1877, Schweden— 
Kerwegen vom 19. Januar 1578, Spanien vom 2. Mai 1878, Uruguay 
vom 12. Februar 1880. Der preußiich-amerifanische Vertrag vom 16, Juni 1552, 
welchem Württemberg bereits am 2. März 1854 beigetreten war, ijt durch den 
jeg. Bancroftvertrag vom 22. Februar 1868 Art. 3 auf alle Staaten des 
Korddeutichen Bundes erftreet worden. Weber die Auslieferung von Seelenten, 


VEine den Wegfall ſolcher Separatverträge ausdrüdlich bedingende Beſtimmung findet 
ich in der Mehrzahl der von der Reichsregierung geichlofienen Auslieferungsverträge 
Aenatcı ded Deutſchen Reicht. 1895. 97 
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welche in einem fremden Hafen von Bord der Handels- und Kriegsſchiffe ent— 
weichen, iſt in den Handels- und Schifffahrtsverträgen beſondere Beſtimmung 
getroffen. Kartelle wegen Auslieferung von Deſerteuren hat das Reich bisher 
nicht geſchloſſen. 

Der Kreis der Auslieferungsdelikte iſt im Laufe der Zeit ſtetig erweitert 
und umfaßt in dem neueren Verträgen, wenn ſchon nicht in übereinſtimmender 
Weife, die größere Zahl der im R-St.G.-B. vorgejebenen Verbrechen und 
Vergehen des gemeinen Nechts Ihrer eigenartigen Bejchaffenbeit, bezw. minderen 
Strafwürdigfeit halber find nachitehende Kategorien von Strafthaten überall 
von der Aufnahme ausgejchloffen geblieben: Widerjtand gegen die Staats: 
gewalt, Delifte wider die öffentliche Ordnung mit Ausschluß des Haus: und 
Zandfriedensbruches, Verlegung der Wehrpflicht einschließlich der Fahnenflucht, 
Vergehen gegen die Neligion, leichte Sittlichkeitsdelikte, Beleidigung in jeglicher 
Form, Zweifampf, einfache Körperverlegung, ftrafbarer Eigennutz, faliche An: 
Ichuldigung, ſowie Amtsdelikte, jorern fie fich nicht als gemeine Verbrechen und 
Vergehen darjtellen, jedoch mit Ausschluß der paſſiven Beitechung. Dem Grund: 
jage, nur wegen nicht umerheblicher Strafthaten Auslieferung zu gewähren, 
entjpricht die fernere Ausscheidung aller aus Fahrläffigkeit begangenen traf: 
baren Handlungen. Nach der Bertragspraris, die Auslieferungsdelifte beſtimmt 
zu bezeichnen, ericheint e3 im Allgemeinen ausgejchlojien, daß wegen einer nad) 
dem Nechte des Zufluchtsitaates jtraffreien Handlung Auslieferung gefordert 
werde. Bei Prüfung des Auslieferungsbegehrens wird demmach der erjuchte 
Staat in eine Unterfuchung der Frage, ob die That nach Mafgabe feiner 
Gejeggebung überall jtrafbar it, nur in den vereinzelten Fällen eintreten 
fünnen, im welchen dem Deliftsbegriffe die befchränfende Klauſel beigefügt 
worden, daß die Handlung nach dem echte der beiden vertragenden Theile 
mit Strafe bedroht ſei. Von diejen Ausnahmefällen abgefeben, wird er fich, 
da das Beitehen des behaupteten Strafanfpruches nach dem Nechte des er: 
juchenden Staates fich beftimmt, mit der Feititellung zu befcheiden haben, daß 
der zur Begründung des Auslieferungsbegehrens beigebrachte richterliche Befehl 
eines der im Vertrage aufgezäblten Delikte trifft. Cine weiter gehende Be: 
fugniß ift nur in den Verträgen mit den Vereinigten Staaten und mit Groß— 
britannien zugejtanden. 

Den politiichen Delikten gewähren die Verträge eine der berrichenden 
völferrechtlichen Praxis entiprechende Sonderjtellung, indem fie die Ausliefernngs— 
pflicht fowohl bei rein politifchen, wie bei relativ politischen Strafthaten ent: 
fallen laſſen. In umziweidentiger Weile fprechen dies aus die mit Groß— 
britannien und der Schweiz geſchloſſenen Verträge, welche die Auslieferung 
wegen aller Handlungen unterfagen, die einen politifhen Charakter an 
ſich tragen, gleichtwie der deutich-brafilianiiche Vertrag, der die Anwendbarkeit 
der vertragsmähigen Beſtimmungen auf politiiche Verbrechen und Vergeben 
oder mit ihnen in Verbindung jtehende Handlungen verneint. Aber 
auch der enger gefaßten Klauſel der übrigen Verträge, welche theils in Bezug 
auf „politiiche Verbrechen und Vergeben” jchlechthin, theils in Betreff der 
„Perionen, welche ſich irgend eines politischen Verbrechens oder Bergehens 
Ihuldig gemacht haben“, die Amvendung der vertragsmäßigen Satzungen aus: 
Ihließen, fanıı zumal bei Heranziehung der weiteren Beſtimmung, daß wegen 
eines vor der Auslieferung verübten politischen Deliktes, wie wegen einer mit 
dem legteren im Zuſammenhange jtehenden Handlung Verfolgung und Beſtrafung 
nicht jtattfindet, gleiche Tragweite nicht abgeiprochen werden. Da Strafthaten 





Reit: Vie Auslieferungsverträge des Neiches. 399 


rein politischer Natur jchon wegen der fehlenden, namentlichen Aufführung 
tillihweigend aus der Neihe der Auslieferungsdelifte jcheiden, kann eine noch: 
malige ausdrücliche Ausschliegung nur dahin verjtanden werden, - daß biemit 
auch diejenigen Handlungen getroffen werden jollen, welche neben den Merk: 
malen eimes die Auslieferungspflicht an fich begründenden Verbrechens des 
gemeinen Nechtes auch die Kennzeichen des politischen Deliktes tragen. Wird 
ferner dem erjuchenden Staate die Verfolgung eines vor Auslieferung des 
Thäters begangenen delit connexe vertragsmäßig unterfagt, jo muß logischer 
Weiſe dem erfuchten Staate das Recht eingeräumt werden, die Auslieferung 
zu verweigern, wenn das als gemeines Verbrechen bezeichnete Auslieferungs— 
delift jeiner Auffaſſung nach als ein der Strafgewalt des Begehungsitaates 
entzogenes delit connexe fich darjtellt.") Erjcheint hienach die exrceptionelle 
Stellung der velativ politischen Delikte im Prinzipe zugeitanden, fo bleibt doc) 
die Frage offen, nach welchen Grumndjägen bei Anwendung diefes Prinzipes 
im einzelnen Falle zu verfahren jei. Cine herrichende Meinung bat fich in 
Betreff Jolcher Grundjäge auch theoretiich bisher nicht gebildet. ;yür die Zus 
billigung des politifchen Charakters an eine die Merkmale des gemeinen Ver: 
brehen tragende Handlung hat man bald das Motiv, bald den Zweck des 
Handelnden als maßgebend herangezogen, bald den objektiven Charakter der 
That allein entſcheiden laſſen. Bei diefer Verschiedenheit der Auffaſſung kann 
dieſelbe Handlung im Auslieferungsverfehr einer ungleichartigen Beurtbeilung 
unterliegen und dem einen Staate als politiiches Delift erjcheinen, was der 
andere Staat lediglich als gemeines Verbrechen betrachten zu jollen vermeint. 
Um wenigſtens für die ſchwerſte Strafthat des gemeinen Nechtes die Möglichkeit 
auszuschließen, als politisches Delift behandelt zu werden, iſt der Mehrzahl 
der Verträge die Attentatsflanfel eingefügt worden. Der Novelle zum belgischen 
Auslieferungsgefeg vom 22. Mai 1856 nachgebildet, verneint diejelbe, ohne 
Rückſicht auf Beweggrund und Ziel der That, den politischen Charakter des 
Angriffes auf das Oberhaupt einer fremden Negierung vder auf Mitglieder 
feiner Familie, jofern der Angriff den Thatbeſtand des Todjchlages, Mordes 
oder Giftinordes darjtellt und fpricht damit den Thäter des politischen Aſyl— 
tehtes verluftig. Großbritannien und Italien haben unter Berufung auf ihre 
wideritreitende Geſetzgebung die Aufnahme diefer Klauſel in die mit ihnen 
geihlojjenen Verträge abgelehnt; für das gleiche Verhalten der Schweiz jcheint 
de Rüdfiht auf die bei der Staatöform der Eidgenofjenjichaft entfallende 
Möglichkeit der Reciprocität bejtimmend geweſen zu fein. 

In gleichem Umfange wie beim vollendeten Verbrechen tritt der Regel 
nah Auslieferung auch beim Verſuche ein, ſofern derjelbe nach der Gejeggebung 
beider Theile mit Strafe bedroht iſt. Nur einzelne Verträge fehen von diefer 
Sleihitellung des Verfuches und der Vollendung ab und bejchränten die Aus: 
lieferung wegen Verſuches auf bejtimmte, ſchwere Strafthaten. Als folche nennt 
der preußiſch-amerikaniſche Vertrag den Angriff in mörderifcher Abficht, der 
deutſch-braſilianiſche Mord, Todichlag und Falſchmünzerei. Der Vertrag mit 
Schweden — Norwegen läßt wegen Verſuches Auslieferung zu beim Mord, 
Abtreibung der Leibesfrucht, Nothzucht und Raub, der deutich-engliiche beim 
Mord, ſchweren Diebitahl, Zeritörung oder Verſenkung eines Schiffes zur See 
und Angriff auf Perjonen an Bord eines Schiffes auf hoher See. Gleichtwie 
beim vollendeten Verbrechen ift auch hier im fonkreten Falle das Beſtehen des 


Vgl. Lammaſch, Recht der Auslieferung wegen politiicher Verbrechen. 
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behaupteten Strafanipruches nach Dem Nechte des erfuchenden Staates zu be: 
urtheilen und verbleibt dem Zufluchtitaate im Allgemeinen nur die Prüfung 
der formalen Frage, ob der Verſuch der im Betracht kommenden That nad 
jeinem Rechte unter Strafe geftellt ift. 

Ausgeliefert wird nur dem zur Beltrafung zuftändigen Staate. Als ſolchen 
anerfennen Der preußiſch-amerikaniſche und deutſch-engliſche Vertrag Lediglich 
den Begebungsitaat, gewähren demnach Auslieferung nur, wenn die That im 
Gebiete des verfolgenden Staates verübt worden. Weiter geben die Verträge 
mit Belgien, Brafilien, Yuremburg, Spanien und Schweden — Norwegen, welche 
auch wegen Handlungen, die nicht im Gebiete des erluchenden Staates begangen 
jind, Auslieferung geftatten, ſoferne nach den Gejegen des erfuchten Staates 
wegen derielben, außerhalb feines Gebietes verübten That Verfolgung zuläſſig 
ericheint. Obne Rückſicht auf den Thatort fallen endlich der deutichzitalieniiche 
und der Ddeutichsichweizeriiche Bertrag ſich au der einfachen Zuſtändigkeits— 
erklärung des verfolgenden Staates gemügen, wie fie in der Beibringung eines 
Strafurtheils, Auklagebeſchluſſes oder Haftbefehles in die Erfcheinumg tritt. 
Daß die Austieferumaspflicht entfällt, wen die That im Gebiete des eriuchten 
Staates jelbit begangen wurde, wird kaum im Zweifel gezogen werden können. 

Beim Zuſammentreffen mebrerer Austieferungsbegehren gewährt der deutich- 
brafiliantiche Vertrag der Nequifition des Heimatitaates, in deren Ermangelung 
dem zuerſt geitellten Antrage den Vorzug; der Vertrag mit Italien läßt die 
Schwere der That, bei gleicher Strafwürdigkeit die Prävention enticheiden. 
Die übrigen Verträge erinangeln einer bezüglichen Beſtimmung. 

Vertragsmäßig wird nicht ausgeliefert, wenn der Verfolgte wegen der 
Handlung, rücjichtlich welcher Auslieferung begehrt wird, im Zufluchtitaate in 
Unterfuchung gezogen und außer Verfolgung gefegt oder freigeiprochen worden 
oder ſich noch in Unterfuchung befindet oder bereits beftraft worden iſt. Zur 
Ausichliegung der Anlieferung genügt demmach ſchon die Eröffnung des Ber: 
fahrens durch Die zuftändigen Behörden des erfuchten Staates ohne Rückſicht 
auf dem endlichen Ausgang desjelben. St der VBerfolgte von den Behörden 
eines dritten Staates der fraglichen Ibat halber zur strafrechtlichen Veraut— 
wortung gezogen, jo muß demmoch Auslieferung erfolgen, doch bleibt dem er- 
juchenden Staate jelbitredend umbenommen, nach Lage feiner Gefeggebung zu 
beſtimmen, im wieweit dem früheren Verfahren Nechnung zu tragen ſei. Der 
Eröffnung der Unterfuchung im Gebiete des Zufluchtitaates wegen einer ander: 
weiten, jtrafbaren Handlung wohnt lediglich aufichiebende Wirkung bei; die 
an ſich begründete Auslieferung bat jtattzufinden, jebald das Verfahren beendet, 
bezw. die zuerfannte Strafe verbüßt it. Ohne Einfluß auf die Entjcheidung 
des Anslieferungsgeluches endlich iſt das Beſtehen privater Verbindlichteiten 
des Berfolgten. Dem Antrage it zu willfabren, auch wenn deilen Ausführung 
die Erfüllung derartiger VBerbindlichfeiten hindern jollte und bleibt den Be: 
theiligten überlajlen, ihre Nechte vor den zuftändigen Behörden geltend zu 
machen. Als weiterer Ausſchließungsgrund wird die nach dem Rechte des 
eriuchten Staates ſich beſtimmende Verjährung genannt. Die Auslieferung 
unterbleibt vertragsmäßig, wenn fett der begangenen That oder der lepten 
Handlung des Strafrichters oder der erfolgten Bernrtbheilung nach der Geſetz— 
gebung des Zufluchtitaates Verjährung der Strafverfolgung, bezw. der Straf 
vollitredung eingetreten ijt. Eine Unterbrechung der Verjährung, welche im 
Bweifelfalle gleichfalls nach dem Rechte des Zufluchtitaates zu beurtheifen wäre, 
wird bienach nur durch richterlichen Akt bewirkt. 











Reit: Tie Auslieferungsverträge des Reiches. 401 


Da nur wegen der im Vertrage beitimmt bezeichneten Strafthaten aus: 
geliefert wird, kann der erfuchende Staat nicht berechtigt ericheinen, wegen einer 
nicht zur Zahl der Muslieferungsdelifte gebörigen, früher begangenen That 
Verfolgung eintreten zu laſſen. In Anwendung diefes Grundjages jprechen Die 
Verträge mit Belgien, Brafilien und Luxemburg dem verfolgenden Staate die 
Befugniß ab, wegen einer vor der Auslieferung verübten, vertragsmäßig nicht 
vorgejebenen jtrafbaren Handlung den MAusgelieferten zur Unterfuchung zu ziehen 
oder zu verurtbeilen. Es iſt bienach nicht ausgeichlofien, daß der Staat, 
jofern er nicht im Wege der Ausweitung Abbülfe zu schaffen vermag, ſich 
genötbigt ſieht, das jtraffreie Verweilen einer Perſon zur dulden, die ſich einer 
nach jeinem Rechte unter Strafe geitellten Handlung ſchuldig gemacht bat. 
Um dieſer bedenklichen Folge vorzubeugen, fehen die mit Stalien, Schweden— 
Norwegen, Spanien und der Schweiz geichlofjenen Verträge richtiger Weile 
von der zeitlich unbegrenzten Anwendung des vorerwäbnten Prinzipes ab und 
laſſen im fraglichen Falle das ftrafrechtliche Einjchreiten frei, wenn der Aus: 
gelieferte nach rechtsfräftiger Grledigung des NAuslieferungsfalles verjäumt, 
binnen einer Friſt von drei Monaten das Staatsgebiet zu verlajien oder nad) 
geichebener Auswanderung aufs Nene dortbin zurückkehrt. Die weitere Frage, 
ob es zuläffig fei, Die Verfolgung im Inlande auch auf ein anderweites Ver: 
brechen zu eritreden, deſſenwegen vertragsmäßig Auslieferung bätte gefordert 
werden können, it im deutſch-engliſchen Bertrage verneint. Für die übrigen 
Verträge wird aus der vorerwähnten Vereinbarung bei ihrer Beichränfung auf 
die nicht zu den Auslieferungsdelikten zählenden Straftbaten die jtillichtweigende 
Zulaſſung der Verfolgung aller aus dieſem Rahmen beraustretenden jtrafbaren 
Handlungen zu folgern fein und nur bei dem dieje Frage überall nicht be— 
rührenden preußiſch-amerikaniſchen Vertrag dürfte mit Rückſicht darauf, daß 
dem zuftändigen Nichter des erjuchten Staates die Prüfung des Schuldbeweijes 
vorbehalten - it, geboten ericheinen, gegebenen Falles ſich der nachträglichen 
Zuftimmung des ausliefernden Staates zu verfichern. 

In Uebereinſtimmung mit der herrſchenden, für das Reich durch 89 des 
St-G-B. geſetzlich anerkannten Praxis unterſagen die Verträge die Auslieferung 
der eigenen Unterthanen. Ueber Erwerb und Berluft der Staatsangehörigfeit 
enticheidet in jeinem Machtgebiete jeder Staat nach eigenem Rechte; beim 
Widerjtreit der beiderjeitigen Geſetzgebungen wird demnach die erjuchte Re— 
gterung ungeachtet des follidirenden Anſpruches des verfolgenden Staates Die 
Auslieferung nicht zugejteben fönnen, wenn fie nach Yage ihrer Gejege berechtigt 
it, den Reklamirten als Inländer zu betrachten. Für das Beſtehen der Unter: 
tbaneneigenjchaft ift der Zeitpunkt des Auslieferungsgejuches bejtimmend; der 
gleihe Schug wird demnach dem Verfolgten auch dann nicht zu verfagen jein, 
wenn er erit nach verübter That im erjuchten Staate die Angebörigfeit erwirbt. 
Nach der Natur der Sache garantirt die Unzuläffigfeit der Auslieferung dem 
Inländer jedoch feineswegs Straflofigkeit wegen der im Auslande begangenen 
That. Beim Vorliegen eines Auslieferungsdeliftes wird der Heimatitaat fich 
dem gerichtlichen Einfchreiten nicht entziehen fünnen, wenn nach jeinem Nechte 
für eine derartige, von feinem Angehörigen im Auslande begangenen That das 
Strafverfahren zuläffig erfcheint. Eine dahin gebende ausdrüdliche Beitimmung 
enthält der deutjch-brafilianische Vertrag und auch die Verträge mit Italien 
und der Schweiz jcheinen, wenn jchon in minder präziſer Form, die gleiche 
Zuſicherung zu machen. Für das Reich giebt 5 4, des St.G.«B. die geſetz— 
liche Handhabe, den verfolgten Reichsangehorigen vor den inländiſchen Straf— 


— 
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richter zu ftellen. Gehört der Reklamirte dem Unterthanenverbande eins 
dritten Staates an, jo kann die erjuchte Negierung von dem Gejuche dem- 
Heimatjtaate Kenntniß geben und bleibt ihr überlafien, falls der letztere die 
Ueberlieferung feines Unterthanen zur eigenen Beftrafung begehrt, dem Erjuchen 
des Begehungsjtaates oder des Heimatjtaates zu willfahren. Der Auslieferung 
unterliegen, wie der Thäter, vertragsmäßig auch der Anitifter, der Mitthäter 
und der Gehülfe; die PBegünftigung begründet die Austieferungspflicht nur 
dann, wenn fie, wie in den Verträgen mit Belgien, Schweden — Norwegen 
und Spanien geichehen, als jelbjtändiges Delift in Betracht gezogen it. 

Das Auslieferungsgefuch ift jtetS im diplomatischen Wege zu ftellen unter 
Beifügung eines Strafurtbeils, Verweiſungsbeſchluſſes, Haftbefehls oder ander: 
weiten gleichwertbigen richterlichen Aftes, der den Thatbejtand und die anwend— 
bare ftrafgejegliche Beltimmung ergibt. In dringenden Fällen, insbejondere 
bei begründetem Fluchtverdacht, kann unter Berufung auf das Vorhandenſein 
eines derartigen richterlichen Befehles in telegraphiichem Wege die vorläufige 
Feſtnahme des Verfolgten erbeten werden. Diejem Erjuchen iſt der Regel nad) 
ohne Weiteres ftattzugeben und nur die Verträge mit Belgien und Luxemburg 
erfordern zu dem angegebenen Zwece noch die Erwirfung eines von dem Unter: 
juchungsrichter des Anfenthaltortes erlaſſenen Haftbefehls. Der vorläufig Feſt— 
genommene wird der Haft entlafjen, wenn die erforderlichen Dokumente nicht 
binnen der vertragsmäßig vorgejchriebenen Frift, welche je nach der räumlichen 
Trennung der vertragenden Theile von 15 — 90 Tagen bemeijen ift, nachgebradıt 
werden, ohne daß biedurd eine Wiederverbaftung auf Grund der jpäter vor: 
gelegten Dokumente ausgejchlofien wird. Auch der fernere Schriftwechjel erfolgt 
regelmäßig im diplomatischen Wege, doch geitatten die Verträge mit Belgien, 
Brafilien, Schweden — Norwegen und Spanien in jchleunigen Fällen einen 
direkten Berfehr der betheiligten Bundesglieder mit der in Betracht fommenden 
auswärtigen Regierung. 

Für die weitere Behandlung des Anslieferungsfalles jchreiben die Ver: 
träge mit Großbritannien und den Vereinigten Staaten, der Gejeggebung diefer 
Länder folgend, das gerichtliche Verfahren vor. Der zujtändige Nichter des 
erjuchten Yandes hat demnach auf Grund der beigebrachten Berveismittel die 
Schuldfrage nach Maßgabe des inländischen Nechtes zu prüfen und je nad 
Ausfall diefer Unterfuchung das Auslieferungsbegehren zu verwerfen oder deſſen 
Bewilligung durch die Erefutive fir ſtatthaft zu erklären. Liegt ein rechts— 
kräftiges Strafurtbeil (nicht Kontumazerfenntniß) des verfolgenden Staates vor, 
jo wird von der Erhebung des Schuldbeweiles abzujeben md die richterliche 
Thätigfeit auf die Feititellung der Identität des Ergriffenen mit dem Ber: 
urtbeilten zu bejchränfen fein. Die übrigen Berträge laſſen ſich an der Bei: 
bringung eines von den zuftändigen vichterlichen Behörden des verfolgenden 
Staates ergangenen Befehls der oben bezeichneten Art genügen, wobei dem 
Aſylſtaate unbenommen bleibt, nad Maßgabe feines Nechtes vor Beicheidinig 
des Gefuches feine Gerichte zur gutachtlichen, die Verwaltungsbehörde nicht 
bindenden Aeußerung beranzuzieben. Für das Neich wollte die Eingangs er: 
wähnte, vom Neichstage abgelehnte Nejolution das herrſchende adminijtrative 
Berfabren, das die Geſammtinſtruktion lediglich den Berwaltungsbehörden zu: 
weilt, dahin abgeändert wilien, daß die Gewährung der Auslieferung von der 
noch näher zu bezeichnenden Mitwirkung der Gerichtshöfe abhängig gemadht 
werden jolle. — Abweichend von dem in anderen Bındesjtaaten geltenden Rechte 
zählt die Bewilligung von Auslieferungen aus dem Neichsgebiete nicht zu den 


Reitz: Tie Austieferungsverträge des Neiches. 403 


Artributen der Zentralgewalt, vielmehr ſteht diefelbe im einzelnen Falle nach 
Deutichem Berfatfungsrechte zur Kompetenz des betheiligten Einzelitaates. Die 
Neichsregierung, an welche im Berfolg des gebotenen diplomatischen Weges 
alle Auslieferungsſachen gelangen müſſen, tritt für die weitere Behandlung 
derjelben nach Innen, dem Bundesgliede gegenüber lediglich als vermittelndes 
Organ anf, während jie nach Außen bin allein zur Wahrnahme der vertrags: 
mäßigen Nechte und Pflichten berufen erjcheint. 

Mit der anszulieferuden Perſon ſind vertragsmäßig alle bei der Felt: 
nahme im Beſitze derjelben gefundenen und beichlagnahmten Gegenjtände, ins: 
beiondere die zur Führung des Schuldbeweiies dienlichen Beweisſtücke dem 
verfolgenden Staate zu übergeben. Ausdrücklich hervorgeboben it in den Wer: 
trägen mit Brafilien, bezw. Italien und der Schweiz die fernere, ſchon aus 
der Natur der Sache folgende Verflichtung der Ansantwortung auch für den 
Fall, daß die zugejtandene Auslieferung durch) Tod oder Flucht des Schuldigen 
gegenſtandslos geworden vder die zu itberliefernden, vom Verfolgten verfteckten 
oder binterlegren Gegenstände erjt ſpäter im Gebiete des erfuchten Staates auf- 
gefunden werden Den Nechten dritter Berfonen vermag die Beichlagnahme 
und Ausantivortung jelbjtredend nicht zu präjudiziven. Solche Nechte werden, 
wie vertragsmäßig zugeitanden, vorbehalten und find die betreffenden Gegen: 
ftände nach beendeten gerichtlichen Berfabren dem Berechtigten Eojtenfrei zu— 
zuſtellen 

Die Geſtattung und Förderung des Durchtransportes einer von einem 
dritten Staate ansgelieferten Perſon knüpfen die Verträge mit Belgien, Luxem— 
burg und Spanien im Wejentlichen an Diefelben Vorausfegungen, welche 
für die Auslieferung zwilchen den vertragenden Theilen bejtimmend find. Sie 
erfordern Demmach zu Dem angegebenen Zwede das Vorliegen eines Aus— 
lieferungsdeliftes, Die Beibringung des die Auslieferung begründenden richter: 
lichen Befehls, wie das Nichtvorhandenſein Des Ausichliehungägrundes der 
Verjährung.) Der deutichzitalienische und deutſch-ſchweizeriſche Vertrag laſſen 
ſich zu gleichem Behufe ſchon an einem einfachen, im diplomatiſchen Wege 
geſtellten Geſuche genügen, vorausgeſetzt, dab der Durchzuführende nicht Au— 
gehöriger des Durchgangsſtaates iſt und nachweisbar nicht wegen eines politiſchen 
oder rein militäriſchen Vergehens verfolgt wird. 

Neben den vorerwähnten, die Auslieferung betreffenden Beſtimmungen 
enthalten die Verträge weitere Vereinbarungen über die in nichtpolitiſchen 
Strafſachen, insbeſondere zur Erleichterung der Beweiserhebung zu gewährende 
Rechtshülfe.“) Dem im diplomatiſchen Wege geſtellten Geſuche auf Vernehmung 
von Zeugen oder Vornahme anderweiter Unterſuchungshandlungen wird hienach 
Willfahrung zugeſichert, doch kann die Ausführung des Antrages abgelehnt 
werden, wenn Das Verfahren gegen einen ſeitens der requirirenden Behörde 
noch nicht verbafteten Angehörigen des erſuchten Staates gerichtet it, oder eine 
nady den Geſetzen des legteren nicht jtrafbare Handlung in Rede jtebt.”) Bei 
Bollitrekung der NRequifition verfahren die ausführenden Gerichte nah Maß: 
gabe des inländischen Nechtes, nach welchem auch die Zengnißpflicht ſich be: 


'; An einer ausdrüdlichen Beltimmung, daß der zu Iransportivende nicht Angeböriger 
des Turchgangsitaates ſei, ermangelt es. 

Mit Ausschluß des preußiſch amerikaniſchen und deutſch engliſchen Vertrages. 

” Nach den Verträgen mit Belgien, Yuremburg. Spanien und Schweden —Norwegen 
nur im legteren alle und (mit Ausschluß des deutich-ichwediichen Vertrages beim Bor 
liegen rein fisfaliicher Vergehen. 
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jtimmt. Eine Verpflichtung, zum Bivede der Ausſage Jich dem ausländischen 
Richter in Perſon zu jtellen, it nach Yage der Sache ausgejchloifen. Gibt die 
zu vernehmende Perſon einem bezüglichen, von der Behörde des Wohnortes 
übermittelten Erjuchen freiwillig Folge, jo wird ihr, welcher Nationalität 
fie auch jei, freies, auch auf den Fall der Mitjchuld erſtrecktes Geleit gewähr: 
leitet und können die Neilekoften auf Antrag vorgeicholien werden. Erachtet 
das ausländische Gericht die Konfrontation des Angeklagten mit einem im 
Gebiete des erjuchten Staates in Haft gehaltenen Meitichuldigen ') oder Die 
Mittbeilung von Beweisjtücden oder anderweiten gerichtlichen Urkunden für 
erforderlich, To toll einem dahin gehenden, im diplomatischen Wege geitellten 
Antrage entjprochen werden, ſofern nicht jeitens des erfuchten Staates bejondere 
Bedenken entgegen ſtehen. Alle im Gebiete des einen vertragenden Theiles gegen 
Angehörige des anderen Theiles ergangenen rechtäfräftigen Strafurtheile ſind tim 
Wortlaute oder im Anszuge auf diplomatischen Wege zur Kenntniß der heimat— 
lichen Regierumg zu bringen 

Mit Rückſicht anscheinend auf die im Laufe der Zeit zu erwartende Aus— 
gleichung nehmen, abgeſehen vom Vertrage mit den Vereinigten Staaten, die 
Verträge Abjtand, den requivivenden Staat zur Erjtattung der Kojten des 
Auslieferungsverfahreng heranzuziehen, und verpflichten die eriuchte Regierung, 
die durch die Feſtnahme, den Unterhalt und den Transport des Grgriffenen 
bis zur Landesgrenze, bezw. Einſchiffung entſtehenden Koſten ſelbſt zu tragen. 
Gleicher Weiſe wird auch die weiter zugeſicherte Rechtshülfe der Regel nach 
ohne Entgelt gewährt. Erſtattungspflichtig bleiben jedoch die Gebühren der von 
Sachverständigen abgegebenen jtrafgerichtlichen, fommerziellen und mediziniſchen 
Gutachten, die Neifekoften und Tagegelder der zur Vernehmung vor dem aus: 
ländiſchen Richter perſönlich erſchienenen Zeugen und die durch die Konfron— 
tation, wie durch Ueberſendung von Beweisſtücken entſtehenden Unkoſten. Die 
Koſten des Trausportes durch drittes Staatsgebiet fallen ſtets dem erſuchenden 
Theile zur Laſt. 

Der Mehrzahl nach find die Verträge auf ſechsmonatliche Kündigung 
geitellt. Im preußiichzamerifanischen Vertrage ift zu gleichem Behufe eine 
zwölfmonatliche Friſt bedingen, in den Berträgen mit Stalien und der Schweiz 
eine jeweilige Gültigfeitsdaner von fünf, bezw. zehn Jahren mit jechsmonat: 
licher —— ——5 vorgeſehen. 


Eine dahin gehende Beſtimmung fehlt in den Verträgen mit Belgien, Schweden— 
—— und Spanien. 
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Die Deutſchen im Frankreich. Gelegentlich der letzten Volkszählung in 
Frankreich im Jahre 1891 veranftaltete die Regierung der Republik eine Sonder: 
erhebung über die Verhältnifie, befonderd auch über den Beruf und Erwerb der 
Fremdbürtigen, welche auf franzöfiichen Boden wohnen. Die Ergebnifie dieſer 
Erhebung find in einen bejonderen Bande der Statistique generale de la France 
unter dem Titel: Denombrement des Etrangers en France als erite größere Arbeit 
des nen geichaffenen Arbeitsamts (Office du Travail) veröffentlicht worden. Wir 
jtellen in Folgenden die wichtigiten Angaben über die bei dieler Zählung ermittelten, 
aus Deutichland gebürtigen beziv. mit deuticher Staatsangehörigfeit veriehenen 
Perſonen zuſammen. 

Erſt ſeit der Mitte dieſes Jahrhunderts, ſeit 1851, wird die Nationalität 
der Bevölkernug in Frankreich erhoben und damit die Zahl der Fremdbürtigen 
in verläßlicher Weiſe ermittelt. Die ſeitdem ſtattgehabten Volkszählungen ergaben: 








— Ausländer 
Franzoſen Naturaliſirte in Ä auf 1000 


im 
Jahre | durd) — u. 1 iD. Ganzen | Einwohner 








l 
1851 33 388 814 13535 379 289 10,6 
1861 | 36864673 15 259 506 381 135 
1866 | 37415283 16 286 655.036 17,2 
1872 35 346 695 15 303 740 668 20,3 
1876 | 36.069524 34510 * 801 754 91,7 
1881 36 327 154 77.046 1001 090. 26,7 
1886 36 700 342 103 886 1 126 531 99,7 
1891 36832470 | 170704 1130 211 29,7 


Die Einwohnerzahl Frankreihs bat ſich ſonach — unter Berüdiichtigung 
der infolge des Strieges von 1870/71 ausgeiciedenen Bevölkerung — ſeit vierzig 
Jahren um rund 2350000 Köpfe vermehrt; davon kommen rund 750000 auf 
die Ausländer und 150000 auf die Naturalifirten, zulammen 900000 auf die 
Fremdgeborenen; lestere haben ſomit einen Antheil von etwa 39°/, an der Zu: 
nahme der Gejammtbevölterung Franfreihs. Die eingeborene franzöfiiche Be: 
völferung hat in dem genannten Zeitraum nur um 4,1%/, zugenommen; dagegen 
haben jih die Fremdbürtigen (Ausländer und Naturalilirte zufammengenommen) 
mehr als verdreifadt. 

Unter den Ausländern, welde im Jahre 1891 gezählt wurden, befanden ich 
83333 Deutiche; fie machten aljo nur 7,3°/, derielben aus. Dagegen wurden 
ermittelt: 





Deutiche Proz. der im 


| 











im Deutjche Proz. der 
Jahre überhaupt Ausländer Jahre überhaupt Ausländer 
1872 104 164 | 14,1 1881 s1 986 $,1 
1876 59 028 7,4 1886 111114 8,9 
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Für die drei früheren Zählungen — 1851, 1861 und 1866 — fönnen 
für die Angehörigen der deutichen Staaten feine Angaben gemacht werden, da 
damals die Angehörigen Oeſterreich-Ungarns mit ihnen zufammen gezählt worden find. 


Der jcheinbare Nüdgang, welder jeit 1886 bei den Deutichen in Frankreich 
eingetreten ift, dürfte ebenfo wie der jcheinbare Stillftand in der Zunahme ber 
Ausländer überhaupt, in eriter Linie auf das Anfrafttreten des Geſetzes vom 
26. Juni 1889, durch welches zahlreiche bi$ dahin fremden Staaten angehörigt 
Perſonen, die in Frankreich geboren waren, zu Franzoſen gemacht und viele im 
Auslande Geborene naturalifirt wurden, zurüdzuführen fein. Die jtarfe Zunahme 
der Naturalifirten 2c. in der oben gegebenen Nachweiſung fpricht dafür. Sodamı 
ift anzunehmen, daß eine nicht unbeträchtliche Anzahl Deuticher ihre Gebürtig- 
feit oder Staatdangehörigfeit ablichtlich verheimlicht hat, um fid vor den ge 
ſchäftlichen ꝛc. Nachtheilen zu ichügen, die ihnen aus den betreffenden Angaben 
erwachſen fönnten, 

Bon der Gelammtzahl der 1891 in Frankreich gezählten Deutichen (83335) 
wohnten mehr als ein Drittel (32278 oder 38,7°/,) im Seine-Departement. 
Trogden find fie im Verhältuiß zur Geſammtbepölkerung nicht in Paris am 
jtärfiten vertreten, Tondern im Departement Meurthe et Moſelle, wo fie 3,3%, 
der Bevölkerung ausmachen ; dann folgen das Territorium von Belfort mit 3,0°],, 
ſpwie das Vogeſen- und nun erſt das Seine-Departement mit je 1,0”/, der Ein: 
wohner. In den beiden Departements, in denen die Deutichen 1891 am zahl: 
reichiten vertreten waren, ſchwankte ihre Anzahl in den legten zwei Jahrzehnten 
wie folgt: 





| Seine Departement 
| Departement Meurtbe et Moielle 











BE era: TEA | 2.098 
878 ne sr SOLO | 9165 
BB 7. 2. > | 12 132 
LERO: © 2 ren Be | 20 683 
— za 14 711 


Anc bier iſt, nach der Ansicht unſerer amtlichen franzöſiſchen Quelle, der 
Rückgang hauptjächlih dur die Zunahme der Naturalifationen, weiter aber auch 
durch die (abjichtlichen oder unabfichtlichen) irrthümlichen Angaben über die Ge: 
bürtigfeit und Staatsangehörigfeit zu erklären. 

In den folgenden 13 Departements ꝛc. betrug die abſolute Zahl der Deutichen 
mehr als 1000 Köpfe: Seine 32 278, Meurthe et Moielle 14 Tıl, Bogelen 4200, 
Relfort 3050, Menie 2446, Doubs 2044, Marne 2042, Seine et Die 2010, 
Aube 1657, Rhone 1434, Nord 1272, Seine Inferienre 1188, Alpes Maritimes 
1182. Mau Sicht, mit Ausnahme von Paris und Umgebung weifen nur Die 
an der Ditgrenze gelegenen Departements, welche der preußiichen Rheinprovinz 
und Elſaß-Lothriugen benachbart find, mehr als 2000 Deutihe auf. Geht man 
bis anf die Arrondiſſements als Einheiten herunter, jo bilden diejenigen, in denen 
mehr als 300 Deutiche gezählt wurden, eine zuſammenhängende Stette, weldye von 
der Dftgrenze durch das Marnethal nah Paris und von da nad Nouen und 
Havre Führt. Weiter iſt eine beträchtliche deutiche Ginwanderung nah Weiten, 
längs der Loire, von Orleans an, und nah Süden dur das .Saone= umd 
Rhönetbal bis nach Lyon zu verzeichnen. Cine größere Anzahl von Deutichen 
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findet fih außerdem im den Städten am Mittelländiichen Meer, bejonders in Nizza 
und Marieille. Außerdem zählte man im Arrondiffement Bordeaur 736 Deutiche, 
welche eine von den übrigen Mittelpunften der deutichen Bevölkerung in Frank: 
reih vollitändig ifolirte Kolonie bilden. 


Die Urſachen der Arbeiterinvalidität. Es ift vom jozialpolitiichen Stand- 
punkte aus jehr lehrreih, die Urſachen der bei der Berfiherungsanitalt Baden 
i. 3. 1893 neu anerfannten und bezahlten 1094 Invaliditätsfälle kennen zu 
lernen. Nach einer der „Bad. Korr.“ vorliegenden amtlichen Statiftif ftellen sich 
dieje Urjachen folgendermaßen dar: 


at: uf 100 Invaliditätsfälle 
Verſicherte | Invaliditẽ 








Krankheiten ktommen 

x männliche weibliche 1803 1892 
der Athmungsorgane ——— 282110 35.8 37.5 
des Gefähinltems . : >: > 2 2 22. | 40 9] 96 
des Mervenivitemd .» . . 2... 55 | 38 9,4 | 8,0 
der Sinnesorgane . » . . 82 10 38 | 4,8 
der Werbauungsorgane . . - . . 54 29 7,6 4,1 
der Knochen und Gelente . . . . 65 38 8,5 1,5 
der Haut und Musteln.. . 28 12 3,7 | 2,0 
Gicht, Gelent- und allg. Rheumatismus i 42 3 6,7 7, 
äußere Einwirkungen und ——— Er 29 | 2,7 194 

jonftige Krankheiten . - - ar 74 65 12,7 1 
zuſammen 720 374 100 | 100 


Auch im Jahre 1893 tritt wieder die Tuberkulose der Lungen mit 241 
(22,0°/,) und der Knochen und Gelenfe mit 39 (3,6 °/,) mehr hervor als jede 
andere Invaliditätsurſache. Die Tuberfuloje iit feitgeitellt bei Werficherten 


im Alter von . . . .» 21 Jahren in 11 Fällen 3,90 
PER: El air 22 — —94 20 
FB „35,0% 
— 33-42 „68 223,5 80 
= „. . 0. 48-52 u „47 „168° 
ee UT 
"ent... 8-2 ,», „U „ 89% 


Es iſt ſomit auch hier, wie jchon oft anderwärts, nachgewieſen, dab die 
Tuberfuloje in den jüngeren Jahren, bis etiwa zum 32. Lebensjahre, ſehr viele 
Opfer fordert. Gerade für dieſe Sranfheit tritt die durd die Anvaliditäts: 
verfiherung gewährte Fürforge Für die jüngeren Werficherten jo deutlich in die 
Wahrnehmung, daß die Meinung, die Verficherung ſei nur für die alten Yeute, 
verschwinden ſollte. 

Die Tuberfuloje trifft 


Landmwirtbichaft . 200000. 0. mit: 16 oder 5,7% 
Induſtrie und Gewerbe ee ee er a 82,1%) 
dantel und Verkehr . . a ae 5 „ 18% 
obnarbeit wechielnder Mt oo... e., "Ara, SA 
Gemeinde und dgl. Dinite . » :.  „ L: Dr 
GHeiindedinitt . . . en | 2% 5,7° 


Was jchliehlich fpeciell die 941 Fälle von Lungentuberkulofe betrifft, fo ver: 
theilen ſich dieſe mit 201 Fällen auf Induſtrie, 15 auf Gefindedienit, 13 auf 
Zandwirthichaft, 9 auf Lohnarbeit wechlelnder Art und 3 auf Handel und Der: 


ei 


u 2 
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fehr. Die Juduſtrie verzeichnet 59 Fälle für Gigarrenfabrifen, 43 Fülle für 
Maurer und Steinhanerbetriebe, 27 für Tertilfabriten, 9 fir chemiiche Fabriken, 
8 für Eiſen- und 8 für Goldinduftrie. Bon den 241 Füllen waren am Schluſſe 
des Jahres bereits (47,3°/,) durch Tod erledigt. Die 241 Fälle trafen 158 
(65,6",) Männer und 83 (34,4 °,,) Frauen. Bon den Männern find 68 
(43,0°,,) und von den Frauen 46 (55,4 "j,) geitorben. 


Geburts- und Sterblichkeitsverhältniſſe im fünf deutſchen Großitädten im 
Sabre 1893. Ueber die wichtigsten Vorgänge der Bevölterungsbewegung im 
Jahre 1893 liegen bereits für fünf der größten deutichen Städte, nämlich für 
Berlin, Breslau, Münden, Dresden und Hamburg, Angaben vor, 
welche wir im Folgenden zuſammenſtellen: 

Nach den von den betreffenden ſtatiſtiſchen Metern aufgeftellten Tabellen 
wurden im Jahre 1893 
lebend todt: überhaupt auf 1000 


* geboren geboren geboren Einwohner 
Berlin 449710 1503 51213 30,7 
Breslau . . . >... 22302 403 12 705 36,0 
Müncen . 13633 492 14 125 36,7 
Tresden . . .. 9951 406 10 357 33,5 
Hamburg . . . 21 350 643 21 993 37,8 


Hierbei Hit die mittlere Bevölkerung (Einwohnerzahl) der Städte wie 
folgt angenommen: Berlin zu 1669 113, Breslau zu 352 457, München zu 
385 000, Dresden zu 308 930 und Hamburg (einichließlich der VBororte) zu 581 608. 

Aus der obigen Zulammenftellung ergiebt ji, daß die Todtgeborenen 
in Berlin 2,93 °,,, in Breslau 3,17, Münden 3,48, Dresden 3,92 und in 
Hamburg, 2,92, aller Geborenen ausmachten, mithin der Antheil derjelben im 
der ſächſiſchen Hauptitadt am größten, in Hamburg aber am geringiten war. Für 
Berlin, Breslau, Miinchen und Hamburg liegen auch Angaben über die außer 
ehelich geborenen Kinder vor; die Zahl derielben belief fich in der Reichs-Haupt— 
jtadt auf 6933 oder 13,54 °,, in Breslau auf 2029 oder 15,97, in München 
auf 4157 oder 29,43 und in Hamburg auf 2631 oder 11,96 °/, aller Geborenen ; 
fie war alio in der bayeriichen Hauptſtadt verhältnismäßig mehr als noch einmal 
jo groß als in Hamburg und Berlin und nahezu doppelt jo groß als in Breslau. 

Aehnlich verichieden wie die Geburts: geitalten fid auch die Sterblidfeit3- 
verhältniſſe in den fünf Berichtsjtädten. 

Es jtarben (mit Ausichluß der Todtgeborenen) 


in männl. weibl. überhaupt auf 1000 


Berionen Einwohner 
Berlin. . .. . 18 706 17 326 36 032 21,6 
Breslau . 0. 2. 5935 4950 10285 292 
München3349 4720 10075" 26,2 
Tresden . . 2 2 37531 3 499 7250 23,5 
Hamburg... 6396 5507 11903 205 


Der Ueberſchuß der Geborenen über die Geftorbenen oder die natürliche 
Bevölkernugszunahme betrug 


in in in in in 
Berlin Breslau München Dresden Hamburg 
abiout . . 2 2.2...18678 2017 3558 2791 9447 
auf 1000 Einwohner . 82 5,7 92 8,7 16,2 


Einschließlich ſechs aufgefundener Yeichen, für welche das Geſchlecht nicht angeneben it. 


m 
— — 


Miszellen. 409 


Der außerordentliche Ueberſchuß der Lebendgeborenen über die Geftorbenen 
in Hamburg it vorwiegend den ſehr günftigen Sterblichkeitöverhältniffen im Be: 
rihtsjahre und den außerordentlich ungünstigen des Vorjahres zuzuschreiben. Wie 
ftets beim Auftreten einer großen Seuche find auch der Choleraepidentie des Jahres 
1892 in Hamburg neben den Kindern in eriter Linie viele kränkliche und Schwache 
ältere Berfonen zum Opfer gefallen, jo daß eine gelundere, lebensfräftigere Be: 
völferung zurüdblieb. Die Folge davon war eine erhöhte Geburts: und eine jo 
geringe Sterblichfeitäziffer für 1893, wie fie feit 30 Jahren (1864) noch nicht 
besbadhtet worden it. 

Die Zahl der Todesfälle wird, wie befannt, in hervorragendem Maaße von 
der Sterblichfeit der Kinder im eriten Yebensjahre beeinflugt. Wir 
ftelen deshalb die betreffenden Zahlen hierfür zuſammen. Es ftarben: 

in in in in in 
j Berlin Breslau München Tresden Hamburg 

Kinder im 1. Yebensjahre 12607 3597 4 204 2319 4108 

Prozent aller Geitorbenen 35,0 35,0 41,7 32,0 34,5 
Die Säuglingöiterblichkeit in Berlin, Breslau und Hamburg war auch ziemlich 
gleihh aroß; dagegen war diejelbe in Dresden nicht erheblih günstiger und im 
München bedeutend höher als in den anderen Berichtsitädten. 

Nach den wichtigeren Todes urſachen ergab ich Folgendes: 


Es ſtarben 


in in in in in 
an Berlin Breslau München Dresden Hamburg 

Toden . . 2 — — 1 3 
Maiern und Nötbeln 24 177 204 224 50 
Scharlach —F 469 33 83 43 128 
Diphtherie und Kroup 1643 409 258 370 362 
Keuchhuiten FREE 608 146 22 121 121 
Unterleibstyphus . . . 160 35 57 13 106 
Kindbettfieber . 179 21 15 28 61 


Lungenſchwindſucht 
einſchl Yungenblutung) 4451 1268 1185 925 1433 
Yungen= und Bruſtfell— 


—— ꝛc. . 4258 1365 1040 1041 1231 
Magen— darmlatarrh 

und nun . 2567 904 1527 240 635 
Brehdurdfall . . 2109 263 381 498 198 


allen übrigen Kraufheiten 17 625 5383 5155 3540 7050 


Bei Lungen: und Bruſtfellentzündung 2c. find Lungenentzündung nach Malern 
fowie die akuten Erfranfungen der Athmungsorgane miteingerechnet. Inter den 
Sterbefällen an allen übrigen Krankheiten befanden fich in Berlin 336, in Breslau 
76, in Dresden 103 und in Hamburg 131 Todesfälle an Influenza (Grippe). 

Außer den au voritehend verzeichneten Todesurlachen Geftorbenen Find noch 
eine Anzahl Perſonen auf gewaltſame Weiie ums Leben gefommen, und zwar 


in in in in in 


durd) Berlin Breslau München Tresden Hamburg 
Verunglüdung . . . . 347 131 70 75 298 
Selbitmord . . 505 148 69 127 225 
Mord und Todtichlag ic. 8 2 6 4 2 


zufanımen 860 281 145 206 525 
Im ganzen ergibt ſich aus den vorstehenden Angaben, da wie gewöhnlich 
die Lungentranfheiten auch im Jahre 1893 die meilten Opfer — ein Fünftel 
bis ein Viertel aller Todesfälle und mehr — gefordert haben. Bei den übrigen 
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Todesuriachen weiſen die fünf Städte wejentlid;e Verichiedenbeiten auf, 


z. B. Berlin 


und Breslau verhältnismäßig hohe Sterblichkeiten an Diphtherie und Kronp jowie 
an Keuchhuſten, München an den Stranfheiten der Verdauungsorgane, Dresden 
ipeziell an Brechdurchfall. 


Gold- und Silbergewinnung, 1891 und 1892. Nach dem Jahresbericht 
des Münzdirektors der Vereinigten Staaten von Amerika ſtellt die „Stat. Korr.“ 
über die Edelmetallgewinnung der Welt während der Jahre 1891 und 1892 
folgende Angaben zuſammen, wobei fehlende Angaben entweder durch angemeſſene 
Schätzung oder durch Einſtellung der für ein früheres Jahr geltenden Zahl oder 
ſonſtwie ergänzt (*) find. Von umbedingter Genauigkeit der Zahlen kann ſomit 
nicht die Nede jein. Es betrug die Gewinnung in troyslluzen zu 31,1 Gramm 




















in | God Silber — 
| 10 | __1898 1891 | 1892 

Rußland — 1 167 045 1 139 032 444 280 | 425 473 
Teutichland 98 939 124 084 14 303 923 | 15 734 727 
Deiterreih-Ungarn . | 67708 67 708° 1672443 | 1672 449* 
Schweden . 3537 3 > 587° 117 605 117 605° 
Norwegen . — 182 130 182 130° 
alien . . 4565 45 565* 886 793 886 793°” 
Spanien (1888) . — 1655 789* 1655 789* 
Türkei (1886) . 322* dee⸗ 42 534* 42 534° 
Frankreich (1890) 6 430* 6 430* 2286 411* 2286 411* 
Großbritannien ; 3247 3215 291 761 197 915* 

ui. Europa 1351593 | 1345593 21583669 | 23201820 
Japan . . i 24595* | 24 595* 1391 516* 1391 516* 
Britiſch Indien 120691 147 890 — — 
Korea (1890). . 36 265* 36 265* — — 

ui. Alien. IS1551 | 208750 1391516 | 1391 516 
Arrifa 686917. 1067605 — — 
Vereinigten Staaten 1604 832 1596 376 58 340 740 58 019 720 
Meriko . i 48386 | >46 * 40 999 770 45 641 233 
Nanada . . — 44 752 | 44 752* 314 973 314 973° 

uf. Nordamerika. 1697 970 | 1695 751 09655483 | 108966 9:16 
Jentralamerifa 70 | 7 909* 1517 154 1547 154° 
Argentinien (1890). 3954 | 3 954* 479614 | 479 614* 
Kolumbien 167 952 | 168 273 1004 109 1 004 109* 
Bolivien . . 3 247* | 3 247° 11 981 212 11 981 212* 
Ghile (1889) . 69508* 69 508* 2 276 027 2 276 027* 
Brafilien . 21187 | 21187* * Ma 
Wenesuela . . 48353 | 48 353* — — 
Britiſch Gutana . 87 062 7 062* _ — 
Holländ. Guiana 26 234 | 26 234* _ — 
Franz. Gutana . 48 289 48 289" — 
Peru 3634 | 3634* 2 407 360 2 407 360* 
Uruguay_ 4501* 4501* — 

wi. Süda merifa 483921 | 4851242 13 148 332 15 148 332 
Anitralien. : 1518927 1638 490 10 001 865 13 441 497 

überhaupt 5929088 | 6451610 | 152628009 | 161 697 235 


China's Edelmetallgewinnung ift in dieſer Ueberſicht nicht berüdjichtigt, weil 


unbekannt. 


Gold Icheint in ausgedehnten Feldern der Mandichurei Did nach Korea 
hin und in den ſüdlichen Provinzen Rünnan und Kweitſchu vorzufonmen, 
etwas ausgebeutet zu werden. 


auch 


Silberwerke ſind mit Erfolg in der Mongolei und in 


Yünnan, in kleinerem Umfang auch in Kwangtung und Schantung betrieben worden. 


——— 
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Ueber die Ergebnijie der deutihen Bichzäblung am 1. Dezember 1892 
hatte da& Kaiſerliche Statiftiiche Amt ſchon vor längerer Zeit Nachweiſungen ver: 
öffentliht, die ſich indeſſen auf die Hauptzahlen beichränften; nunmehr werden 
aud die jpeziellen Ergebniffe, nämlich die für die wichtigeren Bichgattungen 
erhobenen Einzelheiten: Alter, Geichleht, Nutzungsweiſe, Verkaufswerth und 
für Nindvich und Schweine auch Yebendgewicht, befannt gegeben. Dubei find 
auch die Grgebniffe der früheren Biehzählungen in Deutichland zum Vergleich 
herangezogen, und es find ferner über die Viehbeitände fremder Länder Zahlen 
beigebracht. 

Die Stüdzahl des Viehes und der Bienenftöde betrug danach im Dentichen 
Neih am 











4 
i 10. Er 10. Januar |1. Dezember 














873 1883 1892 
erde . 3352 231 3522 545 3 836 256 
Maultbiere und Mauieſei ee a ee 1626 1 009 383 
Be le LES 8 786 6 320 
Rindvoiehb - . > 2 2 2 2 en 153776 702 15 786 764 17 555 694 
Schafe i i : ' 24 999 406 19 189 715 13 589 612 
Schweine . 7 124 088 9 206 195 12 174 288 
Stegen nen 2 320 002 2 640 994 3 091 287 
Bienenttöde . . » 2 333 484 1 911 697 2 034 479 


Die Zahl der Viehftiide hat fontit zugenommen (-+-) oder abgenommen (—) 
in der Periode 




















bei 1873/83 1883/92 

| abiolut  : Proz. abſolut } Bros. 

———— = — > — ⸗ 
den Pferden + 170314 5,1 + 313711 8,9 
den Maulthieren und Daulefein — 617 7931 -— 626 | 62,0 
den Efeln a I— 293 1248 | — 2466 | 38,1 
dem Rindvieh 4 10062 | 0,061 + 1768930 | 11,2 
den Schafen I — 5809691 | 232 ] — 5600 103 | 29,2 
den Schweinen + 2082 107 | 29,2 | + 2968093 | 32,2 
den Ziegen + 320 992 | 13,8 - 450293 | 17,1 


den Bienenftöden 421687 | 181 | + 192682 | 64 


Die Schägungen des Verkaufswerths des Viehitands ergaben in den beiden 





Jahren, in denen fie angeltellt wurden, folgende Beträge: 
— EM 1842 mehr 
1553 1892 oder weniger Proz 
als 1893 * 


Werthe in 1000 Ab 1000 „2 


Bierde 1 678 641,7 1 ERO 830.2 I 202 177,5 12,0 


Maulthiere and Maniefel i 223,85 103,81 120,04 53.6 
Ge... 766,31 567,755 | — 198,56 | 259 
0 u 3.074 2642 3547 297.7 4730 154 
Schafe 5 306 582,8 217.747,5 u Wege) 2 
Schroeine 476 698,5 684647 4 L 2479489 136 
Ziegen 39 660,3 IR 038,9 j a 14 

Im ER 5576 857,7 5 379 942 [+ 50 7 vr 
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Danach iſt der Verkaufswerth der Pferde, des Rindviehs, der Schweine und 
der Ziegen in der Zeit zwiichen den beiden Zählungen noch mehr geitiegen als 
die Stüdzahl diejer Viehgattungen. Bei den Schafen war die Verminderung dem 
Werthe nach ungefähr diejelbe wie nach der Stüdzahl. 


Das Yebendgewicht betrug nach den Grmittelungen vom Jahre 





1883 1892 Zunahme ſeit 





— ——— 1883 
in Tonnen zu 1000 kr Tonnen | Bro: 
bet Kindvieh - . > 2 2 2. 5.062 038,3 > 989 651,7 927 613.4 18,5 
bei Schweinen über 1 Jahr . . 230 531,8 332 620,4 9308865 | 389 


Aus dem weiteren Inhalt der Veröffentlichung, die übrigens auch als Sonder: 
abdruck erichienen it, entnehmen wir noch folgende Zahlen. Bon den am 1. De: 
zember 1892 im Deutichen Reich vorhandenen 3836 256 Pferden waren unter 
1 Jahr alt 186893, 1 bis 2 Nahre alt 189666, 2 bis 3 Jahre alt 169 593, 
3 bis 4 Nahre alt 185367, 4 und mehr Jahre alt 3 104737 Pferde; unter 
der legteren Zabl befanden ih 2384386 landiwirtbichaftliche Arbeitspferde. Das 
Rindvich Teste jich folgendermaßen zuſammen: Kälber unter 6 Wochen 587 409, 
von 6 Wochen bis 6 Monat 1327891, Jungpich von bis 2 Jahre 4180341, 
2 Jahre altes und älteres Rindvieh 11510053 Stud und zwar 185 252 Bullen 
(Zuchtitiere), 1378637 ſonſtige Stiere und Ochſen, 9946164 Kühe. Bon den 
Schafen waren 3772849 unter 1 Jahr alt; hierunter 200 696 Böde, 6771647 
Mutterſchafe, 2844420 Hammel, Bon den Schweinen war der größere Theil, 
nämlich) 9369 857 Stüd, unter 1 Jahr alt; von den älteren waren 62 730 Zucht— 
eber, 903 832 Zuchtſauen und 1837869 ſonſtige Schweine. 
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n zum Gebetbuche des Kaisers Maxi- 
Albr echt Dürer N Randzeichnungen milian I. 52 Blätter gr. Folio. Zweite 
Auflage. Preis broschirt M. 15.—. (Liebhaber-Ausgabe 
M.20.—.) Auch als »HAUS-CHRONIK« erschienen. 
Preis broschirt M. ı6.—, in Schweinsleder gebunden 
M. 30.— (auf feinstem Velin-Büttenpapier je um M. 6.— 
mehr). - 
Es ist dies die erste auf eh ug he Wege hergestellte 
Facsimile-Ausgabe der berühmten Dürer’schen Randzeichnungen. Ange- 


fügt sind derselben jene acht Randzeichnungen, welche in der Regel Laura: 
Cranach zugeschrieben werden. 


Neue Briefe mit alten Bildern. 


Sechs Serien. Jede Serie 24 Briefbogen und Couverts 

mit altdeutschen Vignetten von Dürer, Burgkmair, 

Amman, Cranach, Beham, Aldegrever, Frangois Boucher etc. 
Preis der Serie in Carton M. 3.—. 


: 4 Neue Briefe mit religiösen Bildern. 


EG Zwei Serien ä 24 Brief bogen (ohne Couverts)ä Serie M. 2.—. 


»Dem Bedürfniss nach apart eleganten und geschmackvollen Ausschmückungen von Briefen und Brief- 
couverts entgegenzukommen, hat der Herausgeber des »Formenschatzes« eine Reihe von Serien Briefbogen mit alten 
Bildern nach Originalien von Dürer, Burgkmair u. s. w. publizirt. Der allerliebste Gedanke, der einer guten Aufnahme 
sicher ist, wurde sehr praktisch durchgeführt, indem auf dem besten Handpapier sowohl die Bogen wie die Enveloppen 
mit den verschiedenartigsten Darstellungen der genannten Meister geschmückt sind.“ ( Dresdener Journal.) 


M 1 Facsimile-Reproduction der 25 Holzschnitte 
Die Wunder von Maria Zel . eines en deutschen Meisters — 1520. 
Kl. Folio. Preis in Mappe M. 16.—. 


Dieses mierkwürdige weder von Bartsch noch von Passavant erwähnte Werk eines hervorragenden Meisters und 
Zeitgenossen der Hurgkmair, Schäufelein und Springinklee umfasst 25 Blätter von je ı9 cm Höhe und ı4 cm Breite 
Bildgrösse, mit drei- Bis vierzeiligen, auf die verschiedenen Wunder bezüglichen Unterschriften. Unsere Reproduktion 
ist, in nur 100 nummerirten Exemplaren, auf ächtes Büttenpapier mit breitem Rand gedruckt. 


Jost Amman’s Ehebrecherbrücke des Königs Artvs. 


Facsimile-Reproduktionen des aus acht Blättern bestehenden Original-Holzschnittes. Preis: M. 13. 


11 1 a1 Historisch-kritisch dargestellt von 

Bücher-Ornamentik der Renaissance rs TE 
renaissance, So Seiten Text und 108 Tafeln. Klein Folio. Preis M. 40.—. Ist momentan 
vergriffen.) Il. Theil: Hoch- und Spät-Renaissance. 64 Seiten Text und 118 Tafeln. 
Klein-Folio. Preis M. 28.—. 


Die zwei Bände enthalten im Ganzen 226 Tafeln, welche uns die lebendigste Anschauıypg geben von der ganzen 
Entwiskelung der ispopraphischen Ornamentik der Renaissance, von ihren Anfängen in Italien bis zu ihrem Verfall, als 
der Kupferstich die Oberhand über den Holzschnitt gewann. Die reiche Fülle des dargebotenen Materials, die geschickte 
Auswahl daraus, sowie der das Ganze begleitende Text geben einerseits Zeugniss von dem grossen Reichthum der 
Sammlung, andererseits von der ausserordentlichen Sachkenntniss des Verfassers. (W. Lübke.) 


Die Mono rammisten von Dr. G.K. Nagler, fortgesetzt von Dr. A. Andresen 
9 u. C. Claus. 9 Lign. AM. 13. 39, od. 5 Bde. compl. M. 120.— 

Nagler's »Monogrammisten« stehen einzig da als unentbehrliches Lexicon tür Sammler, Kenner und Freunde 

von Kupferstichen und Holzschnitten, Oelgemälden, Porzellan-, Majolica- Merallarbeiten u. s. w. Die bisher erschienenen 


fünf starken Bände enthalten auf ca. 5000 Seiten Nachrichten über etwa 15,000 Monogrammisten vom Mittelalter bis auf 
die neuesien Zeiten. 


. N 1 enthaltend klassische Motive für Weissstickerei, Bunt-, 
Album für Frauenarbeit, Gold- und Applicationsstickerei, Spitzen-, Verschnür- | 
ungs- und Knüpfarbeit, sowie Weberei, Passementrie und Stoffbemalung. Herausgegeben von 
Georg Hirth. Serie IM. 2.—. 


. ı$ Eine Sammlung von Portraits etc. aus der Zeit der Re- 
Bilder aus der Lutherzei ® formation in Facsimile-Reproduktionen nach Holz- 
schnitten und Kupferstichen von Dürer, Cranach, Holbein u. a. Mit einem Vorwort von Georg 
Hirth. 1883. XI. und 40 SS. in Folio, in Umschlag mit Cranach’scher Bordüre. Preis M. 2.—. 


Peter Flötner nach seinen Handzeichnungen u. Holzschnitten 


von Dr. phil. J. Reimers, z. Z. Direktor des Provinzialmuseums in Hannover. 16 Bogen 
hoch 4° mit 93 Illustrationen. — Ladenpreis broschiert 6 Mark. 

Die vorliegende Arbeit führt uns einen Nürnberger Künstler der ersten Hälfte des 16. Jahrhunder:s vor, von dem 
bis dahin sehr wenıg bekannt geworden war. Die eingehende Besprechung der Werke Flötner's, die zahlreichen Illustrationen, 
sowie die ausführliche Beschreibung der einzelnen Werke des Meisters, dürften diese Schrift zu einer willkommenen Gabe 
machen für jeden, welcher sich mit der dekorativen Kunst des 16. Jahrhunderts beschäftigen will. 
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Das Gefek über die Waarenbezeichnungen. 


Non 


Rechtsanwalt Dr. Fudwig Fuld in Mainz. 


— — 


Das Geſetz vom 30. November 1874 über den Markenſchutz hat jchon 
jeit längerer Zeit den Wünſchen der Induftrie und des Handels, die auf einen 
möglichjt ausgiebigen Schuß gegenüber der mit unlauteren Mitteln arbeitenden 
Konkurrenz gerichtet waren, nicht mehr vollitändig entjprochen; die Steigerung 
des unreellen Wettbewerbs, die Vermehrung der Mittel, welche diejer in An- 
wendung bringt, um jich Vermögensvortheile zu verjchaffen, haben eine Durch- 
fiht und Abänderung des genannten Gejeges in beitimmter Richtung als noth- 
wendig erfennen lajien. Da in Deutjchland ein Einjchreiten gegen den unfautern 
Wettbewerb in dem Umfange, in welchem dieß in Frankreich ftattfindet, unbekannt 
it, jo war in der That zu einer Verjchärfung des Ar der Waaren- 
bezeichnungen ausreichende Veranlajjung vorhanden; die Umbildung des Patent» 
rechts, die Regelung des GebrauchSmufterrechts liegen es als wünjchenswerth er: 
iheinen, daß die Gejeßgebung ihre, der Ausbildung des Schußes des gewerblichen 
Eigenthums gewidmete Thätigfeit auch der Sicherung der Waarenbezeichnungen 
u Theil werden laſſe. Die wirfjame Unterjtügung der hierauf gerichteten 
Beitrebungen, deren Mittelpunkt der Marken- und Mufterjchugverein deutjcher 
Zabadinduftrieller, unter Führung Landgraf's bildete, fanden eine fräftige 
Unterjtüung durch den deutichen Handelstag, der im Jahre 1889 die Frage 
berieth und die zur Abänderung des Geſetzes gemachten Vorjchläge erörterte, 
ferner in den bergijchsmärfischen Handelsfammern, welche jeit längerer Zeit 
ihon eine Ausdehnung des Schutzes in's Auge gefaßt hatten. Die Bemühungen 
dieſer Kreiſe blieben nicht ohme Erfolg; die verbündeten Regierungen jahen 
ji veranlaßt, die Nevifion des Gejeges vom 30. November 1874 in die Hand 
zu nehmen und das Ergebnik der Revifion bildet das Geſetz zum Schutz der 
Baarenbezeichnungen vom 12. Mat 1894, welches als vorläufiger Abſchluß 
- der Gejeggebung zum Schutze des gewerblichen Eigenthums zu betrachten iſt. 

Das Geſetz vom 30. November 1874 nannte ſich „Geſetz über Marfen- 
ſchutz“, in den einzelnen jeinen Inhalt bildenden Beitimmungen dagegen jprach 
es von Waarenzeichen; das neue Geſetz hat auch in der eberfehrikt die Be- 
ihränfung auf die Marke fallen gelajjen und nennt ſich richtiger „Geſetz zum 

huge der Waarenbezeichnungen”. Während nach dem früheren Geſetze der 
— von Waarenbezeichnungen im engern Sinne, d. h. figürlichen, nur 
jolchen Gewerbetreibenden gejtattet war, deren Firma in das Handelsregifter 
eingetragen iſt, hat das neue Geſetz die Befugnig zu dieſem Gebrauch jedem 
Gewerbetreibenden unter der Borausjegung eingeräumt, daß er das Zeichen, 
dejien er fich in feinem Gejchäftsbetriebe zur Unterjcheidung feiner Waaren 
von den Waaren eines Anderen bedienen will, in die Zeichenrolle zur Ein: 
tragung anmeldet, und daß dieſer Anmeldung jtattgegeben wird; damit ijt 
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nicht nur dem Imdujtriellen, jondern auch dem Handwerker, dem Landwirth, 
ferner dem nicht unter das Handelsrecht fallenden Produzenten von Rohſtoffen 
die Möglichkeit gegeben, jich zum Schutz jeiner Produkte eines Zeichens zu 
bedienen, durch welches die Individualität derjelben kenntlich gemacht wird; 
Dieje Neuerung ii von hohem Werthe, insbejondere wird der Kleinmeiſter es 
mit Vergnügen begrüßen, daß er jich nunmehr zum Schutze feines Fabrifates 
derjelben Nechtsbehelfe bedienen fan wie der Großfaufmann. Während bislang 
die Anmeldung des Zeichens bei dem Gerichte des Ortes der Dauptnieder: 
laſſung erfolgte, jind die Gerichte nunmehr von der Führung des Zeichen: 
regijter8 entlajtet; wie die Patentanmeldungen, wie die Anmeldungen von 
Gebrauchsmujtern an eine für das ganze Neichögebiet zuftändige Central- 
jtelle, das Patentamt zu richten find, jo müfjen auch die Anmeldungen von 
Waarenbezeichnungen aus dem Gejammtgebiete des Neiches bei der gleichen 
Gentraljtelle eingereicht werden. Das Patentamt führt die Zeichenrolle, in 
welche die gejchügten Waarenbezeichnungen eingetragen werden. Die Erweiterung 
der Aufgaben des Patentamtes, welche in dieſer Bejtellung als Centralſtelle 
für die Waarenbezeichnungen enthalten ift, war die nothiwendige Folge der 
Einführung der Vorprüfung der angemeldeten Zeichen, des jogen. examen 
prealable, auf die im Verlaufe diefer Darjtellung noch zurüdgefommen werden 
wird; der Natur der Sache nach war es ausgejchlojien, diefe Vorprüfung den 
Gerichten zu übertragen, vielmehr Fonnte nur das Neichspatentamt als die 
hiermit zu betrauende Behörde in Betracht fommen, das im Beſitze der erforder: 
lichen technischen Hilfskräfte ift, welcher die Vornahme diejer Prüfung ermöglicht. 
Bon dem Zeitpunfte des Infrafttretens des Gejehes an, dem 1. Dftober 1894, 
hat die Eintragung von Waarenzeichen bei den Gerichten aufgehört. 

Das neue Geje erläutert jo wenig wie das frühere den Begriff des Waaren- 
zeicheng, es fonnte hiervon um jo eher abjehen, als derjelbe durch Die Rechtjprechung 
des Neichsgerichtes fejtgeitellt it; nac) Anjicht diefes Gerichtes (Entjcheidungen 
in Giviljachen Bd. 22 ©. 100) „ijt ſchon die Ueberjchrift des Neichsgejetes 
über Markenſchutz dafür bezeichnend, daß der Gegenjtand des nad) den Normen 
dieſes Gejeges zu jchügenden Gebrauches mit dem deutichen Worte „Marke“ 
(Merkzeichen) müſſe benannt werden können, mithin der Bedeutung diejes deutſchen 
Wortes entiprechend ein jeitens einer bejtimmten Berjon oder eines beſtimmten 
Berjonenfreifes geführtes Zeichen jein müſſe, welches zu dem Zwede gebraucht 
wird, um in beftimmten Lebensverhältnifjen erhebliche Beziehungen der Beichen- 
inhaber im Unterſchiede von gleichartigen Beziehungen anderer Berjonen bemerk 
bar zu machen und welches (al3 zu diefem Zwecke geeignetes materielles Mittel) 
bejtimmt und eigenartig, jowie durch Einfachheit der Bildung oder durch be 
jonders jchlagendes Hervortreten jeiner ineinandergreifenden Hauptmomente jo 
bejchaffen ift, daß es in demjenigen, welcher es auch ohne bejondere Aufmerk— 
jamfeit wahrnimmt, unmittelbar einen individuellen, zur Unterjcheidung von 
der Marfe anderer Perfonen an fich geeigneten Gejammteindrud hervorruft 
und der Auffaſſung einprägt“. Die Momente, auf welche es bei der Erfafjung 
des Begriffs „Waarenzeichen“ anfommt, find hier mit erjchöpfender Aus— 
führlichfeit angegeben ; bejondern Werth legt der oberjte Gerichtshof mit Recht 
auf das Moment der Einfachheit und die individuelle, eine Unterjcheidung 
auch ohne Anwendung großer Aufmerfiamfeit ermöglichende Bildung; es muB 
hierauf bei Anwendung des neuen Geſetzes noc in höherem Make geachtet 
werden wie bei der des früher geltenden, weil es der Abjicht des Gejeggebers 
entipricht, al3 einen Eingriff in das geichügte Waarenzeichen eines Andern 
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auch den Gebrauch eines der Art beichaffenen Zeichens zu betrachten, daß der 
Unterichied von jenem nur mitteljt Anwendung einer über das Normalmap weit 
binausgehenden Aufmerkſamkeit feitgeitellt werden fann. Die bei dem PBatentamte 
geführte Zeichenrolle, in welche die Waarenbezeichnungen ebenjo eingetragen 
werden, wie die erfolgenden Löjchungen, hat einen öffentlichen Charafter; für 
das Bekanntwerden der eingetragenen und gelöjchten Zeichen jorgt das Batent- 
amt dadurch, dab e3 in regelmäßiger Wiederholung eine UWeberficht hierüber 
giebt. Die Kategorie der nicht eintragsfähigen Waarenzeichen hat eine Ver: 
mehrung erfahren; es jind nämlich zumächit nicht eintragsfähig die Freizeichen, 
alſo Zeichen, welche bislang im Gebrauch aller oder bejtimmter Klafjen von 
Gewerbetreibenden ſich befunden haben, ferner die ausschließlich aus Zahlen, 
Buchſtaben oder jolchen Wörtern bejtehenden Zeichen, welche Angaben über 
Ort, Zeit und Art der Herjtellung, über die Beichaffenheit, die Beitimmung, 
die Preis-Mengen- oder Gewichtsverhältnijje der Waare enthalten, bierunter 
jind die Herkunfts-, Qualitäts: und Dejtinationg-Zeichen zum großen Theile 
begriffen, nämlich diejenigen, welche ausjchließlic) auf die genannten Verhältnifje 
Bezug haben; eintragsfähig find dagegen diejenigen Zeichen, welche zwar Ans 
gaben über dieje Verhältnitje zugleich aber auch Hinweiſungen auf andere ent- 
halten; ausgejchlofjen find ferner von der Eintragung Zeichen, welche aus in- 
oder ausländischen Staatswappen oder Wappen eines inländischen Gemeindes 
oder weiteren Kommunalverbandes beitehen, endlich jolche, welche Aergerniß er— 
regende Darjtellungen oder jolche Angaben enthalten, die erjichtlich) den that- 
ſächlichen Verhältniſſen nicht entjprechen und die Gefahr einer Täujchung be 
gründen; die Entjcheidung, ob ein Zeichen unter die legtere Kategorie gehört, 
wird in jehr vielen Fällen bis zu einem gewiſſen Grade von dem jubjektiven 
Ermefjen abhängig jein; im allgemeinen wird man wohl die Behauptung feit- 
halten fönnen, daß ein Zeichen, welches den thatjächlichen Verhältniſſen er— 
Jichtlich nicht entjpricht, regelmäßig geeignet erjcheint, die Gefahr einer Täujchung 
zu begründen; die Täujchung, welche befürchtet wird, muß ſich auf die that- 
Jächlichen Verhältniſſe beziehen und bei der Frage, ob Anlaß vorhanden it, , 
diejelbe zu befürchten, wird jic) das Patentamt zu vergegenwärtigen haben, 
daß in dem Getriebe des entwicelten Verkehrs von dem Publikum nicht mehr 
al3 die Anwendung normaler Aufmerkjamfeit verlangt werden kann. Die 
Eintragung von Zeichen, deren Angaben den thatjächlichen Verhältniſſen nicht 
entiprechen, ift im Intereſſe des redlichen Handels und Verkehrs nicht erwünscht; 
die Faſſung des Gejeges bietet die Möglichkeit, diejelbe zum größten Theile 
zu bejeitigen, ohne — es einer gezwungenen Auslegung der geſetzlichen Be— 
ſtimmungen bedürfte. Was die aus Wappen beſtehenden Waarenzeichen betrifft, 
jo ſind nur die Wappen ausländiſcher Staaten den inländiſchen Staatswappen 
gleichgejtellt, während gegenüber den Wappen der engern und weitern Kommunales 
verbände jowie der Orte das Geſetz fich auf das Inland beichränft. Gelöjchte 
Zeichen jind von der Eintragung nicht durchaus ausgeſchloſſen, jedoch fünnen 
jie für Diejenigen Waaren, für welche fie eingetragen waren, oder für gleich 
artige Waaren zu Gunſten eines anderen als des legten Inhabers erit nach 
Dr Jahren jeit dem Löjchungstage von Neuem eingetragen werden. Die 
öihung kann jowohl auf Antrag des Inhabers der geichügten Waaren als 
auch ohne denjelben erfolgen; dem darauf bezüglichen Antrag wird jeder Zeit 
jtattgegeben; was aber die Löſchung von Amtswegen betrifft, jo fann diejelbe 
nur in zwei Fällen erfolgen, einmal wenn die zehnjährige Schußfrijt jeit der 
Anmeldung oder der Erneuerung des Zeichens verjtrichen tjt, jodann wenn 
28” 
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die Eintragung desjelben hätte verweigert werden müfjen. In beiden Fällen 
ift dem Inhaber vorher jeitens des Patentamtes Nachricht zu geben, damit 
er im Stande ift, jeine Rechte zu wahren; das Stillichtweigen desjelben hat 
die Löſchung zu Folge; widerjpricht er dagegen, jo erfolgt die Entjcheidun 

dur) Beichlun des Amtes; die Löjchung wegen Ablauf der genannten Friſt 
fann durch Zahlung einer bejonderen Gebühr neben der Erneuerungsgebühr, 
verbunden mit Erneuerung der Anmeldung, verhütet werden und zwar inneres 
halb eines Monats nach der Zuitellung der, die beabjichtigte Löſchung ent- 
haltenden, Mittheilung des Patentamtes. Was im Gegenjage hierzu die Fälle 
anlangt, in denen die Löſchung eines Waarenzeichens auf Antrag eines dritten 
erfolgt, jo ijt diefem die Befugniß zur Stellung des Löjchungsantrags nur 
unter folgenden Vorausjegungen eingeräumt, nämlich: 

a) wenn das Zeichen für ihn auf Grund einer früheren Anmeldung in der 
Zeichenrolle oder dem Zeichenregijter eingetragen war; es ijt gleichgiltig, 
ob es fich um diejelben Waaren oder um gleichartige handelt, 

b) wenn der Gejchäftsbetrieb, zu dem das Wuarenzeichen gehört, von Dem 
eingetragenen Inhaber nicht mehr fortgejegt wird, 

ce) wenn auf Grund vorliegender Umftände die Annahme berechtigt ericheint, 
daß der Inhalt des Waarenzeichens den thatjächlichen Verhältniſſen 
nicht entjpricht und die Gefahr einer Täuſchung begründet. 

In allen Fällen iſt der Löjchungsantrag mitteljt Klage geltend zu machen; 
nur in dem zweiten Falle kann der Antragjteller den Antrag zunächſt bei dem 
Patentamt einreichen, welches dem Inhaber Nachricht gibt; widerjpricht der— 
jelbe nicht innerhalb eines Monats nach der Zuftellung, jo erfolgt die Löſchung, 
im anderen alle muß der Antragjteller, wen er auf dem Antrage beharrt, 
den Anjpruc im Klagewege verfolgen. 

Das Verfahren zur Bewirkung der Eintragung eines Waarenzeichens ijt 
infofern dem Berfahren zur Bewirkung der Eintragung eines Patent3 nach— 
gebildet, al3 man eine Vorprüfung eingeführt hat; gegen den Beichluß der 
. Abtheilung, welche den Antrag auf Eintragung zurücweift, ift die Bejchwerde 
an das Patentamt jtatthaft, ebenjo gegen den die Löſchung ungeachtet Des 
Widerjpruchs anordnenden Beichluß, im Uebrigen ift das Verfahren in Waaren= 
bezeichnungsjachen durch Kaiſerliche Verordnung geregelt. Der Inhalt des 
Rechtes, welchen die Eintragung des Waarenzeichens in die Zeichenrolle Dem 
Inhaber verleiht, ift gegemüber dem Gejege von 1874 in einem wejentlichen 
Punkte erweitert; der Inhaber hat auch ausjchlieglich das Recht, auf An— 
fündigungen, Preisliſten, Gejchäftsbriefen, Empfehlungen, Rechnungen oder 
dergleichen das eingetragene Zeichen anzubringen; nach dem früheren Rechte 
fonnte gegen dieje jeitens eines Andern bewirften Bezeichnungen bekanntlich 
nicht eingejchritten werden, Entjcheidungen des R. G. in Eiviljachen Bd. 17 
©. 101. Das ausschließliche Necht des Inhabers iſt an die Thatjache der 
Eintragung geknüpft, doch iſt es möglich, daß während der Eintragung des 
Waarenzeichens ein anderer als der Inhaber von demjelben Gebraud, gemacht 
hat, der trogdem weder in civil: noch in jtrafrechtlicher Hinficht zu einer Ver— 
antwortlichkeit Anlaß giebt; dieß iſt nämlich der Fall, wenn ein Waarenzeichen 
gelöjcht wurde und ein Rechtsgrund für die Löjchung bereit früher vorhanden 
war; für die Zeit, in welcher ein Rechtsgrund für die Löſchung bereit$ vor— 
gelegen hat, fünnen Rechte aus der Eintragung nicht mehr geltend gemacht 
werden, in diefem Falle wirkt aljo die Löichung auch für die Vergangenheit 
und zivar der bejtandenen Eintragung ungeachtet. Natürlich hat derjenige, 
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welcher ein Waarenzeichen troß der Eintragung in einer durch das Geſetz ver- 
botenen Weiſe gebraucht, den Nachweis zu erbringen, daß zu der Zeit des 
Gebrauchs ein Rechtsgrund für die Löſchung bereits vorhanden geweſen iſt. 
Die Eintragung des Waarenzeichens verhindert Niemand, jeine Firma, feine 
Wohnung, jeinen Namen auf Waaren, deren Verpadung oder Umhüllung an- 
zubringen oder im Gejchäftsverfehr zu gebrauchen; das gleiche gilt von Ans 
gaben über Art, Zeit und Ort der Herjtellung, über die Beichaffenheit, Be— 
jtimmung, Preis, Mengen: oder Gewichtsverbältnifje der Waaren; es jteht 
dieje Beitimmung im Einklang mit der Ausjchliegung der jogenannten Qualitäts 
und Herkunftszeichen von der Eintragung in die Zeichenrolle. 

Der Schuß, welchen die Gejeggebung dem Inhaber eingetragener Waaren- 
zeichen verleiht, it gegenüber dem nach dem Geſetze von 1874 gewährten 
Schuge nicht ummejentlich erweitert worden; Handlungen, welche nad) diejem 
Gelee zum Nachtheile des Inhabers eingetragener Zeichen vorgenommen 
werden fonnten, ohne daß es demjelben möglich gewejen wäre, im Wege der 
Schadenserjaßflage oder vermittelit Anrufen des Strafrichters dagegen ein- 
zujchreiten, fünnen nunmehr, jei es mitteljt der jtrafrechtlichen, jet e8 civil 
rechtlichen Nechtsbehelfe geahndet werden; die Neichsgeießgebung hat es mit 
Recht für geboten erachtet, verjchiedene unter die umfajjendere Kategorie des 
unlautern Wettbewerbs fallende Handlungen als widerrechtliche Eingriffe in 
das ausjchließliche Verfügungsrecht des Inhabers eines eingetragenen Waarens 
zeichens und demgemäß als Vorausſetzungen für eine ciwvilrechtliche Schadens» 
erjatflage oder die jtrafrechtliche Verfolgung zu betrachten. Verboten ift zunächſt 
das widerrechtliche VBerjehen von Waaren oder deren WVerpadung oder Um— 
hüllung, ferner von Ankündigungen, Breisliiten, Gejchäftsbriefen, Empfehlungen, 
Rechnungen oder dergleichen mit dem Namen oder der Firma eines Andern 
oder mit einem nach Maßgabe des Geſetzes gejchügten Waarenzeichen; Dem 
Verſehen von Waaren jteht das Inverkehrbringen oder Feilhalten wider: 
rechtlich) gefennzeichneter Waaren gleich; in jubjektiver Hinjicht wird zur Be 
gründung der Schadenserjagpflicht desjenigen, dem eine derartige Handlungs 
weile zur Laſt fällt, gefordert, das mindejtens eine grobe Fahrläſſigkeit auf 
jeiner Seite vorliegt, während die Wifjentlichfeit gefordert wird, jofern der 
Thatbeitand einer jtrafbaren Handlung vorliegen ſoll. Zunächſt iſt hervor: 
zuheben, daß der Verlegung des MWaarenzeichens im engern oder eigentlichen 
Sinne gewiſſe Handlungen gleichgeftellt werden, welchen mit diejer der auf 
die Täuſchung des Publiftums in Betreff der Waaren gerichtete Zweck gemeinjam 
üt; die Firma iſt nicht minder von dem Waarenzeichen verjchieden wie der 
Name einer Perjon, wer aber jeine Waaren mit einem fremden Namen oder 
einer fremden Firma ohne Ermächtigung derjenigen Perjonen verfieht, welche 
als Träger des Namens bezw. der Firma in Betracht fommen, handelt ebenjo 
widerrechtlich, wie derjenige, welcher jeine Waaren mit dem gejchügten Waaren- 
zeichen eines Andern verfieht; es ijt dieferhalb vollkommen gerechtfertigt, beide 
Handlungen in Anjehung jowohl der jtraf: wie der civilrechtlichen Folgen 
einander gleichzuftellen. Die Vorausjegung für die Strafbarkeit bezw. für 
die Entjchädigungspflicht ift Die widerrechtliche Verjehung von Waaren mit einem 
nad) Maßgabe des Gejeges geſchützten Waarenzeichen; aber nicht nur durch 
Berjehung der Waare jelbit wird dem Gejege zumidergehandelt, jondern 
auch durch Verjehung der Umhüllung oder Berpadung der Waare (Emballage) 
durch Verſehung von Ankündigungen, Preisliiten, Gejchäftsbriefen, Empfehl- 
ungen, Rechnungen oder ähnlichen Schriftftüden, deren jich der Verkehr be 
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dient; dem Verſehen fteht gleich jede Handlung, durch welche widerrechtlich 
pe Waaren in Verkehr gebracht oder feilgehalten werden. Die 

ragweite diejer Begriffe iſt eine bedeutende, der Gejegeber will durch den 
Gebrauch derjelben jeine Abjicht zu erkennen geben, dal; gegen jede Handlung 
eingejchritten werden joll, durch welche widerrechtlich gekennzeichnete Waaren 
dem Publitum überhaupt zugänglich gemacht werden; es entjpricht diejer Abſicht 
des Geſetzgebers, wenn die Nechtiprechung bejtrebt ift, die gedachten Begriffe 
ohne Aengitlichkeit anzuwenden und auszulegen. Die Wiftentlichfeit begreift 
nicht nur jolche Handlungen, bei welchen der Thäter das Bewußtſein hatte, 
fic) des geichügten Waarenzeichens eines Andern zu bedienen, jondern auch 
diejenigen, bei welchen er jich bewußt war, daß das betreffende Zeichen unter 
Umständen das geichügte eines Andern jein fünne, es fällt jomit auch der 
dolus eventualis unter die Wifjentlichfeit. Grobe Fahrläfligkeit iſt dann 
als vorhanden anzunehmen, wenn bei Anwendung der Aufmerkjamfeit, die man 
bei einem &ewerbetreibenden der betreffenden Art verlangen fann, derjenige, 
welcher jich des widerrechtlichen Gebrauchs eines gejchügten Waarenzeichens 
ſchuldig gemacht hat, wiljen mußte, dat ihm hierzu eine Befugniß nicht zuſteht. 
Dat Rechtsirrthum die Strafbarfeit auch für diefes Gebiet nicht ausſchließt, 
ift allgemein anerkannt; wer fich gegen die Anklage auf Grund des $ 14 des 
Geſetzes damit vertheidigt, daß er behauptet, der Anſicht geweſen zu jein, das 
von ihm gebrauchte Zeichen weiche in wejentlichen Bunften von dem eines 
andern ab, jo dab es mit dieſem nicht verwechjelt werden fünne, wird jich der 
Strafe zu entziehen nicht im Stande jein. Während das Markenſchutzgeſetz 
ſich darauf bejchränfte, die widerrechtliche Benügung von Waarenzeichen mit 
civil und jtrafrechtlichen Nachtbeilen zu bedrohen, geht das neue Geſetz weſent— 
lich weiter; zumächjt wird mit Strafe bedroht und ift zur Entſchädigung ver— 
pflichtet derjenige, welcher zum Zweck der Täufchung in Handel und Berfehr 
Waaren und deren Verpadung oder Umhüllung oder Ankündigungen, Preis: 
liiten, Gejchäftsbriefe, Empfehlungen, Rechnungen oder dergleichen mit einer 
Ausjtattung, welche innerhalb betheiligter Verkehrskreiſe als Kennzeichen 
gleichartiger Waaren eines Anderen gilt, ohne Genehmigung dieſes verjicht; 
demjelben wird gleichgeitellt, wer Waaren, die zu diejem Zweck derartig ge- 
fennzeichnet jind, in den Verfehr bringt oder feilhält. Bier it nicht das 
Maarenzeichen der Gegenjtand, auf welchen fich die das Publifum zu täujchen 
berechnete Manipulation bezieht, jondern die Ausjtattung; die Ausſtattung 
ift wejentlich verjchieden von der Beichaffenheit der Waare, man verjteht unter 
ihr im Wejentlichen die äußere Geitalt und Form, in und unter welcher eine 
Waare dem Kaufluftigen jich darbietet; auch dieje äußerliche Geſtaltung fann 
der Waare einen imdividuellen Charakter aufprägen und es wird dich ins— 
bejondere dann der Fall jein, wenn fie einen hohen Grad von Vollkommenheit 
erreicht. Es kann indejjen nicht mit Bezug auf jede Umhüllung der Anjpruch 
erhoben werden, daß ihre Nachahmung unterjagt ift, bezw. zu einer Schadens- 
erjagleiftung verpflichtet, vielmehr nur im Rückſicht derjenigen, welche innerhalb 
betheiligter Verkehrskreiſe als Kennzeichen gleichartiger Waaren gilt; die Ver: 
fehrsfreife, auf deren Anjchauung es hierbei ankommt, find diejenigen, welche 
jich mit der Herftellung oder dem Vertriebe von Waaren gleicher Art abgeben; 
wenn alſo beiſpielsweiſe Webwaaren in einer VBerpadung in den Verkehr ge- 
bracht werden, von welcher ein bejtimmter Fabrifant glaubt, daß ie als Kenn— 
zeichen jeiner Waaren gelte, jo wird es jich darum handeln, die Anjchauungen 
fejtzujtellen, welche die Verfertiger, die Berfäufer und Käufer diefer Waaren 
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hierüber haben. Unter Umftänden wird es recht jchwierig jein, dieſen Nach. 
weis zu führen, von welchem jowohl die civil- wie die jtrafrechtliche Berfolgung 
abhängig ist, da die Anfichten der betheiligten Perſonen oft genug auseinander 
gehen werden. In jubjektiver Hinficht erfordert das Geſetz, daß derjenige, 
welcher Waaren mit einer derartigen Umhüllung verjieht oder jo bezeichnete 
Waaren feilhält bezw. in der Verfehr bringt, dreß zum Zwed der Täujchung 
thun muß, jeine Abficht muß aljo darauf gerichtet jein, bei dem Publikum 
einen Irrthum zu erregen, und zwar einen Irrthum, welcher jich auf die 
Individualität der Waare bezieht; durch die Art und Weife der Umhüllung 
wird der Kaufluſtige veranlagt zu glauben, die Waare des Fabrifanten A vor 
jich zu haben, während es in Wahrheit und Wirklichkeit die des Fabrikanten B 
ft. Der Umitand, daß der auf Grumd der Zumiderhandlung gegen dieje 
Vorſchrift Angeklagte nicht wußte, dah die von ihm angewendete Umhüllung 
innerhalb betheiligter Verkehrskreiſe ald Kennzeichen gleichartiger Waaren eines 
Andren gilt, verhindert die Bejtrafung, dagegen ſteht derjelbe der Geltend- 
machung des Entichädigungsanjpruchs nicht im Wege, der insbejondere auch 
dann vollftändig begründet erjcheint, wenn der Stontravenient bei geeigneter Auf- 
merkſamkeit ſich in Betreff diejes Punktes genau zu unterrichten in der Lage 
war. Wie bereitS bemerkt wurde, fünnen in= und ausländijche Staatstwappen, 
ſowie Wappen inländijcher engerer und weiterer Kommumnalverbände als Waaren- 
zeichen nicht eingetragen werden; wer gleichwohl Waaren oder deren Umbüllung 
oder Verpadung oder Ankündigungen, Preisliſten, Gejchäftsbriefe, Empfehlungen, 
Rechnungen und dergleichen fäljchlich zu dem Zwed mit einem Staatswappen 
oder dem Namen oder Wappen eines Ortes eines Gemeinde- oder weiteren 
ommunalverbandes zu dem Zwecke verjicht, über Bejchaffendeit und Werth 
der Waaren einen Irrtum zu erregen, unterliegt einer Geldjtrafe von 150 
bis 5000 ME. oder einer Gefängnißftrafe bis zu ſechs Monaten; die gleiche 
Strafe droht das Gejeg demjenigen an, welcher derart bezeichnete Waaren 
feilhält oder jonjt in den Verkehr bringt; eine weitgehende und für die Praris 
bejonders bedeutjame Durchbrechung erfährt die Anwendung diejer Beitimmung 
dadurch, da die Verwendung von Namen, welche nach Handelsgebraud zur 
Benennung gewijjer Waaren dienen, ohne deren Herkunft zu bezeichnen, nicht 
unter die Strafvorjchrift fällt. Es ijt aljo in jedem Falle, in welchem fälich- 
lich d. h. den thatjächlichen Verhältniffen wideriprechend, eine Waare mit der 
Bezeichnung eines Ortsnamens oder des Namens eines engern oder weitern 
Kommunalverbandes verjehen ift, zu umterjuchen, ob nicht ein Handelsgebrauch 
cxiſtiert, wonach diefe Bezeichnung nicht die Bedeutung hat, daß ſie die Her: 
funft der Waaren bezeichnet; ob ein derartiger Handelsgebrauch eriftiert, wird 
in vielen ‚Fällen recht zweifelhaft jein und an einander mehr oder minder 
wideriprechenden gutachtlichen Aeußerungen dürfte es dabei nicht fehlen. Während 
in Frankreich auf Grund der durch die Nechtiprechung jo fein ausgebildeten 
Lehre von dem umlautern Wettbewerb (concurrence deloyale) die fäljchliche 
Bezeichnung einer Waare mit einem Ortsnamen als unlauterer Wettbewerb 
dann angejehen wird, wenn bereits Waaren mit einer gleichen, den vorhandenen 
Berhältniffen jedoch entiprechenden Bezeichnung vorhanden find, gejtattet der 
deutiche Gejegeber den fäljchlichen Gebrauch von Ortsnamen bei der Waaren- 
bezeichnung, jofern der Hinweis auf die Herkunft nicht Damit verbumden ift. Wenn 
ein Handelsgebrauch nachgewiejen werden fan, dem zu Folge mit der Bezeich— 
nung „Kölniſches Wafjer“ nicht die Bedeutung verbunden wird, daß darunter 
nur das in Köln hergeftellte wohlriechende Waller zu verjtehen iſt — im 
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Reichstage jchien man mehrfach diejer Anjicht zu jein — jo würde eine Par— 
fümeriefabrif in Berlin oder Karlsruhe ohne jegliches Hinderniß ein wohl— 
riechendes Waſſer herjtellen und dasjelbe unter der Bezeichnung „Kölniſches 
Waſſer“ in den Verkehr bringen dürfen. Welche Bedeutung dieje Beitimmung 
für den Weinhandel und den Weinbau bejigt, ergiebt jich von jelbjt; ſchon 
jegt wird es al3 fraglich bezeichnet, ob man im Handel und Berfehr mit dem 
Namen: „Rheinwein” die Bedeutung verbindet, daß darunter nur ein aus 
Trauben, die am Rhein wachjen, erzielter Wein verjtanden wird, oder nicht 
jeder bejjere Wein überhaupt? Wäre mit der Bezeichnung lediglich die legtere 
Bedeutung verfnüpft, jo fünnte jpanifcher und italienischer Wein nach Deutjch- 
land eingeführt, hier verjchnitten und demnächſt als: „Nheinwein“ verkauft 
werden. Die Gerichte werden mit Nücjicht auf die volfswirthichaftlich bedeut- 
jamen Konjequenzen diejer Bejtimmung und insbejondere mit Nüdjicht auf die 
ichwere Schädigung wichtiger Zweige der deutjchen Imduftrie, welche durch 
eine weitgehende Ausdehnung derjelben hervorgerufen werden könnte, fich bei 
der Frage, ob ein Handelsgebrauch des bezeichneten Inhaltes wirklich erütiert, 
einer gewijjen Zurückhaltung befleigigen müſſen; es wird insbefondere erforder- 
lich werden, die Gutachten, welche man über die Frage verlangen wird, einer 
Icharfen Prüfung zu unterwerfen und nicht außer Acht zu laſſen, daß es mit- 
unter gewijjen Interejjengruppen von Vortheil und Nuten jein fann, eimen 
Handelsgebrauch jchon dann als beftehend anzunehmen, wenn derjelbe erjt in 
der Bildung begriffen ift. Unter dem Handelsgebrauch im Sinne diejes Ge— 
jeges ift wohl dasjelbe zu verftehen, wie unter der gleichen Bezeichnung tm 
Art. 1 des Handelsgejegbuches, aljo Rechtsſätze des Handelsgewohnheitsrechtes ; 
wenn auch anerkannt it, daß im Sinne diejer Vorjchrift ſowohl der allgemeine 
wie der örtliche, d. h. der nur an eimem bejtimmten Orte bejtehende Gebrauch 
als Handelsgebrauch zu erachten it, jo ergiebt jich doch aus dem ganzen In— 
halte der im Vorjtehenden behandelten Beftimmung, daß der Richter nur dann 
annehmen fan, der Hinweis auf die Herkunft einer Waare jet mit einer be— 
jtimmten Bezeichnung nicht verbunden, wenn ein allgemeiner, d. bh. für den 
ganzen Umfang des betreffenden Handelszweigs beitehender Handeldgebrauch 
in diefem Sinne nachgewiejen werden kann; partifuläre Ujancen, die fich in 
Heinen Plätzen entwidelt haben, ohne daß dadurd) die allgemeine Uebung be— 
einflußt wurde, fommen hierbei nicht in Betracht. Da das Gejeß jeinem aus: 
gejprochenen Zwecke nach die Abjicht Hat, den Schu der Waarenzeichen in 
erichöpfender Weile zu regeln, jo fann auf Grund der in den Gebieten des 
rheinischen Nechts geltenden Artikel 1382 u. fg. des code civil und der auf 
Grund derjelben ausgebildeten Grundjäge von der concurrence deloyale 
die Verwendung von Namen, welche nach Handelsgebrauch zur Bezeihnung 
bejtimmter Waaren dienen, ohne deren Herkunft befunden zu jollen, nicht mehr 
beanjtandet werden; die weitergehenden Beſtimmungen der Landesgejege find 
durch die reichsrechtliche Negelung bejeitigt, in diefem Sinne ijt jchon unter 
der Herrichaft des Marfenjchuggejeges von 1874 letztinſtanzlich entſchieden 
worden, daß für den landesrechtlichen Schuß gegenüber der concurrence de- 
loyale innerhalb des Gebietes des Marfenwejens fein Raum mehr jei, Ent— 
icheidungen des N. ®. in Giviliachen Bd. 3 ©. 69, Bd. 20 ©. 75; die Lücke, 
welche in diefer Hinficht in den Gebieten des rheinischen Nechts nunmehr be- 
jteht, wird nur durch die Neichsgejeggebung bei der Regelung des Schußes 
gegen unlauteren Wettbewerb ausgefüllt werden fünnen. Das Geſetz begnügt 
ſich aber nicht damit, jeine Beſtimmungen lediglich auf diejenigen Fälle an= 
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zuwenden, in welchen geichügte Waarenbezeichnungen von einer anderen Perſön— 
Ihfeit al3 der zur Verfügung darüber berechtigten ohme jede Abweichung von 
dem Inhalte gebraucht werden, jondern es hat diejelben auch auf jolche Fälle 
für anwendbar erflärt, in welchen zwar Abweichungen vorgenommen wurden, 
aber ungeachtet derjelben die Gefahr einer Verwechjelung im VBerfehr vorliegt; 
dieje Beitimmung war nothwendig, wenn nicht der ganze Zwed des Gejetes 
in Frage geitellt werden jollte, ohne jie wäre e8 möglich gewejen, das gejchüßte 
BVaarenzeichen, den Namen, die Firma eines Andern mit einer ganz unbedeuten: 
den, im Verkehr nicht in die Augen fallenden und daher auch nicht beachteten 
Aenderung zu gebrauchen, ohne dab der BVBerfügungsberechtigte in der Lage 
gewejen wäre, dagegen Einjpruc) zu erheben, es wären aljo, mit andern Worten 
ausgedrückt, gerade die raffinirteren Fälle des Eingriffs in das geſchützte Im: 
dividualrecht erlaubt gewejen. Durch die joeben erwähnte Vorjchrift wird dies 
verhindert ; Aenderungen und Abweichungen, welche die Gefahr einer Verwechjel- 
ung tim Verkehr nicht ausjchliegen, werden von dem Gejete weder als Aus- 
Ihliegungsgründe der Strafe noch der Entjchädigungspflicht betrachtet. Bei 
der Auslegung diejer Vorjchrift muß die Praxis der Gerichte dem Umſtande 
Rechnung tragen, daß in dem Getriebe des Verkehrs nicht jtetS die Möglichkeit 
gegeben iſt, die Individualität eines Waarenzeichens jo ausführlich und genau 
zu prüfen, wie es der Richter zu thun in der Lage ift, deſſen Entſcheidung 
die Uebereinitimmung bezw. VBerjchiedenheit der in Betracht kommenden Zeichen 
unterbreitet it; es fann daher eine Abweichung der Art beichaffen jein, daß 
jie für den Nichter die Gefahr einer VBerwechjelung zweier Zeichen ausjchliegen 
würde, während diejelbe für den Verfehr gleihwohl vorhanden iſt; der Nichter 
muß jich bei der Enticheidung der Frage auf den Standpunft des Verkehrs 
jtellen und dieß bringt das Gejeg auch dadurch zum Ausdrud, daß es von 
einer Verwechjelung „im Berfehr“ jpricht. Unter dem „Berfehr“ it hierbei 
nicht der allgemeine Waarenverfehr zu verjtehen, jondern der jpezielle mit 
Waaren derjenigen Art, welche mit dem betreffenden Zeichen, mit dem Namen 
bezw. der Firma verjehen find, um deren individuellen Charakter e3 ſich handelt; 
die Erhebung jachverjtändiger Gutachten über die Berwechjelung wird jich viels 
fach nicht vermeiden lajjen, in zahlreichen Fällen wird jedoch der Richer ent: 
ſcheiden fünnen, ohne zu jolchen greifen zu müffen. Die Auffaffung der kauf: 
männijchen, geichäftsfundigen Kreiſe über die Frage, ob eine Vermwechjelung 
zwischen zwei Waarenzeichen zu befürchten iſt oder nicht, darf von dem Richter 
nicht als die jchlechthin richtige erachtet werden; der im Verkehr Fundige und 
erfahrene Kaufmann wird jeltener zwei Waarenzeichen mit einander verwechjeln, 
ald der Konjument, weil jeine Augen durch jeinen Beruf zur Unterjcheidung 
auch fleiner und unbedeutender Abweichungen geübt und gejchärft jind, welche 
der Konjument nicht wahrnimmt; der Richter wird in Erwägung zu ziehen 
haben, das das Waarenzeichen für den Konſumenten vorzugswerje bejtimmt 
it, daB derjelbe durch jeinen Inhalt in Bezug auf Herkunft oder Bejichaffenheit 
der Waaren mit einer beitimmten Weberzeugung erfüllt werden joll. Hieraus 
ergiebt jich, daß der Maßſtab, welcher bei der Entjcheidung der Frage, ob 
durch gewiſſe Abweichungen die Gefahr einer Verwechjelung ausgejchlojjen 
wird oder ungeachtet jener noch bejteht, anzulegen it, ein verjchtedener it, je 
nachdem es ſich um eine Waare handelt, welche unmittelbar an die Konſumenten 
abgegeben wird, oder um eine jolche, deren Abnehmer zumächit geſchäfts- und 
branchefundige Kaufleute find; legteren gegenüber kann ein rigorojerer Maßſtab 
zur Anwendung fommen al3 bei jenen; dieje Unterjcheidung welche jich aus der 
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Natur der Sache und den Unterjchieden in den perjönlichen Verhältnifjen der 
Waarenabnehmer ergiebt, it in der Nechtiprechung in jolchen Ländern, in 
welchen, wie in Frankreich, der Schuß der Waarenzeichen jeit längerer Zeit ichon 
eine hochgradige Ausbildung erlangt hat, ebenfalls anerkannt. 
Der Schuß, welchen das Gejeß den Waarenbezeichnungen gewährt, ijt natür- 
{ich den ausländiſchen Fabrikaten gegenüber nicht minder wirkſam wie den in: 
(ändischen ; ausländische Waaren, welche widerrechtlich mit einem in der Zeichen: 
rolle eingetragenen Waarenzeichen oder mit einer deutjchen Firma und Ortsbezeich— 
nung veriehen find, werden bei ihrer Ein oder Durchfuhr nach Deutichland auf 
Antrag des Verlegten und gegen Sicherheitsleiitung mit Bejchlag belegt und 
eingezogen; die Beichlagnahme wird durch die Zolle und Steuerbehörde aus: 
geführt, die Einziehung wird durch Strafbeicheid der Berwaltungsbehörden 
nach Maßgabe des $ 459 der Strafprozeßordnung angeordnet; bei der Stellung 
des Antrags auf Beſchlagnahme und Sicherheitsleiſtung hat der Verletzte der 
Dr und Stenerbehörde wenigitens einen Anhalt dafür zu gewähren, daß der 
ebrauch des _Beichens bezw. der Firma und Ortsbezeichnung jeitens des 
ausländiichen Fabrikanten ein widerrechtlicher jei, eine Vermuthung für die 
Widerrechtlichkeit wird von dem Geſetze nicht aufgeitellt, es wird daher Sadıe 
desjenigen jein, welcher ein Einjchreiten gegen die Waareneinfuhr oder Durch— 
fuhr verlangt, die nöthigen Unterlagen zu liefern, auf Grund welcher die An— 
nahme der Widerrechtlichkeit wenigjtens wahrjcheinlich gemacht wird, ein zwingen: 
der Beweis des widerrechtlichen Charakters tt anderjeitS nicht zu verlangen, 
derjelbe ift auch nicht möthig, weil die beantragten Maßregeln ja erit dann 
verfügt werden, wenn der Antragjteller in ausreichender Weile Sicherheit ge 
leijtet hat und jowohl die Beichlagnahme wie die von der VBerwaltungsbehörde 
verfügte Einziehung einen provijoriichen Charakter haben, welcher e8 dem 
Eigenthümer der ausländischen Waaren gejtattet, dieſelben mitteljt Nechtsmitteln 
anzufechten; natürlich macht jich der Antragiteller dem Eigenthümer der aus: 
ländischen Waaren gegenüber haft: und entichädigungspflichtig, jofern die von 
ihm beantragten Maßnahmen nach Lage der Sache nicht begründet waren. Ver: 
mitteljt dieſer Beſtimmung fann ausländischen Fabrikanten, welche durch unlautern 
Wettbewerb dem deutichen Gewerbefleiß in Deutjchland Konkurrenz machen, in 
wirkſamer Weije jchon heute entgegengetreten werden. Während dieſe Vor: 
jchrift jich auf die einzelnen Ausländer bezieht, deren Waaren nach Deutjchland 
zur Einfuhr oder Durchfuhr gelangen, beichäftigt jich eine weitere Beitimmung 
mit der Möglichkeit, daß deutiche Waaren im Auslande bei der Einfuhr oder 
Durchfuhr der Verpflichtung unterliegen, eine die Herkunft fundgebende Be 
zeichnung tragen zu müjjen; befteht mac) der ausländijchen Gejeßgebung eine 
derartige Vorſchrift, jo ift der Bundesrath ermächtigt, die Anordnung zu treffen, 
dab dem betreffenden ausländischen Waaren bei ihrem Eingang nach Deutjch- 
land zur Einfuhr oder Durchfuhr eine gleiche Auflage gemacht werde; diejelbe 
Befugniß ſteht dem Bundesrathe zu, wenn deutſche Waaren im Auslande in 
Bezug auf die Zollabfertigung ungünſtiger behandelt werden, als die Waaren 
anderer Länder. Auf Grund dieſer Ermächtigung kann der Bundesrath z. B. 
anordnen, daß engliſche Waaren nach Deutſchland nur eingeführt werden dürfen, 
wenn ſie mit einer Bezeichnung verſehen ſind, aus der zu erſehen iſt, daß 
ihre Herſtellung in England erfolgt iſt, da deutſche Waaren nach England 
nur eingeführt werden dürfen, wenn fie mit den Worten: „Made in Germany“ 
bezeichnet find. Die Vorjchrift räumt dem Bundesrathe ein VBergeltungsrecht 
ein, er fann diejerhalb auch anordnen, daß die Bezeichnung der ausländiichen 
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Baaren nicht nur das Land (Staatögebiet), fondern auch den Ort angeben 
muß, wo die Verfertigung jtattfand. Es dürfte auch feinen Bedenfen unter: 
fiegen, dat der Bundesrath berechtigt ift, wenn ein ausländiicher Staat be 
ſtimmt, daß deutjche in Strafanjtalten hergejtellte Waaren mit einer dieß an- 
gebenden Bezeichnung verjehen jein müffen, 3. B. mit den Worten: „Made 
in prison“, für die Waaren des betreffenden Staates die gleiche Anordnung 
zu treffen; Waaren, welche in Anjehung der Bezeichnung diejen Anordnungen 
nicht entiprechen, unterliegen der Beichlagnahme und Einziehung; auch in 
diejem Falle erfolgt jeme durch die Zoll- und Steuerbehörden, wogegen dieje 
durch Strafbejcheid der Verwaltungsbehörde feitgeitellt wird. 

Was die Unwendbarfeit des Gejeges auf Waarenzeichen von Perſonen 
betrifft, welche nicht im Gebiete des Reiches anſäßig jind, jo jind die Vor: 
Ihriften des Geieges von 1874, welche die Anmeldung der Waarenzeichen 
von Ausländern bei dem Amtsgerichte in Leipzig vorjchrieben, in Fortfall ge 
fommen; auch Ausländer im Sinne diejes Gejeges können fich einen Schuß 
für ihre Waarenbezeichnungen nur dadurch verjchaffen, daß jie diejelben in die 
Zeichenrolle des Patentamtes eintragen laſſen; unter Ausländern werden hierbei 
nicht Diejenigen Perſonen verjtanden, welche nicht im Beige der deutjchen 
Staatsangehörigfeit jind, jondern ledig diejenigen, welche innerhalb des Neichs- 
gebietes feine Niederlaſſung befigen. Der Deutſche, welcher nur im Auslande 
eine Niederlafjung bejigt, jtcht dem Ausländer, der einer inländijchen Nieder: 
laſſung entbehrt, vollfommen gleich; Vorausjegung für die Gewährung des 
Schutzes iſt die Gegenjeitigfeit, e8 müfjen in dem Staate, in welchem fich die 
Niederlaſſung befindet, deutjche Waarenbezeichnungen den gejeglichen Schuß in 
demjelben Umfange genießen, wie die inländischen Waarenbezeichnungen; handelt 
e3 jich um ein ausländiiches Waarenzeichen, jo muB außerdem noch nachgewiejen 
werden, daß dasjelbe in dem Staate, in welchem die Niederlafiung bejteht, 
ven gejeglichen Marfenichug erlangt bat; ausländische Waarenzeichen fünnen 
regelmäßig nur unter der VBorausjegung eingetragen werden, daß jie den An— 
forderungen des Gejeges entiprechen, jorern nicht in Staatsverträgen eine bier: 
von abweichende Beſtimmung enthalten it. Wie für das Gebiet des Patent: 
weiens iſt auch für das der Waarenbezeichnungen Berjonen, welche im Inlande 
eine Niederlage nicht bejigen, die Beftellung eines im Inlande befindlichen 
Vertreters zur Pflicht gemacht, durch den allein der Anſpruch auf Schuß des 
Waarenzeichens und das durch die Eintragung begründete Recht geltend gemacht 
werden kann; das Gericht des Wohnfiges des Vertreters ijt zuftändig für alle 
das Zeichen betreffende Klagen gegen den eingetragenen Inhaber, hat derjelbe 
jedoch feinen Wohnſitz, jo iſt das Gericht in Berlin zuftändig. Dieje Zus 
ſtändigkeit it eine ausschließliche im Sinne der Civilprozeßordnung, die Ver: 
einbarung eines anderen Gerichtsitandes it hiernach wirkungslos. 

Bezüglich des Verhältniſſes zwijchen dem Markenſchutzgeſetz von 1874 
und dem neuen Gejege iſt Folgendes zu bemerken: Vom Tage des Inkraft— 
tretens des neuen Gejeges ab, 1. Oftober 1894, werden Anmeldungen von 
Raarenzeichen auf Grund des Gejetes von 1874 nicht mehr angenommen; 
die vor Diejem Zeitpunkte in die Regiſter der Amtsgerichte eingetragenen 
Raarenzeichen genießen bis zum 1. Dftober 1898 den Schug nach) Mahgabe 
des Geſetzes von 1874; dieje vierjährige Friſt iſt dazu bejtimmt, die Ueber: 
tragung der Waarenzeichen aus den Zeichenregiitern in die Seichenrolle den 
Inhabern der eingetragenen Zeichen zu ermöglichen; während derjelben können 
nämlich die in Die Regiſter eingetragenen Zeichen jeder Zeit zur Beichenrolle 
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angemeldet werden und unterliegen alsdanı den Beltimmungen des neuen Ge— 
jeges; ijt die Eintragung bis zum 1. Oktober 1898 nicht bewirft worden, jo 
it der dem Zeichen gewährte Schuß erlojchen. Um die Anmeldung vorzunehmen, 
genügt es, ein Zeugniß der bisherigen Negifterbehörde beizubringen. Die Be 
fugniffe des Patentamtes find gegenüber den bereits in die Zeichenregijter ein— 
getragenen Waarenzeichen, deren Eintragung in die Zeichenrolle nunmehr bes 
antragt wird, diejelben, wie in Anjehung derjenigen Waarenzeichen, welche 
bislang in die Negifter nicht eingetragen waren; es fann daher das Patentamt 
insbejondere die Eintragung verjagen, weil es der Anficht ift, daß das Zeichen 
mit einem bereitS in die Zeichenrolle eingetragenen inhaltlich übereinjtimmt 
ungeachtet der IThatjache, daß eine Eintragung in das Regiſter nach Maßgabe 
des Gejeges von 1874 jtattgefunden hat; es ergiebt ſich hieraus, daß die 
Inhaber der in die Heichenregifter eingetragenen Waarenzeichen gut daran 
thun werden, die Lebertragung in die Zeichenrolle möglichjt bald zu beantragen, 
damit ihnen der Einwand der Llebereinitimmung mit einem bereit3 eingetragenen 
Zeichen nicht entgegengejegt werden fann. 

Das durch die Eintragung in die Zeichenrolle begründete Necht iſt, wie jedes 
der übrigen Individual: oder Immaterialgüterrechte, ein dem Verkehr angehöriges 
Necht, es kann deshalb vererbt, veräußert und übertragen werden, und zwar ſo— 
wohl durch Vertrag unter Lebenden wie durc Verfügung von Todes wegen; in 
allen Fällen jedoch kann der Uebergang nicht abjtraft, d. h. losgelöſt von einem 
beitimmten Gejchäftsbetriebe, jondern jtet3 nur in Verbindung mit einem fonfreten 
Betriebe erfolgen, nämlich) demjenigen Gejchäftsbetriebe, zu welchem es gehört; das 
Waarenzeichen bildet ein Zubehör des Gejchäftsbetriebs, es erijtirt nicht unab- 
hängig von diejem, jondern nur als rechtliche Zubehör desjelben und demgemäß 
bildet der Uebergang des Gejchäftsbetriebs jchlechthin die rechtliche Vorausjegung 
für jeinen Uebergang; wenn der Uebergang vermöge Erbrechts erfolgt ift, jo hat 
der Nechtsnachfolger den Nachweis der Hechtönachfofge zu bringen, in jedem 
andern Falle it von ihm die Eimwilligung des Berechtigten darzuthun; in dem 
einen wie dem andern Falle wird in der Zeichenrolle der Uebergang nur auf 
Antrag vermerkt. Da der Eintrag in die Nolle allein über das Necht zur 
alleinigen Benügung eines Waarenzeichens entjcheidet, jo fann der Nechtsnach- 
jolger vor der Vormerkung des Uebergangs jein Necht nicht geltend machen ; 
eine weitere Konſequenz dieſes Grundjages ift die, daß Beſchlüſſe und Ver— 
fügungen des Batentamtes, welche einer Zuftellung an den Inhaber des Zeichens 
bedürfen, ſtets an den eingetragenen Inhaber zu richten find; wenn fich ergiebt, 
daß derjelbe verftorben ijt, jo fann das Patentamt nad) jeinem Ermejjen die 
Zuſtellung als bewirkt anjehen oder zum Zwede der Zuitellung an die Erben 
deren Ermittelung veranlafien. Das durch die Eintragung in die Zeichen- 
rolle erworbene Necht auf ausjchließliche Benügung eines Waarenzeichens kann 
nicht Gegenjtand einer jelbitjtändigen Zwangsvollitrefung jein; zwar iſt das: 
jelbe nicht an die Perſon des eriten Berechtigten in dem Sinne gefmüpft wie 
der Niegbrauch, wie das Wohn: und Vorfaufsrecht, auch kann ihm der Charafter 
als eines verwerthbaren VBermögensobjeftes nicht bejtritten werden, da ja die 
Möglichkeit jeiner rechtsgejchäftlichen Uebertragung, alſo der entgeltlichen Ver— 
äußerung von dem Gejege ausdrüclich anerkannt wird, dagegen fehlt es an 
der Möglichkeit unmittelbarer Bewerthung und Nealifirbarkeit, weil die Ueber- 
tragung nur in Verbindung mit dem Gejchäftsbetriebe jtatthaft ijt; hier tritt der 
Unterjchied zwiſchen dem Waarenzeichen einerjeits, dem Patent: und Gebrauchs: 
mufterrecht anderſeits deutlich hervor, welche unbejtritten Objekte der Zwangs— 
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vollitrefung find; daraus darf jedoch nicht gefolgert werden, daß das Waaren- 
zeichen überhaupt nicht gegen den Willen eines Inhabers auf eine andere 
Berjon übertragen werden fann, wenn ein Gejchäftsbetrieb im Wege der 
Zwangsvollitredung auf Jemanden übergeht, jo wird derjelbe damit auch In— 
baber der Waarenzeichen, die zu demjelben gehören. Da durch das Gejeh 
der Gebrauch gejchügter Waarenzeichen auch dem gejammten Handwerf, der 
Induftrie und Urproduftion eingeräumt worden tft, jo fann es öfters vorkommen, 
daß Waarenzeichen im Wege der Zwangsvollitredung jammt dem betreffenden 
Geichäftsbetriebe von dem Inhaber auf einen Andern übergehen, man denke 
beijpieläweije daran, dab eine Fabrik, dat ein landwirthſchaftliches Gut mit 
allen VBorräthen und Betriebsemrichtungen im Zwangswege veräußert wird; 
der Preis diejer Betriebe wird fich durch etwa vorhandene eingetragene Waaren- 
zeichen für manchen Erwerber nicht unmeientlich erhöhen. 

Durch die Ausführungsverordnung vom 30. Juni 1894 ijt das in Patent: 
jachen zur Anwendung kommende Verfahren auch für das Anwendungsgebiet 
des gegenwärtigen Geſetzes für anwendbar erklärt worden; für die Bearbeitung 
der auf Waarenzeichen bezüglichen Angelegenheiten wird im Patentamt eine 
bejondere, als „Abtheilung für Waarenzeichen“ bezeichnete Abtheilung 
gebildet, welche aus einem rechtsfundigen Mitglied als Borjigenden und aus 
rechtögelehrten oder technijch gebildeten Perjonen als Mitgliedern bejteht; die 
Zujammenjegung derjelben it Sache des Neichsfanzlers. Die Beſchwerde— 
abtheilung I des Batentamtes enticheidet die Bejchwerden gegen die Beichlüfie 
der Abtheilung für Waarenzeichen, es liegt ihr auch die Erftattung von Gut— 
achten auf Grund des $ 11 des Gejeges ob. Eine Berathung und Abjtimmung 
in einer Sigung it nur in ‚rl Fällen erforderlich, nämlich in der Be— 
ichwerde-Abtheilung I nur bei der Beſchlußfaſſung über Bejchwerden gegen 
Beichlüffe der Abtheilung für Waarenzeichen, in dieſer Abtheilung bei der Be 
ſchlußfaſſung über die VBerjagung der Eintragung eines Waarenzeichens, ſowie 
für Beichlütfe, welche die Webereinjtimmung von Waarenzeichen, ſowie die 
Löſchung von Waarenzeichen gegen den Widerjpruch des Inhabers auf Grund 
des & 8 des Gejeges zum Inhalte haben. Leber die Eintragung eines Waaren- 
zeichens in der Zeichenrolle wird dem Inhaber eine Beicheinigung ausgejtellt. 
Die Verordnung gibt dem Präfidenten des Patentamtes in Verbindung mit 
der Abtheilung für Waarenzeichen das Necht über Modelle, Probejtüde und 
jonftige Unterlagen einer Anmeldung, deren Aufbewahrung nicht mehr für 
erforderlich erachtet wird, zu verfügen. Endlich wird noch bejtimmt, daß, jo 
weit in Angelegenheiten des Schuges von Gebrauchsmuftern das Patentamt 
jur Erjtattung von Gutachten ermächtigt wird, die Beichwerdeabtheilungen 
amit beauftragt jind und zwar jede derjelben innerhalb der ihr durch Die 
Berordnung vom 11. Juli 1891 in Anjehung der PBatentangelegenheiten zu: 
gewiefenen Zweige der Technif. 

Zur Ausführung des $ 2 Abi. 2 find für die Anmeldung von Waaren- 
zeichen die folgenden Beſtimmungen erlaffen worden: 

„Die Anmeldung eines Waarenzeichens fann nur durch fchriftliches, 
in zwei Ausfertigungen einzureichendes Gejuch geichehen, welchem die 
erforderlichen Stüde als Anlagen beizufügen find; es iſt unzuläflig, 
durch ein Gejuch um die Eintragung mehrerer Waarenzeichen nachzujuchen, 
vielmehr bedarf es für jedes Zeichen eines bejonderen Geſuchs. Das 
Gejuh muß enthalten die Bezeichnung des Namens, Berufs, Wohnorts 
oder der Niederlafjung des Anmelders, den Antrag auf Eintragung 
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des MWaarenzeichens in die Zeichenrolle, die Bezeichnung des Geichäfts- 
betriebs, in welchem das Zeichen geführt werden joll, das Verzeichnik 
der Waaren, für welche es bejtimmt ift, die Erflärung, daß die geiet- 
liche Gebühr von 30 ME. an die Kaſſe des Patentamtes jchon eingezahlt 
jei, oder gleichzeitig mit der Anmeldung eingehen werde, endlich die Be 
zeichnung der Anlagen des Gejuchs unter Hervorhebung ihres Inhaltes; 
das Gejuch iſt von dem Anmelder oder jeinem Vertreter zu unterzeichnen. 
Eine Darftellung des Zeichens und zwar in vier gleichen Ausfertigungen, 
von welchen je zwei auf einen mit Heftrand verjehenen halben Bogen 
zu kleben jind, it der Anmeldung beizufügen; wenn nach Anjicht des 
Anmelders eine Bejchreibung erforderlich it, jo muß diejelbe ebenfalls 
in zwei Ausfertigungen eingereicht werden, das Gleiche gilt für Modelle 
und Probejtüce oder mit dem Zeichen zu verjehender Waaren. Ergibt 
die Prüfung der Anmeldung, daß die Eintragung des Zeichens erfolgen 
fan, jo hat der Anmelder einen für die Vervielfältigung desjelben be 
jtimmten Druckſtock einzureichen, der ein Holzichnitt, eine Zinkätzung oder 
ein Galvano jein muß. Die Größe desjelben joll regelmäßig 6,5 cm 
in Höhe und Breite nicht überfteigen; zum Zwede der Verwendung in 
der Buchdruderprejje muß er eine Schrifthöhe von 2,4 cm bejigen; auf 
Antrag des Anmelders übernimmt das Patentamt auf jeine Koſten die 
Herjtellung. Bejondere Beitimmungen gelten für die Anmeldung eines 
auf Grund des Gejeges von 1874 eingetragenen Zeichens; mit der An: 
meldung ift eine beglaubigte Abjchrift der in dem bisherigen Regiſter 
enthaltenen Eintragungen beizubringen; war das Zeichen auf Grund 
einer älteren landesgejeglichen Schugvorjchrift eingetragen, jo muß auch 
hierüber eine Bejcheinigung der Negifterbehörde vorgelegt werden.“ 
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81. 

Mer es unternimmt, int geichäftlichen Verkehr durch unrichtige Angaben that: 
jähliher Art über die Beichaffenheit oder die Preisbemeflung von Waaren und 
gewerblichen Leiftungen, über die Bezugsquelle von Waaren, über den Befig von 
Auszeihnungen, über die Menge der Vorräthe oder den Anlaß zum Verfauf den 
Anichein eines beſonders günftigen Angebot3 hervorzurufen, fann auf Unterlaffung 
der umrichtigen Angaben in Anipruch genommen werden. Diejer Anfpruch kann 
bon jedem Gewerbetreibenden, der Waaren oder Leiftungen gleicher Art heritellt 
oder in den geichäftlichen Verkehr bringt und von Verbänden Gewerbetreibender 
geltend gemacht werden. Zur Sicherung des Anſpruchs können einstweilige Vers 
fügungen erlaffen werden, aucd wenn die in den 88 814, 819 ber Civilprozeß— 
ordnung bezeichneten bejonderen Vorausjegungen nicht zutreffen. 

Neben dem Anſpruch auf Unterlaffung der unrichtigen Angaben haben bie 
vorerwähnten Gewerbtreibenden auch Anſpruch auf Erjag des durch die unrichtigen 
Angaben verurfahten Schadens gegen den Urheber der Angaben, fall® diejer ihre 
Unrichtigfeit fannte oder kennen mußte. 

Im Sinne der vorftehenden Beitimmungen find den Angaben thatlächlicher 
Art ſolche Veranftaltungen gleich zu achten, die darauf berechnet und geeignet find, 
derartige Angaben zu erjeßen. 

82. 

Mer ed unternimmt, in öffentlichen Bekanntmachungen oder in Mittheilungen, 
welche an einen größeren Kreis von Perfonen fich richten, durch wiſſentlich un— 
wahre Angaben thatjächlicher Art über die Beichaffenheit oder die Preisbemeſſung 
von Waaren oder gewerblichen Leitungen, über die Bezugsquelle von Waaren, 
über den Befig von Auszeichnungen oder den Anlaß zum Verkauf den Anjchein 
eined beſonders günftigen Angebot3 hervorzurufen, wird mit Geldftrafe bi! zu 
1500 Mt. oder mit Haft oder mit Gefängniß bis zu ſechs Monaten beitraft. 


8 3. 

Durch Beihluß des Bundesraths kann beitimmt werden, daß gewille Waaren 
im Einzelverfehr nur in beftimmten Mengen:Einheiten oder mit einer auf der 
Waare oder ihrer Aufmahung anzubringenden Angabe der Menge gewerbsmäßig 
verfauft oder feilgehalten werden dürfen. 

Die durch Beihluß des Bundesraths getroffenen Beitimmungen find durd) 
dad Reichs-Geſetzblatt zu veröffentlichen. 

Zumwiderhandlungen gegen die Beitimmungen des Bundesraths werden mit 
Gelditrafe bis 150 Mi. oder mit Haft beftraft. 
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84. 

Wer über ein Erwerbsgeſchäft, über die Perſon ſeines Inhabers, über die 
Waaren oder gewerblichen Leiſtungen eines Geſchäfts oder ſeines Inhabers Be 
hauptungen thatſächlicher Art aufſtellt oder verbreitet, welche geeignet ſind, den 
Abſatz des Geſchäfts oder den Kredit des Inhabers zu ſchädigen, iſt, ſofern die 
Behauptungen nicht erweislich wahr find, dem Verletzten zum Erſatze des ent: 
ftandenen Schadens verpflichtet. Auch kann der Verletzte den Anspruch geltend 
machen, daß die Wiederholung oder Verbreitung der Behauptungen unterbleibe. 

Die Beſtimmungen des eriten Abjages finden feine Anwendung, fofern Die 
Abficht, den Abſatz des Geſchäfts oder den Kredit des Inhabers zu jchädigen, bei 
dem Mittheilenden ausgeichlofien ericheint. Dies ift insbejondere anzunehmen, 
wenn er oder der Empfänger der Mittheilung an ihr ein berechtigte Intereſſe hatte. 


S 5. 

Wer über ein Erwerbögeihäft, über die Perſon jeines Inhabers, über bie 
Waaren oder gewerblichen Leiftungen eines Geichäfts oder feines Inhabers wider 
beſſeres Willen unmahre Behauptungen thatjächlicher Art aufftellt oder verbreitet, 
melde geeignet find, den Abjag des Geſchäfts zu jchädigen, wird mit Gelditrafe 
bis zu 1500 ME. oder mit Gefängniß bis zu einem Jahr beftraft. 


8 6. 

Mer im gejchäftlihen Verkehr einen Namen, eine Firma oder die bejonbdere 
Bezeihnung eines Erwerbögefhäfts in einer Weije benugt, welche darauf berechnet 
und geeignet ift, Verwechlelungen mit dem Namen, ber Firma oder der Bezeich— 
nung eines Erwerbsgeſchäfts hervorzurufen, deren fich ein Anderer befugterweiie 
bedient, ift diefem zum Griage des Schadend verpflichtet. Auch kann der Ans 
fpruh auf Unterlaffjung der mißbräuchlichen Art der Benugung geltend gemacht 
werben. 87 


Wer Geſchäfts- oder Betriebögeheimniffe, die ihm als Angeftellten, Arbeiter 
oder Lehrling eines Geichäftsbetriebes vermöge des Dienftverhältniffes anvertraut 
oder ſonſt zugänglich geworden find, vor Ablauf von zwei Jahren jeit Beendi- 
gung des Dienftverhältnifies zu Zweden des Wettbewerbs mit jenem Geſchäfts— 
betriebe unbefugt an Andere mittheilt ober anderweit verwerthet, wird mit Geld 
ftrafe biß zu 3000 Mark oder mit Gefängniß bis zu einem Jahr beitraft und 
ift zum Erſatze des entitandenen Schadens verpflichtet. 


Ss 8. 
Mer es unternimmt, einen Anderen zu einer Zumiberhandlung gegen bie 
Vorichrift unter 8 7 zu verleiten, wird mit Gelbitrafe bis 1500 ME. oder mit 
Gefängniß bis zu 6 Monaten beftraft. 


80. 

In den Fällen der 88 5, 7 und 8 tritt die Strafverfolgung nur auf An— 
trag ein. Die Zurüdnahme des Antrags ift zuläffig. 

Wird in den Fällen des $ 2 auf Strafe erfannt, fo kann angeordnet werben, 
daß die Verurtheilung auf Koften des Schuldigen öffentlich bekannt zu machen ſei. 

Wird in den Fällen de 8 5 auf Strafe erfannt, fo ift zugleich dem Ber: 
legten die Befugniß zuzuſprechen, die Verurtheilung innerhalb beftimmter Frift 
auf Koften des PVerurtheilten befannt zu machen. 

Die Art der Belanntmahung ift im Urtheil zu beftimmen. 
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Neben einer nah) Maßgabe dieſes Geſetzes verhängten Strafe kann auf Ber: 
langen des Berlegten auf eine an ihn zu erlegende Buße bis zum Betrage von 
10000 ME. erfannt werben. Für diefe Buße haften die zu derielben Vernrtheilten 
als Gejammtichuldner. Eine erkannte Buße fchließt die Geltendmahung eines 
weiteren Entihädigungsanipruds aus. 


$ 10. 

In bürgerlihen Rechtsftreitigfeiten, in welchen durch Klage oder Wiberflage 
ein Anſpruch auf Grund diejes Gejeges geltend gemacht ift, wird die Verhand— 
lung und Enticheidung letter Inftanz im Sinne des $ 8 des Einführungsgeſetzes 
zum Gerichtöverfaffungsgefege dem Neichdgericht zugewieſen. 

ws 

Wer im Inland eine Hauptniederlaifung nicht befigt, hat auf den Schuß 
dieſes Geſetzes nur inſoweit Anſpruch, ald in dem Staate, iu welchem jeine 
Hauptniederlaſſung fich befindet, nach einer im Reichs-Geſetzblatt enthaltenen Be— 
kanntmachung deutiche Gewerbetreibende einen entiprechenden Schuß genießen. 


8 12. 
Dieſes Gefeß tritt am... 222 200 en in Sraft. 


Denkſchrift. 


Das Geſetz zum Schutze der Waarenbezeichnungen vom 12. Mai 1894 
(Reich3-Gefegblatt Seite 441) hat ſich die Aufgabe geſtellt, neben einer wirk— 
fameren Geftaltung des Nechtsichuges gegen die Nahahmung von eingetragenen 
Waarenzeihen einen Schuß auch gegen andere auf dem Gebiete der Waaren— 
bezeichnung liegende Mißbräuche einzuführen, welche, ohne unter den Begriff der 
Zeichenverlegung zu fallen, doch ebenſo wie dieſe geeignet find, berechtigte In: 
tereffen von Gewerbögenofien zu verlegen und das Publikum über die Herkunft, 
über die Beichaffenheit und den Werth von Waaren irrezuführen. Zu diefem 
Zweck ift in den 88 15 und 16 des Gejeges unter gewiſſen Worausfegungen die 
unbefugte Nahahmung der als Kennzeichen eines anderen Geſchäftsbetriebs im 
Verkehr anerfannten Art der Aufmahung und VBerpadung von Waaren und bie 
Nerwendung unrichtiger geographiicher Urfprungsangaben mit Strafe bedrodt. 

In der öffentlichen Erörterung, die fih an die Bekanntgabe des Entwurfs 
dieſes Geſetzes fmüpfte, ſowie bei der ſpäteren Berathung im Neichdtag hatten 
zwar die erwähnten Vorjchriften fait alljeitige Zuftimmung gefunden, gleichzeitig 
jedoh zu dem Verlangen nad einer Verallgemeinerung des ihnen zu Grunde 
liegenden Gedankens Anregung gegeben. Es murde geltend gemacht, daß man 
das beabfichtigte Vorgehen nicht auf das Gebiet des Waarenbezeichnungsweſens 
beichränfen dürfe, da auch auf anderen Gebieten zum Nachtheil des reblichen Ge— 
ſchäftsverkehrs Mißbräuche beftänden, welche es nahe legten, den vorliegenden 
Anlaß zu einer grundfäglichen Lölung der Frage der Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs zu benutzen. Im Reichdtag fand diefe Auffaflung in dem Vorſchlage 
Ausdruck, in theilweifer Anlehnung an einen fchon früher zur Gewerbeordnung 
geftellten, jedoch nicht zur Erledigung gelangten Antrag folgenden Zufag in das 
Waarenbezeichnungsgeleg einzuſchalten: 

Wer zum Zwed der Täufhung in Handel und Verkehr über ben 

Urfprung und Erwerb, über beiondere Eigenihaften und Auszeichnungen 
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von MWaaren, über die Menge der Vorräthe, den Anlaß zum Verkauf oder 
die Preisbemeffung falihe Angaben macht, welche geeignet find, über Be 
ihaffenheit, Werth oder Herkunft der Waare einen Irrthum zu erregen, 
wird vorbehaltlih des Entſchädigungsanſpruchs des Verlegten mit Geld: 
ftrafe . . . . oder mit Gefängniß . . . . beftraft. 


Das Geriht kann auf Antrag der Betheiligten . . . . im Wege ber 
einjtweiligen Verfügung Anordnungen treffen, die geeignet find, die zum 
Zwede der Täuihung bewirkten Veranftaltungen und Ankündigungen zu 
verhindern. 


Wenn diefer Antrag, defien innere Berechtigung von feiner Seite in Zweifel 
gezogen wurde, gleihwohl nit zur Annahme gelangt ift, jo war hierfür neben 
anderen jahlihen und formalen Bedenken vor allem die Erwägung maßgebend, 
daß eine Vorſchrift von fo einjchneidender Bedeutung für den gewerblichen und 
geihäftlihen Verkehr eine eingehendere Vorprüfung erheiiche, als ihr gelegentlich 
der Berathungen über das Waarenbezeihnungsgejeg nah der damaligen parla: 
mentariihen Geſchäftslage zu theil werden fonıte. Der Reichstag beſchränkte ji 
daher darauf, an die verbündeten Regierungen dad Erjuchen zu richten: 


baldigit einen Gejegentwurf vorzulegen, durch deſſen Beltimmungen dem 
unlauteren Wettbewerb in Handel und Verkehr im weiteren Umfange ent: 
gegengetreten wird. 


Den Vorarbeiten für einen ſolchen Gejeßentwurf, welche darauf unverweilt 
in Angriff genommen wurben, iſt es in hohem Maße förderlich geweſen, daß ber 
Gegenstand, der bis dahin in Broichüren und Zeitichriften und in den Verhand— 
lungen von Fachvereinen mehr gelegentlich geitreift, als erichöpfend behandelt war, 
durd die an das Maarenbezeichnungsgejeg ſich anschließenden Diskuſſionen im den 
Vordergrund des öffentlichen Intereffes gerüdt worden ift. Die Tages: und 
Fachpreſſe hat in eingehenden Darlegungen die Frage beleuchtet, wiflenichaftliche, 
gewerbliche und kaufmänniſche Wereine der verichiedeniten Richtungen haben — 
und zwar der überwiegenden Mehrzahl nad, im Sinne eines durchgreifenden geſetz— 
geberiihen Vorgehens — Stellung genommen, und die berufsmäßigen Ber: 
tretungen des Handels- und Gemwerbeitande® haben ſich in gemeinfamer Thätigkeit 
der Aufgabe unterzogen, aus der Praris des Verkehrs eine größere Zahl von 
typiſchen Fällen des unlauteren Geſchäftsgebahrens zufammenzuftellen. 

Die Einmüthigfeit der Bewegung, melde auf den Erlaß geieglidher Vor: 
ichriften abzielt, liefert den Beweis, daß die Webelitände, um die es fich hanbelt, 
in weiten Streifen drüdend empfunden werden. Wenn diefe Empfindung neuer: 
dings mit größerer Lebhaftigfeit als früher an die Deffentlichkeit tritt, jo erflärt 
ſich dies dadurch, dab unter der Einwirkung der fchnellen Verkehrsentwicklung 
während der legten Dezennien und angefichts der ftetigen, die Nachfrage vielfad 
überflügelnden Steigerung des Angebot3 das Beitreben, in dem Abiag von 
MWaaren einen Voriprung vor den Erwerbögenofien zu gewinnen, einen immer 
fchärferen Charakter annimmt, daß es in den Mitteln, deren es fich zu dieſem 
Zwede bedient, immer weniger wähleriich wird, zur Bekämpfung des Konkurrenten, 
den e3 als Gegner betrachtet, vor dem Gebrauch unlauterer Waffen immer weniger 
zurücdichredt und fi vom Betrug häufig nur noch durch die Schwierigkeit, das 
Vorhandenjein aller feiner rechtlichen Merkmale nachzuweiſen, untericheidet. Der 
Kampf ums Dafein, der unter den heutigen Verhältniffen beionders für Die 
mittleren Schichten der Erwerböftände ſchon ſchwer genug ift, wird badurd ein 
Kampf mit ungleihen Waffen, wobei das redliche Gewerbe den Kürzeren zieht. 
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Daß hierin eine Gefahr für die Wohlfahrt weiter achtungswerther Kreiſe unſeres 
Voll und damit für die Gejundheit des Staatsweiens felber liegt, ift nicht zu 
verfennen. 

In einer großen Zahl der zur Sprache gebrachten Fälle bieten die beftehenden 
geieglichen Vorfchriften, wie weiter anerfannt werden muß, feine genügende Hand: 
habe, um den angedeuteten Mißbräuchen entgegenzutreten ; namentlich der trügerifchen 
Reklame gegenüber verjagt die Betrugsbeſtimmung des Strafgeſetzbuchs meiſtens 
um beswillen, weil das Thatbeitandsmerfmal der Vermögensbeſchädigung nicht 
vorhanden oder doch nicht nachweisbar iſt. 

Unter diefen Umständen können die auf Säuberung des Geſchäftsverkehrs von 
ſchädlichen Auswüchſen gerichteten Beftrebungen nur dann Erfolg haben, wenn fie 
durch einen Ausbau des geltenden Rechts wirkfiam unterjtügt werden. In biefer 
Beziehung herricht nahezu Einftimmigfeit. Dagegen gingen über den Weg, welchen 
die Geſetzgebung einzuichlagen haben wird, über die Art, den Umfang und bie 
Ziele der zu ſchaffenden Nechtsbehelfe die Anfichten uriprünglic weit auseinander. 

Die Wahrnehmung, daß die franzöfiihe Nechtiprehung die Vorſchrift im 
Art. 1382 de code civil: 

„Lout fait quelconque de l’homme qui cause à autrui un dommage, 

oblige celui par la faute duquel il est arrive, à le reparer‘ 

zu einem umfaffenden Schutzſyſtem gegenüber dem unlauteren Wettbewerb aus— 
gebildet hat, Ichien den Gedanken nahezulegen, die Aufgabe auch bei uns duch 
Aufitellung eines allgemeinen Rechtsgrundſatzes, ſei es in wörtlicher Anlehnung 
an die Vorichrift des franzöfifchen Gefeges, fei ed durch ein Verbot des unlauteren 
Wettbewerb3 jchlehthin zu löſen. Ob auf diejem Wege eine Beſſerung des gegen- 
wärtigen Necht3zuitandes zu erreichen jein würde, wird um fo eher dahingejtellt 
bleiben können, als allgemeine Beitimmungen von ähnlihem Inhalt wie die ge 
nannte Vorſchrift des franzöfiichen Rechts ohnehin fchon in verschiedenen Rechts— 
gebieten des Reichs in Kraft treten (vergl. 3. B. 88 8 und 10 des Preußiichen 
Allgemeinen Landreht3 Theil I Tit. 6). Wenn aber zu Gunften jenes Bor: 
ſchlags bemerkt worden ift, daß bei der überaus großen Mannigfaltigfeit der 
Schleichwege, welche die Unredlichkeit für ihre Zwede zu finden weiß, nur eine 
allgemein gehaltene Vorichrift jede denkbare Ericheinungöform des ımlauteren Ge: 
ſchäftsgebahrens zu treffen vermöge, fo ift dem entgegenzuhalten, daß es zur Zeit 
nur darauf anfommen kann, bejtimmte, nach den biöherigen Erfahrungen für den 
redlichen Erwerbögenofjen beſonders nachtheilige Mißbräuche zu verhindern. Auch 
liegt es im dringenden Intereſſe der Rechtöficherheit, die Scheibelinie zwiichen dem 
Erlaubten und Unerlaubten im Gejeg ſelbſt in klar erfennbarer Weile feftzulegen. 
Gerade der Umstand, daß in Ermangelung von Spezialvorichriften auf dem hier 
fraglichen Gebiet eine fichere Nechtögewohnbeit über die Grenzen des vom Stand— 
punkte der geichäftlihen Moral aus Zuläffigen, ſich troß der vielfach geltenden 
allgemeinen Berpflihtung zum Schadenserſatz heranszubilden nicht vermocht hat, 
macht e3 rathſam, die Merkmale deifen, was künftig alö geieglich verboten gelten 
fol, beitimmt zu bezeichnen. 

Daß es zum Zwecke der Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs in eriter 
Linie nothwendig ift, für den Geihädigten einen in den Formen bes bürgerlichen 
Nectöftreites geltend zu machenden Anipruh anf Schadenseriag und auf Unter: 
Tafjung künftiger Benadhtheiligungen zu begründen, wird von feiner Seite beſtritten. 
Dagegen find über die Frage, ob die Wirkſamkeit des Rechtsſchutzes durch Straf: 
androhungen ficher zu ftellen fei, die Meinungen getheilt. Für den verneinenden 
Standpunkt iſt auf. das Beilpiel auswärtiger Geſetzgebungen hingewieſen, welche ſich 
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mehr oder weniger auf civilrechtlihe Vorſchriften beichränfen; auch hat man bie 
Belorgniß geäußert, durch Strafbeitimmungen einen Anreiz zu unbegründeten und 
leichtfertigen Denunziationen zu ſchaffen. Diejes letztere Bebenfen mag bis zu 
einem gewiſſen Grade berechtigt fein. Auch kann zugegeben werben, daß es 
grundfäglic nicht nothwendig und nicht wünichenswerth ift, jede Ausſchreitung 
im Konkurrenzkampfe, auch wenn fie nach ihrer Art oder nad dem Umfange des 
Anderen zugefügten Schadens von geringer Erheblichkeit ift, zur ftrafrechtlichen 
Verantwortung zu ziehen. Für folhe Fälle möchte es an fich wohl genügen, 
wenn der Geichädigte in den Stand gelegt wird, in Wege der Givilflage fih 
Genugthuung zu verihaffen, und es würde zur Anwendung öffentliher Straf: 
mittel jelbit dann kaum ein Anlaß vorliegen, wenn jener auf Die prozeiluale 
Geltendinahung feines Anſpruchs verzichtet — Dieſer Erwägung gegenüber muß 
jedoch zunädhit die Thatiache in Betraht gezogen werden, daß der durch unlautere 
Geihäftspraftiten entjtehende Schaden meiſtens über den Sntereffenkreis eine 
zelner Gewerbetreibenden weit hinauögreift. Es find Fälle zur Sprade ge 
gebracht, in denen die Veranftalter von Ausverfänfen durch jchwindelhafte Vor: 
jpiegelungen für minderwerthige Waaren einen Abjat erzielt haben, der den Bedarf 
eined Ortes oder eines ganzen Bezirks auf Jahre hinaus dedte und für den ent: 
fprechenden Zeitraum die Thätigkeit aller übrigen in demſelben Geſchäftszweige 
arbeitenden Gemwerbtreibenden nahezu lahm legte. Mißbräuche diefer Art find als 
gemeinichädlich zu bezeichnen. Ihre Bekämpfung kann, — wenn anders der red: 
liche Geichäftöbetrieb einen ausgiebigen Schuß erhalten ſoll —, nicht der durd 
mannigfache äußere Umſtände bedingten Entichliegung eine® Einzelnen und ber 
von der Art des Prozekbetriebes abhängigen Entiheidung einer Civilflage über: 
laſſen bleiben. 

Aber jelbit wenn der angerichtete Schaden ſich in engeren Grenzen hält, io 
ftellt fi) doch der unlautere Wettbewerb nad den Mitteln, die er anwendet und 
nad den Zweden, die er verfolgt, in zahlreichen Fällen als eine gröbliche Ver— 
legung der die Grundlage des geichäftlichen Verkehrs bildenden Prinzipien von 
Treu und Glauben und ſomit als ein Bruch der allgemeinen Rechtsordnung bar, 
der vom fittlihen Standpunkt faum milder zu beurtbeilen ift als Betrug, ftraf- 
barer Eigennuß oder Untreue. Das öffentliche Interefle erfordert, wie für dieſe 
Vergehen, jo auch für jchiwerere Ausfchreitungen im geihäftlichen Wertbeiverb eine 
ftrafrechtlihe Sühne, und die Beſorgniß, in einzelnen Fällen unbegründete oder 
frivole Strafanzeigen hervorzurufen, wird den Gejeßgeber, der an die Bekämpfung 
des Uebels herantritt, nicht zum grundiäglichen Verzicht auf das wirkſamſte Ber 
fümpfungsmittel bejtimmen dürfen. Uebrigens hat die Geleßgebung an dieſem 
Mittel auf einem nahe verwandten Gebiet bereits Gebraud gemacht, indem fie in 
ben 88 14 ff. des Geſetzes zum Schuge der Waarenbezeichnungen nicht nur die 
Aneignung eines fremden MWaarenzeihens, jondern auch die Erregung eines Irr— 
thums über die Beihaffenheit und den Werth von Waaren durch fälſchliche Be— 
nugung bon öffentlichen Wappen und von Ortsnamen unter Strafe jtellt. 

Die Grenzen des geleßgeberiihen Vorgehens ergeben fih im Allgemeinen 
aus dem Begriff des unlauteren Wettbewerbs. Es kann nit in der Abficht 
liegen, den Wettbewerb als ſolchen einzuichränfen oder ihn in der Anwendung 
bon Mitteln zu behindern, welche, ohne gegen die Gepflogenheiten eines ehrbaren 
Geihäftsmanns zu verftoßen, anderen Gewerbtreibenden läftig oder unbequem jein 
mögen. Auf der anderen Seite würde man Unmögliches anjtreben, wenn man 
verfuchen wollte, in Handel und Wandel jedem Verſtoß gegen die gute Sitte 
schlechthin durch geieliche Beitimmungen vorzubeugen. Nur infoweit, als gewiſſe 
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Mittel, welche moraliich verwerflih, wenngleih vom Geſetz bisher nicht verboten 
find, zu dem Zwed angewendet werden, um unberechtigte VBortheile gegenüber ben 
Konkurrenten zu gewinnen, ift Abhilfe nöthig und erreichbar. Der Schuß des 
fonjumirenden Publikums gegen lebervortheilungen ift nicht der unmittelbare 
Zwed eined gegen den unlauteren Wettbewerb gerichteten Gejeges, wenngleich 
Mapregeln, die in den gegenieitigen Beziehungen der Gewerbtreibenden Treu und 
Glauben zu befeitigen beftimmt jind, mittelbar auch dem Intereſſe ihrer Abnehmer 
entgegenfommen werden. Cine weitere Begrenzung der geleßgeberiichen Aufgabe 
folgt aus der Erwägung, daß es fih nur darum handeln faun, allgemein ver: 
bindlihe Grundiäge aufzuftellen. Beſondere Mißſtände, welche fich bei einzelnen 
Gruppen von Gemwerbtreibenden in beftimmten Zweigen ber Erwerböthätigfeit ober 
in örtlich abgegrenzten Gebieten fühlbar machen, können daher nur injoweit Bes 
rüdjihtigung finden, als die zur Abhilfe dienlichen Maßregeln fi zur allgemeinen 
Anwendung eignen. Endlich kann es nicht die Aufgabe des beabfichtigten Sonder- 
geſetzes jein, in Gebiete überzugreifen, die durch allgemeine Neichögeiege, wie das 
Handelögejegbuch, die Gewerbeordnung, die Konkursordnung, die Geſetze über den 
Verkehr mit Nahrungsmitteln ꝛc., mit Erjagmitteln für Butter, mit Wein 2c. geregelt 
find, oder weldye, wie das landeörechtlich nach verichiedenen Grundſätzen geftaltete 
Hypothekenrecht einer reichögeleglidien Abänderung in Einzelheiten widerſtreben. 

Den voritehend entwidelten Gelichtöpunften Hat eine von der Reichsverwal— 
tung zulammenberufene Verfammlung von Sachverſtändigen, unter denen die haupt— 
jählih in Betradht kommenden Erwerbözweige vertreten waren, im Allgemeinen 
zugeitimmt. Wünſche und Bedenken, welche zu den der Beiprehung zu Grunbe 
gelegten Vorſchlägen geäußert worden ſind, haben in dem vorliegenden Entwurfe 
joweit als thunlich Berückſichtigung gefunden. Derjelbe enthält Borjchriften 

gegen Ausichreitungen im Reklameweſen (SS 1 und 2), 

gegen Quantität3-Verichleierungen ($ 8), 

gegen unmahre, dem Abſatz oder dem Kredit von Ermwerbögenoffen nach 

theilige Behauptungen (58 4 und 5), 
gegen bie auf Täuſchung berechnete Benugung von Namen oder Firmen ($ 6), 
gegen den Berrath von Geſchäfts- oder Betriebögeheimmiflen (35 7 und 8). 


Die 88 9 und 10 geben einige allgemeine Beftimmungen rechtlicher Natur. 
Das Verhältniß zum Auslande ift im $ 11 geregelt. 
Im Einzelnen ift Folgendes zu bemerfen: 


Zu 88 1 und 2. 


Das Verlangen nad geleßgeberiihem Einjchreiten gegen unrebliche Geſchäfts— 
gepflogenheiten ift hauptfächlic durch die zunehmenden Ausichreitungen auf dem 
Gebiete des Reklameweſens veranlaßt worden. Die hiergegen gerichteten Bes 
ftimmungen find daher an die Spige des vorliegenden Entwurfs geitellt. 

Die Reklame ift ein im Geichäftsleben allgentein verbreitete® und als un: 
entbehrlich geltendes Hilfsmittel zur Deranziehung von Kunden. Ihre Bedeutung 
beruht in der Neigung des Publikums, bei der Entichließung über den Ermerb 
von Waaren und bei der Auswahl unter den verichiedenen Erwerbögelegenheiten 
dem in angenfälliger und anpreiender Form fich kundgebenden Angebot Gehör zu 
ſchenken. Die Vermehrung der Verfehrömittel, mannigfache Erleichterungen in der 
Benugung derjelben, die wachſende: Nuöbreitung des Zeitungsweſens, die Ent- 
widelung der polygraphiichen Gewerbe haben mit anderen Umftänden zuſammen— 
gewirkt, um die Publizität geihäftlicher Ankündigungen zu erleichtern und hiermit 
deren Bedeutung für das Verfehrsleben zu erhöhen. 
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So lange die Reklame fid innerhalb der durch die Anforderungen von Treu 
und Glauben gezogenen Grenzen bewegt, ift fein Grund vorhanden, ihr Hinder— 
niffe in den Weg zu legen. Den Gewohnheiten und Bebürfniffen des heimiſchen 
und des internationalen Verkehrs entiprechend, muß, — wie die Wahl der Form 
für geichäftliche Angebote —, To auch die lobende Beurtheilung der eigenen 
Waaren oder Leiftungen jedem Gewerbtreibenden freiftehen. Der Verſuch, die 
Verwendung von Bezeihnungen, wie „gute Qualität, first, prima, reiche Aus- 
wahl, billige Preiſe und dergleichen“ auf diejenigen Fälle einzuichränfen, in denen 
dieſes Urtheil objektiv berechtigt ift, würde — von anderen Bedenken abgejehen 
— mit der Schwierigkeit einer hierauf bezüglichen Feſtſtellung zu rechnen haben. 
Ohne den Nachweis der objektiven Unrichtigfeit können aber ſolche Bezeihnungen 
nicht als Verftöße gegen Treu und Glauben zur Verantwortung gezogen werden. 
Auch gilt nah den Anschauungen ded Verkehrs die Reklame erſt dann für un: 
erlaubt, wenn fie zur Vorjpiegelnng unmwahrer Thatſachen greift. Sind 
thatſächlich unwahre Angaben nac dem Gegenitande, auf den fie fich beziehen, 
geeignet, das Angebot als ein bejonders günstiges ericheinen zu laſſen und Käufer 
anzuloden, jo ift daS berechtigte Intereſſe redlicher Mitbewerber und vielfach auch 
die öffentliche Ordnung verlegt und daher ein Einichreiten der Geleßgebung gerecht: 
fertigt. Dagegen liegt faum ein praftiiches Bedürfniß vor, unwahre Angaben 
ohne jede Rückſicht auf ihre Wirkung ſchlechthin wegen ihrer Unwahrhaftigfeit zu 
verfolgen. 

Diejenigen Gegenftände, welche nad) den Erfahrungen des Verkehrs auf die 
Beurtheilung eines Angebots in beionderem Maße Einfluß zu üben pflegen, find 
zu möglichiter Bräzifirung des die Verantwortlichkeit begründenden Thatbeftandes 
im Entwurf einzeln bezeichnet. 

Falſche Angaben über die Beihaffenheit von Waaren oder gewerblichen 
Zeiftungen bilden eines der häufigften und wirkſamſten Mittel zur Heranziehung 
von Hunden. Wenn beiipielöweife balbjeidene Stoffe unter der Bezeihnung ala 
reinfeidene zu einem, Preife angeboten werden, der dem wirklichen Werthe der 
halbjeidenen Waare entipricht, jo ift dieſe Art der Ankündigung geeignet, das 
berechtigte Interefie von Mitbewerbern, welche eine ſolche Täuſchung verſchmähen, 
in demſelben Maße zu beeinträchtigen, wie fie im den Streifen der minder er 
fahrenen Konſumenten die Kaufluft anregt. In Fällen dieier Art muß die Be 
trugsbeftimmung des Strafgeſetzbuchs verſagen, wenn der durd die faliche Vor: 
ipiegelung in einen Irrthum verjeßte Käufer eine VBermögensbeihädigung nicht 
erfahren hat. Der Ausdrud „Beſchaffenheit“ umfaßt neben dem Material, aus 
dem die Waare beiteht, auch das Heritellungsverfahren und alle jonftigen Momente, 
die für die Würdigung der Waare ꝛc. von Einfluß find, 3. B. die Eigenichaft | 
als Natur: oder ald Kunftproduft, als eigenes oder fremdes Erzeugniß, als 
Hand oder Fabrikarbeit, ala direft ohne Zwifchenhändler bezogen und dergleichen. 

In ähnlicher Weile wirken Angaben über die Preisbemeſſung, wenn 
3. B. im Widerfpruch mit dem Sachverhalt Waaren als unter dem Einkaufs- 
preis 2c. erhältlich auögeboten werden, oder wenn billigere Preife zur Anfündi- } 
gung gelangen, als fie beim Kauf thatfählih in Rechnung geftellt werden. 

Der Begriff „Bezugsquelle“ eritredt fich auf Uriprungsangaben nicht 
geographiichen Charakters. Die fälihlihe Verwendung von Ortsnamen in geichäft: 
lien Ankündigungen it bereit durch S 16 des Waarenbezeihnungsgeieges in 
einem dem Bebürfniß des redlichen Verkehrs genügenden Umfange eingefchränft 
worden ; bei dem gegenwärtigen Anlaß kann es fih nur nod darum handeln, 
Täufhungen entgegenzumirken, wie folche durch anderweitige falſche Hinweiſe auf 
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die Herkunft von Waaren (3. B. Domänenbutter, aus einem Konkurſe, einen 
Nachlaſſe herrührend) häufig verjucht werben. 

Auch das fälihlihe Berühmen mit dem Befig von Auszeihnungen 
ift in dieſem Zufammenhange zu nennen. Das Strafgeiegbuch bedroht im 8 360 
Ziffer 8 nur denjenigen mit Nebertretungsftrafen, welcher unbefugt einen Orden ꝛc. 
trägt oder Titel und Würden annimmt. Die hin und wieder vorkommende 
unberehtigte Verwendung einer Ordend: Abbildung zu geichäftlihen Zwecken ift 
ftraffrei. Bor allem aber bedarf es eined Schuged gegen den mit gewerblichen 
Auszeihnungen betriebenen Schwindel. Mag auch, wie von einzelnen Sad): 
verftändigen behauptet wird, die Werthſchätzung der von Ausftellungen und ähn— 
lihen Beranftaltungen, von gewerblichen Vereinen oder Verſammlungen verliehenen 
Medaillen und Diplomen im Abnehmen begriffen fein, To bleibt doch noch immer 
die Zahl derer erheblich, welche in einer foldhen Auszeichnung eine Gewähr für 
die Güte der Waaren eines Gewerbtreibenden erbliden wollen. 

In geringerem Maße bedenklich find faliche Angaben über die Menge der 
vorhandenen Vorräthe; immerhin fann der hierdurch erwedte Schein einer 
großen Auswahl ebenfall3 die Wirkung haben, Käufer heranzuziehen, die ohne 
bieien Irrthum anderen Staufgelegenheiten ich zugewandt haben würden. Für 
ſolche Fälle wird den in ihrem Abſatz beeinträchtigten Mitbewerbern der Rechts— 
weg zur Unterdrüdung jener Täuſchung nicht abgeichnitten werden dürfen. 

Außerordentlih häufig findet man dem Angebote von Waaren einen mehr 
oder minder ausführlichen Hinweis auf die das Angebot angeblidh ver— 
anlajienden Umſtände beigegeben. Der Inieratentheil vieler Zeitungen ift 
mit Anzeigen gefüllt, denen zufolge „wegen Aufgabe des Geihäfts, wegen Ab: 
bruch® des Haufes, fortzugshalber, anläßlich des Ankaufs einer Konkursmaſſe“ 
und aus ähnlichen Gründen einzelne Gegenstände oder der Beſtand eined MWaaren- 
lager3 zum Berfauf geitellt werden; Schaufeniter zeigen häufig Plakate ähnlichen 
Inhalts. Dem Angebot von Möbeln, Kunſtſachen, Muſikinſtrumenten und fonftigen 
Gegenftänden des häuslichen Gebrauchs jucht man eine erhöhte Wirkung zu fichern, 
indent man den Schein erwedt, als ob es fich um einen gelegentlichen Verkauf 
handle, zu dem eine Privatperfon durch mißlihe Familien- oder Vermögens: 
verhältnifle fich gedrängt jehe Es wird fäljchlicherweiie die Beſchädigung ber 
Waare durch Feuer oder Waller vorgeipiegelt; und jelbit der mehr oder weniger 
verhüllte Hinweis auf ftrafbare Handlungen, die in der That nicht begangen jind 
(3. B. Schmuggel), wird nicht verihmäht, um der Leichtgläubigfeit des Publikums 
die Nothwendigfeit einer jchleunigen Räumung des Beitandes und billigiter Preis: 
ftelung anihaulic zu begründen. Zu den gleichen Zwed pflegt der unlautere 
Wettbewerb den Verkauf von Maaren als Ausverkauf in augenfälliger Form ans 
zufündigen, während in Wirklichkeit ein Ausverkanf, d. h. eine Veräußerung der 
porhandenen Vorräthe zum Zweck der Beendigung, ſei es des Geſchäftsbetriebes, 
fei eö einer gewiſſen Waarengattung, nicht beabfichtigt iſt, vielmehr eine regel— 
mäßige oder gelegentliche Vervollftändigung des Lagers durch Beihaffung neuer 
Waaren ftattfindet. Dieſe fogenannten permanenten Ausverfäufe find namentlich 
in den mittleren Schichten unjerer Gewerbtreibenden Gegenitand vielfacher Ber 
ichwerden, die vom Standpunkt de3 ehrenhaften Wettbewerbs aus völlig berechtigt 
ericheinen. Derartige Machenichaften fallen unter den Thatbeitand des Entwurfs, 
jofern nur durch die Voripiegelung eines Ausverfaufs der Wahrheit zuwider der 
Anichein erwedt werden joll, ald ob es ih um die Räumung von Borräthen 
handle, die nicht ‚wieder ergänzt werden ſollen. Hinfichtlich der nachträglich be: 
ihafften Waaren, deren Angebot ebenfall® unter dem Aushängeichild eines fort: 


— > | 
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gejegten Ausverkauf erfolgt, wird die Unwährheit je nad) der Sadjlage in ber 
Angabe des Anlaffes zum Verkauf oder der Bezugsquelle Liegen. 

Da die unlautere Reklame ſich nicht blos thatjächlicher Angaben im engeren 
Sinne, d. h. mündlicher oder jchriftliher Mittheilungen bedient, um den Schein 
eines günftigen Angebots hervorzurufen, jondern zu dieſem Zweck häufig aud 
bildliche oder ſymboliſche Darftellungen oder andere Veranftaltungen benußt, welche 
das faufende Publikum über die Güte des Angebot3 in gleihem Maße irre zu 
führen geeignet find, wie unmahre Angaben, die fih in Worte leiden, ſo find 
im dritten Abjag des $ 1 derartige Veranstaltungen den Angaben thatjäd: 
liher Art gleichgeitellt. 

Die Berfolgung unrichtiger Angaben joll nicht davon abhängig jein, ob die 
beabfichtigte Wirkung thatſächlich eingetreten tft. Die Faſſung im Cingange der 
SS 1 und 2: „Wer es unternimmt“, ichließt jede, wenn auch erfolgloje Thätig- 
feit ein, die darauf gerichtet ift, durch unrichtige Angaben den Anſchein eines 
befonder günftigen Angebots hervorzurufen. Dagegen müſſen die unrichtigen 
Angaben mit dem gejchäftlichen Verkehr in Beziehung ftehen. Meittheilungen, 
weiche ohne Nüdjicht auf die Förderung geihäftliher Zwede etwa gelegentlich 
einer gejelligen Unterhaltung gemacht werden, bleiben, auch wenn fie alle jonftigen 
Grforderniffe des int $ 1 bezeichneten Thatbeitandes an ſich tragen jollten, durch die 
Worte „im geichäftlihen Verkehr“ von der Anwendung des Geſetzes ausgeſchloſſen. 

In civilrechtlicher Beziehung ſoll nah S 1 des Entwurf zunächſt ein Anz 
jpruch auf Unterlaffung der unrichtigen Angaben stattfinden. lm die Verwirk— 
lihung dieſes Anspruchs zu fichern, kann der Berechtigte neben oder vor der Er: 
hebung der lage aud eine einstweilige gerichtlihe Verfügung nad) Maßgabe der 
Givilprozegordnung beantragen. Letzterer Weg hat für die Bekämpfung der un: 
lauteren Reklame ganz beiondere Bebentung. Es wirb häufig darauf ankommen, 
eine gegen das Gejeg verſtoßende Form der geichäftlihen Ankündigung möglichit 
ichnell und, ehe fie anderen Gewerbtreibenden Schaden zufügen fann, zu bejeitigen. 
Um diefen Weg noch gangbarer zu machen, foll der Erlaß einer einftweiligen 
Verfügung an die befonderen Vorausfegungen der 88 814 und 819 der Gibil- 
prozeßordung nicht gebunden fein. Selbitverjtändlich bleibt e8 aber zur Begrün- 
dung des Antrags auf eine einstweilige Verfügung unter allen Umftänden erforder: 
lih, daß die thatſächlichen Vorausfegungen, von denen der Entwurf ($ 1 Abf. 1 
Sak 1 und 2, Abi. 3) den Anspruch auf Unterlaffung der unrichtigen Angaben 
abhängig macht, dargelegt werden. Auch müſſen dieje Vorausjegungen gemäß 
SS 815, 800 der Givilprozehordbnung glaubhaft gemacht werden, jofern nicht 
eine vom Gericht für hinreichend erachtete Sicherheit beftellt wird ($ 801). Im 
Uebrigen hat das Gericht nach freiem Ermeffen darüber zu befinden, ob und in 
welcher Art nah Lage des Falls eine vorläufige Anordnung zu treffen ift. 

Die Berehtiguug zur Anstellung der Klage und demzufolge auch zu bem 
Antrage auf Erlaß einer einstweiligen Verfügung ift nad dem Entwurf an den 
Nachweis eines bejonderen rechtlichen Intereſſes nicht gebunden ; vielmehr joll jeder 
Mitbewerber aktiv legitimirt fein. Da aber die Geltendmachung des Anſpruches 
immerhin gewiffe Mühewaltungen und pefuniäre Opfer vorausjegt, Die ben 
Einzelnen häufig zu empfindlich belaften würden, fo fieht der Entiurf für 
Gewerbtreibende, die ſich zu Verbänden vereinigt haben — die Prozeßfähigkeit 
der Verbände vorausgejegt ($ 50 Civilprozekordnung) — die Möglichkeit eines 
forporativen Vorgehens vor. Und zwar brauchen die Verbände nach der Wort: 
faffung des Entwurfs nicht ausſchließlich aus ſolchen Berfonen zu beitehen, 
welche in dem durch bie unlautere Neklame bedrohten Erwerbözweig thätig find. 
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Der Anſpruch auf Unterlaffung unwahrer Angaben iſt nicht an die Bedingung 
gefnüpft, daß der lirheber der Angaben ihre Unrichtigfeit „kannte oder kennen 
mußte. Dagegen kann nad allgemeinen Mechtögrundfägen nur unter diefer Vor: 
ausjegung der im Abjag 2 vorgeiehene Anfpruh auf Schabloshaltung mit Erfolg 
geltend gemacht werben. Ueber die Frage, ob ein Schaben entftanden iſt, und mie 
hoch fich derfelbe beläuft, ilt im Streitfall vom Gericht nadı Maßgabe des $ 260 
der Givilprozekordnung zu enticheiden. 

Eine Klage im Sinne des $ 1 fteht nur dem Mitbewerber, nicht aber dem 
durch die trügeriichen Woripiegelungen geichädigten Käufer zu. Die Anſprüche 
des letzteren zu regeln, liegt nicht im Rahınen des vorliegenden Entwurfs. Ma: 
gebend hierfür bleiben bis zur Verabichiedung des Bürgerlichen Geſetzbuchs die 
civilrehtlihen Beitimmungen der Landesgeſetzgebungen 

Der ſtrafrechtliche Thatbeſtand des 8 2 entipricht dem Inhalt dee $ 1, 
jedoch mit einzelnen Abänderungen, welde darauf berechnet find, die leichteren 
Fülle der unwahren Reklame ftraffrei zu laflen, jo daß bier die Gegenwirfung 
von der Initiative der gejchädigten Mitbewerber abhängt. Unter dieſem Gefichts- 
punkt jollen unwahre Angaben thatlählicher Natur nur dann, wenn fie in Geitalt 
von Belanntmahungen an die Deffentlichkeit gelangen oder durch Rundſchreiben, 
Zirfulare und dergleichen weiteren Streifen mitgetheilt werden, zur Verantivortung 
gezogen werden. Nur in diefen Fällen ift die Verlegung eines allgemeineren In— 
terefies anzunehmen. 

Daß unmwahre Angaben nur injomweit, ald ihr Urheber fich der Unwäahrheit 
bewußt war, eine ftrafrechtlihe Sühne nad) ſich ziehen fünnen, ift in der Natur 
der Sadye begründet. Wenn auf civilrehtlihen Wege die Verhinderung un: 
wahrer Angaben völlig unabhängig von dem Nachweis einer böjen Abficht er: 
möglicht wird, jo liegt zur ftrafrechtlichen Ahndung fahrläfligen Verhaltens auch 
fein praktiſches Bedürfniß vor. Angaben über die Menge der Vorräthe find hier 
ausgeschieden, weil fie, wie oben bemerkt, meiſtens in geringeren Grabe bedenklich 
find. Aus ähnlihem Grunde und in Anbetracht der größeren Beunruhigung, 
welche die Strafvorichrift aud für den reellen Verkehr zur Folge haben könnte, 
it weiter davon abgeiehen worden, Beranftaltungen, welche unmwahre Angaben 
eriegen ſollen, biejen letzteren auch hinfichtlich der ftrafrechtlichen Verfolgung gleich: 
zustellen. 

Um im Rahmen des nach diefen Gefihtspunften eingeichränften Thatbeitands 
dem Strafrichter die Berüdfihtigung von Umftänden zu ermöglichen, welche den 
Verſtoß als einen geringen fennzeichnen, joll bei Abmeſſung der Strafe bis auf 
die im Strafgejegbuch feitgeiegten Mindeftbeträge von Gelditrafe, Haft oder Ge: 
fängniß herabgegangen werden dürfen. Die Voranitellung der Gelditrafe wird 
den Richter in eriter Linie auf die Wahl dieſes Strafmittel$ hinweiſen; fie hat 
weiter zur Folge, daß die Gelditrafe für den Fall ihrer Uneinziehbarkeit in den 
durh $ 28 des Strafgeſetzbuchs gezogenen Grenzen in Haft ftatt in Gefängnik 
umgewandelt werden fann. 

Auf der anderen Seite iſt bei der Bemeflung des zuläfligen Höchſtbetrags 
der Strafe darauf Bedaht genommen, daß jchwerere Verſtöße gegen Treu und 
Slauben, namentlich folche, die Öffentliches Aergerniß erregen, auch eine nachdrückliche 
Sühne erheiichen. 

3u 83. 


Auf einzelnen Verkehrsgebieten, insbejondere im Handel mit Garn und mit 
Bier, hat fih die Gepflogenheit herausgebildet, durch eine für den Konſumenten 
ſchwer bemerkbare Verkleinerung des im Einzelverkehr ſonſt üblichen Mengen: 
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verhältniffes den irreführenden Anichein einer PBreisermäßigung hervorzurufen und 
hierdurch zum Schaden derjenigen Gewerbsgenoſſen, welche zu ſolchen Mitteln 
nicht greifen, Kunden heranzuziehen. 

Der Kleinhandel mit wollenen und baummollenen Stridgarnen und mit 
Zephyrgarnen vollzieht fich allgemein nad dem Gewicht, jebod in der Weile, daß 
die abzugebende Menge nicht in jedem Falle zugemogen, fondern zum Berfauf in 
fleinen Abtheilungen (Bunden, Strähnen 2c.), welche eine gewiſſe Gewichtsmenge 
darzuftellen pflegen, bereitgehalten wird. Die Einheit für die Gewichtöbeftimmung 
bildet meilt das Pfund, welches früher regelmäßig in 10 Unterabtheilungen zu 
50 g eingetheilt wurde. Im Hinblid auf diefe den Kunden befannte Geſchäfts— 
gewohnheit jind zahlreiche Geichäftsleute dazu übergegangen, aus dem Pfund an— 
ftatt 10 Bunde deren 12, 13 oder ſelbſt 14 herzuftellen, und dieſe Bunde unter 
Berfchleierung des Mindergewichts zu Preifen abzugeben, die jcheinbar günitiger 
find als die Preife, welche der an der alten Eintheilung feithaltende reelle Kauf— 
mann stellt. In vielen Fällen verbindet fich mit diefer Form des unlauteren 
Wettbewerbs auch eine Schädigung des Publikums. 

Sntiprechend den Wünſchen, die in den am Kleinhandel mit Garn betheiligten 
Kreiien laut geworden jind, wird es ſich zur Verhinderung des bezeichneten Miß— 
brauchs empfehlen, den Handel nach Gewicht obligatoriſch zu machen, ſowie gleich- 
zeitig anzuordnen, daß die einzelnen Bunde und deren Unterabtheilungen nur in 
beitimmten Dtengeneinheiten abgegeben werden dürfen. 

Aehnliche Mißbräuche haben bein flaichenweiien Verfauf von Bier in Der 
Meile überhand genommen, daß die Zahl der für einen Preis erhältlichen Flaſchen 
unter entiprechender Verringerung ihre® Inhalts gefteigert wird. Die biermit 
verbundene, oft unreelle Benacdtheiligung der Konkurrenz würde durch Vorſchriften 
über den Raumgehalt und die Bezeichnung der im Handel Verwendung findenden 
lachen verhindert werden können. Much beim Werfauf von Bier in Fäſſern, 
ſowie beim Stleinhandel mit einzelnen anderen Waaren (3. B. Chofolade, Zuder, 
Bindfaden, Seife) haben ſich Quantitätöverfchleierungen eingeniftet, denen durch 
Borichriften über die zuläfligen Mengeneinheiten 2c. entgegenzutreten im Intereſſe 
der Solidität des Gejchäftöverfehrs geboten fein fann. 

Vorſchriften der hier in Frage kommenden Art würden indeſſen trog ihres 
nahen Zujammenhangs mit den fonftigen, auf die Bekämpfung des unlauteren 
Wettbewerbs abzielenden Anordnungen in einem Geſetz, welches allgemein ver— 
bindliche Grundfäge aufitellen will, nicht ihre richtige Stelle finden. Sie werden 
für den Verkehr mit beitimmten Waaren, und zwar für jede Gattung berielben 
unter Berückſichtigung ihrer bejonderen Beichaffenheit und der einschlägigen Handels— 
gewohuheiten, technijche Einzelheiten zu regeln haben, und den fchnell wechſelnden 
Bebürfnifien des Verkehrs entiprechend, vorausſichtlich nicht Telten Mbänderungen 
und Ergänzungen erfordern. Dieje Umftände weifen auf den Weg der Verord— 
nung bin; der Entwurf befchränft fich daher darauf, hierfür die biäher ‚fehlende 
geieglihe Grundlage zu Schaffen. 

Quantitätöverfchleierungen find nur auf Abnehmerfreife berechnet, die nicht 
gewöhnt oder nicht in der Lage find, die Menge der empfangenen Waare nach 
zuprüfen. Es liegt fein Bedürfniß vor, die Herjtellung der Waare, den Berfehr 
zwijchen der Herftellungsitelle und dem Großhändler oder zwiſchen biefem und 
dem Kleinhändler an die Innehaltung beftimmter Meengeneinheiten, oder an Die 
Bezeihnung der Menge zu binden. Der Anwendungsbereih der zu erlaflenden 
Borichriften wird daher auf den Einzelverfehr zu begrenzen fein, worunter auch 
die Abgabe von Bier in einzelnen Fäſſern an die Gaftwirthe zu verftehen ift. 
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Dur die alternative Faflung der Vorihrift des Entwurfs ſoll es felbft: 
verftändlih nicht ausgeichloffen werden, im Bedarfsfalle die beiden in Trage 
fommenden Anordnungen zu verbinden, bergeitalt, daß eine beitimmte Waare nur 
in beitimmten Mengeneinheiten und mit einer Angabe der Menge veriehen zum 
Ginzelverfehr zugelaflen wird. 

Zuwiderhandlungen jollen nur als Webertretungen mit einer mäßigen Geld- 
ftrafe oder mit Haft geahndet werden. Die Befolgung der Vorſchriften erjcheint 
hierdurch genügend fichergeitellt. 


Zu 88 4 und 5. 


Im Wefen der Reklame, auch foweit fie fich in den Grenzen des Erlaubten 
hält, ift das Beitreben begründet, dad Anjehen der eigenen Leiftungen auf Koften 
der Werthſchätzung fremder Leiftungen in den Augen des Publikums zu heben. 
Wie die lobende Beurtheilung der eigenen, To fann auch die abfällige Kritik 
fremder Waare grundläglich nicht verboten werben. 

Vom Standpunkt der geichäftlichen Moral aus findet indeifen das Eine wie 
das Andere jeine Schranfe in der Pflicht, unmwahre Angaben, die dad Publikum 
irreführen und den Mitbewerber widerrechtlich jchädigen würden, zu vermeiden. 

Soweit unwahre Angaben in Beziehung auf einen Anderen den Thatbeitand 
der Beleidigung ausmachen, find fie nah Maßgabe des XIV. Abichnitts des 
Il. Theil des Strafgeſetzbuchs bereits ftrafbar. Insbeſondere madht ſich nad 
S 187 des Strafgeſetzbuchs derjenige einer verläumbderifchen Beleidigung jchuldig, 
der wider befieres Willen in Beziehung auf einen Anderen eine unwahre That: 
ſache behauptet oder verbreitet, welche deilen Kredit zu gefährden geeignet ift. 
Indeſſen zeigt die Erfahrung, daß unwahre Ausftreuungen, ohne den Kredit eines 
Gewerbtreibenden zu jchädigen, doch deſſen Abjagverhältniffe in empfindlichiter 
Weiſe beeinträchtigen fönnen. Behauptungen wie: 


eine Fabrik ſei Durch Feuer zerftört, eine tohlengrube von eindringenden 
Waſſermaſſen betroffen, die Heritellung oder der Vertrieb eines beitinmten 
Erzeugniſſes habe eine Anklage oder eine Verurtheilung wegen Patent: 
verlegung hervorgerufen, 
werden in manchen Fällen den Kredit des verläumdeten Gejchäfts unberührt laflen, 
die biöherigen Abnehmer aber beitimmen, ihre Aufträge anderen Geichäften zu: 
zuwenden. Sind folde Behauptungen wider beileres Willen aufgeftellt oder ver- 
breitet, fo verdienen fie nicht minder als Stredit gefährdende Verläumdungen ftrafs 
rechtlich geahndet zu werden. Auf diefer Erwägung beruht die Beſtimmung im 
8 5 des Entwurfs. Mit Nüdfiht auf den höheren Grad von Verwerflichkeit 
des hier bezeichneten im Vergleich zu dem im 8 2 behandelten Thatbeitand ift 
die Strafandrohung injofern verihärft, al3 die Haftitrafe ausgeichieden und bie 
höchſt zuläffige Dauer der Gefängnißftrafe auf ein Jahr eritredt worden it. 
Immerhin gewähren die Vorſchläge des Entwurfs dem richterliben Ermeſſen 
einen weiten Spielraum zur milderen Beurtheilung von leichten Fällen; naments 
ih ift auch bier die Faſſung jo gewählt, daß für diejenigen Fälle, in denen die 
Verhängung einer mäßigen Gelditrafe angezeigt ericheint, deren Umwandlung in 
eine Haftitrafe nicht grundſätzlich ausgeſchloſſen wird ($ 28 des Strafgeiegbuche). 
In der ftrafrechtlihen Berfolgung unwahrer, den Abſatz eine Gewerb— 
treibenden gefährdender Ausftreuungen über die Fälle der bemußten Unwährheit 
hinauszugreifen, ift ſchon deswegen nicht thunlich, weil aud wegen Kredit: 
gefährdung nah $ 187 Strafgeſetzbuchs eine Strafe nur denjenigen trifft, 
welcher der Unwahrheit feiner Behauptungen fich bewußt gemweien iſt. Dagegen 
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befteht fein innerer Grund, für die civilrechtlichen Nechtöbehelfe an dieſer Schranfe 
feftzuhalten. Der Anſpruch auf Schabenseriag und auf Unterlaffung fünftiger 
Störungen, welchen der $ 4 des Entwurfs dem Verletzten einräumen will, ift 
in feiner praftifchen Durhführbarfeit nur dann gefichert, wenn die Verantwort— 
lichkeit eintritt, gleichviel ob bei der Aufftellung oder Verbreitung von Behaup- 
tungen das Bewußtfein von deren Unwaährheit vorlag oder nicht. Der gleiche 
Rehtsihug, wie den Abſatz eines Geſchäfts, wird aber dem Kredit jeines Ins 
haber3 nicht verfagt bleiben dürfen. Auc in letterer Beziehung fehlt es bisher 
an einer fiheren Grundlage für zivpilrehtlihe Aniprüce, und dieſe Lüde hat 
fih der unlautere Wettbewerb nicht Selten zu empfindlicher Benadtheiligung des 
ehrlichen Gejchäftsbetriebs zu Nuten zu machen verjtanden. 


Nach der Fafjung des Entwurfs joll im Civilprozeß die Beweislaft hin— 


fihtlid der Wahrheit der den Abjag oder den Kredit eined Anderen ichädigenden _ 


Behauptungen demjenigen zufallen, der die Behauptungen aufgeltellt oder vers 
breitet hat. Es würde nicht der Billigfeit entiprechen, den Beweis der IInwahr: 
heit dein Verlegten aufzuerlegen. Auf der anderen Seite muß jedoch allgemeinen 
Nehtögrundiäten gemäß der Erfolg des Anſpruchs an die Vorausfegung gefnüpft 
werden, daß die Abſicht vorgelegen hat, Stredit oder Abias zu Ichädigen. Die 
Rückſicht auf die Nechtölicherheit des geihäftlihen und perjönlichen Verkehrs ge— 
ftattet e8 nicht, jede, zwar wahrheitswidrige und nachtbeilige, dabei aber harmlos 
gemeinte Neußerung mit einer civilrechtlichen Verantwortlichfeit zu belaften. Ins— 
beiondere bedarf die für die faufmänniichen Srebitbeziehungen bei reellem Betrieb 
nüglicye Einrichtung der Auskunftsertheilung, mag dieſe Einrihtung von einzelnen 
Perſonen als befonderes Erwerbögeihäft, oder von faufmänniichen und gewerblichen 
Schugvereinen zur Sicherung ihrer Mitglieder gegen Werlufte betrieben werben, 
der Schonung. Wer eine Auskunft nahjuht, um hiernad feine Geſchäfts— 
beziehungen zu einem Anderen zu regeln, und wer eine folde Auskunft nach 
beitem Willen ertheilt, befindet fich in Wahrnehmung berechtigter Intereflen und 
darf audy dann nicht haftbar gemacht werden, wenn die Auskunft ungünftig lautet. 
Dielen Gefihtspuntten trägt der Vorbehalt im zweiten Abjag des $ 4 Rechnung. 


Zu 8 6. 

In kaufmännischen Streifen wird in nenerer Zeit vielfach die Frage erörtert, 
ob die Beitimmungen im dritten Theil des eriten Buchs des Handelsgeſetzbuchs 
über die Handelöfirmen den Bedürfniffen des Verkehrs noch völlig genügen. Die 
in diejer Richtung geäußerten Zweifel beruhen im Wefentlihen auf der Annahme, 
dat die Vorichriften, welche die Wahrheit des Inhalts einer Yirma und ihre 
Unterjcheidbarfeit von älteren Firmen gewährleiften jollen, unſchwer umgangen 
werden fünnen. Die Prüfung dieler Beichwerden und gegebenen Falld die zur 
Abhilfe geeigneten Vorjchläge werden der bereits in Angriff genommenen Reviſion 
des Handelsgejegbuchs anheimgeftellt bleiben müflen. Bei der gegenwärtigen Ges 
legenheit kann es fih nur darum handeln, in ber Benugung von Firmen, welche 
den geltenden Vorichriften gemäß zur Eintragung gelangt find, und ebeufo im 
der Benugung von — nicht im Firmenregifter verzeichneten — Namen gewiſſen 
auf dem Gebiete der unlauteren Konkurrenz Tiegenden Mißbräuchen entgegen— 
zutreten. Es liegt nicht im Rahmen des vorliegenden Entwurfs, einen Gewerbe» 
treibenden, deſſen Namen mit der Firma eine an einem anderen Orte domizi- 
firenden Konkurrenten übereinftimmt, an der Führung feines Namens als Firma 
ihlehthin zu verhindern. Wohl aber joll e8 ihm im Intereſſe der geichäftlichen 
Moral verboten werben, die Synonymität, mag dieje eine zufällige oder eine ab» 
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fihtlich herbeigeführte fein, in einer Weile auszubeuten, welde darauf berechnet 
und geeignet it, Verwechielungen hervorzurufen. Er wird alio beiſpielsweiſe 
auf der Waare, in Empfehlungdfarten, in Korreipondenzen feinen Namen nicht 
in einer Weile anbringen bürfen, welche auf die Jrreführung des Publikums zum 
Nachtheil eines in der Geihäftswelt bereit3 befannten Trägers gleichen Namens 
abzielt. Die hierin liegende Beichränfung im Gebrauch des eigenen Namens ift 
durch bebauerliche Vorkommmniſſe der neueren Zeit gerechtfertigt; fie enthält übrigens 
infofern nicht? Ungewöhnliches, als ſchon im Artikel 20 des Handelsgeſetzbuchs 
bie Zuläffigfeit einer folhen Beihränfung im Prinzip anerkannt ift. 

Ein gleihartiger Schuß, wie für Namen und Firmen ift für jonftige eigens 
thümlihe und zur Untericheidung bejtimmte Geichäftsbezeihnungen in Aussicht 
genommen. 

Die zunehmende Bedeutung fogenannter Phantafienamen für den Verkehr hat 
bereit3 im Waarenbezeihnungögeleg durch die bedingungsweile Zulaflung von 
Zeichen, welche ausichließlih in Worten beftehen, Anerkennung gefunden. Auch 
auf dem Gebiete der Bezeichnung von Erwerbögeihäften bürgert ji nad 
dem Borgange des Auslands bei und mehr und mehr die Gewohnheit ein, bie 
Aufmerkiamkeit des Publikums durch frei erfundene Schlagworte anzuregen. In 
allen größeren Städten finden ſich Reflamenanen, wie „Goldene Neun“, „Zum 
Kleider-Engel“ und dergl. Es ift aber als ein Verftoß gegen die geichäftliche 
Ehrlichkeit anzufehen, wenn ein ſolcher Name, nachdem er fich ein gewilles Ans 
iehen im Publikum erworben hat, ſei es in umveränberter Gejtalt, ſei e& mit 
geringen im Berfehr ſchwer erkennbaren Abweichungen von anderen Gewerbe: 
treibenden zu dem Zweck verwerthet wird, um Verwechslungen herborzurufen. 
Hierher gehören auch Fälle, wie fie in der öffentlichen Diskuſſion des legten 
Jahres wiederholt zur Sprache gebracht worden find, daß die frei gewählten Be: 
zeihnungen, welche von Hotel, Gaftwirthichaften, Verkehrsanſtalten 2c. neben 
Ramen oder Firma geführt werben, von der unlauteren Konkurrenz zum Schaden 
der Inhaber ausgebeutet werden. Der dagegen von dem Entwurf beabjichtigte 
Schutz ift jelbftverftändlich in allen Fällen, die der Ausdrud „die beiondere Be 
zeihnung eines Erwerbsgeſchäfts“ umfaßt, dadurch bedingt, daß bie Bezeichnung 
einen eigenthümlichen und unterjcheidenden Charakter hat, Allgemein übliche Be 
zeihnungen, wie 3. B. „Sleiderbazar“, „Zur guten Quelle“, können nicht zu 
Gunften eines Ginzelnen, jelbit wenn berjelbe an einem beitimmten Orte ſich zu: 
erft dieſer Bezeihnung bedient haben follte, monopolifirt werden. Im dieſer Be 
ziehung die Grenze des Zuläffigen feitzuftellen, muß der Enticheidung des einzelnen 
Falls überlafien bleiben. 

Der Schug des $ 6 beichränft fich auf einen im civilprozeifualen Verfahren 
geltend zu macenden Anſpruch auf Schadenserjag und auf Unterlaffung fernerer 
Eingriffe. Eine Strafandrohung ift hier ſchon deswegen entbehrlih, weil nur 
die Berlegung berechtigter Intereflen von einzelnen bejtimmten Mitbewerbern in 
Frage kommt. 

Zu 87 um 8 


Borfchriften gegen den Verrath von Betriebs- oder Geſchäftsgeheimniſſen be— 

in den meiften auswärtigen Staaten und waren bis zum Jahre 1870 

auch in mehreren der jett zum Deutichen Reich verbundenen Staaten in Geltung. 
Das Reichs⸗Strafgeſetzbuch hat fie nicht übernommen, jedoh in einer Sonder 
beftimmung ($ 300) gewiffe Berufsklaſſen, die kraft ihres Amts, Standes oder 
Gewerbes eine Bertrauenäftellung gegenüber dem Publikum einnehmen, zur Wahrung 
der ihnen anvertrauten Privatgeheimniffe unter Strafandrohung verpflihtet. Das 
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Unfallverfiherungsgeleg vom 6. Juli 1884 (88 107 und 108) hat dieſe Ber: 
pflihtung und zwar in verichärfter Form auf die Mitglieder der Genoſſenſchafts— 
borjtände und deren Beauftragte rüdlichtlih der ihnen fraft ihres Amts oder 
Auftrags zur Kenntniß gelangten Betriebögeheimnifje ausgedehnt. 

Der Erlaß allgemeiner reichögejeglicher Vorichriften ift bereit Mitte der 
achtziger Jahre Gegenitand der Erwägung gewelen, indeſſen mit Nüdfiht anf die 
von mehreren Seiten dagegen erhobenen Bedenken einitiweilen zurüdgeitellt worden. 
Es wurde namentlich geltend gemacht, daß die Gefege über das Patente, Muiter: 
und Markenweſen einen ausreihenden Schuß darböten, daß es mit dem Prinzip 
diefer Gefege unverträglih, auch aus praftiihen Gründen nicht empfehlenswerth 
fei, den industriellen und faufmänniichen Geheimniſſen einen beionderen Rechts— 
Ihuß zuzubilligen, daß Beltimmungen diefer Art Arbeiter und Angejtellte benad: 
theiligen, die Verwerthung von gewerblichen Verbeflerungen hemmen und bei der 
Anwendung auf den einzelnen Fall Schwierigkeiten hervorrufen würden. 

Diefe Bedenken können al3 durchgreifend nicht anerfannt werben. Unzutreffend 
ericheint insbejondere der Hinweis auf die den gewerblichen Rechtsſchutz regelnden 
Gelege, Diefelben geben dem Kaufmann fein Mittel an die Hand, die Lifte 
feiner Bezugsquellen oder feiner Abnehmer, Zufanımenstellungen über Selbitkoiten: 
preife, Bilanzen und fonftige Daten, an deren Geheimhaltung ſich ein mehr oder 
minder erhebliches geichäftliches Intereſſe fnüipft, gegen mißbräuchliche Verwerthung 
zu fihern. Sie verjagen auch für viele Verhältniffe des induftriellen Betriebs. 
Der Werth eines Erzeugnifies beftimmt ſich jehr häufig durch gewiſſe, ihrer Natur 
nad weder zum Erfindungds noch zum Gebrauhsmufter- Schuß berechtigte Be 
fonderheiten des Heritellungsverfahrens, beifpieldweife durch die Art der Miichung 
verichiedener Ingredienzien, durch die Wahl gewiffer Temperaturgrade und durch 
die Zeitdauer ihrer Einwirfung. Je größeren Aufwand an Mühe und Koften 
die Auffindung ſolcher Eigenthimlichfeiten bedingt, um jo höher pflegt ihr Werth, 
um jo empfindlicher der Verluſt zu fein, den die unbefugte Mittheilung an Kon: 
furrenten verurfaht. Dabei treffen die Gründe, welche bei Erfindungen 2c. für 
Offenlegung iprechen, hier nicht oder wenigitend nicht immer zu; denn Beſonder— 
beiten jener Art werben bei aller Bedeutung, die fie für einzelne Betriebe haben 
können, doch meiſt nicht geeignet jein, auf die Entwidlung des Gewerbefleißed im 
Allgemeinen Fördernd einzuwirken. 

Die Angeitellten endlich haben in ihren beredhtigten Intereffen eine Schädigung 

nicht zu beiorgen. Sie können und follen durch Beltimmungen, welde gewiſſe 
als Geheimniß zu betrachtende Bejonderheiten und Gigenthümlichfeiten eines ge 
Ihäftlichen oder induftriellen Betrieb3 an die Schweigepflicht binden, im übrigen 
nicht gehindert werden, die in einer Dienftitellung gefammelten Erfahrungen und 
Kenntnifle zu ihrem jpäteren Fortkommen nugbringend zu verwenden. 
Die Nothwendigkeit ſolcher Beitimmungen ift namentlich im Bereih einzelner 
Anduftriezweige während des legten Jahrzehnts immer jchärfer hervorgetreten. 
In der öffentlichen Erörterung der gegen den umlauteren Wettbewerb zu richtenden 
Maßnahmen nehmen die Fälle gröblichen Vertrauensbruchs in Bezug auf Betriebs— 
geheimniffe einen breifen Raum ein, und wenn es nad einer Mittheilung von 
beachtenswerther Seite ſoweit gekommen iſt, daß der Verrath und die unbefugte 
Ausbeutung fremder Betriebs: und Geichäftögeheimniffe an einzelnen Stellen ge 
radezu die Form einer geichäftlihen Organilation angenommen hat, jo wird ber 
Gejegeber, welcher das rebliche Gewerbe gegen bie. llebervortheilung durch uns 
lauteres Gebahren ſoweit als möglich fihern will, an ſolchen en * 
unthätig vorübergehen dürfen. 
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In diefem Sinne haben aud die zur Berathung des Gegenſtands zuſammen— 
berufenen Sacdverftändigen fi geäußert. Die Verfammlung hat dad Bedürfniß 
eines geieglihen Schuged gegen den Verrath von Betriebögeheimniffen ein: 
ftimmig anerfannt, während in Anſehung der Geſchäftsgeheimniſſe eine Minder— 
heit an den oben bezeichneten Bedenken glaubte feithalten zu jollen. Wenn dabei 
jedoch unter Anderem die Behauptung aufgeftellt worden ift, daß der Großfaufmann 
Geihäftsgeheimniffe überhaupt nicht habe, und daß der Eleinere Kaufmann das, 
was er alö geheim betrachte, Ihügen könne, indem er es der Einficht jeiner An— 
geitellten entziehe, jo entipricht dies nicht den fonft gemachten Wahrnehmungen. 
Letztere weiſen darauf hin, daß im Kaufmannsſtand in nicht geringerem Maß ala 
in induſtriellen Kreiſen das Bebürfniß empfunden wird, durc) gefegliche Vorichriften 
gegen den jeßt häufig vorkommenden Verrath geichäftlicher Interna, namentlich 
der Kundenliſten, gefichert zu werden. Nun ift allerdings gerade in Anjehung 
der Kundenliſten die Möglichkeit eines wirkſamen Schutzes bezweifelt worden; 
man bat geltend gemadht, daß beilpielöweije dem im eine neue Stellung über: 
tretenden Geichäftöreijenden die Verwerthung der in dem früheren Dienftverhältnig 
angefnüpften Beziehungen zu Kunden nicht verjchränft werden dürfe, Dies wird 
jedoh aud nicht beabfichtigt. Der Entwurf ſpricht von Geihäftsgeheimnifien, 
die einem Angeltellten 2c. vermöge des Dienitverhältniffes anvertraut oder ſonſt 
zugänglich gemadyt worden find. Als ein Geichäftsgeheimuiß folcher Art kann 
die Kenntniß der Kunden, die ein Geichäftsreifender durch feine eigene Thätigfeit 
für das Geſchäft jeined Herrn gewinnt, nicht angeiehen werden. Mit diejen 
Kunden nah Errichtung eines eigenen Geſchäſts in Verbindung zu treten, bleibt 
ihm nad der Fallung des Entwurfs unbenonmen. Anders liegt der Fall des— 
jenigen, welcher ſich die Lifte der anderweitigen Kundſchaft ſeines Prinzipals 
verichafft, um sie an Konkurrenten mitzutheilen oder in einer neuen Dienftitellung 
jelbit zu verwerthen, Hier liegt ein ſchwerer Vertrauensbruch vor, der eine Sühne 
erfordert, nadı dem geltenden Necht aber nur beim Vorhandenjein gewifler, an 
fih unbedeutender Nebenumftände verfolgt werben kann, beiipielöweile dann, wenn 
mit der Liite dad Material, auf dem fie verzeichnet fteht, dem Prinzipal entwendet 
worden ilt. 

Eine Ausfonderung der Geichäftögeheimniife würde aber, wie jie innerlich 
nicht berechtigt wäre, auch praftiich undurchführbar fein, weil für mande Ber- 
fehrözweige die Grenzlinie zwiichen der auf die Heritellung und der auf den Ber: 
trieb von Waaren gerichteten Thätigfeit nicht mir Sicherheit feftgeitellt werden kann. 

Der Entwurf will daher Geſchäfts- und Betriebsgeheimniſſe in gleicher Weife 
ſchützen. Cine Definition des Begriffes „Geheimniß“ ift vermieden. Derſelbe ift 
dem Sprachgebrauche de3 täglichen Lebens, wie auch der Strafrechtäpflege ohnehin 
geläufig und es erjcheint nicht vathiam, hier durch eine Feitlegung der Begriffs— 
mertmale der richterlihen Würdigung der beionderen Verhältniſſe des Einzelfalles 
Scranfen zu ziehen. Daß eine Verantwortlichkeit nur dann eintreten kann, wenn 
dem Mittheilenden diejenigen thatfächlichen Umftände befannt waren, in denen die 
Merkmale „eines Geheimmniffes” gefunden werden, folgt aus allgemeinen jtraf: 
techtlihen Grundfägen (vergl. $ 59 Strafgejegbuhs). Die Wahrung von Ge: 
heimniſſen ſoll nur ſolchen Perfonen obliegen, welche mit der Eingehung des 
Dienftverhältnifles eine perfönlihe Treupflicht ſtillſchweigend übernommen haben 
— ein Gefihtspunft, der auch den Vorfchriften des $ 266 des Strafgeſetzbuchs 
über die Untreue von Vormündern, Bevollmächtigten 2c. ſowie den oben bereits 
erwähnten Borfchriften des 8 300 des Strafgelegbuhs zu Grunde liegt. Für 
fonftige vertragsmäßige Beziehungen trifft dieſer Gefichtöpunft nicht zu; es wird 
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bier dem Geſchäfts- oder Betriebsinhaber überlaffen bleiben müſſen, durch ſorg— 
fältige Auswahl derjenigen Perjonen, mit denen er ein Vertragäverhältniß erngeht, 
fih vor Indiskretionen zu ſchützen. Auch der Fall ded Eindringens frember 
Perjonen in die Geſchäfts- oder Betriebsräume zum Zwed der Spionage ift une 
berüdfichtigt geblieben, weil er geſetzlich ſchwer zu formuliren ift, in dieſer Be 
ziehung auch das Bebürfniß eines bejonderen geſetzlichen Schuges ſich bisher nicht 
mit Dringlichkeit geltend gemacht hat. 

Die Verpflihtung zur Verſchwiegenheit beichräntt ſich nicht anf bie in den 
Grenzen der Dienitgeichäfte eine Angeitellten Tiegenden Angelegenheiten. Es ift 
vielmehr in dem periönlichen Charakter des Dienſtverhältniſſes ebenſo wie im dem 
praftifchen Bedürfniß begründet, auch ſolche Geichäftögeheimnifle vor Verrath zu 
ſchützen, von denen ein Angeftellter außerhalb des Bereich feiner Obliegenheiten 
etwa durch zufällige Umftände Kenntniß erlangt hat. 

Aus denjelben Erwägungen ilt die Erjtrefung der Treupfliht über bie 
Dauer des Dienjtverhältnifies hinaus unerläßlih. Dürfte der Angeftellte jogleich 
nad feinem Austritt Geheimniffe, von denen er Kenntniß erhalten, beliebig offen= 
baren oder zu feinem Nutzen verwerthen, jo würde der angeitrebte Schuß veriagen 
und Statt deifen ein Anreiz zum baldigen Verlaſſen der Dienftitellungen geichaffen 
werden. Sonventionalitrafen, mit denen man abhelfen zu fönnen glaubt, find 
ihon wegen der meift vorhandenen Mittellofigkeit der in Betracht kommenden 
Perſonen nad Löſung des Dienftverhältniijes erfahrungsgemäß in nod) geringerem 
Grade wirkſam, als während der Dauer desjelben. Und was ben Einwand 
betrifft, daß Lehrlinge oder andere Perionen, welche zur Sammlung von Kennt— 
niffen und ertigfeiten in ein Geichäft eingetreten find, an deren Verwerthung 
zu eigenem Nugen nicht gehindert werden dürfen, jo ift es mit diefem Grundfag 
wie ſchon oben dargelegt, wohl vereinbar, diejenigen Belonderheiten und Eigenthiim- 
fichfeiten, die ala Geheimnifje eines beitimmten Betriebes betrachtet werden müſſen, 
der Schweigepflicht des Geichäftsperfonald auch nad feinem Ausſcheiden aus 
dem Dienſt des Betriebes zu unterwerfen. 

Diele Pflicht wird jedoch zeitlich zu begrenzen fein. Betriebs: und Geihäfts- 
geheimniſſe pflegen diefen Charakter und damit ihren Vermögenswerth nad einer 
Reihe von Jahren zu verlieren. Auch ſonſt nimmt auf dem Gebiete des gewerb: 
fihen und geiftigen Cigenthums mit dem Ablauf einer länger oder kürzer bemefjenen 
Frift der Nehtsihug fein Ende. Hiernah will der Entwurf die Pfliht zur 
Wahrung von Geheimniffen auf einen Zeitraum von zwei Jahren, von ber 
Beendigung des Dienitverhältniffes an gerechnet, beichräntt wiſſen. 

Eine weitere Beſchränkung ergiebt ſich aus der geſetzgeberiſchen Abficht, dem 
unlauteren Wettbeiverb entgegenzutreten; es liegt daher fein Anlaß vor, Indis— 
fretionen zu verhindern, die nicht auf dieſem Gebiete Liegen. 

Mit dieien Vorbehalten muß aber, um dem Berbote volle Wirkfamteit zu 
fihern, der Mittheilung eines Geheinniffes an einen Konkurrenten jede aubere 
Form der unlauteren geihäftlichen Ausbeutung eines fremden Geheimnifjed nament⸗ 
lich auch deſſen Verwerthung zu eigenem Nuten, gleichgeftellt werben. 

Die für Zuwiderhandlungen gegen das Verbot vorgeiehene öffentliche Strafe 
entjpricht derjenigen dbe3 $ 5 mit der Maßgabe, dab ber zuläffige Höchſtbetrag 
der Gelditrafe auf 3000 M (itatt auf 1500 M) feitgeietst werben fol. Daneben 
wird mit dem Berlegten ein zivilrechtlicher Anipruch auf Erfag des ihm zugefügten 
Schadens einzuräumen jein. 

Der $ 8 des Entwurfs ftellt den erfolglofen Verſuch ber Anftiftung 
unter Strafe, um der für das redliche Gewerbe beionder8 gefährlichen Berleitung 
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zum Vertrauensbruch einen Riegel vorzuſchieben. In den Fällen, in denen die 
Anftiftung thatlählih zum Verrath führt, trifft nach allgemeinem Rechtsgrundſatz 
($ 48 des Strafgelegbuchs) den Anftifter die gleiche Strafe, wie den Thäter. 


Zu 8 9. 

Die in den 88 5, 7 und 8 bezeichneten Vergehen verlegen nur die Intereſſen 
einzelner Privatperfonen. Bon deren Entichliegung fann aber die Strafverfolgung 
abhängig gemacht werden. Wird ein folder Antrag nicht geftellt, oder wird 
derielbe zurüdgezogen, jo deutet died darauf hin, daß entweder der angerichtete 
Schaden nicht erheblich ift, oder daß eine Veritändigung zwiichen den Betheiligten 
fattgefunden hat. Im beiden Fällen liegt zur Einleitung oder zur Fortführung 
eines Strafverfahren? ein Grund nicht vor. Dagegen werden Ausschreitungen 
im Reklameweſen ($ 2) der beſtimmten Beziehung zu dem Intereſſenkreiſe einer 
Einzelperion in der Regel entbehren ; fie kennzeichnen fich vielmehr im allgemeinen 
ala ein Verftoß gegen die Rechtsordnung und find daher von Amtswegen zu 
verfolgen. Gleiches gilt von der llebertretung der nah $ 3 vom Bundesrath 
erlafjenen Anordnungen. 

Die Beröffentlihung der Straferfenntniffe wird in den Fällen des $ 2 
weientlich dazu beitragen, das durch trügerifche Voripiegelungen irre geführte 
Bublifum aufzuklären und es zu beitimmen, fein Vertrauen dem joliden Geſchäfs— 
betriebe zuzumwenden. In den Fällen des S 5 bildet die Veröffentlihung eine 
Genugthuung, auf welche der durh unmahre Ausftreuungen in feinem Ablag 
Geichädigte berechtigten Anſpruch hat. 

Die Beltimmungen über die Verhängung einer Buße im Strafverfahren 
find den PVorjchriften anderer, den Schuß gewerblicher Intereſſen bezweckenden 
Geſetze nachgebildet. 

Zu $ 10. 


Nach dem Beilpiele anderer Geſetze wird die nöthige Einheitlichkeit in der 
Anwendung aud des vorliegenden Geſetzes dadurch ficher zu ftellen fein, daß für 
bürgerliche Rechtäftreitigfeiten die Enticheidung legter Inſtanz unter allen Um— 
ſtänden dem Reichögericht vorbehalten bleibt. 


Zu $ 11. 

Es beiteht fein Anlaß, die Rechtöbehelfe, durch welche der Entwurf dem reellen 
Geihäftöbetriebe den Kampf mit dem unlauteren Wettbewerb erleichtern will, 
ohne weitere und unabhängig von dem Nachweile der Gegenjeitigfeit aud dem 
Ausländer zuzugeſtehen. Je häufiger der Deutſche in feinen geichäftlichen Be— 
ziehungen zu dem Auslande Webervortheilungen jich preisgegeben fieht, um jo 
wichtiger ift e8 für uns, daß den Neichdangehörigen auch durch die ausländiſche 
Gejeßgebung ein Schug gegen unredliche Machenſchaften gewährt wird. Nur 
in dem Make wie dies geichieht, werden wir die im Auslande anſäſſigen Gewerbe 
treibenden unter den Schuß be3 vorliegenden Geſetzes ftellen fünnen. Der Aus: 
druck „Hauptniederlajjung“ ift den mit Oefterreich-IIngarn und mit anderen 
Staaten getroffenen Webereinfommen über den gegenjeitigen Patentſchutz ꝛc. ent- 
lehnt. Er foll verhüten, daß eine in mehreren fremden Staaten geihäftlich an— 
fäifige Perſon ſchon dann Anfprüce aus dem Gejeg geltend machen faun, wenn 
fie in einem Staate, mit welchem die Gegenfeitigfeit verbürgt ift, nur eine Filiale 
befist, während der Hauptnieberlaffung einem Staate angehört, zu dem eine 
Beziehung nicht beiteht. 
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Denkſchrift, 


betr. das Ergebnißz der Verhandlungen des preuß. Staatsraths 
über Maßregeln zur Hebung des Getreidepreiſes. 


(März 1895). 


Bei den Verhandlungen über „Maßregeln zur Hebung des Getreidepreiſes“, 
gelangten die nachfolgenden Geſichtspunkte zur Erörterung: 

J. Die Nothlage der Landwirthſchaft. 

Dieſelbe wurde allgemein anerkannt und im weſentlichen auf das Sinken 
der Preiſe landwirthſchaftlicher Produkte unter die Produktionskoſten zurückgeführt, 
welches zur Folge gehabt habe, daß die auf den Gütern laſtenden Schulden bei 
gleichzeitigem Steigen aller die Produktion belaſtenden Ausgaben zu einer Ueber— 
fhuldung geführt hätten. Das Sinfen der Getreidepreife wurde zurüdgeführt 
auf den mafjenhaften Einbruch fremden Getreides, Die ungeheuere und billige 
Getreideproduftion fremder Länder und anderer Welttheile, vermehrt durch die 
Ausnutzung jungfräuliden Bodens, welche durch die Erleichterung der Transport: 
verbindungen, den Bau von Eifenbahnen, die Heritellung von Dampferverbindungen, 
die Herabjeßung der Trandportfojten in zunehmendem Umfange auf den europä- 
iſchen Markt geworfen werde, habe auch im Inlande einen Preisdrud herbei: 
geführt, gegen welchen der Zoll einen Schuß nicht mehr zu bieten vermöge. Die 
minderwerthige Valuta der Getreide importirenden Länder begünftige nocd die 
Einfuhr, indem ſie gleich einer Einfuhrprämie wirfe, 

Die Nothlage der Landwirthichaft, welche — insbefondere bei dem Getreide- 
bau — infolge der gejunfenen Preije die Koſten ihrer Produktion mit dem Er: 
trägniß nicht mehr zu deden vermöge, jei mit Ausnahme weniger Landestheile 
eine allgemeine, wenn auch nicht überall gleichmäßig hervortretende. Insbeſondere 
wurde die Nothlage der großen landwirthichaftlichden Betriebe für jchwerer und 
gefährlicher als diejenige der Kleinbetriebe, und die Nothlage der öjtlihen Landes: 
theile für größer als die des Weſtens angejehen. Der ſinkende Reinertrag der 
Güter jei vielfach nicht mehr ausreichend für Verzinfung und Tilgung der darauf 
haftenden Schuldenlajt, jodaß die Verfhuldung zu einer Ueberichuldung geworden 
fei. Ob dieſe Nothlage eine dauernde jein werde, wurde von anderer Seite 
unter Hinweis auf niedrigere Getreidepreife früherer Jahre (1822, 1851) und 
die Schwankungen in den Ergebnijjen der ausländischen umd inländischen Ernten 
bezweifelt, insbeſondere auch darauf hingewiefen, daß in den hauptjädhlichiten 
fremden Produftionsländern die Abnahme der unbeftedelten Flächen und die Zu: 
nahme der Bevölferung den zum Erport gelangenden Getreide-Ueberſchuß nad 
und nad vermindern und zulegt abjorbivren werde. Auf der anderen Seite 
wurde dagegen betont, daß dur die rapide Zunahme und Verbefjerung der 
Transportverbindungen immer wieder neue Gebiete — wie neuerdings in Ars 
gentinien, künftig Sibirien, — erſchloſſen würden, welche wieder das Angebot 
auf dem europäischen Markt erhöhen- und die- Preiſe drüden würden. 
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1l. Hiernächſt gelangten die Mittel zur Bejeitigung dieſes Nothitands- zur 
Erörterung. 

Es wurden unterjchieden: 

1) die, welche eine unmittelbare Einflußnahme auf den Preis des Getreides 
durch Eingreifen des Staat in den Handel bezweden, und 

2) eine Reihe von jonjtigen Mitteln, weldhe neben den unter I 2 bi3 V 
der Vorlage aufgeführten Vorjchlägen als geeignet bezeichnet wurden, Die vor— 
handene Nothlage der Landwirthichaft, wenn auch nicht zu bejeitigen, doc zu 
mildern und beijeren Zuftänden entgegen zu führen. 

Unter den erjterwähnten Mitteln jtanden im Vordergrund der Erörterung 
die in dem Antrage ded Grafen Kanitz enthaltenen Vorfchläge, wonach: 

1) der Einfauf und Berfauf des zum Verbraud im Zollgebiet bejtimmten 
ausländijchen Getreide, mit Einjchluß der Mühlenfabrifate, ausſchließlich für 
Nechnung des Reichs erfolgt, 

2) die Verkaufspreiſe des Getreides nad) den inländiichen Durchſchnitts— 
preifen der Periode 1850 bis 1890, die Verkaufspreife der Mühlenfabrifate 
nach dem wirklichen Ausbeuteverhältniß, den Getreidepreijen entjpredhend, bemeſſen 
werden, jolange hierdurch die Einfaufspreife gededt find, 

3) über die Verwendung der aus dem Werfauf des Getreide und der 
Mühlenfabrikate zu erzielenden Ueberſchüſſe derart Beitimmung getroffen wird, daß: 

a. alljährlih eine den jeßigen ©etreidezoll-Einnahmen mindejtens gleich- 
fonımende Summe an die Neichsfaffe abgeführt wird, 

b. zur Anſammlung von Vorräthen für außerordentliche Bedürfnijje (Kriegs« 
fälle ꝛc.) die nöthigen Mittel bereit gejtellt werden, 

ec. ein Nefervefonds gebildet wird, um in Zeiten hoher In- und Auslands 
preife die Zahlung der an die Reichskaſſe jährlich abzuführenden Summe (a) 
jiher zu jtellen. 

Gegen diefe Vorſchläge wurden insbejondere folgende Bedenken erhoben: 

a. Es wurde zunächſt bezweifelt, ob diefelben ihrem Zweck entiprechend eine 
Hebung der Getreidepreife im Sinne des Antragjtellerd herbeiführen würden. 
Die Annahme, daß der Preis des inländiichen Getreides ohne weitered auf die 
Höhe des Berfaufspreijes der Reichsverkaufsſtellen (Durchſchnitt der Teßten 
40 jahre) fteigen werde, fei nicht ohne weiteres zuzugeben, zumal die regionale 
Verſchiedenheit der Verfaufspreife, die Berechnung von Frachtkoſten und Lager: 
fpejen, unter Umjtänden auch das Maß des Bedarfs der einzelnen Landestheile 
den Preis beeinfluffen und verjchiedenartig geitalten würden; es wurde aud 
bervorgehobeu, daß von den rund 5 200 000 inländiichen landiwirthichaftlichen 
Betrieben 4 Millionen auf eine Anbauflähe von 5 ha und weniger fich be= 
jchränften, daher das von ihnen produzirte Brotgetreide völlig fonfumirten, von 
einem gejteigerten Verkaufspreiſe alfo einen Gebrauch nicht machen fünnten. Das 
gegen wurde darauf hingewiejen, daß durd die in vielen Bezirfen noch übliche 
Bezahlung der Arbeiter mit Erdrufchantheilen und anderen Naturalien dieje ein 
mwejentliches Interefje an einem entjprechend hohen Verkaufspreiſe haben. 

b. E3 wurde weiter die Durchführbarfeit der Vorſchläge des Grafen Kanitz 
in Bmweifel gezogen. Mit der Annahme derjelben würde der Getreidehandel 
unterbunden und die bisherige Aufgabe desfelben, das Inland mit jremdem 
Getreide zu verforgen, ſoweit das eigene Erträgniß nicht ausreiche, dem Neid) 
übertragen. Da3 Neid; übernehme damit die jchwierige, komplizirte und ver— 
antwortlihe Funktion de3 ausländischen Getreidehandels, und zwar: 

1) die Schätzung des Bedarfs. 
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Es handele ſich hier um die Feſtſtellung einerſeits des Erträgniſſes der in— 
ländiſchen Ernte, andererſeits um die Feſtſtellung des geſammten, vielſeitigen, 
inländiſchen Bedarfs, nach Menge, Arten, Zeit und Ort der Verwendung, und 
zwar für alle Konſumtionszwecke, Brot, Bier, Feingebäck, Kuchen, Futter- und 
Fabrikationszwecke aller Art. Schon die Schätzung der Ernte ſei außerordentlich 
ſchwierig, vollends aber die Schätzung des Mehrbedarfs nach den angegebenen 
Geſichtspunkten. Sicher erkennbar werde derſelbe erſt nach dem Verbrauch der 
Ernte, während die Beſchaffung des Fehlbetrags ſchon vorher zu erfolgen habe. 

2) Die Dedung des Ankaufs könne nur im Auslande erfolgen, ebenjo die 
Abnahme; denn fein Importeur könne ſich darauf einlafjen, für die Dedung des 
inländiihen Bedarfs Getreide zum Verkauf im Inlande anzubringen, ohne die 
Sicherheit, daß dasjelbe aud; abgenommen werde, da es im Fall verweigerter 
Abnahme ſeitens des Reichs an einem anderen Käufer im Anlande fehle. An— 
fauf und Abnahme müßten aljo durch jtändige Agenturen des Reichs in den aus— 
ländiſchen Produftionsgebieten erfolgen. Ueberjendung von Proben an die in= 
ländifchen Neich3behörden und demnächſtige Anlieferung nad) Probe im Inlande 
jei ſchon durch die dazwijchenliegende HBeitdifferenz ausgeſchloſſen. 

3) Mit dem Ankauf und der Abnahme im Auslande erwadhje den reichs— 
ländijchen Agenturen auch die Berpflihtung, daS angefaufte Getreide nad) dem 
Inlande zu verfrachten und auf Die verjchiedenen infändifchen Häfen und Bedarfs— 
pläße zu vertheilen. Da die Fracht bei dem ©etreideprei eine jo wejentliche 
Rolle jpiele, liege Hierin eine wichtige und bejonders ſchwierige Aufgabe der 
Ankaufsagenturen, zumal fie die genauejte Kenntniß der vorhandenen Transports 
Verbindungen, der Eijenbahn- und Dampferfrachten vorausfege. Mit Sicherheit 
fei anzunehmen, daß der Staat durd; feine Ugenten im Ausland erheblich theurer 
einfaufen werde al3 der freie Handel. 

4) Der Verkauf des Getreides im Inlande jolle nad) dem Durchſchnittspreiſe 
der legten 40 Jahre erfolgen. Man müfje wohl annehmen, daß hiermit nicht 
der Durchichnittpreis für das ganze Jahr und das ganze Land, jondern der 
Durchſchnittspreis der einzelnen Landestheile nach ihren bejonderen Bedarfszeiten 
zu verſtehen ſei. Das jei eine außerordentlich jchwierige Ermittlung. Diejelbe 
wäre aber noch ſchwieriger, wenn es fi, wie anzunehmen, nur für das laufende 
Jahr um die Durhjchnittspreife von 1850—1890, für das folgende Jahr Da= 
gegen um die Durchichnittspreife von 1851—1891, in den weiter folgenden 
Sahren um die Preiſe von 1852 —1892 u. ſ. w. handele, ſodaß die Durchſchnitts— 
Periode von Jahr zu Jahr fich verfchiebe und die Ermittlung der Durchſchnitts— 
preife in jedem Jahre von neuem anzujtellen jei. 

5) Für die Vertheilung des Getreide im Inlande werde die Erridtung 
größerer Magazine und ein entjprechendes Beamtenperſonal für die Verwaltung 
desjelben und den Verkauf des Getreides erforderlich. 

6) Für das Reich jei die Gefahr größerer Verlufte mit einer jolden Auf 
gabe verbunden. Die Neichöverwaltung könne fi) irren in der Schäßung des 
Bedarfs, fie könne zu viel faufen und mit Verluft wieder zu verfaufen genöthigt 
fein, jie fönne zu wenig faufen und den Fehlbetrag fpäter zu hohen Preijen 
ergänzen müfjen. Sie fünne ferner ji irren in der Preisftellung, zu hoben 
Preijen faufen und zu niedrigen Preiſen verlaufen müfjen, wenn einmal die Preije 
da3 Niveau des Durchſchnitts der legten 40 Jahre wieder überfchritten haben 
ſollten. Es fomme nod Hinzu die Gefahr des Verluftes durch unrichtige Be— 
arg des Getreide in den Magazinen, Verderben oder Zerjtörung der Lager— 
beitände. 
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7) Das in den ausländifchen Agenturen und in den inländischen Magazinen 
befhäftigte Beamtenperfonal würde bei dem großen Umfang und Geldeffeft der 
ihm übertragenen Gejchäfte, bei der leichten Möglichkeit, hierbei einen unredlichen 
Gewinn zu machen, Berfuchungen aller Art und jtet3, insbeſondere bei ungünjtigen 
geſchäftlichen Ergebniffen, gehäfliger Verdächtigung ausgeſetzt fein. 

E3 werde mithin dem Staat eine neue, jchwierige, für eine bureaufratijch 
gegliederte Organifation überhaupt nicht lösbare Aufgabe zugedadt. 


Der inländijche Getreidehandel mit feinen im Ins und Auslande weit ver- 
zweigten Handelöverbindungen fei eine im Laufe von vielen Jahrzehnten allmählich 
aus dem wachjenden Bedürfniß heraus durd) eigene Kraft entitandene Organijation, 
die mit den Lebensverhältnijjen, den Produftionsverhältniffen, der Preisbildung, 
dem Abſatz und der Verwendung in In- und Ausland genaue Fühlung babe 
und dadurch allein befähigt ſei, eine jo außerordentlich jchwierige und mit fo 
großen Riſiken verbundene Aufgabe, wie die jeweilige Verforgung des Inlandes 
mit jeinem vielfältigen und wechjelnden Bedarf in den einzelnen ©etreidejorten 
zu übernehmen. Das Neid fei einer ſolchen Aufgabe nicht gewachſen und könne 
die damit verbundene Gefahr nicht tragen. Das Beitehende zu zeritören und 
durch eine neue fünjtliche Schöpfung von jo zweifelhafter Wirkſamkeit erjegen zu 
wollen, jei unbedingt zu widerrathen. 

Diejer Auffafjung gegenüber wurde von dem Antragiteller ausgeführt: Eine 
Schätzung des Bedarfs fei in dem vorbefchriebenen Umfange durhaus nicht er= 
forderlich, ebenjowenig wie der inländische Getreidehandel zu bejtehen aufhören 
werde, wenn jeine Anträge zur Annahme gelangen follten. Der Getreidehandel 
babe nad) wie vor die Aufgabe, dad Inland mit dem erforderlichen Getreide zu 
verjorgen und werde diejelbe jelbjtverjtändlich behalten. Der Importeur werde, 
fobald er ſich darüber informirt habe, an welchen Orten und welche Duantitäten 
und Qualitäten der verjchiedenen Getreideforten das Weich zu kaufen wünſche, 
feine Anerbietungen machen. Die NReichöverwaltung werde ihm das angebrachte 
Getreide der Regel nach nicht abzunehmen haben, weil er es felber gegen Ein« 
zahlung der Differenz zwifchen dem Ankaufs- und Berfaufspreije übernehmen 
werde, um damit die Verjorgung der inländiichen Konſumenten wie bisher zu 
bewirfen. Nur in jeltenen Fällen werde es zu einer wirflihen Abnahme und 
Magazinirung des Getreides kommen. Das Bedarfsquantum, welches überhaupt 
für den Ankauf des Reichs in Frage komme, betrage nicht mehr als circa ein 
Zehntel der inländifchen Produktion, deſſen Einführung und Vertheilung reichs— 
jeitig erforderlich werden fünne. Die Örenzpunfte für die Getreideeinjuhr jeien 
die bisherigen und würden im Wejentlichen unverändert bleiben, An diejen etwa 
30 Stellen würden die erforderlichen Einrichtungen, ſoweit nöthig, durch Ueber— 
nahme von den bisherigen Inhabern gegen Entihädigung unſchwer bereit zu 
ftellen fein. Soweit hiernad das Reich jeinerjeitd den Bedarf zu jchäßen habe, 
um die übermäßige Einfuhr auszufchließen, werde lediglih das Riſiko des Ge— 
treidehandels und damit zugleich die wilde Spekulation eine Einſchränkung erfahren. 

Hiergegen wurde von der Gegenfeite eingewendet, daß die Schäbung des 
Fehlbetrags doch immer die Schätung des Geſammtbedarfs zur Borausjegung 
babe, daß diefer Schägung ſich das Reich nicht entziehen könne, wenn es die 
Berforgung des Inlandes, die Dedung des inländischen Bedarfs übernehmen 
wolle. Diefe Schäßung fo zu bewirken, daß der Getreidehandel dadurch die 
Verſorgung des Inlandes wie bisher behalten fünne, jei aber nicht möglid. Die 
Beihaffung des Einfuhrgetreided müſſe eingeleitet werden lange vor der Zeit, 
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wo der Bedarf erfennbar hervortrete, und trage deshalb die große Gefahr des 
Irrthums, der Ueberſchätzung oder Unterſchätzung in ſich. Dieje Gefahr bei der 
Beichaffung des Amportgetreided könne der ©etreidehandel nur übernehmen, 
wenn er jeiner eigenen Schäßung entiprechend importiren fönne, ohne die weitere 
Gefahr zu laufen, auf Grund der fpäteren abweichenden Schäßung der Reichs— 
verwaltung mit dem angebradıten Getreide abgewiejen zu werden. 

ec. Von der Zeritörung des ausländiichen Getreidehandels, welcher von den 
Gegnern des Kanitz'ſchen Antrags hiernach als ficher angenommen wurde, befürchten 
diefelben eine große Gefahr für den geſammten Erporthandel des Neihs. Wenn 
aus dem Güteraustauſch mit den für unferen internationalen Verkehr hochwichtigen 
Getreide produzivenden Ländern, Deiterreich-Ungarn, Rußland, Rumänien, Nord: 
Amerika, Argentinien 2c., der wichtigite Waarenartifel, das Getreide, außjcheide, 
jo würde der gelammte diesjeitige Erport nach diejen Ländern eine jchwere und 
ummiederbringliche Schädigung erleiden, da die Gegenfeitigfeit des Güteraus— 
taujches die Grundlage jeiner bisherigen Entwicelung bilde. Der jährliche Erport 
des Deutjchen Reichs, welcher ji durchichnittlich auf rund drei Milliarden berechne, 
ſei für die inländische Induſtrie und für die Landwirthichaft (Zuder, Spiritus, 
Stärke, Bier 20.) unentbehrlih; mit feinem Miedergang jei der Berfall der 
blühendjten Anduftriezweige des Anlandes nothwendig verbunden. Damit werde 
für die in diefen Induſtriezweigen bejchäftigte Arbeiterbevölferung, welche einen 
großen Bruchtbeil der geſammten Bevölferungsziffer ausmacht, eine jchwere und 
gefährliche Nothlage hervorgerufen werden. 

d. Um der Landwirtbichaft die Möglichkeit eines die Produktionskoſten 
dedenden Erträgnifies zu gewähren, verlange man die außerordentlichen, von dem 
Grafen Kanitz vorgeichlagenen Maßregeln. Es fei anzunehmen, daß bier Die 
individuellen Broduftionsfojten nicht gemeint feien, da fie ja von der ungünitigen 
Lage und der geringeren Intelligenz des Einzelnen in nachtheiliger Weije be- 
einflußt werden könnten, fondern die rationellen Produktionskoſten eines verjtändig 
geordneten landwirthichaftlichen Betriebs. Immerhin aber bleibe es zweifelhaft, 
wie dieſe Produktionskoſten zu rechnen ſeien, da fie jedenfall$ nad) Ort und Art 
der Betriebe fich verſchieden Itellen würden und bei einem nicht auf den Anbau 
von Getreide bejchränften landwirtbichaftlichen Betriebe fich aus den gefammten 
Betriebskoſten nicht ausjcheiden ließen. Erhöhe man aber die Getreidepreife auf 
den vermeintlichen Betrag diefer Produftionsfoiten, jo werde ſich der Wortheil 
diefer Maßregel ſehr ungleich vertheilen. Wer nur Körner baue, babe den Vor— 
theil ganz; wer Viehzucht oder landwirtbichaftliche Nebenberriebe außer dem 
Körnerbau führe, würde nur für den letzten Theil feines gefammten Betriebs 
den Bortheil der Preiserhöhung haben. Wolle man aber dem Getreidehandel 
durd eine künſtliche Preiserhöhung die Produktionskoſten garantiren, jo würden 
alle anderen leidenden Produktionskoſten unter gleihen Vorausſetzungen die gleiche 
Hilfe des Neichs in Anspruch nehmen fünnen. Die Induſtrie werde oft in einzelnen 
Bezirken in eine ſchwere Nothlage gebracht, wie zur Zeit die Siegerländer Eijen- 
industrie. Im manchen Bezirken fei fie unter jchweren Berluften eingegangen, 
ohne daß man ein gleiches Anjinnen an den Staat geitellt habe. Wenn auch die 
Randwirthichaft der wichtigite und unentbehrlichite von allen Wirthſchaftszweigen 
jei, fo fünne das Neich fich dody nicht der Konſequenz einer gleihen Behandlung 
anderer nothleidender Produktionen entziehen, wenn es jo weit gehenden Anträgen, 
wie der vorliegende, nachgebe. Much fünnten andererjeit3 die Arbeiter mit der 
Forderung hervortreten, daß ihnen eine ausreichende Höhe des Lohne jeitens des 
Reichs gewährleiitet werde. 
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e. Vornehmlich wurde von den Gegnern de3 Kanitz'ſchen Antrags das jozial- 
politische Bedenken betont, welches darin liege, daß dag wichtigite und allgemeinite 
Nahrungsmittel auch den ärmiten Klaffen des Volks zum Vortheil des Reichs 
und der Getreideproduzenten fünjtlich vertheuert werde. Für das laufende Jahr 
werde der Gewinn des Reichs durch die Preisiteigerung allein (vom Grafen 
Kanig) auf 230 Millionen gejchäßt. 

Gegenüber diejen Ausführungen wird von dem Antragiteller die Auffaſſung 
vertreten, daß ein Sinken der Getreidepreife unter den Betrag der Kojten rationeller 
Froduftion auch dem Intereſſe der Konjumenten dauernd nicht entiprechen könnte. 
Nur wenn die Landwirthichaft, der erjte, älteite und wichtigite aller Wirthſchafts— 
zweige, gefund und fauffräftig erhalten werde, fünne auf eine günstige Ent— 
wicklung der anderen Wirthichaftszweige gerechnet werden. Aber Handwerk und 
Induftrie blieben in eriter Linie auf die Abnahme ihrer Erzeugniffe feitens der 
Sandwirthichaft angemwiefen, der Erport komme nur in zweiter Linie. Die dauernde 
Siherung der Arbeit und eines dem Lebensbedürfnig gemügenden Arbeitslohns 
jet nur möglich, wenn die Kaufkraft und die Abnahmefähigkeit der Landwirthſchaft 
ungejhmälert erhalten bleibe. Die Erhöhung der Getreidepreife würde zwar eine 
mäßige Steigerung der Brotpreife herbeiführen, dieje Preisiteigerung falle aber 
nicht ind Gewicht gegenüber der verbeſſerten Gejammtlage der Arbeiterbevölferung. 

Hiergegen wurde eriwidert, daß die Thatjache gleichwohl nicht bejtritten 
merden könnte, daß das gejammte Erträgniß aus der Differenz des Einkaufs— 
und Werfaufspreifes des Reichs, welches in die Reichskaſſe fliege und einen nad) 
vielen Millionen ſich berechnenden Gewinn darjtelle, durch die Geſammtheit der 
Konjumenten aufzubringen ſei. Hierin liege ein gefährliches Agitationsmittel, 
welhes der ſozialdemokratiſchen Agitation unter den gegenwärtigen Berhältnijien 
nicht in die Hand gegeben werden dürfe. 

fe. E3 wurde endlich der Borichlag des Grafen Kanitz als nicht vereinbar 
mt den bejtehenden Handelöverträgen bezeichnet. In den Handelöverträgen mit 
Teiterreih- Ungarn vom 6. Dezember 1891 und mit Rußland vom 10, Februar 1894 
jei der freie gegenjeitige Verkehr grundjäglich, bezüglich der Getreideeinfuhr nur 
mit der Beichränfung durch den Einfuhrzoll von 3 HM. 50 % für den Doppel- 
jentner gemährleiitet. 

Hiermit ſei zunächſt jchon die Einschränkung der Einfuhr von Getreide aus 
den Bertragsländern und die reichsjeitige Feititellung der Bedarfshöhe nicht ver- 
einbar. 

Der Bedarf fönne jehr niedrig, unter Umständen gleid) Null fein, dann 
würde dem Bedarf entjprechend die Einfuhr bejchränft oder ausgeichlofjen werden 
müſſen. Das jei mit freier Einfuhr (abgejehen vom Zoll) nicht zu vereinbaren, 
Nach dem Vorſchlage des Grafen Kanitz trete an die Stelle einer Vielheit von 
Anfäufern und ihrer mit dem Bedarf ſteigenden und den Preis jteigernden Mit» 
bewerbung ein einziger Anfäufer, das Reich, von dejjen Ermejjen das Maß des 
Ankaufs und der Einfuhr abhängig ſei. Tas widerjpreche der bereditigten Er— 
wartung, von welcher die Vertragsitaaten bei Ubjchluß dev Verträge ausgegangen 
jeten. Nicht minder bedenklich jei die Beichränfung bei dem Verkauf des aus— 
lindiihen Getreide auf die Durchichnittshöhe der Preife der legten 40 Jahre, 
während für das inländische Erzeugniß eine folhe Verkaufsbeſchränkung nicht 
beitehe. Hiermit werde dem inländiichen Erzeugniß ein Vortheil gewährt, welcher 
dem ausländischen Getreide vorenthalten werde — was mit der vertragsmäßig 
gleichen Behandlung der beiderjeitigen Erzeugniffe der Vertragsitaaten nicht ver: 
änbar jei. Der Antrag des Grafen Kanit jege eine Vertheilung des inländijchen 
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Bedarfs an ausländifchem Getreide auf die importirenden Staaten voraus. Dieſe 
Vertheilung enthalte gegenüber Dejterreih und Rußland eine vertragsmäßig 
unzuläfiige Beſchränkung der Einfuhr, während diejenigen Länder, welden ver— 
tragsmäßig das Recht der Meiftbegünftigung gewährt ift, mit jeder wie inmer 
gearteten Kontingentivung ihre Nechte verlegt fühlen müßten. 

Hiergegen wurde von dem Antragjteller die Zuläjjigfeit feiner Vorſchläge 
nach den SHandelöverträgen betont. Die vertragsmäßig bedungene freie Einfuhr 
werde nicht verfümmert, nur der Anfauf des importirten und damit dem in- 
ländifchen Getreide gleichgeitellten ausländischen Getreides unterliege Beihränfungen. 
Wolle man aber gleichwohl hierin einen Bruch der Vertragstreue erfennen, fo 
befürworte er, eine Berjtändigung mit den BVertragsftaaten zu juchen. Diejelbe 
jei vorausfichtlich unfchwer zu gewinnen, da die Einfuhr aus Deiterreih-Ungarn 
ganz aufgehört habe, die Einfuhr aus Rußland ftarf im Rüdgang jei. Beide 
Staoten wirden daher die Zufiherung eines, dem früheren Verhältniß ent- 
ſprechenden Antheil3 an der Gefammteinfuhr in das Reich bereitwillig acceptiren. 

Bon der Gegenjeite wurde diejer Ausführung entgegengehalten, daß der 
Ausschluß der Ein- und Ausfuhrverbote in den Verträgen den freien und unge— 
hemmten gegenfeitigen Verkehr bezwede, für welchen der Einfuhrzoll die allein 
zugelafjene Beichränfung bilde. Wenn aud) die inländifhen Anfäufer berechtigt 
blieben, jich ſelbſt Beſchränkungen ihres Ankaufs aufzuerlegen, da fie als dritte 
außerhalb der vertragsmäßigen Verpflichtungen jtänden, jo dürfe died nicht ebenjo 
da3 Reich, weil es der Kontrahent diefer Verträge fei. 


Ein Verſuch, mit den VBertragsitaaten in erneute Verhandlungen über eine 
Kontingentirung der Einfuhr zu treten, könne einen Erfolg nicht verfprechen, da 
denjelben nicht die Einfuhr in bejtimmter Höhe, fondern nur in einer Quote Des 
Bedarfs angeboten werden könne, d. h. alfo bei geringem Bedarf in entjprechend 
geringer Höhe, in Ermangelung eined Bedarfs überhaupt nichts. Es fei aber 
in hohem Grade bedenklidy, mit einer Auslegung der Verträge, welche, wenn 
auch nicht dem Wortlaut, doch zweifellos dem Sinne und der Abſicht der Ver— 
träge zuwiderlaufe, in der gegenwärtigen Zeit vorzugehen, da hiermit in politijcher 
ſowohl wie im wirthichaftlicher Beziehung für die Erhaltung des guten Einver— 
nehmens mit den Vertragsitaaten für unferen Exrporthandel und unjere Induſtrie 
eine ſchwere Gefahr verbunden fein würde. 


Unter den in der Vorlage unter 11 erwähnten Vorjchlägen wurde nur der 
Gedanke einer Kontingentirung der Einfuhr ausländifchen Getreide aus der 
Mitte des Stantsrathed in Erwägung gezogen. Bon mehreren Geiten wurde 
betont, daß eine ſolche Kontingentirung ſich einfach dadurch bewirken laſſe, daß 
das Neid nach und nach, dem jich geltend machenden Bedarf entjprechend, für 
die ausländifchen Gebiete, deren Getreide für den Import in Betracht komme, 
gegen Zahlung des firirten Verkaufspreiſes, abzüglich der Transportkoſten und 
einer reichlihen Provifion für den Importeur, Einfuhrjcheine ausgebe und im 
übrigen den Vertrieb des eingeführten Getreide nad) wie vor dem legitimen 
Handel überlafje; zur Unterjcheidung der Importſcheine könnten verfchiedene 
Farben der Scheine angewendet werden. Dann handele ed fih nicht um eim 
Monopol und habe der Staat Getreidehandel nicht zu betreiben. 

Auch diefem Antrage ſtehen nad der Auffaffung der Gegenjeite im Wefent- 
lien die gleichen Bedenken entgegen wie dem Vorſchlage des Grafen Kanitz, da 
auch hier eine Schäßung und Bertheilung des Bedarfd und zugleich des Imports 
auf verjchiedene Länder eintreten müfje und neben der Schwierigfeit der Einfuhr 
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die technischen und vechtlihen Zweifel und Schwierigkeiten bejtehen blieben, aud) 
das jozialpolitifche Bedenken nicht bejeitigt werde. Die Bereinbarfeit mit den 
Handelsverträgen aber jei bei dem Berfahren ausgejchlofjen. 


E3 wurde jchließlid; noch folgender Antrag geitellt: 

„Der Staatörath wolle bejchließen: 

In Erwägung, daß eine wirffame und nachhaltige Erhöhung der 
Getreidepreife volf3wirthichaftli ganz allgemein geboten und diejed nur 
im Wege jtaatliher Einwirkung erreichbar erjcheint, iſt es angezeigt, daß 
zunächſt mit den Regierungen derjenigen Staaten, welche mit dem Deutjchen 
Neihe Tarifverträge abgeſchloſſen und die an der Getreideeinfuhr nad) 
Deutſchland ein erhebliches Interefje haben, in Verhandlungen eingetreten 
werde behuf3 Herbeiführung einer Verjtändigung über diejenigen Maß— 
nahmen, die auf der Grundlage der bejtehenden Verträge die allgemein 
erwünjchte Hebung der ©etreidepreije zur Folge haben.“ 

Auch diefem Antrage, zu defjen Begründung auf die früheren Verhandlungen 
verwiejen war, wurde entgegengehalten, daß derjelbe der Staatsregierung die ala 
unbedingt nothwendig Hingejtellte Löſung einer Aufgabe zumweije, ohne den Weg 
zu zeigen, auf welchem dies zu erreichen jei; der Hinweis auf die Verhandlungen 
mit anderen Mächten lafje die Schwierigkeit der fpäteren Ausführung noch ganz 
unerledigt. 


Entwürfe zur BReidys-Finanzreform 
von 1895. 


I 


Entwurf eines Gefetes, betreffend die anderweite Ordnung 
des Finanzweſens des Reichs. ') 


Für die Zeit vom 1. April 1896 bis zum 31. Mär; 1901 treten Die 

nachſtehenden Beitimmungen in Kraft. 
81. 

Matrikularbeiträge, ausſchließlich der von einzelnen Bundesſtaaten zur Reichs— 
kaſſe zu zahlenden beſonderen Ausgleichungsbeträge, ſind für jedes Etatsjahr nur 
in einer Höhe in den Reichshaushalts-Etat einzuſtellen, welche den veranſchlagten 
Sejammtbetrag der den Bundesftaaten nach den beitehenden gejeglichen Beitimmungen 
zuftehenden Weberweifungen aus den Erträgen der Zölle, der Tabadjteuer, Der 
Neihs-Stempelabgaben und der PVerbrauchsabgabe für Branntwein jowie Des 
Zuſchlags zu derjelben nicht überjteigt. 

Ergiebt jih nach der Rechnung für ein Etatsjahr ein höherer als der in 
dem Reichshaushalts-Etat veranjchlagte Betrag an Webermeifungen, jo verbleibt 
der Mehrbetrag dem Neich und es find die den Bundesitanten aus dem Ertrage 
der Zölle und der Tabadjteuer zu überweifenden Beträge nad dem Verhältniß 
der Bevölkerung, welche der Bertheilung ihres veranjchlagten Betrages unter die 
einzelnen Bundesjtaaten zu Grunde gelegt war, entſprechend zu fürzen. 

Erreichen nah der Nechnung für ein Etatsjahr die Ueberweiſungen nicht 
die in dem Reichshaushalts-Etat feitgeiehte Höhe der Matrifularbeiträge, jo bleibt 
ein entjprechender Betrag der leßteren unerhoben und wird von den veranjchlagten 
Matritularbeiträgen der einzelnen Bundesitaaten nach dem Verhältniß der Matrikular— 
beiträge, ausichließlich der im erjten Abjab bezeichneten befonderen Ausgleihungss 
beträge, abgejegt. 

SS 2—5 wie im vorigen Entwurfe. 


Begründung. 


Der dem Reichstage in jeiner letzten Seſſion vorgelegte Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend die anderweite Ordnung des Finanzwejens des Reichs iſt von 
dem Neichdtage der eriten Berathung unterzogen und einer Kommiſſion überwieſen 
worden, demnächjt aber zur weiteren Verhandlung nicht gelangt. 

Der Entwurf bezwedte, den Neformvorjchlägen, welche in der dazu ge= 
hörigen, hier unverändert nochmals beigefügten Denkichrift dargelegt waren, gejeß- 
lihen Ausdrud zu geben. Als das Ziel der Reform war nad) der Denkihrift in 
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Ausficht genommen, zunächſt für einen Zeitraum von fünf Jahren eine finanzielle 
Auseinanderjegung zwijchen dem Reich und den Einzelitaaten herbeizuführen. 

Zu dieſem Zwede follten die bisherigen Schwankungen der Matrifularbeiträge 
und der den Einzeljtaaten aus den Einnahmen des Reichs zuitehenden Ueber— 
weifungen bejeitigt und den Einzelitaaten feite Beträge an Mehrüberweifungen 
über die Matrifularbeiträge hinaus duch Feſtſetzung eines bejtimmten Berhältniffes 
zwifchen den letzteren und den Ueberweiſungen gejichert werden. 

Dem Neid jollte dagegen der Mehrertrag jeiner Einnahmequellen ver— 
bleiben, dasjelbe aber auch, unter Ausichließung eines Rückgriffes auf Matrikular— 
beiträge über deren relativ firirten Betrag hinaus, die weitere Dedung für feinen 
Ausgabebedars lediglich feinen eigenen Einnahmequellen entnehmen und zu dieſem 
Zwede ihm die Möglichkeit einer zeitweiligen jtärferen Seranziehung der leßteren 
gewahrt werden. Um die Nothwendigfeit, dieſen Weg zu bejchreiten, möglichit 
einzujchränfen, jollten die Ueberſchüſſe des Neihshaushalts zu einem Ausgleichungse 
fonds in beitimmter Höhe angelammelt werden, aus welcen etwaige Fehlbeträge 
jpäterer Jahre gededt werden fünnten, während die nad Sicherung diejer Zweck— 
beitimmung des Ausgleichungsfonds etwa verfügbar bleibenden Mittel desjelben 
zur Schuldentilgung bejtimmt wurden. 

Die den Einzeljtaaten zu fihernden Mehrüberweiiungen über die Matrifulars 
beiträge hinaus waren in den Entwurfe auf einen Mindejtbetrag von 40 Millionen 
Mark jährlich feitgefeßt. Auf die zur Durchführung der Nejorm erforderliche 
Vermehrung der eigenen Einnahmen des Reichs waren die Vorſchläge in den 
dem Reichstage gleichzeitig vorgelegten Gejep-Entwürfen wegen Einführung neuer 
Steuern gerichtet. 

Die verbündeten Regierungen müſſen auch jegt noch daran feithalten, daß 
die Gemwährleiftung mäßiger Mehriberweilungen — deren in dem früheren Ent— 
mwurfe auf 40 Millionen Mark feitgejehter Mindeftbetrag noch nicht einmal die 
durchichnittliche Höhe derjelben in den legten zehn Jahren bis zum Sabre 1892/93 
erreichte —, insbeſondere mit Rückſicht auf die durch die Geſetzgebung der Jahre 
1879 u. ff. beabjichtigten und auch thatlählich eingetretenen Mehrüberweiiungen 
an die Einzeljtaaten und die Art ihrer Verwendung jeitens der leßteren durchaus 
beredtigt it. Ein Verzicht auf diefe Gewährleiſtung wird die finanzielle Lage 
der Einzelitaaten gegenüber der Vergangenheit weſentlich ungünftiger geitalten 
und verichiedene derjelben zu einer noch jtärferen Anfpannung der eigenen, ſchon 
jest in hohem Grade in Anfpruch genommenen Steuerfraft nöthigen. Wenn Die 
verbündeten Regierungen ſich trogdem entſchloſſen Haben, ihre früheren Vorfchläge, 
ſoweit ie feite Mehrüberweifungen im Auge hatten, mit Rüchicht auf den dagegen 
im Reichstage kundgegebenen Wideripruch in dem vorliegenden Entwurfe fallen 
zu laſſen und eine Regelung der finanziellen Beziehungen zwifchen dem Reich und 
den Ginzeljtaaten nur auf der Grundlage in Ausficht zu nehmen, daß wenigitens 
einer Fortdauer der jeitherigen bedeutenden Schwankungen in dem Verhältnifie 
der Matrifularbeiträge und der leberweilungen und einem Hinauswachſen der 
Matrifularbeiträge über die Ueberweiſungen vorgebeugt wird, jo halten fie ſich 
um jo mehr zu der Hoffnung berechtigt, daß auf diejer Grundlage eine Vers 
jtändigung erreicht und daß die hiernad nur noch in wejentlich ermäßigtem Um— 
fange geforderte Vermehrung der Einnahmen des Reichs, welche lediglich durch 
den Verzicht des Reichs auf bisherige Zolleinnahmen und durch die undermeidliche 
Steigerung der Ausgaben des Reich! nothwendig geworden tft, nunmehr die Zus 
ftimmung der Vertretung des deutichen Volkes finden werde. Die in einer Forts 
dauer des jeßigen Zujtandes liegenden jchweren finanziellen und politiichen Ge— 
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fahren für das Reich wie für die Einzelitanten müſſen endlich durch Heritellung 
feiter Grundlagen der Finanzen ded Reich und der Einzeljtaaten überwunden 
werden. Die Durchführung dieſes Grundgedanken der Neform fann nicht aufs 
gegeben werden, ohne die dauernde gefunde Geſtaltung der Finanzwirthichaft des 
Reichs und der Eiuzeljtaaten und jelbit den föderativen Charakter unferes deutjchen 
Staatsweſens höchſt nachtheilig zu beeinfluffen. Eine Reform, welche diejes Ziel 
verfolgt, ijt feine willtürliche, jondern eine nothwendige und wird in wachſendem 
Maße als folhe im deutjchen Wolfe erfannt. Ihre Durchführung kann nicht 
binausgefchoben werden, weil die finanzielle Lage der Einzeljtaaten ſchon jeßt 
eine dDrüdende ift und auf die Dauer eine unhaltbare zu werden droht. 

Die für die Durhführung der Neform erforderlihen Mittel können ohne 
Bedrückung befchafft werden, da ihnen die Verminderung der Zollbelajtung wichtiger 
Maſſenkonſumartikel gegenüberjteht. 

Die verbündeten Regierungen können daher ihre Stellung zu der Haupt 
frage, der Scheidung der Finanzen des Reichs und der Einzeljtaaten, nicht ändern 
und legen dem Reichstag wiederum einen Reformentwurf vor, welcher in diefer 
Beziehung die wejentlihen Grundlagen des vorjährigen Entwurfs feithält. Danach 
jol vorläufig wenigjtens für eine bejtinmte Periode eine finanzielle Auseinander- 
fegung zwiſchen dem Neid und den Einzelitaaten herbeigeführt werden, welche 
einerjeit3 das Reich unabhängig macht von den Beiträgen der Einzeljtaaten und 
jomit feine finanzielle Selbititändigfeit herjtellt, daneben aber die Finanzverwaltung 
des Reichs für die eigenen Aufgaben und Ausgaben ſelbſt verantwortli macht 
und dadurch eine planmäßige und fparjame Finanzwirthſchaft fürdert,- andererjeit3 
die Einzeljtaaten vor einer durch Ueberweifungen aus den Einnahmen des Reichs 
nit mehr gededten Steigerung der Matrifularbeiträge bewahrt und vor Allem 
die feitherigen erheblichen Schwankungen in dem Verhältniffe der Matrikular- 
beiträge zu den Ueberweiſungen ausſchließt. Auch der vorliegende Entwurf firirt 
nur den Hödjtbetrag der Matrifularbeiträge infoweit, al3 derjelbe den Geſammt— 
betrag der Ueberweiſungen nicht überjteigen fol, und läßt jomit das Einnahme— 
Bewilligungsrecht des Neichdtags bezüglich der Matrifularbeiträge unberührt, da 
ſowohl die Geſammtſumme der leßteren als auch die Beiträge der einzelnen 
Bundesjtanten nad) wie vor in jedem Etat bejonders feſtgeſetzt werden müfjen. 

Wie der frühere Entwurf, jo beabjichtigt auch der vorliegende die Durch— 
führung der Reform dadurch zu erleichtern, dag er die Anjammlung etwaiger 
rehnungsmäßiger Ueberſchüſſe des Reichshaushalts zu einem befonderen Fonds 
in Ausfiht nimmt, welcher zur Begleihung etwaiger Fehlbeträge jpäterer Jahre 
und fofern er über einen zur Erfüllung dieſes Zwedes vorausfichtlich hinreichenden 
Betrag anwachſen follte, zur Tilgung von Reichsſchulden verwendet werden foll. 

Auch Hinfihtli der Ergänzung der Einnahmen des Reichs durch zeitweilige 
Erhebung von Zufchlägen zu den Stempel und Verbrauchsabgaben behuf3 der 
Balanzirung des Reichshaushalts-Etats in dem Falle, wenn dazu der vorgedachte 
Bonds nicht die Mittel bietet oder feiner Zwedbeitimmung nad nicht in Anfpruch 
zu. nehmen ijt, wiederholt der vorliegende Entwurf die früheren Vorjchläge. 

Im Einzelnen it zu den Beitimmungen des Entwurfs noch Folgendes 
zu bemerfen. 

Zu 81. 


Inden der Entwurf feitfeßt, daß die Höhe der Matrikularbeiträge den 
Gefammtbetrag der Ueberweiſungen nicht überfteigen darf, bleibt die Möglichkeit 
gewahrt, die eriteren, ihrer verfaffungsmäßigen Bedeutung entjprechend, auch in 
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einem hinter den Ueberweifungen zurücdbleibenden Betrage in den Etat ein- 
zuftellen, wenn dies zur Dedung des Ausgabebedarjs ausreidt. 

Der erjte Abſatz des 8 1 enthält die Vorfchrift für die Bemefjung der 
Matrikularbeiträge in dem Neichshaushalt, während die beiden folgenden Abſätze 
die erforderlihen Beitimmungen für den Fall treffen, daß das in dem Etat feſt— 
geſetzte Berhältnig der Matrifularbeiträge zu den Ueberweifungen nad) der 
Rechnung — in Folge Mehr: oder Minderertrages der Zölle und der Ueber- 
weijungsfteuern gegenüber dem Voranjchlage — eine Berichiebung erfährt. Er— 
giebt fich nad; der Rechnung ein höherer als der im Etat veranjchlagte Betrag 
an Uebermweijungen, jo ſoll nad) der Beitimmung im zweiten Abſatz der Mehr: 
betrag dem Reich verbleiben. Die bejtehenden gejeglichen Bejtimmungen wegen 
Ueberweiſung des vollen Reinertrages der Reichsitempelabgaben und der Brannt- 
weinjteuer jollen nicht berührt werden; es ſoll vielmehr nur eine theilweife 
Suspendirung der jogenannten Frandenfteinjchen Klauſel injofern eintreten, als 
die MHeberweijungen aus dem Grtrage der Zölle und der Tabadjteuer joweit 
gefürzt werden, daß die Gejammtjumme der Ueberweiſungen — aus dem Ürtrage 
der Zölle und der ſämmtlichen Ueberweifungsiteuern — nicht über den dafür im 
Etat veranjclagten Betrag hinausgeht. 

Ergiebt jih dagegen nach der Rechnung ein geringerer, als der im Etat 
veranschlagte Betrag der Ueberweiſungen, jo joll, wenn und ſoweit derjelbe den 
im Etat feitgejegten Betrag der Matrikularbeiträge nicht erreicht, nad der Be— 
flimmung im dritten Abſatz des $ 1 eine entfprechende Ermäßigung der Matrikular— 
beiträge eintreten. Die lepteren nur in dieſem Falle und nicht fchon dann zu 
ermäßigen, wenn nad der Rechnung die Ueberweifungen zwar nicht ihren ver- 
anjchlagten, aber noch den etwa feitgejegten geringeren Betrag der Matrikular— 
beiträge erreichen, entjpricht der Abſicht des Geſetzes, nur ein Hinausgehen der 
Matrifularbeiträge über die Ueberweifungen auszuſchließen. Die Einzelftaaten 
werden bei der Aufjtellung ihrer Budgets mit der Thatfache zu rechnen haben, 
daß fie mit Sicherheit nur eine Ausgleihung zwiſchen Matrifularbeiträgen und 
Ueberweifungen, nicht einen etwa im Reichshaushalts-Etat veranfchlagten Mehr— 
betrag der Ueberweiſungen über die Matrikularbeiträge hinaus zu erwarten haben. 

Bei der Bemeſſung der Matrifularbeiträge gemäß Abjap 1 und ihrer Er: 
mäßigung im Falle des Abſatz 3 des 8 1 find, felbjtveritändlich die gegenwärtig 
im Reichshaushalt3-Etat unter den Matrikularbeiträgen aufgeführten, thatſächlich 
aber ſolche nicht darjtellenden Beträge außer Berüdjihtigung zu laſſen, welche 
Bayern, Württemberg, Baden und Elfaß-Lothringen an Stelle der für Rechnung 
der übrigen Bundesjtaaten auffommenden Braujteuer, Ueberſchüſſe der Poſt- und 
Telegraphenverwaltung und eigenen Einnahmen der Verwaltung des Reichsheeres 
zur Reichskaſſe zu zahlen haben (Artikel 38, Abſatz 4, Artifel 52 Abſatz 4, 
Schlußbeſtimmung zu Abſchnitt XI der Reichsverfaſſung). 





Im Uebrigen ijt die Begründung gleichlautend mit jener zum vorigen Entwurf. 
Beigegeben ift die Denkſchrift, welche bereitd „Annalen“ 1894 ©. 296 fi. 
zum Abdrud kam. 
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II. 
Entwurf eines Tabaditenergejeges'). 
Erſter Theil. 


Boll. 


8 1. An Zoll it zu erheben von 100 Kilogramm 
1. Tabadblätter, unbearbeitet und Stengel auch Tabadjaucen 40 Mt. 
2. fabrizirter Tabad 
Eigarren und Ligaretten . 2 2 2 202020. 0.900 
anderer . . .. SE, 
Der Bundesrath iſt ermächtigt, Braiil- „Karotten zur Herſtellung von Schnupf—⸗ 
taback unter Kontrole der Verwendung zum Zollſatz von 180 Mark für 100 Kilo— 
gramm zuzulaſſen. 


88 2, 3 = Entwurf von 1898. 


Bweiter heit. 
Hteuer. 
Erfter Abſcknitt. 
Allgemeine Bejtimmungen. 


Die im Bollgebiet hergeitellten Tabadfabrifate unterliegen einer Steuer nad) 
Maßgabe dieſes Geſetzes. Diejelbe wird ohne Rückſicht darauf erhoben, ob zur 
Heritellung Surrogate und Hülfsjtoffe verwendet worden find oder nidt. 

$ 5. Die Steuer ($ 4) beträgt für 

Eigarren und Eigaretten . . ee nn. 25 Prozent, 

Rauch-, Schnupfs und Kautabad . ; . 40 " 
des Fabrikpreijes, d. h. des Preiſes, zu welchen dieſe Sabrifate ausſchließlich der 
Steuer don dem Fabrikanten verfauft werden. 

Für Fabrifate, welche der Fabrifant jelbjt verbraucht oder unentgeltlid ab» 
giebt, it die Steuer nach dem Fabrikpreiſe, zu welchem gleihartige Fabrifate von 
dem Fabrikanten verkauft zu werden pflegen, oder nad ihrem Fabrif-Verkaufs- 
werthe zu berechnen. 

Für Fabrifate, welche der Fabrifant in Kleinhandel ($ 13 Abſatz 3) in einer 
bejonderen von der Fabrik getrennten Verkaufsſtelle abjegt, ift die Steuer ebenfalls 
nach ihrem Fabrikpreije oder Fabrit-Verfaufswerthe zu berechnen; indeß können 
für dieſe Fabrifate nach näherer Beitimmung des Bundesraths auch die Klein— 
verfaufss (Laden-)Preije mit der Maßgabe der Verjteuerung zu Grunde gelegt 
werden, daß davon ein Prozentjaß iu Abzug kommt, defjen Höhe von der Steuer- 
behörde für den einzelnen Fabrifanten beziehungsweije die einzelne Verfaufsftelle 
bejonders fejtgejegt wird. 

$ 6. Die Steuerpflicht tritt ein, fobald die Fabrifate in fertigem Zuftande 
die angemeldeten Räume der Fabrik verlafjen, 

$ 7. Zur Entridtung der Steuer ijt der Fabrikant verpflichtet. 

$ 8. Wie früher, 

8 9. Die Steuer fann auf jehs Monate geftundet werden. 

8 10. Wie früher. 


) S. den Entwurf von 1893 „Annalen“ 1894 ©. 344 fi. 
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$ 11. Fabrikate, welche unter Kontrole ausgeführt, denaturirt oder ver— 
nichtet werden, bleiben von der Steuer frei. 

Rohtaback und Halbjabrikate, ſowie Tabadabfälle aller Art find von dem 
der Sontrole unterliegenden Beitande in Abgang zu ftellen, wenn jie unter 
Kontrole ausgeführt, denaturirt oder vernichtet werden. 

$ 12. Wie früher, nur Biffer 4 geſtrichen. 

$ 13, Abſ. J. II=$ 13 von 1893; neu Abſ. III: 

Derjenige YFabrifant, welcher Kleinhandel mit Fabrifaten in einer oder 
mehreren bejonderen von der Fabrik getrennten offenen Verfaufsitellen betreiben 
will, hat diefen Betrieb in gleicher Weije anzumelden, die einzelnen Verkaufsſtellen 
dabei anzugeben, auch für jede derjelben eine dritte Perſon zu bezeichnen, welche 
der Steuerbehörde als Geichäftsleiter verantwortlich ijt. Unter Hleinhandel wird 
jeder gewerbsmäßige Abſatz an andere Perſonen ald Wiederverkäufer verjtanden. 

$ 14. Bon der Einjtellung des Betriebs ($ 13) haben die Gewerbetreibenden 
der Steuerbehörde jofort Anzeige zu machen. 

$ 15. Wie früher mit feinen Uenderungen in Abſ. I u. III; der frühere 
8 16 ijt weggefallen. 


Zweiler Abfcnitt. 
Kontrole der Pflanzer. 


58 16—24 — $$ 17— 26 des frühern Entwurf!) mit folgenden Nenderungen. 

8 21 (früher 22) Abſ. II lautet: 

Dabei iſt für den nad) der Verwiegung in Folge der Lagerung und Fermen— 
tation eingetretenen Gewicht3verluit ein angemejjener Abzug zu gewähren. 

S$ 22 (23). Für diejenigen Tabadmengen, welche entweder der Verwiegung 
entzogen werden oder deren Räumung nicht nachgewiejen wird, hat der Pflanzer 
eine Steuer von 70 Mark für 100 Kilogramm baar zu entrichten. 

8 25—25g de3 früheren Entwurfs jind weggefallen, 

S 24 (26). Auf Tabadpflanzungen, deren Ertrag ausjchließlid für den 
eigenen Verbrauch des Pflanzerd und jeiner Angehörigen beitinmt ift, finden die 
Beitimmungen der 88 5, 16 Abjap 3, 17 bis 23 dann feine Anwendung, wenn 
ihr Släheninhalt im Ganzen 1 Ur nicht überjteigt und der Pflanzer in dem 
betreffenden Jahr feine anderweiten Grundjtüde mit Taback bepflanzt. Bon 
diejen Pflanzungen iſt bis zu dem von der oberjten Landesfinanzbehörde inner- 
halb des Anbaujahres feitzujegenden Zeitpunfte eine Steuer von 4, Pfennig für 
daS Duadratmeter der mit Tabak bepflanzten Fläche baar zu entrichten. Bon 
der Erhebung diefer Steuer wird abgejehen, wenn der Pflanzer das Grundjtüd 
vor der Ernte unter amtliher Aufjicht umpflügt oder umgräbt. 


Dritter Abſchnili. 
Kontrole des Rohtabackhandels. 


85 25—27 = 88 27—29 früherer Faſſung mit der Nenderung der Steuer» 
jäge des $ 27 in 70 und 120 Marf. 


i), „Annalen“ 1894 S. 349 $ 24 Abſ. II lies: „Erzielung“ und „Geizenziehen”. 
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Vierter Abfnikt. 
Kontrole der Tabadfabrifation. 


88 28—39 = 88 30—41 des früheren Entwurf mit folgenden Aenderungen: 

Zuſatz zu $ 29 (31): Die Steuerbehörde iſt befugt, wo die von dem 
Fabrifanten zur Kontrole der Arbeiter getroffenen Einrichtungen nicht ausreichend 
erjcheinen, bejondere Kontrolmaßregeln anzuordnen. 


$ 33 (35). Ueber den Abjat von Fabrifaten im Zollgebiet hat der Fabrikant 
nad den don Bundesrath zu erlafienden Vorſchriften Fakturen auszuftellen. 

Bor der Entfernung der Fabrifate aus der Fabrik find die Angaben der 
Fakturen in ein von dem Fabrifanten zu führendes Fakturenbuch einzutragen, 
welchem demnächſt die von den Empfängern zurüdgefandten, als ridhtig anerkannten 
Fakturen ($ 40) al3 Beläge beizufügen find. 

Soweit die Fabrifate bereit3 verjteuert oder verzollt jind, it im Yakturen- 
buche hierauf hinzuweiſen. 

Babrifate, welche der Fabrikant jelbft verbraucht oder unentgeltlich abgiebt, 
bat er ebenfalld in dem Fakturenbuche zu vermerken und dabei die nah $ 5 
Abſatz 2 der PVerfteuerung zu Grunde zu legenden Preife anzugeben. 

Ueber Fabrifate, welche der Fabrifant an feine befondere von der Fabrik 
getrennte offene Kleinverfaufsftelle abgiebt, hat derjelbe Fakturen nad) den von ihm 
zu beitimmenden Sleinhandelspreifen auszuftellen und dem Gejcäftsführer der 
betreffenden Berfaufsitelle ($ 13 Abſatz 3) zu überfenden. In dem Fafturen- 
buche find neben den Kleinhandelspreijen die gemäß $ 5 Abſatz 3 der Verjtenerung 
zu Grunde zu legenden Preife anzugeben. 

$ 35 (37). Die richtige Führung der Fabrikationsbücher und ihre Ueber: 
einftimmung mit dem Fakturenbuche, fowie den von den Käufern und den Gejchäfts- 
führern der Fabrifanten zurüdgejtellten Fakturen ($ 40) und den von den Händlern 
und Gejhäftsführern geführten Anjchreibungen ($ 41) unterliegen der SKontrole 
der Steuerverwaltung. Den Oberbeamten ift außerdem die Einſicht der übrigen 
auf die Fabrikation und den Abſatz bezüglichen Geſchäftsbücher des Fabrikanten 
jederzeit geitattet. 

$ 37 (39). Bei Beltanddaufnahmen oder auf anderem Wege fejtgeitellte 
Fehlmengen an Robtabad, Abfällen, Halb» und Ganzfabrilaten fünnen in den 
Sabrifationsbücern in Abgang gejtellt werden, wenn dafür von dem Yabrifanten 
eine genügende Aufklärung gegeben werden kann. Im anderen alle jind die 
Behlmengen zur Verjteuerung zu ziehen. 

Beitehen Zweifel darüber, welder Art von Fabrifaten die Fehlmengen ans 
gehören, jo ilt von ihnen einen eine Steuer von 120 Marf für 100 Kilogramm 
zu erheben; anderenfalls find der Steuerberehnung die regelmäßigen Fakturen— 
preije der betreffenden Art von Fabrifaten zu Grunde zu legen. 

$ 39 (41). Für Betriebe, in welchen nicht mehr als ſechs Perjonen bes 
Ihäftigt und nur Cigarren zum eigenen Vertriebe ded Unternehmerd im Kleine 
handel oder zum Abjap an ſolche Perfonen hergeitellt werden, welche Tabad- 
fabrifate ausfchließlih im Kleinhandel vertreiben, fann nad) Maßgabe der vom 
Bundesrath zu treffenden Beitimmungen eine Erleichterung in der Buchführung 
gewährt oder die Entrichtung der Steuer im Wege der Abfindung angeordnet werden. 

Dasjelbe gilt von Betrieben, in denen vom Unternehmer allein ohne Hilfs- 
perfjonen Eigaretten oder Schnupftabad zum eigenen Vertriebe bergeftellt werden. 

88 42, 43 des früheren Entwurfs weggefallen. 
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Fünfter Abſcknifl. 
(rüber fechfter Abichnitt 88 44, 45.) 
Sonjtige Borfhriften zur Kontrole der Steuer. 


5 40. Wer aus einer Tabadfabrit Fabrifate bezieht, hat die erhaltene 
Faktura mit dem Vermerk zu verjehen, daß der angebene Preis fir die fakturirte 
Waare in Rechnung geitellt worden fei. Die Faltura iſt ſodann dem Fabrifanten 
binnen längitens zehn Tagen zurüczuitellen. 

Derſelben Verpflichtung unterliegt auch der Gefchäftsführer des Fabrifanten 
($ 13 Abjag 3) bezüglich der von dem letzteren erhaltenen Fakturen. 

8 41. Händler mit Fabrifaten, d. 5. Perſonen, welche gewerbsmäßig fertige 
Tabadfabrikate feilhalten, jowie Gefhäftsführer folder Zabrifanten, welche Fabrikate 
im Kleinhandel in befonderen von der Fabrik getrennten offenen Verkaufsſtellen 
abjegen ($ 13 Abſatz 3), haben über die ihmen zugegangenen Fakturen nad 
Vorſchrift der Steuerbehörde Anjchreibungen zu führen und diejelben den Steuer— 
beamten auf Erfordern zur Fertigung von Auszügen vorzulegen. 

Die Bücher, welche die im Abjaß 1 vorgejchriebenen Anjchreibungen enthalten, 
find mindejtend drei Jahre nad) der lebten darin gemachten Eintragung aufs 
zubewahren. 

$ 42. Der Bejik von NRohtabad, entrippten Blättern und Abfällen ift nur 
Pilanzern, Rohtabackhändlern, Fabrikanten und wiſſenſchaftlichen Anjtalten, der 
Beſitz von Halbfabrifaten nur Fabrikanten geitattet. 

Findet jich folder Tabak in anderem Befite, jo wird derjelbe zum Satze 
von 120 ME. für 100 Kilogramm zur Berjteuerung gezogen. 

Auch gepfändeter oder zu einer Erb» oder Konkursmaſſe gehöriger Tabad 
darf nur an ſolche Perſonen veräußert werden, die nach Abjag 1 zum Beſitze 
berechtigt find, Geht folder Tabak an eine nach Abſatz 1 nit zum Beſitze be= 
rechtigte Perfon über, jo ift die der Steuerbehörde alsbald anzuzeigen, welche 
den Tabad bis zur Veräußerung an eine nach Abſatz 1 berechtigte Perſon unter 
amtliche Kontrole nimmt. 


Sehfler Abſchknitl. 
Strafbejtimmungen. 


Entipriht mit einzelnen Aenderungen dem früheren Entwurf fiebenter 
Abichnitt, defien achter Abſchnitt ($ 68) weggefallen it. 


Dritter Eheif. 
Schluß- und MHebergangsbeflimmungen. 


8 65. Mit den in 88 66, 67 gedachten Mafgaben tritt diejes Gefep am 
1. August 1895 in Kraft. Bon demfelben Zeitpunfte ab find alle gefeßlichen 
Borjchriften aufgehoben, welche über die Beiteuerung des Tabad3 im Zollgebiet 
zur Beit bejtehen. 

8 66. Die Beitimmungen in 88 16 bis 24 des Geſetzes treten am 1. April 
1895 für denjenigen Tabad in Kraft, welder von diefem Tage ab im Zollgebiet 
gepflanzt wird. 

Am 1. Juli 1895 haben Pflanzer die noch in ihrem Beſitz befindlichen, 
in den Vorjahren erzeugten Tabadmengen der Steuerbehörde nah Gewicht an— 
zumelden. Für die Tabadmengen treten die Vorjchriften der SS 17 bis 22 mit 
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dem bezeichneten Tage in Kraft. Inſoweit von ihmen bereit3 die Tabaditeuer 
nad dem Geſetz vom 16. Juli 1879 entrichtet it, it Diefelbe baar oder durd 
Anrechnung auf etwa gewährten Kredit nach den nachſtehenden Säßen zurüdzuzahlen: 
für 100 Rilogramm netto 
unfermentirten Robtabnd . . 2» 36 Me. 
fermentirten Rohtaback . . 46 

Für Stengel und Abfälle wird eine Zurückzahlung nicht geleiſtet. 

Auf diejenigen Pflanzer, deren Pflanzungen zur Flächenſteuer veranlagt waren, 
finden die Beſtimmungen im Abſatz 2 keine Anwendung. 

867. Rohtabackhändler und Fabrikanten haben die im $ 13 vorgeſchriebene 
Anmeldung ihres Betriebes fpäteftend am 1. Juli 1895 und bei jpäterem Beginn 
des Betriebes jpätejtend am dritten Tage vor der Eröffnung zu bewirken. 

Nohtabadhändler haben gleichzeitig ihre Vorräthe an inländiihem und aus— 
ländifhem Rohtabad, entrippten Blättern und Abfällen zur Niederlage anzumelden. 
Fabrikanten haben an dem vorbezeichneten Termin die Anmeldung der Fabrif- 
räume ($ 28) zu bewirken und zugleich) der Steuerhebeitelle eine Nachweiſung 
der vorhandenen Beltände an Nohtabad, Halb- und Ganzfabrifaten, Saucen, 
Surrogaten und Abfällen einzureihen. Die Vorfchriften der 88 29 bis 39 mit 
Ausnahme derjenigen, welche die Ausitellung von Falturen und die Führung des 
Fakturenbuchs betreffen, treten für fie mit dem bezeichneten Tage in Kraft. 

Für die am Tage des nkrafttretend des Geſetzes bei Rohtabadhändlern 
und Fabrifanten vorhandenen Vorräthe an Tabadblättern, an ausländischen Tabad- 
ftengeln, welche nachweislich al3 ſolche verzollt find, und an ausländiſchen Tabad- 
faucen, jowie für die an diejem Tage bei Fabrifanten innerhalb der angemeldeten 
Fabrikräume vorhandenen Vorräthe an im Zollgebiet hergeftellten Fabrifaten wird 
der gezahlte Zoll beziehungsweije die gezahlte Steuer baar oder durd Anrechnung 
auf etwa gewährten Kredit nad) den folgenden Sätzen zurüdgezahlt: 

für 100 Kilogramm netto 


unfermentirten Robtabad . . 2 2 2020..86 Me. 
fermenticre re ar 
entrippte Blätter - -. 2 2 2 2 2.49 5 
ausländijche ee Be Rn Aa, Ya at 
Eigarren . . u ee ae Te a 
Eigaretten: 

1. one Mndfüd . . 2 2 2 UI 

2. mit Munditüd . > 2 on nn 34 
Rauchtaback: 


1. ganz aus Blättern oder ganz aus Stengeln, 

welche nachweislich als ſolche verzollt ſind, 

oder aus einem Gemiſch beider . . . 49 „ 
2. überwiegend aus Blättern oder überwiegend 

aus Stengeln, welche nachweislich al ſolche 

verzollt jind, oder überwiegend aus einem 


Gemisch beider. 2 2 nn 32 

G-OHBELEE u oe er er AB 

HHHUBTIObRER. <. u an ea re 
Rautabad . . 43 


Für die am Tage des Inkrafttretens des Geſebes vorhandenen Vorräthe 
an halbfertigen Fabrikaten beſtimmt die oberſte Landesfinanzbehörde die zu zahlende 
Vergütung nach Verhältniß der vorſtehenden Sätze. 
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Für im Auslande bergeitellte Fabrikate, für andere al3 die oben bezeichneten 
Stengel, jowie für Abfälle von der Fabrifation wird eine Zurüdzahlung nicht 
geleitet. 

S 68. Fabrifate, welhe am Tage des nkrafttretens des Geſetzes ſich 
außerhalb der vom Fabrifanten nach $ 28 angemeldeten Betriebsräume befinden, 
unterliegen einer Nachiteuer, gleichviel ob der Inhaber ein Handels oder Gewerb— 
treibender ift oder nicht. 

Die Nachſteuer beträgt: 


für Cigarren. . MA el dad Taufend 

„ igaretten . ur “m 

»„ NRaudtabad . . 2... 16 22.0 Ka 100 Kilogramm netto 
„ Schnupftaback. MH 2 nn — — 
Kautabak.. 64 


Auf Antrag kann jtatt der Nachſteuer nach den vorſtehend feſtgeſetzten Sahen 
die Tabackſteuer nad) $ 5 von dem nachweislich gezahlten Preiſe mit der Maßgabe 
erhoben werden, daß vor Berechnung der Steuer der nachweislich gezahlte Preis 
um die im $ 67 feitgejehte Vergütung gekürzt und von dem berechneten Steuer- 
betrage die vorbezeichnete Vergütung in Abzug gebraht wird. Hierbei ijt Die 
im $ 67 für Cigarren und Cigaretten feitgejegte Vergütung mit 3,3, Mark für 
das taufend Cigarren und mit O, Mark für das taujend Cigaretten (ohne oder 
mit Mundſtück) in Anjag zu bringen. 

Nach näherer Beitimnung des Bundesrath3 kann für Vorräthe, deren Ver— 
fauföwerth aus bejonderen Gründen weſentlich verringert ijt, eine Ermäßigung 
der Nachiteuer gewährt werden. Das Gleiche gilt für die Vorräthe Eleinerer 
Händler, jofern diejelben deren regelmäßigen Beſtand nicht überjchreiten.. Auch 
jonjtige betreff3 der Nachitener erforderliche Erleichterungen und Ausnahmen zus 
zulaffen, it der Bundesrath ermächtigt. 

8 69. Die Nachſteuer bleibt unerhoben von Fabrikaten, welche unter amtlicher 
Kontrole ausgeführt oder in eine öffentlihe Niederlage oder auf ein unter amt= 
lichem Mitverfchluß ſtehendes Privatlager gebracht werden; für ſolche Fabrifate ift 
die Ausfuhrvergütung nad) den bisher geltenden Beſtimmungen zu gewähren. 

$ 70. Bon der Nacdhiteuer find befreit: 

a) für den eigenen Berbrauch beitimmte Vorräthe, wenn die Geſammtmenge 

nicht mehr als 5 Kilogramm beträgt. 
Inhaber größerer Mengen haben feinen Anſpruch auf Abzug der 
fonjt von der Nachiteuer freigelafjenen Mengen. 

b) Fabrikate, welche unter amtlicher Kontrole denaturirt oder vernichtet werden. 


$ 71. Die Entrihtung der Nachiteuer liegt dem Inhaber der nachſteuer— 
pflihtigen Fabrikate ob. Der lebtere hat die am Tage des Anfrafttretend des 
Geſetzes in feinem Bejig befindlichen Vorräthe an Fabrifaten, ſowie die jpäter an 
ihn gelangenden Sendungen von Fabrikaten, welche der Tabaditeuer nah Mafgabe 
diejed Geſetzes noch nicht unterlegen haben, der Steuerbehörde anzumelden. 

$ 72. Die Beträge der zu entrichtenden Nachſteuer werden, ſoweit nöthig 
nah vorgängiger Reviſion, durch die Steuerbehörde feſtgeſetzt. Die bei der 
Revifion erforderliben Handleijtungen hat der Juhaber der nadjiteuerpflichtigen 
Fabrikate auf Verlangen zu leiften oder auf feine Koſten leiſten zu lafjen. 

$ 73. Die näheren Beltimmungen über Die Kontrofe, Erhebung und 
Kreditirung der Nachſteuer erläßt der Bundesrath. 
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$ 74. Wer den vorjtchenden Beitimmungen zuwider Fabrifate zur Nach— 
fteuererhebung nicht oder nicht volljtändig anmeldet, macht fi der Nachſteuer— 
defraudation ſchuldig. Diejelbe zieht die gleiche Beitrafung wie die Defraudation 
eines der Nachſteuer gleichfommenden Tabadjteuerbetrages nad) fic. 

Wird feitgeitellt, daß eine Nachiteuerdefraudation nicht hat verübt werden 
fünnen, oder daß eine folche nicht beabjichtigt gewejen ift, fo findet nur eine 
Ordnnungsitrafe nad) $ 56 itatt. 

$ 75. Die in Beziehung auf das Strafverfahren im 8 63 getroffenen 
Beitinnmungen finden auch auf das Verfahren wegen Nacdjiteuerdefraudation Ans 
wendung. 


Begründung. 


Dieſelbe ſchließt ih, zumal in ihrem allgemeinen Theil, ziemlich eng an Die 
Begründung des früheren Entwurf3 an. Es genügt daher, die bemerfenswertheren 
Stellen, die neu hinzugekommen find, wiederzugeben, 

Bon der Abficht des früheren Gefepentwurfs, der Fabrifatfteuer aud die 
ausländijhen Tabadfabrifate zu unterwerfen, ijt mit Rückſicht auf Die 
Schwierigkeit, die im Auslande ausgeitellten Falturen auf ihre Nichtigkeit zu 
fontroliven, in vorliegenden Öejegentwurfe abgegangen. Die Steuer joll auf Die 
im Inlande hergeitellten Fabrikate bejchränft werden, fodaß der aud dem Aus— 
lande in Form fertiger Fabrifate eingehende Tabak aud künftig nur der Ent— 
rihtung des — jelbitveritändlich entfprechend zu erhöhenden — Zolles unterliegt... 

Der Mehrbelajtung durch die Prozentiteuer jteht die Entlaftung gegenüber, 
weiche aus dem Fortfall der Inlandsiteuer beziehungsweife aus der entſprechenden 
Bollverminderung folgt. Auf Grund des Zeugniſſes von Sachverſtändigen, daB 
an Rohtabad zur Heritellung von 


1 Mille Eigarren . . . .» durchſchnittlich 8 kp. 
1, Cigaretten. u as 
100 kg. Raudtabad . . .» . R 111 
100 „ Schnupftabad . . . 2 72 


100 „ Rautabad, 
foweit die dazu erforderliche 
Sauce im Inland hergeitellt 


IUREDET = 0: Se an en en, — 110 
ſoweit dazu ausländiſche Sauce 
verwendet wird. 80 . 
erfordert werden, ijt die Entlaftung für 

Eigarren auf. 33708 M pro Mille 
Gigaretten sa a a ; 
Raudtabad - ... . et 100 KR 
Schnupftabakfkee 2020202260 4100, 
Kautaback ee te ee. 00 


ermittelt... 

Die dem Raucher in weitgehendem Maße gegebene Möglichkeit, in der Art 
ber Befriedigung ſeines NRauchbedürfnifjes zu wecjeln, fuwie der Umftand, daß 
die große Maſſe des Verbrauchs nur unbedeutend mehr belaftet wird, 
rechtfertigen die Erwartung, daß es zu einer merklichen Abminderung des Konfums 
nicht fommen wird. 
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Man bat geltend gemacht, daß das deutihe Volk für jein Rauchbedürfniß 
nur eine bejtimmte Summe aufzumenden habe, und daß deshalb, wenn der Tabad 
durd eine höhere Abgabe vertheuert werde, der Konjum um dasjenige Quantum 
zurüdgehen müfje, defjen Werth dem Betrage der Fünftigen Mehrbelajtung ent= 
iprehe. Zum Beweiſe wird angeführt, daß der im Kahre 1878 ermittelte Faktura— 
werth der gejammten im Bollgebiet verbrauchten Tabadfabrifate (226 Millionen 
Mart — Anlage V de3 Berichts der Taback-Enquete-Kommiſſion) dem Geſammt— 
werthe der gegenwärtig zum Konſum gelangenden Fabrikate (290 Millionen Mark 
— Anlage 2), auf den Kopf der Bevölkerung gerechnet, nahezu gleihfomme, Er 
habe früher 5,;, Ab. betragen und belaufe jich jet nicht höher als auf 5,55 Ib, 
fei alfjo nur um 1 Pfennig pro Kopf und Jahr geitiegen. Daraus erhelle, daß 
durch die im Jahre 1879 eingetretene Erhöhung der Steuer die Raucher ges 
jwungen worden feien, ihren Konjum an Tabad dauernd um denjenigen Geldbetrag 
einzufchränfen, welchen jie jeitdem jährlih mehr an Steuer zu entrichten hätten. 

Bei diefer Beweisführung iſt unberüdiichtigt gelaffen, daß feit dem Jahre 
1879 die Preiſe für ausländifhen Rohtaback, namentlicy die für den Maſſen— 
verbrauch bejtimmten geringeren Sorten, in einem die Steuererhöhung zum 
größten Theile ausgleihenden Maße zurüdgegangen find. Die Behauptung, 
daß die Fabrifanten genöthigt geweſen jeien, in Folge der Steuererhöhung 
den Preis ihrer Fabrifate um den entiprechenden Betrag hinaufzuſetzen, iſt des— 
balb zum überwiegenden Theile unrichtig. Wenn das deutjche Volf heute nicht 
wejentlich mehr für Taback aufwendet ald früher, jo hat dies allein darin jeinen 
Grund, daß die Stärke des vorhandenen NRauchbedürfnifjes inzwifchen nicht merk- 
lich gewachſen it. In welchem Maße der Umfang des Verbrauchs von der Ent— 
wickelung der Geſchmacksrichtung beeinflußt wird, dafür liefert das Beiſpiel des 
Konjums an Bier, welches in der Gewöhnung des deutjchen Wolfe mit dem 
Taback auf gleicher Linie jteht, vollgülrigen Beweis. Das Bier ijt feit Erlaß des 
norddeutichen Brauſteuergeſetzes nicht billiger geworden; gleichwohl hat ſich der 
Verbrauch innerhalb der Brauftenergemeinshaft in den lebten 15 Jahren jtetig 
fteigend, auf den Kopf der Bevölferung um mehr als 40 Prozent gehoben. 

Es wird ferner geltend gemacht, dad, nachdem im Jahre 1879 die Steuer für 
infändifchen Tabak von etwa 4 M auf 45 MA, der Zoll für äusländiichen Tabad 
von 24 A auf 85 M. für 100 kg erhöht worden, der Verbraudh pro Kopf 
bon 1, kg alöbald auf 1,, kg, das heißt um 22 Prozent zurüdgegangen fei 
und auch bis jebt die vormalige Höhe nicht wieder erreicht habe, indem er aus— 
weislich der Statijtif gegenwärtig erſt 1,, kg durchichnittlich betrage. Diefer Schluß 
eriheint jedoch willfürlih. Zunächſt fommt in Betracht, daß wir eine Statijtik 
des Tabadverbraudes nicht beſitzen. Die vorliegenden ftatijtiihen Angaben ergeben 
nur, welche Mengen inländischen Nohtabads jährlich zur Bejtenerung und welde 
Mengen ausländiihen Rohtabads jährlich zur Verzollung gelangt find. Es fehlt 
aber an Nachweiſen darüber, in welchen Jahren die Rohtabade verarbeitet, welche 
Mengen von Fabrifaten daraus hergeitellt und in weldhen Jahren die legteren 
endlich” zum Verbrauch gelangt find. An der Natur der Sache liegt e8, daß ein 
in einer Periode eintretender abnormer Zugang an Rohwaare, welcher die Beſtände 
in außergewöhnlichem Maße verjtärkt, eine vermindernde Nachwirkung auf die 
Zufuhr in der folgenden Periode ausüben muß, in welcher die VBorräthe allmälig 
von der Induſtrie verarbeitet werden. Zu wiederholten Malen hat die auf er— 
wartete Steuererhöhung gegründete Spekulation zu einer fo übermäßigen Steigerung 
der Rohtabadeinfuhr Anlaß gegeben, daß die Induſtrie beziehungsweife der Konjum 
die zugegangenen Mengen erſt im Laufe von Jahren aufzunehmen vermocht hat. 
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Die zeitweilige Ueberführung des inländischen Marktes mit Nohtabad mußte, fo 
oft fie eintrat, regelmäßig wieder ein außerordentliches Zurüdbleiben in dem Zugange 
neuer Rohwaare mit Nothwendigfeit zur Folge haben. Auf den Umfang des 
Verbrauchs von Tabadfabrifaten haben diefe Bewegungen im Handel jedoch feinen 
Einfluß üben fünnen. 

Aus alledem erhellt, wie die Nohtabaditatiftif ein allenfalls zutreffendes 
Bild von der Gejtaltung de3 Konfums nur in ganz normalen Zeiten gewährt. 
Als ſolche ſind die fiebziger Jahre und die erite Hälfte der achtziger Jahre wegen 
der in dieſe Periode fallenden mehrfahen Steuerprojefte und ihrer Folgewirkungen 
nicht anzufehen. Unbeeinträchtigt von außerordentlichen Urjachen iind dagegen 
die Perioden 1861/70 und 1884/91, von denen die eritere nad) der Statijtif 
einen durchichnittlichen Jahresverbrauch von 1,; kg, die leßtere von 1,, kg pro 
Kopf aufweilt. Mag auch unter dem vormaligen Syjtem der Flächeniteuer Die 
inländifche Tabaderzeugung ſtatiſtiſch etwas — vielleicht um O,, kg pro Kopf — 
zu niedrig nachgewieſen worden fein, jo jteht doch hiernach feit, daß der Konſum 
mindeſtens nicht zurüdgegangen ift. Daß die Wirkung des neuen, auf dem Syſtem 
der prozentualen Werthbejteuerung beruhenden Gejeges nachtheiliger als die des 
geltenden Geſetzes jich geitalten möchte, ijt nicht anzunehmen. 

Das Kontrolſyſtem, auf welches die Fabrifatbejteuerung gegründet werden 
foll, it, joweit thunlich, einfach und wenig beläjtigend geitaltet worden. 

Die Intereſſenten haben dies ziwar mit Bezug auf den vorjährigen Gejep- 
entwurf unter dem Hinweis auf die Anzahl der Vorfchriften, welche ſich auf 
Kontrolen und Strafen beziehen, bejtritten und die Borjtellung verbreitet, daß 
die Kontrolen, unter die das Gewerbe gejtellt werden jolle, von aufergewöhnlicher 
Härte jeien. Die Vergleihung des vorliegenden Gejegentwurf3 mit allen bejtchenden 
Steuergejeßen, namentlidy mit dem Branntweinjteuers und dem Zuckerſteuergeſetz 
beweilt dagegen, daß der gegenwärtige Entwurf die Kontroleinrichtung wejentlid 
leichter gejtaltet hat, al3 e3 in einem früheren Steuergejeg jemals der Fall ge— 
wejen ijt... 

Auf eine Sicherung der Berjteuerung durch Anbringung von Banderolen 
oder Stempelmarfen an den Fabrifaten ijt verzichtet worden. Die Nichtigkeit der 
Buchführung der Fabrikanten joll in anderer Weije gejichert werden. Der vor— 
jährige Geſetzentwurf wollte zu dieſem Zweck die jtenerliche Aufjicht auf den Handel 
mit Tabadfabrifaten mit eritreden, jo daß die Händler gleich den Nohtabadhändlern 
und Fabrikanten verpflichtet gewejen jein würden, ihren Betrieb bei der Steuer: 
behörde an- und abzumelden, ihre Betriebsräume nachzuweiſen und jich jederzeit 
die Nevilion ihrer Vorräthe gefallen zu lafjen. Das Beitreben, das Syſtem zu 
vereinfachen und das Maß der Kontrole einzujchränfen, hat zu einem neuen Vor— 
jchlage geführt. Jeder, der aus einer Tabadjabrif Fabrifate bezieht, joll bei 
Vermeidung von Zwangsmaßregeln gehalten jein, die enıpfangenen Fakturen, mit 
einem ihre Nichtigkeit anerfennenden Vermerk verjehen, binnen einer kurzen Friſt 
dem Yabrifanten zurüdzujtellen, damit jie al3 Beläge dem Fakturenbucd beigefügt 
werden. Für den unredlichen Fabrikanten wird dadurd) die Möglichkeit ausgejchloffen, 
ohne Mitwirkung des Waarenempfängers eine Steuerdefraudation in der Weije 
zu begehen, daß er in das Falturenbuc einen geringeren Betrag als den 
fafturirten einträgt. Der Gefahr, daß fakturirte Beträge in das Fakturenbuch 
überhaupt nicht eingetragen werden, wird durch die Fabriffontrofe begegnet. 
Daneben joll zur Verſtärkung der jteuerlichen Sicherheit die frühere vorgejehene 
Berpflihtung der Händler, über den Zugang von Fabrifaten auf Grund der ihnen 
zugegangenen Falturen Anjchreibungen zu führen und diefelben den Steuerbeamten 
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auf Erfordern zur Fertigung von Auszügen vorzulegen, in der Beichränfung auf 
die aus Fabriken bezogenen Tabadfabrifate, al3 Hilfsfontrofmittel beibehalten 
werden. Eine Kontrole des Gejchäftsbetriebes der Händler ift durd) diefe An— 
ordnung nicht bezwedt; diejelben bleiben im Webrigen nach der Abjicht des vor— 
liegenden Entwurfs von jeder Beihränfung und Aufficht frei. 

Wie das neue Syitem bei der vorbezeichneten Kontroleinrihtung auf die 
Induſtrie wirfen wird, iſt mit voller Sicherheit felbjtverftändlich nicht voraus— 
zufagen. Ein zahlreiher Kreis von Perfonen ift dabei betheiligt. Die Möglichkeit 
einer Gefährdung fommt allein bei der Cigarrenfabrifation in Betracht. Erwägt 
man aber, wie unwahrſcheinlich ein Verbrauchsrüdgang bei der mäßigen Mehr 
belajtung des Maſſenkonſums it, wie andererjeit3 die herrjchende Gejchmads- 
richtung fi) immer mehr der Eigarre zumwendet und welche Anpaffungsfähigfeit 
an die Beiteuerung gerade die Cigarre unzweifelhaft befigt, jo erjcheint Die zu— 
verfihhtliche Hoffnung begründet, daß der Webergang zu der Fabrifatiteuer von 
der Induftrie ohne wejentliche Erjchütterung überwunden werden wird. Die Be- 
fürchtung, daß derjelbe die Entlafjung eines beträchtlichen Theile der zahlreichen 
in der Cigarrenfabrifation befchäftigten Arbeiter zur Folge haben wird, braucht 
demmad) nicht gehegt zu werden, 

Dem Entwurfe find 19 Anlagen beigefügt, von denen hier die Anlagen 6, 
8, 12, 18 und 19 abgedrudt werden. 





Anlage 6. 
Rünftiger Einkaufspreis des Händlers. 
(Künftiger Fakturapreis + Steuer.) 
Künftiger z ; 
Fakturapreis Steuer Zujammen 
sb. Sb Ak 
1. Eigarren: 
1 Mile . . . 2... 86 125 9,91 45,186 
100.88 2 601,2 150,455 752,275 
2, Eigaretten: 
Ra 1 111 Pu Eee 11,s025 2,481 14 2406 
1 1 3 u 926,1 231,825 1 157,025 
3. Bautabak, 100 kg... . 266,05 106,2 372,4 
4. Schnupftabak, 100 ke . . . 123,74 49,196 173 ‚256 


5. Rauchtaback, 100 kg . . . . 112, 56,325 168,075 





468 Entwürfe zur Reichs-Finanzreform von 1895. 


Anlage 12, 


Beſteuerung ber 
bei einem Einheitsjfage von 30 Prozent im Vergleich mit der bisherigen 








3. 
Künftige Belaftung 
Bisheriger nach den Süßen des Gelegentwurfes 
Fakturapreis 
— zugleich Bisherige 
bisheriger 1 Belaftung 
Einfaufspreis] 
des Händ- SGoll und Zoll eg 
lers — (ein | Steuer) 5 do und Jeeinſchlieflih 
ſchließlich Zoll Steuer Steuer Zoll und 
und Steuer) zufammen Ztene: 
se . | se 4 
1. Gigarren . . | 217 250 000 30 937 500 12 375 000 49 671875 , 62046 875 | 248 359 375 
2. Gigaretten . 7 200 000 688 500 324 000 | 1 708 875 2 032 875 854375 
| ’ 
3. Kautabad . 12 400 000 3 147 512 1 389 520 | 4 256 803 5 646 323 14 898 *11 


4. Schnupftabad 8 250 000 1981 500 537000 ı 2722200 | 3259 200 95277 
| 


5. Rauchtabad . | 45780900 | 16 201 518 4741120 | 13728201 | 18469321 | 480487 
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beziehungsweiſe mit der im Geſetzentwurfe in Ausficht- genommenen Belaitung. 





5. 
dei der Feſtſezung einer gleich- 
mäßigen Steuer von 30 Prozent 





6. 


würde betragen: Belaſtung 
Ye fünftige Belaftung —— a. b. 
—— | Eitani dr Di 
' => nach dem egung einer 
! b. ‚ Händlers Gef & ’ gleichmäßigen 
| (einichließ. JGelebentwurfe] Steuer von 
hie doll und | u h er 30 Prozent 
Ser | ter | und b 
T zuſammen U" + mer as —— 
« Ri se A Ab 






| Steuer) 


59606 250,71 981 250 258 293 750 
200 650 2374650, 8886 150 
3192602 
2041650 
10236 151 


2578650) 8847 150|+ 





15 037 271| 44 616 653)+ 2267 803 — 


31109 375,+ 41 043 750 
1344 375+ 1686 150 


4582 122) 13834610|+ 2498 811|+ 1434610 


1277 7000-+ 597150 


1164 247 


4; 


Gegenüber der bisherigen Die bisheri 
-. 1 Die bisherige 
Belaftung beträgt die künftige herig 


Belaftung 


beträgt von |- 


dem bis: 


berigen Ein- 


faufspreife 


14,24 
9,56 


25,08 
24,02 
35,80 


des Händlers 


Bigarren galeich 
1 gefest wird | 





8 
Die künftige Belaftung wird 
von dem künftigen Eintaufs- 
preife des Händlers betragen: 





a. b. 


bei der Feſt— 
feßung einer 





nach dem 





Geſetz⸗ gleichmäßigen 
Steuer von 
entwurfe 30 Prozent 
380 TEE 
EIS: 8233 
Pro⸗ E En Rro- 53 En 
"53 au. 
2 Eu u bo 
zent E35 Z zent z * 
I nn EI Fan 











23,70) 0,5 | 26,72 | O,os 
37,0 | ls: | 33,15 | 1, 
3a) 1,7 | 29,15) 1,os 
3884| 15 1880| 1a 
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Anlage 18. 
Srgebnifle der Tabackbeſteuerung 


in den 
wichtigeren europäiſchen Staaten. 















Be⸗ 
vblkerung 











Jahr | Einnahme | Ausgabe | Reinertrag Bemerkungen 


Köpfe 





1. £rankreidy. ') ) Die Tabadbeiteue 
ung fiıdet in d 
Francs Franch Franes ech, | RE. PIFres. RE, Te nee Mon 


1891 |871 533 740] 65.071 000 [306 462 740 | 88 343 192 [9,00 | 7,5 [7,0 6 | pols ftatt 
1892 [376 660 958 | 65 963 000 | 310 698 000 | 38 343 192 | 9,2 | 7,05 Sao | 620 


2. Italien.) ) Mie zu 1. 
Lire fire rite Lire | ME | Lire | Mt, 
1890/91 | 189 547 119 | 44 721 972 | 144 825 146 |30 347 291 | 6,25 | 5,06 | 4,17 | 3,s6 
1891/92 | 193 000 000 | 42 285 188 | 150 714 862 | 30 347 291 | 6,ss | 5,16 | 4,07 | 4,08 
1892/93 | 193 000 000 | 40 792 414 | 152 207 586 | 30 535 848 | 6,32 | 5,15 | 4,0s | 4,0s 
1893/94 | 193 500 000 | 40 799 854 | 152 700 146 | 30 535 848 | 6,» | 5,14 | 5,00 | 4,05 








3. Oeſterreich.) ) Wie y: 1. 
Gulden Buben Gulden Guld. RE. | Bule.| ME. 
1892 84 211300 [30 173 900 | 54 037 400 |23 895 413 | 3,52 | 5,0 | 2,26 | 3,54 
1893 85 297 750 [30 505 200 | 54 792 550 [23 895 413 | 3,57 | 6,07 | 2,20 | 3,0 
4. Ungarn. ‘) ) Wie zu 1. 
Gulden Gulden Gulden Gufe.| ME. JGuld Mt, 


1892 49 554 700 | 17 756 000 | 31 798 700 | 17 463 473 | 2,4 | 4,ss | 1,52 | 3,00 
1893 49 598 637 |17 738 000] 31 860 637 | 17463 473 | 2,84 | 4,ss | 1,ss | 3,0 


5. Spanien.’) 5 Wie zu 1. 
Tefetas Pefetas Tefetas Peſet. DIE, JPeſet. Ml. 
1890/91 |154 339 923 63 053 003 | 91 286 920 | 17 678 838 | 8,75 | 7,07 | 5,17 | 4,10 
1891/92 — — 93.079 584 117 623 888s) — | — [dr 4 
1892/93 _ — 95 203 307 117 673888] — — 5,» |4,sr 


en 
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Finnabme | Reinertrag 


pro Kopf | pro Kopf 


Jchr | Einnahme] Ausgabe | Reinertrag — Bemerkungen 


in 
Mark 





in 
Köpfe Mark 





6. Großbritannien. ‘) °, Der en im 
© RE Dre ’ Inlande iſt ver» 
Pfund Sterl. | Pfund Sterl. | Pfund Sterl. —— Mart ae Mart boten. Die 


9 |10135 666| 448 176| 9687 490] 37 880 764] O,s0s | 5, | 0,250 | 5,2 — a 


98 110316 761] 443900 | 9 872 8611 37 880 764] O,ara | 5,55 | O,20ı 5, a⸗ Wege der Verzoll⸗ 
ung. 


7. Deutſches Reich mit LZuremburg. ‘) ) Die Verwaltungs- 
foiten für die Er— 


Brutto- Grbeb- bebung der Tabad- 
Einnabme | ungs- und zölle find auf 119% 
abzüglich | Verwalt⸗ = Bruttoeinnahme 














der Aus= | ungsfoften geichätt. 

fuhr⸗Ver⸗ Die für Erhebung 

gütungen der Tabackſteuer an 
Mart Mart Mart Mare Mart gejehten Ausgaben 


File. find den Einnahmes 
Tabad- feftitellungen ent» 
kraer. nommen. 
8/91 N 

a. 143 035 963] 4 553 2051 38 482 758 


11943 184| 646 470] 11 296 714 





54 4979 147] 53199 675] 49 779 472] 49 633 615 — 100% 





mw 
a. |44 258 530] 4 868 438] 39 390 092 
b. 111 792 289] 5340461 11 258 243 


56 050 819] 5 402 484] 50 648 335] 50 510 000 09 — |1,00”° 


44 863 226 
11 788 651 


4 934 955] 39 928 271 
542 576] 11 246 075 












5 477 531] 51 174 346] 51 170 000 a) — 1,09 
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Anlage 8. 


Ertrag der künftigen Tabackbeſteuerung 
1. Im Zollgebiete hergeſtellte Fabrikate. 


a) Steuer. 














Künftiger Steuer 
Fakturawerth Betrag 
% Prozentiak pi 
1, Eigarıen . . . 2 2 2.2. 198 687 500 25 | 49 671875 
2, Eiparetten . . 2 2 20. 6 835 500 25 | 1 708 875 
3. Kautabadd . : 2.2 2 2. 10 642 007,5 40 | 4 256 803 
4. Schnupftabad . . . 2... 6 805 500 40 2 722 200 
5. Raudbtabad . . . 2» 2... 34 320 502,5 40 | 13728 201 
zulammen . . . 257 291 010 | | 72087 954 
b) Robtabadzoll. 

479 722 Doppelzentner Nobtabad a 40 Mart . . . 2 2 2... 19188880 
Summe . - . 91276834 

Mit Rückſicht auf die ——— der — — des —— Kon— 
ſums werden 5 Prozent mit . . ; 4 563 842 
in Abzug gebracht, fo daß verbleiben a tee ee SORTE DIR 


2. Aus dem Auslande eingeführte Fabrikate (einſchließlich Saucen). 
Zoll. 
Geſchäßzt uf -. -» . 2... 80 — 4 100 000 


Ueberhaupt —— 008312992 
Verwaltungskoſten, geſchätzt auf. . . 4000 000 


Bleibt Nettoeinnahme 2... 86812992 
Diefelbe beträgt gegenwärtig ungefäbt . . 5 000 000 


Mitbin — — 32 000 000 


Anlage 19, 


Die Tabackfabrikatſteuer in den Dereinigten Stanten von Amerika. 


Die Beiteuerung des Tabads in den Vereinigten Staaten von Amerika war 
bis in die neuejte' Zeit (bis 1891) eine doppelte: einmal mitteld der ligenzartigen 
Gewerbeſteuer (special tax), jodann mittel3 der Verbrauchabgabe 
von den im Inlande erzeugten oder aus dem Wuslande eingeführten, in den 
inländischen Verbrauch übergehenden Fabrikaten. Die Spezialtare erfaßte, 
die Tabadproduzenten freilajjend, die Fabrikanten und Händler mit Nohtabad 
und Zabrifaten. Die Fabrikatſteuer, welche allein jetzt noch zur Erhebung 
gelangt, liegt den Fabrifanten ob, greift jedoch mit Rontrolmaßregeln auch über 
auf die Händler, in gewilfen Beziehungen auch auf die Tabadpflanzer und auf 
die Verbraucer. 
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Die Spezialtare war durch das Gejeg vom 3. März 1883 (bull de 
stat. 1883 I ©. 543) ermäßigt und iſt feit 1. Mai 1891 durd die Mc. Kinley— 
Tarifbill vom 1. Auguſt 1890 aufgehoben worden — Handelsarchiv 1890 
1S. 676). Sie betrug 





jährlich 
vom 1. Mai 

1883 ab früher 

Dollars Dollars 

für Händler mit Robtabad . . } F 
„Kleinhändler mit Robtabad . er 

und für den jährlichen Verlauf 1 EEE 500 Dollars 1000 —* 

ur 

„ Händler mit fabrizirtem Tabad . 5 

Fabrikanten von Rauch, Hau: und > Schnupftabad 10 

u Cigarrenfabrtianten 10 

. Daufizer mit Tabad 

. Klaſſe (mit mehr als 2 Pierden, Mauleieln oder 

anderen Thieren reiſend di a ae & 50 

U. „ (mit 2 Pferden = ; 25 

Il. „ (mit 1 Pferd ic.) 15 

IV. „Gu Fußod. mit öffentl. Fabrgelegenbeit reiſend) 10 





Unter Kleinhändlern mit Rohtaback wurden ſolche verſtanden, welche Roh— 
taback in kleineren Mengen, als in Originalfäſſern, Kiſten oder Ballen, oder 
welche unmittelbar an Konſumenten oder an andere Perſonen, als an eingetragene 
Tabackhändler oder Fabrikanten oder an Exporteure verkaufen, Geſchäftsbetriebe, 
welche den eigentlichen Rohtabackhändlern verboten ſind. Der unverhältnißmäßig 
hohe Satz der Spezialtaxe hatte zur vollſtändigen Unterdrückung dieſer Klein— 
händler geführt: im Fiskaljahr 1881/82 werden noch 10, im Fiskaljahr 1890/91 
nur noch 3 aufgeführt. 

Nah Aufhebung der Spezialtaren ift nur noch die Verpflichtung verblieben, 
daß jeder Groß- und Kleinhändler mit NRohtabad, jeder Fabrikant und Haufirer 
bei dem collector des Dijtrift8 feinen Namen, die Firma, die Wohnung und den 
Drt, an weldem er das Gejchäft betreibt oder betreiben will, anzugeben hat. 
Auf die Händler mit Fabrifaten erjtredt fi) die Anzeigepflicht nicht. 

Es hat betragen: 





Am Ende des Fiskaljahres 


die Zahl der 








1874/75 | 1881/82 | 1886/86 | 1890/91 
— 3.089 
“ll su 


3593 

mit einem Umfat bis zu 
000 Pfund . — 1285 |f 4886 1 266 
—— mit Rohtaback 3 


—— 10 | 
ler mit —— irtem Tabad : 321503 | 394692 | 518924 | 611411 
—— von —— RM und Shnupf- 
988 870 950 1021 


Sonsenfobetate 2.2.2.1 1507 | 13994 | 18890 | 218897 
Haufirer —— 1315 | 1650 | 1477 
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Die heutige Einrichtung der Fabrikatſteuer hat ji erjt allmälig ent- 
widelt. Früher hatte der Fabrifant die von ihm im Laufe eines Monats ber: 
geitellten, verfauften oder weiter begebenen Tabadfabrifate bis zum 10. des 
folgenden Monats eidlich anzugeben und jodann vom 20. dieſes Monats an 
innerhalb 10 Tagen die darauf fallende Abgabe zu entrichten. Alle Fabritate 
mußten, bevor fie verbraudt oder zum Verkauf aus der Fabrif entnommen 
wurden, von einem Beamten (inspector) revidirt werden; zum Zeichen der Nevijion 
jegte derjelbe einen Stempel auf die repidirten Fabrifate, welche die Art und 
Menge des Inhalts bezeichnete. Ohne folchen Stempel durften feine Fabrifate 
im Verkehr fein, 

Eine wejentliche Aenderung brachte das Gefeß vom 21. Juli 1868, indem 
e3 den Verpadungszwang für die Tabadfabrilate (mit wenigen Ausnahmen Heine 
Padete) und den Grundjag einführte, daß die Fabrikate, gehörig verpadt, mit 
einer die Steuerentridtung anzeigenden Stempelmarfe (vom Fabrifanten) verjehen 
werden müſſen, bevor das Fabrikat den Ort der Herftellung verläßt. 


Die Entwidlung der Steuerjäße zeigt folgende Ueberficht: 


1. Steuerjäße für Cigarren und Gigaretten, 





Gigarren Gheroots Gigaretten 
F bei einem 





nach dem Geſetz 




































































— — [Für 1009 Stüd bei einem Werth] "gu... 2 | ® 
des Tauſends von * bg Batch Too une 
in wicht | ber I Über | gper | 7 > 5— 
über ad re Tauſends | einem Werth ie — 
vom Geltung s 110 20 zu vol Packets von 
vont Dotlars| Dollars] Dolars) Delars| | bereit 
in Dollars 
1. Juli 1862 [1. Sept. 1862 | 1,0 | 2,00 | 2,0 | 3,0 | 
über 
5115-90 )50-5| 4 nit über- fait über] über 
dDollarse Deflard, Dolare| 5 Dollar 16 Dellariih Dollars 
30. Juni 1864 — 3,00 | 8,00 15,00 25 | 40 1 3 8 
| | nicht über). -übet 
& Bollaralö, Dellars 
| 5 Gent 5 | 
‚Mär; 1865,1. April 1365 bi | HR 
3. März 18651. April 1865 10 Be 10 
Eigarren, Eigaretten und Cheroots Bei. einem Werit 
des Tauiends von: 
Auli 1866 |1,9% ſt1866 nicht über | über iiber 
13 Juli 866 luguſt 1866 8 Dollars | 8—12 Dollars | 12 Dellars 
2 Dollars für | 4 Dollard tür | 4 Dollar J 20 Prez. 
1000 Stüd 1000 Stüd für 1000 Stud 
2, März 1867 — 5 Dollars fſür 1000 Stüd 
Gigarren und Cheroots. Cigaretten: 
nicht über 3 Plund über 3 
tad Tauiend bes 
20. Juli 1868 u 58 3 fü Stü 1, Zollard 5 Dollent Pr 
J | 5 Dollars für 1000 Stüd tr 1000 St 
3. März 1875| — 6 L:, Delarg 6 Delete 
— | ne A; ” für 1000 Städ 1000 
1. März 187911. Mai 187 5 — 
März 1879 1. Mai 1879 Ko Are J to — 
3. März 1888 1. Mai 0, Dollaces 9 Gelard 
März 18831, Mai 1883 8 2 „ ö z ee ——— 
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2. Steuerfäge für Rauch-, Kau- und Schnupftabad: 








Rauch Cavendiſh, Plug, 








j E E geiponnener, auch u * 
nach dem Geſetz 55 | 3 | fein geichnittener Rauch = 
zZ 5 u: 3 Zabad tabad |E 
m  jeele|eE] 8 ae] ee, [Tone 15 

vom BEL EEE Ei — _ —— 

Gents 

1. Zul 1862 1. Sept. 1862 | 2 | 51 — | — 10 15 - [30 
3. Mär; 1863 — 5 51- 15 — 20 
30 Juni 1864 | _ 5135] -—- 35 35 
8. März 1865 |1. April 1865 | "35 — 1 30 40 40 
13, Juli 1866 |1. Auguſt 1866 15 , 40 | 50 10 40 
20. Juli 1868 — is =] | 32 132 
6. Juni 1872 1. Juli 1872 al 1189 
3 März; 1875 — 24 32 
1. März 1879 \1. Mai 1879 | 16 16 
3, März 1883 1. Mai 1883 . 5 
I. Inrguit 1890! 1, Mai 1891 6 6 


Hiernach beträgt die Verbrauchsſteuer zur Zeit nad den Geſetz vom 
1. April 1890 (Abſchn. 30) beziehungsweife (für Gigarren und Cigaretten) nad) 
dem Geſetz vom 3. März 1883: 


6 Cents für 1 Pfund (= 55,56 M für 100 kg) Rauch-, Maus oder 
Schnupftabad, 
3 Dollard (= 12,4, M) für 1000 Stüd Eigarren, 
50 Gent? (= 2,,, Mb) für 1000 Stüd Cigaretten im Gewicht von 
nit über 3 Pfund für 1000 Stüd, 
3 Dollars (= 12,4, M) für ſchwerere Cigaretten, 


und zwar umterliegt der Verbrauchsabgabe ſowohl der im Inland hergeitellte, 
als der aus dem Ausland eingeführte Tabad (letterer neben den Eingangszöllen). 


Die Verbrauchsabgabe ift zu entrichten beim Uebergang des Fabrikats 
aus der Erzeugungsftätte in den freien Verkehr und zwar durch den 
dabrifanten, beziehungsmweife bei eingeführter Waare vor Ablafjung aus 
dem Verwahrſam der Zollbehörde und unter deren Aufjiht von dem 
Eigenthümer oder Importeur der Waare, Die Entrihtung geſchieht durd Ankauf 
und Verwendung von Stempelmarten (stamps), welche bei dem collector oder 
deputy collector des Diftrift3 (Bezirköfteuereinnehmer) zu kaufen und auf der 
vorſchriftsmäßig verpadten Waare in bejtimmter Weife aufzufleben und zu ent- 
werthen (cancel) find. 

Die zur Ausfuhr beſtimmten Fabrifate dürfen auf vorgängige Anmeldung 
dei dem colleetor und Reviſion nad) Art, Menge und Gewicht durch den inspector, 
deriehen mit einem Kontroljtempel (vom 10 Gents für jedes Rollo), un- 
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verjteuert aus dem Yabriflofal entnommen und verjendet werden. Der Ver— 
fender hat für die inneren Steuern Sicherheit (bond) im doppelten Betrag der 
Steuer zu leijten, von welcher Haftung er erjt durch den zollamtlihen Nachweis 
der Ausfuhr und der Landung der Waare in dem fremden Hafen beziehungs— 
weife des Berlujte auf See entbunden wird. Für bereit3 veriteuerte Fabrifate 
wird unter ähnlichen Vorausjegungen, nad vorgängiger Beritörung der Stempel— 
marken, Steuerrüdvergütung geleijtet, jedoch nur für einen Gefammtbetrag 
von mindeitens 50 Dollars. 


Die Eingangszölle 





Dagegen haben die Sätze 
früher betragen 





betragen nad) dem Geſetz vom 25. Auguft 1894 nach der 
— Wilfon-Bill — — nach u 
jest 1. Auguft 1890 = 
(Deutiches (bull. 1883 I. 
Handelsarchiv ©. 522) 
S. 657 
für Rohtabad: | für ein Pfund für ein Pfund 
Gigarren=Dedblatt nicht entrippt | 1,0 Dollars 2,00 Dollars 0,15 Dollars 
Eigarren-Dedblatt, entrippt... | 2 „ 25 „ ia ,; 
Tabackrippen. . ......... — — (0 „ 
anderen Rohtabad nicht entrippt 
oder ſonſt bearbeitet... .. . 0,5 Dollars 0,35 Dollars 0,35 = 
andern Robtabad entrippt ... | 0, Re 0, e 300 d. Werths 
„ bearbeiteten Taback, ſonſt nicht 
Fenan 0,0 E 0,40 . 0,0 Dollars 
„Schnupftaback. .......... 0 „ 00 „ 0 „ 
„ Eigarren, Cigaretten u. Cheroots | do „ 4,50 2 2,50 E 
+ 25 Yo des| + 25% des | + 25% des 
Werths Werths Werths 


Im Fiskaljahr 1. Juli 1892/93 betrug: 








der Steuer:Ertrag 
Dollars, 


die veriteuerte 
Menge 


Stüd, 








von 











Eigarren 4 814 197 117 14 442 591 

Cigaretten . 4 176 698 700 1588 362 
Pfund. 

Schnupftabad . ea ale 11 912 894 714 774 

Rauch- und Hautabad. . . . . . 252 399 749 15 143 985 






zufammen . 81 889 712 





Die Höhe des Zollertragd kann für 1892/93 nicht angegeben werden. Im 
Jahre 1891/92 wurden an Zöllen erhoben 10265068 Dollare. 
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Die inländifhe Produktion des Fiskaljahres 1892/93 ergiebt ſich aus 
folgender Zuſammenſtellung: 





Dazu: Hiervon ab: Bleibt: 
Muanefii Aırd dem Aus⸗ 
Ausgeführte | Zuſammen. zance eInländiſche 


Mengen. jührteMengen | Erzeugung. 


Veriteuerte 
Mengen. 







Stüd. Stüd. Stüd. 


Cigarren u. Gheroots |4 814 197 117 2 247 055] 4 816 444 172]51 163 250| 4 765 275 922 


Cigaretten 
zum Steuerlaße von 
0 Gentä...... 
zum Steuerfage von 
3 Dollars . . .. . 
für das Tauſend 


—13 176 698 7001 397 827 2601 3 574 525 960] 3 824 354] 3 570 701 626 
Pfund. Pfund. Pfund. Pfund. Pfund. 
Schnupftabad .... 11 912 894 
Raudtabad ..... 252 399 749 
| 264 312 643 15413 4491] 279 726 092] 370 702] 279 355 390 


Die Grundzüge der Kontroleinrihtung find folgende: 


1. Der Tabadbau 
it frei von jeder Kontrole. Der Pflanzer, der im Uebrigen bezüglich des Ver— 
fauf3 des Tabad3 feiner Beſchränkung mehr unterliegt, iſt nur noc verpflichtet, 
auf Verlangen eines Steuerbeamten ein genaues und vollitändiges, durch Eid 
bekräftigte Verzeichniß der Verkäufe von Rohtaback nah Zahl der Pad- (hogs- 
heads) Kiſten oder Pfund und mit Angabe des Namens und des Wohnorts der 
Perſonen zu liefern, an welche Verfäufe und Verſchiffungen jtattgefunden haben. 
Die Verweigerung diefer Mittheilung oder die Abgabe wiljentlich falfcher Angaben 
it mit einer Gelditrafe bi8 zu 500 Dollar bedroht (Gejeh von 1890 Abjchn. 27). 


2. Der Robtabadhandel. 


Die Rohtabadkhändler, welche ihren Gejchäftsbetrieb dem collector oder deputy 
eollector des Diftrift3 anzuzeigen haben, dürfen nur an andere Robhtabadhändler, 
an Fabrifanten von Rauch-, Kau- und Schnupftabad, von Cigarren oder Eigaretten, 
oder an Erporteure und zwar nur in Originalverpadung verkaufen. Sie müfjen 
über An= und Verkauf von Rohtabad nad) vorgejchriebenem Mufter Buch führen, 
welches den Steuerbeamten zur Einiicht offen zu legen iſt. Aus diefem Bud) 
iſt vierteljährlich dem collector ein Auszug einzureichen. Die Unterlaffung oder 
Verweigerung dieſer Buchführung oder der von dem Steuerbeamten gewünjchten 
Auskunft über die Verkäufe an eine bejtimmte Perſon it mit einer Gelditrafe 
von mindeitens 500 Dollar und einer Konventionalitrafe von 100 bis 5000 
Dollars, jomwie mit einer Gefängnifitrafe von 6 Monaten bis zu 2 Jahren 
bedroht (Revised. Stat. Abjchnitt 3359 bis 3361 und 3391). 

Die aus den vierteljährlihen Auszügen fi) ergebenden Verkäufe an Taback— 
fabrifanten anderer Dijtrifte werden der Eentraljtelle (Office of the Commissioner 
0f the Internal Revenue) in Wajhington gemeldet, wo die einzelnen Verkäufe 
nach Dijtrikten und Fabrifanten zufammengeftellt werden. Dieje Zujammenitell- 
ungen gehen den Dijtriktsfolleftoren zu, welche hiernach den Materialzugang in 

Annalen bed Deutihen Reid. 1895, 32 
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den Tabadfabriten ihres Diſtrikts zu fontroliren haben. Ebenſo werden die an 
Rohtabackhändler erfolgten Verkäufe von den Kolleftoren der Verkaufsdiſtrikte an 
die Rolleftoren der Diftrifte gemeldet, wo die Verkäufer wohnen. Ergeben id 
hierbei aus den Empfangsdiitriften unaufflärbare NRüdmeldungen, jo bat der 
Kollektor des Abjendungsdiftrifts, hierüber an die Zentralitelle in Wafhington 
eine Nachweiſung einzureichen, auf Grund deren der Commissioner of the Internal 
Revenue (Generaljteuerdireftor) das Weitere verfügt. 


3. Die Tabadffabrifation. 


Tabackfabrikant ift nad der gejeglichen Begriffsbeftimmung jeder, der 
Tabak fabricirt (Rev. Stat. Abſchn. 3244 Ziff. 9), Cigarrenfabrifant jeder, 
der Eigarren (oder Eigaretten) jelbjt fertigt oder wer andere mit der Anfertigung 
von Cigarren beichäftigt (Rev. Stat. Abſchn. 3244 Ziff. 10). Jeder Yabrifant 
muß ji” dem Collector oder deputy collector des Diſtrikts in vorgejchriebener 
Weiſe anmelden. Auch muß jeder Cigarrenmader (d. h. jede mit Der 
Cigarrenanfertigung bejchäftigte Perfon (mit Ausnahme der Entripper und Sor: 
tirer) jeinen Namen und Wohnort bei dem collector des Diſtrikts eintragen laſſen, 
wobei er eine fejte Nummer in dem Buche des colleetors erhält; ein Fabrifant, 
der einen nicht eingetragenen Cigarrenmacer befchäftigt, wird für jeden Arbeiter 
und Tag der Beichäftigung mit 5 Dollars beitraft. Außerdem muß der Fabrikant 
bei einer Gelditrafe von 1000 bis 5000 Dollard und einer Gefängnißitrafe 
von 1 bis 5 Jahren (Rev. Stat. Abjchn. 3355) eine Sicherheit (bond) für 
Erfüllung feiner jtenerlichen Verpflichtungen leijten, welche beträgt: 

a) für Tabadfabrifanten 2000 Dollars mit einem Zuſchlag 

von 3000 Dollars für jede zum Gebrauch aufgeitellte Schneidemaſchine, 

von 1000 Dollars für jede Schraubenprefie, 

von 5000 Dollar für jede hydrauliihe Prefie, 

von 1000 Dollars für jede Schnupftabadmühle, Handmühle oder eine 
andere zur Bearbeitung des Tabads beſtimmte Maſchine. 


In der Negel joll die Sicherheit 20000 Dollars nicht überjteigen ; 


b) für Cigarrenfabritanten 500 Dollars zufäglihd 100 Dollard für jeden 
Eigarrenmacer. Auch wird für die zur Heritellung von Eigarren dienenden 
Maſchinen (z. B. Wickelmaſchinen) eine Kautionserhöhung gefordert, welche 
nad) der Leijtungsfähigfeit der einzelnen Mafchine im Verhältniß zur 
Handarbeit bemeijen wird. 


Die Sicherheiten beftehen Iediglih in Bürgichaften als geeignet be: 
fundener Perfonen, welde die der Bürgſchaftsſumme entjprechenden jpeziellen 
Beſitzobjekte dem mit der Prüfung beauftragten Beamten genügend nachzuweiſen 
und die Uebernahme der Bürgichaft vor dem Beamten zu bejchwören haben. 
Mindeitend einmal im Jahre hat der collector die Fortdauer der Sicherheit der 
Bürgfchaft zu prüfen. 

Ueber die geleitete Sicherheit erhält der Fabrifant ein Certifikat von 
dem collector, in den neben der der betreffenden Gewerbsanitalt von dem collector 
ertheilten Nummer (in feinem fortlaufend zu führenden Buch) der Gefammtbetrag 
der Sicherheit anerfannt und zugleich bemerkt ift, für welche und wie viele 
Maſchinen beziehungsweije Cigarrenmader die Kaution bejtellt ift. Diejes Certifikat 
ift bei einer Geldftrafe von 100 bis 500 Dollard im Fabriflofal an einem in 
die Augen fallenden Platz zu befeftigen. 





II, Entwurf eines Tabaditeuergeiehes. 479 
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ie Mittel der Steuerfontrole jind: 


. Buchführung der Fabrifanten und der Rohtabadhändler nah Vorſchrift 
der Steuerverwaltung, jowie Die Pflicht der Pflanzer, über die Roh— 
tabadverfäufe Auskunft zu geben, 


. jährlihe Beichtigung der Vorräthe in den Fabriken, 

. Vergleihung und Prüfung der Buchführung an der Gentralitelle in 
Waſhington, welcher regelmäßige Buchauszüge und die Jahresinventuren 
vorzulegen find, 

4. die Anbringung von Stempelmarfen an den gehörig verpadten Fabrikaten, 

5. Strafandrohungen, endlich 

6. die Deffentlichkeit. 


a) Zu 1, 2 und 3. Der Fabrifant hat über den Ankauf, die Verar— 
beitung und den Abgang (Verfauf ıc.) von Material und Fabrifaten, einjchließlich 
der Hülfsmaterialien bei Tabad= und der Kiſtchen bei der Cigarrenfabrifation, 
nach Kalenderjahren in vorgejchriebener Form Buch zu Führen und die Bücher 
täglich zu ergänzen (Rev. Stat. Abſchn. 3358, 3390). Späteitens am 10. jedes 
Monats it an den collector ein Buhauszug über den Ankauf, den Verbrauch, 
die Berjendung (Berfauf ins Inland oder zur Ausfuhr) und die Stempel- 
berwendung einzureichen und demjelben eine an Eidesjtatt abzugebende Ver— 
hherung der Wahrheit beizufügen. Ferner bat der Fabrifant bei Beginn und 
Beendigung feines Gewerbebetriebs, jowie je am 1. Januar ein Anventar 
über die vorhandenen Bejtände an Rohtabad, Stengeln, Abfällen und Abgängen 
(leaf tobacco, scraps, clippings, waste), an Hülfsmaterialien (wie Süßholz, Süß- 
holzſaft, Zinnfolie, Zuder, Gummi), an Cigarrenkiſtchen nach Zahl und Größe, 
an in der Fabrifation begriffenem Tabak und an Tabadfabrifaten, ſowie endlich 
an unverwendeten Stempelmarfen bei dem colleetor einzureichen und die Wahr: 
beit der Angaben an Eidesjtatt zu bejtätigen. Der collector oder deputy collector 
bat die Bejtände foweit zu revidiren, daß er von der Nichtigkeit des Inventars 
Ueberzeugung erlangt, und die jtattgehabte Reviſion zu bejcheinigen. 

Die monatlihen Buchauszüge werden vom collector, nachdem er jie be— 
züglich des Stempelmarfenverbrauhsd auf Grund der bei ihm anläßlich der 
Markenankäufe des Fabrifanten eingereichten Beitellzettel geprüft hat, für jede 
Fabrik zuſammengeſtellt und am Jahresichluffe an die Eentraljtelle in Wafhington 
eingeliefert. Hier wird (durch zwei Beamte) der Materialverbraud) und die 
Ausbringung an Fabrifaten berechnet (die Berechnung wird dem Auszug ans 
gebeftet) und auf Grund defjen dem collector für jede Fabrik ein Reviſions— 
befheid zur Mittheilung an den Fabritanten zugefertigt. Handelt es fi um 
Tifferenzen, welche einer weiteren Erörterung bedürfen, jo wird eine ſolche ein- 
gefordert, an der Gentralitelle nochmals geprüft und Hierauf je nad dem Er— 
gebmi die Sache als erledigt behandelt oder weitere Verfolgung verfügt. Die 
abſichtliche Nichtbeachtung der Vorfchriften über die Buchführung, die Einliefernng 
dei Auszugs und des Inventars ijt mit einer Gelditrafe von 500 bi 5000 Dollars 
und mit einer Gefängnißſtrafe von ſechs Monaten bis drei Jahren bedroht 
(Rev. Stat. Abjchn. 3358, 3390). 

b) Zu 4. Das weſentlichſte Kontrolmittel bildet die Stempelmarfe 
(stamp), welche neben dem Firmenzeichen auf jedem Padet anzubringen 
üt, bevor die Waare aus dem Fabrikfofal zum Verbrauch im Inland ent= 
nommen wird. 


fer 


= 8 


32° 
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Die Art der Badung it vorgejdhrieben, nämlich: 

für Schnupftabad: Padete von 1, 2, 4, 8 und 16 Unzen (1 Une = 
28,,, g) oder Blaſen und Krüge nicht über 20 Pfund, 

für Kautaback, ſonſt nicht genannt: Packete von 1, 2, 4 und 16 Unzen 
(fein gejchnittener Kautaback fann auch in Holzpadungen von 10, 20, 
40, 60 Pinnd gebradht werden), 

für Cavendish, Plug und gejponnenen Tabak: Holzpadungen von nit 
über 200 Pfund, 

für Rauch- und allen geichnittenen und gekörnten Tabak (anderen ala 
Kautabad), Abfall von Kautabad, welcher dur ein Sieb von 

- 36 Majchen per Quadratzoll gegangen, Ausschuß und jonjtigen Abfall: 
Badete von 2, 4, 8 und 16 Unzen, 

für Eigarren: Kiſten von 25, 50, 100, 200, 250 oder 500 Stüd (Probe— 
fiiten Dürfen nicht mehr al$ 13 und nicht weniger als 12 Stüd enthalten), 

für Eigaretten: PBadete von 10, 20, 50 oder 100 Stüd. 

Die Cigarrenkiſten dürfen nicht zum zweiten Mal als jolche benußt werden. 
Die oben erwähnten (größeren) Holzpadungen, jowie die Cigarrenkiſten müſſen 
(leitere mittels Branditempel3) mit dem Namen und der Steuernummer des 
Babrifanten, dem Ort der Fabrik (Steuerdijtrift und Staat), ferner bei Nautabad 
mit Brutto-, Netto und Taragewicht, bei Eigarren mit der Zahl derjelben ver: 
jehen fein. Außerdem aber ift auf allen Padungen mittelſt Druds oder mittelit 
eined aufzuflebenden Zettels (für igarrenkijten nicht unter 6 Zoll lang und 
4'/, Zoll breit) die Firma des Fabrifanten oder Eigenthümers (Name, Nummer 
der Fabrik, Steuerdijtrift und Staat) und folgende Warnung anzubringen 
(Gejeb vom 3. März 1883 Artikel 5). 

„Der unterzeichnete Yabrifant hat den Geſetzesvorſchriften entſprochen. 
Bei Gelditrafe ijt es Jedermann unterjagt, gegenwärtige Badung wicder 
in Benußung zu jeßen.“ 

Die Stempelmarfen werden von der Staatödruderei in Waſhington 
gefertigt und find theil® für bejtimmte Steuerwerthe berechnet, theils mit Kupons 
verfehen, welche den Werth des Hauptitempel3 zujäglicd; nach Bedarf zu erhöhen 
gejtatten. Sie werden von den Kolleftoven an die Gewerbetreibenden und an 
die Importeure verkauft. Wußerdem werden nody Marten an Behörden zur 
Stempelung beihlagnahmter Waaren und an Tabadhändler dann abgegeben, wenn 
diejelben zufällig in den Beſitz ungejtempelter Waare gelangt jein follten. 

Die Verwendung der Marken erfolgt durch Auffleben und durch Ents 
werthung derjelben. Die Anbringung muß fo erfolgen, daß die Marfe beim 
Deffnen der Packung zerjtört wird. Die Entwerthung gefdieht bei jchiwereren 
Holzverpadungen durch Einjchlagen eines Stahlitempels, welcher in einem Syitem 
bon Stiften verjchiedener Länge und Stellung gegen einander bejteht und jedem 
Zabrifanten in bejonderer, von anderen Stempeln abweidyender Form bon der 
Steuerverwaltung geliefert wird. Bei anderen Packungen erfolgt die Entwerthung 
durch Einfchreiben oder Auffleben (Stempeln) des Namens des Fabrifanten oder 
Eigenthümers und des Datums der Entwerthung auf der für diefen Zwed offen 
gelafjenen Stelle der Marke, bei Cigarrenfiften außerdem durch Anwendung einer 
Schablone mit wenigitens ſechs farbigen Wellenlinien, welche mindejtens */, Zoll 
weit auf jeder Seite der Marke über diefe auf die Kijte übergreifen müfjen. 

Noch it Folgendes zu bemerken: 

Der Eigarrenfabrifant kann die fich ergebenden Abfälle, deren 21/, Pfund 
auf 1000 Stüd Cigarren oder auf 25 Pfund Rohtabad gerechnet werden, ent— 





II, Entwurf eines Iabaditeuergeiehes. _ 481 


meder in geitempelten (markirten) Padeten zum Verbraud, oder mit Erlaubniß 
des Kollektors ungejtempelt an Fabrikanten abgehen, oder in Gegenwart eines 
Steuerbeamten vernichten, oder aber ausführen. Diejelbe Befugniß jteht auch 
dem Tabadjabrifanten zu (Rev, Stat. Abjchn. 3362). — Tabaditengel, deren 
7 Pfund auf 1000 Stüd Cigarren oder 25 Pfund Nohtabad gerechnet werden, 
darf der Cigarrenfabrifant nur dann weiterverarbeiten, wenn er zugleich als 
Tabackfabrikant angemeldet ift; im der Negel werden die Stengel erportirt. 

Die zur Ausfuhr beitimmten, der Steuerbehörde angemeldeten Tabad: 
fabrifate unterliegen weder dem Steuerjtenpel (wohl aber dem Exportſtempel), 
noh den Borjchriften über die Verpadung (Rev. Stat. Abſchn. 3362. Nähere 
Torihriften über die Reviſion und Berjendung ſ. daſelbſt Abjchn. 3385). 

Die Nahforderung an Steuer für unverjteuert, alfo ohne Stempel» 
marken verfaufte Tabadjabrifate (einschließlich Gigarren), welche jeweils von dem 
Cowmissioner of the Internal Revenue feitzujeßen ift, verjährt in 2 Jahren nach dem 
Verfauf oder der fonjtigen Fortichaffung aus der Fabrik (Rev. Stat. Abjchn. 3371). 

e. Zu 5. Die widtigiten Strafandrohungen find folgende: 

a) Das Fortjchaffen nicht gehörig verpadter und bezeichneter oder nicht ver— 
jtenerter oder nicht mit dem Erportitempel verjehener Fabrifate aus der 
Erzeugungsitätte, der VBerbraud, Verkauf, die Anbietung, der Beſitz von 
ungejtempelter Waare, jorwie der Verkauf, das Anbieten, der Verbraud) 
von mit dem Erportitempel verjehener Waare find mit einer Gelditrafe 
von 1000 bi3 5000 Dollard und Gefängnig von 6 Monaten bis 
2 Jahren (wenn es ſich um Gigarren handelt, 100 bis 1000 Dollars 
und 6 Monate bis 2 Rahre) bedroht (Rev. Stat. Abjchn. 3374, 3397). 
Verwendung gefälichter oder bereits benugter Stempelmarfen: 1000 biß 
5000 Dollars und 2 bis 5 Jahre, bei Eigarren 100 bis 1000 Dollars 
und 6 Monate bi8 3 Jahre Gefängnip. 

c) Das Wiederauffüllen ganz oder theilweije entleerter Behältniffe, der Beſitz 

oder die Wiederbenugung bereits benugter Marken u. j. w.: 100 bis 

500 Dollard und 1 bis 3 Jahre Gefängniß (Rev. Stat. Abſchn. 3376). 

Neben den gedachten Geld» und Gefängnißitrafen find 

x) beim Fehlen des Stempel3 an einer Badung des betr. Tabadfabrifats, 

A) bei Unterlaſſung der Stempelung, der Anmeldung des Betriebs oder 
der Sicherheitsleiftung, bei falfchen oder betrügerifchen Bucheinträgen, 

Verwendung gefäljchter oder jchon gebrauchter Marken, 
bei ſämmtlichen Nohmaterialien, Ganz- oder Halbfabrifate, Majchinen, 
Werkzeuge, eventuell Haus: und Grundeigenthum des Fabrifanten der 
Einziehung verfallen. 

d. Zu 6. Die Deffentlichfeit endlich ift in den Dienjt der Steuer: 
fontrole dadurch gezogen, daß der eollector für jeinen Bezirk folgende Bücher 
zu führen und zu Jedermanns Einjiht auszulegen hat: 

1. ein alphabetijches Verzeichniß aller Perjonen, welche als Händler oder 

Fabrikanten ſich angemeldet haben, 
2. je einen Nachweis 
a) über die Tabad-= und 
b) über die Gigarrenfabrifanten, 
deren monatlihe Betriebsnahmweise (Buchauszüge) und In— 
benturen, 

3. ein Verzeichniß der Cigarrenarbeiter nad den einzelnen Firmen, unter Ans 

gabe des Tags des Eintritts und Austritt3, des Namens und der Wohnung. 


— 


R 
— 


d 


— 
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4. Der Handel mit Fabrifaten, 


Der Handel mit Fabrifaten, früher der Spezialtare unterrvorfen, unterliegt 
jet nur der Anmeldepflicht. Außerdem ift der Händler, was übrigens auch dem 
Berbrauder obliegt, zur Beachtung der Vorſchriften über den Ankauf der Fabrikate 
und über die Stempelmarfen verpflichtet, 

Es iſt 

a) verboten, Tabackfabrikate (einſchließlich Cigarren und Cigaretten) von 
einem Fabrikanten, welcher ſich nicht bei der Steuerbehörde angemeldet 
hat, zu kaufen oder zum Verkauf zu übernehmen, bei 100 Dollars 
Gelditrafe und Konfisfation der Waare (Rev. Stat. Abfchn. 3367, 3405), 
verboten, Tabadfabrifate, welche nicht gehörig mit den Firmenzeichen 
(Branditempel) und mit Stempelmarfen verfehen find, zu kaufen oder 
zum Verkauf zu übernehmen, bei 50 Dollar Gelditrafe für jeden Fall 
(Rev. Stat. Abſchn. 3360, 3404) und Einziehung der nicht mit Stempel- 
marfe verjehenen Fabrifate (a. a. ©. 3373, 3398), 
vorgejchrieben, daß der Verfauf von Tabadfabrifaten nur in oder aus 
vorjchriftsmäßigen Padungen, welde mit den gehörigen Stempelmarfen 
verjehen Find, erfolgen darf bei 100 bi8 5000 Dollars Geld» und 
6 Monaten bis 2 Jahren Gefängnißſtrafe (f. Gef. vom 1. Auguſt 1890 
Abſchn. 31) und 

d) verboten, eine angebrohene Packung mit unverjteuerter Waare aufzur 

füllen (Strafe ſ. unter Ziffer 3). Endlich iſt 

e) vorgejchrieben, daß nach Entleerung der Behältniffe (Radungen) Die 

gebrauchten Stempelmarfen zu vernichten find bei 50 Dollars Geld- 
und 10 Tagen bi5 6 Monaten Gefängnißitrafe (Rev. Stat. Abjchn. 
3376, 3406). 

Der Haufirer mit Tabadjabrifaten hat außerdem noc folgende Bor: 

Ichriften zu beachten: 


Bei feiner Anmeldung bat er eine Aufitellung über jeinen Wohnort und 
die beabjichtigte Ausdehnung feines Gewerbebetriebs 2c. beim collector 
einzureichen und eine Sicherheit (bond) von 2000 Dollars zu beitellen, 
worauf er vom collector ein Certifikat erhält, welches er bei ich zu 
führen und den Steuerbeamten auf Erfordern vorzuzeigen bat. Auch 
hat er an feinem Wagen ein Firmenſchild anzubringen. 


b 


— 


C 


— 


5. Das Strafverfahren. 

Das Strafverfahren iſt grumdjäglich ein gerichtliches, wobei den Kolleftoren 
die Werfolgung auch der Strafanjprüce zufommt (Gef. vom 30. Juni 1864 
sec. 179). In den weitaus meilten Fällen tritt aber an die Stelle des gericht- 
lichen Verfahrens das Kompromißitrafverfahren (Gef. von 20, Juli 1868), 
wofür der Commissioner of the Internal Revenue mit Zuitimmung de Scaß- 
fefretärd, nad) vorgängigen Gutachten des Juſtitiars des Oeneral-Steueramts, 
zuftändig it. 


Miszellen. 


Die Handelskammern in Preußen. Der preußiſche Miniſter für 
Handel und Gewerbe hat die Handelskammern und die kaufmänniſchen 
Korporationen, ſowie die höheren Verwaltungsbehörden mit der Begutachtung 
der Frage der Neuordnung der preußiihen Handelskammern und 
der dabei in Betracht kommenden Geſichtspunkte beauftragt. Der bezügliche Erlaß 
vom 1. Januar d. 3. an die Handelsfammern lautet: 


Nach dem Gejeß über die Handeldfammern vom 24. Februar 1870 (Gej.- 
Samnıl. S. 134) ift die Bildung von Handelöfammern in Preußen der Initiative 
der Handels- und Gewerbetreibenden überlaſſen und die Einwirkung der Staatö- 
verwaltung darauf beichränft, daß die Grridtung einer Handelskammer der 
Genehmigung des Handels-Miniſters unterliegt ($ 2 a. a. O.). Das Gleiche 
gilt für Menderuugen der Berirfsgrenzen einer Handelskammer. 

Danach haben fich die preußischen Handelskammern ſehr ungleich entiwidelt, 
indem einerſeits für weite Landestheile Handelsfammern überhaupt nicht errichtet 
worden find, andererſeits die beitehenden Dandelsfammern in ihrer Ausdehnung 
und wirthichaftlichen Bedeutung die größten Verſchiedenheiten aufweiien. 

Die Entwidlung der Handelsfammern ift ferner dadurch gehemmt worden, 
dag das Geier ($ 36) die durch beiondere Verordnungen organifirten kauf— 
männischen Korporationen aufrecht erhalten hat, die im allgemeinen die gleichen 
Aufgaben wie die Handelskammern zu erfüllen haben, ſich von dieſen jedoch weſent— 
[ih dadurch unterscheiden, daß der Eintritt zu ihnen auf Freiwilligfeit beruht, 
während die Handeläfammern Zwangsförperichaften find. 

Die beiliegende Nacweifung des Beltands der Handelöfammern und der 
faufmänniichen Korporationen am 1. Juli 1894 gibt ein Bild von der Ungleich— 
mäßigfeit der Entwidlung, die die Handelskammern in den einzelnen Theilen ber 
Monarchie genommen haben. Danach ift allein die Provinz Hannover vollitändig 
in Handelöfammerbezirfe gegliedert. Der Oſten der Monardie hat eine Ber: 
tretung in Handelsfammern nur in geringem Maße gefunden. In den Provinzen 
Dit: und Weſtpreußen find neben den meiſt auf das Gebiet einer Stadt be- 
ſchränkten faufmänniichen Sorporationen Handelsfammern nur für die Stadt 
Braunsberg und die Kreiſe Infterburg und Thorn errichtet worden. An der 
Provinz Poſen find nur die Städte Poſen und Bromberg, in der Provinz 
Pommern, in der für Stettin eine faufmänniiche Ktorporation beitebt, nur die 
Städte Swinemünde und Straljund als Handelsfammern organifirt. In Branden- 
burg ſteht der Negierungsbezirt Potsdam und etwa die Hälfte des Frankfurter 
Bezirks außerhalb der Handelskammerorganiſation, während die Vertretung 
von Handel und Induſtrie in Berlin einer kaufmänniſchen Storporation obs 
licgt. In der Provinz Schleswig-Holftein beitehen neben dem Kommerzsstollegium 
in Altona Handelsfammern nur für bie Städte Flensburg und Kiel. In den 
übrigen Provinzen hat die Entwidlung der Handelskammern zwar einen größeren 
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Umfang erreicht, fich jedoch meist in der Weile vollzogen, daß die Handelskammern 
auf den Bezirk einer Stadt und etwa noch deren unmittelbare Umgebung beichränft, 
Vertretungen rein lofaler Intereſſen bilden. 

Dieſe der Einheitlichfeit entbehrende Entwidlung der Dandelsfammern hat 
nicht zu einer befriedigenden Vertretung der industriellen und Handelsintereſſen 
geführt. Das iſt in den betheiligten Streifen wiederholt empfunden und die Ein: 
rihtung obligatorischen, wie ein Neg das ganze Staatsgebier umipannender Handels: 
fammern von gleichmäßigerer Yeiltungsfähigfeit angeregt worden. So aud im 
den Verhandlungen der Delegirtenverfammlung de3 Zentralverband: deutſcher 
Anduftrieller über die Frage der Organifation der wirthichaftlihen Intereſſen— 
vertretung aus dem Jahre 1882, als deren Ergebniß die reichsgeieglihe Ein— 
rihtung obligatoriicher Vertretungskörper für Handel, Induſtrie und Gewerbe, 
die in der Negel den Bezirk einer höheren Berwaltungsbehörde umfaſſen jollten, 
empfohlen wurde. 

Nachdem nunmehr durh das Gejeg über die Landwirthichaftsfanmern die 
Grundlagen für eine Eorporative Organiſation des Berufsftands der Landwirtbe 
in Preußen geichaffen worden find, iſt die Frage einer Reform der Handels: 
fammern bdringlic geworden. Da anzunehmen ift, dab die Intereflen der Land: 
wirthichaft in den auf Grund jenes Geſetzes zu errichtenden Landwirthichafte: 
fammern eine ebenſo fraitwolle wie leiftungsfähige Vertretung finden werden, fo 
wird das Beltreben von Handel und Industrie darauf gerichtet fein müſſen, ihre 
wirthichaftlichen Vertretungen To zu organiliren, daß fie in ihrer Wirkſamkeit und 
Leiitungsfähigfeit hinter den Landwirtbichaftsfammern nicht zurüdbleiben — eine 
Anforderung, der die Handelsfammern in ihrer gegemwärtigen Zerjplitterung und 
durchichnittlih nur geringen Zeiltungsfähigfeit nicht entiprechen. 

Noch nah einer anderen Richtung bat ſich die Einrichtung der Handels: 
fammern nad) dem Gele von 24. Februar 1870 als reformbebürftig erwielen. 
Die Beſtimmung diejes Geſetzes, die die Handelskammern auf Grund allgemeinen 
gleichen Wahlrechts aller Wahlberechtigten entitehen läßt, gibt dem Stleinbetriebe 
ein Hebergewicht über Großhandel und Großinduftrie, das au Bedeutung gewonnen 
hat, jeit in Folge des Inkrafttretens des Gewerbefteuergeieges dom 24. Juli 1891 
die von den größeren Betrieben für die Handeldfammern aufzubringenden Beiträge 
eine sehr erhebliche Steigerung erfahren haben. Wenn diejem Uebergewicht auch 
in gewiſſem Umfange dadurch entgegengetreten werden fonnte, daß für viele 
Handelsfammern das Wahlrecht gemäß $ 3 Abi. 2 des Gelege: von der Veran: 
lagung in einer beftimmten Klaſſe oder zu einem beſtimmten Satze der Gewerbe 
ftener abhängig gemacht worden ift (vergl. die beiliegende Nachweilung), To fann 
diejer Ausweg doc deßhalb nicht für erwünscht erachtet werden, weil er dem 
Kleinhandel und der Stleininduftrie durch ihren Ausichluß aus den Handelskammern 
jede Vertretung ihrer wirthichaftlichen Antereflen entzieht. 

tach alledem wird die Neformbedürftigfeit des Handeldfammergeiete: vom 
24. Februar 1870 anerfannt werden müſſen. 


Die Delegirtenverfammlung des Zentralverbands deuticher Induitrieller bat 
es bei ihren obenerwähnten Verhandlungen im Jahre 1882 für erwünſcht erflärt, 
dab die Frage der wirthichaftlichen Vertretungsförper einheitlich für das Deutiche 
Neich durch Neichögeieg geregelt werde. So beachtenswerth diefe Anregung it, 
jo jpricht gegen fie doc die Erwägung, daß bei den Schwierigkeiten, die die Ber: 
Ichiedenartigfeit in der Entwidlung der wirthichaftlichen Vertretungsförper in den 
einzelnen Staaten Deutichlands einer einheitlichen Regelung entgegenitellt, ein 
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entiprechendes Neichögeleg, wenn. überhaupt, jo nur nach langwierigen Verhand— 
fungen zu Stande gebradht werden könnte, in3bejondere wenn e3 fich darum handelt, 
den Handelöfammern weitere, auch auf dem Gebiete der Verwaltung liegende Auf: 
gaben zuzumweilen. Auch der Umstand, daß die Organifation der Landwirthichaft 
in Preußen durch Landeögeiet erfolgt ift, jpricht dafür, bi8 auf weiteres an der 
landesgejeglichen Regelung der Handelskammern feitzuhalten. 


Um die für eine Nenordnung der preußiichen Handelsfammern erforderlichen 
Unterlagen zu gewinnen, find im Folgenden diejenigen Gefichtspunfte zufammen: 
geftellt, die dabei von ausichlaggebender Bedeutung jein werden. 


Il. Sind obligatoriihe Handeldöfammern über da3 ganze Staatö- 
gebiet einzurichten, und wie Sind deren Bezirke abzugrenzen? 


In der Regelung, die die Errichtung der Handeldfammern dem Belieben der 
Berbeiligten überläßt, fteht Preußen vereinzelt da. In anderen Ländern, die 
organiiirte Vertretungen von Handel und Gewerbe fernen, find Diele entweder 
unmittelbar durch Geiek für das ganze Staatsgebiet im Anſchluß an deſſen 
politiiche Eintheilung errichtet (Bayern und Oefterreich), oder ihre Errichtung und 
Abgrenzung iſt der Beſtimmung einer Ttaatlihen Initanz (Minifterium — Staats» 
oberhaupt) zugewiejen und dann meist in der Weile erfolgt, daß gleichartige Ber: 
tretungsförper für das ganze Staatsgebiet eingerichtet find (Württemberg, Baden, 
Königreih Sachſen, Frankreih, Italien, Ungarn). 


Bei der oben geichilderten Entwidlung der preußiichen Handelsfammern wird 
der hauptſächlichſte Zweck dieſer Vertretungen, die Beziehungen zwiichen Handel 
und Juduſtrie einerieitd® und den Staatsbehörden andererieits zu vermitteln, nur 
unvollfommen erreiht. Wenn etwa die Hälfte des Staatögebiets der organifirten 
Bertretung von Handel und Induftrie entbehrt, fo entipricht dieſer Zuftand eben 
fowenig dem Intereſſe der nicht vertretenen LYandestheile wie dem des Staat, dem 
daran liegen muß, über die Lage und die Bedürfniſſe von Handel und Induſtrie 
in feinem ganzen Gebiet gleihmäßig unterrichtet zu werden. Much ift eine nad) 
verihiedenen Nichtungen hin wiünichenswerthe Ausdehnung der Verwaltungs— 
aufgaben der Handelskammern (ſ. unter Ziffer V) durh eine Organilation ders 
felben bedingt, die dad ganze Staatsgebiet umfaßt. 


Die gleihen Erwägungen, die für die Errichtung obligatorifcher, dad ganze 
Sand umfpannender Handelsfammern fprechen, führen zu der Forderung der Ein: 
rihtung von Handelöfammern von annähernd gleihmäßiger Leiltungsfähigfeit. 
In dieter Hinficht hat die mehrerwähnte Delegirtenverfammlung des Gentralverbands 
deuticher Induftrieller Vertretungstörper, die in der Negel den Bezirk einer höheren 
Zerwaltungsbehörbe umfaſſen jollen, mit der Maßgabe empfohlen, daß es der 
Regierung überlafjen bleiben müſſe, mehrere höhere Verwaltungsbezirfe zu einem 
Kammerbezirk zu vereinigen oder in dem Bezirk einer höheren Verwaltungsbehörde 
mehrere Kammern zu errichten oder auch einzelne Theile eines jolchen Bezirks der 
Kammer eines benachbarten Verwaltungsbezirts zuzutheilen. Es fragt fih, ob 
dieier Borichlag nicht dahin einzuichränfen oder zu erläutern jein wird, daß bei 
der Abgrenzung der Handelskammern in eriter Linie die wirthſchaftliche 
Zuiammengehörigfeit berüdfichtigt wird, und wo dieſe mit der politiichen Ein— 
tbeilung nicht übereinftimmt, legtere zu verlaflen ift. 





486 Miszellen. 


II. In welchem Umfange jollen Handel und Gewerbe in den Handels: 
fammern vertreten jein? 


Soll insbeiondere Wahlreht und Beitragdpflidt begründet 
werben 

a. für alle Gewerbetreibenden, oder 

b. für die gewerbefteuerpflihtigen Gewerbetreibenden, oder 

c. für die als Firmeninhaber in die Handeläregiiter eingetragenen 
Kaufleute und Gejellichaften, oder 

d. für die unter e aufgeführten Kaufleute und Gejellichaften 
unter der ferneren Ginihränfung, daß fie gewerbefteuerpflidtig 
find, oder 

e. für Die unter ce aufgeführten Kaufleute und Gejellichatten 
unter der weiteren Ginihränfung, daß jie zu einem beitinmten, 
nicht zu niedrig zu bemeilenden Mindeitiag der Gewerbeiteuer ver: 
anlagt find? 

Nadı dem Handeläfammergefeg vom 24. Februar 1870 iſt die Wahl: 
berechtigung und damit forreipondirend die Beitragspflicht zu den Handelskannnern 
grundiäglich für die als Firmeninhaber in die Handelöregifter eingetragenen Kauf— 
leute und Geiellichaften begründet. Die Handelskammern vertreten danadı den 
Handel mit Ausnahme desjenigen der jogenannten Dlinderfaufleute (Höfer, Trödler, 
Haufirer und dergleichen Handelsleute) und das die Fabrikation betreibende Ge 
werbe, ſoweit e3 über den Umfang des Handwerksbetriebs hinausgeht (vergl. 
Art. 10 des Handelsgeſetzbuchs). 

Das Handwerf hat gegenüber Handel und Induſtrie ſtets eine jelbititändige 
Stellung eingenommen und für die Vertretung seiner Intereflen eigene Organe 
beſeſſen. Neuerdings noch jind Verhandlungen eingeleitet worden, um den Hand— 
werk in der Errichtung obligatoriicher Handwerferfammern eine eigene leiſtungs— 
fähige Organilation zu verichaffen. 

Gegenüber dieſen Thatiachen und der Sonderitellung, die das Handwerk 
durch fein Lehrlingd: und Gelellenweien und die beſonders für eriteres beiichen: 
den eigenthümlichen Aufgaben einnimmt, wird e3 nicht rathſam jein, das Hand— 
wert auch in die Organifation der Handelöfammern einzubeziehen. Dazu würde 
die Ausdehnung des Wahlrecht, jei es auf alle Gewerbetreibende (Frage x), 
jei es mindeltens auf die gewerbefteuerpflichtigen Gewerbetreibenden (Frage b), 
erforderlich sein. 

Im Gegenſatz hiezu ift mehrfah eine Einſchränkung ded nah $3 Abi. ı 
des Handelsfammergeieged in den Handelskammern vertretenen Interellentenfreiies 
angeregt worden. Am weiteiten geht in dieſer Nichtung das Verlangen, bie 
Handelskammern als Vertretungen der großen und etwa noch der mittleren kauf: 
männischen und industriellen Betriebe zu organifiren und das Wahlrecht demgemäs 
auf die zu den eriten zwei oder höchftens drei Klaſſen der zur Gewerbeſteuer 
Beranlagten geieglih zu beichränfen (Frage e). Eine ſolche Mahregel würde 
die Schaffung beionderer Vertretungsförper für die Gewerbetreibenden, die darnach 
weder in den Handelskammern nocd in den Sandwerferfammern vertreten fein 
würden, alio namentlich für den Stleinhandel erforderli machen, da dieſem 
Berufszweige eine ntereflenvertretung billiger Weiſe nicht verjagt werden fann, 
wenn eine folde dem Großgewerbe und Großhandel, der Landwirthihaft und 
dem Handwerk gewährt wird, 
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Gegen die Errihtung jolcher beionderer Vertretungen für ben Sleinhandel 
und andere gewerbliche Sleinbetriebe neben den Handelskammern ſpricht die voraus: 
fihtlih geringe Leiltungsfähigfeit older Vertretungen und die Erwägung, daß 
in vielen Fällen die Intereflen des Stleinbetriebd3 und des Großbetriebs, foweit 
ihre Wahrung durch Örtliche Vertretungen in Frage steht, völlig gleichartige find. 

Weniger weit geht die Anregung, das Wahlrecht zu den Handelskammern 
auf diejenigen in die Handelöregifter eingetragenen Firmeninhaber zu bejchränten, 
die der Veranlagung zur Gewerbeiteuer unterliegen (Frage d). Es wird ſich 
fragen, ob gegen dieje Einſchränkung, die das Wahlreht und die Beitragäpflicht 
nur folchen in die Handelöregilter eingetragenen Kaufleuten verjagen würde, deren 
jährliher Ertrag aus ihrem Gewerbebetriebe hinter 1500 AM. und deren Anlage: 
und Betrieböfapital hinter 3000 .Z zurüdbleibt, diejelben Bedenken wie die vor: 
ftehend erwähnten obwalten. 


II. Wie ſoll das Wahlrecht zu den Handelskammern geregelt werden? 


Es ift bereit3 darauf hingewiejen worden, daß die im Geſetz vom 24. Februar 
1870 vorgefehene Gewährung gleichen Wahlreht3 an alle Wahlberechtigten den 
Kleinbetrieben bei der Zuiammeniegung der Handelskammern ein Webergewicht ges 
währt, das zu deren Leiftungen für die Kammern, zumal ſeit der Neuregelung 
der Gemwerbeiteuer, im einem bedenklihen Mißverhältniſſe ſteht. Gin Beiipiel 
wird dies darthun. Eine Provinzialhauptitadt bildet mit ihrer Umgebung einen 
Wahlbezirk für die daſelbſt domizilirte Handelskammer. In diefem Wahlbezirke 
find 1706 Firmen wahlberehtigt, die fih auf die Gewerbeiteuerflaffen und die 
Handelöfammerbeiträge in folgender Weile vertheilen: 








Dandeläfammerbeiträge 
(7 "Ja der Gewerbeiteiter 








Gemerbe- Firmen 


ſtenertkhaſſe 








der Zahl nach | im Prozenten | im Betrage von in Prozenten 









I 4,396 8899.24 4 50,119 
u 9,261 345443 „ 19.455 
im 42.263 413420 „ 23.283 
IV | 44,080 1268.26 7,143 

| 100 17 756,13 M 100 


Während die zur Handelskammer Wahlberechtigten in Klaffe I und II hier: 
nah in der Zahl 13'/, Prozent der Geſammtheit darstellen, haben fie 69'/, Prozent 
der Laiten der Handelskammer aufzubringen. 

Dieies Beiſpiel, das als typifch gelten fann, beweilt, daß, wenn die Handels— 
fammern Vertretungen des gelanımten Handels und des nicht handiwerfsmäßig 
betriebenen Gewerbes fein follen, bei allgemeinen gleichen Wahlreht die Vertreter 
der mittleren und fleinen Firmen die Macht haben, Großhandel und Großinduftrie 
von der Vertretung in der Kammer völlig auszuichliehen, während deren Laſten 
vornehmlih auf dieſen legteren ruhen. Wenn dieſes Grgebniß bisher im 
Allgemeinen nicht eingetreten ift, und in vielen Handelskammern ſogar der Groß: 
betrieb zu überwiegen fcheint, jo wird das auf das geringe Intereſſe zurüdzuführen 
fein, das die kleineren Gewerbetreibenden der Einrichtung bislang entgegenbradten. 
Doch iſt hierauf für die Zukunft nicht zu rechnen; vielmehr iprechen jichere An— 
zeihen dafür, das auc der Stleinbetrieb die Vortheile einer organifirten Vertretung 
zu ihägen lernen und feinen Intereſſen dienftbar zu machen verfuchen wird. 
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Die Zufammensegung der Handeldfammern wird deßhalb auf einer Grund- 
lage erfolgen müſſen, die Gewähr dafür bietet, daß Groß- und Kleinbetrieb darin 
in gleicher Weile zu ihrem Necht gelangen. Im Anichluß an die Vorihrift im 
89 des Geſetzes über die Landwirthichaftstammern, wo die Abftufung des Wahl 
recht3 nad dem — zugleih den Mapitab für die Umlage der Abgaben für die 
Landwirthichaftstammern bildenden ($ 18 a. a. O.) — Grundfteuerreinertrage 
vorgeiehen iſt, könnte daran gedacht werden, auch das Wahlrecht zu den Handels— 
fanımern fonform der Abgabenprlicht der Wahlberechtigten zu regeln: jei es io, 
daß jeder Wahlberechtigte ein feinem Handelskammerbeitrag entiprechendes Stimm: 
recht erhielte, oder jo, daß auf eine beſtimmte Beitragsfumme ftet3 eine Stimme 
entfiele und dadurch den höher Beltenerten eine mit dem zunehmenden Abgabenjak 
ich ſteigernde Zahl von Stimmen eingeräumt würde. 

Sin anderer Borichlag, der an dem allgemeinen gleihen Wahlrecht möglichſt 
fefthält, beiteht darin, zwei MWahlabtheilungen zu bilden, deren eine die in ben 
Gewerbeitenerflaifen I und II, die zweite die in den Klaſſen III und IV veran: 
lagten Wahlberechtigten umfaſſen joll, und deren jede bei gleichem Stimmrecht der 
in der Abtheilung Wahlberechtigten die Hälfte der Mitglieder der Handelskammer 
zu wählen haben würde. 

Dieſer beachtenswerthe Vorſchlag fünnte in verschiedener Weile modifizirt 
werden. Es könnte die Meöglichkeit offen gehalten werden, da, wo die Verhält— 
nifie dies wünſchenswerth erjcheinen laſſen, die beiden MWahlabtheilungen ander: 
weitig abzugrenzen, beilpielsweile jo, daß die Wahlberechtigten der III. Steuer: 
klaſſe bis zu einem beitimmten Steuerfag noch der eriten Wahlabtheilung 
zugewiefen wirden. Es könnte auch daran gedacht werden, auf der Grundlage 
der Veranlagung zur Gewerbeiteuer drei oder vier jelbititändige Wahlabtheilungen 
zu bilden und für jede Handelsfammer unter Berükfihtigung ihrer beionderen 
Steuer- und wirthihaftlihen Verhältniſſe zu beitimmen, wie die Mitglieder der 
Kammer auf die Mahlabtheilungen zu vertheilen find, 


IV. Sit die Einrihtung lofaler Organilationen oder von Organi— 
jationen nah Betriebözweigen innerhalb der Handelskammern in 
Ausſicht zu nehmen? 

Die bayeriiche Verordnung vom 25. Oktober 1889 fieht neben den für 
jeden Negierungsbezirf beitehenden obligatoriichen Handeld: und Gewerbefammern 
die Einrichtung lokaler Vertretungen, jogenannter Bezirfsgremien für Handel und 
Gewerbe vor. Dieje find int allgemeinen Organe der Handel: und Gewerbe 
kammern, im denen fie durch ihre Abtheilungs:VBorfigenden und unter Umftänden 
noch durch abgeordiete Mitglieder vertreten werden. In Angelegenheiten von 
vorwiegend lofalem Intereſſe find fie jedoch befugt, unmittelbar mit den zu 
ftändigen Stellen und Behörden zu verkehren. 

Der Wunſch nad einer gleichartigen Organilation für Preußen iſt bisher, 
joweit hier befannt, nicht lauter geworden. Doch tft die Möglichkeit nicht zu 
verfennen, daß bei einer Organilirnng, die vielen Handelskammern ausgedehnte 
Bezirke zuweiſt, das Bedürfniß entitehen kann, innerhalb einzelner Kammern für 
die Wahrnehmung lokaler Jutereſſen oder der Intereſſen einzelner Betriebszweige 
beiondere Vertretungen, etwa in der Form lofaler oder fachlicher Ausſchüſſe zu 
Ihaffen. Cine ſolche Beitimmung würde es überdies ermöglichen, Handelsfammern, 
die wegen der Sleinheit ihres Bezirk und ihrer geringen Leiftungsfähigfeit in 
Zukunft als solche nicht fFortbeitehen könnten, im Falle des Bedürfniſſes als 
Iofalen Ausschuß einer größeren Handelskammer zu erhalten. 
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V. Iſt der Geihäftstreiß der Handeläfammern zu erweitern, 
inöbeiondere 


a) in Bezug auf ihre Anhörung über Gejegentwürfe, die 
Sntereiien von Handel und Gewerbe berühren, 


b) in Bezug auf den Kreis ihrer Berwaltungs: Aufgaben? 


Soll den Handeldfammern juriftiihe Perſönlichkeit ver- 
lieben werden? 


Die Handeläfammern haben nach dem Geſetz vom 24. Februar 1870 zus 
nädit die allgemeine Beltimmung, die Gejammtintereffen der Handel- und 
Serwerbetreibenden ihres Bezirkt3 wahrzunehmen. Daneben find ihnen verichiedene 
beiondere Berwaltungsaufgaben zugewielen. 


a) Aus den Streifen der Betheiligten iſt öfters das Verlangen geitellt worden, 
den Handeläfammern durch Geſetz allgemein dad Recht einzuräumen, über 
Geiegentwürfe, welche die fommerziellen oder gewerblichen Antereifen berühren, ges 
hört zu werden, bevor dieje den gelegebenden Vertretungskörpern zur verfaſſungs— 
mäßigen Beſchlußfaſſung vorgelegt werden. Gin gleichartiger Aufpruch ift den 
Landwirthſchaftskammern gegenüber durch das Geſetz vom 30. Juni 1894 in der 
Begrenzung fir begründet erachtet worden, day fie die Verwaltungsbehörden bei 
allen die Lande und Forftwirthichaft betreffenden Fragen durch thatlächliche Mit: 
theilungen und Eritattung bon Gutachten zu unterftügen und ſich über ſolche 
Maßregeln der Gejeggebung und Verwaltung zu äußern haben, welde die all: 
gemeinen Intereſſen der Landwirthichaft oder die beionderen lanbwirthichaftlichen 
Intereſſen der betheiligten Bezirke berühren. In ähnlicher Weile würden aud) 
die Befugnifie der Handeldfammern zu regeln fein. 


b) Als beiondere Berwaltungsaufgaben find den Handeldfanımern 
die Ernennung der Handelömäfler ($ 33 des Handelskammergeſetzes), ein Vor: 
ihlagäreht für die Ermennung von SHandelsrichtern (Gerichtsverfaflungsgeieg 
$ 112) und die Beitellung von Revijoren zur Prüfung des Gründungshergangs 
bei Aktiengeſellſchaften im Falle des Art. 209 b des Handelsgeſetzbuchs zugemwielen. 
Auh kann ihnen die Aufficht über Börfen und andere für den Handelsverkehr 
beftehende öffentliche Anftalten übertragen werden. 


Bei Errichtung obligatoriicher Handelstammern von gleihmäßiger Leiſtungs— 
fühigfeit wird der Kreis der Berwaltungsausgaben weſentlich erweitert werden 
fünnen. Es fragt fih, nad) welchen Richtungen das zu geichehen hat, ins— 
beiondere, inwiefern fie bei der Fürſorge für die der allgemeinen und fachlichen 
Sorbildung im Handel und Gewerbe dienenden Unterrichtsanftalten, jowie für 
andere zur Förderung bon Handel und Gewerbe beitimmte Anstalten wie Mufeen, 
Mufterlager u. a. zu betheiligen find. Auch auf dem Gebiete der Handels- und 
Gewerbeftatijtif würden Handeldfammern, die da3 ganze Staatögebiet umfaflen, 
Eriprießliches Ieiften und damit eine vielfach beflagte Lüde ausfüllen können, 
Eine solche Ermeiterung des Geichäftstreijes wird naturgemäß eine geiteigerte 
Thätigkeit der Handelskammer auf privatrechtlichem Gebiete dur Erwerb von 
Bermögenzitüden, Abſchließung von Verträgen, Uebernahme von Berbindlichkeiten 
herbeiführen, und es wird deshalb zur Erleichterung diefer Thätigkeit die Ber: 
leihung der Rechte juriftiicher Perjönlichkeit an die Handelöfammern in Erwägung 
gezogen werben müflen, zumal den Landwirthſchaftskammern die rechtliche Stellung 
einer Korporation eingeräumt worden ilt. 
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VI. Zft der Fortbeitand der öffentlich-rechtlichen Stellung der 
faufmänniihen Korporationen mit der Neuordnung der Handel? 
fanımern vereinbar? 


Die kaufmännischen Korporationen haben bislang für die Bezirke, für die 
fie errichtet find, die Aufgaben der Handelsfammern erfüllt. Für die zukünftige 
Negelung werden die beiden Gefichtspunfte maßgebend jein müffen, 

1. daß es ausgeſchloſſen ift, daß für denſelben Bezirk eine kaufmänniſche 
Korporation und eine Handelskammer nebeneinander dieſelben öffentlicherechtlichen 
Aufgaben erfüllen, und 

2. daß der Fortbeftand der öffentlicherechtlichen Stellung der Horporationen, 
folange deren Mitgliedichaft auf Freiwilligkeit beruht, mit dem Grundgedanfen der 
beabjichtigten Reform, für Handel und Induftrie innerhalb des ganzen Staats 
Zwangdvertretungen zu jchaffen, unvereinbar iſt. 

Am einfachſten würde die Frage der Stellung der faufmännijchen Korpo— 
rationen gegenüber obligatoriihen Handelsfammern ohne Zweifel gelöft werden, 
wenn Einigkeit darüber erzielt würde, daß die Storporationen in Die zu errichtenden 
Handelöfammern aufgehen und ihre Nechte und Pflichten auf diefe übertragen. 


VI. Empfiehlt es jfih, die Schaffung eines zur Wahrnehmung 

der Interejien von Handel und Induſtrie beftimmten und ala 

technijcher Beirath für die Staatöregierung dienenden Zentralorgans 
in Ausſicht zu nehmen? 


Bei der Einrichtung obligatorifher, das ganze Staatögebiet umipannender 
Handelskammern wird fchließlich dem wiederholt angeregten Gebanfen näher ges 
treten werden fönnen, nach Art der zur Unterftügung der Zentralinjtanzen für 
die Iandwirthichaftlichen und Gilenbahn-Angelegenheiten errichteten Körperichaften, 
des Landes-Defonomiekollegiums und des Landes-Eijenbahnraths, einen techniichen 
Beirath für die Zentralinftanz der Handels und Gewerbeverwaltung zu ſchaffen, 
der gleichzeitig die allgemeinen Intereifen von Handel und Industrie wahrzunehmen 
hätte und, auf der Organifation der Handelskammern aufgebaut, deren Spite 
bilden würde. 


Die Militärverhältnifie der Studirenden in Preußen. Die preußifhe Uni— 
verjitätsjtatiftif hat fich bemüht, nähere ziffermäßige Kenntniß darüber zu gewinnen, 
in welchen Abjchnitt des Studiums in der Negel die Ableitung der aktiven Militär- 
pflicht fällt, und welchen Einfluß etwa der Militärdienit auf die fernere Geitalt- 
ung des Studiums, auf den Wechiel der Fakultät, der Univerfität, auf die Dauer 
des Studiums u. dgl. ausübt. Thatfächlic hat jich freilich nicht alles das mit 
Sicherheit beantworten lajjen. 

Im Durchichnitte der zehn Semeſter vom Winter 1886/87 bis Sommer 1891 
ftudirten auf den elf preußifchen Univerfitäten, einschließlich der theologiſch-philo— 
fophiihen Akademie zu Münſter und des Lyceum Hofianum zu Braundberg, 
12630 Reichsangehörige (die Neichsausländer fommen für die vorliegende Frage 
niht in Betradt). Bon jenen Studirenden dienten aktiv 611 = 4,, v. 9., 
hatten bereit3 gedient 2972 — 23,,, d. H., waren Erfaßreferviften 754 — 5,,, d. 9., 
militärfrei 1202 = 9,,, d. H. und ohne Entiheidung 7091 = 56, v. 9. 
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In den einzelnen Fakultäten beitehen in dieſer Beziehung erhebliche Ver: 
ihiedenheiten. Im angegebenen Zeitraume befanden fi) unter den reichdangehörigen 
Studirenden durchichnittlich 2562 evangelische Theologen, 2 348 Juriſten, 3471 Mes 
Diziner und 3668 Philofophen. Ihrem Militärverhältniffe nad) waren aber 
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' aktiv ; Erſatz⸗ 
unter je 100 | Gebiente Be freie ſcheidung 
evangeliſchen Theologen . . . . 4,ss 17,18 8,9 64,35 
Juriſten 6,72 58,36 
Medizinern 8,08 49,00 
Philoſophen 12,0» 54. 


Die katholiihen Theologen fonımen nach dem Reichsgeſetze vom 8. Februar 1890 
für den Militärdienjt nicht mehr in Frage, Bei evangelifchen Theologen und Me- 
dizinern weit eine Gegenüberftellung auf manches Verwandte und daneben auf be= 
jondere Eigenthümlichkeiten hin. Die mit der Waffe Dienenden und die für den 
Militärdienit Minderwerthigen (Erſatzreſerviſten und Militärjreie) hielten ſich bei 
beiden ungefähr die Waage. Dagegen wird die Entjcheidung bei den Theologen 
in allen einigermaßen zweifelhaften Fällen möglichit bi8 nad) Beendigung des 
Studiums hinausgeſchoben, wodurd das Verhältniß der „Gedienten“ innerhalb 
der Studienjahre ſelbſt jtarf herabgedrüdt wird. Bei den Medizinern dagegen 
wird, wenn ſie auch körperlich noch nicht ganz die erwünſchte Neife zeigen, die 
Entſcheidung möglichſt frühzeitig und in militäriichegünjtigem Sinne herbeigeführt, 
da es bei ihnen doc wohl weniger darauf ankommt, ob jie dem Frontdienſte 
körperlich volljtändig gewachfen find, als daß jie den Aufgaben des ärztlichen Be— 
rufes genügen. 

Juriſten und Philoſophen befinden ſich auf diejem Gebiete in einem gewiſſen 
gegenjäplihen Verhältniſſe. Während ihrer Univerfitätszeit jtehen die Juriſten 
am bäufigjten unter der Waffe, die Philofophen am wenigiten. Die Enticheidung 
aber wird bei leßteren viel jchneller herbeigeführt, Fällt jedoch zu Ungunften der 
militäriihen Brauchbarfeit aus; denn Untaugfiche oder körperlich Schwäcdere gab 
e3 bei ihnen doppelt jo viel al3 bei den Juriſten. Dieje Erjcheinung it wohl zu 
einem erheblihen Theile in der Herkunft beider begründet, Die Juriiten jtammen 
zumeiſt aus wirthichaftlich beſſer geitellten Familien, bei denen die Körperpflege 
nicht den unmichtigiten Bejtandtheil der ganzen Erziehung bildet. Von den Ans 
gehörigen der philojophiihen Fakultät jtammt aber ein größerer Theil aus uns 
bemittelten Kreifen, und zudem mag mancher don ihnen grade einen der in diejer 
Fafultät zujanımengefaßten Wiſſenszweige erwählt haben, weil feine fürperlichen 
Verhältniife ihn auf die Arbeit in der Studirjtube hinwieſen. 

Bon den Dienenden jtanden durchichnittlih 261 oder 42, v. 9. im 
eriten Studienjahre, 168 oder 27,,; d. H. im zweiten, 118 oder 19,5 d. 9. 
im dritten, 65 oder 10,9 d. H. im vierten oder in einem höheren Studienjahre. 
Da die dienitfähigen Mediziner in der überwiegenden Mehrzahl nur ein halbes 
Jahr mit der Waffe dienen, die zweite Hälfte ihres Dienitjahres aber außerhalb 
der Univerfitätszeit liegt, jo ſcheidet man dieje’bejjer aus, und dann wird die 
Bertheilung der Dienenden auf die vorbezeichneten vier Studienabſchnitte durch 
die Brozentfäße 46,95, 34,29, 10, und 7,9, gekennzeichnet. Der allgemein ver: 
breiteten Anficht, daß die Ableiitung der Militärpfliht am zmelmäßigiten in den 
Anfang der Studienzeit gelegt werde, entſprechen dieſe Verhältnißzahlen im All— 
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gemeinen; immerhin hätte man erwarten fünnen, daß der auf das erſte Studien: 
jahr entjallende Antheil noch größer, und daß die Zahl der erjt im dritten und 
vierten Studienjahre Dienenden merklich Eleiner fein würde. Der eriten Ans 
forderung genügen am meiſten die Juriſten und nächſt ihnen die Philofophen, 
am wenigiten, von den Bejonderheiten der medizinischen Fakultät abgefehen, die 
evangeliichen Theologen. Bon je 100 Dienenden jeder Fakultät jtanden nämlid 
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im 1. und 2. — a a 45,20 49,4 
„3. % * u Brauer ne 38,66 38,13 
5. 6. * Er eh 9,4 9,05 
im höheren * Me ae fin aa 7,00 2,51 


Ob der Militärdienjt der Studirenden auf den Univerjitätd- oder Fakultäts- 
wechjel Einfluß gehabt hat, läßt ſich um deshalb nicht mit Sicherheit feititellen, 
weil nicht hinreichend befannt geworden ijt, ob der Wechfel vor oder nach der 
aktiven Dienftzeit erfolgte. Indeſſen jcheint jener Einfluß vorhanden zu fein; 
denn von 100 Gedienten hatten die Fakultät gewechjelt: evangeliiche Theologen 7,s«, 
Juristen 11,7, Mediziner 13,50, Philojophen 7,5. Bei den übrigen reichs- 
inländiichen Studirendeu aber betraf der Wechfel der Fakultät in der evangeliichen 
Theologie 4,35, in der Jurisprudenz 8,,,, in der Medizin 10,90, in der Philofophie 
6,50 vom Hundert, im Ganzen aljo mehr bei den Gedienten als bei den übrigen. 
Wenn auch nad) Lage des Material3 nicht zuverläffig ermittelt ift, daß der aftive 
Militärdienit zum Fakultätsmwechjel erhöhten Anlaß bietet, jo fann dies nach den 
vorftehenden Zahlen doc immerhin bis zu einem gewifjen Grade vermuthet werden. 
Freilich darf hierbei nicht überjehen werden, daß diejenigen, welche bereit3 gedient 
hatten, jchon die älteren Studenten jein müſſen, welche daher auch jchon der 
längeren Studienzeit wegen eher als ein Theil der übrigen die Fakultät gewechſelt 
haben Fonnten. 
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Der Cicerone in der Kgl. Aelteren Pinakothek in München. 


Eine Anleitung 
zum Genuss und Verständniss der hier vereinigten Kunstschätze., 
Herausgegeben von 


Georg Hirth und Richard Muther. 


336 Seiten kl. 8° mit 190 Illustrationen. 
Preis broch. M. 3.—, gebunden ä la Bxdeker M. 3.50. 


Der Gicerone in der Kgl. Gemäldegalerie in Berlin. 


Eine Anleitung 
zum Genuss und Verständniss der hier vereinigten Kunstschätze. 
Herausgegeben von 


Georg Hirth und Richard Muther. 
;oo Seiten kl. 8°, mit 200 Illustrationen. 
Preis broch. M. 3.—, gebunden à la Baedeker M. 3.50. 











Diese Führer haben den Zweck, dem Besucher die künstlerische 
und kunstwissenschaftliche Bedeutung der Schätze der Gemälde- 
galerien zu erklären. Es geschieht dies in einer allgemeinen Ein- 

‚eitung von Georg Hirth (l. Kunstgenuss und Kunstverständniss, — II, Das Natitrliche 
X in der Kunst, — III. Der Stil und die malerische Charakteristik, — IV. Malerische 
x|Auffassungen und Techniken: a) das Alterthum, b) das Mittelalter; c) Fresco- und Tempera- 
I malerei; d) die Gebrüder van Eyck; e) die stereoskopischen Effekte; f) die nordischen Meister 
X vum Kreidegrund; g) Rubens und die Späteren ; h) die frühe italienische Oelmalerei; i) Tizian und 
x) de Späteren; k) das 17. und 18. Jahrhundert; 1) das 19. Jahrhündert, — V. Die Wege zur 
| |Kennerschaft: a) I»t es ein gutes Bild? b) Ist es ein ächtes Bild?), ferner in einer prag- 
X matischen Darstellung der Kilder, von Richard Muther. Der l.eser erfährt hier von Schule 
— Schule, von Meister zu Meister nach dem neuesten Stande der kunstwissenschaftlichen Forschung 
x 





alles Wesentliche — es wird ihm deutlich erklärt, welche Partien der Kunstgeschichte die Galerien 
cı hervorragender Weise, welche anderen sie nur schwach oder gar nicht repräsentiren — mit Ilin- 
y| weisen auf andere berühmte Sammlungen und Galerien. 
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x 
| 
| . in von Georg Hirth. 2 Theile — 620 Seiten 8° 
x Aufgaben der Kunstphysiologie mit 17 Abölldonsen brosch. Mk. 6.—, in 
2 Halbfranzbänden gebunden Mk. 10.—. Eine französische Uebersetzung von Lucien Arréat 
x ist unter dem Titel: Physiologie de l’Art im Verlage von Felix Alcan in Paris, 
s 103 Boulevard St. Germain, publizirt und auch durch unsere Firma zu beziehen. (Preis Fr. 5.- .) 


| 





| | Inhalt: I. Theil: Vorwort, — Kunstphysiologie. — Der Begriff des „specifisch Künstlerischen“. — Gedächtuiss- 
X owwmie. — Nachbilder und Gesichtserinnerungen. — Die drei Grade des Merkens. — Die Eselsbrücke. — Kunst- 

| Srwolngische Probleme, — Die Technik des einäugigen Schens. — Vervollkommmung im Doppelauge, — Das Vorrecht des 
X Liosseren. Die körperhafte Perspektive. — Kunstfeindliche Irrlebren. — Das doppelte Lichtbad und die Lichtwaage. 





Aniere Erklärungen des Augenmasses. — Schwankende Gestalten des Seclenbildes. — Der reproduktve Massstab, — 
Asswessung des Gesichtsfeldes aus der Blickruhe. — Die Wahrnehmung bewegter Lichter, — 


ll. Theil: Die nervöse Organisation des Kunstverstandes. — Der Autban der Gedächtnisse, — Der Ort des 
| chtgelichtnisses. — Spannungszustände; Erinnern und Vergessen. — Unterströmungen im verborgenen Gemerk, — 
\erborgene Aufinerksamkeit. — — — ist farbiges Licht. — Die Temperamente der Grundgeduchtnisse und Merk- 
s,»teme, — Zur Naturgeschichte der künstlerischen Merksysteme. — Talentvererbung, Genie ind Degeneration: 1, Jie Vererbung 
ces Talents und Genies; 2, Die angebliche Entartungspsychose des Geies: 3. Geisteskranke unter den genialen Künstlern; 
4. Künstlerische Anwandlungen beı Irren; 5. Unlustneurose und Philosophie der Gesundheit. — Alphab. Gesammitregister. 


— gr er ee Er Er ze er er — — ⸗ꝰ⸗· 


N Camplementärfarbe. — Complementäre Energie und Lichtgleichung. — Das Augenmass für farbige Unterbrechungen. — 

Das lastische Sehen als Rindenzwang — Spezitische Empfindung für Fern- 

p qualitäten des Lichtes — Kontluenz homologer Lichter mit 

dem Vortritt des grösseren — Näherempfindung vereinigter Lichter — Weitere Steigerung 

v des Nähergefühls in lateraler Richtung des breiteren Netzhautbildes — von Georg Hirth. 

6 Bog. gr. 8°, mit 10 Text-Illustrationen und 34 Tafeln mit stereoskopischen Abbildungen, 

x Preis broschirt Mk. 5.—. Eine französische Ausgabe von Lucien Arreat ist unter dem 

y Titel: La vue plastique, fonction de l'écorce circbrale im Verlage von Felix Alcan in Paris, 

108 Boulevard St. Germain, publizirt und auch durch unsere Firma zu beziehen, (Preis Fr. 8. -.) 

Diese Schrift behandelt eines der grössten psycho-physiulogischen Probleme, Der Verfasser hat es zum ersten Male 

h sucht, den Vorgang des Einfachsehens dısparater Bilder und der da nit verbundenen Empfindung der dritten Dimension 
A wi einer festen, angeborenen Organisation der zentralen Nerveneiemente zu erkliren, 
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Eine Quelle der Belehrung und Anregung für Künstler und Gewerbetreibende. 
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Jährlich 12 Hefte - Preis per Heft a ı6 Tafeln Mark 1.25. Seriel} 
hoch 4°. = I und II (Formenschatz der Renaissance: I 
Er —« — Jahrgang 1877 und 1878) je j 


Mk. 10.—, geb. je Mk. 13.50. F.} 

Serielllbis XVIIl(Jahrgang }{ 

1879 bis 1894) je Mk. 15.—, 7 
7 gebunden je Mk. 13.50. ji 

# Einzelne Tafeln werden nicht | 


apart abgegeben, ) 
Das Werk wird fortgesetzt. | 
) 






Serie I bis XVII 
(Jahrgang 1877— 1894) mit 
Ati’ ca. 3196 Blättern M. 260.—, 


an x 1 in Leinwand-Mappe M. 296, 9 a: 
" in elegantem Halbfranz- 93 


4 
band geb. Mk. 323.—. —* Je 3 


— 







— — 
»Als Georg Hirth vor 18 Jahren 
sein berühmtes Vorbilderwerk „Der 
Formenschatz“ begründete, ante 
er wohl nicht, dass diese Publikation 
eines Tages das beliebteste und 
gesuchteste Nachschlagewerk 
nicht sowohl in der Schule und in der 
Werkstatt, als ganz besonders auch in 
jeder kunstsinnigen und kuustübenden 
Familie werden würde. Feines Verstind- 
niss, ausgebildeter Geschmack und ein 
’ scharfes Auge für das Bedürfaiss e 
börten dazu, um aus der unerschöpflichen Fülle des Darstellenswerthen nach und nach das auszulesen, was der künstlerischen Er- 
ziehung in ihren Entwicklungsphasen seit Mitte der 70er rd frommen konnte. ...e (Zeitschrift für gewerblichen Unterricht.) 
a...Der — weiss mit ganz erstaunlicher Sicherheit sein Material so vorzuführen, dass cs sowohl ali« 
Gebiete der grossen Kunst, als auch die der kleinen — des Kuustgewerbes berührt. Jedes Heft bietet nach der einen oder 
der anderen Seite interessante Momente. Wer regelmässig die Hirth'sche Publikation betrachtet, wird empfinden, dass sie 
eine Art Schule für den Geschmack ist und zwar für einen —53 der die Schönheit im Kunstwerk als etwas Universelles 
begreifen lernt. Gerade hierin liegt das besondere Verdienst des Formenschatzes.... .« (Das Atelier.) 


Ein Inhaltsverzeichniss der erschienenen 18 Jahrgänge steht auf Verlangen gratis zur Verfügung, 


Kulturgeschichtliches Bilderbuch aus drei Jahrhunderten. 


Herausgegeben von Georg Hirth. jetzt vollständig in 6 Bänden (72 Lieferungen) erschienen, 
Folio, Preis ä Lieferung M. 2.40, à Band compl, broch. M. 30.—, geb. M. 35.—. Jeder Band 
einzeln käuflich, Französische Ausgabe: „Les grands Illustrateurs du 16. 17. & 18. siecles“, 


Hervorragende Meister dreier Jahrhunderte und verschiedener Nationen: Dürer, Cranach, Burekmair, Hopjer, Schaufelein, 

Holbein, Beham, Aldrgrever, Virgil Solis, Hogenberg, Amman, Stimmer, Bol, van Dyck, Goltzius, Kilian, Chr. de Parse, Rabexı, 
Abr. de Bosse, Calloı, Wenzel Hollar, Merian, Rembrandt, G. Terburch, Bershem, Bega, Dow, Dusari, Ewerdingen, de Hoogbe, | 
Glaude Lorrain, Mignard, Adr. van Ostade, Rigaud, Ruysdael, Teniers, Wouverman, Boucher, Schmidt, Graf, Grenze, Hogarti, 
Lancret, Moreau, Nilson, Vanloo, Watieau, Chodowiecki, Mettenleiter etc. eic. — liefern in überreicher Fülle den Stoff zu diesem 
Werk, welches an Originalität, sowie an kunsthistorischem Werth von keiner ähnlichen Publikation 
übertroffen wird. Ueber 3500 interessante Blätter — 360 darstellende Künstler — haben darin 
eine technisch vollendete Wiedergabe gefunden. 


R. Muther, Deutsche Bücher-Ilustration der Gothik und 
Früh-Renaissance (1460-1530). }h°Bäs ann Goch Mh 1 20 


Original-Prachtband Mk. 160.—. Register der Künstler und Drucker, sowie ein vollständiges 


Verzeichniss der illustrirtren Bücher der ganzen Epoche (1460— 1530) machen das Muther'sche # 
Werk zum unentbehrlichen Nachschlagebuch für Liebhaber, Bibliothekare und Antiquare. 


ı der Gothik und Renaissance, des Barock-, Rococo- 

Das Deutsche Zimmer und Zopfstils. Anregungen zu häuslicher Kunstpfiege von 

Georg Hirth. Dritte stark vermehrte Auflage. 464 Seiten hoch 4° mit 370 Illu- 
strationen. Eleg. brosch. M. 10.—, eleg. geb. M. 15.—. . 


»Wie fast jedes gute Buch weit über die vom Antor in’s Auge gefassten Ziele hinaus zu wirken pflegt, so hat 
sich auch dem «Deutschen Zimmer« ein ungleich grösseres Wirkungsfeld eröffnet. als der Titel begrenzt, und die #9 
Kulturbewegung unserer Tage ist in weit tieferer Weise durch dasselbe gefördert, als der Herausgeber vermuthet haben 
—* Selbst die Poesie hat von demselben die kräftigsten Anregungen empfangen; möge es nun auch in der neuen schöuen #% 
Auflage die verdiente Verbreitung in den gebildeten Familien finden und in gesteigertem Masse jene gröndliche Lä 
Jes Geschmacks bewirken helfen, die im Grossen und Ganzen unserem Volke noch immer Noth thut!« (Bazar.) 
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Das Honorar für Originalbeiträge der 


„Annalen des Deutschen Reiches‘ 


beläuft fich wie bisher auf Mk. 64 für jeden erften, auf Mk. 48 


für jeden folgenden Druckbhogen einer Abhandlung (platzraubende | 


Abdrücke von Materialien werden abgerechnet). 
Abhandlungen volks- und finanzwirthichaftlichen Inhaltes 


wollen an Herrn ‘Dr. Georg Hirth, München, Abhandlungen ftaats- ' 
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Die Beantwortung der an die Herausgeber gerichteten Zu- 
fchriften wird mit thunlicher Befchleunigung erfolgen. 

Im Intereffe der von der Redaktion zu treffenden Dispo- 
fitionen erfuchen wir, gröfsere Beiträge wenn möglich einige Zeit 
vor der Einfendung anmelden zu wollen. 


MÜNCHEN, Mai 1895. 


Die Verlagshandlung von G. Hirth 
ın München & Leipzig. 


Be)  WRSTER E20 


nn a Im 





19) 


Die deutſchen Schutzgebiete, ihre rechtliche 
Stellung, Verfaſſung und Verwaltung. 


Neu bearbeitet 
von 


Carl Freiherrn von Stengel, 
Profeſſor der Rechte in München. 


Borwort. 


Unter dem Titel „Deutiches Kolonialitaatsrecht mit Berücichtigung des 
internationalen Slolonialrechts und des Ktolonialjtaatsrechts anderer europäticher 
Staaten“ habe ich im Jahrgange 1837 der „Annalen“ (©. 309—398 und 
365—957) eine Abhandlung veröffentlicht, in welcher zumächit der Begriff der 
Kolonien ım Sinne des Öffentlichen Rechts dargelegt, die Gründung und 
Erwerbung von Kolonien überhaupt erörtert und ein Weberblid über das 
Nolonaljtaatsrecht von England, Frankreich und Holland gegeben war. Im 
Anſchluſſe daran war die Gründung und Erwerbung der deutſchen Schugge: 
biete bejprochen, ihre Stellung im Sinne des Staatörechts und Völlerrechts 
erörtert und ihre Verfaſſung und Verwaltung im Einzelnen dargeſtellt. 
Schon nad) einigen Jahren ſah ich mich namentlich mit Rückſicht auf die 
Novelle vom 15. März 1888 zum Reichsgeſetze vom 17. April 1886 betr. 
die Rechtsverhältniſſe der deutſchen Schutzgebiete veranlaßt. die Abhandlung 
umzuarbeiten und die Umarbeitung unter dem Titel: „Die Deutſchen Schuß: 
gebiete, ihre rechtliche Stellung, Berfajiung und Verwaltung“ im Jahrgang 
1889 der „Annalen* (S. 1---212) zu veröffentlichen. Seit dem Erjcheinen 
der „Schutzgebiete“ haben die Rechtsverhältniſſe der deutjchen Stolonten To 
erhebliche Veränderungen erfahren, dab eine abermalige Umarbeitung der Ab— 
handlung geboten war, um deren Inhalt wieder mit dem gegenwärtigen 
Rechtszuſtande in Einklang zu bringen. Zumächit iſt nämlich in den legten 
fünf Jahren durch verjchtedene internationale Abmachungen eine wenigjtens für 
abjehbare Zeit endgültige Abgrenzung der deutjchen Schupgebtete und Intereſſen— 
iphären — abgejchen vom Dinterlande von Togo — erfolgt, außerdem hat 
aber das Verwaltungsrecht der deutichen Kolonien während Ddiejer Zeit auf 
allen Verwaltungsgebieten eine erhebliche Ausbildung erfahren, indem nament— 
lich auf dem Gebiete der inneren Verwaltung, der Finanzverwaltung und der 
Heeresverwaltung verichiedene Verhältniſſe, die anfänglich gar nicht oder 
ungenügend geregelt waren, genauer geordnet worden jind. 

Ich habe mich nicht begnügt, lediglich das neue binzugefommene Material 
in den alten Nahmen einzufügen, ſondern Anlaß genommen, die Abhandlung 
in allen Theilen neu zu bearbeiten. Im Einzelnen möchte ich nur hervor— 
heben, daß die Einleitung mehrere neue Paragraphen Folonialgeichichtlichen 

Annalen ved Deutſchen Meihs. 1885, 33 
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Inhalt, dann über das Verbot des Sklavenhandels und die Antijflaveret: 
Bewegung, ſowie über die Kolonialpolitik des deutſchen Reiches enthält, 
daß ich das Kapital über die Kolonialgeſellſchaften wejentlich fürzer gefaßt 
habe, da nur noch die Neu-Guinen-Kompagnie eine bedeutiame öffentlich: 
rechtliche Stellung eimmimmt und daß ich bemüht war, in dem von Der Ver: 
faſſung und Verwaltung der Schußgebiete handelnden fünften Kapitel einen 
möglichſt erjchöpfenden Ueberblid über die in den verjchiedenen Verwaltungs— 
zweigen für die einzelnen Schußgebiete erlafjenen Verordnungen zu geben, weil 
nur aus einem jolchen Leberblicke erjehen werden fanıt, bis zu welchem Grade 
die Entwidelung der einzelnen Schußgebiete bereit fortgejchritten it. Dagegen 
babe ich es unterlafjen, zu unterjuchen, ob und inwieweit in den einzelnen 
Verordnungen immer das Richtige getroffen worden it und ob es nicht im 
vielen Fällen zweckmäßiger gewejen wäre, von einer allgemeinen Regelung Der 
betreffenden Angelegenheit noch abzujehen, da es ſich hier nicht um eine Kritik 
des Vorgehens der Verwaltung in den einzelnen Scuögebieten, jondern um 
eine Darftellung des geltenden Nechtes handelt. 


Einleitung. 


8 1. Begriff und Arten der Kolonien; Gründe der Kolonifation und 
Auswanderung.) 


I. Mit dem Ausdrude „Kolonien“ bezeichnet man nach dem gewöhnlichen 
Sprachgebrauche Niederlafjungen und Anſiedelungen von Angehörigen eines 
Volfes außerhalb des von ihm bereits in Beſitz genommenen und politiſch 
beherrichten Gebiets. Man jpricht zwar auch von „innerer Kolonijation“ 
und verjteht darunter Anfiedelungen, die im Innern eines Staates entſtehen, 
entweder auf noc) nicht beiiedeltem Gebiete oder auf einem Gebiete, das von 
Angehörigen einer dem im Staate herrichenden Volke fremden Nation bejiedelt 
it. Dieje innere Kolonijation it jedoch in jeder Beziehung, namentlich was 
ihre Bedeutung in rechtlicher Dinficht anlangt, von der auswärtigen 
Kolonijation jo verichieden, dab ſie hier nicht weiter in Betracht fommt, 
zumal der Ausdruck „Kolonien“ im der Negel nur auf auswärtige Kolonien 
angewendet wird. 

Auswärtige Kolonien fünnen ſich, wie dies bei der germanischen 
Koloniſation der Yänder öſtlich der Elbe im Mittelalter der Fall war und 
bei der ruſſiſchen Koloniſation in altatischen Gebieten (Sibirien uw.) m Der 
Gegenwart noch zutrifft, an das vom folonifirenden Bolfe bereits bejiedelte 
und beherrichte Gebiet unmittelbar anjchliegen — Grenzfolontjation — oder 
von demjelben durch dazwiſchen Liegendes Waſſer- oder Landgebiet räumlich 
getrennt jein. Eine bejondere Art diejer legteren Kolonien bilden die über- 


9 Roſcher und Jannaſch, Kolonien, Kolonialpolitik und Auswanderung 3. Aufl. 
1885 ©. 2 ff. — Xochnis, die europäiſchen Kolonien 1881. — Geffken, Bevolkerungs 
politit, Auswanderung, Rolonifation in Schönberg's Handbuch der polit. Oelonomie 
2. Aufl. (Nr. AXV) Bo. 2 ©. 943 fi. bezw. 967 fi. — Schäffle. Kolonialpolitiiche 
Studien in der Zeitichrift f. die gelammten Staatswillenichaften, Bd. 42 (1886) S. 625 fr, 
Bo. 43 (1887) S. 123 fi, 348 fi, Bo. 44 (1888) S. 59 ff. bis 263 fi. — Shäffle 
Deutiche Hern- umd Zeitfragen ©. 185 ff. — Leroy-Beaulieu, De la colonisation chez 
les penples modernes, 4. Aufl. 1891, 3. 747 ft. 





ns 


Ginleitung. 495 


ſeeciſchen Kolonien der europätichen Staaten in den übrigen Welttheilen. 
Die überjeeischen Kolonien bilden die wichtigfte Gruppe auswärtiger, vom 
Mutterlande getrennter Kolonien, und werden hier allein berückſichtigt werden. 

Für den Begriff der Kolonien in dem eingangs erwähnten Sinne it es 
gleichgiltig, ob das Gebiet, in dem ſich die Kolonisten anjiedeln, unbewohnt oder 
von Angehörigen eines anderen Bolfes bewohnt ift, und ob dasjelbe unter einer 
fremden Staatsgewalt jteht, oder völferrechtlich herrenlos iſt, d. h. einer jtaat- 
lien Herrichaft überhaupt nicht unterworfen iſt. Für die rechtliche Stellung 
der Kolonien it aber allerdings diejer Umstand von ausichlaggebender Bedeutung, 
wie noch weiter darzulegen jein wird. 

II. Ras die Eintheilung der Kolonien anlangt, jo kann man drei 
Hauptarten unterjcheiden: 1. Aderbau= oder Anſiedelungs-Kolonien; 2. Pflanzungs: 
(Plantagen:)Stolonien; 3. Handelsfolonien.') 

l. Aderbau= oder Anjiedelungsfolontien können von Europäern 
nur in Zändern der gemäßigten Zone bezw, in einem gemäßigten Klima an— 
gelegt werden, wo es dem Weiten ohne Gefahr für jeine Gejundheit möglich 
tt, die Schwere Arbeit des Aderbauers zu leiften, wie dies namentlich in 
Nordamerika und Auftralien und in einzelnen Gebietsitreden von Südamerika 
und Südafrifa der Fall it. Außerdem it die Anlegung von Aderbau-Ktolonien 
nur möglich in unfultivirten und höchitens von Jäger: oder Hirtenjtänmen 
dünn bevölferten Gegenden, wo alſo freies, der Urbarmachung harrendes 
Sand noch in Menge vorhanden ift. Die Anlage und das Gedeihen der Acker— 
bau: und Anjiedelungs-Kolonien, bei denen es ſich um die Kultivirung bisher 
unfultivirtev Landjtreden handelt, verlangt ferner zwar weniger Slapitalien, 
aber um jo mehr eine jtarfe Eimvanderung aus dem Mutterlande und die 
Aufwendung von viel Mühe und Arbeit. Die Entwickelung ſolcher Kolonien 


Mal. Roſcher a. a. ©. S. 2 ff. — Eine ganz eigenthümliche Eintbeilung dei 
Kolonien stellt Schäffle (Zeitichr. f. d. gefammten Staatsw. 1887 ©. 188 ff. und deutiche 
Kern- und Streitfragen ©. 185 ff.) auf. Es mag dabin geitellt bleiben, ob dieje etwas 
gefünstelte und ichwerfällige, auf einem einheitlichen Eintheilungsgrunde nicht berubende 
und die innere Koloniſation mit umfaſſende Eintheilung eine innere Berechtigung bat. Jeden— 
falls ift die im Terte im Anichluffe an Rocher gegebene Eintheilung ausreichend und 
empfteblt fich auch deshalb, weil bei derjelben befannte und allgemein gebräuchliche Bezeich: 
nungen der verichiedenen Arten der Kolonien angewendet werden, während Schäffle bei 
jeiner Sucht nad neuen technifchen Ausdrüden für die von ibm aufgeitellten Arten von 
Kolonien verichiedene Bezeichnungen willtürlich gewählt hat, die nicht dazu beitragen, feine 
Darftellung tlarer zu machen. — Leroy-Beaulieu a. a. O. S. 746 ff. führt auf: 
eolonies d’exploitation und col de peuplement, und untericheidet im Uebrigen 1. col. 
de commerce, 2. col. de plantation und 3. col. agrieoles. — In dem Auflage: La 
eolonisation frangaise en Tunisie (Revue des deux Mondes Band 78 — Nov. 1886 — 
Seite 372 #.) untericheidet Leroy-Beaulieu drei Daupttupen der Kolonien: 1. les simples 
eolonies commerciales, wie die ehemalige Kette von portugiefiichen Faktoreien um Afrika ; 
2. les colonies de peuplement, wie die engliichen Kolonien in Nordamerifa und Auitralien ; 
3. les colonies d’exploitation ot la race superieure dirige, élève, conduit la race in- 
ferieure, fournit les capitaux, met au jour les richesses naturelles, transforme par 
un etat-major intelligent d’administrateurs, d’ing£nieurs, de capitalistes, de commer- 
gans, de professeurs, de contremaitres, un pays rest longtemps pauvre faute «d'initi- 
ative et «le ressources mat6rielles accumuldes chez les habitants en une contree 
prospere et opulente, (Die jog. Hultivation). — Mit Necht weiit Yeroy-Beaulien De la 
tolonisation u. |. mw. S. XV auf den Unterichied zwifchen Auswanderung (Emigration) und 
Kolonifation hin und hebt hervor, daß die Auswanderung lediglich eine individuelle Thatiache 
Üt, die Koloniſation aber in die — der Sog. ſoeialen Thatſachen gehört und ein ſchon 
in der Kultur weit vorgeſchrittenes Volk vorausſetzt. Wilde Völker wandern häufig aus, 
aber nur civiliſirte Völker koloniſiren, denn die Koloniſation it eine Maßregel, die ein 
planmäßiges und geordnetes Vorgehen vorausiegt. * 
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iſt daher anfänglich jtetS eine langſame. Haben fie aber die Schwicrigfeiten 
der Kinderzeit überwunden, jo gewinnen fie in der Negel feiten Beſtand und 
blühen dann raſch auf. Die Koloniiten, welche jich den Grumd und Boden 
dev Kolonie durch ihre Arbeit erobert haben, werden dadurch im fremden 
Yande heimisch; jedenfalls finden ihre“ Kinder und Nachfommen dajelbjt eine 
Heimath, an der fie fejt hängen. In der Bevölkerung von Anfiedelungs- 
kolonien entwicelt fich gewöhnlich ziemlich bald unabhängige Geſinnung und 
Streben nach politiicher Selbititändigfeit, da in jolchen Kolonien naturgemäß 
eine demokratiſche Verfaſſung beſonders fruchtbaren Boden findet.) Derartige 
Kolonien find daher auch, wenn jie hinreichend erftarkt find, geneigt, ſich vom 
Mutterlande loszureigen und eigene Staatsweſen zu bilden. Jedenfalls muß 
ihnen das Mutterland, um ſie nicht zum Abfalle zu veranlaſſen, eine möglichſt 
weitgehende Autonomie einräumen. 

2. Die Handelskolonien. Den Gegenſatz zu den Aderbau: oder 
Anfiedelungstolonien bilden die Handelsfolonien. Während der Charafter 
der erjteren darin liegt, dak jich in unbewohnten oder dDünnbevöfferten Gebieten 
europäiſche Anfiedler dauernd niederlaffen, um daſelbſt zunächſt Landwirthichaft 
und Viehzucht bezw. überhaupt Urproduftion zu treiben, verjteht man unter 
Handelsfolonien jolche Kolonien, in denen ſich Europäer lediglich zum Zwecke 
des Betriebs des Handels aufhalten. Solche Kolonien können ſelbſtverſtänd— 
licher Weile nicht wie die Anjiedelungstolonen in dünn bevölferten Gebieten 
angelegt werden, jondern jegen eine ziemlich jtarfe und bis zu einem gewiſſen 
Grade fultivirte Bevölferung voraus, mit der Handel getrieben werden fanır. 
Handelsfolonien entjtehen aus von einzelnen Kaufleuten und Handelsgejell- 
ſchaften gegründeten Handel3niederlaffungen (Faftoreien), die zunächſt nur die 
Bedeutung haben, als Stützpunkte des Handels zu dienen in der Regel in 
der Weiſe, daß das Mutterland der Kauflente entweder unmittelbar oder durch 
eine priviligierte Kolonialgeſellſchaft das betreffende Gebiet politiſch von ſich 
abhängig macht. 

Während Ackerbaukolonien cin dicht bevölkertes Mutterland vorausſetzen, 
das eine ſtarke Auswanderung vertragen kann, können Handelskolonien nur 
von einem kapitalkräftigen, lebhaften Handel treibenden Volke angelegt werden, 
das die nöthigen Kapitalien für den Betrieb des überjeeijchen Handels auf— 
wenden fann und auch aufzinvenden geneigt ılt, Dagegen verlangen Dandels- 
folonien feine große Einwanderung ; auch laſſen fich die Einwanderer in jolchen 
Kolonien gewöhnlich nicht dauernd nieder, jondern fehren nach längerer oder 
fürzerer Zeit wieder in das Mutterland 5 

3. Die Pflanzungs-ſPPlantagen-Kolonien ſind Kolonien, in 
denen die ſogenannten Kolonialwaaren, d. h. Kaffee, Thee, Zuckerrohr, Iudigo, 
Baumwolle, Gewürze x. erzeugt werden, die in Europa maſſenhaft verbraucht 
werden, Dajelbjt aber nicht gebaut werden fünnen, weil dieſelben ein wärmeres 
Klima verlangen. Derartige Kolonien werden daher angelegt in troptichen 
und jubtropiichen Gegenden, wo erfahrungsgemäß die Europäer die zum 
Plantagenbau erforderliche förperliche Arbeit entiveder gar nicht oder doch 
nur ſchwer leiten fünnen. Es it daher nothwendig, daß in jolchen Kolonien 
entweder Die eingeborene Bevölkerung zur Arbeit herangezogen wird, oder 
wenn Ddiejelbe dazu nicht geeignet oder unzureichend it, daß Arbeiter aus 


" Wal. über den geiftigen, nicht immer gefälligen Charalter des Noloniallebens 
NRoidhera.a. ©. ©. 68 fi. 
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anderen tropischen Ländern eingeführt werden, wie Dies 3. B. mit den ſo— 
genannten Kulis in Auſtralien und Weitindien geichieht. ) Die Zahl der 
Einwanderer aus dem Mutterlande, welche jich in jolchen Kolonien dauernd 
niederlafjen, muß zwar ſtärker ſein, als in Handelskolonien, iſt aber ſtets eine 
viel geringere als in Ackerbaukolonien und wird namentlich ſich häufig auf 
Perſonen beſchränken, welche Plantagen anlegen oder erwerben, bezw. Die 
Rlantagenbejiger al$ Beamte, Aufjeher u. j. w. unterjtügen. 

Ber der Eintheilung der Kolonien in die vorstehend erwähnten drei Arten 
wird der Schwerpunft auf den wirtbichaftlichen Charakter der Kolonie gelegt. 
65 liegt nun in der Natur der Sache, daß eine und diejelbe Kolonie ver: 
jhiedenen Charakter an jich tragen fann, namentlich find Plantagenfolonien in 
der Kegel auch Dandelsfolonien, wie auch, daß Die verjchiedenen Arten der 
Kolonien in einander übergehen. Ebenſo iſt der bejondere Charakter der 
Kolonien nach obiger Eintheilung gewöhnlich nur im Anfange jcharf aus- 
geprägt: So iſt in Nderbaufolonien anfänglich die Landwirtbichaft und 
Urproduftion allerdings der ausjchließliche Produftionszweig; mit der Ent: 
widelung der Kolonie entjtcht aber dajelbjt Gewerbefleiß und Handel; der 
anfängliche einjeitige Charakter der Kolonie verliert jich mehr und mehr, bis 
ihlieglich die Kolonie in wirtbjchaftlicher Beziehung im Wejentlichen dem 
Mutterlande gleichitebt. 

Neben den beiprochenen drei Hauptarten von Kolonien werden noch andere 
Arten von Kolonien aufgeführt, namentlih die Eroberungsfolonien 
ud die Straffolonien.. Für diejelben it aber der oben hervorgehobene, 
von wirthichaftlichen Verhältniſſen hergenommene — — nicht maß— 
gebend. Deßhalb werden ſie hier beſonders erwähnt. Das charakteriſtiſche 
Merkmal der Eroberungsfolonien?) liegt darin, daß dieſelben nicht 
durch friedliche allmählige Anfiedlung von Koloniften gegründet werden, jon: 
dern daß ein Gebiet durch Waffengewalt von Europäern erobert und Die im 
demjelben befindliche Bevölferung dem Mutterlande der Eroberer dauernd 
volitiich unterworfen wird. Der friegeriichen Eroberung folgt in der Regel 
die friedliche Koloniſation nach und es hängt dann von den flimatifchen und 
ethnographiichen Verhältnifjen des eroberten Gebiets ab, ob fich dajelbit eine 
Anjiedelungs-, Plantagen oder Handelstolonie entiwicelt. Immerhin drückt 
die Eroberung der Kolonie lange Zeit einen beftimmten Charakter auf. In 
jolhen Eroberungsfolonien, zu welchen u. A. die jpanijchen Kolonien in Süd- 
und Mittelamerika gehörten, werden nämlich ſich die Eroberer und ihre Nach: 
Iommen lange Zeit al3 eine bejondere herrſchende Geſellſchaftsklaſſe zu erhalten 


) Aus den im Texte bervorgehobenen Umſtänden erklärt es fih, daß man zur Be— 
iheffung der nöthigen Arbeitsfräfte in die amerikanischen Planta enfolonien Neger aus 
Aria ein eführt hat, daß die Einrichtung der Sklaverei ſo lange Zeit in dieſen Kolonien 
beſtand, ſowie daß die plötzlich und unvermittelt erfolgende Aufhebung der Silaverei für 
eine längere Uebergangsperiode ſolche Kolonien wirthſchaftlich erheblich geſchädigt hat, wie 
dies 3. DB. bei den engliſchen Kolonien in Weſtindien der all war. — Wit dem Namen 
„Kult“ wird in Vorderindien zumächit jeder Tagelöbner ohne Bachtbefig, der vom Lrvolt 
Koli“, das urjprünglid das Gangestbal bewohnt haben joll, abitammt, bezeichnet. Gegen- 
—* wird das Wort zur Bezeichnung eines jeden aus Oſtaſien, insbefondere China unt 

Indien zur Auswanderung nad tropischen Ländern veranlaßten Taglöhners verwendet. Tie 
Aulia find freie Taglöbner, die vertragsmäßig angeworben werden; es hat dies aber nicht 
verhindert, daß fie zeitweile wie Sklaven behandelt wurden und wiederholt von den be- 
tbeiligten Regierungen gegen den Kulihandel“ eingeichritten werden mußte. Martens- 
Bergbohm, Völlerrecht I ©. 383. 

Roͤſcher a. a. O. S. 3 ff. 
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juchen, welche alle öffentlichen Aemter ausſchließlich bejegt und die höheren 
Berufe für jich in Anipruch nimmt, während die eingeborene Devölferung 
möglichjt in wirtbichaftlicher und politifcher Abhängigkeit gehalten wird. Dat 
dadurch die politiiche Entwidelung jolcher Kolonien jehr erheblich beeinflußt 
wird, ijt klar und zeigt jich recht deutlich in der Entwidelung der vorerwähnten 
ipaniichen Kolonien und den aus denjelben entitandenen republifaniichen 
Staatswejen. 

Straffolonien') find Gebiete in überjeeischen Ländern, in welche zu 
ichweren Strafen verurtbeilte Verbrecher verbracht werden, um fie für die menſch— 
liche Gejellichaft unschädlich zu machen und ihmen außerdem durch Verjegung 
in ganz neue Verhältnifie die Möglichteit zu verjchaffen, ſich zu beijern und 
brauchbare Menjchen zu werden. Früher haben dieje Straffolonien, Die ge 
wöhnlich den Charakter von Aderbaufolonien hatten, große Bedeutung gehabt; 
gegenwärtig iſt aber ihre Bedeutung gejchwunden. Je mehr nämlich der 
Zwed einer Straffolonie dadurch erreicht wird, daß die deportirten Verbrecher 
zu ordentlichen Anftiedlern werden, um jo mehr hebt jich der Charakter einer 
Kolonie als Straftolonie von jelbit auf, bis es jchließlich im Intereſſe der 
ordentlichen Anſiedler unmöglich wird, noch weitere Verbrecher in die Kolonie 
zu jenden. Dazu fommt noch, daß die Gebiete, in welchen Straffolonien er: 
richtet werden fünnen, immer jeltener werden, weil jich jede andere Kolonie 
gegen die Nachbarjchaft einer Straffolonie wehrt, und auch durch einzelne 
internationale Vereinbarungen die Anlegung von Straffolonien in gewiſſen 
Gebieten ausgejchlofjen it. °) 

III. Eine andere Unterjcheidung der Stolonien als die oben erwähnte er: 
gibt ſich aus der Betrachtung, ob die Kolonie ohne Theilnahme des Mutter: 
jtaates der Kolonijten gegründet wurde, oder ob die Gründung der Kolonie 
unmittelbar oder mittelbar auf Veranlafjung und unter der Leitung der Ne 
gierung des Mutteritaates erfolgte. Die erjtere Art nennt man Apöften, 
die zweite Kleruchien;") auf den niederen Entwidelungsitufen jedes Volkes 
herricht im Ganzen das Syſtem der Apöfien vor, auf den höheren das der 
Kleruchien; es hängt das mit dem größeren oder geringeren Einfluß zuſammen, 
der zu werjchiedenen Zeiten bei den einzelnen Völfern der Staatsgewalt ein: 
geräumt wurde bezw. wird. Außerdem tft maßgebend die politiiche Urganijatton 
und Machtitellung des folonifirenden Volkes. Es iſt Mar, daß die rechtliche 
Stellung der Apökien zum Mutterlande eine wejentlich andere jein muB, als 
die der Stleruchten; während die Apöften mit dem Mutterlande entweder in gar 
feiner Verbindung oder doch nur in einer ſehr Lojen ftehen, werden die Kleruchten 


) Xeroy-Beanlieu a. a. O. ©. 77 fi. 

2) Vergl. 9. Seuffert: Ueber einige Grundfragen des Strafrehts S. 29 f. — In 
dem Nebereinfontmen vom 10. April 1886, welches die engliiche und die deutiche Regierung 
über die Handels: und Verkehrsfreiheit in den deutichen und engliichen Beſizungen und 
Intereſſenſphären im weltlichen Stillen Ocean abgeichlofien haben, haben fich beide Regier— 
ungen verpflichtet, im wejtlichen Stillen Ocean feine Strafniederlaſſungen einzurichten oder 
Sträflinge dabin zu bringen. DVergl. S 13. — Cine Straffolonie, wenn auch feine über: 
jeeiiche, it auch Sibirien; diejelbe hat aber überhaupt eine ganz eigentbümliche Stellung 
und kann zu den Nolonien, Die bier beiprochen werden, nicht gerechnet werden. — In der 
neueiten Zeit ift 5. Brud in der Schrift „Fort mit den Zuchtbäufern” für die Deportation 
und Die Anlegung von Straftolonien in den Ddeutichen Schutzgebieten eingetreten. Die 
Schwierigkeiten, die der Ausführung eines derartigen Vorſchlags entgegenſtehen, hat der Ver— 
faſſer aber doch wohl unterſchätzt 


— 
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von Anfang an in einer jtärferen oder jchwächeren Abhängigkeit vom Mutter: 
fande ſich befinden, 

In der That jtanden die älteren Kolonien der Griechen, die durchweg 
Apökien waren, nur in ſehr lojer Verbindung mit der Mutterftadt; es war 
mehr ein auf nationaler Zujammengehörigfeit und auf der Gemeinjamfeit der 
religtöjen Anſchauungen beruhendes, als ein rechtliches Verhältniß. Bei den 
jpäter gegründeten Kolonien war dies anders, der Staat nahm die Gründung 
der Kolonie jelbit in die Hand, die rechtlich von ihm abhängig blieb und deren 
Einwohner auch das Bürgerrecht der Mutterjtadt nicht verloren. 

Ebenjo waren die Kolonien der alten Phönifer durchwegs Apöfien, wäh: 
rend Die einer jpäteren Periode angehörigen karthagiſchen Pflanzſtädte in der 
Regel von jtaatsiwegen nach einem bejtimmten Plane angelegt und in ftrenger 
Abhängigkeit von der Mutteritadt gehalten wurden. 

Aehnlich lagen die Verhältniffe im Mittelalter. Die Niederlajjungen der 
Normänner im weitlichen und jüdlichen Europa, der Kreuzfahrer in Paläſtina, 
des Deutich-Ordens in Preußen und Lievland jind nicht von Staatswegen 
erfolgt und waren daher auch politiich umabhängig vom Mutterlande; Die 
Dandelsfolonien der Hanja und der italienischen Seejtädte dagegen hatten mehr 
den Eharafter von Kleruchien und behielten daher den politiichen und recht: 
lichen Zuſammenhang mit der Mutteritadt. 

Die Kolonien, die jeit der Entdedung Amerikas in der neuen Welt ge: 
gründet worden find, tragen im größerem oder geringerem Grade den Charafter 
von Kleruchien an ſich; fie wurden entweder von der Negierung gegründet, 
oder famen doc bald in Abhängigkeit und Leitung des Mutterlandes. Die 
Entdefungen des Columbus, die Eroberungen von Gortez und Pizarro er: 
folgten im Namen des Königs von Spanien; die wichtigiten portugieftichen 
Viederlafiungen waren Monopol der Negierung, die holländischen, ſchwediſchen 
und däniſchen Kolonien jind von großen jtaatlich privilegirten Gejellichaften 
ausgegangen; auch die englischen Kolonien in Nordamerifa, die von Privaten 
gegründet wurden, haben bald die Oberherrichaft ihres Heimathitaates an- 
erfennen müſſen. 

Ob ein Volf Apöften oder Kleruchten gründet, bezw. gründen fann, hängt 
wejentlich von jeiner politiichen Organtjation und Machtitellung ab. Politiſch 
zeriplitterte Völfer, die im Völker: und Handelsverfehr nicht als geichlofiene 
Einheiten aufzutreten vermögen, können auch feine Kleruchien gründen. Deß— 
halb haben auc) das deutjche und das italienische Volk erſt nachdem fie ihre 
politiiche Einheit errungen, daran gehen fünnen, Kolonien zu erwerben, die 
den Charafter von Kleruchien an jich tragen. 

Der Nachtheil der Apökien liegt darin, daß ſie, weil der rechtliche Zu: 
jammenhang mit dem Mutterlande fehlt, ſehr leicht auch das Gefühl der 
nationalen Zuſammengehörigkeit mit dem Mutterlande verlieren und daß ſchließ⸗ 
lich die Koloniſten, wenn ſie mit einer zahlreichen, einer anderen Nation an— 
gehörigen Bevölkerung zuſammenleben, ihre eigene Nationalität und Sprache 
aufgeben und ſomit ihrem Heimathſtaate in jeder Hinſicht verloren gehen; 
während Kleruchien in der Regel eine Machterweiterung des Muttervolkes und 
Mutterſtaates bedeuten und namentlich in wirthſchaftlicher Beziehung dem 
Mutterftaate die größten Vortheile zu verjchaffen vermögen. Unzweifelhaft 
ind daher Kolonien, die in rechtlicher Beziehung zum Mutterjtaate jteben, den 
Niederlaſſungen vorzuziehen, denen dieſer Zuſammenhang mit der Heimat) 
fehlt. Eine andere Frage aber ift es, ob es ſich empfiehlt, daß die Regierung 
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yelbit ausichlieglich die Gründung der Kolonien in die Hand nimmt. Dieje 
Frage muß verneint werden, weil ionſt leicht künſtliche Schöpfungen hervor⸗ 
gerufen werden, Die der nöthigen Lebensfäbigfeit entbehren Es iſt beſſer, 
wenn der Staat die Initiative zur "Gründung von Kolonien den Privaten 
überläßt, diejelbe aber jchügt und fördert und die gegründete Kolonie unter 
jeine politische Leitung nimmt. 

Daß es für die jtaatliche und politische Entwidelung einer Kolonie von 
der größten Bedeutung ift, ob fie zu dem Kleruchien oder Apökien zu rechnen 
ijt und daher unter dem Schuge und unter der jtaatlichen Leitung des Mutter: 
landes jteht oder nicht, bedarf feiner Hervorhebung. 

IV. Die Eintheilung der Kolonien in Stleruchien oder Apöfien jteht im 
innigften Zujanmenbange mit den Gründen und Urjachen der Aus— 
wanderung und der dadurch hervorgerufenen Entjtehung von Kolonien. 
Cine der Haupturjachen der Auswanderung liegt jedenfalls in der Ueber: 
völferung eines Landes, wenn jie auch in der Kegel nur eine relative, d. b. 
eine blos zeitliche oder örtliche oder für einzelne Bevölferungsflajjen beitehende 
Beichränfung der Ernährungsmöglichfeit it und durch Verbeſſerungen im land— 
wirthichaftlichen Betriebe, die Entwidelung der Induſtrie u. j. w. gehoben 
werden kann. Im der That hat vor Allem Ueberbevölferung nicht blos in 
der meneren Zeit zu den majjenhaften Auswanderungen nach Amerika und 
Auftralien und damit zur Gründung und Vergrößerung der dort bejtehenden 
Kolonien und Staaten Anſtoß gegeben, jondern diefe Thatjache war jchon im 
Alterthum wirfjam und hat namentlich die Gründung vieler griechiichen Stolonten 
veranlaßt.) 

Tritt zur Uebervölkerung noch Unzufriedenheit mit den religiöſen und 
politiſchen Zuſtäuden des Heimatlandes, ſo wird die durch die wirthſchaftlichen 
Verhältniſſe beſtehende Neigung zur Auswanderung natürlich noch erhöht, 
wie dies z. B. bei den nach den Bewegungen der Jahre 1848/49 ſtattgehabten 
Auswanderungen der Fall war. 

Religiöſe und politiiche Unzufriedenheit kann auch für jich allein Aus- 
wanderung hervorrufen und dadurch mittelbar die Gründung von Kolonien 
veranlajjen. In diejer Beziehung braucht nur darauf hingewiejen zu werden, 
dab ein Theil der englischen Kolonien in Nordamerifa durch Auswanderung 
gegründet wurde, welche in ‚Folge der religiöjen und politiichen Kämpfe und 
Unruhen, deren Schauplag im 16. und 17. Jahrhundert England war, ihr 
Vaterland verließen, um jich eine andere Heimat zu juchen. 

Wie Ueberſchuß an Bevölkerung und Arbeitskraft, jo kann auch Ueber— 
ſchuß an Kapitalien, die im Inlande feine einträgliche Verwendung finden, 
Anlaß zu überjeeiichen Unternehmungen und zur Gründung von Kolonien, 
namentlich Handelsfolonien geben. Ebenſo liegt in Ländern mit hoch entwickelter 
Induſtrie ein wirkſamer Antrieb zur Gründung von Kolonien darin, dab Die: 
jelben Abjaggebiete des Gewerbefleißes des Mutterlandes werden und auf lange 
Zeit hinaus bleiben. 

Nojcher führt unter den Haupturjachen der Koloniſation auch die religidje 
Begeiſterung auf?) und weiſt darauf hin, daß, wie ſchon im Alterthum 


i) Ngl. über die Zunahme der Bevölkerung in Curopa in den legten Jahrzehnten und 
über die Auswanderung Die m bei Yentner, Tas internationale Kolonialrecht (1886) 
S. 3, ferner Geffken, a. a. O. 959 fi. und Leroy-Beaulieu, a. a. D. ©. 671 ft. 
2, Sbenio bebt Geffken, F “a. ©. &. 992 die Bedeutung der Miſſionen für Die 


Gründung von Kolonien hervor. Wie ſehr die franzöſiſchen Miſſionäre namentlich in Indien 
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vielfach veligiöje Motive bet Gründung von Kolonien mitwirften, und im 
Mittelalter die Kreuzfahrer Eroberungsfolonien gründeten, auch nach Entdeckung 
der „neuen Welt“ bei den folonialen Unternehmungen der Spanier und Portu— 
geien vielfach „der Golddurſt des erwachenden Merfantiliyftems und der 
ritterlich Fromme Befehrungseifer des damaligen Katholizismus” parallel ger 
gangen ind. Gegemmärtig liegen in diejer Beziehung die Dinge freilich anders, 
aber cs iſt doch nicht zu überjehen, daß die Miſſionäre häufig die Pioniere 
für die Gründung einer Kolonie ind. 

Die Gründe, welche die Auswanderung hervorriefen, fünnen bis zu einem 
gewiſſen Grade den Charakter einer Kolonie bejtimmen: jo wird Ueberbevölkerung 
zur Gründung von Anfiedelungsfolonien, Kapitalüberichuß zur Gründung von 
Handelsfolonten veranlafien, in der Hauptſache hängt der Charakter einer 
Kolonie jedoch von den wirthichaftlichen und flimatiichen Verhältniſſen des 
Yandes ab, im dem die Gründung erfolgte. 

V. Es it eingangs hervorgehoben worden, dab es für den Begriff der 
Kolonien im wirthichaftlichen und ethnographiſchen Sinne gleichgültig iſt, vb 
das Gebiet, auf dem ſie gegründet werden, berrenlos ijt oder der Gewalt’ eines 
Staates unterjteht. Für den Begriff der Kolonie im ethnographiſchen Sinne 
it es in der That gleichgültig, welche rechtliche Stellung die Kolonie dem 
Mutterlande gegenüber einnimmt, ob jte jich als eine Provinz des Mutter: 
Itates, bezw. ein unter deifen Schug und Oberhoheit jtehendes ftaatliches 
Gemeinweſen darftellt, ob ſie jich zu einem jelbititändigen Staate entwidelt 
bat, oder ob fie auf einem fremder Staatsgewalt untervorfenen Gebiete ge 
gründet, weder Die eine noch die andere Stellung erreichen kann.“) In diejem 
allgemeinen, etbnographiichen Sinne waren die Niederlafiungen der Griechen 
in Süpditalien und Südgallien griechiiche Kolonien, das Deutjchordensland 
Vreußen und die deutjchen Dftjeeprovinzen deutiche Kolonien und find die Ver: 
amgten Staaten von Nordamerika englische Kolonien. Ebenſo jpricht man von 
nanzöjiichen Kolonien in Preußen, von deutjchen stolonien in Rußland, in der 
Türkei, in Brafilien u. ſ. w. Nusjchlaggebend ijt bei den legteren Beijpielen, 
daß die Niederlaffung jich nicht auf einzelne und vereinzelt lebende Perjonen 
beichränft, jondern eine größere Anzahl von Volksgenoſſen umfaßt, welche eben 
wegen ihrer Zahl und der ſich von jelbit ergebenden Anetnanderjchliegung ihre 
Nationalität und Sprache wenigſtens für längere Zeit zu bewahren vermögen 
und auch häufig unter dem fremden Volke eine jich durch autonome Organi— 
tatton der Kolonie geltend machende Sonderjtellung enmehmen, auch wenn jie 
das jtaatsrechtliche Band, welches fie mit ihrem Heimatitaate vereinigte, gelöft, 
ihre frühere Staatsangehörigfeit aufgegeben und die Staatsangehörigfeit des 
Niederlaffungsitaates erworben haben. 

Sclbjtveritändlicher Weiſe liegt aber auch eine Kolonie im ethnographiſchen 
Sinne nicht mehr vor, wenn die Anfiedler ihre Nationalität und Sprache aufge: 
geben haben und im fremden Volke völlig aufgegangen find, bezw. wenn andererſeits 
die Kolonisten die Urbevölferung verdrängt oder in fich aufgenommen haben, 
wie dies im Deutichordenslande Preußen im Wejentlichen der Fall war. 


der Ausbreitung des franzöfiichen Kolonialbeſitzes vorgearbeitet haben, it befannt. Dasselbe 
laht ſich mit Mecht für alle Welttheile von den engliichen Miſſionären behaupten, die ſich 
frelich nicht ſelten mehr als polittiiche Emmiſſäre denn als Miſſionäre betrachtet haben. 

In dieſem allgemeinen Sinne it der Ausdruck „Koloniſation“ auch in Art. 4 Nr. 1 
der Reichsverfaſſung gebraucht: „Die Koloniation und die Auswanderung nah außer 
dentihen Ländern“. 
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S 2. Der Begriff der Kolonien im rechtlichen Sinne.) 


I. In 81 iſt darauf hingewieſen worden, daß der Ausdruck „Kolonie“ 
jehr häufig in einem Lediglich ethnographiichen Sinne gebraucht wird, jo daß 
der Schwerpunft darauf liegt, daß eine größere Anzahl von Angehörigen einer 
Nation fich in einem von ihrer Nationalität noch nicht bewohnten, bezw. nicht 
beherrjchten Gebiete niederläßt. Diejer ethnographiiche Begriff der Kolonien 
iſt aber wegen jeiner Allgemeinheit und d_Unbeftimmtheit für die Feititellung Des 
Begriffs der Kolonien im rechtlichen Stimme nicht verwendbar. Eine Kolonie 
im ethnographijchen Sinne hat nämlich den Charakter einer Kolonie im recht: 
lichen Sinne nur dann, wenn die von einem Volke ausgegangenen Anfiedelungen 
in einer jtaatsrechtlichen oder doch völferrehtlihen Abhängigfett 
vom Mutterjtaate jtehen. Demgemäß jcheiden vom Begriffe der Kolonien 
im rechtlichen Sinne aus: 1. diejenigen Kolonien im ethnographiichen Sinne, 
die ich zu jelbitjtändigen, vom Mutterlande unabhängigen Staatsweſen ent- 
wicelt haben, wie die Vereinigten Staaten von Nordamerika, Brafilien u. j. w.; 
2, Diejenigen folonialen Niederlaffungen , welche in einem Gebiete erfolgt 
Jind, das bereits einer anderen Staatögewalt unterworfen tjt. Bei derartigen 
Niederlaffungen fünnen nämlich zwar die einzelnen Koloniften wenigſtens für 
einige Zeit die bisherige Staatsangehörigfeit beibehalten und auf dieſe Weiſe 
für ihre Perſon den rechtlichen Zuſammenhang mit dem Mutterlande noch 
bewahren, aber ſie ſtehen nach Maßgabe des im modernen Staatsrechte 
herrſchenden Territorialitätsprinzips trotzdem unter der Herrſchaft des Staates, 
in deſſen Gebiet die Kolonie angelegt iſt und ebenſo unterſtehen ihre Nieder— 
laſſungen der Gewalt des Niederlaſſungsſtaates, nicht des Mutterlandes Der 
Koloniſten. 

Bei Feſtſtellung des Begriffs der Kolonien im Rechtsſinne kommt es aber 
auf den ethnographiſchen Charakter der Kolonien gar nicht an. Der Begriff 
einer Kolonie im Rechtsſinne und der ethnographiſche Begriff einer Kolonie 
können ſich zwar decken, müſſen ſich aber nicht decken. Wenn nämlich eine 
von einem Volke gegründete Kolonie durch Vertrag oder Eroberung von einem 
andern Staate erworben wird, ſo iſt ſie zwar zweifellos eine Kolonie des er— 
werbenden Staates im Sinne des Rechts, bleibt aber vom ethnographiſchen 
Standpunkte aus eine Kolonie des eriteren Staates. ?) 

Der Begriff der Kolonie im Nechtsfinne jeßt, wie hervorgehoben, eine 
rechtliche Unterordnung derjelben unter das Mlutterland voraus. Dagegen 
würde ein bloßes Bundesverhältniß, auf Grund deflen die Kolonien und Der 
Mutteritaat ich gleichjtehende Mitglieder eines Staatenbundes oder Bundes: 


') Bulmerincag, Vollerrecht in Marquardſen's Handbuch des öffentlichen Rechts, 
I. 2. S 282. — Heffter, Das europäiſche Völkerrecht, 7. Aufl. (1882) S. 152. — Holßen— 
dorff, Handbuch des Völkerrechts, 2 Bd. (1887) ©. 11 fi. — Bornbaf, Tie Antänge 
des deutichen Nolonialitaatsrechts im Archiv für öffentliches Redt, I. ©. 1. — Bann, 
Das Recht der deutichen Schupberrlichfeit, Wien 1887. — Josl, in den Annalen des 
Deutichen Reichs (1887) S. 192 1. — Stengel, Tie ftaatsrechtliche und völferrechtliche 
Stellung der deutichen Kolonien (1886). — Yaband, Tas Staatsredht des Deutſchen 
Reichs, 2. Aufl. I. ©. 774. — G. Meyer, Die ſtaatsrechtliche Stellung der Deutichen 
Schußgebiete (1888). — Wilhelm, Theorie juridique des Protectorats im Journal du 
droit international, Rd. XVII 1890) ©. 204—219. 

*, Selbitverftändlicher Weite ift es auch für den Wegriff der Kolonie im rechtlichen 
Sinne durchaus gleichgültig, ob die Zahl der Koloniſten des Mutterlandes gegenüber den 
etwa vorhandenen Urbevölferung groß oder flein iſt, zumal ja dieſer Umſtand nicht einmal 
für den Begriff der Kolonie im ethnographiſchen Sinne von entſcheidender Bedeutung iſt. 


— er I 
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jtaates jind, dem Begriffe der Kolonien widerjprechen. Würde daher England 
mit jenen Kolonien in eine Konföderation umgewandelt werden, und würden 
biedurch die englüchen Kolonien die Stellung von wenn auch in ihrer Sou: 
veränetät bejchränften Staatsweſen erhalten, jo fünnten jie als Mitglieder einer 
ſolchen Konföderation nicht mehr al3 Kolonien in dem joeben betonten Sinne 
betrachtet werden. Sie wären noch engliſche Kolonien im ethnographiichen 
Sinne, aber nicht mehr im Nechtsfinne. Die Unterordnung der Kolonie unter 
den Mutterjtaat kann einen zweifachen Charakter haben; fie kann ſtaats— 
rechtlicher oder völferrechtlicher Natur jein. Regelmäßig it die Unter: 
ordnung ftaatsrechtlicher Natur; in diefem Falle find die Kolonien nichts 
anderes, als überjeeifche Provinzen oder Nebenländer eines europätjchen Staates; 
ſie ind ebenjo der Souveränetät des Mutterjtaates untergeben, wie jede andere 
Provinz. Gleichgültig it es Dabei, daß die Kolonien mit Rückſicht auf ihre 
geographiiche Lage, eigenthümliche ethnographiſche, wirthichaftliche und politifche 
Berhältnifie gegenüber den übrigen Provinzen des betreffenden Staates nicht 
jelten eine bejondere Stellung einnehmen, imdem entweder thatjächlich ſich 
jehr häufig die Staatsgewalt in den Kolonien nicht jo intenſiv geltend macht, 
wie im anderen Provinzen, oder ob denjelben im rechtlicher Hinficht eine 
größere oder geringere Unabhängigkeit und Selbititändigfeit eingeräumt üt, 
ald andere Provinzen befigen. Selbjt der Umſtand it von feiner Bedeutung, 
daß jehr häufig die Kolonien nach dem pofitiven Nechte der betreffenden Mutter: 
itaaten gar nicht integrirende Bejtandtheile derjelben find, aljo nicht als Inland 
gelten und ihre Angehörigen und Bewohner nicht oder doch mur theilweije 
das Staatsbürgerreht des Mutterlandes befigen. Ausſchlaggebend iſt lediglic) 
die Thatjache, daß die hier in Nede ftehenden Kolonien nicht jelbjt ſouveräne, 
wenn auch in ihrer Souveränetät beichränfte ſtaatliche Gemeinweſen mit eigener 
Staatsgewalt find, jondern der Souveränetät des MutterjtaatS ganz und voll 
unterliegen, jo daß eine und dieſelbe Staatsgewalt im Meutterlande und in 
den Kolonien wirkſam tt. 

Wie derartige Kolonien jtaatsrechtlich durchaus den Provinzen gleich- 
iteben, jo ericheinen diejelben vom Standpunkte des Völkerrechts aus als 
Beltandtheile des betreffenden Mutterjtaates, gleichgiltig, welches ihre jtaats- 
rechtliche Stellung ift, denn im Sinne des Völferrechts gehören alle Theile der 
Erdoberfläche zum Gebiete eines Staates, über welches er jeine jtaatliche Gewalt 
ausübt, jo daß die innerhalb der Grenzen diejes Gebiets befindlichen Perſonen 
und Sachen jeiner ausschließlichen Herrichaft unterworfen ſind und der Ein: 
wirfung eines anderen Staat3 auf das Gebiet und die darin befindlichen Per: 
jonen und Sachen nur mit Eimvilligung des erjteren Staates zuläſſig ericheint. 

II. Die Kolonien, welche in der joeben erörterten Weile als überjeciiche 
Provinzen europäijcher Staaten erjcheinen, fan man Kolonien im eigent- 
lihen Sinne nennen. Zu den Stolonien im weiteren Sinne werden aber 
aud) jogenannte Broteftoratsländer!') gerechnet, d. h. überjeeiiche Staats- 
weſen, über welche ein europäiicher Staat die Schugherrlicfeit ausübt. 

Unter einem Proteftorate verfteht man ein Schußverhältniß zwiſchen zwei 
Staaten des Inhalts, daß der eine Staat, der Oberjtaat oder jchugherrliche 
Staat zum dauernden Schuge des anderen Staates — des Schußjtaates oder 





) Bulmerinca, a. a. ©. S. 198 ff. — Martens, Völlerrecht (deutiche Ausgabe 

von Bergbobm) I. Bd. (1883) S. 250 ff. — Holkendorif, a. a. O. ©. 98. — Brie, 

* der Staatenverbindungen S. 26 ff. — Heilborn, Tas völferrechtlihe Protektorat 
891). 
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Unterjtaates — verpflichtet it, wofür ihm ein mehr oder minder weitgehender 
Einfluß, auf die auswärtigen Angelegenheiten deijelben und theilweije auch auf 
dejjen innere Verhältniſſe eingeräumt it. 

Dadurch, dab dem jchugherrlichen Staar Einfluß auf die auswärtigen 
Angelegenheiten des Schußjtaates eingeräumt tt und wegen der für die Hand— 
lungen bdejjelben im auswärtigen VBerfehre übernommenen VBerantwortlichfeit 
eingeräumt jein muß, geräth der Schugitaat in ein Abhängigfeitsverhältnig 
zum jchugherrlichen Staate. Dieje Abhängigkeit bejchränft den Schußftaat in 
jener Souveränetät, fie macht ihn zum halbjouveränen Staatsiwwejen, nimmt 
ihm aber den Charakter als Staat nicht. Die Gewalt des Schugjtaates über 
jene Unterthanen beruht nach wie vor auf eigenem Nechte und er iſt in Be: 
meſſung und Begrenzung jeiner jtaatlichen Aufgaben abgejehen von den durch 
das Proteftoratsverhältnig gegebenen Beichränkungen frei und ungehindert. 
Ebenjo bfeibt der Schugftaat ein Subjekt des VBölferrechts, wenn er auch tm 
völferrechtlichen Verkehre durch den jchugherrlichen Staat vertreten wird. 
Endlich fteht auch regelmäßig dem jchugherrlichen Staate feine unmittelbare 
rechtliche Eimvirfung auf die Unterthanen des Schußitaates zu, weil diejelben 
nicht jeine Angehörigen ind; eine Abweichung kann jedoch in Bezug auf jolche 
Hoheitsrechte gegeben jein, welche etwa aus der Zuitändigfeit des Schugitaats 
völlig ausgejchieden jind,') wie dies bei der Vertretung der Angehörigen des 
Schutzſtaats im Auslande der Fall ift. 

Nach dem vorjtehend Ausgeführten it das Proteftorats-Verhältnig ein 
Inſtitut des Völferrechts, nicht des Staatsrechts, die Schugherrlichkeit, welche 
der eme Staat über den andern ausübt, it qualitativ etwas ganz Anderes, 
als die Souveränetät, welche einem Staate über jeine Provinzen oder Kolonien 
zuſteht. Allein wie überhaupt das öffentliche Recht reich it am Uebergangs— 
bildungen und an Emrichtungen, welche Elemente von theoretiich jcharf von 
einander zu jcheidenden Injtituten in jich aufgenommen haben, — man denfe 
nur an die Schwierigkeit, im einzelnen Falle feitzuitellen, ob ein Bundes— 
verhältniy als Staatenbund oder Bundesjtaat aufzufaffen it — jo iſt es 
auch oft schwer zu jagen, ob im gegebenen Falle ein Proteftorats-Ber- 
hältniß vorliegt oder das betreffende Gebiet dem jogenannten ſchutz— 
herrlichen Staate als Kolonie einverleibt iſt und daher deflen Spuveränetät 
unferjteht. Es it dies um jo jchiwieriger, als die Ausdrüde „Proteftorat“, 
„Schußgebiet“ umd ähnliche Bezeichnungen nicht jelten in ganz unbejtimmter 
Weiſe gebraucht werden. Jedenfalls it jo viel gewiß, daß die Proteftorats- 





)Brie, aa. O. S. 26 ff — Wie G. Meyer, Die itaatsrechtliche Stellung der 
deutichen Schußgebiete S. 78 mit Necht bervorbebt, liegt das Charattertitiiche der jtaats- 
rechtlichen Nechtsverbältnifie in der Ausübung einer territorialen Gemalt. Dieſe fehlt 
bein Proteftorate, welches lediglich ein perſönliches Verhältniß von Staat zu Staat ift. 
(Wo daher bei einem Proteftorate Anfänge einer territorialen Gewalt fich finden, liegt ein 
Uebergangszuitand vor.) Dem entiprechend iſt auch weiter oben im Texte zwiichen ſtaats 
rechtlicher und völferrechtlicher Unterordnung unterfchieden worden, indem von der Anſchauung 
ausgegangen ift, dab nicht jede Abbängigfeit eines Staates von der Gewalt eines anderen 
Staates jtaatsrechtlichen Charakter haben muß, fondern aud auf dem Boden des Völkerrecht 
möglich) iſt. WVölferrechtlicher Natur it das Abbängigfeitsverbältniß dann, wenn der abhängige 
Staat ald Ganzes der Gewalt eines anderen Staates zwar in gewiſſen Beziehungen, jedoch 
unter Wahrung feiner Eigenſchaft als Staat untergeben it, feine Angebörigen aber ver 
Gewalt des übergeordneten Staates nicht direft unteriteben, während das Verhältniß itaats- 
rechtlichen Charakter erhält, wenn wie bei einem Bundesſtaate nicht blos die Glieditaaten als 
ſolche, Sondern auch deren Angebörige der Gentralgewalt unterworfen find, ſo daß die Bundes: 
ttaatsgemwalt territorialen Charakter bat. 
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verhältniſſe, welche England und Frankreich über aſiatiſche und afrikaniſche 
Staaten begründet haben, in der Regel dazu benützt worden find und noch 
benugt werden, die betreffenden Schutzſtaaten ihrer Selbititändigfeit zu berauben 
und als Kolonien dem jchugherrlichen Staate zu unterwerfen. Die Einrichtung 
des Proteftorats wurde cben von den Solonialitaaten in demjenigen über— 
jeeiichen Gebieten angewendet, im denen organifirte Staatsweſen beftanden. 
Ta diefe Gebiete nicht als völferrechtlich herrenlos offupirt werden konnten, 
jo juchte man die foloniale Herrichaft in der Weije zu begründen, dat man 
die betreffenden Staatsweien unter den „Schuß“ des europätichen Staates 
ſtellte und jie auf dieſe Weiſe von demijelben zunächit in ihrem auswärtigen 
Lerfehre abhängig machte, nach und nach aber auch einen größeren Einfluß 
auf deren innere Verhältniſſe gewann. 

In älterer wie neuerer Beit hat daher das Proteftorat auf dem Gebiet 
des Kolonialweſens eine große Rolle geipielt. Man braucht in diejer Beziehung 
mw auf die Schußjtaaten der engliich-oitmdiichen Kompagnie und auf die in 
der neueren Zeit von frankreich begründeten Proteftorate über Cochmchina, 
Amam, Tonfing und Tunis hinzuweiſen.'“) Das Proteftorat war und iſt 
in allen dieſen Fällen ein Mittel, um die Einverleibung eines Gebiets als 
Kolonie entweder vorzubereiten oder zu verhüllen. Mit Rückſicht auf dieſe 
Bedeutung des Protektorats für das Kolonialrecht iſt denn auch in der Kongo— 
afte vom 26. Februar 1885 in einer Anzahl von Artikeln das Protektorat 
ausdrücklich erwähnt. So it im Art. 7, mach welchen die Pariſer Ueber: 
funft vom 1. Juni 1878 betr. den Weltpoitverein auf das fonventtonelle Kongo— 
becken Anwendung finden joll, gejagt, daß die Mächte, welche dajelbit 
Souveränetäts: oder Proteftoratsrehte ausüben vder aus— 
üben werden, die erforderlichen Maßnahmen zur Ausführung der vorjtehenden 
Beltimmung zu treffen ich verpflichten. Ferner heißt es in Art. 8: „Im allen 
denjenigen Theilen des in der gegenwärtigen Erklärung im’s Auge gefahten 
Hebiets, wo von feiner Wacht Souveränetäts- oder Protekto— 
ratsrechte ausgeübt werden jollten, it es Aufgabe der gemäß Art. 17 
eingejegten Internationalen Schiffrahrtsfommiilion des Kongo, über die An— 
wendung der in dieſer Erklärung aufgejtellten und gebilligten Grundjäge zu 
wachen.“ 

Ebenſo it in den von der Neutralität der in dem fonventionellen — 
becken einbegriffenen Gebiete handelnden Artikeln 10 und 11 von den Mächten 


" Bulmerinca,a.a.Q, 199. In Uebereinſtimmung mit der im Terte er— 
wãhnten Auffaſſung dürfte ke Neuberung eines franzöſiſchen Schriftitellers ſtehen. 
Valbert: Le regime du Proteetorat en Tunisie, Rev. d. d. Mondes, 78. Bd. S. 192/93 
1886) jagt nämlich: „Le regime du protectorat est une methode de gouvernement 
„indirect. Le protecteur ne substitute pas violemment son action a celle du protege; 
„I le dirige, il le conseille, apres sötre assure les moyens de se faire &eouter. 
„Mais, tout en le dirigeant, il le ménage, lui t@moigne quelque deference. I n’aurait 
„rarde de le diserediter aupres de son peuple, car il importe, que les populations 
„protegees nourrissent Villusion qu'elles n'ont point change de maitre. C'ést aux 
‚memes visages qu'elles continuent d’avoir affaire, elles reconnaissent pour l'avoir 
„longtemps entendue la voix qui leur donne des ordres, elles se sentent point troub- 
„lees dans leurs habitudes et dans leurs obeissances sceulaires. La Tunisie comme 
„jadis est regie par son bey; il a conserve ses droits de legislateur, tous les attri- 
„buts de la souverainete; il gouverne ses sujets par l’entremise de son ministere, 
„mi-indigene, mi-frangaise. Si Sidi-Ali-Bev était un souverain constitutionel, il aurait 
‚sans cesse A compter avec sa constitution. La constitution de Sidi-Ali-Bey est le 
„resident general de France.“ 
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die Nede, welche Souveränetät$- oder Proteftoratsrechte über 
dieje Gebiete ausüben oder ausüben werden.“ 

In Art. 30 Ab). 4 verpflichtete jich ferner Großbritannien, den fremden 
Kaufleuten aller Nationen, welche in den jegt oder künftig jeiner Souveränetät 
oderjeinem Protektorat unterjtehenden Streden Des Niger Handel treiben, 

Schu zu gewähren. Die gleiche Verpflichtung übernahm in Art. 31 Sranf- 
reich, injoweit die Gewäſſer des Niger, jeine Nebenflüfje u. j. w. jich unter 
jeiner Souveränetät oder jeinem Proteftorat befinden _ oder be= 
finden werden, und in Art. 32 verpflichtete jich jede der übrigen Signatar- 
mächte in gleichem Sinne für den Fall, daß ſie in Zukunft Souveräne— 
täts- oder Protektoratsrechte über irgend einen Theil des Niger, ſeine 
Nebenflüſſe u. ſ. w. ausüben ſollte. 

Endlich m in den Artifeln 34 und 35 der Kongoakte vecht jcharf der 
Unterjchied zwijchen Souveränetät und Proteftorat hervor, indem nad) Art. 34 
eine jede Macht, welche in Zukunft von einem Gebiete an der Küjte des afri— 
fanijchen Feſtlandes Bejig ergreift oder dajelbit eine Sch ugherrichaft 
übernimmt, verpflichtet ift, von dieſer Thatjache den übrigen Signatars 
müchten Anzeige zu machen, während nach Art. 35 nur diejenige Macht, welche 
über ein Gebiet an den Küften des afrikanischen Fejtlandes Spuveränetätss 
rechte erwirbt, die Verpflichtung hat, in dem von ihr bejegten Gebiete das 
Vorhandenſein einer Obrigfeit zu jichern. 

Recht bezeichnend ift e8 aber gegenüber diejem Sprachgebrauche, da in 
der Kongoakte auch von Mächten die Rede ift, welche blos Souveränetäts- 
rechte ausüben. So heißt es in Art. 5 Abj. 1: „Keine der Mächte, welche 
in den oben bezeichneten Gebieten (fonventionelles Kongogebiet) Souveräne- 
tätsrechte ausübt oder ausüben wird, kann dajelbjt Monopole oder Privi- 
legien irgend einer Art, ” ſich auf den Handel beziehen, verleihen.“ Anderer: 
jeuts wird z. B im Art. 6 (Beitimmungen binfichtlich des Schutzes der Ein- 
geborenen, der Milfionare und Neijenden, jowie hinfichtlich der religiöſen Frei— 
heit) und Art. 9 (Erflärung, betr. den Sflavenhandel) von Mächten geiprochen, 
weiches in den betreffenden Gebieten Souverämetätsrechte oder einen 
Einfluß ausüben. 

Wenn nun auch bei derartigen internationalen Bereinbarungen, welche 
ihre endgiltige Feſtſetzung einer Neihe oft jchwieriger Kompromiſſe verdanfen, 
nicht jedes Wort auf die Wagichale gelegt werden darf, jo geht doch aus dem 
Wortlaute wie dem Inhalte der im VBorjtehenden erwähnten Artikel und aus 
den Verhandlungen über die Faſſung der Artikel 34 und 35, auf welche jpäter 
noch zurüczufommen ſein wird, unzweifelhaft hervor, daß, wenn man von den 
Artikeln ganz abſieht, in welchen von Mächten die Rede iſt, die „einen Ein— 
fluß im beſtimmten Gebieten ausüben, die Kongoakte zwiſchen dent 
alle, in welchem ein Staat Souveränetätsrechte ausübt, und demjenigen, in 
welchem nur ein Proteftoratsverhältnig jtattfindet, jcharf unterjcheidet.') 


"), Auch in anderen neueren internationalen Abmacungen, welche ſich auf foloniale 
Verhäliniſſe beziehen, ift des Protektorats ausdrüdlich Erwähnung getban. So iſt in den 
Verträgen vom 6. und 10. April 1886, melde England und Teutichland über die Ab- 
grenzung ibrer beiderleitigen Machtipbären im weltlichen Stillen Ozean abgeichlofien baben, 
wiederholt von dem Ermwerbe von „Schußberrichaften” neben , ‚Befigergreifungen“, von „Schuß: 
gebieten” neben „Beligungen“, von „Broteftoratsrechten“ neben , ‚Souveränetätsrechten“ die 

Rede. Ebenſo wird in dem Brototolle vom 24. Tezember 1885, betr. die deutichen und 
franzöftichen Beitgungen an der Weſtküſte von Afrika und in der "Südfee, von Souveräne: 
täts- und Proteftoratsrechten, deutihem Protektorat u. ſ. w. geiprochen. 
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Ein jedes Proteftoratsverhältnig jet jenem Begriffe nach zwei Staaten 
voraus, von denen der eine, der Schußftaat, in Folge jeiner Abhängigkeit vom 
ichugherrlichen Staate, zu einer halbjouveränen Stellung berabgedrücdt it. 
Gleichgültig it es dabei, daß bei Verwendung der Emrichtung des Proteftorats 
auf dem Gebiete der Kolonialpolitit es fich nicht jowohl um den Schuß 
des jog. Schugitaats, jondern darum handelt, denjelben von jchugherrlichen 
Staate abhängig zu machen und jeiner Herrichaft zu unterwerfen.) Aus dem 
Begriffe des Proteftorats folgt aber, daß ein Proteftorat über ein unbewohntes 
Gebiet und über völferrechtlich herrenloje Gebiete, auch wenn jie von Völker— 
jtämmen, welche es über eine blos dorfmäßige Organiſation nicht hinausgebracht 
haben, nicht möglich ift. Bei der Zwitterhaftigfeit der hier in Nede ſtehenden 
Nechtsinititute beiteht aber die Gefahr, daß im folonialpolitiichen Intereſſe 
mit dem Ausdrud „Protektorat“ Mißbrauch getrieben und dasjelbe auf Gebiete 
angewendet wird, welche ein Staat zwar jelbjt jeiner Souveränetät nicht unter: 
werfen fann oder will, von deren Befigergreifung er aber wenigjtens dritte 
Staaten abhalten möchte. Necht interefjant jind im diejer Hinficht die Ver- 
handlungen der Kongo-Konferenz in Betreff der Art. 34 und 35 der Kongo: 
afte, über welche Engelhardt, einer der franzöſſiſchen Bevollmächtigten 
zur Stonferenz, berichtet.) Urjprünglich war nämlich von Deutichland und. 
Frankreich, welche die fraglichen Beltimmungen in Borjchlag brachten, beab- 
Jichtigt, die Vorjchriften bezüglich der Erfordernifje der effektiven Beſitzergreifung 
auf den Fall der Begründung eines Proteftorats, wie der Souveränetät zu 
erſtrecken.) Gegen eine derartige Gleichitellung erhob aber England jehr 
entichiedenen Widerjpruch und wollte jogar zwiſchen Proteftorat nnd Proteftion 
unterjcheiden, indem deſſen Bevollmächtigte ausführten, daß die Proteftion, 
welche der englische Staat über verjchiedene wilde Stämme ausübe, ſich mit- 
unter auf die Bertellung von einzelnen Konjuln bejchränfe, welche die Aufgabe 
haben, über die englischen Unterthanen, die Eingeborenen und jelbjt die fremden 
Staatsangehörigen Necht zu jprechen. „Par cette degradation savante, 
de la souverainet& coloniale — jagt Engelhardt — elle pensait sans 
doute s’assurer tous les benefices de la puissance en &chappant ä la 
responsabilite de l’exereice de pouvoir.“ 

Engelhardt it num mit Recht der Meinung, dab eine derartige Auf- 
tihtung von Sonjulargerichten die betreffenden Gebiete „aux competitions 
exterieurs“, d. h. einer Beligergreifung durch eine dritte Macht, nicht ent- 
ziehen könne, da die Berliner Konferenz durch ihre Vorjchriften alle fiktiven 
Beligergreifungen für die Zukunft verhüten wollte. 

Freilich jcheint England diejes Syftem noch nicht aufgeben zu wollen. 
Wenigſtens deutet darauf die Haltung, welche das britijche Ktolonialamt in 


In dem unter franzöftichem Brotektorate itehenden Ländern (Tunis, Annam, Ton 
fing, Kambodſcha) ift namentlih auf dem Gebiete der Rechtspflege der Einfluß des ſchutz 
berrliben Staates jehr groß. In den „Walallenitaaten” in Niederländiich. jndien und 
Engliſch-Oſtindien gebt diefer Einfluß bäufig noch weiter. leberall zeigt ich aber das Be- 
itreben, denielben möglichit zu verbüllen und den unter europätichem Protektorate ſtehenden 
balbeiviliftrten staatlichen Gemeinweſen menigitens den Schein der Selbititändigkeit zu 
laſſen Zu dieſem Zmede wird denn auch mit der Gewährung äußerer Ehrenbezeugungen 
an die Fürſten und Sultane diejer Gemeinmweien nicht gegeigt. 

?, Revue de droit international, t. XVIII (1886) N. 5 ©. 433 —442., 

’, Der Grund für diefen Vorichlag iſt wohl darin zu erbliden, daß es ſehr häufi 
— ſchwer iſt, feſtzuſtellen, ob ein Protektoratsverhältniß oder ein Souveränetätsverhältni 
vorliegt. 
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Bezug auf die Befigergreifung von Britijch-Neuguinea eingenommen hat. Das 
Ktolonialamt hat nämlich den auftralischen Kolonien, welche die Beligergreifung 
von Neu-Guinea jchon jeit längerer Zeit jehr energiſch betrieben, aber die 
Koften der Regierung der neuen Kolonie nicht jelbjt tragen, jondern dem 
Mutterlande aufbürden wollten, am 3. Dezember 1886 mitgetheilt, daß die Her— 
jtellung der Souveränetät über Britiich-Neuguinca „schwere Ausgaben 
mit Ausjicht auf kleine Einnahme bedinge, und nicht nöthig jei zur Vertheidigung 
Auftraliens gegen fremde Angriffe“. Dieſer Zweck ſei genügend durch das 
Proteftorat gejichert; man fönne vielleicht an einzelnen Punkten die Sou— 
veränetät, wie fie 3. ®. an der Goldküſte bejtche, proflamiren. (Bol. D. 
Kolonial-Zeitung, IV. Jahrg. ©. 37.) Daß es sich hier in der That nur 
darum handeln fonnte, daß England die Vortheile der Herrichafts-Ansübung 
genießen wollte, ohne die Lajten der Herrichaft zu tragen, geht daraus hervor, 
dag die in Neu-Guinea lebenden Papuas feine jtaatlich organijirte Gemein: 
Ichaft gebildet haben, über welche ein Proteftorat möglich wäre.') Sieht man 
aber auch von diejem Mißbrauch des Protektorats ab, ſo iſt doch je auf: 
merfjam zu machen, daß die Ausdrüde „Protektorat“ „Schuggebiet” u. dgl. 
in der neueren Zeit nicht jelten auch in Fällen angewandt werden, wo das 
betreffende Stolonialgebiet zwar in der That der Spuveränetät eines euro— 
päiſchen Staates unterjteht, die Verhältniſſe dieſes Gebiet aber noch jo uns 
entwidelt jind, daß jich die Eimwirfung des Mutterftaats auf dasjelbe und in 
demjelben nur im einigen wenigen Beziehungen, namentlich hinfichtlich der Auf— 
rechthaltung der Rechtsordnung äußert. Derartige Kolonien wie 3. B. Die 
Deutſchen Schutgebiete jind daher als Kolonien in c. ©. zu ——— und 
zu behandeln, und nicht zu den Protektoratsländern zu rechnen. 

Was nun die rechtliche Konſtruktion der hienach verbleibenden wirklichen 
Broteftoratsverhältniffe auf dem Gebiete des Kolonialrechts anlangt, jo iſt 
daran fejtzuhalten, daß das Proteftorat eine Einrichtung des Bölferrechts 
und nicht des Staatsrechts iſt. Namentlich iſt auch die Auffaſſung zurück 
zuweifen, als ob der Schugitaat und der jehugherrliche Staat zujammen 
einen jog. zujammengelegten Staat — Staatenjtaat — mit einer Oberſtaats— 
gewalt und einer Unterftaatsgewalt bilden.) Aus den beiden Staaten wird 
nicht ein dritter, beiden übergeordneter Staat, jondern es fommt lediglich der 
Scyugjtaat in einzelnen Beziehungen in Abhängigkeit vom jchugherrlichen 
Staate, ohne jeine Eigenjchaft als Staat einzubüßen. Andererjeits ijt aber 
auch das Verhältniß des Schugitaats zum jchusherrlichen nicht wie bei einer 


" Wal. über die von der engliichen Regierung | jur Durchführung des Broteftorats 
auf NewGuinea geichaftenen Ginrichtungen Golonial Office Liſt 1887, ©. 287 und 289. 

) Wie dies Laband auszuführen verjucht. Aal. darüber unten S 16.) Will man 
das Verhältniß des Schußitaats zum jchußberrlichen Staate näber beitimmen, jo fann man 
dasjelbe wohl am Eheſten als eine Art der Realunion bezeichnen. Wie bei der Real- 
union auch aus den unirten Staaten nicht ein denielben übergeordnetes höheres Staatsweien 
entiteht, jondern die unirten Staaten, wenn diefelben auch dauernd verbunden find und eine 
Anzahl von Intereſſen als gemeinichaftliche durch gemeinfame Organe beforgen laflen, doch 
ihre itaatliche. Individualität bewahren, jo iſt dies auch beim Proteftorate der Fall. Ein 
Unterſchied liegt nur inſoferne vor, als bei der Realunion die realirter unirten Staaten ſich 
koordinirt ſind, während beim Protektorate der Schutzſtaat dem ſchutzherrlichen jubordinirt 
iſt. — Vgl. über die rechtliche Auffaſſung der Protektoratsverhältniſſe auch Brie a. a. ©. 
S. XXVII: „Zwiſchen mebreren Staaten, welche in einem einfeitigen Abhängigfeitsverbält- 
niſſe zu demfelben Staate ſtehen, wird dadurch an fich feine rechtliche Verbindung begründet ; 
insbeiondere bilden diejelben zuſammen, jei es ohne den übergeordneten Staat, ſei es mit 
demielben nicht etwa ein neues Gemeinweſen.“ 
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Altanz als ein gewiſſermaßen vbligatoriiches aufzufafien, jondern es liegt 
eine theilweije Unterordiung des erjteren Staates unter die Gewalt des legteren 
vor, die aber nicht ſoweit geht, daß der Schugitaat der Souveränetät des 
iäugberrlichen unterfteht. Denn wäre dies der Fall, jo wäre eriterer über: 
haupt nicht mehr als Staat ‚zu betrachten, jondern fünnte nur noch Provinz 
des ſchutzherrlichen Staates jein. 

Proteftoratsländer find daher auch nicht als integrivende Beitandtheile 
des ſchutzherrlichen Staates zu betrachten, ſie kommen für denſelben als Aus— 
land in Betracht und ihre Angehörigen ſind dem ſchutzherrlichen Staate gegen— 
über Ausländer, welche lediglich als Schutzgenoſſen den Inländern in manchen 
Beziehungen gleichgeitellt jein fünnen. Nur im joferne fünnen Proteftorats- 
länder im Sinne des Völferrechts als zum Gebiet des jchugherrlichen Staates 
gehörig betrachtet werden, als ein anderer Staat ohne Verlegung der Rechte 
des ſchutzherrlichen Staats von jolchen Gebieten nicht Befig ergreifen und über 
diejelbe Feine Herrſchaft ausüben fann, welche in Widerjpruch jteht mit dem 
berechtigten Einfluffe des Ichugherrlichen Staates auf den Schupitaat. Was 
im Allgemeinen von Proteftoratsverhältniffen gilt, gilt natürlich) auch von der 
Anwendung des ProteftoratS auf dem Gebiete des Kolonialrechts. Wenn aber 
überhaupt Proteftoratsverhältniffe in der Regel Uebergangsbildungen find, in 
welchen begrifflich fich ausichliejende Elemente —— — ſo gilt dies 
bei folontalen Protektoratsverhältniſſen ganz bejonders. Die Folge davon iſt, 
daß in derartigen Verhältnijjen der ſchutzherrliche Staat auf den Schutzſtaat 
einen Einfluß und im Gebiete desſelben eine Herrſchaft übt, welche ſich eher 
als Souveränctät denn als Schuggewalt darftellt. 

Das Ergebniß der vorjtehenden Ausführungen it demnach folgendes: 

1. Eigentliche Kolonien jind überjeeijche Provinzen eines europätichen 
Staates, die jeiner Souveränität unterjtehen wie jede andere Provinz. 

2. Zu den Kolonien werden aber auch die jog. Proteftoratsländer ge 
rechnet, d. h. jtaatlich organiſirte Gemeinweſen in überjeetichen Ge: 
bteten, welche unter der Schugberrlichkeit eines europätichen Staates 
ſtehen. 

III. Während es ſich bei den eigentlichen Kolonien und den Protektorats— 
lindern um Gebiete handelt, die bereits in einem ſtaatsrechtlichen Unterordnungs: 
oder völferrechtlichen Abhängigkeitsverhältniſſe zu einem europäiſchen Mutter- 
note Stehen, bezeichnet man mit dem in der neueren Zeit entitandenen Aus— 
drude der „Intereſſenſphären“ oder „Machtipbären“ Gebiete, Die erit als 
Kolonien oder Proteftoratsländer von einem Staate erworben werden jollen, 
auf deren Erwerbung derjelbe aber einen Nechtsanipruch bat. 

Es mag dahin geitellt bleiben, ob die Beitimmungen der Kongoakte, in 
men von Mächten die Rede iſt, welche in gewiſſen Gebieten „einen Einfluß 
ausüben“, wie 3. B. Artifel 6 und 9'), dahin aufzufaſſen jind, dat; die be 
teffenden Gebiete ala Interefjeniphären diejer Mächte zu gelten haben‘), jeden- 





In der Brüſſeler Generalacte vom 2. ‚juli 1890 iſt wohl richtiger der unbeitinmtte 
Ausdrud „einen Einfluß ausüben“ vermieden und ftets nur von Mächten die Mede, welche 
m Afrika Souveränetätsrechte oder Kin rvherrſchaft ausüben, oder daſelbſt Beſitzungen 
daben, „vergl. Art. IIL, IV, XII, 

Es wird Dies "wohl Decken, fein, weil die Intereſſenſphären bezw. Machtſphären 
mder englüichen und franzöftichen Sprache als „spheres of influence“ und „zönes din- 
fuenee“ bezeichnet worden. gl. die deutic)- englifchen Verträge vom 10. April 1386 Art. 1 
nd vom 1. Juli 1890 Art. 1 und den Gingang des deutich-frangöitichen Vertrags vom 
5. März 1894 Kamerun). 
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falls ergibt jich der Begriff der Intereſſenſphäre ganz unzweifelhaft aus ver: 
jchiedenen auf den Gegenjtand bezüglichen Abmacjungen. 

Unter „Interejjeniphäre“ oder „Machtſphäre“ verjteht man nämlich, das 
auf Grund von Bereinbarungen unter den betheiligten Kolonialjtaaten ab: 
gegrenzte Gebiet, innerhalb deſſen ein Staat ausichlieplich berechtigt it, jene 
foloniale Herrichaft durch VBerigergreifung oder Abichlu von Protektorats— 
verträgen zu begründen, oder doch einen für die in dieſem Gebiete vorhandenen 
Völkerſchaften mahgebenden politischen Einfluß auszuüben. So beißt es in 


: Rn 29. Oftober R P 
dem deutſch-engliſchen Uebereinkommen vom⸗ 1080, betreffend Dit: 


afrifa N. 3: „Beide Mächte fommen überein, eine Abgrenzung ihrer 
gegenjeitigen Interejjenipbären in diefem Theile des ojtafrifantichen 
Feſtlandes vorzunehmen, in gleicher Weiſe, wie dies früher bei den Gebieten 
am Golf von Guinea gejchehen tt.“ 

Nachdem jodann das Gebiet, auf welches ſich das Uebereinkommen cr 
jtreden joll, und die Demarfationslinie genau angegeben it, heißt es weiter: 
„Sroßbritannien verpflichtet jich, im Süden dieſer Linie feine Gebietserwerbungen 
zu machen, feine Proteftorate anzunehmen und der Ausbreitung deutjchen Ein- 
fluſſes im Süden nicht entgegenzutreten, während Deutjchland die gleiche Ver: 
pflichtung für die nördlich dieſer Linie gelegenen Gebiete übernimmt.” 

Ebenjo heißt es im dem deutjch-engliichen Vertrag vom 1. Juli 18% 
Urt. VII: „Jede der beiden Mächte übernimmt die Verpflichtung, ſich jeg- 
licher Einmiichung in diejenige Interefjeniphäre zu enthalten, welche der andern 
durch Art. I bis IV des gegenwärtigen Uebereinkommens zuerfannt it. Keine 
Macht wird in der Interejjeniphäre der andern Erwerbungen machen, Verträge 
abjchliegen, Souveränitätsrechte oder Proteftorate übernehmen oder die Aus: 
dehnung des Einflufjes der anderen hindern.“ 


Hehnliche, theilweije völlig gleichlautende Beitimmungen finden jich in dem 
deutjcheengliichen Uebereinfommen vom April/Sunt 1885 bezüglich der beider: 
. jeitigen Befigungen am Golf von Guinea, in dem deutich-franzöfiichen Ueber: 
einfommen vom 24. Dezember 1885 hinfichtlich der weitafrifaniichen Kolonien 
und in der deutſch-engliſchen Uebereinfunft vom 6. Aprit 1886 über die Ab— 
grenzung der deutjchen und englischen Machtipbhäre im wejtlichen jtillen Ozean, 
in Art. 5 des deutjch-engliichen Abkommens vom 5. November 1893 über die 
Abgrenzung der beiderjeitigen Interefjenipbären in den vom Golf von Guinca 
nach dem Innern ſich erjtredenden Gebieten und im Art. 2 des deutſch— 
franzöjiichen Abkommens vom 15. März 1894, betreffend die Abgrenzung des 
Schuggebiets von Kamerun umd der Kolonie des franzöjtichen Kongo, ſowie 
über die Feſtſetzung der deutjchen und franzöfiichen Intereſſenſphäre im Gebiete 
des Tichadjees. 

Der Inhalt derartiger Abmachungen zwischen zwet oder mehreren Kolonial— 
jtaaten geht alſo dahin, dal ich jeder Vertragstheil verpflichtet, dem koloni— 
jatortjchen Vorgehen des anderen innerhalb des jeinem Einfluſſe überlajjenen 
Gebietes nicht entgegenzutreten und jich der Erwerbung jeglicher folontalen 
Derrichaft innerhalb dieſes Gebietes zu enthalten. Als Nechtstitel für den 
unmittelbaren Erwerb von Souveränetäts- oder Proteftoratsrechten fünnen da- 
gegen derartige Abmachungen nicht betrachtet werden; jie geben nur Den be— 
theiligten Staaten die Möglichkeit, ungehindert durch die übrigen VBertragstheile 
innerhalb der ihrem Einfluffe überlaffenen Gebiete auf dem Wege der Bejig- 
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ergreifung oder des Vertragsabſchluſſes Souveränitäts- oder Protektoratsrechte 
zu erwerben. Inſoferne die Vertragstheile oder einer derſelben innerhalb der 
ihm überlajjenen Sphäre bereit? Sonveränitäts- oder Protektoratsrechte beißt, 
wird aber immerhin in einer derartigen Abmachung eine Anerkennung diejer 
Rechte Liegen. Da Verträge nur die beim Abſchluſſe Betheiligten binden, it 
übrigens zu beachten, daß eine jolche Anerkennung für Dritte nicht maßgebend 
ft, wie auch dritte Staaten durch derartige Ucbereinfommen an und für ſich 
nicht gehindert ind, im die Durch einen von ihnen jelbit nicht abgejchlofjenen 
Vertrag feitgeichte Intereffeniphäre anderer Staaten einzugreifen, wenn auch 
in der Negel die Nüdjichtnahme, welche jich die Staaten im völferrechtlichen 
Verkehr jchulden, von derartigen Eingriffen, die der betroffene Staat als eine 
Feindſeligkeit betrachten müßte, zurücdhalten wird. 

IV. Die Proteftoratsländer ind jtaatliche Gemeinmejen, die zwar in 
einer völferrechtlichen Abhängigfeit vom Ichugherrlichen Staate jtehen, jedoch 
ihre eigene Verfaffung und ihre eigene Öffentliche wie private Nechtsordnung 
haben. Die eigentlichen Kolonien dagegen ind überſeeiſche Provinzen des 
Mutterlandes, Die grundjäglich der Rechtsordnung desjelben unterliegen. Cs 
liegt jedoc) in der Natur der Dinge, daß die Kolonien durchweg eine andere 
Rechtsitellung einnehmen als beliebige andere Provinzen. Die räumliche Ent- 
jernung vom Mutterlande, die bejonderen ethnographiſchen Verhältniſſe der 
Kolonialbevölferung, die klimatiſchen Zuſtände, die Dandelsbeziehungen u. ſ. w. 
zwingen geradezu, für die Kolonien eine bejondere öffentliche und private 
Rechtsordnung zu ſchaffen. Freilich ſtimmt die Geſetzgebung der verjchiedenen 
Kolonialſtaaten feineswegs darin überein, auf welche Gebiete des einzelnen 
Staates dieſes bejondere Kolonialrecht zur Amvendung zu kommen hat, welche 
Gebiete daher im Sinne des pofitiven Nechts eines beftimmten Staats als 
Kolonien zu gelten haben. So gilt 3. B. Algier im Sinne des franzöfischen 
Rechts nicht als Kolonie, jondern gewiſſermaßen als Beitandtheil des Mutter- 
landes — prolongement de la metropole — wenn es auch jeine bejondere 
Rechtsordnung bat.) Was die engliichen Kolonien anlangt, jo werden 
zwar mach englischer Auffaſſung alle überſeeiſchen Beligungen an und für jich 
als Kolonien betrachtet, aber das Kaiſerreich Indien wird doc) nicht als Kolonie 
behandelt; es gilt vielmehr, nachdem die Königin von England zur Kaiſerin 
von Indien ernannt worden it, als mit England in Neal und Perjonal- 
Union ſtehend.“ Ia die englische Geſetzgebung hat nicht einmal den Ausdrud 
„Kolonie“ immer im gleichen Sinne gebraucht. So jollen 3. B. nach einer 
englischen Parlamentsafte vom Jahre 1865 alle diejenigen auswärtigen Be 
ſitzungen Kolonten genammt werden, welche Organe eigener Gejeggebung 
haben, mit Ausnahme der an der franzöfiichen Küſte liegenden Kanalinſeln und 
der Inſel Man. Nach einem anderen englichen Gelege werden unter Kolonien 
alle auswärtigen Beſitzungen der Krone verjtanden, darunter auch Gibraltar 
und Malta’), wie jelbit Helgoland als „Kolonie“ behandelt wurde. Man 
muB Daher jeweils zujehen, was vom Standpunfte eines Geſetzes oder einer 
Geſetzgebung aus unter einer Stolonie zu verjtehen it. 

Anlangend die Belonderheit der jtaatsrechtlichen Stellung der Kolonien, 
jo ift vor Allem hervorzubeben, daß fie nach dev Gejetgebung mancher Staaten 








') Lebon: Das Staatsrecht der franzöſ. Republik in Marquardien’s Handbud des 
öffentl, "Rechts IV, I, 6 S. 114 f. 

n »Colonies and Ders :ndeneies< by J.S.CottonandE. J. Payne, 1883, ©. 2. 

®) Holgendorff: Die britischen Kolonien, ©. 4. 
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nicht als integrirende Bejtandtheile des Staatsgebiet3 und nicht als Inland 
gelten, während eine jolche Stellung dem Begriffe einer Provinz widerjprechen 
würde. Dieje Eigenjchaft einer Kolonie als „Nicht-Inland“ zeigt ſich zunächit 
darin, daß das Gebiet der Kolonie nicht ausdrüdlich durch Geſetz zum Staats: 
gebiet erklärt ift und demmach auch binjichtlich einer Abtretung u. j. w. nicht 
unter den in Bezug auf das übrige Gebiet geltenden VBorjchriften fteht; ferner 
erjcheinen die Einwohner und Angehörigeu der Kolonie zwar als Unterthanen 
des Mutterjtaates, aber feineswegs ipso jure als Staatsbürger desjelben, 
jondern nur dann, wenn fie die Staatsangehörigfeit und das Staatsbürger: 
recht ausdrücklich erworben haben. Selbſtverſtändlich ift es auch, daß in jolchen 
Kolonien die Gejege des Mutterlandes nicht von jelbit in Kraft treten, jondern 
nur dann umd nur injoweit, als dies ausdrücklich beftimmt ift. Andererjeits 
darf man freilich daraus, dal die Gejege des Mutterjtaates nicht ohne Weiteres 
in den Kolonien Anwendung finden, nicht zu weit gehende Schlüfje in Bezug 
auf die jtaatsrechtliche Stellung einer Stolonie ziehen, denn es fommt auch bei 
Provinzen vor, daß jie eine bejondere Stellung einnehmen, und dab die Ge— 
ſetze des Staates überhaupt oder wenigjtens theilweife nicht von jelbjt inner: 
halb gewiſſer Provinzen Geltung haben. ') 

Dadurch, daß eine Kolonie vom Standpumft eines beitimmten Staats- 
rechtes aus nicht als Inland ericheint, it jie aber freilich noch keineswegs 
Ausland, denn der Begriff des Auslandes jet voraus, dab das in Frage 
ſtehende Gebiet nicht blos nicht als integrirender Beſtandtheil desjenigen 
Staates, welcher den Ausgangspunkt der Betrachtung bildet, gelten fann, 
jondern auch pojitiv. einer fremden Staatsgewalt unterjteht oder herrenlos iſt. 
Deshalb bleibt eine Kolonie, mag ihre jtaatsrechtliche Stellung jein wie ſie will, 
völferrechtlich betrachtet, ſtets Beſtandtheil des Mutterſtaates und ihre Angehörigen 
ſind Unterthanen desſelben. Die Stellung der Angehörigen iſt dann die, daß 
fie zwar nicht die Rechte und Pflichten der Staatsangehörigkeit und Staats— 
bürgerichaft des Mutterlandes haben, aber jeine Unterthanen jind und daher den 
von der Staatsgewalt erlajjenen Geſetzen gehorchen müfjen, und andererjeits 
auch jeinen Schuß erwarten können. Man wird derartige Kolonien im Wejent- 
lichen als Herrichaftsobjekte des betreffenden Staates betrachten fünnen, während 
andere Kolonien, welche jtaatsrechtlich als Inland erjcheinen und deren An— 
gehörige das Staatsbürgerrecht haben, als organiſche aftive Beſtandtheile des 
betreffenden Staates zu gelten haben. 

Abgejehen von der Frage, ob die Kolonien als integrirende Bejtandtheile 
des Mutterjtaates zu betrachten find, handelt es jich bei der Verfaſſung und 
Verwaltung der Kolonien namentlich) darum, in welchem Made jie eine jelbjt- 
Itändige und autonome Stellung einnehmen. Es hängt dies im der Hauptſache 
von wirthſchaftlichen und ethnographiſchen Verhältniſſen, in letzter Linie alſo 
von der Frage ab, ob die betreffenden Kolonien Aderbau- bezw. Anſiedelungs— 
oder Plantagen: bezw. Handelskolonien find. Höchſt bemertenBiwertä üt in 
diejer Hinficht, dab die engliichen Kolonien nach ihrer Verfaſſung eingetheilt 
werden in Stronfolonien und Nepräjentativfolonien mit responsible Govern- 
ment.’) Dieje legteren Kolonien haben nicht blos eine ſelbſtſtändige Regierung 
(Miniſterium) und eine Volksvertretung, ſondern es iſt auch das Miniſterium 


* i) ur über diefe Frage die Ausführungen bei Stengel, die deutichen Schußgebiete 
(1 ,S 9. 
— and Dependencies 5. 137 ff. 
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der Kolonien der kolonialen Volksvertretung ganz in derſelben Weiſe politiſch 
verantwortlich, wie das Miniſierium des Mutterlandes gegenüber dem Parla— 
ment und muß daher im Falle eines Mißtrauensvotums ebenſo abdanken, wie 
dies beim Minijterium im Mutterlande der Fall it. Die Kronkolonien dagegen 
werden von dem durch die Negierung des Mutterlandes ernannten Gouverneur 
und dem ihm beigegebenen Räthen lediglich nach den Anweiſungen des heimijchen 
Minifteriums verwaltet, während gegenüber den Nepräjentativfolonien Die 
Regierung des Mutterlandes Lediglich ein jelten gebrauchtes und wenig ein- 
ichneidendes Kontrollrecht ausübt. Allerdings fommt auch bei manchen Kron— 
folonıen eine Bolfvertretung vor, allein die an der Spitze dieſer jog. ein— 
jachen WRepräjentativfolonien jtehenden Beamten find der folonialen Volks— 
vertretung nicht verantwortlich, jondern an die Weiſungen des heimijchen 
PB UME ebenjo gebunden, wie die Gouverneure in den anderen Kron— 
folonien. 

Betrachtet man nun die verjchiedenen Stronfolonien einerſeits umd Die 
Kolonien mit Nepräjentativverfafjung andererjeits, jo ergibt ſich unſchwer, daß 
der Unterſchied im Wejentlichen auf dem Gegenſatz zwiſchen Aderbaufolonien 
einerſeits und Pflanzungs- umd Handelstolonien andererjeit3 beruht. Es liegt 
nämlich in der Natur der Sache, daß nur jolchen Kolonien ein erhebliches 
May von Selbjtitändigkeit gegeben werden fann, in denen die europätiche und 
weiße Bevölferung erheblich überwiegt, tie Died in Ackerbau- bezw. Anjiedelungs- 
folonien der Fall ift. In den Plantagen: und Handelsfolonien, wo die werke 
Bevölkerung in der Regel nur einen fleinen VBruchtheil bildet, wäre nicht blos 
die Einräumung weitgehender politischer Rechte an die eingeborene Bevölferung 
höchſt bedenklich, Tondern es wäre auch nicht angängig, der kleinen Minder— 
heit der europäijchen Bevölkerung die vom Mutterlande nur wenig fontrollirte 
politijche Derrichaft einzuräumen, da dies zu jchlimmen Ausjchreitungen rühren 
könnte, und andererjeitS auch die weißen Anjiedler der weitgehenden Beichügung 
und Unterjtügung jeitens des Mutterlandes gar nicht entbehren fünnen. In 
der That ind die etwa 10 Millionen Einwohner zählenden Repräſentativ— 
folonien durchweg in der gemäßigten Zone (Nordamerifa, Auftralien, Sid: 
afrifa) gelegene Anfiedelungsfolonien, in denen die farbige Bevölkerung nur 
einen geringen Bruchtheil der Gejammtbevölferung bildet, während in den in 
den tropischen und jubtropiichen Ländern gelegenen Kronkolonien die Zahl der 
Weißen nur ca. 2'/, °/, der Gejammtbevölferung ausmacht; in Geylon beträgt 
jie gar nur 1°/, und in Wejtindien, wo die weiße Bevölkerung ziemlich zahl: 
reich it, doch nicht mehr als 5°/,. 


S 3. Ueberblick über die Gefchichte der Kolonien und der Kolonifation. ') 


I. In der Gejchichte der Kolonien und der Kolonijation laſſen jich drei 
Hauptperioden ımterjcheiden: Die Gründung von Kolonien im Alterthum, 
namentlich die der Griechen und Römer, Die großartigen Koloniſationen im 
Mittelalter durch die Deutjchen, wobei vor Allem die Yänder öjtlich der Elbe 
in Frage fommen und endlich die Gründung von Kolonien in der neuen Zeit 


') Leroy-Beaulieu, De la colonisation chez la peuples modernes, 4. Aufl. 
1891) S. 1—188. — Roider und Jannaſch, Kolonien, Kolonialpolitit und Aus 
mwanderung, 3. Aufl. (1885) S. 129 ff. — Gourd, Les chartes coloniales u. ſ. w. (1885) 
J. Einleitung S. I-XLIU. — Tedert, Die Stolonialreiche und Die Koloniiationsobjefte 
der Gegenwart, 2. Aufl. (1888). — Zimmermann, Nolonialgeichichtliche Studien, 1895. 
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durch die ſeefahrenden Nationen von Europa ſeit der Entdeckung von Amerika 
und der Auffindung des Seeweges nach Indien durch die Portugieſen am Ende 
des 15. Jahrhunderts. 

Die Entdeckung von Amerifa erſchloß der Unternehmungsluſt der europäiſchen 
Nationen und dem Weltverfehr einen neuen Welttheil mit im Wejentlichen 
niedrig ftehender Urbevölterung, während die Auffindung des Seeweges nad) 
Indien Länder mit bereits hochkultivirter Bevölferung in imnigere und leb— 
baftere Verbindung mit Europa brachte. 

Zuerſt waren e8 Spanien und Portugal, welche den Handel mit 
den nenentdedten, bezw. wieder dem Verkehre erjchlojfenen Ländern in die Hand 
nahmen und Anfiedelungen in Amerika gründeten. Die Spanier und Portugiejen 
jtanden am Ausgange des 15. und im Anfange des 16. Jahrhumderts jo jehr 
an der Spiße der jeefahrenden und folonifirenden Völker, daß die Hochinterefjante 
Theilung der Erde durch die Päpite Alerander VI. und Julius II. lediglich 
zwijchen diejen beiden Nationen erfolgte. Bald nach der Rückkehr des Columbus 
von jeiner erften Reife erlangte nämlich der ſpaniſche Hof von Papſt Alerander VI. 
am 4. Mai 1494 eine Bulle!), inhaltlich deren der ſpaniſchen Krone, die nad) 
Indien und deſſen Schägen lebhaftes Verlangen trug, alle entdeckten und noch 
zu entdedenden Länder wejtlich von einem Punkte, der 100 ſpaniſche Meilen 
weitlich und jüdlich von den Azoren und den Cap-Verdiſchen Inſeln im At: 
lantischen Ocean liege, „aus reiner Großmuth und Kraft apojtoliicher Gewalt“ 
jür alle Zeiten zugeiprochen wurden, während Portugal öjtlic) von dieſer 
Linie und auf der anderen Hemiſphäre ſich auszubreiten das Necht haben jollte. 
Portugal, das den Seeweg nad) Indien um's Gap der guten Hoffnung entdedt 
hatte, beklagte fich jedoch über dieje jeine Rechte beeinträchtigende Therlung, 
indem es jich auf eine Bulle des Papſtes Nikolaus V. vom Jahre 1454 berief, 
durch die ihm der Handel mit Indien, deſſen Oſtküſte man ja in Amerika 
gefunden zu haben glaubte, zugejichert war. Im Folge diejer Bejchwerden 
fam cs am 7. Juni 1494 zwiſchen beiden Nationen zum Vergleiche von Torde— 
jillas, der nachträglich im Jahre 1506 durch Papſt Julius II. die firchliche 
Betätigung erhielt. 

Nach diejem Vergleiche jollte die Theilungslinie zwischen den den beiden 
Nationen überwieienen Theilen der Welt nicht mehr 100, ſondern 360 jpanische 
Meilen weitlich von den Cap-Verdiichen Injeln gezogen und jeine Lage auf 
den von ihr durchſchnittenen Kontinenten und Eilanden möglichjt bald durch 
altronomijche oder jonitige Meſſung beitimmt werden. Ber dem damaligen 
Stande der mathematischen Wiſſenſchaften war dies jedoch geradezu unmöglich, 
da man weder die Größe des Erdumfangs genau fannte, noch die Mittel 
beſaß, um im vertäßlicher Weile die geographiiche Länge zu bejtimmen. Im 
Folge dejjen blieb die Theilungslinie zweifelhaft, was natürlich zu mancherfei 
Streitigfeiten Anlah gab. Doc fommt es darauf hier nicht weiter an; hervor: 
zubeben war nur, welche ausjchlaggebende Rolle damals Spanien und Portugal 
al3 Ktolontalmächte Iptelten. 

Spanien entwidelte jeine foloniatoriiche Thätigfeit vor Allem in Süd: 
amerifa und in Mittelamerifa (Mexiko und Antillen), theilweile auch in Nord— 
amerifa (Florida), während Portugal jeine folontjatorischen Erfolge ın Oſt— 
afrifa (Mozambique), dann in Indien, wo die Portugiejen eine Reihe von 


?, Fine franzöfiiche Ueberſetzung der Bulle befindet fih bei Gourd, Les chartes 
coloniales, I. S. 199 ft. 
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handelsniederlaſſungen gründeten und endlich in Südamerifa erzielte, wo Die 
Bortugiejen im Jahre 1500 von Brafilien Befig ergriffen. Zu bemerfen tt 
dabei, daß es den WPortugiejen vor Allem darum zu thun war, jich des 
gevinnbringenden Handels nach Indien zu bemächtigen; zu dieſem Zwecke 
[egten fie namentlich in Weltafrifa und Ojftafrifa eine Reihe befeftigter Faktoreien 
und lottenftationen an, wo ihre Handelsichiffe Schuß und Unterjtügung finden 
tonnten. Abgejehen von Brafilien entwicelten die Bortugiejen eine rein koloni— 
atoriiche IThätigfeit erſt verhältnigmäßig ſpät.!) 

II. Neben den Spaniern und Portugiejen betheiligten ſich vom 16. und 
17. Jahrhundert ab an dem überjeeiichen Handel und der Gründung von 
Kolonien in Amerika und Indien die Franzoſen, Engländer und Holländer 
md ichließlich auch die Schweden und Dänen. 

Die Schweden, welche einige Niederlajjungen in Nordamerifa gegründet 
haben, verloren diejelben jedoch bald an andere Ktolonialvölfer und zogen ſich 
m 18. Jahrhundert ganz von folonijatorischen Unternehmungen zurüd, ebenjo 
beichränften jich die dänischen Erwerbungen im Wejentlichen auf einige weit 
mdiiche Inieln (St. Thomas, St. Eroir und St. John), die jie gegenwärtig 
noch bejigen. Dagegen erwarb Frankreich im 17. und 18. Jahrhunderte 
ein gewaltiges Kolontalreich, zu welchem in Nordamerifa Kanada, Louiſiana 
und das ganze Flußgebiet des Miſſiſſipi, dann in Oftindien umfangreiche Be: 
itungen gehörten, welche die Compagnie des Indes orientales namentlich 
unter ihrem tüchtigen Gouverneur Dupleix (7 1764) erworben hatte. Außer: 
dem hatte Frankreich noch foloniale Beſitzungen im Indischen Ocean und in 
Arıka. Faſt der ganze foloniale Beſitz Frankreichs ging aber in Folge der 
unglüdlichen Kriege, welche e8 im vorigen Jahrhunderte und im Anfang diefes 
Sahrhunderts3 in Europa führte, an England verloren, und nach dem Pariſer 
stieden von 1814 waren Frankreich nur noch wenige, fait vergefiene Ueber: 
bleibiel jeines früheren Ktolonialbejiges verblieben.*) Erſt jeit etwa fünfzig Jahren 
bat Frankreich in Afrika, Aſien und Australien wieder jehr beträchtliche folontale 
Irmwerbungen gemad)t. 

Große foloniale Erwerbungen machten im 17. und theilweije noch im 
18. Jahrhumdert die Holländer, namentlich erwarb die im Jahre 1602 


N Leroy-Beaulieu, aa O. S. 41 ff. — Daß PBrafilien ftatt in die jpaniiche 
Veſtwelt in die vortugieſiſche Oftwelt bineinfiel, berubte betanntlich auf einem Irrthum des 
Bapites —— bezüglich der Meridianlage der überſeeiſchen Länder. Vgl. Dedert, 
Da a. s ©. 7 — 

Wie gering in Frankreich im vorigen Jahrhunderte das Verſtändniß für die Be— 
deutung und den Werth der Kolonien war, beweiſt recht ſchlagend der Ausſpruch von 
doltatre über den Verluft „des quelques arpents de neige du Canada“, einen Ausſpruch, 
den Yeroy-Beaulieu mit Necht frivol nennt. Yeroy-Beaulien jelbit zeigt aber, welch' ganz 
mdere Auffaſſung von der Bedeutung der Kolonien jetzt in Frankreich berricht. Er weiſt 
2. XD darauf bin, dab Frankreich in Europa eine weientlich defenſive Politik verfolgen 
und feinen Drang nach Ausdehnung in der Gründung eines großen Kolonialreichs in Afrika 
und Aſien befriedigen müſſe: „Ü’est la seule grande entreprise, que la destinee nous 
?ermet. Au commencement du XXe, siecle, la Russie comptera 120 millions 
Jhsbitants prolifiques, occupant des espaces enormes; pres de 60 millions d’Alle- 
mands, appuyes sur 380 millions d’Autrichiens, domineront l’Europe centrale. Cent 
ingt millions d’Anglo-Saxons oceuperont les plus belles ceontrees du globe et im- 
pseront presque au monde civilise leur langue qui domine deja aujourdhui sur des 
'rmitoires habites par plus de trois cents millions d’hommes. Joignez à cet grand 
puple l’empire Chinois, qui alors sans doute, recouyrera une vie nouvelle. A coté 
* ces geants que sera la France? Notre pays a un moyen d’&chapper a cette 
memediable döcheance, c'est de coloniser,“ 
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errichtete niederländijch-ojtindiiche Kompagnie im oftindiichen Archipel einen 
bedeutenden Stolonialbejit, zu dem auch Geylon und das Stapland gehörten. 
Aber auch Holland mußte einen Theil jeiner Kolonien (Geylon, Kapland u. ſ. w.) 
am Anfange diejes Jahrhunderts an England abtreten. Immerhin jind noch 
die etwa 1'/, Millionen Quadratkilometer mit etwa 27 Millionen Einwohnern 
umfajjenden ojtindiichen Kolonien, dann verjchiedene kleinere wejtindijche Inſeln 
und in Südamerika Surinam oder Guyana in holländiſchem Beſitze. 

III. Den umfaſſendſten Kolonialbeſitz hat im Laufe der Zeit England 
erworben und auch erhalten. Die Engländer haben während des 17. Jahr— 
hunderts vor Allem in Nordamerika koloniale Niederlafjungen gegründet, Die 
den Kern der heutigen Vereinigten Staaten von Nordamerifa bilden. Außer: 
dem gelang es der im Jahre 1600 errichteten britiſch-oſtindiſchen Handels: 
fompagnie in Hinterindien umfangreiche Beligungen zu erwerben. Allerdings 
fielen die nordamerifanischen Kolonien im Jahre 1776 von England ab, aber 
die furz vorher von Frankreich erworbene Kolonie Kanada blieb erhalten und 
England wußte, wie ſchon angedeutet, jeinen Kolonialbefig im Laufe des vorigen 
und im Anfang diejes Sahrhunderts jehr wejentlich dadurch zu vergrößern, 
daß es die Holländer und Franzoſen zwang, ihm in Amerika, Afrika und 
Aſien eine Reihe von Kolonien abzutreten.‘) 

Dazu fam, daß auch England jofort auf das gegen Ende des vorigen 
Jahrhunderts entdeckte Auftralien die Hand legte, wen es auch dajelbit zu= 
nächſt nur eine Straffolonte gründete. 

Während Spanien, Portugal, Frankreich, England und Holland jeit dem 
Beginn der jog. neuen Zeit in überſeeiſchen und kolonialen Unternehmungen 
wetteiferten, blieben Stalien und Deutjchland von der Theilung der „neuen 
Welt” ausgejchloffen. Der Grund dafür lag bei beiden Nationen in Der 
politijchen Chnmacht, in der fie ſich im Zeitalter der großen Entdedungen und 
Koloniengründungen befanden. Deutichland und Italien waren politiich zer— 
riſſen, ſie bildeten keine einheitlichen Staatsweſen, ſondern zerfielen in ver— 
ſchiedene größere und kleinere, mehr oder minder ſelbſtſtändige Territorien, die 
ſelbſtverſtändlich eine active Kolonialpolitik nicht treiben konnten. Erſt nachdem 
beide Nationen in der zweiten Hälfte dieſes Jahrhunderts ihre nationale Ein— 
heit erlangt hatten, fonnten ſie daran gehen, auch Kolonien zu erwerben. 

Bon den deutjchen Staatswejen hat lediglich Brandenburg Preußen unter 
dem Großen Kurfürſten in der zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts den im 
nächiten Paragraphen zu bejprechenden Verſuch gemacht, Kolonien zu erwerben, 
ohne daß freilich der erworbene Bejig dauernd Beitand gehabt hätte. 


S 4 Brandenburgifch-preußifhe Kolonialunternehmungen. ?) 


I. Berüclichtigt man, im welch’ elendem Zuſtande jih Brandenburg nach 
den Verwüjtungen des 3O jährigen Krieges befand, jo jollte man meinen, Daß 
ih der Gedanfe einer Kolonialpolitif für den großen Kurfürjten von jelbjt 


', Schon im Utrechter rieden 1713 batte fih England von Frankreich Accadien Meu— 
braunichweig nebit Neuichottland und Neufundland), ſowie in Indien St. Chriſtoph ab- 
2. —J — Vgl. Lexis, Franzöftiche Kolomalpoliut, Deutſche Kolonialzeitung 1885, 

9. 

Schück, Brandenburg-Preußens Kolonialpolitik unter dem Großen Kurfürſten und 
ſeinen Nachtolgern 1647-1721), 2 Bode, 1889. — - Yiebert, Die Kolontalpolitit des 
Großen Kurfürſten. Deutſche Kolonialzeitung 1888, 157 fi. — Die Kolonialpolitif des 
Großen Kurfürſten, Deutiche Nolonialzettung 1884, * 196 ft. 
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verboten hätte. Der weitblidende Fürſt dachte aber anders; er war der 
Meinung, daB gerade durch Beförderung von „Seefahrt und Handlung“ ſeinem 
durch den Krieg zerrütteten Lande am ehejten aufgeholfen werden fünne. Des: 
halb jtrebte er mit aller Macht nach dem Belize von Pommern und den Oder: 
mindungen, um dem vom Meere abgejchnittenen Brandenburg freien Zugang 
zum Meere zn verjchaffen und war jtet3 geneigt, auf foloniale Unternehmungen 
einzugehen, um jeinem Staate einen Antheil am Welthandel und an den neu— 
entdeckten Ländern in Amerifa und Indien zu fichern, ehe die übrigen jce: 
tahrenden Nationen die „neue“ Welt ganz unter jich vertheilt hätten. Die 
Hoffnung des Großen Kurfürſten, im wejträlischen Frieden, Pommern zu er: 
werben, ging mun freilich nicht in Erfüllung. Trotzdem entjtand in der Zeit 
von 1647 — 1652 der fühne Plan einer brandenburgiichzoftindischen Kompagnie, 
zu deflen Durchführung der Kurfürft den Admiral Arnault Gijjels van Vier, 
früher in Diensten der holländiſch-oſtindiſchen Kompagnie in jeine Dienfte nahm. 
Sijiel, ein unternehmender, mit den oſtindiſchen Verhältniſſen vertrauter Mann, 
ihlug dem Kurfürſten die Gründung einer brandenburgiich-oftindijchen Kom: 
vagnıe zum Betriebe des Handels nach Indien und der Anlegung von Kolonien 
vor. Der Kurfürſt ging auf diefen Vorſchlag ein, erließ für die neue Gejellichaft 
einen Freibrief (Octroi), leitete mit Dünemarf Berhandlungen wegen Aufhebung 
bezw. Ermäßigung des Sundzolles für jeine bezw. der Kompagnie Schiffe ein und 
bemühte Jich dann fünf Sabre lang, leider vergebens, die Kompagnie wirklich 
in's Leben zu rufen. Der Plan jcheiterte, weil der Kurfürſt weder bei den 
Hanjejtädten, noch bei jeinen eigenen Unterthanen die nöthige Unterjtügung 
tand. Eine Reihe von Jahren jpäter nahm jedoch der Kurfürſt jeine kolonialen 
Pläne wieder auf. Aus Anlaß des Strieges mit Schweden wurde er nämlich 
m Jahre 1675 mit dem Schiffsrheder Benjamin Naule, Nat) und Schöfre 
zu Midelburg im Holland bekannt, der jich erbot, auf furfürftliche Kaperbriefe 
hin unter brandenburgiicher Flagge mit zehn Fregatten den Schweden zur 
See Abbruch zu thun, falls ihm der Kurfürſt gegen etwaige Verfolgungen der 
Seneralftaaten Schuß gewähre, Der Kurfürſt nahm diejes Anerbieten an umd 
als Raule's Unternehmen von Glück begünftigt war, jchloß er wiederholt Ver: 
träge mit ihm, inhaltlich deren ihm derjelbe Schiffe zu friegeriichen Unter- 
nehmungen zur Verfügung jtellte, bis es dem Kurfürſten möglich war, am 
1. Oftober 1684 zu dem einen ihm gehörigen jeiner Zeit den Spaniern ab- 
genommenen Ktriegsichiffe von Raule noch weitere 9 Kriegsſchiffe mit zujammen 
176 Kanonen zu erwerben. 

II. Schon vorher hatte der Kurfürſt auf Anrathen von Naule, der im 
Jahre 1676 zum furfürftlichen Nathe, jpäter zum Schiffsdireftor und jchliehlich 
zum Generaldirektor der Marine ernannt worden war, jeine folonialen Pläne 
wieder aufgenommen. Zunächſt verjuchte er es mit der Bildung einer Gejell- 
haft, die den Handel nach Guinea und Angola treiben jollte. Da das Unter: 
nehmen jedoch weder in Brandenburg noch in Preußen und Eleve-Marf Anz 
lang und Unterftügung fand, ging die erite unter dem Schutze des Großen 
Kurfürjten im Jahre 1680 mit zwei Schiffen unternommene Erpedition völlig 
a Gefahr und Koſten Naule’3 und jeiner Gejellichafter. Der Kurfürſt war 
an derjelben nur durch Geftellung von Soldaten betheiligt. Die Expedition 
batte jedoch nur theilweijen Erfolg. Die Generalitaaten nämlich, eiferjüchtig 
auf die entjtchende Marine des Kurfürften und ärgerlich darüber, daß er jic) 
ur Ausführung feiner folonialen Pläne holländischer Kräfte bediente, erließen 
am 8. DOftober 1680 eine Bekanntmachung, inhaltlich deren allen holländiſchen 
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Unterthanen die Annahme fremder Dienſte, ſowie die Erwerbung ausländticher 
die Schifffahrt der Nepublif jchädigender Kaperbriefe verboten wurde, Die 
Zurückberufung aller in fremden Dienjten befindlichen Holländer erfolgte, und 
früher erlaffene Verbote erneuert wurden, nach denen Niemand innerhalb der 
der oftindijchen und weftindischen Kompagnie durch ihre Octrois zugemiejenen 
Gebiete fremden Herrichern dienen durfte. Auf Grund diefer Beitimmungen 
nahm der Befehlshaber der wejtindiichen Kompagnie in Guinea eines der von 
Naule ausgerüfteten Schiffe weg; erit nach langen Berhandlungen konnte der 
Kurfürit eine Entjchädigung dafür erlangen. Dem Kapitän des zweiten Schiffes 
dagegen gelang es am 16. Mat 1681 mit drei Negerhäuptlingen in der Gegend 
zwiſchen Axim und dem Kap der drei Spiten (tres puntas) an der Goldfüjte 
einen Vertrag abzujchliegen, nach welchem ſich diejelben verpflichteten, mit 
Niemand außer mit Unterthanen des Kurfürften Handel zu treiben und einen 
zur Erbauung einer Feſtung geeigneten Pla abzutreten. 

Nachdem jo der erite Anfang zur Erwerbung einer brandenburgiichen 
Kolonie in Afrifa gemacht war, erließ der Kurfürit am 17. März 1682 das 
„Edift wegen Octroirung der aufzurichtenden Handelskompagnie auf denen 
Küjten von Guinea”. Es gelang auch ein Kapital von 50000 Thalern auf: 
zubringen und eine Expedition von zwei Schiffen auszurüften, welche am Mai 
1682 Europa verlieh und glüdlih an den Ort ihrer Bejtimmung gelangte. 
Der Erpedition war als bejonderer Kommifjär des Kurfürjten der Major von 
der Groeben beigegeben. Groeben nahm von einem vortheilhaften Punkte am 
Kap der drei Spitzen Beſitz, hißte am Neujahrstage 1683 die brandenburgiiche 
Flagge und gab der neuen Anjiedelung, zu deren Schuß alsbald die Erbauung 
einer Feſtung in Angriff genommen wurde, den Namen „Groß-Friedrichsburg“. 

Inzwiſchen war es dem Kurfürſten gelungen, mit den oftfriefischen Ständen, 
welche mit ihrer Landesherrichaft im Streite lagen, Verbindungen anzufnüpfen, 
einen Handels: und Schifffahrtsvertrag abzujchliegen und Diejelben zur Be— 
theiligung an der Kompagnie zu veranlajfen. In Folge dejjen wurde der 
Sik der Gejellichaft nach Emden verlegt, eine Stadt, welche mit ihrem treff- 
lichen Hafen an der Nordjee für den überjeeiichen Handelsverfehr ganz andere 
Sr bot, als die für den Welthandel ungünftig gelegenen Häfen an der 

itiee. 

Da es bei dem Mangel jeglichen Interejjes und Berjtändnifjes für foloniale 
Unternehmungen in Deutjchland jehr ſchwer hielt, daS zu neuen Expeditionen 
erforderliche Geld aufzubringen, verfiel man jchlieglich darauf, ebenjo wie andere 
jeefahrende Nationen den vortheilhaften, damals noch nicht wie heute ver— 
pönten Sflavenhandel zu betreiben. Um den Sklavenbhandel mit Erfolg nach 
Wejtindien unternehmen zu können, jchloß der Kurſfürſt am 24. November 1685 
mit Dänemarf einen Vertrag ab, inhaltlich deifen der Klompagnie unter Vor: 
behalt der Souveränität des Königs von Dänemark auf der Injel St. Thomas 
in Wejtindien die Errichtung einer Handelöniederlaffung geitattet wurde. 

Schon vorher hatte die Kompagnie ihr Gebiet in Afrifa ausgedehnt; die 
Befehlshaber der Feitung Groß-Friedrichsburg hatten nämlich mit den um— 
wohnenden freien Negeritämmen Verträge abgeichlojien, und im Frühjahre 1684 
die Ortichaft Nccada und im Jahre darauf Taccarary unter die Schugherrichaft 
des Kurfürſten gebracht. Im Jahre 1687 gelang es auch), die ſüdöſtlich vom 
Cap Blanco in Weltafrifa gelegene Feine Inſel Arguin zu erwerben. 

Die Schwierigkeiten, mit welchen die Gejellichaft zu kämpfen hatte, nahmen 
jedoch fein Ende. Die holländiich-weitindiiche Kompagnie nahm abermals ein 





Einleitung. 519 


Schiff der Gejellichaft weg, während ein zweites, um dem gleichen Schidjale 
zu entgehen, umverrichteter Dinge nach Emden zurückehren mußte. Auch mit 
der franzöfiichen Senegal: Kompagnie entitanden Streitigfeiten, weil diejelbe 
das ausjchließlihe Recht in Anjpruch nahm, am Gambia Handel zu treiben 
und deshalb ein Schiff der Gejellichaft wegen Verlegung ihres behaupteten 
Privilegs wegnahm. Dazu fam noch, dab das Beamtenperjonal, welches die 
Gejellichaft in den afrifanischen Kolonien hatte, nicht durchweg tüchtig umd 
zuverläſſig war und die Intereſſen der Kolonie vielfach ſchädigte. 

Da in Folge dieſer Verhältniſſe die Oſtfrieſen mißvergnügt wurden, fand 
der Kurfürſt dieſelben aus ſeinen eigenen Mitteln ab. Nach dem Ausſcheden 
des unzufriedenen oſtfrieſiſchen Elements nahm die Geſellſchaft kurze Zeit einen 
überraſchenden Aufſchwung; ſchon im März 1688 traf jedoch die Nachricht 
ein, daß der holländiſche General de Sweers im Oktober vorher die Plätze 
Accada und Taccarary überfallen, die Offiziere und Mannjchaften als Gefangene 
jortgejchleppt und alle Waaren und Munition an jich genommen habe und 
Groß-⸗Friedrichsburg durch Abjperrung aller Zugänge thatjächlich blodire. Der 
durch dieſe Nachrichten auf das Schmerzlichite berührte Kurfürjt ließ von den 
Generalitaaten die Herausgabe der Plätze und Entichädiguna verlangen und 
war entjchlojfen, jich mit allen Mitteln Genugthuung zu verjchaffen. Sein am 
9. Mai 1688 erfolgter Tod jegte aber allen jeinen folonialen Plänen ein Ende. 

Ill. Des Großen Kurfürjten Sohn und Nachfolger ‚sriedrich III, der 
nachmalige König Friedrich J., hatte die bejte Abjicht, die von jeinem Vater 
eingeleitete Ktolonialpolitif in dejien Sinne fortzujegen, allem in die Wirren 
de3 ſpauiſchen Erbfolgefrieges verwidelt war er nicht in der Lage, fich um 
die afrikaniſchen Kolonien anzunehmen, die völlig ſich jelbjt überlaffen waren. 
Im Jahre 1690 war es zwar noch gelungen, dat die brandenburgiiche Geſell— 
Ichaft wegen der ihr von dev wejtindiichen Compagnie zugefügten Benachtheili- 
gungen wenigitens theilweife entichädigt und Accada zurücdgegeben wurde. 
Allein bald war der NRüdgang der Gejellichaft unverfennbar, zumal in 
St. Thomas die Dänen und in Afrifa auch die engliiche Regierung feindlich 
gegen die Gejellichaft auftraten. Als daher Friedrich I. im Jahre 1713 ſtarb, 
überließ er jemem Sohne und Nachfolger Friedrich Wilhelm I. ein Werft, 
das faum begomnen, jchon wieder dem Untergange nahe war. 

Wollte Friedrich Wilhelm I. die Eolonialen Pläne jener Vorgänger 
fortführen, jo mußte er in gewiſſer Beziehung von Neuem anjangen. Das 
fonnte er aber aus verjchiedenen ſchwer wiegenden, in den äußern wie innern 
Verhältnifjen jeines Staates liegenden Gründen nicht; er entichloß ſich daber, 
die Bejigungen m Afrifa und die Niederlajjung im St. Thomas zu verfaufen. 
Die Niederlajjung in, St. Thomas mußte allerdings ohne alles Entgelt an 
die däniſch— weſtindiſche Kompagnie überlaſſen werden, da dieſelbe allerlei An— 
ſprüche erhob und dabei von der däniſchen Regierung unterſtützt wurde. Da— 
gegen gelang es am13. Dezember 1717 mit der holländiſch-weſtindiſchen Kompagnie 
einen Kaufvertrag abzujchliegen, inhaltlich Ddejjen der König von Preufen 
Großzriedrihsburg und die dabei gelegenen Pläge ſowie Arguin an die 
Kompagnie um an ganzen 7200 Dufaten verkaufte. Bemerkenswerth tft, daß 
Friedrich Wilden I, als er mit der wejtindtichen Kompagnie in Unter: 
handlungen traf, jeinen die Verhandlungen führenden Gejandten im Haag an- 
wies, er möge} verjuchen, ob nicht in dem Staufvertrag „dieſes annoch zu 
ftipuliven jei, * uns oder unſeren Nachkommen freiſtehen ſolle, jedesmal oder 
nach Ablauf gewiſſer Jahre gegen Wiedererſtattung der 7200 Dukaten (den 


x 
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Kaufpreis) die Forten in dem Stande, worin ſelbige ſich jetzt befinden, wieder 
an ung zu löſen.“ 

IV. Wäre e8 Brandenburg Preußen geglüdt, den vom Großen Kurfürjten 
erworbenen Kolonialbejig feitzuhalten und zu erweitern, jo wäre dies jicherlich 
für die wirthichaftliche Entwidelung Deutjchlands, unter Umftänden auch jür 
die politijche von der größten Bedeutung gewejen. Der brandenburgijch 
preußische Staat mit jeiner wenig zahlreichen, durch den dreißigjährigen Krieg 
ausgejogenen Bevölferung und jener ungünjtigen Lage zum Weltmeere hatte 
aber für jich allein nicht die Kraft, eine erfolgreiche Kolonialpolitif zu treiben. 
Er wäre dazu nur im Stande gewejen, wenn er in den übrigen Theilen des 
Deutjchen Neiches namentlich bei den Hanjaftädten Die nöthige Unterjtügung 
gefunden hätte. Das war aber nicht der Fall; auch in den Danjajtädten, 
deren Flotten chedem das Meer beherricht hatten, war nicht mehr Veritändnig 
für foloniale Untehnehmungen, als in Königsberg, Berlin, Memel oder Colberg, 
deren Bewohner nad) der Schilderung Raule's „ganz feine Inflination zu 
Handel und Wandel und Seefahrt verjpürten.“ 

Dazu fam, daß jeder Schritt, den Brandenburg-Preußen auf der Bahn 
einer activen Kolonialpolitif that, auf die jogar in gewaltjamen jeindjeligen 
Angriffen zu Tage tretende Mißgunſt und Eiferjucht der damaligen See: und 
Kolonialſtaaten, namentlich Hollands jtich, das in främerhaftem Eigennuß der 
folonialen Schöpfung des Großen Kurfürjten den Todesſtoß verjegte, obwohl 
es diejem Fürften joviel verdanfte. 


Schließlich iſt auch zu berücichtigen, daß das damal? emporjtrebende 
Preußen durch die Rückſichten der deutichen wie der europäiſchen Bolitif viel 
zu jehr gehemmt war, um jich in überjeeischen Unternehmungen frei beivegen 
zu fünnen. So muhte Preußen und mit ihm Deutjchland den Verſuch aufgeben 
in die Neihe der Kolonialmächte einzutreten und auch nur jo viel zu erreichen 
als das fleine Dänemark erreichte. 


Nicht darüber fann man ſich wundern, daß der vom Großen Kurfürſten 
gemachte Verjuch mihlang, jondern Erſtaunen muß es erregen, dab es Diejer 
Fürſt mit jeinen jchwachen Kräften überhaupt zu einem wenn auch vorüber— 
gehenden Erfolg gebracht hat, denn ſchließlich iſt dieſer Erfolg lediglich der 
Thatkraft und Ausdauer des Kurfürſten zuzuſchreiben, welcher ja auch neben 
ſeinem unermüdlichen und vielgewandten Kolonial- und Marineminiſter Raule 
den größten Theil der für die überrſeeiſchen Unternehmungen erforderlichen 
materiellen Mittel beſchafft hat.)) 


Die Erinnerung an die kolonialen Unternehmungen des Großen Hurfüriten war 
im Laufe der Zeit völlig verloren gegangen; erit in den 80er Jahren wurde die Erinnerung 
daran wieder lebendig und im Februar 1884 legte S .M. Schiit „Sophie“ an der Küſte von 
Guinea in der Näbe von Groß— Friedrichsburg an. Ter Korvetten-Kapitain Stubenraud) 
beiuchte die noch wohl erhaltenen lWeberreite des Forts, und fand dajelbit noch ſechs alte 
Geſchützrohre mit dem brandenburger Wappen, von denen er eines erwarb, das ich jetzt im 
Zeugbaufe in Berlin befinder. Vgl. Teutiche Kolontalzeitung 1884 S ff. 
GBervorgehoben mag hier noch werden. daß die kolonialen _ Umternebmungen des 
Großen Nurfüriten nicht die einzigen überjeeiichen Unternehmungen der Deutichen waren, 
namentlich bat aud) Kaiſer Karl VI. Koloniſationsverſuche in Indien gemacht undkder von 
Prinz Eugen eifrig geförderten Oſtend— Sitindiichen Getellichaft i. J. 1722 einen"reibrief 
ausgeitellt. Ebenſo bat auch ‚sriedrich 11. eine Zeit lang überſeeiſche Pläne verfolgt umd 
verjchiedene Handelskolonien theils ins Leben gerufen, theils unterſtüßt. Wgl. dengNrtifel: 
Vergeſſene deutiche Unternehmungen über See” in der Allg. Zeitung vom 29. Yuli 1886 
Ir. 208, ferner Ring, Miatiiche Handelsfompagnien riedrihs des Großen ı 1890). 
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8 5. Bie Kolonifation und die europäifhen Kolonien 
im 19. Sahrhunderte. ') 


I. Ein Ueberbli über den Kolonialbefig der verjchiedenen europäischen 
Staaten nach Beendigung der napoleonijchen Kriege zeigt, dab damals England 
troß des Verluſtes der nordamerikaniſchen Kolonien jchon mit Rückſicht auf 
das große und werthvolle indiiche Kolonialreich als Kolonialmacht in erjter 
Linie jtand, in zweiter Linie famen in Betracht einerjeits Holland, das, trogdem 
es manche wertbvolle Kolonie an England hatte abtreten müſſen, doch noch 
die umfangreichen, von der niederländijchensojtindiichen Compagnie erivorbenen 
Beſitzungen im oſtindiſchen Archipel beſaß und andererſeits Spanien und 
Portugal, die noch im Belige ihrer großen und reichen Kolonien in Süd- 
amerifa und Mittelamerifa waren. Die legte Stelle nahmen ein Frankreich, das, 
wie bereits erwähnt, fajt alle jeine Kolonien an England hatte abtreten müfjen, 
und Dänemarf. 

Im Laufe diejes Jahrhunderts jind num in der Neihenfolge der Kolonial: 
ftaaten recht erhebliche Verjchiebungen eingetreten. England nimmt allerdings 
auch jetzt noch die erſte Stelle ein; es hat jeinen Beſitzſtand nicht blos gewahrt, 
Sondern denjelben namentlich in Anftralien und Ojtindien erheblich ausgedehnt. 
Portugal und Spanien haben aber den größten und werthvolliten Theil 
ihrer Kolonien dadurch verloren, dal jich Brafilien und die meijten jpantjchen 
Kolonien in Südamerifa und Mittelamerifa vom Mutterlande losgeriffen und 
jelbititändig gemacht haben. Andererjeits hat Franfreich in diefem Jahrhunderte 
jenen Stolonialbejig in Afrifa (Goldfüjte, Algier, Tunis), in Aſien (Cochin- 
china, Annam, Gambodicha, Tonfing u. ſ. w.) und in Polynejien erheblich 
erweitert und nimmt jegt nac) England die zweite Stelle ein. Neu eingetreten 
in die Neihe der Kolonialjtaaten find in der jüngſten Zeit Deutichland 
und Jtalien, die nach Erlangung ihrer politischen Einheit ſich an dem in 
diejem Jahrhunderte neu erwachten Wettbewerb der jeefahrenden Nationen Die 
nod) vorhandenen herrenlojen Gebiete der Erde für ſich zu erwerben betheiligten. 
In Betracht kam dabei vor Allem, neben Indien, Afrika. Die Nordküfte von 
Arifa war zwar befanntlich jchon im Alterthum folonifirt und das Nildelta 
wer von einem hochkultivirten Volke, den Egyptern bewohnt, der übrige Theil 
des ſchwarzen Kontinents war aber in der Hauptjache unbefannt. Während 
der legten drei Jahrhunderte haben dann Spanier und Portugieſen, Engländer 
Stanzojen und Holländer an der Weſtküſte und Oſtküſte und cbenjo an der 
Südſpitze foloniale Niederlafjungen gegründet., Erjt jeit einem halben Jahr— 
hundert aber wurde das Innere des jchwarzen Welttheils ernitlich zu erforichen 
verjucht und erſt in der neueſten Zeit it Afrika, das mehr als zwei Jahr: 
hunderte den Kolonialjtaaten im wejentlichen nur als Fundgrube für die 
Sklaven galt, ein eritrebenswerthes Koloniiationsobjeft geworden. 

II. Eine wichtige Nolle in der auf Erichliegung des Innern von Afrika 
erichteten Bewegung jpielte die i. 3. 1876 durd) König Leopold II. von 

lgien gegründete afrifanijche Gejellichaft, welche nicht nur auf die Erforichung 
Nittelafrifas, jondern auch auf die Civilifierung jeiner Bewohner, und Unter: 
drüdung des Sflavenhandels hinzuwirken bejtrebt war.’) Im der That war 





' Mal. hierher die Citate bei $ 3, femer den Artifel „England und jein 
Kolonialbejig“ im der deutichen Kolonialzeitung 1884, &. 223 ff. — Leris: „über 
die franzöjiiche Kolonialpolitit“, Deutſche Kol-Ztg. 1885 5. 209 ff. 249 ff. 

?) Dal. Pech usl-Loeſche, das Nongogebiet, Deutiche Kol. Ztg. 1884 ©. 257 ff. 
femer S. 449 ff. 
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es Anfangs der 80er Jahre der Gejellichaft gelungen, durch eine Anzahl von 
Verträgen mit den am Kongo angejiedelten Stämmen Herrichaftsrechte über 
ein ziemlich beträchtliches Gebtet zu erwerben und eine Reihe von Niederlaſſungen 
längs des Kongo anzulegen und damit die Grundlage für ein neues Staat‘ 
weien zu jchaffen. Alsbald ergaben jich aber Schwierigfeiten mit Portugal 
und Frankreich. Portugal beanipruchte auf Grund älterer, jedenfalls halb: 
vergejjener Nechtstitel im wejentlichen das ganze Gebiet an der Mündung 
des Kongo, während ‚sranfreich, das auf dem Nordufer des unteren Kongo 
Souveränitätsrechte beſaß, auf Grund angeblicher durch den Reiſenden de 
Brazza gemachter Erwerbungen aud auf Gebiete ſüdlich des jog. Stanley 
Pools (am Kongo) Anjprüche erhob. 

Hatten ſchon dieje Streitigkeiten der afrikaniſchen Gejellichaft mit Frankreich 
und Bortugel die Aufmerfjamfeit von Europa auf das Kongogebiet gelentt, 
jo wurde das Intereſſe an Ddiejem Gebiete noch mehr erregt durch den am 
26. Februar 1884 abgejchlojienen engliich-portugiefiichen Vertrag betr. den 
Kongo und Zambejerluß und das an der Weſtküſte zwiſchen dem 8° und 5° 12° 
jüdlicher Breite gelegene Gebiet. Durch diejen Vertrag war England eine 
bevorzugte Stellung und die Möglichkeit eingeräumt, jeinem Handel trug der 
Verficherung der gleichen Behandlung aller Nationen durch Ertbeilung von 
Monopolen, Konzeilionen und dgl. bejondere Vortheile zu verjchaffen. Es 
erichienen daher die Intereſſen aller übrigen am Kongo Handel treibenden 
Staaten durch diejen Vertrag bedroht und Frankreich, Holland und Deutſch— 
land protejtirten gegen dieſe ſowohl von engliicher, wie von portugiefijcher 
Seite betriebene Schädigung internationaler Intereſſen. Gleichzeitig ſprach 
Die deutjche Regierung ihre Anficht dahin aus, daß ſie es nicht als zuläſſig erachte, 
daß eine einzelne Macht derartige Fragen von allgemeinem Intereife ohne 
Mitwirkung der anderen betheiligten Länder nach ihrem einjeitigen Interefje 
zu regeln verjuche, daß es Jich vielmehr empfehle, gegenüber der durch den 
Bertrag vom 26. Februar 1884 gejchaffenen Lage eine gemeinjame Haltung ein- 
zunehmen und das Prinzip der Solidarität und Gleichberechtigung zur Geltung zu 
bringen, welches jeit längerer Zeit bei Behandlung der ragen von handels— 
politischem Intereſſe in Oftafien (China und Japan gegenüber) zur Herrichaft 
gelangt it. Nachdem ich die deutjche Negierung zunächit mit der franzöjiichen 
Negierung über die Einberufung einer Konferenz der interejlirten Mächte 
behufs Regelung der auf die Handels: und Sciffahrtsverhältnifje im Kongo— 
gebiete bezüglichen Fragen geeinigt hatte, wurden am 6. Oftober 1884 Die 
Regierungen von Oeſterreich Ungarn, Belgien, Dänemark, Spanien, Großbri— 
tannien, Italien, Portugal, der Niederlande, von Rußland, Schweden und 
Norwegen, der Türkei und der Bereinigten Staaten von Nordamerika zu einer Kon: 
ferenz in Berlin eingeladen. Das Ergebniß diejer am 15. November 1884 zujammen: 
getretenen Konferenz it die am 26. Februar 1885 von den Bevollmächtigten 
der genannten Staaten, dann von Frankreich und Deutjchland unterzeichnete 
Ktongoafte,') auf deren Inhalt wegen jeiner Bedeutung furz einzugehen it. 

II. Die Kongoacte zerfällt in 7 Kapitel, von welchen das legte 

bier nicht weiter in Betracht fommende ſich auf die Natififation der Acte, den 
Beitritt anderer Mächte u. j. mw. bezieht. 
) Altenitüde betr. die Kongofrage, nebit einer Harte von Gentral:Afrifa von L. 
Friedrichſen in Hamburg dem Bundesratb, und Reichstag vorgelegt im April 1885. 
Berlin. — Fabri, Kolonialpolitiihe Skizzen, deutiche Hol. Itg. 1888 ©. 57 ff., 66 ff. 
84 ff. — Jooris, L’acte general de la conference de Berlin (1885). 
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Bon den übrigen Kapiteln enthält das erite Beitimmungen über die Frei— 
heit des Handels in dem Beden des Kongo, jeinen Mündungen und den an: 
grenzenden Ländern — dem jog. fonventionellen Kongobeden') — und über 
einige damit zujammenhängende Angelegenheiten, namentlich binfichtlich des 
Schuges der Eingeborenen, der Miſſionäre und Reiſenden, jowie hinſichtlich 
der religiöjen Freiheit. 

In dem zweiten, den Sklavenhandel betreffenden Kapitel (Art. 9) erklären 
die Mächte, welche in den das fonventionelle Kongobeden bildenden Gebieten 
Spuveränitätsrechte oder einen Einfluß ausüben vder ausüben werden, dal 
dieſe Gebiete weder als Markt noch als Durchgangsſtraße für den Handel 
mit Sklaven, gleichviel welcher Rafje, benugt werden jollen. 

Im dritten Kapitel jind die jümmtlichen zum fonventionellen Kongobecken 
gehörenden Gebiete für alle Zeiten als neutral erklärt. 

Das vierte Kapitel (Art. 13—25) enthält die Kongo—-Schifffahrtsakte, 
d. h. Beitimmungen, durch welche die Schifffahrt umd der Verkehr auf dem 
Kongo und jeinen Nebenflüſſen, jowie den zum Zwecke der Ermöglichung des 
Verfehrs auf diejen Waſſerſtraßen erbauten Straßen, Eijenbahnen und Seiten: 
bahnen im Intereſſe allgemeiner Handels: und Verkehrsfreiheit geregelt üt. 
Zum Zwede der Sicherung der Ausführung diejer Beltimmungen iſt in Art. 17 
die Einjegung einer internationalen Kommiſſion vorgejeben. 

Im gleicher Weiſe ift im fünften Kapitel (Art. 26—31) das die jog. Niger: 
Schifffahrtsacte enthält, die Schifffahrt auf dem Niger, jeinen Nebenflüffen 
u. ſ. w. geregelt mit der Maßgabe, daß die Aufjicht über die Ausführung 
diejer Beltimmungen nicht einer internationalen Kommiſſion, jondern den 
Mächten, welche in dem betreffenden Gebiete Souveränitäts- und Proteftorats 
rechte ausüben (Frankreich und England) oder ausüben werden, übertragen tt. 

Das jechite Kapitel (Art. 34 und 35) endlich enthält Beſtimmungen, 
betreffend die wejentlichen Bedingungen, welche zu erfüllen jind, damit neue 


) Das fog. konventionelle Kongobeden umfaßt nach Art. 1 der Alte: 1. Die Gebiete, 
welche das Beden des Kongo und jeiner Nebenflüſſe bilden. Dieſes Beden wird begrenzt 
durch die Höhenzüge der daran angrenzenden Beden, nämlich insbejondere des Niari, des 
Schari, des Ogowe und des Nils im Norden, durch die öftliche Waſſerſcheide der Zuflüſſe 
des Tanganplaiees im Oſten, durch die Höbenzüge der Beden des Zambeſe und des Loge 
im Süden. Es umfaht demnach alle Gebiete, welche vom Kongo und feinen Nebenflüflen 
durchitrömt werden, einichliehlich des Tanganyfafees und feiner öftlihen Zuflüſſe. 2. Tas 
Zeengebiet, welches fich am atlantiichen Ozean von dem unter 2° 30° ſüdl. Breite gelegenen 
Breitengrade bis zur Mündung des Loge eritredt- Die nördliche Grenze folgt dem unter 
2° 30° belegenen Breitengrade von der Hüfte bis zu dem Punkte, wo er mit dem geograpbiichen 
Beden des Kongo zufanımentrifft, ohne indeh das Beden des Ogome, auf welchen die Acte 
feine Anmwendung findet, zu berühren. Die jüdliche Grenze folgt dem Laufe des Yoge und 
wendet ſich von dort nach Oſten bis zur Vereinigung mit dem geographiſchen Beden des 
Kongo. 3. Das Gebiet, welches ſich Öttlich von dem Kongobecken in feinen oben beichriebenen 
Grenzen bis zum indiihen Ozean eritredt, vom 5. Grade nördl. Breite bis zur Mündung 
des Zambeſe im Süden; von leßterem Punkte aus folgt die Grenzlinie dem Zambeſe bis 
fünf Meilen aufwärts von der Mündung des Schire und findet ihre Fortiegung in der 
Waſſerſcheide zwiſchen den Zuflüſſen des Nyaſſaſees und den Zuflüflen des Zambeſe, um 
endlich die Wailericheidelinie zwiichen dem Zambeſe und dem Nongo zu erreihen. — Man 
war darüber einig, daß bei Ausdehnung des Grundſatzes der Handelsfreibeit auf dieſes 
öftliche Gebiet die Signatarmächte ſich nur für fich jelbit verpflichteten, und daß dieſer Grund» 
lag auf Gebiete, welche zur Zeit irgend einem unabhängigen und jouveränen Staate gehören, 
nur iniomweit Anwendung findet, als derielbe feine Zuſtimmung ertbeilt. „jedoch beichloiien 
die Mächte, ihre guten Dienſte bei den an der afritaniichen Küſte des indiichen jeans 
beitehenden Regierungen einzulegen, um die fragliche Zuſicherung zu_erbalten und für alle 
Fälle der Durchfuhr aller Nationen die günitigiten Bedingungen zu ſichern. 
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Beligergreifungen völferrechtlich herrenlojer Länder an den Küsten des afrifantichen 
deitlandes als effektive betrachtet werden. 

Der engliich-portugiejtiche Vertrag vom 26 Februar 1884, den England 
übrigens gar nicht vatificirte, war gegenüber dem Gewichte der auf der Kon: 
jerenz zur Erörterung gelangten ragen jo jehr in den Hintergrund getreten, 
daß er bei den Berathungen gar nicht weiter erwähnt wurde. Im der That 
ijt die Bedeutung der Kongoakte eine ungemein weittragende. Bor Allem it 
bedeutiam, daß durch diejelbe zum Ausdrud gebracht wurde, daß ‚Fragen der 
Handels- und VBerfehrsfreiheit in Gebieten, in denen eine größ ere Anzahl von 
Staaten ſchwerwiegende Intereſſen hatten, nicht durch einſeitige Vereinbarungen 
einzelner Staaten gelöſt werden dürfen, ſondern ihre Entſcheidung nur durch 
die ſämmtlichen intereſſirten Mitglieder der völkerrechtlichen Gemeinſchaft finden 
können. Sodann iſt der Inhalt der Kongoakte ſelbſt ein ſehr wichtiger. Die— 
ſelbe hat nicht blos die Handels- und Verkehrsfreiheit im konventionellen 
Kongobecken feſtgeſtellt und den bezüglich der jog. internationalen Ströme auf 
dem Wiener Congreß aufgejtellten Grundſatz der freien Schifffahrt auf den 
Kongo und Niger zur Anwendung gebracht, jondern fie enthält auch neuer 
dings die feierliche Erklärung des Verbots des Sklavenhandels. Außerdem 
ind im 6. Kapitel die wejentlichen Bedingungen fejtgejtellt, unter denen neue 
Bejigergreifungen an den Küſten des afrifanischen Feſtlandes als effektive 
betrachtet werden. Namentlich in legterer Beziehung liegt eine wejentliche 
Fortbildung des Völferrechts vor. Wenn nämlich auch die Beſtimmungen 
des 6. Kapitels zunächſt nur auf die Küften des afrifantichen Feſtlandes An: 
wendung finden’) und nur für die Stignatarmächte bindend find, jo Liegt es 
doch in der Natur der Sauce, dab diefe Grundjäße jehr bald allgemeine 
Geltung erlangen werden, zumal fie nur theilweiie neues Necht enthalten und 
die Kongoafte von allen bedeutenderen See- und Kolonialmächten unter: 
zeichnet tft. ?) 

IV. Wie der engliich-portugiefiiche Vertrag vom 26. Februar 1884 gegen- 
über den gewichtigen auf der Kongokonferenz verhandelten Fragen vollſtändig 
in den Hintergrund trat, ſo war auch auf derſelben von dem durch die 
afrikaniſche Geſellſchaft gegründeten, bezw. zu gründenden Staatsweſen keine 
Rede. Wohl aber fanden neben der Kongofonferenz und unabhängig von 
derjelben Verhandlungen zwijchen der Association Internationale du Congo 
und den betheiligten Mächten jtatt, welche dazu führten, daß ſich Frankreich 
und Portugal mit der Gejellichaft über die Abgrenzung ihrer Gebiete und des 
Gebiets des neu zu gründenden Kongojtaats auseinanderjegten und daß jchließlich 
(Ende 1884 und Anfangs 1885) der neue Kongoftaat von allen auf der 
Kongokonferenz vertretenen Staaten anerkannt wurde. Der neue Staat ſtand 


') Daß ſich die Beſtimmungen des 6. Kapitels blos auf die Küſten des afrikaniſchen 
eitlandes beichränten, hat bauptiächlid feinen Grund darin, daß man Die Aniprüce 
Fra nfreidh5 auf Madagaskar nicht berühren mollte. 

Schäffle, Deutihe Kern- und Streitfragen (1893) S. 181 jagt: „Die Berliner 
Konferenz und ihre Generalakte find eine in ihrer Art einzige Erſcheinung. Theils durch 
den Gegenſtand der Kolonialordnung eines halben Welttheils, der politiſ )_ für völferrect: 
liche Abichlüffe noch faft individualitätslos war. Theils durch die bedachte Fürſorge für die 
Eingeborenen gegenüber alten (arabiichen) und neuen (europätichen) Ausbeutern. Theils 
durch den Umfang des Gebietsobjefts und durch den Charakter der Völkerwelt, über melde 
die Konferenz verfügte. Theils durch den Umfang der Betheili— ung, indem fie Weiteuropa, 
Rußland, die Türkei und die Vereinigten Staaten umſchloß. Theils durch die betipielloie 
Schöpfung internationaler Handelsfreigebiete, welche die nationalen Kolontalgebiete überall 
durchichneiden, Statt ich mit deren Grenzen zu deden.‘ 
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allerdings zunächit nur auf dem Papiere; immerhin war aber ein umfangreiches 
Gebiet in Gentralafrifa dem weiteren Streite unter den Kolonialitaaten ent⸗ 
zogen und die Möglichkeit gegeben, daß ſich auf dieſem Gebiete im Laufe der 
Zeit ein lebensfräftiges Staatsiwejen entwidelt, das dem dajelbit bisher vor: 
handen gewejenen Sclavenhandel ein Ende bereitet und Kultur und Civiliſation 
verbreitet. 

V. Während die folontijatorijche Thätigfeit der europäiichen Völker im 
16., 17. und 18. Jahrhunderte in eriter Linie jich Amerika, dann Indien und 
ichlieglich Australien zugewendet bat, ift in dem ſchwarzen Erdtheil für die Gegen: 
wart ein neues Kolonijationsobjeft gegeben, das die europäiſchen Kolonial- 
jtaaten noch lange Zeit beichäftigen wırd, zumal es der Koloniſation jehr erheb- 
liche Schwierigfeiten bietet. Einmal jtellt Afrika ein riejiges, im Innern jchwer 
zugängliches und in jeinen tropiichen Theilen flimatifch den Europäern wenig 
zuträgliches Gebiet dar und dann it die folontjatorische Aufgabe in Afrika 
mit Nüdjicht auf die dortige Bevölkerung eine jehr jchwierige. Während in 
Amerika die eingeborene Bevölkerung, zumal diejelbe zum großen Theile aus- 
gerottet wurde, im Ganzen dem folonijatorischen Vorgehen der Europäer wenig 
Widerſtand entgegenjegte, Liegt die Sache in Afrika ganz anders. An eine 
Zurüddrängung der eingeborenen Bevölferung wie in Amerika iſt bier nicht 
zu denfen. Ganz abgejehen davon, dab nach unjeren heutigen Anjchauungen 
die Ausrottung der eingeborenen Bevölferung unzuläſſig ericheint, ijt die 
europäiſche Kolonijation in Afrika, wo jich verhältnigmäßig nur wenige Acer: 
baufolonien anlegen lajien, auf die eingeborene Bevölkerung, insbejondere dic 
Neger, behufs Beſchaffung der Arbeitskräfte angewieſen. Es handelt jich aljo 
in Afrika darum, den Widerjtand, welchen Die eingeborene Bevölkerung, Araber 
wie Neger, dem kolonijatorijchen Vorgehen der Europäer entgegenjegt, zu brechen 
und dann, was in gewiſſer Dinjicht noch jchwieriger it, dieſelbe zur Arbeit 
und zur Kultur zu erziehen. Zu beachten iſt dabei, dab die chrüjtlich-europätiche 
Biviliiation e3 in weiten Streden von Afrifa mit dem Muhamedanısmus zu 
thun bat, der ſich der chriftlichen Kultur gegenüber jehr widerjtandsfähig gezeigt 
hat. An dieſer Aufgabe ſind namentlich Frankreich, England, Deutichland 
und Portugal betbeiligt, die denn auch dem jchwarzen Kontinent in der Daupt- 
jache unter jich getheilt haben. 


$ 6. Die verfchiedenen Kolonialfyfteme.') 


I. Die jtaatsrechtlich-politiiche Stellung der Kolonien und die Behand: 
lung, die ihnen namentlich in volfswirtbichaftlicher Beziehung jeitens Des 
Mutterlandes zu Theil wird, bemißt jich nach der Art der Kolonien, den 
Gründen ihrer Entjtehung, ihren etbnographiichen und wirthichaftlichen Ver— 
hältnifjen u. j. w. Aderbaufolonien werden eine andere Verfaſſung haben 
müjjen, als Plantagen oder Dandelsfolonien, Eroberungsfolonien oder Straf: 
folonien jind anders zu behandeln, als Anjiedelungstolonien. In zweiter 
Linie fommt in Betracht das öffentliche Necht des Mutterlands; eine abjolute 
Monarchie wird ihren Kolonien eine andere rechtliche Stellung und Verfaſſung 
— wie ein republikaniſches Staatsweſen. Endlich iſt die Behandlung der 

olonien in wirthichaftlicher Dinjicht durch die im verjchiedenen Heitperioden 
herrſchenden volks- und ftaatswirthichaftlichen Anschauungen beeinflußt. Im einer 

) Roſcher a. a. ©. ©. 180 fi. — Leroy-Beaulieu aa. D.6&. 1 ff. 
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get, die im wirthichaftlicher Hinficht überhaupt zu Privilegien und Monopolen 
neigt, werden auch auf dem Gebtete der Kolonialpolitif und Stolonialverwaltung 
diejer Nichtung entiprechende Einrichtungen gejchaffen werden. 

Mit Rüdjicht auf die joeben hervorgehobenen Umstände unterjcheidet man 
verschiedene Kolonialiyiteme; man kann wohl jagen, dab faſt jede Zeit und 
jajt jeder Staat ihr eigenes Kolonialſyſtem haben. ALS typiich gelten für 
die Zeit vom 15. Jahrhundert bis zum 19, Jahrhundert einerſeits die ſpaniſche, 
andererſeits die engliſche Kolonialpolitik. Die ſpaniſchen Kolonien waren 
nach ihrer Entſtehung reine Eroberungskolonien. Sie wurden nicht gegründet, 
um einer überſchüſſigen Bevölkerung, die Spanien Ende des 15. Jahrhunderts 
gar nicht beſaß, eine neue Heimat zu verſchaffen, oder einer aufblühenden 
Induſtrie neue Abſatzwege zu eröffnen. Ihre Entftcehung hängt vielmehr 
damit zujammen, daß die Spanier in dem Beitreben, durch die Entdedung 
des Seewegs nach Ditindien den vielveriprechenden Handel mit Indien an jich 
zu bringen, Amerika entdeckten und die entdedten Yänder, deren Neichthum an 
edlen Metallen jofort zu Tage trat, eroberten, um möglichit viel Geld aus 
ihnen zu ziehen. Die eroberten Länder wurden nicht als Anfiedelungsgebiete 
behandelt, die Eimmanderung ans Spanien blieb vielmehr jtet3 eine Schwache 
und war auch durch rechtliche Vorichriften bejchränft, vielmehr wurden ſie im 
Sntereffe und zum Vortheile des Meutterlands geradezu ausgebeutet. Zu 
dieſer Neigung, die amerifanischen Kolonien einfach als Ausbeutungsobjefte 
zu behandeln, trat dann die religiöſe Propaganda; das katholiſche Spanien, 
das nach langen Kämpfen den Sieg über die eingedrungenen Araber erfochten 
hatte, wollte auch die Heiden der neuen Welt dem chriſtlichen Glauben zuführen. 
Ferner glaubte die Monarchie, welche im Kampfe mit dem Islam und dem 
Feudalismus ſiegreich geweſen war, durch die neuen Eroberungen ihre Macht 
vermehren zu können. Rechnet man dazu, daß die ſpaniſchen Kolonien in 
tropischen und jnbtropiichen Gegenden gegründet wurden, die eine jtarfe Be: 
völferung hatten, To ericheint das Spanische Kolonialſyſtem mit jeiner milden 
und bevormundenden Behandlung der Eingebornen, der Bevorzugung der 
weißen Bevölferung, die eine ſehr privilegierte Beamtenariftofratie bildete, 
jeiner Abjperrung der Kolonien gegen jeden wirthichartlichen und geiftigen Ver: 
fehr mit fremden Elementen, ganz begreiflich. Ebenio begreiflich erjchemt es 
aber, dat dieſes Abjperrungsiyitem jich auf Die Dauer nicht halten lich und 
daß die Kolonien, empört über die Ausbeutung zu Gunſten des Mutterlands, 
ſchließlich von demjelben abfielen. 

Il. Während die Spanier in Südamerika und in Mittelamerifa, aljo 
in tropiichen umd jubtropiichen, vorzugsweile zu Handels und Plantagen- 
folonien geeigneten Gebieten Kolonien erwarben, gründeten die Engländer 
vor allem Kolonien in Nordamerifa, das klimatiſch Europa viel näher fteht 
als Gentral- und Südamerifa und welches auch alle VBorbedingungen zur 
und Gründung von Aderbaufolonien beſaß, für welche ſich auch die nöthigen 
Emmwanderer fanden. Wie nämlich Noicher a. a D. ©. 151 bervorhebt, 
litt England bereitS im Zeitalter der Königin Eliſabeth an einer gewifjen 
llebervölferung, was namentlich die Diabregeln der damaligen Zeit auf dem 
Gebiete des Armenwejens zeigen. Dazu famen ungünftige wirtbichaftliche 

Verhältniſſe, welche die Neigung zur Auswanderung beförderten, zumal nad) 
bjchluh, der langjährigen inneren Kriege unter Jakob I. eine Menge abenteuer- 
Iujtiger Leute, die weder Luft noch Gelegenheit zu friedlicher Arbeit in ihrer 
Heimath fanden, fait zur Auswanderung und Gründung von Niederlafjungen in 
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fremden Yändern gezivungen waren. Ein weiterer ins Gewicht fallender Umjtand 
war, daß während die jpanische Kolonijation in der glänzenditen und mächtigiten 
Periode des Mutterlandes vollzogen wurde, die Gründung engliicher Kolonien 
in einer Zeit der inneren Zwietracht und Unzufriedenheit im Mutterlande 
und in einer Periode (Ende des 16. und Anfang des 17. Jahrhunderts) be 
gan, in der England im europäiſchen Staatenjyitem noch feine große Bedeu- 
tung hatte und zumächit nicht Daran denfen fonnte, eine energiſche Ktolonial- 
volitif zu treiben. Daher kam es auch, dab die älteren englischen Kolonien 
im mwejentlichen durch private Initiative gegründet wurden, namentlich waren 
es unzufriedene Elemente, welche das Land verließen, und fich jenjeits des 
Meeres niederließen. Die in diejer Weile gegründeten Stolonien wurden dann 
allerdings jehr bald in ftaatsrechtliche Verbindung mit dem Mutterlande gebracht. 

Das Zurüdtreten des jtaatlichen Einfluffes auf dem Gebiete des Kolonial— 
weiens zeigte jich auch im der rechtlichen Stellung der englischen Kolonien 
zum Mutterlande. Man unterjchied nämlich in älterer Zeit 1. Eigenthümer- 
Kolonien; 2. Freibrieffolonten; 3. Kronkolonien (Proprietary-, Charter- und 
Crown-Colonies), je nachdem die öffentliche Gewalt in der Kolonie von dem 
Eigenthümer derjelben auf Grund von ihm durch die Krone eingeräumten 
Regierungsbefugnifien oder von einer mit Korporationsrechten verjehenen Gejell: 
ihaft auf Grund eines ihr ebenfalls Negierungsrechte einräumenden Freibriefs 
oder unmittelbar durch Königliche Beamte gehandhabt wurde. Natürlich 
itanden auch die Eigenthümer- und die Freibriefs- Kolonien Hinfichtlich der 
Handhabung der öffentlichen Gewalt unter der Oberaufficht der Gentralregierung, 
allein die Selbitjtändigfeit diefer Kolonien war doch eine jehr weitgehende. 

Als die Staatlihe Gewalt im Mutterlande eritarfte, wurde die ganze 
Einrichtung der Eigenthümer-Klolonien bejeitigt; dagegen gibt es auch gegen- 
wärtig noch jog. FFreibriefsfolonien. So war 3. B. das Gebiet der engliſch— 
oſtafrikaniſchen Gejellichaft bis auf die neuejte Zeit eine Freibriefskolonie. 
Yon großer Bedeutung jind aber die Freibriefskolonien gegenwärtig nicht 
mehr. Sie bilden gewöhnlich nur eim Webergangsjtadium bis zur völligen 
direften Unterordnung des Gebiets unter die Regierung des Mutterlandes. 
Im Sinne des älteren englüchen Kolontalvechts ſind gegemmärtig faſt alle 
englischen Kolonien Krontolonien, d. h die Staatsgewalt in denjelben wird 
im Namen der heimischen Negierung ausgeübt, wenn freilich der Einfluß der 
Regierung des Mutterlands in den einzelnen Kolonien verjchieden it, je nach— 
dem fie zu den Kronkolonien im Sinne des neueren englischen Rechts oder zu 
den einfachen Nepräjentativfolonien oder zu den Nepräjentativfolonien mit ver— 
antwortlicher Negierung gehören (Val. 8 2). 

Der Umftand, daß Nordamerifa zu Aderbaufolonien geeignete Gebiete 
batte, bewirkte, daß im die neu gegründeten englüchen Kolonien bald ziemlich 
viele Leute aus dem jchon im 17. Jahrhundert an einer gewiſſen Uebervölkerung 
leidenden Mutterlande einwanderten und daher die weiße Bevölkerung in den 
englischen Kolonien raſch ſtieg. Das machte ſich in einer doppelten Richtung 
geltend, einmal gegenüber der Urbevölferung und dann gegenüber dem 
Mutterlande. — 

Die Urbevölkerung, auf tiefer Kulturſtufe ſtehend und verhältnißmäßig 
wenig zahlreich, wurde von den weißen Koloniſten mehr und mehr zurück— 
gedraͤngt, zum Theil in Folge blutiger Kämpfe ausgerottet, welche die in der 
Hauptſache von der Jagd lebenden Rothhäute mit den Koloniſten um ihre 
Sagdgründe führten. Won einer Vermijchung der Stolonijten mit der Urbe— 
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völferung und der Bildung einer Miſchraſſe, wie in den ſpaniſchen Kolonien, 
war daher hier feine Nede. 

Was jodann die Stellung der Kolonien gegenüber dem Mutterlande 
anlangı, jo zeigte jich wie in allen Aderbaufolonien jo auc in den englijchen, 
dab in den Kolonijten, die durch harte Arbeit den Grund und Boden ſich 
erobert und eine neue Heimath jich gegründet hatten, und die im Kampfe mit 
der Natur, wie mit den feindlichen Eingeborenen auf ſich jelbit angemieien, 
ihre Kraft kennen gelernt haben, jich bald ein jtarfer Sinn nad) Unabhängigfeit 
und Selbjtregierung entwidelt. Namentlic) mußte dies bei den englijchen 
Einwanderern der Fall jein, die aus dem Mutterlande eine gewilje Gewöhnung 
an Selfgovernement mitbrachten und namentlich auch die Anjchauung , daß 
die Regierung ſie nur mit ihrer Zuſtimmung beſteuern könne und daß Geſetze 
der Einwilligung einer Vertretung des Volkes bedürften. Die engliſchen 
Kolonien in Nordamerika erlangten daher ziemlich bald eine gewiſſe Selbſt— 
ſtändigkeit, die ſie gegen die ſie ſchädigenden Maßregeln des Mutterlandes 
erfolgreich zu vertheidigen wußten. 

Während nämlich das ſpaniſche Mutterland ſeine Kolonien hauptſächlich 
für den Fiskus, dann auch für die Beamten, Offiziere und Prieſter auszubeuten 
ſuchte, und das Intereſſe der Gewerbetreibenden und Kaufleute erſt in zweiter Linie 
berückſichtigte, verhielt ſich in den engliſchen Kolonien die Sache weſentlich 
anders, denn hier machte ſich sehr bald die Anwendung der Grundſätze des 
ſog. Merkantilſyſtems geltend. Die Gründung der erſten engliſchen Kolonien 
erfolgte allerdings in einer Zeit, in der in England Handelsfreiheit herrſchte, 
wie ja auch das Mutterland ſchon wegen ſeiner politiſchen Zerriſſenheit und 
der ſich daraus ergebenden Schwäche der Regierung unter Jakob I. und Karl I. 
gar nicht im Stande war, jeinen Kolonien weitgehende Beſchränkungen auf- 
zulegen. Im der Mitte des 17. Jahrhunderts änderte ſich aber die Sadjlage 
zunächjt in Folge der im Jahre 1651 erlafienen Navigationsafte, welde 
bejtimmte, daß feine außereuropätiche Waare, namentlich auch aus den eng: 
liſchen Kolonien in England ſollte anders eingeführt werden, als auf Schiffen, 
die in England gebaut wären, engliſchen Unterhanen gehörten, einen engliſchen 
Befehlshaber und drei Viertel engliſche Bemannung hätten. Im Jahre 1660 
wurden dieſe Beſtimmungen dahin erweitert und verſchärft, daß in Zukunft 
die ganze Aus- und Einfuhr der engliſchen Kolonien auf engliſche, iriſche und 
Kolonialſchiffe beſchränkt war; ferner durften ſich nur geborene oder naturaliſirte 
Engländer als Kaufleute oder Faktoren derſelben in den Kolonien niederlaſſen, 
und endlich wurde bejtimmt, daß eine ganze Menge von Waaren, welche aus 
einer englischen Kolonie ausgingen, blos nach England, Irland oder anderen 
engliichen Kolonien geführt werden durften, darunter namentlich Zuder, Tabat, 
Baumwolle, Indigo, Ingwer und Farbhölzer. Schlielich wurde im Jahre 1663 
noch vorgejchrieben, daß europäiſche Waaren, jelbjt wenn ſie auf national 
englischen Schiffen verladen wären, doch in der Negel nur aus den Häfen 
von England, Wales oder Berwid, aljo mit einem Umwege über das Mutter: 
land in die Kolonien jollten gebracht werden dürfen. 

Die Navigationsafte von 1651 war eine Probibitivmaßregel zur Hebung 
der englijchen Schifffahrt überhaupt, der mutterländijchen wie der folonialen; 
die jpäteren vorjtehend erwähnten Maßregeln dagegen bezwedten eine bejondere 
Begünstigung des Mutterlandes auf Koſten der Kolonien; das Mutterland 
jollte der Etapelplag für alle in die Kolonien einzuführenden Waaren ſein 
und wenigſtens für einige ihrer wichtigiten NAusfuhrgegenstände. In der gleichen 
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Abjicht der Begünjtigung des Mutterlandes auf Koften der Kolonien wurden 
dann noch ferner Vorjchriften erlaflen, welche die Rhederei der Kolonien be 
nachtheiligten und geradezu verhüten jollten, daß ich in den Kolonien Gewerbe— 
fleiß entwidele. Dagegen wurde zur Erzeugung von Rohitoffen in den Kolonien 
jo viel wie möglich ermuntert, da, je mehr die Kolonien in diefer Beziehung 
leijteten, fie umſomehr der englischen Industrie als Lieferanten und Abnehmer 
zu thun gaben. 

Es it begreiflich, daß fich die englifchen Kolonien gegen ein derartiges 
Ausbeutungsigitem möglichit wehrten und befanntlich hat diefes Syitem es 
hauptjächlich veranlagt, daß jchließlich die engliichen Kolonien in Nordamerifa 
vom Mutterlande abfielen. 

III. Die Kolonialpolitif früherer Jahrhunderte iſt in der Gegenwart 
vadı einer doppelten Richtung verlafien Während früher jede folonifirende 
und überjeeischen Handel treibende Macht beitrebt war, alle anderen Völker von 
gewiiten Gebieten, die fie für ihr eigenites Patrimonium betrachtete, auszu— 
ſchließen, ijt heutzutage eine derartige engberzige nationale Kolonialpolitik nicht 
mehr möglich. Allerdings juchen jich auch gegenwärtig nod) die verichtedenen 
Staaten und Völker in Bezug auf die Beligergreifung berrenlojer Gebiete den 
Rang abzulaufen; allein jo übermächtig it jeßt feine Seemacht mehr, daß fie 
alle andern von Theilen des Meered und ganzen Welttheilen ausjchließen 
fönnte, wie dies früher von den Spaniern, Holländern und Gngländern ver: 
jucht wurde. Es iſt nicht blos die Freiheit des Meeres für die Schifffahrt 
aller Nationen anerfannt, und die Berechtigung jedes Staats, völferrechtlic) 
berrenloje Gebiete zu offupiren, jondern durch die Kongoacte ift in Afrifa ein 
großes Gebiet, das jog. fonventionelle Kongobeden, dem freien Verkehre aller 
Staaten geöffnet und im Kongojtaate it ein ebenfalls umfaſſendes Gebiet dem 
einieitigen Zugriffe einzelner Nationen entzogen. Ebenſo iſt dadurch), daß in 
der neuejten Zeit durch internationale Verträge der betheiligten Staaten Ab: 
grenzungen der betreffenden Eolonialen Interefleniphären erfolgte, vieler Anlaß 
zu folonialen Streitigkeiten bejeitigt. Sehr erheblich hat ſich ferner in der 
neueren Zeit die Stellung des Mutterlandes gegenüber den Kolonien verändert. 
Allerdings juchten auch jegt noch die Kolomaljtaaten aus ihren Kolonten den 
größtmöglichen Bortheil zu ziehen, allein das früher übliche Syjtem fiskaliſcher 
und fommerzieller Ausbeutung der Kolonien durch das Mutterland, das nicht 
blos Spanien umd- England, jondern alle Kolonialitaaten befolgten, hat doch 
jein Ende erreicht. Man jucht die Kolonien möglichht wirtbichaftlich zu ent- 
wideln, indem man mit Recht erwartet, dab ſich aus wirthichaftlich blühenden 
Kolonien von felbjt mittelbare und unmittelbare VBortheile für das Mutterland 
ergeben werden. Das Aufgeben de3 alten Kolonialſyſtems (des ſog. pacte 
colonial!) hat dann von jelbit zur Folge gehabt, daß den Kolonien auch in 
rechtlicher Beziehung eine größere Selbitjtändigfeit und Unabhängigfeit gegen: 
über dem Mutterlande eingeräumt worden it. Am weiteſten geht dieje Selbit: 
jtändigfeit bei den engliichen Repräjentativfolonien mit verantivortlicher Ne: 
grerung, aber auc) Die Kolonien anderer Staaten nehmen eine jehr jelbitftändige 
Stellung ein, jo haben 3. B. einzelne franzöfiiche Kolonien em wertgehendes 
Beſteuerungsrecht.?) | 

Ob die Kolonien der europätjchen Staaten im Laufe der Zeit vom Mutter: 


.O. ©. 117 ff. — Bluntſchli, Politit S. 406 ff. 
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lande abfallen werden, iſt eine Frage, die hier nicht weiter zu unterſuchen iſt. 
Vorläufig it nicht daran zu denfen, daß dieſer Fall eintreten wird, zumal 
jeit etwa einem Menjchenalter mit der Erkenntniß des großen Werthes der 
Kolonien das Streben nach Kolonien bei allen Scemächten zugenomme hat 
und fein Kolonialjtaat geneigt it, feinen Kolonialbeſitz freiwillig aufzugeben. 
Auch in Eugland, wo cine Zeit lang die ſog. Mancheſterſchule die Abſicht 
vertrat, daß die Kolonien, wenn nicht von Uebel, jo doch werthlos wären, 
bat jegt dieſe Richtung jeden Boden verloren, England hält jeine Kolonien 
nicht blos feit, jondern jucht jeinen Kolonialbeſitz noch ſtets zu erweitern. 


S 7. Das Verbot des Sklavenhandels und die Antifklaverei-Bewegung.') 


I. Die Blüthe der europäiichen Plantagenfolonien in Amerika berubte 
lange geit darauf, daß die Beſitzer der in dem tropijchen und jubtropijchen 
Hebieten gelegenen Plantagen ſich der Arbeit von aus Afrifa eingeführten 
Negeriklaven bedienten. Der afrikanische Sklavenhandel und die damit ver: 
bundene zwangsweiſe VBerbringung von Negern nach dem tropiichen und jub- 
tropischen Amerifa it befanntlich dadurch veranlagt worden, daß ſich die Neger 
durch ihre phyſiſche Kraft und die Fähigkeit, auch unter dem tropischen Himmel 
die ſchwerſten förperlichen Arbeiten zu verrichten, vor der amerifaniichen Ur— 
bevölferung auszeichnen, jo dab die Negerarbeit für die europäischen Plantagen: 
folonien in Amerifa geradezu unentbehrlich erſchien. Ebenſo stellte Jich die 
Einführung von Negern in Amerifa zumächjt als eine humane, im Intereſſe 
der Schonung der amerifanischen Urbevölferung gebotene Maßregel dar. Freilich 
zeigte jich jehr bald, dah durch den Sflavenhandel, ganz abgejehen von der 
Behandlung der Sklaven in den Kolonien jelbft, eine Einrichtung geichaffen 
war, die wegen des mit allen möglichen Scheuflichkeiten verbundenen Sklaven: 
fanges und Sklaventransports jedem menschlichen Gefühle Hohn ſprach. Trotz— 
dem haben jich an dem Negerhandel alle Kolonialitaaten indirekt und direkt be- 
theiligt, indem fie nicht blos den von ihren Angehörigen betriebenen Handel ge- 
währen ließen, jondern auch jelbit den Negerhandel auf Staatskoſten betrieben. 
Lange Beit hindurch iſt auch Die frage, ob denn ein Handel, der Menichen als Waare 
betrachtet, ſittlich zuläſſig ſei, kaum aufgeworfen worden. Erſt Ende des 
vorigen Jahrhunderts entitand in England eine religiös-philanthropiche Bes 
wegung gegen den Sflavenhandel, welche zur Folge hatte, daß William 
Wilberforce im Jahre 1789 im Parlamente die Abſchaffung des Negerbhandels 
beantragte. Die abolitionistiiche Bewegung fand anfänglich heftigen Wideritand, 
weil die Aufhebung des Sklavenhandels als ein wirtbichaftlich höchſt bedenf: 
licher Bruch mit dem bisherigen Kolonialſyſtem ericheinen mußte, wie denn 
auch dieſe Mahregel in Verbindung mit der Durch diejelbe nahezu unvermeidlic) 
getvordenen Aufhebung der Sflaverei die Plantagenfolonien verjchtedener Staaten 
in Schwere wirtbichaftliche Kriſen jtürgte. 

Trotzdem gelang es wejentlich den Bemühungen des Minifters For, dab 
am 25. März 1807 die Act for the abolition of the slave trade erlaljen 


Martitz, Das internationale Syiten zur Unterdrüdung des afrilaniichen Stflaven- 
Hanpels in jeinem heutigen Beſtaude. Archiv f. öffentl. Necht (1886) 1. S.3 ff. — Gareis 
in Holgendorff Ss Handbuch des Völkerrechts I. ©, 551 ff. — Martens: Bergbohm, 
Volkerrecht 1. 5.329 ff. — Das Sklavenweſen in Afrika, Mol.Bl. 1890 S. 259. — 
Zur F Frage der Sklaverei in * te Schußgebieten, Kol Blr 1892 S. 513. — Gareis, 
Das heutige Völferreht und der Menichenhandel, 1879. — Leroy-Beaulieu, a. a. O. 
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wurde. Im gleichen Jahre wurde in Nordamerifa vom 1. Januar 1808 ab 
ede Einfuhr von Sklaven verboten. 

Wenn jedoch dem Negerhandel erfolgreich entgegengetreten werden jollte 
und wenn nicht die engliichen Kolonien durch einjeitiges Aufgeben des bisherigen 
Kolonialiyitems geichädigt werden jollten, jo mußten internationale, für alle 
Kolonialjtaaten verbindliche Abmachungen bezüglich der Abjchaffung des Neger: 
handels getroffen werden. Die englische Regierung brachte daher die Sache 
auf dem Wiener Kongrek zur Sprache. In Folge des Widerjtandes, den das 
Vorgehen Englands bei Spanien und Portugal und auc bei Frankreich fand, 
wurde jedoch auf dem Wiener Kongreß weiter nichts erzielt als die declaration 
des Puissances sur l’abolition de la traite des negres vom 8. Februar 1815, 
in welcher zwar der Negerhandel verdammt und der Wunſch, daß derjelbe 
abgejchafft werde, ausgejprochen, gleichzeitig aber den einzelnen Mächten über: 
laſſen wurde, die zur VBejeitigung diejes Handels erforderlichen Maßregeln zu 
treffen. Damit war natürlich wicht viel erreicht, da es doch vom Belieben 
eines jeden Staates abhing, ob er etwas und was er thun wollte. Gelegentlich 
des Abjchluffes des jog. zweiten Pariſer Friedens im Jahre 1815 wurde zwar 
unter den Großmächten verabredet, daß jofort Geſandten Konferenzen ſtatt— 
finden ſollten, um die zur gänzlichen Abſchaffung des Negerhandels erforderlichen 
Maßregeln zu beſchließen, einen praktiſchen Erfolg hatte jedoch auch dieſe 
Verabredung nicht. 

England, das unmöglich die ganze Angelegenheit wieder fallen laſſen 
fonnte, verjuchte mm auf einem andern Wege ‚zum Ziele zu gelangen, nämlich 
durch Separatverträge mit den betheiligten Staaten. In der That gelang 
es auch der engliſchen Regierung im Laufe der nächſten Jahrzehnte mit _mebr 
als Zwanzig Staaten Verträge abzuichliegen, — darunter der befannte Quin- 
tuipelvertrag vom 20. Dezember 1841, — inhaltlich welcher fich die Vertrags: 
jtaaten verpflichteten, den Negerhandel zu unterdrüden und, was die Hauptſache 
war, ich gegenjeitig das Necht einräumten, daß die unter ihrer Flagge fahren: 
den, des Negerhandels verdächtigen Kauffahrteischiffe durch ihre jpeztell hiezu 
ermächtigten Kriegsichiffe unterfucht und gegebenen Falls aufgebracht werden 
fonnten. 

Die zahlreichen über diejen Gegenjtand geichlojienen Verträge weichen 
inhaltlich im einzelnen jehr von einander ab, namentlich auch was den Umfang 
der Zone anlangt, innerhalb welcher das Durchjuchungsrecht eingeräumt wurde; 
hervorzuheben it aber, dal im nahezu allen Verträgen auf der einen Seite 
England als Kontrahent erjcheint, mit dem die übrigen Staaten jeder für ſich 
abgejchloffen haben, während dieje Staaten unter ſich nur in ganz bejchränftem 
Mare in ein Vertragsverhältuig traten. Im Folge dejien hat auch England 
lange Zeit fait ausjchließlich durch jeine Kriegsſchiffe die Seepolizei gehandhabt, 
während die übrigen Seeftaaten auf das ihnen ebenfalls zujtehende Durch: 
ſuchungsrecht thatſächlich in der Regel verzichteten. 

II. Die Aufhebung der Sklaverei in Nord: und Südamerifa hatte zur 
Folge, daß der weitafrifantiche Sklavenhandel, der Amerika mit Schwarzen 
verjehen hatte, allmäßlich aufbörte ; dagegen blühte der oitafrifaniiche Sklaven: 
handel, der den mohammedaniichen Staaten in Ajien und Afrika die nöthige 
Waare lieferte, nach wie vor; England lich es jich daher jchon jeit längerer 
Zeit angelegen jein, mit verjchiedenen aſiatiſchen und afrikanischen Staaten 
Verträge über die Unterprücdung des Negerhandels abzujchliegen und in 
den ovitafrifanischen Gewäſſern die Seepolizei zu handhaben. Entſcheidend 
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eingegriffen hat aber hier die Kongoalte vom 26. Februar 1885, welche zu- 
nächſt im Art. 6 die allgemeine Zuficherung enthält, daß alle Mächte, welche in 
dem jog. fonventionellen Kongobecken Souveränitätsrechte oder einen Einfluß aus- 
üben, für die Erhaltung der eingeborenen Bevöfferung und die Verbeijerung ihrer 
jittlichen und materiellen Lebenslage und jür die Unterdrüdung der Sclaverei 
und insbejondere des Negerhandels jorgen werden und deren Art. 9 beionders 
dem Negerhandel gewidmet ist. Es heißt dajelbjt: „Da nad) den Grundſätzen 
des Völkerrecht, wie jolche von den Signatärmächten amerfannt werden, der 
Sflavenhandel verboten ijt, und umd Operationen, welche zu Yande oder zur 
See diejem Handel Sklaven zuführen, ebenfalls als verboten anzujehen find, 
jo erflären die Mächte, welche in den das fonventionelle Kongobeden bildenden 
Gebieten Souveränitätsrechte oder einen Einfluß ausüben, dab dieſe Gebiete 
weder ald Markt noch als Durchgangsftrane für den Handel mit Sklaven 
gleichviel welcher Race benutzt werden jollen. Jede der Mächte verpflichtet ſich 
zur Anwendung aller ihr zu Gebote jtehenden Mittel, um diefem Handel ein 
Ende zu machen und diejenigen, die ihm obliegen, zu betrafen “ 

Die Bedeutung diejer Erklärung liegt hauptjächlich darin, daß während 
vorher die Bekämpfung des Negerhandels jich im Wejentlichen auf das Meer 
bejchränfte, die Signatärmächte der Kongvafte jich nun verpflichteten, demjelben 
auch mit allen Mitteln auf dem Feſtlande von entralafrifa entgegen zu 
treten und daß nachdem Jahrzehnte hindurch ſtets nur zwijchen einzelnen 
Staaten abgejchlofjene Verträge auf den Sklavenhandel jich bezogen, in der 
Kongoakte alle bedeutenderen Seemächte nicht blos das auf dem Wiener Kongreiie 
ausgejprochene Berdift über den Negerhandel wiederholten, jondern ſich auch 
gemeinjam zur Bekämpfung desjelben in beftimmter Form verpflichteten. 

Im übrigen enthielt freilich der Art. 9 der Kongoakte auch wieder nur 
ein Prinzip, das erjt zu verwirklichen war, nicht blos durch einzelitaatliche 
Geſetzgebungsakte, jondern vor allem auch durch weitere internationale Werem: 
barungen über gleichmäßig zu ergreifende Maßregeln. Dieje Vereinbarungen 
ind auf der Brüfjeler Antijklavereisstonferenz getroffen und in der von 17 
Mächten darunter Berjien, die Türkei und Sanjibar, am 2. Juli 1890 unter: 
zeichneten Brüſſeler Generalafte verlautbart worden.!) Die 100 Artikel um: 
fajiende ©eneralafte führt die einzelnen zur Bekämpfung des Negerhandels 
dienlichen Mittel (Hebung des Verfehrs umd 2 Vermehrung der Berfehrsmittel, 
Förderung chriſtlicher Miſſionen, Anlegung militäriſcher Stationen, Verbot der 
Einfuhr von Feuerwaffen und Munition, Beſtrafung des Sklavenhandels u. ſ. w.) 
auf, beſchäftigt ſich ſodann mit der üeberwachum der Karawanenwege, und 
der Unterdrückung der Sklaventransporte zu Lande, enthält eingehende Be— 
ſtimmungen über die Unterdrückung des Sklavenhandels zur See u. ſ. w. 
Außerdem finden jich im IV. Kapitel (Art. 62 ff.) Beitimmungen über die 
Mitwirkung derjenigen Staaten, in deren Gebiet die Hausjflaverei noch bejteht, 


n Nachdem die Natififation der Generalakte jeitens der Signatärmächte erfolat iſt, 
ift die Alte im Reichsgejegblatt 1892 ©. 605 fi. veröffentlicht worden. (Vgl. auch Kol. BI. 
1891 5.215 ff) Zur Ausführung der rt, L—LIX Unterſuchungs- und Spruchverfahren 
bei der Siftierung von Schiffen) erging auf Grund des Schutzgebietsgeſetzes am 17. Februar 
1893 eine Kaiſerl. Verordnung, welche für das Verfahren gegen ein unter deutſcher Flagge 
fahrendes Schiff, welches gemäß Art. LIX der Generalafte vom Berehlshaber eines fremden 
Kreuzers angehalten und in einen Hafen des Schutzgebiets geführt worden iſt, Beſtimmungen 
traf. (RG. Bl. S. 13 Kol. Bl. S. 136.) — Dagegen iſt ein Geſetz betr. die Beſtrafung des 
Sflavenbandels rt. V der Akte) bisher vom Reiche noch nicht erlaften werden. — lieber 
die Thätigkeit des internationalen maritimen Bureaus val. Kol. Bl. 1898 S. 475 ff. 
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die aber doch die Afte unterzeichnet haben (Perjien, die Türkei, Sanſibar) 
zur Unterdrücdung des Sklavenhandls; ferner im V. Kapitel Vorſchriften über 
die Errichtung bejonderer Bureaus für Freilafiungsangelegenheiten und über 
die Behandlung jreigelafjener Sklaven und dgl. 

Im Anjchluffe daran find in den Art. 90—95 (Kapitel VI) Vorſchriften 
getroffen über den Handel mit Spirituojen, der im Interefie der Eingeborenen 
in einer feitgejegten Zone, die Gentralafrifa vom 20. Grad nördlicher Breite 
bis zum 22. Grad jüdlicher Breite und 100 Seemeilen an den Küften um: 
takt, Beichänfungen unterworfen wird. 

Zur Vermeidung von Mihverjtändniffen mag noch darauf hingewieſen 
werden, daß alle die internationalen Erklärungen und Abmachungen vom Wiener 
Kongreß bis einjchlieplich der Brüfjeler Generalafte fich nur gegen den Sklaven: 
handel wenden, ſich aber nicht auf die Sklaverei als jolche beziehen und daher 
die Inſtitution der Hausjflaverei, wie jie in den mohamedanijchen Staaten 
von Aſien und Afrifa noch beſteht, unberührt lafjen. Daher enthält auch die 
Alte im den Art. LXIL ff. bejondere Beſtimmungen für diejenigen Staaten, 
in deren Gebiet die Hausjklaverei noch bejteht, die aber doch die Afte unter: 
zeichnet haben (Türke, Perſien, Sanjibar). Allerdings ijt es wohl zweifellos, 
daß das VBordringen der europätjch-chrijtlichen Kultur im Laufe der Zeit allent- 
balben die Sklaverei bejeitigen wird, eine Ueberſtürzung in dieſer Beziehung 
würde aber nicht blos nicht jofort zum erwünjchten Ziele führen, jondern auch 
ſchwere Nachtheile in den verjchiedenjten Nichtungen zur Folge haben. Auch 
das Deutjche Reich muß vorerjt die Sklaverei noch in jenen Kolonien beitehen 
lafjen, zumal es in einzelnen jeiner Schußgeliete den Eingeborenen die Auf: 
rehthaltung ihrer Sitten und Gebräuche, aljo auch der Bielweiberei und 
Sklaverei zugelichert hat. Das Ziel der Kolontalmächte muß ſelbſtverſtändlich 
die Bejeitigung der Sklaverei in ihren Kolonien jein:; darüber bejteht auch 
fein Zweifel, nur über den beiten Weg, auf dem zu dieſem Hiele zu gelangen 
it, können die Anfichten auseinandergeben. !) 


$ 8. Die Kolonialpolitik des Deutſchen Reiches. 

I. Als nach der Entdedung der „neuen Welt“ die jeefahrenden Nationen 
von Europa zumächjt in Amerika umd Indien, dann in Afrifa und jpäter in 
Australien Kolonien gründeten, war Deutjchland durch innere Kämpfe zerriffen 
und durch den 3Ojährigen Krieg zur politiichen Ohnmacht verdanımt, nicht in 
der Lage, Kolonien zu erwerben und jich am überjeeiichen Handel energiſch zu 
betheiligen. Es bedarf feiner Hervorhebung, daß dies einen jehr ungünftigen 
Einfluß auf die wirtbichaftliche Entwidelung von Deutichland gehabt hat und 
da in Folge dejjen Deutjchland in wirthichaftlicher Hinficht in Abhängigkeit 
von den Kolonialmächten, namentlich von Holland und England gerathen iſt. 
Da} diejer Mangel in den wirtbichaftlich:politiichen Verhältniſſen Deutichlands 
nicht erjt in der Gegenwart von einjichtigen Männern erfannt wurde, beweijt 
der befannte Ausjpruch von Juſtus Möjer: „Die Territorialhoheit jtritt gegen 
unſere Handelsmacht. Der Untergang der legteren bezeichnet den Anfang der 
eriteren Wäre das Loos umgefehrt gefallen, jo würde jegt nicht Lord Clive, 
jondern ein Nathsherr von Hamburg am Ganges Befehle ertheilen.“ ®) 


) Mol. über die Schwierigkeiten der Abſchaffung der Sklaverei in Afrika die ſehr 
Semerfenswerthen Ausführungen von Buzzati a. a. O. ©. 33 ff, der namentlich hervor: 

bebt, daß die Neger felbit mit diejer Einrichtung ganz zufrieden find. 
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Allerdings hat, wie im $ 4 erwähnt, der Große Kurfürſt den Verſuch 
einer aktiven Kolonialpolitif gemacht, aber der erjt in der Entwidelung begriffene 
preußiiche Staat beſaß die Kraft nicht, das Erworbene feitzuhalten, geſchweige 
denn es zu weiterer Entwickelung zu bringen. 

Solange das jchwache und hinfällige heilige römijche Neich deuticher 
Nation bejtand und jolange die deutichen Staaten lediglich in einem lojen 
Staatenbunde, dem deutjchen Bunde, vereinigt waren, war weder für die ſchwache 
Gentralgewalt noch für die einzelnen Staaten die Möglichkeit gegeben, eine 
aktive Kolontalpolitif zu treiben. Selbjt Preußen hatte dazu nicht die nöthige 
Kraft, ganz abgejehen davon, daß es durch die manigfachen Intereſſen der 
europäiſchen wie der deutichen Politif zu jehr in Anſpruch genommen war, 
um überjeeische Unternehmungen in Angriff nehmen zu fünnen. Sobald aber 
die Zuſammenfaſſung der politifchen und wirthichaftlichen Kräfte Deutichlands 
in dem bundesjtaatlich organifirten Deutjchen Reiche erfolgt war, mußte mit 
Nothwendigkeit das Verlangen nach dem Erwerbe deutjcher Kolonien auftreten, 
denn erit durch die Betreinng des Weges einer aktiven Kolonialpolitif gab 
das Deutjche Neich zu erfennen, daß es in jeder Beziehung in die Neihe der 
Großmächte eingetreten it und den Willen hat, in allen wichtigen, die ganze 
Welt angehenden Fragen ein gewichtiges Wort mitzuiprechen. Dat doch jelbit 
das jtaatlich geeinte Italien ſich veranlaßt gejehen, Kolonien zu erwerben. 

eben diejem mehr ideellen Momente wurde das Deutjche Reich durd 
die Vortheile, welche Kolonien für das Mutterland haben, veranlaßt, über: 
ſeeiſche Beligungen zu erwerben. 

Die Vortheile, welche fich aus dem Befige von Kolonien für das europäijce 
Mutterland überhaupt und für Deutichland im Bejonderen erwarten lajien, 
\ind jo oft umd jo erichöpfend behandelt worden,') dab es gemügt, hier nur 
auf einige bejonders wichtige Punkte aufmerfjam zu machen. 

Ueberjeeifche Kolonien erjcheinen zunächjt für das Mutterland als Aus- 
wanderungsgebiete für die überſchüſſige Bevölkerung, die jonjt durch Aus: 
wanderung in unter fremder Staatsgewalt jtehende Gebiete dem Mutterlande 
verloren geht. In diefer Beziehung liegen nun allerdings die Verhältniſſe für 
Deutjchland nicht jo günftig, als fie jener Zeit für England lagen. Als 
Deutjchland im Jahre 1884 daran ging, Kolonien zu erwerben, fand ſich eben 
wenig völferrechtlich herrenlojes Land mehr vor, das in der gemäßigten Zone 
gelegen, zur Anlegung von Aderbaufolonien, in welche allein eine jtarfe Aus: 
mwanderung erfolgen kann, geeignet it. Immerhin find von den Deutjchen 
Kolonien ziemlich beträchtliche Gebiete vor Allem in Südweſt-Afrika und dann 
in Oftafrifa jo bejchaffen, daß dajelbjt Acerbaufolonien gegründet werden 
fönnen und jicherlich werden im Laufe der Zeit viele Taujende von Deutjchen 


) Es wird zur Orientirung genügen, auf folgende Schriften aufmerfjam zu machen: 
Fabri: Bedarf Deutichland der Kolonien? (1879) — Hübbe-Scleiden: Heberfeeifäe 
Bolitif (1880). — 9. Wagner: lieber Gründung deuticher Kolonien (1881). — Loehnis: Tie 
europätichen Kolonien (1881). — Roſcher und Jannaſch a. a. ©. ©. 357 fi. — Friedrid 
Fabri: Deutiche Kolonialpolitit in der Revue coloniale internationale Bd. I (1885 
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in den Schutzgebieten Unterkunft finden, wenn auch der Strom der deutſchen 
Auswanderung ſich nicht vollſtändig in die deutſchen Kolonien leiten laſſen 
wird. Dagegen werden ſich die übrigen Vortheile der Kolonien auch für 
Deutſchland geltend machen. Namentlich werden die deutſchen Schutzgebiete, 
die ſich zu Handels- und Plantagenkolonien trefflich eignen, Deutſchland hin— 
ſichtlich des Bezugs der jog. Kolonialwaaren mehr und mehr von der Einfuhr 
aus freinden Kolonien unabhängig machen. Ebenjo jind die deutjchen Kolonien 
feſte Stügpunfte für den deutjchen Handel und werden fie ſich im Laufe der 
Zeit zu Abjaggebieten für die deutjche Industrie entwideln. 

Nicht zu umterichägen ift auch, daß der Beſitz von Kolonien den geijtigen, 
politiichen und wirthichaftlichen Gejichtskreis eines Wolfes erweitert und jeine 
Imitiative in Bezug auf wirthichaftliche Thätigkeit erhöht.) Hätte jich der 
Sefichtsfreis des deutſchen Volfes unter den traurigen wirthichaftlichen und 
politijchen Verhältnifien, unter denen es Jahrhunderte lang lebte, nicht ſo 
verengt, die deutiche Kolonialpolitif hätte wohl nicht jo viele Geaner gefunden 
als es der Fall war und leider noch der Fall it. Wir müjjen in dieſer Be: 
zichung geradezu mit Beſchämung auf Frankreich jehen, wo die energiſche 
Kolonialpolitif, die jeit Jahrzehnten dort von der Regierung gleichgiltig wer an 
der Spitze der Geichäfte jtcht, betrieben wird, in allen Kreiien der Bevölferung 
Anerkennung, Unterjtügung und Intereſſe findet. Bezeichnend in Diefer Be— 
zichimg iſt c8, daß das Werk des befannten Nationalöfonomen Leroy-Beaulieu 
„de la colonisation chez les peuples modernes“, das in erjter Auflage 
im Sabre 1874 erjchienen iſt, in den legten zehn Jahren drei neue Auflagen 
erlebt hat. Leroy-Beaulien it es auch, der den oft citirten Satz ausgeſprochen 
bat: „Le peuple qui colonise le plus est le premier peuple; s’il n'est 
pas aujourdbui, il sera demain“. Zur Begründung dieſes Satzes hebt Leroy— 
Beaulien hervor, dab ſich in der Kolonijation die Ausdehnungsfähigteit 
eines Volkes zeigt, das auf diefe Weile einen Theil der Welt jeinen Ideen, 
jeinen Gejegen und jeiner Sprache unterwirft und jein wirtbichaftliches Leben 
erweıtert. 

Würden die Kolonien dem Mutterlande feinen Vortheil, jondern mur 
Nachtheil bringen, wie von manchen Kolonialgegnern behauptet wird, jo hätte 
jicherlich Frankreich, das im Anfange diejes Jahrhunderts fajt jeinen ganzen 
Kolonialbejig eingebüßt hatte, nicht während der legten zwei Menjchenalter jo 
große Anftrengungen gemacht, wieder Kolonien zu erwerben, noch weniger 
würde England, das einen jo riejigen Kolonialbeſit hat, daran denken, den— 
ſelben noch fortwährend auszudehnen. Die Geſchichte zeigt uns aber, daß ſtets 
die Größe und Feſtigkeit des Kolonialbeſitzes der europäiſchen Seemächte vom 
größten Einfluſſe auf ihre politiſche Machtſtellung in Europa ſelbſt war. Man 
braucht nur auf Spanien und Portugal einerſeits und England andererſeits 
hinzuweiſen. Spanien und Portugal haben weſentlich in Folge des Verluſtes 
des größten Theils ihrer Kolonien die Bedeutung eingebüßt, die ſie namentlich 
im überſeeiſchen Handelsverkehre lange Zeit beſaßen. England dagegen, noch 
im 16. Jahrhunderte ein Staat zweiten Nanges, ift durch feine Kolonien eine 
Weltmacht geworden. Ebenjo ijt es flar, daß die tonangebende Stellung der 
engliſchen Induſtrie und des engliſchen Handels ohne den großen Kolonialbeſitz 


J. Deckert a. a. ©. S. 49 weiſt darauf bin, dab auch die geſammte Bildung 
und Kulturbluthe Britanniens durch den Kolonialbeſiß eine mächtige Förderung erfahren 
hat. Man braucht nur auf die Erweiterung der geograpbiichen, etbnograpbiichen und natur 
wiſſenſchaftlichen Kenntniſſe durch den Beſiß von Kolonien binzumeijen. 
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gar nicht denfbar gewejen wäre. England ift zugleich ein Beweis dafür, daß 
die wirthichaftlichen Vortheile der Kolonien fich jelbjt dann noch geltend machen, 
wenn dieſe jih vom Mutterlande losgeriſſen haben, da die Gleichheit der 
Lebensgewohnheiten und Lebensanichauungen der Angehörigen des Mutterlandes 
und der ehemaligen Kolonien auch nach diejer Trennung die Handelsbeziehungen 
nod) fortdauern laſſen, wie fich dies im Verhältniffe von England zu Nord: 
amerifa gezeigt bat. 

Sicherlich würden auch Frankreich und namentlich das „jtammverwandte“ 
England, auf deſſen Sympathien nenejtens in Deutjchland ja jo großer Werth 
gelegt wird, der deutichen Ktolonialpolitif nicht jo viele Schwierigkeiten in den 
Weg gelegt haben und noch legen, wenn fie nicht wühten, daß der Beſitz von 
Kolonien für Deutichland vortheilhaft ift, dab Jich feine Machtitellung dadurch 
vergrößert umd daß durch denjelben Deutjchland befähigt wird, mit ihnen 
namentlich auf verjchiedenen wirthichaftlichen Gebieten in fräftige Konfurrenz 
zu treten. 

Mit beſonderem Nachdrude ift jeitens der Ktolonialgegner betont worden, 
daß der Belit von Kolonien für das Deutjche Reich die Gefahr hervorrufe, 
wegen dieſes Beſitzes mit anderen Mächten in Konflikte zu gerathen. Es joll 
davon abgejehen werden, dat diefe Einwendung leider recht deutlich zeigt, wie 
tief eine gewiſſe Aengjtlichfeit in politischen Dingen aus der Zeit des Bundes- 
tags-Elends den Deutjchen noch in den Knochen liegt und mag zugegeben 
werden, daß die erwähnte Gefahr beiteht, aber gegen den Beſitz der Kolonien 
folgt daraus nicht das Mindejte. Konflikte können auch, wenn Deutichland 
feine Kolonien bejäße, bezw. ohne Rückſicht auf den Kolonialbefig daraus ent- 
ſtehen, daß das Deutjche Neich die Interefjen jeiner Angehörigen in überjeciichen 
Gebieten jchügt, denn daß das Neich, um jolchen Konflikten aus dem Wege 
zu gehen, den NeichSangehörigen im Auslande im Widerjpruch mit der Vor— 
Ichrift des Art. 3 Abi. 3 RV. feinen Schuß verjagen ſoll, wird doch im 
Ernſte Niemand verlangen, der noch einen Funken patriotischen Gefühles bejigt. 
Oder joll etiwa das Neich jeinen Angehörigen verbieten, ins Ausland zu gehen, 
bezw. dajelbjt wirtbichaftliche Unternehmungen zu betreiben, damit es diejelben 
nicht zu jchügen braucht? Ein recht jchlagendes Beiſpiel dafür, daß jich Die 
berürchteten Konflikte auch ohne Kolonialbeſitz ergeben können, find die Zwiſtig— 
feiten, welche jich in Samoa zwijchen dem Deutjchen Reiche, England umd den 
Vereinigten Staaten von Nordamerika über ihren rejpeftiven Einfluß auf diefer 
Inſel ergeben haben. Diejer Fall beweift aber auch recht deutlich, dal es 
jehr angezeigt jein fann, eine Kolonie zu erwerben, denn hätte es jeiner Zeit 
der Neichstag in feiner Engherzigfeit nicht verhindert, daß das Reich Samoa 
erwarb oder doch eine mahgebende Stellung auf der Injel fich errang, To 
hätte der Streit zwiſchen Deutjchland und den beiden anderen Mächten nicht 
entjtehen fünnen. Samoa wäre jegt eine deutiche Kolonie und das Neid) hätte 
im Dderjelben auf englische und amerikanische Intereffen nicht Rückſicht zu 
nehmen gehabt, was es jpäter thun mußte. 

Il. Unter den im Vorſtehenden dargelegten Verhältnifien wurde das Reich 
mit Notbiwendigfeit auf die Bahn einer aftiven Kolonialpolitif gedrängt. Der 
erite Schritt, den im dieſer Beziehung die Neichsregierung that, war die jog. 
Sampavorlage, welche im Jahre 1880 dem Neichstage gemacht wurde. Der 
Zweck diejer Vorlage war allerdings zunächſt nur der, deutiche Dandels: und 
Blantagenunternehmungen auf Samoa und anderen Inſeln der Südjee durd) 
eine der deutſchen Seehandlungs-Gejellichaft vom Neiche zu gewährende Garantie 





Einleitung. 637 


zu unterftügen. Es liegt aber nahe, daß das Weich auf dieſem Wege zum 
Erwerbe von Kolonien geführt worden wäre; es wurde daher auch die Vor: 
lage in diefem Sinne jowohl von der Prefje, wie im Neichstage beiprochen 
und aufgefaßt. Im Neichstage war leider ein jo geringes Verſtändniß für 
die überſeeiſchen Aufgaben des Neiches, daß er den einjeitigen und im der 
Hauptiache durchaus unrichtigen Ausführungen des die Vorlage befämpfenden 
Abgeordneten Bamberger folgend, diejelbe ablehnte, 

Nah Verwerfung der Samoavorlage verhielt jich die Neichsregierung 
mehrere Jahre hindurch gegenüber allen Anregungen zu einer aktiven Kolonial- 
politif ablehnend. Mit dem Jahre 1884 trat jedoch eine Wendung ein, indem 
im April 1834 die Niederlaffungen und Befigungen der Firma %. A. E. Lüderitz 
in Südweit-Afrifa (Angra Pequena u. j. w.) unter den Schuß des Reiches 
geitellt wurden. Im Sommer 1884 jolgten dann die Bejigergreifungen in 
Weſtafrika (Kamerun und Togo), im Winter 1884/85 die durch den Kaiſerl. 
Schugbrief anerfannten, von Vertreten der Gejelljchaft für deutiche Kolonijation 
gemachten Erwerbungen in Oſtafrika, im Jahre 1885 die Erwerbung eines 
Iheiles des Witulandes durch den Afrifareijenden Slemens Denhardt, danıı 
im Winter 1884/85 bezw. im Jahre 1885 die Bejigergreifungen in der Südjee 
(Neu-Guinea und Bismard-Archipel, Marichall,, Brown: und Brovidence: 
Inſeln), jo dab das Neich in kurzer Zeit einen verhältnigmäßig großen Kolonial— 
bejtg erworben hatte. 

Im Anſchluſſe an dieſe Beligergreifungen und GErwerbungen traf die 
Keihsregierung eine Anzahl von internationalen Bereinbarungen mit den be: 
theiligten Kolonialſtaaten über die beiderjeitigen Kolonien und Interejjeniphären:') 

1. Durch eine Vereinbarung, welche im Frühjahre 1885 zwiſchen dem 
Deutichen Neiche und England zu Stande fam, erfannte letzteres das ge: 
jammte Gebiet vom Dranjerluß bis zum Kap Frio mit Ausnahme der Walfiſch— 
bat und des umliegenden fleinen Territoriums, jowie der vor der Walfijchbai 
und vor Angra Pequena liegenden Kleinen Inſeln als deutſches Schußgebiet 
an und verpflichtete jich, jeinen Einflug nach Welten bin nicht über den 
20.° öjtl. Länge (Greenwich), der Grenze des umter engliicher Schugberrichaft 
jtehenden Berichuanlandes auszudehnen und einer Entwidelung des deutjchen 
Proteftorats bis zu dieſem Längengrade nicht entgegenzutreten. 

2. Ein weiterer im April 1885 mit England abgejchlojjener Vertrag 
bezog jich auf die Abgrenzung der beiderjeitigen Interefteniphären auf Neu: 
Guinea. Zur Ergänzung und VBervollitändigung diejes Vertrags famen zei 
Abmahungen zu Stande vom 6. April 1886 über die Abgrenzung der deutjchen 
und engliichen Interejjenjphären im Wertlichen Stillen Ozean und vom 
10. Aprif 1886 über die gegenjeitige Handels: und Verfehrsfreibeit in den 
—— und engliſchen Beſitzungen und Schutzgebieten im Weſtlichen Stillen 

zeau. 

3. Zwei weitere Abmachungen zwiſchen Deutſchland und England vom 
Mpril;Jumi 1885 und Juli/Augujt 1886 bezogen jich auf die Abgrenzung der 
beiderjeitigen Interejfenjphären vom Golf von Guinea Kamerun). 

4. Mir Frankreich wurde am 24. Dezember 1885 ein Vertrag ge 
Ihlojjen, der die Abgrenzung der beiderjeitigen Interefieniphären in Weſtafrika, 
nämlich an der Biafrabai (Kamerun) und der Sflavenfüfte (Togo) regelte. 


." Der Inhalt der nachfolgend nur aufgeführten internationalen Abmahungen iſt im 
den SS 40—13 genauer angegeben. 








538 G. v. Stengel; Die deutichen Schußgebiete. 


5. Mit Portugal erfolgte die Abgrenzung der beiderjeitigen folonialen 
Beſitzungen durd) den Vertrag vom 30. — 1886, welcher als Nord— 
grenze der deutſchen Intereſſenſphäre in Südweſt-Afrika gegen die portugieſiſchen 
Beligungen den Kunene jeitjegte und als Südgrenze des oftafrifanischen Schuß 
gebiet3 gegen die portugiefiche Kolonie Mozambique den Rovumafluß bes 
ſtimmte. 

6. Auf das oſtafrikaniſche Schutzgebiet bezog ſich ferner die Vereinbarung 
zwiſchen der deutſchen und engliſchen Regierung vom 29. Dft./1. Nov. 1886. 

7. Dieſe legtere Vereinbarung erfuhr jedoch eine ſehr wejentliche Abänderung 
durch das deutichzengliiche Abfommen vom 1. Juli 1890, welches jich nicht 
blos auf Ojtafrifa, jondern auch auf die Schupgebiete in Südwejt-Airifa und 
Weitafrifa bezog. Der wejentliche Inhalt dieſes viel beiprochenen und viel 
getadelten Uebereinfommens *) ift nämlich folgender: a) In Art. 1 ift die deutiche 
Intereſſenſphäre in Oftafrifa gegen die englijche abgegrenzt; da nach diejer Ab— 
grenzung die Nordgrenze von der Mündung des Umbefluffes ihren Ausgang 
nahm, zog Deutichland im Art. 2 jeine Schugberrichaft über Witu zu Guniten 
von England zurüd und verzichtete auf jeine Schugherrichaft über die an Witu 
grenzende Küſte und auf jeine Anjprüche auf die Gebiete des Feſtlandes nördlich 
vom Tanafluſſe jowie auf die Inſeln Batta und Manda; b) Art. 3 enthält 
die Abgrenzung der deutjchen Intereffeniphäre in Südweſt-Afrika und Art. + 
die Abgrenzung der deutichen Intereſſenſphäre in Weltafrifa; ce) in Art. 11 
übernahm England die Verpflichtung, den Sultan von Sanjibar zur Abtretung 
jeiner auf dem Feſtlande gelegenen Beſitzungen nebſt Dependenzen, ſowie der 
Inſel Mafia an Deutjchland gegen Entichädigung zu bewegen, wogegen ſich 
Deutichland verpflichtete, die Schugherrichaft Englands anzuerfennen über Die 
verbleibenden Bejigungen des Sultans von Sanjibar mit Einjchluß der Inſeln 
Sanſibar und Penba jowie über die Belisungen des Sultans von Witu und 
das benachbarte Gebiet big Kismajı, von wo die deutihe Schutzherrſchaft 
zurücdgezogen wurde; d) in Art. 12 trat England Helgoland an das Deutiche 
Neid ab. 

8. Das Abkommen zwiſchen Dentichland und England über die Ab» 
grenzung der beiderjeitigen Iuterefjeniphären in den vom Golf von Guinea 
nach dem Innern jich eritredenden Gebieten vom 15. November 1893 (Kol.Bl. 
1893 ©. 531), durch welches die früheren bezüglichen Vereinbarungen ergänzt, 
bezw. abgeändert wurden. 

9. Das Abkommen zwijchen Deutjchland und Franfreich vom 15. März 
1894 betr. die Abgrenzung des SchußgebietS von Kamerun und der Ktolonte 
des franzöſiſchen Kongo, ſowie über die Feſtſetzung der deutſchen und franzöftichen 
Intereſſenſphäre im Gebiete des Tſchadſees Kol.Bl. ©. 159 ff.), durch welches 
die früheren bezüglichen Vereinbarungen ergänzt und abgeändert wurden. 

III. Bei den Befigergreifungen in Afrika und in der Südſee ging Die 
Neichsregierung mit großer Vorficht und Zurüdhaltung vor, ſie dachte nicht 
daran, jelbft foloniale Niederlaifungen zu gründen, jondern fie überließ Die 
Anlage jolcher Niederlafiungen der privaten Thätigfeit umd bejchränfte fich 
darauf, diejen Niederlaffungen den Schug des Neiches zu gewähren, indem fie 
von dem herrenlojen Gebiete, auf welchem ſich diejelben befanden, Beſitz ergriff. 
Auch in Bezug auf die Organijation und Verwaltung der erworbenen Kolonien 


. .» Der Deutſch-engliſche Vertrag, Rede auf der am 1. Juli 1890 zu Köln ver— 
anitalteten Noltsverfammiung mit Wißmann-Feier, gehalten von F. Fabri (1890). 
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war anfänglich die Haltung der WReichsregierung eine jehr zurüdhaltende, 
geradezu Ängitliche. Wie jie den Anſtoß zur Erwerbung der Kolonien privater 
Intttative überlaſſen hatte, jo wollte jie auch, dat die Verwaltung derielben 
von Kolonialgejellichaften unter der Aufjicht umd dem Schuge des Neichs 
berhätigt werde. Amtliche Neuerungen laſſen in diefer Beziehung feinen 
Zweifel aufflommen. So hieß es in der Injtruftion vom 19. Mat 1884, die 
dem Generaltoniul Dr. Nachtigal ertheilt wurde, als derjelbe den Auftrag 
erhielt, gewilje Gebiete an der Weſtküſte von Afrifa unter den Schug des 
Deutſchen Reiches zu jtellen: „Die Einrichtung eines Verwaltungs-Apparats, 
der die Entſendung einer größeren Anzahl deuticher Beamten bedingen würde, 
die Errichtung jtändiger Garnilonen mit deutichen Truppen und die Leber: 
nahme einer Verpflichtung des deutjchen Reiches, den in jolchen Gebieten ich 
aniiedelnden Deutjchen und ihren Faktoreien und Unternehmungen auch während 
etwaiger Kriege mit größeren Seemädten Schuß zu gewähren, wird nicht 
beabjichtigt. Für unjeren Zweck wird der Abjchluß von Freundſchafts-, Dandels- 
und PBroteftoratsverträgen ausreichen, durch welche die zur Ausübung wirk— 
jamen Schutzes deuticher Unterthanen erforderlichen Nechte erworben werden.“ ') 

Ebenjo tt in einem Erlajje des Neichsfanzlers vom 10. Juni 1884 an 
den deutichen Gelandten in London unter Hinweis auf die Analogie der englifch- 
oftindiichen Gejellichaft in ihren eriten Anfängen gejagt, daß ein Kolonial- 
initem nach Art des heutigen englichen mit Garnionen, Gouverneurs und 
Beamten des Mutterlandes für das Deutjiche Reich aus Gründen, die ım den 
inneren deutſchen Einrühtungen und VBerhältniffen lägen, nicht angezeigt jet, 
dab aber das deutjche Neich nicht umbin könne, auch auf jolche Handelsunter— 
nehmungen deutjcher Unterthanen jeinen Schuß zu eritreden, die mit Länder: 
erwerb verbunden jeien. 

In Uebereinſtimmung mit diefen jchriftlichen Neuerungen jprach ſich der 
Reichskanzler in der Neichstagsjigung vom 24. Juni 1884 gelegentlich der 
Erörterung der Dampfer-Subventionsvorlage dahin. aus, daß er perjünlich 
gegen Kolonien nach dem Syſtem jet, nach dem in früherer Zeit die meijten 
Kolonien gegründet worden jeien und das man jet das franzöjiiche nennen 
fönne, nämlich gegen Kolonien, bei welchen man als Unterlage ein Stüc Land 
erwerbe, Beamten anjielle und Garniſonen errichte und dann erit Anfiedler 
herbeizuführen verjucht wird. Etwas ganz anderes jei aber die Frage, ob es 
nicht zweckmäßig und ob es micht Pflicht des Neiches jet, denjenigen feiner 
Unterthanen, welche überjeetichen Unternehmungen im Vertrauen auf den Schuß 
des Neiches ich bingeben, dieſen Neichsichug zu gewähren und ihnen gewilje 
Beihilfen in ihren Kolontijationsbefirebungen zu leiiten, um denjenigen Gebilden, 
die aus den überjchüjligen Kräften des gejammten deutichen Körpers natur: 
gemäß berauswachjen, in fremden Ländern Schuß angedeihen zu laſſen. Zu 
einer näheren Prüfung diejer Frage ſei die Neichsregierung zuerjt durch die 
Unternehmungen hanjeatijcher Kaufleute verbunden mit Landanfäufen und gefolgt 
von Anträgen auf Neichsichug veranlagt worden und babe fie geglaubt, Die: 
jelben in der angedeuteten Weiſe bejaben zu jollen. 

„Meine von Seiner Majeität gebilligte Abficht it, — jagte damals der 
Reichskanzler — die Berantwortlichkeit für die materielle Entwidelung der 
Kolonie ebenjo wie ihr Entitehen der Thätigkeit und dem Unternehinungsgeifte 
unferer jeefahrenden und handeltreibenden Mitbürger zu überlafjen, und weniger 


"N Deutiche Rolonialpolitit, Heft 1 S. 31. 
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in der Form der Annektirung von überjeeiichen Provinzen an das Deutiche 
Reich vorzugehen, als in der Form von FFreibriefen nach Geftalt der englischen 
Royal charters im Anjchlufje an die ruhmvolle Laufbahn, welche die englijche 
Kaufmannjchaft jeit Gründung der oſtindiſchen Kompagnie zurüdgelegt hat 
und den Imterejjenten der Kolonie zugleich das Negieren derjelben im Wejent- 
lichen zu überlafjen und ihnen nur die Möglichkeit europäiſcher Jurisdiktion 
für Europäer und denjenigen Schuß zu gewähren, den wir ohne ftehende 
Garniſonen dort leiten fünnen. ch denfe mir aljo, daß man entweder unter 
dein Namen eines Konjuls oder eines Nefidenten bei einer derartigen Kolonie 
einen Vertreter der Autorität des Neiches haben wird, der Klagen entgegen- 
zunehmen hätte und daß irgend eines unjerer See: und Handelsgerichte, jet 
es in Bremen, Hamburg oder jonitwo, die Streitigkeiten entjcheiden wird, die 
im Gefolge der faufmännifchen Unternehmungen entjtehen fünnten. Unjere 
Abſicht ift nicht Provinzen zu gründen, jondern faufmänniiche Unternehmungen, 
aber in der höchjten Entwicdelung, auch jolche, die ſich eine Souveränetät, 
eine schließlich dem Deutjchen Neiche lehnbar bleibende, unter jeiner Proteftion 
jtehende kaufmänniſche Souveränetät erwerben, zu ſchützen in ihrer freien Ent- 
wicelung ſowohl gegen die Angriffe aus ihrer unmittelbaren Nachbarjchaft, 
wie gegen Bedrüdungen und Schädigungen von Seiten anderer europäiſcher 
Mächte.” 

Im gleichen Sinne heit e8 im Eingange der Denkichrift über die deutichen 
Schußgebiete, welche im Dezember 1885 dem Reichstage vorgelegt wurde: !) 
„Der Grundgedanfe der deutjchen Kolonialpolitif, dat der Schuß und Die 
Aufjicht des Reiches den deutjchen Handelsunternehmungen in überjeeischen 
Ländern zu folgen und joweit einzutreten haben, als jich für diejelben ein 
Bedürfniß geltend macht, it auch bei der vorläufigen Negelung der inneren 
Verhältniſſe der Schußgebiete maßgebend geblieben.“ 

Es lag in der Natur der Sache, daß die Neichsregierung theils mit 
Rückſicht auf die Gegnerjchaft, welche fie mit ihrer Kolonialpolitif in ver: 
jchiedenen Kreiſen der einheimischen Bevölkerung und vor Allem auc) im Reichs: 
tage fand, theils im Intereſſe der Verhütung auswärtiger Konflikte ihre Ziele 
auf dem Gebiete der Kolonialpolitif möglichit eng ftedte. Durchaus gerecht- 
fertigt war es auch, dal die Neichsregierung nicht etwa die Gründung von 
Kolonien von Staatswegen ins Auge fahte, jondern jich darauf beſchränkte, 
bereit3 vorhandenen deutſchen Niederlafjungen den Schuß des Neiches an— 
gedeihen zu lafjen, jo dal die Anlage und Errichtung deutjcher Kolonien von 
Anfang am lediglich der privaten Rührigkeit und Thatkraft überlajjen war. 
Dagegen zeigte es jich bald, dal die Hoffnung der Negierung, den betheiligten 
Handlungshäujern und Gejellichaften im Wejentlichen auc die Einrichtung 
und Verwaltung dev von ihnen angelegten oder doch veranlaßten Kolonien 
überlafjen zu fünnen, nicht in Erfüllung ging und daß daher das Reich jelbft 
in viel ausgedehnterem Maße die Bejorgung der kolonialen Angelegenheiten 
in die Hand nehmen müſſe, als anfänglich beabfichtigt war, daher auch eine 
Entwicelung der deutichen Kolonien nach dem Vorbilde der englijchzoftindiichen 
und holländiſch-oſtindiſchen Handelstompagnie, welche die betreffenden Kolonien 
gründeten und unter einer „Kaufmänniichen Souveränität“ verwalteten, nicht 
möglich jei. Gegenwärtig bejtehen eben ganz andere Verhältnifje als zu der 
Zeit, in der die beiden Gejellichaften mit ihren Kolonien entitanden find und 
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blühten. Zweierlei Umſtände fallen hier namentlich ins Gewicht, einmal beruhte 
die Bedeutung und Macht der oſtindiſchen Handelsgeſellſchaften hauptſächlich 
auf eiferfüchtig aufrecht gehaltenen, gegemvärtig nicht mehr möglichen Dandels- 
monopolen für gewiſſe Gegenden. och bedeutjamer iſt aber der Umftand, 
daß vor etiwa zwei Iahrhunderten vom Staate noch nicht jo viel erwartet 
und verlangt wurde, als gegenwärtig, daß insbejondere der Schuß der An— 
gehörigen eines Staates und ihres Bejises im Auslande nicht in dem Maße 
als eine Aufgabe der Staatsverwaltung betrachtet wurde wie heutzutage, und 
dar im Zujammenhange damit auch die Ausübung ftaatlicher Hoheitsrechte 
durch Erwerbsgejellichajten der Auffafiung vom Staate weniger wideriprad). 

So gelang es in Kamerun und Togo überhaupt nicht, die dort 
betheiligten Handelshäufer zur Bildung einer mit der lofalen Verwaltung zu 
betrauenden Kolonialgejellichaft zu bewegen, vielmehr mußte die Neichsregierung 
von Anfang an jelbit die Verwaltung durch Kaiſerl. Beamte bejorgen laſſen. 
In Südweſt-Afrika bildete jich zwar eine Kolonialgeiellichaft, welche auc) 
Hoheitsrechte über einzelne der in dieſem Gebiete befindlichen Völkerſchaften 
erwarb. Zu emer Ueberlaſſung der Verwaltung des Schutgebietes an dieje 
Gejellichaft fam es aber jchon aus dem Grumde nicht, weil jie es zu eimer 
gedeihlichen wirtbichaftlichen Entwidelung nicht brachte. 

Sünftiger lagen die Dinge für das Programm der Neichsregierung zus 
nächjt in Oftafrifa und in Neu-Guinea. In diejen beiden Schußgebieten bildeten 
jih Kolonialgejellichaften — die deutſch-oſtafrikaniſche Gejellichaft und die Neu: 
Guinega-Kompagnie — denen durch Kaiſerl. Schugbriefe vom 27. Februar 1885 
und 17. Mai 1885 die Ausübung der öffentlichen Gewalt in den betreffenden 
Gebieten übertragen werden fonnte, Als jedoch im Sommer 1888 in Ojtafrifa 
der Araber: Ausjtand ausbrac und die Beamten der deutjch:ojtafrifaniichen 
Gejellichaft verjagt wurden, zeigte es ſich, daß die Geſellſchaft der ihr geitellten 
Aufgabe nicht gewachien war und dab das Reich eingreifen mußte, um den 
Aufſtand zu unterdrüden und die deutjche Autorität wieder berzuftellen. In 
Folge deſſen hat die Gejellichaft in dem am 20. November 1890 mit der 
Keichsregierung abgeichlojjenen Vertrage ($ 4) auf die ihr durch den Kaijerl. 
Schugbrief vom 27. Februar 1885 eingeräumten Hoheitsrechte verzichtet ') und 
das deutſch-oſtafrikaniſche Schuggebiet wird jet ebenjo unmittelbar von Kaiſerl. 
Beamten verwaltet, wie Kamerun, Togo und Südwelt-Afrifa. Die Neu-Guinea— 
Kompagnie dagegen, welche ebenfalls eine Zeit lang auf die ihr durch den 
Schugbrief vom 17. Mai 1885 eingeräumten Nechte verzichtet hatte, übt jeit 
dem 1. September 1892 die Landeshoheit in ihrem Gebiete wieder aus.) 
Ch dies auf die Dauer der Fall jein wird, iſt freilich eine andere Frage. 

Sedenfalls jah ich die Neichsregierung jehr bald veranlaßt, ihr anfäng— 
liches, engherziges Programm zu verlafien und die Negelung der Verhältniſſe 
der Schuggebtete wie auch in der Dauptjache deren Verwaltung jelbjt in die 
Hand zu nehmen. In der That it denn auch die rechtliche Stellung der 
Schußgebiete und ihre Verfaſſung durch das Geſetz vom 17. April 1886, 
betr. die Nechtsverhältnifje der deutichen Schutgebiete von Neichswegen geordnet 
worden, wie durch eine große Anzahl von Verordnungen auf Grund des 
Gejeges vom 17. April 1886 die Nechtspflege wie die Verwaltung der Schuß: 
gebiete eingehend geregelt ift. Ebenjo bejorgen abgejehben vom Schußgebiete 
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der Neu-GuineaKompagnie allenthalben Kaiſerl. Beamte die Gejchäfte der 
Öffentlichen Verwaltung. Es hat jich eben auch bei den deutjchen Kolonien 
gezeigt, daß eine erfolgreiche Verwaltung der Kolonien nur durch vom Mutter: 
laude aufgeitellte, in jeinem Namen bandelnde Beamte geführt werden fann. 

IV. Nachdem gegenwärtig die Abgrenzung der deutichen Schußgebiete 
und Jnterefjeniphären gegenüber den Kolonien und Interejjieniphären anderer 
Staaten erfolgt iſt, handelt es jich zumächjt darum, die deutſchen Intereſſen— 
ſphären in ihrer ganzen Ausdehnung zu wirklichen Kolonien SU machen. Zu 
dieſem Zwecke muß vor Allem die ftaatliche Autorität des ‘ Deutichen Reiches 
bei allen eingeborenen Stämmen in den deutichen Schußgebieten und Intereſſen— 
ſphären zur unbedingten Anerkennung gebracht werden. Wo dies mit gütlichen 
Mitteln nicht erreicht werden kann, muß der Widerſtand gewaltſam nieder— 
geichlagen werden. Hand in Hand damit muß die Schaffung ftaatlicher Ein- 
richtungen gehen, joweit diejelben noch nicht vorhanden find, Die ausreichen, 
um die Öffentliche Sicherheit, Nuhe und Ordnung in den Schußgebteten auf: 
recht zu erhalten. 

In ummittelbarem Anschlujfe daran handelt es jich dann darum, Die 
& an der Kultur zu erſchließen und fir das Reich und jeine Angehörigen 
wirtbichaftlich mugbar zu machen. Es ift dies eine Aufgabe, die nach den 
klimatiſchen, geographiſchen, wirthſchaftlichen und ethnographiſchen Verhältniſſen 
der einzelnen Schutzgebiete verſchieden iſt und deren Löſung ſelbſtverſtändlich 
einen langen Zeitraum in Anſpruch nehmen wird. Viel iſt in dieſer Beziehung 
ſchon geſchehen, wenn berückſichtigt wird, daß Deutſchland erſt ſeit zehn Jahren 
Kolonien beſitzt und in den meiſten Schutzgebieten mit zum Theil recht ſchwierigen 
Verhältniſſen zu kämpfen hat.') Immerhin handelt es ſich überall erſt um 
Anfänge. Damit eine gedeihliche Entwidelung der deutjchen Kolonien in wirth⸗ 
ſchaftlicher Beziehung eintreten kann, iſt es unbedingt nothwendig, daß ſich 
das deutſche Kapital in höherem Maße als bisher folonialen Unternehmungen in 
den deutjchen Schußgebieten zınvendet. Das wird aber erit dann gejchehen, wenn 
die Reichsregierung und der Reichstag in unzwerdeutiger Weije zu erfennen geben, 
dab das Reich nicht blos den erworbenen Kolonialbefig unter allen Umftänden 
feftzuhalten entſchloſſen ift, jondern daß auch foloniale Unternehmungen auf 
thatkräftige, auch finanzielle Unterjtügung jeitens des Neiches zu hoffen haben. 
Sp lange in diejer Beziehung das rechte Zutrauen fehlt, iſt es begretrlich, 
daß die Kapitaliften Bedenken tragen, ihr Geld im weit ausjehenden folontalen 
Unternehmungen anzulegen. 


Erjtes Kapitel. 


Die deutſchen Schutzgebiete, ihre geographiſchen, ethnographiſchen und wirth- 
ſchaftlichen Verhältniſſe. 


89 A. Das füdmwe-afrikanifche Schußgebiet. ?) 


I. In dem damals noch völferrechtlich herrenlojen, im Norden des Oranje: 
flufjes gelegenen, von den Namas und Hereros bewohnten Gebiete von Süd- 
weſt-Afrika war jchon ſeit den 40iger Jahren die rheiniſche Milton thätig 


) Die Teutichen Schußgebiete in ihrer —— Entwickelung bis zum Jahre 
1893 nach amtlichen Quellen. Leipzig G. Uhl 1894 

N Charpentier, Entwickelungsgeſchichte der deutichen Stolonialpolitif, Berlin 1886 
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gewejen. Es war ihr auch gelungen, einen Theil der dortigen Bevölkerung 
dem Chrijtentyume zuzuführen, wenn auch einem gedeihlichen Wirfen der 
Miſſionäre die fortwährenden Kämpfe zwijchen den das Hinterland bewohnenden, 
von der Viehzucht lebenden und jich eines gewiſſen Wohlftandes erfreuenden 
Hereros (vom Stamme der Bantuneger) umd ihren jüdlichen Nachbarn, den 
Namas (Hottentoten) ſich fortwährend Hinderniffe in den Weg jtellten. 

Das Aufblühen des Gebiets, in dem die rheiniſche Miſſion thätig war 
und die Verjuche der Boeren, die Walfiichbai zu erwerben, veranlaßten gegen 
Ende der 7Oiger Jahre die Regierung der Kapfolonie, die Erwerbung Des 
Hererolandes ind Auge zu faſſen. Im London ging man jedoch auf die 
desfalliigen Anträge nicht ein und bejchränfte ſich darauf, von der Walfijchbai 
und deren nächjter Umgebung Bei zu ergreifen. Noch im Jahre 1880 jchärfte 
dad Auswärtige Amt in London dem Gouverneur der Kapfolonie ein, die 
Verantwortlichfeit Englands nicht über die damaligen Grenzen der englijchen 
Beſitzungen auszudehnen. 

Als jedoch der Kaufmann 3. A. E. Lüderis aus Bremen im Jahre 1882 
den Entjchluß faßte, im Gebiete u rheinischen Mijfionsgejellichaft eine Faktorei 
zu errichten, und beim Auswärtigen Amte des Deutſchen Reichs Schuß für 
die geplanten Zanderwerbungen beantragte und darauf hin das Auswärtige 
Amt in London anfragen ließ, ob England etwa nunmehr in jenen Gegenden 
Souveränetätsrechte ausüben oder Schuß zu ertheilen beabfichtige, zögerte die 
engliiche Regierung, eine bejtimmte und unumwundene Antwort zu ertheilen. 
In der Zwiichenzeit erwarb Lüderig mittel® Kaufvertrags vom 1. Mai 1883 
die Landitrede um die Bucht von Angra Bequena bis fünf englische Meilen 
landeinwärts von dem unabhängigen Herricher von Bethanien im Groß-Namaqua- 
land, genannt Kapitain Joſef Fredericks, und nun ertheilte der Neichskanzler 
unterm 18. Auguſt 1883 dem dentjchen. Konjul in Kapftadt den Auftrag, dem 
Kaufmann Lüderig und deſſen Unternehmung jeinen Eonjulariichen Schuß zu 
ertheilen, mit der Bemerkung, daß Yüderig auf den Schuß der Kaiſerl. Regierung 
werde rechnen fünnen, joweit jein Unternehmen fich auf wohlerworbene Rechte 
ſtütze und nicht mit früheren Rechtsanjprüchen, jei es der einheimiſchen Be— 
völferung, jei e8 der benachbarten Engländer, follidire. 

Als dann durch Vertrag vom 26. August 1883 Lüderig von dem genannten 
Kapitain Frederichs die ganze Küjte vom Oranjeflu aufwärts bis zum 26.° 
jüdlicher Br eite einschließlich aller Häfen und Baien und außerdem das Land 
20 geographijche Meilen von jedem Punkte fandeinwärts gerechnet, — mit dem 
durch Vertrag vom 1. Mai 1883 Erworbenen zujanmen etwa 900 geographiiche 
Quadratmeilen — jammt dem ausjchließlichen Nechte, in deffen übrigem Lande 
Bergwerfe anzulegen, Wege und Eijenbahnen zu bauen und zu verwalten und 
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überhaupt alle öffentlichen Arbeiten auszuführen, erworben hatte, wendete ſich 
neuerdings das Auswärtige Amt am 12. November 1883 mit der Anfrage 
nach London, ob engliicherjeits Anjprüche auf das Gebiet von Angra Bequena 
erhoben würden, und auf welche Nechtstitel jich bejahenden Falls dieje Ans 
jprüche jtügten, 

Die engliiche Regierung, welche, wie oben erwähnt, bisher jede Ausdehnung 
der englischen Herrichaft in Südafrika abgelehnt hatte, änderte nun, überrajcht 
durch das für unmöglich gehaltene Vorgehen Deutichlands auf Folonialem 
Gebiete, plöglich ihre Haltung und erwiderte, „daß, obwohl die Souveränetät 
Ihrer Majeftät nicht längs der ganzen Küſte, jondern nur an bejtimmten 
Punkten, wie der Walfiichbat und auf den Injeln vor Angra Pequena pro- 
Elamirt worden iſt, die Königliche großbritanniiche Negierung doch der Anficht 
ft, daß irgend welche Souveränetäts- oder Jurisdiftions-An- 
jprüche einer fremden Macht auf das Gebiet zwijchen der jüdlichen 
Grenze der portugiejijchen Oberhoheit am 18. Breitegrad und der 
Grenze der Kapfolonie in ihre legitimen Nechte eingreifen würden.“ 

Daß dieje mit den Grundjägen des Wölferrechts in Widerjpruch ftehende 
Auffaſſung von der Neichsregierung nicht anerfannt werden fonnte, war flar. 
Als daher in Berlin befannt wurde, dab der engliiche Kolonialminifter An— 
jtrengungen mache, die Kapfolonie zur Annexion der gefammten Südwejtfüjte 
bis zu den portugiefischen Befigungen jemjeitö des Kap Frio zu bewegen, ging 
der Neichsfanzler ohne weitere Rückſicht auf die englischen Einjprüche vor und 
telegraphirte am 24. April 1884 an den dentjchen Konjul in Kapſtadt: „Nach 
Mitteilungen des Herrn Lüderig zweifeln die Kolonialbehörden, ob jeine Er: 
werbungen nördlich vom Oranjefluß auf deutjchen Schug Anjpruch haben. Sie 
wollen amtlich erklären, daß er und jeine Niederlaffungen unter dem Schuße 
des Neiches stehen.“ Es war dies der erite Schritt auf der Bahn aftiver 
Kolonialpolitif, der von der deutichen Negierung gethan wurde und der in 
allen folonialfreundlichen Kreifen große Begeilterung hervorrief. 

Die englische Regierung gab jedoch ihre zweifelhafte Haltung nicht auf, 
jondern veranlaßte die Kapkolonie, jich zur Annerion von Namaqua- und Herero— 
land bereit zu erklären. Da aber der Neichsfanzler am 4. Juni 1884 der 
englischen Regierung mittheilen ließ, daß er eine jolche Befigergreifung nicht 
anerfenne und England das Necht dazu bejtreite, jo ſtand diejelbe von ihrer 
Abjicht ab und erfannte am 21. Juni 1884 die deutſche Schugherrichaft über 
Angra Pequena an. 

Nun verjuchte der englische Kolonialminiiter die Kapkolonie zur Annexion 
der jüdlich und nördlich von Angra Pequena gelegenen Landjtriche zu bewegen 
und jtellte an das deutjche Neich das Anjinnen, ſich zu verpflichten, in Angra 
Pequena feine Straffolonie zu errichten. Die Neichsregierung wies dieje leßtere 
Zumuthung jofort energiſch zurüd, protejtirte gegen die illoyale Handlungs» 
weije des engliichen Solonialminifters und lie von der ganzen Küſte vom 
Dranjefluß bis zum Kap Frio (18.° jüdlicher Breite, der Grenze der portus 
gieſiſchen Beſitzungen), mit Ausnahme der Walfiichbai, durch die deutjchen 
Kriegsſchiffe „Wolf“ und „Eliſabeth“ im Namen des Deutjchen Reichs Beſitz 
ergreifen und das deutjche Proteftorat proflamiren. Zum Zeichen der Beſitz— 
ergreifung wurde in dem betreffenden Gebieten die deutjche Flagge gehißt und 
die Setzung von Grenzpfählen vorgenommen. 

Endlich entichloß ſich die engliiche Negierung, ihren Widerftand gegen das 
Vorgehen des Dentjchen Reichs aufzugeben; in einer Note vom 22. Sept. 1884 
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erfannte der englische Gejchäftsträger in Berlin die deutichen Erwerbungen 
bedingungslo8 an und begrüßte das Deutjche Neich ald Nachbarn in Afrika. 
Die Beitimmung und Sicherung der Privatrechte der britischen Unterthanen 
in den deutichen Schußgebieten wurde einer gemiſchten Kommiſſion übertragen, 
welche ihre Berathungen auf diejenigen Inſeln bei Angra Pequena auszudehnen 
ermächtigt wurde, die nicht bereits als englüches Territorium proflamirt waren. 
Die Kommifjion begann ihre Sigungen am 14. März; 1885 und jchloß die 
jelben, nachdem ſie ihre Aufgabe erfüllt Hatte, am 4. September 1885.') 

Ueber die Ausdehnung des deutichen Schutzgebiets und die Abgrenzung 
der beiderjeitigen Machtiphäre kam im Frühjahre 1885 eine Einigung zwiſchen 
England und dem Deutichen Reiche zu Stande, inhaltlich welcher England 
da3 gejammte Gebiet vom Dranjefluß bis Kap Frio mit Ausnahme der Wal- 
füchbat und des umliegenden Eleinen Territoriums, jorwie der vor Angra Pequena 
ud der Walfiſchbai Liegenden Injeln als deutiches Schuggebiet anerkannte. 

Außerdem Hat die englische Negierung ſich der deutichen Negierung gegen: 
über verpflichtet, ihren Einfluß nach Welten bin nicht über den 20.° öjtlicher 
Länge (Greenwich), der Grenze des unter englücher Schugherrlichkeit ſtehenden 
Betichuanlandes auszjudehnen und einer Entwidelung des deutjchen Proteftorats 
bis zu dieſem Längengrade nicht entgegenzimvirfen. Endlich wurde den deutjchen 
Maaren zollfreie Durchfuhr durch das englische Gebiet an der Walfiichbai 
eingeräumt. 

Innerhalb des durch die Abmachung mit England gegebenen Nahmens tt 
denn auch inzwiichen das deutjche Schutzgebiet durch eine Neihe von Verträgen 
ausgedehnt worden, beziv. war bereits vor Abichluß des erwähnten Abkommens 
ausgedehnt welche im August und Dftober 1884 und Juli 1885 theil$ von der 
Firma Lüderig unter Genehmigung des Generaltonjuls Dr. Nachtigal, theils 
von dieſem jelbit, jowie von dem Mfrifareiienden Dr. Höpfner mit dem 
bereit3 erwähnten Kapitain Fredericks und anderen eingeborenen Däuptlingen 
Namens des Reichs abgejchlojjen worden jind. ?) 

Die Landitreden, welche F. N. E. Lüderig in der angegebenen Werje 
erworben hat und darauf hin umter den Schub des Neiches geftellt wurden, 
trat derjelbe jammt den von ihm in Bezug auf diefe Gebiete a er: 
worbenen Hoheitsrechten auf Grund eines am 4. April 1885 abgeſchloſſenen 
Vertrages an die „Deutiche Kolonialgejellichaft für Südweſt-Afrika“ ab. Da 
die Gejellichaft feinen Schugbrief ermwirfte, und überhaupt ſich nicht geneigt 
und in der Lage zeigte, die erworbenen Hoheitsrechte auszuüben, jo ernannte 
die Reichöregierung in der Perſon des früheren Kaiſerl. Landgerichtsraths 
Dr. Göring in Mey einen Reichskommiſſar zur Führung der Verwaltung des 
Schuggebietes. Gleichzeitig entjendete auch der Reichskanzler den mit den 
dortigen Verhältniffen genau befaunten Miſſionär Pajtor Büttner in das 
Schuggebiet, dem es auch gelang, im Herbſte 1885 noch weitere Schuß: und 

reumdjchaftsverträge, namentlich auch mit Maherero, den Oberhäuptling der 
Hereros im Damaralande, abzujchliegen und die deutiche Herrſchaft innerhalb 


i) Denkichrift über die deutichen Schußgebiete vom 2. Dezember 1885 5. 9 (Deutſcher 
Reichstag, 6 Fegisl. Per. II. Seſſ. 1885/86 Trudi. Nr. 44). 

2, Diele Verträge, fomwie die im folgenden erwähnten Verträge find im melentlichen 
in den „Annalen“ 1887 S. 808 ff. zum Abdrude gebracht. (Vgl. auch $ 31.) Aus dem 
Inhalte diejer Verträge iſt bervorzubeben, daß ſich die Häuptlinge der eingeborenen Völker— 
Ichaften durchweg eine gewiſſe Autonomie und Gerichtsbarteit über ihre Unterthanen vor: 
behalten haben. 
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der durch das Abkommen mit England feitgeitellten deutjchen Interejjeniphäre 
auszudehnen.') 

Auch mit Bortugal jegte fich das Deutjche Reich über die Abgrenzung 
der beiderjeitigen Kolonialbejigungen durc) den am 30. Dezember 1886 ab» 
———* Vertrag auseinander. Nach Art. I diejes Vertrages?) folgt die 
Grenzlinie, welche in Südwejt-Afrifa die deutichen und portugiejiichen Be— 
jigungen jcheiden joll, dem Laufe des Kunenefluffes von jeiner Mündung bis 
zu denjenigen Wafjerfällen, welche jüdlih am Humbe beim Durchbruch des 
Kunene Dun die Serra Canna gebildet werden. Bon diejem Punfte ab 
läuft die Linie auf dem Breitenparallel bis zum Kubango, dann im Laufe 
diejes Fluſſes entlang bis zu dem Orte Andara, welcher der deutjchen In— 
terejfeniphäre überlafjen bleibt und von da in gerader Nichtung öftlich bis zu 
den Stromjchnellen Gatima am Zambeſi. 

Bon dem deutjchzenglijchen Lebereinfommen vom 1. Juli 1890 
bezieht ſich Art. VII auf das ſüdweſt-afrikaniſche Schuggebiet. Es heißt da— 
jelbjt: „In Südweſt-Afrika wird das Gebiet, welches Deutjchland zur Geltend— 
machung jeines Einflufjfes vorbehalten wird, begrenzt: 

1) Im Süden dur) eine Linie, welche an der Mündung des Oranje— 
flufjes beginnt und an dem Nordufer des Fluſſes bis zu dem Punkte hinauf: 
geht, wo derjelbe vom 20.° öftlicher Länge getroffen wird. 

2) Im Dften durch eine Linie, welche von dem vorher genannten Bunfte 
ausgeht und dem 20.° öftlicher Länge bis zu jeinem Schnittpunfte mit dem 
22. jüdlicher Breite folgt: die Linte läuft jodann dieſem Breitengrade nach 
Diten entlang bis zu dem Punkte, wo er von dem 21. öjtlicher Länge getroffen 
wird, jie führt darauf in nördlicher Nichtung zu dem genannten Längengrade 
bi8 zu jeinem Zujammentreffen mit dem 18.° jüdlicher Breite hinauf, läuft 
dann im öjtlicher Richtung diefem Breitengrade entlang, bis er den Tſchobe— 
fluß erreicht, und jeßt ji dann im Thalweg des Hauptlaufes dieſes Fluſſes 
bis zu deſſen Mündung in den Zambeſe fort, wo ſie ihr Ende findet. Es iſt 
Einverſtändniß darüber vorhanden, daß Deutſchland durch dieſe Beſtimmung 
von ſeinem Schutzgebiete aus freien Zugang zum Zambeſe mittelſt eines Land— 
Se erhalten joll, welcher an feiner Stelle weniger als 20 engliſche Meilen 
breit iſt. 

Das Großbritannien zur Geltendmachung feines Einfluſſes vor: 
behaltene Gebiet wird im Weiten und Nordweiten durch die vorher bezeichnete 
Linie begrenzt. Der Ngami-C See iſt in dasjelbe ge DON Der Yauf der 
vorgedachten Grenze it im allgemeinen nach Maßgabe einer Karte wieder: 
gegeben, welche im Jahre 1889 amtlich für die britiiche Regierung angefertigt 
wurde. Die Fortjegung der Südgrenze des britiichen Walfiſchbai-Gebietes 
wird Der Entjcheidung durch einen Schiedsijpruch vorbehalten, falls nicht 
iunerhalb zweier Jahre von der Unterzeichnung diejes Uebereinfommens eine 
Vereinbarung der Mächte über die Grenze getroffen iſt. Beide Mächte find 
darüber eimverjtanden, daß, jolange die Erledigung der Örenzfrage jchwebt, 
der Durchmarich und die Durchfuhr von Gütern durd das jtreitige Gebiet 
für die beiderfeitigen Unterthanen frei und daß die Behandlung der letzteren 
in den Gebiet in jeder Hinficht eine gleiche jein joll. Won Durchgangsgütern 


) Nol. über die ſog. Boerenrepublit , ‚Upingtonia“ beit Grootfontain, Deutiche Kol. 
Btg., 1886 5. 132, 284, 402, 786. — 18875. 29, 71. 
?) Riebow, ©. 89 ff. 


ihre geographiichen, ethnographiſchen und wirtbichaftlichen Verhältniſſe. 547 


wird fein Zoll erhoben und bis zur Ordnung der Angelegenheit joll das 
Gebiet als neutrales betrachtet werden.) 

II. Mit Rüdjicht auf die vorjtehend erwähnten internationalen Verein: 
barungen hat das deutjche Schußgebiet folgende Grenzen: die Südgrenze bildet 
der Dranjefluß bis zum 20.° öftlicher Länge von Greenwich. Die Oftgrenze 
beginnt im Süden am Oramjefluß, läuft längs des 20.° öftlicher Länge nad 
Norden bis zum Schneidepunft des 22.° jüdlicher Breite, von da nach Often 
bis zum 21. Längengrad, dann nach Norden diefen entlang bis zum Schneide 
punft desjelben mit dem 18.° jüdlicher Breite und von da nad) Dften längs 
des Tichobeflujies bis zu deſſen Mündung in den Zambeje. Im Norden folgt 
die Grenze dem Kunene bis zum Wafjerfalle von Dumbe, zieht dann in gerader 
Linie öjtlich zum Kubango, an diefem entlang bis Andara und von da wieder 
in gerader Linie öftlich zum Zambeje bei den Gatima Mololofällen oberhalb 
Seſchaka. Die Wejtgrenze wird vom Meere bezw. den englijchen Beſitzungen 
an der Walfiichbai gebildet. 

Das ganze Schußgebiet hat eine Größe von etwa 835 100 [_] Kilometer 
(15180 [_] Meilen). Die Bevölferung bejteht aus etwa 300000 Eingeborenen 
und 1200 Europäern. Bon den eingeborenen Stämmen find die den nördlichen 
Theil des Schuggebiet8 beiwohnenden Owambos und die ſüdlich von denjelben 
jigenden Hereros die zahlreichjten. Weniger ſtark jind einzelne Hottentoten— 
ſtämme (Namas oder Namaquas u. ſ. w.), dann die Baltards, Mijchlinge 
von Europäern und Farbigen. Außerdem halten jich Bergdamaras und Buſch— 
leute vereinzelt in gewillen Landjtrichen auf. Das Schußgebiet ift von den 
Eingeborenen jo ſchwach bevölfert, das faum ein Fünfzehntel von ihnen that— 
ſächlich bewohnt wird. 

Der 180 deutjche Meilen lange Küjtenjtrich ift in einer Breite von etwa 
50 Kilometern jandig und das Hinterland im Bergleich zu fruchtbareren Ländern 
vielfach wajjerarm. Diejen Nachtheilen jtehen indeijen als Vorzüge gegenüber: 
das vortreffliche Klima, das als eines der — der Erde bezeichnet wird, 
die ausgedehnten Weidegründe, die zur Viehzucht trefflich geeignet ſind, die 
ſchwache eingeborene Bevölkerung, die nur einen geringen Theil des Landes 
bewohnt und jchließlich die geographiiche Lage, die es mit jich bringt, daß im 
Laufe der Zeit der fürzejte Verfehrsiweg von Europa nach den zufunftsreichen 
Gebieten des oberen Zambeje durch das Schußgebiet gehen wird. Aderbau 
wird wenigjtens im denjenigen Flußthälern getrieben werden fünnen, weiche 
auch in der heißen Jahreszeit gemügende Feuchtigkeit bewahren. ”) 

Ebenjo beiteht Ausjicht, daß im Laufe der Zeit in diefem Schußgebiete 
ein gewinnbringender Bergbau jich entwideln wird, denn von Norden bis zum 


') Von verichiedenen Seiten wurde der Neichsregierung daraus ein Vorwurf gemacht, 
daß fie es nicht vermocht habe die engliiche Regierung zur Abtretung der Walfiſchbai über- 
haupt zu bewegen, da diejelbe den einzigen guten Hafen an der dortigen Küſte beitge und 
den zwedmäßigiten Ausgangspunkt für das ‚Innere des Landes, alſo gewiſſermaſſen den 
Schlüſſel des deutichen Schußgebietes bilde. Dem gegenüber it in der Denfichrift über die 
Beweggründe zu dem Deutich-engliichen Abkommen darauf bingemwieien, dab nach den amt: 
lichen Feitftellungen der Kaiſerl. Marine der Hafen von Angra Pequena erheblich beſſer 
ift, als der der Walfiichbai und überdies ein Wergleich der Lage beider Häfen zu dem 
Deutſchen Schußgebiete jo lange jeder Grundlage entbehre, als ſich auch nicht annähernd 
überiehen laſſe, welche Richtung die Entwidelung dieles Gebiets überhaupt nehmen werde. 
— Die im Vertrage vom 1. Juli 1890 vorbebaltene Feitiegung der Südgrenze des britiichen 
Walfiichei-Gebiets ift bisher noch nicht erfolgt. i 

N Ngl. den Artitel „Die koloniale Entwidelung Südweſtafrikas“ in der Deutichen 
Kol. Ztg. 1886 S. 197 ff. 
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Süden des Schutzgebiets vom Kaofofelde bis zum Gebiete der Bondelzwarts 
jind zahlreiche Funde von Gold und anderen Metallen, namentlich Kupfer, 
gemacht worden. 

Da nahezu im ganzen Schußgebiete Viehzucht und, wenn auch im be— 
ſchränktem Maße, Aderbau getrieben werden fann, jo iſt mit Ausnahme des 
Küftenftrichd das gejammte Gebiet von der Nordgrenze des Damaralandes 
(dem nördlichen Theile des Schußgebiets) bis zum Dranjefluß ſowohl in 
flimatijcher wie in wirthichaftlicher Beziehung zur Anſiedelung Bauer Kolonien 
wohl geeignet.') 


8 10. B. #amerun (Biafrabai) und C. Togogebiet.?) 


I. An der Wejtfüfte von Afrika (Sclavenfüfte und Biafrabai) beſaßen 
Bremer und Hamburger Handelshäufer jchon jeit längerer Zeit Niederlaffungen, 
theil3 auf englifchem und franzöfiichem Territorium, theils im Gebiete unab— 
bängiger Häuptlinge. Als nun im März 1883 im Journal officiel („docu- 
ments parlementairs*) eine am 28. Juni 1882 in Paris unterzeichnete 
Vereinbarung zwijchen Franfreic) und England über die Abgrenzung ihrer 
weitafrifanischen Kolonien und die gegenfeitige gleiche Behandlung ihrer Unter: 
thanen veröffentlicht wurde, forderte die Neichsregierung die Senate der Hanſa— 
jtädte auf, etwaige Wünsche Hinfichtlich des Handels an der Weſtküſte von 
Afrika geltend zu machen. Bon Seite Bremens wurde lediglich die Abjendung 
eines Kriegsichiffes nach Klein- und Groß-Popo verlangt, weil dajelbft die 
unabhängigen Negerfürften den deutjchen Faktoreien häufig Grund zu Be— 
ichwerden gegeben hatten. Der Hamburger Senat dagegen Ichlug auf Wunſch 
der betheiligten Hamburger Firmen vor: 1. Abſchluß von Verträgen mit Frank— 
reich und England, dahın gehend, daß den deutjchen Kaufleuten die gleichen 
Nechte mit den englifchen und franzöfiichen Staatsangehödrigen verbürgt werden ; 
2. Vereinbarungen mit den unabhängigen Staaten und Stämmen im Intereſſe 
des Schutzes des deutſchen —— 3. Errichtung eines Konſulats an der 
Goldküſte und einer Flottenſtation in Fernando Po; 4. Erwerbung eines 
Küftenftrichs in Weſtafrika zur Gründung einer Handelsfolonie in der Biafrabat. 

Die Neichsregierung entſprach den Wünjchen der Bremer und Hamburger 
Firmen zunächſt injoferne, als im Winter 1883/84 die Korvette „Sophie“ 
zum Schuge der deutichen Faktoreien gegen Gewaltthätigfeiten einzelner Neger: 
bäuptlinge nad) Groß-Popo und Klein-Popo gejandt umd von Spanien Die 
Erlaubniß erwirkt wurde, auf Fernando Po eine FFlottenjtation zu errichten. 
Sm Frühjahre 1884 wurde jodann der befannte Reiſende und damalige General- 
fonjul von Tunis, Dr. Nachtigal, als Reichskommiſſar nach Wejtafrifa gejendet 


Kol. Bl. 1890 ©. 91 fi. 1891 ©. 155 ft. 

2) Charpentier a. a. O. S. 23 ff. — Deutiche Kolonialpolitit Heit I S. 5—66; 
II. 5. 65—78; IV. ©. 62 ff. — Tentichrift über die deutichen Schußgebiete v. J. 1884 
©. 4—6. — Koloniales Jahrbuch I S. 160 ff; II S. 186 ff.; III ©. 110 ff; IV ©. 
213 ff; VS. 209 ff; VI S. 201 ff. 264 ff. — Denfichrift über die Beweggründe zum 
Deuticheengliihen Abtommen, Kolonialblatt 1890 S. 166. — Bericht über den Zuſtand 
und die Entwidelung des Schußgebiets von Kamerun während des Zeitraumes v. 1. Auguft 
1892 bis 31. Juli 1893. Beilage zu Nr. 20 des „Teutichen Kolonialblatts“ IV, Jahrgang 
(1893) und Beil. 3. Hol. Bl. 1894 5. 81—104. — Denfichrift die Entwidelung des Schuß: 
gebiets Togo (Werichtsjahr 1893/94) Beilage 3. Hol. Bl. 1895. — Heßler, die deutichen 
Nolonien, 3. Aufl. ©. 67 ff. — Kievpert, Deutſcher Nolonialatlas; Cinleitung von 
Bartib ©. 5 ff. — Nolonial= Zeitung 1887 5. 429, 459, 514 ff. — Bintgraff, 
Nordfamerun 1895. 
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namentlich zu dem Zwede, um auf Grund von mit dem eingeborenen Häupt- 
fingen abzujchliegenden Verträgen den der Inſel Fernando Po gegenüber 
liegenden Küftenjtrich für das Deutjche Reich zu erwerben. 

Dem Generalfonjul Dr. Nachtigal iſt es in der That im Laufe des 
Monats Juli 1884 gelungen, verjchiedene Gebiete an der Sclavenfüfte und in 
der Biafrabai unter deutichen Schuß zu jtellen, nämlich an der Sclavenfüfte 
das Togogebiet mit den Hafenplägen Lome und Bageida, in der Biafra— 
bai die Gebiete von Bimbia mit der Inſel Nikol, Kamerun, Malimba bis 
auf den mördlichjten Theil, Klein-Batanga, Plantation und Criby. Es war 
dies gejchehen theils auf Grund von Verträgen, welche Dr. Nachtigal jelbft 
mit unabhängigen Häuptlingen abgejchloffen hatte, theils in Folge von Schuß: 
anträgen Reichsangehöriger, welche bejtimmte Gebiete und Hohettsrechte durch 
Verträge mit unabhängigen Häuptlingen erworben hatten. 

So ſchloß Dr. Nachtigal am 15. Juli 1884 in Bageida mit König Mlapa 
von Togo einen Vertrag ab, inhaltlich deſſen derjelbe jein von der Dftgrenze 
von Porto Sequro bis zur Weitgrenze von Lome oder Bey Beach jich eritredendes 
Gebiet unter den Schuß des Deutjchen Neiches ftellte, ſich verpflichtete, feinen 
Theil jeines Gebiet3 mit Souveränetätsrechten an irgend eine fremde Macht 
oder Perſon abzutreten, noch Verträge mit fremden Mächten ohne vorherige 
Einwilligung Sr. Maj. des deutjchen Kaiſers einzugehen und veriprach, allen 
in jeinem Lande wohnenden deutichen Unterthanen und Schußgenofien Schuß 
und freien Dandel zu gewähren, jowie anderen Nationen niemals mehr Er- 
leichterungen, Begünftigungen oder Schuß einzuräumen, als den Deutjchen. 
Andererſeits wurde Mlapa zugelichert, daß Se. Majeftät der Kaijer in die 
Art und Weiſe der Bollerhebung, welche bis jegt von König Mlapa und jeinen 
Häuptlingen befolgt worden war, nicht eingreifen werde. Gleichzeitig wurde 
aber vereinbart, daß König Mlapa ohne vorherige ae der deutichen 
Regierung feine anderen Alle oder Abgaben als die jegt üblichen, an Die 
Häuptlinge des betreffenden Orts zu zahlenden, erhebe. Endlich verſprach die 
deutjche Negierung, alle früheren Handelsverträge zu rejpektiren, welche Mlapa 
mit anderen Staaten abgejchloifen hatte, und in feiner Weiſe den in König 
Mlapa’s Land bejtehenden freien Handel zu belajten. 

Ferner war zwifchen den Vertretern der Firmen Woermann und Jantzen & 
Thormählen und den „unabhängigen Königen und Häuptlingen des Kamerun— 
landes“ (darunter Aqua, Bell und Dido) am 12. Juli 1884 ein Vertrag zu 
Stande gefommen, inhaltlich deiien die erwähnten Kings und chiefs ihre 
„Souveränetätsrechte, Geſetzgebung und Verwaltung (management)* ihres 
Landes an die genannten Firmen abtraten. 

In den mit den Kamerunhäuptlingen abgejchloijenen Verträgen wurden 
bauptjächlich folgende Vorbehalte feitgelegt: 1. Die wohlerworbenen Rechte 
Dritter bleiben gewahrt; 2. früher abgeichloffene Handels und Freundſchafts— 
verträge jollen ihre Giltigfeit behalten; 3. der Grund und Boden der Dörfer 
und Ortichaften umd ihrer Bewohner bleibt das Eigentum derjelben; 4. Die 
Häuptlinge jollen wie bisher ihre Abgaben („the Coumie*) erheben dürfen; 
5. im der eriten Beit jollen die Sitten und Gewohnheiten der Eingeborenen 
rejpeftirt werden. 

Aehnliche Vorbehalte wurden in die Verträge aufgenommen, welche be 
züglich der Bimbia-Ortichaften abgeichlofjen wurden. 

Durch) eine Reihe von Verträgen, welche im Namen des Deutſchen Reichs 
im Anfange des Jahres 1885 Dr. Nachtigal, Dr. Buchner und der Afrika— 
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reijende Dr. Zöller mit verjchtedenen Häuptlingen der im Hinterland von 
Kamerun und von Bimbia anjäjligen Völkerſtämme abjchloifen, wurde das 
Schußgebiet jehr beträchtlih ausgedehnt. So jchloß z. B. Nachtigal am 
7. Januar 1885 einen Vertrag mit König Njeka von Benga ab, durch welchen 
das gejammte Gebiet von Benga unter deutjche Schugherrlichkeit trat und der 
König Njefa ausdrücklich verjprach, feinerlei Verträge mit irgend einer fremden 
Macht oder Regierung oder deren Angehörigen ohne ausdrüdliche Genehmigung 
des deutſchen Kaiſers zu jchlichen. 

Weitere Verträge wurden ferner gejchlofien mit König Efume von Bunje. 
auch Herrn von Bojanga, deſſen Gebiet jüdöftlich vom großen Kamerunberge 
an den Gewäſſern des Bimbiafluſſes liegt, mit König Kumbo von Wanda, 
einem Gebiet am Fuße des SKamerungebirgs nach dem Bimbiafluß zu, mit 
König Madiba von Bona Mabiv u. j. w. 

Hervorgehoben joll hier nur der Inhalt des von Zöllner am 7. Januar 
1885 mit "King Masasso and the Chiefs of Mapanga“, dann mit Kanut 
Knutjon und George Waldau, welche leteren einen Theil des Landes bebaut 
hatten, abgejchlofjenen Vertrages werden. Durch diejen Vertrag wurde das 
betreffende Gebiet unter den Schuß des Deutjchen Neiches geftellt. In Art. 3 
heißt es dann: „Wenn der deutjche Kaijer oder jeine Beamten es für nöthig 
halten jollten, das Proteftorat durch Souveränetätsrechte zu erjegen, wie Geſetz— 
gebung und Gerichtsbarkeit, jo it ein neuer Vertrag nicht nothwendig.“ 
Art. 4: „So lange aber nur ein Proteftorat bejteht, jo joll die Entjcheidung 
aller inneren Streitigkeiten zwijchen den Bewohnern von Mapanga dem King 
und den chiefs zujtehen.“ 

Hatte Schon die Erwerbung von Angra Bequena in England böjes Blut 
gemacht, jo war dies noch in höherem Grade der Fall, als die Erwerbung 
des Togogebiets und der Biafrabai bekannt wurde. Die engliiche Regierung 
verjuchte es, Deutjchland allerlei Schwicrigfeiten zu bereiten und ließ es ing- 
bejondere zu, daß ein polonijirter Deutjcher, Scholz-Rogozinski, geitüst auf 
die fleine, nur mit jchwarzen Mifftonaren bejegte englische Baptijten-Nieder- 
lafjung Victoria, welche nordweftlich von der Mündung des Kamerunfluffes 
mitten im deutjchen Gebiete gelegen ift, im Kamerungebirge vordrang und mit 
verjchiedenen Häuptlingen Verträge für England ſchloß und gememjchaftlich 
mit dem engliſchen Konjul Buchan die Eingeborenen gegen die Deutjchen und 
Die mit denjelben befreundeten Häuptlinge in jeder Weiſe aufzuhegen verjuchte. 
In Folge deſſen wurden die Verhältnifje in Kamerun jo geipannt, dab Ende 
des Jahres 1884 ein deutjches Gejchwader dahin gejendet werden mußte, um 
die aufitändischen Neger zu züchtigen und wieder Ruhe und Sicherheit zu 
ihaffen. Trotzdem feitgeftellt wurde, daß die Neger bei englischen Kaufleuten 
und Miſſionaren Unterjtügung gefunden hatten, wollte zumächit die engliiche 
Regierung ihre feindjelige Stellung nicht aufgeben. Schließlich gelang e8 jedoch 
auch hier dem entjchiedenen Auftreten der Neichsregierung, eine Verftändigung 
mit England zu erzielen. Diejes llebereinfommen it in verjchiedenen Noten 
niedergelegt, welche zwiichen dem engliſchen Minifter der auswärtigen An: 
———— und dem deutſchen Botſchafter m London unterm 29. April, 

. Mai, 16. Mai und 2. Juni 1885 gewechjelt wurden.) Der Inhalt des- 
jelben iſt folgender: 

Großbritannien verpflichtete ich, feine Gebietserwerbungen zu machen, 
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keine Schutzherrſchaften anzunehmen und der Ausbreitung deutſchen Einfluſſes 
nicht entgegenzuwirken in demjenigen Theile der Küſte und des Inlandes von 
Guinea, welcher öſtlich von der nie liegt, die aufwärts gebildet wird durch 
die rechte Uferjeite des zwiichen dem 8° 42° und 8° 46° öftlicher Länge (von 
Greenwich) in die See mündenden Rio del Rey bis zu jeiner Quelle und von 
dort im gerader Linie die Richtung nach der linfen Uferjeite des Alt-Kalabar 
oder Croß-Fluſſes nimmt, diefen Fluß überjchreitet, und ungefähr auf dem 
99 8° öſtlicher Länge an einem Punkte endigt, der auf der englischen Admiralitäts- 
farte als „Rapids“ bezeichnet ift. 

Deutjchland verpflichtete Jich, feine Gebietserwerbungen zu machen, feine 
Schugherrichaften anzunehmen und der Ausbreitung britiichen Einfluffes nicht 
entgegenzumirfen in demjenigen Theil der Küfte und des Inlandes von Guinea, 
welcher zwiſchen der, wie vorjtehend angegeben, an der Mündung des Rio del 
Key beginnenden Linie und der britischen Kolonie Lagos liegt. Beide Mächte 
famen überem, alle Schutsherrichaften aufzugeben, welche fie innerhalb der 
hiernach dem andern Theil zugeitandenen Grenzen jchon errichtet hatten, ') 
wobei jedoch eine bejondere Ausnahme für die Niederlaffung der Miſſionare 
in Viktoria Ambasbai) gemacht wurde, welche zunächſt britische Beſitzung 
bleiben jollte. 

Bezüglich Viktoria wurde jedoch gleichzeitig von der engliſchen Regierung 
die Zuficherung ertheilt, daß die Abtretung diejer Beſitzung an das Deutſche 
Reich feine politiichen Schwierigfeiten bieten und Die engliſche Regierung der— 
ſelben zuſtimmen werde, ſobald die deutſche Regierung eine Verſtändigung mit 
der engliſchen Miſſionsgeſellſchaft herbeigeführt haben werde. ?) 

Endlich famen beide Staaten noch über folgende den Handel und Die 
Stellung ihrer Unterthanen in den beiderjeitigen Schuggebieten betreffende 
Bunfte überein: 

1. Zölle jollen nur imjoweit erhoben werden, als dies zur Dedung der 
durch die Uebernahme der Schußberrichaft entjtehenden Koften für 
erforderlich erachtet wird. Die Zölle jollen jo niedrig als möglid) 
bemejjen werden, ohne jedoch an einen beitimmten Höchitbetrag gebunden 
zu jein. 

2. Eine ungleiche Behandlung der englischen Umterthanen und engliichen 
Güter joll in dem deutichen Schutgebieten und umgekehrt eine ungleiche 
Behandlung der deutjchen Unterthanen und der Deutjchen Güter in 
den englischen Schutzgebieten nicht jtattfinden. 

3. Die m Art. 5 Abi. 2 der Kongoacte vom 26. Februar 1885 ent: 
baltenen Beitimmungen, welche der Perjon und dem Eigentum von 
Ausländern Schug gewährleiiten, jollen in den deutjchen Schubgebieten 
für englijche Unterthanen und umgefehrt zur Amvendung fommen und 
joll vorbehaltlich gewiffer Werwaltungsvorfchriften im Intereſſe des 
Handels umd der öffentlichen Ordnung feine ungleiche Behandlung der 

1) In Folge diefer Abmachung verzichtete das Deutiche Reich auf die Schugberrichaft 
über das am Golf von Benin gelegene Mahin, mit deſſen unabhängigem König Amapatu 
am 11. März 1885 ein Freund chafts⸗ und Schußvertrag geſchloſſen worden war, Durch welchen 
dem Deutichen Reiche und den deutichen Reichsangehörigen über, bezw. in Mahin ver 
Ichiedene nenne eingeräumt worden waren. 

* Dieſer Vorbehalt iſt auch praftiich geworden. Tie Baieler evangeliiche Miſſions— 
geiellichaft hat im Herbſt 1886 die Beſizungen der Baptijten in der Ambasbai fäuflich er- 
worben und Ende März 1887 fand die formelle Uebergabe der Ambasbai an die deutichen 
Behörden in Kamerun ftatt. 


— — — 
iz 
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beiderſeitigen Unterthanen in Bezug auf Niederlaſſung oder Zugang zu 
den Handelsmärkten geſtattet ſein. 

4. Etwaige Abänderungen in dem Zolltarif ſollen mindeſtens vier Monate 

vor ihrer Einführung von den Ortsbehörden befannt gemacht werden. 

Auch mit Frankreich entitanden wegen der Schußgebiete in Wejtafrifa 
Schwierigkeiten, welche jedoch ebenjall® durch eine am 24. Dezember 1885 
abgeſchloſſene Uebereinkunft beigelegt wurden. Diejelbe enthält folgende Be— 
ſtimmungen:) 

Biafrabai. Deutſchland verzichtet zu Gunſten von Frankreich auf 
alle Souveränetätsrechte über die ſüdlich vom Campofluß gelegenen Gebiete, 
welche von deutſchen Reichsangehörigen erworben und unter das Protektorat 
Sr. Maj. des Kaijerd geftellt worden find. Es übernimmt die Verpflichtung, 
ſich einer jeden politischen Einwirfung ſüdlich von einer Linie zu enthalten, 
welche dem genannten Fluß von jeiner Mündung bis zum 10.° öjtl. Länge 
von Greenwich und von diejem Punkte ab, dejjen Breitenparallele bis zum 
Schneidepunft der letteren mit dem 15° öftl. Länge von Greenwich folgt. 
Die franzöſiſche Regierung verzichtet auf alle Rechte und Anjprüche, welche fie 
bezüglich der nördlich von diejer Linie gelegenen Gebiete geltend machen fünnte, 
und übernimmt die Verpflichtung, jich einer jeden politiichen Eimvirfung nördlich 
von diejer Linie zu enthalten. Keine der beiden Negierungen wird Mahregeln 
ergreifen, welche die Freiheit der Schifffahrt und des Handels der Angehörigen 
der andern Regierung in dem Theile des Gampofluffes, welcher die Grenze 
bildet und von den Angehörigen beider Länder gemeinjam benüßt werden wird, 
beeinträchtigen fönnten. 

Sflavenfüjte Die franzöſiſche Negierung erfennt das Ddeutjche 
Broteftorat über da8 Togogebiet an umd verzichtet auf die Rechte, welche 
jie in Folge ihrer Beziehungen zu dem König Menfa Hinfichtlich des Gebiets 
von Borto-Seguro geltend machen fünnte; jie verzichtet in gleicher Weiſe 
auf ihre Nechte bezüglich Klein-Bopo und erkennt das deutjche Proteftorat über 
diejes Land an. Den franzöjiichen Kaufleuten in Porto-Seguro und Klein— 
Popo verbleibt für ihre Perſon und ihr Eigenthum bis zum Abjchluß der unten 
vorgejehenen Zollabmachung die Vergünftigung der gleichen Behandlung, welche 
jie gegenwärtig genießen. Alle Vortbeile und Freiheiten, welche etwa den 
deutjchen Staatsangehörigen gewährt werden jollten, werden ihnen in gleicher 
Weiſe zufallen. Sie dürfen ihre Waaren zwiſchen ihren Faftoreien und 
Magazinen in Porto-Seguro und Klein-Popo und dem angrenzenden franzöfiichen 
Gebiete frei hin- und herbefördern und austauschen, ohne zur Zahlung irgend 
welcher Abgabe genöthigt zu jein. Die gleiche Befugniß wird auf Grund der 
Gegenjeitigfeit den deutjchen Kaufleuten zugeſichert. Deutſchland und Frank— 
reich behalten jich vor, nach vorheriger Unterjuchung an Ort und Stelle über 
den Erlaß gemeinjamer Zollbeftimmungen für ihre beiderjeitigen Gebiete zwiſchen 
den englischen Bejigungen au der Goldküjte im Weſten und Dahomey im Oſten 
jich zu verftändigen. Die Grenze joll an Ort und Stelle durch eine gemijchte 
Kommiſſion fejtgeitellt werden. Sie wird von einem an der Küſte zu be= 
Itimmenden Punkte zwijchen dem Gebiet von Klein-Popo und Agoue ausgehen, 
bezüglich ihres Laufes wird auf die Grenzen der einheimischen Stämme Rüdjicht 
genonmen werden. Deutjchland verpflichtet jich, öftlich von diejer Linie, Frank— 
reich wejtlich von derjelben ſich jeder polittichen Einwirkung zu enthalten. 


* 


) Deutſche Kolonialpolitik Heft V 5. 50 ff. 
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Küjte von Senegambien. Flußgebiet im Süden. Deutſch— 
land verzichtet auf alle Nechte oder Anjprüche, welche es bezüglich der zwiſchen 
dem Rio Nunez und dem Malacoree gelegenen Gebiete, namentlich bezüglich 
Koba und Kabitai geltend machen fönnte, und erfennt die Souveränetät Frank— 
reich über dieje Gebiete an!). 

Nach einer im Jahre 1890 zwijchen a und Deutjchland ge: 
ſchloſſenen Uebereinfunft (Deutiche Kol. Ztg. 1890 ©. 75) jollen die deutichen 
und franzöfiichen Befigungen an der Sklavenfüjte ein einheitliches Zollgebiet 
bilden ohne Zwiſchen-Zollgrenze dergeitalt, dab dajelbjt em und diejelben Zölle 
erhoben werden und daß die im einem Gebiete verzollten Waaren, ohne einer 
neuen Abgabe zu unterliegen, in das andere Gebiet eingeführt werden fünnen. 
Tas neue Zolliyitem it vom 15. März 1890 ab zunächft auf die Dauer 
eines Jahres in Kraft getreten mit jechsmonatlicher Kündigung und ftill- 
Ichweigender Verlängerung, wenn von dem Slündigungsrecht fein Gebrauch 
gemacht wird (vol. 8 27). 

Durch das Lebereinfommen vom April / Mai 1885 zwilchen England 
und dem Deutjchen Reiche war zwilchen beiden Staaten eine Mbgrenzungs: 
linie jejtgejtellt worden, welche der rechten Uferjeite des Rio del Rey von der 
Mündung diejes Fluſſes bis zu feiner Quelle folgt, von dort in gerader Linie 
die Richtung mach der linken Uferjeite des Alt:Kalabar oder Croß-Fluſſes 
nimmt, dieſen Fluß überjchreitet und ungefähr auf dem 9.9 8° öſtl. Länge 
(Greenwich) an einem auf der englischen Generalitabsfarte mit „Rapid's“ be 
zeichneten Punkte endigt. Im Juli/Augujt 1886 fam nun zwiſchen der 
englüjchen und deutjchen Regierung eine weitere Vereinbarung dahin zu Stande, 
daß die Demarfationslinie von dem Endpunkte der uriprünglichen Linie auf 
der linken Uferjeite des AltKalabar oder Eroßfluffes beginnend in diagonaler 
Richtung nach dem rechten Ufer des Benuerluffes öftlic” von Yola (Jola) und 
in unmittelbarer Nähe diejer Stadt bis zu einem Punkte verlängert wird, 
welcher nach näherer Unterjuchung dem praftischen Bedürfniß entiprechend zur 
Feſtſetzung diejer Grenze als geeignet befunden wird. Gleichzeitig famen die 
beiden Negierungen dahin überein, daß die im dem früheren Vertrage ent- 
haltenen Zujicherungen in Bezug auf den Handel und die Handelsfreiheit auch 
für die neuerlich abgegrenzten Gebiete Geltung haben jollen. 

Da jich ergab, daß die durch die im Vorftehenden dargelegten Verträge 
feitgejtellte Grenze nicht ganz unzweifelhaft jei, auch manche irrige Angaben 
in die Feſtſtellung ſich eingejchlichen hatten, wurden dieſe Zweifel und Irr— 
thümer durch die Beitimmungen in Artikel IV des deutich-englifchen Ueberein— 
fommens vom 1. Juli 1890 bejeitigt: 

1) Die Grenze zwiichen dem deutſchen Schußgebiete von Togo und 
der britijchen Goldfüjtenfolonie geht am der Küſte von dem bei den 
Verhandlungen der beiderjeitigen Kommifjare vom 14. und 28. Juli 1886 ge- 
ſetzten Grenzzeichen aus und erſtreckt ſich in nördlicher Nichtung bis zu dem 


— 





») Durch diefe Anertennung wurde die unter dem Namen „sr. Gollin deutich-afrifaniiches 
Geihärt in Hamburg“ negründete Gejellichaft, welche die Yandichaften Koba und Kabitai 
in Senegambien mit allen Hobeitsrechten von den einheimiichen Däuptlingen vertragsmäßig 
erworben hatte, unter franzöftiche Jurisdiktion geſtellt, wodurch die Grundbedingungen des 
Unternehmens der deutichen Gejellichaft weientlich verändert wurden. Durch beiondere Ab— 
mahung mit der franzöfiichen Regierung wurde jedoch der Gelellihaft Schuß des Eigen: 
thums und der Verjonen, Anerfennung ihrer in Koba und Habitat erworbenen Privatrechte 
u. ſ. w. zugefichert. 
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Parallelkreis 6° 10° nördlicher Breite. Won Hier aus geht jie weftlich dem 
genannten Breitengrade entlang bis zum linken Ufer des Aka-Fluſſes und fteigt 
hierauf den Thalweg des legteren bis zu dem Breitenparallel 6° 20° nördlicher 
Breite hinauf. Sie läuft jodann auf diefem Breitengrade in wejtlicher Richtung 
weiter bi8 zu dem rechten Ufer des Dſchawe- oder Shavoe-Fluſſes, folgt dem 
Ufer dieſes Fluſſes bis zu dem Breitenparallel, welches durch den Punkt der 
Einmündung des Deine-Fluſſes in den Volta beitimmt wird, um dann nad) 
Weiten auf dem gedachten Breitengrade bis zum Volta fortgeführt zu werden. 
Von diefem Punkte an gebt fie am linfen Ufer des Volta hinauf, bis fie die 
in dem Abkommen von 1888 vereinbarte neutrale Zone erreicht, welche bei der 
Einmündung des Dakka-Fluſſes in den Volta ihren Anfang nimmt. Jede der 
beiden Mächte verpflichtet ich, unmittelbar nach) dem Abſchluß diejes Abkommens 
alle ihre Beamten und Angeitellten aus demjenigen Gebiete zurüdzuziehen, 
welches durch die obige Grenzfeitiegung der anderen Macht zugetbeilt üt. 

2) Nachdem für beide Regierungen glaubhaft nachgewiejen ift, daß jich 
am Golfe von Guinea fein Fluß befindet, welcher dem auf den Karten an- 
gegebenen und in dem Abkommen von 1885 erwähnten Rio del Rey entipricht, 
jo iſt als vorläufige Grenze zwiſchen dem deutjchen Gebiete von Kamerun 
und dem angrenzenden britijchen Gebiete cine Linie vereinbart worden, 
die, von dem oberen Ende des Rio del Rey Kriefs ausgehend, in gerader 
Nichtung zu dem etwa 9° 8 öjtlicher Länge gelegenen Punkt läuft, welcher 
auf der Karte der britijchen Adinivalität mit „Rapids“ bezeichnet ift. 

SHleichzeitig wurde in Artifel VI des Vertrags vereinbart, daß zum 
Zwecke der durch die örtlichen Verhältniffe Berichtigung der im Artikel IV 
jejtgeftellten Grenzlinte Kommiſſäre beider Negierungen zujammentreten jollen. 

Eine abjchliegende Abgrenzung der englischen und deutichen Intereijen- 
jphären iſt erfolgt durch das Abkommen vom 15. November 1893 (Stol.-Blatt 
Seite 531'). Das Abkommen vom Jahre 1886 hatte fejtgejegt, daß Die 
Grenzlinie bis zu emem am Benueflug im Often und in der unmittelbaren 
Nähe der Stadt Yola zu bejtimmenden Punkte laufen jollte, welcher jich nach 
vorgenommener Unterjuchung praftijch als geeignet zur Feſtſetzung der Grenze 
herausstellen würde. Diejer Bunft wurde durch das Abfommen vom 15. No: 
venber 1893 in der Weije feitgelegt, daß die Grenze von dem Endpunfte der 
in dem Abkommen vom Jahre 1885 vereinbarten Grenzlinie (am rechten Ufer 
des Alt-Kalabar- oder Croß-Fluſſes ungefähr auf dem 9° 8° öjtl. Länge von 
Greenwich, auf der englischen Admiralitätsfarte mit „Rapids“ bezeichnet) einer 
geraden Linie folgt, welche auf den Mittelpunkt der heutigen Stadt Yola zu: 
läuft. Bon diefem Mittelpunkt aus wird eine Richtlinie nach einem am linfen 
Ufer. des Benuefluffes gelegenen Bunfte gezogen, welcher fünf Kilometer unter 
halb des Mittelpunftes der Haupteinmündung des Fluſſes Foro liegt. Bon 
dem legtgenannten Punkte aus joll jüdlich des Benuefluſſes die Peripherie 
eines Kreiſes, deſſen Mittelpunkt mit demjenigen der Stadt Mola zujammen: 


) Durch ein Ablommen vom 14. April 1893 (Kol.-Bl. 5. 213) war bereits beitimmt 
worden, daß das in Art. IV 2 des deutich-engliichen Abkommens vom 1. Juli 1890 er- 
wähnte „obere Ende“ des Rio del ReyKrieks an dem Punkte feitgelegt wird, wo die auf 
der deutichen Admiralitäts- Karte 1889/90 mit Urufian und Ikamktan bezeichneten Wafler: 
arme am Nordmweitende der weitlih von Oron gelegenen Inſel zufammentreffen und daß 
von diefem oberen Ende des Nio del Rey bis zum Meere, d. h. bis zu dem auf der gedachten 
Karte mit Weſt-Hick bezeichneten Voriprung, das rechte Ufer des Rio del Rey-Watlerlaufes 
die Grenze zwiſchen dem Oil Rivers: Broteftorate und der Kolonie von Kamerun bilden foll. 
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fällt und deſſen Radius die vorerwähnte Richtlinie bildet, beſchrieben und bis 
dahin fortgeſetzt werden, wo ſie die vom AltKalabarfluß gezogene gerade 
Linie trifft. An diefem Treffpunfte biegt die Grenze von jener geraden Linie 
ab und folgt der Peripherie des. Kreiſes bis zu dem Punkt, wo diejelbe den 
Benuefluß erreicht. Von diejem Punkte am linfen Ufer des Benuefluffes wird 
eine Linie gezogen, welche den Fluß überjchreitend im gerader Richtung zu 
dem Schnittpunkt des 13. Grades öſtl. Länge mit dem 10.° nördl. Breite 
läuft. Bon diefem Schnittpunfte wird die Grenzlinie in gerader Richtung nach 
einem Punkte am Südufer des Tichadjees weitergeführt, der 35 Minuten 
öftlich von dem Meridian des Mittelpunktes der Stadt Kufa gelegen ift. 

Die Gebiete öjtlich diefer Grenzlinie jollen in die deutjche, die weftlich 
in die engliſche Intereffeniphäre fallen. Dabei ift vereinbart, daß der Einfluß 
Deutſchlands Großbritannien gegenüber ich wicht öftlich über das Flußgebiet 
des Schari hinaus ausdehnen joll und daß die Gebiete Darfur, Kordofan und 
Bahrzel-Ghazal, wie fie in der im Oftober 1891 von Jujtus Perthes ver: 
Öffentlichten Karte verzeichnet jind, von der deutſchen Intereſſenſphäre jelbit 
dann ausgeichlofjen ſein jollen, wenn ſich herausstellt, daß Nebenflüſſe des 
Scharifluffes innerhalb der vorbezeichneten Gebiete belegen find. 

Durch) das am 15. März 1894 zwiſchen Deutjchland und Frankreich 
getroffene Abkommen betreffend die Abgrenzung des Schußgebietes von Kamerun 
in der Stolonie des franzöjiichen Kongo, ſowie über die Feſtſetzung der deutſchen 
und franzöjiichen Intereſſenſphäre im Gebiete des Tichadjees ') N endlich auch 
gegenüber den jranzöfiichen Beſitzungen und Interefjeniphären die Grenze 
endgültig Feitgejtellt worden: 

Die Grenzlinie zwilchen dem Schußgebiete von Kamerun und dem 
franzöfiichen Kongo joll von dem Schneidepunfte, wo der die beitehende 
Grenze bildende Sreitenparallel den 15.° öjtlicher Länge von Greenwich (12° 
40 Minuten öftlicher Länge von Paris) trifft, dem genannten Längengrade 
bis zu jeinem Bujammentreffen mit dem Ngokofluſſe folgen, jodann diejen 
Fluß bis zu deſſen Schneidepunft mit dem 2.° nördlicher Breite entlang gehen 
und von Dort, ſich oſtwärts wendend, dieſem Breitengrade bis zu ſeinem 
Zujammentreffen mit dem Sanghafluſſe folgen. Sie joll dann, nordwärts 
gehend, auf eine Länge von 30 Kilometer dem Sangha folgen; von dem jo 
jeltgejtellten Bunfte auf dem rechten Ufer des Sangha läuft die Grenze u 
gerader Nichtung auf einen Punkt des Breitengrades von Bania zu, Der 
62 Minuten weitlich von Bania liegt, und geht von Hier in gerader Nichtung 
auf einen Punkt des Breitengrades von Gala, der 43 Minuten weſtlich von 
Gaſa liegt. Von dort joll die Grenze in gerader Linie auf Kumde zu laufen, 
Kunde öftlich laffend mit einer Bannmeile, welche im Weſten durch einen mit 
einem Radius von 5 Silometer gezogenen Kreisabſchnitte beſtimmt wird, der 
im Süden von feinem Schneidepunfte mit der nach Kunde führenden Linie 
ausgeht und im Norden am Schneidepunft mit dem Längengrade von Kunde 
endet. Dem Breitengrade diejes legtgenannten Schneidepunftes folgt die Grenze 
von bier nach Often bis zum Bujammentreffen mit dem 15.° djtlicher Länge 
von Greenwich (12° 40 Minuten öftlich Baris). Die Grenzlinie joll danı dem 
15. Grad öjtlicher Yänge von Greenwich (12 Grad 40 Minuten öftlich Paris) 
bi8 zu jeinem Zujammentreffen mit dem Breitengrade 8 Grad 30 Minuten 
nördlicher Breite und von da einer geraden auf Yame zulaufenden Linie folgen, 


) Deutjches Rolonialblatt 1894 S. 159 ff. 
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welche zur Bildung einer Bannmeile von 5 Silometer Halbmefjer für Lame 
weitlih von diejem Punkte ausbiegt. Die Linie von Lame wird jodann in 
gerader Richtung auf das linke Ufer des Mayo-Kebbi in der Höhe von Bifara 
fortgejegt. Von ihrem Schneidepunfte mit dem linfen Ufer des Mayo-Kebbi 
joll die Grenze den Fluß überjchreiten und in gerader Richtung gegen Norden, 
Bifara öſtlich laſſend, bis zum Zujammentreffen mit dem 10. Breitengrade 
laufen. Sie joll diejem Breitengrade bis zu jeinem Schneidepunfte mit dem 
Schari und jchließlich dem Laufe des Schari bis zum Tſchadſee folgen. 

Nach Artikel 3 des Abkommens erfennen ferner Deutjchland bezüglich 
der Gewäſſer des Benue und jeiner Zuflüffe, jomweit fie im der deutjchen 
Sntereffeniphäre liegen und Frankreich bezüglich desjenigen Theil des Mayo— 
Kebbi und der andern Zuflüffe des Benue, welche in der franzöftichen Interejjen 
ſphäre liegen, gegenjeitig ihre Verpflichtung an, die in den Artifeln 26, 27, 
28, 29, 31, 32, 33 der Kongoakte vom 26. Februar 1885 aufgeführten, auf 
die Freiheit der. Schifffahrt und des Handels bezüglichen Beſtimmungen an— 
zuwenden und ihnen Geltung zu verjchaffen, ebenjo wie jie dies auch bezüglich 
der Vorjchriften der Brüfjeler Afte vom 2. Juli 1890 über die Einfuhr von 
Waffen und Spirituojen thun werden. In gleicher Werje jicherten Deutjchland 
und Frankreich jich beiderjeitig den Genuß diejer nämlichen Bejtimmungen zu, 
ſoweit ſie ſich auf die Schifffahrt auf dem Schari, Logone und ihren Zuflüſſen 
und auf die Einfuhr von Waffen und Spirituoſen in die Becken dieſer Ge— 
wäſſer beziehen. 

Endlich ſollen inhaltlich des Artikel 4 in den beiderſeitigen Intereſſen— 
ſphären, welche in den Becken des Benue und ſeiner Zuflüſſe, des Schari, des 
Logone und ihrer Zuflüſſe liegen, ſowie auch in den Gebieten ſüdlich und ſüd— 
öſtlich des Tſchadſees die Handelstreibenden und Reiſenden der beiden Länder 
bezüglich der Benützung der Landſtraßen und anderen Verbindungswege zu 
Lande auf dem Fuße vollftommener Gleichheit behandelt werden. In den 
genannten Gebieten jollen die beiderjeitigen Staatsangehörigen bezüglich der 
zur Ausübung und Entwidelung ihres Handels und ihrer Industrie erforderlichen 
Erwerbungen und Anlagen denjelben Borjchriften unterworfen jein und dies 
jelben Vergünftigungen genießen. Ausgenommen von diejen Beitimmungen find 
die Landſtraßen und Berbindungswege zu Lande in den Küjtenbeden von 
Kamerun und in den Stüftenbeden Des franzöfischen Kongo, die nicht in dem 
in der Berliner Akte feitgejegten fonventionellen Kongobeden belegen jind Das 
gegen finden die obengedachten Beitimmungen Anvendung auf die Straße Nola, 
Ngaundera, Kunde, Gaſa, Bania und zurück, wie ſie auf der dem Abkommen 
beigefügten Karte verzeichnet iſt, ſollte dieſe Straße auch durch Zuflüſſe der 
Küftenbecken durchſchnitten ſein. Die Zoll: und Steuertarife, welche etwa von 
einem oder andern Theile aufgejtellt werden, jollen hinjichtlich der Handel- 
treibenden beider Länder feinerlei verjchiedenartige Anwendung zulafjen. 

Nach den vorjtehend aufgeführten internationalen Abmachungen wird das 
Namerungebiet im Wejten vom Meere begrenzt; die Küjtenlänge beträgt 
320 Stilometer. - Die Siüdgrenze gegen die franzöſiſchen Beligungen bildet die 
vom Campofluß ausgehende, im Vertrage vom 24. Tezember 1885 näher feit- 
geitellte Linie, die Oſtgrenze bildet die ım VBertrage vom 15. März; 1894 feſt— 
gejegte Linie, welche vom 10,° nördlicher Länge ab dem Linken Ufer des Schari 
bis zu deiien Mündung in den Tichadjee folgt. Die ganz jchmale Nordgrenze 
bildet der Tichadjee. Die Nordweitgrenze wird durch die vom jogenannten Rio 
del Rey ausgehende in nordöjtlicher Richtung bis zum Tſchadſee laufende in 
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den Verträgen vom 29. April/7. Mai 1885, 27. Yuli/2. August 1886, 
1. Juli 1890, 14. April 1893 und 15. November 1893 feitgelegte Grenzlinie 
gebildet. Der Umfang des Gebiet it auf rund 495000 []tilometer zu 
Ihäten, fommt alfo dem des deutjchen Reiches nahezu gleich. 

Was das Togogebiet anlangt, To bildet die Sidgrenze das Meer; 
die Küftenlänge beträgt jedoch mur 52 Slilometer. Die wejtliche und öftliche 
Grenze gegen die britischen bezw. franzöſiſchen Befigungen ergeben fich aus 
den vorftehend erwähnten Abmacungen mit England und Frankreich. Die 
Nordgrenze ift noch nicht feitgeftellt. Der Flächenraum umfaßt circa 60000 77 
Kilometer mit etwa 1 Million Einwohner. 

Die Bevölkerung von Kamerun gehört zu dem Bantımegern. Den 
Hauptitamm an der Ktüfte bilden die Dualla, welche faſt ausschließlich vom 
Zwiſchenhandel zwiichen der Hüfte und dem Innern des Landes leben und 
ängjtlich darüber wachen, daß er ihnen von den Europäern nicht genommen 
werde. Das tropijche Klima von Kamerun ift den Europäer gefährlich, des: 
halb kann ich Kamerun nur als Handels: und Plantagentolonte entwideln'). 

Faſt das Gleiche läßt fi) vom Togogebiete jagen, das ebenfalls von 
Negern, dem Eweſtamm bewohnt wird. 


s 11. C. Pas oflafrikanifche Schubgebiet. °) 

Während für die folonialen Erwerbungen in Südweltafrifa und Weſt— 
afrifa Grund und Anlaß die Thatjache war, daß ſich dajelbit bereits deutjche 
Niederlaffungen befanden, zu deren Schuß das Neich verpflichtet war, lagen 
die Verhältniſſe im Ditafrifa wejentlich anders. Abgeſehen von der Inſel 
Zanjibar gab es hier überhaupt feine deutichen Anfiedelungen. Es handelte 
ih alſo hier in eriter Linie darıım, Gebiete zu erwerben, in welchen deutiche 
Niederlafjungen gegründet werden fonnten. Die Erwerbumgen gingen aus von 
der „Sejellichaft für deutiche Kolonijation”, welche im Jahre 1884 zu dem 
Zwede gegründet worden war, überjeeiiche Gebiete zu erwerben, um die dentſche 
Auswanderung dahin zu leiten. Dieje Gejellichaft Tate Yanderwerbungen in 
Oſtafrika in's Auge und in der That gelang es dem Vertreter der Geſellſchaft 
Dr. Karl Peters im Noveniber und Dezember 1884 eine Anzahl von Verträgen 
mit oitafrifanischen Sultanen abhzuſchließen, durch welche die Gejellichaft Ans 


% Mal. die Denkichrift des Dr. Zintgraff, betr. die Zukunft Kameruns im Kol. 
Bl. 1892 3. 104 ff, S. 131 ff. 

” Charpentier, aa d. 2.61 ff — N Wagner, Teuiſch-Oſtafrika (1886) 
inabeiondere 3.51 ff. — N. Jühlke, Tie Grwerbung des Kilima⸗Noſcharo-Gebiets (1886). 
— $rimm, Der wirtbichaftliche Werth von Dentſch-Oſtafrika (1886), — Teutſch-Oſtafrika, 
eine kolonialpolitiſche Stizze. Separ-Abdruck aus der Höln.=äta. 1886.) — Correspon- 
dance relating to Zanzibar, Presented to both Houses of Parliament, January 1886. 
London, Printed by Harrison and Sons. Tieles engliihe Blaubuch enthält 147 diplo— 
matiiche Schriftitüde aus der Zeit vom 14. Januar 1885 bis 5. November 1885 (nebit ver: 
ſchiedenen Beilagen‘, welche jich ſämmtlich auf die Stellung des Sultans von Sanfibar und 
feine angeblichen Ansprüche auf verfchiedene der von der Deutich-oftafritaniichen Geſellſchaft 
erworbenen Gebiete beziehen. Einen Ueberblick über den Inhalt des Blaubuchs und ver: 
ſchiedene Auszüge aus demjelben findet ftch in dem Aufſſaße von O. Nienig: Tie Beiellichaft 
für deutiche Kolorifation und das deutſche Titafrifa. Allgemeine Zeitung vom 5.8.9. und 
13. April 1886, Nr. 95, 98 B, 1038 — „Tentichrift über die Schubgebiete” (1884) 
6/7. Heßler, Die deutichen Kolonien S. 101 ff. — Noloniales „\abrbud J. 
189 fi., IL. S. 208 fi, IN. &. 170 ff, IV. 2.31, Vo 212, VI ©. 211 ff. 
Kiepert, Deuticher Kolonialatias, Cinleitung von Partſch S.8 ff. — Tenkichrift 
etr. Deutich-Oftafrita, Beilage zu Nr. 23 des KolBl. 1893 und Beil. 3. Kol-Bl. 189 
>. 1-80. 
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jprüche auf ein etwa 2500 geographiiche Quadratmeilen großes Gebiet zwiſchen 
dem Sultanat Sanfibar und der Oſtküſte des Tanganifa-Sees erwarb. In— 
haltlich diefer Verträge traten die betreffenden Sultane, indem fie jich unter 
die Oberhoheit und den Schuß der Gejellichaft für deutjche Ktolontjation jtellten, 
an diejelbe ihre ftaatlichen Hoheitsrechte über die von ihnen beherrjchten Gebiete, 
wie auch das ihnen am diefen Ländereien zuftchende Privateigenthum vor 
behaltlich beftimmter Beitandtheile gegen Gejchenfe und gewiſſe Jahresrenten 
ab, räumten der Gejellichaft das Necht ein, armen, Häuſer, Straßen, Berg: 
werfe u. j. w. anzulegen, Grund und Boden, Foriten, Flüſſe u. ſ. w. in jeder 
beliebigen Weiſe ausjchließlich auszunugen, Koloniſten in's Land zu führen, 
eigene Juſtiz und Verwaltung einzurichten, Steuern und Zölle aufzulegen und 
eine bewaffnete Macht zu jchaffen; in einzelnen Fällen verpflichteten ſich auch 
die Sultane zur Stellung von Arbeitern behufs Durchführung der erforderlichen 
Stolonijationsarbeiten.') 

Für dieſe Erwerbungen juchte die Gejellichaft den Schuß des Ddeutjchen 
Neichs nach. Im der That wurde ihr am 27. Februar 1885 ein faijerlicher 
Schußbrief ertheilt; der erjte, welcher überhaupt von Seite des deutſchen Neichs 
ertheilt worden it. Derjelbe bat folgenden Wortlaut: 

„Wir Wilhelm von Gottes Gnaden Deutjcher Kaijer, König von 
Preußen thun fund und fügen hiermit zu willen: Nachdem die derzeitigen 
Vorfigenden der „Gejellichaft für deutiche Kolonijation“ Dr. Karl Peters und 
Unjer Kammerherr, Felix Graf Behr-Bandelin, Unjeren Schuß für die Gebiets 
erwerbungen der Gejellichaft in Oftafrifa, wejtlic) von dem Reiche des Sultans 
von Sanjibar außerhalb der Oberhoheit anderer Mächte, nachgejucht und Uns 
die von bejagtem Dr. Karl Peters zunächit mit den Herrichern von Ujagara, 
Nguru, Uſeguha und Wfami im November und Dezember vorigen Jahres 
abgejchlojjenen Berträge, durch welche ihm dieſe Gebiete für die deutſche 
Ktolonijationsgejellichaft mit den Nechten der Landeshoheit abgetreten worden 
jind, mit dem Anſuchen vorgelegt haben, dieje Gebiete unter Unjere Ober: 
hoheit zu jtellen, jo betätigen Wir hiermit, daß Wir dieſe Oberhoheit an: 
genommen und die betreffenden Gebiete, vorbehaltlich Unjerer Entjchliegungen 
auf Grund weiterer Uns nachzuweiſenden vertragsmäßigen Erwerbungen Der 
Sejellichaft oder ihrer Nechtsnachfolger in jener Gegend, unter Linjeren 
Kaiferlihen Schuß geftellt haben. Wir verleihen der bejagten Gejellichaft 
unter der Bedingung, daß fie eine deutiche Gejellichaft bleibt und daß Die 
Mitglieder des Direftoriums oder die jonft mit der Leitung betrauten Perjonen 
Angehörige des deutjchen Neiches find, jowie den Nechtsnachfolgern diejer Ge 
jelljchaft unter der gleichen Vorausjegung, die Befugniß zur Ausübung aller 
aus den Uns vorgelegten Verträgen fließenden Nechte, einjchließlich der Gerichts: 
barfeit, gegenüber den Eingeborenen und den im diefen Gebieten ſich nieder: 
lajjenden oder zu Handels- und anderen Zweden jich aufhaltenden Angehörigen 
des Neiches und anderer Nationen, unter der Aufficht Unſerer Regierung und 
vorbehaltlich weiterer von Uns zu erlaffender Anordnungen und Ergänzungen 
diejes umjeren Schußbriefes: 

Zu Urkund deſſen haben Wir diejen Schugbrief Höchfteigenhändig voll: 
zogen und mit Unſerem Kaiſerlichen Infiegel verjehen lajjen. 

Gegeben Berlin, den 27. Februar 1885. 

(93.) Wilhelm. 
———— (ggg3.) von Bismarck.“ 
') Val. eine Anzabl dieſer Verträge in den „Annalen“ 1887 S. 820 ft. 
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Im März 1885 entjtand nun aus dem Schooße der „Gejellichaft für 
deutiche Koloniſation“ die „Deutſch-oſtafrikaniſche Gejellichaft, Karl Peters 
und Genofjen*, welche auf Grundlage der von Dr. Peters für die Kolonijations- 
gejellichaft bereit3 erworbenen und noch zu erwerbenden Länder und Rechte ın 
8 1 ihres Statuts jich „den Erwerb, Belit, die Verwaltung und Verwerthung 
von Ländereien, die Ausbeutung von Handel und Schifffahrt durch Selbit- 
betrieb oder Uebertragung an andere Gelellichaften, ſowie deutjche Kolonijation 
im Diten Afrikas“ zum Ziele jegte und anfänglich als Kommanditgejellichaft 
ins Leben trat. Sobald die Konftituirung der Gejellichaft erfolgt war, wurde 
eine zweite Expedition unter Führung des Neferendars Dr. Karl Jühlke nach 
Dftafrifa abgejendet. Jühlke gelang es, durch) acht mit eingeborenen Herrichern 
abgejchlofjene Verträge die Länder Ujambara, Bondei, Pare, Ugono und 
Dihagga, Arujcha und Katu nördlich und nordweitlih von dem im Schup- 
briefe vom 27. Februar 1885 aufgeführten Gebiete für die Gejelljchaft zu 
eriverben. 

Durch weitere Erwerbungen wurde das Gebiet der Deutjcheoftafrifaniichen 
Gejellichaft jowohl nach Süden und Südweiten wie auch nach Norden und 
Nordojten im Laufe der Jahre 1885 und 1886 jehr erheblich erweitert und 
umfaßte, abgejehen von den bereit3 genannten Ländern, im Süden und Süd— 
weiten derjelben die Länder Khutu, Ujaramo, Ubena, Mahenge, Wamaichonde 
und Wagindo, im Norden und Nordoften die Länder Giryama, Sabafıgebiet, 
Galla, Ukamba, das Gajtgebiet und einen großen Theil der Somaliländer von 
Bender-Gajen bis Warjcheih. Die Deutſch-oſtafrikaniſche Gejellichaft hatte 
auf dieſe Weije ein Gebiet erworben, welches im Süden den Fluß Novuma, 
in dejjen Süden die portugiejiichen Beligungen beginnen, im Norden den Golf 
von Aden zur Grenze hatte und jich jomit vom 11.° jüdl. bis 12.° nördl. 
Breite und vom Golf von Aden bis zum 49.° öftl. Länge (Bender-Gajen) er: 
ſtreckte. Diejes Gebiet erlitt jedoch durch das jofort zu erwähnende internationale 
Abkommen zwijchen England und dem Deutjchen Neiche eine gewiſſe Bejchränfung 
und andererjeitS eine bejtimmtere Begrenzung. 

Die Deutjcheoftafrifanijche Gejellichaft hatte nämlich bei ihrem Vorgehen 
mit fortgejegten Intriguen des Sultans von Sanfibar zu thun, der zweifellos 
durch England aufgejtachelt und unterjtügt war, das auch hier die folontale 
Machterweiterung Deutjchlands mit Neid betrachtete und derjelben entgegen 
zu treten juchte. Nach längeren Verhandlungen gelang es endlich am 29. Ok— 
tober bezw. 1. November 1886 ein Llebereinfommen zu Stande zu bringen, 
welches die Interejjeniphären Englands und Deutjchlands in Dftafrifa in 
folgender Weiſe abgrenzte:') 

1. Deutjchland und Großbritannien erkennen die Souveränetät des Sultans 
von Sanjibar über die Injeln Sanfibar und Pemba, jorwie über Diejenigen 
fleineren Injeln, welche in der Nähe der eriteren innerhalb eines Umkreiſes 
von 12 Seemeilen liegen, deigleichen über die Injeln Lamu und Mafia an. 
Diejelben erkennen im gleicher Weiſe als Bejig des Sultans auf dem Feſtlande 
eine Küftenlinie an, welche ununterbrochen von der Mündung des Minmgani- 
Fluſſes am Ausgange der Tunghi-Bucht bis Kipini reicht. Dieje Linie beginnt 
im Süden des Miningani-Fluſſes, folgt dem Laufe desjelben fünf Seemeilen 
und wird dann auf dem Preitenparallel bis zu dem Punkte verlängert, wo 
fie das rechte Ufer des NovumasFlufjes trifft, Durchichneidet den Rovuma und 


— — 





N) Mol. Deutſche Kol.=Ztg. IV (1887) S. 38 ff., Reichsanzeiger vom 30. Nov. 1886. 
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läuft weiter an dem linken Ufer entlang. Die Küjtenlinie hat eine Tiefe land: 
einmwärts von zehn Seemeilen, bemejjen durch eine gerade Linie ind Innere 
von der Küſte aus bei dem höchſten Waſſerſtande zur Fluthzeit. Die nördliche 
Grenze jchließt den Ort Kau ein. Im Norden von Kipini erfennen die genannten 
Regierungen als dem Sultan gehörig an: die Stationen von Kismayu, Barova, 
Merfa, Makdiſchu mit einem Umkreis landemwärt® von je zehn Seemeilen 
und Waricheif mit einem Umkreis von fünf Seemeilen. 2. Großbritannien 
macht jich verbindlich zur Unterjtügung derjenigen Verhandlungen Deutichlands 
mit dem Sultan, welche die Verpachtung der Zölle in den Häfen von Dar: 
es: Salaam!) und Pangani an die Deutjcheoftafrifaniiche Gejellichaft gegen eine 
dem Sultan jeitens der Gejellihaft zu gewährende jährliche Zahlung bezweden. 
3. Beide Mächte fommen überein, eine Abgrenzung ihrer gegemjeitigen Interejjen- 
Iphären in diejem Theile des oitafrifanischen Feitlandes vorzunehmen, in gleicher 
Weiſe wie dies früher bei den Gebieten am Golf von Guinea geichehen ift. 
Tas Gebiet, auf welches diejes Uebereinfommen Amvendung findet, joll begrenzt 
jein im Süden durch den Rovuma-Fluß und im Norden durc) eine Linie, 
welche von der Mündung des Tana-Fluſſe ausgehend dem Laufe diejes Fluſſes 
oder jeiner Nebenfliife bis zum Schneidepunfte des Aequators mit dem 38. 
öftlicher Länge folgt ımd dann in gerader Richtung fortgeführt wird bis zum 
Schneidepunfte des 1.° nördl. Breite mit dem 37. öftl. Länge, wo die Linie 
ihr Ende erreicht. Die Demarfationslinie joll ausgehen von der Mündung 
des Fluſſes Wanga oder Umbe, in gerader Richtung nach dem Jipe-See laufen, 
dann, entlang an dem Oſtufer und um das Nordufer des Sees führend, den 
Fluß Lumi überjchreiten, um die Landjchaften Taveta und Dſchagga in der 
Mitte zu Durchichneiden und dann entlang an dem nördlichen Abhang der 
Bergfette des Kilima-Ndſcharo in gerader Linie weitergeführt zu werden bis 
zu demjenigen Punkte am Oſtufer des Viftoria-Nyanza-Sees, welcher von dem 
1.° ſüdl. Breite getroffen wird. Deutjchland verpflichtet jich, im Norden dieſer 
Linie feine Gebietseriwerbungen zu machen, feine Proteftorate anzunehmen und 
der Ausbreitung englischen Einfluffes im Norden diejer Linie nicht entgegen= 
zutreten, während Großbritannien die gleiche Verpflichtung für die jüdlid) von 
diefer Linie gelegenen Gebiete übernimmt. 4. Großbritannien wird feinen Ein- 
fluß geltend machen, um den Abſchluß eines freundichaftlichen Uebereinfommens 
binfichtlich der fonfurrivenden Anjprüche des Sultans von Sanjibar und der 
Deutjcheojtafrifaniichen Geiellichaft auf das Kilima-Ndſcharo-Gebiet zu befördern. 
5. Beide Mächte erfennen als zu Witu gehörig die Küjte an, welche nördlich 
von Kipini begimnt und ſich bis zum Nordende der Manda:Bucht erjtredt. 
6. Deutjchland und Großbritannien werden gemeinjchaftlich den Sultan von 
Sanfibar zum Beitritt zu der Öeneralafte der Berliner Konferenz auffordern.) 
7. Deutichland macht jich verbindlich, der Erklärung beizutreten, welche Groß— 
britannien und Franfreih am 10. März 1862 mit Bezug auf die Anerfennung 
der Unabhängigkeit von Sanjibar gezeichnet haben. 


"\ Ber Gelegenheit der Verhandlungen über den Abichluß eines Freundſchafts-, Schiff— 
fahrts- und Handelsvertrages zwiſchen dem Deutſchen Reich und Sanfibar, welcher denn 
auch am 20. Dezember 1885 zu Stande kam, batte nämlich der Sultan dem Teutichen Reiche 
das freie Sebrauchsrecht an dem Hafen Dar-es-Salaam \jelbitveritändlich vorbehaltlich feiner 
Oberhobeit) eingeräumt. „Denkſchrift“ S. 6/7. 

?, Wie der „Neichsanzeiger” vom 9. Februar 1887 mittbeilte, ift der Sultan von 
Sanfibar durch Erklärung vom 8. November 1886 der Kongoakte beigetreten, jedoch mit dem 
Vorbehalte, daß sein Beitritt zur Akte nicht die Annahme des Grundiages der Handels— 
freiheit zur Folge haben iollte. 
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Durch dieſe Abgrenzung hatte das Reich diejenigen Erwerbungen der 
Deutichzoftafrifanischen Gejellichaft aufgegeben, die zwijchen dem Tanafluß und 
der von der Mündung des Umba nad) Nordweiten führenden Demarfations: 
linie lagen. Auperdem enthielt das Uebereinfommen die Anerkennung der Hoheit 
des Sultans von Sanfibar über die Injeln Sanfibar u. ſ. w. 

Wie durch die hier in Frage jtehende Abmachung mit England eine Grenz» 
regulirung erfolgte, jo wurde durch die bereit3 im vorigen Paragraphen er: 
wähnte Vereinbarung mit Portugal die Grenze gegen die portugiejiichen Be: 
igungen in Oſtafrika feſtgeſteckk. Nach diefer Vereinbarung jind nämlich die 
Nordgrenzen von Moſambik beitimmt durch den Lauf des Novuma bis zu 
dejien Zujammenfluß mit dem Mſinga, von wo die Linie bis zu den Ufern 
des Nyaſſa läuft. 

Nachdem auf dieſe Weile eine genauere Begrenzung des Gebiets der 
Deutjch:oitafrifanijchen Gejellichaft erfolgt war, trat auch eine Umwandlung 
der Verfaſſung derielben in eine Korporation nach Maßgabe der Vorjchriften 
des preußijchen Landrechts ein, welche durch allerh. Entichliegung Sr. Majejtät 
des Königs von Preußen vom 27. März 1887 Storporationsrechte verlichen 
erhielt. Eine Ausdehnung des faijerl. Schußbriefes vom 27. Februar 1885 
auf die nach Ausjtellung desjelben erworbenen Gebiete erfolgte jedoch nicht. 

Bereits durch Vertrag von 20. Oktober 1885 hatte die Deutfeh-oltafrifanifche 
Gejellichaft vom Sultan von Sanfibar die Zollverwaltung und das Mit: 
benugungsrecht der Häfen von PBangani und Dar-es-Salaam gegen eine gewiſſe 
Summe gepachtet. Es gelang ihr nun auch, den Sultan zur Abjchliegung 
des Vertrags vom 28. April 1888 zu bewegen, inhaltlich deſſen derjelbe die 
geſammte Verwaltung des vor dem deutjchen Erwerbungen gelegenen, zehn 
Seemeilen breiten, im Uebereinfommen vom Jahre 1886 erwähnten Ktüftenftreifens 
unter Wahrung der ihm über diejes Gebiet zuftehenden Hoheitsrechte der 
Gejellichaft pachtweiie auf 50 Jahre überließ. Diejes Uebereinkommen jchien 
in jeder Hinjicht geeignet, zu einer günjtigen Entwidelung der Gejellichaft und 
ihrer Interejjen beizutragen. Als jedoch die Beamten und, Vertreter der Ge— 
jellichaft in der zweiten Hälfte Augujt 1888 daran gingen, die Verwaltung 
in dem fraglichen Gebiete zu übernehmen, entjtanden Zwiſtigkeiten mit der 
einheimiſchen Bevölkerung. Da die Deutſchen bei dem Sultan von Sanſibar 
die nöthige Unterſtützung nicht fanden, entſtand ein allgemeiner Aufſtand der 
Araber, die die Deutſchen faſt aus allen von ihnen innegehabten Plätzen ver— 
trieben. An eine Bewältigung des Aufſtandes durch die Deutſch-oſtafrikaniſche 
Gejellichaft jelbjt war nicht zu denfen, da ihr dazu die nöthigen Mittel fehlten. 
Es trat daher an das Reich die Nothwendigkeit heran, jeinerjeitS die Angelegen- 
heit in die Hand zu nehmen. Es handelte jich dabei einmal darum, das durch 
den Aufſtand geichädigte Anjehen Deutjchlands wieder berzuftellen, für das 
Blut der beim Aufftande ermordeten Deutichen Sühne zu nehmen und Die 
deutjche Herrichaft in dem aufrührerijchen Gebiete wieder zu befeitigen. Auer: 
dem aber fam auch die Unterdrüdung des Sklavenhandels in Frage. Der 
Aufitand war nämlich hauptſächlich dadurch hervorgerufen, daß Die an der 
oftafrifantjchen Küſte angefiedelte arabiiche Bevölferung, welche zum großen 
Theile von dem einträglichen Sklavenhandel lebte, durch das folonijatorische 
Vorgehen der Deutjchen ich in ihrem Erwerbe bedroht jah. Um dem Sflaven- 
handel möglichit raſch und energisch entgegentreten zu können, ſetzte jich die 
Neichsregierung mit der engliichen Negterung in Verbindung, welche auf ein 
gemeinjames ——— ſich einließ, ſo daß von Anfang Dezember 1888 ab die 
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ununterbrochene SKüftenlinie des Sultanat3 von Sanfibar mit Einjchluß der 
Inſeln Mafia, Lamu und anderer fleiner, nahe der Küfte liegenden Injeln 
zwijchen dem 10. Grad 28 Min. und 2. Grad 10 Min. jüdl. Breite Durch 
ein engliſches und ein deutſches Geichwader blofirt war. 

Um den Aufſtand auf dem Feitlande wirffam befämpfen zu können, wurde 
das Neichsgejeg vom 2. Februar 1889 erlaffen, das „für Mahregeln zur 
Unterdrücdung des Sklavenhandels und zum Schuß der deutfchen Interejien 
in Oftafrita“ der Neichsregierung eine Summe bis zur Höhe von zwei Millionen 
Mark zur Verfügung ftellte. Dem zur Ausführung der erforderfihen Mab- 
regeln bejtellten Neichstommiffär gelang es in verhältnigmäßig furzer Zeit, des 
Aufftandes Herr zu werden, jo dak im Frühjahre 1890 die deutjche Herrichaft 
in dem aufftändiichen Gebiete wieder als hergejtellt betrachtet werden fonnte. 

Nach einer im Reichsanzeiger vom 22. Dftober 1889 enthaltenen Notiz 
war noch das an der oftafrifantichen Küſte zwiichen der Nordgrenze von Witu 
und der Südgrenze der dem Sultan von Sanfibar gehörigen Station Kis 
maya belegene Gebiet unter den Schuß des Reichs geitellt worden. Nun er: 
folgte aber eine ganz neue Abgrenzung durch den deutjch-engliichen Vertrag 
vom 1. Juli 1890. — 

Ehe jedoch auf den Inhalt desjelben näher eingegangen wird, müſſen die 
auf das Wituland bezüglichen Erwerbshandlungen erwähnt werden,') da 
die Dftafrifa betreffenden Beſtimmungen des Vertrags von 1. Juli 1890 das 
Wituland im Zuſammenhange mit dem Gebiete der Deutſch-oſtafrikaniſchen 
Gejellichaft behandeln. 

Am 8. April 1885 hatte der Sultan der Stuaheli, Achmed, genannt 
Zimba (Löwe) von Witu einen 20—25 [)] Meilen großen Theil jeines Gebietes 
mit allen ihm daran zujtehenden Hoheits- und Privatrechten, oder wie es ın 
der Abtretungsurfunde heißt: „Mit Allem was jich darauf, daran, darin, 
darunter und darüber befindet, ſowie mit allen bezüglichen Anjprüchen und 
Hoheitsrechten” an den Afrifareiienden Klemens Denhardt, welcher in Gemem- 
ichaft mit feinem Bruder Guftav jeit dem Jahre 1878 in Beziehungen zu 
Sultan Achmed getreten war, abgetreten; die Grenzen dieſes Gebiets jollten ge: 
bildet jein durch eine gerade Linie zwiichen Wit und Zungajombo, Fungaſombo 
und Mkonumbi, dann durch den Fluß Mkonumbi bis zum Indiſchen Ogean, ferner 
durch den Indischen Ozean zwijchen der Mündung des Mfonumbifluffes und 
der Mündung des Fluſſes Ofi, ſodann durch den Fluß Dit bis Hau, den Fluß 
Magogoni und durch) eine gerade Linie, welche den fernften nach dem Inland 
hin belegenen Punkt diejes Fluſſes mit Witu verbindet. 

Gleichzeitig mit dem Abjchluffe des Kaufvertrages lieh Sultan Achmed 
durch die Gebrüder Denhardt der deutichen Regierung den Wunſch ausjprechen, 
unter den Schuß des Deutjchen Reiches zu treten. Dieſem Anſuchen wurde 
entiprochen und demgemäß am 27. Mai 1885 der Generaltonjul in San— 
ſibar angewiejen, das Anerbieten des Sultans von Witu vorbehaltlich der 
Rechte Dritter anzunehmen. 

Der Sultan von Sanjibar, welcher jeinerjeit8 Anſprüche auf Witu machen 
zu können glaubte, wollte anfänglich von einem Proteftorate des Deutſchen 
Reichs über Witu nichts wiffen und machte jogar Anftalten, das Wituland 
militärisch zu beiegen. Als jedoch eim deutiches Gejchwader vor Sanjibar 
erichien, gab er nach und erfannte am 13. Augujt 1885 die Schugherrichaft 


) Vgl. Kol.Ztg. 1886 5. 426 ff. 
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= deutichen Kaiſers über das Feitlandgebiet des Suahelifultand bedingungs- 
08 an. 

Die Gebrüder Denhardt traten ihre Befigungen und Rechte am 30. Juni 
1886 an eine Gruppe von Mitgliedern des Kolonialvereins fäuflich ab, 
welche jich als Kolonialgejellichaft onjtituirte und vom Witulande Belig ergriff. 

Von dem englifchdeutichen Vertrage vom 29. Dft./1. Nov. 1886 bezog 
jih Ziffer 5 auf das Wituland, inhaltlich welcher Beitimmung England und 
Deutjchland als zu Witu gehörig die Küjte anerkannten, welche nördlich von 
FKipini beginnt und fich bis zum Nordende der Mandabucht einschließlich der 
Inſeln Lamu und Manda eritredt, jo daß darnac) das Wituland eine Küften- 
entwidelung von 70 Kilometer hatte. 

Das von den Gebrüdern Denhardt an die Witugejellichait abgetretene 
Land iſt im Sommer 1886 thatjächlich durch Bevollmächtigte der Gejellichaft 
übernommen worden. Am 14. September 1886 hat Sultan Achmed den 
Bevollmächtigten gegenüber folgende jchriftliche Erklärung abgegeben: „Wir 
erflären uns mit der zwiſchen Seiner Durchlaucht dem Fürſten Hermann von 
Hohenlohe-Langenburg und Unſerem Bevollmächtigten Klemens Denhardt ges 
troffenen Vereinbarungen betr. die Abtretung des Gebiets, welches wir am 
8. April 1885 an Legteren abtraten, hierdurch einverjtanden.“ 

Außerdem hatte ſich Sultan Achmed Hinjichtlich jeines übrigen Gebiets 
„unter deutjchen Schuß” gejtellt, ohne daß bezüglich, diejes Proteftorat3 genauere 
Abmachungen getroffen worden wären.') 

Nachdem das Deutjche Neich auf jeine Anjprüche auf Witu im Vertrag 
vom 1. Juli 1890 Art. II verzichtet hatte, trat eine Verſchmelzung der Witus 
gejellichait mit der Deutich-oftafrifaniichen Gejellichaft ein in der Weile, daß 
die letztere Gejellichaft das gejammte Aktiv» und Paſſivvermögen der Witu- 
gejellichaft übernahm und als Gegenleijtung den Mitgliedern derjelben in Höhe 
der thatjächlich geleiteten Einzahlungen Antheilicheine der Deutſch-oſtafrikaniſchen 
Gejellichaft verabreichte. ?) 

Die hier einjchlagenden Beitimmungen des Lebereinfommens vom 1. Juli 
1890 jind zumächjt in den Artikeln I und II enthalten. *) 

Artifel I In Dftafrifa wird das Gebiet, welches Deutſchland 
zur Geltendmachung jeines Einfluſſes vorbehalten wird, begrenzt: 


Y Wal. Annalen 1889 ©. 28. 

2) Kol. Bl. 1890 ©. 119. — Vgl. auch den Artikel von Bornhak, Tas Witugebiet 
und der deuticheengliiche Vertrag. Nol.:Ztg. 1890 S. 203 und 222 f. 5 

) Das Abkommen vom 1. Juli 1890 wurde in Deutichland nichts weniger als günstig 
aufgenommen; es wurde der Reichsregierung geradezu der Vorwurf gemacht, dab fie deutiche 
Rechte und Intereſſen zu Gunften Englands aufgeopfert und die foloniale Zukunft Deutich- 
lands in Ditafrita gefährdet habe, lediglich um Helgoland zu erwerben, deſſen Bert zwar 
ideellen Werth habe, deilen Bedeutung aber in gar keinem Verhältniſſe zu dent itebe, was 
das Reich in Oſtafrika aufgegeben habe. Die Neichsregierung fah ſich darauf bin veranlaßt, 
eine Denkichrift über die Beweggründe des deutich-engliichen Abkommens zu veröffentlichen 
Kol⸗Bl. 1890 ©. 163 ff.), in welcher fie namentlich den militärischen und mwirtbichaftlichen 
Werth von Helgoland darzulegen juchte und in welder fie betonte, dab fie bei Abichluß 
des Vertrags vor Allem von dem Beitreben geleitet geweien fei, „uniere durch Stamm 
verwandtichaft und durch die geichichtliche Entwidelung beider Staaten gegebenen guten 
Beziehungen weiter zu erhalten und zu befeitigen und dadurch dem eigenen Intereſſe, mie 
dem des Weitfriedene zu dienen.“ In diefem Beftreben babe ſie fich mit England freund- 
fchaftlich über alle diejenigen Punkte geeinigt, die zu Neibungen und Zmiitigfeiten im Ges 
biete der überſeeiſchen Politit unter beiden Staaten hätten führen können. — Die Reichs. 
regierung hat alfo jelbit zugegeben, daß es nicht foloniale Intereſſen waren, die fie zu der 
bis dahin in der Kolonialpolitit unerbörten Nachgiebigkeit gegen England veranlaßte. 
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1) Im Norden durch eine Linie, welche an der Küfte vom Nordufer der 
Mündung des Umbe-Fluſſes ihren Ausgang nimmt und darauf in gerader 
Nichtung zum Jipe-See läuft. Dem Oſtufer des Sees entlang und um das 
Nordufer herumführend, überjchreitet die Linie darauf den Fluß Lumi, um die 
Landichaften Taveta und Dichagga in der Mitte zu durchichneiden und dann 
entlang an dem nördlichen Abhang der Bergkette des Kilima-Ndjcharo in gerader 
Linie weitergeführt zu werden bis zu demjenigen Punkte am Djtufer des 
Victoria Nyanza-Sees, welcher von dem erjten Grad Jüdlicher Breite getroffen 
wird. Bon hier den See auf dem genannten Breitengrade überjchreitend, 
folgt jie dem leßteren bis zur Grenze des Kongo-Staates, wo fie ihr Ende 
findet. Es ift indeſſen Einverſtändniß darüber vorhanden, daß die deutjche 
Intereffeniphäre auf der Weitjeite des genannten Sees nicht den Mfumbiro- 
Berg umfaßt. Falls fich ergeben jollte, daß diejer Berg jüdlich des genannten 
Breitengrades liegt, jo joll die Grenzlinie in der Weiſe gezogen werden, daß 
fie den Berg von der deutjchen Interefjeniphäre ausjchließt, gleichwohl aber 
zu dem vorher bezeichneten Endpunkte zurückkehrt. 

2) Im Süden durch eine Linie, welche, an der Küfte von der Nord— 
grenze der Provinz Mozambique ausgehend, dem Laufe des Fluſſes Rovuma 
bis zu dem Punkte folgt, wo der Mfinje- Fluß in den Novuma mündet, und 
von dort nach Weiten weiter auf dem Breitengrade bis zu dem Ufer des Nyaſſa— 
Sees läuft. Dann ſich nordwärts wendend, ſetzt fie jich längs dem Dits, 
Nord: und Weftufer des Sees bis zum nördlichen Ufer der Mündung des 
Songwe-Fluſſes fort. Sie geht darauf diefen Fluß bis zu feinem Schnitt= 
punfte mit dem 33.° öftlicher Länge hinauf und folgt ihm weiter bis zu dem— 
jenigen Bunfte, wo er die Grenze des in dem erjten Artikel der Berliner 
Conferenz bejchriebenen geographiſchen Kongo-Beckens, wie diejelbe auf der dem 
9. Protofoll der Conferenz beigefügten Karte gezeichnet iſt, am nächjten fommt. 
Bon bier geht fie in gerader Linie auf die vorher gedachte Grenze zu und 
führt an derjelben entlang bis zu deren Schnittpimft mit dem 32.° öjtlicher 
Länge; fie wendet jich dann in gerader Richtung zu dem Bereinigungspunfte 
des Nord: und Südarmes des Kilambo-Fluſſes, welchem fie dann bis zu jeiner 
Mündung in den Tanganjifa-See folgt. Der Lauf der vorgedachten Grenze 
ijt im allgemeinen nad) Maßgabe einer Karte des Nyalja-Tanganjifa-Plateaus 
angegeben, welche im Jahre 1889 amtlich für die britijche Negierung ans 
gefertigt wurde. 

3) Im Westen durch eine Linie, welche von der Mündung des Fluſſes 
Kilambo bi8 zum 1.° jüdlicher Breite mit der Grenze des Kongo-Staates zu: 
ſammenfällt. 

Das Großbritannien zur Geltendmachung ſeines Einfluſſes vor— 
behaltene Gebiet wird begrenzt: 

1) Im Süden durch die vorher erwähnte Linie von der Mündung des 
Umbe-Fluſſes zu dem Punkte der Grenze des Kongo-Freiſtaates, welcher von 
dem 1.° jüdlicher Breite getroffen wird. Der Berg Mfumbiro it in diejes 
Gebiet eingeichlofien. 

2) Im Norden durch eine Linie, welche an der Küfte am Nordufer des 
Juba-Fluſſes beginnt, an dem genannten Ufer des Fluſſes entlang läuft und 
mit der Grenze Ddesjenigen Gebietes zujammenfällt, welches dem Einfluſſe 
Staliens im Galla-Lande und in Abeſſynien bis zu dem Grenzen Aegyptens 
vorbehalten ijt. 
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3) Im Weiten durch den Kongo-reiftaat und durch die weitliche Waſſer— 
Icheide des oberen Nilbedens. 

Artikel II. Um die in dem vorftehenden Artikel bezeichnete Abgrenzung 
zur Ausführung zu bringen, zieht Deutjchland feine Schugherrjchaft über Witu 
zu Gunjten von Großbritannien zurüd. Großbritannien verpflichtet jich, die 
Souveränetät des Sultans von Witu über das Gebiet anzuerkennen, welches 
jtch von Kipini bis zu dem im Jahre 1887 als Grenze jeitgejegten Punft 
gegenüber der Inſel von Kweihu erſtreckt. 

Deutjchland verzichtet ferner auf jeine Schugherrjchaft über die an Witu 
grenzende Küſte bis nad Kismaju und auf jeine Anjprüche auf Gebiete 
des Feſtlandes nördlich diefer Küſte und auf die Injeln ii und Manda. 

Außerdem fommt Art. IX in Betracht, inhaltlich deifen ich England ver- 
pflichtete, den Sultan von Sanjibar zur vorbehaltlojen Abtretung jeiner auf 
dem Feſtlande gelegenen und in den Konzejjionen der Deutich-oftafrifanijchen 
Gejellichaft erwähnten Befigungen nebjt Dependenzen jowie die Injel Mafia 
gegen eine billige Entichädigung für den aus diejer Abtretung entjtehenden 
Verluft an Einnahmen zu veranlafien. Dagegen verpflichtete ſich Deutſchland, 
die Schugherrichaft Englands über die verbleibenden Beligungen des Sultans 
von Sanjibar mit Einjchluß der Injeln Sanfibar und Pemba, jowie über die 
Befigungen des Sultans von Witu und das benachbarte Gebiet bis Kismaju, 
von wo die deutjche Schugherrjchaft zurüdgezogen wird, anzuerfennen. 

In der That hat der Sultan von Sanjibar gegen eine Abfindungsjumme 
von 4 Millionen Mark auf jeine Hobheitsrechte über den Küftenjtreifen jammt 
dejfen Zugehörungen und die Injel Mafur verzichtet und das Deutjche Neich 
iſt am 1. Januar 1891 in den Beſitz diejer Gebiete getreten. ') 

Ein Landftreifen jüdlich des Novuma bis nahe an das Cap Delgado 
itand früher ebenjo wie der KKüftenftreifen unter der Hoheit des Sultans von 
Sanjibar. Da jedoch die deutjche Regierung das Yand bis zum Rovuma 
thatjächlih in Bejig nahm, glaubte Bortugal die Kolonie Mozambique bis 
zum Novuma ausdehnen zu fünnen. Auf erhobenen Einſpruch erkannte jedoch 
Portugal an, daß die Grenze durch die Linie 10° 40° jüdl. Breite vom Meere 
bis zum Zujammentreffen mit dem Novuma gebildet werden joll, jo daß die 
Rovuma Mündung in das deutiche Schuggebiet fällt. (Bergl. Dentjchrift 
betr. das ojtafrifanische Schußgebiet. Beilage z. Kol-Bl. 1894 ©. 16.) 

In theilweiler Ausführung des Art. I des Vertrags vom 1. Juli 1890 
it Durch ein Abkommen zwiſchen der deutichen und englischen Regierung vom 
25. Juli 1893 über die Feitiegung der Grenze zwiichen dem Kilima-Ndſcharo 
und der ojtafrifanischen Küfte (Kol. Bl. S. 370 F.) dieſe Feſtſetzung in der 
Weije erfolgt, daß nach $ 1 die Grenzlinie an der Hüfte am Hochwaſſerſtand 
des Nas Gimbo beginnt und von dort in gerader Linie bis zu dem Punkte 
läuft, wo 3°? 40°‘ 40,,* jüdl. Breite das Oſtufer des Jipe Sees jchneidet. 
An der Hüfte läuft die Grenze vom Indischen Ocean dem nördlichen Ufer des 
Jimbo-Creeks entlang, jo daß der Strand in die englische Interejleniphäre 
fällt, bis zur öftlichen Ausmündung des Ngobwe Ndogo, folgt dann dem 
öftlichen Ufer des Ngobiwe bis zu jeinem Ende und wird von dort bis zu 
dem Punkte, wo die oben bejchriebene gerade Linie zwiſchen Nas Jimbo und 


Kol. Bl. 1891 S. 1. — Ta Frankreich im Jahre 1862 im Vertrage die Souveränität 
des Sultans von Sanlibar über die Inſel Sanfibar wie über die feitländischen Beſitzungen 
und die Inſel Mafia anerkannt hatte, wurde die Zuſtimmung Frankreichs zur Erwerbung 
der fraglichen Gebiete jeitens des deutichen Reiches erholt (Wal. Kol.“Bl. 1890 ©. 331 ff.) 
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dem Jipe-See die Ufererhöhung von Jaſſini trifft, fortgeführt. Von dem in 
8 1 gefennzeichneten Punkte am Jipe-See folgt die Grenzlinie dem Dftufer 
des Jipe-Sees, geht dann um das Nordufer des Sees herum, geht den Luvi— 
Fluß überjchreitend dem nördlichen Waflerftand des Rufu-Fluſſes, bezw. des 
Rufu-Sumpfes entlang bis zu einem Punkte, der eine englijche Meile öſtlich 
von der deutjchen Straße liegt, die von der Marangu-Station an die Küjte 
führt. Von hier läuft fie zur höchften Spige vom Diehala-Hügel gemäß der 
Einzeihnung in der dem Abkommen beigefügten Karte. Sodann jchneidet die 
Grenzlinie den Dichala-See in zwei gleiche Theile. Bon der Nordjeite diejes 
Sees läuft fie in der Entfernung von einer englischen Meile weitlich von der 
in der Karte eingetragenen Wegroute bis zur geographiichen Breite des ſog. 
Ujewi-Lagers und wird von da ab in einer Entfernung von einem Kilometer 
jüdweitlich diefer auf der Karte bis Laitofitof laufenden Wegroute bis zu dem 
Punkt fortgeführt, wo fie den Ngara Longei Rongei) durchichneidet. 

Nach der durch den deutjchengliichen Vertrag vom 1. Juli 1890 vor- 
genommenen Abgrenzung eritredt ſich das oftafrifanische Schußgebiet, welches 
aus drei Theilen bejteht, nämlich dem im Schugbriefe vom 27. Februar 1885 
aufgeführten Gebiete, dann dem vom Sultan von Sanfibar erworbenen Küjten- 
jtreifen mit der Inſel Mafia und dem jonjtigen durch die internationalen Ab— 
machungen mit England und Portugal abgegrenzten Gebiete (der jog. Intereſſen— 
iphäre) vom Cap Delgado im Süden, wo es an die portugiefiihe Provinz 
Mozambique angrenzt, bi zum Fluß Umbe im Norden. Im Weiten erjtrect 
ji) das Gebiet bi8 zum Nyafia-See und dem Victoria-Nyanze, bezw. der 
Ditgrenze des Ktongo:Staates.') Im Dften wird es vom Indiichen Ocean 
begrenzt. Zum Scußgebiete gehört auch die Injel Mafia. Das Ddeutjche 
Dftafrifa, welches einen Umfang von ca. 995,000 7] km hat, jtellt eine Reihe 
von terrafjenartigen Plateaubildungen dar; durch den öftlichen Theil Afrikas 
von Abefiynien nach Natal hinunter zieht fich nämlich ein einheitlicher Gebirgs- 
rücden, der im Kenia- und Kilima-Ndſcharo-Stock eine Höhe von mehr als 
20,000 Fuß erreicht. Von bier aus fällt das Gebiet in Terrafien nach der 
Küfte ab, jo daß auf verhältnigmäßig engem Raume alle Zonen der Erde über 
und nebeneinander liegen. Natürlich it die Fruchtbarfeit der einzelnen Gebiete 
verjchieden, aber zweifellos jind weite Streden von außergewöhnlicher Frucht: 
barfeit vorhanden, zumal es in Oftafrifa, das zwei Negenzeiten hat, nicht an 
der nöthigen Feuchtigkeit fehlt. Die Folge diefer Urjachen iſt eine große Viel— 
jeitigfeit der Kulturen im Deutjcheoftafrifanischen Gebiete, von der Küſte an, 
wo die heiße Tropenjonne die Gewürze, wie Pfeffer und Nelken ausfocht, wo 
die Baumwollenftaude und der Tabak gedeiht, zu den höheren Landichaften, 
wo die Kaffeeftaude wächſt, bis in die Gebiete hinein, die klimatiſch dem jüd- 
fichen und mittleren Europa entjprechen und darüber hinaus bis zur Bone 
des ewigen Eiſes. 

Was die Bevölkerung anlangt, jo bejteht die Küftenbevölferung zum größten 
Theile aus Suahelis, einem Mijchvolfe, durchjegt mit Somalis, Gallas, Arabern 
und WVölferjchaften des inneren Afrikas mit einer eigenthümlichen Sprache, 


" Durch Notenwechiel zwiſchen dem Generaladminiftrator des Kongoftaates und dem 
Auswärtigen Amt vom 1. bezw. 25. Auguſt 1885 wurde vereinbart, daß die Grenze zwiſchen 
dem Kongoftaate und Oftafrita bilden ſolle der 30.° öftl. Länge von Greenwich bis 1° 20‘ 
füdl. Breite und eine gerade Linie von dieſem Schnittpunfte bis zum nördl. Ende des 
Tanganyla-Sees, die Mittellinie des Tanganyla-Sees und eine gerade Linie vom Tanganpfa- 
See zum Monro’See über den 8° 30° ſüdl. Breite (Riebow a. a. O. ©. 323). 
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dem Kiſuaheli, im Charakter und Veranlagung ſich von anderen Negervölfern 
wenig unterjcheidend; theilweife find jie Muhamedaner. Weiter im Innern 
wohnen die räuberifchen Mafjais, die Waluta, die Waſchenſi u. j. w., eine 
bunte Mujterfarte von allen möglichen Bölferjchaften. ') 

Nur ein fleiner Theil der Kolonie, namentlich einige Streden am Kilima⸗ 
Nojcharo, wird als Aderbaufolonie jich entwideln fünnen, im Webrigen wird 
jie den Charafter der Handels: und Plantagenfolonie behalten, als leßtere 
aber in nicht zu ferner Zeit im Stande jein, den größten Theil der in Deujc)- 
land benöthigten Kolontalwaaren zu erzeugen. 


8 12. E. Bas Gebiet der Heu-Guinea-Kompagnie.?) F. Das Schußgebiet 
der Marfchalls-Infeln. °) 


E. Tas Gebiet der Neus&nineastompagnie. 


I. Daß in der Südjee und auf deren zahlreichen Inſeln jchon jeit längerer 
Zeit deutjche Interefjen vorhanden waren, hatte jich bereits bei den Verhand— 
lungen des Neichstages über die jog. Samvavorlage gezeigt und war aud) 
von feiner Seite in Abrede gejtellt worden, nur darüber war Streit gewejen, 
ob dieje Interejjen erheblich genug wären, um ein Eintreten des Reichs zu 
veranlafjen und zu rechtfertigen. Da die Ablehnung der Samoavorlage glüd- 
licher Weije nicht die Folge gehabt hatte, daß die in der Südſee thätige 
deutſche Handels und Nlantagengejellichaft zu Grunde ging, diejelbe ſich viel⸗ 
mehr erhielt und ſogar ihre Geſchäfte auszudehnen im Stande war, ſo hatten 
ſich die deutſchen Intereſſen in der Südſee im Laufe der Jahre nicht unweſentlich 
vermehrt. Die genannte Geſellſchaft und neben und mit ihr die Firma Herusheim 
m Hamburg hatten nämlich allmälig die nördlich von Neu-Guinea gelegenen 
Injelgruppen von Neubritannien und Neuirland fat ausichließlich unter deutichen 
Einfluß gebradt. So jtark biedurch auch die Betheiligung deuticher Firmen 
an dem wirthjchaftlichen Leben in der Südſee geworden war, jo hätte jich doch 
wohl die Neichsregierung au einem Vorgehen in diejen Gebieten nicht veranlaßt 
gejehen, wenn nicht die auftraliichen Kolonien Englands, ausgehend von der 
Anicht, daß ganz Aujtralien von Nechtsiwegen ihnen gehöre, wiederholt den 
Verjuch gemacht hätten, die englische Negierung zur Bejigergreifung von Neu: 
Guinea und der übrigen unabhängigen Südjee-Inieln zu bewegen. 

Um den Engländern zuvorzufommen, war im Frühjahre 1884 Herr von 
Hanjemann in Berlin, welcher jchon bei der Samoavorlage betheiligt war, mit 
einer Neihe eriter Berliner Bankhäuſer, welche die noch bei Baring in London 
befindlichen Aktien der Handels: und Plantagengejellichaft erworben hatten, 


*) Einen wegen ihrer Wohlhabenheit nicht unmichtigen Beſtandtheil der Bevölkerung 


bilden eir — Indier, die meiſt Kaufleute find. — VBgl. über die Bevölkerung von 
Dftafrita Kol-Bl. 1894 S. 106 
”) Charpentier, a. a. J S. 35. — Deutſche Kolonialpolitik Heft I S. 104 ff, 


Te. ı ff, 111 S. 78 fi, IV 3 ff. — „Tie Entwidelung der deutichen Interefien in 
der "Sübdiee während der —58 1880—85*, Deutſche Kolonialzeitung 1886 ©. 367. — 
Tadwicten m. Laiſer Wilhelmsland u. 1. w. feit 1885. — Noloniales Jahrbuch 

S. 244 ff, ©. 270 ff, 11 S. 255 ff, IV S. 301 fi, V_S. 268 ff. VI ©. 269 ff. 
— — 5 Koionialallas — S. 24 ff. — Heßler, a. a. O. S. 133 ff. 

Deutſche Kolonialzeitung II. 187, 789, 686, 714 fi — Kiepert's Deuticher 
Rolonialatlas, Sintähung © ©. 3UH. — Soloniales Jahrbud I 5. 265 ft., ITS. 288 ff, 
IU ©. 264 ff. IV S. 811 ff, V S. 265 fi, VI S. 274 ff. — —— über das Schutz— 
gebiet der ——2 Inſeln, Beilage 3. Kö Bl. jan € . 258—261 
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zujammengetreten und hatte veranlaßt, dat die genannte Gejellichaft einen mit 
den auftraliichen Verhältnifien vertrauten Reijenden, Dr. Finſch, mit pafjenden 
Begleitern nach Sydney abjendete. Nach diejen Vorbereitungen mwendeten jich 
die Banquiers v. Hanjemanı und v. Bleichröder am 27. Juni 1884 in einem 
Schreiben an den Neichsfanzler, worin jie darlegten, daß die deutſche Handels— 
und Plantagengefellichaft der Südjce-Injeln Namens und im Auftrage einer 
Anzahl von zu einer Kolonialgejellichaft vereinigten Perjonen eine Erpedition 
nach der Südjee abgejendet habe, um auf NewÖninea und anderen Inſeln 
der wejtlichen Südjee „Land im weiteften Umfange und in jolcher Weije zu 
erwerben, dab Sich hieraus unter Vereinigung mit dem Landbejig und dem 
weiteren Landerwerb an den beitehenden Niederlaffungen der deutjchen Handels- 
und Plantagengejellichaft in der weltlichen Südjee eine Kolonie bilden läßt, 
die zur Organijation und Entwidelung auf der gewünjchten Grundlage be— 
rähigt ift.* Auf Grund des Vorgetragenen wurde die Bitte gejtellt, „Dem 
Unternehmen bochgeneigteit Schuß angedeihen zu laſſen, ſoweit ſich hierzu die 
Beranlafjung bieten jollte.“ Der Reichskanzler antwortete am 20. Augujt 1884: 
„Die von Ihrer Genofjenichaft beabjichtigten Erwerbungen werden in dem- 
jelben Maße und unter den gleichen ‚Formen wie das hanjeatiiche Unternehmen 
in Südweſtafrika unter den Schuß des Neiches geitellt werden, jobald die 
Unabhängigkeit der Gebiete, deren Erwerbung von Ihnen in Ausficht gejtellt 
ijt, fejtgeitellt, aljo der Nachweis geführt wird, daß Ihre Anjprüche nicht mit 
wohlerworbenen Nechten anderer Nationen follidiren.“ 

Tags vorher war der faijerl. Gemeraltonjul in Sydney telegraphijch 
beauftragt worden, den faijerl. Kommiſſar in Neubritannien zu benachrichtigen, 
„Daß die Abjicht bejtehe, zumächjt im Archipel von Neubritannien ımd auf 
dem außerhalb der berechtigten Interejjeniphäre der Niederlande und Englands 
liegenden Theile der Nordküjte von Neu-Guinea überall, wo deutjche Nieder: 
laſſungen bereits bejtehen oder in Ausführung begriffen find, alsbald die deutjche 
Flagge zu hiſſen und daß er ermächtigt jei, Landerwerbungen von Deutjchen 
in den bezeichneten Gebieten durch Abſchluß von Verträgen zu unterjtügen 
und vorbehaltlich aller wohlerorbenen Nechte Dritter als deutjches Eigen: 
thum einzutragen. * 

Die von der deutjchen Handels: und Plantagengejellichaft ausgejendete 
Erpedition erreichte ihren Zwed und am 17. Dezember 1884 telegraphirte der 
kaiſerl. Kommiſſar in Neubritannien an das Auswärtige Amt: „Die von Reichs: 
angehörigen gemachten Landerwerbungen jind durch Abjchluß von Verträgen 
mit den Häuptlingen unterjtügt worden. Zum Schutze derjelben haben unjere 
Kriegsichiffe an einigen Punkten der Nordfüfte von Neu-Guinea, öjtlich von 
der niederländijchen Grenze und im Neu-Britannia-Archipel die deutſche Flagge 
gehißt.“ Darauf hin wurden durch Erlaß vom 23. Dezember 1884 die faijerl. 
Sejandtichaften in London, Paris, Madrid, Liffabon, Haag, Brüfjel, Wajhington, 
Nom, Wien, Petersburg, Kopenhagen und Stodholm beauftragt, die betreffenden 
Negierungen davon amtlich in Kenntniß zu jegen, daß, nachdem auf der öjtlich 
von der niederländischen Grenze gelegenen Nordfüfte von Neu:Guinea und auf 
den Inſeln im neubritannischen Archipel Angehörige des Deutjchen Reichs 
‚Faftoreien begründet und durch Kaufverträge mit den Eingeborenen Land 
erwerbungen gemacht haben, die betreffenden Gebiete, vorbehaltlich der wohl- 
erworbenen Nechte Dritter, unter den Schuß Sr. Majeftät des Katjers geſtellt 
worden jind und die deutjche Flagge zum Zeichen der Beligergreifung daſelbſt 
gehißt worden ift. 
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Auch hier hatte das Deutſche Reich mit dem Widerſtreben Englands zu 
fünpfen und waren längere Verhandlungen nothwendig, bis endlich im April 
1885 eine Abmachung mit England zu Stande fam, welche die beiderjeitigen 
Intereſſenſphären abgrenzte. 

Der Inhalt diejer Vereinbarung über die Grenze zwijchen den englischen 
md den deutichen Proteftoraten ergibt fich aus einer Note des Lord Granville 
an den deutichen Botichafter in London vom 25. April 1885 und einer Note 
des Vehteren an den Erjteren vom 29. April 1885, imbaltlich welcher der 
deutſche Botjchafter erklärte, daß die deutiche Negierung den in der englijchen 
Note enthaltenen Vorſchlag annehme. Nach dieſem Borjchlage ſollte die deutſch— 
engliſche Grenze laufen: „Ausgehend von der Küſte in der Nähe von Mitre 
Rod auf dem 8° ſüdl. Breite und dieſem Grade folgend bis zu dem Punkte, 
wo derielbe von dem 147° öftl. Länge durchichnitten wird, dann in einer 
geraden Linie in nordweſtlicher Richtung auf den Punkt zu, wo der 6° jüdl. 
Breite den 144° öſtl. Länge jchneidet, und weiter in nordwejtlicher Richtung 
bis zum Schneidepunft des 5° ſüdl. Breite und 141° öjtl. Länge. Dieje 
Linie würde ein Areal auf der deutichen Seite von ungefähr 67,000, auf der 
engliihen Seite von ungefähr 63,000 Quadratmeilen ergeben und nahezu mit 
der natürlichen Waſſerſcheide zuſammenfallen.“ 

Auch mit Frankreich hat ſich das Deutiche Neich in dem bereits früher 
wähnten Uebereinfommen vom 24. Dezember 1885 hinjichtlich ihrer beider: 
jeitigen Befigungen in der Südſee auseinandergejegt. In Ziffer 4 diejes Ver- 
trags heist es nämlich: „Die deutſche Regierung verpflichtet ich, gegenüber der 
manzöftjchen nicht® zu unternehmen, was eine eventuelle Beltgergreifung der 
Inſeln und Riffe, welche die Gruppe der „Injeln unterm Wind“ in der Südjee 
bilden und an den Tahiti: oder Gejellichafts:Archipel anichließen, durch Fran: 
reich hindern Fünnte ; fie übernimmt dieſelbe Berpflichtung bezüglich des Archipels 
der NeusHebriden, welcher in der Nähe von Neu-Kaledonien Liegt. Die 
franzöjtiche Negierung übernimmt für den Tal, dab Frankreich von einer der 
oben erwähnten Inſelgruppen Befig ergreift, die Verpflichtung, die von deutichen 
Staatsangehörigen erworbenen Nechte zu achten, namentlich bezüglich der An- 
werbung von eingeborenen Arbeitern und ich zu dieſem Zweck mit der faijerl. 
deutichen Negierung ins Einvernehmen zu jegen.“ 

Die Perjonen, auf deren Veranlaſſung die erwähnte Expedition nach der 
Züdfee ausgeiendet worden war, hatten bereits am 26. Mai 1884 eine 
Kolonialgejellichaft unter dem Namen „New Öuineasftompagnie* nach Maßgabe 
der Beitimmungen des preußiſchen Landrechts gegründet, welcher die „Dentiche 
Handel und Plantagengejellichaft der Südjee-Infeln“, ſowie die Firma 
Robertſon und Hernsheim beitraten, indem fie für die Zukunft auf die Ab- 
ſchlißzung von Berträgen mit den Eingeborenen über Land» und Grund: 
berechtigungen auf eigene Rechnung innerhalb des Schuggebiets unter Wahrung 
der vorher erworbenen Eigenthumsrechte verzichteten. 

Diejer „Neu-Guinea-Kompagnie“ wurde am 17. Mat 1885 ein Kaiſer— 
licher Schugbrief verliehen (vgl. Nr. 117 des Deutichen Neichsanzeigers vom 
21. Mai 1885). Derjelbe lautet nach Weglaſſung des üblichen Eingangs und 
Schluffes wie folgt: 

„Nachdem Wir im Auguft 1884 einer Gemeinichaft von NReichsangehörigen, 
melde inzwijchen den Namen „Neu-Guinea-Kompagnie“ angenommen hat, für 
em von derjelben eingeleitete Kolonialunternehmen auf Inielgebieten im weit 
Iihen Theile der Südjee, welche nicht unter der Oberhoheit einer anderen 
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Macht stehen, Unjeren Schuß verheigen hatten; nachdem dieje Kompagnie durch 
eine von ihr ausgerüftete Expedition in jenen Gebieten unter Kontrole Unjeres 
dortigen Kommijjars Häfen und Küftenjtreden zum Zwede der Kultur und 
zur Einrichtung von Handelsniederlaffungen erworben und in Bejig genommen 
hat, und demnächit auf Unjeren Befehl dieje Gebiete durch Unjere Kriegsichiffe 
unter Unjeren Schuß gejtellt worden jind; nachdem die beiden Handelshäufer, 
welche in einem Theile jener Gebiete jchon früher Faktoreien errichtet und 
Grundeigenthum erworben hatten, der Kompagnie beigetreten find, umd nach: 
dem die Kompagnie, rechtlich) vertreten durch Unjeren Geh. Kommerzienrath 
Adolf von Hanjemann, nunmehr angezeigt bat, daß jie e3 übernehme, die zur 
Förderung des Handels und der wirthichaftlichen Nutzbarmachung des Grund 
und Bodens, jowie zur Herjtellung und Befeſtigung eines friedlichen Verkehrs 
mit den Eingeborenen und zu deren Civiliſirung dienlichen jtaatlichen Ein— 
rihtungen in dem Schußgebiet auf ihre Koften zu treffen und zu erhalten, 
auch damit den Antrag verbunden hat, daß ihr zur Erreichung diejes Zweckes 
durch einen Kaiſerlichen Schugbrief das Necht zur Ausübung landeshoheitlicher 
Befugniſſe unter Unjerer Oberhoheit zugleich mit dem ausjchlieglichen Recht, 
unter der Oberaufficht Umjerer Regierung berrenlojes Land in Bejit zu nehmen 
und darüber zu verfügen, umd Verträge mit den Eingeborenen über Land und 
Grundberechtigungen abzujchließen, verliehen werden möchte, jo bewilligen Wir 
der Neu-Guinea-Kompagnie diefen Unjeren Schußbrief und betätigen hiermit, 
dag Wir über die betreffenden Gebiete die Oberhoheit übernommen haben. 
Dieſe Gebiete find die folgenden: 

1. Der Theil des Feſtlandes von Neu-Guineaq, welcher nicht unter engliſcher 
oder niederländiicher Oberhoheit jteht. Diejes Gebiet, welches Wir auf 
Antrag der Kompagnie „Kaijer Wilhelmsland“ zu nennen gejtattet 
haben, erjtreckt jich an der Nordojtküjte der Injel vom 141° öjtlicher 
Länge (Greenwich) bis zu dem Punkte in der Nähe von Mitre Rod, 
wo der 8° jüdlicher Breite die Küſte jchneidet und wird nach Süden 
und Weiten durch eine Linie begrenzt, welche zunächjt dem 3. Breite: 
grade bis zu dem Punkte folgt, wo derjelbe vom 147° öftlicher Yänge 
Durchichnitten wird, dann in einer geraden Linie in nordiweitlicher 
Richtung auf den Schneidepunft des 6° jüdlicher Breite und des 
141° öjtlicher Länge zuläuft und von hier nach) Norden, diejem Längen: 
grade folgend, wieder das Meer erreicht. 

2. Die vor der Küſte diejes Theils von Neu-Öuinea liegenden Inſeln, 
jowie die Injeln des Archipels, welche bisher als der von Neubritannien 
bezeichnet worden it und auf Antrag der Kompagnie mit Unjerer 
Ermächtigung den Namen „Bismard-Archipel“ tragen joll und alle 
anderen nordöftlih von Neu-Guinea zwijchen dem Aequator und dem 
3° jüdlicher Breite und zwiichen dem 141 und 154° öjtlicher Yänge 
liegenden Inſeln. 

Ingleichen verleihen Wir der bejagten Kompagnie gegen die Verpflichtung, 
die von ihr übernommenen jtaatlichen Einrichtungen zu treffen und zu erhalten, 
auch die Kojten für eime ausreichende Kechtspflege zu beitreiten, biemit Die 
entiprechenden Rechte der Landeshoheit zugleich mit dem ausjchließlichen Nechte, 
in dem Schutzgebiet herrenlojes Land in Bejit zu nehmen und darüber zu ver: 
fügen und Verträge mit den Eingeborenen über Land: und Grundberechtigungen 
abzuschließen. Das Alles unter der Oberaufjicht Unjerer Regierung, er, e 
dies zur Wahrung früherer wohlerworbener Eigenthumsrechte und zum Schuß 
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der Eingeborenen erforderlichen Beitimmungen erfafjen wird. Die Ordnung 
der Nechtöpflege jowie die Negelung und Leitung der Beziehungen zwijchen 
dem Scuögebiete und den fremden Negierungen bleiben Unjerer Regierung 
vorbehalten. Wir verheißen und befehlen hiemit, daß Unjere Beamten und 
Offiziere durch Schu und Unterftügung der Gejellichaft und ihrer Beamten 
in allen gejeglichen Dingen diejen Unjeren Schugbrief zur Ausführung bringen 
werden. 

Diejen Unjeren Kaiſerlichen Schugbrief gewähren wir der Neu:Öuinea- 
Kompagnie unter der Bedingung, daß Diejelbe bis jpäteitens ein Jahr vom 
heutigen Tage ab ihre rechtlichen VBerhältniffe nach Maßgabe der deutjchen 
Gejete ordnet, daß die Mitglieder ihres Vorjtandes oder der jonjt mit der 
Leitung betrauten Perjonen Angehörige des Deutjchen Reiches find, unter dem 
Vorbehalt jpäterer Ergänzungen dieſes Unſeres Schußbriefes und der von 
Unjerer Regierung zu ſeiner Ausführung zu erlafjenden Beftimmungen, jowie 
der m Ausübung Unjerer Oberhoheit über das Schußgebiet ferner zu treffenden 
Anordnungen, zu deren Befolgung die Kompagnie bei Verluft des Anjpruchs 
auf Unjern Schutz verpflichtet tt." 

Als die Neu-Guineasftompagnie im Sabre 1886 ihre Gebietserwerbungen 
auf drei zur Gruppe der Salomons-Inſeln gehörige Inſeln, nämlich Die 
BougainvilleInjel, die Choiſeul-Inſel und die Iſabel-Inſel, auf welchen ein 
deutjches Kriegsichiff die deutſche Flagge gehißt hatte, ausdehnte, erhielt jie 
einen neuen Kaiſerl. Schutbrief, welcher folgenden Wortlaut hat: 

„Bir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutjcher Kaiſer, König von Preußen ıc., 
thun fund und fügen hiermit zu wilfen: Nachdem die Neu-Guinea-Kompagnie 
im Berlin das Anfuchen gejtellt hat, daß diejenigen Inſeln dev Salomonsgruppe, 
welche nördlich der zwijchen Unjerer und der Königlich großbritanniſchen Ne: 
gierung unter dem 6. April 1836 vereinbarten Scheidungslinie liegen, mit 
ihrem Schußgebiet vereinigt werden, die Neu-Guinea Kompagnie ſich auch bereit 
erflärt hat, unter Unſerer Oberhoheit nach Maßgabe der Beitimmungen Unſeres 
Schugbriefes vom 17. Mai 1835 die Herrichaft über die vorerwähnten Inſeln 
zu übernehmen, und nachdem die letzteren hierauf durch den dazu beauftragten 
Offizier eines Unſerer Kriegsichiffe unter Unjeren Schuß gejtellt worden jind, 
jo bewilligen wir der NewGuinea-Kompagnie für die Eingangs gedachten 
Injeln der Salomonsgruppe diejen Linjeren Schugbrief nach Mahgabe der 
Beitimmungen Unferes Schugbriefes vom 17. Mai 1885 und bejtätigen hiermit, 
das Wir über dieſe Injeln die Oberhoheit übernommen haben. Zu Urkund 
dejien haben Wir diefen Unſeren Schugbrier Höchjteigenhändig vollzogen und 
mit Unjerem Kaiferlichen Inſiegel verſehen laſſen. Gegeben Berlin, den 13. Dez. 
18356. Wilhelm Im Vertretung des Neichskanzlers: Graf Bismarck.“ 

Kaijer Wilhelmsland, der nordöjtliche Theil von Neu-Guinea, umfaßt etwa 
181 600 7) Kilometer oder 3300 [7] Meilen; der Bismard:Archipel bat einen 
Flächeninhalt von etwa 40000 ) Kilometer oder 950 |] Meilen, die Salomons- 
Inſeln von etwa 22200 7] Kilometer oder 400 I) Meilen, zuſammen circa 
250000 [I Kilometer oder circa 4650 (7) Meilen. 

II. Nachdem durch die bereits erwähnte Vereinbarung vom April 1885 
die Abgrenzung der deutjchen und englischen Befigungen auf Neu:Guinea jelbit 
erfolgt war, fam eine am 6. April 1886 in Berlin abgeichloffene Abmachung 
zu Stande, welche die deutichen und englüchen Machtiphären im „Wejtlichen 
Stillen Ocean“, nämlich demjenigen Theile des Stillen Oceans, welcher zwijchen 
dem 15° nördlicher Breite und dem 30° jüdlicher Breite und zwiſchen dem 
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165. Längengrad wejtlich und dem 130. Längengrad öjtlich von Greenwich 
liegt, endgültig abgrenzte. 

Zum VBehufe diefer Abgrenzung wurde eine Demarfationslinie im weit- 
lichen Stillen Dcean vereinbart, ausgehend von einem Punkte in der Nähe von 
Mitre Rod an der Nordoftfüfte von Neu-Guinea unter dem 8° jüdlicher Breite, 
welcher die Grenze zwilchen den deutjchen umd den britijchen Beſitzungen an 
jener Küjte bildet und diejem Breitenparallel folgend mehrere auf den der Vers 
einbarung beigegebenen britijchen Admiralitätsfarten verzeichnete Punkte berührt, 
nämlich Punkt A.: 8° jüdl. Br., 154° öjtl. L.; Punkt B: 7° 15° füdl. Br., 
155° 25° öjtl.2.; C: 7° 15° ſüdl. Br., 155° 35° öjtl.2.; D: 7° 25° ſüdl. Br., 
156” 40° öjtl.2.; E: 8° 50° jüdl. Br., 159° 50° öjtl. 2.; F: 6° nördl. Br., 
173° 30° öftl. &.; G: 15° nördl. Br., 173° 30° öſtl. &. Deutjchland ver- 
pflichtete jich, weder Gebiet3erwerbungen zu machen noch Schußherrichaften 
anzunehmen, noch der Ausdehnung britischen Einflujjes entgegenzutreten und 
alle früheren Gebietserwerbungen und Schugherrichaften aufzugeben in dem: 
jenigen Theil des wetlichen Stillen Oceans, welcher im Diten, Südoſten oder 
Süden von der erwähnten Theilungslinie liegt. Die gleiche Verpflichtung 
übernahm Großbritannien Hinfichtlich desjenigen Theil des weftlichen Stillen 
Oceans, welcher im Weſten, Nordwejten oder Djten von der erwähnten Theilungs- 
linie liegt. 

Sleichzeitig wurde beftimmt, daß wenn fernere Vermefjungen ergeben 
jollten, daß irgend welche Injeln, die jegt auf den erwähnten Karten, als auf 
der einen Seite der bezeichneten Theilungslinie angegeben find, in Wirklichkeit 
auf der anderen Seite liegen, die Linie jo geändert werden joll, dat dieſe 
Inſeln auf derjelben Seite der Yinie erjcheinen, auf welcher fie gegenwärtig 
auf den erwähnten Karten angegeben find. 

Keine Anwendung findet die Vereinbarung auf die Schiffer-Injeln (Samoa), 
mit welchen Deutjchland, Großbritannien und die Vereinigten Staaten Verträge 
abgejchloffen haben, noch auf die Freundſchafts-Inſeln (Toga), mit welchen 
Deutſchland und Großbritannien Verträge abgeſchloſſen haben, noch auf die 
Niué-Inſel (Savage-Inſel), welche Injelgruppen nach wie vor cin neutrales 
Gebiet bilden jollen, noch) auf irgend welche Injel oder Plätze im mejtlichen 
Stillen Ocean, welche jegt unter der Souveränetät oder dem Schuß irgend 
einer anderen zivilifirten Macht außer Deutjchland oder Großbritannien ftehen. 

Im Anschluß an diefen Vertrag, durch welchen die Marjchall Brown: umd 
Providence-Inſeln in die deutjche Interefienjphäre fielen, wurde am 10, April 
1886 eine weitere Erflärung betreffend die gegenjeitige Handels: und Verfehre- 
freiheit in den deutſchen und englischen Bejitungen und Schußgebieten im 
weitlichen Stillen Ocean, vereinbart. ') 

Inhaltlich diejer Erklärung fam die deutiche und die englische Regierung 
überein, daß Die beiderjeitigen Staatsangehörigen befugt jein jollen, alle Be 
jigungen oder Schußgebiete des anderen Staates im wejtlihen Stillen Ocean 
zu bejuchen, ich daſelbſt niederzulafien, alle Art von Eigenthum dajelbit zn 
erwerben und zu bejiten und alle Art von Handel und Gewerbe, jowie von 
landwirtbichaftlichen und industriellen Unternehmungen zu betreiben unter den— 
jelben Bedingungen und Gefegen und im Genuß derjelben Freiheit des religiöjen 
Bekenntniſſes, desjelben Schuges und derjelben Privilegien, wie die Angehörigen 
desjenigen Staates, welcher dort Souveränetäts- oder Proteftoratsrechte ausübt. 


) Nachrichten u. j. w. 1886 II. 5. 54 ff. 
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für Gefeßgebung, Verwaltung und Htatiflik. 
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Dr. Georg Hirth und Dr. Mar v. Seydel. 


Jährlich 12 ſtarke Monatshefte; vierteljähriger Abonnementspreis Marf 4.—. 








Preis-Ermäßiaung der früheren Jahraänae. 
Bei neuen Abonnements wird oft mit Bedauern bemerkt, dan 
die Erwerbung der früheren Iahraänge der „Annalen“ mit fo 
großen Koften (Ak. 354.—) verknüpft fei, nnd der Wunſch aus- 
geſprochen, bei Bezug der volltändiaen Serie eine Preisermähigung 
eintreten zu laſſen. Um nun derartigen Wünſchen entgegenzukommen, 


haben wir uns entfclofen, nen eintretenden Abonnenten die 
Jahraäuge 1870-1879. 1881—1893 anftatt zu Alk. 368.— zu 


nur Mark 160.— 


m liefern, foweit der dazu befimmte Vorrath reicht. 

Der Preis der einzelnen Bande reſp. Zahrgänge bleibt wie 
mwor Alk. 16.— Die Iahraänge 1568, 1869 und 1880 ind ganz 
vergriffen. 

Die „Annalen des Deutſchen Beides“, jeit 1868 ericheinend, find als 
praktifd; - wilenfchaftlicyes Quellenwerk wichtig für Miniſterien, 
Besirks-Regierungen, Magiſtrate, Landräthe, Confuln, für Gerichte 
aller Inftangen, Reichs- und ZLandtaasabarerdnete, Advohkaten, 
Botare, Zollämter, Handelskammern, BRedartionen und arößere 
' Bibliotheken. 


BE Guterejienten steht ein alphabetiſches Gefammt-Renifter über die 
Jahrgänge 1868 bis 1894 der „Annalen aratis zur Verfügung. 
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Adler, Dr. Georg, Brofejior der Nationalökonomie in Bajel, Die Sozialreform und der Kauf 
mannsjtand (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutjchen Reichs 1891.) 4 Bogen 
ar. 8°. Preis broid. ME. 1.50. 

Aufſeß, O. Schr. v., fol. bayer Oberreg-Rath und kaiſerl. Neichsbevollmächtigter für Zölle und 
Steuern, Die Zölle und Steuern, jomwie die vertragsmäßigen auswärtigen 
Handelsbeitimmungen des Deutſchen Neiches. Bierte, volljtändig umgearbeitete 
Auflage. 1893. 19'/s Bogen gr. 8%, Preis broſch. Mt. 2.50, geb. Mt. 3.25. 

Bornhal, Conrad, Das deutſche Arbeiterredht. 12 Bogen ar. 8%. Brojdirt ME. 3— 
(Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutſchen Reichs, 1892.) 

Dehn, Paul, Zur Einführung der Reichspoſt-Sparkaſſen. 1884. 54 Seiten, gr. 8°. Dit. 1.0. 

Der Berfajier hat in jeiner neuen Schrift ein umfajjendes Material zur Charakteriftit und 
Beurtheilung der Poſtſparkaſſen vom vollswirthichaftlichen Standpunkt aus zujanımengetragen. 

Dyrofi, Dr. Anton, Rechtsſatzung und Geſetz, zu nächſt nach bayeriſchem Staatäreht 

7’ Bogen gr. 8%. ME. 1.50. (SeparatAbdruck aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1889) 

Felſer, 5, fol. bayer. Oberzollvath, Das Tabaksmonopol und die amerilanijhe Tabat 
Steuer. Eine jtaatswirtbichaftliche Unterſuchung der Tabakbeſteuerungsſyſteme, zugleich eine 
Entgegmung auf den G. M.-Artifel der Allgemeinen Zeitung: „Borbereitende Studien zur 
Einführung des Tabakmonopols in Deutichland“. 1878. Mt. 1—. 

Felſer, F-, Aal. bayer. Oberrechnungsrath, Zur Tabatitenerirage. Abwehr gegen die kritiicen 
Nachträge zu den Dr. Mayr'ſchen Studien über das Tabatmonopol. 1878. 50 Fi. 
Sranfenitein, Dr. Kuno, Die deutihe Fabrikinſpektion, ihre Thätigkeit im Jahre 18% 

und ihre Reform. 4° Bogen, gr. 8%. Broſchirt Mt. 1.50. (Separatabdrud aus den 
e Annalen des Deutichen Reichs 1892.) 
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Albrecht Dürer’ Ss Randzeichnungen zum Gebetbuche des Kaisers Maxi- 


milian I. 52 Blätter gr. Folio, Zweite 
Auflage. Preis broschirt M. 15. —. (Liebhaber- Ausgabe || 
M.20.—.) Auch als »HAUS-CHRONIK« erschienen. 
Preis broschirt M. 16.—, in Schweinsleder gebunden 
M. 30.— iauf feinsten Velin-Büttenpapier je um M. 6.— 
mehr). 

Fs ist dies Jie erste auf photographischen Wege hergestellte 
Fassimmile-Ausgabe der berühmten Durer'schen Randzeichnungen. Ange- 
fügt sind derselben jene acht Randzeichnungen, welche in der Regel Lucas 
Grrmacdh zugeschrieben werden. 


Neue Briefe mit alten Bildern. 


Sechs Serien. Jede Serie 24 Briefbogen und Couverts 

nut altdeutschen Vignetten von Dürer, “Burgkmair, 

‚Inmman, Cranach, Beham, Aldegrever, Frangois Boucher exc. 
Preis der Serie in Carton M. ;.—. 


Neue Briefe mit religiösen Bildern. 


* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
* 
% 
Zwei Serien à 24 Brief bogen (ohne Couverts}ä Serie M. 2.—. | 
* 
* 
* 





„Dem Bedürfnis vach apart eleganten und geschmackvollen Ausschmückungen von Briefen und Brief- 
souverts entgegenzukommen, hat der Herausgeber des »Formenschatzess eine Reihe von Serien Briefbogen mit alten 
Bildern nach Originalien von Uurer, Burgkmair m. 5. w. publizirt, Der allerlieiste Gedanke, Jer einer guten Aufnahme 
sicher ist, wurde sehr praktisch durchgefuhrt, indem auf dem besten Handpapier sowohl die Bogen wie die Enveloppen 


mit Jen verschiedenartigsten Darstellungen der genannten Meister geschmückt sind,» (Drivsiteuer Jeurwal.) 


Die Wunder von Maria Tell. Facsiniile-Reproduction der 25 Holzschnitte 


eines unbekannten deutschen Meisters um 13520. 
Kl. Folio. Preis in Mappe M. 16.—., 
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ltieses merkaurdige weder von hartseh noch von Passavant erwähnte Werk eines hervorragenden Meisters md 
) Zeitgenossen der Nurgkmair, Schäufelein und Springinklee umfassı 2; Blätter von je 1a cm Höhe und 14 cm Breite 
Kıldgrösse, mit drei- bis vierzeiligen, auf die verschiedenen Wunder bezüglichen Unterschriften. Unsere Reproduktion 
. 51, In nur 100 mummerirten Exemplaren, auf ächtes Büttenpapier mıt breitem Rand gedruckt. 
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Jost Amman’s Ehebrecherbrücke des Königs Artvs. 


* 
Facsimile-Reproduktionen des aus acht Blättern bestehenden Original-Holzschnittes. Preis: M. ı5 


Historisch-kritisch dargestellt von 

Bücher-Ornamentik der Renaissance Vrssan tl kan 

renaissance. do Seiten Text und 108 Tafeln. Klein Folio. Preis M. 40.—. Ist momentan 

vergriffen.) II Theil: Hoch- und Spät-Renaissance. 64 Seiten Test und 118 Tafeln. 
Klein-Folio. Preis M 28.— 

Di e zwei Bine enthalten im Ganzen 226% Tafeln, welche uns die lebendigste Anschamum. geben von der gawien 

Eutwii kelum 4 powraphiscehen Grwnmerik der Renaissance. von ihren Anufingen in Italien bis zu ihrem Verfall. als 

er Kupferstich die Oberhaud uber den Holzschnitt gewmm. Die reiche Fülle ‚es dargebotenen Materials, dıe geschickte 


Auswahl da us, sowie der das Ganze begleitende Text geben einerseits Zeugniss von den grossen Reiwchthum der 
Sammlung. andererseits von der ausserordentlichen Sachkenntmiss des Verfassers. (N. Lubke.) 


Die Mono rammisten At Dr.G.K. Nagler, fortgesetzt von Dr A. Andresen 


x C. Claus, 9 Lign. aM. 13.35, 0d. 5 Bde. compl. M. 1 20.— 
Nu gler's +\Monogrammisten» stehen einzig da als unentbehrliches Lexicon tür Sammler, Kenner und Freunde 


von Kapferstichen und Holzschnitten. Oelyemälden, Porzellan-, Majolica- Metallarheiten n. s. w. Die bisher erschienenen 


fünf starken Bänd le enthalten auf ca. on Seiten Nirchrichten Aber erun 15,000 Menegrammeisten vom Mitielalter bis anf 


die neuesten Zeiten 


Album für Frauenarbeit enthaltend klassische Motive für Weissstickerci, Bunt-, 


% Gold- und Applicationsstickerei, Spitzen-, Verschnür- | 
ungs- und Knüpfarbeit, sowie Weberei, Passementrie und Stoflbemalung. Herausgigeben von | » 
Georg Hirth. Serie IM. R 

Eine Sammlung von Portraits etc. aus der Zeit der Re- | 
Bilder T aus der Lutherzeit. formation in ———— Reproduktionen nach Holz- |. 
schnitten und Kupferstichen von Dürer, Cranach, Holbein u. a. Mit einem Vorwort von Georg 
Hirth. 1833. Xl. und go SS. in Folio, in Umschlag mit Cranach'scher Bordüre. Preis M. 2.— | 


Peter Flötner nach seinen Handzeichnungen u. Holzschnitten 


von Dr. pliil. J. Reimers, z. Z. Direktor des Provinzialmuseums in Hannover. 16 Bogen 
hoch ge mit 93 Il lustr ationen. — Ladenpreis broschiert 6 Mark. 

Die vorliegende Arbeit fül ) emen Nuruberger Künstier der ersten Hälfte des ı6 Jahrhunderts vor, von dem 
bis dahin sehr wenig bekannt geworden wer. Die eingehende Besprechmsz der Werke Flötner’s, Jie zahlreichen Illustrationen, 
sowie die ausführliche Beschreibung der emzelnen Werke des Meisters, durften diese Schrift zu einer willkommenen babe 
machen für jeden, welcher sich mit Jer dekorativen Kunst des 16. Jahrhunderis beschäftigen will 
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In allen deutjchen umd britijchen Beſitzungen und Schußgebieten im weit- 

fihen Stillen Dcean jollen die Schiffe beider Staaten in jeder Beziehung 
gegeneitig die gleiche Behandlung ſowohl wie die Behandlung der meijt- 
egünftigten Nation genießen, und Waaren jedweden Urjprungs, welche von 
den beiderjeitigen Staatsangehörigen unter irgend welcher Flagge eingeführt 
werden, jollen feinerlei anderen oder höheren Abgaben unterworfen fein, als 
denjenigen, welche von den Angehörigen des anderen Staates oder irgend einer 
dritten Macht eingeführt werden. Alle jtreitigen Anfprüche auf Land, welches 
vor Proflamirung der Souveränetät oder des Protektorats durch eine der 
beiden Regierungen von einem deutjchen Staatsangehörigen in einer britijchen 
Beſitzung oder einem britischen Schußgebiet oder von einem britiichen Staats: 
angehörigen in einer deutjchen Bejigung oder einem deutſchen Schußgebiet 
erworben ilt, jollen durch eine von den beiden Regierungen für diefen Zweck 
zu ernennende gemiſchte Kommiſſion unterjucht umd entjchieden werden. Der 
Anfpruch kann jedoch durch die Ortöbehörden allein entichieden werden, wenn 
derjenige, — den Anſpruch auf das Land erhebt, ausdrücklich hierauf an— 
trägt (Art. J 

Beide MEER verpflichteten ich ferner, in dem weftlichen Stillen 
Ozean feine Strafniederlafjungen einzurichten oder Sträflinge dorthin zu bringen 
(Art. V). Endlich wurde bejtimmt, daß in diejer Erklärung die Worte „Be— 
igungen und Schuggebiete im weltlichen Stillen Ozean” nicht auf die Kolonien 
bezogen werden, welche jet bereit3 vollftändig eingerichtete Regierungen mit 
geſetzgebenden Körperſchaften haben. 

Nach dieſer letzteren Beſtimmung fallen alſo unter die „Erklärung“ nicht 
die engliſchen Kolonien in Auſtralien und in der Südſee, welche die jogenannte 
Repräjentativ-Berfaflung haben, wohl aber Englijch-Neu-Guinea und die Be 
jigungen im jogenannten „Western Pacific“. ') 

Was das Klima im Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie anlangt, jo 
herrſcht auf den auſtraliſchen Inſeln durchweg ein feuchtes Tropenklima, das 
auf den kleineren Inſeln durch die See gemildert wird und für den Europäer 
angenehm und erträglich iſt. Zu Anſiedelungskolonien eignet ſich aber dieſes 
Schutzgebiet ebenſowenig wie das Schutzgebiet der Marſchall-Inſeln, wohl 
aber haben beide Gebiete alle Eigenſchaften, die zur Entwickelung als Handels— 
und Plantagen-Kolonien nothwendig find.?) 

Die Bewohner von Neu-Guinea gehören zu den Melaneſiern, welche in 
zahlreiche ſowohl in Sitten und Gebräuchen als auch in geiſtiger Beziehung 
ſehr von einander verſchiedene Stämme zerfallen. Die negerartigen Melaneſier 
im wejtlichen Theile werden Bapuas genannt, mit welchem Ausdrude übrigens 
auch häufig alle Melanefter bezeichnet werden. 

I. Das Schutzgebiet der Marjchall:,, Brown: und Provi— 
dence-Anjeln; es find dies drei fleine nordöftlich von Neu-Guinea beziv. 
den Salomons-Inſeln liegende Injelgruppen (Korallen-Injeln), von welchen im 
Oktober 1885 durch das deutſche Krigsichiff „Nautilus“ Beſitz ergriffen wurde, 
nachdem vorher mit den Häuptlingen der betreffenden Völkerſchaften ſog. 





N) Weber die Südfüfte von Neu-Guinea und die vor derielben liegenden Inſeln wurde 
im November das engliiche Protektorat erflärt, für das PBroteltoratsgebiet wurde ein Special- 
tommillär zur Verwaltung aufgeitellt. — Kol..Ztg. 1886 (III. Bo.) ©. 47 ff. — Colonial 
Office List 1883 S. 287 ff. 
— ee. ne Charakteriftit des Schußgebiets der N.-G.E in den Nachrichten u. |. w. 


Annalen des Deutihen Reihe. 1808. 88 
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Scugverträge abgejchlojfen worden waren. Zum Schuggebiete gehört auch 
„Pleajant Island“, eine fleine etwa 5 [Kilometer große Korallen-Infel, auf 
welche im Jahre 1888 die deutjche Herrichaft ausgedehnt wurde (Befanntmad)- 
ung des Kaiſerl. Kommifjairs dv. Jaluit vom 16. April 1888). 

Die größte Injel it „Salut“, welche mit einem guten Hafen verjehen iſt, 
und den Mittelpunkt des Handels für Mikroneſien bildet; hier befittt die Jaluit- 
gejellichaft, welche die Niederlaffungen der „deutjchen Handels- und Plantagen- 
Geſellſchaft der Südjeeinjeln“ und der Firma Nobertion und Hernsheim über: 
nommen bat, ihre Dauptfaftoreien. 

Das gejammte Schußgebiet umfaßt 400 Kilometer (7 Meilen) und 
wird von etwa 15000 Meifronefiern bewohnt. Das Haupterzeugniß bildet 
Kopra (die in Stüde gejchnittenen und an der Sonne getrodneten Sterne der 
Kokosnuß). 


Zweites Kapitel. 
Die Erwerbung der deutſchen Schutzgebiete. 


13. Die Gründung und Erwerbung von Kolonien im Allgemeinen.') 


I. Die Kolonien im e. ©. bilden vom Standpunkte des Völferrechts 
aus Beitandtheile des betreffenden Mutterjtaats, der Erwerb von Kolonien 
eines Staates durch einen andern Staat fann daher nur in der Wetje er: 
folgen, in der überhaupt fremdes Staatsgebiet erworben werden fann, nämlich 
durch Vertrag, bezw. die auf Grumd desjelben erfolgende Abtretung und 
durh Eroberung. 

Im Gegenjag zum Erwerb jchon bejtehender Kolonien ſteht die Neu— 
gründung von Kolonien auf bisher herrenlojem Gebiete. ES geichieht Dies 
durch Offupation, welche bewirkt, dab der offupirende Staat über das völfer: 
rechtlich herrenloje Gebiet die Souveränität erwirbt, wie an einer privat: 
rechtlich berrenlojen Sache durch Ofkupation Eigenthum erworben wird. Die 
„Herrenlofigfeit“ im Summe des Bölferrechts und die Herrenlofigfeit im Sinne 
des Privatrechts fallen aber durchaus nicht zuiammen. Allerdings kann eine 
Inſel oder em Stüd Yand jowohl in dem einen wie in dem andern Sinne 
herrenlos jein. Für die Eigenichaft eines Gebietes als eines völferrechtlich 
berrenlojen iſt es aber völlig gleichgiltig, ob die dasjelbe ausmachenden Grund: 
ſtücke ſich im Belige oder Eigenthume von Eingeborenen oder Europäern 
befinden oder nicht, aljo privatrechtlich berrenlos find oder nicht. 

Herrenlos im Sinne des Völferrechts ift nämlich alles Gebiet, das feiner 
ftaatlichen Herrichaft unterworfen it In Diejer Hinficht iſt nun zweifellos, 
daß alles Gebiet ſeinen Herrn hat, das der Gewalt eines zur völkerrechtlichen 
Gemeinschaft gehörigen Staatswejens unterjteht. Zur völferrechtlichen Gemein- 
ſchaft gehören aber alle chriftlichen Staaten von Europa, und die aus ehemaligen 


') ventner, das internationale Nolonialrecht S. 31 ff. — Bluntichli, das moderne 
Nölterrecht SS 278 ff. — Bulmerineq, das Vollerrecht in Marquardſen's an des 
öffentlichen Rechts 1 ©. 285 fi. — Martens— Berabobm, Völkerrecht IS. 351 — 
Martik in der Revue de droit international XIX (1887) Nr. 4 5. 370 # — — 
de droit international Bd. XX (1888) S. 604 ff. (Antrag Engelbartt: occupations des 
territoires). — Holtzendorff, Handbud) des Wölferrechts 11. ©. 255 ff. — Heimburger, 
der Erwerb der Gebietsbobeit 1 1888) S. 44 fi. — Salomon, L'oceupation des terri- 
toires sans maitre (1889). — Adam, Pölterrechtliche Otkupation und Deutiches Ktolonial- 
ftaatsrecht im ig für öffentl. Recht VIS. 198 fi. 
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Kolonien europäischer Staaten entjtandenen Staaten der neuen Welt, dann 
die Türfei mit ihren Vajallenjtaaten und eine Anzahl anderer nichtchriftlicher, 
namentlich auch muhamedaniicher Staaten, Berjien, China, Japan, Siam, 
Korea, Samoa u. j. w., welche die Grundſätze des europätjchen Völkerrechts 
als für jich bindend anerfennen, und auch mit europäijchen Staaten in Diplo: 
matiſchem Verkehr ftehen. Innerhalb diejer Gemeinjchaft bilden die auf der 
Grundlage chriſtlich-europäiſcher Eivilifation ruhenden Staaten eine engere 
Gruppe, indem dieſe Staaten das in ihren Gebieten geltende Privatrecht und 
öffentliche Necht unbedingt auch für ihre in fremdem Staatsgebiete jich auf: 
haltenden Angehörigen anerfennen.‘) Den übrigen in die völferrechtliche Ge- 
memnjchaft aufgenommenen (nichtchriftlichen) Staaten gegenüber geht dagegen 
die Sleichjtellung jeitens der europäiichen Staaten nicht joweit, indem Die 
Anerfennung des im Gebiete derjelben geltenden Rechts eine bejchräntte ift. 
Der in Perſien, China, Japan u. j. w. niedergelajjene Europäer wird nicht 
in jeder Beziehung als der fremden Staatsgewalt unterworfen betrachtet, er 
genießt bis zu einem gewiſſen Grade das Privilegium der Erterritorialität und 
it daher vor allem in Strafjachen und in Giviljachen nicht den Gerichten des 
Niederlaſſungsſtaats, jondern der Gerichtöbarfeit der diplomatijchen Vertreter 
md Konſuln jeines Heimathſtaates oder etwa bejonders eingerichteter gemifchter 
Gerichtshöfe unterworfen. Für die Frage, welche Gebiete als völferrechtlich 
herrenlos zu betrachten find, fommt übrigens der hier angedeutete Unterjchied 
zwischen den beiden Gruppen von Staaten nicht weiter in Betracht. Alles 
Sand, welches der Souveränetät eines der die völferrechtliche Gemeinschaft 
bildenden Staaten unterworfen ift, hat vom Standpunfte des Völferrechtes 
aus jeinen Herrn, tt daher nicht als herrenlos zu betrachten, und die Gründung 
einer Kolonie im eigentlichen Sinne iſt in einem jolchen Gebiete nicht möglich. 
Ebenjo ift es aber andererjeits zweifellos, daß ein Gebiet, welches von wilden 
Völferftämmen bewohnt ift, die es im ihrer politiichen Organijation über eine 
dorfmäßige Zujammenjchliegung nicht Hinausgebracht Haben und welche von 
den VBorjchriften des Völferrechtes weder Kenntniß haben, noch geneigt ſind, 
diefelben zu beobachten, und mit welchen daher auch ein regelmäßiger diploma= 
tiicher Verkehr nicht ftattfindet, als völferrechtlich herrenlos zu betrachten üft. 
Nun gibt es aber auch politijche Gemeimvejen, 3. B. im Innern don 
Arifa, die wir als Staaten anerfennen müſſen, da bei denjelben die Elemente 
eines jeden Staates, ein auf einem Gebiete jehhaftes, unter einer oberjten Ge- 
walt organifirtes Volk, gegeben jind,’) die aber zur völferrechtlichen Gemein— 
ihaft noch nicht gehören, da jie ich den Grundjägen des europäiſchen Völfer- 
rechts noch nicht unterworfen haben und auch mit den Staaten der völfer: 
rehtlihen Gemeinjchaft feinen diplomatischen Verkehr Dingen Man wird 
die von jolchen Staatsweſen beherrichten Gebiete nicht als völ rechtlich herren 


) Deshalb vertritt auch Martens (a. a. O. S. 181 ff.) die Anficht, dab das Geltungs— 
gebiet des Wölferrechtes ſich nur auf diejenigen Nöller beichränft, welche die elementaren 
Grundſätze der europäiſchen Kultur anerkennen, und will daher die Türkei und alle 
muhamedaniſchen Staaten von der völkerrechtlichen Gemeinſchaft ausgeſchloſſen haben. Dieſe 
„floflung it —99 nicht die herrſchende und ſteht im Widerſpruch mit der völkerrechtlichen 
Praxis (vgl. z. B Art. VII des Pariſer Vertrages von 1856), welche im Gegentheil geneigt 
it, aus —— Gründen die Geltung des europäiichen Wölferrechts auf mubameda: 
niiche und heidniihe Staaten und Bölfer möglichit auszubehnen. Val. auh Rolin-Jac— 
auempns in der Revue de droit wii XVII 1886, ©. 48 ff. —— Hand⸗ 
buch des Völkerrechts, Bd. I, SS 3 

2 Heilborn, Das oßlterreitlüihe Proteftorat S BR 
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[08 betrachten fünnen. Derartige Gebiete fünnen daher von einem folonifirenden 
Staate nicht durch Befigergreifung, jondern nur durch Abtretung erworben 
werden.') Ob ein Volk es bereits zu einer als Staat zu betrachtenden 
politiihen Organijation gebradht hat, it Thatfrage im einzelnen alle. 
Im Zweifelsfalle wird natürlich der koloniſirende Staat von der Befiß- 
ergreifung abjehen und durch Abjchliegung von Abtretungs- oder Proteftorats- 
verträgen zum Ziele zu gelangen juchen. 

Neben der völferrechtlichen Herrenlojtgkeit des zu offupirenden Gebiets 
wird ferner erfordert, daß dasjelbe einer ausſchließlichen Beherrihung 
fähig ift. Wie an einer Sache, welche einer ausjchließlichen Aneignung nicht 
fähig ift, durch Offupation Eigenthum nicht entitehen fann, wie 3. B. an der 
wehenden Luft, der fließenden Wafjerwelle, jo gibt e8 auch Gegenftände, welche 
einer ausjchließenden jtaatlichen Beherrichung nicht unterworfen werden können, 
wie das offene Meer. Es iſt daher völferrechtlich nicht zuläjlig, etwa einen 
Theil des Ozeans mit allen darin befindlichen Inſeln zu offupiren und durch 
eine ſolche Offupation in Baujch und Bogen jeden anderen Staat von der 
Okkupirung der betreffenden Injeln auszujchließen.?) 

Die Offupation iſt thatjächliche Befigergreifung einer Sache in der Abjicht, 
im eigenen oder fremden Namen über diejelbe zu verfügen. Wer durch Offu- 
pation das Eigenthum an einer Sache erwerben will, der muß diejelbe that: 
jächlich in feinen Gewahrfam oder feinen Befig bringen und hiedurch Die 
Möglichkeit erlangen, über die Sache zu verfügen. Es muß ferner aus den 
Handlungen des Dffupanten die Abjicht zu Tage treteu, die Sache als jeine 
Sache, als jein Eigenthum zu behandeln und zu beherrichen, bezw. diejelbe 
für einen Dritten zu erwerben. 

E3 genügt aljo nicht eine ſymboliſche Beligergreifung, jondern es it cine 
corporalis possessio nothiwendig und zwar aus dem fich von jelbjt ver— 
jtehenden Grunde, daß bei der Dffupation als einer urjprünglichen Eigenthums— 
erwerbsart in der Befigergreifung als jolcher dasjenige Moment liegt, welches 
die Entjtehung des Eigenthumsrechtes zur Folge hat, wärend bei den abgeleiteten 
Ermwerbsarten, wenn auch eine Befitergreifung jeitens des Erwerbenden noth— 
wendig ift, diejelbe doch meben dem den Cigenthumsübergang vermittelnden 
Rechtstitel eine mehr mebenfächliche Bedeutung hat, daher auch durch jymbolische 
Handlungen, Uebergabe des Kaufbriefs, der Schlüfjel u. j. w. erjegt werden kann. 

Die Grundfäge bezüglich der Erfordernifje der privatrechtlichen Offupation 
fünnen analog auch auf die völferrechtliche Okkupation angewendet werden ; 
denn es liegt im Begriffe jeder Offupation, daß der Offupirende die betreffende 
Sache thattächlicy in Befig nimmt und dadurch Dritte von der Einwirkung 


) Ebenfo können natürlich mit ſolchen Staatsweien Proteftoratsverträge abgeſchloſſen 
werden. (Vgl. darüber $ 2). 

» Martens a. a. O. I ©. 373 iſt der Anfiht, der Satz, dab das offene 
Meer volllommen frei iſt und fein Staat ſich Hobeitsrechte über dasjelbe anmaßen darf, 
fönne nicht dadurch begründet werden, dab das Meer als Element nicht der ausjchließenden 
Herrichaft irgend Jemandes unterworfen fein fönne und fchon feiner Natur nad ein Gemein- 
ut der Völker bilde, da es bei der hohen Entwidelung der modernen Kriegstechnik und 
Vertheidigungsfunft gar nicht zweifelhaft jei, daß felbit umfaflende Partien der Oceane von 
den Staaten faktiſch oftupirt werden können; der alleinige Rechtsgrund der Freiheit des 
offenen Meeres fei vielmehr die Unentbebrlichkeit desielben zur Entwidelung des internatio- 
nalen Verkehrs. — Im Erfolg ift e3 übrigens gleichgiltig, ob man die eine oder andere 
Auffaffung vertritt, foferne nur die „Freiheit“ des Meeres d. h. feine Staatenlofigkeit 
unbedingt anerfannt wird. 
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auf diejelbe ausſchließt. Wie daher ein Einzelner ein hervenlojes Stüd Land 
in der Weije offupirt, daß er es anbaut oder fultivirt oder einfriedigt und 
überhaupt Handlungen vornimmt, welche erjehen lafjen, daß er ſich zum Eigen- 
thümer desjelben machen will, jo muß auch die völferrechtliche Offupation eines 
Landjtriches eine thatjächliche Inbejignahme desjelben enthalten, der betreffende 
Staat muß ſich des Landes bemächtigen, Dritte von der Bejignahme desjelben 
ausichliegen und durch die Vornahme jtaatlicher Herrichaftsakte zu erfennen 
geben, daß er das in Beſitz genommene Land als jeiner Gewalt dauernd 
unterworfen betrachte. 

In der That wird auch gegenwärtig in der Theorie wie in der Praxis 
des Völferrechts ziemlich allgemein anerkannt, dab der bloße Wille zu okku— 
pieren, auch wenn derjelbe durch Flaggenhiſſen, Errichtung von Grenzpfählen 
oder Proflamirung der Gebietshoheit und dergleichen ſymboliſche Zeichen ge— 
äußert wird, nicht genügt, und dab noch weniger die Entdeckung oder wiſſen— 
ichaftliche Erforichung eines herrenlojen Gebiets für denjenigen Staat, durd) 
deſſen Angehörige die Entdedung oder Erforjchung erfolgt iſt, die thatfächliche 
Befigergreifung erfegen und jelbjt nicht einen Prioritätsanjpruch in Bezug 
auf die Offupation begründen fann.') Es wird vielmehr cine corporalis 
possessio erfordert ımd zwar reicht eine blos vorübergehende Bejigergreifung 
nicht aus, jondern es it eine dauernde Behauptung des Vefiges notwendig, 
welche unter Umftänden eine Verteidigung des Beſitzſtandes gegen Dritte mit 
Waffengewalt verlangt und jedenfalls vorausſetzt, daß in dem beſetzten Gebiete 
Einrichtungen geichaffen werden, welche die Ausübung einer öffentlichen Ge: 
walt und die Aufvechthaltung der Sicherheit der Berjon und des Eigenthums 
ermöglichen. 

Die im Vorjtehenden dargelegte Auffaſſung tritt insbejondere auch in 
Art. 34 und 35 der Kongoafte vom 26. Februar 1885 zu Tage?) Es heißt 
nämlich dajelbit: Art. 34. „Diejenige Macht, welche in Zufunft von einem 
Gebiete an der Küſte des afrikanischen Feitlandes, welches außerhalb ihrer 
gegenwärtigen Beligungen liegt. Beſitz ergreift, oder welche bisher ohne der: 
gleichen Befigungen, jolche erwerben jollte, desgleichen auch die Macht, welche 
dort eine Schußherrichaft übernimmt, wird den betreffenden Akt mit einer an 
die übrigen Signatärmächte der gegenwärtigen Afte gerichteten Anzeige begleiten, 
um Ddiejelben ın den Stand zu jegen, gegebenen Falls ihre Reklamationen 
geltend zu machen.“ Art. 35: „Die Signatärmächte der gegenwärtigen Akte 
erfennen die Verpflichtung an, in den von ihmen an den Küſten des afrika 
nischen Kontinents bejegten Gebieten das Vorhandenjein einer Obrigkeit zu 
jichern, welche hinreicht, um erworbene Nechte und gegebenen Falls die Handels- 
und Durdgangsfreibeit, welche für letztere vereinbart worden, zu ſchützen.“ 

Durd) dieje beiden Artikel, welche zujammen das Kapitel VI der Kongo— 
afte unter der bezeichnenden Ueberjchrift bilden: „Erklärung, betr. die weſent— 
lichen Bedingungen, welche zu erfüllen find, damit neue Bejigergreifungen 
an der Küſte des afrifanischen Feſtlandes als effektive betrachtet werden,“ ver: 
pflichteten ſich demnach die Signatärmächte der Kongoakte zu zweierlei: 1. zur 
Anzeige einer jeden Bejigergreifung von einem Gebiete an den Küften des 


> Dal. in dieſer Beziehung die Ausführungen in der Denlſchrift zum deutſch-franzöſiſchen 
Abfommen vom 15. März 1894 im Teutichen Kol. Blatte 1894 ©. 173. 

?, Mol. darüber daß die Kongoakte in den Art. 34 und 35 in der That die Grund: 
fäße der —— Offupation auch auf die völkerrechtliche Oftupation zur Anwendung 
gebracht willen wollte, Jooris, L’acte général de la conference de Berlin S 63. 
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afrikanischen Feitlandes und auch der Begründung eines ProteftoratS über ein 
folche8 Gebiet an die Mitunterzeichner der Ute; 2. zur —— einer 
gewiſſen ſtaatlichen Organiſation in den von ihnen an den Küſten des afri— 
kaniſchen Feſtlandes in Beſitz genommenen Gebieten zur Aufrechthaltung der 
Sicherheit und Rechtsordnung und der in der Kongoakte vereinbarten Handels— 
und Durchgangsfreiheit. Allerdings verpflichten die Art. 34 und 35 nur die 
Signatärmächte der Kongoakte und beziehen fich diejelben nur auf zukünftige 
Beligergreifungen an den Küſten des afrifanischen Feſtlandes, nicht anf solche 
in anderen Gegenden. Allein man wird wohl jagen können, daß nur die Bor: 
jchrift der Anzeige von der erfolgten Beligergreifung oder der Begründung 
eines Proteftorat3 eine neue, übrigens fait jelbftverjtändliche Verpflichtung 
enthält. Im Uebrigen ift nur ein wenigitens der Dauptjache nach bereits 
geltender Grundjag des WVölferrechtes in Bezug auf ein bejtimmtes Gebiet 
von den vor Allem im dieſer Beziehung betheiligten Mächten neuerlich aner- 
fannt worden.') 

Zur näheren Beleuchtung der Artifel 34 und 35 mag nur noch auf 
folgende Bunfte aufmerkfjam gemacht werden: 

1. Bei den Berhandlungen der Berliner Konferenz wurde aud) die Frage 
eingehend erörtert, ob nicht die Anzeige von der erfolgten Offupation eine 
genaue Angabe der Grenzen des vffupirten Gebietes zu enthalten habe.”) 
Man hat aber jchlieglich von einem derartigen Berlangen abgejehen, weil es 
oft zu jchwierig iſt, jofort die Grenzen, insbejondere nad) dem Innern des 
Feſtlandes genau zu bejtimmen, und der vffupirende Staat jchon zum 
Zwecke der Wahrung jeiner Rechte fich veranlagt jehen wird, die Gebietögrenzen 
möglichit genau feftzuftellen und anzugeben. Es wird daher vom Ermeſſen 
des anzeigenden Staats abhängen, welchen Inhalt er der Anzeige geben will. 
Die Anzeige von der erfolgten rl a ne fann Anlaß zu einer Reklama— 
tion geben. Iſt dies nicht der Fall, jo braucht fie nicht beantwortet zu werden, 
iedenralls ift eine ausdrüdliche Erklärung über Anerkennung oder Nichtaner: 
kennung der Befigergreifung nicht nothwendig. 

2. Was jodann die Vorjchrift der Errichtung einer geordneten Obrigfeit 
in den von den betreffenden Mächten in Befit genonmenen Gebieten anlangt, 
jo ijt damit gejagt, daß die Bejigergreifung erjt vollendet erjcheint, wenn Die 
jtaatliche Obrigfeit errichtet ift. Die Errichtung einer ordentlichen Obrigkeit 
und die politische Beherrichung eines Gebiets jind eben die Formen, in weldyen 
ein Staat von demjelben dauernd Beſitz ergreift, und die Beligergreifung iſt 
nur joweit wirkſam, als dieje politiiche Herrichaft reicht. In Art. 35 iſt nun 
jerner beftimmt, daß die zu beftellende Obrigkeit hinreichen joll, um erworbene 


Deßhalb hat auch die deutsche Regierung in dem Streite mit Spanien bezüglich 
der Slarolinen= und Pelewsinieln die von Spanien geltend gemachten Souveränetäts-An- 
ſprüche auf dieſe Inſeln zurüdgemwieien, weil weder dieſe Aniprüche vertragsmäßig anerkannt 
feien, noch auch die ſpaniſche Negterung jemals auf Dielen Inſeln thatſächlich ibre 
Souveränetät durch Heritellung staatlicher Cinrichtungen geltend gemacht und ausgeübt 
babe. In gleichem Sinne heißt es in dem zwilchen Deutichland, England und Spanien 
bezüglich des Sulu-Archipels abgeichloiienen Vertrag vom 7. März 1885 Art. IV Wr. 2: 
„Im Falle Spanien andere Plätze im Sulu-Arcipel effektiv bejegt und dort die für den 
Handel erforderlichen Ginrichtungen und Beamten unterhält, dürfen die Regierungen von 
Großbritannien und Deutichland keinen Einwand dagegen erheben, daß die für die bereits 
offtupirten Orte Geltung babenden Beitimmungen ebenfalls Anwendung finden.“ (Vgl. 
„Annalen“ 1887, 5. 344 ff.) 

) Engelhardt: Revue de droit international, XVII. S. 440. 
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Rechte und gegebenen Falls die Handels: und Durchgangsfrei— 
beit, welche für le&tere (d. h. die betreff. Gebiete) vereinbart 
worden, zu jhügen Zum Verſtändniß dieſer Vorjchrift ift darauf auf: 
merfjam zu machen, daß die deutjche Regierung vorgejchlagen hatte, denjenigen 
Staaten, welche an der Küfte von Afrika eine Befigergreifung vornehmen, die 
Verpflichtung aufzuerlegen, den fremden Staatdangehörigen Freihandel in den 
bejeßten Gebiete zu gewähren und diejelben gegen jede differenzielle Behandlung 
in Bolljachen gegenüber jeinen eigenen Angehörigen zu jichern. Da jedoch von 
anderer Seite mit Recht darauf hingewieſen wurde, dab fein Grund vorliege, 
die betreffenden Staaten mit einer derartigen Servitut zu belaften, jo wurde 
das Erfordernig des Freihandels im Allgemeinen fallen gelaſſen und nach der 
Faſſung des Art. 35 ijt ein Staat, welcher an den Küften des afrifanijchen 
Feſtlands eine Bejigergreifung vornimmt, nur verpflichtet, Freihandel in den: 
jenigen Gebieten zu gewähren, welche zu dem durch die Kongoakte feſtgeſtellten 
reihandelsgebiet gehören und unter der weiteren VBorausjegung, daß er zu 
den Unterzeichnern der Akte gehört.') 

3. Sodann ift zu beachten, daß die VBorjchrift der Errichtung einer Obrig- 
feit ji nur auf diejenigen Fälle bezieht, in welchen ein Staat von einem 
Gebiete Bejig ergreift, d. bh. die Souveränetät über dasfelbe zu 
erwerben beabjichtigt, während für die Begründung eines bloßen Protefto: 
rats ein derartiges Erforderniß nicht aufgeitellt if. E3 genügt in einem 
jolchen Falle die Unzeige der Uebernahme des Protektorats. Diejer Unter: 
jchied ift abjichtlich gemacht worden. Im dem urjpünalichen Entwurfe_ des 
fraglichen Artifeld waren nämlich die beiden Fälle der Erwerbung der Sou- 
veränttät und der Erwerbung des Proteftorats rückſichtlich des Erforderniſſes 
der Errichtung einer jtaatlichen Obrigfeit gleich behandelt gewejen; auf Antrag 
des englijchen Bevollmächtigten wurde jedoch der in der gegemvärtigen Faſſung 
der Artikel 34 und 35 zum Ausdrucke kommende Unterſchied zwiſchen der Er— 
werbung der Souveränetät und der Begründung des Protektorats gemacht. 
Der engliſche Bevollmächtigte machte zur Begründung ſeines Antrags geltend: 
„le protectorat n'impliquant pas une prise de possession materielle“. 
Diefer Grund ijt auch für vollfommen zutreffend zu erachten, denn zur Be: 
gründung der Schußherrlichkeit des einen Staates Über den andern genügt der 
Abſchluß eines völferrechtlichen Vertrags zwiichen beiden Staaten. 

Der Grundſatz, daß die völferrechtliche Offupation ebenjo wie die privat- 
rechtliche eine corporalis possessio, eine thatjächliche Beligergreifung und 
dauernde Beherrichung verlangt, ijt erſt allmälig zur Unerfennung gelangt. 
Zur Zeit der Entdedung der neuen Welt im 15. und 16. Jahr). war man 
vielmehr geneigt, anzunehmen, daß jchon die bloße Entdeckung und Erforichung 
bisher unbefannter Yänder ein gemügender Nechtstitel für die Gebietshoheit jet. 
So jtügte 3. B. die engliiche Krone lange Zeit hindurch ihre Anjprüche auf 
den nordamerifanijchen Kontinent darauf, daß auf ihre Veranlafjung und in 
ihrem Auftrage gegen Ende des 15. Jahr). der Venetianer Cabot die amert: 
fanijche Küſte zwischen dem 56. und 38. nördl. Breite entdedt habe, obwohl 


’) Auf die Handels: und Durchgangsfreibeit beziehen ſich die Artitel 1 bis 5 der 
Kongoatte. In Art. 1 ift das Gebiet angegeben, im welchem der Handel aller Nationen 
volljtändige Freiheit haben foll. Art. 2 beitimmt, dab alle Flaggen ohne Unterſchied der 
Nationalität freien Zutritt zu der gefammten Küfte der in Art. 1 bezeichneten Gebiete haben, 
während ſich Art. 3 bis 5 auf die Zuläffigkeit etwaiger Abgaben und Zölle bezw. die Un: 
zuläffigfeit von Monopolen bezieht. 
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derſelbe nur längs der Küſte hingefahren war und von einer Beſitzergreifung 
der gewaltigen Ländermaſſe, auf welche die engliſche Krone Anſprüche erhob, 
natürlich gar feine Rede jein fonnte, wie denn auch die Engländer länger als 
ein Jahrhundert gar feinen Verſuch machten, das neu entdedte Feitland zu 
folonifiren.') Diere Haltung der englischen Krone ift um jo bezeichnender, als 
der Charter, welchen Heinrich VII. am 5. März 1495 dem Johann Cabot 
und jeinen drei Söhnen ausjtellte, eher für die entgegengejegte Auffaſſung 
jpricht. Durch diefen Charter ermächtigte nämlich Heinrich VII. den ꝛc. Gabot 
und jeine Söhne, unter englischer Flagge mit fünf Schiffen auf die Entdefung 
und Erforihung von bisher der Ehriftenheit unbefannt gebliebenen, von Heiden 
und Ungläubigen bewohnten Inſeln und Ländern auszugehen. Gleichzeitig 
wurde den genannten PBerjonen die Vollmacht ertheilt, von diejen Injeln und 
Ländern im Namen der englischen Krone Bejit zu ergreifen und diejelben 
als Bajallen und Stellvertreter des Königs zu beherrichen, jomweit deren 
Eroberung, Bejigergreifung und Beherrihung möglich jein 
werde, nachdem jie auf diefe Weiſe das Eigenthum und die Souveränetät 
(propriete et souverainete) dieſer Inſeln und Länder erworben haben. 

Sehr interefjant aber ijt für die Frage der kolonialen Offupation die 
befannte Bulle Alerander VI. vom 4. Mai 1494 gerichtet an Ferdinand den 
Katholiichen und Iſabella von Spanien.?) Im diefer Bulle wird zunächſt vom 
Papſte feitgejtellt, daß Ferdinand und Jjabella ſeit längerer Zeit fich zur 
Aufgabe gemacht haben, fremde und noch nicht befannte Injeln und Erdtheile 
zu entdeden, um deren Bewohner zum fatholiichen Glauben zu befchren, daß 
jie zu diefem Zwecke den Chriſtoph Columbus mit verjchiedenen Schiffen aus— 
J— haben und daß Columbus auch verſchiedene ferne Inſeln und ſelbſt 

isher unbekanntes Feſtland entdeckt und auch auf einer der größten Inſeln 
eine Befeſtigung angelegt babe, deren Beſatzung das bisher entdeckte Land 
bewachen und auf weitere Entdedungen ausgehen joll. 

Damit num Ferdinand und Iſabella ihre jchwere Aufgabe mit um jo 
größerer Unabhängigkeit und Kühnheit erfüllen können, verleiht der Papſt 
„aus der Fülle jeiner apoftolischen Macht” dem König und der Klönigin, ihren 
Erben und Nachfolgern zum Eigenthum und zur vollen Herrichaft von allen 
bisher entdedten oder noch zu eutdeckenden Inſeln oder Feſtländern weitlich 
und jüdlich einer Linie, gezogen vom Nordpol zum Südpol und 100 Meilen 
(lieues) wejtlich und jüdlich der Azoren und der Injeln des Kap Bert laufend, 
gleichgiltig ob dieje Injeln gegen Indien oder gegen ein anderes Land zu liegen, 
— alle entdedten oder noch zu entdedenden Injeln und Feſtländer, welche 
weſtlich oder jüdlic) der angegebenen Linie gelegen find, jorern diejelben am 
1. Januar 1493, in welchem Jahre durch die jpanischen Abgejandten einzelne 
diejer Inſeln entdedt worden find, noch nicht von einem andern chriftlichen 
König oder Fürften gegenwärtig (actualiter) in Bejig genommen jind — für 
alle Zeiten mit allen Bejigungen, Städten, Befejtigungen, Rechten und Juris— 
tiftionen u. ſ. w. 

Der Inhalt diefer Bulle iſt nach mancher Richtung bemerfenswerth. Zus 
nächit ijt hervorzuheben, daß ſich der Papit für befugt hielt, die neue Welt, 
jo weit fie bereits entdeeft, bezw. noch zu entdecken war, unter die chriftlichen 
Staaten zum Zwecke der Belehrung der wilden Völkerſtämme zu vertheilen. 


A. Gourd: Les chartes coloniales u. ſ. w. 1. Bob. ©. 2 ff. S. 205. 
» A. Gourda.a. ©. 1. © 199 ff. 
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Er ertennt dabei an, daß diejenigen, welche Entdedungsfahrten gemacht, nicht 
blos auf die thatjächlich entdedten Injeln und Länder, jondern überhaupt auf 
die Gegenden Anjpruch haben, in welchen diefe Länder und Injeln liegen und 
er zieht daher zu Gunften von Ferdinand und Jlabella die erwähnte Grenz. 
Iinie. Der Papſt geht dabei jo weit, daß er Ferdinand und Iſabella als 
Herren und Eigenthümer nicht blos der bereits entdeckten und theilweije auch 
in Befig genommenen Injeln und Länder jondern auch der erjt zu entdedenden 
betrachtete. Aber andererjeit3 fommt doch auch für den Papſt die thatjächliche 
Befigergreifung als Nechtstitel in Vetracht oder doch mit im Betracht, denn 
er nımmt von der Ferdinand und Sjabella ertheilten Verleihung ausdrüdlic 
alle Inſeln und Länder aus, welche bereit3 von andern chriftlichen Königen 
und Fürſten in Befig genommen find, und hebt an einer anderen Stelle ‚der 
Bulle nochmals hervor, dab die Ferdinand und der Iſabella gemachte Ber: 
feihung den Nechten nicht jchädlich fein joll, welche chriftliche Fürften bis 
zum 1. Sanuar 1493 an den genannten Injeln und Ländern durch that: 
jächliche VBefigergreifung erworben hatten. Der Papſt hält ſich alſo nicht 
berechtigt, über die von chriftlichen Fürſten bereits in Befig genommenen Länder 
anderweitig zu verfügen. 

Bemerfenswerth it ferner, daß nur die Nechte christlicher Fürften an 
den fraglichen Injeln und Ländern berücjichtigt, die Nechte der eingeborenen 
Völferjchaften aber nicht weiter beachtet werden. Die fraglichen Injeln und 
Länder gelten vielmehr dem Papſte ohne Rüdjicht auf etwaige Rechte der Ein: 
ebornen als herrenlos. Es mag dahin geitellt bleiben, ob nad) der Auf— 
taffung der Bulle dieſe Injeln und Länder auch in dem Sinne al3 herrenlos 
gelten jollten, daß jelbjt die Brivatrechte der Eingebornen an dem Grund und 
Boden nicht zu beachten waren; jedenfall® wurden die Yänder völferrechtlich 
al3 herrenlos betrachtet. Im diejer Hinficht jtimmt die Hauptjache nach die 
Auffaffung der Bulle mit dem heutigen Völferrechte überein, denn wenn der 
Kreis derjenigen Staaten, welche als Subjefte des Völkerrechts gelten, auch 
nicht mehr auf die chriftlichen Staaten bejchränft it, jo bilden doch die Staaten 
mit chriftlich-europätjcher Gelittung den Dauptfern derjelben und die Gebiete, 
welche fediglich von wilden Völferjchaften bewohnt jind, gelten auch jegt noch 
al3 völferrechtlich herrenlos, weil dieſe Wölferichaften feine von Bölferrechte 
anerfannten Rechtsjubjekte jind. 

Endlich muß noch hervorgehoben werden, daß wenn der Papit in der 
Bulle die fraglichen entdeckten bezw. noch zu entdedenden und zu offupivenden 
Gebiete den jpanijchen Herrjchern zuweiſt, er dies nicht ausſchließlich mit Rück— 
fiht auf die Thatjache der Entdedung, jondern auch in der Erwartung thut, 
dat Spanien die Bevölkerung diejer Gebiete der Zivilijation, aljo vom Stand- 
punkte des PBapftes aus dem fatholischen Glauben gewinnen und auf Dieje 
Weiſe die päpftliche Zuwendung jich erjt verdienen werde. Es iſt Dies ein 
Gejichtspunft, welcher auch heutzutage noch, wenn auch in modifizirter Weile 
Geltung hat. 

Wenn es nämlich auch felbjtverftändlich ift, daß die Anlegung und Gründ- 
ung einer Kolonie im Intereſſe desjenigen Staates gejchieht, von welchem jie 
ausgegangen ift, jo wird doch nach der jest bei allen ziviliiirten Völkern gel- 
tenden Anjchauung erwartet, daß das Volk, welches ein herrenlojes Gebiet 
durch Okkupation an ſich gebracht hat, dasjelbe nicht in jeinem unfultivirten 
und unzivilifirten Zuſtande beläßt, jondern erjt durch Kulturarbeit erwirbt. 
Erſt wenn dies gejchehen ift, gilt das Gebiet als vollitändig angeeignet, jo daß 





een. 
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man jagen fann, die Befigergreifung ift in gewiſſem Einne nur Vorbereitung, 
die Herrichaft gilt erjt dann als dauernd erworben und gejichert, wenn Das 
betreffende Gebiet in ‚Kultur genommen und durch Staatliche Einrichtungen 
dafür gejorgt it, daß Sicherheit, Nuhe und Ordnung in dem betreffenden Ge— 
biete herrichen und dasjelbe dem Weltverfehr und der Bivilijation mehr und mehr 
zugänglich gemacht wird.) 

Im Zujammenhange damit fteht die Forderung, daß der Eolonifirende 
Staat ımd das folonijirende Volk die eingeborene Bevölkerung nicht vernichte, 
bedrüde und ausbente, jondern daß er möglichjt beftrebt jein joll, diejelbe der 
Segnungen der Kultur theilhaftig zu machen.?) Auch in diefer Beziehung ent- 
hält die Kongoakte bedeutſame VBorjchriften. So beftimmt Art. 6: „Alle Mächte, 
welche in den gedachten Gebieten Souveränetätsrechte oder einen Einfluß aus: 
üben, verpflichten ich, die Erhaltung der eingeborenen Bevölferung und die 
Verbejjerung ihrer fittlichen und materiellen Lebenslage zu überwachen und au 
der Unterdrückung der Sklaverei und insbejondere des Negerhandels mitzu= 
wirfen; ſie werden ohne Unterjchied der Nationalität oder des Kultus alle 
religiöjen, wiljenjchaftlichen und wohlthätigen Einrichtungen und Unternehm— 
ungen jchügen und begünstigen, welche zu jenem Zwecke geichaffen und orga= 
niſirt find, oder dahin zielen, die Eingeborenen zu unterrichten und ihnen Die 
Vortheile der Zivilifation verftändlich und werth zu machen. Chriftliche Mij- 
jionare, Gelehrte, Foricher, ſowie ihr Gefolge, ihre Habe und ihre Sammlungen 
bilden gleichfalls den Gegenſtand eines bejonderen Schutzes. Gewiljensfreiheit 
und veligiöje Duldung werden jowohl den Eingeborenen, wie den Landes— 
angehörigen und Fremden ausdrücdlich gewährleijtet. Die freie und öffentliche 
Ausübung aller Kulte, das Recht der Erbauung gottesdienftliher Gebäude und 
der Einrichtung von Mifjionen, welcher Art Kultus diejelben angehören mögen, 
ſoll keinerlei Beſchränkung noch Hinderniß unterliegen.“ 

Art. 9 beſtimmt ferner: „Da nach den Grundſätzen des Völkerrechts, wie 
ſolche von den Signatärmächten anerkannt worden, der Sklavenhandel ver 
boten iſt, und die Operationen, welche zu Lande oder zur See dieſem Handel 
Sklaven zuführen, ebenfalls als verboten anzuſehen ſind, jo erklären die Mächte, 


) In bobem Grade intereilant für die im Terte behandelte Frage waren die Ver— 
bandlungen über den ſog Narolinenitreitfall (Yentner: das internationale Kolon.- 
Recht 3. 120 ff.) namentlich auch infoferne, als der als Vermittler angerufene Bapit Yeo XIII 
jtchtlich beitrebt war in dem Vorichlage, welchen er am 22. Oktober 1885 durch den Staats- 
jefretär Nardinal Nacobini der deutichen und der Ipaniichen Regierung machen ließ, die 
Grundjäße des älteren Völkerrechts mit den neuen Rechtsanichauungen in Einklang zu bringen. 
Der Vorichlag ging deshalb dabin, daß das Deutſche Reich zwar die Souveränetät Spaniens 
auf die fraglichen Inſeln anerkennen folle, aber Spanien die Verpflichtung zu übernehmen 
babe, jeine Souveränetät durd Schaffung der nöthigen Verwaltungseinrihtungen wirkſam 
zu machen. Wie befannt haben denn auch Spanien und das Teutiche Reich den Vorichlag 
des Rapites angenommen. 

?, Der Bevollmächtigte der Wereinigten Staaten, Kaſſon, hatte ausdrüdlih bei Den 
Verhandlungen der Kongotonferenz die „souvereinete des tribus indigenes* betont und 
beantragt, die Konferenz folle ausipredhen, daß die Nechte der Häuptlinge der eingeborenen 
Stämme zu beachten find und dat das Necht diefer Stämme anerkannt werde, A disposer 
librement d’elles mömes et de leur sol hereditaire*. Tie Konferenz ging aber auf 
diefen Antrag nicht ein, weil, wie fich der Vorſitzende Staatsjetretär Buſch ausdrüdte. der 
Antrag Kaſſons jehr delitate ragen anrege, welche die Konferenz faum befriedigend löfen 
fünne. (Bol. L’acte general de la conference africaine de Berlin /1885) ©. 9—11; 
Jooris, L’acte general &. 64 ff.) Daß im übrigen die Honferenz den Intereſſen und 
Rechten der Fingeborenen möglichit Rechnung trug, zeigen die im Texte erwähnten Vor— 
ichriften der Kongoakte. 
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welche in den das konventionelle Kongobeden bildenden Gebieten Souveränetäts- 
rechte oder einen Einfluß ausüben oder ausüben werden, dab dieje Gebiete 
weder als Markt noch als Durchgangsitraße für den Handel mit Sklaven, 
gleichviel welcher Raffe, benutt werden jollen. Jede diejer Mächte verpflichtet 
jih zur Anwendung aller ihr zu Gebote jtehenden Mittel, um dieſem Dandel 
ein Ende zu machen und diejenigen, welche ihm obliegen, zu bejtrafen.“ 

Noch viel weitergehende, auf den Schuß der Eingeborenen und ihre Er: 
ziehung zur Civilifation abzielende Vorſchriften enthält befanntlich die Brüffeler 
Generalafte vom 2. Juli 1890 (Vgl. darüber $ 7). 

Wie diefe Vorjchriften erjehen laſſen, ijt jegt anerfannt, daß die einge: 
borene Bevölkerung bei Anlegung von Kolonien gejchont werden joll und daß 
der folonifirende Staat geradezu die ethiiche Pflicht hat, dieje Bevölferung 
zu zivilifieren. In früherer Zeit dagegen hat man bei Anlegung von tolonien 
die eingeborene Bevölferung jehr häufig in feiner Weiſe beachtet. Man hat 
ihnen nicht nur die Rechtsfähigfeit auf dem Gebiete des Völkerrechts abgejprochen, 
jondern man hat auch gewöhnlich ihre Bejigrechte an dem von ihnen bewohnten 
Grund und Boden nicht anerfannt, ja nicht jelten iſt auch nicht einmal ihre 
perjönliche Freiheit geachtet worden und man ging geradezu darauf aus, jie 
auszurotten. Gegenwärtig befennt man jich ın der Theorie mwenigitens zu 
humaneren Anjchauungen. Auf dem Gebiete des Völkerrecht fkünnen zwar 
auch jet noch unzivililirte, balbbarbarijche Völferjchaften nicht als vollfommen 
rechtsfähig anerfannt werden, weßhalb denn auch die von ihnen bewohnten 
Gebiete als völterrechtlich herrenlos gelten. Dagegen ijt anerfannt, daß die 
perjönliche zzreiheit und das Eigenthum jolcher Völferfchaften zu achten und 
jie in ihren veligiöjen und politischen Einrichtungen ungejtört zu lafjen find. 
In Folge dejien ift es nothiwendig, daß, wenn eine Kolonie im Gebiet einer 
jolchen Völkerſchaft angelegt werden joll, der zur Niederlaffung erforder: 
liche Grund und Boden von den eingebornen Befigern rechtmäßig erworben 
wird.) Ebenjo wird, wie weiter unten zu bemerken ift, unter gewiſſen Voraus: 
jegungen verlangt, daß der offupirende Staat jeine Herrichaft auf die einge 
borene Bevölferung nur ausdehnt, wenn diejelbe jich ihm fremvillig unter: 
worfen hat. Nur dann, wenn feindjeliges Vorgehen der eingeborenen Bevölferung 
den offupirenden Staat zu bewaffnetem Einjchreiten gezwungen hat, wird eine 
gewaltjame Unterweifung zuläjjig jein, wie ja auch in folge der debellatio 
ein Staat den andern fich einverleiben fann. 

Die im vorjtehenden vertretene Auffaffung it auch von der deutjchen 
Reichsregierung anerfannt. Es heißt daher in der Inftruftion vom 19. Mai 
1884, welche Generalfonjul Dr. Nachtigal vom auswärtigen Amte des Deutjchen 
Reichs für jene Million in Weitafrifa erhielt: „Die Kaiſerl. Oberhoheit tt 
erjt nach deren vertragsmäßiger Anerkennung jeitens der eingeborenen Häupt- 
linge oder auf Grund zuvoriger Erwerbung in den betreff. Gebieten jeiten® 
Angehöriger des Neichs zu proflamiren.” 

Wie durch die privatrechtliche Dffupation einer herrenlojen Sache Eigen: 
thum an derjelben erivorben wird, jo wird durch die völferrechtliche Beſitz— 
ergreifung eines völferrechtlich herrenlojen Gebiets die Souveränetät ber das— 





Wie die Eingebornen von Nordamerifa bei Gründung der eriten Kolonien behandelt 
wurden, ift dargelegt in „Wharton School Annals* Philadelphia 1885) S. 102 ff. — 
Daß auch gegenwärtig die Figenthumsrechte an dem von ihnen bewohnten Grund und Boden 
nicht immer beachtet werden, zeigt die Behandlung der Maori's auf Neu-Seeland durch die 
Engländer. Bgl. Teutiche Holon.-stg. 1884 S. 424 f. 
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jelbe erworben. Lentner (Das internationale Kolonialreht ©. 49) behauptet 
zwar, daß die Gebietshoheit weder durch Dffupation noch durd) Kriegseroberung 
jondern erjt in abgeleiteter Weife durch Nechtsnachfolge erworben werde, und 
daß auch über jene Territorien, in denen eine ftaatlich organifirte Herrichaft 
nicht bejteht, die Gebietshoheit durch Uebertragung oder Abtretung erworben 
werden muß. Dieſe Auffaffung, für welche Lentner ftichhaltige Gründe 
nicht beibringt, ift aber jchon um deswillen als unrichtig und als im Wider: 
Ipruch ftehend mit dem Begriff einer urjprünglichen Erwerbsart zu verwerfen, 
weil wie bei einer privatrechtlic; herrenlojen Sache Niemand vorhanden ift, 
von welchem der Dffupant das Eigenthum erwerben fünnte, auch bei einem 
herrenlojen Gebiete fein Nechtsjubjeft gegeben ift, welches bisher die Souver- 
änität über diejes Gebiet bejaß und Diejelbe nun einem Nechtsnachfolger 
abtreten fönnte.') 

Selbjtverftändlich wird durch die völferrechtliche Befigergreifung nur die 
Spuverämetät über das betreffende Gebiet erworben, während dadurch die 
am Grund und Boden beftehenden Privatrechte der Eingeborenen jowohl wie 
anderer Perſonen nicht berührt werden. Iſt aber der geſammte Grund und 
Boden oder doch ein Theil desjelben in dem betreffenden Gebiete auch privat- 
rechtlich herrenfos, jo kann die völferrechtliche Beligergreifung zur Folge haben, 
daß der offupirende Staat auch Eigenthümer diejes Grundbeſitzes wird, voraus— 
gejeßt, daß er den Erforderniffen der privatrechtlichen Offupation genügt. 
Sedenfalls erlangt der Staat die Möglichkeit, durch entiprechende privatrechtlich 
wirkſame Handlungen auch das Eigenthumsrecht an dem herrenlojen Grund 
und Boden zu erwerben. Unter allen Umjtänden aber erhält der Staat in 
Folge des Erwerbs der Souveränität das Recht, die Nechtsverhältniffe des 
Grnundbeſitzes in dem offupirten Gebiete nach ſeinem Ermefjen durch Rechts: 
vorichriften zu vegeln. 

Der Erwerb der Souveränetät über ein bisher berrenlojes Gebiet hat zur 
Folge, daß die in diejem Gebiete befindlichen Perſonen (Eingeborene wie Ein- 
gewanderte) der Gewalt des betreffenden Staats unterworfen werden und zwar 
ohne daß eine ausdrücdliche Anerkennung der Hoheit des offupirenden Staats 
jeitens diejer Perjonen notwendig. ift. 

Gegenwärtig wird diejer Grundjag dann nur modificirt angewendet, 
wenn die Eingeborenen wenigjtens Anfänge einer politischen Organtjation zeigen. 
Dieje Anfänge hindern zwar nicht, dal das betreffende, von den eingeborenen 
Stämmen bewohnte Gebiet als völferrechtlich herrenlos betrachtet wird und 
daher offupirt werden fann. Die Befigergreifung und die in —— deſſen 
eintretende Begründung der Herrſchaft des okkupirenden Staats läßt man aber 
für die eingeborene Bevölkerung nur wirkſam werden, wenn ſie ſich dem 
offupirenden Staate ausdrüdlich unterwirft. (Vergl. sub ILL.) 

II. Neben der Offupation fommt als urjprüglicher Nechtstitel für die 
Gründung eimer Kolonie noch die Eroberung (debellatio) in Betracht. 
Durch diejelbe fann jedoch feineswegs ein bloßes Stück eines fremden Staat$- 
gebiet, aljo eine Kolonie erworben werden. Diejer Erwerbstitel fommt viel: 
mehr erft dann zur Geltung und Wirfjamfeit, wenn der Staat jelbjt in feiner 
Gejammtheit durch friegerijche Eroberung von einem andern Staate in Bejtg 
genommen, jeiner Selbititändigfeit und jtaatlichen Individualität beraubt und 


) Bgl. auch Weisbrodt: internationales Kolonialrecht, in „Nord und Süd“ 87. Bo. 
Heft 110 (Mai 1887) S. 271 ff. 
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ald Provinz oder Nebenland dem erobernden Staate einverleibt wird. Die 
friegerische Bejegung der Provinz eines im jeiner Fortexiſtenz nicht bedrohten 
Staates erjcheint daher immer nur als ein thatjächliches Innehaben, welches 
unter Umftänden den bejiegten Staat zur vertragsmäßigen Abtretung der 
Provinz beim Friedensabjchluffe veranlafjen wird, welches aber für jich allein 
einen Nechtstitel auf die Souveränetät nicht gibt. So lange der Staat, zu 
welchem das betreffende Gebiet gehört, noch bejteht, ijt der Uebergang der 
Souveränetät über dasjelbe nur mit jeiner Einwilligung möglich.') 

Daraus folgt, day die Erwerbung der Kolonien eines europäiſchen Staates 
oder eines Theils derjelben durch friegerifche Eroberung nur mittels debellatio 
des betreffenden Staats jelbjt möglich wäre. Dagegen ift es denkbar, daß ein 
außereuropäijcher Staat auf dem Wege der debellatio zur Kolonie eines 
europäischen Staates herabgedrüdt würde. 

Der völferrechtliche Begriff des Kriegs jet Staaten, Subjefte des Völfer- 
recht3 voraus. Die Bekämpfung einer wilden oder halbwilden Völferjchaft 
mittels Waffengewalt it fein Krieg im Sinne des Völferrechts. Folglich kann 
auch die friegeriiche Eroberung eines von wilden Bölferichaften bewohnten 
Gebiets nicht als debellatio im techniichen Sinne betrachtet werden, jondern 
jie iſt einfach eine qualifizirte Offupation. Die freiwillige Unterwerfung der 
Eingeborenen, welche außerden als Nechtstitel verlangt wird, um die Sour: 
veränetät des offupirenden Staates in vollem Maaße auf diejelben auszudehnen, 
wird in einem jolchen Falle erjegt durch die gewaltjame Unterwerfung der 
Bevölkerung. Selbjtverjtändlicher Weije joll aber auch ein jolcher Kolonial— 
frieg ein jogen. bellum justum et solenne jein, nur mit legitimen Streit: 
fräften und moraliſch jtatthaften Mitteln geführt werden und die Unterwerfung 
darf nicht im perjönliche Unterdrüdung und Beraubung der Eingeborenen 
ausarten. 

Ill. Was jodann die Erwerbung bereits bejtehender Kolonien durch 
völferrechtlichen Bertrag anlangt, jo braucht diejelbe hier nicht weiter 
erörtert zu werden, weil jich dieje Erwerbung in feiner Weiſe von der Erwerb: 
ung anderer Beitandtheile eines fremden Staatsgebiet3 unterjcheidet. Dagegen 
ijt die Frage zu bejprechen, welche Bedeutung die fajt bei jeder Koloniegründung 
vorfommenden Berträge von Vertretern europäijcher Staaten mit Häuptlingen, 
Sultanen u. j. w. der eingeborenen Bevölferung haben. 

Man wird bier unterjcheiden müfjen: jtehen die Sultane und Häuptlinge 
an der Spite eines Gemeinweſens, das als ein Staat betrachtet werden muß, 
jo fann, wie jchon oben bemerkt, daS von denjelben beherrjchte Gebiet nicht 
als völferrechtlich herrenlos gelten, auch wenn der betr. Staat noch nicht als 
Mitglied der völferrechtlichen Gemeinschaft zu betrachten it. Die Erwerbung 
von Souveränetäts- oder Proteftoratsrechten über ein jolches Gebiet ijt daher 
nur möglich in der Weije, daß der europäiiche Staat mit dem eingeborenen 
Staatöwejen einen Abtretungs- oder Unterwerfungsvertrag, bezw. einen Protef- 
toratsvertrag abſchließt. Daß ein derartiger Vertrag bindend ift, kann nicht 
wohl in Abrede gejtellt werden, denn jobald ein politijches Gemeinwejen als 
Staat, aljo als Nechtsperjönlichkeit anerkannt wird, muß mit demjelben auch 
der Abjchluß eines Vertrags möglich jein, der nach den Grundjägen des Völfer- 
rechts zu beurtheilen ift. 

Iſt dagegen das betreffende Gebiet nur von Volksſtämmen bewohnt, Die 


Y Vol. Weisbrodt a. a DO. ©. 274, Lentnera. a. O. ©. 35 fi. 
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zwar vielleicht Anfänge einer politischen Organijation befisen, jedoch noch feinen 
Staat gebildet haben, jo tjt dasjelbe herrenlos; Verträge über den Erwerb 
von Souveränetät und Proteftoratsrechten brauchen mit den Häuptlingen und 
den betreffenden Stämmen nicht geichlofjen werden und fünnm gar nicht ge- 
jchlofjen werden. Die mit diejen Häuptlingen getroffenen Vereinbarungen 
werden zwar als rechtlich bindend betrachtet werden können,) aber fie ſind 
nicht al® mit Staaten abgeichlofjene völkerrechtliche Verträge über Die 
ER Brei der Souveränetät oder des Proteftorats über das betreffende 
Gebiet zu betrachten. Die Bedeutung diefer Verträge ijt vielmehr folgende: 
Sie fommen einmal in Betracht in Bezug auf die eingeborne Bevölkerung, 
mit Deren Häuptlingen und jonftigen Vertretern der betreffende europätiche 
Staat den Vertrag jchließt. Im diejer Beziehung können aber derartige Ver— 
träge einen doppelten Inhalt haben. Zunächſt unterwirft jich der betreffende 
Häuptling mit feinem Gebiete und jeinen Untergebenen der Souveränetät und 
Oberhoheit des europäiichen Staats, indem er ſich gewöhnlich gewiſſe Befug- 
niffe der Gerichtsbarkeit und der Beſteuerung binfichtlich feiner Unterthanen 
und feines Gebiet vorbehält. Gleichzeitig wird aber in der Negel von den 
Häuptlingen das Eigenthumsrecht an einem größeren oder geringeren Theile 
des Gebiet3 an den Staat oder an dejjen Angehörige abgetreten. Es ift Dies 
um jo leichter möglich, als ja befanntlich bei vielen auf niederer Kulturjtufe 
jtehenden Bölferjchaften wie 3. B. bei Negervölfern ein jcharf ausgeprägtes 
Brivateigenthum Einzelner nicht bejteht, jondern der Stammeshäuptling über 
den gejammten Grundbeſitz des Stammes verfügt. 

Indem nun der Staat Verträge des angegebenen Inhalt mit den Ver- 
tretern jolcher Völkerſchaften abjchlieht, erfennt er die Freiheit der Perfon und 
die Eigenthumsfähigfeit der eingeborenen Bevölkerung an und gibt damit in 
Abweichung von der früheren völferrechtlichen Praxis zu, daß er nicht befugt 
jei, ohne Weiteres über das Eigenthum der Eingeborenen zu verfügen Da die 
Eingeborenen auf dem Gebiete des Privatrechts unbeftritten als Nechtsjubjefte 
gelten, kann auch in feiner Weiſe die Gültigkeit jolcher Verträge bezweifelt 
werden, injoferne durch diejelben GEigenthum an Grund und Boden u, j. mw. 
übertragen wird. Der europäiiche Staat, welcher in diejer Weiſe die Ober: 
hoheit über eine eingeborene Völkerſchaft erwirbt, erfennt aber ferner au, daß 
er die Selbjtbeftimmung der eingeborenen Bevölferung und ihre wenn auch 
noch urjprüngliche politiiche Organijation achte, und daß fich die ftaatliche 
Hoheit über dieje Bevölkerung auf fremvillige Unterwerfung gründe. 

Was jodann die Bedentung jolcher Verträge dritten Staaten gegenüber an- 
langt, jo liegt diejelbe darin, daß fie für die wirkliche Offupation und Erwerbung 
die Prävention begründen. Einen ausreichenden Nechtstitel für die Souveränetät 
fünnen derartige Verträge allerdings nicht bilden, weil eine Gebietsabtretung 
durch Vertrag mur möglich ijt zwiſchen zwei wenn auch nicht zur Gemeinjchaft 
des europäiſchen VölferrechtS gehörigen Staaten. Es ijt daher, wenn auch 


') Die oben im Terte aufgeitellte Anficht läßt ſich vielleicht auch dahin formuliren, 
dak das Völkerrecht beitimmt ift, für alle Völker der Erde in ihren wechieljeitigen Beziehungen 
zu gelten, dab aber mit Rückſicht auf den verichiedenen Kulturzuſtand nicht alle Völker als 
in jeder Hinficht gleichberechtigte Mitglieder dev völferrechtlihen Gemeinichaft gelten können, 
daß aber auch auf die halbzivilifirten Völker die Grundſähe des Völkerrechts wenigitens 
infoweit Anwendung finden, als diejelben durch diefe Grumdiäge in ihrer Selbitbeftimmung 
und Freiheit und ihrem Gigentbum geichüßt werden und dab dem entiprechend auch ein. 
ig beichräntter völferrechtlicher Verkehr mit ihnen unterhalten wird. Vgl. weiter 
oben im Terte. 
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eine Vereinbarung zwiichen einem europäiſchen Staate und einer halbwilden 
Völferichaft über deren Unterwerfung unter die Hoheit des Staates abgejchlofjen 
it, zum Grwerbe der Evuveränetät immer noch die jtaatliche Beſitzergreifung 
(Offupation) nothwendig.) Jedenfalls bilden aber derartige Verträge, welche 
mit den — der Völkerſchaften eines völkerrechtlich herrenloſen Gebiets 
abgeſchloſſen werden, den Anfang der Erwerbung dieſes Gebiets durch Okku— 
pation; durch dieſelben wird zwar nicht die Souveränetät ſelbſt, aber der An— 
ſpruch auf Unterwerfung der Eingeborenen erworben; die von einem anderen 
Staate trotzdem erfolgende Okkupation des betreffenden Gebiets wäre daher eine 
Verletzung dieſes Anſpruchs. 

Sowenig durch die erwähnten Abmachungen allein die Souveränetät über 
das betreffende Gebiet erworben werden kann, ebenſowenig können dieſelben 
aber als Protektoratsverträge erſcheinen, denn Protektoratsverträge ſind wie 
bereits mehrfach hervorgehoben, nur mit Gemeinweſen möglich, welche den 
Charakter und die Eigenſchaft eines Staates haben, während hier gerade voraus— 
geſetzt wird, daß die fraglichen Völkerſchaften ein ſtaatliches Gemeinweſen nicht 
bilden.) 

Bon Manchen Boruhat a. a. O. S. 7 ff, Adam a. a. O. S. 240 ff.) 
wird nun behauptetꝰ), daß dieſe Vereinbarungen mit den — der 
eingeborenen Stämme eine rechtliche Bedeutung nicht hätten, daß es lediglich 
Scheinverträge jeien, die von den folonifirenden Staaten nur aus politijchen 
Gründen abgejchlofjen würden. Der offupirende Staat verjichere ſich auf dieſe 
Weiſe einer in jeine Herrichaft einwilligenden Erklärung der bisherigen Macht- 
haber des zu offupirenden Gebiets und eripare ich bei diefer im Wege güt- 
licher Auseimanderjegung mit der eingebornen Bevölferung erfolgenden Be— 
—— ſeiner Herrſchaft den koſtſpieligen Aufwand militäriſcher Operationen. 
ußerdem hätten derartige Scheinverträge eine politiſche Bedeutung im Ver— 
hältniß des okkupirenden —*8*— zu anderen Staaten deshalb, weil aus ihnen 
die Abjicht und der Wille des Staates erhelle, jeine Derrichaft auf das frags 
liche Gebiet zu erjtreden und diejer Umftand andere Staaten veranlaſſen 
werde, der Abjicht des betreffenden Staates nicht entgegenzutreten. Adam 
hebt zur Begründung jeiner Anjicht hervor, daß, wenn man derartigen Ver: 
trägen rechtliche Bedeutung beilege, den in ftaatenlojen Gebieten ſeßhaften, eine 
gewiſſe politiiche Organijation aufweijenden Volksſtämmen völferrechtliche Sub: 
jeltsqualität mindeſtens in dem Maaße zugeſprochen werden müſſe, daß ſie 
im völkerrechtlichen Vertragswege die Herrſchaft über ihr Gebiet an den anderen 
Vertragstheil zu übertragen im Stande ſind. Daraus ergebe ſich aber die 
nothwendige Folgerung, daß der Gebiets- und Hoheitserwerb über derartige Terri— 
torien ſich rechtlich nur durch Ceſſion vollziehe und daß nicht mehr Rechte 
für den Ceſſionar begründet werden fünnten, als deren ſich jene Stämme, beziv. 
ihre völferrechtlichen Bortretungsorgane freiwillig begeben haben. Dem gegen: 


) Ei. in dieſer Hinficht die Ausführungen von Martig Archiv für öffentl. Necht I 
©. 17 Nr. 55). — 6. Meyer a. a. O. ©. 29. 

Es wird namentlich dann nicht davon geiprochen werden können, daß eine Völler⸗ 
ſchaft bereits eine jtaatlihe Organifation erreicht bat, welche fie befähigt, im die völferrecht- 
lihe Gemeinichaft als gleichberechtigtes Mitglied einzutreten und als ſoiches Mitglied Pro— 
teftoratsverträge abzuichließen, wenn diejelbe überhaupt feine feiten Wohnfige hat, oder wenn 
das von ihr bewohnte Gebiet feine beitimmten und ficheren Grenzen bat, jo daß man nicht 
jagen fann, fie beherriche mr und übe über dasielbe die Gebietshoheit aus. 

u) Hänel a. a. O. 847 hält dagegen derartige Verträge für rechtlich bindende 
Abmahungen, ohne dies — zu begründen. 
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über müſſe aber daran fejtgehalten werden, daß eine auch nur bejchränfte 
Völferrechtsperjönlichkeit barbarischer und halbeivilifirter Gemeimvejen nicht 
gegeben jei und diejelben daher auch nicht zum Abſchluß völferrechtlicher Ceſſions— 
verträge befähigt fein künnten. Die Giltigfeit derartiger Verträge jei nämlich 
durch das BVorhandenjein eines jubjektiven Moments auf Seite des Gedenten 
bedingt. Er müſſe im erjter Linie das Bewuhtjein und den Willen haben, 
daß er die Herrichaft über jein Gebiet abtrete, ein derartiges Bewußtjein jei 
aber bei den fraglichen Häuptlingen ebenjowenig anzunehmen, wie bei einem 
unmündigen Kinde. Ferner fehle das objektive Moment; die afrikanischen und 
überhaupt alle un oder halbeiwiliirten Machthaber nämlich jeien nicht im 
Velige einer Staatsgewalt nach europäischen Begriffe, fie könnten daher auch 
feine Gebietshoheit der Art wie fie der Gejjionar erwerben wolle, abtreten. 

Daß Vereinbarungen mit den Däuptlingen eingeborener Völferjchaften heutzu— 
tage in der Braris der Koloniahnächte an der Tagesordnung ſind, kann Ada 
nicht in Abrede ftellen. Wenn er nun die Bedeutung dieter Thatjache damit 
zu bejeitigen jucht, daß er behauptet dieje Vereinbarungen jeien. lediglich Schein: 
verträge, jo iſt dieſe Behauptung doch injoferne etwas eigenthümlich, als jie 
den Vorwurf illoyalen Vorgehens jeitens der Kolonialjtaaten bezw. ihrer Ver: 
treter gegenüber den betreffenden Häuptlingen enthält. Was Adanı für feine 
Behauptung vorbringt, it aber in feiner Weile geeignet dieſen Vorwurf zu 
begründen. Wohl mögen im einzelnen Falle die Häuptlinge die Tragweite 
und Bedeutung jeder Beitimmung eines derartigen Vertrages nicht im vollen 
Umfange erfafjen, namentlich wenn jolche Verträge jo ungeſchickt gefaßt find, 
wie einzelne der von der deutſch-oſtafrikaniſchen Gejellichaft abgeichlojjenen Ber: 
träge, nach deren Inhalt die Häuptlinge alle Hoheitsrechte abtraten, die den 
Begriff der Staatsgewalt nach deutjchem Nechte ausmachen; daß aber Die 
Häuptlinge den Stern jolcher Abmachungen, nämlich die Aufgabe ihrer Hoheits— 
rechte über ihre Stammesgenofjen und die Unterwerfung unter die Gewalt des 
folonifirenden Staates nicht begreifen, läßt ſich ficherlich nicht behaupten. Mit 
Necht behandeln daher die Kolonialmächte derartige Abmachungen al3 beider: 
jeit8 bindende Verträge jowohl den Häuptlingen gegenüber al3 im Verkehre 
mit andern Slolonialitaaten.') 

Fragt man, was der innere Grund für die Annahme der rechtlichen Ver— 
bindlichkeit jolcher Verträge ift, jo kann man nur jagen, daß diejelben aus 
dem gleichen Grunde für rechtlich giltig zu betrachten find, aus dem privat- 
rechtliche Verträge mit Eingeborenen über die Abtretung von Grund und 
Boden für ailtig betrachtet werden. Wer wie Adam privatrechtliche Verträge 
mit Eingeborenen für giltig hält, die hier in Nede ftehenden aber nicht, Handelt 
nicht folgerichtig. Solange das ältere Kolonialrecht die perjünliche Freiheit der 
Eingeborenen und ihr Eigenthumsrecht nicht rejpeftirte, konnte auch von der 
Giltigfeit von Verträgen, durch welche die Häupter der Eingeborenen ihre Hoheits— 
rechte aufgaben und fich dem folonifirenden Staate unterwarfen, feine Rede 
jein. Nachdem aber das neuere Necht die Eimgeborenen als Rechtsjubjefte im 
privatrechtlichen Verkehre anerkannte, war auch die Möglichkeit gegeben, mit 
ihnen Verträge öffentlich.rechtlihen Inhalts abzujchließen. Die Gefahr, daß 


Es mag bier darauf hingewieſen werden, dab die fraglichen Verträge in der Regel 
als rechtägiltige Abmachungen in den Schußbriefen wie 3. B. im Schußbriefe der deutjdy- 
oitafritaniichen Gejellichaft vom 24. Februar 1885 ausdrüdlich in Bezu em wurden 
und daß bei den Verhandlungen im NReichstage über den Entwurf des Gejehes vom 
17. April 1886 von feiner Seite die Giltigkeit der Verträge in Zweifel gezogen wurde. 
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die Eingeborenen ſich über den Inhalt der von ihnen eingegangenen Ber: 
pflichtungen täujchen, ift bei der zweiten Klaſſe von Verträgen nicht größer, als 
bet der eriten, 

Da die eingeborenen Völkerſchaften feine Subjefte des Völferrechts find 
und ihre Häuptlinge feine Staatsgewalt im Sinne des europäiſchen Staats: 
und Bölferrechts beſitzen, können derartige Verträge allerdings für den Kolonial— 
ftaat nicht als Nechtstitel für den Erwerb der Souveränetät über das fragliche 
Gebiet betrachtet werden;') der folonifirende Staat muß troß der Verträge 
jeine Souveränetät über das fragliche Gebiet durch originäre Begründung jeiner 
Herrichaft erwerben. Sie haben aber die Bedeutung, daß die die Verträge 
abjchliegenden Häuptlinge, jich ihrer Hoheitsrechte über ihre Stammesgenoſſen 
zu Gunſten des okkupirenden Staates entäußern und ihre Einwilligung geben, 
daß ſich die Herrſchaft dieſes Staats über ſie erſtrecke. 

Gelingt es dem koloniſirenden Staate nicht, derartige Unterwerfungs— 
verträge mit den Eingeborenen abzuſchließen, ſo iſt dadurch die Beſitzergreifung 
des betreffenden Gebiets, eben weil dasſelbe als herrenlos gilt, nicht aus— 
geſchloſſen. Der koloniſirende Staat iſt aber nicht in der Lage, diejenigen 
politiſch organiſirten Stämme der Eingeborenen, die ſich ihm nicht freiwillig 
unterworfen haben oder die er nicht unter den oben angegebenen Vorausſetzungen 
ſeiner Herrſchaft gewaltſam zu unterwerfen befugt war, als ſeine Unterthanen 
zu betrachten; er muß vielmehr ihre politiſche Selbſtändigkeit reſpektiren. Da 
bei derartigen Stämmen von einer Gebietshoheit über ein beſtimmt abgegrenztes 
Territorium feine Rede ſein kann, wird er aber allerdings in der Lage ſein, 
wie Dies die Negierung der Vereinigten Staaten gethan hat, denjelben jog. 
Nejervationen anzuweiſen und über das übrige Gebiet jelbjt zu verfügen. 

Wie man derartige Verträge Hajfifizirt, ift gleichgiltig, man wird jie aber 
ohne Bedenfen als eine Art völferrechtlicher Verträge betrachten fünnen, Die 
nach Analogie der von den eigentlichen Subelten des Völkerrechts abgejchlofjenen 
Staatsverträge zu beurtheilen jind. Das Wölferrecht it eben eine Rechts— 
ordnung, die allerdings zunächjt nur für die zivilijirten Staaten bejteht, die 
aber die Tendenz hat, ſich auf alle Völker auszudehnen und diejenigen Bölfer, 
die noch nicht voll und ganz Mitglieder der völferrechtlichen Gemeinſchaft jein 
fönnen, wenigjtens jorweit zu erfaſſen und zu jchügen, als dies nach den vor— 
handenen Kulturverhältniffen möglich üft. 

Inwieweit derartige Abmacjungen die Staatsgewalt des koloniſirenden 
Staates dauernd zu Gunjten derjenigen Völkerſchaften zu bejchränfen geeignet 
find, deren Häuptlinge gewiſſe Vorbehalte bei der Unterwerfung gemacht haben, 
wird in $ 17 zu erörtern jet. 


Val. Marti im Archiv für öffentliches Recht I. S. 17, Note 55: „Man wolle 
wohl beadıten, daß, wenn Stammbäuptlinge fich bereit finden laſſen . . . Land abzutreten, 
damit zwar ein werthvolles, vielfach umerläßliches Mittel an die Hand gegeben wird, um 
einen oflupatoriichen Beligerwerb vor ihnen und gegen Mitbewerber zu ſichern. Aber der 
Hobeitstitel bleibt troß solcher Verträge ein offupatoriicher und trägt nicht die Merk— 
male der Gebietszeifion an fich. Lebtere it ein völferrechtlicher Begriff; Wilde und 
Halbwilde find nicht Mitglieder des (ihnen völlig unbelannten) völterrechtlichen Bandes und 
können nicht, beanipruchen, als louveräne Mächte behandelt und geichüßt zu werden. Ihnen 
gegenüber wird der Sab in Anwendung gebracht, den das franzöſiſche Minifterium korrekt 
dahin formulirt hat (Depeiche vom 8. November 1884, Archives diplom. 2 serie XIV. 
144); „Un &tat peut acquerir par la seule prise de possession la souverainete de 
territoires soit inoccup6s soit appartenant ä des tribus sauvages, 
pourvu que cette prise de possession soit effective,* 

Annalen des Deutihen Reicht. 1895. 98 
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IV. Bisher iſt ftillichweigend davon ausgegangen worden, daß die auf die 
Gründung einer Kolonie abzielenden Handlungen von Organen des betreffen- 
den Staates oder von in jeinem Namen handelnden Privatperjonen vor: 
genommen werden, wober es dann gleichgiltig ift, ob dieje Perjonen auf Grund 
einer vorausgegangenen Ermächtigung handelten oder ihre Handlungen die 
nachträgliche Genehmigung der Staatsgewalt erhalten. Es iſt num aber noch 
die Frage zu beantworten, ob Hoheitsrechte über ein Gebiet zum Zwecke der 
Anlegung eimer Kolonie jeitend einer Kolonialgejellichaft oder einer Privat: 
perjon jei es durch Beligergreifung, ſei es durch Vertrag erworben werden 
fünnen.') Bis im die neuejte Zeit galt es num als ein anerkannter Grundjag, 
daß nur Staaten Subjefte des völferrechtlichen Gebietserwerbs find und dab 
in Folge deſſen insbeſondere nur ein Staat die Belitergreifung eines der 
Dffupation fähigen Gebiets zum Zwed der Herrichaftsbegründung vornehmen 
kann.) Mit diejer bisher geltenden Anjchauung hängt offenbar der wenigjtens 
früher in England zur Geltung gelangte Grundja zujammen, daß die von 
einem englischen Staatsangehörigen erworbenen Gebiete von ſelbſt unter Die 
Herrichaft des engliichen Staates fallen. Diejem Grundjage gemäß iſt durd) 
53 Geo. III. c. 195 ausgejprochen worden, „that the sovereignity of the 
Crown over the possessions acquired by the East India Company is 
undoubted.“’) Creaſy jagt deshalb auch: „When British subjects take 
possession of a desert country by publie authority (and they con- 
sistently with theirallegaincetake possession of aterri- 
tory by an independent act of jurisdiction), the whole coun- 
try becomes vested in the Crown; and the Crown will assign to par- 
ticular persons portions ot the land, reserving as Crownland, all that 
which is not to granted out and reserving also a jurisdietion over the 
whole territory.“ „Neither can a British subject or any company of 
British subjeets acquire by compact or by conquest any territory for 
their private dominion. All is subject to the British Crown.“ 

In der neueſten Zeit ift aber der entgegengejegte Grundjaß in der völfer: 
rechtlichen Praxis zur Geltung gelangt, nämlich der Grundjag, daß auch Privat- 
perjonen und Stoloniafgejellichaften völferrechtlich herrenlojes Gebiet ebenjo er: 
werben fünnen, wie die eigentlichen VBölferrechtsjubjefte, d. h. die Staaten. Durd) 
den Erwerb werden für die privaten Erwerber ebenfalls Herrichaftsrechte begründet, 
wie für die Staaten und die erworbenen Nechte jtehen ebenfall3 unter dem 
Schute des Völferrechts, wenn auch nur Staaten die vollberechtlichen Subjefte 
des Völferrechts jind und die Privaten, bezw. Ktolonialgejellichaften dieje Eigen 
ichaft für das von ihmen beberrjchte Gebiet erit dann erwerben, wenn dasfelbe 


", Selbitveritändlich muß es fich bei dieſen Mafregeln darum handeln, daß die öffent- 
lihe Gewalt über das betreffende Gebiet erworben werden ſoll; der privatrechtliche Erwerb 
von Grund und Boden fommt bier nicht in Betracht. 

2) Martens:-Bergbohm, VBölterreht I S. 352; Delavand in der Revue de 
gcographie ©. 224: „C'est un principe de droit, que les Etats seuls peuvent exercer 
de droits souverains; qu'aucune compagnie privee ne peut les avoir,* 

) Greafy: The imperial and Colonial Constitutions of the Britannic Empire 
1872 ©. 66 ff. — In Uebereinitimmung damit fteht es, wenn Galvo: Le droit inter- 
national (3. Aufl.) Band I S. 145 jagt: „Eüt-il dte permis à l’&poque oü les posses- 
sions anglaises des Indes &taient administrees par une Compagnie privilegiee de les 
confondre avec l’&tat lui-möme? La reponse est extrömement simple. Quelque 
puissante qu'ait été la Compagnie des Indes orientales elle dependait entiere- 
ment du gouvernement britannique qui la repr&sentait de plein droit dans ses rela- 
tions avec les états et les gouvernements &trangers.* 
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als Staat in die völferrechtliche Gemeinjchaft durch Anerkennung Aufnahme 
gefunden hat.‘) 

Die Frage iſt anläßlich der Erwerbungen durch die Association inter- 
nationale africaine im Stongogebiet von dem engliichen Rechtsgelehrten 
Travers Twiß und ebenjo von E. de Laveleye ausführlich erörtert 
worden (Revue de droit international, XV, ©. 550 ff. und 254 ff.) und 
hat eine praftiiche Löſung injoferne gefunden, als in der That von allen Staaten 
anerfannt wurde, daß die genannte Association über die von ihr erworbenen 
Gebiete die Souveränetät bejige, jo daß aus diejen Gebieten der Kongojtaat 
entitanden iſt. 

Die genannten beiden Schriftjteller werien zur Begründung ihrer Ansicht, 
abgejehen von älteren Beijpielen, hauptiächlich auf den Fall mit der Nord- 
Borneo-Compagnie hin. Im Jahre 1878 hatten nämlich die Sultane von 
Brunei umd von Sala auf der Injel Borneo an einen Dejterreicher Namens 
Baron Overbed und emen Engländer M. Dent alle ihre Nechte auf ein 
bedeutendes Gebiet in Nord:Borneo abgetreten. Dverbef und Dent traten 
ihrerjeitS ihre Souveränetätsrechte an eine englische Gejellichaft ab, welche im 
Jahre 1881 inkorporirt wurde und einen Charter erhielt. Die Ertheilung 
dieſes Freibriefes gab zu intereſſanten Verhandlungen in beiden Häufern des 
Parlaments Anlaß.“) Es wurde nämlich zwar von verichiedenen Seiten die 
——— der weiteren Ausdehnung des engliſchen Kolonialbeſitzes in 
Zweifel gezogen, von keiner Seite aber wurde die Giltigkeit der von der Geſell— 
ſchaft erworbenen Rechte beſtritten. In der Erklärung, welche der Attorney— 
General Sir Henry James am 17. März 1882 im Unterhauſe abgab, hieß 
es vielmehr: „Dieſe Rechte ſind der Geſellſchaft abgetreten worden und wurden 
in rechtsgiltiger Weiſe Eigenthum derſelben. Die Regierung Ihrer Majeſtät 
hatte keine Befugniß, im Allgemeinen zu unterſuchen, ob die Beſitzergreifung 
von Borneo durch eine Geſellſchaft zweckmäßig war. Nach dem, was geſcheheu, 
wäre es als ein Aft der Konfiskation zu bezeichnen geweſen, wenn die Regierung 
der Gejellichaft die von derjelben erivorbenen Nechte hätte entziehen wollen. 
Die Regierung hatte nur darüber zu entjcheiden, ob die Gejellichaft ungehindert 
und umfontrolirt zu lajjen ſei“ Ebenſo jagte Gladjtone in derjelben Unter: 
hausjigung: „Der reibrief hat der Gejellichaft fein einziges Necht über: 
tragen, welches jie nicht bereitS durch einen rechtsgiltigen Titel erworben hatte.“ 

Aus den Erklärungen, welche Lord Granville am 13. Mär, 1882 im 
Oberhauje abgab, erhellt ferner, daß zwar Holland und Spanien gegen die 
von der Gejellichaft geltend gemachten Rechte auf Grund angeblich älterer 
Anſprüche auf Nord:Borneo protejtirten, daß jedoch weder dieje Staaten, noch 
auch Deutjchland, welches von England über die Angelegenheit zu Nathe ge 
zogen worden war, die Fähigkeit von Privatperjonen und Gejellichaften zum 
Erwerbe von Souveränetätsrechten auf Grund von Verträgen mit Gewalt: 
habern halbzivilijirter oder barbarijcher Völker bejtritten haben. 

Diejer Fall iſt um jo bemerfenswerther, als die Anerkennung der Sou: 
veränetätsrechte der North-Borneo-Company in einem gewiſſen Widerjpruch 


’) Bol. Adam_a. a. D. ©. 200 ff. und Heimburgera. a. D. ©. 45 ff, deſſen 
Auffafiung, daß es jih in elden Fällen lediglih um den faktiſchen —— der Sour 
veränetät über ein herrenlojes Gebiet handelt und daß daher derartige Vorgänge in das 
Kapitel der Staatengründung gehörten nicht ganz einwandfrei ift, wie Adam bervorbebt. 

?, Report of the debates in the House of Lords and House of Commons of 
the British North-Borneo-Comp. Marth 13th——-21th 1882, 


39* 
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jteht zu dem oben erwähnten bis in die neuejte Zeit feitgehaltenen Grundjage 
des englischen Staatsrecht3 über die Unfähigkeit von Privaten und Gejell- 
Ichaften, für ich Souveränetätsrechte zu erwerben. Jedenfalls dürfte jegt die 
Auffafjung die herrichende fein, daß eine jolche Erwerbung zuläfjig it. Es 
wird ſich aber immerhin noch fragen, welche rechtliche Bedeutung diejelbe hat. 

Hervorzuheben ift vor Allem, daß, wenn fich einzelne Privatperjonen oder 
Ktolontalgejellichaften Hobeitsrechte von jolchen Sultanen, Königen oder Häupt- 
lingen abtreten lajjen, fie nicht einfach an die Stelle diejer Gewalthaber treten 
und die betreffende Völkerſchaft in derjelben Weile regieren wollen, wie früher 
deren unzivilijirte Herricher. Dieje Verträge bilden vielmehr nur den Titel, 
auf welchen hin jich die Privaten oder Gejellichaften berechtigt erachten, über 
die ihrer Herrichaft unterjtellte VBölferjchaft im Sinne des europäiſchen Staats- 
rechts die Öffentliche Gewalt auszuüben.') 

Ferner tft zu beachten, daß lediglich Staaten Subjefte des Völferrechts 
jind und daß daher die Souveränetät über Yandjtreden, welche zum Gebiete 
eines in die völferrechtliche Gemeinjchaft aufgenommenen Staates gehören, nur 
wieder von einem Staate durch Bertrag oder Offupation erworben werden fann, 
niemals aber durch PBrivatperjonen oder Gejellichaften. Dagegen jteht nichts im 
Wege, daß Privatperjonen oder Gejellichaften über hberrenloje, der Gewalt 
eines der völferrechtlichen Gemeinjchaft angehörigen Staatswejens nicht unter: 
worfene Gebiete, jei es durch Offupation, jei e8 durch Vertrag eine öffentliche 
Gewalt erwerben und gegebenen Falles auf dieſe Weile ein Staatswejen 
gründen. 

Die aufgeworfene Frage hat daher eine ftaatsrechtliche und eine völfer- 
rechtliche Seite; die legtere ıft im Vorjtehenden erörtert worden. Vom jtaats- 
rechtlichen Standpunfte aus aber handelt es ſich darum, ob der von den 
Unterthanen europäticher Staaten gemachte Erwerb von Hoheitsrechten ipso 
jure als für den Heimathſtaat gemacht zu betrachten it. Die Frage fann 
nur nach dem pojitiven Rechte der einzelnen Staaten beantwortet werden, 
wird aber in der Regel zu verneinen jein, jo daß aljo der Erwerbung von 
Hoheitsrechten durch die Angehörigen europätfcher Staaten grundjäglich ein 
jtaatSrechtliches Hinderniß nicht im Wege jteht. 

Hat num eine Kolonialgejellichaft, jet es durch Vertrag oder auch durch 
DOffupation, die Derrichaft in einem völferrechtlich herrenlojen Gebiete erworben, 
jo fann ſie fich umter die Oberhoheit ihres Mutterjtaates jtellen oder dies 
unterlajjen. Wählt fie den legteren Weg, jo iſt e8 möglicd), daß das von ihr 
geichaffene ſtaatliche Gemeinweſen in Folge ausdrüdlicher Anerkennung der 
übrigen Staaten Subjeft des Völferrechts, Mitglied der völferrechtlichen Ge: 
meinichaft wird (Stongoftaat). Gejchieht dies nicht, jo wird die Stellung einer 
ſolchen Gejellichaft völferrechtlich eine unjichere und unbeitimmte bleiben. 

Wenn die Gejellichaft fich der Oberhoheit ihres Mutterlandes unteritellt, 
jo find in dieſem Falle wieder zwei Auffafjungen möglich. Man kann an: 
nehmen, daß die Gejelljchaft ihr Gebiet und die öffentliche Gewalt, welche fie 
über dasjelbe befigt, durch die Unterordnung unter die Oberhoheit ihres 


') Von diefem Standpimfte aus, heißt es, wenn auch juriſtiſch nicht ganz richtig, in 
verichiedenen von der deutſch-oſtafrikaniſchen Gejellichaft abgeichlofienen Verträgen, daß die 
betr. Sultane alle Rechte an die Gefellichaft abtreten, welhe nad deutihem Staats: 
recht den Begriff der Yandeshoheit ausmahen. Man kann daher in der That jagen, daß 
in derartigen Fällen die von den Häuptlingen und Sultanen erworbenen Rechte in der 
Hand des Erwerbers etwas Anderes werden, als fie in der Hand des Veräußerers waren. 
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Mutterſtaates an diefen übertragen hat und mur diejenigen Hoheitsrechte aus— 
zuüben befugt ijt, welche ihr der Mutterjtaat überlajien bezw. ausdrücklich 
verliehen hat. Es wird jpäter (Kap. IV) genauer darzulegen jein, daß dies 
die Stellung der deutjchen SKtolonialgejellichaften it. Nach einer anderen Auf 
faffung dagegen behält die Gejellichaft ihre Unabhängigkeit und ihre polittjche 
Macht; fie tritt blos unter den Schuß des Mutteritaates. der nur diejenigen 
Rechte über die Gejellichaft und ihr Gebiet erworben hat, welche diejelbe ihm 
ausdrüdlich überlaffen hat. Das zwijchen dem Gejellichaftsgebiete und dem 
Mutterjtaate bejtehende Verhältniß hat dann die Eigenjchaft eines Proteftorats, 
während nach der andern Auffafjung der Mutterftaat auch über das Geſell— 
ichaftögebiet Sopuveränetätsrechte ausübt. 

Dieje legtere Anjchauung jcheint gegenwärtig in England mehr und mehr 
jur Geltung zu gelangen. Man wird aber jagen müſſen, daß die erjtere Anz 
ficht mehr im Einklang iſt jowohl mit den Grundjägen des Völferrechts wie 
den jeweil$ gegebenen Verhältniſſen, denn eine Kolonialgejellichaft mit ihrem 
Gebiete fann eine jehr autonome Stellung als Kolonie einnehmen, zur Stell: 
ung als Staat werden ihr aber regelmäßig die wejentlichen Erfordernifje eines 
male fehlen. 

Wird durch die Beſitzergreifung völkerrechtlich herrenloſen Landes die 
—— Herrſchaft, d. h. die Souveränetät über das in Beſitz genommene 
Gebiet begründet, ſo beantwortet ſich die Frage von ſelbſt, wie weit ſich die 
Wirkung der Okkupation erſtreckt. Die Wirkung der Okkupation erſtreckt ſich 
ſoweit, als die Herrſchaft des offupirenden Staates in einem gegebenen Zeit— 
punfte reicht. Es iſt aljo einfach eine Thatjrage, die nach den im einzelnen 
Falle beitehenden Berhältwifjen zu beantworten iſt. Man fann nur jo viel 
jagen, daß das DOffupationsobjeft nicht etwa auf Schußweite der Uferbatterien 
beichränft ijt, oder dal das betreffende Gebiet allenthalben mit Truppen oder 
Beamten bejegt vder gar durch künstliche Grenzgeichen förmlich eingebegt iſt.!) 
Es genügt, daß der betr. Staat in der Lage iſt, innerhalb des betreffenden 
Gebiets jeine jtaatliche Gewalt jeder Zeit zur Geltung zu bringen. 

Andererjeits iſt aber auch die mitunter anfgeitellte Theorie falich, daß 
der Staat, der die Küſte offupirt hat, damit auch das Hinterland bejigt oder 
daß Die Beligergreifung des Miündungsgebiets eines Stromes auch alles ſtrom— 
aufwärts gelegene Land umfaßt, da diefe Theorie dem jeßt geltenden Grund— 
jage widerſpricht, daß die völferrechtliche Offupation, wie die privatrechtliche 
eine thatjächliche Befigergreifung verlangt, daher nur joweit wirkſam jein fann, 
als thatjächlich die Herrichaft des Staates, der offupirt hat, reicht. 

VI. Bisher wurden nur diejenigen Fälle in's Auge gefaßt, bei denen 
es jich um die Neugründung neuer bezw. Erwerbung bereit3 bejtehender Kolo— 
nien im engeren Sinne handelt. Was dagegen die Erwerbung eines kolo— 
nialen PBroteftorates anlangt, jo ijt bereits darauf hingewiejen worden, 
daß diejelbe nur erfolgen fann auf Grund eines zwiſchen dem Mutteritaate 
(ihugberrlichen Staate) und dem Schußitaate abgejchlofienen Vertrages. Diejer 
Vertrag it aber auch ausreichend, cine Bejigergreifung des Gebietes des Schuß: 
itaates iſt nicht erforderlich. Es kann zwar der Schußmacht durch den Pro— 
teftoratsvertrag die Befugniß eingeräumt jein, zur Sicherung der Schußherr: 
ſchaft einzelne Plätze oder Gebietsjtreden des Schutzſtaates in Belig zu nehmen 
und bejegt zu halten. Eine auf Grund einer derartigen Verabredung erfolgte 


’, Holgendorff, Handbuch des Völkerrechts II, S. 261 ff. 
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Belitergreifung ift aber jelbjtverjtändfich feine Offupation in dem oben er: 
drterten Sinne. Durch Offupation kann überhaupt ein Proteftorat nicht be 
ründet werden, weil die Offupation ein völferrechtlich herrenlojes Gebiet, das 
Broteftorat das Gegentheil vorausjegt.‘) Deshalb iſt auch an einem unter 
dem Proteftorate eines europäiſchen Staates jtehenden Gebiete eine Offupation 
Seitens eines anderen Staates ausgejchlofjen. 

Was jodann den Uebergang der Proteftoratsrechte von einem Staate auf 
einen andern dur Vertrag anlangt, jo muß diejelbe als möglich betrachtet 
werden. Die Zuftimmung des Schußitaates wird im Falle des vertragsmäßigen 
Ueberganges erforderlich oder nicht erforderlich fein, je nach dem Grade der 
Selbjtändigfeit des Schußjtaates. Im Zweifel wird die Zuftimmung des 
Schutzſtaates jedenfalls 10 she werden müſſen. 

Möglich tft auch die Umwandlung eines Proteftoratslandes in eine eigent- 
liche Kolonie; diejelbe fann in einer zweifachen Weiſe erfolgen, entweder jo, 
daß der Schutzſtaat fich freiwillig der Souveränetät des jchußherrlichen Staates 
unterwirft. Damit gibt er jeine ftaatliche Eriftenz auf und wird eine über- 
ſeeiſche Provinz des jchußherrlichen Staates oder es beraubt ihn der jchugherr- 
liche Staat gewvaltjam etwa auf dem Wege der debellatio jeiner Selbitändig- 
feit und Erifteng und macht ihn zur Stolonie. 


S 14. Rechtliche Würdigung der Ermwerbsakte in Bezug 
auf die deutfchen Schußgebiete.?) 

I. Bei Würdigung der Erwerbsafte in Bezug auf die deutichen Schuß: 
gebiete it vor Allem hervorzuheben, daß die früher erwähnten Verträge, welche 
das Reich mit England, Frankreich) und Portugal über die Abgrenzung ihrer 
bezüglichen Kolonialgebiete und Intereſſenſphären abgejchloffen hat, keineswegs 
die Bedeutung von Enmverbstiteln für das Neich haben. Dieje Verträge ver- 
pflichten nämlich nur die betreffenden Staaten dem folonijatorijchen Vorgehen 
ihrer Mitfontrahenten innerhalb der durch die Verträge abgegrenzten Gebiete 
nichts in den Weg zu legen und jich namentlich jeder Befikernreifung derjelben 
zu enthalten. Selbft injoweit ein Bejtandtheil eines deutſchen Schußgebiets 
oder einer deutjchen Intereſſenſphäre früher unter der Hoheit von England, 
Frankreich oder Portugal geitanden haben jollte, hatten die fraglichen Verträge 
nur Die Bedeutung, daß diefe Staaten ihre Nechte auf die fraglichen Gebiete 
aufgaben, jo daß nunmehr das deutjche Neich fie als „herrenloje“ erwerben 
konnte. Als Erwerbstitel für das deutjche Neich können daher auch für dieje 
Gebiete nur die Offupation und in dem im vorigen Paragraphen hervorgehobenen 
Sinne, die mit verichiedenen Sultanen, Königen und Häuptlingen eingeborener 
Etaatswejen und Stämme in Afrifa und in der Südjee abgejchlofjenen Ver: 
träge in Betracht fommen. Namentlich bat das Reich in Afrifa mit einer 
Anzahl jolcher Hänptlinge Verträge abgeichloffen, inhaltlich deren diejelben 
entweder ihre Hoheitsrechte abtraten, oder „ji unter den Schuß des Reiches 
jtellten“ und zwar wurden dieje Verträge theils durch Beamte und Bevoll— 
mächtigte des Reichs, theils durch einzelne Neichsangehörige und Kolonials 
gejellichaften mit nachträglicher Genehmigung der Reichsregierung abgejchlojjen. 





’) Freilich wird im einzelnen Falle zuzufeben fein, ob nicht unter der Hyorm des Pro- 
teftoratS eine wirkliche Beſitzergreifung vorliegt. 

Bornhak, Die Anfänge des deutichen Kolonialitaatsrechts im Archiv für öffent- 
liches Recht II, 5. 5 ff. — G. Mener, Die itaatsrechtliche Stellung der deutichen Schuß - 
gebiete S. 27 ft. 
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Il. Allerdings war fich die Neichsregierung anfänglich bei ihrem koloni— 
jatorijchen Vorgehen über die jtaatsrechtliche und völferrechtliche Tragweite 
ihrer eigenen Schritte nicht recht flar. Es wurde deshalb von „Schußgewalt“, 
„Schußvertrag“, „Schußgebiet“, gejprochen und in der dem Generaltonful 
Dr. Nachtigal ertheilten Injtruftion vom 19. Mai 1884 hieß es: „Für 
unjeren Zwed wird der Abjchluß von Freundichafts-, Handels- und Protefto- 
ratsverträgen ausreichen, durch die die zur Ausübung eines wirkſamen Schußes 
deutscher Unterthanen erforderlichen Rechte erworben werden.” 

Es zeigte jich aber auch hier wieder, daß die Verhältniſſe nicht jelten 
ftärfer jind, als die Menjichen. Der Zwed der Reichsregierung ließ ſich 
gerade in den afrifantjchen Gebieten gar nicht anders erreichen, als daß das 
Reich auf das Land jelbit die Hand legte und den Schuß, welchen das Neid) 
der Perjon jeiner Angehörigen und ihren Unternehmungen im Auslande 
angedeihen zu laſſen hat, in eine territoriale Gewalt ummandelte. Recht 
bezeichnend find im dieſer Hinficht die Verhandlungen zwijchen der deutjchen 
und englischen Regierung über Angra Pequena. In einer Note des englifchen 
Geichäftsträgers in Berlin vom 22. September 1884 an das Auswärtige 
Amt des Neichd war nämlich angefragt, ob das deutjche Proteftorat über 
Angra Pequena einen politiichen und territorialen Charakter habe in der Art, 
daß dasjelbe nicht blos über die Berjonen der deutichen Unterthanen im 
der Weile ausgeübt werde, wie jede zivilifirte Macht es über ihre im nicht 
zivilifirten Gegenden handeltreibenden Unterthanen ausübt. Es war dabei 
darauf hingewieſen, daß, wenn das deutſche Proteftorat territorialen 
Charakter habe, die jtatutariiche Gerichtsbarfeit der Gerichtshöfe der Kap— 
folonie, welche fich bisher auf alle britifchen Untertdanen in allen Theilen von 
Südafrifa nördlic) vom 25.° erjtredte, die nicht unter der Jurisdiktion einer 
andern zivilifirten Macht jtünden, ihr Ende nehmen werde. Darauf hin er: 
flärte der deutſche Gejandte in London in einer Depejche an die englijche 
Regierung, daß das deutiche Proteftorat ich nicht lediglich auf die Perſon 
der in Angra Pequena wohnenden oder jich aufhaltenden deutjchen Neichs- 
angehörigen erjtrede, mithin einen territorialen Charakter habe. 

Damit war wenigitens im Allgemeinen angedeutet, welchen Zweck das 
Deutjche Reih in Südweitafrifa verfolge, doch war freilich dadurch noch nicht 
genau gejagt, welcher Natur die von der Neichsregierung angejtrebte Kolonial- 
herrichaft jein jolle. Das Gleiche gilt von der Antwort, welche jchon vorher 
der deutſche Gejchäftsträger in London auf Lord Granville’3 Frage: 
„Will you proclaim your sovereignity ?* gab und welche dahin lautete, 
Deutjchland werde voraussichtlich in Afrika ähnlich handeln, wie England in 
Borneo; jedenfalls wahre jich Deutichland das Necht, in Gebieten, wo aus— 
reichender Rechtsſchutz durch anerkannte ftaatliche Organijation nicht verbürgt 
jet, den dort verfehrenden Neichsangehörigen Schug und Förderung jelbft zu 
Theil werden zu lajien. 

III. Um das Sacjverhältniß völlig far zu jtellen, iſt es nothwendig Die Er⸗ 
werbshandlungen in Bezug auf die einzelnen Schußgebiete befonders zu bejprechen. 

1. Was zunähjt Kamerun und das Togogebiet anlangt, jo wurden 
hier überall mit den betreffenden Häuptlingen Verträge geichlofien und zwar 
theil8 durch Bevollmächtigte der Neichsregierung, theils durch Privatperjonen 
ohne Auftrag der Regierung. In Bezug auf die legteren Fälle iſt nur zu 
bemerken, daß die Privaten die Hoheitsrechte, welche jie durch die Verträge 
erwarben, von Anfang am nicht für fich, jondern für das Meich erwerben 
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wollten.) Da Seitens der Neichsregierung dieje Erwerbungen nachträglich ge 
nehmigt wurden, ſind dieje Verträge ebenſo anzuiehen, als ob fie unmittelbar 
von Organen des Reiches mit den Häuptlingen abgeichlofjen worden wären. 
Diefe Verträge treten äußerlich meiſt als jog. Schugverträge auf, jo ftellte 
3. B. König Mlapa von Togo jein Gebiet unter den Schuß des Deutjchen 
Neiches. In dem Vertrage dagegen, welchen die Häuptlinge des Kamerun: 
landes mit den Firmen Woermann und Jantzen & Thormähen abichlojien, 
traten die Häuptlinge ihre „Souveränetätsrechte” an die genannten Firmen ab. 
Ebenjo ijt ın dem vom Reiſenden Zöllner als Bevollmächtigten der Reicht 
regierung am 7. Januar 1885 abgejchlofjenen Bertrage mit King Moſaſſo arı 
Mapanga der Neichsregierung frei gelaffen, ob jie ein Proteftorat oder dr 
Souveränetät begründen will. Schon diefe Unbeitimmtheit in den Ausdrücen 
läßt erjehen, daß man auf den Wortlaut diefer Verträge fein zu großes Ge 
wicht legen darf.“ Nicht das, was wörtlich in den Verträgen jteht, jondern 
was in Wirklichkeit gewollt ift und nach den Verhältniſſen gewollt jein fonnte, 
ijt maßgebend. Nun befigen zwar die hier in Frage fommenden afrifaniichen 
Stämme eine gewiſſe politiiche Organijation, jo daß Verträge mit denjelben 
abgeichloffen werden fünnen, aber ald Staaten im Sinne des Wölferrechtes 
fünnen fie nicht betrachtet werden, weshalb es auch feinem europäiſchen Staate 
einfällt, mit dieſen WVölferichaften einen regelmäßigen diplomatischen Verkehr zu 
unterhalten. Damit fehlt aber die Grundlage für die Möglichkeit eines Pro- 
teftoratsverhältnifies zwischen diefen Stämmen und dem Deutichen Reiche. 

Die hier in Betracht kommenden Gebiete mußten vielmehr als „im eure 
päiſchen Sinne res nullius“°) vom Deutjchen Reiche durch Offupation erworben 
werden. In der That hat ich auch die Neichsregierung gar nicht mit dem Ab- 
ſchluſſe ſog. Schutverträge begmügt, jondern thatjächliche Beligergreifungen 
vorgenommen. 

2. Ganz ähnlich Liegt die Sade in Südweſtafrika. Bier batte zu: 
nächſt Kaufmann Lüderig von dem Kapitän ‘Frederifs von Bethanien und 
einigen anderen Häuptlingen Hobeitsrechte über verichiedene Gebiete vertrags: 
mäßig erworben, ebenjo jchloffen die Kommiſſäre und Bevollmächtigten der 
Neichsregierung mit verjchiedenen Däuptlingen der Bajtards, der Damaras u. ſ. w. 
Schuß: und Freundichaftsverträge ab, durch welche der urjprünglich jehr geringe 
Umfang des Schußgebietes jehr erheblich erweitert wurde. Die von Lüderitz 
erworbenen Doheitsrechte find auf die „Deutſche Kolonialgejellichaft für Süd— 
weitafrifa” übergegangen, welche bisher einen Schugbrief nicht erwirft bat, jo 
daß das gejammte jüdweltafrifanische Schußgebiet in unmittelbarer Ver: 
waltung des Neiches ſteht. 

Die mit den jüdweitafrifanischen Häuptlingen abgejchlofjenen Verträge 
treten, jomweit ſie publiziert ſind, durchweg als „Schußverträge” auf, jo daß 


) Es ergibt jich dies insbefondere auch daraus, daß die betreffenden Firmen es ab- 
lehnten, eine Kolonialgeiellihaft zur Verwaltung der fraglichen Gebiete zu gründen und 
ausdrüdlich erklärten, dak die Yandeshoheit im Namen des Kaiſers ausgeübt werden müſſe 
Dal. Deutiche Kolonialpolitif 1. Heit 5. 63/64. 

”) Höchit bezeichnend heißt es in dieler Hinficht in der Inſtruktion Dr. Nachtigal's 
vom 19. Mat 1884 Deutſche Kolonialpolitit T. Heft S. 52): „Die Gründe, mweldye in dieiem 
Halle für die „eigentliche Beſißergreifung“ Namens des Meiches geltend gemacht 
werden, haben Ze. Maj. den Nailer bewogen, in die Prollamirung Allerhöchit deſſen 
„Broteltorats“ über diefen Küſtenſtrich und in die Einſetzung eines kaiſerl Rommiliars 
mit feiner Zeit näber zu beſtimmenden Befugniſſen zu willigen.” 

’) Ngl. Kolonialpolitik I. Heft 3. 88. 
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Geffcken,) welcher zwar der Anſicht iſt, daß im Allgemeinen dem Deutſchen 
Reich über die jog. Schutzgebiete die Souveränetät zuſteht, doch meint, daß 
iu Südweitafrifa blos ein Proteftoratsverhältnig vorliegt, da die erwähnten 
Häuptlinge nicht“ ihre Hoheitsrechte abgetreten, jondern jich blos unter den 
Schuß des Reiches gejtellt Haben. Es ijt aber fein Grund einzujehen, warum 
die Verhältniſſe in Südmeitafrifa anders beurtheilt werden jollen, als in 
Kamerum und Togo. Auch die jüdweltafrifanischen Voltsjtämme, von denen 
manche faum ein bejtimmt abgegrenztes Gebiet befigen, einzelne nicht einmal 
fefte Wohnfige haben, fünnen nicht als vollberechtigte Subjefte des Völker: 
rechts betrachtet werden, wirkliche Proteftoratsverträge find daher mit ihnen 
nicht möglich. Auch Hier fonnte daher das Deutjche Reich nur auf dem Wege 
der Bejigergreifung vorgehen, was es auch gethan hat. 

Sp wurde von der Küſte vom Oranjefluß bis zum Kap Frio (18° jüdl. 
Breite) durch die deutjchen Kriegsichiffe „Wolf“ und „Elijabeth“ im Namen 
des Deutjchen Reiches Beſitz ergriffen. Zum Zeichen der Bejigergreifung 
wurde in den betreffenden Gebieten die deutiche Flagge gehißt und wurden 
Grenzpfähle gejeßt. Im äbnlicher Weije wurde auch im Togogebiet und in 
der Biafrabat verfahren. Ueberall lajjen die von den Organen der Neichsregier: 
ung vorgenommenen Mabregeln darauf jchließen, daß die Neichsregierung die be 
treffenden Gebiete als herrenloje betrachtete und als jolche in Beſitz nehmen lieh. 

3. Das deutſch-oſtafrikaniſche Schuggebiet. Die ojtafrifanijche 
Geſellſchaft hat Hoheitsrechte über ihr Gebiet bezw. das diejelben bemohnenden Ein: 
geborenen durch eine Reihe von Verträgen mit den dortigen Sultanen erworben.?) 

Es ijt bereits früher dargelegt worden, daß die Erwerbung von Hoheit: 
rechten über barbarijche oder halbzivilijirte Völferjchaften durch Private oder 
Gejellichaften zuläſſig erjcheint. Durch einen jolchen Erwerb tritt die Gejell- 
ſchaft zunächſt an Die Stelle des bisherigen Machtinhabers der betreffenden 
Völferjchaft, ſie wird aber keineswegs ein völferrechtliches Rechtsſubjekt. Dieje 
Stellung fann fie nur erlangen durch Anerfennung jeitens der übrigen Mit— 
glieder der völferrechtlichen Gemeinjchaft (Kongoſtaat). Durch die Erwerbung 
von Hoheitsrechten jeitens einer Stolonialgejellihaft erlangt daher das betr. 
Gebiet keineswegs die Stellung eines zivilifirten Staates, jondern es bleibt 
zunächjt in jeiner bisherigen völferrechtlichen Lage. Wenn daher dic Gejell- 
Ichaft jich mit ihrem Gebiete unter den Schuß des Mutterjtaats jtellt, jo üt 
die Sache nicht jo aufzufaffen, als ob zwijchen der Gejellichaft und dem Mutter: 
ftaate ein Proteftoratsvertrag abgejchlojjen worden wäre, jondern die Gejell- 
ſchaft überträgt einfach die von ihr über die Eingeborenen erworbenen Rechte 
auf den Staat, der den Eingeborenen gegenüber ſich num in derjelben Lage 
befindet wie die Gejellichaft. 

Da nun die vjitafrifanischen Bölferichaften, joweit fie hier in Betracht 
fommen, ebenfall3 nicht als gleichberechtigte Mitglieder der völferrechtlichen 
Gemeinjchaft betrachtet werden fünnen, aljo Proteftoratsverträge mit ihnen 
nicht — Jind,?) jo werden wir auch bezüglich dieſer Gebiete jagen müſſen, 


1) Kolonialweſen und Auswanderung in Schönberg's Handbuch der politischen 
Due, 2. Aufl. Bd. II S. 981. 

9) Dal. Näheres über die betr. Verträge „Annalen“ 1887 819 ff. — Auf die 
Berhältniiie des Witulandes ift nicht weiter einzugeben, da das —— Reich in dem 
deutich- en liichen Vertrage vom 1. juli 1890 auf feine Rechte auf Witu verzichtet bat, 

ußerdem ift darauf aufmerfiam zu machen, daß die betreffenden Verträge in der 
Regel gar nicht von einem Schutzverhältniſſe reden, jondern direft die Abtretung der 
Souveränetät enthalten. 
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daß die Erwerbung der Herrichaft über diejelben nur auf dem Wege der 
Dffupation möglich war bezw. it, und daß das Neich die Souveränetät 
über dieje Gebiete erworben hat 

Das oitafrifanische Schuggebiet jteht daher ganz im demjelben jtaats- 
rechtlichen VBerhältniffe zum Neiche wie die weitafrifaniichen Gebiete; von einem 
Proteftoratsverhältnije ann auch hier nicht gejprochen werden, denn es Ich 
an einem Staatswejen, welches zu dem Reiche in einem Proteftoratsverhältni je 
jtehen fönnte. Die halbwilden Völferjchaften in Djtafrifa find völferrechtlich 
anerkannte Nechtsjubjefte nicht, die Kolonialgejellichaften haben aber dadurch, 
daß fie ſich unter den Schutz des Mujteritaats gejtellt haben, zu erfennen 
gegeben, daß fie jelbitändige Staatswejen nicht bilden wollen. 

In diejer Beziehung it vor Allem feitzuhalten, daß die Gejellichaften, 
welche Hoheitsrechte von den Häuptlingen eingeborener Bölferjchaften vertrags- 
mäßig erwarben, damit lediglich an die Stelle dieſer Häuptlinge treten und 
demgemäß auch nur die Herrichaftsrechte über die Eingeborenen erlangen, 
welche den Häuptlingen zugeitanden. ine Herrichaft über die in dem be- 
treffenden Gebiete lebenden Europäer bezw. Angehörigen zivilijirter Staaten 
erlangen jie aber durch die erwähnten Abmachungen nicht, weil den Häupt- 
fingen, ihren Nechtsvorgängern, eine jolche Herrichaft ebenfalls nicht zuftand. 
Es gilt auch hier der allgemeine Rechtsgrundjag: „Nemo in alium plus 
juris transferre potest quam ipse habet.“ Wenn es daher in verjchiedenen 
durch Bevollmächtigte der ojtafrifanischen Gejellichaft mit den eingeborenen 
Sultanen abgejchlofjenen Verträgen heißt, dab dieje die betreffenden Gebiete 
mit allen Nechten abtreten, welche „mach dem Begriffe des deutjchen Staats- 
rechts“ oder „nach europätichem Staatsrcchte* den Inbegriff der jtaatlichen 
Oberhoheit darftellen, jo fann jelbjtverjtändlicher Weiſe durch einen derartigen 
Ausdrud das durd das Völferrecht gegebene NRechtsverhältnig nicht geändert 
werden. Es fünnen vielmehr dieje Worte nur die Bedeutung haben, daß durch 
diejelben eine Aufzählung der durch den Bertrag an die Gejellichaft abge- 
tretenen Hoheitsrechte erſpart werden jollte. 

Anders liegt nur die Sache bezüglich des vom Sultan von Sanjibar 
Ende des Jahres 1890 an das Deutiche Neich abgetretenen Küftenjtreifens 
Jammt Zugehörungen und der Inſel Mafia. Das Sultanat Sanſibar iſt 
nämlich als ein Staat zu betrachten, der jetzt auch in die völlerrechtliche 
Gemeinjchaft aufgenommen üt. Deutjchland und England haben daher auch 
die Sonveränetät des Sultans von Sanjibar über die Injeln Sanjibar und 
Pemba, jowie die fleineren in der Nähe der erjteren Injeln innerhalb eines 
Umfreijes von zwölf Seemeilen liegenden Injeln, ferner über die Inſeln Lamu 
und Mafia und den Küjtenjtreifen von der Mündung des Miniganiflufjes bis 
Kipini in der Vereinbarung vom 29. Oftober/1l. November 1886 anerkannt, wie 
dies Frankreich jchon im Jahre 1862 gethan hatte. Die Beſitzungen des 
Sultans von Sanfibar fonnten daher nicht als herrenlos offupirt werden. 
Vielmehr it der Nechtstitel des Deutſchen Reiches auf die ehemaligen Be- 
ſitzungen des Sultans nicht die Offupation, jondern der Ende des Jahres 1890 
abgejchlofjene Abtretungsvertrag. 

4. Das Gebiet der Neu-Guinea-Kompagnie. Die Neu-Guinega— 
Kompagnie hat feinerlei Verträge mit eingeborenen Häuptlingen abgejchlofjen, 
weil die Völferichaften ihres Gebiets, wie erwähnt, auf eimer zu niederen 
Kulturftufe stehen und erit Anfänge einer politiichen Organijation bei den 
jelben jichtbar jind. Es fonnte ſich bier aljo von Anfang an nur um Die 
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Erwerbung der Souveränetät handeln und fraglich konnte nur jein, ob die 
Sejellichaft oder das Weich die Souveränetät erworben hat. Man wird ji 
für die letztere Alternative entjcheiden müfjen, weil die erften Befigergreifungen, 
welche auf Neu-Guinea umd in dem Bismard-Archipel vorgenommen worden 
find, ausichließlich durch Organe des Neiches jelbit erfolgten. Durch dieſe 
Beligergreifung und die Abmachung mit England über die Abgrenzung ihrer 
beiderjeitigen Interefjeniphären im Stillen Ozean ijt der Neu-Guinea-Kom— 
pagnie erit das Arbeitsfeld für ihre folonijatoriiche Thätigfeit geichaffen wor: 
den. Daß auch die Neichsregierung von der Auffaſſung ausgeht, daß die 
Souveränetät über das Gebiet der Neu-Guinea-Kompagnie beim Neiche ftehe, 
dürfte jich recht jchlagend daraus ergeben, dab durch den kaiſerlichen Schuß- 
brief vom 17. Mai 1885 der Kompagnie das ausjchließliche Recht verliehen 
wurde, in dem Schußgebiete herrenlojes Land in Befit zu nehmen und darüber 
zu verfügen. Nicht der Gejellichaft, jondern dem Neiche wird aljo hienad) 
das Recht beigelegt, in jouveräner Weije über Grund und Boden des Echuß- 
gebietes zu verfügen. 

In der „Denkjchrift über die Schutgebiete“ heit es zwar (©. 11), die 
Neu:Guinea-Geiellichaft jei zu dem Zwecke gebildet worden, „in dem deutjchen 
Scußgebiete aus eigener Kraft ein Staatsmwejen zu gründen“. Selbſt 
wern man diefen Ausdrud wörtlich nehmen will, beweiſt derjelbe nicht3 gegen 
die hier vertretene Auffafjung. Im Gegentheil läßt gerade dieſe Stelle der 
Denkichrift erjehen, daß zur Zeit der Ertheilung des Schußbriefes jedenfalls 
diejes Staatöwejen noch nicht beftand, jondern erſt gejchaften werden jollte. Des- 
halb fonnte auch mit demjelben ein Proteftoratsvertrag nicht abgejchlofjen werden.') 

5. Im Schußgebiete der Marſchall-Inſeln find zwar mit ein- 
zelnen Häuptlingen Verträge abgejchlofjen worden, diejelben konnten aber, ab- 
gejehen davon, dab ſie im Wejentlichen nur privatrechtlichen Inhalt hatten, 
mit Nüdjicht auf die Stellung der dortigen Bölferjchaften gar nicht die Be— 
deutung von Proteftoratsverträgen haben. Der Nechtstitel it daher auch hier 
die Offupation. 

IV. Wenn hiernach die jämmtlichen deutjchen Schußgebiete grundjäglic 
als der Souveränetät des Neiches unterworfen betrachtet werden müſſen, 
wird es jich num fragen, ob denn das Deutjche Reich Alles gethan hat, um 
über die einzelnen Gebiete wirklich die Souveränetät zu ea ag 

In diefer Hinficht braucht nur darauf hingewiejen zu werden, daß die 
Reichsregierung oder in ihrem Namen und mit ihrer nachträglichen Ges 
nehmigung Privatperſonen oder SKolonialgejellichaften durch Flaggenhiſſen, 
Errihtung von Grenzpfählen, Erlafjung von Proflamationen u. j. w. Die 
Abſicht der Befigergreifung hinreichend deutlich an den Tag gelegt hat.*) 


», Nähere Ausführungen über die Stellung der Kolonialgeiellichaften und über Die 
Bedeutung der Schußbriefe, welche, wie oben dargelegt, feineswegs als Proteftoratsverträge 
aufzufafien find, werden in Kapitel III gegeben werden. 

) Sn der fleinen Schrift: „Die itaatsrechtliche und völferrechtliche Stellung der deut- 
fchen Kolonien“ bin ich ebenfalls davon ausgegangen, daß das Deutſche Reich über, die 
ſogen. Schußgebiete die Souveränetät befist. Es ergiebt fich dies insbejondere aus meinen 
Ausführungen über die Erwerbung der Schußgebiete. Wie aber Geffden a. a. ©. ©. 981 
mit Recht bervorhebt, iit diefer Ausgangspunkt durch die Scheidung von eigentlichen Kolo— 
nien und Schußgebieten und die zu ſtarke Betonung des blos thatjächlichen, aber nicht recht- 
lihen Moments, daß in den Kolonien die Staatsgewalt des Mutterlandes fich in der Megel 
nicht fo vollwirkiam zeigen kann, wie in einer Provinz, etwas verduntelt worden. 

’) Genauere Angaben über dieſe Oktupationsverhandlungen I. „Annalen“ 1887 ©. 805 ft. 
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Ebenjo hat auch das Reich durch Heritellung von Verwaltungseinrichtungen 
in den Schußgebieten wirklich im völferrechtlichen Sinne Bejit ergriffen, bisher 
aber freilich nur von einem Theile derjelben. Es iſt nämlich zu berüchichtigen, 
daß die Befigergreifung nur injoweit eine effektive ift, als die ftaatliche Herr: 
ichaft reicht. Nun läßt jich nicht behaupten, daß die weiten Gebiete, welde 
das Deutſche Neich als jeine Kolonien betrachtet, jchon volljtändig unter die 
jtaatliche Herrichaft des Deutichen Reiches gebracht find. Es ift vielmehr in 
allen Schuggebieten eigentlich erjt der Anfang gemacht mit dauernder Beſitz— 
ergreifung. Won einer vollendeten Befigergreifung wird erit dann geiprochen 
werden fünnen, wenn die Kultivation der Gebiete und die politiiche Organijation 
derjelben jo vorgejchritten jind, daß geordnete Zujtände beitehen und die 
deutiche Staatögewalt in allen Theilen diejer Gebiete thatjächlich ihre Herr: 
ſchaft geltend zu machen in der Lage iſt. So jtellt ſich denn gerade in den 
deutſchen Schußgebieten die Bejigergreifung als eine wahre occupatio colonica 
dar, welche nicht blos den Vortheil des Ofkupanten, jondern vor Allem auch 
das Wohl und die Bivilifation der das offupirte Gebiet bewohnenden Be 
völferung im Auge bat.') 

Inſoweit Die jogenannten deutjchen Schupgebiete noch nicht rechtlich und 
thatjächlich offupirt jind, haben ie die Eigenjchaft von Intereſſenſphären, 
deren allmählige Bejigergreifung für Deutjchland durch die bezüglichen Ab- 
machungen mit England, Frankreich und Portugal gefichert it. 

Da der Kaiſer nach Inhalt des Art. 11 der Reichsverfaſſung der 
Vertreter des Deutjchen Neiches nach Außen und in allen völferrechtlichen 
Beziehungen ift, jo kann es gar feinem Zweifel unterliegen, daß derjelbe be 
rechtigt war, die zur Erwerbung der Schußgebtete erforderlichen Afte vorzu: 
nehmen, bezw. vornehmen zu laſſen und die betreffenden Gebiete unter den 
Schuß des Neiches zu jtellen, d. h. die Souveränetät des Neiches über die 
jelben zu begründen. Die Handlungen des Kaiſers waren für ich auch allein 
genügend, um die vorjtehend hervorgehobenen jtaatsrechtlichen und völferrecht: 
lichen Wirkungen in Bezug auf die Schußgebiete eintreten zu laſſen. Eine Mit: 
wirfung des Neichstags und des Bundesraths war hiezu nicht notwendig. 

Das Verhältniß der Gebiete, welche der Kaiſer in dieſer Weiſe der 
Souveränetät des Meiches unterwarf, war zumächit vom Standpunfte des 
Völferrechts aus das, daß die jogenannten Schußgebiete als Bejtandtheil des 
Deutjchen Neichs zu betrachten waren. In Folge deilen fonnten dieje Gebiete 
nicht mehr als berrenloje im Sinne des Völferrechts gelten umd die Offu: 
pation derjelben durch einen anderen Staat war ausgeichloffen. Ebenjowenig 
fonnte ein dritter Staat ohne Eimwilligung der Neichsgewalt eine Eimwirfung 
auf Ddiejelben und der innerhalb ihrer Grenzen befindlichen Perjonen durch 
KKonfulargerichte u. dgl. ausüben. Andererjeits wurden aber die Schußgebiete 
feineswegs Beſtandtheil des NeichsgebietS im Sinne des Art. 1 der Weiche: 
verfaflung, denn Dies wäre nur möglich gewejen durch ein ausdrückliches 





', Bei dieſer fogenannten occupatio colonica fommt der Gedanke zum Ausdrud, 
dat nicht die bloße thatſächliche Beſitzergreifung für fich die ftaatliche Herrichaft begründen, 
fondern dak dieſelbe erſt durch Kultivirung des Landes und ziviliſatoriſche Arbeit verdient 
werden ſoll. Der gleichen Anſchauung Rechnung tragend, hat die Reichsregierung wieder⸗ 
holt in amtlichen Schriftſtücken erllärt, daß das Reid nur ſolche Gebiete unter ſeinen Schuß 
ftellen wolle, in welchen bereits deutiche Niederlafjungen beitehen, oder doch Handelsintereilen 
vorhanden find, welche gewiſſermaßen einen Titel für die O thupation abgeben. Val. z. ®. 
Ktolonialpolitit, II. Heft, 5. 99. 
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darauf bezügliches Neichsgejeg. Sie wurden aljo Herrichaftsobjefte der Reichs: 
ewalt, ähnlich wie das Neichsland Eljah-Lothringen in der Zeit vom Abs 
Hhlufie des Frankfurter Friedensvertrages vom 10. Mai 1871 bis zur Ein: 
führung der Reichsverfaſſung. Es warf fich aber num die Frage auf, wer 
in den Schußgebieten die dem Neiche erworbenen Hoheits- und Souveränetäts- 
rechte auszuüben hatte, insbejondere ob dieſe Befugniß dem Kaiſer allein zus 
ftand oder dem Reichstage und dem Bundesrathe oder doch wenigitens dem 
legteren eine Mitwirkung gebührte. Für die eritere Anficht ließ ſich geltend 
machen, daß die Schußgebiete nicht Neichsinland jeien, die Mitwirkung des 
Reichstags und Bundesrarhs aber nur bei Mahregeln für das Reichsinland 
in Betracht fommen fünne und im Uebrigen nur jo weit, al$ die Verwendung 
von Mitteln des Neichs für die Gebiete in Frage fomme. 

Dem gegenüber ließ jich anführen, daß die Schußgebiete, wenn fie auch 
vom Standpunkte der Neichsverfajiung nicht als Inland gelten können, völker— 
rechtlich; aber doc auch nicht Ausland jeien und daher auch der Art. 11 der 
Neichsverfaffung, welcher nur das völferrehtlihe Ausland im Auge 
habe, nicht in Anwendung fommen könne. Außerdem ließ jich anführen, daß 
der Kaiſer nicht Souverän des Reichs ſei, jondern nur diejenigen Nechte be: 
fie, welche ihm die Neichsverfafjung ausdrücdlich beilegt, was ſelbſtverſtänd— 
lich bezüglich der Negierung der Schußgebiete nicht zutreffe. 

Beide Auffaffungen fanden ihre Vertreter, namentlich bei der Berathung 
über den Gejegentwurf betr. die Regelung der Nechtspflege in den Schuß: 
gebieten. Die Entjcheidung der Frage war auch in der That zweifelhaft, der 
ganze Zujtand der Schußgebiete war für's Erjte ein umficherer und zwitter— 
hafter. Gegemwärtig bejteht aber fein Anlaß mehr, auf die Frage einzugehen, 
da durch das Neichsgejeg vom 17. April 1886 betr. die Nechtsverhältnifje 
der deutichen Schußgebiete jeder Zweifel in diejer Hinficht bejeitigt it.) 


Drittes Kapitel. 
Die Stellung der deutihen Schusgebiete in öffentlich-rechtlicher Hinficht.”) 


$ 15. Das Reichsgeſet vom 17. April 1886, betr. die Rechtsverhältniffe der 
deutfchen Schußgebiete und die dazu gehörige Hovelle vom 15. März 1858. °) 


I. Wie in $ 14 hervorgehoben wurde, fonnte daran fein Zweifel beſtehen, 
daß der Kaiſer auf Grund des Art. 11 R.-V. allein — aljo ohne Mit: 
wirtung des Bundesraths und Neichstagg — berechtigt war, Namens des 


) Mol. über die Frage G. Meyer a.a. O. 5.49 ff. — Hänela. a. D. ©. 838 ff. 

?), Grenzboten, 1886 Nr. 19 ©. 255 ff: Die deutichen Schußgebiete und ihre 
Rechtsverhältniſſe — Bornhak, Die Anfänge des deutichen Kolonialſtaatsrechts, Archiv 
für öffentl. Recht II. ©. 2 ff. — Bann, Das Recht der deutichen Schußberrlichkeit, Wien 
1887. — Joel, Das Geieh betr. die pr der deutichen Schußgebiete in den 
„Annalen“ 1887 ©. 191 ff. — G. Meyer, Die Itaatsrechtliche —— der deutſchen 
Schutzgebiete (1888). — Laband, Das Staatsrecht des Deutſchen Reiches, 2. Aufl. S. 774 ff. 
— Hänel, Deutiches Staatsrecht I, S. 836 ff. — Zorn, Das Staatsrecht des Deutichen 
Reiches 2. Aufl. S. 564 ff. — Adam, PVölterrechtliche Okkupation und deutiches Kolonial- 
ftaatärecht, Archiv für öffentl. Reht VI ©. 198 ff. — D’Orgeval, Les protectorats 
Allemands in Annales de l’&cole libre des sciences politique Bd. V (1890) ©. 678 ft. 
und Bd. VI (1891) ©. 625 ff. 

®) Reichstag ; 6. Legisl.Per. II. Seſſ. 1885/86 Trudi. Nr. 81 u. 201 Kommiſſions— 
bericht); 7. Legisl.-Per. 1. Seil. 1887 Drudi. Nr. 188 II. Seſſ. 1887/88 Drudi. Nr. 72 
u. 146 (Hommiifionsbericht). 
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Reiches die zur Erwerbung der Schußgebiete erforderlichen Akte vorzunehmen 
bezw. vornehmen zu lajjen. Durch diefe Erwerbsafte hörten die erworbenen 
Gebiete auf, im Sinne des Völferrecht3 herrenlos zu jein, fie waren vielmehr 
von num an der Herrſchaft der deutjchen Staatsgewalt unterworfen. Trogdem 
wurden fie nicht ohne weiters Beitandtheil des Reichsgebiets im Sinne des 
Art. 1R.V.; fie befanden ſich aljo in ähnlicher Stellung wie Eljaß-Lothringen 
in der Zeit vom Abjchluffe des Friedensvertrags vom 2. März 1871, bezw. 
10. Mai 1871 bis zur Erlafjung des R-G. vom 25. Juni 1873, welches 
vom 1. Sanuar 1874 ab die Neichsverfaffung in Eljaß-Lothringen einführte 
und in 8 2 ausdrüdlich bejtimmte, daß dem in Art. 1 der Neichsverfajjung 
bezeichneten Gebiete das Gebiet des Neichslandes Elſaß-Lothringen hinzutrete. 
Es warf fih aber nım die Frage auf, wer in den Schußgebieten die dem 
Reiche erworbenen Hoheit3: und Souveränetätsrechte auszuüben habe, ob der 
Kaifer auf Grund des Art. 11 der R. V. hiezu allein befugt jei oder ob dem 
Reichstage, bezw. dem Bundesrathe eine Mitwirkung und in welchem Umfange 
etwa zujtehe. Die verjchiedenen in diejer Beziehung möglichen Anjichten fanden, 
wie jofort zu erwähnen jein wird, bei Berathung über den Gejegentwurf betr. 
die Rechtspflege in den deutjchen Schußgebieten ihre Vertretung. Nach Erlaß 
des R.G. vom 17. April 1886 ijt jedoch in diejer Hinſicht ein Zweifel nicht 
mehr möglich, denn diejes Geſetz hat, wie jchon erwähnt, die rechtliche Stell= 
ung und Verfafjung der Schußgebiete mit hinreichender Deutlichkeit beitimmt. 

II. Die verbündeten Regierungen hatten anfänglich nicht die Abficht, Die 
jtaatsrechtliche Stellung und Berfafjung der Schußgebiete grundjäglih zu 
regeln; jie hielten es für ausreichend, wenn für die Einrichtung und Aus» 
übung einer geordneten Rechtspflege in diejen Gebieten Sorge getragen würde. 
In dieſem Sinne legte der Reichskanzler am 12. Januar 1886 dem Neichstage 
einen vom Bundesrathe bejchlofjenen Entwurf eines Gejeges, betr. die Recht s— 
pflege in den deutſchen Schuggebieten, vor, welcher folgenden Wort- 
laut hatte: 

„Die Ausübung der Gerichtsbarfeit in den deutjchen Schußgebieten, 
jowie die Mitwirkung der deutjchen Behörden bei der Ausübung diejer 
Gerichtsbarkeit und die hierbei zur Anwendung fommenden VBorjchriften 
des bürgerlichen Nechts und des Strafrechts werden durch Kaijerliche 
Verordnung mit Zuftimmung des Bundesraths geregelt. Die auf 
Grund dieſes Geſetzes erlajienen Verordnungen jind dem Neichstage 
jofort, bezw. bei dejjen nächjtem Zujammentreten zur Kenntnißnahme 
vorzulegen.“ 

In der kurzen Begründung des Entwurfs it zunächit hervorgehoben, daß 
bei der Regelung der Gerichtsbarkeit in den Schußgebieten zwar vorausjichtlich 
zu einem großen Theile die Vorjchriften des Konjulargerichtsbarfeitsgejeges 
vom 10. Juli 1879 zu Grunde gelegt werden fünnten, daß es aber doch 
nothwendig jei, die zur Negelung diejer Gerichtsbarkeit erforderlichen Beſtimm— 
ungen durch jelbftjtändige Anordnungen zu treffen. Zunächjt nämlich jeien 
der Konjulargerichtsbarfeit nach $ 1 des Gejeges vom 10. Juli 1879 nur 
diejenigen Neichsangehörigen und Schußgenofjen unterworfen, welche in dem 
Gerichtsbezirf wohnen oder fich aufhalten. Hienach fünnten, auch wenn in 
den fraglichen Gebieten alle Angehörigen befreundeter Staaten als Schup- 
enojjen dem Stonjulargerichtsbarfeitsgejeg umterjtellt würden, doch die im 
Sanbelöverfehr mit ausländijchen Firmen entjtehenden Nechtsjtreitigfeiten, für 
welche an umd für ich nach der Zivilprozeßordnung der Gerichtsſtand der 
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Kiederlafjung, des Vermögensbeſitzes, des Erfüllungsortes u. ſ. w. gegeben 
jei, von den Gerichten der Schußgebiete nicht zum Austrage gebracht werden, 
jofern der Dandlungsinhaber jelbit jeinen Wohnfig und Aufenthalt nur außer: 
halb diejer Gebiete habe, was bedenkliche Folgen für die Rechte und Intereſſen 
deutjcher Neichsangehöriger haben werde, und auc) die Erwirfung von Arrejten 
auf Schiffe und Güter jolcher Firmen wäre unter diejer VBorausjegung aus 
geichlojjen. Außerdem aber würde auf dem Boden des Gejeges vom 10. Juli 
1879, welches in allen Beziehungen das im Inland geltende Necht auf die 
betreffenden Jurisdiktionsbezirfe der Konſuln überträgt, eine Ordnung der 
Rechtsverhältniffe der Eingeborenen überhaupt nicht zu ermöglichen jein. 

Sodann ift in der Begründung bemerkt, daß „im Hinblid auf dem vecht- 
lihen Inhalt der in der übernommenen Schugherrichaft liegenden Befugnijje“ 
die Regelung der Gerichtsbarkeit wie der jonjtigen inneren Verhältniſſe der 
Schutzgebiete lediglich im Verordnungswege erfolgen könne, joweit nicht Die 
Bewilligung von Geldmitteln des Neiches in Frage ſtehe. Da jedoch gleich 
zeitig bei Regelung der Gerichtsbarfeit in den Schußgebieten einerjeits die 
Mitwirkung inländiicher Gerichte und jonstiger Behörden des Neiches und der 
Bundesjtaaten nicht zu entbehren jei, und andererſeits den in den Echuß- 
gebieten ergebenden Akten der Gerichte innerhalb des Keichsinlandes und der 
dieſem gleichgejtellten Eonjularischen Jurisdiftionsbezirfe diejelbe Wirkung wie 
den gleichen Akten deutjcher Gerichte gejichert werden müſſe, empfehle es fich, 
durch eine allgemeine gejegliche Ermächtigung eine Grundlage zu jchaffen, 
welche die Erreichung aller diefer Ziele in unzweifelhafter Weile ermögliche. 

Schließlich ift darauf hingewieſen, dat Einzelvorjchriften über die Bildung 
der Gerichte, das Verfahren vor denjelben u. j. w. in den Entwurf nicht auf: 
genommen worden jeien, da der Natur der Sache nad) bei den noch wenig 
entwidelten Zuftänden der Schußgebiete die Regelung der Surisdiftionsverhält- 
nifje im Einzelnen und die allmälige Ausgejtaltung derjelben an der Haud 
der Erfahrung am Zwedmäßigiten dem VBerordnungsivege vorbehalten bleibe, 
wie denn auch in den übrigen europäiichen Staaten mit tolonialbejig die 
Rechtsentwidelung fajt durchweg diejen Gang genommen habe, wie dies in 
der „Begründung“ namentlich) durch Anführung der einjchlägigen Vorſchriften 
des ausländiichen Rechts im Einzelnen dargelegt wurde. 

In der Neichstagsfigung vom 20. Januar 1886') wurde der Gejeß- 
entwurf an eine bejondere Kommiſſion verwiefen. Die Berhandlungen im 
Plenum des Neichstages drehten ſich hauptjächlich um die Frage, ob und 
welche Mitwirfung dem Neichstage bei Negelung der Nechtsverhältnifje der 
Schußgebiete einzuräumen jei. 

Sn hohem Grade intereffant waren aber die Verhandlungen in der 
Kommiſſion, über welche der ausführliche Kommijfionsbericht *) Nachricht gibt. 
Es wurden in diefen Verhandlungen alle grundlegenden Fragen wenigitens 
berührt, die meijten aber auch ausführlich erörtert. 

Zuerft fam die völferrechtliche und jtantsrechtliche Stellung der Schug- 
—— zur Sprache. In dieſer Hinſicht wurde von einem Mitgliede der 

ommiſſion ausgeführt: Die rechtliche Begründung der zur Zeit beſtehenden 
Verhältniſſe der Schutzgebiete ſei auf Art. 11 der R.V. zurückzuführen, nad) 


) Sten. Ber. 1885/86 ©. 653—669. 
N Reichstag 6. Legisl.:Per. II. Seſſ. 1885/86, Drudf. Nr. 201 (Berichteritatter Abg. 
Dr. Meyer: Jena). 
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welchen der Kaijer das Reich völferrechtlich zu vertreten habe. Die Schup- 
gebiete jeien, als die Neichsgewalt mit ihrer Machtvolltommenheit in diejelben 
eingetreten, Ausland gewejen, und jeien dies auch geblieben, nachdem jie Schutz⸗ 
gebiete geworden, weil ſie dem Reichsgebiete nicht einverleibt worden ſeien. 
Der Umſtand, daß ſie in einem anderen Verhältniſſe zum Reiche ſtänden als 
andere ausländiſche Gebiete, indem ſie ſich unter Hoheit des Reiches und 
und unter keiner anderen Staatsgewalt befänden, könne den verfaſſungsmäßigen 
Begriff des Auslandes nicht ändern. Das Völkerrecht ordne allerdings die 
Verhältniſſe der Staaten unter einander, aber es ſei auch nicht ausgejchlojjen 
für die Beziehungen eines Staates in Gebieten, in denen eine organiſirte 
Staatögewalt noch nicht beftehe. Zwar ſtänden die Schuggebiete in einem 
jtaatsrechtlichen Verhältniſſe zum Reiche, aber die Thätigfeit | der Ber: 
tretung des Kaiſers habe einen völferrechtlichen Charafter. Die völfer- 
rechtliche Bertretung des Reiches durch den Kaiſer jei aber der Natur der 
Sache nach von den Einwirkungen des Bundesraths und des Neichstags un— 
abhängig, joweit nicht durch Gejeg ausdrücklich das Gegentheil beitimmt fei. 
Daraus folge, daß auch dem Kaiſer die zur Entfaltung der Machtvollfommen 
beit des Reiches erforderlichen Mittel gegeben ſein müßten, aljo aud) ein jelbit- 
ſtändiges Verordnungsrecht zuftehen müſſe, welches geießvertretenden Charafter 
habe, weil es bis zum Eintreten der von vornherein auf das Ausland nicht 
amvendbaren Reichsgeſetzgebung diejelbe vertrete. Daß Art. 11 nicht aus: 
drüdlich die Befugniß ausipreche, Verordnungen zu erlaſſen, ändere nichts, 
man babe eben damals an Begründung einer Schußherrichaft über ausländifche 
Gebiete nicht gedacht. Eine Gefahr für die Geltung der Reichsverfaſſung, 
jowie der Rechte des Bundesraths und des Neichstags jet in der fatjerlichen 
Verordnungsgewalt um jo weniger enthalten, als die fonftitutionellen Au— 
forderungen durch die Berantwortlichkeit des Neichsfanzlers gedeckt jeien. Sei 
hienach der gegenwärtige Zujtand in den Schuggebieten ein verfaſſungsmäßig 
begründeter, wenn auch unvollfommener, noch in der Entwidelung begründeter 
Rechtszuſtand, ſo werde andererſeits der Umſtand, daß dem Kaiſer aus Art. 11 
R.V. ein ſelbſtſtändiges Verordnungsrecht zuſtehe, nicht ohne Bedeutung für 
die Entſcheidung ſein, in welcher Weiſe die Geſetzgebung des Reiches nunmehr 
in die fraglichen Verhältniſſe einzutreten habe. In dieſer Hinſicht ſei es aber 
zweifellos das Beſte, dem Kaiſer allein ein ausſchließliches Verordnungsrecht 
auf dieſem Gebiete beizulegen. 

Dieſen Ausführungen wurde von anderen Mitgliedern der Kommiſſion 
entgegengehalten, daß die Schutzgebiete nicht als Ausland im ſtaats- und 
völkerrechtlichen Sinne anzuſehen ſeien, weil ſie unter deutſcher, nicht unter 
fremder Souveränetät ſtänden. Allerdings ſeien ſie auch kein Inland, weil 
ſie nicht Bundesgebiet im Sinne der Reichsverfaſſung ſeien, fie charakteriſirten 
ſich vielmehr als ein Mittelding zwiſchen Inland und Ausland. Jedenfalls 
ſtänden ſie aber zum Deutſchen Reiche in einem ſtaatsrechtlichen Ver— 
hältniſſe. Deßhalb fänden die völkerrechtlichen Vertretungsbefugniſſe des Kaiſers 
und Art. 11 RB. auf dieſelben feine Anwendung. Dieſe Vertretungsbefug- 
nijje bejtänden nur gegenüber anderen völferrechtlichen Subjekten, aljo gegen- 
über Staaten, was die Schußgebiete nicht jeien. Daher fünne auch aus Art. 11 
RB, ein jelbititändiges Verordnungsrecht des Kaijers für Gebiete, welche der 
Hoheit des Neiches unterftehen, nicht abgeleitet werden. Ueberhaupt könne der 
Kaijer nur jolche Berugniffe ausüben, welche ihm entweder durch die Reichs: 
verfafjung oder durch Neichsgejeg ausdrüdlich beigelegt jeien; eine jolche Bei— 
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legung habe aber in Bezug auf die Schutzgebiete nicht ſtattgefunden, vielmehr 
behalte Art. 4 R.V. die Koloniſation ausdrücklich der Regelung im Wege 
der Reichsgeſetzgebung vor. Auch bei der Einverleibung Elſaß-Lothringens, 
welche die nächſtliegende Analogie darbiete, habe man es für nothwendig er— 
achtet, die Ausübung der Hoheitsrechte durch ausdrückliche reichsgeſetzliche Vor— 
ſchriften feſtzuſtellen. 

Im Anſchluſſe an dieſe mehr theoretiſchen Erörterungen über den gegen— 
wärtigen Rechtszuſtand wurde die Frage erwogen, wie die zukünftige Ver— 
faſſung der Schutzgebiete zu geſtalten ſei. Vier Punkte kamen hier haupt— 
ſächlich zur Sprache: 1. Als wünſchenswerth wurde es allgemein anerkannt, 
daß die geſetzliche Regelung ſich nicht auf das bürgerliche Recht, Strafrecht 
und gerichtliches Verfahren beſchränke, ſondern daß ſofort eine umfaſſende 
Regelung der Rechtsverhältniſſe der Schutzgebiete eintrete. 2. Um der Reichs— 
regierung das erforderliche Maß freier Bewegung zu ſichern, wurde es für 
nothwendig erachtet, bei der Ordnung der Verhältniffe der Schußgebiete die 
faijerliche Gewalt in den Vordergrund zu ftellen und cbenjo, wie in 
Elſaß-Lothringen dem Kaifer die Befugniß zur Ausübung der Staatögewalt 
beigelegt wurde, die Ausübung der Hoheitsrechte in den Schutgebieten — die 
jog. Schuggewalt — in die Hände des Kaiſers zu legen. 3. War man fich 
in der Kommiſſion auch im Wejentlichen darüber einig, daß an die Spitze 
der gejeglichen Beitimmungen der Grimdjag zu jtellen jei: „Die Schußgewalt 
in den deutſchen Schußgebieten übt der Kater aus“, jo gingen dagegen darüber 
die Anfichten jehr auseinander, in welchem Imfange dem Bundesrath umd 
dem Neichstag eine Mitwirkung auf gewiſſen Gebieten des Staatslebeng bei: 
zulegen jei, und ob nicht dem Neichstage em nachträgliches Widerſpruchs— 
recht gegenüber den faiferlichen Verordnungen zugeitanden werden fünne. 
Auch die Anficht fand Vertretung im Schooße der Kommiſſion, daß die in 
dem Gejege der Negierung, bezw. dem Kaifer zu übertragenden Berugnifje 
lediglich auf eine Reihe von Jahren einzuräumen jet. 4. Endlich wurde 
auch geltend gemacht, daß jich die geiegliche Negelung nicht auf die Verfaſſung 
der Schutgebiete im Allgemeinen bejchränfen, jondern jofort eine Reihe ein— 
zelner Gegenjtände, wie die Rechtspflege, die Neligionsfreiheit, das Zoll- und 
Steuerweſen u. j. w. betreffen jolle. 

Alle diefe verjchiedenen Strömungen und Richtungen fanden in folgenden 
drei Anträgen ihren Ausdrud: 

1. Von einer Anzahl von Mitgliedern der Kommiſſion wurde beantragt: 

8 1. Für den Bereich der deutjchen Schuggebiete jind insbejondere 
folgende Gegenjtände im Wege der Gejeggebung zu regeln: 1) das 
bürgerliche Necht, das Strafrecht, das gerichtliche Verfahren; 2) Be- 
ichränfungen der Freiheit der Perjonen und des Eigentums; 3) das 
Zoll: und Steuerweien, die Verwaltung des öffentlichen Vermögens, 
Fass die Normen jür Herſtellung und Handhabung des öffentlichen 

echts. 

$ 2. Die Gejeßgebung wird ausgeübt durch den Bundesrath und 
den Neichstag. Die Artikel 5, 7, 16, 17 der Neichsverfafjung finden Ans 
wendung. Die Verkündung der Gejege erfolgt durch das Reichsgeſetz— 
blatt. Die Gejege treten, jofern in denjelben fein anderer Einführungs- 


termin beftimmt ift, am ... ten Tage nach dem Tage der Ausgabe 
des bezüglichen Stüdes des Neichsgeiegblattes in Kraft; jie gelten als 
Reichsgeſetze. 
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$ 3. Die Beitimmung des Art. 6 Abſatz 3 der Generalafte der 
Berliner Stonferenz vom 26. Februar 1885 (R.-G.:Bl. 215), welcher 
lautet: „Gewiſſensfreiheit und religiöje Duldung werden jomwohl den 
Eingeborenen wie den Landesangehörigen und Fremden ausdrüdlich 
gewährleiitet. Die freie und öffentliche Ausübung aller Kulte, das 
Recht der Erbauung gottesdienitlicher Gebäude und der ——— 
von Miſſionen, welcher Art Kultus dieſelben angehören mögen, ſo 
keinerlei Beſchränkung noch Hinderung unterliegen“, findet auf die 
deutſchen Schutzgebiete Anwendung. 

$ 4. Die Artikel 69 und 72 der Reichsverfaſſung finden auf die 
deutjchen Schuggebiete Amvendung. ') 

2. Ein zweiter, vom Abg. Dr. Hänel geſtellter Antrag lautete 
folgendermaßen: 

$ 1. Die Schußgewalt in den deutichen Schutgebieten übt der 
Kaifer im Namen des Deutichen Reiches aus. 

$ 2. Der Kaiſer iſt zur Einführung des Weichsgejeges über die 
Konjulargerichtsbarfeit vom 10. Juli 1879 und der in den SS 3 und 4 
desjelben bezeichneten Gejege ermächtigt. 

$ 3. Anderweitige faijerlihe Verordnungen, welche das bürgerliche 
Necht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren einjchließlich der 
Gerichtsorganijation zum Gegenjtand haben, bedürfen der Zujtimmung 
des Bundesrathes und des Neichstages. 

$ 4. Saijerliche Verordnungen über die in $ 3 bezeichneten Gegen: 
jtände fünnen, wenn der Reichstag nicht verjammelt iſt, ohne deſſen 
Zuftimmung und, wenn der Bundesrath nicht verjammelt it, ohne 
Zuftimmung auch des leßteren provijorijch erlafjen werden. Diejelben 
jind dem Reichstage, und beziehentlich dent Bundesrathe, bei ihrer 
nächjten Berufung zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen. Sie 
find außer Kraft zu jegen, falls die Genehmigung des Bundesrathes 
oder des Reichstages verjagt wird. 

3. Endlich wurde von Geite des Abg. Dr. Meyer der Antrag ein- 
gebracht, dem Geſetzentwurf folgende Gejtalt zu geben: 

$ 1. Die Schuggewalt in den deutichen Gebieten übt der Kaiſer 
aus. 8 2. SKaijerliche Verordnungen, welche das bürgerliche Recht, 
das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren einichlieglich der Ge— 
richtsorganijation zum Gegenjtande haben, bedürfen der Zuftimmung 
des Bundesrathes und des Neichstages. Dieſe Zujtimmung it nicht 
erforderlich, jofern die betreffenden Verordnungen lediglich” die Ein— 
lührung des Neichsgejeges über die KKonjulargerichtsbarkeit vom 10. 
Juli 1879 und der in den SS 3 umd 4 desjelben bezeichneten Gejeße 
mit den durch die Verhältniffe der Schuggebiete gebotenen Abänder- 
ungen zum Gegenjtande haben. 


) Von den in diefem Antrage angezogenen Artikeln der R.-Verf. betrifft Art. 5 die 
Ausübung der Reichsgefepgebung durch Bundesrath und Reichstag, Art. 7 das Verordnungs— 
recht und die jonitige Zuitändigleit des Bundesratbs, Art. 16 Einbringung der Geſetz- 
entwürfe im Reichstage durch den Neichstanzler im Namen des Kaiſers nad Maßgabe der 
Beichlüfle des Bundesrathes, Art. 17 Ausfertigung und Verkündigung der Reichsgeſetze 
durch den Kaiſer und Gegenzeihnung der Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers durch 
den Reichstanzler; Art. 69 das Zuſtandekommen des Reichshaushaltsgejeßes und Art. 72 
die Rechnungslegung über alle Einnahmen des Reichs durch den Reichstanzler gegenüber 
Bundesrath und Reichstag. 
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Schließlich einigte ſich die Kommifjion dahin, den Gejegentwurf dem Plenum 
in folgender Faſſung zur Genehmigung vorzujchlagen : 


1. Die Schutzgewalt in den deutſchen Schutgebieten übt ber 

Kaiſer im Namen des Reiches aus. 

$ 2. Das bürgerliche Recht, das Strafrecht, das gerichtliche Ver: 
fahren einjchließlich der Gerichtsverfaifung bejtimmen jich für die Schuß- 
gebiete nach, den Vorſchriften des Gejeges über die Konfulargerichts- 
barfeit vom 10. Juli 1879, welches, ſoweit nicht nachjtehend ein 
Anderes vorgejchrieben it, mit der Maßgabe Anwendung findet, daß 
an Stelle des Konſuls der vom Neichsfanzler zur Ausübung der 
Gerichtsbarkeit ermächtigte Beamte und an Stelle des Konjulargerichts 
das nach Maßgabe der Beitimmungen über das leßtere zuſammen— 
gejegte Gericht des Schußgebiet3 tritt. Der Zeitpunkt des Inkraft— 
tretens wird durch faijerliche Verordnung feitgejegt 

$ 3. Durch faijerliche Verordnung fann 


. bejtimmt werden, dab in den Schuggebieten auch andere als die im 


$ 1 Abſatz 2 des Gejeges über die Konjulargerichtsbarfeit bezeichneten 
Perſonen der Gerichtsbarfeit unterliegen ; 


. dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten die Be— 


fugniß ertheilt werden, bei Erlaß polizeilicher VBorjchriften ($ 4 des 
Gejeges über die Konjulargerichtsbarfeit) gegen die Nichtbefolgung der: 
jelbeu Gefängniß bis zu drei Monaten, Haft, Geldftrafe und Einzieh: 
ung einzelner Gegenjtände anzudroben ; 


. die Gerichtsbarkeit in den zur Zuftändigfeit der Schwurgerichte ge: 


hörigen Sachen ($ 31 des Gef. über die Ktonjulargerichtsbarkeit) den 
Gerichten der Schußgebiete in der Weile übertragen werden, daß a) 
eine Mitwirkung der Staatsanwaltichaft jtattfindet und der Staats— 
anmwalt von dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Be— 
amten aus der Zahl der in den Schutgebieten befindlichen fatjerlichen 
Beamten oder der zur Ausübung der Nechtsanwaltichaft zugelajienen 
Perſonen oder der jonjtigen achtbaren Gerichtseingejeifenen zu bejtellen 
ift; b) joweit es die Verhältniffe gejtatten, eine Vorunterjuchung ge 
führt wird, deren Negelung bejonderer faijerlicher Verordnung vorbe- 
halten bleibt; c) an der Hauptverhandlung außer dem zur Ausübung 
der Gerichtsbarfeit ermächtigten Beamten vier Beifiger theilzunehmen 
haben ; d) im Uebrigen die Vorjchriften Anwendung finden, welche für 
die in $ 28 des Gejeges über die Konſulargerichtsbarkeit bezeichneten 
Strafiachen gelten; 


4. als Berufungs: und Bejchwerdegericht in bürgerlichen Rechtsſtreitig— 


feiten, in Konkursſachen und in den zur ftreitigen Gerichtsbarfeit nicht 
gehörenden Angelegenheiten das hanjeatijche Oberlandesgericht oder ein 
deutiches Konjulargericht, und in Nechtsjachen, bei welchen Eingeborene 
als Beklagte oder Angejchuldigte betheiligt jind, ein Gerichtshof im 
Schußgebiet beitimmt und in dem Verfahren von dem Berufungs- oder 
Beichwerdegericht der Anwaltszwang ausgejchlojjen werden; 


5. für die Zuftellungen, die Zwangsvollitredung und das Ktojtenwejen ein- 


fachere Beitimmungen vorgejchrieben werden. 

8 4. Das Gejeg, betreffend die Eheichließung und die Beurkundung 
des Perjonenftandes von Neichsangehörigen im Auslande vom 4. Mat 
1870, findet für die Schuggebiete mit der Maßgabe Anwendung, daß 
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dasjelbe durch Eaiferliche Verordnung auch auf andere Perſonen als 
auf Neichsangebörige ausgedehnt werden kann und an Stelle des 
Bundesfonfuls der von dem Neichsfanzler zur Eheichließung und zur 
Beurkundung des Perjonenitandes ermächtigte Beamte tritt. Der Zeit- 
punft des Infrafttretens wird durch faijerliche Verordnung bejtimmt. 

In dieſer Faſſung it denn auch der Entwurf in zweiter und Dritter 
Lejung vom Neichstage angenommen und am 17. April 1886 als Reichsgeſetz 
publizirt worden. Hervorzuheben it nur noch aus den Verhandlungen der 
dritten am 10. April 1886') ftattgehabten Leſung, daß der Staatsſekretär 
v. Schelling als Vertreter des Bundesraths mit Rückſicht darauf, daß nach 
der dem Entwurfe in der zweiten Leſung vom Reichstage gegebenen Faſſung 
die urjprünglich vorgelehene Zuſtimmung des Bundesraths zu den faierlichen 
Verordnungen wegzufallen hatte, bervorhob, daß Träger der Souveränetäts- 
rechte tm Weiche die verbündeten Regierungen jeien ; Ddiejelben hätten daher 
auch an den Schuggebieten des Reiches die aus der Souveränetät fließenden 
Rechte erworben, und der Bundesrath als das folleftive Organ der jämmt- 
lichen deutjchen Souveräne jet berufen, für die Schußgebiete nicht blos bei 
der Geſetzgebung mitzuwirken, jondern auch die jonitigen den verbündeten 
Regierungen zuſtehenden Hoheitsrechte wahrzimehmen. Weit diefer Auffaſſung 
der rechtlichen Stellung des Bundesraths ſtehe es aber nicht im Wideripruch, 
wenn aus Gründen praftijcher Zweckmäßigkeit und msbejondere im Hinblick 
auf die wechielnden Bedürfniife der Verwaltung in den noch umentwidelten 
überjeeiichen Gebieten die Ausübung einer diefen Verhältniffen entiprechenden 
Schuggewalt dem Kaiſer als erblichem Vertreter der Gejammtheit der ver: 
biindeten Negierungen alleın übertragen werde. 

Das Neihsgejeg vom 17. April 1886 zerfällt jeinem Inhalte nach in drei 
Theile: Der erjte lediglich den $ 1 umfaſſende Theil enthält das eigentliche 
Berfaffungsrecht der Schußgebiete, indem in ſtillſchweigender, übrigens jelbit- 
- verjtändlicher Anerkennung der Durch den Statjer vorgenommenen Erwerbung 
der Schußgebiete die Ausübung der dem Meiche über Ddiejelben zuſtehenden 
Hoheitsrechte dem Kaiſer in ähnlicher Weiſe übertragen wurde, wie durch das 
RG. vom 9. Juli 1871, betr. die Vereinigung von Elſaß und Lothringen 
mit dem Deutjchen Neiche IS 3), die Ausübung der Staatsgewalt in Elſaß— 
Lothringen dem Kaiſer übertragen worden it. Der zweite die SS 2 und 3 
umfafjende Theil des Geſetzes enthält eine Regelung der Nechtöpflege in der 
Weiſe, dab grumdjäglich, wenn auch mit manchen in dem 8 3 enthaltenen 
oder für zuläſſig erklärten Abänderungen Das Konjulargerichtsbarfeitögeieh vom 
10. Juli 1879 auf die re für amvendbar erklärt wurde. In gleicher 
Were iſt im dritten Theile (S 4) die Negelung des Eivilitandes derart erfolgt, 
daß das R.-G. vom 4 Mai 1870, betr. die Ehejchliegung und die Beurkund— 
ung des Berjonenitandes von Reichsangebörigen im Auslande, in den Schup- 
gebieten für anwendbar erflärt worden it. 

III. Es war vorauszujchen, daß die weitgehende im $ 2 des Gejekes 
vom 17. April 1836 enthaltene Beſchränkung des Kaiſerlichen VBerordnungs: 
rechts auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechts, des Strafrecht und des ge 
richtlichen Berfabrens in diefem Umfange nicht werde aufrecht erhalten werden 
fünnen. In der That wurde denn auch am 11. Juni 1887 dem Reichstage 
ein Gejegentwurf vorgelegt, welcher bezwedte, das Kaiſerliche Verordnungsrecht 
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in verjchiedenen Punkten auszudehnen.‘) Namentlich) war vorgeichlagen, dem 
83 eme Beltimmung beizufügen, inhaltlich deren der Kaiſer ermächtigt wurde, 
durd Verordnung eine von den nach $2 mahgebenden Vorjchriften (des preuß. 
Rechts) abweichende Regelung der Hechtsverhältniffe an unbeweglichen Sachen 
vorzunehmen. Da mit Rüdjicht auf die Geſchäftslage des Reichstags eine 
Kommifiionsberathung des Entwurfs nicht möglich erſchien, wurde derjelbe in 
der Sitzung des Reichstags vom 15. Juli 1887 abgelehnt. Gleichzeitig wurde 
aber auf Antrag des Abgeordneten Dr. Meyer (Sena) und Genoften ein Geſetz— 
entwurf angenommen, welcher den Kaiſer ermächtigte, durch Verordnung die 
Rechtsverhältniſſe an umbeweglihen Saden in einer von den nach 8 2 des 
Geſetzes vom 17. April 1886 mahgebenden Vorſchriften abweichenden Weiſe 
vorzunehmen. Dieſer Geſetzenwurf fand die Sanction des Bundesraths und 
wurde am 7. Juli 1887 als Neichsgeieg, betreffend die Abänderung des Ge- 
ſetzes über die Nechtsverhältniffe der Schußgebiete (N.-G.Bl. S. 307) ver: 
fündet. Wie nämlich in zutreffender Weile in der Begründung des Entwurfs 
hervorgehoben war, erwieſen ſich vor allem als ungeeignet zur Anwendung in 
den Schuggebieten die Grundſätze des inländischen Rechts über die Rechts— 
verhältnifie an Immobilien. Nach Maßgabe des $ 2 Sch.-G.-G. und be “ 
33 8.6.6. wären nämlich der Eigenthumserwerb und die dingliche 
lajtung von Grumdjtüden in den Schußgebieten nach den Vorſchriften * 
preußiſchen Eigenthumserwerbsgeſetzes vom 5. Mai 1872 und der Grundbuchs⸗ 
ordnung vom gleichen Tage, alſo nach Geſetzen zu behandeln geweſen, welche 
in vielen Beziehungen Verhältniſſe und Emrichtungen zur Vorausjegung haben, 
die im den Schutzgebieten nicht vorhanden waren. Inter diejen Umſtänden 
war es geboten, möglichit raich in Bezug auf diefe Materie wenigſtens das 
Katjerliche Verordnungsrecht zu erweitern, wie dies durch das N.-G vom 
7. Juli 1887 geicheben it, jefbftverftändfich unter dem Worbebalte jpäter 
nod) weitere Menderungen Des Geſetzes vom 17. Aprit 1886 vorzunehmen. 

IV. Der Entwurf einer neuen Novelle zum Geſetze vom 17. April 1886 
wurde am 14. Januar 1888 dem Reichstag vorgelegt (7. Legisl.Per. LI. 
Seji. 1887/88, Drudi. Nr. 72). Diejer Entwurf ſtimmte in Bezug auf die 
Erweiterung des Naijerlichen VBerordnungsrechts im Wejentlichen mit dem 
früheren Entwurfe überein, enthielt aber noch verjchtedene neue Beſtimmungen 
betreffs der Uebertragung von Befugniſſen der Konſuln auf die Beamten der 
Schußgebiete, dann bezüglich der Naturaliation von Ausländern und Ein— 
geborenen in den Schußgebieten u. ſ. w. Derjelbe wurde im Neichstage mit 
verjchiedenen Aenderungen und unter Dinzufügung von drei auf die rechtliche 
Stellung der Kolonialgeiellichaften bezüglichen Paragraphen vom Reichstage 
angenommen und am 15. März 1888 als Gejeg wegen Abänderung des Gejeges 
betreffend die Rechtsverhältnifje der deutichen Schußgebiete vom 17. April 1886 
verfündet R.G.Bl. ©. 71). In Art. III Abi. 2 des Gejeges vom 15. März 1888 
war der Reichsfanzler ermächtigt, den Text des Gejeges vom 17. April 1886, 
wie er ſich aus den in dem Wrtifeln I und II des Gejetes vom Id. März 
1888 jejtgeitellten Aenderungen ergab, durch das Neichsgefegblatt befannt zu 
machen und dabei die im 8 4 enthaltenen Worte „an Stelle des Bundes— 
fonjuls" durch die Worte „an Stelle des Konſuls“ zu erjegen. 


n Neichstag 7. Regisl.-Ber. I. Seil. 1887. Drudi. Nr. 188. Der Entwurf ift ab» 
gedrudt in den „Anmalen” 1887, 5. 854 ff.) Ä 
* * Bol. den Kommiſſionsbericht. R.T. 7. Legisl-Per. IT. Seſſ. 1887/88. Druchſ. 
r. 
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Dem entjprechend hat der Neichsfanzler den Tert des Geſetzes betr. Die 
Nechtsverhältniffe der deutichen Schußgebtete am 19. März 1888 (R.G.Bl.) 
©. 75 FF.) befannt gemacht. 

In diefer neuen Faſſung iſt das Geje vom 17. April 1886 noch in 
Geltung. Dasjelbe hat nach der Belanntmachung des Neichsfanzlerd vom 
19. März 1883 folgenden Wortlaut: 


2. 


8 1. Die Schußgewalt in den deutichen Schußgebieten übt der 
Kaiſer im Namen des Reiches aus. 

$ 2. Das bürgerliche Recht, das Strafrecht, das gerichtliche Ver: 
fahren einjchliehlich der Gerichtsverfaffung bejtimmen ſich für die Schuß- 
gebiete nach den Vorjchriften des Gejeßes über die Konjulargerichtsbarfeit 
vom 10. Juli 1879, welches, joweit nicht nachjtchend ein Anderes vor— 
— iſt, mit der Maßgabe Anwendung findet, daß an Stelle des 

onſuls der vom Reichskanzler zur Ausübung der Gerichtsbarkeit er: 
mächtigte Beamte und an Stelle des Ktonjulargerichts das nad Maß— 
gabe der Beitimmungen über das lehtere zujammengejegte Gericht des 
Schutzgebiets tritt. Der Zeitpunkt des Infrafttretens wird durch faifer- 
[iche Verordnung feitgejegt. 

$ 3. Durch faiferliche Verordnung fann 


. beitimmt werden, daß in den Schußgebieten auch andere als die im 


$ 1 Abi. 2 des Geſetzes über die KKomjulargerichtsbarfeit bezeichneten - 
Perſonen der Gerichtsbarfeit unterliegen ; 

eine von den nach $ 2 dieſes Geſetzes maßgebenden Vorjchriften ab: 
weichende Regelung der Rechtsverhältniffe an unbeweglichen Sachen 
einschließlich des Bergwerkseigenthums erfolgen ; 


. in Vorjchriften über Materien, die nicht Gegenjtand des Strafgejeß: 


buch3 für das Deutjche Neich find, Gefängniß bis zu eimem Jahre, 
Haft, Geldſtrafe und Einziehung einzelner Gegenſtände angedroht 
werden ; 


. vorgejchrieben werden, daß in Strafiachen a) die Mitwirkung einer 


Staatsanwaltichaft eintritt, b) eine Vorunterfuchung ftattfindet, deren 
Regelung der Verordnung vorbehalten bleibt, c) der $ I Abſatz 1 des 
Geſetzes über die Konjulargerichtsbarteit feine Anwendung findet ; 


. die Beitimmung des $ 232 der Strafprozeßordnung mit der Maßgabe 


erweitert werden, daß dem Gerichte die Ermächtigung, den Angeflagten 
von der Verpflichtung zum Erfcheinen in der Hauptverhandlung zu ent— 
binden, nur für jolche Fälle ertheilt werden darf, im welchen nach dem 
Ermejien des Gerichts voraussichtlich feine andere Strafe als Freiheits- 
itrafe bis zu ſechs Monaten oder Gelditrafe oder Einziehung, allein 
oder in Verbindung mit einander zu erwarten jteht; 


. angeordnet werden, dab im Strafjachen, wenn der Beſchluß über die 


Eröffnung des Hauptverfahrens eine Handlung zum Oegenjtande hat, 
welche zur Zuftändigfeit der Schöffengerichte oder zu den in den 88 74 
und 75 des Gerichtöverfafjungsgejeges bezeichneten Vergehen gehört, 
in der Hauptverhandlung eine Zuziehung von Beiſitzern nicht erforder: 
lich it; 


. die Gerichtsbarfeit in den zur Zuftändigfeit der Schwurgerichte ge- 


hörenden Sachen den Gerichten der Schußgebiete in der Weije über: 
tragen werden, daß für diefe Eachen, ſoweit nicht auf Grund Der 
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Nr. 3') etwas Anderes bejtimmt wird, die Vorjchriften Anwendung 
finden, welche für die im $ 28 des Geſetzes über die Konjulargerichts- 
barfeit bezeichneten Strafjachen gelten ; 

8. an Stelle der Enthauptung eine andere, eine Schärfung nicht ent: 
baltende Art der Vollitrefung der Todesitrafe angeordnet werben; 

9. als Berufungs: und Beichwerdegericht ein Konfulargericht oder ein Ge 
richtshof im Schuggebiete bejtimmt, und über die Zuſammenſetzung des 
fegteren Gerichtshofes, jowie über das Verfahren in Berufungs- und 
Beichwerdejachen, welche vor einem dieſer Gerichte zu verhandeln find, 
mit der Maßgabe, Anordnung getroffen werden, daß das Gericht 
mindejten® aus cinem Vorſitzenden und vier Beiligern beitehen muß; 

10. für die Zuftellungen, die Zwangsvollitredung und das Koſtenweſen die 
Anvendung einfacherer Beitimmungen vorgejchrieben werden ; 

11. injoweit die Koſten der Nechtspflege von einer mit einem Kaiferlichen 
Schußbriefe verjehenen Kolonialgejellfchaft zu bejtreiten find, beftimmt 
werden, daß die Vorichrift im 8 46 des Geſetzes über die Konjular- 
gerichtsbarfeit außer Anwendung bleibt; 

12. die Verlängerung aller zur Geltendmachung von Rechten und zur Er- 
füllung von Pflichten gejeglich feitgeitellten Frijten angeordnet werden. 

S 4. Das Gejeg betreffend die Ehejchließung und die Beurkundung 
des Perjonenjtandes von Neichsangehörigen im Auslande vom 4. Mat . 
1870 findet für die Schußgebiete mit der Maßgabe Anwendung, daß 
diejelbe durch faiferliche Verordnung auch auf andere Berjonen ala auf 
Neihsangehörige ausgedehnt werden kann, und an Stelle des Konjuls 
der von dem Neichsfanzler zur Eheſchließung und zur Beurkundung des 
Perjonenjtandes ermächtigte Beamte tritt. Der Zeitpunkt des Inkraft— 
tretend wird durch faijerliche Verordnung beftimmt. 

$ 5. Die Befugniſſe, welche den deutichen Konfuln im Auslande 
nach anderen als den beiden im $ 2 und $ 4 bezeichneten Gejeßen 
zuftehen, fünnen durch den MNeichsfanzler Beamten in den Schuß- 
gebieten übertragen werden. 

$ 6. Ausländern, welche in den Schußgebieten fich niederlafien, jo: 
wie Eingeborenen fann durch Naturaliiation die Neichsangehörigfeit 
von dem Neichsfanzler verliehen werden. Der Reichskanzler ijt er— 
mächtigt, dieſe Befugniß einem anderen Saijerlichen Beamten zu über- 
tragen. 

Auf die Naturalifation und das durch diejelbe begründete Ver— 
hältniß der Neichsangehörigfeit finden die Beſtimmungen des Gejetes 
über die Erwerbung und den Berluft der Bundes und Staats— 
angehörigfeit vom 1. Juni 1870 (Bundesgejegblatt ©. 355), ſowie 
Art. 3 der Neichsverfaffung und $ 4 des Wahlgejetes für den deutſchen 
Reichstag vom 31. Mai 1869 (Bundesgejegblatt S. 145) Anwendung. 

Im Sinne des $ 21 des bezeichneten Geſetzes, ſowie bei Anwend— 
ung des Gejeges wegen Bejeitigung der Doppelbeiteuerung vom 
15. Mai 1870 (Bundesgejeßblatt ©. 119) gelten die Schußgebiete als 
Inland. 


*) Hier liegt ein durch die Zufäge des Neichstags zum uriprünglichen Entwurfe ver: 
anlabtes Redaktionsverjeben vor. Es muß beißen „Nr. 4“. 
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$ 7. Durch Kaiſerliche Verordnung fünnen Eingeborene der Schuß: 
gebiete in Beziehung auf das Necht zur Führung der Neichsflagge 
Geſetz, betreffend die Nationalität der Kauffahrteiichiffe und ihre Be— 
fugniß zur Führung der Bundesflagge, vom 25. Oftober 1867, Bundes- 
Gejegbl. S. 35) den Neichsangehörigen gleichgeitellt werden. 

Die Führung der Neichsflagge in Folge der Verleihung diejes Rechts 
hat nicht die Wirkung, daß das betreffende Schiff als deutiches Sees 
fahrzeug im Sinne des $ 1 Abjag 1 Nr. 1 und 8 2 Abſ. 1 des Ge 
jeges, betr. die Unfallverficherung der Seeleute und anderer bei der 
Seeſchifffahrt betheiligten Verjonen vom 13. Juli 1887 (Reichs-Geſetzbl. 
©. 329) gilt. 

$ 8. Deutjchen Kolonialgejellichaften, welche die Kolonijation der 
deutſchen Schußgebiete, insbejondere den Erwerb und die Berwerthung 
von Grundbejig, den Betrieb von Land: oder Plantagemmwirthichaft, 
den Betrieb von Bergbau, gewerblichen Unternehmungen und Handels— 
gejchäften im denjelben zum ausschließlichen Gegenjtand ihres Unter— 
nehmens und ihren Sig entweder im Reichsgebiet oder in den deutjchen 
Schußgebieten haben, oder denen durch Kaijerliche Schugbriefe die Aus» 
übung von Hoheitsrechten in den deutichen Schußgebieten übertragen 
iit, kann auf Grund eines vom Neichsfanzler genehmigten Gejellichafts- 
vertrages (Statuts) durch Beſchluß des Bundesrathes die Fähigkeit 
beigelegt werden, unter ihrem Namen Rechte, insbejondere Eigenthum 
und andere Dingliche Nechte an Grundjtüden zu enverben, Verbindlich: 
feiten einzugeben, vor Gericht zu lagen und verklagt zu werden. In 
jolchem Falle haftet den Gläubigern für alle Verbindlichfeiten der 
Kolonialgejellichaft nur das Vermögen derjelben. 

Der Beichluß des Bundesraths und im Auszuge der Gejellichafts- 
vertrag jind durch den Neichsanzeiger zu veröffentlichen. 

8 9. Der Gejellichaftsvertrag hat insbejondere Beltimmungen zu 
enthalten: 


. über den Erwerb und den Verluſt der Mitgliedichaft ; 
. über die Vertretung der Gejellichaft Dritten gegenüber ; 
. über die Befugnifje der die Gejellichaft leitenden und der die Leitung 


beauffichtigenden Organe derjelben ; 


. über die Rechte und Pflichten der einzelnen Mitglieder ; 
. über die Jahresrechnung und Bertheilung des Gewinns: 
. Über die Auflöjung der Gejellichaft und die nad) derjelben eintretende 


DVermögensvertheilung. 

$ 10. Deutiche Ktolonialgejellichaften, welche die im $ 8 erwähnte 
Fähigkeit durch Beſchluß des Bundesraths erhalten haben, unterjtehen 
der Aufſicht des Neichskanzlers. Die einzelnen Befugniſſe dejjelben 
find in den Gejellichaftsvertrag aufzunchmen. 

$ 11. Der Reichsfanzler hat die zur Ausführung des Gejeges er- 
forderlichen Anordnungen zu erlaffen. 

Der Neichsfanzler ift befugt, für die Schuggebiete oder für einzelne 
Theile derjelben polizeiliche und jonjtige die Verwaltung betreffende 
Vorſchriften zu erlaffen umd gegen die Nichtbefolgung derjelben Ge— 
fängniß bis zu drei Monaten, Haft, Geldftrafe und Einziehung ein- 
zelner Gegenjtände anzudroben. 

Die Ausübung der Befugniß zum Erlaſſe von Ausführungsbeſtimm— 
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ungen (Abjag 1) und von Verordnungen der im Abjag 2 bezeichneten 
Art kann vom Neichsfanzler der ınit einem Kaijerlichen Schußbrief für 
das betreffende Schußgebiet verjehenen Kolonialgejellichaft, jomwie den 
Beamten des Schußgebietes übertragen werden. 

An dem Nechtszuftande, wie er durch das R.-G. 15. März 1888 ge- 
ihaffen wurde, iſt in der jpäteren Zeit nichts geändert worden. Die einzige 
Aenderung von grundjätlicher Bedeutung die eingetreten tt, erfolgte durch das 
im $ 28 zu bejprechende Geje vom 30. März 1892 über die Einnahmen 
und Ausgaben der Schußgebiete, welches vorjchrieb, day der Haushaltsetat 
der Schußgebiete durch Geſetz feftzuitellen ift, und daß über die Verwendung 
aller Einnahmen durch den Reichskanzler dem Bundesrath und Reichstag jühr- 
(ih zur Entlajtung Rechnung zu legen it. 


$ 16. Bie öffentlich-rechtliche Stellung der Schußgebiete im Allgemeinen.') 


I. Da die deutjchen Schußgebiete als eigentliche Kolonien der Souveränetät 
des Deutichen Neiches unterliegen, jo jind fie im Sinne des Völkerrechtes 
al3 Beitandtheile des Neichsgebiet3 zu betrachten. leichgiltig iſt es dabei, 
daß fie, wie noch darzulegen jein wird, im Sinne der Neichsverfaflung nicht 
als integrirende Beltandtheile des Bundesgebiets gelten fünnen. 

Daraus, daß die Schußgebiete vom Standpunkte des Völferrechts Beſtand— 
teile des Neichsgebiets jind, folgt, dal das Neid) in Bezug auf die Schuß: 
gebiete alle Rechte und Pflichten hat, welche ihm nach Maßgabe der völker— 
rechtlichen Vorjchriften hinsichtlich des Neichsgebiets zuſtehen, bezw. obliegen. 
Das Weich iſt daher befugt, jeden dritten Staat nicht blos von der Beſitz— 
ergreifung der Schußgebiete, jondern auch von jeder Eimvirfung auf diejelben 
durch Ausübung hoheitlicher Rechte abzuhalten. Weiter ergibt ſich, daß auch 
das Reich das Recht hat, über die in den Schußgebieten befindlichen Angehörigen 
anderer europätjcher Staaten die Staatsgewalt und insbejondere die Gerichtsbarkeit 
durch jeine eigenen Behörden ausüben zu laffen, und ohne Zuftimmung des 
Reiches die Konſuln anderer Staaten in einem deutichen Schutzgebiete feine 
Gerichtsbarfeit ausüben fünmen. Andererjeits hat das Reich die Schußgebicte 
und deren Angehörige völferrechtlich zu vertreten und obliegen ihm in Bezug 
auf diejelben unter Anderem alle Verpflichtungen, die die Kongoakte denjenigen 
Signatarmächten anflegt, die an den Küften von Afrika Beligungen haben. 
In Betracht kommen hier insbejondere die Vorjchriften der Art. 1 bi8 5 der 
Kongoafte über die Handelsfreiheit in dem jogenannten fonventionellen Kongo- 
bedfen, injoweit ein Theil der deutjchen Schußgebiete in diejem Beden liegt, ?) 
ferner die Beitimmungen des Art. 6 hinfichtlic) des Schuges der Eingeborenen, 
der Miſſionäre und Neijenden, ſowie hinjichtlicy der religiöjen Freiheit, des 
Art. 7, wornach die Uebereinkunft vom 1. Juni 1878 betr. den Weltpojtverein 
auf das konventionelle Kongobeden Anwendung zu finden hat, des Art. 9 über 
den Stlavenhandel, der Art. 10 und 11 über die Neutralität der in dem 
fonventionellen Kongobeden einbegriffenen Gebiete u. j. w. 

Ferner kommen bier in Betracht für die in Afrika gelegenen Schutzgebiete 
die einjchneidenden Vorſchriften der Brüfjeler Generalafte vom 2. Juli 1890, 


») Vogl. über diefe Frage namentlih G. Meyer a. a ©. ©. 67 ff. und die übrigen 
vor $ 14 zitirten Schriften. Ferner Geffden, Kolonifation nnd Auswanderung in Schön- 
berg’s Handbuch der pol. Oekon. 2. Aufl. ©. 981 ff. 

”) Rgl. die Angade des Umfangs des konventionellen Kongobedens S 5. 
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deren wejentlicher Inhalt bereit3 in $ 7 angegeben ift, auf deren einzelne 
Vorſchriften jpäter aber noch wiederholt zurüdzufommen jein wird. 

Hervorzuheben ift hiebei, daß die Beitimmungen der Kongoakte wie der 
Brüfjelev Generalafte auf die deutichen Schußgebiete nur infoweit Anwendung 
finden, als diejelben innerhalb der in den beiden Aften genauer bezeichneten 
Sphären gelegen jind. 

Neben den genannten beiden allgemeinen internationalen Vereinbarungen 
fommen dann in völferrechtlicher Beziehung die bejonderen Vereinbarungen in 
Betracht, welche das Neich in Bezug auf einzelne Schutgebiete mit anderen 
Kolonialmächten abgeſchloſſen hat en hat das Reich in den mit 
Frankreich, England und Portugal abgeichloffenen Verträgen über die Ab- 
grenzung ihrer beiderjeitigen kolonialen Bejigungen, bezw. Interefjeniphären, 
in Bezug auf einzelne Schußgebiete gewiſſe Nechte erworben und Pflichten 
übernommen, welche bei Angabe des Inhalts diejer Verträge in den 88 10 
bis 13 bereits erwähnt jind und auf welche ipäter noch genauer eingegangen 
werden muß. 

II. Anlangend jodann die jtaatsrechtliche Stellung der Schußgebiete, 
jo ind Ddiejelben zwar durch die beiprochenen Erwerbsakte der Souveränetät 
des Deutjchen Neiches unterjtellt worden, jie wurden aber dadurd) feinesiwegs 
Neichsgebiet im Sinne des Art. 1 der Neichsverfaffung. Das hätte nur durd) 
Reichsgeſetz gejchehen können, it aber bisher nicht geichehen und namentlich 
auch nicht durch das Schußgebietsgejeg vom 17. April 1886. Es ıjt aud) 
gar fein Anlaß vorhanden, die Schußgebiete förmlich zu Beitandtheilen des 
Reichsgebiets zu erklären, im Gegentheil jprechen naheliegende praftijche Gründe 
gegen eine derartige Maßregel. 

Die Schußgebiete jtehen unter der Herrichaft des ganzen Neiches, nicht 
unter der Gewalt eines einzelnen Bundesjtaates, Da nun im bumdesjtaatlic) 
organifirten Deutjchen Neiche die Verfolgung und Erfüllung der verjchtedenen 
ftaatlichen Aufgaben zwiichen der Neichsgewalt und der Staatsgewalt der 
Einzeljtaaten vertheilt ericheint, jo muß bier wenigitens mit einigen Worten 
die Frage erörtert werden, ob und inwieweit das Weich zur Erwerbung und 
Beherrichung von Kolonien zujtändig erjchien, bezw. erjcheint. 

In Betracht fommt hier Art. 4 Ziff. 1 der Neichsverfaflung, wo e8 heißt: 
„Der Beaufjichtigung jeitens des Neiches und der Gejeßgebung desjelben unter: 
liegen die nachjtehenden Angelegenheiten: 1. Die Beltimmungen über Frei— 
zügigfeit, Heimats: und Niederlajjungsverhäftnifie . . . desleichen über 
die Kolonijation und die Muswanderung nach außerdeutichen 
Ländern.“ ') 








) Es ift wohl faum nothwendig, darauf aufmerfiam zu machen, daß Art. 4 der 
Reichsverfaliung lediglich den Zwed hat, die Zuftändigleit des Neiches gegenüber der der 
Einzelitaaten abzugrenzen. Dagegen darf aus dem Wortlaute des Eingangs des Artikels 
feineswegs gefolgert werden, daß die in den 16 Nummern des Artikels aufgeführten Gegen- 
ftände in jeder Beziebung durch Geſetz geregelt werden müſſen und nicht auch durch Ver— 
ordnungen geregelt werden fönnen. Ueber die Scheidung zwiichen Gele und Verordnung 
enthält der Art. 4 keinerlei Worichrift. Ebeniowenig konnte aber Art. 2 der Reichsverfaflung 
für die Enticheidung der Frage angerufen werden, ob der Kaiſer vor Erlaß des Schuß: 
gebietägeieges in den Schutgebieten ein unbeichränktes Verordnungsrecht hatte, oder auf 
die Mitwirtung des Bundesrathes und des Neichstages angemwiefen war. In Art. 2 der 
Reichsverfaliung beißt es allerdings: „Jnnerhalb diejes Bundesgebietes übt das 
Neich das Necht der Geiekgebung aus.” Damit ift aber keineswegs geſagt, daß das Reich 
feine über die Grenzen des in Art. 1 der Reichsverfaſſung beichriebenen Gebietes hinaus 
wirkenden Gejege erlaiien könne, — das Konfulargerichtägeieg vom 10, Juli 1879 beweiſt 


a 
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Es ijt von verjchiedenen Seiten beitritten worden, daß der Ausdrud 
„Kolonijation” auf die Gründung und Ermwerbung von eigentlichen Kolonien 
in herrenlojen Ländern und eine dadurch hervorzurufende Erweiterung des 
deutichen Machtbereiches jich beziehe; die Neichsverfaffung, jagte man, verjtehe 
vielmehr darumter blos das Auswanderungswejen und die Damit verbundene 
Anlegung von Kolonien in bereitS einer Staatsgewalt unterworfenen Gebieten. 

Dem gegenüber fann auf die Erflärung bingewiejen werden, welche der 
Bundesftommifjarius v. Savigny in diefer Hinficht im fonjtituirenden Reichs: 
tag abgegeben hat: „Unter Kolonijation hat der Entwurf nicht gemeint, einen 
Begriff aufzuftellen, der fich auf dieſes oder jenes Gebiet ausjchließlich beichränfen 
joll; als Motiv lag dem Entwurfe allerdings der Gedanfe in erjter Linie zu 
Grunde, die Regelung von FFlottenjtationen zu fichern, welche man von dem 
Augenblicke an nöthig hat, wo man jich überhaupt an transatlantischen Beziehungen 
jo betheiligen will, wie wir es zu thun gedenfen und wie wir es in Deutjchland 
ihon längft erftreben. Damit bleibt aber nicht ausgeichlojjen, daß die Gejeg- 
gebung jich überhaupt mit Kolonijationsfragen beichäftigen fann Wir fünnen 
unmöglich jchon jegt dem vorgreifen, ob nicht jeitens der Negierung einerjeits 
und des Neichstages andererjeits, d. h. jeitens der öffentlichen Meinung, welche 
ihren Ausdrud im Reichstag finden wird, das Bedürfniß geltend gemacht werden 
wird, in diefer oder jener Form das Kolonijationswejen zu ordnen oder jelbjt 
anzuregen. Das alles bleibt der Zukunft überlajjen. Worläufig haben wir 
hier an die Errichtung von Flottenitationen gedacht.“ 

Wenn auch dieje Erläuterung ziemlich unbeitimmt und allgemein gelautet 
hat und erjehen läßt, daß man jich bei FFeftitellung des Entwurfs der Ber: 
faſſung entweder nicht recht Far darüber war, was mit dem Ausdrude „Kolonis 
jation“ gejagt werden jollte, oder daß man abjichtlich die Möglichkeit, daß 
Deutichland einjt die Bahn einer aktiven Kolonialpolitif betreten werde, im 
Dunkeln ließ, jo geitattet doch nicht blos der Wortlaut der Verfaſſung die Aus— 
legung, daß die Erwerbung und Beherrſchung überjeeischer Kolonien zur Zus 
jtändigfeit des deutjchen Reiches gehöre, jondern die im Vorjtehenden aufgeführte 
Erklärung des Bundeskommiſſarius läßt diefe Auslegung auch als naturgemäß 
ericheinen. Jedenfalls ijt dadurch, daß das Deutjche Weich in der That 
Kolonien erworben und dieje Erwerbung die Zuftimmung der gejeßgebenden 
Faktoren gefunden hat, Art. 4 Ziff. 1 der Neichsverfafjung in diejem Sinne 
in authentischer Werje ausgelegt worden und es ift nicht zu befürchten, daß 
die Zuftändigfeit des Neiches von irgend einer Seite bejtritten werden wird.') 








ja fchlagend das Gegentheil — ſondern dieſe Worte follen nur zum Ausdrud bringen, 
daß die geiehgebende Gewalt des Deutichen Neiches wie die eines jeden einheitlichen Staates 
territoriale Wirfung bat, und nicht blos die Regierungen der Einzelitaaten, fondern 
auch jeden einzelnen Staatsangebörigen verpflichtet. Art. 2 der Neichsverfafiung ſtand und 
iteht daher einer Mitwirkung des Bundesrathes und Reichstages bei dem Erlaſſe geſetzlicher 
Vorſchriften für die Schußgebiete nicht entgegen. Andererſeits ließ fich aber auch aus dem 
dem Kaifer die völferrechtliche Vertretung des Reiches übertragenden Art. 11 der Reichs- 
verfafiung in diefer Beziehung nichts folgern. Derjelbe hätte nur dann für ein jelbititändiges 
Perordnungsrecht des Kaiſers in den Schußgebieten geltend gemacht werden fönnen, wenn 
diefelben lediglich in einem Proteftoratsverhältnifie ftünden, da Protektoratsgebiete Ausland 
find, alfo in völferrechtlichen Beziehungen zum fchußberrlichen Staate ftehen. 

) Wenn Laband a. a. O. ©. 793 ff. meint, die rechtliche Fähigkeit des Neiches zum 
Erwerb und Beiig von Schußgebieten beruhe überhaupt nicht auf einer ipeziellen Klaufel 
der Reichsverfaflung, jondern auf der Eigenichaft des Neiches als eines jouveränen Staates, 
einer unabhängigen, handlungs- und rechtsfäbigen öffentlichrechtlichen Perſon — io ift dies 
vom Standpunfte des Völlerrehts aus wohl zutreffend. Vom Standpunkte des Reichs— 


er 
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Iſt ſonach das deutiche Reich für alle Kolonialangelegenheiten zuftändig, 
jo gejtaltet ſich dieſe Zuftändigfeit gegenüber den Schußgebieten ähnlich wie 
gegenüber dem Reichslande Elſaß-Lothringen, d. h. da hier wie dort der Reichs— 
gewalt nicht jelbitändige, im ihrer Souveränetät nur bejchränfte Einzeljtaaten 
entgegenftehen, muß die dem Weiche über die Schußgebiete zujtehende Schub: 
gewalt die jämmtlichen aus der Souveränetät ſich ergebenden Befugnijie um 
faſſen. Für dieſe grumdjägliche Bedeutung der Schußgewalt iſt es gleichgiltig, 
ob das Reich zunächjt in der Lage und veranlaßt it, jeine ftaatliche Thätigkeit 
auf einige Gegenftände wie die Aufrechthaltung der Sicherheit und die Her: 
jtellung rechtlich) geordneter Zuftände zu bejchränfen und von der Verfolgung 
jonjtiger jtaatlicher Aufgaben in den Schußgebieten vorerjt abzujehen. Ebenſo 
it es gleichgiltig, daß die Neichsregierung die Ausübung einzelner Hoheits— 
rechte in gewillen Schuggebieten Kolonialgejellichaften überlafien bat. 

Inwieferne jich aus den von der Neichöregierung oder in ihrem Namen 
durch Privatperjonen und Stolonialgejellichaften mit Däuptlingen eingeborener 
Völkerſtämme rechtliche Beichränfungen der Neichsgewalt ergeben, wird im 
folgenden Paragraphen zu erörtern jein. 

Mit der Auffaſſung daß die deutjchen Schußgebiete als eigentliche Kolo— 
nien, bezw. überjeeiiche Provinzen der Souveränetät des Neiches unterjtehen, 
ſtimmen Bornhaf, Geffden, ©. Meyer, Zorn und Hänel überein. 
Dagegen wollen Joel und Bann ımd in gewilfen Siume auch Laband die 
öffentlich-rechtliche Stellung der deutjchen Schußgebiete vom Standpunfte des 
Proteftoratsverhältniffes aus betrachten Daß die von Joel md Bann 
vertretene Anficht gänzlich unbaltbar ift, ergibt fich jedoch aus den in 8 14 
enthaltenen Würdigung der Erwerbsacte in Bezug auf die Schußgebiete. Es 
war auch wohl nur die Neuheit der Erjcheinung und die Unbefanntjchaft mit 
dem ffentlich-rechtlichen Begriffe der Kolonien, die dieſe Schriftiteller zu ihrer 
falſchen Auffaſſung gerührt hat 

Ebenjo verfehlt it die Auffaflung von Laband, welcher zwar annimmt, 
dab das Neich durch Ofkupation die Souveränetät über die Schußgebiete cr: 
worben habe und ſogar bervorhebt, daß daraus, daß das Neich in den Schup- 
gebieten die gejeggebende, richterliche und vollziehende Gewalt ausübt, hervor: 
gehe, daß dasjelbe jich die Souveränetät über die Schußgebiete beilege, trogdem 
aber im Widerjpruche mit diejen Ausführungen behauptet, daß das Verhältnik 
des Neiches zu den Schußgebieten nur das des Proteftorats jei. Zu dieſer 
willfürlichen und widerjpruchspollen Konjtruftion gelangt Zaband nur da: 
durch, daß er ein völferrechtliches und ein jtaatsrechtliches Proteftorat unterjcheidet 
und dann das Neich mit jeinen Schußgebieten als einen „Staatenjtaat“ be 
trachtet, der freilich völlig in der Luft hängt, da weder die afrifanischen noch 
die auftraliichen Schußgebiete als Unterftaaten betrachtet werden können, Denen 
gegenüber das Neich die Rolle des „Oberſtaates“ zu jpielen in der Lage wäre. 
Dieje Unterjtaaten jollen nämlich die eingeborenen Volfsftämme jeim, deren 
Häuptlingen gewilje Hoheitsrechte belafjen wurden, und dann die Ktolonial- 
gejellichaften, welchen auf Grund der denjelben ertheilten Schugbriefe in ihren 
Gebieten die Ausübung der Landeshoheit übertragen wurde. Daß bei Verleihung 
der betr. Schugbriefe an die Gründung von Staatöwejen, die als Schußjtaaten 





ſtaatsrechts aus, war aber allerdings die Frage aufzumwerfen, ob denn die Kompetenz; des 
Reiches ſich auf die Erwerbung und den Beſitz von Kolonien eritrede und ob alio die 
Organe des Neiches, indem diejelben die erwähnten Erwerbshandlungen vorgenommen baben, 
ſich innerhalb der Grenzen der Reichszuftändigfeit gehalten haben. 
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dem Neiche gegenüber in Betracht kommen könnten, nicht gedacht war und gar 
nicht gedacht jein konnte, wird in S$ 20 mäher darzulegen jein. Was aber 
die übrigen Schußgebiete anlangt, jo fann Laband jelbft nicht behaupten, 
daß in denjelben organifirte, einheimische Staatsweſen bejtehen, die zum Neiche 
in einem Protektoratsverhältniſſe jtehen fünnten.') 

Aus dem Umſtande, daß die Schußgebiete zwar der Souveränetät 
des MNeiches unterworfen find und daher nicht blos vom Standpunkte des 
Völferrechts Beſtandtheile des deutichen Neichs bilden, jondern auch die Stell- 
ung von Provinzen derjelben einnehmen, ähnlich wie das Neichsland Elijah: 
Lothringen, während diejelben andererjeitS doch nicht Beitandtheile des Reichs— 
gebietes im Sinne des Art. 1 der Neichsverfaflung jind, ergeben ſich eigen: 
thümliche Rechtsverhältniffe. Wenn nämlich im Hinblif auf Art. 1 der Reichs— 
verfaffung die Schußgebiete auch nicht als Neihsinland bezeichnet werden 
fünnen, jo iſt es doch auch nicht richtig, diejelben ald Ausland zu betrachten. 
Ausland ijt nur dasjenige Gebiet, welches entweder der Gewalt eine anderen 
Staates oder gar feiner Staatsgewalt unterworfen iſt. Dagegen kann niemals 
ein Gebiet, welches unter der Sopuveränetät des Neiches ſteht, als Ausland 
im eigentlichen Sinne bezeichnet werden.) Wenn die Schußgebiete als Aus: 
land bezeichnet werden, jo kann das mur in dem Sinne gelten, in welchem 
auch innerhalb des Neichsgebietes mit Nücjicht auf den bejchränften Geltungs— 
bereich einzelner Neuhsgejege von Ausland und Inland geiprochen wird. So 
iind vom Standpunkt des Unterftügungsiwobnfiggejeges vom 6. Juni 1870 
Bayern und Elſaß Lothringen, im welchen Gebieten dieſes Geſetz nicht gilt, 
Ausland Ebenſo erjcheinen für die zur Braufteuergemeinjchaft gebörigen 
Staaten die jüddentichen Staaten als Ausland. Im den Schußgebieten, in 
welchen nicht blos einzelne Neichsgejege, jondern an und für fich alle nicht 
gelten, und die nicht einmal Beſtandtheile des Deutjchen Neiches bilden, tritt 
dieje Bedeutung des Ausdruds „Ausland“ allerdings in bejonderem Maße zu 
Tage; allein ein grumdjäglicher und qualitativer Unterjchied ift in der That 
nicht vorhanden, wenn einerjeitS Bayern gegenüber den Landern der Brau- 
jtenergemeinschaft als „Ausland“ bezeichnet wird und andererjeits die Schuß: 
gebiete dem Neichsinlande gegenüber als „Ausland“ gelten, denn auch die 
Schußgebiete jind der Neichsgewalt unterworfen, aljo micht internationales 
Ausland, jondern nur inneritaatliches Ausland. Wie jehr dieſe Auffaflung 
richtig ift, ergiebt jich insbejondere daraus, daß die Schußgebiete, jobald be: 
jtimmte Neichsgeiege, 3. B. das Strafgejegbuch und die Jujtizgejege, in den— 
jelben zur Einführung gelangten, in den durch dieſe Geſetze geregelten Be— 
jiehungen als Inland zu betrachten waren. Uebrigens hat das Schußgebiets- 
geſetz S 6 Abi. 3 beſtimmt, da im Sinne des 8 21 Neichsgejch vom 
1. Juni 1870 betr. die Erwerbung und den Verlujt der Bundes- und Staats 
angehörigfeit, jowie bei Amvendung des Gejeges wegen Bejeitigung der Doppel: 
bejtenerung vom 13. Mai 1870 die Schußgebiete als Inland gelten. 


" Mol. die eingehendere Ausführung in den „Annalen“ 1889 5. 67 ft. 

*, Dieſen Umſtand haben offenbar Joel und Bann überieben. Vgl. über diele Frage 
die Ausführungen von G.Meyer a.a. O. S. 88 ff. — Wären die Schubgebiete Protektorats- 
länder, jo läge die Sache natürlich ganz anders, denn vom Standpunkte des ſchutzherrlichen 
Staates aus, ift das Gebiet des Schusitaates im völferrechtlihen Sinne Ausland, weil es 
einer fremden Staatsgewalt untergeben iſt. Deshalb tragen auch die vom jchußberrlichen 
Staate der Regierung des Schußftaates beigegebenen Beamten den Charakter diplomatiicher 
Agenten. — Bol. über die Frage, ob die Schußgebiete ala Inland oder Ausland zu betrachten 
find, auch Zorn a. a. D. ©. 577 ff. 
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Nach 8 21 des Reichsgeieges vom 1. Juni 1870 geht nämlich die Neichs- 
und Staatsangehörigfeit durch zehnjährigen Aufenthalt im Auslande verloren. 
Offenbar hat das Geſetz unter „Ausland“ nur jolche Gebiete verjtanden willen 
wollen, welche der deutichen Staatsgewalt nicht unterworfen find, da nur bei 
längerem Aufenthalt im jolchen Ländern die Vermuthung dafür jpricht, dat 
der Deutjche jeine Reichs- und Staatsangehörigfeit aufgeben will. Man fonnte 
e3 daher als jelbftverftändlich betrachten, daß der zehmjährige Aufenthalt in 
einem Schußgebiete die in 8 21 des Gejeges vom 1. Juni 1870 vorgejehene 
Folge nicht habe. Da jedoch eine entgegengejegte Auffaffung von Laband 
(S. 791) vertreten worden it, hielt man es für geboten, eine derartige Even— 
tualität durch ausdrüdliche Beitimmung auszuichließen. 

Was jodann das Reichsgeſetz vom 13. Mai 1870 anlangt, jo heißt es 
in der Begründung des Gejegentwurjs von 15. März 1888, daß durch die 
oben erwähnte Vorſchrift des $ 6 Abi. 3 a. a. D. den Kollijionen vorgebeugt 
werden joll, welche entjtehen fünnen, wenn Angehörige eines Bundesjtaates, 
die in den Schußgebieten ihren Wohnfig nehmen und Hierdurch der Steuer: 
hoheit in dieſen Gebieten unterworfen werden, noch weiter in ihrem Heimats— 
jtaate zu direkten Steuern herangezogen werden. 

Das Reichögejeg vom 13. Mai 1870 bejtimmt nämlich in $ 1, da ein 
Deutjcher vorbehaltlich der jofort zu erwähnenden Ausnahme des 8 3 zu den 
direkten Staatsjteuern nur in demjenigen Bundesjtaate herangezogen werden 
darf, in welchem er jeinen Wohnjig hat. Der Grundbejit und der Betrieb 
eine® Gewerbes jowie das aus dieſen Quellen herrührende Einfommen darf 
na) $ 3 nur von demjenigen Bundesjtaate bejteuert werden, in welchem der 
Grundbejig liegt oder das Gewerbe betrieben wird. 

Deutjche, welche in feinem Bundesftaate ihren Wohnfig haben, dürfen 
nur in demjenigen Bundesjtaate, in welchem ſie jich aufhalten, zu den direkten 
Staatsjteuern herangezogen werden. Hat ein Deutjcher in feinem Heimats— 
ftaate und außerdem in anderen Bundesjtaaten jeinen Wohnfig, jo darf er nur 
in dem eriteren zu den direkten Steuern herangezogen werden. In Neichs- 
und Staatsdienften jtehende Deutjche dürfen nur in demjenigen Bundesjtaate 
bejteuert werden, in welchem ſie ihren dienstlichen Wohnfit haben ($ 3). 

Gehalt, Penfion und Wartegeld, welche deutjche Militärperjonen und 
Zivilbeamte jowie deren Hinterblicbene aus der Kaſſe eines Bundesftaates 
beziehen, jind nur in demjenigen Staate zu bejteuern, welcher die Zahlung 
zu leijten hat ($ 4). 

Da bei Anwendung des Neichsgejeges vom 13. Mai 1870 die Schuß- 
gebiete al3 Inland zu gelten haben, jo jind diejelben in Bezug auf diejes 
Geſetz den Bundesſtaaten gleichgeftellt, wie dies auch bei Eljaß-Lothringen der 
Fall iſt. Es fommt deshalb auch der $ 5 des Neichsgejeges vom 13. Mat 1870 
nicht zur Anwendung, welcher vorjchreibt, daß an den Wirkungen, welche der 
Wohnſitz oder Aufenthalt außerhalb des Neichsgebietes auf die Steuerpflicht 
eines Deutjchen äußert, durch Ddiejes Geje nichts geändert wird. Indem 
nämlich das Sch-G.G. in 8 6 Abi. 3 vorjchreibt, daß die Schubgebiete 
bei Anwendung des Neichsgejeges vom 13. Mai 1870 als Inland gelten, 
zwingt es zu der Auslegung des $ 5 desjelben Gejeges dahin, daß derjenige 
Deutjche, welcher in den Schußgebieten wohnt oder jich aufhält, nicht außer: 
halb des Bundesgebietes jich befindet. 

Der Umstand, daß die Schußgebiete zwar im Sinne des Völferrechtes 
Beitandtheile des deutjchen Gebietes find, aber nicht im Sinne des deutjchen 
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Reichsjtaatsrechtes (Art. 1 der Neichsverfafiung) als Neichsinland betrachtet 
werden fünnen, macht fich nach dem verjchiedenjten Nichtungen geltend, auf 
welche jpäter bei Erörterung der einzelnen VBerwaltungszweige noch genauer 
einzugehen jein wird. Hier mag nur darauf aufmerfjam gemacht werden, daß, 
weil die Schußgebiete nicht Beitandtheile des Neichsgebietes find, der Kaijer 
diejelben ohne Mitwirfung des Bundesrathes und Neichstages wieder aufgeben 
fann, daß feindliche Angriffe auf ein Schußgebiet nicht unter Art. 11 Abj. 2 
der Neichsverfafjung fallen, dat die Vorjchriften der Reichsverfaſſung grund: 
jäglich feine Anwendung auf die Schußgebiete finden und daß daher Reichs— 
gejege mit gewiſſen jpäter zu erwähnenden Ausnahmen nicht von jelbjt in den 
Schuggebieten Wirkſamkeit erlangen u. j. w. 

IV. Was jchließlich die Frage anlangt, ob die deutichen Schußgebicte 
jelbjtitändige Nechtsjubjefte find, jo beſitzen fie zunächſt in feinem Falle eine 
völferrehtlihe Periönlichfeit, denn fie fünnen als überjeeiiche Pro— 
vinzen, auch nicht in dem beichränften Maße, wie Proteftoratsländer zu anderen 
Staaten in völferrechtliche Beziehungen treten, jie werden vielmehr durch das 
Reich und dejjen Organe im völferrechtlichen Verkehre vertreten.!) Ebenjowenig 
jind die Schuggebiete ftaatsrechtliche Berjönlichfeiten in dem Sinne 
und dem Umfange, wie Proteftoratsländer, jie haben feine eigenen Organe, 
welche zur Ausübung der öffentlichen Gewalt oder einzelner Hoheitsrechte 
befugt und geeignet wären, die Staatsgewalt wird vielmehr durch Organe 
des Reichs oder Organe der Kolonialgejellichaften auf Grund einer Delegation 
jeitend der Neichsgewalt ausgeübt. Dagegen bejigen allerdings die Schuß. 
gebiete oder wenigſtens einige derjelben vermögensrechtliche Perſön— 
lichfeit. Das Neichsgejeg vom 30. März 1892 über die Einnahmen und 
Ausgaben der Schußgebiete (R.-G.-Bl. ©. 369) hat nämlich in $ 5 beſtimmt, 
dab für die aus der Verwaltung eines Schuggebietes entitehenden Verbindlich: 
feiten nur das Vermögen diejes Gebietes haftet. Damit ijt die vermögens: 
rechtliche Perjönlichfeit derjenigen Schußgebiete amerfannt,*?) auf welche das 
Geſetz vom 30. März 1892 Anwendung findet, nämlich Kamerun, Togo, das 
ſüdweſtafrikaniſche Schußgebiet und Deutjch-Oftafrifa. Dagegen findet das 
Geſetz nah $ 7 auf Schußgebiete, deren Verwaltungskoſten ausjchließlic von 
einer Kolonialgejellichaft zu beitreiten find, nämlich das Gebiet der Neu-Guinea— 
Kompagnie und das Schußgebiet der Marjchallsinjeln feine Anwendung. 


) Vgl. G. Meyer a. a. O. ©. 87. 

?, Die Neichsregierung hatte ichon vor Erlaß des Bejehes vom 30. März 1892 die 
Neigung, die einzelnen Schußgebiete als vermögensrechtliche Berfönlichkeiten zu betrachten. 
Von diefem Standpunkte aus war bereits bei Berathung der Ausgabepoften für die Schuß: 
gebiete pro 1887/88 von den Regierungsvertretern geltend gemacht worden, dab die Schuß. 
gebiete „eine gemilie Selbititändigleit als forporative Verbände beſäßen“ und deshalb auc 
die in denjelben auflommenden Cinnabmen nicht in den Reichshaushaltsetat hineingebörten. 
Bon dem gleihen Standpuntte ging die Verordnung vom 3. Auguſt 1888, betr. die Nechts- 
verhältnifje der Yandesbeamten in den Schubgebieten von Kamerun und Togo aus, welches 
das Reihsbeamtengeieg vom 31. März auf die Rechtsverhältniffe der Beamten der Schuß: 
— von Kamerun und Togo, welche ihr Dienſteinkommen aus den Fonds dieſer 

chutzgebiete beziehen, für anwendbar erklärte. Ebenſo wurde bei den Verhandlungen 
über eine für Zwecke des Schußgebiets Kamerun aufzunehmenden Anleihe, welche im Früh— 
jahre 1891 im Reichstage itattfanden, von Seite der Megierungsvertreter die forporative 
Selbititändigfeit der Schußgebiete geltend gemacht. Tiefer Standpuntt war aber verfehlt, 
denn nirgends war den Schußgebieten weder ausdrüdlich, noch itillichweigend die Eigenſchaft 
felbititändiger vermögensrechtliher Perſönlichkeiten beigelegt worden. (DBgl. den Auflag: 
„Die Finanzgewalt des Kailers in den Schuggebieten“ in der Deutich. Kol =Ztg. 1891 ©. 41), 
Erft das Gele vom 30. März 1892 hat die te beitimmt entichieven. 
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8. 17. Begriff und Umfang der fogenannten Schubgemalt. 


I. Bezüglich des Inhaltes und Umfanges der jog. Schußgewalt gibt das 
Sch.G.«G. feinen Aufichluß; überhaupt enthält es nur eine einzige grund: 
legende Beitimmung, indem es nämlich in $ 1 heißt: „Die Schußgemwalt in 
den deutjchen Schußgebieten übt der Kaijer im Namen des Neiches aus.“ 
Auch die Begründung des urjprünglichen Negierungsentwurfes, betr. die Rechts: 
pflege in den Schußgebieten, enthielt feine Erläuterung der Begriffe „Schuß- 
gebiet“, „Schugherrichaft“, „Schutzgewalt“ u. j. w., jegte vielmehr dieje Be 
griffe als gegebene voraus. Im Eingange der Begründung ift nämlich nur 
gejagt, dab, nachdem ausgedehnte Gebiete in Oſt- und Weſtafrika nnter den 
Schutz Sr. Maj. des Kaiſers geftellt und faijerliche Beamte dorthin entjendet 
worden jeien, um die Befugnijie wahrzunehmen, welche aus der 
Natur der übernommenen Schutzherrſchaft ſich ergeben, es 
erforderlich ſei, für die Einrichtung und Ausübung einer geordneten Nechts- 
pflege in jenen Gebieten Sorge zu tragen, und dab es, weil eine unmittelbare 
und umveränderte Anwendung des Reichsgejeges vom 10. Juli 1879 über die 
Konjulargerichtsbarfeit nicht thunlich jei, angezeigt erjcheine, die zur Regelung 
der Gerichtsbarkeit in den Schußgebieten erforderlichen Bejtimmungen durch 
jelbjtjtändige Anordnungen zu treffen. Sodann heißt es weiter: „Im Hinblick 
auf den rechtlichen Suhalt der in der übernommenen Schußherr: 
ihaft liegenden Befugnijje würde die Negelung der Gerichtsbarfeit 
wie der jonjtigen inneren Verhältniſſe der Schuggebiete lediglich im Verord— 
nungswege erfolgen können, ſoweit nicht die Bewilligung von Geldmitteln des 
Reiches in Frage ſteht.“ Worin aber der „rechtliche Inhalt“ dieſer Befugniſſe 
bejteht, it in der Begründung nicht dargelegt. 

Nachdem in der zur Berathung des Geſetzentwurfes niedergejegten Reichs» 
tagskommiſſion vorgejchlagen worden war, das zu erlaſſende Reichsgeſetz nicht 
auf die Regelung der Gerichtsbarkeit in den Schuggebieten zu bejchränfen, 
jondern die Nechtsverhältniiie der Schußgebiete überhaupt zu ordnen und an 
die Spite des Gejeges den Sak zu jtellen, daß der Kaifer im Namen des 
Neiches die Schuggewalt in den Schußgebieten ausübe, fam begreiflicher Weiſe 
auch der Begriff der „Schußgewalt“ in Erörterung.') Diejer Begriff wurde 
von den beiden Mitgliedern der Kommiſſion, welche die joeben angedeutete 
Faſſung des Geſetzes beantragt hatten, übereinſtimmend dahin erläutert, daß 
derjelbe jämmtliche in den Schußgebieten bejtchende Hoheitsrechte des Reiches 
einjchlieplich des Gejeggebungsrechtes umfaſſe. Sie führten dabei aus, daß 
fie den Ausdruck „Schutzgewalt“ um deßwillen gewählt hätten, weil eine ent— 
wickelte Staatsgewalt in den Schutzgebieten noch nicht beſtände, der Ausdruck 
„Staatsgewalt“ daher nicht paſſend erſcheine. Die Hoheitsrechte, welche dem 
Deutſchen Reiche in den Schutzgebieten zuſtänden, ſeien aber für die verſchiedenen 
Schutzgebiete nicht gleichartig entwickelt, weil ſich die einheimiſchen Häuptlinge 
zum Theil gewiſſe Hoheitsrechte vertragsmäßig vorbehalten hätten. Der Aus— 
druck Schutzgewalt bezeichne daher für jedes einzelne der Schutzgebiete diejenigen 
Hoheitsrechte, welche dem Reiche innerhalb desſelben zuſtänden. 

Es mag dahingeſtellt bleiben, ob es nothwendig war, die Geſammtheit 
der Befugniſſe, welche dem Deutſchen Reiche in Bezug auf die Schutzgebiete 
und in denſelben zuſtehen, mit dem Ausdrucke „Schutzgewalt“ zu bezeichnen, 
jedenfalls Fa kann der Name über das Weſen der Sache nicht täuſchen. Es handelt 


N Konmiſſ. «Bericht (Reichstag, 6. Legisl.⸗Per. II. Seil. 1885/86, Drudi. Nr. 201) ©. 14. 
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fich, wie bereitS dargelegt, bei den deutichen Schußgebieten nicht um ein Pro- 
teftoratsverhältniß, jondern um die Ausübung der jouveränen Staatsgewalt.') 
Allerdings it die Staatsgewalt, wie fie in den Schußgebieten zur Geltung 
fommt, einmal eine bejchränfte injoferne, als wenigitens in einzelnen Schuß- 
gebieten den Hänptlingen der eingeborenen Bölferjchaften in größerem vder 
geringerem Umfange Hoheitsrechte über ihre Untergebenen überlafjen blieben, 
und dann eine unentwidelte, weil es in den Schußgebieten zunächit nur geboten 
ift, die nothwendigjten Einrichtungen für die Sicherheit der Berjonen und des 
Eigenthums zu jchaffen und von einem jo umfaljenden Eingreifen der Staat$- 
gewalt in alle möglichen, für die Kulturentwicklung in Betracht kommenden 
Verhältnifje wie in einem europäischen Staatswejen vorläufig twenigjtens feine 
Rede jein konnte. Trotzdem iſt die Schutgewalt, welche dem Reiche in Bezug 
auf die Schußgebiete zujteht, nichts anderes als die ſouveräne Staatsgewalt 
und umfaßt daher grumdiäglich die Gejeggebung, Nechtiprechung und Ber: 
waltung in jeder Nichtung. Daß dieſe Auffafjung auch von den Vertretern 
der Regierung, wie von den Mitgliedern der Reichstagskommiſſion getheilt 
wurde, geht unzweideutig aus den Kommijfionsverhandlungen hervor.?) Eben: 
jo jpricht für diejelbe auch der Wortlaut des Gejeges: „Die Schuggewalt im 
den deutichen Schußgebieten übt der Kaiſer aus." Hätten die gejebgebenden 
Faktoren ein Proteftoratsverhältnig angenommen, jo wäre wohl der richtige 
Ausdruck geweien: „Die Schuggewalt über die Schußgebiete.* Wenn and 
ein entjcheidendes Gewicht auf diejen letteren Umstand nicht zu legen it, jo 
fann derjelbe doch wenigjtens als für die hier vertretene Auffaſſung unterjtügend 
in Betracht fommen. it jonach die Schuggewalt gleichbedeutend mit Staats: 
gewalt, jo hat fie auch territorialen Charafter, d. h. jede in den Schuß- 
gebieten ich aufhaltende Perſon iſt grundſätzlich der deutſchen Staatsgewalt 
unterworfen. Es iſt aber nun noch die Frage zu unterſuchen, inwiefern ſich 
rechtliche Beſchränkungen aus den von der Reichsregierung oder in ihrem 
Namen von Privatperjonen oder Gejellichaiten mit Däuptlingen der eingebornen 
Völkerſtämme abgejchloifenen Verträge ergeben, denn daß vorläufig die ſogen. 
Scyuggewalt thatjächlich noch eine umentwidelte Staatsgewalt ift, kommt 
jelbitverjtändlich für die Wirdigung des vechtlichen Charakters der Schuß: 
gewalt nicht in Betracht. 

II. Bei Beurtheilung diejer Verträge iſt zunächſt an die früheren Ausführ: 
ungen zu erinnern, wonach) diejelben zwar nicht die Bedeutung von Protekto— 


!, Hänel bezeichnet zwar a. a. ©. ©. 842 die Stolonialgewalt als jouveräne 
Herrſchaft, läugnet aber die Figenichaft der Holonialgewalt als Staatsgewalt deßhalb, weil 
eritere nicht im Intereſſe der Schußgebiete und ihrer Bevölterung, fondern im Intereſſe des 
Reiches und feiner Angehörigen ausgeübt werde. Daß dies eine gänzlich unbaltbare Auf- 
faſſung iſt, hat bereits Zorn (a. a. O. S. 577 Note 26) hervorgehoben. 

) Bei der zweiten Lelung des Entwurfes in der Kommiſſion war allerdings jeitens 
eines Mitgliedes der Kommiſſion der Antrag geitellt worden, dem $ 1 folgende Faſſung zu 

eben: „Die Staatsgewalt in den unter die Hoheit und Oberhoheit des Deutſchen 

eiches geitellten und die Shußgewalt in den unter den Schuß des Deutichen Reiches ges 
ftellten außereuropätfchen Gebieten übt der Deutiche Haifer aus.” Zur Begründung dieles 
Antrages wurde geltend gemacht, daß die Nechtsverhältniife der Kolonien außerordentlich) 
verichiedene jeien; es handle Sich theils um Hoheits- oder Überhobeitsrechte, tbeils um eine 
bloße Schußgemwalt, alio um ganz verichievene Gewalten, für welche der Ansdrud „Schuß: 
gemalt“ fein Kolleftivausdrud jei. Dieſer Antrag wurde jedoch abgelehnt, nachdem er mit 
dem Hinmweife darauf belämpft worden war, daß der Ausdrud „Schutzgewalt“ nad) den bei 
der eriten Lefung genebenen Erläuterungen die Verichiedenheit der Verhältniſſe der einzelnen 
Schußgebiete hinreichend berückſichtige Kommiſſ. Bericht S. 21 u. 24). 

Annalen ded Deutſchen Reicht. 1895. 41 
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ratsverträgen Iaben, aber allerding® für die Vertragsparteien rechtlich bindende 
Abmachungen find. Ferner ift darauf hinzuweiſen, daß die Bejigergreifung 
eines völferrechtlich herrenlojen Gebietes durch einen Staat nad) dem heutzu— 
tage geltenden Territorialprinzip die Wirkung hat, dab deſſen Souveränetät 
alle innerhalb desjelben befindlichen Berjonen ergreift, jo daß dieſelben wenig— 
tens thatjächlich jeiner Gewalt unterworfen find. Wenn dies nun aber 
auch anzunehmen it, jo bilden doc die in einem Gebiete ich aufhaltenden 
PBerjonen nicht Zugehörungen des Gebietes jelbft, jo dak durch die Erwerbung 
der Souveränetät über dasjelbe auch die rechtliche Unterordnung der in dem— 
jelben befindlichen Perſonen unter die Souveränetät des offupirenden Staates 
von jelbjt gegeben wäre.) Vielmehr fünnen fich die Bewohner eines offupirten 
Gebietes jederzeit durch thatjächliche Auswanderung der Herrichaft des okku— 
pirenden Staates entziehen. Das rechtliche Band der Unterthanenjchaft wird 
daher nur begründet entweder durch gewaltiame Unterwerfung oder durch frei: 
willige Unterordnung unter die Gewalt des offupirenden Staates. Die frei: 
willige Unterwerfung kann jtilljchweigend in der Weife gejchehen, dab die 
betreffenden PBerjonen das durch Offupation unter die Souveränetät des okku— 
pirenden Staates gebrachte Gebiet fortdauernd bewohnen und jich den Anord— 
nungen des herrichenden Staates fügen. Sind aber die Einwohner eines 
berrenlojen, durch Offupation der Souveränctät eines zivilifirten Staates unter: 
jtellten Gebietes zu einer politiichen Organijation vereinigt, jo fann nicht bloß 
die Unterordnung durch ausdrücdliche Vereinbarung erfolgen, jondern das gegen 
wärtige WVölferrecht, das die Freiheit und Selbitbeitimmung der eingeborenen 
Bölferjchaften achtet, verlangt Jogar eine derartige vertragsmäßige Unterwerfung. 
Wird ein jolcher Vertrag geichloffen, jo fann derjelbe auch den Inhalt haben, 
daß von der Unterwerfung unter die Souveränetät des folonifirenden Staates 
gewiſſe Lebensgebiete ausgeſchloſſen bleiben, indem ſich 3. B. die betreffenden 
Häuptlinge, die ihnen zujtehende Gerichtsbarfeit über ihre Stammesgenojjen 
vorbehalten. Es fragt ſich nun, ob derartige Unterwerfungsverträge auch eine 
dauernde Beſchränkung des Kolonialjtaates in der Ausübung feiner Staats- 
gewalt enthalten. Man könnte in diejer Beziehung jagen, daß wie die Ans 
gehörigen eines chemaligen Staates, der auf Grumd eines Unterwerfungs— 
vertrages einem anderen Staate einverleibt worden it, fich auf etwaige Zu: 
jicherungen im lUnterwerfungsvertrage nicht berufen fünnen, weil durch Die 
Unterwerfung die Staatsperjönlichkeit vernichtet wurde, die die Zuficherung er: 





') Es it allerdings richtig, daß Gebietserweiterungen und Gebietsanſchlüſſe auf Grund 
völferrechtlicher Eroberung oder vertragsmäßiger Erwerbung nad einer jeit Jabrbunderten 
in Anertennung stehenden Staatspraris ipso jure die Aufnahme der in dem erworbenen 
Gebiete domizilirenden oder dahin zuitändigen Berionen in den Verband des erwerbenden 
Staates zur Folge haben. Holtzen dorff Handbuch des Völferrehts II S. 613). Eine 
Ausgleihung zwiihen dem Grundſatze einerjeits, daß der erwerbende Staat die Herrichaft 
über das Gebiet und alle in demjelben befindlichen Sachen und Perſonen erlangt und die 
freiheit der dem Gebiete angebörigen Perſonen andererfeits liegt jedoch wenigitens bei ver- 
tragsmäßiger Frwerbung in dem im der neueren Yeit zur Geltung gelangte Inſtitute der 
Option vor, auf Grund defien es den Bewohnern des erworbenen Gebiets freilteht, in den 
Staat, welchem fie früher angehörten, auszumwandern. Dieſem Snititute liegt der Gedanke 
zu Grunde, daß zwar das lebloie Staatselement, der Grund und Boden dem Nechte der 
Groberung unterliegt, daß aber jedem Theile der Bevölkerung das Necht der freien Staats- 
wahl erhalten bleibt 'Stoerf, Option und Mlebiszit ©. 150 ff. Diefer Gedanfe fommt 
bei der im Texte erwähnten Behandlung der Eingeborenen berrenlofer Gebiete im Falle der 
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Okkupation durch einen koloniſirenden Staat in modifizirter Weiſe zum Ausdrud. Vergl. 
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hielt, jo auch die Eingeborenen mit ihren Däuptlingen unbedingt und unbe— 
Ichräuft der Souveränetät des folonijirenden Staates unterjtellt ſeien; dem 
gegenüber läßt jich aber geltend machen, daß vorausgejegt wird, daß die ein- 
geborenen Stämme auch nach der Unterwerfung unter die Gewalt des koloni— 
firenden Staates ihre autonome politiiche Organijation behalten und daher 
als Rechtsjubjefte der Staatsgewalt gegemüberjtehen.‘) Man wird daher jagen 
müſſen, daß das deutiche Weich in Ausübung der Schutgewalt durch die be: 
treffenden Verträge beichränft ift, joweit diejelben Vorbehalte zu Guniten der 
Häuptlinge enthalten und daß daher auch die eingeborenen Unterthanen diejer 
Häuptlinge in gewilfem Sinne exterritorial zu betrachten find, da ihnen 
gegenüber die deutjche Staatsgewalt nicht voll zur Geltung fommt. Es liegt 
hier in gewijjem Sinne das umgefehrte Berhältnig vor, wie bei den Europäern 
die ſich im nichtchriftlichen Staaten aufhalten. 

Daß dieje Auffafjung von den fraglichen Verträgen auch j. 3. im Neichs- 
tage anerkannt wurde, ergibt ſich daraus, daß bei der zweiten Lejung des 
Sejegentwurfs in der Reichstagskommiſſion Seitens eines Mitgliedes derjelben 
beantragt worden war, dem von der Einführung des Kon).-Ger.-Gejeges in den 
Schußgebieten handelnden 8 3 des Gejeges folgenden Abjag 3 hinzuzufügen: 
„Unberührt bleiben die entgegenjtehenden Beitimmungen der Verträge, durch) 
welche die Hoheit, Oberhoheit oder Schußgewalt des Deutjchen Reiches be: 
gründet iſt“ Der Untragjteller wollte, wie er erläuternd bemerkte, dadurd) 
zum Ausdrud bringen, daß Diejenigen Rechte, welche bei Begründung der 
Hoheit3- und Schuggewalt vertragsmäßig feitgeitellt jeien, durch dieſes Geſetz 
nicht in Frage gejtellt werden jollten. Der Antrag wurde aber abgelehnt, 
hauptjächlich deshalb, weil die rechtliche Giltigfeit diefer Verträge als jelbit- 
verjtändlich betrachtet wurde. ,Kommiſſ-Ber. S. 24.) 

Demgemäß geftaltet jich das Verhältniß der Reichsgewalt gegenüber der 
eingeborenen Bevölferung verjchieden, je nachdem Verträge mit S fuptlingen 
abgejchlojjen wurden oder nicht. Sind feine Verträge vorhanden, was z. B. 
im Gebiete der Neu-Guinea-Kompagnie zutrifft, jo jind die Eingeborenen in 
jeder Beziehung und ohne jegliche rechtliche Bejchränfung der Souveränetät 
des Neiches unterworfen. Aber auc) da, wo wie in Oftafrifa die eingeborenen 
Sultane jämmtliche Hoheitärechte über ihre Gebiete oder doch über Theile der: 
jelben abgetreten haben, it die Souveränetät des Reiches rechtlich eine unbe: 
ihränfte. Anders dagegen liegen die Verhältniſſe in Weitafrifa und Südweſt— 
afrifa, wo jich die Häuptlinge nicht unbedingt der Souveränetät des Reiches 
unterworfen, jondern ſich gewiſſe Hoheitsrechte, z. B. das Recht, Zölle zu er: 
heben, oder die Gerichtsbarfeit über ihre bisherigen Unterthanen vorbehalten haben, 
wie das 3. B. Kapitän Frederif3 von Bethanien gethan hat. Dieſe Vorbehalte 
muß die ee ra beachten, wie aud) die Vereinbarung, daß für die nächjte 
Zeit die Sitten und Gebräuche — wozu vor Allem auch die Sklaveret und 
die WVielweiberei zu rechnen find — rejpeftirt werden. Im einzelnen Falle 
fommt es auf den Inhalt der mit dem betreffenden Häuptlinge abgeichlojjenen 
Bereinbarungen an, welche nicht immer gleich lauten. 





2, Als felbitveritändlich wird dabei zu gelten haben, daß die Verträge erg wer⸗ 
den, ſobald die betreffenden Häuptlinge ſich Feindſeligkeiten gegen das Reich oder Reichs— 
angehörige zu Schulden kommen laſſen, da ſolche Verträge unter der Borausiehung ge— 
ſchloſſen find, daß friedliche Beziehungen unter den Reichsangebörigen und den Eingeborenen 
dauernd beiteben. 
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Hervorzuheben jind in diejer Hinficht zwei Punkte: Wenn einzelnen Häupt- 
lingen die Forterhebung der von ihnen früher erhobenen Zölle gejtattet wurde, 
jo ijt dieſe Beſtimmung wohl dahin aufzufaſſen, daß diefe Zölle auch von den 
Europäern fortzuentrichten jind, wie das früher der Fall war.') 

Was jodann die Klauſel anlangt, welche jich in den mit den weſtafri— 
fanischen und tbeilweiie auch mit den ſüdweſtafrikaniſchen Häuptlingen abge: 
ichloffenen Verträgen findet, dahin lautend, daß jich die betreffenden Däupt- 
linge verpflichten, ihr Gebiet ohne Zuftimmung der Neichsregierung an feine 
fremde Macht abzutreten, jo it offenbar dieje Beftimmung dadurch veranlaßt 
worden, dal die Verträge in die Form von Schugverträgen eingefleidet worden 
find. Da aber dem Neiche über die fraglichen Gebiete nicht blos das Pro— 
teftorat, jondern auch die Souveränetät zufteht, jo kann ohnehin ohne Zu— 
ftimmung der Neichsregierung fein Theil eines Schußgebietes veräußert werden 
und die betreffende Bejtimmung it daher von feiner bejonderen Bedeutung. 

Bezüglich der Stellung der Häuptlinge iſt behauptet worden, ?) die 
mehrerwähnten Verträge ſeien jämmtlich dahin auszulegen, daß die Häupt- 
linge alle ihre Hobheitsrechte an das Neich dem Rechte nad) abgetreten haben 
und daß der in einzelnen diejer Verträge enthaltene Vorbehalt in Bezug auf 
gewiſſe Nechte dahin aufzufafien jei, day fich die betreffenden Häuptlinge das 
Necht der Ausübung einer dem Nechte nach abgetretenen Herr: 
ſchaft vorbehalten hätten. „Dieſe Häuptlinge jind Beamte des Reichs, 
die ein Necht auf ihr Amt haben, den Grafen und Amtsherzogen der Deutjchen 
Nechtsgejchichte vergleichbar. Die deutichen Schuggebiete haben jomit alle die 
Natur des mehr oder weniger dezentralifirten Einheitsjtaates.“ 

Dieje Auffafjung kann jedoch nicht als richtig erachtet werden. Diejelbe 
jteht nicht blos im Widerjpruche mit der Faſſung und dem Wortlaute der 
betreffenden Berträge, jondern auch mit der Natur der Sache. Sie ftebt im 
Widerjpruche mit der Fallung und dem Wortlaute der Verträge, weil die— 
jelben ſämmtlich dahin lauten, daß die Häuptlinge ich nicht blos die Aus: 
übung gewiſſer Hobeitsrechte, jondern dieje jelbjt vorbehalten haben. Es war 
dies auch um deswillen ganz jelbjtverjtändlich, weil — wie früher dargelegt — 
dieſe Verträge die Bedeutung hatten, dal die Eingeborenen in gewiſſen Nicht: 
ungen der Herrichaft des Deutichen Neiches entzogen wurden. Deshalb ift 
auch die etwas eigenthümliche Bergleichung der Häuptlinge mit den Grafen 
und Herzogen des Fränkiſchen und Deutjchen Neiches nicht am Plate. Die 
Lepteren waren anfänglich wenigjtens zweifellos Beamte, welche ihnen von der 
Zentralgewalt übertragene Nechte delegationsweife ausübten; die Häuptlinge 
dagegen üben die ihmen verliehenen Hobeitsrechte als eigene im eigenem 
Namen aus. Allerdings wird es im Yaufe der Zeit dahin fommen, daß Die 
Häuptlinge der Eingeborenen die Stellung von Beamten und Dorfvorftänden 
erhalten, welche im Namen und Auftrage der Deutjchen Negierung die öffent: 
lichen Angelegenheiten der ceingeborenen Bevölferung unter Aufficht deuticher 
Beamten verwalten — cine ganz zwecmäßige Einrichtung, wie fie 3. B. in 
Niederländiich- Indien beiteht —, vorläufig beſitzen aber die Häuptlinge noch 
ihre Selbjtitändigkeit. Sie jprechen aljo 3. B. über ihre Untertbanen Necht 


') Für_diefe Auffaſſung dürfte auch die vom kaiſerlichen Kommiſſär für das Togo- 
gebiet erlaliene Verordnung vom 26. Februar 1886 fprechen, inhaltlich deren zu Gunſten 
der Häuptlinge der Ausfuhrzoll (1 Schilling für die Tonne Palmöl oder Palmtern) auf- 
recht erhalten, jedoch eine veränderte Erhebung angeordnet wurde. 

) Rehm, Krit. Vierteljahresichrift N. F., Bd. XI, S. 119 ff. 
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wicht in Folge eines ihnen von der Deutjchen Regierung ertheilten Auftrags, 
jondern auf Grund der Verfaſſung ihres Stammes, ihrer Dorfgemeinichaft u. ſ. w. 

Trotz der Selbjtjtändigfeit, welche die Häuptlinge der Eingeborenen in 
Bezug auf die ihnen ae ah Hoheitsrechte befigen, wird jedoc) anzunehmen 
jein, daß diefelben auch in Bezug auf die Ausübung diefer Rechte unter der 
Aufficht der Dentichen Regierung und ihrer Beamten ftchen. Es ergibt ſich 
dies daraus, daß die Häuptlinge, welche ſich unter den „Schuß des Deutjchen 
Reiches" gejtellt haben, mit ihren Untergebenen Unterthanen des Neiches jind 
und demgemäß die Eingeborenen als Unterthanen des Neichs das Necht haben 
müſſen, den Schuß desjelben gegen etivaige Bedrüdungen jeitens ihrer Häupt- 
linge anzurufen. Geregelt iſt freilich dieſes Aufſichtsrecht nicht, dies wird erft 
dann gejchehen fünnen, wenn die Hänptlinge nach und nach mehr eine Beamten: 
ſtellung erlangt haben. 

Es ijt nicht zu verfennen, daß die Stellung, welche bienach die fraglichen 
Hänptlinge einnehmen, eine gewiſſe Achnlichfeit mit einem Proteftoratsverhältnifie 
hat, aber eben auch nur eine Aehnlichkeit. Ganz abgejehen davon nämlich, daß hier 
die Vorausſetzung eines Proteftoratsverhältnifies, ein halb ſouveräner Staat 
fehlt, geht auch die Gewalt des Neiches in Bezug auf die betreffenden Bölferichaften 
weiter, als die Macht des jchugherrlichen Staates in Bezug auf den Schug- 
jtaat. Während der jchugherrliche Staat in die inneren Verhältniſſe des Schuß: 
itaates nur ſoweit eingreifen darf, als dies durch den Schugvertrag ausdrüclic) 
zugelaffen it, fanı das Deutjche Neich die Verhältniffe der Eingeborenen in 
allen Bezichungen regeln, welche nicht durch die mit den Häuptlingen abgejchloffenen 
Verträge jener Einwirkung entzogen find. Ferner find bei einem Proteftorats- 
verhältnifje die Angehörigen des Schugjtaates der Gewalt des jchußgherrlichen 
Staates entweder gar nicht, oder doc) nur indirekt unterftellt; die Eingeborenen 
dagegen Jind Unterthanen des Deutichen Neiches und ſtehen daher unmittelbar 
in allen Beziehungen unter jeiner Dobeit, ſoweit nicht auf Grund der erwähnten 
Verträge einzelne Ausnahmen bejtchen. Die jich daraus ergebenden weittragenden 
Folgerungen liegen auf dev Hand. 

Namentlich kommt in Betracht, daß auch diejenigen Hänptlinge, welche 
ſich Hoheitsrechte vorbehalten haben, griumdjäglich dev Souveränetät des Neiches 
unterliegen und daß ihnen daher die vorbehaltenen Hoheitsrechte auf dem Wege 
der Geſetzgebung entzugen werden können, wie durch Gejeh jedes Recht den 
der ſouveränen Gewalt untergebenen Perfonen entzogen werden fanı. Daß 
daraus nichts gegen die Nechtsbejtändigfeit der Verträge an md für jich 
gefolgert werden kann, geht daraus hervor, daß jonjt überhaupt alle jubjektiven 
Rechte und Verpflichtungen geleugnet werden mühten, weil der Staat die 
Möglichkeit hat, fie aufzuheben. 

Die Stellung der Eingeborenen und ihrer Häuptlinge jteht in einem 
gewiſſen Widerfpruche zur Konſtruktion des modernen Staates, der mit feiner 
unbejchränften Souveränetät alle in jeinem Gebiete befindlichen Perſonen und 
Sachen beherricht. ES ijt aber zu beachten, daß u den Schußgebieten das 
Staatsleben erjt in den Anfängen jteht und daß daher dajelbjt noch ähnliche 
Zujtände vorhanden find, wie etwa im Mittelalter, wo auch zwilchen dem 
Yandesherren und den großen Örundherren oder Bajallen und den Städten 
mehr internationale, als ftaatliche Beziehungen gegeben waren. So trifft aud) 
das Reich) mit den Häuptlingen der eingeborenen Bölferichaften Vereinbarungen, 
führt Krieg und fchließt Frieden. Nach und nach werden ſich aber auch die Ber- 
hältniſſe der Schuggebiete mehr den Zuftänden der europäischen Staaten nähern. 
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Sclieklic ift noch auf den vom Kolonialrath gefaßten Beichluß (Kol.-BL. 
1891 ©. 331) aufmerfjam zu machen, daß die von den eingeborenen Häupt- 
lingen gewährten Befugnifje öffentlicherechtlicher Natur nicht als rechtsbejtändig 
anzuerfennen find und daß dies insbejfondere gelten joll für: a) ausichließliche 
Wege und Eiſenbahnkonzeſſionen; b) Handelmonopole; c) das ausjchließliche 
Neht zum Bergbau; d) die Verleihung von Bergwerfsberechtigungen und 
Nechten an Grund und Boden über das gejammte Gebiet eined Stammes 
oder einen größeren oder unbejtimmten Theil derjelben. 

Der Kolonialrath ift hiebei offenbar mit Recht von der Auffaſſung aus- 
gegangen, daß die Häuptlinge, da ihnen feine wirkliche Staatsgewalt und 
daher auch feine Territorialhoheit über die betreffenden Gebiete zufteht, gar 
nicht in der Lage find, folche weitgehende Rechte zu verleihen. (Vgl. auch 
Bekanntmachung des Kaijerl. Kommifjärs für Südweitafrifa vom 1. April 1890 
Kol.:Bl. S. 128.) 


$ 18. Die Angehörigen der Ichußgebiete.') 


I. Nach den im vorigen Paragraphen enthaltenen Ausführungen find die Ein- 
geborenen der deutjchen Schußgebiete als Unterthanen des Reiches zu betrachten, 
wenn auch nicht alle der vollen Souveränetät desjelben unterliegen.) Daraus 
folgt aber noch feineswegs, daß die Eingeborenen der Schußgebtete Reichsange— 
hörige find, da die Neichsangehörigfeit ein bejonderes, verichtedene Pflichten und 
Rechte umfaſſendes Nechtsverhältnik it, in welches keineswegs die Bewohner eines 
Gebietes von jelbjt treten, iiber welches das Neich die Souveränetät erwirbt. ?) 
Vielmehr kann die Verleihung der Reichsangehörigfeit an die Bewohner eines 
jolchen Gebietes nur erfolgen durch Spezialgeieß, oder jeweils im einzelnen 
Falle auf Grund der im Neichsgejege vom 1. Juni 1870 vorgejehenen Titel. 
Das gilt jelbftverftändlich ſowohl für die in den Schußgebieten ſich aufhaltenden 
Ausländer, wie für die Eingeborenen. 

Da? Sch.G.G.n. F. hat nım in $ 6 beſtimmt, daß Ausländern, welche 
ſich in den Schußgebieten niederlajjen, jowie Eingeborenen durch Naturalijation 
die Neichsangehörigfeit vom Neichsfanzler oder demjenigen faiferlichen Beamten, 


— * Laband a. a. O. S. 791ff. G. Meyer a. a. O. 5.106 ff. Zorn a. a. O. 
S. 580 ff. 

Da ſämmtliche in den Schutzgebieten wohnende Eingeborene als Unterthanen des 
Reiches zu betrachten ſind, wird man ſagen können, daß auch diejenigen Eingeborenen, über 
welche ſich ihre Häuptlinge Hoheitsrechte vorbehalten haben, Anſpruch auf den Schutz des 
Reiches machen können. Deshalb heißt es auch in Art. 3 des Auslieferungsvertrages mit 
dem Kongoitaate vom 25. Mai 1891, dab die Eingeborenen der Schußgebiete nicht aus— 
geliefert werden. Ganz abgeieben davon, daß das Deutiche Reich die völferrechtliche Pflicht 
der Verhinderung des Sklavenbandels in feinen Kolonien hat, werden fich die Eingeborenen 
gegen willfürliche Bedrüdung Seitens ihrer Häuptlinge an das eich wenden können, io 
dab die Häuptlinge die ihnen vorbehaltenen Hoheitsrechte nur unter der, wenn auch nicht 
näber beitimmten Oberaufficht der Reichsregierung ausüben können. 

) Es trifft bier, wie auch in manchen anderen Beziehungen, die Analogie des Rechts- 
ultandes, wie er feiner Zeit in Eliah-Lotbringen beitand, zu. Durch den Präliminar- 
‚sriedensvertrag vom 28. Februar 1871 hatte das Neich über Eliah-Lothringen die Sou— 
veränetät erworben, und die Angehörigen von Elſaß Lothringen waren Unterthanen des 
Reiches geworden. Beltandtbeil des Reichsgebietes wurde Elſaß-Lothringenaber erft durch das 
Reichsgeſeß vom 25. Juli 1873 betr. die Cinführung der Verfaſſung des deutichen Reiches 
in Elſaß-Lothringen und ebenio wurden die Elſaß-Lothringer erit durch dieſes Geſetz Reichs— 
angehörige mit allen Rechten und Pflichten. 
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welchem der Neichsfanzler dieje Befugniß überträgt, verliehen werden fann. Auf 
die Naturalijation und das durch diejelbe begründete Verhältnig der Reichs— 
angehörigkeit finden die Beitimmungen des RG. vom 1. Juni 1870, betr. 
Erwerb und Verluſt der Bundes: und Staatsangehörigfeit, jowie Art. IR. B. 
und $ 4 des Wahlgejeges für den deutichen Neichstag vom 31. Mai 1869 
entjprechende Anwendung. 

In der Begründung des Entwurfes des R-G. vom 15. März 1888 war 
bezüglich diejer Beitimmung bemerkt, daß es wünjchenswerth jei, Ausländern, 
welche jich dauernd im Schußgebiete niederlafjen und den politiichen Zujammen= 
bang mit dem Lande ihrer Niederlafjung durch den Erwerb der Reichs— 
angehörigfeit zu bethätigen wünjchen, die Möglichkeit hiezu zu verjchaffen, und 
daß ein gleiches Bedürfniß vorausjichtlich auch in Bezug auf Eingeborene in 
einzelnen Fällen jich herausjtellen werde. 

Allerdings jei eine direfte Verleihung der Reichsangehörigfeit ohne die 
Grundlage einer diejelbe vermittelnden bejonderen Staatsangehörigfeit dem Ge— 
jege vom 1. Juni 1870 fremd, gleichwohl werde in der Beichränfung auf die 
Scußgebiete mit Nücjicht auf die Ttaatsrechtliche Stellung derjelben die Be— 
tretung jenes Weges als gerechtfertigt angejehen werden müſſen, zumal die 
Begründung emer bejonderen Staatsangehörigfeit in den Echußgebieten fich 
nicht empfehlen würde, denn ein jolches Nechtsverhältnig wäre nach der gegen- 
wärtigen Zage der Dinge ohne jeden materiellen Inhalt, und der Einführung 
desjelben ſtünden auch praftiiche Bedenken verichiedener Art entgegen. 


Der Inhalt der in der angegebenen Weije verliehenen Staatsangehörigfeit 
und die mit derjelben verbundenen Rechte und Pflichten bejtimmen fich, wie in 
der „Begründung“ hervorgehoben, nach den für alle Reichsangehörigen maß— 
gebenden VBorjchriften der Neichsgejege. Ein in dieſer Weiſe Naturalifirter 
kann namentlich die im Art. 3 R.V. aufgeführten Rechte in den deutjchen 
Bundesstaaten in Anjpruch nehmen. ') 


Was die Vorausjegungen und die Form der Naturalijation, Die Ueber: 
tragung der mittelit derjelben erworbenen Reichangehörigfeit auf die Kinder 
und Ehefrau des Naturalifirten, jowie die Gründe für die Endigung des Ver- 
bältnifjes betrifft,?) jo jind hiefür die Grundjäge maßgebend, welche das Gejeg 
vom 1. Suni 1870 in Bezug auf die Staatsangehörigfeit aufjtellt. Selbit- 
verjtändlich fann die Anwendung der Vorjchriften des R.-G. vom 1. Junt 1870 
nur eine finngemäße fein und joweit diejelben eine analoge Anwendung nicht 


N Art. IRB. beitimmt befanntlich in feinem bier hauptiächlich in Betracht fommenden 
Abi. 1, daß für ganz Deutichland ein gemeinfames Indigenat mit der Wirkung beitebt, daß 
der Angehörige (Unterthan, Staatsbürger) eines jeden Bundesitaates in jedem anderen Bundes- 
ftaate als Inländer zu behandeln und demgemäß zum feiten Wohnfibe, zum Gemerbebetriebe, 
zu Öffentlichen Aemtern, zur Erwerbung von Grumditüden, zur Erlangung des Staats- 
bürgerrechtes und zum. Genuſſe aller jonttigen bürgerlichen Rechte unter denſelben Voraus— 
fegungen mie der Einheimiſche zuzulafien, auch in Betreff der Rechtsverfolgung und des 
Rechtsſchutzes demielben gleich zu behandeln iſt. Die in den Schußgebieten naturalifirten 
Perſonen, Eingeborene wie Angehörige fremder Staaten fünnen daber auf die in Voritehendem 
aufgezäblten Befugniſſe Anſpruch machen, wie jeder andere Neichsangebörige. Dagegen 
werden umgefehrt nicht naturalifirten Eingeborenen dieje Befugniſſe nicht zuiteben, wohl 
aber werden auch dieje auf den in Art. 3 Abi. 6 RB. allen Deutichen zugeſicherten Schuß 
dem Auslande gegenüber wenigitens injomeit Anipruch machen können, als das Reid) feine 
Untertbanen, auch wenn diefelben nicht NReichsangebörige find, dem Auslande gegemüber zu 
vertreten bat. J 

*, Vgl. über dieſe Fragen G. Meyer a. a. ©. ©. 112 ff. 
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zulajien (3. 8. $ 1, 7, 8 15 Abi. 1) haben fie für die Schußgebiete überhaupt 
keine Bedeutung. ') 

In der Neichstags-Kommilfion erhoben ſich Zweifel über die Wirfungen 
der Naturalijation namentlich in Bezug auf die Frage, ob den Naturalifirten 
auch diejenigen Nechte zuftehen jollten, welche nicht den Neichsangehörigen als 
jolchen, jondern den Angehörigen der einzelnen Bundesſtaaten eingeräumt ſind. 
In diefer Beziehung wurde jedoch mit Necht feitgeftellt, daß die Nechte, welche 
die Zugebörigfeit zu einem bejtimmten Bundesjtaate zur Vorausjegung 
hätten, jelbjtverjtändlich den betreffenden Perſonen nicht zuſtehen könnten, weil 
dieſe eben num Reichsangehörige, nicht Staatsangehörige jeien. Dagegen fünnten 
die den Angehörigen aller Bundesſtaaten fraft reichsgejeglicher Vorichrift 
— Rechte auch die in den Schutzgebieten naturaliſirten Perſonuen in 
lnſpruch nehmen. Um dies im Geſetze ſelbſt zum Ausdrucke zu bringen, 
wurden die Worte „jowie Art. 3 der Reichsverfaſſung“, welche im Entwurfe 
fehlten, zugefügt. ?) 

Was die zur Verleihung der Neichsangehörigfeit, bezw. der Entlaſſung 
aus dem Weichsverbande zuftändige Behörde anlangt, jo wollte der Entwurf 
die Beitimmung derfelben den Ausführungsverordnungen vorbehalten. Es wurde 
aber in der Kommiſſion der $ 6 des Entwurfs dahin geändert, daß die 
Naturalijation nur durch den Neichskanzler oder einen an jeiner Stelle handelnden 
Kaijerl. Beamten erfolgen dürfe, jo daß den Beamten der Stolonialgejellicharten 
dieſe Befugniß nicht eingeräumt werden kann. Zur Begründung diejes Stand» 
punftes wurde geltend gemacht, daß die Ertheilung der Neichsangehörigfeit 
füglich nur durch) Organe des Reiches erfolgen fünne. Eine Verleihung durd) 
Organe der Kolonialgejellichaften würde nur dann berechtigt jein, wenn es ſich 
um den Erwerb einer Zandesangehörigfeit zu den Schußgebieten handle; 
eine jolche fei aber nicht in Frage. 

In $ 7 des Schutgebietsgejeges it ferner beſtimmt, daß durch Kaiſerl. 


') $ 1 beitimmt, daß Erwerb und Verluft der Reichdangebörigfeit vom Erwerb und 
Verluft der Staatsangehörtgkeit in einem Bundesſtaate abhängig iſt; $ 7 handelt von der 
Aufnahme des Angehörigen eines Bundesitaates in einem anderen Bundesſtaate; $ 15 Abi. 1 
von der Ertbeilung der Entlaſſung an den Angehörigen eines Bundesitaates, wenn derielbe 
nachweiſt, daß er in einem anderen Bundesitaate die Staatsangebörigfeit erworben bat. 
Bezüglich des $ 7 wurde jedoch in der NReichstagstommiflion (Ber. ©. 15/16) feitgeitellt, 
daß diejer Paragraph wenigitens infoferne eine einfeitige Anwendung finden könne, als zwar 
in den Schußgebieten eine Aufnahme in den Staatsverband nicht möglich fei, daß aber der 
$ 7 auf ſolche Perfonen Anwendung finde, welche in den Schußgebieten naturalifirt feien. 
Wenn nämlich diejelben fich im Gebiete eines Bundesitaates niederlailen, jo können fie die 
Verleihung der Staatsangehörigfeit nah Mahgabe des $ 7 verlangen. 

Alſo 3. B. die Wahlfähigfeit zum Neichstage (Nomm.:Ber. v. 1888 ©. 15). Hin- 
fichtlich diejes Punktes wurde in der Kommiſſion feitgeitellt, daß durch die ausdrüdliche 
Bezugnahme auf Art. 3 der R.Verf. nicht blos Die Bedenten binfichtlich des Art. 3 der 
R-Verf., ſondern aud) besügl ich des 5 4 des Reichstags-Wahlgeſetzes bejeitigt jeien; denn 
auf Grund des Art. 3 der R-Verf. ſtünden die naturaliiirten Verſonen binftchtlih der Er» 
langung der politiichen Rechte den Ginheimijchen gleich und es jei daher anzunehmen, daß 
diefelben nach Ablauf eines ‚jahres die Wahltähigkeit zum Neichstage befiben. Nun legt 
allerdings $ 4 des Wahlgeſeßes vom 31. Mai 1869 nur denjenigen deutichen Reichs- 
angebörigen, welche das 25. Yebensjabr zurüdgelegt und einem zum Bunde gehörigen 
Staate jeit mindeitens einem Jahre angehört hat, die Wahlfähigkeit bei; da jedoch durch 
die auf Grund des $ 6 des Schußgebietsgelehes erfolgende Naturalilation die Reichsangebörig« 
feit ohne Staatsangebörigkeit verlieben wird, wird die Anficht der Kommiſſion für richtig 
zu erachten fein. Tagegen fteht den genannten Perionen das aktive Wahlrecht zum Reichs= 
tage nicht zu, da nach S 1 des Reichsgeiehes vom 31. Mai 1869 dieſes Recht nur in den- 
jenigen Bundesitaaten ausgeübt werden kann, wo der Reichäangebörige feinen Wohnitk bat. 
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Verordnung Eingeborene der Schußgebicte in Beziehung auf das Recht zur 
Führung der Neichsflagge nach Maßgabe des Neichsgejeges vom 25. Oktober 1867, 
betreff. die Nationalität der Kauffahrteijchiffe u. 1. w., den Neichsangehörigen 
gleichgejtellt werden fünnen, daß aber die Führung der Neichsflagge in Folge 
der Verleihung dieſes Rechts nicht die Wirkung habe, daß das betreffende 
Schiff als deutjches Seefahrzeug im Sinne des F 1 Abſ. IN. 1 md $2 
Abſ. 1 des Neichsgejeges, betr. die Unfallverficherung der Seeleute u. ſ. w., 
vom 13. Juli 1887 gelte. 

Bezüglich diejer Beftimmung it in der Begründung des Entwurfs bemerkt, 
daß in einzelnen Schußgebieten von Eingeborenen mit eigenen Fahrzeugen 
Seeichifffahrt zu Handelszweden getrieben werde und es ſich als wünjchens- 
wert erwieſen habe, diejen Schiffen die Befugniß zur Führung einer Flagge 
zu verleihen, welche — da die Eigenthümer der Schiffe unter der Schußgewalt 
des Neiches Stehen — nicht wohl eine andere als die Neichsflagge fein könne. 
Nach dem Neichsgejeg vom 25. Oftober 1867 stehe jedoch das Necht zur 
Führung der Neichsflagge nur Perjonen zu, welche die Neichsangebörigteit 
bejigen umd da es nicht angängig jein werde, in allen Fällen, im welchen die 
Flaggenführung durch Eingeborene in Frage kommt, denjelben die Befugniß 
hierzu auf dem in 8 6 vorgejehbenen Wege durch Verleihung der Reichs— 
angehörigfeit zu verichaffen, jo ericheine eine bejondere Vorſchrift angezeigt, 
welche auch ohne Erfüllung der legteren VBorausjegung die Gewährung der 
bezeichneten Befugniß ermögliche. Die Kaijerl. Verordnung werde aber wicht 
nothwendig eine unmittelbare Verleihung des fraglichen Nechts an beitimmte 
Berjonen enthalten müſſen, diejelbe werde ich vielmehr darauf bejchränfen 
fünnen, die allgemeinen Borausjegungen für eine Gleichjtellung der Eingeborenen 
mit dem Neichsangehörigen Hinfichtlich des Mechts zur Führung der Reichs— 
flagge zu bejtimmen und die Verleihung im einzelnen Falle der Verwaltungs: 
behörde zu überlafjen. Dinfichtlich des Umfangs diejer Gleichitellung it jodann 
in Abi. 2 des $ 7 die bereit3 erwähnte Beichränfung beigefügt. 

Nah 8 1 Abi. 1 Nr. 1 des Neichsgejeges vom 13. Juli 1887 müſſen 
nämlich alle Perſonen, welche auf deutſchen Seefahrzeugen als Schiffer, 
joferne jie Lohn oder Gehalt beziehen, Perſonen der Schifemannichaft, 
Maſchiniſten, Aufwärter oder in anderer Eigenjchaft zur Schiffsbejagung ge= 
hören (Seeleute), gegen die Folgen der bei dem Betriebe ſich ereignenden 
Unfälle, nach Maßgabe des Geſetzes verfichert werden. Gemäß $ 2 Abj. 1 ibid. 
gilt aber als eim deutjches Seefahrzeug im Sinne des Gejeges jedes aus— 
ſchließlich oder vorzugsweile zur Seefahrt benugte Fahrzeug, welches unter 
deutjcher Flagge fährt. 

Da es nicht thunlich war, auch die Bejagung der hier in Frage Ttehenden 
unter deutjcher Flagge fahrenden Schiffe der Eingeborenen dem Verſicherungs— 
zwang nad) Maßgabe des Neichsgejeges vom 13. Juli 1887 zu unterwerfen, 
mußte die Anwendbarkeit diejes Geletes auf dieſe Perſonen ausdrücklich aus: 
geſchloſſen werden. ') 

II. Die Angehörigen und Eimvohner der deutjchen Schußgebiete laſſen 
fich daher in folgende Kaffe zerlegen: 

1. Reihsangehörige, welche die Neichsangehörigfeit auf Grund ihrer 
Staatsangehörigfeit in irgend einem deutjchen Einzelftaate befigen und welchen 





— 


1) Dagegen wird, wie 6. Meyer a.a D. S. 110 bervorbebt, die Seemannsoxdnung 
vom 27. Dezember 1872 auf die_betreff. Schiffe Anwendung zu finden haben, da ſich die- 
felbe nad) $ 1 auf alle Schiffe erſtreckt, welche das Recht beitken, die Neichsflagge zu führen. 
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daher alle aus der Neichsangehörigfeit und der Staatsangehörigfeit fließenden 
Rechte zuftehen und die aus diejen Verhältniffen fich ergebenden Pflichten 
obliegen. 

2 2. Auf Grund des $ 6 des Schußgebietögejeges naturalijirte Aus— 
lä nder und Eingeborene, welche den sub 1 aufgeführten ReichSangehörigen 
im Wejentlichen gleichjtehen, jedoch nicht die Staatsangehörigfeit in irgend 
einem Einzeljtaate bejigen. Die Gleichſtellung erſtreckt ſich namentlich auch 
auf die Gerichtsbarkeit (vgl. darüber $ 24), und ebenſo unterliegen ſie der 
Wehrpflicht (vgl. 831). Welche Perjonen als Eingeborene zu betrachten jind, 
wird jpäter noch zu erörtern jein. 

3. Nicht naturalifirte Ausländer, welche lediglich al$ de facto 
Unterthanen des Reiches erjcheinen ; eine beiondere Kategorie derjelben bilden 
die ſogen Schutzgenoſſen. 

Die nicht naturaliſirten Eingeborenen. Dieſe ſind nicht 
blos de facto Unterthanen, wie die nicht naturalifirten Ausländer, die nur jo 
lange der deutjchen Staatsgewalt unterworfen find, als ſie ji) in einem 
deutſchen Schußgebiete aufhalten, jondern fie jtehen im rechtlichen Unterthanen- 
verbande zum Deutjchen Reiche, haben daher auch außerhalb des betreffenden 
Schußgebietes Anſpruch auf deutjchen Schuß und unterliegen andererjeits allen 
denjenigen Prlichten, welche die deutjche Staatsgewalt ihnen auflegt, joweit ſie 
nicht gemäß der oben erwähnten Verträge mit ihren Häuptlingen un mancher 
Beziehung von der deutjichen Staatsgewalt erimirt jind.') 


Viertes Kapitel. 
Die Kolonialgefellidaften. 
8 19. Die Kolonialgefelfchaften im Allgemeinen.?) 


I. Als nad Entdeckung der neuen Welt und des Seewegs nad) Indien 
die europäiichen Nationen daran gingen, die ungeheuren neu entdedten oder 
doc men aufgejchloffenen Gebiete wirthichaftlich auszubeuten und in Ddiejen 
Gebieten koloniale Niederlafiungen anzulegen, bildeten jich zu dieſem Zwecke 
große Geiellichaften. Dieje Gejellichaften zerfielen im Allgemeinen in zwei 
Klaſſen. Die eine Klaſſe umfahte die jog. Handelsfompagnien, welche in 
eriter Linte den Betrieb des Handels nad) Indien und Amerifa bezwedten, 
fih daher zunächit darauf bejchränften, in den Ländern, nach welchen jie 
Handel trieben, als Stützpunkte desjelben Faktoreien anzulegen, nicht jelten 


') In Niederländiich:indien zerfallen die Angehörigen der Kolonie in folgende vier, 
in Bezug auf ihre Rechtsitellung fehr verichievene Kategorien: 1) Curopäer und von 
Europäern abitammende Berionen, „mobei wieder zwiichen bolländiichen Staatsangebörigen 
und ‚fremden unterichieden wird; 2) Eingeborene und deren Ablönmlinge mit Ausnahme 
derjenigen, welche fich zum Shriftenthum befennen; 3) den Cingeborenen gleichgeitellte 
fonen, alle Nicht-Eingeborenen und Nicht-Europäer, welde Mubamedaner oder Heiden find, 
meiltens eingewanderte Aſiaten; 4) den Europäern gleichgeitellte Perſonen, nämlich die fich 
zum Ghriitenthbum befennenden Eingeborenen, und alle, welche zu feiner der übrigen Klaſſen 
gehören. (De Looter: Handleiding tot de Kennis van het Staats- en Administratief 
Recht van Nederlandsch-Indie. &, 23 ff.) 

Bezüglich der Naturalilation der Are in den franzöfiich en Kolonien 
vgl. Dislere: La Legislation coloniale Ss 254, 260, 557, 843. Ferner die Dekrete 
vom 29. Juli 1887 bezüglich Tunis er vom demfelben Datum bezüglih Annam und 
Tonting (Revue generale d’administr. — XIS. 201 ff.. 

Leroy-Beaulieu, a. a. ©. ©. 801 ff. — Roſcher, a. a. ©. &. 350 ff. 
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aber durch die Umftände geziwungen wurden oder ſich doch veranlaßt jahen, 
erobernd und folonijirend vorzugehen. Einzelne diejer Gejellichaften gelangten 
auf diefem Wege dazu, große tolonialreiche zu gründen (Niederländiich-Dftindien, 
das engliſch-oſtindiſche Neich). 

Eine andere Klaſſe von Gejellichaften, welche man Kolonijations- 
gejelljchaften nennen kann, verfolgte den Zwed, im der neuen Welt, ins: 
bejondere in Nordamerifa, folontale Nicberloftungen anzulegen. Sie juchten 
zu diefem Bmwede Angehörige des Mutterlandes zu veranlajjen, in das von 
ihnen in Beſitz oder doch in Ausficht genommene fremde Land überzufiedeln, 
wiejen denjelben dort Grund und Boden zur Niederlafjung an, trafen Für— 
jorge für die erfte Einrichtung der Kolonie u. j. w. Mit einem Worte: 
während die Handelsfompagnien günftigiten Falls jog. Handels: oder Plantagen: 
folonien gründeten, war die Thätigfeit der Kolonitationsgejellichaften auf die 
Entjtehung von Aderbaufolonien gerichtet. Kolonifationsgejellicharten find 
daher vor Allem in England entjtanden, das jich in jeiner Folonifirenden 
Thätigkeit von Anfang an auf die im gemäßigten Klima von Nordamerifa 
gelegenen Landjtriche geworfen hat. 

Kolonialgejellichaften der einen wie der andern Art jind in großer Anzahl 
hauptjächlic in England, Frankreich und Holland gegründet worden, während 
in Portugal und namentlich in Spanien für die Entitehung und Entwickelung 
jolcher Gejellichaften um deßwillen die Borausjegungen fehlten, weil hier nicht 
blos die folonijatoriiche Thätigkeit überhaupt, jondern auch die wirthichaftliche 
Ausnügung der Kolonien von Anfang an in der Hand des Staates war. In 
Franfreich haben ich zwar auch im 17. und 18. Jahrhundert jehr zahlreiche 
Kolonialgejellichaften, meijtens Handelsfompagnien, gebildet, aber feine hat 
auch nur annähernd eine Bedeutung erlangt, wie die holländiſch-oſtindiſche 
Kompagnie und die engliſch-oſtindiſche Kompagnie, welche beide eine 
lange Zeit politischer und wirtbjchaftlicher Blüthe hatten, bis jie theils in 
Folge der veränderten politifchen und wirthichaftlichen Verhältniſſe, theils tm 
2. von Fehlern ihrer Organe zu Grunde gingen. Die holländiſch-oſtindiſche 
Hejellihaft wurde befanntlich im Jahre 1800 von der Regierung aufgehoben 
und ihre Bejigungen werden jeitdem vom Staate jelbit regiert und verwaltet, 
während Anlaß zur Auflöjung der engliſch-oſtindiſchen Kompagnie der im Jahre 
1857 in Dftindien ausgebrochene und nur mit Mühe vom Mutterlande nieder: 
geiäjlägene Aufitand gab.') 

as nun die Gründe für das Entjtehen, Emporfommen und den ziemlich 
langen Bejtand diejer beiden mächtigen Kolonialgejellichaften anlangt, jo weiſt 
Roſcher (a. a. O. ©. 257 ff.) darauf hin, daß diefelben teils in eigenthüme- 
lichen Zuftänden der damaligen Zeit und der betreffenden Länder beruhten, 
theils in Verhältniffen lagen, welche wenigitens bis zu einem gewiſſen Grade 
auch gegenwärtig noch zutreffen fünnen. Im erjterer Hinficht it zunächſt her— 
vorzubeben, daß Portugal jeit 1580 in Berjonalunion mit dem jeemächtigen 
Spanien auf Grund der Entdedung und päpjtlicher Schenfung das Monopol 
des Alleinhandels mit Tftindien in Anjpruch nahm und dab Holland und 
England fait fortwährend in Krieg mit Spanien verwidelt waren. Es lieh 
ſich unter diejen Umſtänden vorausiehen, daß für längere Zeit der oſtindiſche 


N De Looter, a.a. ©. ©. 1 ff. — Gneiſt, Engliihes Verwalt.-Recht, 3. Aufl., 
&.1170 ff. — Colonies and Depenpencies, 5.20 ff. — Creasy, The Imperial 
and Colonial Constitutions of the Britannie Empire, 5. 196 ff. 
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une nur mit den Waffen in der Hand werde getrieben werden können. 
ies vermochte nur entweder der Staat jelbjt oder eine jtaatlich autorifirte, 
mit den nöthigen Vorrechten ausgejtattete Handelsgejellihaft. Nun entiprach 
es den damaligen holländischen und britiichen Staatseinrichtungen wie auch 
dem politiichen Geifte der Holländer und Engländer nicht, daß die Staats: 
gewalt jelbit den Handel nach fernen Yändern und die Koloniſation jolcher 
Länder in die Hand nahm. In Holland machte jich in diejer Beziehung ins— 
bejondere auch die Abneigung der einzelnen Provinzen, Städte und Stände 
gegen jede Zentralijation und die Befürchtung geltend, dab die Uebertragung 
der oſtindiſchen Handelsprivilegien und der Negierung der oſtindiſchen Erober— 
ungen auf die Generaljtaaten oder auf eine einzelne Provinz oder Korporation 
den Schwerpunft des ganzen Verfaſſungsſyſtems verrüden werde. In ähnlicher 
Weiſe trug man in England lange Zeit Bedenfen, der Krone die Regierung 
der indiichen Befigungen zu übertragen, um diejelbe gegenüber den übrigen 
politijchen Faktoren micht zu mächtig werden zu laffen. Es jchien daher am 
Angemejjeniten, Dandelsgejellichaften zu schaffen, welchen der Staat allerlei 
Monopole und NRegierungsgewalten verlieh) Dabei hatte der Staat fein Riſiko 
zu tragen, während doch nicht blos der volfswirtbichaftliche Nuten der frag: 
lichen Unternehmungen und deren politische VBortheile dem Mutterlande zu 
Gute famen, jondern der Staat auch in der Lage war, ich für die Ertheilung 
der ‚sreibriefe und die Verleihung von mancherlei Brivilegien von den Gejellichaften 
bedeutende Bortheile finanzieller Art auszubedingen. 

Die Geichichte des Untergangs diefer mächtigen Ktolonialgejellichajten zeigt 
aber recht deutlich, daß ihrer Verfaſſung und Verwaltung jehr erhebliche 
Mängel anhafteten und daß fie für die englische wie holländische Kolonials 
politif nur als Uebergangsbildungen in Betracht famen. Ganz abgejehen davon 
nämlich, daß ich die Handelsmonopole auf die Dauer nicht halten ließen, daß 
in Folge dejjen die Kolonialgejellichaften mit den Einzelfanfleuten und fleineren 
Brivatgejellichaften immer jchwerer fonfurriven konnten, zumal ihre eigenen 
Beamten troß aller Verbote auf eigene Nechnung Dandelsgejchäfte machten 
und dadurd die Interefien der Kompagnie jchädigten und daß die finanzielle 
Berwaltung der Kompagnien im Laufe der Zeit immer verſchwenderiſcher und 
unjolider wurde, zeigte jich auch, daß derartige Gejellichaften auf die Dauer 
der Aufgabe nicht gewachjen waren, ausgedehnte Kolonialbefigungen zu re 
gieren umd zu verwalten. ') 

II. Die bejonderen Gründe, welche feiner Zeit in England und Holland 
zur Bildung der großen Handelsfompagnien führten, ind gegenwärtig allerdings 
weggefallen; man fann auch nicht mehr jagen, dab der überjeeijche Handel 
jo unſicher und gefährlich ift, daß er nur durch große, militärifch organifirte 
Handelsfompagnien betrieben werden fann. Ebenſo ift das beim Uebergange 
aus dem Mittelalter in die Neuzeit zur Geltung gelangte Syjtem der jtaat- 
lichen Handelt: und Induſtriemonopole, welches privilegirte Gejellichaften 
geradezu nothwendig machte, bejeitigt. Immerhin it aber nicht zu verfennen, 


) Roſcher a. a. O. ©. 285: „Was jollen wir ſchließlich vom Looſe derjenigen Völker 
ſagen, welche Unterthanen einer Handelskompagnie find? Schon Ad. Smith ſpricht die 
Meinung aus: »the government of an exclusive company of merchants is perhaps 
the worst of all governments for any conntry whatever«e, Militärifche Kaufleute mit 
unbeichräntter Macht: das find drei Prädifate, wovon jedes einzelne binreichen würde, eine 
rue. welche dadurch charafterifirt it, für das dauernde Glüd ihres Volfes gefährlich 
zu machen!" 
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daß auch heute noch der große Kapitalien beanjpruchende und allerlei Wechjel- 
tällen ausgeſetzte überſeeiſche Handel ſich im Allgemeinen für geſellſchaftlichen 
Betrieb beſſer eignet, als für den Betrieb durch Einzelkaufleute. Liegt aber 
der Schwerpunkt nicht ſowohl im Betriebe des Handels, als in der Koloniſation 
und Kultivirung fremder Länder, jo macht ſich noch weiter geltend, daß der— 
artige Unternehmungen mit Ausficht auf Erfolg von Einzelnen gar nicht in 
Angriff genommen werden können, jondern, wenn der Staat die für die Ver: 
waltung immerhin jchwierige Aufgabe der Koloniſation nicht jelbit in die Dand 
nehmen will, dies nur durch) Sejellichaften geſchehen kann, welche nicht blos 
über beträchtliche Kapitalien verfügen, ſondern auch in der Lage ſind, für längere 
Zeit auf ein Erträgniß der angelegten Kapitalien zu verzichten. 

Day foloniale Unternehnmmgen, wenn ſie auch vom Staate unterftügt 
werden, doch zumächit von Privaten ausgeben, empfiehlt ſich aber auch um 
deßwillen, weil nur dann, wenn dies der Fall it, der Beweis geliefert erjcheint, 
daß für das betreffende Volk und den betreffenden Staat das Bedürfniß nad) 
Ermwerbung von Kolonien beiteht. Auch von dieſem Gejichtspunfte aus it 
daher das Entjtehen von Kolonialgejellichaften eine naturgemäße und wünſchens— 
werthe Erjcheinung. Solchen Gejellichaften fünnen dann nicht blos die Vor: 
arbeiten zur Anlegung von Kolonien, wie Erwerb des für Anjiedelungen er: 
jorderlichen Grund und Bodens u. ſ. w. überlaſſen, jondern auch die politische 
Organijation und Verwaltung der Kolonien übertragen werden, wenn Dies 
auch nur bis zu einem gewiſſen Grade und nur für die Ucbergangszeit ge: 
ichehen wird. 

Die verjchiedenen Kolonialgejellichaften fünnen nämlich entiveder blos den 
Zweck haben, nach überjeeiichen Gebieten Handel zu treiben, bezw. ein von 
ihnen erworbenes Gebiet lediglich privatwirtbichaftlich auszubenten. Derartige 
Sejellichaften find dann einfach Erwerbsgeiellichaften, welche bezüglich ihrer 
Verfaſſung und ihrer rechtlichen Stellung z. B. im Bezug auf ftaatliche 
Beaufſichtigung u. ſ. w., ſich im Allgemeinen nach dem für die Erwerbsgeiell- 
ſchaften geltenden Rechte ihres Mutterlandes zu richten haben, ſoweit und 
ſoferne nicht beſondere Rechtsvorſchriften für Kolonialgeſellſchaften gegeben ſind. 

Iſt aber das von einer Kolonialgeſellſchaft erworbene überſeeiſche Gebiet 
im völkerrechtlichen Sinne herrenlos, ſo kann ſie auch den Verſuch machen, 
ein ſelbſtſtändiges ſtaatliches Gebilde zu ſchaffen, wie es der afrikaniſchen Ge— 
ſellſchaft im Kongoſtaate gelungen ift. Begreiflicher Weile wird aber eine 
derartige Eutwickelung nur ganz ausnahmsweiſe möglich ſein. Biel näher 
legt es, daß die Gejellichaft ſich und ihr Gebiet unter die Hoheit ihres 
Mutterftaates stellt und ihr Gebiet unter Aufficht desjelben organifirt umd 
verwaltet. 

Fragt man nun, welche völferrechtliche und jtaatsrechtliche Stellung im 
legteren Falle Kolonialgeſellſchaften nach heutigem Rechte einnehmen können 
und welche Stellung’ die alten kolonialen Kompagnien ſeiner Zeit eingenommen 
haben, jo ergibt, was Die Kolonialgejellichaften früherer Jahrhunderte anlangt, 
ihon der imnige Zufammenbhang, in welchen diejelben ſtets mit dem Mutter: 
lande und der Regierung desjelben jtanden, ſowie die Thatjache, daß diejelben 
im gegebenen Zeitpunfte von der Negierung des Mutterlandes aufgehoben und 
ihre Gebiete unter unmittelbare Verwaltung des Staates gejtellt wurden, deut: 
lich genug, daß diejelben nicht jonveräne Gemeinwejen und jelbjtändige Subjefte 
des Völkerrechtes waren, jondern privilegirte Korporationen des betreffenden 
Mutterlandes, welche zwar eine jehr große Selbjtändigfeit beſaßen, aber grund: 
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jäglich doch durch die Regierung des Heimathitaates völferrechtlich vertreten 
wurden und unter deren Aufjicht jtanden. Zum Verſtändniß der allerdings 
jehr weitgehenden Selbitändigfeit und Autonomie diejer politischen Handels- 
gejellichaften wird man zweierlei fejthalten müſſen. In erjter Linie it zu 
beachten, daß in der Zeit, in welcher dieje Gejellichaften entitanden find, der 
Staat ich noch nicht in dem Made wie heutzutage um alle möglichen Ange- 
legenheiten befümmert hat, welche gegenwärtig als im Interefje der allgemeinen 
Wohlfahrt liegend betrachtet werden und daher Gegenſtand der ftaatlichen 
Fürjforge find, während fie früher Gemeinden und Korporationen überlajjen 
wurden. Ferner hat die damals herrichende lehensrechtliche Anjchauung es als 
etwas durchaus Selbitverjtändliches erjcheinen lafjen, daß alle möglichen jtaat- 
lichen Hoheitsrechte nicht blos Korporationen, jondern auch Privatperjonen zur 
eigenen Ausübung verliehen wurden. 

Diejer Anſchauung jind insbejondere auch die jog. Eigenthümer-= 
Kolonien (Proprietary-Colonies) des engliichen Rechts entiprungen. Solche 
Eigenthümerfolonien entitanden dadurch, daß die engliiche Krone einem ihrer 
Unterthanen oder auch mehreren zujammen, unter dem Vorbehalt der Lehens- 
hoheit und jonjtiger Nechte, wie z. B. der oberiten Gerichtsbarkeit, die Be— 
fugniß einräumte, gewiſſe Gebietsjtreden in Bejig zu nehmen und zu folont- 
jiren. Dadurch erhielten die Beliehenen das Eigenthumsrecht, oder doch lehens— 
rechtlichen Bejig und Genuß der verliehenen Gebiete und erlangten das Recht 
und die Möglichkeit, das ihnen verlichene Land an andere Berionen (Ans 
fiedler) gegen allerlei Abgaben und Dienfte weiter zu verleihen. Außerdem 
ſtand denjelben aber auch die öffentliche Gewalt, namentlich die Gerichtsbarkeit 
über die Anfiedler in dem verliehenen Gebiete unter Oberhoheit der Krone als 
oberjten Lehensherrn zu. Trug man fein Bedenfen, einzelnen Perſonen durch 
Verleihung jolcher Nechte eine öffentliche Stellung einzuräumen, jo war man 
natürlich um jo eher geneigt, großen Ktorporationen die Erwerbung und Ver: 
waltung von Kolonien zu überlajjen.') 

Die rechtliche Stellung, welche in früheren Zeiten die Kolonialgejellichaften 
nach Maßgabe der ihnen ertheilten Freibriefe (Charter, Royal charter, octroi) 


) Melchen großen Umfang die Rechte hatten, die durch Schugbriefe ſowohl einzelnen 
Privatverjonen, wie Kolonialgeiellihaften verlieben wurden, mögen folgende Beiſpiele be- 
weifen. Durch den Freibrief vom 20. Juni 1632, durch welchen König Karl I. von Eng: 
land den Baron von Baltimore zum Figenthümer der Kolonie Marpland machte, erbielt 
derielbe, abgeieben vom igenthumsrecte am Grund und Boden der Kolonie, die voll: 
ziebende und vichterliche Gewalt in der Kolonie und damit das Recht, alle Beamte zu er- 
nennen, Gerichte zu errichten, Truppen auszuheben und zu organifiren, den Belagerungs- 
zuftand zu erflären, den Adel zu verleihen u. |. w. Nur in Bezug auf die geſehgebende 
Gewalt war der Eigenthümer der Kolonie grundiäglic wenigitens, wenn auch mit jehr er- 
beblichen Ausnahmen, an die Zuftimmung der Koloniſten bezw. einer Vertretung derjelben 
gebunden (Gourd, Les chartes coloniales u. j. w. 1 ©. 118 ff. u. 241 ff). Ebenſo er- 
bielt die Kotonialgeiellichaft für Georgien in dem ?Freibriefe von 9. Juni 1732 für eine 
beftimmte Zeit (21 Jahre) das Recht, mit Genehmigung des Staatsrathes Geſetze für die 
Kolonie zu erlaiien, öffentliche Aemter zu errichten, die Beamten zu ernennen, Gerichte zu 
beitellen, Truppen auszuheben u. ſ. w. (Gourd a. a. ©. S. 185 ff. u. 332 ff). In 
gleicher Weiſe iit der von Ludwig XV. im Auguft 1717 auf Veranlaſſung von Lam ge 
gründeten Handelsgefellichaft »Compagnie d’Occident« das Recht eingeräumt worden, im 
der ihr angewieſenen Kolonie Louiſiana Statuten und Reglements in Bezug auf ihre Ge 
ſchäfte und ihren Handel vorbehaltlich der königlichen Genehmigung zu erlolfen und Gerichte 
einzurichten. Na, es wurde der Geſellſchaft jogar das Necht eingeräumt, im Namen des 
Königs Bündniffe mit allen Nationen des Landes einzugeben, ſoferne diejelben nicht von 
anderen europätichen Mächten abhängen, denielben den Krieg zu erklären und mit ihnen 
Frieden zu ichließen (Gourd a. a. ©. ©. 315). 
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einnahmen, hatten aber auch noch in anderer Hinjicht in Heutzutage nicht mehr 
zutreffenden Verhältniffen ihren Grund. Gegenwärtig iſt ein Verfügungsrecht 
des Staates über Gebiete, welche von ihm nicht wenigftens thatjächlich in 
Belit genommen find, nicht anerfannt. Deßhalb fann auch fein Staat jeinen 
Angehörigen das Recht verleihen, herrenloje Gebiete zu offupiren, zu koloniſiren 
und zu regieren. Ebenſo wenig iſt heutzutage von ausjchlielichen Handels: 
privilegien für fremde Gebiete die Rede. 

Daher bedürfen auch Gejellichaften, mögen fie in erjter Linie die Koloni— 
jation fremder Länder oder den Betrieb des Handels nach unzivilifirten Gegen- 
Händen jich zur Aufgabe machen, zur Verfolgung jolcher Zwecke feinerlei 
ftaatliche Genehmigung. Sie müjjen jih nur dem Nechte des Mlutterlandes 
unterwerfen, wenn jie nach demjelben als Gejellichaften anerfannt jein wollen. 
Anders gejtaltet ſich aber die Stellung einer Kolonialgejellichaft, wenn diejelbe 
ein von ihr ermworbenes, völferrechtlich berrenlojes Gebiet in Unterordnung 
unter die Negierung des Mutterlandes regieren und verwalten will. Im einem 
jolhen Falle erlangt die Gejellichaft durch Berleihung eines jog. Schußbriefes 
jeitens der Regierung des Mutterjtantes jedenfalls eine öffentlich-rechtliche 
Stellung, welche übrigens eine doppelte jein kann. Es wird nämlich entweder 
angenommen, dab die Gejellichaft dadurch, daß fie ſich unter den „Schuß“ 
ihres Mutterjtaates geſtellt, demſelben die von ihr über ihr Gebiet erworbenen 
Hoheitsrechte überlaſſen hat, oder daß eine ſolche Uebertragung nicht ſtattgefunden 
hat, die Ausübung der in ihrem Beſitze gebliebenen Rechte aber nur unter Auf— 
jiht der Negierung jtattfinden darf. Im erjteren alle liegt in der Verleihung 
eines Schugbriefes die Wiederverleihung der von der Gejellichaft erworbenen 
und auf den Mutterjtaat übertragenen Hobheitsrechte über die eingeborene 
Bevölkerung und die Neuverleihung von Hoheitsrechten über die im Gebiete 
der Gejellichaft jich aufhaltenden Angehörigen des Mutterlandes und Die 
jonftigen Europäer. Es iſt dies die Auffaſſung des älteren englifchen Nechtes 
und des deutſchen Nechtes und jedenfall da am Plate, wo die Gejellichaft 
die Hoheitsrechte durch Verträge mit den Däuptlingen völlig unzivilifirter Völker— 
ftämme erworben hat, denen feinerlei jtaatliche Gewalt über die in ihrem Gebiete 
befindlichen Europäer beigelegt wird. In einem jolchen Falle könnte nämlich 
die Gejellichaft ohne die erwähnte Verleihung von Doheitsrechten Seitens der 
Regierung des Mutterlandes nur in jehr beichränftem Mate eine öffentliche 
Gewalt ausüben. Weil aber unter diejer Vorausjegung die öffentliche Gewalt 
der Sejellichaft lediglich auf die im Schugbriefe liegende Verleihung ſich gründet, 
jo nimmt die Gejellichaft eine den Selbjtverwaltungstörpern analoge Stellung 
em und tritt in völferrechtlicher Beziehung in feiner Weiſe hervor. 

Die andere Auffaſſung iſt die des neueren englischen Nechts und iſt ins— 
bejondere gelegentlid; der Verleihung eines Charter an die Nordborneo-Kom- 
pagnie zu Tage getreten.‘) Nach diejer Auffafjung bildet die Ktolonialgejell- 
ſchaft mit ihrem Gebiete ein jelbjtändiges, jtaatenähnliches Gemeinweſen, welches 
jeine öffentliche Gewalt aus den mit den Gewalthabern der eingeborenen Be— 
völferung abgeichlojfenen Berträgen ableitet, jelbit auswärtige Beziehungen zu 
anderen jtaatlichen Gemeinweſen unterhält, in der Ausübung jeiner Hoheits- 
rechte aber fontrolirt und beichränft ift durch die Regierung des Mutterlandes, 
unter deren Schuß die Gejellichaft jich geitellt hat.”) 


) Dal. 8 13. 
”) Es mag bier dahingeftellt bleiben, inwieweit diefe Behandlung der Nordborneo- 
Kompagnie dadurch veranlaßt wurde, dab die Sultane von Brumei und Sulu verhältniß- 
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Das Verhältniß der Gejellichaft zum Mutterftaate hat in einem jolchen 
Falle große Nehnlichfeit mit einem Proteftoratsverhältniffe. Doch fünnen die 
Beziehungen der Gejellichaft zum Mutterlande nicht nach allgemein völfer- 
rechtlichen Grundjägen, jondern lediglich nach dem Inhalte des ertheilten Schutz— 
briefes beurtheilt werden. 


$ 20. Die Verfalfung der deutfhen Kolonialgefelfchaften.') 


I. Als Kolonialgejellichaften fann man jolche Gejellichaften bezeichnen, 
welche Fi) die Betreibung oder Förderung „kolonialer Unternehmungen“ zur 
Aufgabe jegen. Zu den folonialen Unternehmungen find aber zu rechnen: 

1. Die Anlegung von Kolonien in überjceiichen Ländern einjchlieglich der 
dazır gehörigen vorbereitenden Thätigfeit, wie Ankauf von Land zum Zwecke 
der Wiederveräuferung an Koloniften, Erforſchung einer Gegend behufs Grünu— 
dung eimer Kolonie u. j. w. Zur Anlage einer Kolonie gehört auch die 
Beranlaffung der Anfiedelung deutſcher Neichsangehöriger in überjeeiichen 
Ländern, während der bloße Betrieb von Auswanderungsgeichäften nicht unter 
den Begriff der „Eolonialen Unternehmungen“ jällt. 

2. Der Betrieb und die Förderung von wirtbichaftlichen Unternehmungen 
jeder Art in den Kolonien, landwirtsichaftliche und bergbauliche Unternehmungen, 
Plantagenwirtdichaft, Fabrifanlagen u. ſ. w. einjchließlich des überjeeiichen 
Handels mit den Ktolonten. 

3. Die Ausübung von Hoheitsrechten und die Theilnahme an der Re: 
gierung ımd Verwaltung der deutjchen Schußgebiete auf Grund ausdrüdlicher 
Verleihung, insbejondere in der Form faijerlicher Schußbriefe. 

Nicht zu den folonialen Unternehmungen it dagegen die Thätigfeit der: 
jenigen Gejellichaften und Vereine zu zählen, welche lediglich den Zwed haben, 
das Intereſſe für foloniale Beitrebungen zu erregen und wachzubalten, demm 
derartige Vereine haben nur die ideale Förderung des Kolonialweſens zum 
Zwecke, bejchäftigen jich aber nicht mit folonialen Unternehmungen in wirth— 
ſchaftlich-politiſchem Sinne. 

Als die eriten deutjchen Kolonialgejellichaften entitanden, ergab ſich Die 
eigenthümliche Schwierigfeit, daß die Gründer der Gejellichaften nicht recht 
wußten, welche Rechtsform fie denſelben geben jollten. Auf den erjten Blick 
hätte man freilich meinen ſollen, daß die Wahl der Verfaſſung der Aftien- 
gejellichaft das Einfachite und Zweckmäßigſte geweſen wäre, denn dieje Ge— 
jellichaftsform bietet die Möglichkeit, große Kapitalien für den Gejellichafts- 
zwed zujammenzubringen, ohne das die Sejellichafter für die Verbindlichkeiten 
der Gejellichaft eine über den Betrag der von ihnen gezeichneten oder er— 
worbenen Aftien hinausgehende Haftung zu übernehmen brauchen. Nach beiden 
Nichtungen jcheint die Aftiengelellichaft für foloniale Unternehmungen, welche 
der Natur der Sache nach einerjeits beträchtliche Mittel erfordern und anderer: 





mäßig feitorganifirte Staatenweien regierten. — Nach neueren Nachrichten ift übrigens das 
Territorium der engl. Nortb Borneo-KRompagnie unter „Kronſchutz“ geitellt worden. 
Bol. Kol.-Atg. 1888 S. 248), während noch in der Kolonial Office Lift v. 1887 (5. 281 ff.) 
Britiich Nord Borneo mit Cypern, Neu⸗Guinea u. ſ. w. unter diejenigen Beſizungen und 
Proteftoratsgebiete aufgeführt wurde, „which are not governed as Colonies, but are con- 
trolled by High Commissioners or are otherwise in a position of dependency to 
the British Empire.* 

Y Mal. Stengel: „Die dentichen Kolonialgeſellſchaften“ in Schmoller's Jahrbuch XII. 
S. 219— 285 umd die dajelbit angeführten Schriften. 
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jeit3 im Erfolge zweifelhaft und jchwer zu überjehen find, in hohem Grade 
paffend zu jein. Im der That ijt denn auch die Form der Aftiengejellichaft, 
wenn jie nicht überhaupt für foloniale Unternehmungen geichaffen wurde, zu: 
nächit vorzugsweile bei Kolonialgejellichaften zur Anwendung gekommen. ') 
Es kann auch nicht bejtritten werden, daß die Aftiengejellichaft für foloniale 
Unternehmungen brauchbar ift, wie denn einzelne deutjche Kolonialgejellichaften, 
3. B. die ojtafrifanische Plantagengejellichaft, die jüdamerifanijche Kolonial- 
gejellichaft, die weitafrifanische Gejellichaft u. ſ. w. dieje Rechtsform ange: 
nommen haben. Andererjeits ijt aber auch nicht zu verfennen, daß das deutjche 
Altienrecht, insbejondere wie es durch die Novelle vom 18. Juli 1884 gejtaltet 
worden üt, verjchiedene Beitimmungen enthält, welche die Bildung von Kolonial- 
gejellichaften in der Gen des Aftienvereins wirklich erjchiveren, oder welche 
wenigjtens diejenigen PBerjonen, welche die eriten großen Kolonialgejellichaften 
gründeten, veranlaßten eine andere Nechtsform zu wählen, wie 3.3. die Vor- 
Ichriften über die Gründung der Aktiengejellichaft, die Haftung der Gründer 
und der Berwaltungsorgane u. j. w. Dazu fommt noch, daß die Verfaſſung 
der Aftiengejellichaft für die Bedürfniſſe der Kolonialgejellichaften nicht ganz 
ausreicht. Die Verfaſſung der Aftiengejellichaft jegt nämlich ein beftimmtes 
in Aktien zerlegtes Gejellichaftsfapital voraus, deſſen Erhöhung oder Ver: 
minderung zwar zuläjlig, aber mit gewiſſen Schwierigkeiten verbunden iſt. Bei 
folonialen Unternehmungen wird es aber häufig ſchwer fein, die Höhe des 
erforderlichen Betriebsfapitals von vornherein richtig zu bejtimmen; es wird 
insbejondere nicht jelten vorfommen, daß die Durchführung des Unternehmens 
mehr Mittel verlangt, als anfänglich in Ausficht genommen waren. Für 
jolche Fälle iit die Verfaſſung der Aktiengeſellſchaft nicht biegjam genug, denn 
die Erhöhung wird im jolchen Fällen jchwer durchzuführen, die Inanjpruch- 
nahme des Kredits aber unter Umftänden ebenjo ſchwierig wie bedenklich ſein. 

Dieje Erwägungen beftimmten feiner Zeit gerade die bedeutenderen der 
deutichen SKtolonialgejellfchaften: die Kolonialgejellichaft für Südweitafrifa, die 
Neu:Guineasflompagnie, die Deutjcheoftafrifanische Gejellichaft und die Witu— 
gejellichaft, auf die Form der Aftiengeiellichaft zu verzichten und die Verfaflung 
der Korporation nach Maßgabe der Vorichriften des preußiichen Allgemeinen 
Landrechts anzunehmen. 

Daß dieß nur ein Nothbehelf war, ergibt ſchon die Erwägung, dab die 
Verfaſſung der landrechtlichen Korporation nur jolche Stolontalgejellichaften 
wählen fonnten, die ihren Sit im Gebiete des preußischen Yandrechts haben. 
Eine genauere Betrachtung der genannten vier Gejellichaften zeigt aber weiter, 
daß, wenn diejelben auch in die Form der Ktorporation eingefleidet wurden, 
die ihrem Begriffe nach auf der perjönlichen Mitgliedjchaft der Gejell- 
ihafter beruht, jie doch als Kapitalsgeiellichaften nach dem Worbilde 
der Altiengejellichaft gedacht find Dafür pricht vor Allem der Umitand, 
dab das Gejellichaftsvermögen in eine Anzahl gleich großer Antheile zerlegt 
und die Mitgliedichait vom Bejige eines Antheils abhängig gemacht wurde, 
weshalb auch der Umfang der Berechtigung in Bezug auf das Stimmrecht im 
der Generalverjammlung, wie die Betheiligung am Gewinne nach der Zahl 
der Antheile bemejjen wurde 

Im Uebrigen lehnten fich die Statuten der Kolonialgejellichaft für Süp- 
wejtafrifa und der Witngejellichaft mehr an die Grundjäge der Aftiengeiellichaft 


N Ning, Deutiche Kolonialgeſellſchaften, S. 21 fi. 
Annalen det Deutichen Reid, 1895. 492 
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an, während die Neu-Guinea-Kompagnie hinfichtlich der Haftung der Mitglieder 
der bergrechtlichen Gewerkſchaft nachgebildet iſt und die deutich-oftafrifanifche 
Geſellſchaft einen Mittelweg einſchlug. Bezüglich der Gejellichaftsorgane und 
ihrer Befugniſſe haben sich die genannten Gejelljchaften im Wejentlichen an 
die Vorjchriften des Aftienrechts angejchlojien. 

II. Den Schwierigfeiten, welche in Bezug auf die Entftehung und er: 
faſſung der deutjchen Kolonialgefellichaften beitanden, it nun in der Haupt: 
jache durch die auf die Kolonialgejellichaften bezüglichen Vorjchriften der 
85 8—10 Sch⸗G.G. n. F. abgeholfen. ') 

Die 88 8— 10 56.8.6. ind Zujäge der Reichstags-Kommiſſion, welche 
von derjelben auf Antrag mehrerer ihrer Mitglieder eingefügt wurden. Zur 
Begründung devjelben wurde geltend gemacht, daß das Necht der Aftiengejell- 
ichaften, wie es im Deutſchen Handelsgejegbuch ausgebildet ijt, ich für die 
Kolontalgejellichaften nicht al® anwendbar erwiejen habe und man deshalb zu 
dem Nothbehelf gegriffen habe, die Kolonialgejellichaften auf Grundlage des 
preußijchen Landrechtes als privatrechtliche Korporationen zu fonftituiren. Zur 
Zeit erjcheine 08 zwar noch nicht möglich, eine eingehende gejegliche Regelung 
der Nechtsverhältniffe der Kolonialgejellichaften vorzunchmen, wohl aber jeı 
es wünſchenswerth, einen reichsgejeglichen Weg zu jchaffen, auf dem die Er- 
theilung von Korporationsrechten jtattfinden fünne. Diejem Zwede jollen die 
88 8--10 dienen. Die noch nicht mögliche genaue gejegliche Regelung der 
Nechtsverbältniffe der Kolonialgeſellſchaften ſei dabei durch die Aufficht der 
Negierumg erſetzt; es jei deshalb vorgejchrieben, dal die Statuten einer Be 
ſtätigung durch den Neichsfanzler bedürften und daß die Gejellichaften der 
Beaufjichtigung des Neichskanzlers unterlägen. 

Die Vorſchrift' des $ 10, wonach deutjche Kolonialgejellichaften , welche 
die im $ 8 erwähnte Fähigkeit durch Beſchluß des Bındesrathes erhalten 
haben, der Aufſicht des Neichsfanzlers unterftehen, lautet ganz allgemein, jo 
daß aljo die betreffenden Stolonialgejellichaften in jeder Beziehung, aljo nicht 
blos injoweit diejelben Hoheitsrechte bei den Schuggebieten ausüben, der jtaat- 
lichen Aufſicht unterliegen. 

Bei Gelegenheit der Verhandlungen in der Neichstagstommiffion wurde 
übrigens bemerkt, daß die Beitimmungen in den 88 8—1O nur eine einzelne 
Möglichkeit der Gründung von Slolonialgejellichaften gewähren jollen. Es 
jet nicht ausgeichloffen, daß ſich auch in Zukunft Ktolonialgejellichaften auf 
Grundlage des Aftienrechts oder als landrechtliche Korporationen bilden. Der: 
artige Gejellichaften unterliegen dann jelbitverjtändlich nicht den Vorjchriften der 
58 5-10 Sch.G.G., jondern den bejonderen Beitimmungen des Aftienrechtes, 
bezw. des allgemeinen Yandrechts. ES wird dies insbejondere auch hinfichtlich der 
Beaufjichtigung dieſer Gejellichaften zu gelten haben, denn die in 88 10 
Sch.G.G. vorgejchriebene allgemeine Beanflichtigung der Kolonialgejell: 
Ichaften bezieht jich offenbar nur auf diejenigen Kolonialgejellichaften, welche 
jich nach Mahgabe des $ 8 Sch⸗G-G. gebildet haben. Es werden deshalb 
dieje Öejellichaften nur injoweit einer Beaufjichtigung unterliegen, als dies 
durch die Gejege, auf Grund deren diejelben jich gebildet haben, vorgeichrieben 
bezw. zugelaſſen tt. ?) 

') Diefelben find in $ 15 a. €. wörtlid) abgedrudt. 

”, Selbitverftändlich handelt es fich bei diefer im Terte hervorgehobenen Beſchränkung 
nur um die Beaufſichtigung der Geſellſchaft als Geiellichaft, alio (Genehmigung ihrer Be 
ſchlüſſe, Wahl ihres Vorftandes u. ſ. w. Ebenſo jelbitveritändlich ift es, daß auch die 
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Was den zuläffigen Inhalt der Statuten derjenigen Kolonialgejellichaften 
anlangt, welche jic) auf Grund der $$ 8—10 Edh.G.-G. n. F bilden, jo 
wurde in der Reichstagskommiſſion feitgejtellt, daß namentlich auch durch die 
Vorjehrift des $ 8, wonad dritten Berjonen Lediglich das Vermögen der 
Gejellichaft haftet, die Minabme des Gewerfichaftsprinzips nicht ausgejchloffen 
und daher den Gejellichaften geftattet jei, durch ihre Statuten den Mitgliedern 
die Verpflichtung zu Zuſchüſſen aufzuerlegen und am die Nichtzahlung diejer 
Zuſchüſſe die Folge der Kaduzirung der Antheile zu knüpfen. Ebenſo wurde 
jejtgeitellt, daß die Beitimmungen über Aktiengejellichaften auf dieſe Korpo- 
rationen feine Anwendung finden, daß aber im Uebrigen durch die Statuten 
der Gejellichaften zwar Dispofitivbeftimmungen des allgemeinen Rechtes, nicht 
aber zwingende VBorjchriften derjelben geändert werden fünnten. 

Es werden jich auch nach Erlafjung der $S$ 8—10 Sch-G.«G. Gejell- 
haften, welche jich mit folonialen Unternehmungen bejchäftigen, in den ver— 
Ichiedenften Rechtsformen bilden, die SS 8—10 a. a. O. haben aber die Mög- 
lichfeit geichaffen, dab nach und nad) ein bejonderes Necht für Kolonialgejell- 
ihaften entiteht und eine Nechtsform fich ausbildet, welche von allen Kolonial— 
gejellichaften gewählt wird. 

Hervorzuheben ift jedoch zur Vermeidung von Mißverſtändniſſen, daß ſich 
die Vorjchriften der SS 8—10 a. a. D. nicht auf alle Gejellichaften, welche 
man gewöhnlich Kolvntalgejellichaften nennt, beziehen, jondern nur auf jolche 
Kolonialgejellichaften, welche die Kolonijation der deutſchen Schußgebiete, 
insbejondere die in $ 8 ausdrüdlich erwähnten wirthichaftlichen Unternehm: 
ungen in denjelben, oder die Ausübung von Hoheitsrechten in deutjchen Schuß: 
gebieten zum Gegenſtande ihrer Wirfjamfeit machen. Wenn daher eine Gejell- 
ihaft foloniale Unternehmungen betreibt, ihre Thätigfeit aber nicht Die 
Kolontiation der deutichen Schutgebiete, jondern anderer überjeeiicher Gebiete, 
3. B. Brajilien, zum Gegenſtande bat, jo jind die Vorjchriften der $$ 8—1U 
a. a. D. auf diejelbe nicht anwendbar. Derartige Gejellichaften find vielmehr 
einfach nach den jonjtigen für Gejellichaften geltenden Bejtimmungen des Zivil- 
und Handelsrechtes zu beurteilen. 

. Nah dem Wortlaute des 8 Sa. a. DO. fallen ferner nur jolche Gejell- 
haften unter die Vorschriften der SS 8—10, welche die dajelbit erwähnten 
folonialen Unternehmungen zum ausjchließlichen Gegenftande ihrer Thätig- 
feit machen. Gejellichaften, welche nur nebenher eine der fraglichen Unter: 
nehmungen betreiben, jind daher ebenjall® nicht nach dem Sch.-G.:&. zu be: 
urtheilen. Durch dieje bejchränfende Beitimmung joll offenbar verhütet wer: 
den, daß nicht Gejellichaften zum Zwecke der Umgehung des Gejeges neben 
anderen Unternehmungen irgend ein geringfügiges koloniales Unternehmen als 
Gegenſtand ihrer Wirkſamkeit bezeichnen, um 3. B. den Vorjchriften des Aftien- 
rechtes zu entgehen. Eine derartige Beichränfung war aber auch um deßwillen 
eboten, weil Kolonialgejellichaften, welche auf Grund des 8 8a. a. O. durch 
eſchluß des Bundesrathes Korporationsrechte erlangt haben, unter Aufſicht 


— — — 


Kolonialgeſellſchaften der zweiten Art den allgemeinen polizeilichen Anordnungen rückſichtlich 
ihrer Thätigkeit und ihres Geſchäftsbetriebes unterliegen. Mit Rückſicht darauf, daß die 
deutſche Verwaltung in den Schutzgebieten in ihrer polizeilichen Machtbefugniß ziemlich un— 
beſchränkt iſt, wird dieſelbe auch das Recht haben, Kolonialgeſellſchaften, deren Wirkſamkeit 
in einem Schutzgebiete bedenklich oder gefährlich erſcheint, in ihrer Thätigkeit zu beſchränken 
oder dieſelbe ganz zu verbieten. 
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des Reichskanzlers ftehen, die jelbjtverjtändlich jich nur auf die fraglichen 
Kolonialunternehmungen beziehen kann. 

Zu denjenigen tolonialen Unternehmungen, welche unter die Vorjchrift des 
$ 8 fallen, wird, wenn auch nicht nach dem Wortlaute, jo doch dem Sinne 
und der Abjicht des Gejeges entiprechend, auch die Gründung einer Kolonie 
in einem völferrechtlich herrenlojen Lande gerechnet werden fünnen, wenn die 
Sejellichaft den Zweck bat, die Kolonie für das Deutjche Reich zu erwerben. 

Als ſelbſtverſtändlich ift die im $ 8 enthaltene Beſtimmung zu betrachten, 
daß die betreffenden Kolonialgejellichaften ihren Sig im Neichsgebiet oder in 
den Ddeutichen Schußgebieten haben müfjen, da diejelben jonjt nicht dem deut: 
jchen Nechte unterliegen würden. ') Ausgenommen ſind von diejer Vorjchrift 
nur diejenigen Gejellichaften, weichen die Ausübung von Hoheitsrechten auf 
Grund eines Schußbriefes übertragen tft, weil es ſich von jelbjt veritebt, daß 
der Kaiſer fremden Gejellichaften feinen Schugbrief ertheilen wird. Nicht vor: 
gejchrieben iſt, daß die Mitglieder der fraglichen Kolonialgejellichaften oder 
doch die Vorftandsmitglieder NReichsangehörige jein müſſen; da jedoch der 
Reichskanzler den Gejellichaftsvertrag zu genehmigen hat, ſo bat derjelbe, 
wenn das Bedürfniß vorhanden it, die Möglichkeit, den Gejellichaften eine 
bezügliche Bejtimmung in den Gejellichaftsvertrag aufzunehmen. 


8 21. Die öffentlih-redtlihe Stelung der deutfhen Kolonial-Grefelfchaften. 
— Die Schubbriefe. °) 


I. Die meiften der zahlreichen Kolonialgejellichaften, die im Deutjchen 
Neiche entitanden jind umd noch beſtehen, haben jich von Anfang au auch auf 
den Betrieb von wirtbichaftlichen Unternehmungen bejchränft. Dieje Geiell- 
ichaften find private Erwerbsgejellichaften, deren Verfaſſung und rechtliche 
Stellung ſich nach den Vorjchriften des Privatrechts, bezw. der SS 8 fi. 
Sch.G.G. bemißt, die aber eine öffentlich-rechtliche Stellung nicht einnehmen. 

Diejen Gejellichaften jtehen zwei Gejellichaften gegenüber: die Neu-Guinea— 
Kompagnie und die Deutich-oftafritanijche Gejellichaft, denen durch Kaijerliche 
Schutzbriefe die Ausübung der Landeshoheit in ihren Gebieten übertragen 
worden iſt und die dadurch eine Öffentlich:vechtliche Stellung erhielten. Aller: 
dings bat die oftafrifanische Gejellichaft auf die ihr eingeräumten Nechte der 
Hauptjache nad) wieder verzichtet, während die Neu-GuineaKompagnie noch 
die Landeshoheit in ihrem Gebiete ausübt, bei der vorzunehmenden grundſätz— 
lichen Erörterung der öffentlich-rechtlichen Stellung der Kolonialgejellichaften 


) Die Zulafiung fremder Geſellſchaften in den deutſchen Schutgebieten it völlig ab- 
hängig vom Ermeſſen der deutichen Regierung, ſoferne dieſelbe nicht etwa durch völferrecht- 
lichen Vertrag zur Zulaflung verpflichtet iſt. — Im Kolonialblatt 1891 5. 331 iſt ein 
Beſchluß des Kolonialraths veröffentlicht, wonach juriltiiche Perfonen des Auslandes, in- 
joferne fie Ermwerbsgeiellichaften find, insbeſondere Attiengejellihaften und Kommandit— 
geiellichaiten auf Aktien zur Ausübung ibres Gejchäftsbetriebes innerhalb eines deutichen 
Schutzgebiets einer Genehmigung der Regierung bedürfen follen, vor ihrer Julafiung in 
einem Schubgebiete den Nachweis genügenden Betriebstapitals zu erbringen und in dem: 
jenigen Schußgebiete eine Jweigniederlaflung zu begründen haben, in welchem fie Zulaiiung 
zum Wetriebe beantragt haben. Cine Kaiſerl. Verordnung, welche diefen Beſchluſſe des 
Nolonialrechts entiprechende Worichriften gegeben hätte, it jedoch bisher nicht ergangen; 
auch bat das Auswärtige Amt im Falle der wichtigen Damaraland-ftonzeifion (Vgl. Kol.- 
ätg. 1893 5. 30) die Anficht des Kolonialratbs nicht berückſichtigt. 

Adam a. a. D. ©. 308 ff. 


Die Erwerbung der deutichen Schußgebiete. 641 


wird aber auch der frühere Nechtszuftand der oſtafrikaniſchen Gejellichaft zu 
berüdjichtigen jein. 

II. Die erjtere Gruppe der Kolonialgejellichaften, die lediglich die Be— 
deutung und Stellung von Erwerbsgejellichajten haben, iſt hier nicht zu be 
iprechen. Nur zwei diejer Gejellichaften find wenigitens furz zu erwähnen: 
1. die deutſche Kolonialgejellihaft für Südmweltafrifa und 2. die Jaluit— 
gejellichaft. 

Die deutihe Kolonialgejelljchaft für Südmweftafrifa it 
Hechtsnachjolgerin der Firma %. A. E. Lüderig in Bremen und it als jolche 
in Die taufverträge eingetreten, welche dieje Firma ſowohl mit dem Häuptling 
Sojef Fredericks von Bethanien, ſowie mit verjchiedenen anderen Däuptlingen 
in Südweſtafrika abgejchloffen hatte, und hat hiedurch nicht blos das Privat: 
eigenthum an den in diefen Verträgen aufgeführten Ländereien, Bergwerfs: 
gerechtigfeiten u. j. w. envorben, jondern auch die ſämmtlichen Öffentlichen und 
obrigfeitlichen Nechte, welche den fraglichen Häuptlingen in den abgetretenen 
Gebieten (an der Küſte) zuſtanden. Durch Schreiben des Reichskanzlers von 
9. Mat 1887 hat die Neichsregierung auch anerfannt, daß die Gejellichaft 
„u Gemäßbeit der von ihr geichloffenen Verträge Seitens der Häuptlinge 
nicht blos private, jondern auch öffentliche Nechte erworben hat.* Einen 
Schugbrief hat jedoch die Gejelljchaft nicht erhalten, ſie übt deshalb auch in 
dem von ihr erworbenen Gebiete feine Hoheitsrechte aus, vielmehr wird die 
Verwaltung in ganz Südweſtafrika von Kaijerl. Beamten geführt. 

Eine eigenthümliche Stellung nimmt die Jaluitgejellichaft in Hamburg 
ein. Durch den zwijchen dem Auswärtigen Amte und der Jaluitgejellichaft, 
betreffend die Verwaltung des Schußgebiet3 der Marjchall:, Brown: und Pro- 
vidence-Injeln abgejchloffenen Vertrag vom 21. Januar 1888 (Nieborw ©. 603) 
$ 1 wurden nämlich der Gejellichaft für den Bereich des Schußgebiets folgende 
ausjchliegliche Befugniſſe und Privilegien ertbeilt: a) das Necht, herrenlojes 
Sand in Beſitz zu nehmen; b) das Recht, Fiicheret auf Perlſchalen zu betreiben, 
joweit jolches nicht von den Eingeborenen in herfömmlicher Weife ausgeübt 
wird; e) das Necht, die vorhandenen Guanolager auszubeuten, unbejchadet der 
wobhlerworbenen Nechte Dritter. Nach 8 2 ff. des Vertrags wird die Ver- 
waltung des Schußgebiets durch Kaijerl. Beamte geführt, die Jaluitgejellichaft 
übernimmt aber die durch die Verwaltung erwachjienden Koften. In Folge 
deſſen ijt der Gejellichaft in & 6 des Vertrags ein gewiſſer Einfluß auf die 
Beitenerung des Schutzgebiets eingeräumt und Geſetze und Verordnungen, 
welche die Verwaltung des Schusgebiets betreffen, jollen gemäß $ 7 nur nad) 
Anhörung der Gejellichaft eingeführt werden und nach $ 8 joll beim Erlaß 
von drtlichen Berwaltungsmaßregeln der Kommiſſar möglichit im Einvernehmen 
mit der Vertretung der Gejellichaft handeln. 

Die freiwillige Auflöſung der Gejellichaft fann erit nach erfolgter, beiden 
Theilen freiftehender Kündigung des Vertrags jtattfinden; die Fuſion der 
Gejellichaft mit einer anderen Gejelljchaft bedarf der Genehmigung des Aus: 
—— Amtes (88 10 und 11 des Vertrags). 

II. Wie bereit3 erwähnt, haben zwei Kolonialgejellichaften, die Deutſch— 
ojtafjrifaniihe Gejellichaft und die Neu-Guinea-Kompagnie 
Kaiſerliche Schußbriefe erhalten, durch welche ihnen die Ausübung von Hoheits— 
rechten und damit eine öffentlich-rechtliche und obrigfeitliche Stellung in ihren 
Gebieten eingeräumt wurde. 

Es fragt ſich nun, welche Bedeutung die den erwähnten beiden Kolonial— 
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gejellichaften ertheilten Schugbriefe haben. Daß diejelben nicht die Bedeutung 
von Proteftoratsverträgen haben fünnen, wie Jo&l und Bann meinen, ergibt 
jih) jchon daraus, daß die Kolonialgejellichaften mit ihren Gebieten vor Er: 
theilung der Schußbriefe keineswegs jtaatliche Gemeinweſen waren, mit welchen 
das Deutiche Neich hätte Proteftoratsverträge abjchlieren fünnen. Ueberhaupt 
fehlt jeglicher Anlaß, die Schugbriefe als Urkunden über zwischen der Gejellichaft 
und dem Neiche geichlofjene Verträge zu betrachten. Die Schugbriefe jind viel: 
mehr Konzeſſions-Urkunden; fie enthalten die Beltätigung über die einjeitig 
von der Neichsregierumg ausgegangene Verleihung von Hoheitsrechten an die 
GSejellichaft. 

Unrichtig ift aber auch die Auffafjung Laband's (a. a. DO. ©. 787), 
daß durch diefe Schugbriefe die Kolonialgejellichaften mit ihren Gebieten zu 
jtaatlichen unter der „Oberjtaatsgewalt“ des Reiches ſtehenden Gemeinweſen 
gemacd)t wurden und nur die ihnen vom Neiche verliehenen Nechte ald eigene 
Herrichaftsrechte ausüben. Dieſe Auffaſſung wurde bereits früher ($ 16) als 
unrichtig zurücdgewiejen und es wird genügen, bier auf die dortigen Ausführ: 
ungen zu verweilen. Die jtaatsrechtliche Bedeutung dieſer Schugbriefe it viel: 
mehr einfach die, daß durch diejelben den Kolonialgejellichaften eine Anzahl der 
dem Neiche über die Schußgebiete und ihre Bewohner zuftchenden Hoheits— 
rechte zur Ausübung verliehen wurden. Die Ausübung diejer Hoheitsrechte, 
welche gewöhnlich unter dem Ausdrucke „Landeshoheit“ zujammengefaht werden, 
erfolgt natürlich im Namen des Neiches, dem ja die Souveränetät über Die 
Schußgebiete zufteht, von einem durch die Schußbriefe begründeten eigenen 
Herrichaftsrechte der Gejellichaften über ihre Gebiete fann nicht geiprochen 
iverden.') 

Bei dieſer Berleihung Sind aber zunächſt die Hobheitsrechte, welche die 
betreffenden Gejellichaften auf Grund der Offupation oder von Verträgen über 
die eingeborene Bevölkerung erworben haben,?) und die Doheitsrechte über die 
Angehörigen des Mutterjtaates, wie auch über die jonjtigen Europäer, welche 
jie lediglich auf Grund der Verleihung jeitens der Negierung des Mutterjtaates 
erlangen fonnten, auseinander zu halten. Bezüglich der eriteren nämlich fünnte 
man jagen, daß ihnen dieje Nechte nicht erſt verlichen zu werden brauchten, 
unb daß daher in der Ertheilung des Schutzbriefes nur eine Beſtätigung des 


1) Mit Recht hebt daber Bornhak ©. 33 hervor, daß der Kaiſer (das Reich) nicht 
etwa blos die Stellung eines Zouzeräns habe, während die innere Staatsgewalt den Geſell⸗ 
ſchaften gebühre. Der Reichskanzler hat zwar in der befannten Reichstagsrede vom 24. Juni 1884 
davon geiprocen, dak den Unternehmern der Kolonie eine „kaufmännische, dem Reiche lebn- 
bare Souveränetät” nad Analogie der engliich- oftindiichen Kompagnie itberlafien werden 
jolle. Es mag dabingeftellt bleiben, ob der Hinweis auf die genannte Kompagnie völlig 
zutreffend war. Jedenfalls bat ſich die Bildung und Entwickelung der deutihen Schußgebiete 
in der vom Reichstanzler angedeuteten Richtung nicht vollzogen. Tab aus dem in dem 
Schußbriefe gebrauchten Ausdrude „Oberbobeit” irgend welche Schlußfolgerungen in dieſer 
Hinsicht nicht gezogen werden können, bedarf wohl feiner näheren Ausführung. 

Daß den afrifaniichen Häuptlingen und Sultanen, mit welcden die Deutich-oit: 
afrifaniiche Geſellſchaft, Vertreter des Deutichen Reiches u. ſ. m. Verträge abgeichlojien baben, 
Hobeitsrechte auch ber die Furopäer zuſtanden, ift im Allgemeinen nicht anzunebmen, wenn 
ihnen auch ausnahmsweile das Necht, Zölle von den Europäern zu erheben, beigelegt wurde 
„Jedenfalls ift niemals anerkannt worden, daß Dielen Herrichern die Gerichtsbarkeit über 
Europäer zuftand. Wenn daber in den Verträgen mit ſüdweſtafrikaniſchen Häuptlingen Die 
Herichtsbarteit über die Guropäer ausdrüdlich dem Deutichen Reiche zugeiproden it, To iſt 
in einer derartigen Stivulation feineswegs eine Webertragung der Gerichtsbarteit von den 
Häuptlingen auf die Urgane des Reiches zu erbliden, fondern lediglich die Anerkennung des 
übrigens jelbitveritändlichen Rechtes des Deutichen Reiches. 
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Beſitzes derjelben Liegt. Es ift aber — wie jchon im vorigen Paragraphen 
hervorgehoben — auch eine andere Auffaſſung möglich, dahin gehend, daß 
dadurch, daß eine Kolonialgeſellſchaft mit ihrem Gebiete ſich unter die Hoheit 
des Mutterſtaates ſtellt, ſie ihre Hoheitsrechte über die Eingeborenen dem 
Mutterſtaate überläßt. Iſt dieſes der Fall — und es wird dies in der Regel 
dann angenommen werden können, wenn ſich die Geſellſchaft einen Schutzbrief 
geben läßt —, ſo kann die Regierung des Mutterſtaates überhaupt nach ihrem 
Ermeſſen beſtimmen, ob und inwieweit ſie der Kolonialgeſellſchaft in dem be— 
treffenden Gebiete die Ausübung von Hoheitsrechten überlaſſen will.) 

Nach dem Inhalte der der Deutich:ojtafrifanijchen Gejellichaft und der 
Neu-Guinea-Kompagnie ertheilten Kaiſerlichen Schugbriefe ift auch anzunehmen, 
daß die Neichsregierung bei Ertheitung diejer Schugbriefe von Ddiejer legteren 
Auffaſſung ausgegangen iſt. Demgemäß iſt in dem Schußbriefe der Deutjch- 
ojtafrifaniichen Gejellichaft vom 27. Februar 1885 gejagt: 

„Nachdem die derzeitigen VBorfigenden der „„Öejellichaft für deutjche 
Koloniſation““ EUR Unjeren Schuß für die Gebietserwerbungen der 
Geſellſchaft in Oſtafrika nachgejucht und Uns die. .... abgeſchloſſenen 
Verträge, durch welche dieſe Gebiete für die deutſche Koloniſations— 
geſellſchaft mit den Rechten der Landeshoheit abgetreten worden ſind, 
mit dem Anjuchen vorgelegt haben, dieje Gebiete unter Unſere Ober: 
hoheit zu jtellen, jo bejtätigen Wir hiermit, daß Wir diefe Oberhobheit 
angenommen und die betreffenden Gebiete — unter Unjern Schuß ge 
jtellt haben. Wir verleihen der bejagten Gejellichaft die 
Befugniß zur Ausübung aller aus den Uns vorgelegten 
Verträgen fließenden Rechte . . . . unter der Aufjicht Unjerer 
Negierung und vorbehaltlich weiterer von Uns zu erlaffenden Anord- 
mungen und Ergänzungen diejes Unjeres Schutzbriefes.“ 

Ebenjo heißt in dem der Neu-Guinea-Kompagnie ertheilten Schußbriefe 
vom 17. Mat 1885: 

„Snoleihen verleihen Wir der bejagten Kompagnie 
gegen die Verpflichtung, die von ihr übernommenen jtaatlichen Eins 
richtungen zu treffen und zu erhalten, auch die Koſten jür eine aus— 
reichende Rechtspflege zu bejtreiten, hiemit die entjprechenden Nechte der 
Landeshoheit zugleich mit dem ausjchlieglichen Necht, in dem Schutz— 
gebiet herrenlojes Land in Berig zu nehmen und darüber zu verfügen 


, Bezüglich der NeusGuinea-Nompagnie ift dabei zu bemerken, daß Ddiejelbe zwar 
feinerlei Hobeitsrechte über die Gingeborenen des ihr unteritellten Gebiets durch Vertrag 
oder Okkupation erworben, aber jolche Rechte auf Grund des ihr ertheilten Schupbriefes 
von der Meichäregierung verlieben erhalten hat. G. Meyer a. a. ©. 3. 152 meint zwar, 
daß die Neu⸗Guinea— Kompaguie Hoheitsrechte über die Eingeborenen durch Okkupation er— 
worben habe und beruft ſich für dieſe Auffaſſun auf den Eingang des Schutzbriefes vom 
26. Mai 1885, wo es beißt: „Nachdem dieſe Kompagnie durch eine von ihr ausgerüſtete 
Expedition in jenen Gebieten unter Kontrolle unjeres dortigen Kommiſſärs Häfen und Küſten— 
ftreden zum Zwede der Kultur und zur Errichtung von Handelsniederlaſſungen erworben 
und in Belt genommen hat und demnächit auf Unfern Befehl dieſe Gebiete durch Unſere 
Kriegsſchiffe unter Unſeren Schutz geſtellt ſind.“ Dieſer Eingang dürfte aber nicht für, 
ſondern gegen Meyer ſprechen, indem derſelbe deutlich erſehen läßt, dab die völker— 
rechtliche Oftupation („das Unter Schub Stellen“) von Organen des Reichs bewirkt wurde, 
nachdem Die privatrectlice Erwerbung und Befißnahme durch die Geſellſchaft voraus 
gegangen war. Im Uebrigen iſt es ziemlich gleichgültig, ob die eine oder andere Auffaſſung 
Die richtige iſt, da ja darüber fein Zweifel obwaltet, daß der Neu-Guinea-Kompagnie Hoheits— 
rechte zuſtehen. 


644 C. v. Stengel: Die deutichen Schußgebiete. 


und Verträge mit den Eingeborenen über Land: und Grundberechtig- 
ungen abzujchliegen, das alles unter der Oberaufjicht Unferer Regierung, 
welche die zur Wahrung früherer wohlerworbener Eigenthumsrechte umd 
zum Schuß der Eingeborenen erforderlichen Beitimmungen erlafjen wird. 
Die Ordnung der Nechtspflege, jowie die Negelung und Leitung der 
Beziehungen zwiichen dem Schußgebiete und den fremden Regierungen 
bleiben Unſerer Regierung vorbehalten.“ 

In diejen beiden Schugbriefen ſind alſo nirgends unantajtbare Hoheits- 
rechte der betreffenden Gejellichaften über ihre Gebiete anerfannt, die Regierung 
bält jich vielmehr befugt, zu bejtimmen, welche Hoheitsrechte der Gejellichaft 
zur Ausübung zu überlajfen find, und welche fie jich ſelbſt vorbehält. Da, 
wie jchon erwähnt, auch in dem Gejete vom 17.. April 1886 ein Unterichied 
zwijchen mittelbaren und unmittelbaren Schußgebieten nicht gemacht ift, jo wird 
wohl angenommen werden fünnen, daß diejes Geſetz von der hier vertretenen 
Anficht ausgeht. 

Sind nun einer Kolonialgejelichaft Hoheitsrechte über das von ihr er: 
worbene Gebict in der angegebenen Weije übertragen oder überlafjen, jo ver: 
ändert jich dadurch ihr Verhältnig zur Neichsgewalt: Während jie vorher 
lediglich die Stellung einer Erwerbsgeiellichaft hatte, jo erhält jie nunmehr 
eine eigenthümliche öffentlich-rechtliche Stellung. Da nämlich die Rechte, welche 
fie in ihrem Gebiete ausübt, Befugnifje find, welche in der Schußgewalt des 
Neiches über die betreffenden Gebiete enthalten jind, jo erhält fie durch Ueber: 
lajjung jolcher Nechte eine Stellung, welche der der jogenannten Selbjtver: 
waltungsförper analog ijt, die ja auch unter Auflicht der Staatsregierung in 
einem bejtimmten geographiich und jachlich abgegrenzten Kreiſe eine Öffentliche 
Gewalt ausüben und öffentliche Aufgaben erfüllen. 

Allerdings werden in der angegebenen Weije die Kolonialgejellichaften den 
Selbtverwaltungsförpern (Gemeinden und öffentlichen Korporationen) nicht in 
jeder Beziehung umd nicht völlig gleichgeftellt. Insbeſondere jtreifen jie ihren 
Charakter als Erwerbsgejellichaften feineswegs ab, fie befommen eine Doppel: 
ftellung, etwa wie eine PBrivateijenbahngejellichaft, welche Erwerbsgejellichaft iſt, 
außerdem aber dem öffentlichen Verfehre dient umd deren Beamte daher aud) 
die Bahnpolizei auszuüben befugt ſind.) Immerhin tritt ihre öffentlich-recht- 
liche Stellung, in verschiedenen Nichtungen zu Tage, insbejondere auch in der 
Weiſe, daß Sie die ihmen überlafjenen Hoheitsrechte nur unter Aufficht der 
Neichsgewalt ausüben können. 

Nehmen die Kolonialgejellichaften eine den Selbjtverwaltungsförpern analoge 
Stellung ein, jo muß ihre öffentlicherechtliche Stellung zur Staatsgewalt geregelt 
und insbejondere bejtimmt werden, wie weit die Auflichtsbefugniffe der Regierung 
gehen, und wie weit insbejondere die Auffichtsbehörde in die inneren Vers 
hältnifje der Gejellichaft, welche doch immer in erjter Linie Erwerbsgejellichaft 
bleibt, eingreifen darf. Es würde fich nun wohl empfohlen haben, dieje Punkte 
jofort gejeglich zu regeln. Es erjcheint nämlich zumächit feineswegs unzweifel- 
haft, ob der Kaiſer die ihm durch Neichsgejeg übertragene Schuggewalt in der 
Weiſe weiter delegiren fann, daß er diejelbe theilweije oder ihrem ganzen Um: 
fange nach Kolonialgejellichaften für ihre Gebiete zur Ausübung binterläßt. 
Nach dem mittelalterlichen Staatsrechte konnte zwar in diefer Beziehung irgend 
ein Zweifel nicht beſtehen, da in lehensrechtlichen Formen auch alle möglichen 


) Dal. 3. B. preuß. Eifenbabhngeieb vom 3. November 1838 $ 23. 
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ftaatlichen Hoheitsrechte, wie Gerichtsbarfeit und Polizei, Privatperjonen 
verliehen wurden. ') 

Heutzutage dagegen wird es grundjäglich für unzuläjlig erachtet, Privaten 
oder privaten Korporationen ohne bejondere gejegliche Ermächtigung Hoheits- 
rechte zur Ausübung zu überlaffen, wie ja auch der Umfang der den Selbſt— 
verwaltungsförpern überlajienen oder zu übertragenden öffentlichen Gewalt 
ftet3 gejeglich beitimmt ift. Zur Bejeitigung aller in dieſer Hinficht möglichen 
Bweifel wäre daher der Erlaß einer gejeßlichen Beitimmung zweckmäßig geweſen, 
dahin gehend, daß der Kaiſer befugt it, unter gewiſſen VBorausjegungen Kolonial— 
gejellichaften die Ausübung von Hoheitsrechten in den deutichen Schußgebieten 
zu übertragen, joweit eine jolche Uebertragung nicht gejeglich unzuläſſig er: 
jcheint, wa$ 3. B. bezüglich der durch das Sch.-G.:-G. geregelten Juſtizhoheit 
angenommen werden muß. 

In Bezug auf die Ausübung der Oberaufjicht über die N a 
it ferner zu berücjichtigen, daß der Kaijer zwar durch das Sch.G.“G. 
mächtigt worden ijt, Die Rechtsverhältnifje in den Schußgebieten durch) Ler- 
ordnungen zu regeln, und daß er auf Grund diejer Ermächtigung allerdings 
befugt iſt, Vorſchriften zu erlaſſen, an welche die Gejellichaften bei Organifirung 
und Berwaltung ihrer Gebiete gebunden find. Andererſeits find aber die 
Ktolonialgejellichaften, welche im Neichslande ihren Sig haben, zunächſt nach 
den Borjchriften des im Inlande geltenden Nechtes zu beurtbeilen. Darnad) 
kann es immerhin zweifelhaft ericheinen, ob eine jolche Geſellſchaft, etwa eine 
in Berlin oder Hamburg domizilirende Aktiengeſellſchaft, ſich in Bezug auf ihre 
inneren Verhältniſſe eine Beaufſichtigung gefallen laſſen muß, welche vom Stand: 
punfte der Kolonialverwaltung aus als durchaus gerechtfertigt erjcheinen fann, aber 
im Uebrigen in Widerjpruch jteht mit der den Aftiengejellichaften eingeräumten 
Unabhängigkeit und Selbititändigfeit. 

Gegenüber diejen Bedenken, welche ſich anfänglich aufdrängen mußten, ift 
allerdings zuzugeben, daß die in den der Deutjch:ojtafrifanischen Gejellichaft 
und der Neu: Öuinea-Sejellichaft ertheilten Schugbriefen enthaltene Delegation 
von Hoheitsrechten ſtillſchweigend durch die geießgebenden Faktoren des Reiches 
als genehmigt erachtet werden kann und daß in $8 Sch-G.G. von Kolonial— 
geſellſchaften, denen durch Kaiſerl. Schutzbriefe bie Ausübung von Hoheit: 
rechten in den deutichen Schußgebieten übertragen it, geiprochen wırd, jonach die 
Befugniß des Kaiſers zur Uebertragung von Doheitsrechten an Kolonialgejell- 
jchaften ſtillſchweigend vorausgejegt wird. In Bezug auf die Aufjichtsbefugnifie, 
find ferners die Schwierigfeiten injoferne wenigjtens bejeitigt, als die hier in 
Betracht fommenden Stolonialgejellichaften jämmtlich als Storporationen nad) 
den Borjchriften des preußiichen allgemeinen Landrechts errichtet find, Dieje 
Vorſchriften aber der Regierung weitgehende Aufſichtsbefugniſſe einräumen. 
Das allgemeine preußiiche Landrecht geht nämlich von der Auffaſſung aus, 
daß nur ſolchen Vereinigungen die Ktorporationsrechte verliehen werden jollen, 
welche gemeinnügige, vom Staate als öffentliche anerkannte Zwecke verfolgen. 
Bon diejem Standpunkte aus it es jelbftverjtändlich, dat das U. L.R. nicht 
blos die Storporationsrechte von einer ausdrüdlichen jtaatlichen Verleihung 


) Man kann wohl fagen, daß bei der in England in der Form der Schußbriefe er— 

= olgenden Verleihung von obeitsrechten an Geiellichaften diele alte lebensrechtliche Auf: 

aftung noch nachwirkt. Um ſo weniger iſt es aber geſtattet, aus der Nachahmung der 

engliſchen Form weitgehende Schlüſſe auf den nach deutſchem Rechte zuläſſigen Inhalt der 
von der deutichen Regierung ausgeſtellten Schußbriefe zu zieben. 
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abhängig macht, jondern die einzelnen Korporationen auch einer ziemlich weit: 
gehenden Aufiicht in Bezug auf ihre Vermögensverwaltung unteviwirft und der 
Aufjichtsbehörde ebenjo das Necht einräumt, unter gewiſſen Vorausjegungen 
die Ktorporation aufzulöjen, wie es die jremvillige Auflöjung der Korporation 
von der Genehmigung des Staates abhängig macht. 

Im Uebrigen kann in den vom Neichsfanzler zu genehmigenden Statuten 
der Umfang der Aufſichtsbefugniſſe für jede einzelne Gejellichaft feitgeitellt 
werden. 

Unter Anwendung der einjchlägigen Vorichriften des preußischen allg. Land— 
vechts ift Daher 3. B. in $ 38 des Statuts der Neu-Guinea-Kompagnie beitimmt, 
daß der Genehmigung der Aufjichtsbehörde (des Reichskanzlers) insbejondere 
die von der Kompagnie aufzuftellenden Grundjäge über Ausübung der landes 
hobeitlichen Nechte, die für das Schußgebiet auf Grund der Landeshoheit zu 
erlajienden Verordnungen, die Wahl des VBorfigenden der Direktion und jeiner 
Stellvertreter, jowie Die Ernennung des oberen Vertreters im Schutgebiete 
unteriporfen find. 

Die gleichen Bejtimmungen fanden ſich in $ 42 des Statuts der Deutic- 
oſtafrikaniſchen Gejellichaft. Außerdem it in $ 38 und bezw. $ 42 noch gejagt, 
die Aufſicht jet darauf zur richten, daß die Geichäftsführung der Gejellichart 
dem ins 1 des Statuts bezeichneten Zwecke derielben und den übrigen Beitimmungen 
des Statuts entipreche, und im Einklange mit den gejeglichen Vorfchriften er: 
folge. Ferner it die Aufnahme von Anleihen, die Verwendung des Reſerve— 
jonds, ſowie Beſchlüſſe der Gejellichaft über Nenderung oder Ergänzung des 
Statuts oder Auflöfung der Gejellichaft von der Genehmigung der Auflichts 
beyörde abhängig gemacht u. ſ. w. 

Dieje Beltimmungen entiprechen, wie jchon angedeutet, im Wejentlichen den 
Bedürfniſſen der Kolonialverwaltung. Wenn man nämlich) von den VBorjchriften 
des allgemeinen Landrechts abjieht, jo fommt man auf Grundlage allgemeiner 
Erwägungen bezüglich der Beaufſichtigung der Kofonialgejellichaften zu folgendem 
Ergebniſſe: Bon einer Konzeſſionirung der Kolonialgejellichaften ımd der Ge 
nehmigung ihrer Statuten wird abgejehen werden können, da es völlig im Erz 
mejjen der Regierung liegt, ob jie einer Gejellichaft die Ausübung von Hoheit 
rechten übertragen will. Ebenjo wird auch von einer Genehmigung der Beichlüffe 
der Gejellichaft, welche ſich ausichlieglich auf die Bermögensverwaltung beziehen, 
im Allgemeinen abgejeben werden fünnen, denn es iſt fejtzuhalten, daß die 
Kolontalgejellichaften doch immer Erwerbsgejellichaften find und bfeiben, und 
daß der Staat fein Recht hat, die Vermögensverwaltung jolcher Gejellichaften 
zu bevorımmmden, und day es Jich auch für die Negierung nicht empfieblt, durch 
eine eingehende Kontrolle der Vermögensverwaltung der Kolonialgejellichaften 
eine gewiſſe VBerantwortlichfeit für die finanziellen Erfolge oder Mißerfolge jolcher 
Gejellichaften zu übernehmen. Es wird genügen, wenn die Auficht?behörde das 
Recht hat, von allen Bejchlülfen und Maßregeln Kenntniß zu nehmen, Einſicht 
in die Gejchäftsführung und die geſammte Verwaltung zu erlangen, und unter 
gewiſſen Vorausſetzungen jelbit eine außerordentliche Generalverſammlung cine 
zuberufen. Nur injoweit wird em Eingreifen der Auffichtsbehörde geboten jein, 
als es jich um Maßregeln handelt, wie 3. B. Aufnahmen von Anleihen u. ſ. w, 
welche für dem ganzen Beltand der Geiellichaft von enticheidender Bedeutung 
jein können; denn der wirthichaftliche Untergang einer mit Hoheitsrechten aus— 
gejtatteten Kolonialgeiellichaft tanın dem Neiche um deßwillen nicht aleichgiltig 
jein, weil es nunmehr Die vorber von der Gejellichaft getragenen Kojten der 


PT " . —— 2 Dr — In >; 
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Verwaltung übernehmen muß und der finanzielle Ruin einer Kolonialgejellichaft 
für das von ihr verwaltete Gebiet jtet3 bedenkliche Folgen haben wird. 

Ferner wird der NAufjichtsbehörde die Befugniß zur Genehmigung der 
Wahl des Vorjtandes zu übertragen fein, da der Vorjtand die Gejellichaft nad 
Augen vertritt und alle Geſchäfte derjelben führt, folglich auch dasjenige Organ 
iit, deſſen Beichlüffe und Entichliehungen für die Ausübung der Hobeitsrechte 
maßgebend find. Ebenjo iſt es jelbjtverjtändlich, day die Ernennung desjenigen 
Beamten und Vertreters der Gejellichaft, welcher im Schußgebiete an der 
Spige der Verwaltung jteht, von der Genehmigung der Auffichtsbehörde ab- 
bängig und der Aufjichtsbehörde das Necht eingeräumt it, unter Umftänden 
die Entlajfung diejes Beamten von der VBorjtandichaft zu verlangen. 

Endlich müſſen auch die Maßregeln der Gejellichaft, welche unmittelbar 
jelbit die Ausübung der Hoheitsrechte zum Gegenjtande haben, der Bejtätigung 
der Aufſichtsbehörde unterliegen, jo daß aljo die Feititellung der Grundſätze, 
nad) welchen die Gejellichaft die Verwaltung in ihrem Gebiete führen will und 
der Erlaß von darauf bezüglichen Verordnungen von der Genehmigung der 
Aufſichtsbehörde abhängig zu machen ift.‘) 

Welche Behörden die Aufficht zu führen Haben, das zu bejtimmen iſt 
natürlich Sache des Kaiſers. Werden bejtimmte Beamte oder Behörden zu 
diefjem Behufe nicht bezeichnet, jo versteht es jich von jelbit, daß der Reichs— 
| fanzler die Aufficht zu führen hat. Deshalb bejtimmt auch $ 10 Sd).-G.-G. 
n. 75, daß die nach Mahgabe der 88 8 und 9 ibid. jich bildenden Stolonial- 
gejellichaften der Aufſicht des Reichskanzlers unterliegen. Jedenfalls ſind 
aber auch bejondere Aufjichtsbehörden dem Reichskanzler als Kolonialminifter 
untergeordnet. 

Ebenjo wird es dem Ermefjen der Negierung anheim gejtellt bleiben fünnen, 
welche Zwangsmaßregeln fie gegen die Organe der Gejellichaft behufs Durch: 
führung der von ihr erlaffenen Anordnungen anwenden will. Das äußerfte 
Mittel, welches die Negierung anwenden fann, joferne eine Gejellichaft die ihr 
gejegten Bedingungen nicht erfüllt und den Weiſungen der Auflichtsbehörde nicht 
nachkommt, bejteht jedenfalls darin, daß derjelben der gewährte Schuß wieder 
entzogen wird umd die ihr überlajjenen und übertragenen Hobeitsrechte wieder 
abgenommen werden. 

Von diefem Standpunkte aus, heilt es in dem Schugbriefe der Neue 
Guinea-Kompagnie vom 17. Mai 1885, daß der Kompagnie der Kaijerliche 
Schuß unter der Bedingung gewährt wird, dat diejelbe bis jpäteitens ein Jahr 
vom Datum des Schubbriefes ab ihre rechtlichen Verhältniiie nach Maßgabe 
der deutſchen Gejege ordnet und day die Mitglieder ihres Vorftandes oder die 
ſonſt mit der Leitung betrauten Perjonen Angehörige des Deutjchen Neiches 
ind. Gleichzeitig wird die Kompagnie zur Befolgung der in Ausübung der 
faijerlichen Oberhoheit zu treffenden Anordnungen „bei Berluft des Anjpruches“ 
auf den fatjerlichen Schuß für verpflichtet erklärt. 





9 Bei denjenigen Kolonialgejellichaften, welche ſich nach Maßgabe der Worichrift der 
SS 8 u. 9 Sch GeG.en. F. bilden, find gemäß S 10 al. 2 die einzelnen Befugniſſe des 
Reichstanzlers als Aufiichtsbehörde in das Gejellichaftsitatut aufzunehmen; bei anderen 
Geiellihaften wird es die Regierung in der Hand haben, die Aufſichtsbefugniſſe näher feit- 
zuftellen, ſoferne dieſelben Schugbriefe erwirten. Iſt dies nicht der Fall, baben fich alio 
die betreffenden. Gefellichaften weder nah Mafgabe des SS 8 u. 9, Sch-G.-G. n. 7. ne 
bildet, noch Schußbriefe erwirkt, jo unterliegen allerdings die betreffenden Kolonialgeſell— 
ichaften einer behördlichen Beauffichtigung nur dann und nur inioweit, als es die Geſehe, 
auf Grund derer diejelben errichtet wurden, vorichreiben oder geitatten. 
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In gleicher Weiſe wurden in dem Schutzbriefe vom 27. Februar 1885 
der Deutſch-oſtafrikaniſchen Geſellſchaft die fraglichen Hoheitsrechte unter der 
Bedingung verliehen, daß die Mitglieder des Direktoriums oder der ſonſt mit 
der Leitung betrauten Perſonen Angehörige des Deutſchen Reiches ſind. Da 
unter dem gewährten Kaiſerlichen Schutz nichts anderes verſtanden werden kann, 
als die der Geſellſchaft verliehenen Hoheitsrechte, ſo wird bei der Neu-Guinea— 
Kompagnie ſchon nach dem Wortlaute des Schutzbriefes vom 17. Mai 1885 
Die Nichtbefolgung der Anordnungen des Kaiſers und der Auffichtsbehörden durd) 
die Organe der Gejellichaft die Entziehung der verlichenen Hoheitsrechte zur 
Folge haben fünnen. Im Schugbriefe der oſtafrikaniſchen Gejellichaft it zwar 
für diejen Fall der Verluft des Kaijerlichen Schutzes nicht angedrobt. Trotz— 
dem wird hier dasjelbe zu gelten haben, nicht blos deshalb, weil die Gejellichaft 
die ihr überlaffenen Hoheitsrechte nur unter Aufſicht der Kaijerlichen Regierung 
ausüben fan, jondern auch um deßwillen, weil es jich nur um die Ausübung 
der Subſtanz nach unveräußerlicher Rechte der Souveränetät des Reiches über 
die Echußgebiete handelt.') 

Anlangend jodann den Umjang der den Solonialgejellichaften zu ver: 
leihenden bezw. durch die der Deutich:oftafrifantichen Gejellichaft und der Neu: 
Buinea-stompagnie ertheilten Schußbriefe verlichenen Hobeitsrechte, jo heiht es 
in dem Schugbriefe der Deutſch-oſtafrikaniſchen Geſellſchaft, daß derjelben die 
aus den der Negierung vorgelegten Berträgen fließenden Nechte einschließlich 
der Gerichtsbarfeit gegenüber den Eingeborenen und den in dieſen Gebieten 
jih niederlafenden oder zu Handels- und anderen Zwecken ſich aufbaltenden 
Angehörigen des Neiches und anderer Nationen verliehen werden. 

Nach dem Schußbriefe der Neu:Guineasflompagnie dagegen ſind derjelben 
die „entiprechenden Nechte der Landeshoheit” zugleich mit dem ausjchlieglichen 
Necht, in dem Schußgebiet herrenlojes Land in Bejit zu nehmen und darüber 
zu verfügen, verliehen, andererjeits ijt aber die Ordnung der Nechtspflege, 
ſowie die Negelung und Leitung dev Beziehungen zwiichen dem Schußgebiete 
und — fremden Regierungen der Kaiſerlichen Regierung ausdrücklich vor— 
behalten. 

Trotz dieſer verſchiedenen Faſſung der beiden Schutzbriefe iſt doch der 
Inhalt und der Umfang der beiden Geſellſchaften verliehenen Rechte im Weſent— 
lichen gleich. 

Zunächſt iſt nämlich zu beachten, daß es in den mit den oſtafrikaniſchen 
Sultanen abaejchlofjenen, der Negierung vorgelegten Verträgen durchweg beißt, 
die oftafrifaniiche Gejellichaft erwerbe alle Hobeitsrechte, welche nach deutjchem 
(oder europäiichem) Staatsrecht den Begriff der Landeshoheit oder jtaatlichen 
Oberhoheit ausmachen. Indem ſich num der Schugbrief auf dieje Verträge 
bezog und der Gejellichaft alle aus denjelben fließenden Nechte verlieh, beitinmte 
er dadurch jtillichtweigend dasjelbe, was im Schußbriefe der Nen:-Guinca:-K$om- 


 Melche Folgen die Entziebung des Schuges äußern würde, fann vom Standpunfte 
der bier vertretenen Auffafiung aus, wonad die Schußgebiete der Kolonialgeſellſchaften der 
Souveränetät des Deutſchen Reiches ebenio unterworfen find, wie die anderen Schubgebicte 
und die Kolonialgeſellſchaften ihre Hobeitsrechte lediglich auf Verleihung Seitens des Neiches 
zurückführen, nicht zweifelhaft fein. Würde der „Schuß“ wegfallen, und die den Gejellichaften 
verlichenen Hoheitsrechte denjelben wieder entzogen werden, jo würden diejelben nicht etwa 
felbititändige Staatsweien werden, fondern ihre Gebiete würden unter die unmittelbare Ver: 
waltung des Neiches treten. Cine entgegengeiette Auffafiung vertritt Joel (S. 204), wie 
dies nach dem von ihm bei Beurtbeilung der rechtlichen Natur ver Schuggewalt eingenommenen 
Standpunkte begreiflich it. (Vgl. auh Laband ©. 787.) 





Tie Erwerbung der deutichen Schußgebiete. 649 


pagnie ausdrüdlich gejagt ift, daß mämlich der Gejellichait die Nechte der 
Landeshoheit verliehen werden. 

Im Einzelnen bat der Schußbrief der Neu-Guinea-Kompagnie der Neichs: 
regierung die Ordnung der Nechtspflege vorbehalten, nicht aber die Ausübung 
der Gerichtsbarfeit, jo daß dieſe aljo nach dem Wortlaute des Schußbriefes 
der Kompagnie übertragen war,) dagegen war nach dem Schutzbriefe der 
Deutſch-oſtafrikaniſchen Gejellichaft derielben überhaupt die Gerichtsbarkeit, alſo 
jowohl die Ordnung wie die Ausübung derjelben verliehen worden, und zwar 
jowohl gegenüber den Eingeborenen, wie gegenüber den Neichsangehörigen und 
jonftigen Europäern. 

Es mag dabingejtellt bleiben, inwieweit dieſe Uebertragung der Gerichts: 
barfeit über Reichsangehörige gegenüber dem Konjulargerichtsbarfeit3:Gejeg vor 
Erlaſſung des Sch-G.G. zuläſſig war.“) Jedenfalls it jegt die Frage durch 
das Sch-G.-G. geregelt. Nah 8 2 SchG.G. bejtimmen ſich nämlich das 
bürgerliche Recht, das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren einjchlieglich 
der Gerichtsverfafjung für die Schußgebiete nach den Vorjchriften des Konjular- 
gerichtsbarfeits:Gejeges vom 10. Juli 1879. Hiedurch iſt alſo das bürger: 
liche Necht, das Strafrecht und das Berfahren in Strafjachen und Ziviljachen 
reichsgejeglich geregelt, eine Uebertragung der Juſtizhoheit und der Ausübung 
der Gerichtsbarfeit an die Kolonialgejellichaften und ihre Organe iſt damit 
ausgejchlojjen, denn die Nechtiprechung iſt nach dem Gejeg vom 10. Juli 1879 
nur möglich durch Katierliche Beamte. Jedenfalls müſſen die Beamten der 
Kolonialgeiellichaften, welche die Gerichtsbarfeit ausüben jollen, hiezu die aus: 
drüdliche Ermächtigung des Neichsfanzlers haben.”) Die Kaiferlichen Schuß: 


*), Nachdem jebt durch Nailerliche Verordnung vom 7. Juli 1888 der Neu-Guinea 
ompagnie Die Gerichtsbarkeit über die Eingeborenen ibres Gebietes ausdrüdlich übertragen 
it, ericheint es freilich zweifelhaft, ob der im Terte gemachte Unterſchied der Abficht des 
Schußbriefes entipricht und nicht vielmehr angenommen werden muß, dab ich die Neichs 
regierung die Beitimmung auch über die Ausübung der Gerichtsbarteit vorbebalten wollte. 

) joela. a. ©. ©. 202 Note 4 iſt der Anſicht, daß die Uebertragung der Gerichts- 
barkeit über Reichsangehörige durch den der Deutſch-oſtafrikaniſchen Geſellſchaft verliehenen 
Schupbrier geſetzlich zuläſſig war, weil die Koniulargerichtsbarteit nah S 1 N.-G.-6. nur in 
denjenigen Yändern ausgeubt wird, „in welchen ihre Ausübung durch Herkommen oder 
Staatsvertrag geitattet it“. Dies jet aber in dem Gebiete der Teutich-oitafrifaniichen Ge— 
jellichaft nirgends der Fall geweſen.“ Dem gegenüber it aber darauf binzumeiien, daß dieſe 
in 5 1 ausgeiprochene Beichränfung der Ktoniulargerichtsbarteit lediglich völferrehtlide 
Bedeutung bat. Es ift dadurch der übrigens felbitveritändliche Grundiag zum Ausdrud 
gebracht, daß in Ländern, welche einer organilirten Staatsgemwalt unterworfen find, Die 
Koniulargerichtsbarteit nur dann ausgeübt werden fann, wenn dies nad Staatsvertrag 
oder Herkommen zuläffig ericheint. (Bat. Brauer: die deutichen Juſtizgeſeße in ihrer An 
wendung auf die amtliche Ihätigleit der Konſuln u. j. w. ©. 117.) Dagegen dürfte einer 
Ausdehnung der deutichen Gerichtsbarkeit über die in hberrenlofen Gebieten wohnenden 
Reichsangebörigen, ähnlich wie dies England in einer Reihe von Fällen getban bat die 
erwähnte Beltimmung nicht im Wege ftehen. Im Falle eine folche Ausdehnung aber erfolgt, 
fo kann diejelbe nur nach Maßgabe des K.-9..G. eintreten, denn — dies iſt die ſtaats— 
rechtliche Bedeutung des KeG-G — dieies Geſetz bezweckt offenbar, die Ausübung der 
Gerichtsbarkeit über deutiche Reichsangebörige im Auslande durch deutiche Behörden geſetß— 
er zu regeln und dem Verordnungsrechte der Negierung auf diefem Gebiete Schranten zu 
ziehen. 

) G. Meyer ©. 160 hält meine (Annalen 1887 S. 884) aufgeitellte Behauptung. 
dab den Kolonialgefellichaften die Ausübung der Gerichtsbarteit entzogen und dieſelbe Kaiferl. 
Beamten vorbehalten fei für unrichtig, weil $2 Sch. G.G. nur fage, daß an die Stelle des 
Konjuls der vom Reichskanzler zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigte Beamte trete; 
diefer Beamte könne aber auch der Beamte einer Kolonialgeſellſchaft jein. Ich gebe zu, daß der 
von mir gebrauchte Ausdrud „Kaiſerlicher Beamter“ nicht ganz genau ilt, da auch der 
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briefe find daher, injfoweit diejelben mit den Beitimmungen des Sch-G.G. in 
Widerſpruch jtanden, aufgehoben, bezw. abgeändert worden.!) Dieje Auf 
bebung bezieht jich jedoch nur auf die Verleihung der Gerichtsbarfeit über die 
in den Schupgebieten jich aufhaltenden Reichsangehörigen und die deutichen 
Schutgenofjen, denn daß das Konſulargerichtsbarkeits-Geſetz nur für dieje Per— 
jonen als Landesrecht in Kraft treten joll, ergibt jich aus $ 3 Nr. 1 Sch.G-G., 
wo es heißt: „Durch Kaijerliche Verordnung kann bejtimmt werden, 
daß in den Schußgebieten auch andere als die in $ 1 Abi 2 des Gejeges über 
die Konjulargerichtsbarfeit bezeichneten Berjonen der Gerichtsbarfeit unterliegen.“ 
Injoweit daher die Schußbriefe den Gejellichaiten die Gerichtsbarkeit über die 
Eingeborenen und andere PBerjonen als Neichsangehörige und deutiche Schuß- 
genofjen verliehen hatten,, blieben jie auch gegenüber den Worichriften des 
Sch.“G.«G. in Kraft. Wir in Bezug auf die Verleihung der Gerichtshoheit 
und Gerichtsbarkeit eine jtaatsrechtliche Beſchränkung vorliegt, jo it in Bezug 
auf die auswärtige Verwaltung emestheils eine völferrechtliche, andern— 
theil8 eine politiiche Schranfe gegeben. Da nämlich die Schuggebiete völfer- 
rechtlich als Beſtandtheil des Neiches zu betrachten jind, jo muß auch die 
Neichsregierung diejelben im völferrechtlichen Verkehre vertreten. Ebenſo wäre 
es auch politisch nicht angängig, den Organen der Gejellichaften die auswärtige 
Berwaltung der Schuggebiete zu übertragen. Wenn daher auch nur im Schutz— 
briefe der Neu-Guinea-Kompagnie ausdrüdlich die Leitung der auswärtigen 
Beziehungen zu fremden Staaten der Neichsregierung vorbehalten wurde, jo 
war Dee doch auch für die Deutſch-oſtafrikaniſche Gejellichaft ſelbſtver— 
ſtändlich 

Im innigſten Zuſammenhang mit der völkerrechtlichen Vertretung der 
Schutzgebiete ſteht der militäriſche Schutz derſelben gegen kriegeriſche An— 
griffe von Außen. Dieſer Schutz obliegt dem Reiche und kann ſchon aus all— 
gemeinen politiſchen Gründen den Kolonialgeſellſchaften die Vertheidigung ihrer 
Gebiete nicht übertragen werden. Von einer Ueberlaſſung der Militärhoheit 
an die Kolonialgeſellſchaften kann daher nur ſoweit die Rede ſein, als es ſich 
um die Aufſtellung einer bewaffneten Macht zur Aufrechthaltung der Ruhe und 
Sicherheit im Innern ihrer Gebiete handelt.) 

Injoweit den Kolonialgejellichaften hienach Hoheitsrechte übertragen werden 
fönnen, werden diejelben übrigens auch nicht der Subjtanz nach, jondern blos 
zur Ausübung überlaflen, denn nach den Grundſätzen des heutigen Staats: 
rechtes jind die in der Souveränetät liegenden Rechte unveräußerlich und fünnen 





Beamte einer Holonialgefellihaft mit Ausübung der Gerichtsbarkeit betraut werden fann. 
Ich babe deshalb die betreffende Stelle etwas abgeändert; jedenfalls aber iſt ſoviel richtig, 
daß die Beamten der Rolonialgeiellicaften ihre Vollmacht zur Ausübung der Gerichtsbarkeit 
nicht von der Geiellichaft, ſondern vom Reichskanzler ableiten und deshalb auch in Bezug 
auf die Gerichtsbarkeit direft dem Reichskanzler unteriteben. Val. den Erlaß des Reichs— 
fanzlers betreffend die Grmächtinung des Yandeshauptmanns Frhr. von — zur Aus: 
übung der Gerichtsbarteit vom 24. Juni 1886. Nachrichten u. |. m. 1886 ©. 74. 

') Die von Joel (S. 205) aufgeitellte Behauptung, daß die Einführung er 8.6... 
im Gebiete der Teutich- ‚oltafrifaniichen Gejellichaft mit Nüdlicht auf den Inhalt des ihr 
ertheilten Schußbriefes nur auf Grumd einer vorgängigen Veritändigung mit der Gejellichaft 
erfolgen könne, erflärt ſich lediglich aus ſeiner irrigen Auffafiung von der rechtlichen Natur 
der Schußgewalt und der Stellung der Kolonialgejellichaiten. 

*) In 88 5 und 6 der Inſtruktion für den Landeshauptmann der Neu-Guinea-⸗Kom— 
vagnie re 18. Auguſt 1885 iſt daber geiagt, daß der Yandeshauptmann die nöthigen Maß— 
regeln zum Schuße der Verſon und des Eigenthums zu ergreifen verpflichtet ift. 
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daher auf Privatperjonen oder Sejellichaften nur der Ausübung nach über: 
tragen werden.') 

Dagegen befteht fein Anlah, mit Bornhak (©. 34) auzunehmen, dat 
den Geiellichaften blos die vollziehende Gewalt und nicht auch die geieggebende 
übertragen jei. Auf denjenigen Gebieten, bezüglich welcher den Kolonialgeſell— 
Ichaften die Ausübung der Staatlichen Hobeitsrechte überlafjen it, steht ihnen 
auch der Erlaß allgemeiner Anordnungen und bindender Nechtsvorjchriften zu. 
Wenigitens iſt gar fein Grund einzujehen, warum die Gejellichaften auf den: 
jenigen Berwaltimgsgebieten, die ihrer Ordnung und Leitung überlaſſen find, 
nicht vollitändig an die Stelle des Neiches treten jollen. Ein Bedenfen kann 
in dieſer Dinficht um jo weniger bejtehen, al$ durch das der Neichsregierung 
zustehende Auflichtsrecht die geſetzgeberiſche Ihätigfeit der Gejellichaften in den 
gehörigen Schranfen gebalten werden kann. Für dieje Auffaſſung ſpricht jest 
auch der Umſtand, daß in $ 10 Sch-G.G. der Reichskanzler ausdrüdlich 
ermächtigt wurde, jein VBerordnungsrecht auf die mit einem Kaiſerl. Schugbriefe 
verjehenen Stolonialgejellichaften zu übertragen. 

Da die Kolonialgejellihaiten an Stelle des Neiches in ihren ©ebieten 
Doheitsrechte ausüben, jo müſſen die von ihren Organen erlajfenen Berord- 
nungen als obrigfeitliche Anordnungen betrachtet werden, welche diejelbe Be— 
deutung und Wirkfamfeit haben, wie die Verordnungen Kailerlicher Beamter. 
Solche Verordnungen ſtehen deshalb auch unter dem Schuge des Reichsſtraf— 
gejegbuches $ 110 f. Ebenſo werden die Beamten der Gejellichaften, injoferne 
dieſelben die der Geiellichaft übertragenen Hobeitsrechte ausüben, als öffentliche 
Beamte zu betrachten ſein, gegen welche eine ftrafbare Wideriegung gemäß 
8 113 des Neichsitrafgejegbuches möglich it. Dagegen fünnen allerdings die 
Beamten der Kolonialgejellichaften nicht als Neichsbeamte betrachtet werden, 
weder als unmittelbare, noch als mittelbare, fie jind PBrivatbeamte der Kolonial— 
gejellichaften, welche nur gewiſſe den Gejellichaften übertragene Hoheitsrechte 
ausüben und auch nur injoweit die Stellung öffentlicher Beamter haben und 
in dieſer Eigenſchaft der Aufiicht der Neichsregierung unterftehen.?) Eine be: 
jondere Stellung nehmen ſie nur hinfichtlich der Ausübung der Gerichtsbarfeit 
nach) Mabgabe des KoG.G. ein. Val. darüber $ 24. 

IV. Die Verleihung weitgehender Hoheitsrechte an Kolonialgejellichaften, 
die Dadurch die Befugniß erhielten, die von ihnen erworbenen beziw. vom Neiche 
ihnen überlaffenen Gebiete unter der Oberaufjicht der Neichsregierung zu 
regieren und zu verwalten, entiprach dem uriprünglichen Kolonial-PBrogramm 
der Regierung, welches wie hervorgehoben dahin ging, nicht blos die Gründung 
und Erwerbung von Kolonien, jondern auch deren Regierung und Verwaltung 
der Thätigfeit von Privaten und Ktolonialgejellichaften zu überlaffen. Der in 
diejer Beziehung mit der deutich-oftafrifaniichen Gejellichaft gemachte Verſuch 
ift jedoch nicht gelungen, weil diejelbe der ihr gejtellten Aufgabe nicht gemachten 
war. Die Gejellichaft hat daher durch einen am 20. November 1890 mit der 
Reichsregierung abgeichlojienen Vertrag auf die ihr durch den Schugbrief vom 
27. Februar 1885 verlichenen Nechte in der Hauptjache verzichtet; in Folge 
deſſen it das deuticheoftafrifaniiche Schußgebiet ein unmittelbares Schußgebiet 
geworden. Der wejentliche Inhalt der bier allein in Betracht kommenden 





) G. Meyer a. a. ©. 5. 158 beftreitet dies. Ich kann feinen Ausführungen nicht 
beipflichten; doch würde eine ins Cinzelne gebende Auseinanderfegung mit Meyer über 
diefen Runft zu weit führen. 

’, Rgl. Yaband a. a. DO. S. 797. 
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8 2, 4, 5, 6, 7 und 8 des Vertrags vom 20. November 1880 Kol-Bl 
1890, ©. 301 ff) iſt folgender: 1. Zum Zweck der Bezahlung der dem Sultan 
von Sonſibar für die Abtretung ſeiner Hoheitsrechte zu gewãhrenden Ent: 
ſchädigung verpflichtete ſich die Geſellſchaft der Kaiſerlichen Regierung ipäteitens 
am 28. Dezember 1890 den Betrag von vier Millionen Mark deuticher T Reiche 
währung in Gold zur Verfügung zu itellen und auszubezahlen. 2. Der von 
. der Getellichart mit dem Sultan von Sanjibar abgeſchloſſene und durch das 
Nachtrags-Uebereinkommen vom 13. Januar 1890 modificirte Vertrag!) wurde 
mit dem Zeitpunkte der Zahlung der Abfindungsſumme außer Kraft geſetzt. 
inſoweit jeine ‚seitiegungen nicht Durch den Vertrag vom 20. November 189) 
aufrecht erhalten blieben. Die Kaiſerliche Regierung übernahm von dieſem 
Beitpunfte ab, die Verwaltung des Küſtengebiets und jeiner Zubehörungen, der 
Injel Mafta und des Schuggebiets. Dementjprechend fielen alle vom Zeit 
punfte der Uebernahme der Verwaltung eingehenden Zölle, ſowie die etwa zur 
Erhebung gelangenden Steuern und jonftigen öffentlichen Gefälle jeder Art 
der Statjerlichen Negierung zu. 3. Dagegen verpflichtete jich die Regierung 
von 1. Januar 1891 bis dahin, dat die von der Geiellichaft zum Zwecke der 
Bezahlung der vier Millionen Mark aufzunchmende Anleihe zur völligen, 
planmäßigen Tilgung gelangt iſt, an die von der Gejellichaft zu bezeichnende 
Stelle zum Zweck der Berzinjung und Amortijation der Anleihe aus den von 
der Regierung vereinahmten Brutto:FZoll-Erträgen der Ein und Ausfuhr in 
das Ktüftengebiet bezw. aus demjelben ohne jeden Abzug und ohne jede Aur- 
rechnung unter allen Umständen den Jahresbetrag von 600000 Mark zu be 
zahlen. 4. So lange Ddieje Verpflichtung der Negierung dauert, kann fie 
Aenderungen der zur Zeit des Vertragsichlufjes am der Küfte geltenden Zoll⸗ 
ſätze nicht eintreten laſſen, ſofern ein ſolche Aenderung das Aufkommen eines 
Brutto-Zollerträgniſſes von mindeſtens 600000 Mark gefährdet. Werden Zoll: 
ſtellen ſeitens der Regierung außerhalb des Küſtengebiets errichtet, ſo werden 
für die Dauer der Vertragszeit auch die Erträgniſſe dieſer Zollſtellen zur Auf— 
bringung der vorerwähnten 600000 Mark verwendet werden. Falls in einem 
Jahre oder in einer Mebrbeit von Jahren der für den Dienft der Anleihe ev: 
forderliche Betrag von 600 000 Mark durch die Bruttoerträgniife der Zölle 
nicht erbracht werden ſollte, ift die Differenz aus den den Betrag von 600 00U 
Marf überjchreitenden Erträgniſſen jpäterer Jahre nachzuzahlen. 5. Als 
jerneres Entgelt für die Aufgabe ihrer Nechte aus den Bertrage vom 28. April 
1383 bezw. 13. Januar 1890 räumte die Kaiſerliche Regierung der Gejellichaft 
jolgende Befugniſſe ein: 

A. Imberchadet der von der Geſellſchaft außerhalb des Küſtengebiets, 
jeiner Zubehörungen und der Injel Mafia, jorwie außerhalb des Gebiets, für 
welches der Kaiſerliche Schugbrief ertheilt ıft, vertragsmäßig erworbenen Nechte 
erhielt die Gejellichaft für das Küſtengebiet, deſſen Zubehörungen, die Insel 
Mafia und das Gebiet des Schußbriefes das ausichliegliche Necht auf den 
Eigenthumserwerb durch Grareifung des Beſitzes (Offupationsrecht) an herren— 
loſen Grundjtücen und deren umbeweglichen Zubehörungen, vornehmlich aljo 
das Offupationsrecht an Wäldern, jedoch mit dem Borbehalt: a) der wohl- 
erworbenen Nechte Dritter an dergleichen berrenlojen Grundjtüden; b) des 
Nechts der Negierung berrenloje Grumdftüde, injoweit jolche nad) ihrem Er: 
meſſen zu Öffentlichen Bauten im Intereſſe der Verwaltung und der Sicherung 
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Eine Anleitung 
zum Genuss und Verständniss der hier vereinigten Kunstschätze. 
Herausgegeben von 


Georg Hirth und Richard Muther. 


336 Seiten kl. 8° mit 190 Illustrationen. 
Preis broch. M. 3.—, gebunden ä la Bædeker M. 3.50, 


Der Cicerone in der Lgl. Gemäldegalerie in Berlin. 


Eine Anleitung 


zum Genuss und Verständniss der hier vereinigten Kunstschätze. 
Herausgegeben von 


k Georg Hirth und Richard Muther. 


500 Seiten kl. 8°, mit 200 Illustrationen. 
Preis broch. M. 3.—, gebunden ä la Bacdeker M. 3.50. 





Diese Fithrer haben den Zweck, dem Besucher die künstlerische 
und kunstwissenschaftliche Bedeutung der Schätze der Gemälde- 
galerien zu erklären. Es geschieht dies in einer allgemeinen Ein- 
leitung von Georg Hirth (I. Kunstgenuss und Kunstverständniss, — II. Das Natürliche 
in der Kunst, — III. Der Stil und die malerische Charakteristik. — IV. Malerische 
Auffassungen und Techniken: a) das Alterthum, b) das Mittelalter; c) Fresco- und Tempera- 
malerei; d) die Gebrüder van Eyck; e) die stereoskopischen Effekte; f) die nordischen Meister 
vom Kreidegrund; g) Rubens und die Späteren; h) die frühe italienische Oelmalerei; i) Tizian und 
die Späterın; k) das 17. und 18. Jahrhundert; 1) das 19. Jahrhundert, — V. Die Wege zur | 
Kennerschaft: a) Ist es ein gutes Bild? b) Ist es ein ächtes Bild?), ferner in einer prag- | 
matischen Darstellung der ltilder, von Richard Muther. 1er I.eser erfährt hier von Schule 
zu Schule, von Meister zu Meister nach dem neuesten Stande der kunstwissenschafilichen Forschung 
alles Wesentliche — es wird ihm deutlich erklärt, welche Partien der Kunstgeschichte die Galerien 
in hervorrsgender Weise, welche anderen sie nur schwach oder gar nicht repräsentiren — mit Hin- 
weisen auf andere berühmte Sammlungen und Galerien. 
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Aufgaben der Kunsiphysiologie 1. 17° lunzen bosch. ik. ©, m 


2 Halbfranzbänden gebunden Mk. 10.—. Eine französische Vebersetzung von Lucien Arreat 


ist unter dem Titel: Physiologie de l’Art im Verlage von Felix Alcan in Paris, 
108 Boulevard St. Germain, publizirt und auch durch unsere Firma zu beziehen, (Preis Fr. 5. -.) 


Inhalt: I, Theil: Vorwort. — Kunstphysivologie. — Der Begriff des „specifisch Künstlerischen“, — Gedächtniss- 
Ökonomie. — Nachbilder und Gesichtserinuerungen. — Die drei Grade des Merkens. — Die Eselsbrücke. — Kunst- 
physiologische Probleme. — Die Technik des einäugigen Schens. — Vervollkommnung im —— — Das Vorrecht des 
Grösseren. — Die körperhafte Perspektive. — Kunstfeindliche Irrlehren. — Das doppelte Lichtbad und die Lichtwaage. — 
„Die“ Complementärfarbe. — Complementäre Energie und Lichtgleichung. Das Augenmass für farbige Unterbrechungen — 
Andere Erklärungen des Augenmasses — Schwankende Gestalten des Seclenbildes, — Der reproduktive Massstab. — 
Ausmessung des Gesichtsfeldes aus der Blickruhe. — Die Wahrnehmung bewegter Lichter. — 


II. Theil: Die nervöse Organisation des Kunstverstandes, — Der Antban der Gedächtnisse. — Der Ort dıs 
Lichtgedichtnisses. — Spannungszustände; Erinnern und Vergessen. — Unterströmungen im ver nen Gimerk — 
Verborgene Aufmerksamkeit. — Gesichtserinnerung ist farbiges L. icht. — Die Temperamente dır Grundaestichtnisse und Meık- X 
systeme, — Zur Naturgeschichte der künstlerischen Merksysteme. — Talentvererbung, Genie und Degeneration: t. die Vererbung 
des Talents und Genies; 2. Die angebliche Entartungspsychose des Gemes: 3. Geisteskranke unter den genialen Künstlern, | 
4. Künstlerische Anwandlungen bei Irten; 5. Unlustneurose und Philosophie der Gesundheit, — Alphab, Gesammtregister. | 
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Das lastische Sehen als Rindenzwang — Spezilische Empfindung für Fern- || 
p qualitäten des Lichtes — Kontluenz homologer Lichter mit * 
dem Vortritt des grösseren — Näherempfindung vereini igter Licht er — Weitere Steigerung ‚X 
des Nähergefühls in lateraler Richtung des breiteren Nerzhautbildes — von Georg Hirth. 
6 Bog. gr. 8°, mit 10 Text- Illustrationen und 34 Taleln mit stereoskopischen Abüildungen, 
Preis — Mk. 5.—. Eine französische Ausgabe von Lucien Arréat ist unter dem X 
Titel: La vue plastique, fonction de l'Ccorce cercbrale im Verlage von Felix Alcan in Paris, 





* 
108 Boulevard St. Germain, ——— und auch durch unsere Firma zu beziehen. (Preis Fr. 8.) — 
Diese Schrift behandelt eines der grı psycho» hy siologischen Probleme. Der Verfasser hat es zuım ersten Male |X 


versucht, den Vorgang des Einfachsehens Bear Wı ler und der damit verbundenen Enipändung der dritten Dimension | 
aus einer festen, angeborenen Organisation ‚er centralen — elemente zu etklaren. 

















HIRTHS FORMENSCHATZ. 


Jährlich 12 Hefte Preis per Heft a ı6 Tafeln Mark ı.25. Serie] 















hoch 4°. — IN und 11 (Formenschatz der Renaissance: 
Be nd x Jahrgang 1877 und 1878) je 

* — — In 
h SEN a Mk. 10.—, geb. je Mk. 13.50, 


„ Serie [ll bis XVILL(Jahrgang 
hy 1879 bis 1894) je Mk. 15.—, 
— gebunden je Mk. 18.50. 


Einzeine Tafeln werden nicht 
apart abgegeben. 


Das Werk wird fortgesetzt. 
— — 


„Als Georg Hirth vor 18 Jahren 
sein berühmtes Vorbilderwerk „Der 
Formenschatz" begründete, ahnte 
er wohl nicht, dass diese Publikation 
eines Tages das belichteste und 
gesuchteste Nachschlagewerk 
nicht sowohl in dur Schule und in der 
> Werkstatt, als ganz besouders auch in 

x jeder kunsisinnigen umd kunstübenden 
Familie werden würde. Feines Verständ- 


Serie Ibis XVII 078 
(Jahrgang 1877 — 1894) mit ge 
ca. 3196 Blättern M. 260.—, 58 

in Leinwand-Mappe M. 296. \ 
N. in elegantem Halbfranz-: '; 
band geb. Mk. 323 —. 








scharfes Auge für das Bedürfniss ge- 
hörten dazu, um aus der wuersc! op heiten Falle des Kharstelieuswerthen nach und nach das aus zu] lesen, was der künstlertschen Er. 

ziehting in ihren Emtwicklungsphasen act Mitte der 70er Juhre frommen konnte, ...« (Zeitschrift für gewerklichen Unterricht.) 
»,...Der Nerausgeber weiss mit ganz erstunnlicher Sicherheit seitı Material so vorzuführen, dass es sowohl alle 
Gebiete der” grossen Kunst, als auch die der kleinen — des Kunstgewerbes beruihrt. Jedes Heft bietet nach der einen oder 
der anderen Seite interessante Momente. Wer segelmässig die Hirh’sche Publikaniun betrachtet, wird empfinden, dass sie 
eine Art Schule für den Geschmack ist und zwar für einen Geschmack, der die en im Kunstwerk als etwas Universelles 
begreifen lernt, Gerade bierin hegt das besondere Veriienst des Formenschätzes, , (Das Atelier.) 











Kulturgeschichtliches Bilderbuch aus drei Jahrhunderten. 


Herausgegeben von Georg Hirth. jetzı vollständig in 6 Händen (72 Lieferungen) erschienen. 


we Ar 5 
—— — — — 


einzeln käuflich. Frunzösische Au-gabe: „Les grands Ilustrateurs du 16., 17. & 18. siecles“, 


Duke Meister dreier Jahrhunderte und verschiedener Nationen: Ünrer. Cromah, Burckmrir, Hopfer, Schanfelein. 
Holbrin, Bela, Shleorever, Berg Sein, Hozenerg. Annan, Simmern, Bel ua Dick, Lars jur, Kilian, Chr. de Paise, Kubens, 





dor. de Bose, Gutes I wage kroiben, Merien Nemubrand, G. Verharch, Berzsewe, Beya, Dow, Dusarı, Ewer. iin ven. de Hoazır, 
Chaate horrame, Mln a Kir, Rusnibech Veniers. IT oaseruman, Yhtneier. Somide Graf, re Hozurtı, 
Lancrer, Morscı, —— andern, Waren. Chatewverke, niritendeiier etz. eo. — Siefern in überreicher Fülle den Stoff zu diesen 


Werk, welches an Originnhität, sowie au kunsthistorischem Werth von keiner ähnlichen Publikation 


eine technisch vollendete Wiedergübe gefunden. 





* 313 Seiten Text und 203 Seiten Hlustrationen 
Früh-Renaissance (1460 — 1530 ). Folio. Preis complett brochirt Mk. 120.—, in 
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Werk zum unentbehrlichen Nachschlagebuch für Liebhaber, Bibliotiekare und Antiquare. 





strationen. Eleg. brosch. M. 10.—, eleg. geb. M. 


“Wie fast jedes gute Buch weit uber die vom Autor in's Auge gefassten Ziele hinaus zu wirken pflegt. so hat 
sich auch dem «Deutschen Zimmer" ein ungleich grosseres Wirknngsfelt eröffnet. als der Titel bezrenat, und Jie 


mag. Selbst die Poesie lat von demselben dıe kräftigsten Anregungen einpfanzın; möge es nun auch an der neuen schönen 
Autlage die verdiente Verbreitung ın den gedilderen Familien finden und in gesteigertem Masse jene gründische Läunerung 
des Geschmacks bewirken helfen, die ım Grossen und Ganzen unserem Volke noch immer Norh thutl= (Bazar) 
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Kronn 2 mine, u SH“, 


Eine Quelle der Belehrung und Anregung für Künstler und Gewerberreib ende. 


ss, ausgebildeter Geschmack und eiu | 


Ein Inhaltsverzeichniss der erschienenen 18 Jahrgänge steht auf — gratis zur Verfügung. 


Folio, Preisä Il ieferung M, 2.4, à Band conpl, broch. M. 50.—, geb. Al. 35.—. Jeder Band 


übertroffen wird. Ueber 3500 interessante Blätter — 360 darstellende Klinstier — haben darın F 


R. Muther, Deutsche Bücher-Ilustration der Gothik und 





| 1 der Gothik und Renaissance, des Barock-, Rococo- } 
Das Deutsche Zimmer und Zopfstils. Anregungen zu lauslicher Kunstptlege von | 
Georg Hirth. Dritte stark vermehrte ——— BE za Seiten hoch 4° mit 370 Illu- 


Kulnrbeweguny unserer Tape ist in weit tieherer Weise Jurch dasselbe gelördert, als der Herausgeber vermutet haben 
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Original-Prachtband Mk. 160.—. Register der Künstler und Drucker, sowie ein vollständiges #4 
Verzeichniss der illustrirten Bücher der ganzen Epoche (1460 — 1530) machen das Mutlier'sche | 


Das Buch elgnet sich ganz besonders als Fest- und Gelegenheitsgeschenk für Verlobte, Neuvermählte, zu Weihnachten etc. 
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Staatsrechtliches— volkswirthſchaftliches und ſtatiſtiſches Zahrbuch. 





Annalen des Deutſchen Reichs 


für Geſetzgebung, Verwaltung und Statiſtik. 


Staatswillenlchaftliche Zeitſchrift und Materialienfammflung. 








Unter Mitwirkung zahlreicher Fadymänner 


herausgegeben von 


Dr. Georg Birth und Dr. Mar v. Seydel. 





Verlag von &. Hirth in Münden und Leipzig. 


Achtundzwangigſter Sabrgang. 
1895. | Saährlich 12 Hefte. Abonnementspreis: vierteljährlid 4 Mark. Ar 9 
12 Hefte bilden einen Bam. ’ i 














Inhalt: 
Die deutfhen Schußgebiete, ihre rechtliche Seite — Seite 
Stellung, Serfaffang md Verwaltung. $ 23. Die Regierung und die Berwaltungs- 
Neu Dee an Carl Freiherrn von organilation der Schußgebiete . . 670 
= Menfeit Ä * 
— — Rechte in | 8 24. Die Juftiwerwaltung . - . 684 
— 825. Tas in den Schußtzgebieten geltende 
Viertes Kapitel, Civil- und Strafreht . . . . . 705 


821. Di ne ee i S 26. Die Regelung der Rechtsverhältniſſe 
Die öffentlicherechtliche Stellung der 


) ihen S 
deutſchen Kolonialgeſellſchaften. — ——— — 


Die Schugbriefe. (Fortfegung). . 653 ———— über das — * 
| — — OR 
— Fü Eee $ 27. Die Regelung des Berfonenflanbes 
DE WE oe —— er Schutz· in den Schußgebieten . . . . . 795 
898 Die Ri 72 
z 22. Die Stellung des Reiters, Die Ge⸗ 8 28. Die Finanzverwaltung7729 


feßgebung . - . 654 | Schluß im nächiten Heft.) 
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Von der „Liebhaber-Bibliothek alter Illustratoren in Facsimile- 
Reproduktion“ sind bisher erschienen: 


I. „Jost Amman’s Frauentrachtenbuch“, M. 4.—, geb. M. 6.40. 
II. „Jost Amman’s Kartenspielbuch“, M. 4.—, geb. M. 6.40. 


II. „Jost Amman’s Wappen- und Stammbuch‘“, 2. Auflage, 
M. 7.50, gebunden M. 10.—. 


Iv. „Tobias Stimmer’s Bibel vom Jahre 1576“, M. 7.50, ge- 
bunden M. 10.—. 


V. „Virgil Solis’ Wappenbüchlein vom Jahre 1555“, 2. Auf- 
lage. M. 5.—, gebunden M. 7.50. 


VI. „Lucas Cranach’s Wittenberger Heiligthumsbuch vom 
Jahre 1509“, M. 1ı0.—, gebunden M. 13.—. 


vi „Jost Amman’s Stände und Handwerker“, mit Versen von 
Hans Sachs, vom Jahre 1568, M. 7.50, gebunden M. 10.—. 


VII. „Albrecht Dürer’s Kleine Passion“, M. 3.—, geb. M. 6.—. 
Ix. „Hans Holbein’s Altes Testament“, M. 4.—, geb. M. 7.—. 
x. „Hans Holbein’s Todtentanz“, M. 5.—, geb. 8.—. 


xI. „Hans Burgkmair’s Leben und Leiden Christi“, M. 3.—, 
gebunden M. 6.—. 


xl. „Albrecht Altdorfer, Der Stndenfall und die Erlösung 
des Menschengeschlechtes“, M. 3.—, gebunden M. 6.—. 


xım. Hallisches Heiligthumsbuch vom Jahre 1520, M. 6.—, 
gebunden M. 9.—. 


2 


»Die treffliche phototypische Reproduktion, sowie die sorgfältige stil- 
gerechte Ausstattung der Bücher setzt das Publikum in den Stand, sich diese Kostbar- 
keiten der alten Xylographie, deren Originalausgaben bekanntlich Tausende werth sind, um den 
Preis von wenigen Mark anzuschaffen, ohne sich sagen zu müssen, dass darin doch nur 
ein ungenügender Ersatz geboten sei. Solche Nachbildungen, wie diese, können wirklich 
für den Mangel der Originale entschädigen und selbst dem strengen Sinn Freude 
machen. « (Zeitschrift f. bild. Kunst.) 


»Der um die künstlerische Bildung des deutschen Volkes wohlverdiente Schriftsteller, 
Buchdrucker und Verlagsbuchhändler Dr, Georg Hirth in München, in den weitesten Kreisen 
bekannt als Herausgeber des »Formenschatzes«, hat sich die Aufgabe gestellt, in seiner „Lieb- 
haber-Bibliothek alter Illustratoren“, die beliebtesten und kunst- und kulturgeschichtlich 


werthvollsten illustrirten Werke des 16. Jahrhunderts, deren Originaldrucke jetzt ‚selten, aber 
sehr gesucht, deshalb theuer sind, in getreuen Facsimile-Reproduktionen. (hergestells aufder 
Buchdruckerpresse mittelst zinkotypirter Platten) in Druck, Papier und Ausstättungsden alten 
Ausgaben getreu nachgebildet, den Kunstfreunden um billigen Preis zugänglich zuyniachen.« 


(Prof. R. Bergau.) 
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Tie Erwerbung der deutichen Schußgebiete. 653 


des Hüften und des Schuggebiets erfordert werden, durch Offupation für das 
Reich zu Eigenthum zu erwerben; e) des Nechts der Negierung für die Aus: 
nugung der Wälder auch für die Gejellichaft verbindliche Gejege und Verord— 
nungen im Intereſſe der Landes: und Forſtkultur zu erlafien. 

B. In Bezug auf die Gewinnung von Mineralien wurden der Gejellichaft 
für das Stüftengebiet, dejien Zubebörungen, die Injel Mafia und das Gebiet 
des Schußbriefes, gleichviel ob die Gelellichaft jelbft oder ein Anderer der 
Finder ift, die gleichen Vortheile, insbejondere auf die Verleihung von Feldern 
eingeräumt, welche die in jenen Gebieten jeweilig geltende Gejeggebung dem 
Finder zugejteht. Außerdem verpflichtete ſich die Negierung, bei Verleihung 
von Feldern an Andere als die Gejellichaft, dem Beliehenen, inſofern er nicht 
der Finder ijt, eine Abgabe von 5°/, der von ihm geförderten Mineralien zu 
Gunsten der Gejellichaft aufzuerlegen. 

C. Bei Eonzejjionirung des Baues und Betriebes von Eijenbabnen im 
Küjtengebiet, deſſen Zubehörungen, auf der Injel Mafia und im Gebiet des 
Kaijerlichen Schugbriefes wurde der Geiellichaft im Falle der Uebernahme und 
der Erfüllung der geitellten Konzejjionsbedingungen ein Vorrecht vor anderen 
Bewerbern eingeräumt; die ihr im Falle fie von dieſem Vorrechte Gebraud) 
macht, zu ertheilende Bau- und Betriebserlaubnig joll übertragbar je. 

D. Der Gejellichait wird das Necht zur Errichtung einer Bank mit dem 
Privilegium der Ausgabe von Noten ertbeilt werden. 

E. Die Gejellichaft verbleibt im Bejige der ihr zur Zeit des Vertragsichluffes 
zuftehenden Befugniß, Kupfer: und Silbermünzen, welche au den öffentlichen Kaſſen 
des Küſtengebiets, deſſen Zubehörungen und der Injel Mafia, jorwie des Gebiets 
des Schugbriefes in Zahlung genommen werden müſſen, zu prägen und auszugeben. 

F. Vor dem Erlaß von Gejegen und Verordnungen für das Küſtengebiet, 
dejjen Zubehörungen, die Injel Mafia und das Gebiet des Schußbriefes wird 
die Negierung die Gejelljchaft zur autachtlichen Aeußerung auffordern, joreru 
nicht die Dringlichkeit des Falles eine Abweichung von der Negel erheiicht. 

Die Uebernahme der Verwaltung von Oftafrifa iſt am 1. Januar 1891 
durch die Kaijerliche Regierung erfolgt (Bol. Kol.-Bl. 1891, ©. 1 und 284). 

V. Auch die Neu:-Guinea-Kompagnie hat am 17.,23. Mat 1889 mit 
der Neichsregierung ein Uebereinkommen gejchloffen, auf Grund Dejjen vom 
1. Oftober 1889 ab die (ftaatliche) Yandesverwaltung ihres Gebiets einjchlieh- 
lich der Rechtspflege und der Einziehung der auf der Landeshoheit beruhenden 
Steuern und Zölle u. j. w. durch Saiferl. Beamte geführt wurde. Die 
Gejellichaft trug die Koften der Beſoldung der Beamten und hatte gewiſſe 
Leijtungen in Bezug auf Unterbringung derjelben und Gejtellung von Be- 
fürderungsmitteln zu übernehmen. Die Ausgaben und Einnahmen wurden 
durch einen Etat jährlich fejtgeftellt, notbwendige Mehrausgaben wurden von 
der Geſellſchaft gedect, wogegen Ueberjchüffe der Einnahmen aus der Landes- 
verwaltung ihr zuflojfen. Das ausjchließliche Necht der Gejellfchaft auf Grund 
und Boden in dem durch den Schugbrief bejtimmten Umfange blieb ihr neben 
den durch die bisherige Gejeggebung ihr geficherten gewerblichen Privilegien 
gewahrt. Neue Gejege und Verordnungen, welche die Verwaltung des Schuß- 
gebiet3 betrafen, durften nur nach Anhörung der Gejellichaft eingeführt werden. 
Das Abtommen war jeitens der Gejellichaft nach zwei Jahren kündbar; das 
Auswärtige Amt konnte davon zurüctreten, wenn politische Gründe die Auf 
hebung erforderlich machten, oder wenn die Gejellichaft, die ihr dadurch auf 
erlegten Verpflichtungen nicht erfüllte (Nachrichten u. j. w. 1889, ©. 30 f.). 
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Durch ein jpäteres Uebereinkommen vom April 1892 ift das Abkommen 
vom 23. Mai 1889 aufgehoben worden und das Nechtsverhältuiß wieder in 
Kraft getreten, welches vorher bejtanden bat, jo dak die Neu-Guinea-Kompagnie, 
die ihr durch den Kaijerl. Schußbrief vom 17. Mai 1885 übertragenen Nechte 
wieder voll und ganz ausübt. In Folge dejien hat auch der Kaijerl. Erlaß 
vom 15. Juni 1892 den Rückfall der dem Kaiſerl. Kommiſſar des Schutz: 
gebiet3 übertragen gewejenen richterlichen und VBerwaltungsbefugnifie an den 
von der Gejellichaft aufgeftellten Landeshanptinann ausgejprochen (Nachrichten 
u. ſ. w. 1892, ©. 17 J.). 

VI. Eine genaue Aufzählung der landesherrlichen Befugniffe, welche die 
Neu-Guinea-Kompagnie auszuüben befugt ift, findet fich weder in dem ihr er 
theilten Schußbriefe, noch iſt eine ſolche in dem Webereinfommen vom April 
1892 mit dem Auswärtigen Amte enthalten. In $ 4 der Initruftion für den 
Landeshauptmann vom 2. Juni 1892 find jedoch dieje Berugnifje aufgezäblt. 
Nach dieſer im wejentlichen zutreffenden Aufzählung begreifen jie nach dem 
gegenwärtigen Stande der Verhältniſſe in fich: 

1. die gejammte Handhabung der Nechtspflege im Civilrecht und Straf: 
recht einjchließlich der Strafvollſtreckung und der Gerichtsbarkeit über die Ein— 
geborenen; 

2. die Juſtizverwaltung; 

3. die fremvillige Gerichtsbarfeit einſchließlich 

a) der Einrichtungen zur Beurkundung des Perjonenftandes ; 
b) des Vormundjchaftswejens; 

c) der Regelung der Verlaſſenſchaften; 

d) der Bearbeitung der Grundbuchjachen ; 

e) der Führung der Handels: und Genojjenjchaftsregiiter ; 
f) der Gewährung der Rechtshilfe; 

4. die Handhabung der Polizei; 

5. die Einzichung der Zölle, Steuern und anderen Abgaben ; 

6. die Ordnung des Schiffs- umd ——— insbeſondere die Ein— 
richtung der Seemannsämter und die Wahrnehmung der ihnen obliegenden 
Gejchäfte, Die Beitimmungen der dem Auslandsverfehr zu öffnenden Häfen umd 
die Regelung der Dafenordnung; 

7. die Aufficht über die Thätigfeit der Miffionsgejellichaften und die etiva 
zutreffenden Schuleinrichtungen. 


Fünftes Kapitel. 
Die Verfaſſung und Verwaltung der Schusgebiete im Einzelnen. 
S 22. Die Stellung des Kaifers. Die Gefehgebung. 


I. Nachdem die frage, ob der Kaiſer berechtigt war und ift, Schuß: 
gebiete für das Deutſche Reich zu erwerben, bereits früher ($ 14) beantwortet 
worden ift, handelt es jich hier darum, die Stellung des Kaijers zu erörtern, wie 
ſich diejelbe aus dem Sch—G-G. vom 17. April 1886 ergibt. Es fann dabei 
völlig dahingeftellt bleiben, ob dem Kaifer vor Erlaß dieſes Gejeges in Bezug 
auf die Schuggebiete ein unbejchränftes VBerordnungsrecht zuftand. Sedenfalls 
ift joviel zweifellos, da es vollftändig im Ermeſſen der mit der Regelung 
der Rechtsverhältniffe in den Schußgebieten befahten gejeßgebenden Faktoren 
des Reiches lag, dieje Nechtsverhälmiffe in der einen oder anderen Weife zu 
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ordnen, die Ausübung der dem Neiche in Bezug auf die Schußgebiete zuftehen: 
den Hobeiterechte dem Kaiſer oder dem Bundesrath zu übertragen, und den 
Kaiſer in größerem oder geringerem Grade an die Zujtimmung des Bundes: 
rathes und des Neichstages zu binden. Das Geſetz vom 17, April 1886 be 
jtimmt nun in S 1: „Die Schußggewalt in den deutſchen Schuß: 
gebieten übt der Kaiſer im Namen des Reiches aus.” Dieſe Vor: 
ſchrift — welche unzweifelhaft, wenn auch mit einer wichtigen Modififation in 
Bezug auf die Gejeggebung, dem 8 8 des R.G. vom 9. Juni 1371 betr. 
die Vereinigung von Elſaß und Lothringen mit dem Deutſchen Neiche („Die 
Staatögewalt in Elſaß und Lothringen übt der Kaiſer aus“) nachgebildet ift 
— hat dein Kaiſer alle Rechte, welche den Dentjchen Neiche in Bezug auf 
die deutſchen Schupgebiete zuftehen, zur Ausübung übertragen.) In Folge 
deſſen jtehen dem Kaiſer in den Schuggebieten und in Bezug auf diejelben zu: 
a) diejenigen Nechte, welche er als Vertreter des Neiches bereits auf Grund 
der Reichsverfaſſung und jonftiger Reichsgeſetze bat, wie 3. B. die völferrecht: 
liche Vertretung des Neiches, die Ernennung der mit der Verwaltung der 
Schutzgebiete betranten Neichsbeamten u. ſ. w.; b) diejenigen Nechte, welche fich 
lediglich aus der Souveränetät des Neiches über die Schutzgebiete ergeben.?) 
In Bezug auf die unter a) aufgeführten Nechte ift der Katjer allen den— 
jenigen Beſchränkungen unterworfen, welche fich aus der Neichsverfaffung und 
den Neichsgeiegen ergeben, da fein Grund beitcht, weshalb in Ausübung diejer 
Rechte der Kaiſer anders gejtellt fein jollte, wenn er diejelben in Bezug auf 
die Schuggebtete ausübt; es Find dies nicht Rechte der Schuggewalt, jondern 
der Reichsgewalt. | 
Was dagegen die sub b) aufgeführten Nechte der Schutzgewalt anlangt, 
jo pricht die Vermuthung dafür, daß der Kaifer bei Ausübung derjelben 
unbejchränft und insbejondere weder an die Zuſtimmung des Bundesrathes 
noch) des Meichstags gebunden iſt.) In der zur Berathung des Geſetz— 
entwurfes niedergejehten Neichstagsfommijjion waren zwar weitgehende Bes 
ihränfungen des kaiſerlichen Verordnungsvechtes beantragt worden; jo jollten 
3. B. das bürgerliche Recht, das Strafrecht, das gerichtliche Verfahren, die 
Beichränfungen der Freiheit der Perjonen und des Eigenthums, das Zols 
und Steuerweſen, die Verwaltung des öffentlichen Vermögens, jowie die Normen 
für Herjtellung und Handhabung des öffentlichen Rechtes nur im Wege der 


'; Bornbhat ftellt (S. 10) die Behauptung auf: „In den deutichen Schußgebieten 
üt der Kaiſer als Souverän anzuſehen.“ Tiefe Behauptung it, wie ſchon der Wortlaut 
des $ 1 Sch.-G.-@. ergibt, unrichtig. Souverän über die Schußgebiete ebenfo wie über 
Elſaß-Lothringen it das Reich. Der Kaiſer übt aber im Namen des Reiches bie 
Souveränetät in den Schußgebieten aus. So wenig der Naifer in Elſaß Lothringen in 
Wirklichkeit Landesherr ift, jo wenig it er Sonverän in den Schußgebieten. Es liegt eine 
Telegation durch Geſetz vor, welche durch Geſetz, aber auch nur durch Gefeh wieder auf- 
gehoben werden kann. — Die Frage, ob das Sch.-6.®. eine Verfaſſungs-Aenderung enthält, 
wäre dann zu bejahen, wenn anzunehmen wäre, dab dem Kaiſer vor Erlaß des Geſehes, 
d. b. nach Maßgabe der Reichsverfaſſung allein, die Schußgemwalt zuftand. Da dies nicht 
anzunehmen it, it das Sch.G.=6. als ein einfaches Geieh zu betrachten. Vgl. Hänel 
0.0.0.,5.850. Zorn.a a. DO. S. 572 Note 14. G. Mener, S. 190. 

In gleicher Weiſe bat auch der Kaiſer in Bezug auf EllabLothringen diejenigen 
Rechte auszuüben, welche ihm auf Grund der Reichsverfaſſung zuitehen, und dann diejenigen, 
welche fich aus der jpeziellen Delegation der dem Neiche über Elfaß-Lothringen zuitehenden 
Stantsgemwalt ergeben. . 

»), Geffdena. a. O. ©. 982 fcheint bezüglich des Bundesrathes die enigegengelehte 
Auffaſſung zu haben; diejelbe iſt aber nicht begründet. 
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formellen Neichsgejeggebung geregelt werden fünnen, jo daß der Kaiſer bei 
allen gejeglichen Anordnungen in Bezug auf die angegebenen Gegenjtände an 
die Zuftimmung des Bundesrathes und des Neichstages gebunden geweſen 
wäre. Die betreffenden Anträge wurden jedoch in der Kommiſſion abgelehnt. 
Ebenjo wurde ein bei der zweiten Leſung im Plenum des Reichstages von dem 
Abgeordneten Kayſer geitellter Antrag: dem Bundesrath und dem Neichstage 
beit Ausübung der Schuggewalt eine der Neichsverfaffung entjprechende Mit— 
wirkung zu gewähren, vom Neichstag abgelehnt, jo daß aljo der Kaiſer an 
eine Zujtimmung beider Ktollegien, nämlich des Bundesrathes und des Neichs- 
tages, nicht gebunden it. 

Der Katjer bedarf aber, wie bereits erwähnt, bei Ausübung der Schub: 
gewalt auch nicht der Zuftimmung des Bundesrathes allein. Nach der Ne: 
gierungsvorlage jollten allerdings die fatjerlichen Verordnungen in Bezug auf 
die Nechtspflege in den Schuggebieten mit Zuftimmung des Bundesratbhes 
ergehen; durch die Beichlüffe der Reichstagskommiſſion wurde jedoch dieſe Mit- 
wirfung des Bundesrathes bejeitigt, und ein Verſuch, welcher bei der zweiten 
Lejung des Gejegentwurfes im Plenum des Neichstages gemacht wurde, in 
dieſer Beziehung die Regierungsvorlage wieder herzujtellen, hatte feinen Erfolg. 
Aus Ddiefen Vorgängen ergibt ſich auch, day die Mitwirkung des Bundes 
rathes bet der Ausübung der Schußgewalt durch den Katjer nicht etwa als 
jelbjtverjtändlich vorausgejegt wurde, jo daß eine darauf bezügliche Beitimmung 
überflüſſig geweſen wäre, jondern daß der Kaiſer an eine ſolche Mitwirkung 
überhaupt nicht gebunden ſein joll. 

Anders liegt befanntlich die Sache in Eljah-Lothringen. In $ 3 Abi. 1 
des R.-©. vom 9. Juni 1871 iſt zwar, wie bereits erwähnt, dem Kaiſer die 
Ausübung der Staatsgewalt in Elſaß und Lothringen zur Ausübung über- 
tragen worden, durch die Borjchrift des Abi. 2 $ 3 a. a. O. war aber der 
Kater bis zum Eintritt der Wirkfamfeit der Reichsverfaſſung, alſo für die 
jog. Diftaturperiode, bei Ausübung der Gejeggebung an die Zujtimmung des 
Bundesrathes und bei der Aufnahme von Anleihen oder der Uebernahme von 
Garantien für Eljaß und Lothringen, durch welche irgend eine Belaftung des 
— herbeigeführt werden fonnte, auch an die Zuſtimmung des Reichstags 
gebunden. 

Nach Ablauf der Diftaturperiode wurde gemäß Abi. 4 8 3 a.a. DO. die 
jog. Landesgejeggebung im Neichslande in der Form der Neichsgejeggebung 
ausgeübt, aljo nach Art. 5 RB. durch den Bundesrat und Reichstag. 
Seit Erlaß des R-G. vom 2, Mai 1877 betreffend die Landesgejeggebung 
von Eljaß-Lothringen werden die Landesgejege für Eljaß-Lothringen mit Zu: 
jtimmung des Bundesrathes vom Kaiſer als geſetzgebendem Faktor erlaſſen, 
wenn auch der durch dem kaiſerlichen Erlaß vom 29. Oftober 1874 eingejegte 
Zandesausichuß von Elſaß-Lothringen denjelben zugeitimmt bat. Die Erlafjung 
von Landesgejegen im Wege der Neichsgejegebung ift jedoch in $ 2 M.-G. 
vom 2. Mai 1877 ausdrüdlich vorbehalten worden. 

Der Kaijer ijt jonach, jelbit wenn die Yandesgejege für Elſaß Lothringen 
nicht im der Form der Neichsgejege erlaffen worden, in Bezug auf die reichs- 
ländiſche Landesgejeggebung nicht unbejchränft, jondern an die Zuftimmung 
des Bundesrathes und des eljah-lothringiichen Landesausſchuſſes gebunden. 
Dagegen iſt der Kaiſer bei Erlaß von Gejegen für die Schußgebiete grund: 
Jäglich wenigstens, d. h. abgejehen von den weiter unten noch zu erwähnenden 
Ausnahmen unbejchräntt, er hat die Stellung eines abjoluten Monarchen, jeine 
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Verordnungen haben formell und materiell Gejegesfrait. Wie bereits früher 
ausführlich dargelegt, iſt die „Schutzgewalt“ nichts Anderes als die dem Reiche 
zustehende Souveränetät über die jogenannten Schußgebiete, beſchränkt durch 
die den eingeborenen Häuptlingen vertragsmäßig vorbehaltenen Hoheitsrechte. 
Demgemäß ſteht dem Kaiſer in Bezug auf die Schutzgebiete das Recht der 
Geſetzgebung und die vollziehende Gewalt zu, und zwar grundſätzlich auf allen 
Verwaltungsgebieten (Juſtiz, Inneres, Finanz u. ſ. w.), wobei es ſelbſtverſtänd— 
lich gleichgiltig iſt, daß dieſe ſtaatlichen Funktionen bei den unenwwickelten Ber: 
hältniſſen der Schutzgebiete zunächſt wenigſtens daſelbſt nicht in vollem Umfange 
ausgeübt werden können. 


Wenn nun auch eine Mitwirkung des Reichstages und des Bundesrathes 
bei Ausübung der Schutzgewalt durch den Kaiſer im Sch-G.G. nicht vorge— 
ſehen iſt, ſo iſt dennoch der Kaiſer bei Ausübung der Schutzgewalt keineswegs 
unbeſchränkt. Vielmehr ergeben ſich für den Kaiſer theils aus der Reichs— 
verfafjung, theils aus dem Sch-⸗-GaGe, theils aus ſpäteren gejeglichen Bor: 
Schriften verjchiedene Beſchränkungen bei Ausübung dev Schußgewalt. 

Eine Berchränfung des Kaiſers liegt zunächit ſchon imiofern vor, als die 
Verwendung von Geldmitteln des Neiches zu Gunſten der Schußgebicte nur 
mit Zuſtimmung des Neichstages und Bundesrathes, alſo auf Grund eines 
rormellen Geſetzes (Etatsgejeh oder Spezialgeiet) erfolgen kann. Dieſe Be: 
Ichränfung it aber genau genommen gar feine Beſchränkung des Kaiſers in 
Ausübung der Schugaewalt, denn es handelt ſich dabei um cine Maßregel der 
Reichsfinanzgewalt, bei der cs jtaatsrechtlich gleichgüttig ift, zu welchem Zwecke 
die Mittel des Meiches verwendet werden. 

Tagegen ſind Beſchränkungen Des Kaiſers in Ausübung der Schuggewalt 
Durch das Meichsgeiep vom 30. März 1592 über die Einnahmen und Aus— 
gaben der Schuggebiete injoferne eingeführt worden, als nach Inhalt dieſes 
Geſetzes der Etat der Schuggebiete „durch Geſetz feitgeitellt” wird und Die 
Aufnahme einer Anleihe oder Die Uebernahme einer Garantie „auf dem Wege 
der Geſetzgebung“ erfolgt. Dieſe Beſtimmungen ſind dahin auszulegen, daß 
die Feſtſtellung des Etats der Schutzgebiete und die Aufnahme von Anleihen 
u. ſ. w. im Wege der Reichsgeſetzgebung erfolgt, d. h. daß zu den betreffen- 
den Maßregeln jeweils übereinſtimmende Beſchlüſſe des Bundesraths und Reichs— 
tags nothwendig aber auch ausreichend ſind, ſo daß eine Sanktion des Kaiſers 
nicht erforderlich iſt. Es ergibt ſich dies daraus, daß die Stellung des Kaiſers, 
wie ſie ſich aus der Reichsverfaſſung ergibt, durch das Sch. G.eG., welches 
lediglich die Bedeutung eines einfachen Geſetzes hat, nicht verändert worden ıft.') 

Selbitverftändlich ift ferner, da, wie durcd das Sch-G.G. und durch das 
RG. vom 30. März 1892 Beichränfungen des Naijers in Ausübung der ihm 
übertragenen Schuggewalt eingeführt worden find, Das Neich jeder Zeit befugt 
ift, an Stelle des Kaiſers jeden Gegenftand in den Schutgebieten „im Wege 
der Reichsgeſetzgebung“ zu regeln und daß andererjeits der Kaiſer nicht berechtigt 
ift, irgend eine reichsgetegliche, in den Schußgebieten geltende Vorſchrift ohne 
ausdrüdliche Ermächtigung aufzuheben oder abzuändern.”) 


') Dabei mag es bier ganz dabin geitellt bleiben, ob in Eliah-Lothringen der Kaiſer 
auch dann die Sanktion bei Yandesgefegen bat, wenn dieielben im „Wege der Reichsgeſetz— 
gebung” erlaſſen werden. VBgl. Leoni, Tas öffentliche Recht des Reichslandes Elſaß 

Lothringen I S. 162. j 

Hänel aa. O. S. 850, G. Meyer a. a. O. S. 190 1. 
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Bei Ausübung der Schuggewalt ift der Kaiſer jodann an die Gegen: 
zeichnung des Neichsfanzlers gebunden. In den Verhandlungen in der Kom— 
miſſion des Neichstags, wie im Plenum desjelben wurde dies mit Necht als 
jelbftverftändlich vorausgejegt, denn die Verfügungen des Kaiſers in Ausübung 
der Schutzgewalt ſind ebenſo gut Regierungsakte wie jeder andere Regierungs— 
aft des Kaiſers und fallen daher unter die Vorſchrift des Art. 17 R.Verf., 
wonach der Neichsfanzler die Anordnungen und Verfügungen des Kaiſers gegen: 
zuzeichnen hat. 

Die wichtigſten Schranfen, welche dem Kaiſer bei Ausübung der Schuß: 
gewalt gefteckt Find, liegen in den 88 2 und 4 des Neichsgejeges vom 17. April 
1886 ſelbſt. Nach $2 a.a. D. nämlich bejtimmen fich das bürgerliche Necht, 
das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren emichließlich der Gerichtsver— 
faſſung nach den V sorichriften des Gejeges über die Konfulargerichtsbarfeit vom 
10. Juli 1879, mit gewiſſen in den SS 2 und 3 Sch.G.G., bezw. durch 
dus Neichsgeieh vom 7. Juli 1887 vorgejehenen oder doch für zuläſſig er: 
Härten Modifikationen. Dem Katjer it nur die Feſtſetzung des Zeitpunftes 
des Inkrafttretens des Geſetzes vom 10. Juli 1879 überlaffen worden. Außer: 
dem hat $ 3 zugelajien, daß durch Kaiſerliche Verordnung — werden 
kann, daß in den Schutzgebieten auch andere als dieſim 8 1 Abi. 2 Geſetz 
vom 10. Juli 1879 bezeichneten Perſonen der Gerichtsbarkeit unterliegen, und 
daß durch Kaiſerliche Verordnung verſchiedene durch die beſonderen Verhältniſſe 
der Schutzgebiete veranlaßte Aenderungen des Geſetzes vom 10. Juli 1879 
bezw. der in demſelben in Bezug genommenen Geſetze über das gerichtliche 
Verfahren vorgenommen werden. 

Ebenſo hat 8 4 des Geſetzes vom 17. April 1886 vorgeſchrieben, dab das 
Geſetz vom 4. Mai 1870, betreffend die Ehejchließung und die Beurkundung 
des PBerfonenjtandes von Neichsangehörigen im Auslande in den Schutzgebieten 
zur Amvendung zu fommen hat und dab nur der Zeitpunkt des Inkrafttretens 
des Geſetzes durch Kaiſerliche Verordnung zu bejtimmen tt. 

Soweit nun durch die im Vorſtehenden erwähnten gejeglichen Vorschriften 
das bürgerliche Necht, das Strafrecht u. ſ. mw. geregelt find, ſind Kaiſerliche 
Verordnungen ausgeſchloſſen und it eine Aenderimg der fraglichen geſetzlichen 
Vorſchriften nur durch Reichsgeſetz möglich. Andererjeits wird aber auch jede 
Aenderung der gegemvärtig für die betreffenden Mlaterien geltenden Neichs: 
geſetze auch Für Die Schutzgebiete wirfiam jein, da es offenbar Abjicht des 
Reichsgeſetzes vom 17. April 1856 war, nicht blos das zur Zeit geltende 
Neichsrecht in den Schutzgebieten einzuführen, jondern die jeweils binfichtlich 
der betreffenden Gegenſtände geltenden Geſetze. In allen anderen Beziehungen 
dagegen, alſo auf dem Gebiete der inneren Verwaltung und Polizei, des 
Finanzweſens u. ſ. w, it das Kaiſerliche Verordnungerech unbeſchränkt. 

Selbſtverſtändlich it cs übrigens, daß dieſe Beſchränkung des Kaiſerlichen 
Verordnungsrechts ſich nur auf Die Regelung der betreffenden Verhältuiſſe für 
Diejenigen Perſonen bezieht, welche unter die Geſetze vom 10. Juli 
18579 und 4 Mai 1870 fallen, d. b. alfo die deutichen NeichSangebörigen 
und Schutzgenoſſen. Tagegen ift der Kaiſer in der Negelung des bürgerlichen 
Nechts u. ſ. w. in Bezug auf andere Berfonen, namentlich die Eingeborenen 
durch die Vorschriften dev SS 2 und 4 Sch... in feiner Weiſe beſchränkt. 
Es ergibt ſich dies einmal ſchon daraus, daß der Zweck der im Reichstage 
beigefügten SS 2 und + Sch.G.G. der iſt, den in den ES chuggebieten wohnenden 
oder ſich ——— Reichsangehörigen in demſelben Maße und Umfang den 
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Schuß der Neichsgejege zu gewähren, wie den Neichsangehörigen in den Kon— 
jular — Vor Allem kommt aber in Betracht, daß der Kaiſer nach 
83N. 1Sch.G.G. der deutſchen Gerichtsbarkeit auch noch andere Perſonen, 
als in 8 1Abſ. 2 K.G.G. bezeichnet ſind (deutſche Reichsangehörige und 
Schutzgenoſſen) zwar unterwerfen kaun, aber nicht muß. Der Kaiſer hat 
daher völlig freie Hand, die Rechisverhältuiſfe dieſer Perſonen, alſo insbeſondere 
der Eingeborenen, nach ſeinem Ermeſſen au regeln. Bon Ddiejer Auffaſſung iſt 
auch bisher ausgegangen worden, wie in 8 3 näher dazulegen ſein wird. 

I. Was im Bejonderen das Strafjverordnungsrecht anlangt, fo 
war es wenigitens nach der urſprünglichen Faſſuug des Sch⸗G-G. zweifelhaft, 
ob dem Kaiſer ganz allgemein das Necht zuitehe, Strafverordnungen zu erlajjen, 
injoweit er micht durch ausdrückliche Borichriit der Neichsgejege jelbit 3. B. 
8 145 R.St. G.B.) zum Erlaſſe ſolcher Vorſchriften ermächtigt war.) Im 
Uebrigen hatten dieſes Recht nah S 2 3. 2 Sch-⸗G.G. in Verbindung mit 
84K.G. G. ausſchließlich die an die Stelle des Konſuls tretenden, mit der 
Ausübung der Gerichtsbarkeit in den Schutzgebieten ermächtigten Beamten. 

Nach 8 3 3. 3 Sch G. G.aen. F. welcher beſtimmt, daß durch Kaiſerl. 
Verordnung in Materien, welche nicht Gegenſtand des R.St.G.B. ſind, 
Gefängniß bis zu einem Jahre, Haft, Geldſtrafe und Einziehung einzelner 
Gegenſtände angedroht werden kann, iſt jedoch in unzweideutiger Weiſe dem 
Kaiſer ein allgemeines Strafverordnungsrecht eingeräumt worden. 

Im Entwurfe des NS vom 15. März 1888 war eine derartige Be— 
ſtimmung nicht vorgeſehen, derſelbe wollte nur dem Reichskanzler, dem nach 
dem ScheG.G. a. 7. jedenfalls fein Polizeiverordnungsrecht zuſtand, dasſelbe 
einräumen. In der Reichs tagstonmmiſſion wurde jedoch der Antrag geſtellt, 
dem 8 3 als Wr. 10 folgende Beſtimmung hinzuzufügen: „Durch Kaiſerliche 
Verordnung kann bei Erlaß von Vorſchriften über die durch das St.G.B. 
für das Deutſche Neich nicht berührte Materien gegen die Nichtbefolgung der: 
jelben Gefängniß bis zu einem Jahre, Daft, Gelditrafe und Einziehung ein— 
zelner Gegenjtände angedroht werden. “ 

Zur Begränding Dicjes Antrags, der, wie bereits erwähnt, in etwas ver: 
änderter Geſtalt die Ziff. 3 des 8 3 des Schugebietsgejeges n. F. bildet, 
wurde geltend gemacht, dal; derjelbe eine Lücke im Schutzgebietsgeſetz a. F. 
ausfüllen ſolle, da nach demſelben nur den Beamten der Schutzgebiete ein Straf— 
verordnungsblatt eingeräumt ſei, und auch der neue Entwurf nur dem Reichs— 
kanzler ein ſolches Recht verleihen wolle. Es ſei aber wünſchenswerth, daß 
auch dem Kaiſer ein Strafverordnungsrecht zuſtehe; bei Einräumung desſelben 
könne ohne Bedenken über das bisher feſtgehaltene Strafmaß hinausgegangen 
werden. 

Der Umfang des kaiſerlichen Strajverordnungsrechts ergibt ſich aus ber 
Erwägung, dal in den deutſchen Schußgebieten gemäß 52 =... bezw. 
S 4 8.8.9. das Neichs sitrafgejegbuch zu gelten bat. Inſoweit alſo die Reichs— 
ſtrafgeſetze gewiſſe Handlungen mit Strafe bedrohen, bezw. inſoferne ſich aus 
dem Iubhalte diefer Gelege ergibt, daß diejelben beftimmte Handlungen nicht 
mit Strafe bedroht willen wollen, it für ein faiferliches Strafverordnungs— 
recht fein Raum, demm es kann nicht angenommen werden, day der Geſetzgeber, 
indem er die Einführung der Neichsitrafgeiege in den Schußgebieten anordnete, 

I gl. einerieits meine — in den „Annalen“ 1887 S. 909 ff. und 
anbdererjeits G. Meyer a. a. O. S. 186. 
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gleichzeitig dem Kaiſer das Necht geben wollte, im Widerjpruch mit diejen Ge 
ſetzen jtrafrechtliche VBorjchriften zu erlaſſen. Deßhalb beichränft auch $ 3 
Ziff. 3 des Sch⸗-G.G. das Strafverordnungsrecht des Kaifers auf die durch 
das Neichsitrafgejegbuch nicht berührten Materien und jteht im Einklang 
mit $ 2 des Eimführungsgejeges des Strafgejegbuches, welcher bejtimmte, das 
mit Einführung des Strafgejegbuches die früher in Geltung gewejenen Vor— 
ichriften des Reichs- und Yandesjtrafrechts, injoweit dasjelbe Materien betrat, 
welche Gegenjtand des Strafgejegbuches find, außer Kraft zu treten hatte, das 
gegen die bejonderen Vorjchriften des Neichs: und Landesitrafrechts, namentlich 
über jtrafbare Berlegungen der Preßpolizei, Boft:, Steuer-, Zoll, Filcherer, 
Jagd-, Forſt- und Feldpolizei, über Mißbrauch des Vereins: und Verſammlungs— 
rechts und über den Holz«Forſt“Diebſtahl in Kraft bleiben. Wie aljo das 
Neichsitrafgejegbuch jeinem Zwecke entiprechend und nach dem Grundjate lex 
— generalis vel communis non derogat priori speciali vel singu- 
ari jowohl die älteren Neichs: und Landesitrafgejege in Kraft lich, welche im 
Strafgejegbuche nicht berührte Materien betrafen umd außerdem dem Erlaſſe 
fünftiger Landesgejege, welche jolche Materien zum Gegenjtande haben, nicht 
im Wege steht, ") jo it auch dem Kaiſer die Befugniß eingeräumt worden, in 
Bezug auf alle Materien, welche das Neichsitrafgefegbuch nicht berührt, Straf: 
verordnnungen für die Schußgebiete zu erlajien. Es mag dabei nur noch be 
jonders betont werden, daß, Wie bereits oben angedeutet, die Worte: „in 
Materien, welche nicht Gegenſtand des Reichsſtrafgeſetzbuchs find,“ aus 
dehnend dahin auszulegen find, dal das kaiſerliche Strafverordnungsrecht nicht 
blos ın Bezug auf ſolche Materien ausgejchloffen ericheint, welche im Reichs— 
jtrafgejegbuch geregelt find, jondern auch hinfichtlich jolcher, welche in Speztal- 
gejegen geordnet find, da ja nicht blos das Neichsftrafgeiegbuch, jondern auch 
die dasjelbe ergänzenden jtrafrechtlichen Vorjchriften anderer Neichsgejege in 
den Echusgebieten zur Geltung zu kommen haben. Freilich it dabei zu be 
achten, daß, wie noch weiter unten darzulegen fein wird, nicht alle jtrafrecht- 
lichen Borjchriften der Neichsgejege in den Schußgebieten in Kraft treten. 
Soweit dies aber der Fall ist, bilden die betreffenden Geſetze eine Schranfe 
für das fatjerliche Verordnungsrecht. 

Zweifellos ift ferner, dal das Ztrafverordnungsrecht des Kaiſers ſich nicht 
blos auf die Polizeiftrafverordnungen beichränft, zu deren Erlaß vor 
der Verfündigung der Novelle vom 15. März 1888 die Nichter in den Schup- 
gebieten allein ermächtigt waren, jondern dal; der Kaiſer ermächtigt ift, auch 
andere als polizetliche Strafverordiiungen zu erlaſſen, alſo namentlich trat: 
verordnungen auf dem Gebiete der Zolle und Steuerverwaltung. War zum 
Erlaſſe jolcher Strafverordnungen der Katjer auch ſchon vor der Novelle zum 
15. März 1883 befugt, jo enthält die Ziffer 3 S 3 des Sch.G.G. n. F. 
eine Erweiterung der Machtbefugnii des Kaiſers lediglich in Bezug auf die 
Polizeiitrafverordnungen; jedenfalls find aber für die Zukunft alle Zweifel in 
dieſer Bezichung bejeitigt. Anlangend jodann die Arten und das Maaß der 
Strafen, deren Androhung in den faijerlichen Strafverordnungen zuläſſig Üt, 
jo beitimmt $ 3 Ziff. 3 1. e. in Anlehnung an $ 5 des Einführungsgeietes 
zum Neichsjtrafgejegbuch, dat Gefängni bis zu einem Jahre, Haft, Geldftrafe 
und Einziehung einzelner Gegenftände angedrobt werden fünnen. Mit Recht 


e BE Rüdorff, Strafgefegbuch für das Teutiche Reich. 3. Aufl. (v. Stenglein) 
S. 75 fi. 
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wurde dabei in der Reichstagsklommiſſion hervorgehoben, daß es nicht nothwendig 
war, andere Strafarten als die im Reichsſtrafgeſetzbuch borgeichenen ausdrücklich 
auszujchliegen, da der Kaiſer andere Strafarten als in $ 3 Ziff. 3 des Sc. 
G.G. aufgerührt find, überhaupt nicht androhen darf. 

Die Berordnungen, zu deren Erlaß hiernach der Kaijer befugt ift, laffen 
jich dem Vorſtehenden entiprechend in drei Klaſſen eintbeilen: 

a) gejeßvertretende, jelbjtftändige‘ Verordnungen, welche der Kaiſer 

auf Grund der ihm in $ 1 des Sch-G.eGe übertragenen Schubgewalt 
auf allen Gebieten und hinſichtlich aller Gegenstände erlaſſen kann, 
bezüglich welcher derjelbe nicht durch die Vorjchriften der SS 2 ımd 4 
des Sch.G.G. beichränft it. 
) Verordnungen, welche derjelbe lediglich auf Grund bejonderer 
ım Sch⸗G-G. enthaltener Ermächtigunmgen erlaffen fann. Zu 
diejen Verordnungen gehören namentlich auch die Strafverordnungen, 
ferner alle übrigen in $ 3 des Sch.-G.-G. für zuläſſig erklärten Ver: 
ordnungen, Durch welche Abänderimgen des Nonjulargerichtsbarfeitgejeges, 
der Civilgeſetze, Strafgejege, Prozeßgeſetze und der Serichtsverfaflung 
dorgenommen werden, 
Ausfühbrungsverordnu mgen zum Schutzgebiets Geſetze, joweit der 
Erlaß derjelben nicht durch $ 12 des Sch-G.G. dem Neichskanzler 
überlaſſen iſt. Zu den Aus — zu deren Erlaß der 
Kaiſer befugt it, gehören namentlich Diejenigen, Durch welche der Zeit: 
punkt, an welchem das Koninlargerichtsbarfeitsgejeg in den einzelnen 
Schuggebieten in Kraft zu treten bat, feſtgeſetzt wird. 

III. Das ihm übertragene Verordnungsrecht kann der Kaiſer weiter dele— 
giren, ſoweit nicht aus dem Inhalte der geieglichen Delegation ſich ergibt, daß 
die betreffenden Verordnungen gerade vom Kaiſer zu erlaſſen find, wie dies z. B. 
hinsichtlich der Verordnungen anzunehmen iſt,) durch welche das K. S G. 
in den Schutzgebieten in Kraft geſetzt wurde. 

Die Subdelegation kann erfolgen zunächſt an Kolonialgeſellſchaften in der 
Form der Ertheilung von Schugbriefen oder auch in anderer Weile. Da 
eine derartige Delegation eines Theiles der dem Kater übertragenen Schuß: 
gewalt rechtlich zuläſſig ift, it bereits m S 2 genauer dargelegt worden. 

Ebenjo kann der Kaiſer jein Verordnungsrecht dem Reichskanzler oder 
einem Beamten der Schubgebiete übertragen. Dies iſt in weitem Umfange 
gejichehen, jo wurde z.B. dem Gouverneur für das Stamerungebiet, dem Kom— 
mifjar für das Togogebiet und dem Kommiſſar für das ſüdweſtafrikaniſche 
Schutgebtet, jedem für den ihm unterstellten Amtsbezuf die Befugniß ertbeilt, 
auf dem Gebiete der allgemeimen Berwaltung, des Zoll und Steuerweſens 
Verordnungen zu erlaflen, welche jofort dem Reichskanzler mitzutheilen find 
und durch denjelben aufgehoben — Se (Berordnung vom 19. Juli 1886. 
Reichsanzeiger vom 23. Juli 1886, 171). 

Die gleiche Befugniß wurde ih Kaiert. Verordnung vom 15. Oftober 
1886 dem Kommiſſar für das Schußgebiet der Marschall, Brown: und Provt: 
dence⸗Inſeln ertheilt. (NM. v. 19. Oftober 1886.) 

Inſoweit dem Neichsfanzler oder ſonſt einem Beamten durch Geſetz bereits 
ein Verordnungsrecht eingeräumt iſt, it natürlich für eine Uebertragung des 
— — ſeitens des Kaiſers kein Platz mehr. 


ir) 
— 
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ach $ 11 des ne :$.:.&. n. 5. it aber dem Reichskanzler, welcher 
nach dem — G.G. F. ein ſolches Recht nicht hatte, dasſelbe eingeräumt 
worden. Der Neichsfanzfer bat nämlich 1. die zur Ausführung des Sch-G.G. 
erforderlichen Anordnungen zu erlafien, 2. das Recht für die Schußgebicte 
oder für einzelne Theile derjelben polizeiliche und jonjtige die Verwaltung be 
treffende Borjchriften zu erlaffen und gegen Die Nichtbefolgung derielben Ge— 
fängniß bis zu drei Monaten, Daft, Geldjtrafe und Einziehung einzelner 
Gegenſtände androhen. 

Das ihm eingeräumte Necht zum Erlaſſe von Ausführungsverordnungen, 
wie Bolizeiverordnungen und jonjtigen die Verwaltung betreffenden Verord— 
mungen, fann der Neichstanzler gemäß $ 11 Abjag 3 auch der mit einem fatjerl. 
Schutzbriefe für das betrefiende Schuggebiet verjehenen Kolonialgeſellſchaft, 
jowie den Veamten des Schubgebiets übertragen. 

Von diefer Ermächtigung bat denn auch wiederholt der Neichsfanzler 
Gebrauch gemacht: 

l. Durch Verfügung vom 29. März; 1889 (Riebow a. a DO. ©. 180) 
$ 2 wurde der zur Ausübung der Gerichtsbarfeit zweiter Inſtanz für Die 
Schußgebiete Namerun und Togo und der zur Ausübung der Gerichts: 
barfeit in Togo ermächtigte Beamte für befugt erflärt, erfterer für beide Schuß: 
gebtete, legterer für das Schußgebiet in Togo polizeiliche und jonftige die 
Verwaltung betreffenden Borichriften zu erlaffen umd gegen die Nichtbefolgung 
derjelben Gefängniß bis zu drei Monaten, Daft, Gelditrafe und Einziehung 
einzelner Gegenjtände anzudrohen. Der zur Ausübung der Öerichtsbarfeit erjter 
Inſtanz in Togo ermächtigte Beamte hat ſeine Ber ordnungen ſofort in Abſchrift 
dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit zweiter Inſtanz ermächtigten Beamten 
mitzutheilen, der befugt it, Dieje Verordnungen aufzuheben oder abz juändern. 

2. Durch Verfügung vom 1. Januar 1891 (Riebow a.a. O. S. 327) 
S 2 wurde dem Gouverneur von Oſtafrika die gleiche Befugniß sr das 
ganze ausge übertragen. 

3, Die gleiche \ Befugniß erhielt der Kaiſerl. Kommiſſar für das Schutz— 
gebiet der Marſchall-Inſeln durch die Dienſtanweiſung betr. die Ausübung 
der Gerichtsbarkeit vom 2. Dezember 1886 bezw. 10. März 1890 Abſchn. 1111 
eingeräumt. 

4. Ebenſo wurde diefe Befugniß durch die Dienſtanweiſung betr. die Aus— 
übung der Serichtsbarteit vom 1. November 1886 bezw. 3. Auguit 1888 für 
das Schutzgebiet der Nen-Guinea-Kompagnie dem Yandesbanptmann 
übertragen. 

Neben dem Neichsfanzler ſteht genäß S2 Sch—G-G. in Verbindung mit 
5 + 10.3 8.0.6. auch den vom Neichsfanzler zur Ausübung Der 
Gerichtsbarkeit ermächtigten Kaiſerl. Beamten für die betreffenden 
Schutzgebiete en Polizeiverordnungsrecht zu. 

Anlangend den Umfang des Polizeiverordnungsrechts der Nichter in den 
Schutzgebieten, ſo haben, wie Zorm') mit Necht bervorbebt, die vom Konſul 
auf Grund des $ 4 Abi. 3 a. a. OD. erlaffenen Verordnungen in erjter Linie 
den Zweck, den örtlichen Bedürfniſſen, welche in dem vom Konſul anzınvendenden 
Reichsitrafrecht sicht berüchiichtigt jind, zu genügen. Die Verhandlungen des 
heichstags laſſen aber erjeben, dal die Befngniß des Konſuls weiter gebt, 
und zwar joweit, daß auf dem Wege diejes Verordnungsrechts Beitimmungen 


'" Annalen 1882 ©. 409 ff. 
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der Gejete, welche nach dem Ermeſſen des Konſuls in jeinem Gerichtöbezirf 
jich als unamvendbar daritellen, abgeändert werden fünnen. In den Motiven 
zu 8 4 8.6.6. iſt nämlich darauf hingewieſen, daß die inländischen (deutjchen) 
Strafgefeße in den tomiulargerichtsbezirfen zum Theil unanwendbar jein werden, 
wie Dies bezüglich einzelner der in dem von den Webertretingen handelnden 
Abſchnitte XXIX des Str. G. B., jowie der in anderen Neichsgejegen, z. B. 
der Gewerbeordnung enthaltenen Strafvorſchriften, anzunehmen ſei. Zur Er 
gänzung derartiger Lücken ſoll das Polizeiverordnungsrecht des Konſuls dienen. 

Hienach war alſo beabſichtigt, dem Konſul ein weit über das gewöhn— 
liche Polizeiverordnungsrecht der Behörden hinausgehendes Verordnungsrecht 
einzuräumen, welches nicht blos seeundum und praeter legem, jondern jelbit 
contra legem plaggreifen kann. Dieſes Verordnungsrecht erſtreckt ſich anf die 
gejammte Polizei. Als Polizei wird aber diejenige Ihätigkeit der inneren 
Nerwaltung bezeichnet, welche die Abwehr der der Sicherheit md Wohl— 
fahrt des Staates wie auch der Staat3angehörigen drohenden allgemeinen 
Gefahren mitteljt ne der ‚sreiheit der Perſon und des Eigenthums 
zum Gegenſtande bat!) Auf diefes Gebiet ericheint den Wortlaute des Ge— 
jeßes nach Das Verordnungsrecht des Konſuls beſchränkt. Nach den Verband: 
lungen der Reichstags stommifjion über den Entwurf des Sch.-8.:6. könnte 
man zwar verjucht ſein anzunehmen, daß Tich das Verordnungsrecht der Richter 
in den Schutzgebieten auf Die geſammte Verwaltung, insbeſondere auf die 
Finanzverwaltung beziehen joll. Bezüglich des S3EN. 3 Sch⸗GaGB., wodurch 
das bei Erlaß polizerlicher Vorſchriften sufäßige höchite Strafmaß erhöht 
wurde, tt nämlich im Nommiiionsberichte von 1586 (©. 16) bemerft: „Es 
wurde allfeitig zugegeben, daß das im dieſen Beitimmungen ($ 4 K. G.G.) 
feſtgeſetzte Maximum des Strafmaßes für die Schutzgebiete nicht ausreichend 
jet. Es mühten, da in den Schußgebieten lediglich die Reichsſtrafgeſetze Ans 
wendung finden, Jolche ergänzende —— erlaſſen werden, welche inner— 
halb des Reichsgebiets im Wege der Landesgeſetzgebung gegeben werden fünnten 
und für welche auch in den Konſulargerichtsbezirken durch die territoriale Geſetz— 
gebung, theilweiſe auch durch Strafvorſchriften, welche in die Verträge ſelbſt 
Aufnahme gefunden, Vorkehrung getroffen jet. Namentlich wurde es für noth— 
wendig erachtet, Strafbeitimmumgen für Zolle und Steuerdefrandationen zu 
erlajien, da die betreffenden Beſtimmungen des Bereinszollgejeßes und der 
übrigen Steuergejeße des Reiches ſowie der Einzelitaaten auf die Schußgebiete 
feine Amvendung finden.” 

Dieſe Auffaſſung kann aber nicht als begriindet erachtet werden. Das 
Sch.G.G. hat nad) dem Wortlante des 82 Abi. 2 lediglich das dem Konſul 
zuſtehende Polizeiverordnungsrecht auf die Richter in den Schutzgebieten über— 
tragen. Das Polizeiverordnungsrecht des Konſuls erſtreckt ſich aber nur auf 
denjenigen Theil der inneren Verwaltung, welcher gewöhnlich mit dem Ausdruck 
„Polizei“ im engeren Sinne bezeichnet wird, d. h. diejenige Thätigkeit der 
Behörden der inneren Berwalting, welche in der Abwehr von allgemeinen, 
der Wohlfahrt und Sicherheit des Staatsganzen wie der einzelnen Staats: 
angebörigen drohenden Gefahren mittelft Berchränfung der perlönlichen Freiheit 
der Stuatsbürger beiteht. Das Necht, Strafverordnungen auf dem Gebiete 
des Zoll: und Stenerweſens zu erlajlen, wird nach dem allgemein üblichen 
Sprachgebrauche nicht mit dem Ausdrucke „Bolizeiverordnungsrecht“ umfaßt. 
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Es läßt ſich auch nicht jagen, dak die behauptete Ausdehnung des Polizei 
verordnungsrechts der mit der Ausübung der Gerichtsbarkeit ın den Schutz— 
gebieten betranten Beamten fich daraus ergebe, dat nach den oben mitgetheilten 
Motiven zu $ 4 8.6... das den Konſuln eingeräumte Bolizeiverordnungs- 
recht nicht in jo enge Örenzen gebannt jei, als das Poltzeiverordnungsrecht 
anderer Beamten, denn dieſe Erweiterung des Bolizeiverordnungsrechts des 
Konſuls iſt jedenfalls nur eine qualitative, feine quantitative. Außerdem 
mus 08 in bobem Grade als zweifelhaft ericheinen, ob dieſe qualitative 
Ausdehnung des Polizeiverordnungsrechts des Michterfoniuls auc bei dem 
Nichter im Schubgebiete plasgreift, denn der Grund diefer Ausdehnung trifft 
bei den mit der Ausübung der Gerichtsbarfeit betrauten Beamten der Schut- 
gebiete nicht zu, da in den Echußgebieten durch das Katierliche Verordnungs: 
recht etwa vorhandenen Bedürfniſſen in dieſer Beziehung abgeholfen werden fan. 

Während nach $ 4 Abi. 3K.-GaG. der Konſul im den von ihm erlaflenen 
Polizeiftrafverordnungen nur Gelditrafen bis zum Betrage von 150 Mark 
androhen fann, hatte das Sch-G-G. a. F. in $3 3. 2 zugelajien, daß durch 
faiterl. Verordnung dem zur Ausübung der Gerichtsbarfeit ermächtigten Be: 
amten die Befugniß ertheilt werde, bei Erlaß polizeilicher Vorſchriften acgen 
die Nichtbefolgung derjelben Gefängniß bis zu drei Monaten, Haft, Geldftrafe 
und Einziehung einzelner Gegenſtände anzudrohen. Dieſe Beitimmung findet 
ih) in dem Sch-G.eGen. 3. nicht mehr, da diejelbe mit Rückſicht auf Das dem 
Kaiſer und dem Neichsfanzler jett zuſtehende ausgedehnte Strafverordnungs: 
recht nicht mehr nothwendig it. Der mit der Ausübung der Gerichtsbarkeit 
betraute Beamte ijt daher, was die Höhe der von ihm anzndrohenden Strafen 
anlangt, an Die dem Konſul gejteckte Grenze gebunden. 

Wenn vom Strafverordnumgsrechte des Kaiſers abgejeben wird, jteht Dem 
nach ein Strafverordnungsrecht zu: a) dem Reichskanzler, deſſen Necht 
zunächſt die Boltzeiverordinungen umfaßt, jich aber auch auf den Erlaß jolcher 
Verordnungen eritredt, welche ım Intereffe gewiſſer Verwaltungszweige, nament- 
ich auf dem Gebiete der Finanzverwaltung, nothivendig werden (Ztraf: 
beſtimmungen gegen Zoll: und Steuerdefraudationen). Der Neichsfanzler fann 
das ihm zuftehende VBerordnungsrecht den mit einem Schugbriefe vertchenen 
Kolonialgeſellſchaften übertragen, wie auch den Beamten der Schutzgebiete. 
Im erjteren Falle jtcht das Berordnungsrecht den verfalfungsmäßigen Organen 
der Ktolonialgeiellichaft, alfo der Direktion oder dem Direftionsratb, zu, Die 
ihrerjeits befugt find, ihr Necht weiter an die Beamten der Gefellichaft zu 
delegiren, fich aber an die etwa vom Neichsfanzler in diejer Dinficht gegebenen 
Anordnungen halten müſſen. b) Den mit Ausübung der Öerichtsbarfeit 
betrauten Beamten der Schußgebiete nach Maßgabe des $ 4 Abi. 3 K. GG. 

Die verichtedenen vom Kaiſer, dem Neichstanzler und den mit Ausübung 
der Gerichtsbarkeit betrauten Beamten erlaſſenen Strafverordnungen jtehen im 
Verhältnig der Leber: und Unterordnung in der Weile, daß die Verordnungen 
des Neichskanglers, der Ktolonialgejellicharten und der Beamten der Schutigebicte 
den Ffaijerlichen Berordnungen nicht wideriprechen dürfen und die Polizei: 
verordnungen der Beamten der Schußgebiete die durd) die Verordnungen des 
Neichsfanzlers gezogenen Schranfen einhalten müfjen.') Daraus folgt nament- 
lich, day der Neichsfanzler die Verordnungen der ihm unterstellten Beamten 
wieder aufheben fann. 
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Die im Vorſtehenden dargelegten Vorſchriften über die Zuſtändigkeit be— 
ziehen ſich nur auf die Erlaſſung der für die Unterthanen verbindlichen jog. 
Nechtsverordnungen, während zum Erlaſſe der lediglich an die Behörden und 
Beamten gerichteten jog. VBerwaltungsverordnungen (Imitructionen, Dienit: 
ammeijungen u. j. 1.) jede vorgejeßte Behörde gegenüber ihren Untergebenen 
ohne bejondere Ermächtigung befugt it. 

Schließlich iſt nur darauf aufmerkſam zu machen, daß nach $ 8 des 
Vertrages vom 20. November 1890 mit der deutich- oftajrifaniichen Geſellſchaft 
(vgl. $ 21) die Regierung verpflichtet iſt, von dem Erlaß von Geſetzen und 
Verordnungen für das Küſtengebiet, deſſen Zubehörungen, die Inſel Mafia 
und das Gebiet des Kaiſerl. Schutzbriefs die oſtafrikaniſche Geſellſchaft zur gut— 
achtlichen Aeußerung aufzufordern, ſoferne nicht die Dringlichkeit des Falles 
eine Abweichung von der Regel erheiſcht. Ebenſo beſtimmen die 83 7 und 8 
des mit der Jaluitgejellichaft abgeichlofjenen Vertrags vom 21. Januar 1888, 
dab Gejege und Verordnungen, welche die Verwaltung des Schutzgebiets der 
Marſchall-Inſeln betreffen, nur nach Anhörung der Geſellſchaft erlaſſen wer— 
den ſollen, und daß beim Erlaß örtlicher Verwaltungsmaßregeln der Kaiſerl. 
Kommiſſar möglichſt im Einvernehmen mit der Vertretung der Jaluitgeſellſchaft 
zu handeln hat. 

IV. Wie bereits in $ 21 dargelegt iſt, hat die Neu-Guinea-Kompagnie 
in ihrem Öebiete nicht blos die vollziehende Gewalt auszuüben, jondern jte 
kann auch auf denjenigen VBerwaltungsgebieten, bezüglich welcher nicht im Schuß: 
briefe vom 17. Mai 1885 ein ausdrüdlicher Vorbehalt zu Gunsten des 
Neiches gemacht wurde, unter Oberaufjicht der Kaiſerl. Negierung Verord— 
nungen mit gejeglicher Kraft erlaſſen. Nicht übertragen iſt aber der Geſell— 
Jchaft die auswärtige Verwaltung, die Militärverwaltung und die Negelung 
der Nechtspflege. Auf diejen Berwaltungsgebieten kann daher die Neu-Guinea— 
Kompagnie keinerlei Verordnungen erlajlen, bezw. nur injoweit und mur in 
dem Umfange, als fie, abgejehen von der allgemeinen Ermächtigung des Kaiſerl. 
Schutzbriefs hiezu ausdrüclich ermächtigt worden it. Was insbejondere die 
Nechtspflege anlangt, jo ijt nach dem Wortlaute des Schugbriefs dem Reiche 
die Negelung der Nechtsprlege nicht blos über die deutſchen Neichdangehörigen, 
bezw. ————— und die Europäer, ſondern auch über die Eingeborenen 
vorbehalten. Durch Kaiſerl. Verordnung vom 7. Juli 1888 (Niebow a. a. O. 
S. 532) wurde jedoch der Neu: Guinea-Kompagnie die Ausübung der Ge: 
richtsbarfeit über die Eingeborenen bis zum Ablauf des Jahres 1897 über- 
tragen. Auf Grund Ddiejer Uebertragung bat denn auch die Direktion der 
Neu-Guinea-Kompagnie am 21. Oftober 1888 eine Strajverordnung für die 
Eingeborenen erlajjen. (Niebow a. a. D. ©. 555 ff., Nachrichten u. j. w. 
1883 ©. 165 ff.) Im Uebrigen konnte, bezw. fann der Kaiſer der Neu— 
Guinea: -Kompagnie das Verordnungsrecht auf dem Gebiete der ‚Rechtöpflege 
nur imjoweit übertragen, als ihm jelbjt nach Mahgabe der SS 2 md 4 
Sch.G.“G. ein Verordnungsrecht in diejer Beziehung zujteht. Es wird nun 
anzunehmen jein, daß in der Uebertragung der Landeshoheit durch den Kaijerl. 
Schutzbrief auch die Ermächtigung a” Erlajje von Ausführungsporjchriften 
zu den in den SS 2—4 Sch.G.G. erwähnten Gejegen liegt, joweit der 
Kaiſer dieſe Ausführungsvorjchriften nicht jelbjt erlajien hat. Demgemäß hat 
* die Neu-Guinea-Kompagnie die Ausführungsvorſchriften zum R-G. vom 

Mai 1870 über die Eheſchließung der Reichsangehörigen im Auslande er— 
En (Vgl. $ 27.) Außerdem fommt in Betracht, daß der Reichsfanzler 
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ermächtigt ift, das ihm in S11 Sch.G.G. eingeräumte Necht, die zur Aus— 
führung des Sch.“G.G. erforderlichen Anordnungen zu erlajjen, auf mit einem 
Kaijerl. Schußbriefe verjehene Kolonialgejellichaften zu übertragen. Auf Grund 
diefer Ermächtigung bat der Neichsfanzler durch Verfügung vom 3. Auguſt 
1888 (Niebow a. a. D. ©. 438) der Neu-Guinea-Kompagnie für ihr Schuß- 
gebiet die Befugnis übertragen, gegen die Nichtbefolgung polizeilicher und ſonſtiger 
die Verwaltung betrefiender Vorſchriften Gefängniß bis zu drei Monaten, Daft, 
Seldftrafe und die Einziehung einzelner Gegenftände anzudrohen. 

Erlaffen werden die von der Nem:Guinea-Klompagnie ausgehenden Ver: 
ordnungen von der Direktion. Nach S 23 des Statuts hat nämlich die 
Plenarverjammlung der Direktion u. MW. zu bejchliegen: 1. über die Grund: 
jäße, nach welchen die der Kompagnie übertragene Landeshoheit im Schutz— 
gebiet in Nechten und Prlichten auszuüben tt; 2. über die auf Grund der 
Landeshoheit zu erlafjenden Verordnungen, welche der Genehmigung der Reichs— 
regierung bedürfen. 

Das Verordnungsrecht der Kompagnie wird hienach grumdjäglich von der 
Direktion ausgeübt. Nach $ 2 der von der Direktion mit Genehmigung des 
Neichsfanzlers erlajienen Verordnung vom 24. Juni 1886 (Nachrichten u. j. w. 
1886 ©. 57) bezw. $ 6 der Injtruftion vom 2. Juni 1892 ift jedoch der Yandes- 
hauptmann ermächtigt, im Namen der Direktion in dringlichen Fällen Ver— 
ordnungen, welche nicht unter Die dem Meiche nach dem Gelege vom 17. April 1886 
vorbehaltene Geſetzgebung fallen, zu erlaffen und zur Ausführung zu bringen ; 
er muß aber jolche Verordnungen unverzüglich zur Kenntniß der Direktion 
bringen. Außer diefem dem Landeshauptmann durch die Direktion der Neu: 
Guinea-Kompagnie übertragenen VBerordnungsrechte, iſt demjelben wie bereits 
erwähnt, als dem zur Ausübung der Gerichtsbarfeit ermächtigten Beamten auch) 
durch die Dienjtanweilung betr. die Ausübung der Gerichtsbarfeit im Echuß- 
gebiete der Neu:Guinca-Kompagnie vom 1. November 1886, bezw. 3. Juli 1888 
Abſchn. III 1a, die Befugniß eingeräumt, bei Erlaß polizeilicher Vorjchriften 
für das gejammte Schußgebiet oder für einen Theil desjelben gegen die Nicht: 
befolgung der Vorſchriften Gefängniß bis zu drei Monaten, Haft, Gelditrafe 
und Einziehung einzelner Gegenjtände anzuordnen. iebow a.a. O. ©. 455. 
Bol. auch den Erlaß vom 24. Juni 1886, Riebow ©. 437.) 

V. Anlangend die Verkündigung und das Infrafttreten der für 
die Schußgebiete erlaſſenen Gejege und Verordnungen, jo iſt zuerſt auf S 47 
K.G.G. binzuweiien, welcher vorjchreibt, daß neue Geſetze, joweit reichs: 
gejetlich nicht etiwas Anderes beftimmt it, in den Konjulargerichtsbezirfen nach 
Ablauf von vier Monaten von dem Tag ab verbindliche Kraft erlangen, an 
welchem das betreffende Stück des MNeichsgejegblattes oder der Preußiichen 
Geſetzſammlung in Berlin ausgegeben worden iſt. Nach vorftcehenden Aus- 
führumgen it es wohl jelbjtverjtändlich, daß fich diefe Beſtimmung nur auf 
diejenigen Neichsgejege und preußischen Gejege beziehen fann, welche in den 
Schußgebieten um deiwillen zur Amwendung zu fommen haben, weil in den- 
jelben das 8.-©.:6. eingeführt it, dagegen nicht auf die faiferlichen Verord- 
nungen, welche in Ausübung der Schußgewalt erlajien wurden. Für dieſe 
Verordnungen können der Kaiſer bezw. die zum Erlafje derjelben ermächtigten 
Beamten und Stolonialgejellichaften jelbjt den Termin bejtimmen, an welchem 
fie in Kraft treten jollen. 

Hinfichtlich der Polizeiverordnungen ift zu erwähnen, dat der Erlaß und 
die Aufhebung derjelben, nad) $ 4 Abi. 4 8-G.-G. in der für fonfulariiche 
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Bekanntmachungen ortsüblichen Weile, jedenfalls durch Anheftung am die 
Gerichtstafel erfolgen joll. Es wird hienach dem Nichter im Schußgebicte 
bezw. der Neichsregierung freifteben, eine zweckmäßige Form jür die Verfünd- 
ung zu bejtimmen. 

Bezüglich der Verkündigung der vom Kaiſer auf Grund der $$ 1, 2, 3, 
4, 7 Sch.G.-G. zu erlafjenden, mit Geſetzeskraft ausgejtatteten Verordnungen, 
war in der Neichstagsfommiition beantragt worden, in das ©ch.-6.G eine 
Beitimmung aufzunehmen, welche den Kaiſer ermächtigte, über die Form 
der Bekanntmachung, ſowie des Yeitpunftes des Inkrafttretens derjelben Vor: 
ihriften zu erlaſſen.) Eine jolche Ermächtigung wurde jedoch in das 
Sch-GG. nicht aufgenommen. Sie ijt auch überflüſſig, weil dem Kaiſer 
das Necht, welches man ihm beilegen wollte, an und für jich jchon zujteht. 
Man könnte zwar verjucht jein, anzunehmen, daß die Verkündigung jolcher 
Verordnungen gemäß Art. 2 R-V. bezw. nach der Verordnung vom 26. Juli 1867 
$1 im Neichsgejegblatte zu erfolgen habe. ?) Allein eine genauere Betrachtung 
ergibt, dab dies nicht der Fall ıjt. Art. ZN WB. bezieht ſich nämlich, wie 
ihon der Wortlaut ergibt, lediglich) auf die von den gejeßgebenden Faktoren, 
dem Bundesrath und dem Neichstag, beichlojienen Gejete, kann alſo auf die 
bier in Rede jtehenden fatjerlichen Verordnungen in feiner Weiſe angewendet 
werden. Ebenjo wenig trifft bier der $ 1 der Verordnung von 26. Juli 1867 
zu, nach welchem die Anordnungen und Verfügungen des „Bundespräfidiums“ 
im Reichsgeſetzblatte verfündet werden jollen. Ganz abgejeben davon, daß 
dieje Beitimmung jederzeit vom Kaijer jelbit wieder abgeändert werden kann, 
paßt dicjelbe auch gar nicht auf die vom Kaiſer in Ausübung der ihm über: 
tragenen Schuggewalt erlafjenen Verordnungen. Der Kaiſer fann vielmehr 
durchaus jelbjtändig beftinnmen, in welcher Weiſe dieje Verordnungen, ſowie 
die Verordnungen der faijerlichen Beamten in den Schuggebieten zu veröffent- 
lichen find.?) ‚Ebenjo wird es den Ktolonialgejellichaften freiitehen, über die 
Art und Werje der von ihnen in Ausübung der Landeshoheit zu erlafjenden 
Verordnungen VBorjchriften zu treffen, wie es bereits die Neu-Öuinea-Kompagnie 
gethan hat. 

Bisher find in diefer Beziehung folgende Vorjchriften erlafjen worden : 
In 8 2 der Kaiſerl. Verordnung vom 19. Juli 1886, betr. den Erlaß von 
Verordnungen auf dem Gebiete der allgemeinen Verwaltung, des Zoll- und 
Steuermwejens für die weitafrifanischen Schußgebiete iſt bejtimmt, daß die Ver: 
kündigung der vom Gouverneur für das Kamerungebiet, und den Kommiljairen 
für das Togogebiet und das ſüdweſtafrikaniſche Schußgebiet zu erlafjenden 
Verordnungen in ortsüblicher Weije, jedenfall® durch Anheftung an Die 


Komm.Ber. ©. 21, 22 umd 25. 
2) Joel S. 216 ff. | 
>, &s darf wohl auch im dieſer Hinficht auf die Analogie von Elſaß-Lothringen bin- 
—— werden; durch Geſeß vom 3. Juli 1871, betr. die Verkündung der Geſetze und 
rordnnungen (in Elfaß-Potbringen), hat der Kaiſer in Gemäßheit des Reichsgeſeßes vom 
9. Juni 1871 beitimmt, dab die für Elſaß-Lothringen erlafienen Gelee und Berordnungen 
in einem bejonderen Gefegblatt für Elſaß-Lothringen zu verfündigen find. — Nad einem 
in der Kommiſſion von 1886 geitellten Antrage ſollte allerdings die Verfündigung der Ge: 
feße für die Schußgebiete im Reichsgeſetzblatt erfolgen. Allein der Antragiteller ſchlug auch 
vor, daß die Geſezgebung durch den Bundesrath und Reichstag ausgeübt werde, und daher 
waren aud in $ 2 des Antra es die Geſetze für die Schußgebiete ausdrüdlic als Reichs— 
ce” bezeichnet. Nachdem diejer Antrag abgelehnt worden ift, liegt aber die Sache fo, wie 
e im Zerte erörtert iſt. 
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Serichtstafel zu erfolgen bat.) Ebenſo ift in $ 2 der Kaijerl. Verordnung 
vom 15. Oftober 1886, betr. den Erlaß von Verordnungen auf dem Gebiete 
der allgememen Verwaltung, des Zoll: und Stenerwejens für das Schußgebiet 
der Marschall, — und Providence— Inſeln beſtimmt, daß die vom Kommiſſar 
zu erlaſſenden Verordnungen in ortsüblicher Weiſe jedenfalls durch Anheftung 
an die Tafel des Regierungsgebäudes verkündigt werden müſſen. Für das 
Schutzgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie iſt ferner durch Verordnung der 
Direktion vom 26. Juni 1886 Niebow ©. 437) mit Genehmigung des 
Meichstanzlers vorgeichrieben worden ($ 1), daß Verordnungen, welche von 
der Direktion der Neu:-Öuinea-ompagnie fraft der ihr verlichenen Landeshoheit 
erlajfen werden, in dem in Berlin herausgegebenen amtlichen Blatte „Ber: 
ordnungsblatt für Das Schubgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie“ abgedrudt 
werden und jofern ein anderer Termin darin nicht beitimmt iſt, drei Wochen 
nach dem Tage in Kraft treten, an welchem das amtliche Blatt an der dazu 
beitimmten Tafel in dem Geſchäftshauſe der Centralſtation —— — in 
Kaiſer Wilhelmsland angeheftet worden iſt. Außerdem bat $ 2 dem Landes— 
hauptmann das Recht beigelegt, in dringlichen Fällen Berorbnungen, welche 
nicht unter die dem Neiche durch das Sch.G.G. vorbehaltene Geſetzgebung 
fallen, zu erlaſſen und zur Ausführung zu bringen; jolche Verordnungen, | oivie 
Bolizeivorjchriften, welche der Landeshauptmann auf Grund des $ 3 R. 
Sch.G.G. und der ihm ertbeilten Ermächtigung zur Ausübung der —— 
barkeit erläßt, treten in Kraft, ſofern nicht darin ein anderer Termin beſtimmt 
iſt, drei Wochen nach dem Tage, an welchem ſie an der dafür beſtimmten 
Tafel in dem Geſchäftshauſe der Gentralitation in Finſchhafen angeheftet 
worden ind. 

Andere Beitimmungen find in diejer Beziehung nicht erlaflen worden, 
namentlich ift nicht ausdrüdlich vorgeichrieben, daß die Verordnungen des 
Kaiſers, des Neichstanzlers und der Beamten der Schußgebiete im amtlichen 
Stolonialblatt, das jeit dem 1. April 1890 von der Ktolonialabtheilung des 
Auswärtigen Amtes herausgegeben wird, verfündigt werden müjjen. Jedoch 
muß die Publifation in dieſem Amtsblatte für genügend erachtet werden, daß 
die Katjerl. Regierung in der Wahl der Publitationstorm frei iſt.) Selbſt— 
verſtändlicher Weiſe können die Kaiſerl. Verordnungen auch im Reichsgeſeh⸗ 
blatte veröffentlicht werden, indem mangels einer anderweitigen Vorſchrift 
Art. 2 R.V. bezw. die Verfaſſung vom 26. Juli 1867 für anwendbar betrachtet 
werden fünnen, Die Verordnungen des Neichstanzlers und der Beamten der 
Schußgebiete werden im Kolonialblatte verfündigt; außerdem aber auch noch 
bejonders in den betreffenden Schuggebieten in der dajelbjt vorgejchriebenen 
oder üblichen Form. 

VI Was endlich die Frage des geograpbij hen Öeltungsbereichs 
der für die Schutzgebiete erlafienen Geſetze und. Verordnungen anlangt,’) jo 
it in Diefer Beziehung Folgendes zu bemerken: Ju der ordnungsmäßigen Ver— 
kündigung eines Gejeges oder einer Verordnung liegt der Befehl gerichtet an 


Bgl. in dieſer Beziehung die Verordnung des Kaiſerl. Kommiſſärs für das a 


gebiet betr. die Veröffentlihung von Geſetzen und Verordnungen vom 6. September 1 
Riehow a. a. O. S. 254). 

Zorn a. a. O. 586. — Zweckmäßig wäre es allerdings, wenn ausdrüdlidh be- 
ſtimmt wäre, in welcher Weile die Verordnungen des Kaiſers und des Reichskanzlers ver- 
fündigt werden müſſen, um rechtsgültig zu fein. 

 Aorna.a. ©. 5. 568. — Kol. 3tg. 1893 ©. 30 ft. 
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die der Staatsgewalt unterworfenen Perjonen, die obrigfeitliche Anordnung zu 
befolgen. Nach dem jog. Territorialitätsprinzip iſt nun jede tm Gebiete eines 
Staates befindliche Perſon den Gejegen dieſes Staates unterworfen; der 
Geltungsbereicd) eines Geſetzes erjtredt ſich ſoweit, als der durch die Grenzen 
bezeichnete Machtbereich des betreffenden Staates gelft, joferne natürlich nicht 
im Geſetze jelbjt der Geltungsbereich enger geſteckt iſt. In gewöhnlichen Ver: 
hältniſſen bietet die Beſtimmung des geographiichen Geltungsbereichs feine 
weiteren Schiwierigfeiten, da die Staatsgrenzen genau fejtgejtellt und damit 
die Grenzen der Wirkſamkeit und Geltung eines Gejeges feit beitimmt find, 
Anders liegen aber die Verhältnijje in den Kolonien, wo die Grenzen nicht 
jelten unbejtimmt und jchwanfend jind und rasch wechſeln. In Betracht 
fommt hier hauptjächlich der Gegenjag zwiſchen Interejjeniphäre und Schuß: 
gebiet. Da über die Interejjeniphäre der betreffende Staat noch feine Foloniale 
Herrichaft bejigt, jo kann derjelbe auch für eine Interefjeniphäre feine Geſetze 
mit unmittelbarer Geltung und Wirkſamkeit erlaſſen; erit wenn die Intereſſen— 
ſphäre durch Offupation, d. 5. Begründung ſtaatlicher Herrichaft zum Schuß: 
gebiete wird, ift dies möglich. So lange aljo unjere jog. Schußgebiete noc) 
zum großen Theile bloße Interejjeniphären find, geht der Geltungsbereich der 
für diejelben erlajjenen Gejege und Verordnungen jeweils nur joweit, als that: 
jächlich die deutjche Herrichaft begründet ift; erweitert fich aber in der angegebenen 
Weiſe das „Schuggebiet” gegenüber der „Interejieniphäre“, jo dehnt fich auch 
gleichzeitig der Geltungsbereich der für das Schußgebiet erlaffenen Nechtsvor: 
jchriften aus, ohne daß es einer neuen Verkündigung für das neuerlich der 
deutjchen Herrichaft unterworfene Gebiet bedürfte. Vernünftiger Weile kann 
nämlich der Gejeggeber bei Erlaß jeiner Vorjchriften gar feine andere Abjicht 
gehabt haben, als daß fie jeweils jo weit in Wirkſamkeit treten, als das jeiner 
Herrichaft unterworfene Gebiet reicht, da jonjt bei jeder allmählig und fat 
unmerflich ſich vollziebenden Ausdehnung der Herrichaft das Gejeg oder die 
Verordnung men verfündigt werden müßte, was praftiich gar nicht durchführbar 
wäre. In diefer Weije ift auch bei dem Erlaſſe der Gejege und Verordnungen 
für die deutjchen Schußgebiete verfahren worden. Als das die Nechtsverhält- 
niſſe der Schutzgebiete regelnde Gejeg vom 17. April 1886 erging, wurde es 
jelbftverjtändlich nicht blos für die verhältnigmäßig geringfügigen Landſtrecken 
erlaſſen, welche damals bereits thatjächlich der deutſchen Herrſchaft unterworfen 
waren, jondern für alle Gebiete, auf die jich im Anschlu daran die deutjche 
Herrichaft in Zukunft erjtredten würde. Es verjtand fich aber von jelbit, daß 
mit der thatjächlichen Ausdehnung der deutſchen Herrichaft auch Die bereits 
verfündigten gejeglichen VBorjchriften, ohne daß eine wiederholte Verkündigung 
nothwendig War, im den neuerdings der Herrichaft des Neiches unterjtellten 
Gebieten in Kraft traten. Dabei war umd ift e8 gar nicht nothwendig, daß 
in dem betreffenden Gejeß oder in der betreffenden Verordnung ausdrücklich 
beitimmt it, dal die darin enthaltenen VBorjchriften auch fir die Intereſſen— 
ſphäre gelten jollen, twie dies z. B. in der Verordnung des Kaiſerl. Kommifjars 
für das jüdweftafrifaniiche Schußgebiet vom 4. Januar 1892 betr. die Aus: 
übung der Jagd geichehen ift, da dieje Beſtimmung, wie hervorgehoben, ſich 
von ſelbſt veriteht. 

Unterm 2. Mai 1894 ijt num eine Slaiferl. Verordnung ergangen (Kol.Bl. 
©. 265), inhaltlich deren der Reichskanzler ermächtigt wurde, für diejenigen, 
innerhalb einer deutjchen Interefjeniphäre gelegenen, zu dem Schußgebiete 
bisher nicht gehörenden Gebietstheile, Hinfichtlich deren der fortjchreitende Ein: 

Annalen bes Deutichen Reihe. 1895, 44 
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fluß der deutſchen Verwaltung die Vereinigung mit dem Schußgebiet angezeigt 
ericheinen läßt, die hiezu erforderlichen Anordnungen im Betreff der Organtjation 
der Verwaltung und Rechtspflege nach Maßgabe der für das Schußgebiet 
geltenden Borſchriften zu treffen. 

Dieſe Verordnung iſt für die hier in Rede ſtehende Frage ohne Belang, 
ſie hat nur Bedeutung, inſoferne der Reichskanzler zur Vornahme der in der 
bisherigen Intereſſenſphäre erforderlichen Verwaltungseinrichtungen allgemein 
ermächtigt erſcheint, jo daß alſo die betreffenden Vorſchriften nicht durch Kaiſerl. 
Verordnung getroffen werden müſſen, jondern hiezu eine Verordnung des Reichs— 
kanzlers genügt. 


S 23. Die Regierung und die Berwaltungsorganifation der IScubgebiete.' 


I. Das Sch.G.G. enthält weder in Bezug auf die Organe der Eentral- 
verwaltung noch in Bezug auf die Behördenorgantjation in den Schutgebieten 
jelbjt bejondere Beitimmungen. Nur die Organtiation der Nechtspflege und 
der Giviljtandsverwaltung ift durch die SS 2-4 Sch. G. G. bezw. das Konſular— 
er und im gewiſſer Weiſe auch durch das Reichsgeſetz von 

Mai 1870 in den Grundzügen wenigſtens geregelt. Es iſt vielmehr im 
en G.G. als jelbjtverjtändlich vorausgejegt, dab an der Spite der geſammten 
Kolonialverwaltung in unmittelbarer Unterordnung unter dem Kaiſer Der 
Neihsfanzler, al$ verantwortlicher Kolonialminiſter ſteht. Derielbe wird 
bei Bejorgung der folonialen Angelegenheiten dur) das Auswärtige Amt 
des Neiches unterftüßt, in welchen jeit dem 1. Aprit 1890 unter dem Titel 
„Kolonialabtheilung“ eine vierte Abtheilung für die Beſorgung der Angelegen— 
heiten der deutichen Schutzgebiete geichaffen it, beitehend aus einem Direktor, 
vortragenden Näthen und emer Anzahl Dilfsarbeiter. Dieſe Abtheilung iſt, 
joweit es jich um die Beziehungen zu auswärtigen Mächten und die allgemeine 
Bolitif handelt, dem Staatsjefretär des auswärtigen Amtes unterftellt. In 
allen „eigentlichen Kolonialangelegenheiten“ dagegen, insbejondere auch ın allen 
organiatorischen Fragen fungirt die Kolonialabtheilung derartig jelbjtändig 
unter VBerantwortlichkeit des Neichskanzlers, daß der Abtheilungsvoritand dein 
oberiten Chef der Neichsverwaltung unmittelbar Vortrag eritattet, und unter 
der Bezeichnung „Auswärtiges Amt, Kolonialabtheilung“, die von der letzteren 
ausgehenden Schriftitücde jelbit zeichnet. (Val. die Bekanntmachung im Sol. 
Bl. vom 15. Juli 1890 S. 119, Niebow ©. 3). Durch Allerhödjte Ver— 
ordnung vom 12. Dezember 1894 (Kol.Bl. S. 647) ift dann noch beitimmt 
worden, dab die gejammte Verwaltung der Schubgebiete einchlieglich der Be— 
hörden und Beamten der Kolonialabtheilung des auswärtigen Amtes unter- 
jtellt wird, welche die hierauf bezüglichen Angelegenheiten unter diejer Be: 
zeichnung und unter der unmittelbaren Berantiortlichfeit des Reichskanzlers 
wahrzunehmen hat. Im Uebrigen jprach die Verordnung wiederholt aus, Daß 
die Stolonialabtheilung dem Staatsjefretär des auswärtigen Amtes unterjtellt 
iſt, ſoweit es ich um die Bezeichnungen zu auswärtigen Staaten und um Die 
allgemeine Bolitif handelt. Durch die Verordnung vom 12. Dezember 1894 
hat die Kolonialabtheilung eine gegen früher viel jelbjtändigere und unabhäng— 
igere Stellung befommen; jie it jeßt in Bezug auf die eigentlichen Kolonials 
angelegenheiten eine dem auswärtigen Amte foordinirte oberſte Neichsbehörde. 


) G. Meyer a. a. O. S. 164 fi. — Zorn a. a. O. S. 574 fi. 
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Der Kolonialabtheilung des auswärtigen Amtes iſt in dem durch den Aller: 
höchſten Erlaß vom 10. Dftober 1890, (N.-.:Bl. S. 179, Kol.Bl. S. 267, 
Riebow ©. 3) geichaffenen „Kolonialrath“ ein jachverftändiger Beirath gegeben, 
dejien Zuſammenſetzung, Zuftändigfeit u. ſ. w. durch Verfügung des Weiche: 
fanzlers vom 10. Dftober 1890 genauer geregelt it. Nach diejer Verfügung 
werden die Mitglieder des Kolonialraths vom Neichsfanzler ernannt. Die 
mit Kaiſerl. Schußbrief ausgeitatteten oder in den Schußgebieten durch die An- 
lage wirtbichartlicher Unternehmungen von bedeutendem Umfang in Ihätigteit 
befindlichen Nolontalgeiellichaften werden aufgefordert werden, aus ihrer Mitte 
Mitglieder zum Kolonialrath in Vorschlag zu bringen. Im Uebrigen erfolgt 
die Berufung aus den Kreiſen der Sachverftändigen nach dem Ermeſſen des 
Reichskanzlers (3 1). Die Ernennung der Mitglieder erfolgt für je eine 
Sigiumgsperiode des Stolonialratbs mit dreijähriger Dauer ($S 3 und Ver: 
fügung des Neichsfanzlers vom 14 April 1895 Kol. Bl. ©. 221). Die Mit: 
glieder des Kolonialraths verjehen ihr Amt als Ehrenamt vorbehaltlich 
einer den auswärtigen Mitgliedern zu gewährenden Entichädigung 8 2). Mit— 
glieder der Ktolonialabtbeilung, ſowie Vertreter anderer Behörden fünnen mit 
Genehmigung des Neichskanzlers den Sitzungen des Kolonialraths mit berathen- 
der Stimme bewohnen (5 5). Der Nolonialrath tritt auf Berufung des Neichs- 
fanzlers unter dem Borfige des Yeiters der Stolontalabtheilung des auswärtigen 
Amtes oder des mit jeiner Stellvertretung beauftragten Beamten der Kolonial— 
abtheilung zujammen. Er bat ſein Gutachten über alle Angelegenbeiten ab: 
zugeben, welche ihm von der Kolonialabtheilung überwieſen werden, und it 
befugt, über jelbjtändige Anträge feiner Mitglieder Beſchluß zu fallen. Der 
Geſchäftsgang wırd durch eine vom Neichstanzler genehmigte Gejchäftsordnung 
geregelt. (Diejelbe ijt bei Niebow ©. 57 abgedrudt.) Der Kolonialrath wählt 
aus jeiner Mitte einen jtändigen Ausſchuß von drei Berionen, welche außerhalb 
der Sigungen der Hauptverjammlung von der Nolontalabtheilung um jein Gute 
achten in einzelnen Fragen mündlich oder jchriftlich befragt werden kann ($ 6). 

1l. Die VBerwaltungsorganiiation der einzelnen Schuß: 
gebiete im Sch-GeG. jelbit zu regeln, war weder notwendig noch auch 
veranlaßt. Es war dies nicht nothwendig, weil dem Kaiſer die Ausübung der 
gejammten Schuggewalt übertragen it, in der einen Beſtandtheil derjelben 
bildenden vollziehenden Gewalt aber die Befugniß liegt, die Verwaltungsorgani- 
jatton der Schußgebiete jelbftändig zu regeln. Die Aufnahme von auf diejen 
Gegenſtand bezüglichen Beltimmungen in das Sch—-G.G. war auch in feiner 
Weiſe veranlaßt, weil es ſich bier um erjt allmälig zu jchaffende und den 
praftijchen Bedürfniffen anzupajjende Einrichtungen handelte und jede Be— 
ichränfung des fatjerlichen VBerordnungsrechts nur zu Unträglichfeiten hätte 
rühren fünnen. Das 

In Bezug auf die Behördenorganijation der Schußgebiete iſt der Kaiſer 
jedoch dadurch bejchränft, daß er die durch das 8.6... bezw. das Sch⸗G.G. 
feitgejtellte Gerichtsorganijation nicht verändern kann. Außerdem liegt eine 
Beſchränkung des Kaiſers inioferne vor, als die Feftitellung des Haushalts 
der einzelnen Schuggebiete nad) Maßgabe des Neichsgejeges vom 30. März 1892 
durch Gejeg erfolgt und der Kaiſer daher feine Behörden einrichten fann, für 
welche die finanziellen Mittel nicht durch das Etatsgejeg bewilligt find. Die 
ihm zuftehende Organijationsgewalt kann natürlich der Kaiſer auch auf den 
Reichskanzler übertragen, wie dies bezüglich der „Intereſſenſphären“ durch die 
Verordnung vom 2. Mai 1894 (vol. $ 22 a. E.) geichehen it. 

44* 
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Für das Gebiet der Neu:Guinea-Kompagnie jteht der Gejellichaft 
jelbft das Necht der Behördenorganifation zu, da in der der Gejellichaft zur 
Ausübung übertragenen Landeshoheit auch die jog. Organiſationsgewalt be 
griffen iſt. Selbjtverjtändlich jteht aber das Necht der Gerichtsorganifation, 
ſoweit es jich um die Rechtspflege über Europäer handelt, der Gejellichaft nicht 
zu. (Bgl. darüber $ 21.) 

Die —— im Gebiete der Marſchalls-Inſeln iſt 
—5 Sache der kaiſerlichen Regierung, wenn auch nach dem Vertrage vom 

Januar 1888 die Jaluitgeſellſchaft die Verwaltungskoſten trägt. Die 
— hat das Recht, die für die örtliche Verwaltung erforderlichen Be— 
amten, welche vom kaiſerlichen Kommiſſar vorbebaulic der Genehmigung des 
Reichskanzlers ernannt werden, nad) 8 3 des Vertrags in Vorſchlag zu bringen. 
(Vgl. $ 21.) 

III. In den unmittelbaren Schußgebieten ftehen an der Spite 
der lofalen Regierung und Verwaltung faijerl. Beamte, welche den Titel Gou— 
verneur, Kommiffar oder Landeshauptmann führen. Der Gouverneur von 
Kamerun ijt gleichzeitig Oberfommiljar für Togo» und Generalfonjul für den 
Golf von Guinea. Der Kommiſſar (Landeshauptmann) für das Togogebiet, 
welcher dem Gouverneur in Kamerun unterjtellt und zugleich zum Konſul für 
die Goldküſte ernannt tft, rejfortirt auch als Tolcher vom Gouverneur in deſſen 
Eigenschaft ala Generalfonjul für den Golf von Guinea. 

Zur Unterjtügung jind den an der Spike der einzelnen Schußgebtete 
jtehenden Beamten Hilfsbeamte beigegeben, namentlich zur Bejorgung der richter⸗ 
lichen Geſchäfte Kanzler oder Oberrichter (im Deutſch-Oſtafrika), dann Finanz: 
beamte, Zollbeamte u. j. w., ſowie jelbitverjtändlicher Weile das nöthige Sub- 
altern: und Unterperjonal. Die jänmtlichen in der Verwaltung der betreffen 
den Schußgebiete angeftellten bezw. verwendeten Beamten jind den Gouverneuren 
und Kommiſſaren bezw. LYandeshauptleuten umterjtellt. Es find dies theils 
Beamte der allgemeinen Berwaltung (Bezirfgamtmänner, Bezirksbeamte, Station: 
vorjteher u. j. w.), theil® Beamte der für beiondere VBerwaltungsjweige be: 
jtellten Behörden: Zollbehörden, Poftbehörden, Bergbehörden u. ſ. w.') 

Dem Gouverneur von Namerım war in der eriten Zeit ein aus drei 
vom Gouverneur alljährlich zu ernennenden, in der Kolonie anſäſſigen Mit- 
gliedern zujammengejegter Berwaltungsrath beigegeben. Derjelbe iſt vom Gou— 
verneur durch Verordnung vom 20. Juli 1855 eingejeßt worden. Die Mit— 
gliedſchaft war obligatoriſch; den Vorſitz führte der Gonverneur, der eine ge— 
eignete Perſönlichkeit als Hroiotollſuhre zuzog. In einzelnen Fällen, wo es 
ſich um Verhältniſſe der Eingebornen handelte, konnte der Gouverneur einen 
oder mehrere Häuptlinge den Berathungen des Verwaltungsrathes beiwohnen 
laſſen. Der Verwaltungsrat hatte den Gouverneur beim Erlaß von Ver: 
ordnungen, ſoweit ſie jich auf die Verwaltung der Stolonie beziehen, durch jein 
Gutachten zu unterjtügen. Wurde von demjelben gegen eine Verordnung ein 
jtimmig Beſchwerde erhoben, jo mußte darüber auf Antrag eines Mitgliedes 
die Entjcheidung des Neichsfanzlers eingeholt werden; die Beichtwerde hielt je: 
doc) die Ausführung der Verordnung nicht auf. 

Für das Togogebiet war durch Verordnung des Kommiſſars vom 
15. Januar 1886 ebenfalls cin Verwaltungsrath) ins Leben gerufen worden. 


) Dentichriften über die Schußgebiete, 6. Yenislaturperiode des Neidystags 11. Seilion 
1885/86, Nr. 21 und 44. 
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Derjelbe bejtand aus drei Mitgliedern, welche vom Kommiſſar alljährlich aus 
den Vertretern der dortigen europäifchen Firmen gewählt wurden, und einem 
Protofollführer. Den Vorſitz führte der faiferliche Kommiffar. In denjenigen 
Fällen, wo es ſich um einheimische Verhältniſſe handelte, fonnten auch ein oder 
mehrere eingeborene Häuptlinge oder jonftige Sadyverjtändige zur Theilnahme 
an den Berathungen zugezogen werden. Der Verwaltungsrath jtand in allen 
lofalen Angelegenheiten dem Kommiſſar als berathende Behörde zur Seite; 
die zu erlaffenden Verordnungen wurden, joweit fie fich auf die Verwaltung 
des Schutzgebiets beziehen, demjelben zur Begutachtung vorgelegt, wobei jedoc) 
die Enticheidung dem Kommiljar vorbehalten blieb. 

Die größeren Schußgebiete find im mehrere Verwaltungsbezirfe zerlegt, 
an deren Spige den Gouverneuren untergeordnete Beamte stehen. So theilte 
3. B. der Kommandanturbefehl vom 6. Auguſt 1890 (Kol.“Bl. ©. 221) das 
oftafrifaniihe Schuggebiet in eine nördliche Provinz (bis zum Rufidji) 
und eine jüdliche Provinz (jüdlich des Rufidji) ein und zerlegte die nördliche 
Provinz in jechs Stationsbezirfe: Tanga, Bangani, Saadani, Bagamojo, 
Dar:e3:Salaam und an der Rufidj Mündung. Ein Gouvernementsbefehl vom 
9. Aprit 1891 (Kol.Bl. S 334) hat dann in Abänderung des Kommandantur— 
befehls vom 6. Augujt 1890 die deutich-oftafrifaniiche Küfte im fünf Bezirke 
zerlegt: Tanga, Bagamojo, Dar-cs:Salaam, Kilwa und Mgan. (Bol. auch 
Gouvernementsbefehl vom 22. Mai 1891 a. a. DO. ©. 335 betr. die Haupt- 
und Nebenzollämter.) Endlich haben die Runderlaſſe des Kaiſ. Gouverneurs von 
25. Auguſt 1894 und 4 Januar 1895 (Kol.-Bl. ©. 155) die Grenzen der einzelnen 
Bezirke (Kilima-Ndſcharo-Bezirk, Mafinde, Tanga, Pangani, Bagamoyo, Kiloſſa, 
Mpwapwa, Kiſaki, Ulanga, Dar-es-Salaam, Kilwa, Yundi) genauer feftgeitellt. 

Ebenjo wurden auf Grund der Allerhöchiten Verordnung vom 2. Mai 1394 
(j. 0.) durch Verfügung des Neichsfanzlers vom 16. September 1894 (Kol.Bl. 
S. 495) gewiſſe Landjchaften und Gebiete des vjtafrifanischen Binnenlandes 
(Interejjeniphäre) dem Jurisdiftionsbezirfe, ſowie dem jtandesamtlichen Bezirke 
des Kaijerl. Bezirksrichters für den nördlichen Theil des Schutzgebiets und andere 
dem Zurisdiktionsgebiete des Bezirksrichters für den jüdlichen Theil zugewiejen. 

Das jüdmwejtafrifaniiche Schußgebiet ift in drei Bezirfshaupt- 
mannjchaften, Keetmannshoop, Windhoek und Otyimbingwe getheilt, zu welcher 
noch eine vierte mit dem Site in Waterberg hinzukommen wird.) Im diejen 
Bezirkshauptmannjchaften joll künftig der Schwerpunft der Verwaltung der 
diejelben umfaſſenden Gebiete liegen. Denjelben find eine Anzahl von Orts: 
polizeibehörden unterjtellt, welchen die Durchführung der Gejege und Verord— 
nungen im Zuſammenwirken mit den Häuptlingen der Eingeborenen obliegt. Die 
Ortspolizeibehörden find in Verwaltungs: und Polizeiſachen die unterjte Inſtanz, 
joweit nicht im wichtigeren Angelegenheiten die Entjcheidung den Bezirks: 
hauptmannjchaften jelbft übertragen ift. Gegen die Entjcheidung der Orts— 
polizeibehörde jteht die Beſchwerde an die Bezirfshauptmannjchaft und gegen 
deren Beichluß die Beichwerde an den Landeshauptmann offen. (Vgl. auch 
die Eintheilung der Gerichtsjprengel $ 24.) 

Die Befugniſſe der in den Schußgebieten angejtellten Beamten jind weder 
durch Gejeß noc Verordnung genauer fejtgejegt oder umgrenzt, joweit es ich 
nicht um die Ausübung der Gerichtäbarfeit und die jtandesamtlichen Gejchäjte 
anlangt, für welche die einjchlägigen Neichsgefege maßgebend find, durch die 


) Mol. Beilage zum Kol.-Bl. 1894 ©. 107 f. 
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auch die Zuftändigfeit der betreffenden Beamten geregelt iſt. Die Zuftändigfeit 
und die Befugniſſe des an der Spige der einzelnen Schutzgebiete ſtehenden 
Beamten ergeben jich jedoch infoferne von jelbit, als ſie als Vertreter des 
Kaiſers die geſammte „Schuggewalt“ in dem betreffenden Schußgebiete aus- 
zuüben baben, joweit die darin liegenden Befugniſſe nicht dem Kaiſer oder 
dem Neichsfanzler, bezw. ſonſtigen Neichsbehörden vorbehalten find, wie z. B. die 
Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten. Im Uebrigen ergeben ſich ihre Be- 
fugniſſe aus den ihnen ertheilten Kommiſſorien und (nicht veröffentlichten) Dienſt 
injtruftionen.!) Das Gleiche ift der Fall bei den den Gonverneuren u. ſ. w. 
unterjtellten Bebörden und Beamten, deren Befugniſſe jich theils aus dein ihnen 
überwiejenen Wirfungstreis und den ihnen ertheilten Dienjtinftruftionen, theils 
aus den im einzelnen Verordnungen enthaltenen Borjchriften ergeben. (Bgl. 

3. B. $ 49 der Verordnung vom 15. Auguſt 1889 über das Bergweien in Süd— 
—55 welcher die Zuſtändigkeit der Bergbehörde feſtgeſtellt bat.) 

Bei denjenigen Berugnifien, welche eine bejondere Ermächtigung voraus: 
jegen, wie das Necht Verordnungen zu erlaflen oder die Gerichtsbarfeit aus: 
zuüben, muß natürlich dieie befondere Ermächtigung gegeben jein. 

Außer den aus der Ausübung der Schuggewalt in den einzelnen Schup- 
gebieten jich ergebenden Funktionen fünnen den Beamten der Schuggebiete aud) 
noch Fonjulariiche Befugnifje übertragen werden. 

Durch $5 Sch—G.Gen. F. iſt nämlich dem Neichstanzler das Recht 
beigelegt worden, die Befugniſſe, welche den deutichen Konſuln nach anderen 
als den beiden ins 2 und S 4 bezeichneten Geſetzen zuitehen, Beamten in den 
Schußgebieten zu übertragen. 

In der Begründung des Geſetzentwurfes iſt für Dieje Beſtimmung geltend 
gemacht worden, daß die Befugniſſe, welche den deutſchen Konſuln im Aus— 
lande zuftehen, Durch die SS 2 und 4 Sch.-G.-©. vom 17. April 1886 gewiſſen 
Beamten der Schußgebiete infoweit übertragen worden feien, als es ſich um 
Die in den Geſetzen über die Nonfulargerichtsbarfeit und über die Eheſchließung 
Neichsangehöriger im Auslande geregelten Angelegenheiten handelt. Das Be 
dürfniß nach der Möglichkeit einer ſolchen Uebertragung habe ſich jedoch auch 
in einer Reihe anderer Angelegenheiten ergeben, in welchen die Reichsgeſetze, 
wie z. B das Geſetz betreffend die Nationalität der Kauffahrteiſchiffe vom 
25. Oftober 1867 und die Seemannsordnung vom 26. Dezember 1872 für die 
Vornahme gewiſſer Funktionen außerhalb des Neichsgebietes die deutſchen Konjuln 
für zuſtändig erklären. Da nun deutſche Konſularbehörden in den Schutzgebieten 
nicht vorhanden ſind, jo fehle es daſelbſt für eine unmittelbare Anwendung 
der in Rede ſtehenden geſetzlichen— Vorſchriften an einer nothwendigen Voraus— 
ſetzung und ſei deshalb der Erlaß einer bezüglichen Vorſchrift nothwendig. Es 
iſt zweifelhaft, ob eine derartige Vorſchrift nothwendig war, und ob nicht dem 
Kaiſer das Necht zuſtand, auf Grund der ihm übertragenen Schußgewalt den 
Beamten der Schußgebicte die Ausübung der betreffenden Funktionen zu über: 
tragen. Die Tirefttion der Neu-Guinea-Kompagnie hielt ſich in der Ihat 
auch befugt, auf Grund der ihr ertheilten landeshoheitlichen Gewalt eine Ber: 


"; Die feiner Jeit dem Gouverneur von Kamerun und den Nommilfarien von Togo 
und Südweſtafrika ertbeilten Kommiſſorien (Vgl. Verhandl. des Reichstags, 6. Yegist.-Ber., 
11. Zeji. 1885/86, Trudi. Nr. 21 5. 3—4) lauteten daber ganz allgemein dahin: „In den 
Schutzgebieten die Intereſſen des Reiches wahrzunehmen, für Ruhe und Ordnung mit allen 
Mitteln Sorge zu tragen und den Reichsangehörigen, wie den Unterthanen anderer be— 
freundeter Staaten und den Fingeborenen Schu und Sicherheit zu gewähren.“ 
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ordnung vom 7. Auguſt 1387 betreffend die Errichtung von Seemannsämtern 
im Schuggebiete zu erlafjen. Freilich ließ ſich auch eine andere Anſicht ver— 
treten, wie dies z. B. ©. Meyer ©. 218 ff. gethan hat. Jedenfalls ſind 
jetzt alle möglichen Zweifel durch die ‚ausdrückliche Geſetzesvorſchrift bejeitigt. 

Die Funktionen, welche hier in Frage fommen können, find, abgejehen 
von dem in den bereits erwähnten Neichsgejegen vom 25. Oftober 1867 und 
27. Dezember 1872 aufgeführten Funktionen, auf welche jpäter noch genauer 
einzugeben jein wird, hauptjächlich folgende: 

a) Nach SS 16 und 17 R.G. vom 8. November 1867 betreffend die 
Organijation der Bundeskonſulate u. ſ. w. ſteht den Reichskonſuln innerhalb 
ihres Amtsbezirfes in Anjehung der Nechtsgeichäfte, welche Neichsangehörige 
errichten, insbeſondere auch derjenigen, welche diejelben mit Fremden jchließen, 
das Necht der Notare dergejtalt zu, day die von ihnen aufgenommenen und 
mit ihrer Unterjchrift und ihrem Siegel verjehenen Urkunden den innerhalb 
der Bundesjtaaten aufgenommenen Notariatsurfunden gleich jtehen. 

b) Nach 8 18 des Gejeges vom 8. November 1867 find die Konſuln 
berufen, der in ihrem Amtsbezirke befindlichen Verlaſſenſchaften verjtorbener 
Reichsangehöriger ſich anzunehmen, wenn ein amtliches Einſchreiten wegen Ab— 
weſenheit der nächſten Erben oder aus ähnlichen Gründen geboten erſcheint. 
Sie ſind hiebei insbeſondere ermächtigt, den Nachlaß zu verſiegeln und zu 
inventariſiren, den beweglichen Nachlaß, wenn die Umſtände es erfordern, in 
Verwahrung zu nehmen und öffentlich zu verkaufen, ſowie die vorhandenen 
Gelder zur Tilgung der reflitehenden Schulden zu derwenden.') 

c) Die Konſuln find nach $ 25 a. a. O. befugt, den in ihrem Amtsbezirke 
jich aufbaltenden Neichsangehörigen Bälle auszuftellen, ſowie Bälle zu vifiren. 

Auf Grund des $5 Sch.-G.-©. find ermächtigt worden zur Wahrnehmung 
der Befugniſſe, welche den dentjchen Konſuln nach $ 16 des Ge). vom 25. Oftober 
1867, und nach $ 35 des Geſ. vom 3. November 1867 zujtehen, ſowie derjenigen 
Befugniiie, welche dem deutichen Konſulaten als Seemannsämter nad) der See: 
mannsordnung vom 27. Dezember 1872 und noch ſonſtigen Reichsgejegen obliegen: 

1. Durch Verfügung des Reichslauzlers vom 29. März 1889 Riebow 
a. a. D. ©. 180) im jedem der beiden Schußggebiete von Kamerun und 
Togo der zur Ausübung der Gerichtsbarkeit eriter Inſtanz ermächtigte Beamte; 

2. durch Verfügung des Neichsfanzlers vom 1. Januar 1891 (Ricbow 
a. a. O. ©. 326 f.) in Oſtafrika die zur Ausübung der Gerichtsbarfeit 
erjter Inſtanz ermächtigten Beamten je für ihre Bezirke; 

3. durch Verfügung des Neichsfanzlerd vom 25. Mai 1890 (Riebow 
a. a. D. ©. 441) bezw. vom 21. Februar 1894 Kol-Bl. ©. 121) für das 
Schußgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie der Landeshauptmann, der 
gleichzeitig berechtigt erklärt wurde, die Wahrnehmung diejer Befugniſſe vor: 
behaltlich der Genehmigung des Neichsfanzlers anderen Beamten des Schuß: 
gebiets zu übertragen, den Sit diefer Beamten zu bejtimmen und die Aufficht 
über deren Amtsführung auszuüben ;?) 


) Es handelt fich dabei um diejenigen Beamten der Schußgebiete, melde nicht mit 
der Ausübung der Gerichtsbarteit betraut find, denn dieſe lebteren Beamten baben von 
felbit die Befugniſſe des Nachlabgerichtes nach Mabaabe der Vorschriften des preußiichen Rechts. 

?) Vgl. in diefer Beziehung die Verfügungen des Landeshauptmanns von 4. Juni 
1894 umd vom 14. Juni 1894 betreffend die Webertragung konſulariſcher Befugniſſe auf 
den faiferlichen Richter des S mo der Neu-Guinea-Hompagnie zu Herbertshöb bezw. 
Friedrich Wilhelmshafen Kol.“Bl. S. 525 u. 546). 
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4. Durch Verfügung des Neichsfanzlers vom 29. März 1889 im Schutgebiete 
der Marichall-Injeln der Kaiferl. Kommifjar (Niebow a. a. DO. ©. 564). 

IV. Die Beamten in den Schußgebieten find vom Kaiſer ernannte Reichs: 
beamte, welche in Bezug auf ihre Nechte und Pflichten, ihre Disziplin u. ſ. w. 
nach den Vorjchriften des Neichsbeamtengejeges vom 31. März 1873 zu be 
urtheilen find, ſoweit nicht bejondere Vorſchriften für fie gelten, was in der 
That der Fall ijt, da fie eine bejondere Klaſſe von Neichsbeamten daritellen, 
zumal fie auch nicht aus der Neichsfaffe, jondern aus den Mitteln der Schup- 
gebiete bezahlt werden.')?) Zur Ergänzung der Vorſchriften des Gejeges vom 
31. März 1873 erging am 31. Mai 1837 das Neichsgejeg betr. die Nechts- 
verhältnifie der faiferl. Beamten in den deutſchen Schußgebieten. Nach S 1 
desjelben kann durch Beichluß des Bundesraths beftimmt werden, dal den 
faijerl. Beamten, welche im den deutſchen Schußgebieten eine längere als ein: 
jährige Verwendung gefunden haben, die dajelbit zugebrachte Dienftzeit bei der 
Penſionirung doppelt in Anrechnung zu bringen üt. 

Wie in der Begründung des Gejegentwurfs mit Recht hervorgehoben ift, 
fommt den in den deutjchen Schußgebieten angeftellten Beamten der $ 51 des 
Neichsbeamtengejeges nicht zu Gute. Nach $ 51 wird nämlic) bei der Penſionir— 
ung der gejandtichaftlichen und der bejoldeten Konjulatsbeamten die in Dit: 
und in Mittelafien, Mittel: und Südamerifa zugebrachte Dienjtzeit doppelt an- 
gerechnet, während bei Verwendung derartiger Beamten in anderen außer— 
europäischen Ländern es dem Beſchluſſe des Bundesraths vorbehalten bleibt, 
entiprechende Beitimmungen zu treffen. Diejer aus der Nichtanwendbarfeit des 
S 51 des Reichs-Beamten-Geſetzes auf die Beamten der Schutgebiete für dieſe 
fich ergebenden Unbilligfeit war bis zu einem gewiſſen Grade durch einen Be- 
ichluß des Bundesraths vom 21. Januar 1886 vorgebeugt worden, nach welchem 
die Vergünftigung des $ 51 a. a. D. auf die bejoldeten, mit fonjularijchen 
Befugniſſen angeltellten fatjerlichen Beamten für die in den Schußgebicten von 
Togo, Kamerun und Südweltafrifa verbrachte Dienftzeit Anwendung findet. 
Durch 8 1 des Gejeges vom 31. Mai 1837 iſt nım die Möglichkeit gegeben, die 
Vergünftigung des $5l a. a. D. allen Beamten aller Schußgebiete zuzuwenden. 

In 8 2 des Geſetzes vom 31. Mai 1887 ift ferner bejtimmt, daß Die 
Gouverneure, Kanzler und Kommiffare für die deutichen Schußgebiete durch 
fatjerliche Berfügung jederzeit mit Gewährung des gejeglichen Wartegeldes einfts 
weilig in den Nubejtand verjegt werden fünnen. Dieje Beltimmung it bier 
durch das dienjtliche Intereſſe ebenjo gerechtfertigt, wie bei den diplomatiſchen 
Agenten und Konjuln. 

Im Uebrigen jind bezüglich der Nechtsverhältnifje der Beamten in den 
Schupgebieten zwei Kaiſerl Verordnungen ergangen, nämlich eine Verordnung 
vom 3. Augujt 1888 betr. die Nechtsverhältnifje der Landesbeamten in den 
Echuggebieten von Kamerun md Togo Nicbow ©. 180 ff.), welche in 
Art. 1 beitimmt: „Das Geſetz betreffend die Nechtsverhältniffe der Reichs— 





) Wird ein Ausländer als failerl. Beamter in einem Schußgebiete angeitellt, fo er 
langt er die NReichsangehörigkeit nach Maßgabe des S 6 des Sch—GeG.en. F. Auherdem 
fteht ihm das Recht zu, von irgend einem Bundesitaate die Verleihung der Staatsangehörige 
feit zu fordern. G. Meyer, 5. 113 ff. — Bei Ausländern, welde in den Dienft einer 
Kolonialgejellichaft treten, it dies natürlich nicht der Fall. 

Vorſchriften über die Vorbildung der Kolonialbeamten beitehen bis jet in Deutſch— 
land nicht; jedoch iſt denſelben im orientaliihben Seminar Gelegenheit zur Aus- 
bildung in den Sprachen gegeben. Vgl. Beneke; die Ausbildung der Kolonialbeamten 1894. 
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beamten vom 31. März 1873 nebjt den dasjelbe abändernden und ergänzenden 
Gejegen vom 21. April 1886 und 31. Mai 1837, ſowie das Geſetz betreffend 
die Fürſorge für die Wittiven und Waijen der Neichsbeamten der Zivilver: 
waltung vom 20. April 1881 nebjt dem Abänderungsgejege vom 5. März 1888 
finden, joweit nicht in den nachfolgenden Artikeln ein Anderes bejtimmt ift, 
auf die Nechtsverhältniffe der Beamten der Schuggebiete von Kamerun umd 
Togo, welche ihr Dienfteinfommen aus den Fonds diefer Schußgebiete be 
ziehen, mit der Maßgabe entiprechende Anwendung, daß wo in jenen Gejeßen 
von dem Neich, dem Neichsdienjt, den Neichsfonds oder anderen Einrichtungen 
des Reiches die Nede ijt, das betreffende Schußgebiet und deſſen entjprechende 
Einrichtungen zu verjtehen find.“ Die in der Verordnung vom 3. Augujt 1888 
enthaltenen bejonderen Beftimmungen find folgende: 

a) Nach SS 66 Abi. 1 N. G. von 31. März 1873 hat bei einem Beamten, 
welcher eine kaiſerliche Beitallung erhalten hat, die Entjcheidung über die Ver: 
jegung in den Nuhejtand durch den Kaiſer im Einvernehmen mit dem Bundes: 
rath zu erfolgen. Gemäß Art. 2 Verordnung vom 3. Auguſt 1888 ſteht dieje 
Enticheidung dem Kaiſer allein zu. 

b) Die Befugniffe, welche nach den im Art. 1 der Verordnung bezeich- 
neten Gejegen der oberiten Neichsbehörde zuitchen, werden gemäß Art. 3 der 
Verordnung durch dem MNeichsfanzler ausgeübt, ſoweit nicht durch die Verord: 
nung jelbit cin Anderes bejtimmt üt. 

Ingleichen erfolgen die in $ 5 Abi. 1 (Beitimmung derjenigen Beamten, 
an welche die Gehaltszahlung vierteljährlich erfolgen joll), $ 185 (Beitimmung 
der Höhe der den Neichsbeamten bei dienjtlicher Bejchäftigung außerhalb ihres 
Wohnortes zujtchenden Tagegelder und Fahrkoften, ingleichen des Betrags der 
bei Verjegung derjelben zu vergütenden Umzugsfoften), $ 39 (Bewilligung einer 
Penſion an eimen vor Vollendung des zehnten Dienjtjahres dienftunfähig 
gewordenen Beamten, welcher auf Gewährung einer Penſion feinen Anſpruch 
hat), $ 52 (Anrechnung gewiſſer Beichäftigungen in die für den Penſions— 
anjpruch mahgebende Dienstzeit), $ 68 Abi. 2 (PBenjionirung eines vor dem 
Zeitpumnfte, mit welchen die Penſionsberechtigüng für ihn eingetreten wäre, 
dienftunfähig gewordenen Beamten), R-G. vom 31. März 1873 und 51R.G. 
vom 31. Mai 1837 GBeſchlußfaſſung über Doppelte Anrechnung der Dienjtzeit 
bei der Benjionirung der in den Schuggebieten verwendeten faijerlichen Beamten) 
vorgejehenen Bejtimmungen und Entjcheidungen ausjchlieglich durch den Reichs— 
fanzler an Stelle des Bundesrathes, bezw. des Kaiſers. 

Die nach $ 66 Abi. 2 N: vom 31. März 1873 über die Penſionir— 
ung derjenigen Beamten, welche feine faijerliche Beitallung erhalten haben, von 
dem Neichskanzler zu treffende Entſcheidung ift endgiltig, aljo der in $ 66 
Ab). 2 a. a. D. vorgejehene Nefurs nicht zuläſſig. 

ec) Der Reichskanzler bejtimmt, imvieweit einem in den Ruheſtand oder in 
den einjtweiligen Ruheſtand verjegten Beamten die Koften des Umzuges nad) 
dem innerhalb des Reiches von demfelben gewählten Wohnort zu gewähren find. 
(Art. 39.8. 

d) Die auf das Disziplinarverfahren bezüglichen Beftimmungen in 88 84 
bis 124 R.-G. vom 31. März 1873 bleiben außer Amvendung. Die Ent- 
jcheidung über die Entfernung eines Beamten aus dem Amt erfolgt, falls der: 
jelbe eine kaiſerliche Beitallung erhalten hat, durch den Kaiſer, andernfalls 
durch den Gouverneur von Kamerun. Bor der Entjchetdung it der Beamte 
zu hören und der Thatbeftand unter Berücdjichtigung der von dem Beamten 
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geltend gemachten Entlaitungsmomente fejtzujtellen. Gegen die Enticheidung 
des Gouverneurs findet Beichwerde an den Neichsfanzler ſtatt. Dieſelbe ıft bei 
dem Gouverneur anzumelden; Die Friſt zur Anmeldung beträgt drei Monate, 
die Beichwerde hat aufichtebende Wirkung. (Art. 5 d. V.) 

Die in $ 127 (Suſpenſion eines Beamten, gegen welchen ein gerichtliches 
Strafverfahren eingeleitet, oder die Einleitung eines fürmlichen Disziplinar- 
verfahrens verfügt wird, bezw. ft), $ 123 Abi. 2 (Beichränfung der im Falle 
der Suſpenſion emes Beamten iumebebaltenen Uuote des Dieniteinfommens 
auf dem vierten Their), $ 131 (Bericht über vorläufige Unterjagung der Amts: 
verrichtungen eines Beamten bei Gefahr anf Verzug durch Vorgeſetzte, welche 
zur Amtsſuſpenſion nicht berechtigt Find) der oberiten Neichsbehörde übertragenen 
Befugniſſe werden vom oberiten Beamten im Schuggebiete ausgeübt. Gegen 
die Entſcheidung findet Beichwerde an den Reichskanzler ſtatt. Die Beſchwerde 
bat feine aufichiebende Wirkung. (rt. 6 d. V.) 

Ebenjo ift eine kaiſerl. Verordnung vom 22. April 1894 betr. die Nechts- 
verhältnifie der Yandesbeamten m Deutſch-Oſtafrika ergangen. (C.Bl. 
f. d D. R.S. 115, Kol.Bl. 219 Fi), welche in den SS 1, 2, 3, 7, 9 und 10 
mit den jechs Paragraphen der V. vom 3. Auguſt 1538 für Kamerun und 
Togo wörtlich übereinſtimmt; im den SS 4, 5, 6 und 3 aber noch folgende 
beiondere Vorichriften enthält: a) der Gouverneur, deſſen Ztellvertreter für 
die Finanzverwaltung und der Oberrichter erhalten eine kaiſerliche Beitallung. 
Die übrigen Beamten werden im Nanten des Neichs durch den Neichstanzler 
angeitellt, welcher dieie Befugniß, joweit e8 ſich um mittlere und untere Beamte 
handelt, übertragen fan (S 4). b) Die Vorichriften über den Urlaub der 
Beamten und deren Stellvertretung werden vom Neichsfanzler erlaſſen, der 
auch beſtimmt, imwieweit bet längerem Urlaub, in Krankheits- und jonjtigen 
Abwejenbeitsfällen das Schalt ganz oder zum Theil einzubehalten iſt (Art. 5). 
ec) Für die von den Beamten evivorbenen Penſions- und Relikten-Anſprüche 
bleibt das Schuggebiet nur inſoweit verpflichtet, als dem Beamten nicht aus 
Neichs-, Staats oder Kommunalfonds ein Dienſteinkommen oder Penſions— 
oder Neliftenanjprüche in gleichem oder höherem Betrage zuftchen. Ein Beamter, 
welcher nicht mehr zum Tropendienſt fäbig it, geht der im Dienjte des Schuß: 
gebiet erworbenen Penſions- und Reliktenanſprüche verluftig, jorerne er die 
Uebernahme einer entiprechenden Stelle im Reichs, Staats: oder Nommumal- 
dienſt ablehnt, mit welcher ein Dienfteinfommen von gleichem oder höherem 
Betrage verbunden tft. Das Gleiche gilt, jofern er das Anerbieten, ihn unter 
Wahrung jeines früheren Nanges und Dienitalters in den Reichs-, Staats 
und Nommmmaldienjt wieder aufzimehmen, ablehnt (Art. 6). d) Die 88 80 
bis 83 ©, vom 31. März 1875 finden auf die Beamten mit folgenden Maß— 
gaben Anwendung: 1. Die Befngniß in Gemäßheit des S81 Nr. la. a. D. 
Geldſtrafen bis zum höchiten zuläffigen Betrage zu verhängen, jteht auch dem 
Gouverneur gegenüber den ihm unterſtellten Beamten zu; 2. dem Chef der 
Finanzverwaltung, dem Zolldireftor und den Bezirfgamtmännern iteht die Be 
fugniß zu, Geldjtrafen bts zum Betrage von 30 Mk. gegen die ihnen unter: 
stellten Beamten zu verhängen; 3. gegen den Oberrichter und die Bezirksrichter 
fünnen Urdnungsitrafen nur vom Neichsfanzler verhängt werden (Art. 8). 

Es iſt nun behauptet worden (Hänel a. a. O. S. 853),') daß die B. 
vom 3. Auguſt 1888 und demgemäh auch die B. vom 22. April 1894 null und 


Vgl. dagegen Zorn a. a. 0. S. 59 ff. 
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nichtig jet, weil der Kaijer fein Necht habe, das Neichsbeamtengejeg vom 
3l. März 1873 für die Schußgebiete abzuändern. Die Schuggewalt des 
Kaiſers jet nämlich injoferne bejchränft, als durch diejelbe Neichsgejeße, welche 
in Anjebung der Schuggebiete Geltung haben, weder aufgehoben noch abge: 
ändert werden können. Im Folge deſſen jet der Kaiſer nicht blos an Die 
Vorichriften der Reichsverfaſſung bei Ausübung der Schuggewalt gebunden, 
jondern auch an einfache Neichsgejehe; zu denielben gehöre insbejondere das 
Neichsbeamtengejeg vom 31. März 1873 mit jeinen Novellen, denn dasijelbe 
jet beitimmt für alle Neichbeamten, mögen jie innerhalb oder außerhalb des 
BundesgebietS und für welche Zwecke es jei, fungiven. 

Dieje Anficht kann jedoch nicht als richtig anerkannt werden. Wie bereits 
in $ 2% dargelegt ift, muß man bei den dem Kaiſer in Bezug auf die Schuß: 
gebiete und bezw. in denſelben zuftehenden Rechte unterjcheiden diejenigen, 
welche ihm als Vertreter des Neiches bereits nach der Neichsverfaifung und 
ſonſtigen Neichsgejegen zuſtehen, wie 3. B. die völferrechtliche Vertretung des 
Reichs und diejenigen, welche ich lediglich aus der Souveränetät des Neiches 
über die Schuggebiete ergeben und die dem Kaiſer erjt durch das Sch.-$.:©. 
übertragen worden jind. In Bezug auf die erjteren Nechte ijt der Kaiſer der 
Natur der Sache nach allen den bezüglichen in der Reichsverfaſſung, bezw. den 
Keichgejegen enthaltenen Beſchränkungen unterworfen; Dagegen it er in Aus— 
übung der Schuggewalt, d. h der ihm durch das Sch.G.G. übertragenen 
Hechte nur inſoweit bejchränft, als dies im Sch-G.G. bezw. dem R.G. vom 
30. März 1892 über die Einnahmen und Ausgaben der Schußgebiete aus- 
drücklich beftimmt ıft. Im Uebrigen kann er die Verhältniſſe der Schußgebiete 
durch Verordnung nach jeinem Ermeſſen regeln. Dies muß auch Hinfichtlich 
der Beamten in den Schußgebieten gelten. Allerdings ſind diejelben Reichs— 
beamte, die nur in den Schußgebieten verwendet ind; auf diejelben findet 
daher an und für ich das Neichsbeamtengejeh Anwendung. Inſoweit fie aber 
in den Schußgebieten angejtellt jind und in Folge deſſen in das unbejchränfte 
Verordnungsrecht des Kaijers fallen, können ihre Nechtsverhältniffe auch ab- 
weichend von den Beltimmungen des Neichsbeamtengejehes geregelt werden. 
Dem ſteht nicht entgegen, dab durch das R.-G. vom 7. Juli 1887 bereits 
eine das MNeichsbeamtengejeg mit Rückſicht auf die Schuggebiete abändernde 
Vorjchrift in der Form des Gejeges erlaffen wurde, da jelbjtverjtändlich das 
Reich troß der Uebertragung der Schutzgewalt am den Kaiſer jederzeit irgend 
ein Verhältniß der Schuggebiete regeln fan. Ueberdies fommt in Betracht, 
dab die Beitimmung, daß den Neichsbeamten die in den Schußgebieten zu: 
gebrachte Dienstzeit Doppelt angerechnet werden fann, nicht blos auf die In den 
Schutzgebieten angeitellten Beamten, jondern auf jeden Neichsbeamten, der eine 
gewiſſe Zeit im Dienjte eines Schußgebiets verwendet war, Amvendung zu 
finden hat. ') 

) Ganz ähnlich liegt die Sache bei dem Art. 17 Nr. 2 des R.-&. betr. einige Ab— 
änderungen und Ergänzungen der Militärpenitonsgeiehe vom 22. Mai 1893 (R.-6.-Dl. 
©. J welcher beſtimmt: „Perſonen des Soldatenſtandes und Beamten des Reichs— 
heeres und der kaiſerl. Marine, welche ohne zur Beſatzung eines Schiffes der kaiſerl. Marine 
Ben, in den deutſchen Schußgebieten und deren Dinterländern im Dienſte der Reiches 

wendung gefunden haben, wird die dajelbit zugebrachte Dienstzeit doppelt in Anrechnung 
gebracht, ſofern jie mindeitens ſechs Monate ohne Unterbrechung gedauert hat. Seereiſen 
auferbalb der Ojt- und Nordiee rechnen biebei der Verwendung in den Schubgebieten gleich. 


Ausgenommen von dieler Doppelrechnung it die im ſolche Jahre fallende Kriegsdienſtzeit, 
welche bereits als Kriegsjahr zu erböbtem Anja kommt.“ 
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Im Webrigen ift nur noch darauf hinzuweiſen, daß die Beitimmungen der 
V. vom 3. Auguft 1888 wonach die „Landesbeamten“ von Kamerun und Togo 
nur Gehaltsanfprüche u. j. mw. gegen die Kaſſe der betreffenden Schußgebiete 
haben jollten, injolange wirfungslos waren, als dieſe Schußgebiete noch feine 
vermögensrechtliche Berjönlichkeit hatten. Nachdem die Schußgebiete, abgejehen 
von Neu-Guinea und den Marichall:Injeln, gemäß dem R.-G. vom 30. März 1892 
jelbitändige vermögensrechtliche Perjönlichkeit haben, fünnen in der That die in 
den einzelnen Schuggebieten angejtellten Neichsbeamten mit ihren Vermögens: 
rechtlichen Anjprüchen auf die Kaſſe des betr. SchußgebietS verwieſen werden. 

Bon jonjtigen Beſtimmungen, welche auf die Kaiferl. Beamten in den 
Schußgebieten Anwendung finden, ſind hier noch zu erwähnen:') Das Geſetz 
vom 1. April 1838 (R-G.-Bl. ©. 131), welches die im SB des Geſetzes 
betr. die Organijation der Bundestonjulate vom 8. November 1867 enthaltene 
Beltimmung, wonach) die Familien der Berufsfonjuln, wenn Letztere während 
ihrer Amtsdaner fterben, auf Bundesfojten in die Heimat zurücbefördert werden, 
auf die Hinterbliebenen jämmtlicher aus der Reichskaſſe bejoldeten penſions— 
berechtigten Neichsbeamten und Perſonen des Soldatenjtandes, deren dienjtlicher 
Wohnjig ich im Auslande befindet, ausgedehnt hat. Da im Sinne Diejes 
Geſetzes auch die Schußgebiete Ausland find, jo findet dasjelbe auch auf die 
Beamten und Perſonen des Soldatenftandes in den Schußgebieten jtatt. 

Erlaß des Neichsfanzlers_an den Staijerl. Gouverneur von Kamerun, und 
den Kaijerl. Kommijjar für Togo, Südweſtafrika und die Marichall:Injeln, 
betr. Die Tagegelder _ 2 Fuhrkoſten der Beamten vom 3. Oktober 1888 
(Niebowa.a O. €. ff.). 

Cirkular des een an das Kaiſerl. Gouvernement von Kamerun 
und die Kaiſerl. Kommiſſarien für Togo und Südweltafrifa, betr. die Tages 
gelder der Beamten, vom 4. November 1889 Niebow a. a. O. ©. 11f.). 

Verordnung betr. die Tagegelder, die Fuhrkoſten und die Umzugskoſten 
der gejandtichaftlichen und Konjularbeamten vom 23. April 1879 (R-G.Bl. 
©. 127), welche auch auf die Beamten in den Schuggebieten entiprechende 
Anwendung findet. 

Verordnung betr. den Dieniteid der in den Schußgebieten angeitellten 
Reamten vom 4 Oftober 1892?) Niebow a. a. O. ©. 22, Kol.Bl. ©. 455, 
R.A. vom 9. September 1892 Nr. 213). 

Verfügung des Neichsfanzlers vom 6. Mai 1394 (Kol.Bl. 249) betr. die 
Doppelreinung, der Dienjtzeit der in den Schußgebieten von Kamerun, Togo 
und Deutſch-Oſtafrika angejtellten Landesbeamten, wenn jie in dieſen Schug: 
gebieten eine längere als einjährige Verwendung gefunden habeır. 

Bekanntmachung des Kaiſerl. Landeshauptmanns in Togo vom 24. März 
1893 (Kol.Bl. ©. 221), wonach es bei Strafe verboten iſt, den farbigen und 
eingeborenen Angeitellten der Kaiſerl. Yandeshauptmannjchaft ohne jchriftliche 
Genehmigung des Yandeshanptmanns Kredit zu gewähren. 


’) Vgl. auch die Vorichriften über die Uniformen für die in den Schußgebieten ver: 
wendeten Neichsbeamten KolBl. 1890 S. 1 ff.) und über die von dem Gouverneur von 
TDeutih-Ditafrita zu fübrende Flagge und das ihm gegenüber von der Kaiſerl. Marine zu 
beobadhtende Zeremoniell Kol⸗Bl. 1891 S. 116); Allerb. Erlaß vom 3. Juni 1891, vom 
30. September 1892, betr. die Uniformen und die Rangverhältnifle der Naiierl. Beanten 
in Deutſch-Oſtafrila Kol.Bl. 1891 S. 270 und 1892 ©. 507). Allerh. Kab. D. betr. den 
Rang des Gouverneurs von Deutich- Diftafrika vom 17, April 1895 (KHol.-Bl. ©. 221.) 

In Ddiefer Verordnung werden die in den deutſchen Schußgebieten "angefisitten 
Beamten, welche nicht Neichsbeamte im Sinne des R.-G. vom 31. März 1873 find, von 
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Ergänzung der Grumdjäge für die Bejegung der Subaltern= und Unter: 
beamtenftellen bei den Reichs- und Staatsbehörden mit Militäranwärtern 
Kol-Bl. 1895, ©. 99). 

In Bezug auf die perjönliche Nechtsitellung der Kaiſerl. Beamten in den 
Schußgebieten ift noch auf einen Punkt aufmerfjam zu machen: Nach 8 21 
des Neich3-Beamten-Gejeges bezw. $ 11 der Str.B.-D. und $ 16 der E.-Br.-O. 
behalten Reichsbeamte (mit Ausnahme der Wahlfonjuln), deren dienjtlicher 
Wohnſitz ſich im Auslande befindet, dem ordentlichen perjünlichen Gerichtsitand, 
welchen fie in ihrem Heimatsſtaate hatten. Im Ermangelung eines jolchen 
Gerichtsſtandes ift ihr ordentlicher perjönlicher Gerichteitand in der Hauptjtadt 
des Heimatsjtaates und in Ermangelung eines Heimatsjtaates vor dem Stadt: 
gericht in Berlin begründet. Die legtere Vorausjegung trifft bei denjenigen 
Ausländern zu, welche ein Neichgamt mit Anweiſung ihres Amtsfiges im Aug: 
lande übertragen erhalten, joferne jie von der Bejtimmung des Neichögeleges 
vom 20. Dezember 1875 feinen Gebrauch machen, wonac) fie berechtigt find, 
die Aufnahme in den Staatsverband irgend eines Einzelftaates zu verlangen. 


In $ 22 des Neichs-Beamten- Geſetzes iſt ferner geſagt: „Befindet ſich der 
bienftliihe Wohnſitz des Beamten in einem Lande, in welchen Reichskonſular— 
gerichtsbarfeit beſteht, jo wird durch vorstehende Beltimmung nicht ausgejchloffen, 
daß der Beamte zugleich der Neichsfonjulargerichtsbarfeit nach Maßgabe des 
Gejeges vom 8. Novenber 1867 unterliegt."') 

Es wird ich nun fragen, ob dieſe Beitimmungen auf die Beamten der 
Schußgebiete Anwendung Finden fünnen. Die Frage wird um deßwillen zu 
verneinen jein, weil in den bier in Betracht kommenden gejeglichen Vorschriften 
unter „Ausland“ ein nicht unter deutjcher Herrichaft jtehendes Gebiet verjtanden 
ist. Die Schußgebiete find aber unter deutjcher Souveränetät jtehende Gebiete und 
die in den Schußgebieten bejtehenden Gerichte jind feineswegs Konjulargerichte, 
jondern ordentliche deutiche Gerichte mit territorialer Gerichtsbarfeit, wenn die: 
jelben auch nach den Vorſchriften des K.G.G. eingerichtet ſind und nach diejen 
Vorſchriften Necht jprechen. Es wird deshalb anzunehmen jein, daß die in den 
Schußgebieten angejtellten Neichsbeamten nach den allgemeinen Grundſätzen 
ihren ordentlichen ausjchließlichen Gerichtsitand vor den Gerichten der Schuß: 
gebiete haben.”) 

Eine andere Frage iſt es aber, ob es fich nicht empfiehlt, in diejer Be— 
ziehung für die oberen Beamten der Schußgebiete bejondere Beſtimmungen zu 
se wie fie 3. B. in den franzöſiſchen und holländischen Kolonien bejtchen.?) 





diejen Reichsbeamten geichieden. Es it damit anerfannt, daß die in den Schußgebieten 
angejtellten Reichsbeamten eine beiondere Art der Kaiſerl. Beamten bilden, wie dies auch 
bei den ſog. Elſaß— Lothringiſchen Landesbeamten der Fall iſt. 
) Brauer a. a. O. ©. 55 ff. 

G. Meyer, ©. 9 ff., iſt der Meinung, daß die Kaiſerl. Beamten in den Schuß: 

gebieten einen doppelten Gerichtsſtand haben, den Gerichtsitand vor ihrem beimatlichen 
ebiete und einen Gerichtsitand vor dem betreffenden Gerichte des ——— Dieſelbe 

Anſicht vertritt König, Handbuch des deutſchen Konſularweſens 4. Aufl. S 

*) Nach franzöfiihem Rechte kann der Gouverneur einer Kolonie, ſo — er im 
Amte in der Kolonie weder angeklagt noch verklagt werden. Eine gerichtliche Ver— 
folgung iſt nur in Frankreich möglich. Ferner behalten die in Die Kolonien geichidten Be- 
amten des Mutterlandes grundſätzlich ihr Domi hil im Mutterlande, können aber auch bier 
gerichtlich belangt werden. Dislere, Traite de legislation coloniale I., S. 259 u. 375. 
— a — — enthält das bolländijiche Kolonialrecht. Dal. De Louter, 
a. a. O. 
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IV. Für das Gebiet der Neu-Guinea-Kompagnie erſcheinen zunächit als 
oberjte Berwaltungsbehörden die Organe der Gerellichaft jelbit. Insbeſondere 
gilt Dies von der aus zehn Mitgliedern beftehenden, von der Generalverſammlung 
gewählten Direktion, deren Plenarverſammlung nach 8 23 des Statuts umter 
Anderem zu bejchließen bat: 1. über die Grundjäge, nach welchen die der 
Stompagnie übertragene Yandeshoheit im Echutgebiet in Nechten und Pflichten 
auszuüben tt; 2. über die auf Grund der Yandeshohert zu erlafjenden Wer: 
ordnungen für das Schutgebiet; 3. über die Grundſätze, nach welchen das der 
Kompagnie verliehene ausſchließliche Necht, bervenlojes Yand in Belig zu nehmen 
und darüber zu verfügen, jowie mit den Eingeborenen Verträge über Land 
und Grundberechtigungen abzuichliegen, geltend zu machen it; # über Die 
Ernennung des oberjten Bertreters der Kompagnie im Schusgebiet, den mit 
ihn einzugehenden Vertrag und die ihm zu ertheilenden Vollmachten, jowie 
über die Entlaſſung desjelben; 5. über jede andere Anſtellung eines Beamten, 
mit welcher cin jährliches Gehalt von mehr als 5000 Mi, verbunden ijt, oder 
welche die Kompagnie länger als drei Jahre verpflichtet, jowie über die Ent: 
laſſung eines ſolchen Beamten; 6. über die im Schutzgebiet über die obere 
Verwaltung. die Verwaltung der Stationen u. ſ. w. zu erlaſſenden Neglements. 

Im Uebrigen haben nach $ 26 des Statuts die gejchäftsführenden Mit: 
glieder der Direktion die Beamten der Nompagnie zu ernennen und zu ent— 
laffen und über diejelben die Disziplinarbefugnig auszuüben vorbehaltlich der 
Mitwirkung oder Entjcheidung des Plenums in den durch das Statut oder 
das Gejchäfts:Heglement vorgejehenen Füllen. 

Die obere Yeitung der Verwaltung im Schußgebiete ſelbſt it einem 
Landeshauptmann übertragen, dejien Ernennung durch die Plenarverſamm— 
lung der Direktion erfolgt ) und vom Reichskanzler als Aufjichtsbehörde zu 
genehmigen it. Nach der für den Tanbesjanptmann erlaſſenen Inſtruktion 
vom 2. Juni 1892) iſt derſelbe der rechtliche Vertreter und oberſte Bevoll— 
mächtigte der Geſellſchaft, in dem deren Verwaltung durch den Kaiſerl. Schutz— 
brief vom 17. Mai 1885 unterſtellten Gebiete insbeſondere 1. in Wahrnehmung 
und Ausübung der ihr verliehenen landeshoheitlichen Befugniſſe unter Ober: 
aufjicht der Neichsregierung und ſoweit dieſelben nicht der letzteren durch 
die Schugbriefe ausdrüdlich vorbehalten find oder m deren Namen in Folge 
bejonderer Vereinbarung durch Kaiſerl. Beamte ausgeübt werden; 2. in Geltend: 
machung der privatrechtlichen Berugnilje der Kompagnie bezüglich der Beſitz— 
ergreifung, Erwerbung und Nutzbarmachung von Grundſtücken und Grund— 
gerechtjamen; 3. im Betriebe von Handel und gewerblichen Unternehmungen; 
4. hat er die obere Leitung der örtlichen Verwaltung als höchiter Beamter 
der Kompagnie und als Vorgejehter aller im Dienfte derjelben Angeitellten, 
joweit in den bejonderen Neglements nicht andere Beſtimmungen getroffen jind 
(8 1 der Inſtrultion). 

Die ſämmtlichen Beamten der Geiellichaft innerhalb des Schutzgebiets 
einschließlich der Napitäne der Damppichiffe jind dem Landeshauptmann unter: 
jtellt und haben jenen Wertungen Folge zu leiften. Für die Disziplin der 
Beamten gelten beſondere Vorjchriften, welche Die Direktion am 10. Mai 1891 
erlaſſen bat (S 24 der Inſtruktion vom 2. Juni 1892). 


Nach S 20 der Inſtruktion vom 2. Juni 1892 erhält der Landeshauptmann ein 
beionbere Anftellungsdetret zum Zwede feiner Yegitimation. 

Tie frühere Inſtruktion vom 18. Auguſt 1885 ift durch eine neue vom 2. Juni 1892 
erſetzt worden. 
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Der Landeshauptmann iſt nach S 26 der Initruftion auch befugt, den 
Beamten und Angeitellten der Kompagnie innerhalb des durch ihre Dienſt— 
verträge beitimmten Kreiſes die Geſchäfte zuzuweiſen und ihren dienstlichen 
Wohnſitz zu beitimmen, ſie auch im Intereſſe des Dienſtes zu verjegen, jofern 
nicht durch den Dienjtvertrag eine beſtimmte Stelle ausdrücklich zugefichert it. 

Der Landeshauptmann ift ferner berechtigt, gewiſſe Beamte anzuftellen 
und in dringlichen Fällen auch Anſtellungsverträge über ſolche Stellen, welche 
die Tireftton zu vergeben hat, vorbehaltlich der Genehmigung derjelben abzu— 
schließen. Ebenſo iſt er berechtigt, die Entlaſſung von Beamten, wenn Ddiejelbe 
im dienstlichen Intereſſe liegt, aber nicht im Disciplinariwege erfolgen fanı, 
im Wege der Vertragsfindigung herbeizuführen, jedoch gegen Beamte, welche 
von der Direktion angeitellt ſind, nur im dringlichen Fällen ohne vorherige 
Genehmigung der Direktion und mit der Verpflichtung darüber unverzüglich zu 
berichten (8 26 der Inſtr.. 

Im Uebrigen ergibt jich der Wirfungsfreis des Yandesbauptmanns in 
jachlicher Beziehung darans, daß er Die landesherrlichen Nechte, welche der 
Kompagnie zur Ausübung übertragen ſind und welche m S 4 der Inſtruktion 
im Einzelnen aufgezäblt find (Bergl 8 3 a. E.) als Vertreter der Kompagnie 
im Schußgebiete jelbit wahrzunehmen hat.“ Dervorzubeben tft, daß er ver: 
pflichtet ijt, Die Verordnungen and Verfügungen, welche er nach der Verordnung 
vom 24. Juni 1836 und S 1 der Dienſtanweiſung vom 3. Augujt 1888 
(Verordnungsblatt 1586 ©. 33 und 1588 2. 39), wenn fie nicht dringlicher 
Natur jind, vor dem Erlaß der Direktion vorzulegen, damit dieſe jich der Zu: 
ſtimmung der Auffichtsbehörde verſichern kann ($ 6 der Initr.). 

Als örtliche Verwaltingsbeante ericheinen im Gebiete der Neu-Guinea— 
Kompagnie die Stationsporjteher, welche zumächit die Erwerbsgeichäfte 
der Gejellichaft in dem ihnen übertragenen Umfange zu beforgen haben; außer: 
dem aber in Unterordnung inter den Yandeshauptmann bei der Ausübung der 
Landeshoheit mitzinvirfen haben, joweit ihnen eine jolche Mitwirkung durch die 
Dienjtinjtruftionen oder ipezielle Beſtimmungen der im Schußgebiete der Neu: 
Guinea-Kompagnie erlajienen VBorjchriften eingeräumt it. (Vgl. über die Amts— 
befugnijje die Stationsvoritcher der Verfügung des Kaiſerl. Kommiſſars vom 
4. Dezember 1889, Kol.“Bl. 1890 ©. 67 ff.) 

Im Uebrigen fann der Landeshauptmann nach $ 7 der Inſtruktion Beamten 
der Neu-Guinea-Kompagnie oder anderen geeigneten Perjonen polizeiliche Funk— 
tionen für gewiſſe Bezirke übertragen,?) nach $ 8 ibid. kaun ferner der Landes— 
hauptmann die Perſonen beſtimmen, welche in den dem Auslandverfehr eröffneten 
Häfen als Zollbehörde zu fungiven haben und nach 8 9 ibid. ernennt er die 
Hafenmeifter und Quarantänebeamten. 

Die Beamten der Neu-Guinea-Kompagnie ſind jelbjtverjtändlich nicht Fatjerl. 
Beamte, jondern Privatbeamte einer Kolontalgejellichaft, deren rechtliche Stellung 
ſich lediglich nach dem Dienftvertrage bemißt, die jedoch öffentlicherechtliche 
Funktionen ausüben und injoferne auch in gewiſſen Beziehungen die Stellung 
von Öffentlichen Beamten haben (Bol. $ 21). 


!) Weber die Befugniſſe des Landeshauptmanns auf dem Gebiete der Juſtizverwaltung 
und Rechtspflege. Val 5 24 ü BR 

?) Bei Ausübung der Bolizei wirkt nach $ 7 der Inſtr. eine Schugmannichaft mit, 
welche tbunlichit aus Kingeborenen oder anderen Farbigen zu bilden it und deren Yabl 
nebft den darauf aufzuwendenden Mitteln durch den jährlichen Etat beftimmt wird. 
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8 24. Bie Iufizverwaltung.') 


I. Die erjte Aufgabe der deutichen Kolonialverwaltung war, in den bisher 
herrenlojen Gebieten, die das Reich als „Schußgebiete* erworben hatte, eine 
ordentliche Civil: und Strafrechtspflege einzurichten.) Zu diejem Zwecke wurde, 
wie bereit3 erwähnt, am 12, Januar 1886 dem Neichstage der Entwurf eines 
Geſetzes betr. die Nechtspflege in den deutſchen Schußgebieten vorgelegt. Nach 
der diefem Entwurfe beigegebenen Begründung beabfichtigte die Reichsregierung, 
die Gerichtsbarkeit durch Kaiſerl. Verordnung in möglichiter Anlehnung an 
das Nonjulargerichtsbarfeitsgejeg vom 10. Juli 1870 zu regeln. Der Reichs: 
tag glaubte jedoch gerade auf diefem Gebiete dem Kaiſerl. VBerorduungsrechte 
möglichft enge Schranfen jegen zu jollen. Dementjprechend it im $ 2 Sch.- 
G.G. angeordnet, dal ſich das bürgerliche Necht, das Strafrecht und das 
gerichtliche Verfahren einschließlich der Gerichtsverfaffung für die Schuggebicte, 
vorbehaltlich gewiljer in $ 3 Sch⸗G.G. enthaltener oder für zuläſſig erflärter 
Abänderungen nach den Vorschriften des K-GG. bezw. der durch dasjelbe in den 
Konjnlargerichtsbezirken, für anwendbar erklärten Meichsgejege und preußischen 
Geſetze bejtimmen, und nur der Zeitpunkt des Imfrafttretens des K-G.G. in 
den einzelnen Schutzgebieten durch Kaijerl. Verordnung fejtzujegen jei. 

Die Einführung des Gejeges vom 10. Juli 1879 iſt in allen Schub: 
gebieten durch eine Reihe von Verordnungen erfolgt: 


1. im Schußgebiete der Neu:Guinea-ftompagnie vom 1. September 
1886 ab durch Verordnung vom 5. Juni 1836 R.G.Bl. S. 187 ff. ; Nachrichten 
u. ſ. w. 18°6 ©. 27 ff); und für die mit dieſem Schußgebiete vereinigten 
Salomons-Injeln vom 1. Januar 1887 ab durch Verordnung vom 11. Januar 
18587 (R.G.Bl. ©. 4, Nachrichten u ſ. w. III. S. 29 ff.), beide Verord— 
nungen wurden abgeändert umd ergänzt durch eine weitere Verordnung vom 
13. Juli 1888 (R.G.Bl. ©. 221, Nachrichten u. j. w. V. ©. 101 F.), in 
Geltung getreten am 1. Janıar 1889; 


ı Noel, S. 219 ff. — Bornhak, 3. 37 ff. — G. Meyer, ©. 173 ff. — Zorn, 
a. a. ©. S. 602 ff. — Brauer, Tie deutichen Juſtizgeſetze u. |. w. und die Konſulat 
gerichtsbarteit 1879. — König, Handbuch des deutichen Honiularmweiens, 4. Aufl. >. 200 ff. 
— Inſtruktion zur Ausführung des K.Ge(G. vom 10. September 1879 Gentralblatt f. d. 
Deutiche Neid S. 275. 

* Am Dringenditen trat in Kamerun das Bedürfniß der Regelung der Rechtspflege 
auf, mit Rüdficht auf den daſelbſt beitehenden lebhaften Handelsvertehr. Deshalb wurde 
fofort durch Verordnung des Gouverneurs vom 20. Juli 1885 ein an Stelle des früher in 
Kamerun beitebenden court of equity tretendes „Schiedagericht“ geichaffen, beitebend aus 
dem Gouverneur als Norfigenden, einem Brotofollführer und zwei vom Gouverneur auf je 
ein Jahr ernannten Berligern. Für die Nechtiprechung des Gerichts follten in eriter Yirie 
die lofalen Gebräuche und Gewohnheiten, in zweiter Yinie die „in Deutichland geltenden 
bürgerlichen Gelege“ maßgebend fein. Die Gerichtsiprache war die deutiche, dody wurde auf 
Antrag einer Partei eine Weberjegung beigegeben. Bor dem Schiedsgeriht waren alle 
Streitigkeiten zwiſchen Europäern untereinander und in zweiter Inſtanz zwiichen Europäern 
und Cingeborenen zu enticheiden. Streitigkeiten der legteren Art in eriter Inſtanz wurden 
von Ginzelnrichtern, die der Gouverneur ernannte, unter Zuziehung eines Dolmetichers 
erledigt. Streitigkeiten unter Gingeborenen fonnten in befonders wichtigen Fällen unter Zu— 
ftimmung des Gouverneurs dem Schiedsgerichte überwielen werden. In ſolchen Füllen 
mußte ein Dolmeticher der Situng des Schiedsgerichts beimohnen, auch fonnten nach dem 
Ermelien des Gouverneurs ein oder mehrere Häuptlinge zugezogen werden. Die Gerichte- 
barleit in Straffachen blieb dem Gouverneur und dejien Stellvertreter vorbebalten. Selbit- 
verjtändlich war diefe Einrichtung nur als eine proviforiiche gemeint. Denkſchrift über die 
zen 2 ua v. J. 1885, Neichstag 6. Legislatur-Periode II. Seil. 1885,86. 

rudi. Nr. 44.) 
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2. im Schußgebiete der Marjchall-Injeln vom 1. Dezember 1886 
ab durch Verordnung vom 13. September 1886 (R-G.Bl. S. 291) umd durch 
die diejelbe ergänzende Verordnung vom 7. Februar 1890 (R.-G-Bl. ©. 55); 
in Kraft getreten am 1. April 1890; 

3. in den Schußgebieten Kamerun und Togo vom 1. Oftober 1888 
ab durch Verordnung vom 2. Juli 1888 (R.-©. Bi. ©. 211); 

4. im jüdweftafrifaniichen Schuggebiete vom 1. Januar 1888 
ab durch Verordnung vom 21. Dezember 1887 (R.G.Bl. ©. 535) und Die 
diefe Verordnung abändernde und ergänzende Berordnung vom 10. Auguſt 
1890 (R.G.Bl. ©. 171), welche am 1. Oftober 1890 Geltung erlangte; 

5. im oftafrifaniichen Schußgebiete vom 1. Februar 1888 ab 
durch Verordnung vom 18. November 1897 (R.G.Bl. ©. 527). Im An: 
ſchluß an dieje Verordnung erging dann eine neue mit dem Tage der Ver: 
fündigung in Kraft getretene Verordnung betr. die Nechtsverhältnifje in Deutjch- 
Oftafrifa vom 1. Januar 1891 (R.G-Bl. ©. 1 und Kol.Bl. ©. 23); welche 
in 8 1 bejtimmte, dal das Geſetz über die Konjulargerichtsbarfeit vom 10. Juli 
1879 in Gemäßheit des $ 2 des Sch.G.G. in den Gebieten, auf welche ſich 
die Verordnung vom 18. November 1887 bezieht, ſowie in dem jeitens des 
Sultans von Sanfibar abgetretenen Küftengebtet jammt dejjen Zubehörungen 
und der Injel Mafia vom 1. Januar 1891 ab mit den in diejer Verordnung 
(vom 1. Januar 1891) vorgejchenen Abänderungen zur Anwendung fommt.') 

II. Die Gerichtsverfajiung. Auf Grund des K.G.G. bezw. des 
Sch G.G. und der Kaijerl. Einführungs-Verordnungen gejtaltet ſich die Gerichts: 
verfaſſung in den Schußgebieten in folgender Wetje: 

Nach 88 5 ff. 8.-G.-G. wird die KonjulargerichtSbarfeit durch den Konſul 
und durch das Konjulargericht ausgeübt. Der Konſul iſt zur Ausübung der 
Gerichtsbarfeit mur befugt, wenn er dazu vom Neichsfanzler ermächtigt it; der 
Reichskanzler kann neben dem Konſul jowie an Stelle desjelben einem andern 
Beamten die Berugnifje des Konſuls bei Ausübung der Gerichtsbarfeit über- 
tragen. Das Stonjulargericht bejtcht aus dem Konſul als Vorfigender und zwei 
mit umbejchränftem Stimmrechte verjehenen Beijigern, ſoweit gejeglich nicht die 
Zuziehung von vier Beifigern vorgeichrieben it. In 8 28 K.G.G. iſt aber 
in Strafjachen die Zuziehung von vier Beiligern in der Hauptverhandlung 
vorgejchrieben, wenn der Beichluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
ein Verbrechen oder ein Vergehen zum Gegenjtande hat, welches weder zur 
Zujtändigfeit der Schöffengerichte noch, zu den in den 88 74, 75 ©.-8.:6. be- 
zeichneten Handlungen?) gehört. it die Zuziehung von vier Beiligern nicht 
ausführbar, jo genügt die Zuziehung von zwei Beifigern. Iſt in bürgerlichen 
Rechtsjtreitigkeiten die Zuziehung von zwei Beiligern nicht ausführbar, jo tritt 
an die Stelle des Konjulargerichts der Konſul. Die Beſtellung der Beiſitzer 





') Zu den betr. Einführungsverordnungen find ausführliche Dienſtanweiſungen er- 
gangen für Kamerun und Togo vom 7. „Juli 1888, für das ſüdweſtafrikaniſche 
Shußgebiet vom 27. Auguit 1890, für das oftafrifanifche Schußgebiet vom 
12. Januar 1891, für das Schußgebiet, der Neu-Guinen- Kompagnie vom 1. Novem: 
ber 1886 und 3. Auguſt 1888 und für das Schußgebiet_ . unde Inſeln vom 
10. Din 1890. (Riebomw a.a. ©. S. 186 ff., S. 287 ff, 3 f,S.48 #, ©. 580 ff) 

”) In 8 74 6.8.6. ift den Straftammern die liebt Fuſtandigteit zur Ver— 
hängung gewiſſer in Spezialgeſetzen 3. B. im Geſetz vom 25. Oltober 1867 betr. die Na= 
tionalität der Hauffahrteiichiite) angedrohten Strafen übertragen, während in $ 75 8..B.:@. 
diejenigen Vergehen aufgeführt find, in denen die Straftammer die Verbandlung und Ent- 
iheidung dem Schöffengerichte überweiien kann. 

Annalen bes Deutſchen Reihe. 1895. 45 
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erfolgt in der Weile, daß der Konſul für die Dauer eines Jahres aus den 
achtbaren Gerichtseingelellenen oder in Ermangelung joldyer aus jonjtigen acht 
baren Einwohnern feines Bezirks vier Beiſitzer und mindejtens zwei Stell 
vertreter ernennt, welche bet Ihrer eriten Dienftleiitung für die Dauer des 
Geichäftsjahres in öffentlicher — beeidigt werden. 

Dieſe Beſtimmungen des K-G.G. finden auch in den Schnutzgebieten An— 
‘ wendung in der Weiſe, daß nad) 8 2 Sch.G.G. an die Stelle des Konſuls 
„der vom Neichsfanzler zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigte Beamte“ 
und an Stelle des Konſulargerichts, „das nach Maßgabe der Beſtimmungen 
über das legtere zufammengejegte Gericht des Schußgebiets” tritt. 

Was die periönliche Stellung der Richter im Schußgebiete an 
langt, jo wird von den al& Nichter fungirenden Konſuln juriſtiſche Vorbildung 
nach Maßgabe des Titels 7 des G⸗V. G. nicht verlangt, denn nach 8 13 K.G.G. 
finden nur die Titel 13—16 G.V.G. (Nechtöhilfe, Oeffentlichkeit und Sitzungs 
polizei, Gerichtsiprache, Beratbung und Abjtimmung), auf die Konjulargericht& 
barfeit Anwendung, nicht aber die von der Befähigung zum Nichteramte ban- 
delnden VBorjchriften des Titels 1 G.V.G. Da das Sch-G.G. in Dicer 
Beziehung eine Aenderung des KeGaG. nicht enthält, jo gilt das Gleiche auch 
hinjichtlich der mit Ausübung der Gerichtsbarfeit berrauten Beamten der Schub; 
gebiete. Auch in Bezug auf die perjönlichen Rechts- und Disciplinarverhältniie 
der Nichter in den Schuggebieten kommen im Allgemeinen die bezüglich der Richter: 
Konſuln geltenden Grundjäge zur Anwendung. Für den Richter: Konſul gelten 
aber lediglich die im K⸗G. G. und im Reichsbeamtengeſetze enthaltenen Vorſchriften, 
während für die Richter im Schutzgebiete noch beſonders die Vorſchrift des 82 
des R.-Ö. vom 31. Mai 1887 gilt, wonach die Gouverneure, Kanzler und Koͤm 
miſſare für die deutſchen Schutzgebiete jederzeit mit Gewährung des geietlichen 
Wartegeldes zur Dispojitton geftellt werden fünnen. Die Richter im Schutz 
gebiete genießen daher nicht das Vorrecht der richterlichen Unabjegbarfeit. Ta 
gegen wird es als jelbjtverjtändlich betrachtet werden fünnen, daß auch die 

ichter im Schutzgebiete die im 8 1 des G.V. G. ausgeſprochene Unabhängig: 
feit in Bezug auf ihre rechtiprechende Thätigfeit bejigen (Brauer a. a. D. 
©. 71). Ebenſo müſſen die Vorſchriften der Prozeßgeſetze (8 41 ff. der 
E-B.:D., 8 22 ff. der St. P.O.) über Ausjchliefung des Nichters von der 
Ausübung des Nichteramts und Verhinderung desjelben an diefer Ausübung 
auch auf Die Nichter im Schuggebiete Anwendung finden. 

Die Berjonen, welche die Berrichtungen der Gerichtsichreiber umd 
Gerichtsvollzieher auszuüben haben, werden vom Richter beſtimmt, der 
auch die Perſonen bezeichnet, welche er und zwar in widerruflicher Weiſe zur 
Nehtsanwaltichaft zulafien will. (8.6.6. 88 10 und 11.) Was die 
BZuftändigfeit betrifft, jo ift, joweit das 8.:G..&. nicht abweichende Beſtim— 
mungen enthält, für die durch das Ger! richtsverfaſſungsgeſetz und die Konkurs 
ordnung den Amtsgerichten zugewiejenen Sachen der Richter, für Die den Schöffen: 
gerichten, jowie für die den Landgerichten in erjter Instanz zugewieſenen Sachen 
das Schußgebietsgericht zuftändig. Im den zur jtreitigen run nicht 
gehörenden Angelegenheiten, welche in den im 8 3 Abſ. 1K. G.G. bezeichneten 
preuß. Zandestheilen (nämlich denjenigen preuß. Zandestheilen, in "weichen das 
allgemeine Landrecht Sejegestraft hat) in erfter Inſtanz zur Zuftändigfeit der Amts 
gerichte oder der Landgerichte gehören, ift der Richter zuſtändig K.GeG. $ 12). 

Anlangend die zweite Initanz, jo bildet diejelbe. ſoweit Nechtsmittel im 
K.G.G. überhaupt zugelaiien find, nach 88 18, 34, 36 K. G.G. gegemüber 


Tie Verfaifung und Verwaltung der Schußgebiete im Einzelnen. 657 


dem Konjul bezw. Konjufar a ſowohl in Civil: wie in Etrafjachen das 
Neichsgericht. Nah HS 3 Nr. 9 Sch-G.G. kann jedoch durch Kaijerl. Ver: 
ordnung als Berafungs- und Bejchtverdegericht ein Konſulargericht oder ein 
Gerichtshof im Schußgebiet beitimmt und über die Zujammenjegung des leg 
teren Gerichtshofs, ſowie über das Verfahren in Berufungs: und Beſchwerde— 
jachen, welche von einem diejer Gerichte zu verhandeln jind, mit der Maßgabe 
Anordnung getroffen werden, daß das Gericht mindejtens aus einem Bor: 
jigenden und vier Beifigern bejtehen muß. 

Nach $ 18 K. G.G. finden nämlich in den zur Zuftändigfeit des Konſuls 
gehörenden bürgerlichen Nechtsitreitigfeiten ($ 12 Abſ. 1), jofern der Werth 
des Streitgegenjtandes die Summe von dreihimdert Mart nicht überjteigt, 
Rechtsmittel überhaupt nicht jtatt. Im Uebrigen ift in den vor dem Konſul 
oder dem Konſulargerichte verhandelten bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten, ſowie 
in Konkursſachen zur Verhandlung und Entſcheidung über die Rechtsmittel der 
Beſchwerde und der Berufung das Reichsgericht zuftändig , gegen deſſen Ent- 
ſcheidungen ein weiteres Rechtsmittel nicht jtattfindet. In 88 33, 34 N. G.-©. 
ijt ferner vorgejchrieben, daß gegen die in Strafjachen wegen tebertretungen 
erlaſſenen Entjcheidungen Nechtsmittel nicht zuläſſig find und in anderen Straf: 
ſachen gegen die Urtheile des Konſulargerichts das Rechtsmittel der Berufung 
zuläſſig iſt. Ueber Beſchwerden gegen Eniſcheidungen des Konſuls — 
nach 5 35 a. a. O. das Konſulargericht; die Beſtimmung des 8 23 Abſ. 
Str-Pr.O., wonach ein Richter, welcher bei einer durch ein Rechtsmittel ans 
gefochtenen Entjcheidung mitgewirkt hat, von der Mitwirkung bei der Entjcheid- 
ung im böberer Juſtanz kraft Geſetzes ausgeſchloſſen iſt, findet hiebei keine 
Anwendung. Ebenſo iſt in den Fällen der ſofortigen Beſchwerde entgegen der 
Vorſchrift in 5 353 Abſ. 3 Str.Pr.O. der Konſul durch Abänderung jeiner 
durch Bejchwerde angefochtenen Enticheidung befugt. Zur Entjcheidung über 
das Rechtsmittel der Beſchwerde gegen Die Entjcheidungen des tonjulargerichts, 
ſowie über das Nechtsmittel der ! ran it in Strafjachen nach $ 36 a. a. D. 
ebenfalls das Neichsgericht zuftändig, gegen dejien Enticheidungen ein weiteres 
Rechtsmittel nicht stattfindet. Endlich it nach $ 43 a. a. O. für die Ver: 
handlung und Entjcheidung über die nad) Mahgabe der Vorjchriften welche 
für die ım $ 3 Abſ. 1 bezeichneten preuß. Yandestheile gelten, gegen die Ent- 
ſcheidungen des Konſuls zuläſſigen Rechtsmittel das Reichsgericht zuſtändig. 

Dieſen Beſtimmungen des K.G. G. gegenüber hatte $ 3 3.4 SchG.G. 

a. 75. zugelafjen, daß durch faijerl. Verordnung als Berufungs: und Beichwerde- 
gericht in bürgerlichen Nechtsitreitigfeiten, in Kontursjachen und in den zur 
jtreitigen Gerichtsbarfeit nicht gehörenden Angelegenheiten das hanſeatiſche 
Oberlandesgericht oder ein deutjches Konjulargericht und im Nechtsjachen, bei 
welchen Eingeborene als Beklagte oder Angejchuldigte betheiligt jind, ein 
Gerichtshof im Schußgebiet beſtimmt und in dem Berfahren vor dem Be: 
rufungs- und Bejchwerdegericht der Anwaltszwang ul werden fann. 

Durch $ 3 3.9 Sch-G.G.en. %. wurde 8 3 3. 4 Sch.G.G. n. F. 
in der bereit3 angegebenen Weiſe erjegt, bezw. abgeändert. 

In der Begründung des Entwurfs des G. vom 15. März 1888 war 
bezüglic) diejer Bejtimmung hervorgehoben, daß die Vorſchrift des Sch-G.G. 
vom 17. April 1886, wonach in Giviliachen zwar das Oberlandesgericht zu 
Hamburg oder ein deutjches Konjulargericht als Berufung und Bejchwerde- 
injtanz bejtellt werden fonnte, für die Berufungen und Bejchwerden in Strafs 
jachen aber es bei der Zuitändigfeit des Neichsgerichts zu verbleiben hatte, 
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ſich wegen der mit einer jolchen Einrichtung verbundenen großen Kojten= und 
Zeitverſäumniß nicht als praftifch erwiejen habe. Als Ziel der weiteren Ent- 
widelung jei vielmehr anzuftreben, daß joweit und jobald die Verhältniſſe in 
den einzelnen Schußgebieten es geftatten, die Gerichtsbarfeit zweiter Inſtanz 
einem in geeigneter Weije zujammengejegten Gerichtshof im Schußgebiet jelbit 
übertragen werde. Es ericheine auch nicht weiter erforderlich, die im ©. 
vom 17. April 1886 vorgejehene Möglichkeit einer Uebertragung der Civil: 
gerichtsbarfeit zweiter Inftanz an ein deutjches Oberlandesgericht beizubehalten. 
„Bielmehr wird es, jofern die Verufungen und Beichwerden in Giviljachen 
überhaupt an einen inländischen Gerichtshof gelangen jollen, hier ebenjo wie 
in Strafiachen bei der nach dem K.G.G. begründeten Zuftändigfeit des 
Neichsgerichts bewenden fünnen.“ 

Von der in $3 3. 9 Sch.G.G. dem Kaiſer gegebenen Ermächtigung 
iſt in der That in der jofort zu erwähnenden Weile Gebrauc gemacht worden. 

Bu bemerfen ift, daß das Gericht zweiter Inftanz in Civiljachen, wie in 
Strafjahen nur aus ſolchen Perſonen beftehen fann, welche in der erjten 
Instanz nicht "mitgewirkt haben, denn nad) $ 41 Nr. 6 C.Pr.O. iſt em 
Richter von der Ausübung des Nichteramts kraft Gejeges ausgejchloffen, im 
Sachen, in welchen er in einer früheren Inſtanz oder im jchiedsrichterlichen 
Verfahren bei der Erlaſſung der angefochtenen Entjcheidung mitgewirkt hat, 
jofern es fich nicht um die Thätigfeit eines beauftragten oder erjuchten Richters 
handelt. Ebenjo it nach $ 23 Str.B.-D. ein Richter, welcher bei einer durch 
ein Nechtsmittel angefochtenen Enticheidung mitgewirkt hat, von der Mitwirk 
ung bei der Entjcheidung in der höheren Inſtanz kraft Geſetzes ausgeichlofien. 
Von dieſem Grundjage läßt $ 35 Ke-G.G. nur eine Ausnahme in Bezug 
auf Beichwerden gegen Entjcheidung des Konjuls in Strafjacyen zu. 

Durh 8 4 der V. vom 5. Juni 1886 betr. die Nechtsverhältnijie im 
Schußgebiet der Neu-Guinea-Kompagnie wurde als Berufungs- und 
Beichwerdegericht in bürgerlichen NRechtsjtreitigfeiten, in Konfursjachen und in 
den zur ftreitigen Gerichtsbarfeit nicht gehörenden Angelegenheiten das Konſular— 
gericht in Apia bejtimmt Unter Aufhebung diejer Beltimmung jchrieb jedod 
8 6 der ®. vom 13. Juli 1888 die Errichtung einer als Berufungs- und 
Bejchwerdegericht an Stelle des Neichsgerichts und des Konjulargerichts in 
Apia tretenden Gerichtsbehörde zweiter Inſtanz am Site des Landeshauptmanns 
vor, welche aus dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit zweiter Initanz er- 
mächtigten Beamten als Vorjigenden und vier Beifigern zu bejtehen bat. Auf 
die Beifiger und den Gerichtsjchreiber finden die Vorjchriften im $ 6 Ab. 2 
(unbejchränftes Stimmrecht der Beifiger) $$ 7 (Ernennung der Beiſitzer durch 
den Nichter aus den achtbaren Gerichtseingeſeſſenen) 8 (Beeidigung der Bei: 
jiger) 10 (Ernennung des Gerichtsichreibers durch den Nichter) K—-G.G. ent: 
jprechende Anwendung. In dem Verfahren vor der Gerichtsbehörde zweiter 
Inſtanz nehmen in bürgerlichen Rechtsftreitigfeiten, in Konfursjachen und in 
den zur jtreitigen Gerichtsbarfeit nicht gehörenden Angelegenheiten die Beiſitzer 
nur an der mündlichen Berhandlung, ſowie an den im Laufe oder auf Grund 
derjelben ergebenden Entjcheidungen Theil. Jedoch erfolgt die Entjcheidung 
über das Nechtsmittel der Bejchwerde unter Mitwirfung der Beiliger, wenn 
die angefochtene Entjcheidung unter Mitwirkung von Beifigern ergangen it. 

Durch 34 V. vom 13 September 1886 betr. die Rechtsverhältniſſe im Schuß: 
gebiete der Marſchall-, Brown- und Providence-Inſeln war als 
Berufungs- und Bejchtverdegericht in bürgerlichen Rechtstreitigfeiten, in Konkurs— 
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jachen und im den zur ftreitigen Gerichtsbarfeit nicht gehörenden Sachen eben= 
falls das deutiche Konjulargericht in Apia bejtimmt worden. Die V. vom 
7. Februar 1890 (R.-G.:Bl. ©. 55, Niebomw ©. 567) hat jedoch in $ 6 be- 
jtimmt, dab an Stelle des Neichsgerichts und des deutjchen Konjulargerichts 
in Apia als Berufungs- und Beichwerdegericht eine Gerichtsbehörde zweiter 
Inſtanz am Sitze des faijerl. Kommifjars errichtet werde. 

Nach $ 4 der ©. betr. die Nechtsverhältnifje im den Schußgebieten von 
Kamerun und Togo vom 2. Juli 1888 wurde für das Schußgebiet von Kamerun 
in Kamerun und für das Echußgebiet von Togo in Togo eine Gerichtsbehörde eriter 
Initanz und nach $ 5 als Berufungs: und Beichwerdegericht an Stelle des 
Neichsgerichts für beide Schuggebicte eine Gerichtsbehörde in Kamerun errichtet, 
welche aus dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit zweiter Inſtanz ermächtigten 
Beamten als Vorjigenden und vier Beifigern beſteht, auf welche leßtere, wie 
auf den Gerichtsichreiber die Vorjchriften in $ 6 Abj. 2 88 7, 8 Ke. G-G. Ans 
wendung finden. 

Durch B. vom 10 Augujt 1890 betr. die Nechtsverhältniffe im jüd- 
wejtafrifaniihen Schuggebicte SS 3, 4 7 und 13 und dur |. 
vom 1. Januar 1891 betr die Nechtsverhältnifie m Deutſch-Oſtafrika 
ss 4, 5, 8 und 14 ijt angeordnet worden, dal die Site und Bezirfe der 
Serichtsbehörden durch den Neichstanzler beftimmt werden, und daß am Sitze 
des Kommijjars, bezw. Gouverneurs als Berufungss und Beſchwerdegericht an 
Stelle des Neichsgerichts je eine Gerichtsbehörde zweiter Inftanz errichtet werde, 
deren Zujammenjegung ebenjo geregelt ift, wie die der Gerichtsbehörden zweiter 
Inftanz in Neu-Guinea und Kamerun. 

Demgemäß gejtaltet jich nach den für die einzelnen Schußgebiete erlajjenen 
Dienſtanweiſungen die Öerichtsorganijation in denjelben folgendermaßen: ') 

1. In Kamerun und Togo find ermächtigt zur Ausübung der Gerichts: 
barfeit a) für die Gerichtsbehörde erjter Inftanz in Kamerun der Kanzler im 
Kamerun; b) für die Gerichtsbehörde erjter Inftanz in Togo der Kaijerliche 
Kommiljar in Togo; ec) für die Gerichtsbarkeit zweiter Injtanz der Gouverneur 
in Kamerun. 

2. In Südwejtafrifa ift zur Ausübung der Gerichtsbarfeit zweiter 
Inftanz der Kaijerliche Kommifjar ermächtigt. Die Gerichtsbarfeit erjter Inftanz 
wird durch die jeweil® vom Neichsfanzler ermächtigten Perjonen ausgeübt. 
Für die Ausübung der Gerichtsbarfeit erjter Inſtanz jind im ſüdweſtafrikaniſchen 
Schuggebiete zwei Amtsbezirfe gebildet worden und zwar ein nördlicher, um: 
faſſend den Bezirk von Windhoek und ein jüdlicher, umfajjend Großnamaland. 

3. In Oſtafrika it zur Ausübung zweiter Inſtanz der Gouverneur 
ermächtigt, der fich hiebei durch den Oberrichter vertreten lafjen fann. Die 
Gerichtsbarkeit erjter Injtanz wird durch die vom Reichskanzler jeweils ermäch- 
tigten Perjonen ausgeübt. 

4. Im Schußgebiete der Marſchall-Inſeln it zur Ausübung der 
Gerichtsbarfeit zweiter Inftanz der Kaiſerliche Kommiſſar ermächtigt, die Gerichts: 
barfeit eriter Inftanz wird von den übrigen durch den Neichsfanzler zur Aus- 
übung der Gerichtsbarfeit ermächtigen Beamten wahrgenommen. 

An der Spige der Juſtizverwaltung fteht jelbjtverjtändlich der Reichs: 
fanzler, der die Dienftaufficht über alle in der Nechtspflege verwendeten Be— 





') Die Stellvertretung der zur Ausübung der Gerichtsbarfeit ermachtigren Beamten 
ift auch jeweils in den Dienitanweilungen genau geregelt. 
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amten durch die Kolonialabtheilung des Auswärtigen Amtes ausüben läßt. 
Im Uebrigen beſtimmen die Dienſtanweiſungen für die einzelnen Schutzgebiete 
($ 2), daß der an der Spitze des betreffenden Schutzgebiets ſtehende Beamte 
(Gouverneur bezw. Landeshauptmann), der auch jtetS zur Ausübung der 
Gerichtsbarfeit zweiter Inſtanz ermächtigt ijt, die Dienjtaufficht über Die zur 
Ausübung der Gerichtsbarkeit erjter Inſtanz ermächtigten Beamten führt, wäh— 
rend den legteren Beamten die Dienjtaufficht über die bei den betreffenden 
Herichtsbehörden angeftellten Beamten und die Regelung der Vertretung der: 
jelben im Falle deren Verhinderung übertragen it. 

Was im Bejonderen die mit der Ausübung der Gerichtsbarkeit im Schutz— 
gebiete der Neu-Guinea-Kompagnie betrauten Beamten anlangt, jo find 
diejelben, wie jchon früher erwähnt, Beamte der Gejellichaft, denen aber durch 
ausdrückliche Ermächtigung jeitens des Neichsfanzlers die Ausübung der Gerichts: 
barfeit anvertraut ift und die inſoweit natürlich auch unter der Dienſtaufſicht 
der Kolonialabtheilung des Auswärtigen Amts jtehen. Deshalb führen aud) 
die Gerichte in dieſem Schupgebiete den Titel „Kaiſerlich“ (vgl. Dienit: 
amveijung III 2). Nach der Dienſtanweiſung vom 1. November 1886 bezw. 
3. August 1888, Abjchnitt III 1 it zur Ausübung der GerichtSbarfeit zweiter 
Injtanz der Landeshauptmann ermächtigt, joweit nicht bei Genehmigung der 
Ernennung desjelben etwas Anderes beftimmt wird. Die Gerichtsbarfeit eriter 
Injtanz wird von den übrigen, dur) den Neichsfanzer zur Ausübung Der 
Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten wahrgenommen. Insbejondere ijt der 
Landeshauptmann befugt, über die Abgrenzung der Bezirke der Gerichtsbehörden 
erjter Injtanz, über die Vertheilung der Gejchäfte unter mehrere für demjelben 
Bezirk zur Ausübung der Gerichtsbarfeit ermächtigte Beamte, ſowie über Die 
Amtsjige der Beamten Beltimmung zu treffen, die Dienjtauflicht über die zur 
Ausübung der Gerichtsbarkeit erjter Inſtanz ermächtigten Beamten zu führen 
und denjelben für den Fall der Verhinderung Vertreter zu bejtellen. 

Für den Fall der Verhinderung des Landeshauptmanns ift demjelben zur 
Ausübung der Gerichtsbarfeit und der jonftigen in der Dienjtanweifung ihm 
übertragenen Befugnifje durch die Neu:Guineasflompagnie ein Vertreter zu 
bejtellen. Iſt diefer ordentliche Vertreter an der Vertretung gehindert, jo tt 
durch den Landeshauptmann oder den ordentlichen Vertreter ein außerordent- 
licher zu beitellen. 

Die zur Ausübung der Gerichtsbarfeit erjter Inftanz ermächtigten Beamten 
führen ebenſo wie in den übrigen Schuggebieten die Dienjtaufficht über die 
bei der betreffenden Gerichtsbehörde angejtellten Beamten und regeln Die Ber- 
tretung derjelben im Falle der Verhinderung. 

Ill. Das gerichtliche Verfahren. A. Auf das Verfahren in 
bürgerlichen Nechtsjtreitigfeiten und Konfursjachen finden gemäß 8 14 
des KeG.G. die CPr.O. und die K.O. nebſt ihren Einführungsgejegen, ſowie 
die landesgejeglichen Borjchriften, welche für die im $ 3 Abi. 1 bezeichneten 
preußischen Landestheile zur Ausführung jener Neichsgejege erlaſſen oder neben 
denjelben in Geltung ſind, mit verjchiedenen m den SS 15—20 aufgeführten 
Abänderungen Amvendung- 

Das Berjahren in bürgerlichen Nechtsjtreitigfeiten vor dem Richter, ſowie 
vor dem Schußgebietsgerichte regelt jich nämlich nad) den Bejtimmungen der 
C.Pr.O. über das Verfahren vor den Aıntsgerichten!), mit der Maßgabe, 





" Anwaltszwang findet alſo auch vor dem Konjulargerichte nicht ſtatt. 
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daß auch die Vorjchriften der 88 313—319 der C-Pr.-O. (Vorbereitendeg 
Verfahren in Rechnungsjachen, en und ähnlichen Prozeſſen) 
Anwendung finden. 

In den vor das Schutzgebietsgericht gehörenden Sachen nehmen die Bei⸗ 
ſitzer nur an der mündlichen Verhandlung, ſowie an den im Laufe oder auf 
Grund derſelben ergehenden Entſcheidungen Theil. 

Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft werden in Eheſachen im alle 
des 8 585 (Nichtigkeitstlage), jowie in Entmündigungsſachen in den Fällen 
der SS 607 (Stlage auf Aufhebung des Entmündigungsbejchlufjes des Amts— 
gericht), 620 Abi. 4 (Klage gegen den die Wicderaufbebung einer rechtskräfti 
ausgeiprochenen Entmündigung ablehnenden Gerichtsbeichluß), 624 Abj. 3 
(flageweiie Anfechtung des Entmündigungsbeichluffes durch die für einen Ver: 
ſchwender erflärte Perjon) und 626 Abi. 3 (Klage gegen den die Wieder: 
aufhebung einer wegen Verſchwendung ausgeſprochenen Entmündigung ab— 
lehnenden erichtsbeichlug) der C-Pr.-O. vom Konſul einer der zur Ausübung 
der Nechtsanwaltichaft zugelafjenen Perjonen oder in Ermangelung jofcher 
einem anderen achtbaren ©erichtseingejejlenen übertragen. Im Uebrigen findet 
eine Mitwirkung der Staatsanwaltichaft nicht ftatt. 

Sn den zur Zujtändigfeit des Nichters gehörenden bürgerlichen Rechts: 
ftreitigfeiten finden, jofern der Werth des Streitgegenftandes die Summe von 
300 Mark nicht überiteigt, Nechtsmittel nicht jtatt. Im Uebrigen ift in den 
vor dem Nichter oder dem Schuggebietsgerichte verhandelten bürgerlichen Nechts- 
jtreitigfeiten, jowie in Konfursjachen zur Verhandlung und Entjcheidung über 
die Nechtsmittel der Bejchwerde, und der Berufung, deren Einlegung u. ſ. w. 
8 20 genauer regelt, an und für ich das Neichsgericht zuftändig, gegen dejjen 
Entjcheidung ein weiteres Nechtsmittel nicht jtattfindet. 

Im Falle der jofortigen Bejchwerde iſt nach $ 19 K.eK.G. der Nichter 
zur Abänderung der angegriffenen Verfügung befugt. 

An die Stelle des Neichsgerichts it nun, wie bereits erwähnt, als Be- 
rufungs- und Beichwerdegericht in den Schußgebieten die Durch die verjchiedenen 
Kaiſerl. Einführungs-Verordnnungen beftellte Gerichtsbehörde zweiter Inſtanz 
getreten. 

Da nach dem K.-6.-6. jowohl in Civil wie in Strafjachen die Be— 
ichwerden umd Berufungen jofort an das Neichsgericht gehen, fehlt eine Mittel 
inftanz, umd es it deshalb in Giviljachen das Rechtsmittel der Revijion 
(E.:Pr.:D. 8 507) ausgeſchloſſen, da dasjelbe nur gegen Urtheile der Mittel- 
injtanz zuläfig it. Dagegen iſt ein Antrag auf „Wiederaufnahme des Ber: 
fahrens“ (Nichtigfeits- und Nejtitutionsklage) allerdings möglich, da ein jolcher 
Antrag nicht als ein Nechtsmittel im Sinne des Prozeßrechtes, jondern als 
eine meue Klage gilt, zu deren Enticheidung das urtheilende Gericht jelbit, 
alfo auch der Konjul bezw. das Stonjulargericht ausjchlieplich zuftändig it 
(E.-Pr.:0. 88 541 f. 88 547 umd 548). 

Wenn nım auf dem Wege der Kaijerlichen Verordnung durch Beftellung 
eines Konjulargerichtes oder Gerichtshofes im Schußgebiete als Berufungs- und 
Beichwerdegericht eine Mittelinftanz geichaffen ift, jo fragt es ſich, ob nicht 
damı gegen die Entjcheidungen derjelben die Reviſion zuläjjig it. Man wird 
die Frage verneinen müſſen. Nach 8 18 8.6.6. gibt es nämlich in bürger- 
lien Rechtsſtreitigkeiten nur das Rechtsmittel der Berufung, nicht der Reviſion. 
Der Grund für dieſe Beſchränkung lag allerdings darin, daß als Berufungs— 
gericht das Reichsgericht beſtellt wurde, gegen deſſen zweitinſtanzielle Ent— 


692 C. v. Stengel: Die deutihen Schußgebiete- 


ſcheidungen ein weiteres Nechtsmittel nicht zugelafien werden fonnte. Wenn 
num jet durch Kaiferl. Verordnung eine Mittelinitanz gejchaffen werden fann, 
wäre es allerdings möglich gewejen, die Zuläſſigkeit der Revifion gegen die 
Entjcheidungen der Mittelinftanz gejeglich auszujprechen. Es hätte das aber 
durch ausdrücdliche Vorichrift gejchehen müfjen. Nach der Faſſung des 
8 3 Nr. 9 Sch.-G.G. n. %. tritt aber das durch Staijerliche Verordnung 
geichaffene Berufungsgericht einfach an die Stelle des Neichsgerichts, ohne daß 
ein weiteres Rechtsmittel für zuläfjig erklärt worden wäre. Es iſt jonach auch 
in den Schußgebieten bei den zwei Inftanzen der Konjulargerichtsbarfeit geblieben. 

Was jodann das Verfahren zweiter Injtanz in Civilſachen anlangt, 
jo fann, wie die Zujammenjegung des Gerichtshofs zweiter Inſtanz, jo auch 
das Verfahren in Berufungs: und Bejchwerdejachen anderweitig als im K.G.G. 
bezw. in den Prozeßgeſetzen vorgejeben, durch Staijerl. Verordnung geregelt 
werden mit dem Vorbehalte jedoch, daß der Ausjchluß der Deffentlichkeit und 
Mündlichkeit nicht zuläifig ericheint, da das Gebot der Deffentlichfeit und 
Mündlichkeit auf Vorjchriften des Gerichtsverfafjungsgejeges beruht, zu deren 
Abänderung der Kaiſer nicht ermächtigt üt. 

Sämmtliche Einführungs-Verordnungen haben num vorgejchrieben, dat auch 
im Verfahren zweiter Inſtanz die Vertretung durch Nechtsanmwälte nicht geboten 
it und der $ 269 E.-Pr.:O. (über das Verlejen der Anträge aus den vor: 
bereitenden Schriftjägen) feine Anwendung findet. Dagegen gelten die für das 
amtsgerichtliche Verfahren erlajienen SS 464 und 468 C-Pr.O. („Bei der 
mündlichen Verhandlung hat das Gericht dahin zu wirken, daß die Parteien 
über alle erheblichen Thatjachen fich vollitändig erklären und die jachdienlichen 
Anträge ſtellen“) („Wegen unterbliebener Erklärung it eine Urkunde nur dann 
als anerfannt anzujehen, wenn die Partei durch das Gericht zur Erklärung 
über die Nechtheit der Urkunde aufgefordert worden it“) auc für das Ver: 
fahren in zweiter Initanz. (Verordnung vom 13. Juli 1888 8 7; Verordnung 
vom 7. Februar 1890 8 7; Verordnung vom 2. Juli 1888 8 7; Verordnung 
10. Augujt 1890 8 7; Verordnung vom 1. Januar 1891 8 8.) 

Soweit die Einführungs:Verordnungen über das Verfahren in der zweiten 
Initanz feine bejonderen Vorjchriften enthalten, fommt 8 20 K.R.G. zur 
Anwendung. Darnach wird das Nechtsmittel der Berufung beim Richter durch 
Einreichung einer Berufungsichrift eingelegt (die nicht durch einen Rechtsanwalt 
eingereicht zu jein braucht), Der Richter hat cine Abjchrift der "Berufungss 
jchrift der Gegenpartei von Amtswegen zuitellen zu lajjen und die Aften dem 
Berufungsgerichte zu überjenden, das den Termin zur mündlichen Verhandlung 
von Amtsiwegen zu bejtimmen und den Parteien befannt zu machen bat. 

Im Uebrigen finden natürlich auf das Verfahren in Beichwerde- und 
Berufungsjachen die eimjchlägigen Worjchriften der E-Pr.:D. Anwendung 
(E.-Br.:D. $ 472 ff.). Auf diejelben hier genauer einzugehen, beſteht fein Anlaß. 

Anlangend die Zwangsvolljtredung, jo fann hiefür nah $ 3 
Nr. 10 Sch-G.G. durch Kaijerliche Verordnung die Anwendung einjacherer 
Beitimmungen getroffen werden. Won diefer Ermächtigung it denn auch in 
den jänmtlichen Einführungs-VBerordnumgen Gebrauch gemacht worden, indem 
beitimmt wurde, daß die Zwangsvollitredung ausjchlieglich durch die zur Aus— 
übung der Gerichtsbarfeit eriter Inſtanz ermächtigten Beamten erfolgt, welche 
in Südweſtafrika und in Oftafrifa unter Oberaufjicht des Kommifjars bezw. 
Gouverneurs, die hiefür erforderlichen Anordnungen treffen. Diejelben füdnnen 
nach Anordnung der Zwangsvollitredung mit der Ausführung andere Perjonen 
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beauftragen, die nach ihren Anweijungen zu verfahren haben. Der Beibringung 
einer volljtrefbaren Ausfertigung bedarf es nicht, joweit diejelbe von Gerichts: 
ichreiber der Gerichtsbehörde erjter Inſtanz im Schußgebiete zu ertheilen jein 
würde. Vollſtreckbare Ausfertigungen dürfen vom Gerichtsjchreiber nur auf 
Anordnung des zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten ertheilt 
werden. (SS 9 u. 10 Verordnung vom 2. Juli 1888 für Kamerun und Togo; 
88 8 u. 9 Verordnung vom 10. Auguft 1890 für Südweitafrifa; 88 9 u. 10 
Verordnung vom 1. Januar 1891 für Oſtafrika; SS 7 u. 8 Verordnung vom 
5. Juli 1886, bezw. 13. Juli 1888 für Neu-Guinea; 88 7 u. 8 Verordnung 
vom 13. September 1886, bezw..7. Februar 1890 für die Marſchall-Inſeln.) 

In den Dienjtanweiiungen ($ 7) it dann das Verfahren bei Zwangs— 
volljtrefungen genauer geregelt. Hervorzuheben it, daß, wenn die Zwangs— 
vollftrefung im Deutjchen Neiche erfolgen joll, der Gläubiger fich eine voll: 
itredbare Ausfertigung des Titel8 ertheilen laffen und auf Grund derjelben 
die Ziwangsvollitredung jelbjt betreiben muß. Ein Erjuchen an deutjche Gerichte 
jeitens der Gerichtsbehörden der Schußgebiete findet nicht jtatt. Jedoch kann, 
joweit die Ziwangsvollitredung durch einen deutſchen Gerichtsvollzieher zu 
bewirfen ijt, der Gläubiger zur Beauftragung desielben ſich der Vermittelung 
der Gerichtsbehörde erjter Instanz bedienen, welche ihrerjeits den Auftrag unter 
Beifügung der vollitrekbaren Ausfertigung dem Gerichtsichreiber desjenigen 
Amtsgerichts überjendet, in deſſen Bezirk der Auftrag ausgeführt werden joll. 

Soll die Zwangsvolljtrefung in einem anderen deutichen Schußgebiete 
erfolgen, jo bat die Gerichtsbehörde eriter Inſtanz auf Antrag des Gläubigers 
die Gerichtsbehörde des betreffenden Schußgebiets um die Zwangsvollitredung 
zu erjuchen. In gleicher Weije iſt zu verfahren, wenn die Zwangsvollitrefung 
ım Bezirke eines deutſchen Stonfulargerichts erfolgen joll, jedoch it dem an 
den Konjul zu richtenden Erjuchungsjchreiben eine vollſtreckbare Ausfertigung 
beizufügen. 

Mit der Zwangsvollftrefung, welche in einem ausländijchen Staate er: 
folgen joll, hat die Gerichtsbehörde jich wicht zu befaſſen, deren Betrieb viel- 
mehr dem Gläubiger zu überlajjen. 

Erjucht ein deutjches Gericht gemäß 8 700 Abi. 2 E.-Pr.-D. um Be 
wirkung einer Zwangsvollitredung im Echußgebiete, jo it diefelbe auf Grund 
des Erſuchens anzuordnen, ohne dab die Vollſtreckbarkeit nachzuprüfen iſt. Die 
Vollſtreckung jelbjt erfolgt nach Maßgabe der Vorjchriften der Dienjtanweiiung. 

B. In Bezug auf das Strafverfahren enthalten die $$ 21— 42 in 
Verbindung mit $ 12 und 31 K.G-G. folgende Vorjchriften: 

Der Aburtheilung der Konjulargerichte unterliegen nur ſolche Strafiachen, 
welche im Inlande entweder vor die Schöffengerichte oder vor die Straf: 
fammern der Landgerichte gehören. Die Schwurgerichtsjachen und die zur 
Zuftändigfeit des Neichsgerichtes gehörigen Sachen bleiben dagegen den ins 
ländiſchen Schwurgerichten bezw. dem Neichsgerichte vorbehalten. Im jolchen 
Sachen hat der Konjul lediglich die zur Strafverfolgung erforderlichen Sicher: 
beitsmaßregeln zu treffen, jorwie die Unterjuchungshandlungen vorzunehmen, in 
Anjehung deren Gefahr im Verzug obwaltet, oder die Vorausjegungen des 
8 65 Abi. 2 St.-B.-D. (ausnahmsweije Beeidigung der Zeugen in der Vor: 
unterjuhung im Intereſſe der Wahrheitserforichung oder wegen Behinderung 
des Zeugen am Erjcheinen in der Hauptverhandlung) gegeben find und jodann 
die Akten der Staatsamwaltichaft bei dem zuftändigen inländischen Gerichte 
bezw. dem Oberreichsanwalt vorzulegen. 
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Für die Schußgebiete ſchien es jedoch bedenklich, die Aburtheilung der 
ichweren Verbrechen an die inländischen Schwurgerichte zu verweiſen, namentlich 
weil die Beichaffung des Beweismaterials, die Vornahme von Zeugenvernehm: 
ungen u. j. w. vor den inländischen Schwurgerichten zu großen Unzuträglich— 
feiten geführt haben würde. Deshalb wurde im $ 3 8. 7 ©ch.-G.:G. Der 
Kaiſer ermächtigt, die Gerichtsbarfeit in den zur Zuftändigfeit der Schmwur- 
gerichte gehörenden Sachen den Gerichten der Schuggebiete zu übertragen m 
der Weite, daß für diefe Sachen, joweit nicht auf Grund des $3 3. 4 etwas 
anderes beftimmt it, die WVorjchriften Amvendung finden, welche für die im 
8 28 K.G. G. bezeichneten Strafiachen gelten, daß nämlich in der Haupt 
verbandlung vier Beiſitzer zuzuziehen jind. 

In 83 3.3 Sch.G.G. a. F. war ebenfalls die Uebertvragung der 
Zuitändigfeit in Schwurgerichtsiachen auf die mit dem Richter und vier Ber 
jigern zu bejegenden Gerichte der Schußgebiete vorgejehen, hieran aber gleich: 
zeitig die Bedingung geknüpft, daß im dieſen Sachen die Mitwirkung einer 
Staatsanwaltichaft eintreten, und joweit es die Verhältniſſe geitatten, eine Vor— 
unterjuchung geführt werden mul. Außerdem jollte die für Straffammerjachen 
geltende Borichrift des S I K.G.G., daß im Notbfall jtatt der Bejegung 
mit vier Beiligern eine jolche mit zwei genügen joll, außer Anwendung bleiben. 
Dieſe Vorjchriften wurden als zu weit gehend erachtet und es iſt deshalb in 
s3 3. 7 Sch⸗G.G. n. F. die Möglichkeit der erwähnten Vorjchriften, und 
zwar nicht blos für Schwurgerichtsjachen, jondern für alle Arten von Straf 
jachen zu treffen, aufrecht erhalten, der Erlaß derjelben aber nicht zur noth- 
wendigen Bedingung einer Ausdehnung der Stompetenz der Gerichte auf 
Schwurgerichtsſachen gemacht. . 

Demnach geitaltet jich die Sache jo, dah zwar die Zuziehung von vier 
Berfigern in Schwurgerichtsiachen unbedingt vorgeichrieben, dagegen die Mit— 
wirkung einer Staatsamvaltichaft und die Vornahme einer Vorunterjuchung 
nur dann jtattfindet, wenn dies auf Grund des $ 3 3. 4 Sch⸗G.G. durd 
fatjerliche Verordnung überhaupt auch für andere Strafjachen angeordnet it. 

Bon der dem Kaiſer duch FIN. 4 Sch.-G.:G. ertheilten Ermächtigung 
ift im den verjchiedenen Einführungsverordnungen in der Weije Gebrauch ge 
macht, daß bejtimmt wurde, daß die Gerichtsbarfeit in den zur Zuftändigfeit 
der Schtwurgerichte gehörenden Sachen für die in den Schußgebieten gebildeten 
Serichtsbezirke durch die Gerichtsbehörden erjter Inftanz — für Kamerun und 
Togo durch das Gericht in Kamerum — ausgeübt wird, daß für diefe Sachen 
die Vorſchriften Anwendung finden, welche für die im $ 28 C.G.G. bezeich— 
neten Strafiachen gelten und daß in jolchen Sachen die Vertheidigung auch 
in der zweiten Inſtanz notwendig umd in der Hauptverhandlung die An: 
wejenheit des Vertheidigers erforderlich ist. (Val. SS 5 und 8 V. vom 
13. Juli 1888, SS 13, 14 3. vom 2. Juli 1888, 88 12, 13 ®. vom 
10. Augujt 1890, 58 13, 14 V. v. 1. Januar 1891.) 

Auf das Strafverfahren finden im Einzelnen die Vorjchriften der Str.- 
P.O. und des Einführungsgejeges zu derjelben Anwendung, injoweit das Ge 
jeg vom 10. Juli 1879 nicht jelbit Abweichungen enthält. 

Die Verrichtungen des Amtsrichters und des Vorſitzenden der Stra 
fammer übt der Konſul aus. An ſeine Stelle tritt bei den Gerichten der 
Schußgebiete der vom Neichsfanzler zur Ausübung der Gerichtsbarkeit er 
mächtigte Beamte. 
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Auf die Zuziehung der Beiliger findet die Vorichrift des $ 30 Ger.- 
Bear.-Ge). entiprechende Anwendung. Darnach üben diejelben, ſoweit das 
Sejeg nicht Ausnahmen beitimmt, während der Hauptverhandlung das Nichter: 
amt im vollen Umfange und mit gleichem Stimmrechte wie der vorjigende 
Nıchter aus und nehmen auch an denjenigen im Laufe der Hauptverhandlung 
zu erlaffenden Enticheidungen Theil, welche in feiner Beziehung zur Urtheils— 
tällung stehen und welche auch ohne vorgängige mündliche Verhandlung 
erlaffen werden fünnen. Die außerhalb der Hanptverhandlung erforderlichen 
Entjehetdungen dagegen werden vom Borfigenden allein erlafien. 

Eine Mitwirkung der Staatsanwaltichaft findet nach 3 24 Abi. 
K.G. G. in den vor die Schußgebietsgerichte gehörigen Strafjachen nicht ei 
In Folge deſſen werden a) die Zuſtellungen, die Vollſtreckung von Beſchlüſſen 
und Verfügungen, ſowie die Strafvollſtreckung durch den mit der Ausübung 
der Gerichtsbarkeit betrauten Beamten veranlaßt, und iſt b) ſoweit nach der 
Str. P.⸗O. die Staatsanwaltſchaft wegen einer gerichtlich ſtrafbaren und ver— 
folgbaren Handlung einzuſchreiten hat, der mit der Ausübung der Gerichtsbar— 
keit betraute Beamte hierzu von Amtswegen verpflichtet, wie er auch die der 
Staatsamwaltichaft im vorbereitenden Berfahren obliegenden Ermittelungen 
anzuftellen hat. 

Ebenjo findet nach $ 26 Aby. 18.:©.-G. eine Borunterjuchung nicht ſtatt. 

Im Zujammenhange damit, daß in der Hegel eine Mitwirkung der Staats: 
anmaltichart ausgeſchloſſen iſt und eine Borunteriuchung wicht Itattfindet, ſteht 
die Vorjchrift des 8: 26 Get. vom 10. Juli 1879, wornach die Beltimmungen 
de3 $ 125 Str.P.O. über, die Aufhebung des vor Erhebung der öffentlichen 
Klage erlaſſenen Haftbefehls und die Erjtredung der zur Borbereitung und 
Erhebung der öffentlichen Klage geitecten Friit außer Anwendung bleiben. 
Tas Gleiche gilt von der Vorjchrift, daß Die Beeidigung eines Zeugen im 
vorbereitenden Berfahren auch aus den in $ 65 Abi. 2 der Str.-B.-O. be 
zeichneten Gründen zuläſſig it. 

An die Stelle der öffentlichen Klage tritt in den Füllen, im denen nicht 
jofort das Dauptverfahren eröffnet wird, die Verfügung des mit der Ausübung 
der Gerichtöbarfeit betrauten Beamten über die Einleitung des Strafverfahrens 
gegen den Beichuldigten. Dieje Verfügung hat die dem Angejchuldigten zur 
Salt gelegte That unter Hervorhebung ihrer gejeglichen Merkmale und des 
anzumendenden Strafgeſetzes zu bezeichnen. Der Beſchluß, durch welchen das 
Hauptverfahren eröffnet wird, hat auch die Beweismittel anzugeben. 

In Abänderung der 88 24—27 K.G.G. hat nın $3 3.4 Sch.G.G. 
1. 35. bejtimmt, daß durch faiferliche Verordnung vorgeichrieben werden fann, 
daß in Strafiachen a) die Mitwirkung einer Staatsanwaltichaft eintritt, b) eine 
Vorunterſuchung ſtattfindet, deren Regelung der Verordnung vorbehalten bleibt, 
e der 5 I Abſ. 1K.G.G., wornach, wenn die geſetzlich vorgeſchriebene zu⸗ 
ziehung von vier Beiſitzern nicht ausführbar it, die Zuziehung von zwei Bei- 
ſitern genügt, feine Anwendung findet. 

Im Einzelnen iſt hiezu zu bemerfen, dab, da die Str.P.O. die Mit- 
wirfung der Staatsanwaltichaft in allen Strafjachen vorjchreibt, dieſelbe 
auch durch fatjerliche Verordnung für alle Strafjachen angeordnet werden fann. 
Tagegen wird eme VBorunterjuchung mur in den es vorgejchrieben 
werden fönnen, in denen Ddiejelbe nach der Str.B.-D. nothmwendig bezw. zus 
läſſig iſt, da durch das Sch⸗G.G. feine größere Summe von Garantien 
geihaffen werden wollte, als dies durch die Str. P.O. gejchehen it. 
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Anlangend jodann die Beamten der Staatsanwaltichaft in den Schup- 
gebieten, jo hatte $ 3 3. 3a Sch.G.G. a. F. bejtimmt, daß der Staats— 
anwalt von dem zur Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten aus 
den in den Schußgebieten befindlichen failerlichen Beamten oder den zur Aus- 
übung der Rechtsanwaltichaft zugelajjenen Perſonen oder den jonjtigen acht: 
baren Gerichtseingejeilenen zu bejtellen it. Dieje Bejtimmung it im 33. 4 
Sch.G.G.en. F. weggelaffen; daraus ift zu jchließen, daß es der faijerlichen 
Verordnung vorbehalten bleibt, hinſichtlich der Beitellung des Perjonals der 
Staatsanmwaltichaft die erforderlichen Vorjchriften zu treffen. 

In der Hauptverhandlung jind vier Beifiger zuzuziehen, wenn der 
Beichluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens ein Berbrechen oder cin 
Bergehen zum Gegenftande hat, welches weder zur Zuftändigfeit der Schöffen: 
gerichte noch zu den in $ 74, 75 G.V.G. bezeichneten Handlungen (jtrafbare 
————— welche zur ausſchließlichen Zuſtändigkeit der Strafkammern gehören; 
Vergehen, welche unter gewiſſen Vorausſetzungen durch die Strafkammern zur Ver— 
handlung und Entſcheidung an die Schöffengerichte verwieſen werden fünnen) gehört. 

Dieje Vorſchrift findet gemäß S3 3. 7 Sh-G.-.®. n. F. auch An: 
wendung in denjenigen zur Zuftändigfeit der Schwurgerichte gehörigen Straf: 
jachen, welche durch fatjerliche Verordnung vor die Gerichte der Schutgebiete 
gewiejen jind, und zwar iſt für die Schwurgerichtsiachen die Vorjchrift des 
8 28 8.8.6. eine abjolut zwingende, es fann aljo in diefen Sachen Die 
Beltimmung des 8 I Abſ. 1K.K.G., dab auch die Zuzicehung von zwei 
Beiigern genügen fann, nicht zur Anwendung kommen. 

Ebenjo fanı gemäß $ 3 3. Le Sch.-G.-G. n. %. durch faijerliche Ver— 
ordnung Die Anwendung des S 9 Ab. 1K-K.G. auch in anderen Strai- 
jachen, als in Schwurgerichtsjachen ausgejchlofien werden. Dagegen fann nad) 
Ss 33.6 Sch.G.G. n. F. durch faiterliche Verordnung angeordnet werden, 
daß in Strafjachen, wenn der Beſchluß über die Eröffnung des Hauptverfahrens 
eine Handlung zum Gegenjtande bat, welche zur Zuftändigfeit der Schöffen: 
gerichte oder zu den in den SS 74, 75 G.-8.-©. bezeichneten Vergeben ge= 
hört, in der Hauptverhandlung eine Zuziehung von Beifigern überhaupt nicht 
erforderlich. iſt. 

Den Umfang der Beweisaufnahme bejtimmt das Gericht, ohne hierbei 
durch Anträge, Verzichte oder frühere Beichlüffe gebunden zu jein. 

Sn das Protofoll über die Hauptverhandlung find die wejentlichen Er: 
gebnifje der Vernehmungen aufzunehmen. 

In den Fällen der SS 45 (Gejuch um Wicdereinjegung gegen Verſäumniß 
einer Friſt) und 449 (Einjpruch gegen einen Strafbefehl) StrP.O. beträgt 
die Friſt zwei Wochen jtatt acht Tage 

Gegen die in Strafjachen wegen Uebertretungen erlajienen Entjcheidungen 
find Mechtsmittel nicht zuläilig; in anderen Strafjachen findet gegen die Ur— 
theile des Gerichtes des Schußgebietes das Nechtsmittel der Berufung ftatt. 

Ueber Bejchwerden gegen Entjcheidungen des mit der Gerichtsbarfeit be: 
trauten Beamten entjcheidet das Gericht des Schuggebietes. Die Beltimmung 
des 8 13 Abi. 1 Str.P.O. (Ausſchließung des Nichters, welcher bei einer 
durch ein Rechtsmittel angefochtenen Entjcheidung mitgewirft hat, von der Mit- 
wirkung bei der Entjcheidung in höherer Inftanz) findet hiebei feine Ammwendung. 
In den Füllen des $ 353 Str.P.O. (jofortige Beſchwerde) iſt der mit der 
Gerichtsbarfeit betraute Beamte zur Abänderung jeiner durch Bejchiwerde ans 
gefochtenen Entjcheidung befugt. 
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Zur Verhandlung und Entjcheidung über das Rechtsmittel der Beichwerde 
gegen Entjcheidungen des Konjulargerichtes ſowie über das Nechtsmittel der 
Berufung it nah $ 36 K.KeG. das Neichsgericht zuftändig, gegen dejien 
Entjcheidungen ein weiteres Nechtsmittel nicht jtattfindet. Dieje Vorichrift fam 
nach dem Sch.“G.«G. a. F. unverändert in den Schußgebieten zur Anwendung. 
Eine Erjegung des Neichsgerichtes durch ein anderes Gericht, wie in bürger: 
lichen Rechtsitreitigfeiten, war abgejehen von denjenigen Straffällen, in denen 
Eingeborene als Beichuldigte erjcheinen, in Strafiachen nicht möglich. Die 
Beibehaltung des Reichsgerichtes als Berufungsgericht für die Schußgebiete 
erſchien nicht blos im Intereſſe der Einheitlichkeit der Nechtiprechung auf dem 
Gebiete des Strafrechtes geboten, jondern es wurde auch gerade in der Mög: 
Ischfeit der Berufung an das Neichsgericht von den Entjcheidungen der Gerichte 
der Schußgebiete eine verhältnigmäßig große Garantie für eine Torhgemäße und 
unparteiiiche Rechtiprehung erblidt. Wie bereit3 weiter oben hervorgehoben, 
fann dagegen nach $ 3 3. 9 Sch-G.G. n. F. auch in Strafſachen ein 
Konjulargericht oder ein Gericht im Schußgebiete als Berufungs: oder Bejchwerde: 
gericht bejtellt werden. Diejer Gerichtshof zweiter Injtanz hat nach dem Wort- 
laute des Geſetzes einfach an die Stelle des Neichsgerichtes zu treten. Das 
Neichsgericht ijt aber nach dem 8.6... lediglich zuftändig für Bejchwer- 
den gegen Enticheidungen des Konjulargerichtes und für Berufungen gegen 
Enticheidungen desjelben. Daraus ergibt jich Folgender Nechtszuftand: a) gegen 
die in Strafjachen wegen Uebertretungen erlaftenen Entjcheidungen find auch 
in den Schußgebieten MNechtsmittel nicht zuläſſig, b) in allen übrigen Straf: 
jachen ijt dagegen das Nechtsmittel der Berufung an das Neichsgericht, bezw. 
an das an dejien Stelle tretende Berufungsgericht zuläſſig. Dieje übrigen 
Strafjachen umfaſſen 1) die Straffammerjachen, 2) die Schwurgerichtsjachen, 
wenn diejelben durch Eaijerliche Verordnung den Gerichten der Schutgebiete 
übertragen worden jind. Ein weiteres Rechtsmittel gegen die Entjcheidungen 
der zweiten Injtanz it in Strafjachen ebenjowenig und aus denjelben Gründen 
unzuläſſig wie in Zivilſachen. 

Ebenjomwenig fann aber davon gejprochen werden, daß etwa in Echwur: 
gerichtsjachen an Stelle der Berufung die Nevifion zu treten hätte, da es 
offenbar die Abjicht des Gejeges war, die Schwurgerichtsjachen den übrigen 
den Schußgebietsgerichten überwiejenen Strafiachen binfichtlich der Nechtsmittel 
gleich zu behandeln. 

Anlangend das Verfahren in Berufungs- und Bejchwerdejachen, jo be: 
jtimmen die einschlägigen Vorſchriften der betr. Einführungs-Berordnungen 
(V. vom 13. Juli 1888 $ 8, V. vom 7. Februar 1880 8 8, B. vom 2. Juli 
1888 $ 8, V. vom 10. Auguſt 1890 $ 13, V. vom 1. Januar 1891 $ 14), 
daß vor der Gerichtsbehörde zweiter Inſtanz in Bezug auf die Beifiger die Bor: 
ichrift des $ 30 G.V.G. mit der oben im $ 7 Abj. 1 hinsichtlich der Ent: 
iheidung über Beſchwerden bezeichneten Maßgabe Anwendung findet. Sie üben 
aljo wie die Schöffen während der Hauptverhandlung das Richteramt im vollen 
Umfange aus und nehmen auch an denjenigen im Laufe einer Hauptverband: 
lung zu erlafjenden Enticheidungen Theil, welche in feiner Beziehung zur 
Urtbeilsfällung jtehen und welche auch ohne vorgängige mündliche Verhandlung 
erlafien werden fünnen. 

Den Umfang der Beweisaufnahme beſtimmt das Gericht, ohne hierbei 
durch Anträge, Berzichte oder frühere Beichlüffe gebunden zu jein. Eine Mit- 
wirfung der Staatsanmwaltichaft findet nicht ftatt. Der nicht auf freiem Fuß 
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befindliche Angeklagte bat Anjpruch auf Anweſenheit in der Dauptverhandlung, 
wenn er ſich am Orte des Berufungsgerichts befindet. In den zur Zujtändig- 
feit der Schwurgerichte gehörigen Sachen iſt die Vertheidigung auch im der 
zweiten Inftanz notbiwendig. In der Hauptverhandlung it die Anweſenheit 
des Vertheidigers erforderlich, der $ 145 Str.P.O. (über Ausbleiben u. j. w. 
des Vertheidigers; Beltellung eines neuen Vertheidigere und in Folge defien 
nothivendig werdende Unterbrechung oder Ausjegung der Berbandlung) Findet 
Amvendung. Im Uebrigen verbleibt es bei den VBorjchriiten des S$ 40 8: 
G.G., wornad; der Angeklagte in der Hauptverhandlung vor dem Berufungs- 
gerichte ericheinen oder ſich durch einen mit jchriftlicher Vollmacht verſehenen 
ertheidiger vertreten laſſen fann. 

Außerdem müſſen die SS 37—39 K.eG.G. zur Anwendung fonımen, da 
diefelben durch die Einführungs-VBerordnungen nicht abgeändert bezw. aufgehoben 
find. Nach $ 37 a. a. O. beträgt aber die Friſt zur Einlegung der jofortigen 
Beichwerde und der Berufung, ſowie der Nechtfertigung der Berufung und 
für den Antrag auf Enticheidung Über einen die Berufung als veripätet zurüd: 
weijenden Bejchluß des Untergerichts (SS 353, 355, 358 und 360 Str. P.-T.) 
ftatt 8 Tage, zwei Wochen und nach $ 38 beginnt die Friſt zur Anfechtung 
einer Entjcheidung für den Nebenfläger, im Falle des $ 439 Str.-B.-D. mit 
der Bekanntmachung der Enticheidung an den Bejchuldigten. 

Ferner beitimmt 8 39, daß der mit der Gerichtsbarfeit betraute Beamte 
Zeugen und Sacverjtändige, welche zur Nechtfertigung der Berufung benannt 
jind, vernehmen und beeidigen kann, wenn die Vorausjegungen des $ 65 Ab: 
jap 2 Str.-B.-D. vorliegen. Die Protofolle über dieſe Vernehmungen find 
dem Staatsamvalt einzuwenden. Die VBorjchriften der 88 223 (Benachricht- 
guns der Staatsanwaltſchaft, des Vertheidigers und des Angeklagten vom 

ernehmungsterming) uud 250 Abi. 2 (Berlefung des Protofolls über die 
Bernehmung am Erjcheinen verhinderter Zeugen und Sachverjtändiger in der 
Hauptverhandlung) der Str.-P.O. finden entiprechende Amvendung- 

Die Wiederaufnahme eines durch rechtöfräftiges Urtheil gejchloijenen 
Verfahrens fann gemäß 8 41 K.G.G. von Amtswegen erfolgen, während nad 
8 401 R-Str.P.O. nur der Verurtheilte bezw. deſſen Ehegatte oder Ber: 
wandten die Wiederaufnahme beantragen können. 

Nach 8 232 StrP.O. kann der Angeklagte auf ſeinen Antrag wegen großer 
Entfernung ſeines Aufenthaltsorts von der Verpflichtung zum Erſcheinen in der 
Hauptverhandlung entbunden werden, wenn nach dem Ermeſſen des Gerichts voraus 
jichtlich feine andere Strafe als Freiheitsitrafe bis zu jechs Wochen oder Geldjtrafe 
oder Einziehung, allein oder in Verbindung mit einander, zu erwarten jteht. 

Dieje Beitimmung fommt natürlich auch in den Konſulargerichtsbezirken 
zur Anwendung, nach $ 3 3.5 ©dh.G.G. n. F. kann jedoch dieſelbe für 
die Schußgebiete mit der Maßgabe erweitert werden, daß dem Gericht die 
Ermächtigung, den Angeklagten von der Berpflichtung zum Erjcheinen in der 
Hauptverhandlung zu entbinden, nur für jolche Fälle ertheilt werden darf, im 
welchen nach dem Ermeſſen des Gerichts vorausjichtlich feine andere Strafe 
al3 FFreiheitsitrafe bis zu 6 Monaten oder Gelditrafe oder Einziehung, allein 
oder in Verbindung mit einander, zu erwarten fteht. 

Schließlich it noch hervorzuheben, daß in den Dienſtanweiſungen für 
Neu-Öuinea und die Marjchalls-Injeln Abſch. IX auch Beitimmungen über 
den nach $ 420 Str.P.-D., bei Privatklagen wegen Beleidigung anzuftellen- 
den Siühneverjuch enthalten jind. 
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Vezüglid des Begmadigungsrechts bejtimmt $ 42 Gejeg vom 
10. Zuli 1879, daß dasjelbe in Strafiachen, in welchen der Konſul oder das 
Konjulargericht in erfter Inftanz erfannt hat, dem Kaiſer zuſteht. Daran, dat 
der Kaiſer in allen Strafſachen, in welchen em Richter oder ein Gericht eines 
Schußgebiet3 erkannt hat, dad Begnadigungsrecht befigt, wird um jo weniger 
gezweitelt werden fünnen, als der Kaiſer ja alle Hoheitsrechte in den Schuß: 
gebieten auszuüben bat. 

C. Anlangend das Berfahren in Angelegenheiten der nicht jtreitigen 
Gerichtsbarfeit, welche durch $ 12 Abj. 2 Sei. vom 10, Juli 1879 den 
Konjuln, jonach auch den Nichtern der Schuggebiete überwieſen jind, jo be 
ftimmt jich das Berfahren nach den für die preußiichen Landestheile geltenden 
Borichriften, in denen das Allgemeine Landrecht in Kraft ſteht. Für die Ver: 
handlung und Enticheidung über die nach Maßgabe dieſer VBorjchriften zus 
läſſigen Nechtsmittel it das Neichsgericht zujtändig. Hervorzuheben iſt nur, 
dad, da in allen zur jtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehörenden Sachen der 
Konjul allein — nicht das Konjulargericht — zuftändig it, auch im den 
Schußgebieten nicht die Gerichte der Schußgebiete, jondern die mit Ausübung 
der Gerichtsbarkeit betrauten Beamten zuitändig jind. 

IV. Bon den in den SS 44 ff. des K.G.G. enthaltenen allgememen 
Vorjchriften find hauptjächlich Folgende hervorzuheben: 

a) Nach 8 46 8.:6.:©. fließen von den Konſuln und Konſulargerichten 
verhängte Geldſtrafen in die Reichskaſſe. Dieſe Vorſchrift findet ſelbſtverſtänd— 
lich auch in den Schutzgebieten Anwendung, und zwar auch in den von einer 
Kolonialgeſellſchaft verwalteten Gebieten, weil ja auch in dieſen Gebieten kaiſer— 
liche Beamte nach Maßgabe des K-G.G. die Gerichtsbarkeit ausüben. Ge— 
mäß 88 3.11 kann jedoch, inſoweit die Koſten der Rechtspflege von einer mit 
einem Kaiſerlichen Schugbriefe verjehenen Kolonialgeiellichaft zu beitreiten find, 
bejtimmt werden, daß die Vorschrift im S 46 K.GG. außer Amvendung bleibt. 

b) In $ 49 K.G.G. ift bejtimmt, daß die Militärgerichtsbarfeit „durch 
Diejes Geſetz“ nicht berührt wird. Dieſe Borjchrift Due auch Anwendung 
auf die Schuggebiete. Da ſich jedoch gemäß 5 39 Abi. 1 R-Mil-G. vom 
2. Maı 1874 die beiondere Gerichtsbarkeit über Militärperſonen nicht auf die 
bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten erjtredt, jo bezieht fich die in $ 49 KG.G. 
enthaltene Beſchränkung der Serichtsbarfeit nur auf Strafſachen. In Folge 
deſſen ſind alle Perſonen, welche gemäß dem Mil.“Str.“Pr. vom 20. Juni 1872 
bezw. dem R.Mil.Geſ. vom 2. Mai 1874 der militäriſchen Gerichtsbarkeit 
unterliegen, auch der Strafgerichtsbarfeit der Nichter und Gerichte in den 
Schutzgebieten entzogen. 

c) Nah $ 3 Ziff. 12 Sch.G.G. fanıı durch kaiſerl. Verordnung die 
Berlängerung aller zur Geltendmachung von Nechten und zur Erfüllung von 
Pflichten gejetlich fejtgeitellten Friiten angeordnet werden. 

Diejer Zujag, welcher in der Reichstagskommiſſion gemacht wurde, bezieht 
fich, wie die betreffenden Verhandlungen erjehen laſſen, nicht blos auf die 
prozeijualen Friiten, fondern überhaupt auf alle gejeglichen Friſten. 

Zu erwähnen find ferner die Vorjchriften in Berug auf das Koſten— 
wejen und die Zuitellungen. 

Nach 8 44 8-©.-©. gelten nämlich in den Nechtsjachen, auf welche die 
Eivilprozekordnung, die Strafprozehordnung oder die Konfursordnung Anz 
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wendung findet, das Gerichtsfojtengejeß und die Gebührenordnungen für Ge— 
richtsvollzieher,, für Zeugen und Sachverjtändige, jowie für Rechtsanwälte. 
In den Angelegenheiten, welche zur ftreitigen Gerichtsbarfeit nicht gehören, 
find in Betreff des Gebührenweſens, joweit reichsgejegliche Vorjchriften nicht 
bejtehen, die Beltimmungen der in den preußiichen Landestheilen, in welchen 
das Allgemeine Landrecht in Kraft iſt, geltenden Landesgejege maßgebend. 
Soweit die Gebühren der Nechtsanwälte durch Ortsgebrauch geregelt jind, 
fommt diejer zumächit zur Anwendung. 

Nach den bereits erwähnten Beitimmungen des $ 3 Nr. 10 Sch.G.G. 
kann jedoch für das Kloftenwejen die Anwendung einfacherer Beitimmungen 
vorgeichrieben werden. 

Auf Grund diefer Ermächtigung ift in den EinführungsBerordnungen 
vorgejchrieben, daß in dem Verfahren vor den Gerichtsbehörden im Schußgebiete 
das Gerichtskoſtengeſetz und die Gebührenordnungen für Gerichtsvollzieher, für 
Zeugen und Sachverjtändige, ſowie für Nechtsanwälte feine Anwendung finden 
und die Vorjchriften, welche an Stelle der bezeichneten Gejege zu treten haben, 
vom Neichsfanzler erlafjen werden (B. vom 5. Juni 1886 und 13. September 
1886 $ 9, V. vom 10. Augujt 1890 $ 15, B. vom 1. Januar 1891 $ 16, 
V. vom 13. Juli 1883 $ 10). Demgemäh find auch in den Dienſtanweiſ— 
ungen entiprechende Beitimmungen über das Koſtenweſen getroffen: 1. Im den 
Nechtsjachen, auf welche die E-Pr.-D., die K.O. und die Str.-Pr.-D. An— 
wendung finden, werden die wirklich) aufgewendeten Auslagen erhoben. Die 
Gebühren der Zeugen, ſowie die Tagegelder und Reiſekoſten der Gerichts: 
beamten werden im jedem einzelnen Falle unter Berücfichtigung der Umstände 
desjelben fejtgejeßt. Außerdem werden jie in den bezeichneten Nechtsjachen nad) 
Maßgabe des den Dienſtanweiſungen beigefügten Tarifs erhoben. Bei jedem 
Antrage auf Vornahme einer Handlung, mit welcher baare Auslagen verbunden 
ind, kann in Strafjachen jedoch nur, joweit es jich um das Verfahren auf 
erhobene Privatllage handelt, dem Antragiteller die Zahlung eines zur Deckung 
der Auslagen erforderlichen Vorſchuſſes auferlegt werden. 2. Im den Angelegen: 
beiten, welche zur jtreitigen Gerichtsbarfeit nicht gehören, werden Koſten nur 
nach Maßgabe der Beitimmungen des Gejeges, die Gebühren und Kojten bei 
den Konſulaten des Deutjchen Meiches vom 1. Juli 1872 erhoben. Bei Bor: 
mundjchaften, mit Ausnahme der gejeglichen Vormundſchaft, iſt vom Kapital— 
betrag des Vermögens des Miündels, auf welches jich die Vormundjchaft er: 
jtreet, injoferne dasjelbe über 150 ME. beträgt, zu erheben von je 50 ME. bis 
zu 300 ME., von je 100 Mi. des Mehrbetrages bis zu 600 Mk., von je 
150 ME. des Mehrbetrages bis zu 1500 Mk., von je 300 Mi. des Mehr: 
betrages fünfzig Pfennig. 3. Der Anja der Gebühren und Auslagen erfolgt 
durch die Gerichtsbehörde der Inftanz; gegen die in Kojtenjachen ergebenden 
Enticheidungen der Gerichtsbehörden eriter Inſtanz findet Beſchwerde an die 
Gerichtsbehörde zweiter Injtanz jtatt. 

Bezüglich der Zuftellungen ift in $ 45 K-G-G. lediglich vorge- 
Ichrieben, daß die Einrüdung einer Öffentlichen Bekanntmachung in den Reichs: 
anzeiger nicht erforderlich it. In $ 3 Nr. 10 Sch.G.-G. iſt jedoch ganz 
allgemein für zuläffig erklärt, daß durch kaiſerl. Verordnung für Zuftellungen 
einfachere Borichriften getroffen werden fünnen, als in den Prozeßgeſetzen ent= 
halten jind. In Folge deijen enthalten die Einführungsverordnnungen vom 
2. Juli 1888 8 9, B. vom 10. August 1890 $ 6, V. vom 1. Januar 1891 
ss 6 und 7, V. vom 5. Juni 1886 bezw. 13. Juli 1888 $ 6 und B. vom 
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13. September 1886 bezw. 7. Februar 1890 $ 6') Beitimmungen Hinfichtlich 
der Zujtellungen im Allgemeinen und der Zuftellungen in bürgerlichen Rechts— 
jtreitigfeiten im Bejonderen. Hervorzuheben iſt von diejen Beltimmungen, daß 
die Zuſtellungen ausjchließlich durch die zur Ausübung der Gerichtsbarkeit er- 
mächtigten Beamten veranlapt werden, welche dafür zu jorgen haben, dab die 
innerhalb des Bezirks, in welchem die Gerichtsbehörde ihren Sit hat, zu be= 
wirfenden Zujtellungen mit der nach den vorhandenen Mitteln möglichen Sicher: 
heit erfolgen. Dieje Beamten erlaſſen auc) die hierfür erforderlichen Anord- 
nungen und überwachen deren Befolgung. In bürgerlichen Nechtsitreitigfeiten 
iind in dem Berfahren vor den Gerichtsbehörden im Schußgebiete alle Ent— 
Iheidungen eimjchließlich der auf Grund einer mündlichen Verhandlung er— 
gehenden, der Zahlungs und Vollſtreckungsbefehle, der Pfändungs- und Ueber— 
weiſungsbeſchlüſſe von Amtswegen zuguftellen. Soll durch eine Aufteilung eine 
Friſt gewahrt oder der Lauf der Verjährung oder einer Friſt unterbrochen 
werden, jo treten die Wirkungen der Zujtellung bereits mit der Einreichung 
des zuzuſtellenden Schriftitüds bei der Gerichtsbehörde ein, jofern die Zuſtell— 
ung demmächjt bewirkt wird. Bei Bewilligung der öffentlichen Zuftellung einer 
Ladung fann die Gerichtsbehörde anordnen, daß eine Einrüdung in öffentliche 
Blätter nicht erforderlich jei. 

Aus den Beitimmungen der Dienjtamveijungen für die verichiedenen 
Schußgebiete ift noch befonders hervorzuheben, dal die auf die Zuftellungen 
bezüglichen SS 165 bis 181 G.-Pr-O. in den Schußgebieten feine Anwend— 
ung finden; an ihre Stelle treten die Anordnungen, welche von dem zur Aus— 
übung der Gerichtsbarfeit ermächtigten Beamten nach) Mahgabe der Einführungs- 
Berordnungen erlafjen werden. 

Zuftellungen, welche in einer bei einer Gerichtsbehörde in den Schuß- 
gebieten anhängigen Nechtsangelegenheit erforderlich werden, aber außerhalb 
des Schußgebiets, in welchem die Gerichtsbehörde ihren Sig bat, zu bewirken 
ind, erfolgen im Wege des Erjuchens, welches zu richten it: a) bezüglich einer 
im Deutichen Reiche zu bewirfenden Zuftellung an den Gerichtsichreiber des 
Amtsgerichts, in deſſen Bezirk die Zujtellung ausgeführt werden joll (S 162 
G.«V.«G.); b) bezüglich einer in einem anderen deutjchen Schußgebiete oder 
im Bezirke eines deutjchen Konjulargerichts zu bewirfenden Bujtellung an die 
Gerichtsbehörde des betr. SchußgebietS bezw. an den betr. Stonjul; ce) be= 
züglich einer in einem ausländischen Staate zu bewirfenden Zuftellung an die 
ın 88 182 bis 184 C.-Pr.-D. bezeichneten Behörden und Beamten. 

Im Schußgebiete zu bewirfende Zujtellungen in einer bei einem deutjchen 
Gerichte anhängigen Nechtsangelegenheit erfolgen auf Erjuchen desjelben durch 
die Gerichtsbehörde eriter Instanz in der in der Dienſtanweiſung bezeichneten 
Weiſe. 

V. Der Gerichtsſtand. Nach 8 1 Abj. 2 des Konſulargerichtsbarkeits— 
geſetzes vom 10. Juli 1870 ſind der Konſulargerichtsbarkeit die in den Konſular— 
gerichtsbezirken wohnenden oder ſich aufhaltenden Reichsangehörigen und Schutz— 
genoſſen unterivorfen. ?) 


VBgl. aud die Anweiſung betr. die Ausführung von Zuſtellungen im Gerichts: 
bezirte des Bismard-Archipels und der zum Schußgebiete der Neu-Guinea-Kompagnie ge 
börigen Salomons-Inſel vom 30. Tezember 1887 Riebow 5. 462 ff.). i 

Schutzgenoſſen find: 1. Tie Schußgenofien im engeren Sinne, d. b. Berjonen, welche 
die deutiche Reichsangehörigkeit nicht beiigen, welchen aber durch Staatsverträge, mie den 
Angehörigen von Oeſterreich-Ungarn, Yuremburg und der Schweiz, oder durch ausdrüdliche 
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Bor den Ktonjulargerichten haben hienach ihren Gerichtsitand nur jolche 
Berjonen, bei welchen zwei Vorausjegungen zutreffen: a) NReichsangchörigfeit 
oder Schuggenofjenichait, b) Wohnjig oder Aufenthalt zur Zeit der Klage: 
jtellung bezw. der Erhebung der öffentlichen Klage. Andere Perjonen jind der 
Konjulargerichtsbarfeit nicht unterftellt und jind hienach alſo alle andern in 
den Prozehordnungen vorgejehenen Gerichtsjtände der Niederlafjung, des Ber: 
mögensbejiges, der Erbichaft u. j. mw. vor den Ktonjulargerichten nicht gegeben. 
Mit Necht war daher in der Begründung des Entwurfs eines Geſetzes betr. 
die Rechtspflege in den deutichen Schußgebieten hervorgehoben, daß eine der— 
artige Beichränfung der Gerichtsbarfeit, welche für die bejtehenden Konſular— 
gerichtsbezirfe nach Lage der dortigen Verhältniffe unbedenklich ericheine, in 
den Schußgebicten nicht ohme empfindliche Beeinträchtigung der Nechte und 
Intereſſen deutjcher Angehöriger feitgehalten werden könne. 

Dazu fommt noch die weitere Erwägung, daß die Konfulargerichtsbarfeit 
jich als eine in fremdem Staatögebiete auszuübende Gerichtsbarkeit über gewifje 
Perſonen darjtellt, während die Schutgewalt und die einen Bejtandtbeil 
derjelben bildende Gerichtsbarfeit territorialen Charakter bat. 

Diefen Erwägungen iſt dadurch Nechmung getragen worden, day $ 3 
Nr. 1 Sch.G.«G. den Kaijer ermächtigt, zu bejtimmen, daß in den Echub- 
gebieten auch andere als die im $ 1 Abi. 2 K.G.-G. bezeichneten Perſonen 
der Gerichtsbarfeit unterliegen. Dieſe Ermächtigung hat eine doppelte Be 
deutung; der Kaifer kann nämlich auf Grund Dderielben beitimmen: a) daß 
auch Perjonen, welche nicht Neichsangehörige oder Schußgenofjen find, der 
Gerichtsbarfeit in den Schußgebieten unterliegen; b) daß nicht blos Perſonen, 
welche in den Schußgebieten wohnen oder jich aufhalten, vor den Gerichten 
der Schußgebiete Necht zu nehmen haben, jondern auch jolche, Hinfichtlich 
welcher abgejehen von Wohnjig und Aufenthalt ein Gerichtsjtand innerhalb 
der Schußgebiete nach den zur Geltung kommenden Gejegen begründet ift.') 

Die Perſonen, auf welche bienach die &erichtsbarfeit in den Schug- 
gebieten ausgedehnt werden kann, find: 1. die Eingeborenen, 2. die Ange 
hörigen anderer zivilifirter Staaten, welche nicht Schuggenofjen find. Die 
Ausdehnung der deutjchen Gerichtsbarfeit auf die leßtere Gruppe von Ber: 
jonen war von Anfang an mit Nücjicht auf den territorialen Charafter der 
Schugherrichaft jelbitverjtändlich und cs wäre das Einfachjte gewejen, wenn 
im Sch.G.G. jelbft jofort die Ausdehnung der erichtsbarfeit auf Dieje 
Perſonen ausgejprochen worden wäre, zumal diejelben ja mit Nüdjicht auf 
das Territorialprinzip ohnehin in allen übrigen Beziehungen der Souveränetät 
unterliegen. Wäre die Ausdehnung nicht erfolgt, jo läge geradezu eine im 
Widerjpruch mit dem Territorialprinzip jtehende Ausnahme vor, welche zwar 
an und für jich nicht als unzuläſſig betrachtet werden fünnte, immerhin aber 
ihre großen Bedenken hätte, indem dann fremden Staaten die Ausübung einer 
Konjulargerichtsbarfeit über ihre in deutichen Echußgebieten wohnenden und 
ſich aufhaltenden Staatsangehörigen geftattet werden müßte. 


Anordnung des Reichstanzlers der deutiche Konſularſchutz zugeſichert iſt. 2. Die fogenannten 
de faeto-nterthanen, nämlich a) Berfonen, welche oder deren Eltern früher deutiche Staats— 
angebörige waren; b) Perfonen, welche im etbnograpbiichen Sinne „deutiche” Nationalität 
haben; ce) Berjonen, welche eine untere Beamtenftellung im diplomatiichen oder Konſular— 
dient befleiven oder bekleidet haben. (Jorn in den „Annalen“ 1887 ©. 440 f.) 

", Diele legtere Ausdehnung der Gerichtsbarkeit ift nicht die Eritredung der deutichen 
Jurisdiktion auf derielben nicht unterliegende Perſonen, fondern lediglich eine Vermehrung 
ber nach den K.G-G. zuläfligen Gerichtsitände. 
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Anders liegen dagegen die Verhältniffe, imjoweit die Ausdehnung der 
deutichen Gerichtsbarkeit auf die Eingeborenen in Frage jteht. Während die 
Ausdehnung auf die Übrigen Europäer und überhaupt auf die Angehörigen 
anderer zivtlijirten Staaten wegen der wenigitens grumdjäglichen Gleichmäßigfeit 
des Kulturzuftandes und der Nechtsanichanungen bejondere Schwierigkeiten 
nicht bietet, erjcheint eine unveränderte Anwendung der deutjchen Gelege auf 
die Eingeborenen begreiflicherweije unthunlich. Dazu fommt aber noch, daß 
das Deutjche Neich in der Ausdehnung der Gerichtsbarkeit auf die Einge- 
borenen inſoferne bejchränft it, als Die Häuptlinge derjelben jich die Ge— 
richtsbarfeit über ihre Unterthanen vorbehalten haben. An eine grundjägliche 
und allgemeine Ausdehnung der deutjchen Gerichtsbarfeit auf die Eingeborenen 
war daher zumächit wenigitens nicht zu denken. 

Durch die Kaijerlichen Einführungs:Verordnungen ift denn auch für alle 
Schußgebiete bejtimmt worden, daß der deutichen Gerichtsbarfeit alle Berjonen 
unterliegen, die in den Echußgebieten wohnen oder fich aufhalten, oder bezüglich 
deren hievon abgejehen, ein Gerichtsftand innerhalb des betreffenden Schuß: 
gebiet nach den zur Geltung kommenden ejegen begründet ijt, die Ein: 
geborenen jedoch nur, joweit jie diefer Gerichtsbarfeit bejonders unterjtellt 
werden, bezw. injoweit fie in Oftafrifa nad) der bisherigen Uebung der Gerichts: 
barfeit des Neichsfommifjars unterstellt waren. (Verordnung vom 5. Juni 1886 
$ 2, Verordnung vom 13. September 1886 $ 2, Verordnung vom 2. Juli 
1888 5 2, Verordnung vom 10. Auguft 1890 $ 1, Verordnung vom 1. Januar 
1891 $ 2). 

Wer als Eingeborener zu betrachten iſt, hat nach den Einführungs-Ver— 
ordnungen entweder der Neichsfanzler oder der an der Spike des betreffenden 
Schuggebiets jtehende Beamte mit Genehmigung des Reichskanzlers zu bes 
ſtimmen. 

Demgemäß hat der Reichskanzler für die Schutzgebiete der Neu-Guinea— 
Kompagnie und der Marſchall-Inſeln durch Verfügungen vom 1. November 
1886 und 2. Dezember 1886 beſtimmt, daß als Eingeborene im Sinne der 
Verordnungen vom 5. Juni 1886 und 18. September 1886 zu betrachten 
ſind: 1. die Angehörigen der im betreffenden Schutzgebiete heimiſchen Stämme; 
2. die Angehörigen farbiger Stämme. (Vgl. auch die Verordnungen und Ver— 
fügungen betr. die FFeftitellung des Begriffs „Eingeborene“ im Sinne des 
RG. vom 4. Mai 1870 in & 27.) 

VI. Mit Rücjicht auf die Thatjache der Einführung des Konjulargerichts: 
barfeitsgejeges bezw. der Neichsjuftizgejege, fann man die Schuggebiete im 
Sinne der Gejege über die Gerichtsverfafjung und das gerichtliche Verfahren 
als Inland bezeichnen. Jedoch find in diejer Beziehung gewiſſe Unterjchiede 
zu machen. Unzmeifelhaft find die von den Nichtern und Gerichten in den 
Schuggebieten ergebenden Entjcheidungen als Enticheidungen deutjcher Gerichts: 
behörden zu betrachten. Wie 2. Seuffert in jenem Commentare zur Reichs: 
civilprozeßordnung (d. Aufl. 1890) ©. 782 5. zu $ 660 hervorhebt, ijt aus— 
ländijch jedes Öericht. das nicht vom Deutjchen Neiche oder nad) Maßgabe 
des G.-B.-G. von einem deutichen Bundesſtaate bejtellt it. Yu dem unter 
den Regeln der $$ 660, 661 jtehenden Urtheilen ausländijcher Gerichte gehören 
daher nicht: a) Urtheile, die von einem Reichskonſul oder von einem deutjchen 
Konjulargerichte erlaffen werden; b) Urtheile, die in einem deutjchen Schuß: 
gebiete von einem vom Neichsfanzler zur Ausübung der Gerichtsbarkeit er- 
mächtigten Beamten oder von einem nach) Maßgabe der Beitimmungen über 
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die Konſulargerichte zujammengejegten Gerichte des Schuggebiets erlaſſen werden. 
Abgejehen von dem oben erwähnten allgemeinen Grunde jpricht für dieſe Auf— 
faſſung auch der Umstand, dar in $ 13 8.8... ausdrüdlich beitimmt tt, 
daß die Borichriften des Tit. 13 G-V.G. über die Nechtshülfe auf die Aus: 
übung der jtreitigen Gerichtsbarkeit entiprechende Anwendung finden. In Folge 
deſſen gilt namentlich für die in den Schutzgebieten erlajjenen Civilurtheile, 
daß dieſelben im Gebiete des Reiches vollſtreckbar ſind, ohne daß es des Voll— 
ſtreckungsurtheils eines im Gebiete des Reiches gelegenen Gerichtes oder einer 
vom Gerichte des Orts der Vollſtreckung auszuſtellenden Vollſtreckungsklauſel 
bedarf (vgl. die bereits erwähnten Bertimmungen der Dienſtanweiſungen, betr. 
die Ausübung der Gerichtsbarkeit in den einzelnen Schußgebieten), während 
für Vollftredung der Civilurtheile der im KReichsgebiete gelegenen deutjchen 
Gerichte die VBorjchrift des S 700 Abi. 2 R.-E.-Br.-D. analoge Anwendung 
findet, welche lautet: „Kann die Bolljtredung durch einen Reichskonſul er- 
folgen, jo iſt das Erjuchen an diejen zu richten.“ 

In Angelegenheiten der nicht jtreitigen Rechtspflege üt nach den Bor- 
ichriften des R-G. betr. die Gewährung der Nechtshülfe vom 21. Juni 1869 
zu verfahren. 

Im Uebrigen wird im einzefnen Falle zuzuſehen jein, ob die Vorichriften 
der Prozeßgejege bei der Unterjcheidung zwiichen Inland und Ausland von 
der Annahme ausgehen, daß die fremde Rechtspflege nicht ohne Weiteres die— 
ſelben Garantien bietet, wie die einheimiſche oder ob ſie die Unterſcheidung 
nur mit Rückſicht auf die ich aus der räumlichen Entfernung ergebenden 
ee — Das Letztere wird z. B. anzunehmen ſein bei 
5 234 Abſ. 2 C.Pr.O. (Beſtimmung der Einlaſſungsfriſt durch den Michter, 
wenn Die Auftellung der Klage im Ausland zu machen ıjt). Mit Nückjicht 
auf dieſe Verſchiedenheiten it auch in den SS 14 und 21 K-G.G. nur die 
„entiprechende”" Anwendung der deutjchen und preußiichen Prozeßgeſetze vor: 
gejchrieben. Daraus ergibt fi), daß, injoferne die in den prozejjualen Vor: 
ichriften gemachte Unterjcheidung zwiichen Inland und Ausland in dem Zweifel 
an der Tüchtigfeit und Unparteilichfeit der ausländischen Gerichtsbarkeit ihren 
Grund bat, dieſe Vorſchriften im Verhältniſſe der Schuggebiete zum Neiche 
und umgefehrt feine Anwendung finden fünnen, wohl aber Diejenigen, bei 
welchen die aus der räumlichen Entfernung ſich ergebenden Verkehrsſchwierig— 
feiten maßgebend waren. 

Freilich wird man bei manchen Vorjchriften im Zweifel jein können, wie 
diejelben aufzufajfen Find, bezw. ob es nicht zweckmäßig wäre, auszuiprechen, 
daß in den durch Ddiejelben geregelten Verhältniſſen die Schußgebiete als 
„Ausland“ zu betrachten find. So ift 3. B. in $ 568 bj. 1 E-Pr.-D. für 
die ſogenannten Ehejachen das Landgericht, bei welchem der Ehemann jeinen 
allgemeinen nn hat, für ausſchließlich zuitändig erklärt. Sodann 
heigt es im Abſ. 2: „Segen den Ehemann, welcher jeine Frau verlafjen und 
jeinen Wohnfig nur im Auslande hat, fanı von der Ehefrau die Klage bei 
dem Landgerichte jenes legten Wohnjiges im Deutſchen Reiche erhoben werden, 
jofern der Beklagte zur Zeit, als er die Klägerin verlieh, ein Deutjcher war”. 

Dieje Vorſchrift hat den Zweck, der verlafienen Ehefrau die Klagejtellung 
auf Ehejcheidung u. ſ. w. nicht übermäßig zu erjchweren oder ‚gar unmöglich 
zu machen. Nun liegt e3 aber doc) auf der Hand, daß es für die Ehefrau 
mit jehr erheblichen Schwierigkeiten verbunden jein wird, ihren Mann, der 
jeinen Wohnfig in ein Schuggebiet verlegt hat, Elageweije zu belangen. Es 
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it daher wünſchenswerth, daß der Abi. 2 des $ 568 G.-Pr.-O. auch auf die 
Schußgebiete Anwendung findet.) 

Aehnliche Zweifel und ei fünnen bezüglich des 8 208 Konk. O. 
entjtehen, welcher von dem Falle handelt, daß ein Schuldner im Deutjchen 
Reiche feinen allgemeinen Gerichtsitand hat, aber Vermögen im Inlande beſitzt, 
über welches Konkurs verhängt werden kann. 

Alle dieſe Beispiele lafjen erſehen, daß eine unmittelbare Anwendung der 
Vorſchriften der deutſchen Geſetze in den Schutzgebieten auf Schwierigkeiten 
ſtößt, und daher eine genaue Anpaſſung der deutſchen Geſetze an die Ver— 
hältniſſe der Schutzgebiete durch Einführungsgeſetze nothwendig iſt. 


S 25. Das in den Schutzgebieten geltende Civil- und Strafrecht. 


I. Bezüglich des materiellen Rechts m den Schußgebieten iſt in $ 2 des 
Sch.“G-G. vorgejchrieben: „Das bürgerliche Necht, das Strafrecht... . bes 
jtimmen jich für die Schußgebicte nach den Vorjchriften des Gejeges über die 
Koniulargerichtsbarfeit vom 10, Juli 1879 . . .“ In $ 3 des Geſetzes dom 
10. Juli 1879 heißt es aber: „Su Betreff des bürgerlichen Rechts iſt anzu— 
nehmen, dab in den KtonjulargerichtSbezirfen die Neichsgejege, das preußiſche 
Allgemeine Landrecht und die das bürgerliche Necht betreffenden allgemeinen 
Geſetze derjenigen preußiſchen Landestheile, in welchen das Allgemeine Yand- 
recht Sejegesfraft bat, gelten. In Handelsjachen kommt zunächſt das in dem 
Konfulargerichtsbezirfe geltende Dandelsgewohnheitsrecht zur Anwendung“. 

Ferner heißt es in $ 4 des Geſetzes vom 10. Juli 1879: „In Betreff 
de3 Strafrechts iſt anzunehmen, daß im den Konſulargerichtsbezirken das Straf: 
gejegbuch Für das Deutſche Neich und die ſonſtigen Strafbeſtimmungen der 
Reichsgeſetze gelten.“ Der Konjul it befugt, für feinen Gerichtsbezirf oder 
einen Theil desjelben polizeiliche Vorjchriften mit verbindlicher Kraft für die 
jeiner Gerichtsbarkeit unterworfenen Berjonen zu erlaffen und die Nichtbefolgung 
derjelben mit Geldftrafe bis zum Betrage von 150 Mark zu bedrohen“, 

Durch Einführung des Konfulargerichtsbarfeits gejeßes ſind ſonach nicht 
blos Die Bejtimmuugen desjelben über die Gerichtsverfaſſung und das Prozeß— 
verfahren, ſondern auch die in den SS 3 und 4 des Geſetzes vom 10. Juli 1879 
aufgerührten Civil und Straigeiege in den Schuggebieten für amvendbar 
erflärt worden. 

Was nun den Umfang der durch das Sch.G.G. ald Landesrecht für 
die Schußgebiete erklärten, in den 88 3 und 4 des Neichsgejeges vom 10. Juli 
1879 direkt oder indireft erwähnten Gejege anlangt, jo iſt zumächit in Bezug 
auf das bürgerliche Recht in der Reichstagskommiſſion von 1886 feitgeftellt 
worden, dab das Kirchenrecht, weil einen Beltandtheil des öffentlichen 
Rechts bildend, nicht unter den Begriff des bürgerlichen Rechts falle und daher 
die preußiichen Maigejege durch die Einführung des Reichs zgeſetzes vom 10. Juli 
1879 im den Schutsgebieten keinerlei Geltung erlangten. Dieſe Feſtſtellung 


6. Meyera. a. O. 5. 103 faht die betreffende Vorſchrift allerdings anders auf, 
it im Uebrigen aber auch der Anficht, dab im Sinne der Prozeßgeſeße die Schußgebiete 
‚Inland find und zieht daraus eine Reihe von Folgerungen. — Vgl. auch König a. a. ©. 


von Abſatz 2 des $ 4 enthält eine bier nicht weiter interefiirende Norichrift, daß nämlich 
die in den Konſulargerichtsbezirken geltenden Strafgeſetze außer Anwendung bleiben, inſofern 


nicht durch Staatsverträge oder Herkommen etwas Anderes beſtimmt iſt. 
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ericheint als jelbjtveritändlich; fie it nur die Folgerung des Grundjages, daß 
von den in Frage jtehenden Geſetzen lediglich die auf das bürgerliche Recht, 
nicht auch die auf das öffentliche Necht bezüglichen Vorjchriften in den Schup- 
gebieten zur Einführung gelangen jollen. So einfach aber auch diejer Grund— 
ſatz zu jein scheint, jo jchwierig gejtaltet ſich deſſen Durchführung im Einzelnen. 
Wenn es nämlich auch noch durchführbar jein mag, beim Allgemeinen preußijchen 
Landrecht, welches nicht blos ein bürgerliche Gejegbuch it, jondern auch das 
gefammte öffentliche Recht (Staatsrecht, Verwaltungsrecht und Kirchenrecht) 
regelnde VBorjchriften enthält, diejenigen Theile im Großen und Ganzen aus: 
zufcheiden, welche im Wejentlichen bürgerliches Recht enthalten, jo it es doch 
auch bei diejem Geſetzbuche jehr häufig gar nicht möglich, zu bejtimmen, ob 
eine einzelne Vorjchrift dem öffentlichen Nechte oder dem bürgerlichen Rechte 
angehört. Noch bedenklicher aber erjcheint es, einheitliche Gelege, in welchen 
Vorjchriften des öffentlichen und des bürgerlichen Nechts im Gemenge Liegen, 
nach ihren verjchiedenen Beitandtheilen auseinander zu reißen. Am meiſten 
Schwierigkeiten mußten in diefer Hinjicht diejenigen Geſetze bieten, welche ſich 
auf die Negelung der Nechtsverhältnifie des Grundbeſitzes beziehen. Dieſe 
Sejege, wie z. B. das preußische Gejep vom 15. Mai 1872 über den Eigen— 
thumserwerb und die dingliche Belaftung von Grundſtücken, das preußiſche 
Berggejeg vom 24. Juni 1865, die verichiedenen Wajjergeiege u. ſ. w. jegen 
nämlich mehr wie andere das bürgerliche Necht vegelnde Gejege, z. B. das 
Handelsgeſetzbuch, beſtimmte wirtbichaftliche und joziale Verhältniſſe und jtaat- 
liche Einrichtungen voraus, welche in den Schußgebieten nicht vorhanden jind. 
Es tritt eben deshalb auch in denſelben die angedentete Vermengung öffentlich: 
rechtlicher und privatrechtlicher Vorjchriften in bejonders jtarfem Make hervor. 
Die Unmöglichkeit, die Vorjchriften des deutſch-preußiſchen Nechts in Bezug auf 
den Grundbeſitz unverändert in den Schuggebieten zur Anwendung zu bringen, 
hat jich denn auch iv jtarf geltend gemacht, dal durch das jegt die Nummer 2 
s3 Sch⸗G-G.en. 75. bildende Neichsgejeg vom 7. Juli 1887 dem Kaiſer 
die Ermächtigung gegeben wurde, durch Verordnung eine von dem preußiſch 
deutſchen Rechte abweichende Regelung der Rechtsverhältniſſe an unbeweglichen 
Suchen zu treffen.!) 

Man wird dieje Vorjchrift in dem Sinne auslegen dürfen, daß durch 
Ntaijerliche Verordnung nicht blos der Eigenthumserwerb und die dingliche 
Belaſtung von Grundſtücken geregelt werden können, ſondern überhaupt alle 
auf das Grundeigenthum und ſeine Benützung bezüglichen Verbältniffe. jo daß 
die Verhältniſſe des Bergbaues, der Waſſerbenützung, der Fiſcherei, der Forſt— 
wirthſchaft der Ag durch Ktatjerliche Verordnung unterliegen.?) 

Es leuchtet ein, daß durch das Keichsgejeh vom 7. Juli 1887 cine ſehr 
—— — Erweiterung des Kaiſerl. Verordnungsrechts geſchaffen wurde. 


Hervorzuheben iſt übrigens, dab die 3.2 83 Eh... n. F. inſofern etwas 


abweichend vom Geieb vom 7. Juli 1887 lautet, als in dieſem Geſetz die Worte feblten: 
„einschließlich des Bergwerkseigenthums“. 

Es braucht deshalb auch nicht weiter unterfucht zu werden, ob die betreffenden Vor 
ichriften als polizeiliche dem öffentlichen Rechte angehören, oder ob fie als privatrechtlice 
zu betrachten find. Inſoweit nämlich dieſe Worichriiten dem öffentlichen Nechte angebören, 
fönnen fie durch Kaiſerl. Verordnung erlafien werden, weil die dem Kaiſerl. Verordnungs 
rechte gezogene Schranke ſich nur auf das_bürgerliche Recht bezieht; infoferne diefelben aber 
die Nechtsverhältnifie an unbeweglichen Sachen zum Gegenitande baben, fallen jie_unter 
Nr. 283 ch... Auf Die bezüglich der Nechtsverbältnifie an unbeweglichen Sachen 
geltenden Borschriften wird im nächſten Varagraphen eingegangen werden. 
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Trotzdem jind die oben angedeuteten Schwierigfeiten keineswegs bejeitigt, wie 
ein furzer Lleberblid der nad) Maßgabe des 8.:5.:6. bezw. des Sch.G.G. 
in den Schußgebieten zur Anwendung gelangenden Gejege ergibt. 

Dieje Gejege lafjen ich in zwei Gruppen jcheiden: 1. die Reichsgeſetze; 
2. das preußische Allgemeine Landrecht und diejenigen allgemeinen — d. h. 
nicht blos in einzelnen Bezirfen geltenden — preußiichen Gejege, welche in 
den preußischen Sebietstheilen gelten, wo das Allgemeine Landrecht in Kraft üft. 

Bon den Reichsgeſetzen fommen bier vor Allem im Betracht die 
Wecjelordnung und das Dandelsgeiegbuch mit allen auf das Handels- 
recht bezüglichen Spezialgejegen,') wie 3. B. das Neichsgejeg vom 4. Juli 1868, 
betreff. die privatrechtliche Stellung der Erwerbs: und Wirthſchaftsgenoſſen— 
Ichaften; das Meichsgejeg vom 11. Juni 1850, betr. das Urheberrecht an 
Schriftwerfen u. j. w.; Das Neichsgejeg vom 30. November 1874 über den 
Marfenihug; das Patentgejeg vom 7. Aprit 1891; die Scemamnsordnung 
vom 27. Dezember 1872 u. ſ. w. 

In Bezug auf das HDandelsgejegbuch it dabei bervorzubeben, dal nach 
Art. 1 dieſes Geſetzbuchs Handelsgebräuche erit an zweiter Stelle zur An: 
wendung fommen fünnen, nämlich nur joweit als das Dandelsgejegbuch ſelbſt 
feine Borjchriften enthält. Der 8 3 Abi. 2 des Neichsgeieges vom 10. Juli 
1879 hat das Verhältniß umgekehrt, nach Vorſchrift desjelben fommt in den 
Ktonfulargerichtsbezirfen in eriter Linie das in Ddemjelben geltende Handels: 
gewohnheitsrecht zur Amvending: das gilt natürlich auch für die Schuggebiete. 

Neben dem Handels: und Wechjelrecht find diejenigen Neichsgejege zu 
erwähnen, welche entweder ausichliehlich oder doch theilweiſe zivilrechtliche 
Vorſchriften enthalten, wie 3. B. das Haftpflichtgeſetz vom 7. Juni 1871, 
das Zinjengejeg vom 14. Nevember 1867, das Wuchergejeg vom 24. Mai 
1880, die Strandungsordnung vom 11. Mai 1574, das Geſetz vom 17. Februar 
1375, betr. die Großjährigkeit, u. ſ. w. 

Vom allgemeinen preußiſchen Yandrechte gelten nach dem, 
was oben bervorgeboben wurde, nur Diejenigen Borichriften, deren Inhalt 
privatrechtlicher Natur vt. Dazu fommen dann die zahlreichen zur Ergänzung 
und Abänderung des Allgem. Landrechts erlajfenen allgemeinen Geſetze privat- 
rechtlichen Inhalts, welche in denjenigen preußiſchen Yandestheilen gelten, in 
welchen das Allgem. Landrecht Gejegesfraft bat. Bon allen diejen Gejegen 
mag nur auf die Vormimdjchaftsordnung vom 5. Juli 1875 hingewieſen 
werden, weil dieſelbe einen bejonders wichtigen Gegenjtand regelt. 

Begreiflicher Were werden von dieſen Gejegen und gejeglichen Bor: 
jchriften viele in den Schußgebieten nicht amvendbar jein, weil die Verhält— 
nifle, zu deren Negelung die betreffende gejegliche Vorjchrift erlaſſen wurde, 
in den Schußgebieten überhaupt nicht beitehen. Es wird Aufgabe der Praxis 
jein, feſtzuſtellen, welche geieglichen VBorjchriften aus dem angegebenen Grunde 
in den Schußgebieten nicht anwendbar find. Ebenſo wird lediglich Durch die 
Praxis die Ausjcheidung der dem bürgerlichen Nechte angehörigen und daher 
in den Schußgebieten amwendbaren und der dem öffentlichen Nechte angehörigen 
Borjchriften zu erfolgen baben.*) 


Y Endemannin Holkendorit's Encyklopädie der Nechtswilienichaft, 1. Theil 4. Aufl. 

S. 605 ff. 
* Es mag bier noch auf das preußische Enteignungsgeieg vom 11. Juni 1874 auf- 
merkjam gemacht werden. Vor Erlaß des Meichsgejehes vom 7. Juli 1887 konnte es 
zweifelhaft fein, ob dasſelbe nicht in den Schutggebieten angewendet werden müſſe. Jeht iſt 
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II. Injoweit die im Vorſtehenden erwähnten dentjchen und preußiichen 
Geſetze privatrechtlichen Inbalt® in den Schuggebieten eingeführt jind, gelten 
diejelben grundjäglid als Inland umd mit Recht weit Jo&l (S. 228) dar: 
auf hin, daß das Verhältniß der Schußggebiete zum Neichsgebiete nicht etwa 
jo aufzufafjen it, dab zwei gleichlautende Gejege im verjchiedenen Geltungs— 
bezirfen in Kraft gejegt jind, jondern dal die Schußgebiete mit dem Weiche 
bezw. dem Geltungsgebiete der betreffenden preußischen Gejege ein einheitliches 
NRechtögebiet bilden. Freilich ift immer noch bei den verjchiedenen Gejegen zu⸗ 
zuſehen, welche Bedeutung die einzelnen Vorſchriften haben, in welchen ein 
Unterſchied zwiſchen Inland und Ausland gemacht iſt. So können ſelbſt— 
verſtändlich die Beſtimmungen in Art. 84 ff. WO. über „ausländiſche Geſetz— 
gebung“ auf die in den Schutzgebieten ausgeſtellten Wechſel keine Anwendung 
finden, da daſelbſt die deutſche Wechſelordnung gilt. Dagegen finden die Vor— 
ſchriften der Art 78 und 79 W.O. über die Verjährung der Regreßanſprüche 
des Inhabers gegen den Ausſteller und die übrigen Vormänner, ſowie der 
Indoſſanten gegen den Ausſteller und die übrigen Vormänner ſelbſtverſtändlich 
entſprechende Anwendung gleichgültig, ob dieſe Anſprüche im Reichsgebiete oder 
in den Schußgebieten geltend gemacht worden, da es ſich bei dieſen Vorſchriften nicht 
um dem Unterjchied zwiichen Inland und Ausland bezw. um das Geltungs: 
gebiet der W.-O. handelt, jondern um die räumliche Entfernung zwiichen dem 
Ausstellungsorte und dem Zahlungsorte bezw. dem Wohnungsorte des Regreß— 
nehmers. 

Was einzelne Vorſchriften des H-—G-B. anlangt, jo hebt G. Meyer 
(S. 98 ff.) mit MNecht bervor, dah, wenn Art. 482 dem Schiffer die Ver: 

pflichtung auferlegt, dem Rheder, den von ihm durch die Nichtbeobachtung der 
im Auslande beitchenden gejeglichen Worjchriften insbejondere der Polizei-, 
Stener: und Zollgeſetze berbeigeführten Schaden zu erjegen, dieje Beitimmung 
auch denjenigen Schaden trifft, welcher durch Nichtbeobachtung der in den 
Schußgebieten in diefer Hinſicht beitehenden gejeglichen Vorſchriften entjtanden 
it, da in Bezug auf Polizei, Zoll: und Stenergejege die Schußgebiete als 
Ausland gelten. Wenn ferner rt. 473 H.G.B. vorschreibt, dat der im 
Falle der Auflöſung einer Nhederei eintretende Öffentliche Verfauf des Schiffes 
nur gejchehen kann, wenn das Schiff zu einer Reiſe nicht verfracdhtet iſt, und 
fih im Heimatbshafen oder im einem inländiſchen Hafen befindet, jo fann im 
Sinne dieſer Vorſchrift ein Hafen im Schußgebiete nicht als inländiſcher Hafen 
betrachtet werden, da das Handelsgeſetzbuch überhaupt außereuropäiſche, euro— 
päilche und inländische Häfen unterjcheidet und mit dem legteren Ausdrud une 
zweifelhaft lediglich Däfen im Neichsgebiete bezeichnen will. In gleicher Weije 
ist Art. 521 9.-6.-B. auszulegen, welcher vorjchreibt, dal; der auf unbejtimmte 
Zeit angeftellte Schiffer im Dienſte verbleiben muß, bis das Schiff in den 
Heimatshafen oder in einen inländiſchen Dafen zurüdgefehrt it. 

III. Anlangend das Strafrecht, jo iſt zunächſt hervorzuheben, daß 
nach $ 3 3. 8 Sch-G-G. nm. F. der Kaiſer inſoferne zu einer Abänderung 
des Str.:G.-B. befugt it, als er durch Verordnung eine andere, eine Schärf- 
ung nicht enthaltende Bollitredung der ITodesitrafe z. B. durch Erſchießen an— 
ordnen fan. Gm Uebrigen war darüber im der Reichstagskommiſſion von 





diejer Zweifel befeitigt, da es Jich bei diefem Geſetze jedenfalls um Mechtäverbältnifie an 
unbeweglichen Sachen handelt. Die Beſtimmungen über die Enteignung von Grundbeſitz 
in den Schutzgebieten können daher im Wege der Kaiſerl- Verordnung erlaſſen werden. 
Val. auch G. Mener a. a. O. S. 182. 


Die Verfaſſung und Verwaltung der Schubgebiete im Einzelnen. 709 


1886 llebereinftimmung, daß unter „Strafgejegen” nur Strafgejege im engeren 
Sinne zu verjtehen jeien, fo daß die in den Verwaltungsgejegen (Bollgejegen, 
Gewerbeordnung u. }. w.) enthaltenen Strafbeitinmungen in den Schußgebieten 
erit dann Giltigkeit erlangen, wenn diefe Gejege jelbit dort eingeführt werden 
(Kommiſſ.Ber. ©. 15). 

Dagegen gehören jelbftveritändlich zu den Strafgejegen der Schußgebiete 
die Strafverordnungen und Bolizeiitrafverordnnungen, welche auf Grund des 
8.8... bezw. des Sch⸗G.G. der Sailer, der Neichsfanzler, die Kolonial: 
gejellichaften und deren Beamte, ſowie die mit der Ausübung der Gerichtsbar- 
feit betrauten Perſonen erlafjen. 

In ftrafrechtlicher Hinficht find die Schußgebiete als Inland zu betrachten, 
weil dajelbit das deutſche Strafgejegbuch eingeführt iſt. Allerdings beißt es 
in $ 8 R-Str.-G :B. „Ausland im Sinne diefes Strafgeiehes iſt jedes nicht 
zum Deutjchen Reiche gehörige Gebiet”. Da die Schußgebiete im jtaatsrecht- 
lichen Sinne nicht zum Neichsgebiete gehören, fünnte man bei wörtlicher Aus— 
legung dieſer Beltimmung zu der Auffaſſung fommen, daß die Schußgebiete, 
trogdem das N.-Str.-G.-B. dajelbit in Kraft fteht, doch im strafrechtlichen 
Sinne ald Ausland zu betrachten find. Es muß jedoch $ 8, der lediglid) 
eine aus $ 3 „die Strafgejege des deutjchen Neiches finden Anwendung auf 
alle im Gebiete desielben begangenen jtrafbaren Dandlungen, auch wenn der 
Thäter ein Ausländer it”, Tich ergebende Auslegungsregel enthält, ın Zu: 
jammenhang gebracht werden, mit $ 1 E.:®. z. StreG.B., welcher bejtimmt, 
„das Strafgefegbuch für das deutſche Reich tritt im ganzen Umfange des 
Bundesgebietes mit dem 1. Januar 1872 in Kraft“. Dieſe Zufammenftellung 
ergibt, da in $ 3 das Territorialprineip zum Ausdrud gebracht iſt und dal; 
in 8 8 bezw. 1 das Gebiet bezeichnet iit, in welchem us R.-Etr.-G.®. 
Geltung baben joll. Das jchliegt aber nicht aus, daß auch außerhalb des in 
88 R.⸗Str.G.-B. bezeichneten Gebiets begangene und bezw. abgeurtheilte 
Handlungen als im Inlande begangen bezw. abgeurtheilt zu betrachten find; To 
gelten auf riegsichifien begangene ftrafbare Handlungen unter allen Umftänden 
und auf Handelsichiffen begangene ftrafbare Handlungen dann als im Inlande 
begangen, wenn die Handlung im Auslande oder in offener Ser verübt wurde 
8 10 R.Str.“P.O.), ebenjo werden Deutiche, welche in einem der deutjchen 
KKonjulargerichtsbarfeit unterworfenen Bezirke des Auslandes eme Straftbat 
begeben, jo angejeben, als ob fie im Inlande gehandelt hätten. Andererjeits 
gelten im Sinme der in Kraft gebliebenen Zandesgejehe auch die Einzelitaaten 
in ihrem gegenfeitigen Verhältniffe als Ausland, Mit a. W., die in Rede 
jtehenden Beitimmungen des R.Str.“G.B. find dahin auszulegen, daß jedes 
Gebiet, in welchem das Neichsitrafgefegbuch gilt bezw ſoweit dasjelbe im dieſem 
Gebiete zur Anwendung zu fommen bat und in welchem die dajelbjt begang: 
enen jtrafbaren Handlungen nach Mahgabe des R.-Str-G.«B. von deutjchen 
Gerichten abzurtheilen ſind, im Sinne des Strafrechts als Inland zu betrachten 
iſt.) Daraus folgt, daß die Vorichriften der SS 4—8 des R.Str.G.«B. 
über die Beſtrafung der im Auslande begangenen Handlungen feine Anwendung 
finden fönnen. Andererjeits fommen die von den Ddeutichen Gerichten im 
Reichsgebiete verhängten Beitrafungen für die Frage des Nüdjalls in Betracht, 
wenn die neue Strafthat in den Schußgebieten abzuurtheilen tft und das Gleiche 


v Müdorff-Stenglein, das Strafgeiehbuch für das Deutiche Reich, 4. Aufl. ©. 
89, 90, 99. 
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gilt, wenn die früheren Verurtheilungen in einem Schußgebiete erfolgten und 
die neuerliche VBerurtheilung im Neichsinlande zu erfolgen hat. Ebenſo kann 
der $ IN -Str.-G.-B. „Em Deuticher darf einer ausländischen Regierung zur 
Verfolgung oder Beitrafung nicht überliefert werden“, den Schußgebieten gegen= 
über micht zur Amvendung kommen; aber auch das Wechtshilfegefeg vom 
21. Juni 1869 kommt in dieier Beziehung nicht zur Anwendung, jondern im 
Folge der Einführung des G.-Be-G. und der Str.B.-D. in den Schußgebieten 
iſt judictelle Einheit hergestellt und zwijchen einem Einzeljtaate und den Schuß 
gebieten kann nicht mehr von Auslieferung, jondern blos von Ablieferung die 
Rede jeim.’) 


S 26. Die Vegelung der Kechtsverhältniſſe an unbeweglihen Sachen und die 
Befimmungen über das herrenlofe Land.” 


I. Wie bereits hervorgehoben (8 25), hat die Novelle vom 7. Juli 1887 
zum Sch... bezw. Nr. 2 $ 2 Sch—⸗G.G.an F. beftimmt, dat durch 
Kaiſerl. Verordnung eine von den Vorschriften des preuß. Nechts abweichende 
Negelung der Nechtsverhältnifie an unbeweglichen Sachen einſchließlich des 
Bergwerkseigenthums jtattfinden kann. 

Auf Grund dieſer Ermächtigung erging zunächſt die Kaiſerl. Verordnung 
vom 20. Juli 1887 betr. den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaſtung 
der Grundſtücke im Schutzgebiete der NReu-Gninea-Kompagnie (R-G.Bl. 
S. 279, Riebow ©. 469, Nachrichten u. ſ. w. III. S. 100 ff.), in Kraft 
getreten am 1. Oftober 1887, welche in $ 1 beitimmte, daß ich der Eigen: 
tyumserwerb und die dingliche Belaſtung der Grundſtücke im Schußgebiete 
grumdjäßlich nach den Borschriften des preußiſchen Nechts regeln, insbeſondere 
des Gejeges Über den Eigenthumserwerb und die dingliche Belaftung der 
Grundſtücke, Bergwerfe und jelbitändigen Gerechtigfeiten vom 5. Mat 1872. 

Die 88 2 ff. der Verordnung enthalten jedoch eine Neihe von Abweich— 
ungen von den ſoeben erwähnten geieglichen Borichriften : 

1. Die Auflafjungserflärungen des eingetragenen Eigenthümers ($ 2 ©. 
vom 5. Mat 1872) fünnen auch jchriftlich erfolgen; eine gleichzeitige Abgabe 
beider Erklärungen it nicht erforderlich IS 2). 

2. Die auf die Grundſchuld und das Bergwerfseigenthum  bezüglichen 
Vorichriften über den Eigenthumserwerb jowie die Grumdbuchordnung vom 
5. Mat 1872 bleiben außer Anwendung. Die an Stelle der Lesteren zur 
Ausführung diefer Verordnung erforderlichen Vorjchriften werden vom Reichs: 
fanzlev nach Anhörung der Direktion der Neu-Guinea-Kompagnie erlaſſen ($ 3). 

3. Die vorstehenden Beſtimmungen finden auf den Erwerb von herrenloſem 
Sande, ſowie auf die Grundſtücke der Eingeborenen feine Amvendung ; jedoch 
bleiben Grundjtüde, welche in das Grundbuch eingetragen find, den Vorjchriften 
der $S I bis 3 ımterworfen, auch wenn Te in das Eigentum eines Einge— 
borenen übergeben (S . 

" Deshalb ipricht die bayer. Min-Bek. vom 9. Juli 1890 über das von den Juſtiz— 
behörden behufs Erwirfung von Auslieferungen zu beobachtende Verfahren Juſt-Min.Bi. 
=. 210) in ihrem 1. Nbichnitte von der „Ablieferung aus deutſchen Schupgebieten und aus 
Yändern, in welchen Noniulargerichtsbarfeit geübt wird“. 

” Val. den Aufſatz „Yandfragen in Oftafrifa” im Folonialen Jahrbuch VI 


Fr 22 f: und Stengel, Derrenloies Land in den deutihen Schußgebieten. Ebendaſelbſt 
811. 
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4. Die Grundſätze, nach welchen bei dem durch den Kaiſerl. Schutzbrief 
vom 17. Mai 1885 der Neu-Guinea— Kompagnie ausſchließlich vorbehaltenen 
Erwerb von Grundſtücken durch Verträge mit den Eingeborenen oder durch 
Beſitzergreifung von herrenloſem Lande zu verfahren iſt, werden von der Neu— 
Guinea-Kompagnie mit Genehmigung des Neichstanzlers feitgeitellt. Die Ein- 
tragung der hienach von der Neu-Guinea-Kompagnie erworbenen Grundſtücke 
in das Grundbuch erfolgt auf Grund einer über den Erwerb ertheilten Be— 
Icheinigung des Landeshauptmanns oder eines von demjelben hierzu ermächtig- 
ten Beamten ($ 5). 

5. Andere Perſonen fünnen aus der Bejigergreifung von berrenlojem 
Lande oder aus Verträgen mit Eimgeborenen wegen Erwerbung oder ding: 
licher Belaftung von Grundjtüden Nechte nur ableiten, wenn der Eriverb vor 
dem 21. Mai 1885, bezw. für Die Salomons-Injeln vor dem 28 DOftober 
1536 jtattgefunden bat. Im Falle der Beligergreifung von herrenlojem Lande 
ift zur Nechtswirfiamfeit des Eigenthumsanjpruchs erforderlich, dal vor dem 
21. Mat 1885 bezw. 28. Oftober 1886 von dem herrenlojen Grundſtück that: 
ſächlich Beſitz ergriffen, jowie daß der Beſitz nicht wieder aufgegeben oder ſonſt 
verloren worden iſt. Im Falle des Erwerbs auf Grund von Verträgen it 
erforderlich, daß vor dem 21. Mai 1885 bezw. 28. Oftober 1886 zwiſchen 
dem Eigenthümer und dem Erwerber jchriftlich oder mündlich ein Vertrag mit 
der Abjicht der Webertragung und des Erwerbs des Grundſtücks gejchlojfen 
umd der Bejig übertragen, jowie daß der Bejig nicht wieder aufgegeben oder 
jonft verloren worden üt. Dieſe lebtere Beitimmung findet auch auf eine 
Veräußerung von Grundjtüden, welche vor dem Inkrafttreten der Verordnung 
vom 20. Juli 1887 jtattgefunden hat, Anwendung (58 6—9). 

6. Wer auf Grund der Beligergreifung von berrenlojem Lande vder 
von Verträgen mit Eingeborenen Grumdeigenthum im Schußgebiete der Neu: 
Guinea-Kompaguie im Auſpruch nehmen wollte, mußte den Antrag auf Ein 
tragung jeines Eigenthums ind Grundbuch jpäteftens bis zum 1. März 1888 
jtellen, widrigenfalls der betreffende Anjprıcch von Rechtswegen jeine Wirkſamkeit 
verlor. Ausgenommen von diefer Borjchrift waren nur die Eigenthumsanjprüche 
aus Titeln, welche vor dem Tage des Inkrafttretens dieſer Verordnung in 
das von dem Katjerlichen Kommiſſar angelegte „Grundbuch oder Regiſter für 
Landerwerbungen“") eingetragen worden jind; jedoch fonnten derartige Cr: 
werber auf Antrag des Stationsvoritehers des Bezirks, in welchem das Grund- 
ſtück liegt, zur Stellung des Antrags auf Eintragung ihres Eigenthums in 
das neue Grundbuch durch die zuftändige Grundbuchbehörde, durch bejondere 
an die einzelnen Erwerber gerichtete Aufforderung unter Anberaumung einer 
mindejtens dreimonatlichen ausjchließenden Friſt angehalten werden. Der auf 
Eintragung des Eigentums gerichtete Antrag mußte nebjt Anlagen abjchriftlic) 
dem Vorjteher der Station, in deren Bezirk das Grundjtücd liegt, mit der Auf 
forderung mitgetheilt werden, etwaige Eimwendungen, welche auf Grund des 


"Huf Berehl des Neichstanzlers hatte nämlich der Kaijerl. Kommiſſar am 22. Mai 
1885 eine Verordnung veröffentlicht, daß im deutichen Schußgebiet neue Yanderwerbungen, 
obne Genehmigung der deutichen Behörde ungiltig find und nur ältere woblerworbene Rechte 
geihüpt werden. In Verfolg dieler Verordnung erlieh der Kaiſerl. Kommiſſar am 16, Febr. 
1886 eine weitere Verordnung, durch welche alle diejenigen, welche vor dem 22. Mai 1885 
Figenthumsrechte an Ländereien im Bismard-Archipel erworben hatten, aufgefordert wurden, 
ihre Befistitel zum Zwecke der Prüfung und eventuellen Regiſtrirung bis zum 1. Mai 1886 
bei ibm vorzulegen Nachrichten u. ſ. w. 1886, 2. Heft ©. 58). 
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ausjchließlichen Rechtes der Neu-Guinea-Kompagnie zum Landerwerb gegen die 
Eintragung zu erheben waren, binnen einer auf höchitens drei Monate zu bes 
jtimmenden Friſt geltend zu machen. Wurden Einwendungen redjtzeitig er- 
hoben, jo war hievon der Antragiteller mit der Ankündigung zu benachrichtigen, 
daß er jeine Aniprüche gegen die Neu:Guineasstompagnie binnen der Ausſchluß— 
jrift von jechs Monaten durch Erhebung der Klage geltend zu machen habe. 
Wurden feine Einwendungen erhoben, jo erfolgte die Eintragung, falls im 
Uebrigen die Prüfung des Erwerbstitel$ deſſen Nechtsgiltigfeit ergab. Zur 
Ergänzung des Beweiſes konnte die Grumdbuchbebörde entiprechende Ermittel: 
ungen vornehmen, ſowie eine Öffentliche Aufforderung zur Anmeldung entgegen- 
ſtehender Anjprüche erlafien. Die Beitimmungen der Nr. IV der Erflärung 
betreffend die gegenjeitige Handels: und Verfchrsfreibeit in den deutſchen und 
engliichen Beſizungen und Schutgebieten im weitlichen Stillen Dyean vom 
10. April 1886 wurde durch vorjtchende Beſtimmungen 88 7 fi.) nicht bes 
rührt. In der angeführten Nr. IV war nämlich feftgejegt worden, daß alle 
jtreitigen Aniprüche auf Land, welches vor Proflamirung der Souveränctät 
oder des Proteftorats Durch eine der beiden Regierungen von einem deutſchen 
Staatsangebörigen in einer britiichen Beſitzung oder in einem britiichen Schuß: 
gebiet oder von einem britischen Staatsangebörigen in einer deutjchen Beſitzung 
oder einem deutjchen Schußgebiet erworben worden war, durch eine gemiſchte 
Kommiſſion unterjucht und entjchieden werden jollten, daß jedoch dieje Anjprüche 
auch durch die Ortsbehörden allein entjchteden werden konnten, joferne derjenige, 
der den Anſpruch auf das Land erhob, darauf ausdrüdlich antrug. Jedoch 
fand auf die Anfprüche britiicher Staatsangeböriger, jobald ſie durch Die 
Enticheidung der gemijchten Kommiſſion feitgeitellt waren, die Vorschrift im 
legten Abjag des $ 10 Anwendung; es konnten die Berechtigten alſo auf Antrag 
des betreffenden Stationsvorftchers zur Stellung des Antrags auf Emtrag 
ihres Eigenthums in un neue Grundbuch angebalten werden. 

7. Schließlich iſt in $ 13 der Ver ordnung vom 20. Juli 1887 noch hervor: 
gehoben, daß ihre Beitimmungen dent Erlaß von Borichriften, durch welche 
zum Schuge der Eingeborenen oder ſonſt im Öffentlichen Interefle Eigenthums— 
beichränfungen eingeführt werden, nicht entgegen Tteben tollen. 

Auf Grund des $ 3 der Verordnung vom 20. Juli 1887 erlich der 
Neichsfanzler am 30. Juli 1887 eine Grundbuchordnung (RG.Bl. 379 
Nachrichten u. ſ. w. a. a. O. S. 104 ff., Riebow ©. 475), der cin Bolten 
tarif für Grimdbuchlachen beigefügt iſt. Die Grumdbuchordnung bat in S 1 
vorgejchrieben, dah für jeden VBerwaltungsbezirf oder für Theile desielben ein 
Grundbuch angelegt wird, in welches die durch Nichteingeborene erworbenen 
Grundſtücke eingetragen werden. Die nähere Beltimmung der Grundbuch 
bezirfe, jowie die Beſtimmung des Zeitpunfts, an welchem das Grundbuch an 
zufegen it, wurde dem Landeshauptmann überlaffen. Die Bearbeitung der 
Grumdbuchiachen gehört nach 8 9 der Verordnung zur Zuftändigfeit der mit 
der Ausübung der Gerichtsbarkeit ermächtigten Beamten (Örumdbuchrichter). 

Behufs Eimrichtung der Grimdbuchbezirfe und Beltimmung des Zeitpunfts 
für Anlegung von Grumdbüchern und Anträgen auf Eintragung von Grund— 
eigenthum ergingen die Verordnungen des Yandeshanptmanns vom 6. Dezember 
1837 und 16. Oftober 1888 Riebow, ©. 491 ff.). 

Was das Schußgebiet der Marſchall-Inſeln anlangt, jo bat die 
am 1. 35 1889 in Kraft getretene Kaiſerl. V. vom 22. Juni 1889 
(ReGeBl. S. 145, Riebow ©. 583) den Eigenthumserwerb und die dingliche 
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Belajtung der Grumditüde in diefem Schuggebicte durchaus übereinstimmend 
mit der Tür das Gebiet der Neu-Guinea-Kompagnie erlajjenen B. vom 20. Juli 
1887 geregelt. Es jind alſo die Vorjchriften des preußiſchen Nechts mit 
gewijjen Abänderungen für ammendbar erklärt. Der Erlaß der au Stelle der 
Grundbuchsordnung vom 5. Mai 1872 tretenden Vorjchriften it dem Reichs: 
fanzler übertragen. Seine Amvendung finden die Vorjchriften des preußtjchen 
Rechts bezw. der 3$ 1—3 der V® auf den Erwerb von berrenlojem Lande, 
jowie auf die Grundjtüde der Eingeborenen, vielmehr jind in $5 der V. für 
die Befigergreifung von herrenlojem Lande, oder die aus Verträgen mit Eins 
geborenen wegen Erwerbung vder dinglicher Belaltung von Grundjtüden ab: 
zuleitenden Nechte die in den Verordnungen des kaiſerl. Kommifjars vom 
8. Januar 1887 und 28. Juni 1888 enthaltenen oder jpäter von dem Reiche: 
fanzler oder mit Genehmigung desjelben vom kaiſerl. Kommiſſar zu erlaffenden 
Beitimmungen für maßgebend erflärt worden. Durch die B. vom 8. Janıar 
1837 ijt nämlich bis auf Weiteres verboten worden, von den Eingeborenen des 
Schußgebiets Grundeigenthum auf irgend eine Art, jei es durch Kauf, Taujch, 
Schenkung oder jonjt ein Nechtsgejchäft zu erwerben, wie dies bereits durch 
die Proflamation des Kommandanten S. M. Kriegsihift „Nautilus“ bei Ge: 
legenheit der Hiſſung der deutjchen Flagge im DOftober 1885 angeordnet worden 
war. Zugleich wurden jämmtliche fremde Grundeigenthümer aufgefordert, ihre 
Anjprüche bei dem faijerl. Kommiffar bis zum 1. Juli 1883 behufs Prüfung 
anzumelden, die bezüglichen Kaufbriefe oder ſonſtigen Dokumente einzureichen 
bezw. die Beweismittel anzugeben, Durch welche jie den Nachweis ihres Eigen: 
thums zu führen beabjichtigen. In Erweiterung diejer Verordnung erging am 
28. Juni 1883 eine jernere Verordnung, welche bei Meidung von Haftſtrafe 
oder von Geldjtrafe bis zu 5000 Mark verbot, mit Eingeborenen Verträge 
abzuschließen, welche den Erwerb von Eigentum oder dinglichen Rechten an 
Grundſtücken oder die Benügung der legteren zum Gegenſtande haben. 

Die Eintragung bisher erivorbener Nechte, welche auf Erwerbstitel der 
im $ 5 bezeichneten Art gegründet wurden, fand nach) $ 6, joweit Die be= 
treffenden Anjprüche nach der B. vom 8. Januar 1887 beim faijerl. om: 
mijjar anzumelden waren, nur jtatt, wenn den Vorjchriften diejer Verordnung 
genügt war, bezw. joweit die Pleaſant-Inſel in Betracht fam, mußte der Ans 
trag auf Eintragung der vor dem 16. April 1888 — dem Tage der Er- 
klärung der deutjchen Schugherrichaft über dieje Injel — erworbener Rechte, 
jpätejtens bis zum 1. März 1890 gejtellt jein. Die Eintragung der hierauf 
angemeldeten und vom faijerl. Kommiſſar feitgejtellten Anjprüche erfolgte von 
Amtswegen durch die Grundbuchbehörde auf Grund einer Prüfung der Rechts: 
gültigfeit der Erwerbstitel des Antragitellers und jeiner etwaigen Nechtsvor: 
gänger. Zur Ergänzung des Bewerjes fonnte die Grumdbuchsbehörde ent: 
Iprechende Ermittelungen vornehmen ſowie eine öffentliche Aufforderung zur 
Anmeldung entgegenjtehender Anjprüche erlaſſen ($ 7).') 

Zur Ausführung der V. vom 22. Juni 1889 it eine Verfügung des 
Reichskanzlers vom 27. Juni 1889 (Riebow S. 586) ergangen; diejelbe 
ſchrieb in $ 1 die Anlegung eines Grundbuchs für das Schutzgebiet der 





') Ebenio wie in der für das Schußgebiet der Neu-Buinea-fompagnie erlailenen V. 
vom 20. juli 1887 ift auch in $ 8 der VB. vom 22. Juni 1889 vorgeichrieben, daß die 
Beitimmungen der Nr. IV der Erklärung, betr. die gegenfeitige Handels— und Verkehrs— 
freiheit in den deutichen und englifchen Schußgebieten im weltlihen Stillen Ozean vom 
10. April 1886 durch die SS 8 ft. der V. nicht berührt werden. Die Eintragung der Ans 
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Marichall-Injeln oder für Theile derjelben vor, in welches die durch Nicht: 
eingeborene erworbenen Grundjtüde einzutragen find. Die nähere Beitimmung 
der Grundbuchbezirfe, jowie die Beltimmung des Zeitpunfts, an welchem das 
Grundbuch anzulegen it, wurde dem Staijerl. Kommiſſar überlafjen. Die 
Bearbeitung der Griumdbuchjachen it ebenfalls in $ 9 dem mit der Ausübung 
der Gerichtsbarfeit ermächtigten Beamten (Örumdbuchrichter) übertragen worden. 

Fir Kamerun und Togo wurde in der Kaiſerl. V. vom 2. Juli 1888 
betr. die Nechtsverhältniffe in dieſen Schuggebieten (R.-G.Bl ©. 211 Riebow 
©. 181) $ 17 ebenfalls das preußische Necht, insbejondere das Geſetz über 
den Eigenthumserwerb u. j. w. vom 5. Mai 1872 für amvendbar erflärt mit 
verichiedenen in 88 18 und 19 enthaltenen, den für das Gebiet der Neu: 
Guinea-ftompagnie und das Schutzgebiet der Marſchalls-Inſeln getroffenen 
Beſtimmungen entiprechenden Abweichungen. Auf die Grundjtüde der Ein: 
geborenen finden alle dieſe Vorſchriften grundjäglich feine Amvendung ($ 20). 
Die Borausjegungen für den Erwerb von Grundftüden durch Verträge mit 
den Eingeborenen oder durch Beligergreifung von herrenlojem Lande jind nad) 
$ 21 mit Öenchmigung des Neichsfanzlers vom Gouverneur von Kamerun 
feftzustellen. Die Eintragung der im dieſer Weiſe erworbenen Grundſtücke 
erfolgt auf Grund einer über den Eigenthumserwerb ertheilten Bejcheinigung 
des oberiten Beamten des SchuggebietS oder eines von diejem hierzu ermäch- 
tigten anderen Beamten. 

Auf Grund des 8 19 der V. vom 2. Juli 18883 iſt dann am 7. Juli 
1888 eine Verfügung des Neichsfanzlers ergangen Riebow S. 199), welche 
für jedes der beiden Schutzgebiete Kamerun und Togo die Anlegung eines 
Grundbuchs zur Eintragung der durch Nichteingeborene erworbenen Grund— 
ſtücke anordnete ($ 1) und die Bearbeitung der Grundbuchſachen dem mit der 
Ausübung der Gerichtsbarfeit erjter Inſtanz ermächtigten Beamten (Grund: 
buchrichter) übertrug ($ 9). 

Was das jüdweitafrifaniiche Schuggebiet anlangt, jo bejtimmte 
$ 16 der V. vom 10. Auguft 1890 betr. die Nechtsverhältniife im ſüdweſt— 
afrikanischen Schutgebiete (R-G.Bl. ©. 171, Kol.Bl. 1890 ©. 191, Riebow 
©. 283 ff.), daß die bezüglich der Nechtsverhältnifie an unbeweglichen Sachen 
maßgebenden Vorjchriften des preufijchen Rechts feine Anwendung finden, die 
Regelung diejer Berhältnifje vielmehr vorbehalten bleibt. Dieje Regelung iſt 
bisher nicht erfolgt. Dagegen iſt eine Kaijerl. V. betr. das Aufgebot von Land- 
anjprüchen im jüdweitafrifanischen Schuggebiet vom 2. April 1893 (R.-G.Bl. 
©. 143, Kol.“Bl. 1893 ©. 187, Niebow ©. 686 ff.) ergangen, nach welcher 
zur Feitjtellung der Anjprüche aus Verträgen über den Erwerb von Grund- 
eigenthum, welche vor dem Erlaß der Berfügung des kaiſerl. Kommifjars 
vom 1. Dftober 1888, jowie aus PVachtverträgen, welche vor dem Erlaß der 
Berfügung des jtellvertretenden Kaijerl. Kommijjars vom 1. Mai 1892 redhts- 
ültig abgeſchloſſen worden find, ein öffentliches Aufgebot nad) Maßgabe der 
Vorjchriften der Verordnung ftattzufinden bat.') 


— w — — 


ſprüche britiſcher Staatsangehöriger im Grundbuch erfolgt, ſobald ſie durch die Entſcheidung 
der in Nr. IV der Erklärung vorgeſehenen gemiſchten Kommiſſion feftgeitellt iſt, durch die 
Grundbuchbehörde. — In $ 9 der V. vom 22. Yuni 1889 it ferner gelagt, daß ihre Be— 
ftimmungen den Erlaß von Vorſchriften, durch welde zum Schuße der Eingeborenen oder 
ſonſt im öffentlichen Intereſſe Eigenthumsbeſchränkungen eingeführt werden, nicht ent: 
gegeniteben. 

Vol. auch die Belanntmahung vom 2. Februar 1894, Kol.Bl. 1894 S. 188. 
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Das Aufgebot wird vom faijerl. Kommiſſar für das ganze Schußgebiet 
oder einzelne Theile desielben erlafjjen, das Verfahren kann von Amtsiwegen 
oder auf Autrag derjenigen Berechtigten, welche Yandanjprüche geltend zu 
machen beabjichtigen, eingeleitet werden. Die Unterlaffung der Anmeldung hat 
den Berlujt der Yandaniprüche zur Folge. Der Ausichlug nicht angemeldeter 
Sandaniprüche wird nach Ablauf der Anmeldefrift durch den faijerl. Kommiſſar 
verfügt und öffentlich befannt gemacht. Im Uebrigen entjcheidet über die Nechts- 
gültigkeit der angemeldeten Anſprüche auf Grund einer in dem vorgejchriebenen 
Verfahren vorgenommenen Prüfung die Gerichtsbehörde eriter Injtanz, gegen 
deren Entjcheidung jedem Betheiligten die Beſchwerde an die Gerichtsbehörde 
zweiter Inſtanz innerhalb jechs Monaten nach der Zujtellung der Entjcheidung 
zufteht (8$ 2, 6, 9 und 10 der 8.). 

Bezüglich des ojtafrifaniihen Schutzgebiets bejtimmte zunächit 
z 17 ver V. vom 1. Januar 1891, betr. die Nechtsverbältniffe in Oſtafrika, 
dab die nad $ 2 Sch.G.G. für die Nechtsverhältnifie an unbeweglichen 
Sachen einſchließlich des Bergwerkseigenthums maßgebenden VBorjchriften (des 
preuß. Rechts) keine Anwendung finden und daß der Reichskanzler und mit 
deſſen Genehmigung der Gouverneur bis auf Weiteres zur Regeluug dieſer 
Verhältniſſe befugt ſind, die erforderlichen Beſtimmungen zu treffen und ins— 
beſondere die Vorausſetzungen für den Erwerb und die dingliche Belaſtung 
von Grundſtücken durch Rechtsgeſchäfte mit den Eingeborenen feſtzuſtellen. 

Auf Grund dieſer Ermächtigung erließ der kaiſerl. Gouverneur am 
1. September 1891 (Riebow ©. 379, Kol.-Bl. S. 500) eine Verordnung, 
welche der Regierung allen das Necht beilegte, innerhalb der Ddeutjchen 
Intereſſenſphäre, wie fie durch das deutjch-engliiche Abkommen vom 1. Juli 
1890 jeftgejegt ift, mit Ausjchluß des früher zum Sultanat Zanzibar ge 
hörigen Küftenftreifens und der Landichaften Ujagara, Nguru, Ujegua und 
Utami, jowie der Injel Mafia, herrenlojes Land in Belig zu nehmen. Im 
$ 2 der Verordnung war ferner beftimmt: „Verträge über Grunderwerb 
unterliegen innerhalb des durch das deutjch:englijche Abkommen begrenzten Ge 
bietS der Genehmigung des Gouverneurs“. | 

Durch V. des Gouverneurs vom 27. Februar 1894 (Kol.-Bl. ©. 250) 
erhielt jedoch dieſe Vorschrift Folgende Faljung: „Der Genehmigung des 
Gouverneurs unterliegen innerhalb des durch das deutjchenglijche Abkommen 
begrenzten Gebiets alle Verträge, durch welche Grunditüde in das Eigenthum 
oder auf eine mehr als 1öjährige Dauer in den Beſitz eines Anderen über- 
gehen.“ 

Am 24. Juli 1894 erging jodann eine Kaiſerl. V. betr. die Rechtsver— 
hältniſſe an unbeweglichen Sachen in Deutjch-Ditafrifa (Kol.-Bl. S. 389).') 
Nach derjelben ($ 1) regeln jich die Rechtsverhältniffe an Grundſtücken ſoweit 
jih nicht aus der Verordnung ſelbſt ein Anderes ergibt, nac) den im Geltungs— 
bereich des preuß. Allgemeinen Landrechts geltenden Beitimmungen insbejondere 
nach) dem G. vom 5. Mai 1872 über den Eigentyumserwerb. In Unjehung 
von Grundftücen, für welche ein Grundbuchblatt noch nicht angelegt it, finden 
jedoch; dieje Bejtimmungen nur Anwendung, wenn das Grundjtüd im Eigen- 


N Nach $ 57 der ®. bat der Gouverneur die zur Ausführung der Verordnung er- 
forderlihen Beitimmungen zu erlafien und den Zeitpunkt feitzufegen, mit welchem die Ber- 
ordnung in den einzelnen Bezirken in Kraft tritt. Demgemäß bat der Gouverneur beitimmt, 
* V. vom 24. Juli 1894 vom 1. Februar 1895 ab im Bezirke von Dar-es-Salaam 
in Kraft trat. 
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thum eines Europäers ſteht oder innerhalb eines Stadtgebiet8 belegen it. 
Den Umfang der Stadtgebiete beftimmt der Gouverneur ($ 2). Keine An: 
wendung finden die auf die Grundſchuld und auf das Bergwerkseigenthum 
bezüglichen Vorschriften des G. über den Eigenthumserwerb vom 5. Mai 1872, 
das Verggeieg vom 24. Juni 1865, die Grundbuchordnung vom 5. Mai 1872 
und das G. betr. die Zwangsvollitrefung in das unbewegliche Vermögen vom 
13. Juli 1893 (8 3. In $ 4 iſt ferner dem Gouverneur das Recht bei: 
gelegt, wenn und inſoweit es im öffentlichen Intereffe notbwendig it, den Er: 
werb von Grumditücden oder von dinglichen Nechten an ſolchen an bejondere 
Bedingumgen oder an eine obrigfeitliche Genehmigung zu knüpfen; ſowie die 
Vorausiegungen für den Erwerb durch Beligergreifung von herrenlojem Lande 
zu bejtimmen. Die vom Gouverneur getroffenen Anordnungen kann der Reichs— 
fanzler wieder aufheben. Die bezüglich des Erwerbs von Grundftücden und 
von berrenlojem Lande in Geltung befindlichen Borjchriften bleiben in Kraft, 
bis ſie nach Mahgabe dev vorſtehenden Beſtimmungen aufgehoben werden. 

Il. Bon beionderer Wichtigkeit für die Entwidelung der Kolonien tt die 
Regelung der Nechtsverhältnifie des hHerrenlojen Landes und im Zuſammen— 
bang damit die Negelung der Nechte der Eingeborenen auf den tm den ein: 
zelnen Kolonien befindlichen Grund und Boden. Es handelt jich dabei vor 
Allem darum, feitzuitellen, was als berrenlojes Land zu betrachten iſt und 
wer als berechtigt ericheint darüber zu verfügen, bezw. von demſelben Beſitz 
zu ergreifen. Um den Umfang des herrenlojen Landes im jeder Kolonie abzu— 
grenzen, iſt es nothwendig zu beftimmen, im wieweit Eigentums: und Beſitz— 
amiprüche der Eingeborenen auf den im der Kolonie befindlichen Boden au: 
erfannt werden. Die Regelung dieſer Frage it deshalb mit Schwierigfeiten 
verbunden, weil den wilden und halbwilden Stämmen vielfach der Begriff des 
Privateigeuthums und deshalb auch ein ſcharf ausgebildetes Eigenthums: und 
Bejigrecht fehlt, andererjeits fie aber doch auch nicht als Herren des geſammten 
Gebiets betrachtet werden fünnen, das jie nomadenhaft dDurchitreifen oder als 
Jagdgründe benügen. Um eimerjeits den Intereffen und Bedürfniifen der Ein- 
geborenen Rechnung zu tragen, andererjeitS aber möglichjt viel Boden für die 
Kultur durch die Europäer zu gewinnen, wird bier von folgenden Geſichts— 
punkten auszugehen jein: 1) wo fich bei den eingeborenen Stämmen bereits 
ein feſt und beftimmt ausgebildetes Eigenthums- oder Beligrecht an unbeweg— 
lichen Sachen findet, ſind die Anjprüche der Eingeborenen auf den Grund und 
Boden nach Mahgabe ihrer Nechtsordnung anzuerkennen, 2) wo jich der Be— 
griff des Privateigenthums noch nicht bejtimmt und klar ausgebildet hat, Find 
Aniprüche der Eingeborenen joweit anzuerkennen, als der Grund und Boden 
von ihnen zu Niederlaffungen verwendet, bezw. in Kultur genommen tt; 
eventuell find den eingeborenen Stämmen Landſtrecken als Nejervate zuzu— 
weijen, die ausreichend Find, um ihnen den wirtbichaftlichen Unterhalt zu 
jichern. 

Iſt der Umfang des herrenlojen Landes in jeder Kolonie fejtgeftellt, jo 
handelt es fich um die Beantwortung der weiteren Frage, wer über das Land 
zu verfügen, bezw. von demjelben Bejig zu ergreifen berechtigt jein joll. Im 
diejer Beziehung tft daranf aufmerkſam zu machen, daß die Okkupation eines 
völferrechtlich herrenlojen Gebiets feinesivegs die Folge hat, daß der offupirende 
Staat von jelbjt Eigenthümer des berrenlojen Yandes in dem in Beſitz ge 
nommenen Gebiete wird, da die völferrechtliche Offupation und die privat: 
rechtliche Offupation in ihren Vorausſetzungen, wie in ihrer Wirkung ver: 


Die Verfallung und Verwaltung der Schußgebiete im Einzelnen. 717 


ihteden find. Wohl aber hat der Staat, der von einem völferrechtlich herren— 
loien Gebiete Bejig ergriffen und hiedurch die Souveränctät über dasjelbe 
erworben hat, die Möglichkeit, gejeggeberiich die Grundbefigverhältnifje und 
damit auch die Nechtsverhältniffe am herrenlojen Lande zu regeln. 

Dieje Regelung kann theoretiich betrachtet im dreifacher Weile erfolgen: 
der Staat kann das herrenloje Land der freien Beligergreifung durch jede be- 
liebige Perſon überlafjen, oder er fann das ausjchliegliche Necht berrenlojes 
Land zu offupiren einer Ktolonialgejellichaft einräumen oder er fann jchließlich 
das herrenloje Land zu Kronland erklären. Gegen die erite Möglichkeit jprechen 
jo viele praftiiche Gründe, daß wohl fein Staat ein vollfommen freies 
Offupationsrecht des herrenlojen Landes zulaſſen wird. Es wäre damit allen 
Mißbräuchen einer wüſten Landipefulation Thür und Thor geöffnet, endloje 
Grundbefisitreitigfeiten würden hiedurch hervorgerufen werden und eine Elare 
und jichere Ordnung der Grumdbejigverhältniije wäre faum durchführbar. Es 
wird deshalb nur einer der beiden anderen Wege gewählt werden fünnen. 
Dabei wird um allen Mißbräuchen und bedenklichen Machenichaften entgegen: 
zutreten, bejtimmt werden müſſen, daß Verträge mit den Eingeborenen über 
den Erwerb von Rechten am Grund und Boden nur unter gewilfen Voraus: 
jegungen gültig jind. 

Was jodann die Einräumung des Nechts der Bejigergreifung von herren— 
lojem Lande an KKolonialgejellichaften anlangt, jo läßt ſich diejelbe vielfach nicht 
vermeiden umd iſt auch bis zu einem gewiljen Grade für die wirtbichaftliche 
Entwidelung der Kolonien von Werth. Nur müſſen ſich dieje Verleihungen 
in gewiſſen Grenzen halten; es dürfen nicht in jo verſchwenderiſcher Weile, 
wie Dies leider bei der jog. Damaraland:Ktonzeilton ') geichehen ift, große 
Komplexe vergeben werden, denn wenn auch im der erſten Zeit nach Gründ— 
ung einer Kolonie der Grund und Boden ziemlich werthlos tt, jo gewinnt er 
doch im Laufe der Zeit jehr erheblich an Werth und eine Ktolonialregierung 
die über das herrenloje Land jofort unbedachtiam verfügt, beraubt jich dadurch 
der Möglichkeit, jpäter aus dem Verfaufe oder der Verpachtung des werthvoll 
gewordenen Grundbejiges erhebliche Erträge zu erzielen. j 

In richtiger Erkenntniß der Tragweite der Regelung der Rechtsverhältnifje 
am berrenlojen Lande für die wirthichaftliche Entwicelung in einer Kolonie 
hat denn auch die Reichgregierung von Anfang an eine Neihe auf diejen Gegen: 
itand bezüglicher Beſtimmungen für die einzelnen Schußgebiete getroffen. 

Die erite Mahregel in dieſer Beziehung war, daß in dem der Neu— 
Guinea-Kompagnie ertheilten Kaiſerl. Schugbriefe vom 17. Mai 1885 
der Kompagnie „das ausjchließliche Recht“ verliehen wurde, in dem Schuß: 
gebiete herrenlojes Land in Befig zu nehmen und darüber zu verfügen und 
Verträge mit den Eingeborenen über Land» und Grundberechtigungen abzujchließen. 

Um eine wirfiame Durchführung diejes Grunderwerbsmonpols der Gejell- 
ſchaft zu ermöglichen, jind die bereits oben erwähnten Verordnungen des Kaiſerl. 
Kommiijars vom 16. Februar 1886 und 22. Mai 1885 ergangen. Im Zus 
jammenbang damit stehen die ebenfalls bereits angeführten bejonderen Vor: 
ichriften über den Erwerb von herrenlojem Lande und die Grundjtüde der 
Eingeborenen in der Kaijerlichen Verordnung vom 20. Juli 1887 betreffend 
den Eigenthumserwerb und die dingliche Belajtung der Grundjtüde im Schuß: 
gebiet der Neu-Guinea-ftompagnie. 

) Mal. über diefelbe Hol.-ätg. 1892 ©. 
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Nach 8 5 der Verordnung vom 20. Juli 1887 waren die Grundjäge, 
nach welchen bei dem durch den Kaijerlichen Schugbrief vom 17. Mai 1885 
der Kompagnie ausjchließlich vorbehaltenen Erwerb von Grundſtücken durch 
Verträge mit den Eingeborenen oder durch Belitergreifung von herrenlojem 
Lande zu verfahren ift, von der Neu-Guinea-Kompagnie mit Genehmigung 
des Neichöfanzlers feitzujtellen. Dieje Fejtitellung iſt erfolgt durch die mit 
Genehmigung des Reichsfanzlers von der Direktion der Kompagnie erlajjene 
Anweiſung betreffend das Verfahren bei dem Grunderwerb der Neu-Guinea— 
Kompagnie vom 10. Auguſt 1887 (Nachrichten 1887 u. j. w., ©. 123). Nach 
diejer Anweiſung hat der Bejitnahme von berrenlojen Lande eine Unterjuchung 
vorauszugehen, ob das Land, von welchem Bejig ergriffen werden joll, von 
Eingeborenen angebaut oder jonjt benügt oder mit üblichen Bezeichnungen als 
einem Einzelnen oder einer Gemeinjchaft gebörig, verjehen it und ob es in 
Folge dejien von beſtimmten Berjonen als Eigenthum in Anjpruch genommen 
wird. Sit dies nicht der Fall, jo erfolgt die Beligergreifung, indem Grenze 
pfähle, Steine, Einhequngen oder andere Zeichen angebracht werden, aus welchen 
erfennbar wird, daß und in welchen Umfange das Grundjtücd für die Neus 
Guinea-Kompagnie in Bejig genommen werden joll. Darüber ijt eine durch 
den beauftragten Beamten durch Unterjchrift zu vollziehende Regiſtratur aufs 
zunehmen (85 1—4). 

Soll Land erworben werden, welches ſich im Belige von Eingeborenen 
befindet oder auf welches einzelne derjelben oder Gemeinschaften als ihnen ges 
hörig Anſpruch machen, und find der oder die Bejiger bereit dasjelbe zu übers 
lafjen, jo it die Webertragung durch einen jehriftlichen Vertrag zu befunden. 
Die Uebergabe des erworbenen Grundjtüds hat grumdjäglich alsbald nach der 
Verftändigung über den Inhalt des Vertrags thatjächlich zu erfolgen und eben: 
jo die Zahlung des Kaufpreijes in Gold und Waaren unmittelbar nach der 
Uebergabe (58 9 und 10). 

Während die Anweifung vom 10. Augujt 1887 die Grundjäbe feititellte, 
nach welchen die Neu-Guinea-Kompagnie herrenlojes Land in Beſitz nimmt, 
und Grundbejig von den Eingeborenen erwirbt, it die Art und Weile, wie 
die Gejellichaft das ihr gehörige Land weiter veräußert, durch die am 15. Fe— 
bruar 1888 von der Direktion befannt gegebenen „Allgemeinen Bedingungen 
für die Ueberlafjung von Grundjtüden an Anjiedler im Schußgebiet der Neu— 
Guinea-Kompagnie“ (Nachrichten u. j. w. 1889, ©. 2 ff.) geregelt worden. 
Nach diefen Bedingungen zerfallen die zu überlaffenden Grundjtüde: 1. in 
ftädtijche, d. h. Grumdftüde im Bereiche von Flächen, die zur Bildung 
einer ſtädtiſchen Ortjchaft bejtimmt und dafür abgegrenzt jind; 2. in länd= 
liche Grundſtücke, welche außerhalb eines jolchen Bereiches liegen. Die Grund: 
ſtücke werden überlafjen: a) zum Eigentum durch unmittelbaren Kauf; b) in 
Zeitpacht auf 5 Jahre mit der Berechtigung für den Pächter, das ausgewählte 
Grundſtück jederzeit vor Ablauf der PBachtzeit gegen einen im Voraus be- 
Dig Preis käuflich zu übernehmen; ec) in Beitpacht ohne Berechtigung zum 
Ankauf. 

Für das Schußgebiet der Marſchall-Inſeln war jchon gelegentlich 
der Beliergreifung im Oktober 1885 durch Proflamation des Kommandanten 
©. M. Kreuzer „Nautilus“, der Erwerb von Grundeigenthbum von den Ein- 
geborenen verboten worden; hierauf wurde am 8. Januar 1887 eine Verord— 
nung des Kaiſerlichen Kommiſſars erlafjen, welche wiederholt verbot, von den 
Eingeborenen des Schußgebiets Grundeigentum auf irgend welche Art, jet es 
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durch Kauf, Tauſch, Schenkung oder ſonſt ein Nechtsgefchäft zu erwerben, in: 
dem gleichzeitig bejtimmt wurde, daß dieſem Verbote zumider abgeſchloſſene 
Verträge nicht anerfannt werden. (Niebomw a. a. D., ©. 624 ff.) 

In Erweiterung dieſer Verordnung vom 8. Januar 1887, welche auch 
noch die Aufforderung an die fremden Grundeigenthümer enthielt, ihre etwaigen 
Ansprüche behufs Prüfung bis zum 1. Juli 1887 beim Kaiſerl. Kommiſſar 
anzumelden, erging am 28. Juni 1838 eine neue Verordnung des Kaiſerlichen 
Kommilfars (Niebow a. a. O., 5. 625) des Inhalts, daß der Abſchluß von 
Verträgen mit Eingeborenen, welche den Erwerb von Eigenthum oder dring- 
fihen Rechten an Grundſtücken oder die Benügung der leßteren zum Gegen: 
itande haben, verboten und die Zuwiderhandlung gegen dieſes Verbot mit Haft 
oder Geldſtrafe bis zu 5000 Mk. bedroht wurde. 

Inzwiſchen war am 21. Nanıar 1888 vom auswärtigen Amte des Deut: 
ihen Reiches mit der Jaluitgejellichaft in Hamburg ein Vertrag betreffend die 
Verwaltung des Schubgebiets der Marichall:, Brown: und Providence-Inſeln 
abgeichlofien worden, nach welchem ich die Jaluitgejellichaft verpflichtete, für 
die Koften der durch das Neich zu führenden Verwaltung des Schußgebiets 
aufzufommen, Dagegen in 8 1 des Vertrags verjchiedene ausichließliche Be: 
fugniſſe und Privilegien verlichen erhielt, namentlich das ausjchliehliche Necht 
berrenlojes Land in Belig zu nehmen. Darauf bin erließ der Statlerliche Kom: 
miſſar am 21. Juni 1888 eine Verordnung, welche in $ 1 beitimnite, dat; 
anderen PBerjonen als der Jaluitgejellichaft in Hamburg die Beligergreifung 
von berrenlojem Lande verboten iſt, und welche in $ 2 Zuwiderhandlungen 
gegen diejes Verbot mit Haft vder Geldjtrafe bis zu 5000 Me. bedrobte. 

In der Verordnung vom 22. Juni 1889 betreffend den Eigenthums: 
erwerb u. ſ. w. wurde ferner bejtimmt, daß Die betreffenden Vorſchriften des 
preußischen Necht8 auf den Erwerb von herrenlojen Lande, jowie auf die 
Grundjtüde der Eingeborenen feine Amvendung finden, daß aber Grundftüce, 
welche in das Grundbuch eingetragen jind, den Beitimmungen der 88 1—3 
der Berordnung unterworfen bleiben, auch wenn jie in das Eigenthum eines 
Eingeborenen übergehen. 

Für die Beligergreifung von herrenlojem Lande oder die aus Verträgen 
mit Eingeborenen wegen Ermwerbung oder dinglicher Belaftung von Grund: 
jtüdfen abzuleitenden Rechte, hat $ 5 der Verordnung vom 22. Juni 1889 
die in den Verordnungen des Kaiſerlichen Kommiſſars vom 3. Januar 1887 
und 28. Juni 1888 enthaltenen oder jpäter vom Neichsfanzler oder mit deſſen 
Genehmigung vom Saijerlichen Kommifjar zu erlajfenden Beftimmungen als 
maßgebend erklärt. Die Eintragung bisher erworbener Rechte, welche auf 
Erwerbstitel der im $ 5 bezeichneten Art gegründet werden, findet gemäß $ 6 
der Verordnung vom 22. Juni 1889, joweit die betreffenden Anjprüche nach 
$$ 3 und 4 der Verordnung vom 8. Januar 1887 beim Kaiſerl. Kommiſſar 
anzumelden waren, nur jtatt, wenn den Vorjchriften diefer Verordnung genügt 
ft. Die Verordnung vom 8. Januar 1887 hatte aber, wie bereits bemerft, 
als Friſt zur Anmeldung diejer Anjprüche die Zeit bis zum 1. Juli 1887 
jeitgefegt. Soweit die Pleajant-Injel in Betracht fommt, mußte der Antrag 
auf Eintragung im Grundbuche nach $ 6 Abj. 3 der Verordnung vom 22. Juni 
1889, der vor dem 16. April 1888 — dem Tage der Erflärung der deut- 
hen Schußberrjchaft über dieje Injel — erworbenen Rechte jpäteftens bis zum 
1. März 1890 gejtellt werden. Die in $ 5 der Verordnung vom 22. Jumi 
1889 vorbehaltene Feititellung von Beftimmungen über die Beligergreifung von 
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berrenlojem Lande und die Erwerbung von Grund und Boden durd, Verträge 
mit Eingeborenen iſt bisher nicht erfolgt. 

Für Kamerun it auf Grund der Ktaijerlichen Verordnung vom 19. Juli 
1886, welche den Gouverneur für Kamerun und den Kommiſſar für Togo er: 
mächtigte, auf dem Gebiete der allgemeinen Verwaltung Berordnungen zu er: 
lafjen, eine Verordnung des Gouverneurs vom 27, März 1885 (Riebom 
a. a. D., ©. 249) ergangen, wonach Berträge, durch welche das Eigenthum 
an Grundjtüden erworben werden joll, die bisher im Eigentyum oder Beſitz 
von Eingeborenen jich befanden, vom 1. April 1888 an zu ihrer Rechtswirkſam— 
feit der Genehmigung des Gouverneurs bedürfen. Die Ertheilung der Ge- 
nehmigung fann an Bedingungen geknüpft werden, deren Nichterfüllung inner: 
halb der dafür feitgejegten Zeit den Verluſt des Eigenthums für den Erwerber 
und jeine Nechtsnachfolger von Rechtswegen zur Folge hat. In dieſem Falle 
schen die Grundjtüce nebſt den darauf errichteten mit ihnen verbundenen 
Gebäuden frei von allen Lajten in das Eigenthum der Regierung des Scup- 
gebiet3 über (SSH 1—3 der Berordnung). 

Die Bejiger jolcher innerhalb des Schußgebiets gelegener Grundftüde, 
welche fie jchon vor dem 1. April 1888 erworben hatten, waren nach $ 4 
der Verordnung verpflichtet, dieſelben innerhalb einer Frift von vier Monaten 
in Benügung zu nehmen. Geſchah dies nicht oder wurde das früher in Be: 
nügung genommene Grundſtück jpäter mindeitens 4 Jahre nicht mehr benugt, 
jo ging ebenfall$ das Grunditüd in das Eigenthum der Regierung des Schuß- 
gebiets über (SS 6 und 7). 

In gleicher Weife hat der Kommiſſär für Togo durch eine Verordnung 
vom 15. Januar 1888 (Riebow, ©. 279) beitimmt, dab Landerwerbungen 
innerhalb des Togogebiets, jofern die erworbene Fläche 10 Hektar überſteigt 
und bisher im Bejtge von Eingeborenen war, der Genehmigung des Kommiſſars 
bedürfen. Bezüglich der über jolche Yanderwerbungen abgejchlojienen Berträge 
wurden die Beſtimmungen der zum Zweck der Anlegung eines Grundbuch 
erlajfenen Verordnung vom 15. Januar 1888 aufrecht erhalten, wonach die 
Berträge über Grunderwerb von dem Kommiſſar zu verlautbaren oder in ur: 
fundlicher Form einzureichen jind. 

Was Deutih-Ditafrifa anlangt, jo it in dem der „Geſellſchaft für 
deutiche Koloniſation“ ertheilten Kaiſerl. Schußbriefe der Geiellichaft das aus 
Ichließliche Necht, herrenloſes Land in ihrem Gebiete in Beſitz zu nehmen, nicht 
eingeräumt worden. Der Schugbrief erfanute jedoch die von Dr. Karl Peters 
mit den Herrichern von Ujagara, Nauru, Ujeguha und Ufami im November 
und Dezember 1884 abgejchloffenen Verträge an und verlieh der Gejellichaft 
die Befugniß zur Musübung aller aus dieſen Verträgen fließenden Rechte. 
Inhaltlich diefer Verträge, im ganzen zwölf, hatten nun die betr. Derricher 
und Sultane an die genannte Gejellichaft nicht blos ihre Hoheitsrechte über 
die von ihnen beherrichten, in den Verträgen aufgeführten Gebiete, ſondern 
auch das von ihnen am diejen Ländereien zujtehende Privateigentbum vor: 
behaltlich gewiſſe Beitandtheile abgetreten und ihr insbeſondere auch das Recht 
eingeräumt, armen, Käufer, Straßen, Bergwerfe u. j. w. anzulegen, Grund 
und Boden, Forſten, Flüſſe u. j. m. in jeder beliebigen Werje auszunugen. 
Indem der Schugbrief dieſe Verträge anerfannte, erfannte er auch Die Der 
Gejellichaft durch diejelben erworbenen Privatrechte am Grund und Boden an. 
In der Hauptjache den gleichen Inhalt hatten die Verträge, welche jpäter Ber: 
treter der deutſch-oſtafrikaniſchen Gejellichaft mit verjchtedenen anderen oſt— 
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afrifaniichen Sultanen, wie dem Eultan von Mandara, von Dſchagga und 
dem Sultan Mwango von Ujumbara abjchloffen, indem auch in diejen Ver: 
trägen die Sultane alle Hoheitsrechte über ihr Land abtraten und ebenfo in 
privatrechtlicher Hinficht dem Meitgliedern der Gejellichaft freie Verfügung über 
dasjelbe einräumten oder das Recht, „ſoviel Grund und Boden zu nehmen, 
als fie immer gebrauchen, mit Ausnahme der Aecker, welche ihr Volk und jie 
jelbjt bebauen“. 

sn Betracht kommt ferner der am 28. April 1888 zwijchen dev deutich- 
oftajrifaniichen Gejellichaft und dem Sultan von Sanſibar über den zehn 
Seemeilen breiten Küſtenſtreifen jüdlich des Umbafluſſes abgeichlofiene Ber: 
trag, in deſſen Art. I insbeſondere bejtimmt war, dat; Niemand außer der 
Gejellichaft das Necht haben soll, öffentliche Ländereien innerhalb des jrag- 
lichen Gebiet3 zu kaufen, es ſei denn, dal der Erwerb durch Vermittelung der 
Sejellichaft geichehe. Nuperdem trat in Art. II der Sultan der Gejellichaft, 
abgejchen von jeinen Brivatländereien und Schambas, alle Grundgerechtiame 
ab, welche ihm in dem fraglichen Gebiete zuitanden und verpflichtete Sich, ihr 
alle Forts und nicht im Gebrauch befindlichen öffentlichen Gebäude zu über: 
geben, ſofern er jie nicht zu jeinem Privatgebrauch zurückzuhehalten wünjchte. 
Ebenſo ermächtigte der Eultan die Gejellichaft, alles noch nicht in Beſitz ge- 
nommene Land zu erwerben und Bejtimmungen über die Okkupation von 
ſolchem Land zu treffen. Endlich räumte er in Art VI ver Geſellſchaft das 
ausſchließliche Necht ein, in dem fraglichen Gebiete Blei, Kohlen, Eiſen, Kupfer, 
Zinn, Gold, Silber, Edelfteine, ſonſtige Metalle und Mineralien, jowie Mineral: 
öle aller Art aufzuſuchen und zu gewinnen. 

Am 20. November 1890 hat ſodann die Reichsregierung mit der deutſch— 
oſtafrikaniſchen Geſellſchaft einen Vertrag abgeſchloſſen, inbaftlich deſſen Die 
Geſellſchaft auf die ihr durch den Schutzbrief vom 27. Februar 1885 über: 
tragenen Rechte, namentlich die Ausübung der Yandeshoheit in dem im Schutz— 
briefe bezeichneten Gebiete und ebenjo auf die Nechte, die ihr im dem mit dem 
Sultan von Eanfibar abgeichlojfenen Bertrage vum 28. April 1888 und dem 
auf die Berechnung der dem Sultan als Entgelt für die Zollverwaltung zu 
zahlenden Reute bezüglichen Nachtrags-llebereinfommen vom 13. Januar 1890 
eingeräumt waren, verzichtete, Toweit dieſe Nechte nicht im Vertrage vom 
20. November 1890 jelbit aufrecht erhalten wırden. In $ 7 dieſes Vertrages 
hat dagegen die Kaiferl. Regierung der Geiellichaft verschiedene Befugniſſe 
eingeräumt, namentlich it der Geiellichaft unbeichadet des ihr außerhalb des 
Küftengebiets, feiner Zubehörungen und der Injel Mafia, ſowie außerhalb 
des Gebiets, für welches der Kaiſerl. Schutzbrief vom 27. Februar 1885 er: 
theilt war, vertragsmäßig erworbene Nechte für alle dieſe Gebiete das aus: 
Ichlieliche Necht auf den Eigenthumserwerb durch Ergreifung des Beſitzes 
(Offupationsrecht) an berrenlojen Grunditücden und deren unbeweglichen Zu: 
behörungen, vornehmlich aljo auch das Offupationsrecht an Wäldern eingeräumt 
worden, jedoch mit dem Vorbehalt: a) der wohlerworbenen Nechte Dritter an 
dergleichen berrenlojen Grundſtücken, b) des Nechts der Kaiſerl. Negierung, 
herrenloje Grumdftüde, inſoweit jolche nach ihrem Ermeſſen zu öffentlichen 
Bauten im Interejfe der Verwaltung und der Sicherung des Küſten- und 
des Schuggebiets erfordert werden, durch Offupation für das Reich zum Eigen: 
thum zu erwerben; ec) des Nechts der Kaiſerl. Negierung für die Ausnützung 
der Wälder auch für die Gejellichaft verbindliche Geſetze und Verordnungen 
im Intereſſe der Landes: und Forſtkultur zu erlaſſen. 
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Durch dieſe Beitimmungen des Vertrags vom 20. November 1890 üt 
aljo der Deuticheojtafrifaniichen Gejellichaft für das bezeichnete Gebiet das 
ausjchließliche Recht auf den Erwerb herrenlojen Yandes durch Okkupation in 
der gleichen Weije eingeräumt worden, wie dies durch den Kaiſerl Schutzhrie 
vom 17. Mai 1885 gegenüber der Neu Guinea-Kompagnie geſchehen iſt) 

Nach dem Bertrage vom 20. November 1890 geitaltete ſich zunächſt die 
Sachlage jo, daß die Sejellichaft inmerhalb des angegebenen Gebiets das aus: 
ichließliche Necht der Befigergreitung berrenlojen Landes erhalten hatte, während 
die Frage, welche Nechte auf Grumdbeiig und berrenlojes Yand auf Grund 
der übrigen mit verichiedenen Sultanen abgeichloffen, durch den Schutzbrief 
nicht anerfannten Verträge der Gejellichaft erwachjen waren, durch den Ber- 
trag vom 20. November 1890 nicht berührt worden war. In dieſer Hinſicht 
trat aber eine Aenderung ein durch den ziwiichen der Regierung und der Ge 
jellichaft abgeſchloſſenen Vertrag vom 3. Auguſt 1891 über den Bau und 
Betrieb einer Eiſenbahn von Tanga nad) Korogwe. 

Inhaltlich S 3 dieſes Vertrages trat nämlich die Deuticheoftafrifaniiche 
Gejellichaft an die Negierung ohne Vorbehalt, aber auch ohne alle Gewähr 
für Inhalt und Umfang alle Rechte ab, welche ihr fraft der von ihren Be— 
auftragten abgeichlofjenen Sanderwerbungsverträge in demjenigen Gebiete zu: 
ſtanden, welches umjchloifen wird: 1) vom Banganiflujfe und zwar von jeinem 
Schnittpunft mit dem vierten Grad jüdlicher Breite an bis zu demjenigen 
Bunfte, wo er in das deutiche Stüftengebiet eintritt; 2) von der wejtlichen 
Grenzlinie des deutichen Küjtengebiets und zwar von ihrem Schnittpumfte mit 
dem PBanganifluffe an bis zu ihrem Schnittpunfte mit der Grenzlinie der eng: 
liſchen Intereſſenſphäre; 3) von der ſüdlichen Grenzlinie der englijchen Intereſſen— 
jphäre und zwar von ihrem Echnittpimfte mit der weitlichen Grenzlinie des 
deutjchen Küftengebiets an bis zu ihrem Schnittpunfte mit dem vierten Grad 
jüdlicher Breite; 4) vom vierten Grad jüdlicher Breite und zwar von jeinem 
Schnittpunfte mit der jüdlichen Grenzlinie der englischen Intereifeniphäre an 
bis zu jeinem Schnittpimfte mit dem Panganifluſſe. 

As Gegenleiftung gewährte Die Regierung der Gejellichaft zu vollem 
Eigentbume alles dasjenige Gebiet jammt allen unbeweglichen Zugehörungen, 
welches innerhalb zweier durch das Bahngelände getrennten umd je drei Kilo— 
meter von demſelben entfernten Grenzlinien zu beiden Zeiten der Eiſenbahn 
von Tanga nach Korogwe belegen it umd ſich entweder fraft eines privaten 
oder önentlicherechtlichen Titels im Eigenthum der Kaiſerl. Regierung befindet 
oder als herrenloſes Yand dem Okkupationsrecht der Regierung unterſteht. 
Außerdem erhielt die Sefellichaft die Befugniß, für jeden Kilometer der Eijen- 
san von Tanga mach Korogwe in demjenigen Landgebiet, dejien Grenzen in 

$ 3 des Vertrages angegeben ſind und zwar aus denjenigen Theilen des Ge- 
bicts, welche entweder der Negierung kraft eines privaten oder Öffentlicherecht- 
lichen Titels eigenthümlich gehören oder als herrenlos ihrem Offnpationsrechte 


'ı Die Cinräumung des ausichliehlichen Rechts auf den Erwerb berrenloien Landes 


an die Geſellſchaft ſtand keineswegs mit den durd die Finführung des KeGeG. zur 
Geltung aelangten Beſtimmungen des preuß. Rechts im Widerjpruch. Ganz abgeſehen da— 
von nämlich, daß auch nach den im A⸗-L. M. Tb. I Ti. 9 $ 15 und Th. 11 Tit. 16 31ff. 
enthaltenen Vorſchriften üher den Erwerb berrenlofen Yandes die Einräumung eines aus— 
Ihlielichen © Offupationsrechts zuläſſig ericheint, it jetzt auch die Regierung durch Sch. G.G. 
53 Wr. 2 ermächtigt worden, Die Nechtsverbältnitie an unbeweglichen Sachen alſo auch den 
Erwerb berrenloien Yandes in einer von den Vorschriften des preuß. Rechts abweichenden 
Weiſe zu regeln. 
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unterjtehen, innerhalb einer im Vertrage angegebenen Friſt, ein Terrain von 
je 4000 Hektar nach eigenem Belieben auszuwählen und zu vollem Eigenthum 
in Bejig zu nehmen, ohne dal es hiezu eines weiteren Nechtsaftes als der 
Bezeichnung des ausgewählten Arcals nach feinen Grenzen bedarf. Ausgeſchloſſen 
von der Bejigergreifung ſind diejenigen Ländereien, welche die Regierung zu 
Sweden des öffentlichen Wohls und der öffentlichen Sicherheit in Anſpruch 
nımmt. 

Am 1. September 1891 erging jodann eine B. des Kaiſerl. Gouverneurs, 
abgeändert durch B. vom 27. Februar 1894 des Inhalts, daß innerhalb der 
deutjchen Interejleniphäre von Oſtafrika, wie fie durch das dentich-engliiche 
Abfommen vom 1. Juli 1890 Feftgejegt iſt, mit Ausschluß des früher zum 
Sultanat Sanfibar gebörigen Küſtenſtreifens in den Landichaften Uſagara, 
Nguru, Uſagug und Ukami, ſowie der Inſel Mafta, das Necht herrenlojes 
Land in Beſitz zu nehmen, allein dev Negierung zuſteht und Verträge, durch 
welche Grundjtüde in das Eigenthum oder auf eine mehr als 15jährige Dauer 
in den Beſitz eines Anderen übergeben, innerhalb des durch das deutſch-eng— 
liche Abkommen begrenzten Gebiets der Genehmigung des Gouverneurs unter— 
liegen Riebow a a. O. ©. 279 Kol.Bl. 1894 ©. 250). 

Der gegenwärtige Nechtszuftand in Bezug auf das herrenloje Land in 
Deutjch-Ditafrifa ift demnach der, daß in einem Theile des Schutgebiets der 
oitafrifaniichen Geſellſchaft das ausjchliehliche Necht zuſteht, berrenlojes Yand 
durch Belisergreifung zu erwerben, während für das übrige Schußgebict diejes 
Necht von der Regierung in Anipruch genommen wird. Freilich bleibt dabei 
die Frage offen, ob und in welchem Umfange etwa die Deutich-vitafrifaniiche 
Gejellichaft auch außerhalb des Küſtenſtreifens ſammt Zubehörungen und der 
Injel Mafia, jowie des Gebiets des Schußbriefs vom 27. Februar 1885 auf 
Grund der von ihr mit oſtafrikaniſchen Herrſchern abgeſchloſſenen Verträge 
Grundberechtigungen beanſpruchen kann. Ebenſo iſt die Frage beſtritten, in 
welchem Umfange im oſtafrikaniſchen Schutzgebiete, namentlich in den an der 
Küſte gelegenen Strecken noch herrenloſes Land vorhanden iſt. 

In Südweſtafrika iſt bereits durch Berfügung des kaiſerl. Kommiſſars 

vom 1. Okttober 1888 die Gültigkeit von Verträgen mit Eingeborenen über 
den Erwerb von Grumdeigenthum von der Genehmigung des Kommiſſars ab- 
hängiq gemacht worden. Ebenſo hat eine jpätere Berfügung des Kommiſſars 
vom 1. Mai 1892 die Gültigkeit von Bachtverträgen mit Eingeborenen über 
Grundeigenthum an die Genehmigung des Kommiſſars gefmüpft Riebow 
a. a. O. S. 299). Im Anjchlui daran erging am 2. Mai 1893 die bereits 
erwähnte Kaiſerl. V. betr. das Aufgebot von Yandaniprüchen im ſüdweſt— 
afrifaniichen Schupgebiet (RS Bl. 143, tol.-Bl. ©. 187). 

Hinfichtlich der Erwerbung era Landes Sind bisher Vorschriften 
nicht erlailen worden. Im der Denfichrift betr. das ſüdweſtafrikaniſche Schuß: 
gebiet unter beionderer Berüchiichtigung des Zeitraums vom 1. Oftober 1892 
bis zum 30. September 1893 Kol Bl. 1893 Beil. N. 23) iſt jedoch aus: 
geführt, daß nur cin geringer Theil des Schußgebiets von den eingeborenen 
Stämmen thatjächlid bewohnt und bewirtbichaftet wird, dal aber trotzdem 
diejelben das Verfügungsrecht über ausgedehnte Gebiete für ſich in Anſpruch 
nehmen. Die Regierung trägt jedoch Bedenken, die Anſprüche, welche von 
Eingeborenen auf Grund eines vorübergehenden nomadijirenden Beliges auf 
das Eigenthum am Grund und Boden erhoben werden, allgemein anzuerkennen, 
zumal es fraglich iſt, ob der Begriff des Eigenthums bei den Eingeborenen 
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früher überhaupt bejtanden bat und micht erſt durch die Werken zu ihnen 
gebracht worden iſt. Sie will daher die Eingeborenen, jo lange jie jich der 
deutſchen Schugherrichaft gegenüber treu und ergeben verhalten, in ihrem that: 
jächlichen Beſitze erhalten und ſchützen, gleichzeitig aber, um eine Beſiedelung 
der von ihnen nicht benügten Yändereien mit Europäern zu ermöglichen und 
um zugleich den jortwährenden renzitreitigkeiten ein Ende zu bereiten, Die 
Grenzen der Stammesgebiete geman fejtitellen und dieſe Streden den Ein: 
geborenen als jog. Nejervate zuweiſen. Nach Abgrenzung der Rejervate jollen 
die übrigbleibenden Theile des Schutzgebiets allmäbhlig zu Kronland erflärt und 
darüber zur wirthichaftlichen Hebung des Landes und zur Dedung der Ver: 
waltungsausgaben verfügt werden, indem entweder gewiſſe Diftrifte gegen ent- 
jprechende Gegenleiftungen fapitalfräftigen Gejellichaften überlaffen werden, oder 
die Verwerthung des Kronlandes durch Berfauf oder Verpachtung von Farmen 
bezw. von Banftellen an den Hauptjigen der europäiſchen Bevölferung von der 
Regierung jelbit in die Hand genommen twird.') 

Eme Ntolonialgejellichaft mit dem ausichliehlichen Nechte, berrenloies Land 
in Bejig zu nehmen, befteht in Südweitafrifa nicht; wohl aber hat die deutſche 
Ktolonialgejellichaft für Cüdweltafrifa umfaſſende Yandanjprüche im Schuß: 
gebiete, durch welche das der Negierung zur Verfügung jtchende Land jehr 
erheblich eingejchränft wird. Durch die Nanfverträge nämlich, die die Firma 
Ay A. E. Lüderig in Bremen mit dem Häuptling Joſef Frederits von Bethanien, 
wie mit verichiedenen Däuptlingen in Südweſtafrika abgeichlofien bat, hatte 
dieſelbe ſowohl das Privatcigenthbum wie aud; alle öffentlichen, bezw. obrig— 
feitlichen Nechte, erivorben, welche früher den Häuptlingen im Küſtengebiete 
vom Oranjefluß nördlich bis zum Kunenefluß mit dem anschließenden Land- 
gebiete in ungefährer Breite von 20 geographiichen Meilen zujtanden. In 
dieſe Nechte it Die genannte Kolonialgejellichaft als Nechtsnachfolgerin der 
Firma F. U. E. Lüderitz eingetreten. Es iſt bier nicht weiter zu unterſuchen, 
welchen Umfang dieſe Rechte haben, und ob in der That auf Grund der ab— 
geichloffenen Verträge der geſammte Grumd und Boden in dem angegebenen 
Gebiete, ſoweit ev nicht in das Privateigenthum Dritter übergegangen it, der 
Gejellichaft gehört. Jedenfalls hat der Neichsfanzler ſchon im Jahre 1887 
anerfannt, das die Gejellichaft durch die fraglichen Verträge von den Häupt— 
fingen nicht blos private, Sondern anc öffentliche Nechte erworben bat, deren 
Ausübung unter dem Schuge des Meiches Ipäterer Verfügung vorbehalten 
wurde. Damit iſt dev Gejellichaft gegenüber auch zugegeben, dab fie in der: 
jelben Weiſe über den Grund und Boden in dem abgetretenen Gebiete zu 
verfügen berechtigt it, wie es die betreffenden Däuptlinge waren. Die Regierung 
fann daher über den Grumdbeiis im dem der genannten Kolonialgeicllichaft 
gehörigen Gebiete, ſoweit derjelbe berrenlos it, ohne Zuftinmung der Ge— 
jellichaft nicht verfügen. 

Schliehlich it noch zu enwähnen, daß durch die og. Damaraland-Konzeſſion 
vom 12. September 1892 °), I welche der South-Westatrikan Company 
Limited in London aus gedehnte & Land», Bergbau: und Eijenbahnberechtigungen 


2 gie | im Kol.Bl. 18905 S. 10 mitgetheilt it, bat der ftellvertretende Yandeshaupt: 
mann auf Grund von Verträgen mit dem Napitän der Rehobother Baftards, Hermann van 
Wyk und dem Kapitän des rothen Volkes Hoachanchas- Hottentoten Manaſſe Noraieb über 
die Ausdehnung ihrer Stammgebiete ein größeres Gebiet zu Nronland erklärt, vorbehaltlich 
der wohlerworbenen echte nichteingeborener dritter VBerfonen. 

KolBl. 1892 S. 456 fi. 
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im Damaralande eingeräumt worden find, u. A. auch in Art. 9 der genannten 
Gejellichaft das ausjchliegliche Eigenthum an dem Grund und Boden von 
einem Flächeninhalt von 13000 [] Kilometer unentgeltlich überlaſſen worden 
ift mit der Befugniß, fich dieſes Land innerhalb des in Art. 1 der Konzeſſion 
näher bezeichneten Gebiets in einem oder mehreren Stücden binnen drei Jahren 
auszuwählen, joweit Diele Fläche zur Verfügung der Regierung fteht oder 
berrenlos tft. Auch durch diefe Beitimmung ift das der Negierung zur Ver— 
fügung ſtehende herrenlofe Land eingejchränft worden. 

III. Unter den auf die Nechtsverhältniife an unbeweglichen Sachen bezüg- 
lichen Borjchriften it Schließlich noch die auf Grumd des $ 17 der Einführ.-®. 
vom 17, Januar 1891 erlafiene Berordnung des Ffaiferl. Gouverneurs über 
die Enteignung von Grundeigenthum in Deutich-Ojtafrifa vom 15. Januar 1894 
(Kol.:Bl. S. 270 ff.) zu erwähnen. Nach diefer auch auf Unternehmungen 
der Regierung Amvendung findenden Verordnung fünnen das Grundeigenthum 
und alle jonftigen Rechte an unbeweglichen Sachen einichließlid) des Bergwerfe- 
eigentbhums, jowie des Nechts der Beligergreifung von herrenlojem Lande aus 
Gründen des öffentlichen Wohls für Unternehmungen, deren Ausführung Die 
Ausübung des Enteignungsrechts erfordert, gegen in Geld oder in Ueberlaſſung 
von Grund und Boden zu gewährende Entichädigung des vollen Werthes des zu 
enteignenden Nechts entzogen oder bejchränft werden Die Enteignung erfolgt 
auf Grund einer Verfügung des Sonverneurs (SS 154. Der Gouverneur 
hat auch auf Grund der vom Bezirksamte acpflogenen Verhandlungen über 
die von der Enteignung betroffenen Grundſtücke und Nechte, ſowie die Art umd 
den Umfang der aufzulegenden Berchränfungen und die Friſt, binnen welcher 
das Enteignungsrecht geltend zu machen iſt, Beichluß zu taflen (S$ 5—11). 

Die Feſtſtellung der Entichädigimg erfolgt durch den Bezirfsanıtmanı, 
gegen deſſen Beſchluß innerhalb einer Friſt von einem Monate der Nechtsweg 
zuläjlig it 88 12—18). 

Die Enteignung wird nach endgültiger Feititellung der Entichädigung und 
Leistung, bezw. Eicherftellung derjelben vom Bezirksamtmann ausgeiprochen 
88 19, 20). 

Mit Zuftellung des Enteignungsbeichluffes des Bezirksantmannes an den 
Entjchädigungsberechtigten und den Unternehmer gebt das enteignende Recht 
auf den Unternehmer über ($ 23). 


8 27. Die Vegelung des Perfonenlandes in den Scubgebieten. 


I. Bu dem wichtigiten Neichsgejegen auf dem Gebiete des Privatrechts 
gehört das Geiek vom 6. Februar 1875 über die Beurkundung des Perjonen- 
Itandes und die Eheichliehung. Das Geſetz enthält, wie ſchon feine Ueberſchrift 
jagt: a) Vorjchriften über die Führung der jog. Eivilftandsregijter und die 
mit der Führung diefer Negijter betrauten Behörden und Beamten; b) über 
die Erforderniife der Eheſchließung Ehehinderniſſe u. ſ. m.) umd die Form 
und Beurkundung der Eheichliegung (obligatorische Givilche). 

Dieſes Neichsgejeg it jedoch in den Schuggebieten nicht eingeführt worden, 
ſondern das Gejeh vom 4. Augujt 1870 betr. die Eheſchließung und die Be: 
urfundung des Perjonenftandes von Neichsangehörigen im Auslande. In S 4 
&dh.:9.:6. heißt es nämlich: „Das Geje betreffend die Eheſchließung und 
die Beurfundung des Perionenjtandes von Neichsangebörigen im Auslande 
vom 4. Mai 1870 findet für die Schußgebiete mit der Maßgabe Anordnung, 
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daß dasjelbe durch Kaiferl. Verordnung auch auf andere Perſonen als Neiche- 
angebhörige ausgedehnt werden fann und an Stelle des Bundeskonſuls der 
von dem Reichskanzler zur Eheſchließung und zur Beurkundung des Perjonen- 
jtandes ermächtigte Beamte tritt. Der Zeitpumft wird durch Kaijerl. Ber: 
DENBaNS beſtimmt.“ 

Das Geſetz vom 4. Mai 1870 it zuerit auf Grund Kaiſerl. B. vom 
21. April 18865 (N.-©.-Bl. S. 128) am 1. Juli 1886 für die Schußgebiete 
Kamerun und Togo bezüglich aller Berjonen, welche nicht Eingeborene 
find, in Kraft getreten. Wer als Eingeborener im Sinne der Verordnung 
anzuſehen it, bejtimmt der Gonverneur vorbehaltlich der Genehmigung des 
Neichsfanzlers.') 

Im Gebiete der Neu:-GÖninea:Kompagnie erfolgte die Einführung 
durch $ 10 der Verordnung vom 5. Juni 1886, vom 1. September 1886 ab und 
für * Salomond-Smieln durch fatjerliche Verordnung vom 1. Mär; 1888 
(R.G.Bl. 63. Niebow a. a. O. ©. 492), vom 1. April 1888 ab be 
züglich aller Re welche nicht el iind. Wer als Eingeborener 
zu betrachten ift, beftimmt gemäß S 2 Abſ. 2 Verordnung vom 5. Juni 1886 
der Neichsfanzler nach Anhörung der Direktion der Neu:-ÖnincasNtompagnte. 

Nach der Verfügung des Reichsfanzlers vom 1. November 1886 Riebow 
a. a. ©. ©. 532) find aber als Eingeborene im Sinne der failerlichen Ver— 
ordnung vom 5. Juni 18856 zu betrachten sowohl die Angehörigen der im 
Schußgebiete heimischen Stämme, wie auch die Angehörigen anderer farbigen 
Stämme. 

In Schuggebiete der Marſchall-Inſeln wurde das Geſetz vom 
4. Mai 1870 durch 8 10 der kaiſerl Verordnung vom 13. Scptember 1386, 
vom 1. Dezember 1886 ab ebenfalls bezüglich aller Perſonen, welche nicht 
Eingeborene find, A Kraft geiegt. Wer als Eingeborener zu betrachten ift, 
bejtimmt nad) $ 2 Abſ. 2 der Verordnung vom 13. September 1836 der 
Neichsfanzler, der durch Berfügung vom 2, Februar 1856 ausgeiprochen bat, 
daß die Angehörigen der im Schutgebiete heimischen Stämme und die An— 
gehörigen anderer farbiger Stämme als Eingeborene zu gelten haben. 

Sm ſüdweſtafrikaniſchen Echuggebiete ıft das Neichsgeieh vom 
4. Mai 1570 auf Grund der faiferlichen Verordnung vom 8, November 1892 
Riebow a. a. O. ©. 313) am 1. Jannar 1893 in Kraft getreten für 
alle Perſonen, welche nicht Eingeborene jmd. Wer, al$ Gingeborener im 
Sinne Diejer Verordnung anzujehen üt, bat der Kommiſſar vorbehaltlich der 
Genehmigung des Neichsfanzlers zu beitimmen. 

Durch Berfügung vom 1. Dezember 1893 (Kol.Bl. 1894 ©. 123) bat 


In dem Erlaſſe des Reichslanzlers vom 28. April 1886 an den Gouverneur von 


Mamerun und an den Kommiſſar von Togo, welche beiden Beamten, ſowie der Kanzler als 
Stellvertreter des Gouverneurs verfönlich zur Nornabme des E beabichluiies ermächtigt wurden, 
it bezüglich des Begrifis der Fingeborenen ausgernibrt, daß dieſer Begriff nicht ein⸗ für 
allemal feitaeitellt werden konnte, weil in den betreffenden Schutzgebieten außer den daſelbſt 
geborenen Angehörigen afrikaniſcher Stämme auch noch Angebörige benachbarter Stämme 
ih aufhalten. Jedenfalls könnten als „Fingeborene” nicht die von europälichen Eltern in 
den Schungebieten (Seborenen oder Die Angebörigen einer Nation betrachtet werden, welche 
vom Teutichen Reich auf Grund von Verträgen oder kraft des Herfommens in privatrect- 
licher Dinficht wie Neichsangebörige behandelt würden. Anpererfeits unterliene es aber feinem 
Bedenlken, auf folche Gingeborene, welche Chriſten geworden ind, die Vorichrift vom 21. April 
1556 anzumenden. Ebenſo jer es zuläſſig, im einzelnen Falle zu beitimmen, wer als Ein— 
geborener anzufeben jet, wenn auch als Kegel gelten mühe, dab die Feſtſtellung des Begriffs 
„Kingeborene” durch alfgemeine Verordnung erfolge. 
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der Kommiſſar beitimmt, daß als Eingeborene zu betrachten find: 1) die An— 
gehörigen der im Schußgebiet heimischen Stämme; 2) die Angehörigen anderer 
jarbiger Stämme; 3) die jog. Baſtards. 

Im oftafrifaniichen Schußgebiete findet das Gejeg vom 4. Mai 
1370 Anwendung, auf Grund des 8 18 der kaiſerl. Verordnung vom 1. Januar 
1891 auf Perſonen, welche nicht Eingeborene ind. Wer als Eingeborener zu 
betrachten ift, bejtimmt nach 8 3 der Verordnung mit Genehmigung des Neichs: 
fanzler8 der Gonverneur, der in dieſer Beziehung noch feine Beſtimmung ge 
troffen bat. 

Il. Das Neichsgeleg vom 1. Mat 1870 bejtimmt m $ 1: „Der Bımdes: 
fanzler kann emem diplomatiichen Bertreter . . . . und einem Bundeskonſul 
für deſſen Amtsbezirk die allgemeine Ermächtigung ertheilen, bürgerlich gültige 
Eheichließungen von Bundesangehörigen zu beurkunden.“ 

Die übrigen Paragraphen des Gejeges enthalten Vorſchriften über die 
Civilftandsregifter und die beim Eheabichluß zu beobachtenden Förmlichkeiten. 
Hervorzuheben it, daß die zur Eheſchließung und zur Beurkundung des Ber: 
ſonenſtandes ermächtigten Beamten über die Beurkundung der Geburten, Hei— 
rathen und Sterbefälle nach 8 2 getrennte Negifter zu führen haben, dal; 
nad; $ 3 der Schließung der Ehe cin Aufgebot vorangeben muß, von welchem 
— gemäß S 6 der Beamte aus beſonders dringenden Gründen dispenſiren 
fann und daß $ 8 beitimmt, dal die Ehe mit dem Abichlufie vor dem Beamten 
bürgerliche Wirkung erlangt. 

Zum Gejeg vom 4 Mai 1870 iſt am 1. März 1571 eine Inſtruktion 
und am 11. Tezember 1855 ein Erlaß des Neichsfanzlers ergangen (vgl. 
Riebow a. a. O. ©.58 fi); die in 8 15 der Inſtruktion vom 1. März 
1571 für die Geburtsanzeigen ‚geitedte dreitägige Friſt it durch einen für Die 
Schutzgebiete ergangenen Erlaß des Reichskanzlers vom 15. April 1893 
(Niebomw a a. O. ©. 689) auf jehs Monate erjtredt worden. 

Die Inftruftion vom 1. März 1871 und die Erlaffe vom 11. Dezember 
1885 und 15. April 1893 Finden auf alle Schußgebtete mit Ausnahme des 
Gebiets der Neu-Guinea-Kompagnie Anwendung, für welche die jofort zu er: 
wähnenden bejonderen Verordnungen ergangen find. | 

Was nun die Bedentung der Einführung des Geſetzes vom 4. Mat 1870 
m den Schußgebieten anlangt, jo iſt in dieſer Dinjicht folgendes zu berüd: 
ſichtigen: 

Das Reichs-Civilſtandsgeſetz vom 6. Februar 1875 ſchreibt vor (vgl. 
msbejondere $ 41), daß innerhalb des deutschen Neichsgebiets eine Ehe rechts: 
giltig nur vor dem Eivilitandsbeamten unter den im Gejehe jelbjt vorgejehenen 
Vorausiehungen und unter Beobachtung Der vorgeichriebenen Förmlichkeiten 
geichloffen werden fan. Das Neichsgejeß vom 4 Mat 1570 dagegen hatte 
nicht den Zweck, den Eheabſchluß von Neichsangehörigen im Muslande vor 
einem diplomatischen Beamten des Reichs oder einem Neichsfonful obligatoriſch 
zu machen. &$ jollte nur den im Auslande ſich aufhaltenden Reichsangehörigen 
die Möglichkeit gewährt werden, vor einem deutſchen Neichsbeamten eine im 
Reichsinlande giltige Ehe abzujchließen. Diejelben können vielmehr ihre Ehen 
ebenſo gut und ebenſo wirkſam in der nad) dem ausländiichen Yandesrechte 
zuläſſigen oder in demjelben vorgeichriebenen Form abichliegen.') 


", Zorn, in den „Annalen“ 1882 3, 122. 
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Dieſes Verhältnig wurde dadurch geändert, daß durch das Sch.G.G 
das Neichögeieg vom 4. Mai 1870 in den deutichen Schußgebieten für an- 
wendbar erklärt wurde; denn die deutjchen Schußgebiete ſind nicht Gebiete, in 
denen die Rechtsordnung eines fremden Staates gilt, nach deren Vorjchriften 
eine giltige Eheichliegung möglich wäre, jondern Gebiete, in denen für die 
Neichsangehörigen nur deutjches Necht gelten faın. Nun wollten doch offen: 
bar die gejeßgebenden Faktoren des Neichs durch Einführung des Reichs— 
geießes vom 4. Mai 1870 ein für alle Reichsangehörigen bindendes Recht 
Ichaffen. 

Es kann daher die Vorjchrift der Anwendbarkeit des Neichsgejehes vom 
4. Mai 1870 in den Schußgebieten wohl nicht anders aufgefaht werden, als 
daß der Grundja der obligatorischen Bivilehe und der durch vom Staate 
anfzujtellende Ziviljtandsbeamte zu eriolgenden Beurkundung des Perjonen: 
ſtandes auch in den Schußgebieten zur Geltung gelangen joll, dag aber mit 
Rückſicht auf die bejonderen Verhältnifje der Schußgebiete in Bezug auf Die 
Beitellung der Zivilitandsbeamten und die bei der Eheabſchließung, ſowie bei 
Beurkundung des Perſonenſtandes zu beobachtenden Förmlichkeiten nicht Die 
Vorschriften des Gereges vom 6. Februar 1875, jondern die des Geſetzes vom 
4. Mat 1870 zur Amvendung fonımen jollen. 

Von diefem Standpunkte geht auch die von der Direktion der Neu-Guinea— 
Kompagnie am 12. November 1886 erlaſſene Initruftion zu dem Reichsgeſetz 
vom 4. Mai 1870 Riebow a. a. O. S. 494 ff., Nachrichten u. 1. w. 1886 
S. 112), aus. Es heißt nämlich dajelbjt zunächit m $ 1: „Das Gejeg vom 
4. Mai 1870 findet im Bereiche des Schuggebiets nicht nur auf Reichs— 
angehörige, jondern nach $ 10 und $ 2 ver failerlichen Verordnung vom 
5. Juni 1886 auf alle Berfonen Anwendung, welche im Echuggebicte wohnen 
oder Sich aufhalten, ſofern ſie nicht Eingeborene find, ohne Unterichied der 
Nationalität oder Staatsangehörigkeit. Für die bezeichneten Perſonen erfolgt 
die Beurkundung der Geburten, Heiratben und Sterbefälle ausſchließlich 
durch die nach 3 # des Geſetzes vom 17. Aprif 1886 dazu ermächtigten Standes— 
beamten mittels Eintragung in die dazu beftinnmten Regiſter.“ 

Ebenſo iſt in 8 24 der Imjtruftion gejagt: „Die Form der Eheſchließung 
beſtimmt jich für die im $ 1 diefer Inſtruktion bezeichneten Perfonen ledig— 
lich nach den Vorschriften des Geſetzes vom 4 Mai 1870, und es fann da— 
ber von jolchen Berjonen innerhalb des Schußgebietes eine Ehe rechtsgiltig 
nur vor dem Standesbeamten geſchloſſen werden.” 

In Ueberemftimmung mit diefer Inftruftion schreibt die auf Grund des 
S 4 8.:8:©. und $ 3 der faiferl. Verordnung vom 5. Imi 1886, betr. die 
Rechtsverhältniffe im Schuggebiete der Neu-Guinea-Kompagnie, ergangene Ber: 
ordnung des Landeshauptmanns, betr. die Durchführung des Geſetzes vom 
4. Mat 1870 über die Ehejchliehung u. ſ. w, vom 22 Februar 1837 („Nach: 
richten“ u. }. w. ©. 76 ff.) zumächit in $ 1 vor, daß jede Geburt eines 
Kindes innerhalb zweier Monate dem Standesbeamten desjenigen Bezirks, in 
welchem die Niederkunft ftattgefunden bat, mündlich anzuzeigen ift, und bes 
zeichnet als zur Anzeige verpflichtet: 1. den ehelichen Vater; 2. jede bei der 
Niederfunft zugegen geweſene Perſon; 3. die Mutter. Ebenſo ift nach S 2 
jeder Sterbefall jpätejtens binnen einem Monat dem Standesbeamten des Bes 
zirks, in welchen der Tod erfolgt iſt, mündlich anzuzeigen. Zur Anzeige ver: 
pflichtet jind: 1. das Familienhaupt; 2. die zur Familie gehörenden Haus— 
genoſſen; 3. die Jonftigen Mitbewohner der Behauſung, in welcher fich der 
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Sterbefall ereignet hat. Außerdem ift auch Derjenige zur Anzeige verpflichtet, 
welcher einen Leichnam findet. 

Wer bei dem Eintritt eine® Geburts: oder Sterbefalld3 zugegen geweſen 
ift oder jonjt von dem Falle Kenntniß erlangt hat, ift verpflichtet, auf die 
Aufforderung des Standesbeamten als Zeuge vor demjelben zu erjcheinen. 

Wer der in den 88 1 und 2 vorgejchriebenen Anzeigepflicht oder der in 
8 3 vorgejehenen Zeugnißpflicht nicht nachkommt, wird in $ 4 mit Geldjtrafe 
bis zu 150 Mark oder mit Daftitrafe bedroht. Außerdem find die Standes- 
beamten für befugt erklärt, die zu Anzeigen oder jonjtigen Handlungen auf 
Grund diejer Verordnung Berpflichteten hierzu durch Gelditrafen anzubalten, 
welche für jeden einzelnen Fall den Betrag von 15 Marf nicht überjteigen 
dürfen. 

Nach $ 5 wird ein Geiitlicher oder anderer Neligionsdiener, welcher zu 
den religiöjen Feierlichkeiten einer Eheſchließung jchreitet, bevor ihm der Ehe: 
abjchluß vor dem Ziviljtandsbeamten nachgewiejen worden ift, mit Geldſtrafe 
bis zu 1000 Mark oder mit Gefängnig bis zu drei Monaten beitraft. 

In gleicher Weiſe ſoll gemäß $ 6 ein Standesbeamter, welcher unter 
Außeradhtlaffung der im Gejege vom 4. Mai 1870 gegebenen Borjchriften 
eine Ehejchliegung vollzieht, mit Geldftrafe bis zu 500 Marf beftraft werden. 

Endlich iſt m $ 7 beftimmt, dat die Verordnung auf Geburts: und Sterbe- 
fälle von Eingeborenen, jowie auf Eheichliegungen zwiichen Eingeborenen feine 
Anwendung findet.‘ 


8 28. Die Finanzverwaltung. °) 


I. Die Ausübung der Finanzgewalt in den Schußgebieten jteht als cin 
Beitandtgeil der Schuggewalt dem Kaiſer zu, der im derſelben nur joweit 
Beichränfungen unterliegt, als dies durch Gejch ausdrüdlich beftimmt iſt (vgl. 
unten). Der Kaiſer hat daher namentlich das Necht, durch Verordnung in 
den Schußgebieten öffentliche Abgaben jeder Art einzuführen, denen auch die 
Eingeborenen inſoweit und injoferne unterliegen, als jie nicht durch die von 
ihren Häuptlingen abgejchlofienen Verträge der Beſteuerung jeitens des Reiches 
entzogen ſind.) 

Im Schußgebiete der Neu: Guinea: Kompagnic‘) fteht die Ausübung 
der Finanzgewalt und des Befteuerungsrechts der Gejellichaft zu, da von den 


" Die Verordnung des Landesbauptmanns vom 22. Februar 1887 iſt als Polizei: 
verordnung erlaſſen auf Grund des 8 3 der faiferlichen Verordnung vom 5- Juni 1886, 
welche dem zur Ausübung der Gerichtsbarteit im Gebiete der Neu-Guinea-Kompagnie er= 
mächtigten Beamten die Befugniß beilegt, bei Erlaß polizeilicher Vorjchriften das in 8 3 
N.2 Sch⸗G.G. für zuläffig erklärte höhere Strafmaß anzudrohen. Dagegen it die Verord- 
nung vom 12. November 1886, betr. die Erbebung von Gebühren für die auf Grund des 
Geieges vom 4. Mai 1870 in dem Schußgebiete der Neu-Guinea-fompagnie vorzunehmen: 
den Geichäfte, von der Direktion erlaſſen, da diejelbe nicht als „polizeiliche Vorſchrift“ be— 
trachtet werden fan. 

2) Bornhak a. a. O. 5.47 fi. — Joela.a.dD. ©. 210. — Laband a. a. O. 
©. 79. — ©. Meyer a. a. O. 5. 223. — Hänela. ad. 5. 852. — Zorn a. a. O. 
&. 591. — Stengel, Die Finanzgewalt des Kaiſers in den deutichen Schußgebieten. 
Kol=ätg. 1891, 5. 41 ff. 

) Aufmerfiam zu machen ift, daß in den mweitafrilaniichen Gebieten einzelnen Häupt- 
lingen das Recht vorbehalten iſt, auch die Europäer zu beiteuern. 

 Bornbaf (5. 52) vertritt die Anficht, daß die NeuGuinea-Kompagnie ein Ber 
ftenerungsrecht gegenüber Guropäern nicht habe, und ſtützt fich dabei hauptſächlich darauf, 
dab der Schugbrief vom 17. Mai 1885 der Gefellihaft von finanziellen Berugniflen nur 
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der Gejellichaft durch den Schugbrief vom 17. Mai 1885 übertragenen Nechten 
der Landeshoheit nur die Negelung der auswärtigen Beziehungen und Die 
Ordnung der Gerichtsbarfeit, nicht aber die Finanzhoheit ausgenommen wurde. 
Die Neu:Guinea-Kompagnie kann daher nach ihren Ermeſſen Steuern und 
Gebühren in ihren Gebiete einführen und erheben, joweit in diejer Beziehung 
nicht bereit3 reichgejegliche Vorjchriften bejtehen, wie 3. B. bei den Gerichts: 
fojten, oder die Gebührenauflage oder Erhebung als cin Beſtandtheil der dem 
Kaijer vorbehaltenen VBerwaltungszweige jich daritellt, wie bei der Verwaltung 
der auswärtigen Angelegenheiten. 

Was das deutich-ojtafrifantiche Schußgebiet anlangt, jo jteht jegt nad) 
Berzicht der deutjch-ojtafrifanischen Gejellichaft auf die ihr übertragenen Hoheits— 
rechte dem Sailer auch in diejem Gebiete die Finanzhoheit im vollen Umfange 
zu. Er ift nur injoferne bei der Ausübung beichränft, als ein Theil diejes 
Gebiets in das konventionelle Kongobeden fällt, da die Kongoakte den Signatar- 
mächten, die in dieſen Beden Beſitzungen haben, in dieſer Hinſicht gewiſſe 
Beſchränkungen auferlegt bat." 

In Art. 5 der Akte iſt nämlich für das konventionelle tongobeden die Ver: 
leihung von Monopolen und Privilegien, welche jich auf den Handel bezichen, 
verboten, und in den Art. 14, 15 und 16 it bejtimmt, daß im der ganzen 
Ausdehnung des Kongo, jeiner Nebenflüſſe und der Flüſſe, Kanäle und Scen 
des Sog. EFonventionellen Stongobedens (Freibandelsgebier) die den Strom 
pajjirenden Schiffe und Waaren ohne Nüdlicht auf ihre Herkunft oder Bes 
ſtimmung von jeder Art Durchgangszoll befreit jind, und daß nur jolche 
Gebühren und Abgaben zur Erhebung gelangen jollen, welche den Charakter 
eines Entgeltes für der Schifffahrt jelbjt geleiftete Dienfte tragen, oder nad) 
Mabgabe der Aufwendungen für Herjtellung, Unterhaltung und Betrieb (ein- 
ichließlich des den Unternehmern zuftchenden Gewinns) von Straßen, Eiſen— 
bahnen und Kanälen in Anjag zu bringen find. 

II. Bei Ausübung der Finanzgewalt in den Schußgebieten war der Katier 
nach den Beitimmungen des Sch.GaG. an die Zuftimmung des Bundesraths 
und Reichstags nicht gebunden: insbejondere war er auch bei Feſtſtellung des 
Haushaltsetats der Schußgebiete jelbititändig. Allerdings waren die Einnahmen 
und Ausgaben der Schußgebiete Einnahmen und Ausgaben des Neiches, da 
die Schußgebiete feine jelbjtitändige vermögensrechtliche Perjönlichfeit beſaßen. 
Durch Uebertragung der dem Reiche in den Schuggebieten zuftehenden Staats— 
gewalt auf den Kaiſer waren demjelben aber auch die bezüglich der Reichs— 
einnahmen und Neichsausgaben nach Art. 69 R.-V. dem Bundesrath und 
Neihstag zujtchenden Funktionen delegirt worden, was ſich jchon daraus er: 
gibt, daß der bei Berathung des Entwurfs des Sch-⸗G.G. in der Reichstags: 


das Grunderwerbs:Monopol gemwähre und im llebrigen dieſelbe verpflichte, die nötbigen 
ftaatlichen Einrichtungen auf ihre Koſten zu treffen. Dem gegenüber ift darauf binzus 
weilen, daß, wenn, wie dies ja nothwendig war, im Schußbriefe das Grunderwerbungs- 
Monopol beionders hervorgehoben iſt, dadurch das im Begriffe der Yandeshobeit liegende 
Beitenerungsrecht noch keineswegs ausgeichlojien ericheint. Sodann ift wohl Mar, daß, da 
die etwa erhobenen Steuern doch auch in die Halle der Geſellſchaft fließen, die jtaatlichen 
Ginrichtungen unter allen Umftänden auf Koſten der Gejellichaft getroffen werden; auch 
wenn dieſelbe einen Theil ihrer Finnabmen aus Steuern zieht. — llebrigens darf wohl 
bervorgeboben werden, dab ein Mißbrauch des Belteuerungsrechts ausgeſchloſſen ericheint, 
weil dasjelbe ja nur mit Genehmigung der Reichsauffichtsbehörde ausgeübt werden kann. 

) Wal. auch die einfchlägigen Vorichriften der Brüſſeler Generalverfammlung vom 
2. Juli 1890 in $ 29, 
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fommijjion geftellte Antrag, die Art. 69 (Feſtſtellung des Etat3 durch Geſetz) 
und 72 (Nechnungslegung gegenüber dem Bundesrath und Reichstag) auf die 
Schutzgebiete für amvendbar zu erklären, abgelehnt worden ijt. Nur diejenigen 
Beträge, welche das Reich als Zujchuß zu den Ktoften der Verwaltung der 
einzelnen Schuggebiete leijtete, mußten im Reichshaushaltsetat aufgeführt werden 
und zum Zwede der Prüfung ob und in welchem Betrage ein Zuſchuß noth— 
wendig war, mußte die Neichsregierung dem Bundesrath und Reichstag Leber: 
lichten der Einnahmen und Ausgaben der einzelnen Schußgebiete vorlegen.') 

Diejer Rechtszuftand hat eine grumdjägliche Aenderung erfahren durch das 
NReichsgejeg vom 30. März 1892 über die Einnahmen und Ausgaben der 
Schuggebiete (R-G-Bl. ©. 369). Nach 8 1 dieſes Gejeges müfjen alle 
Einnahmen und Ausgaben der Schußgebiete für jedes Jahr veranjchlagt und 
auf den Etat der Schußgebiete gebracht werden, der vor dem Beginne des 
Etatsjahres durch Gejeg feitzuftellen it. Der Kaifer bat hienach aljo den 
Haushalt der Schußgebiete nicht mehr fejtzuftellen. 

In 8 2 des Gejeges iſt ferner vorgejchrieben, daß baldmöglichit nach 
Schluß des Etatsjahres, jpäteftens aber in dem auf dasjelbe folgenden zweiten 
Jahre dem Bundesratl umd dem Neichstag eine Weberficht ſämmtlicher Ein: 
nahmen und Ausgaben des erjteren Jahres vorzulegen it und daß in diejer 
Vorlage die über und auberetatsmähigen Ausgaben zur nachträglichen Ge: 
nehmigung bejonders nachzumeijen find. Endlich beftimmt $ 3 des Gejekes, 
daß über die Verwendung aller Eimmahmen durch den Weichsfanzler dem 
Bundesrat und dem Reichstag zur Entlaftung jährlich Nechnung zu legen it. 

Neben diejer Negelung des formellen Budgetrechts dev Schußgebiete ent: 
hält das Gejeg von 30. März 1892 in $ 5 noch eine jehr wichtige, die recht: 
liche Stellung der Schuggebiete betreffende Beltinimung. Es heißt nämlich 
dajelbjt: „Für die aus der Verwaltung eines Schußgebiet3 entftehenden Ber: 
bindlichkeiten haftet nur das Vermögen diejes Gebiets." Damit ift anerkannt, 
daß die einzelnen Schußgebiete jelbititändige vermögensrechtliche Berjönlichkeiten 
find, die Vermögen bejigen und Schulden fontrahiren fünnen, während vor 
Erlaß dieſes Gejees vom 30. März 1892 die Auffaſſung, daß die Schub: 
gebiete juriftiiche Perjönlichkeiten jeien, feinen Anhaltspunft in der Gejeggebung 
hatte. 

Bezüglich der Form der Kontrahirung von Schulden beſtimmt ſodann 
das Geſetz in $ 4: „Erfordern außerordentliche Bedürfnijje eines Schuggebiets 
die Aufnahme einer Anleihe oder die Uebernahme einer Garantie, jo erfolgt 
dies im Wege der Gejeggebung.“ 

Schließlich ijt in $ 7 des Gejeges vorgejchrieben, dab die Beitimmungen 
über das Budgetrecht der Schuggebiete (SS 1, 2 und 3) für das ojtafrifaniiche 
Scyußgebiet erjt mit dem 1. April 1894 in Kraft zu treten hatten, und daß 
das Gejeg überhaupt auf Schußgebiete, deren Verwaltungskoſten ausſchließlich 
von einer Kolonialgejellichaft zu beftreiten jind, feine Anwendung findet. Es 
find dies das Gebiet der Neu-Guinea-flompagnie, wo die Neu-Öuineasstom- 
pagnie nad) Maßgabe des Kaijerlichen Schugbriefs vom 17. Mai 1885 Die 
jämmtlichen Koſten der Verwaltung zu beftreiten hat?) und das Schußgebiet 


ı) Hänel ©. 852 vertritt die entgegengelekte Ansicht; gegenüber dem Geieh vom 
30. März 1892 iſt jedoch der Streit über die Richtigkeit der einen oder anderen Anſicht 
jegt gegenitandslos. ‚ 

?, Bei der Neu⸗Guinea-Kompagnie erjcheinen die Koſten, welche durch Ausübung der 
Landeshoheit entitehen, einfach als ein Beitandtheil der Geiellichaftstoften überhaupt, die in den 
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der Marjchalls-Infeln. In dem Bertrage —— dem Auswärtigen Amte 
und der Jaluitgeſellſchaft vom 21. Januar 1888 (Riebow a. a. O. ©. 603 ff.) 
betreffend die Verwaltung des Schntzgebiets der Marſchall-,, Brown: und 
Brovidencednjeln SS 2 ff. iſt nämlich beftunmt, daß die Verwaltung des 
Schutzgebiets durch einen Kaiſerlichen Kommiſſar geführt wird, dem ein 
Sekretär zur Seite gejtellt it, daß für die Verwaltung des Schußgebiets 
alljährlich ein zwischen dem Auswärtigen Amte und der Jaluitgejellichaft zu 
vereinbarender Etat anfgejtellt wird und daß die Jaluitgeiellichaft die durch 
die Verwaltung erwachjenden SKojten übernimmt. Die Gejellichaft ift dem 
zufolge verpflichtet: a) Zur Zahlung des für die Beioldung der genannten 
Neichsbeamten erforderlichen Betrags; b) zum Erjag des Fehlbetrags, wenn 
die im Etat vorgejehenen lofalen Ausgaben die lofalen Einnahmen überjteigen, 
wogegen ein Ueberſchuß der Gejellichaft zufällt; e) zur Gewährung freier 
Dienftwohnung an ſämmtliche Beamte und zur Ueberlaſſung geeigneter Amts- 
ſtuben; d) zur Ausftattung der Wohnung des Kommiſſars und des Sefretärs, 
jowie der Amtsjtuben mit entiprechenden Mobilien; e) zur Gewährung freier 
Fahrt und Verpflegung an die genannten Beamten auf jämmtlichen der Gejell- 
ichaft gehörigen Schiffen innerhalb des Schußgebiets. 

III. Anlangend die Einnahmen der vier unter das G. vom 30. März 1892 
rallenden Schußgebiete, jo ſind Diejelben entweder eigene Einnahmen der be: 
treffenden Schußgebiete oder Zuſchüſſe, welche aus der Reichskaſſe zur Be— 
jtreitung der Ausgaben der einzelnen Schußgebiete geleiftet werden, ſoweit 
deren cigene Einnahmen nicht ausreichen. 

Die eigenen Einnahmen der einzelnen Schuggebiete zerfallen wieder in 
Einnahmen 1) aus den Erträgnijfen des Vermögens der Schubgebiete; 2) aus 
den Steuern (direften und indireften Steuern und Zöllen); 3) aus den Ge- 
bühren. 

Den wichtigjten Beltandtheil des Vermögens der Schuggebicte bildet 
das herrenloje Land, inſoweit Dasjelbe zu Kronland und damit zum Eigen— 
thum der betreffenden Schußgebiete erflärt worden ift. Finanzielle Erträgniffe 
ergeben jich aus dem Kronlande der Schutzgebiete dadurch, daß dasjelbe ver: 
äußert oder verpachtet oder in eigener Negie verwaltet wird. Eine genauere 
Regelung der hier in Betracht kommenden Verhältniffe iſt jedoch bisher nicht 
erfolgt. Direfte Steuern werden in den Schuggebieten nur ganz ver: 
einzelt erhoben, da die Veranlagung und Erhebung von direkten Steuern Ein- 
richtungen und Beranftaltungen vorausjegt, welche zur Zeit noch in den Schutz— 
gebieten fehlen, dies gilt namentlich von der Grund: und Gebäudeitener. 

Inm hebrigen iſt bezüglich der direkten Steuern vor Allem auf $ 6 Sch.- 
G.G. aufmerfjam zu machen, nach deſſen Abjas 3 die Schupgebiete im Sinne 
des Geſetzes wegen Bejeitigung der Doppelbeitenerung vom 13. Mai 1870 
als Inland gelten. Diejes Geſetz beftimmt aber, daß ein Deutjcher nur in 
demjenigen Bundesſtaate zu den direkten Staatsjteuern herangezogen werden 
darf, in welchem er jeinen Wohnjig oder in Ermangelung eines Wohnfiges 
jeinen Aufenthalt hat; bei doppeltem Wohnfige it der Wohnjig im Heimath— 
jtaate maßgebend. (Vgl. im Uebrigen den Inhalt des G. v. 13. Mai 1870 


Geiellichaitsetat eingeitellt werden, bezüglich deſſen Aufitellung und Feſtſtellung geſetzliche 
Vorichriften nicht beiteben. Nach dem Statut hat die Anfitellung des jährlichen Voranſchlags 
der Einnahmen und Ausgaben der Kompagnie das Plenum der Direktion, während über 
die Genehmigung der Bilanz, die Entlaftung der Direktion und die Aufnahme von An- 
leihen die Generalverſammlung beichlieht (88 23 ff. und 34). 
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— Zweite Auflage. — 


Kulturgeschichtliches Bilderbuch 


aus drei Jahrhunderten. 


Herausgegeben von GEOr g Hirth. 


Folio. Preis à Lieferung Mk. 2.40, à Band compl. broch. Mk. 30.-—, geb. Mk. 35.—. 
(Liebhaber-Ausgabe [einseitig bedruckt, in losen Blättern] a Lieferung Mk. 5.—.) 





— Monatlich erscheint eine Lieferung. — 





Französische Ausgabe unter dem Titel: 
‚Les grands Illustrateurs du 16. 17. & ı8. siecles:. 





Hirth’s Kulturgeschichtliches Bilderbuch umfasst im Ganzen sechs Bände (72 Lieferungen), 
es sind darin gegen 360 darstellende Künstler vertreten und haben über 3500 interes- 
sante Blätter eine technisch vollendete Wiedergabe gefunden, die Publikation bildet eine 
in ihrer Art einzige Kunstsammlung — ein Kupferstichkabinet für den Hausgebrauch. 


Hervorragende Meister dreier Jahrhunderte und verschiedener Nationen:- Dürer, Cranach, 
Burgkmair, Hopfer, Schäufelein, Holbein, Beham, Aldegrever, Virgil Solis, Hogenberg, Amman, Stimmer, 
Bol, van Dyck, Goltzius, Kilian, Chr. de Passe, Ruben:, Abr. de Bosse, Callot, Wenzel Hollar, Merian, 
Rembrandt, G. Terburch, Berghem, Bega, Dow, Dusart, Ewerdingen, de Hooghe, Claude Lorrain, 
Mignard, Adr. van Ostade, Rigaud, Ruysdael, Teniers, Wouverman, Boucher, Schmidt, Graf, Greuze, 
Hogarth, Lancret, Moreau, Ntlson, Vanloo, Watteau, Chodowiecki, Mettenleiter etc. etc. — liefern in 
überreicher Fülle den Stoff zu diesem Werk. Porträts berühmter und interessanter Persönlich- 
keiten, Kostüm- und Genrebilder, Darstellungen von Jagden-, Kriegs- und Gerichtsscenen, Spielen, 
Tänzen und Bädern, Festzügen, Schilderungen des höfischen und bürgerlichen Lebens, Stüdte- 
ansichten und Marktbilder, endlich moralische und politische Allegorien, Mysterien, Curiosa u. s. w, 
wechseln in der mannigfaltigsten Weise in der Publikation ab, welche an Originalität, sowie 
an kunsthistorischem Werth von keiner ähnlichen übertroffen wird. 


BEE Um den Besitzern der ersteren Bände der früheren Auflage dieses Werkes das 
Abonnement auf die Fortsetzung zu ermöglichen, wird die Drucklegung der zweiten Auflage 
in derselben Weise und Ausstattung erfolgen, wie bei der ersten Auflage. 


— Jeder Band ist einzeln käuflich. — 
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Das deutsche Zimmer 


der Gothik und Renaissance, des Barock-, Rococo- und Zopfstils. 
Anregungsn zu häuslicher Kunsatpflege von 


Georg Hirth. 


Dritte stark vermehrte Auflage. 
464 Seiten hoch 4° mit 370 Illustrationen. Eleg. brosch,. M. 10.—, eleg. geb. M. 15.—. 





»Wie fast jedes gute Buch weit über Jie vom Autor in's —* gefassten Ziele hinaus zu wirken pflegt, so hat 
sich auch dem «Deutschen Zimmerer ein ungleich grösseres Wirkungsfeld eröffner. als der Titel begrenzt, und die 


Kalturbewegung unserer Tage ist in weit tieferer Weise durch dasselbe gefördert, als der Herausgeber vermuthet haben 
. Selbst die Poesie bat von demselben die kräftigsten Anregungen empfangen; möge es nun auch in der neuen schönen 
A die verdiente Verbreitung in den gebildeten Familien finden und in gesteigertem Masse jene gründliche Läuterung 
des Geschmacks bewirken helfen, die im Grossen und Ganzen unserem Volke noch immer Noth thut!« (Bazar.) F 
Das Buch algnet sich ganz besonders als Fest- und Gelegenheitsgeschenk für Verlobte, Neuvermählte, zu Weihnachten etc, * 
ou 6ic" 
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Illustrirter Kg A 


_ SCHACK-GALER 
in München a 9 
im Besitz Sr. Maj. des Deutschen Kai Ts, 


Königs von Preussen 


Mit einem Vorwort von Dr. Paul Seidel, Dirigent der Kunstsam 
Schlössern, und einer kunstgeschichtlichen Einleitung von Prof. I 


8'/4 Bogen kl. 8° mit 56 autotypischen Abbildunge 
— Elegant broschirt 50 Pf., in Leinwand —— 


Katalog der Schack-Galerie. — Der Katalog der neu‘ 
Sr. Majestät des Deutschen Kaisers übergegangenen und auf dessen E 
umgebauten und neu geordneten Schack-Galerie in München ist im G. 
München erschienen. Im Vorwort berichtet Herr Dr. Seidel, Dicigene 
u Lore in den königlich preussischen Schlössern, dem auch die Leitung der k-Ga 
Bu + ist, über den Besitzwechsel und die vorgenommenen Umbauten. Eine hier: | 
Bo eschichtliche Einleitung Professor R. Muthers giebt eine lebensvolle ha 
r chen Sammlers, sowie eine Beschreibung des Lebens- und Bildung 
— hati ten Künstler. Es folgt das Verzeichniss der Originalgemäldes 
1 Gemälden alter Meister. Der Katalog ist mit 56 Autotyp 
“ ‚der, Galerie und dem Bildniss des Grafen Schack (nach Lenbach * 


* 4 fi . 
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als Rinde 


— Spezifische Empfindung für Fernqualitäten des Lichtes - _ Kor 
Lichter mit dem Vortritt des grösseren — Näherempfindung 
Weitere Steigerung des Nähergefühls in lateraler Richie 


von 
Georg Hirth 
6 Bogen gr. 8°, mit 10 Text-Illustrationen und 34 Tafeln mit ; 
== Preis broschirt Mark 5.—, = — 
Französische Ausgabe unter dem Titel: La x 


Diese Schrift behandelt eines der grössten psycho-phys 
hat es zum ersten Male versucht, den Vorgang des Einfach 
damit verbundenen Empfindung der dritten Dimension aus eier 
der zentralen Nervenelememe zu erklären. a. 











Staatsrechtliches, volkswirthſchaftliches und ſatiſtiſches Zahrbuch. 
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Annalen des Deutſchen Reichs 


für Geſetzgebung, Verwaltung und Statiſtik. 


Staatswiſſenſchaftliche Beitfchrift und Materialienfammlung. 








Unter Alitwirkung zahlreicher Fadymänner 


herauägegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar v. Seydel. 





Verlag von G. Birth in Münden und Leipzig. 








Rchtundzwanzigftier Jahrgang- Ä 
189) Zãhrlich 12 Hefte. Abonnementspreis: vierteljährlid 4 Park. JIr 10 
12 Deſte bilden einen Band. — — 
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Iuhalt: 


Die deutihen Schutzgebiete, ihre rechtliche Saite | Auszugsweile Zuſammenſtellung der Saite 
Stellung, Berfaflung und Verwaltung. | wichtigften Zahlen aus den Tabellen 787 
Neu bearbeitet von Barl Freiherrn von 


Stengel, Weofeſſor der Rechte in Tabellen: 

Münden. (Schluß.) | I. Allgemeine Ueberſicht. . . - 79 
Fünftes Kapitel. I. Ausgaben und Ginnahmen . . - 792 

Die Verfafung und Verwaltung der Schub- | DI. Unfäler 0.0. 800 
gede Im Einpeluen. Berichte über die Thätinfeit der Reiqgs— 

8 28. Die Finanzverwaltung (fortiehung) 733 fommijlare für das Ylurwanderunges 
8 29. —— und auswärtiger Dandels weſen während des Jahres 1894 . . 804 
vereht - - > 2 een. WT, Die überſeeiſche Auswand Deut⸗ 
530. Si Wwaitung ves Iunem > 245 1 7° ferien beuticepüfen im Jahre 1604. 810 

E35 ar — eng ec re 263 = 2, Die über deutiche Häfen im Jahre 1894 
& 38. Anhang). Die rechtliche Stellung | bejörderten Auswanderer überhaupt . 812 
der Eingeborenen der Schupgebiete 770 | Miszellen: 
Neqnungsergebniſſe der Berufegeuoſſen⸗ Die großſtädtiſche Beyölkerung als Theil 
ſchaften für 1893 der neiammten in Europa und Nord- 
—ungen.785 


G. HIRTH’s Kunstverlag in München und Leipzig. 
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ee n zum Gebetbuche des Kaisers Nari- 
‘Albrecht Dürer’s Randzeichnungen Aus 1 $2 Biäner er. Folio, Zwei 
I Auflage. Preis broschirt M. 15.—. (Liebhaber-Ausgabe 
M.20.—.) Auch als »HAUS-CHRONIK« erschiener. 


‘# 


| Preis broschirt M.16.—, in Schweinsleder gebunda 
4 M. 30.— (auf feinstem Velin-Büttenpapier je um M. 6.— 
8 mehr). 


Es ist dies die erste anf phorographischem Wege hergestche 
Facsimile-Ausgabe der berühmten Dürer’schen Randzeichtimugen. Ange 
fügt sind derselben jene acht Randzeichnungen, welche in der Regel las; 
Cranach zugeschrieben werden. | 


Neue Briefe mit alten Bildern. 











4 Sechs Serien. Jede Serie 24 Briefbogen und Couren 
| mit altdeutschen Vignetten von Dürer, “Burgkmair, 


Amman, Cranach, Beham, Aldegrever, Frangois Boucher etc. 
Preis der Serie in Carton M. 3.—. 


Neue Briefe mit religiösen Bildern. 


Zwei Serien ä 24 Brief bogen (ohne Couverts)ä SerieM.2.—. 


»Dem Bedürfniss nach apart eleganten und geschmackvollen Ausschmückungen von Briefen und Bee 
couverts entgegenzukommen, hat der Herausgeber des »Formenschatzese eine Reihe von Serien Briefbogen mıt zum 
Bildern nach Originalien von Dürer, Burgkmair u, s, w. publizirt. Der allerliebste Gedanke, der einer guten Aufsahne 
sicher ist, wurde schr praktisch durchgeführt, indem auf dem besten Handpapier sowohl die Bogen wie die Enseiopres 
mit den verschiedenartigsten Darstellungen der genannten Meister geschmückt sind.« (Dresdener Jaras..) 


Die Wunder von Maria Zell Facsimile-Reproduction der 25 Holzschnitte 
« eines unbekannten deutschen Meisters um 1520. 
Kl. Folio. Preis in Mappe M. 16.—. 

Dieses merkwürdige weder von Bartsch noch von Passavant erwähnte Werk eines hervorrsgenden Meisters an 
Zeitgenossen der Burgkmair, Schäufelein und Springiuklce umfasst 25 Blätter von je 19 cm Höhe und 14 cm Breite 
Biligrösse, mit drei- bis vierzeiligen, auf die verschiedenen Wunder bezüglichen Unterschriften. Unsere Reprodistor 
ist, ın nur 100 nummerirten Exemplaren, auf ächtes Büttenpapier mit breitem Rand gedruckt. 


Jost Amman’s Ehebrecherbrücke des Königs Artvs, 


Facsimile-Reproduktionen des aus acht Blättern bestehenden Original-Holzschnittes. Preis: M. ı;. 


i1 { : Historisch-kritisch dargestellt von 

Bücher-Ornamentik der Renaissance Ks Ten 
renaissance. 80 Seiten Text und 108 Tafeln. Klein Folio. Preis M. 40.—. Ist momentan 
vergriffen.) II. Theil: Hoch- und Spät-Renaissance. 64 Seiten Text und ı18 Tafeln. 
Klein-Folio. Preis M. 28.—. 


Die zwei Bände enthalten im Ganzen 226 Tafeln, welche uns die lebendigste Anschauung geben von der savın 
Entwickeiug der typopraphischen Uruamentik der Renaissance, vou ihren Anfängen in htalien bis zu ihrem Verfal., ss 
der Kupferstich die Oberhand über den Holzschnitt gewann. Die reiche Fülle des dargebotenen Matcrials, die geschichte 
Auswahl daraus, sowie der das Ganze begleitende Text geben einerseits Zeugniss von dem grossen Reichthum der 
Sammlung, atdererseits von der ausserordentlichen Sachkenntniss des Verfassers. (R". La*s..) 


Die Mono rammisten von Dr. G.K. Nagler, fortgesetzt von Dr A. Andresen 
ı 9 u. C. Claus. 9 Lign. à M. 13.35, od. 5 Bde. compl. M. 120.— 
Nagler's »Monogrammisten« stehen einzig da als unentbehrliches Lexicon für Sammler, Kenner und Frexsis 

von Kupferstichen und Holzsehnitten, Oelgemälden, Porzellan-, Majolica- Metallarbeiten u, s. w. Die bisher erschieneser 


fünf starken Bände enthalten auf ca. 5000 Seiten Nachrichten über erwa 175,000 Monogrammisten vom Mittelalter bs set 
die neuesten Zeiten. 


3 f thaltend klassische Motive für Weissstickerei, Bunt-, 

Album für Frauenarheit. Appicaionssickere, Spizen, Verch 

ungs- und Knüpfarbeit, sowie Weberei, Passementrie und Stoflbemalung. Herausgegeben von 
Georg Hirty. Serie IM. 2.—. 


‘ if Eine Sammlung von Portraits etc. aus der Zeit der Re 
Bilder aus der Lutherzei * formation in Facsimile-Reproduktionen nach Holz 
schnitten und Kupferstichen von Dürer, Cranach, Holbein u. a. Mit einem Vorwort von Georg 
Hirth. 1833. XI und 40 SS. in Folio, in Umschlag mit Cranach’scher Bordüre, Preis M. 2—. 


Peter Flötner nach seinen Handzeichnungen u. Holzschnitten 


von Dr. phil. J. Reimers, z. Z. Direktor des Provinzialmuseums in Hannover. 16 Bogen 


hoch 4° mit 93 Illustrationen. — Ladenpreis broschiert 6 Mark. 

Die vorliegende Arbeit führe uns een Nürnberger Künstler der ersten Hälfte des ı6. jahrbmnderts vor, von des 
bis dahin sehr wenig bekannt geworden war. Die eingehende Besprechung der Werke Flötner’s, die zahlreichen Illastraronen, 
wowie die ausführliche Beschreibung der einzelnen Werke des Meisters, dürften diese Schrift zu einer wilikommenen Gar 
machen für jeden, welcher sich mit der dekorativen Kunst des 16. Jahrhunderts beschäftigen will. : 
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im $ 16.) Da num die Schuggebiete als Inland gelten, aljo den Einzeln 
ſtaaten gleichitehen, jo ſchließt die Beſteuerung in einem deutſchen Einzelſtaate 
grundſätzlich die Beſteuerung in einem Schutzgebiete aus und umgefchrt. 

Was num die einzelnen, auf direfte Steuern bezüglichen Verordnungen ans 
langt, jo ift eine Gewerbeſteuer eingeführt im Schußgebiete der Marſchall— 
Injeln durch) V. des Kaiſerl. Kommiſſars vom 28. Juni 1883 bezw. Ver: 
ordnungen vom 15. Juni 1889 und 2. Auguft 18W (Niebomw ©. 620). 
Danach werden Gemwerbeiteuern vom 1. Dftober 1889 an erhoben. Diejelben 
betragen a) für die im Schußgebiete anjälligen faufmännijchen Firmen mit 
einem jährlichen Geichäftsumjag von 500,000 ME. und darüber 9000 Mi. 
jährlich ; b) für die ‚Firmen mit einem Sahresumjag unter 500,000 ME. 
6000 Mk.; ce) für Schank- und Gaftwirthichaften aller Art 800 Mk.; d) für 
Schiffe, welche für Nechnung einer im Schußgebiete nicht anfäſſigen Firma 
Handel treiben (trading vessels) — 1000 ME. für jede Reiſe; e) für jede 
Handelsftation in den Marjchall-Injeln — 100 Me. jährlich; £) für jede 
Dandelsjtation in Nauru — 200 ME. jährlich. Ferner it durch Verordnungen 
desjelben Beamten von 28. Juni 1888, bezw. 17. April 1890 (Niebow a. 
a. O. ©. 620ff.) bejtimmt: a) daß jeder männliche Bewohner des Scuß- 
gebiets, welcher nicht als Eingeborener anzujehen it und das 16. Lebensjahr 
überichritten hat, eine perjönliche Steuer im Betrage von 20 Mk. jährlich zu 
entrichten bat; b) dal die Eingeborenen als perjönlihe Steuer jährlich 
360,000 Pfund Kopra zu liefern haben; zum Zwecke der Steuererhebung tt 
das Schußgebiet in einzelne Steuerbezirfe getheilt, welche bejtimmte in der V. 
vom 17. April 1890 aufgeführte Beträge zu liefern haben. 

Zur Ausführung vorjtehender Verordnungen ergingen jodann die B. vom 
23. September 1888, betr. die Art der Steuererhebung und V. vom 11. Des 
zember 1888, betr. die zwangsweije Beitreibung rüdjtändiger Steuern. 

Als eine Gewerbejteuer kann auch die Firmenabgabe betrachtet werden, 
welche in Togo auf Grund der B. des Kaiſerl. Kommiſſars vom 27. Oftober 
1890 bezw. 25. Mai 1891 (Riebow ©. 273) erhoben wird. Nach derjelben hat 
jede im Schußgebiete von Togo bejtehende Firma, welche Import: und Erport- 
handel treibt, eine Jahresabgabe zu entrichten; der Betrag derjelben wird für 
jede jolche Firma, welche nur eine Handelsniederlaffung innerhalb des Schuß 
gebiets bejigt, auf 1000 ME. feſtgeſetzt; bei denjenigen ‚Firmen, welche mehrere 
Niederlaffungen im Schuggebiete haben, wird eime der Lepteren als Haupt: 
gejchäft mit dem Jahresbetrage von 1000 Mit. beiteuert; für jede weitere 
Zweigniederlajjung innerhalb des Klüjtengebiets (das ſich landeimwärts bis auf 
20 Kilometer Entfernung von der Meeresküſte eritredt) ift eine befondere Ab— 
gabe von 500 ME. jährlich zu entrichten. 

Im Gebiet der Neu: Guinea: Kompagnie ift durch V. der Direktion 
vom 30. Juni 1888 (Niebow ©. 531, Nachrichten u. j. w. 1888 ©. 93 ff.) 
mit Genehmigung des Neichsfanzlers eine Gewerbes und Einfommenjteuer ein= 
geführt worden. Nach diejer Verordnung unterliegen PBerjonen, welche inner: 
halb des Schußgebiets Handelsgeichäfte oder ein Gewerbe jelbftitändig be— 
treiben, einer Gewerbeſteuer, welche in jechs Stufen von 40, 80, 120, 240, 
400 und 600 ME. pro Jahr nach dem Umfange des Beichäfts oder Betriebs 
zur Hebung kommt. Ebenſo unterliegen Beamte, kaufmänniſche Geſchäftsführer, 
Pflanzungsverwalter und Aufſeher, Handlungs- und Handwerksgehülfen, 
welche ein Einkommen an baarer Beſoldung, Tantiemen oder freier Verpfleg— 
ung von mehr ala 1000 Mi. haben, einer Einfommenjteuer, die von einem 
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Einfommen von 1000—1500 Mi. 6 Mi. beträgt, von dem weiteren Ein— 
fommen über 1500 ME. 2 p&t. 

Was die indireften Steuern anlangt, jo hat eine Verordnung des 
Kaiferl. Gouverneurs vom 20. Juli 1885 Riebow ©. 239) cine Abgabe 
auf den Handel mit Spirituojen im Kamerungcebiete eingeführt. Jedes 
im Samerungebiete beftchende Gejchäftshaus, das mit Spirituojen irgend 
welcher Art handelt, hat hiefür eine jährliche Abgabe von 2000 ME. zu ent— 
richten. 

Für Deutſch-Oſtafrika it am 1. Auguſt 1891 eine Verordnung des 
Kaijerl. Gouverneurs betr. die Erhebung emer Verbrauchsiteuer Rieb ow 
a. a. DO. ©. 429.) ergangen. Nach Inhalt derjelben wird vom 1. Januar 
1892 ab innerhalb des deutichen Schußgebiets eine Verbrauchsftener nach dem 
Werthe der Ein- und Ausfuhren derart erhoben, daß von jeder Ein: und 
Ausfuhrwaare 1’/, Prozent ihres Werthes als bejondere Steuer von der Zoll: 
behörde erhoben wird. Landeserzengnifie, die aus dem freien Verfehre von 
einem Orte des deutschen Gebietes nad) einem anderen überführt werden, um 
dajelbft wieder in den freien Inlandsverfehr zu treten, unterliegen nach dem 
Cirful.-Erlai des Gouvernems vom 1. Mai 1892 der Steuer nicht. Hinter: 
ziehungen der Steuer werden mit Eimziehung der Waare und einer dem eins 
fachen Betrage der binterzogenen Steuer gleichfommenden Geldſtrafe beitraft. 
Zur Feſtſetzung der Strafe find die zuftändigen Dauptzollämter befugt. Gegen 
den Strafbeicheid derielben ift innerhalb einer Woche von der Zuitellung an die 
Beichwerde an den Gouverneur zuläffig, welche bei der die Straje verhängen: 
den Behörde anzubringen iſt. Eine V. des Kaiſerl. Gouverneurs für Deutſch— 
Ditafrifa vom 16. Jannar 1893 betr. die Erhebung einer Steuer von den 
innerhalb des Schutzgebiets hergeitellten Spirituofn Niebow a. a. O. 
©. 430) hat ferner bejtimmt, daß wer innerhalb des Schußgebiets Spirituojen 
die für den Verbrauch im Lande bejtimmt find, herzujtellen beabjichtigt, hiezu 
die Genehmigung des Gouverneurs nachziiuchen bat. Für die Heritellung 
der Spirituojen tt eine Steuer zu entrichten, welche 10 Nupien für den Hekto— 
liter beträgt. Die Herjtellung von Spirituojen ohne Genehmigung wird mit 
Geldjtrafe von 100-5000 Rupien beitraft. 

Eine weitere V. des Kaiſerl. Gouverneurs vom 1. Auguſt 1891, betr. 
die Beiteuerung von geiitigen Getränken“), Nicbom ©. 428) hatte zwar Die 
Einfuhr von getjtigen Getränfen in das deutſch-oſtafrikaniſche Schutzgebiet 
gejtattet, jedoch die Entrichtung einer Lizenzabgabe von 16 Peſo (’/,; Rupie) 
für jedes Liter ohne Rüdjicht auf die Beſchaffenheit und den Alkoholgehalt 
der Getränfe angeordnet. Die Einziehung der Abgabe erfolgte durch die Zoll: 
ämter gleichzeitig mit dem zu entrichtenden Eingangszoll. Die Hinterziehung 
der Abgabe wurde mit einer Gelditrafe bis zu 500 Nupien bejtraft. Zur Feſt— 
jegung der Gelditrafe war das für die Erhebung der Abgabe zuftändige Haupt- 
zollamt befugt, gegen deſſen Strafbeicheid die Bejchwerde an den Kaiſerl. 
Gouverneur zuläſſig war. 

Dieſe Verordnung ift jet bejeitigt durch eine neue V. vom 17, — 
1894, betr. den Ausſchank und den Verkauf von geiſtigen Getränken Kol.Bl. 
©. 203 f.), wonach der Ausichanf von geiftigen Getränken nur auf Grund 


) Bei den oben im Text erwähnten Verordnungen, betr. die Beiteuerung von geiftigen 
Getränken, bandelt es fi nicht blos um Mafregeln zur Erzielung finanzieller Erträge, 
fondern fie find auch erlaſſen auf Grund der bezüglichen in $ 29 noch zu erwähnenden 
Bejtimmungen der Brüfjeler Generalafte vom 2. Juli 1890. 
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eines von der zujtändigen Behörde (Bezirksamt, Bezirfsnebenamt, Station) 
erteilten Erlaubnißſcheines zuläſſig iſt. Für den auf die Dauer eines Kalender— 
jahres gültigen Erlaubnißſchein it eine Gebühr von 150, bezw. 100 Rupien 
zu entrichten, je nachdem jich die Erlaubniß auf den Ausſchank geiitiger Ge: 
tränfe aller Art oder nur auf den Ausjchanf von Wein, Bier und Wermuth 
erjtredt (SS 1-3). An Mohammedaner oder an Angehörige einheimischer 
Negeritämme dürfen Branntwein und branntweinähnliche Getränfe nur mit 
behördlicher oder ärztlicher Genehmigung, an Askari der Kaiſerl. Schugtruppe, 
ſowie der Polizeitruppe nur mit Genehmigung eines Arztes, eines Offiziers, 
bezw. eines im Offiziersrang jtchenden Beamten verfauft werden ($ 8). 

Uebertretungen der Borjchriften der Verordnung werden mit Gelditrafe 
und im Unvermögensjalle mit Daft beitraft, neben welcher Strafe gegebenen 
Falls die Einziehung jämmtlicher bei dem Thäter vorgefumndenen geiftigen 
Setränfe, bezw. die Einziehung des gejammten bei dem Thäter vorgefundenen 
Branntiweins und jämmtlicher branntweinähnlicher Getränfe ausgeiprochen werden 
fann. Die Strafen werden, joweit es ich nicht um Perſonen handelt, die der 
Herichtsbarfeit der Bezirfsgerichte unterliegen, von den Bezirfsämtern, den 
Bezirtsnebenämtern und Ztationen durch Strafverfügung feitgejegt. Gegen 
die Verfügung jteht dem Bejchuldigten innerhalb einer Woche von der Zus 
jtellung an das Necht zu, bei der betreffenden Behörde eine Beichwerde an 
den Gouverneur zu erheben, durch deren Erhebung jedoch die Strafvolljtredung 
nicht aufgehalten wird. 

Außerdem fommt in Betracht die B. des Gouverneurs, betr. die Erhebung 
einer Steuer von den innerhalb des Schuggebiets hergeitellten Spirituojen, 
vom 16. Januar 1893 (Kol.Bl. S. 103), welche dieje Deritellung von der 
vorherigen Genehmigung des Gouverneurs abhängig macht und eine Steuer 
von 10 Nupien für den SHeftoliter des bergeitellten Spiritus einführt. 

Im Zujammenbange mit voritehenden Vorjchriften ſtehen: 

1. Die B. des Kaiſerl. Gouverneurs für Deutich-Oftafrifa, betr. die Aus: 
übung des Schanfgewerbes, vom 1. Auguft 1891 (Riebow ©. 389. Der 
Ausichanf von geijtigen Getränken jeder Art iſt mur mit bebördlicher Ge 
nehmigung zuläßig, die beim faijerl. Bezirksamt nachzuſuchen it und verjagt 
werden fann, wenn IThatjachen vorliegen, nach welchen zu erwarten jteht, daß 
der Gejuchfteller den beitehenden Gejegen und Verordnungen nicht nachfommen 
werde. Wird die Genehmigung ertbeilt, jo erhält der Gejuchiteller gegen 
Entrichtung einer Gebühr einen Erlaubnißichein, weicher nur für die darauf 
namentlich bezeichnete PBerjon und nur auf die Dauer des Stalenderjahres 
Gültigkeit hat. Die Erlaubniß fann auf Zeit oder ganz wieder entzogen 
werden, wenn der Inhaber derjelben dem bejtehenden Gejegen und Verordnungen 
über das Schanfgewerbe zumiderhandelt oder der Ausichanf in jenen Räumen 
Beranlafjung zur Störung der öffentlichen Ruhe und Ordnung bietet. Wer 
ohne behördliche Genehmigung den Ausſchank geiitiger Getränfe unternimmt 
oder nach einer jtattgehabten Unterjagung fortjegt, wird mit einer Geldjtrafe 
von 200 Nupien beitraft. 

2. Die V. vom 1. Oftober 1891, betr. die Bejteuerung von geijtigen 
Getränken (Niebow S. 428), welche das frühere Verbot des Berfaufs umd 
Ausjchants geiftiger Getränfe, d. h. aller Spirituofen mit Ausnahme von Wein, 
Bier und Wermuth dahin abänderte, dab dasjelbe jich nur noch auf Farbige 
erjtreckt, während Verkauf und Ausſchank jolcher Getränfe an Weihe frei- 
gegeben wurde. 
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3. Die B. des Gouverneurs für Deutich-Tftafrifa vom 2. September 1891 
(Riebow ©. 3%), durdy welche der Verfauf von Opium und gleichartigen 
Genupmitteln an farbige Soldaten der Kaiſerl. Schußtruppe oder an farbige 
Angejtellte de8 Kaiſerl. Gouvernements bei Strafe verboten wurde. 

Für das jüdweitafrifaniihe Schuggebiet it durch V. des Kaiſerl. 
Kommiſſars vom 1. Auguſt 1888 bezw. 1. April 1890 (Nicbowa a. D. 
©. 317) bejtimmt worden, daß, wer im jüdweltafrifanischen Schuggebiete mit 
Spirituojen Handel treiben will, dazu die jchriftliche Genehmigung (Lizenz: 
jchein) des Kaiſerl. Kommifjars einzuholen und dafür für das Kalenderjahr 
eine Gebühr von 300 ME. zu zahlen bat. 

Diefe Verordnung ift erießt worden durch eine neue ®. vom 13. März 
1893 (Kol.Bl. S. 261). Diejelbe macht die Einführung von Wein, Bier 
oder Branntwein von einer ſchriftlichen Erlaubniß abhängig. ebenſo den Handel 
mit dieſen Getränken von Erholung eines Lizenzſcheines, wofür eine jährliche 
Gebühr zu entrichten iſt. Dieſelbe wird vom Kommiſſar in jedem einzelnen 
Falle und für jedes Jahr beſonders feſtgeſetzt und zwar nach dem voraus— 
ſichtlichen Jahresumſatze des Händlers in der Weiſe, daß für jeden Hektoliter 
von 50 Grad Alkoholgehalt 12 ME. in Anſatz gebracht werden. Der Mindeſt— 
betrag der Gebühr beläuft jich auf 300 ME. jährlich. Zuwiderhandlungen 
gegen die Beitimmungen der Verordnung jind mit Geldſtrafe bedroht. 

Gebühren?) für Amtshandlungen fann der Kaiſer ebenſo für die Schuß: 
gebiete anordnen, wie die Erhebung von Steuern. Soweit das Kojtemvejen 
im Gebiete der durch die Reichsjuftizgeiege geregelten Nechtöpflege in Frage 
fommt, ijt der Saijer gemäß Sch.-G.-G. n. F. 8 3 3. 10 ausſchließlich befugt, 
derartige Anordnungen zu treffen, im Uebrigen kann er aber jein Recht Kolonial— 
gejellichaften, dem Reichskanzler, ſowie den Beamten der Schutzgebiete übertragen. 
Eine ſolche Ermächtigung muß namentlich auch in der Uebertragung der Aus— 
übung der Landeshoheit an die Neu-Guinea-Kompagnie erblickt werden. Der 
Umfang des aus diejer Ermächtigung folgenden Nechts der Gejellichaft zur 
Auflegung von Gebühren ijt im Allgemeinen bereits weiter oben angegeben 
worden. Hier iſt nur noch zu bemerken, dab das Koſtenweſen auf dem Gebiete 
der gejammten Nechtspflege der Negelung durch die Gejellichaft entzogen ift. 
Deshalb ift auch der Verfügung des Neichsfanzlers vom 30. Juli 1887, welche 
auf Grund des 8 3 der Kaiſerl. V. vom 20. Juli 1837, betr. den Eigenthums— 
erwerb und die dingliche Belaſtung der Grundſtücke im Schutzgebiete der Neu— 
Guinea-Kompagnie (Riebow ©. 475), ein Koſtentarif für die Grundbuch— 
ſachen beigefügt worden. Außerdem iſt in der Dienſtanweiſung, betr. die Aus— 
übung der Gerichtsbarkeit, vom 3. Auguſt 1888 8 6 N. 2 bejtimmt, daß in 
den Angelegenheiten, welche zu der jtreitigen Gerichtsbarkeit nicht gehören, 
Kosten nur nach Maßgabe der Beitimmungen des Gejeges, betr. die Gebühren 
und Koſten bei den SKonjulaten des Deutichen Neiches, vom 1. Juli 1872 
erhoben werden. Ebenſo it dajelbjt die Höhe der bei Vormundichaften zu 








') Mit dem Ausdrud „Gebühren“ find bier die Gebühren im eigentlichen Sinne be- 
zeichnet, d. b. die Beträge, welche als Gegenleiftung für die Vornahme von Amtsbandlungen 
öffentlicher Behörden entrichtet werden, während vielfach auch indirekte Abgaben mit dem 
Namen „Gebühren“ bezeichnet werden. Nicht felten bat auch eine „Gebühr“ einen doppelten 
Charakter, indem fie tbeilweife auch die Bedeutung einer Steuer bat. — Auf eine Auf- 
führung der verjchiedenen Verordnungen, durch welche allerlei Hebübren in den Schußgebieten 
eingefübrt worden find, murde verzichtet, da Diele Aufzählung zu wenig Intereſſe bieten 
.. Fang obnedie& diefe Verordnungen größtentheils in anderem Zuſammenhange er⸗ 
wähnt ſind 
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erhebenden Gebühren geregelt. Im Uebrigen ift beftimmt, daß es bezüglich ' 
der Erhebung von Gebühren für die auf Grund des Gejetes vom 4. Mat 1870 
über die Ehejchließung und Beurkundung des Perjonenjtandes vorzunehmenden 
Geſchäfte bei den beitchenden Beltimmungen bewendet, nämlid) der B. der 
Direktion der Neu:Önineasftompanie vom 25. November 1886. Die in den 
Schußgebieten zur Erhebung gelangenden Gebühren und Geldjtrajfen floſſen 
vor dem Erlaß des eine über die Emmahmen und Ausgaben der Schuß: 
gebiete vom 30 März 1892 in die Reichskaſſe. Nachdem durch dieſes Geſetz 
die einzelnen Schuggebiete mit Ausnahme des Gebiets der Neu-Guinea-Kom— 
pagnie und des Schuggebiets der Marſchall-Inſeln zu jelbititändigen vermögens: 
rechtlichen Berfönlichfeiten erklärt worden find, fliehen diejelben in die Kalle 
des betreffenden Schuggebiets zur Beltreitung der Koften ımd Ausgaben des: 
jelben. Was das Gebiet der Neu-Guinea Kompagnie anlangt, jo find Die 
Gebühren im demjenigen VBerwaltungszwergen, die ausſchließlich durch Organe 
des Reiches bejorgt werden, wie die Auswärtige Verwaltung, zu Gunſten des 
Reiches zu erheben, dagegen erſcheint es als jelbjtverjtändlich, dat die Gebühren 
in denjenigen Verwaltungsziveigen, welche der Kompagnie übertragen find, in 
deren Kaſſe fliehen. Dies gilt auch von den Gerichtsfoften. In 8 3 3. 11 
Sch.G.G. ijt nämlich bejtimmt, dan inſoweit Die Koſten der Nechtspflege von 
einer mit einem Kaiſerl. Schugbriefe verſehenen Kolonialgeſellſchaft zu beftreiten 
ind, durch Kaiſerl. B. beſtimmt werden fan, daß die VBorjchrift im $ 46 
K.G.G., wonach die bei den Konſulargerichten erhobenen Gerichtsfojten in 
die Reichskaſſe fließen, außer Aınmvendung bleibt. Dementiprechend iſt m $ 11 
der Kaiſerl. Einf. B. vom 13. Jult 1883 bejtimmt, dat Geldftrafen, ebenjo 
wie die Gerichtsfoften, zur Kaſſe der NeuxGuincaKompagnie fliehen. 


5 29. Bollwefen und auswärtiger Handelsverkehr.') 


I. Was die Zölle und die Zollverwaltung anlangt, jo it vor Allem herz 
vorzuheben, daß die deutichen Schußgebiete nicht zum deutichen Zollgebiete ge: 
hören, demjelben gegenüber aljo Ausland ſind, jo daß die von den Schub. 
gebieten im das deutiche Zollgebiet eingeführten Waaren zollpflichtig find. Nach 
Beſchluß des Bundesratbs vom 2. Juni 1893 (Zentralblatt f. d. D. R. ©. 197) 
genießen ſie jedoch die Meiftbegünftigung, injoferne auf deren Erzeugniſſe die 
vertragsmäßigen Zolljäge in Amvendung zu bringen find. Ebenjo können die 
von Deutjchland in die Schuggebiete verbrachten Waaren dort einem Zoll 
unterworfen werden. Zu beachten it dabei, daß jedes Schußgebiet ein jelbit: 
ftändiges Zollgebiet darjtellt, jo daß auch die von einem Schußgebiet in ein 
anderes cingeführten Waaren daſelbſt einer Zollgebühr unterworfen werden 
fünnen. 

II. In Bezug auf die Auflegung und Erhebung von Zöllen, ſowie über: 
haupt in Bezug auf die Regelung des Handelsverfehrs ijt Die deutſche Kolonial— 
verwaltung durch internationale Vereinbarungen vielfach bejchränft. 
In eriter Linie fommt bier in Betracht die Kongoakte, welche für die im 
Art. 1 aufgeführten Gebiete (das joa konventionelle Kongobeden) die Handels: 
freiheit feftgejegt und in dem Art. 3, 4 und 5 namentlich die ungleiche Bes 
handlung bezüglich der Schiffe wie Waaren, die Berleihung von Monopolen 
und Privilegien, irgend welcher Art, die jich auf den Handel beziehen und Die 


) ©. die Zitate zum vorigen Paragraphen. 
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Erhebung von Eingangs: und Durchgangszöllen von in diefe Gebiete einge 
führten Waaren verboten und den Grundjag ausgeiprochen hat, day Waaren 
jeder Herkunft, welche in dieje Gebiete unter irgend einer Flagge auf dem See, 
Fluß- oder Landwege eingeführt werden, feine anderen Abgaben zu entrichten 
haben jollen, al3 jolche, welche etwa als billiger Entgelt für zum Nuten des 
Handels gemachte Musgaben erhoben werden und in dieſer ihrer Eigenjchaft 
gleichmäßig von den Landesangehörigen und den Fremden jeder Nationalität 
zu tragen Find. j 

Soweit die deutichen Schubgebiete in Afrifa im konventionellen Kongo: 
been liegen, muß die deutiche Kolonialverwaltung die vorstehend erwähnten 
Beitimmungen beachten, infoferne fie nicht durd) die der Brüſſeler General: 
afte vom 2. Juli 1890 beigefügte Erklärung (Riebow ©. 173) abgeändert 
worden jind.') Nach diejer Erklärung können nämlich die Signatarmächte 
und die der Afte beitretenden Mächte, welche im fonventionellen Kongobecken 
Beligungen haben oder eine Schußherrichaft ausüben, dajelbjt, ſoweit über: 
haupt eine Ermächtigung dazu für fie erforderlich tt, von den eingeführten 
Waaren Zölle erheben, deren Tarif einen 10 Prozent des Werthes ım Einfuhr: 
hafen gleichfommenden Sat nicht überfteigen darf, jedoch mit Ausnahme der 
Spirituojen, für welche die Beftimmungen der Generalafte vom 2. Juli 1890 
maßgebend bfeiben. Außerdem darf feine ungleiche Behandlung jtattfinden 
und fein Durchgangszoll erhoben werden; die Mächte, welche innerhalb des 
Marimaljages von 10 Prozent ein Zolliyftem vereinbaren, find verpflichtet, 
die Formalitäten ſoviel als möglich zu vereinfachen und die Handelsunter: 
nehmungen zu erleichtern Die getroffenen Bereinbarungen jollen für emen 
Zeitraum von 15 Jahren von der Unterzeichnung der Erklärung in Kraft 
bleiben. Auf Grund diejer Erklärung haben Deutjchland, Großbritannien und 
Italien eine Vereinbarung getroffen KKol-Bl. 1891 S. 9 ff!), inhaltlich 
deren ſie das Mecht haben, in denjenigen Gebieten der öjtlichen Zone des 
fonventtonellen Kongobedens, welche unter ihrem Einflufle jtehen und unter 
den Art. 4 der Kongoakte fallen, von den in dieje Öebtete eingeführten Waaren 
Zölle zu erheben und zwar m Gemäßheit des nach den Verträgen mit Sanji: 
bar gegemwärtig geltenden Zolliyitens, nach welchem ein Einfuhrzoll von 
5 Prozent des Werthes erhoben werden fann. Waffen und Mumition können 
jedoch mit einem Einfuhrzoll von 10 Prozent des Werthes im Höchitbetrage 
befegt werden, wenn die Beſtimmungen der zur Zeit entgegenstehenden Verträge 
abgeändert jind und die Umstände es erlauben. Gewiſſe Waaren, nämlich die 
Majchinen und Initrumente, welche für den Ackerbau beftimmt find, jowie alle 
Materialien für den Bau und die Unterhaltung der Wege, Pferdebahnen, Eijen- 
bahnen und im Ullgemeinen alle Transportmittel jind zollfrei. 

Die Vereinbarung trat zu gleicher Zeit mit den zu Brüffel am 2. Juli 
1890 gezeichneten Aften in Kraft. Sie gilt für einen Zeitraum von fünf 
Sahren und bleibt giltig für weitere fin Jahre und jo fort von fünf zu fünf 
Jahren, jofern nicht die eine odere andere der drei Mächte ſechs Monate vor 
dem Ablauf des fünfjährigen Zeitraums die Nevifion derjelben beantragt.*) 

Was die im Kapitel 6 der Brüfjeler Generalafte enthaltenen Beſtimmungen 








) Don der Brüſſeler Generalafte fommen außerdem auch noch die & 8 ff. über die 
Beichräntungen des Handels mit Feuerwaffen und Munition in Betracht, auf melche im 
nächſten Baragrapben genauer einzugehen fein wird. 

) Vgl. aud den Tarif der weſtlichen Zone des konventionellen Kongobeckens verein: 
bart zwiſchen dem Kongoſtaat, Frantreih und Portugal Kol.«“Bl. 1892 ©. 275). 
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betreffend die Bejchränfung des Handels mit Spirituojen anlangt, jo finden 
diejelben nach Art. YO Amvendung innerhalb einer Zone, welche vom 20. Grad 
nördl. Breite und vom 22. Grad jüdlicher Breite begrenzt wird, und jich im 
Weiten bi8 an den Atlantijchen Ocean, im Oſten bis an den Indiſchen Ocean 
und jeine Dependenzen einschließlich der bis zu einer Entfernung von 100 See 
meilen am Meerufer gelegenen Inſeln erjtredt. In denjenigen Theilen Ddiejer 
Bone,') in welchen erweislich, ſei es aus religiöjen oder anderen Gründen feine 
Epirituojen fomjumirt werden oder der Genuß derjelben jich nicht eingebürgert 
hat, jollen die Mächte die Einfuhr derjelben verhindern. Die Fabrikation der 
geijtigen Getränfe joll dajelbjt ebenfall8 unterjagt jein. Ausnahmen von dieſem 
Berbote fünnen nur für beichränfte Quantitäten verjtattet werden, wenn diejelben 
für den Gebrauch von Nichteingeborenen beitimmt find und wenn fie in Ge- 
mäßheit der von einer jeden Negierung erlafjenen Borjchriften und Bedingungen 
eingeführt werden (Art. 91). 

Die Mächte, welche Befigungen oder Proteftorate in denjenigen Theilen 

der Zone innehaben, welche dem Verbote nicht unterliegen, und wo die Spiri— 
tuojen gegemvärtig frei eingeführt werden, oder wo der Eingangszoll weniger 
als 15 Franken für das Hektoliter von 50 Grad Alkoholgehalt beträgt, ver: 
pflichten jich, auf dieje Spirituojen einen Einfuhrzoll von 15 Franken für das 
Heftoliter von 50 Grad Alkoholgehalt zu legen und zwar für Die Dauer von 
drei Jahren vom Tage des Infrafttretens der Generalafte. Ber Ablauf diejes 
Zeitabjchnittes fann der Zoll auf 25 Frauken für die Dauer von ferneren 
3 Jahren erhöht werden. Am Ende des 6. Jahres joll derjelbe auf Grund» 
lage einer vergleichenden Unterjuchung der durch dieſe Tarifbeitimmungen ges 
zeitigten Ergebnijje einer Reviſion ımterzogen werden, damit alsdann wenn 
möglich in dem ganzen Öebtete derjenigen Zone, wo das im Art. 91 vor- 
— Verbot nicht in Kraft ſtehen ſollte, ein Minimalzoll feſtgeſetzt wird. 
Art. 92.) 
Die Spirituoſen, welche in den im Art. 92 bezeichneten Gebieten fabricirt 
werden jollten, und für den Bedarf im Innern bejtimmt jind, jollen mit einer 
Steuer belegt werden. Dieſe Steuer, deren Erhebung die Mächte ſoweit 
möglich zu sichern ſich verpflichten, joll nicht niedriger jein, als der im Art. 92 
feitgeiegte Mintmaljag der Einfuhrzölle (Art. 93). 

Die Signatarmächte, welche in Afrika Befigungen haben, die an die im 
Art. 90 bezeichnete Zone grenzen, verpflichten jich, die erforderlichen Map: 
regeln zu treffen, um zu verhindern, daß Spirituojen über ihre Inlandgrenzen 
in das Gebiet der erwähnten Zone eingeführt werden. (Art. 94.) 

III. Weitere den Handel und das Zollweſen betreffende Abmachungen 
find enthalten: 

1. In dem Protofoll, betr. die deutichen und franzöſiſchen Bejigungen 
an der Wejtfüfte von Afrifa ımd in der Südjee, vom 24. Dezember 1885 
(Riebomw a. a. D. ©. 81). Im dem auf die Biafrabai ſich beziehenden Ab— 
jchnitt I diejes Vertrags verpflichteten fich die beiden Regierungen feine Maß— 
regeln zu ergreifen, welche die Freiheit der Schiffahrt und des — der 
Angehörigen der anderen Regierung in dem Theile des Campofluſſes, welcher 
die Grenze bildet und von den Angehörigen beider Länder gemeinſam benützt 
wird, beeinträchtigen könnten. In dem auf die Sklavenküſte bezüglichen Ab— 
ſchnitt II iſt ferner den franzöſiſchen Kaufleuten in Porto Seguro und Klein 


N Die deutſchen Schußgebiete in Afrika fallen größtentheils in dieſe Zone. 
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Popo für ihre Perfon und ihr Eigenthum jowie für ihre Handelsunternehm: 
ungen bis zum Abjchluß einer in Ausficht genommenen Zollabmachung') die 
Vergünftigung der gleichen Behandlung zugejichert, welche jie damals genofjen, 
wie auch die Gewährung aller Vortheile und Freiheiten, welche etwa den 
deutjchen Staatdangehörigen eingeräumt werden jollten. Namentlich behielten 
fie die Befugnig, ihre Waaren zwijchen ihren Faktoreien und Magazinen in 
Porto Seguro und Klein Bopo in dem angrenzenden franzöfiichen Gebiete frei 
hin- und her zu befördern, ohne zur Zahlung irgend welcher Abgabe genöthigt 
zu jein. Die gleiche Befugniß wurde den deutichen Kaufleuten von der fran- 
zöſiſchen Regierung zugefichert. Außerdem behielten jich die deutiche und fran— 
zöſiſche Negterung vor, nach vorheriger Unterjuchung an Ort und Stelle über 
den Erlaß gemeinamer Zollbejtimmungen für ihre beiderjeitigen Gebiete zwischen 
den engliüchen Bejigungen an der Goldküfte im Weiten und Dahomey im Dften 
ji) zu verjtändigen. 

2. In der Erflärung, betr. die gegenjeitige Handels: und Verfchrsfreiheit 
in den Ddeutjchen und englischen Befigungen und Schußgebieten im weitlichen 
Stillen Ocean vom 10. April 1886 (Riebow ©. 87). Beide Regierungen 
famen überein, daß die beiderjeitigen Staatsangehörigen befugt jein jollen, alle 
Beligungen und Schußgebiete des anderen Staat3 im wejtlichen Stillen Ocean 
zu bejuchen, ſich daſelbſt niederzulaiien, alle Art von Eigenthum dajelbjt zu er: 
werben und zu bejigen und alle Arten von Handel und Gewerbe, jowie von 
landwirthichaftlichen Unternehmungen zu betreiben unter denjelben Bedingungen 
und Gejegen und im Genuß derjelben religiöjen Freiheit wie die Angehörigen 
desjenigen Staats, welcher dort Souveränetätd- oder Proteftoratsrechte aus— 
übt. Insbeſondere jollen im allen deutjchen und britijchen Bejigungen und 
Schußgebieten im weftlichen Stillen Ocean die Schiffe beider Staaten in jeder 
Beziehung gegenjeitig die gleiche Behandlung jowohl, wie die Behandlung der 
meijtbegünjtigten Nation genießen und Waaren jedweden Urjprungs, welche 
von den beiderjeitigen Staatsangehörigen unter irgend welcher Flagge einge 
führt werden, jollen feinerlet anderen oder höheren Abgaben unterworfen jein, 
als diejenigen, welche von den Angehörigen des andern Staats oder irgend 
einer dritten Macht eingeführt werden. 

3. In dem deutjch:portugiefischen Vertrage vom 30. Dezember 1886, betr. 
die Abgrenzung der beiderjeitigen Befigungen und Interefieniphären in Süd— 
weitafrifa, (Riebom ©. 89) heißt es, daß die deutjchen Reichsangehörigen 
in den portugiejiichen Befigungen Afrikas und die portugiefiichen Staats- 
angehörigen in den deutjchen Befigungen Afrifas mit Bezug auf den Schuß 
ihrer Berjonen und ihres Vermögens auf den Erwerb und die Uebertragung 
beweglichen und unbeweglichen Eigenthums, jowie auf die Ausübung ihres 
Gewerbes ohne Unterjchied die gleiche Behandlung und diejelben Rechte, wie 


’) Eine folche Uebereinkunft zwifchen Deutihland und Frankreich über die Einführung 
eines Zollſyſtems in den beiderfeitigen Gebieten an der Sklavenküſte ift zuerft am 25. Mat 
1887 und dann am 26. Dezember 1889 geichlofien worden (Hol. Jahrb. III, S. 288 ff.). 
Nah Art. 2 diefer Uebereinkunft follen die deutichen und franzöfiichen Beſißzungen an der 
Sklavenküſte ein einbeitliches Zollgebiet ohne Zwiſchen-Zollgrenze dergeitalt bilden, daß da= 
jelbit ein und viejelben Zölle erhoben werden und daß die auf einem Gebiete verzollten 
MWaaren, ohne einer neuen Abgabe zu unterliegen, in das andern eingeführt werden fünnen. 
Die Uebereinfunft it am 1. März 1890 in Kraft getreten und zwar zunächſt für die Dauer 
eines „Jahres mit der Maßgabe, daß fie itillichweigend jeweils für ein Jahr als verlängert 
gilt, — fie nicht jehs Monate vorher von den vertragenden Theilen gekündigt wor— 
en iſt. 
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die Angehörigen des Staats, welcher die Souveränetäts- oder Proteftorats- 
rechte ausübt, genießen. 

4. Bon dem deutjch-engliichen Vertrage vom 1. Juli 1890 find hier 
namentlich anzuführen die Art. 8, 9 und 10. Inhaltlich Art. 8 verpflichteten 
ſich die beiden Kontrahenten in allen denjenigen Theilen ihrer Gebiete inner: 
halb der in der Kongoakte bezeichneten zzreihandelszone, auf welche die fünf 
eriten Artikel der genannten Akte am Tage des gegenwärtigen Abkommens an- 
wendbar find, die Beitimmungen dieſer Artikel in Anwendung zu bringen. 
Hienach genießt der Handel völlige Freiheit; die Schifffahrt auf dem Flüſſen, 
Seen und Kanälen und den daran gelegenen Häfen ijt frei für beide Flaggen; 
feine ungleiche Behandlung mit Bezug auf den Transport oder Kiüjtenhandel 
ift gejtattet; Waaren jeder Herkunft jollen feine anderen Abgaben zu ent: 
richten haben als jolche, welche unter Ausschluß ungleicher Behandlung für 
die zum Nugen des Handels gemachten Ausgaben erhoben werden mögen ; 
Durhgangszölle dürfen nicht erhoben und Monopole und Handelsbegünftig- 
ungen nicht gewährt werden. Den Angehörigen beider Mächte iſt die freie 
Niederlajjung in den beiderjeitigen Gebieten, ſoweit diejelben in der Freihandels— 
zone gelegen jind, geitattet. Insbejondere berrjcht Einverjtändnig darüber, 
daß in Gemäßheit diejer Bejtimmungen von jedem Hemmniß und jedem Durch: 
gangszoll frei jein joll der beiderjeitige Güterverfehr zwijchen dem Nyaſſa-See 
und dem Stongojtaat, zwijchen dem Nyaſſa- und Tediganika-See, auf dem 
Zanganifa und zwijchen dieſem Sce und der nördlichen Grenze beider Sphären. 

Nach Art. 9 jollen Handels: und Bergwerkskonzeſſionen, jowie Rechte an 
Grund und Boden, welche Gejellichaften oder Brivatperjonen der einen Macht 
innerhalb der Iuterejjeniphäre der anderen Macht erworben haben, von der 
legteren anerfannt werden, jofern deren ©ültigfeit genügend dargethan it. 
Die Konzejjionen müſſen in Gemäßheit der an Ort und Stelle gültigen Geſetze 
und Verordnungen ausgeübt werden. 

Gemäß Art. 10 jollen in allen Gebieten Afrikas, welche einer der beiden 
Mächte gehören oder unter ihrem Einfluffe ftehen, Miffionen beider Länder 
vollen Schuß genießen; religiöje Duldung und Freiheit für alle Formen des 
Gottesdienjtes und für geiftlichen Unterricht werden zugefichert. 

5. In Art. 6 des deutjchengliichen Vertrags vom 15. November 1893 
über die Abgrenzung der beiderjeitigen Interejjeniphären in den am Golf von 
Guinca nach dem Innern ſich erjtredenden Gebieten erfannte England jeine Ver— 
pflichtung au, auf die jeiner Souveränetät oder jeinem PBroteftorat unterliegenden 
Gewäſſer des Niger und jeiner Nebenflüffe die auf die Freiheit der Schiff: 
fahrt bezüglichen Beitimmungen anzumenden, welche in den Artikeln 26, 27, 
28, 29, 30 und 33 der Kongoakte enthalten find, während ſich Deutichland 
jeinerjeitS durch den Art. 32 der Kongoakte an jene Beſtimmungen für dene 
jenigen Theil der Gewäljer gebunden erklärte, welcher feiner Aufjicht unterliegt. ') 

6. Bon dem deutjch-franzöfischen Abkommen vom 15. März 1894 betr. 
die Abgrenzung des Schußgebicets von Kamerun u. j. w. Kol.Bl. ©. 159 ff.) 


’) Die Art. 26, 27, 28, 29 enthalten die im Kapitel V zufammengeitellten Beitimmungen 
über die Schifffahrt auf dem Niger, die jog. Niger-Schifffahrtsafte. In Art. 30 übernahm 
England und in Art. 31 Frankreich die im den Art. 26—29 mit Bezug auf die Freiheit 
der Schifffahrt aufgeitellten Grundfäge zur Anwendung zu bringen, injomweit die Gewäller 
des Niger, jeiner Nebenflüfie, Verzweigungen und Ausflüffe unter ihrer Souveränetät oder 
ihrem Vrotektorat fich befinden oder befinden werden. Gemäß Art. 32 übernahm jede der 
übrigen Signatarmächte unter der gleichen Vorausſetzung die gleiche Verpflichtung. 
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kommt zumächjt $ 3 im Betracht, inhaltlich deiten Deutichland bezüglich des 
Benue und feiner Zuflüſſe, joweit fie in der deutjchen Intereſſenſphäre liegen 
und Frankreich bezüglich desjenigen Theils des Mayo-Kobi und der anderen 
Zuflüffe des Benue, welche in der franzöſiſchen Interefjeniphäre liegen, gegen: 
jeitig ihre Verpflichtung anerfennen, die in den Art. 26, 27, 28, 29, 31, 32, 
33 der Kongoakte aufgeführten, auf die Freiheit der Schifffahrt und des 
Handels bezüglichen Beftimmungen anzumenden umd ihnen Geltung zu ver: 
ichaffen, ebenjo wie jie dies auch bezüglich der Vorjchriften der Brüfjeler Akte 
vom 2. Inli 1890 über die Einfuhr von Waffen und Spirituojen thun werden. 
Deutjchland und Frankreich ficherten ich ferner beiderjeitig den Genuß diejer 
nämlichen Beſtimmungen zu, joweit jie ſich auf die Schifffahrt auf dem Shart, 
Logone und ihren Zuflüffen und auf die Einfuhr von Waffen und Spirituojen 
im die Becken diefer Gewäſſer beziehen. Im Art. 4 iſt ferner ausgeiprochen, 
daß in den beiderjeitigen Intereffeniphären, welche in dem Beden des Benue 
und einer Zurlüife, des Shari, Des Logone und ihrer Zuflüſſe liegen, ſowie 
auch in den Gebieten ſüdlich und ſüdöſtlich vom Tſchadſee die Dandeltreibenden 
und Neifenden der beiden Länder bezüglich der Benügung der Landitragen ud 
anderer Verbindungswege zu Yande auf dem Fuße vollkommener Gleichheit 
behandelt werden. In den genannten Gebieten jollen die beiderjeitigen Staats: 
angehörigen bezüglich der zur Ausübung und Entwidelung ıhres Handels und 
ihrer Induſtrie erforderlichen Erwerbungen und Anlagen denſelben Vorſchriften 
unterworfen ſein und dieſelben Vergünſtigungen genießen. . . Die Zoll: oder 
Stenertarife, welche etwa von einem oder anderen Theile aufgeitellt werden, 
Jollen hinfichtlich der Handeltreibenden beider Länder feinerlei verſchiedenartige 
Amvendung zulaffen. 

7. Durch, die Uebereinfunft zwiſchen Deutjchland | und Großbritannien über 
die Einführung eines einheitlichen Zolliyitems für Togo und das — der 
Goldküſte ſüdlich von Volta vom 24. Februar 1894 (Kol.Bl. S. 267 ff) 
wurde aus den deutſchen und den öſtlich des Voltafluſſes — britiſchen 
Beſitzungen an der Gold- und Sclavenküſte ein einheitliches Zollgebiet ohne 
Zwiſchenzollgrenze dergeſtalt gebildet, daß daſelbſt ein und dieſelben Zölle 
erhoben werden und daß die auf einem Gebiete verzollten Waaren, ohne einer 
neuen Abgabe zu unterliegen, in das andere eingeführt werden können. 

8. Endlich iſt noch anzuführen der am 20. Dezember 1885 zwiſchen dem 
Deutſchen Reiche und dem Sultan von Sanſibar abgeſchloſſene Freundſchafts-, 
Handels- und Schifffahrtsvertrag ( R-GeBl. ©. 886, ©. 261, Riebow 
a. a. O. ©. 636), inhaltlich deſſen zwiſchen den beiden Vertragstheilen grund: 
ſätzlich gänzliche Freiheit des Handels und der Schifffahrt beſtehen ſoll und 
nad) deſſen Art. 2 dem beiderſeitigen Angehörigen Gleichſtellung im Bezug auf 
Handel, Schifffahrt und Gewerbebetrieb u. ſ. w. und in Bezug auf Abgaben, 
Auflagen, Beichränfungen und Berpflichtungen die Stellung der Angehörigen 
der meiftberechtigten Nation eingeräumt worden it. 

IV. Was die für die einzelnen Schuggebiete erlafienen Verordnungen 
hinfichtlich des Zollwejens anlangt, To find bisher folgende Vorjchriften er- 
gangen: Für Kamerun erging die Verordnung des Kaijerlichen Gouverneurs 
vom 8. November 1887 (Riebow ©. 246), welche die durch Verordnung vom 
20. Juli 1885 eingeführten Ausfuhrzölle auf Palmöl und Palmkerne vom 
1. Januar 1888 an aufhob und für das Schußgebiet Kamerun Einfuhrzölle nach 
Maßgabe des den Verordnungen beigefügten Zolltarifs einführte. Im Zus 
jammenhang mit diejer Verordnung erging eine weitere Verordnung desjelben 
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Beamten vom gleichen Tage betreffend dic Ausführung der Verordnung über 
die Erhebung und —— der Zölle Riebow a. a. O. S. 241), 
welche namentlich in 8 8 über die Rücvergütung der Zölle auf Grund des 
Art. 4 der erjten Verordnung Beitimmungen traf. (Vgl. auch die Verordnung 
vom 3. Oftober 1893, Kol.Bl. ©. 567. Ferner kommen in Betracht die 
Verordnung von 26. Mai 1591 (Riebow a. a. O. ©. 245) betreffend Ab— 
änderung des Zolltarifs und die Verordnung vom 21. November 1891 
(Riebow ©. 246) betreffend die Einführung eines Einfuhrzolles von Ge— 
weben; endlich die Verordnung vom 3. Oftober 1893 betreffend Abänderung 
des 5 7 der Verordnung vom 8. November 1887 (Kol-Bl. ©. 555). Außer: 
dem ſind zu erwähnen die Verordnungen vom 22. Januar 1890, 22. Juli 
189 und 19. Juni bezw. 16. Dezember 1892 betreffend Anfftellung einer 
Statijtif (Riebow ©. 230 ff.), welche zum Zwecke der Aufitellung einer ge 
nauen Statiftif über die in das Schuggebiet jeweils eingeführten und aus— 
geführten Waaren VBorjchriften geben und deren Lebertretung mit Strafe bes 
drohten. 

Für das Togogebiet ſind nachſtehende auf das Zollweſen und den 
Handelsverkehr bezügliche Verordnungen des Kaiſerlichen Kommiſſars bezw. 
Landeshauptmanns ergangen: 

1. Verordnung vom 1. Oktober 1888, betreffend das Verfahren bei Er— 
hebung von Einfuhrzöllen im Schußgebiete von Togo, (Niebomw a. a. O., 
©. 271), welche auf Grund der Uebereinkunft zwijchen Deutichland und 
Frankreich über die Einführung eines Zollſyſtems in den beiderjeitigen Ge 
bieten an der Sflavenfülte vom 25. Mai 1887 (R.A. vom 1. Sum 1837) 
erlajlen wurde ') und gleichzeitig zwei ältere Verordnungen vom 26. Juli 1887 
betreffend Kontrole der eingeführten zullpflichtigen Waaren und betreffend 
Zahlung der Zöle und Embringen zollpflichtiger Waaren aufhob. 

2. Verordnung vom 28. Februar 1890 betreffend Abänderung der Ber: 
ordnung vom 1. Oftober 1888 (Niebomw ſa. a. O. ©. 275), welche zufolge einer 
neuerdings zwiſchen Deutjchland und Frankreich über die Einführung eines Zoll: 
ſyſtems in dem beiderjeitigen Gebteten an der Sklavenküſte getroffenen Ueber: 
einfunft vom 26. Dezember 1839 verjchiedene Zolljäge veränderte und gleid): 
zeitig ausiprach, daß als gejegliches Zahlungsmittel bei Erhebung der Zölle 
gelten alle dentſchen, englischen und franzöjiichen Goldmünzen, jowie die fran- 
zöſiſchen filbernen Fünffrankenſtücke und die deutichen Einthaleritüde, während 
Die Ddeutichen Scheidemünzen nur bis zu 20 Mark, die franzöfiichen bis zu 
50 Franken und die englüchen bis zu 40 Schilling in Zahlung genommen 
zu — brauchen. 

3. Verordnung vom 21. Mai 1892, — die Erhöhung des Einfuhr— 
zolles auf Spirituojen Riebow a. a. D. ©. 276). 

4. Verordnung vom 5. November 1893 el Bl. 1894 ©. 3), welche 
den $ 3 der Berordnung vom 1. Oftober 1888 abänderte. 

5. Verordnung vom 6. Mai 1894 (Kol.Bl. ©. 302), welche mit NRüd- 
ficht auf die Uebereinfunft zwiſchen der deutjchen und englüchen Regierung 
vom 24. Januar 1894 betreffend die Einführung eines am 1. Mai 1894 in 
Kraft getretenen gemeinjchaftlichen Zolltarifs für die beiderjeitigen Gebiete 
öſtlich des Volta die Unterjchiede, welche bisher in den Beſtimmungen der 


') Vgl. auch Verordnung von 26. September 1887 betreffend die Vergütung für 
Verluft Be An durch Ausiidern des Rums und durch Bruch der in Kiſten verpadten 
Frlaichen mit Genever. 
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Goldküſte einſchließlich des Kwittadiſtrikts und des deutſchen Togogebiets hin— 
ſichtlich der Lagerung von Schießpulver und der dafür zu erhebenden Gebühren 
beſtanden, beſeitigte. 

6. Verordnung vom 18. Mai 1894 (Kol.Bl. 369), welche Vorſchriften 
über Privattranfitlager für zollpflichtige Waaren traf. 

7. Verordnung vom 1. November 1892 zum Zwed der Aufjtellung einer 
Ein: und Ausfuhrftatiftif (Niebomw a. a. O. ©. 267). 

Tür das ſüdweſtafrikaniſche Schuggebiet iſt eine Verordnung 
des Kaiſerlichen Kommifjars betreffend die Erhebung von Ausjuhrzöllen 
(Riebow ©. 320) ergangen, welche vom 1. Oftober 1888 ab für die Aus- 
fuhr von Rindvieh, Pferden, Schafen und Biegen, von Straußenjedern, Elfen— 
bein und Fellen aus dem Echußgebiete, jowie für den Durchgang dieſer 
Öegenjtände durch das Schußgebiet die Erhebung von Zöllen anordnete. 

Für Oſtafrika bat der Kaiſerliche Gouverneur im März 1893 eine 
ausführliche Zollorduung erlaſſen (Kol-Bl. ©. 164, Riebow ©. 410); vgl. 
auch den Runderlaß vom 14. Februar 1894 Kol Bl. ©. 270). Aus dem 
Inhalte dieſer Zollordnung iſt folgendes hervorzuheben: Als Bollausland 
werden alle nicht zu Deutich-Oftarrifa gehörenden Gebiete angeſehen. Als 
Zollinland (Zollgebiet) gilt das deutjcheoftafrifanische Feſtland nebjt den dazu 
gehörenden Inſeln ($ 7). Alle Erzeugniffe der Natur, wie des Kunſt- und 
Gewerbefleißes mit Ausnahme von Schußwaffen und Schiebedarf dürfen ein: 
und ausgeführt werden. Die Ein: und Ausfuhr von Schußwaffen- und Schich- 
bedarf richtet nach ſich den hierüber erfafjenen bejonderen Bejtimmungen. Sonjtige 
Ausnahmen von dem in $ 1 ausgeiprochenen Srundjage fünnen für einzelne 
Artikel beim Eintritt außerordentlicher Umjtände, ſowie aus geſundheits- und 
jicherheitspolizeilichen NRückjichten angeordnet werden (55 1 und 2. Die aus 
dem SKüjtengebiet nach dem Auslande ausgehenden Gegenftände ſind zollfrei, 
ſoweit nicht in dem beigefügten Tarife (Anlage A) Ausfuhrzölle feſtgeſetzt find. 
Die in das Küſtengebiet aus dem Auslande eingeführten Waaren unterliegen 
einem Einfubhrzoll von 5 Prozent des Werthes; frei vom Einjuhrzoll bleiben 
die in der Anlage B aufgeführten Gegenitände (558 10 ımd 11). Die in 
SS 10 und 11 jejtgejegten Zölle werden vom Werthe der Waaren erhoben 
und jind in baarem Gelde zu entrichten ($ 16, Abj. 1). Die Kontrebande 
und der Schmuggel werden nach Maßgabe der in den SS 31 ff. enthaltenen 
Hollitrafordnung bejtraft. 

Abänderungen hat die Zollordiiung erlitten und zwar $ 38 nn. Rund— 
erlaß des Kaiſerlichen Gouverneurs vom 14, Februar 1894 (Kol.:Bl. S. 270). 
Bol. auch Kol-Bl. 1894 ©. 566. 

‚Ferner jind anzuführen die Verordnung vom 10. Januar 1892 (Riebow 
a. a. O. ©. 422), betr. die Errichtung von zollfreten Niederlagen in den 
Häfen von Deutjch-Oftafrifa, der Gouvernementsbefehl, betr. die zollamtliche 
Behandlung der kaiſerlichen Kriegsichiffe in Deutjch-Oftafrifa, vom 9. Juli 1891 
(Riebow a.a.D. ©. 426, Kol.Bl. ©. 364), inhaltlich deſſen die kaiſerlichen 
Kriegsſchiffe als Zollausland zu betrachten find, und demgemäß weder Einfuhr: 
zoll noch jonjtige Gebühren für Güter zu entrichten haben, welche jie in einem 
der Häfen des Ddeutjcheojtafrifanischen Schuggebiets aus Poftdampfern oder 
jonftigen Fahrzeugen an Bord übernehmen, wie jie auch das zu ihrer Ver— 
pflegung bejtimmte Nindvich, Schafe, Ziegen u. dgl. zollfrei an Bord nehmen, 
die Verordnung vom 13. Januar 1893 (Riebow a. a. D. ©. 426), betr. 
die Zollbefreiung chriftlicher Diffionsgejelliichaften innerhalb des deutichen Schutz— 
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gebiets in Dftafrifa, wonach jämmtliche innerhalb des Schußgebiets angejefjenen 
rijtlichen Miffionsgejellichaften ohne Unterjchted der Nationalität für die von 
ihnen eingeführten Gegenftände Befreiung vom Einfuhrzoll und von der Ver: 
brauchsiteuer genießen bis zum Betrage von 1200 Marf. 

Was das Gebiet der Neu:-Öuinea-Fompagnie anlangt, jo wurde 
durch Verfügung des Neichsfanzlers vom 7. Juni 1888 auf Grund des 8 11 
Sch.“G.«G. der Direktion für den Erlaß einer für das Schußgebiet bejtimmten 
Bollverordnung der Gejellichaft die Befugni; Übertragen, gegen die Nichtbefolg- 
ung der Vorjchriften derjelben Gefängniß bis zu drei Monaten, Haft, Gelditrare 
und Einziehung einzelner Gegenjtände anzudrohen. Riebow ©. 522.) 

Mit Genehmigung des Neichsfanzlers erließ hierauf die Direktion der 
Neu-Guinea-Kompagnie am 30. Juni 1888 eine am 1. Dftober 1888 in Kraft 
getretene ausführliche Zollverordnung GRiebow ©. 523 ff.), welche nament: 
lich auch Beſtimmungen über Zollitrafreht und Zollitrafverfahren enthält. 
Nach 8 1 diejer Zollverordnung dürfen alle Waaren in das Schußgebiet frei 
eingeführt und aus demjelben frei ausgeführt werden, joweit der Zolltarif des 
Schutzgebiets nicht einen Eingangszoll oder einen Ausgangszoll oder ein Ver: 
bot der Ein- oder Ausfuhr feſtſetzt. Der der Verordnung beigefügte Zolltarif 
jest aber Einfuhr: Zölle feit für Bier. und Meth, Weine, Branntwerne umd 
Liqueure jeder Art ſowie alle jonjtigen alkoholischen Getränfe und in Spiris 
tuoſen eingemachte Früchte, und Auspubrzölle für Kopra; verboten ijt die Ein: 
fuhr von Opium außer zu medicinischen Ziveden, von Waffen, Munition und 
Sprengitoffen außer zum perjönlichen Bedarf für Nicht-Eingeborene. 


8 30. Die Verwaltung des Innern.') 


I. Die Verwaltung des Innern umfaßt die gejammte IThätigfeit der 
Öffentlichen Verwaltung, welche darauf gerichtet iſt, um diejenigen Bedingungen 
zu schaffen, die cS der Gejammtheit, wie den einzelnen Staatsangehörigen 
ermöglichen, eine möglichſt hohe Stufe der Entwidelung in wirtbichaftlicher, 
geiftiger und feiblicher Dinficht zu erreichen. Dieſe IThätigfeit ericheint als 
polizeiliche, wenn jie die Abwehr von allgememen Gefahren bezweckt, welche 
der Sicherheit und Wohlfahrt der Geſammtheit oder einzelner Staatsangehöriger 
drohen, jobald dieje Abwehr mit einem Zwange gegen Perſonen verbunden tt; 
als pflegliche, imjoferne zur Förderung der Wohlfahrt Einrichtungen ge 
jchaffen werden, deren Benügung den Einzelnen freigejtellt iſt. 

Die Ausbildung der inneren Berwaltung in dem jveben angedeuteten 
Sinne jegt ein ziemlich entiwideltes Staatswejen voraus. In weniger ent— 
widelten Zuſtänden bejchränft jich die Thätigkeit der Öffentlichen Gewalt dar: 
auf, die Rechtsordnung aufrecht zu erhalten und für die Sicherheit der Perſon 
und des Eigenthums zu jorgen. Es geichieht dies durch die Rechtspflege und 
die jich daran anſchließende Sicherbeitspolizei. Dies trifft namentlich in den 
Kolonien zu. Im jo umentwidelten Berhältniffen, wie jie anfänglich in jeder 
Kolonie beftchen, iſt die erjte Aufgabe der Berwirltung die Sorge für die 
Sicherheit der Perjonen und des Eigenthums und die Aufrechthaltung der 
Rechtsordnung. Der erſte und wichtigite Zweig der inneren Verwaltung in 
den Schußgebieten it demnach die Siherheitspolizei und zwar die höhere 
wie die niedere Sicherheitspolizei, d. h. Aufgabe der Verwaltung it nicht blos 

ı Bornbal, ©. 42 fi.; Joel, S. 210; G. Meyer, S. 214— 223; Zorn a. a. O. 
©. 59 ff. 
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der Schuß der Perjon und des Eigenthums der Eimvohner der Schußgebiete 
gegen ſtrafbare Berlegungen, jondern vor Allem auch die Aufrechthaltung der 
Öffentlichen Ruhe, die Verhütung politischer Unruhen, namentlich von Zwiſtig— 
feiten zwijchen den Eingeborenen und den Eingewanderten, welche für den Be 
jtand einer Kolonie im höchſten Grade bedenklich werden fünnen. Zu diejem 
Zwede muß den Behörden der Schuggebiete eine möglichjt weitgehende Zu— 
jtändigfeit eingeräumt werden und insbejondere die Befugniß ertheilt jein, einen 
Jeden, und zwar nicht blos Ausländer, jondern auch Neichsangehörige aus 
dem Schußgebiete auszuweiſen, von dem mit Grumd zu befürchten it, dab er 
die Öffentliche Ruhe der Kolonie ftören werde. 

In dieſer Dinficht darf wohl darauf bingewiejen werden, daß der General- 
gouverneur von Niederländiich-Indien Das Necht hat, Perjonen (auch Inländer), 
welche für die öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährlich find, unter gewiſſen 
Borausjegungen und mit gewiſſen Beichränfungen aus der Kolonie auszumerjen 
oder an einem anderen bejtimmten Orte der Kolonie zu interniren.') 

Ebenjo hat der Gouverneur in den franzöfischen Kolonien das Necht, 
im Intereſſe der Aufrechthaltung der Ordnung und Sicherheit der Kolonie, 
nach Anhörung des Conseil prive Perjonen (Inländer), welche die Öffentliche 
Ruhe jtören, den Aufenthalt in bejtimmten Bezirfen zu verbieten oder anzus 
weijen, und Diejelben unter gewiljen VBorausjegungen für immer oder auf 
beitimmte Zeit aus der Kolonie auszuweiſen. Desgleichen fann er Perſonen, 
deren Aufenthalt in der Kolonie als gefahrbringend zu erachten ijt, die Nieder: 
laſſung verweigern und Solchen, deren jchlechte Führung notoriſch ift, das 
Halten von offenen Kramläden und, Wirtbichaften unterjagen.?) 

In den deutjchen Schuggebieten find derartige Vorjchriften noch nicht er: 
laſſen. Der Gouverneur von Kamerun und die Nommifjarien von Togo umd 
des jüdweltafrifanischen Schußgebietes jind lediglich durch die ihnen ausgeitellten 
Kommifjorien angewieſen, „in den Schußgebieten die Interejjen des Neiches 
wahrzunehmen, für Ruhe und Ordnung mit allen Mitteln Sorge zu tragen, 
und den Neichsangehörigen wie den Unterthanen anderer befreundeten Staaten 
und den Eingeborenen Schuß und Sicherheit zu gewähren“.>) 

Die allgemeine Faſſung der Kommiſſorien nöthigt zu der Annahme, daß 
den genannten faijerlichen Beamten insbejondere die Sicherheitspolizei im weite: 
ſten Umfange übertragen werden jollte. Die diefen Beamten übertragene Macht: 
fülle it um jo größer, als diejelbe nicht durch Gejege beichränft ift, welche 
um Scuße der perjönlichen Freiheit erlaflen find. Im den Schuggebieten 
iſt nämlich die perjünliche Freiheit gegen Eingriffe jeitens der Polizeigewalt 
nur injoweit geichügt, al® das St.-©.-B. und die St.-Pr.:D. willfürliche Be— 
Itrafungen und Verhaftungen, Beichlagnahmen, Hausjuchungen u. j. w. ver- 
bieten. Zu beachten it jedoch, dat die Vorjchriften der St.-Pr.:O. über Ver: 
haftungen u. j. w. jich auf dieſe Maßregeln nur beziehen, injoferne diejelben 
im Interejje der Strafverfolgung ergriffen werden. 

Inſoweit aljo die erwähnten Vorjchriften nicht Plag greifen, ift das Er: 
mejjen der Polizei in Bezug auf die Beſchränkung der perjönlichen Freiheit 
völlig frei, denn alle die gejeßlichen Vorjchriften, welche im Deutjchen Neiche 


", De Looter, Handleiding tot de Kennis van het Staats en Administratief 
Recht van Nederlandsch-Indie S. 48 ff. 

?, Dislere, Trait& de la legislation coloniale I 5, 270 ft. 

®) Reichstag II Sell. 1885/86, Drudi. Nr. 21 5. 4. 


Die Verfaſſung und Verwaltung der Schußgebiete im Einzelnen. 747 


und in Preußen zum Schuge der perjönlichen Freiheit erlaffen find, kommen, 
weil dem öffentlichen Nechte angebörig, in den Schuggebieten nicht zur Anz 
wendung. Deshalb werden die Behörden der Schußgebiete nicht blos jeden 
Ausländer, jondern auch jeden Neichsangebörigen ausweijen fünnen, da die 
Schutzgebiete nicht Neichsinland find, und im denſelben das Freizügigkeitsgeſetz 
vom 1. November 1867 nicht gilt, welches den NReichsangebörigen das Necht 
einräumt, innerhalb des Reichsgebietes an jedem Orte ich aufzuhalten oder 
niederzulafien, wo er eine eigene Wohnung oder cin Unterfommen ich zu ver: 
ſchaffen im Stande ift!) und welches Ausweiſungen von Inländern aus einem 
Orte des Neichsgebiets, nur aus beitimmten im Geſetz vom 1. November 1867 
jelbit zugelafienen Gründen geitattet. 

Wünſchenswerth iſt es allerdings, daß die betreffenden Befugniſſe der 
Behörden in den Schutzgebieten durch kaiſerliche Verordnung genauer beſtimmt 
würden, namentlich inſoweit es ſich um die Ausweiſung von Reichsangehörigen 
aus den Schutzgebieten handelt. Insbeſondere wird es auch nothwendig ſein, 
zu beſtimmen, unter welchen Vorausſetzungen den Kolonialgeſellſchaften geitattet 
jein joll, Neichsangebörige aus ihren Gebieten auszuweiſen, denn em unbe: 
Ichränftes Ausweriungsrecht wird man demjelben nicht einräumen fünnen und 
wollen, da jie ihre Gebiete nicht ex jure dominii, jondern ex jure imperii 
beberrichen. 

Die Polizeigewalt wird ausgeübt durch Verordnungen md Ver— 
fügungen. Wer befugt iſt, Polizeiverordnungen in den Schuggebieten zu 
erlajien, it bereits früber ($ 32) genauer dargelegt worden. Zum Erlaſſe 
von polizeilichen Verfügungen it Dagegen jeder Beamte befugt, den die Polizei— 
gewalt übertragen it. Jeder Polizeibeamte iſt auch berechtigt, die von ihm 
erlajjenen polizeilichen Verfügungen nöthigenfalls mittel$ Zwang zum Bollzuge 
zu bringen. Da gejegliche Vorschriften über dieſen Gegenſtand in den Schuß: 
gebieten nicht beitchen, wird es im Ermeſſen des Beamten liegen, zu bejtimmen, 
welche Zwangsmaßregeln tim einzelnen Falle zu ergreifen jind, ſoweit nicht 
durch Verordnung des Kaiſers oder einer vorgejegten Behörde dem Ermeſſen 
Schranfen gejegt jind. Selbjtverjtändlich jteht aber den Betroffenen das Necht 
der Beichiverde an den Neichsfanzler bezw. der vorgelegten Behörde zu.*) 

Die Polizeiitrafgerichtsbarfeit wird gemäß $ 29 G-B-G. und 
8 21 8.8.6. vom Nichter im Schusgebiete gehandhabt. Nun läßt $ 453 
St.Pr.O. zu, dab durch landesgeiegliche Beitimmung den Bolizeibehörden die 
Befugniß beigelegt wird, auf Uebertretungen in den Strafgejegen angedrohte 
Strafen vorläufig durch Verfügung feitzuiegen. Dieſe Befugniß iſt jedoch 
injoferne durch $ 453 Abi. 2 eingeichränft, als die Bolizeibehörde feine andere 
Strafe als Haft bis zu 14 Tagen oder Gelditrafe und diejenige Haft, welche 
für den Fall, daß die Geldftrafe nicht beigetrieben werden kann, an die Stelle 
der legteren tritt, ſowie eine etwa verwirfte Einziehung verbängen fann. Es 
fragt jich daher, ob dieje vorläufige Straffeitiegung durch polizeiliche Vers 
fügung auch in den Schuggebieten zuläffig it. Die Frage wird zu bejaben 


) Wie 6. Meyer 5. 89 bervorbebt, find die Schupgebiete in Bezug auf Polizei- 
geiehe regelmäßig als Ausland anzuſehen; polizeiliche Auswertungen aus dem Neichsgebiete 
verhindern daher den Ausgewielenen nicht, feinen Aufenthalt in den Schußgebieten zu nehmen. 

*, Unter diefem Geſichtspunkte wird auch die Beitimmung des $2 der in 5 17 mit- 

etbeilten Haijerlihen Verordnung vom 19. Juli 1886 und 15. Oktober 1886 zu beurtbeilen 
ein, nach welcher gegen Strafbeicheide der betreffenden Beamten Beichwerde an den Reichs— 
fanzler zuläſſig ift, welche jedoch aufichiebende Wirkung nicht bat. 
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jein, nur jeßt die Anwendbarkeit des $ 453 St.-B.-D. voraus, daß die Polizei- 
behörden durch eine die „Landesgejege” vertretende Verordnung zur vorläufigen 
Straffeftiegung ermächtigt jind. Inſoweit der mit der Poltzeigewalt betraute 
Beamte gleichzeitig auch zur Ausübung der Gerichtsbarkeit im Schußgebiete 
ermächtigt, alio Polizei und Gericht in derjelben Perſon vereinigt it, wird 
freilich kaum Anlaß beitehen, von der Bejtimmung des 8 453 St.-B.-D. Ge: 
brauch zu machen, da durch die nach 8 447 ff. St. P.O. zuläſſigen „amts— 
richterlichen Strafbejehle” in den meijten Fällen der gleiche Erfolg erzielt 
werden wird!) 

Nach $ 459 St.-B.-D. find ferner Strafbeicheide der Verwaltungsbehörden 
wegen Zuwiderhandlungen gegen die Vorſchriften über die Erhebung öffent— 
licher Abgaben und Gefälle zuläſſig; jedoch können durch ſolche Strafbeſcheide 
nur Geldſtrafen, ſowie eine etwa verwirkte Einziehung feſtgeſetzt werden. 

Auch dieſe Beſtimmung der St-P.O. erſcheint in den Schutzgebieten an— 
wendbar, ſoweit allgemeine Vorſchriften über Erhebung öffentlicher Gefälle und 
Abgaben in den Schutzgebieten erlaſſen ſind. 

Gegen derartige Strafbeſcheide kann der Betroffene entweder auf gericht: 
liche Entſcheidung antragen, oder Beſchwerde an die höhere VBerwaltungsbehörde 
ergreifen. ?) 

II. Zum Zwecke der Aufrechthaltung der öffentlichen Sicherheit können 
Jich die Beamten in den Schuggebieten der dajelbit befindlichen Schugtruppen 
bedienen. Im diefem Sinne heißt es in $ 1 R.G. vom 22. März 1891 betr. 
die Kaiſerl. Schugtruppe für Deutjch:Djtafrifa, dab diejelbe zur Aufrecht— 
haltung der öffentlichen Ordnung in Deutjch- Oſtafrika, insbeſondere zur Be— 
kämpfung des Sclavenhandels beſtimmt iſt und in den organiſatoriſchen Be⸗ 
ſtimmungen für die Schutztruppe vom 9. April 1891 Abſchn. J, daß dieſelbe 
betreffs der Verwaltung und der Verwendung ſowohl zu militärifchen Unter: 
nehmungen als auch zu Zwecken der Eivilverwaltung dem Gouverneur unteriteht. 

Durch Gouvernementsbefehl vom 21. November 1891 Kol.-Bl. 1892 
S. 185) wurde jodann die Kaijerl. Schugtruppe in eine eigentliche Schugtruppe 
und eine Bolizeitruppe getheilt. Der Gouvernementsbefehl vom 1. Februar 
1892 hat dann die entiprechenden BVBorjchriften für dieje Neuorganijation ge: 
troffen (ibid. S. 185 ff.). 

Für Südmeitairifa it eine Verfügung des Landeshauptmanns von 
14. Februar 1894 (Kol.-Bl. S. 251) zu erwähnen, durch welche zur Unterjtügung 
der Ortspolizeibehörde in Grop-Windhort ein Polizeikorps errichtet wurde. Auch 
in Togo und Kamerum beitehen PBolizeitruppen (Kol.Bl. 1893 ©. 41). 

III. Bon den Vorjchriften ficherheitspolizeilicher Natur find vor Allem 
zu erwähnen Diejenigen, die jich auf die Einführungen von Schußwaffen 
und Munition und Sprengitoffen beziehen:”) 


') Mit Net bebt Bornbal (5. 46 Nr. 37) hervor, da, da eine Uebertretung 
folonialer Rolizeiverordnungen mit ‚sreibeitsitrafe bis zu drei Monaten und mit Geldſtrafe 
in unbejchräntter Höhe bedrobt werden fann, die vorläufige Straffeitießung ausgeſchloſſen 
iſt, wenn der Mindeſtbetrag der angedrohten Strafe über ſechs Wochen Freiheitsſtrafe und 
150 Mark Geldſtrafe hinausgeht, oder wenn zwar eine geringere Strafe im Mindeſtbetrage 
angedrobt ift, im einzelnen Falle aber eine böbere Strafe angemeſſen ericheint. 

Bgl. in dieler Beziehung $ 2 Verordnung vom 19. Juli 1886. 

) Die im Folgenden erwähnten Vorſchriften kommen unter einem doppelten Geſichts— 
punkte in Betracht, einmal als ſicherheitspolizeiliche im Intereſſe der Sicherheit der betreffenden 

Kolonien getroffene Anordnungen. dann als Mahregeln zum Zwede der Ausführung der 
Brüffeler Generalafte vom 2. Juli 1890, Soweit die betreffenden Schußgebiete unter die 
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1. 8. vom 14. Dezember 1890 des Staijerl. Kommiſſars für das Togo— 
gebiet Riebow a. a. DO. ©. 262), betr. den Verkauf von Dinterladern und 
Munition, inhaltlich deren der Verfauf von Hinterladern jeder Art umd der 
dazu gehörigen Munition innerhalb des Togogebietes bei Strafe verboten ift. 

2. V. desjelben Beamten vom 16. September 1892 jammt den dazu 
— Ausführungsbeſtimmungen vom gleichen Tage Riebow ©. 262 ff.), 
welche bei Meidung von Gefängnip- bezw. Geldſtrafe vorjchreibt, daß, wer 
Feuerwaffen, Munition vder Schteßpulver in das Schuggebiet einführt, dieſe 
Waaren auf eigene Gefahr und Koſten in einem unter amtlicher Aufficht 
jtehenden öffentlichen Yagerhauje niederzulegen hat, aus welchem die Entnahme 
nur mit dorgängiger jchriftlicher Erlaubniß der Aufſichtsbehörde jtattfindet. 
V. desjelben Beamten vom 1. März 1894 betr. das Verbot der Einfuhr von 
gezogenen und nicht gezogenen Perkuſſionsgewehren. 

B. desjelben Beamten, betr. das Lagern von Schießpulver in Klein— 
an und Umgegend, vom 24. November 1892 Niebow ©. 267). 
4 V. des tommijjars für Togo, betr. das Lagern von Schießpulver in 
Lome und Umgebung, vom 25. März 1893 (Kol.-Bl. ©. 260). 

5. B. des Kaiſerl. Gouverneurs von Kamerun vom 16. Mär; 1893 
betr. die en von Schußwaffen und Munition und die Lagerung derjelben 
Kol.Bl. 242). 

6. PEN des Kaiſerl. Kommiſſars für das ſüdweſtafrikaniſche Schutz—⸗ 
gebiet vom 10. Auguſt 1892 (Riebow a. a. O. ©. 318 F.), durch welche 
die Einfuhr von Feuerwaffen, Munition oder Schießpulver mit gewiljen im 
der Verordnung aufgeführten Ausnahmen verboten wurde. Ergänz.B. vom 
14. März 1893 (Kol.Bl. ©. 220). 

7. 3. des Staiferl. Gouverneurs für das vjtafrifaniihe Schuß: 
ebiet vom 9. Juli 1892 (Niebow a. a. O. ©. 390 ff.), betr. die Ein- 
ca von Feuerwaffen jeder Art und die dabei zu beachtenden Förmlich- 
feiten. Diejelbe hat insbejondere bejtimmt, daß die Einführung von Feuer— 
waffen, Munition und Pulver jeder Art, ſowie der Handel damit nur dem 
Kaiſerl. Gouvernement geſtattet iſt und daß jedes eingeführte Gewehr abgeſtempelt 
und in ein von der Polizeibehörde ee a eingetragen werden muß. ') 
Ergänz. V. vom 25. Mai 1894 (Kol.Bl. 418). 


Borichriften der Generalafte fallen. Die Art. VIII—XIV enthalten nämlich Beftimmungen, 
wonach Die Einfuhr von Feuerwaffen, und beſonders von gezogenen und vervollfommmeten 
Gewebren, fowie von Schiehpulver, Kugeln und Batronen, abgejeben von gewiſſen Aus- 
nahmen, in den zwilchen dem 20. Grad nördlicher und dem 22. Grad fitdlicher Breite 
gelegenen und a vom Atlantiichen Ozean, öftlih vom Indiſchen Ozean begrenzten 
erritorien und deren Dependenzen einichliehlich der längs dem Meeresufer bis auf 100 See⸗ 
meilen von der Küſte entfernt belegenen Inſeln verboten ſein ſoll, alle ausnahmsweiſe ein⸗ 
gehenden Waffen in ſtaatlichen oder unter ſtaatlicher Aufſicht itehenden Depots gelagert 
werden müſſen, aus welden für den Handel nur Steinichloßgewehre und gemwöhnliches 
Schießpulver entnommen werden darf, und für alle Schießwaffen verbeflerter Konftruktion 
die Beichränfung beitebt, daß dielelben, —— von den für die Ausrüſtung der Polizei— 
mannichaften und Schugtruppen nötbigen ewehren, nur. nad erfolgter Abjtempelung an 
beitimmte einzelne Perſonen verabfolgt werden dürfen, die zu diefem Zwecke auf Zeit aus: 
geitellte, und im Falle des Mißbrauchs widerrufliche Grlaubnißicheine beißen müſſen. — Val. 
auch das Webereintommen zwifchen dem Reichskommiſſar für Oitafrifa und dem General: 
verwalter der britiſch-oſtafrikaniſchen Geſellſchaft über die Beichräntung des Handels mit 
Waffen und Munition Kol.Bl. 1890 ©. 17). 

) Val. auch die Uebereinkunft des Reichstkommiſſars mit der britifch- oſtafrikaniſchen 
Geſellſchaft und die darauf bezügliche Proklamation vom 1. September 1890 über den Beſitz 
von Feuerwaffen Kol.“Bl. 1890 S. 17 fi. und 2839 ff.). 
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8. Straf ®. des Landeshauptmanns für das Schutzgebiet der Neu: 
Guinea-Kompagnie voml3. Januar 1887 bezw. 27. Januar 1888, betr. 
das Verbot der VBerabfolgung von Waffen, Munition, Eprengjtoffen und 
Spirituofen an Eingeborene u. ſ. w. (Riebow a. a. O. ©. 532 f.). 

I. V.V. des Kaiſerl. Kommiſſars für das Schußgebiet der Marjchall: 
Inſeln vom 3. Juni 1886 und 7. Januar 1887, betr. den Verkauf von 
Waffen, Munition, Sprengitoffen und beraujchenden Getränfen an Eingeborene 
der Marjchall-Inieln oder andere auf denjelben sich aufbhaltende Farbige 
Riebowa. a0. S 6ll fi.) 

10. 3. desielben Beamten vom 16. April 1888 Riebow a a. O ©. 613), 
betr. das Verbot der Einfuhr von Feuerwaffen, Schießbedarf und Spreng— 
jtoffen in Pleaſant Island. 

11. V. vom 23. Mai 1887 desjelben Beamten (Niebow a.a.D. ©. 612), 
wodurd) verboten wurde, aus dem Schußgebiete der Marjchall:, Brown- umd 
Providence-Injeln Feuerwaffen, Mumition und Sprengjtoffe irgend welcher 
Art nach anderen Injeln der Süpdjee, welche nicht unter der Landeshoheit oder 
dem Schuge einer fremden Macht jteben, —— wenn die genannten 
Gegenſtände dazu beſtimmt ſind, direkt oder durch Händler an Eingeborene 
der Südſee-Inſeln oder andere Farbige veräußert zu werden. 

Sn das Gebiet der Sicherheitspolizer ') gehören auch die Vorjchriften, 
welche über das Meldemwejen erlajlen wurden: 

1. V. des Ntaijerl. Gouverneurs von Kamerun vom 4. Februar 1891 
Niebow a. a. O. ©. 227, Kol-Bl. ©. 308), betr. die Meldepflicht von 
Nichteingeborenen, welche vorschreibt. daß jeder Nichteingeborene, welcher im 
Schußgebiete Kamerun zu mehr als einmonatlichem Aufenthalte fich niederläßt, 
verpflichtet ift, ſich jchriftlich oder mündlich beim Kaiſerl. Gouvernement oder 
beim Bezirfsamt umerbhalb eines Monats zu melden, wie auch jede melde: 
pflichtige Perion, welche das Schutzgebiet dauernd verläßt, ſich in gleicher 
Weile abmelden muß. ‘) 

2. V. des Kaiſ. Kommiſſars für Togo vom 10. Tftober 1892 (Riebow 
a. a. O. ©. 257 Kol-Bl. 1893 ©. 30), betr. die Meldepflicht der Europäer, 
welche ebenfalls alle Europäer und Weißen für verpflichtet erflärt, ſich jchrift- 
lich beim Kaiſ. Kommiſſariat ans und abzumelden. 

3. B. des Kaiſerl. Gouverneurs von Deutſch-Oſtafrika vom 13. Februar 
1892 betr. die Meldepflicht der Europäer (mit Ausnahme der Angehörigen der 
Schußtruppe und der Beamten des Gouvernements) im deutſch-oſtafrikaniſchen 
Schutzgebiete iebow a. a. DO. ©. 385 KolBl. 1892 ©. 184). 

4. 3. des Yandeshauptmanns für das Schutzgebiet der Reu-Guinea-Kom— 
pagnie vom 18. Auguſt 1387 betr. das Meldeweien (Niebomwa. a. O. S. 512), 
welche jede Berion mit Ausnahme der Eingeborenen und angeworbenen Arbeiter, 
die beabjichtigt, ihren dauernden Aufenthalt im Schuggebiete zu nehmen, bezw. ſich 
länger als zwei Wochen in demjelben aufzuhalten, der Meldepflicht unterwirft. 


» Im Sulammenbange mit der Zicherbeitspolizei mögen bier noch angeführt werden 
die Bauordnung für Dar-es-Salaam vom 14. Mai 1891 Kol-Bl. 1891 S. 336 umd 
die V. vom 3. März 1894 betr. Niederlaffungen und Neubauten in Klein: Ropo und Lome. 

?), Eine recht eigentbümliche Beltimmung entbält $ 5 dieſer Verordnung, weldher vor— 
ichreibt, dah im Schußgebiete vortommende Geburts= und Todesfälle beim Gouvernement 
oder beim Bezirksamt Ichriftlich oder mimdlich anzuzeigen find. Dazu beißt es m $ 7, daß 
durch diefe Norichrift die nach dem RG. vom 4. Mat 1870 begründete Prlicht zur Ans 
meldung von Geburts: und Sterbefällen beim Standesbeamten „nicht berührt“ wird. 


Die Verfaſſung und Verwaltung der Schutzgebiete im Ginzelnen. Töl 


5. V. de3 Kaiſerl. Kommifjars für das Schupgebiet der Marſchall-Inſeln 
vom 15. März 1887 betr. Die polizeiliche Ans und Abmeldung der im Schuß: 
gebiete _anjäjjigen, daſelbſt zuziehenden, bezw. wegziehenden Fremden Riebow 
a. a. O. S. 607). Nach dieſer Verordnung ſind bei Strafe alle in das 
Schutzgebiet zuziehenden Fremden Weiße und Halbweike) verpflichtet, ſich 
ſchriftlich oder mündlich beim Kaiſ. Kommiſſar zu Melden. 

Im Zujammenbang mit dieſer Verordnung ſteht Die B. desjelben Beamten 
vom d. Juni 1889 (Riebow a. a. O ©. 608) betr. unter balilore Fremde. 
Danach iſt jeder Nichteingeborene, welcher ſich im Schutzgebiete aufhält, ohne 
im Beſitz genügender Mittel zum Unterhalt zu ſein oder eine Gelegenheit zum 
Erwerb ſeines Unterhalts durch Arbeit nachweiſen zu können, gehalten, die 
ihm vom Kaiſerl. Kommiſſar angewieſene, ſeinen Kräften angemeſſene Arbeit 
gegen den ortsüblichen Taglohn zu verrichten. Weigert ſich ein Fremder, die 
ihm übertragene Arbeit auszuführen oder iſt zu beſorgen, daß derſelbe der 
öffentlichen Ordnung und Sicherheit Gefahr bringen werde, jo kann er im 
Gewahrjam genommen und zwangsweie zur Arbeit angehalten werden.') 

6. B. des Yandeshanptmanns für das jüdweitafrifaniihe Schuß: 
gebiet Aue 24. April 1895 betr. die Meldepflicht der Nichteingeborenen 
Kol.Bl. 246 f.. 

III Neben der Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
in den Kolonien iſt die Sorge für die Entwidelung der wirtbichaftlichen Ver: 
hältniije die wichtigite Aufgabe der inneren Verwaltung. Im Anfangsjtadium 
einer jeden Kolonie handelt es jich dabei vor Allem um die richtige Negelung 
der Grundbefigverhältuiffe und der Nußbarmachung des berrenlojen Landes, 
da begreiflicher Were die Negelung der Verhältniſſe am Grund und Boden 
für die wirthichaftliche Eutwickelung einer Kolonie von der größten Bedeutung 
it. Die in diefer Beziehung bisher erlaffenen Vorſchriften find bereits in 
$ 26 beiprochen worden. Neben der Negelung der Grundbeſitzverhältniſſe 
kommt namentlich in Plantagenfolonien die Berchaffung ausreichender und 
billiger Arbeitsträfte in Frage. Es handelt jich vor Allem darum, im diejen 
Kolonien, wenn irgendwie möglich die Eingeborenen zur Arbeit heranzuziehen 
und zu erzieben. Im Folge deſſen ſteht die Regelung der Arbeiterfrage in 
Innigjter Beziehung mit der Regelung der Nechtsverhältniffe der Eingeborenen 
überhaupt, welche in $ 33 beiprochen werden wird. 

Was nun zumächit die Regelung der Verhältniſſe der Urproduktion an— 
langt, jo ijt vor Allem zu erwähnen die Ordnung des Bergmejens in Süd: 
weitafrifa. Zuerſt erging eine Kaiferliche Verordnung vom 20. März 1888 
betreffend das Bergweſen und die Gewinnung von Gold und Edelſteinen im 
jüdwestafrifanischen Schußgebiete (R-G.Bl. S. 115 ff.). Durch dieje Ver— 
ordnung wurde der deutichen Stolonialgejellichaft für Südweſtafrika, welche 
theils als Nechtsnachfolgerin von Lüderitz, theils auf Grund jpäterer Verträge 
im größten Theile des jüdweitafrifanischen Schußgebiets Bergbauberechtigungen 
erworben hatte, für das ganze Schußgebiet das Bergregal eingeräumt; jedoch 
erhielt jie fein ausschließliches Necht auf den Bergbau, vielmehr wurde durch 
$ 2 der Verordnung der Bergbau injoferne freigegeben, als die Gejellichaft 


') Auf die Gefundbeitspolizei beziehen ſich abgeiehen von den fpäter zu er 
wähnenden Uuarantäneordnungen die VB. des Kaiſerl. Kommiſſars für Togo vom 8. März 
1889 betr. den Impfzwang und einzelne Beſtimmungen. der am 21. Juli 1891 für Togo er— 
laſſenen Bolizeiverordnung (Riebom a. a. 254 ff), dann die VB. vom 5. März 1894 
für Togo, betr. die Anlage von Benrähnißplägen 
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verpflichtet wurde, die Aufjuchung und Gewinnung der fraglichen Mineralien 
nad) Maßgabe der hierüber bejtehenden Beitimmungen zu gejtatten, welche die 
Gejellichaft auch bei ihren eigenen Unternehmungen befolgen mußte. 

Durch eine meue, am 15. Auguſt 1889 erlajjene Verordnung, betreffend 
das Bergweſen im jüdweitafrifanischen Schutzgebiete R-GBl. S. 179) wurde 
jedoch der Gegenjtand unter Bejeitigung der Verordnung vom 25. März 1888 
völlig neu geregelt. Die Verordnung vom 15. Auguſt 1889, welche An: 
wendung findet auf die Aufſuchung und Gewinnung von Edeljteinen, Edel: 
metallen (Gold, Silber, Platin) und anderen Metallen, gediegen oder als 
Erze, Mineralien, welche wegen ihres Gehaltes an Schwefel oder zur Dar: 
itellung von Alaun, VBitriol und Salpeter verwendbar find, Graphit und 
Bitumen in fejtem amd flüßigem Zuftande, beruht auf dem Grundjage der 
Bergbaufreiheit, läßt jedoch das Schürfen in $ 3 mur in denjenigen Theilen 
des Schußgebiets zu, welche von der nach 8 49 errichteten Bergbehörde durch 
Öffentliche Bekanntmachung für den Bergbau eröffnet werden — öffentliche 
Schürfgebiete. In $ 54 jind jedoch die auf die Gewinnung von Mincralien 
der oben bezeichneten Art bejtehenden Gerechtſame aufrecht erhalten, welche 
von der deutſchen Stolonialgejellichaft für Südweltafrifa oder von Dritten 
vor dem Erlaß der Berfügung des jtellvertretenden Naijerlichen Kommiljars 
für das jüdweltafrifanische Schuggebiet vom 19. April 1886 oder unter 
Anerkennung der Katjerlihen Negierung m der Zeit vom 19. April 1886 
bis zur Bekanntmachung der Verordnung vom 25. März 1888 betreffend 
das Bergwejen u. ſ. w. rechtsgiltig erworben worden ſind. 

Ferner ind in $ 55 der Verordnung vom 15. Auguſt 1889 deren Be— 
jtimmungen für unamvendbar erklärt auf diejenigen Theile des Schußgebiets, 
an welchen die deutſche Kolonialgejellichaft für Südweitafrifa vor Erlaß der 
Verordnung vom 25. März 1888 das Eigenthum erworben bat. In dieſen 
Gebietstheilen ſteht es der genannten Gefellichaft oder ihren Nechtsnachfolgern 
frei, nach ihrem Ermejjen Bergbau jelbit zu betreiben oder durch andere be- 
treiben zu laffen und die Bedingungen feitzujegen, unter welchen letzteres ge 
ſchehen joll. Vom Bergbau find weder Gebühren noch Abgaben an die Berg- 
behörde zu entrichten. 

Gemäß $ 56 der Verordnung erjtredt jich jedoch die bergpolizeiliche 
Beanfjichtigung auch auf die Gebietstheile, für welche die im $ 54 bezeichneten 
Serechtiame befteben, jowie auf die im 8 55 genannten Gebietstheile. 

Außerdem ijt hervorzuheben, daß a) nach $ 46, joweit Felder auf Grund- 
jtücfe verliehen werden, an welchen Eigenthumsrechte Einzelner bejtehen, die 
Eigenthümer der Grundjtüde die Hälfte der aus jolchen Feldern eingehenden 
Berleihungsgebühren beziehen, b) nach S 47, foweit Felder in Gebieten verliehen 
worden jind, welche umter einem eingeborenen Häuptling jtehen, der Häuptling 
Anſpruch hat auf die Hälfte der aus jolchen Feldern eingehenden Verleihungs— 
ebühren, ein Anjpruch, der ſich jedoch nicht auf die im S 46 bezeichneten 
Felder eritredt. 

Schlieglich ift noch zu erwähnen, daß nach Vorſchrift des $ 48 die Ein- 
nahmen aus den in der Verordnung genannten Gebühren und Abgaben, ſoweit 
ſie nicht nach SS 46 und 47 an Grundeigenthümer oder Häuptlinge abzuliefern 
Jind, zunächit zur Beſtreitung der durch die Bergverwaltung entſtehenden Koſten 
verwendet werden, ein ſich etwa ergebender Ueberſchuß aber zur Hälfte an Die 
deutsche Kolonialgejellichaft in Südweltafrifa behufs Verwendung im Interefje 
des Schußgebiets abzuliefern iſt. 
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In Ergänzung der Verordnung vom 15. Auguſt 1889 erging eine weitere 
Kaiſerliche Verordnung vom 6. September 1892 (R.G.Bl. ©. 789, Riebow 
S. 310, Kol.Bl. 1891 ©. 481), welche zur Feſtſetzung der auf die Sewinmung 
und Aufiuchung von Mineralien der im $ 1 der Verordnung vom 15. August 
1839 bezeichneten Art bezüglichen Gerechtiame, welche vor dem Erlaß der 
Verfügung des stellvertretenden Kaiſerlichen Kommiſſars vom 19. April 1886 
oder in erjt jpäter zum Schuggebiet binzugefommenen Gebietstheilen der Inte: 
refleniphäre vor dem Erlaß der Verfügung des Ntaijerlichen Kommiſſars vom 
1. Aprit 1890 vechtsgiltig erworben worden ſind,) ein öffentliches Aufgebot 
Itattfindet. Leber die Nechtsgiltigkeit der angemeldeten Gerechtiame enticheidet 
die Bergbehörde, gegen deren —— jedem Betheiligten die Beſchwerde 
an den Kaiſerlichen Kommiſſar zuſteht. 

Was die Stellung der —— anfangt, jo heilt es im $ 49 der 
Verordnung vom 15. Auguſt 1889, daß eine VBergbehörde eingeiegt wird, 
welche unter Lberaufficht des Kaiſerlichen Kommiſſars die Befolgung der Vor: 
schriften diejer Verordnung zu überwachen hat. Der Bergbehörde liegt ins- 
befondere ob: 1. über alle im Schuggebiet erfolgenden Verleihungen nach 
Maßgabe der von ihr zu treffenden Beſtimmungen Regiſter zu führen, deren 
Einficht Sedermann freiſteht; 2. die mach den SS 11, 22 ımd 23 vom Schürfer 
bezw. Welichenen für Benutzung und Beichädigung des Grundeigenthums u. ſ. w. 
zu leitenden Entſchädigungen feſtzuſetzen; 3. alle bei Anwendung diejer Ver: 
ordnung entitehenden Streitigfeiten zu entjcheiden; +. die Gebühren zu erheben 
und den nach SS 46 und 47 Berechtigten ihre Antheile auszuzahlen; 5. die 
polizeiliche Beauflichtigung des Bergbaues zu führen. 

Beichwerden gegen Entjcheidingen der Bergbebhörde ſind nach 8 50 der 
Verordnung au den Katjerlichen Kommiſſar zu richten, der darüber “endgittig 
entjcheidet. Solche Bejchwerden müſſen gemäß der Verordnung des Kaiſer— 
lichen Kommiſſars vom 14. Juli 1890 Nicbow a. a. ©. 2. 310) binnen 
ſechs Monaten vom- Tage, an welchem die Entjckeidung zugeitellt oder jonit 
befannt gemacht worden ift, schriftlich beim Kaiſerlichen Kommiſſariat angebracht 
werden, widrigenfallS das Beichtwerderecht erlischt. 

Für Kamerun tit am 28. November 1892 cine Verordnung betr. das 
Schürfen ergangen Niebow a. a. DO. &. 221), welche joweit jich die Ver: 
ordnung vom 15. Auguſt 1889 über das Bergwejen im ſüdweſtafrikaniſchen 


Nach dieien beiden Verfügungen können die Häuptlinge im füdweitafrifaniichen 
- Schußgebiete nur mit Zuſtimmung der Bergbehorde Konzeſſionen verleihen oder die etwa 
ſchon vorhandenen modifiziren. (Vgl. auch den Beſchluß des Kol-Raths S 17 a 

) Durch Bekanntmachung des Kaijerlihen Kommiſſars vom 1. April 1898 = N. 

284) wurden die Bergmwerksgerechtiame in den Gebieten der Bondelzwarts, dev Veld— 
al und von Ymwartmodder (Meetmannshoop), welche nicht bereitS von der Mailer 
lichen Regierung anerkannt und bis zum 1. April bei der Bergbebörde angemeldet wareıt, 
für ungiltig erklärt. 

3) In $ 11 der Verordnung vom 6. September 1892 heiht es: „Die gegenwärtige 
Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Veröffentlichung im Reichsgeſetzblatt in Kraft. Die 
zur Ausführung derielben erforderlichen Beitimmungen werden vom Reichskanzler erlaſſen. 
In denjenigen Theilen des Schußgebiets, in welchen die Verordnung vom 15. Auguſt 1889 
noch feine Geltung bat, treten die Abichnitte VII und IN GBergbehörde, Sonderrechte in 
einzelnen Gebietstbeilen) gleichzeitig mit der gegenwärtigen Verordnung in Kraft. Der Zeit: 
punkt des Inkrafttretens der Abichnitte I bis VI und VII wird durch den NReichstanzler 
beitimmt.” — Dieſe Vorschrift bezog fich darauf, dah nach $ 55 Verordnung vom 15. Auguft 
1889 die Beitimmumgen der 53 1—54 auf diejenigen Iheile des Schußgebiets feine Ans 
wendung fanden, an welcden die deutiche Kolonialgefellichaft für Südweſtafrika vor Erlaß 
der Verordnung vom 25. März 1888 das Eigentbum erworben bat. 
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Schußgebiet auf das Schürfen und die Berugnifie des Schürfers bezieht, im 
MWejentlichen mit dieſen Borjchriften übereinitimmt und in 8 11 beitimmt 
daß der Schürfer, welcher einen Fund macht, der Bergbehörde nach Mahgabe 
der von derielben zu erlallenden Borjchriiten Anzeige zu erjtatten hat. Die 
Bergbehörde hat dann feitzuitellen, ob das Mineral am Fundorte in abbau- 
würdiger Bejchaffenheit vorfommt. Wird ein jolches Vorkommen fejtgejtellt, 
jo hat die vom Schürfer eritattete Anzeige die Wirkung, demjelben für die 
Gewinnung des Minerals die Nechte des Finders zu wahren. Die näheren 
Beitimmungen über den Inhalt und Umfang dieler Rechte hat die Verordnung 
vom 28 November 1390 vorbehalten. 

Was Ditafrifa anlangt, jo find im dem zwiſchen der Kailerlichen 
Regierung und der Deutich:Ditafrifanischen Gelellichaft am 20. November 1890 
abgejchlojienen Bertrage $ 7 Nr. 2 der Gejellichaft gewiſſe Vorrechte in Be: 
zug auf die Gewinnung von Mineralien eingeräumt, eine Regelung des Berg: 
weſens iſt aber noch nicht erfolgt. 

Bon auf die Yandwirtbichaft und insbeſondere die Viehzucht be 
ae Vorſchriften find anzufibhren:’) 

1) Verordnung des Kaiſerlichen Kommitfare für das Togogebiet vom 
20. November 1892 Riebow a. a. O. ©. 258), durch welche die Ausfuhr 
von Rindvieh ans dem Schuggebiete zur See und über die Yandgrenzen bei 
Strafe verboten iſt 

2) Ebenfo it durch Verordnung des Kaijerlichen Gonverneurs für das 
oftafrifaniihe Schuggebiet vom 25. Mat 1893 (Kol-Bl. ©. 372) die 
Ausfuhr von Rindvieh für das geſammte Gebiet der Deutſch-ſtafrikaniſchen 
Küſte und die dazu gehörigen Inſeln verboten. 

3) Verordnung des Kaiſerlichen Kommiſſars für das ſüdweſtafrikan— 
iſche Schuggebiet vom 1. März 1887 Niebow a. a, O. ©. 313) betr. 
die unter dem Namen „Longziefte” (Lungenſeuche) befannte Krankheit des 
Rindviches. 

4) Verordnung des Gonverneurs für Kamerun vom 1. Juli 1894 
Kol.Bl. S. 525), durch welche die Bereitung von Palmwein (Tembo) ver: 
boten wurde, um der Schädigung, welche der Palmenkultur durch die Be- 
reitung von Tembo zugefügt wird, nach Möglichkeit zu ſtenern. 

In Bezug auf Forſtweſen und Korftfultur?, find folgende Vor— 
Schriften zu erwähnen: 

1) Verordnung des Landeshauptmanns für das Schußgebiet der Neu— 
Guinea-Kompagnie vom 13. Januar 1887 (Riebowa. a. D. S. 510 ff.) 
betr. die Erlaubniß zur Ausübung einiger Gewerbebetriche, weiche, in 8 2b 
der Genehmigung Des Landeshauptmanns, bezw. des durch dieſen zu bezeichnen= 
den Beamten unterwirft: „Das Schlagen von Holz {ir gewerbliche und Handels: 
zwecke auf allen nicht in Privatbejig befimdlichen Landitreden. 

2) | Serorönung des Kaiſerlichen Gouverneurs von Oſtafrika vom 26, Mat 
1891 (Kol. Bl. ©. 335) betr. die Erhebung eimer Gebühr für das Schlagen 
von Baurhölzern im en des kaiſerlichen Gouvernements für Deutich- 


Bal. auch die Verordnung des kaiſerl. Landeshauptmanns für Togo vom 1. Juni 
1894 Kol-Bl. S. 418 #1), durch welche die Ausfuhr von Mais und Schafen nur gegen 
Zahlung eines Ausfubrzolles geitattet wurde, um der feit Verwüſtung großer Yanditreden 
durch Dewichredenichwärme drohenden Gefahr übermäßiger Theuerung der Yebensmittel vor«- 
zubeugen. 

Kol3ig. 1887 S. 167. 
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Ditafrifa befindlichen Grund und Boden, wonach das Fällen von Bäumen 
oder Schlagen von Bauholz auf derartigen Grundſtücken nur gegen eine nach 
der Menge des geichlagenen Holzes ſich richtende Schlaggebühr gejtattet üt. 
Außerdem bat ſich der Gouverneur vorbehalten, in gewiſſen Gegenden das 
Fällen von Bäumen oder das Schlagen von Bauhölzern überhaupt zu verbieten. 
(Bol. über den Zeitpunkt des Infrafttretens diejer Verordnung, die Verordnung 
vom 8. Augujt 1891 Kol.Bl. ©. 503.) 

Nach Runderlaß vom 7. Juni 1893 (Kol.-Bl. S. 396) kann dieje Gebühr 
den ärmeren Einwohnern der Kültenpläge für jolches Bauholz, welches jte 
zum Umbau ihrer Hütten oder zum Neubau verwenden wollen, erlajjen werden, 
namentlich wenn jolche Bauten zweds Straßenregulivung in den einzelnen 
Orten nöthig jind. 

3) Verordnung des Kaijerlichen Yandeshbauptmanns für Südweſt— 
afrifa betr. den Schug der Holzbejtände im Bezirke Windhoek vom 7. Auguft 
1894 (Kol.Bl. ©. 598 ff.). Durch diejelbe wurde, um der regellojen und 
bejorgnißerregenden Abholzung in den Plägen Groß-Windhoek, Klein-Windhoef 
und Avis und deren Umgebung zu jteuern und eine planmäßige Durchforitung 
und Aufforjtung herbeizuführen, ein Forſtſchutzbezirk Windhoek gebildet, inner— 
balb dejien das Fällen von Bäumen und Büjchen nur mit behördlicher Er: 
laubniß, abgejehen von Notbfällen bei Strafvermeidung gejtattet it. 

4) Verordnung desjelben Beamten vom 4. Nugujt 1894 (Kol.Bl. ©. 597) 
betr. die Wald: und Feldbrände, welche das Herbeiführen von Wald» oder 
Feldbränden durch Inbrandjegen von Bäumen, Busch» und Strauchwerf oder 
durch Anzünden von Gras und Rohr, jowie bezügliche Verjuchshandlungen 
vorbehaltlich der nach den Straigejegen verwirkten höheren Strafen mit Gefängniß— 
jtrafe bis zu 3 Monaten bezw. jechs Wochen oder Geldjtrafe bis zu 5000 ME. 
bezw. 3000 ME. bedroht und die Einholung der Erlaubnig der zuftändigen 
Bezirfshauptmannichaft zum Abbrennen von jog. jaurem Gras vorjchreibt. 

Von auf die Jagd und die Fijcherei bezüglichen Borjchriften jind zu 
erwähnen: 

1) Verordnung des Kaiſerlichen Gouverneurs für Kamerun vom 29. No— 
vember 1892 (Kol-Bl. ©. 2, Niebow a. a. O. ©. 228) betr. die Ausübung 
der Jagd auf Elephanten oder Flußpferde. Diejelbe bejtimmt, dab, wer Die 
Jagd auf Elephanten oder Flußpferde gewerbsmäßig betreibt oder betreiben 
läßt, vorher einen Erlaubnißſchein zu löjen hat, für welchen eine Gebühr von 
2000 bis 5000 Mi. zu entrichten it. Wer außerdem die Jagd auf jolche 
Thiere ausüben will, ohne im Dienite des SchuggebietS oder des deutſchen 
Reiches oder einer im Schußgebiete angejejienen Firma oder Erwerbsgejellichaft 
oder Miijion zu jtehen, hat für den vorher zu löjenden Erlaubnißjchein 200 
bis 5000 Me. zu entrichten. Zuwiderhandlungen werden mit Gelditrafe bis 
5000 ME. und im Umvermögensjalle mit Gefängnißftrafe bis zu 3 Monaten 
beitrart. 

2) Verordnung des Kaijerlichen Kommiſſars für das jüdweitafrifaniiche 
Schuggebiet vom 4. Januar 1892 (Riebomw a. a. DO. ©. 314 ff. Kol. 
Bl. S. 157) betr. die Ausübung der Jagd. Diejelbe enthält im Wejentlichen 
folgende Vorjchriften: a) wer mit Neit, Zug- oder Lajtthieren einen Jagdzug 
veranitalten will, bedarf vorher eines vom Katjerlichen Kommiſſar auf die Dauer 
eines Jahres auszuitellenden Erlaubnißicheines, für welchen eine Abgabe bis 
zum Betrage von 1000 Mf. erhoben wird; b) die Jagd auf Strauße jowie 
das Wegnehmen der Eier von den Brutftätten ift in der Zeit vom 1. Auguſt 


756 C. v. Stengel: Die deutihen Schußgebiete. . 

bis 31. Oktober unterjagt; e) das Tödten von Straußenhennen und Straußen: 
fücten jowie von Elephantenfühen und Elephantenfälbern it verboten; d) Zu: 
widerhandlungen gegen die Verbotsvorjchriften der Verordnung werden mit Geld- 
ſtrafe * Gefängnißſtrafe bis zu drei Monaten beſtraft. 

) Verordnung des Kaiſerlichen Kommiſſars für das Schutzgebiet der 
Neu-Guinea-Kompagnie vom 11. November 1891 (Riebow a. a. O. 
S. 575, betr. die Ausübung der Jagd auf Paradiesvögel, welche die Aus: 
übung diefer Jagd von dev Genehmigung des Kommiflars oder des durd) 
diejen zu bejtimmenden Beamten abhängig macht. 

4) Verordnung des Kaijerlichen Gouverneurs für Deutſch-Oſtafrika 
vom 24. Auguſt 1893 (Kol.-Bl. ©. 485) betr. die Ausübung der Perlfijcherei, 
welche beitimmt, das das Necht, an der deutichzoftafrifanijchen Hüfte und den 
ihr vorgelagerten Inſeln bis zu eimer Entfernung von 10 Scemeilen vom 
Lande Perlmuſcheln oder Perlen zu fiſchen, ausjchlieglich dem Kaiſerlichen Gou—⸗ 
vernement oder den von dieſem ermächtigten Perſonen zuſteht. Die unbefugte 
Fiſcherei von Perlmuſcheln oder Perlen iſt mit Strafe bedroht. 

5) Mach der Verordnung des Landeshauptmanns von Neus-Guinca vom 
13. Januar 1837 bezw. dem dazu gehörigen Nachtrag vom 2. Februar 1837 
(Nachrichten u. ſ. w. 1887 ©. 74 f.) bedürfen gewiſſe Gewerbebetriebe, nämlich 
der Betrieb der Fiſcherei auf : Berkmuttermufcheln und Perlen, ſowie auf Trepang, 
die Ausbeutung des Bodens auf Erze, Edeliteine und brennbare Materialien, 
die Gewinnung von Guano und anderen Düngmitteln und die Ausbeutung von 
nicht im Bejig der Eingeborenen jonjt in Privateigenthum befindlichen Ktofos- 
palmenbejtänden auf Kopra, ferner der Betrieb der Küſtenfiſcherei, inſoweit 
derjelbe nicht die Verjorgung des eigenen Hausitandes mit Nahrungsmitteln 
bezwedt, und das Schlagen von Holz für gewerbliche und Handelszwecke 
auf allen nicht in Privatbejig befindlichen Landjtreden der ausdrüdlichen Ge— 
nchmigung des Yandeshauptmanns, bezw. des durch dieſen zu bezeichnenden 
Beamten. Zınviderhandlungen werden mit Gefängnihitrafe bis zu einem Monat, 
Haft oder Gelditrafe bis zu 1000 Me. beitraft. Auch kann auf Einziehung 
der verwendeten Serätbichaften und der bereits gewonnenen Erträge erfannt 
werden, gleichgiltig ob die eriteren dem Thäter gehören oder nicht. 

Anlangend das Gewerbewejen, jo bedarf es kaum der Hervorhebung, 
daß die Neichsgewerbeordnung vom 21. Juni 1369 mit ihren verichiedenen 
Novellen in den Schußgebieten nicht gilt; allerdings enthält die Reichsgewerbe 
Ordnung auch verjchiedene privatrechtliche Bejtimmungen, in Der Hauptjache it 
jie aber ein dem öffentlichen Rechte angehöriges Geſetz; in den Schußgebieten 
ſind aber nur die deutſchen Neichsgelege und die preuß. Landesgejege privat- 
rechtlichen Inhalts zur Einführung gelangt. In Folge fünnen der Kater bezw. 
die Haijerlichen Beamten in den Schutgebieten auf Grund der ihnen ertheilten 
Ermächtigung und die Neu-Guineasstompagnie auf Grund des faijerlichen 
Schugbriefes das Gewerbeweſen in den Schupgebieten nach freiem Ermeſſen 
regeln. ') ; 

Bon den in dieſer Beziehung erlafienen VBorjchriften find vor Allem 
die bereits in $ 29 angeführten Verordnungen zu erwähnen, die jich auf den 


) Durch Verordnung des Kaiſerlichen Honverneurs für Kamerun vom 14. Dezember 
1890 Riebow a. a. O. 5. 224) war die Verleihung ausichließlicher Gewerbe und Dandels- 
berechtigungen für zuläßig erflärt worden. Inhaltlich Bekanntmachung desjelben Beamten 
vom 12. Dezember 1893 Kol-Bl. S. 105) find jedoch dieie Berechtigungen vom 1. Januar 
1895 ab aufgehoben worden. 


Die Verfaſſung und Verwaltung der Schußgebiete im Einzelnen. 757 


Handel mit Getränfen und die Ausübung des Schanfgewerbes beziehen, wenn 
bei diejen Verordnungen neben gewerbepolizeilichen Erwägungen auch ficher: 
heitspolizeiliche Rückſichten und der Schuß der Eingeborenen in Betracht kommen. 
Im Webrigen find folgende auf das Gewerbeweſen eimjchlieglich des Binnen— 
bandels bezügliche Verordnungen aufzuführen: 

1) Verordnung des Ktaijerlichen Kommiffars von Togo vom 7. Februar 
1890 (Riebow ©. 260 ff.) betr. den Handel mit PBalmfernen, welche den 
Handel mit Palmkernen, welche mehr al3 10 Prozent Schalen enthalten, ver: 
bot und im Uebrigen diejen Handel der Beaufjichtigung unterwarf. 

2) Verordnung des Kaiſerlichen Gouverneurs von Kamerun zum 
Schupe gegen die Verfälichung der zur Ausfuhr beitinunten Landeserzeug: 
niſſe vom 3. Mai 1894 (Ktol.Bl. ©. 336 ff.). Diejelbe bedroht die zum 
Zwede der Täuſchung im Handel und Berfehr vorgenommene Verfälſchung 
der Landeserzeugnifie des Schußgebicts von denjenigen Gattungen, welche die 
gewöhnlichen Ausfuhrartifel desjelben bilden, und den Abjag jolcher verfäljchter 
Landeserzeugniffe mit Freibeits- und Gelditrafe. Außerdem it der Handel 
mit Palmkernen, welche mehr als 5 Prozent Schalen enthalten und die Aus: 
fuhr derjelben bei Strafe verboten. 

3) Verordnung vom 3. September 1890 betr. den Kautſchukhandel in 
Ditafrifa Kol.Bl. S. 388 ff), welche Vorjchriften zur Verhütung der deu 
Handel jchädigenden VBerfälihung des Kautſchnuks enthält. 

4) Verordnung des Kaiſerlichen Gonverneurs von Kamerun vom 
25. November 1887 (Riebow a. a. DO. ©. 225 ff.), durch welche vom 
1. Januar 1888 an ein Handelsregiſter eingeführt wurde, in das jich jeder Kauf— 
mann und jede Dandelsgefellichaft, welche innerhalb des Schußgebiets eme 
Dandelsniederlaffung befigt, eintragen laffen muß. 

Was die Seeſchifffahrt anlangt, jo kommt hier in Betracht die See: 
mannsordnung vom 27. Dezember 1872, welche die MNechtsverhältniffe der 
Schiffsmanuſchaft auf Seeſchiffen in privatrechtlicher, wie öffentlicherechtlicher 
Hinſicht geregelt hat. Dieſelhe hat Scemannsämter (Die Muſterungsbehörden 
der einzelnen Bundesſtaaten und die Konſulate des deutſchen Reichs im Aus: 
lande) geichaffen, welche die auf den Henervertrag ſich beziebenden Akte der 
freiwilligen Gerichtsbarfeit vornehmen, gewilie Streitigkeiten zwichen Schiffer 
und Schiffsmannichaft enticheiden, bei gawiffen in der Seemannsordnung für 
jtrafbar erklärten Handlungen proviſoriſch die Strafe feitjegen, den Nachlaß 
verjtorbener Seeleute in Empfang nehmen und die Mitnahme hilfsbedürftiger 
Seeleute nach Maßgabe des Neichsgeieges vom 27. Dezember 1872 betr. die 
Berpflichtung deutſcher Kauffahrteischiffe zur Mitnahme hilfsbedürftiger Seeleute 
anordnen fünnen. 

Die Geltung der Seemannsordnung in den Schußgebieten ergibt ich nicht 
nur daraus, daß fie em das Handelsgeſetzbuch ergänzendes Gejeg it, jondern 
bauptjächlich daraus, daß ihre Beſtimmungen nicht blos im Neichsgebtete, ſon— 
dern überhaupt auf alle Kauffahrteiichiffe zur Anwendung kommen, welche das 
Recht haben, die deutsche Flagge zu führen, gleichgiltig, wo dieſe Schiffe jich 
aufhalten. Durh $5Sh.©.G. n. 7. iſt mum der Neichsfanzler ermächtigt 
worden, die Befugniffe, welche den deutichen Konjuln im Auslande nach au: 
deren, als den im $ 2 und $ 4 bezeichneten Geſetzen zuftehen, Beamten im 
den Schußgebieten zu übertragen, In Folge diefer Ermächtigung bat der 
Neichsfanzler die Befugniſſe, welche den deutſchen Konſulaten als Seemannss 
ämtern nach der Scemannsordnung und jonjtigen Neichsgeiegen obliegen, Durch 
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Verfügung vom 29. März 1889 den in den Schußgebieten Kamerun und Togo 
zur Ausübung der Gerichtsbarfeit ermächtigten Beamten übertragen. Das Gleiche 
iſt bezüglich der zur Ausübung der Gerichtsbarkeit erjter Initanz ermächtigten 
Beamten in Oftafrifa durch Verfügung des Reichsfanzlers vom 1. Januar 1891 
(Riebow ©. 326) geichehen und bezüglich des Kaijerlichen Kommiſſars für 
das Schußgebiet der Marichall-Injeln durch Verfügung vom 29. März 1839 
(Riebow ©. 564). 

Bon der Anjicht ausgehend, daß die Uebertragung der Funktionen der 
Seemannsämter an Beamte der Schuggebiete auch ohne bejondere geiegliche 
Ermächtigung zuläſſig fer, hatte übrigens die Direktion der Neu-Guinea-Kom— 
pagnie bereits am 7. Juli 1887 eine Verordnung erlaſſen (Nachrichten u. ſ. w. 
1837 ©. 98) inhaltlich deren zur Wahrnehmung der den deutſchen Seemanns- 
ämtern durch die Seemannsordnung oder durch andere Neichsgejege über: 
tragenen Gejchäfte im Schusggebiete der Neu-Guinea-Kompagnie Seemanns— 
ümter Zu errichten ſind. 

Da nad 8 5 Sch.G.G. n. F. den Beamten in den Schutzgebieten die 
Berugnijie übertragen erden können. welche nach der Seemannsordnung den 
deutichen Konſuln tm Auslande zujtehen, iſt G. Meyer (S. 100) dahin bei= 
zupflichten, daß im Sinne aller Bejtimmungen der Seemannsordnung, welche 
die Stellung der Seemannsämter im Inland und Ausland verichieden regeln, 
(Ss 11, 14, 23, 52, 101, 103), die Schutgebiete al3 Ausland anzuſehen jind. 
Das Gleiche gilt von denjenigen zwiichen Inland oder Ausland oder zwiichen 
deutichen oder ausländiichen Häfen unterjcheidenden Beitimmungen, für welche 
die Entfernung von der Heimath oder vom Ausgangshafen maßgebend war 
($$ 54, 71, 98), wie auch von den Beitimmungen des Neichsgeieges vom 
27. Dezember 1872 betr. die Verpflichtung deuticher Kauffahrteiichifie zur Mit- 
nahme bilfsbedürftiger Seeleute. Dagegen finden Die Vorjchriften der $$ 100 
und 105 der Scemannsordnung, daß ftrafbare Handlungen der Seeleute, erft 
von dem Tage an verjähren, an welchem das Schiff, dem der Thäter zur Zeit 
der Begehung angehörte, zuerft ein Seemannsamt erreicht und das an den 
Schiffsmann gerichtete Verbot, den Schiffer vor einem fremden Gerichte zu 
belangen, auf die Schußgebtete feine Anwendung, da strafrechtlich die Schuß: 
gebiete al$ Inland gelten und die Gerichte in den Schußgebieten feine fremden, 
jondern deutiche Gerichte find. 

In Bezug auf die Seeichiffahrt ſind in den Schußgebieten zahlreiche Ver— 
ordnungen ergangen, von denen die wichtigiten nachjtehend aufgeführt werden 

1) Berordnung des Kaijerlihen Gouverneurs für Kamerun betr. den 
Dandelsbetrieb an Bord der die Häfen und Nheden des Stamerungebiets an- 
laufenden Schiffe vom 15. Oftober 1886 (Riebow ©. 233), weldye nament- 
lich den Handel mit geiſtigen Getränfen an Bord diejer Schiffe verbot. 

2) Verordnung des faijerlichen Gonverneurs für Kamerun vom 20. Juli 
1885 betr. die Verpflichtung der Schiffsführer zur Abgabe ihre Schiffspapiere, 
Manifeſte und Ladeſcheine Riebow ©. 234). 

3) Verordnung desielben Beamten vom 1. Juni 1889 betr. die Abfaſſung 
der Schiffsmaniieite Riebow ©. 235). 

4) Verordnung desjelben Beamten vom 6. Oftober 1887 betr. die Aus: 
dehnung der Rhede von Kamerun ſRiebow S 235). 

5) Verordnung desjelben Beamten vom 10. Februar 1891 betr. die von 
den Scejchiffen in Kamerum zn erhebenden Hafenabgaben Riebow ©. 236). 
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6) Verordnung desjelben Beamten vom 23. November 1890 betr. die 
gelundheitspolizeiliche Kontrolle der den Hafen von Kamerun anlaufenden 
Schiffe Riebow ©. 237). 

7) Berorduung desjelben Beamten für den Hafen von Kamexun betr. 
das Löjchen und Laden an Sonn: und Feiertagen Riebow ©. 239). 

3) Verordnung des Faijerlichen Kommiſſars für das Togogebiet betr. 
den Dandelsbetrieb an Bord von Schiffen auf den Rheden des Togogebiets 
vom 1. November 1892 (Niebow S. 268), welche den Handel mit allen 
im Togogebiete zollpflichtigen Waaren an Bord den die Rheden diejes Gebiets 
"anlanfenden Schiffen verbietet. 

I) Verordnung desjelben Beamten, betr. die Verpflichtung der Schiffs: 
führer zur Abgabe ihrer Mantfefte vom 15. Februar 1888 (Riebow ©. 269). 

10) Verordnung desjelben Beamten, betr. das Löjchen und Laden an 
Sons ımd ‚Feiertagen vom 1. Oftober 1891 (Riebow S 269) und Ber: 
ordnung vom 15. Juli 1894 (Kol.-Bl. S. 446). 

11) Verordnung desjelben Beamten betr. die Verhütung der u eNeppung 
antedender Krankheiten im Wege des Schiffäverfehrs vom 20. September 189 
Riebow ©. 269). 

12) Duarantame-Ordnung für das Schupgebiet der Neu-Guinea— 
Kompagnie ll vom Kaiſerlichen Kommiſſar am 29. September 1891 
(Riebow a. a. O. S. 518); Nachtrag vom 24 April 1893 (Kol.-Bl. ©. 327). 

13) J für das Schutzgebiet der Marſchall-Inſeln vom 
17. November 1891 (Riebomw a. a. O. S. 618), und Verordnung vom 27. 
Februar 1895 (Kol.Bl. ©. 317), 

14) Quarantäne-Ordmung für das deutſch-oſtafrikaniſche Schuggebiet vom 
29. November 1893 Kol.Bl. 1894 ©. 100). 

‚serner Find anzuführen, folgende auf die Führung der Flagge bezüg- 
liche Borichriften :') 

a) Kaijerliche Verordnung vom 23. Juli 1891 (Niebomwa.a DO. ©. 431), 
inhaltlich deren Eingeborenen des Ddeuticheojtafrifaniichen Schußgebiets nad) 
Maßgabe der vom Weichsfanzler zu erlaffenden näheren Beſtimmungen das 
Recht zur Führung der Neichsflagge ertheilt werden fann. Auf Grund dieſer 
Berordnung und in Ausführung der Art. XXX ff. der Generalafte vom 2. Juli 
1890 erging dann die Verordnung des Katjerlichen Gouverneurs für Deutich: 
Dftafrifa vom 1. März 1893 betr. die Führung der Neichsflagge durch ein 
heimische Schiffe jowie die Ausfertigung von Mufterrollen und Paſſagierliſten 
(Kol.-Bl. ©. 215) und die Ergänzungs-Verordnung vom 20. Juni 1893 
(Kol.:Bl. S 395 und 444). 

b) Kaiſerliche Verordnung vom 19. September 1893, mach deren In— 
halt Eingebovenen der Marjchall-Injeln durch den dortigen Kommiſſar mach 
Maßgabe der vom Meichsfanzler zu erlafienden näheren Beitimmungen das 
Necht der Führung der Neichsflagge ertbeilt werden kann (Kol.-Bl. S. 443). 

Münz-, Maß- und Gewichtswejen. Bezüglich des Münzwejens 
tt hier vor Allem zu erwähnen, daß inhaltlich $ 7 Nr. 5 und 4 des am 
20. November 1890 zwijchen der Neichsregierung ımd der Deutich-Dit: 
afrikaniſchen Geſellſchaft abgeſchloſſenen Vertrags der Geſellſchaft die 


Bat. aud) Kaiferliche Verordnung vom 8. November 1892 über die Führung der 
Reichstlagge Kol. Bl. 1893 3. 1) und Allerh. Verordnung vom 13. Auguſt 1893 betr. die in 
den Deutichen Schußgebieten von den ee und den Regierungsgebäuden 
einzelner Verwaltungen zu führenden Flaggen Kol-Bl. S. 415) 
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ihr zur Zeit des Vertragsabichluffes zuftehende Befugniß, Kupfer: und Silber— 
münzen, welche an den öffentlichen Kaſſen des Küſtengebiets, deſſen Zubehör: 
ungen und der Inſel Mafia, ſowie des Gebiets des Kaiſerl. Schugbriefs in 
Zahlung genommen werden müſſen, zu prägen und auszugeben verblieben it 
und ihr weiter die Ertheilung des Nechts auf Errichtung einer Banf mit Dem 
Privilegium der Ausgabe von Noten zugefichert wurde. 

Dem entiprechend iſt durch Gouvernementsbefchl vom 13. März 1894 
Kol. Bl. S. 251) angeordnet worden, dal die jeitens der Deutſch-Oſtafrikan— 
iſchen Gejellichait geprägten und in Titafrifa in Umlauf gelegten Zwei-Rupien, 
jtücke bei allen öffentlichen Kalten als zwei Nupien in Zahlung genommen 
erden. 

Andererjeits wurde durch V. des Kaiſerl. Gonverneurs don Tftafrifa vom 
17. Januar 1893 bezw. 25. April 1893 (Kol.Bl. 1893 ©. 144 und ©. 259) 
die Einfuhr von Kupfermünzen Pejas) anderen Gepräges als desjenigen der Deutſch— 
Oſtafrikaniſchen Geſellſchaft Gemähheit des 8 39 der Bollordnung vom 
1. Juli 1891 verboten und beitinmt, daß vom 1. Febrnar 1893 an Kupfer: 
münzen anderen Gepräges nicht weiter als gejegliches Zahlungsmittel gelten. 

In Kamerun gilt auf Grimd der B. des Kaiſerl. Gouverneurs vom 
10. Oftober 1886 (Riebow a. a. O ©. 229) die deutſche Reichsmark— 
rechnung von en Tage ab und find als like Zablungsinittel be 
zeichnet SZwanzigmarfitüde, Schnmarfitüde, Einthalerſtücke, Zweimartitüde, 
Emmarfitüde, Fünfzigpfennigſtücke, Zwanzigpfennigſtücke, Zehnpfennigſtücke, 
Fünfpfennigſtücke, Zweipfennigſtücke und Einpfennigſtücke— 

Im Zuſammenhang damit iſt durch B. vom 28. Januar 1887 (Ricebow 
S. 224) das Werthverhältniß einiger fremder Goldmünzen zur deutichen Reichs— 
mark feitgeitellt worden. 

Durch V. desjelben Beanten vom 6. April 1894 (Kol.Bl. 301) be 
treffend Die Einführung des deutichen Maß-, Gewichts: und Mer de für 
das Schuggebiet von Kamerun it ferner beſtimmt worden, day bei Abſchluß 
von Mechtsgeichäften zwiſchen Nichteingebornen oder zwischen ſolchen und Ein: 
geborenen, "deren Gegenftand nad) Maß vder Gewicht feſtgeſetzt werden soll, 
vom 1. Oktober 1894 ab nur die durch G. vom 17. Auguſt 1868 und R.G. 
vom 11. Juli 1854 eingeführten Maaße und Gewichte zu Grund gelegt wer: 
Den Dürfen und daß von dieſem Zeitpimft ab der Werth des Gegenjtandes 
eines Rechtsgeſchäfts, welcher zwiichen Nichteingeboren oder zwiſchen jolchen und 
Eingeborenen abgeſchloſſen werden ſoll, in Markwährung ausgedrückt werden 
muß. Feruer iſt zu erwähnen die V desſelben Beamten vom 2. Mai 189 
betr. Die Läugenbezeichnung der Handelsgewebe (Kol-Bl. ©. 336). 

Durch B. des Kaiſerl. Kommiſſars für das Togogebiet vom 1. Juli 
1887 (Richow a. a. O. ©. 258) iſt dajelbit ebenfalls die deutſche Reichs— 
markrechnung eingeführt und das Werthverhältniß einiger fremder Goldmünzen 
zur deutichen Reichsmark feitgeftellt worden. 

sm Schuggebiete dev Marſchall-Inſeln it gleichfalls durch ®. vom 

Juli 1888 die deutjche Neichsmarfrechnung emgeführt worden Nichom 
a. a. O. ©. 611). 

Im Gebiete der NReu-Guinea-Kompagnie jteht das Recht, das Münz,, 
Ma: und Gewichtsweſen zu regeln, der Geſellſchaft auf Grund der ihr zur Aus— 
ühung übertragenen Landeshoheit zu Sie hat von dieſem Rechte dadurch Ge— 
brauch gemacht, daß durch V. der Direktion vom 19. Januar 1887 (Niebom 
S. 51l) die Neichsmarfrehnung im Schußgebiete eingeführt wurde und als 
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geiegliches Zahlungsmittel die Zwanzigmarfftüde, die Zehnmarkſtücke, Einthaler: 
jtüde, Zweimarkſtücke, Einmarfitüde, Fünfzigpfennigſtücke und Einpfennigitüce 
erklärt worden find. 

Es erging jodann die B. der Direktion vom 1. Augujt 1894 betr. die 
Ausprägung von Neu-Guinea-Münzen (Kol.Bl. ©. 420), nad) welcher unter 
dem Namen „Neu-Guinea-Mark“ zum Umlaufe im Schußgebiete bejtimmte Münzen 
ausgeprägt werden: als Goldmünzen: Zwanzigmarkitüde und Zehnmarkſtücke; als 
Silbermünzen: Fünfmarkſtücke, Zweimarkſtücke, Einmarkſtücke und Halbmarf: 
jtüde, jowie ımter dem Namen „Neu-Guinea-Pfennige“ als Bronzemünzen: 
Zehnpfennigſtücke, als Kupfermünzen: Zweipfennig- und Einpfennigftüde. Dieje 
Münzen gelten im Bereiche des Schußgebiets neben den in der B. vom 
19. Januar 1887 bezeichneten Neichsmünzen als gejegliches Zahlungsmittel 
im gleichen Werthe wie die entiprechenden Stüde der legteren und zwar Die 
Hold- und Silbermünzen bi8 zum Betrage von 1000 ME, die Bronze und 
Kupfermünzen bis zum Betrage von 5 ME. Bon den Kafjen der Neu-Guinea— 
Kompagnie im Schußgebiete werden jämmtliche Gold- und Silbermünzen ohne 
Beſchränkung des vorbezeichneten Betrages zu dem angegebenen Werthe in 
Zahlung gegeben und angenommen. Gemäß S 6 der V. finden Die une 
ungen des Straigejegbuches für das Deutiche Reich insbejondere des 8. Ab- 
ichnitts über Münzverbrechen und Münzvergeben Amvendung, wenn die darin 
vorgejehenen ftrafbaren Handlungen in Bezug auf die New Guinca-Minzen 
verübt werden. ') 

Was das Poſtweſen?) anlangt, jo it zumächjt darauf hinzumeijen, daß 
in Art. 7 der Kongoafte bejtimmt ift, daß die am 1. Juni 1878 zu Paris 
revidirte Uebereinkunft betr. den Weltpojtverein auf das fonventionelle Kongo: 
beden Anwendung zu finden hat und daß demgemäß die Mächte, welche da: 
jelbjt Sonveränetäts- oder Proteftoratsrechte ausüben oder ausüben werden, 
ſich verpflichteten, jobald es die Umstände geitatten, die erforderlichen Map: 
nahmen zur Ausführung diejer Bejtimmung zu treffen. 

Das Deutſche Neich ift aber mit allen jeinen Schußgebieten dem 
Veltpoftverein beigetreten und hat daher deu Weltpojtvertrag vom 4. Juli 
1891 auch für die Schußgebiete abgeſchloſſen), während dies bezüglich des 
ebereinfommens über den Austauſch von Briefen und Käftchen mit Werth: 
angabe, des Webereinfommens betr. den Pojtamveifungsdienit, des Leberein- 
fommens betr. den Austauſch von Potpadeten, des llebereinfommens betr. den 
Pojtauftragsdienst, des Uebereinfonmens betr. den Poftbezug von Zeitungen 
und Zeitjchriften, jämmtlich vom 4. Juli 1891 nicht der Fall iſt. Jedoch ift 
das Schußgebiet der Nen-Guineasstompagnie dem Webereinfommen betr. den 
Austaujch von Pojtanweilungen beigetreten (Kol.-Bl. 1891 ©. 33). 

Ferner it zu erwähnen das Geſetz vom 1. Februar 1890 betr. eine Boit- 
dampfichififahrtsverbimdung mit Oftafrifa (R-G.Bl. ©. 19 Niebomw a. a. O. 
S. 394 ff.), durch welches der Neichsfanzler ermächtigt wurde, die Einrichtung 
und Unterhaltung einer regelmäßigen Bojtdampfjchiffsverbindung mit Oſtafrika 
auf eine Dauer bis zu zehn Jahren am geeignete deutſche Unternehmer auf 


N Ball. auch Kol.-Bl. 1894 S. 637. 

5) Vgl. über die Poſt- und Telegrapheneinrichtungen in den deutſchen —— 
den Vortrag von Sachfe. Kol.-Bl. 1890 5. 139 ff. ferner Kol.Bl. 1892 S. 21 ff. 

*) Vgl. Vereinbarung zwiichen dem Gouverneur von Deutſch— 8366 und dem 
Kaiſerlichen Voſtamt zu Dares-Salaam betr. den Poſtverkehr nach den Innenſtationen 
Rol.-B1.,1894 S 181). 
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dem Wege bet engeren Submifjion zu übertragen und in dem hierüber abzus 
ichliegenden Vertrage eine Beihilfe bis aum Höchjtbetrage von jährlich 900,000 
Mark aus Neichsmitteln zu bewilligen. Der abzuſchließende Vertrag mu die 
dem Gejege in einer Anlage beigefügten Hauptbedingungen enthalten und be 
darf zu jeiner Gültigkeit der Genehmigung des Yundesraths. Auf Grund 
diejes Gejeges ijt in der That auch am 5. bezw. 9. Mai 1890 zwiichen Dem 
Neichskanzler und der Aftiengejellichaft „Deutiche Titafrifa-Lime“ ein Vertrag 
über die Einrichtung und den Betrieb einer regelmäßigen Folbantp[erverbinbe 
ung mit Oſtafrika abgeſchloſſen worden. Riebowa a. a. O. ©. 396 ff. Gentral- 
blatt für das Dentjche Reich Nr. 20, Kol.“Bl. ©. 83.) 

Auf dem Gebiete Des Eiienbah nweſens it zu erwähnen die Kon— 
zeilton, welche die Katjerl. Regierung der Eijenbahn-Gejellichaft für Deutich- 
Ditafrifa (Ujambaralinie) zum Bau und Betriebe einer Eifenbabn von Tanga 
nach Korogwe am 22. November 1891 ertheilt hat (Kul.-Bt. 1891 ©. 533 ff.). 
Aus dem Snballe } dieſer Konzeſſion mag hier nur hervorgehoben werden, 
daß nach $ 12 der Eiſenbahn— — in Betreff der Leiſtungen für Poſt— 
zwecke mit einigen Modifikationen, bezw. Erleichterungen die gleichen Ber: 
pflichtungen auferlegt find, welche ſich * die im Deutſchen Reiche betriebenen 
Eiſenbahnen aus dem Eiſenbahn-Poſtgeſetze vom 20. Dezember 1875 und den 
dazu gehörigen Vollzugsbeitimmungen ergeben. Ebenſo find in $ 13 in Betreff 
der Telegrapbenanftalten der Eijenbahngeiellichaft zu Suniten der Reichs— 
Zelegraphenverwaltung verjchiedene V Verpflichtungen auferlegt, die im Allgemeinen 
denjenigen entiprechen, welche den im Neiche befindlichen Eijenbahnverwaltungen 
obltegen. 

Bon jonjtigen auf den Verkehr bezüglichen Vorschriften fünnen noch er: 
wähnt werden: 

1. Die B. des Landeshauptmanns für Neu-Guinea vom 15. Mat 1888 
betr. ben ‚Straßen: und Marktverfehr Niebow a. a. D. ©. 514. 

2. ©. des Kaiſerl. Kommiſſars für das ſüdweſtafrikaniſche Schutz— 
gebiet "vom 4. Auguſt 1885 betr. das Salten von Viehpoſten längs des 
Swachaubfluſſes von Nonidas bis Horebis (Riebow a. a. O. ©. 38 

3. V. desſelben Beamten betr. die Freihaltung der Straßen nach Walfiſch— 
bat vom 17. Mat 1891 (Riebow ©. 316) 

4. V. desjelben Beamten für die Frachtfahrer von und nach Walfiſchbai 
vom 17. Mai 1891 (eodem). 

5. Befanntmachung desjelben Beamten vom 26. Juni 1891 betr. Die 
Einführung einer Abgabe für die Benugung der Waflerjtrede in Otyimbingue 
(Riebow S. 321). _ 

6. V. des Kaiſerl. Gouverneurs für Oſtafrika vom 30. September 1892 
(Kol-Bl. S. 573) betr. die Haftbarfeit und Sicherheitsleiftung von Naramanen 
innerhalb des deutichen Echußgebiet8, welche den Durchzug von Karawanen 
durch das Schutzgebiet ohne vorherige Einholung obrigfeitlicher Erlaubniß ver: 
boten hat, die davon abhängig gemacht werden kann, daß der Unternehmer 
oder deſſen Bevollmächtigter ich dem Gonvernement zur Tragung des von 
den Thbeilnehmern der Karawane vorſätzlicher oder fahrläffiger Weiſe ver: 
urjachten Schadens verpflichtet und für die Erfüllung diejer Verpflichtung eine 
Sicherheit in baarem Gelde oder Werthpapieren leiſtet. 


8 Val. über die der Eiſenbahngeſellſchaft eingeräumten Rechte am Grund und Boden 
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VIII Was endlich die religiöjen, bezw. firhlichen Verhältiſſe!) 
anlangt, jo fommt bier vor Allem in Betracht der Art. 6 Abi. 3 der Kongo: 
afte, welcher lautet: „Gewiſſensfreiheit und religiöje Duldung werden jowohl 
den Eingeborenen wie den Yandesangehörigen und Fremden ausdrüdlich gewähr: 
leiftet. Die freie und öffentliche Ausübung aller Kulte, das Necht der Er: 
bauung gottesdienitlicher Gebäude und die Errichtung von Miſſionen, welcher Art 
Kultus diejelben angehören mögen, Toll keinerlei Beſchränkung noch Hinderung 
unterliegen.“ 

Außerdem iſt auf die in den verichtedenen internationalen Abmachungen 
des Deutichen Neiches mit anderen Stolonialmächten hinzumeiien, inhaltlich 
deren die Vertragstheile ihren beiderjeitigen Unterthanen freie Neligionsübung 
in ihren Kolonien zugeiagt haben (vgl. die m 8 28 angeführten Verträge). 

In der NReichstagstommijfion von 1886 war beantragt worden, Die Be: 
ſtimmung des Art. 6 Abi. 3 der Stongoafte auf alle deutjchen Schuggebiete 
auszudehnen. Der Antrag wurde jedoch abgelehnt; die Reichsregierung iſt 
daher nur in Bezug auf die zum og. fonventionellen Nongobeden gehörigen 
Gebiete durch die betreffende Beitimmung gebunden. Im Uebrigen hat drejelbe 
namentlich in der Frage der Zulaſſung oder Nichtzulaſſung von Miſſionen 
der verſchiedenen Konfeſſionen, Orden oder Miſſionsgeſellſchaften freie Hand. 
Zu beachten iſt außerdem, daß der Art. 6 Abſ. 3 der Kongoakte auch der Aus— 
weiſung einzelner Miſſionäre aus ſicherheitspolizeilichen oder ähnlichen Gründen 
aus den betreffenden Gebieten nicht im Wege ſteht. 

Da die Kirchenhoheit nicht zu denjenigen Hoheitsrechten gehört, die ſich 
der Kaijer im Schugbriefe vom 17. Mai 1885 vorbehalten bat, ſtehen auch 
der Neu-Guinea-Kompagnie für ihr Schußgebiet die firchenhoheitlichen Rechte zu. 

Eine obrigteitliche Regelung der —— bezw. religiöfen Verhältniſſe 
in den Schutzgebieten iſt bisher nicht erfolgt. (Vgl. jedoch die V. des Kaiſerl. 
Kommiſſars für das Schutzgebiet der Marſchall⸗ rein vom 6. September 1338 
betr. Die Regelung der Sammlungen für Mifftonszwecde Kol.Jahrb. III 1390 
S. 291.) 


S 31. Die Heeresvermaltung.‘) 


I. Die Vertheidigung der Kolonien gegen feindliche Angriffe von Außen 
und gegen gewaltjame durch die gewöhnlichen Mittel der Polizei nicht zu unter: 
drüdende Empörungen im Innern obliegt dem Mutterlande. Diejer Grundſatz 
gilt in allen Ktolonialjtaaten und zwar auch dann, wenn die Stolonien, wie 
dies bei einzelnen englischen der Fall it, ihre eigene Militärmacht bejigen, Die 
zunächit zur VBertheidigung der betreffenden Kolonie berufen üt. Daß dieſer 
Grundſatz auch bei den deutſchen Schuggebieten zur Anwendung zu fommen 
hat, iſt zweifellos und es iſt bier nur darauf hinzuweiſen, daß der mit Kaiſ. 
Schugbriefe ausgeſtatteten Neu-Guinea-Kompagnie die Militärhoheit nicht über: 
laſſen it‘) jo daß auch in Bezug auf dieſes Schußgebiet dem Weiche der 


p Bat bie Berichte über, die Mifiionstbätigfeit in den Schubgebieten Rol.=,tahrb. 1 
S. 27 fi, 100 ff, II S 66 fi., IV = 32 ff, 49 #1, VS. 75 MM, VIE. 108 ff; 
eine *— Te Miffionsftationen in deutſchẽ Sftafrika Kol-Bl. 1892 ©. 236 ft. und die 
päpitlihe Bulle vom 3. Dezember 1890 betr. das apoſtoliſche Vikariat im Bismard-Archipel 
Kol. Al. 1891 5. 40. 
6. Meyer aa O. S. 214 ff. — Zorn a. a O. S. 598 ff. — Noel das 
franzöftiche Geieh über die Kolonial— Armee Kol⸗Bl 1894 5. 19. 
»In S 6 der Inſtruktion für den —— vom 18 Auguſt 1885, der vom 
Schu der Perſon und des Eigenthums handelte, bieh es daber, daß eine militäriich 
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militärische Schuß ımd die Tragung der Koften der militäriichen Macht: 
entfaltung obliegt. Andererjeits it aber auch die Meichsregierung befugt, alle 
militärischen Beranitaltungen im Gebiete der Neu-Guineasftompagnie zu treffen, 
welche, wie 3 B. die Anlage von Befeitigungen, im Intereſſe der Bertheidigung 
desjelben geboten erſcheinen. 

Der militäriſche Schuß der deutſchen Kolonien wird daher von Der 
bewaffneten Macht des Meutterlandes, im eviter Linie von der Marine bejorgt. 
Immerhin iſt bereits der Anfang mit der Schaffung deuticher Ktolonialtruppen 


D 


in Oſtafrika, in Kamerun und in Südweſtafrika gemacht. 

Nachdem nämlich durch das R.-G. vom 2. Februar 1889 (R-G-Bl. S. 3) 
die Mittel für die Mafregeln zur Unterdrüdung des Sclavenhandel® und zum 
Schuge der deutichen Intereſſen in Ojtafrifa bewilligt worden waren, wurde 
durch den mit der Ausführung dieſer Mahregeln betrauten Reichskommiſſar 
für Oſtafrika zunächit eine Schugtruppe angeworben. (Kol-Jahrb. 1889 S. 208, 
1890 ©. 71 ff.). Sodann erging das R.-G. vom 22. März; 1891 betr. die 
Kaiſerl. Schuptruppe für Deutſch-Oſtafrika (R.G-Bl. ©. 53, Kol.-Bl. 1891 
S. 141 ff.; Riebow ©. 330 ff.). Nach $ 1 diejes Gejeges wurde zur Auf: 
rechtbaltung der öffentlichen Ordnung in Deutſch-Oſtafrika, insbejondere zur 
Bekämpfung des Sflavenhandel3 eine Schußtruppe geichaffen, deren oberiter 
Kriegsherr der Kaiſer ift. 

Gemäh $ 2 des Gejeges wird die Schugtruppe gebildet: a) aus Offizieren, 
Ingenieuren des Soldatenitandes, Sanitätsoffizieren, Beamten und Unter: 
offizieren des Meichsheeres und der Kaiſerlichen Marine, welche auf Grund 
freiwilliger Meldung der Schugtruppe zeitweiſe zugetheilt werden; b) aus an- 
geworbenen Farbigen. Außerdem konnten nach 8 18 in die Schugtruppe auch 
ſolche Dentiche übernommen werden, welche der vom Reichskommiſſar für 
Oſtafrika angeworbenen Truppe angehörten. Diejelben erhielten hiedurch die 
Nechte und Pflichten der in S 2a erwähnten Militärperionen. Die der Schup- 
truppe zugetheilten deutichen Milttärperjonen und Beamten jcheiden aus den 
Deere und joweit fie der Ktaiferlichen Marine angehören, aus dem Etat der 
legteren aus. Sie gelten als außer diejem Etat jtchende zeitweiſe abkbomman— 
dirte Angehörige der Katjerlichen Marine. Die der Schuptruppe zugetheilten 
Livilbeamten der Militär: und Marineverwaltung gelten als Militärbeamte ($ 3. 

In Betreff der Verjorgungsanjprüche der der Kaijerlichen Schugtruppe 
zugetheilten Militärperfonen und ihrer Angehörigen find in 88 5—17 des 
Geſetzes die erforderlichen Beſtimmungen getroffen.') 

Aus den vom Kater genehmigten organiſatoriſchen Beitimmungen für die 
Schugtruppe vom 9. April 1891 (Kol-Bl. 1891, ©. 167 ff, Riebow ©. 334, 
vgl. auch die Abänderungen vom 15. Juni 1892, Kol.:Bl. S. 344, vom 





organifirte Macht nicht vorhanden ſei umd auch nicht geichaffen werden ſolle, es ſich viel: 
mehr lediglich darum handle, eine Art bewaffneter Polizeimannſchaft zu bilden, und in &7 
der neuen Inſtruktion für den Yandeshauptmann vom 2. uni 1892 it gelagt, daß bei 
Ausübung der Polizei eine Schupmannichaft mitwirte, welche thunlichit aus Fingeborenen 
oder anderen Farbigen zu bilden it. 

Val. insbelondere das Reichsgeſeß vom 22. Mai 1893 betreffend einige Abänder: 
ungen und Ergänzungen der Mlilitärpenfionsgeiege, deſſen bier in Betracht kommender 
Art. 17 Nr. 2 ım 8 23 abgedrudt iſt. — Allerh. Ordre vom 24. Oftober 1891 betreffend 
die Anrechnung von Kriegsjabren für die aus dem aktiven Dienit zur Truppe des Reich— 
kommiſſars für Titafrifa übergetretenen Militärperfonen Kol.“Bl. 5. 449). — Komman- 
danturbefebl vom 10. September 1890 betreffend die Prüfung der Invalidenanſprüche, die 
bei oder nach Ausicheiden aus der Schußtruppe erboben werden Kol-Bl. 1891, S. 30 fi.) 
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18. Dezember 1893 Kol-Bl. 1894, S. 1 und vom 5. Mai 1893 Kol.-Bl. 
1893, S. 241) iſt hervorzuheben, dat nad Abjchnitt I die Schugtruppe in 
Bezug auf militärische Organtjation und Disziplin dem Neichsfanzler (Reichs: 
marineamt) unterjtellt ijt, betreffs der Verwaltung und der Verwendung — ſowohl 
zu militärischen Unternehmungen, als auch zu Zwecken der Eivilverwaltung — 
aber dem Gouverneur von Deutich-Oftafrifa und weiterhin dem Reichskanzler 
(Auswärtiges Amt, Kolonialabtheilung) unterjteht. Der Gouverneur erläßt in 
der Negel jeine Weifungen für die Schußtruppe an den Kommandeur der: 
jelben, er fann jie aber in bejonderen Fällen auch einzelnen Unterabtheilungen unter 
alsbaldiger Benachrichtigung des Kommandeurs direkt zugehen laſſen. Die 
mit Wahrnehmung der Gejchäfte der örtlichen Behörden der Schugtruppe bes 
auftragten Offiziere fünnen vom Gouverneur für ihren Bezirk zu Bezirfshaupt- 
leuten ernannt werden. Als jolche unteritehen fie dein Gouverneur, von dem 
jie ihre Befehle empfangen und an den fie berichten. In militärischer Hinficht 
bleiben jie dem Kommandeur unterstellt, doch gehen ihre Berichte auch in 
militärischen Angelegenheiten unter fliegendem Siegel durch die Hände des 
Gouverneurs an den Kommandeur. 

Für die Leiſtungsfähigkeit der Schugtruppe zur Erfüllung der ihr zu— 
gewieſenen Aufgaben hat gemäß Abjchnitt III der Kommandeur zu jorgen; im 
Speziellen trägt er die Verantwortung für die Disziplin, Ausbildung, inneren 
Dienjt und VBerwaltung.') Hat der Kommandeur in militärticher Beziehung 
Bedenken gegen Anordnungen des Gouverneurs, jo darf er Ddiejem hiegegen 
Vorjtellungen machen. Beharrt der Gouverneur auf feinen Anordnungen, jo hat 
der Kommandeur diejelben auszuführen, kann aber unter Mittheilung an den 
Gouverneur über jeine Bedenken an den Reichskanzler (Neichsmarineamt) berichten. 

In 34R.-G. vom 22. März 1891 ift der Kaiſer ermächtigt worden, die hin— 
ſichtlich des jtrafgerichtlichen Verfahrens gegen die der Schußtruppe zitgetheilten 
Militärperjonen mit den durch die beionderen Verhältniffe der Schugtruppe 
gebotenen Abweichungen von den Vorschriften der Militärjtrafgerichtsordnung 
durch Verordnung zu beftimmen. Auf Grund diefer Ermächtigung erging die 
Kaijerliche Verordnung betreffend das jtrafgerichtliche Verfahren gegen die zur 
Kaiferlichen Schußtruppe für Deutich-Oftafrifa abfommandirten Milttärperjonen 
vom 3. Juni 1891 (R.-G.Bl. ©. 341, Kol.Bl. 1891, ©. 251 ff, Riebow 
©. 358), welche auf diejes Verfahren die Vorjchriften der preußiichen Militär: 
Strafgerichtsordnung vom 3. April 1845 mit verjchiedenen Abweichungen für 
anwendbar erflärte. 

Nach den Vorjchriften diefer Verordnung wird die Gerichtsbarkeit über 
die Schußtruppe verwaltet: 1. Durch das Gericht der Schugtruppe, welches 
aus dem Kommandeur der Schugtruppe mit dem Recht der höheren und niederen 
Gerichtsbarkeit über jämmtliche Militärperfonen der Schugtruppe und einem 
Auditeur bejteht; 2. durch Abtheilungsgerichte, welche mit dem echte der 
niederen Gerichtsbarkeit bei jeder aus mehreren Kompagnien beftcehenden Ab— 
theilung aus dem Chef der Abtheilung als Gerichtsherrn und einem unter: 
juhungsführenden Offizier für die der Abtheilung zugehörigen Militärperjonen 
gebildet werden. 

Der Urtheilsipruch ift zu fällen durch Kriegsgerichte und Standgerichte ; 
zu einem Kriegsgerichte find als Richter zu berufen: a) über einen Offizier: 


) Bol. die Vorjchriften über den Dienitbetrieb der Schußtruppe vom 4. November 
1890 (Rol.:Bl. 1891 ©. 55.) 
Annalen bed Deutihen Reid, 1895. 50 


766 C. v. Stengel: Die deutſchen Schußgebiete. 


ein Oberführer oder älterer Kompagnieführer als Präjes, zwei Kompagniefübrer, 
zwei Zieutenants; b) über einen Unteroffizier: ein Oberführer oder älterer 
Kompagnieführer als Präjes, zwei Offiziere (Numpagnieführer oder Lieutenants), 
zwei Unteroffiziere; ec) über einen Milttärbeamten: ein Oberführer oder älterer 
Kompagnieführer als Präjes, zwei Offiziere (Kompagnierührer oder Lieutenants), 
zwei obere Militärbeamte, thumlichit vom Dienjtrange des Angejchuldigten. Zu 
einem Standgericht find als Nichter zu berufen: a) über einen Uuteroffizier: 
ein Kompagnieführer als Präjes, ein Lieutenant, ein Unteroffizier; b) über 
einen unteren Militärbeamten: ein Kompagnieführer als Präjes, ein Lieutenant, 
ein unterer Militärbeamter. 

Die Verhandlung vor dem Spruchgericht it mündlich, über dieſelbe muß 
ein genaues Protokoll aufgenommen werden, wie auch über die Spruchfällung 
und das Erkenntniß genaue VBorjchriften gegeben jind (SS 15—17). 

Das Necht der VBertheidigung jteht dem Angeklagten perjönlid; oder durch 
eine andere Militärperſon zu; iſt das Delift mit Todes- oder lebenslänglicher 
Freiheitsitrafe bedroht, jo muß ein Vertheidiger zugezogen werden. 

Erfenntnifje wider obere Offiziere und obere Militärbeamte bedürfen nad) 
erfolgter Begutachtung durch einen Auditeur der Bejtätigung des Kaiſers; der 
Neichsfanzler bezw. Staatsjefretär des NeichSmarincamts hat das Bejtätigungs- 
recht des fommandirenden Admirals, der Chef der Schußtruppe dasjenige cines 
Marinejtationschefs; bei Aufhebung eines Erfenntniffes hat neue Verhandlung 
vor dem Spruchgerichte zu erfolgen, bei welcher „die rechtliche und militär— 
dienstliche Beurtheilung“ der Aufhebungsverfügung zu Grunde gelegt werden muß 

‚sreiheitsitrafen bis zu 6 Monaten werden womöglich an Ort und Stelle, 
längere in der Heimath nach den für die Marine geltenden Borjchriften 
vollitredt. 

Der Generalauditenr und das Generalauditoriat für die Marine haben 
auch als jolche für die Schußtruppe zu fungiren. 

Was die Disziplinarftraigewalt anlangt, jo finden nach Abjchnitt VII D 
auf die zur Schugtruppe fommandirten deutjchen Militärperfonen nach Mat: 
gabe ihrer Dienstftellung in der Schugtruppe die Vorſchriften der Disziplinar: 
Itrafordnung jür die Kaiſerliche Marine I. Theil — Dienjt am Lande — mit 
der Abweichung Amvendung, dab dem Neichsfanzler (Reichsmarineamt) die 
höchſte Strafbefugnig, dem Kommandeur diejenige eines heimischen Marine 
jtationschefs, dem Befehlshaber einer aus mehreren Kompagnien gebildeten 
Abtheilung diejenige des Kommandeurs eines Scebatatllons und einem Kompagnie— 
führer die eines detachirten Hauptmanns zufteht. 

Ferner erging das Geſetz betr. die Kaiſerl. Schugtruppen für Südweſt— 
afrifa und Kamerun vom 9. Juni 1895 (Kol.Bl. S. 293), inhaltlich 
dejjen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit in Deutſch— 
Siüdweftafrifa und in Kamerun je eine Schußtruppe verwendet wird, deren 
oberiter Kriegsherr der Kaiſer it. Auf diefe Schugtruppen findet das oben 
erwähnte Gejeg vom 22. März 1891 mit einigen Abänderungen Amvendung. 

II. Inſoweit bejondere Kolonialtruppen in den einzelnen Schuggebieten 
nicht beſtehen, it, wie bereits bemerkt, der militärische Schuß der Schutzgebiete 
durch die Militärmacht des Mutterlandes zu bethätigen. Es kann tm Diejer 
Beziehung wohl feinem Zweifel unterliegen, daß der Kaiſer berechtigt ift, zum 
Schuge der Kolonien nicht blos Kriegsichiffe und ſonſtige Beſtandtheile der 
Kriegsmarine, wie z. B. Marineinfanterie, jondern jelbjt Truppen der unter 
feinem Oberbefehle jtehenden Landarmee abzuordnen. Das Verhältniß der 
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oberiten Beamten der Schußgebiete zu den Befehlshabern der im Bereiche der 
Schuggebiete ich aufhaltenden Striegsichiffe umd Xruppenförper wird jeweils 
im emzelnen durch bejondere Inſtruktionen zu regeln jein, ſoweit nicht all 
gemeine Inſtruktionen erlaſſen ſind, wie dies durch den Allerh. Erlah betr. 
das Verhalten der Kommandanten Sr. Maj. Kriegsichiffe im Schußgebiete 
der Neu-Guinea-Kompagnie vom 24. Mai 18587 und die Initruftion für den 
Zandeshauptmann in Bezug auf Anträge an die Kommandanten Saiterlicher 
Kriegsichiffe auf Gewährung von Schug und Unterjtügung vom 7. Juni 1887 
Nachrichten u. j. w. 1887 ©. 3 ff.) geichehen it. Nach diejer Initruftion 
entjcheidet bei Anträgen des Yandeshauptmanns oder feines Stellvertreters an 
den Kommandanten auf Gewährung von Schuß und Unterftügung im Intereſſe 
der Aufrechtbaltung der Ruhe und Ordnung im Schußgebiete legterer nad) 
jeinem Ermejjen und unter jeiner Berantwortlichfeit über die Annahme oder 
Ablehnung des Antrages und ordnet eventuell die zur Ausführung erforder: 
lichen Mapregeln an. Wenn es jich um die Verhütung unmittelbar drohender 
Angriffe oder Gewalttbätigfeiten gegen Leben, Freiheit oder Eigenthum der 
Perjonen im Schutgebiet handelt, jo fann der Kommandant, der bievon aus 
eigener Wahrnehmung vder durch glaubhafte Nachrichten Kenntniß bat, die 
zum Schuß oder zur Abwehr erforderlichen Maßregeln auch ohne einen Ans 
trag des Landeshauptmanns ergreien. In allen anderen Fällen findet ein 
milttäriiches Einichreiten nur auf Anjuchen des Landeshauptmanns bezw. jeincs 
Stellvertreters ſtatt. 

III. Die Mititärgeieggebung des Reichs iſt jelbitverftändtich in den Schuß: 
gebieten nicht eingeführt; die Einwohner derjelben unterliegen daher als ſolche 
nicht der Wehrpflicht. Im milttärpflichtigen Alter jtchende Neichsangebörige 
müſſen ſich zur Ableiftung ihrer Wehrpflicht in's Neichsinland begeben. Später 
wird es vielleicht möglich ſein, die Ableiſtung der Wehrpflicht in den Kolonial— 
truppen zu geitatten. 


$ 32. Die auswärtige Verwaltung. ') 


I. In allen Kolonialitaaten werden die Angelegenheiten, die ſich aus den 
Beziehungen der Kolonien zu fremden Staaten und deren Kolonien ergeben, 
von der Regierung des Mutterlandes bejorgt. Eine auswärtige Verwaltung 
bejigen die Kolonien wicht. Dies gilt ſogar von den englischen Nepräjentativ: 
folonien und dem indtichen Kaiſerreich; auch deren auswärtige Angelegenbeiten 
werden von der Centralregierung in London bejorgt. Nur in ganz beichränftem 
Maße ift mitunter den an der Spige der Kolonien jtehenden Beamten ein Antheil 
an der auswärtigen Verwaltung eingeräumt. So bat z. B. der Vicefönig von 
Indien das Necht, mit den einheimiſchen indischen Staaten in diplomatiſchen 
Verkehr zur treten, mit denſelben Verträge abzuſchließen und denſelben j ſogar 
Krieg zu erklären. Ebenſo haben der Generalgouverneur von Niederländiſch— 
Indien und die Gouverneure der franzöſiſchen Kolonien das Recht, mit den 
Regierungen der benachbarten Kolonien im diplomatiſchen Verkehr zu treten.?) 

In gleicher Weiſe Steht die auswärtige Verwaltung, jomeit ſich 
diejelbe auf die deutichen Schuggebiete bezieht, ausichlieglich dem Kaiſer zu 

YG. Menera.a. O. S. 208 ff. — Zorn a.a. O. S. 570 ff. 
?, Golonies and Dependencies ©. 137. — De Looter, Handleiding tot 


— 


de Kennis van het Staats-en Administratief Recht van Nederlandsch. Jndie S. 7. — 
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und den von ihm zur Beforgung der Angelegenheiten der auswärtigen Ber: 
waltung beauftragten Beamten, dem Neichsfanzler, dem auswärtigen Amte des 
Deutichen Reiches und den Reichsgejandten und Konſuln zu. Die mit der Ver: 
waltung in den Schußgebieten betrauten Kaiſerl. Beamten haben an und für 
fich, feinerlei Zuftändigfeit in Bezug auf auswärtige Angelegenheiten, wenn jie 
nicht etwa noch die Stellung von Konjuln für an die betreffenden Schug- 
gebiete angrenzenden Länder haben, bezw. joweit ihnen nicht auf Grund des 
8 5 Sch... die Befugniſſe der Konjulm übertragen find. Ste bedürfen 
namentlich zu Abmachungen, welche jie über Berwaltungsmaßregeln mit den 
Behörden und Organen benachbarter Kolonien treffen, der jpeziellen Ermächt— 
igung oder nachträglichen Genehmigung der Kaijerlichen Regierung.') 

Zu bemerfen iſt dabei, daß etwaige Abmachungen mit den Häuptlingen 
der eingeborenen Völferichaften der Schußgebiete nicht in das Gebiet der aus: 
wärtigen Verwaltung fallen, da dieſen Häuptlingen feine völferrechtliche Stellung 
zufommt und jie weder mit dem Deutjchen Neich, dem jie untergeben find, noch 
mit fremden Staaten in diplomatischen Verkehr treten fünnen. 

Daß der Neu-GuineaKompagnie feinerlei Zuftändigfeit auf dem Gebiete 
der auswärtigen Verwaltung zufommt, ift bereits früher ($ 21) hervorgehoben 
worden. Die Gejellichaft kann daher namentlich feinerlei internationale Ab- 
machungen mit fremden Staaten treffen, während jie zum Crlajje von Ver: 
ordnungen zu von der SKaijerlichen Regierung abgejchlofjenen Staatsverträgen 
fompetent iſt, joweit ihr auf dem betr. Verwaltungsgebiete die Ausübung der 
Landeshoheit zufteht. 

II. Beim Abjchluffe völferrechtlicher Verträge über die Verhältniffe der 
Schuggebiete it der Kaiſer an und für jich an die Vorjchrift des Art. 11 
Abi. 3 Reichs-Verfaſſ. als gebunden zu erachten, wonach völferrechtliche Ver: 
träge des Reichs der Zuftimmung des Bundesraths und der Genehmigung 
des Neichstags bedürfen, joferne ie ſich auf einen Gegenſtand beziehen, der 
nach Reichsrecht in der Form des Gejeges geregelt werden muß, da der Kaiſer 
bei Abjchluß jolcher Verträge nicht in Handhabung der ihm allein zur Aus: 
übung übertragenen Schußgewalt, jondern auf Grund des Art. 11 Reichs-Verf. 
als Vertreter des Deutjchen Neichs handelt und daher an die bezüglichen Be— 
ichränfungen der Neichsverfaffung gebunden ift. Andererjeit3 macht jich freis 
[ich geltend, daß die vom Kaifer in Ausübung der Schuggewalt für die Schuß: 
gebiete erlaffenen Verordnungen auf den meilten Gebieten Gejegesfraft haben. 
E3 wird deshalb die Zuftimmung des Bundesraths und des Neichstags nur 
dann nothwendig jein, wenn ein derartiger Vertrag eine finanzielle Belajtung 
des Neichs zur Folge hat, oder einem Schutzgebiete eine Laſt auferlegt, für 
welche nach dem Neichsgejege vom 30, Juni 1890 betr. die Einnahmen und 
Ausgaben der Schußgebiete, ein formelles Gejeg nothwendig it, oder eine 
Aenderung des Schußgebietsgejeges oder der nach demjelben in den Schuß: 
gebieten geltenden Reichsgejege herbeigeführt werden joll, 

Insbejondere ift der Kaijer, wie bereit® früher hervorgehoben, (Val. $ 32) 
an eine Mitwirkung des Bundesrathbs und Reichstags nicht gebunden, wenn 
er ein Schußgebiet oder einen Theil eines jolchen an einen fremden Staat ab» 


Y So iſt 3. B zu dem llebereinlommen zwiſchen dem Reichsfommillar für Oſtafrika 
und dem Generalverwalter der britiicheoitafritaniichen Gefellichaft über die Beichräntung des 
Handels mit Waffen und Munition ſowie über fonitige Maßnahmen in den beiderfeitigen 
Verwaltungsgebieten vom 24. Februar 1890 (Kol.-Bl. 1890 S. 17) die Genebmigung der 
beiderjeitigen Regierungen vorbehalten. 
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treten will, oder durch Vertrag ein neues Schußgebiet erwirbt, da die Schub: 
gebiete nicht Beitandtheile des in Art. 2 R.V. aufgeführten Bundesgebiets jind.') 

Ebenjo fann der Kaijer allein Handels: und SZollverträge in Bezug auf 
die Schutzgebiete ſchließen, da diejelben nicht zum einheitlichen deutichen Zoll: 
gebiete gehören (Art. 35 R.V.). 

Dagegen bedarf der Kaiſer der Zujtimmung des Bundesraths zur Kriegs: 
erklärung auch dann, wenn der Krieg durch einen feindlichen Angriff auf ein 
Schußgebiet erfolgt, da die Schußgebiete nicht Beitandtheile des Reichsgebiets find. 

Was endlich die Frage anlangt, ob die vom Neiche abgeſchloſſenen völfer- 
rechtlichen Verträge auch auf die Schuggebiete Anwendung finden, jo hebt 
G. Meyer (S. 201 ff.) mit Necht hervor, daß vertragsmäßige Beltimmungen, 
welche den Reihsangehörigen gewiſſe Nechte einräumen, auch für die ın 
den Schutzgebieten wohnenden Reichsangehörigen wirffam find. Bei den Ber: 
trägen territorialen Charakters (Handelsverträgen, Niederlaflungsverträgen, 
Auslieferungsverträgen u. ſ. w. muß zunächſt zwiichen den vor und den nad 
Erwerbung der Schußgebiete abgejchloffenen Verträgen unterjchteden werden. 
Daß die erfteren für die Schußgebtete nicht in Betracht fommen, {ft wohl jelbit: 
verftändlich; Dagegen fommt cs bei den legteren lediglich darauf an, ob nad) 
dem im Vertrage zum Ausdruce gelangten Willen der Kontrahenten die 
Geltung derjelben ſich auch auf die Schuggebiete erjtreden joll.’) In Folge 
dejjen gelten namentlich die vom Deutjchen Neiche abgeichloffenen Handels: 
verträge für die Schußgebiete nicht. (Vgl. Art. 23 des deutjch:öfterreich. Handels: 
vertrags vom 6. Dezember 1891, Art. 15 des deutſch-italieniſchen Handels— 
vertrags vom 6. Dezember 1891, Urt. 10 des deutſch-ſchweizeriſchen Dandels- 
vertrags vom 10. Dezember 1891 u. j. m.). 

Eelbjtveritändlich find aber auch Verträge möglich, die fich lediglich auf 
die Schußgebiete oder einzelne derielben bezichen, wie die ja bei allen m 
den SS 9— 12 erwähnten Abgrenzungsverträgen der Fall it. Auch bei Aus— 
lteferumgsverträgen fann dies zutreffen. So bezieht fich der Vertrag zwiichen 
dem Deutjchen Reich und dem Kongoftaate über die Auslieferung der Ver: 
brecher und die Gewährung jonjtiger Rechtshilfe in Strafiachen zwiichen den 
deutſchen Schuggebieten in Afrika und dem Gebiete des Kongoſtaates vom 
25. Juli 1890 (R.©.Bl. ©. 91, Riebow a. a. DO. ©. 41 ff), nur auf 
die bezeichneten Schußgebiete. Es heißt deshalb auch im Art. 17 des Ber- 
trags: „Auf die Auslieferung der Verbrecher und die Gewährung Tonftiger 
Rechtshilfe in Strariachen zwijchen dem Gebiete des Deutjchen Neiches und 
dem Gebiete des Kungojtaates finden die Beſtimmungen des gegenwärtigen 
Vertrages feine Anwendung.“ 

Ebenjo fann auch ein Vertrag der bisher blos für das Reichsgebiet 
gegolten hat, auf die Schuggebiete ausgedehnt werden. In diefer Werje find 
3. B. durch Vertrag mit Großbritannien über die Auslieferung der Verbrecher 
zwijchen den deutichen Schuggebieten und anderen von Deutjichland abhängigen 
Gebieten und den Gebieten Ihrer Gropbritanniichen Majeftät vom 5. Mai 
1894 (R-G.Bl. ©. 535) die Beftimmungen des zwiichen Deutichland und 
England abgejchlojienen Auslieferungsvertrages vom 14. Mai 1872 auch auf 
die Schußgebiete ausgedehnt worden. 


) Stengel, das deutichrengliiche Uebereintommen vom 1. juli 1890 vom Stand- 
punkte des Staatsrechts und Völlerrechts aus betrachtet. (Kol.Ztg. 1890 S. 190.) 
?) Mol. aub Zorn a. a. ©. 5. 579 und G. Meyer 5. 200 ff. 
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8 33. (Anhang). Die rechtliche Stellung der Eingeborenen in den Schubgebieten.') 


I. Dadurd), daß das Reich die Souveränetät über die Schußgebiete er- 
worben hat, Find auch die dajelbit wohnenden Eingeborenen der Deutichen 
Staatsgewalt unterworfen worden, wenn jie auch in einigen Schutgebieten, bezw. 
in einzelnen Theilen derjelben auf Grund abgeichloflener Verträge bis zu einem 
gewijien Grade der deutichen Staatsgewalt entzogen jind. (Vgl. darüber 8 17.) 

Wo, wie im Schußgebiete der Neu-Guinea-Kompagnie, im Gebiete 
der Marſchall-Inſeln und n Deutſch-Oſtafrika, überhaupt feinerlei 
Berträge abgeſchloſſen wurden, oder die Häuptlinge und Sultane in den ab: 
geſchloſſenen Verträgen auf alle ihre Hoheitsrechte verzichtet und ſich voll und 
ganz der deutjchen Staatögewalt unterworfen haben, hat das Reich zweifellos 
das Necht, jeine Gejeggebung, Nechtiprechung und Verwaltung im vollen Um: 
fange auch auf die Eingeborenen auszudehnen. Aehnlich liegt die Sache in 
Kamerun; bier ſind im Juli 1884 und im Januar 1885 zwar Verträge 
mit den Häuptlingen geichloffen worden, die Gerichtsbarfeit oder ein jonjtiges 
Hoheitsrecht, abgejeben von dem Rechte der Forterhebung ihrer Abgaben, 
wurde jedoch den Häuptlingen nicht vorbehalten. Es wurde nur die Zus 
ficherung ertheilt, daß in der eriten Zeit die Sitten und Gebräuche der Ein: 
geborenen rejpeftirt werden -jollen. 

Demgemäß iit das Neich befugt Die Nechtöverhältnifje der Eingeborenen 
im Kamerungebiet nach jeinem Ermejjen zu regeln?) mit der Beichräntung, daß in 
der erjten Zeit die Gewohnheiten der Eingeborenen beachtet werden müſſen.“) 

Unter den Gewohnheiten und Gebräuchen der Eingeborenen jind insbejondere 
die Sklaverei ımd die Vielweiberei zu verjtehen, in Bezug auf welche Einrichtungen 
daher für die erſte Zeit mwenigitens das Neich feine Verbotsgeſetze erlaffen 
fann. Dagegen faun dev Sflavenhandel in feinem Falle gejtattet werden, 
weil in diejer Hinficht em völferrechtliches Verbot vorliegt. 

In Togo iſt am 15. Juli 1884 von Dr. Nachtigall mit König 
Mlapa, deijen Gebiet fich von Porto Seguro im Djten bis Yome oder Bay: 
Beach eritredt, ein Vertrag abgeichlojfen worden, inhaltlich deſſen diejer jich 
mit jeinem Gebiete unter den Schu des Deutjchen Neiches ftellte und ver: 
ſprach, den im jenem Sande mwohnenden deutjchen Unterthanen und Schuß: 
genojjen Schug und freien Handel zu gewähren u. ſ. w., während andererjeits 
die Reichsregierung die Zuficherung gab, alle früheren Handelsverträge zwiichen 
König Mlapa und anderen Mächten zu rejpeftiren, in feiner Weiſe den in 
König Mlapa's Land beſtehenden freien Handel zu belaſten und in die Art 
umd Weiſe der Zollerhebung, welche bisher Mlapa und ſeine Häuptlinge befolgten, 
nicht einzugreifen. 


Stengel, Die rechtliche Stellung der Eingeborenen { in den deutſchen Schußgebieten, 
Kol.-3ta. 1887 ©. 362 fi. und Grenzboten 1859 5. 529 ff,; Bornbat, Das Recht 
der nn * den deutſchen Schubgebieten, ol. Sta. 1891 S. 145: ©. Mener 
a. a. ©. ©.108 fi; Zorn aa. 3, 584 f.; Friedrichs, Ueber die Rechtsverhältniite 
der nem Ri niere Seit 1891 € 47 N; Schröder-Boggelow, Tie Beiteuer- 
ung der Eingeborenen der deutichen Schußgebiete, D Deutiches Nodenblatt N 20; Fleiſch— 
mann, Das Recht im Ausland 1890 N. 21, 29, 28, 29, Fleiſchmann, Redtszuftände 
in Oftafrifa, ebendajelbit 1890 N. 42 und 43; Stengel, Rechtszuftände in Oſtafrika, 
Kol.— 3t4. 1890 3. 293 ff. 
al. den Bericht der Rekhötngsfommillion von 1886 S. 7. 

5 Die 6. Meyer a. a. ©. &. 189 N. 2 auf Grumd von Mittbeilungen von kom— 
petenter Seite behauptet, war übrigens bei Abſchluß der Verträge mit den Häuptlingen be- 
abiichtigt, denielben ebenfalls die (Herichtsbarfeit über ihre Unterthanen zu überlaſſen. 
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Daß diejer Vertrag ebenjowenig wie andere derartige Verträge als Protef- 
toratsvertrag betrachtet werden fann, iſt bereits früher dargelegt worden. Wohl 
aber gewährte nach Inhalt des Vertrages das Deutjche Neich König Mlapa 
in den angegebenen Nichtungen eine weitgehende Selbititändigfeit, deren Ein- 
räumung jich wohl nur aus der anfänglichen Ungewißheit über die Bedeutung 
jolcher Verträge erklärt. 

Was das ſüdweſtafrikaniſche Schußgebiet anlangt, jo fommen 
hier zumächit diejenigen Gebietsjtreden in Betracht, welche mit den dazu ge 
hörigen Hoheitsrechten die ſüdweſtafrikaniſche Gejellichaft von F. A. E. Lüderitz 
erworben hat. Es wird nicht angenommen werden fünnen, dab zu Ddiejen 
Hoheitsrechten auch die Gerichtsbarkeit über die Eingeborenen gehört, weil 
über die Gerichtsbarfeit die betreffenden Däuptlinge befondere Abmachungen 
mit dem Dentjchen Reiche getroffen haben: 

a) In dem am 28. Oftober 1884 mit Kapitän Jojef Frederids abge 
ichlofjenen Schuß: und Freumdichaftsvertrag behielt ich derjelbe die 
Gerichtsbarkeit über jene Unterthanen, deren Sitten und Gebräuche Die 
Neichsregierung zu reipeftiren veriprach, vor. Die Jurisdiftion über die 
deutſchen Neichsangehörigen und Schußgenojjen in Bethanien wurde der 
Reichsregierung überlaffen, während binfichtlich der Gerichtsbarfeit in 
Bezug auf Nechtsitreitigfeiten zwischen Deutichen und Eingeborenen, jowie 
bei Bergehen und Berbrechen von Deutjchen gegen Eingeborene und 
umgefehrt eine bejondere Vereinbarung zwijchen der Neichsregierung und 
Kapitän Fredericks mit der Mahgabe vorbehalten wurde, daß in- 
zwischen derartige Nechtsfälle von dem deutſchen Kommiſſar in Gemein: 
ichaft mit einem Mitgliede des Nathes von Bethanien zu enticheiden jeien. 

b) In dem Bertrage, welcher am 11. Oftober 1854 mit dem Vertreter der 
Baſtards, Hermannus von Wyk, abgeichlojien wurde, hat ich derjelbe 
ſtillſchweigend in der Weije die Gerichtsbarfeit über jeine Unterthanen vor: 
behalten, daß nur die Gerichtsbarkeit über die deutjchen NeichSangehörigen 
und Schußgenofjen dem in Südweitafrifa angejtellten Repräjentanten 
des Deutichen Reiches überlaffen wurde. 

e) Ein jpäterer am 15. September 1885 mit demjelben Hermanns. von 
Wyk abgeichlofjener Vertrag enthält die Erffärung, day das Deutjche 
Meich die Nechte und Freiheiten anerfenne, welche jich die Baftards zu 
Neboboth erworben haben. Bezüglich der Zivil- und Kriminalgerichts— 
barfeit ijt beſtimmt, daß alle Streitigfeiten der Nehobother Bürger unter- 
einander durch deren eigene Richter und nach ihren eigenen Gejegen 
abgeurtheilt werden jollen. Bei Streitigfeiten zwijchen den Bürgern von 
Rehoboth und Leuten, welche nicht zu ihnen gehören, joll durch ein 
gemischtes Gericht Recht geiprochen werden, zu welchem Se. Majeltät 
der Kaijer und der Kapitän von Rehoboth Nichter bevollmächtigen jollen. 
Alle Streitigkeiten zwijchen jolchen Leuten, welche nicht zu den Bürgern 
von Nehoboth und deren Familien gehören, jowie alle riminalverbrechen 
jolcher Leute jollen von Denjenigen abgeurtheilt werden, welche Se. Maj. 
der Kaijer dazu bevollmächtigen wird. In allen Streitigfeiten, auch 
denjenigen der Bürger von Rehoboth, joll die Appellation an das Gericht 
Sr. Majeftät des Kaiſers freiitehen, welches den höchſten Ausſpruch 
thun joll. 

Der am 2. September 1885 mit Kapitän Manafje Norejeb zu Hoachanas 
abgejchlojjene Vertrag enthält die Beitimmung, dal Kapitän Manajje in 


Rn 
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der Ausübung der Gerichtsbarkeit über jeine Unterthanen nicht beeinträchtigt 

werden folle, während es jpäterer Vereinbarung vorbehalten blieb, auf 

welche Weije die Streitigkeiten zwiichen deutjchen Reichsangehörigen oder 
anderen weißen Leuten umd den Eingeborenen abgeurtheilt und wie die 

Schuldigen bejtraft werden jollen. Bezüglich der Rechtsjachen, in welchen 

nur Weihe betheiligt find, wurde die ausichlichliche Gerichtsbarfeit des 

Reiches anerkannt. 

In dem am 21. Oftober 1885 mit Maherero Katyamba, Oberhäuptling 

der Hereros im Damaralande, abgeichloijenen Vertrage tt bezüglich der 

Gerichtsbarkeit bejtimmt, daß alle Nechtsjtreitigfeiten der Hereros unter 

ſich, ſowie die von ihnen gegen einander begangenen Berbrechen und 

Vergehen der Gerichtsbarkeit der Landeshäuptlinge unterliegen, während 

die ım Hererolande ſich aufhaltenden deutjchen Staatsangehörigen und 

Schutzgenoſſen bei Nechtsjtreitigfeiten unter ich, jowie in Bezug auf von 

ihnen gegen einander begangene Verbrechen der deutjchen Jurisdiktion 

unterworfen find. Die Feſtſtellung der Gerichtsbarkeit Hinjichtlich der 

Rechtsſtreitigkeiten zwijchen deutichen Staatsangehörigen und Schußgenofjen 

einerſeits und Hereros andererjeitS blieb bejondere Vereinbarung vor— 

behalten. Inzwiſchen find jolche Nechtsfälle vom Kaiſ. Kommiſſar unter 

Zuziehung eines Nathsmitgliedes der Hereros zu enticheiden. 

f) Am 21. Auguft 1890 wurde zwiichen dem Neichsfommiljar Dr. Goering 
und William Chriftian, unabhängigen apitän des Namaqua-Stammes 
der Bondeljwarts und Oberfapitän des zu Swartmodder (Keetmanns- 
hoop) wohnenden Theib’ichen Stammes von der rothen Nation, ſowie 
verjchiedenen anderen Häuptern diefer Stämme ein Schutzvertrag ab: 
geſchloſſen, Kol.Bl. 1891 ©. 78) inhaltlich deſſen diejelben, die Schuß- 
berrichaft des deutjchen Kaiſers annahmen, Chrijtian, Namens der 
von ihm vertretenen Stämme den deutichen Neichsangehörigen und übrigen 
Schutzgenoſſen das Necht und die Freiheit einräumte, in jeinem Gebtete 
zu reijen, zu wohnen und Handel zu treiben, ') und fich damit einverjtanden 
erflärte, dab bei Streitigkeiten ziviler und krimineller Art zwijchen weißen 

. Leuten unter einander und mit Eingeborenen die Gerichtsbarfeit von 
der durch jeine Majeftät den deutjchen Kaiſer eingefegten Behörde aus: 
geübt wird, während er fich die Gerichtsbarkeit in allen anderen Fällen 
vorbehielt. 

Was nun den Inhalt diefer Verträge anlangt, jo iſt zu unterjcheiden: 

1) Nach dem Inhalte einzelner Verträge haben jic die betreffenden Häupt— 
linge lediglich unter den Schuß des Neiches gejtellt, ohne daß im Ver: 
trage jelbjt eine Abtretung von Hoheitsrechten ausdrüclich verabredet 
wäre. Diejer Art jind der Vertrag mit König Mlapa von Togo und 
die meiften der mit den ſüdweſtafrikaniſchen Häuptlingen abgejchloffenen 
Verträge. Die durch dieje Verträge den betreffenden Häuptlingen und 

“ihren Unterthanen vorbehaltene Autonomie geht joweit, daß den Däupt- 
lingen jogar das von ihmen früher ausgeübte Necht der Erhebung von 
Abgaben auch den Europäern gegenüber belafjen wurde. Andererjeits bes 
ſchränkt jich aber auch das Necht des Deutichen Reiches nicht blos auf Die 


) Mal. auch Kol.Bl. 1894 5. 401, 321 und 345 GKaiſerl. Genehmigung der am 
9. März 1894 mit den Häuptlingen der Abauas-dottentoten und der Betichnanen und am 
19. März 1894 mit dem Bäuptling der Franzmanns-Hottentoten abgeichlofienen Schuß 
verträge, durch welche dieien Häuptlingen feinerlei Hobeitsrechte vorbebalten wurden). 


e 
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Regelung der auswärtigen Beziehungen der fraglichen Völkerſtämme, 
jondern, da dem Deutjchen Weiche die Souveränetät und die Gebiets— 
hoheit über die betreffenden Gebiete zufteht, jo fünnen die Organe des 
Reiches in den Scußgebieten alle aus der Souveränctät folgenden 
Mapregeln ergreifen, welche nicht im Widerjpruche mit der den Ein 
geborenen und ihren Häuptlingen eingeräumten Autonomie jtehen. Man 
wird aber in dieſer Hinjicht jagen fünnen, dab dieſe Autonomie fich 
auf die Verwaltung der Angelegenheiten der Eingeborenen innerhalb 
ihrer Anjiedlungen und ihrer Stammesverbände und auf ihre eigene 
Gerichtsbarkeit beſchränkt. Im Uebrigen dagegen werden z. B. die 
Organe des Reiches berechtigt ſein, polizeiliche Anordnungen zu erlaſſen, 
welche die Eingeborenen ebenfalls befolgen müſſen; die eingeführten Zölle 
und Abgaben ſind auch von den Eingeborenen zu zahlen u. j. w. 

Eine zweite Gruppe von Verträgen bilden die mit den Kamerun-Häupt— 
lingen abgeichlojienen, nad) deren Inhalt den Häuptlingen lediglich die 
sorterhebung ihrer Abgaben und die Berüdjichtigung der Sitten und 
Gebräuche der Eingeborenen zugelichert, Dagegen die Gerichtsbarfeit wicht 
eingeräumt wurde. 

Es liegt in der Natur der Sache, daß das Reich beſtrebt ſein wird, 
ſeinen Einfluß mehr und mehr auch auf diejenigen Völkerſchaften auszudehnen, 
denen zur Zeit noch eine größere Autonomie eingeräumt iſt. Andererjeits iſt 
auch nicht daran zu denken, daß das Reich ſofort die Verhältniſſe derjenigen 
Eingeborenen regeln wird, welche in jeder Beziehung der deutſchen Souveränetät 
unterworfen ſind. Vielmehr gebietet es die Klugheit, nicht blos mit dieſer 
Regelung langſam und vorſichtig vorzugehen, ſondern auch in Zukunft den 
eingeborenen Völkerſchaften alle mit den Intereſſen der Schutzgebiete und der 
Ziviliſation verträgliche Selbſtändigkeit zu laſſen. Deshalb beziehen ſich auch 
die Vorſchriften des Sch-G.G., durch welche ſofort das bürgerliche Recht, 
das Strafrecht und das gerichtliche Verfahren ſammt der Gerichtsverfaflung 
in den Schutgebieten geregelt wurden, nicht auf die Eingeborenen. Der 
Kaijer ift nur durch $ 3 3. 1 Sch-G.G. ermächtigt worden, auch die Ein: 
geborenen dem deutichen Nechte umd der deutjchen Gerichtsbarfeit zu unteritellen. 
Dieje Beitimmung wird dahin auszulegen jein, dal der Kater, wenn er über: 
haupt die Nechtsverhältnifje der Eingeborenen regeln will, feineswegs gezwungen 
ift, Die Beitimmungen der deutichen Geſetze auf diejelben zu übertragen, jondern 
dab er in dieſer Beziehung völlig freie Dand hat. 

Es wirft jich aber nun die Frage auf, welche Perjonen dem als Ein: 
geborene zu betrachten find. In der zur Vorberathung des SchG.G. nieder— 
geſetzten Reichstagslommiſſion wurde die Frage erörtert und dabei mit Recht 
ſeſtgeſtellt,.) daß eine genaue Definition des Begriffs „Eingeborene“ ſich im 
Geſetze ſelbſt nicht wohl geben laſſe und daß es daher Kaiſerlicher Verordnung 
überlaſſen bleiben müſſe, diejenigen Perſonenkategorien zu beſtimmen, welche 
als Eingeborene zu betrachten ſeien. In der That iſt es auch gar nicht ſo 
einfach, im einzelnen Falle den Begriff der „Eingeborenen“ richtig feſtzuſtellen, 
denn mit dieſem Ausdrucke werden nicht blos die Angehörigen der in einer 
Kolonie anſäſſigen Stämme, ſondern auch die Angehörigen fremder Stämme 
bezeichnet, welche als Arbeiter eingewandert ſind, oder, um Handel zu treiben, 
ſich in der Kolonie aufhalten. Der Ausdruck „Eingeborene“ bat daher auch 


2 


— 


Kommiſſ.Bericht von 1886 5. 18. 
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nicht eigentlich einen poſitiven Inhalt, jondern er bezeichnet nur diejenigen 
Perſonen, welche nicht Angehörige europäiſch-ziviliſirter Völker find, bezw. mit 
denjelben gleich behandelt werden, wie dies häufig mit den zum Chriſtenthum 
befehrten „Eingeborenen“ der Fall iſt. 

In Bezug auf die Feititellung des Begriffs der Eingeborenen find bisher 
die bereits in S 24 VI und 8 27 I erwähnten Verordnungen ergangen, 
nach deren Inhalt in den betreffenden Schußgebieten jowohl die Angehörigen 
der Ddajelbit heimischen farbigen wie auch anderer farbiger Stämme und im 
ſüdweſtafrikaniſchen Schußgebiete auch die jog. Baſtards als Eingeborene zu be: 
trachten find. Dieje Verordnungen haben zwar den Begriff der Eingeborenen 
nur für die durch das 8.6.6. geregelte Rechtspflege und für die Anwendung des 
R.G. vom 4 Mai 1870 feitgeitellt, es ift aber wohl anzunehmen, daß dieje Feſt— 
jtellung auch Für die übrigen Verwaltungsziweige Bedeutung bat bezw. erlangt. 

Diejenigen Eingeborenen, welche auf Grund des Sb ©ch.-G.-G. n. F. 
naturalifirt werden und dadurch die deutiche Neichsangehörigkeit erlangen, 
verändern jelbjtveritändlich völlig ihre rechtliche Stellung. Sie treten grund: 
jäglich unter Ddeutiches Necht ımd Gericht. Wenn ſie daher einer Völferichaft 
angehören, bezüglich deren ſich die betreffenden Häuptlinge gewiſſe Hoheits— 
rechte, namentlich die Gerichtsbarfeit, vorbehalten haben, jo hört die Unter: 
ordnung unter ihre Däuptlinge und deren Gerichtsbarkeit auf. Mit Rückſicht 
auf dieſe weitgehende Wirkung der Naturaltiation der Eingeborenen wird daher 
auch cine Narnraliiation jolcher Perſonen nur möglich jein, wenn diejelben 
eine Stufe höherer Kultur erreicht haben. In der Negel wird die Naturali- 
Jation wohl nur jolchen Perſonen ertbeilt werden, welche das Chriſtenthum 
angenommen haben. In diefem Sinne haben jich auch Die Negierungsvertreter 
in der Neichstagstommijfion geäußert. (Kommiſſ.Ber. 1888 ©. 13.) 

II. Was nun die rechtliche Stellung der Eingeborenen im Einzelnen an 
langt, *) jo find hier vor Allem die völferrechtlichen Abmachungen zu erwähnen, 
auf Grund deren das Deutiche Reich zu einer gewilfen Behandlung der Ein— 
geborenen völferrechtlich bezw. vertragsmäßig verpflichtet it. Won geringer 
rechtlicher Bedeutung it die in Art. 6 der Kongoakte enthaltene allgemeine 
Zujicherung, daß alle Signatär-Mächte, welche im jog. fonventivnellen Kongo: 
been Sonveränetätsrechte oder einen Einfluß ausüben für die Erhaltung der 
eingeborenen Bevölkerung und die Verbeſſerung ihrer jittlichen und materiellen 
Lebenslage und für die Unterdrüdung der Sklaverei und insbejondere des 
Negerhandels jorgen werden. Dagegen jind von einichneidender Bedeutung 
die Vorjchriften der zur Ausführung des Art. 9 der Kongoakte vereinbarten 
Brüffeler Generalafte, auf deren bereits in S$ 7 fur, erwähnten Inbalt bier 
genauer eingegangen werden muß. 

Bon den Beitimmungen der Generalafte bezieht ich das I. Kapitel auf 
die Mahregeln, welche in den Gebieten von Afrika zu treffen find. Von den 
14 Artikeln diejes Kapitels ſind namentlich folgende hervorzuheben: Art. V, 
welcher die Verpflichtung der Vertragsmächte enthält, die Beltrafung des 
Stlavenhandels enthaltende gejegliche Vorjchriften beitimmten Inhalts zu er— 
laſſen, joferne ihre Geſetzgebung ſolche Vorſchriften noch nicht enthält. 


N Rat. in dieſer Dinficht die Vorfchriften des bolländiichen Rechts „Annalen“ 1887 5. 393. 

», 68 mag bier nur noch beionders auf die in $ 22 enthaltenen Ausführungen ver- 
wieſen werden, wonad der Kaiſer, was die Renelung der Rechtsverbältnifie der Eingeborenen 
anlangt, ein in feiner Weile, alfo auch nicht durch die $$ 2 und 4 5b... beichränftes 
Verordnungsrecht bat. 
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Dann Art. VI, welcher vorschreibt, daß die im Folge des Anhaltens oder 
der Auflöjung eines Sklaventransports im Innern des Kontinents freigervordenen 
Sklaven, jofern die Umjtände es geftatten, in ihr Heimatland zurücgejendet 
werden jollen, andernfall$ ihnen aber die Ortsbehörde nad) Möglichkeit die Be— 
ihaffung von Lebensmitteln und falls fie es wünjchen, die Niederlafiung im 
Sande erleichtern foll; ferner Art. VIL, welcher beitimmt, dab jeder flüchtige 
Sklave, welcher auf dem Kontinent den Schuß der Signatärmächte anruft, ihn 
erhalten und in ihren von Amtswegen errichteteten Lagern und Stationen vder 
an Bord der die Scen und Flüſſe befahrenden staatlichen Schiffe Aufnahme 
finden joll. 

Weitere hieher gehörigen Beitimmungen enthalten die Art. VIII bis XIV 
der Akte, welche ji auf die Einfuhr von Feuerwaffen und bejonders von 
gezogenen und vervollfommneten Gewehren, jorwie von Schießpulver, Kugeln 
und Patronen beziehen. Dieje Einfuhr joll, abgejehen von gewiſſen Aus: 
nahmen, in dem zwiichen dem 20° nördl. Breite umd dem 22° jüdl, Breite ge 
legenen umd weitlih vom Mtlantischen Ocean, öjtlih vom Indiſchen Ocean 
begrenzten Territorien und deren Dependenzen einjchließlich der längs dem 
Meeresufer bis auf 100 Seemeilen von der Küſte entfernt belegenen Injeln 
verboten jein. 

Endlich find noch hervorzuheben die Vorjchriften des Kapitel VI (Art. 
XC bis XCV), welche eine Beichränfung des Handels mit Spirituojen be 
zweden, und welche jich auf diejelbe Zone beziehen, wie das Verbot der Einfuhr 
von Feuerwaffen u. ſ. w. Namentlich joll die Einfuhr von Spirituoſen in 
denjenigen Theilen diejer Zone, in welchen erweislich, jei es aus religiöjen 
oder anderen Gründen, feine Spirituojen fonjumirt werden, oder der Genuß 
derjelben jich nicht eingebürgert hat, deren Einfuhr verhindert werden und 
die Fabrikation geiftiger Getränke unterfagt jein. Im Uebrigen jollen die 
Spirituojen mit einem Einfuhrzolle bezw. einer Steuer von einer gewiſſen Höhe 
belegt werden. 

Ill. In Uebereinjtimmung mit den in diejen ſoeben erwähnten Abmad)- 
ungen enthaltenen humanen Grundjägen und theilweije in Ausführung der 
von der Neichsregierung übernommenen Verpflichtungen jind in dem einzelnen 
Schuggebieten eine ganze Anzahl von Verordnungen erlajjen worden, welche 
den Schuß der Eingeborenen beziweden. Von diejen Verordnungen jind mehrere 
bereit3 in dem von der Negelung der Nechtsverhältnijje an unbeweglichen 
Sachen handelnden $ 26, andere die jich auf die Beitenerung und bezw. Ein- 
fuhr von Spirituojen beziehen im S 29 (Zollwejen) und einzelne die Ein: 
führung von Feuerwaffen, Munition u. j. w. betreffend ein dem die Sicher: 
heitspolizet behandelnden Abjchnitte des $ 30 (die Verwaltung des Innern) 
erwähnt worden. Noch andere hieher gehörige Verordnungen jollen im Nach: 
jtehenden angeführt werden. 

1. Verordnung des Kailerl. Gouverneurs von Kamerun vom 18. April 
1886 Riebow ©. 248) betr. die Berpfündung von Elfenbein und jonjtigen 
Handelsgegenftänden, jowie die Einlöjung bereits verfallener Pfandſtücke. Dar: 
nach ſind Elfenbein und ſonſtige von den Eingeborenen an fremde Ntaufleute 
in Pfand gegebene Gegenftände, jofern nicht eine anderweitige Abmachung ge 
troffen it, binnen Jahresfrift vom Tage der Verpfändung am einzulöjen, 
widrigenfalls diejelben verfallen und Eigenthum des Pfandnehmers werden. 
Der Eingeborene hat das Recht, vom Pfandnehmer einen Pfandjchein zu ver: 
langen, in welchem der Tag der Verpfändung und der in Pfand gegebene 
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Gegenſtand, ſowie der darauf ausgeliehene Betrag angegeben jein muß. Macht 
er von dieſem Nechte feinen Gebrauch oder geht der Pfandſchein verloren, io 
jind die Bücher des Prandinhabers mahgebend. 

2. Verordnung des Staiferlihen Gouverneurs von’ Kamerun vom 
6. Juni/7. Oftober 1887 (Riebow ©. 253) betr. die Anmwerbung und Aus 
fuhr von Eingeborenen aus dem Schutzgebiete. Diejelbe verbietet das An 
werben von Eingeborenen des deutichen Echußgebietes bei Strafe und ichreibt 
im Art. 4 vor, daß Dampfer und Segelichiffe, welche überjeeiiche Fahrten 
machen, zur Anwerbung von Eingeborenen für dieje Fahrten der Genchmigung 
des Gouverneurs bedürfen. Dampfer, Segelichiffe, Kutter u. dergl. Fahr: 
zeuge, welche zur Vermittelung des Küftenverfehrs beſtimmt und regelmähig 
in einem der Hafenpläge des Schutzgebiets Ttationirt jind, haben die Erlaub— 
niß, Eingeborene für den Schiffsdienft ohne vorherige Genchmigung des 
Gouverneurs anzınverben. 

3. Verordnung des Kaiſerl. Kommijjars für das Togogebtet vom 
24. Dezember 1891 (Riebow ©. 280). Diejelbe verbietet bei Strafe die 
Amverbung von Gingeborenen des Togogebiets ohne Genehmigung des 
Kommiſſars. 

4. Verordnung desſelben Kommiſſars vom 15. Januar 1893 (Riebow 

231, 0l.:Bl. 1893 ©. 105 f.) betr. die Befreiung der in Sklaverei ar 
en Rerjonen. Inhaltlich derjelben erlangen Perſonen, welche ſich ım 
Zuitande der Sklaverei, Hansitlaverei oder Hörigfeit befinden, ihre volle Frei 
heit dadurch, daß ihr bisheriger Herr ein ihr Verbältnig zu ihm löſendes 
Rechtsgeſchäft (Nauf, Tauſch, Schenfung u. j. w.) mit einem Dritten oder mit 
ihnen jelbjt abſchließt. Jeder Loskauf eines Sklaven iſt von dem Befreienden 
innerhalb vier Wochen dem Kaiſerl. Kommiſſar oder dem Amtsvorjteher des 
Bezirks, in welchem der Freigewordene oder Befreiende jeinen Wohnſitz bat, 
anzuzeigen, worauf auf Antrag dem Sklaven unter Siegel und Unterſchrift 
ein Freibrief unentgeltlich auszustellen it. In gleicher Werte kann auch ſolchen 
Berjonen, welche kraft einer behördlichen Verfügung vder aus jonjt emem 
Grunde die Freiheit erlangt haben, cin Freibrief ertheilt werden (SS 1, 2). 
Jeder der erwähnten Behörden des Schußgebiets bat ein Regiſter zu führen, 
un das jeder angemeldete Losfauf unter fortlaufender Nummer emzutragen 
it. ($ 8.) 

5. Verordnung des Katierlichen Kommiſſars für. das ſüdweſtafrikaniſche 
Schußgebiet vom 17. Mai 1891 (Riebow ©. 322). Dieſelbe verbietet 
Bergdamaras oder andere Eingeborene des Schußgebiets anzımverben und ul 
Arbeiter aus dem Schutzgebiete auszuführen vder diejelben zur Auswanderung 
zu veranlajjen. Agenturen zu dieſem Zwecke dürfen innerhalb des Schutz 
gebietS nicht angelegt werden. Zumiderhandelnden iſt die Auswertung aus 
dem Schußgebiete angedroht. 

6. Verordnung des Kaiſerlichen Gouverneurs von Oftafrifa vom 
1. September 1891, betreffend den Ben von Sklaven Niebow ©. 431. 
Dieje Verordnung bejtimmt zunächſt in $ 1, daß jeder Sklave, welcher durd 
Kauf oder ein anderes Nechtsgeichäft von jeinem bisherigen Herrn an einen 
Nichteingeborenen abgetreten wird, Hiedurch die Freiheit erhält. Nach S 2 A 
jeder Yosfauf eines Sklaven innerhalb vier Wochen der zuftändigen 3 
hörde desjenigen Ortes, mo der Sklave oder der Losfaufende jeinen Bohn 
hat, anzuzeigen, welche auf Autrag dem Sklaven unter Siegel und Unterichritt 
einen Freibrief unentgeltlich auszuſtellen hat. 
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Eine zwijchen dem Losfaufenden und dem Losgefauften getroffene Verein: 
barung, wonach diejer die Zosfaufjumme ganz oder theilweije abverdienen joll, 
it nach S 3 am ſich zuläſſig, doch muß eine derartige VBerembarung vor einer 
der in $ 2 genannten Behörde jchriftlich abgejchlojjen werden, von welcher jeder 
der Parteien von Amtswegen eine Nusfertigung auszuhändigen it, und unters 
liegt der Genehmigung derjelben. Ein auf dieje Weiſe Losgefaufter it als— 
bald nad) Bezahlung der Loskaufſumme als Freier zu betrachten, dem von der 
zuftändigen Behörde ein Freibrief ertheilt werden fann. Dem neuen Herrn 
itehen feine weiteren Nechte gegen ihn zu, als die, welche in der mit dem Lo 
gekauften getroffenen jchriftlichen Vereinbarung ihre Begründung haben ($ 6). 
Jede deutſche Ortsbehörde des SchußgebietS hat ein Regiſter zu führen, in 
— jeder angemeldete Loskauf unter fortlaufender Nummern einzutragen 
it ($ 8). 

7. Berordnung des Kaijerlichen Gouverneurs für Deutjch-Oftafrifa vom 
23. September 1893, betreffend die Errichtung von Nechtsgeichäften Farbiger, 
durch) welche eine ältere Verordnung gleichen Betreffs außer Kraft gejegt 
wurde. (Kol.Bl. 1893 ©. 486.) Nach diejer Verordnung müfjen eimjeitige 
Rechtsgeihäfte Farbiger, ſowie Nechtsgeichäfte zwiſchen Farbigen untereinander 
durch die zuſtändige Behörde beurkundet werden. Zuſtändig für die Beur— 
kundung iſt jeder Bezirfsamtmann bezw. Stationschef. Betrifft das Rechts— 
geſchäft eine unbewegliche Sache, jo iſt der Bezirksamtmann bezw. Stations— 
chef, in deſſen Bezitk die Sache belegen iſt, ausſchließlich zuſtändig. Die 
Beurkundung erfolgt nach Wahl der Betheiligten entweder 1. in der Weiſe, 
daß der Beamte nach jorgfältiger Ermittelung des Willens der Augiteller 
lediglich den Inhalt der abgegebenen Erklärungen in deutjcher Sprache wieder: 
gibt oder 2. in der Weiſe, dat die Betheiligten dem Beamten ein in der ihnen 
geläufigen Sprache abgefaßtes Schriftftük vorlegen, und dieſer darauf den 
wejentlichen Inhalt im deuticher Sprache vermerkt. Nechtsgeichäfte, welche nicht 
behördlich beurfundet find, jind nicht Flagbar, wenn die Erfüllung derjelben 
noch von feiner Seite begonnen worden iſt. Hat aber auf Grund eines 
nicht behördlich beurfundeten Nechtsgejchäftes die Erfüllung auch nur von 
einer Seite begonnen, jo ijt die Klage zuläjjig, es jind aber diejenigen, welche 
das Nechtsgeichäft errichtet haben, mit dem doppelten Betrage der nad) dem 
Werthe zu entrichtenden Beurfundungsgebühr zu beitrafen. Ueber die auf- 
genommenen Urfunden it ein Negijter über Handlungen der freiwilligen Gerichts: 
barfeit zu führen. 

8. Im Zujammenhang mit diefer Verordnung jteht die Verordnung des: 
jelben Beamten vom 4 November 1893, betreffend die Erhebung einer Erb: 
Ichaftsfteuer und die Negelung von Nachläjjen Farbiger (Kol.Bl. ©. 41). 
Nach diejer Verordnung muß jeder Todesfall Farbiger, wenn ein Nachlaß 
vorhanden ift, durch die Angehörigen des Veritorbenen, in Ermangelung jolcher 
durch die Mitbewohner des Haujes dem Bezirksamt zur Anzeige gebracht 
werden. Von dem durch den Bezirfsamtmann feftgeitellten Werthe des Nach— 
lajjes find nad) Abzug der Schulden beim Uebergang auf Erben erjter Klaſſe 
2 Prozent, außerdem 5 Prozent als Erbjchaftsiteuer zu erheben. Wenn der 
Erbe oder ein Gläubiger des Nachlafjes es beantragt, hat der Bezirfsamtmann 
die Regelung der Hinterlaflenjchaft in die Hand zu nehmen. In diejem Falle 
werden an Stelle der Erbſchaftsſteuer ſtets 5 Prozent der vorhandenen Aktiv: 
maſſe vor Abzug der Schulden al® Gebühr für die Nachlaßregulirung er: 
hoben. Zur Unterjtügung des Bezirksamtmannes bei der Nachlakregulirung 
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jind bei jedem Bezirfsamt Kommiſſionen von je drei bis vier Leuten jeder 
Sekte bezw. Kajte der Araber, Inder, Meimaleute auszumählen, welchen der 
Bezirksamtmann die Abrwidelung der Erbichaft unter jeiner Aufficht überträgt. 
It der Nachlaß völlig vegulirt, jo werden die Mitglieder der Kommiſſion 
durc) das Bezirksamt entlajtet und auf Grund von deren Vorſchlägen die 
endgiltige Erbvertheilung durd den Bezirksamtmann vorgenommen, der den 
Erben eime jchriftliche Erbbeicheinigung ertheilt. ') 

9. Eine ganze Anzahl von Ber rordnungen, welche den Schuß der Ein: 
geborenen bezweden, find ergangen im Schußgebiete der Neu-Guinea-Kom: 
pagnie. 

a) Berordnung des Landeshauptmannes vom 13. Januar 1887, theil— 
weije abgeändert durch Verordnung dejjelben Beamten vom 27. Januar 1888 
(Riebow ©. 532, Nachrichten u. \. w. III S. 158), welche die Verabfolgung 
von Munition, Sprengitoffen und Spirituojen an Eingeborene, ſowie Die Weg: 
führung von Emgeborenen als Arbeiter bei Strafe verbot bezw. nur ımter 
gewiſſen Vorausſetzungen zulich; 

b) Verordnung deſſelben Beamten vom 15. Auguſt 1888, welche die 
unter amtlicher Kontrolle zuläſſige Anwerbung und Ausführung von Ein 
geborenen als Arbeiter genaner regelte. (Niebom 2. 535 fi.i Val. auch 
die Verfügung de3 Yandeshauptmanns vom 18. Oftober 1894 ‚Berordnnungs 
blatt für das Schußgebiet der N.-G.t. 1894, Nr. 2). 

c) Werordnung des Kaiſerlichen Nommifjars vom 20. Februar 1890 be 
treffend die Zurücbeförderung von eingeborenen Arbeitern Riebow ©. 549. 

d) Verordnung des Landeshauptmannes vom 16. August 18885 > Miebom 
S. 549 ff.), welche Beitimmungen traf über die Errichtung von Depots für 
Arbeiter, welche außerhalb des Schußbebtets Verwendung finden jollen; 

e) V ——— der Direktion vom 22. Oltober 1888, betreffend die Er: 
haltung der Disziplin umter den farbigen Arbeitern und die Ergänzung: 
verordnung des Kaiſerlichen Kommiſſars vom 19. Dezember 1889 (Riebow 
©. 554 f.) In dieſen Verordnungen ſind die Disziplinarſtrafen feſtgeſetzt, 
die zur Erhaltung der Ordnung und des Gehorſams gegen die in einem feiten 
Arbeitsverhältniiie flehenden farbigen Arbeiter durch den Stationsvorfteber 
verhängt werden fünnen. 

f) Verordnung des Staiferlichen Kommiſſars vom 19. November 1891 
Niebow S. 553), betreffend die geſundheitliche Kontrolle der als Arbeiter 
angetworbenen Eingeborenen. 

10. Auch im Schußgebiete der Marſchalls-Inſeln find mehrere Ver: 
ordnumgen zum Schuße der Eingeborenen ergangen. 

Zunächſt it zu erwähnen die Verordnung des Statierlichen Kommiſſars 
vom 1. September 1893 (Kol.Bl. S. 186), durch welche bei Strafe verboten 
wurde, ohne vorherige Erlaubnik des Kommiſſars Eingeborene des Schutzgebiets 
zu irgend welchen Zweden nach außerhalb des Schutzgebiets belegenen lägen 
zu überführen. 

Ferner iſt anzuführen die Verordnung dejjelben Beamten vom 25. Jannar 
1887, betreffend das Kreditgeben an Eingeborene und die Anmeldung alter 
Schulden derjelben (Riebow ©. 625 f.) und die dieſelbe abändernde Ver 


') Val. den Runderlaß des Kaiferlihen Gouverneurs von Oftafrifa vom 13. Ro 
vember 1893, — die Erhebung einer Naturalgabe von den Eingeborenen Kol Bl 
1894 ©. 2 f.) 
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ordnung vom 14. Auguſt 1887 dejielben Betreffs Riebow ©. 626), nad) 
welcher bei Strafe verboten it, Eingeborenen, d. h. den Angehörigen der 
im Schutgebiete beimijchen Stämme, jowie den Angehörigen anderer far: 
biger Stämme, joweit micht für Gattungen von Perſonen oder einzelne Ber: 
jönlichkeiten Ausnahmen gemacht werden, Kredit zu geben. Auf Antrag fann 
jedoch geitattet werden, daß Cingeborenen, welche als Händler in einem 
Kontoforrentverhältnik zu einer Firma jtehen, beichränfter oder unbejchränfter 
Kredit gegeben werde. Die zur Zeit des Erlalies der Verordnung vom 
. 25. Januar 1887 bejtehenden Forderungen an Eingeborene mußten, joweit 
jie den Betrag von 50 Dollars überitiegen, bis zum 1. Juli 1887 beim 
Kaijerlichen Kommiſſar angemeldet werden, widrigenfalls jie nicht geichügt wurden. 

Im Zuſammenhang mit dieſen Beitimmungen jteht die Verordnung 
deifelben Beamten vom 16. Oftober 1889 (Niebom ©. 627), welche bei 
Strafe vorjchreibt, da jeder Vertrag mit Eingeborenen über ein Werthobjekt 
von mehr als 2000 Mark schriftlich abgeichloffen werden muß und zu jeiner 
Giltigfeit der vorherigen Genehmigung des Kommiljars bedarf. 

V. Für verichiedene Schußgebiete find Verordnungen ergangen, welche 
die Regelung der Gerichtsbarfeit über die Schußgebiete betreffen. Solche Ver: 
ordnungen jind erlafjen worden A. Kür Namerum: 

1. Verordnung des Kaiſerl. Gouverneurs vom 16. Mai 1892 wegen 
Abänderung der Verordnung betr. Eimführung eines Eingeborenen-Schieds 
gerichts für den Duallaftamm (Riebow ©. 251 ff.). Diele Verordnung hat 
unter Aufhebung einer älteren Verordnung vom vom 7. Oftober 1890 bejtimmt, 
dab Streitigkeiten zwiichen Eingeborenen des Dirallaftammes durch den ein— 
geborenen Häuptling des Beklagten zu erledigen find, wenn in bürgerlichen 
Streitjachen der Werth des Streitgegenitandes 100 ME. nicht überichreitet 
und in Strafiachen der Gegenstand der Urtbeilsfindung eine That bildet, 
deren Ahndung feine höhere Strafe als 300 ME. oder 6 Monate Gefängniß 
erfordert. Gegen die Entſcheidung der Häuptlinge iſt Berufung an ein Ein: 
geborenen-Schiedsgericht zuläſſig, deſſen Mitglieder, wie deren Stellvertreter 
in jederzeit widerruflicher Weije vom Gouverneur ernannt werden. Dasjelbe 
ift zugleich als erjtinftanzielles Gericht zuftändig für diejenigen Zivil und 
Strafprozeſſe, welche nicht zur Zultändigfeit der Häuptlinge gehören; das 
Verbrechen des Mordes und Todichlages bleibt jedoch der Jurtsdiftion des 
Schiedsgerichts entzogen, das auch nicht befugt ift, auf Todesſtrafe, ſowie 
auf eine ‚Freiheitsjtrafe von mehr als zwei Jahren zu erfennen. Für die Recht: 
iprechung des Schiedsgerichts find die an Ort und Stelle in Uebung ſtehenden 
Gebräuche und Gewohnheiten maßgebend. Gegen die Entjcheidung des Schieds- 
gerichts it Berufung an den Gouverneur zuläflig, die binnen einer Woche 
nach Verkündigung der Entjcheidung schriftlich oder mündlich beim Gouvernements— 
jefretär eingelegt werden muß. Die der Kompetenz des Schiedsgerichts nicht unter: 
worfenen Strafjachen find der Jurisdiftion des Kaiſerl. Gouverneurs vorbehalten. 

2. Eine in allen wejentlichen Beitimmungen aleichlautende Berordnung 
desjelben Beamten vom 9. Dezember 1893 (Kol.Bl. 1894 S. 104 ff.) betr. 
Einführung eines Eingeborenen-Schiedsgerichts für den VBiktoriabezirf hat für 
Streitigfeiten zwiſchen Viktorianern, Bakwiris und Zubuleuten ebenfalls ein 
Schiedsgericht eingeführt. 

3. Ebenjo erging am 26. September 1894 eine Verordnung desjelben 
Beamten gleichen Inbalts betr. die Einführung eines eingeborenen Schieds- 
gerichts für den Mangambaſtamm (Kol-Bl. S. 618 ff.). 


780 C. v. Stengel: Die deutihen Schußgebiete. 


B. In Togo jind bisher feine auf: die Gerichtsbarfeit über die Ein: 
geborenen bezüglichen Verordnungen ergangen. Aus der Denfichrift betr. die 
Entwidelung des Schußgebiets Togo (Berichtsjahre 1393/94) — Beilage 
um Kol.Blatt 1895 — ©. 9 ergibt jich jedoch, daß jowohl bürgerliche 
Nechtsftreitigfeiten wie Strafjachen der Eingeborenen von den in allen größeren 
Orten mit Genehmigung der Negierung vorhandenen eingeborenen Gerichten 
bejtehend aus Häuptlingen und Neltejten, in althergebrachter Weije (Palaver) 
entjchieden werden. Dieje vollziehen gewöhnlich die gefällten Urtheile jelbit. 
Nur die Todeäftrafe darf ohne Genehmigung des Landeshauptmanns nic 
vollftredt werden. Die Ihätigfeit der Amtsvorjtcher iſt fajt durchweg eine 
jchiedsrichterliche. Weitergehende Befugniſſe haben die Stationsvorjteher, dod 
können auch von dieſen jchwerere Strafen gegen Eingeborene nur mit Ge 
nehmigung des Landeshauptmanns verhängt werden, „Mit dieiem Zuſtande 
find die Eingeborenen recht zufrieden, da ihre Gebräuche berücdjichtigt werden 
und die Regierung hat den Vortheil, daß ſie an Perjonal jpart, ohne an Ein- 
fluß zu verlieren.” 

C. Für das Gebiet der Neu-Öuinea:Kompagnie find Folgende 
Verordnungen ergangen’): 

1. Staijerliche Verordnung vom 7. Juli 1888 betr. die Gerichtsbarkeit 
über die Eingeborenen im Schuggebiet der Neu-Öuinea-Kompagnie Nachrichten 
u. j. w. 1889 ©. 166, Riebow ©. 532), durch welche unbejchadet der Be 
jtimmung in $ 2 Verordnung vom 5. Juni 1836 der Neu-Guinea-Kompagnie 
für ihr Schuggebiet die Ausübung der Gerichtsbarkeit über die Eingeborenen 
bis zum Ablauf des Jahres 1897 übertragen wurde. 


2. Auf Grund Ddiejer Verordnung erließ die Direktion der Neu-Guinea— 
Kompagnie am 21. Dftober 1888 eine Strafverordnung für die Eingeborenen 
(Nachrichten u. j. w. 1889 S. 166, Niebow ©. 555 ff.). Diele Straf 
verordnung findet Anwendung auf Eingeborene des Schußgebiets, ſowie die 
ihnen gleichgeitellten Angehörigen anderer farbiger Stämme, jofern jte nicht 
durch Naturalijation die Neichsangehörigkeit erworben haben und infolge deſſen 
der ordentlichen Gerichtsbarfeit unterjtellt jind ($ 1). Die Strafverfolgung 
ijt nur zuläjlig wegen Handlungen, welche nach den Gejegen des Deutſchen 
Neichs als Verbrechen oder Vergehen jtrafbar find. Ob die hienach jtrafbaren 
Handlungen zur Strafverfolgung geeignet jind, oder ob dieje Verfolgung zu 
unterbleiben hat, wird von dem dafür zuitändigen Beamten nach den Umständen 


) Wie in den Nachrichten über Kaifer MWilbelmsland und dem Bismard-Archivel 187 
S. 189 mitgetheilt iit, batten die Cingeborenen der Inſel Mioko, vertreten durch die 
Häuptlinge der fünf Diitritte und 48 ftreitfäbige Männer und Familienhäupter in einer vom 
Stationsvoriteher Weiſſſer veranlaßten und geleiteten Verfammlung am 6. Juni 1887 
Namens der Bevölkerung erklärt, daß fie für die Folge ſich der von der Direktion der NG. 
im Bismard-Arcipel eingefegten Landesverwaltung unterwerfen und alle Streitigkeiten, 
ſoweit fie unter ihnen selbit nicht gütlich ausgeglichen werden, vor dem Stationsvoriteber 
zur Enticheidung bringen und deiien Urtheil als endgiltig anerkennen werden. Sie baben 
jich ferner verpflichtet, die nach den bisherigen Sitten vorgefommenen Morde, Mordantäll, 
Raub an Frauen, Diebftahl, Brandlegung und andere barbariiche Gebräuche abzuicaften, 
fie zu verhindern, wo fie fönnen und in den Fällen, in welche diefe oder ähnliche Verbrechen 
vorfommen, alles Mögliche zu thun, des Thäters habhaft zu merden und ibm an den 
Stationsvoriteber abauliefern. 

Aus Anlaß dieſer Unterwerfung bat der Landeshauptmann am 2. September 1887 
eine Verordnung erlafien, durch welche die Erledigung vermögensrechtlicher Streitigfeiten 
unter den Angebörigen farbiger Stämme durdy Schiedsämter geregelt wird. 
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des Falles entſchieden (S88 2, 3). Die zuläſſigen Strafen ſind: Todesſtrafe 
(Erhängen), Gefängnig mit Zwangsarbeit von drei Tagen bis fünf Jahren ; 
Smangsarbeit ohne Berwahrung im Gefängniß von einem Tage bis zu drei 
Jahren ; Geldjirafe von einer Mark bis zu dreihundert Mark (55 4—10). 
‚Für die Verhandlung und Enticheidung der Strafjachen ſind Stationsgerichte 
zujtändig, welche aus einem Gerichtsvorjteher und einem Gerichtsichreiber be- 
jtehen und deren Verfahren in den 88 20—39 genauer geregelt ijt. In den 
Fällen, in denen auf Todesſtrafe bezw. Gefängnik mit Zwangsarbeit nicht 
unter ſechs Monaten erfannt werden kann bezw. muß, haben bei der Verhand- 
[ung und Entjcheidung zwei aus den achtbaren Werken jeines Bezirks vom 
Gerichtsvorjteher berufene Beiliger beizuziehen ($$ 11—21). Dem Landes: 
hauptmann jteht die Bejtätigung der Todesurtheile und das Begnadigungsrecht 
zu (55 39, 40). 

D. Für das Schußgebiet der Marjchall:Injeln it am 26. Februar 
1890 eine Kaijerliche Verordnung ergangen, welche den Neichsfanzler ermächtigte, 
die erforderlichen Anwendungen für die Regelung der Gerichtsbarkeit über die 
Eingeborenen des Schußgebiet3 zu treffen Miebow a. a.D. ©. 624). Solche 
Anwendungen jind bisher jedoch noch nicht getroffen worden. 

E. Für das jüdweftafrifaniihe Schußgebiet und für das oft- 
afrifanijhe Schußgebiet find noch feine auf die Gerichtsbarkeit über 
die Eingeborenen bezüglichen Vorjchriften erlajjen worden. 

V. Bei den bisherigen Maßnahmen zur Negelung der Nechtsverhältnijje 
der Eingeborenen handelt es ſich ſelbſtverſtändlich erſt um Anfänge, zumal 
keineswegs alle eingeborenen Stämme in den verſchiedenen Schutzgebieten ſchon 
vollſtändig der deutſchen Herrſchaft unterworfen ſind. Mit der größeren Aus— 
dehnung und Befeſtigung der deutſchen Herrſchaft werden natürlich auch die 
Nechtsverhältnifje der Eingeborenen in den einzelnen Schußgebieten genauer 
zu ordnen fein. Dabei wırd al® Grundjag zu gelten haben, daß die Ein- 
richtungen, Gebräuche und Gewohnheiten der Eingeborenen injoweit aufrecht 
zu erhalten find, als dies mit der zivilijatoriichen Aufgabe, welche das Reich 
in jeinen Kolonien zu erfüllen hat, und der Sicherheit und Wohlfahrt der 
Schußgebiete verträglich erjcheint. Deshalb wird von einem Eingreifen in Die 
dem bürgerlichen Rechte, namentlich dem Familienrechte, angehörigen Verhältniſſe 
möglichſt abzuſehen ſein. Es wird genügen, wenn Baer getroffen 
werden, welche die Verfehrsbeziehungen der Eingeborenen mit den Europäern 
und die Entjcheidung der jich aus diejen Beziehungen ergebenden Streitigfeiten 
regeln. Derartige Streitigkeiten jind vor eim deutjches Gericht, welchem ein- 
geborene Beifiger beigegeben werden mögen, zu verweijen. 

Streitigfeiten der nr ei unter ſich werden am Beſten — Erſte 
ihren eigenen Obrigkeiten überlaſſen, wie dies in Kamerun und Togo geſchehen 
iſt, ſoferne ſie nicht ſelbſt den Wunſch hegen, von den deutſchen Gerichten ab» 
geurtheilt zu werden; erit nad) und nach wird verjucht werden fünnen, Die 
Serichtsbarfeit der deuiſchen Gerichte auch auf dieſe Streitigkeiten auszudehnen, 
in der Weiſe, daß eine freiwillige Unterwerfung unter deutſches Recht und 
Gericht für zuläſſig erachtet, oder wenigſtens in wichtigeren Fällen die Berufung 
von den eingeborenen Richtern an die deutſchen Gerichte gejtattet wird. 

In höherem Maße als auf dem Gebiete des bürgerlichen Nechtes wird 
das Eingreifen auf dem Gebiete des Strafrechtes und der Strafrechtspflege 
nothiwendig jein. Nicht blos die jtrafbaren Dandlungen der ingeborenen 
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gegen Weiße werden nach deutichem Nechte und von deutichen Gerichten zu 
beurtheilen jein, jondern es werden wenigitens die jchwereren Strafthaten der 
Eingeborenen überhaupt der deutjchen Gerichtsbarfeit unterworfen werden 
müſſen, joweit nicht ausdrüdliche vertragsmäßige Abmachungen entgegenstehen. 
Es iſt dies um deßwillen geboten, weil es fich bei allen jtrafbaren Dand- 
lungen, welche in einem Schutzgebiete vorfallen, jchlieglich nicht blos um die 
Intereſſen der durch diejelben Verlegten, jondern vor Allem um die Aufrect- 
haltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit handelt. Von dieſem Geſichts 
punkte aus ijt namentlich die obenerwähnten Strafverordnung betr. die Ein- 
geborenen im Schuggebiete der Neu-Guinea-Kompagnie durchaus gerechtfertigt. 

Wie ſich die Ucberlaffung der Gerichtsbarkeit über die Eingeborenen an 
deren eigene Obrigfeiten, wo es immer angeht, empfichlt, jo iſt es auch im 
Uebrigen feineswegs angezeigt, die Autorität der Häuptlinge der eingeborenen 
Stämme zu beeinträchtigen, vielmehr beiteht aller Anlaß, dieſelbe aufrecht zu 
halten und zu fräftigen.”) Auf diefe Weije wird nicht blos ein jonft nöthiger 
Verwaltungsapparat eripart, jondern es werden auch manche außerdem unver: 
meidliche Keibungen vermieden. Ueberdies wird es bei einem ſolchen Syſteme 
am eheiten gelingen, die Eingeborenen an die neuen Berhältnife zu gewöhnen. 


) In diefer Beziehung kann mwohl in den deutichen Schußgebieten das Beifptel der 
Holländer in Ojtindien nachgeahmt werden, welche die eingeborene Bevölterung im Wejent- 
lichen durch ihre eigenen von der Regierung beitätigten Häupter und Voriteber verwalten läßt. 
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Rechnungsergebniſſe der Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften für 1893.) 


Borbemerfungen. 


Zu Tabelle 1 (Ovganijation). 

Il. Die Zahl der Berufsgenofjenschaften, auf welde die Rechnungsergebnifie 
ih beziehen, biieb unverändert (112). 

Il. Die Zahl der jtaatlihen Ausführungsbehörden beträgt 132 gegen 129 
im Borjahre, die der Provinziale und Nommunal-Ausführungsbehörden — auf 
Grund der Ziffer 3 des S 4 des Bauunfallveriicherungsgejepes als leiſtungsfähig 
erklärte Berbände — 240 gegen 219, jo daß die Nechnungsergebniffe ſich zu— 
jammen auf 372 Ausführungsbehörden, gegen 348 im WBorjahre, beziehen. 

Zu Tabelle 2 Spalte 31. Die zufammen mit den Prämien für Rettung 
Verunglüdter und für Abwendung von Unglüdställen nachgewieſenen Koiten der 
Fürſorge für Verlegte innerhalb der eriten dreizehn Wochen nadı dem Unfall, 
welche von einzelnen Berufsgenojjenichaften und Ausführungsbehörden über das 
Maß der geieplihen Verpflichtungen hinaus aufgewendet wurden, um die Folgen 
der Verlepungen für die Genoſſenſchaft ꝛc möglichit zu erleichtern, haben im 
Rechnungsjahr, wie nebenher ermittelt wurde, 114 712,,, Aa betragen. 

Zu Tabelle 2 Spalten 36 bis 47. In den für die Baugewerf3-Berufss 
genojjenichaften (Berufsgenoflenjchaiten Mr. 43 bis 54 und 64) nachgewiejenen Ber: 
waltungsfojten find die nicht ausjcheidbaren Antheilfoiten für die Verſicherungs— 
anjtalten, welche von den leßteren nach $ 17 Abſatz 6 des Bauunfallveriicherungs- 
geſetzes als Paufchbetrag erhoben und der Genoſſenſchaft eritattet werden, mit 
enthalten. Die bezüglichen Paujchbeträge betrugen: 


» „ Heſſen-Naſſauiſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft. 1,608,,; „ 
"» -  Rheinisch-Weitfäliichen Baugewerks-Berufsgenofjenichaft 2,956,,0 
10. „ „ Württembergiichen Baugewerks:Berufsgenofjenichaft . 1,359,20 — 
Bayeriichen Baugewerfs-Berufsgenojlenihait . .» . 4,6534 


1. bei der Hamburgiichen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . 9,033,,5 Mb, 
2. u u Nordöftlihen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . — 
3. . ESchleſiſch-Poſenſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft 1,650, „ 
4. u Hannvoverſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . 13,049, „ 
5. m Magdeburgiichen Baugewerl3:Berufsgenofienihaft . 3,714 44 — 
6. Sächſiſchen Baugewerf3:Berufsgenofjenihaft . . . T156, m 
7%. n „Thüringiſchen Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft . . — 
8. 

9. 


12. „ „ Siüdmejtlihen Baugewerks— — — —4280 
13. „ „ TiefbausBerufsgenofienihaft . . . . YA 


zufjammen . . 84,392, Ma 





Bgl. „Annalen“ 1894 ©. 443, wo in Anmerkung 1 die früheren Berichte angegeben find. 
Bezüglich der "Einzelheiten der Tabellen ift auf die Reichstags: Druchſache Nr. 47, 9. Leg-Per,, 
III. Seſſion 1894,95 zu verweilen. Hier find mur die Schluß: und Gelammtiummen abgedrudt. 
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und jind die betreffenden Einzelbeträge unter Spalte 46 der Angaben für die 
betreffende Verficherungsanitalt in Ausgabe und unter Spalte 56 der Angaben 
für die betreffende Genoſſenſchaft in Einnahme geitellt worden. 

Die Nordöftliche Baugewert3-Berufsgenoffenichaft hat einen Pauſchbetrag nicht 
erhoben, da die Verficherungsanitalt ihre Verwaltungskoſten ſelbſt getragen hat und 
unausſcheidbare (gemeinfame) Koſten nicht vorhanden waren. Gbenjo hat die 
Thüringische Baugewerts-Berufsgenofjenjchaft von der Berechnung eines Pauſch— 
betrages nach Einverleibung der Selbitverficherer in die Berufsgenofjenichaft und 
der hiermit im Zuſammenhange jtehenden Verringerung des Umfanges des Ges 
ichäftsbetriebes der Verſicherungsanſtalt Abjtand genommen. 

Zu Tabelle 2 Spalte 51 und bezw. 5la. Die am 15. Auguſt 1894 
rüdjtändigen Umlagebeiträge für das Jahr 1893, weldye nach den Angaben der 
Berufsgenoſſenſchaften zuſammen 4,860,862,,, Ab. betragen, werden erſt im ber 
nächſtmaligen Nachweiſung der Nechnungsergebnilje zur Verrechnung gelangen, 
ebenjo die rüditändigen Prämien der Berficherungsanitalten der Baugewerfs- 
Berufsgenoſſenſchaften mit 217,217,54 Mk 

Zu Tabelle 2 Spalten 51 und 58. Der von den Berufsgenoflenichaiten 
mit untgelegte VBetriebsfonds zum Gejanmtbetrage von 7,741,727,25 Aa iſt in 
Spalte 51, joweit derjelbe biS zum 15. Auguſt 1894 vereinnahmt worden war, 
mit in Nechnung geitellt und erjcheint im Beltande der Spalte 58. 

Die Napitahverthe für die von der TiefbausBerufsgenofjenichaft und den 
Beriicherungsanitalten der Baugewerf3:Berufggenofjenichaften bis zum 31. Dezember 

1893 jeitgejegten, an diefem Tage noch laufenden Nenten betragen für die eritere 
5,607,102,45 Ma, für die Verſicherungsanſtalten — einfchließlich derjenigen der 


TiefbansBerufsgenoflenichaft — zuſammen 3,227,582,, M. Das vorhandene 
Dedungskapital erjcheint ebenfalls — wie die Betriebsfonds in Spalte 58 als 


Beitand. (In den früheren Nechnungsergebniffen wurden an diejer Stelle nur 
die Kapitalwerthe für die im Laufe des betreffenden Nechnungsjahres feitgejebten 
Renten angegeben. Für das ſeit 1893 geltende Dedungsverfahren, nad welchen 
am Schluſſe eines jeden Nechnungsjahres die Kapitalwerthe für ſämmtliche nod 
laufenden Renten neu ermittelt werden, kommen die Deckungswerthe der im Laufe 
eined Jahres feitgeftellten Nenten abgejondert nicht mehr in Betracht.) 

Zu Tabelle 2 Spalte 59 (und bezw. 481, Der in Spalte 59 nach— 
gewiejene Betrag des Nejervefonds ſetzt ſich bei den Berufsgenofjenichaften zus 
jammen: aus dem Bejtande nach dem Vorjahre, aus den ritdjtändigen Einlagen 
des Vorjahres, aus den Zinjen und aus der laufenden Einlage. 

Die Fehlbeträge bei den Einlagen in den Reſervefonds (Zpalte 48) bei den— 
jenigen Berufsgenofjenjchaften, welche zur Zeit des Abſchluſſes der Rechnungs: 
ergebnijje mit der Umlage zum Theil noch im Nüdjtande waren, betragen zus 
fanımen 2,477,364,,- Mb. 

Bei den Verficherungsanjtalten it der in den Nejervefonds nad) näherer 
ſtatutariſcher Beſtimmung eingelegte Betrag von dem Renten-Kapitalwerth be— 
rechnet und von den eingegangenen Prämien abgezweigt worden. 
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Auszugsweiſe Zujammenftellung der widtigiten Zahlen ans den Tabellen. 


(Die entiprechenden Zahlen aus dem voraufgegangenen Rechmunasjahr 1892 find in edigen 
Klammern beigeießt.) 


Wie die Nachweifung erfeunen läßt, find im Jahre 1893 


L: für 
118 % 112) Bernfsgenojienihaften mit: 
914 914] Sektionen, 
1,092 11,089) Mitgliedern der Genofjenichaftsvorjtände, 
5,255 (5,258) Mitgliedern der Seftionsvorftände, 
23,338 123,177) BVertrauensmännern, 
170 °) [158] angestellten bejoldeten Beauftragten Revi— 
ſionsingenieuren 2c.), 
1,002 1997) Schiedsgerichten, 
3,970 (3,974) Arbeitervertretern bei 
5,190,117 (5,274,953] Betrieben und 
17,458,388 '17,367,547] verſicherten Perſonen 
an Entſchädigungsbeträgen . . 34,173,471,,5 Me 128, 006, 465,20 Me) 
und an laufenden Berwaltungsfoiten 5,768,408,,. Ma.) [5,378,467,3: Mb] 


gezahlt worden. 
Die weiteren Ausgaben an Koſten der 
Unfallunterfuchungen und der Feititellung 
der Entjchädigungen, an Schiedsgerichts- 
und Unfallverhütungsfojten betragen. . 2,318,488,,, Me.  [1,960,605,,, Me] 
Die auf Grund übernommener Unfall: 
verficherungöverträge ($ 100 des Unfall- 
verjicherungsgejebes) erwachlenen Aus— 
gaben. belaufen ih uf . . 2,368,43 M. [3,728,,, Me] 
In den Reſervefonds ind für das 
Jahr 1893 bis zum 15. Auguſt 1894 . 12,285,879,,, Ma. [12,590,338,,; Mb] 
eingelegt worden, jo daß im Ganzen . 54,548,615,,, 46.) [48,939,605,., «#] 
an effektiven Ausgaben (Tabelle 2, 
Spalte 49) für 112 Berufsgenofjen- 
ihaften nachgewiejen find, denen . . 69,974,560,,, Ma’) [60,103,900,,;; M] 
an effektiven Einnahmen (Tabelle 2, Spalte 57) — die leßteren umfajjen 
die von den meilten Berufsgenojienschaften mitungelegten Betriebsmittel für das 
Jahr 1894 — gegenüber jtehen. 
Die am Schluffe des Rechnungsjahres verbliebenen Beitände belaufen ſich 
für fämmtliche Berufsgenoflenjchaften auf 12,356,971,,; M. [12,070,287,,; Me) 
der Gejammtbetrag des Rejervefondsauf 100,469,282,,. M. [85,426,506,,, Me] 





) 64 gewerbliche und 48 landwirtbichaftliche Berufsgenofienichaften. 

) Nach der alljährlich im Neichs-Verfiherungsamt auf Grund beionderer Ermittelungen 
aufgejtellten Weberficht. 

) Nach Abzug der PRauichbeträge Für die Berfiherungsanftalten im Betrage von 
84,392,,0 M ifiehe Vorbemerkungen). 
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Sodann find für den gleichen Zeitraum 


II. bei 
372 [348] Ausführungsbehörden der Reichs:, Staats:, Provinzial: und 
Kommunalbetriebe mit: 
358 [334] Schiedsgerichten und 


1,643 [1,576] Arbeitervertretern bei 
660,462 [646,733] verjicherten Perjonen 
an Entjhädigungsbeträgen . . 3,444,101,;, M. [2,892,975,,0 Me} 
an Verwaltungskoſten . . . . 6,491,05 Ib. [6,863,55 Me] 
an Koſten der Unfallunterfuchungen und 

an Feititellung der Entichädigungen, ſo— 

wie an Schiedsgerichts- und Unfall: 

verhütungstoiten . . 2 2 22. 70,304,-, Mb. (58,102, Me] 
im Ganzeen. 33520 89 —— A. 
berausgabt worden. 





Ill. Bon den 13 Verfiherungsanitalten der Baugewerf3-Berufsgenofjen- 
Ichaften wurden verausgabt: 

an Entjchädigungsbeträgen . 546,197,,, «Mk  [440,737,0: Me) 
an Berwaltungsfoiten (einschließlich des Pauſch⸗ 
betrages nah S 17 Abſatz 6 des Baus 

Unfallverficherungsgejeßes) . . 280,690,55 M. [257,845,,; Me] 
an Koſten der Unfallunterfuchungen und der 
Beititellung der Entihädigungen, jowie an 

Schiedsgerichts- und Unfallverhütungskoſten 19, 940.26 A. [15,113,,. Mb) 
an Koſten auf Grund übernommener Unfall— 
verſicherungsverträge 8 100 des Unfall— 

verſicherungsgeſetzes) . . — 4 [— #] 

In den — find für das Jahr 
1893 . . . 28,737,75 Mb. 1149,450,5; Ab) 
eingelegt worden, Er ne im ae 873,566, Me. |863,146,,; Me) 
an effektiven Ausgaben (Tabelle 2 

Spalte 49) für die 13 Berfiherungsanftalten 

nachgewiejen find, denen . . . 3,224,426,35 Mb. [2,946,508, 1: Me] 
an effektiven Einnahmen (Tabelle 2 

Spalte 57) gegenüberitehen. 

Der am Schluffe des Rechnungsjahres 
nachgewiejene Beitand beläuft jih auf . . 2,348,860,55 Mb. 2,083,361,55 Me 
der Betrag des Reſervefonds auf . . . 422,443,9; Me [522,226,,, Me) 

Die Zahl der Berlepten und deren Dinterbliebenen und Angehörigen, welche die 
Wohlthaten der Unfallverficherung im Jahre 1893 genoſſen haben, ergiebt ſich aus 
den fpeziellen Angaben der Tabelle 2 Spalten 2—26. Dieje Zahlen umfafjen aud) 
diejenigen Perjonen, deren Nentenbezüge 2c. aus den Jahren 1885 bis 1892 
ftammen und im Jahre 1893 weiter gelaufen jind. 

Die Gejammtjumme der gezahlten Entihädigungsbeträge 
(Renten 2c.) beläuft jich auf 38,163,770,3; Aa gegen 32,340, 177,90 M. im Jahre 
1892, 26,426,377,90 eM im Jahre 1891, 20,315,319,,, M im Jahre 1890, 
14,464,303,,; Ab. im Jahre 1889, 9,681,447,,7 Ab. in Jahre 1888, 5,932,930, 5,5 Ma 
in Jahre 1887 und 1,915,366,,, Mb. im Jahre 1886. 
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Die Anzahl der neuen Unfälle, für welche im Jahre 1893 Entjchädigungen 


jeftgeftellt wurden, beläuft ji: 
I. für den Bereich der Berufsgenofjenichaften auf. 58,724 
II. für den Bereich der Ausführungsbehörden auf. 3,150 


III. für den Bereich der Verficherungsanftalten auf . 855 
WIGREE RE ec —— 
Darunter: 
Unfälle mit tödtlichem Ausgange F 6336 
Unfälle mit der Folge einer dauernden völligen Erwerbs⸗ 
unfähigkeit . . .. 2,507 
Die Zahl der bon den getöbteten Berjonen hinterlaffenen 
entihädigungsberedhtigten Perjonen beträgt . . 12,763 


1827) 
155,654] 


15,911) 
[2,664] 


[11,835] 


darunter: 4125 13947] Wittwen, 8400 [7660] Kinder und 238 [228] Aizendenten. 
Die Anzahl ſämmtlicher im Jahre 1893. überhaupt zur Anmeldung ges 


langten Unfälle beträgt 
I. bei den Berufsgenofienichaften . . .» . . 241,126 
II. bei den Ausführungsbehörden . . » . . 21,213 
III. bei den Verfiherungsanitalten . . .» . . 1,791 
zuſammennnnn. er 





[215,139] 
[19,587] 
(1,539) 
[236,265] 
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Tabelle ]. 








A. Gewerblihe Berufs: 
nenofienjhaften . 


B. Yandwirtbfchaftliche 
Berufsgenoſſenſchaften 


Gefammtfumme . 


A. Staatlihe Ausführ⸗ 
ungsbebörden. 
a) Marineverwaltung 
b) Heeresverwaltung 
€) Roft- u. Telegraphen= 
verwaltung . 
d) Gifenbahnverwaltung 
e) Baggerei-, Binnen» 
ihiffiahrts-, Flößerei⸗ 
Prahm⸗ u. Führbetriebe 
f) Land- und forſtwirth— 
ſchaftliche Verwaltung 
g) Bauverwaltung 
h) Erg ng %. Be 
triebe . 
B. Provinzial: nnd Kom- 
munal⸗ Zune 
behörden 


Gefammtfumme . 


Berfiherungsanftalten 
jufammten . 

















= he 


Organi— 



































Zahl der 
Mitglieder | a | | | 
Sen) des — girten Ver= | anges| erricd | Ars Unter 
| Ge "lichen | zur Ber) trans ſtellten tetem beiter- Ber | neh 
tio- noſſen⸗ Set: noflens | b ? 1:34 
ichafts- an: ſchafis | end» Beauf- Schieds⸗ ver- | triebe | mer 
NEN | por: vor, verſamm⸗ männeritragten | gerichte |treter 
ſtandes | ftände lung | 
2| 38 | 41 351% ı/|s 
l. Berufs- 
. | 
1358, 738 | 1,989 2,556 | 168 | 409 2,784 420,87463,131 
se 354 | a“ 1,638 "en 2 : 593 |1,1864,769,243]| — 
.[914 | 1,092 |5,255 | 4,194 23,338| 170 1,002 3,970 5,190,117|68,181 
| 
I. Ausführung # 
Zee ne se e| - | - 
— — — — — — 20 155 — — 
— — — — — — 8 59 — — 
— — — — — — 20 277 — — 
— — — — -- — 4 24 _ 
— — — — — 50 98 — — 
I RE U an BR IR ec ar Er N 
| | | 
e; | | ! 
- — | — - !- |)- | m Ja| — — 
inne = 
II. Ber fiderung $- 


—— 
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Allgemeine Ueberſicht. 





















fatiom. Unfälle, 
44 ter N 
PETER — — Lohnbeträge. (Zahl der Berlegten, 
Berj icherte Be rjonen: (Für die Beitrags⸗ Hır welche Entichädig: Aus— Ein— 
berechnung inAn.| ungen feſtgeſtellt 
jſchnittlich Zuſammen gende Beträge der Im Laufe d. * — 
beſchäftigte Löhne und Ge- _. i Rechnungs- (Vgl. Tab. 2] Val. Tab. 2 
oh, ) 2 do; ds “tar Ser ver— Beſtan ahroä Rın-l = a. * — 
Betriebs: | Andere | (Spalten | hälter der bei er” jahres bins] Spalte 49) | Spalte 57) 
beamte ficherten Berfonen] au& den | zugekom— 
und 11-13) — Spalte 14.) [Morjahren | mene Fülle. 
Arbeiter ı (Bal. Tab. 3 
AM Spalte 7) se 
2? I 3 | 14 15 16 17 18 19 
geuoffenfhaften. 
31,171 55,754,251,.ı 


5,100,661 | 5,181 


= = '12,289,415 





44,783 27,553° | 9,439,471,.4]10,304, 701,43 






















5.100,661 , 5,181 | 17,458,388 | 3,366,597,998,: | 147,362 | 58,724  154,633,008,14|66,058,952 04 
| | | 
behörden. 
| | | 
* = 12,505 = 160 52 62,760, = 
— 4 — 33574 er 3 | 1% 993,842,04 = 
— — 16.231 = 12 | 3% 46,664, — 
a a 261,411 * 7,080 | 1,845 12646, 822,4 —— 
=. 4,178 = 12 | 42 44,622,16 ir 
— — 222,657 = 1,438 693 303,466,54 — 
er = 71,747 un 394 187 127,791, * 
— 4— 521 = 12 3 7455,0 BR 






37,638 57.471,54 





660,462 10,270 3,150 3,520,897 ‚es 

















anſtalten. 


3,224,426, 60 








2,114 855 | 875,566,80 
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Zabelle II. 











Ausgaben. 





a. Entihädinumgs 
Todesfälle 





Ermwerbsunfäbigfeit. 











A. Gewerblide Berufsgenoſſen— 
10» A ge 


B. Landwirthſchaftliche Bernie: 
genofienfhaiten . 


Gefammtfumme . 


A. Staatlihe Ausführung 
behörden. 


a) Marineverwaltung . 
b) Seeresverwaltung 


ec) Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung 


d 
e 


— 


Eifenbahnverwaltung 


ne 


waltung 
g) Bauverwaltung . 
h) Seeſchifffahrts⸗ ıc. Betriebe 


— 


B. Provinzial- und Kommunal: 
Ansführnungsbebörden 


Gelammtfumme . 


Berfiherungsanftalten zuiammen 





Baggerei-, Binnenichifffahrte-, 
Flößerei-⸗, Prahm- u. Fährbetriebe 
f) Land: u. forſtwirthſchaftliche Ver— 


Koiten des Renten 2 
Seit AR Beerdigung: 
verfahrend | Verletzte tojten 
Perſ. sb Beri. AM Reri. R 
2108 4 5 6 7 


l Serufs- 


| 
24,775 3,605 204,734, 


| 
862,514,20 110,168 18,216,174,25 


8,085 248,490,08| 64,203! 5,125,148. | 2,302 72,1%. 
| 


32,860 1,111,004,0.: 174,369| 23,341,323,14 | 5,907 276,860, 


II Ausführunas- 


1,180,4s 179 


49,546, 2| 13% 
4,318,» 880 184,446,20 11! 719» 
1,5505: 123 32,047, 10 | 518% 


79,245,73 | 6,670 1,799,517,15 379 | 18,805. 


677,54 | 126 30,617 us 7 DR, 
15,376,.13 1,796 | 194,817,0s 78 2461.15 
6,032,85 464 79,922,» 20 949, 
733,88 2.401,37 2 114» 
1,502, 281 43,404 0, 6 2664⸗ 


| 24 513,0 


2,069 | 110,617, ı 10,525 2,416,721,s | 515 
| | 


III. 


1,261 32,066,10 


Derfidernungs- 
368,437,54 


19475 | 99 43566.. 


= 
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Ausgaben und Einnahmen. 














Uusgadben. 








beträge. 
Todesfälle. Unterbringung 
ö— — I. — im Krankenhaus 
Renten | Abfindungen | Renten | Renten Beuten an bie 
an — — an an Ehefrauen 
Birnen | g Whcdeuun utr 
Getödteter verheiratung | Getüdteter Getödteter Berleter 
Peri 4 | Reri. 


Ab Beri. | se 
15 | 














| 
























APerſ. Me kai 















- } 
10 ı |2e|I 2 14 16 17 





genoſſenſchaften. 
| | 


5,447 | 182,461,10 
I 





i H ! 
13,932 2.191,896,. 539 | 297,601,s: . 29,416 3,383,436,06 


| 1,206 174,394 34 













| 
N 
| | | 
5,575 | 407,974, 130 | 30,886, " 9,320, 457,996,,6 152  11,380,15 14,428,21 


19,507 2,559,870,5| 669 | 3984387 
| | | 


behbördenm. 





38,736 3,841,432,14| 1,358 |185,775,0 | 6,562 | 196,890, 


























21 | 3770| 2 | 149) | Alien — — 6 262,7 
3| 6 | he) 3 | 3460| 29 | 991, 
| ru — — | Al 6 1 2o|l 2 | 100,00 
1,826 | 265,000, : 60 | 29.095. |3,435 | 352,148 | 152 | 19,908. | 205 | 6,641, 
I\ | 
| | | \ 
25 478834. — — | ul 3 2720.1 A| 197. 
| | | | 
| | | 
25 | 10810 | 4 | 74T) 454 2118 | 20 | 1,3683 | 74 | 950 
8 | 11,289,5| 8 1,252, | 180 | 11,332,» | 12 | 9%0,r 31 674,0 
9 1 — = | 19 2A | 1 1 — — 
| m 








| 
26 3,276468 — | — | 31 2,2450 | — 





2,319 | 320,166,» | 


? 


70 | 32.007, 4275 | 415,490, | 


| | | 


23,167,0s 








362 | 9,971, 
| 


auftalten. 


372 | 47,864 | | 4,626, 











| — 52,221, | 11 | 1,8550 | = 2,112, 


| | 
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Moch Tabelle II. 


Yudgaben, 
























a. Entfhädigungd- 


URSTBEINGHUR im Krankenhaus. 


Renten an die Renten un 


Kinder Alzendenten | Kur: und Ber- 
in Kranken- in Stranten» ' pflegungstfojten 
häufern | bäuiern | an firantens 
untergebrachter | untergebradter | häuſer gezahlt 
Verletzter Verletzter 


Perſ. M Perſ. N . Berl. | Rn 
1» | aaa 8 








Il. Bernfs- 


A. Gewerblide Berufänenofienihaften. . [11,554 272,317,:. N 167 9,323, | 9,7871,519,210,8 


B. Landwirthſchaftliche SR. 
idaften . 


| 


2,208, 17,210, 5 26 | 637,5 ' 2,967) 312,501, 
Gefammtfumme . . [13,722 289,528,2: | 198 9,960,0: 112,754 1,831,712, 
| | | 


Il. Ausfühbrungs- 
A. Staatlihe Ausführungsbehörden. | 








a) Marineverwaltung . » 22... 12 407, | — || u | 71 741, 
b) Heereöverwaltung - © > = = 22.169 | 2838 | 1 Bd | 23 | 2,974 
c) Rojt: und —— — F 7 317,0 | — — 6 1010 
d) Eiſenbahnverwaltung .1 412 9,032,33 6 124,0s 331 42,994 sı 
e) Baggereis, Binnenichifffahrts-, Slößereiz, 

Rrahme und Zährbetriebe . . | m | Mm | —- | 8) 810m 
f) Land» u. jorftwirtbichaftliche Verwaltung | 115 | 1025! 5 | 101. ıu 10,681, 
g) Bauverwaltung . . a a ar 5 1,174,:0 | 2 | 67,0 | 39 5,344,15 


h) Seeſchifffahrts-⸗ x. Betriebe. ....1-r a 





führungsbehörden. 122 a — 








B. Provinzial- und Kommunal = Aus: | | 
| 
14 | 





Gefammtfumme . . | 724 | 15,468, | 
| | 





3786 | 
l 


III DBerfiderungs- 


Berfierungsanftalten zufammen. . . . | 220  3,088,85 F — | 231 | 27,368,3: 
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Ausgaben und Einnahmen.) 














Ans gaben. 
d. Unfallverhütungstoften. 






























beträge. 
Koſten — für ä 
Ab⸗ C Scdicdö- Ueber ı bei Erlaß | glüdter und für 
ſchadigungs | von | e Zuſammen 
findungen beträge gerihtd- | wachung Unfall | vomie Roften ver Su 
ie (Spalten 3, 5, loſten der ng A min Ar; o| —— 
2 &= Verletz erha 
Ausländer T, hr 13, Betriebe * der erſten dreizehn 
—* Wochen nach dem —* 
ichriften Unfall 
Bai| Me MO) Me Me se 
Al 3 I »| 81 
genof/fenfhaften. 
208 1155,960:7[27,469,425,»; | | 82,631, | 532,605,50 


| | 
32,50 10, 13,169,25 : 13,212,28 


> 





| | 































































444,407,0, 5,610,21 95,800,:0 | 545,817,06 
| | | 
behörden. 
— — 61,658,15 113,15 192,13 — — | 458,14 458,14 
2 1,300,00 | 214,347,s5 3,213, | 5,050,s0 — — 14,00 14,00 
— — 46,340,83 — 266,87 — — | 57,15 | 57,15 
1 | 600,00 [2,628,114,»5 | 3,610, | 14,859,s4 _ 24,40 | 5,191,00 | 5,216,0s 
-| — 43,459,s0 470 | 500 — — — — 
2 1,350,» ] 270,806,2s 7,655,172 | 7,552,00 — — 13,657,70 | 13,657,19 
6 | 3,734,01 | 122,764, 2,533,00 | 1,403,5s — — 749,51 749,51 
— — 7439,4 10,00 6,08 — — — — 
1 1,680,00 54,170,ı 814,5 | 1,712,07 9, 11,00 77,0 | 98,00 
1 
3,444,101,s4 | 18,419,.4 | 31,634,5: 9,80 35,0 | 20,206,05 20,251,0s 
| 





anſtalten. 


| 


3 | 1,889,01 | 546,197 25 | 12,286,0s | 4,220,72 | 3,170, | 263,00 3,433 41 


| 
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(No Tabelle II. 





Ausgaben. 
e. Ullgemeine Berwaltungäloften. 






1 KRoften 
der erjten Einridtung. 











\ 





2. Laufende 


Verwaltungskoſten. 
Neifeloften und 



















Ausgaben einflichlih etwaiger in an — 
aufzunehmenden 
Perſönliche auf Grund b. 
und übernommener Zufammen Rüge | 
jachliche Unfall- (Spalten 33 | per FD ie 
Koften verſicherungs⸗ "" * zee | Sons, | Der Der 
9 vorſlande und der Ausihüffe, trauens— 
{ | Kommiſſionen x, 
verträge | unb jür ben Berti der männer 
| Genoſſenſchaft Seltion 
Me Me 
38 





Il. ßernufs- 
A. Gewerblihe Berufö- 



















nenoffenfhaften.. . -| — 2,368, | 2,368,0s | 193,994,06, 118,028,11| 71,637, 
B. Landwirthſchaftliche Be: | | 
rufögenojlenfdaften . I - 34.447,10 8,006,»° 831,317,s 








Gelammtiunme . 2,368,0s 





2,368,0s | 2341. 126,029,01, 102,954, 
I Ausfühbrungs- 
A. Staatlihe Ansfüprungs- | 
bebörden. 
a) Marineverwaltung 
b) Heeresverwaltung 
c) Poſt⸗ und — 
verwaltung . 
d) Gitenbohnnerwaltung 
e) Baggerei, Binnenjciff- 
fahrt&s, Flößerei⸗ Prahm- 
und Füährbetriebe . 
f) Lande und forjtwirth: 
ihaftliche Verwaltung . 
g) Bauverwaltung - . . 
h) Seeſchifffahrts· 2c. Betriebe 
B. Provinzial: und Kom: 
munal = BE 
behörden 








Geſammtſummte 


Ill Berfidherung s- 
— zu⸗ 
ſammen. 


= 2,5640 | 1,952 | 2,7470 
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Ausgaben und Einnahmeıt.) 





udgabe nm. 
e. Allgemeine Berwaltungsloften. 





2. Laufende Verwaltungskoſten. 















































Tagegelder | | 
’ [ — = J — 
I | Gehälter | Lotab- | Ohreb- In | Binfen 
c. d. der miethen, | Drud- | Porto: — und Bufemmen 
der Dee Beamten | Peisung, laden, For. koſten, fonftige jonjtiger 
irten zur der Ber mulare ꝛc., Boten⸗ Bubli- Verwal⸗ de 
daher. Beamten | “© Teuchtung — a — 
———— Bedienſteten ze, Auventars foiten wand 
Me | Me A A. M A MM A A. 
39 40 41 42 43 45 46 47 
senoffenfhaften. 
| 
99,139,57| 38,382,05 2,543,685,15 269,846,51! 424,245 ,0r) 417,049,04, 65,451,2s) 293,853,07|4,535,309 ‚as 
9,288,57 4,661, 664,785,51| 37,445,00| 116,980,01| 115,931,:0| 4,846,08| 289,829,s1, 1,317,490,00 
108,428 14| 43,044 20 3, 208, 470, 40 307 ,292,10| 541,176, 532,980,54| 70,297 ,01| 583,683,04 5,852,800,s1 
behärden. 
— 137,08 76,50 — 124,70 — — — 338,16 
— — — — 900,73 | 2,25 — 93,26 1,217,ıs 
- — _ _ 17,0 el 4,00 21, 
| 
- — — — 52,80 92,50 — — 105,10 
— 41,0 2.,705, 20 — 435,36 153,74 ei 338,0: 3,674,r2 
— — — — 275,18 32,40 4,05 — 311,4 
— 344 20,00 — 169,30 42,00 15,6 24,03 376,78 
| | 





























= | 218,05 | 2,802,00 460, | 6,045, 
aufttalten. 
| | 
480 00 134,25 | 123,768,10 | 5,721,14 ——— 20,800,11 888,20 |101,110,. | 280,690, 
Annalen des Deutſchen Reit. 1895. 52 
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(No Tabelle H. 


u un. 
Audgaben. @Ginnahbmen, 


— — — — — — — —ñ — — — — — — — — 


Eingegangene Bei— 




































Summe Beitand träge. 
i der zu Anfang 
Einlagen | Ausgaben des 
in den unter a—f. , 
— Rechnungs⸗) Umlagen Prämien 
Reſervefonds Is. 32,35.07u. jahres 
Sb Me 








Il. SßSerufs- 
A. Gewerblihe Berufe: 
11,484,178,0s | 45,193,537,10 |10,572,148,02| 44,483, 718,2 — 











genofienihaften.. - . 
B. Landwirthſchaftliche Be= 
rnfögenofienidaften . 801,705,:: | 9,439,471,04 | 1,498,139,11| 8,748,967 20 — 





Geſammtſumme 12,285,879,42 | 54,683,008,14 |12,070,287,13 












II Ausführung s- 
A. Staatliche Ausführ- 
ungsbehörden. 

a) Marineverwaltung . 
b) Heereöverwaltung . 
c) Rost: und Telegraphen- 

verwaltung . 
d) Gifenbabmverwaiiung i 
e) Baaggerei-, Binnenjdiff- 

fahrts⸗, Flößerei· Brahms 
und Fährbetriebe. 
f) Land» und forſtwirth— 

ihaftlihe Verwaltung . 
g) Bauverwaltung . 
bh) Seeſchifffahrts · 20. Ber 

triebe 2 





62,760,43 
228,842, 







46,664,»4 — 
2,646,822,47 















44,622, 18 







303,466,54 — 
127,791,2ı 







7,455,10 






B. Provinzial: und Kom= 
munal » ee 
behörden . 


Geiammtinmme . 










57,471,54 — 










3,520,897,02 





III Berfigdernunnugs- 


een zu⸗ 
28,737,17 875,566,00 


fammen . 2,083,361,.s | 27,663,19 872,871,0s 
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Ausgaben und Einnahmen.) 



























Ginnahbmen. R Betrag 
| Eins Beitand des 
Ent⸗ nahmen Summe am Schluß |Refervefonds 
nahmen | St er aus Sonſti der des am Schluß 
⸗ In ge 
aus dem Polizen | Binjen |. Eimahmen | gegnungs- des 
Referve: | gelder | Einnahmen (Spalten 50 
4 (vergl. bis 56 jahres Rechnungs⸗ 
fonds Sp 30) i ) R 
jahres 
Me MM 4 Se Me j 4 
| . 58 59 
seunoffenfhdaften. 
65,838,08 | 162,889 15. 966,77 301,145,55 167,548,37 | 55,754,251,n |10,586,029, | 97,441,318,sı 
105,0 | 8,9540 — | 26,249,56 22,286, | 10,304,701,4s | 1,770,942,26 | 3,027,964,s7 


65,943,0s | 171,843.) 966,17 | 327,394,51, 189,829, | 66,058,952,4 [|12,356,971,ss }100,469,282,0s 
| 





behörden. 








anſtalten. 


4,905,02 


140,887 3,224,426 ‚os | 20 | 422, 443,2 











11,211,as — 83,526,02 
52* 
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Tabelle III. 








Verletzte Berfonen, für welde im 














a. Zahl, Alter und Geſchlecht 
Durchſchnitt⸗ der Verletzten. u 
lihe Zahl Auf 1000 
der Jugendliche verlicherte 
verficherten Erwadjiene (unter Berjonen 
Perſonen 16 Jahren) Zufammen] (Spalte?) 
Tabelle I fonmen 
* Verletzte 
Spalte 14) m 
nt. w M. | w. (Spalte . 
1 2 3 4 5 I 6 7 8 
Il. ßSerufes- 
A. Gewerbliche SERIEN | 
idaften . 5,168,973 ]|29,180 986 907 98 81,171 6,05 
B. Landwirthſchaftliche Berufö- | 
genofienfhaften . 12,289,415 6,234 | 704 | 244 | 27,553 2,2 
Gefammtjumme . | 17,458,388 [49,551 7,220 | 1,611 | 342 | 58,724 | 3% 
I Sutriainde 


A. Staatlide Ansführungs- 
bebörden. 




















a) Marineverwaltung 12,505 4ıs 
b) Heeresverwaltung 33,574 5,86 
c) Poſt⸗ und Telegrapben- 

verwaltung 16,231 2.00 
d) Eifenbahnverwaltung 261,411 7,08 
e) Baggerei-, Binnenſchiff⸗ 

fahrts⸗, Flößerei-, Prahme 

und Fährbetriebe F 4,178 10,05 
f) Land» und forjtwirthichaft- 

lihe Verwaltung . 222,657 3.11 

g) Bauverwaltung . . 71,747 2,51 

h) Seeſchifffahrts⸗ zc. Betriebe . 521 5.⁊0 
B. Provinzial: und Kommunal⸗ 

Ausführungsbehörden . 37,638 


Gefammtiumme 


III. VBerfigerungs- 
— zu⸗ 
fammen . . 





| 
— su» || | - 
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Unfälle. 











Sanfe des Rechnungsjahres Entſchädigungen feſtgeſtellt worden find, 





b. Gegenstände und Vorgänge, bei weldhen ſich die Anfälle ereigneten. 






















Dampftefiel, Feuer: Zuſammen⸗ Fall 
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(Noch Tabelle III. 


EEE — 





A. Gewerbliche Bernfögenofien- 
ſchaften 

E. Laawirthſchaftuich⸗ Berufs: 
genoſſenſchaften. 


Geſammtſumme 


A. Staatliche Ausführungs- 
behörden. 

a) Marineverwaltung . 

b) Heeresverwaltung j 

c) Poſt⸗ und ge 
verwaltung . . i 

d) Eifenbahnverwaltuug . j 

e) Baggerer-, Binnenichifffahrts-, 
Flößerei⸗, Prahm⸗ und Fähre: 
betriebe 

f) Land» und erotic 
Verwaltung . 

8) Bauverwaltung . . ‚ 

h) Seeſchifffahrts- zc. Betriebe ö 


B. Provinzial: uud Kommunal: 
Aunsführungsbehörden 


Gefammtjumme . 


Berfiherungdanftalten zuſammen 


Verletzte Berfonen, für welde im 


b. Gegenftände und Vorgänge, bei welhen fih 





die Unfälle 
Fubrwert 
(Ueber: Eiſenbahn⸗ —— 
fahren von betrieb | Berfebr 


— (Ueber [AU Waſſer 





ereigneten. 
Thiere Hand⸗ 
(Stoß, werkszeug 
Schlag, und 
Biß ac.) | einfache 
ein: Geräthe | Sonitige 
ſchließlich (Hämmer, 
aller Un- exte, 








17 18 19 20 21 22 
Il. SßSerufs- 
1,934 978 321 356 | 2,082 | 2,187 
5,020 22 17 3465 | 2,102 | 2,446 
6,954 1,000 338 | 3,821 4,184 | 4,633 
I. Ausfühbrungs- 

2 1 1 2 16 6 

6 3 1 2 16 19 

3 5 —_ 1 — 2 

6 795 1 2 131 200 

_ — 9 _ 2 3 

33 8 — 5 84 108 

6- — 19 _ 20 38 

— — 2 — _ 1 

12 — — 3 34 24 

68 807 33 15 308 396 
III Ber fidgderungs- 

54 98 


| 5 





Suaz 





Rechnungdergebniffe der Berufsgenofienichaften für 1892. 803 


Unfälle.) 














Laufe des Rechnungsjahres Entihädigungen feitgeitellt worden find. 




















e. Folge der Verletzungen. 


Bahl 


Auf 1000 ver- 
aller Berlegten, für 
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Dauernde Borüber- entſchadigungsberechtigten welche im Laufe des ſicherte Perſonen 
Erwerbs: gehende | Hinterbliebenen der Ger | (Spalte 2) 
Tod fabiakei echnungsjahres 
unfähigkeit Erwerbs⸗ tödteten : kommen Berleßte 
unfähigfeit en mie —— (Spalte 31) 
völlige theilweiſe Bit Afrens | Zu: — 
wen Kinder penten jiammen 
27 | 28 | 29 | 80 31 













senoffenfhaften. 
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5,731] 2,147 |34,639| 16,207 en 190 — 134 
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2 18 | 26 6 2 3 De 5 484 341 
7 10 125 48 4 10 1 15 1,141 33,0 
8 6 | 14 6 617 —| 8 129 7,0 
3835| 275 | 902 283 1299 | 555 | 81 | 885 15,066 57,03 
I 
8 1 20 13 6 9 | 8 18 491 117,5: 
72 22 | 323 276 54 125 7:18 2,706 12,15 
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Berichte über die Thätigkeit 


der 


Reichskommiſſare für das Auswanderungsweſen 
während des Jahres 1394.}) 


Bremen. 
Sm Fahre 1894 jind über Bremen nach außereuropäiſchen Ländern befördert: 
47,499 Berjonen, 

gegen 109,400 Perſonen in 1893, eine Verminderung, wie fie in gleicher Weife 
in jo furzer Periode faum je vorgefommen iſt. Es kennzeichnet dies, in welch’ 
intenfiver Weiſe die in den Vereinigten Staaten feit ca. 1'/, Jahren eingetretene 
Geſchäftskriſis dieſen Verkehr beeinflußt. Während nad der Mopdififation der 
Mac Kinley Bill für eine Neihe von Erwerbsjweigen etwas günftigere Ausſichten 
geichaffen waren, auch in den Stohlenminen und Induſtrie-Gegenden ſchwache 
Spuren einer Beflerung ich zeigten, hat die Ernte, die in verjchiedenen wejtlichen 
Staaten weit unter dem Durchichnittsertrage geblieben ijt, die Verhältnifje in den 
Ackerbaudiſtrikten womöglich noch verjchlechtert. Unter ſolchen Umjtänden mußte 
die eigentliche Auswanderung vollftändig ins Stoden gerathen. 

Die Geſammtzahl der von aufereuropäischen Ländern nad Bremen gebrachten 
Bajjagiere betrug im Jahre 1894 35,648. Die ftarfe Zunahme it im Weſent— 
lichen den gleichen Urſachen zujujchreiben, weldye den Nüdgang der Auswanderung 
veranlaßt haben, Arbeitslofigfeit, verichlechterte Lebenshaltung, geringerer Ertrag 
der Erwerbsthätigfeit veranlaffen die Leute, namentlich jolche, welche nur als 
Arbeiter nach Amerika gegangen jind, ihre alte Heimat wieder aufzufuchen. 

Das zweite Halbjahr bradıte noch eine bemerfenswerthe Auswanderung, 
in dem mit einigen nach Buenos Mires bejtimmten Dampfern des Norddeutichen 
Lloyd eine Anzahl ruffischer Juden befördert wurden. Der größte Transport 
derjelben zählte 276 Köpfe und verließ Bremen mit dem Dampfer H. 9. Meyer 
am 16. November dv. J. Dieſe Leute, welche aus Rußland freiwillig auswandern, 
waren zur Anftedelung auf einer am La Plata belegenen Aderbaufolonie in 
Argentinien bejtimmt, welche von Seiten einer in St. Petersburg und Paris 
domizilirten Gejellichaft zur Unterjtügung ruſſiſcher Juden erworben und zur Auf- 
nahme der Kolonijten entfprechend hergerichtet war. Es handelt jich hierbei, wie 
gejagt, um rein iſraelitiſche Anftedelungen. Im Uebrigen jtodt die Auswanderung 
nad; Argentinien und Brajilien fait ganz. 

Die wöchentlichen Reviſionen der Auswandererherbergen hat der Reichs— 
kommiſſär in Begleitung eines Beamten des Bremer Nachweifungsbureaus vor: 
genommen. Die vorgefundenen Mängel wurden der Polizeibehörde zur Anzeige 
gebracht, welche jtet$ bereit war, Abhülfe zu jchaffen, wenn die örtlichen Ver— 


3 Vgl. die früheren Berichte „Annalen“ 1875 ©. 1107; 1876 ©. 214; 1877 ©. 698; 
1878 ©. 461; 1879 S. 547: 1880 © ©. 598; 1881 S. 345: 1882 ©. 189: 1883 ©. 199; 
1884 ©. 515; 1885 ©. 368: 1886 ©. 817: 1887 ©. 285 u. 398: 1888 S 454; 1889 ©. 933; 


1890 S. 566; 1891 ©. 432; 1892 5. 441; 1893 ©. 609; 1894 ©. 462, 
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hältniffe dies geitatteten. So wurde eine größere Anzahl von Logirmwirthen in 
Folge diejer Anzeigen angehalten, mit nicht unerheblichen Kojten verknüpfte Vor: 
fehrungen für den Fall der Feuersgefahr zu treffen. 

Neben einigen nah den neueren Bauvorjchriften errichteten Logirhäufern, 
welche allen Anforderungen gerecht werden, befinden fich in Bremen auch folche 
älteren Urfprungs, die denjelben nicht mehr völlig gemügen und aud) in janitärer 
Hinficht zu wünſchen übrig laſſen. Seitens eines PRafjagier-Erpedienten des Nord— 
deutichen Lloyd ift neuerdings ein großes, gut ventilirted Auswandererlogirhaus 
mit 278 Betten, Baderäumen und Speiſeſälen für unbemittelte Auswanderer er- 
baut worden. Die Auswanderer, die hier untergebracht werden, find zum größten 
Theil Rufen. 

Segen Rafjagier-Erpedienten und Agenten lagen, mit Ausnahme eined am 
4. Dezember 1894 zur Anzeige gebrachten Falles, in welchem der Paſſagier-⸗Agent 
die ihn präfentirte Anweiſung auf eine freie leberfahrtsfarte (prepaid) nadı 
Amerifa nicht anerkennen wollte, feine Klagen vor. Der gedachte Fall fand durch 
Vermittlung des Reichskommiſſars auf Grund der Bremer Verordnung von 
2. Oftober 1892, nad) welcher der Paſſagier-Expedient für die Unregelmäßigfeiten 
jeiner Vertreter im Auslande haftbar it, auch wenn diejelben im einzelnen Falle 
nicht in jeinem Anftrage handeln, zu Unguniten des Erpedienten jeine Erledigung. 

Die Auswanderer aller Nationalitäten fanden feitens der Bremer Behörden 
und der Bürgerichaft eine freundliche Behandlung und erkannten dies auch dem 
Reichskommiſſar gegenüber auf jein Berragen wiederholt dankbar an. Der von 
der evangeliichen, Fatholifchen und jüdischen Miſſion abgehaltene Gottesdienſt iſt 
von den Auswanderern gut bejucht worden. 

Das hieſige jüdiſche Comite hat außerordentlich viel fir jeine mittellojen 
ruſſiſchen Glaubensgenoſſen gethan. So wurden von demielben 47,698,,, + für 
Beköftigung ausgegeben und 2686 Perſonen, vor ihrer Weiterreife, gekleidet 
Die ruſſiſchen Zwiichendeds-Paflagiere wurden auch in verfloffenen Jahre, in 
Folge einer Bejtimmung des Medizinalamtes, in gefonderten Quartieren unters 
gebradht und mußten ich, ſofern jie die Desinfektionsitation Ruhleben nicht paflirt 
hatten, im hieſigen Krankenhauſe einer Desinfizirung unterziehen. Der Gejundheits- 
zuftand aller über Bremen reijenden Auswanderer war im Jahre 1894 ein jehr 
quter. 

Dei den durch den Reichskommiſſar im vorigen Nahre regelmäßig vor— 
genommenen Reviſionen der Auswandererjchiffe haben die engliihen Dampfer, 
welche die Auswanderer indirekt, über einen englischen Zwilchenhafen, nad) dent 
überjeeifhen NReijeziel befördern, wegen des Fehlens bejonderer Hojpitäler und 
ihrer zum Theil ſehr primitiven Einrichtungen, ſowie in Betreff des Proviants 
wiederholt zu Ausitellungen Veranlaſſung gegeben, während die deutichen Dampfer, 
insbejondere diejenigen der direkten deutſchen Linien des Norddeutichen Lloyd, 
bezüglih aller zum Wohle der Auswanderer getroffenen Vorkehrungen nur zu 
loben waren. 

Die Flotte des Norddeutichen Lloyd it im legten Jahre um zwei der Aus- 
wandererbeförderung und dem Frachtverkehr zwiichen Bremen und New-York 
dienende, auf der Werft von Blohm und Voß in Hamburg erbaute Danıpfer 
„Wittefind“ und „Willehad“ vermehrt worden. Diejelben find zur Aufnahme 
von je 1000 Zwiſchendeckspaſſagieren eingerichtet und bieten den Paſſagieren neben 
der größten Sicherheit gegen Seeunfälle bisher nicht gekannte Bequemlichkeiten. 

Der Dampfer „Wittefind“ hat ebenjo wie ſein Schweiterihiff „Willehad“ 
eine Länge über Steven von 384 Fuß engl., eine Breite von 46 Fuß und eine 
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Seitentiefe von 30 Fuß, bei einem Bruttotonnengehalt von ca. 4996 Regiſter— 
tons. Mit Rückſicht auf die Fahrt nad) Bremen-Stadt beſitzen die Schiffe bei 
gefälligen Formen mit 18 Fuß Tiefgang beveit3 eine Tragfähigkeit von 2700 Tonnen 
Schwergut. In den beiden Iuftigen Abtheilungen des Poopdeds jind für die 
Unterbringung von Familien 32 größere uud Eleinere Kammern vorhanden, von 
denen der größere Theil für je zwei bis vier Perfonen eingerichtet it. In dem 
ca. acht Fuß hohen Hauptded find dagegen bequeme offene eiferne Betten auf: 
geſtellt. Als ganz befondere Annehmlichkeit werden die Zwifchendedspaflagiere 
das Borhandenjein eines großen, von den Schlafräumen gänzlich getrennten Speije- 
ſaales empfinden. Derjelbe it am Borende des Mittichiffshaufes belegen und 
mit Tiſchen und Bänfen für ca. 200 Perfonen verfehen. Bejondere Sorgfalt iſt 
auf die Ventilation der PRajjagierräume, jowie auf die Einrichtung der Waſch— 
häuſer und Cloſets verwendet worden. 

Die Hojpitäler ‚liegen mittichiff3 im beiten Theile ded Schiffe und beitehen 
aus fünf geräumigen, gut ventilirten Krankenzimmern mit zufammen 50 Betten, 
einem Badezimmer und zwei Waterclofet3. Im Vorſchiff im unteren Zwiſchen— 
def befinden ji) ausgedehnte Räume zur Aufbewahrung des Proviantd, ſowie 
drei nach den neuejten Erfahrungen eingerichtete Eiskeller. Außer einem von 
vorn bis hinten durchlaufenden Doppelboden, der zur Aufnahme von Waſſerballaſt 
bejtimmt ijt, jind diefe Dampfer durch acht wajjerdichte Duerfchotte derartig in 
neun WAbtheilungen getheilt, daß ſelbſt bei VBolllaufen zweier benachbarter Ab- 
theilungen das Sinken des Schiffes nicht zu befürchten it. Zum Schutze gegen 
Feuersgefahr dient ein weit verzweigtes Netz von Wailerleitungsrohren, welche 
mit zahlreichen Dampfs und Handpumpen in Verbindung jtehen. 

Der Plan, diefe Dampfer ab Bremen=Freihafen zu erpediren, die Paſſagiere 
aljo fchon Hier, jtatt in Nordenham oder Bremerhafen einzufchiffen, hat ſich ver- 
jchiedener Umstände wegen noch nicht verwirklichen lafjen. 

Unter den über Bremen beförderten 47499 Perfonen, von denen 17269 
Deutfche und 30230 Ausländer waren, befanden ji) 

25381 Perſonen männlichen und 
22118 r weiblichen Geſchlechts. 
Hiervon waren 39 537 Erwachjene, 
6503 Kinder im Alter von 1 bis 10 Jahren und 
1459 „ unter 1 Jahr alt. 
Bon den Auswanderern reijten einzeln: 
16319 Männer, 
10203 Frauen, ferner 
20977 Perſonen in 6448 Familien. 
Direkt wurden befördert 
in 191 Schiffen 43339 Perjonen, 
indirelt „ 109 — 4160 
Die Beförderung vertheilte ſich auf die einzelnen Monate, wie folgt: 


Januar 21696 Perſonen in 22 Sciffen, 
Februar22745 = „a — 
März..53199 u | 
MDEHL N: 2 ta 5846 S „ 25 ö 
Marz. ce MO en 3 a 8 
UNE: 5 3417 — 24 


R 3264 „ 23 = 
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Augut . 2.4039 Perſonen in 30 Schiffen, 
September . . . 5412 A 34 
Oktober4445 „ 25 
November . . . 3485 P in > 
Dezember . . ....2506 ö FE | — 


zulammen 47499 Berjonen in 300 Schiffen. 
Bon außereuropäifchen Plätzen nad) Bremen wurden zurücbefördert 
35648 Perjonen, unter denen ſich 
210 Berjonen befanden, die in den Vereinigten Staaten 
von Amerika nicht zugelafjen wurden. Won diejen jtammten 


aus Deutihland . . „ . 30 Berfonen, 
Pr Oeſterreich a re — 
„Rußland — I |» " 


210 Berjonen, 
von denen 91 Perſonen zurücgewiejen wurden, weil jie angeblid vor Einſchiffung 
Arbeitskontrakte für Amerika abgejchlofien hatten. 


Hamburg. 


Die Auswandererbeförderung über Hamburg it im verfloffenen Jahre (1894) 
wiederum beträchtlich zurückgegangen. 


Es wurden über Hamburg befördert im Jahre: 


1891 . . 2.20. ..144239 Perſonen. 
18922 . .. .......108820 — 
1893 . . 2... ...58872 a 
189 . . . 2... 88827 r 


Die Haupturfache für Dielen ſtarken Rüdgang ift in der gedrücdten Geſchäfts— 
lage der Vereinigten Staaten von Amerifa und dem in Folge dejlen dajelbit 
berrichenden Arbeitsmangel zu ſuchen. Die Einwanderung in die Vereinigten 
Staaten, welche jhon im Jahre 1893 beträchtlich abgenommen hatte, zeigt im 
Jahre 1894 einen weiteren jehr erheblichen Rüdgang, wogegen die Zahl der— 
jenigen Perjonen, welde, getrieben durch die Ungunſt der Verhäftnifie, aus den 
Bereinigten Staaten nad; ihrer alten Heimat zurüdwandern, in dem gleichen Beit- 
raum unverhältnigmäßig gewachſen ift. 

Abgeſehen hiervon haben auc die Choleraepidemie des Jahres 1892, die 
zur Verhinderung der Wiedereinichleppung der Seuche im Jahre 1893 getroffenen 
Maßnahmen, insbejondere das (gegen Ende des leßtgenannten Jahres wieder 
aufgehobene) Verbot des Hamburger Senats, ruffiihe Auswanderer über Hamburg 
zu befördern, jowie endlid die Sperre der preußiichen Grenze gegen ruſſiſche 
Auswanderer wejentli dazu beigetragen, den Auswandererſtrom von Hamburg 
jowie von den deutjchen Häfen überhaupt abzuleufen, Ein wejentlider Theil der 
bisher über dieſe Häfen gehenden ruflischen Auswanderer bevorzugt gegenwärtig 
die Route über Rotterdam, Amijterdam und Antwerpen. 

Aus diefer Verichiebung des Auswandererverkehrs erwachſen natürlich nicht 
nur den deutſchen Dampfergeiellichaften, jondern auch einer Reihe Keinerer, an 
der Auswandererbeförderung betheiligter Gemerbetreibender erheblihe Einnahme: 
ausfälle. Dabei bringt die Ableitung der ruſſiſchen Auswanderung über Die 
niederländischen und belgischen Häfen im gefumdheitliher Beziehung für Deutſch— 
land feine Vortheile mit jich, da erfahrungsmäßig fehr viele ruſſiſche Auswanderer 
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ihren Weg nach den genannten Häfen über deutjches Gebiet nehmen, wohin sic 
troß der Grenziperre zu gelangen willen. 

Um den aus dieſer Sachlage ſich ergebenden Mißſtänden zu begegnen, den 
Strom der ruffischen Auswanderer wieder nach den deutjchen Häfen zu leiten und 
den geſammten Durchwandererverfehr in möglichit geregelte Bahnen zu bringen, 
haben der Norddeutiche Lloyd und die Hamburg-Amerikaniſche Padetfahrt-Aftien- 
gejellichaft mit jtaarlicher Genehmigung an den hauptſächlich in Betracht fommenden 
Grenzibergängen der oitpreußiicheruffiichen Grenze Kontrolitationen errichtet, zu 
welchen allen denjenigen ruſſiſchen Auswanderern der Zutritt geltattet wird, zu 
deren Weiterbeförderung nach dem überjeeifchen Neifeziele die genannten Rhedereien 
ſich verpflidten. In den Kontrolftationen, deren jede aus vier von cimander 
getrennten Baulichkeiten bejteht, werden die Auswanderer einer ärztliden Unter: 
juchung unterzogen, Krankheitsverdächtige und Kranke jofort in abgefonderte Baraden 
gebracht, die Geſundbefundenen dagegen gereinigt und ihr Gepäck mittelit Hrömenden 
Waſſerdampfes desinfizirt. Demmächit werden die legteren in geichloffenen Trupps 
— entweder in Sonderzügen oder in befonderen, beſtimmten Zügen anzubhängenden 
Answandererwagen (jedenfalls aber unter ftrenger Trennung von dem übrigen 
reifenden Publikum) — zunäcit nach dem Auswandererbahnhof Nubleben (bei 
Zpandan) und von dort nad nochmaliger ärztlicher Unterſuchung und eventueller 
Vornahme der in janitärer Hinſicht geboten erjcheinenden Maßregeln nad den 
Verſchiffungshäfen befördert. Die Nontrolitationen befinden ſich ſeit Ende des 
Monats Januar diefes Jahres im Betriche. 

Im Kalenderjahre 1894 liefen 720 Dampfer und 2 Segelichiife von Hamburg 
mit Nusmwanderern aus. Bon Ddiefen wurde durch den Reichskommiſſär circa 
ein Drittel bejichtigt, und zwar namentlich die größeren Dampfer, welche ihres 
bedeutenden Tieiganges wegen von an der unteren Elbe gelegenen Plätzen (Bruns 
haufen, Brunsbüttel und Cuxhaven) die Reife antreten mußten. 

Wo in einzelnen Fällen Unzulänglichkeiten in Bezug auf Einrichtung und 
Ausrüſtung auftraten, genügte ein einfacher Hinweis, um eine fofortige Abjtellung 
der Mängel jeitens der Nhedereien zu erreichen. 

Auch einige engliihe Schiffe, welche Auswanderer in Hamburg zur indirekten 
Beförderung über engliihe Zwiſchenhäfen aufnahmen, hat der Reichskommiſſar 
einer Nevifion unterzogen und dabei mehrfach Verbeflerungen in der Einrichtung 
der für die Zwiichendedspaflagiere beſtimmten Räume veranlaßt. Obwohl dieje 
Schiffe hinsichtlich der Unterbringung und Verpflegung der Auswanderer Den 
deutihen Schiffen im Allgemeinen nachitehen, geben viele Auswanderer der in— 
direkten Beförderung wegen des um ein Geringes niedrigeren Ueberfahrtspreiies 
gleihwohl den Vorzug. 

Um ſich ein vollitändiges Bild über die Auswanderungsbeförderung zu vers 
ichaffen, hat der Reichskommiſſar auch drei von Amerika nach Hamburg zurück— 
fehrende deutſche Danıpfer jofort nach dem Einlaufen in den Dafen beitchtigt, 
nämlich den großen Dampfer „Pruſſia“, welcher für die Aufnahme von 2400 Aus- 
wanderern eingerichtet it, und zwei Schnelldanipfer, welche eine bejonders ſtürmiſche 
leberfahrt zu beitchen gehabt hatten. In allen Fällen fonnte dem Zuſtande der 
Schiffe und dev Behandlung der Zwiſchendeckpaſſagiere nur Lob gejpendet werden. 

Einzelne Leute beflagten jich zwar über Mangel an Bedienung und jchlechtes 
Eſſen. Ber näherer Unterſuchung jtellte ſich dieſe Beſchwerde indeh als unbegründet 
heraus. Was insbejondere das Eſſen anlangt, jo hat der Reichskommiſſar das— 
jelbe gleich beim Anbordfommen geprüft und durchaus zufriedenitellend gefunden 
Die Räume waren ſauber und die Luft in denjelben war gut. 
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Die von dem Reichskommiſſar vorgenommenen NRevifionen der Auswanderer: 
berbergen ließen erfennen, daß die für die Einrichtung und Musjtattung der 
Duartiere maßgebenden Vorſchriften im Allgemeinen jorgfältige Beachtung gefunden 
hatten. Die erhebliche Abnahme des Auswandererverfehrs hat natürlicy auch eine 
ihädigende Rückwirkung auf den Gewerbebetrieb der Herbergsbefißer ausgeübt. 
Der unerwartet jtarfe Andrang don Auswanderern im Jahre 1891 hatte damals 
die Gründung einer größeren Anzahl neuer Auswandererlogirhäufer veranlaßt, 
deren Beſitzer unter den gegenwärtigen veränderten Verhältniſſen den Betrieb nur 
unter ſchweren Opfern aufrecht zu erhalten vermögen. Es jind daher viele diejer 
Herbergen wieder eingegangen. Trotzdem beitehen zur Zeit noch 40 Auswanderer: 
logirhäufer in Hamburg. 

Die auf dem Amerifaquai eingerichtete Auswanderer-Barade, die gelegentlich 
der Choleraepidemie 1892 erbaut worden ift, wurde im gleicher Weife mie in 
früheren Jahren zur Unterbringung der rujfiichen Auswanderer benugt. Die 
legteren wurden mit der Eiſenbahn direkt bis zu diefer Barade befördert und dort 
nach Ausführung der in janitärer Hinſicht erforderlichen Maßnahmen (Neinigung, 
Desinfektion der Kleidungsitücde und des Gepäds) bis zu ihrer Einjchiffung in— 
ternirt. 

Vielfah liefen Klagen gegen Auswanderer:Agenten und deren Angejftellte 
ein, in welchen diejen zur Laſt gelegt wurde, daß fie die Auswanderer durch 
unlautere Mittel zur Löjung von Fahrſcheinen bei einer bejtimmten Firma oder 
zur Löſung von Duartierbillet3 für eine bejtimmte Auswandererherberge zu ver— 
anlafjen juchten. Soweit dieſe Klagen ſich als zutreffend eriiefen, wurden durch 
den Reichskommiſſar die geeigneten Maßnahmen zur Abjtellung der bervorgetretenen 
Unzuträglichfeiten getroffen. 

Wiederholt famen auch betrügeriihe Manipulationen zur Anzeige, welche bei 
dem Werfaufe von jogenannten prepaid tickets durch unberufene Perjonen in 
Amerifa verübt worden waren. Dieje gaben ji fälſchlich als Agenten einer 
beitimmten deutjhen Dampfichiffsgejellihaft aus und verkauften in Amerifa Ans 
weijungen auf Ueberfahrtbillets, welde von früher nad) Amerifa ausgewanderten 
Deutichen ihren in Deutjchland verbliebenen Verwandten gejchidt wurden, um 
ihnen eine kojtenlofe Reife nad) Amerika zu ermöglichen. Wenn die Empfänger 
nun diefe Anweijungen der betreffenden deutichen Schiiffahrtögefellichaft präjentirten, 
weigerte die leßtere jich, die Beicheinigungen anzuerkennen, und es mußten die 
oft mittellofen Perjonen, nachdem jie alle Vorbereitungen zur Auswanderung 
getroffen und ihre Wirthichaft inzwijchen völlig aufgelöft hatten, unverrichteter 
Sache wieder in ihre Heimat zurücdfehren. Auch diefem Unmejen wurde — joweit 
wie möglid — durch geeignete Maßnahmen geiteuert. 

Ende August nahm der Reichskommiſſar an der vertragsmäßig vorgeichriebenen 
Prüfung des für den Verkehr nah Djtafrifa von der Deutſch-Oſtafrika-Linie an— 
gekauften Dampfers „Salatiga“ jet „General“ theil. 

Die neu erbauten Riefendampfer der Hamburg-Amerifa-Linie „Pruſſia“, 
„Perſia“, „Batria”, „Phönicia* wurden von dem Reichskommiſſar in Bezug auf 
die zur Unterbringung für Auswanderer bejtimmten Räume ꝛc. revidirt, wobei 
ſich Nichts zu erinnern fand. 

Unter den über Hamburg befürderten 38 827 Perſonen, von denen 
16 297 Deutjche und 22530 Ausländer waren, befanden ſich 

21507 Perſonen männlihen und 
17 320 = weiblichen Geſchlechts. 
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Berlin 825| 1,881 1138. 1,055, 51) 
»„  Ponmern . 1,124 1277 — 1,040 1.018) 114 3 
" oien . . 1,312 1208 — 1,042 ge 35) 108 
»  Schilefien . 395 601 — | Ss 
Sachſen 456 716 — 3 
R Sciesw, Holftein 201 — 97 2 
J zn 3,738) 772 — 28 1; 
— eitfalen . 557 234 — 3 & 
„GHeſſen⸗Naſſau 398, — 7 
Rheinland * 300 —  %& 
Hohenzoflern . J 6 S 6 — 
Konigreich — 11,304 10,479 21,873 | 11,008! 10,865) — — 
| 
rechts des Rheins | 1,267) 1,254 2,521 1,869) un — 78 3 
Bayern fintsd. NH. Rfal;) 38 1361 2834| 130 — 
Königreih Bayern .| 1,365 1,3901 2,755| 1,999 756 —— 
Sahin 2... 1,108| 796 1,899 = J 
DE CINE u 717] 831) 1,548 
Baden . . a 361) 370) 731 
Heſſen 163 139 302 
Merlenburg-Schwerin 
Sadien-Beimar 
— 
Oldenburg 
Braunſchweig 
Sachjen⸗ Meiningen 
Sachſen⸗Altenbur 
Sachſen⸗Koburg-Gotha 
Anbalt . . 
Schwarzb. ⸗ Sondershauſen 
Schwarzburg: AUPOIREM . 
Waldeck 
Reuß älterer Linie er | p 
Reuß jüngerer Linie . . 28 36 64 
Schaumburgkippe . . . 3 — 3 
A 39 36 75 
Lübed . » 2 2 2.0. 48 37 80 
Bremen : 2 2 20. 341 331) 872 
amburg . ae 1,012 701 1,713 
liah- ne — 36 26 62 
Deutſches Reich . | 17,581) 15 ‚985| 33,566 17,269| 16,297 





) Ueber Stettin find im Berichtsjahre Auswanderer nicht befdehert. 
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2. Die über dentihe Häfen im Jahre 1894 








Zahl der im ı Jahre 1894 


Hertunfttss (Heimatd-) Länder | andere deutſche 
Bremen Hamburg deutſche Häfen 
Häfen überhaupt 





a) Deutihes Rih - > 2 2 2.2. 17,269 16297 | 33,566 

















b) Fremde Länder | ' 
Seigie arte ne 10 1 | 
Dänemarkt.. — 448 845 
Frankreich.. nn 18 22 
Griechenland . 2 2 rn 5 | 5 | 
Großbritannien 2 2 2 2 2 2 nn : 36 187 
Italien............ 14 | | 
Niederlande . 2 2 2 ne 39. 62 
Dejterreihelingatn -. - 2 2... R 5,902 15,302 ı 
Davon: | 
Im Reidysrath vertretene Länder . 5. 4,536 9875 | 
Ungarn....... . . 1,366 5427 | 
Portugal a 3 | 
Rumänien . . . FE 363 430 
Rußland (europäifches) . 17,792 | 
Schweden und Norwegen . 379 | 
Schweiz - 131 | 
Spanien. . : 3 | 
Türkei (europäifdie) . ö 18 | 
Sonitige europ. Staaten!) 1 
Bereinigte Staaten von Amerita?) . 16,283 | 
Andere außereuropäiiche Länder *) 1,258 
Summe .... 80,230 | | 52,760 
Im ganzen (a und b zufammen) . . 47,499 38,827 — 86,326 
Davon wurden befördert: 
über Bremen. . . 2. 2... 47,499 — — 47,499 
über Hamburg . . ie — 38,827 — 38,827 
über andere deutſche Häfen F — — | — — 


1) Bulgarien. 
Einſchließlich der auf Auswandererſchiffen beförderten Reijenden, welche nicht zur Klaſſe der 
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beförderten Auswanderer überhaupt. 
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r 2 S 235 P- . 5 5 
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Auswanderer gehörten. 


Annalen bes Deutihen Reit 1895 








— 800 
186 959 


106 284 
120 37 
33 
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Hiervon waren 31567 Erwachſene, 
5861 Kinder zwifchen 1 und 10 Jahren und 
1399 „ unter 1 Jahr alt. 
Bon den Auswanderern reilten einzeln 12871 Männer, 
5987 Frauen, ferner 
19969 Perſonen in 6296 Familien 
Direkt wurden befördert in 477 Schiffen 34 821 Perionen, 
indireft „ 245 M 4.006 R 
Die direkte Beförderung vertheilte fich auf die einzelnen Monate wie folgt: 


Sanuar . » . 116866 Berjonen in 38 Schiffen, 
Sebruar. 2... 1450 R 34 
März... 2802 0% BT. 
“rd . .. . 4030 u 335 
Mai3704 „#45 2 
m 2 2». 8086 ie 44 — 
Juli.....2935243 38 J 
Auguſt... 3759 = „45 = 
September . . . 4233 A 46 — 
Oktober..3310 J „ 4 a 
November . . . 2283 > „535 „ und 
Dezember . . „2055 — 33 


zuſammen 34821 Perſonen in 477 Schiffen. 

Bon außereuropäiſchen Plätzen wurden nach Hamburg zurückbefördert 24 852 Ber: 
fonen, unter denen ſich 100 mittellofe Nitddwanderer befanden, Bon diefen kamen 
aus Amerifa 96, aus Afrika 3 und aus Wien 1 Berfon. Außerdem kamen aus 
England 1174 mittellofe Rüdtwanderer, jo daB ich die Geſammtzahl derjelben 
auf 1274 Perſonen belief, 

Von dieſen ftanımten 


aus Deutihland . . . 36 Berjonen, 
„ Rußland. . . . 1191 ö 
„Oeſterreich . . 44 4 
„ Italien... 5% —1 
Dänemarf . . 2 


Sämmtliche Riüdwanderer wurden theils auf Koſten der betreffenden Rhedereien 
und der jüdischen Comites, theil® auf Koiten der Behörde für das Auswanderungs— 
weſen und der Bolizeibehörde nad ihrer Heimath befördert. 

Unter den über die deutichen Häfen insgejammt beförderten 86 326 Ber: 
jonen famen 33566 aus Deutſchland. Von diejen gehörten ihrem Berufe nach an: 


der Landwirtbihaft . » 2 2. ....83274 oder 9: u 
„ Imduftrie . . re} | GE HE 
dem Handel und Berfehr de par RT 6 
„ Mrbeiterftande . . = 2.8, 12008: .- 29,95 
anderen Berufäarten (freien Berufen, 
öffentlichem Dienite) -. . » - . 738: 5; Br ie 
ohne Beruf bezw. ohne Berufsangabe 
VHERRER: un cn a Ara 18 


zufammen 33566 „ 100 °%- 


Ueber Herkunft und Beitimmungsland der Auswanderer ergeben die anliegenden 
Tabellen auf den Seiten 810 bis 813 das Nähere. 
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Die großſtädtiſche Bevölkerung als Theil der geſammten in Europa und 
Nordajrifa. — Unter Großftädten veriteht man Städte von mehr als 100000 
Bewohnern. An Europa und Nordafrifa gibt es deren jegt 129, don demen ur 
4 auf Nordafrika entfallen. In Serbien, Bulgarien, Montenegro, Luremburg, 
Liechtenstein, Monaco, San Marino und Andorra find feine Großitädte vorhanden ; 
in den übrigen Theilen von Afrika gibt ed nur eine ſolche (Johannesburg in 
der ſüdafrikaniſchen Republik mit jest gegen 140000 Bewohnern). Es iſt nicht 
ohne Intereſſe, zu vergleichen, wie hoch der in der betreffenden Landeshauptitadt 
bezw. in den übrigen Großftädten wohnende Antheil der Gelanımtbevölferung der 
einzelnen Staaten iſt. Es zeigen ſich hierbei bemerkenswerthe Berjchiedenheiten. 
Im Allgemeinen lebt ein großer Theil des Volkes in Großſtädten, wo die Ber 
völferung ſehr dicht beilammen wohnt; doch mach Aegypten, welches dichter als 
irgend ein europäiiches Land bewohnt it, hiervon eine Ausnahme. Die folgende 
lleberficht gewährt Einblid in dieſe Verhältniſſe. 











| Vom Taufend der Geiammtbevölterung 
| 








* Zahl der entfallen auf 

Staat ahr a — — —* —— 

d Großſtädte. Großftädte | die Pandes- | die übrigen 

überhaupt bauptitadt | Großſtädte 
Deutiches Reich 1890 26 isss 8831 10901, 
Europ. Rußland . , 1892 16 38. | 9,8 | 29,0 
Schweden. - . . "1890 2 76. 534 22,: 
Norwegen . -.. 1891 1 75,8 | 754 — 
Dänemark 1890 1 1434 143 + | — 

Großbritannien und 

Ftiand181 30 2855 | 1le | 19% 
Niederland - - . - , 1898 3 1798 ı 944 | 85. 
Belgien - 2.) 189 4 1690 | 79, 894 
Santreih | 1891 12 195 | 688 55. 
Portugal. . - 1878 2 84,» 59: 4 
Spanien . ©. .: 1887 5 67,» 26. 41,0 
lien . ir sa 1893 12 100,» 14,: 86 
qhweizz 1888 1 41,0 = 41. 
Deiterreih - - - 1890 5 81,6 57, 245 
Ungarn 2.) 180 1 29,0 29,» | _ 
Rumänien : 18383 1 36 | 3 _ 
Griechenland - .. ! 1889 1 49. 49.0 _ 
Europ. Türtei . - 1885 | 2 218. Ba |: Fu 31, 
Aegyvten . . . 1882 | 2 | 84,s 3 30. 
Zunelien . . -+-1 18991 | 1 96,s 96,5 | — 
Mat... | 1 IB Gi © 


Im Deuticen Reiche ift Die Bevölkerung auf den jegigen Gebietsumfang der 
Großſtädte nad) der Zählung vom 1. Dezember 1890 angerechnet. Das euro: 
väiihe Rußland ift mit Einichluß von Finland und den Kaufalusländern zu vers 
ftehen. In Schweden ift die Zählung vom 31. Dezember 1890, in Norwegen 


53* 


D 
“ 
s 
L 
Ü 





816 Miszellen. 


die vom 1. Januar 1891, in Dänemark die vom 1. Februar 1890, in Groß: 
britannien die vom 5. April 1891, aber unter Ausicheidung der außerhalb des 
Mutterlandes befindlichen Militär: und Marineperfonen jowie der Seeleute der 
Handelsflotte, benugt worden, Für Niederland und Belgien fonnten amtliche 
Schätzungen der Volkszahl der Länder und der einzelnen Großſtädte für den 
31. Dezember 1893 verwerthet werden, für Frankreich die Zählung von 12. April 
1891, für Portugal eine Aufnahme vom 1. Januar 1878, für Spanien amtliche 
Angaben aus 1887, für Italien amtliche Schägungen für den 31. Dezember 1893, 
für die Schweiz die Zählung vom 1. Dezember 1888. Für Deiterreich und 
Ungarn war die Zählung vom 31. Dezember 1890 und für Meghpten bie vom 
4. Mai 1882 maßgebend; für Griehenland Tag eine amtliche Aufnahme aus dem 
Jahre 1889 vor. Auch für die europäiihe Türkei (ohne Bulgarien, aber mit 
dem zum Stabdtgebiete von Stonftantinopel gezählten Stutari) konnte dad Ergeb: 
niß einer 1885 begonnenen, aber auch jegt noch nicht in allen Theilen bes 
Neiches beendigten Volkszählung benußt werden, wogegen für Rumänien, Maroffo 
und Tunefien nur Schägungen vorhanden find. 

Allenthalben ift die volfreichite Großſtadt zugleich Landeshauptftadt; nur 
Ftalien macht eine Ausnahme hiervon, da Neapel befanntlich volfreiher al3 Rom 
ift. In der Schweiz hat die Regierung ihren Sig nicht in ber einzigen Groß: 
jtabt des Landes. 

Ordnet man die Hauptftädte nad) der Höhe des auf fie entfallenden Antheils 
der Gejammtbevölferung, jo entiteht folgende Neihe: Konftantinopel, Kopenhagen, 
London, Tunis, Amfterdam, Brüffel, Chriftiania, Paris, Liffabon, Wien, Kairo, 
Stodholm, Athen, Berlin, Bukareft, Budapelt, Madrid, Fed, Rom und Petersburg. 

Ordnet man dagegen die Länder nad der Höhe der in ihren Großitädten 
lebenden Bevölkerung, jo entiteht folgende, von der vorftehenden jehr abweichende 
Neihe: Bereinigtes Köniareih Großbritannien uud Irland, europäiihe Türkei, 
Nieberland, Belgien, Dänemark, Deutſches Reich, Frankreich, Italien, Tunes 
fien, Aegypten, Portugal, Defterreih, Schweden, Norwegen, Spanien, Griechen 
land, Schweiz, europäiihes Aukland, Rumänien, Ungarn und Marokko. 

Stat. Korr. 
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Der Cicerone in der Kgl. Aelteren Pinakothek in München. 


Eine Anleitun 
zum Genuss und Verständniss der hier vereinigten Kunstschätze. 
Herausgegeben von 


Georg Hirth und Richard Muther. 


336 Seiten kl. 8° mit 190 Illustrationen. 
Preis broch. M. 3.—, gebunden à la Badeker M. 3.50, 


Der Cicerone in der Kgl. Gemäldegalerie in Berlin. 


Eine Anleitung 
zum Genuss und Verständniss der hier vereinigten Kunstschätze. 
Herausgegeben von 


Georg Hirth und Richard Muther. 


soo Seiten kl. 8°, mit 200 Illustrationen. 
Preis broch. M. 3.—, gebunden ä la Baedeker M. 3.50. 
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Diese Führer haben den Zweck, dem Besucher die künstlerische 
und kunstwissenschaftliche Bedeutung der Schätze der Gemälde- 
galerien zu erklären, Es geschicht dies in einer allgemeinen Ein- 
leitung von Georg Hirth (I. Kunstgenuss und Kunstverständniss, — II. Das Natürliche 
Fin der Kunst, — UI. Der Stil und die malerische Charakteristik. — IV. Malerische 

Auffassungen und Techniken: a) das Alterthum, b) das Mittelalter; c) Fresco- und Tempera- 
I malerei; d) die Gebrüder van Eyck; e) die stereoskopischen Effekte; f) die nordischen Meister 
| vom Kreidegrund; g) Rubens und die Späteren; h) die frühe italienische Oelmalerei; i) Tizian und 
die Späteren; k) das 17. und 18, Jahrhundert; 1) das 19. Jahrhundert. — V, Die Wege zur 
Kennerschaft: a) Ist es ein gutes Bild? b) Ist es ein ächtes Bild?), ferner in einer.prag- 
matischen Darstellung der bilder, von Richard Muther. Der l.eser erfährt hier von Schule 
zu Schule, von Meister zu Meister nach dem neuesten Stande der kunstwissenschafilichen Forschung 
alles Wesentliche — es wird ihm deutlich erklärt, welche Partien der Kunstgeschichte die Galerien 
in hervorragender Weise, welche anderen sie nur schwach oder gar nicht repräsentiren — mit Hin- 
weisen auf andere berühmte Sammlungen und Galerien, 
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Auf aben der Kunst h sjiolo je von Georg Hirth. 2 Tlieile — 620 Seiten 8° 
y mit 17 Abbildungen brosch. Mk. 6.—, in 
2 Halbfranzbänden gebunden Mk. 10.—, Eine französische Uebersetzung von Lucien Arreat 
ist unter dem Titel: Physiologie de l’Art im Verlage von Felix Alcan in Paris, 
108 Boulevard St. Germain, publizirt und auch durch unsere Firma zu beziehen. (Preis Fr. 5.--.) 
Inhalt: L. Theil: Vorwort. — Kunstphysiologie. — Der Begriff des „specifisch Künstlerischen“, — Gedichtniss- 
okonomie. — Nachbilder und Gesichtserinnerungen. — Die drei Grade des Merkens. — Die Eselsbrücke. — Kunst- 
—— Probleme. — Die Technik des einaugigen Sehens. — Vervollkommnung im Doppelange. — Das Vorrecht des 
tösseren. — Die körperhafte Perspektive. — IKünstfeindliche Irrlehren. — Das doppelte l.ichtbad und die Lichtwaage, — 
„Die* Complementärfarbe. — Complementäre Energie und Lichtgleichung. — Das Augenmass für farbige Unterbrechungen — 
Andere Erklärungen des Augenmasses, — Schwankende Gestalten des Scelenbildes,. — Der reproduktive Massstab. — 
Ausmessung des Gesichtsfeldes aus der Blickruhe, — Die Wahrnehmung bewegter Lichter, — 


II. Theil: Die nervöse Organisation des Kunstverstandes. — Der Aufbau der Gedächtnisse. — Der Ort des 
Lichtgedächtnisses. — Spannungszustände; Erinnern und Vergessen. — Unterströmungen im verborgenen Gemerk. — 
Verborgene Aufmerksamkeit. — Gesichtserinnerung ist farbiges Licht. — Die Temperamente der Grundgedachtnisse und Merk- 
sysieme. — Zur Naturgeschichte der künstlerischen Merksysteme. — Talentvererbung, Genie und Degeneration: 1. die Vererbung 
des Talents und Gemies; 2. Die angebliche Entartungspsychose des Genies; 3, Geisteskranke unter den genialen Künstlern; 
4 Künstlerische Anwandiungen bei Irren; 3. Unlustneurose und Philosophie der Gesundheit. — Alphab. Gesammtregister. 


Feuer ee ae ee — — 


Das lastische Sehen als Rindenzwang — Spezifische Empfindung für Fern- 
p qualitäten des Lichtes — Konfluenz homologer Lichter mit 
dem Vortritt des grösseren — Näherempfindung vereinigter Lichter — Weitere Steigerung 
des Nähergefühls in lateraler Richtung des breiteren Netzhautbildes — von Georg Hirth, 
6 Bog. gr. 8°, mit 10 Text-Illustrationen und 34 Tafeln mit stereoskopischen Abbildungen. 
Preis broschirt Mk. 5.—. Eine französische Ausgabe von Lucien Arreat ist unter dem 
Titel: La vue plastique, fonction de l’tcorce cer&brale im Verlage von Felix Alcan in Paris, 
108 Boulevard & Germain, publizirt und auch durch unsere Firma zu beziehen, (Preis Fr. 8.—.) 


Diese Schrift behandelt eines der grössten psycho-physiologischen Probleme, Der Verfasser hat es zum ersten Male 
versucht, den Vorgang des Einfachsehens disparater Bilder und der damit verbundenen Empfindung der dritten Dimension 
aus einer festen, angeborenen Organisation der zentralen Nervenelemente zu erklären. 
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|HIRTH’S FORMENSCHATZ.! 


Eine Quelle der Belehrung und Anregung für Künstler und Gewerbetreibende. ) | 
Jährlich ı2 Hefte Preis per Heft à ı6 Tafeln Mark 1.25. Seriel) 


hoch 4°. Fe — und II (Formenschatz der Renaissance: ' 
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'“ Jahrgang 1877 und 1878) je 

: . Mk. 10.—, geb, je Mk. 13.50. ) 
Serie Ibis XVIII(Jahrgang } 
1879 bis 1894) je Mk. 15.—, 
) 

| 


nn! 
Sr 





Serie I bis XVII 
N (Jahrgang 1877— 1894) mit 8 
ca. 3196 Blättern M. 260.—,  ‘ 


gebunden je Mk. 18,50, 
Einzelne Tafeln werden nicht 
apart abgegeben. 


Das Werk wird fortgesetzt. 
— — 


„Als Georg Hirih vor ı8 Jahren #4 
sein berühmtes Vorbilderwerk „Der }{ 
r 






in Leinwand-Mappe M. 296, ‚; Je 
in elegantem Halbfranz- u 
band geb. Mk. 323.—. 








Formenschatz" begründete, ahnte 
er wohl nicht, dass diese Publikation } 
eines Tages das beliebteste un! ? 
gesuchteste Nachschlagewerk 
nicht sowohl in der Schule und in der 
Werkstatt, als ganz besonders auch in 
jeder kunstsinnigen und kunstübenden | 
“Familie werden würde. Feines Verstind- | 
niss, ausgebildeter Geschmack und ein | 
scharfes Auge für das Bedürfniss ge | 
hörten dazu, um aus der unerschöpflichen Fülle des Darstellenswerthen nach und nach das auszuiesen, was der künstlerischen Er- 
zichung in ihren Entwicklungsphasen seit Mitte der 50er an frommen konnte, ,..a (Zeitschrift für sewerblichen Unterricht.) 
»...„Der Herausgeber weiss mit ganz erstäaunlicher Sicherheit sein Material so vorzuführen, dass es sowojil a'le } 
+ 


— 
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Gebiete der grossen Kunst, als auch die der kleinen — des Kunstgewerbes berührt. Jedes Heft bietet nach der einen oder 
der anderen Seite interessante Momente. Wer regelmässig die Hirth'sche Publikation betrachtet, wird empfinden, dass sie 
eine Art Schule für den Geschmack ist und zwar für einen Geschmack, der die Schönheit im Kunstwerk als etwas Universelies h} 


E4 








begreifen lernt. Gerade hierin liegt das besondere Verdienst des Formenschatzes, . ..« "(Dar Atelier.)  W 


) 
+ 
) 
: Ein Inhaltsverzeichniss der erschienenen 18 Jahrgänge steht auf Verlangen gratis zur Verfügung. 
> 


Kulturgeschichtliches Bilderbuch aus drei Jahrhunderten. ; 


Herausgegeben von Georg Hirth. Jetzt vollständig in 6 Bänden (72 Lieferungen) erschienen, 
Folio, Preis ä Lieferung M. 2.40, A Band compl. broch. M. 30.—, geb, M. 35.—. Jeder Band ) 
r 
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einzeln käuflich, Französische Ausgabe: „Les grands Illustrateurs du 16., 17. & ı8. siecles“. 


Hervorragende Meister dreier Jahrhunderte und verschiedener Nationen: Dürer, Cranach, Bursknuir, Hopfer, Schaufelein, 

MHofbein, Beham, Uldegrever, Virgit Sulis, Hogenberg, Amman, Stimmer, Bol, van Dreck, Goltzius, Kilian, Chr. de Paste, Kubens, 

“br. de Bosse, Callot, Wenzel Hollar, Merian, Rembrandı, (2. Terburch, Berghem, Bega, Dow, Dusarı, Ewerdinsen. de Hospie, N 

Claude Lorrain, Mignard, Adr. van Osiade, Rigaud, Ruysdael, Teniers, Wouverman, Boucker, Schmidt, Graf, Greaze, Hogariiy, ) 1 
| 





— 
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Lancret, Morean, Nelson, Vanloo, Waxeru, Cbodorwiecki, Meitenleiter etc. ic. — liefern in überreicher Fülle den Stoff zu diesem 
Werk, welches an Originalität, sowie an kunsthistorischem Werth von keiner ähnlichen Publikation } } 
übertroffen wird. Ueber 3500 interessante Blätter — 360 darstellende Künstler — haben darin 8 
eine technisch vollendete Wiedergabe gefunden. ) 


‚R. Muther, Deutsche Bücher-Ilustration der Gothik und‘ 
Früh-Renaissance (1460—1530). Eis “preis commien loch Mk ae m Hi 
Original-Prachtband Mk. 160.—. Register der Künstler und Drucker, sowie ein vollständiges » 4 


Verzeichniss der illustrirten Bücher der ganzen Epoche (1460— 1530) machen das Muther'sche 4 H 
Werk zum unentbehrlichen Nachschlagebuch für Liebhaber, Bibliothekare und Antiquare. : 


1 der Gothik und Renaissance, des Barock-, Rococo- 

Das Deutsche Zimmer und Zopfstils. Anregungen zu häuslicher Kunstpflege von | 

Georg Hirth. Dritte stark vermehrte Auflage. 464 Seiten hoch 4° mit 370 Ulu- 
strationen. Eleg. brosch. M. 10.—, eleg. geb. M. 15.—. 


»Wie fast jedes gute Buch weit über die vom Autor in’s Auge gefassten Ziele hinaus zu wirken pflegt, so bat 
sich auch dem »Deutschen Zimmere ein ungleich grösseres Wirkungsfeld erbfinet, als der Titel begrenzt, und die 
Kulturbewegung unserer Tage ist in weit tieferer Weise durch dasselbe gefördert, als der Herausgeber vermuthet haben h 4 
mag. Selbst die Poesie hat von demselben die kräftigsten Anregungen empfangen; möge es nun auch in der neuen schönen };} 
Audage die verdiente Verbreitung in den gebildeten Familien finden und in gesteigertem Masse jene gründliche Länterang | 
des Geschmacks bewirken helfen, die im Grossen und Ganzen unserem Volke noch immer Noth thutl« (Bazar.) 1 


Das Buch eignet sich ganz besonders als Fest- und Gelegenheitsgeschenk für Verlobte, Nauve ”""" 
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ianisrechtliches volkswirtbichaftliches und ftatifti ſches Jahrbuch. 


Annnlen des Deutſchen Reichs 


für Geſetzgebung, Verwaltung und SHtatifik. 


Stantswillenlhaftlihe Zeitſchrift und Materialienfammlung. 











Unter Mitwirkung zahlreidyer Fadymänner 


herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar dv. Seydel. 





Vo Verlag von ©. Hirth in Alünden und Leipzig. 


Abtundzwanzigfter Jahrgang. 
09. Sährlih 12 Hefte. Abonnementspreis: vierteljährlih 4 Mark. Ar. ʒ*. Ale. HM. 


12 Hefte bilden einen Band. 
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#2 G. HIRTH’s Kunstverlag in München und Leipzig. 








In G. Hirth’s Kunstverlag in München ist erschienen: 


Illustrirter Katalog 


SCHACK-GALERIE 


in München 


im Besitz Sr. Maj. des Deutschen Kaisers, 
Königs von Preussen 


Mit einem Vorwort von Dr. Paul Seidel, Dirigent der Kunstsammlungen in den Königl. Preus 
Schlössern, und einer kunstgeschichtlichen Einleitung von Prof. Dr. Richard Muther. 


8'/, Bogen kl. 8° mit 56 autotypischen Abbildungen. 





Elegant broschirt 50 Pf., in Leinwand gebunden Mk. 1.—. — 





Katalog der Schack-Galerie. — Der Katalog der neu eröffneten, in den Best: 
Sr. Majestät des Deutschen Kaise:s übergegangenen und auf dessen Befehl in würdiger West 
umgebauten und neu geordneten Schack-Galerie in München ist im G. Hirth’schen Verlage ı 
München erschienen. Im Vorwort berichtet Herr Dr. Seidel, Dirigent der Kunstsanımlunger 
in den königlich preussischen Schlössern, den: auch die Leitung der Schack-Galerie übenriga 
ist, über den Besitzwechsel und die vorgenommenen Umbauten. Eine hierauf folgende kuns- 
eschichtliche Einleitung Professor R. Muthers giebt eine lebensvolle Charakteristik des graß 
chen Sammlers, sowie eine Beschreibung des Lebens- und Bildungsganges der von ihm be- 
schäftigten Künstler. Es folgt das Verzeichniss der Originalgemälde und sodann das der Kopien 
nach Gemälden alter Meister. Der Katalog ist mit 56 Autotypbildern hervorragender Stück 
der Galerie und dem Bildniss des Grafen Schack (nach Lenbach, 1870) geschmückt, 
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MEISTERHOLZSCHNITTE 
AUS VIER JAHRHUNDERTEN. 


Herausgegeben von 


Georg Hirth und Richard Muther. 


Französische Ausgabe unter dem Titel: 


QUATRE SIECLES DE GRAVURE SUR BOIS. 


Complet in Cartonmappe Mk. 40.—, in Halbfranzband gebunden Mk. 50.—. 
Kann auf Wunsch auch in 10 Lieferungen à M. 4.— bezogen werden. 





— Einzelne Tafeln werden nicht apart abgegeben. — 








Die »Meisterholzschnitte« umfassen 232 Blatt (122 Tafeln in einfachen 
und 55 Tafeln in Doppelformat) hoch 4°, mit erläuterndem Text, und haben 
den Zweck, die Geschichte des Holzschnittes von seinen Anfängen bis zu sem® 
Neugeburt im 19, Jahrhundert zu veranschaulichen. 


Verwaltungsbericht der Beichsbank 
für dad Jahr 1894.') 
Borgelegt in der Generalverfammlung am 6. März 1895. 


Die Gefammtumjäse bei der Neichsbanf im Jahre 1894 haben nad der An: 
lage A betragen: 


bei der Neihshanptbant . . . 33,647,542,000 M. 
bei den Neihsbanfanitalten . . 77,136,409,000 „ 
zulammen . .  . 110,783,951,000 M. 


(1893: 110,942,348,400 A6), alio 158,397,400 M. weniger als im Jahre 
vorher. 


Der Bankzinsfuß war für Wechſel für Lombard-Darlehne 
vom 1. Januar bis 8. Januar 1894 .. 5 Bro. 5 bezw. 6 Proz. 
9. R „ 4. Jebrua „ 4 .- wurd 5 


" . “ 
„ 5. Februar „ 31. Degembr „ . .. 9 — Pe s 


im Durchſchnitt des ganzen Jahres 3,4, Proz. für Wechſel und 3,17 
bezw. 4,4, Proz. für Lombard:Darlehne. 


An Banknoten waren im Umlauf: 


al$ niedrigite Summe am 23. Februar . .  892,870,000 M 
al höchite Summe am 31. Dezember . . .1,211,232,000 „ 
durchſchnittlich . . . : .....1,000,384,000 „ 


es find alfo gegen das Borjahr (984,827 ‚000. %) duchignittlig 15,557 M 
mehr im Umlauf gemweien. 


Wie viel Banknoten nad) den einzelnen Abichnitten am Schluffe jedes Monats 
im Umlauf waren, ergibt die Anlage B. 


Für die Anfertigung neuer Banknoten find 117,480 MAb in Ausgabe be— 
rechnet. 


Der der Neichöbant im 8 9 des Bankgeſetzes zugewieſene Betrag ungebedter 
Banknoten ift im Jahre 1894 nicht überjchritten worden. 


) Vergl. die früheren Berichte, und zwar für 1876 „Annalen“ 1877, ©. 736 fi.; 1877 
„Annalen“ 1878, ©. 673 jf.; 1878 „Annalen“ 1879, ©. 577 #.; 1879 „Annalen“ 1880, ©. 
433 f.; 1880 „Annalen“ 1881 ©. 354 fi; 1881 „Annalen“ 1882, ©. 329 fi; 10° 
— 1883, S. 600 ff.; 1883 , „Anualen® 1884, S. 193 ff.; 1884 „Annalen“ 1885, 

©. 875 ff.; 1885 „ „Annalen“ 1886, 638 fi.; 1886 „Annalen“ 1887, ©. 505 ff.; 1887 
„Annalen“ 1888, ©. 709 #.; 1888 Annalen“ 1889, S. 770 fi.; 1889 „Annalen“ 1890, 
&. 917 fi; 1890 „Annalen“ 1891, ©. 442 ff.; 1891 een 1892, ©. 450 ff.; 189% 
„Annalen“ 1893, ©. 561 ff.; 1898 Annalen“ 1894, 5. 668 ff. 

Annalen des Deutigen Reit, 1895, 54 
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Die Giro-Guthaben (Anlage C) 

betrugen am 1. Januar 1894. . . 249,765,691 M. 
Im Laufe des Jahres find auf 

Giro-Konto vereinnahmt : 

durd) Baarzahlungen 6,638,552,559 M. 

durch Berrehnungen 

mit den Konten— 


inhabern . . .11,942,166,195 „ 
durch Platz-Ueber— 
tragungen . .11,032,928,509 „ 


durch Mebertragungen 
von anderen Banf: 
anitalten . . .12,623,714,010 „ 1893: 
— 42,237,361,273 db. /41,192,890,327 Mk) 
ind 42,487,126,964 Ib 
Dagegen auf Giro-Konto verausgabt: 
durch Baarzahlungen 9,486,450,336 Ab. 
durch Verrechnungen 
mit den Konten— 
inhabern . . .10,403,749,531 „ 
durh Platz-Ueber— 
tragungen. . .11,032,928,509 „ 
durch lebertragungen 
nach anderen Bant: 
anftalten . . .11,289,069,450 „ 1893: 
— 42,212,197,825 .#. /41,170,379,970 4.) 
der Reit von 274,929,139 Mb. 
ift ald Guthaben am 31. Dezember 1894 verblieben. 
Von Behörden und Perfonen, welche fein Giro-Konto haben, find nad Anz 
lage D für Giro-Kunden an anderen Pläßen baar eingezahlt: 1893: 


2,447,607,328 M. (2,392,340,048 M.) 
Unter Hinzutritt der Uebertragungen 
zwiichen Giro-Kunden an verichiedenen 
Banfplägen von a . 11,289,069,450 „(10,375,354,300 AM.) 
beläuft fih alio die ganze Summe der 
Hebertragungen zwiſchen  verichiedenen 
Bankplägen auf Re . 13,736,676,778 „/12,767,694,348 Ma.) 
Nach Hinzurehmung des am 1. Januar 


1894 verbliebenen Beitandes von . . 59,557,058 „ 
ergeben fich 13,796,233,3836 Mb 


Davon find im Jahre 1894 zur Gut: 
Ihrift gelangt . 12,623,714,010 Mb. 
u. an Behörden, die 
fein Giro : Stonto 
haben, ausgezahlt. 1,100,558,967 , 1892: 
= 13,724,272,978 „/12,765,583,718 M) 
der Reit von 71,960,858 Ab. 
ift in der Bilanz unter den Paſſiven enthalten. 


Berwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1894. 819 


Durhichnittlich haben 
die Giro-Öuthaben 262,488,000 M. (1893: 248,935,000 Mb) 


betragen. 
Der höchste Beitand war . . . 345,888,000 Ab. am 23 November, 
der niedrigite . . . . + 208,263,000 „ am 15. Jamıar. 
Die Zahl der Konto: Juhaber — am Jahresſchluß 
bei der Reichshauptbank . . „20. 1,267 (1893: 1,192) 
bei den Neichsbanfanitalten . . .» . . 9,527 (1893: 9,249) 


aufammen . . 10,794 (1893: 10,441) 

Die bei den 10 Abrechnungsſtellen im Jahre 1894 abgerechneten 

Gejammtbeträge beliefen ſich auf 18,598,039,600 «A gegen 18,272,935,600 M. 
im Borjahre. 


Das Guthaben des Reiches und der Bundesjtanten 


betrug am 1. Januar 1894 . . 20. 63,328,575 Ma. 
Im Laufe des Jahres find für biefelben — . .2,109,390,385 „ 
madt 2,172,718,960 ft. 

Dagegen ausgezahttt. 22,084, 910, 529 „ 


und 87,808, 431 Ak. 
als Guthaben verblieben. 
In dieſen Summen ſind enthalten die — 


für dad Reich mit. . . 2 02. 2,116,012,547 M 
für den Preußiſchen Staat mit. je Zr 145973,001,437 , 
für das Großherzogthbum Baden mit . . . . 105,286,928 , 


Der Geſammt-Umſatz im GirosBerfehr, einichließlih der Ein- und 
Auszahlungen für Nechnung des Reichs und don Bundesitaaten, bat hiernad) 
im Jahre 1894: 88,643,860,012 M. betragen, gegen 86,784,239,743 Ab, im 
Vorjahre. 

Die unverzinslichen D —— — —— 


am 1. Januar 1894 . } . j 527,771 db 
Neu eingezahlt find -» > 2 2 2 2 een. 13,927,459 „ 
macht . . . 14,455,230 Ib. 
abaeboben » » 2 = 2 ea. 2413,898,560 .% 
bleiben . . . 556,670 Ab, 


(28,898 Mk. mehr als zu Anfang des Jahres). 

Zahlungs:Anweilungen werden von der Neichshauptbant und den übrigen 
Reihsbanfanitalten ertbeilt: 1893: 

a) frei von Gebühren 4,146 Stüd über AM. 96,165,606 (6  56,252,617) 

b) gegen Gebühren 3,777 „ „ m  33,938,971(„ 33,208,848) 
23 


zuiammen . . 7,923 Stüd über M 130,104,577 (Mb. 119,461,465) 

An Gebübren dafür find aufgefommen: 1393: 
bei der Neihshauptbant . > 2 2 2 nn HM 280 (Me 482) 
bei den Reichsbankanſtalten.. aM 7,246 (AM 6,720) 
überhaupt . . AM 7,526 (Ab 7,202) 


alio im legten Jahre Me. 323 mehr. 
Bon den auögeitellten Anweiſungen waren beim Jahresichluffe noch „Mb. 754,733 
unerhoben, welche in der Bilanz unter den Paſſiven aufgeführt ſind. 
54* 
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Der Metallbeitand an kursfähigem deutichen Gelde und an Gold in Barren 
oder ausländiihen Münzen, dad Bund fein zu 1392 AM. berechnet, betrug: 


als niedrigite Summe am 7. Janmar . » .  808,807,000 M 
als höhfte Summe am 23. November . . .1,075,587,000 „ 
durchſchnitthich . . . 0. 934,327,000 „ 


gegen das Vorjahr /841,723, 000 Me.) alſo 92 ‚604, 000 A. mehr. 
Am 31. Dezember jegte ich der Metallbeitand zujammen aus 


Gold in Barren und fremden Münzen . . .  422,437,000 Mk 
„ „ deutſchen Münzen . 2 2 202020 ..291,999,000 „ 
714,436,000 M 

ENDEN 4: 5 0 2421!14, 294, 000, 
Scheidemünzen 2 2 m un nennen. 85,490,000 „ 


1,014,220,000 M 

Im Durhichnitt des ganzen Jahre® waren von den untlaufenden Noten 

93,50 (1893: 85,,,) Prozent gededt. Die Metalldetung der umlaufenden Bant: 

noten und der jonjtigen täglich fälligen Berbindlidyfeiten betrug im Jahresdurd: 
ichnitt 62,5. (1893: 58,,,) Prozent. 


In Goldbarren und —————— — waren am 1. Januar 1894 


vorhanden 338,233,035 A 
angefauft wurden fl oo. 2 nenn. 241,130,577 „ 
mabt . . 579,363,612 M. 
Davon find ausgeprägt oder verfauft . 2 2 2.0.2...156,926,579 „ 
und . . 422,437,033 A 
im Beitande verblieben. 

Das Gold hatte einen Werth von . 2 2202020. 422,454,793 „ 

und hat fich alio ein Gewinn ergeben von . . 17,761. 


An Platz-Wechſeln waren nad der Anlage F am 1. sie 1894 im 
Beitande: 


139,649 Stüd im Betrage von. 299,584,113 M. 


Disfontirt wurden: 1893: 
798,269 Stüd im Betrage von 1,790,637,170 „ (1,992,702,755 M 
find 937,918 Stüd mit . . . .2,090,221,283 M. 
Davon wieder eingezogen: 1893: 
808,104 Stüd mit . . . . 1,167,670,777 „ /2,010,819,838 ) 
bleiben 122,814 Stüd mitt . . . ..322,550,506 Me. 


Beitand am 31. Dezember 1894, und zwar: 
15,076,283 AM. bei der Reichshauptbanf, 


307,474,223 „ bei den Neichsbanfanftalten. 
Der Gewinn aus dieſen Wechſeln beträgt: 1893: 
bei der Reihshauptbant . . 2 2 2. 230,118 M. (421,785 M) 
bei den Neichöbankanitalten . . 2... 8175256 „ /10,654,986 „ 
zufammen . . 8,405,373 M. /11,076,772 Mk) 


im Ganzen alio 2,671,398 AM. weniger als im PVorjahre. 
Die durchſchnittliche Anlage in Platz-Wechſeln hat 
296,728,000 M. (1893: 306,031,000 Mk; 
die hödhfte Anlage . . 329,420,000 „ an 80. Juni, 
die niedrigite Anlage. 252,888,000 „ am 15. Januar betragen. 
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Die durhichnittliche Größe aller Plag-Wechiel tft 2,243 „A. und die Ver: 
fallzeit derielben, nad den einzelnen Banfanitalten verihieden, 24 bis 83 Tage 
geweien. Die durhichnittliche Verfallzeit hat 60 Tage betragen. 

Unter den Platz-Wechſeln befanden ſich 43,935 Stüd im Betrage von 100 M. 
und weniger. 

Berfandt: bezw. Einzugs-Wechſel auf's Juland waren nad den Anlagen G 
und H am 1. Januar 1894 im Bejtande: 

284,374 Stüd in Betrage von 302,289,675 Ab. 


Angefauft wurden: 1893: 
2,340,170 Stüd im Betrage von 2,939,612,075 „ (3,367 ,078,903 M 
iind 2,588,544 Stüd über. . . . 3,241,901,750 Mb. 
Eingezogen wurden: 
2,349,425 Stüd mit . . . . 2,964,111,509 „ (3,345,917,129 M.) 
bleiben 239,119 Stüd mit . . . .  277,790,240 AM. 


als Beitand am 31. Dezember 1894, und zwar: 
33,983,854 Ab. Ginzugswechiel bei der Reichshauptbank, 
168,095,159 „ Einzugswechſel bei den Reichsbankanſtalten, 
75,711,227 Verſandtwechſel unterwegs. 


Der Gewinn an dieſen Wechſeln hat betragen: 1893: 
bei der Neihshauptbant . : 2. 2... 603,333 M. (895,937 Ab.) 
bei den Neihöbantanitalten . » » 2. 6,508,209 „ (9,0758,847 „) 
zufammen . . 7,111,542 A  /9,971,785 M, 


mithin 2,860,243 AM. weniger als im Vorjahre. 
Die durhbichnittliche Anlage in diefen Mechieln betrug 
248,201,000 Me. (1893: 271,631,000 4b), 
die höchite Anlage . 289,029,000 .M am 30. September, 
die niedrigite Anlage 221,928,000 „ am 7. Februar. 
Die durchſchnittliche Größe diefer Wechiel ift 1,256 M. und ihre Ber: 
fallzeit, nach den einzelnen Anstalten verichieden, 13 bis 70 Tage geweien. 
Die durchſchnittliche Verfallzeit hat 30 Tage betragen. 
Unter den Verſandt-Wechſeln befanden fih 339,274 Stüd im Betrage von 
100 M. und weniger. 


Von den am 31. Dezember 1894 überhaupt im Beltande geweienen 
600,340,746 A. Wechſeln wurden fällig: 


binnen 15 Tagen . . .  192,375,100 M. 
„ 16 bis 30 Tagen . 107,288,600 „ 
„ 31 „60 „  ..181,530,400 „ 
u 61 „ 8 „+. 119,146,600 „ 
wie vorftehend . . .  600,340,700 M. 


An Wechſeln auf das Ausland (Anlage J) waren am 1. Januar 1894 im 
Beitande : RE 
7 Stüd im Nuröwerthe von 2,407,608 M. 


Angefauft wurden: 1893: 
13,705 Stüd für . . . . 52,702,040 „ (67,244,865 M 


find 14,212 Stüd für . . .. 55,109,648 M. 
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Verwerthet wurden: 


13,603 Stüd für . . .» . 52,735,724 „ /72,356,762 %) 
mithin find 609 Stüd mit . . . 2,373,924 M. 


im Beſtande geblieben. 
Dieielben hatten am 31. — 1894 


einen Kurswerth von . . .- 0. 2,508,765 Me. 1893: 
ed find alio . . . RR 134,841 M. 206,414 Me) 


al3 Gewinn zu verrechnen , mithin gegen das Vorjahr 71,578 M weniger. 


Die durchſchnittliche Anlage in diefen Wechſeln hat: 
2,540,000 M. (1893: 4,113,000 6) 
die höchſte Anlage . . . 3,241,000 „ am 23. November, 
die niedrigste Anlage » . 1,784,000 „ am 15. März betragen. 
Für Nehnung der Girofunden find 346,381 Stück Platzwechſel im Betrage 
von 784,603, 822 (1893: AM. 911,973,978) foitenfrei eingezogen. Die 
durchichnittliche Größe dieſer Wechſel hat A, 2,265 betragen. 
Auftragswechſel wurden bei fämmtlichen Banfanftalten 43,200 Stüd 
im Betrage bon M. 52,079,210 (1893: AM. 49,562,257) eingezogen. Davon 
waren am Jahresihluß an die Auftraggeber noch nicht ausgezahlt „# 151,175 
welde in der Bilanz unter den Paſſiven aufgeführt find. 
An Gebühren wurden dafür M. 36,487, /1893: M 34,205) erhoben. 
Die durhichnittliche Größe dieſer Wechſel hat 1,206 M betragen. 
Im Ganzen find demnach für fremde Rechnung 389,581 Wechſel im Betrage 
von 6 836,683,032 zur Ginziehung übernommen worden. 
Die Gefammtfumme aller angefauften und zur Ginziehung 
übernommenen Wechſel betrug: 


an angefauften Pla Wechieln. . 789,269 Stüd über 1,790,637,170 4 
" R Berjandt-:Wechieln 
aufs Inland . . ..2,340,170 „ „ 2,939,612,075 „ 


„ angefauf. Wechſeln auf'3 Inland 3,138,439 „ „  4,130,249,245 „ 
„ angefauften Wechieln auf’s Aus— 


land. > 2 ü 13,705 „ — 52,702,039 . 
„ angefauften Wechieln . 202. 83,152,144 Stüd über 4,782,951,285 4 
„ Wechieln zur Ginziehung für 

fremde Nehmung . » . . 389,581 „ u 836,683,032 „ 


überhaupt . . 3,541,725 Stüd über 5,619,634,317 M 
(1893: 3,745,295 Stüd über 6,388,548,910 M 
mithin gegen das vorige Jahr in der Stüdzahl 203,570 und im Geldbetrage 
768,914,593 Mb. weniger. 
An Gefammtgewinn aus den Wechſelgeſchäften find, die 36,487 Me. Für 
die zur Einziehung übernommenen Wechſel eingerechnet, 15,688,244 M. (189: 
21,289,181 Ak), alio 5,600,937 M. weniger als im Vorjahre aufgekonmen. 
Nach der Anlage K waren im Lombard am 1. Januar 1894 ausgeliehen: 
8,777 Darlehne im Betrage von 149,156,540 Mb. 
Neu ausgeliehen wurden: 1893: 
6,567 Darlehne mitt . . . 825,030,050 „  (1,054,387 ,590 Mk) 
find 15,344 Darlehne mit . . . 974,186,590 Mb. 
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Zurüdgezahlt find: 
6,423 Darlehne mit : 873,805,240 Ab. (1,024,127,500 AM.) 
mithin 8,921 Darlehne mit 100,381,350 Ab. 
am 31. Dezember 1894 auögeliehen geblieben. 
Die aus diefen Geichäften aufgefommenen Zinjen haben: 
bei der Reichshauptbank 520,506 M. (1893: 789,116 M) 


bei den Reichsbanfanitalten 
zuſammen 


2,595,840 „ 


(1893: 3,664,054 „) 
3,116,347 4. (1893: 4,463,171 A) 


alio im Ganzen 1,336,825 M. weniger als im Jahre 1893 betragen. 
Die durhihnittliche Anlage im Lombard hat 
81,079,000 M. (1893: 93,755,000 Me) 


die höch ſte Anlage. 
die niedrigite Anlage 


129,328,000 
70,167,000 


Die am Scluffe des Jahres ausftehenden Darlehne waren mit 


„ am 7. 


Januar, 


„ am 23. November betragen. 


95,721,400 M. auf Werthpapiere (einschl. Wechjel) der im $ 13 Ziffer 3, 
Buchitaben b, c, d des Bankgeſetzes bezeichneten Art, 


€ 8,600 „ 
4,651,350 „ 


auf Gold und Silber, 
auf Waaren ertheilt. 


Die Heberfiht L ergibt, welche Wechſel- und Lombard:Beitände am Schluſſe 


eines jeden Monats vorhanden waren. 


An fälligen aber unbezahlt gebliebenen a und — — 


waren am 1. Januar 1894 vorhanden . 
Im Jahre 1894 find hinzugetreten 

ergibt einen Beltand von : 
Im Laufe des ur find hierauf gab j 

abgeichrieben i 


und jonah am 31. Dezember 1894 Reit geblieben 


314,851 M. 


. 75,421 „ 


Bon der Rejerve im urſprünglichen Betrage von 


find 
a) für zweifelhafte MWechjelforderungen . 
b) für dem Kaſſendefekt bei der Reichsbauk— 
nebenftelle in Remſcheid 


abgeichrieben worden und demnach noch vorhanden 
Für die übrig gebliebenen, die neu Hinzu: 
getretenen und die in den beiden erjten Monaten 
des Jahres 1895 fällig — zweifelhaften 
Wechſelforderungen find. 
außerdem ſind für einen Lombard⸗ Defelt bei 
der Hauptbank. 

im RR alfo 
zu rejerpiren, mithin dieſes Mal weniger 
welche dem Gewinn für 1894 hinzutreten. 

Effekten: Konto. Unter 


75,421 Mb. 


. 14,453 „ 


141,200 M. 


.. 20,000 „ 


Leitung der Reichsbank find 


407,275 Mb 
215,961 „ 


623,235 M. 


390,272 „ 


232,963 M 


635,800 „ 


89,875 „ 


545,925 M 


161,200 „ 


384,726 M. 


im Jahre 1894 


160 Millionen Mark dreiprozentige deutiche Neichsanleihe zur öffentlichen Zeich- 


nung aufgelegt worden. 
ben Gebühren zur Verrechnung. 
Effekten. 


Der Gewinn hierbei beträgt 22,399 Mb und kommt bei 
Die Reichsbank befigt zur Zeit feine eigenen 
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Die —— bei den —— der mn EN am 1. Januar 


1894. . . . 4,901,037 M 
Im Laufe des De wurden ihnen — 2... 8,061,364, 
Ei 1232,962,4014 

Davon find eingezoge..... ... 7,646,964 „ 


* . 5315,437 M 
bei denſelben als Guthaben verblieben. 


Das Grundſtücks-Konto der el Sud E.) war am 1. Januar 1894 
belaitet mit . . . . n 2... 22,945,500 «A 


Im Laufe des Jahres * Kür Neus und Umbauten — 
gekaufte Grundſtücke hinzugetreten: 


für die Neichsbanfnebenftelle in Barnıen . 7,000 Me. 
"m Neichsbanfitelle in Goblen3 . . 55,000 „ 
— „Cottbus . . 13,000 „ 
ac I „Crefeld . . 4,000 „ 
3 Reichsbanknebenſielle in Darnıftadt . 12,000 „ 
„m Neichsbantitelle in Elberfeld . . 620,000 „ 
a8 — „Erfurt33,000, 
ee ; „ Sarlörule . . 417,000 „ 
Bi R Mainz >... 340,000 „ 
— Reichsbanknebenſielle in Meerane 41,000 „ 
a „ Neuwied . 11,000 „ 
—4 Reichsbankſtelle in Nürnberg . . 16,000 „ 
m e „ Stralfund . . 155,000 „ 1,123,000 . 
find . .  24,668,500 A 
Hiervon gehen ab: Durd den Verkauf der früheren Bank— 
grumditüde in Elberfeld . . 2 2 2860,000 «A 
und in Harlörule- - - 2 2 2 2082000. 115,000 „ 375,000 . 


madt . .  24,293,500 M 
welcher Betrag auf das Jahr 1895 übertragen ilt. 


Die Grunditücde haben neben der Benutzung zu Dienitzweden 28,002 M 
an Miethe an welche als Gewinn verrechnet find. 


Am 1. Januar 1894 waren an — — ——— 


een — ... 7469 Stück. 
Hinzugekommen ind a a Ne en a Er AR > 5 
maht . . 12,187 Stüd. 
Zurüdgenommen ind > 2 2 Een 4629 5, 


mithin . . 7,558 Gtüd 
beponirt geblieben. 


An Gebühren für die —— Pak: 1893: 
bei der Neihshauptbant . . 2 54,423 M. (56,134 M) 
bei den Neichsbantanftalten . » » . . 124,635 „(125,726 „) 


überhaupt . . 179,057 „ (181,859 M) 
eingefommen, alio gegen das Vorjahr 2,803 M. weniger. 
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An offenen Depots waren am 1. Januar 1894 vorhanden: 


249,410 Depots im Nennwerthe von . » 2... 2,604,654,800 Me. 
Im Laufe des Jahres m EUER: 

57,443 Depots über . . . RR ae 711,705,590 „ 

maht 306,853 Depots über. > 2 u 220202020. 3,316,360,390 A 

Derausgenommen find: 

51,248 Depots über . .» a ——— 679,765,435 „ 
jo daß am 30. Dezember 1893 

256, 605 Depots über . . . ..2,636,594,955 Mk 


(gegen 2,604,654,800 M. im Jahre 1893) im Beitande verblieben. 

Die Zahl der verichiedenen Effekten-Gattungen betrug am 31. Dezember 1894 
3,665 (1893: 3,821). 

Bon den niedergelegten Effekten find im Laufe des Jahres an Zinien bezw. 
Sewinnantheilen 99,404,960 Ab (1893: 94,737,909 Mb) eingezogen. 

An Gebühren für die Depots und für die An- und Berfäufe von Werth: 
papieren find für das Jahr 1894 1,981,580 M. (1893: 1,892,624 AM.) aufgelommen. 

Die Berwaltungstojten haben betragen: 


für die ZentraleBerwaltung . > 2 20202020. 1,835,934 Ab. 
für die Spezial-Verwaltung 
a) der Neihshauptbanf . . . . 1,348,015 Mb. 
b) der übrigen Neichöbantanftalten 5,885,426 „ 7,283,441 „ 
(1893: 8,651,188 Mb). 9,069,375 Me. 


In diefer Hauptiumme der Verwaltungskoften find enthalten: 
nach der Gewinnberehnung wieder vereinnahmte 254,180 M. 


für eriparte Gewinnantheille -. > 2 20200. 7,640 „ 261,820 „ 
jo daß . . 8,807,555 M. 


al3 wirflihe Verwaltungskoſten verbleiben. 
Der Gejammtgewinn hat nad der Anlage M betragen 22,457,012 Ab. 
In Abzug kommen davon: 
1. die Berwaltungsfoiten . » 2 2... ..9,069,375 M. 
. für BanfnoteneAnfertigung . .» .. 117,480 „ 
3. anden Preußiſchen Staat gezahlt gemäß $ 6 
des Vertrages vom 17./18. Mai 1875 


[502 


(R.G.⸗Bl. © 215) . » . 2 2 0.1,865,730 „ 11,052,585 .# 
bleibt Gewinn . .  11,404,426 Mk. 


Hiervon find nah S 24 Ziffer 1—3 des Bankgeſetzes 
bezw. der ADANDCLER desjelben (Gel. dv. 18. Dezember 1889 
R-G.:Bl. ©. 201) bereit gezahlt, bezw. noch zu verrechnen: 
1. an die Antheilseigner 3"/, Proz. von 120,000,000 #6. mit 4,200,000 „ 
2. der lleberreit von . . s 7,204,427 M. 
ift zur Hälfte an die Antheilgeigner, zur Hälfte an die Reiche: 
fafle zu zahlen, ſoweit die Gefammtdividende der eriteren 


nicht 6°, von 120,000,000 Mb. . .  7,200,000 Mb. 

überfteigt. Den Antheilseignern find bereits 

gezahlt w. 0. 3’, . . +. 4,200,000 „ 

fie haben hiernach noch au erhalten 2 ...83,000,000 „ 

und es iſt die gleihe Summe an das Neid 

an sahen ml . ;, 5 3000,000, 6,000,000 „ 


1,204,427 AM 
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3. von dem verbleibenden Reit von . non nn 1,204 427 M 
erhalten die Antheilseigner ein Viertel . . 301,107 Me. 
die Neichöfafle drei Viertel . . 2... 903,320 „ 1,204,427 „ 
Die Antheilseigner erhalten aljo außer den a SH 1 2 
nannten 4,200,000 .# a) laut Ziff. 2 . . 3,000,000 M 
DD 48 301,107 „ 
ferner c) die bei dem vorigen sihtufie un: 
vertheilt gebliebenen . . . 11,431, 


— 3,312,537 M 
von welcher Summe für jeden Antheilsſchein der Reichsbank als 
Reſt-Dividende 83 -7, auf ſämmtliche 40,000 Antheilſcheine alio 3,312,000 4M 
zu zahlen find. Die übrig bleibendennn. 20 538 Mh 
werden der ſpäteren Berechnung vorbehalten. 


Die Antheilseigner haben hiernach für jeden Antheil von 3,000 Ab außer 


den bereits für das erſte und a aa as 2.2. .105% 
als Neit:Dividende . . . en ee BE 
überhaupt . 187.4 


im Ganzen aljo einen Ertrag von 6,,, Proz. für das Jahr 1894 (1893: 7,;,, Proz.) 
zu beziehen. 
Hienach ift die beiliegende Bermögens:Bilanz der Reichöbant, Anl. N., aufgeitelt, 
Die Bilanz und die Gewinnberehnung find, der Vorschrift im S 32 lit. a 
des Banfgejeges entipredhend, vom Herrn Reichskanzler feſtgeſtellt. 
Als Eigenthümer der Reichsbankantheile waren 
am 30. Dezember 1893 


6,155 Inländer mit . . . 29,578 Antheilen, 
1,720 Ausländer „ . . .» 10,422 2 
alio 7,875 Eigner und. . . . 40,000 Antheile, 

am 31. Dezember 1894 
6,139 Inländer mitt . . . 29,563 Antheilen, 
1,738 Ausländer „ » . . 10,437 = 
aljio 7,877 Eigner und. . . . 40,000 Antheile 


in den Stammbüchern der Reichsbank eingetragen. 

Die Zahl der inländischen Antheilseigner hat fich hiernach um 16 ver: 
mindert, während die der ausländiichen fich um 18 vermehrt hat; 15 Antheile 
find von Inländern auf Ausländer übergegangen. 

Zweiganjtalten waren am Ende des Jahres 1894 vorhanden: 

17 Reihäbanthauptitellen, 
47 Reichöbantitellen, 
1 Reichsbankkommandite, 
165 Reichöbanfnebenitellen mit Kaſſeneinrichtung, 
14 Neichöbanfnebenitellen ohne Kafleneinrichtung, 
23 Reichsbankwaarendepots 
267 insgeſammt. | 

Das PVerzeichniß der jämmtlichen Zweiganftalten der Reichsbank, Anlage O., 
das PVerzeihniß der Mitglieder des Gentral:Ausihuffes und der Bezirks-Aus— 
ihüffe, Anlage P., die Zufammenftellung der im Jahre 1894 veröffentlichten 
MWochenelleberfihten, Anlage @, und die Weberficht der Geichäfte ſeit dem Be 
itehen der Reichsbank, Anlage R., find beigefügt. 
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— — m das Jahr 189. 











ad) 
r 


Ancen 
Augsburg 
Bielefeld . 
Braunſchweig 
Bremen 
Breslau . 
Bromberg 
Caſſel 
Chennitz 
Coblenz 
Göln . 
Cöslin 
Gottbus . 
Crefeld 
Danzig 
Dortmund 
Bochum 
Tresden . 
Diüifeldori 
Tuisburg 
Elberfeld 
Barmen 
Elbing 
Emden 
Erfurt 
Ehen. 
Flensburg 
Frankſurt a. M. 
Wiesbaden 
Frantfurt a. d. O. 
Gera 
Gleiwitze 
Slogan 
Borliß 
Braudenz 
Halle a. d. S 
Hamburg 
Hanneover 
Karlsruhe 
Kiel 
Königsberg i i. Br. 
Initerbura . . 
Landsberg a. d. W. 
Leipzig 
Liegnitz 


3uͤgang: 


D * Ueber— 
tragungen 


zwiſchen Giro— 


Kunden 
an 
verſchiedenen 
Orten. 

Ak 


>5,500,536 
58,833,506 
32,333,683 
77.355, 281 
315 5,100,713 
22,336, 769 
23,430,219 
716,023,527 
109,749,531 
48.530.232 
502,104,649 
2851801 
31,884, 700 
116,126,866 
70417,003 
146,665.5350 
02.587.962 
2305,574,262 
118,309, 412 
18,572,940 
1t8,825,404 
56,102, 538 
3,10%, 238 
3,06 1,279 
12, Shut a5 34 
206, 85,653 
41,508.063 
1,080,954,301 
10.370.494 
8,375,500 
55,024,400 
451,707 
22.257,014 
49.263,34 
1,582,933 
103,613,160 
1,062,008,164 
210,623,658 
141,200,105 
41,361 ,541 
S0,274,262 
4.128,034 
8,332,187 
364,519,435 
14,388,132 



















durch 


Zahlungen von Be 
hörden, 


welche fein 


Sirosstonte haben 


Stüel 


1,6321 
4,730 
544 
4416 
5,070 
22,036 
6,779 
13.185 
16,037 
11,836 
19,690 
3.806 
8,244 
7,790 
13 112 
12,232 
2,138 
18,686 
8,639 
5,062 
12,873 
3,025 
4,028 
761 
11,907 
5,284 
2,439 
18,798 
419 
5,489 
5,880 
6,732 
4,756 
3,145 
1,945 
8,599 
8,350 
18,164 
10,200 
5,974 
12.903 
1,937 
4,249 
26,082 





4,643 


















Abgang: 


Zuſammen. 





























Betrag | 
Me. Ab 4 
24,1584 1391 109,658,948| 87, 761.303 
7392 35441 6642746001  75,089,453 
10,355,502| 42688,2885)1 48,212,887 
37,229,576| 104,784,858| 124,642,591 
35,093,625| 350,194,338| 324,072,1% 
59,049,643] 311,386,412]| 337,420,813 
45,715,544] 69.159,76] 54,819, 
24,588,554| 100,612,081|  80,095,487 
145,424,984] 145,49,10 
76,350,359|  47,457,219 
446,802,901| 615,991,%07 
26,507,850 318.50 
53,672,240] 30,834,577 Ä 
133,460,495| 129,231,731 
128,883,995|  93,015,54 
205,514,6 188,849,318 
15,991,508|  78,679,469]|  82,293,810 
41,036,096] 246 610,957| 266,799,881 
33.184,718] 181,584,131] 170,68758 
16,276,909| 114,949,250] 184,281.3% 
925,489 276] 337,402,069 
64,217,250]  80,862,1% 
18,950,723| 19464 86 
1679 215 9,740,491 6,191,339 
27,718,647] 100,579,501| 121,19, 
34,527,317] 241,412,970| 329,43 
4,915,975|  46,514,038| 28 
3,422] 1,127,437,813| 1,168,127,609 
12.965.400 10, 
834,859. 681]  13,075,453 
67.405.682] 75,970,717 
21,851,763]  78,008,550] 102,565.168 
11,998,517| 34,255,582] 81,838,516 
54,853 30 50.056502 
6,338,07 8,1092 
146,319 211 










42,046,727 
41,510,126 
52.209.232 
70,487,11 

3,239,1 
11,402,21 
51,281,41 
27,242,0 


1,081,527,472 







262,670,354 
183 010,231 

93,570,773 
150,761,376 

7,368,0801. 
19 rn 02 
415,600,85 4 






41.690.212 





Digitized by Google 


Berwaltungsbericht der Reichsbank für das Jahr 1894. 















833 
Zugang: u . 
Durd Weber: 
tragungen |. durch 
zwiſchen Giro] Zahlungen von Be: 
Kunden | börden, weiche kein guſammen. | Abgang: 
Ort an GiroKonto haben, 
verſchiedenen 
Orten. 
J Siück Vertrag * 
Lübel . . 81,085,263]| 4,597.  11,691,666 92,774,929 78,982,995 
Magdeburg 259,559,440]| 26,001)  70,403,623]  329,963,063] 385,224,859 
Main... 91,951,000] 6,515  13,049,447]  105,000,447 80,708,963 
Darmitadt . 29,469,469] 3 793 9,046,665 38,516,134 56,228,811 
Mannheim 359,025,346] 10,315  21,193,609|  380,118,955]  359,119,000 
Diemel 6,263,840] 2,292 4,473,522 10,737,361 10,414,958 
Meß— 121,745,210| 7.151! 45,684,924| 167.430, 1344 1839,577,954 
Winden . . . »,711,555] 2,218 4,474,270 15,185,82 12,756,740 
Mülhauſen i. €. 105.309,000| 4600  13,983,925]  120,292,92: 100,117,729 
Münden . . . 288,818,762] 17,153) 39,057,136]| 327,875,8908|  241,531,228 
Müniter i. W.. 102,867,1631 10.0803  32,610,579) 135,477,742 80,152,118 
Nordhauſen 17,328,3333 3,945) 16,663,866 33,992,200] 27,063,745 
Kürnberg . 164,032,691| 15,901) 33,431,399| 197,464,090]  182,077,334 
DOsnabrüd 16,217,879] 5,108 6.820,381 23,047,260 20,095,917 
m ? 53,995,958] 15,005| 46, 492,0001  100,988,038 56,782,785 
iegen . 21,829,267] 2,349 8,469,370 30,298,636 27,769,934 
Stettin . 150,673 067| 10,497)  28,564,501| 179,237,568|  164,113,328 
Stop . . 3,061,664 3541|  7,045,162|  10,106,826 8,175,767 
Straliund . 11,929,012] 4.682)  9,621,037|  21,550,049|  12,362,385 
Straßburg i. E, 114,095,872] 5,266,  16,980,471| 131,076.343]| 146,203,187 
Stuttgart . . 190,075,867] 12,451) 26,978,891] 217,054,758]  208,506,147 
Heilbronn . 31,081,498] 1,866  3,780,195 34,861,693 24,592,504 
Thom . . . 16,205,873) 1,551 3,608,287 19,814,159 24 662, 834 
IIſ. 3.923.143] 3.456 7,492,554 11,415,697 5,356,782 
Wiesbaden feit 1. 4. 9. 26,673,120} 3,503, 9,296,048 35,969,168 33,810,477 
Bei den Reichebant | 
anftalten . . . .| 8,529,503,243[583 25111,747,411,309]10.276,914,552]10,259,897,546 
Bei der Reichshauptbant| 2,759,566.207| 71,369 700,196,019| 3.459,762.226| 3,464,375,432 
lleberhaupt . 111,289,069,450[654.620 2,447 ,607,328[13,736,676,778]13,724,272,978 
Hierzu Beitand am 1. Jannar 1894: 59,557,058 
13,796,233,836 
Siervon Abgang: [13,724,272,978 
Ergibt einen Beitand von: 71,960,858 
Annalen des Deutſchen Reit, 1895. 55 
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255,239 
175,094 


931,098 
201,946 
195,378 
811,829 

59,983 
629,497 
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Anlage 
Vergleihende Ueberſicht der Geidäfte: 





Wechſelankäufe. | 























i & | ; \ Lombard- Gold- 
Jahr. — Bing ee | — | kg | Darlehne. Antäufe. 
| | Ausland. | 
J.4 He 

1876 36,684,830,600 1,107,811,862| 3,015,650,331| 17,633,077 487,207,210 46,389,264 
1877 | 47,541,619,800| 1,128,359,149| 2,695,224,998) 18,724,955 | 492,828,770 177, 164 282 
1878 | 44,254,713,700| 1,066,456,704| 2,289,350,275| 40,334,279 | 525,750,700, 97,708,405 
1879 #1,468,751,900) 1,054,653,122, 2,314,773,342]| 39,276,153 | 628,402,980 83,967,741 
1880 52,193,508,000 FOR, AR, 2,450,686,928| 57,351,630 | 839,701,650 46,210,358 
1881 | 56,336,057,800| 1,082,125,230 2,579,704,151| 56,630,100 | 1,046,570,550: 47,115,564 
1882 | 56,005,689,200 1,164,780,204' 2,835,866,721 42,809,594 900,870,500 110,885,993 
1883 | 62,619,705,900 1,101,906,107 2,698,269,124| 45,845,097 704,201,800 55,910,235 
1884 | 71,590,793,700 1,194,926,502 2,584,969,618| 43,630,899 765,203,490° 13,484,891 
1885 | 73,199,039,000) 1,146,604,292| 2,412,657,425| 77,281,820 | 739,999,860| 129,745,818 
1886 | 76,565,423,200 1,176,992,983 2,382,156,700 105,220,082 | 775,842,450/ 130,262,587 
1887 | 79,839,097,500| 1,252,170,239| 2,701,171,710| 66,616,380 | 690,341,710| 172,291,926 
1888 | 84,337,564,300| 1,268,910,590) 2,649,165,860| 54,834,730 | 709,576,800| 235,944,922 
1889 | 99,708,891,300| 1,605,003,918| 3,031,296,339| 61,564,604 | 1,045,460,800, 12,088,452 
1890 108,595,412,900. 1,847,461,771| 3,578,027,034| 63,970,955 | 1,315,176,150| 87,968,974 
1891 109,933 249,000 1,837,049,976 3,576,842,445| 78,303,434 | 1,208,140,100| 176,472,163 
1892 |104,489,335,000| 1,768,012,054| 3,057,501,734| 68,524,859 | 907,015,550)| 61,539,915 
1893 |110,942,348,400) 1,992,702,755| 3,367,065,052| 67,244,868 | 1,054,387,590) 137,008,638 
1894 |110,783,951,000| 1,790,637,170| 2,939,612,075| 52,702,040 | 825,030,050| 241,130,577 
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R. 
Ergebnijje der Reichsbank jeit deren Beitchen. 























I | | 
Ein- und Aus: en | — Zahl der 
Umſätze zahlungen für | . Der: | gang 2581| Beamten 
ö - in Verwahrung und „1. zum = E 
im Rechnung des RETTET SUR waltungs⸗ Riſerhe-· 2 der 
BirosBerkehr. | Reichs und der, x 3309 koiten. | ”, es 2 2 | Reihsbant 
* Werthpapiere am fonds. | 
Bundesſtaaten. — uf jedes Jahres am Jahret⸗ 
| un EN: cchluſſe. 
*6 * * * * Brozent. 
| | 
16,711,245,214 | 2,070,624,341 424,129,420 '5,399,361 | 977,047 | 6'/s 1,094 
27,022,029,088 | 2,149,265,578 555,406,414 | 5,648,998 | 1,074,046 | 6,.0 1,127 
27,291,913,192 | 1,964,678,045 688,504,505 5,438,830 | 1,078,125 | 6,30 1,148 
30,410,202,836 | 1,552,976,635 785,908,186  15,328,260 | 304,824 | 5 1,141 
35,234,255,341 | 1,372,195,390 866,470,238 '5,399,798 89,253 | 6 | 1,155 
37,458,776,454 | 1,824,525,841 975,054,750 5437, 167 1,299,295 | 6°%s | 1,161 
36,190,142,131 | 1,318,157,340 1,107 ,424,387 5,511,178 | 1,532,154 | 7os | 1,181 
43,793,609,270 | 1,889,898,702 1,236,923,145 5,796,147 | 1,052,100 | 6' | 1,219 
| ) | 
52,637,790,380 | 2,256,201,376 1,384,672,752 5,917,258 | 1,048,171 | 6'4 | 1,248 
53,847,522,095 | 2,806,747,353 1,522,389,618 | 6,034,480 | 1,041,436 | 6,25 | 1,269 
57,229,843,053 | 2,668,939,390 1,622,979,813 | 6,107,813 474,214 | 5, | 1,507 
58,843,133,482 | 2,943,850,455 1,747,441,692 | 6,277,425 | 1,021,617 | 6, 1397 
63,824,976,889 | 3,079,401,868 1,900,526,691 |6,492,142| 540,934 | 5, 1,392 
75,676,319,017 | 3,349,787,942 | 2,042,261,892 ı 6,798,245 | 1,500,049 | 7 1,445 
79,749,501,624 | 4,054,542,889 | 2,198,090,713 | 7,431,279 | 3,068,155 | 8, 1,507 
81,012,777.470 | 4,210,583,196 | 2,356,612,539 | 7,805,773 | 997,091 | 7,55 1,573 
78,215,087,186 | 4,395,580,833 | 2,472,929,680 8,306,655 — | 68 1,635 
82,363,270,298 | 4,420,969,445 2,604,654,800 8,651,188 — Ts 1,690 
&4,449,559,099 | 4,195,300,913 2,636,594,955 9,069,375 — 1 6 1,745 
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Anlage. 
Gewinnbereduung für das Jahr 1894. 





Einnahmen. 
1. Gewinn von Blabwehien . . 2 20... 2» 8.405,373 Mi 
„Verſandtwechſeln . . u. = 4 ZELLBIE: , 
„ Bedieln auf auferdeutiche Pläge. 0.0. 134,841 „ AM 15,651,756 
2. Gewinn an Lombardgeſchäften . : 3116.347 
3. Erhobene Gebühren . i „  2,941,334 
4. Zinjen von Buchforderungen und disfontirten Effetten 15,967 
5. Erträge aus den Grundftüden der Bank. TR ” 28,002 
6. Sewinn auf Gold FE BER . 17,761 
7. Berichiedene Einnahmen: 
a) wieder eingezogene Untojten . . ee a LO M 
b) eriparte Gewinnantheile von unbejegten Vorſtands— 
Beamtenſtellen .. 7640, 
e) auf früher abgeichriebene Vechri⸗ Forderungen nach⸗ 
träglich eingegangen . . .. 39.300 „ 
301120 
Einnahme . . . AM 22,072,287 
Diefer Summe treten die bei dem a ei DIE — 
erſparten Beträge hinzu mit . -» — 384,725 
— Ma 22.457, 012 
— Ausgaben. 
1. Berwaltungsfoiten: 
für die Zentral:Berwaltung - » 2 2 = 2020000. 1,835,934 Me 
für die Spezial-Berwaltung: 
a) für die Dauptbant . » . 2... 1,8348,015 AM 4 
b) für die Bantitellen . . . _: __5,885,426 „ 7,233,441 „ 9.069 375 
2. Für Anfertigung von Banknoten 117,480 
3. Un den Preußiſchen Staat gezahlt gemäß 5 6 des Vernages vom 17./18. Mai 
1875 (Reichs-Geſetz-Blatt Seite 215) . . j 1,865,730 
Ausgabe “2... 11,.053,585 
Bilanz. 
Es beträgt wie voritehend die Einnahme. » 2 2 2 nm nn nn 22,457,012 
die Audaabe -. - » » 2 2 2 11,058, 5865 
Gewinn für 1894 . . . .. . 1140448 
Hiervon find bereits gezahlt bezw. nod zu verrechnen nach 8 24 Ziffer 1-3 
des Bankgeſetzes vom 14. März 1875 bezw. der Abänderung deſſelben 
vom 18. Dezember 1889: 
1. an die Antheils:Eigner 
31/, %, von 120,000,000 MM. mit > 2 2: Een 4,200,000 
2. Bon dem Weberreite von . . - > 2 nennen 7,204,427 
erhalten 2°, °/, die Reihslale - -» -» > 2... 3,000,000 Mk 
2, ”fo die Antheilseigner . » » - . . 3,000,000 . 6,000,000 
3. Von dem weiter verbleibenden Reite von . » 2... . . 1204 
erhalten drei Viertel die Reichskafle -. -» - + . 903,320 Mk 
ein Viertel die Antheildeigner . . . 301,107 „ 1,%04,497 
Demnad; erhält die Reichskaſſe obige 2’, » »  3,000,000 A 
und obige drei Viertel . . . . 0903320, 
zuiammen » . 8,903,320 Mk 
und die Antheilseigner obige 2,’ . ne A ne EN a re Se Ai 3,000,000 
obige ein Viertel . —— 301,107 
und den am Schluß 1893 unvertheilt gebliebenen Reſt von nenn 11,431 


zujammen . . 3,312,538 
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AnlageN. 
Bilanz der Reichsbank am 30. Dezember 1894. 


Activa. 
1. Der Beitand an Gold in Barren oder —— —— A A 
das Pfund fein zu 1392.46 gerechnet . . 422,454,793 
2. Der Kaſſen-Beſtand, und zwar an: 
3 kursfähigem, deutſchen — ** .31,786,692 
Reichska ſenſcheinen — 183,690,160 


e) und d) eigenen Banknoten 
zu = Thaler M 


02 * — 300 
v 0 ” 7 — 

25 F 600 
REN: || — — 120 
„ 1000 Mart „ 376400,000 
„» 00 „ „ 877,000 





„10 „ — 583,795,520 
e) Noten anderer Banlen . . » . Su a Tape 8,442,300 1.202,714,572 
3. Der Beitand an Silber in Barren und Sorten. . . » — — 
4. Die Wechſelbeſtände, ausſchließlich der unter Ziffer 8 be 
zeichneten, und zwar: 
a) Platzwechſel AM 
innerhalb der nädjten 15 — * 88,510,500 
in längerer Siht . . i __234,040,006 322,550,506 
b) Berjandtwecjel auf — Bläe 
innerhalb der nädjten 15 8 fällig 103,864,600 
in längerer Sicht . . ._173,925,640 277,790,240 
e) Wechſel auf — Hi 
auf Belgien . . - a — 141,716 
= WERBIRED ae 1,736,111 
„ Bruanfeih. -. - 2 2 200 0° 338,003 
 MODRERD:- 3 5. 108 cm our een Na 168,552 
— a A ie 6,523 
„Kopenhagen.. — 32,763 
EEE et 36,007 
Pr Skandinavien Fr re ee Ve 49,0% 2,508,765 
z — — 6602,449,512 
5. Der Betrag der Lombardforderungen, und zwar: 
a) auf Gold oder Silber . . . EB I 8,600 
b) „ Effelten (einichließlich Wedhiel) ge in $ 13 
Ziff. 3 Buchjtaben b, c, d des A be: 
RA Un ;% .  95,721,400 
c) „ andere Eileen . > 2: 2: 2 2 nen — 
d De a ae er 4,651,350 
NR RER —  100,381,350 
6. Der Beitand an Effekten: 
a) an gefauften URENRTINER und anderen ven 
papieren.. . , — 4,453,097 
b) an eigenen Gifetten SAGE EEE er — 
e) an Effelkten des Nefervefonds ee ee A — 4.458,097 


7. Das Guthaben der aa im — a bei ER 
Korrefpondenten . . — 5,315,487 


Seite. . .  2,338,168,761 
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Uebertrag . 
8. Der Betrag der fälligen, aber unbezahlt gebliebenen zus 
forderungen . Fa — 
9. Der Werth der der Bant gehörigen Grundftüde ee ci — 


10. Verſchiedene Aktiva: 
a) Vorſchüſſe auf zur Diskontirung genehmigte — — 


b) Vorausbezahlte Gehälter an die Beamten . . 386,813 
c) Bau⸗Vorſchüſſe . . 7,168,253 
d) Zum Umlauf nicht mehr geeignete und deßhalb von 
den Kaſſen-Beſtänden abgejegte Banknoten . . . 40,518,540 
e) Verichiedene Forderungen . . ..  28,176,076 
) Noch nicht — en für Anfertigung ı von 
Banknoten . . . — 
Passiva. 
ss 4 


1. Das Grundkapital . 

2. Der Rejervefonds . . 

8. Der Reſervefonds für zweifelhafte Forderungen: a 
derjelbe betrug am 81. Dezember 1893 . . ... 635,800 
hiervon find im Jahre 1894 abgeihrieben . . . . 89,875 

545,925 
Bon dem vorjtehenden Betrage find * — ER — 

erforderlich . . j 384,725 
und ſonach nur zu teferpiren Er aan de — 





4. Der Geſammt-Betrag der in Betrieb gegebenen Bank— 


noten: zu 500 Thaler 106,500 
„ 100 „ 559,500 
=. Br 237,825 
— 25 = 594,150 
m 10 „ 252,645 
„ 1000 Mart 801,751,000 
„ 500 „ 2,644,500 
„ 100 „ 1,029,399,700 


. Das Guthaben der Giro- und Kontofurrentgläubiger 
. Der Betrag der Depofiten (unverzinslih) . 
. Der Betrag der nad) $$ 9/10 des ei ae an die ie Reicht 
fajje abzuführenden Noteniteuer . . 
. Berihiedene Paſſiva: 
a) Betrag der nod) nicht abgehobenen Anmweilungen . 754,733 
b) Betrag noch nicht ausgezahlten Auftragswechſel 151,175 
c) Die dem Jahre 1895 zufallenden Zinſen und Er 
träge von Wechjeln, NE und Grund 


[90 


jtüden . : 1,308,177 
d) Noch nicht aögehobene Dividenden . 878,876 
e) Verſchiedene Buchſchulden einſchl. 950000 Mari 
Reſerve für die Koſten des — — in 
Berlin und deſſen Einrihtung . . 2,630,101 
9. Der Betrag des Reingewinnes für das Jahr 1894: 
a) für das Neid . — In 3,903,320 
b) für die Bankantheils:Inhaber . — 3301,107 
hierzu treten die 1893 — ge— 
bliebenen . . . n 11,431 3,312,538 





2,338,168,761 


232,964 
24,293,500 


71,249,682 


2,433,943,907 


A 
120,000,000 
30,000,000 


161,200 


1,835,545,8%0 
'434,742.297 
556.670 


5,723,062 


7,215,858 


2,433,944,907 
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Berlin 

Aachen 
Allenburg 
Allenſtein. 
Altenburg 
Altona 

Anclam 

Apolda . . 
Aichersleben . 
Augsburg 
Bannberg . 
Barmen 
Bartenitein 
Barth . 
Baugen . . . 
Banreutd . . » 
Belgard ns 
Bernburg . 
Beuthen 
Bielefeld 
Bingen 
Biſchofsburg. 
Bocholt 
Bochum 

Bonn . . 
Brandenburg a. 5. 9. 
Braunäberg . 
Braunichweig 
Bremen 
aeg 

rieg . . 
Bromberg 
Brudjal 
Bütow 
Cammin . 
Eailel . 

Celle . . 
Ehemnig . 
Eoblenz 

Cöln 

Cörlin. 

Göslin 

Eolberg . . . 
Colmar i. Eli. . 
Cottbus 

Erefeld 
Erimmitichau 
Eulm . \ 
Eüjftrin 

Danzi 
Darmitadt 
Demmin . 
Defliau. . . 
Deutid-Eylau 
Dillenburg 
Dortmund 
Dresden 


Anla 


ge 0. 
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Verzeichniß ſämmtlicher Reihsbantanftalten. 


abhängig von: | 
| 
| 


. Direktorium. 

. Stelle. 

.Neben:St. . Königäberg. 
— Königsberg. 

Gera. 

- + Damburg. 

. . . Stettin. 

& . Erfurt. 
nr m . Magdeburg: | 
. Stelle. | 
‚Neben-St. . Nürnberg. | 
i = . . Elberfeld. | 

= . . Königäberg. 

E . » Straliund. 

# . +» Dreäden. 

: . Nürnbeg. 

„ Cöslin. 

— .Magdeburg. 
Gleiwitz. 
Stelle. 

‚Neben-St. Mainz. 
.Waarendepot Königsberg. | 
‚Neben-St. Münſteri.W. 

J Dortmund. 

a. = SE 

" . + Berlin. 
— Königsberg. 
Stelle. 

Haupt⸗St. 
.Neben-St. Breslau. 
Stelle. 
Neben-St. . Karlsruhe. 
anf . + Stolp. 
. Baarendepot Stettin. 
. Stelle, 
‚Neben-St. . Hannover. 
‚ Stelle. 
. Haupt-St. 
.Waarendepot Cöslin. 
. Stelle. 
‚Neben:St. . Eöslin. 
. — Ar Mülhauf.i.e. | 
. Stelle. | 
‚Neben:St. . Chemnip. 
RE . + Danzig. 
. +. Randitaa.ı® 
. Haupt-St. 
‚NebensSt. . Mainz. 
 Baarendepot Stralfund 
Neben:St. . Magdeburg. 
‚ Waarendepot Elbing- 
.Neben-St. . Siegen. 
. Haupt-St 

Stelle. 


Düren . 
Düſſeldorf 
Duisburg 
Eiſenach 
Elberfeld. 
Elbing 
Emden 
Erfurt . 


'Eichwege . 


Eſſen 
Eupen. 


Finſterwalde. 


Fiſchhauſen 
Flatow 


Flensburg 


Forſt —— 
Franfenthal . 
Frankfurt a. M. 
Frankfurt a. d. O 
Freiburg i. Breisg. 
Friedland t. ARE: 
Fürth 
Gelſenkirchen. 

Sera 

Gerdauen . 

Gießen 


IM. Gladbach 


Slaudau . 


Gleiwitz 


Glogau 


Schwab. Gmünd 


(Hnejen 
God 
Höppingen 


Görlitz. 


Göttingen 
Goldap 
Sorha . 
(Hraudenz . 
Greifswald 


Greiz 
Grünberg. 
Guben . 


Gütersloh 
Gumbinnen . 
Gummersbach 
Hagen. . 
Halberſtadt 
Halle a. d. S.. 
Hamburg. 
Dameln 
Hamm. 

Hanau . 
Dannover (Zinden) . 
Harburg . 
Heidelberg 
Heilbronn 


. Haupt-St. 


abhängig von: 


‚NebenSt. . Eöln. 

. Stelle. 

Neben-St. . Erfurt. 

. Stelle. 

‚Neben:St. . Eajiel. 

. Stelle. 

Neben-St. . Machen. 

’ * .Cottbus. 
.Baarendepot Königsberg. 
— Bromberg. 
Stelle. 

Neben-St. . Kottbus. 


s Mannheim. 


. » Stelle. 
Neben-St. Karlsruhe. 
.Waarendepot Königsberg. 
Neben-St. . Nürnberg. 
s Eſſen. 
Stelle. 

Waarendepot Königsberg. 
‚Neben:St. . Frankf.a. M. 
Lrefeld. 

— Chemnitz. 
. Stelle. 
‚Neben-St. . Stuttgart. 
. .  . Bofen. 
r . » Erefelbd. 
; * . . Stuttgart. 
‚ Stelle. 
‚Meben-St. Caſſel. 
Königsberg. 
J Erfurt. 
Stelle. 
‚Neben-St. . Straliund. 
5 > ‚ + &era. 
”„ + Ölogan. 
5 . . Bottbus. 
. . + Bielefeld. 
„ . . Königsberg. 
r . . Böin. 
. . + Dortmumd. 
. z . Magdeburg. 
. Stelle. 
. Haupt:St. 
.Meben:St. . Hannover. 
. * . .Münſter iB. 
„+ Frankf.a.M. 
. Haupt-St. 
. Neben-St. . Hamburg. 
” . + Mannheim. 


„+ » Stuttgart. 
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abhängig von: 
Saford . Neben-St. . Bielefeld 
Hildesheim . —— . Hannover. 
Hirſchberg i. * . Litegnitz. 
Hof i. B... Chemnitz 
Jarmen Waarendepoi Stettin. 
Jnowrazlam . ‚Meben:St. Bromberg. 
Inſterburg Commandite Königsberg. 
Sierlohn . .Neben-St. . Dortmund. 
Kaiſerslautern SA . + Mannheim. 
Karlsruhe Stelle. 
Kattowitz . Neben-St. .Gleiwitz. 
Kaufbeuren . > nr, Augsburg. 
Ktempten . f * . Hugsburg. 
Kiel . Stelle. 
Kigingen . . Neben-St. . Nürnberg. 
Königsberg i. Pr. . Haupt-St. 


Königsberg i.N.M. Waarendepot Stettin. 


Nonig . .Neben-St. . Bromberg. 
Konitanz . < . Karlörube. 
Kreuznach — . Eoblenz. 
Krotoſchin = . Bojen. 
wulmbad . R . Nürnberg. 
Yabiau "+. Königsberg. 
Lahr R Karlsruhe. 
Landau . Mannheim. 
Yandeshut i. Sal. . . Liegnip. 
Landsberg a. d. ©. Stelle. 

Langenberg ‚Neben:St. . Elberfeld. 
Yauenburg i. Pomm. . Stolp. 
Yeipziq . Haupt-St. 

Lennep .Neben⸗St. . Elberfeld. 

Liegnig . + Stelle. 

Limburg a. d. Cap — Coblenz. 

Lindau . = . Augsburg. 

Kippitadt . I . . Münjteri.®. 

Silla . "» + Boien. 

Lörrach . . ”„ + + Slarlärube. 

Ludwigshafen a. Rp. "» +. Mannheim. 

tübed . . . . Stelle. 

Lüdenſcheid .Neben-St. . Dortmund. 

Lüneburg. . Hamburg. 

Lyk.. „Königsberg. 

Magdeburg . Haupt:St. 

Mainz . . Stelle. 

Mannheim . Haupt:St. 

Marienburg . ‚Meben:St. . Elbing. 

Marienwerder * .Danzig. 

Meerane . ß © . Chemnipß. 

Memel . Stelle. 

ERREGER ; ‚Neben:St. . Augsburg. 
De . . . . Stelle. 

Minden . . 

Mühlhauſen i. Thür. Neben-St. . Erfurt. 

Mülhauſen i. Eljah Stelle. 

Mühlheim (Nhein) . Neben-St. . Cöln. 

Mülheim a. d. Run Mr . Ejien. 

Münden . . aupt⸗Si. 

Münſter i. W. telle. 

Naumburg a. . ©. Neben-St. . Halle a. ©. 

Neife - . - 5 . Breslau. 

Neubrandenburg — Lübeck. 

Neumüniter . . . „ . Kiel. 





abhinzi; sn: 

Neuß -  . Meben⸗St. Cöln. 
— * Haardt, .Mannheim. 
Neuſtettin . Eöslin. 
Neuwied, Heddesdorf . Eoblenz 
Nordhaufen i Stelle. 

Nürnberg . Me ee are 

Offenbad) . ‚Neben:St. . Franti.aM. 
Offenburg . NE . Karlsruhe. 
Dsnabrüd . Stelle. 

Diterode ‚Neben-St. . Elbing. 
Ditrowo . nt Poſen. 
Paderborn . Münjteri® 
Bajewalf . Waarendepot Stettin. 
Paſſau. Neben-St. . München. 
Pforzheim De . Karlärube. 
Billtallen . n Tilſit. 
Pirmaſens F — Mannheim. 
Plauen i. Voigtl.. » . Ehemnip. 
Pleſchen x Poſen. 
Pößnechk — . . Gera. 
Boien . . Haupt-St. 

Prenzlau . ‚Neben«St. . Stettin. 
Pyritz . .Waarendepot Stettin. 
Quedlinburg . ‚Neben:St. . Magdeburg. 
Najtenburg — vn . Königsberg. 
Natibor e Gleiwitz. 
Ravensburg . " . Stuttgart. 
Rawitih . " Poſen. 
Negensburg . " . München. 
Reichenbach i. ESchl. = . Breslau. 
Reichenbach i. Voigtl. „ . Chemnip. 
Nemiceid . we . Eiberjeld. 
Reutlingen * . Stuttgart. 
Rheydt . Erefeld. 
Noitod = . Lübed. 
Nügenwalde . ’ . Stolp. 
Rubrort 5 . Duiäburg. 
Ruß .. . . Memel. 
Saalfeld . . Waarendepot Elbing. 
Saarbrüden . ‚Neben-St. . Mep. 
Sagan j . . Ölogau. 
Schippenbeil . . Waarendepot Königaberg. 
Schirwindt Neben-St. . Tiljit. 
Schlawe Waatendepoi Stolp. 
 Scdmeidemühl . — Poſen. 
Schwedt a. d. O. = . Stettin. 
Schwelm . z. . Elberfeld. 
Schwiebus N . Franfi. ad. 
Siegen . Stelle. 

Soeſt ‚Neben St. . Müniterie. 
Solingen . "+ + Böln. 
Sommerfeld . & - Ölogau. 
Sorau . r . Görlig. 

‚ Speyer A . Mannheim. 
‚ Spremberg . Cottbus. 
Stallupönen Waarendepot Königsberg. 
Stargard i. Pomm. Neben-St. Stettin. 
Pr. Stargardt . ‚Banrendepot Danzig. 


Stettin 
| Stolp . 
| Straliund 
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Straßburg i. Elſaß Haupt⸗ St. 
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abhängig von: abhängig von: 
Stuttgart. . . .Haupt.-St. Weil. . . . „Neben-St. . Duisburg. 
Suhl . » . . „NebenSt. . Erfurt. Bela :. m . . Eoblen;. 
Zapiau . . . »Waarendepot Königsberg. | Wiesbaden . . . Stelle. 
Thorn. - . . „Stell. Witten a. d. Ruhr . Neben:St. . Dortmund. 
Tilſit . 5 Wolgaft . . . - . . Straliund, 
Traben Trarboch Neben⸗St. Coblenz. Wormditt. . . . Baarendepot Königsberg. 
Treptow a. d. T. . Raarendepot Stettin. Worms . . . .„Neben:St. . Mainz. 
Zrier . .- „Neben-St. . Metz. Vronfee . . . .Baarendepot Boien. 
Ulm (Neu: Um) 090. „ Stuttgart. Würzburg . - Neben⸗St. — 
Vierſen.—. .Crefeld. Zeiß.... Sn. sera. 
Baren . ... Raarendepot Liübed. J — 
Wehlau. . . Meben⸗St. . Königsberg. | Zweibrücken.. . Mannheim. 
Weimar . "+ „ Erfurt. Zwidau —— — . Chemnig. 
Beihenfels a. d. S. Hallead. S.| 

AnlageP. 


a) Verzeichniß 
der Mitglieder und Stellvertreter des Zentral-Ausſchuſſes, ſowie der 
Depntirten desjelben. 


15 Mitglieder: v. Hanjemann, A., Geh. Kommerzienrath. Mendelö- 
ſohn-Bartholdy, Granit, Geh. Kommerzienrath, Königl. Dänifcher General: 
Konjul. Schindel, Mar, Bant-Direftor in Hamburg. Schwabach, Julius, 
Geheimer Kommerzienratd. Kaempf, Direktor, Stadtrat a. D. Heder, 
Emil, Kommerzienrath. Bleihröder, Julius, Bankier. vd. Edarditein, 
Freiherr, Ernit. v. Rothſchild, Freiherr, Wilh. Karl, in Frankfurt a. M. 
Koch, Rudolph, Direktor. Stern, Theodor, Bankier in Frankfurt a. M. 
vd. Oppenheim, Freiherr, Albert, Königl. Sächſ. Generalsftoniul in Göln. 
Reit, Ed. Geh. Kommerzienratb. Winterfeldt, Mar, Juftizrath. Frengel, 
Ad., Geh. Kommerzienrath. 

15 Stellvertreter: Simon, Berthold, Bankier, Kommerzienrath. Rieß, 
Eduard, Bankier. Helfft, Edmund, Kommerzienrath. Kohhann, Heinrich, 
Kaufmann und Stadtrath. Model, Julius, Bankier. Shönlant, William, 
General:Koniul der Republit Salvador. Schmidt, Eduard, Nommerzienrath, 
Königlich SchwediichNorwegiicher General-Koniul. Bürgers, Mar, Bantier. 
Zwicker, Arthur, Kaiſerl. Türfiicher Generalsstoniul. Kopetzky, Wilhelm, 
Bankier. Meyer, Georg, Bankier. Delbrüd, Ludwig, Bankier, Wolde, 
Johann Georg, Kaufmann in Bremen. v. Siemens, Arnold, YFabrikbeiiger. 
Hardt, Engelbert, tommerzienrath. 

3 Deputirte: Beit, Ed., Geh. Kommerzienratb. Bleihröder, Julius, 
Banfier. Heder, Emil, ommerzienrath. 

3 Stellvertreter: Frentzel, Ad. Geh. Kommerzienrath. Mendelsiohn: 
Bartholdy, Ernit, Geh. Stommerzienrathb, Königl. Däniicher Generals$tonjul. 
Kaempf, Direktor, Stadtrath a. D. 
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b) Verzeichniß 
der Mitglieder der Bezirks-Ausſchüſſe und der Beigeordneten derjelben. 


1. Bremen. 8 Ausshußmitglieder: Delius, Friedr. Wilh., Königl. 
Preuß. General:ftonful. Unkraut, Alfred %., Kaufmann. Wolde, Johann 
Georg, Kaufmann. Gruner, Theodor, Kaufmann. Melchers, Hermann, 
Kaufmann. Tewes, Carl, Kaufmann. Kulenkampff, Caspar Gottlieb, 
Kaufmann. Fritze, W. A., Dr. jur., Theilhaber der Firma W. A. Fritze & Co. — 
2 Beigeordnete: Melchers, Hermann, Kaufmann. Fritze, W. A., Dr. jur., 
Theilhaber der Firma W. U. Fritze & Go. 

2. Breslan. 10 Ausihußmitglieder. Molinari, Leo, Geh. Kommerzien— 
rath, Präſident der Handelöfammer. Moriz-Eichborn, Philipp Heinrich, 
Kommerzienrath. Fromberg, Conrad, Bankier, Oelrichs, Geh. Regierungs— 
rath, Ober-Regierungsrath a. D. Kauffmann, Salomon, Fabrikbeſitzer, Vize— 
präſident der Handelöfammer und Handelsrichter. Heimann, Heinrich, Geh. 
Kommerzienrath. v. Wallenberg-Pachaly, Gideon, Bankier und Rittergnts 
beſitze. Schottländer, Julius, Rittergutsbeſitzer. Schoeller, Leopold, Geb. 
Kommerzienrath. Beck, Otto, Kaufmann. — 3 Beigeordnete: Heimann, Heinrich, 
Geh. Kommerzienrath. v. Wallenberg-Pachaly, Gideon, Bankier und Ritter— 
gutsbeſitze. Moriz-Eichborn, Philipp Heinrich, Kommerzienrath. 

3. Cöln. 10 Ausſchußmitglieder: Deichmann, Theodor, Kommerzienrath, 
Bankier. Heuſer, Auguſt, Geh. Kommerzienrath, Kaufmann. Seligmann, 
Heinrih, Bankier. Roeder, Hugo, Konſul, Kaufmann. Schoeller, Philivp, 
Kommerzienrath, Kaufmann in Düren. von Recklinghauſen, Wilhelm, 
Kaufmann. Camphauſen, Arthur, Bankier. vom Rath, Emil, Kommer— 
zienrath, Kaufmann. von Oppenheim, Freiherr, Albert, Bankier. Rauten— 
ftraud, Eugen, Kommerzienrath, Kaufmann. — 3 Beigeordnete: Heuſer, 
Auguſt, Geh. Kommerzienrath, Kaufmann. vom Rath, Emil, Kommerzienrath, 
Kaufmann. Rautenſtrauch, Eugen, Kommerzienrath, Kaufmann. 

4. Danzig. 6 Ausſchußmitglieder: Mir, George Ludwig, Kommerz- und 
Admiralitätsrath a. D. Kosmack, Albert, Stabtrath. Boehm, Heinrih M. 
Stommerz: und Admiralitätsrath a. D. Berenz, Emil, Haufmann. Steffen?, 
Dtto, Kaufmann. Stoddart, Francis Blair, Kommerzienrath, Kaufmann, — 
2 Beigeordnnete: Stoddart, Francis Blair, Kommerzienrath, Kaufmann. Berenz, 
Emil, Kaufmann. 

5. Dortmund. 8 NAusichußmitglieder: Schwedendied, Ernit, Hütten: 
Direktor. Weydekamp, Carl, Fabritant, Magiitrat3:Mitglied in Iſerlohn. 
Korte, Garl Ernit, Bankier in Bodum. Brand, Julius, Kaufmann, Stadt: 
verordneter und Handelsrichter Overbeck, Julius, Kommerzienrath und Fabrik— 
befiter. Aßmann, Theodor, Rentier in Lüdenicheid. Heintzmann, Otto, 
Kandgerichtärath a. D. Wiskott, Wilhelm, Bankier. — 2 Beigeorbnnete: Hein: 
mann, Otto, Landgerihtöratd a. D. Brand, Julius, Kaufmann, Stade: 
verordnieter und Handelsrichter. 

6. Frankfurt a. M. 10 Ausihußmitglieder: Haud, Alerander Friedr. Job., 
Bankier. Ladenburg, Emil, Geh. Kommerzienrath. v. Neufpille, Otto, 
Bankier. Andreae, Joh. Nud., Bankier. Mepler, Carl, Bankier. Bam: 
berger, Rudolph, Bankier in Mainz. Eyſſen, Bernh. Ferd., Banlier. 
Grunelius, Mor. Eduard, Bankier. Müller, Paul, Bankier. Stern, 
Theodor, Bankier. — 3 Beigeordnete: Grunelius, Mor. Eduard, Bantier. 
Haud, AMlerander Friedr. Joh, Bankier. Stern, Theodor, Bantier. 
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7. Hamburg. 10 Ausihußmitglieder: Borgnis, Alerander, Kaufmann. 
Lutteroth, Arthur, Kaufmann. Nottebohbm, 6. F. W., Naufnann. 
v. Donner, E. 9, Kaufmann. Weitphal, Otto E., Kaufmann. Baur, 
Johs., Bankier. Behrens jr, Ed. Ludw., Banfier. vd. Berenberg-Goäler, 
John, Bankier. Lembcke, G. Eduard, Kaufmann. Siemers, Edmund J. A., 
Kaufmann. — 3 Beigeordnete: Baur, Johs., Bankier. Borgnis, Alerander, 
Naufmann. Nottebohm, CE F. W., Kaufmann. 

8. Hannover. 7 Ausihußmitglieder: Bartels, Otto, Bankier. Brodt— 
mann, Albert, Kaufmann. Simon, Dr., Yandgerichtörath. Meder, Emil &., 
Bankier. Benfey, Julius, Bankdireftor und Rechtsanwalt. Jänede, Georg, 
Geh. tommerzienrath. Meyer, Sigmund, Kommerzienrath. — 2 Beigeordnete: 
Bartels, Dtto, Bankier. Benfey, Julius, Bankdireftor und Rechtsanwalt. — 
1 Stellvertreter: Meyer, Emil L., Bantier. 

9. Königsberg i. Pr. 7 Ausfchußmitglieder: v. Dönhoff-Friedrichſtein, 
Graf, Auguit, gl. Kammerherr und Legationsrath a. D. Eihelbaum, Yaier, 
Kaufmann. Japha, Walter, Kaufmann, Stadtrath. Bittrich, Carl Heinr. 
Golumb., Geh. Kommerzienratb. Doerkfien, Heine, Nentier. Meyer, Otto, 
st. K. Oeſterreich,Ungar. Konſul, Kaufmann und Rittergutsbefiger. Schroeter, 
Stanz, Geh. Kommerzienrath. — 2 Beigeordnete: Doerkſen, Heinr., Konſul. 
Meder, Dtto, Konſul, Kaufmann und NRittergutsbefiger. 

10. Leipzig. 8 Ausſchußmitglieder: Adermann=: Teubner, W., Bud 
händler. Heydenreich, Guſtav Ernit, Kaufmann. Schröder, Franz Louis, 
Staufmann. Favreau, Julius, Bankdireftor. Beder, Ferd. Edm. Bantlier, 
Konſul. Dodel, Wilh., Kaufmann, Geh. Hommerzienrath. Röder, Emil Ant. 
Naphael, Bankier, Kommerzienrath. Frege, Chriftian Ferdinand, Bankier. — 
2 Beigeordneter: Heydenreih, Guſtav Ernit, Kaufmann. Favpreau, Julius, 
Baufdireftor. 

11. Magdeburg. 8 Ausihußmitglieder: Schieß, Louis Heint., Bantier. 
Kalkow, Lud. Aug., Kaufmann, Stadtrath. Bennewitz, Theodor Chriftoph 
Guſtav, Kommerzienrath. Frider, Anton, Kaufmann. Loewe, Otto, Bantier. 
Hubbe, Otto, Stommerzienrath. Ziegler, Dttofar, Stommerzienrath. Haus: 
waldt, Wilh., Fabritbefiger, Stadtrath. — 2 Beigeordnete: Schieß, Louis 
Heinrich, Bankier. Loewe, Otto, Bantier. 

12. Mannheim. 8 Ausihußmitglieder: Diffens, Philipp, Geh. Kommer— 
zienrath. Hirih, Emil, Kaufmann. Ladenburg, Garl, Kommerzienrath. 
Reiß, Carl, General:ftoniul. Bafjermann, Rudolph, Kaufmann. Hohen: 
emjer, Ludwig, Bankier. Jörger, Carl, Kommerzienrath. Lanz, Heinrich, 
Kommerzienrath. — 2 Beigeordnete: Hirſch, Emil, Kaufmann. Neiß, Carl, 
General-Konſul. 

13. München. 10 Ausſchußmitglieder: Guggenheimer, Moritz, Kommer— 
zienrath, Königl. Handelsrichter Graf Otto von Holnftein, Königl. Kämmerer 
und Hofmarihall Sr. Ktönigl. Hoheit des Prinzen Ludwig von Bayern. Acker— 
mann, Theod., Königl. Hofbuchhändler. Find, Wilh., Kommerzienrath, Bantier. 
Freitag, Andr,, Sal. Hofrath, Advokat und Rechtsanwalt am oberiten Landes— 
gerihte. Weidert, Joh. Carl, Kommerzienrath, Bräfident der Handels: und 
Gewerbefammer für Oberbayern, Bankier. Keſter, Eduard, Kommerzienrath, 
Direktor der Aktien-Gejellihaft für Lederfabrifation. v. Sendter, Theodor, 
Bank-Direftor. v. Badhaujer, Heinrih, Königl. Geheimrath und General: 
Direktiond-Betriebd- Direktor a. D. Ritter von Bever, Otto, Kal. Minifterial- 
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rath im Königl. Staatsminiiterium des Aeußeren. — 3 Beigeordnete: v. Bad: 
hauſer, Heinrich, Königl. Geheimrath und General-Direktions-Betriebs:Direttor 
a. D. Nitter von Bever, Otto, KHönigl. Minifterialrath im Königl. Staats: 
minifterium des Meußeren. Keſter, Eduard, Kommerzienrath, Direktor ver 
Attien-Gefellichaft für Lederfabrifation. 

14. Bojen. 6 Ausihußmitglieder: Goldenring sen., Leopold, Kaufmann. 
Milch, Moris, Kommerzienrath. Kantorowicz, Nazary, Direktor der chem, 
Fabrik, Aftiengeiellichaft, vormals Morig Milch & Co. Henke, Carl, Amts: 
gerichtsrath. Joachimezyk, Louis, Kaufmann. Kantorowicz, Julius, 
Kaufmann. — 3 Beigeordnete: Goldenring sen., Leopold, Kaufmann. Man: 
torowicz, Julius, Kaufmann. Milch, Morig, Kommerzienrath- 

15. Stettin. 8 Ausſchußmitglieder: Greffrath, Karl, Kaufmann. Walter, 
C. F. W., Kaufmann. Günther, Hermann, Kaufmann und Konſul. Grobn, 
C., Fener-Spcietätö-Direktor a. D. Meyer, Wild. Heinr., Kaufmann, Stabdtratb. 
Brandig-Treijelt, Joh. Jul., Kaufmann. Abel, Rudolph, Stommerzien 
rath, Konjul. Krahnſtöver, Eduard, Staufmann. — 2 Beigeordnete: Brandis: 
Trefjelt, Joh. Julius, Kaufmann. Günther, Hermanı, Saufmann, Konſul. 

16. Straßburg i. E. 8 Ausihußmitglieder: Reinhard, Dr., Juitizrath. 
Grobe, Friedrih, Fabrik-Direktor. Sengenwald, Rudolph, Bank:Direktor. 
Gunzert, Dr, Wilhelm, Landgerichts-Direktor a. D., Mitglied des Staats: 
ratheds. Herrenihmidt, Alfred, Präfident der Handelöfamme. Sengen: 
wald, Adolph, Nentier. Petri, Dr., Emil, Banf:Direftor. Schaller, rien. 
Emil Julius, Vice Präfident der Handelsfammer. — 2 Beigeordnete: Herren: 
Ihmidt, Alfred, Präfident der Handelskammer. Sengenwald, Rudolph, 
Bank-Direftor. 

17. Stuttgart. 8 Ausihußmitglieder: Federer, Julius, Königl. Belgiicer 
General-Konſul, Königl. Italieniſcher Konſul, Mitergenthümer der Firma Stahl 
& Federer. Kübel, Edmund, Nehtsanwalt und Rechtsrath der Allgemeinen 
Nentenanftalt in Stuttgart. Ditertag, Garl, Kommerzienrath, Staufmann. 
v. Pflaum, Alerander, Geh. Nommerzienrath, Königl. Sächſ. General-Konſul, 
Borfigender des Auffichtsraths der Württemberg. Banfanftalt vorm. Pflaum & Go., 
Mitglied des Aufſichtsraths der MWürttembergiichen Bereinsbanf. Dörtenbadı, 
Garl, Kommerzienrath, Kaufmann, Theilhaber der Firma Zahn & Co. v. Staib, 
Garl, Geh. Hofrath, Direftor der Kgl. Württembergiihen Hofban. Müller, 
Gustav, Kaufmann, Theilhaber der Firma I. G. Müller & Co. Merkel, Oskar, 
Kommerzienrath, Kaufmann, Theilhaber der Firma Merkel & Kienlin in Eßlingen. — 
2 Beigeordnete: Dörtenbah, Carl, Kommerzienrath, Kaufmann, Theilhaber 
der Firma Zahn & Co. Kübel, Edmund, Nehtsanwalt und Rechtsrath der 
Allgemeinen Rentenanftalt in Stuttgart. — 1 Stellvertreter: Müller, Guitav, 
Kaufmann, Theilhaber der Firma I. G. Müller & Co. 


Entwurf eines Boörfengelehes. 
(Juni 1895.) 


I. Allgemeine Beitimmungen über die Börfen und deren Organe. 
Erridtung und Aufhebung von Vörſen; Auffiht über diefelben. 
$ı. 


Die Errihtung einer Börſe bedarf der Genehmigung der Landesregierung. 
Dieſe ift befugt, die Aufhebung beitehender Börſen anzuordnen. 

Die Landesregierungen üben die Aufficht über die Börjen aus. Sie fünnen 
die unmittelbare Aufiiht den Handelsorganen (Handelsfammern, kaufmännischen 
Korporationen) übertragen, 

Der Aufficht der Landesregierungen und der mit der unmittelbaren Aufjicht 
betrauten Handelöorgane unterliegen auch die auf den Börjenverfehr bezüglichen 
Ginrichtungen der Kündigungsbüreaus, Liquidationskaſſen, Liquidationövereine 
und ähnlicher Anitalten. 


Staatskommilfar. 
S2. 

Bei jeder Börſe iſt als Organ der Landesregierung ein Staatskommiſſar zu 
beitellen. Ihm liegt die Beachtung der Borgänge an der Börſe ob, ſowie die Bericht: 
eritattuug über hervorgetretene Mängel und über die Mittel zu ihrer Abitellung. 

Mit Zuftimmung des Bundesraths kann für einzelne Börſen die Thätigfeit 
des Staatätommiflars auf die Mitwirkung beim ehrengerichtlichen Verfahren be— 
ihränft oder, ſofern es fih um Eleine Börſen handelt, von der Beitellung eines 
Staatstommiflard abgejehen werben. 


Börfenausfchuß. 
8 3. 

Zur Begutachtung über die durd dieſes Geieg der Beſchlußfaſſung des 
Bundesrath3 überwiejenen Angelegenheiten it als Sadveritändigenorgan ein 
Börfenausihuß zu bilden. Er beiteht aus mindeitens dreißig Mitgliedern, welche 
vom WBundesrath in der Regel auf je drei Jahre gewählt werben. Cine erneute 
Wahl ift zuläſſig. Die Wahl von zwei Dritteln der Mitglieder erfolgt auf 
Vorſchlag der Organe der deutichen Börſen. Darüber, in welder Anzahl dieje 
Mitglieder von den einzelnen Börjen vorzuschlagen find, beitimmt der Bundesrath. 

Die Geihäftdordnung für den Ausihuß wird nah Anhörung desſelben 
bon dem Bundesrath erlafien; der letztere jegt auch die den Ausihußmitgliedern 
zu gewährenden Tagegelder und Reiſekoſten feit. 


Börfenordnung. 


84. 
Für jede Börfe ift eine Börfenordnung zu erlaffen. 
Die Genehmigung berielben erfolgt durch die Landesregierung. Diele fann 
die Aufnahme beitimmter Rorichriften in die Börſenordnung anordnen. 
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Obligatoriſcher Inhalt der Börfenordnung. 
8 5. 
Die Börienordnung muß Beitimmiungen treffen : 
1) über die Börfenleitung und ihre Organe; 
2) über die Geichäftözweige, für welche die Börfeneinrichtungen beftimmt find, 
3) iiber die Vorausjegungen der Zulaffung zum Beſuch der Börie. 
4) darüber, in welcher Weiſe die Preife und Kurſe zu notieren find. 


$ 6. 

Die Börlenordnung kann für andere als die nah $ 5 Ziffer 2 zu bezeich- 
nenden Geſchäftszweige, ſofern dies nicht mit beionderen Beltimmungen dieſes 
Geſetzes (88 31, 39, 47, 48,) im Widerſpruche fteht, die Benutzung von Börfen- 
einrichtungen zulaffen. Ein Anſpruch auf die Benutzung erwächſt in diefem Falle 
für die Betheiligten nicht. 

Fälle des Ausfchluffes vom Börfenbefud. 
87. 

Bom Börſenbeſuche find ausgeſchloſſen: 

1) Perſonen weiblichen Geſchlechts. 

2) Perſonen, welche fih nicht im Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte befinden ; 

3) Perſonen, welche infolge gerichtliher Anordnung in der Verfügung über 

ihr Bermögen beichräntt find; 

4) Perſonen, welche wegen betrüglichen Bankerutts rechtsfräftig verurtbeilt find; 

5) Berjonen, welche wegen einfachen Banferuttö rechtskräftig verurtheilt find; 

6) Perjonen, welche fih im Zuftande der Zahlungsunfähigfeit befinden; 

7) Perſonen, gegen welche durch rechtsfräftige oder für ſofort wirkſam erflärte 

ehrengerichtlihe Enticheidung auf Ausichließung von dem Beſuch einer 
Börſe erfannt iſt. 

Die Zulaſſung oder Wiederzulaſſung zum Börſenbeſuch kann in den Fällen 
unter 2 und 3 nicht vor der Beſeitigung des Ausſchließungsgrundes, in dem 
Falle unter 5 nicht vor Ablauf von ſechs Monaten, nachdem die Strafe verbüßt, 
verjährt oder erlaſſen iſt, erfolgen; fie darf in dem legteren Fall und chenio in 
dem Fall unter 6 nur ftattfinden, wenn der Wörjenvorftand den Nachweis für 
geführt erachtet, daß die Sculbverhältniife ſämmtlichen Gläubigern gegenüber 
dur Zahlung, Erlaß oder Stundung geregelt find. Einer Perſon, welche im 
MWiederholungsfall in Zahlungsunfähigkeit oder in Konkurs gerathen ift, muß die 
Zulaffung oder Wiederzulaffung mindeitens für die Dauer eines Jahres verwei— 
gert werden. In dem Falle unter 4 iſt der Ausichluß ein dauernder. 

Die Börienordrnungen können weitere Ansichließungsgründe feitiegen. 

Auf Antrag der Börienorgane kann die Landesregierung in befonderen Füllen 
Ausnahmen von den Vorichriften über die Ausichließung vom Börfenbejuche zu— 
laſſen. 


Handhabung der Ordnung an der Vörſe. 


88. 
Die Börfenauffichtsbehörde ift befugt, zur MAufrechthaltung der Ordnung und 
für den Geichäftsverkehr an der Börje Anordnungen zu erlaflen. 
Die Handhabung der Ordnung in den Böriesräumen liegt dem Börjenvoritande 
ob. Gr ift befugt, Perjonen, welche die Orduung oder den Geſchäftsverkehr an der 
Börje ftören, ſofort aus den Börfenräumen 3: entfernen und mit zeitweiliger 
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Ausihliefung von der Börſe oder mit Gelditrafe zu beitrafen. Das Höchſtmaß 
beider Strafen wird durch die Börfenordnung feitgelest. Die Ausichliegung von 
der Börje kann mit Genehmigung der Börſenaufſichtsbehörde durch Anjchlag in der 
Börſe befannt gemacht werben. 

Gegen die Verhängung der Strafen findet innerhalb einer durch die Börſen— 
ordnung feitzufegenden Friſt die Beichwerde an die Börlen-Auffichtöbehörde ſtatt. 

Finden fih an der Börfe Berjonen zu Zweden ein, welche mit der Ordnung 
oder dem Gejchäftsverfehr an derſelben unvereinbar jind, jo iſt ihmen der Zutritt 
zu unteriagen. 

Ehrengerichtliches Berfahren. 
1) Ehrengeridt. 
8 9, 

An jeder Börfe wird ein Ehrengeriht gebildet. Es beiteht, wenn die uns 
mittelbare Aufficht über die Börfe einem Handelsorgan ($ ı Ab. 2) übertragen 
iit, aus der Gefammtheit oder einem Ausſchuß diefes Aufſichtsorgans, andernfalls 
aus Mitgliedern, welche von den Börjenbefuchern oder den Börjenorganen gewählt 
werden. Die näheren Beltimmungen über die Zufammenjegung des Ehrengerichts 
werden von der Landesregierung erlaflen. 

2) Zuftändigfeit des Ehrengerichts. 
8 10, 

Das Ehrengericht zieht zur Verantwortung Börjenbejucher, welche im Zus 
jammenhang mit ihrer Thätigfeit an der Börſe fi eine unehrenhafte Handlung 
baben zu jchulden kommen laſſen. 


3) Mitwirfung des Staatskommiſſars. 
8 11. 

Bon der Einleitung oder Ablehnung eines ehrengerichtlichen Verfahrens ift 
der Staatöfommiffar ($ 2) zu unterrichten. Er fann die Ginleitung eines ehren- 
gerichtlichen Verfahrens verlangen. Dieſem Berlangen jowie allen von dem Kom— 
miffar geitellten Beweisanträgen muß ftattgegeben werden. Der Kommiſſar hat 
dad Recht, allen Verhandlungen beizumwohnen und die ihm geeignet ericheinenden 
Anträge fowie Fragen an den Beichuldigten, die Zeugen und Sachverſtändigen 
zu jtellen. 

4) Borunterjuhung. 
g 12. 

Zur Vorbereitung der Hauptverhandlung fann dad Ehrengericht einem Mit: 
glied die Führung einer Vorunterſuchung übertragen. In der Vorunterſuchung 
wird der Beichuldigte unter Mittheilung der Beihuldigungspunfte vorgeladen und, 
wenn er ericheint, mit feinen Grflärungen und Anträgen gehört. 

Zeugen und Sadverftändige dürfen nur unbeeidigt vernonmen werben. 


5) Einftellung des Berfahrens, 


g 13. 

Mit Zuftimmung des Staatstommiflars kann das Ehrengericht das Verfahren 
einftellen, andernfalld ift die Hauptverhandlung anzuberaumen. 
6) Hauptverhandlung. 

8 14. 
Die Hauptverhandlung vor dem Ehrengerichte findet ftatt, auch wenn der 
Beihuldigte nicht erichienen ift. Sie iſt nicht Öffentlih. Das Ehrengeriht kann 
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die Deffentlichfeit der Verhandlung anordnen. Die Anordnung muß erfolgen, 
falls der Staatskommiſſar oder der Beichuldigte e3 beantragt, jofern nicht Die 
Borausiegungen des 8 173 des Gerichtöverfaflungsgeießes vorliegen. 

Der Beihuldigte ift befugt, Tich des Beiftandes eines Vertheidigers zu bedienen. 

Das Ehrengericht ift berechtigt, Zeugen und Sadyverftändige vorzuladen und 
eidlih zu vernehmen. 

$ 15. 

Die Strafen bejtehen in Verweis ſowie in zeitweiliger oder dauernder Aus— 
ſchließung von der Börie. 

Ergibt fi, daß feine unehrenhafte Handlung, fondern nur eine Störung 
der Ordnung oder des Gejchäftöverfehrö an der Börſe vorliegt, jo kann die Be— 
ftrafung gemäß $ 8 Abi. 2 durch das Ehrengericht ftattfinden. 

S 16. 

Die Entſcheidung wird in der Sikung, in welcher die mündliche Verhandlung 
geichloffen wird, unter Angabe der Gründe verkündet oder ſpäteſtens mit Ablauf 
einer Woche nah dem Schluffe der Verhandlung den Staatsfommilfar und dem 
Beichuldigten in einer mit Gründen veriehenen Ausfertigung zugeitellt. 

Dem nicht erichienenen Beichuldigten it auch die verkündete Enticheidung zus 
zuitellen. 

Das EChrengericht kann in der Enticheidung anordnen, daß und auf welche 
Weije fie öffentlich befannt zu machen tft. 

Das Ehrengericht fann, wenn auf zeitweilige oder dauernde Ausichließung von 
der Börſe erkannt ift, anordnen, dal die Wirkung der Enticheidung jofort eintrete. 


7) Berufung. 
S$ 17. 

Gegen die Enticheidung des Ehrengerichts steht jowohl dem Staatskommiſſar 
als dem Beichuldigten die Berufung an die periodisch zu bildende Berufungs— 
fammer offen. 

Die Berufungsfammer beiteht aus einem Worjigenden und ſechs Beifigern. 
Der Borligende wird von dem Bundesrathe beitimmt. Die Beifiger werden von dem 
Börfenausihug aus jeinen auf Vorſchlag der Börienorgane berufenen Mitgliedern 
gewählt; von den Beifigern dürfen nicht mehr als zwei derielben Börſe angehören. 

Für den Vorfigenden und die Beifiger werden in gleicher Weile Stellver- 
treter beitellt. 

In einer Sprudhfigung dürfen nicht mehr als zwei Beifiger mitwirfen, welche 
derſelben Börſe angehören. 

818. 

Die Einlegung der Berufung geſchieht zu Protokoll oder ſchriftlich bei dem 
Ehrengerichte, welches die anzugreifende Entſcheidung erlaſſen hat. 

Die Friſt zur Einlegung der Berufung beträgt eine Woche. 

Sie beginnt, falls die Entſcheidung verkündet worden iſt, für den Staats— 
kommiſſar und den erſchienenen Beſchuldigten mit der Verkündigung, im übrigen 
mit der Zuftellung der Enticheidung. 


$ 19. 
Nach Einlegung der Berufung ift dem Staatstommiffar ſowie dem Beichuldigten, 


ſofern es nicht bereits geichehen, die angefochtene Enticheidung, mit Gründen ver: 
jehen, zuzuſtellen. 
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8 20. 

Zur jchriftlichen Rechtfertigung der Berufung fteht demienigen, der fie recht: 
zeitig eingelegt hat, eine Frilt von einer Woche offen. Sie beginnt mit dem 
Ablauf der Einlegungsfrift oder, wenn zu dieſer Zeit die Enticheidung noch nicht 
zugeitellt war, mit deren Yuitellung. 

8 21. 

Die Berufungsichrift des Beichuldigten und die etwa eingehende Rechtfertigung 
wird dem Staatskommiſſar, die Berufungsichrift und die Rechtfertigung des Staats— 
fommiffars dem Bejchuldigten mitgetheilt. Innerhalb einer Woche nad) der Mit: 
tbeilung fann eine Beantwortungsichrift eingereicht werden. 


8 22. 
Die Frijten zur Rechtfertigung und zur Beantwortung der Berufung fönnen 
auf Antrag von dem Ehrengericht verlängert werden. 


8 23. 

Nah Ablauf der in 88 18, 20, 21 und 22 beitimmten Friften werden die 
Akten an die Berufungskammer eingefandt. Zu der Verhandlung ift der Be: 
ihuldigte vorzuladen und der Staatskommiſſar zuzuziehen. 

Die Berufungsfammer kann zur Aufklärung des Sachverhalts vorherige 
Beweiserhebungen veranlaſſen. 

Auf das Verfahren vor der Berufungsfammer finden die Vorjchriften ber 
$$ 11, 14, 15 und 16 Anwendung. 


8) Allgemeine Beltimmungen. 
8 24. 


Ueber jede Vernehmung in der Vorunterfuhung und über die Hauptverband: 
fung ift durch einen vereideten Protofollführer ein Protokoll aufzunehmen. 


8 25. 
Neben der Strafe kann auf vollftändigen oder theilweilen Eriag der durch 
das Verfahren entitandenen baaren Auslagen erfannt werben. 


$ 26. 

Die Gerichte find verpflichtet, dem Grfuchen des Ehrengerihts, jowie der 
Berufungsfanımer um PVernehmung von Zeugen und Sacverftändigen zu ent 
ſprechen. 

8 27. 

Die mit der Aufficht über die Börfen betrauten Organe find verpflichtet, 
Handlungen der Börjenbejucher, welche zu einem ehrengerihtlichen Verfahren Anlaß 
geben, zur Kenntniß des Stadtkommiſſars oder, wenn ein folcher nicht beftellt ift, 
zur Kenntniß des Chrengericht3 zu bringen. 


Börfenfchiedsgeridt. 
$ 28. 

Eine Vereinbarung, durch welche die VBetheiligten fich der Enticheidung eines 
Börjenichiedsgericht® unterwerfen, ift nur verbindlich, wenn jeder der Betheiligten 
Kaufmann oder für den betreffenden Gejchäftszweig in dad Börjenregifter ($ 51) 
eingetragen ift oder wenn die Unterwerfung unter dad Schiedögeridht nah Ent- 
ftehung des Streitfall erfolgt. 
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1. Feititellung des Börfenpreifes und Maklerweien. 
Feſtſtellung des Börfenpreifes. 
$ 29. 

Soweit bei Waaren oder MWerthpapieren der Börfenpreis amtlich feitgeitellt 
wird, erfolgt die Feititellung jowohl für Kaſſa-, wie für Zeitgeichäfte durch den 
Börienvoritand. 

Als Börienpreis ift derjenige Preis feitzuiegen , welcher nach der wirklichen 
Geſchäftslage des Verkehrs am Börfenorte den gemeinen Handelswerth daritellt. 


Rursmakler. 
$ 30. 

Zur Mitwirkung bei der amtlichen Feititellung des Börfenpreijes von Waaren 
und MWerthpapieren jind aus dem Kreiſe der Vermittler befondere Hilfsperſonen 
(Kursmakler) auszuwählen, welde der Aufſicht des Börjenvoritandes unterftehen. 

Sie werden von der Yandesregierung nah Anhörung der Börfenorgane be 
jtelt und entlaſſen. Vor Antritt ihrer Stellung leiiten fie den Eid, dab fie die 
ihnen obliegenden Pflichten getreu erfüllen wollen. 


S$ 31. 

Wird ein ohne die Vermittelung eines Kursmaklers abgeſchloſſenes Geſchäft 
in Waaren oder Werthpapieren, bei denen eine amtliche Feititellung des Börſen— 
preifes erfolgt, nicht Sofort von einer der Parteien oder dem Vermittler auf 
jchriftlichen Wege zur Kenntniß des Börſenvorſtandes oder eines Kursmaklers 
gebracht, To erwächſt für das Geſchäft ein Anſpruch auf Berüdfichtigung bei der 
Preiöfeftitellung nicht und bleibt es von der Benußung der Börjeneinrihtungen 
ausgeſchloſſen. 

832. 

Die Kursmakler dürfen in den Geſchäftszweigen, für welche fie bei der amt— 
lihen Feſtſtellung des Börjenpreijes mitwirken, nur injoweit für eigene Rechnung 
oder in eigenem Namen Handelögeihäfte ichließen oder eine Bürgichaft für Die 
von ihmen vermittelten Gejchäfte übernehmen, als dies zur Ausführung der ihnen 
ertheilten Aufträge nöthig ift. Die Gültigkeit der abgeichloffenen Verträge wird 
hierdurch nicht berührt. 

Die Kursmakler dürfen, joweit nicht die Landesregierung Ausnahmen zus 
läßt, fein ſonſtiges Handelsgewerbe betreiben; fie dürfen auch nicht zu einem 
Kaufmann in dem Werhältnig eines Profuriften, Handlungsbevollmächtigten oder 
Handlungdgehilten ftehen. Zu feinem Geihäft dürfen fie die Einwilligung der 
Parteien oder deren Bevollmächtigten ander annehmen, als durch ausdrückliche 
und perjönlihe Erklärung; es ift ihnen weder erlaubt, von Abwejenden Aufträge 
zu übernehmen, noch fih zur Vermittelung eines Unterhändlers zu bedienen. 


8 33. 

Die im Art. 67 Abi. 2, im Art. 71 Abſ. 1 und in den Art. 72 bis 74, 
76, 79 bis 83 des Handelsgeſetzbuchs enthaltenen Vorſchriften finden auf Die 
Kursmakler Anwendung. 

Das von dem Kursmakler zu führende Tagebuh mus vor dem Gebraucde 
Blatt für Blatt mit fortlaufenden Zahlen bezeichnet und dem Börfenvorftande zur 
Beglaubigung der Zahl der Blätter vorgelegt werden. 

Wenn ein Kursmaller ftirbt oder aus dem Amt jcheidet, ift jein Tagebuch 
bei dem Börfenvorftande niederzulegen. 
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8 34. 

Für die Vermittelung von Börfengeihäften findet eine amtliche Beftellung 
von Handeldmallern im Sinne des Artifeld 66 des Handelsgeſetzbuchs nicht ftatt; 
die bisher erfolgten Beitellungen verlieren ihre MWirkiamteit. 

Zur Bornahme der nadı den Artikeln 311, 343, 348, 354, 357, 365, 
366 und 387 des Handelsgeſetzbuchs durch einen Handelsmakler zu bewirfenden 
Verkäufe find auch die Hursmaller, fowie die ſonſt zur Vornahme von Verkäufen 
ber bezeichneten Art oder von Periteigerungen öffentlich ermächtigten Handels— 
mafler befugt. 


Befugniffe des Bundesraths. 
S 35. 

Der Bundesrath iſt befugt: 

1) eine von den Borichriften im 8 29 Abi. 1 und in den 88 30 und 31 
abweichende amtliche Feſtſtellung des Börienpreifes von Waaren oder Werth- 
papieren für einzelne Börien zuzulafien ; 

2) eine amtliche Feititellung des Börſenpreiſes beitimmter Waaren allgemein 
oder für einzelne Börſen vorzuichreiben ; 

3) Beitimmungen zu erlaſſen, um eine Cinheitlichfeit der Grundläge über 
die den FFeititellungen von Waarenpreiien zu Grunde zu legenden Mengen und 
über die für die FFeititellung der Preile von MWerthpapieren maßgebenden Gebräuche 
herbeizuführen. 

Die Berngni der Yandesregierung zu Anordnungen der im Abi. 1 Ziff. 2 
und 3 bezeichneten Art wird hierdurch nicht berührt, ſoweit der Bundesrath von 
feiner Befugniß feinen Gebraud; gemacht hat. 


III. Zulafiung von Wertbpapieren zum Börfenhandel. 
Zulaſſungsſtelle. 


S 36. 

Die Zulaffung von Werthpapieren zum Börfenhandel erfolgt au jeder Börſe 
durh eine Kommiſſion (Zulafiungsitelle), von deren Mitgliedern mindeitens der 
dritte Theil aus Perſonen beftehen muß, welde jih nicht gewerbsmäßig am 
Börienhandel mit Werthpapieren betheiligen. Im übrigen werden die Beſtimm— 
ungen über die Zujammeniegung der Zulafiungsftelle, jowie über die Zuläffigfeit 
einer Beichwerde gegen deren Enticheidungen durch die Börfenordnungen getroffen. 
Die Zulaffungsitelle it befugt, zum Börſenhandel zugelafiene Werthpapiere von 
demielben auszuichließen. 

Die Zulaffung deuticher Reichs- und Staatsanleihen darf nicht verlagt 
werben, 

Verhältniß verfchiedener Zulaſſungsſtellen zu einander. 
8 37. 

Wird von der Zulafiungsitelle einer Börfe der Antrag auf Zulaffung von 
Verthpapieren zum Börjenhandel abgelehnt, jo hat die Zulaffungsitelle unter 
Angabe der Gründe den Norftänden der übrigen deutichen Börjen für Werth: 
papiere Mittheilung zu machen. Dabei iſt anzugeben, ob die Ablehnung mit 
Rückſicht auf Örtliche Verhältniffe oder aus anderen Gründen erfolgt iſt. Im 
legterem Falle darf die Zulaſſung von einer anderen Börje nur mit Zuftimmung 
derjenigen Stelle ertheilt werden, welche die Zulaffung abgelehnt hat. 
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Der Antragfteller hat anzugeben, ob das Gefuh um Zulaffung bereits bei 
einer anderen Börje eingereicht ift oder gleichzeitig eingereicht wird. Sit dies der 
dal, jo jollen die Werthpapiere nur mit Zuftimmung der anderen Zulaffungs- 
ftelle zugelaſſen werden. 


Borausfekungen der Zulaſſung. 
$ 38. 

Bor der Zulaffung von Werthpapieren ift, ſofern es ſich nicht um deutiche 
Reichs- oder Staatsanleihen handelt, ein Proſpekt einzureichen und zu veröffent: 
lihen, welcher die für die Benrtheilung des Werth3 der einzuführenden Papiere 
wejentlichen Angaben enthält. 

Für Schuldverichreibungen, bezüglich deren das Reich oder ein Bundesſtaat 
die volle Garantie übernommen hat, und für Schuldverichreibungen fommunaler 
Körperichaften und fommunalftändiicher Kreditinititute, ſowie der unter ftaatlicher 
Aufſicht ſtehenden Prandbriefanftalten kann die Yandesregierung ($ 1) von dieſer 
Verpflichtung entbinden. 

Folgen der Nichtzulaffung. 
$ 39, 

Für nichtzugelaffene Werthpapiere darf eine amtliche Feititellung des Preiſes 
nicht ftattfinden. Geichäfte in ſolchen Werthpapieren find von der Benugung der 
Börfeneinrichtungen ausgeichlofjen und dürfen von den Kursmaäklern nicht ver: 
mittelt werden. 

Befugnilfe des Bundesraths. 
8 40, 


Der Bundesrath iſt befugt, weitere Beitimmungen über die Aufgaben der 
Zulaffungsitelle und die Vorausiegungen der Zulaffung zu treffen. 


Haftung auf Grund des Profpekts. 
8 41. ‚ 

Sind in einem Proſpekt, auf Grund deilen Werthpapiere zum Börienhandel 
zugelaffen find, Angaben, welche für die Beurtheilung des Werthes erheblich find, 
unrichtig, To haften diejenigen, welche den Proſpekt erlaffen haben, weun fie bie 
Unrichtigkeit gekaunt haben oder ohne grobes Verichulden hätten kennen müſſen, 
als Gelammtichuldner jedem Beliter eines jolchen Werthpapiers für den Schaden, 
welcher demielben aus der von dem gemachten Angaben abweichenden Sachlage 
erwählt. Das Gleiche gilt, wenn der Proſpekt in Folge der Fortlaffung wejent- 
liher Thatjachen unvollitändig ift und dieſe Umvollitändigfeit auf böslihem Ber: 
ſchweigen oder auf der böslichen Unterlaſſung einer ausreichenden Prüfung Teitens 
derjenigen, welche den Prospekt erlaffen haben, beruht. 

Die Eriaspflicht wird dadurch nicht ausgeichloffen, daß der Proſpekt die 
Angaben als von einem Dritten herrührend bezeichnet. 

8 42. 

Die Eriagpflicht erftredt fih nur auf diejenigen Stüde, weldhe auf Grund 
des Proſpekts zugelaflen und von den Beiiger auf Grund eines im Inland ab 
geichlofienen Geichäfts erworben find. 

Der Eriagpflictige kann der Eriagpflicht dadurch genügen, daß er das Wertb- 
papier gegen Eritattung des von dem Beſitzer nachgewielenen Erwerböpreijes oder des— 
jenigen Sturöwerths übernimmt, den die Werthpapiere zur Zeit der Einführung hatten. 
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Die Erjagpflicht iſt audgeichloffen, wenn der Beliger des Papierd die Un— 
rihtigfeit oder Umvolfitändigkeit der Angaben des Proſpekts bei dem Erwerbe 
fannte. Gleiches gilt, wenn der Beſitzer des Papiers bei dem Erwerbe die Un— 
rihtigkeit oder Umpollitändigfeit der Angaben des Proſpekts bei Anwendung 
gewöhnlicher Sorgfalt kennen mußte, und die Unrichtigfeit oder Unvollftändigkeit 
jener Angaben nicht auf böslihem Verhalten derjenigen beruht, welche den Pro- 
ipeft erlaflen haben. 

S$ 43. 

Der Erjaganfpruch verjährt in fünf Jahren feit der Zulaffung der Werth: 
papiere. Die Verjährung läuft auch gegen Minderjährige und bevormundete 
Perſonen, jowie gegen juriltiiche Verionen, denen geieglich die Rechte der Minder: 
jährigen zuitehen, ohne Zulaffung der Wiedereinjegung in den vorigen Stand, 
jedoch mit Vorbehalt des Rüdgriffs gegen die VBormünder und Verwalter. 

S 44. 

Eine Vereinbarung, durch welche die nah den 88 41 bis 43 begründete 
Haftung ermäßigt oder erlaflen wird, ift unwirkſam. 

Meitergebende Anſprüche, melde nah den Vorſchriften des bürgerlichen 
Recht auf Grund von Verträgen erhoben werden können, bleiben unberührt. 


IV. Börfenterminhandel. 


Begriff der Börfentermingefchäfte in Waaren und Werthpapieren. 
S 45. 

Als Börjentermingeichäfte in MWaaren oder Werthpapieren gelten Kauf- ober 
ſonſtige Anihaffungsgeihäfte auf eine feitbeitinnmte Lieferungszeit oder mit einer 
feftbeftimmten Lieferungsfrift, wenn sie nach Gejchäftsbedingungen geichloffen 
werden, die von dem Börjenvorftand für den Terminhandel feitgeiegt find, und 
wenn für die an der betreffenden Börſe geichlojlenen Geichäfte jolcher Art eine 
amtliche Feititellung von Terminpreiſen ($$ 29, 35) erfolgt. 


Unterfagung des Börfenterminhandels. Kieferungsqualität des Getreides. 
8 46. 

Der Bundesrath it befugt, den Börjenterminhandel von Bedingungen ab» 
hängig zu machen oder in beitimmten Waaren= oder Werthpapieren zu unterfagen. 

Die Lieferungsanalität des im Börjenterminhandel zu liefernden Getreides 
fann, nah Anhörung von Vertretern der betheiligten Erwerbözweige, von dem 
Bundesrath, oder, ſoweit er von dieler Befugniß feinen Gebraud gemadt hat, 
von der Landesregierung feftgeitellt werden. 

8 41. 

Iſt nach den von Bundesrath erlaflenen Beitimmungen der Börjentermin: 
handel in beitimmten Waaren oder Werthpapieren unitatthaft, jo iſt auch ein 
von der Mitwirfung der Börienorgane unabhängiger Terminhandel von der 
Börie ausgefhlofien, ſoweit er fih in den für Börſentermingeſchäfte üblichen 
Formen vollzieht. Auch dürfen für ſolche Gejchäfte Terminpreije öffentlich oder 
in mechaniſch hergeitellten Preisliiten (Kurszetteln) nicht notirt werden. 

8 48. 

Wird die Zulaffung von Waaren oder Werthpapieren zum Börjentermin: 
handel verweigert oder wird die Zulafiung nicht nachgeſucht, jo kann ein thats 
ſächlich ftattfindender Terminhandel von den Börfenauffichtsbehörden mit den im 
8 47 bezeichneten Folgen unterfagt werden. 
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3ulaffung von Maaren. 


S 49. 

Die Börſenorgane find verpflichtet, vor der Zulaflung von Waaren zum 
Börjenterminhandel in jedem einzelnen Falle Vertreter der betheiligten Erwerbs 
zmweige gutachtlih zu hören und das Ergebniß dem Reichskanzler mitzutheilen, 
Die Zulaflung darf erit erfolgen, nachdem der Reichskanzler erklärt hat, daß er 
zu weiteren Ermittelungen feine Veranlaſſung finde. 


Ankündigung lieferungsfähiger Waaren. 
$ 50. 

Bei dem Börfenterminhandel in Waaren gerätb der Verkäufer, ſofern er 
nah erfolgter Kündigung eine unfontraftliche Waare liefert, in Erfüllungsverzug, 
auch wenn die Lieferungsfrift noch nicht abgelaufen war. 

Eine entgegenitehende Vereinbarung ift nichtig. 


Börfenregifter. 
8 51. 

Bei jedem zur Führung des Handelsregifters zuftändigen Gerichte it je ein 
Börjenregiiter für Waaren und Werthpapiere zu führen. Die Landesregierung 
fann die Führung des Negifters für die Bezirke mehrerer Gerichte einem der: 
jelben übertragen. 

$ 52. 

In das Börienregiiter werden nah Namen, Bornamen, Stand und Wohn: 
ort die PVerjonen eingetragen, die ſich an Börientermingeihäften in Waaren oder 
Werthpapieren betheiligen wollen. Betrifft die Eintragung eine Handelsgeſellſchaft 
oder juriltiiche Perſon, jo ift ihre Firma oder ihr Name jowie der Ort, mo fie 
ihren Siß hat, einzutragen, 

Die Eintragung erfolgt in dem Negiiter des Bezirks, in welchem der Ein 
zutragende feine gewerbliche Niederlaffung oder in Ermangelung einer ſolchen ſeinen 
Wohnſitz hat. Im Fall einer Verlegung der Niederlaifung oder des Wohnſitzes 
wird die Cintragung unter Löihung in dem Negilter des bisherigen Bezirks in 
das Regiſter des neuen Bezirks gebührenfrei übertragen. 


S 53. 

Das Börjenregiiter ift öffentlih. Die Einficht desfelben ift während der ge— 
mwöhnlichen Dienititunden einem Jeden geitattet. Much kann von den Eintraqungen 
gegen Erlegung der Koſten eine Abichrift gefordert werden, die auf Verlangen zu 
beglaubigen iſt. 

$ 54. 

Bor der Gintragung in ein Börfenregifter ift eine Cintragungsgebühr von 
einhundertfünfzig Mark zu entrichten. 

Für jedes folgende Stalenderjahbr, während beilen die Eintragung beiteben 
foll, it eine Erhaltungsgebühr von je fünfundzwanzig Mark zu zahlen. 

Die Gebühren fließen, infomweit die Yandesregierungen nicht ein Anderes be 
ftimmen, den Landeskaſſen zu. 

8 55. 


Den Antrag auf Eintragung bat der Ginzutragende oder, falld er fich durch 
Verträge nicht verpflichten kann, fein geieglicher Vertreter zu jtellen. 
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Kinder unter väterliher Gewalt und Ghefrauen, die nicht Handelsfrauen 
find, bedürfen der Genehmigung des Water oder Ehemannes. 

Der geieglihe Vertreter einer unter Vormundſchaft oder Pflegichaft (Suratel) 
ftehenden Perion bedarf der Genehmigung der Vormundichaftsbehörde. 


8 56. 

Der Antrag ift bei dem Gerichte, bei welchem das Börſenregiſter geführt 
wird, mündlich zu Protokoll zu ftellen oder Ichriftlich einzureichen. 

Schriftliche Anträge müſſen gerichtlich oder notariell aufgenommen oder bes 
glaubigt jein. 

Die voritehenden Beſtimmungen finden auch auf eine etwa erforderliche Ge— 
nehmigung ($ 55) Anwendung. 

Anträge und Erklärungen öffentlicher Behörden bedürfen, wenn ſie vorſchrifts— 
mäßig unterichrieben und unterfiegelt find, feiner Beglaubigung. 


8 87. 
Der Antrag auf Eintragung ſoll die Erklärung enthalten, daß der Einzu— 
tragende Börjentermingeichäfte in Waaren oder Werthpapieren eingehen wolle. 


8 58. 

Der Antrag auf Eintragung in das Maarenregiiter kann auf beitimmte Ge: 
ihäftszweige beichränft werden. Auf Antrag iſt gebührenfrei die Gintragung auf 
weitere Geichäftsziweige auszudehnen oder die eingetragene Beichräntung zu löſchen; 
auf einen ſolchen Antrag finden die Beitimmungen der 88 55, 56 entiprechende 
Anwendung. 

$ 59. 

Die erfolgte Cintragung iſt von dem Gericht ohne Verzug ihrem ganzen 
Inhalt nah auf Stoiten des Cingetragenen im „Reichs: Anzeiger“ ſowie in den— 
jenigen öffentliben Blättern befannt zu maden, welde gemäß Art. 14 des 
Handelsgeiegbuches Für die Veröffentlihung der in das Handelöregiiter aufs 
genommenen Gintragungen bejtimmt find. 


S 60. 

Die Löſchung der Eintragung erfolgt gebührenfrei auf Antrag des Ein: 
getragenen oder feines geleglichen Vertreters am Schluffe des Jahres, in welchem der 
Löſchungsantrag geftellt ift. Für Kinder unter päterlicher Gewalt und für Ehefrauen, 
weldye nicht Handelöfrauen find, genügt der Autrag des Vater oder Chemanns, 

Der Löihungsantrag ift bei dem Gerichte mündlich zu Protofoll zu ſtellen 
oder in gerichtlicher oder notarieller Beglaubigung einzureichen. Die Borichrift 
im $ 56 Abi. 4 findet entiprechende Anwendung. 


$ 61. 
Eine Eintragung, die nicht nad den Borichriften in $ 55 erfolgt iſt, wird, 
wenn der Mangel nicht inzwiichen bejeitigt tft, von Amtswegen gelöjcht. 
Am Schluſſe des Nalenderjahres wird eine Eintragung von Amtswegen ge- 
löſcht, wenn die Erhaltungsgebühr für das nädhitfolgende Jahr nicht bis zum 
Ende des vorlegten Monats des laufenden Jahres eingezahlt iſt. 


8 02. 


Jedes Geriht hat nah Beginn des Kalenderjahres eine Lite derjenigen 
Rerionen aufzuitellen, deren Eintragungen am 1. Januar nod in Kraft beitanden. 
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Das Geriht für den Bezirk der Stadt Berlin, an welches die übrigen Ge- 
richte ihre Liſten bis zum 31. Januar jedes Jahres einzufenden haben, ftellt nad 
deren Eingang unverzüglich eine Geſammtliſte auf und macht fie durch den „Reichs: 
Anzeiger” befannt. 

8 63. 

Durd ein Börjentermiugeihäft in einem Geichäftszweige, für welche nicht 
beide Parteien zur Zeit des Geichäftsabichluffes in einem Börfenregiiter ein— 
getragen find, wird ein Schuldverhältniß nicht begründet. 

Das Gleiche gilt von der Grtheilung und Uebernahme von Aufträgen jowie 
von der Vereinigung zum Abichluffe von Börfentermingeichäften. 

Die Unwirkſamkeit erftredt ſich auf die beitellten Sicherheiten und die abge- 
gebenen Schuldanerfenntnifie. 

Eine Rückforderung deſſen, was bei oder nach völliger Abwidlung des 
Geihäfts zu feiner Erfüllung geleitet worden ift, findet nicht ftatt. 


S 64. 

Wer den Borichriften des 8 55 zuwider eingetragen worden ift, gilt nur 
alö eingetragen, wenn der Mangel zur Zeit des Gejichäftsabichluffes dem anderen 
Theile nicht befannt war. 

Wer trog erfolgter Löſchung im Börjenregiiter noch in der Gejammtlifte (S 62) 
aufgeführt it, gilt al3 eingetragen, jofern nicht zur Zeit des Geichäftsabichluffes 
der andere Theil von der bewirften Löſchung Keuntniß hatte. Das Gleiche gilt 
bis zum Ablauf eines Monats feit Veröffentlihung der Geſammtliſte von denjenigen 
Perjonen, welche in der Lifte infolge der Löſchung nicht wieder aufgeführt find. 

$ 65. 

Die Beitimmungen des $ 63 finden auch dann Anwendung, wenn das Geichäft 
im Auslande geichloffen oder zu erfüllen ift. 

In Anſehung von Berjonen, welche im Inlande weder einen Wohnſitz noch 
eine gewerbliche Niederlajlung haben, ift die Gintragung in das Börjenregiiter 
zur Wirkſamkeit des Gejchäfts nicht erforderlich. 

Hat nur eine der Parteien im Inland eine Wohnung oder eine gewerbliche 
Niederlaffung, jo ift auch die Eintragung diefer Partei in das Börienregifter nicht 
erforderlich, fofern das Geichäft zu ihrem Gewerbebetrieb gehört. 


Einwand des Ausfchluffes der Effektivlieferung. 
Ss 66. 

Gegen Aniprühe aus Börfentermingeichäften jowie aus der Ertbeilung und 
Uebernahme von Aufträgen und aus der Vereinigung zum Abſchluß von Börſen— 
geihäften fan von bemjenigen, welcher zur Zeit der Gingehung des Geichäfts 
in dem Börienregiiter für den betreffenden Geichäftszweig eingetragen war, ſowie 
von demjenigen, deilen Eintragung nadı den voritehenden Beitimmungen (8 65, 
Abi. 2 und 3) zur Wirkfamfeit des Gejchäfts nicht erforderlich war, ein Einwand 
nicht darauf gegründet werden, daß die Erfüllung durch Lieferung der Waaren 
oder MWerthpapiere vertragsmäßig ansgeſchloſſen war, 


V. Kommiſſionsgeſchäft. 
867. 
Die Beſtimmungen des Artikels 376 des Handelsgeſetzbuchs werden durch 
die Beſtimmungen der 88 68 bis 70 erſetzt. 
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Selbfeintritt. 
8 68. 


Bei der Kommiſſion zum Einkauf oder zum Verkauf von Waren, welche einen 
Börſen- oder Marktpreis haben, und von Werthpavieren, bei denen ein Börien- 
oder Marktpreis amtlich feftgeitellt wird, kann der Auftrag, wenn der Kommittent 
nicht ein Anderes beitimmt hat, von dem Kommiſſionär dadurd ausgeführt werden, 
dab er das Gut, welches er einkaufen joll, jelbit als Verkäufer liefert, oder das 
Gut, welches er zu verkaufen beauftragt ift, jelbit als Käufer übernimmt. 

Im Falle einer jolchen Ausführung des Auftrages it die Pflicht des 
Kommiſſionärs, Nechenichaft über die Abichliegung des Kaufs oder Verfaufs zu 
geben, auf den Nachweis beichränft, daß bei dem berechneten Preije der zur Zeit 
der Ausführung des Auftrages beitebende Börien- oder Marktpreis eingehalten ift. 
Als Zeit der Ausführung gilt der Zeitpunkt, im welchen der Kommiſſionär Die 
Anzeige von der Ausführung behufs Abjendung an den Kommittenten abgegeben hat. 

Iſt bei einem Auftrage, der während der Börſen- ober Marktzeit auszuführen 
war, die Ausführungsanzeige erit nach dem Schluſſe der Börje oder des Marfts 
zur Abjendung abgegeben, jo darf der beredinete Preis für den Ktommittenten 
nicht ungünſtiger jein, als der Preis, der am Schluſſe der Börje oder des Markts 
beitand. Wenn jeit der Ertheilung des Auftrags verichiedene Börſen- oder Markt: 
preiie während der Börſen- oder Marftzeit beitanden haben, jo darf aud bon 
dem mittleren Preiſe, welcher ſich aus der Bergleichung der Preiſe ergiebt, nicht 
zu Unguniten des Kommittenten abgewichen werden. Werden nach den Einrich— 
tungen einer Börje oder eines Marktes innerhalb derielben Börſen- oder Markt: 
zeit zu mehreren Malen einheitliche Preiſe amtlich feitgeitellt, jo find für die 
Feſtſtellung des mittleren Preifes lediglich dieſe Preife heranzuziehen. 


S 69. 

Auch im Fall der Ausführung des Auftrags durch Selbiteintritt (5 68) muß 
der Kommiſſionär, wenn er bei Anwendung pflidtmäßiger Sorgfalt den Auftrag 
zu einem günstigeren als dem nad 8 68 fich ergebenden Preiſe ausführen fonnte, 
dem Kommittenten dem günstigeren Preis in Nechnung itellen. 

Hat der Kommiſſionär vor Abiendung der Ausführungsanzeige aus Anlaß 
des ertheilten Auftrags an der Börje oder am Markt ein Geichäft mit einem 
Dritten abgeichloiien, jo darf er dem Mommittenten feinen ungünitigeren als den 
hierbei vereinbarten ‘Preis berechnen. 

Die vorstehenden Beitimmungen können nicht durd Vertrag abgeändert werden. 


S 70. 


Der Kommiilionär, der das Gut jelbit als Verkäufer Liefert oder als Stäufer 
übernimmt, ift zu der gewöhnlichen Proviſion berechtigt und Fann die bei Kom— 
miſſionsgeſchäften jonit regelmäßig vorfommenden Unkosten berechnen. 


Ausführung durch Abſchluß mit einem Britten. 


Ss 71. 


Erklärt der Kommiſſionär bei der Anzeige von der Ausführung des Auftrages 
nicht ausdrüdlich, daß er jelbit eintreten wolle, jo gilt dies als Erklärung, daß die Aus— 
führung durch Abſchluß mit einem Dritten für Rechnung des Kommittenten erfolgt jei. 
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Eine Vereinbarung zwiichen dem Kommittenten und dem Kommiſſionär, dak 
die Erklärung darüber, ob der Auftrag durch Selbfteintritt oder durch Abſchluß 
mit einen Dritten erledigt ei, über den Tag der Ausführungsanzeige hinaus 
aufgeichoben werden dürfe, ift ungültig. 

Auch wenn der Auftrag als durch Abichluß des Geihäfts mit einem Dritten 
ausgeführt gilt, haftet der Kommiſſionär, falls er nicht zugleich mit der Anzeige 
der Ausführung den Dritten namhaft macht, für die Erfüllung des Geihäfts. 


VI. Straf: und Schlußbeitimmungen. 
$ 72. 


Her außer dem Falle des Artikels 2494 Ziffer 2 des Handelsgeſetzbuchs in 
betrügeriicher Abſicht auf Täuſchung berechnete Mittel anwendet, um auf den Börlen- 
preis von Maaren oder Werthpapieren einzumirfen, wird mit Gefängniß bis zu 
einem Jahre und zugleich mit Gelditrafe bis zu Zehntaujend Mark beitraft. Auch 
kann auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 

Sind mildernde Umstände vorhanden, jo tritt ausſchließlich Gelditrafe ein, 


$ 73. 

Mer gewohnheitsmäßig und in gewinnfüchtiger Abſicht Andere unter Aus— 
beutung ihrer Unerfahrenheit oder ihres Leichtfinns zu Börfenipefulationsgeihäften 
verleitet, welche nicht zu ihrem Gewerbebetriebe gehören, wird mit Gefängnik 
und zugleich) mit Gelditrafe bis zu Fünfzehntauſend Mark beitraft. Auch kann 
auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 


S 74. 


Ein Kommiſſionär, welcder, um fich oder einem Dritten einen Vermögens: 
vortheil zu verichaffen, 

1) Das Vermögen des Nommittenten dadurch beichädigt, daß er binfichtlich 
eines abzuichliegenden Geichäfts wider beileres Willen unrichtigen Rath oder 
unrichtige Auskunft ertheilt, oder 

2) bei der Ausführung eines Auftrags oder bei der Abwidelung eines Geichäfts 
abitchtlich zum Nachtheile des Kommittenten handelt, 

wird mit Gefängniß beitraft. Meben der Sefängnißitrafe kann auf Gelditrafe bis 
zu 3000 Marf jowie auf Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden. 
Sind mildernde Umſtände vorhanden, jo fann ausſchließlich auf die Geld— 
jtrafe erfannt werben. 
Der Verſuch ift ftrafbar in den Fällen der Ziffer 1. 


$ 75. 

Die in dem IL, IV. und V. Abichnitt Sowie im $ 72 bezüglich der Werth: 
papiere getroffenen Beitimmungen gelten auch für Wechiel und ansländiiche Geld: 
forten. 

76. 

Die in den SS 30 bis 34 enthaltenen Vorfchriften treten mit dem 1. Janırar 
1897 in Kraft. 

Im Uebrigen tritt dieſes Gejeg mit dem . 2.2.2. . ... in Sraft. 


SIR 
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Begründung. 


Der Gejchäftsbetrieb an den deutſchen Börjen und die Abjtellung der bei 
demjelben hervorgetretenen Mängel ift jeit längerer Zeit zum Gegenitand von 
Beſprechungen in der Deffentlichkeit, mehrfach auch von Petitionen bei den geſetz— 
gebenden Körperichaften gemacht worden. 

Sp war in der Sejlion des Neichstags von 1887/88 (7. Legislaturperiode 
II. Seifion) die Kommiſſion des Reichstags für die Petitionen mit der Berathung 
einer Petition befaßt, welche den Antrag enthielt, daß die an der Produktenbörſe 
zu Berlin, insbejondere auf dem Gebiet des Terninhandeld mit Getreide, hervor— 
getretenen Mißſtände im Wege der Geſetzgebung Abhilfe finden möchten. 

Die Petitionskommiſſion beſchloß (Nr. 185 der Reichstags-Druckſachen von 
1887/88): 

die Petition dem Reichskanzler zur Erwägung zu überweijen, ob aus 
Anlaß der von dem Gejuchiteller ſowie auch vielfach in der Prefje zur 
Sprache gebrachten Mißſtände eine Enquete über die Zujtände der Börfe 
vorzunehmen jei und ob eine reichsgeſetzliche Regelung der Materie ſich 
empfehlen möchte. 

Demnächſt gelangte im Reichstag eine Petition zur Erörterung, in welcher 
die Mbitellung von Mißſtänden an der Hamburgiichen Waarenbörje und zwar 
namentlich im Bereiche des Kaffeeterminhandels befürwortet und zu diefem Zweck 
die Unterfagung oder doch Beſchränkung dieſes Handels, insbejondere joweit er 
durch die Waarenliquidationskaſſe Förderung erhält, beantragt wurde. Auf Grund 
des Berichts der Kommiſſion für die Petitionen beſchloß der Reichstag (vergl. 
Kr. 151 der Drudjachen des Reichstags von 1888/89) in feiner Sitzung vom 
16. Mai 1889, die Petition den verbündeten Negierungen zur Erwägung zu 
überweijen. 

Während die vorjtehend genannten Anträge zunädit an die Verhältnijje ein— 
zelner Börjenpläge anfnüpften, ſind in neuerer Zeit, namentlich jeit dem Jahre 
1891, vieljeitig Beichwerden laut geworden, die ji) auf den gejammten Umfang 
des Börjenwejens erjtreden. Hervorgerufen wurde dieje Bewegung durch den 
Zujammenbruch bedeutender inländischer Bankhäufer, welcher die Aufdeckung einer 
übertriebenen, unjoliden Börjenjpefulation und umfangreicher Depotveruntreuungen 
zur Folge hatte, jodann auch durch Zahlungseinitellungen in ausländiſchen Staaten, 
deren Werthe durch die deutjche Börje verbreitet waren. Es entitand in weiten 
Kreijen das dringende Verlangen, daß durd) gejepliches Eingreifen den Auswüchſen 
des Gejchäftsverkehrs an den Börjen entgegengetreten und die zur Zeit unzuläng— 
lihen Vorkehrungen zum Schuß des Publikums vervollitändigt werden möchten. 

Die erwähnten Depotunterichlagungen führten zunächſt zu einer Erwägung 
darüber, in weicher Weije der Effeftenbejiger durch gejegliche Beitimmungen gegen 
ein unvedliches Verhalten des Banquiers hinfichtlich der ihm anvertrauten Werth- 
jtüde gejichert werden könne. Das Ergebniß diejer Erwägung findet in dem 
Entwurf eines Geſetzes über die Pflichten der Kaufleute bei Aufbewahrung fremder 
Werthpapiere Ausdrud, 

Daneben blieb die Frage bejtehen, inwieweit die im Börfenbetrieb jelbit zu 
Tage getretenen Schäden ein organijatorifhes Eingreifen der Gejeßgebung noth— 
wendig machen. Die Forderung eines jolchen Eingreifend wurde durch die nach— 
folgenden, von Mitgliedern verjchiedener Parteien unterftügten Anträge im Reichs— 
tage als eine in weiten Kreiſen vertretene Forderung gekennzeichnet: 
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A. Ter Reichstag wolle beichließen: 
die verbündeten Regierungen zu erjuchen : 

1) dem Reichstag noch im Laufe der gegenwärtigen Sefjion eine Geſetzesvorlage 
zu machen, in welcher den Mißbrauch des Zeitgeſchäfts als Spezialgejchäft 
jowohl au der Börſe wie anderwärts, namentlich in den für die Volks— 
ernährung wichtigen Artikeln, durch eingreifende Beitimmungen auf dem 
Gebiet des Strafrechts und des bürgerlichen Rechts entgegengetreten wird; 

2) dahin zu wirken, daß die Börjen und der Gejchäftsverfehr an denjelben 
einer wirfiamen Staatlichen Aufſicht unterjtellt und dadurd ihren wahren 
Aufgaben für Handel und Verkehr erhalten werden. (Druckſachen des Reichs— 
tags Nr. 528, 8. Legislaturperiode 1. Sejlion 1890/92.) 

B. Der Reichstag wolle bejchließen ; 

die derbündeten Regierungen zu erjuchen: 
den Reidystag nocd im Laufe der gegemvärtigen Seſſion Gejeßesporlagen 
zu machen, durch welche dem Börſenſpiel jowohl an der Produften= als 
auch an der Effektenbörje entgegengetreten und insbejondere feitgeitellt wird : 


reine Differenzgeichäfte Jind nichtig und begründen fein Klagerecht. (Druck— 
ſachen des Neichstags Nr. 531, 8. Legislaturperiode 1890/92.) 


Auch die Bundesregierungen, in deren Gebieten Börjen ſich befinden, hatten 
alsbald nad) den Borgängen des Jahres 1891 die Verpflichtung erkannt, zur 
Herbeiführung eines Schutzes gegen die Wiederkehr ähnlicher Ausjchreitungen in 
eine eingehende Prüfung der auf den Börjenverfehr und die Stellung der Börien 
im allgemeinen bezüglichen thatjächlichen und rechtlichen Fragen einzutreten. Zu 
dieſem Zwecke jtellte fi), da es an den ausreichenden Unterlagen mangelte, zus 
nächſt die Veranjtaltung einer Enquete als nothwendig dar. Es wurde deshalb 
unter dem 6. Februar 1892 durch den Neichsfanzler eine Kommiſſion berufen, 
welche durch einen vom Reichskanzler ernannten Vorſitzenden geleitet wurde und 
aus Beamten der betheiligten Bundesregierungen, ferner aus Wertretern Der 
Wiſſenſchaft, jowie der direkt oder indireft am Börſenhandel betheiligten Kreiſe 
zufammengejegt war. Die Kommiffion trat am 6. April 1892 zuſammen, einigte 
fih zunächſt über die Sejtaltung der den weiteren Verhandlungen und den Ver— 
nehmungen von Zacverjtändigen zu Grunde zu legenden Fragen und erledigte 
fodann nad Abhaltung von 93 Sitzungen ihre Aufgabe durch die am 11. No— 
vember 1893 erfolgte Eritattung eines Schlußberichts an den Neichfanzler. Die 
Kommission hat es ſich angelegen jein laſſen, Nachrichten über die in den einzelmen 
Bundesitaaten und an den wichtigiten ausländischen Börjenplägen geltenden geſetz— 
lihen Borjchriften, Statuten und Handelsgebräuche einzuziehen und ein veich- 
haltiges ſtatiſtiſches Material über den Umfang und die Formen der Börjen- 
geichäfte beizubringen. Ferner find von ihr 115 Sacverftändige, und zwar 39 
dem Gffekten-, 56 dem Waarenverfehr, 8 der Wiſſenſchaft und der Rechtspflege, 
5 der Preſſe angehörig, vernommen worden, deren Ausfagen in wortgetrener 
Wiedergabe dem Berichte beigefügt wurden. Unter Berüdfichtigung der jo ge— 
wonnenen Aufklärungen bat die Kommiſſion sich durch Mebrheitsvoten über die 
zu empfehlenden Maßregeln jhlüffig gemacht und formulierte Vorſchläge für geſetz— 
geberische und adminijtrative Anordnungen vorgelegt. 

Der Beriht der Enquete-Kommiſſion iſt nebit jämmtlihen Anlagen dem 
Bundesrath und dem Reichstag mitgetheilt worden. Der lebtere hat darauf bei 
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Gelegenheit der Berathung des Gejepes über die Erhebung der Reichsitentpel- 
abgaben in jeiner Sigung vom 19. April 1894 bejchlojjen: 
die verbindeten Negierungen zu erjuchen, auf Grund der Ergebnifje der 
Börjen-Enquete ein Börſengeſetz thunlichit bald vorzulegen. 

Die Erörterungen, welche diefem Reichstagsbeſchluß vorausgingen, und die 
zahlreichen fjonjtigen Beiprechungen, denen der Bericht der Enquete-Kommiſſion 
unterzogen worden it, ließen eriehen, daß der vermittelnde Standpunkt, welchen 
die Kommiſſion nach jorgfältiger Abwägung aller einschlägigen Intereſſen einnahnı, 
überwiegende Billigung fand, und dab auch die von diefem Standpunkt aus 
formulierten Kommiſſionsvorſchläge, troß manigfacher Ausstellungen gegen Einzel: 
heiten, in weiten Kreiſen als eine geeignete Grundlage zu weiterem Vorgehen 
betraditet wurden. 

Allerdings iteht die Gejehgebung in der vorliegenden Frage vor einem un— 
gewöhnlich lebhaften Gegenjag der Intereſſen und Meinungen, deren Ausgleichung 
und gleichmäßige Berüdiichtigung mit befonderen Schwierigkeiten verbunden iſt. 
Dur die Entwidlung des nationalen und internationalen Güterverfehrs iſt Die 
Börje für den Umjag von Waaren und MWerthpapieren und für die Feſtſetzung 
der Tageswerthe zum unentbehrlihen Faktor geworden. Das fann zwar nicht 
hindern, Abhilfe für nachgewiejene, zum theil jchwer wiegende Mißſtände zu 
juchen, deren Bejeitigung aud im nterefje der Börſe jelbit liegt, während dar— 
auf Die durch den Börjenhandel in weiterem Umfang berührten Anterejien der 
Allgemeinheit einen berechtigten Anfpruch haben. Dabei aber wird es die Auf— 
gabe jein, die Entfernung der Auswüchje herbeizuführen, ohne die Börje in ihren 
nußbringenden und nothwendigen Funktionen zu itören, 

Eine weitere Schwierigkeit, welche bei dem Erlaß reichsgejeglicher Maß— 
nahmen zu überwinden it, beruht darin, daß die gefchichtlichen Grundlagen, auf 
denen die verjchiedenen Börjen Deutichlands erwachlen find, wejentlid) von ein= 
ander abweichen. Die Aufitellung bejtimmter Normen iſt jchon in formeller Hin— 
ficht leichter in Betreif derjenigen Börjen, welche bereits eine fejte äußere Organi— 
jation beſitzen, als in Betreff der Börjen, die fich ihrer Entwidelung nach als 
freie Vereinigungen von Kaufleuten und anderen Gejchäftstreibenden zu geſchäft— 
lihen Verabredungen jeder Art betrachten und daher jedem Eingreifen der Staats- 
gewalt mit bejonderer Lebhaftigkeit widerjtreben. Demgegenüber ift indeß zu bes 
rücfichtigen, daß die Einwirkung, welche die Verhältnifie an den einzelnen deutjchen 
Börjen auf die anderen Börfen, und welche ſie gemeinfan auf das Wirthichaftsleben 
der Gejammtheit ausüben, im Berlauf der neueren Entwiclung nicht nur immer 
lebhafter und jtärfer, fondern daß auch die dabei angemwendeten Gejchäftsformen 
immer gleichartiger geworden jind. Beſchränkt jich die Geſetzgebung auf diejenigen 
Mapregeln, welche zum Schutze der allgemeinen wirtbichaftlichen Intereſſen als noth— 
wendig erkannt werden, jo muß fie auch auf alle inländischen Börfen ohne Unter: 
ſchied ſich erjtreden. Dabei bleibt immer noch Raum, um der auf hiſtoriſch gefunder 
Grundlage entwidelten Gigenart des einzelnen Börſenplatzes Rechnung zu tragen. 

Als Gebiete, auf denen eine Neform des Börſenweſens und des mit dieſem 
im Zuſammenhange jtehenden Geſchäftsverkehrs als erforderlich ſich erwieſen hat, 
find von der Börſen-Enquete-Kommiſſion die nachfolgenden bezeichnet worden: 

1) rechtliche Stellung und Organijation der Börfe; 

2) das Emifjionsweien ; 

3) der Terminhandel und das Börfenjpiel; 

4) das Makllerwejen und die Slursfeititellung ; 

5) das Kommiffionsgeichäft. 
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Für jedes diejer Gebiete hat die Enquete-Kommiſſion Vorſchläge ausgearbeitet 
für die Reichsgejeßgebung, für Anordnungen des Bundesraths und für die Börjen: 
vrdnungen. Die Borjchläge der leßtgenannten beiden Kategorien jind zwar in 
verjchiedenen Punkten als wejentliche Beitandtheile einer wirkffamen Reform zu 
erachten, indeß entziehen fie ji) ihrer überwiegenden Mehrheit nach im vorliegenden 
Zuſammenhang der Einzelerörterung umjomehr, als ihre Ausgejtaltung von der 
Seltitellung der allgemeinen organilatoriichen Beitimmungen abhängt. Der Ent— 
wurf folgt in der Scheidung zwijchen gejeßlihen und adminiſtrativen Maßnahmen 
im wejentlihen den Anjchauungen der Enquete-Rommiſſion. Nur in einzelnen 
Richtungen, wie in Bezug auf die Ausſchließung unlauterer Elemente vom Börſen— 
bejuh, auf die Zuftändigfeit der Börfenichiedsgerichte, auf die Folgen der Anz 
fündigung unkontraftliher Waare im Terminhandel, jtellt er im Intereſſe der 
Einheitlichfeit Vorſchriften für das Geſetz jelbit auf, anjtatt die Entſchließung den 
einzelnen Börjenordnungen vorzubehalten 

Auch den fachlihen Inhalt der Enquetevorichläge hat auf Grund der nad) 
Erjtattung des KommiffionsberichtS vorgenommenen eingehenden Prüfung Der 
Entwurf jich in weitgehendem Maße zu eigen gemadt. In wie weit Ergänzungen, 
Abweichungen und redaktionelle Umgeftaltungen als angezeigt fich erweijen, ijt in 
der nachitehenden Begründung zu den einzelnen Abjchnitten näher dargelegt. 

Hinfichtlich der äußeren Anordnung erichien es angemefjen, die Beitimmungen 
über die Feititellung des Börjenpreifes und das Maklerweien an diejenigen über 
die Börjenorganijation anzujchließen. 


Zu den einzelnen Abjchnitten des Entwurfs wird Folgendes bemerkt: 


I. Allgemeine Beitimmungen über die Börſen und deren Organe. 


Innerhalb des Neichsgebiets befinden ſich Börjenpläge in folgenden Bundes 
jtaaten: . 
in Preußen, und zwar in den Städten: Berlin, Breslau, Danzig, Düſſel— 


dorf, Elbing, Eijen, Frankfurt a. M., Grimmen, Halle a. S., Köln, 
Königsberg, Magdeburg, Memel, Poſen, Stettin; 

in Bayern, und zwar in den Städten: Münden und Augsburg; 

im Königreich Sachſen, und zwar in den Städten: Dresden und Leipzig; 

in Württemberg, und zwar in Stuttgart; 

in Baden, und zwar in Mannheim; 

in der freien und Hanſeſtadt Qübed; 

in der freien und Hanſeſtadt Bremen; 

in der freien und Hanſeſtadt Hamburg; 

in Eljaß-Lothringen, und zwar ın Straßburg und Mülhaujen. 

An den großen deutjchen Börjenplägen jind durchweg Börfen für Effekten 
und Waaren vorhanden. Dasjelbe gilt von einer Reihe der Heineren Börjenorte, 
während an anderen der Börjenhandel auf Effekten oder Waaren oder auf Zweige 
de3 Effeltene und Waarengejchäfts beſchränkt iſt. 

Die rechtliche und gej&hichtliche Grundlage, auf welcher dieje Börſen beruhen, 
zeigt äußerlich bedeutende Verſchiedenheiten. Indeß beitehen, wenn aud die 
Rechtsquellen von einander abweichen, doc fait überall Beitimmungen über die 
Handhabung und Beauflichtigung des Börfenbetriebeds. Die mwejentlihiten Merk: 
male jind nad beiden Richtungen Hin aus den nachfolgenden Einzelnheiten zu 
entnehmen: 
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Für Preußen iſt durch den Artikel 3 des Einführungsgeſetzes zum Handels— 
geſezbuch vom 24. Juni 1861 (Preußiſche Gejeg-Samml. S. 449) in Bezug auf 
die Börſen und die kaufmänniſchen Korporationen Folgendes vorgeſchrieben: 

$ 1. Die Errichtung einer Börſe kann nur mit Genehmigung des 
Handels-Miniſters erfolgen. 

8 2. Neue Berörderungen bedürfen der Öenehmigung des Handels: 
Mintiters. 

Diele Genehmigung tt auch zur Abänderung und Ergänzung bes 
itebender Börſenordnungen erforderlih und gemigend. 

Die Vorschriften der beitebenden WBörjenordnungen, welche privat- 
rechtlichen Anhalt find, treten außer Kraft. Privatrechtlihe Vorſchriften 
fünnen auch im die revidierten und in Die neuen Börſenordnungen nicht 
aufgenommen werden. 


In Ausführung dieſer Geſetzesvorſchriften iſt die unmittelbare Aufſicht über 
die Börſe für die meiſten Plätze der Handelskammer oder einer kaufmänniſchen 
Ntorporation (Meltejte der Kaufmannſchaft, Vorjteheramt der Kaufmannſchaft u. ſ. w.) 
übertragen worden. ine Börſe — die zu Düfjeldorf — unterliegt der Aufjicht 
der Bezirfsregierung. Die vorgenannten Zwifcheninjtanzen find verpflichtet, den 
Auordnungen des Handels-Miniſters Folge zu geben. 

Für Bayern find ftaatlicherjfeit, abgeichen von einigen Speztalbejtimmungen 
über Handelsmafler, Berfügungen über Die Beauflichtigung des Börjenbetriebs 
bisher nicht ergangen. Dagegen find „Beltinnmungen für die Münchener Börje, 
giftig vom 1. Januar 1891” vom Münchener Handelsverein erlafien, unter deſſen 
Aufſicht und Leitung die Börſe ſteht. 

Im Königreich Sachſen iſt nur für die Börſe in Leipzig eine beſondere 
Regelung erfolgt, dahin gehend, daß alle Anordnungen und Beſtimmungen der 
Genehmigung der Handelsfammer bedürfen, welche auch die fortlaufende Aufſicht 
über den Betrieb der Börje führt. 

Für Württemberg it durch den Mrtifel 12 des Einführungsgefeges zum 
Handelsgeſetzbuch vom 13. Auguſt 1865 (Negierungsblatt für das Königreich 
Württemberg ©. 211) folgende Beltimmung getroffen: 

„Zur Feititellung von Börjenpreifen im Sinne des Dandelögejeß- 
buches find nur diejenigen Vereine von Kaufleuten als geeignet anzuſehen, 
welchen durch Landesherrlihe Entſchließung auf Grund einer genehmigten 
Börfenordnung die Eigenschaft öffentlicher Börjenvereine beigelegt iſt.“ 
Dementiprechend hat die Börjenordnung für Stuttgart vom 24. Mai 1877 

der Königlichen Genehmigung unterlegen. Die Aufficht über dieſe Börje wird 
von der Handels- und Gewerbefammer zu Stuttgart durch Kommiſſare wahr 
genommen. 

Bon feiten des badiſchen Staates Find Anordnungen über die Börje nicht 
erlaſſen. 

Für Lübeck hat der Senat auf den Antrag der Handelskammer unter dem 
10. April 1875 (mit Nachtrag dom 12. Dezember 1885) eine Börfenordnung 
erlajjen, deren Borjchriften (mach Artikel 9) jämmtliche Bejucher der Börſe unter— 
worjen jind und behufs deren Aufrechterhaltung (nach Artikel 10) an jedem 
Börjentage ein Mitglied des Börfenausjchuffes der Handelsfammer ſich auf der 
Börje einzufinden hat, um die Obliegenheiten des Vorjtardes wahrzunehmen. 
Jeder Anwejende ijt verpflichtet, den Anweifungen diefes Handelsfammermitgliedes 
binfichtlich des Bejuchs der Börſe unweigerlich Folge zu leiften. 
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In Bremen hat ſich der Staat mit dem Börſenweſen injofern befaßt, als 
er Beitinmungen über die Zahlung von Börſeneintritts- und Standgeldern er— 
laſſen hat. 

Durch die obrigfeitlihen Verordnungen von 6. Februar 1860 (Bremifches 
Gejepblatt S. 26) vom 18, Februar 1863 (dafelbit S. 22) und vom 6. Oftober 
1864 (daſelbſt S. 277) u. ſ. w. iſt bejtimmt worden, daß zur Zahlung eines 
Börfeneintrittögelde3 verpflichtet find: 

1) ſämmtliche Mitglieder des Kaufmannsfonvents, 

2) alle ſonſtigen Perſonen, welche die Börje bejuchen, mit Ausnahme der 
Schiffer, der Fremden, welche nicht jchon ein Jahr lang in Bremen ge— 
wohnt haben, jowie derjenigen, welche Handels- oder Handelshilfsgeihäfte 
nicht betreiben. 

Andererjeitö beiteht nach $ 98 der Bremifchen Berfafjung der Kaufmanns 

fonvent aus Mitgliedern dev Bremifchen Börje. 

Ueber die Anftellung von Beamten (beeidigten Börfenmaklern) für die Ab— 
haltung von öffentlichen Verkäufen, die Ertheilung von Befundzeugnifjen und Gut— 
achten jowie die Vornahme von Schäßungen ijt eine obrigkeitliche Verordnung des 
Senatd vom 9. Dezember 1867 im Einverjtändniß mit der Handelsfammer er— 
gangen. Außerdem hat die Handelsfammer unter dem 1. Dezember 1889 Bes 
ftimmungen für das Schiedögericht der Bremer Börje erlaffen. Die Bremifche 
Börjenordnung beitimmt im $ 4: 

„Während der Dauer der Börſenverſammlung liegt den beiden Vorſitzern 
der Handelskanımer die Sorge für die Erhaltung von Ordnung und An— 
jtand op.“ 

Das Hamburgische Gejeg von 23. Januar 1880, betreffend die Handels 
kammer und die Verfammlung eines Ehrbaren Kaufmanns (Hamburgiiche Gejet- 
Samml. ©. 26) beſtimmt im $ 17 Folgendes: 

„Die Handelskammer hat die Aufficht über die Börje und übt innerhalb 
derjelben die Polizei nah Maßgabe einer mit Genehmigung des Senats 
zu erlaſſenden Börjenordnung aus.” 

Nah) 8 1 desjelben Geſetzes beiteht die Handelsfammer aus Mitgliedern, 
welche von der Verſammlung eines Ehrbaren Kaufmanns gewählt werden. Der 
voritehenden Beitimmung entiprechend, hat die Handeldfammer mit Genehmigung 
des Senats unter dem 18. Dezember 1891 die jept in Kraft befindliche Börjen- 
ordnung erlaffen, welche im Hamburgiſchen Gejepblatt für 1891 ©. 206 ver: 
öffentlicht it umd mit den einleitenden Worten beginnt: 

„Die Handelskammer führt die Aufjicht über die Börſe und übt innerhalb 
derjelben die Polizei nah Maßgabe der folgenden Börfenordnung aus.“ 

Außerdem Hat jih die hamburgische Gejebgebung mit dem Snititute der 
Makler und demjenigen der beeideten Auftionatoren (Geſetz vom 20. Dezember 
1871) befaßt. Die Maklergebührentare ift von der Handelskammer unter Ge— 
nehmigung des Senats geregelt. 

Bezüglih Elſaß-Lothringens find bejondere Borichriften nicht zu erwähnen, 
da die dortigen Börjen nicht ald Börfen im Sinne des durch $ 1 Ziffer 3 des 
Neichögefebes vom 19. Juni 1872 (Geſetzbl. für Elfaß-Lothringen ©. 213) auf: 
recht erhaltenen franzöftichen Rechts angejehen werden. 

Auch in vielen Staaten des Auslandes iſt durch Geſetzgebung oder Statut 
theil$ dem Staate, theils fommunalen oder Handelsforporationen eine Aufficht 
über die Börfe beigelegt. Dies gilt namentlih von DVejterreih (Geſetz vom 
1. April 1875), ferner von Frankreich (Art. 71 des Code de commerce), bon 
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Belgien (Code de commerce 1. Bud Titel V: „des bourses de commerce, agents 
de change et courtiers‘‘ Art. 61 bis 68, Gejeß vom 11. Juni 1883 Mrt. 1) 
und den Niederlanden (Holländiiches Handelsgeſetzbuch Art. 59 und 73). In 
einigen der genannten Länder wird die grundjägliche Feititellung der Aufſichts— 
befugniß durch Einzelbejtinnmungen über die Handhabung der Aufſicht und über 
den Gejchäftsbetrieb der Börje ergänzt. Auf ausſchließlich privater Grundlage 
find die Börſen Großbritanniens aufgebaut. 

Aus obiger Zufammenfaffung der inländiichen Bejtimmungen ergibt ſich, daß 
ein gewiſſes Maß von Aufjicht dur die Staatöbehörde oder durch Handelsorgane 
fajt itberall bereit jet wahrgenommen wird. Es erwächſt die Aufgabe, dieſe 
Auffichtöbefugnifie reichögefeglih auf einen gemeinjfamen Boden zu jtellen, um 
dadurc den Ausgangspunkt für fernere organijatoriiche Beitimmungen zu gewinnen. 
Demgemäß bejtimmt der S 1 Abſ. 1 und 2 in Verbindung mit $ 4 des Ent- 
wurfs, daß den Landesregierungen eine enticheidende Einwirkung ſowohl 
in Bezug auf die Entitehung und das Beitehen der Börje wie auf die in der 
Börjenordnung zum Ausdrud kommende Negelung des Börjenbetriebes zuiteht. 
In welder Weiſe und durch welche jtaatlihen Organe die Landesregierung von 
ihrem Aufſichtsrechte Gebrauch machen will, bleibt — abgejehen von der Be— 
jftimmung im $ 2 — ihrer Entjchliegung überlajjen. 

Der Entwurf fieht außerdem vor, daß die jtaatliche Aufſicht, joweit jie in 
der unmittelbaren Einwirkung auf die Börſe fi äußert, auch ſolchen nicht 
jtaatlihen Körperfchaften übetragen werden kann, welche als Vertrauensorgane 
der Handelöwelt den Staat in Erfüllung jeiner die Beförderung und Erleichterung 
des Handelsverkehrs bezwedenden Aufgaben unterjtüßen. Ob aus dem Schoße 
der Handeldfammer u. ſ. w. auch diejenigen Perjünlichkeiten hervorgehen, denen 
die Börjenleitung jelbit übertragen wird, oder ob ein Vorjtand aus der 
Mitte der Börje gebildet wird, und ob etwa der Vorſtand behufs jachgemäßer 
Wahrnehmung der verjchiedenen ihm übertragenen Funktionen ſich in mehrere 
Abtheilungen zu zerlegen hat, überläßt der Entwurf der Regelung durch die 
Börjenordnungen. In beiden Fällen bezeichnet er das zur Leitung der Börſe 
berufene Organ als „Börſenvorſtand“, während das mit der unmittelbaren Auf: 
jiht über die Börſe betraute, alfo der Börfenleitung übergeordnete Handelsorgan 
(Handelsfammer u. j. w.) in diefer Eigenjchaft gleichwie die anjtatt eines Handels— 
organd mit der unmittelbaren Aufficht betraute jtaatliche Behörde als „Börſen— 
aufjichtSbehörde* bezeichnet wird. Unter dem Ausdrud „Börjenorgane“ endlich 
faßt der Entwurf den Börfenvorftand und das demjelben etwa vorgejebte Handels: 
organ zufammen, jo daß je nad) Befinden der Landesregierung die eine oder Die 
andere Stelle oder auch beide zujammen mit den den „Börjenorganen” zus 
gewiejenen Aufgaben (58 7, 9, 30) betraut werden Fünnen. 

Um der Landesregierung eine wirfjame Handhabung der Aufficht über die 
Börfe zu ermöglichen, ijt es erforderlich, daß fie jtet3 in reger Fühlung mit dem 
Börjengetriebe bleibt und jederzeit unmittelbar von beachtenswerthen Borgängen 
innerhalb desjelben in Kenntniß gejebt wird. Eine jolde Verbindung zwiſchen 
der Landesregierung und der einzelnen Börje herzuftellen, ift die Aufgabe des 
Staat3fommisfars, dejjen Beitellung der $ 2 des Entwurfs vorjchreibt. 
Er joll, foweit es zur Erreihung jenes Zweds nöthig wird, jich in dem Verkehr 
an der Börſe bewegen und über die Entwidlung der Formen des Börfenhandels 
dauernd auf dem Laufenden erhalten, um jo als unparteiiicher Beobachter die 
Aufmerkjamfeit der Landesregierung auf etwa hervortretende Mißbräuche hinlenfen 
und zugleich die Mittel zu ihrer Beſeitigung angeben zu fünnen. Bereit3 das 
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öjterreichiiche Gejeh von 1. April 1875 (8 4) enthält die Inſtitution eines bei 
jeder Börje zu beitellenden Börſenkommiſſars, welcher auch die Oberaufſicht an 
der Börje führt. Dieje letztere Funktion hat der Entwurf dem Staatskommiſſar 
nicht übertragen. Dagegen wird die allgemeine IThätigfeit des Kommiſſars durd) 
die Wahrnehmung derjenigen bejonderen Obliegenheiten Anregung und Befruchtung 
gewinnen, weldhe ihm, wie unten mäber zu begründen, zur Wahrnehmung des 
öffentlichen Intereſſes im ehrengerichtlichen Verfahren zugemwiejen werden müſſen. 

Daß ein unbefangener umd zuverläjliger Beobachter ji) von den Vorgängen 
an der Börſe fortlaufend in Kenntniß erhält, wird dazu Dienen, dem weit ber: 
breiteten Mißtrauen gegen die Börſe, joweit es auf Unkeuntniß oder Webertreib- 
ung beruht, entgegenzuwirken. 

Da bei kleinen Börfen ein ausreichender Wirfungsfreis für den Staats— 
fommifjar nicht überall vorhanden fein dürfte, auch deren Getriebe von der 
Yandesregierung leichter überjeben werden fann, jo gejtattet der Entwurf im 
zweiten Abjat des 8 2, dab mit Zultimmung des Bundesraths für joldhe Börjen 
von der Beitellung eines Staatsfommiflars ganz abgejehen werden kann, während 
bezüglich der übrigen Börjen mur die Erwägung vorbehalten bleibt, ob es thun— 
lich erjcheint, bei einzelnen von ihnen Die Thätigkeit des Staatskommiſſars auf 
die Mitwirkung im ehrengerichtlihen Verfahren zu beichränfen. 

Von einer Betheiligung des Reichs an der fortlaufenden Aufſicht 
über die Börjen ift abgejehen worden, weil es Demjelben am den Urganen feblt, 
welche zur Ausübung unmittelbarer Einwirkung auf die Börſenverhältniſſe geeignet 
wären und weil die Prüfung und Berücjichtigung der örtlichen Verhältniſſe und 
Bedürfniſſe im einzelnen nicht wohl Sache der Neichsgewalt jein fann. Dagegen 
ericheint eS geboten, daß behufs Wahrung der das ganze Neichsgebiet berühren— 
den Intereſſen die Einheitlichkeit der allgemeinen Grundjäge, wie jie reichsgeſetz— 
lid) angebabnt werden joll, jo auch in ihrer weiteren Ausbildung durch fort— 
gefeßte Mitwirkung der Reichsorgane gewährleijtet wird. Cine derartige Mit- 
wirkung wird zum Theil durch laufendes Benehmen der Neich!-Verwaltungss 
behörden mit den Landesregierungen erfolgen können. Hinſichtlich einer Reihe 
von Punkten aber muß dem Neich die unmittelbare Berfügung im Geſetze vor— 
behalten werden. Die Gebiete, auf denen ſonach der Entwurf dem Bundesrath 
eine Anordnungsbefugniß beilegt, find die folgenden: 

1) In Bezug auf die Feititellung des Börjenpreifes ſoll nah S 35 der 
Bundesrath befugt fein: 

a. eine amtliche Feititellung des Börjenpreijes beſtimmter Waaren allgemein 
oder für einzelne Börſen vorzufchreiben, 

b. Beſtimmungen zu erlaffen, um eine Einheitlichfeit der Grundjäge über 
die den Motizen von Waarenpreifen zu Grunde zu legenden Mengen 
und über die für die Preisnotizen von Werthpapieren maßgebendeu 
Gebräuche herbeizuführen. 

2) Im Emiffionswejen überträgt $ 40 dem Bundesrath die allgemeine Be— 
fugniß, Anordnungen zu treffen über die Vorausſetzungen der Zulafjung von 
Werthpapieren zum Börjenhandel und die Aufgaben der Zulafjungsitellen. 

3) In Bezug auf das Börfen-Termingeichäft joll nach SS 46, 47 der Bundes: 
rath befugt fein, den Börjen-Terminhandel und den zu einem jolchen ſich 
ausbildenden Gejchäftsverfehr in Werthpapieren wie in Waaren zu unter 
fagen oder von Bedingungen abhängig zu machen, 

Ferner fann nad $ 46 der Bundesrath die Lieferungsqualität des 
an den deutſchen Börfen auf Termin zu liefernden Getreides feititellen. 
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Tie Börſen-Enquete-Kommiſſion hatte außerdem noch in Vorſchlag gebradt, 
dem Bundesrath die Befugniß beizulegen, über die Geichäftszweige, welche zum 
Gegenſtand des Börienhandel gemacht werden dürfen, allgemeine Anordnungen 
zu erlaffen. Bei näherer Prüfung hat indefien ein praktisches Bedürfniß, dies 
neben den dem Bundesrath ſonſt jchon zuitehenden Befugniſſen noch bejonders 
zum Ausdruck zu bringen, nicht anerfannt werden können. 

Die Vieljeitigfeit und Bedeutung der dem Bundesrarh übertragenen, eine 
umfaljende, jahlihe Information vorausjegenden Funktionen — denen nod die 
ihm duch die SS 2 und 34 Ziff. 1 eingeräumte Ermächtigung, Ausnahmen in 
Bezug auf die Beitellung eines Staatsfommiffars umd in Bezug auf die Kurs— 
feſtſetzung zu geitatten, hinzutritt — macht den Beirath durch Sachverſtändige 
unerläßlih. Den Bundesvath zu überlafjen, ſich einen jolchen Beirath in jeden: 
einzelnen Falle zu bilden, ift wegen des damit verbundenen Zeitverluftes und des 
zu befiicchtenden Mangels an Gleihmäßigfeit in der Erjtattung der Öutachten 
nicht rathſam. Vielmehr empfiehlt es fich, dem Bundesrath ein jederzeit bereites 
Organ an die Sand zu geben, welches im Stande ift, auf die Beſchaffung und 
Ergänzung der nöthigen Unterlagen ein dauerndes Augenmerk zu richten und ſich 
mit den einzelnen Börjen fortlaufend im Benehmen zu halten. Die dem Bundes: 
rath übertragene Neihe von Anordnungsbefugnifien ſteht unter ſich im einen 
inneren Zufanmenbang und mir eine die gejammte Börſentechnik beherrichende 
und in ihrer Entwidelung beobachtende Inſtanz, bei welcher jänmtliche das Börſen— 
wejen berührende Intereſſen vertreten find, wird in der Lage fein, dieſem Inneren 
Zuſammenhange gerecht zu werden und die genügende Vorbereitung der Beſchlüſſe 
zu ſichern. Auch in den betheiligten Kreiſen dürfte ein folches Organ größeres 
Vertrauen genießen, al$ eine für den Einzelfall zufammengerufene Kommiſſion. 

Hiernach bejtimmt der Enkwurf im $ 3, dab zur Begutachtung über- die 
der Beſchlußfaſſung des Bundesraths übenwiejenen Angelegenheiten ein Börjen- 
ausſchuß zu bilden it. Tiefe Schöpfung trägt nicht etwa den Charakter einer 
jtändigen, dem Organismus der Weichsverwaltung eingefügten Behörde. Der 
Ausſchuß stellt jich vielmehr einerjeits, und zwar nach dev überwiegenden Anzahl 
jeiner Mitglieder, als eine Geſammtvertretung der Intereſſen aller deutichen 
Börjen dar, während gleichzeitig die Hinzuzichung und Mitwirkung der außerhalb 
der Börſe jtehenden Berufs: und Erwerbstreife, wie der Yandwirthichaft, der 
Müllerer, der größeren Induftriegruppen und auc des faufenden Publitums ges 
jichert wird. Derjenigen Kategorie von Mitgliedern des Börfenausichufies, welche 
auf Vorschlag der Organe der dentichen Börjen gewählt find, überweilt der Entwurf 
noch eine bejondere Funktion, indem aus ihnen nach $ 17 die beifigenden Mitglieder 
der Berufungsfammer für ehrengerichtliche Angelegenheiten hervorgehen jollen, 

Daß die formelle Rechtswirkſamkeit der Anordnungen des Bundesvaths don 
der zuvorigen Anhörung des Börſenausſchuſſes nicht abhängig, ſowie daß der 
Bundesrath in jeinen Entichließfungen an die Gutachten Desjelben nicht gebumden 
ift, bedarf feiner weiteren Ausführung. 

Während hinfichtlich dev oben hervorgehobenen Punkte dem Bundesvath über: 
laſſen iit, für die erforderliche Einheitlichkeit der Grundjäge im Wege der Aus- 
führung des Geſetzes Sorge zu tragen, muß ſowohl für die äußere wie für die 
innere Organijation der Börje ein gewiſſes Mindejtmaß der Uebereinjtimmung 
durch das Geſetz jelbit feitgelegt werden. 

Eine in den grundlegenden Beitimmungen feititchende Bürfenorganijation 
und Disciplin ift ſchon für die Handhabung der gejeglichen Einzelvorſchriften 
unentbehrlich. 
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An den meiſten Börjenplägen gelten jchon jett Börſenordnungen, welche je: 
do in dem Umfang und der Schärfe ihrer Bejtimmungen erheblid; von einander 
abweichen. Der Entwurf madht im $ 4 den Erlaß einer Börjenordnung 
allen Börjen zur Pflicht und gibt durch die Vorichrift, dat die Börjenordnung der 
Genehmigung der Landesregierung bedarf, der letzteren die nöthige Handhabe, 
um auf die Negelung der Börjenverhältnifje in jeder Richtung maßgebend einzu- 
wirken. Dafür, welche Angelegenheiten die Börfenordnung in den Kreis ihrer 
Negelung einzubeziehen hat, gibt der $ 5 die allgemeinen Merkmale. 

Ferner bezeichnet der $ 7 diejenigen Perjonen, von denen der Börjenverfehr 
unter allen Umſtänden freigehalten werden foll, wobei e8 den Börjenordnungen 
überlafjen bfeibt, etwaige weitere Fälle der Ausſchließung Hinzuzufügen. Die 
Grenze zwiſchen der reichögejeplichen Aegelung und dem Ermeſſen der Börſen— 
ordnungen iſt jo gezogen, daß auf die Seite der erjteren mur diejenigen Aus— 
ihließungsgründe fallen, welche nad) allgemeiner oder überwiegender Anfchauung 
zum Bejuche der Börje unfähig machen und in zahlreichen Börjenordnungen ſchon 
jegt berücjichtigt jind. Eine ähnliche Aufzählung wie der Entwurf enthält der 
S 5 des öjterreichiichen Gejebed vom 1. April 1875. 

Die weiterhin folgenden Bejtimmungen betreffen die Regelung und Hands 
habung der äußeren Ordnung des Börſenverkehrs jowie die Ahndung 
unehrenhafter Handlungen der Börjenbejuder. 

Den Erlaß allgemeiner Beitimmungen für die Ordnung und den Geſchäfts— 
verfehr an der Börje überweilt der Entwurf im $ 8 in erjter Linie der Börſen— 
aufſichtsbehörde, aljo den mit der unmittelbaren Aufjicht betrauten Handelsorganen 
oder der zuftändigen jtaatlihen Auffichtsbehörde. Die Handhabung der erlafjenen 
Beitimmungen aber wird als ein Ausflug des Börjenhausrecht3 dem Börjen- 
vorjtand übertragen, welchem, foweit die BörfenauffichtSbehörde von ihrer Be- 
fugniß feinen Gebrauch macht, auch der Erlaß der allgemeinen Ordnungs— 
vorjchriften zufällt. Er bat Perjonen, welche die Ordnung oder den Geichäfts- 
verkehr jtören oder welche ſich, obſchon fchon durch den $ 7 oder durd Die 
Börfenordnnungen ausgeichlojien, an der Börſe einfinden, aus den Börjenräumen 
zu entfernen. Daneben joll im, um einem wiederholt, namentlich aus Börſen— 
freifen jelbit, Deflagten Mangel abzuhelfen, unter Vorbehalt der Bejchwerde bei 
der Auffichtsbehörde, das Necht der Verhängung einer Ordnungsitrafe in Gejtalt 
der zeitweiligen Ausſchließung von der Börfe oder in Geitalt einer Gelditrafe 
zuftehen. Das Höchſtmaß diefer Strafen feitzufegen, muß den Börjenordnnungen 
überlafien bleiben, da die Verhältnifje, nad) denen die Zuläffigkeit und Wirkſam— 
feit einer mehr oder weniger weitgehenden ordnungspolizeilihen Ahndung zu bes 
urtheilen ift, an den verjchiedenen Börſen zu verfchiedenartig find, um die Feſt— 
jepung eines gleichen Höchſtmaßes für alle Plätze zuzulaffen. Daß dem Ermeijen 
dev Börjenorgane nicht ein allzu weiter Spielraun gelaflen wird, dafür bürgt 
die Einwirfung der Landesregierung auf den Anhalt der Börfenordnung. 

Die Schaffung eines Ehrengerichte für jede Börfe ift durch die große Mehr- 
zahl der in der Enquete gehörten kaufmänniſchen Anterejjenten gebilligt worden, 
unter der Vorausjeßung, dab die Wahrung der faufmännifchen Ehre im Börſen— 
betriebe dem Urtheil von Standesgenofjen unterjtellt werde. Dieje Vorausſetzung 
erfennt der Entwurf als berechtigt an. Es darf erwartet werden, daß die Börje, 
wenn ihr dur feitumgrenzte Vorjchriften über das ehrengerichtlihe Verfahren 
eine wirkſame Handhabe geboten it, bejler als bisher im Stande fein wird, uns 
ehrenhafte Elemente auszuſcheiden. Die jtaatlihe Mitwirkung ericheint nur in 
jo weit erforderlich, als fie den Zweck verfolgt, dem öffentlichen Anterefie an der 
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Neinhaltung des Börſenverkehrs von ſolchen Elementen die gebührende Beachtung 
zu fichern. 

Bon diejen Gejihtspunften geleitet, jtellt der Entwurf in den 88 9 bis 27 
eingehende Vorfchriften über die WVorbedingungen und die Formen des ehren- 
gerichtlichen Verfahrens auf. Für die Mitgliedichaft im Ehrengericht ſoll die 
Berufszugehörigkeit zu den den Bürfenhandel betreibenden und vermittelnden 
Erwerbszweigen enticheidend jein. Dabei fommen in eriter Linie diejenigen Per— 
fonen in Betradht, welche ald Mitglieder des mit der unmittelbaren Aufſicht über 
die Börfe befaßten Handelsorgans in fortwährender Fühlung mit der Börſen— 
thätigfeit jtehen, durch ihre Stellung aber über die täglichen und wechjelnden Sn: 
terejien des Börjenhandels erhoben werden. Wo einem Handelorgane die un: 
mittelbare Aufficht über die Börje nicht übertragen werden fanı, bleibt nur 
übrig, die Mitglieder des Ehrengerichts aus der Wahl der Börſenbeſucher oder 
der Börjenorgane hervorgehen zu lajjen. Die Zufammenjeßung der Ehrengerichte 
im einzelnen ijt von der örtlichen Gejtaltung der Börje abhängig und fällt dem— 
gemäß dem Ermeſſen der Landesregierung anheim. — Bei Kennzeichnung der 
Handlungen, welche einer ehrengerichtlichen Verfolgung unterliegen, muß der Ent: 
wurf, wie Died auch in den gejeplichen Beitimmungen über die für andere Berufs- 
zweige gebildeten Ehrengerichte geichieht, ſich auf eine allgemeine Definition be— 
ihränten, um nicht den Kreis der verfolgbaren Handlungen in unzuläfliger Weije 
einzuengen oder ins Ungewilje zu ziehen. Handlungen von Börſenbeſuchern, 
welhe mit ihrem Gejchäftsbetrieb überhaupt nit im Zuſammenhange jtehen, 
fönnen nicht Gegenitand einer Kontrole der Berufsgenofjen fein. Aber aud der 
Vorſchlag der Enqustesfiommifiion, die Börjenbefucher wegen unehrenhafter Hands 
lungen bei Ausübung ihres geſammten Gejchäftsbetriebs zur Verantwortung zu 
ziehen, evicheint gegenüber dem hier ausſchließlich zu verfolgenden Zweck, den 
Börjenverfehr von verwerflihenm Treiben frei zu halten, al$ zu weit gehend, und 
hat daher im S 10 der Entwurf die Einjchränfung gefunden, daß nur die von 
den Börfenbefuchern im Zufammenbhange mit ihrer Thätigfeit an der Börje be- 
gangenen unehrenhaften Sandlungen zu ahnden find. Hiermit it aber jelbit- 
redend nicht dad Erforderniß anfgeitellt, daß die Handlung, um verfolgbar zu 
jein, in den Börfenräumen oder zur Börjenzeit vorgenommen jein müfje. Uns 
zuläfiige Beeinflujjungen der Börjenkurje, unredliches Gebahren mit den dem 
Banquier für den Börjenhandel anvertrauten Werthen und zahlreiche ſonſtige 
Handlungen fünnen die Integrität des VBörjenbejuchers in Frage ftellen, wo oder 
wann jie vorfommen mögen. Much handelt es jich nicht allein um die Verlegung 
der kaufmänniſchen Ehre, da auch die nichtlaufmännifchen Befucher der Börje 
(Hilfsperjonen, Angehörige der Preſſe, Notare und Rechtsanwälte ıc.) in der be— 
zeichneten Begrenzung den Disciplinarvorichriften des Entwurf unterliegen. — 
Mit der Bertretung des öffentlichen Intereijes betraut der $ 11 des Entwurfs 
den nad $ 2 bei den Börjen zu beitellenden Staatöfommifjar. Seine Aufgabe 
iſt es, Hand in Hand mit dem Ehrengerichte die Unterfuchung der das öffentliche 
Interejje berührenden Vorgänge zu betreiben und dahin zu wirken, daß, jobald 
legteres cine Sühne durch chrengerichtliches Verfahren erheiſcht, ein ſolches aud 
itattfindet. 

Die Stellung des Staatskommiſſars deckt ſich micht mit derjenigen eines 
Staatdanwalts, er ift nicht der Vertreter einer jtrafprozefjualiichen Anklagebehörde, 
nicht verpflichtet auf jede Anzeige einzugehen und über dieſelbe eine formelle 
Entſchließung zu faſſen, oder an jedem Verfahren fich zu betheiligen. Jedoch 
muß ev, um jeiner Aufgabe gerecht werden zu können, von allen Fällen der Ein- 
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leitung und Ablehnung eines chrengerichtlichen Verfahrens Kenntniß erhalten und 
in jedem Stadiun Gelegenheit zur Aeußerung oder jonjtigen Mitwirkung haben; 
aus gleichem Grunde müſſen jeine auf die Einleitung des Verfahrens oder die 
Erhebung von Beweijen gerichteten Anträge für das Ehrengericht maßgebend fein. 
Endlich iteht ihm auch das Recht der Berufung zu. — Von dem Borichlage der 
Zulaffung eines Rechtsmittels gegen die Entjcheidungen des Chrengerichts hatte 
die Börſen-Enquéte-Kommiſſion Nbjtand genommen, weil'ſie feine Inſtanz vor: 
fand, welche der Anforderung entiprady, dag die Entjcheidung ausichließlic den 
Berufsgenofien des Börſenbeſuchers anvertraut fein joll. Der Entwurf ſchafft 
im $ 17 eine ſolche Inſtanz durch Heranziehung der von den Börſen entjendeten 
Mitglieder des Börjenausichufes; er kann mithin den auch in der Gnquete be— 
tonten jtarfen Gründen nachgeben, welche für die Julaſſung der Berufnng Iprecen. 
Mit Recht ift hervorgehoben worden, daß die Strafen, auf welche im ehren 
gerichtlichen Wege erfannt werden kann, insbeſondere die Ausichliefung vom Be: 
juche der Börje auf längere Zeit oder fir immer, unter Umſtänden einen jehr 
tiefen Eingriff in die Berufs: und Vermögensiphäre darftellen. Wenn auf ans 
deren Gebieten bei Strafverhängungen von viel geringerer Bedeutung die An— 
rufung einer zweiten Juſtanz zugelaflen wird, jo ericheint es um jo bedenflicher, 
fie hier auszuſchließen, als die Mitglieder des Börjenehrengericht$ mit den Formen 
eines Strafverfahrens nicht berufsmäßig vertraut find, Much das Intereſſe der 
Allgemeinheit erheiſcht cs, die Reviſion der eriten Entfcheidungen durd ein Organ 
offenzuhalten, welches die gemeinfamen Anſchauungen aller deutichen Börjen vertritt. 

Hiernach ijt zu den einzelnen Beſtimmungen dieſes Abichnitts nod Folgendes 

zu bemerfen: 
31 8 1. 

Bon einer Definition des Begriffs „Börſe“ hat der Entwurf abgejeben, 
weil eine jolche kaum erichöpfend zu geben it, und weil die thatjächliche Ge— 
jtaltung der vorhandenen und als jolche im techniichen Sinne unbejtritten aner— 
fannten Börien gemügenden Anhalt bietet, um zu enticheiden, ob eine faufmänns 
ische VBerfammlung als Börje im Sinne des Geſetzes anzujeben it oder nicht. 

Zuſammenkünfte der Börſenbeſucher in den Börjenräumen außerhalb der 
gewöhnlichen Börjenzeit, welche den Charakter börſenmäßiger Verfammlungen 
tragen (Frühbörien, Nahbörjen, Abendbörjen und dergleichen) unterliegen den 
für die Börjen gegebenen gejeglichen und adminijtrativen Beitimmungen in gleicher 
Meile wie die Verſammlungen während der Hauptbörſenzeit. 

Die Börſen-Enquéte-Kommiſſion bat ſich (S. 30 ff. des Berichts) befonders 
eingehend über die Verhältniſſe der an einzelnen Börien beitehenden Liquidations— 
fajjen verbreitet. Auch ſonſt hat der Umstand, dag die Liquidationskaſſen durd) 
ihre Einrichtungen in hohem Grade befähigt werden, den Terminhandel zu bes 
berrichen, vielfach zu Befürchtungen und, wie im Gingange der Begründung er: 
wähnt it, zu Beichiwerden Beranlaffung gegeben. Wenn es aud zur Zeit an 
dringenden Anlaß für bejondere gejepliche Maßnahmen mangelt, jo müſſen doc 
derartige Unternehmungen, weil und inſoweit jte in Die Sphäre der Börſenein— 
richtungen binübergreifen, der Aufficht der Börjenorgane und der jtaatlichen Auf: 
jicht umterstellt werden. Das Gleiche gilt von den ſonſtigen Einrichtungen 
ähnlicher Art, von Denen der Abjap 3 des S 1 die Yiquidationspereine und 
Kündigungsbüreaus als Beilpiele anführt. Auch die Maflervereine find hierher 
zu zäblen, soweit fte nicht im umfaſſenderer Weiſe durch die Bejtinnmungen des 
Abjchnittö II getroffen werden. 
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3u 8 2. 

Für die Wahl der Perſönlichkeit des Staatskommiſſars kann das Geſetz Eins 
ſchränkungen nicht aufſtellen. Es ſteht der Landesregierung zu, Vorſorge zu 
treffen, daß die mit dieſer Stellung zu betrauenden Beamten durch Erfahrung 
und Anſehen geeignet ſind, ihren Aufgaben ſowohl gegenüber dem öffentlichen 
Intereſſe wie gegenüber den Börſen zu entſprechen. Auch iſt es der Landes— 
regierung überlaſſen, die Zeitdauer der Anſtellung zu beſtimmen. 

Zu 83. 

Die Geſammtzahl dev Mitglieder des Börſenausſchuſſes it, um den Kreis 
der zur Vertretung gelangenden Anjchauungen und Intereſſen nicht zu eng zu 
ziehen, auf mindeltens 30 jejtgeiept. Die Innehaltung diejer oder einer nicht 
erheblich höheren Zahl ſchützt andererjeits gegen eine zu fchwerfällige Gejtaltung 
der Körperſchaft. 

Die Vertheilung der von den Urganen der deutichen Börjen vorzuſchlagen— 
den Mitglieder auf die einzelnen Börſen liegt dem Bundesrath ob, welcher ins— 
beiondere auch darüber zu beitimmen haben wird, in welcher Art den größeren 
Börien entjprechend ihrer Bedeutung und Bejucherziifer eine Mehrzahl von 
Ausichußmitgliedern zuzugeſtehen it, und in welcher Abwechſelung die Fleinen 
Börſen hierbei zu berüdiichtigen find. Zugleich wird dev Bundesrath in der 
Lage jein, die Geſammtzahl der von den Börjen vorzuichlagenden Perjonen böber 
zu bemejjen als die Zahl der zu wählenden Mitglieder, um ſich einen Spielraum 
für die Auswahl offen zu halten. 

Die Aufitellung einer Geichäftsordnung umd die etwaige Bildung von Abs 
theilungen bleibt dem Bundesrath vorbehalten. Auch hinfichtlich der Berufung 
des Börſenausſchuſſes wird die Sejchäftsordnung Beltimmungen zu treffen haben, 
da der Börfjenausjchuß feine ſtändig verfammelte Nörperichaft bilden joll. 

Zus 4, 

Der Erlaß der Börfenordnung wird nad Mafgabe dev Anordimmgen der 
Landesregierung in der Negel durch Das mit der unmittelbaren Auſſicht über 
die Börſe betraute Organ erfolgen. Einen Ausflug des Auffichtsrechts der Landes— 
regierung aber bildet die dieſer zuſtehende Befugniß, jelbjtändig und in mal: 
gebender Weife auf den Anhalt der Börſenordnung einzimvirfen. Die Landes— 
regierung kann mithin, wie Dies der S$ 4 noch auspdrücdlich bewvorhebt, die 
Aufnahme bejtimmter VBorjchriften in der Börfenordnung bewirken und auf ſolchem 
Wege den Erlaß der Börfenordnung überhaupt an ſich ziehen. Die hiernach feit= 
gejtellte Befugniß eritredt Tih, im Rahmen der Beſtimmungen des Neichsgejeges 
und der auf Grund des letzteren von Bundesrath erlafjenen Vorſchriften, auf 
den gejammmten Bereich des Börjenverfehrs; es erübrigt demnach aud, in den 
einzelnen Abschnitten des Geſetzes die Zuftändigfeit der Yandesregierumg beiſpiels— 
weile zur Aufjicht über die Handhabung der Ordnung an der Börje, zum Erlaß 
von Vorſchriften über das Verfahren bei Zulafjung von Werthpapieren, über die 
Zulafjung zum Terninhandel zc., bejonders zu umfchreiben, und nur im 8 35 
Abſatz 2, ſowie im $ 46 Abjap 2 erichien es zur Vermeidung von Zweifeln 
wünſchenswerth, diefer Zultändigfeit nochmals zu gedenken, 

Beim Mangel der jtaatlihen Genehmigung it die Börfenordnung unwirkſam. 


Yu 88 5 und 6. 
Unter Ziffer 2 des 8 5 wird angeordnet, daß die Gejchäftszweige, für 
welche die Börjeneinrichtungen (amtliche Kursnotierung, Schiedsgerichte, Sach— 
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verſtändigen-KRommiſſionen, Liquidationsbureaus und dergleichen) beſtimmt sind, 
in der Börfenordnung, jei ed einzeln oder der Kategorie nah, namhaft zu machen 
find. Nicht aufgeführte Gefchäftszmweige find von dem Anjprucd auf Benutzung 
der Börfeneinrichtungen ausgeſchloſſen. Um jedoch einen unnöthigen Eingriff in 
die Berhältniffe namentlich der Hanfejtädtifchen Börjen zu vermeiden, erflärt der 
S 6 Die einfeitige und demgemäß widerruflide Erlaubniß der Benutzung von 
Börjeneinrichtungen zu Gunjten der in der Börfenordnung nicht genannten Ge= 
ſchäftszweige für zuläflig, ſoweit nicht befondere Vorjchriften des Geſetzes entgegen 
ſtehen. 

Ebenſo ſind die Bedürfniſſe der hanſeſtädtiſchen Börſen für die Faſſung der 
Ziffer 3 des $ 5 maßgebend geweſen, welche es ermöglichen ſoll, die dort be— 
ſtehende Einrichtung, wonach im Grundſatze der Zutritt zur Börſe einem Jeden 
freiſteht, mit den durch die nachfolgenden Beſtimmungen des Entwurfs aufgeſtellten 
Einjchränfungen aufrecht zu erhalten. 

Eine dringende und in manchen Beziehungen wohlbegründete Forderung der 
durch den Börjenhandel, namentlich den Verkehr an der Produftenbörfe in Mit- 
leidenfchaft gezogenen Erwerbszweige (Landwirthichaft, Müllerei, Industrie) richtet 
ich dahin, daß Vertreter diefer Kreife zu der Berathung und Entjcheidung von 
Fragen, welche ihre nterefjen maßgebend beeinfluffen, feitens der Börjenorgane 
zugezogen werden. Die Landesregierung it in der Lage, dieſem Berlangen je 
nach Lage der örtlichen Verhältniffe, durch die Herbeiführung der Aufnahme ent= 
iprechender Bejtinmungen in die Börfenordnung Rechnung zu tragen. Eine 
veichögejepliche Beitimmung in diefer Richtung würde einen fonfreten Inhalt faum 
haben können, weil die Einridtung der Produftenbörjen, die Zahl der zur Mit— 
wirfung geeigneten und verfügbaren Perjonen, das PVorhandenfein von Ver— 
tretungsförpern, denen jie entnommen werden Fönnten, an den einzelnen Börjen- 
pläßen zu verfchiedenartig find. 


Zu $ 7. 

Die Fälle, in denen der Entwurf die Ausſchließung vom Börſenbeſuche vor— 
ichreibt, find in nachitehend bezeichnetem Umfange in deutjchen Börfenordnungen 
ichon gegenwärtig berüdjichtigt. 

Den Ausschluß von Perfonen weiblihen Geſchlechts (Ziffer 1) be= 
ſtimmen die Berliner und die Hamburger Börjenordnung. 

Perjonen, welche jich nicht im Bejige der bürgerlihen Ehrenredte 
befinden (Ziffer 2), find ausgeichloffen durch die Berliner, Hamburger und Lübecker 
Börjenordnung. Die Berliner Börjenordnung jchließt ferner aus diejenigen, gegen 
welche der Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte durch ein noch nicht rechtsfräftiges 
Erfenntniß ausgeiproden iſt, während in Lübeck ſchon joldhe Perſonen das Beſuchs— 
vecht verlieren, welche wegen Berbrechen, deren Beſtrafuug den Verluſt bürger— 
licher Ehrenrechte zur Folge hat, ji im Anklagezuitande befinden. Die Frant- 
jurter Börſenordnung jchließt diejenigen aus, welche wegen Betrügerei, Fälſchung, 
Meineids, muthwilligen oder betrügeriichen Bankerotts, Diebſtahls oder ähnlicher 
gegen die Sicherheit des Eigenthums und mit Verlegung von Treu und Glauben 
begangener Verbrechen durch rechtskräftiges Erkenntniß verurtheilt worden jind. 

Perſonen, welche infolge gerichtliher Anordnungen in der Verfügung 
über ihr Vermögen beſchränkt find (Ziffer 3), werden ausgejchlojien in 
Berlin, injofern die Eintrittöfarte an ſolche nicht ertheilt werden darf, welche 
wegen Verſchwendung oder Geiſtesſchwäche entmündigt find oder über deren Ver: 
mögen der Konkurs ſchwebt. Nach der Lübecker Börjenordnung verliert das Recht 
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des Börſenbeſuchs, wer unter Kuratel gejtellt, und derjenige, über deſſen Ver— 
mögen der Konkurs eröffnet iſt. Der lebtere wird auch durch die Hamburger 
und die Frankfurter Börfenordnung ausgejclojjen. 

Den Fall des Ausſchluſſes wegen betrügeriihen und einfadhen 
Banferotts (Ziffern 4 und 5) enthalten die Berliner und, wie fchon erwähnt, 
die Frankfurter Börfenordnung. Der Zuitand der Zahlungsunfähigkeit wird in 
der legtgenannten, jowie in der Börjenordnung für Hamburg als Ausſchließungs— 
grund betrachtet. 

Für die Dauer des Ausſchluſſes jegt der Abjak 2 des 8 7 ebenfall3 in 
Anlehnung an bereitö beitehende Vorſchriften bejtimmte Zeiträume feit, welche ji 
nad der Art des Falles bemejien. Der Landesregierung iſt es unbenonmen, 
dieſe nur das Mindeſtmaß der Ausichliegungszeit darjtellenden Friften durch Die 
Börjenordnungen ausdehnen zu lajlen. Die härtejte Folge — dauernde Aus— 
ſchließung — zieht als bejonders jchweres faufmänniiches Verbrechen der be— 
trügeriihe Banferott nad jid). 

In einzelnen Fällen fünnten die Bertimmungen über die Dauer dev Aus— 
ihließung zu Härten führen. Der legte Abjap des 8 7 jtellt daher der Landes 
regierung frei, auf Grund eines in jedem Falle nothwendigen Antrags der Börſen— 
organe Ausnahmen zu geitatten. Eine weitergehende Durchbrechung der allgemeinen 
Regeln, welche deren gleichartige Anwendung in Frage jtellen würde, it hienach 
nicht zugelaiien. 

Zu den Ziffern 5 und 6 iſt noch zu bemerken, daß die Wiederzulajjung zum 
Börſenbeſuch erſt dann erfolgen kann, wenn der Börjenbehörde auch bezüglich 
der außerhalb der Börje jtehenden Gläubiger der Nachweis der Kegulirung durch 
Zahlung, Erlaß oder Stundung erbracht it. 

Da es der Landesregierung vorbehalten bleibt, für den Inhalt der Börjen: 
ordnungen noch andere Punkte wie die in den 88 5 und 7 bezeichneten als 
wejentliche Beitandtheile vorzujchreiben, jo kann fie den Vorfchlägen der Börjen: 
Enquéte-Kommiſſion, welde ih auf das Stellen von Gewährdinännern, die Bes 
jtellung von Nealfaution, jowie auf die äußeren Formen des Berfahrens bei 
Zulafjung zum Börjenbejuche richten, die geeignet erjcheinende Berückſichtigung 
verichaffen. 

Zu den SS 8 und 10. 

Die Grenze zwiſchen den Handlungen, welche lediglich dem börfenpolizeilichen 
Eingreifen unterliegen ($ 8) und denen, welche ehrengerichtlich zu ahnden Find 
($ 10), wird im allgemeinen leicht zu finden jein. 

Störungen der äußeren Ordnung, Erregung von Lärm an der Börje, Thät— 
lichkeiten und Wortbeleidigungen der Börjenbeincher gegeneinander oder gegen das 
Aufſichtsperſonal, Verlegungen des äußeren Anitandes jind in der Regel im Auf— 
ſichtswege zu bejeitigen oder zu ahnden. 

Bemerfenswerthe Beijpiele dagegen, aus denen ein Anhalt für die Voraus: 
jeßungen ehrengerichtlihen Einſchreitens zu entnehmen ift, finden ſich in den 
Borichlägen der Börſen-Enquéte-Kommiſſion folgendermaßen formulirt: 

1) Argliitige Beeinflußung der Kurſe oder Preiſe, insbejondere durch Schein— 
geichäfte, Abichiebungen, Unter-der-Hand-Regulirungen und durch Verbreitung 
falſcher Gerüchte. 

2) Gewährung und Annahme von Geſchenken in der Abjicht, Neußerungen 
in der Preſſe zu Gunjten oder zum Nachtheile gewiſſer Unternehmungen herbei: 
zuführen oder zu unterdrüden. 
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3) Die Anwendung von Geichäftsbedingungen, welche gegen den kaufmännischen 
Anitand veritoßen. 

4) Das Verhalten eines Emittenten, welche nach $ 41 jeine Schadenserjate 
pflicht begründet. 

5) Anreizungen zu Börjenfpekulationen, weldye außerhalb des Gejchäftsbetriebs 

des Angereizten liegen, falls jie in einer des ehrbaren Kaufmanns umpürdigen 
Weile erfolgen, gleichviel ob die Anreizung durch den Anreizenden perſönlich oder 
durch Agenten, Briefe, Anzeigen, Reklamen in öffentlihen Blättern oder der— 
gleihen erfolgt. 
6) Der Abſchluß von Börfengeichäften mit Handelsangeitellten und Berjonen, 
die im Handelsgewerbe Gejindedienite verrichten, ohne Genehmigung der Brinzipale, 
desgleichen mit Kaſſenbeamten öffentlicher Behörden ohne Genehmigung der Dienſt— 
behörde, bei Kenntniß diefer Stellungen feitens des Abjchließenden und bei Mangel 
bejonderer Gründe für den guten Glauben, daß die Gejchäfte in den Kreis der 
durch die Verwaltung eigenen Vermögens der Betreffenden oder ihrer Angebörigen 
erforderten fallen. 

7) Der Abſchluß von Börjenipefulationsgeichäften mit Perſonen in unſelb— 
ſtändiger oder dürftiger wirtbichaftlicher Yage, oder mit Perſonen, deren Geſchäfts— 
betrieb ſolche Abſchlüſſe nicht gewöhntich mit ſich bringt, in einem Umfange, der 
in auffälligen Mißverhältniß zu ihrer wirtbichaftlichen Yage ſteht, wenn dieſe 
Umftände dem Abjchließenden bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerkſamkeit nicht 
entachen fonnten. 

8) Die wiederhofte Benupung unfontraftlicher Waare zur Kündigung, wenn 
der Kündigende wußte oder den Umſtänden nach wiſſen mußte, daß die Waare 
den an die lieferungsfäbige Qualität zu ſtellenden Anforderungen nicht entipricht : 
desgleichen alle Kündigungen ohne vorhandene Waare jowie alle Scheinfimdiqungen. 

Die Anwendung der im S 10 gegebenen allgemeinen Borjchrift auf Einzelfülle 
des vorjtebend bezeichneten Auhalts unteriteht der Entichetdung des Ehrengerichts. 

In dieſem Sinne kommt auch der in der Kejolution des Reichstags zum 
Geſetze über die Erhebung der Stempelabgaben (Verhandlungen des Reichstags 
vom 19. April 1894) hervorgehobene Kal der Berechnung höherer, als Der 
wirklich gezahlten Ztempelbeträge im Kommiſſionsgeſchäft fir die Handhabung 
der ehrengerichtlihen Vorſchriften in Betract. 

Unter Umſtänden kann eine und Diejelbe Handlung ſich als Störung der 
Ordnung ımd als Verlegung dev Berufschre fennzeichnen. Das in ſolchem Falle 
die Anwendung der Ordnungsvorſchriften eine Bertrafung durch das Ehrengericht 
nicht ausſchließt, ergibt ſich aus der inneren Verichiedenheit der zur Anwendung 
fommenden Mafregeln, von denen die eine mehr einen polizeilichen, die andere 
mehr einen vichterlichen Charakter hat. Ebenſo erjcheint es umgekehrt zuläſſig, 
daß eine Ordnungsſtrafe auch dann noch verhängt wird, wenn die zu abnende 
Handlung bereits den Gegenſtand eines ehrengerichtlichen Verfahrens bildet oder 
gebildet hat; indeſſen legt Für fjolchen Zall der Entwurf ($ 15 Abjap 2) dem 
Ehrengericht die Befugniß bei, jeinerjeits die Beltrafung im Ordnuugswege zu 
bewirfen, damit eine Doppelte Britfung und Verhandlung vermieden werden kann. 

Darüber zu bejtimmen, welcher Kaſſe die auf Grund einer Strafverhängung 
aus $ 8 eingehenden Strafgelder zufliehen jollen, wird Sache der Börien- 
ordnungen jein. 

Die SS 12 bis bis 27 
iind beftehenden und bewährten Geſetzesvorſchriften nachgebildet, inſoweit nicht 
die bejonderen Verhältniſſe des Börſenehrengerichts Abweichungen erhetichten 
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Zu $ 13. 
Für diejenigen Börjen, an denen von der Beitellung eines Staatskommiſſars 
ganz abgejehen wird ($ 2 Abjag 2), bleiben die auf die Mitwirkung eines jolchen 
im Ehrengerichtsverfahren bezüglichen VBorichriften außer Anwendung. 


Zu 8 14. 

In der Erwägung, daß der kaufmänniſche Kredit auch des zu Unrecht Be— 
ichuldigten unter öffentlicher Behandlung empfindlich leiden kann, und dab häufig 
ein berechtigtes Intereſſe vorliegen wird, die vor dem Ehrengericht zur Spracde 
fommenden Gejchäftsangelegenheiten geheim zu halten, stellt der Entwurf den 
Grundſatz der Nichtöffentlichkeit der Hauptverhandlung auf, gibt aber jowohl dem 
Ehrengericht als auch dem Beichuldigten und dem Staatsfommiffär die Möglich: 
feit, eine öffentlihe Verhandlung da herbeizuführen, wo das Intereſſe des Be— 
ichuldigten oder der Allgemeinheit ſie wünjchenswerth macht. 


Yu den SS 15 und 16. 

Die Strafe des dauernden oder zeitweilen Ausjchlufjes vom Börſenbeſuch 
äußert ihre Wirffamfeit nicht nur für diejenige Börfe, an welder das ehren= 
gerihtlihe Verfahren jtattgefunden bat, jondern für alle deutschen Börjen ($ 7 
Ziffer 7). 

Es erichien überfiiiiig, neben der Strafe des Verweifes noch die der Ver— 
warnung vorzujehen. 

Auf den Borjchlag der Börſen-Enquéte-Kommiſſion, dem Ghrengericht die 
Befugniß zu erteilen, für den freigejprochenen Beſchuldigten eine Ehrenerklärung 
zu bejchliegen und diejelbe zu veröffentlichen, it der Entwurf nicht eingegangen, 
weil alsdanı der ohne eine ſolche Ehrenerflärung Freigejprochene mit einem 
Mafel behaftet bleiben wirde. Die Beltimmung des $ 16, daß die Entjcheidung 
des Ehrengerichts mit Gründen verjehen fein muß, gibt dem zu Unrecht Be: 
Ichufdigten erforderlichenfalls das Mittel, jich durch Bekanntgabe der Enticheidung 
in der öffentlichen Meinung zu vehabilitiven. 

Dagegen iſt für jchwere Ehrverletzungen eine Verſchärfung der Strafe durd) 
öffentliche Bekanntmachung der Entſcheidung zugelaſſen. 

Die Vorjchrift im Abſ. 2 des $ 15 it bereits in der Begründung zu den 
SS 8 ımd 10 miterörtert werden. 

3u$ 17. 

Für die im Entwurf vorgejehene Bildung der Berufungstammer it die Er— 
wägung maßgebend gewejen, day die Mitgliedichaft auch in dem zweitinjtanzlichen 
Gerichtshof von der Zugehörigkeit zu dem Berufe des Beichuldigten abhängig 
jein joll. Eine Abweichung gegenüber der Zufammenjegung der eriten Inſtanz 
tritt hier nur inſoforn ein, als im nterejje einer angemefjenen Vorbereitung 
der endgültigen Entjcheidung der Vorſitz und die Gejchäftsleitung in die Hand 
einer vom Bundesrath bejtimmten Perſönlichkeit gelegt wird. 

Um die thunlichit gleichmäßige Vertretung der Anfchauungen der verjchiedenen 
Börjen in dem leßtinftanzlichen Organ zu fichern, zieht der Entwurf jowohl dem 
Wahlreht des Börſenausſchuſſes als der Präfenz im Einzelfall eine bejtimmte 
Grenze in Bezug auf die Zahl derjenigen Mitglieder, welche einer und derjelben 
Börſe angehören. 

Das Erforderniß der Belegung der Berufungskammer mit einem Vorjigenden 
und ſechs Beifigern erjtredt jich insbefondere auf die Spruchſitzungen jelbit. 
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Zu $ 27. 

Die Pliht zur Anzeige dem ehrengerichtlihen Berfahren unterliegender 
Handlungen ijt nur den mit der Nufficht über die Börfe betrauten Organen auf: 
erlegt worden. Die üffentlihden Behörden, namentlich die Gerichtsbehörden, in 
gleicher Weife zu verpflichten, erjchien umforweniger angemeſſen, als eine ſolche 
Berpflichtung auch bezüglich ftrafrechtlich zu ahndenden Handlungen im allgemeinen 
nicht beiteht; daß die öffentlichen Behörden zur Herbeiführung einer jolchen 
Anzeige berechtigt find, bedürfte befonderer Erwähnung im Geſetze nicht. 

Der 8 28 
enthält eine Sonderbejtunmung über die Börjenjchiedsgerichte. 

Nach den Erfahrungen im MWaarenhandel gewähren die Schiedsgerichte den 
Bortheil, Nechtsjtreitigfeiten durch Berufsgenofjen, die über die Bedürfnifie des 
Verkehrs und die thatjächlichen Berhältniffe genau unterrichtet find, zur jchleunigen 
Entjcheidung zu bringen. Ungeredhtfertigt aber iſt es, daß durch allgemeine Ge— 
ichäftsbedingungen, in denen für alle Abjchlüfje die Uſancen einer bejtimmten 
Börfe als maßgebend erklärt werden, das Börjenjchiedsgericht vielfach ſolchen 
Perſonen aufgenöthigt wird, welche nicht zu den Börjenbefuchern gehören und 
häufig die Tragweite des im voraus erklärten Verzichts auf richterliche Ent: 
ſcheidung nicht zu überjehen in der Lage jind. Diefen Mißjtand will der Ent— 
wur; nad dem Borichlage der Börſen-Enquéte-Kommiſſion befeitigen, jedoch nicht, 
wie diefer, im Wege einer Börfenverordnungsvorichrift, jondern in der zur recht: 
lichen Wirkſamkeit erforderlihen gejeglihen Form. Sachlich iſt die Vorſchrift 
gegenüber dem Enquötevorihlage infofern eingejchräntt, als die Gültigkeit der 
vor Entjtehung des Streitfalles geichehenen Unterwerfung unter dad Schied$- 
gericht nit an die Zugehörigkeit beider Parteien zu einer und derjelben Börje 
geknüpft, jondern davon abhängig gemacht wird, daß jeder der Betheiligten Kauf: 
mann oder für den betreffenden Gejchäftsziweig in das Börjenregiiter eingetragen 
iſt. Hierbei war auch die Nücjicht auf die Beziehungen zum Auslande von Ein— 
fluß, da jene weitergehende Borfchrift die im internationalen Handelsverkehr üblich 
gewordene Unterwerfung unter deutjche Schiedsgerichte unmöglid machte und 
daher Anlaß geben würde, auf die Entjcheidung durch ausländische Schiedsgericte 
zurücdzufommen. 

Die Kommiffionen zur Entjcheidung über die Lieferbarkeit von Waaren oder 
Effekten find als Schiedsgericht im Sinne des $ 28 nicht anzufehen. Dagegen 
liegt eine Vereinbarung im Sinne des $ 28 nit nur dann vor, wenn Die 
Betheiligten fi der Enticheidung eines von der Börfenbehörde ald Schiedsgericht 
eingefegten Organs unterwerfen, jondern auch dann, wenn bejtimmte an der 
Börje thätige Perfonen zur Entjcheidung etwaiger Streitigkeiten von den Kon— 
trahenten im voraus vertragsmäßig auserjehen werden. 

Da der $ 28 nur eine befondere Beichränfung für die Unterwerfung unter 
die Entjcheidung des VBörjenjchiedsgerihts vorfieht, jo bleiben für die Rechts— 
gültigkeit einer folden Vereinbarung im übrigen die allgemeinen Grundfäße, ins: 
befondere die 88 851, 852 der Zivilprozeßordnung, maßgebend. 


IE. Feſtſtellung des Börfenpreifes und Maflerwefen. 


Bei der hohen Bedeutung, welche die Bewerthung von Waaren und Effekten 
duch Feititellung der Preife und Kurſe im Börjenverfehr für die gefammten an 
den Handel in den betreffenden Gegenjtänden betheiligten kaufmänniſchen, in: 
duftriellen und landmwirthichaftlihen Ermerbögruppen ſowie für das faufende 
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Rublitum hat, und welche auch in einer Reihe gejeplicher Borjchriften zu Tage 
tritt (Handelsgeſetzbuch Art. 311, 343, 357, 376; Konkursordnung $ 16), ift 
es ein Erforderniß des Allgemeininterejieg, daß die der Kurs: und Preisfeſtftellung 
dienenden Börfeneinrichtungen, befonders auch die Drganilirung des Maklerweſens, 
eine nicht von Sonderinterejjen beeinflußte Bewerthung gewährleiften. 

Die in der Enquôte-Kommiſſion jtattgehabten Erörterungen, die von den 
Sachverſtändigen gegebenen Aufklärungen, jowie die auf Veranlaſſung der Kom— 
miſſion vorgenommenen Ermittelungen über die Verhältniſſe an den deutjchen 
Börien laſſen hinreichend erfennen, daß ſowohl die äußeren Formen, umter denen 
die Feititellung der Preife und Kurſe erfolgt, als auch die Anjchauungen über 
das innere Wejen und die Bedeutung der Notirung an den einzelnen Börjen 
erheblich von einander verichieden ſind. Dieſe Verfchiedenheit erklärt ſich zwar 
in gewiſſem Maße aus der hiftorischen Entwidelung und örtlichen Eigenart der 
Börjenpläge, ift aber zum großen Theile zweifellos in einem Auseinandergehen 
der Anfchauungen über wejentlihe Momente der Preisfeititellung begründet. 

Die grumdfäglichen Anforderungen, welche an das Verfahren bei Bewerthung 
von Waaren und Werthpapieren gejtellt werden müſſen, jind folgende: 

1) Die Preistifte (Hurszettel) darf nicht eine beliebige Auswahl von Nad)- 
richten über diefe oder jene Gattung von Werthen und Waaren enthalten, jondern 
fie muß die Feititellung des Börſenwerthes derjenigen Handelsobjekte anjtreben, 
deren Preis für den Börjenhandel in feiner Gefammtheit von Wichtigkeit ift, und 
deren Bewerthung ſich auch bei jonjtigen gejchäftlihen Abjchlüffen nad den 
wechſelnden Ergebnijjen des Börjenhandels richtet. 

2) Die Perfönlichkeiten, denen die Fetitellung des Preijes oder die Mithilfe 
bei der Feititellung obliegt, müflen jo ausgewählt und die Art und Weije, in 
welchen diefen Perfünlichkeiten die Angaben über die einzelnen Geſchäftsabſchlüſſe 
zufließen, muß jo geregelt fein, daß die interejenfreie und vollitändige Berück— 
jihtigung der für die Preisfeftitellung maßgebenden Montente gejichert tft. 

3) Die Feitjegung des Börſenpreiſes muß der wirklichen Gejchäftslage des 
Verkehrs am Börſenorte gerecht werden. 

Bon diejen Gefichtspunften gehen die Beltimmungen des Entwurfs aus. 
An jich ſieht derjelbe mit der Enquete-Kommiſſion die ficherite Garantie für die 
Richtigkeit der Notirungen in einer amtlichen Feitjtellung der Preife und Kurſe 
und zwar durd) den Börſenvorſtand als dazu berufenes Organ. Wenn er troße 
den: davon Abjtand nimmt, für alle Objekte des Börſenhandels die amtliche Feit- 
jtellung des Börjenpreifes zu verlangen, jo gejchieht dies, weil eine derartige 
Beitimmung vielfah, befonderd an den hanjeatiichen Börfen, auf ſchwer über- 
windliche Schwierigkeiten ftoßen würde. In großer Mannigfaltigfeit werden dort 
Produfte aller Gattungen und Länder gehandelt, ohne daß die einzelnen Gejchäfts: 
abjchlüfje immer oder überwiegend zur Bildung eines Börjenpreifes im technifchen 
Sinne führen. Der Entwurf fordert daher in $ 29 die Feititellung des Börjen- 
preijes durch den Börfenvorftand nur injoweit, als eine amtliche Feititellung des 
Preiſes überhaupt erfolgt. Um aber zu verhüten, daß der börjenbehördlichen 
Feitjtellung des Börfenpreifes auch ſolche Waaren entzogen bleiben, hinſichtlich 
welcher Bedenken gegen eine amtliche Notirung des Börjenpreifes nicht vorhanden 
find, it durch $ 35 Ziffer 2 dem Bundesrath die Befugniß beigelegt, für be- 
ftimmte Waaren eine amtliche Preisfeititellung vorzufchreiben. Für Werthpapiere 
ift eine gleiche Befugniß um deswillen nicht vorgejehen, weil die amtliche Feit- 
ftellung des Börjenpreifes bei einer großen Neihe von Werthpapieren für die 
Intereſſen der Allgemeinheit nicht von ſolcher Bedentung ift, mie bei zahlreichen 
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Wanrengattungen, während andererjeits ſchon die im S 68 gegebene Vorſchrift, 
welche das Selbiteintrittsuccht des Kommiſſionärs auf ſolche Werthpapiere bes 
schränkt, bei denen ein Börjenpreis unter Mitwirkung amtlicher Organe feitgeitellt 
wird, anf eine Werallgemeinerung der amtlichen Feſtſtellung des Bürjenpreijes 
von Werthpapieren bindrängt. 

Unflarheit in der Behandlung dev einjchlägigen Fragen ijt an einzelnen 
Börjen bejonders darüber hervorgetreten, was als Börjenpreis, auch im Sinne 
der Art. 357 und 376 des Handelsgeſetzbuchs, zu verjichen jei. So werden 
an manchen Pläpen als Börjenpreife einzelne an der Börje bezahlte Breite oder 
deren Durchſchnitt feſtgeſetzt, ohne Nücdjicht auf die Gejammtlage des Geſchäfts— 
verkehrs. Eine derartige Feititellung it unzutreffend, weil jie von dem zufälligen 
Hervortreten von Angeboten und Nachfragen ſich abhängig macht und ſich durch 
Umſtände beeinflußen läßt, die aus individuellen Verbältniffen in der Perjon des 
Käufers oder Verkäufers entipringen. Der Börfenpreis joll den gemeinen Wert) 
der Waare oder des Werthpaptieres am Börfenorte darjtellen. Er ijt der Durch— 
ichnittSpreis, welcher ſich aus der Vergleihung und Berüdfichtigung aller in einem 
Zeitabjchnitte zu Tage getvetenen Momente nah Ausſcheidung bejonderer perfön— 
licher Beziehungen und jonjtiger nicht den Handel im Ganzen berührender Um— 
jtände ergibt. Dies außer Zweifel zu stellen, bezwedt die im $ 29 Abjap 2 
vorgejehene Definition. Der Nachweis, daß die Feitießung diejen Anforderungen 
und jonit der wahren Sachlage nicht entipreche (Handelsgejegbuh Art. 353) 
wird durch den Entwurf nicht abgejchnitten. 

Da es dem Börfenvorftande, in dejjen Händen die amtliche Feititellung des 
Börſenpreiſes liegt, nicht dDurchtveg möglich jein wird, das hiernach nöthige Material 
zu jammteln, jo jollen ihm nach 8 30 des Entwurfs aus dem Kreiſe der Ver— 
mittler Hilfsperfonen — Kursmakler — beigegeben werden, welche feiner Auf— 
ſicht unterjtehen. Die Tbätigfeit der Kursmakler it eine vorbereitende und 
helfende; die endgültige Entjcheidung und die Verantwortung liegt den Börſen— 
vorjtande ob. Dieje Regelung ſchließt ich den an bedeutenden inländischen Börſen— 
plägen bereits beſtehenden Einrichtungen an, infofern dort bei der Kursnotirung 
für Effeften überwiegend vom Staate oder von den auffichtsführenden Handels— 
organen beitellte und auf getrene Amtsführung verpflichtete Makler verwendet 
werden. Wenn an anderen Börfen die Beſtellung von Malern zum Zwed der 
Preisnotirung für Waaren durch Anterefientenvereine, Liquidationsfaffen u. ſ. w. 
erfolge, jo iſt auch hierin eine Grundlage für das weitergehende Verlangen des 
Entwurfs zu finden, da die Befugniffe, welche jenen Privatvereinigungen uns 
bedenklich eingeräumt worden find, ebenſowohl und mit größerer Gewähr für das 
Allgemeininterefje von den jtaatlihen AufiichtSbebörden wahrgenonmen werden 
fünnen. 

Bezüglich der Rechtsverhältniſſe der Kursmakler konnten im Allgemeinen die 
im jiebenten Theil des Handelsgeſetzbuchs für die Handelsmakler gegebenen Vor— 
ichriften zum Borbilde dienen, wenngleich in mehrfacher Beziehung Mopififationen 
erforderlih waren. So hat vor allem die Beitimmung des Handelsgeſetzbuchs 
(Art. 69, 1), daß die Handelsmakler für eigene Nechnung weder mittelbar, noch 
unmittelbar Handelsgejchäfte machen dirfen, ſich als zu weitgreifend und als 
praftiih undurchführbar erwiejen. Der Entwurf bejchränft das Verbot des Ab— 
ichluffes von Gejchäften für eigene Nehmung auf den Geichäftszweig, in welchem 
der Kursmakler bei der amtlichen Feititellung des Börfenpreijes mitwirkt, und 
geitattet dem Kursmakler, ausnahmsweiie auch hier für eigene Rechnung oder im 
eigenen Namen Handelsgeſchäfte zu ichließen, wenn dies zur Ausführung des ihm 
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Von der „Liebhaber-Bibliothek alter Illustratoren in Facsimile- 
Reproduktion“ sind bisher erschienen: «# 


I. „Jost Amman’s Frauentrachtenbuch“, M. 4 —, geb. M. 6.40. 
II. „Jost Amman’s Kartenspielbuch“, M. 4.—, zeb. M. 6.40. 


Il. „Jost Amman’s Wappen- und Stammbuch‘“, 2. Auflage, 
M. 7.50, gebunden M. 10.—. 


IV. „Tobias Stimmer’s Bibel vom Jahre 1576“, M. 7.50, ge- 
bunden M. 10.—. 


v. „Virgil Solis’ Wappenbüchlein vom Jahre 1555“, 2. Auf- 


lage. M. 3.—, gebunden M. 7.50. 


vI. „Lucas Cranach’s Wittenberger Heiligthumsbuch vom 
Jahre 1509“, M. ı0.—, gebunden M. 13.—. 


vit. „Jost Amman’s Stände und Handwerker“, mit Versen von 
Hans Sachs, vom Jahre 1568, M. 7.50. gebunden M. 10.—. 


vi. „Albrecht Dürer’s Kleine Passion“, M. 3.—, geb. M. 6.—. 
Ix. „Hans Holbein’s Altes Testament“, M. 4.—, geb. M. 7.—. 
x. „Hans Holbein’s Todtentanz“, M. 3.—, geb. 8.—. 


xl. „Hans Burgkmair’s Leben und Leiden Christi“, M. 3.—, 
gebunden M. 6.—. 


x. „Albrecht Altdorfer, Der Sündenfall und die Erlösung 
des Menschengeschlechtes“, M. 3.—, gebunden M. 6.—. 


xıı. Hallisches Heiligthumsbuch vom Jahre 1520, M. 6.—, 
gebunden M. 9.—. 


— —— — 


»Die treffliche phototypische Reproduktion, sowie die sorgfältige stil- 
gerechte Ausstattung der Bücher setzt das Publikum in den Stand, sich diese Kostbar- 
keiten der alten Xylographie, deren Originalausgaben bekanntlich Tausende wertlı sind, um den 
Preis von wenigen Mark anzuschaffen, ohne sich sagen zu müssen, dass darin doch nur 
ein ungenügender Ersatz geboten sei. Solche Nachbildungen, wie diese, können wirklich 
für dn Mangel der Originale entschädigen und selbst dem strengen Sinn Freude 
machen. « (Zeitschrift f. bild. Kunst.) 


»Der um die künstlerische Bildung des deutschen Volkes wohlverdiente Schriftsteller, 
Buchdrucker und Verlagsbuchhändler Dr. Georg Hirth in München, in den weitesten Kreisen 
bekannt als Herausgeber des »Formenschatzes«, hat sich die Aufgabe gestellt, in seiner „Lieb- 
haber-Bibliothek alter Illustratoren“, die beliebtesten und kunst- und kulturgeschichtlich 
werthvollsten illustrirren Werke des ı6. Jahrhunderts, deren Originaldrucke jetzt selten, aber 
sehr gesucht, deshalb theuer sind, in getreuen Facsimile-Reproduktionen (hergestellt auf der 
Buchdruckerpresse mittelst zinkotypirter Platten) in Druck, Papier und Ausstattung den alten 
Ausgaben getreu nachgebildet, den Kunstireunden um billigen Preis zugänglich zu machen.e« 


(‘Prof. R. Bergau.) 
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— Zweite Auflage. — 


Kulturgeschichtliches Bilderbuch 


aus drei Jahrhunderten. 


Herausgegeben von GEOT g Hirth. 


Folio. Preis à Lieferung Mk. 2.40, A Band compl. broch, Mk. 30.-—, geb. Mk. 35.—. 
(Liebhaber-Ausgabe [einseitig bedruckt, in losen Blättern] a Lieferung Mk. 5.—.) 





—— Monatlich erscheint eine Lieferung. — 








Französische Ausgabe unter dem Titel: 
‚Les grands Illustrateurs du 16. 17. & ı8. siecles:. 





Hirth’s Kulturgeschichtliches Bilderbuch umfasst im Ganzen sechs Bände (72 Lieferungen), 
es sind darin gegen 360 darstellende Künstler vertreten und haben über 3500 interes- 
sante Blätter eine technisch vollendete Wiedergabe gefunden, die Publikation bildet eine 
in ihrer Art einzige Kunstsammlung — ein Kupferstichkabinet für den Hausgebrauck. 


Hervorragende Meister dreier Jahrhunderte und verschiedener Nationen: Dürer, Cranach, 
Burgkmair, Hopfer, Schäufelein, Holbein, Beham, Aldegrever, Virgil Solis, Hogenberg, Amman, Stimmer, 
Bol, van Dyck, Goltzius, Kilian, Chr. de Passe, Rubens, Abr. de Bosse, Callot, Wenzel Hollar, Merian, 
Rembrandt, G. Terburch, Bershem, Beya, Dow, Dusart, Ewerdingen, de Hooche, Claude Lorrain, 
Migmard, Adr. van Ostade, Rigaud, Ruysdael, Teniers, Wouverman, Boucher, Schmidt, Graf, Greuge, 
Hogarth, Lancret, Moreau, Nilson, Vanloo, Watteau, Chodowiecki, Mettenleiter etc. etc. — liefern in 
überreicher Fülle den Stoff zu diesem Werk. Porträts berühmter und interessanter Persönlich- 
keiten, Kostum- und Genrebilder, Darstellungen von Jagden-, Kriegs- und Gerichtsscenen, Spielen, 
Tänzen und Bädern, Festzügen, Schilderungen des höfischen und bürgerlichen Lebens, Städte 
ansichten und Marktbilder, endlich moralische und politische Allegorien, Myvsterien, Curiosa u. s. w. 
wechseln in der manniglaltigsten Weise in der Publikation ab, welche an Originalität, sowie 
an kunsthistorischem Werth von keiner Ahnlichen übertroffen wird. 


BEE Um den Besitzern der ersteren Bände der früheren Auflige dieses Werkes das 
Abonnement auf die Fortsetzung zu ermöglichen, wird die Drucklegung der zweiten Auflage 
in derselben Weise und Ausstattung erfolgen, wie bei der ersten Auflage. 


_ Jeder Band ist einzeln käuflich. 











Das deutsche Zimmer 
der Gothik und Renaissance, des Barock-, Rococo- und Zopfstils. 


Anregungen zu häuslicher Kunstpflage von 


Georg Hirth. 


Dritte stark vermelrte Auflage. 


464 Seiten hoch 4° mit 370 Illustrationen. Eleg. brosch. M. 10.—, eleg. geb. M. 15.—. 


#.... Das Buch ist die Frucht einer reichen Erfahrung und eines umfangreichen Studiums. Hat doch der Autor die 
hier vorgetragenen Anschauungen und Grundsätze alle selbst probirt. Man braucht bloss die Abbildung der Saalpartie is 
seinem Hause zu München anzuschauen, um sıch darüber klar zu werden, dass wir es hier mit einem Fachmann ersten Ranges 
zu tun haben, der seine Lehren und Grumdsärze zuerst bei sich erprobt und richug befunden hat. 

Wie derbormenschatz zur Kunstpflege im ganzen deutschen Volke, so fordert d 
Zimmer zur Kunstpilege im eigenen Hause auf, ersteres ist ein Volksbuch, letzteres 
Familienbuch, beide aber vertolgen das gemeinsame Ziel, die Pracht und Herr! 

Kunst zu verstehen und wiederzugewinnen,.... u“ (Prof, Dr, Stockbauer iu »Barer. Gr- 


Das Buch elgnet sich ganz besonders als Fest- und Gelegenheitsgeschenk für Verlobte, Nouverm 


Staatsrechtliches, volkswirthſchaftliche⸗ und ſlatiſtiſches JFahrbuch. 
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für Gefeßgebung, Verwaltung und Statiſtik. 


Staatswilfenfchaftlihe Beitfhrift und Materialienfammlung. 





Anter Mitwirkung zahlreicher Jadhmänner 


herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth und Dr. Mar v. Sehdel. 
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Bährlih 12 Befte, Abonnementspreis: vierteljährlich 4 Mark. 
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Entwurf eines Börfengefeßes. (Juni 1895.) 
Begründung. 
11. Feititellung des Börſenpreiſes und 
Mallerweien. Schluh) . . . . 
II. Yulaffung von Werthpapieren zum 
Börfenbandel . . 2 2 2 
IV. Börfenterminhandel 
V. Kommilfionsgeichäft 
VL £traf- und Schluhbeitimmmmgen , 


Gefhäftäbericht des Reichs⸗Verſicherungs⸗ 
amts für das Jahr 1894. 

A. Unfallverficherung ee 

Vergleichende leberficht üb. die Thätig- 

keit des Reichs-Verficherungsamts 

Rehirsabtheilung) von 1886-1894 


Zeite 


897 


Bahrgang. 















Inhalt: 


lleberficht über die bei dem Reichs: 
Verfiherungsamt in Unfall-Her: 
jicherungsangelegenheiten eingeleg⸗ 
ten Beſchwerden ꝛc. 


B. Invaliditäts⸗ und Altersvericherung 
C, Allgemeine Geichäftsüberficht . 


Nachweiſung der Geſchäfts— und Rechunngs— 
ergebniſſe der auf Grund des Invalidi— 
täts⸗ und Altersverſicherungsgefehes er: 
richteten Berficherungsanftalten für das 
Jahr 1 > RE 7 777 


Alpbabetifhes Gefammt-Regifter über die 
Jahrgänge 1868 bis 1895 der „Annalen“ 


Alr.12, 





Zeite 
933 


943 
952 


984 


Titel und Inhalt zum Jahrgang 1895 I—VIII 


Das Honorar für Originalbeiträge der 


„Annalen des Deutschen Reiches 


beläuft fich wie bisher auf Mk. 64 für jeden erften, auf Mk. 48 
für jeden folgenden Druckbogen einer Abhandlung (platzraubende 
Abdrücke von Materialien werden abgerechnet). 

Abhandlungen volks- und finanzwirthfchaftlichen Inhaltes 
wollen an Herrn ‘Dr. Georg Hirth, München, Abhandlungen ftaats- 
und verwaltungsrechtlichen Inhaltes entweder an den Genannten 
oder an Herrn Prof. Dr. Max v. Seydel, München, Leopoldftrafse 57 
eingefandt werden. 

Die Beantwortung der an die Herausgeber gerichteten Zu- 
fchriften wird mit thunlicher Befchleunigung erfolgen. 

Im Intereffe der von der Redaktion zu treffenden Dispo- 
fitionen erfuchen wir, gröfsere Beiträge wenn möglich einige Zeit 


1 


vor der Einfendung anmelden zu wollen. 


MÜNCHEN, November 1895. 


Die Verlagshandlung von G. Hiırth 
in München & Leipzig. 
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Entwurf eines Borſeugeſeges. 
ertbeilten Auftrags erforderlich it. Innerhalb dieſer Einſchränkungen erjcheint 
die Aufrechterhaltung des Verbots nothwendig, um die amtliche Autorität des 
Kursmaklers und Das Vertrauen in deſſen Unparteilichfeit zu wahren, Die Inne— 
haltung der jo gezogenen Grenzen ſoll im Aufſichtswege geſichert werden. 

Den Kursmaklern im erſter Linie wird es obliegen, dem Börlenvoritande 
durch Mittheilung dev von ihnen abgeſchloſſenen oder vermittelten Geſchäſte und 
der ſonſt zu ihrer Kenntniß gelangenden Umſtäude das Material zur Feititellung 
des Börſenpreiſes zu liefern. Eine zutreffende Preisnotiz jeht jedoch die möglichit 
vollftändige Beachtung der an der Börje abgeſchloſſenen Geichäfte voraus. ES iit 
demnach darauf hinzuwirken. daß and, die nicht von Nursmaflern vermittelten 
Geichäfte in möglichſt weitem Umfange zur Nemmtmiß dev Börjenbehörde und 
dadurch zur Berücfichtigung bei der Preisfeititellung gelangen. Um jedoch einer 
von dem Belieben der Anterelfenten abhängigen Beeinflußung dev Preisbildung 
durch nachträgliche Anmeldung vorzubeugen, darf die Berüdiihtigung mur fir 
ſolche Geſchäfte beansprucht werden, Deren Abichluß ohne Verzögerung in zus 
verläßiger Weiſe zur Anzeige gebracht wird. Auf diefen Erwägungen beruht 
der $ 31 des Entwurfs, welcher eine alsbaldige jchriftliche Anzeige verlangt und 
möglichſt zahlreiche Anzeigen dadurch herbeizuführen jucht, daß er beim Unter: 
bleiben der Anzeige nicht nur den Auſpruch auf Berückſichtigung bei der Preis- 
feititellung, jondern auch die Benutzung dev ſonſtigen Börfeneinrichtungen aus: 
schließt. Selbſtverſtändlich verbleibt dem Börienvorjtand und den Nursmallern 
die Pilicht, das nicht zur Anzeige gebrachte Geſchäft bei der Preisfeititellung 
gleichwohl zu beachten, wenn ihm ein Einfluß auf die Bewerthung zuzuschreiben it. 

In Vorjtchenden it die Negelung des Preisfeititellungs: und Maklerweſens 
geichildert, wie fie der Entwurf für alle Börſen des Inlandes gleihmähig ans 
ſtrebt. Die Verichiedenartigfeit der zur Zeit vorhandenen Ginrichtungen ſowie 
die beionderen Verhältniſſe mancher Börſen machen es aber nothwendig, einerjeits 
die Friſt Für die Ueberleitung reichlich zu bemeſſen ($ 74) und andererjeits Die 
Möglichkeit zu gewähren, auch nach Ablauf diejer Friſt noch Ansnahmen zuzulaſſen. 
Tem leßteren Bedürfniß entipricht die Ziffer 1 des $ 35, Indem fie dem Bundes— 
rath die Befugniß ertheilt, eine von den Worichriften der SS 29 Abſatz 1, 30 
und 31 abweichende amtliche Feititellung des Börjenpreifes in Waaren oder Werth 
papieren für einzelne Börſen zu geitatten. 

Hervorzuheben iſt noch die durch Ziffer 3 des S 35 dem Bundesrath bei— 
gelegte Befugniß, Beſtimmungen über die Einheitlichkeit der Notiz zu erlaſſen. 
Es handelt ich hiev im Weientlichen um eine Bejeitigung folder in den Uſancen 
der einzelnen Börſen obwaltenden Berichiedenheiten, welche dem Publikum das 
Perjtändniß der Notivungen erichweren, wie jie beiſpielsweiſe bei Effekten hin— 
jthtlih der Berechnung des Werthes von ausländischen Gelde, im Waarenverfehr 
hinfichtlich dev Bezeichnung der Maße und Gewichte vielfach vorfommen. 

Im Einzelnen it noch folgendes hervorzuheben: 

Zu 5 30. 

Die Beſtimmung darüber, auf weldhe Zeitdauer die Makler zu  bejtellen 
jind, oder ob diejelben etwa ohne zeitliche Grenze unter Vorbehalt des Wider: 
rufs angejtellt werden follen, it der Landesregierung überlaſſen. Der Entwurf 
fieht davon ab, die Anjtellung für einen bejtimmten fürzeren Zeitraum borzus 
ichreiben, weil damit die Gefahr verbunden fein fann, daß der Kursmakler von 
dem Wunfce, jeine Wiederwahl jeitens des Börjenvorftandes befürwortet zu jehen, 
jich in feiner Geichäftstührung beeinftuffen läßt. Jedoch bleibt es der Landes: 
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vegierung unbenommten, den don der Börſen-Enqute-Kommiſſion empfohlenen 
Weg der Anjtellung auf einen bejtimmten fürzeren Zeitraum zu wählen, falls ſie 
dies nach Lage der Verhältniſſe Für unbedenklich und zivedmäßig erachtet. Jeden: 
falls iſt der Enquéte-Kommiſſion dahin beizutreten, Daß die Yandesregierung den 
an der Preisfeititellung obwaltenden öffentlichen Intereſſe entipricht, wenn tie 
jich auf dem einen oder dem anderen Wege eine maßgebende Einwirkung auf die 
Duner der Beltellung des Maklers vorbehätt, um Kursmakler, die ſich als nicht 
geeignet erweiſen oder ſich Beritöße zu Schulden kommen lafjen, auch ohne 
disciplinares Vorgehen entternen zu fönnen, und um fortdauernd die Möglichkeit 
zu behalten, die tüchtigiten Perionen aus den Kreiſen der Vermittler zu Kurs— 
maflern zu beitellen. 

Die Beauflichtigung der Ihätigfeit des Kursmaklers durch das unmittelbar 
mit ihm in Berührung kommende Börienorgan it notbiwendig, um die jorgfältige 
Dandhabung der Geſchäfte zu gewährleiiten. Die nähere Abgrenzung des Auf— 
jichtsrechts überläßt der Entwurf den Landesregierungen. 

Verlepungen der eidlicd übernommenen Pflichten werden nah Maßgabe der 
von der Landesregierung Tür die Beſtellung dev Nursmaller gegebenen bejonderen 
Borichriften zu ſühnen jein oder der ehrengerichtlichen Abndung nach S 10 unterliegen. 


Zu 8 31. 

Die Börſen-Enquéte-Kommiſſion wollte für alle an der Börſe abgeſchloſſenen 
Geſchäfte, welche nicht durch Kursmakler vermittelt werden, die Eintragung un 
ein an der Börje zu führendes Buch vorgeichrieben willen. Der Entwurf nimmt 
hiervon MAbjtand, weil bei einem regen Gejchäftsverfehr, bejonders an den be: 
deutenderen Börfen, Die Eintragung Sch ſchwer wiirde durchführen laſſen und 
weil die damit verbundene Anfdeckung des Geſchäfts Nachtheile fir den Börſen— 
bejucher mit ſich bringen kaun. Der Entwurf beichränft ſich desbalb darauf, als 
Bedingung Fir die Berückſichtigung bei der amtlichen Feſtſtellung des Börſen— 
preijes die Erſtattung einer jchriftlihen Anzeige an einen Nursmafler oder an 
den Börjenvorjtand zu verlangen. Danach bleibt es den Börſenanordnungen 
unbenommey, falls nicht die Eintragung in cin Buch vorgezogen wird, beiipiels: 
weile jolche Einrichtungen zu treffen oder weiter auszubilden, wie ſie an der 
Hamburger Börje bejteben, wo im Effektenverkehr die zur Berückſichtigung durch 
die notivenden Makler bejtimmten Anzeigen in einen Brieffalten geworfen werden. 


su 5 32. 

Wie zu $ 30 hervorgehoben tft, unterliegen Handlungen, Durch welche Die 
Kursmakler ihre Pflichten verleben, der ebvengerichtlichen Abndung. Dies gilt 
insbejondere auch fir den Fall der Zuwiderhandlung gegen Die im $ 32 aus: 
gejprochenen Berbote, 

Die Befugniß, für eigene Rechnung oder in eigenem Namen Öejchäfte zu 
schließen, wohnt den Kursmaklern nicht nur dann bei, wenn ein Theil des Auf— 
trags nicht durch Abſchluß mit einem Dritten erledigt werden kaun, ſondern auch 
danıı, wenn der Kursmakler ſich behufs ordnungsmäßiger Ausführung des Auf— 
trags gezwungen ſieht, das Geſchäft im Ganzen auf ſich zu übernehmen. Vor— 
ansjegung it dabei, daß er ſich zunächſt gewillenbaft bemüht hat, mit einem 
Anderen abzujchliegen. 

Die SS 33 und 34 
übernehmen die für Handelsmakler nad) Dem Handelsgeſetzbuch geltenden Bes 
ſtimmungen, joweit diejelben zur Anwendung anf die Kursmaäkler geeignet erjcheinen. 
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Durch die Einführung des Inſtituts der Kursmakler wird der Thätigfeit 
der zur Vermittelung von Börfengeichätten amtlich beitellten Handelsmafler im 
Sinne des Art. 66 des Dandelsgejepbuchs der Boden entzogen. $ 34 jchließt 
demnach die Beitellung jolcher Makler fiir die Zukunft aus und erflärt die bisher 
erfolgten Bejtellungen für unwirkſam. Cine Negelung der Verhältniſſe derjenigen 
Handelsmakler, welche fir andere als Börſengeſchäfte beitellt werden, kann in 
diefem Geſetze nicht erfolgen; dieſelbe muß der Nevifion des Handelsgeſetzbuchs 
vorbehalten bleiben. 


III. Zulaſſung von Wertbpapieren zum Börfenhandel. 

Tie Neformbedürftigfeit des Berfahrens bei Zulaſſung von Werthpapieren 
zum Börjenhandel it in den namhaften Verluſten zu Tage getreten, welche das 
deutsche Publikum in dem letzten Jahrzehnt an eingeführten Werthen, Dejonders 
am ansländischen, einige Jahre vor dem Kursſturze unter anfcheinend günitigen 
Ansfichten zur Emiſſion gelangten Anleihen erlitten hat. Das werthvolle Material, 
welches von der Börſen-Enquéte-Kommiſſion über die an den deutichen Börſen 
eingeführten Werthpapiere, über die Emiſſionen an ausländiichen Börjen, ſowie 
über das Bollsvermögen und den Gffeftenbeiig im allgemeinen gefammelt und 
kritisch gefichtet worden iſt (Statiitiiche Anlagen zum Enquéte-Bericht nebſt Eins 
leitung), läßt zwar erfennen, dab der Ankauf ausländischer Werthe dem deutjchen 
Napitaliiten im zahlreichen Fällen auch Gewinn gebracht hat. Immerhin aber 
werden Hierdurch nicht die weit zahlveicheren Fälle ausgeglichen, in denen das 
Anlagekapital zum erheblichen Theil verloren gegangen, eine große Anzahl von 
Erijtenzen in Frage geftellt und empfindliche Stockungen des Handelsverkehrs 
hervorgerufen ſind. 

In welchen Umfange der Ddeutiche Nattonahvohbtand innerhalb weniger 
Jahre durch Emiſſionen ausländischer Anleihen beeinflußt worden tt, wird er— 
fichtlich, wenn man auch nur die einichneidenditen Fälle überblickt. So ſank 


der binnen 


bei einem Emiſſionskapital von Emillionsfurs weniger Jahre 
von auf 
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Gegenüber jolchen Vorgängen, welde um jo empfindlicher wirkten als die 
Verluſte meist mittlere und kleine Vermögen trafen, erweiſen ſich Einrichtungen 
im Emijfionswejen als nothwendig, welcde das inländische Kapital vor der Wieder: 
fehr ähnlicher Maſſenverluſte nah Möglichkeit zu bewahren geeignet jind. Es 
fann nicht im der Abficht liegen, der Einführung ausländischer Werthpapiere 
grundjäglich entgegenzutreten, da deven Beſitz für jeden Staat mit lebhaften inter— 
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nationalen Beziehungen zur Regelung der gegenſeitigen Verbindlichkeiten wünſchens— 
werth und, inſoweit dieſe Werthpapiere im internationalen Verkehr in großem 
Umfange abſatzfähig ſind, vielfach unentbehrlich iſt. Fernzuhalten ſind nur die 
nicht ausreichend fundirten, den Wohlſtand der inländiſchen Erwerbskreiſe gefähr— 
denden Emiſſionen. Dies gilt natürlich auch von der Ausgabe inländiſcher Werthe. 

In der Löſung der erörterten Aufgabe folgt der Entwurf faſt durchweg den 
Vorſchlägen der Börſen-Enquéte-Kommiſſion. In 8 36 legt er die Entſcheidung 
über die Zulaſſung von Werthpapieren zum WBörfenhandel und in Konſequenz 
davon aucd die Befugniß, MWerthpapiere, weiche vor oder nach dem Erlaß dieſes 
Gejepes zum Börienhandel zugelajjen find, von letzterem wieder auszuſchließen, 
in die Band einer an jeder Börje zu bildenden Kommiſſion, der Zulaffungsitelle, 
deren Zuſammenſetzung eine Gewähr dafür bieten ſoll, daß nicht einjeitige In— 
terejlen Für die Beurtheilung dev Zulafjungsfähigfeit den Ausichlag geben. Da 
die am den deutſchen Börjen zur Ausgabe gelangenden Werthpapiere in den 
weitelten reifen des Publikums ihren Abſatz ſuchen, jo liegt ein begründeter 
Anlaß vor, nicht ausschließlich denjenigen Anterejientengruppen, durch deren Ver— 
mittelung die Emiſſion ind Werk geſetzt und von denen das Papier zunächit über 
nommen wird, die Einführung in den Börjenhandel zu überlailen, jondern auch 
Bertretern der jonit betbeiligten Anterefien eine Mitwirkung einzuräumen. Die 
Börſen-Enquéte-Kommiſſion hat zu diefem Zweck vorgeichlagen, anzuordnen, daß in 
der Zulafiungsitelle neben den Emiſſions- und Banfinterejjen auch die Intereſſen 
der Geſammtheit, insbefondere des faufenden Publitums, Vertretung zu finden 
hätten. Zur Ausführung diejes Vorichlages beſtimmt der Entwurf, dab mindeitens 
der dritte Theil dev Mitglieder der Zulafjungsiteclle aus Berfonen bejtehen muß, 
welche jich nicht gewerbsmäßig am Börjenhandel mit Wertbpapieren betheiligen. 
Mit diefer Maßgabe fünnen die Vorschriften über die Zufammenfegung der Zus 
lafjungsitelle den Börſenordnungen überlafien bleiben. 

An einzelnen Börfen find die Enticheidungen der Zulafjungsitelle anjechtbar; 
jo findet 3. B. an der Berliner Börje gegen die Anordnungen des über die Zus 
laffung von Werthpapieren beſchließenden Börſenkommiſſariats die Beſchwerde an 
das Meltejtenfollegium ſtatt (Nevidirte Börjenordnung $ 13). 

Die Nothwendigfeit, Mehnliches allgemein Sorsufarellen, liegt nicht vor, da 
die Börjenauflichtsbehörde und die Yandesregierung durch den Entwurf auch ohne— 
dies ausreichende Mittel zur Ueberwachung der Thätigkeit des Zulaflungsfollegiums 
erlangen; der Entwurf überläßt es daher den Börfenanordnungen und den dieſe 
genehmigenden Landesregierungen, über die Errichtung einer Beſchwerde-Inſtanz 
Beſtimmung zu treffen, 

Nothwendig iſt es dagegen, im Geſetze jelbit das Verhältniß der Zulaſſungs— 
ſtellen zu einander regeln, da es bei dem inneren Zuſammenhange des Handels 
an den einzelnen Börſen nicht angängig iſt, Daß Werthe, deren Zulaſſung zum 
deutjchen Markte von der zumächit angegebenen Börje abgelehnt it, durch Ver: 
mittelung a anderen Börje dennoch auf denjelben gelangen. Demgemäß vers 
langt der $ 37 des Entwurfs, daß die an einer anderen Börje nachgeſuchte Zus 
laffung nur mit Genehmigung derjenigen Stelle gewährt werden darf, welche den 
zunächit bei ihr geitellten Antrag abgelehnt hat. Eine ſolche Genehmigung erübrigt 
nur dann, wenn fir die Ablehnung nicht Gründe des Allgemeininterejles, jondern 
jolhe lofafer Natur maßgebend waren, Sollte im übrigen eine Börſe die Vor: 
Ichriiten des $ 37 zu ungerechtfertigten Weigerungen mißbrauchen, was indefjen 
faum zu erwarten it, jo würden die ſtaatlichen Aufſichtsbehörden Abhülfe zu 
ichaffen in der Lage jein. 
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Um einen ausgedehnten Handel in den von der Zulaſſung ausgeſchloſſenen 
Verthpapieren zu erjchiweren, bejtimmt der $ 39, daß fir nicht zugelajjene Werthe 
eine amtliche Preisfeititellung nicht jtattfinden darf und dal; Geſchäfte in den— 
jelben von dev Benußung dev Börjeneimrichtungen ausgeichloffen ſind, auch von 
den Nursmaklern nicht vermittelt werden dürfen. Der Geſchäftsabſchluß an ſich 
kaun jelbjtverftändlich nicht gehindert werden. 

Die jachlichen VBorausjegungen für die Zulafjung und das Berfahren vor 
der Zulajjungsitelle reichsgeſetzlich feitzulegen, erichien nicht angebracht, weil die— 
jelben von wechlelnden Bedürinifien abhängig ſind. Immerhin aber bedarf ces 
der Einheitlichkeit in den wicdtigiten Grundſätzen um deswillen, weil die Zulaſſung 
von Werthpapieren an dev einzelnen Börſe ihre Wirkungen meift weit über die 
mit dieſer in Diveftem Verkehr ſtehenden Kreiſe hinaus äußert und jogar das 
geſammte Wirthichaftsgebtet des Reichs beeinfluſſen kann. In diefer Erwägung 
überweiſt der 53 40 dem Bundesrath die Befugniß, Anordnungen zu erlaſſen, 
durch welche die Aufgaben der Zulaſſungsſtelle und die Vorausſetzungen der Zu— 
laſſung näher beitinumt werden. Solche Anordnungen werden unter anderen in 
der Feſtſetzung eines Mindeitbetrages des Grundfapitals für Unternehmungen, deven 
Werthe zum Börjenhandel zugelaſſen werden dürfen, oder eines Mindeitbetrages der 
einzelnen Stüde bei Zulaſſung ausländischer Wertbpapiere beſtehen können, wie dies 
in den Verhandlungen der Enquete-Kommiſſion zur Sprache gebracht und zum Theil 
in formulirte Borfchläge gekleidet it (Bericht der Enquete:Nommijiion ©. 59 ff.). 

Vor allem aber wird der Bundesrath Beſtimmung über den Inhalt und 
die Grundlagen des Proſpekts zu treffen haben. Daß ein Proipeft vor der ‚us 
lafjung von Werthpapieren, abgejeben von deutschen Reichs- oder Staatsanleihen, 
einzureichen und zu veröffentlichen iſt, jchreibt dev Entwurf im $ 38 als allges 
meinen Grundjaß vor, da der Projpeftenzivang die Grundlage für die Borichriften 
über Die Daftung des Emittenten bilder. Durch den Proſpekt wendet ſich das 
Emiſſionshaus an das Publikum, um ihm Diejenigen Mitrbeilungen zu- machen, 
weiche zur Beurtheilung des inneren Werthes des angebotenen Bapiers erforderlich 
iind. Das Vertrauen in die Nichtigkeit und Vollſtändigkeit diefer Mittheilungen 
it fiir den Erwerb der Papiere beſtimmend. Wird es getäujcht, jo Dürfen für 
den daraus entitchenden Schaden die Urheber des Proſpekts nicht ohne Verant— 
wortung bleiben. Die Örenzen dieſer VBerantwortlichfeit feitzuitellen, ijt Die Auf: 
gabe der SS 41 bis 44 des Entwurfs. Es handelt ich hierbei darum, Die 
Haftpflicht nicht nur gegenüber den unmittelbaren Abnehmern, jondern vor Allen 
auch gegenüber den jpäteren Erwerbern der Wertbpapiere feitzuitellen. Mag auch 
der jpätere Erwerber von dem Juhalte des Proſpekts für jeine Berjon nicht 
Kenutniß nehmen, jo hält er ſich doch, indem er bei der Bewilligung des Preiſes 
den jeweiligen Kurs enticheiden läßt, an die allgemeine Schäßung, bei welcher 
die Angaben des Proſpekts fortwirfen. Dem Gmittenten erwächſt deshalb aus 
der Veröffentlichung des Proſpekts eine Berwortlichfeit für deſſen Nichtigfeit auch 
gegenüber den jpäteren Erwerbern. Diejer Anſchauung genügt das bejtehende 
Recht nicht. Ob und unter welchen Vorausſetzungen der Emittent aud von dem 
jpäteren Erwerber eines Wertbpapieres wegen des Schadens in Anjpruch ges 
nommen werden kann, dev diejem zufolge eines unrichtigen Proſpekts erwachſen 
it, entjcheidet jich zur Zeit nach den allgemeinen Grundjäßen des bürgerlichen 
Rechts, welche eine befriedigende Löſung Ddiejer Frage nicht bieten. Die außer— 
ordentlichen Einbußen, welche das deutiche Kapital im legten Jahrzehnt betroffen 
haben, laſſen es geboten ericheinen, den Regreßanſprüchen der Effefteninbaber 
eine jichere und erweiterte Grundlage zu geben. 
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Wenngleich der Entwurf biernach, von der Beichränfung im $ 42 Abi. 1 
abgejehen, den Erjaßanipruch jedem Beſitzer eines auf Grund des Proſpelts zum 
Börfenhandel zugelaſſenen Werthpapieres gewähren will, ericheint doch hinſichtlich 
der näheren Vorausſetzungen diejes Anſpruchs eine gewiſſe VBoriicht geboten. Die 
Beſorgniß it nicht unbegründet, daß das Emifiionsgeichäft, falls es mit zu großer 
Berantivortung belaitet wird, gerade von den zuverläfligiten Anftituten aufgegeben 
werden und in die Hände von Gejchäftstenten übergehen wiirde, die mit großem 
Riſiko zu arbeiten geneigt oder genöthigt ſind. Much könnten dadurch manche 
von den beſſeren ausländiichen Emillionen dem deutjchen Markt entzogen werden. 
Die Nechtsitreitigfeiten über den Erfaßanjpruch werden meiſt jchwierig, ihr Aus— 
fall ungewiß jein. Mit der Möglichkeit jolcher Streitigkeiten muß der Emittent 
während der ganzen VBerjährungszeit vechnen. Die Fragen, ob ein wrjächlicher 
Zujammenbang zwiichen dem Werluite des Erwerber der Papiere und der Un— 
richtigfeit des Profpelis, ob ein Berjchulden bei deſſen Beröffentlichung anzunehmen 
it, gelangen vielleicht evit mehrere Jahre nad) der Ausgabe des Wertbpapiers 
zur tichterlichen Enticheidung. Der Gefahr, bei zurücdbleibender Betrachtung den 
durch den Verlauf der Angelegenheit Ear gewordenen Zuſammenhang der Vers 
hältniſſe auch Fiir eine frühere Zeit als erkennbar vorquszuſetzen und der Neigung, 
unter dem Eindrucke dejjen, was inzwiſchen eingetreten iſt, einen vielleicht ver— 
zeiblichen Mangel an Borausficht dem Gmittenten als Verſchulden zuzurechnen, 
jmd and) die Berichte ausgejeßt. 

Jedenfalls aber ift zu verlangen, daß, wer behufs Zulaſſung von Werth— 
papieren einen Proſpekt ausgibt, ich hierbei wicht auch über joldye Bedenken, wie 
fie die Umstände zur Zeit der Beröffentlihung nabelegen, hinwegſetze. Der 
Entwurf läßt deshalb die Erjagpflicht nicht nur im dem Falle wiſſentlich unrich— 
tigev oder unvollſtändiger Angaben, fondern, was die Unrichtigkeit betrifft, auch 
bei grobem Berjchulden eintreten. Soweit es ſich um die Weglaffung wejentlicyer 
Thatſachen handelt, iſt zu bevüdiichtigen, dab Die Frage, ob ein Umftand als 
wejentlich anzuſehen it, jehr zweifelhaft jein kann. Bier foll deshalb die Haftung 
nur bei böslichem Verſchweigen und im Falle bösticher Unterlaflung einer aus— 
reichenden Prüfung eintreten. Der Begriff dev böslichen Handlungsweile als des 
dem VBorjage näciten Grades von Verfchulden it der Geſetzgebung (vergl. 
Art. 180a, 190b, 213a, 213b, 222a, 223, 396, 472 des Handelsgeſetzbuchs) 
befaunt und durch langjährige Rechtiprechung dev oberiten Gerichtshöfe in jeiner 
Bedeutung fejtgeitellt. 

Da ein Werthpapier oft nicht nur von einem Emiſſionshauſe, jondern zu 
gleicher Zeit von verschiedenen Hänfern des In- und Auslandes eingeführt wird, 
fo bedarf noch die Frage, für welche Stüde das einzelne Emifjionshaus haftbar 
it, der Klarſtellung. Uebernommen wird die Verantwortung durch Erlaß des 
Proſpekts; die Unrichtigfeit desjelben übt aber ihre Wirkung nicht nur bei den 
Stüden, die don dem Emiſſionshauſe ausgegeben find, welches den Proſpekt er: 
laſſen hat, ſondern bei ſämmtlichen Stüden des emittirten Werthpapiers, gleich: 
viel von wen und wo jte eingeführt find. Die Haftung des wegen Beröffent: 
lihung des Proſpekts zum Schadenserſatz Verpflichteten kann daher in Fällen der 
gedachten Art auf die vom ihm ſelbſt ausgegebenen Stücke nicht eingeſchränkt 
werden, zumal da das einführende Gejhäftshans durch Vorjchieben anderer Firmen, 
weiche die Ausgabe der Stücke ganz oder zum Theil bewirkt haben, den beab- 
ſichtigten Schup des Publikums leicht vereiteln fünnte. Die Erjagpfliht muB 
vielmehr grundfäglich auf fänmtliche auf Grund des Proſpekts zum Börjenhandel 
zugelaffene und lieferbare Stüde eritredt werden. Da aber die Erjappflicht in 
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dem Proſpekt ſelbſt ihre Grenze findet, inſofern von ihr immer nur die auf 
Grund des Proſpekts zum Börſenhandel zugelaſſenen Stücke ergriffen werden, 
ſo kann der Emittent ſeine Haftung auf die von ihm ſelbſt eingeführten Stücke 
dadurch beſchräuken, daß ev ſchon in dem Antrage anf Zulaſſung des Werthpapiers 
und ſodann im Proſpekt die Nummern oder die Serie, welche den Gegenſtand 
der Emiſſion bilden ſollen, bezeichnet und die danach feiner Haftung unterliegen: 
den Stüde fenntlih macht. Dann werden mir die jo bezeidineten Stücke zum 
Börienhandel zugelafien und Find nur fie fieferbar. Cine weitere Bejchränfung 
der Haftpflicht ergibt ich daraus, daß die Vorſchriften über die Zulaflung zum 
Börſenhandel nur für den inländiichen Verkehr beſtimmt find; es wäre eine un— 
gerechtfertigte Begünitigung, wenn dev Erjapanipruch auch denjenigen Beſitzern 
gewährt würde, deren Erwerb Fich im Auslande, alſo regelmäßig nicht unter dem 
Eindruck der in Deutichland veranlaßten Veröffentlichung vollzogen hat. Daher 
erſtreckt $ 42 die Erſatzpflicht zwar auf alle auf Grund des Proſpekts zugelaffenen 
Stücke eines Werthpapiers, jedoch mit dev Mahgabe, daß von dem Befiter durch 
ein im Inlande abgeichlofienes Geſchäft erworben find, 

Ferner it es für Die Zicherbeit des Verfehrs nicht nöthig, wiirde aber fiir 
die Emiſſionsthätigkeit hemmend und gefährlich fein, wenn die Haftpflicht ſich auf 
Die ganze Taner der ordentlichen Berjährungsfriiten ausdehnen jollte. Der Ent: 
wurf ſetzt daher im S 43 cine fünfjährige Nerjährungsfriit feit und wiederholt 
jür Diele die im Artikel 140 des Handelögejegbuds enthaltene Vorſchrift. Einer 
noch kürzeren Friſtbeſtimmung stebt die Erwägung entgegen, dab die durch un— 
vichtige oder unvollitändige Proipeftangaben veruriachten Schäden nicht ſelten erit 
geraume Zeit nad der Einführung des Bapters eintreten, und daß die Emiſſions— 
haäuſer bei drohender Erſatzyflicht beitrebt, oft auch im Stande jein werden, den 
Kurs für längere Zeit auf einer gewiſſen Höhe zu halten. 

Im einzelnen it zu den Beſtimmungen dieſes Abſchnitts noch Folgendes zu 
bemerfen: 

Zu Ss 36. 

Tie Landesregierung wird auch zu Deftimmen haben, ob entiprechend dem 
Rorichlage der Börſen-Enguéte-Kommiſſion Diejenigen Mitglieder der Zulaſſungs— 
jtelle, welche nicht gewerbsmäßig am WBörjenhandel mit Werthpapieren betheiligt 
jein dürfen, dev Beltätigung durch die Stantsauffichtsbehörde unterliegen jollen, 
oder welche jonitige Garantien für die Wahl dieſer Kategorie von Mitgliedern 
anzuordnen Find. 

Unter Hinweis auf die allgemeine Erörterung it befonders zu betonen, daß 
die Zulaſſungsſtelle nur den Beruf hat, die vorfchriftsmäßige Erfüllung der Vor— 
austeßung für die Zulaſſung, beionders die Volljtändigfeit des ProipeftS und 
jeiner Unterlagen zu prüfen, daß fie aber eine auch nur moralische Gewähr für 
die Güte des Werth durch die Zulaſſung nicht übernimmt, 


gu $ 37. 

Wird bei einer Börſe eine Beſchwerdeinſtanz zur Nachprüfung dev Ent- 
iheidungen über die Zulaſſung von Werthpapieren eingerichtet, jo wird derjelben 
die Enticheidung much in den Falle zugewiejen werden fünnen, daß Die nach— 
geordnete Zulaffungsitelle die Genehmigung zur Einführung eines Werthpapiers 
an einer anderen Börſe zu ertbeilen ablehnt. 

Wenn der Antragiteller die nach Abjap 2 ihm obliegenden Angaben zurück 
hält, jo wird dagegen jowohl im Wege ehrengerichtlichen Vorgehens, wie durd 
Zurüdnahme der Zulaſſung ($S 36 Abſatz 2) Nemedur geichafft werden können. 
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Zu 5 38. 

Die Befreiung deutſcher Reichs- und Staatenanleihen von dem Proſpekten— 
zwang beruht ebenjo wie die Vorſchrift im Abſatz 2 des $ 36 darauf, daß bei 
ihnen die Prüfung ihrer Nechtsbejtändigfeit und der Legitimation der diejelben 
fontrabhirenden Behörden jich erübrigt, ihre unzweifelbafte Sicherheit es auch un— 
nöthig macht, daS Publikum bejonders aufzuklären. Im Bezug auf die Anleihen 
der im 8 38 Abjap 2 bezeichneten imländiichen Körperichaften und Anſtalten it 
die gleiche Befreiung nicht allgemein ausgeiprochen, Jondern der Yandesregierung, 
welcher die Aufjicht iiber die betreffende Börje zuiteht ($ 1), die Erwägung an— 
beimgegeben, ob die voritehenden VBorausjegungen auch bei ihnen im Cinzelfalle 
zutreffen. 

Ju 8 41. 

Wie die Faſſung ergibt, erſtreckt jich die Haftung nicht auf einen Verluſt, 
welcher auch unabhängig von dem Inhalt des Proſpekts cingetreten jein würde. 
Es fanır deshalb zur Begründung des Erſatzanſpruchs weder ein früherer höherer 
Nurd noch ein ſpäteres Sinfen des Kurſes verwerthet werden, ſoweit fir den 
Kursſtand Umstände maßgebend jind, welche im Proſpekt nicht darzulegen waren. 

Erjappflichtig find diejenigen, welche den Proſpekt erlafien haben. Als ſolche 
gelten neben den Unterzeichnern namentlich auch diejenigen, welche ſich der Unter 
zeichner als vorgejchobener Perſon bedient haben. 

Die Haftung it eine jolidariiche. Sind mebrere haftbar, jo richtet ſich ihr 
Ausgleichungsanſpruch untereinander nach den allgemeinen Grundjäßen der bürger= 
lichen Rechte. 

Für die Bedeutung, die einem Proſpekt nah der Auffaflung des Verkehrs 
zukommt, kann es nicht ins Gewicht fallen, daß die darin enthaltenen Angaben 
ald von einem Dritten herrührend bezeichnet werden. Die gejeblidye Verant— 
wortung für den Anhalt des Proſpekts ſoll deshalb durch einen ſolchen Zuſatz 
nicht abgeändert werden können. 

Zu $ 42. 

Auch den Ausländer ſteht für diejenigen Stücde, weldye auf Grund des 
Proſpekts zugelajjen find, und die er durch ein im Aland abgejchlojjenes Ge— 
Ihäjt erworben hat, dev Erſatzanſpruch zu. 

Den Beweis des Erwerbs ım Anlande hat im Streitfalle der Beſitzer hin— 
jichtlich derjenigen Stücke eines Wertbpapiers, auf welche er feinen Erſatzanſpruch 
begründet, jei es durch Vorlegung der Schlußnote oder in anderer Art, zu Führen. 

Wie der zweite Abſatz des $ 42 klarſtellt, erſtreckt Tich die Beweispflidt des 
Beſitzers auch auf die Höhe des Preijes, zu welchem er die Werthpapiere er— 
worben hat. Auch joll ſich der Erjappflichtige von weiteren Leiltungen dadurch 
befreien dürfen, daß er die Werthpapiere gegen GErjtattung diejes Eriwerbspreijes 
oder auch desjenigen Kurswerthes übernimmt, den fie zur Zeit der Einführung 
hatten. Dieſe Begrenzung der Haftung erjcheint notbiwendig, um übertriebene 
Schadensberehnungen, für die es regelmäßig an dem urſächlichen Zuſammenhange 
ichlen würde, von vornherein abzujchneiden. Die Beltimmung iſt ferner, joweit es 
ſich um die Emiſſion von Nftien handelt, jchon aus dem Grunde unentbehrlich, weil 
mir bei Diefer Art dev Negelung die im Entwurf dvorgejebene Haftung gegenüber 
den einzelnen Aftionären ſich neben der durch Artifel 213 b des Handelsgeſetzbuchs 
feſtgeſeßten Haftung der Emittenten gegenüber der Aftiengejellichaft rechtfertigen läßt. 

Tie Beſtimmung des Abi. 3 stellt ſich als eine Folgerung aus den oben 
dargelegten allgemeinen Grundſätzen über die Haftpflicht dar. 
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Zu 8 4. 

In welchem Umfange nach allgemeinen Rechtsanſchauungen die nach den 
ss 41 bis 43 begründete Erſaßzpflicht im voraus durch Vereinbarung ermäßigt 
oder bejeitigt werden könnte, erjcheint nicht zweifellos. Die zum Schutze des 
Publikums getroffenen VBorjchriften würden aber, zumal in Seiten einer berrichen= 
den vertrauensvollen Stimmung, ihren Zweck verfchlen, wenn derartige Verein: 
barungen zuläjfig wären. Der Entwurf erklärt diejelben deshalb Fir unwirkſam. 
Auf der anderen Seite liegt fein Grund vor, in die Beſtimmungen des bürger: 
lichen Rechts nad) der Nichtung einzugreifen, daß den Belißern von Werthpapiern 
die weitergehenden Anſprüche entzugen wirden, welche ihnen gegen den Emittenten 
als ihren unmittelbaren Kontrahenten nad) den Beltimmumgen des bürgerlichen 
Rechts iiber die Haftung aus Verträgen zuftehen. 


IV. Börfenterninbandel. 


Bei den Erörterungen über die Uebelſtande im Börſenweſen ift der Börſen— 
terminhandel Gegenitand eines bejonders heftigen Meinungsitveites geworden. 
Tie Börſen-Enquéte-Kommiſſion bat auf Seite 73 bis 96 ihres Berichts eine 
umfaſſende Darjtellumg der ſich gegemüberjtehenden Anjchanungen, welche zum 
großen Theil auf einem Gegenſatz der Intereſſen beruhen, gegeben, jo day für 
die vorliegende Begründung nur eine furze Darlegung erforderlich it, bis zu 
welchem Grade der Entwurf den verichiedenen Richtungen Rechnung trägt. 

Der börjenmäßige Terminhandel iſt an ſich als berechtigte Form des Handels: 
verfehrs anzuerkennen. Er iſt geeignet, den Umſatz in Waaren wie in Werth— 
papieren in vortheilhafter Weiſe zu beeinfluffen, indem ev zur Ausgleichung der 
Wanrenpreife für längere Zeitperioden beiträgt, die Möglichkeit einer Verſicherung 
gegen Rreisichiwanfungen ſchafft, die Negelung internationaler Zahlungsverbind— 
lichkeiten erleichtert amd die Grundlage für den Arbitvageverfehr im allgemeinen 
bietet. Es kann aber nicht geleugnet werden, daß die Art jeinev Entwicklung 
und der Umfang Seiner Anwendung einen Fir das Gemeinwohl bedenflichen 
Charakter angenommen bat. ES werden Wertbpapiere wie Waaren in den Kreis 
des börfenmäßigen Terminhandels gezogen, deren Unterwerfung unter dieje eigen: 
artige Form des Handelsverfehrs den Intereſſen der mit dem Effekt verknüpften 
Unternehmungen uud der die Wunre produzierenden und unſetzenden Erwerbs: 
und Handelözweige zuwiderläuft. Sodann aber it es Die Möglichkeit, am Termine 
gejchäftsbetriebe mit geringen Mitteln theilzunehmen, die leichte Art des Geſchäfts— 
abjchluffes und dev meiſt lediglich durch Begleichung der Kursdifferenzen erfolgen: 
den Abwicklung, welche ein Hinzudrängen und Deranziehen von Perſonen bewirkt, 
deren Betrheiligung am Börſenterminhaudel nicht ans ihrem Berufe oder dem 
Bedürfniß geiunder NRapitaldanlage, jondern aus dem Berlangen nad) dem bei 
glücklicher Ausnutzung der Preisichwanfungen möglichen Gewinn entipringt. Die 
durch die Sucht nad) vajchem und müheloſem Gelderwerb getragene Spekulation 
bat in der Form des VBörjenterminhandels das bequenite Mittel ihrer Befriedigung 
gefunden und beutet dasjelbe derart aus, daß Die börjenmähigen Yeitgejchäfte 
zum erheblichen Theile nicht einem wirtbichaftlichen Zweck entiprechen, jondern der 
Befriedigung des Spielbedürtnifjes dienen. Daß aber, wie man eimwvendet, Die 
Spekulation in ſich ſelbſt ihre Berechtigung trägt als geiſtige Thätigkeit, welche 
aus der Erfahrung der Bergangenheit und der Beobactung der Gegenwart einen 
Schluß auf die Zukunft zieht, und daß der erzielte Gewinn sich al$ adäquates 
Entgelt für dieje geiſtige Anſpannung daritellt, darf in diejer Allgemeinbeit nicht 
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zugegeben werden. Mit denſelben Gründen könnten in vielen Fällen Spiel und 
Wette ſowie jede, ſelbſt die nutzloſeſte Thätigkeit, wenn ſie nur Kombinations— 
vermögen und geiſtige Anſtrengung erfordert, gerechtfertigt werden. Zudem be— 
ſitzen die an der Spekulation theilnehmenden Perſonen vielfach nicht die zur 
Beurtheilung der Gewinn- und Berluftchancen erforderliche Fachkenutniß. Für 
derartige Theilnehmer it die Gefahr des Börſenſpiels um jo größer, als ihnen 
mit dem Börſenweſen vertraute, alje überlegene Noutrahenten gegenüberzujtchen 
pilegen. Die übermäßige Betheiligung am Börjenterminbandel jeitens folcher 
Perſonen, welche durch die Geringfügigfeit des für den Geſchäftsabſchluß ſelbſt 
erforderlichen Aufwandes im Verhältniß zu der Gewinnchance verleitet, die Folgen 
des Fehlſchlagens unterichägen, hat fortdanernd Den Ruin vieler Exiſtenzen zur 
Folge. Zugleich bat der Durch Heranziehuug unberufener Perſonen erweiterte, 
mit in Wirklichkeit nicht vorhandenen Werthen arbeitende Betrieb Des Termine 
bandels die günſtige Eimwirkung, welche derjelbe, ſofern er jich in den Grenzen 
wirthichaftlich begründeten Angebots und wirtbichaftlid) berechtigter Nachfrage 
hält, auf die Preisbildung ausznüben imitande it, vielfach in das Gegentheil vers 
fehrt und bejonders im Gebiete des Waarenhandels Die natürliche und richtige 
Bewerthung geltürt. 

Zur Bekämpfung Folder Ausartungen bietet die gegemwärtige Geſeßgebung 
ausreichende Meittel wicht dar. Leber die Zulaſſung von Gegenitänden zum 
Börſenterminhandel enthalten zwar einige Börſenordnungen beitimmte Vorſchriften, 
auch ſteht an mehreren Börjenpläßen der Landesregierung ein gewiſſes Map Der 
Einwirkung zu, im allgemeinen jedoch liegt die Enticheidung darüber, vb ein 
börfenmäßiger Terminbandel Sich entwickeln und erhalten darf, im wejentlichen in 
den Händen der Börjenintereflenten und Börſenorgane. Daß aber die Zulallung 
zum bLörienmäßigen Zeithandel vielfach ohne Rückſicht auf das Intereſſe der be— 
tbeiligten Erwerbskreiſe erfolgt jet, bildet den Gegenstand der in der Einleitung 
erwähnten Petitionen. Als ein weiteres Beilpiel einer derartigen Kolliſion zwiiben 
den Intereſſe der an der Erzeugung und Bewertbung der Waare in eriter Yinie 
berheiligten inländischen Grwerbsgruppen md den Beltrebungen von Bärſen— 
intereflenten wird die Entwickelung des Börjenterminhandels in Kammzug bes 
zeichnet. 

Segen daS Weberbanduchmen wirtbichaftlic unberechtigter Berbheiligung am 
Börjenterminbandel entbält 8 210 Ziffer 1 der Konkursordnung eine Einzel: 
vorichrift, welche die Strafverfolgung wegen übermäßigen Differenzhandeld unter 
Norausjeßung nachfolgender Yablıngseinitellung oder Konkurseröffnung ermöglicht. 
Und im Bereiche des Zivilrecht hat die Audifatur den Weg bejchritten, das Börjenz 
differenzgejchäft umter Umitänden dem Glückſpiel gleichzuftellen und dengemäß die 
Ntlage aus demfelben zu verſagen. JIndeß iſt dieſe Nechtiprechung in ihren praft= 
iichen Ergebniffen unzulänglich, md zwar ſowohl nach der Seite des zu bes 
kämpfenden Börjenglüdjpiels, wie nad) der des wirtbichaftlich berechtigten Termine 
handels. In mehrfachen GEnticheidungen des Reichsgerichts wird die Necht$- 
anſchauung vertreten, daß Börjentermingeichäfte dem Glückſpiele gleich zu achten 
ind, jobald nach dem Vertragsinhalt die Abwidelung des Gejchäfts lediglich durch 
Begleichen der aus dem Steigen oder Fallen des Kurſes jich ergebenden Differenz 
erfolgen, die effektive Lieferung oder Abnahme alſo als ausgejchloffen gelten ſoll. 
Tab diefe Rechtsanichauung in vielen Fällen das Wejen der Sade trifft, kann 
um jo weniger bejtritten werden, als bet Würdigung der Beweisfrage auch öfo: 
nomiſche Geſichtspunkte, namentlich das Verhältniß des Umfangs des Geſchäfts 
mit der Vermögenslage der Kontrahenten, herangezogen werden. Dieje Rechts— 
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anſchauung trifft aber eimerfeits nicht die Fälle, in denen zwar lediglich das 
Trachten nach dem Tifferenzgewinn die Triebfeder des Geichäfts bildet, aber die 
Effeftiverfüllung weder ausdrücklich noch ſtillſchweigend ausgeichloffen tft, umd fie 
gefährdet andererjeit3 den legitimen Dandel, da auch das reine Differenzgejchäft, 
wie in dem Bericht der Enquete-Kommiſſion auf S. 136 ff. zutreffend nachgewieſen 
ift, unter Umständen wirthichaftlich berechtigt fein faun,. Nergrößert wird die 
Unsicherheit noch Dadurch, daß die Gerichte den Anfchanungen des Reichsgerichts 
feinesiwegs allgemein gefolgt find. 

Bei diefer Lage der Geſetzgebung fonmt c8 darauf an, eine neue und breitere 
Grundlage aufzufinden, von welcher dem Mißbrauch des Börfenterminhandels 
obne Gefährdung berechtigter Intereflen entgegengetreten werden fann, Der Ent: 
wurf verſucht dies, indem er: 

1) die geieplihe Möglichkeit Ichafft, um dem Kreiſe von Waaren und Werth: 
papieren, welche dem Börfenterminhandel unterworfen werden fünnen, die richtigen 
Greuzen zu ziehen; 

2) die Fähigkeit, rechtlich wirfiame Börjentermingefchäfte abzuichließen, on 
beſtimmte Vorausſetzungen fmüpft. 

Dem Zweck zu 1 dient die Vorſchrift im 8 46. Dieſelbe nimmt den Börſen— 
organen nicht Das Recht, über die Zulaſſung von Werthpapieren oder Waaren 
zum JTerminhandel zu beitimmen, ermächtigt aber den Bundesrath, allgemeine Au— 
orduungen zu treffen und im Falle des Aufeinanderſtoßens der Intereſſen der 
Börjeninterefienten und der betbeiligten außerhalb der Börſe ftehenden Erwerbs: 
zweige unterfagend oder regelnd einzugreiien. 

Tie Bedingungen, von welchen der Bundesrat den Börfenterminbandel in 
Waaren vder Werthpapieren abhängig zu machen im der Lage ſein wird, können 
jowohl allgemeiner Natur fein, wie jie von der Enquéte-Kommiſſion auf Seite 96 fi. 
ihres Bericht3 vorgeichlagen find, als auch Verpflichtungen enthalten, die nur für 
einen beitimmten Handelsgenenitand erfüllt werden jollen. 

Tie Gejtaltung der Einzelvorichriften, Für welche die Vorfchläge der Enquéte— 
Kommiſſion einen werthvollen Anhalt geben, it dem Ermeſſen des Bundesraths 
überlafjen worden. Nur bindet ihn, ebenfo wie die Vörfenorgane, der Entwurf, 
um Die eingehende Würdigung der erwähnten Intereſſen zu fichern, durch die 
Vorſchrift ($ 49), daß die Zulaſſung von Waaren erſt erfolgen darf, nacdent 
berufene Vertreter der betbeiligten Erwerbsziveige gutachtlich gebört find. Diejes 
Gutachten joll nicht nur die Frage der Zulaſſung überhaupt erörtern, jondern ſich 
auch auf die Bedingungen des Terminhandels, insbejondere die Lieferungsbeding- 
ungen, eritreden. Gebunden find der Bundesrath und die Börfenorgane an den 
Inhalt des Gutachtens nicht. 

Eine weitere Sonderbeſtimmung enthält der Entwurf in dent zweiten Abjak 
des S 46 hinfichtlich der Feititellung der Lieferungsqualität des Getreides. Viel— 
jeitig, namentlih von den Organen der Yandwirtbichaft, wird die Klage erhoben, 
daß der Kreis der lieferbaren Getreidejorten bald zu eng, bald zu weit gezogen 
werde, wodurch fich eine unrichtige Preisbildung ergebe, indem der Preis eriteren- 
falls zum Schaden der Konjumenten übermäßig getrieben, anderenfalls zum Schaden 
der Produzenten übermäßig gedrücdt werde. Mit Rückſicht auf die hohe wirth— 
Ichaftliche Bedeutung, welche das Getreide unter den auf Termin gehandelten 
Waaren einnimmt, trägt der Entwurf diefen Klagen dadurch Nechnung, daß er 
nadı Bedürfniß eine Feititellung der Lieferungsanalität des Getreide durch den 
Bundesrath, eventuell durch die Landesregierung mach vorheriger Anhörung der 
Berheiligten vorsieht. 
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Zu 2. Auf den geeigneten Weg, um Perſonen von Börſenterminhandel 
fern zu halten, welche ihn lediglich zur Befriedigung ihrer Spekulationsluſt bes 
nußen, bat die Börſen-Enquéte-Kommiſſion mit dem Vorſchlag gewielen, ein 
Börjenregiiter zu errichten, in das jeder, welcher zum Abſchluß von Börjentermins 
geſchäften rechtlich fähig Tem will, ji gegen Erlegung einer Gebühr eintragen 
laſſen muß. Wer eine wirthichaftlich berechtigte Veranlaffung hat, ſich des börſen— 
mäßigen Terminhandels als eines Mittels zur Erleichterung und Sicherung jeiner 
geichäftlicdien Unternehmumgen dauernd oder für wichtige Einzeltransaktionen zu 
bedienen, wird und fan ohne Bedenken dazu fchreiten, feine dahingehende Abjicht 
durch den formellen Akt des Eintragungsantrages zu befräftigen und zur öffent: 
lichen Kenntuiß zu bringen, während gerade die Nothiwendigfeit, mit dem Vor— 
haben der Betheiligung am Termingeichäft vor die Deffentlichfeit zu treten, einen 
großen Theil derjenigen zurüchalten wird, welche den Terminhaudel nur zur Er— 
lungung eines Spielgewinnes verwerthen wollen. Daneben wird das Erfordernih 
einer Fir den Ginzelfall erheblichen, dagegen die dauernde Autheilnahme am 
Terminhandel nicht übermäßig belattenden Gebühr dazu beitragen, von unüber— 
legtev Eintragung abzuhalten, und befonders den weniger Benittelten eine heil— 
ſame Schranfe aufridten. Das Syſtem des Negiiterzivanges bietet aber ferner den 
im Jutereſſe dev Handelswelt body) anzujchlagenden Bortheil, klare und ſichere 
Rechtsverhältniſſe zu schaffen Denn da es die Scheidung zwiſchen beveditigtem 
und unberechtigtem Dandel zum Ausdruck bringen foll, jo können die eingetragenen 
Berfonen auch ohne Beſchränkung als zum Termingeſchäft legitimiert angeſehen 
werden, amd es kann ihnen Die GEinrede, daß das Geſchäft unter Ausjchluß der 
Gffeftivlieferung nur auf die Zahlung der Differenz gerichtet gewejen jei, unbedenklich 
verjagt werden, Während die neuere Nechtiprechung aud) den berechtigten Termin— 
handel gefährdet und unzuverläſſigen Schuldnern Auswege offen läßt, deven Benutzung 
der Mitkontrahent nicht hat voransiehen fünnen, jtellt das leicht zu ernittelnde 
Merkmal der Eintragung die rechtliche Wirkſamkeit des Geſchäfts unter den regi— 
itrierten Parteien von vorsherein außer Zweifel, und derjenige, der jich fernerhin 
unit einer nach den Borschriften des Entwurfs rechtlich nicht gebundenen Perſönlich— 
feit einläßt, bleibt wicht darüber im Unklaven, welchen Gefahren er ſich ausſetzt. 

Der gegen den Negiterzwang bauptjächlicd geltend gemachte Einwand, daß 
die Eintragung in die Lilte den Gingetragenen mit einem Makel bebafte, ihn 
geichäftlich und gejellichaftlich herabſetze, kann ſonach als zutreffend nicht anerfanıt 
werden und erklärt ſich nur aus Den übertriebenen Bejorgniffen, welche mit neuen 
Einrichtungen immer verbunden zu jein prlegen, theils allerdings auch aus der 
nicht unbegründeten Bejorgniß, daß die Einengung des Kreiſes der Spekulanten 
den Gewinn aus dem Spefulationsgeichäft verringern werde, Cine Minderung 
des kaufmännischen Anſehens könnte mit der Eintraguıg nur dann verbunden jein, 
wenn der Terminhandel au ſich als ein unzuläſſiges Mittel zur Erlangung ges 
ſchäftlicher VBortheile gälte. Dies aber wird gerade von den Gegnern des Regiſter— 
zwangs am lebhafteiten beitritten, und auch der Entwurf enthält feine Beſtimmung, 
welche geeignet wäre, eine ſolche Auſchauung zu unteritügen. Im Gegentheil it 
zu erwarten, daß durch die Ausscheidung ungeeigneter Elemente das Anjehen des 
Termingejchäfts ſich heben wird. 

Die Börſen-Enquéte-Kommiſſion bat die Einführung des Negiiterzwangs vor— 
erjt unr für den Wanrenbandel empfohlen und zur Einſchränkung des Börjenjpiels 
in Werthpapieren an Stelle der Negiitervorschriften ein bejonderes Syitem von 
ſtraf- und zivilvechtlichen Beſtimmungen vorgeichlagen. Dieſe verjchiedenartige 
Behandlung erſcheint nicht zweckmäßig. Dieſelbe würde den ſchon vorhandenen, 
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nicht zum wenigſten in den Börſenkreiſen ſelbſt beklagten Zuſtand der Rechts— 
unſicherheit noch verichlimmern. Zudem wendet ſich die Spielſucht des Publikums 
unzweifelhaft in höherem Maße dem Effekten- als dem Waarenverkehr zu. Muß 
nun auch zugegeben werden, daß die Ausartungen der Spekulation im Effekten— 
verkehr vielfach auch in der Form des Kaſſageſchäfts zu Tage treten, ſo iſt dieſe 
do kein Grund, auf die Reform des deven in eriter Yinie bedürfenden Termins 
handels zu verzichten, Die Befürchtung, das Börjenipiel in Wertbpapieren werde, 
durch den Negiiterzwang von der Benntzung des Terminhandels abgeichredt, ſich 
überwiegend der Form des Kaflageihäfts bedienen, iſt überdies nur bedingt als 
berechtigt zu erachten. Tas Kaſſageſchäft erfordert in erheblich höherem Grade, 
als das Termingeichäft, die Bereithaltung flüſſiger Mittel jchon fir den Zeitpunkt 
des Geſchäftsabſchluſſes. Wenn darauf hingewielen it, dag der Handel in der 
Lage jei, durch fingierte Verwendung der gleichen Ztüde eines Werthpapiers zu 
einer größeren Anzahl von Kaſſageſchäften denjelben Erfolg zu erzielen, wie im 
Termingeichäft, jo it das in Berathung befindliche Geſetz über die Pflichten der 
Naufleute bei Aufbewahrung fremder Wertpapiere geeignet, jolchen Operationen 
einen Riegel vorzujcieben. 

Immerhin entbinder die Aufſtellung der Regiſtervorſchriften nicht von der 
Prlicht, dem Börſenſpiel ohne Rückſicht auf die Formen, in denen es fich vollzieht, 
entgegenzumwirfen. Der Entwurf verfucht dies durch die Strafbeitinimungen des 
8 73. Hierbei konnte es ſich indeſſen wur um die Bekämpfung bejtimmter Aus— 
wüchſe handeln. Es ericheint unthunlich, gegen alle börienmäßigen Geſchäfte, die 
wirthſchaftlich als ungeſund anzujeben find, mit Strafondrohungen vorzugehen. 
Vorſchriften, welche dieſem Zweck dienen wollten, müßten von jo dehnbarer Natur 
fein, daß ſie eine Handhabe für leichtfertige Strafanzeigen bieten, wegen der bei 
Beurtheilung des Einzelfall$ euwachjenden Zweifel aber nur felten zu Verhängung 
einer Strafe führen würden. 

Das Geſeß wird davon abichen müſſen, ſchon den Abichluß von Börſen— 
ipefulationsgeichäften unter gewiſſen Woransjegungen mit Strafe zu bedrohen; 
es wird vielmehr nur ein Verhalten treffen fünnen, das aus dem Nahmen det 
berechtigten gejchäftlichen Verhaltens erfennbar heraustritt. Als unberechtigt Ttellt 
fich im Unterfchied von der bloßen Annahme von Bertragsangeboten und Auf: 
trägen Das Vorgehen von Perjonen dar, die bei anderen den Entichluß, ich an 
einer Börjenfpefulation zu beteiligen, mit nicht zu billigenden Mitteln exit hervor: 
rufen. Wenngleich das Heranziehen von Kunden mit unanitößigen Mitteln auch 
auf dieſem Gejchäftsgebiete nicht verwehrt werden kann, jo it Doch die Berleitung, 
die ich die Unerfahrenheit oder den Leichtiinn des Anderen zu Nuße macht, ver- 
werflich, und nach den Feititellungen der Börſen-Enquéte-Kommiſſion iſt nicht zu 
bezweifeln, daß in dieſer Beziehung eine Abhilfe noth thut. Zu ſolchem Zwed 
iſt es nicht erforderlich, die Strafbarfeit von der jchwierigen Ermittlung abhängig 
zu macen, ob ein ©ejchäftsmann im Bezug auf den Umfang der im einzelnen 
Fall abgeichloffenen Gejchäfte über eine nach den Vermögensverhältniſſen des Be— 
theiligten zu bemejiende Grenze hinausgegangen it; vielmehr fommt es nur dar— 
auf an, das gewohnheitsmähige Treiben von Perfonen zu treffen, welche 
ſich durch Verfeitung Anderer in der bezeichneten Art zu bereichern juchen. Wird 
der Thatbeſtand in diefer Weiſe bejchränft, jo läßt er jich andererjeit$ von den 
verwickelten und die Wirkjamfeit der Strafvorichriit in frage jtellenden Merk: 
malen entlaiten, welche die Börſen-Enquéte-Kommiſſion aufzuitellen ſich genöthigt 
ſah, da fie von der Ausdehnung des Regiſterzwangs auf den Terminhandel in 
Werthpapieren Abjtand nahm und deshalb ein verwerfliches Verhalten bei diefem 
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auch im einzelnen Fall ſtrafrechtlich treffen wollte. Hierher gehören die Merk: 
male eines Mißverhältniſſes zwiichen dem Zpefulationsgeichäftt und dem Vermögen 
Des Verleiteten, ſowie der Keuntniß des WBerleiters bievvon, weldie zwar als Be: 
weisgründe don Bedentung jein können, aber micht als wejentliche Vorausſetzungen 
in den geſetzlichen Thatbeſtand aufgenommen zu werden brauchen 

Die von der Börien-Enqueteslonmiion unter Verwerthung des Mralret- 
lichen Thatbeſtands auch im Bereich des Zivilrechts in Betracht gezogenen Be: 
ſtimmuungen über Schadenserjag eritbrigen ftch Für den Entwurf durch Die Aus— 
dehnung des Regiſterzwangs auf den Terminhandel nut Wertbpapieren. 

Im übrigen werden Durch ſachgemäße Handhabung der Borkhriiten uber 
das chrengerichtliche Borgeben (Abſchnitt 1) die vorstchend erörterten Mittel zur 
Bekämpfung des ımlanteren Börjenipiels wirkſam ergänzt werden. 

Zu den einzelnen Paragraphen des Abſchnitts it noch Nachttebendes zu be: 
merke: 

Zu F 45. 

As Grundlage fir die nachfolgenden Beſtimmungen bedurfte es der geſetz 
lichen Feſtſtellung des Begriffs der „Börſentermingeſchäfte“. Als ſolche bezeichnet 
der 545 Kauf- oder Anſchaffungsgeſchäfte auf eine allgemein feſtbeſtimmte Yieferungs: 
zeit oder mit einer allgemein fejt beſtimmten Liefernugsfrit, für welche Der Börten: 
vorstand Geichäftsbedingungen aufgeitellt bet und bei denen an dev betreffenden 
Börſe eine amtliche Preisfeſtſtellung Stattfindet. Inwieweit fepteres dev Fall ı, 
wird nach Maßgabe der Vorſchriften des Abschnitts IE feſtzuſtellen ſein. 


Zu 8 46. 

Während gemäß 8 45 die Entſcheidung über die Zulaſſung von Wagren 
oder Werthpapieren zum börſenmäßigen Terminhandel zunächſt der Börſenbehörde 
überlaſſen bleibt, ermächtigt der $ 46 aus den in der allgemeinen Erörterung 
dargelegten Gründen den Bundesrath, Die Julaſſung zum Börſenterminhandel zu 
unterſagen und, wenn ſie ſchon erfolgt war, wieder aufzuheben oder Die Ausübung 
von beitinmmten Bedingungen abhängig zu machen. Auch der beim Inkrafttreten des 
vorliegenden Geſetzes beitehende Vörjenterninhandel tft dieſer Vorschrift unterworfen. 

Ta der Bundesrath den Börjenterminhandel von Bedingungen abhängig 
muchen kann, jo hat er es in der Hand, auch beſtimmte Formen, zu Denen Das 
Termingeſchäft ſich zuſpitzt, z. B. Prämien, Stellage- und Nocgeichäfte zu ver: 
bieten, ſoweit Dies allgemein oder in beſtimmten Grenzen für nothwendig erkanm 
werden jollte. Ebenſo würde er in der Lage jein, Der in landwirthſchaftlichen 
reifen erhobenen Forderung, daß der Börienterninhandel in Getreide von der 
Herſtellung ſolcher Einrichtungen abhängig gemacht werde, welde die Prüfung 
des zur Kündigung beitinumten Öetreides auf jeine Lieferungstfäbigfeit vor Der 
Zulaſſung zur Kündigung ermöglichen, nach Maßgabe der praftiihen Durchführ— 
barkeit Nechnung zu tragen. 

Für die Geſichtspunkte, welche bei der durch Abjap 2 zugelafienen Feittegung 
der Lieferungsqualität des am den einzelnen deutſchen Börfen auf Termin zu 
liefernden Getreides in Betracht fonımen, geben die diefen Punkt betveffenden 
Vorſchläge der Börſen-Enquéte-Kommiſſion unter III D 1 und 2 genügenden 
Anhalt. 

Zu $ 47. 

Dat der Bundesrat) von der ihm durch 8 46 eingeränmten Unterſagungs— 
befuguiß Gebrauch gemacht, jo darf mit dem in Frage kommenden Wertbgegen: 
ſtand auch nicht ein jolcher Terminhandel jtattfinden, der fich zwar von dem 
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bisher üblichen Börſenterminhandel äußerlich unterſcheidet, aber in der Hauptſache 
den Eharafter des fepteren beibebält, und es darf auch, falls ein Börſentermin— 
bandel in dem Dandelswerthe überhaupt noch nicht Tattgefumden bat, wine Ge— 
Ichäftsgebahrung mit demſelben nicht ftattfinden, welche ſich devart in dem Charakter 
eines börjenmäßigen Terminhandels bewegt, dab ihr zum Börſenterminhandel im 
werentlichen nur noch Die Sanktionierung durch die Börſenbehörde fehlt. 

Geringfügige Abweichungen von den zum Weſen des Börſeuterminhandels 
gehörigen Formen und Bedingungen fchließen Demnach die Anwendbarkeit des 
S 47 nicht aus. Die Börſenorgane werden verpflichtet und im Bedarfsfalle von 
der Landesregierung anzubalten ſein, etwaigen Berfuchen, die Beſtimmungen des 
Gejepes durch Schaffung anjcheinend neuer Formen zu umgeben, in Wege der 
Börjenpolizei entgegenzutveten. Auf denselben Wege wird das im S 47 weiter 
ausgeiprochene Verbor, für unftattbafte Termingeſchäſte Terminpreiſe öffentlich 
oder in mechanisch hergeitellten Rreistiiten (Nurszetteln) zu notieren und Hierdurd) 
der Ausdehnung eines nicht Ttatthaften Privatterminbandels VBorichub zu leiten, 
zur Geltung zu dringen jein. Perſonen, welche dem Geſetze entgegen Geſchäfts— 
abichlüffe an der Börſe eingeben oder die unteriagte Preisnotierung herbeiführen, 
fünnen nad Lage des Falles aus den Börjenränmen entfernt oder mit Strafe 
belegt werden ($ 8). Unter Umſtänden wird auch die Einleitung eines ehren— 
gerichtlichen Verfahrens zur Erwägung fonmen fünnen. In der Erwartung, daß 
bei Anwendung Diefev Mittel die Berbotsbeitimmungen des S 47 ſich als ge 
nügend wirkſam erweiſen werden, it von der Aufſtellung bejonderer Strafvor— 
ichriften abgeſehen. 

Yu 8 48. 

Die Vorſtuſe und Vorausſetzung des Börſenterminhandels in einer Waare 
oder einem Wertbpapier iſt vegelmäßtg die, dal ſich au der Börſe ein umfang 
reiches Zeitgeihäft in der Waare oder dem Papier entwickelt hat und daß zur 
Rereinfachung dieſes Verkehrs ein typiſcher Vertragsinhalt hinſichtlich beſtimmter 
Lieferungsfriſten, feſter Mengeneinheiten, gemeinſamer Beſtimmungen über Tadlität 
sc. allgemein gebräuchlich geworden iſt. Erſt wenn ein derartiger Terininbandel 
ich ausgebildet hat, kann bei der Börſenbehörde der Antrag geitellt werden, den— 
jelben offiziell zuzulaffen und Durch Negelung im Sinne des 8 45 als Börjen: 
terminhandel zu organiſiren. Wird die YJulaflınıg verweigert, weil der Börſen— 
terminhandel in dem betreffenden Gegenftande wichtigen Intereſſen Tür ſchädlich 
erachtet wird, jo muß aud) der Weiterberrieb jenes Die Vorſtuſe zum Börſentermin— 
bandel bildenden Zeithandels verhindert werden. Die gleiche Nothwendigkeit lieat 
vor, wenn bei einer jchädlichen Entwidelung jolcher Zeitgejchäfte die Zulaſſung aus 
Beſorguiß vor der Verweigerung oder Unterſagung nicht machgejucht wird. 

Aus diejen Erwägungen gibt S 48 der Börfenanflichtsbehörde die Befugniß, 
den Terminhandel bereits in jeiner Entiwidelung zu unterdrücken. 

Auch für die Durchführung der vorjtchenden VBorjchriften gilt das in der 
Begründing zu 8 47 Gejagte. 

Zu 8 49, 

Die Gründe fir die Sonderbeſtimmung des S 49 ſind bereits erörtert 
worden. Die Kontrole über die Handhabung der Vorſchrift iſt dem Reichskanzler 
zugewiejen, weil jo am jadhgemäßeiten die Beichlußfaflung des Bundesraths ge— 
mäß S 46 herbeigeführt werden kaun, jofern aus dem Gutachten oder dem im 
Anſchluß daran von dem Neichskanzler veranlaßten weiteren Erhebungen Bedenten 
gegen den beabjichtigten Börjenterminhandel ſich ergeben. 
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3u $ 50. 

Der Entwurf geht bier einen Schritt weiter al$ die Enquéte-Kommiſſion 
(Z. 125 ff. des Berichts). Mit Recht hebt letztere die Unzuträglichkeiten hervor, 
welche durch die Benutzung unkontraktlicher Waare zu Kündigungen nicht nur für 
das einzelne Geichäft, jondern für die geſammte Preisbildung erwachſen. Auch 
die in der Engquete beigebrachten jtatijtiischen Daten beweijen, daß das Verhältniß 
der zur Lieferung angebotenen zu den von den Sacverjtändigen als lieferbar 
erklärten Getreidemengen ein ungeſundes it. Zur Bejeitigung Ddiefer Unzuträg— 
lichfeiten gibt c& zwei Wege; man fann entweder für jeden einzelnen Fall die 
Feſtſtellung der Lieferungsfähigfeit vor der Ankündigung verlangen, oder einen 
Erfüllungsverzug des Verkäufers ſchon dann ſtatuiren, wenn er vor Ablauf 
der Lieferungsfriſt eine unkontraftlihe Waare ankündigt und liefert. Ta 
die zur Ausführung einer Vorſchrift der eritgedachten Art erforderlichen Einricht- 
ungen an manchen Börjenplägen nod fehlen, sich für manche Waaren auch jchwer 
hevitellen laſſen, jo entſcheidet jich der Entwurf für den zweiten Weg, deſſen Be— 
jchreitung im Intereſſe namentlich der Landwirthichaft liegt und vechtlich um to 
unbedenflicher ericheint, als es in Frage gezogen werden kaun, vb nicht ſchon 
nach gegenwärtig geltenden Nechtönormen die beſtimmte Ankündigung des Vers 
fäufers, jeinen Verpflichtungen durch Yieferung einer zum Zweck der Uebergabe 
vorgewiejenen und bereititehenden Waare nachkommen zu wollen, aud) vor Ab— 
lauf der Lieferungsfriit eine Wirkfamfeit in Bezug auf die Vorausjegungen des 
Grfüllungsverzugs äußert Wird aber, wie durch den Entwurf geidiebt, eine 
dabingehende gejeglihe Negel allgemein nnd mit der Kraft aufgeitellt, daß ent— 
gegenitehenden Bereinbarungen die Nechtswirfung abgeht, jo liegt es nunmehr 
im Intereſſe des Verkäufers, in thunlichjt weitem Umfange die Möglichkeit zu 
erhalten, die Lieferungsfähigfeit der Waare vor Ankündigung durch Sadverjtändige 
jeftjtellen zu lajien. Mlittelbar kommt alſo aud der im Entwurf gewählte Weg 
der von der Enquéte-Kommiſſion empfohlenen Richtung entgegen, und es wird 
Sache der Ausführungsbeitimmungen fein, dahin zu wirken, daß thunlichit bald 
überall die Einrichtungen gaeichaffen werden, mittelit deren eine rechtzeitige 
Prüfung jeder zu liefernden Menge erfolgen kann (vgl. die Begründung zu $ 40). 


Zu den SS 51 bis 54. 

Die Einrichtung der Börſenregiſter bedarf, da ſie nah $ 63 die Grundlage 
für die privatrechtlide Wirkſamkeit der VBörjentermingefchäfte bildet, einer ein— 
gehenden geieplichen Regelung. Die Zuverläjligkeit der Negiiterführung foll da— 
durch gewährleiftet werden, daß fie den Gerichten zugewiejen wird. Im alle 
gemeinen haben hierbei die für das Handelsregiſter geltenden Beſtimmungen als 
Vorbild gedient. Um dem Zweck, die wirthichaftlich berechtigte von der unberech— 
tigten Spekulation zu jondern, nad Möglichkeit zu genügen, it die Scheidung 
des Börjenregiiters in ein Waaren- und ein Effeftenvegiiter norhivendig. Denn 
die Fälle, in denen derſelbe Geſchäftsmann für feinen Gejchäftsbetrieb des Termine 
handels ſowohl in Waaren als aud in Effekten bedarf, werden die jelteneren fein. 

Da es Niemanden verwehrt fein joll, die Fähigkeit zur Eingehung von 
Börjentermingejchäften zu erlangen, jo fann eine jede phyfische oder juriſtiſche 
Perſon, jofern jie eine gewerbliche Niederlafjung oder einen Wohnfig im Deutjchen 
Reich hat (vgl. $ 52 Abſ. 2, $ 65 Abi. 2), in das Regiſter eingetragen werden. 
Nah $ 52 Abſ. 1 erfolgt die Eintragung phyſiſcher Perſonen unter ihrem per= 
fünlihen Namen ; bei Einzelfauflenten eritreden fich daher, audy wenn neben dem 
Namen die etwa davon abweichende Firma vermerft wird, Die Folgen der Eins 


Entwurf eines Börſengeſetzes. 913 


tragung nur auf den in das Negiiter eingetragenen Inhaber der Firma. Bei 
Perfonenvereinigungen die, wie die offene Bandelägejellichaft ‚unter ihrer Firma 
Rechte erwerben fünnen, it dagegen nur die Eintragung der Firma und nicht 
die der einzelnen Gejellichafter erforderlid. 

Dadurd, daß ein in einem Börfenvegiiter Eingetragener aus dem Bezirk 
der Eintragungsitelle verzieht, verliert die Eintragung nicht ihre Nechtswirkjam- 
feit; auch darf fie aus Ddiefem Grunde, jolange die Erhaltungsgebühr bei dem 
Gerichte des bisherigen Bezirks fortgezahlt wird, micht ohne weiteres gelöfcht 
werden. Indeſſen iſt es im Intereſſe der Ueberjichtlichfeit den Gerichten zur 
Prlicht gemacht, falls te von dev Verlegung der Niederlaffung oder des Wohn— 
ſitzes Kunde erlangen, das Erforderlihe zu veranlafien, um auch ohne Antrag 
des Eingetragenen die Uebertragung in das Negijter des neuen Bezirks herbei: 
zuführen. 

Bei Bemefjung der Gebühr auf 150 ME. für die erſte Eintragung und auf 
25 ME. für jedes folgende Kalenderjahr iſt erheblich unter die Vorjchläge der 
Enquéte-Kommiſſion berabgegangen worden, um jede Störung des legitimen 
Handel zu vermeiden. Daraus, daß das Negiiter für Waaren und für Werth— 
vapiere getrennt gefiihrt wird, ergibt fich, daß die Gebühr von denjenigen, welche 
in beiden Regiitern eingetragen fein wollen, für jedes befonders erlegt werden muß. 

Die 

88 55 bis 59 

regeln die Eintragung umd deren Beröffentlichung. Inwieweit für gewilje Per: 
onen eine Vertretung bei der Stellung des Antrags oder eine Genehmigung zur 
Eintragung erforderlich iſt, beitimmt dev 8 55. Es ijt zu bemerken, daß auch 
die Genehmigung des etwa vorhandenen Familienraths für den gejeglichen Ver— 
treter einer unter Bormundichaft oder Pilegichaft KKuratel) jtehenden Perſon zur 
Stellung des Antrags auf Eintragung des Pilegebefohlenen in ein Börfenregifter 
erforderlich it. 

S 56 regelt die formellen Erforderniſſe der abzugebenden Erklärung und 
8 57 enthält eine Anweiſung für die Faſſung des Antrags. 

Da es den am Waarenhandel Betheiligten erwünjcht fein kann, nur binficht: 
lich der für jie in Betracht fommenden Waarengattungen die Eintragung zu er— 
fangen, ermöglicht $ 58 eine entjprechende Beichränfung des Antrags; für die 
Ausdehnung einer derartigen Eintragung auf weitere oder auf alle Geſchäfts— 
zweige foll eine Gebühr nicht erhoben werden. 

Die Vorichrift über die Veröffentlihung der Eintragungen ($ 59) ſchließt 
ih den für das Handelsregiiter geltenden Beltimmungen (Art. 13, 14 des 
Handelsgeſetzbuchs an. Daß die ermwachjenden baaren Auslagen dem Einzu— 
tragenden zur Laſt fallen, ergibt ſich aus allgemeinen Grundfäßen. 


Zu 88 60, 61. 

Der Entwurf unterſcheidet Löjhungen auf Antrag ($ 60) und von Amts— 
wegen ($ 61). Die Behandlung dev Löſchungsanträge entipricht den Beltimmungen 
über die Anträge anf Eintragung. Doc ijt mit Rückſicht auf die Verkehrsficher- 
heit im Zufammenhang mit den Wourfchriften dev SS 62, 64 Abſatz 2 bejtimmt, 
daß die Löfchung erit am Schluſſe des Kalenderjahres zu bewirken ijt. Die 
Löjchungen von Amtswegen fichern die Durchführung der Beitimmungen des 8 55 
über die Erfordernifje der Eintragung und des $ 54 über die Erhaltungsgebühr. 

Annalen des Deutichen Reihe, 1565 60 
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Zu $ 62. 

Mit den Bedürfniffen des Verkehrs wäre es nicht zu vereinigen, wenn bei 
Abſchluß von Termingeichäften nur durch Einficht des Börjenregiiters oder Vor— 
legung von Auszügen aus demselben Sicherheit über eine erfolgte Eintragung 
gewonnen werden könnte. Aus diefem runde joll ein Verzeichniß aller in den 
ſämmtlichen Börſenregiſtern eingetragenen Perſonen alljährlich durch den Reichs— 
Anzeiger befannt gemacht werden. Die Anfitellung und Beröffentlichung dieſer 
Geſammtliſte wird am ziwedmäßigiten dem Gericht für die Stadt Berlin zu über- 
tragen fein, da bei dieſem voransfichtlich weitaus mehr Eintragungen als bei. 
einem anderen Gerichte jtattfinden werden und die Betheiligung einer anderen 
Behörde unnütze Weiterungen und Verzögerungen verurſachen würde. 

Zu $ 63. 

Zur Wirkſamkeit eines Börjentermingefchäfts ſoll erforderlich jein, daß beide 
Theile im Börfenregifter eingetragen ind, und zwar muß ſich die Eintragung 
auf denjenigen Geſchäftszweig eritreden, auf welchen ſich der Abſchluß bezieht. 
Trifft diefe Vorausſetzung auch nur bei einer Partei nicht zu, jo it das Rechts— 
geichäft für beide Theile unverbindlich; Denn es würde der Zicherheit des Ver: 
kehrs und nicht minder der Billigfeit wideriprechen, wenn in einen jolchen ‚alle 
nur zu Gunſten des MNichteingetragenen ein Anfechtungsrecht gewährt wiürde. 
Nach der Beitimmung im Abſatz 2 erftrect ich das Erfordeinig der Eintragung 
auch auf das Auftragsverhältniß und auf die Vereinigung zum Abſchluſſe von 
Börjentermingeichäften. Ob eine ſolche Vereinigung in der Betheiligung an dem 
Handelögeiwerbe eines Anderen gefunden werden fann, hängt von der Beſchaffen— 
heit des einzelnen Falls ab. 

Wie aus den Vorjchriften im erſten und dritten Abſatz erhellt, ſoll irgend 
ein vechtlicher Zwang zur Erfüllung der von der Ungültigfeit betroffenen Rechts— 
geihäfte nicht ausgeübt werden können. Soweit dagegen das Geſchäft bei oder 
nad jeiner Abwicklung aus freien Stücken erfüllt worden it, muß es dabei ſein 
Bewenden Haben. 

Zu 8 64. 

Soll der Grundſatz des S 63 nicht zu ungerechtiertigten Härten führen, To 
muß der gute jowie der böje Glaube bezüglich der Thatſache der Eintragung ge: 
bührende Berüdfichtigung finden. Eine dem $ 55 zuwider erfolgte Eintragung 
joll deshalb die Fähigkeit zu Börjentermingeichäften nicht zur Folge baden, wenn 
der andere Theil von dem zur Zeit des Geſchäftsabhſchluſſes Fortbeitehenden Mangel 
Kenntniß hatte. Auf der anderen Seite führt der Zweck der nach S 62 aufzu- 
itellenden Geſammtliſte dahin, daß die darin aufgeführten Perfonen im allgemeinen, 
ohne Nückiicht darauf, ob ihre Aufnahme in die Lite wegen emer ſchon vorher 
erfolgten Löſchung im Regiſter zu Unvecht erfolgt it, als zu Recht eingetragen 
gelten müſſen, es jei denn, Daß der innere Grund Ddiefer im Entwurf getroffenen 
Regelung verjagt, weil der andere Theil von der im Börſenregiſter erfolgten 
Löſchung der Eintragung jeines Gegenkontrahenten Kenntniß hatte, Ebenſo führt 
die der Geſammtliſte beizulegende ausichlaggebende Bedeutung zu der Beſtimmung, 
daß die infolge geichehener Löſchung im dev nenen Liſte nicht aufgeführten Per: 
onen noch bi8 zum Ablauf eines Monats jeit Veröffentlichung der Lilte als ein- 
getragen gelten, damit zur Vermeidung von Unsicherheit im Handelsverkehr ein 
genügender Spielraum für das Bekanntwerden der Löſchungen verbleibt. Jedoch 
auch dieſe Beſtimmung verliert ihre Wraft, wenn dem Öegenfontrabenten die Löſch— 
ung befaunt war. 
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Zu $ 65. 

Für den Gejchäftsverfehr mit dem Nuslande muß mir Nüdjicht auf die 
Iwecke, welche die Einrichtung des Regiſters verfolgt, ſowie auf die Intereſſen 
des deutichen Börſenhandels Vorſorge getroffen werden, daß einerjeits nicht der 
länder unter Umgehung der Eintragung jeine Börfeutermingeichäfte wach dem 
Auslande verlege, daß andererjeits aber auch der Ausländer nicht durch das Er— 
fordermiß der Eintragung dem deutjchen Börjenverfehr jern gehalten werde. Es 
darf Deshalb zwar die Umvirkjamfeit des Geichäfts nicht davon abhängig gemacht 
werden, daß Dasjelbe im Inland abgeichlofien oder zu erfüllen it. Vielmehr 
muß im der Negel ohne Nüdjicht darauf, welchem ürtlihen Necht ein Börſen— 
termingeſchäft unterworſen it, das Erforderniß der Eintragung in der Perſon 
jedes Vertragichließenden erfüllt ein, der in Deutichen Reich einen Wohnſitz oder 
eine Niederlafiung hat; mur für die im Ausland angejejjenen Perfonen it von 
jener Beſchränkung abzujehen. Allein von diefer Negel macht der dritte Abjak 
des S 65 eine Ausnahme, inſofern zu einem Öejchäfte, das Jemand in jeinem 
Gewerbebetriebe mit einer nur im Ausland angejejienen Partei abſchließt, auch 
eine Eintragung des inländischen Kontrahenten nicht erforderlich fein joll. Es 
ericheint namentlich im Intereffe des Ein- und Ausfuhrhandels erwünscht, dat 
die inländiſchen Betheitigten bei Ausübung ihres Gewerbebetriebs nicht im Aus— 
land auf Schwierigkeiten jtoßen, wie dies der Fall fein wiirde, wenn ihre Fähig— 
feit zum Abſchluſſe von Termingeſchäften von den ausländiſchen Firmen, mit 
welchen ſie in Geſchäftsverbindung treten, beſonders geprüft und jährlich kontrolirt 
werden müßte. 

Zu $ 66. 

Die gegenwärtige Nechtiprehung bezüglich des auf den Ausichluß effektiver 
Lieferung begründeten Eimvandes (DTifferenzeimvandes) gegenüber Anjprücen aus 
Termingeichäiten führt, wie bereits in der allgemeinen Begründung zu dieſem 
Abſchnitte dargelegt it, zu eimer jchwer empfundenen Unsicherheit. Bon Stande 
punkte des Entwurfs, der einem umpvirtbichaftlichen Terminhandel durch die Vor: 
ichriften über das Börſenregiſter entgegenzuwirken ſucht, iſt es angängig, den 
Einwand denjenigen zu verſagen, in deren Perſon die nach dieſen Vorſchriften 
erforderlichen Vorausſetzungen zutreffen. Rechtfertigt ſich dies bei den Betheiligten, 
welche entiprechend der Vorichrift des S 63 (in Verbindung mit $ 64) einges 
tragen find, daraus, daß fie ſich Für den Abichluß von Vörſentermingeſchäften 
als berufen befaunt haben, jo ericheint in den Fällen, in denen die Eintragung 
nach 8 65 Abjap 2 und 3 zur Wirkiamfeit des Gejchäfts nicht erforderlich ges 
weſen it, Der Ausichluß des Einwands ſchon deshalb wünſchenswerth, weil dieſer 
ſonſt unter Umſtänden der einen Partei gejtattet und der anderen verwehrt jein würde, 

Tab der Einwand des Zpiels, joweit er nicht lediglidy auf den vertrags- 
mäßigen Ausschluß der Effektivlieferung begründer it, Durch die Beſtimmung tm 
$ 66 nicht berührt wird, ergibt ſich aus deren Faſſung. 


V. Kommiſſiousgeſchäft. 

Die Betheiligung des nicht zu dem engeren Kreiſe der Börſenbeſucher ge: 
börigen Publikums am Börjenhandel wird größtentheils durch das Kommiſſions— 
geichäft vermittelt. Eine ungelunde Ausdehnung diejes Verkehrs jucht dev Ent: 
wurf durch die Vorjchriften iiber die Eintragung in das Börfenregijter, welce 
nah $ 63 aud für den Kommittenten erforderlich iſt, ſowie durch die Straf: 
beitimmung gegen gewohnheitsmäßige Verleitung zu Spefulationsgeichäften (5 73) 


60* 
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zu bekämpfen. Andererſeits wird die Gejepgebung auch hier nur mit Vorſicht 
eingreifen dürfen, da zumweitgehende Maßnahmen mur die Wirkung baben würden, 
das Kommiſſionsgeſchäft zu Gunften des Eigenhandels zurüdzudrängen. Wenn 
in manchen Geſchäftszweigen eine derartige Entwickelung im Fluſſe it, jo liegt 
doch deren Beſchleunigung und Ausbreitung jedenfalls nicht im allgemeinen In— 
tereite. Im Unterjchiede vom Gigenhändler it der Kommiſſionär verpflichtet, 
bei der Ertbheilung von Rath und, ſoweit ihn nicht befondere Weifungen hinden, 
bei dem Abichlug und der Abwidelung der Geſchäfte das Intereſſe des Auſftrag— 
geber& nach pflichtmäßigem Ermeſſen wahrzunehmen. Dieſer Vortheil geht den 
Kunden der Börſenhändler verloren, wenn der Geichäftsverfehr ſich lediglich in 
den Formen des Eigenhandels vollzieht. Es kann daher nur in Frage kommen, 
imvieweit die Einzelheiten des Nechtsverhältnifies eine neue Negelung rathjam 
machen. 

Bon den geltenden geieplichen Beitimmungen über das Kommiſſionsgeſchäft 
hat hauptiächlich die Zulaſſung des ESelbjteintritt® Anfechtung erfahren. Wenn 
Art. 376 des Handelsgeſetzbuchs dem Kommiſſionär, in Ermangelung anderer 
Beltimmung des Nonmittenten, die Befugniß einräumt, Waaren, Wechjel oder 
Werthpapiere, welche einen Börſen- oder Marktpreis haben, bei der Einkaufs— 
kommiſſion ſelbſt als Verkäufer zu liefern und bei der Verkaufskommiſſion als 
Käufer für fich zu behalten, jo wird nicht in Abrede zu itellen jein, daß gewiſſen— 
loſe Kommiflionäre hierin eine Handhabe zur Uebervortheilung ihrer Auftraggeber 
finden fünnen. Dur den Zelbjteintritt wird der Kommiſſionär Gegenkontrahent 
des Nommittenten, eine Stellung, die mit feiner Eigenjchaft als Vertrauensperſon 
leicht in Widerjtreit geräth. Die Aussicht, das Gut Für eigene Rechnung liefern 
oder übernehmen zu Dürfen, fann für den Kommiſſionär ein Anreiz werden, 
Rathſchläge zu ertheilen, die mehr jein als des Kommittenten Intereſſe berück— 
jichtigen. Der Selbiteintritt in ein Spekulationsgeſchäft kann zu einem Spefus 
liren des Kommiſſionärs auf Koſten des Auftraggebers Anlaß geben. Auch der 
Verdunfelung des Abrechnungsverhältnifies und den Schneiden am Kurſe wird 
durch das Recht des Selbſteintritts Vorſchub geleiſtet. 

Dieſen Mängeln ſtehen indeſſen weſentliche Vorzüge gegenüber. Der Selbſt— 
eintritt erleichtert beim Zuſammentreffen gleichartiger Aufträge die Rechnungs: 
fegung; er ermöglicht ed, Aufträge, die ſich gegenjeitig deden, durch Kompenſation 
zur Ausführung zu bringen. Wenn der Kommiſſionär jelbjt einen entſprechenden 
Beitand von Waaren oder Effekten hat, wäre die Ausführung durch Rechtsgeſchäft 
mit einem Dritten eine zeitraubende und mit Mehrfojten verbundene Beläjtigung. 
Ten Kommittenten fommt es regelmäßig nur darauf an, daß fie den Kommiſſionär 
in Anspruch nehmen fönnen; mit der Benennung eines Dritten, als des ihnen 
haftenden Kontrahenten, iſt ihnen nicht gedient. Vor allem iſt es ihnen von 
Wichtigkeit, möglichit ichnell die Sicherheit zu haben, daß und zu welchem Preiſe 
das Geſchäft zum Abſchluß gelangt it; an der Börſe wird aber die fofortige 
Ausführung des Auftrags nicht immer möglich fein oder den Preis nad der für 
den Nommittenten ungünjtigen Richtung weſentlich beeinflufien. 

Der Selbjteintritt dient alfo nicht nur dem Intereffe des Kommiſſionärs, 
fondern auch demjenigen des Nommittenten. Die Einrichtung hat ſich infolge der 
Verbindung von Kommiſſions- und Eigenhandel in Deutjchland ſeit langer Zeit 
eingelebt und war ſchon zu der Zeit, als das deutſche Handelsgejegbud in Kraft 
trat, alö allgemein gebräuchlich anerkannt. Cine Bejeitigung der betreffenden 
Beltimmungen des Handelsgeſetzbuchs würde den beitehenden Verhältniſſen aud) 
des foliden Handels nicht entiprechen; fie hätte aber auch vorausfichtli nur die 
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Wirkung. daß die Befugniß zum Selbjteintritt durch Vereinbarung im Einzeljalle 
oder mittel3 allgemeiner Sejchäftsbedingungen bejonders vorbehalten wide Es 
bliebe nur die Möglichkeit, Durch Verbot einer jolchen Vereinbarung das Selbjt: 
eintrittSrecht überhaupt auszujchliegen. Aber and ein derartiger Eingriff in die 
beitehenden Berhäftnifje wiirde jeinen Zweck verfehlen. Denn die Uebelitände 
im Kommiſſionshandel find, wenngleich fie bisher hauptiächlich beim Selbiteintritt 
in die Eriheinung getreten jein mögen, doch feineswegs an dieje Form gebunden. 
Vielmehr kann der Kommiſſionär die gleichen Ziele im wejentlichen auch auf dem 
Wege des Gejchäftsabichluffes mit Dritten erreihen, zumal, wenn dieje vorge: 
ichobene Perſonen find oder anderweit im Einverſtändniß mit ihm handeln. Auf 
der anderen Seite jtände bei Wegfall des Rechts zum Selbiteintritt zu bejorgen, 
daß gerade die zuverläfligen Firmen vielfah das Kommiſſionsgeſchäft aufgeben 
und ihren Kunden nur noch als Eigenhändler gegemüberfteben würden. 

Aus dieſen Gründen hält der Entwurf, im Anſchluß an die Stellungnahme 
der BörjensEnquöte-Nommiliion, an dem Beltehenden feſt und ſucht mur durch 
Ausban und Klaritellung dev gejeßlichen Beſtimmungen den hervorgetretenen Miß— 
bränchen thumlichht vorzubeugen. Es Toll zu dieſem Behufe, wie der 


8 67 
zum Ausdrudf bringt, der Art. 376 des Handelsgeſetzbuchs bejeitigt werden. An 


jeine Stelle treten die in den SS 68 bis 71 enthaltenen Borjchriften, zu deven 
Erläuterung noch Folgendes zu bemerfen it. 


Bu $ 68. 

Das Handelsgeſetzbuch macht das Recht zum Selbjteintritt nur von der 
Vorausſetzung abhängig, daß die betreffenden Waaren oder Wertbpapiere einen 
Börſen- oder Marktpreis haben; dagegen wird nicht verlangt, daß eine Feititellung 
des Preijes unter Mitwirtung amtliher Organe ftattgefunden habe, Bon 
Standpunkte des Entwurfs, der die amtliche Feititellung der Preiie als wünſchens— 
werth anſieht, und fie im zweiten Abſchnitt, ſoweit angängig. einheitlid regelt, 
feat es nahe, nach dem Vorſchlage der Börſen-Enquéte-Kommiſſion den Selbſt— 
eintritt mar Für den Fall der amtlichen Notivung des Preifes zuzulafien. Für 
eine ſolche Beſchränkung jpricht, daß die künſtliche VBeeinfluffung der Preiſe zum 
Nachtheile der Kommittenten durch die amtliche Feititellung erichwert, jowie, daß 
die Prüfung des vom Kommiſſionär berechneten Preiſes dadurd erleichtert wırd. 
Es muß indejjen anerkannt werden, daß gewichtige Intereſſen, insbejondere ſolche 
des Ein- und Ansfuhrhandels, der Ausdehnung des Grundfages auf den Waaren— 
verfehr widerjtreiten, weil eine amtliche Notirung von Preifen bei allen für dus 
Kommiſſionsgeſchäft weientlichen Waarengattungen nicht durchzuführen jein würde. 
Der Entwurf befäht e8 daher, was Waaren betrifft, bei dem beitehenden Rechte, 
wobei jedoch zu berücichtigen ift, daß der Bundesrath nah $ 35 Nr. 2 in der 
Lage iſt, da wo es erforderlich erjcheint, die amtliche Feititellung des Preijes zur 
Pilicht zu machen. Bei Werthpapieren und Wechfeln wiirde ſich ein ſolches Eine 
greifen des Bundesraths nah der Natur der Verhältniſſe nicht in ausveihendem 
Maße ermöglichen laſſen; auch waltet bier Fein fjachliches Hinderniß ob, den 
Selbjteintritt an die Vorausſetzung zu hrüpfen, daß der Preis amtlich feitgeitellt 
it. Schärfer als es im Artikel 376 des Handelsgeſetzbuchs geihehen, bringt die 
Faſſung des erjten Abjapes des $ 68 zum Ausdrud, daß der Selbjteintritt, jo: 
wie die Lieferung oder Uebernahme des Kommiſſionsgutes durch den Kommiſſionär 
ald Ausführung des Muftrags gelten, daß alſo das Gejchäft bis zu feiner Ab— 
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widelung von den Grumdjägen des Auftragsverhältnifies, insbejondere der Ver— 
pflichtung zur Treue beherricht wird. Der weitere Inhalt des 8 68 ſoll außer 
Zweifel stellen, welcher Preis im Falle des SelbjteintrittS zu berechnen it. Im 
Verkehr wie in der Auffaſſung der Gerichte herrichen in dieſer Hinſicht Meinungs: 
verichiedenheiten, weiche die Grundlage zu dem vielfach gerügten Kursſchnitte 
bieten. Dem Sinne der beitehenden Vorſchrift, nach welcher der Preis zur Zeit 
der Ausführung des Auftrags einzuhalten it, entipricht e$, daß der Kommiſſionär 
verpflichtet ijt, dem Nonmmittenten feinen Preis zu berechnen, der für diefen uns 
günftiger it, al& der bei Abjendung der Ausführungsanzeige als beitehend notirte. 
Diefe Anforderung Bringt der zweite Abſatz auch Für den Fall zum Ausdruck, 
dag der nmotirte Preis innerhalb derjelben Börſen- oder Marktzeit geichwanft hat. 
Es darf den Kommiſſionär nicht geitattet fein, unter den verjchiedenen Preiſen 
zu wählen oder Sich jelbit einen Durchſchnittspreis zurechtzulegen, und berechtigte 
Intereffen auf jeiner Seite werden durch die Vorjchriften nicht verlegt, da er, 
wenn er ſich gegen die Nechtsfolgen einer Kınsänderung jchügen will, von der 
Ausführung des Auftrags dem Nommittenten alsbald Nachricht geben kann. Bier: 
bei ift die Möglichkeit zu berückſichtigen, daß der Kommiſſionär die Anzeige exit 
noch Schluß der Börje, alfo zu einer Zeit abjendet, in der ein gegemwärtiger 
Preis nicht mehr beftehbt. Gegen die Gefahr, daß bierbei zum Nachtbeile des 
Anftraggebers auf den Schluhfurs ſpekulirt wird, ſoll durch die Vorjchriften des 
dritten Abſatzes Norjorge getroffen werden. 

Die Einrichtungen, die zur Durchführung diefer Beſtimmungen im Verkehrs— 
intereſſe erforderlich ericheinen, jind an den einzelnen Börſen zu treffen; es wird 
Dabei zu erwägen fein, ob die Notirungen der Preife in beſtimmten Zeitabjchnitten 
zu bewirken jind und ob für die Feititellung, wann eine Ausführungsanzeige ab» 
gelandet ift, eine fichere Grundlage, etwa in Geſtalt von Abjtempelungsitellen, zu 


ſchaffen iſt. Zu 8 69. 


Daß der Nommittent Anspruch auf Berechnung des vortheilhafteiten Preiſes 
hat, den der Kommiſſionär bei Beobachtung der Sorgfalt eines ordentlichen Kauf— 
manns hätte erzielen können, ergibt fich aus allgemeinen Grundjägen (vgl. Art. 
361 des Handelsgejeßbuchs). Um irrigen Folgerungen aus der Natur des Eelbit- 
eintrittörecht8 und aus den bejonderen Vorſchriften des 8 68 vorzubeugen, jtellt 
der erite Abſatz des 8 69 Har, daß jene Verpflichtung auch im Falle des Selbjt- 
eintritt3 feine Menderung erleidet. Wäre es für den Kommittenten vortheilhafter 
geweien, wenn für den Selbjteintritt ein anderer Yeitpunft ausgewählt oder wenn 
itatt diefer Art der Ausführung mit einem Dritten abgeichlofien worden wäre, 
jo muß der Kommiſſionär den gimitigeren Preis in Rechnung itellen, jofern er 
es an der pflichtmäßigen Sorgfalt hat fehlen laſſen. 

Durch den jveben erörterten Grundſatz wird der Zweifel noch nicht völlig 
gehoben, ob der Kommiſſionär als Selbitfontrabent den ſich nach $ 68 ergeben- 
den Kurs berechnen darf, obwohl er aus Anlaß des Auftrags ein Geſchäft mit 
einem Dritten zu einem günſtigeren Preiſe abgeſchloſſen hatte. Dieje Frage wird 
im zweiten Abſatz des 8 69 verneint; die Beltimmung vichtet ſich unmittelbar 
gegen den Mißbrauch des jogenannten Kursſchnittes. Dabei wird angenommen 
werden dürfen, daß Abſchlüſſe, welche der Kommiſſionär gemacht hat, um ſich 
zur Ausführung erhaltener Aufträge in den Stand zu ſetzen, ans Anlaß diejer 
Aufträge erfolgt find; natürlich folgt daraus nicht, daß, wenn zur Ausführung 
mehrerer gleichartiger Aufträge Gejchäfte zu verjchiedenen Kurſen eingegangen 
werden mußten, jedem Auftraggeber der günjtigite diefer Nurfe zu berechnen wäre. 
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Tie Schranken, die hiernach für die Preisberehnung gezogen find, hängen 
mit dev Natur des Köommiſſionsgeſchäfts als eines Bertranensverbältnifies jo 
weientlich zujammen, daB es gegen Treu und Glauben verjtoßen würde, wollte 
jih der Kommiſſionär durch Vertragsabrede im Voraus davon befreien lafjen. 
Der Entwurf jchließt deshalb bier die Vertragsfreibeit aus. 

Der S TO wiederholt ledialich eine im Artikel 376 des Handelsgeſetzbuchs 
enthaltene Beſtimmung. 


Su 8 71. 


Vielfach wird bei den Anzeigen, welche über die Ausführung der Aufträge 
eritatter werden, eine Ausdrudsweife gebraucht, die es im Unflaren läßt, ob 
Sclbiteintritt oder Abſchluß mit einem Dritten erfolgt ift. Nach der Rechtſprechung 
iſt es in jolchen Fällen dem Kommiſſionär gejtattet, ſich nachträglich, vielleicht 
erit im Prozefle, auf die eine oder die andere Art der Ausführung zu berufen. 
Durch eine derartige Hinausſchiebung der Erflärung wird ein Zuſtand der Un— 
gewißheit geichaffen, der auf Zeiten des Nonmtittenten Mißverſtändniſſe und irrige 
Erwartungen hervorrufen fann. Für die weiteren Entjchliegungen des Auftrag— 
gebers wiirde es unter Umſtänden von enticheidender Bedeutung gewejen jein, 
wenn er bei Zeiten erfahren hätte, daß er in dem Anderen wicht mehr einen 
bloßen Beauftragten, jondern einen Selbitfontrabenten, vielleiht wit entgegen 
geſetztem Interefle, zu erbliden habe. Es empfiehlt fich deshalb, beim Mangel 
einer ausdrücdlichen Mittheilung, das Rechtsverhältniß geſetzlich jo zu regeln, wie 
wenn eine beitinmmte — und mmpiderruflihe — Erklärung über die Art der 
Ausführung abgegeben wäre. Abweichend von dem Vorjchlage der Börfen: Enguete- 
Kommiſſion, ſoll nach dem Entwurf in Ermangelung gegentheiliger Erklärung ans 
genommen werden, daB der Auftrag durch Abſchluß mit einem Dritten ausgeführt 
it. Eine Vorſchrift, die im HZmweifelfällen den Selbiteintritt annähme, würde 
diefen, der Natur des Auftragsverhältniffes zumider, begünitigen und einen geſetzes— 
unfundigen Kommittenten nicht dagegen fichern, daß er von der Eigenjchaft des 
Kommiſſionärs als Selbitkontrahenten erſt verjpätet Kenntniß erlangt. Aber aud) 
in Intereſſe des Kommiſſionärs wird es nicht jelten liegen, daß ihm, wenn er 
ih über die Art der Ausführung des Auftrags nicht geäußert hat, die Möglich— 
feit gewahrt bleibt, itatt der unter Umständen fchwierigen Kursnachweiſung des 
8 68 jeiner Nechenichaftspfticht durdy Vorlegung des Schlußicheins über das mit 
einem Dritten geichloflene Gejchäft zu genügen. 

Zoll der Zwed des Entwurfs, dem Yultande der Unsicherheit ein Ende zu 
ſetzen, erreicht werden, jo muß, wie int zweiten Abſatz des 8 71 geichieht, eine 
Vertrageabrede für unwirkſam erklärt werden, die es dem Kommiſſionär geitattet, 
die Erklärung binfichtlich der Art der Ausführung über den Tag der Anzeige 
hinaus anfzuschieben, Dagegen iſt es nicht ausgejchloffen, daß der Kommiſſionär, 
jei es bei dem einzelnen Gejchäfte, jet es ein für allemal, mit den Kommittenten 
vereinbart, er werde, jofern ev nicht das Gegentheil erkläre, als Zelbitfontrahent 
ausführen, 

Auch nach dem Entwurf bleibt es dem Kommiſſionär überlaffen, ob er in 
einer Ausführungsanzeige, nah deren Anhalt er nicht als Selbitfontrahent zu 
betrachten it, den dritten Kontrahenten nambaft machen will. Iſt es unterblieben, 
jo ſoll fi der Nommittent an den Kommiſſionär jelbit halten fünnen. Der Ab: 
jaß, der diefen Grundſatz ausipricht, ſteht jachlich mit dem geltenden Nechte im 
Einklang. Die Faffung der betreffenden Beſtimmung des Handelsgeſetzbuchs 
(Art. 376 Abjap 3) hat indeh zu Zweifeln Anlaß gegeben. Der Entwurf bringt 
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Ichärfer zum Ausdruck, daß es ſich in dem fraglichen Falle nicht um einen Selbit= 
eintritt des Kommijitionärs im Sinne des $ 68, jondern nur um die Haftung 
desjelben für die Eriltenz und Erfüllung des als abgeichlofien angezeigten Se: 
ihäfts handelt. Stellt ſich heraus, dah der Kommiſſionär ein Geſchäft mit einem 
Dritten überhaupt nicht geichlofien hat, jo fanıı bier der Kommittent nach jeiner 
Wahl den Auftrag als nicht ausgeführt behandeln oder den Kommiſſionär auf 
Erfüllung in Anſpruch nehmen, 


VI. Straf: und Schlußbeſtimmungen. 
Zu $ 72 

Es entipricht dem gemeinfamen Intereſſe der Börſe und des allgemeinen 
Verkehrs, daß die Kurſe, gleichviel, ob fie unter Mitwirkung amtlicher Irgane 
feitgeitellt werden oder nicht, die wahre Lage des Marftes zum Ausdrucke bringen. 
Die gemeinjchädlichen Folgen, die eine betrügeriiche Beeinfluffung der Kurſe nad; 
tich ziehen kann, machen eine bejondere Strafvorfchrift erforderlih, da der That— 
bejtand des vollendeten oder verfichten Betrugs hierbei nicht immer feitzwitellen 
jein wird. Nachdem hinſichtlich der betrügerischen Einwirkung auf den Kurs von 
Aktien bereits durch das Gejeß vom 18, Juli 1884 eine Strafbeitimmung als 
Art. 2494 Ziffer 2 in das Handelsgeſetzbuch eingefügt worden it, bietet der 
vorliegende Entwurf die geeignete Gelegenheit, die durch die Natur der Sache 
gebotene Ausdehnung auf fonitige Werthpapiere ſowie auf Waaren zu treffen. 
Wenn demgegenüber bei der Börjen-Enquete hervorgehoben worden ift, daß Durch = 
aus angejebene Baukhäuſer zuweilen Ankäufe an der Börje lediglich zu Dem Zweck 
vornehmen müßten, den Kurs eines Werthpapiers zu halten oder auch zu ſteigern, 
jo bedarf es faum der Bemerkung, daß in einer jolben Maßregel an ſich die 
erforderlichen Merkmale der betrügeriichen Abjicht und eines auf Täuſchung be= 
vechneten Mittels nicht zu finden ſind. 

Wie im Thatbejtande jchließt auch im Strafrahmen die Beſtimmung ſich Dem 
Art. 2494 Ziffer 2 des Handelsgeſetzbuchs an; fliegt im einzelnen Falle der 
Thatbeitand des Betrugs vor, jo hat felbitverjtändfich die ftrengere Strafe des 
letzteren einzutreten. 

3u 5 73. 

In der allgemeinen Begründung zum Abjchnitt IV find die Gejichtspunfte 
dargelegt, welche zur Aufſtellung einer Strafvorichrift gegen gewohnbeitsmäßige 
Berleitung zu Börjenfpekunlationsgejhäften geführt haben. Die Art, wie der $ 73 
den Thatbeſtaud begrenzt, jchließt Die Beſorgniß, daß der reelle Geſchäftsverkehr 
gefährdet werden fünnte, aus. Geschäfte, die aus bejtimmten wirtbichaftlichen 
Gründen, 3. B. zum Zweck der Napitaldanlage, der Dedung, der Verlicherung, 
abgeichloffen werden, bleiben von der Vorjchrift unberührt. Aber auch dann, 
wenn Jemand zu einen Börienfpefulationsgeichäfte beſtimmt worden iſt, ſoll Die 
Borihrift feine Anwendung finden, jofern das Geichäft zu jeinem Gewerbebetriebe 
gehört. Denn diejenigen, deren Gewerbe den Abſchluß von Börjenjpekulations: 
geichäften mit fich bringt, ſind eines befonderen ſtrafrechtlichen Schuges gegen Ver— 
leitung nicht bedürftig. 

Was die Straffolgen betrifft, To entſpricht es der Natur des Vergehens, die 
Beitrafung des gewerbsmäßigen Wuchers ($ 3024 des Strafgeſetzbuchs) zum Vor: 
bilde zu nehmen; doch it für leichtere Fälle dem vichterlichen Ermefjen ein freierer 
Spielvanın gewährt. 
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Bu 8 74. 

Den Beſchwerden über den Mißbrauch, welche gewiſſenloſe Kommiſſionäre 
mit ihrer Vertrauensſtellung treiben, kann, wie in der allgemeinen Begründung 
zum Abschnitt V bemerkt it, auf dem Gebiete des Zivilrechts nur in einzelnen 
Punkten Rechnung getragen werden. Umſomehr wird auf den jtrafrechtlichen 
Schuß der Kommittenten Gewicht gelegt werden müſſen. Daß im diejer Hinſicht 
das beitehende Necht einer Ergänzung bedari, iſt bei den Erhebungen der Börjen- 
Engquete zu Tage getreten und auch von den vernommtenen faufmänntichen Sach: 
verjtändigen im allgenteinen anerfannt worden. Für einen ungetrenen Kommiſſionär 
bieten fi mannigfache Möglichkeiten, den Kommittenten zu jchädigen, In Bes 
tracht kommt 3. B. die arglijtige Ertheilung unrichtiger Natbichläge, ſei es was 
die Eingehung, ſei es was die Abwidelung eines Geſchäfts betrifft, Die willent- 
liche Berechnung unrichtiger Kurſe, das abjichtlihe Auswählen eines ungünitigen 
Zeitpunftes für den Abjchlug des Abwidelungsgeihäfts, die machtheilige Beein: 
fluſſung des Kurſes, die Ankündigung nicht vorhandener Waare ꝛc. Wird auch 
in manchen derartigen Fällen der Thatbeitand des Betrugs, des Art. 249d 
Ziff. 2 des Dandelsgejeßbuchs oder des $ 72 dieſes Entwurfs vorliegen, jo 
treffen die Vorausfegungen hierfür doch Feineswegs immer zu, umd der gegen 
Untreue gerichtete $ 266 Ziff. 2 des Strafgeſetzbuchs läßt ih nur auf Ver— 
fügungen über einzelne bejtinunte Bermögensjtüde des Auftraggebers beziehen. 
Es muß deshalb ein auf abjichtlihe Benachtheiligung des Anderen gerichtetes 
Verhalten des Kommiſſionärs allgemein mit Strafe bedroht werden, Zelbjtver: 
tändlich bleibt e3 dem Kommiſſionär unbenommen, fir Rechnung eines anderen 
Auftraggebers oder auc als Eigenhändler die durch den ordnungsgemäßen Ge— 
werbebetrieb veranlaften Handlungen vorzunehmen, wenn diejelben auch mittelbar, 
z. B. durch Steigen oder Drüden des Kurjes, dem Kommittenten Nachtheil 
bringen fünnen. 

Tie jich hiernach ergebende Strafbejtimmung läßt ſich nicht auf den Verkehr 
in Börſenwerthen bejchränfen, vielmehr treffen die fir die Strafbarfeit ſprechen— 
den Gründe bei allen Perfonen zu, die als Kommiſſionäre im Sinne des Handels» 
geſetzbuchs (Art. 360, 378) Handelsgejhäfte für Rechnung eines Auftraggebers 
abichließen. 

Zu $ 75. 

Ob diejenigen auf Werthpapiere bezüglichen Beſtimmungen des vorliegenden 
Geſetzes, welche ihrem ſachlichen Zwed nad) auch die Wechjel treffen müſſen, ohne 
ausdrückliche Beſtimmung auf die legteren Anwendung finden würden, fünnte 
zweifelhaft ericheinen, wie denn auch das Handelögeiegbud (Art. 376) das Be- 
dürfniß erfannt hat, die Wechjel neben den Werthpapieren bejonders namhaft zu 
machen. 

Ausländische Geldjorten würden nad allgemeinen Nechtsbegriffen in vielen 
Fällen zu den Waaren zu rechnen fein; ihre Bedentung im Börjenverfehr aber 
erfordert es, jie in Betreff der Preisfeititellung, des Terminhandels und des 
Kommiſſionsgeſchäfts denjelben Borichriften zu unteritellen, welche für Werth: 
vapiere maßgebend find, 

Im übrigen ijt der Ausdrud Wertbpapiere im weiteren Zinne zu veritehen, 
ſodaß beifpielsweije auch Zinsicheine und Banknoten unter den Begriff fallen. 


Gefcäftsbericht des Reichs-Verſicherungs- 
amts für das Jahr 1894.) 


A. Unfefverfüherung. 
—— Thätigkeit des Keichs-Verſicherungsamts als Rekursgericht. 


.Rekursſachen ſind im Jahre 1894 anhängig geworden . + 7052, 
I: zwar: im 1. Vierteljahrrr. a ar BB 
„ 2 R . 1743 
2, i EEE TEEN 0 0} 
4. J en 


Zumme . . . 7052 
Unerlediat übernommen find: 


a) aus dem Jahre 1892 2 mh ask 12 
b' aus dem Jahre 1893 ve ei ee OL 
= 1653, 
mithin waren zu bearbeiten 8 105. 


Ron den Rekurſen wurden ae 


a) von den Berliherten . . i . 7162 
b) von Den Berufsgenoffenihaften. und Ausführungs- 
behörden ur ee a A een ce 
Summe wie oben . . . 8705. 
Il. Bon den Rekursſachen wurden erledigt, und zwar: 
a) durch Urtbel . . 4495 
&) SI OR» wurden Detufe 
xx) der Veriicherten . . . sa ERS 
55) der Bernfsgenojjenichaften &.. . . . 503 
Summe 3238 
BD) ſtattgegeben wurde dem Rekurſe (ganz oder 
theilweiſe 
xx) der Verſicherten in .. 946 Fällen, 
59) d. Berufsgenoſſenſchaften ꝛcin 4311, 
Summe. . . 18357 


Zumme aller durch Urtheil erledigten Rekurſe 4595 
b) durch Beichluß wegen formeller Mängel (Verwerfung 
wegen Unzuläfligfeit oder verjpäteter Einlegung), 

und zwar: 

x) Rekurſe der Verficherten . . 2 633 
2) Rekurſe der Berufsgenoffenichaften REN 1 

Zumme . 2. 0.634 

e) auf andere Art (Zurücknahme, Vergleich ꝛc.). 149 

zufanmen . ...59378, 

mithin blieben unerledigt 3 327, 


Vergl. „Annalen“ 1894 S. 504 ff. 
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Ücbertrag . . . 3327 
und zwar: a) aus dem Jahre 1833. 335 
b) aus dem Jahre 1894 . . .....83292 

wie — .3327. 


Von den unerledigten 3327 Rekurſen ſind 1877 im lehten Viertel⸗ 
jahr 1894 beim Reichs-Verſicherungsamt a, folglich ent= 
fallen auf die früheren PVierteljahre 1540. 

III. A. Landwirtbichaftliche Nekurie, die in den unter Nr. I und II ver 
zeichneten mitenthalten jind, jind anhängig geworden: 


a) in Jahre 1894 . . . se 
b) umerledigt übernommen aus dem Jahre 1893 nr: 335 
e) unerledigt übernommen aus dem Fahre 1892... .. 1, 
mithin zufanımen . .„ . 1755. 
Von den Rekurſen wurden ——— 
a) von den Verſicherten . . 11272 
u Berufsgenoffenichaiten K: 483 
Zumme wie oben . . 1 755. 
B. Bon den Rekurſen wurden erledigt, und zwar: 
a) durch Urtbel . . . N ee ae ee 
x) SR BOHLE wurden Rekurſe 
xx) der Verſicherten. 44530 
BB) der Berufsgenoſſenſchaften ꝛc. 168 


Zumne . . . 618 
B) Itattgegeben wurde dem Nefurje (ganz oder 





theilweije) 
xx) der Werficherten in. . . 183 Fällen 
PB) der Berufsgenofiens 
schaften &. mn 20.20... 154 
Zumme . . 337 
zujammen . . . 955. 
b) durch Beſchluß, und zwar: 
x Rekurſe der Berlihertn . 16862 
8) „Berußfsgenoſſenſchaften ꝛc. 1 
Zumme . . . 163 
e).auf andere tn 28 
191 1146, 
mithin blieben unerledigt . . . 609. 


Von den merledigten Saden find 3 aus dem Jahre 1893, 606 
aus dem Jahre 18494. 

IV. In 347 Situngen haben mündliche Verhandlungen jtattgefunden in 
5544 Sachen. — Darunter fanden in Sachen der land- und forſt— 
wirthichaftlichen Werjicherung in 68 Sigungen 1019 mündliche Ber: 
handlungen jtatt, und außerdem an 2 Tagen 22 mündliche Verhand- 
lungen aus dem Gebiete der Seeunfallverficherung. 

V. Bemweisaufnahme wurde beichloiien: 

a) vor der mündlichen Verhandlung in . » . ....586 Fällen 
b) auf Grund der mimdlichen Verhandlung in . . 403 „, 


zufammen in . . .. 989 Fällen. 


924 


VI. 


VII. 


* 


Geſchäftsbericht des Reih&Verfiherungsamts für das Jahr 1894. 


Eine Vertretung durch Nechtsanwälte kam auf Seiten dev Berufsgenofien= 
ichaften in feinem Falle, auf Seiten der Mrbeiter in 83 Fällen vor. 
101 Urtheile wurden ohne vorgängige mündliche Verhandlung gefällt 
($ 21 der Kaiſerlichen Verordnung vom 5. Augujt 1885 beziehungsweife 
Artifel II der Kaiferlihen Verordnung vom 13. November 1887). 


. Bei 20 Urtheilen war die Zujtändigfeit des Neich3-Berficherungsamts 


gemäß $ 101 Abſatz 2 bis 4 des landwirrhichaftlihen Unfallverficherungss 
gejehes begründet. 


. Gleihwie in früheren Jahren, jo hat auch in dem Berichtsjahre ſich die 


Theilnahme von Vertretern dev Arbeitgeber und der Arbeitnehmer an der 
rechtiprechenden Thätigkeit des Reichs-Verſicherungsamts durchaus bewährt. 
Den durch Urtheil erledigten Sachen lagen folgende Streitfragen zu Örunde: 


. Gewerbliche Berufsgenojjenichaften und Ausführungs— 


behörden: 


a) ob ein Unfall bei dem Betriebe (in einen verjicherungepflichtigen Betriebe) 
vorliegt, in  . ee ee . 225 Füllen ( 6,2 %/0). 
b) ob der Unfall erwiefen it, int. a AA 411 Hate 
ec) ob ein Zuſammenhang zwiichen dem Berriebsunfall 
und der Erwerbsunfähigkeit anzunehmen it, in 386 „ (10,4°/0), 
d) ob der Unfall eine verficherte Berion betroffen hat, in 37 „ C1Y) 
e) welche Berufsgenoſſenſchaft einzutreten bat, in. 7 BE 0 Pa SP 
In dieſen 92 Fällen it in Frage gekommen: 
x) eine gewerbliche Berufsgenoilenichaft als be: 
flagte Partei gegenüber einer landwirthichafte 
lichen, als betheiligt zum Nechtsitveite beige— 
ladenen Berufsgenofienjchaft (zu vergleichen 
Amtliche Nachrichten des Reichs-Verſicherungs— 
amts 1891 Seite 223 unter Il) . 39 mal, 
B) desgleichen eine gewerbliche Berufs- 
genofjenjchaft gegenüber einer aus 
deren gewerblichen Berufsgenoſſen— 
Ra 00/7 0 a ee 
Summa . . . 92 mal, 
f} welcher Lohnbetrag (Jahresarbeitsverdienit) der Ent: 
ſchädigungsfeſtſtellung zu Grunde zu legen it, im Bi 6 oh 
g) welcher Grad der Erwerbsunfähigfeit — 
iſt, in .. . 1781 (68.). 
An den 1 781 Fällen find betheiligt: 
a) die Berufsgenoſſenſchaften mit .. . 273 (15,5*6) 
und zwar: 
mit Erfolg in 110 Füllen (40,,",,) 
ohne „ „163 „ (59;'jo) 
273 
8) die Verficherten mit. . . . . 1508 (84,,"/,) 


und zwar: 


mit Erfolg in 548 Fällen (36,3"/,) 
ohne „ „960 „ (63,:°/0) 


1508 1781 
Seite . 2.2993 Fällen 


&) 


B) 
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Uebertrag 

h) ob der Verletzte verpflichtet war, ſich in einem 

Kranfenhauje unterbringen zu laſſen, beziehungs- 
weile vb das Heilverfahren beendigt war, in 

i) ſonſtige Streitfragen, theils rechtlicher (materieller 

und prozejjualer), theils thatjächlicher Art, in 
zuſammen 


46 


601 
. 3640 Fälle. 
Landwirthſchaftliche Berufsgenoſſenſchaften: 


. 2993 Fällen 


” ( 1,3 0), 


„(16 fo), 


a) ob ein Unfall bei dem Betriebe (in einem verficherungspflichtigen Betriebe) 
191 Fällen (20°/,), 


vorliegt, in } —F 
b) ob der Unfall erwieſen it, u. 
ce) ob ein Zuſammenhang zwijchen dem Berriebsunfall 
und der Erwerbsunfäbigfeit anzunehmen it, im 
d) ob der Unfall eine verjicherte Rerjon betroffen hat, in 
e) welche Berufsgenoflenichaft einzutreten hat, in 
In diefen 69 Fällen it in Frage gefommen: 
2) eine landwirtbichaftliche Berufsgenoſſenſchaft als 
Beflagte gegenüber einer gewerblichen Berufs: 
genoffenichaft . . . . 52 mal, 
(fo daß unter Hinzurechnung der vor⸗ 
jeitig unter Ked angeführten 39 Fälle 
die Frage der Entihädigungspflicht 
in 91 Fällen zwilchen gewerblichen 
und landwirtbichaftlicien Berufs: 
genoſſenſchaften jtreitig geweſen it); 
8) eine landwirthichaftlihe Berufsge— 
noſſenſchaft gegenüber einer anderen 
fandwirthichaftlichen Berufsgenoſſen— 


Ichaft bezw. dem Feritfisfus . . 17 „ 
Summe . 20.69 mal, 


f) welcher Lohnbetrag (Jahresarbeitsverdienſt) der Ent: 
jchädigungsfeititellung zu Grunde zu legen it, im 
g) welcher Grad der ——— ——— 
iſt, in nr ee — 
An den 286 Füllen jind betheitigt: 
die Berufsgenofjenichaften mit . . 118 (41,3°/o) 
und zwar: 
mit Erfolg in 59 Fällen (50°/,) 
one „ „59 u 650°%,) 
118 
die Verficherten mit . » 2.0. 168 (58,;"/0) 
und zwar: 
mit Erfolg in 76 Fällen (45,,"/o) 
ohne „u 92 „  (545°/0) 
168 286 
Seite . . . 


95 
24 


33 
69 


49 


286 


" (10°/,), 


” ( 9,5 lo) 
" ( 3,5 Io): 
[73 ( 74 ). 


u I Yo 


2 (30 0). 


817 Fällen 
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Uebertrag 
h) ob der Verletzte verpflichtet war, ſich im einem 
Kranfenhauje unterbringen zu lajien, beziehungs— 
weile ob das Heilverfahren beendigt war, im 
i) ſonſtige Streitfvagen, theils vechtlicher (materieller 
und prozelinaler), theils thatjächlichev Art, in 
zuſammen 


Jahr 1394. 


817 Fällen 


eG ı 7 2 797 


131 „. (13; 1) 


955 Fälle. 


Gewerbliche Berufsgenvofjenichaften, Ausrübrungsbebörden 
und landwirthbichaftlihe Berufsgenoſſenſchaften zujammen: 
a) ob ein Unfall bei dem Betriebe (in einen verliherumgspflichtigen Betriebe) 


vorliegt, in ER 
b) ob der Unfall erwieſen it, in. 
c) ob ein Zuſammenhang zwiſchen dem Veiriebsunfall 
und der Erwerbsunfähigkeit anzunehmen iſt, in 
d) ob der Unfalleine verſicherte Perſon betroffen hat, in 
e) welche Berufsgenofjenjchaft einzutreten bat, in 
f) weldyer Zohnbetrag| Jahresarbeitsverdienit)der Ent: 
ihädigungsieftitellung zu Grunde zu legen it, in 
8) welcher Grad der REN anzunehmen 
iſt, in SIR Der 
h} ob der Berichte verpflichtet. war, ſich in einem 
Krankenhauſe unterbringen zu laſſen, beziehungs- 
weile ob das Heilverfahren beendigt war, in 
i) ſonſtige Streitfvagen in 
Zumme 


416 Fällen ( 9,,°/o), 
506 „ (11°f,), 


480 " (10, ah 
7. (Also) 
U... 


130: - „2,240 
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Den durch Urtheil erfedigten Sachen lagen | in aällen 





folgende Streitiragen zu Grunde: 1889 | 1890 1891 1892 1893 | 1894 
a) ob ein Berriebsunfall vorlag? . . . . - | 467 | 357 | 404 ° 416 
b) ob der Unfall erwieſen tjt? . | | } ei 270 488 | 506 
ec) ob ein Zulammenbang zwiichen dem Be- 318 | 4721| | | | 
triebsuntall und der Erwerbsunfähigkeit | | | 
anzunehmen? . . 8309 353 | 500 | 480 
d) obder Unfalt eineverficherte Berion betroffen ? 36 31 24 67 79 70 


e) welche Berufsgenoſienichaft einzutreten bat? 14 34 86 150 144 161 
f} welcher Jahresarbeitsverdienſt zu Grunde | | 





zu legen if? . 63 4| 4 83 134 | 110 
@) weicher Grad der Erwer bsun fähigen an | | | 

zunehmen üt?. . | 787 ' 970 [1,647 1.459 [2,151 2067 
h) ob der Verlegte verpflichtet war, ſich im ! | | ' 

einem Krantenhaufe unterbringen zu laſſen, | 

bezw. ob das Heilverfahren — war? — — — — 70 53 
ij jonſtige Sweitiragen . . . . . 285 ' 197 | 810 505 7281 732 

aufammen . . . . :1,5508 , 1,748 2,888 | 3,244 ‚4,698 54,59 


Rechtfprehung der Schiedsgerichte. a) Statififhes. Im Jahre 1894 waren 
ausschließlich dem Reichs-Verſicherungsamt nachgeordnete Schiedsgerichte vorhanden: 
1. 426, welche auf Grund des Unfallverfiherungsgefepes vom 6. Juli 
1884 und des Ausdehnungsgeiepes von 28. Mai 1885, 
2. 204, welde auf Grund des Bau = Unfallverſicherungsgeſetzes von 
11. Juli 1887, 
3. 11, welche auf Grund des See-Unfallverſicherungsgeſeßes vom 
13. Auli 1887, 
4. 612, welche anf Grund des landwirtbichaftlichen Unfallverſicherungs— 
gejeßes vom 5. Mai 1886 errichtet wareı, 
zuſammen 12583. 

Bei dieſen Schiedsgerichten find im Berichtsjahre im Ganzen 30 104, und 
zwar bei denjenigen zu 1:20147, zu 2:956, zu 3: 181 und zu 4:8 790 
Berufungen anhängig geworden. Ahnen gegenüber stehen 73072 berufsgenofjens 
Ichaftliche (ausführungspehördfiche) Beſcheide, durch welche eritmalig Nenten feitgejtellt 
oder abgelehnt, und 54 407 Bejcheide, durch welche laufende Renten abgeändert 
worden find: zufammen 127479 Beicheide, 

I: Bon jämmtlichen Berufungen betrafen Beicheide, durch welche 


a) der Enticbädigungsanipruch abgelehut wurde . 2.0. 0.183666 
b) die Eutichädigung feitgeftellt wurde . . . ... 16438 


Von den den Beſcheiden zu a und b zu Grunde liegenden sällen waren 
&) nicht rekursfähig Koſten des Heilverfahrens, vorübergehende 
Nenten, Beerdigungsfolten) 2. nn nn 591 
8) refursfähig (dauernde Renten) . . “2. 39513 
Ron der Sejammtzahl der im Berichtsjahre anhängig gewordenen (30 104) und 
der aus dent Borjahre unerledigt übernommenen Berufungen (7 242) find erledigt: 
a) durch ‚vechtskräftige Iurückweiſung mittelit Bejcheides des Vorſitzenden ge- 
möß 5 36 Abſ. 1 der Kaijerlichen Verordnung vom 2. November 1885 wegen 
1. Verſäumung der geieglichen Berufungsfriſt . - 413 
2. Unzujtändigfeit des Schiedsgerihdt8 . . . . 49 
Terre 462 
Annolen bes Deutichen Reihe. 18%. 61 
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llebertvag 
b) durd Zurücknahme 
ec) durch Vergleich u u u EEE" 
A) durch Anerkenntnuiß. 
e) durch Entjcheidung des Schiedsgerichts: 


urn 


1. Zurüdweilung dev Berufung wegen der im 86 Abjag 1 
der vorgenannten Berordnung angegebenen Mängel des 


Verfahrens, und zwar wegen 
x) Verſäumung dergejeßlichen Berufungsfriſt 329 
3) Unzuftändigkeit des Schiedsgerichts . . 26 


355 

2. Beltätigung des angefochtenen genofienichaftlichen zc. 
Beideided . 2 2 2 16 983 

3. völlige oder theilweiſe Abänderung des ange: 
fochtenen Beicheides 2 2 2 27225 


f} auf andere Weiſe 


II. Tie Zahl der Sipungen betrug 


462 
1656 
1014 


481 


In 461 Sibungen war das Gericht nur mit 3 Mitgliedern beſetzt {S 15 
Abfap 2 a. a. O.). 
III. Die Zahl der Sachen, in denen ohne mündliche Verhandlung entichieden 
worden ijt (Verzicht nad) $ 19 a. a. D.), betrug 58. 


IV. Beweisanfnahmen haben stattgefunden : 


a) von Seiten des Gerichts, eines Serichtsmitgliedes oder des Vorſitzenden 


(5 16 Abſatz 2 a. on. C.): 

l. an der ee 

2. an anderen Ürten Ne 
b) durch Erſuchen einer öffentlichen Behörde 


V. Bon den ergangenen Entfcheidungen waren nach den Berichten 


gerichtsvorſitzenden durch Rekurs anfechtbar: 23 724. 
Während die voritehenden Ziffern in der Hauptſache Die Zahl nud den vro- 
zeflualen Verlauf der Berufungsiachen erfennen laffen, joll die folgende Zuſammen— 
durch Ent: 


itellung ein iberfichtliches Bild von dem Streititoff geben, der den 


Iheidung des Schiedsgericht® erledigten VBerufungen zu Grunde flag. 


1. Es handelte ſich um Tolgenden Streitgegenitand: 


der 


A. um die vage, ob ein Unfall beim Betriebe vorliegt, m 4401 


B. um die Frage, ob ein urſächlicher Zuſammenhang vor- 


liegt zwiichen Unfall und Krankheit bezw. Tod, in . 1555 
C. im Falle einer Verlegung durch Betriebsunfall: 
a) un die Koſten des Heilverfahrens in 154 


b) um das Maß der Nente und zwar 


x) um den- Grad der Erwerbsunfähigfeit nm . . 16 108 


8} um die Höhe des Jahresarbeitsverdienites in 

e) um Anwendung des S 7 des Unfallverficherungs- 
geſetzes bezw. $ 8 des landwirtbichaftlichen Unfalls 
verficherungsgeietes, und zwar 
&) um die Frage, vb die Vorausjegungen für eine 


470 


& 028 


Schieds⸗ 


Fällen. 


Seite . . . 22688 Fällen. 
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lebertrag . . . 22688 Füllen, 
von der Bernfsgenofjenjchait wahlweiſe zu ges 
währende Kranfenhauspflege vorliegen, it... Ad 


B) um die Folgen, die eine Weigerung des Verleßten, . 
ich in Anjtaltspflege zu begeben, nach ſich zieht, in 161 „ 
y) um die Wente der Angehörigen des Verletzten 


während jeiner Anitaltöpflege n . 2 202. 64 
D. im Falle der Tödtung: 
a) um die Beerdigungsfolten in  . . —— 40, 


b) um die Nente der Hinterbliebenen, und ʒwar 
x) um Die Frage, ob der Getödtete der einzige Er— 
nährer der Hinterbliebenen war, N 2. 2... 31T - 
8) um fonitige Fragen m . . ; g31>- 
E. um Gewährung einer Kapitalabfindung im Sinne des 
S 67 des Unfallverſicherungsgeſetzes, S 72 des land: 
wirthichaftlichen Unfallverſicherungsgeſetzes, $ 39 des 
Bau = Unfallverficherungsgeieges, Ss 75 des See= Unfalls 


verſicherungsgeſetzes, in 25 „ 
F. um die Frage der Verjährung des Entjchädigungsan- 

jpruchs, $ 59 des Unfallverfiherungsgejeßes, S 64 des 

landwirtbichaftlichen Unfallverficherungsgeieges, S 68 des 

See-Unfallverſicherungsgeſetzes, en a 317 , 
G. um ſonſtige Streitfragen in. 586 „ 


Zujammen . . 24563 Fälle 

2. Der mit der Berufung angefochtene Beſcheid bezweckte nicht die eritmalige 
— der Entſchädigung, ſondern war ein gemäß 8 65 des Unfallverficherungs- 
geſetzes, S TO des landwirtbichaftlichen Unfallveriicherungsgejebes, $ 73 des See— 
Unfallverficherungsgeießes erlajiener 

a) Nentenherabjegungs: oder =einitellimgsbeicheid in . . 10479 Fällen, 

b) Nentenerhöhungsbejcheid in... ER 475 

b. Erfahrungen. Die Geſammtzaähl der Berufungen iſt auch in dieſem 
Jahre wieder, und zwar im Ganzen um 18,, Prozent geitiegen. Namentlich bei 
den Schiedsgerichten des landwirtbichaftlichen und des Seeunfallverficherungsgejekes 
ift eine wejentliche Zunahme zu verzeichnen, von 6 576 auf 8790, d. t. um 33,- 
Prozent, bei den eriteren und von 131 auf 181, d. i. um 38,, Prozent, bei den 
legteren. Im Uebrigen tt die Steigerung beträchtlich geringer; ſie beträgt bei 
den Schiedsgerichten des Unfallveriicherungsgejeßed und des Ausdehnungsgeſetzes 
13,; Prozent (20 147 Berufungen gegen 17763 im Worjahre) und bei den 
Schiedsgerichten des Bauunfallverſicherungsgeſetzes 12,; Prozent (986 Berufungen 
gegen 878 im VBorjahre). Bon den auf Grund des S 65 des Unfallveriiherungss 
gejepes erlaflenen 54 407 Beſcheiden jind 10 954 mit der Berufung angefochten 
worden; es kommt in diefem Falle auf etwa 5 Beicheide eine Berufung. 

Tas Verhältnig der Nbänderungen zu den Beſtätigungen bat ſich gegen die 
Vorjahre nur unweſentlich verichoben, die Zahl der Abänderungen beträgt nod) 
immer ungefähr ein Drittel der Geſammtſumme, inden von den 24 563 durch 
Beſcheid erledigten Berufungen die Entiheidung in 7225 Fällen auf theilweiſe 
oder völlige Abänderung des angefochtenen Bejcheides lautete. Das Verhältniß 
der Zahl der erhobenen Rekurſe — 7052 (5 304) — zu der Zahl der refurs: 
fähigen an N ehe — 23724 (19255) — jtellt ſich im Berichtö- 
jahre etwa wie 1: 3,, gegen 1:3,, tm Vorjahre. 
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Tie im Uebrigen von den Echiedsgerichtperfigenden mitgetheilten Erfahr— 
ungen weichen nicht weientlid von dem ab, was in den Rorjahren an dieſer 
Stelle zu verzeichnen war. 

Auch für das Jahr 1894 wird in einer größeren Reihe von Berichten das 
gute Verhältniß hervorgehoben, in welchem die Schiedsgerichte zu den Organen 
der Berufsgenoſſenſchaften jtehen. Wielfah werden die Bemühungen der leßteren, 
allen begründeten Anfprüchen mit möglichiter Bejchleunigung gerecht zu werden, 
beionders gerühmt. 

Auch das Verhältniß der Mitglieder des Schiedsgericht! zu einander wird, 
joweit hierüber Aeußerungen vorliegen, durchweg al& ein höchſt befriedigendes ge— 
ihildert. Der Vorfigende eines Schiedsgerichts, Dei dem im Berichtäjahre bei- 
nabe 1500 Berufungen anhängig waren, hebt hervor, daß das lebhafte Intereſſe 
der ſämmtlichen Beiliger für die jciedsgerichtliche Thätigfeit und ihr Beitreben, 
fachlich oder objektiv zu urtheilen, auch in diefem Jahre durchaus anerfannt werden 
müſſe. An einer Reihe von Meußerungen wird von Neuem der Vortheil betont, 
welchen das regelmäßige perfönliche Ericheinen der Berufungskläger mit ſich bringe. 
Häufig werde in diejen Fällen eine ärztliche Unterfuchung während der Verhand— 
fung vorgenommen. Dazu wird bemerkt, day ein ſolches Nerfahren nur Dei 
kleinen Schiedsgerichtsbezirfen möglich jei; eine weientliche Vergrößerung derjelben 
fünne daher nicht für wünſchenswerth gehalten werden. 

Während eine Reihe von Schiedsgerichtsporligenden ausdrücklich erwähnen, 
daß Fälle frivoler Einlegung der Berufung und von Simulation verhältnigmäßig 
jelten feien, wird andererjeits darüber Klage geführt, daß die Zahl der Berufungen 
durch die immer mehr um ſich greifende Thätigfeit von Winfelfonfulenten un— 
gebührlich erhöht werde. 

Wahlen zum Beichs-Berfiherungsamt. In dem Berichtsjahre trat im Be— 
ſtande der nichtjtändigen Mitglieder umd jtellvertretenden nichtitändigen Mitglieder 
des Reichs-Verſicherunggßamts aus dem Stande der Arbeitgeber und demjenigen 
der Arbeitnehmer in jechs Fällen ein Wechſel ein. 

Die erledigten Stellen wurden durch Aufrücen der noch vorhandenen Mit: 
glieder wieder bejeßt. 

Die Ergebniffe der im Gejchäftsbericht für das Jahr 1893 (Amtliche Nach— 
richten des Neich$-Verficherungsamts 1894 Seite 54 zu C) erwähnten Nachwahl 
von zwei Vertretern der Arbeitgeber für das Gebiet der landwirthichaftlichen 
Unfallverficherung find veröffentlicht worden. 


Vertretung der Arbeiter. Auf Grund des 8. 1 Ziffer 2 bis 5 des Aus: 
dehnungsgeſetzes vom 28. Mai 1885 in Verbindung mit den SS. 41 fi. des 
Unfallveriicherungsgejeges vom 6. Inli 1884 waren an Stelle der mit Ende 
September 1894 ausgefchiedenen Hälfte der Arbeitervertreter und Schiedsgerichts— 
beijiger für dieſe Die erforderlichen Neuwahlen vorzunchmen. 

Für die Neuwahl von 76 Arbeitervertretern mit der doppelten Anzahl von 
Erjagmännern mußten die Vorſtände der als wahlberechtiot gemeldeten 636 Kranken— 
fallen, welche diesjeits zu 53 Wahlbezirken vereinigt worden find, mit Stimmt 
zetteln und dem ſonſt erforderlichen Wahlmaterial verjehen werden (zu vergleichen 
das Ddiesjeits erlafiene Wahlreqgulativ vom —— 

Bei der durch die Arbeitervertreter vorgenommenen Neuwahl der Schieds— 
gerichtsbeiſitzer waren die in 24 Wahlprotofollen diesſeitiger Beauftragter nieder— 
gelegten Ergebnifje der Wahlen zu priifen, und die Ergebnifje den betheiligten Berufs 
genofjenjchaften, ſowie den in Betracht fommenden Landeszentvalbehörden mitzutheilen. 
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Ausführung des landwirthfhaftlihen Unfallverfiherungsaefeßes. Die 
Durchführung des landwirtbichaftlichen Unfallverfiherungsgejeßes bat ih, wie 
um Borjahre, ohne nennenswerthe Schwierigkeiten vollzogen. Die Streitigfeiten 
darüber, ob ein gewerblicher Betrieb im einzelnen Falle als landwirthichaftlicher 
Nebenbetrieb oder als ein jelbitändiger Betrieb beziehungsweife als Nebenbetrieb 
eines anderen gewerblichen Betriebes zu gelten hat, und welches Verſicherungs— 
organ biernach zur Uebernahme der Verſicherung zuftändig it, haben die Ent: 
Scheidung des Reichs-Verſicherungsamts noch immer in vielen Fällen erforderlid) 
gemacht. Much die Zahl der Beichwerden aus 88. 38, 46, 48 und 32 des land— 
wirthichaftlichen Unfallveriicherungsgejeßes tt der der gleichartigen Beſchwerden 
des NWorjahres ungefähr gleich geblieben. Tiefe Zahl iit eine verhältnigmäßig 
nicht bedeutende, und es jcheint ein gewiſſer Beharrungszuitand eingetreten zu 
jein, der eine weitere tweientliche Minderung der Beſchwerden nicht eravarten füßt. 
Endlih hat das Reichs-Verſicherungsamt im Berichtsjahre wiederum mehrfach 
Anlaß gehabt, auf Anrufen der Betheiligten über die Auslegung jonjtiger Bes 
ſtimmungen des vorbezeichueten Geſetzes und einzelner Genoflenichaftsitatuten Ent— 
jheidung zu treffen. Auf die Förderung der Unfallverhütung in der Lands und 
Forſtwirthſchaft hat das Reichs-Verſicherungsamt fortgejegt jein Dejfonderes Mugen 
merk gerichtet. Die im lebten Berichte erwähnte Kommiſſion für die Aufitellung 
eines Entwurfs zu Normal-Unfallverhütungsvorſchriften fiir die lands und forſt— 
wirthichaftlichen Betriebe trat am 11. Juni 1894 in Berlin zuſammen. Auf 
Grund ihrer Beratungen it ein Worentwurf von Unfollverhütungsvorichriften 
ausgearbeitet worden, welche ich beziehen auf: 

1 Majchinen und Transmiſſionen, 

2. Fuhrwerk, Thierbaltung und Gerätbe, 
3. bauliche Einrichtungen, 

4. Forſtwirthſchaft und 

5. Feld- und Waldbahnen. 

Diefer Entwurf iſt von den Kommiſſionsmitgliedern nochmals einer eingehenden 
Prüfung und Begutachtung unterzogen worden. Tie Aufſtellung des endgültigen Ent— 
wurfs wird nach weiteren Berathungen vorausſichtlich in furzer Zeit erfolgen können. 

Ausführung des Banunfallverliherungspelebes. Die in den legten Bes 
richten erwähnten Erhebungen über die Negie-Banarbeiten jind im Laufe des 
Berichtsjahres abgeichlojien worden; jie haben ergeben, daß gegen die Beſtimm— 
ungen des 8 22 des Banunfallverſicherungsgeſetzes über die Aufitellung und 
Einreichung der Regiebau-Nachweiſungen in weitem Umfange veritoßen wird. In 
Folge deſſen find diesjeirs verjchiedene, zur Beflerung der Verhältniſſe erforderlich 
fcheinende Maßregeln, insbefondere die Heranziehung der VBaupolizeibehörden zur 
Mitwirkung auf diefen Gebiete, in Vorſchlag gebracht worden. 

Die Zahl der Rekurſe aus $ 26 Nbjag 3 des Bauunfallverficherungss 
gejeßes hat ich im Berichtsjahre dadurch erheblich vermehrt, dal die Baugewerks— 
Berufsgenofjenschaften, uamentlich die Nordöftliche (Sektion I Berlin), gegen das 
unreelle Gebahren vieler Baumternehmer, das auch fte jehr in Mitleidenichaft zog, 
energiicher vorgegangen find. Die Berufsgenofienichaften haben in Fällen, in 
welchen vermögensloje Perjonen als Bauunternehmer vorgejhoben wurden, deren 
Hintermänner auf Zahlung der Prämien in Anjpruch genommen, um die Ausfälle 
ihrer Verficherungsanitalten an Prämien zu verringern. Das Reichs-Verſicherungs— 
amt hat diejes Vorgehen, joweit es nad Lage der Gejepgebung möglich war, 
unterjtügt, indem e3 den $. 27 des Banumfallverficherungsgejeges in ausgedehnter 
Weiſe zur Auwendung brachte. 
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Ter Verſuch, im Wege der Vereinbarung die Grenzen zwiichen der Tiefbau: 
Berufsgenoffenichaft und den Banugewerks-Berufsgenoſſenſchaften Teitzulegen, bat 
im Allgemeinen zu einem Ergebniß nicht geführt: nur zwiichen der Tiefbau: 
Berufsgenofjenichaft und der Hamburgiſchen Baugewerfs-Berufsgenofjenichaft it es 
zu einer jolchen Vereinbarung gekommen. 

Auch in dem verflofienen Jahre gingen vielfah Beſchwerden Baheriſcher 
Dijtriftögemeinden gegen die Einihäbung ihres Wegebau- und Unterhaltungs: 
Betriebes zu den Nlaffen des Gefahrentarifs der Tiefbau-Berufsgenoſſenſchaft ein. 

Tie in dem legten Gejchäftsbericht in Ausſicht geitellte Veröffentlichung des 
Ergebnifies der Reviſion des Kapitaldeckungstarifs der Tiefbau: Bernfsgenofien- 
jchaft und der Verficherungsanjtalten dieſer Berufsgenofjenichaft und der Bau: 
gewerfs = Berufsgeuoflenichaften it in den Amtlichen Nachrichten des Reichs— 
Neriiherungsamts 1894 Seite 141 ff. erfolgt. 

Bon den Vorjtänden find die zur Berechnung des Jahresbedarfs an Dedungs: 
fapital alljährlich aufzuitellenden Nachweiſungen des Vermögensbejtandes und des 
Sitdeefungsfapital® fir das Jahr 1893 im Rechnungsjahre eingegangen und an 
der Hand der zu dieſem Zwecke eingeforderten Unterlagen geprüft worden. Ta 
die einzelnen Aufſtellungen mehrfach zu Bemerkungen Veranlafjung gegeben baben, 
jo wurde zur Hebung der auftretenden Zweifel und Mängel ein Rundſchreiben 
erlaffen. Es mag noc erwähnt werden, daß die Ermäßigung des Tariis in 
Verbindung mit dev Aenderung des geſammten Dedungsverfahrens bei der Tiefbau: 
Bernfsgenofienichaft einen erheblichen Ueberſchuß des Iſtdeckungskapitals gegenüber 
dem Zolldedungsfapital gezeigt bat. Auch einige Verficherungsanitalten waren 
in der Lage, für den 31. Dezember 1893 ein höheres Iſt an Deckungskapital 
nachzuweiien, als das rechnungsmäßige Soll betrug, und ein großer Theil diejer 
Anjtalten hatte, weil nad dem neuen Tarif das geſammte Dedungsjoll Heiner 
geworden war, Einlagen in den Rejervefonds für das Jahr 1893 nicht zu machen. 

Üebericht über den Umfang der Unfallverlicherung. ES beitehen zur Zeit 
zum Zweck der Durchführung der Unfallverficherung : 

l. Berufsgenoſſenſchaften: 


A. 64 gewerbliche . ut 420874 Betrieben u. 5168973 verficherten Perſonen 
B. 48 land» (und forit-) 
wirtbichaftlihe . mit 4769243 Mr u. 12 289 415°) ” s 


Insgeſammt 112 B-Benoflenichaften mit 5190 117 Berrieben u. 17458388 verjicherten Rerionen. 
I. 133 Reichs: und Staatsausführungsbehörden 
fir Reiche- und Staatsbetriebe — Darts 
unter 50 für die land» und forſtwirth— 


ichaftliche Verwaltung . ... mit 622824 verficherten Perionen 
225 Provinzial: ıı. Kommunal: Ausführungss 
behördennn. —mit 37638 * 
Zuſammen 385 Ausführungsbehörden . . » » mit 660462 verſicherten Verſonen 


Hierzu fommen die bei den 13 Berficherungsanitalten der Baugewerks— 
Berufsgenofjenichaften und der TiefbansBerufsgenoflenichaft verficherten, nicht ſchon 
anderweitig verlicherten Perjonen, jo daß am Schluſſe des Jahres 1894 über 
18 Millionen Perſonen gegen Unfall verjichert waren. Im dieſer Zahl, welde 
auch alle verficherten landwirthichaitlichen Unternehner, jowie die landwirthſchaft— 
lih im Nebenberufe beichäftigten Perſonen umfaßt, dürften eine bis anderthalb 


') Wegen der bier eingeitellten Zahlen val. Ziffer 2 I Abjap 2 der Vorbemerkungen zu der 
dem Reichstage vorgelegten Nachweiſung der geſammten Rechnungsergebniſſe der Berufs 
genoſſenſchaften ıc. für das Jahr 1893 Drudiachen des Reichstags III. Seflion 1894/95 Nr. 47 
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Millionen ſolcher Berjonen doppelt ericheinen, die gleichzeitig in gewerblichen und 
landwirthichaftlichen Betrieben beichäftigt und verfichert find. 

Bei 23 (5 gewerblidyen und 18 landwirtbichaftlichen) Berufsgenoſſenſchaften 
und 98 (davumter 16 bayerischen, 6 sächliichen, 53 württembergiſchen) Aus— 
führungsbehörden ift eine fonfurrivende Zuſtändigkeit von Landes-Berficherungss 
ämtern begründet 


Feſtſtellung der Genolfenfchaftskatalter. In 3344 Fällen war über die 
Aufnahme oder Ablchnung der Aufnahme von Betrieben in die Genoſſenſchafts— 
fatajter (llmternehmerverzeichnifie) zu verhandeln. Davon vührten 525 Sachen 
aus dem Borjahre bev. 2538 Zachen wurden erledigt, 506 blieben rückſtändig. 
Nähere Angaben über die Art der Beichwerden und deren Erledigung enthält 
die Ueberlicht Seite 16. 

Gefahrentarife, Gefahrentarif-, Imlage-, Prämien- und Abfchäbungs- 
befchwerden. Die am Schluſſe des Jahres 1893 noch jchwebenden Verband: 
lungen über die Tarifreviiionen bei 6 Berufsgenoſſenſchaften wurden im Berichts: 
jahre zum Abſchluß gebracht. Sämmtliche 6 Gerahrentarife erhielten die Ge: 
nehmigung auf je 5 Jahre. Ferner haben auf Grund des 8. 28 Abſatz 5 des 
Unfallveriicherungsgeießes 9 gewerbliche Berufsgenoſſenſchaften ihre Gefahrentariie 
vevidirt und zur Genehmigung eingereicht. Hiervon wurden die Gefahrentarife 
von 7 Beruisgenofienichaften auf je 5 Jahre md von 1 Berufsgenojjenichaft auf 
4 Jahre genehmigt: ferner wurde einer Berufsgenoflenichaft die Beibehaltung des 
bisher gültigen Tariis auf 4 Jahre geitattet. Einer landwirtbichaftlichen Berufs- 
genoflenjchaft, welche bisher noch feinen Gefahrentarif hatte, wurde Für einen 
jolchen die Genehmigung ertheilt; 2 landwirtbichaftliche Berufsgenofjenjchaften 
baben die Genehmigung zur Beibehaltung ihrer bisher gültigen Tarife auf je 
5 Jahre erhalten. 

Tie Ermittelung der Gefahrenziffern haben die Berufögenojjenichaften bei 
ihren Tarifrepilionen mit Hülfe von Unfallverzeichnifien bewirkt, weldye nad) der 
Anleitung des Reichs-Verſicherungsamts aufgeitellt find und möglichit alle Unfälle 
für die ganze Zeit des Beſtehens der betreffenden Berufsgenofienichaft umfaſſen. 

Tie Zahl der Gefahrentariibeichwerden ($. 28 des Unfallverſicherungs— 
gejeges 2c.) belief Tih auf 796. Hierzu traten 152 aus dem Borjahre als uns 
erledigt übernommene Beichwerden, jo daß im Ganzen 948 Beichtwerden zur Bes 
arbeitung gelangten, von denen 739 erledigt wurden, 209 unerledigt blieben. 
Von den erledigten Tarifbejchwerden haben 185 Erfolg gehabt, 554 Beichwerden 
wurden zurückgewieſen. 

Gegen die Feitießung der Genoſſenſchaftsbeiträge (3 73 des Unfallverſicher— 
ungsgejepes 2c.) gingen 316 Beſchwerden ein. Hierzu traten 58 unerledigte Be— 
jchwerden aus dem Jahre 1893, jo daß im Ganzen 374 derartige Beichiwerden zu 
bearbeiten waren. Hiervon wurden 256 erledigt, während 118 umerledigt blieben. 

Außerdem fommen 11 nen cingegangene und 21 aus dem Vorjahre ver— 
bliebene, zufammen 32 Bejchiwerden in Betracht, welche ſich gleichzeitig gegen Die 
Einihätung in die Klaſſen des GefahrentariiS und gegen die Feſtſetzung der 
Genoſſenſchaftsbeiträge richten. Hiervon wurden 28 erledigt, während 4 un— 
erledigt blieben. 

Beſchwerden genen die Höhe der Prämien auf Grund des Bauunfalle 
verlicherungsgejebes (58 22, 25, 26) gingen 130 ein. Hierzu traten 47 unerledigte 
Beſchwerden aus dem Vorjahre, fo daß id) im Ganzen 177 Beichwerden im Gejchäfts- 
gang befanden, von denen 126 erledigt wurden, während 51 unerledigt blieben. 
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Gegen die Feitiepung der Umlage aus der Verfiherung auf Koiten von 
Gemeindeverbänden gingen 2 Beihwerden ein; beide wurden durch Zurückweiſung 
erledigt. 

Auf dem Gebiete der landwirthichaftlichen Unfallverficherung gingen 13 Be 
jchwerden gegen die Beitragsberehnung und die Abſchätzung der Betriebe nad 
Arbeitsbedarf ein. Hierzu traten 9 umerledigte Beſchwerden aus dem Jahre 
1893, jo daß im Ganzen 22 Bejchwerden zu bearbeiten waren, don denen S 
berücjichtigt, 8 abgewielen wurden und 6 unerledigt blieben. 

Im Ganzen find mithin 1555 Gefahrentarif:, Umlage:, Prämien: und Ab- 
ſchätzungsbeſchwerden bearbeitet worden. 


Unfallverhütungsvorfchriften. Im Laufe des Berichtsjahres wurden fir 
die Papiermacher-Berufsgenoſſenſchaft, Für die Zucker-Berufsgenoſſenſchaft und für 
die Südweſtliche Baugewerks-Berufsgenoſſenſchaft Unfallverhütungsvorſchriften ae: 
nehmigt. Die erſteren beiden Berufsgenoſſenſchaften hatten Unfallverhütungs 
vorſchriften bisher nicht, die der letzteren Berufsgenoſſenſchaft beſtehen aus einer 
Unmarbeitung beziehungsmweiie Ergänzung der bereit? früher in Geltung gewejenen 
Unfallverhütungsvoricriften. 

Tie Thiüringiiche Baugewerfs-Berufsgenofjenjchaft hat fir einen Nachtrag 
ihrer bereits beitehenden Unfallverhütungsvorjchriften die Genehmigung erbalten. 

Die Sächſiſch-Thüringiſche Eiſen- und Stahl-Berufsgenoſſenſchaft hat be 
ſondere PVorjchriften für VBlechrichtmaichinen, Ziehpreiien und für Dampidreich— 
maschinen erlaſſen; auch diefe Vorichriften wurden genehmigt. 

Bon den ausichlieglich dem Reichs-Verſicherungsamt unteritellten 59 ge 
werblichen Berufsgenofjenichaften haben nunmehr 53, d. i. 90 Prozent, Unfall: 
verhütungsvorſchriften erlafjen. 

Die Vorarbeiten fir die Aufitellung von Normal-Unfallverhütungsvorſchriften 
für gleichartige Gefahren in den gewerblichen Betrieben ſind beendet worden, da 
die vom Verbande der Dentichen Berufsgenofjenichaften eingejehte Kommiſſion den 
unter Theilnahme von Vertretern des Reichs-Verſicherungsamts feitgeitellten Ent: 
wur; dem WBerbande übergeben hat, welcer nunmehr eine Prüfung der vor: 
geſchlagenen Borichriiten vornimmt. 

Im Berichtsjahre ſind von der Weimariſchen landwirtbichaftlichen Berufs: 
genojjenichaft Unfallverbütungsvorichriften erlaffen und mit der Genehmigung des 
Reichs-Verſicherungsamts verjehen worden. 

Binfichtlich der Aufitellung von Normal:Unfallverhütungsvorichriften Für die 
land= und Foritwirtbichaftlichen Berufsgenofjenichaften ift im dem Berichte über die 
Ausführung des landwirtbichaftlichen Unfallveriicherungsgeieges Näheres angegeben 

Die Zahl der Beichwerden über Einſchätzung in höbere Gefahrenklafien und 
Feltitellung von Zujfchlägen wegen Uebertretung der Unfallverhütungsporjchriften 
beträgt zuzüglich der aus dem Jahre 1893 in Reſt gebliebenen 26 Beſchwerden 73 

Revifionen der Berufsgenoffenfchaften. In dem VBerichtsjahre wurden dic 
Reviſionen der Kaſſen-, Rechnungs- und Geichäftsführung der Berufsgenoflen- 
ichaften, mit denen bereit? in den Vorjahren begonnen war, durch Beauftragte 
des Reichs-Verſicherungsamts ſortgeſeßt. Bis jetzt find im Ganzen 24 Berufs: 
genoflenichaften, Davon im Bericdhtsjahre 5, revidirt worden, 

Anftellung befonderer Beauftragter der Berufsgenoflenfdhaften. Die An: 
jtellung beſonderer bejoldeter Beauftragter, welche berufsgenoſſenſchaftliche Ebren: 
ämter nicht bekleiden (Reviſionsingenieure 2c.), it in weiterer Fortentwickelung 
begriffen. 
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Nach der Feititellung vom 1. Oktober 1894 find bei 45 gewerblichen und 
2 Tandwirthichaftlihen Berufsgenoffenichaften 173 (im VBorjahre 170) Beauf: 
tragtenitellen vorhanden, welche von 154 Beamten verjehen werden. Mehrere 
von dieſen Beautten befleiden demnach derartige Stellen bei verjchiedenen Berufs— 
genofjenichaften beziehungsweiſe Sektionen. Seitdem bat auch die See-Berufs— 
genoflenichaft 28 Beauftragte ernannt, welche die Berolgung der von der Berufs 
genoſſenſchaft erlaſſenen Unfallverhütungsvorichriften zu überwachen haben, 

Die Beziehimgen der VBenuftragten zu den Berriebsunternehmern befriedigen 
nach wie vor. 


Hahweifung der gefammten Rechnungsergebniffe. Die Nechnungsergebniffe 
jür das Jahr 1893 find nach den bisherigen Formularen aufgeitellt und gemäß 
S 77 des Unfallverfiherungsgeieges u. j. w. dem Neichötag vorgelegt worden 
Druckſachen des Reichstags II. Seſſion 1894,95 Nr. 47). 

Sm Jahre 1894 betwug nach einer vorläufigen Grmittelung die Zahl aller 
bei den Bernjsgenojjenichaften, Reichs-- Staats, Provinzial: und Kommunal— 
Ausfübrungsbehörden zur Anmeldung gelangten Unfälle. ...... 281562, 
bieder entſchädigten Hafälle  . .. 2,222: 2240. 204 69 849, 
von Denen 

6 213 den Tod, 

2 735 eine danernde völlige, 

39 358 cine dauernde theilweiſe Erwerbsunfähigkeit und 

21543 eine vorübergehende Erwerbsunfähigfeit zur Folge hatten. 

Die im Jahre 1894 verausgabten Entjchädigungen (Nenten u. ſ. iv.) bes 
trugen nach einer vorläufigen Erimittelung 44 294 942 M. gegen 38 163 TTO M 
im Jahre 1893, 32340 178 Mk im Nahre 1892, 26 426 377 .# im Jahre 
1801, 20315320 M. im Jahre 1890, 14464 303 AM. im Jahre 1889, 
9681447 .# im Jahre 1888, 5 932 930 A. im Jahre 1887 und 1915 366 „# 
im Jahre 1886. 

Entichädigungen (Renten u. ſ. w.) wurden im Sabre 1894 gezahlt oder 
angewieſen au: 

231 918 Verlebte. 
25685 Wittwen Getüdteter, 
49 170 Ninder Getödteter, 
1822 Nizendenten Getüdteter; 
daneben erhielten ferner im Jahre 1894: 
7603 Ehefrauen, 
16 370 Kinder und 
235 Ajzendenten 
als Angehörige von Berleßten, welde in Krankenhäuſern untergebracht waren, 
die gejeplichen Unterſtützungen gezablt oder angewieſen, jo daß im Berichtsjahre 
zuſammen 
332 803 Perſonen 
der Wohlthaten der Unfaltverficherung theilbaftig geworden ſind. 

Steigen der Unfalllaſten. Das in den voritebenden Zahlen zu Tage tretende 
Steigen der Unfalllaften jteht fortgeſetzt in einem entiprechenden Verhältniß zu 
den jeinerzeit vegierungsfeitig veröffentlichten Worausberehnungen. Danach joll bei 
einer angenommenen Zahl von 1615 253 verficherten Berfonen im achten Jahre 

7412000 A. an Entſchädigungsbeträgen 
gezahlt iverden. wertieging Seite MR) 


das Jahr 1894. 
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erden als erites Beitragsjahr das vierte Tuartal 1885 und die drei eriten 
Tuartale des Jahres 1886 angenommen, und wird ferner bei den jeit dem 
l. Sftober 1885 beitehenden 57 älteren Berufsgenoflenichaften die Zahl der 
verficherten Perſonen und dementſprechend die Höhe der gezahlten Entichädigungen 
auf die voritehende Zahl 1615 253 reduzirt, jo ergibt ſich, daß thatſächlich im 
achten Jahre 

8079 174 M. an Entichädigungsbeträgen 

gezahlt worden iſt. 


Strafbefchwerden und Tonlige Belchwerden. Tie Ansibung des Ztrai: 
recht3 auf Zeiten der Berufsgenoflenichaften, namentlich veranlaßt durch Unpünkt— 
lichkeit vieler Unternehmer bei der Anmeldung von Betrieben und bei der Ein: 
jendung von Lohnnachweilungen, nimmt die Arbeitskraft des Reichs-Verſicherungs— 
anıts mod; immer jehr in Anſpruch. Es gelangten 3482 — Darunter 1153 
vorjährige — Bejchwerden gegen ZStrafverfügungen der Berufsgenoflenichafts: 
vorftände zur Bearbeitung; in TOO Fällen war die Erledigung noch nicht möglich. 

Sonſtige Beichwerden aller Art famen 2572, darunter 319 vorjährige, zur 
Behandlung, von denen 346 ımerledigt blieben. 


Geſchäftliche Ehätigkeit im Uebrigen. Für 20 Bernfsgenoſſenſchaften wurden 
Statutänderungen genehmigt 

Eine Ueberſicht über die bei den Neichd-Berlicherimgsamt im Unfall-Ver— 
jicherungsangelegenheiten eingelegten Beſchwerden ꝛc. üt angeichloffen. Ausweislich 
derjelben famen zu 3 937 aus dem Jahre 1893 unerledigt übernommenen Sachen 
im Berichtsjahre 15 721 neu hinzu; davon wurden 14 391 erledigt und blieben 
5 267 rückſtändig. 

Weltausfelung in Antwerpen. An der Weltausstellung in Antwerpen 
betbeiligte ſich das deutsche Reichs-Verſicherungsamt injoweit, als es dem aus- 
jtellenden Berbande der Deutſchen Berufsgenoflenichaften bei der Seritellung der 
die Einrichtungen und Wirkungen der Arbeiterversicherung veranſchaulichenden 
(ſtatiſtiſchen und graphiichen) Wandtafeln und Druckſachen feine Mitwirkung lich. 
Insbejondere veranlaßte es eine (das Jahr 18394 umfafiende) franzöftiche Aus— 
gabe des fiir die Weltausitellung in Chicago feinerzeit {in deuticher und englischer 
Sprache) hergeitellten „Yeitfadens zur ArbeitersBerficherung des Deutichen Reichs“, 
welcher auch im Anslande eine erhebliche Verbreitung gefunden hat. Die Aus: 
jtellung des Berbandes it, obwohl von einer Rreisbewerbung abgejeben wer, 
mit dem „großen Preife* ausgezeichnet und der Königlich belgischen Regierung 
auf Wunſch unentgeltlich zum Eigenthum iüberlaffen worden. 
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B. Invaliditäts- und Altersverſicherung. 


Erörterungen über die Verſicherungspflicht. Durch die Rechtsſprechung des 
Reichs-Verſicherungsamts in dem verfloftenen Wejchäftsjabre wurde dev reis der 
nach dem Anvaliditütss und Aitersveriicherungsgejeß verfücherungspflichtigen Per— 
jonen weiter amd ſchärfer abgegrenzt. Gm Bedürfniß zur Abänderung der 
unter dem 31. Tftober 1890 erlaſſenen Anleitung, betreffend den Kreis dev nad 
dem Invalidität: und Altersverſicherungsgeſetz verlicherten Perſonen, it auch in 
diesen Jahre nicht bervorgetreten. 

In den anf Grund des S 122 des Invaliditäts- und Nitersveriicherungss 
geſeßes getroffenen Entjcheidungen der höheren VBerwaltungsbehörden machten fich 
bänfiger als im Vorjahre Abweichungen von den in der Spruchpraxis des Reichs— 
Veriiherungsamts als Neviitonsinitanz feitgeltellten Grundſähen bemerkbar. Wach 
haben die Bemühungen des Reichs-Verſicherungsamts. im Wege der Korreſpondenz 
mit den betreffenden Antsitellen für die Zukunft auf eine mit feiner Nechts: 
jprechung im Einklange ſtehende Praris der Verwaltungsbehörden hinzuwirken, 
nicht immer zum Ziele geführt. 

Die Durchführung der VBerficherung des Perſonals ausländischer, auf Dentichen 
Gewäſſern verfehrender Binnenichiffe wurde im Weſentlichen zum Abſchluß gebrakıt. 

Durch einen unter dem 1. März 1894 (Reichs-Geſetzbl. S. 324) befannt 
gemachten Bundesrarhsbeichluß iſt die Anvaliditäts: und Altersveriicherumg auf 
beitinmmte Gruppen von SHausgewerbetreibenden der Tertilinduftrie ausgedehnt 
worden. WBerichiedene Zweifelsfragen grundiäßlicher Natur, welche bei Durch 
führung des vorgedachten Bejchluffes bervortraten, haben zu eingehenden Erörter: 
ungen mit den Berficherungsanftalten Anla gegeben. 


Anfragen über SGeitragsentrictung, Starkenentwerthung ꝛc. Die immer 
nod; zahlreich einlaufenden Anfragen, welche ſich auf die VBeitragsentrichtung, die 
Entwerthung der Beitragsmarfen, die Ausstellung der Tanittungsfarten und äh: 
liche Gegenstände bezogen, wurden — joweit erforderlih, unter Wahrung der 
Enticheidungsbefugniß anderer Behörden — in den Bertreben beantwortet, das 
Verftändniß und die praktische Durchführung des Geſetzes nach Möglichkeit zu er- 
leichtern. 

Arbeiterhülfsgefuche. Die Zahl der von Berficherten eingereichten Geſuche. 
welche die Bewilligung von Invaliden- und Altersrenten betrafen, betrug 1135. 


Uebernahme der Sürlorge für erkrankte Berficherte feitens der Berficherungs- 
anfalten. Der Durchführung der Beſtimmungen im $ 12 des Invaliditäts- und 
Altersverficherungsgeiepes, wonach die Berfiherungsanitalten befugt Mind, das 
Seilverfahren für einen erfranften VBerficherten zu übernehmen, wurde fortdauernd 
Aufmerkſamkeit geschenkt. Auf einer am 19./20. November 1894 mit Vertretern 
der Yandes-Verjicherungsämter und der Berjicherungsanftalten abgebaltenen Non: 
ferenz; wurde namentlich die Frage erörtert, vb die Verfiherungsanitalten befugt 
feien, den Angehörigen eines auf ihre Veranlaflung in einem Krankenhauſe unter- 
gebrachten Verficherten bebufs wirkſamer Durchführung der Krankenhausbehandlung 
eine mäßige Unterjtügung zu gewähren. 

Genehmigung von Statutänderungen. Den von 6 VBerfiherungsanitalten 
beichloijenen Abänderungen ihres Statut3 wurde die Genehmigung ertheilt. 

Strafbefhwerden. Beichwerden gegen Strafverfügungen der Vorſtände der 
Verjicherungsanftalten (SS 142 ff. des Invaliditäts- und Altersverſicherungs— 
gejebes) wurden im Berichtsjahre 1244 anhängig. Davon wurden 994 erledigt, 
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und zwar durch Enticheidung 745 durch Zurüdnahme der Strafverfügung 225 
und durch Zurücknahme der Beichiwerde 26. Als unerledigt wurden in das laufende 
Seichäftsjahr übernommen 250 Beſchwerden. 


Einfprüde gegen die Rentenvertheilungen des Rehnungsburraus. Gegen 
dir Nentenvertheilungen des Nechnungsbüreaus wurde in 361 Fällen Einjprud 
(Widerfpruch) $ 90 Abjap 1 und $ 160 Abjak 3 des Invaliditäts- und Alters- 
verficherungsgejeges — erhoben, jo daß einjchließlich der aus dem Jahre 1895 
unerledigt übernommenen 94 Fälle 455 Sachen zur Bearbeitung vorlagen. Weber 
61 Einſprüche (Miderjprüce) wurde fürmliche Enticheidung getroffen, wober in 
33 Fällen eine Abänderung der eritmaligen Bertheilung des Redinungsbüreaus 
erfolgte, während in 28 Fällen die Bertheilung des Rechnungsbüreaus beitätigt 
wurde. 4 Fälle find anderweitig erledigt worden, und in 298 Fällen wurde der 
Einipruch zurücdgenommen. 92 Fälle blieben unerledigt. 

In mehreren diesjeitigen Beichlüffen it grumdjäglich darüber entichieden 
worden, inwieweit die Nentenfeitfegungen der Berficherungsanftalten und Kaſſen— 
einrichtungen gegenüber der Nentenvertheilung maßgebend ind, und inwieweit 
ferner dem Rechnungsbüreau eine jelbjtändige Prüfung der für die Vertheilung 
beigebrachten Unterlagen zujteht und obliegt. Auch wurde initanziell ausgefproden, 
daß das Neich bei Belastung mit Nentenantheilen auf Grund militäriicher Tienit- 
feiftungen die auf Krankheitszeiten entfallenden Rentenbeträge nicht mit zu tragen 
habe, dieje vielmehr den Verliherungsanftalten allein zur Lajt zu legen jeien. 


Vereinbarung mit den Zentral-Poſtbehörden über die Auszahlung der aus- 
ländifchen tentenberechtigten gewährten Abfindungsfummen. Im Einvernehmen 
mit den Zentral-Poſtbehörden it im VBericht$jahre die Auszahlung von Geld: 
beträgen durch die Poſt für den Fall geregelt worden, daß ein ausländischer 
Nentenberechtigter gemäß 8 14 des Invaliditäts- und Altersverficherungsgeieges 
nit dem dreifachen Betrage der Jahresrente abgefunden wird, weil er jeinen 
Wohnſitz im Deutſchen Neich aufgegeben hat. 


Ergänzung der Gefchäftsanweifung, betreffend die Auszahlungen durch dir 
Pol. Im Hinblick auf die in den SS 30 und 31 des Invaliditäts- und Alters— 
verjüherungsgeießes vorgefebenen Beitragserftattungen an die Dinterbliebenen eines 
Verficherten 2c., welche um die Mitte des Jahres 1895 zuerit im MWirkjamfeit 
treten werden, it eine entiprechende Ergänzung der Geichäftsanweilung vom 
29. Oktober 1890, betreffend die Auszahlungen durch die Roit, im Einvernehmen 
mit den Zentrals’Roftbehörden in die Wege geleitet worden; der Erlaß derielben 
itcht bevor. 


Ergänzung der BVorfchriften, betreffend die Art und Form der Rechnungs- 
führung bei den auf Grund des Invaliditäts- und Altersverfiherungsgefebes 
errichteten Berficherungsanflalten. Der bevorstehende Eintritt der oben erwähnten 
Veitragseritattungen gab ferner Anlaß, eine Ergänzung der Vorſchriften von 
30. Oktober 1890, betreffend die Art und Form der Nechnungsführung bei den 
Invalidität: und Mltersverfiherungsanitalten, in die Hand zu nehmen. Mit 
diejer Ergänzung joll eine allgemeine Reviſion der bezeichneten Vorſchriften ver: 
bunden werden. Nachdem die Hauptgefichtspunfte auf der erwähnten Konferenz 
vom 19./20. November 1894 erörtert worden find, wird demnächſt mit einem 
dazu ermwählten bejonderen Ausſchuß von Vertretern der Berjicherungsanitalten 
die Faſſung der neu heranszugebenden Rechnungsvorſchriften im Einzelnen be 
rathen werden. 
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Statiftik der Imvaliditätsurfachen. Zum Zwed einer Statiftif über die 
Urjachen der Jnvalidität im Sinne des Invaliditäts- und Altersverſicherungs— 
geſetzes hat das Reichs-Verſicherunggßamt nad) Benehmen mit dem Natferlichen 
Geſundheitsamt eine Gruppirung der für die Anvalidität in Betracht kommenden 
Krankheiten und PVerlegungen feitgeitellt. Das danach von den VBerficherungs: 
anftalten zu befchaffende Material wird im Nechnungsbüreau bearbeitet werden. 

Geſammlnachweiſung über die von den Berfiherungsanfalten einzureichenden 
Ueberfihten über ihre Gefchäfts- und Kechnungsergebniſſe. Die von den Verficher- 
ungsanitalten gemäß $ 130 des Anvaliditätd: und Altersverjicherungsgeiepes für 
1893 vorgelegten Ueberfichten über ihre Geſchäfts- und Rechnungsergebnifje wurden 
in etwas abgefürzter Form zu einer entiprechenden Geſammtnachweiſung verarbeitet 
und öffentlich befannt gemacht (Drudi. des Neichtags III. Seſſ. 1894/95 Nr. 74). 

Verwendung eines Zheils des Vermögens der Berfiherungsanftalten zum 
Bau von Arbeiterwohnungen. Die von den Verjicherungsanftalten zur Förder— 
ung des Baues von Arbeiterwohnungen getroffenen Maßregeln find diesjeits 
mit Aufmerkfjamfeit verfolgt worden. Zu dem gedachten Zwed wurden jeither 
von den Berficherungsanitalten an Darlchnen 


1. innerhalb der Grenze der RRINAN GEBEN — — 3350 819 M 
2. über dieſe Grenze hinaus . . TR 2390 306 „ 
im Ganzen ale u 5 741 125 M. 


gewährt. Ferner iſt ein Betrag von mehr als einer Million Mark zu gleichem 
Zwede bereit geitellt. 

Vermeidung unzuläffiger Doppelzahlungen von Unfallrenten und Invaliden- 
oder Altersrenten. Ungeachtet des im Gejchäftsjahre 1893 mit den Zentrale 
Boitbehörden vereinbarten bezüglichen Berfahrens find unzuläffige Doppelzahlungen 
von Renten — Unfallrenten einerjeit3 und Invaliden- oder Alterdrenten anderer: 
jeits — (SS 9 Abſ. 2, 34 Ziffer 1 des Invaliditäts- und Altersverſicherungs— 
gejeges) nicht überall zu vermeiden -gewejen. Es wurden deshalb über dieſe 
Frage neuerdings eingehende GErörterungen mit den Berufsgenoflenjchaften und 
Verjiherungsanitalten gepflogen ; auch hat die Konferenz vom 19./20. November 1894 
in dieſer Angelegenheit Beichlüffe gefaßt. 

Kechtſprechende Chatigkeit des Reichs-Verſicherungsamts als Reviſionsgericht. 

I. Die Zahl der im Jahre 1894 —— BSR Reviſionen beträgt: 


in Invalidenrentenſachen —F— u — 1578 
in Altersrentenſachennn. 2 ee 1 345 
zujanmnen . 2 923 
Unerledigt übernonmten jind aus dem Jahre 1893: 
Invalidenrentenjachen ee here ee 
Alterdrentenfahen . - 2 2 2 2 2 2 4372 
zufammen . 0. 839 
mithin waren zu bearbeiten. . . 3 762 
Reviſionen wurden eingelegt: —— — 
a) von den Verſicherten in . . . ..1063 994 
b) von den ee und Kaſſen⸗ 
einrichtungen No. 0 nn 424 292 
c) don den Staatölommiflaren IN .5. u Dr 91 59 
zufammen wie oben. . . 1578 1 345 


2 923 


Annalen des Teutſchen Reid. 1895, 62 
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Unter den Reviſionen befinden jich 14 Anträge auf Wiederaufnahme des Ver: 
fahrens nah Abſchluß desielben durch Urtheil des Nevifionsgericht3 und 1 An— 
trag auf Erjtattung der Beiträge gemäß $ 31 des Invaliditäts- und Witers- 


verſicherungsgeſetzes. 
Invaliden⸗ Alterds 
rentenfaden  rentenjachen 


Bon den Perficherten und Verſicherungs— 
anjtalten ꝛc. zugleich it in — 
von den Verſicherten und ee 





zugleih IM. 2a 2% : 4 1 
von den Verjiherungsanjtalten x. und Staats- 
fommifjaren zugleich 2. 2. 2 202. 29 21 
zufammen in... . 4003022 
Sachen Nevifion eingelegt worden. — 
II. Von den Reviſionen wurden erledigt: aka, Aa 


tentenjaden venteniachen 


a) durch Urtheil nad) mündlichen Verhandlung 1189 1089 = 2278 


und zivar: 
1. Zurüdgewiejen wurden Reviſionen: 


Invatiben: Alters · 
rentenſachen rentenſachen 
a) der Verlicherten . . 565 589 = 1154 
B) der Verſicherungs-Au— 
jtalten und — 
rihtungen . . 134 15 = 249 
y) der Staatdfommiffare . 26 20 = 46 
zufanmen . . 725 124 = .. 1449 


to 


. Stattgegeben wurde den Reviſionen 
&) der Verjicherten 


Invaliren: Aliers · 
renteniadsen rentenſachen 


xx) durch Zurück— 

verweilung an 

das Schieds: 

gericht in... 117 107 = 224 Fällen 
83) durch Zurück— 

verweiſung an 

denBoritandin — — — — Füllen 
yy) durch erſtmali— 
ae Zuerkenn— 
ungd. Rente in 29 24 = 53 Fällen 
durch Abände— 
rung des Ren— 
tenbeginns od. 
derfientenhöbe 


— 


BR: a a 6 — 10 Fällen 
zufammen . 152 135= . . . 287 


Seite . .» „ 287 1449 
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Nebertrag . . . 287 1449 3762 
B) der Verſicherungs-Anſtalten und Kaſſenein— 
richtungen In validen · Alterds 


rentenſachen rentenfachen 

ax) durch Zurück— 

verweiſung an 

dad Schieds— 

gericht in. . 114 74 = 188 Füllen 
PB) durch Zurück— 

verweiſung an 

3, Vorſtand in — — — — Fällen 
yy) durch Abweiſ— 

ung d. Renten 

anjpruchs in .110 96 — 206 Fällen 
85) durch Abänder: 

ung d. Renten: 

beginns od. der 

Rentenhöhe in 41 24 = 65 Fällen 

zufammen. 265 194 . . . 459 

y) der Staatskommiſſare 


invaliten» Alters: 
tentenfachen temtenfaten 


x&) durch Zurück— 

verweilung an 

dad Schieds— 

geriht in .. 16 10 — 26 Fällen 
B3) durch Zurück— 

verweiſung an 

d. Vorſtand n — — — — Falle 
yy) durch Abweiſ— 
ung d. Renten— 
Anjpruds in. 22 20 = 42 Füllen 
durch; Abänder: 
ung d. Renten: 
beginns od. des 


SZ) 
8 


Rentenbetragsin 9 6 = 15 Fällen 
zuſammen —A55 —83 
insgeſammt... 829 
ſind. . 2278 


Die nach mündlicher Berhandlung ergangenen Urtheile haben 
hiernad im Ganzen: 


Revijionen zurückgewieſen, in ..1449 Füllen 
die Sache in die Sorinftang zurückverwieſen, in 438 „ 
eritmalig Nente zuerkannt, in. . 52 2% 


die vorinjtanzlich zugejprochene Rente aberfannt, in 248 
den Beginn oder die Höhe der erjtinitanzlich * 
geſetzten Rente abgeändert, n . . i 90 


iind wieder . . 2278 Fälle, 
Seite. . . 2278 3762 


62* 


— 
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lebertrag . . . 2278 3762 
b) durch Urtbeil ohne mündliche Verhandlung wurden Revi— 
fionen zurückgewieſen 182 in Anvalidenrentenjachen, 194 in 
Altersrentenjachen, zufammen . . 376 


und zwar: Invalitene Alert. 
tenteniachen renteniachen 


x) wegen verjpäteter Einlegung 173 184 = 357 
B) als offenbarunbegründet ($81 
Abſatz 2 des Invalidität: und 
Altersverjiherungsgeiepes) . 9 10 — 19 
zufammen . . „182 194 = 376 
auf andere Art (Zuridnahme, Vergleich u. ſ. w.) er— 
erledigten jich 102 Invalidenrentenjachen, 105 Alters— 
rentenfachen, zuſammen. 207 


ce 


— 





583 
erledigt ſind zuſammen .. .„ 2861 
Mithin blieben unerledigt . 901 

und zwar 500 Invalidenrentenſachen, 401 Altersrentenſachen. 


III. Den durch Urtheil nach mündliher Verhandlung erledigten Sachen lagen 
folgende Streitfragen zu Grunde: 
A. Nichtanwendung oder unrichtige Anwendung des beitchenden Rechts kam 
in Frage, und zwar handelte e3 ich darum: 


a) ob der Nentenbewerber zu den „Werz hteniasen rentenfeten 
ſicherten“ gehört . .. in 147 in 382 
b) ob die Wartezeit erfüllt it ce BE u 10 


ec) ob bereits Invalidität eingetreten it „ 157 „ 13 
d) ob die jonjtigen rechtlichen Voraus 
jeßungen Fir einen Rentenanſpruch 
gegeben find ; 384 74 
e) nach welchen rehtfichen Gefihtspunften 
der Beginn der Nente zu beitimmen it 
f} nad) weldyen rechtlichen Geſichtspunkten 
das Maß der Nente zu berechnen it „ 38 „ 32 


sr BE 29 


- 


g) um fonitige Rechtsfragen . » .» u 74. 65 
jufammen . . „in 804 in 794 — 1598 
B. Die thatfächlichen Feititellimgen des Schieds— 
gerichts waren zu prüfen: Invaliden · Aliere 


rentenſachen rentenſachen 
a) dieſelben waren aufrecht zu erhalten, 
und daher die Nevilion zu verwerfen in 195 in 184 
b) diejelben waren wegen eines Ver— 
jtoßes wider den klaren Inhalt der 


Alten aufzuheben . . 2.220.139 „ 75 
zufammen . . . m334 m 259 = 593. 
C. Es war zu prüfen, ob weientliche — 
des Verfahrens vorlagen . . . .n 5öln 36 — 87 
zuſammen . . . in 1189 in 1089 


insgefammt wie oben zu Ila . . 2278. 
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IV. Un 235 Sißungstagen haben mündliche Verhandlungen in 2315 Saden 
jtattgefunden, und zwar: 
vor der erweiterten Spruchlammer (Ziffer 5 der Kaiſerlichen Verordnung 


vom 20. Dezember 1890) an. . . 32 Tagen in 218 Fällen, 
vor der engeren Spruchlammer (Ziffer 4 
a. DE oe 203, 42097 . 
zuſammen an . . . 235 Tagen in 2315 Fällen, 


Eine Vertretung der Verſicherten durch Rechtsanwälte fam in 14 Fällen 
vor; Staatskommiſſare waren in 2 Fällen zur mündlichen Verhandlung 
erichienen. 


V. Um die von den Spruchfammern angenommene Auslegung ſolcher geſetzlichen 
Beitimmungen, welche von erheblicher grundjägficher Bedeutung find, maß- 
gebend feitzuitellen, wird ein Präjudizienbuch geführt, weldes zur Zeit 
665 Eintragungen enthält. Dasjelbe bietet zugleih Material zur Ent— 
jcheidung der frage, ob über die einzelnen Reviſionen vor der engeren oder 
der erweiterten Spruchlammer (Ziffer 4 und 5 der Kaiſerlichen Verordnung 
vom 20. Dezember 1890) zu verhandeln it. 


Rechtſprechung der Schiedsgerichte. a) Statiflifhes. Im Jahre 1894 be— 
ftanden im Neid) 625 auf Grund des Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes 
errichtete Schied3gerichte; von dieſen entfielen 605 auf die 31 Verſicherungs— 
anjtalten, 20 auf die nah 88 5 ff. a. a. O. zugelafjenen 9 beionderen Kafjen- 
einrichtungen. 

Während im ganzen Neid im Berichtsjahre insgefammt 42,874 Anfprüche 
auf Alterörente erhoben worden find, von denen — einfchließlich der aus dem 
Borjahre unerledigt übernommenen 3 395 Altersrentenanſprüche — 32 747 von 
den Berjiherungsanitalten 2c. anerkannt, 7 167 zurückgewieſen, 1087 anderweitig 
erledigt und 5 268 unerledigt auf das Jahr 1895 übernommen wurden, und 
während ferner im Ganzen 62 627 Anſprüche auf Inpalidenrente geltend gemacht 
worden jind, von denen — einschließlich der aus dem Vorjahre unerledigt über- 
nonımenen 5263 Invalidenrentenanfprüche — 45 634 von den Berlicherungs- 
anſtalten sc. anerfannt, 12 172 zurückgewieſen, 2 685 anderweitig erledigt und 7399 
unerledigt auf das Jahr 1895 übernommen wurden, find bei den Schiedsgerichten 
15 831 Berufungen anhängig geworden, und zwar: 


in Invalidenrentenfahen 2 2 nn... 9722 

in Ultersrentenjahen . . 6074 

wegen Erſtattung von Beiträgen gemaß 88 30 und 31 des 
Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzss.. . . 35 


Davon find erhoben: 15 831 


a) von den Verjicherten oder deren Hinterbliebenen. . . 15230 
b) von dem : ———— TR — — 587 
c) von beiden zu a und b bezeichneten. Seiten u Sr 14 


15 831 
Bon der Gejammtzahl der im Berichtsjahre anhängig gewordenen (15 831) und 
der aus dem Borjahre umerledigt übernommenen (3 788) Berufungen find erledigt: 


a) durch rvechtöfräftigen Ablehnungsbejcheid des Vorfikenden . . . 1143 
b) durch Vergleich oder Zurücdnahme der Berufung. 22335 


Seite 2. 2 02...83478 
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lebertrag . . . 0. 83478 
ce) durch Entiheidung des Schiedsgeriht8 . 2 2020202020. 10663 
x) Zurückweiſung aus formellen Gründen 
xx) wegen Verſäumung der Berufungsftiit . . . 276 
53) wegen Unzuftändigfeit des Schiedsgerihts . . 54 
>) Beltätigung des angefochtenen Beiheidee . . . . 6880 
+) völlige oder theilweife Abänderung des angefochtenen 
Beſcheides.. 3453 
d) auf andere Weiſe 722 
zufammen 2 2 20002. 14863 


Unerledigt blieven 4 756 Zachen. 

Tie Zahl der Sitzungen betrug 3 365. 

In 6 726 Sachen baben Beweisaufnahmen ftattgefunden. 

In 87 Sachen it ohne mündliche Verhandlung und in 1282 Sachen ohne 
vorgängigen Schriftwechjel entichieden worden. 

Gemäß $ 74 Abſatz 6 des Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes ſind 
Kosten des gerichtlichen Verfahrens einer Partei auferlegt worden in 99 Fällen. 


b) Erfahrungen. Die Gejchäftsberichte der Schiedsgerichtsvorſitzenden laſſen 
erfennen, dai die Handhabung des Geſetzes, ſowie der Kaiſerlichen Verordnung 
vom 1. Dezember 1890, betreffend das Berfahren vor den Schiedsgerichten, im 
Berichtsjahre beionderen Schwierigkeiten nicht mehr begegnete. Mehrfach wird 
hervorgehoben, daß die arbeitende Bevölkerung den Gejepe allmälig lebhafteres 
Interefie und größeres Verſtändniß entgegenbringt. Daraus erklärt fih wohl auch 
zum Theil die nicht mmerheblihe Zunahme der Zahl der in Invalidenrentenſachen 
eingelegten Bernfungen. Der Art und Weije, wie die Beiliger ihrer Aufgabe 
gerecht zu werden bejtrebt find, wird wiederholt warme Anerkennung gezollt. Cine 
Vertretung der Parteien durch Anwälte oder Nechtsfonjulenten gehört zu Den Aus— 
nahmen; faſt durchweg ericheinen die Nentenbewerber in den VBerhandlungsterminen 
perſönlich. Auf dieſen lepteren Umſtand wird in den Geſchäftsberichten ein be: 
jonderes Gewicht deshalb gelegt, weil die perjönliche Anmwejenbeit der Versicherten 
die gebotene Aufklärung des Sachverhalts weſentlich erleichtere, insbejondere gegen: 
über den Arbeitsbejcheinigungen betreffs der Zeit vor dem Inkrafttreten des Ge 
jeßes, über deren Unzuverläfligfeit fortgelegt geflagt wird. Die Schwierigfeiten, für 
jene Zeiten noch richtige und genaue Arbeitsbefdheinigungen zu erlangen, wüchſen 
von Jahr zu Jahr derart, daß mindeitens bezüglich des $ 157 des Invalidität: 
und Altersverlicherungsgejeges (Altersrente) eine Vereinfahung und Erleichterung 
des erforderlichen Nachweiſes im Wege der Gejepesänderung anzuſtreben jei. 

Wie bei den Verhandlungen in der Nevifionsinitanz bemerft und auch in Be: 
jchwerden der Mentenbewerber hervorgehoben wurde, kommen bei der Durchführung 
des Berufungsverfahrens, namentlich bei der Zuitellung der Urtheile, noch immer 
unliebjame Verzögerungen vor. 


Vehnungsbürrau des Beihs-Berlicherungsamts: a) Bentenvertheilungen. 
Zu den aus dem Vorjahre übernonmenen 6 608 Anträgen auf Nentenvertbeilung 
traten im Berichtsjahre 43 582 Invalidenrenten und 30 623 Altersrenten binzu, 
jo daß insgefannt 80 813 Nenten zur Bearbeitung vorlagen. Hiervon wurden 
73 900 vertheilt, während 6 913 unerledigt in das Jahr 1895 übernommen 
wurden. In 1255 Füllen wurde von dent Rechte des Vorbehalts ($ 160 des 
Invaliditäts- und Altersverſicherungsgeſetzes) Gebrauch gemadt; dazu famen nod 
214 umerledigte Vorbehalte aus dem Jahre 1893. Das Verfahren fand während 
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des Berichtsjahres in 1059 Sachen jeinen Abjchlug, ſo dab noch 410 Fälle in 
das Jahr 1895 übernommen worden find. Zur Vorbereitung und Durchführung 
des Bertheilungsverfahrens gingen von den Borjtänden der Verlicherungsanitalten 
und zugelafienen bejonderen Kafjeneinrichtungen rund 19000 bejondere Mittheil- 
ungen und aufflärende Berhandlungen ein, 


b) Verrechnung der Hentenzahlungen und Doppelmarken. Bei der gemäß 
$ 91 a. a. ©. bewirften Prüfung und Abrechnung der von der Poſt und einzelnen 
Kafjeneinrichtungen für Rechnung des Reichs und der Verfiherungsanitalten ꝛc. 
während des Jahres 1893 geleiiteten Nentenzahlungen ergaben ſich vielfah An— 
jtände, Die in rund 1400 Fallen Rüdfrage erforderlich machten. Im Anſchluß 
hieran erfolgte bei 5 100 Nenten die endgültige Verrechnung der Vorſchüſſe. 

Für das Etatsjahr 1893/94 wurden die Abrechnung der Einnahmen des 
Reichs aus dem Verkauf von Doppelmarken, jowie die Prüfung und Abrechnung 
der vom Reich aus Erjtattungen für irrthümlich verwendete und vernichtete Doppel— 
marken zu zahlende Beträge bewirkt. 


c) Mathematifch-Ratififche Arbeiten. An mathematiicheitatijtifchen Arbeiten 

hat das Rechnungsbüreau in Laufe des VBerichtsjahres angefertigt: 

1. auf Grund neuer Unterlagen ein Öutachten über die von dem Borjtande 
der See-Berufsgenoſſenſchaft geplante jelbitändige Durchführung der In— 
validitäts- und Altersveriicherung der Seeleute unter gleichzeitiger Ver: 
jorgung ihrer Wittwen und Waijen; 

2. eine Denkſchrift über die veriicherungstechniichen Arbeiten bei Reviſion des 
Kapitaldeckungstarifs der Tiefbau-Berufsgenoſſenſchaft; 

3. einen Entwurf der für die Beitragserſtattungen in Verheirathungs- und 
Todesjällen (SS 30 und 31 des Anvaliditäts: und Altersverſicherungsgeſetzes) 
zu erlaſſenden Vorſchriften, betreffend die Art und Form der Rechnungs— 
führung bei den Invaliditäts- und Altersverlicherungsanitalten; 

4. eine überichlägliche Berechnung des Reichszuſchuſſes zu den in den nächſten 

Jahren zu zahlenden Invaliditäts- und Altersrenten; 

eine überichlägliche Bilanz der Verjicherungsanitalten für die erite Beitrags: 

periode auf Grund der Nechnungsergebnifle der Nahre 1891, 1892 und 

1893: 

6. die Berechnung des von den Veriicherungsanftalten und den zugelajienen 
bejonderen Nafjeneinrichtungen im Jahre 1895 gemäß $ 92 Abſatz 3a. a. O. 
an die Poſt abzuführenden Betrichsfonds ; 

7. Vorarbeiten behufs Aufitellung von Regeln über das Ausicheiden aus dem 
Invaliden= und Aitersrentengenuß (AHusicheideordnungen). 


d) Statififhes. Vom 1. Januar 1891 bis zum Ablauf des Berichtsjahres 
wurden an Renten überhaupt anerfannt: 


1 








Invaliden | Alters- 






bei den Zuſammen. 


renten. renten. 












331 791 
11 676 


237 610 


31 Berlicherungsanftalten 
4254 


9 Kaſſeneinrichtungen 












241 864 343 467 





101 603 
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Im Berihtsjahre bezogen rund 
204 500 Berjonen Altersrente, 
91500 Berjonen nvalidenrente, 


296 000 Perjonen überhaupt Rente. 
Da ſich unter diefen rund 800 Perjonen befinden, deren Alterärente im Yaufe 
des Berichtsjahres in Anvalidenrente umgerandelt wurde, und dieje Perjonen des— 
halb vorjtehend doppelt gezählt find, jo ftellt jich die wirkliche Zahl der Renten— 
empfänger des Berichtsjahres auf 
rund 295200 Perſonen, 


alfo rund 


an welde insgejammıt 
34,, Millionen Marf, 
und zwar an Alteröventen rund 24,, Millionen Marf, 
an Anvalidenrenten 10,, Millionen Mark 
gezahlt find. 
Die von den Berficherungsanftalten jeit dem 1. Januar 1891 feſigeſetzten 
Renten repräjentiren überichläglich ein Dedungsfapital von 
rund 157,- Millionen Mark 
und mit Einſchluß der an den Nejervefonds ($ 21 des Invaliditäts- und Alters: 
verficherungsgeießes) abzuführenden Beträge in Höhe von rumd 31,, Millionen Mart 
ein Kapital von 
rund 189,, Millionen Mark. 
Dem jteht nad Abzug der gefammten Verwaltungskoſten — für 1894 in der- 
jelben Höhe wie für 1893 angenommen — eine Einnahme aus Beiträgen gegenüber 


in Jahre 1891 von und .  85,, Millionen Marf, 
—— 
> 5 24898: 5 85, — 
——— Bi n u 


zufammen . . 341, Millionen Mark. 
Es verbleibt demgemäß — ohne Berüdjichtigung von Zinſen — zur Dedung 
der im Jahre 1895 wirkjam werdenden Beitragsderitattungen ($$ 30, 31 a. a. ©.) 
und der in Folge der längeren Dauer der Beitragsleiltung allmälig höher werdenden 


Snvalidenrenten ein Kapital von rund 152,, Millionen Mark. 
 SchluksJujammenitellung fiebe naͤchſte Zeite) 


C. Allgemeine Geſchäftsüberſicht. 


Die Zahl der abgehaltenen Plenariigungen betrug 12. 

In der Zentralabtheilung wurden 4 216 Eingänge erledigt. 

In der Unfallverjicherungsabtheilung waren 81 170 gebucdte Eingänge vor- 
handen; darunter betrafen 45 642 die Bearbeitung der Rekurſe gegen die Ent: 
iheidungen der Schiedsgerichte. 

Bei der Abtheilung für Imvaliditäts- und Altersverjiherung betrug die Zabl 
der gleichen Eingänge insgefamnt 28 839, wovon auf Reviſionsſachen 20 271 ent- 
fallen. Dazu kommen die Eingänge bei dem Nechnungsbüreau, deren Zahl ſich 
insgefammt auf rund 210000, darunter 108 189 gebudhte, belief. 

An den „Amtlichen Nachrichten des Reichs-Verſicherungsamts“ gelangten aus 
dem Gebiet der Unfallverfiherung 68 Rekursenticheidungen und Verwaltungs— 
bejcheide, aus dem Gebiet der Amvaliditäts: und Altersverfiherung 84 Reviſions— 
enticheidungen und Verwaltungsbeſcheide zur Veröffentlichung. 
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Schluß Zufammenftellung. 











Davor 


3 — 
Es blieben J 
Summe — — — 


Reſt vom I 
Jahre 1893 Jahre 1894 


Ein⸗ 
gegangen 








A. Unfallverſicherung. 
I. Summe aller Beſchwerden ıc. 
unt.1,2,3,4aufS.938-941 | 22854 
II. Dazu Rekurſe gegen die 
Entiheidungen der Schieds- 
geridte (S. 922—924) .| 1653 
Summe A . | 









10 455 9013 1940 







17052 8705 5378 | 3327 


13731 [i9658 [14301 






B Anvaliditäts- und | 

Altersverfiherung. | 

I. Beſchwerden ꝛc. | 
II. Revifionen 

Summe B J 


Summe aller Beſchwerden, Re: | 
furje und Revilionen 


2379 
2923 


21023 















5140 26 163 








19620 6543 


Dazu die Arbeiten des Nechnungsbüreaus, vergleiche S. 950. 


Uachweiſung 
der 
Geſchäfts- und Rechnungsergebniſſe der auf Grund des Invaliditäts— 
und Altersverjicherungsgejeges errichteten Berficherungsanjtalten 
für das Jahr 1593.') 


Vorbemerkungen. 


Die Nahweiiung enthält die Geichäfts: und Rechnungsergebniſſe der 31 In: 
validitäts- und Alteröverfiherungsanftalteı Für das Nechnungsjahr 1893, das 
dritte jeit dem Inkrafttreten des Invaliditäts- und AlterSverficherungsgeieges. 

Im Allgemeinen find der Zuſammenſtellung der Ergebniſſe diejelben Tabellen: 
formulare wie im Vorjahre zu Grunde gelegt worden. Die Tabelle II bat 
infofern eine Aenderung erfahren, als die Interabtbeilungen des Titel® 2 des 
Ausgabefapitels V fortgerallen find, während das Napitel II der Einnahme in 
die vorgeichriebenen Nechnungstitel zerlegt worden iſt. Ferner it die Tabelle IN 
durch eine Spalte (16) vermehrt worden, in welcher der Stapitalwerth der an 
Stelle von Altersrenten tretenden Anvalidenrentenantheile angegeben it. 

Wie die Nachweiiung erfennen läßt, stellen ſich die Ergebniſſe bei deu 
31 Verfiherungsanftalten im Vergleich zu deu früheren Rechnungsjahren wie folgt: 





&s waren vorhanden: 






































Miedglieder der Borftände 150 149 
Hilfsarbeiter der Borftände . i 26 29 
Büreau-, Kaſſen- und Kanzleibeamte : 739 578 
Unterbeamte 69 51 
Mitglieder der Ansihüiie . 618 618 
Vertrauengmänuer . 58635 58 086 
Kontrolbeamte 289 239 
Schiedsgerichte 613 613 
Beſondere Martenverfauisitellen 8293 984 
Mit der Einziehung der Beiträge betraute 
Serantentafien . j 4425 4436 
In gleicher Weile wirfende Gemeindebe: 
hörden und jonitige von der Landes— 
Centralbehörde bezeidinete Stellen . 2 906 5142 
An Entichädigungsbeträgen jind ae 
zaht worden: Me Me 
») a) fir Invalidenrenten 2 797 596,06 713 600,1» G, 
bh) „ Milterärenten 13 336 163,55 | 12 318 781. 9 048 435,35 
©) „ Kapitalabfindungen 963,00 64,0 339,0 
di „ SKoiten des Heilverfahrend . 107 179,21 31 835,10 301,» 
zuſammen 16 241 901,2 13064 281,70 9 049 086,» 


NY Vgl. „Annalen“ 1894 ©. 710 f. 
) Siehe die Anmerfung auf der nächſten Seite. 
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Es waren vorbanden: 

















Uebertrag . . . 16 241 901,2 | 13064 281,0 9 049 086,:0 

Ferner jind verausgabt: an laufenden Ber: 
waltungsfoiten (Ausgabe Kap. V) 3 765 547,00 3 692 801, 3261 147,54 
an Koiten d. Kontrole Ausgabe Kap. V 1m 503 210,55 438 8409,05 193 453,4 






Die weiteren Ausgaben (für Erhebungen 
vor Gewährung von Nenten, Scieds- 
gerichtstoiten, Koſten der Rechtshülie, ſo— 
wie jonftige nicht beionders DOSIEEME 
Ausgaben) befiefen ih auf . . 494 800 4 

An den Reſervefonds ſind abgeführt worden ! 6371534, 


27 376 995,08 







469 772,8 
9276 797, 


26 942 503,18 


329 349,01 
3 440 427, 


16 273 463,05 















fo daß im Ganzen an effeftiven Ausgaben 
nachgewieſen find, denen an effektiven 
Einnahmen — die letzteren ſetzen sich 
zuſammen aus Beiträgen, Zinjen, Mierhe 
und Pacht aus Grundbeiig, aus eritatteten 
Rentenbeträgen, Straigeldern u. anderen 







zufälligen Einnahmen — gegemüberitehen | 95 735 765.5 | 92 070 714,75 | 89 647 293,26 
Die Einnahmen ütberjteigen daher die Aus— 
gaben um . . 68 358 770411 65128 21L,u | 73378 829,0 


Der am Schluſſe des vorigen Redmungs- 
jahres nachgewieſene Beſtand beträgt 


jo daß ſich als Beitand am Schtujie des 
Rechnungsjahres ergibt ein Betrag von 
Dazıı treten die für den Reſervefonds nad): 
gewieienen Beſtände von . 2 2. . 19 726 694,4 
fo daß der gejammte Bermögensbeitand 


der Berficherungsanitalten am Schluſſe 
des Redinungsjahres ſich itellt auf. . | 226 587 506,05 






138 502 040,85 713 373 829,51 


13 373 829,51 










206 860 811,5» 





138 502 040,3# 





3 428 409,70 





12 861 441,40 





151 363 482,2» | 76 802 239,01 








Aus den Ende 1893 verbliebenen Beitande (ausichl. Rejervefonds) von 
206 860 &11l,,. db. 
find nicht nur die Tebenslänglichen Nenten derjenigen Perſonen zu deden, deren Nente 
in den Jahren 1891 bis 1803 beginnt, Jondern auch die künftigen Mehranfiwendungen 
auszugleichen, welche in dem ipäteren Jahren der erften Periode bei gleichbleibenden 
Beiträgen in Folge der Nenteniteigerung und der von Mitte des Nahres 1895 ab 
eintretenden Beitragseritattungen (SS 30, 31 des Geſetzes) entftehen werden. 


*); Die auf Anweiinng der 31 Berjicherungsanitalten und der 9 zur felbjtändigen Durch— 
führung der Verſicherung zugelaſſenen beionderen Hajleneinrichtungen für Renten überhaupt 
gezahlten Beträge jtellen ic) nadı den Abrechnungen des Rechnungsbüreaus ($ 92 des Ber 
jeßes) wie folat! 











Es iind gezablt worden im Jahre 





— 1893 _ ee | 
Bezeichnung davon zu davon zu davon zu 
überhaupt Laſten überhaupt Yaiten überhaupt Lasten 
des Meiche des Reichs des Reichs 
se | Ab „Ah Ab MM. M 






Invalidrent. | 5282 850, 2 2209016,»]| 1353433,1#  561010,0s 52,08, 
Alterörenten.. [122768 337,05 9 052636.11]21 071 602,06 8410061,14]15 306 702, * 6.049848, “ 


Buiammen . [28 046 187,45 11 261 653,01]22 425 035,25 8971 072,.4]15 306 75420 6 049 848.1 
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Nach den beigefügten Tabellen III berechnet ſich der Kapitalwerth derjenigen 
in den Jahren 1891 bis 1893 beginnenden Neuten, welche bi Ende 1893 den 
Berliherungsanftalten gemäß $ 90 Abſatz 2 des Gelege vom Nechnungsbüreau 
endgültig zur Laſt gelegt waren, auf 

107 867 399 M. 


Hierzu tritt der noch nicht bekannte Kapitalwerth derjenigen Nenten, welche 
bis Ende 1893 zwar bewilligt, vom Rechnungsbüreau aber noch nicht vertbeilt 
waren, Sowie der Kapitalwerth der noch im ipäteren Jahren bewilligten Rente, 
deren Beginn in Folge veripäteter Geltendmachung des Anjpruchs auf die früheren 
Jahre zurüddatirt werden muB. 

Bon welcher Bedeutung gerade dieler letztere Umstand ift, zeigt die folgende 
Tabelle, weldye bie von den 31 Juvaliditätd: und Altersverfiherungsanitalten 
jowie den 9 zur jelbitändigen Durchführung der Verfiherung zugelafienen be: 
jonderen Kaſſeneinrichtungen bisher bewilligten Renten nad) den Nentenbewilligungs: 
jahr und Nentenbeginnejahr wiedergibt. 





Es jind an Juvaliden und Alterärenten 
bewilligt worden 











Davon beginnen im Jabre 





1891 | 1802 | 1898 | 1894 


in der Jeit vom Anzahl!) I Anzahl 





I. Invalidenrenten 
1. Januar bis 31. Dezember 1891 
„ " ”»n" " 1892 
" Pr — * 1893 


15 357 
14 664 


















52 746 
35 987 


Zuſammen 
1. Januar bis 30. September 1894 


II. Altersrenten 
l. Januar bis 31. Dezember 1891 
u “ Pr: — 1892 
* * ni" " 1893 


Zuſammen 
1 Januar bis 30. September 1894 










132 667 
23 509 
5.093 
161 269 
2.005 


132 667 
42 028 
31.045 
205 740 

24 613 


— 


18519 
8 733 

















Nach voritehender Tabelle beginnt eine jehr große Zahl der bewilligten Renten 
ſchou vor den Nentenbewilligungsjahr, und dies hat zur Folge, daß dad Dedungs- 
fapital für die gelanmten, in den Jahren 1891 bi 1893 beginnenden Renten, 
überichläglich ermittelt, mindeitens 25 Prozent höher jein wird, als der Betrag, 
der in den Tabellen III für die bisher vertheilten Nenten nachgewielen worden ift. 


Ueber die- Höhe der Mehraufivendungen in Folge der Nentenfteigerungen er: 
hält man ein Bild, wenn man die bisher bewilligten Renten nach ihrer Durch— 
ſchnittshöhe Für die einzelnen Nentenbeginnsjahre ermittelt. Die nachitehende 
Tabelle gibt hierüber Aufichluß und zeigt zugleich da8 Anwacien der Reuten. 


) Erwaige Abweichungen gegenüber den bisher durdı die Geſchäftsberichte des Reichs- 
Berjiberungsamts veröffentlichten Zabien find auf Ab» und Anerfennungen von Renten in 
höherer Juſtanz zurückzuführen. 
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N Der Durchſchnitisbetrag der Don nebenbezeichneten Ver— 
es jicherumgsanitalten bewilligten Renten stellt fih in Mark für 


jiherung&anitalten 





Alterörenten | Invalidenrenten 
deren Beginn fällt 
art in das Jahr au in das Jahr 
Anſang Ende Beaue 
1891 189] 1892 1895 1891 1892 1893 


Name 


rbrunas# 
Kummer 


un 


7. 8 





1. Oſtpreußen ea are 109,r2 Ill, | 1134| 115: | 111, 112, | 114, 
J Weſtpreußen u — — 11844 119,as 119 ss 122,0 112 .:= 113 ss 115,» 
3. Berlin . . . J HAUFE 158,52 159 22 ı 165.08 114 117,4 121 au 
4. | Brandenbing ©... 121,00 | 124,» | 127,1 | 12% | 113,0 | 114,4 | 117,08 
5. | Bommtern 125.08 120,8 128,18 ' 180,.s 113,0 114,51 117,0: 
6. Roien 0 te ıl4,s 116,6 | il& is 121»: 112,0 113. | 115,5 
7. Schleſien et he 115,85 115,0! 117.0! 119, 112.as 113. |! 115.» 
8. Sachſen⸗Anhalt 128,0: 150,48 132.1! 138. 113,0 1153460 118,15 
9. Schleäwig-Holftein 132,4 | 136,04 | 138,0 | 140. | 115, || 115,0 | 118% 





10. Sannovper . . . 128,51 | 126,1} 127,5 | 130.01 1132: | 114, | 117 ,.s 
11. Beitfelen . 2 203. 131,61 132,5 | 132,51 139 ‚ei 113,55! 115. | 118, 
12. | Heften Roilau . . . . 129,51 132,03 135, 137 .»: 114 115,5 | 118 
13 R heinprovinz Et ah 140,3 142,42 | 143.22 148 sı 114 s: 116,03 ı 119 ss 
14.: Oberbavern . 2... 129,10; 129,ra 132,5: | 134,55 |] 113,5 | 114,ra | 117 
15. | Niederbanern . —TF 120,11 120,0: 123 01 1281| 112 113,» | 115, 
16. Rialz » j 2’ 27.0 129, 131,55 138 ss 114,00 115,1: 117,0 
17. Oberpfalz a 119,00 120,8: 118 se 122 7 11244 1132 J 15,40 
18. Oberfranken.. . . IIM. 119, | 118 | 116 | 118,0 | 113,411644 
19. | Mitielfranfen . . » „| 122281 124m | 12814 | 1297 | 118,0 || 114, | 117,0 
20. Unteriranten . . . .» 116,6 | 116, | 1181 | 1215| 13a | 113,8 | 117,0 
21.| Schwaben 127, 130, | 133.» | 18342: 1 113, 114.0 | 118,05 
22.| Königreih Sachſen 127,» | 1295 | 134,7 | 1355 114,1 ı 114,4 | 117, 
23. Württemberg 124,40 124, u 131. 32. 113446 I154 1184 
24. Baden 128,20 | 130, | 132,18 | 138% 113. | 11520 118,8 
25.: Broßherzogibum Selen 125,07 127,54! 131. 132: | 118. | 11507 | 118. 
26.| Wedlenburg - . . . 126,8: | 150. | 183.4 | 13850 1 113,0 | 114, | 117,55 
27.| Thüringen . 124.10 | 123, | 127 128,07 | 112, I15,:s | 118,0 
28.| Oldenburg . 121, 124,8 | 125 124,1: 114. | 115,» | 118, 
29. | Braunicdhweig . 132,5 135,54 | 1384 140.5 | 114, 114. | 118, 
30. | Hanjejtädte. 158,78) 158,5 | 160 162 115. |! 117,0: | 1220 
31.) Eliap-Lothringen . 138,30 || 140.12 | 142,1 145, 113,45 115,0 | 119,0 
Im Durdicnitt der 31 Ber: 

jiherungsanftalten. . . 124 0: 126,40 128. 131.4 113.35 | 114.2 | 117, 


MWenngleih bei Ermittelung der Zahlen in der vorftehenden Tabelle nicht 
alle Renten, deren Beginn in die Jahre 1891 bis 1893 Fällt, berüdfichtigt wer: 
den konnten, und die Zahlen deshalb insbejondere für das Jahr 1893 nicht als 
endgültig angejehen werben können, jo geht aus demjelben doch ichon hervor, daß 
die jährliche Steigerung des nah Abzug des Reichszuſchnſſes den Verſicherungs— 
anſtalten zur Laſt fallenden Betrages im Geſammtdurchſchnitt mindeltens 3 Prozent 
betragen dürfte. Die für die Nentenfteigerungen fünftia in Frage kommenden 
Mehraufwendungen werden ſomit den jegt noch vorhandenen Ueberſchuß erheblich 
vermindern. Daß Letzteres auch durd die Beitragseritattungen geſchehen wird, 
ift zweifellos; wie groß aber deren Einfluß fein wird, läßt fich zur Zeit noch 
nicht überiehen, da die Bedentung der Eritattungen erit von Mitte 1895 ab in 
die Erſcheinung treten wird. 
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Hiernach können erit weitere Erfahrungen einen ficheren Aufichluß dariiber 
geben, ob md imvieweit die Reſerven der Verficherungsanftalten im Durchichnitt 
und im Einzelnen in der That höher find, als es zur Dedung der Verpflicht- 
ungen erforderlich ſein würde. 


Bu Tabelle J. 


Der Ausfüllung der Tabelle I iſt der Stand vom 31. Dezember 1893 zu 
Grande gelegt, wobei die Mitglieder des Vorſtandes und des Ausichfles, die 
Bertrauensmänner und die Schiedsgerichtsbeiſitzer in derjenigen Zahl aufgerührt 
jind, welche ich aus dem Statut oder aus ſouſtigen allgemeinen Vorſchriften ergibt, 
gleichviel ob einzelne der in Frage kommenden Berfonen zur Zeit der Aufſtellung 
aus ihren Ant ausgeihieden waren. Die Griagmänner haben im Allgemeinen 
feine Aufnahme gefunden; nur dem Beiligern der Schiedsgerichte find die Hülfs— 
beifiger zugerechnet worden. 

In den Spalten 8 und 9 der Tabelle I find nur die ſtändig beichäftigten 
Kaſſen-, Büreau- und Kanzleibeamten beziehungsiweile Unterbeamten berückſichtigt, 
das heißt diejenigen, deren Verwendung einem vorausſichtlich dauernden Bedürfniſſe 
entſpricht. 

Die Zahl der im Jahre 1893 bei den 31 Verſicherungsanſtalten feſtgeſetzten 
Nenten beträgt nach Tabelle I 

33 228 Invalidenrenten und 
31 176 Nitersrenten, 
zılammen 64 404. 


Mie die weiter oben mitgetheilte Tabelle erfennen läßt, nimmt die Zabl der 
nen bewilligten Alterärenten ab, während die Zahlen der bewilligten Invaliden— 
venten eine steigende Tendenz zeigen. Im Jahre 1892 wurden bei den 31 Ver: 
jiherungsanftalten und den 9 beionderen Stallcneinrichtungen 17 637 im Jahre 
1893 35 064 Invalidenrenten bewilligt; für das Jahr 1894 find mac dem 


35 987 


Durchſchnitt der eriten drei Quartale jogar 35 987 — — 47 983 In: 


validenrentenbewilligungen zu erwarten. 


Zu Eabelle II. 


Die Zahlen in Spalte 2 bis 5 der Tabelle II enthalten diejenigen Ent: 
ihädigungsbeträge, welche im Jahre 1893 durch die Poſt gezahlt und von den 
Berfiherungsanitalten eritattet worden find. Da auch die noch nicht rechtäfräftig 
feitftehenden Renten ausgezahlt werden, die Berrheilung und Abrechnung im jeder 
Sache aber erit nach eingetretener Nechtöfraft der Nentenbavilligung erfolgen fann, 
jo waren alle derartigen Zahlungen mit aufzunehmen und vorläufig der feitieg- 
enden Berficherungsanftalt zur Laſt zu legen. 

Wie ſich die für Verwaltungstoiten veransgabten Beträge im Verhältniß zu 
den Einnahmen (Kapitel I bis IIT) bei den einzelnen Verſicherungsanſtalten ſtellen, 
zeigt die folgende Tabelle. Diefelbe giebt auch Aufichlug darüber, welchen Antheil 
der Verwaltungsfoiten im engeren Sinne (Kapitel V und Stapitel VIII) die Koſten 
für Ginziehung der Beiträge und die Koſten der Stontrole einnehmen. 


Ueberweifungen an den Neiervefonds find im Jahre 1893 von 25 Verſicher— 


ungsanitalten mit zujammen 6371 534,,, he erfolgt; 4 Berficherungsanitalten 
haben dem Nejervefonds überhaupt noch feine Beträge zugeführt. 
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ten 
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chteten Verficherung 
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sgelehes 


Ltersverficherung 
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Die in den Spalten 29 bis 34 der Tabelle II angegebenen Zahlen ftellen 
die im Jahre 1893 verkauften Marken dar abzüglich der irrthümlich verwendeten 
und vernichteten, Für welche die Beträge gemäß $S 125 und 127 des Invaliditäts— 
und Altersverficherungsgeieges von den Berfiherungsanftalten eritatter worden find 
beziehungsweiſe zu eritatten waren. 

Der Geſammterlös aus Beiträgen ftellt fich m 89892 206 ,;. — 88530 623, ,,— 
1361 583,;: M. böber als im Borjahre und überfteigt die Einnahmen aus Bei: 
trägen des Jahres 1891 um 88892 206,,2 — 88 886 97 1,96 = 1005 235,,,. 4 
Ueber die Zahl der biöher in den einzelnen Lohnklaſſen entrichteten Beiträge giebt 
die folgende Tabelle Aufſchluß: 





Anzahl der entrichteten Beiträge in den neben- 





Lohnklaſſen bezeichneten Lohnklaſſen im Jahre 
a | 18 1898 
I 180 310 459 99 864 782 98 286 604 
1 163 871844 | 171272806 | 169 864 669 
(Darunter Doppelmarten) (228 855) ‘152 760) (188 413) 
111 92 514 948 94 828 134 99 529 474 
IV 62 485 699 58 452 781 60 902 950 





Zuiammen 427 182 950 424418508 | 420583 697 


Hiernach ergiebt fih eine Abnahme der Markenzahl in Lohnklaſſe I umd eine 
ftetige Zunahme in Lohnklaſſe III, während die Zahlen der Lohnklaffen IE und IV 
ſchwankend find. 

In der nachfolgenden Zuiammenftelung iſt für die Jahre 1891 bis 1893 
die prozentuale Vertheilung der Einnahmen aus Beiträgen und der Anzahl der 
entrichteten Beiträge über die einzelnen Lohnklaſſen dargeitellt, wobei die Aus: 
gleihung der Ginnahmerefte und die Anrechnung der ſämmtlichen vermichteren 
Marten ald „voll“ eritattet erfolgt ift. 





Bon 100 der überhaupt ge- 
leiiteten Beiträge find für Die 
nebenbezeichneten Lohnklaſſen 
entrichtet 
im Jahre 
1891 | 1892 | 1898 








on 100 M der Gelammtein- 

einnahme aus Beiträgen entfallen 

auf die nebenbezeichneten Lohn— 
Hatten 


im Jahre = 
1891 | 1892 | 1893 

















:ohnktlafien 
















in den 3 
‚Jabren 
zufamm 


in den 3 
Jahren |- 
zuͤſamm. 
























—1 17,06 15,78 | 15,51 23.» 
11 36,87 30 | 37,70 39, 

(Darunter Doppelmarten'| (0,0) | (0,0) ' (0,0) (0,0 
111 240 2,1 | 26,8: 22, 
IV 21,» |, 19,51 20 5a | 14,. 
Zufammen [100.00 100.00 | 100,00 100,00 | 100,00 


Die durhichnittlihe Höhe des Mochenbeitrags ftellte fih im Jahre 1891 
auf 20,.,, im Jahre 1892 auf 20,,, und im Jahre 1893 auf 20, Piennig. 


Bu den Rabellen III. 


Die Haupttabelle III enthält die Zahl, den Jahresbetrag und den Kapital: 
werth der jeit dem Aufrafttreten des Geieges bis zum Schluß des Jahres 1893 
den 31 Berficherungsanftalten endgiltig zur Laſt gelegten Rentenantheile (Ss 90 
Abſatz 2 des Invaliditäts- und Altersverfiherungsgeleged). Da diejenigen Renten, 
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an deren Anfbringung mehrere Verfiherungsanftalten betheiligt waren, bei jeder 
derielben ericheinen,, jo dedt fih die Zahl der Nentenantheile nicht mit ber der 
Nentenempfänger. 
Insgeſammt wurden den Berficherungsanftalten zur Laſt gelegt: 
203 529 Nlterörentenantheile mit 14 859 545,,, „4. Jahreörente und 
46 485 AJnvalidenrentenantbeile mit 2 876 829, Me. Jahresrente; 
von diejen waren aber bi$ Ende 1893 bereit wieder in Wegfall gekommen: 
36 553 Nlteröreutenantbeile mit 2 608 117,9, FM. Rente und 
8 670 Imvalidenrentenantheile mit 526 348,2; ‚FM. Rente. 
Die durhichnittlice Höhe des Jahreöbetrages eines Nentenantheils beträgt 
für jämmtliche Anstalten zuiammen: bei den Altersrentenantheilen 73,0, Mb, 
„  » Anvalidenrentenantheilen 61, «4. 
Der Beltand an Alters: und Juvalidenrentenantheilen am Schluß des Jahres 
1893 ergiebt ſich aus den Tabellen IIla und Illd. Zu bemerken iſt hierbei, 
dab für das Geburtsjahr 1823 (Alter TO Jahre) erit etwa die Hälfte der bewilligten 
Altersrenten bis Ende des Geihäitsjahres vertheilt war und deshalb auch nur Auf: 
nahme gefunden hat; bei der prozentualen Gruppirung der Alterörentenantheile nad 
dem Alter kann daher diefes Geburtsjahr zu Vergleichen nicht herangezogen werben. 
Für die Gefammthbeit der 31 VBerliherungsanftalten ergeben fich die folgenden 
Verhältnißzahlen : 








Auf die neben | Huf die neben: 

















bezeichneten Alters bezeichneten Alters- 
gruppen entfallen | | gruppen entfallen 
Al von Hundert Vi von Hundert 
ri — — u „Di an 
“tiere der | des Alters der | Des 
Gefammt- | Jahres j Geſammt⸗ Jahres⸗ 
— zahl | betrages | BERRRER Zahl | betrages 
der Altersrenten— der Juvalideurenten— 
antheile antheile 
EEE — 
Jahre Anzahl sl Jahre Anzahl 4 
— Ki — m | ds 20 ms 25 | 1, 1. 
Al 14,0 14,56 26 „ 30 1,01 L,sr 
12 15,09 15,22 81,5 2,48 2,a8 
18 13,02 13,08 36, 40 3,00 2,08 
Li 12m 11,5 4.4 | 50 4,00 
5 Ö,02 8,74 46 „ 50 6, ° 6," 
71 bis 75 HB, 63,4 si „59 i 10 I 10.1: 
6, 80 28,21 228 34 56, 60 14,:1 ı 14» 
21,8 4, 4,6 61. 85 22, | 220 
6,580 Ü ss (as 6 „ 70 27,» | 27 ss 
91 und darüber Ü,04 Das 70 und darüber 2 5,04 
Sunme 100,00 100 ou Summe | 100, 100,00 


Bei den Nlterärentenantheilen ninmt naturgemäß die Anzahl wie auch ber 
Sahresbetrag mit dem Alter ab, während umgefehrt bei den Invalidenrenten: 
antheilen mit dem Alter eine Steigerung bis etwa zur Grenze von 70 Jahren 
ftattfindet, von wo ab der größte Theil der erwerböunfähig werdenden Wer: 
onen die ihnen bereits bewilligte Altersrente weiter bezieht. 

Der Kapitalwerth der endgültig zur Laft gelegten Nentenantheile berechnet ſich 

fiir Alterörenten auf 83 204 428 Mb. 
„ Snvalidenrenten „ 24 882 550 „ 
Annalen det Deutichen Reihe, 1RN5 63 
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Da bei der Kapitalifirung der Alterörenten von der Worausiegung aus: 
gegangen it, daß diejelben lebenslänglich gezahlt werden, jo ift der Kapitalwerth 
der an Stelle von Altersrentenantheilen tretenden Invalidenrentenantheile mit 
220 579 M wiederum abzujegen, fo daß fid der Kapitalwerth insgeſammt auf 
107 867 399 6. Stellt. 

Außerdem wurden den nah $ 5 und 7 des Inpvaliditäts- und Alters: 
verficherungsgeietes zugelafienen bejonderen Stafjeneinrichtungen aus den bis zum 
Schluß des Jahres 1893 vertheilten reichögeieglichen Nenten zur Laft geleat: 

3513 Nlterörentenantheile mit 354 871,,, A. Jahreörente und 

3 400 Invalidenrentenantheile mit 226 215,4; Me. Jahresrente; 
von diejen waren bis Ende 1893 bereit3 wieder 

711 NAlterdrentenantheile mit 73 365,45 A. Nente und 

699 Invalidenrentenantheile „ 46 153,.;5 M. Rente 
in Wegfall gefommen. 

Ueber die Vertheilung dev Nentenantheile pro 31. Dezember 1893 giebt die 
auf nächſter Seite folgende Zufammenftellung Aufichluß. 


Bu Qabelle IV. 


Der wirkliche Vermögenöbeitand unter Hinzurehnung des MWerthes der In: 
ventarien beträgt nah Tabelle IV 227 200 019,4, Ne. 

Der Staflenbeftand mußte bei zwei Verjiherungsanitalten als negativer Ror- 
ſchuß angegeben werden, weil zur Zeit der Abführung der von der Poſt vorſchuß— 
weile geleiiteten Rentenzahlungen die Ginnahmen ded Jahres 1893 in Werth: 
papieren angelegt waren und zur Vermeidung einer Ummechielung dieſer Papiere 
die gedachten Zahlungen aus den für das Nahr 1894 vereinnahmten Yaarbeträgen 
entnommen worden find. 

Der durchichnittliche jährliche Zinsertrag berechnet fich bei den in Werthpapieren 
und Werthurfunden belegten Kapitalbeträgen in den eriten drei Nechmungsjabren 
vom Hundert des Ankaufspreiſes wie folgt: 













k Jahrlicher Zinsertrag 


Jahrlichet Zinsertrag 





Verſicherungs vom Hundert des Verſicherungs⸗ vom Hundert des 
9 ra yy * X 2 .- 
anitalten Aukaufspreiſes anftalten _ Anfaufspreifes 

1891_| 1892 | 1893 1892 | 1898 


Oſtpreußen 3,00 3,01 Oberfranfen . 3,85 3,85 3, 
Weſtpreußen 3,0 3,60 Mittelfranten . 3,18 8,15 3⸗ 
Berlin 3,00 3,56 Ulnterfranten . 3,10 3,70 3, 
Brandenburg ’0 3,09 3,05 Schwaben. . . | 3 3,50 Sn 
Rommern Ha 3,01 3,0 | Mönigreih Sadien. | 3, 3,0: 3,0 
Poſen | Bas | Bo | Württemberg . 1 34 | 3 | 8 
Schleſien 3,04 8,4 | Baden . 3,01 3,08 3,» 


8,10 3,09 Sronberzogtb. Heilen 
3,10 3,1 . Medlenburg . 


Sahien-Anbalt 
Schleswig-Holſtein 


A A A A A nn en ee Pe 
m ww ww ww uw nn ww 
9 J » ga a a = a » 
3 24 


Hannover B,16 3,7 Ihüringen 3, 
Weittalen ‚7 3,0 | 30 | Oldenburg 3, 
Heſſen-Naſſau 3,0: 3,01 Braunschweig 3, 
Rheinprovinz 58 3,55 3,54 Danieitädte 3. 
Dberbavern . n 3 | 3er Elſaß⸗Lothringen 
Niederbayern 3.4 3,54 BI 
Rialz 300) 30 | Im Durchichmitt für | 

Oberpfal; 0 ar | 3,07 | Tämmel. VBerj.-Anft | 8,0 | 3, I 3 


Im Gejammtdurdhichnitt war mithin der Zinsertrag im Jahre 1893 um 
0,0: Prozent niedriger als im Jahre 1892. 
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Tabelle für die Nachweifung der Gefchäfts: und 
Tabelle I. verficherungsanftalten 








OÖrganiiation 
Zahl der 


| 
| 


Verſicherungs— 









































Mitglieder des |< F * 

anſtalten Vorſtandes Ssı2 8) 8 

5 ='s wi = E 

nicht bermtehe © * = | & = 5 

une zwar |» 2 = | — | F 5 * 

— —213 el m * la! = 

J — 31333 3 

Eu - Sızleles I A®8l8i8| 5 || 8] SE| & 

SE Namen =|18]&]2/-[*|-% 2|2 E E =|°3| 5 

BE Es zlelsjei8eele & jEl2|3el$ 
i —15.183.1415.1 6.17. | 8 |9.110.| 11. 118.118, ia. | 15. 

! | \ 
1. g Citpreußen 4| 2! 21 8| 1| 775 | 30 2945! 25 85| 280 | 99 
2. | Weitpreuften . 3 ıl ıl—! 5[ 2| a1! 8| 20| 1592j 7| 27| 1080 6 
3. ] Berlin 2) 2|9 6l— 380 2 20 ln! ıl 30 1 
4. I Brandenburg 4 1) 1|--| 6] 1) 63. 5) 30) 2800! 5 39 | 468 | J 
5. | Bomment . 3/1 2/12 7 3 2| 20! 1768| 17! 30 | 1200 | 7 
6. Voſen 2 111—412 65 2) 20| 1406| 3 s8| 456182 
7. | Schleiien ı2|2 813 112 8] 40| 4562| 10| 64| 84018481 
8. | Sadhien-Anbalt . sl ıl ı 513 36 3 306 370 39 48 0960| 856 
9.1 Schleswig-bolitein 2 11 411 39! 8] 20 8566 83 24 2041370 
10. | Hannover . 2 11 | — 414 35 3 30 262 30 81 | 648 67 
11. | Weitialen 4| 1! 1} -| 61 - 38 | 6| 30 2392 — 43) 3544| 1083 
12. } Heiten-Naflauı 3 1! 1 - I 1ı 80. 2i 20° 3926| 5143) 640 243 
13. | Rheinprovinz . s' 2| 2!—| 71 2! 56! 4| 40| 6730| 79 8160| 635 
14. | Oberbauern 1 1 | 1 | 3l— 2 4: 121 300 —| 1 24 — 
15. | Niederbanenn . 1 11 1/—| 38 6 1 2196| —| 1 24| 321 
16. | Pfalz I 15 1) 1] 4|—| 3) 1 121 1488| —| 1 241 222 
17. | Oberpfalz I, il ı) 11 4 4 1 21 1564| — 1 24 
18. | Oberfranten ı 1lı 3 4| 1) 121 2057| —| 1 24 — 
19. | Mittelfranken l 1| 1|- 3 5! 1: 12| 1199 1 24 — 
20.4 Unterfranken 1 1: 1—3 2 1ı 12, 1972 ı — 1 24 — 
21. | Schwaben . ı ıl ıl-| 8 5 112 1800 —1 11 a — 
22. | Konigreich Sachſen. 3 111 1 6) 54| 3 18 5086 4 80 — 
23. | Württemberg 41 ıl-| sl—| ıs| ı| 221 8197| 6| 5| 10) 4 
24. | Baden Ie2 ılıl-| #|-| 22 ılaalasl ıl Bl sl 8 
25. | Großberzogtb. Heften | 1 11 1)—) 3] 1 8: 1) 14 22 — 1 23 — 
26. | Mecklenburg 3 1/ 1|- } 25) 2| 10 362 | 14| 1 8| 63 
27.1 Thüringen 5: 1) 11— 1 — | 221 2! 18 714! 12/13 3121 404 
28. | Oldenburg 1! 11 ı1|- } si 1110) sel 3 1 24| 151 
30. | Braumichmweig 2 2| 2|- 6 11| 1114| 95| 2| 1 20 8 
29 Hanſeſtädte 2| 212 6 25 3122 414 7 3 72 117 
31} Ellaß-Lothringen 11 111 31 ı: 23! 1118| 2386| 88 14 1401|. 642 
Verſicher -Anttalten 1 

zuſammen .169 38 38 2147128 889 75 618 60 300 297 1606 11170 8814 
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Necdhuungsergebniffe der Juvaliditäts: und Alters: 
für das Jahr 1893. Allgemeine Ueberſicht. 


m _ 

















Einziehung der Beiträge 


Zahl der gemäß 8$ 112 bis 114 
fungirenden en Zahl der bewilligten 
| Gemeinbe- 

behörden | von ber 
u. ſonſtigen Verficher: 
— von der | ungs- 


Bemerfungen 





Landes- | anitalt 














taſſen — eingerichte.| Alters- Juvaliden— 
ehbrde ber) ten venten :  renten 
zeichneten Hebeſtellen 
Stellen | 
16 17. 18 RE 
8 | 1 _ 
1 = — 
1 — — 
3 = Es 
31 1 — 
29 = = 
| 1 — 
u — 
99 
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Verſicherungsanſtalten 





Ord⸗ 
nungs 

num⸗ 
mer 


Namen 
















Ditpreußen . 




















MWeitpreußen 
3. | Berlin 
4. | Brandenburg 
5. | Rommern 
6. | Poſen. 
7. Schleiten . 
8. | Sadien-Anbalt 
9. I Schleswig-dolitein . 
10 Hannover 
11. | Weitfalen 
12. J Heilen Naflau . 
13. | Rhbein-Provinz . 
14. | Oberbayern . 
15. | Niederbayern 
16. | Bialz - 
17. | Oberpfalz 
18. | Oberfranten . 
19. | Mittelfranten 
20. | Unterfranten 
21. | Schwaben 
22. | Rönigreih Sachen 
28. | Württemberg 
24. | Baden . . . 
25. | Großberz. Heſſen 
26. | Medlenburg 
27. | Thüringen 
28. | Oldenburg 
29. | Braunschweig 
30. | Haniejtäbdte 
31. | Eliaß-Lotbringen . 


Verlicher. :Anitalten 
zuſammen 


Ausgaben 


1. Renten 

















Invaliden⸗ 


renten 





204 554,05 
101 316,1 
45 941,se 
184 301,85 
114 813,08 
89,574,9 
381 486, 
130,052, 17 
52 705,30 
171 519,7: 
117 044,85 
68 763,30 
268 991,6 





78 488,13 
55 855,83 
30 601,.s 
32 006,52 
34 478,37 
26 672,08 
30 422,07 
51 977,18 


118 612,0s 
83 185,10 
95 Ol4,ss 
31 912,7 
36 282,:ı 
51 917,1: 

8 798,74 
18 462,53 
21 218,57 
60 622,08 


2 797 596,06 








Altersrenten 


924 939,0 
448 677,05 
207 037,06 

1072 677,.: 
456 274,51 
562 884 14 

1 349 292,4 
893 944, 
626 207 1 
808 830.03 
537 113,50 
311 352, 

1095 543,61 


274 260,4. 
221 618,54 
149 217,00 
141 543,0 
117 975,74 
118 595,10 

97 549,00 
112 449,73 


595 808,71 
313 426,85 
283 746,4 
217 433,0 
346 354,07 
258 059,34 

52 004,11 
112 994,4 
163 681,5 
469 674,0 


13336 168,55 





' Zulammen 
























‚Spalten 2 
und 3 





1 129 493,«4 
459 993, s6 
252 978,58 

1 256 978,0. 
571 088,4 
652 458 us 

1 730 779,03 

1 023 997,06 
678 913,51 
975 349,13 
654 157,05 
380 115,0 

1 364 535,07 


352 749,15 
277 474,16 
179 818,0s 
178 550,5: 
152 454,51 
145,267 12 
127,971,» 
164 427,51 


714 416,4 
396 611,4 
378 760, 
249 346,06 
382 686,08 
309 977 ‚oo 

60 803. 
131 457,7 
154 900,10 
530 296,51 
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&abelle II 





II Kapual⸗ 


abfind: 

ungen 

- an 
Ausländer 
Ss 14 bs 
Geiege: 













l 





16133 759,61 
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Ausgaben und Einnahmen. 





Ausgaben 


—— 





V. Verwaltungstoiten 

















III. Kosten — * Gehälter Vergütungen, ins- Mietbe 
des aan 8 Fund Remunerationen bei ondere Tagegelder | für Geſchäftsräume, 
Heilverfahrens | Beiträgen ne — de owie Aufwendungen 
($ 12 des (5 ha 3 — 1. nl und | lagen und a ent⸗ eg 
: A Vergütung für angenen Arbeits nterbaltungs= 
Geſetzes Geſetzes Schreibbüilfe i — koſten, Are 1c) 
A. Mb Ab A 
EN Euer — EEE —— 
20 539,75 114 561,16 7 868 ,5s 13 347,0» 
6 768, 78 906 4 5 454,09 4 396,05 
921,00 67 345,64 2 839,25 10 272 14 
2 439,55 122 570,68 2 969»: 14 395,0» 
5 364,80 58 865,03 3 349,5 5 794,01 
12 740 13 80 355,80 1470,24 10 490 00 
1 897,20 210 991,8 7 794,07 7 625,85 
961,08 118 019,7» 3 161,8 11 855,60 
2 941,1 75 073,2 1 022,44 1 407,0 
15 925,77 97 095,5 4 368,08 2 663,68 
2 070,03 99 169,18 3 362,13 3 633,15 
4 341,4 54 300 5 918,13 1 715,23 
889,07 120 817,05 3 896,18 14 381, 
331,50 19 713,65 81840 — 
491,.0 10 365,58 | 514,05 — 
476, 8 100,00 | 245,0 — 
— 12 317,15 480,25 — 
— 11 492 as 258,00 _- 
128,20 11 057,55 507,5 — 
66,00 9 886,45 369,00 — 
— 11 060,07 325,98 — 
1913,04 114 636,04 3 248 26 12 355,45 
810, 49 225,40 1 835,06 | 3 859,05 
8 078,5: 36 397,16 2 069,10 4 551,10 
141,00 18 070,18 2 953,18 1 091,0 
793,08 74 580,05 | 4442, 2 002 as 
5 648,66 41 860,3» 5 026,20 1 095,13 
1 390,» 12 659,20 | 416,08 1 044,55 
2 002,12 19 634,15 715,8 1 670,14 
1 356,15 46 626 a7 2 069,00 j 4 697,» 
> 790,50 60 595,85 3 158,40 | 3 430,00 
| 
107 179 21 18613520 | 82 931,0 137 277,5 
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Tabelle II 
J Ausgaben 
B V. Berwaltungstoiten 

Verficherungsanftalten Püreau- und | Koiten der 
Kajienbedürf- Drudiachen, Auſchaff⸗ Quittungstat 

—— Porto, | ung —* ten, der Sr 

— EEE SUSE eſondere ona⸗ tragsmarken u. 
Reinigung, ertion⸗ | — des Verkaufs 

Ord⸗ Heizung und tojten, Buch | a der leßteren 
nungs: Erleuchtung binder und | 1usienftüde | SS99 und lol 

num⸗ Namen der Geichäfts- Botenlohn Abi. 3 des 

mer räume Beiepes 
NM * Me 


12. 





11. 


4755, 3,883 02 


1 Oftpreußen . 9 039,51 20 146,45 

2. | Weitpreußen 4 T4R 18 22 801,01 

8. Berlin 5255,18 7 983,0 

4. | Brandenburg 5 563,16 22 460,18 

5. | Bommern 4 716,01 6 122,0 

6. I Poien. . 5 979,10 13 634,0 11 615,74 

1; Schleiten . 16 749,00 32 385 2. 3 787,0 17 081,r 

8. Sachien-Anhalt . 6 330,4: 13 943 so 2 472,» 9 446,15 

9 Schleswig-Holitein.. 2 844, 11 692,55 2298 0 5 657,1 
10. Hannover 7319, 35 184, 2151,36 14 318,» 
11. | Weftfalen 3 066, 7 848,51 17 698,0 5 868 
12. | Hellen-Naflau 4 020,0 8 775,08 410,08 5 824: 
13. | Rheinprovinz 519,» 24 064 10 2 703,05 25 056, 
14. | Oberbayern . 603,40 3499,51 725,0 | 5llla 
15. | Niederbayern 185,51 | 2 808, 344,05 2351» 
16. | Pfalz . 2 1 811,6 119,20 | 1 902.» 
17: Oberpfalz 1 438,50 | 373,s0 302,0 | 2 472,10 
18. | Oberfranten . 729,04 1 976,04 152,25 1 174,0 
19. | Mittelfranten 365,16 1 840,0 1 119,10 | 2663.» 
20. Schwaben . &92 10 429 :. le | 1015,” 
21. | Unterfranken 119,» 2 081, 769,15 | 2 908,1» 
22. | Königreih Sachſen 6 857,55 18 474,13 4 859,00 | 17 327,» 
23. | Württemberg 3 720,10 4 805,17 1549 ıs 6447, 1 
24, Baden . 4 609 #7 4614,54 2 277 ,oı 8 980,0 
25. | $roßberz. Hellen . 1 905,18 3 159,55 2 084,» 3318.» 
26. | Medlenburg 6 150,0 9 291 os 27 732,40 3 781. 
27. Thüringen 4 126, 6 315,92 641,0 5 465,» 
28. | Oldenburg . 1137, 1 206 ‚ss 846,85 1 373, 
29. | Braunichweig 1 652,56 3 671,50 1074, 2095,» 
30. Hanſeſtädte 3 685,64 3 685,58 12 059 4 891, 
31. | Elſaß-Lothringen 1893,08 | 5 745,0 

| 


Verficher.-Anitalten | 
ufammen . . 124 059,16 | 300 964,18 120 191,67 217 633. 
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Ausgaben und Einnahmen. 


Ausgaben _ 



































| VI. often der | VII. Stoiten | — 
| Erhebungen | des Schieds: | VII. Koſten X- Koſten 
Ro ſten der vor Gewähr: gerichts und ‚ ber Rechts 
Einziehung Zuſammen u des Verfah —— | bülfe ($ 141 
der Beiträge | __' I‘ er | ee 8 128 des rilte (# 
116 (Spalten 8-15) | Renten (875 | vor demielben Abf. 2 des 
(8112 Abi. 3 h Abſ. 2 des 874 Abi. 6 Geſetzes 
des Geſetzes) — ar Geſetzes 
Geſetzes des Geſetzes) 
Ik | s Mk fe ib 4 
BB Saat Bes | Fa aan | san eben Te | 
— 185, 280 2* 4 136,4 36 060,34 32 601,01 46,23 
12252 128 048,0 609,25 28 627, 24 158,14 882,0 
— 102,014,3s 3 714 20 14 6835. 18 222 ,.0 da 
— | 188524, 4 567,0 16 509,1 20 433 1458 0 
— | 82 719,0 3 079,4 12 745, 43 980,55 115,0 
— | 129 87%, 10 915,0s 25 096,0 16 154,» 1,0 
6961 | 303 377 ss 9 448 18 43 404 | 29 565,51 19,50 
3161,08 | 162 892,10 | 2 739,15 14 708,21 6659| 816, 
106744 | 11067, 3 678,0 7259 0: 14 815,4 | 84,10 
5 288 ss 168 389 1» | 859 25 94300 107 581, 18, 
— 140 63736 12595 | Old 3750 | 5lo 
- 80968. | 58190 | 97960 27 462,00 4, 
1866125 | 214,775,1 | 9218, Mr | 2597, 15,5: 
- Io wiMe | 759,25 6 1,» 44,0; 
— 16 57010 672,13 199%, | 404 45 245,15 
— | 12475, | 326,00 Yu | 600,20 _ 
_ 17,881, | 141,0 2067, | 878,05 — 
— 15 788,00 | 446,10 2050, 32,06 — 
Fe 17 504,0 90,0 567 1 966,55 — 
| 13546, | 50 | 469,15 | 2057, — 
— 11726468 30 5 153,10 — 
| 
392 303,14 | 570 O61,ss 2453, 6 877, | — 540 
48 580,0 | 164 973 ‚ss 76,15 2 624,10 14 559,0» — 
76 214, 189 714,18 1 212,55 2091, | 3279 = 
61 089,0 | 93 620, bb FT 2904, | — | 
_ | 127 981,. 1 856,06 150 | 18,5 
764 141 017,» 836,0 3 360,1: 9351,24 22,04 
— 18 685,14 40415 667,01 1 727,5 — 
31643, | 62185, 1038 0 1 408,0 5 286,00 19,5 
143 945, | 221 660,0 785,5 1 596 35 14 619,25 2,50 
= 83 461,6 4559,05 7 113,0 10 490 os 72,0 








— —— — — eçe — — — —ñ —ñ e T — — — — — — — — —— — —— — r — — — 


| 
115% | 37655470 | 84 009,1. 32459505 | 503 210,55 3 941,00 


970  Geichäfts: und Rechnungsergebniſſe der auf Grund des \nvaliditäts- und 


Tabelle II. 





Ausgaben 


Verſicherungsanſtalten X. Koſten für den Erwerb von Werthpapieren, Hypotheken 
oder jonitigen Kapitalanlagen (Grunditüden ıc.) 














Gritattung für auf: | Zufammen 




















— Anfaufspreis | gelaufene Zinien (Spalten 25 
ann Namen Etückzinſen und 26 
mer 
RN EI DE! MM 4 sb 
—————— 
J. Sitpreußen . . 2. 2... 1 307 268 es 4 629,05 1311 898 .ı 
2. | Weitpreußen . . 2... 1 607 517,.2 8 467 05 1615 984 u 
3. Berlin... 25 vr; 4689 444,32 39 422,00 4 728 855,18 
4 Brandenbum : . 2... 3 954 522,0 19 696, 3 974 219,» 
5 Pommern . . . Sur! 2350 400,» 11 571,00 2 361 971, 
6. Poſen 1828 825 0 11 1601 1 839 985,0 
T. Shleiien . . 2 2.2. 5451 097,0 42 484, 5 494 082,08 
8. I Sadien-Anhalt . . . . 4.085 079,50 26 050,64 4 111 180,5 
9. | Schleswig-dolitein . . . 1 816 343,5 344,08 1 816 687,05 
10.,1 Hannoverr 4 024 734,1: 8 672,20 4 033 406.1 
11. Meittalen . . 2. ...fF 4 298 444,0 12 837,» 4311 281,04 
12. | Selen Nallau . . . . . 3 051 200,4 14 278,00 . 3 065 478, 
13 Rheinprovim . . 2... 7659 312,0, 67 171,0ı 7726 484.6 
14 Oberbayern. . . 2... 1 344 419,20 11 695,55 1356 114,:5 
15. | Niederbayem . . 2... 601 091,05 1 653,46 602 745,0 
16 Blala:» 22. 3% Se 884 667,0 6 018,:« 80 686,11 
17 Chervfa . 2 2 2.0. 420 661,20 487 0 421 149,02 
18 Oberfranken 462 813,06 2618,15 465 431,51 
19 Mittelfranten . . . 940 114,w 1340,07 941 455,7 
20. | llnterfranten . . .... 472 246,18 1 169,13 473 416,51 
21 Schwaben . > 2 2.2.5 828 682,00 3 659,0 832 342,07 
22. | Mönigreih Sadien . . . 8 192 475,4 38 196.48 8 230 672,02 
23. Württemberg . . .» . . 2 877 822 #7 24 981 vs 2 902 804,13 
24. Baden > 2 2 2 22 3 137 09%,» 1 335,35 3131 425,38 
25. | Großberzogtbum Heflen . 1479 158,0 7 510,0 14836 669»: 
26. | Mediendug . . 2... 1 109 309,66 154,00 1 109 464 26 
27. Thüringen . . 2 2.2. 2 215 385,0 8 448, 2 223 834,» 
28. I Sipenbwug . . . 2... 560 34915 998,05 561 341,» 
29. | Braunichweig . . . 889 868,20 38,0 889 007,00 
30. | Hanfeitädte. . . . : 3 221 777,15 12 687,55 3 234 465,08 
31 Fliaß-Lothringen . . . . 2 182 243,4 19 918,»; 2 202 161,s1 
Nerficherungsanitalten zu— | 
jammen . . . 77 937 368 4 410 183,06 78 347 552 2 
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Ausgaben und Einnahmen. 





Ausgaben 




































Xi, Veräuberte En j — 
Werthpapiere. XI, uebe-3 — der Ausgaben 
Hypothelen oder | eiſ N nicht vor- (Spalt 4 bis 7 

sonitige Kapital: weilung an en geichene Aus- | Spa en i8 7, Bert 
anlagen (Grund-| Reſervefonds 2.0 28 
es ie naben bis 30) 
ſtücke ꝛc. 
Me. —* M se 
2. A EN 27. —A— 
58,50 406 049,17 3 671,6 3 129 835,94 
544 051,51 176 764,35 | 3 076 514,48 
10 689,25 80 999,30 7 346,78 | 5 223 430,10 
5 883,10 300 615,05 863,0; 5772 488 5 
498 991,05 144 175,» 6,00 3 724 289,0 
363 793,45 — 231,54 3 051 279,55 
51 100,00 912 096,75 7115,® 8 583 090,50 
50,129, 415 786,07 7 918,8 5 857 671,05 
100 000.00 465 500,00 364,10 3201 416,58 
1 085 953,8 617 168,4 5 076,96 7 048 402,46 
999 047 10 240 000,00 352,02 6 372 744,0 
584 613,10 80 000,00 27,20 4 188 642,8 
95 500,00 220 000,00 8 546,5% 9 672 112,03 
22 056,00 11 224,0 1dl |) 1774 655,0 
99 703,35 — 54,05 | 1000 354,53 
7 000,00 52 985,00 971 | 1145361, 
10 600,00 — 88,51 625 859,78 
10 000,00 165 331,73 250,83 811 781,.s 
8 668,00 — 212,1 1116 245,08 
3680.4 100,74 621 513,04 
30 719,0 97 705,00 58405 | 1143 798. 
80 829,4 306 978,0 3419,15 9 917 627,0 
213 243,00 - 256570 | 8721360, 
707 008,35 171 626,00 468,05 | 4 548 661,75 
3 624,00 96,386,10 259.00 1933 516.4 
26 007,00 410 000,00 1453, | 2091 695,81 
579 545,1% 105 716,0 2 392 s | 3 381 969,50 
169 680,51 20 000,0 466,1: 835 166,18 
48 663,80 60 000,0 251,er 1202 193,43 
199 872,00 66 277,00 2 196,35 3927 731.5 
17 100,00 748 196, 1 959,04 | 8611 201,72 
6 578 403,0 6 371 534,51 82 255,03 | 112 302 559,74 
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— —— — m nn 


Einnahmen 


Verſicherungsanſtalten 





Ord⸗ 
pass Namen 
mer 
— 
1. | Oftpreußen . 
2. | Weitpreußen 
3. J Berlin 
4. Brandenburg 
>. | Bonmern 
6. | Poien 
7. | Schlefien 
8. | Sadlen-Anhalt 
9. | Schleswig-bolitein. 
10. | Hannover 
11. | Weitfalen 
12. | Helfen Nailau . 
13. | Rheinprovinz 
14. | Oberbayern . 
15. | Niederbayern 
16. I Pfalz . 
17. | Oberpfalz 
18. | Oberfranten 
19. | Mittelfranten 
20. | Unterfranten 
21. | Schwaben 
22. | Königreih Sachſen 
23. | Württemberg 
24. | Baden — 
25. | Großherz. Heilen . 
26. | Medlenburg . 
27. | Thüringen 
28, | Oldenburg 
29. | Braunichweig 
30. | Hanieftädte . 
31 Eliah-Lothringen . 


Berlicher :Anitalten 
zuſammen. 





I. 


Qabelle II. 





Beiträge 


Anzahl in Cohntlaffe 

















| Tarunter | 
J. II. Doppel⸗ 

———— marken 

| 

1 
8996 551 | — 6 267 1073 574 — 321812 
4804954 4444 724 2962 | 925788 419 332 
21169 ı 6472445 5392 | 3953669 | 8150631 
6 066 924 | 12 797 082 8727 | 4849881 | 1751681 
4621638 6396 205 3918 | 1441 942 693 513 
7055805 ı 5116571 3 038 746 265 294 348 
22675098 : 10669 812 13616 | 6344883 | 3163 720 
6548947 10104712 14548 | 6131830 | 2665499 
1229041 4518097 9699 | 3618285 | 1880006 
3978460 | 9065 567 15 349 | 5112935 | 2468292 
1698 070 | 6890 930 4316 | 6095843 | 3807773 
1720 082 , 5449 058 5731 | 4104371 | 1966 908 
2185344 | 18211 810 11186 | 12991683 | 9373152 
1220899 | 4249457 5598 | 291325 ı 724572 
1298 044 | 2788 782 1605 | 120661 73 954 
1082315 | 1909766 | 1206 | 941262 | 818005 
1679368 | 1114589 1555 | 312787 125 684 
1065573 | 1888487 759 | 488956 142 067 
1124325 | 2543963 1884 | 1814710 | 120441 
908 801 | 1887 020 421 | 207772 90 059 
696 262 | 2861 737 2 892 | 1034275 | 341863 
5188 101 | 17580591 30891 | 10243901 | 6408 076 
2896150 | 6119561 5189 | 3890882 | 1757516 
1 639 660 | 6 566 422 5640 | 3447544 | 1772553 
1378632 | 3842 699 3560 | 2378417 957 933 
2274796 | 4281404 4 488 984 764 215 824 
2695746 | 4874847 5512 3211 657 879 771 
56196 | 10828 772 1370 | 924.993 97 082 
840825 1721961 2760 : 1672874 433 483 
400525 ı 1441175 4508 | 3522623 | 6970059 
153 303 | 4636 709 3881 4027367 | 2517341 
99 286 604 | 169864669 , 188418 | 99529474 | 60.902 950 


Altersverficherungsgeießes errichteten Verficherungsanitalten für das Jahr 1898, 


Ansgaben und Einnahmen. 





Zuſammen J 


Spalten 29, 











30, 32, 33) 
er 
AAACE 
14 837 2060 2502 772,50 
10684 793 | 1922 225, 
18597914 | 4691 696,4 
25465468 | 5.098 332,10 
13153298 | 2480 439,5 
13212989 | 2278 688, 
42 853 013 | 7780 288,10 
25450 888 | 5209 059, 
11245429 | 2508 075, 
20 625 254 | 4 337 763,05 
17992616 | 4471 383,0 
13 240 414 | 2 905 854,02 
37 761989 | 8878 466,0 
9108163 | 1987 405.1 
4 276 441 789 985,01 
4 751348 1 004 781,0s 
3232 428 570 808,40 
3 080 083 585 847,10 
5603439 | 1137 869, 
3 098 652 581 519,12 
4934137 | 1020 608.0 
39 370.669 | 8613411, 
14 664 109 | 3090 439,8 
13 426 179 | 2902 013, 
: 057681 | 1719 748,20 
756 788 | 1475 842,0 
R = 021 | 2387 102, 
2 107043 464 846,4 
4.669 143 993 656,56 
12 334 382 3280 755,73 
11 334 720 | 2670 574,0 


Ginnabmen 








| 
I. 
Miethe 
— und Pacht 
II. Zinſen 
Grund⸗ 
beſitz 
Ak „A 
86 A RE 
81 090..: | 3 772,54 
117 349,12 150,00 | 
389 225,78 — 1281 
305 618,8 _ 664| 
167 336,5 — 55 
91 689 142 
440 388,08 _ 73) 
372 005,25 — 
145 199 #4 37,00 
227 854 — 
326 Gil, — 
223 0220⸗ 1535,00 
684 193,37 — 
152 1424 — 
45 505,20 == 
72 398,12 — 
38 85820 — 
40 935,20 - 
95 724,07 — 
36 919,s: — 
69 691,0 — 
604 579, 03 8 373. "7 
213 T5l,ıe — 
207 657,20 — 
114 284,10 
65 838,05 — 
162 396,06 | 1433,00 
29 325,42 20,00 
61 478,65 — 
242 195,08 350,00 
201 798 0 — 


973 





Bemertungen 


zu 


Spalte 35 


Folgende Marten find zur Hälfte 
erftattet. 





428 583 697 | * 892 206,7: | 6 027 430,4 PER en FERN ER 15 671,21 








3221 6481 


251 
95 






1509) 


60 








691 42 fine zu wenig 
erflattet. 

Ueberhaurt nicht ers 
itattet jine 22 Mars 
ten I. Yobnklajie. 


74 Ueberhaurt nicht er: 
itattet fine 93 Mar: 
ten L, 65 IL, 10 
111, Fohntlafie, 


074 Geſchäfts- und Rechnungsergebnifie der auf Grund des Invaliditäts— und 


Tabelle II. 


Ginnabmen 






































IV. Gr: Y. Erlös für VII Gritattung von 
Verficherungsanftalten — rg VI Zu: Rentenzablungen 
papiere, papiere. [Wäre |” Ti, 
Önpo- Önpo- aus Zu⸗ 
— — — — — dem Inva— di ſammen 
Ord — —— Re iden— au ‚Spalten 
nungs⸗ den anlagen anlagen | "VE renten 42 und 
nuni⸗ Grund⸗ Srumd- | ronds 43 
mer ſtücke ac. itüde ıc. 
*— — A MN Ab N sk . 
— 40. al 2 BT 
ıt 
! 
1. | Sitpreußen . . .] 1307 268,20 Ba — 6ll,n 89,0, 700,2 
2. | Weitpreußen . .| 1607517, 54405L,4 | — 360. 945,0; 1306.04 
3. I Berlin .....] 4689444,» 10689] — 166,1" 1981  359,w 
4 Brandenburg . - 3 954 522,0 > 883,10 310,8. 741, 1052,36 
>. Pommern . . . 2 350 400,50 498 991,5 | — 467,5: 392,51! 859 a: 
6 Poſen. 1 828 825,55 3637308] — 203,3: 624,0:! 827.2 
T Schleſien ———— »451 097,50 a1 100,00 — 765*⸗ 145,01! 910 ,-3 
8. Sachſen⸗Anhalt 4 085 097 ‚u 0129| — 1016.13 #314,» 4160. 
9. Schleswig Holſtein. 1816 3434 100 000 — 290 v⸗ 1879, 2170,» 
10 Hannover . . . 4024 734, | 1085 53, | — 367 x0 156,:5; 24,04 
11. Meitfalen . . . 4 208 444,0 999 047,10 — 544,10 1672: 2216 
12. | Heilen Waflan . . | 8051 200, 534 613,10 | — 241,18, 8330| 1075,0s 
13. | Rheinprovimg . . 7659 312,55 9550,01 — 78505 1 SH, 2626,20 
14 Oberbayern . . . 1 344 419,20 206, — 260,8. 134 24 395.4 
15. Niederbanern . - 601 091,05 9734| — 228 oo 57,00. 286,05 
16. I Biak oo 2... 584 667,05 700.| — 11,55! 19,15 30 u 
7. | Oberpfah . . . 420 661,20 10600 | — 16.54 35,10 52.24 
18. | Oberfranten.. . . 462 813,00 10000. | — &.el 26,0 35.” 
19 Mittelfranten . . 940 114,» Ben — 43,06! 327 ol 371,00 
20. | Unterfranken . . 472 246,7» 3 880,44 111,05 182,04| 294,5: 
21. | Schwaben . . . 828 682,00 3071900 | — 66,0] = 66,50 
22 Königreich Sachien . 8 192 475,54 IH] — 734,05 396,w 1130,» 
23. | Württemberg . . | 2877822, 23280 | — 404,79 1240,00! 1644 10 
24. | Baden . . . ..| 31830090, 7070085] — 898,0 1332,05 2231.01 
25 Großherz. Heſſen 1479 158,50 3624.001 — 176,54! 686, 863 45 
26. | Medienburg. . . 1 109 309,6 2607,00] — 9) 509,50) 601,38 
7 Thüringen . . . 2 215 385,0 579 545,18 — 45.4 775,0 1210,75 
28. Oldenburg . . . >60 349,15 169 680,51 — 24.00 431,70) 456.38 
29 RBraunichmweig . . 889 868*0 48 663,3201 — 151,s0| 66,7: 218,6 
30. Hanjeltädte . . . 3 221 777,73 199 872,00 En 8,ssl 585,38 598 #7 
31. Elſaß-⸗Lothringen 2 182 243,44 17100] — 490,5.| 1 840,26 2 330,:» 


Verſicher -Anitalten 
zuſammen . 5 77937 368,4 | 65780120] — J10295,.! 21 308,18 








! 31 603, 


Altersverſicherungsgeſetzes errichteten Veriicherungsanitalten für das Jahr 1893. 


Ausgaben und Einnahmen. 





VIII. 


Einnahmen 











Straf⸗ Summe Beſtand 
— Ein a men ie TURN 
‚andere im laufenden des vorigen 
nicht vor Rechnungsſahre/ Rechnungs 
geiebene Spalten 35 bis] jahres ohne 
Ein: 41, 44 und 45) Reſervefonds 
nahmen 
44 —* di 
TE — AM a7 
1 88824 3897 550,15 2 090 587 ‚4 
15 825,03 4 208 426,14 2 754 710, 
783.4 9 782 1994⸗ 9 058 893, 
t 898.0 9 372 308 sa 6 988 102,98 
14 209 ,s« 5512 236,05 3 667 700,18 
6 484,70 4570 258,0 | 1632 406,00 
5 009 0 13 728 790,58 | 10 750 654,58 
7609,04 9 728 044.03 8410 024, 
3 677,10 4 575 503,8 3 673 230,06 
33 123,18 9709 953,58 5 606 509, ,.. 
10 440,85 9 708 144.05 7 697 574,30 
17 108,74 6 734 404,15 4 930 852,07 


75514 


32611 

2 043, 18 
08,48 
43,10 
BET 
264 os 
321,20 
100,2. 


5365.44 
b 812,77 
> 920,70 
2053,30 
1 726,70 
6.552,10 
758,15 

2 683,03 
12 410.13 
1 349,07 





179 037 ms 





17 327 650,18 


3496 745,32 
1538 616, 1 
1 968 971,0 
1041 018, 
1 099 730,» 
2183 013,2 
1.095 181,00 
1 950 138,06 


17 506 166, 
6 403 714,3 
6 954 521,02 
3319 732,1 
2679 326, ss 
> 353 725,0 
1 225 430,38 
1 996 569, 
6 957 955,56 


5.075 296, u 


180 661 330,45 








15 086 819,31 


3311 224, 
1 061 044 ,s# 
1625 926,00 
887 019,25 
989 405,00 
2 206 992,40 
900 150,83 
1627 635,a7 


13 563 813,7 
4822 478, 15 
4 708 775,88 
2 546 252 ss 
2 108 907 ‚os 
3672 159,98 

698 287 ,1# 
1464 477,» 
5626 560,32 
4 332 857 .s 


138 502 040 ss 









Zuſammen 
(Spalte 46 
und 47) 


Beitand 
am Schluſſe 
Dei 
Rechnungs: 
jahres 
‚Spalte 52 
bis Spalte 31 


975 


Beitand 
des Reſerve— 
fonds 
am Schlufie 
des 
Rechnungs 
jahres 








319 163 37 1,30 


5 988 137,» 
6 963 136,46 
18 841 093 os 
16 360 410,5. 
9 179 997, 
6 202 664,0, 
24 479 445.14 
18 135 068,34 
8 248 733 u 
15 316 463,10 
17 405 718. 
11 665 262,02 
32 414 469,03 



















6 767 969,75 
2 50 660,58 
3594 847 ‚oo 
1 928 038,07 
2.089 136,4 
4 390 005,73 
1 995 338,56 
SATT 774 ss 










31 069 979,30 
11 226 192 se 
11663 296,0 
5865 984, us 
4 788 234,25 
9025 885,6 
1 923 718, a6 
3461 046,» 
12 584 516,0 
9408 1583,08 



























2 858 302,05 
3886 621,0s 
14 617 662,4 
10 587 922,04 
5.455 698,02 
3151 385,0® 
15 896 354,55 
12 280 396, ,v 
5047 316, 
8 273 061,s4 
11 032 973,06 
7476 61% os 


22 742 357 oo 


4 093 313,» 
1599 305.02 
2 449 5306,10 
1 302 178,51 
1 277 355, 
3 273 760,04 
1373 825,58 
2433 981,07 


21 152 351, 
7504 832,09 
7119 635,15 
3 952 467,40 
2696 538 u: 
> 643 915,56 
1088 552,48 
2 258 853,07 
8 656 784 
3796 952 26 


206 860 811,» 





1556 188,45 
507 948,4 
250 674,35 

1 372 923,0 
592 232,11 

1 986 784 40 

2 959 103,.s 

1041 926, 
67867 1,a# 

1 053 668,4 
975 138,54 
401 SO0,. 

1469 213,31 


314 653, 
164 274,00 
169 535,07 


21 1 935,0 


1052 81824 
232 286,0 
420 OUN,00 
386 741,03 
410 000,00 
323 507,» 

66 394,05 
212 210,18 
167 804 ra 
748 196, 








19 726 694 4 















































976 Geſchäfts- und Rechnungsergebniife der auf Grund des Invaliditäts- und 
Tabelle III. 
Ten in Spalte 1 verzeichneten Ber- |. ’ — 
Verſicherungs⸗ fiherungsanttalten wurden aus den bis Von den Rentenantheilen (Spalte 
s zum Schlufie des Jahres 1893 vertheilten | find bis zum Schluffe des Jahres 
anitalten Renten endgültig zur Laſt gelegt an wieder in Wegfall ge 
Alterörentenantheilen 
Durt- Aus welchem 
Orb: ſchnine⸗; — 

nungs⸗ An- | Jahres JKapital- re | An Jahres— z 

Namen | Renten: £ 
num— zahl betrag werth 3640] zahl betrag | Ion 2 
mer (Spatte3) | 2” 

; sb Sk se | ” 

1 2 3 4 sie) z 18 19 
— 2 — —— — — 
1 | Oftpreußen. 17.000 | 1025 676,00 | 3659 587] 60.5 | 3131! 184 057,0 | 3051 — 
2 1 MWeitpreußen 654! 464 0TLn | 2587 7251 66,75 | 1005 7258| 1087 — 

3 | Berlin . 2424: 2D6827n| 1308444] 93 | 3 2Min 27 — 
4 | Brandenburg . 16 739 | 1161 374,0 | 6472 708| 69: | 2847 193838, | 2730 — 
3 | Bonmtern 2003| 516415. | 29114831] 73. | 1202| 86567, 1117 — 
6 | Roien 9200 580760, | 3188 05] 63.1 | 1767| 105040, | 160 — 
7 | Schlefien 23417) 1491 876.2: | 8374513] 63, 4268 267 244.1 | 4074 — 
8 | Sadien-Anbalt 12964| 9898870] 5585 714] 76,56 | 2277) 172059 | 2218 — 
9 | Schleswig-Holftein | 8502| 996 35%. | 3891 605] 8Lo» | 1325 10546, | 1282 — 
10 | Hannover . 12392| 933 737,5 | 5211 038] 75,5 | 2269) 169 287.10 | 2182 — 
11 | Weitfaten . 2540| 197732» | 3328303] 79: | 1438 1127752 1421 — 
. Heſſen-Naſſau 4: 335 346.10 | 1892 362] 76,1 863 64 912 834 — 
Rheinprovinz . . u —_ 1 220 5 55Lıs = 908 404 = 2586. 226 395.15 | 2529 2 

14 | Oberbayern 320 596,14 ol 5285 641 
15 | Niederbayern . 234 35L.ıs 581! 38807, 535 — 
16 | Balz 157 746,07 330) 28.492,55 35) — 
172 1 Cberpfalz . 157 806.02 Bid 25925 Mi — 
18 } Oberfranten 132 613.1r 449, 2766,17: 428 — 
19 | Mittelfranten . 146 437,5: 422) 29 016,20 378 1 
J Unterfranken — 9 414 26140, 360 — 
Schwaben . . . 3801 28032..1|j 3351 — 

14— 19951] 1403 940. | Zez1 211 70, 3828| 268401 | 3471| 2 
22 | Königreich Sacyien | 8608) 660 TE. | 3 761 410] 76,36 1420) 108 062,0: | 1875| — 
23 | Württemberg . 4790| 354954 | 1991 918] 74,0 | 250) 678620, BRD] — 
24 | Baden 4188: 3226985: | 1886 082] 77,05 Zalı 5598601 BRD — 
25 | Großbjgtb. Heilen | 3566. 264 620.0 | 1466 860] 74,5 2331) 527120] Zoo — 
26 | Medlenburg al74, 396413. | 2237 883] 76,0 857 627395 78 — 
27 | Thüringen . 4259, 301194. | 1703 266] 70,:. 239 537321 748 — 
28 F Oldenburg . 842. 58 007,5 | 329 300] 68. 129 8927| 122 — 
29 | Braunichmweig . 1771| 136198,.| 765 76,00 357, 25870, 3441 — 
30 | Hanieitädte. 1856, 107100] SZ6llal 91m | 28 44, a — 
31 | Eliah-Potbringen. | 6063" 530410, | 2948 140] 87. | 1062! 91543: | 1084 — 
1-31] 203 329 | 14 8590 545,14 [83 203 428] 73.01 [36 553) 2608 117,4 | 24.800] 4 


Altersverficherumgsgeießes errichteten Berlicherungsanitalten für das Jahr 1893. 977 
























































Üentenbewegung. 

nn = in Zuadie 1 Deriennien Ber EER Von den Reitenantheilen (Spalte 12 — 
1898 | bie zum Schluile des Jahres 1898 [9 5 und 18) find bis zum Schluffe ven) Hd. 

vertbeilten Renten enogültig zur Yatt | 38 5 Jahres 1895 wieder in Wegfall ge | gfterg- 

gelegt an Imvalidenrentenantbeilen | z = 3 fonmen und Ans 

— — AZ. A 

Dur: | 5 & F Aus welben Srunoe f — 

joniue⸗· R55 renten⸗ 

beitrag 5 z& anttherle 
An | Jahres | Kapital: | # [ES 5 | Ans Jahres 2 |. _|&_]jiammen 

—— Ei: | &.|°3 38] (Spalte 

zahl | betrag werth are] 3 z* zahl | betrag Ton E 283 + 410 

ı 1% A) 3 23 
Mk * | —2 ur — 
12 13 14 15 16 17 18 i 19 20 21 22 28 

79 1 2852 178 048,04] 1507 355] 62,4 | 11468 — 23 876, 3751 —| 2 61 7155474 
45 13] 1452| 887430] 750225] 61,18 67761 170° 102050 1691 — 1 —} 3331174 
5 14 6381| 3654544 327251] 57, 13681 107 402,18. 107 — — —116344307 
105 121 2731 165 550,01] 1409 394| 60013 4401 440 25 75800 431 — 5 4} 7866 662 
71 1441 1830 114 781,0] 974462] 62,7: | 10638] 319 20 160.28) 3133| — 4 21 3875260 
"26| 51] 1286) 76 715,0] 658 250] 59 a5 4085| 17 8961. 170 — 2 2] 3843 169 
182| 12] 6520| 411 504,1s| 3 526 521] 63,.: | 24158] 1 11 69 928,06: 1100 | 1 | ‚s 711 876 876 
48) 111 2 185 ı 135 020..:| 1 160 748] 61,» | 10894] 4531| 26 006,0) 417 — 10 4] 6 755 568 
32) 11] 826) 51786] 430 0991| 62,0 7167 128 7967081 1211 — 4 3] 45315429 
71 161 2774 | 174 552,0] 1504 218) 62,. 8821| 5281 235 276... 548 ' 9/11] 6 706435 
18: — | 1640| 10169001 910490] 62,01 3664| 334 20 328,07) 329 | — nl; — 1} 4235 129 
20 842 SO 113,0 438 922] 59,52 4232] 186) 10886,»| 1821 — 3 11 2827052 
45) 12] 4051 | 262 869,5] 2 364 532] 64, 68991 650 4118750 6446k — A — | 9266097 
"107 532,«| 910015 3319 17 925, 27 | 2711511 
>05 468 4 200 13 203,0 1 903 678 
306 691 3949 8 959,0 1178 121 
290 878] 5 2656 7522,ss 11067 654 
375 887 2795 8 737,18 1109 674 
346 038] 58,4 | 10.048 8 956,35 1 160 004 
390 636 . = 4 920,8) 997 060 
334 275 15 228 3] 1 803 314 


Annalın vet Teutichen Reiche. 





103 125,01 
115 301,s5 


17 227,» 
64 246.73 


Su 56 
1033 176 
378 721 


96 239 
189 970 
149 841 
563 007 


180. 


62,44 
63,15 
6l,:» 
60,1: 
61,73 


60 ss 
60,8% 
36,55 
5,17 
64,5 
waulesslus 485 2876829,10|24 882 550] 61, 








454 


33 
476 
17 


100 
235] 

40 
118 

67 
185) 
26.579 |8 670 








28 523,87 
20 900,0e 
28 HT1L,ar 
10 146,04 
6 564,24 
14 421, 
2 560,30 
6 779,78 
2 696 2) 
11 692,54 
526 348 














44] 
326 
456 
168 
a8 
226 
39 
116 
65 


185 | — 


8462 





4 824 621 
2875581 
2852 437 
1843 142 
1] 2548 916 
2213 751 

421455 

954 064 
1 125 043 
1, 1) 3509 822 


3 1116| 89 1107867399 
64 








Digitized b 


y Google 


978  Geichäfts und Nechmungsergebniiie der anf Grund des Invaliditäts und 


Cabelle Illa. 


Deland an Alters: 








Verſicherungs— 


Davon entfallen auf die 









































































































ae Neitand 1823 1822 1821 
70 Jahre) ‚71 Jabre (72 Jahre) 
— An | Babies [an dJahretin | Dabres ·u · ¶ Jabres- 
j Nomen 
une a, betrag * betrag sch! betrag zahl \  betrag 
mer ” ı 2 . M sa se 
4 2 | 3 4 5 6 7 = 9 
ı | Sitorenhen.. 13 868 841619, 72 3800576 1510) 95414 1841| 1128710 
2 }RWeitpreußen 5859 301486, | 274 197090: 771) 515730 WB 64 247.4 
3 | Berlin 206 19435 2 256000 339 31680, 378 35 155, 
4 | Brandenburg . 13892967 536,12 | 956) 74212,00) 1946| 142.065,| 20504 148 757, 
5 | Rommern . 5 801] 2987| 543) 435 llosı 852) 637570 881 64914 
6 | Roien 7433 475720] 320) 22592, 8011 580180 1000 64658. 
7 | Schteiien 19149: 1224632, | 1531| 106 625,01 2721| 180276,1] 2912] 188216, 
8 | Zahlen Anhalt 10 687 817 828,97 861 7064900 1 1925 1714 181 757,0 
Schleswig Holftein/ 7177 5380 325.44 652] 58591, 1059) M5IL5,s| H7E 81 997,» 
10 | Nammover . 10123, 7644507) 846, 67 506,441 1526) 114 181,2) 1586| 115 928,1 
11 | Meitfalen . 5101. 4840 453 AL 79 639 93 74845, 
12 Helen Nallau. 3 503; 270 433,18 239 214152. 581 42675, 50 47 245,» 
13 |Mheinprovim . .| 11344: 1013 1550| 700 7794| 1762 196254) 176] 159417 
| [nro20 8466 90, 586 971,96115 979), 1197 969,01)17 584] 1284 499 an 
14 1 Oberbanern 3506 268 242,0 2748. 516) 40882, | 41 709, 
15 [Wtiederbavern . 2876 15 Aa 14 460.40 420) 30 419,08 45) 29 90 Lır 
16 Pfalz 1640 129 254,02 12 10340. 219 17 298,01, 263 20 439 s« 
17 1 Cberpfal; . 1804 125 213,0: 8082. 251 16 206,5, 808 20561. 
15 | Oberfranten 1657 104 640,95 7310, 225 14 514 ss: | 15 986. 
19 [Wtittelfwanten . 1645 117421, 14 072,05 254 . 1738,» 
20 llnterfranten . 1398 90 703,0 9033, 220) 15 198, 
231 Schwaben  . | 1437 109518, 10268 12 2105 | . 18850. 
4-2  — Jası2sl 1140538 102 313,0: 2324 | 170830; 
22 Monigreich Sachien | 7188 552 72 70559 Sie 112692981.) 1099 Bildes 
23 | Württemberg . a8 280m | 369 30 10h 58846 TOR, 48 997,5 
24 [Baden | 3770 20 Win 376 BO 563 4 409,20 42 670, 
25 [ronbzgtb. Heſſen) 2825 211017 | 266 21 866,0 849 272760 3 WOW“ 
25 | Medlenbirg 431733867 | 494 41 646360 707. 57304 6238 48255, 
27 | Thüringen . 3500 247 4623041 338 24840, 5540| 39550 SE BIERLE 
28 | Tidenburg . 713490700 | 65 459%, 183 9424 B3165⸗ 
29 | Wramtichweig . 141411033 | 141 121680 240 18786, Ira 
30 Hanſeſtädte. 15828 146063,:: en 17 572,17, A 22 yni6, 
31 | Chiaf-Lorhringen.| 5001 438866 | 377 3684 — EEE 
1-31 166.976 12251 428,10 [13 223! 1.070 218,123 463! 1 786 336,1025 BO LESE 
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$eburtsjabrgänge 


1820 
(73 Jahre 


| Jahres 








Ans | 
zabt | IR: | zahl 
—00 12 
1974 121 448,05: 1719 
712 5497,17, 701 
3ır! 27562, 223 
1862: 131 871,:s 1620 
7162| 5735754 667 
1019 67811, 981 
2629| 168 803,. 2229 
1404| 108 087,.| 1258 
896 73182, 743 
1359 104 667,04) 1 105 
814 65795,..| 708 
475 3569270 435 


1572) 141 307,:2 1404 


1819 
(74 Jahre 


An 


1818 
75 Jahre 


Jahres An Jahres 


An 

Jetr tra 

a ET TE a ahl 
fe MN | 
13 14 15 16 


101 938,0» 1444 86 152,13 3676 


47 061,7 63642 418, 1436 
21 028,0 171114 355,05, 388 
112 385,| 1275 86 306,45 3 318) 
48 36403, 507 37 418,00: 1347, 
61824. 807 50 362,0! 2013 
140 261,2 1715 106 129», 4 404 
95 499,07 002 68 856,50 2 308 
62 053,17, 649 51 933,01) 1810 
83 965,78: 859 65 143,0 2335 
56 650,72 528 41 192,12, 1479 
3241710 308 23 847,05 755 


' 76-80 Jahre 





1802 und 














1817-1813 1812- 1808 | 1807-1808 | früher 
i 86—90 |(91 Jahre 

| 81-85 Jahre) Jahre und da— 

rüber) 
Jahres- An- | Jahres“ = Jahres⸗ = dahres 
betrag ahl betrag | S betrag | = betrag 

\ = ⸗ 
IE EL EEE BE SE DE DE BE 
17 18) 19 20 21 





217 165,00 
94 026,3 
34 538,10 

221 952,01 
97 996 75 

126 421,13 

273 435,01 

175 732,10 

142 465,04 

172 S64, 12 

113 397 ‚au 


34 Th, 


124 237 ,.ı. 1024 


33 250,0 2614 226 108 «| 


751 
244 

41 
771 
215 
392 
931 


445 


355 
501 
337 
149 
604 


44 212,10, 73. 4 343,» 


15 429,35! 28 1 893,0 
3926,58 5, 481,0 
49 DO ,58| 85.5 218,08) 
14 818,05) 25 1 D92,0r, 


24 661,11 | 
56 115,44 
30 57910 





10 766,00 14 


| 1 417,0 
30 168,00 74 


064, 


3 979,51 
70 4 370,80 


52 3592,17] 


27 070,5, 4112977, 
36 303,00 53, 3 640,5) 
25 090,48 43. 2 978, 





10: 568,00 
2 170,00 
' 1! 56,0 
3: 539,40 
2 113,0 
T. 397,00 
7. 397,0 
8 510,0 
| 2: 141,o 
31 255,00 
4: 397,20 
‚2 198,» 
4 311,» 


159191 158544, 13792 987 688,:!10825 765465, 27973.1 950 861,4 5736 388370,011631'42551,20.63 4057,s0 




















499 3815512 427° 3352,01 287 21564, 737 54099, 134, 9593071 18 1163,00 — — 
418 28266001 342) 33 175,10) 264 174580 632 42.095,02 132| 8.909,0 12 7660| — 
209 1621907 254 18 62,24] 13T: 9970,55 368 927 237,0: 8, 6568,55) 101 TI — — 
297 1994815 226) 15420, 172, 1153906 424274780 90 5381,ul 6, 397,20 3) 198,00 
262 16287, 218. 186180 125: 7788,10 351 22 119,0 106, 648754 9 539,0 — 
209. 14867, 209: 14570, 122. 83000: 360 25561 63) 3869,07 5 312.20 — 
183 11117, 182 12327, 102! 6715. 294 15676, 44 2 TO8 ss) 3 340 — 
220, 16891, 16%: 12218 00| 113. 8424, 295 210980 72 4961] 8 595,0 eg 
3297) 161 75305 2025| 143 575,03 1322. 91 346,50 3461| 238 307,0 728 48481,0x| 73 4879,00, 3) 198,00 
1034 79238, 818 61 Il4,ıs 618.46 946,0 1506 108 788,5: 258 17 714,00 24 1583,54 1! 56,0 
4) 36414, 473 35380, 277 20 74los 842 60 159,35 184,12 735,77, 27, 1759,00 — 
46635 FT 270 206 TE 122 8 950,55 14 964... — - 
3627075, 388 292 22ER 4 175 12 386,02 19, 1163, —| — 
5071 3936211 435% 3343711 38725974, 963 70616, 156 13 31,0% 10° 7090 1 6,80 
481 3354214 430 3063610289 200450 707, 48 9340 140 927955 14 1110, — — 
78 357044 72 4 963,19 46 3262, 165 10887, 31 19380 5° 2840 — 
177. 14116! 150, 119640 120 914812 2961 2226708 59 4156 5 312, 1! 85,00 
196, 18309,» 1611 15 131,05) 140. 12 701,0, 329 209633 44 4615n 2 18u—i - 
723. 63678 604! 5161210 381, 33 910, 1214: 102081, 296 24 173,2 42,3 259,0) 1 85,00 


22734 1672 996,2: 198051439 616,01! 148971170 563,15 38750.2 737 702,51 7664 546 111,05 866'58775,20|70 4540 00 


64” 
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Tabelle IIIb. Behand an Invaliden 








Tavon — auf bie 





















































































































Verſicherungs— Bei 5 | 
Schalten al 1873—1868 | 1867—1863 | 1862—1853 | 1857-1853 
20-25 Jahre) (26-30 Jahre) | (31-85 Jahre) | (36-40 Jahre 
PR EEE EEE Vals, BEE EB 1 
. Namen An | eg Ar: | on An⸗ betran Pa = 
| ‘ 
num⸗ zahl | Tag) betrag ahl Jahres- zahl ag ahl 
mer | MM. 4 
— a bes ls tel ts] 
1 [DOitpreußen. . . 2469, 154 1710| 19 || 11720] 25| 151401 58] 8 296,0: 
2 | Weitpreufien . .| 1282| 78597 9) Mb 12) 6871 28) 1648,06 2 00,05 
3 |8edlin . . . .| 524 310580] 2 56 151 rl 22 1 HERR 
4 | Brandenburg . . | 22921 139 591,0| 20: Ola) 36| 1881,00 | 39 2009,r0 8918» 
5 | Pommern . . .[ 1511) 946200] 15| 8740 25) 1447, 19 24684 
6 [Won . . . .| 112 677580] 12° 640,1 19) 1004| 17) 10042 | 211% 
7 [Seien . - .| 5406341575] 422587, 62) 3628, |100 | 6185, | 1061 6 460 
8 | Sachfen-Anbalt „| 1754| 109 013,8] 18° 1007,0| 34 16120 | 38) 1551, ı 56 345] 
9 | Schleswig-dolitein 698) 43819] 15° Sm 12 495, | 18) 9992| 18 100m 
10 Hannover . .1 2206: 189075,5] 37 2 186,0 42) 24460 53 3295, | 68 3 885, 
11 [Weittalen . . .} 1306) 81364] 22 1433,06, 29) 17160: | 46) 2772,70 | 49 
12 (Heilen Naflau. .| 655) 392260] 7, 390, 11: Aldo 121 567, 2 
13 | Rheinprovins . . | 3401) 221 681,0| 505 3090| 631 3 706,1 1102) 6564, |13 SE 
| [ersrm1541485,0| 268] 15585,0| 385] 21 212,10 | 542] 32 108,04 | 697] 4217 
14 | Operbanern 906 206,5 | 22| 1167,01 26| 1417er 26] 1857, | 43] 240 
15 | Miederbanern . 954 578330] 10 5500| 17) 10105 ° 24) 1201,» 140* 
16 | Bialz 421) 256096] 15) 71440 184 1002,88 18) ls 1323, 
17 | Oberpfalz as 278 le 8 5 A ars 
18 | Oberfranfen 74 343öle 14 7124 111 Ga 18 997,2 
19 | Mitteffranten | 528) 309390] 11, Alde| 12% 5700| 28) 1159, 
20 | Unterfranten 521| 31421,.0| 7| 327,0 105 464. 121 
21 | Schwaben . 47835 04 436,0 22 || 1106,58 20 











— 9 
4-2] 00] 5746,346094,.| 94) —— 


22 | Königreich Sachien | 1508| 94 536,4 1831,54 1 884,58 
23 Württemberg . . | 1297: 8222402] 32: 1 821,0 1 328,05 35. 
24 | Baden . . . 1390) 86 7290| 56) 3 302,.| 56|| 8 151,0 | 61 
235 | Großhzath. Seifen | 527 31990] 15) 76%, 19 990, 28 
26 | Medleubug . . 525: 32 229,101 — — 10 347,0 | 8) 
27 | Thüringen . 737) 445724] 1809990 271 1310, | 271 
28 | Oldenburg. . | 14201 Seal 6, 37 3 20101 
03 | Braunschweig. .| 265 14878] 4) 204,0 2) 868, | 71 
6 f f 
8 



















92 Hanſeſtädte. . .| 2571 14581, 145,07) 10, 350,10 
31 | Eliaf-Lothringen. | 809 52.558,00 393,00: 14 | 925,0 
1-31 37 815/2350480,51| 536 | 29930, 722 | 39 200, 
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Beburtsjabrgänge 

1822 und 

852— 1848 1847—1843 | 1842-1838 | 1837—1833 | 1832-1828 | 1827-1823 früher 
1-45 Jahre) (46-50 Jahre)! (51-55 Jahre) | (56-60 Jahre) | (61-65 Jahre) | (66-70 Jahre) | (TI Jahre umd 
darüber) 

Jahres⸗ An⸗ Jahres⸗ An— Jahres⸗ An—⸗ Jahres— — —* An⸗ Jahres⸗ An Jahres— 
vbetrag zahl betrag zahl betrag zahl betrag zahl betrag * betrag sah betrag 

4 Ab 4— Ak sb 

I 1 a 5 um el mw 21 25 
95 591 119) 7493,54] 218) 13 558,06: 357) 22508, 622] 38 805,06 7369,01 
e 3346, 70 4301,01 134) 8074| 176 10834,10, 307) 19099, 5 008,54 
40 21560 50. 3033; 62 3694, 72° 116410 9 5 983,50 883,74 
‚1 5 551,001 140| 8 772,m! 221) 13 142,4) 336| 20452, 5411 38455, 7 208,0: 
BD 4358; 88| 555lar, 148| 9121, 218) 137810] 344 21 617,0: 6 496,5 
3 2881| 75) Adi6m 110) BT) 183 11215 244 15085,0 3 074,0 
3 18974,0|330| 21083,| 5791 36 835,00| 846| 54.046,51, 1329] 84.409,01 15 431,01 
83] 5.077, 109 6875,10) 163) 10. 176,0] 254, 15 717,1 373) 23 615,0 4 831,0 
* 942; 31) 1912,15 51 321301 93 6057,00] 184 11 83004 2 280,05 
13 6 987,08) 138! 8 704,08 197 12 330,25 325| 20.458,30 Re 31 079,40 5012, 
6, 5357,|100) 6099 137) 8488| 208 13 149,25 269] 17 160,0 853) 20 899,10 27) 1689, 
a 2411, 49] 2985, 68 4066] 96 5846,05 180° 7922,05 186) 11716, 28) 1543, 
13 185,05) 277) 18147, 448) 29 488 5883| 38 61d,ım 6883) ddr 765) 49850, 96) 6 089,0 
10} 71 561,0: | 1570) 99 288,03'2536158 937 44 3747| 236 845,4: |5 610) 354 700,157 024| 442 657,0, 1066, 66 415,07 
BE 35580 e2| 4959,58. 110 670101 206 12485, 376) 23676, 440) 2758110 79) 4852,08 
35 2075. 44, 2635,50 79 A558, 181) 7855, 232) 14108, 306 18677,=| 60) 3665,50 
2 1801, 80) 187400) 47 30T 52, 3316, 20) 4136,02) 84 53110 34 2125, 
I 58T 84 19230 33 18060 58 3272, 108° 6108, 1468 88340 53) 3 235,5: 
35 2080, 38) 2405.) 65 3696 71 4378 138 8870, 127) 7796,06, 37) 2306,06 
DE 125 88 27 49) 28886 61 373806 114 6750, 116 7186,06 47 2876,00 
a 1906,56] 27 1591, 48| 2851 70) 4330,07) 120 7817 121) 757, 51) 3 166,0 
33 & 166,74] 571 3572,75) 601 43242 122) 75140 170) 1018915 178) 11245, 53 "3232,50 
36) 16 623,41) 350] 2123355] 500) 29 984,0 TTL) AGRRB,1 328] 80.653,01 5518| 94 205,55 1414| 25 459,00 
77 4849,72 5 862,00| 147 9571,55] 214 13.650,12 8317| 19 980,15 27 776,00 66) 3 964,0 
sag 4 842,51 7075,78 140° 8 69,4 188, 11 958,0, 244 15685, 19 887,15 1011 6465, 
39 5309,55 6985,00 144: 9237,00) 189 12091, 254 16.047,24 17 662,05! 82 5 201,0 
3 2 243,04 2927, 69 4447| 80) 4 987,54. 100|  6071,.:) 5 829,57 25 1494 72 
Sa: 1 090,3: 1443,35 51 309,8 75; 4701,00 124 77180 3 624,0, 48 2874,02 
4 82580 3495, 63: 3912, 99 60871) 136) 8217, 11483. 583 3259,06 
636,5 939,0) 16: 10180 13 7890 25) 1484, 2508,00) 8. 522,0 
724, 123: 34 1851, 39 208801 55 3197, 4080 7 46Lm 
1025, 880,0. 27; 1487, 35 2254, 431 24952 4382,01 100 665,0 
2 701,0 3028,00 83 53394, 115 7578.26 12 370,54] 2231 14.698,65! 27 1751, 
5911114865,01)2453153 838,11 38101237908 »4|5563| 349 366,00 8424) 528 622,17] 10 401} 654 799,20| 19071118535 12 
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Reriiherungsanitalten 





Ord— 
nung& 
num— 

ner 


Namen 








I. Kaſſen— 
beitand 
einschließlich 
Guthaben bei 
Bankhäuſern 


‚sh 


“” 
- 


Geſchäfts- und Rechnungsergebniſſe der auf Grund des Invaliditäts- und 


Cabelle IV. 





I. Wertbpapiere und 


Nennwerth 


Ankaufspreis 


4 





16 


— 


x > wu 5 
Du —⸗ 























Oſtpreußen 
Weſtpreußen 
Berlin 
Brandenburg 
Bommtern 
Roien . 
Scrlefien . 
Sachſen Anbalt . 
Schleswig-Holitein 
Hannover 

Weſtfalen 

Heſſen Naſſau 
Rheinprovinz 
Oberbayern 
Niederbayern 

Pfalz 

Oberpfalz 
Oberfranfen . 
Mittelfranken 
Unterfranten 
Schwaben 

Königreich Sachen 
Württemberg 

Baden eh 
Großherzogthum Heilen 
Medlenburg 
Thüringen 
Oldenburg 
Braunſchweig 
Hanſeſtädte 
Elſaß Lothringen 


Verſicherungsanſtalten zuſammen 





9 46 7 0 
97 526,87 
13 171,20 

885 237 ae 
181 YE8,ı# 
10 003,5: 
121 843.0 
708 TNO es 
11 360,13 
426 442,02 
32 402 25 
279 008 os 
617 OlV,se 
721677, 
104 239,4 
453,80 

14 SU 
137 943 00 
10 128,0s 


87669 


— 549 5553,09 


0 62 504,70 


56 420,08 
10 441,0 
208 470,00 
737 166, 
37 252,00 
21 481,5 
18 353,04 


949.007 ‚u 





5617 942, 


221 054 029,0 


4 083 800,00 
4 203 690 os 
14 247 600,00 
11 942 988,25 
6 243 181,05 
5 210 500,00 
18 535 TOO oo 
12 307 356,0 
5523 100,0 
8 383 085,53 
11550 238,54 
7647 328,55 
24 412 400,0 
4672 150,00 
1438 585.00 
2 634 700 0 
1272 400,0 
1461 589,36 
3 180 760,00 
1361 090,55 
2596 140,40 
22 279 085,05 


896 937,00 


4 243 503,03 
2634 500,00 
> 239 343,0: 
1121005, 
2 343 320,00 
4003 200,00 
5 907 000,00 


213 302 535,1 


3 726 427,» 
4 141 481,» 
13 242 500, .: 
11 075 608,15 
3805 Gl,» 
5 128 165 
17 474 390.10 
12 446 585, 
> 508 004 44 
& 216 U85..s 
11 383 399 
7406 983,0 
23 594 H59,78 
4 586 289,75 
1495 006 
2613 350. 
1 287 287.:0 
1446 SUV..s 
3135 S16.ss 
1 363 697,0 
2558 307,33 
21356 242. os 
7 799 023, 
7 289 068,0 
4174 916,0s 
2609 170,18 
4 941 426: 
1051 338, 
2 343 326,0: 
8 443 534 4-⸗ 
5506 141,» 
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gensbeſtand einſchließlich Keſerveſonds. 





Mertburfunden 

















— — Vermögens— 
Jährlicher Zinsertrag II. Grund | Zufammen | IV. Werth beitand 
en Tan Be itüde ıc. Spalten der — 

Betrag | des (Antaufspreis) | 2, 4 und 7) Inventarien rn 8 

Anfaufs: und 9) 
Me | preifes Mk 4 se Me 
5 6 7 8 9 10 

134 441, 3,51 678 595,05 4 414 490,80 41 592,18 4 456 083,53 
152 915,55 3,60 155 559 07 4 394 570,03 14 410,» 4 408 981,0 
416030; 3,6 612 669,07 13 868 337 10 15 410,20 13 883 747,50 
403 769,55 | 3,0s = 11 960 845,5 77593 us 12 038 439,40 
210411, | 3,0 — 6 047 930,13 26 000,00 6 073 930,13 
188 946 30 | 3,00 5138 169,u 21 590,00 5159 719, 
636 828,50 | 3,04 1259 174,13 18 855 458,16 41 037,25 18 896 49541 
454 215,26 ' 3,02 166 Yab,rs 13 322 323,0: 15 391,5# 13 337 714,cı 
204 207 25 3,71 206 623,0 3 725 988,08 8 000,00 5 733 988 os 
307 82,00 | 3,75 683 302,58 4326 729,5» 39 072 0 4365 802,18 
409 835,58 3,00 >72 311,5 12 008 112,50 26 562,55 12 034 675.85 
267 455,00 3,01 192 367 ‚so 7878 419,3« 14 800,00 7893 214,30 
836 119,00 3,54 — 24 211 570,1 29 150,85 24 240 721,20 
168 775,30 3,38 — 5 307 967 00 5 877,2 5313 StHl,sı 
56 663,00 3,70 1 599 305,05 1669 35 1600 977,08 
46 645,00 3,10 — 2613 810,16 2 080,18 2 615 540», 
40 876,00 3,07 -- 1302 178,51 2663,* 1304 842,15 
a 168 18 9,51 — 1446 890: 183416 148 725.04 
116 735 4 3 - 3273 T60 04 2 751,ss 3276 511, 
51555 ,33 3,18 — 1 373 825,52 2795,02 1376 620,54 
96 565,82 3,77 — 2645 976,4 3474, 2649 450,58 
773 793,51 3,02 1698 480,85 22 205 169,85 27 329,00 22 232 498,55 
294 185,14 3,7 = 7737 118,0» 29 368,35 7 766 487 4 
291 022 0 3,w 194 146 14 7539 635,15 19 471,15 7559 106,a0 
158 852 02 3,50 133 801,14 4319 209,1: 9 716,0 4 328 926,02 
93 605, 3,50 288 897 ‚a. 3 106 538,47 49 621,45 3156 159 
181 626 ,.s 3,08 2885 831,5 5967 423,54 22 760,4 5 990 184,15 
38 910,50 3,70 66 356,0s 1 154 947, ıs 4 230,55 1159 177 ‚os 
84 087 15 3,50 106 255 70 2417 063,0s 14 500,0 2485 563,53 
304 754,00 3,61 362 TOO,» N 824 580,30 26 300 :5 8 850 890 14 
202 546.0 ,0r -- 6 545 148,00 15 496,5 660 645,51 





7 799 346,02 





7667 027 70 








226 587 506,07 








612 513,60 


227 200 019er 


Alphabekilhes Gefammt-Kegilter 


über 


die Jahrgänge 1868 bis 1895 der „Annalen“. 


Borbemerfung. Das folgende Regiſter joll die Benugung der ganzen 
Neihe erleichtern. Gegenüber den durchweg jachveritändigen Lejern der „Annalen“ 
bedarf es nicht eines Regiſters, das in pedantiicher Umftändlichfeit Taufende 
von Stihwörtern aufzählt; es wird ihmen ein Leichtes fein, das gejuchte 
Befondere unter der Angabe des Allgemeinen aufzufinden. Die fett gedrudten 
Zahlen 68 bis 95 bedeuten die abtundzmwanzig Jahresbände 1868 bis 
1895; die mageren die Seitenzahl des Bandes. 

Wir bitten zu beachten, daß im Laufe der verſchiedenen Jahr: 
gänge oft derielbe Gegenstand wiederholte Bearbeitung gefunden hat. 
Beim Nachichlagen wird es ſich daher empfehlen, die legten bez. Veröffent- 
lihungen zuerst nachzuſehen, und erft, wenn diefe die gewünſchte Auskunft 
nicht oder unvollftändig enthalten, auf ältere Jahrgänge zurüdzugehen. Dies 
gilt insbejondere von der Abhandlung des Frhrn. v. Aufſeß über die Zölle 
und Steuern des Reichs; hier ift nicht mehr der erjte Abdrud im Jahr: 
gang 1873, jondern die vierte Umarbeitung im Jahrgang 1893 angeführt; — 
ferner von der Bearbeitung des Gewerbepolizeirechts von Seydel, deö Rechtes 
der Schußgebiete von Frhrn. von Stengel u. ſ. w. Man wolle auc) die be- 
jonderen alphabetiigyen Regiſter nachjehen, welche einzelnen größeren Abhand- 





lungen beigegeben find. Die Herausgeber. 
A. diefelben, 71, 216. 381. 72, 127, — PWip- 
bräuche des Aklienweſens, Dentſchrift der 
Abrehuungsmwefen der Zoll- und Steuer- Handelsfammer zu Ehemnig 783, 605. — 
verwaltung 68, 13 und 32, 72, 1489. 78, | Berhandlung im Weichstag 1873. 74, 306. 
487, 74, 97. 9, 335. ©. auch Kaffen- — Materialien zur Reſorm des Aftien- 
weien, Zölle. weſens 74, 359. (Unterfuhungstommiffton) 
Abzahlungsgeihäfte, Regelung derfelben | Leipziger Haudelblammer, Ad. Wagner, 
(Ludw Fıld) BE, 658, ' Ber. f. Sozialpolitif, Juriftentag, Berrot., 
AderbausStraftolonien und Fürſorge — Ürörterungen von MW. Endemanu TH, 
für entlajlene Sträflinge (Jläüxl) 83, 173. | 388, 75, 1196. Statiſtik der preußischen 
Acquits-ä-caution 77, 53h, A. 76, 640. 892. — Altiengründungs- 
Adrefie des nordd. Neichstags an den König weſen 77, 19%, 240. — Ummandlung 
von Preußen in Berjailles 70, 765. Antwort der Altien im Reichswährung 717, 638. 
des Königs ib. 767. — Adreſſe au den Kaiſer — Statifif der Kurſe und Dividenden 
‘1, 317, 74, 146. preußischer Altiengefellihaften 1858—75 
“Memter, ſ. Behörden. 717, 1075 ff. — Dentihrift der preuß- 
Aerzte, in Preußen 76, 637, Abnahme im | iſchen Megierung 78, 4 — Gutachten der 
Reihe SL 152. ©. a. Medizinalperfonen, Handelstammer zu Stuttgart 78, L — 
Gewerbeordnung und Freizügigkeit. Zur Reform des Aktienrechts (Endemann) 
Aeußere Verhältniſſe, ſ. Gefſandiſchaften, S1, 417, — Betrieb konzeſſionspflichtiger Ge 
Konſulatweſen, Seerecht ꝛc. werbe durch A. W 620. — Materialien 
Afrika, internationale Verhältniffe 85, 829. | zur Reform des Aktiengeſellſchaftsrechts . 
5. auh Schuggebiete. ‘ 22 — Gutachten der Handeläfammter zu 
Agrarpartei, Program 76, 103. Hamburg 4, EL — Aeußerungen des 


Attiengefellihaften, Geſetzgebung iiber | rheinl.swejträl. Intereſſenvereins . 139; 
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der Leipziger Handelsfammer ib. 235; der 
Münchener Handelskammer ib. 47; der 
Breslauer Handelstammer ib. 253; Bericht 
für den 12. Deutjchen Handelstag ib. 265. 
Vgl. a. Bodenkredit, Emiffionen, Krijis ac. 
Attienturfe und alfgemeine Preisbildung 
(Gärtner: S6, L 285, 
AUltienftempel ſ. Stempelfteuer. 
Altersverforguug der Arbeiter in Elfaß- 
Forhringen (Ch. Grad) 82, 760. 
Altersverfiherumg, die Alters» ın Ju— 
validenverfiherung der Arbeiter 88, ZL 
673, 89, 41L W, 799. W. Zeller.) — 
Die Berfiherungspfliht der Haustinder 
(H. Rofin) 9), 910. — Umfang der Ber: 
ficherungspflicht (Fuld) 91, 392. — Deukſchrift 
über die Errichtung der v Mlters-, Invaliden⸗ 
und Weliktenverjorgung für das Arbeiter- 
perional der bayer. Staatseilenbahnver: 
mwaltung 88, 42° 9. a. Arbeiterfrage. 
Amerika, Vereinigte Staaten von. Staate- 
angehörigleitsvertrag vom 22. Februar 1868 
nebft Erläuterungen und den Auslieferungss 
vertrag vd. 1852, 68, 392 — Die lleber: 
wanderung in der nordamerifaniichen Union 
(von Landgrafi) 72, 503 — Konfularver« 
trag 74, 225. — Zur Kritik des Staatsan- 
gebörigfeitsvertrags (v. Marti) 75,793. 1113, 
(H. Wefendond) 77, 204 — Die mirth: 
ſchaftlichen Zuftände in den Vereinigten 
Staaten 717, 1052. 1123. — Wirtbichafte 
liche Konkurrenz mit Deutichlaud 80, 965. 
— Die Unionsverfaffung (A. Haenel) 78, 
796. — Die Wirkungen des Schutsgollfgfteme 
in den Vereinigten Staaten 79, Bub, — Han 
dels⸗ und Scyiffiahrisvertrag | 9, 439. 464 
S. a. Auswanderung, Krifis, 


Anleiben, fiehe Schuldenweſen, Kriegs- 
loſten ac. 
Annalen, deren Yufgabe, Vorwort zum 


Jahrgang 1872, Ein Vorwort aus 
Defterreih (F. v. Stein) 76, L 212 — 
Vorwort (Seydel) SL L 

Antragsdelilte 76, 32. 

Anmwaltsweijen 75, 1205. 

Apotbeteuweien, reichsrechtliche Ordnung 
74, 1809. Sefetentwürfe und Deulſchrift 
vom Jahre 1877 77, 926. 

Arbeit, volfswirtbichaftlicher Begrifi 72, 
629. 73, 809. 74, ILL Woesler 75, Bi 
Häusliche Arbeit (Werth derfelben, Hirth) 75, 
912, Preis und Ertrag der Arbeit (Hirth) 
75, 1296. — WPreis der Arbeit im Staats- 
dienfte 78, 439. — Belaftung der Arbeit 
in den zivilifirten Staaten 80, TU S. a. 
Gewerbeordnung. 

Arbeiter, jugendliche ac. SL, 59h. 

Arbeiterbudgers, Elläßifche. (Debn) 79, 
100. Sclefiihe SO, 581. Bayerische ibid, 
843. SL 540. ©. a. Löhne. 


Arbeiterirage, Materialien 73, 1471. 
1494, 74, 33. 1195. Beſchäftigung von 


Arbeiterinnen und jugendlichen Arbeitern 
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im Großherzogtbum Heilen 77, 254 — 
Stiftungen für das Arbeiterwohl im Neichs- 
laude (Ch. Grad) S2, 714-768 — Bur 
Theorie und Yraris des Aıbeiterichuges 
(Dehn) 86, 493. — Arbeiterfammeru, Ge: 
feentwürfe jür Oefterreihd. 87, IE — 
Der internationale Schuß der Arbeiter 
(Adler) 88, 465. Konferenz von 1890, P1, 
285. — Das gewerbliche Arbeitsverhältniß 
(E. Borudal) YO, 547. — Fahresarbeitsver: 
dienft land» und forftwirtbichafilicher Arbeiter 
in Drutfchland 93, 720 — Wohnungsver: 
häliniſſe gewerblicher Arbeiter in Braun— 
Ihweig (Zimmermann) 93, 721. 925; Ge 
winnbeiheiigung in einer Mafcinenfabrit 
93, 838. — Vgl. a. Altersverfiherung, Hilfs- 
kaſſen, Kontraktbruch, Krankenverſicherung, 
Unfallverſicherung ꝛc. 
Arbeiterhülfstaſſen 73, 1529. 74, 119. 
Gefegentwurf 75, 873 
Arbeitertolonien in Preußen 86, Z08. 
Arbeiterrecht, deutſches (C. Boruhatid2,501. 
Arbeiter: und Arbeitsſtatiti 
(Regulativ der Kommuifion für). 93, 157, 
4, 451, Di, 80; Die Fabritarbeiterzäpf- 
ungen vom L Oftober 1892 und 1893 im 
Baden. 95, 243, 
AUrbeiterverfiherung 80, 492, Die Urs 
fahen der Arbeiterinvaldität Ds, 407. S.a. 
erg Krankenverſicherung, Uns 
fallverfiherung, Reichoverſicherungeamt. 


Arbeiterwohn ungen in Eljaß-Yorhringen 


| Artillerie, 


82, 732, in Braunfchweig MB, 721, 925. 
©. a.  Arbeiterfrage. 
Arbeitgeber, ländliche, Thefen der Berliner 
Konferenz derjelbru, 73, 1bä6. 
Arbeitsbiicher 74, 427. 1195. 
Arbeitslohn 74,33, 75, 1296. S. a. Löhne. 
Arbeitstheilung im Haufe 75, 928. 
Arbeitsvertrag 73, 1541. 75, 40. S. a. 
Kontraktbruch. 
Arbeitszeit 73, 1474. 74, 32. 430, 
Archivweſen, f. Neihsardiv. 
Areal des HZollvereins 69, 855, 98, 12. 
Argentinien, Haudelsvertrag IB, 174, 438. 
459, 


Armeeforpsbezirfe 73,91. 1556, 74, 500, 
77, 486. 82, 159. SD, 1020. 92, 746 


 Armenpflege, Organifation (Seyffardt-Eres 


feld) 82, 7ZU4 — Statiftit 87, 302. — Aus 
gaben 1585 in Frankreich und Deutichland 
”, 495 Armenfürforge für Ausländer, ins: 
befondere in Deutschland (Neigenftein) D5, L. 
Armenrehbtliche Familieneinheit 83, 449. 
Armenmwejen, ſ. Unterſtützungswohnſitz. 
Armuth und Arbeit D72, 
Neuformation 73, 32 S. a. 
Militärverwaltung. 
Arzneien, unentgeltliche Ueberlaſſung, 76, 83. 
Aufenthaltsgefeg, ſ. Freizügigkeit. 
Ausfuhr, ſ. Exporthandel, Zölle. 
Ausgaben des Meihs 73, 490. Bgl. a. 
Finanzweſen ꝛc. 
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Ausland, Vertretung des Reichs, |. Auswärtige 
Berbältniffe, Konſnlatweſen, Geſandiſchaften. 

Auslieferungsverträge 75, 1173. Die 
Auslieferungsverträge des Reiches Meitz) 

AuswärtigesAmt, 70, 165. 71, 300. M. 
Etat 80, 20. — 2. a. Verträge, Gefandt- 
ſchaften, Konſulate :c. 





Ansmwärtige Berhältniſſe, verfaffungs- | 
mäßige Regelung und Yertung, TE, 87. ©.a. | 


Geſandtſchaften, Konſulatweſen, Bertrags- 
recht x, 
Auswanderung 70, — Die deutſche 


Answanderung Neßmann) 78, 1455. 75, 
1099. 76, 213, Berichte des Reichslom— 
miffars 75, 1107. 
461. 79, 552, SO, 
s4, bl. 85, 368. 
SS, 454. 89, 333. 90, 566. HL dB 03, 
441. 98, 609, 4, 462, 95, Su4. — leberficht 
717,205. 51,245 246. 350. — Einwauder— 
ung in Amerifa 1874 75, 1549. — Aus— 
wanderungnach Amterıfa 83, 230. 85, 200, 
— ©. a. Neihsangebörigteit. 

Ausweifung, |. Freizügigkeit, Gothaer Ver- 
trag, Oeſterreich. 


76, 214. 77, 699, 78, | 
593. 81, 245. 83, 139. | 
S6, 517. 87, 285, 398, | 


Averſa für Zölle und Steuern 69, 224 71, | 


593 72, 1622. 
TIS. 93, 205, 396. — S. a. Zollausfchlüjfe. 


B. 
Baarzahlung, f. Zablungsreform. 
Baden. 
768; zur Verfaſſung des deuiſchen Reichs 
70, Z7L 71, 37 4L — Ju Silltigleit ges 
bliebene Beſtunmungen des Vertrags vom 
15, Nov. 1870, 71, 359 — Einführung 
nordd. Bundesgefege 7, 382. — Berech— 
nung der Matrikularbeiträge 71, ZU 72, 
1624. — Bettel und Yandjtreicherei 1885, 
57, 302 — Verbältnig zum Zollverein und 
Reich 93, 164. 194 417. — Bgl. a. Eins 
tommenſteuer, Wahlgefege, Waſſerrecht, Zoll- 
verein ꝛc. 
Bahupolizeireglement 73, 338. 
Banfwejen Denkſchrift von Dr. A. Meyer 
März 1870), 70, 3. — Motive zu dem 
Geſetz über die Ausgabe von Banknoten 
vom 27. März 1870 70, 7. — Prome— 
moria der Direktoren der Branufchweiger 
Banf zc., betreffend gemeinfame Notenaus— 
gab: dev Privatbaufen 70, 1% — Das 
Geld, fein Weſen und feine wirtbichaftlichen 
Funltionen. Ein Beitrag zur Löſung der 
Banf-, Münz- und Währungsfrage von 
F. Perror 70, 299, — Die Berwaltung der 
preußischen Baut 70, 216 — Ürfläruug 
des Minifters Deibrüd über die Zettelbanken 
in Württemberg und Baden 70, ZEZ — 
Neichsfonipetenz über das Bankweſen 7L, 
192, — Die Bauffrage. Bon G. D. Augs- 
purg 71, 1045. — Die Verlängerung ber 
Banfnoteniperre 72, 1334. — Mechtsgut« 


Beitritt zum deutſcheu Bund 70, | 


73, DU9, 80, DAL 644 | 
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achten in der Papiergeld» und Bantnoten- 
frage (von W. Endemann) 73, 36L — 
Materialien zur Bantirage 73, 615; Dent: 
Ichrift der Banklommiffion des Handelstags 
(1870) 73, 617; vom fünften deutſchen 
Handelstag (1872) 73, 685; vom deutichen 
Yaudwirbichaftsramh (Deufſchrift Richters) 
73. 695; Statiſtiſches über die deutſchen 
Zettelbauten 73, 721 (bierzu graphiſche 
Darftellung am Schluffe des Jahrg. 1873); 
Geichäftsverfehr der preuß. Banf 1862—71 
73, 728; der Wedhlelverfebr im beutichen 
Heiche 1872 73, 736. — Abermalige Ver— 
längerung der Baufuoteniperre 74, 300, — 
Ueberſicht der geſetzlichen ꝛc. Beſtimmungen 
über Die dentſchen Zettelbanken lamtlıdh) 
ib. 3 — Statiftil der Noteneniffion 
1871-73 (W. Herbert) ib. 709. — Ber- 
mwaltungsbericht der preußilchen Baut 1872/73 





#4 1111, — Erſier Eutwurf eines 
Reichsbankgeſetzes Juli 1874) ib. 1611. 
— Pöilung der Bankfrage vom rechtl. 


Standpunkt (Dirtb) ib. 1631 und 1816, 
— Motenzirfulation der Bentichen Banken 
Mitte 1874, 75. — Materiahten zum 
Reichsbankgeſetz: Bericht der Reichstags» 
tommtfton (Bamberger) 75, 33h. An—⸗ 
lage 996. Tas Geſetz felbit, ib, DU Das 
prengiich> Gefeg vom 22 März 1875, ib. 
1019, Bertrag mit der bayer. Huporbefen- 
und Wechſelbaut, ib. 1021 Bemerkuungen 
zum Reichsbankgeſetz (K. Sonnemann) 75, 
1027. Bertrag über Abtretung der preuß. 
Bank an das Reich, ib. 1563. Statut der 
Reichsbank, ib. 1585. Statuten der bayer. 
Notenbanf ib. 1581. — Das Baufgefeg 
(Heberficht v, Endemamm) 75, 1187. — Aus 
dem Verwaltungsbericht der preuß. Bank 
pro 1874, 75, 1585. — Berordnuung betr, 
die Anftellung der Neihsbankbeamten 76, 
385; Benftonen u. Kantionen der legteren ib, 
387. Die drei großen fontinentalen Banken 
(v. Yırcam) 76, 362 Die preußiſche 
Bank in den Jahren 1874 ı 75, 76, 943, 
— Abſchlüſſe der deutschen Bankinſtitute pro 
1875, 76, 336 — Einheit in Münz- und 
Bantweien (Webrenpfennig) 77, — 
Fabresbericht über Bankweſen und Geld— 
verfebr im Neiche für 1876 (C. Slevogt) 
17, 205. — Verwaltungebericte der Reichs— 
bauf für 1876-1892 77, 736; 78, 673; 
19, 577; 80, 434; SL, 354; 32, 320; 38, 
600; 84, 193: 85, 375; 86, 638; 87, 514; 
450. 93, Al 94, 668 DB. BIT — lieber 
ficht der Gefepe und Verordnungen 77, 320, 
— Dividenden der Banfen. 1858/75 77,1075, 
— Statiſtit der deutſchen Notenbauken 8, 
646, 86, 324 — DOrganifation der bes 
deutenderen Zettelbanfen Europa’s (Jacoby) 
Ss, 358 — leberfiht der Beſtimmungen 
über Zettelbanfen und Banknoten in Deutfch- 
land 90, 1.— Vgl. a. Münzfrage, Papiergeld. 





über die Jahrgänge 1868—1895 der „Annalen“. 


Baufiremont (Nedtsfall) 76, 132. 1022, 

Baummolleninduftrie. Geichäftlicher und 
Statiftifches über deren Lage im Boll- 
verein vor, während und nad der Krifis 
(Hirth) 70, 533. — Die B. in Elfaß-Yorh: 
ringen 71, 299, — Deutihe ®. 1863 bis 
1874 75, 1391. Die deutihe Baummoll- 
ipinnerei 78, 66L — Motive zum neuen 
Zolltarif 79, 691 — Amerikanische Baum- 
wollen» Produktion 82, 61h. ©. a. Tertil« 
induſtrie, Zolltarif ac. 

Baupolizeiredht, das deutiche. Leuthold) 
19, 809, 

Bayern. Ausnahmebeſtimmungen des Ber» 
trages vom 23. November 1870 70, 746, 
77L 71, 362, 366, 369, — Beitritt zum 
denifhen Reich 71, 37 — Einführung 
nordd. Bındesgefege in Bayern 71, BZL 
Verhandlungen im Neichstage ib. 2382, 
Tabellarifche Ueberficht 389, — Die bayer. 
Geſetzgebung iiber Gewerbsweſen, Heimat, 
Verehelihung und Armenpflege TL, 469. 
— Berehnung der Matritularbeiträge für 
1871 71, 698, — Erflärung der bayer. Re— 
gierung vom 14. Oktober 1871 (Unfehlbarkeit 
betr.) 72, 1—52. — Deutiche Neichspoft und 
bayeriiche Boftverwaltung 72, 597. 52, 617, 
— Milttäwerwaltnng 73, 38. — Einführ- 
ung der Gewerbeordunng 73, 759, — Kriegs: 
dienjtgeieg 74, 186, — Genofjenfchaftsgeiet 


ib. 332 — Reform der direkten Steuern | 


(8. Burkart) 74, 1681. — Bierbefteuerung 
76, 6L — Haudels: und Genoffenichafts- 


regifter 76, 894 — Neichsrecht und Yandes- | 


reht in Bayern (d. A. Miller) 76, 840. 
— Bertehrsanftalten 1877 79, 1077. — Die 
jtaatlih geleiteten Berfiheruungsanftalten 
(Haag) S4, 65, — Yandesfultur:Nentenanftalt 
S4, 316. — Berwaltungsrechtspflege (Seydel) 
55, 213, — Ywaungsweife Veräußerung land« 
wirthichaitlicyer Anwefen 85, 842, — Heimat- 
recht (Seydel) 86, ZI — Staatsbahnen 
88,803. — Rechtoſatzung und Gefeg zunächſt 
nad) bayerischen Staatsrecht(Dyroff) 89,817 





— Berhältniß zum Bollverein und zum | 
Neih DS, 164. 174. 194, 417, — Juriftiiches | 
Prüfungsmejen 93, 210. Bgl.aud Beamte, | 


Reſervatrechte, Verfaſſung, Vollszählung, 
Wahlgeſetze, Waſſerrecht, Zollverein ꝛc. 
Beamte, Reichsbeamte 71,304 — Befoldunge- 
verbeflerungen 73, 80. — Rechteverhältniſſe 
der Reihsbeamten 73, 345. 74, 223, 254. 
Erörterungen von W, Endemann ib, 400, 
75, 1201. — Beamteneid 76, 34 — Das 
Heihs- Beamtenrecht (Thudichum) 76, 265, 
ipezielle Ueberfiht 76, 397. — Klaſſifikation 
der Reichsbeamten 76, 36L 374, — Ber- 
zeichniß der Neichsbehörden 76, 378. — 
Yaband’s Auffafjung d. Beamtenrechts (Meyer) 
76, 667. — WUeberficht der über die Reichs: 
beamten erlaffenen Geſetze und Verordnungen 
77, 841 81,439. — Wittwen- und Waifen- 


fürforge Thudichum) 81, 55L — Grund | 
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ſätze f. d. Beſetzung der Subaltern: und Unter: 
beamtenftellen bei den Reichs- und Staats- 
bebörden mit Militäranwärtern 82, Dis, — 
Die Vorentſcheidung bez. der gericht. Ver— 
folguug öffentl. Beamter aus Amtshandlungen 
nah Neichsrecdht und bayr. Landesrecht (Fipp- 
mann) S5, 421. — Neichsgejet von 15. März 
1886, betr. die Fürſorge für Beamte und Per: 
fonen des Soldatenftandes in Folge von Be- 
triebsunfällen 87, L — Haftpflicht des Staates 
für rechtswidrige Handlungen und Unter: 
lafiungen der Beamten (Piloty) WB 245, 
— Die Disziplinargewalt des Staates über 
feine Beamten (Yabes) 89, 213, — Beamten— 
befoldungen in Preußen und Bayern 77, 
520, in Bayern 78, 484. 92, 93. 23 889 
(Gebaltsregulativ); Wittwen- und Waifenfür- 
forge (Zimmermann) 98, 140. — ©. a. Be» 
börden, Disziplinarbehörden, Benfionen, Zolls 
verwaltung zc. 
Begleitihein-Regulativ 69, 997 73, 
166, 86, 60. — gl. a. Bollgefeg, Zölle. 
Behörden. Die Kompetenzen und Perſo— 
nalien der oberen Behörden des uorbd. 
Bundes und der einzelnen Bundesstaaten 
70, 147, 671 — Die Reichsämter und die 
Nteichsbeamten 71,375. — Bezeichnung „Kai- 
ferlich“ 2c. 76, BEL — Verzeichniß der Neiche- 
bebörden 76, 378. — Ueberſicht aller Gejege 
und Verordnungen über Weichsbehörden 
77, 838. — Die Reichs-Zollbehörden 93, 
358 — (8. a. unter „Beamte“, ſowie die 
einzelnen Behörden und Beamten.) 
Belagerungszuftand. Das preuß. Gefeg 
vom 4, uni 1851, 68, 1055. 
Belgien, Handelsverträge 98, 170. 174, 182. 
186, 158, 435, 446. 


' Bergwertsprodufrion im deutichen Neiche 


75, 687. 1728. 78, 664. — Bergarbeiter- 
föhne 1889 und 1890 in Preußen 90, 574, 
93, ZIE — Bergbau der Welt 91, 415, 
©. a. Steinfohlenför derung. 

Berlin. Handel und Induſtrie im Jahre 
1868, 69, 342, desgl. im Jahre 1869, 70, 
437, desgl. im Jahre 1870, 71, 833, desgl 
in Jahre 1871 72,971. Berlin's Gewerbefleiß 
78, 110, — Finanzen von Paris und Berlin 
im Jahre 1888 bezw. 1887/88 88, ZUS. 

Berufsgenoffenihaften, Rechnungser— 
gebnifie für 1885— 1890 87, 795, 88, 272, 
s9, 397. 90, 206. 91, 534. 98, 700, 742, 

Berurszählung, von 5. Juni 1882, 84, 43, 

Beſchlagnahme, ſ. Löhne, Boftverwaltung zc. 

Beſitz, vollswirthſchafilicher Begriff desſelben, 
72, 526. 73, 349. Geſchichtl. Entwickelung 
des Befipes (Roesler) 75, 27, 

Befjemerftablfabrilatiou 76, 86. 78, 96. 

Berriebsfonds der Reichslaſſe 72, 1481. 
73, 415, 

Bertriebsunfälle (Reichsgefeg v. 15. März 
1886) 87, L 

Bertel und Landftreicherei in Baden 1885 87 
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Bevölkerung. Faktiſche und Bollabred- 
nungsbevölferung nach der Zählung von 
1867 68, 779. 793. Staatsangehörige Be- 
völferung 68, 1101. — Ueberſicht der Be- 
völferung des Zollvereins (amtliche Aufftell- 
nug vom Zeutralbureau des Zollvereins) 
69, 855 — Stariftil der Bewegung der 
Bevölferung 70, 5L — Bewegung der Ber 
välferung im preuß. Staate 1885, Sb, 249 
— Die Bevölterungszabl in der Bundesver- 
faffung 70, 445. — Die Bevölterung von 
Elfaß-Yorhringen 7L, 939. — Vollswirth- 
Ihaftlihe Bedeutung der Bevölkerung (Moes- 
ler) 75,281. — Natürliche Zunahme der preuß. 
Bevölkerung v. 1872 bie 1875, 76,526. — Bu- 
ſammenſtellung der produftiven Bevölker— 
ung in Europa 76, 733 — Wanderungen 
der gewerbtveibenden Bevöllernug Preußens 
76, BL Die Art des Zuſammen— 
lebens der Bevöllerung Preußens 1585 87, 
503, — Bevölkerung des Zollgebirts 93, 195, 
205. — Die grußſtädtiſche Bevölkerung als 
Theil der gefammten in Europa und Nord- 
afrifa 95, 815, S. a. u. Vollszählungen, 
Statijtit, Areal. 

Bibliothefordnungdes Reichstags 77,501. 

Bierbeftenerung, |. Braumalz. 

Binnenſchifffahrte-Geſetz, ein deutfches 
%, 195. 


’ 
Birma, Meiftbegüuftigungevertrag 93, 459, 
Bismard, Fürft, ſ. Reichskauzler. 
Blodade, Korrefpondenz der Negierung in 
Wafhington mit dem Minifter von Columbia 
Ss, Si 
Bodenkredit und Bodenfreditanjtalten mit 
befonderer Rückſicht auf Hypothekenbanken 
(8. v. Stengel) 78, B4L 


Bodensee, Hoheitsrechte über denſelben 
(v. Martitz) . 278, Verlehr 93, 232, 245, 


Börſen, voltswirthichaftt. Bedeutung 75, 383, 
— Die Borjhläge der Börſen-Enquôte- 
Kommilfion D4, 470, Entwurf eines Börfen- 
geietes 95, 863, 

Branutwein. Beitimmungen des Zoll. 
vereinsvertragg 68, 8 20, 23 4b — 
Stenergefege v. I. 1868 68, ZOL 708. 
723, — Statiftif der Branntweinſteuer 7L, 
588. — Die Beſtimmungen über die Brannt— 
weinſteuer (von v. Aufieß) 75, 890, 76, 795. 
9, 307. — Statiftif 74, 220. 75, 0b. 76, 
99, 804. 806. — Bertrieb und Ansichant 
in Preußen 78, 366. — Reform dev Spiritus- 
befteuerung (Berrot) 78, 613. — Die Braunt— 
weinſteuer in Württemberg (Neuß) 85, 620, 
— Neichseinnahnten von 18370 bie 1853/84 
S6, 2833. — Das Branntweinmonopol Ge— 
jeßentwurf dv. Februar 1886 ud ftatiftifche 
Materialien) 86, 421 -— Reform der Brannt« 
weinfteuer 87, 30. — Reichsgeſetz v. 4, Numi 
1887. 87, 644. 725, fuft. Darfiellung von 
Hausbalter 90, TEL, — Branntweinbrenmerei 
und »Beftenerung Y5, 247. — Bgl. a. Ver: 
branchsftenern, Finanzweſen ꝛc. 
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Braumalz. Beftimmungen des Bollvereins: 
vertrags 68, 8. 20. 44. — Steuergeiet v. 
4. Juli 1868 68, 691, desgl. vom &. Juli 
68, 699, — Statiftil der Braumalzjteuer 
71, 585. — Neform der Bierbeitenerung 
72, 609; Gefetentwurf 636. — Die Be- 
flimmungen über die Braufteuer (v. Aufſeß) 
75, 880. 76, 794, 93, 296. — Statiftit 
74, 922, 75, 903, 76. 98, 807. — Zur 
Neform der Bierbeftenerung (Boccius) 76, 
52, — Vgl. auch Berbrauchsſteuern, Finanz» 
weſen x. 

Braunschweig. Reflortverhältniffe der Be- 
börden 70, 871 — Berhältuiß zum Boll: 
verein 98, 166, 194, 413. — Das Schlaf- 
gängermweien (Dr. 5. W. R. Zimmermann) 


_— 


Bremen. Organifation der Handelaftatiftit 
70, 407. NWellortverbältniffe der Behörden 
70, 699, — Verhältuiß zum Bollverein u 
Reich (Aufſeß) 93, 166, 183, 187, 194, 401, 
419, — BZollorganifation 93, 359, — Stati- 
fit (Aufieh) 98, 379, — ©. a. Auswander- 
ung, Handelsitatiftit, Breife, Zollausſchlüſſe zc. 

Buchführung (bänslicde, Birth) 75, DBL 

Budgerreht, des Neiches (P. Yaband) 73, 
524. Geſetz, Verordnung, Budget, Staats- 
vertrag (Ph. Zorn) 89, 344 — Budget, 
Geieg und Berordnung (A. Arndt) GL, 
225. — ©. a. Finanzweſen, Mititärbudget. 

Bulgarien, Handelevertrag 93, 433 

Bund, norddeuticher, ſ. Verfaſſung, Reichs— 
tag u. ſ. w. 

Bundesakte, dentiche, 7L, 4 Der ehemalige 
deutsche Bund mad der Wiener Schlußakte 
ib. & Auflöfung des Ddentichen Bundes 
Li J. 1866; i1, 12. 

Buudesaugehörigfeit, |. 
hörigfeit, 

Bundesbebörden, ſ. Behörden. 

Bundesgebiet 71, DL 325, 

Bundesgericht, ſ. Gerichtshof. 

Bundesgefete, norddentiche, Termine der 
Einführung derielben 71, 352. 371 Ta— 
beflariiche Lleberficht ib. 389, 72, 485 — 
Sa. Fuftizgeießgebung, Finanzweſen u. |. w. 

Bundesgliederil,öt - S.a.Referwatredte. 

Bundespräfidium, f. Kaifer, Berfaffung, 
Thronreden. 

Bundesrath, verfaffungsmäßige Stellung 
desfelben 71, 221. Seine Thätigfeit ib. 224, 
Ueberficht der Entfchließungen desjelben auf 
Beichlüffe des Reichstags aus der Seifton 
von 1872 73, 863; desgl. aus der Seſſion 
von 1873 74, 727, — Stellung des Reichs— 
tanzlers zum B. 82,2 — S. a. Berfaffung, 
Verorduungsrecht, Neichslanzler, Eljaß- 
Vorbringen ꝛc. 

Bundesfhulden- Kommission, j. Schul- 
denweſen. 

Bundesſtaat und Staatenbund 7L, 7, 50. 
Die neueften Geftaltungen des Bundesſtaats— 
begriffes (Seydel) 76, S4lL — Yabaud's 


Reichsange · 


über die Jahrgänge 1868 — 1895 der „Annalen“, 


Auffaffung des Bundesftaats (G. Meyer) 
16, 657. — Bur Kritif der Begriffsbe— 
ftimmung des Aundesftaats (Hänel) 77, 
78. — Neue Beiträge zur Lehre vom 
Bundesftaat (Zorn) S4, 453, S. a. Bun 
desrath, Beriragsrcdht, Berfaflung zc. 

Bundesftaaten, ſ. Berfaffung, Berord- 
nungsrecht ꝛc. 

Bundesſtenern, ein ſchweizeriſches Urtheil 
über, 75, 785. 

Bundesverfafſung, ſ. Berfaflung. 

Bundesverſammlung, ſ. Bundesalte. 

Bürgerliches Recht, ſ. Zivilrecht. 


C. 
Camera apostolica W, 323. 
Chaufſſeegelder 93, 207 
Chemikalien. Zölle auf diefelben, fowie auf 
Farbewaaren 69, 632. Bgl. a. Bolltarif. 
Chemiſche Induſtrie 72, 394 
Chile, Handelsverträge 93, 174, 438, 460. 
China, Handelsverträge Mb, 174, 156, 459. 
Cholera. Unterfuhungsplan zur Erforſchung 
der Urſachen derjelben ꝛc. (Denkſchrift der 
Reihs-Cholerafommilfton) 73, 1611. Gefund- 
beitepofizeilihe Anordnungen 1892, 98, TBL 
Eolumbien, Handelsvertrag 93, 46h. 
Eojta Rica, Handelsverträge93, 183, 438, 460. 


D. 


Dänemark, Markeuſchutz 404 Zollver- 


haltuiſſe 439, 466. 
Darlehenskaſſen 72, 1397. — Die länd— 


lichen Darlehnskaſſenvereine 1875 88, 242 | 


Dechargirung, ſ. Kontrole. 

Defefte der Reichsbeamten 76, 332, 

Desinfektionsverfahren, f. Beterinär- 
polizei. 

Diäten, für den Reichstag, 4, 159%. 166, 
249, — Diätenverbot der Reichsverfaſſung 
(el) 86, 613. - 
landesgericht®e Königsberg vom "14. April 
1886, 86, 624. 

Dıiensteid der Neichsbeamten 76, 346. 84 

Dienftentbebung d. Neichsbeamten 76, 320. 

Dienftvergeben, ſ. Disziplinarbehörden, 

Dienftbotenfrage (Hıirh) 75, MT 


Dienftinfiruftion für die Konfulm ZA, 
595. 72, 1263. Für Zollämter 86, 184. 


Diplomatiihder Ausihuß im Bundes— 
rath 70, 759, 71, 220. 

Disziplinarbehbörben 76, BOR 367 
Geſchäftsorduung ib. 369. 377. — Yaband's 
Auffaffung der Disziplinargewalt (Meyer) 
76, 672, — Geſchäftsordnung für die Diszi- 
plinarbebörden 50, 489. 

Dispofition, Offiziere zur, 71, 1006, 

Dominiltanifhe Republil, Handelsver- 
träge 93, 188, 439, 460. 


Urtheit des prenß. Ober- | 








i 


Doppelbeftenerung, Befeitigung der, ZL, | 


168. 76, 177. — Neichsgejep vom 13. Mai 
1870 (R. Blochmann) 87, 772, 
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Dotation der Kreife u, Provinzen in Preußen, 
f. Kreisorduung 73, 1892, 1444. 75, 1685. 
In Sadien 5, 1291. 

Dotationen der Feldherren 74, 158. 

Drei-Königs-Bündniß v, Jahre 1849, 
7, 122 

Durhichnitispreife, f. Preife. 


E. 
Edelmetalle, ſ. Münzfrage. 


Egypten, Haudelsvertrag MB, 438, 465, ſ. a. 


Konfulatweſen. 
Eheſcheiduugen in Sadlen 77, 262. 
Eheſchließung. Aufhebung der polizeilichen 

Beſchränkungen 68, BOL 71, 166, Preuß. 

Verfügung vom 20, Auguft 1868, 68, 927, 

— Ansnahmebejtimmungen des Bertrags 

mit Bayern 71, B66 — Das bayeriiche 

Geſetz über Heimath, Berebelihung und 

Aufenthalt 71,469, 487: 91, 61,72 (Seybdel). 

— Geſchichtliches (von Friedberg) 74, 486. 

— Statiftif 75, 1725. 76, 220. 78, 108, 

79, 10. 378 — Eheſchließungen zwiſchen 

Blutsverwandten 82, 80. — Bgl. Bivilebe. 
Ehrengerichte (ſ. Offiziere) 74, 18083. 
Eihämter, f. Maaß- und Gewichtsordung. 
Eid der Beamten 76, 34 246. 
Ginigungsämter 74, 434. 

Eigenthum (wirthſch. Begriff), I. Beſitz; 
des Reiches, |. Vermögen, 
Einjährigfreimwillige, Yebranftalt 

Zeuguißberechtigung ı6, I60. 
Einfuhr, ſ. Handeleftatiftit, Zölle. 
Einkommen, Begriff defleiben, 72, 536, 

74, 997, 1793. (Nocster) 75, 271 Ber 

theilung des Einkommens und Einfluß auf 

die Preisbildung (Birth) 75, 1270. 1283. 

Die vier Grundiypen der Einf.» Bertheilung 

253 1305. (Hierzu Tafel nah S. 1312.) — 

Einkommensuuterſchiede in Preußen und 

Sachſen 76, 32. Einkommensverhältniſſe 

in Preußen, Berlin, Altona, Wandsbed, 

Geeſtemünde, Bremerbavden, Bremen und 

Hamburg 80, A668. — Die großen Einfommen 

in Deutfchland umd ihre Zunahme (Heiß) 

BL 
Eiulfommenftener 73, 36. 74, 2 — 

Materialien zu einer Neichs- Einfommenftener: 

Die Eintommenftener inHamburg 74, 101,75, 

3356. Preuß. Steuerverwaltung 1870/72 ib. 

897. Die preußische Klaffen- und Einfom- 

menfteuer ib. 927, 944, 1029, Aus den But- 

achten des Bereins für Sozialpelitit ib. 279, 

Vom landmwirtbichaftlihen Kongreß ib. 985. 

Die ReichsEinkommenſteuer uud ihre Gegner 

ib, 987. Borjchläge zum Progreffionsmodus 

ib. 1015; zur Seibfteinihägung 1022, — Die 

Stenerreform im Königreich Sachen (Geuſel) 

74, 1373. 75, 1519. — Die Reform ber 

direkten Steuern (Burkart) ib. 1681. — 

Matritularbeiträge oder Reichs-Einkommen— 

fiener? (Hirth) 75, US — Der deutſche 

Stenerreformverein 75, 483. — Klaſſen- 


mit 


Eifen. 
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ftener in Berlin pro 1875, 75, dia. — 
Ein Ichweizeriiches Urtheil über Bırudes- 
ftieneru ib. 785, — Die Hödhitbefteuerten 
in Berlin 75, BL — Einſchätzungs⸗-In— 
firuftion für das Königreich Sachſen 75, 
1534. — Die beitebenden Einkommenſteuern 
(vergl. Darftellung v. 8. Burkart) 76, 2], 
‘682, 77, 219, 79, L 80, 214. 960. — Ein» 
fommensunterfchiede von Stadt und Yand in 
Preußen u. Sachſen 76, 23% — Denfichrift 
und Petition betr, den badischen Geſetzentwurf 
über Ermwerbitener (Behti 76, 400; Er- 
widernug zur Rechtiertigung der Regier— 
ungsvorlage ib. 695; Replik der Handels— 
fammer zu Mannheim Hecht) ib. UT — 
Die Stellung dev Vermögens» und Ber 
fehrsftenern im Steuerſyſteme (dv. Bilinafi) 
76, 718. — Beramlagungen in Preußen für 
1876 77, 1014. 78, 262. — it die direkte 
Steuer ein Überwundener Standpunkt? 79, 
158, Einfommenftener im Hamburg 
1875/76 79, 600, — Erträge der Eins 
tommenſteuer in Sachſen 1877 79, 1066; 
1875/79 80, 333, — Einlommensverhält— 
niſſe des preußiſchen Boltes 1877 81 32,454. 
Preuß. Gefeg v. 24, Juni 1891 91, 909; 


, 816; Ergebniffe der Veranlagung 93, | 


19 

Einnahmeu des Reichs 73,496. — 9. Zölle sc. 
Zölle und Produktion im Zollverein 
69, 623. 70, 369. Th, 34 Deutiche Eifen- 
induſtrie 5%. 1874/75, 1547. 1661. 1695. 
1728. — Bofiemer- Stabliabritation 56, 36, 
Eifeninduftrie und Subnuiffionen 77, 237 
1119, — Yage der Gifeninduftrie (Handels: 
fanımer Köln) 77, 1054 — Dividenden der 
Eifenbüttenwerfe xc. 77, 1076, 1W7R. — 
Preuß. Eiſeninduſtrie ım Dezember 1875 
(Engel) 77, 109. — Ein- und Ausfuhr 1877 
78, 446. -— Eifeninduitmte und Eiſenenquéte 
Bhilippiom) 79, 649. — Votum der Minder: 
heit in der Zolltariffommisften 79, SL — 
Motive zum neuen HZollarif 79, UI — 
Deutschlands Eifeneiniuhr und -Durchfuhr 
(Laspeyres) SO, 255. — Eifeninduftrie, Yage 


9, 945. — Vgl. a. Bergwerfsproduftion, 
Zolltarif, Zölle, 

Eiſenacher Webereinfunft M, 18 
Seydel). 


Eifenbahnen. Reichsgeſetzgebung über das | 


Eiſenbahnweſen 205. 72, 128. 74, 202 
1087. — Deuiſche Eiſenbahnſtatiſtik für das 


Berrichsjahr 1867, 69, MHZ — Deutich- 
lands Eifenbabnen 73, 875, Eiſenbahn— 


beſchliiſſe des Haudelstags 73, BL Gründ- 
ung des Neichseifenbahnamts 74, 302. 76, 
358. — Eiſenbahn⸗-Unterſuchungskommiſſion 
(preußische) 74, 359. — Neichs-Eifenbabn- 
gelegentwurf ib. 8SBL — Die Gontrole 
des Reichs über das Eifenbahntariiweien 


(F. Berron) 74, 1087, — Berriebsreglement | 
für die Eifenbabnen Deutfchlands 78, MO 


%4, 1147. 75, 1195. — Bericht des Reichs— 
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Eiſenbahnamtes 74, 1525. — Die Eifem 
babntarifveforn (1874) ib. 1527. 1639. — 
Kritiſche Beiträge zum Berſtändnißß des 
Eiſenbahnweſens (Trommer) 75, 105 (1. 
Der kommerzielle Betrieb, II. der Uni— 
verſaltarif), 569, (111, Tarifigfteme, IV. 
über Silterverfiherung, V. Einnahmen und 
Ausgaben, VI. von der Ürzielung einer 
guten Bilanz, VII. Bergleihamaßftäbe, VIII. 
vom Spareu, IX. Auffaſſung des Trane- 
portwefens). 75, 1057. (X. Staats- oder 
Privatverwaltung? Xi. Univerſaltarif gegen 
Publilum und Babnverwaltung, XII. Zol- 
einrichtungen und Eiſenbahn, XII. Schluß: 
folgerungen, Neue Folge 76, 121 (1. Bom 
Nationalısınus im Giiter-Tarif-Erprditions- 
weſen, 11. Werthnachnahmen, III. An- und 
Abfuhr, Beladen und Entladen der Güter, 
IV. Trausporworbereitung der Einzelgüter ec. 
V, der Univerfaltarif, VI. der Pfennig: 
tarit, VII. Palet- und Einzelgut-Beförder- 
ung, VIII, MWertbverficherung, IX. Folgen, 
X, Schluß). — Gutachtliche Ausfagen des 
Präftdenten Maybah vor der Lasler'ſchen 
Unter iuchugetommiifion 75, 403, — Dent- 
Ihrift Des Reichs-Eiſeubahnamts über die 
Tarifreform vom 3 Dezeinber 1874, 75, 
5B5L 1701. — Deuticher Eiſenbahn-Reform— 
verein 75, Bi — Eifenbabn-Polizeiregle: 
ment 75, 1175. — Borläufiger Entwurf 
eines Reichs-Eiſenbahngeſetzes (April 1575 
nebjt amtlichen Benerfungen 55, 1225. — 
Berriebsergebniffe der Eiſenbahnen Deutſch— 
(lands 1875 76, 244, der preußiichen Bahnen 
1874 76, 245 — Kautionen der elſaß 
lothringiſchen Reichseiſenbahnbeamten 76, 
352. — Statiſtik der preußiſchen Eiſenbahnen 
für das Betriebsjahr 1875 76, 425, (I. Aus⸗ 
dehnnug 425, 11. Anlagekapital 426, III. 
Transportmittel und Yerftungen derſelben 
427, IV. Berkehr V. Finanzergebuifle 
431, VI. Reſerve- 0. Fonds, Beamten ꝛc., 
Unfälle 441), — Ausdehnung und Anlage 
foften des deutſchen Eiſenbahunetzes zu Ans 
fang 1876 76, 445. — Bericht des Neiche- 
Eiſenbahnamtes fiir 1875 76, 460, (Anlage: 
Sutachten der TarifrefornsEnguete Kom: 
milften vom 13. Dezember 1875, ib. 
Anträge des Herru Bergmann ib. 467, 
Verzeichuß dev vernommenen Sachverſtäu— 
digen 463.) — Geſetzentwurf, betr. die Er— 
werbung der preußiſchen Eiſenbahnen durch 
das deutſche Reich. Nebſt Motiven 76, 470. 
— Für md wider die Erwerbung ber 
Eifenbahnen Durch das Neich 76, 487 (Bor: 
bemertung 487, Ankaufspreis und Börfen- 
lurswerth der preußiſchen Altien-Eiſenbahnen 
488, Vromemoria des Dr. Viltor Böhmert 
489, Rede des Grafen Udo Stolberg im 
preußiſchen Herrenhauſe 494, Rede des Dr. 
Elben im wiürttembergiichen Yandtag 498, 
Verfuch einer objektiven Erwägung der ent» 
gegengejeßten Standpunkte 513, Erflärung 


liber die Jahrgänge 1868—1895 der „Annalen“. 


des Herru ©. Bergmann 523, — Die | 


Geſetzgebung über das Eiſenbahnweſen in 
Preußen und im deuiſchen Neiche 76, 529: 
Das preußische Geſetz über die Eilenbabn- 
Unternehmungen vom 3. November 1838 
ib. 529, Megulativ, die Eiſenbahn-Kom— 
miffartate beiv. 538. Aus dem allgemeinen 
deutihen Handelsgefegbuch 540, Aus dem 
Biundesgeieg, betreffend die Nommandit- 
Seiellihaften auf Aktien und die Aktien— 
Bejellichaften 542, Aus der Berfaffung des 
deutichen Neihs 543° Berfüguug des Minis 
fters file Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten, d. d. Berlin den 6. Sept. 1871 
an den Ausſchuß der Privat» Eifenbahnen 
im deutichen Neiche 544 Bericht der XIII. 
Kommiffion des preußiichen Abgeordneten» 
baufes über den Entwurf eines Geſetzes 
über die Eiſenbahn-Kommiſſariate 
Die gegenwärtige Yage der Eifenbahngefeg- 
gebung Brenßens 551, dir jeitherige Stell» 
ung der Eifenbahn » Kı Kommiſſarien und der 
Eiſenbahn-Konmiſſariate . Der Inhalt 
des Geſetzeutwurfs 556, General⸗Diskuſſion 
557, Spezial-Diokuſſion und Petitionen D6L 
Das Reichs-Eiſeubahnamt 563. Negulativ 
für das durch Richter verjtärfte Weichs- 
Eifenbahnamt ib. 563, Eiſenbahn-Betriebs- 
reglement vom IL Mai 1874 564 Bahn- 
polizei» Reglement für die Eiſenbahnen 
Deutfchlands vom 4 Januar 1875 4 


Eiſenbahn-Poſtgeſetz, betr. die Abänderung des 


$4des Geſetzes iiber das Poſtweſen d. deutichen 
Reichs vom 3, Oft. 1871, vom 2U, Dez. 1875 
580, (Einleitung ans einer Rede des Seneral- 
pojtmeifters Stephan) 580, dar Geſetz 
Vollzugsbeitimmungen zum Eiſenbahn-Poſt- 
geiebe vom 20, Dezember 1875, 587 


Neglement über die Benugung dev umerbalb | 


des Ddeutichen Weichstelegrapbengebiets ge— 


legenen Eiſenbahn Telegrapben zur Befür- | 


derung folcher Telegramme, welche nicht den 
Fifenbabudienft betreffen, vom 8, März 1876, 
595, Aus dem Bericht der Tarifreform« 
Enquäte- Kommilfion vom 12. Dez. 1875, 
596. (1. Stellung der Anbänger des natür— 
lichen Spftems zu dieſer Frage 596, 2, Stell- 


ung der Anbänger der Klaffifitation zur | 


Syſtemfrage 609, 3, die Stellung der Ans 
bänger des gemifchten Spitems zur Syſtem— 
frage 620.) — Der Etat der preußischen 
Eifenbahn-Verwaltung für 1876, 622. All— 
gemeine Erläuterungen zum Etat für 1876, 
622, A, Staats-Eifenbabnen 622, B. 
Privat-Eiienbabnen, bei welchen der Staat 
betbeiligt ft 630. Nachweiſung über das 
bis zum Scluffe des Jahres 1874 auf 
die Staatseifenbahnen verwendete Anlage- 
fapital unter Bergleihung mit dem etats— 
mäßigen Neinertrage der einzelnen Eiſen— 
bahnen für das Jahr 1876, 631. Weberficht 
der im Beſitze des Staats befindlichen Eiſen— 


bahn-Aftien 632, Weberficht der vom Staate | 
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übernommenen Zinsgarantien für Eiſenbahn— 
Unternehmungen 633 — Vergleich der 
preußischen und engliſchen Eiſenbahnen in 
den Jahren 1872 bis 1874, 76, Böh — 
Objektive Bemerkungen eines Ausländers 
zur deutschen Eiſenbahu-Reichsfrage (AL. v. 
Dorn) 76, 738. — Ein engliſches Urtheil 
über (für) Staatseifenbahnen 76, ZE — 
Die Landwirthſchaft und die Eiſenbahnen, 
Rede des preuß. Minifters Dr. Friedenthal 
958. Aus den Böhmertihen Enguneteberichten, 
(5. Die Neichs- Eifenbahnfrage vor dem 
preußifchen Yandtage 967. 6 Die Stell 
ung des Fürſten VBismard und des Minifters 
Delbrüd zur Neichseifenbabnfrage 974.7, Die 
Stellung des preußiichen Abgeorduetenhaufes 
zur Neichs-Eifenbahnfrage BEL) — Gut: 
achten der Münchener Handels» und Ges 
werbefammer 77, 10% — Bericht über 
Eijenbabn » und Verlehrsweſen (Webren- 
pfennig) 77, 292, — Geſchäftsthätigleit des 
Neichs- Eifenbabnanıts bis Ende 1876, 77, 
683. — Die preußischen Zraatseifenbabnen 
im Jahre 1875 77, 696. — Ueberſicht der 
Reichsgeſetze xc. 77,812. — Tarifvorichriften 
für den Giütertransport 77, 4 — Ent 
ſcheidung des Lübecker Oberappellgerichts bez. 


der Berlin» Dresdener Eiſenbahn 77, 993, 
— Fahrgeihwindigkeit der Eiſenbahnziige 


und Dampfichiffe auf verichiedenen Routen 
der Erde 77, 1044. — Berriebsergebniffe, 
Kurſe und Dividenden der preuß. Eifen« 


bahnen 1856—75 77, 1073, 1077. — Das 
Werft der Tarifreform 77, 1106, — Die 


Submiffionen anf Eiſenbahnſchienen 77,1119., 
— Neues Syſtem der Selundärbabuen be» 
fonders normal» und ſchmalſpuriger Eiſen— 
bahnen mit Dampfbetrieb auf Straßen und 
Chauffeen 78, — Eiſenbahnſiatiſtik für 
1876 78, — Der zollpflichtige Eifen« 
babuvertehr SD, 615, 659, 56, 20, 61. — 
Zwangsvollitredung gegen Erienbabnen SL, 
402, AL — Der franzöfiihe Eiſenbahn— 
ausfhußp SL, 566. — Deutfchlande Eifen- 
bahnen 1868 bis 1881 83, 642, — Leber 
einige Erleichterungen in der Berfonen- 
beförderung anf den Eifenbahnen (Wermert) 
SS, 624. — Div Staatsbahnen in Bayern 
SS, 803, Die Eiſenbahnen Dentfchlands, 
Englands und Frankreichs 1885/89, beim. 
1886— 1888, 91, 166. 94, 159. — Die Re» 
form der Berloneittarife 91, 490, — Der inter« 
nationale Eiſenbahnfrachtve tfehr 9, 554, — 
Die Eiſenbahnen der Erde 91, 587. 94, 399, 
— Das internationale pr she ne über 
den Eiſenbahnfrachtverkehr (G. Eger) 92, 3U3, 
691, 755, — Statiftit der preuß. Staate- 
eifenbabnen 93, 198. — Dentichrift, betr. 
Umgeftaltung der prenß. Eiſenbahnbehörden 
9, 610. — Die geſchichtliche Entwickelung 
des Eıfenbahu:Transportredts in Preußen 
G. Eger) 95, 333. Vgl. a. Poſt, Zoll 
geſetz, Zölle. 
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Eifenzölle, ſ. Eiſen. 

Ekuador, Handelsvertrag 983, 159, 439, 460, 
Elbzoll, ſ. Ztromicififahrt. 
Elementarjchulen, ſ. Volksſchulweſen. 


Geſetz, betr. die Verkündung der Geſetze u. 
Verordnungen 72, 53. 

L Organifation der Berwaltung im All 
gemeinen, Berichte des Neichsfanzlers: 72, 


Elfaß-Forhringen Die Wiederpereinig- 
ung mit dem deutichen Reiche (eingehende 
Mittheilung der Anfchlußverhandlungen im 
Neichstage) 71, 845— 958. Beftellung des 
Bundes» Oberhandelsgerichts zum oberften 
Gerichtshofe ib. 959. — Beihaffung von 
Betriebamitteln für die Eifenbabnen in El« 
faß und Yothringen ib. 968. — Ztatiftifches 
über Elfaß und Pothringen: natürliche Be- 
ſchaffenheit, Wafjerftraßen, franzöfifche Ver— 
waltung, Kreis- und Ortsbevölferung, In 
duftrie, (Brämer) 7L, MdL — Die Ge 
feggebung vom 9, Juni 1871 bis Mitte 
Februar 1872, 72, 5593—598. — Erſter 
Bericht des Reichskanzlers über Geſetzgeb— 
ung und Berwaltung fir 1871/72, 72, 86L 
(Regelung der Beziehungen zu Frankreich 
863). — Gründung der Univerſität Straß- 
burg 72, 259 — Verlängerung der Dil 
taturperiode (Beje vom 20, um 1872) 72, 
1291. — Die Reichs-Eiſenbahnen (reiche, 
finanzredtlih) 73, 414 — Stellung von 
Eljaß-Forbringen im Neichsfinanzredht (La- 
band) 73, 562. — Geſetze und Verord— 
nungen aus dem Berwaltungsjahr 1872 
bie 1873, 78, 339. — Bmeite Jahres 
überficht über die Gefepgebung und Ber- 
waltung für 1872/73, 73, 87. — Ber 
handlungen im Neichstage über Eliaß-Yoth- 
ringiſche Angelegenbeiten in den Seſſionen 
1871—1873 74, 155, 292, — Einführ- 
ung der Neicheverfaflung 74, 294 — Die 
ftaatsrechtliche Gültigkeit der 1870/71 von der 
franzöfifhen Regierung erlaflenen Geſetze 
(v. Nidhthofen) 74, 521, — Dritte Fahres- 
überficht über Geſetzgebung und Bermalt. 
ung für 1873 Th, 773; Geſetze und Ber- 


ordnungen bierzu ib. 810, — Yabaud über | 


die Sonderftellung E.“VL.'s im Neiche (Meyer) 
76, 677. — DOeffentlihes Recht u, Berwalt- 
ungsgerichtebarfeit in E⸗L. (v. Stengel) 76, 
808. 897, — Entwidelung der Geſetzgebung 
bie 1876 (Wehrenpfennig) 77, 272, — 
Machtbefugniß des Überpräfidenten nad) 
$ 10 des Verwaltungsgeſetzes (v. Stengel) 
18, 113, — Yaband über das Weſen der 
reichsländiſchen Geießgebung 78, 8377 — 


Die direkten Steuern in Elfaß-Vorbringen | 


(von Eh. Grad) 79, 114 — Gefe betr. 
die Berfaffung und Verwaltung Eljaß-Yoth- 
ringens vom 4 Juli 1879 79, 1028. — 
Die Stiftungen für das Arbeiterwohl im 
Reichslande 82, 714. — Elf. -loth. Zoll- und 
Steuerweien 93, 194, 311, 416, 418 — 
Bewegung der Bevölferung 3, 87 — 
©. a. Arbeiterbudgets, Föhne u. ſ. w. 

Elſaß-Lothringiſche Gefeggebung u. 
Bermwaltung feit 1871. (Berichte des 
Reichsfanzlers, Sefege und Verordnungen). 





874. 78, 967 74, 773 Bereidigung 
der Staatsbeamten 72, 554. Einrichtung der 
Berwaltung Geſetz v. 30, Dez. 1871) 72, 
bb. Tagegelder der Zivilbeamten 72, 520. 
Berlängerung der Diktaturperiode 72, 1291. 
Berfahren vor den Bezirksrätben 73, 939; 
vor dem kaiſerl. Rath ib. 945. Befähig- 
ung für den höheren Berw.-Dienft 73, 95L. 
Umzugsfoften der Zivilbeamten 73, 95L 
Amt, Geichäftsiprade 73, 957, Kreisdiref- 
toren 74, 774. 811, Nechtsverhältniffe der Be- 
amten und Vehrer 74, 813. Venftonen der 
Wittwen u. Maiien ib. 816. Kautionen der 
Beamten 74, 819. 823. Berordnung betr. 
den Yandesausihuß 75, 48L 

11. Rechtspflege und Juſtizverwaltung. 
Berichte des Neichsfanzlers: 72, 869. 78, 
975, 74, 781 Oberfter Gerichtahof 71, 959. 
72, 565. Abänderung dev Gerichtsverfaflung 
72, 566. 570. Etat der Inſtizverwaltung für 
1871/72, 72, 672. Einführung des Reichs- 
ftrafgefegbucdhe 72, 573. Kompetenz d. Kriegs- 

erichte 72, 575. Vorbereitung zum höberen 
Sufigdienf 72, 591 Wechſelordnung und 
me ee Hat a 72, 1318. Erforderniſſe der 

erichtsfchreiber und Gerichtävollzieber 78, 
955. Neifegebühren der Friedensrichter ib. 
7. Berfügungen zur todten Hand :c. 74, 
810. Aufhebung der Kriegsgerichte 74, 781. 
826, Notariatsorduung 74, 828. Zwange- 
verfauf von Liegenschaften 74, 34 Außer: 

erichtliche Theilungen und gerichtliche Ver— 
äufe von Piegenfchaften 74, 343. Bormund- 
jchaftsverwaltung 74,847, Eheicheidung 74, 
849. Verſchollenheuserklärung 74, 850. 

111. Militär» Angelegenheiten. Berichte 
des Reichstanzlers 72, 867. 73, 973, 74, 779. 
Ouartierleiftung 72, 576. Einführung reiche» 
gefetsl. Beftimmungen 72, 576. 1329. Koften 
der Sarnifonen 72, 596, Militärerjaginftrufs 
tion 72, 868. Kriegsgerichte 74, 826. 

IV. Finanzweien, Zölle, Steuern. Be— 
richte 72, 886. 78, 992, 74, 801, Etat für 
1872 72, 564, Einführung der deuiſchen 
Zoll- und Steuergeieggebung 72, 578; des 
Art. 33 der N.-Berf. 72, 579, Bollverfebr 
72,580. Wechielftempelfteuer 72, 580. Dop- 
pelbefteuerung 72, 581, Etat der Zollvermwalt- 
ung 72, 581 Yandeshausbalt für 1872 72, 
1249. 1317; fir 1874 74, 858. Zuwiber- 
bandlungen gegen Zollgeiege ꝛc. 72, 1330. 
Depofitenverwaltung 73, 959. Weinftener 78, 
360. 966. ÜEnregiftrement 73, 1001 74, 
802, 

V. Innere Berwaltung, Wolizei, Kom- 
munalangelegenbeiten. Berichte des Heiche- 
fanzlers: 72, 874. 73, 967. 978. 74, 784. 
Kriegergrabftätten 72, 596. Einrichtung der 
Gendarmerie 72, 1326. Bezirks, Kreis- u. 


über die Jahrgänge 1868—1895 der „Annalen“. 


Gemeindevertretungen 73, 952.952. 74, 773. 
Statiftif 74,785.787. Gefängnißmefen 74,790, 

VI. Unterrichtsweien und Rultus-Berichte 
des Reichäfanzleı® 72, 882, 73, 987. 74, 795. 
Gründung der Univerfität Straßburg 72, 959. 
Geſetz betr. das Unterrichtämeien 78, 958. Aus» 
führung deffelben 74, 852. Nechtsverhältniffe 
der Lehrer 74, 813; deren Wittwen und 
Waifen ib. 816. Wittwen » Venfionen der 
Univerfität 74, 856. Kirenverwaltung 72 
582. 78, 291. 74,800, Stiftungen des pro» 
teftantischen Seminars 74, 857. 

VII Boltswirtbicaftliche 





ten, Yandwirthichaft). Berichte des Reichs— 
fanzlers: 72, 879. 73, 74. Einrichtung d. 
Forftverwaltung 72, 582. Etat derjelben ib. 
584 Einrichtung und AZuftändigfeit der 
Bergbebörden 72, 584. Forſtweſen 72, 582. 
584, 78, 1001 74, 805. Eiſenbahnweſen 
7L, 268. 72, 586, 8, 414, 74, 792. 76, 
352, 2356, 377. Straßen, Wafferbauten u. 
Kanäle 73, 983. 74, 790. Bergverwaltung 
72, 584. 73, 1004, 74, 808. Hochbauweſen 
72, b6Ll. 587. 73, 982. 74, 792. Yandiwirtb- 
haft 73, a8. 74, 723 Poſt- und Tele 
graphenweien 72, 587, Maß-, Geld- und 
Banfweien 72, 588. 73, DBL Watentwefen 
73, 285. 74, 793, Die Grumpdfteneraus- 
gleihung und das Kataftermwefen (Ch. Grad) 
S5, 471, Ein Beitrag zur Katafter- und 
Grundbuchsfrage (Th. Mayer) 87, 606. 

VIII. Regelung der Beziehungen zu 
‚sranfreih 72, 863. 73, Dos. 74 77 

ption 72, 1293. 73, 97L 

IX. Bejeitigung der Hriegsichäden. 72, 
86h. 78, 972, 74, 778 

Emijitionen von 1870 -- 76 78, 487 
Enteiguungsreht im Großherzogthum 


Heflen (L. Fuld) 85, 58 -— Das öffentliche | 
Hecht bei der Enteignung (Neumanı)S6, 357, | 
Entlajjungszeugnifie, Gefegentwurf 75, | 
789, Feſtungen, Reichseigenthum an deufelben 


Erbrecht, (Preisaufgabe) 74, 748, Bolts- 


| 
| 


Verwaltung, | 
(Foritweien, Bergwerke, Eiienbahnen, Bau- 





wirthſchaftl. Bemerkungen zur Reform des 


E. (won H. v. Scheel) 77, 92 — Die 
bäuerliche Erbfolge (v. Helferich) 83, 702. — 


Entwurf eines Geleges für die bäuerliche | 
Erbfolge von K. Peyrer v. Heimſtätt, | 
482. — Reform des bäuerl. Erbrechts in 


Baden (H. Schulze) 44 
Erbſchaftsſteuer (Hirth) 75, 1309. Ueber» 
tragung derjelben auf das Reich (preuß. 
Antrag) 77, 1056. Ueberſicht der deutichen 
Erbichaftsftenern 79, Bi. Tabelle hinter 
5.290. — Erbichaften in Franfreid) 78, 260. 
— Erbichaftsftener in Heflen S6, 4b. — 
Eine Erbſchafts- und Schenfungsfteuer im 
deutschen Reich (Otto Bader) 87, 259. 
Erfurter Barlament TL 1A 
Erlaife, 1. Verordnungsredt. 
Ermland, Biichof von, ſ. Kremeng. 
Eruteftatiftif, f. Getreide. 
Annalen des Deutidyen Neiche. 1895. 
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Erſatzgeſchäft (Militär-) 75, 1447. 1513, 
Erwerbsgenofijenfhaften, ſ. Genoffen« 
khaftswefen uud Wirthichaftsgenofienfcaften. 
Erziehungsmefen, Gefeggebung über die 
Ausbildung nicht vollfinniger, fchrwach- oder 
blödfinniger Kinder im Herzogthum Braun- 
ihmweig (Zimmermann) 95, 64 
Etatsgejeße, ſ. Finanzweſen, Budgetrecht zc. 
Etatsüberfhreitungen 78, 337, 
Erportbandel, deuticher S6, 708. 
Erpropriation, ſ. Enteignung. 
Erterritorialität der deutſchen Landes— 
herren (Thudichum) 85, 320, 


F. 

Fabriken, ſ. Arbeiterfrage, ſoziale Frage, 
Fraueuarbeit, Kinderarbeit, Löhne, Gewerbe— 
ordnung, Unfallverſicherung ꝛc. 

Fabrikatſteuer 271, 277, 326, 

Fabrikgeſetzgebung 73, 1471. 
74, 432, 78, 26. — Die verwaltungsrecht · 
lihe Bedeutung der Fabrikordnung (Herm. 
Rehm) 94, 132. ©. a. Unfallverfiherung zc. 

Fabrifinjpeftoren, preußiihe 76, 997. 
Die deutichen Fabrikinſpeltoren (Ueberficht 
vor P. Dehn\ SL, 153, 44 — Grfepgeb- 
ung (Seydel) SL, ZI4. — Die Zukunft der 
deutschen yabrifinfpeftion (B Dehn) 82, 527. 
— Die deutſche Fabrifinfpektion im Jahre 
1890 (K. Franfenftein) 92, 342. ©. a. 
Gewerbeordnung. 

—— u. Waarenzeichen 74, 308. 
achgerichte, ftändige, 73, 1546. 

Familienbudget und häusliche Buchführ— 
ung (Hirth) 75. 207. 

Familienfideikommiſſe, ſ. Fideikommiſſe. 

Fauſtpfandrecht fir Pfandbriefe (Hecht) 
50, 304 (Endemann) SL, 410 

Fälſchung von Lebensmitteln 78, 106. 

eldbereiniqungsmwefen, Heformen auf 
dem Gebiete deilelben (Haag) 88, L 

Fefungstommiifion, deutiche, 72, 1579. 


73, 433. — Umgeſtaltung derjelben 74, 262. 
— Garniionen 74, 263 — Beichränfung 
des Grumdeigentbums 73, 842. 74, 1066. 
Feftungsbaufondse 77, 387. 982 — Ueber 
die Berechnung der Erfapfumme nach $ 35 
des Gejeges vom 21 Dez. 1871 (Hegels- 
berger) 80, 241. 

Feuerverfiherung 73, 786. 77, 1117. — 
Deutichrift zur Frage der Berftaatlihung der 
Mobihtar-Feuerverfiherung in Bayern 86, 
181 — Die Entwidelung des Immobiliar- 
Feuerverficherungsmweiens L Preußen (Simon) 
>, 62 — Vorzüge und Nachtheile der 
Organiſation des Feuerverfiherungsmweiens 
auf öffentliher und auf privatrechtlicher 
Grundlage (Simon) 88, 2BL 

Fideifommiß des beffifchen Kurhaufes 77, 
844, 1040. Die in den deutihen Staaten 
beftehenden geieglichen Beftimmungen über 
Familienfideitommiffe (W. Yewis) 79, 465. 

65 





394 


Finaunzrecht, Fiuauzweſen. Das Finanz— 


weſen des norddentſchen Bundes vollſtändige 
Kodifizirung aller geſetzlichen Beftimmmmgen | 


und der Etats pro 1868 und 1364 1c.) 69, 
Anhang: Die Finauzverhältniſſe der Bundes- 
ftaaten 69, 303 — Deukſchrift des kgl. 


prenfi. yinanzmisifters vom 18. Mai 1869, 


69, 4085 — Preußens Staatefinauzen 1849 
bis 1367, 69, 23 — Juſtruktion für 
den Bundes-Rechnungshof 70, BI. — 
Bericht des Borftaudes | der national-liberalen 
Barteı 70, GUL — Die a 
Regelung der Neichsfinanzgen IL, 

Der Reichshaushaltsetat fiir 1871, zer 
Einleituug 71, — Das Finauzrecht 
des deutschen Reichs P. Yabandı 73, 40 
— Sieuerkompetenz des Reichs 
Verhandlungen des Reichstags über Finanz- 
vorlagen 1871— 73 74, 167, — 
Preußens Finanzlage 1373 74, 349, 1105. — 
Eiunahmen des Neichs 1873, 387, Zteuer- 
verwaltung in Preußen a 1872 (Bericht 


des Finauzminiſters) — Zur 
= Oman nalfin 


Provinzial», Kreis» und anz⸗ 
ftatiftit in Preußen 75, 1261. — Reichs— 
bausbalt vom Jahre 1875 77, du 422 


— Abſchluß der Weicbshauptlaffe für 
1876/77 1L 114. — Spezial⸗ tits des 
Neihshanshalis fir 1879/80 Su, L 104 
1651 — Die Zölle und Stenern, jowie die 
auswärtigen Hanbelsbeziebimgen des Reichs 
(dv. Aufich) 93, 5. Lil (Re gifter S 368). 

Einfluß des Reichskanzlers auf die Finaunz; 
verwaltung 82, di. — Yaband's Finanz- 
recht W 276. — Das Reichsgeſetz wegen 
Beſeitigung der Doppelbeitenerung vom 13. 
Mai 1870 (R. Flobmann) 87, IL Die 
öffentlichen Ansgaben drr größeren europä— 
iſchen Länder 241— Dir Hiriböftener- 
geſetze Eutwilrfe von 1893 944 Zu2 325 


53%, 565. — Neihäbansbalt für 189405 
„1837 — — Bun Kompiabilitätegeſetz für das 


Reich. Joel) 9, SL — Dir geidichtliche 
Entwidelung des Kommunal Abgabeweſens 
in Vreußen Schön) 95, 242. — Eumvürfe zur 


Reichsſinauzreform von 1895 95, 454 Val.a. 
Enkonmmenftener , Kabinetsordrre, Kaſſen ; 
weſen, Kriegsentihadigung, Kriegskoſten, 


Dratrifularbeiträge, Rechnungshof, Nefervat: 
rechte, Schuldenweſen, Verfaſſung, Zölle ꝛc. 
Fiskus des Neichs 73, dus TE du 75, 
1493, 17, Bun 
Flößerei, Abgaben von der, Aufhebungen 


in Preußen 68, 283; im nordd. Bunde 
7L, a 280 77, 8a S. a. Snom— 
Schifffahrt. 

Flotte, ſ. Marine. 


Flußſchifffahrt, deuſſche BB 

Flüffe, zollpflichtiger Vertehr 93, un 

Forſtſtatiſtik, dentſche, 4, 1677. 

Fortbildungsſchulen 78, 337 1004, 
1543. 74, 20. 1195. — Berorduung des 
preuß. Kultnominifters Ib, 16574. 


Alphabeliſches Geſammi⸗-Regiſter 


Fraktionen des Neidistags 72, 282, 332, 
4 UI — Bgl. a Zentrum x. 
Frankenheim, traurige Zuftände, 76, 247, 
Frankfurt a. M. ſ. Natonalveriammiung, 
Friede mit Fraukreich, Fürſtenkongreß sc. 
Franukreich. Notiz über den Handelsver— 
trag 68, 226. 73, 226. — Statiſtik der 
Zölle und Verbrauchsſteuern 68, 156 bie 


218. — Organilation der Boll- u und Han: 
delsftatiftif 70, 410. 76, 33 — Die Ber: 
ſailler Brälmnarien und der Frankfurter 
Friede SZ — Rede dee Fürften 
Bismarck über den Frankfurter Frieden 
ib. 876 — Wirithſchaftliche Beziehungen 


zu Fraufreih TL, 835, 72, 76 — Com 
ventton vom 12, Oftober 1871, 72, 163, 
Deufichrift dazu ib. 169, Separatlon- 
vention ib. 173, Nede des Fürſten Bis: 
mard 176. Die —— vom 11 


Dezember 1871, 72, 437, — Beziehungen 
zu Eliaß-Lorhringen 72, Sur. — Die 


Speztallonvention v. Juni 1872, 72, 
1467. — Die Drei Milliarden-Anleibe ib. 
1475. — Die Uebereiuluuft v. 1. März; 
1873, 73, 303 — Ordnung der Bezieh- 
ungen Elſaß-Lothringens zu Fraukreich TH, 
775 — Einfluß des Kriegs auf die Be- 
weguug dev Bevölferung 75, 626. — Fran— 
zöſiſches Geſetz zum Schutz der Kinderarbeit 
76, 231, — Die franzöftiche Rekrutenein— 
ftellung 36, 233 — Die Barier Omnibus— 
geiellichaft 76, 234 Die Steuern F.'s 
int Jahre 1875 76, 249%. — Finanzielle 
Yage Franfreids 77, 233 — Tabadınonopol 
iS 280, — Erbſchaften und Staatsein— 
nahmen 48, 262, — Handelsverfebr Deutich- 
lands mit Frankreich 383. SO, Din. -- 
Handelsvertrag DE 172, 438 da — 
Eiſenbahn⸗Aueſchuß Ai — Stentpels 
jteneru SL ZI — Bewegung der Bevölter- 
ung 52, Sid — Die gremden in Frank— 
vi SS, 316 — Finaunzen von Paris und 
Berlin im Jahre 1888 besw. 1537/88 88, 
Zus, wol — Bandeläflotte Ende 1857 99, 
416. — Franzoſ Handelokamnern im Aus— 
land 24, 158 — Die Tenitſchen in Frank— 
reich 5, 10a — S. a. Nriegseutfchädigung. 

Franenarbeit in den Fabrilen . MOL 
73, 1471. 74, 1548. tx. Du) a di — 
S. a. Familienbudget. 

Freihäfen 93. 183, DIT, 

—— das Programm der deuiſchen 

73, 840. 

Me j. Zolltarif, Zölle xc. 

Freizügigkeit. Gejeb vom L Nov. 1867 
nebjt Erläuterungen md Anstührungsver- 
ordnungen 68, 467. 71, 408. — Die Landes» 
verweiſnug im Gebiete des nordd. Bundes 
68, 32 — Verfügung betr. den Ausdrud 
„Untertommen“ 68, 2S. — Freizügigkeit 
der Aerzte 68, BU — Aneführungen von 

Homme ZL 161; von M. Seydel 76, 

159. 90, 90, 173 (zu $ 3 des Freiz. Geſ.), 


über die Jahrgänge 1868— 1895 der „Aımalen“. 


von E. Mayer (zu $ 3) M, 562. — Ein 
führung in Siüddeutichland TIL, 374 — 


Erläuterungen von H. Stolp 2, 408. — | 


Bayerische Geſetzgebung 71, au. 49 — 


Ueberficht 77, 804 — S. a. a. Neichsangehörig- 


feit, foziale Frage. 

Friedensleiit ungen (militärtiiche) 74, 1037. 
75, 1081. 

Friedensverträge. Bom Jahre 1866, TL 
21. 34, Bom Jahre 1871, 71, 507. 876, 
72, 163. 447. 1467. S. a. Frankreich. 

Friendly Societies in England 76, 229, 

Fürſten, dentfche, Erterritoriahtät derfelben 
(Thndihun) 85, 320. 

Fürſtenkongreß zu Frankfurt a. M. 16 

Fuhrtoſten, |. Taggelder. 


G. 
Garantie zu Laſten des Bundes, ſ. 
weſen. 
Gaſteiner Konvention 71, 1Z 
Gebäudejteuer in Breußen. 74, WI; 
der Gebäude in Preußen BL, 414; 414: 
fteuer in Bayern 74, 1688. 
Gebiet, f. Arcal. 
Geburtsregifter, f. Zivilehe. — Statiftit 
15, 1725. «6, 220. 79, LI. — Geburis- 
uud Sterblichteitsverhälunffe in den fünf 
deutschen Großſtädteu im Fahre 1893 
95, 408 
Gebühren: und Steuerweſen (das öffent- 
liche nterefle dabei; Neumann) 86, 357 
Gebührenordnung, j. Nechtsanwaltsord- 
mung x. 
Gefangene, Beihäftigung in Preußen, 76, 90%, 
Geiſtige Getränfe, ſ. Branntwein. 
Geiſtliche Amtshaudlungen 16, 73. 
Geiftliche, Vorbildung derielben, 74, 118, 
Geijtlihes Amt, Mißbrauch desjelben 
(Kauzelparagrapb) 22, Ya 
Geldrwirthichaft (Roesler) 75, 265 


Schulden» 


Zahl 
Gebande⸗ 


Geld, 
288 fi. (Hirth) 75, 1266. — S. a. 
Baulweſen, Miünzftage, Papiergeld. 
Gemeindeangehörigfeit, Erwerb ($. 


Rebim) 92, 137 
Gemeindeftenern, f. Kommunalſteueru. 
Gemeindevermwaltung, ſ. Selbſtver— 

waltung. 

Generalzolltonferenzen des Zollvereins. 

Aufzählung derfelben MB, 16T. 
Genofjenfhaitswejen, das, in Deutich- 

land, Frankreich und England, von Schulze 

Detitich, 22, 2, 4HZ — Reichsgeſetzgebung 

<4, 152. 382 717, 87 — In Bayer 76, 

BEL — Nevifion des Genoſſenſchaftsgeſetzes 

88, 14. 848. SD, Ill. — Geſetz vom 1. Mai 

1859 (erläutert von M. Joel) MO, 41T — 

Enmwidelung d. ©. über dem neuen Ger 

ucfienfchaftegeieg 92, 500, MB, 233 S. a. 

Birtbfhaftsgenoflenfchaften. 
Genußmittel, ſ. Nahrnngsmittel. 
Gerichtliches Verfahren 12 


IR} 


348. 354. Ueberſicht der bis 1877 


141, 73, 
hierüber 


| 


| 7, 
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erlaffenen Reichsgeſetze nud Berordnungen 77, 
828, — Der Ausgelicferte vor dem Gerichte 
(E. Wüller) 87, 565. — Bgl. a. Zivilprozeß, 
Scieds- und Handelsgerichte, Schöffen- und 
Schwurgerichte ꝛc. 
Gerichtébarkeit, inländiſche, über fremde 
Staaten. Bayr. Erkenniniß 
Gerichtshof, oberſter des Reichs. Die Er— 
richtung des Bundes-Oberbandrlsgerichts 69, 
1057. 7L, 297. 377; ‚zortenmmwidelung 72, 
150: Perſonal 70, 161 — Etat für 1871, 
71? 722, — Thätigleit desſelben (Kritik) 73, 
352 — Disziplinarbefugumife desjelben TH, 
407. — Negulativ fiir den Geichäftegang 
desjelben T4. 1537. — Das Ichweizerifche 
Bundesgericht (Kandgraff) 76, ML — ©. 
a. Elfag-Yorhringen. 
an des Neihes IL, 8 
12, 150, 78, 348. 354 75, 420. 1538, 
— in Preußen 70, 249. — Bemerfmigen 
zum Eutwurf der Serichtsverfafiung Gorius) 
75, 97, — Allgemeine Begründung zum 
1874er Entwurf 75, 169%. — Scöffen- und 
Schwurgerichte 75, 239. — Bemerkungen 
über das Neichagericht von en ze 
75, 1208, — Weihsjuftizanı 75.1216, — Ber- 
lauf der Berbandt. 77, Gib. 79.202: rn S1, 304. 
— llebergang von Sefchäften auf das Neichs- 
gericht SI, 397. — Vgl. a, Juſtizgeſetzgebung, 
Handelsgerichte, Berwaltungsgerichte zc. 
Geſandtſchaften im Auslande 70, 167, 
72, 1105. 73, 402. ;4, 153. 270. 80, 24, 
Zollfreiheit derfelben SO, 646. 86, 44 — 
Deuiſche Sefandtichaftsvecht (Zorn S2, BL 
— 59. a. auswärtige Berhältniſſe. 
Geſchäftskriſen, j. Kriſis. 
Geſchäftsordnung, L Reichstag. 
Geſchichte des deutſchen Bundes, des nord— 
deutſchen Bundes und des dentſchen Reiches 
7, I1—H. ı a. Neichstag, Berfaffung 
Zollverein x. 
Geſellen, ſ. Arbeiter. 
Sejeg, 5. Reichereht. — Rechtsſatzung und 
Geſetz zunächſt nach bayeriihem Staatsrecht 
(Dyroff) SD, SIZ 
Gejeggeber, Begriff (Endemaun) 75, 1206, 
(Yaband) 78, 369. 
Geſetzgebung. Ueberſicht der Gelege und 
Verordnungen zur Ausführung des Art, 4 
der Reichsverfaſſung 72, 35 — Bericht 
über die Sefeßgebung 1367— 70 Yasfer) 
70, 563; 1871—76 (Webrenpfenmg) ZZ 
257 ff. —- Ueberficht oller Gelege und Ber: 
ordnungen von 1867 bis 1877 Harburger) 
SOL — Entwurf eines bürgerlichen 
Sejeßbuches für das deutſche Weich (Jacoby) 
Ss, 581, SU, 293, 637. — 5. a. Bundes⸗ 
geiege, Juſtizgeſetzgebung, Berfaffung, Reichs— 
tag. Reichskanzler, Zollparlament, Breußen xc. 

| Gefundheitsamt, Aufgaben und Ziele des» 
felben 78, 46h. Etat SO, 12. 


— 
— 
—⸗* 
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Getreide, Getreidezölle 78, 880. 80, 619, 


86, 53. — Ernährungsbilang des deutichen 
Reichs für 1878/79 79, 462. — Ernte | 
mengen und Anbauflächen 1878 79, 552, — | 


Motive zum neuen Bolltarif 79, ZI — 


Internationale Statiſtit 79, 1078. — Boden | 


benugung in Preußen 79, 1075. — Ernte 
ertrag 1890 in Preußen und Bayern 91, 


904, 906, 1892 in Oefterreih 93, 944. — | 


Getreidezol und Identitätsnachweis (W. 
Tıöltih) 92, 709. — Denkſchrift, beir. das 
Ergebniß der Verhandlungen des preußifchen 
Staatsraths über Maßregeln zur rg 
des Getreidepreifes 95, 446. — Bol. a. 
Bolltarif xc. 
Gemwerbeanlagen (Seydel) SL, 624, 
Gewerbegeridte, ſ. Schiedagerichte, 
Gewerbefammern, Organifation und Ber- 
zeichniß derjelben 78, 925. 83, 201. 714 
54, 294. ©. a. Handelslammern. 
Gewerbeordnung. Das Nothgewerbegejek 
vom 8. Juli 1868 nebjt Erläuterungen und 
Ausführungsverordiuungen 68, 849. — Die 
Gewerbeordnung vom 2L Juni 1869 nebſt 
Erläuterungen und alpbabetiibem Sad 
vegifter) 69, 44L — Anmweifung zur Aus- 
führung derfelben in der preuß. Monarchie 
69, 639, — Borfchriften über die Prüfung 


der Aerzte, Zahnärzte und Apothefer 69, | 


919. — Desgl. der Seeſchiffer, Seefteuer- 
leute auf deutſchen Kauffahrteifchiffen 69, 
939, — Anmweifung der preuß. Minifter für 
Handel ꝛc. zur Ausführung des Tit. III 
der Gewerbeordmung (Gewerbebetrieb im 
Umberziehen) 68, 987 — Belanntmad- 
ungen betr. ärztliche und veterinär-ärztliche 


© 
® 





G 


929, 952. — Neue Bearbeitung (Seydel) 
S1, 569; alpbabet. Negifter SL, 718. — 
er Betrieb Tonzeffionspfliht. Gewerbe 
durch juriſt. Berfonen (Seydel) 82, 620, — 
Normal-Innungsſtatut RB. 644, — Bericht 
der Reichſstagskommiſſion über die Novelle 
von 1891, BL, 253, — ©. a. Arbeiterfrage, 
Arbeiterrect, Kontraktbruch, Fabrikarbeiter, 
Gewerbeſtatiſtik, Schauſtellungen, Straßen— 
muſik, ſoziale Frage ꝛc. 
ewerbeſchulen (Hirth) 77 792, 
ewerbeſtatiſtik, Grundzüge zur Organi- 
fation derfelben 70, . — Die dentihen 
Gewerbe und ihre ftatiftiiche Darftellung 
12, 363. Syſtematiſche Ueberficht der Ge- 
werbe ib. 391, — Die Bedeutung der Ge- 
werbeftatiftit (Engel) 76, 101 Ergebniffe 
der Gewerbezäblung in Preußen v. L Dez. 
1875 77, 387. — Die Theilung der Arbeit 
im preuß. Staate (Engel) 77, 1120. — 
Bemerkungen über die preuß. Gewerbe» 
zählung (Samter) 78, 209, (Auffeß) WB, 369, 
— Berhältniß der felbftändigen Gewerbe» 
tweibenden zu den Arbeitnehmern im Klein— 
gewerbe in ‘Preußen 86, 950, 
ewerbejteuer 74, 905. 299. 1690. 75, 
129. 76, 400. 695, 77, 241 S. a. Steuern. 


| Gewichte, ſ. Maß- und Gewichtsordnung. 


& 
G 
G 


6 


Prüfungen 68, 94 — Thöätigkeit der 


Reihsgewalt für die Ordnung des Gewerbe- 
berriebes 71, 194. — Das bayerische Ge— 
werbegejeg 71, 469%. — Einführung der 
deutihen Gewerbeordnung in Bayern 78 
759. — Materialien zur Reform der Ge: 
werbeordnuung 73, 1471. 74, 425. 1195. 
— Entwurf eines Gejetes, betr. Abände- 
rung einiger Beſtimmungen der Gemerbe- 
ordnung 74, 1219. Berhandlungen des 
Reichstags darüber ib, 1233. Kommiſſions— 
bericht darüber ib. 1817. — Fragen zur 
Enquete iiber das Gewerbeweien 75, 40, 
— Verhandlungen 1874, 75, 119. — 
Die Geſetzgebung 1871— 76 (Wehrenpfennig) 
77, 287; — (Endemann) 77, 643, — Ueber: 
fiht der Geſetze ꝛc. bis 1877 77, 805. — 


Gewinnbetheiligung der Arbeiter 82, 753. 


leichheit, wirthichaftliche (Birth) 75, 1276. 
oldwährung, ſ. Münzfrage. 

othaer Vertrag vom 15. Juli 1851 
nebſt jpäteren Berabredungen 68, 478, An« 
wendung in Bayern 71, 366, 472. Syitent- 
atiſche Darftellung (M. Seydeh 90, 175, 
otthardbahn. Dentſchrift an den Bun» 
desrath und Meichstag 70, 457. Reichs- 
finanzrechtliches darüber 73, 443. 


Grenzbewadhung WM, 225, 252, 360. 
Griedhenland, Handelsverträge B. 186, 


438, 458. 


Großbritannien. Statiſtik der Zölle und 


Verbrauchsftenern 68, 155— 218. 79, 571, 
Organifation der Handelsftatiftit 70, 7 — 
Stempelfteuern SL, 803, — Handelsverträge 
93, 174, 454, 


Großiuduftrie, ſ. Induſtrie. 
Großjährigkeit, Neichsgejeg 75, 1185. 


ründungsweſen, ſiehe Altieugeſellſchaften, 
Kriſis ꝛc. 


Grundbeſitz, die drei Fragen desſelben und 


Geſetzentwurf der ſozialdemokratiſchen Frak. 


tion 77, 886 — Referate von Schmoller | 


und Dannenberg vom Berein für Sozial- 
politit 78, 129, — Novelle zur Gemwerbe- 
ordnung vom 17, Juli 1878 78, 953, 79, 
534, — Hamburger Dentichrift 79, 570, 

Zur Reform der Jungen SL, 17L 


600, Wortlaut der Gew.-Ord. nah dem | 


Stande von 1880 81, 724. — Gewerbe: 
polizeivecht des Reichẽ (M. Seydel) 78, 529, 


G 
G 


feiner Zukunft, von L. v. Stein beſpr. v. 
Stengel) 82, 70, — Beribeilung in Preußen 
91, 498. — Abgabe von Hofübertragungen 
in einer vechterheinifchen Yandichaft des vor» 
igen Jahrhunderts 91,499. — Verſchuldung 
in Preußen 9, 91, — Die Berfhuldung des 
Grund: und Gebäudebefiged in den vor— 
wiegend ländlichen Bezirken des Königreichs 
Sadjen 1884—90. 95, 167. 
rundeigenthunt, f. Feftwugen. 
rundredhte, Aufnahme in die Bundes- 
verfaffung 70, 750. 71, 50. 329, 74, 146. 


über die Jahrgänge 1868—1895 der „Annalen“. 


Grundfteuer in Preußen 74, 897; 79, 991, 
Ss1, 25. in Bayern 79, 1692. — Grund» 
fteneransgleihung u. Statafterweien in Eljaß- 
Forhringen (Ch. Grad) 85, 4dIL — Zur 
Katajter- und Grundbuchsirage in Eifaß- 
Lothringen (Th. Mayer) 87, 606, 

Guatemala, Zoll und Handelsverträge 98, 
439, 460. 

Guinea, j. Schutsgebiete. 

Güterumlauf (Roesler) 75, 262. S. a. 
Arbeit, Produktion, Breisbildung, Werth. 

Gymnaſi ien, Reifezengniffe 74, 1671. 76,765. 


D. 

Hafengelder M, 207, 

Hafenvegulative, Normativbeitinmungen 
für die, 72, 1507. 93, 230. 

Haftpflidtgeieg 74, 150. SL, 413. 

Hagelverfiherung (Bayriicher Entwurf) 
Ss, 587, 

Hagelwetter und Hagelihäden in Preußen 
1883/84 55, 843. — Hagelfhäden in Bayern 
91, 9u6 

Hamburg. Handels: und Berfehrsitatiftit 
68, 1075, — Anſchluß an den Zollverein 
68, 1112 — DOrganifation der Haudels- 
hariftit 0, 407. — Die Hamburger Ein- 
fommenfteuer 74, 101. 75, 335. 79, 600. 80, 
A68. 589. 81, 336, 0, 914. D4, 736 — Ges 
werbefleiß 78, 110. — Hauptfteneramt S0, 
663 748. 86, LIT — Hamburgs Frat 





hafenſtellung und Zollanſchluß (H. A. Buech) 


S1. 314. (Aufieß) 9, 183, 187, 198, 414. 
— Altenftüde betr. den Zollanfchluß SL, 489, 
516, — Bollorganifation (Auffeß) 93, 359 


401, 416. — Statiftif (Aufieh) BI, —- 





Vgl, a. Auswandernug, Preiſe, Bollaus- 
Schlüffe ꝛc. 
Handel, Induſtrie und Berkehr im Jahre | 


1870, ZL 549. 833, im Jahre 1871, U 
971 — Der deutiche Handel ın feiner Ent 
widelung und Organifartion (Schönborn) 
S6, 683 — ©. a. Berlin, Zölle, Handels- 
ftatiftit sc. 
Handelsamt des Neichs 86, ZIG. 
Handelsbilanz, deutiche (Malle) 75, 608, 
— Tabellen über 1872/73, 5. Bi — 
Bemerkungen über die 9. Deutſchlands 
(Ad. Soetbeer) 75, ZL ©. Handelsftatiftif. 
Handels» und Zollverträge, j. unter 
den betr. Staaten, mit denen diefe Verträge 
abgeichloffen wurden. Bgl. die Ueberſicht 
68, 230, 70, 732, 72, DL 3 435. M, 
747, — ©. a. Vertragsrecht, Zollverein zc. 
Handelsgerihte. Beſchluß des Handels- 
tags 1868, 68, 977. — Die Errichtung eines 
oberften Bundes: Gerichtshofs für Handele- 
fachen 69, 1057. — Die Organifation der 


Handelsgerichte (aus dem 1874er Eutmwurf) 
7, — Bol. auch Gerichtshof, Han- 


delsredht. 
Handelstammeriw Organifation und Ber 
zeichniß derfeiben 78, 78, 2 Die Be 
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fimmungen über die Handels: und Ge- 
werbefammern im den deutſchen Bundes— 
ftaaten 83, 201, Z14. 84, 294 — Erridt- 
ung deuifcher H. im Auslande 859, 391. — 
ranzöfifhe H. ım Ausland 93, 158. Die 
andelstammern im Deuiſch n Reich 95 245, 
inPreußen 95, 483. -S. a. Handel, Handelstag. 
 Handelsmarine des Reiches, Einheitlichleit 
derjelben 71, 17%. S. a. Konſulatweſen, 
insbefondere die Dienftinftruftion für die 
Konfuln 71, 607. — Geſetz, betr. die Nar 
tionalität der Kauffahrteiichiffe 71, 657, — 
Die Rechtsverhältniffe der deutichen Handels- 
marine (3. Neig) 74, 55. — Wegiftrirung 
der Kauffahrteiihifie ; ii 306, 3831 — Die 
deutiche Handelsflorte 1874, 75, 1709. 
Beftand im Fahre 1875, 76, 216 — Antheil 
der deutſchen an der allgemeinen Handels- 
marine 91, 80. — Aumufterung von Boll 
matrojen und Sciffsjungen 35, 844, 
2. a. Konſulatweſen, Schiffsunfälle ac. 

Handelspolitit, künftige, mitteleuropäifche 
59, 634; f. ferner Handel, Zölle, Zolltarif, 
Zollverein, Handelsftatiftik ac. 

Handelsregifter ın Bayeın 76, BL — 
S. a. Handelsgerichte. 

9 andelsreht Die Einführung der allgem, 
deutschen Wechfelorduung, der Nürnberger 
Novellen und des allgem. deutichen Handels» 
geſetzbuchs als Bundesgejege 69, 1047. — 
Einführung in Süddeutichland 71, 375. 
Eutwidelnng des Handelsrchts bis Ende 
1871, 72, 125. — Zutuuft desjelben (Ende- 
mann) 74, 417; (Zuftizausihuß) ib. 1370. 
— Em—-, Durch- und Ausſuhrverbote und 
deren rechtliche Natur (Arudt, 95, L — 
Eumwwurf emes Geſetzes zur — des 
unlauteren Weubewerbs 95, I. 
a, Aftiengejellfchaften, ad Berrrei Schant» 
gewerbe, Verfaſſung zc. 

 Handelsftatiftit. Zur Literatur derjelben 
68, 239. — Bon Hamburg 68, 1075. — 
de zu einer deutfchen Handelsftatiftit 
(Hirt) 69, 67 — Von Berlin 69, 423, 70, 

— Grundzüge zur Organifation der 
Handelsftariftif des Zollvereins 70, Bi. — 
Methoden der Zolle und Handelsftatiftif in 
England, Frankreich, Holland, Hamburg, 
Bremen und im Zollverein (Birth) 70, 407, 
— Thefen zur Reform der Handelsftatiftit 
des Zollvereins 70 433. — Werthbetrag der 
Waareneinfuhr in Hamburg und Bremen 
1851—69, 70, &2L Pr Handeit- 
ftaririf pro 1872/73, 75 Z31, 
Deutiche Handelsbilanz — 75, ZaL 
— Spezialhandel Franfreihs mit Deutſch— 
land ib, ME — Bremens MWaareneinfuhr 
1874, 75, 1388. — Die franzöfiihe Kom— 
milfion des valeurs 76, 88. — Werth der 
Waarenansfuhr Dentfchlands an Ganzfabri- 
faten 1868-75, 77, - Handelsver- 
febr zwiichen Deutſchland und Fraukreich im 
Jahre 1875 77, al — Ein- und Ausfuhr 


— 


998 


von Halb- u. Ganzfabrikaten 1875/76 77, 
1051. — lleber die ftatiitiiche Gebühr bei der 
Waaren-Ein- u Ausfuhr 78,526, 98, 375, 
— Ausweiſe für Januar ıL Februar 1878 
78, 666. — Angebliche Zumahmen des eng— 
hichen Erports nah Deutfchland 78, 837, 
Deutschlands Waaren-Ein- und Ausfuhr 
185477 78, 902, 964. — Ein und Aus- 
fuhr der wichtigeren Artilel 1877 und 1878 
79, 421; Nadıtrag 679, — Dentihe Han— 
delsbilanz für 1877 79, 657. — Werth der 
Ein- und Ausfuhr 1876/78 79, 204 — 
zen mit Franfreih 79, 383. — 

eutſche Handelsbilanz für 1879 SL, 249, 
Eine und Ausfuhr in den Jahren 1872 — 
1879 81, 276. — Ein und Ausfuhr wich 
tiger Artikel in 1880 SL, 284 Neform der 
Handelsfariftif vom 1. Jau. 1850 S1, 272 
— Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 1881 
s2, 565, — Einfuhr und Ausfuhr im Jahre 
1552 53, 107 — Bremens Handels und 
Schifffahrtsverlehr 1882 83, 390, — Deut: 
ſche Ein- und Ausfuhr, 1333 (Hanptergeb- 
niffe) A 447, (Sprzialüberficht) ib. 523, 
Der auswärtige Handel Englandse md 
Drutichlands 85, 342, — Ein- und Aus- 
fuhr im Sabre 1>84, 85, 172 775; 
für 1885, S6, 881; für 1886 87, 681; 
für 1587 88, 4155 für 1855 80, 901; 
für1890 91, 859% — Spezialhandel dee 
öfterreichisch ungarischen Bollgebietes 1883 
— 1885 über die Grenzen gegen Dentichland 
87, 362, — Ei u Ausfuhr für die Jahre 
1850— 1856 nad Waarengruppen 87, 1007. 
— Verbrauchsberehnungen des Deutſchen 
Neiches SS, UL — Der auswärtige Handel 


des Deutichen Jollgebietes 1893 (Wiefinger) 
». 142 — Die Handrlar und Wewerbe: 
tammern, ſowie die faufmännifchen Korpora— 
tionen des Deutſchen Reiche 95, 245. — Vgl. 
a. Vreiſe, Stariftil, Werthberechnung, Zölle xc. 
Handelsſyſtem des Reiches, ſ. Zölle, Zoll- 
tarif, Zollverein, Handelsftatiftif ꝛc. 
Handelstag, deutſcher. Statut uud Ber 
ichlüffe desjelben im Oltober 1868, 68,971 
— Statut vom Jahre 
Geichäftserduung 78. UL — Wirkſamkleit 
bis 1877 78, 93. — (Bgl. die Denfjchriften 
des Handelstags bei den betr. Materien.) 
Handelsperträge, internationale 79, 562, 
50, 512, 250, Die Handelsverträge der 
curopäiſchen Staaten (R. Schreiber) TA 
— Dir vertragsmäßigen Handelsbrzirhungen 
der europäiſchen Staaten (. Nabıı) D4, 455, 
S. a. die beir. Länder und Zollverein.) 
Handlungsgebilfen, Yage der 91, ;. 
Handwerf, moderne Arten 77, 787, deilen 
Regelung, Haudwerlerfanmern, Fachge— 
noflenichaften zc. 74, 1195, 93, Sul, 
Hannover Die bauptiächlichiten Staats- 
einfünfte des chem. Königreichs H. 69, 619, 
Verhälimmiß zun Zollverein 9, 166, LZL 
— S. a. Preußen. 





1874 78,8. — 
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re I im Neiche 78, 69. 

ausbalts-Etat, ſ. Finanzweſen. 

Haunshbaltungebudgers (Dehn) 79, 100. 
Ss, 551, 843. 81, 540, 82, 163 Ar⸗ 
beiterbudgers, Buchführung ac. 

Hausinduftvie im deutichen Reiche (Stieda) 
st L 

Haufirbandel SL. 665, DB, Tin S. a. 
Gewerbeordnung. 

Hawai, Handelsverträge 93, 183, 438, 46L 

Din, 78, 607, 

m — ſ. Unterſtützungswohnſitz. 

ei deutfche, Kriegsftärte 1870/71, 72, 928, 
ceresformation, ſ. Militärverwaltung. 

Heeresſtatiſtit 98, 167 

Herz, Auterpellation betr. das Unfehlbarfeits- 
dogma ac. 72, 3 

Helfen. Vertrag mit dem nordd. Bunde, 
die Beſteuerung des Branntweins ıL Biers 
betreffend, vom 8, April 1868 68, 725. — 
Organifartion und Perſonalien der oberen 
Behörden 70, 283. — Beitritt zum deutfchen 
Bund 70, 768, zur Bundesverfaffung 
0, ZZL 74, 3Z — Aufrecht erhaltene 
Beſtimmungen des Vertrags vom 15. Nov. 
1870 71, 352 Einführung norddenticher 
Bırndesgeiege ib. 389, — Militärkonvention 
nit Preußen 72, 57. — Steuerreform 77, 
538, — Erbichafisftener Sb, 74h. Grof- 
berzogl. Heſſiſches Gefeg vom 15. Mai 1885 
über die Wahlen zur Bertretung und Ber: 
waltung der Gemeinden, Kreife und Pro 
vinezu (Zeller) 87, 82%. — Waffergefeg vom 
30, Juli 1887 (Bellen) SS, 635. — Ber 
bältınß zum Zollverein und Meich 93, 164, 
194, 416, Bol. a. Enteignungsrecht, Volls 
zäblung, Zollverein ꝛc. 

Heſſiſches Kurhaus, f. Fideilommiß. 

Henervertrag 74, 65. 

Hirtenbrief, Fuldaer, vom 11. April 1872. 
12, 933, 

Holkendorff- Stiftung 98, 558. 

Holzinduftrie 72, 398 Holz-Ein- und 
Ansfuhr 76, 223, 
opfen (Produktion u. VBerbraud) 75, 1732, 
ülfstaffen (Nrbeiter-) 73, 1629. 74, 322, 
Geſetzentwurf des Neichstanzleramıts 75, 373, 
— Statiſtik (Preußen) 75, 1722. 77, 544, 
643, — Der korporative Hütfstelfenzwang 
W 602, — Arbeiterbülfstaflen in Elfaß- 
Yorbringen 82, 723, 

Hüttenwerke, f. Eiſen. 

Hygieine, ſ. Cholera. 

Hypotheteubanken, ſ. Bodenkredit. 

J. 

Japan, Handelsverträge WB. 16441 

Smpfgejeg 75, 1173. 1, 435. 

Indigenat, ſ. Freizügigkeit, Nechtsbülfe, 
Neichs- und Staatsangebörigkeit x. 

Indnuſtrie. Die ebensbedingungen der Deuts 
ſchen Induſtrie ſonſt und jet (Hirth) 77, 


über die Jahrgänge 18686— 1895 der „Annalen“. 


777. — Die deutfhe Induſtrie und die 


NReichöregierung 77, 1032, — Umfang der 


Großinduſtrie im deutfchen Weiche 82, 605, 
— 5, a. Arbeiterirage, Baummollindnftrie, 
Elſaß Forhringen, Fabrifen, Gewerbe, Handel, 
Handelsftatiftif, Hausinduſtrie, Löhne ꝛc. 
Infanterie, ſ. Mitlitärverwaltung. 
Junbaberpapiere 72, 138. 73, 342, 
Innungen, gewerbliche, ſ. Gewerbeordnung. 
Interefſſenvertretung, wirthſchaftliche B. 
Interpretation, |. Motive, 
Juvalidenfonds des Neichs 74, 257 75, 
88. 77, 316, 383 391 9279. — ©. a 
Penſionen. 
Invalidenſtiftung, Dentihe, 21, 1035. 
5. a. Veunſioneu. 
Irrenanftalten in Preußen 78, 44. 
Jtalieu, Stempelfteuern SI, 8085. — Yänge 
der Grenzen Jralions 55, 464 — Haudele-, 
Zoll- u. Schiifabrisvertiag 92.852, — Hau- 
delsverträge D$, Li4, 182 181,188, 438, 444. 
Jefniten, Bertionen im Neihstage 72, 1121. 
i4, 220. Das Gueiſt'ſche Neferat 72, 1121, 
Das Verbot des Trdens ib, 1171. Zur 
Ausführung ib, 1233. 71, 280 
Jungholz, öfter. Semeinde 9, 194, 417. 
Jura singulorum, L Reſervatrechte. 
Iuftizfommiifiou des Neichstage 49, 1202. 
Inftizgeieggebuug. Die J. Des nord 
deutihen Bundes (Eundeman) 69, L — 
Ueberſicht der Thärigleit der Juſtizgeſetz— 
gebung im nordd. Bunde im Jahre 1869, 
(Endemann) 70, & -— Die Gerichtsorgant: 
jation des Weiche IL, 8 — lleberficht der 
Reichs» Juftisgeiegacbung ZL, 212, — Ber 
richte Über die Eutwickelung der Juſtizgeſetz- 
gebung und Rechtspflege (Endemann) bis Ende 
1871, :2, 113; für 1872 78, 331; fir 1873 
74, 379; für 1874, 75, 1171; für 1875/76 
77, 631; für 1877 und 1878 79, 5OL; 
für 1879 u. 18850 SL, 394 — Die großen 
Gefegentwürfe vom Jahre 1874 Endemamm) 
75, 1201. — Die Rechtdeinheit (Wehrens 
piennig) 77, 274, — Anſprache des nationale 
liberalen BZentrallomites 77, Ui — 
Nichterne Betrachtungen über die 18 
Punkte des Kompromiſſes J. Bolh) 77, 
450, — Bericht von W. Endemann 77, 
647. — Die Aufgaben des Neichsinfiiz- 
amts 77, 68. — 2. a. Finanzrecht, Rechto— 
hilfe, Strafrecht, Zivilprozeß, Zivilrecht sc. 


8. 


Nabinetsordres, jnitifizivende (DM. Joel) 
SS, 305, 24 — Der gnadenweiſe Erlaß 
von Steuer. und Stempeln (M. Noch) 
9, 417 — Das Guadenrecht in Finanz: 
ſachen (M. Zoe) 92, 282 — Kronrechte 


und Stenererlaßrecht in Preußen (Curtins) | 


93, 670, 
Kadettenanftalten 74, 218. 264 
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Kaffee. Ueberficht der Preife, des Verbrauchs 
und des Zolles von Kaffee 1847 bis 69, 
0, 351; für 1847/77 79, 804 Termiu— 
handel in Hamburg (Denfichrift dev Handels» 
fammer.) 89, 942. Vgl. a. Zölle, Zolltarif xc. 

Kaiſer, deuticher, 70, Z64 Anſprache an 
das deutiche Bolt 70, 770, Verfaffungs- 
mäßige Nechte uud Pflichten 7L, 87. 104, 
235. 72, 44 76, 666. 78, 374 Seine 
Stellung in Eliaß-Forhringen ZI, 847, 920, 
— Bgl. a. Bundesstaat, Neichsfanzler, Neichs- 
tag, Verfaſſung, Verordnungsrecht ꝛc. 

Kamerun, ſ. Schutzgebiete. 

Kanalſchifffahrt, deutiche, 75, 332. SO. 646. 
Ss6, 44. 

Kauzelparagrapb, 5. Strafgeſetzbuch. 

Kapital (Begriff) bei Nocsler 75, 33, 296. 
S. a. Werth, Einfommen. 

Kapitalrentenftener (Bayern) 54, 1703, 

KRalienicheine, 3. Papiergeld, Wedel. 

Kaſſenweſen. Reichskaſſe und Landeskaſſen 
72, 1481, 98, 185, 188, di — S. a. 
Abrehnungsweien, Finanzıweien. 

Kathederioctalismus 73, BöL 

Katholiſche Kirche, 5. Unfehlbarkeit, Je— 
ſniten, Orden u. j. w. 

Kanffähigteit, ſ. Einfommten. 

Kanffabrreiichiffe, 1. Haudelsmarine, Kon- 
ſulatweſen. 

Kaufmanusſtaud, die Sozialreform und 
der, (G. Adler) M. L 

Kantionen 73, 440, Geſetz vom 2 Ju 
1869 76, 34L Zonftige bez. Bejtimme 
ungen ib. Ad 347. Bbu, 352, 207, 368, 
87h. 387. 

Kinderarbeit in Fabrifen 73, 1471. TH, 
S. u. Gewerbeordnung, Arbeiter 2c. Lbdb, 
s0, 35%, Franzöfiiches Seleh 76, 23L 

Kirche, Verhältniß des Staats zur, ſ. Uns 
feblbarteit, Jeſuiten, Strafgeieg, Schulauf— 
ficht, Namszanewsft xc. 

Kirchlich-politiſche Geſetzgebung, Preuß. 
Maigeſetze 117, 187, 228, 1161, 1578, 
1576. i5, 1174. 12, 287. — Oeſterreichiſche 
Kirchengeiege 4, 1584. — Zorn's „Kirchen: 
ftaatsrechtliche Gefete“ 77, 3240. — 2. auch 
Schulaufſicht, Zivilehe ꝛc. 

Kirchenkollekttenweſen in Preußen 76, ZZ 

Kirhenitaat. Handels- und Schifffahrtsver- 
trag mit dem N. 68, 675, 

Kirhenverfaiiung, evangelifche (Wehren- 
vfenmig) 47, Ak 

Klage, öffentliche, 
Leuthold) St, 375, 

Klaſſenſteuer, 5. Einkommenſteuer. 

Klauenſeuche, ſ. Beterinärpolizei. 

Kuappichaftsvereine in Preußen 76, 289, 

Koalitionsireiheit 68, B6L 872. 69,475, 
507, — S. a. Arbeiterfrage, Kontrakibruch zc. 

Koblenz, Kommmmalftenern, «6, UL 

Koburg- Gotha. Reſſorwerhältuiſſe der Ber 
hörden 70 678, 


im Berwaltungsrechte 
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Kohlen, Jnduftrie, deren Lage 9L, 945 
Borräthe in Europa u, Nordamerila 93, 350. 

Kolonialftaatsredt f. Schutgebiete. 

Kommumalfteuern. Im Reg.«Bez. Koblenz 
76, 2L — Theſen und Refolutionen vom 
Verein für Sozialpolitit 78, 248. — Sta- 
tiſtil der Gemeindeabgaben ı in Preußen 78 
265. — Die finanzielle Bedrängniß 
preuß. Kommmnalverbäude 82, 608. — Die 
Finanzlage der preuß. Gemeinden $#, 320. 
D64 644, 

Kommunismus 75, 23, 1280. 

Kompetenz des Neiches und die Erweiterung 
derfelben 71, 62. 74, 193. 240. 310, 412, 

a. Verfaffung, Juſtizgeſetzgebung, 
Nefervatrechte, Schulweſen, Finanzweſen zc. 

Konfeſſionen, ftaatsbürgerliche Gleichberech— 
tigur ei 71, 159, Einfluß der Konfeſſion bei 
den Wahlen 72, 338. 359. 1018, Konf. in 
Preußen 75, 634. 

Kongoftaat, Meiftbegünftigungsvertrag 98, 
462, 

Kougregation, ſ. Orden. 

Konfursordnung 68, 978, 72, 149, 75. 
1220. 81, 405. 

Konſnlatweſen. Verzeichniß der 
Konſuln im Jahre 1870 70, 170. — Ein— 
heitliches Reichs-Konſulatweſen 183. — 
Abänderung des Geſetzes vom 8, Nov. 1867 
71, 376. — Allgemeine Dienftinftruktion 
für die Konſuln des deutichen Neichs (vom 
6 Juni 1871) enthaltend alle bez. geſetz⸗ 
lihen und Verwaltungsvorichriften 71, 595. 


— & 
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— Etat für das Konfulatwejen 69, 17L 
71, ZI — BVerzeichniß der Konſulate 
(Januar 1872) 72, 457 Wlpbabetiiches 
Ortsregifter dazu 72, 481, — Juſtruktion 
bom 1 Mai 1872, betr. den Schuß im 


türliſchen Meiche, China und Japan 72, 


1263. — Geſetz, betr. die Gebühren und 
Koften bei den Konfulaten 72, 1268. 74 
281, — Die Konfularverträge Di des deutichen 
Reichs von J. Neig, 72, 1281. Organi- 
jation der Bundesfoniulate 74, 70. — Kon- 
Iulargerichtöbarfeit in Egypten 75, 1176. 
75, 636, — lleberficht ſämmtl. Gejeke ac, 
77, 809, — Konfnlatsetat 80. 26. — Kon- 
inlarverträge Ss0, 32T 86, 2IL — Das 
Geſetz vom 10. Juli 1879 über Konſular— 
gerichtebarfeit SL, 400. — Das deutjche 
Konſularrecht ( Ph. Zorn) 82, 409—453. — 
S. a. Geſandiſchaften, Handelsmarine zc. 

Konſu mtionſRoesler) 75,283./Hirth)ib. 1268. 

Konſumvereine in Eſſaß »Yorhringen 82, 
745, — ©. a, Genoffenichaftsweien, Wirth: 
ihaftsgenoflenfchaften x. 

Nontingentsherriichleit SD, 343. 

Koutvaltbric der Hrbeiter 73, 1494, 1514, 
1528. 1541. 1547; Meeichstago⸗ 
verb.), 410 'Endemann), 427 (Gutachten der 
Leipziger Dandelsfammerı, 1219, 1238, 
1340 (Geſetzenwurf, Reichstagsverh. und 
Kommiſſionebericht). — S a. Arbeitsvertrag. 









nordd, | 








Alpbabetiiches Geſammt⸗Regiſter 


Kontrolle des Bundesfinanzweiens 69, 283, 
71, 146. 689. 78, 552. 74,9 — S. a. 
Zollbehörden, Rechnungshof zc. 

Konzefſionspflichtige Gewerbe, Betrieb 
derjelben, 82,620. S. a. Gewerbeordnung x. 

Korea, Handelsverträge 9, 156, 438, 462, 

Krankenpflege, ſ. Unterftügungswohniig. 


Krantenverfiheruug der Arbeiter. Ge— 
ſetz- Entwurf vom April 1882 83, 223, 


Reichsgefeg vom 15. Juui 1883, — 128, — 
— für Orts- und Betriebe- 
franteutafien 54, 750. Statiftit über den 
gegenwärtigen Beltand 85, 418. -- Die 
Kranlen« und Unfallverfiherung der Arbeiter 
nach der Neichsgefeggebung (Proebft) 88, 
317, — Die Arbeiter « Kranfenverfiherung 
nach deutichem Reichsrecht (fyft. Daritellung 
von R. Lewech) W, 10L. — Die Ber 
fiherungspflidt der Hausliuder (H. Roſin) 
”, 310, 


Kredit (Vollsw. Weſen und Bedeutung 
Roesler) 75, 231 Kreditanſtalten und 


Bereine ib. 379. Kredit für Zölle und 
Steuern 80, 649. 775, 36, 43, 203. 20% 
S. a. Zahlungsverfahren. 
Kredite, ſ. Zoll- und Ztenerfredite, 
Kreditlager I, 233, 236, 


| Kreisorduung, preußiſche. Gelep v. 13, Des. 


1871 nebſt Auftruftionen und erläuternder 
Ueberfiht 73, 1271—1456. ©. a. Bro» 
vinzialordnung. 

Krementz, Biſchof von Ermland, 72, 1246. 

Kriegsentſchädigung, Pie frauzöſiſche, 
ihre Verwendung nud Vertheilung 72, 1417. 
78, 417. 889, 4. IZL 217. 286 Dent- 
ihrift von Februar 1874 74, ZU. — 
Einfluß der 5 Milliarden auf d die deutiche 
Bollswirthichaft (Nafle) 75. 606. (Hirth) 924, 


77, 192, — Die Milliarden und ihre Ver- 
wendung (Wehrenpiennig) 77, 260. 265, 


— Amtliche Weberfiht des Standes pro 
1877/78 77, 761; amtliche Ueberfidht vom 
März 1879 79, 1034, Nachweiſung der 


Ausgaben bis > 1878 9, 1042. ©. a. 
Kriegsfoften. 
Kriegstoften. Denfichrift über die Aus- 


führung der den Geldbedarf fir die Krieg» 

führung (pro 1870/71) betr. Geſetze 72, 

1371. Tabellariſche Ueberſicht der Kriege: 

foften ib. 1399. — ©. auch Frankreich, 
Schuldenweien, Kriegseutſchädigung. 

une 74, 406, 1050. 15, 1200, 
645. ©. a. Kriegsentichädigung. 

Keseninikerium, I. Kriegsweſen. 

Kriegsihab des Weiches 73, 415. 469 
24, 169, 77, 286. 

Kriegsmeien des Reiches, verfafiungsmäßige 
Orduung desfelben 71, 99,351, Ergänzende 
Beftimmungen der ar mit den Süd— 
ftaaten TL 369 2, 57, 1557. Die 
Bräfeinzftärke und Die Militäransgaben 12. 
426. — Die deutichen Militärgefege (Ueber: 
fie) 72, 48. — Das Pauſchquantum fir 





über die Jahrgänge 1868—1895 der „Annalen“, 


1872—74, 73, 2 — Die Nachläſſe an den 
Milttärausgaben 78, 17 — Etatsftärte und 
Formation des Neichsheeres fir das Jahr 
1873, 78, 21. — Die proviloriihe Neu— 
formation der Artillerie 73, 32, — De 
Hauptetat fir 1873 73, 36. — Das Ertra- 
ordinarinm von 1851 — 1873 73, 49. — 
Militäransgaben neben dem Pauichaletat 


73, 69%, — Geldverpflegung im Frieden 
73. 73, — Beloldungsverbeilerungen für 


Offiziere 78, 76; für Beamte 73, 8. — 
Geldverpflegung je eines Infanterie, Ka— 
vallerie- und Artillerie-HRegiments 73, 34 
— Natuvalverpflegung im Frieden 58, 87, 
— Eigene Einnahmen der Militävverwalt- 
ung 73, 90, Friedensdislofation des 
deutichen Heeres mit Angabe der Bataillous- 
Standquartiere 2c. 73, HL 2. — Reichs⸗ 
eigenthum in der Mitirärverwaltung 73, 
429 Entwurf eines Reichsmilitär- 


gejeges vom Mai 1873 73, 1549. — Berr 


bandlungen des Reichstags über den Milttär- 
etat in den Jahren 1871 — 1873 74, 173. 
264, — Die Organifarion des preußiichen 
Kriegeminifteriums 74, 487. — Bevöller- 
ung der Armeetorpsbezirte i4, 00. — Die 
preußischen Offiziers-Ehrengerichte ib. 1803, 
— Ennmvpurf eines Neihe-Militärgeieges 78, 
1449. — Das Kriegsweſen des deutſchen 
Neiche, vechtswifjenschaftlich dargeftellt von 
DM. Seydel, Juhalt 75 ©. 1393. — Er— 
gebiiffe des Militär: „Erjatgeicjäfte 1871/74, 
15, 1513, Nantionswelen 76, 347, — 
Ueberficht der auf Widerruf anzırftellenden 
Beamten ib, 353. — Entwidlung der Ger 


ſetzgebung 1871— 76 (Wehrenpfeintig ) Er | 


268, — Ueberſicht ſämmtl. Geſetze u. Ber» 
orduuugen 77, 833, Etat fiir die Berwalte 
ung des Neihsheers 1879/80 80, 47, 104 
161 — Schulbildung der Nefruten SO, 238, 
— Das Kriegsweſen iu Laband's "Weiche: 
Haatsrecht (Dieyer) 80, 337. — Die Marich» 
routen für — — W668 — 
Das Militärfeptennat 87, 123. — Die Aus: 
dehnung der Wehrpflicht WB 256. — lieber 
die Verpflichtung der aktiven Offiziere, zur 
Unterhaltung der gemeinen (Sozietäte«) 
Schulen ihres Wohnſitzes Hausväterbriträge 
zu feiften, (Curtus.) 91, 847 
BL SURENONLIR der Studierenden 
Preußen 95, 430. 

Kriſis, volkswirthſchaftliche, in Deutſchland. 
Ein frau. Urtheil 6,9. — Amerikaniſche 
GSeichäftstriien 76, BL — Unfere voll» 
wirtbichaftliche u (Birth) 77, 187 
(Webhrenpfennig) 77, 319, Franzöfiiche 
Stimmen über Die Rrifie in Deutichland 77, 
346, S. a. Induſtrie, Kriegseutſchädigung sc. 

Kulturkampf (Wehreupfennig) 77, 297. 

Kulturpolizei und Rechtsgleichheit (Hirth) 
73. 735, 323, — ©. auch Bolklobildung. 

Kulturzuftände (‚sranfenheim) 56, 247, 

Kunftbandwerf, j. Handwerf. 


— Die | 
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2. 
Laband's „Reichsſtaatsrecht“ (beſprochen von 
Meyer) 76, 666. 78, 369, 80, 337. 82. ZIL 
Fadungeverzeicniife 70, 419. — Bat. a, 
Zollgeieß, Erfenbahnen zc. 
Lager Gollamtliche) 93, 233... 
Fand, Stadt und, T4, 12. 76. 239. 78, 73. 


Yaudesverordnuungen zu Weichsgejegen 
(Seydel) 74, 1143, 76, IL. 


Landestaiien, ſ. Kaſſenweſen. 

Laudesverweiſung, ſ. Freizügigleit, Gothaer 
Vertrag. 

Laudſtreicherei in Baden 87, 305, 

Laudſturmgeſetz 75, Gbb. 

Fandtageder Bundesftaaten, Berathungen über 
die Bundesverfaflung 71,29. 41 Sleichzeitiges 
Tagen mit dem Neichttage 74, 202. 251 

Landwehr, ſ. Wehrpflicht. 

Laudwirthſchaft, Produktion der Welt 98, 
9343. — Die Landwirihſchaftslammern in 
Preußen 95, 75. Bgl. a. Arbeitgeber, Yaud, 
Getreide, Zölle, Unfallverfiherung ꝛc. 

Lauenburg. Stellung 71, 52 709. 8, 
622, 792, 86, 1 Beborden 70, 256. 

lebensmittel, ſ. a. 

debeneverſichern 19, ſ. Verſicherungsweſen. 

Legitimationsprüfung, parlamentariiche 
oder richterlihe (DM. Seydel) 89, 273, 

Tebranftalten, ſ. Schulen, Einjährigfrei— 
willige. 

tehrlingsirage 77, 790. 78, 25. 81, TI5, 
— S. a. Gcwerbrordnung Arbeiterfrage, 
Entlaffungszeugniffe. 

nn us, Einfluß auf die Geſetz— 
gebung 77, 259, 

Liberia, Zoll. u. Handelsvertrag DB, 439, 462 

Lippe-Detmold. Reflortverhältuiffe der Be— 
börden 70, 693, Berfaſſungszuſtände 74,320. 

Löhne. Die Beichlaguahme der Yöhne Er— 
läuterungen zum Gefeg vom 2L Juni 1869) 
69, 1069, Taglohnſätze fiir Ländliche 
Arbeiter un Deutichland 75, 629. — Yöhne 
in Württemberg ib. 683. — Yöhne in El: 
faß-Forhringen (Grad) 77, 72 — 8. für 
weibl. Haudarbeiter im ſandwirthſchaftlichen 
Gewerbe des deutichen Reichs (v. d. Golk) 
77, 863, Die Gefindelöhne im land» 
wirtbichaftl. Gewerbe des deutichen Reichs 
(v. d. Golß) ib. 897. — Arbeitslöhne im 
den ag (Ch. Grad) 77, ZI2. 82, 6L 

a. Arbeit, Arbeitgeber IL uf. w. 

Lothringen, ſ. Elſaß. 

Lotterieſtempel, ſ. Stempelftener - 

Lumpeuzoll 80, 623, 

Lübeck Anſchluß au den Zollverein 68, 1117. 
— Neffortverbältniffe der Behörden 70, 696, 
— Verhäliniß z. Zollverein 93, 194, 309, 414, 

Luremburg. Gilenbahnen 74, 226. 291, — 
Auslieferungsvertrag 77,636, -Uebereinkunft 
betr. Armenrecdht SL 402, — Verhältniß zum 
Zollverein 93, 166, 169, 193, 415, 423, 

Yurus, Begriff (Noesier) 75,280. 


- 
— 8 
—* 





LkLuxueſtener (Bilinsfi) 76, 18 
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M. 
Maßweſen (wirthichaftl. Bedeutung) 75,286. 
Maß mıd Gewichtsordnung v. 17, Aug. 
1868 68, 1007, — Rebuftionstabellen zur 
Einführung derſelben von Herger und Duske, 
Anhaug zu Zahrgang 1870 der „Aunalen”. 
— Die neuen Maße und Gewichte 72, 185. 
Konferenz von Aichungsbeanten L 1813. 
— Ueberſicht aller Gelege und Berordiningen 
77, 81Z — Die Tätigkeit der deutfchen 


Arhämter 1870/75 77, 1111. Desgl. im 
Jahr 1883, 85, 504. — Thöäligleit der 
Ahämter in Bayern 87, 232 — Hbänder- 


ungen dev Maß- und Gewichtsordnuug (auch 
nene Aichordnung von 1884) 85, 545 bie 
619, B24 

Maiſchranmſteuer BB, 307 

Malthuſiſches Seien (Hirth) 75, 1281, 

Malzanfihlag MW, 4. MWalzinrrogate 
93, 298, 303, 

Marine Entwickelnugsplau vom Jahre 1867 
69, 194, — Hausbaltsetat der Marinever- 
waltung 69, 194, 71, 693. 721 — Bericht 
des Bundeskanzlers über den Ztand der 
Kriegsmarine im Beginn Des Jahres 1870 
0, 127. — Reſſorwerhältniſſe und Berfo- 
nalien der Zentral:Marineverwaltung 70, 
188, — Verfaffungsmäßige Beftimmungen 
72, 25 — Die dentfchbe Marine-Akademie 


12, 25 — Neuer Flettengründungésplan 
“4, 272 — Eimährig » Freiwillige der 
Matrofendivifion 716,832 — Kautioneweſen 
6, 349, — Ueberſicht der auf Widerruf 


auzuftellenden Beamten 76, 24 -— lleber- 
fiht der Gefepgebung 77, 833. Das 
Reihsmarincamt 5, 243. Wal. a. Handels- 
marine, Finanzrecht, Berfaflung sc 
Markenſchutz. Beſchluß des Haudelstags 
1868 68, 97 — Das Weichsgelep (Ende: 
mann) 75, 1192. Die bet Aumeldung 
von Zeichen zu beobachtenden Förmlichkeiten 
17, 527, — Das Geſetz über die Waaren- 
eichnungen (C. Fuld) 95, 413, S. a. 
Muſterſchutz, Dänemark x. 
Marftverfehr 78, 502 se, 67L Ss, . 
Marofto, Handelevertrag 93, 139,439, 462. 
Marihrouten ſ. iriegsverbältuiffe 82, 668 
Mafhineninduftrie 72, 393, 
Marritularbeiträge Etat 69, 233. — 
Berichte dee Ausichuffes des Bundesraths für 
Rechnungsweſen neu 1868 über die Zur 
läfftgkeir der Erhöhung derfelben 69, 274 


— Statiſtif 72, 69%; Berechnung für 
1871 2, 698 — Berechnung für 1873 
1621. — Die Matrifularbeiträge vom 


—— Standpuult Laband) 73, 
519 — Statiſtik fiir 1868—1875 74, 


1010. — Erſetzung durch Reichseinlommen— 
ſteuer —B 75, 115. — Berechnung für 
1875 77, 409; : für 1878/79 78, 696; für 
1879/80" 9, 5 391; für 1880/81 SO, SO, 497; 
flv 1883 1883/84 83, 563; fiir 1887/88 37.524; 
für 1558/89 ss, 306; 








fiir 1859/90 89, 292. | 


Alphabetiſches Gefanmt-Hegriter 


Maturitätszengniffe der Gymmafien 74, 
1671. 

Medienburg. Zoll-Uebereinkommen mit 
Frankreich 68, 232 Auſchluß an den Zoll⸗ 
verein 68, 1117. Verhältniß zum Zollverein 
und Neich 93, 194, 416. — Drganijation und 
Berfonal der oberen Behörden 70, 291 — 
Miluärkonvention mit Preußen 72, 1569, 
— S. a. Auswanderung, Volfevertreningenzt. 


Medizinalperfonen im preuß. Staate 
16, 637. ©. a. Herite, 
Mediziualpolizei, Ueberfiht 77, 804 


Kurpfuicherei SL, 435. Heilgewerbe 82, 6BL 
Meßkonten — 244. 
Metallinduftrie 2,392 — S 
Merito, Handelsverträge 93, 174, 156, 
463 Staaten BO, 239 
Mititäranmärter 76, ZU. 82, Abk 

Beamte. 
Militärbudget (Seydel) 

S. a. Kriegsweſen. 
Militärtuupentionen (Preußens mit 

deutichen Bundesſtaaten) 71, 93 72, 1667. 

— Zwiſchen Preußen und Braunschweig 

ss Hi — 5. ferner unter den betveff. 

Bımdesftaaten. 

Mititärgejeggebung, $. Kriegsweſen, 
Penſionen, Juvaliden, Berfaflung (X1. Ab: 
jchnitt). 

Militärpeufionsredht (Seydel) 
1507, 

Militärpflichtige, Nörperbefchaffenheit SL 
483, 

Militärfepteunat f. Kriegsmweien. 


.a. Eiſen ꝛc. 
438, 
S. a. 
1502, 


15, 


Militärfonderrecte (Seydel) 75, 1488. 
Militärftrafgeiegtud 73, 37 A 20 


Militärvermögen 75, 1493. 

Militärvermwaltung, ſ. Kriegsweſen sc. 

Mitzbrand, ſ. Beterinärpolizri. 

Miniſterauklage nach geltenden deuiſchen 
Recht und ihre Unräthlichkeit in Reichsſachen 
(F. Thudichum) 85, 63T. 

Minifterien der Bımdesftaaten, |. Bebörden, 
fowie unter Preußen, Sachſen un. ſ. m. 


Minifterverantmwortiihleit 71, 280 
74, 252, — &. a Minifterienflage, Neichs- 


kanzler. 

— öſterr. Gemeinde, Zollanſchluß 
93, 187, 194, 196, 204, 

Motive zu Gefegentwürfen, Bedeutung der- 
felben (Eudemann) 75, 1208. 

Münzboheit des Staats 73, 363, 

Münzvertrag vom ZU Yan. 1857 68, 129, 

Miünzwefen, Beſchlüſſe des deutschen Han⸗ 
delstags vom Oktober 1868 68, 74 — 
Währung und Münze, von Iohn Prince 
Smith 69, di — Deuffchrift, betr. deutsche 
Minzeinigung vom Ansichuffe des deurfchen 
Handelstags (Berichterftatter Dr. Soetbeer), 
69, 729. — Erwägungen und Fragen zur 
Minzenquete (Bromemoria des nordd. Bun— 
desrathe) 70, 451 — Die wirthichaftlichen 
Sefete des Uebergangs zur Goldwährung 


über die Jahrgänge 1868—1895 der „Annalen“. 


(Augspurg) 7L, 757 — Zur Minzreform, 
Gutachten der Handelsfammer zu Köln 7L, 
825. — Geſetz, betr. die Ausprägung von 
Neihsgoldmünzen, vom 4. Dez. 1871 (voll 
ftändige Wiedergabe der Neichstagsverhand: 
lungen) 71, 647—857. — Verlängerung 
der Banknotenſperre (Rede Bambergers) 71, 
1333. — Gutachten der Kölner Handels- 


fammer (Juni 1872) ib. 1351. — Ber | 
bandlungen des NHeichsiags über die Miünz- | 


frage 1871—73 74, 180. 297. 384 — | 


Münzgejeg vom & Juli 1873 (erläutert von 
einem Mitglied des Neichstags) 74, B4h. — 
Denlſchriften über Ausführung der Miünz- 
gejege 71, 858; 74, 618; 76, 180, 77, 353; 
19, 905, 923; 80, 508; 82, 134. — Gefet 
betr. Abänderung des Art. 15 des Minz- 
geieges 76, 203. — Werthrelation der Edel- 
metalle (wirthichaftsgefchichtliche Skizze von 
Soetbeer) 75, 2937 — Minzreform und 
Wecjelkurie (E. Naile) 75, 595 — Um 
rehnung der Aktien in Reichsmarkwähr— 


ung 75, 197, 76, 202. — Silberabfluß 
nad Dftafien. ib. 1708. — Sinten des 


Silberpreifes 76. 527. — Einheit im Münz— 
wejen (Webrenpfennig) 77, 277, — Ueberficht 
aller Geiete 77,817. — Das deutfhe Münz— 
inftem in Gefabr? (Soetbeer) 80, 76. — 
Deutsche Denkichrift zur Variſer Münzkon— 
ferenz 81, 44 — Zur Währungsfrage 


(v. Dechend?) dOL — Anfechtung der | 
deutfchen Goldwährung 85, 628, — Aus | 
fihten der bimetalliftifchen Beitrebungen für | 


das Berfehrsichen (Jacobyj) IL — 
Gold- und eg arkien, 1891 und 1892 
9, 410. ©. a. Baufweien, Geld, Papier- 
geld xc. 

Mufiziven im Umberziehen 76, 80. 

Mufterihußgeiek, das dentiche, (J. Land» 
graf) 76, 743, — Beridt von W. Ende— 
mann 77, 640, 


M. 

Nachläfje an den Milittärausgaben 69, 191. 
71, 706, 73, 17 

Nahrungsmittel, Berfälihung 78, 106, 
(Bresgen) Denkſchrift des d. Landwirthſchafts- 
raths 77, 1079, Geſetz von 1879 SL, 433, 
Geſetz nebſt Erläuterungen 2c. S2, ZBL 

Namszanowski, Armeerpropft 72, LI, 

Nationalitätsprinzip, das, in der 
Staatenbildung (Gneift) 72, 2 

Nationalverjammlung, Frankfurter, 71,7. 

Naturaliiation, ſ. Reichsangehörigkeit. 

Naturalleiſtungen im Frieden (Seydel) 
75, 1081. 1200, 

Niederlage-Negulativ 69, 995. 98, 233. 
Bgl. a. Zollgeieg, Zölle. 

Niederlande, Zoll und Handelsvertrag DB, 
438, 452 Gtempelfteuern SL 804 


Norddeutiher Bund, ſ. Neihstag, Ver- 


faffung x. 
Nord-Oftiee-Kanal 74, 273 











| 
| 
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Normal-Aihungstommiifion SO, IL 

Norwegen, Zollverhälmiffe 93, 439, 466. 

Notariatsorduung 72, 157 

Nothbedarf, Begriff (Hirth) 75, 1293. 

O. 

Oberhandelegericht,'ſ. Gerichtähof. 

DO berfirhenratb, evangeliſcher, in Preußen 
70, 213, 

Oberrehnungslanımer, preußiihe 70, 
218. — S. aud Finanzrecht. 

Defjentlihes Interefje, das (Neumanı) 
86, 357 

Deffentlihes Recht x., ſ. Staat, Ber- 
waltungsrecht u. ſ. w. 

Dejterreih-Ungarı. Frühere Berträge 
68, 235, Handels- und Hollvertrag vom 
9. März 1868, 68, 545. 71, 546, 78, 322, 
— Ablkommen wegen Webernahme Aus- 
zumweifender 76, 8. — Die öfterreichiiche 
Bank Lucam) 76, 862. — Dentichrift über 
Abſchluß eines neuen Handelsvertrags 78,422, 
— Handelsvertrag vom 16, Dezember 1878 
79, 385, 609. — Uebereinkunft wegen Ur 
fundenbeglaubigung SL, 404, — Handels- 
vertrag von 1881, 81, 317 — Zur Frage 
der Zolleinigung zwischen dem Deulſchen 
Reiche und Defterreih-Ungarn 86, 508, 87, 
8L — Aıbeiterfammern 87, 15. — Ein— 
und Ausfuhr 1883—85 87, 562. — Handels- 
und HBollverträg: 92, 796, 93, 171, 178, 
182, 186, 158, 488, 440, — Der öfter. 
Geſetz-Entwurf betr. die direlten Perjonal- 
ftenern (Struß) 98, OR. 

Offiziere, ſ. Kriegsweſen. 

Dldenburg(Zollverein)d, 168, 171,194,416, 

Olympia, Ausgrabungen zu, Neichsjubvention 
bierzu 80, 35. 

Omnibusgeſellſchaft, parifer, 76, 234 

Option in Elfaß-Lorhringen 72, 1293.73, 971. 

Orden und Kongregationen der tatholiichen 
Kirche in Deutichland 75, 1381. — S. a. 
Jeſuiten ꝛc. 


Papiergeld. Tabellariſche Ueberſicht der 
Staatspapiergeld- Emilfienen 70, UZ — 
Die Konfolidation des deutſchen Staate- 
papiergeldes (Hirth) 71, 1103, — Rechtsgut 
achten von W. Endemann 78, 361 — Ver- 
bandlungen des Neihstage 1873 74, 800. 
— Ausgabe von Neichspapiergeld (Hirth) 73, 
Z15 — Reichstaffenicheine, Münzreform und 
Neichsbant (Bamberger) 74, 1601. — Weſen 
des Bapiergelds (Roesler) 75, 374. — Reichs- 
laſſenſcheingeſetz EEudemann) 75, 1186. — 
Entwidelung der Vfandbriefſchuld in Preußen 
ss, 6 — ©. auch Baukweſen, Dünzfrage. 

Bapft. Die deutſche Geſandtſchaft beim Papft 
(Nandidatur des Kardinals Hohenlohe) 72, 
1105. — Papft Pius IX. und das deutiche 
Reich (der Koloß umd das Steinen) 72, 
1227. — Kaiſer Wilhelm und der Papft 
(Briefmwechjel) 74, 135. 
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Paraguay, Handelsvertrag 93, 174, 189, 
439, 464, 

Parıs. Die Nabrungsjorgen des Parifers 


77, 

Partei, deutich-freifinnige 86, 350, — ©. a. 
Wahlen. 

Baßweien Gefekt vom 12, Oftober 1867 
68, WO — leberfiht der Stempel- und 
Ausfertigungsgebübhren 68, — Reichs - 

eſetzgebuug 71,210. — Muſterpäſſe 86, 180. 

Patentwefen, Uebereinkunft wegen Ertheiluug 
von Erfindungspatenten uud Privilegien 
vom 21, September 1842 68, 139, 
Antrag des Bundesfanzlers  betvefs die 
Neform der Watentgeieggebung 69, 33, 
Deutihriftt von W. Siemens 69, 4L — 
Neichspatentgejeg 73, 357. Patenttare im 
deutichen Weiche 75, 625, — Entwurf eines 
Patentgefetges 77, 325. — Deufichrift des 
Batentichutvereins 77, 5805. — Meiche-Patent- 
gel v. 25. Mai 1877 nebit Berordi. 77, 
914, 921, 924, 1011. Erfahrungen mit 
dem Geſetz 79, D4L — Etat des Patent— 
amtes SD, IL -— Bericht des Patentamts 
tür 1878 80, 479, — lleberfichten über die 
Eutwicklung des deutihen Patentweſens 1877 
bis 1859 PL, 240. — Die patentrechtiichen 
Beftimmungen des deutſch-öſterreichiſchen 
Usbereinfommens vom & Dezember 1891 
Schanze) D4, 245. — Denkichrift über das 
Patentgefeg vom 7 April 1891 und das 
Geſetz betr. den Schuy von Gebrauchs- 
muftern vom 1 Juni 1891 94, 618. 

Pauſchſummen-Etat, |, Kaſſenweſen, Mi« 
litärverwaltung, Zollverein u. ſ. w. 

Benfionem Das Neichs - Militär» Penfions- 

eſetz vom 27. Juni 1871 und die Kaifer 
ilhelms-Invalidenſtiftung TR 1001. Er 
laß des Kriegsminifters v. 27. Juni 1871 
12, 181 — Finanzrechtliches über Benfionen 
13, 441 — Das Militärpenfionsrecht 75, 
53. 1507. — Wiedergemährung der Penfion 


716, 832. — Das Benfionsrecht der Neichs- 
beamten 76, 292, 387. — Penſionsweſen 
in Bayern 78, 484, — S. a. Beamte, 


Invalidenfonds xc. 

Persien, Handelsverträge 74, 100, 830; 80, 
816. 86, 255; 93, 174, 182, 438, 464 

Berfonalunion 71 ©. 

Berionenftand, voͤrſchriſten zur Feſiſtell- 
ung desſelben in den einzelnen Bundes 
ftaaten 73, 1251. Entwurf von 1873 74, 
437, 1551. — Taufen und Tramumgen in 
Preußen 77, 245. — Vgl. a. Zivilehe. 

PBetroleumlager 80, 665. 86, ZO. 

PBetroleumftener, ſ. Zolltarir. 

Pfandbriefe, zur Frage des Fauftpfand- 
vechts (SDecht) 80, A04- 

Pferdebeſtand, militäriicher, in Preußen 77, 
247. 

Photograpbien, Urheberredht 77, 640. 

Fotizerliche Geſetzgebung des Heiches 71,209. 
S. a. Gewerbeordnung, Beterinärpolizei zc, 





Alphabetiſches Gefammt-KHegifter 


Portugal, Haudelsvertrag 93, 189, 439, 457. 

Poſtdampfſchiffverbindung, deutſche, 
mit Oſtaſien und Auſtralien (Vertrag) 85,689. 

Poſtſparkaſſen 807 — Zur Frage der 
Einführung derſelben (Dehu) 83, 649, Ent« 
wurf eines Gefetes vom Januar 1885, 85, L 
Begründung deffelben ib. 25. Staatsredti. 
Bemerkungen von M. Seydel 85, 

Poſtüberſchüſſe, Antbeile der Bundes 
ftaaten daran 69, 241. 71, 706, 72, 1627. 
— ©. a. Finanzweſen. 

Poſt- und Telegraphenweſen, verfaß- 
ungsmäßige Ordnung deffelben 71, 198 
Gejeßgebung 72, 494. RNeichseigenthum 73, 
428. Berwaltungslompetenz des Heiches 73, 
492, — Berihmelzung der Telegraphie mit 
der Poft 75, 1730. 76, 205. — Amtsblatt 
76, 104, — Abgrenzungs des Geichäfte- 
freies des General» Poftmeifters ꝛꝛc. 76, 
205. — Bezirks: Poft- und Telegrapben- 
bebörden 76, 210. — Kautionen der Poſt- und 
Telegraphenbeamten 76, 344, 360. 368, — 
Ueberſicht aller Gefege und Verordnungen 
bis 1877 77, 815. — Revidirte Neiche-Poit- 
orduung von 1879/83 83,491. Berichtigung 
83, 765, — Deutfches Poſt· u. Telegrapben: 
weſen feit 20 Jahren BL, Bi — Das 
deutſche Reivs-PBoft- und Telegraphenweſen 
1892 9, 239 ©. a. Poftverwaltung, Tele: 
graphenverwaltung. 

Poſtverwaltung. Etat derſelben 69, 224, 
71, 693, — Statiſtik der Poſtverwaltung 
pro 1868 69, 311; dgl. pro 1869 70, 493, 
— Neffortverbältniffe der Bundespoftbebör- 
deu 70, 161. 1, 286, — Gehaltsaufbefler- 
ungen und Meorganifation des Beamten- 
wejens 71, 725, — Auszug aus dem Regle— 
ment für die Annahme und Anftellung von 
Zivil- und Miitärampärtern 71, Z33 — 
Grundfäte für die Ueberleitung der vorban- 
denen Beamten in die neue Organifation 
71, 738. — Herftellung eines Dienftgebäu- 
des für das Seneralpoftamt ib. AL — 
Die gemeinfamen Zentral» Boftverwaltungs- 
toften 71, 6 — Denfihrift, betr. den 
allgemeinen Bofttongreß 71, ZAL — Dentiche 
Reichspoſt und bayerische Boftverwaltung 72, 
597, — Das Neichspoftgefeg vom 28, Of 
tober 1871 73, 339, 74, 154, Wortlaut des 
jelben «3, 1003, Erläuterungen dazu ib. 
1237. — Neorganifation des faiferlichen Ge— 
neralpoftanıts 73, — Beſtimmungen 
über den Berkehr mit der Reichspoſt 73, 
1003. — Boftreglement nebjt Ausführungs- 
beftimmungen 73, 1017. — Beſtimmungen 
über den Wofttarif 73, 1127, — Zollamt- 
liche Behandlung im Poſtverkehr 73, 1147, 
— Geldvermittelungsvertehr ib. 1163. — 
Portofreibeitsweien 73, 1217. — Beichlag- 
nahme von Boftfendungen 73, 1248. — 
Garantieleiftungen 73, 1250. — Wedjiel- 
verfehr mit Bayern, Württemberg, Defter- 
veih und Luxemburg 73, 1255. — Ber- 


über die Jahrgänge 1868— 1895 der „Annalen“ 


ſetzung von Poftjetretären 74, 155. — ft 
die Poft im Sinne des Handelsgeſetzbuches als 
Kaufmann zu betrachten? ib. 1530.— Juter- 
nationaler PBoftvertrag vom 2 Oft. 74, 75, 


451, Bericht des Bundesrathsausſchuſſes da- 


zuib. 464. — Erlaß einer neuen Poſtorduung 
75, 621, 1195. — Neue Bofttarifbeftimmungen | 


ib. 622. — lieberficht der auf Widerruf an— 
zuftellenden Beamten 76,355. — Berner Poft« 
fonferenz 1876, 76, 780. — Ergebuiffe der 
Reichs-Boftverwalung während der Jahre 


1872— 1875, 77, 120. 1069 ; im Jabre 1876 | 


78, 36. — Foftgefeg v. 20. Dez. 1875 76, | 
b8t 587; 77,642. — Aufnabme von Wedjiel- | 


protejten durch Boftbeamte 78, 42, — Porto: 
freibeit in Zolle und Heichsdienfiiachen SO, 


647, — Zollabfertigung von Poftgütern SO, | 


662, 750. 86, 65. LIE. — Weltpoftverein: 
Uebereiufunft betr. Poftpadete 81, 47. — 
Die deutichen Boftwertbzeichen (Seydel) 82, 
617. Brieipoftverfehr der Erde im 
Jahre 1881 W. Schulze) SB, 303, — 
Weltpofiverein 86, 763, — Wobhlfahrtsein- 
richtungen der deutſchen Poſt- und Tele 


graphenverwaltung im Jahre 1890 91, 248. 
Prämienverloofungen 72, 138. 74, 1bL | 


Präfeuzftärte des Weichsbeeres 72, 426. 
13 2L 1552. — ©. a. Kriegeweſen, 
Milttärverwaltung. 

Präzipuen, 98, LIL — Wegfall derielben 
‘1, D4b. 

Breife. Preisbildung (NRoesler) 75, 392 
Urfachen der Theuerung (Birth) 7, 918, 


Das fonveräne Gejeg der Preisbildung | 


(Hirth) 75, 1265. — Das Geſetz des Preifes 


12,532. — Waarendurchſchnittspreiſe in Ham 


burg (1847— 1868) 69, 85 und 435 ; für 1869 
iO, 399; für 1870 71, 537; für 1871 
bie 1875 77, 165; für mehrjährige Zeit 
räume von 1847 —75 77, 178; fiir 1876 
und 1877 79, 81, 87; für 1877—1879, 80, 
81, 856; für 1880 82, 127; für 1881 82, 676; 
in Bremen (1851 — 1868) 69, 79 und 4. — 
Preife und Yöhne in Wilrttemberg 75, 63L — 
Preiſe für den deutschen auswärtigen Handel 
1872,73 75, 689, 695, — Durchſchnittspreiſe 
wichtiger MWaaren im Großhandel 1879/80 
SL 195; 1881 82, 517: 1882 83, 739. 
Hamburger Waarendurchichnittspreife 
1847 bis 1832 88, 753; 1882/83 84, 560. 
1883/84 85, 628; 1884/85 86, 877; 
1855,86 87, 720. — Lehre von der Preis- 
bildung auf Grund der Altienkurſe (Gärtner) 
86, 285, — ©. a. Werthberechnung. 
Prefje. Grundlagen eines Reichsgeſetzes über 
die Breffe, Heferat von 8. Biedermanı 
72, 85; Entwurf des Bereins „Berliner 
Brefle” 72, 107 78, 357 — Verhand— 
lungen im Neichstag 74, 160. 197, 314, 
— Reichspreßgeſetz Endemann) 75, 1179 
Oeffentliche Aufforderung zum Unge— 
horſam 76, St — Das Neihöpreßgeieg 
(Webrenpfennig) 77, 178, 


— 





| 
| 


‚ Broduktivität (Noesler) 
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Preußen Reſſortverhältniſſe, Berfonalien 
der Minifterien und Provinzialbebörden 70, 
191. — Bericht des Vorftandes der national- 
liberalen Partei über die Pegislaturperiode 
1868—70 des preußiihen Abgeordneten: 
baufes 70, 563. — Aus dem VBerwaltungs- 
bericht des Minifters für Handel, Gewerbe 
und öffent. Arbeiten für 1867—69 70, 
650, — Die Eigenart des prenß. Staats 
(R. Gneift) 74, 503, — Stenerlaft 77, 244. 
— Beamtenbefoldungen 77, 520, 73, 439. 
— Zur Woblbabenheits- und Stenerftatiftif 
preuß. Städte 75, 442 — Erwerb md 
Berluft der Staatsangebörigfeit 82, GL 
— Berhältniß zum Zollverein 93, 164. 194, 
416. — Eijenbahnftatiftit 98, 798. — Zwangs— 
verfteigerungen in Preußen 1581 — 8788, ZUG. 

Was koſtet der öffentliche Unterricht 
in Preußen ? 88, 802. — Gutebezirfe in Polen 
W, 663. — Steuerreform 91, 909, 98,475, 
791, 9, 63, 8L, 161 — Steuerreform 
(Steug) 9, 207, 405, — Bevölkerung: 
Alterafiufen 78, 658; innere Wanderungen 
s2, 607, Art des Zufanmenlebens 1885 87, 
803, Stammeszugehörigleit 94, 559. — 
Statiftifches Bureau 95, 797. — Ergebniffe 
der Öewerbe- und Betricböftenerveranlagung 
für 1893/94 in Preußen 94, 400. — ©. a. 
Bollszählung, Finanzwefen, Grunmpdfteuer, 
Einfommenftener, Kommmmalfteuern, Ges 
werbefteuer, SKabinetsordres, Gewerbeord— 
nung, Subhaltationsordnung, Unterftügungs- 
wohnfis, Vollsſchulen, Schulanfficht, kirchen⸗ 
politiihe Gejeßgebung, VBermwaltungsreform, 
Propinzial- und Kreisordiiung zc., Neiche- 
augehörigkeit, Bankweſen, Sparkaſſen, Wahl- 
geſetze, Waflerrecht. 

Privarreht, Scheidung vom öffentlichen 
Recht (Neumann) S6, 35T — S. Nedte- 
gebicte, Zivilvecht ꝛc. 

Produktion (Begriff) 75, 8. 26. 1226. S. 
a. Preisbildung, Werth. 





75, 259. 

Promulgation (Yaband) 75, 372, 

PBrovinzialbebörden in Preußen 70, 219. 
und 249, — ©. a. Kreisordnung. 

Provinzialordnung, preußifche, 75, 1593. 
17, 305, 

Prozeßordnung, ſ. Zivilprozeß, Straf 
prozch. 

Prüfungsmwefen, juriftifches in Preußen 
91, 412, in Bayern 93, 910, 

O. 
Quartalsertrakte 98, 388 
Quartierleiftungen im Frieden 74, 1037. 

75, 1081, 1201. 


N. 
Nealunion 71, 60. 
Neaftion, die wirtbichaftliche 
pfennig) 77, 319, 
Reblauseinfuhr A, 434. — Juternationale 
Reblausfonvention 82, 625. 83, 544, 


(Wehren- 
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Rechnungsweſen, f. Kaſſenweſen. 

Rechnungshof 70 257 — 
Juſtruktion 75, 1253. 

Rechtsanwaltsordnung 79, Ge— 
bilhrenordnung 79, 1016. ST, 394. 

Rechtogebiete, privatrechtliche, in Deutſch- 
land 83, 575, 

Rechtsgleichheit. Leber Kulturpolizei und 
Nechtsgleichheit (Hirth) 73, 795, 839. Grund: 
ſätze der Nechtegleichheit (Endemann) TH, 
419 


Rechtshülfe. Bundesindigenat und Nechts- 
pflege (Ausichußbericht des Bundesraths 
69, 13. — Die Gewährung der Nechtsbülfe 
im nordd. Bunde 69, 1031, 71, 878. 72, 
158, — Rechtshülfe für Neihsangehörige 
(Seydel) 76, 170. — Weberfiht 77, 83 

Nechtspilege, ſ. Juftizgejeßgebung ıL |. w. 

Rechtswiſſenſchaft, Beziehungen zur Volks— 
wirthichaftsiehre 72, 5u9, 73, 858. 48 
Aufgaben derjelben im Reiche 76, & — 
Marauardfen's Handbuch des öffentlichen 
Rechts u. die moderne Staatsichre (E. Mayer) 
87, Dhu, 

Negierung, konftimtionelle und parlamen- 
tarifche (Seydel) 87, 257 


Reich, denfches, Organismus desfelben (L. v. 


Stein) 76, & — Sociale und ölonomifche 
Bewegung in frauzöſiſcher Beleuchtung (Wic- 
finger) BB, 641. — S. a. Neichstag, Ver— 
faſſung, Zollverein u. ſ. m. 
Neihsangebörigfeit. Zum Reichs- ud 
Staatsangebörigkeitsgefeg(Yandgraff) 70,625 
— Reichs-und Staatsangebörigkeit (Rönne) 
#1, 151, — Abänderug des Öefeges 71, BBL 
Wortlaut des Gefetes ib, 653. — Das 
Hecht der Staatsaugehörigkeit im inter 
nationalen Verkehr (v. Martib) 75, 7, 
1113. — Die deutſche Reichs- und Staats- 
angebörigleit (Zeydel) 76, 135, 8L 6L 88, 


577, — Koften der Naturalifationsurfunden | 


(Fandgraff) 76,729, — Das deutſche Naturalir 
fattonsperfahren (Seydel) 46, 733. — Der 
Fall Bauffremont (Landgrafi) 76, 1022, -—- 
Ueber den deutich-amerifan. Vertrag vom 
22, Febr. 1868 (Wefendond) 77, 204. Zur 
Frage der Entlaſſung von Reſerviſten ꝛc. aus 
dem Keichsverbande SL, 87. — Statiftifches 
S1, 432, 82, 611, — Erwerb md Berluft der 
Neichs- und Ztaatsangehörigkeit in Preußen 
1873 75, 1383; 1885 86, T44; desgl. 1896 
Sz, 724, desgl. 1887 89, 379. 6. auch 
Staatsangebörigkeit. 

Neihsardhiv. Wiederherftellung eines R's 
und Reformen im Archivweſen (Frhr. v. 
Hagle) 68, 451. 

Neihsarmenredht, ſiehe Unterftügungs- 
wohn. 

Reichsbank, ſ. Baufmwefen. 


Neihsbeamte, ſ. Beamte, Behörden, 
Reichslanzler ꝛc. 
Reichsbevollmächtigte für Zölle und 


Steuern DB, 423, 


Alphabetiſches Geſammtregiſter 


Reichsbürgerthum 20. — Bol. a. 
Reichsangehörigkeit x. 

Neihseigenthum 72, 1447. 73, 412. 422, 

Neihseinfonmenjtener, ſ. Einfommen- 
fteuer. " 

Neihseifenbahnamt, 5. Eiſenbahnen. 

Reihsgejepblatt 71, 48 

Reichsgeſetze, ſ. Geſetzgebung. 

Reichsgericht, ſ. Gerichtsorgauiſation. 

Neichsgewalt, Definition derſelben bei L. v. 
Rönne 71, 4b. 62, — S. a. Verfaſſung. 

Neihsbausbaltscetat,. Matrifularbeitrage, 
Finanzweſen. 

Reichsheer, ſ. Kriegsweſen, Milttärverwalt- 
ung ꝛc. 

Reichsjuſtizamt 75, 1216. 77, 285, Die 
Aufgaben desielben (MNede des Präſ. Fried- 
berg) 77, 680, 

Reichskammergericht (H vd. Reitzenſtein) 
9, 42, 

Reichskanzlei, Etat derfelbeu 80, 3; 

Neihsfanzler. Verfaſſungsmäßige Stellung 
und Berantwortlichkeit 71,275, Subſtitutions 
befugniß des Reichslanzlers (M. Noel) 78, 
402, — Rede des Fürſten Bisinard 78, 
508. — Stellvertretungsgeieg vom 17, März 
1878 18 (M. Joel) 78, Z6L Das neue 
Wirtbibaftsprogranmm des Fürſten Bismard 
79, 219. — Reden des Fürften Bismard: 
über die Nevifion der Neichsvrrfaffung 70, 
324. 326; über die Kriegsfoften-Anleibe ib. 
686; über den Frieden mit ‚Frankreich ib. 
SIR: über den Auſchluß von Elfaß-Yorbringen 
ib, S5L 928, 948; über die Konvention 
mit ‚zranfreih 72, 176, — Finanzreform» 
pläne des Fürſten Bismard 80, 626, SL, 
338, — Stellung des Reichskanzlers nad 
deutschem Staatsredhte (PB. Heufel) WB 1— 60. 
— Materialien zum Neichsfanzlerredht 2c. 86, 
321. — ©. a. auswärtige Verhältniſſe, Bun- 
desratb, Elfaß-Forhringen, Kaiſer, Minifter- 
anlagen, Reichstag, Berfaffung, Verord— 
nungsrecht ꝛc. 

Neihsfanzleramt. Gtat 69, 165, 71, 707. 
— Neffortverhältniffe 70, 156, 71, 285. — 
Organifation und Etat 77, 335. 838, 80, 4, 

Reichskafſe, Kaſſenweſen. 

Reichskaſſeuſcheine, ſ. Papiergeld. 

Reichskontrole für Zölle und Steuern 98, 


Neihsmilitärgefeg, 
73, 1549, 


Entwurf deſſelben 


ı Neihsoberhandelsgericht 78, 35L ©. 





a. Gerichtshof. 

Neihsrecht, zu den Streitfragen über Geſetz 
und Verordnung (Bor) 85, 30L 89, 344, 
(Arndı). 91, 220. 

Neihstag. (S. a. Berfalfung.) Der kon— 
ftituirende nordd. Neihstag 71, 28. Nedt- 
liche Natur des Neichstags 71, 243. — Mit- 
glieder im Fahre 1868 68, 433. Gefchäfts- 
orduung vom 6, „Juni 1868 68, 213, — 


über die Jahrgänge 1863—1895 der „Annalen“. 


Geſchäftsordnung des deuiſchen Weichstage | 


71, 267, — Throsreden 68, 1061. 1066, 
1068, 69, 1095, 70, L BZ, 717, 33, LIL 
— Etat des Neichstages 69, 170. — Ber 
richt des Borftandes der nattonalstiberalen 
Partei (Fasfer) über die Yegislaturperiode 
1867/70 70, DB — Ueberficht der Geſetz⸗ 
gebung des nordd. Bundes und Des Zoll» 
vereins 1867 70, 721. — Die Gründung 
des neuen Neiches 70, I. — Nichtge— 
meinschaftlichleit bei den Berathungen der ein- 
zelnen Gegenftände 70, 753 — Eröffnung 
(Thronrede und Adreffe} und Schluß des 
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— 


Staaten nud die Reichsverjaſſung Loening) 
75, 37 — S. a. Bayern, Bundesſtaat, 
Berfaffung, Verordnungsrecht ꝛc. 

NRettverwaltung 73, db, 

Retabliifementstoften 12, 
1466. 73, 70. 74, 261 

Retiungsanftalten ss 4L 

Reuß Fürſteuthümer). Refſortverhältniſſe der 
Behörden 70,691. — Berhältniß zum Zoll 
verein und Weich 93, 166. 194. 416, 

Rhederei, ſ. Handelsmarine, Konſulatweſen zc. 


1371. 1392. 


Rheinbund, Geſchichte 2 


erſten deutſchen Reichstags 71, . 1041. 


— Thronreden von 1871 nd ıd 1872 12, &L 
1629. — Die Mirglieder des deutſchen Neichs⸗ 
tags (biograph. Notizen) 72, 191; Fraktious— 


verzeihuiß ib. 282, — Statiftif der Wahlen 


zum erften deutfchen Reichstag J. Knorr) 72, 
2837, — Thronvede von 1873 73, 1641. — 
Niüdblide anf die L Yegisfaturperiode des 
deutschen Neichstags (1871/75) = 130, 
_ zen Bericht Über die 
V. !egislaturperiode (Frühjahr 1874) 74, 
en Thronrede ib, 1129, Berbaft- 
ung von Heichstagsmirgliedern während der 
Zigungsperiode 16 32 — Bericht über 
bie Sejeugebung 1871—Z6 (Wehrenpfennig) 
dd, 257. — Geſchäftsordnuug nebſt Biblio⸗ 
tbeforduung 77, 490. — Ueberſicht der Ge: 
ſeße nnd Berordinungen Über den Reichstag 
11, 


1878 79, 


574, — Etat des Reichstags SO, 
18, — Die Wahlen zum Reichstag 1871 
bis 1878 80, 33% — Der deutiche Reichs 
tag (vechtswiflenichaftliche Darftellung, Zeydel) 
0, 352. — Stellung des Reichskanzlers zum 
Neichstag 82, 15. — Statijtif der Neichstags- 
wablen 1831 82, 542. — Straffteiheit wahr» 
heitsgetrener Neichstagsberichte (Fuld) 87, 
251 — Zeugnißverweigerung der Keihstags- 
mitglieder (‚zuld) 88,6, — Weichstagswahl 


ı Nom, 


L Zeflion | 


343, Ergebniß der Neichstagswahlen 


und Reichstagseröffunng (Fonge) 88, Gin | 
er zur Mapiprüfungeitanfit i (Bıen 


gi di, 1 
Neihstagsgebäude Th, 
Neihsverordnuugsrent, 

recht. 
Reichsverwaltung, Charakter derjelben, 76,2 
Reichsverfafſſung, ſ. Verfaſſung. 


Fr 


VBerordiungs- 


Reicheverfiheruugsamt, Geihäftsberihte | Samoa, gell uud Handelsverträge 93, 136, 


fiir 1890— 1892 91, 
94, 5ul; 1894 95, 922. Die rechts 
Iprechende Thätigkeit tes Neichd- Berficher- 
ungsanıtes (Kudw. Fuld) PH, 536, 
Religionsbekenntniß in Preußen 75, 634. 
Neligionsuntervicht, preuß. Rechtos 934, 
Reſervatrechte in der Neichsverfaflung 72, 
423, Authentifhe Erklärungen ſudd 
Miniſter 72, 1585. — Begriff der Sonder 
rechte nach h deutichen Reichsrecht Labaud) T4, 
1487, 


— Die Sonderrecdhte der deutichen | 


Nbeinichififahbrt WM, 325 Mb, 226, 

Ninderpeit, Öefepgebung darüber 71, 210. 
17, ti — Deulſchrift über deren. Bor: 
tommen 1872 bie 1877, 78, 512, 629, — 
Belannmachung, I: und Koſten— 
eritattung betr. 79, 602, S. a. Veterinär 
polizei. 

Robben, 





Schoigzeit 77, BU 

Casa Zuccari 980), 4L 

Nop, ſ. Bererinärpolizei. 

Nübenzuder, ſ. Zuder. 

Rumänien, m — Handelsverträge MB, 

Rußlaud. en — Handelsvertrag mit 
Rußland 69, 1081. — Hintertaffenichafte- 
reguliruug 75, 1175. — Erbrechtsverhält 
niſſe Neihsangeböriger nach der Konvention 
von 1874 (Frommelt) 78, 385 — Zoll 
verbältnifte 93, 46h. — Vertrag mit Ruß: 
land 94, 553, 


©. 


Sachſen (Königreich). Behördenorganiſation 


und Perſonalien — Mititärvertrag 
mit en. Rn 105, -— Zteuerreform 
(5. Geuſel) 1373. 75, 1519. 76, 3. 


— Dotation J Bezirlsverbände 75, 1391. 
— Einlommenftener Dt, 402. 
Salvador, Handelsvertrag 93, 139.439 464, 
Salz. Uebereinfunft wegen Erhebung einer 
Abgabe von Salz vom 8, Mai 1867 68, 
ur — Bundesgeiet vom 12, Oft. 1867 
68, 14L — Die Denatwirung des Salzes 
6s, 1097, — Sratftf der Salzfteuer in den 


Jahren 1868— 70 71, 35. — Statiftif 
74, U6. 75, W2, 6, 3. 802, — Be 
ſtimmungen über die Salzſteuer v. Aufſeß) 
93, 175. 287, 382, 392, 


4164, 
Sanktion der Gejete (Yaband) 78, 35L 
Schanfgemwerbe, Begriff nad) der Gewerbe— 
ordnung (Seydel) S5, AL 88, 955. 
Schabanweifungen 3, 4 — ©. a 
Anleihen, Echuldenweien ıc. 
Schauftellungen 76, ZU 
Schiedsgeridte, gewerbliche 74, 430, 434, 


1195. Gejegentwurf und Kommilfionsbericht 
ib, 1219, 1317. — Gewerbegerichte im 


Deutfchland (Fuld) 93, 481. — Das jchieds- 
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tichterliche Berfabren ach dem Entwurf der ı 


Zivilprozeßorduung 75, 153 — Die g. 
Schiedsgerichte in Preußen 77, 9. — ©. 
Arbeiterfrage, 

Schiffer, j. Handelsmarine, Konfulatwefen zc, 

Schifffahrtsabgaben, Aufhebungen in 
Preußen 68, 238. S. a. Flößerei. 


Schifffahrtéſtatiſtik. Drganifation derjelben 


70, 70. Beſtand der deutichen Seeſchiffe 
Anf. 1883 84, 62. Dampfkeſſel und Dampf- 
maſchinen der Schiffe in Preußen 1879 und 
1859 90, 20. 

Schiiffabrtsverträge MB, 435 

Schiifsbau. Beltimmungen über die Ge- 
währung einer Zollvergütung für die ver- 
wendeten Materialien 71, 1630. 78, 186, 

Schiffemeldungen SL, 437, 


Schiffsunfälle an der deutichen Küſte 
1867— 73, 76, 218 — Geſellſchaft zur 


Rettung Schifibrüdhiger 78, 111. Ber 
biitung des Zufanımenftoßiene auf See SL, 
437. 


Schleswig-Holftein. Anlaß zum Konflikt 
zwifchen Preußen und Defterreih 7L 1Z 

Dffiziere der ehemaligen Schleswig- 
Holfteiniihen Armee 78, 44L 

Schleußengelder M, 207 

Schlußmnotenftempel, ſ. Stempelfteuer. 

Schöffengerichte, Zuftändigfeit nach dem 
74er Entwurf, 75, : 

——— preußiſches 72, 
74, 24 


1029, | 


Shulbildu ng, in Preußen 75, 634. Schul- 


bildung der 1875—79 im deutichen Heer 
eingeſtellten Rekruten 80, 238. 
Schule, f. Fortbildungsichule, 
Boltsichule ꝛc. 
Schulgeieggebung 73, 824. 74 3 
Schuldenweien des Neidhes 69, 2837 7L, 
147, Schulden der Bundesjtaaten 69, 309, 
Preußiſche Staatsfchulden 69, 607, — Bun« 
desichulden-Kommilfion 70, 160. — Die 
erften drei Berichte der Bundesihulden- 
Kommiffion für 1868, 1869 und 1870 7L, 
665. — Kriegstoftenanleihe vom Jahre 1871 
71, 680, — Bericht der Reichsſchulden Kom- 
miffton für 1871 72, 1359, für 1875/76 
und 1876/77 77, 380. 973 — Die Reiche: 
ichulden (Paband) 73, 435. 460, — Entwickel- 
ung der YMandbriefichuld in Preußen 88, 96. 
Schuldhaft, Geſetz über deren Auibebuug 
vom 29. Mai 1868 68, 806 & 135. 
Frage der Wiedereiniührung s1, 
Schulzwang, Theorie desielben = 14, 
Schutgebiete, deutſche. Denkichrift von 
1856 56, 483. — Geſetz, betr. die Nechts- 
verhättnifie der deutichen Schutsgebiete, vom 
17. April 1886 (Josël) 7, 191. — Deutiches 
u... (iv. Stengel) 87, 309, 805, 
Berichtigung 88, 244. — Neichegefeg vom 


Gymnaſien, 


| Soziale age 13, 785. 1471. 


15. März j888 | SS, 343 — Die Deutichen | 
FR ihre ı rechtliche Stellung, Ver- 


Alphabetiſches Gefammt-Regifter 


faffung und Verwaltung (v. Stengel) SP, 
1 493-782, — Anleihen für die 
Schubgebiet⸗ (Joel) Y1, 386. — Geihälu- 
ordnung des Kolonialraths 92, T5L 
Sanımlung der Geſetze zc. 93, 800, 
Schutzzoll, ſ. Zolltarif. 

Schutz- und Trugbündniife, 
mit den Südſtaaten 713 
Schwarzburg-Sondershauſen. Reflort: 

verhältniffe der Behörden 70, 687. 
Schweden, Roll und Handeisvertrag 98, 439, 
Schweiz, Zoll- und Handelsverträge 92, BSL 

93, 183. 186, 188 438 448 — Die Bun 

deoverfaffung der Eid a (Gareis) 

15, 489%. — Bundesiteuern ib. 7835. — Das 

Bundesgericht (Fandgraff) 76, 106. 
Schwuraeridte (1874er Entwurf) 75, 239. 
Seebehörden, Seeunfälle (Perels) 76, 

1001. 

Seeleute, ſ. Marıne, Handelemarine, Kon— 
ſulatweſen ꝛc. 
Seemannsordnung 73, 74, 6 

224, 380. 

Seeredt, |. Stranbungsorbuuug x. 
Seevertebr, |. Hafenregulative, Schifffahrt :c. 
Seide, rohe, Erzeugung feit 1887 98, 942 
Selbftmorde, ‚ Unfälle. 
Selbfiverwaltung, Begriff 73, 1444. 74, 

28. 83, 283. 305. — S. in Preußen (Webren: 

pfennig) 77, 305, — Helfiiches Geſetz vom 

15. Mai 1885 87, 89 
Serbien, sel und Handelsverträge 93, 186 

438. 4D8. 94, 147 
Servis, f. Milittärvermwaltung. 
Seuhbengefetgebung, ſJ. 

Veterinärpolizei. 

Siam, Handelsverträge 93, 174. 465. 
Silberwährung, ſ. Münzfrage. 
Sonderredte, ſ. Kriegsmwefen, 

rechte x. 

Sonntagsarbeit 73, 1471; 91, 236, 253. 

Sonutagsrube, Störung derfelben, 76, 76, 

Souveränetät u. Selbfiverwaltung (Roſin) 
S3, 26h. 


Preußens 





343, 


edizinal- und 


Nefervat- 


1536. 74 
2.3322 — ©. Bolfswirtbfhaitsichre, 
Arbeiterfrage, Freihändier, Vollobildung zc. 

Sozialdemotratie 78, 8l2, 74 33. 75 
23. 1715. 1716. 76, 226. 7, 88. — 
Geſetz zur Abwehr fozialdemofratifcher Aus- 
ſchreitungen: Entwurf vom Mai 1878 78, 
757 ; Preußischer Entwurf vom Auguft 1878 
78, 921; Borlagen an den Neidhstag 78, 
989; Bericht der Reichstagstommilfien 9, 
27; aus den Verhandlungen im Reichstage 
79, 161, 225; Kommentar (K. Gareis) 79, 
385; Nachtragsgeiet von 1880 80, 600; 
Charatteriftit des Geſetzes (Endemann) 9. 
b43. 81, 437. — Ueberficht der verbotenen 
Vereine und Schriften 80, 295 324, 
Sozialdem. Parteiprogranım 91, 561 98, 


Sozialgefeggebung Bayerns, f. Bayern, 


über die Jahrgänge 1868—1895 der „Annalen“. 


Spanien. Zol- und Handelsverrräge 68, 
669, 93, 156, 188. 438. 456. 

Sparfaffen in Preußen 76, 8%. 77, 248. 
541. 1115. 80, 157. 94, 398; in Würtiem⸗ 
berg 76, 1057. — Einführung der Poſiſpar- 
fafjen im Deutfchland 78, 807. — Spar- 
laſſenweſen und Volksbanken in Elfaß-Yorh- 
ringen (Ch. Grad) 63,426. — Die preußischen 
Spartaffen im Nechnungsjabre 1885 bezw, 
1885/86 87, 308, ©. a. Poſtſparkaſſen. 

Spielbanfen, Geleg vom L Juli 1868 
nebjt Erläuterungen 68, 819. 


Spiellartenftempg!l 98, 183. 185. 246 


Spiritusbeftenerung, j. Brauntwein. 
Staat, Begriff (Hirth) 74, & — Das Na- 
tionalitätsprinzip im der Staatenbildung 
(Gneift) 72, 229, — Der Werdegang des 
Staatsgedanfens bei den Weftgermanen 
(Dahn) 91, BL — Staat und Kirche, |. 
Jeſuiten, Namszanowski, Schulaufficht, Un— 
fehlbarkeit x. — ©. 
Selbſtverwaltung, Souveränetät. 
Staatsangehörigkeit, das Recht der— 
ſelben im internationalen Verkehr (Martitz) 
15, 763, 1113. Ueberſicht der Geſetze ac. 77, 
803, Der Ermerb von Staatd- umd 
Gemeindeangebörigfeit nach römifhem und 
deutihem Staatsrecht Rehm) MR, 137. S. auch 
Reihsangehörigkeit, Vollszählung. 
Staatsbürgerredt, ſ. Reichsangehörigkeit. 
Staatsdieuft, rechtliche Natur desjelben 


auch Bundesftaat, | 





nach deurſchem Staatsrecht, (Nehm) 84, 565, | 


645. 85, 65. — Staatsbeamte in Preußen | 
77, 250. Bejoldung in Bayern 92, 93, 


9, 589, 

Staatspapiergeld, I. 
frage, Papiergeld. 

Staatsihuldenfommiflion, ſ. Schulden- 
wejen. 

‚ Staatsvertrag (Zorn) 89, 374, 

Stadt und Sand 74, 17, 76. 239, 78, 73. 

Städte. Die Organifation der ftädtiichen 
Berwaltung in Preußen (BP. Schön) 91, 707. 

Stände, j. Wahlgefege, Bolfsvertretungen. 

Stahl, ſ. Eiſen. 

Standarte, faiferliche, 76, BEL 

a. ee el ſ. Berjonenftand, Zivilehe. 

Stationstontroleure W, 420. 

Statiftil. Bericht an den Zollbundesrath 
über die Neform der Statiftit des Zoll— 
vereins vom 28 Mai 1869 69, 64L 
— Kommifion zur weiteren Ausbildung 
der Statiftit des Zollvereins und ihre Ar- 
beiten 70, 21, — Ueber Griindung und 
Einrichtung einer Neichsbehörde für deutiche 
Statiftit 72, 69, 1547. — Organifation der 
Statiftif der Zoll» und Steuerverwaltung und 
des Waarenverfehrs (v. Aufieh) 983, 367 
— Drganifation der Statiftit in Italien 
und den Miederlanden 79, 807, — Sta— 
tiftifiche Gebühr B3, 375, — Die Waldungen 
Annalen des Deutichen Heid. 180%. 


Bankweſen, Münz- 
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in Baden 91, . — Bergl. auch Bolts- 
zäblung, Bevölferung, Handelsftatiftif, Ver— 
brauchsfteuern, Finanzweſen, Minzfrage, 
Eifenbahnen, Telegraphen- und Poſtverwalt 
ung, Wablen, Gewerbe, Arbeiterjtatiftiku. j. m. 

Statiftifhes Amt des Weiches 72, 69, 
1547. 98, 420. — ©. Statiftif. 

Statiftiihes Bureau in Berlin, Biblio- 
thef, 75, 38 Seminar 80, 831. Zeit- 
ihrift 98, 797. 

Stein, 2. v., die Zukunft der Staate- und 
Nechtswiffenichaft in Dentichland, beipr. von 
K. v. Stengel, 76, 251 

Steintohlenförderung in Preußen 69, 
639, 75, 637. 77, 1055. Bol. a. unter 
Preußen (Bericht des Handelsminifters ꝛc.) 
— Deuiſcher Steintohlenbergbau 1881/90 
923, 4198. 

Stempeleinnahmen in Preußen 76, 222, 


‘ Stempeljteuer, Uebertragung a. d. Reich 


77, 1036. Ueberfiht der Stempelfteuer in 
den deutschen Bundesftaaten 79, 955, Reichs · 
gefeg und Verordnungen SL, 768. 83, 198, 
— Ueberſicht ausländifcher Beftimmungen 
SL, 79%. — Abänzerung des Geſetzes 85 
755, — Gefeg betr. Erhebung d. R. 85, 
761. 98, 185. 2349, 409, 

Sterbregifter, ſ. Zivilehe. Statiftil 76, 220, 
79, 108 


Steuern, ſ. unter den einzelnen Steuern ı"d 
Staaten, Finanzweſen ꝛc. 

Steuerpoltitit, Grundſätze ESchäffle), 
beſpr. v. Gefiden, 82, 681, 

Steuerreform im Weiche, Denkichrift des 
NReihsfanzlers vom 17, März 1851 81, 3458, 

Strafgefegbud. Aus dem Entwurf 69, 
657, — Zur Kritik des Geſetzes 70, 580. 
— Einführung in Bayern 71, 379. — 
Kanzelparagraph ($ 1308.) Mißbrauch des 
geiftlichen Amtes 71, 983. 74, 187. — Die 
Strafgejepnovelle vom Febr. 1876 76, 
388. — Bgl. auch Juſtizgeſetzgebung. 

Straffolonien und Fürforge für entlaffene 
Sträflinge (Flärl) 3, L 3 

Strafprozegordnung, Vorbereitung dazu 
712, 148, 73, 348, 74, 421, 1533. — Ein» 
leitung zum 74er Entwurf 75, 251 — Be: 
merlungen zum Entwurf von ®. Endemann 
76, 1218. — Verlauf der Verhandlungen 
77, 646, — Strafverfahren in Zollſachen 
30, 679. 685. 696. 712. 730. — Sıraf- 
regifter und wechſelſeitige Mittheilung der 
Urtheile im deutichen Neiye 82, 635. 

Strafrecht, Entwidelung 72, 121, 78, 337, 
75, 1172. 77, 632, 79, 519. — Ueberficht 
der bis 1877 erlafferen rReichs-Geſetze und 
Verordnungen 77, 825, 

Strafregifter (Nadweifung der zur Führ— 
ung derſelben beftimmten Behörden) 83, 
199, 

Strandungsorduung 75, 1177. 80, 660. 
8 63, 

Straßburg, Gründung der Univerſität 72,959. 
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Straßenumuſit 76, 8. 

Strit:s Tb 3. — S. a. Arbeiterjvage. 

Stromſchifffahrt. Beſchlüſſe des Haudels- 
tags vom Öltober 1868 68, 975. — Eib- 
zoll 69, 430; Ablöfung (Etat der Ent: 
Ihädigungen) 71, 709, 

Subhaftationsordnung, preußische vom 
15. März 1869 69, 635, 

Südafrifaniihe Nepublil, Handelsver: 
trag 93, 158. 465. 

Syrup, j. Ruder. 

T. 

Tabad. Materialen zur Tabackſieuerfrage (Ge— 
jetgebung bis zum Jahre 1368 und Star 
ut) 68, 857 Beltenerumgsgeieg vom 26, 
Mai 1868 und Entwurf 633, Stanftit 1867 
68, 1093, 1868—1870 7L, 878 — ur 


Tabadjtenerreform (Statiſtiſches und Ber 
fteuerungsmodus) 78, ZL 4 — 


Stariftil 74, 75, BL 1712. 56, 
2&0L — Der Zabad im Ddeutichen Boll» 





gebiete (amtliche Statiftif für 1876/77) 78, | 


214, — ur Frage der Beftenerung des 
Tabades (Schleiden) 78, 233, 27 Das 
Tabadmonopol und die amerikaniſche Tabad: 
jteuer (Feller) 78, 300. 449. — Das Tabad- 
monopot in Frankreich 78, 260. 658, TL — 
Zur Frage der Einführung des ameri« 
*fanischen Tabaditempels in Deutichlaud 78, 
321 — Wie fteht ſich der Konſument beim 
Tabadmonopel 78, 672 Ein neues 
Tabadjtenerprojett 78, 149. — Fragebogen 
sur Tobadenquste 78, — Aus dem 
Berichte der Enquète Kommiſſion :9, 46. 
Geſetzentwurf vom April 1579 79, 
627, -- Die Beſteuernng don 187980 Geſetz, 
Bekauntmachung, Dienftvorkbriften, Nieder: 
lageregulativ 0), 689, 8Ih. — Straigeſetz- 
liche Beftimmungen SL, 43h — Materialien 
zur Donopolivage 82, 177, 3IL 439 86, 
103 — Ergebuiß des öſterreichiſchen Tabad- 
verlaufe 845. — Deulſchrift iiber Acnder« 
ungen des Geſ. ir — Die Tatad- 
bejtenerung in Deutichland (rar) MB, DAL 
4, 1 95, 170. — Entwurf eines Tabaf- 
fteuergefeges 95, 463 — Die Belteneruug 
des Tabads (Frhr. v. Auffeh) BB, 26 


Taggelder der Heichsbiamten 76, 331. 384. | 


S. a. Diäten, 
Tara, Beſtimmungen über die, 72, 
4, W. 76, 790. 86, 55. 3, 243, 
Zartfreform, I. Zolliarif, Eifenbabnen ꝛc. 


Telegrapbenweien, Etat 69, Wi — 
Statiſtik pro 1868 69, ZI8. Zentralver« 


1541. | 


waltung i Berfonalien) 70, 164. — Rang ber | 


Telegrapbrudirefteren 76, BL — Wort: 
tarif 77, USE — Ergebniß der Verwalt- 
ung für 1876 78, 39 — Entwidelung des 
Reichstelegrapbenmelens 79, — Tele 
grapbeuftationen und Apparate 81, 4B6 
Zelegrapbenmefen im deutichen Reiche, 82, 
237. — Deuiſche Telegrapbenerdnung 13, 


Alpbabetifches Geſammi⸗Regiſter 


340. 76, 761; vom 15 Juni 1591 UL, 690, 

— Reichs-Telegrapheugeſetz 91, 589.98, 499, 

— S. u. Poit- und Lelegrapbenweien. 
Telepbonie 78, 24 


Tertiliunduftrie 72, 396. Yage der— 
ſelbeu 1872—77 78 BL — 3. Baum: 


wollipinmerei zc. 
Thenerung, ſ. Preisbildung. 
Thüringiiher Zoll- und Handels: 
verein 68, 33, 44. 241, 98, 358. 413, 420. 
Zollmwutb, f. Veterinörpolizei. 
Tranfitlager Wi, 288, 
Zransportmwefen. Dentfchrift des Handels: 
tags 69, DL 
Türkei, Handelöverträge 93, 174. 189, 435, 
u. 


Ucbergangsabgaben 68,11. 21, 38. 43. 
ZL 385. 74, 48 75, 503. 98, 150. 207 
230, 238, 410, 416. — Zur Frage derfelben 
Pelition Deutfcher Handeisfammern) 85, 352, 

Umzugstoften, ſ. Zaggelder. 

Unfallveriiderung in ‘Preußen 76, 34 
Geſetz Entwurf nebſt Motiwen von Baarer 
Bochum SL, 69%. — NeihelUnfallverficherung, 
erſter Eutwurf 97, 139; zweiter Entwurf 
Ss, 325; GOrundzüge vom „Januar 1884. 
s4, 12; Geſetz vom & Juli 1554 S4, 655 
— Entwurf eines Geſetzes für Die Unfall 
verſicherung Der land» und forſtwirthſchaft- 
lichen Betriebe B. . — Geſetz über Aus— 
dehnung der Unfaliverfidh. v. 28 Mut 1885 
>55, DL — Berordnung bett. das Ber» 
fabren des N.» berfigerungsamtes 55, 319, 
Keichsgeleg vom 15. März 1886 Fürſorge 
für Beamte und Perſonen Des Zoldaten« 
ftaudes) 87, L — Neicdisgeieg vom & Mat 
1356, betr, die Unfall u. Nraufcuverfiherung 
der in land» u. jorftwirtbichaftiihen Betrieben 
beſchäfugten Berjonen (Zeller) 87, du. 4659 
— Heidysgefeg vom 11. „Juli 1587, betr. 
die Unallverfiherung dev bei Bauten be 
ihäftigten Perſouen Zelley — 
Die Kraufen- nnd Unfallverſicherung der 
Arbeiter nach der Reichsgeſetzgebuug (Broebft) 
SS, 31% — Der internationale Schuß der 
Arbeiter (Adler; 55, — Reichsgeſetz 
vom 12. Jult 1887 über die Unfallperficher: 
ung der Seeleute :c. (Zeller) 59, 1 — 
Zur Reform der Unfallverſicherung Biloty) 
„2,290, — Statijtit der Unfälle ın der Laud— 
wirthſchaft (rudw. Fuld 458 — Entwurf 
eines Geſetzes, betr Erweiterung der Unfall 
verficherung 95, 192 285. 5. aub Be 
rufsgenoſſeuſchaften. 

Unfälle x. in Preußen 1874 75, 1724. 1879 


Unfebibarfeit, Dogma der päpftlicen, 
Erflärung der bayr. Wegierung v. 14 Ölt. 
1871 2 & — Zrellung ber preußiſchen 


Kegierung zur fathel. Berweguug 72, 1OIL 


über die Jahrgänge 1868— 1895 der „Annalen“. 


Reden des Fürſten Bismard ac. 1015. — 
Wer hat den Krieg begonnen? (Emm Zeug: 
niß der deutichen Biſchöfe) 72, 1233. 
Untonsparlament zu Erfurt 71, 4 
Unteroffiziere. Berbefferung ibrer Yage 
74, 266, 
Unterrichtsanftalten für 
Neichslande S2, Il, 
Unterrichtsweſen, ſ. Arbeiterfrage, Kultur- 
polizei, Vollsſchulen ꝛc. 
Unterſtützungswohnſitz Zu— 
ſammenſtellung des Reichsgeſetzes vom Juni 
1807 mit dem preußischen Armeupflegegeſetz 
von 8, März 1871, (Stolp) 7L 385. — 
Juſtruktion des preuß. Minitters des Innern 
vom 10. April 1871 71, 443. — Das 
bayerische Heimars- und Armenpflegegeieg 
71,469, 4s0, 445 — Unterſtützung Reichs- 
angeböriger im Ausland 7L, 632 — Etat 
des Bundesamıs für das Heimatsweſen ZL 


Arbeiter im 


3. — Praiudifate 56, SL 86. — Das 
Reichdsarmeurecht (Seydel) 77, — Ab: 
änderung des Geſetzes Über den U. 77, 


1042. — Das bayerische Heumatrecht Seydel) 
s6, 719 21 72 — NArmenitatiitif für 
Preußen 86, AL — Stanftil dev Armes 
pflege ın Coburg -Sorba im Jahre 1835 87, 
302 — Gorbacr Bertrag md Eifenacer 
UÜeberetuluntt Deydel) 90, LIS 

Urlaub der Reichbbeamten 76, 376, 

Urheberrecht, Geſetz zum Schuß des geift- 
igen Eigenthums 217. 382 72, 132, 
12, 638. Ueberſicht der Gefege zc. Zi, 309, 

Uruguay, Auslieferungsvertrag S1, dOL — 
Handeleverrrag 93, In2 


V. 


Verbraudsberehnungen 88, B6L 

Berbraudsitenern. Statt bis zum J 
1866 63, 155— 218. — Geſetzgebung von 
1868 68, 68%, Statiſtit für 1867 68, 127 
Statiſtit für das crite Zemefter 1868 68 
947. — Bundeseinnahmen aus denjelben 
69, 215. — Gefeggebung des Reiches 
30, — Statiſtik für 1868 bis 1870 71, 543, 
694 — Die Zölle und Berbrauchsftenern ꝛc. 
des dentiſchen Reiche, von Frhru. v. Aufieß 
3, UZ 80, 609. 86, L %5, 161, — Ber« 
waltumgsfompetenz des Reiche (Yabaudı 73 
471 — Entwickelung der Geſetzgebung 1873 
w. Aufieß) 54,81. 75, 881 — Einfluß der 
Steuern auf den Familienhaushalt (Hirth— 
5, 225 — Statiſtik für 1870/74 4, Bl 
887. 153, UL — Geſetzgebung 1871 bis 
1876 (Wehrenpiennig) 77, 282 — Ueber— 
fibt 77. — ur x Charatteriftif der 
Verbrauchoſte uern 78, 927, (Bgl. a. Braunt⸗ 
wein, Bier, Zölle zc.) 

Berbredertbu m in “Preußen, Ztatiftit 59, 

— S. a. Ziraflolowien, 

Beredlungsverfebr SQ, 672. S6, 30, 

Verehelichung, ſ. Eheſchließung. 

Bereinigte Staaten, ſ. Amerila. 
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Vereinsgefeggebung 72, 131 73, 346. 
74, 197. 242. 383, — Uriheile des preuß. 
Übertribunals iiber politiſche Bereine 75, 14ö, 

Berfafiung Deutſche Berfaflungen und 
Berfaffungsentwürfe (Frhr. v. Bölderndorif) 
”, 241, Grindungsgeihichte des nordd. 
Bundes 71, 22 Berfaffung des nord. 
Bundes mit Anmerkungen (Diegel) 68, LOLT. 
— Gründung des dentihen Reiches (zur 
Geſchichte und Interpretation dev Verträge 
mit den Südſtaaten) 70, 735, — Berfaſſung 
des deutschen Neiches (Zufammenftellung mit 
der nordd. Bundesverjafiuug) ib. ZZL — 
Das Verfaſſungsrecht des deutſchen Neiches, 
— na dargeftellt (v. Rönne) 
71, 1, 72, 421 Nevid. Reichsverfaffung 
vom 16. April 1871 uebſt den ergänzenden 
Vertragsbeſtimmuugen 7L, 32L — Beiug- 
niſſe des Reichs zc, in Bezug auf das Kriegs—- 
weien Seydel) 75, 1393. — Konititmtionelle 
und varlamentariihe Regierung (Seydel) 
Si, 237, -— Staifteibeıt wahrheitegetreuer 
Neichsrageberichte zuld) 87, 25L — Ber- 
fajfunasanderung während d der en 
Kohler SS, L — — S. a. Bayern, Bundes⸗ 
geiege, Bundesjtaat, Elfaß-Yorhringen, Fi— 
nanzweien, Juftizgeieggebung, Nabinets- 
ordres, Kader, Reichstanzler, Reichstag, 
Reſervatrecht zc. 

Berjäbrumgsirift. einjährige 77, 228. 

Bertebr, vollswirihſchaftliche — des⸗ 
ſelben (NHorsier) 75, 38. — Handel, 
Transportweien, ohne Eiſen⸗ 
bahnen, Telegraphen, Stromſchifffahrt ꝛc. — 
Die Auliegerbeiträge ber Trottoiriſirung nad 
bayeriſchem Rechte (H. Rehm) ni * 

Bermögen des Neihs 73, 412 422, TH 
255 408, 1», 1443. 

Berordnungercht 74, 1143. WW L— 
Reichsverorduungsredt ( (Seydel) 76, LL 
(Yabaıd, Meyer) 78, 376. — Zu den Streit: 
fragen über Geſetz und Verordnung (Zorn) 
S5, 301, 89, 349. -— Stebt dem Bundes⸗ 
—— ein ſelbſtſtändiges B.«Recht zu? Arndt) 
S5, ZOL — Das preußiſche VBerordnungs« 
recht in feiner Einwirkung auf das Reichs— 
recht Arndt) 86,211 

Verſailler Verträge 3L 30 78, 
1585, 

Verſetzung der Neihsbeamten 76, 237. 

Verſicherungsweſen. Belchlüfle des Han- 
delstags 1868 65, I — Die Vebens 
verjicherung tu Deutschland, Staliſtiſches) 68, 
1011, — Gefeggebung über Verſicherungs— 
reht 70, 19. 72, 123% — Uebrrjict der 
Berfiherungsgewerbe 72, 402. ;3, 358. — 
Zur Neichs- Berfiherungsgeieggebung (von 
Sendiner) 73, ZI — Weſen und Arten 
der Berfihernug | (Noester) 75, 3883. — Dat 
Lebeneverficherungegefchätt 1878 0, ih — 
Reichsgeſetzliche Regelung des Berfiherungs- 
wejens SO, 138, — Die ftaatlich geleiteren 
Beri.-Antalten in Bayern (Haag) St, 65, 

66* 


1012 


— Nachweiſung der Geihäfts- und Rech— 
nungsergebuifie der auf Grund des In— 
validitäts- und Altersverſicherungs-Geſetzes 
errichteten Verfiherungsanftalten fiir 1892 
94, 710; für 1893 95, 954 2. a. Arbeiter 
verſicherung ac. 

Berträge, ſ. d. einzelnen Staaten, 
welchen dieſelben abgeſchloſſen Wurben. Bal. 
die Ueberfichı 68, 230. 70, 231 72, 921 
73, 311. 80, 312, 86, 250 ©. a. aus 
wärtige Berhältniffe, Friedensverträge, Han- 
delsverträge, Staatsvertrag, Zollverein ꝛc. 

Bertragsrecht des deutichen Neichs (Gorius) 
74, 759, 75, BL — (Fabaud u. Meyer 
18, 378. — Der Abſchluß völferrechtlicher 
Berträge durch das deutiche Neich und deffen 
Einzelftaaten (Proebft) 82, 24L 

Berwaltungslompetenz des Heiches, von 
BP. Laband 73, 48 %. v. Stein 6 
— Meyer über Laband 78, 382. — ©. a. 
Verordnungsrecht. 

Verwaltungsgerichte. Uebertragung der 
Berwaltungsrechtſprechung an die ordentl. 
Gerichte (Frhr. v. Stengel) 75, 1313. 
Vreußiſches Geſetz vom 3 Iuti 1875 75, 
1619, — Berwaltungsgerichtsbarfeit in Eljaß- 
Fotbringen (Stengel) 16, 808, 397 — 
Deragebung in Preußen (Webhrenpfennig) 

30 — S. a. Berwaltungsrecht. 

Birmalınkaanraanifätion in 
Lothringen 72, Db4 

Berwaltungsrckht, Reform 72, 588. 75, 
1307. — DVeffentl. Jutereſſe und öffent, 
Klage im Berwaltungsrechte (Leuthold) S4, 
7 — Berwaltungerechtspflege in Bayern 

Sempeli 85. 213. 

Bermaltungsreform in ‘Preußen (lleber- 


mit 


Eljaß- 


blid) 75, 329. — Dentichrift der Hegierung | 


75, 657. — Dotation der Kommunalver- 
baude (Kreife und Provinzen) in Preußen 
74, 1392. 1444. 75, 1635. -— ©. a. Kreis⸗ 
und Provinzialordnun 

Beterinärpolizei, —— zum Ge— 
ſetze vom 23, Juni 1880 81, 205 Die 
Vetermärpolizei · Geſetzgebung no noch den reich#- 
geſetzlichen Beſtimmungen (Ph. Göring) SL, 
809, — Betertnärpolizeiliche Sejetgebung 
SL 432 — S. a. Rinderpeſt. 

Biebausfuhr, deurfche, nach England und 
Frankreich MW 236. 

Biehhandel, Gewährleiſtung im 

Biehſeuchen, ſ. Beterinärpolizei. 

Viehiraneporte? 17, 635, 

Biebzäblung. Ergebniffe der 
Viebzählung am L Dezember 1892, 95, 

Bivijeftion SL 435, 

Bolfsbanken, f. Sparlafienweien, Genoffen- 
ſchaften zc, 

Voltlébildung, Knlturpolizei und Rechts— 
gleichheit (Hirth 78, 795. 823. Das deutiche 
Reich uud die Schule TH, 3 

Voltsſch — ftaatsrechtliche Ztellung der 
jelben 73, 323, — Neferm der preuß. Volts- 


13, 32 


deutichen 
0», &11, 





Alpbabetiiches Gefammt-Regifter 


jhute vom 15. Oftober 1872 73, IL — 
— Betition, betr. reichsrectlihe Ordnung 
des Volksſchulweſens 5 333. — Statiſtil 
der preußiſchen Volfsichulfehrer 16, 2337. — 
Das Volksſchulweſen in Breufen 1,2 
211. 82, 407, — Was foftet der öffentliche 
Unterricht in Breußen? SS, 802, 
Bolfsvertrerungen in den Bundesflaaten 
74, 195. 319, — Wablgejetse deutſcher Bun- 
desjtaaten (d. A. v Müller) SI, 3 
Boltswirthidhaftslebre, Beziehungen zur 
Rechtswiſſenſchaft (Roesler 72, 509, Leber 
die Geſetzmäßigkeit der voltswirtbichaftlichen 
Erjcheinungen (Roesler) 75, L 259. 371 
— Die Boltswirtbichaitälehre ale Wiſſen- 
ſchaft (Birth) 75, 1310. — Der Entwurf 
eines bürgerlichen Geſetzbuches für das deutſche 
Reich. Auf volfsmırtbicaftliher Grundlage 
beiproden (Jacoby) 88, 5831 — 5. a. joziale 
Trage. 
Volkswirthſchafterath, preußiiber 80, 
I6L Ernennungen bierzu SL, OL 
Bolftszählung. Ergebniffe der B. von 1864 


68, 149; 1867 68, 501, 779; 1871, 72, 
902, :3, 1271; 1875 % 75 “1720, i6, 838, 
77, ATI, 28. 49, 178, 491; 1880 82, 146; 
1885 5 59, 1004; 1890 91, 626, 92, zZ 


— Die fi faarsangebörige Bevölkerung jänmt« 
liher Staaten des nordd. Bundes (Üngeli 
68, 1101. — Die ſeemänniſche Benöllerung 
Preußens 68, 1005, — Ueberſicht der Be 
völkerung des Zollvereins (Aufitellung vom 
Zentralbureau des Zollvereins) 69. Bd. — 
Zollabrechuungs · Bevöllerung für ir 186870 
71, 544. — Organifation der Bolfszählung 
für 1871 70, 24. — Bundesverfaflung und 
Boltszählung (Gutachten der nordd. Mit 
glieder der Kommilfton zur weiteren Aus» 


bildung der Stariftit des Zollvereins) 70, 
445. — Anbänfung und Bewegung der 


Bevölkerung in TBreußen 78, 268. 
Altersftufen der preuß. Bevölkerung 78, Bös. 
— Bedeutung für Die Zolapredunng SD, 
645, 757. — Städte bevölterungen in Preußen 
S1, 22. — Bevölferungsbewegung in Deutſch⸗ 
fand und Frankreich 814. — Bolle 
vermehrung 1879/85 in Preußen 90, 28, 
— Männlihe und weibliche Benölterung 
Preußens 1890, 91 586. — Bol. auch Be 
rufszäblung, Bevölterung, Statiſtik, Zol- 
verein ꝛtc. 

Vorlagen an den Reichstag 74, 152. 251 

Borparlament in Frankfurt a. Main 71, 9. 


W. 


Waaren Ein- und Ausfuhr 2c.), f. unter 
Handelsſtatiſtik, breiſe Zölle, — x. 

DBaarenauftionen 77, 1064. 78, 738. 

Waarenverzeihniß, — — 833, 
6, 82. 93, 223, 378 

Waarenzeichen, ſ. Markenſchutz. 

a 712, 323. 

Wahlen, Statiftif 7%, 237. ©.a. Neichstag. 


über die Jahrgänge 1868— 1894 der „Annalen“, 


Wahlgeſetze deutſcher Bundesftaaten (A. 
A. v. Müller) SL 3 Preußiiches 
Reihstagswahlgeieg vom 15. Oft. 1866 68, 
1053. — Wahlgeieg vom 31. Mai 1869 
71, 245. 

Wahlkreiſe zum Reichstag 72, 291. 213. 

Wahlprüfungen 72, 347, 80, 386. 92, L 

Wahlrecht, Proudhon’s Theorie des allge- 
gemeinen (Mülberger) 91, 169%. — Pro— 
portionalwahl und Minoritätenvertretung 
9, 168, 

BVaifenfürforge, f. Beamte. 

Wanderlager 77, 1064. 78, 707 

Mappen, failerliches 76, 35L 

Waſſerrecht, deutiches. (Brüdner) 77, L — 
Heſſiſches Waflergefeg vom 30. Juli 1887 
(Zeller) 88, 635. — Urt. 4 Biff. 9, der 
Reichsverfaffung (Frhr. v. Bölderndorif) 90, 
525 — Entmurf eines preußischen Waſſer⸗ 
geſetzes (Zeller) 94, 587 

Währung, ſ. Minziwefen. 


Wechſel (Wefen derjelben, Nocsler) 75, 381 | 


S. a. Bankweſen, Papiergeld. 
Wechſelatzepte, Einholung durch Boftauf- 
trag 77, 231, 
Wechſerfähigkeit, Beichränfung SL, 418. 
Wechſelkurſe (Raſſe) 75, 505. 
Bechfjelorduung, ſ. Handelsrecht. 


Wechſelproteſte, Aufnahme derjelben durd | 


Pojtbeamte 78, 42. 

Wechſelſtempel. 
tags 69, 63. — Die Wechſelſtempelſteuer 
im nordd. Bunde und ihre Erhebung 69, 
1011 — Mopdififation des Geſetzes vom 
10. Juni 1869 71, 377 — Statiſtik pro 
1870 71, 53932 — Bermwaltungslompetenz 
des Reichs (Yaband) 783, 467. 49T, — 
Statiftil der Wechjelftempelfteuer 73, 736, 
74, 725. Präjudifate 76, SL — Lage der 
Bejeggebung 93, 183, 185, 338, 

Begabgaben S6, 3. 45. 

Wehrgeld (Steuer) 74, 1013. 


Denkſchrift des Haudels- | 





Wehrpflicht, allgememe 71, 109, 75, 1431. | 


— Ausdehnung der Wehrpfliht 38, 2836, 
Ueber die Wehrpflicht nach Erwerb und Ber- 
luft der Reichsangehörigleit (Siegel) 93, 7BL, 
WVeingroßbandel SO, 666, S6, ZL 
Weinftener in Eljaß- Lothringen 73, 360. 
Brojeft einer Reiheſteuer A. 1002, — Ein 
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Werthpapiere, f. Preiſe, Aktienkurſe ꝛc. 
Werthvertheilung (Roesler) 75, 268, 
Wiener Schlußalte ZL 4 
Wirthſchaftliche Intereffenvertretung 
(v. Kaufmann) 83, Si. 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften. Geſetz 
vom 4 Juli 1868 68, 825. 72, 130, Sta 
tiftit für 1859 —1867 68, 343, für 1873 
Pröbſt) 75, 321, für 1892 93, 930 — 
— 5, a, Benoffenihaftsweien. 
Wirthſchaftsſyſteme geſchichtl, (Roesler) 
75, 1. ©. a. Zollverein. 
Wittwenfürforge, ſ. Beamte. 
Wohnungsgeldzuihüije 74, 267, 76, 
359, 361 86, 213. 246, 
Wuchergeiege, Aufhebung derfelben und 
der Schuldhaft 68, 799%. — Wuchergeiet 
von 1880 51, 423, — Die Beftrafung des 
Wuchers auf dem Lande Fuld) SS, bö4 
Württemberg. Anſchluß an dem deutſchen 
Bund 70, 769, an die Reichsverfaſſung 70, 
77L 71, 37% 4L Militärlonvention 71, 
120. — Auftechterbaltene Beitimmungen des 
Bertrags vom 25, Non. 1870 71, 359. — 
Einführung nordd. Bundesgeſetze 71 382%. 
— Berechnung der Matritularbeiträge für 
1871 71, 701, — DMilitäretat 73, 46. — 
Bierbeitenerung 76, 6. — Bramutweins 
jtener (Neuß) 35, 620. — Berhältniß zum Zoll 
verein und Heid) 93, 164, 174, 194, 417, — 
S. a. Wahlgeſetze, Waflerrecht, Zollverein zc. 


8. 
Zahlungsperfabren, Neform 76, 103L 
9 


’, 
Zanzibar, Handelavertrag, 98, 
465. 


F 


188, 439, 


72, 1556. 


Zentralbureau des Zollvereins 
93, 367, 285. 

Zentralgewalt, proviforiiche von 93, 367, 
385, 1848 71, 10. 

Zentrum, Neichstage- zraftion 72, L 283. 
335. 1018, 74, 144 

Bertelbauten, ſ. Bankweſen. 

Zeugenpfhicht 9 Ik — Beugnißver- 
weigerung der Neichdtagamitglieder (Fuld) 
ss, 6. — 


Zintproduftion 1892 98, 797, 


Zinsfuß 76, 852, 91,259 S. a. Bankıwefen, 


fuhr und Zollertrag von Wein im deutfchen | 


Zollgebiet und Elſaß-Lothringen 1843/77 
79, 302, 803, ©. a. Zölle, Zolltarif x. 
Beltausftellung in Wien 1873 (Programm 

xc.) 72, 910, 

Weltpoftverein, f. Boftverwaltung. 

Werth (Begriff) 75, 10. — Der Werth in 
feiner voltswirtbicaftlichen und gefellichaft- 
lihen Bedeutung (Ad. Samter) 8%, 457 — 
S. a. Preisbildung. 

Werthberechnung der Ein- und Ausfuhr 
des Zollvereins 69, 67 u, 438. — lleber 
Werrhermittelungen in der Handelsftariftif 
70. 429. — Vgl. a. Handelsftanftif, Preiſe zc. 





Zinfen, Geſetz, betr. die vertragsmäßigen, 
v. 14. Nov. 1868 68, 800. 72, 134, 

Zivilehe, obligatoriiche 74, 188, 237, ZIL 
408, Entwurf und Vommilfionsbericht von 
1873 74, 437 Vreuß. Geſetz von 1874 74, 
1551. Weichsgefeg vom 6 Februar 1875, 
75, 641, 1181, 1553. — Ummandlung von 
Geld- in Frreiheitsitrafen 76, 84 — Standes» 
amtsbezivfe in Bayern 76, 3. — Aus- 
führungen von Sendel 76, 172, S. a. Ehe 
ſchließung. 

Zivilprozeß. Aus dem Entwurf einer 
nordd. Zivilprozeßordnung 69, 649. Borar- 
beiten für diefelbe 72, 143. 73, 248. Aus 
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dem 1872er Entwurf 78, 867 — Aus dem 
1874er Entwurf: Das ichiedsrichterliche Ver— 
fahren, 75, 153 1219. — ®erlauf d. Ber- 
baudlungen Eudemann) 77, 46. — Bgl. 
a. Juſtizgeſetzgebung. 

Zivilrecht, Entwidelung desfelben, 71, 120. 
73, 330. 74, 183, 310, Verhandlungen um 
bayer. Landtag 74, 330 (Mimifter Fäuſile), 
339 (Heichsrath v. v. Neumayr). — W. Ende— 
mann ib. . — Eine Feſtrede Yasler’s 
ib, 743 — Bericht Des Juſtizausſchuſſes 
über Blan und Methode bei Ausarbeitung 
eines bürgerlichen Geſetzbuchs 74, 1329, 
Die Mitglieder der Zipilgefegbuch - Kon 
miſſion id. 1680. Weiteres über den 
Entwurf des Geſetzbuchs (Endemann) 77, 
1222. 77, 8 — Stand der Arbeiten 
für das Zivilgefegbudh im Zommer 1876 
(P. v. Roth) 76, 240. — Amtliher Bericht 
iiber die Ardeiten der Kommiſſion bis 1876 
17, 423, — leberficht der bis 1877 en 
laſſenen zivilrechil. Geſetze und Berordnungen 
17, 822, — Der Eutmwurf eines bürgerlichen 
Geſetzbuches für Das deutſche Reich Auf 
volfswirtbichafilihe Grundlage im Einzel: 
erörterungen beiproden (Jacoby) SS, DSL 
9, 293, 637. 90, 34, 334 91, BL — Der 


Entwurf des bürgerliben Geſetzbuches und das 


öffentl. Recht (Bornhak) 2 — ©. a. 
Fuftizgefeggebung, Konkursordnung ꝛc. 

Zivilſtandéregiſter, L Verlonenitaud, 

Zollansjchtüfle, 9, 106 (Auffeh). Bericht 
der Kommiſſion zur Erörterung der Frage 
betr. die Averfa SO, 53L, 

Zoll: ud Handelsiyitem Des Weichen, 
Einheitlichkeit desſelben, 1ZL ME 
(Aufſeß!. — lleberſicht ſämmilicher Gelee zc. 
11, 80L — S. a. Zolltarij sc. 

Zoll» und Stewerfredite, Abbirdung der- 
jelben 72, 1481. 4, LO, — 
über Diejelben 93, 206, 388 Kredite. 

Zölle, Statiſtil für Die Zeit bis 1858 68 
16h.--222, Stariftit für 1867 68 729 
— Statiſtik fir das erſte Semejter 1868 
68, 208 Waaren-Ein- und Ausfuhr 
18657 69, 115 — Bundeseinnahmen aus 
den Zöllen 69, 216. — Urgamiation der 
Ztatiftil der Zölle 70, IL — Statiftil der 
Zolleinnahmen zc. 1962— 1369, 70, 343, 
— Die Reiche: Zollgeiepgebung ZL 130 
72, 38% — Stau der Zölle und Waaren- 
Ein- und Ausfuhr 1863—70 7L 3 — 
Die Zölle und Berbrauchsfteuern ꝛ⁊c. des 
deutichen Reichs, von Frhru, v. Aufſeß 98, 


196 


nn | 


151 — Berwaltungstompetenz des Reiches 


Yaband) 273, 47L 405 — Statiſtit TE 
sl 75, EZ 1389. 1701. 76, ZN - 


Werth- oder Gewichtzölle? (Seyfardt-Cre—⸗ 
feld) 77, Bi — Die Geſetzgebung über 


Zölle und Steuern 1871— 1876 (Wehren- 
pienmig) 77, 282 Ueber Schutzzölle 
Hirth) 77, 896. — Handelspolitiihe Er- 
Härung von 203 Reichstagsmitgliedern 79, 


Alphabetiſches Gelammt-WHegifter 


4650, — Das bandelspolitiiche Programm 
des Meichsfanzlers (Schreiben an deu 
Bundesrarh) 79, 219 — Eingabe des Frei— 
bandelsvereind a au den Bundesrath 79, 358 
271 — Rede des Herrn v. Riede in der 
mwürttembergifhen L Kammer 79, 370. — 
Die wichtigſten Finanzzölle in Deutfchland 
und Großbritammen 79, D7L — Einnahmen 
1879/50 0, 591, — ©. a. Finanzweſen, 
Handelsjtatiftit, Kaſſenweſen, Statiſtik, Zoll 
ausjchlüffe, Zollgeſetz, Zolltarti, Zollverein ıc. 
Zollbebörden in Deutichland Reſſorwer— 
hältniſſe, Weberficht der Aemter zc. 68, 405, 
— Dir Verreinsbeamten des deutichen Zoll: 
pereins (Aufang April 1870) 70, 130 — 
Organiſation Der Zoll- und Steuerver: 
waltung und Reichslkontrole (v. Aufſeß) 93, 
Zoltkartel ven Mai 1833 68, 125 
Boligebier 74, 7 4393. 75, BEL — Br 
grenzung und Bevölkerung der Zolldireftiv- 
bezirte 77, 478. 89, Lolo, 
Zollgelet vom 24 Jan. 1838 68, BL — 
Vereinszollgeieg vom L Juli 1869 69, 
Zur Ausführung des Hollgeieges 69, 
unb 93, 211 
Zellorpunng vom Jahre 1838 68, AL 
Denkichrift des Handelstags bei. Reform 
des Bollverfahrens 68, 249. Gele wegen 
Abänderung einzelner Beſtimmungen Der 
Zollordnung u. der ; Zelftrafgeiebgebung vom 
18, Mai 1868 68, 679. — Bal. a. Bellgefeß. 
Zollparlament. (2 a. Zollverein.) Dir 
glieder 1868 68, 433, — Thronreden der 
erften Selfton 68, 1070, der zweiten Zeifton 
69, 1100, der dritten Scffion 70, ZI — 
Bericht des Borſtandes der nationalliberalen 
Partei über die Legislaturperiode 1567 bis 
1870 70, 364 — Ueberſicht der Befeggebung 
des nordd. Bundes und des Zollvereins in deu 
Jahren 1867-70 ;0, ZZL 
Zollitrafgejeg, Grundſätze, betv, das vom 
Jahre 1986 68, 110 — Straffälle 1892,98 
„> 940, — Bgl. a. Zollgeleg. 
Zolttarif vom L Juli 180 8, 3 
Denkichrift des deutſchen Handelstags über 
Reform des Bolltarıfe 68, 249%. Geſet 
vom 25, Mat 1856 68, 64% Bolltarif 
vom L Juni 1868 ab gültig 68, 65L 
— Material zur Betroleumftenertrage 69, 
39L — Der Holltarıi zu Anfang des jahres 
1370 «0, 22 — Reſorm des Vereind- Joll- 
tarıfs vom Mai 1870 70, 325, — Der Zoll» 
tarif vom L Juli 1870 an 70 379. 
Beftimmungen über die Tara 72, 1541. — 
Tarifreiform von 1873 HA. ii 22 — 
Redaktion des Zolltarifs vom L Öftober 
1873 (in der Markwähruug) 77, 144 — 
Freihandel oder Schutzzoll? Dentichrift des 
Vorſteheramts der Königsberger Kaufmann: 
ſchaft 75, 1549. Zur BVertheidigung ge: 
mäßigter Schupzölle J. Schulze) 75, 1681. 
Zur Denfichrift des Bereins der Eiſen— 


über die Jahrgänge 1868—1895 der „Annalen“. 


indujtriellen ib. 1695. — Ueberficht der haupt: 
jählichften Schutzzölle des Bollvereins 77, 


| 


200, — Die Klaufel der „meiftbegünftigten 


Nation“ 77, 534 — Die acquits-a-cantion 
77, 535. — Bolltarifentwurf vom 4. April 
1879 mit Motiven 79, 617, 631 (pezielle 
Ueberficht im Juhaltsverzeichniß des Jahrg. 
1879). Tarifgefeg vom 15. Juli 1879, 79, 
993. — Lage der Gejeßgebung 1880 80, 
623, 627. 653, — Abänderungen des Zoll: 
tarifgefeges in den Fahren 1550—82 82, 
674, Abänderungen des Zolltarifgeſetzes vom 
15, Juli 1879: Geſetze von 1883 bis 1885, 
S5, 505, — Nedaftion des Zolltarifs (Mai 
1885) 85, 521, — Erörterungen von Aufs 
ſeß 93, 176, 214, — Zur Frage der Zoll: 
eimigung zwiſchen dem Deutichen Neiche und 


Defterreihlingarn 87, 8L — ©. a. Zölle, | 


Zollverein zc. 

Zollverein, Zollverträge. Mittelbare 
Bollvereinsglieder. Vertrag vom 8. Juli 1867, 
die Fortdauer des Zoll- und Handelsvereins 
betreffend. Bericht für den nordd, Bundes» 
varh 68, 1, 15. — Vıteratur über den Zoll- 


verein 68, 232, — Der territoriale Abihluß 


des Bollvereins 68, 1109. 7L, 171, — Die 
Zollvereinsgeießgebung als Beftandtbeil des 
Reichsverfaſſungsrechts 7L 357 — Zoll 
vereinsbevollmächtigte 73, BUG. — Aus der 
Enquete über die 5 

Gutachten der Handelsfammer zu Köln ib. 
1049. — Ueberficht der deutſchen Handels- 
verträge 79, 384, 562. — Einige Betradht- 
ungen über einen mitteleuropäiſchen Zoll- 
verein 88, 943. — Handeld+ und Zollverträge 
mit DOefterreih- Ungarn, Schweiz, Italien 
v2, 796. — Vgl. a. Getreidezölle, Handels: 
ſtatiſtik, Statiftit, Verfaſſung, Zollgeieg, Zoll» 
parlament, Zolltarif ꝛc. — Geſchichte des 
Zollvereins (v. Aufſeß) 93, 167. — Umfang, 
Größe und Einwohnerzahl des Zoll» und 


andelsverträge 77, 395. | 





Zollverwaltung, deutſche, 


Zuder. 
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Handelsgebiets des deutfchen Reichs 93, 194, 
- Boll», Handels und Schifffahrtsverträge des 
deutichen Reichs mit fremden Staaten 93, 435. 
— Handels-, Zoll und Scifflahrtsvertrag 
mit Rumänien und Serbien 9, 747. — 
Vertrag mit Rußland 94, 853, 
Organifation 
(Auffeß) 93. 338. 

Hebereinfunft wegen Beiteuerung 
des Nübenzuders vom 16 Mai 1865 68, 
123. Beſteuerung im Zollverein, in Groß- 
britannien und Frantreih 68, 155. Dent- 
fchrift der Handelsfammer zu Hamburg über 
Reform der Zuderbeftenerung 68, 303, — 
Beihluß des Handelstagg 68, Bi — 
Dentichrift zur Neform der YZuder» Zoll- 
und Stenergefebgebung von E. Langen 69, 
361 — Die YZuderbeftenerung im Zoll— 
verein nach dem Gejeß vom 26. Juni 1869 
69, Mi — Rübenzuckerſteuerſtatiſtik für 
die Jahre 1868—70 71, 573, — Statiftil 
75, 899, 1551. 76, 218 — Denkichrift 
über die Reform der Zuder- Steuer von 
Witte-Roftod 83, 142, — Amtliche Berich- 
tigung zur Rübenzuder-Zratiftit 84, 445. — 
Bericht der Enquéte-Kommiſſion vom März 
1886 56, 517, — Gel. vom L ‚juni 1886 
und Diaterialien 86, 826, 857, 564, 86L 
— Nachweiſung der vom L Auguſt 1856 
bis 31, März 1887 innerhalb des deut- 
{hen Follgebieres mit dem Anfpruch auf 
Zoll- und Steuervergütung abgefertigten 
Budermengen 37, 306. — Reform der Zuder- 
jteuer (Reichsgeſetzvom 9. Julı 1887) 87, 957; 
Reihsgeieg vom 31, Mar 1891 91, 

— Die Befteuerung des Nübenzuders (Frhr. 
v. Aufieß) 93, Zu 


Zwangsverfiherung, ſ. Berfiherung ꝛc. 
Zwangsvollftredung gegen Eifenbahnen 


81, 411. 


Knorr & Hirtb, 6. m.b B., 
München. 
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Staatsrechtliches, vofkswirthfchaftliches und ſtatiſtiſches Jahrbuch. 


Annalen des Deutſchen Heide 


für Gefeßgebung, Verwaltung und Htatiftik. 
Stantswiffenfhaftlihe Beitfhrift und Materialienfammlung. 


Unter Milwirkung zahlreicher Jachmänner 
herausgegeben von 


Dr. Georg Hirth ud Dr. Mar v. Seydel. 





Jährlih 12 ftarfe Monatshefte; vierteljähriger Abonnementspreis Mark 4.—. 


Preis-Ermäßigung der früheren Jahrgänge. 


Bei neuen Abonnements wird oft mit Bedauern bemerkt, daßß 
die Erwerbung der früheren Jahrgänge der „Annalen“ mit fo 
großen Koften (dk. 384.—) verknüpft fei, und der Wunſch aus- 
geſprochen, bei Bezug der volltändigen Serie eine Breisermähigung 
eintreten zu laffen. Um nun berartigen Wünfden entgegensukammen, 
haben wir nus eutfchlofen, nen eintretenden Abonnenten die 
Jahrgänge 1870-1879. 1881—1893 anftatt zu Mk. 368.— zu 


nur Mark 160.— 


ga liefern, foweit der dazu beſtimmte Borrath reicht. 

Der Breis der einzelnen Bände reſp. Jahrgänge bleibt wie 
mouor Wk. 16.— Die Jahrgänge 1868, 1869 und 1880 find ganz 
sergriffen. 

Die „Annalen des Deutſchen Beides“, jeit 1868 erfcheinend, find ala 
praktiſch - wiſſenſchaftliches Quellenwerk wichtig für Minifterien, 
Berichs-Begierungen, Magiſtrate, Landräthe, Confuln, für Geridjte 
aller Inftangen, Breidis- und Landtagsabgeordnete, Advokaten, 
Botare, Bollämter, Handelskammern, BRedartisnen und größere 
Bibliotheken. 

BE Suterejienten jteht ein alphabetifches Geſammt ˖ Regiſter über die 
Jahrgänge 1868 bis 1894 der „Annalen gratis zur Verfügung. 
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Adler, Dr. Georg, Rrofejior der Nationalöfonomie in Bafel, Die Sozialreform und der Kauf— 
mannsitand (Scparar-Abdrud aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1891.) 4 Bogen 
ar. 8”. Vreis Broich. ME 1.50. 

Auffeh, DO. Frhr. v., al. bayer Oberreg-Rath und kaiſerl. Neichsbevollmädtigter für Zölle und 
Steuern, Die Zölle und Steuern, jowie die vertragsmähigen auswärtigen 
Handelsbeitimmungen des Deutſchen Reiches. Vierte, volljtändig umgearbeitete 
Auflage. 1893. 19'/. Bogen gr. 8%, Preis brojch. Mt. 2.50, geb. Mt. 3.25. 

Bornhal, Konrad, Das deutiche Arbeiterreht. 12 Bogen ar. 8. Broſchirt Mi. 3.—. 
(SepararAbdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs, 1892.) 

Dehn, Raul, Zur Einführung der Reichspoſt-Sparkaſſen. 1884. 54 Seiten, gr. 8%. Dit. 1.20. 

Ter Berfafjer bat in jeiner neuen Schrirt ein umfajiendes Material zur Charafteriitit und 
Beurtheilung der Poſtſparkaſſen vom vollswirtbicaftlicen Standpunkt aus zuiammengetragen. 

Dyrofl, Dr. Anton, Nedtsjagung und Geſetz, zunächſt nach bayeriſchem Staatsredt. 
7'fe Bogen ar. 8%. ME. 1.50 (Zeparat-Abdrud aus den Annalen des Deutichen Reichs 1889.) 

Eger, Dr. Georg, Negierungsrath, Die geſchichtliche Entwicklung des Eiſenbahn-Trans— 
portrechts in Preußen mit befonderer Berückſichtigung des Eiſenbahn-Tarifrechts. Eine 
vom Verein fir Eiſenbahnkunde in Berlin preisgehönte Abhandlung. (Separat-Abdrud aus 
den Annalen des Dentichen Reichs 1895.) 4'/s Bogen gr. 8°. Preis broid. Mt. 1.75. 

Felſer, 5-, fal. baver. Oberzollrath, Das Tabatemonopol und die amerıfaniidhe Tabakf- 
Steuer. Kine jtaatswirtbichaftliche Unterſuchung der Tabakbejteuerungsiyiteme, zugleich eine 
Entgegnung auf den G. MeArtikel der Allgemeinen Zeitung: „Borbereitende Studien zur 
Einführung des Tabakmonopols in Dentichland“. 1878. Mi. 1—. 

Felſer, Flgl. bayer. Oberrechnunasratb, Zur Tabakſteuerfrage. Abwehr negen die kritischen 
Nachträge zu den Dr. Mayr'ſchen Studien iiber das Tabaknionopol. 1878. 50 Pi. 
Franfenitein, Dr. uno, Die deutihe Fabrikinſpektion, ihre Thätigkeit im Jahre 1890 
und ihre Reſorm. 44 Boaen, ar. 8°. Broſchirt ME 1.50. (Zeparatabdrud ans den 

Annalen des Deutſchen Reichs 1892.) 

Göring, Kbilipp, Die Veterinär-Polizeiverwaltung nach den reichsgejeglichen Beſtimmungen. 
1882 11'je Bogen, gr. 8°. Broidirt Mt. 3.—. 

Heiß, Dr. Klemens, Die großen Einfommen in Deutſchland und ihre Zumabme in den 
legten Jahrzehnten. Bon der hoben itaatswillenichaftlichen Fakultät der Univerfität Tübingen 
mit dem afademiichen Preiie gefrönte Arbeit. (Scparatabdrud aus den Annalen des Deutſchen 
Reichs 1893.) 7 Bogen gar. 8°, broſchirt Mf. 1.75. 

Henfel, Dr. Paul, Die Stellung des Neichstanzlers nad) dem Staatsrechte des Deutichen Reichs. 
1882. 4 Bogen, gr. 8”. M. 2. 

Hirth, Dr. Georg, Freiſinnige Anjichten der Volkswirthſchaft und des Staats. 1876. 27 Bogen 
ft. 8”. Broſchirt DE 4.—. 

Joel, War, Nechtsanwalt und Notar in Berlin, Das Geſeß betrefjend die Erwerb3- und 
Wirthſchaftsgenoſſenſchaften vom 1. Mai 1889. Nebit einem Anhange: Belannt: 
machung bet. die Führung des Senoflenichaftsregiiteıs und die Anmeldunaen zu demielben, 
vom 11. Juli 1889. (Separatabdrud ans den Annalen des Deutſchen Reichs 1890.) 17’ Js Bogen 
gr. 8°, broſch. ME. 5—. 

PBrengel, Theodor, Beiträge zur Wahlprüfungsſtatiſtik des deutihen Reichstages 
1871—90. 5’/: Bogeu ar. 8%. Broſchirt Mt. 150. (Separat-Abdrud aus den Annalen des 
Dentiden Reichs 1892). 

Rehm, Prof. Dr. Hermann, Der Erwerb von Staats: und Gemeindeangehörigkeit in 
geſchichtlicher Entwidelung nadı römiſchem und deutichem Staatsıcht. 9’ Bogen gr. 80, 
brojdirt ME 2.50. ESeparatabdruck aus den Annalen des Deutſchen Reichs 1892.) 

Hofin, Proſ. Dr. 9, Spouveränerät, Etaat, Gemeinde, Selbjitverwaltung. Sritiiche 
Bearifisitudien. 4 Bogen, qr. 8°. Mk. 1.75. 

Der Aufiag enthält durch feine Erörterungen über den Begriff des ſubjektiven Rechts, den 
Unterichied zwiſchen obligatoriidhen Rechten und Herrichaitsrechten u. a. m. auch Bedeutung 
für die Theorie des Privatredits. 

Schanze, DPr., Regierungsrath, Die patentrehtlidhen Bejtimmungen des deutſcheöſter— 
reichijhen llebereintommens über den gegenjeitigen Patent», Mujter- und 
Martenſchutß vom 6. Dezember 1891. 3 Bogen ar. 8°, broſch. Mt —.75. (Separat- 
Hbdrucd aus den Annalen des Dentjchen Reiches 1894.) 

Ecydel, Dr. Mar, Das Gewerbe:Bolizeirecht nach der Neiht-Wewerbeordnung. Mit einem 
Anhang: Tert der Gewerbeordnung. 1881. 13 Bogen, gr. 8. M. 3.—. 

Stengel, Carl von, Vrofeſſor der Rechte in Minden, Die deutihen Schupggebiete, ihre redt- 

Tide Stellung, Verfajjung und Berwaltung. Dritte vermehrte Auflage. 18'/, Bogen 
gr. 8° broch. ME. 3.—. (Separat-Abdrud aus den Annalen des Deutihen Rerhr 190% 
Thndichum, Dr. Fr., ord. Profeſſor an der Univerfität Tübingen, Das Reichs-Be« 
.... 1876. 8’ Bogen, gr. 8%. DIE 4.—. 

Völderndorfi, Dr. Otto Freiberr von, k. bayer. Miniiterialrath, Deutſche Br 
Berfajjungsentwürfe 11 Bogen ar. 8°. Broſchirt ME 3.—, 

N den Annalen des Dentichen Neidı3 1890.) 
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